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Borrede zur erfien Auflage. 


Renner des englifchen Staatsweſens find heute wohl einverftanden, daß es 
nicht ausreichend ift immer nur das Parlament im Auge zu haben; daß 
die Darflellungen der Constitutional Law in Blackstone, feinen Nadjfol- 
gem und Bearbeitern unvollftändig find und Haupttheile der Verfaſſung 
gar nicht enthalten; daß fie ebenſo wie die ‚Darfteller. des Continents bie 
Thatſachen durch Räfonnement überdeden und den geſchichtlichen Rechtsgang 
nicht nur unvollſtändig, ſondern in Hauptpunkten unrichtig geben, wie ſich 
dies ſchon aus den bisher gedruckten Staatsurkunden ergiebt, von welchen 
die engliſchen Juriſten noch immer wenig Gebrauch machen. 

Ehe ich daher an das Parlament ging, glaubte ich in dieſer Schrift 
eine in den bekaunten Darſtellungen ganz fehlende Seite voranſchicken zu 
müſſen: die Geſchichte und den Organismus der Aemter (Band J. 1867). 
Die ſehr wohlwollende Anerkennung, welche dieſe Arbeit gefunden hat, 
verdankt fie wohl dem Umſtand, daß von vielen Seiten aus die Zufam- 
menfaſſung urkundlicher Thatjachen ‚und rechtlicher Grundlagen englifcher 
derjaffung in einer für Deutſchland verftändlichen Weile als ein Bedürf- 
aiß onerlannt wird. 

Noch einmal fondere ich einen Haupttheil aus, bevor ich an das Par⸗ 
lament fomme. Es ift die Communalverfafjung und Verwaltung, das fo- 
genannte Selfgovornment, eine Ausführung der Band I. 8. 156—164 
ziſammengedrängten Skizze, in welcher einige Ungenauigkeiten durd bie 
asführliche Darftellung ſtillſchweigend berichtigt find. 

Id hatte ſchon früher das Gefühl gehabt, daß diefer Theil der eng- 
liſhen Verfaſſung doc nod eine andere und tiefere Bedeutung bat, als 
man dem Selfgovernment bei aller herkömmlichen Hochachtung einzuräumen 
garigt if. Bei der fhärferen Zergliederung bes Einzelen aber wurbe es 
ir Mar, daR hier ein unendlicher Reichthum von ftaatsrechtlihen Maximen 
md Formen in pofitiver Geſetzgebung vorliegt, von welchem Blackstone 
ud feine Nachfolger gar nichts ahnen laſſen. Auch genaue Kenner werden 
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von diefer Mannigfaltigkeit des Inhalts überrajcht fein. Jenes Selfgo- 
vernment, über welches fo viel gedacht, gejchrieben und gefprochen wurde, 
beftand eigentlich nur aus Bruchſtücken, die fih in das ſchöne von Black- 
stone gegebene Bild des Parlaments einreihten. Sie umfaßten wenig 
mehr ald das was im Anfang diefer Schrift (8. 3—I) gegeben ift, er- 
gänzt durch die vortreffliche Kleine Denkſchrift des Freiheren von Binde, 
in welcher die Gefeßgebung des legten Menſchenalters noch fehlte. Burn’s 
Justice war zwar im Allgemeinen befannt, aber in ihrer gegenwärtigen 
Geftalt beinahe unverftändlicd und ungenießbar. Die zahllofen englifchen 
Einzelfchriften ſetzen ſtets als felbftverftänblich voraus, was für den Con- 
tinent nicht felbftverftändlich ift; die Darfteller find meiftens Yuriften 
zweiten Ranges, welde in unermüdlicher Gleichförmigkeit kurze Einleitun- 
gen und geſchichtliche Notizen zum hunbertftien Mal mit benfelben Worten 
wieder abdruden laffen, und daran die widtigften Gerichtsurtheile und 
Klaufeln der neuen Gefege anreihen. | 

Es bedurfte alſo noch einmal einer harten Vorarbeit, der Ueberwäl⸗ 
tigung eines ungeheuren Stoff, der ſich in endlofe Einzelheiten zu ver- 
lieren fcheint. Wenn der äußere Umfang überrafcht, fo wolle man beden- 
- ten, daß eine einzige populäre Anleitung für die Friedensrichter (Kap. IV. 
unferer Darftellung) zehnmal umfangreicher iſt als diefe Schrift. Faſt das 
ganze Material erjcheint unter herkömmlichen alphabetifchen Rubriken, unter 
welchen ſich Gefege und Präjudicien einreihen. Die anfchwellende Mafle 
der Reformgeſetze ift noch umverarbeitet. Die zuwachſenden Jahrgänge 
der Parlamentöpapiere drohen bereitS den Umfang von 100 Foliobänden 
jährlid) zu überfchreiten. Im diefem wenig einladenden Chaos ift ber 
ftaat8rechtliche und volkswirthſchaftliche, der hiftorifche und fyftematifche Zu⸗ 
fammenhang erft zu fchaffen. Die englifchen Rechtsbegriffe und Geſchäfts⸗ 
formen bedirfen einer gewiſſen Umbildung, um für den Continent ver- 
ftändlich zu werden; ſchon die Sprache bietet jo erhebliche Schwierigleiten 
dar, baß ſich felten ein Paragraph eines engliihen Geſetzes zu einer wort- 
getreuen Webertragung eignet. 

Man wird e8 unter diefen Umftänden nicht mißbilfigen, wenn bei der 
Auswahl des Stoffe der Inhalt der pofitiven Geſetze der Hauptgeſichts⸗ 
punkt war, und die veralteten nur fo weit gegeben find als fie für den 
Entwidelungsgang des Ganzen noch Bedeutung haben. Da jeder Para- 
graph diefer Schrift in England feine Monographien und feine feften Ru- 
brifen in den großen Handbüchern hat, fo war e8 wohl genügend die An- 
nüpfungen daran zu geben; aus der Fitteratur nur fparfame Citate, wo 
die Angabe der Autorität für einen befonderen Sat angemeſſen erſchien. 
Aus Gerichtsurtheilen find nur felten Excerpte gegeben, wenn fie ſtaatsrecht⸗ 
lie Darimen befonders treffend ausdrilden. Eine gebrängte Ueberficht 
der Rechtsquellen und der Rechtslitteratur kann ich erft dem britten Haupt. 
theile diefer Schrift voranſchicken. 
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Es ſchien mir ferner nicht unangemeffen in einem To mannigfaltig 
zulammengejegten,, dem Continent bisher fremdartigen Bilde die Grunb- 
ſtriche äußerlich jo hervortreten zu laflen, daß ein Lejer mit dem gewöhn⸗ 
Ideen Maße von Geduld fie erft zu überfehen und zu beherrfchen vermöge, 
the er in die kleineren Einzelheiten eingeht. Es ift zu dem Zwed bie 
Form von Text und Noten gewählt ohne den Zufammenhang in einer bem 
Leler läftigen Weile zu unterbrechen. Die Noten find hauptſächlich für 

hiſtoriſche Excurfe, legislatorifches und ftatiftifches Detail, gejchäftliche Ein- 
glbeiten, Formulare, Incidentpunkte und Litteraturangaben beftimmt, 
welche der Lefer vorläufig überfpringen mag, wenn er an der Meberwälti- 
gung verzweifelt. Es muß aber fo weit eingegangen werden, um alles 
für den täglidden Gang bes Selfgovernment Charakteriftiihe und An- 
ſchauliche Hervorzuheben; weshalb denn auch von den Gefchäftsformularen 
iden englifchen formulae) ein fo reichliher Gebrauch gemadt iſt. Für ein‘ 
Mehr oder Weniger dabei und für die Vertheilung von Text und Noten 
wird man dem Verfaſſer bei der erften Bearbeitung nachſichtig einen ge⸗ 
wiſſen Spielraum geftatten; vielleicht auch Verzeihung gewähren, wenn in 
den langen Zahlenreihen, Citaten und in den gedrängten Inhaltdangaben 
der fo weitichweifigen Geſetze ſich Incorreltheiten eingefchlichen haben. Die 
engliihen Darftellungen leiden dabei an einer läftigen Weile von Wieber-" 
holungen, weldye nothwendig entftehen, wo man regelmäßig nad alphaber 
tifhen Rubriken : arbeitet. Auch dieſe Darftelung hat Wiederholungen, 
meiſtens abfichtliche, um denfelben Gegenftand in verfchiedenem Zufammen- 
bang von anderer Seite aus zu beleuchten; zuweilen aber auch, unabfichtliche, 
die man einer ftetigen Unterbrechung der Arbeit zu gut halten wolle Für 
viele Unebenheiten und Härten wird man wohl als Entſchuldigung gelten 
laſſen die Beichaffenheit de Originals, die Schwierigkeit englifche Rechts⸗ 
und Geſetzesſprache in eine leichtfließende deutſche Schreibart zu übertragen. 
Ich darf vielleicht noch die perfönliche Entfhuldigung Hinzufügen, daß diefer 
Band in den Nebenftunden eines vielbewegten akademiſchen Jahres, ſtets 
unterbrochen von wenig verwandten Geſchäften, geichrieben werden mußte. 
Ich wiederhole wie in dem erften Bande die Bitte an Gönner und Freunde 
in Deutfchland und England, in der Zufammenfaflung eines fo zerftreuten 
unverarbeiteten Materials, in dem taufend minutiöfen Kleinigkeiten, unter 
welhen in zufammengepreßter Darftellung Ungenauigkeiten jo leicht unter- 
lanfen, mir ihre Beihülfe und Belehrung nicht zu verfagen. 

Die Schwierigkeit ber Arbeit liegt aber nicht bloß in dem Erforderniß 
einen genauen Belanntichaft mit Land und Leuten auf beiden Seiten des 
Canals, nicht bloß in manderlei gejchichtlichen, rechtlichen und volkswirth⸗ 
ſchaftlichen Kenntniſſen, die fie vorausfegt, ſondern ebenſo in der Nothwen⸗ 
digkeit eines unbefangenen politiihen Standpunkts, eines jehr ruhigen 
Urtheile. Wer in dem engliihen Staat zunächft die Beflätigung irgend 
einer Lieblingsmeinung ſucht, wer etwas anderes geben will als eine ſchlichte 
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wahrhafte getreue Erzählung von dem inneren Staatsleben des englijchen 
Bots, wird an biefer Aufgabe verzweifeln müſſen. Sie durchkrenzt alle 
fchematifchen Parteivorftelungen. Wenn diefe Darftellung aber wirklid 
treu und wahrhaftig ift, — mehr als jede andere auf dem Continent, — 
fo rührt e8 daher, daß fie mit tiefer Achtung vor dem Charakter des eng» 
liſchen Volks gefchrieben ift, aber mit dem gleich ficheren Bewußtſein bes 
Werths und der Würde meiner eigenen Nation, mit dem Vollgefühl der 
Ehenbürtigfeit deutfhen Staatswefens mit dem eines jeden Volkes der 
Erde, mit dem Bewußtfein der Meberlegenheit Deutſchlands nicht nur durch 
die: harmonifche Entwickelung der Geſellſchaft, die Tüchtigfeit feiner Mittel- 
ftände und arbeitenden Klaffen, fondern aud) in wejentlichen Seiten der 
- Staatöbildung, und zwar grade in benen, welche für unfere Vergangenheit 
und Zukunft die widhtigften find. Wer voll von diefem Bewußtfein mit 
England verkehrt, verftändigt fi) (nad) Erledigung einiger Präliminarien) 
amt beiten mit Gentry und Richterſtand. Es ift die Siunesverwandtichaft, 
die mehr als alles andere das Verftändniß befördert. Wenn ic; von meinen 
Berufsgenofjien auf der englifchen Richterbant wenig entnommen habe in 
der Form der Darftellung, wenn fie diefe Art der Umbildung des ihnen 
geläufigen Stoffs bedenklich anfehen werden, jo werben fie doch in Gefin- 
nung und Wahrhaftigkeit der Darftellung den Berufsgenoſſen aner- 
kennen. — 

Der Beruf der Rechtswiſſenſchaft ift e8 heute nicht mehr, fogenannte 
gelehrte Bücher tiber‘ ferne fremde Rechte und Berfaffungen zu ſchreiben, 
und nebenbei einige unvorgreifliche Bedenken über die Juftände des Vater- 
landes einzuflechten. Noch weniger hat fie Muße zu Betradjtungen über 
ein abfolutes, aber leider heute unanwendbares Recht. Geſchichte und 
Syſtem des englifchen Selfgovernment müßten völlig geift- und zufammen- 
hangslos behandelt fein, wenn fie nit zu anwendbaren Grundſätzen 
für unfere Gegenwart kommen follten. Ich filge daher die Verbindungs- 
glieder der deutfchen und englifchen Gegenwart hinzu, jo kurz und fo 
gut wie ich fie verftehe. Es ift dabei Vieles durch wenige Zeilen ausge— 
drüdt, was ſich nicht unmittelbar an die geſellſchaftlichen Vorftellungen der Ge— 
genwart anfchließt, leicht mißverftanden, leicht mißgedeutet werden kann. Allein 
das allerreichfte Detail der concreten Einzelheiten Liegt zugleid) vor. Wenn dies 
im Einzelen und im Ganzen etwas Anderes ift als das traditionelle Bild 
des Selfgovernment, jo wird e8 faum überrafchen, wenn die Schlußfolge- 
rungen, Verbindungen und Anfnüpfungen daraus von den gewöhnlichen 
abweichen. Mancher Leſer wird fi bei einer zweiten Vergleithung 
und Ueberſicht der Einzelheiten doc vielleicht mit der Folgerung befreun- 
den, die ihm zuerſt fiberrafcht Hat. Und was bei der zweiten Vergleihung 
noch fremdartig blieb, wirb ſich vielleicht bei der dritten einreihen. Die 
hier verſuchte Methode einer pathologiihen Anatomie heutiger Staatözu- 
ftände ift jeder Korrektur unmittelbar zugänglich. Sie ftellt den vagen Bor« 
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ſtellungen die allerbeſtimmteſte Wirklichkeit gegenüber, die ſich rechtlich, volks⸗ 
wirthſchaftlich, ſtatiſtiſch prüfen und controliren läßt. Sie ſtellt den ne⸗ 
gativen poſitive, den ziel- und formloſen Beſtrebungen feſte Ziele, Formen 
und erreichbare Mittel gegenüber. Sie klagt nicht über die vermeintliche 
Berwirnung und Berberbtheit der Zeit, fondern bemüht ſich redlich zu fin- 
den, was hätte gefchehen follen, und was auf den an fich gefunden Grunb- 
lagen heute gejchehen kann. 

Man wird es vielleicht im Allgemeinen billigen, daß fich eine ſolche 
Darftellung an ihre Gegenwart und an ihr Vaterland wendet, wird aber 
die Beifeitfegung mander Rüdfiht tadeln, die fonft in der Behandlung 
io zarter Gegenſtände üblih if. Allein die Weife der Behandlung bes 
ftimmt fi durch den Gegenftand. Das englifche Recht nimmt feit Men- 
Ihenaltern für den Continent eine Stellung ein, die man vergleichen möchte 
der Reception der fremden Rechte im Mittelalter. Die Berfafiungen, bas 
ganze politifche Denken des Eontinents find allmälig immer tiefer durchdrungen 
von englifhen Namen, Formen und Begriffen. Man mag darin eine heilfame 
Gegenftrömung erfennen gegen die Öeftaltung unferes Privatrechts nad nicht 
netionalem Mufter. Der innere Ban dieſes englifchen Rechts ift gleich 
kräftig und gewaltig für die Bildung des öffentlichen Rechts, wie der 
des römischen für Privatredt. Man kann von beiden daflelbe fagen. Was 
in biefem öffentlichen Recht zur Erfcheinung kommt, ift „ebenfo kernig wie 
das Bolt und wie die Zeit für die es entftand, nichts Halbes, nichts un⸗ 
beftimmtes, nichts mildes und zartes, fondern alles entweder ganz ober gar 
siht vorhanden, kenntlich bis zur Unmöglichkeit eines Mißgriffs, einfach 
und aus einem Gedanken herausgearbeitet, aber diefer mit unerbittlicher 
Conjeguenz durchgeführt.“ Dadurch ift e8 hervorgegangen aus langen 
ihweren Kämpfen ſcheinbar unverföhnlicher Gegenſätze zu einer wirklichen 
Einfeit, die durch den Nationalcharakter das Gepräge der fchlichten Derb⸗ 
kit in dem Maße erhalten hat, daß jede Vergleichung damit dem Ver⸗ 
glichenen dafielbe Gepräge giebt, — 

In dem dritten Haupttheil, mit welchem ich nun dies Werk befchließen 
wil, gebe ich die englifche PBarlaments-Verfaffung. — Gleichzeitig hoffe ich 
die zweite umgearbeitete Auflage des erften Bandes zu vollenden, vielleicht 
uch einen gemeinfaßlichen Auszug aus der Commmunalverfaffung, wenn 
nt eine gefchicktere Hand mir zuvorlommt. 


Berlin, im Auguſt 1859. 


Borrede zur zweiten Auflage. 


Si der völlig umgearbeiteten zweiten Auflage biefes II. Haupttheils ift 
das Syftem des I. Theils (Berlin 1857) durchgeführt nach der Dreitheilung : 
des gefhihtlichen Entwidelungsganges, des heute geltenden Rechts, 
‚ und der leitenden, anwendbaren Grundſätze. Durch diefe Erweite- 
rung ift eine äußerlihe Trennung in zwei Bände rathſam geworben. 

IL Die erfte Hauptabtheilung ©. 1-400 umfaßt den ge=- 
ſchichtlichen Entwidelungsgang der Engliihen Kreis: und Com- 
munalverfaſſung, welcher in der erften Auflage nur bei den einzelen In=- 
ftitutionen in Geftalt von gejhichtlihen Excurfen gegeben worden war. 

Eine Geſchichte des Englifhen Selfgovernment, welde zugleich die in- 
nere Geſchichte dev Parlamentsverfafiung bildet, ift noch nicht gefchrieben 
worben, weil den Engländern das Gefühl eines Bedürfniſſes dafür fehlt. 
Ihr Gemeindeleben ift feit Iahrhunderten .fo feft geregelt und feft ge- 
wurzelt, daß es in täglicher Uebung als felbftverftändlich erſcheint. Ihre 
Darftelungen haben fi) daher aufgelöft in Einzelichriften zum Handge⸗ 
brauch der Gemeindebeamten und in Handbücher, welche alphabetiih in 
herkömmlichen Rubrifen das Nöthige fo geben, wie man fich in ber Praxis 
leicht orientirt. Das Geſchichtliche beſchränkt fih auf kurze Einleitungen, 
welche der Darfteller von feinem Vorgänger wörtlicd) zu übernehmen pflegt, 
und die nur fo weit in das Mittelalter zurückreichen, wie für das Ber- 
ftändnig unumgänglich nöthig. Dan fühlt das Bebürfniß einer zufam- 
menhängenden Kenntniß des Mittelalterd da am wenigften, wo ſich 
die Grundgedanken des Mittelalters in ihrem gefunden Kern ftetig fortge- 
pflanzt haben. 

Anders ift das Bedürfniß des Kontinents. Die traditionelle Ge⸗ 
hichte der Parlamentsverfaffung mußte zu Mißverftändniffen führen, da 
Staat und Geſellſchaft, Verfaſſung und Verwaltung, feit der normannifchen 
Zeit anders an einander gekettet find ald in dem Feudalweſen des Con- 
tinentd. Dieſe verfchiedene Grundlegung hat zur Folge, daß mit der Auf- 
‚löfung ber Lehnskriegsverfafjung, von Jahrhundert zu Jahrhundert die 
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Staatsbildungen immer weiter auseinander gehen, und bie gleichartigen 
Ramen auf beiden Seiten des Canals etwas fachlich Verfchiedenes bedeuten. 
Es bedarf daher einer zufammenhängenden Gefchichte, fiir welche mir freilich 
an Duellen nur einige taufend längft gebrudte Urkunden des Mittelalters, 
die wichtigeren Beröffentlihungen der Record Commission, die engliſche 
Geſetzſammlung und ein großer Theil der Parlamentspapiere zu Gebot 
geitanden haben. Im Uebrigen babe id) aus zweiter, zuverläffiger Hand 
khöpfen müflen. Das Neue aber, welches diefer gefchichtliche Theil bringt, 
ift die Herftellung der inneren Verbindung zwifchen den äußerlich 
an einander gereihten Gliedern des parlamentarifchen Staates. Es ift 
das in der Mitte Liegende zwifchen zwei befannten Gebieten. Das Eine 
it die engliſche Recht s geſchichte, unter welcher man auch in England ge- 
wöhnlih nur eine Aneinanderreihung der Inſtitute und Geſetze des Privat- 
rechts verfteht. Das Andere ift die äußere Berfaffungsgefhichte Eng⸗ 
lands, fo wie fie in zahlreichen zum Theil glänzenden Darftellungen ein 
Gemeingut der politifch gebildeten Welt geworden iſt. Zwiſchen beiden 
liegt aber ein bisher Fehlendes: die feiten, ftetigen, Staat und Gefellfchaft 
an einander knüpfenden Inftitutionen de8 Communallebens. Grabe dies 
in der Mitte Liegende ergiebt aber das öffentlihe Recht in feinem 
Berden, in dem pragmatifchen Zufammenhang eines unabläffigen Schaf- 
jens bis zum heutigen Augenblid. Diefen Bildungsprozeß halte ich für 
das eigentlich Entſcheidende, auch fir andere Völker Lehrreiche. Ich darf 
deshalb zuerft auf das Inhaltsverzeichnif verweilen, welches einen Ueber- 
blid giebt. Für die Hauptpuntte und für die Anknüpfungen der Com⸗ 
mune an die höher liegenden Berhältnifie find, ftatt einer ermüdenden 
Maſſe bloßer Eitate, eine Reihe von fpeziellen Excurfen gegeben; wie denn 
die Spröbigfeit und die Ueberfülle des Stoffs auch Hallam zu einer ähn— 
lihen Behandlung genöthigt hat. 

Ih felbft bin tief durchdrungen von dem Bewußtſein der Mängel, 
der nothiwendigen Ergänzungen und Berichtigungen diefer fchwierigen Ar- 
kit. Rimmt man dazu die (freilich noch unvolllommenere) äußere Ge- 
ſchichte der Staatsämter und der Staatöverwaltung aus dem erften Haupt: 
tbeil diefer Schrift, fo ergeben ſich fchon die Grundzüge einer zufammen- 
hängenden Verfaſſungsgeſchichte, mit der ich in dem dritten Haupttheil nun» 
mehr zu Stande zu kommen Hoffe. Ebenſo lebhaft ift meine Hoffnung, 
daß die betretene Bahn Nachfolge finden, daß in wenigen Jahrzehenden bie 
merfhöpfliche Kraft des deutſchen Geiftes ſich diefer Bildung des öffent» 
lien Rechts mit eben fo großem Erfolge zuwenden wird, wie fat allen 
Gchieten menſchlichen Wiſſens. Wenn auch die großen ftarfen Grunb- 
frie der Rechtöbildung, die ſchon in diefer unvollflommenen Darftellung 
kewortreten, fich wenig ändern bürften, jo bedarf es doch frifcherer, viel- 
kitigerer Kräfte zur correcten Durchführung und zu einer geſchmackvollen, 
gmeinfoßlichen Darftellung. Ich darf dabei wenigftend das Verdienſt 
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geltenb machen, daß kein fpäterer Bearbeiter bad hier Gegebene übertreffen 
wird in dem Streben nach Wahrheit. Nur denjenigen, der die Wahrheit 
als Selbftzwed fucht, wird ſich das einfache Sittengefeß offenbaren, wel- 
dies in der taufendjährigen Geſchichte diefed Volkes mwaltet. 

II. Diezweite Hauptabtheilung umfaßt die heutige Com— 
munalverfaffung in England und Wales (S. 403—1208.) Sie 
giebt den Hauptinhalt der erften Auflage wieder, und hat die äußere An 
ordnung in Cap. I—XI., 88. 1—125, beibehalten, welche ich auch bei der 
Umarbeitung als fadhentfprechend befunden habe. Ausgeſchieden find jet 
die Hiftorifchen Excurfe, deren Material in der geſchichtlichen Abtheilung 
verarbeitet ift. Dagegen wird es wohl Billigung finden, wenn ich aud) 
hier die gejchichtlichen Grundzüge recapitulirt habe. Es ift das rathfam, 
theil8 um den Zufammenhang mit den gewohnten Darftellungen der Eng- 
länder zu erhalten; theils um der Sache ſelbſt willen, da ber feft ver- 
ſchlungene und fein durchgebildete Organismus biefer Inftitutionen immer 
von verfchiedenen Seiten aus in Erinnerung gebradt werden muß. Die 
unermädliche Wiederholung berfelben geſchichtlichen verba translatitia in den 
englijchen Rechtsbüchern hat von diefer Seite aus ihren guten practifchen 
Grund. - 
| Wenn fo auf der einen Seite dur Ausscheidung des Hiftoriihen De- 
tail8 und dur Zufammendrängung an Raun gewonnen wurde, fo be= 
durfte e8 andererjeitS wieder bedeutender Erweiterungen. ‘Die neu hinzu» 
gefügten 88. find in dem Inhaltsverzeichniß an ben Zuſatz a) erfenubar. 
Die ſtark benugte abminiftrative Statiftit aus den neueren Parlament$- 
papieren ift in dem Inhaltöverzeichnif hervorgehoben. Auch die neueſte 
Geſetzgebung machte mannigfaltige Zufäge nöthig. Ich hoffe, daß jeder 
Paragraph etwas an Vollſtändigkeit oder Ueberfichtlichleit gewonnen hat. 
Bor allem aber ift da8 Berhältniß der Oberinſtanz möglichſt eingehend 
und anſchaulich für alle Gebiete der inneren Tandesverwaltung durchge: 
führt, um nun, — id) glaube zum erften Mal — einen Einblid in 
die Weife zu gewinnen, in welder eine Staatsverwaltung 
nad Geſetzen zu führen ift. Es liegt auf der Hand, daß cine Mie- 
nifterverwaltung, weldje von Jahr zu Jahr in der Lage ift, um die Zuſtim⸗ 
mung der beiden Häufer des Parlaments zu neuen Geſetzen, neuen Finanz- 
mitteln, neuen Budgetpoſten zu werben, viel einfadher das Gewünſchte fich 
duch eine „Interpretation“ ber vorhandenen Geſetze beichaffen könnte. 
. Selbft die Minifterverantwortlichkeit würbe bei Weiten wicht ausreichen, 
dieſer fletigen Verſuchung zum Interpretiren zu wiberftehen, die auf jebe 
conftitutionelle Verwaltung bemoralifirend wirkt. Die Parlamentsverfaf- 
jung in ihrer reifen Geſtalt, (namentlich feit den Zeiten der Keftauration), 
hatdaher mit folgerichtiger Confequenz den Grundfag durchgeführt, die zeitigen 
Minifter (Her Majesty’s Government) von jeder Auslegung der Geſetze im Fall 
des Streites auszufchließen, die ganze jurisdiction über das öffentliche 
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Recht vielmehr in die Sefjionen der Friebensrichter und andere fefte Bes 
hörden, in höherer Iuftanz in die Reichsgerichte zu legen, und damit Sinn 
und Anwendung des ganzen Bermwaltungsrechts von dem Einfluß der 
wechſelnden Minifterverwaltungen unabhängig zu halten. Es kam für die 
Stellung der Verwaltung zur Geſetzgebung darauf an, vorzugsweiſe auch 
dieſen Punkt im Einzelen darzulegen. 

In der äußeren Anordnung ift die Abjonderung ber Noten und 
Ecurſe vom Zert in ber uns geläufigen Weiſe durchgeführt. Endlich ift 
mit Rüdfiht auf die unabjehbare Maſſe der Einzelheiten nun auch ein unı- 
fangreihes Namens» und Sacregifter beigefligt, welches ſich hoffentlich für 
den Gebrauch bewähren wird. 

IH. Die dritte Hauptabtheilung enthält die anwendbaren 
Grundſätze des Selfgovernment ©. 1211—1398. Sie bildet eine 
neue Bearbeitung des Cap. XII. der erften Auflage, in welder zwar bie 
Anfangs» und bie Endpunkte umverändert geblieben, die leitenden ftaats- 
rechtlichen Grundfäge aber fehr viel ausführlicher und pofitiver entwidelt 
find, und zwar in fo ſcharfen Zügen, daß kaum ein anderes Urtheil übrig _ 
bleiben wird, als daß dies Gauze nur ganz richtig fein kann, ober 
ganz unridhtig jein muß. Die Selbfttäufhung, in welcher fich ältere 
conftitutionelle Theorien bewegten, beruhte hauptſächlich darauf, daß bie 
Zwiſchenglieder, mit welchen fich Berfaflung und Verwaltung an einander 
fetten, nicht fiar gelegt waren, und daß deshalb die Bewegung, weldje 
durch die äußerlide Anfügung von Parlamentstörpern an den gejchloffenen 
Veamtenſtaat des Continents entfteht, nicht hinreichend gewürdigt und 
nicht richtig berechnet wurde. Das innere Gefüge der Parlamentsverfaf- 
fung war deshalb fo fchwer zu erfennen, weil bie einzelen Elemente von 
Staat und Geſellſchaft ſowohl in England, wie in Frankrech, wie in 
Tentihland verfhieben combinirt liegen. Keine- formirte Inftitution ift 
deshalb unmittelbar übertragbar. Freilich handelt es fih um ſtaatsrecht⸗ 
liche Orımbfäge, welche eine allgemeine Wahrheit haben, die aber bei un 
niemals in denfelben Formen zur Geltung kommen können. Um jenen 
inseren Bau, und um danad) bie anmwendbaren Grundfäge zu finden, habe 
ih einen analogen Weg verfucht, wie- denjenigen, auf welcdem die engli» 
iden Inftitutionen entftanden find, den Weg des lebendigen Verkehrs mit 
den Menſchen und Berhältniffen: ich habe eine vieljährige Bekanntſchaft mit 
Sand und Leuten und innerer Verwaltung in England, Frankreich und 
Dertſchland, verbunden mit einer swanzigjährigen Selbftthätigleit im 
Steat6bienft und Communalwefen, in großen und in Heinen Kreifen, bis 
m dem gering geachteten Bitreaudienft herab. Nur dadurch bin ich zu Anfichten. 
im Einzelen und Ganzen gelommen, welche nicht conform demjenigen find, 
208 auf anderen Wegen feitgeftellt ift, und was ich felbft früher fir ridj- 
i gehalten habe. 

Erft nad) diefer Specification treten die Gegenfäge erkennbar her- 
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vor, in denen fi das Staatsleben Englands, Frankreichs und Deutſch⸗ 
lands bewegt. Der Mangel der älteren Theorien und des daraus von 
Zeit zu Zeit hervorgehenden „Allgemeinen Staatsrechts“ beruhten anf ber 
Verkennung der gefellichaftlichen Grundlagen des wirklichen Staats. Der 
wunderbaren Umgeftaltung der erwerbenden Arbeit verdankt unfere Zeit nicht 
nur die gereiftere, vieljeitige Einfiht in Staats- und Bollswirthfchaft, 
fundern auch die endlich erfannte Wahrheit, daß bie Beſitzklaſſen die leben- 
dige Unterlage des Staats bilden. Wie aber die ermerbende Arbeit in ihrem 
Aufihwung den Sinn des Einzelen vom Staate zeitweis ablentt, jo gilt 
die8 auch von der zufammenfaffenden Anſchauung folder Perioden. Der 
Staat ift volllommen fähig, den Bebürfniffen der neuen Gefellichaft, vor 
Allen ihrer Forderung nad Yreiheit der Bewegung, gerecht zu werden. 
Die Geſellſchaft für fi) allein aber vermag den rechtlichen und fittlichen 
Lebensbedingungen des Staats nicht gerecht zu werben. Die rechte An- 
ſchauung vom Staat berubt zuletzt in der praftifchen Gewöhnung der Men- 
hen durch Inftitutionen, welche die Gefellichaft aus fich heraus nicht er- 
zeugt. Daraus entjteht dann eine Einfeitigleit, die feit einigen Jahrzehen— 
den in England das vorhandene Tüchtige verflaht hat, während fie auf 
dem Continent den inneren Ausbau des Staats überhaupt verhindert. Am 
übelften fteht es, wo fi die Kinfeitigfeit der neueren Erwerbögejell- 
ihaft mit der focialen Lebensanſchauung einer älteren, aus dem zerbrödel- 
ten Feudalweſen hervorgegangenen Gefellihaft durchkreuzt. Hier entfteht ein 
völlig rath= und troftlofer Zuftand, in dem jede Hoffnung auf den Fort⸗ 
ſchritt der ſtaatlichen Freiheit fich im Kreife zu bewegen fcheint. 

Ich Habe diefe Gegenfäge des Kontinents, ähnlich) wie früher, den 
ſtaats rechtlichen Marimen gegenüber geftellt, und im den Hauptpunkten 
ſtizzirt. Es ift dagegen erinnert worben, wie e8 bedenklich fei, den Tages⸗ 
ftreit und die Zagesmeinungen in große wiflenfhaftliche Arbeiten einzu- 
flehten. Ich kann dagegen nur die in der früheren Borrebe ausgeſprochene 
Anficht wiederholen. Ich glaube auch die Bemerkung gemaht zu haben, 
daß das Eindringen in den fchweren fpröden Stoff in ber Regel von 
diefen Antithefen aus erfolgt. Ich felbft habe in früheren Jahren, 
unter den Eindrüden franzöftfcher Zuftände, eine überwiegend fociale Grund- 
anſchauung vom Staat mit durchgemacht, und weiß, daß bie inneren Wiber- 
fprüche, in welche diefe Anfhauung mit fih und mit den ewigen Lebens- 
gejegen des Staats kommt, zur Berichtigung vorgefaßter Meinungen führt. 
Ich denke, auch Andere werben grade von diefer Seite aus, durch das Be- 
ftreben zu befämpfen und zu wiberlegen, auf den gleihen Weg kommen, 
und der Wahrheit eine Stätte bereiten helfen. 


Berlin im October 1863, 
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Parliamentary Boroughs Seite 870 vermindert 
fi) dadurch um eine. 

rn if berichtigt Seite 1045. Zeile 12. von oben. 

„ oben ergänzende Milizgefee der letzten Jahre find noch 
21 et 22 Vict. c. 82; 22 et 23 Vict. c. 118; 23 
et 24 Vict. c. 94. 120; welche indeffen das Grund» 
ſyſtem nicht verändern. 

„ unten vergleiche zur Ergänzung Seite 1090. 

„ oben die Wahl der Wegeaufieher erfolgt nad) ber Ab-- 
ſtimmungsweiſe über Befchlüffe der Armenver- 
waltung überhaupt, alfo nach Haffifizirt. Stimmrecht. 
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Die augelſächſiſchen Grundlagen. 


Egbert 800-336. Aethelred II. 978— 1016. 
Aelfted 871—901. Cnut 1016—1035. 

Edward d. Aelt. 901—924. Edward d. Bel. 1042—1066, 
Aethelftan 924—I41. Harold II. 1066. 


A. Die Grundlagen des englifhen Staatswejens find 
in den erften ſechs Jahrhunderten des Mittelalters im 
Refentlihen rein germanifh. Die Gemeinde: Anftitutionen 
Englands haben aljo diefelben Wurzeln wie in den großen Kultur: 
ländern des Continents, welche durch die germanifche Nationalität gebil- 
det oder umgebildet worden find. Es fehlt in England alles "das, was 
auf dem Continent aus der Bermifchung mit einer zahlreichen, durch 
romanische Kultur gleichmäßig gebildeten Provinzialbevöfferung hervor- 
sind. Dagegen haben die Beſitzverhältniſſe fchon in den erften 
Yahrhunderten dem angelfächfifchen Gemeinweſen ein eigenthümliches 
Gepräge gegeben. Die Eroberung der britischen Inſel durch Sad)- 
jen, Angeln und Tüten feit der Mitte des fünften Jahrhunderts hat 
den Charakter einer allmälig, aber jtetig fortfchreitenden Occupation. 
Germaniſche Militair-Colonien und Anfiedelungen waren ſchon zur 
römischen Zeit vorhanden geweſen. Nach Zurückiehung: der römischen 
Legionen aber beginnt ein langſamer Kampf, in welchem fächjifche 
Heerhaufen anfänglich als Bundesgenoffen, dann als Eroberer, die un- 
tinigen, theils verweichlichten, theil® verwilderten Kelten zurückdrängen — 
in Rampf, in welchem die ftädtifchenAnfiedelungen in Maſſe untergehen, 
de römifchen Kulturelemente verfchwinden, die britifche Bevölkerung 
kil8 in die Berge verdrängt, theils in den Zuftand der Leibeigenſchaft 
er einer verarmten Bauerfchaft herabgefetst wird. 

1* 
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Schon diefe Weife der Eroberung durch Schwärme von Tandlofen 
Leuten unter friegserfahrenen Führern, fo wie die fpäteren Kämpfe 
unter den neu begründeten Leinen Reichen, haben den alten Ge⸗ 
ſchlechtsverband der Heimath frühzeitig zerfeßt. Allerdings enthal- 
ten Fehde und Blutrache — die zähften Theile jeder alten Der: 
faffung — noch Grundſätze, die einer ältern entilenverfaffung arıges 
hören. Die Haftbarkeit für Verbrechen erjcheint in der beglaubigten 
Zeit als Gemifh einer Verhaftung der gens, Clanſchaft, Maegth 
einerfeits, — de8 territorialen Diſtrikts andererjeits, — jenes die ver- 
Schwindende, dieſes die auiffteigende, eigentlich praktiſche Geftaltung. 
Das englifche Staatswefen in feiner Fortbildung beruht auf jener eben 
fo wenig, wie auf einer feſt ausgeprägten Marlenverfaffung, die 
viel ruhigere und ftetigere Zuftände vorausfegt, und auf welche in ihrer 
Anwendung für England eine anfcheinend unfruchtbare Gelehrſamkeit 
verwendet ift (Remble, Cap. II.). Vielmehr zeigt England fchon früh: 
zeitig ein aus dem Heerführerthum erwachjenes Königthum und unter 
deifen Einfluß eine pofitive Geftaltung des Heer: und Gerichtswefens, 
in unzweifelhaftem Zufammenhang mit den Bejitverhältniffen. 

Nach der Occupation des Landes hat eine Befigvertheilung 
ftattgefunden, zwar nicht (mie auf dem Continent) zwiſchen Siegern 
und DBefiegten, wohl aber unter den Siegern felbft. ft dabei fein 
gleihmäßiger Plän fichtbar, jo ergab ſich doch ein gewiſſer Maßitab aus 
der durchſchnittlichen Ertragsfähigkeit des englifchen Bodens und aus 
dem Bedürfniß einer Familie auf damaliger Kulturftufe. ‘Dies ge- 
ringfte Maß der Lanbanfiedelung ift ein Pflug Landes, hida, fa- 
milia, mansus. Nach einer neuen, eben fo gründlichen wie fcharf- 
finnigen Unterfuhung ift diefe Hufe zu gewöhnlich 33 füchfifchen 
acres glei 40 normännifchen acres als Normale gedacht, wozu noch 
Weide und Holznugung tritt, als genügende Grundlage eines bäuer- 
lichen Hausftandes. Das fo bejeffene Erb und Eigen wird wohl, fo- 
fern e8 der alte Stammſitz einer Familie ift, gelegentlich als Ethel 
bezeichnet. Ein Subjtantivum hat aber die alte Sprache für das echte 
Eigen eben jo wenig gebildet, wie bei den alten Römern. Erſt feit 
den Zeiten König Aelfreds erfcheint (vielleicht im Zufammenhange mit 
einem damals errichteten Reichsgrundbuche) der Name Böcland 
(terra libera, hereditaria) als legale Bezeichnung des Allod, deffen 
feſte Ausbildung in Wechfelwirkung mit der Zerfeßung der Geſchlechtsver⸗ 
faffung fteht. Das nicht übereignete Land bleibt im Gefammteigenthum 
der erobernden Genofjenfchaft, al8 Folkland, ager publicus, der in 
der Hiftorifchen Zeit regelmäßiger Gegenftand der Verleihung durch die 
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Häuptlinge oder Könige wird, und mit Vollkszuſtimmung auch in 
echtes Eigenthum verwandelt werden Tann. Seit Anfang des zehnten 
Yahrhundert® erfcheinen die Ausdrücke böcland und folkland als 
erihöpfender Gegenſatz. In den erften Anfiedelungen, wie in dem 
Meinen Königreich Kent, wo die Anfiedler auf tultivirten Boden ſich 
eng zujammendrängten, jcheint die Einzelshida ein ziemlich gleichmäßi- 
ger Mafftab für Erb. und Eigen gewejen zu fein. Die weiter fort- 
jcgreitenden Occupationen aber fanden im Mittelland und im Norden 
einen reichlicheren Spielraum, und hier erhielt ber vollberechtigte be- 
waffnete Mann wohl von Anfang an größere Befitungen, fo wie fie 
fi) durch Austheilung vorgefundener britischer Höfe bequem geftalteten. 
Dem Heerführer fielen, wie überall, größere Compfere zu, den felb- 
Händigen Familienhäuptern reichlichere Beſitzungen. Die Cinzelhufe 
war bier vielleicht von Anfang an mehr die Aushüffe für jüngere 
Söhne und dienende freie Leute, die aus der Heimath als folche her- 
übergezogen waren. Ueberall aber iſt die frühzeitige und fehr entjchie- 
dene Ansbildung des Privateigenthums charakteriftifch fiir die Angel- 
ſachſen, jo wie die freie Uebertragbarfeit des Eigenthums durch Urkunden 
wmd Zeftamente. 

Die Verfaſſung beruht, wie bei allen Germanen, zunächſt auf 
dem Unterfchied der Freien und Unfreien. Die SKlaffe der 
feibeigenen Unfreien (tbeows) hat ſich gebildet durch die Eroberung 
und durch die fpäteren Grenzkriege; zum Kleinen Theil wohl durd) 
Brivatkriege, durch Ergebung (befonders in Hungerjahren), durd) Ver⸗ 
fauf der Kinder, durch Schuldknechtſchaft. Der Linfreie gilt rechtlich 
als Sache, ift veräußerlich gleich den Hausthieren, an die Scholle ge- 
bunden mit ungemeffenen Dienjten, jo weit er mit einem Stüd Land 
amgefiedelt ift. - Doch wird feine Rechtloſigkeit gemildert durch die 
Sitte und durch den Einfluß der Kirche. Die Anzahl der Unfreien 
erſcheint nicht übergroß, die Freilaſſung verhältnißmäßig erleichtert. 

Recht und Berfaffung find aber nur vorhanden für die Gemein- 
freien, freols, freomen, ceorls, weldye die ganze Maſſe der Frei⸗ 
geborenen und Freigelaſſenen umfaßt, ohne Unterſchied des Beſitzes. 
Unter diefen Freien erfcheinen jedoch von Anfang an bedeutende Zu⸗ 
rädjeguungen: 

I) Dirch Rationalität: ber britifche Wäle, auch wo er frei ge- 
blieben, wird nur zu einem durchichnittlich halben Xehrgelde 
veranfchlagt, und hat feinen Antheil am Gemeinderecht, außer 
in einigen Grerʒſtrichen. Aehnlich ift die Stellung der laetas 
in Rent. 
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2) Zurüdfeßung durch Geburt "für Freigelaſſene. Der Makel 
ihrer Geburt bedingt eine Zurückſetzung im Wehrgeld, der Man⸗ 
gel eines eigenen Gefchlehtsanhangs ihre Abhängigkeit von einem 
Schußheren; aus beiden Gründen ergiebt fich auch ihre regel- 
mäßige Ausfchließung von Ehrenrechten. 

Eine Abhängigkeit durch Landleihe und Dienft ergab fidh 
von Anfang an für folche Freie, welche. bei der Landtheilung 
fein Grundeigentum erhalten oder bei fpäteren Vererbungen 
eigenthumslos ansgegangen waren. Es blieb ihnen nur übrig, 
entiweder zu perſönlichem Dienft in den Hausftand eines Grund- 
befißer8 zu treten, oder als angefiebelte Leute ein Stüd Land 
gegen Dienfte und Abgaben von einem Befitenden zu leihen. 
Thatfählih find diefe Abhängigkeitsverhältniffe dauernd. Die 
gemeinfamen Namen dafür, folgan, folgarıi, hlafaeta, um⸗ 
faffen ohne klare Scheidung fowohl die Angeftedelten auf ge- 
fiehenem Lande, wie das perfönliche Hansdienertfum. Das 
dadurch begriindete Gefindeverhäftmiß (gesith) erjcheint Anfangs 
gleichartig vom Königshof bis zum Bauerhof herab. 

Yu dem weiteren Verlauf tritt indefjen eine fehr merkbare Berfcie- 
denheit ein, zunächft in-der Sache, allmälig auch in den Namen. 

Der Eintritt in den perfünlichen Dienftverband gewinnt alfmäfig 
eine fehr verfchiedene Bedeutung mit dem Zurückziehen ber höheren 
Klaffen vom Aderban, — insbefondere am Hofe des Könige. Die Ehre 
diefer Stellung, ihre Verbindung mit Gefchäften des Heer- und Ge⸗ 
richtsweſens, giebt den Gefolgen des Königs eine fo.hervorragende 
Stellung, daß diefe Gefolgſchaft nicht nur von den jüngeren Söh⸗ 
nen der größten Beſitzer, fondern aud von freien Grundbefigern eifrig 
gefucht wird. Trotz des gleichen Namens fcheidet fich -diefer Theil ber 
Geſithmänner allmälig ab, nicht ſowohl als ein ahhängiger, fondern als 
ein befonder8 geehrter Stand (die fpäteren Thane). 

Andererfeits bringt die Abhängigkeit durd) Anfiedelung auf geliehenem 
Lande meiftens eine niedrere Stellung mit fich als diejenige, welche 
da8 Wort ausdrüdt. Die fo Angefiedelten find ber Mehrzahl nach 
Heine Golonen, untermifht mit .angefiebelten Teibeigenen Knechten, 
Wenn aud mitunter der freie Grundbefiger laenland annahm (unbe⸗ 
Schadet feiner reiheit und Ehre), fo erfcheint doch im Ganzen die 
Maffe der fo Angefiedelten als eine fehr abhängige, ſchwer belaftete, 
halb unfreie Banerfchaft. Die Urkunden diefer Zeit ergeben die äußerft 
mannigfaltige Weife der Berleihungen des Laenlande, auf Ruf und 
Widerruf, auf Zeit, auf Pebenszeit, auf zwei oder drei Leiber; Klau⸗ 
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jeln wie den Vorbehalt des Rückfalls an den Grundherrn wegen Ver⸗ 
brehens (Codex No. 328); Vorbehalt zahlreicher Abgaben (gafol), 
in Naturalien und Geld, in Feld- und Aderdienften, gemefjeneg und 
ungemeſſenen. Sowohl die Zahl wie die geichäftliche Faffung der Ur- 
funden ergicbt, daß der Grundbefig wie die Tandlofen Klaſſen durch 
beiderſeitiges Intereſſe - auf ein Syſtem der Lanbdfeihe im weiteſten 
Sinne angewiefen waren, aus dem ſich ein Herrfchafts- und Abhängig- 
feitsverhältniß in größtem Maßſtabe über das Land verbreiten, die ab- 
hängigen Schichten der Bevölkerung ſich ftetig vermehren mußten. ‘Der 
große Grundbeſitz, perjönlic außer Stande große und zerftreute Be— 
figungen ſelbſt zu bewirthichaften, verwerthete fich durch ſolche Anfiede- 
lungen am leichteſten, und befchaffte fich die Naturalleiftungen und 
Dienfte, deren ein großer Hausſtand für das Privatleben und für 
jeine Peiftungen im Heerbaun bedurfte. Die maffenhafte und ſyſtema⸗ 
tiihe Belaftung des Laenlandes mit unzählbaren Yeiftungen deutet 
darauf, Daß dies die normale Wirthichaftsweife für den großen Beſitz 
geworden mar. ‘Die fo begründeten Abhängigkeiten wurden thatfächlich 
erbliche, da des Landlofen Kinder noch jchwerer Grundbefig finden, als 
ihr Vater. In Kriegszeiten vermehrt fich die Klaffe durch den Ruiin 
der Heinen Wirthſchaften, in Friedenszeiten durch die Vermehrung der 
landloſen Familienmitglieder. Die günftigen Bedingungen eines neuen 
Erwerbs durch Eroberung und Beute famen wieder mr den befitenden 
Llaſſen zu gut. Und da Handel und Gewerbe nur au wenigen Punf- 
ten des Yandes einen felbjtändigen, vom Grundbefig unabhängigen Er- 
werd begründen fonnten, ſo erjcheint die gejellfchaftliche Bildung der 
angeljähfifchen: Zeit im Ganzen unbeweglich, nur fortjchreitend in der 
Lermehrung der abhängigen Klaffen. Das namenlofe Elend der Pe- 
riode der dänischen Raubzüge insbefondere hat auf engliſchem wie auf 
franzöſiſchem Boden den Wohljtand der kleinen Alodbauern mafjenhaft 
vritört und das Uebergewicht des großen Beſitzes entjchieden. Am 
Schluß der angelfächfifchen Zeit bildet das damals angebaute Eing- 
land auf einem Flächenraum von faum 2000 Quadratmeilen ein 
Material zur Bildung von 60,000 Heinen Ritterfehnen, auf denen fid) 
nach der Eroberung etwa 9000 Herren und Kittergutöbefiger angefie- 
delt finden, während die librige Maſſe auf kleinem zerfplitterten oder 
abhangigen Beſitz, oder als Landlofe dafteht. 


Die leisten Jahrzehnte haben reiche Aufichlütffe über die geſeliſchaftlichen 
Grundlagen der jähfifhen Zeit gebradjt. Es gehört dahin vor Allen: 
Kemble, the Anglosaxons in Fingland 1849 2 Vols 8 (überjegt von Dr. 
Vrandes, Leipzig 1853 — 54, 2 Bde. 8) und deffen reiche Urkundenjammlung: 
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Codex diplomaticus, 6 Vol. 1839—1846. Mannigfaltiges nutzbares Material 
enthält auch ein Ergänzungsband zu Turner's History, unter dem bejonderen 
Titel: The History of the Manners, Landed Property, Government, Laws, 
Poetry, Literature, Religion and Language, of the Anglosaxons. By Sha- 
ron Turner, 1805. 8. ine befondere Hervorhebung verdient ferner das \werth- 
volle, reichhaftige Gloſſarium zu Reinhold Schmid, die Geſetze der Angel- 
ſachſen, 2te Aufl. 1858, (wegen der Befigverhältniffe vergl. die mufterhafte Un- 
terſuchung über Böcland S. 538. 539, über Yollland S. 575—578, über bie 
hid S. 610 und Landau, Territorien S. 34—38,) Cine angelfächfiiche Rechts- 
geichichte in den Hauptpunkten enthält Konrad Maurer, Miündjener Tritifche 
Ueberſchau Bd. I. ©. 47— 120, 405—431, Bd. II. ©. 30 — 68, 388—440, 
Bd. III. S. 26—61 (1853—1856). Sie ftellt in befonnener Kombination den 
Standpunkt der deutichen Wifjenichaft zum angeljächfiichen Recht wohl am voll- 
ftändigften dar. Auch der ältere Berfuh von G. Phillips, Geſchichte des 
angeljächfifchen Rechts, Göttingen 1825, verdient durch die Benutung der Quel- 
len immer noch eine adhtungsvolle Erwähnung. Der Zweck unſerer Darftellung 
macht es indeflen nöthig, den Ausgangspunkt von den angeljächfiichen Grund- 
lagen möglichft zu beichränfen. Die geſchichtlichen Quellen dieler Beit 
giebt in mufterhafter Gründlichkeit Lappenberg, Geſchichte Englands, Bd. I. 
1834, literarifche Einleitung. Weber Quellen und Titeratur des angelſächſiſchen 
Rechts verweife ich auf 8. Maurer’s Abhandlung, auf R. Schmid, angel- 
ſächfiſche Geſetze, Einleitung, und deffen Auffa über die angelfächfiihen Rechts- 
quellen in ber Zeitichrift Hermes, Bd. 31 9. 2 (1828). 

Nur zum DVerftändniß der nachfolgenden Eitate wird Folgendes nöthig 

fein. Die fog. Geſetze der angelſächſiſchen Zeit bilden- folgende Gruppen: 

19) Die altkentiſche Geſetzgebung umfaßt Nethelbirht's (560 — 616) 
Geſetze iiber Wehrgeld und Bußen; die ſog. Geſetze Hlothars und Eadric's (nach 
673) tiber Eigenthumsſchutz nnd Bußen; die Geſetze Wihträd's (691— 725) betr. 
Kirchenrecht, Strafrecht und Freilaffungen. 

2) Die Geſetze Ine's, Königs von Weſtſachſen (688-— 727), betr. 
Strafredt und Schadenserfag, — in der vorliegenden Geftalt wahrſcheinlich 
jpäter itberarbeitet, vielleicht unter Aelfred. 

3) Aus der Zeit des confolidirten Reiche: die Geſetze Aelfred' 8 
von Weftfachien (871— 901), enthaltend kirchliche Gebote, Kap. I—49, und jo- 
dann 77 hauptſächlich frafrechtliche Kapitel. Rechtliche Sasungen enthält aud) 
der Vertrag Aelfred’s mit dem Dänenhänptling Guthrun (nad) 880); fodann 
die Sefebe Eduard des Aelteren (901—924), betr, Privatredht und ver- 
mifchte Gegenftände; Geſetze Aethelftan's (924— 940), enthaltend eine Ber- 
ordnung über den Zehnten, Beichlüffe des Concilium Greatanleagense, das 
Capitulare Fefreshamense, das Concilium Thunresfeldense und Exoniense 
und die fog. judicia civitatis Lundoniae; Geſetze Edmund’s (940-946) 
betr. Fehde und Diebftahl; Edgar’s (959-976), nämlich Concilium Ande- 
feranense und Withbordestanense, betr. Bürgichaftsleiftung ımd Diebflabl; 
jodann die zahlreichen Geſetze Aethelred's (978— 1016), nämlich das Conci- 
lium zu Woodflod, ein friedenstraftat mit Dinemark, Concilium Wanetun- 
gense und Aenhamense etc. 

4) Die Geſetze Knut's (1016—1035), Coneilium Wintungense, eut- 
haltend eine ausführliche Compilation von größtentheile älteren angelfächflichen 
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Fechteſähen und die fog. Constitutiones de foresta in einer fpäteren Bear- 
beitung. _ 
. 5) &ompilationen aus der normanniſchen Zeit, welde dem In— 
halt nach größtentheils angelfächfiiches Recht wiedergeben, nämlich die fog. le- 
ges Henrici primi, ihrem Hanpttheif nad) eine Privatcompilation iiber den 
Kehtezuftand zur Zeit Eduard's des Belenners, und die fog. leges regis 
Eduardi Confessoris, eine Privatcompilation, beide aus dem 12. Jahrh. 
6; Bereinzelte Anordnungen ungewiffer Zeit, wie die consti- 
tatio de hundredis aus dem 10. Jahrhundert, betr. Berfolgung und Bezah- 
Img des Diebftahl8; ferner die rectitudines singularum personarum, eine Zu- 
fammenftellung der Laften, welche anf den verfchiedenen Gittern und Arten der 
Gutsangebörigen zu ruhen pflegen, Constitutiones de wergildo, Eidesformeln ıc. 
Die ülteren Abdrüde bei Wilkins find jet weit ilbertroffen durch die 
amtliche Ausgabe der Record Commission von R. Price und Thorpe, unter 
dem Titel Ancient Laws and Institutes of England, comprising 
Laws enacted under the Anglo-Saxon Kings, from Aethelbirht to Cnut, 
vith an English translation of the Saxon; the Laws called Edward the 
Confessor’s; tbe Laws of William the Conqueror, and those ascribed to 
Henry the First, with a compendious Glossary, etc. 1 Vol. folio and . 
2 Vol. in 8, 1840. Kritifcher, zum Theil vollfiändiger und durch eine jorgfältige 
Ueberjegung uns zugänglicher ift die oben citirte Ausgabe von R. Schmid, 
bie Gejee der Angelſachſen, 2te Auflage, Reipzig 1858. Bon den engli- 
ſchen Bearbeitungen der angelfächfiichen Gefchichte ift immer noch von fachlichen 
Berg Sharon Turner's History of the Anglosaxons 1799 — 1835. 
3 Vol. 8. Reich an geiftvollen Sombinationen aber mit Borficht zu gebrauden: 
Zir francis Balgrave, the English Commonwealth 1832, 4, enthaltend 
im zweiten Theile Proofs and Illustrations. 


B. Die Weiſe, in welder die Angelfahfen auf dem 
Doden diejer Befitverhältniife ihre Landesvertheidi— 
gung, ihre Rechtspflege und die Aufgaben der Kirde 
erfüllten, bildet das, was wir nad heutigem Ausdrud das Stante- 
weien nennen. Die Gruppirung der angejiedelten Bauer- 
ſhaften zu diefen Zweden bildet das angelfähfifhe Ge— 
meindewefen, weldes ſich danach aus der Geftaltung (1.) des 
Heerweſens, (2.) des Gerichts und (3.) der Kirche ergiebt. 

I. Das Heerweien if. die erſte Rebensbebingung aller ger- 
Maniichen Stämme nach ihrer feften Anfiedelung. Alle erften Orga⸗ 
niſationen find. militairifche, aljo nad) gleichen runden Zahlen (10, 100) 
gbildete, welche die Natur buchftäblich „dem Menfchen an die Hand 
veben“ Hat. Die urfprüngliche Glieberung des Heeres nach Abthei- 
lumgen von 100 ift faft bei allen Stämmen gleichmäßig nachweisbar, 
wh bei den Sachſen, alfo aud bei den Angelfachien anzunehmen. 
Rah der Anfiedelung aber werden die Hundertſchaften aus perfünlichen 
Acheilungen zu territorialen (T’acitus Germ. cap. 6). 
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Die alte Heeresverfaffung beruht auf der allgemeinen Wehr- 
pflicht jedes Freien. Die Mehrpflicht enthält aber (fehr verfchieden 
von der heutigen) drei Pflichten: (1.) Die Pflicht, mit feiner Verfon 
dem Heerbann zu folgen, (2.) die Pflicht, fich) auf eigene Koften aus- 
zurüften, (3.) die Pflicht, ſich auf eigene Koften zu unterhalten wäh- 
rend des Feldzuges. Diefe Kombination ift auf die Dauer unverein- 
bar mit dem ahbgefchloffenen PrivateigentHum. Dennoch haben Jahr— 
hunderte lang gemeinfame Cinrichtungen gefehlt, um fie beffer zu 
vertheilen. Die nothwendige Folge war, daß nach der feiten Aufiede- 
fung thatfächliche Beichränfungen eintreten mußten. Die Heine Bauer- 
wirthſchaft (hida, familia), die nur zur Erhaltung einer Familie be- 
rechnet ift, konnte jene Pflicht nicht: michr als Negel Teiften; die Hun- 
dertichaften ftellten daher gewiß ſchon frühzeitig nicht 100, fondern 
geringere Gontingente, bei denen man aus wirthichaftlihen Gründen 
auf die Zahl der Hufen Rückſicht nehmen, aud dem Befiter geftatten 
mußte Söhne und Gefolgen ftatt feiner zu ftellen. Dazu Fam bie 
alfmälige Aenderung der Bewaffnung. Je weniger Kortfchritte die 
Angriffs und Fernwaffen diefer Zeit machen, um fo mehr befchränft 
ſich alle Vervollkommnung auf Berftärkung der Rüftung. Dieſe felbft 
wird durch die Schwierigkeit der Meetalfarbeit zu einem koſtbaren Ge⸗ 
genftand. Auf dem Sontinent berechnete man im fiebenten Jahrhun—⸗ 
dert den Werth einer volfen Rüſtung auf 33 solidi, d. 5. den Werth 
von eben fo viel‘ Nindern — nad angelfächfiihen Bodenpreifen den 
Werth einer Hufe Land. Zwar blieb in England aus örtlichen Grün- 
den der Dienft zu Fuß nod immer die Regel und die NRüftung 
ſchwächer: alfein cd- kam dazu noch die Unmöglichkeit der längeren 
Berproviantirung des Mannes aus einem nur zur Erhaltung einer 
Familie bemeſſenen Beſitz. Die Wehrpflicht Fonnte aljo auch von dem 
grundbefigenden Freien nicht in gleichem Maße geleiftet werden. Cine 
gleiche Vertheilung war nidyt mehr möglich auf Perfonen, fondern nur 
auf Verbände Die Hundertfchaft bedeutet jegt ein gleihes Con⸗ 
tingent innerhalb einer größeren Einheit. Die alten Landestheife 
bildeten jedoch eine fo große Zahl Heiner Hundertfchaften (wie in Kent), 
die Später occupirten eine fo Heine Zahl großer Hundertfchaften, daR 
das Kontingent in den verfchiedenen kleinen Königreichen und fpäteren 
Grafſchaften ein -verfchiedenes geweien fein muß. ben jo mußte fidh 
immer entichiebener die Nothwendigfeit ergeben, and) im Innern der 
Hunderiſchaft Rüdfiht auf das Beſitzmaß zu nehmen. In den 
mittleren und nördlihen Grafichaften, in. weldyen der größere Beſitz 
von Anfang an vorherrichte, Fonnte der Großbanerhof unbebenflich 
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nen Bollbewaffneten ftelfen, während man den Einhufner wohl als 
Reſerve betrachtete und nur zu leichteren Dienftleiftungen aufbot. Wo 
das Heine Bauerthum vorherrichte, begnütgte man fich theilweife wohl 
mit feichterer Bewaffnung, oder vielleicht überließ man e8 dem Ge- 
meindeverband, durch gemeinfame Beiträge einen Vollbewaffneten aus: 
wrüften oder durch Reihedienſt das Kontingent zu ftellen. Rückſchlüſſe 
aus jpäterer Zeit können auf die Vermuthung führen, daß ein 5 Hu- 
fen⸗Beſitz allmälig zum ungefähren Maßſtab de8 vollen Heere®- 
dienftes auf eigene Koften wurde. Zu einer feiten gefeßlichen 
Ordnung ift aber die angeljächfifche Zeit überhaupt nicht gelangt. Das 
Schweigen der Geſetze und Beſitzurkunden ergiebt, daß man nur bie 
Gleichheit der Contingente fefthielt, die Kinzelvertheilung ben Hundert⸗ 
ihaften überließ, woraus eine fehr ungleichmäßige und mangelhafte 
Geftalt des Heerbannes hervorgehen mußte, innerhalb deren der Kleine 
Beſitzer fich des felbftänbigen Heerdienftes ‚früh entwöhnte. 

Schon in ben Zeiten ber fogenamnten Heptarchie waren daher bie 
einzelen Häuptlinge für ihre zahlreichen Streitigkeiten auf andere Kräfte 
verwieſen. Der Angriffötrieg ſetzte altherkömmlich einen gemeinfamen 
Beſchluß voraus, für welchen die ehemaligen Heinen Königreiche und 
Nandesverbände gewiffermaßen ein eigenes Heer bildeten. Zu ſolchen 
Aufgeboten erfehienen aber die Langen, zahlreichen Fehden jener Zeit 
wenig geeignet, der angefiedelte Kleinbauer wenig geneigt. Nach alter 
Sitte bildeten fich daher jene Häuptlinge aus ihrem freien Haus- und 
Hofgefinde bewaffnete Gefolge zu ihrem perfönlichen Aufgebot. 
Außer den jiingeren Söhnen fanden fi auch angelehenere &rund« 
befiger immer geneigter, in ſolches Gefithverhäftniß einzutreten. Alle 
föriglichen Hofämter haben von: Anfang an zugleich einen militäriſchen 
Eharalter. Ausficht auf Beute, Ehre, Gunſt und Belohnung bewog 
wohl im Beginn einer Fehde auch andere Freie, fi der Gefolgſchaft 
anzujchließen, ohne bie Abficht eines dauernden Dienſtes. Außer der 
Beute war es namentlich die Verleihung des Folklandes, durch welche 
de Könige Berdienfte ber Art lohnten. So bildet ſich um jene kleinen 
Könige eine kriegsgeübtere, perſönlich aufzubietende Manufchaft, bie 
einen Rüdgriff zur Bollswehr mehr auf Yülle einer Landesnoth be- 
Mränft. Der ältere Name gesith umfaßt zwar noch lange Zeit bie 
Geſannntheit der dem König perfönlich Dienftbaren; allein die Schei⸗ 
dung einer höheren Klaſſe der Minifteriafen zu Hof» unb Kriegsdienft 
von der niederen Klaſſe ded heutigen Geſindes mußte fich von ſelbſt, 
tertfchreitend mit jeder Generation, herausbilden,; und wird allmälig 
fhtbar in bejonderen Namen, dem ber Thane, thaini regis, com- 
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tes etc. Mit dem Königthum wächſt die Bedeutung diefer Kaffe: 
in fpäterer Zeit gehören gerade die Großbeamten des Reichs als felbft- 
verftändlich dazu. Analoge Gründe führen nim aber dahin, daß auch 
eine Heine Zahl der größten Grundbeſitzer ſich einen kriegeriſchen Haus⸗ 
ſtaat aus jüngeren Söhnen, waffengeübten Hinterſaſſen und mit ftei- 
genden Anfehn auch aus freien Grunbbefitern bilden, fo daß der Be⸗ 
griff der Minifterialität als eines ehrenvollen Lebensberufs fich auch 
‚ in diefe Kreife ausdehnt und fich als höhere Klaffe von dem niederen 
Hausgefinde (geneat, worunter auch Unfreie) ausfcheibet. 

Innerhalb des verfallenden alten Heerbannes ftanden alſo jeßt 
waffengeübtere Gefolgichaften, ausgerüftet und größtentheil® unterhaften 
aus dem Hausſtande des Königs und einiger großen Grundherren, in 
deren Beſitz auch die Mittel zur VBerproviantirung während eines Feld⸗ 
zuge® lagen. Sie find dem Herrn verbunden durch einen perfünlichen 
Eid, der noch keine Beziehung auf einen verliehenen Befit hat, ſoudern 
nur geleiftet wird „unter der Bedingung, daß er mich halte, 
wie ih Willens bin zu verdienen und Alles das erfülle, was nuter 
uns vereinbart wurde, als ich mich ihm unterwarf und feinen Willen 
wählte.“ Es Liegt darin aljo nur eine Borftufe zu dem fpäteren 
Lehnsweſen. Der Geſithman kann freier Grundeigenthümer, Beſitzer 
verliehenen Folklands oder Laenlands unter ſehr verſchiedenen Bedin⸗ 
gungen ſein — oder auch landlos, nur angewieſen auf den Unterhalt 
im Hausſtande des Herrn. Es ſind analoge Zuſtände wie in dem 
Frankenreich vor den Karolingern. Die perſönliche Subordination iſt 
noch ohne rechtlichen Zuſammenhang mit einem verliehenen Beſitz. 
Neben dieſer Kleinen ſtehenden Mannſchaft wird aber das allgemeine 
Volksaufgebot der Hundertfchaften alimälig immer jchwerfälliger und 
unbraudhbarer. Etwa in diefer Weiſe find die Abftufungen der Heer⸗ 
pflicht zu denfen, wie fie immer nur beiläufig in den angeljächfifchen 
Geſetzen erwähnt werben, namentlich In. c. 51.: 

wenn ein Gefithfundmann, der Land hat, die Heerfahrt verfäumt, 
zahle er 120 Sh. und verliere fein Land; einer, der kein Land 
bat, zahle 60 Sh.; ein ceorl 30 Sh. zur Heereswette. 
Der Dienft der kleineren Gemeinfreien (ceorls) fcheint in gewöhn⸗ 
lichen Zeiten mehr zu Wachtleiftung, Burgbeſſerung und Wegedienſt 
verwendet zu fein, die ſtets mit dem Heerdienſt fo unbeftimmt in Ver⸗ 
bindung genannt werden (als trinoda necessitas), daß daraus auf eine 
Berwendung nad) Umſtänden zu fchließen ift. 

Wohl konnte dieſes Heerweſen noch ausreichend erſcheinen, feit 

unter Egbert eine Vereinigung ber Heinen Reiche erfolgt war. Die 
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Einzelfehden hören auf, die infulare Lage, die Beichäftigung mit ber 
Viehzucht erzeugen friedfertige Neigungen und einen Zuftand der Sorg⸗ 
fofigkeit für die. Landesvertheidigung. Die Königliche Thanfchaft wird 
leicht zum friedlichen Hofdienft. Und wenn ſchon in dieſen Tampf- 
geübteren Elementen der Genuß und die Künfte des Friedens fo wie 
die Neigung zum Dienft der Kirche hervortritt, fo mußte das Fleine 
Bauerthum den Heerdienft um fo unmilliger tragen, da ein feiter Maß⸗ 
itab dafür fehlte. Die Klaffe der kleineren Freiſaſſen vermindert fich 
überdies und geräth in mannigfaltige Abhängigkeit von reicheren Nachbarı. 

Diefe Zuftände erflären die dänischen Niederlagen, welche der 
furzen Bfüthezeit des vereinigten Reichs folgen. Die ſchwere Noth 
des vandes hat nunmehr feit König Alfred ein verändertes 
Kriegsaufgebot herbeigeführt, da8 nicht auf Gefegen, fondern auf 
perjönlihen Anordnungen zu beruhen fcheint. Es fcheint, daß der 
König alle größeren Grundbefiger (Großbauern) bewogen hat, ihm den 
perfönfihen Dienfteid der Thane zu Teiften. Die Thanfchaft erfcheint 
jedenfalls feitdem an einen Befit von 5 hydae gebunden, fo daß nun 
wenigftens für die Wehrpflicht des größeren Befites ein Maßſtab 
wieder gewonnen, und das Aufgebot dieſer Meannfchaften dem Rechte 
nach von einem Bolksfchlug unabhängig wurde. In Verbindung da- 
mit fteht wahrfcheinlich die neu erfolgte Regelung der Hundreds, d. 5. 
eine neue Bertheilung der Gontingente, welche von den Chroniften 
ald Reueinführung der Hundertichaften berichtet wird. ALS ordent- 
liche Lriegsmannſchaften erjcheinen nunmehr die Thane, d. h. (1.) alle 
durch perjönlichen Hofdienſt Verpflichtete, mögen fie mit Folkland oder 
fonft vom König ausgeftattet fein, unabhängig von eihem Eigenthums- 
beſitz; (2.) alle größeren Befiger eines freien Eigenthums von minde- 
tens 5 Hufen. Unter ihnen erfcheinen wieder die großen Beſitzer mit 
aner Mehrzahl von Schilden, einige große. Herren fogar mit zahl- 
reihen Gefolgſchaften Triegegeübter Leute, — was anfcheinend darauf 
berußt, daß bei der Geftellung der Contingente aus jeder Hundertfchaft 
auf etwa 5 Hufen ein Mann zu ftellen war, wie auch bei der Stel: 
lung von Schiffen, bei Burg: und Wegebefferungen nach Hufen ge- 
regnet wurde. Die Heerpflicht ift dadurch noch nicht zur Reallaft 
geworden, vielmehr Gemeindepflicht nad) dem Maßſtabe des Beſitzes 
blieben. In dem alten Recht ift direkt überhaupt nichts geändert. 
Tie Maſſe der Kleinbauern bleibt alfo waffenpflichtig in einem unge- 
tegelten zweiten Aufgebot, der freie Mann noch waffenfähig; die große 
Zahl der bewaffneten Gefolgen wird fogar vorzugsweife aus Söhnen 
and landloſen Leuten von den großen Befigern ausgerüftet. 
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Zwei Menfchenalter nach Alfred haben indeffen die friedlichen 
Neigungen nochmal® die Oberhand gewonnen. Das Reich ift den 
dänischen Kindringlingen gegenüber wiederum ohnmächtig. Tapfere 
Emporkömmlinge aus der Zahl jener nordifchen Männer treten ſchnell 
in die Stellung der großen Königethane. Der Grundbeſitz überläßt 
den wirklichen Kriegsdienft gern den nen gebildeten, durch Aemter und 
Folfland gewonnenen Gefolgſchaften. Die ſchwer bewaffneten, kriegs⸗ 
geübten Mannfchaften find jetzt meiftens landlofe Leute unter Führung 
dänifcher Großthane. Unter Canut erjcheint bereits eine ftehende 
Garde von 3000 Huscarls, als eine vom Grundbefig völlig losgeriſſene 
Sofldatengilde mit eigenen Kriegsartikeln. Da auch diefe Einrichtung 
in lebhaften Widerfpruh zu den Beſitz⸗, Finanz: und gefellfchaftfichen 
Zuftänden der Zeit Teinen Beftand haben konnte, fo verfällt fie bald 
wieder. Der anfcheinende Mangel eines Bedürfniffes hat es zu Feiner 
nachhaltigen Reform des Heerweſens kommen lafjen, weder zu einer 
feften Vertheilung nad dem Beſitz, noch zu regelmäßiger Gliederung 
und Uebung ber friegefähigen Maffen. Und daran ift ſchließlich das 
angelfächfifche Reich zu Grunde gegangen. Die Schlacht bei Haſtings 
zeigt in der hödhiten Gefahr des Landes die vornehmen Sachſen beim 
Heerbann fehlend, einen König von däniſchem Stamm den legten 
Kampf mit Soldtruppen und fchwer bewaffneten Gefolgen zu Fuß 
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Die angelſächſiſchen Rechtsquellen und Gefchichtfchreiber find iiber feinen 
Theil des Gemeinwefens fo ſchweigſam, abgeriffen und biirftig wie über dag 
Heerweien. Es ergiebt fi} nur fo viel fiher, daß die Königlichen Statt- 
halter und Bdgte gleichzeitig die bürgerliche und die Heeresver- 
waltung führen, und daß feine durchgreifende geſetzliche Berthei- 
fung der Heerpflicht ftattgefunden hat. Die naheliegende Bergleihung 
der gleichzeitigen ®eftaltungen bei anderen germanifchen Stämmen (für welche 
jetzt als dentſche Hauptichrift dient: v. Beuder, das Kriegsweſen der Germa- 
nen.” Berlin 1860. 2 Bde.) muß immer vorfichtige Rüdficht auf infulare Lage 
und Befitverhältniffe nehmen, Dazu treten ſporadiſche Notizen über die Zu- 
ſammenſetzung des Heeres bei den Geſchichtſchreibern, beuäufige Erwähnungen 
in den Gefeten und Urkunden der Zeit, ſowie Rüdfchlüffe ans der fpäteren Ge- 
ftaltung. Die Hauptpunfte find: 

1) Ueber die Combination der alten Wehrpflicht ale perfünfiche 
Dienft-, Ausrliſtungs⸗ und Selbfterhaltungspflicht dee Mannes Tann ich jet auf 
die durchgefüihrte Darftellung von Peuder verweifen. Weber die Koftbarfeit der 
Ausrüftung vergl. z. B. I. 327, 328. Unter Dagobert (a 630) wird die volle 
Ausriftung zu 33 solidi berechnet, das Schwerd mit Scheide zu 7, Lanze mit 
Schild zu 2, Helm zu 6, Ringpanzer zu 12, Beinfhienen zu 6 solidi,. Um 
diefelbe Zeit wird der Werth eines Rindes zu 1 solidus, der Werth eines 
Roſſes zu 2 solidi veranſchlagt. Weber die Beibehaltung der keilförmigen An- 
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griffefolonne bei den Angeljachlen vergl. v. Beuder II. 213 ff., und über deren 
urfpränglihe Bedeutung II, 210: „innerhalb der Keile ftellten ſich die alten 
Germanen ſchaarweiſe nad Familien und Geſchlechtern und mittelft derjelben 
nad Hundertichaften und Gauen geordnet auf; die Schlachtordnung wurde ba- 
her durch das innerfte Leben der Familie, der Verwandtſchaft, der Mark und 
Sangenofienichaft des Volksſtammes geregelt; aus ihr reflectirte die ganze 
Volltzahl in ihren heiligften Verbindungen, und war zugleich vermöge der Ein- 
teilung der geſammten waffenfähigen Mannſchaften in Hundertſchaften ſehr re⸗ 
gelmäßig gegliedert.” 

Die dürftigen Notizen über die Kampfweiſe der Angelſachſen verweiſen uns 
mehr auf die Abbildungen als directe Zeugniſſe. Die Reiter erſcheinen mit 
Selm und Speer ohne Rüſtung; doch war im 11. Jahrhundert jedenfalls der 
Than zu Bferde ſchwer gerüftet. Das Fußvolk ericheint mit Helmen von Thier- 
ieden, ovalen Schilden, langen und breiten Schwerdtern, Cinzele mit Streit- 
ärten, Keulen und Üurfipeeren bewaffnet. Gemieinſchaftlich ift ein langer Kriegs- 
rod bis zu den Anien. Die Ordnung der Mannſchaften ift noch die alte Tief- 
fiellung mit den fchweren Streitärten in der Front, fo auch in der Schladht bei 
Haftings, welche den Rormannen ein Viertel ihrer Mannfchaften Toftete. 

2) Ueber die urfprüngliche Bedeutung der Hundertſchaft vergl. Taci- 
ins Germ. ap. 6: definitur et numerus; centeni ex singulis pagis sunt, 
idque ipsum inter suos vocantur, et quod primo numerus fuit, jam 
nomen et honor est. Ueber das Alter und das ausnahmsloſe Borlonmen 
der Oundertichaften in dem gerinanichen Heerbann geben die Zufammenftel- 
inngen bei von Peuder einen neuen überzeugenden Beweis. Das Schweigen 
ver angeliächfiichen Rechtsquellen der erften Jahrhunderte kann dagegen bei 
ihrer überaus großen Dürftigkeit über das Heerweſen nicht in Betracht kommen. 
Daß die engliihen Hundreds nicht buchſtäblich, fondern nur als ein Coutin- 
gentsmaf zu verfiehen find, ergeben jchon Analogie und Natur der Sadıe, 
insbeiondere die mwechielnde Größe der hundred, welche in Eugland von 1 bie 
30 engl. [J Meilen variirt. Ueber die Einteilung in Graffchaften vgl. unten. 
Ki der Gerichtsverſafſung. Die Notizen über die Bedeutung auch der Graf- 
khaft für den Heerbann find eben fo ditrftig, daß faum mehr zu nennen ift als 
die ſächfiſche Chronik, weiche den Kaldorman der Graffchaft regelmäßig als den 
Aührer des Aufgebots nennt, 

5) Die Negative, daß die Wehrpflicht ver angelfähfifhen Zeit 
die perfönliche Pflicht des freien Mannes blieb, nicht zur Real- 
lat der Srundftüde wurde, ergiebt fih auf den erften Blid aus einer 
Lergleichung des ſächſiſchen Urkundenfchages mit dem Domesdaybook. In 
1400 Befigübertragungs - Urkunden müßte fi) doc das Maß der Heerpflicht: 
vor Allem hezeichnet finden, wenn ſolches nach Hufen feft vertheilt war. Auch eine 
darchgreifende Geſetzgebung wie die carolıngilche, welche feit Ludwig dem From⸗ 
men zuletzt anf 5 Hufen je einen Bollsbewaffneten ftellen läßt, fehlt entſchieden 
in ber ganzen angellächfiichen Zeit. Es biieb aljo dabei, daß Ealdorman und 
Grafſchaftsverſammlung das Eontingent der Hundertfchaft auf die einzelen Be- 
fxer vertheilten, wobei natürlich auf die Hufenzahl Rüdficht genommen wurde, 
und wobei das früher übliche Maß wohl möglichft lange beibehalten wurde. 
dei den Befiglibertragungs- Urkunden ift daher nur von der Heerpflicht ober 
gemein von der trinoda necessitas die Rede, nicht von einer beftimmten 





16 = Erſte Beriode. 


Zahl der Schilde. Das Gegentheil ift die fehr feltene Ausnahme. Im ein Baar 
Fällen wird bei Königlichen Verleihungen dur Privilegium die Zahl ver 
Mannſchaften firirt, welche aljo nicht Uberſchritten werben fol. So bei einer 
großen Schenkung um das Jahr 800: verum etiam in cxpeditionis necessi- 
tatem viri quinque tantum mittantur. (Coenuulf 799 —802 hei Kemble 
Codex Introd. p. LI.) Und noch einmal bald darauf: expeditionem cum 
duodecim vasallis et cum tantis scutis exerceant (idem 821). Im Ietsteren 
Fall handelt es fi um eine große Schenfung von einigen 20 Ortfchaften an 
ein Klofter (cod. diplomat. I. 272). In ein Paar anderen Fällen wird bei 
Heineren Schenkungen der kirchliche Grundbefig wirklich von allen öffentlichen 
Laften vollftändig befreit, woraus die fpätere VBefitiweife der tenure of frank- 
almoign hervorgegangen if. Vergl. Cod. diplomat. 56, 168, 642. — Daß 
man bei großen Schenkungen an Kirchen und Klöfter die Pflicht zur Geftellung 
von Mannfchaften ausdriidlich vorbehielt, war um fo natirlicher, als der Klerus 
in der fächfifchen Zeit nicht perjönlich zum Kriegsdienft herangezogen wurde. 
Ohne diefen Borbehalt wäre, da das Kontingentsmaß der Hundreds baffelbe 
blieb, die Laft den Nachbar zugefallen. In ähnlicher Weife find die Privilegien 
der Städte in der fpäteren angelfächfiichen Zeit zu denken, deren Heerbannpflicht 
auf 5, 10, 15, 20 Hyden firirt ift, und bei benen auch fchon eine Ablöfung mit 
Geld vorlommt, bei welcher Chefter = 50 Hyden, Shrewsbury — 100 Hyden 
“zahlt. (2appenberg I. 613). Abgefehen hiervon giebt es nur eine perfön- 
tiche Dienftpflicht bei den Angelfachfen, die fic bei Pertheilung des Contin- - 
gents unter die Hundertfchaft auf eine Mehrzahl von Mannfchaften erſtrecken 
kann, aber dem Recht nad) die perfönliche Pflicht des Mannes bleibt. Damit 
fiimmt denn auch die ©eftaltung der Heerbuße Aethelred V.c. 21. „Und wenn 
Zemand ohne Erlaubniß die Heerfahrt verläßt, bei welcher der König felbft ift, 
“ fo gefährde er ſich felbft und all feinen Grundbeſitz; und wer fonft die Heer⸗ 
fahrt verläßt, ſei 120 Schilling ſchuldig.“ LL. Cnut I. c. 62. „Wenn Je— 
mand die Burgbefferung oder Brüdenbefferung oder Heerfahrt verfäumt, biße 
es mit 120 Schillingen den Könige nad; englifchem Recht, und nad) Dänen- 
recht wie es früher feftgefetst war." Die Energie, welche wie bei den Lango- 
barden, den Kriegedienft nad einer Art von Centurienverfaflung auf Grund: 
befitt und bewegliches Vermögen vertheilt, oder wie in ber carolingifchen Geſetz⸗ 
gebung dem Staat ein unmittelbares Recht auf einen vollbewaffneten Maun 
für je 5 Hufen beilegt, ift der ganzen angelfächfifchen Zeit fremd. Aus dieſer 
Geftaltung erklären fich auch die Weitlänftigleiten, die in fpäterer Zeit bei einem 
ernftlich gemeinten Tandesaufgebot entftanden (3. B. in dem berlichtigten Jahre 
999), da die Bertheilung des Contingents in jedem Bezirk und Unterbezirk ftrei- 
tig werden fonnte. 

4) Auf die Befhränlung des regelmäßigen perſönlichen Heer- 
dienftes auf die größeren Befiker von wenigfiens 5 hydae laſſen 
fi mehrere Stellen der angelfächftichen Chronik deuten, die von Reformen des 
Heermweiens unter Alfred ſprechen. ferner die Analogie der Zuftände des Con⸗ 
tinents und die fpätere Geſtaltung der englifchen Landesmiliz, in welcher auch 
die volle Bewaffnung nur von dem größeren Beſitzer verlangt wird, aber nicht 
ale eine Berpflichtung des Beſitzes (tenure), fondern ale eine perfönlidhe 
Gemeimbepfticht des Beſitzers. Cine folche Beichränfung des eigentlich activen 
Dienftes auf den Fünfhufenbefits nimmt aud) Heywood, on Ranks, ©. 187, 
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188 an. In Berbindung damit mag and) die von Ingulphus berichtete Ca⸗ 
taftrirung des Grundbeſitzes in einem Reichsgrundbuch ftehen: talem rotulum 
ediderat quondum Rex Alfredus, in quo totam terram Angliae in comi- 
tatus centurias et decurias descripserat (Ingulfus p. 908), welche für eine 
wilflürlihe Erfindung zu halten bei allem Verdacht gegen Inguif fein hinrei⸗ 
cheuder Grund vorliegt. Nach der Eroberung taucht dann diefe Einrichtung in 
vereinzelten Zeugniffen auf, wie in Berlihire I. 56b: si rex mittebat alicubi 
exercitum de V. hidis tantum unus miles ibat, et ad ejus victum vel sti- 
pendium de unaquaque hida dabantur ei IV, solidi ad IL menses. Hos 
vero denarios regi non mittebant, sed militibus dabant. Eben deshalb weil 
die neue Marime nur ein Grundjag für die Geftellung der Contingente war, 
wurde fie fein jeftes Element ber Öeftaltung des Grundbeſitzes, wurde in der 
Aneführung wohl vielfach modificirt und erhielt ſich daher als feftes Herkom⸗ 
men nur in einzelen Srafichaften. Auch von der Geftellung der Gefolgen großer 
Herren enthält das Domesdaybook noch anjcheinend Spuren, wie in Wireceftre 
(p. 172) Quando Rex in hostem pergit, si quis edictu ejus vocatus reman- 
serit, si ita liber homo est, ut habeat socam suam et sacam, et cum terra 
sua possit ire quo voluerit, de omni terra sua est in misericördia Regis. 
Cujıscumque vero alterius Domini liber homo si de hoste remanserit, et 
Dominus ejus pro eo alium hominem duxerit, 40 sol. Domino suo qui 
vocatus fuit emendabit. Quod si ex toto nullus pro eo abierit, ipse qui- 
dem Domino suo 40 sol. dabit, Dominus autem ejus totidem sol. Regi 
emendabit-. — Die Ausdehnung der Verpflichtung zum heriot in der |päteren 
Kchfiichen Zeit auf freie Allodialbefizer fcheint ebenfalls mit der Ausdehnung 
des Thanentechts auf jeden Befiger von 5 Hufen zufammenzuhängen. — Es find 
dies alles nur Borftufen, welche erft fpäter zu dinglichen Rechtsverhältniffen im 
sormanniichen Lehnrecht zuſammenwachſen. Auch die Rectitudines persona- 
rum wiſſen noch nichts von einem bejonderen Schilbvienft der Thane, jondern 
erwähnen deren Bflicht mit Worten, die auf jeden freien Landbefiter paſſen: 
Geſetz des Thanen ift: daß er fein verbrieftes Recht haben fol, und daß er 
drei Dinge von feinem Lande leiftet: Heerpflicht und Burgbefferung und 
Brädenarbeit. Bon manchen Gütern erwädft auch ein umfaſſenderes Land⸗ 
recht zum Banne des Königs, dergleichen iſt Wildgehege für des Könige 
Heimweſen, und Schiffsrüſtung und Seewacht, und Hauptwacht und Heeres⸗ 
wacht, Almoſen und Kirchenſchoß und manche andere verſchiedene Dinge. 

5) Selbſt die Berleihung des Folklandes wurde von den Königen 
nicht dazu benupt, ein beftiimmtes Maf von Mannſchaften als Real- 
laſt aufzulegen. Die angeljächfiiche Zeit hat weder ein ausgebildetes Benefi- 
aalweien, noch den Seniorat. Das Folkland wird theils als Allod weggegeben, 
theils widerruflich verliehen mit mannigfaltigen Laften, mit allgemeinem Bor- 
dehalt von Wehr⸗ und Wachtdienft, aber nicht mit der Auflage einer beftinmten 
Zahl von Schilden als Reallaft. Die Verleihung erfolgt maſſenweis an große 
Thane zur Vergeltung für geleiftete Dienfte und in Erwartung zukünftiger 
Tienfte: fie if ein Ausdrud der Gunft, aber feine Bafis fiir firirte Kriegs— 
leiſung. Es ift dies gewiß der am meiften charakteriftiiche Ausdrud der Schlaff- 
beit, mit dem das fächfifche Kriegsweſen überhaupt behandelt ift, und es iſt 
deraus wiederum ein Riüdichluß geftattet, iwie um fo weniger bei dem freien 
Modbefig an eine Kirirung der Mannfchaften nad) dem Befibmaß gedacht wurde. 

Gneif, Engl. Sommunalverfaffung. 
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Das Königthum gewann alfo auch durch die Verleihung bes Folflandes nur 
Anfprüche auf perfönliche Dankbarkeit, nicht Rechtsaniprüche auf dauernde gleich- 
mäßige Kriegsleiftung. Und ale der Vorrath des Folllandes ſich allmälig er- 
ſchöpfte, die Könige zulett fo gut wie nichts mehr zu vergeben hatten, hörte 
auch dies Band zwiſchen ihnen und den Großen auf. 

6) Ueber das Herabfinfen des alten Bollsaufgebots Tann 
wiederum auf die Analogie des Kontinents verwielen werden, ıwo die Wacta 
et Warda bes Gemeinfreien zum Polizeidienft, zur Straßen- und Brüdenbau- 
Yaft herablommt. Kam es in dem äußerſten Falle der Landesnoth wirklich noch 
zu einem allgemeinen Tandesaufgebot, jo ſchloſſen fi) die ex tempore bewaffne- 
ten Bauerfchaften als ein ziemlich unbrauchbares zweites Aufgebot an die Triege- 

* gelibteren Thane und Gefolgichaften an, und es entitand ein lockeres, nigleich- 
artiges Ganze, welches in dieſer Geftalt weder den Dänen, noch den Norman— 
nen gewachlen fein konnte. Die Unbeholfenheit und zeitweile Wehrlofigfeit 
diefes Heerbannes war ſicherlich mehr die Folge der verfallenen Organijation 
als einer allgemeinen Entartung der Angelfachien., Der immer mehr fichtbare 
Mangel an Gemeinfinn ift die Folge der verloren gegangenen Gewöhnung an 
einen gleichmäßigen Heerdienft. 

Bei diefer Geftaltung des Ganzen waren die angelfächfiichen Könige 
für gemwöhnfiche Kriegsläufte zunächft auf den guten Willen der Großen mit 
ihren Gefolgfchaften, und ſodann auf den Verſuch verwielen, fi) fiehende Sold- 
truppen zu bilden. Das Letztere hat jedenfalls ſchon feit Athelftan "begonnen, 
der fich feine Haushaltstruppen ans Dünen bildet, die dann unter Kanut auf 
mehrere taufend Dann ftehender Soldaten mit geordnneter Disciplin, Kleidung 
und fogar mit befonderer Regelung der Ehrenhändel ericheinen. Allein die Fi— 
namen der füchfifchen Zeit waren darauf nicht eingerichtet, und man concen- 
trirte die vorhandenen Mittel nicht einmal darauf. Hatte doch felbft Aelfred 
von feinem NReichseinlommen nur ein Sechftel für militärifche Zwecke verwendet! 
Es Tam dazu nody der Volkshaß gegen die beftehenden, meift aus Dänen ge- 
worbenen Truppen, ihr Widerfpruch mit der Sitte und den wirthichaftlichen 
Leben des Volkes. Ebenſo fcheinen die Burgen und befeftigten Plätze Englands 
in ziemlich vernadjläffigtem Zuftand geblieben zu fein. 

So ift denn diefer entſcheidende Theil der germanischen Berfaffungen des 
Mittelalters bei den Angelſachſen gerade am ſchwächſten geftaltet, und es erflärt 
fi auch aus dem Bewußtſein diefes ſchweren Mangels gerade das Umfchlagen 
in bie ertremfte Geftalt des Feudalweſens nad) der Eroberung. Ueber der po- 
Titifch wichtigen Frage, wie weit dieſes fpätere Lehnsweſen ſchon in die angel- 
ſächſiſche Zeit zuriidgreift, pflegen die englischen Darftellungen die vorhandenen 
dürftigen Notizen über das fächfiiche Heerweſen nicht einmal forgfältig zu benutzen, 
jondern ergehen fi in Iuftigen Hypotheſen über das angebliche „Feudalweſen“ 
der fächfifchen Zeit und in oberflächlichen Parallelen mit den Zuftänden des Eon- 
tinente. Ziemlich unbefangen ift hier Balgrave II. p. CCCLXVIU—LXXV. 


II. Das Gerichtsweſen der Angelſachſen ift das tupifch gleich- 
mäßige der Germanen, wie es fchon bei Tacitus angedeutet ift. Lange 
Zeit erhalten fi darin Reminifcenzen an eine frühere Stufe der Ge— 
ihlechterverfafjung, die ſich allmälig in pofitive Gemeinde-Anftitutionen 
anflöfen. Die Parteien im Gericht treten auf mit zahlreichen Eides- 
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helfern aus der Zahl der Gemeindegenoſſen; eben ſo zahlreich erſcheint 
noch die rechtfindende Gemeinde. Die umfangreichen Geſetzesſtellen*) 
geben freilich an ſich Fein zufammenhängendes Bild des Ganzen. In 
der ausgebildeten angeljähfifchen Verfajfung aber finden fich zwei 
Stufen des Gerichts: 
1) Das Hundertfhaftsgeriht, hundred gemote, in mo- 
natlihen Berfammlungen zufammentretend für den engeren Kreis 
einer Sammtgemeinde (vicinetum), entjcheidet die gewöhnlichen 
Civilprozeſſe, leichte Straffälle und ift die Hauptftelle zur feier- 
lichen Abſchließung von Verträgen und letztwilligen Anordnungen; 
das Grafſchaftsgericht, shir gemote, jährlich, zweimal 
zufammentretend, übt die eigentliche Strafgewalt, entfcheidet die 
Streitigkeiten zwifchen den Einſaſſen verfchiedener Hundreds, 
zieht überhaupt die Streitfadhen unter mächtigeren Parteien an 
fi, und bildet für alle öffentlichen Gefchäfte der Graffchaft eine 
periodijch wiederfehrende Kreisverfammlung. 
Eine regelmäßige Theilnahme an foldhen Gerichten mit 
ihren zahlreichen Urtheilern und Eibeshelfern fett indeſſen eine wirth- 
ſchaftliche Selbjtändigfeit voraus, die unter einem Syſtem des ent- 
widelten Privateigenthums bei dem Kleinen Einhufenbefig nur bedingt 
vorhanden war. Kine regelmäßige Theilnahme ift aber nothwendige 
Borbedingung aller Rechtsfunde: der nur ab und zu Erfcheinende Tann 
nicht als Träger des Rechtsbewußtſeins und der Nechtöfitte gelten. 
Schon dadurch erhält auch hier der größere Beſitz ein frübzeitiges 
Uebergewicht. Das Grafjchaftsgericht ſchon in feiner erften beglaubig- 
tn Erfcheinung ift eine DBerfammlung von Großbauern (Thanen), 
umgeben von einem Umftand, der fid) aus den Leuten der nächften 
Rachbarſchaft bildet und aus foldhen Kleinbauern, die wegen eines be- 
jonderen Geihäfts zum Thinge gelommen waren. Cine regelmäßige 
Vetheiligung an oft wiederkehrenden, meilenweit entfernten Sigungen . 
wer oftenbar dem’ Kleinen Manne unmöglich; eben deshalb aber konnte 
dieſer zufällig erjcheinende weitere Kreis Feinen nachhaltigen Einfluß 
af die Entjcheidung üben. Er mochte Zeichen des Gefallend oder 
Nißfallens über einen Rechtsſpruch abgeben, fein Widerfpruch mochte 
uch in zweifelhaften Fällen Beachtung finden: die eigentlich rechtfin⸗ 
dende Grafichaftsgemeinde aber beftand fchon nach frühen Zeugniffen nur 
as Großbauern, die nun eben in ihrer Eigenschaft als regelmäßig 
widerlehrende rechtöfundige Gerichtsmänner die Bezeichnung der wi- 
tan führen. 
Schon aus diejer Geftaltung des Graffchaftsgerichts ergab ſich 
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die Nothwendigkeit der Königlichen Ernennung des Zorftandes. 
Der König erfchien feit der Ausbildung des Königthums als der erb- 
liche Landesrichter. Die Feftigkeit und Erblichkeit feiner Richterwürde 
wurde fehr wohl empfunden al8 ein Gegengewicht gegen die wachſende 
Uebermacht des großen Befites, welchem ohne das die Richterwürde von 
Beſitz wegen zugefallen jein würde. ‚Die oft wiederkehrenden Klagen 
über Parteilichleit und Gewaltfamfeit der „judices‘ beruhen ohne 
Zweifel auf focialen Gründen. In den größeren Reichen und nad 
Vereinigung der Heptarchie ernennt der König jelbftverftändlich feine 
Statthalter, Ealdormen, subreguli, comites, duces, al8 höchſte Be— 
auftragte für das Gerichts- und Heerweſen. Daß diefe höchſten Be⸗ 
amten jemals aus Volkswahl hervorgegangen wären, ift unerweislich, 
bei der frübzeitigen Ungleichheit des Beſitzes unwahrſcheinlich, nach dem 
Hergang der Entftehung der Fleinen Königreiche und ihrer fpäteren 
Bereinigung nahezu undenkbar; der König mag fie daher aud) abſetzen 
(In. 36. Cod. dipl. 1078). Als Ealdormen erſcheinen im Anfang 
häufig mediatifirte Häuptlinge, nahe Anverwandte des Könige (athe- 
lingi), jedenfalls große Grundbefiger; in der dänischen Zeit kriegs⸗ 
tüchtige Anführer großer Gefolgfchaften. Die Führung im Heerbann 
und im Gericht bedingte in ihrer damaligen Geftalt von felbit einen 
großen Hausftand und Beſitz. Die Königliche Ernennung hielt zwar 
dem Recht nach den Charakter eines widerruflihen Amtes feit, konnte 
aber die thatfächliche Nothwendigkeit nicht ändern, den Ealdorman aus 
einer fehr Kleinen Zahl meiftbegüterter Yamilien zu ernennen, in man⸗ 
chen Bezirken den Erbfohn ziemlich ftetig zum Nachfolger ded Vaters. 

Bezirk und Gefchäfte eines folchen Statthalters waren fo groß, 
daß es eines weiteren Perfonald von Voigten (gerefas) für die 
Einzelgefchäfte bedurfte. Es ift zwar quellenmäßig nicht nachzuweiſen, 
wie weit und feit wann die alten Hundredfchaften des KHeerbaunes als 
Untergerichte thätig waren, doch wäre dies nad) der Analogie anderer 
Stämme nicht unwahrſcheinlich, und eben fo, daß fie gewählte Vor- 
fteher haben Eonnten (melche unter dem Namen von Hundredors oder 
hundredmen fpäter gelegentlich vorfommen, — fporadifch vielleicht in 
jolhen Landestheilen, in welchen fich die alten freien Bauerſchaften in 
einigem Zujammenhange erhalten Hatten). Der Regel nad waren 
jedenfalls jeit König Alfred dem Ealdorman Königliche Voigte unter⸗ 
geordnet, welche im Gerichtswefen die laufenden Gefchäfte beforgen. Für 
eine ganze Grafſchaft erfcheint der Landvoigt, Shirgerefa, als Aſſi⸗ 
ftent de8 Ealdorman (Cod. dip. No. 755), eben fo frübzeitig aber 
auch allein als Vorſitzender des Graffchaftsgerihts, zur Vollſtreckung 


- 


TI. Das angelfächfiiche Gerichtsweſen. O9 


der Urtheile, Einziehung der Bußen und verwirkten Güter, für Auf: 
rehterhaltung des Friedens forgend. In dichter bewohnten Ortichaf- 
ten, mit den Keimen einer Stadtverfaffung, erfcheinen auch befonbere 
wic-gerefas und port-gerefass,. 

Wenn nun feit Alfred unter dem Vorſitz des Shir-gerefa in 
jeder Hundertfchaft allmonatlich ein Gericht abgehalten wird, fo ift. 
dies anfheinend eine Neuerung, jedenfall® eine neue regelmäßige 
Geſchäftsordnung, die dem König in fpäterer Sage die Ehre verichaffte, 
für den Erfinder der Humdertfchaften und der Schwurgerichte zu gel- 
ten. Es wurde dadurd ein ftrengerer Gerichtözwang eingeführt, ber 
aud die Fleineren Freiſaſſen zu einem regelmäßigen Erfcheinen nöthigte, 
wie er in dem engeren Kreiſe de8 vicinetum noch ausführbar war, 
— in jofern ein Element zur Erhaltung der gemeinen Freiheit. Frei⸗ 
fih hing e8 dann wieder von örtlicher Vertheilung bes Beſitzes und 
vom Herkommen ab, ob dieſe Zheilnahme ſich mehr zu einer activen 
oder pajfiven geftaltete; denn jehr gewöhnlich erjcheinen auch in diefem 
engeren Kreife witan, thane, als Kern der rechtöfindenden Gemeinde. 
Die Befigverhältniffe haben jedenfalls in diefer wie in der fpäteren 
Zeit die Gerichtsverfaffung zunächſt beftimmt. Es ift daher auch der 
Schluß geftattet, daB das Hundredgericht aus einem ähnlichen Bedirf- 
nig hervorging, wie in der normannifchen Zeit der turnus vicecomi- 
tis. Das Hundredgericht wäre danady als eine Abzweigung des Graf- 
Ihaftegerichts anzufehen. Um den Parteien den Weg zu Filrzen, um 
die wachſende Maſſe der Eleinen Gerichtsgefchäfte zu bewältigen und 
um die kleineren Gemeinfreien wenigiten® dazu ohne Ueberbürdung her- 
anzuziehen, bdelegirte man die minder wichtigen einem monatlich abzu⸗ 
baltenden Ortögericht, woraus ſich auch die unbeftimmte Begrenzung 
der Competenz, die durchweg ergänzende Stellung des Grafſchafts⸗ 
gericht zu dem hundred-court und der gemeinfame Vorſitz des 
sbir-gerefa in beiden genügend erflären würde. 

No ftärfer als im Civilprozeß zeigt die Ungleichheit des Beſitzes 
ihre Rückwirkung auf da8 Strafverfahren. Bei bloßen Rechte- 
brüchen trat fehon nad) älterem echt eine Geldbüßung ein, während 
die Friedensbrüche zur Fehde und Blutrache berechtigen. Wie der Er: 
fölg der Fehde von der Stärfe des Anhangs, alfo mittelbar vom Be⸗ 
fig abhängig ift, fo fest die Geldbüßung der Nechtsbrüche Beſitz vor⸗ 
ans; eben fo die Eideshülfe, wenn es zu dem gerichtlichen Beſtreiten 
der Schuld kommt. Da die Angeljachjen feine gefchloffenen gentes 
mehr haben, fo bildet fich die Eideshülfe aus Verwandten und Nadı- 
bern, deren Theilnahme eine freiwillige ift, welche alfo der Befigende 
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nur zu leicht, der Nichtbefigende nur zu fchwer findet. An diefem 
Punkte erfeheint nun das Königthum frühzeitig thätig in dem Nechts- 
fchug des fchmwächeren gegen ben ftärferen heil. Zahlreihe Anord- 
nungen fuchen bie Fehde zu befchränfen. Ein Theil der Eideshelfer 
wird vom Königlichen Voigt ernannt und adeitirt, und damit die Un⸗ 
gleichheit der Machtverhäftuiffe theilweis ausgeglichen. Bei Friedene- 
brüchen findet fih ein früh erweitertes Syitem von Strafen an Leib 
und Leben. Die Rechtsbrüche erweiterten fich zu einem umfangreichen 
Syftem von Geldbußen zum Schub des Körpers, der Ehre, des Haus⸗ 
rechts, des Eigenthums. 

Wie Schon auf diefem Wege Manches zur Sicherung des fried- 
fertigen Verkehrs und zum Rechtsſchutz des ſchwächeren Theils gefchah, 
bedurfte e8 auch neuer inrichtungen, um ſich einerfeits der Perfon 
des Sculdigen, andererfeitd der Zahlung der Bußen zu verfichern; 
denn die Furcht vor der Buße, das wirkſamſte Mittel der Friedene- 
bewahrung, wurde unwirkfam an den Befitlofen. Aus dem Straf- 
gericht entwickelt fich daher ein Syſtem der Triedensbewahrung 
(Sicdherheitspolizei), welches bei ben friedlichen Neigungen und 
Zuftänden des Landes und bei dem durch Ungleichheit des Beſitzes fich 
(odernden Gemeindeverband in England ungewöhnlich frühzeitig auf- 
tritt. Die pofitiven Maßregeln diefer Richtung find: 

1) indem das Gefeg den Hausherrn für feine Hausfeute, den 
Landherrn für alle auf feinem Boden Anfäßige haftbar er- 
Härt, — zunädjt für das Erfcheinen im Gericht. In. c. 22. 
Athelst. III. 7. 

2) indem die Hundertfchaften in Fleinere Bauerfchaften, Zehnt- 
ſchaften, zerlegt werden, welche zugleich für Zwede des Heer⸗ 
bannes und der Friedensbewahrung dienen, und zu diefem Zwecke 
ihre bejonderen Zehntvorſteher oder Schulzen, in feiter Unter⸗ 
ordnung unter die Königlichen Voigte erhalten. 

3) indem jeder landlofe Mann, der nicht zum Hausſtand eines 
anfäßigen Herrn gehört, gezwungen wird in einen Zehnt- 
ſchaftsverband einzutreten. 

Der erſte Zweck diefer Polizeieinrichtungen war wohl nur, das 
perfönliche Erfcheinen vor Gericht zu fichern, auf welchem die ganze 
Rechtsordnung zunäcft beruht. Der größere Grundeigenthümer ge- 
währt diefe Sicherheit durd feinen Grundbefiß; der in ber Gewehre 
und im Dienft eines Grundbeſitzers Befindliche gewährt fie durch die 
gefeglich ausgefprochene Haftung des Herrn. Alle fluctuirenden Ele⸗ 
mente der Gejellfchaft aber werden nunmehr durch indirekten Zwang 
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(Berjagung des Rechtsſchutzes) genöthigt, fich einem engeren Gemeinde- 
verbande, einer Zehntſchaft mit einem verantwortlichen Schulzen (chief 
pledge, headborougb) anzuſchließen, oder in fofern fie dies nicht 
fönnen oder wollen, einen grumdbefigenden Herrn zu ſuchen, der die 
Prozeßbürgſchaft freiwillig und von beiden Seiten widerruflich über- 
nimmt. Die Geſetze Arhelftans fprechen zunächſt nur von einer Bürg- 
ſchaft fiherheitsgefährlicher Perfonen für ihr Wohlverhalten. Die Ge 
jege Eadgars aber verlangen die Bürgfchaft für Jedermann, d. h. 
entweder Anſchluß an eine Zehntichaft oder Wahl eined Thanen als 
Schugherrn und Bürgen. Daſſelbe wiederholen die Geſetze Enuts IL 
Gap. 20. als allgemeine Regel: 

Und wir wollen, daB jeder Freie in eine Hundertfchaft und in eine 
Zehntichaft gebracht fei, wer Anfpruh auf Reinigung und Were 
macht, wenn ihn jemand bezichtigen will, da er über 12 Winter 
alt ift, oder er fei Hinfort der echte eines Freien unwürdig, fei 
er anjäffig oder Dienftmanne. Und jeder fei in eine Hundertichaft 
und unter Bürgfchaft gebracht, und der Bürge Halte und Teite ihn 
zu allem Recht. 

Die mannigfaltigen Streitigkeiten und Zweifel über die Natur 
diefer ſogenannten Geſammtbürgſchaft“**) laſſen das fichere 
Reſultat zurück, daß die Stellung jedes Landloſen unter Bürgſchaft 
eine nothiwendige war, und daß der Bürge folche entweder bei einem 
Than oder bei einer Bauerfchaft nachſuchen fonnte, die vermöge ihres 
nadhbarlichen Grundbefites zu einer Zehntichaft (wenn auch nicht zu 
einem gejchlojfenen Dorfe) vereint war. Die Tettere konnte nicht ges 
zungen werden, den Landloſen als ihren Schügling aufzunehmen; 
wenn fie ihn aber aufnahm, fo hatte fie durch ihren Vorſteher, prae- 
positus, tithingman, Bürgſchaft für ihn zu leiften. Die daraus ent- 
ftehende Geldverantwortlichkeit fiel zufest auf die Gemeinde als eine 
Communalpflicht, die in normannifcher Zeit wohl nur juriſtiſch unges 
nau als eine „wechſelſeitige Bürgichaft“ bezeichnet wird. Dabei Liegt 
aber die Vermuthung nahe, daß die Bürgfchaft bei einem Than im 
Ganzen feichter zu erlangen war, während eine Bauergemeinde fich zur 
Uebernahme einer DVerantwortlichkeit ſchwer entfchließt. Ohnehin war 
die Berbürgung durch einen Mächtigeren mit focialen Vortheilen ver- 
bunden, welche die Genoffenfchaftsbürgfchaft nicht bot. Das Syſtem 
der Zwangbürgſchaften führte alſo den landlofen Mann wohl überwie⸗ 
gend in die Abhängigkeit vom großen Grundbeſitz und Tonnte Teicht 
mit den Rechten des Grundherrn über feine angefiedelten Lehnleute und 
Hausdienerſchaft zu einer Gerichtögewalt zufammenfchmelzen. Je ernft- 
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licher dies Syftem durchgeführt wurde, um defto fefter wurde nun das 
Niederlaffungsreht, weldes die ganze landloſe Bevolkerung ent⸗ 
weder dem Grundbeſitz eines Thanen und einer von ihm abhängigen 
Gemeinde, oder einer freien Bauerſchaft, decenna, einverleibte. Alfer- 
dings Konnte der Freie den Bürgen wecjeln, d. h. umziehen. Er 
muß aber einen anderen Bürgfchaftöverband gewinnen. Somohl biefe 
Schwierigkeit wie die ökonomiſche Abhängigkeit feſſelte die Maffe 
der freien Bevölkerung de facto faft eben fo beftändig 
an ihre zeitige Niederlaffung, wie die als Sachen beſeſſenen 
Leibeigenen. Am Schluß der angelfächjiichen Zeit ift die ganze Be⸗ 
völferung in freie und nocd viel zahlreichere unfreie Bauerfchaften 
aufgetheift, die fi dann in Hundertfchaften und analoge größere Ver⸗ 
bände gruppiren. | 

In weiterer Verbindung mit diefem Syſtem einer Ortspolizei 
ftand dann eine weitere Haftung der Hundertfhaft***) zur 
Verfolgung von Dieben und zur Stellung ihrer Mitglieder vor Ge⸗ 
richt. Nach dem Vorbild der Kirche Hatte man auch, wie auf dem Eon- 
tinent, daraus ein Rügeverfahren mit einer Pflicht der Hundertfchaft 
zu eidlichen Anzeigen zu bilden verfucht (Aethelred III. c. 3. 8 3.), 
deſſen genauere Geftaltung aus den angelſachſiſchen Geſetzen indeſſen 
nicht erkennbar iſt. 

Einrichtungen dieſer Art ergaben ſich aus der ſpäteren Geſtaltung 
des Volksbannes zur Landesmiliz, der alten Wehrpflicht zu einem Po⸗ 
lizeidienſt für die innere Sicherheit des Landes. Als Reſultat iſt 
jedenfalls ſo viel erkennbar, daß ſich aus der Strafgerichtsbarkeit ein 
zuſammenhängendes Syſtem einer Friedens bewahrung mit 
einem feſten Niederlaſſungsrecht, und geſetzlicher Haftung der kleinen 
Bauerſchaften herausgebildet hat, — ein Syſtem, welches in normalen 
Zeiten nach dem Zeugniß der Geſchichtſchreiber den inneren Frieden 
und Wohlſtand des Landes in hohem Maße zu ſichern geeignet war. 
2) Ueber bie Gerichts⸗-Verfaſſung find die Nachrichten und die geſetz- 

lichen Anordnungen zahlreich, aber wenig zuſammenhängend; die Hauptfache wird 
wie gewöhnlich vorausgejett. Ein Gejammtbild ift nur möglich im Zujammen- 
bang mit der fo typiſch übereinftimmenden Gerichtsverfaffung anderer germani- 
Iher Stämme. ine Ueberfiht giebt Phillips, Angel. Rechtsgeſch. S. 166— 
210, Lappenberg's Geichichte Bd. I. 581—592, 601 ff., ferner reichhaltig aber 
mit Vorficht zu gebrauchen Palgrave, Commonwealth Bd. I. 

I) Das Grafſchaftsgericht, Shir-gemote, ift urfprünglid 
identifch mit den Landesverfammlungen der lleinen Königreidhe. 
Die Unterordnung berfelben unter das vereinigte Reich und die Theilung ber 
größeren Königreidhe in shires (von einem mäßigen, zur Verhandlung der Ge- 
richtsgefchäfte nicht zu großen Umfang) läßt dann das Grafichaftsgericht ale 
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die normale Kreis- oder Provinzialverfammlung ber fpäteren Zeit * die 
noch immer vorzugsweiſe ale „Boltsverfammmiung“, folkgemote, bezeichnet wird 
(LL. Aelfr. c. 22, 38). Sie erfcheint als die Hauptgerichtsverfamplung (Edg. 
il. 5, Cn. II. ı8, 19, ſodann LL. Henr. I. 7, $. 2 und 4) ſoll jährlich 
zwei Mal gehalten werden in Anweſenheit des Ealdorman uwd Bifchofs. Das 





hae triginta duo Scirae divisae per tres leges‘ West Sexenalaga, 
Denelaga, Merchenelaga. West Sexenalaga habet novem Scyras: 
Suthsexia, Suthwai, Kent, Berocscire, Wiltescire, Sudhamtescire, Somersete- 
scire, Dorsetescire, Devenascire. — Denelaga habet quindecim Sciras: Ebo- 
rascira, Snotinghamscira, Deorbiscira, Leorcestrescira, Lincolnescira, Nor- 
kamtunscira, Huntedunescira, Grantebrigescira, Northfole, Sudfolc, East 
Saxe, Bedefordscira, Hertfordscira, Midlesexa, Bukingehamscira. — Mer- 
chenelaga habet octo Sciras: Herefordscira, Gloucestrescira, Wircestre- 
scira, Scrobscira, Cestrescira, Steadfordscira, Warewicscira, Oxeneford- 
scira. (Palgrave I. 48.) — Sehr nutbare Nachweiſungen über die geſchicht⸗ 
Ihe Bildung der Grafichaften giebt die Introduction zum Cenfus von 1851; 
über das Alter der Grafſchaftsnamen Kemble I. Cap. 8. 

Mochte der Ealdorman an der Sikung des Grafichaftsgerichte Theil neh- 
men oder nicht, fo war jedenfalls ver shiregerefa der regelmäßige Lei- 
ter ber lanfenden Geſchäfte jchon in früher Zeit (vergl. Wihtr. 22; In. 
73; Alfr. 22, 34; Edw. I. pr. 2), und ebenfo wird bei den Einzelgefchäiften 
regelmäßig nur der shiregerefa genannt, wie bei der Vollſtreckung der Urtheile 
(Athir. I. 4 pr. $ 1; Cn. II. 33), bei der Einziehung ber Bußen und verwirk⸗ 
ten Güter. Bor dem gerefa werden Kaufgefchäfte abgeichloffen (Athst. II. 10, 
Edw. III. 5), er beauffidhtigt die Münzen (Cn. II. 8), er forgt für den richti- 
gen Eingang der Abgaben an die Kirche (Athist. I. pr. und 8.4; Edg. I. 3; 
Athlr. VIEL. 8.; Cn. TI. 8). Bergl. die Zufammenftellung in Schmid Gloss. 
e. 795. Wenn neben dem shiregerefa einmal ein shireman erwähnt wird 
(In. Cay. 8) fo kann allenfalls noch gemeint fein ein gewählter Vorßand der 
Graſſchaft, der aber in Gerichtsgeichäften durd; den vom König ernannten ge- 
refa verdrängt wurde. Solche gewählten Beamten der älteren Ordnung konnten 
noch fortbeftehen für die Miliz und damit zuſammenhängenden Polizeigeichäfte, 
wie es fih in ähnlicher Weife anch mit dem hundredman verhalten mag. Bei 
der häuſigen Erwähnung der gerefas ift übrigens zu beachten, daß bie Viel⸗ 
dentigleit des Wortes auch bloße Gutsverwalter des Königs und die Vögte der 
großen Grundherren mit umfaßt. 

Ueber die Befhränfung des Graffhaftsgerihte auf Thane als 
«tige Mitglieder vergl. Biener, Engl. Geſchw.⸗Ger. III. 131. Phillips, Angel- 
Nil. Xechtegeſch, Rote 470, 471, 486 und die LI. Henr. I. $ 29. 

2) Das ältere Verhältniß des Hundertfhaftsgerihts if in 
zescher Sinficht unklar. In den Geſetzen erſcheint die Hundred als Bezirk 
user König Edgar (95975). Bon da an ift die Erwähnung des hundred- 
cut eime ziemlich häufige, namentlich auch des regelmäßigen Turnus von vier 
Beqhen (Edm. UI. 8., Edg. I. 1.; Cn. II. 17; Henr. 7, 8 4, 51, 8 2; Edw. 
(of. 32, $ 12). Weiter zurlid gehen die Nachrichten, welche die Ginflihrung 
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einer großen Zahl von Grafſchaftsbeamten, alfo auch wohl von Grafichafts- 
bezirten, auf König Alfred zurüdführen, dem Malmesbury de gest. Angler. 
lib. II. 4. die Einführung der hundreds geradezit zujchreibt: centurias, quas 
hundred dicuat, — ut omnis Anglus, legaliter duntaxat vivens, haberet et 
centuriam et decimam. Noch deutlicher, freilich weniger zuverläffig, In- 
gulph in feiner historia Croyland I. 41: Totius Angliae pagos et provin- 
cias in comitatus primus omnium commutavit; comitatus in centurias, 
i. e. hundredas, et in decimas, i. e. trithingas divisit, ut omnis indi- 
gena legalis in aliqua centuria et decima existeret, et si quis 
suspectus de aliquo latrocinio per suam centuriam vel decuriam vel con- 
demnatus vel invadiatus poenam demeritam vel incurreret vel vitaret etc. 
Auffallend ift allerdings die Schweigfamleit Bedas, der Sachſenchronik und der 
älteren Urkunden über die Hundertichaft, während fie die Grafſchaft, ihren In- 
halt und einzele Ortfchaften fo oft erwähnen. Allein ich jolgere daraus nur, 
daß die Hundred zunächſt als Unterbezirk für den Heerbann (wie überall) 
beftand, mit diefem frühzeitig verfiel, und daher für den Landesverlehr wenig 
Interefie hatte. Es bleibt nach Allem die wahrſcheinlichſte Combination, daß 
als unter Alfred eine neue Regelung des Heerbanns und der Hundreds zu ıni- 
litairiſchen Zweden flattfand, die Hundred auch gleichzeitig als Gerichtsbezirk in 
Wirkfamfeit trat, in welchem nunmehr der shiregerefa periodiſch Gerichtstage ° 
halten follte. Neben ihm konnte ein bejonderer hundredsealdor noch vorkom- 
men, wo ein folcher fchon nach älteren Einrichtungen beftand (Edg. I. 2, 4, 5. 
IV. 8—10), und nunmehr zu Miliz⸗ und Polizeiziweden dienen. 

”) Das Syiten ber Sefammtbürgfchaften ift früher in fehr übertrie- 
bener Weife zur Grundlage des ganzen angelfächfiichen Staatsweſens gemacht 
worden, indem man Ausfprüche der normannifchen Zeit ohne Weiteres auf äl- 
tere Jahrhunderte zurüdbezog. Es gilt dies auch von der Schrift ©. X. Maurer’s 
über die Freipflege 1848. Es bedarf dagegen einer Reviſidn aller Nachrichten 
itber die angelfächfifche Bürgſchaft, wie fie 3. B. Schmid Glossarium ©. 644 
bis 649, giebt. Ein fehr entichiedenes Berbienft für die fritifche Aufflärung 
hat Marquardſen: über Haft und Bürgſchaft bei den Angelſachen, 1851, mit 
welchem nad) forgfältiger Unterfuhung im Reſultat übereinftimmt Konrad 
Maurer, frit. Zeitichrift Bd. I. S. 87—96. Die älteren Geſetze fprecheun un- 
zweifelhaft nur von Prozeß bürgſchaften, namentlich) cautio judicio sisti. Die 
Haftung des Herrn zur Prozeßgeftellung feiner Hausgenoſſen und Dienftleute 
ericheint zuerft in den LL. Inae 22, allgemeiner Athelstan IIl. 7: omnis 
homo teneat homines suos in fidejussione sua contra omne furtum; tworan 
ſich die zahlreichen Borfchriften fchließen, daß Niemand einen Dienfimann an- 
nehme, der nicht vorher bei feinem früheren Herrn alle Verbindlichleiten erfüllt 
und deſſen Entlaffung erhalten habe, fowie daß landlofe Leute (Athist. II. 8) 
fi) nicht herumtreiben follen, ohne in ein Dienſtverhältniß zu-treten. Von ber 
Berpflichtung der Heineren Grundeigenthlimer, einer beftimmten Zehntichaft an- 
zugehören, ift vor Cnut. II, 20 cit. nicht die Rebe. Erft die in der normanniſchen 
Zeit redigirten fogenannten Gejeke Wilhelm’s I., Heinrich's I. und Eduard's 
des Belermers fprechen von der „Freibürgſchaft“ als einer angeblich „wechſel⸗ 

“ feitigen” Bürgſchaft und einem allgemein geltenden polizeilichen Inſtitut. In— 
deſſen ift das Wefentliche doch wohl angelſächſiſchen Urſprungs. Schon in Ed⸗ 
gar I. 2, 4, wird der theoding-man als Untergeorbnieter des hundredes- man 
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erwähnt, und die theoding jelbft in Athelft. VI. 4, 8, $. 1, und Enut II. 20. 
Aus militairifche LUntereintheilung der Hundred ift die Zehntichaft überhaupt 
unentbehrlich und ficherlich uralt, und da die verfallenden Miltzeinrichtungen 
jeit Alfred zu polizeilichen Zwecken dienen, fo ift der Schluß wohl gerechtfertigt, 
daß jo wie die Hundredichaft nunmehr Grumbdeintheilung für Heerbann und 
Gericht geworden war, nun auch die Zehntfchaft als Linterglied zu allen 
Zweden diente. Sie kann dann aber im Gegenfat der Thane und ber von 
ihnen verbürgten Leute nur einen Bauerfchaftsverband von Fleinen Eigenthü⸗ 
mern bedeuten. An eine bloße Tandeseintheilung ift um fo weniger zu denken, 
als ja überhaupt gefchloffene Ortfchaften in England die Ausnahme find. Es 
liegt aljo jehr nahe, daß man fid) an den praepositus folcher Zehntichaft ebenſo 
zu Gerichte: wie zu Milizzwecken hielt, daß der Königliche Voigt die Geftellung 
des beflagten Genoſſen zunächſt von ihm verlangte, wie vom Thanen die Stel- 
lung feines Schüglings, daß er alfo im Fall der Nichtgeftellung die Geldbuße 
zu zahlen hatte, die er womöglich von dem Schuldigen event. von feiner Bauer- 
idaft wieder einzog, was dem Erfolge nad) zu einer Haftung der Zehntichaft 
. führt, die im der normannifchen Zeit juriftifch incorrect als „wechſelſeitige“ 
Bürgihaft bezeichnet wird. Dies Berhältni finde ich aud) angedeutet in den 
Leges Edw. Conf. Cap. 20 $. 4 (Tert Harl.): Quod si facere non poterit 
(wenn ſich der praepositus nicht reinigen kaun), restauraret dampuum, quod 
ipse fecerat, de proprio forisfactoris quantum duraverit, et de suo; et 
erga justitiam emendent, secundum quod legaliter judicatum fuerit eis, — 
und nach dem Tert des Hoveden Cap. 19 8. 4: Quid si facere non posset, 
ipse cum Frithborgo suo damnum restauraret de proprio malefacto- 
ris guantum duraret. Quo deficiente, de suo et Frithborgi sui per- 
ficeret, et erga justitiam emendaret, secundum quod legaliter judicatum 
fuisset. Dies Berhältniß entipricht fo fehr dem fpäteren Syftem der Bilfun- 
gen von Zehntichaften, Hundertichaften und Grafichaften, und ift fo wohl ver- 
einbar mit der Wortfaffung der Quellen nermannifcher Zeit, daß diefe Löſung 
des Streitpunftes wohl annehnbar erjcheinen wird (vergl. Palgrave I. 192 — 
197). Bon den großen Grundherren erlangte nıan ähnliche Einrichtungen:. Si 
tanc sit aliquis qui tot homines habeat, quod non sufficiat omnes custo- 
dire, praepositum talem praeponat sibi singulis villis, qui credibilis ei 
sit et qui concredat hominibus. Et si praepositus alicui eorum homi- 
aum concredere non audeat, inveniat XII. plegios cognationis suse, qui 
ei stent in fidejussione (Athlstan Conc. Fevresham.) &o geftaltete fich 
die Haftung diefer Schufzen bei freien und unfreien Gemeinden ziemlich ähnlich. 
Bie man in Frankreich die zeriprengten Bauern zu militairifhen Zweden 
nöthigte, fich ſelbſt einen senior zu fuchen (Karl der Kahle a. 847), fo werben 
her zu polizeilichen Zweden die Heinen Leute gendthigt, fich einen Than 
u fuchen, oder alternativ eine Banerichaft. 

Unter dem Namen seignorial und collective frankpledges faßt 
Auſtey, Guide Const. History (&. 121), dies Syſtem zufammen zugleich mit 
der yraktifch treffenden Bemerkung, daß diefe Einrichtung fi) an der Stelle 
ver modernen bejoldeten Conftabler und ftehenden Heere befindet. In glei- 


er Unterordnung unter den Königlichen Vogt und das Hundertichaftsgericht 


ſicht die herrichaftliche Gemeinde unter dem herrfchaftlichen Schulzen, die freie 
Benerihaft unter dem Gemeindeſchulzen. Uebrigens ift die Ortsgemeinbever- 
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faffung für beide gleichartig. Das Pofitive ift die zwangsweiſe Bereinigung 
der nachbarlichen Elemente zu Miliz. und Polizeizwecken, ohne daß bei bieien 
Bauerjchaften an geichloffene Dörfer zu denken wäre. Wo das Inſlitut der 
collective frankpledge fehlt, wie in Northumberland und einigen nörblichen 
Theilen, hat fi) die polizeiliche Haftung der alten townships und boroughs 
durch die Miliz- und Polizeigewalten des Königs analog geftaltet. Anftey 122. 
*x) Ueber bie weitere Saftung und NWügepflicht ber Hundert: 
ſchaft erwähnen die angelfächfiichen Geſetze zunäcft die Verfolgung von Die- 
ben und die Stellung ihrer Mitglieder vor Gericht (Edg I. 5; Cn. II. 20; 
Henr. 8, $ 2; Wil. I. 22, III. 3 u. f. w.) Die hundred haftet in subsidium 
für die villa wegen des nicht entdedten murdrum Edw. Conf. c. 15, 16. Als 
Hauptftelle fiir ein fürmliches Rügeverfahren dient aber die freilich ifolirte in 
Aethelred III. c. 3, $ 3: j 
... Und daß man ein Gemot in jedem Wapentäfe (hundred) habe, und 
daß die zwölf ülteften Thane hinausgehen und der Gerefe mit ihnen, und 
ſchwören auf das Heiligthum, welches man ihnen in die Sand giebt, daß fie 
feinen Schuldlofen beflagen und keinen Schuldhaften verhehlen wollen. 

Ueber die Anknüpfung der fpäteren Anklagejury an dieſe Stelle vergl. Bie- 
ner. das Engl. Geſchw.⸗Gericht Bd. I. 5 12 (und unten II.-Periode). Im Zu— 
fammenhang mit polizeilichen Bunctionen ſtand aud) offenbar die häufige Ab- 
haltung der Hundertſchaftsgerichte von vier Wochen zu vier Wochen. 

Eine neuere Auffaffung des angelſächſiſchen Rechts macht fi aus der ®e- 
fammtgeftalt des Hundertfchafts- und Grafſchaftsgerichts ein le— 
bendiges Bild einer alljeitigen Thätigkeit im öffentlichen Leben. Ein folches 
Bild entwirft jchon Palgrave, noch Tebhafter Anftey, Guide Const. History, 
©. 126 ff. in folgender Weife: 

Das Hundertichaftsgeridt wird monatlich unter dem Bifchof und 
Eealdorman abgehalten mit den Thanen und „Landlorde” der Hundert, mit 
dem Priefter, dem Reeve und den vier Männern aus jeder Ortichaft. Der 
Reeve repräfentirt den Grundherrn, und erfitllt polizeiliche und Zeugnißpflichten 
in deffen Namen. Er wird aber nicht vom Grnundherrn ernannt, fondern durch 
die Männer der Ortichaft erwühlt, und ebenfo die ihn begleitenden vier Män- 
ner. Die meiften Geſchäfte des Hundertgerichts werden indefien durch Aus- 
ichüfle von 12, zuweilen von 24 und 36 Männern verjehen. Der Gericdhtshof- 
bat Civil- und Etrafgerichtsbarkeit, Steuereinfchätungen und andere Geichäfte 

Das Grafſchaftsgericht wird ebenfo von dem Bifchof und Ealdorman 
unter Aſſiſtenz des shiregerefa abgehalten mit den „Landlords“ der Grafichaft, 
entweder in PBerfon oder vertreten durch ihre reeves. Dazu treten 12 „Ge- 
ſchworene“ aus jeder hundred, ebenfoviel aus jeder burgh und jeder Krondo- 
mäne, und endlich der reere und die vier Männer aus jeder Ortjchaft. Hier 
wurden bie placita coronae entidhieden, der öffentliche Friede gehandhabt, die 
Rechte der Kirche geichlitt, und eine Reihe von Eivil- und fisfaliichen Geſchäf⸗ 
ten erledigt, in Koncurrenz mit der Hundertichaft oder durch Appellation von 
der Hundred. 

Die großen Landesverfammlungen find dann endlid, eine Zuſammen⸗ 
faffung derjefben Elemente im größten Mafiftabe. 

Nachweisbar ift diefe Geftaltung im Einzelen nicht. Es Tiegen augenſchein⸗ 
li Interpolationen aus der normannifchen Zeit dabei zu Grunde. Richtig 
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aber iſt wohl eine vielfeitigere Betheiligung der Bevöllerung an ben Gerichts- 
verfammlungen, als wie ſolche aus ben Rechtsquellen allein erkennbar wird, 
wenn diele Theilnahme auch in der Regel dur Ausichüffe und für die kleine— 
en Gemeinfreien vorzugsweiſe zur Erfilllung polizeilicher Pflichten zu denken ift. 

Der Bollefriede der älteften Zeit, d. i. der urfprüngliche Antheil der Ge- 
meindeverbäude an der Berfolgung und Büßung der Rechts- und Friedensbrüche 
if aljo zu einem Königsfrieden geworden, und ausgedehnt zu einem weite: 
sen Syſtem der Verhütung von gewaltfamen Rechtsverlegungen. An ber 
Stelle der alten Geſchlechtsverbände ftehen poſitiv geftaltete Teinere und größere 
Semeindeverbände, tiber welchen der König ale hläford und mundbora bes 
ganzen Bofles (Chr. Sax., a. 921) als oberfter Bewahrer des Friedens 
mit weitgehenden anordnenden Gewalten bafteht. 


III. Die Kirche der angellähfiigen Zeit: ſtellt zu dieſen 
Berhältnifjen des Heerbannes und des Gerichts die noth- 
wendige Ergänzung dar. Ohne die Kirche hätte der zerfegende 
Einfluß des ungleihen Beſitzes auf die germanifche Verfaſſung zur 
Zerwilderung oder zur Knechtung der Maſſe des gemeinfreien Volks 
führen müffen. Die weltlihe Seite der Staatsbildung ift in der That 
auf dem Wege dazu. Jene Taren menjchlicher Glieder nad Schil⸗ 
lingen, jene Abftufung des Wehrgeldes (Menfchenlebens) nah Hufen, . 
jenes Abichägen der Eideshelfer und der Eide nad Landbeſitz, hätte 
ohne Gegengewicht in der Kirche zu einem rohen Dtaterialismus ge 
führt, wie er die weltliche Seite des Staatslebens im Mittelalter 
wirtlih zum Theil erfüllt. 

Die Thätigkeit der Kirche wird am fichtdarften, wenn man fie 
von unten nac oben hinaufgehend verfolgt in ihrer Thätigkeit für 
die Klafjen, welche in der weltliden Gerichts- und Hee- 
te6sBerfaffung fchuglos ober mit mangelhaftem Schug 
daftehen. Und dieſe Klaffen bilden von Anfang an die große Mehr- 
hit der Benölferung: Leibeigene, Frauen, Kinder. Die Kirche war 
66, welche zuerft dem Knecht einen Ruhetag, einen eigenen Erwerb, 
ame wirtjame Freilaffung verſchaffte. Sie beichränfte zuerft den Ver⸗ 
kauf der Hauskinder. Sie hat die Ehe verfittlicht, und fchrittweife die 
Erhebung und annähernde Gleichftellung der Frauen im Privatrecht 
56 zum Schluß der fächfifchen Zeit durchgefegt. Sie ift die erfte 
Shöpferin einer Armenpflege, welde, planlos und unvollfommen 
ung, doch dem armen Heimathlojen und Wanderer Ho6piz und Spei- 
tung bot bei Klöftern und Pfarrkirchen. Sie ift die erfte Schöpferin 
ins Unterrichts für die höheren Klaſſen; während niedere Geift- 
ie und Mönche allen Klaſſen durch Rath und Belehrung zugänglich 
blieben. In jener Zeit find die Klöfter die erften Wiegen gewerb- 

liger Fertigkeit, und alle kirchlichen Einrichtungen der Milderung 
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der Sitten und friedlihem Verkehr zugewandt. In diefem Sinne be- 
mädhtigt fie ſich auch des Vereins- und Gildeweſens, und bildet die 
erften Mittelpunfte eines friedlichen Zaufchverfehrs in Meffen 
und Märkten. In das Gerihtsmejen einwirfend, fördert fie den 
allmäfigen Uebergang bed Geldbuße-Syftems in öffentliche Strafen. 
Im gerichtlihen Beweiſe bemächtigt fie fi) des Aberglaubens der 
Sottesurtheile, läßt die Betheiligten vorher beichten und nach dem Re— 
ſultat der ftillen Tirchlichen Unterfuchung die Feuer- und Wafjerproben 
ausfallen, bis fpäter die Zeit kam fie gänzlich aufzuheben. In die 
höheren Kreife des Staatslebens hinauf erftredt fi) dann der Einfluß 
der Geiftlichkeit auf die Berathungen der Landesverjammlung und auf 
ihre Gefchäfteführung, für welche fie allein ein jchreiblundiges Perfonal 
- stellen Tonnte. ' 

So ift die Kirche mit einem Worte der zweite Staat zur 
Ergänzung der Funktionen, für welde fih in dem Heer-, 
Gerihts- und Polizeiwefen noch fein wirkſames Organ 
fand. Diefe Wirkſamkeit wird um fo verftändlicher, je lebhafter man 
die Zerfeßung der Sefellichaft und die daraus hervorgehende Entartung 
der alten Verfaffung vor Augen Hat. ben weil die germanifchen 
Stämme zur Freiheit geboren find, Haben fie zwei Inſtitutionen er» 
zeugt, welche damals Hand in Hand gehend, Träger der perfünlichen 
und focialen Freiheit im Mittelalter wurden: das Königthum und Die 
Kirhe. Das Königthum, zuerft mehr negativ, die Schugidee des 
Staats, die Erhaltung der Gemeinfreiheit gegen die Uebermacht des 
Beſitzes darftellend; die Kirche, die pofitive Staatsidee vertretend, 
die Erhebung der paffiven Glieder zu menschlicher Würde, die Yortbil- 
dung des Gemeinweſens durch Erziehung, fittliche Beſſerung, Pflege 
der Künſte des Friedens. 

Für alle diefe tiefgehenden Aufgaben bildet fi auch bei den 
Angelfachfen ein eigener Stand der geiftigen Arbeit, der eben jo 
wie fpäter der Stand der ermwerbenden Arbeit felbjtändig in das Volks⸗ 
leben eintritt. Der Erwerb des Befiges, damals zunächſt des Grund⸗ 
befiges, war diejer geiftigen Arbeit eben fo nothwendig, bas Streben 
danach eben fo rechtmäßig, wie für die geiftige Arbeit in fpäteren Ger 
nerationen. Der allmälig durchgefeßte Anfpruch auf Zehnten, die über- 
reichlichen Vergabungen an Klöfter und Bisthümer, fobann die Aus- 
ftattung der Pfarrfichen mit Zehnten und Pfarrhufen bilden einen 
feften Realbeſitz, der ſchon als folcher die Geiftlichkeit den ‚höheren und 
mittleren Klaſſen einreiht. 

Freilich können die Staatsfunktionen der Kirche ſich zuerjt 
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nor in loſem Zuſammenhang dem weltlichen Gemeindeleben diefer Zeit 
neben» und überordnen. Es war aus inneren Griinden unmöglich, auf 
diefen Eirchlichen Organismus die Formen des Heer⸗- und Gerichts- 
weiens anzuwenden. Eine Beichliegung der Grafichafts- und Hundert- 
fhaftsverfammfungen über Gegenftände der Kirche hätte nur zur Ber- 
wilderung nnd Zerfplitterung führen können. Schon ihre Stellung 
als die univerjale Lehranftalt führte zu einer Organifation von 
oben nah unten in Erzbisthümer, YBisthümer, Ortsämter, Klöfter, 
weile ihren Mittelpunkt zuletzt ficher in dem römiſchen Primat fand. 
Die daraus hervorgehende monarchifche Verfaflung ift im germanischen 
veben das erfte Bild des reinen Bcamtenftaats, welder grund- 
fäglich alle feine Funktionen nur durch Beamte, die ihrem Stande ganz 
und ausfchließlich angehören, üben will und kann, — unabhängig von 
Geburt und Beſitz. Wie im weltlichen Staat der Beſitz zum Amt, 
jo führt hier da8 Amt zum Beſitz, ftellt die Bifchöfe und einige Aebte 
den großen Thanen, die Pfarrgeiftlichleit den Grafichaftsthanen gleich). 
Tie friedlichen Neigungen eines Tonfolidirten Staatslebens führen ge- 
rade in England auffallend früh die vornehmften Familien mit Vor- 
liebe dem geiftlichen Berufe zu, und bewirken auf diefem Wege eine 
ſociale Berjchmelzung der Klaſſen, die der englifchen Kirche jchon früh- 
xitig eine nationale Färbung und Abgefchloffenheit giebt. Das Elend 
und die Verwilderung der Periode des Kampfes mit den Dänen aber 
wendet die Gemüther mit eigenthümlichem Eifer einer mönchiſchen Orbd- 
nung zu, welche nach der Zeit des Erzbiſchofs Dunftan die Kirche in 
ihroffer Abgejchloffenheit der zeitigen Staatsgewalt gegenüberftellt. 

In der That ift die Verbindung der kirchlichen mit den weltlichen 
Sprengeln eine ziemlich äußerlide. Die Bisthümer entfprechen den 
Grafſchaftsverbänden, in welchen ber Biſchof mit dem Ealdorman ges 
meinſchaftlich den Vorſitz führt, die Eirchlichen Angelegenheiten aber 
geiomdert behandelt werden. Die fundirten Pfarrkirchen fallen großen- 
theils mit den Befigungen der Thane zufammen. Der kirchliche Grund- 
beſiz bleibt, mit einzelen Befreiungen, beitragepflichtig zu den wichtig. 
fm Gemeinfaften (trinoda necessitas), wobei freilich. der verfallende 
derbann der Kirche verhältnigmäßig geringe Opfer zumuthet. Diel- 
lecht war es in nicht geringen Maße das Intereſſe der Kirche, wel⸗ 
ches eine durchgreifende Vertheilung des Kriegsdienftes nach dem Maß 
des Grundbeſitzes verhindert hat. 

Gegen den Schluß der angelfähfifchen Zeit bildet nun 
de Kirche 2 Erzbisthümer, 12—15 Bisthümer (mit einigem Wechfel) 
u ſehr zahlreiche Klöfter. In dem Domesdaybook find 1700 Pfar- 
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ren verzeichnet, regelmäßig mit Pfarrädern ausgeſtattet. Sehr bebeu- 
tend ift der Grundbefig der großen Kathedralfirchen und der großen 
Klöfter; zu. dem Realbeſitz gehört aber auch die große Maffe der Zehn⸗ 
ten, Zinfen, Dienfte und anderen Naturalleiftungen, welche ganz der 
wirtäfchaftlichen Weife entjprechen, in welcher der große Grundbefig 
jener Zeit das Bodeneigenthum verwerthete. Wilhelm der Groberer 
fand darin ein Material zu 28,015 Ritterlehneu! 


Ueber die Berhältniffe der angelfähfifhen Kirche vergl. Henry 
Soames, the Anglosaxon Church, 1845, 1846. 2 Bde. Palgrave, Com- 
monwealth cap. VI. Lingard, History of the Anglosaxon Church, 1845, 
2 Bde. Dugdale, Monasticon Anglicanum ed. Calley etc., Lond. 1817 — 
1830, 6 Vol. Lappenberg, Geichichte von England I. ©. 188—191 (kirchliche 
Geographie). ' 

Was die Verknüpfung mit der weltlichen Verfaſſung betrifft, fo find bie 
Bisthümer uriprünglich für die einzelen Königreiche gegründet, entiprechen alfo 
in den Heineren Königreichen den fpäteren Grafichaften, während fie in den grö- 
Beren Königreichen mehre fpätere Grafſchaften umfaffen. 

Das Maß ihrer äußeren Ausftattung wird an dem Grundbuch Domesday- 
book unter Wilhelm dem Eroberer fihtbar. Die Pfarren find fehr gewöhnlich 
mit 5—50 acres Land ausgeftattet; Bisthiimer und Klöfter mit Herrſchaften, 
manors, Zehnten und Grundrenten. Weber die beftimmungsmäßige Beriven- 
dung des Zehnten ergeben von Zeit zu Zeit Reichsbefchlüffe, wie Aethelred VIII. 
c. 6: 

„Und über ben Zehnten haben der König und feine Witan beichloffen und 
beſtimmt, wie es recht ift, daß der dritte Theil des Zehnten, welcher der Kirche 
gebührt, zur Kirchenausbefjerung verwendet werde, der andere Theil den 
Gottesdienern zufalle, und der dritte Theil den Bebdürftigen und armen 
Dienftleuten.“ 

Das Anfangs centralifirte Einkommen der Kirche vertheilt ſich immer fefter 
an Bilchofsfige, Klöfter, Pfarren. Die fefte Dotirung der Pfarren wird im 9. 
Jahrhundert zur Regel. In Domesdaybook gehört eine ecclesia sine terra 
zu den Geltenheiten. Aus der Weife der Stiftung hat fid) ein weit verbreite- 
tes Batronatsrecht über die Pfarrpfrüinden ergeben. Die Maßloſigkeit neubelehr- 
ter Völker in Freigiebigkeiten an die Kirche ift auch in England fichtbar. 

Der kirchliche Srundbefig unterliegt den gemeinen Landeslaften. Wiefern 
er zum Heerbann der angelfächfiichen Zeit wirklich herangezogen wurde, ift 
nicht genau erſichtlich (Palgrave I. 156, 157); von einem gefonderten Zuzug 
kirchlicher Kriegsmannſchaften unter einem befonderen Vogt des Bifchofs findet fich 
nur eine Spur. Soweit die Leute der Kirche wirklich herangezogen wurden, ftan- 
ben fie alſo wohl unter unmittelbarer Leitung der Königlichen Bögte und unter 
oberer Führung des Ealdorman. Doch mochten große Prülaten gleich anderen 
Großthanen ihre bewaffneten Gefolge felbft führen. Das ganze Heermeien 
wurde auch von biefer Seite aus wohl nur nach Königlichen Befehlen und ad- 
miniftrativer Konvenienz, nicht nach feften Rechtögrundfägen gehandhabt. 

Eine allgemeine Befreiung der Geiftlihen von der weltlichen 
Gerichtsbarkeit wurde nicht durchgefett (Xappenberg J. 194), ift vielmehr 
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nur in der normannifchen Zeit gewährt. Die Höhe bes Wehrgeldes (ob mit 
oder ohne Rüdficht des Geburtsrechts) war fireitig; für die Leiftung der Eide 
mit Eideshelfern ergingen befondere, dem geiftlichen Stande entiprechende Anord- 
nungen. (Aethelred cap. XVa.) 


C. Heerweſen, Gericht und Kirche ergeben die Weife, 
in welder die angelſächſiſchen Befitflaffen die für das 
Gemeinweſen nothwendigen Leiſtungen erfüllen — eine 
Weiſe, aus der ſich die vorzugsweiſe Vererbung des Guts an Männer 
als ſelbſtverſtändlich etgab. Heer⸗, Gerichts- und Polizeiweſen, ja 
telbft die Kirche, find aber im folder Weiſe auf Leiſtungen des Be⸗ 
ſitzes verwieſen, daß der Landloſe für die unmittelbaren Anfprüche des 
Gemeinweſens fo gut wie nicht mehr vorhanden ift. Auch der Tleine 
Eindufenbefig vermag jenen Anſprüchen nur noch unvollftändig und 
dürftig zu genügen. Mit der feften Anfiebelung und wirthfchaftlichen 
Entwidelung des Privateigenthums vermindert fi) alfo der Kreis der 
leiſtungsfähigen Subjelte für den Staat; die Mehrzahl der Freigebo- 
renen erjcheint nur noch präftationsfähig im Dienft der Beſitzenden, 
verliert in diefem Sinne die Reichsunmittelbarkeit. Durch den ge 
ſammten Bejig geht fortfchreitend (und ftetig nach der Weife des 
Srundbefiges) ein Zug zur Abhängigkeit, welcher nach recht— 
liher Anerkennung ſtrebt. Der Befig giebt dazu die Macht, 
die Reiftung für den Staat das Recht; nah diefem Prinzip 
erfolgt nun die ſtändiſche Bildung der angeljächlifchen Zeit 
wie folgt: 

I. Die döconomifhe Abhängigleit der befiglofen Klaſ— 
enwirddurd König und Reihsverfammlung anerfannt:*) 
das ſchon vorhandene familienähnliche VBerhältniß wird 
dadurh zum Rechtsverhältniß (vergleichbar den modernen Ge- 
ſindeordnungen). Die Pflicht zur Anhänglichkeit, Liebe und Treue 
erieint in beſtimmten erzwingbaren Wirkungen. Die BVertheidigung 
des Herrn wird zum anerkannten Recht, zur Pflicht des Dienftmannes; 
lin Berrath gegen den Herren zum unfühnbaren Verbrechen wie ber 
derrath gegen den König. Der Treueid lautet an den Herrn wie der 
Treueid an den König: „sicut homo debet esse fidelis domino 
suo, sine omni controversia et seditione, in manifesto, in oc- 
culto, in amando quod amabit, nolendo quod nolet.“ SHerren- 
dienft gift als echthafte Noth. Won ber Tödtung des Mannes erhält 
dr Herr die Mannbuße fo wie der König von unabhängigen Leuten. 
er Mann fteht unter dem befonderen „Frieden“ des Herrn. Auch 
dr Dritte, welcher einen Anspruch gegen den Mann het, ſoll zuerft 
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den Herrn angehen und dann erft da8 Gericht des Könige. — Da— 
für bat der Herr den Dann anzuhalten zur Erfüllung feiner Redjts- 
pflichten gegen Dritte und gegen den Staat. Wie weit diefe VBerant- 
wortlichkeit und Quafivertretung des Mannes in Schadenerfag und 
Buße ging, ift allerdings aus den Gefegeöftellen nicht ganz klar zu 
begrenzen. Der Kläger mochte nmöthigenfalls den höheren Herrn an- 
gehen, event. das Königliche Gericht; im äußerſten Fall Tonnte der 
Herr in die Lage kommen, die Buße ſelbſt zu zahlen. 

Diefe Grundfäge werden zunächſt für die perfünlicde Dienftmann- 
Schaft erwähnt. In wie weit fie auf angeficdelte Leute, cotsacten, 
geburen, Zinsmänner auf Laenland, Anwendung fanden (unter denen 
auch Leibeigene fein konnten), ift in den Geſetzen nicht ausdrücklich ge: 
jagt, aber wohl ſelbſtverſtändlich. Die polizeiliche Verhaftung des 
Herrn erftredte fich jedenfalls auf alle auf dem Boden des Landherrn 
Gefeffenen, mochten fie perfönfiche ‘Diener oder Lehnleute oder Zuge: 
hörige folcher fein. 

2. Die höheren Leiftungen in Heerbann und Gerichts— 
wejen führen zur rechtlichen Anerlennung eines höheren 
Standes,**), zu dem Begriff der Thaufhaft, der angelſäch— 
ſiſchen gentry, und weiteren Abftufungen. Schon vor der Zeit Alfreds 
treten die Gefolgjchaftsnänner, welche die Könige uud großen Herren 
zum Kriegsdienſt und zu den militärifchen Hofämtern verwenden, als 
eine geehrtere Klaffe aus dem Stande ber Gemeiufreien hervor. Aeußer: 
ih vergleichbar den Minifterialen des Kontinents bildet fich dieſe 
Thanſchaft aus unbeftritten Preigeborenen. Mochte der Than zugleich 
Yandeigenthümer fein oder nur mit Folfland oder Lacnland ausge: 
ftattet fein, oder jeinen Unterhalt nur in dem Hofhalt des Könige fin- 
den: immer brachte es fchon die befondere Waffenehre und der koſtbare 
Dienft der Schwerbemaffneten mit fi), daß die ganze Maſſe der 
Thane in der Gefellfchaft höher ftand, als die Maſſe der Einhufner 
und Landlofen. Die höhere Leiftung in Heer und Gerichtswefen 
erfcheint aber auch al8 Hinreichender Grund einer höheren rechtlichen 
Geltung des Mannes im Bußfyften, im Beweisverfahren, in der 
Theilnahme am Geridt. 

Der unmittelbare Ausdruck des Mannwerthes iſt das Wehr⸗ 
geld, welches ſich auf ein Verhältniß von 200 Shilling zu 1200 
Shilling fixirt hat, d. h. den Than ſechsfach höher ſtellt, als den Ge- 
meinfreien. Bei den Nordangeln iſt es das Verhältniß von 266 
Thrymſas (gleich 200 Shilling) zu 2000 Thrymſas. Letztere Summe 
wird verdoppelt für den Shirgerefa, und nochmals verdoppelt für den 





Die angelſächſiſche Standesbildung. 35 


Ealdorman oder Bifchof. Seitdem nun aber unter Alfred und feinen 
Nachfolgern der größere Befig von mehr als 5 Hufen Land als folder 
zum ordentlichen Heerbann als Scwerbewaffneter herangezogen wird, 
ft die Thanfchaft das Recht des Fünfhufenbefikers als folchen, und 
die Würde des Thanen ein Gemijch eines Ranges durch Beſitz, Dienft- 
feiftung und Amt, ähnlich den jpäteren Bezeichnungen barones, Man⸗ 
nn. Wo zwei Stufen des höheren Standes vorkommen, ein 1200 
Mann (than) und ein 600 Mann (gesitheundman) mag jener den 
Friegspflichtigen mit Funfhufenbeſitz, diefer den Kriegsmann ohne fol- 
den Freibeſitz bedeuten. 

Analog ſtuft fi die Mannbuße ab, welche der König oder der 
Herr des Erichlagenen erhält (30, 80, 120 Sh.). Ebenfo der Schub 
des Hausrechts in der Verlegung des Burgfriedens (5, 15, 30 Sh., 
beim Biſchof 60, beim Erzbiihof 90 Sh.). Analog die Bußen für 
die Berlegung der Keufchheit und das Mundium der Wittwen. 

Da nun aber das ganze Rechtséſyſtem diefer Zeit zunächſt auf 
einem Rechtsfchug durch Bußen beruht, fo ift die durchgehend Höhere 
Buße die Anerkennung eines höheren Klaſſenrechts oder 
Standes. Wo das Grundeigenthum Vorbedingung der Stantsleiftun- 
gen geworden ift, muß das größere Eigentum kraft feiner Präfta- 
tionen der Rechtstitel zu größerer Geltung im Gemeinwefen werden. 
Und hat ſich ein erhöhter Mapftab für die Normalleiftung gebildet 
(wie in der fpäteren angelfächfifchen Zeit der Fünfhufenbeſitz), fo er- 
ſcheint umgekehrt der Kleinere freigeborene Mann nicht mehr als vol- 
ler Manı. Die Mehrzahl der Freigeborenen finkt zu unvollftändigen 
Subjeften fiir das Staatswefen, zu einem niederen Stande herab. 
Gerade die Gewöhnung an Selbftthätigkeit im Gerichts und Heer⸗ 
wein, — der gewaltige Charakterzug des germanifchen Lebens, — führt 
nad der feften Anfiedelung zu ftarfen Slaffengegenfägen, die ihren 
anmittelbarften, naiven Ausdrud in einer ftufenmweifen Geldfchägung 
finden. Daß es fih um feite Nechtsvorftellungen handelt, zeigt die 
uriprüngliche Entftehung der Sätze aus der Praris der Volksgerichte. 

3. Aus dem Zufammenwirfen der beiden vorigen Ver— 
häftniffe entwickelt fich allmälig der Begriffeiner Grund— 
berrlihkeit.***) Der Haus» und Landherr hatte zunächſt die fac- 
tifhe Macht, feinen Gefith zu entlaffen, dem Hinterfaffen fein Laen- 
and zu nehmen. Aus diefer herrichaftlichen Stellung ergiebt ſich de 
facto ein Entfcheidungsredt des Herrn über Streitigkeiten feiner 
Geſith⸗ und Laenleute unter fih. Eine Anrufung des Königlichen Ge- 
richts wider Willen bes Herrn hätte die ganze Bconomifche Stellung 
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des Mannes gefährden müſſen. Allein auch Anſprüche Dritter follen 
zuerft bei dem Herrn angebracht werden; thatfächlich werden fie gewöhn- 
(ich durch feine Vermittelung gefchlichtet. ‘Der Theil der Wette (wite), 
der bei Unabhängigen dem Königlichen Sheriff gezahlt wird, fällt hier an 
den Herrn, als analoge Anerkennung feiner Friedensvermittelung. Da⸗ 
zu kommt, daß der Grundberr bei Stellung des Contingents zum 
Heerbann nad feinem Eigenthumebefig eingefhägt wird, aljo feine 
Lehnleute darin vertritt. Als ferner die erweiterte Polizeihaftung des 
Herrn für alle auf feinem Boden Geſeſſene Hinzutrat, mußten der po= 
lizeilichen Pflicht auch polizeiliche Rechte entfprechen: jene polizeiliche 
Haftung für den Mann (für die der Herr felbit fi wieder Bürgen 
ftelfen laſſen Eonnte), führte offenbar zu einem Verhaftungsrecht und 
anderen präventiven Maßregeln. 

Dur die Anerkennung des Staats wird bier aus einem häus- 
(ichen imperium eine wirflide jurisdictio, ein zuſammenhängendes 
Ganze, welches für den gewöhnlichen Lebensverfehr das eigentliche 
wirffame Geridht für die Abhängigen darftelltee War der 
Grundbeſitz fo bedeutend und zerftreut, daß der Herr feine Leute nicht 
zu überfehen vermochte, fo follte er den einzelen Verbänden Vögte vor- 
fegen, praepositi, welche in dem polizeilichen Bürgichaftsfyften den 
Schulzen der freien Bauernjchaften coordinirt erjcheinen mußten. Die 
fo abgeichloffenen Bezirke heißen saca et soca, jpäter Freibezirke. 
Mit der wachſenden Macht der Großen gehen ſtückweiſe auch noch wei⸗ 
tere Königliche Rechte auf diefe Grundherrfchaften über, feit der Zeit 
Cnuts auch eine niedere Strafgewalt. Wo in foldhen gefchloffenen 
Herrfchaften noch fporadifch freie Allodbauern angeſeſſen blieben, war 
zulegt aus praftifchen Gründen faum ein anderer Ausweg möglich, als 
kraft Königlicher Verleihung fie dem berrfchaftlichen Gericht mit unter- 
zuordnen (Cod. dipl. No. 902). 

Erwägt man nun, daß die größten Grundherren burd ihre be- 
waffneten Gefolgen auch die wirkſamen Bmangsmittel zur Aufrecht- 
erhaltung des Friedens in unmittelbarer Nachbarfchaft befaßen, daß 
ihre grund- und dienftherrlichen Gewalten, ihre Meilitär-, Gerichts- 
und Bolizeiherrfchaft mit jeder Generation enger in einander wuchien, 
jo ergaben ſich bier jchon die Grundlagen eines Kleinſtaatenthums, 
analog wie auf dem Gontinent. Die großen herrfchaftlichen Bezirke 
mit mehren Herrichaftlihen Schulzen ftellten fich nun coordinirt neben 
die Hundertfcaften Der Grundbefig Feiner Thanen coorbinirte 
fi wenigftens den Zehntfchaften der Allodbauern. Grundfäglich um⸗ 
faßt allerdings der Amtsbezirk der Grafichaft alle diefe Herrſchaften in 
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fih; gegenüber einer abgerundeten saca et soca iſt aber das Ein- 
fchreiten des Königlichen Shirgerefa nur noch die thatfächliche Aus- 
nahme, ein bejchränftes Recht, ein Königliches Nefervat. - 

Durch Bermittelung diefer Geſetzgebung erfcheinen 
die durch den Befiß gefonderten Klaffen nun aud in 
rehtliher Abftufung ale Stände,****) bei beiten außer den 
angeljächfiichen Gefegen auch bie Geichichtfchreiber und die Staats- 
urfunden zu beachten find: 

1. Als erfte Klaſſe erfheinen die großen Thane, 
d. h. bie Inhaber großer Herrfchaften und bewaffneter Gefolgichaften. 
Ihre Zahl war, wie die Urkunden und die Natur der Sache ergiebt, 
eine geringe, vergleichbar der Zahl der fpäteren barones majores. 
Sie find rechtlich ausgezeichnet durch eine eigene Gerichtsbarkeit saca 
et soca in dem Umfange eines Hundertgerichts. Nach einer Andeu⸗ 
tung im Chron. Eliense betrachtete man damals etwa einen Vierzig⸗ 
bufenbefig als geringſtes Maß des ſtandesmäßigen Beſitzes eines ſol⸗ 
chen Großthans. Thatſächlich beſetzen fie die hohen Hofämter und die 
weltlichen Würden der Ealdormen. Thatſächlich erſcheinen ſie als die 
Führer bewaffneter Gefolge. — Immer iſt jedoch ihre Abgrenzung 
gegen die kleineren Thane keine ſtreng rechtliche. — Ihnen gleichſtehend 
find in der geiſtlichen Hierarchie die Biſchöfe und einige große Aebte. 
Durch Würden und Beſitz zugleich erhoben, ftehen die Biſchöfe auf 
einer höheren Stufe des Wehrgeldes als die Übrigen Thane. 

2. Eine Art von Mittelflafje (gewiffermaßen ben Mittel- 
fand der Zeit) bilden die mehren Tauſend Graffchafts- 
thane, d. 5. die Befiger von mehr als fünf Hufen Land und Die 
friegerifchen Minifterialen, twelf-hyndemen, beziehungsweife six-hyn- 
demen. Die erfteren bilden (als witan) den regelmäßigen Beſtand 
der Grafſchafts-⸗Verſammlung, und wo fie zahlreich genug find, auch 
im Hundertgericht. Der Beruf der Thane zu den Königlichen Aem- 
tern ift aber fo felbitverftändlich, daß der Ausdrud Than für einen 
Königlichen Beamten, einen Königlichen Kriegsmann und für einen 
größeren Grundbefiger abwechjelt. Aus der geiftlichen Hierarchie rech⸗ 
net man zu dieſer Klaſſe die orbinirten Priefter als „Meffethane.“ 

3. Die dritte Rlaffe bilden die Fleineren Landbe— 
figer, welche no immer einen thätigen Beftandtheil de Hundert: 
gerihts bilden, wo der freie Bauerftand noch zahlreich genug, und nicht 
wie in vielen Theilen von der Thanſchaft ſchon erdrüdt if. Daran 
reiben fich die landloſen Leute, theils im Hofdienft oder auf Laenland 
wjälfig, geſetzlich genöthigt ſich unter die Friedensbürgſchaft eines 
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Thanen oder einer genoffenfchaftlichen Zehntſchaft zu ftellen. Sie alle 
find liberi bomines, aber nur noch im privatrehtliden Sinne, 
im Gegenfag der Leibeigenen. Sie leiten auch noch Kriegsdienite, 
felbft als Schwerbewaffnete, aber nur im Gefolge größerer Beſitzer; 
während die gemeine Heerpflicht der Kleinen Befiger mehr dem Namen 
nach und für den äußerften Nothfall befteht. Um diefer gemeinjamen 
Merkmale willen faßt fi) die Geſammtklaſſe in der fpäteren angel- 
fähfifchen Zeit unter dem Namen ceorls zujammen. Wegen bes 
normalen Wehrgeldes von 200 Sh. heißen fie twy-hyndemen. 

Diefe Abftufungen von Ständen find zunächſt gegeben durch den 
Beſitz, in zweiter Linie durch den Beruf. Wie der Beſitz aber ver- 
erben fie durch die Geburt, und nähern fi) mit jeder Generation dem 
Charakter eines Geburtftandes. Die großen Aemter und Prüälaturen 
find dem Rechte nach nicht erblich; der Sache nad) werden fie dem 
Erben des Großthan unter gewöhnlichen Umftänden häufiger verliehen 
als verſagt. Noch mafjenhafter erfcheinen die kleineren Thane durd 
Bei. und durch Eintritt der Söhne in daſſelbe Dienſtverhältniß wie 
erbliche Klaffen; die Söhne haben „Thaurecht“ auch fchon vor Antritt 
bed väterlichen Beſitzes. Am ficherften traf diefe erbliche Abfchichtung 
die ceorls in ihrer niedrigen, allmäljg faft verachteten Stellung. 

Dem ceorl gegenüber faßt man die höheren, politifch einflußreichen 
Klaffen als „eorls“ zufammen. Auch erfcheinen ſchon Ausdrüde, 
welche Erblichkeit audeuten, wie ceorliseman, ceorlborn, thegenborn, 
ethelborn. Die wiederholten Zuficherungen, daß aud) die neuen Er: 
werber von fünf Hufen Land ꝛc. Thanrecht haben follten, drüden aus, 
daß die Höhere Klaſſe ſich nicht nur pofitiv als erblich zu betrachten 
anfing, fondern aud einen Emporfümmling nicht gern mehr als ihres 
Gleichen anfah. 

Bei der Grundauffaffung diefer Ständeverhältniffe durchkreuzen 
ſich zwei Anfchauungen. Die etwas ältere fieht den Gemeinfreien noch 
als die normale Grundlage des Staates an und betrachtet die höhere 
Klaſſe als eine erhöhte Ehre. Seit Canut dagegen erfcheint ber Than 
al® der eigentliche „liberalis homo,“ dem gegenüber der ceorl als 
illiberalis bezeichnet wird (L. L. Cnuti III. 21. 25), ohne daß des⸗ 
halb dem ceorl der Charakter der Freiheit im privatrechtlihen Sinne 
beftritten ift. Neben liberalis homo erfcheint daher auch der Than 
wieder als liberalior. 


*) Meber die Anerkennnng eines rechtlichen Abhängigkeitsver: 
haͤltniſſes der dienenden und anf geliehenen Beſitz angefiedelten Klaſſen 
vergl. 8. Maurer, Krit. Zeitjchr. IL. S. 331—365. Mit Unrecht hat man die 
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rein perfönlichen Eide ber fächfiichen Zeit (vergl. die Formel Schmid Anhang 
S. 405) in Verbindung gebracht mit dem fpäteren Lehnsweien. Die Rechts- 
anſchauungen der germanischen Völker find noch Jahrhunderte lang nach der 
Anfedelung beftimmt durch die Grundidee der perſönlichen Pflichten und 
Rechte. Der Geſammtſtaat wird noch regelmäßig durch den Bollsnamen be- 
zeichnet. Die Verſchiedenheit des Beſitzes erſcheint noch als eine Berjchiedenheit 
der freien Perſonen von wegen des Beſitzes. Ebenſo iſt nur die Rede von 
einer Abhängigkeit eines Volksſtammes von dem andern. Vergl. darüber die 
trefimden Bemerkungen bei Palgrave I. 586 (nations considered themselves 
ss encamped upon the land). Jene Abhängigleitsverhältniffe find noch ale 
rein perfönliche gedacht, vergleichbar den modernen Gefindeordnungen. 

*), Die Abfinfungen ber Klaffen nach bem Wehrgeld, die Anwendung 
analoger Stufen auf das ganze Bußenſyſtem und auf das Gewicht der Eides- 
heifer, if dem angelfächfiihen Recht mit den Bollsrechten des Kontinents ge- 
mein. Die große und frühzeitige Ungleichheit des Befites erjcheint aber bei 
den Angelfachjen in dem weiten Abftanb der Klafien (200 Sh., 1200 Sh. :c.), 
während auf dem Kontinent die Abſtände burchfchnittlich geringer find, wie bei 
den Alemannen der Meliorissimus 240, ber Medianus 200, ber Minofledis 
160, der Freigelaffene 80 Shilling. 

Der Normalmaßftab von .200 Chifling fiir den ceorl (als gleichbedeutend 
mit twyhyndeman) findet fich zunächft' bei Alfred 10, 18 $ I, 2. 29, 39, 40, 
nah dem Recht von Weller. Derfelbe Anfat findet ſich in dem angelſächſiſchen 
Anffatz Über das Wehrgeld (Schmid, Anhang VII. S. 394—399) als das Recht 
von Mercia. — Nach dem Geje der Norderleute foll bes ceorl's Wehrgeld 
266 Thrymfen fein, „das ift 200 Shillinge nad) Mercifchen Recht.“ (Cap. 2. 
z. 6.) 

Das Wehrgeld des Thans wird nach Merciihem Hecht ausdrücklich als 
„ehsmal fo viel, d. i. 1200 Ehillinge,” bezeichnet (Cap. 3. $. 1). Ebenfo 
neh weftfächfiichen Recht (Cap. 1. 8. 1). Ebenfo in in der LL. Will. I. 8, 
wo der Thanı auf 20 £ nad) Mercen Law, auf 25 nach Westsaxon Law 
angejetst wird (was dem Betrage nad) dafjelbe ift, weil der Merciihe Shilling 
4 d, der weſtſächſiſche 5 d. hat). 

Schr frreitig ift die Stellutig der sixhyndemen, welde in Wessex 
zwiſchen dem twelfhyndeman und dem ceorl in der Mitte ftehen und dann aud) 
wieder wie gleichbedeutend mit den gesithcundmen erjheinen. Dan bat unter 
Anderen vermuthet, „daß dabei ſchon ein Unterſchied zwiſchen ritterlichem Leben 
und ritterbürtiger Geburt hervortrete,“ daß der eigentliche Geburtftand ber 
Kitterbirtigen noch von den ritterlihen Dienftmannen unterſchieden werde. 
Echmid Gloss. 600. 601.) K. Maurer fucht im sixhyndeman den Landbeſitzer 
unter 5 Snfen im Gegenſatz des Tandlofen ceorl (Krit. Zeitichrift II. 6062). 
Ter Gefammtheit der Berhältniffe entfpräche wohl am meiften die Annahme, 
def der twelfhyndeman ber triegspflichtige Beſitzer von fünf Hufen, ber six- 
hyndeman der Friegsgelibte Dienfimann ohne einen ſolchen Allodialbefig ift 
(mehriheintich dann auch mit Einjchluß der Söhne bes twelfhyndeman). Dod) 
bleiben and dabei Schwierigfeiten. Anfcheinend hat fich diefe Mittelftufe nicht 
lange erhalten, und wird im Anfang der normannifchen Zeit in einer Weife er- 
mähnt, die auf eine Antiquität deutet. Bergl. Schmid Gloss. v. Gesith und 
Thegn. Maurer Zeitfchr. II. 396—413. Lappenberg I. 569—73. 
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Ueber die Einzelheiten des Wehrgeldes vergl. den angellächftichen Auflat 
de weregildis (Schmid, Anhang VII), der allerdings Spuren jpäterer Nad- 
träge an fich trägt. Weber die Mannbuße vergl. In. cap. 70; über die Buß- 
füe der Wittwe Aethelbirth cap. 74. Ich Tann im Allgemeinen auf die be- 
fannten Süße der germaniſchen Vollsrechte verweifen und auf die Zufammenftel- 
(ungen bei Turner, Hist. IV. ©, 314 ff., Lappenberg I. ©. 601 ff., Schmid 
Glossarium und 8. Maurer, Ueber das Weſen des älteften deutichen Adele, 
Münden 1846, S. 123—197, 

++) Weber die Bedentung ber angelfächfiichen Grundherrlichkeit 
vergl, den Auffab von Zöpfl: Nachweiſung, daß die Inrisdictionsbefugnifie 
der großen englifchen Barone im XI. und XII. Jahrhundert genau diefelben 
waren, wie die der beutfchen Dinghöfherren (in Zöpfl, Alterthiimer des deut⸗ 
ſchen Keiches und Rechts, Bd. I. 1860 Nr. V. ©. 170— 211), wo aber bie 
Analogien der continentalen Verhältniffe doch mit Vorficht zu gebrauchen find. 
Bergl. ferner die quellenmäßige Behandlung der Trage bei 8. Maurer II. 
©. 49—56. Lappenberg I. 572. Schmid, Gloss. v. socn. Da ber Grund- 
herr als der Eigenthlimer die öffentlichen Laften trägt, alfo jeine Colonen dem 
Staate gegenüber in ihren Pflichten vertritt, jo entftand folgeweile auch die 
Vorftellung einer Vertretung in ihren Rechten. Er ift ihr Hlaford in einem 
noch eminenteren Sinne al® der Brodherr gegenilber der bloß perfünlichen Die- 
nerfchaft. Das Zuſammenwachſen jener wirthidyaftlichen und rechtlichen Ber- 
hältnifje war ein fo unvermeidliches, daß jelbit die gewaltige Perjönlichkeit 
Cnut's darin nichts zu ändern vermochte. Die dänifche Herrichaft hat vielmehr 
den rechtlichen Charakter der saca et soca confolidirt und die Eutwidelung 
des ariftofratifchen Charakters der Berfaffung nur befchleunigt. Gerade feit 
Cnut erfcheinen die Königlichen Hoheitsrechte biefen herrichaftlichen Bezirken ge- 
genüber nur noch al® Reſervate. Cn. I, cap. 12: „Dies find die Gerechtſame, 
die der König hat über alle Leute in Westsex, nämlich: Mundbrucd und Haus- 
frieden, Wegelagerung und Behaufung von Flüchtlingen und Heerbaun, außer 
wenn er Jemand weiter beleihen will und er ihm diefe Gerechtiame gewährt.“ 
(Vergl. Cap. 13—15.) 

****) Ueber die angelfächfifchen Ständeverhältniſſe, die fich aus diefer 
Combination ergeben, ift eine umfaflende Monographie Sam. He ywood, 
Dissertation upon the distinction in society and ranks of the people under 
the Anglosaxon Government, London 1818. 8. Sie handelt in einer um- 
fihtigen, kritiſchen, von ähnlichen atiquarifchen Arbeiten ſich vortheilhaft unter- 
fcheidenden Weife c. 2. of euldormen and earls ©. 53—117, c. 3. of thanes 
p. 118—243, c. 4 of sitheundmen, sixhyndmen p. 244—272, c. 5 of free- 
men (including ceorls, gafolpayers, villans, bordars, cottars, coscets, hired 
servants, freedmen and burgesses) p. 273—354, c. 6 of slaves. Bergl. 
auch Hallam Middle Ages. App. III. 8. Maurer, Ueber das Weſen des 
älteften deutichen Adels, München 1846, S. 123—196, und Krit.. Zeitfchr. II. 
415. 31. II. 30—68. 388 ff. Kemble, Anglosaxons c. 7. (Der Dienftadel.) 

1) Die Stellung ber weltlichen Großthane ift in der privatrecht- 
lichen Abftufung des Wehrgeldes und der Bußen nicht verfchieden von der fol- 
genden Klaſſe. Sie find twelfhyndemen von Befit- und Geburtswegen, wie 
alle übrigen Thane, und haben ein höheres Wehrgeld nur in ihrer Stellung 
ala ealdormen oder in anderen Würden. Ebenſo ift ihre Grundherrlichkeit 
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isaca et soca) fiber einen größeren Bezirk fiir die Gerichtsverfaffung nicht 
verichieden von der saca et soca eines gewöhnlichen Thans über ein einzeles 
Gut. Auch if die Bererbung der Wiirde des Ealdorman (abgeſehen etiva von 
der Grafichaft Cheſter) nur ein faktifch, micht rechtlich anerkanntes Verhältniß. 
Selbſt am Schluß der angelfächfiichen Zeit ift in der Yamilie des Majorbomus 
Godwin noch Leine erbliche Würde zu erfennen. Die unruhigen fpäteren Zei- 
ten, namentlich die dänifchen Kämpfe, find auch hier dem ariftofratifchen Ele⸗ 
mente nur günftig geweſen. Fortgeſetzter Kriegsdienft umd Gunft verichafft den 
Seren bewafineter Sefolgichaften ftets neue Beute, wachſenden Grundbeſitz, ftete 
Bevorzugung bei Berleihung des Folklandes, häuft alfo den großen Beſitz, wäh- 
tend der Meine Beſitz fich nicht vermehrt, verfplittert, verarmt. Die dänifche , 
Zeit läßt darum fo wenig Spuren in der Berfaffung zurüd, weil fie hauptjäch- 
lich mr einen theifiveifen Perſonenwechſel in der Thanfchaft und Iolale Coloni⸗ 
tationen herbeiführte. 

2) Ueber die Stellung der Grafſchaftsthane vgl. Schmid Glossar. 

2. 664 — 68. Die fcheinbar unüberwindlichen Schwierigfeiten löſen ſich nur 
durch die ſpätere Geſtalt des Heerbanns, der jedenfalls feit Alfred (1) die Fünf- 
hufenbefiger ale ſolche, (2) die fchwerbewaffneten Miniſterialen (ritterlicher Le⸗ 
beusweife) im Dienft des Könige oder eines großen Grundherrn unabhängig 
von eigenem Freibeſitz umfaßt; ferner dadurch, daß die Staatsämter und bie 
defämter am Hof des Königs wie der Großen zugleich militärifche Aemter find. 
Die Thanſchaft ift aljo ein Gemiſch von Berhältniffen des Beſitzes, eines mili- 
täriichen Staudesberufes und eines Amtes, wozu das vieldeutige Wort Than 
ſich ebenſo gut eignet, tie das fpätere Wort Baro. Diefe Bezeichnung der 
„Nannen“ umfaßt gewiſſermaßen das volle active Staatsbürgerrecht der Zeit. 
Es erflärt fich daraus u. A. von felbft die ausdriüdliche Erwähnung der Thane ohne 
eigenes Land (Aethelſtan VI. 11, vergl. In. 45, 51), und die vielfältige Er- 
wähnung von Thaini ohne Beſitz oder mit ehr feinem Befiß im Domesday- 
book, Es erfiärt ſich ferner die halbentwidelte Erblichleit der Thanfchaft, die 
joweit fie auf Befits beruht, jelbfiverftändlich, ſoweit fie auf der Eriegerifchen Mi- 
ziferialität beruht, erft in den Anfängen der Entwidelung war. Die dee 
emes erblichen Etandes zeigt fich bereits darin, daß der ceorl durch Erwerbung 
vor 5 Hufen nicht mehr ohne Weiteres zum Than wird, fondern erft, „wenn 
er eine Kite und eine Küche, ein Glodenhaus und einen Sit im Burgthore 
und eim befondere® Amt (sunder-note) in des Königs Halle hat" (Schmid An- 
bang V., vom weltlichen Rang, $ 2). Anbererfeits wird in dem Auffak vom 
Behrgeld Gap. 2 wieber anjcheinend nur vom Beſitz als Borbebingung ge- 
trochen: 

8.9. Und wenn ein ceorlifcher Mann dahin fommt, daß er 5 Hyden 
Laudes zu des Königs Heerbann hat, und man ihn erihlägt, vergelte man 
ihn mit 2000 Thrymſen. 

8 10, Und wenn er auch dahin kommt, daß er Helm und Harniſch und 
ea mit Gold ansgelegtes Schwert hat, wenn er das Land nicht hat, jo 
iKerdoch ein Ceorl (nad Lambard's Tert: „obſchon er das Land nicht 
bat, fo if er sithcund”). 

11. Und wenn fein Sohn oder fein Sohnesfohn dahin kommt, bafß er 
je viel Land Hat, dann ift die Nachkommenſchaft von gefithfundem Oele 
zit ꝓweitauſend. 
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8 12. Und wenn fie das nicht haben und dahin nicht kommen können, 

gelte man fie als ceorliſch. 

Es find dies Mebergangs- und Miichverhältniffe, wie fie aud) in den erften 
Entwidelungsftufen des niederen Adels auf dem Kontinent vorkommen. Cine 
ausdrüdliche Erwähnung, daß auch Thane wiederum Thane zu Dienfimannen 
haben konnten, findet fi in dem Aufſatz vom weltlichen Rang (Schmid An- 
bang V., $ 3). Vergl. Edg. II, 3, Aethelr. VIII. 8, En. I. 8. a. E., II. 32, 
8 1. Eine rechtliche Scheidung von mittelbaren und unmittelbaren Thanen 
ift indeffen nicht durchzuführen. Für die Geiftlichkeit ift die Thanwürde ge- 
wiffermafen ein perjönlicyer Adel; das Wehrgeld des Erfdjlagenen richtet ſich 
alfo na dem Geburtesftand des Geiftlihen. LL. Henr. I. cap. 68. 

3) Die Stellung bes gemeinfreien ceorl hängt nur noch dadurch 
mit den activen politiichen Rechten zuſammen, daß der ceorl als Urtheilsfinder 
in dem Hundredgericht nad) örtlichen Berhältniffen thätig fein fann. Im Uebri- 
gen ift die Maſſe der ceorls bereits zu paffiven Gliedern des Staats herab: 
gefunfen. Um jo mehr find die Landlojen, die Wälen, bie Tsreigelaffenen, bie 
Leibeigenen infra classem. Der ganze dritte Stand der angeljächfiichen Zeit 
in feiner politiichen Bedeutung ift am Schluß der Periode im Berfchwinden. 
Mit Unrecht aber bat man häufig die privatredhtliche Freiheit bes ceorl 
am Schluß der jächfiichen Zeit verfannt, wie denn auch Kemble in den Grund- 
irrthum verfällt, alle privatredhtliche Abhängigleit als „Unfreiheit” anzufehen. 
Der ceorl hat fein Wehrgeld aus eigenem Recht, ift waffenfähig im vollen 
Einne, des Freieigenthums fähig, und ebenfo bes Auffteigens in den höheren 
Stand dur Erwerbung des Fünfhufenbefites. Der deonomiſche Drud, der 
aus der Belaftung des Gruudeigenthums, bie wirthichaftlihe Noth der um 
teren Klafien, die aus den Wirren der fpäteren angeljächfiichen Zeit hervorging, 
und die Unterwerfung ımter eine saca et soca wird mit Unrecht al® perjön- 
liche Unfreiheit anfgefaht. Das fpätere Niederlaffungsrecht feſſelt allerdings 
die Maſſe der arbeitenden Klafien de facto an die Scholle, ohne beshalb Un 
freiheit im privatrechtlichen Sinne zu begründen. Richtig ift es aber, daß bie 
jpätere ariftofratifche Anſchauung der angelfächfiichen Zeit auf die Maſſe der 
ceorls mit focialem Hochmuth herabzufehen anfing, daß der Name des gemein- 
freien ceorl eine etwas verächtliche Nebenbedeutung erhielt. 

Dabei ift es aber für England dyarakteriftiich, daß die maſſenhafte Abhän 
gigkeit der niederen Klafien von den großen Grundbeſitz nicht wie in Frank 
reich auf dem Seniorat beruht, fondern auf dem Polize iſchutz des Hlaford 
iiber die auf feinem Lande Angejefienen. Die relative Bernadhläffigung bes 
Heerweſens hat ſchon bamals mehr die Bolizei- als die Militärverfaffung zu 
dem beftimmenden Grundton ber Ständeverhältniffe gemacht, und giebt ſchon 
der angelfächfiichen Ariftolratie mehr die politifche Stellung von Poligeiherren, 
als von Seigneurs im continentalen Sinne des Worts. 


D. Die bisher bezeihneten Elemente des Beſitzes, — 
ihre Leiftungen in Heerbann, Geridht und Kirche, — ihre 
Abftufungen nah rechtlich anerkannten Klaffen, Stän: 
den, — ergeben zufammengefaßt ben mögliden Antheil des 
Bolfe an dem Geſammtwillen, die Staatsverfaffung der 
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angelſächſiſchen Zeit. ES find ähnliche Elemente wie die, welche die 
germanischen Yandesverfaflungen des Gontinents bilden. Der fette 
Grund diejes Antheils ift die Selbftthätigleit im Heerweſen und Ge⸗ 
richt; es ift die Gewöhnung an die Thätigkeit im Einzelen, weiche 
den Sinn für das Gemeinfame erhält und das Hecht der Theilnahme 
Gemeinfamen begründet. Die germanifche Volksanſchauung ver- 
mag fi) eben deshalb ihre Obrigkeiten nicht anders zu denken wie an 
der Spitze beichließender Berfammlungen, die in ben kleinen Weichen 
als identifch zu denken find mit den fpäter jogenannten Grafjchafts- 
gerichten. 

Seit der Bereinigung zu größeren Verbänden finden fih Lan⸗ 
desverjammlungen (concilia) um die Könige, in denen das innere 
Yeben der Gerichtsverſammlung zufammengefaßt wiederfehrt. In dies 
ſem Sinne konnte man fchon damals jagen, daß „der Staat eine 
große Grafſchaft, die Grafichaft ein Keiner Staat ſei.“ In den klein⸗ 
itn Königreichen, wie Kent, war die ordentliche Gerichtöverfammlung 
gewiß von Hanfe aus identisch mit der Volksverſammlung. In den 
größeren Königreichen Tonnte die Yandesverfammlung nur einen engeren 
Kreis anserlefener Mitglieder begreifen. In noch höherem Maß galt 
dies nach der Bereinigung der fogenannten Heptarchie. 

Beftimmend für die Geftalt der Berfammlungen war 
natürlich der Zwed ihrer Berathung. Sie follten über ge- 
meinjame Kriegsunternehmungen, über gemeinfame Einrichtungen oder 
Aenderungen im Heer⸗, Gerichtöwefen und in der Kirche berathen. 
Ale diefe Verhältniſſe find aber durchdrungen einerſeits von dem Ein⸗ 
fluß des Beſitzes, andererfeits von dem Nechtegrundfag, daß die höhere 
Yeltung für das Gemeinweſen das höhere Recht im Gemeinwefen giebt. 
Aus beiden Grundfägen hat fich eine rechtliche Abſchichtung von Stän- 
den ergeben, welche fi an diefem Punkte zufammenfaifen muß. 

I. Gemeinſame Einrichtungen des Heerbannes und 
ftiegerifche Unternehmungen find nothmwendig zu berathen mit den 
zührern. Die durch den Beſitz gegebene Führerfchaft findet fi) num 
oder jet in den Großthanen, die mit zahlreichen bewaffneten Gefolgen 
dem Heere zuziehen. ‘Die rechtliche Führerfchaft beruht auf dem Amt 
der vom König ernannten Kaldormen aus der Zahl der Großthane. 
Ton diefem Standpunkte aus waren aljo zur Reihsverfammlung bie 
Ealdormen und die übrigen Großthane zuzuziehen, und bie wegen ihrer 
Kriegserfohrung etwa fonft zu Commandos ernannten Thane. 

2. Gemeinjame Einrihtungen und Aenderungen im 
Gerichtsweſen find nothwendig mit denen zu berathen, welche gemohn- 
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‚ heitsmäßig das Gericht leiten. Es find Dies aber wiederum bie vom 
König ernannten Galdormen, neben ihnen die Shirgerefas; abgefehen 
von diefen Aemtern aber auch die Großthane als Herren eigener Ge⸗ 
richte über ihre Leute. Auch von diefem Gefichtspunft aus waren alfo 
Großthane und vom König ernannte Thane zu berufen. Da bei dem 
Zurüctreten der Militärverfaffung das Gerichtsweſen vorzugsweise 
die Verfaffung bejtimmt, fo ift aud) die Bezeichnung witan (Rechts⸗ 
fundige) von diefem Gefichtspunft die regelmäßige Bezeichnung der 
Mitglieder der Landesverfammlung. 

3. Kirchliche Angelegenheiten find nothwendig mit denen zu 
berathen, welche Lehre und Seelforge leiten. Es find das die vom 
König ernannten DBifchöfe, und neben ihnen mit dem Aufblühen 
großer Klöfter auch einzele Aebte. Der große Beſitz der Prälaten 
ftellt fie ohnehin den Großthanen gleich, und giebt in Verbindung mit 
ihrer geiftlichen Würde ihnen den erften Rang. Ihrem eigenen Or⸗ 
ganismus gemäß ift gerade die Kirche mehr an das Gentrum der 
Landesverfammlung, als an die einzelen Graffchaftsverfammlungen 
gewiefen; dort concentrirt ſich der kirchliche Einfluß, fetten fidh der 
firchliche und der weltliche Staat an einander. Die Hand der Geift- 
lichkeit ift in zahlreichen Befchlüffen, die zunächſt gegen das Klaſſen⸗ 
recht gehen, wohl erfennbar. Geiftlihe Dinge werden an erfter Stelle 
und meiſtens wohl ausſchließlich von den Prälaten befprochen. 

Diefen fachlichen Borausfegungen entsprechen ſämmtliche Nachrich- 
ten über angelſächſiſche Landesverſammlungen, welche feit der Vereini- 
gung des Reiches, namentlich feit Eduard dem Aelteren, in großer 
Zahl vorliegen. Die „Witenagemotes“ bilden fih aus den 
leitenden Elementen in Heer, Gericht und Kirche. Sie verfammeln 
fih von Zeit zu Zeit, um die Konflikte zwifchen den verfchiedenen 
Elementen de8 Gemeinweſens zu entjcheiden, um die widhtigften Maß⸗ 
regeln der Gegenwart und Zukunft gemeinfam zu berathen und zu be- 
Schließen. Da alle leitenden Stellungen in Heer, Gericht und Kirche 
auf Königlicher Ernennung beruhen, fo erfolgt auch die Ladung der 
einzelen Mitglieder durch Königliches Berufungsfchreiben (writ). 
Da eine anerkannte Hauptftadt, als herkömmlicher Ort der Landesver⸗ 
fammlung, nit vorhanden ift, jo beftimmt folchen der König, nad 
Zeit und Umftänden mannigfaltig wechfelnd, — was auch von diefer 
Seite aus eine Berufung durch ausdrückliche Ladung bedingt. Da alle 
leitenden Stellungen im Gemeinweſen durch ben Befig bedingt find 
(mit dem Unterfchied, daß in ber weltlichen Verfaffung der Beſitz zum 
Amt, in der kirchlichen das Amt zum Beſitz führt), fo liegt in der 
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Verſammlung zugleich eine Repräfentation des Beſitzes: aber 
nicht des nadten Beſitzes um feiner felbft willen, fondern des Be- 
figes nad) feinen Reiftungen für das Gemeinwefen, — des Bes 
feed fo, wie er die Funktionen, des Staates wirklich erfüllt. Eben 
deshalb findet fich Feine Spur von gewählten Mitgliedern; 
denn weder in Heer, noch in Gericht, noch in der Kirche findet ein Wahl- 
prinzip im modernen Sinne Anwendung Seine Spur von einer 
befjonderen Bertretung der Städte, da fie weder für Gericht, 
nod für Heer, noch für die Kirche eine felbjtändige Bebentung haben, 
jondern in der Grafichaft aufgehen. Keine Spur von Bertretung 
von Örundberrfchaften; denn die großen Thane bilden zwar fak⸗ 
tiſch im Heerbann eigene Abtheilungen, im Gerichtsweſen eigene Herr- 
Ihaftsgerichte, aber Heer= und Gerichtspflicht Liegen doch dem Recht 
nach noch immer den einzelen Untertbanen ob. Daher auch Feine 
Spur eines anerlannten Geburtsadels, weder cines hohen für 
die Großthane, noch eine® niederen für die iibrigen Thane; wohl aber 
ane faktiſche Erblichkeit von Beſitz und Einfluß, der in Einzelheiten und 
in der gemeinen Borftellung fchon wie ein Geburtsftand erfcheinen muß. 

Die Unentfchiedenheit diefer Berhältniffe und die Einmengung ber 
ſpateren Inſtitutionen hat manches Irrige der jächfiichen Witenagemote 
angedihte. Sie follte bald ein Haus der Lords, bald ein Haus der 
Semeinen, jeden falls eine gefeßgebende und fteuerbewilligende Berfamm- 
tung fein. Ju der Wirklichkeit war fie feines von beiden, auch nicht 
grjeßgebende und fteuerbewilligende Körperfchaft im jpäteren Sinne. 
Lirmehr ift die Witenagemote die VBerfammlung der leitenden Elemente 
in Heer, Gericht und Kirche, — eine Ablagerumg der Befigmaffen 
m der Weiſe darftellend, wie fie die Staatsfunktionen wirklich erfüllen. 
Umgerfennbar ift aber das entjchiedene Uebergewicht der großen Thane 
in diefen Berfammlungen, weldes in ber Regel den König nöthigt, 
jmmehl die großen Aemter nach ihrem Beirath zu befegen, wie bie 
wihtigiten Maßregeln nad) ihrer Meinung zu befchließen. Dies tritt 
mmer ftärter hervor, je mehr mit dem Verfall des gemeinen Heer- 
bannes die Waffenmacht fich in Großthanen und friegsgelibten Dienſt⸗ 
Inten concentrirt. Das Gegengewicht gegen die Großthane, welches 
de kirchliche Berfaffung bot, verliert fpäter feine Kraft. Beſonders 
fit der Belehrung der Dänen zum Chriftenthum gehen die Prälaturen 
mr vollftändiger an Mitglieder derfelben vornehmen Familien liber, 
weiße in der weltlichen Seite des Staats als große Thane bominiren. 
Belegung und Anfchauung werden auf beiden Seiten immer gleicharti- 
gr. In der ziellofen Verwirrung des Staatoweſens unter Aethelred 
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bat sich diefer ariftofratifche Charakter der Verfaffung entfchieden. 
Unter Cnut ift er vollendete Thatfache. Unter Edward dem Belenner 
ift die höchſte Würde ein Schattenkönigthum. 

Der angelſächſiſche Staat verkörpert ſich nun in verhältnißmäßig 
wenigen Berfonen: im König, einer mäßigen Zahl von Prälaten, Hof⸗ 
beamten, Caldormen, Shirgerefas. — Außerdem haben die Könige ihre 
Domainenvögte, Bailiffs, judices u. f. w., als Gerichts-, Polizei- 
Vögte und Nentmeifter in ihren Herrfchaften und Gütern, die wie ge⸗ 
wöhnlih jo auch in der angeffächfifchen Geſchichte mit den Staats: 
beamten vermwechfelt werden. — Eine gegenfeitige Einwirkung jener Ele⸗ 
mente war bei ber relativen Cinfachheit der Berhältniffe eine unver: 
meidlihe. So bedeutend die Rechte des angelfächfiichen Königthums 
bereits find, fo leicht werden fie dem Einfluß der Prälaten und Groß- 
thane am Hofe und in ber Tandesverfammlung bienftbar. Daher Die 
iiberrafchenden Schwankungen je nach der Perfönlichkeit der Könige. 

Was große Berfünlichkeiten in einer folchen Landesverfaffung ver- 
mochten, zeigen einige glänzende Erfcheinungen, wie die Alfreds des 
Großen. Er, ber Retter des VBaterlandes vom dänischen Joch, galt 
nun mehre Yahrhunderte lang einem daufbaren Volt al8 der Urheber 
alles Chriwürdigen und Guten, was aus der alten Zeit in die fpätere 
hinüberreichte. In der That bezeichnet Alfreds und jeiner nächften 
Nachfolger Thun auf allen Gebieten des Staats, in welder Rich— 
tung die Reformen vor fich gehen mußten, um dem Staat die ver- 
(orene Kraft wiederzugeben. 

Allein ſolche Schöpfungen bedürfen Menfchenatter fortdauernder 
Pflege. Das Königthum war noch nicht ſtark genug, um ſich ohne 
tüchtige Perſönlichkeiten zu behaupten. Erſt ſpät hatten ſich die foge- 
nannten ſieben Königreiche vereint; noch immer lebten Stammeseifer⸗ 
ſuchten fort, noch ſtärker der Fwieſpal dänifcher und ſächſiſcher Ele⸗ 
mente: beide verkörperten fi in der Uneinigkeit der großen Herren. 
Auf der mittelafterlichen Stufe der Civilifation waren überhaupt die 
reichſten Klaffen der Gefahr der Entartung, Völlerei und Genußfucht 
am dringendften ausgefegt. Hader, Gewaltthätigkeit und Mangel an 
Gemeinfinn‘ treffen, wie auf dem Gontinent, mit dem Mißgeſchick der 
perfönlichen Unfähigkeit der Königlichen Familie feit Aethelred zufam- 
men. Auch Enuts gewaltige Perfönlichleit geht wie ein Phänomen 
vorüber. Das Kriegselend mehrer Menfchenalter trifft am meiften 
zerjtörend die Klaſſe der freien Allodbauern. Die meiften Grafjchaften 
jind jo durchbrochen von großen Gütern und herrſchaftlichen Gemein- 
den, daß in den meiften Hundreds die freie Gemeinde fein zufammen- 
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hangended Ganze mehr bildet. Mit dem Herabfinken der gemeinen 
sreiheit und des freien Gemeindelebens ſinkt auch das Nationalgefühl 
und die Nationalfraft. Unter dem Hadern der Großen fucht eine 
mähhtige und herrſchſüchtige Geiftlichkeit [don unter Eduard dem Bekenner 
Verbindungen mit dem Normannenherzog, dem zum letzten Mal tapfer - 
fümpfend der fächfifche Heerbanı in der Schlacht bei Senlac oder 
Haftings (1066) erliegt. 


Es gab bei den Germanen eine Zeit, in welcher die Teiftungen für Heer- 
bann und in dem Gericht für jeden Freien grundfäglich gleich, und daher aud) 
die Berathbung Über die gemeinjamen Dinge cine gemeinfame 
unter gleihmäßiger Theilnahme der Freien geweſen war. Das heidniiche 
Priefterthum ordnete fich diefen Berhältuiffen ein und unter, Bei den kleinen 
Ztammeinheiten fiel die große Gerichtöverfammlung von felbft mit.diejer Be— 
rathung gemeinfamer Dinge zufammen. Jene Verfammlungen waren, modern 
ausgedrüdt, Parlament und Grafſchaftsverſammlung zugleich. 

Diefe Berhältniffe mußten ſich indeflen ſchon dann modifiziren, wenn eine 
Mehrheit von Heinen Berbänden fi zu einem größeren Gemeinwefen 
eimigte, wie dies in Folge gemeinjamer Kriegeziige und gemeinfamer Tandes- 
vertheidigung jchon frühzeitig beginnt. Den großen Unternehmungen der Völ⸗ 
terwanderung, welche auf gemeinfanıen Kriegsplänen im größten Maßſtabe be- 
ruhen, müſſen zahlreiche Combinationen zu größeren Verbänden vorangegangen 
kin. Ju der Regel beruhten dieje größeren Bereinigungen anjcheinend nur 
auf der Anerkennung eines gemeinfamen Kriegführers und auf einer Berathung 
der zeitigen Häuptlinge der Einzelftämme unter ſich. Cine Verſchmelzung der 
Unterflämme zu einer großen gemeinjamen bejchließenden Berfanmlung war 
Ihen aus örtlichen Griinden unausführbar. Eine Tendenz dazu fette ohnehin 
eine fo enge Einigung voraus, wie fie in der Regel gar nicht erftrebt wurde. 
Ee giebt daher in der ganzen beglaubigten Geſchichte nur eine Notiz iiber ein 
iolhes Geſammtparlament, und zwar bei den Sachſen des Kontinents. Nach 
einer Rachricht in Hucbaldus jollen ſich die Sachſen des Kontinents alljährlich 
m einer großen Keichsverfammlung in Marklo vereinigt haben, zu welcher 36 
Boten, aus Oftphalen, Engern und Weftphalen je zwölf, und davon vier aus 
ibem der drei Stände der Edlen, Freien und Laſſen erichienen: Statuto quo- 
que tempore anni semel ex singulis pagis, atque ex iisdem ordinibus tri- 
partitis, singillatim viri duodecim electi, et in unum collecti, in media 
Saxonia secus flumen Wiseram, et locum Marklo nuncupatum, exercebant 
generale concilium, tractantes, sancientes et propalantes communis com- 
moda utilitatis, iuxta placitum a se statutae legis. Sed etsi forte belli 
terreret exitium, si pacis arrideret gaudium, consulebant ad haec quid 
sibi foret agendum. (Ex vita S. Lebuini auctore Hucbaldo Einonensi 
Pertz IL 361.) Ob dabei an eine Berfammlung von Hänptlingen und Bor- 
kehern zu denfen, ift nicht recht erfichtlih. An eine Wahl im modernen Sinne 
ik jedenfalls nicht zu denlen. Der Typus einer ſolchen Berfaflung würde ſich 
nf ebenfo Har ausgeprägt finden, wie der der Gerichtsverfaflung. Daß aud) 
vr Reichstag zu Marklo feine fefte, das Bolksieben durchdringende Juſtitution 
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geweſen, ergiebt das fpurfofe Verſchwinden deffelben, das tiefe Schweigen frühe- 
rer und fpäterer Nachrichten barliber. 

Bei den Angelfahien auf der britifhen Infel konnte eine Ber: 
einigung foldyer Art fi von Haufe aus nidyt bilden. Ihre Eroberungszüge 
hatten fehrittiweis den neuen Boden erfämpft, und waren von Anfang an auf 
eine dauernde Stellung der Heinen Häuptlinge verwiefen. Daher das frühe 
Entftehen erblicher Stammflirftentgilmer, die fich nad endlofen Fehden größeren 
Königen, und feit Egbert (821) und Edward d. Ae. einem Könige unterordnen, unter 
welchen aber befondere Landesverfammlungen der früher getreunten Reiche 
noch fange fortdauern. Erſt feit Eduard dem Aelteren ift das periodifChe Da— 
fein von Gefammtparlamenten einigermaßen beglaubigt. 

Nachrichten über 147 witenagemotes vom Jahre 698—1066 Hat 
Kemble Bd. I. S. 207— 230 zufammengeftellt. Der Name witenagemote 
ift dabei mehr ein conventioneller. Urkundlich hießen fie wie alle fächfifchen 
®erichtsverfammlungen gemotes — commune concilium, curia magna, 
assisa generalis, placitum universi populi, placitum omnium liberorum et 
hominum etc. Die Einheit, welche wir heute Staat nennen, heißt im Mittel: 
alter Bolt (beziehungsweife Kirche): es ift das Geſammtvolk im Gegenfaß der 
einzelen Gemeinden. 

Die Gegenftände ber Berathung ergeben fi) aus den nod) vorhandenen 
angelfächfiichen Gefegen: Beſchlüſſe über Krieg und Frieden, Beichließungen über 
das Gerichtswefen, vor Allem über die Aufrechthaltung des Friedens, alfo po- 
Tizeiliche Anordnungen. Dazu die gefonderte Gruppe geiftlicher Angelegenheiten. 
Die urfprlinglich vorhandenen VBefchlüffe bilden natitrlich nur einen Theil deſſen, 
was von dauernder Wichtigleit erſchien. Die eigentlich laufenden Geſchäfte 
waren die Schlichtung von Streitigkeiten unter mächtigen Thanen und Prälaten, 
Tandesbefchwerden aller Art, vor Allem Beſchwerden über Recdhtsverfagung. 
Die witenagemote ift nicht ſowohl Appellationsgeridht, als eine ergänzende 
Hülfe für folche, die in der Graſſchaft ihr Recht nicht zu finden vermögen. 

Die beiliegende Stellung der Berfammlung ift analog der Graf: 
ſchaftsverfafſung: wie dort der ealdorman mit Zuftimmung feiner witan, fo 
befchließt hier der König mit Zuftimmung der witan des Reiche. Dies drüdt 
fi) aucd im Style aus: (Ina) per commune concilium et assensum omnium 
episcoporum et principum, comitum et omnium sapientum et populorum 
totius regni. — Edgardus rex consilio sapientum, — sapientes consilio 
regis Athelstani instituerunt, — rex Edmundus et episcopi sui cum sa- 
pientibus constituerunt etc. Ausdrüdiich erwähnt wird die Zuftimmung beim 
Abſchluß von Verträgen, beim Aufgebot der Heeresmacht, bei kirchlichen Ber- 
ordnungen, am häufigften aber bei der Allodificirung von Folkland. 

Wie in der Grafichaft bilden fid) au) hier nad) Bedürfniß engere Aue: 
ſchüſſe zur Verhandlung Taufender Geſchäfte, namentlich folder Rechtefachen, 
welche der König hierhergezogen hat, bei denen das Gericht analog beſetzt fein 
muß, wie bei Prozeſſen im Grafichaftsgericht. Infofern ift mit der witena- 
gemote eine curia regis verbunden, d. h. ein aus Mitgliedern biefer Ver⸗ 
fammlung in herfömmlicher Weife befettes Gericht. Wie bie Grafichaftsver- 
fammlung, fo enthält auch die Landesverſammlung nad) dem fpäteren Sprach 
gebraudy mehre „courts” in fi, d.h. die Mitglieder find in mehren Aus- 
ichüffen und in verſchiedener Weife der Belegung für verfchiedene laufende 
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Geiäfte thätig. Anfänge ſtehender Reichegerichte mit feften Beifibern beginnen 
erſt viel fpäter unter den Plantagenets. Für die Urkundenbeivahrung und für 
den jhriftlichen Geſchäftsgang des Reiches befteht aber eine Reichskanzlei, unter 
einem Kapellan des Königs, der feit Eduard dem Bel. ein großes Siegel erhält. 

Ueber die Beftandtheile der witenagemote geben authentifche Auskunft. 
die erhaltenen LUnterjchriften. Sie beginnen gewöhnlich mit den Nanien der 
Mitglieder der Königlichen Yamilie und der Biſchöfe. Dann folgen einige prin- 
cipes, duces und Hofchargen, b. h. ealdormen und andere Großthane. Sodann 
bie zu 30, 40 und mehr milites, d. 5. Thane, die eine Berufungsorder erhalten 
haben. Die höchfte Zahl ber bisher aufgefundenen Unterichriften beträgt 106; ziem- 
lich Häufig find Zahlen zwifchen 90 und 100; oft-aber auch geringere Zahlen bis auf 
zwanzig und weniger herab, wobei namentlich auch zu beachten ift, daß für die alten 
Daupttheile des Reichs ſehr gewöhnlich befondere Berfammlungen gehalten wurden. 
Natürlich fand ſich wie bei den Grafſchaftsverſammlungen ein Umftand ein. 
Tie Männer der Grafſchaft waren wohl meiftens anweſend, und noch unfehlbarer 
braten die großen Herren ein zahlreiches Gefolge von Thanen, Prieftern und 
anderen mit fi. Allein vor dem Uebergewicht der Biſchöfe und Königsthane 
verfiummte bier die Stimme des Gemeinfreien und bes Gefolgen. Nur bei der 
Anerlennung eines neuen Königs galt die Acclamation oder die Unzufrieden- 
beit des Umſtandes (in Reminiscenz an uralte Zeiten) noch als bedeutungsvoll. 

In diefem Sinne mag man von einem engeren und von einem weiteren 
Kreife der Landesverſammlung reden, nur ift an eine Mitabftimmung des zu- 
ſällig anweſenden Umfiandes niemals zu denken. Wie die Erblichkeit der Mo- 
narchie, fo hing auch die Bedeutung der Stände noch vielfach von zeitigen Macht- 
verhäftnifien ab. In Nothfallen beichließt auch die Landesverfammlung wohl 
eınmaf ohne den König; obgleich das Recht des Königs, weltliche und geiftliche 
Serlammlungen zu berufen und zu leiten, al® unzweifelhaft baftebt. 

Fragen wir ſchließlich, ob dieſe Verfaſſung den Charakter einer freien Ber- 
ieflung an fich trägt, jo ift die Frage mit folgenden Maßgaben zu bejahen. 

1) Die Freiheit im focialen Sinne ift erhalten durd) die Kirche und 
duch das Königthnm. Bor Allem war e8 die Kirche, welche allen Klaflen das 
Auffleigen zu den höchften Würden des Reiche, dem Rechte nad, offen ließ. 
Aber auch im weltlichen Staat war das Klafienreht noch nicht zu Geburts- 
Känden abgefchloflen, das Auffteigen noch offen gehalten. Zunädft für den 
erblichen Knecht durch die Geſetze über Freilaffung. Für den Wälen durch das 
Gehen, daß auch der Wäle als Than gelten foll, wenn er 5 Hufen Land befitt. 
für den ceorl durch das Geſetz, daß auch er Thanenrecht gewinnt, wenn er 5 Hufen 
and x. erwirbt. Auch ein Kaufmann fol ale Than gelten, wenn er breimal 
über See gereift if. Durch Berleihung des Königs mit hohem Amt (und 
jelbſwerſtändlicher Ausftattung mit einem Orunbbefib) mag aud) der gewöhn- 
liche Than zum Königethan und Grafen auffteigegem Wie an dem Hofe ber Ca- 
tofinger waren namentlicd) die Hofämter der nächfte Weg neue Geſchlechter den 
älteren gleichzuftellen. Bit Rüdficht darauf jagen die Gelege: „es fei ein An- 
trieb zu redlichen Handlungen, daß durch Gottes Gnade ein felaviicher Leib⸗ 
ägener Than werden könne, ein ceorl zum eorl, ebenfo wie ein Sänger Prie- 
fer und em Schreiber Bilchof werden könne.“ 

2) Die perfönliche Freiheit im rechtlichen Sinne war unzweifel⸗ 
haft mit ſtarken Schutzmauern umgeben durch die altſächſiſche Gerichteverſaffuns 

Grein, Engl Communalverfaffung. 


0. Erſte Periode. 


Das Urtheil durch Rechtsgenoflen, pares, und die Kormen der Eideshülfe konn⸗ 
ten dem Schwachen verfagen gegeniiber dem mächtigeren Rechtsgenoſſen: fie 
waren aber andererfeits eine ftarfe Wehr gegen die Wilffir Königlicher Bögte. 
Auch in dem Verfall des allgemeinen Staatewejens und trotz zeitweifer lagen 
iiber Unrecht macht dod der ſüchſiſche Prozeß den Eindruck eines fair trial. 
Und eben darım wird das Grundrecht des genofienichaftlichen Gerichte auch von 
dem ürmften Freien etferfüchtig feftgehalten. Dies war der weſentliche Punkt, 
der. dem privatrechtlichen Begriff der Freiheit noch einen Werth gab. Audı 
wo fid) eine Herrichaftliche saca et soca Über Hinterfaffen dein Hundertgericht 
coordinirt hatte, hielt der ceorl noch am Freiheitsrecdht feſt. Der berrichaftliche 
Bogt procedirte hier analog wie der shirgerefa mit feinen Gerihtsmännern. 
3) Die Freiheit im Sinne der Selbfibeffiimmung zu einem 
gemeinfamen Willen war allerdings in den bejchließenden Verſammlungen 
des Reiche und der Grafſchaft repritientirt: aber nur für bie höchften Klaffen 
des Beſitzes und für einige Elemente der mittleren Klafien durch lönigliche 
Ernennung. Die Uebernadt des großen Befiges, die mangelhafte Heeres⸗ 
organifation, das Eingreifen der Kirche mit ihrer reinen Beamtenverfaffung 
machte eine breitere Grundlage unmöglih. Das Wahlprinzip ift nur in ben 
untergeorbnetften Kreifen und auch da vielleiht mehr als Vorſchlagsrecht vor- 
handen. In allen bedeutungsvollen Aenıtern hat einerjeits das innere Bedürf: 
niß von Heer, Gericht und Kirche fir ein umfangreiches Staatswejen den . 
Grundſatz der königlichen Ernennung durchgeführt, andererfeits waltet dabei 
das fociale Gejetz, welches die Uebermacht des Beſitzes durd) Königliche Eruen- 
nung ermäßigt, ohne weldje die Aenıter fi) den Großen wie auf dem Kontinent 
von Befig wegen aproprürt hätten. Dies wird auch in einer Urkunde gejagt 
(Cod. dipl. no. 996), welche, freilich verfälfcht, doch zeigt, nach welcher Richtung 
die herrſchende Auffajfung ſich neigte. Buchftäblich wahr ift der Aue- 
ſpruch Palgrave’s Bd, I. ©. 118: 
Es mag bezweifelt werden, ob Volkswahlen im modernen Sinne jemals unter 
den Angelſachſen beftanden. Ich habe mit Eifer gefucht in den alten Urkun- 
den diejes Königreichs nad) den Beweiſen einer jolhen Gewohnheit; und als 
ich zuerft begann das Studium unferer Verfaſſungsgeſchichte, war es mit bem 
feften Glauben, daß alle Beichräntungen des Wahlrechts nfurpirte Gewalten 
feien. Jedes Jahr weiterer Forſchung hat die Beweiſe gehäuft, um jene 
Memung zu widerlegen und zu zeigen, daß wo immer ein ausgedehntes 
Stimmredt befteht, es ein Sieg ift, erlangt von den Bielen über die Weni⸗ 
gen und entipringend aus einer Deftruction der urfprünglichen Webung 2c. 
Nicht Hierin, fondern in dem Mangel der feften Bertheilung der 
Staatslaften, in erfter Stelle des Heeresdienftes, lag die Schwäche der an- 
gelfächfiichen Zeit. Grade diefe Schwäche vergaßen fpätere Generationen am 
leichteften. Was in der Exignierung zurückblieb, war ein gerechtes und billiges ®e- 
rihtsverfahren, Schuß der perjünlichen Freiheit gegen Willfür Königlicher Bögte, 
ein im Ganzen mildes Regiment der angeljächfiichen Herren über ihre Leute 
(im Gegenſatz ihrer habſüchtigen Nachfolger), Das Alles mußte die Zeiten des 
großen Königs Alfred, und felbft noch die des guten Königs Eduard den Nad)- 
fommen al® „die gute alte Zeit" in jedem Sinne des Wortes erfcheinen laſſen. 
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Die normanniſche Zeit. 


Wilhelm I. 1066—1087. Henry IL. 1154—1189. 
Wilhelm II. 4087—1100. Richard I. 1189—1199. 


Henry I. 1100—1135. Johann 1199—1216. 
Stephan 1135—1154. Henry III. 1216—1272. ” 


A. Staat und Geſellſchaft treten mit diefer Periode 
in ein neues Verhältniß.“) Das angelfächfifche Gemeinweſen 
eriheint plötzlich durchbrochen durch eine Kroberung, durch das Ein— 
ihieben eines herrfchenden Volksſtammes, der auf dem Boden ber 
Xormandie Franzöfifche Sprache und Sitte angenommen, ein eigen: 
thümliches Kriegs⸗ und Gerichtswefen mit fich herüibergebracht hat. 

Der bisherige Herzog der Normandie ift König bes befiegten 
fahfiih-danifchen Stammes in einer Stellung geworden, wie fie fein 
anderer Monarch des fpäteren Mittelalterd gewonnen hat. Als Be— 
berriher zweier Nationalitäten, von welchen feine mehr in gefchloffener 
Kinheit fortbeftand, feine Überwiegend genug war, um die andere zur 
dienenden Klaſſe herabzufegen, ficl den normannifchen Königen bie 
Nilitär-, Gerichts», Polizei» und Finanzhoheit in diefem 
Zwieſpalt gewiffermaßen von felbft zu. In weiſer politifcher Erwä- 
gung war Herzog Wilhelm als angebliher Teftamentserbe und 
kgitimer Nachfolger König Edwards j den Beſitz des Landes 
getreten. Nicht der BVollsftamm der Normannen, fondern Herzog 
Kilhelm hatte das Rand erworben, mit einem Titel aus dem angeb- 
hen Teftament Eduards, mit Zuftimmung der Kirche, mit zahl: 
reihen Bundesgenoffen und LKohntruppen. Thatſächlich und rechtlich 
wurde es dadurch möglich, das Land als eine perſönliche Erwerbung 
2 behandeln. 

4% 
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Der nächfte Gefichtöpuntt war jedenfall® der einer dauernden 
militärifhen Behauptung, welcher neben zahlreichen Befefti- 
gungen und Beibehaltung von Lohntruppen zu einem durchgreifend 
neuen Heeresfuftem führte. Indem König Harold und die mit ihm 
fümpfenden und fpäter Widerftand leiftenden Sachſen ald Rebellen be- 
handelt wurden, fand fich der Rechtsgrund zu den allerumfafjendften 
Sonfiscationen. ‘Die Erbjchaft Eduards, der Beſitz der Sippfchaft 
Harolds, die Kefte des alten Folklandes wurden als Königliches Nefer- 
vat vorweggenommen. In die Befigungen der Großthane traten 
durch Verleihung die Führer des erobernden Heeres, — hauptfächlich 
normannifche Herren — und eben jo wurden die unmittelbar unter 
dem Herzog dienenden Mannfchaften mit einzelen vacant gewordenen 
Gütern in den verfchiedenen Theilen des Reiches beliehen. In gleicher 
Weiſe verfuhren die Großlehnsträger mit ihren Mannfchaften durd 
Berleihung ihrer Ländereien, doch jo, daß ein großer Theil der ſäch— 
fifchen Ihane, die am Kampfe feinen Theil genommen, als Unter: 
vaſallen auf ihrem alten Beſitz blieben. In ähnlicher Weife wurden 
die Befitungen der Kirche, insbefondere auch der Klöſter erhalten, 
zum Theil fogar erweitert, und nunmehr der ganzen Maffe der alten 
und neuen Befiger cine gleichmäßige Heerbannpflicht auferlegt. “Der 
Maßſtab dabei entſprach ungefähr dem Fünfhufenbefig der angeljädh- 
ſiſchen Zeit, jedoch) mit Rückſicht auf die mannigfaltigen Gefälle. Ein 
Grundbefig von ſolchem Ertragswerth ift fortan ſchuldig, auf König- 
liches Gebot einen fchwer bewaffneten Reiter zum Dienft auf 40 Tage 
im Jahre zu ftellen (servitium unius militis). 

Nach gleihmäßiger Durchführung diefer Maßregeln erfcheint nuns 
mehr der Grund und Boden in 60,215 Realportionen, Ritter: 
lehne von ungefähr gleichem Werth, ausgetheilt, die von nun an 
den gefammten größeren Freibejig umfafjen. Der gewöhnlichen Be- 
rechnung nach fallen 

1,422 manors auf da8 Königliche Reſervat, 

28,015 Ritterlehne auf die Ausftattung der Kirche, 

über 30,000 auf die weltlichen Herren. 

Es iſt dabei keinesweges pur an geſchloſſene Güter zu denken, ſondern 
der Real beſitz von dauerndem Ertragswerth iſt mit der Kriegspflicht 
belaſtet, alſo auch Gebäude, Holzungen, Mühlen, Fiſchereien, Salz- 
und Bergwerke, Zölle, Marktgerechtigkeiten, Zehnten, — ſodann als 
„Bekleidung des Bodens“ die Maſſe der Hinterſaſſen, der einſt allod— 
freie Bauer wie der angeſiedelte Mann mit allen herkömmlichen Schutz⸗ 
geldern, Abgaben, Dienftleiftungen — das alles bildet das Material 
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für die neue Befigweife durch Belehnung.**) Das Verhält- 
niß des Beſitzers zu Boden und Einfaffen bleibt zunächſt ziemlich 
unverändert. Es verändert fi) aber das Perjonal durd Verdrängung 
vieler ſächſiſcher Familien, am meiften der Großthane, weniger ber 
Thane, am wenigften der Heinen Befiger. Noch mehr verändert fich 
das Berhäftuiß zum König, der zwar diefe Befigungen als erblich an- 
erfeunt, aber nur nad den Örundfägen des in der Norman- 
die geltenden Lehnrechts, alfo ſo, daß das Gut durch Abfterben 
des Befiers ohne lehnsfähige Deſcendenz (escheat) und durch Ver- 
birfung wegen Felonie (forfeiture) zurüdfällt, mit einer Verpflichtung 
zu ſchweren Gebühren beim Beſitzwechſel, mit nutzbarer Vormundſchaft 
über den minderjährigen Erben, und mit einer Beitragspflicht in aufßer- 
ordentlichen Ehren- und Nothfällen (auxilia), Da ferner die Erobe- 
rung jelbft und die Miſchung der Nationalitäten das naturwüchſige 
Band zwifchen den größeren Bafallen und ihren Hinterfaffen zerriffen 
hatte, fo konnte der Eroberer die Marime erzwingen, baß jeder Unter: 
vofall dem König unmittelbar ben Lehnseid zu leiften Hat, daß jeder 
Treueid an einen Privatlehnsheren den Königs» Gehorfam ausnimmt, 
daß alfo in der Kriegspflicht alle Untertanen Reichsunmittelbare find. 
Das am Schluß der Regierung Wilhelms aufgenommene Reichs⸗ 
grundbuch ergiebt nunmehr folgende Abftufungen der Befik- 
weiſe:**) 

1. Ungefähr 600 Perſonen und Körperſchaften er— 
Iheinen als weltliche und geiſtliche Kronvaſallen (tenentes 
in capite), und auch diefe in verfchiedenem Maße. Etwa 20—40 
Herren find mit Gütercomplexen befehnt, vergleichbar den Herrfchaften 
der fächfifchen Großthane, aber abfichtlich zerftrent in den verfchiedenen 
Graffchaften. Es find dies die fpäteren barones majores. Etwa 
400 unmittelbar unter dem Herzog dienende Mannfchaften find mit 
einzelen Ritterfehnen in verfchiedenem Maße auögeftattet, die fpäter 
genannten barones minores. Die Grenze zwifchen beiden ift lange 
Fit nur eine thatfächliche und flüffige. — Unter den geiftlichen Her: 
ten ift der Befig der meiften Biſchöfe und einiger großen Aebte ver: 
gleihbar dem der weltlichen Meiftbelehnten. Die große Mehrzahl find 
ud auf diefer Seite Heinere Lehne. Erſt mit Einzählung vieler Hei- 
ner zweifelhafter Befitverhältniffe kommt die gewöhnlich angegebene 
Zahl von 1400 tenentes in capite zum Vorſchein. 

2. Die zweite Stufe bilden 7871 Untervafallen. Da 
die Meiftbelehnten ganze Fähnlein Schwerbewaffneter (die zwölf größ- 
ten fogar 100— 793 Mann) zu ftellen haben, und auch die kleineren 
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Mannen fehr oft mehr als einen Mann, fo war eine Afterbelehnung 
ſchon aus diefem Grunde nothwendig geworden. Für den normanni- 
fhen Soldaten lag darin eine neue Verleihung von Seiten feines Füh- 
rers; für den fächlifchen Than, den man im Beſitz Tieß, lag darin eine 
bedingte Recognition des Befiges mit neuen Laften. Auch von diefen 
Untervafallen find oft wieder 2, 3 und felbjt bis zu 10 Männer zu 
geitellen. 

3. Die übrige niht von Befig wegen friegspflidtige 
Bevölkerung in Maſſe erfcheint nunmehr wie Hinterfaffen ben 
Kriegslehnen einverleibt, in ihrem alten, meiſtens precäten oder ſchwer⸗ 
belafteten Befit, dem noch einige neue Laſten durch die Lehnspflicht 
des Grundheren Hinzutreten. Die Hauptmaffen find: 10,097 liberi 
homines; 23,072 sochemani; 7,968 burgenses; 108,407 villanı 
(ceorls); 82,119 bordarii; 25,156 servi. 

Die neue Grundanfchauung ift eine durchgreifende Gliederung 
der Geſellſchaft nad) der Kriegspflicht, eine unmittelbare und 
wirffame Unterordnung der höheren Klaſſen in militäriichen Gehorfam 
unter den König, und eine daraus folgende um fo ftrengere Unterord- 
nung ber unteren Klaſſen. Der gefammte Grundbefit ift damit 
gleichmäßig dem Staate dienftbar geworden, und ift e8 (nad) mannig- 
faltigen Ummwandlungen der Bedürfniffe des Staates) geblieben bie 
heute. 

Neben diefem militärifchen Gefichtspunfte ift der finanzielle dem 
Normannenkönige der wichtigfte, und für die Geftaltung der laufenden 
Verwaltung zunächſt entſcheidend. Nach dem Muſter der Normandie 
wird ein Echiquier, Exchequer, eine Hof-, Kriegs- und Do— 
mainenkammer gebildet, die einzige vorhandene fefte Behörde, mit 
früh geregeltem Gefchäftsgang und Rechnungsweſen, — als Ober: 
behörde über alle Königlichen Statthalter und Spezialvögte gefegt. 
Für die Ortsvermwaltung bleiben die vorgefundenen Graffchaften, Hun- 
dert» und Zehntfchaften ale große und kleine Amtsbezirke fortbeftehen. 
An die Stelle der Shirgerefad erfcheinen normannifche Vicecomites, 
welchez von Jahr zu Jahr ihr Amt meiftbietend „pachten,” d. 5. die 
ungewiffen Gefälle mit einer feiten Summe beredinen. Diefe nor- 
manniſchen Landvögte üben als Finanz⸗, Gerichte- und Polizeiherren 
die Königlichen Gewalten mit dem Vorbehalt, welchen ſchon der Er- 
oberer zugejagt hatte, „die guten und bewährten Gefee Eduards des 
Bekenners aufrecht zu erhalten.“ Es ift das alte Sheriffsamt in 
neuer Befegung mit zuverläffigen normannifchen Herren, unter der 
ftrengften perfönlichen Verantwortlichkeit und Rechnungslegung, deren 
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sormen und Namen fich zum Theil bis heute erhalten haben. Da 
der Bicecomes ein rein Königlicher Bailiff ift, fo find alle diefe Ge- 
walten auch theilbar. Beſondere Forſt⸗ und Zollbeamte, Spezialpächter 
von Städten und Gilden, befondere Burgvögte für befeftigte Orte 
fommen von Anfang an neben den Sheriffs vor. Auch die Gerichts⸗ 
gewalt wird Häufig in befondere Bezirke abgezweigt, Gremptionen 
erteilt (namentlich für geiftliche Gerichte und geiftlihe Sachen im 
weiteften Maßſtabe), doch fo, daß auch diefen Spezialverwaltungen der 
Sheriff ftarke Hand leihen muß zu Pfündungen und Zwangsvoll⸗ 
ftredungen. 

In diefer Weiſe geht der normannifche Staat in eine dem Mittel- 
alter fonjt unbelannte Berwaltungsordnung****) über. Ohne 
eigentlich durchgreifende Aenderung der Rechtsgrundſätze erfcheint die 
thatfählihe Wirkung der Königlichen Gewalten von Grund aus geän- 
dert durch gefellfchaftlichen und nationalen Zwieſpalt. Schon das 
ſächſiſche Königthum war oberjter Richter, Polizei- und Kriegsherr ge- 
worden, mit zahlreihen Ernennungs- und Ehrenrechten: aber in Feiner 
dieſer Stellungen hatte e8 die Regierung $gewalten gewonnen, um das 
duch die Ungleichheit des Beſitzes entjtandene Klaffenrecht zu ordnen, 
um die höheren und niederen Klaſſen zu den Pflichten bes Staates 
gleihmäßig heranzuziehen. Die Normannenkönige haben diefe Gewal- 
ten in vollftem Maß; ihre Befugniffe find in der Wirklichkeit fogar 
noch größer al8 dem Rechte nad), weil alle ftändifchen Rechte durch 
den Zwiefpalt der Nationalitäten gebrodyen find. Diefer Zwieſpalt 
und die bewußte Politik der erften Normannenfönige verwandelt Eng- 
land in einen Bolizeiftaat ‚mit einer geordneten Geldwirthſchaft von 
einem überrafchenden, faft modernen Anfehen. 

So einfach diefe Berfaffung, fo locker zeigt fie fich freilich in dem 
Augenblick, wo der Träger diefer Gewalten zweifelhaft wird. Mit 
dem Streit um die Thronfolge unter Stephan geräth daher der ftraff- 
ordnete Militär- und Polizeiftant in grenzenlofe Verwirrung und 
dauſtreht. Nach der Durcheinanderwerfung aller Verhältniffe zeigen 
ſih unter Heinrich II. die erften Symptome eines weichenden Haffes 
der Nationalitäten. Zur Ordnung des Landfriedend und der fehwierig 
grwordenen Berhältniffe der Kirche beruft ber. König felbft zu wieder: 
holten Malen Notablen-Berfammlungen für Reichsangelegenheiten. 
Dieſe Borparlamente hören zwar wieder auf; ein Menfchenalter fpä- 
kr aber führt die fchimpfliche Regierung Johanns einen Aufftand der 
Lehnsmilizen herbei, welcher dem König die Magna Charta abnöthigt 
(1215) — die erfte verfaffungsmäßige Befchränfung normannifcher Regie- 
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rungögewalten. Die erften Berfuche einer reichsſtändiſchen Vertretung 

erweifen fich indeffen als verfehlt und unausführbar. Erſt nach einem 

halben Jahrhundert der Verwirrung unter Heinrich) III., nad einem 

Baronentrieg und Gefangennehmung des Könige, nad mühfamer Wie- 

derherftellung der Königlichen Gewalt, war unter Eduard I. (1272) 

die Zeit zur Begründung einer verfaffungsmäßigen Regierung wieder: 

gefommen. 

*, Ueber die allgemeinen gefchichtlichen Quellen der normanuifchen 
Zeit vergl. Lappenberg, Geichichte Englands, Bd. 2 ©. 372—395 (ältere Ge- 
chichte der Normandie), und Pauli, Fortſetzung von Lappenberg, III. 858—96. 
Die Quellen für das Staats» und Gemeindeweien laſſen fid) etiwa fo ordnen: 

1) Das Reihsgrundbudh, Domesdaybook, vollendet am Schluß 
ber Regierung Wilhelm’s, enthaltend eine genaue Leberficht der Grunbverhält- 
niffe des Reichs, hauptjächlich für die Zwecke der Finanzverwaltung (vergl. Lap⸗ 
penberg II. 143— 154), anıtlid) gebrudt im Sahre 1783. 2 Vol. fol. Dazu 
find 1816 von der Record-⸗Commiſſion zwei Nachtragsbände erjchienen, enthal- 
tend eine Einleitung, Inhaltsverzeichniffe von Namen und Sachen, fowie vier 
ergänzende Verzeichniſſe Exon Domesday Inquisitio Eliensis, Liber Winton, 
Boldonbook. Erfäuternde Bearbeitungen: Kelham Domesdaybook illustra- 
ted, London 1788. 8, Sir H. Ellis, Introduction to the Domesdaybook. 
1833. 2 Vol. 8. 

2) Staatsverträge und Berwaltungsurlunden der normannifchen 
Zeit in Rymer, foedera, conventiönes, litterae etc. New edition 1816— 
1830. 3 Vol in 6 Parts A.D. 1066—1391. fol. (die ältere Torreftere Ausgabe 
Lond. 1745 ff. Ueber die Entftehung des Werkes vergl. Cooper, Account c. 2.) 
Die Verwaltungsurfunden, welche feit König Johann chronologiſch inrotulirt, 
neuerdings von der Record-Commiffion theils bejchrieben, theils herausgegeben 
find, zerfallen für unfere Zivede in folgende Hauptgruppen: (1) Patent-rolls 
von 1200— 1483, im Tower befindlich, betr. die eigentlichen Negierungsafte 
einfchlieflich der Rechtsjachen, auswärtige Verträge und Correfponbenzen, Ber- 
feihung von Aemtern, Privilegien, Incorporationen, Commiſſionen (A descrip- 
tion of the Patent rolls in the Tower of London, by Duffus, Hardy 1835. 
Rotuli Litterarum Clausarum in Turri Londinensi asservati. 2 Vol. 1833 
— 1844). (2) Gericdhtsprotofolle und Alten, feit Heinrich II. vorhanden, theil- 
weife gedrudt: Placitorum abbreviatio, London 1811. Rotuli curiae regis, 
ed. Palgrave. (3) Redynungen und Verhandlungen des Schatamts, Exchequer, 
theifweife gedrudt (Rotuli oblationum et finium, Magnus Rotulus Pipae etc. 
Dazu der Dialogus de Scaccario bei Mador Bd. 2.) Eine Ueberficht diefer 
Gruppe giebt Cooper, an Account of the most important public records of 
Great Britain, and the publications of the Record Commissioners. Lon- 
don 1832, 1835. 2 Vol. 8. cf. Report of the Commissioners on the Public 
Records. 1836. fol. Zufammenftelung und zahlreiche Abdrücke aus ber Ge—⸗ 
ſammtmaſſe enthält bereits Th. Mador, the History and Antiquities of the 
Exchequer of the Kings of England. 2 Vols. 4. London 1769. — Die 
Magna Charta insbefondere wirb im Eingang der englifchen Statutenfammilun. 
gen abgebrudt (nach eremplificirter Abſchrift auch bei Pauli-Lappenberg, Ge- 
ihichte Englands Bd. 3 S. 897— 909). Dazu Sir Wil. Blackstone, Magna 
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Charta and charta de foresta. Oxford 1758, und ein Commentar in Cole 
Inst. II. ©. 1—78, 

3) Die Rechtsbücher diefer Zeit umfaflen (1) die fogenannten leges 
Henrici primi und Eduardi Confessoris, PBrivatarbeiten aus dem 12. Jahr⸗ 
hundert. Sie enthalten angelfächfifches Recht in feiner Anwendung unter nor- 
mannifcher Herrſchaft; ebenfo zum großen Theil die fog. LL. Willelmi I. Die 
Barallelftellen aus dem angelfächfiichen Recht giebt die Table of Concordance 
am Schluß von Thorpe's Antient Laws and Institutes (f. oben S. 9). (2) 
Glanvilla, Tractatus de LL. et consuetudinibus Angliae tempore Hen- 
rici II compositus, (abgedruct un. A. in Philipp's Englifhe Rechtsgeſchichte 
Vd. IT), betr. das Verfahren vor der Curia regis. (3) Bracton de LL. 
et consuetudinibus Angliae (London 1640 etc.), ausführliche Darftellung des 
Privatrechts und Brozekverfahrens aus der Zeit von 1240— 1250. (4) Brit- 
ton und Fleta, zwei abgefürzte Rechtsbücher aus der Zeit Eduard’s I. — 
Nachrichten fiber diefe Nechtsbücher in Biener, Beiträge zur Geſchichte des In- 
quifitionsprozefies, Leipzig 1827. ©. 217—228. Vergl. Güterbod, Henr. de 
Bracton. Berlin 1862. 8. Abfchn. I. Eine danfenswerthe Generalüberficht 
der Rechtsquellen diefer Zeit giebt Biener, Engl. Geſchwornen⸗Ger. Bd. II. 
Auh. VI. S. 83—99. 

4) Als parallel gehende Rechtsquelle dienen die Rechtsbücher 
der Normandie, nämlich (1) die Etablissemens et Coütumes de Norman- 
die (statuta et consuetudines Normanniae), entftanden bald nad) 1205, in 
anem franzöfifchen und lateinifchen Tert, in dem letzteren abgebrudt bei Warn⸗ 
föuig, franzöfifche Rechtsgeſchichte Bd. II., Urkundenbuch; (2) Der Coütumier 
de Normandie oder Grand Coütumier, zwiſchen 1260 und 1280, in einem 
famöfiihen und Tateinifhen Tert, in letzterem bei P. de Ludewig reliquiae 
manuscr. Tom. VII. 149-418. Ueber die Entftehung vgl. Warnlönig, franzöftfche 
Rechtsgeſch. II. S. 44. — Ueber da8 normannifche Recht anf der Inſel Jerſey 
vergl. den Report of Commissioners for inquiring into the criminal Laws 
in the Channel Islands (1846). Eine wunderliche Schrift: Les Manuscrits 
de Philippe Le Geyt, Ecuyer, sur la constitution de Jersey. Jersey 1846. 
4 vols. 8. enthält nur privatrechtliches und antiquarifches Material. Der neue 
Report of Commissioners on the Law of Jersey 1861 ift mir unbefannt. 

SBearbeitungen derenglifhen Rechtsgeſchichte: Sir M. Hale’s 
History of the Common Law, 2 Vols. 8. ed. Rimmington 1794. Reeve’s 
History of the English Law, tlıird Edition 1814 (hierher gehörig Bd. 1 
und 2 teilweise). Crabb, History uf the English Law (überfett von Schäf- 
fer 1839). Eine wunderliche aber nutbare Zufammenftellung giebt Henrici 
Spelmanni Codex legum veterum statutorum regni Angliae ab ingressu 
Guilelmo I. usque ad a. 9 Henr. III., alſo von ber Eroberung bis zur Magna 
Charta, eine Compilation von Fragmenten der Gefchichtfchreiber, Tönigfichen 
Cherten, writs, assisae u. ſ. w. Abgedruckt aus Spelman's Papieren bei 
Bilfins S. 284 ff. und in Houard, anciennes loix des Francois, Rouen 1766. 
Vol. II. ©. 180-—428., nad) welchen letzteren Abdruck ich citire. 

6) Allgemeine Geſchichte Englands: Lyttleton the History of 
Henry II. London 1767. 3 vols. 4. Hallam, Middle Ages, cap. VII. 
Thierry, Histoire de la Conquöte de l’Angleterre par les Normands. fap- 
venberg - Bauli, Gefchichte von England (Bd. 2 und 3). 
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**) Ueber das privatrechtliche Detail des engliſchen Lehusweſens 
ſind die älteſten Quellen in auffallender Weiſe ſchweigſam. Kein Geſetz hat 
das Lehnsweſen in England eingeführt oder irgendwie in ſeinen Einzelheiten 
geordnet. Die Charte Wilhelm's enthält nur eine allgemeine Anerkennung der 
Befitverhältniffe: 

Volumus etiam ac firmiter praecipimus et concedimus, ut omnes liberi 
homines totius monarchiae regni nostri praedicti habeant et teneant 
terras suas et possessiones suas bene et in pace, libere ab omni ex- 
actione injusta et ab omni tallagio, ita quod nihil ab eis exigatur vel 
capiatur, nisi servitium suum liberum, quod de jure nobis 
facere debent et facere tenentur, et prout statutum est eis, et illis 
a nobis datum et concessum jure hereditario in perpetuum, per com- 
mune consilium totius regni nostri praedicti. 
Ebenfowenig findet fi eine Spur etwa von Lehnsauftragungen, durch welche 
bie fächfiichen Thane eine Neubeleihung „zu Lehnrecht” nachgefucht oder erhal- 
ten hätten. Aud) aus der Faſſung der Lehnbriefe kann es fid) nicht gebildet 
haben, da dieſe erft viel fpäter in ausführlicher Faſſung erjcheinen. Ich bin 
vrelmehr der Anficht, daß fich bei den Eingelverleihungen und Beflätigungen 
im Beſitz das englifche Lehnrecht mittels Bezugnahme auf herkömmliche 
Berhältnifje durch die Praris gebildet Hat, und daß das Neue darin fich nur 
aus dem neuen Berhältniß zwiſchen Perſonen und Sachen auf engliihem Bo— 
den ergeben hat. Einerjeits unterwirft fich jede zum Lehnsmann angenommene 
Perjon (Normann oder Sachſe) durch den Lehnseid (devenio homo vester) 
dem in der Normandie üblichen Lehnrecht mit feiner viel ſtrengeren, über bie 
Pfligten der angeljächfifchen Ihanfchaft weit hinausgehenden Disciplin; auch 
der Angeljachje kann von bdiejer Seite aus kein befferes Recht beanſpruchen ale 
ber Normaun. Andererfeits ift die verliehene Sache ebenfo felbftverftäud- 
ih nad) dem Recht verliehen, welches der Befittvorgänger amı Boden, Zubehör 
und Hinterfaffen gehabt hat; auch der Norınann fol dartı fein größeres Recht 
haben als der Sachſe. Es conjerviren fi) aljo objectiv die alten Verhältniſſe 
des Grundbeſitzes in einer neuen Befitweije (tenure) fir den jetigen Inhaber. 
Die Incongruenzen des Berhältniffes find durch die Praris des Exchequer 
und der Curia regis allmälig ausgeglichen; in manchen Fragen ift ein Mittel- 
weg zwifchen normanniſchem und ſächſiſchem Recht eingeichlagen; die durchgrei— 
fende ratio juris war dabei wohl, daß der Sachſe nicht mehr beanfpruchen 
dilrfe als der Normanne, und daß die niederen Klaflen (abgejehen von ber 
Pflicht zum Kriegsdienft) fid den Beichränfungen und Laften der höheren Klai- 
jen unterwerfen müſſen. Wenigftens ift bem Königlihen Recht und Einfommen 
gegenüber diefer Gefichtspuntt ftandhaft geltend gemacht. Es ergab fi) daraus: 
1) Die bedingte Erblichleit der Verleihung, die nad) norman- 
niſch⸗franzöſiſchem Herkommen fchon feftftand. Auch der ſächſiſche Than blieb 
alfo im erblihen Beſitz, dod) mit den mannigfaltigen Beichränkungen des Lehn- 
rechte, welche Beräußerungen, VBerpfändungen, Berfchuldungen, teftamentarifche " 
Verfügungen ausfdhliegen, und in Ermangelung von Söhnen die Erbtochter nur 
unter der Borausjegung zulaffen, daß fie einen fampffähigen, dem Kriegäherrn 
genehmen Mann beirathe. 
2) Das Heriot, Relevium, Relief war altes Herlommen für bie 
friegspflichtigen Thane und wird als ein Quantum von Waffen und Pierben 
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ons dem Nachlaß geleiſtet (LL. Cnuti II. c. 71 -75). Das normanniſche 
vLehnrecht hatte eine ähnliche Abgabe, zahlbar vom Lehnsfolger. Beide ver- 
ihmeßen zu einem Anerlennungsgeld, welches Anfangs in Naturalien, dann 
in Geldſummen, Anfangs nach Ermefjen des Herrn, fpäter in firirter Summe 
gezahlt wird. Leges Will. I. cap. 22—24. Assize of arms, 27. 11. II. 

Ellis Introduction 270. 271. Gegenüber dem Kronvafallen tritt dazu das 
Recht der Krone auf primer seisin. 

3) Die Lehnsvormundfhaft und Verheirathung war in ber 
Rormandie mit bejonderer Etrenge ausgebildet, und verſchmolz mit analogen 
Rechten des angeljädhfiichen Herrn über den von ihm ausgeftatteten Than (LL. 
Cauti c. 70— 75), erfiredte ſich nun aber aud) auf den ſächſiſchen Freieigenthil- 
mer ale Bajallen. 

4) Die Hülfegelder, Auxilia, Aids, welde der Vaſall in außer- 
srdentliden Ehren- und Nothfällen dem Herrn zu leiften hat, find normannifches 
Serlommen, werden ım Grand Cotitumier als ſolches genannt, auch in Neapel 
and Sicilien von König Wilhelm ale die tria capitalia auxilia Normanniae 
eingeführt. Natürlich muß auch der fächfiihe Vaſall fi dieſem Herkommen 
fügen, durch welches der ganze größere Realbeſitz einer fubfidiären Grundfteuer 
unterworfen wird. 

5) Der Nüdfall des Fehens, Escheat und Forfeiture ift der 
legte enticheidende Punkt, au welchen: die bedingte Widerruflichleit der Ver- 
leitung zum Vorſchein fommt. Er tritt ein zunächft, wenn der Lehusmann ohne 
£chnserben ftirbt (escheat), ein Fall, der bei weltlichen Mannen häufig vor- 
tommen mußte, da bis zu Heinrich VIII. das Recht, über Grundſtücke zu tefti- 
en, fehlt. Noch häufiger tritt eine Strafverwirkung (forfeiture) ein wegen 
Felonie; während das angeljächfifche Recht nur eine VBerwirkung wegen Berraths 
lannte. Die Praris hat hier das ftrengfte Recht generalifirt. 

Unzweifelbaft find diefe Einzelheiten nur durch die Conſequenz gefolgert. 
Der Eroberer hatte im Laufe feiner Hegierung die Maffe der verwirkten Fände- 
sein fucceffive an feine Getreuen verliehen, und erft am Ende feiner Regierung 
die Mannen zur großen Heerihau nad Salisbury entboten, um durch einen 
großen Huldigungsakt die im Einzelen vollendete Thatſache zu proflamiren. 
(imnes pracdia tenentes, quotquot essent notae melioris per totam Angliam, 
ejus hor:ines facti sunt, et omnes se illi subsidere, ejusque facti sunt va- 
salli, ac ei fidelitatis juramenta praestiterunt, se contra alios quoscunque 
li dos futuros. (Chron. Sax. A. D. 1086.) Auch der viel beſprochene 
Grundſah des engliichen Rechts, daß „alle Ländereien im Reich unmittelbar 
oder mittelbar vom Könige verliehen find,“ ift erft eine fpätere Abjtraction der 
Jarieprudenz aus analogen Schlußfolgerungen vom höheren Beſitz auf den 
niederen. 

“, Für die gefellfchaftlichen Grundlagen und Wbftufungen gilt 
dieſe Zeit jehr mit Unrecht als eine Periode der Dunkelheit, die man in eng- 
lüchen Darfiellungen gern möglichft kurz erledigt. Kein Theil des Mittelalters 
liegt fatiftifch fo zuverläffig vor, wie diefer aus dem Domesdayhook zu con- 
Retiren ift, und zwar nad) den gewöhnlichen Zufanımenftellmugen: tenentes in 
capite (einſchließlich aller Meinen) 1400 — Untervafallen 7871 — Liberi ho- 
mines 10,097 — Liberi homines commendati 2041 — Burgenses 7968 — 
Sschemani 23,072 — Homines 1287 — Villani (ceorls) 108,407 — Bor- 
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darii 82,119 — Coscets 1749 — Cottarii 5054 — Servi 25,156, — Dazu 
noch 994 Presbyteri (Meffethane) und einige ganz Heine Gruppen. Die Gefammt- 
zahl der conftatirten Männer beträgt 283,242, was mit Nüdfit auf einige 
Auslaffungen auf eine Bevölkerung von gegen zwei Millionen hindeutet. Rück 
ſichtlich der privatrechtlihen Stellung der einzelen Klaſſen bleiben allerdinge 
erhebliche Zweifel. 

Ueber die Berzeichniffe der mit dem Herzog aus der Normandie gelomme- 
nen Krieger ſ. Lappenberg I. 554. 555, Thierry I. Anh. Nr. 3. 4. 

Im Domesdaybook find aud die früheren Zuftände tempore R. Eduardi 
angegeben. Danach läßt ſich eine vergleichende Statiftif geben, die ſchon von 
Turner zufanımengeftellt, fpäter von Madintofh in dem Anhang feiner Gefchichte 
berichtigt if. Diefe Zufammenftellung der angelfächfiichen Bevölkerung in ben 
34 Grafichaften, welche Domesdaybook itberhaupt umfaßt, giebt ſowohl die 
Geſammtzahlen wie die Durchſchnittszahl flir die einzelen Graffchaften in zwölf 





Klaffen wie folgt: . 

Temp. Eduardi. Temp. Wilhelmi. 
1) Proprietors . . . . . 1,599, Durchſchnitt 47) Tenentes! 1,400 
2) Kings thanes . . . . 326, n 9} in capite.| (600) 
3) Milites. . . . 213, n Subte- | 1.371 
4) Tenentes and Subtenentes 2,899, n 85 nentes. ’ 

5) Ecclesiastii. . . . . 1,564, „ 46... 994 
6) Sochmanni . . . .. 23,404, " 688... 23,072 
7) Burgenses . . . . - 17,105, n 500... 7,968 
8) Others. . 2 2 2 2..2.1,607, i m... ? 

9) Villani. » » 2 2... 102,704, „ 3020 . . . 108,407 

10) Bordari . . . 2. . 74,823 1 2200 . . . 82,119 
11) Cottarü 2 2 2 2 020.25,497 „ 161... 5,054 
12) Sevi . . . ... 286,5582 u 781... 255, 156 


Die zahlreichen Untervaf allen, welche den Hauptgegenfat der Zufände 
bilden, find durch die fuftematifche Zertheilung ber großen Lehne entflanden, und 
ift dadurch für die fpätere Zeit die Grundlage einer viel zahlreicheren gentry 
gelegt, als diejenige, mit der die angelfächfiiche Zeit ſchloß. 

Auf eine genauere Detaillirung der Kronvafallen komme ich unten &. 65 
bei der Heeresverfaffung zuritd. Namentlich) verzeichnet find in dem Index zum 
Domesdaybook nur etwa 460 weltliche Kronvafallen und 160 Bifchöfe, öfter, 
Kirchen, Geiftliche. 

”) Die Verhältniſſe der normannifchen Staatsverwaltung find 
Ihon aus den bisher gedrudten Staatsurkunden Marer, wie für manchen fpäte- 
ren Theil des Mittelalters. Pie Unterwürfigkeit der Großen wie der Kleinen, 
der Kleriker wie der Laien unter die Königliche Militär- und Bolizeigewalt ifl 
in Sneift Engl. Berf.-Rt. Bd. I. 8 1—10 nachgewieſen, namentlid die Etel: 
fung des Sheriff (8 3), Finanzen und Schatamt ($ 7, 8), die Großbeamten 
($ 10). Im Uebrigen fomme ich auf die Gefammtzuftände der Verwaltung am 
Schluß der Periode zurild. 


B. Die Beife, in welcher auf diefen Befiggrundlagen 
bie Staatsfunctionen erfüllt werden, beruht noch immer auf 
den Grimdpfeilern: Heer, Gericht und Kirche. Das Heerweſen 
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tritt für diefe Periode in den Vordergrund und wird zur eigentlichen 
Grundlage der Staats⸗ und Standesbildtung. Das Gerichtswefen 
wendet fi) nad) mehrfachen Ummandlungen zu einer neuen Weiſe des 
Serihtedienftes in Geitalt der Jury. Aus dem Strafgerichtsiejen 
entwidelt fich ein formirtes Polizeiſyſtem. Aus ciner eigenthüm- 
lihen Sruppirung von Gerichts⸗, Polizei» und Stenerwejen bilden ſich 
endlich die Stadtverfaffungen. Allen diefen vervielfältigten Functio⸗ 
nen fteht aber noch unverändert gegenüber die Kirche, welche in dieſer 
Zeit den Gipfelpunkt ihrer Macht erreicht Hat. 

L Das Kriegsweſen, einft der ſchwächſte Theil des angelfächfi- 
ſchen Staat, wird jegt die ftärkfte Grundlage des normanniichen. Der 
größere Realbefig des Reichs ift wie ermähnt in 60,215 Ritterlehne auf- 
getheilt, von welchen 28,015 auf den geiftlichen Beſitz, mehr als 30,000 
auf die weltlichen Mannen fallen. Das Ritterlehn begründet die Ver⸗ 
pilihtung zur Geftellung und Erhaltung eines Schwerbewaffneten zu 
Pferde, auf einen Dienit von I0 Zagen im Jahre. Die Kronvafallen 
find die unmittelbaren Soldaten (homines) des Königs; die After: 
vafallen zumächit die Mannen ihres Lehnsherrn, zugleich aber aud 
homines regis. Die Meiftbelehnten ftellen aus ihrem zerftrenten 
Befig 30, 40, 100, jelbft mehre Hundert Mann, je nad) der Zahl 
ihrer Lehne. Der Lehnsmann wird perſönlich zum Dienft aufge: 
boten, jtellt aber die übrige auf ihn fallende Zahl durch Untervafallen 
und andere Schwerbewaffnete, nach Uebereinkunft auch andere Leute, 
ähnlich wie in der ſächſiſchen Zeit. Das Neue ift die ftreng perfün- 
lie Dienftpflicht von Beſitz wegen, die gleihmäßige Vertheilung auf 
den freien Realbefig, die Strenge der Disciplin und der fi) daran 
fnüpfenden Rechtsverhältuiffe, Telonien und Lehnabußen.*) 

Dies ftrengere Kriegsredit war aus der Normandie herüberge- 
bracht. Die Normandie war in der Weife der Marfgrafichaften, der 
Riitär-Colonien des Mittelalters begründet. Im Laufe von 150 
Jahren hatte die ftraffe Heerespflicht dort eine fonft unbefannte Orb- 
nung begründet. Zwar iſt fein militärifcher Coder vorhanden, der 
ein gefchriebene® normannijches Lehnrecht begründet hätte. Die Eta- 
blissements und der Grand-Coütumier der Normandie datiren erft 
us den Jahren 1205—70. Wohl aber Hatte ſich durch Anordnungen 
kr Herzöge und unter Anlehnung an eine früh geordnete Gerichts- und 
dinanzverwaltung das Lehnsweſen in- feinen Ginzelheiten bereits firirt. 
Auch hatte fich unverkennbar aus der Hierardjie des Lehnsweſens und 
“us der Stellung eines erobernden Stammes bereits ein Standesrecht 
in tinzelen Grundzügen entwidelt. Die fräntifch-normannifhe Xehus- 
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verfaffung der Zeit beruhte auf dem Seniorat, der den großen Lehns⸗ 
träger zum erblichen Capitain (seigneur) feiner Untervafallen machte, 
und nachher — begünftigt durch den Einfluß des Befiges, der gleichen 
Nationalität und Intereſſen — dies Band leicht zu einem ftärferen 
werden ließ, als das der Untervafalfen zum Oberlehnsherrn. 

In England tritt das Gegentheil diefer Geftaltung ein. Der 
Beſitz der normannifchen Herren ift ein neuer; Nationalität und Ynter- 
eifen ihrer fächfiichen Untervafalfen find den ihrigen entgegengejest, 
auch ihre normannifchen homines find großentheil® zujammengeraffte 
Leute. Dazu tritt der wichtige Umſtand, daß ihre Beligungen, aljo 
auch die Unterlehnsleute, abfichtlich zerftrent im verſchiedenen Graf- 
ichaften vertheilt find. Der Seniorat kann daher hier feinen feiten 
Fuß faſſen. Nicht einmal das Aufgebot der Untervafallen konnte aus⸗ 
ſchließlich durch die Hände des Unterlehnsheren gehen, vielmehr ergeben 
die vorhandenen Ordres, daß der Königliche Vicecomes alle Lehns— 
pflichtigen feiner Graffchaft im Namen des Könige aufbietet. Weder 
int Feldzug noch im Gerichtsdienft, vielleicht nicht einmal bei der 
Heerfchau, bilden daher die Maunfchaften eines Seigneur eine ge- 
ſchloſſene Einheit.**) 

Um fo volljtändiger war der König im Stande, das höchfte Com⸗ 
mando ſich perſönlich vorzubehalten und damit aud die Bertheilung 
und Verwendung der Lehnsmilizen. Alle activen Commandos beruhen 
auf feinem perfönlichen Auftrag (commission). Die perjönliche Macht 
der Könige war in den nächſten Generationen fo überwiegend, ihre 
Geldmittel, Soldtruppen und befeitigten Pläße fo zahlreih, daß diefe 
Rechtsbefugniſſe auch thatſächlich wirkſam bleiben. Natürlich werden 
die Commandirenden größerer Abtheilungen regelmäßig aus der Zahl 
der Seigneurs ernannt. Auch bleiben dem Gonftable und Marjhail 
der vom König befehligten Armee gewiſſe Ehrenredjte, Amtsfunctionen 
und Sporteln nad) normannifhem Herkommen. Allein felbft bieje 
höchsten Lehnswürden jcheinen bis zur Zeit Stephans nicht mit einem 
beftimmten Grumdbefig verbunden, jondern durch perſönlichen Auftrag 
verliehen. Wenn jo an höchſter Stelle die Commando den Amtse- 
charakter fejthielten, fo erftredte fich berfelbe natürlich auf bie niederen 
gleichmäßig herab. 

So macht die englifche Lehnsmiliz nad) der Eroberung den mono— 
tonen Eindrud einer ftehenden "Armee, deren Offiziere von Zeit zu 
Zeit zu Hofe geladen, deren Mannſchaften periodifch durch Aufgebot 
der Könige gemuftert werden. Größere Abtheilungen werden in länge- 
ren SZwifchenräumen zu Kämpfen auf dem Continent, oder im Norden 
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des Landes, oder gegen vereinzelte Aufftände verwendet. Uebrigens ift 
eine Lehnsarmee von 60,000 Scwerbewaffneten nie zum Kriegsdienft 
beiiammen gewejen. Die Zahl der Kriegslehne bildet vielmehr nur die 
große Matrifel, nach welcher der große Grundbeſitz gleichmäßig die 
Yaften trägt. Im inzelen hing es wohl fchon von Anfang an von 
gütliher Uebereinfunft ab, dem König ftatt eines Schwerbewaffneten 
nad Umftänden Fußſoldaten, Naturalleiftungen oder eine Geldfumme 
zu offeriren. 

Nach zwei Generationen einer ſtraffen, militäriihen Ordnung 
folgt danıı ſchon unter Stephan eine faft 2Ojährige Periode der Ver⸗ 
wirrung und des Fauſtrechts, in welcher das Ritterthum und die Idee 
eines Seniorats bedeutende Fortſchritte machen, und die höchſten Lehns— 
würden des Konjtable und Marjhall dauernd als erblide Würden 
verliehen werden. Einige Menfchenalter hindurch ift auch der Einfluß 
der Krenzzüge fichtbar. 

In derfelben Zeit macht fi) aber auch andrerjeitd der natürliche 
Cinfluß der infularen Lage des Landes, des Klimas und der Lebene- 
weile bei einem Theil der Lehusmannen geltend. ‘Der eroberude Stanım 
tühle ſich jest ficher in feinem’ Beſitz. Für entferntere Kriegszüge auf 
dem Continent fchien eine gleichmäßige Heranziehung englifcher Lehns— 
milizen weder billig, noch wegen der kurzen Dienftzeit brauchbar. Es 
beginren daher jeit Heinrich II. bereits Ablöfungen der Lehndienfte 
mu Geld. Anfangs wechfelnd, firirt ſich allmälig ein Maßſtab diefer 
jogenannten Schildgelder (scutagia). 

Die großen normannifchen Herren konſerviren indeffen die kriege 
tühen Neigungen und fangen an, dem Künigthume gefährlich) zu wer- 
kn. Uneinigfeit in der Königlichen Familie felbft, der Einfluß der 
Kreuyzüge, das böfe Beifpiel der Normandie und Frankreichs, die 
Zwiſtigleiten mit der Kirche, die Schwäche einzeler Könige trafen jekt 
wiemmen, um das einft gehorfame Lehnsheer zu einer nicht mehr 
zwerläſſigen, auch in fich nicht mehr gleichartigen Maffe umzugeftal- 
tem, gegen welche die Könige felbft ein Gegengewicht ſuchen. 

In diefer Schwierig gewordenen Zeit hat ſich Heinrich IL. veran- 
laft geiehen, die alten ſachſiſchen Grafihaftsmilizen wieder 
nen einzurichten durd eine Assize of Arms 1181.***) Dem 
Rechte nach war die alte Randwehrpflicht alfer freien Männer niemals 
rloiden, fondern nur zu einem zweiten Aufgebot von Bauermilizen 
herabgeſunlen. Es ſollte darin jegt ein Gegengewicht gegen bie Macht der 
großen Lehnsmaunen gefunden werden, noch mehr zunächſt ein Schug 
für die innere Yandesordnung, die in der Zeit des Fauſtrechts ſchwer 
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erfehüttert war. Das Königthum hatte bereits feit langer Zeit bie 
Sachſen ihrem Königlichen Schußheren treuer befunden, als die Nor: 
mannen. Dffenbar hatten auch die Kreuzzüge die Luſt der Freiſaſſen, 
in ihrer Kampfweife fi) an der Ehre des Kriegsberufs zu betheiligen, 
neu erwedt. Schwerlih ift daraus jedoch jchon damals eine fefte, 
wirfjame Einrichtung geworden; denn fowohl die Kämpfe zur Zeit der 
Magna Charta wie unter Heinric III. hätten mit einer wirkfamen 
Grafihaftsmiliz anders verlaufen müfjen. — 


*) Die Ordnung bes Feubaldienftes war die in der Normandie feftſteheude. 
Sie bedurfte aljo feiner Fetftellung durch ein Gefet. Das was die LL. Wil- 
lelmi darüber enthalten, ift nur eine Königliche Charte, gewiffermaßen ein 
Tagesbefehl des Kriegsherren: Omnes comites et barones, et milites, et ser- 
vientes, et universi liberi homines totius regni nostri praedicti, habeant 
et teneant se semper bene in armis et in equis, ut decet et oportet; et 
sint semper prompti et bene parati ad servitium suum integrum nobis 
explendum et peragendum cum opus fuerit; secundum quod nobis debent 
de feodis et tenementis suis de jure facere; et sicut illis statuimus per 
commune concilium totius regni nostri praedicti, et illis dedimus et con- 
cessimus in feodo jure heditario. Hoc praeceptum non sit violatum ullo 
modo super forisfacturam nostram plenam. (Schmid, Geſetze der Angel: 
ſachſen LL. Will. IIL Cap. 8.) Der Eingang ift der gewöhnliche der Charten 
mit dem Charakter eines Generaledicts: „Willelmus rex Anglorum, dux Nor- 
mannorum, omnibus hominibus suis francis et anglis salutem.“ Denfelben 
Charakter hat die allgemeinere Einfchärfung im Cap. 2: 

Statuimus etiam, ut omnes liberi homines fuedere et sacramento affır- 
ment, quud intra et extra regnum Angliae (quod olim vocabatur regnum 
Britanniae) Willelmo regi, domino suo, fideles esse volunt, terras et 
honores illius omni fidelitate ubique servare cum eo, et contra inimicos 
et alienigenas defendere. 
Die Formel des Lehnseides Tautet nad der fpäteren englifhen Faſſung bei 
Littleton: 
„Hear this, my Lord, I will be faithful and loyal to you, and will bear 
to you faith for the tenements I hold of you; and will loyally perform 
the customs and services which I owe to you, at the times assigned. 
So help me God and His Saints.“ 

Die periodifhen Ordres zum Aufgebot der Tafallen, aus denen fid) weitere 
Nechtsverhältniffe ergaben, ergingen an jeden vicecomes nad) folgendem $or- 
mulare: Vicecomiti Kanciae salutem. Praecipimus tibi, quod sine dilatione 
summoneri facias per totam ballivam tuam Archipiscopos, Episcopos, 
Abbates, Priores, Comites, Barones, Milites, et libere tenentes, et omnes 
alios qui servitium nobis debent sive servitium militare vel Serjeantiae: 
quodque similiter clamari facias per totam ballivam tuam, quod sint apud 
Wigorniam in crastino S. Trinitatis anno regni nostri septimo, omni dila- 
tione et occasione postpositis, cum toto hujusmodi servitio quod nobis de- 
bent, parati cum equis et armis ad eundum in servitium nostrum quo eis 
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praeceperimus. — Eodem modo scribitur omnibus Vicecomitibus Angline. 
(Cl. 7 H. III.) Die Sheriffe erliegen daranf ihre PBroflamation an die Dienft- 
pflichtigen der Grafſchaft. Unter Umftänden wurden daneben noch Königliche 
Sperialmandate an die einzelen größeren Barone erlaflen und durch den Bice- 
comes infinuirt. Daß folche aber nicht wefentlich waren, ergiebt ihre Selten- 
heit und die Faſſung des writ an den Vicecomes. 

Berfonen mit Bruchtheilen eines Ritterlehns Teiften den Dienft auf 
verhältnigmäßig kürzere Zeit; fo ein halbes Nitterlehn auf jährlich 20 Tage. 
Schon im 12. Zahrhundert gehen diefe Theile bis auf ein Zwanzigſtel Lehn 
herab, wobei e8 offenbar nur auf die Ehrenrechte eines Kronvafallen, nicht mehr 
anf perfönfichen Dienft abgefehen war. 

Das Ausbleiben nad) formellem Aufgebot wurde nad) Umftänden bald 
mit hundert Mark, bald mit Befigentfeßung gebüßt. Madox, Exch. I. 662 ff. 
Zum Ausweis ilber die geleiftete oder abgelaufte ober erlaffene Dienftpflicht 
diente ein Certificat des Marſhal. 

Daß ſelbſt Seiftlihe dem NRechtsbuchftaben nah in Perſon fommen 
mußten, ergiebt noch ein bei Rymer abgedrucktes writ an die Biſchöfe (eo quo 
sirguli, tam praelati quam alii in propriis personis venire debeant, 
at defensionem coronae et regni nostri 41. Henr. III.). In der Regel ift 
indeffen nur die Rede davon, daß die Prälaten milites suos zu ſenden haben. 

Die Nothwendigkeit einer ergänzeuden Stellvertretung ergab fich iibri- 
gene ſchon aus der großen Zahl der Ritterlehne. Die Geſammtzahl der befiken- 
den Kron- und lintervafallen betrug nicht volle 8500. Bon 60,000 Echwer- 
bewafineten konnten alfo fünf Sechöftel nur durch Ausrüftung von Söhnen, 
Angehörigen und freien Dienftleuten geftellt werden. In einem fpäteren Fall 
unter Eduard I. thut der Bilchof von Hereford feinen Dienft für fiinf Ritter- 
lehne durch Stellung von zwei Ritten und ſechs Esquires, wobei alfo zwei 
Rappen für einen Ritter gerechnet werben. (Madox Baron. I. c. 5.) Anch die 
Reile diefer Geſtellungen ließ offenbar vielerlet Variationen und mancherlei 
Biffür offen. Ein Theil der Mannichaften zog jedenfalls jchon damals ale 
Bogenfhüten und Hellebardiere mit. 

Uebrigens bedingt der ſchwere Keiterdienft langjährige Uebung und Ge- 
wöhrung, wo möglich ſchon vom Knabenalter an. Das ritterlihe Gilde— 
wejen mit feiner Meifternvürde, die Abftufungen des Nitters (knight), des 
Kuappen (esquire), und des Bagen haben fich feit den Kreuzzügen gleichmäßig 
ah in England entfaltet. Die Turniere blühen unter Stephan und Richard 
omenherz. Aus der Pflicht zum vollen Ritterdienft folgerte man aud) die Ver- 
pflichtung zur Erlangung der Ritterwürde, und es ergingen nun von Zeit zu 
Zeit Königliche writs an die Kronvafalfen: „ut arma capiant et se milites 
feri faciant, sicut tenementa sua quae de nobis tenent diligunt (Rot. Cl. 
19. A. II. Madox I. 510), woraus fehr bald eine Sportelquelle wird. 
=, Die- BVertbeilung ber Yehnslaft auf das Perſonal der Kron⸗ 
vaſallen if aus dem Domesdaybook ziemlich genau erfihtlich, aber noch im- 
mer wicht zuverläffig fummirt. Nach älteren Zufammeenftellungen, welche Hume 
Hist, Vol. IL, App. II. n. A. nad) Brady, Odericus Vitalis und Dugdale geben, 
eriheinen als Meiftbeiehnte unter Angabe der Zahl der Nitterlehne oder ma- 
Dors (die in diefen Zählungen meiftens durcheinander geworfen werden): Rob. 
Ei. Moreton (793), Alban Gf. Richmond (442), W. de Warenne (298), 9. de 
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Ferrers (222), Rich, de Clare (171), Balduin de Ridvers (164), Rog. Morti- 
mer (132), Rob. de Stafford (130), Rog. Bigot (123), Rob. GOf. v. Ewe (1 19), 
W. de Percy (119), Geoff. de Mandeville (118), Walter Giffard Gf. Buding- 
ham (107), Zodeney (81) Hugh de Beauchamp (47), Walter Eurus Sf. Salis- 
bury (46), Norman d'Arcy (33) 2. Zu dieſer Klafle der Großlehnöträger ge- 
hören aud) Odo von Bayeur (439) und Geoff. Bifchof von Kontance (280). 
Leider find dieſe Zujammenzählungen weder gleichzeitige noch vollftändige. 
R. Kelham, Domesdaybook illustrated. Lond. 1738, hat die Kronvafallen 
in den einzelen Grafichaften namentlid, excerpirt. Es find 

1) geiftlihe Eintragungen: Erzbiſchöfe und Biſchöfe 19 (darunter einige 
normannijche), Canonici (20), Aebte, Aebtijfinnen, Abteien (56), Ecclesiae (38), 
Presbyteri (11), Diaconi (2), Capellani (3), zufammen 153 einzele Eintra- 
gungen; 

2) weltlide Herren: 10 Comites, 394 andere Herren (darnıter 214 
nur in einer Grafſchaft, 180 an zwei oder mehren Stellen eingetragen), 10 
Comitissae, 20 andere frauen und Töchter; ſodann folgende Collectivbezeid)- 
nungen: (4mal) homines liberi R., (1) ministri R., (1) Servientes R, (1) 
Thaini R., (1) vavassores R., (1) Carpentarii R., (1) Elemosinarii R., (1) 
Bedelli, (1) invasiones R., (1) ad nullam firmam pertinent, (3) milites v. 
homines von Groflehnsträgern, (1) Burgenses de Lincoln — zufammen 451 
weltlihe Eintragungen. . 

Die Zahl der weltlichen Bajallen ift nach meiner Zählung aus den Indi- 
ces zum Domesdaybook ungefähr damit ülbereinftimmend, 460. Unterſcheidet 
man je nachdem ihre Beſitzungen ſich über mehre Grafſchaften erſtrecken, ſo finde 
ich folgende Gruppen: 

1) 290 Kronvafallen, deren Befigungen nur in einer Graf— 
Ihaft liegen, darunter find an einigen Stellen Eollectionamen: liberi Jhomines 
regis, servientes regis, vavassores, die auf eine Mehrheit von Berfonen deu- 
ten, jo daß die Geſammtzahl wohl noch etwas größer ift. 

2) Eine mittlere Gruppe bilden 69 Kronvajallen mit Befipungen in 
zwei Grafſchaften, 28 in drei Graffchaften, 20 in vier Grafſchaften, 17 in fünf 
Grafſchaften. 

3) 41 Herren, deren Beſitzungen in 6—21 Grafſchaften zer- 
freut liegen, nänlidh: Graf Hugo (21), Graf Moreton (20), ®islebert de 
Sand (14), 9. de Ferieres (14), R. de Mortemer (13), Graf Euftadhius (12), 
Graf Roger (12), W. de Warenne (12), Graf Alanus (11), Gräfin Juditha (11), 
Rob. de Zodeni (11), Wild. fil. Anſculphi (11), Walter Gifard (10), Ernulph 
de Hefting (10), Wil. de Ow (10), Wilh. Bevrel (10), Rad. de Limeſy (9), 
®. de Mannevile (9), Rob. Malet (8), R. de Vilgi (8), Rog. Pictavenfis (8), 
Ranulphus frat. Ilgeri (8), Edw. Sarisberienſis (8), Turſtinus fil. Rolf (8), 
Hunfrid der Kämmerer (7), M. Crispin (7), Eudo ſil. Huberti (7), H. de Grente⸗ 
maisnil (7), R. de Stadford (7). Unter den 12 Herren mit Beſitzungen in 
ſechs Grafſchaften ſind Namen wie Braioſe, Busli, Osbern, Gifard, R. de Jueri, 
Rad. de Todeni. Auch unter der mittleren Gruppe find Namen, did damals 
oder bald darauf zu den erften Familien gehörten, wie Graf Albericus (5), Fa- 
laiſe, Walter Zlandrenfis, de Laci, de Percy, de Bort, W. de Ber, R. de Bi- 
got, Eudo Dapifer, 9, de Montfort u. a. 

In den Zufammenftellungen von Kelham wird Odo, Biichof von Bayenzr 
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wit 439 manors angegeben (E. 25), Hugo de Monutfort mit mehr ale 100 
lordships (S. 27), ®raf Moreton mit 793 (S. 31), William, fil. Anfculphi 
mit 86 (S. 35), Milo Crispin mit 83 (S. 36), Graf Allan mit 442 (S. 40), 
Hugo  Bort mit mehr als 55 (S. 40), William de Percy mit mehr ale 118 
(2.41), Billiam Peverel mit 162 (S. 48), Robert de Stadford mit 150 (S. 49), 
Roger de Lazi mit 116 (©. 50), Radulfus de Pomerei mit 50, Radulfus Page- 
nel mit 45, Radulfus de Linefi mit mehr ala 41 (S. 62), Balduin de Brionis 
mit 159 (S. 65), Alured de Lincoln mit 51 (S. 100), Wido de Eredun mit 
60 (€. 108), Roger von Boitou mit 398 (S. 115), Ilbert de Laci mit 164 
(S. 118), Robert de Brouis mit 94 (S. 121), Swein of Effer mit mehr als 55 
(S. 128), Eudo Dapifer mit mehr ale 25 (S. 129), Ralph Baignard mit mehr 
als 25 (S. 130); aufjerdem aber wird noch eine erhebliche Zahl Meiſtbelehnter 
ohne genaue Angabe der Beſitzungen genannt. 

Die geiſtlichen Beſitzungen der Bisthümer, Abteien, Kirchen, Pfarrer 

fund der Natur der Sache nad) über weniger Grafſchaften zerfireut. Ich zähle 
über 90, die in einer Grafſchaft beiegen find, über 30 in zwei Örafichaften, 
und etwa ebenfoviel in drei und mehr Grafſchaften. Unter den letzteren ragen 
wieder einzele durch ihre Größe und die weite Verbreitung ihrer Befitungen 
hervor, wie Kanterbury, Lincoln und Winton, Abtei Weftminfter (mit Befitunt- 
gen in 15 Grafſchaften). Die Erzbifchöfe und Bifchöfe werden in der Zuſam— 
menfellung von Kelham S. 381 mit ihren Beſitzungen fo verzeichnet: Kan- 
tuariensis in 8 Graſſchaften, Eboracensis in 6, Londinensis in 5, Dunel- 
mensis in 5, Wintoniensis in ii, Cestrensis in 6, Cicestrensis in 2, Ex- 
cestrensis in 10, Herefordensis in 5, Lincolniensis in 9, Sarisberiensis in 
5, Tetfordensis in 2, Wellensis in i, Wirecestre in 3, 
) Die Reitauration der Grafihaftsmiliz nuter Heinrich IL ift, 
wie der Erfolg zeigt, nicht zn überfchägen. Die angelfächfiiche trinoda necessi- 
tas dauert and unter ben Rormannenlönigen fort; denn es ift iiberhaupt fein 
Recht der ſächſiſchen Zeit von ihnen aufgegeben. Auch zeigen fich bald nad) 
der Eroberung einzele Spuren davon, wie bei Henr. Hunt. ann. 5. Will. II. 
Fecit mterim rex summoneri 20000 peditum Anglicorum, ut venirent in 
Normanniam; cum autem ad mare venissent, rex ab unoquoque eorum 
pecuniam victualem sciliret decem solidos arripiens eos remisit. Es war 
dies wohl nichte Anderes als ein Aufgebot der füchfifchen Bevölkerung nad) 
alter Weiſe. Die alten Bezirkseintheilungen des fächfiichen Heerbanns in Hum- 
drede und Zehntichaften dauerten unverändert fort, und fonnten von eittem ge- 
waltthätigen Monarchen zur Aushebung benutt werden. Im Wejentlichen 
ideinen aber jene Refte angeljächfiicher Landiwehrverfaffung nur zur polizeilichen 
Zwecken benutst zu fein. Die Zuftände des Fauſtrechts unter Stephan hatten 
auch wohl vorzugemweife dazu beigetragen, das Bebenflihe eines Zuftandes zu 
zeigen, im welchem die ländliche und fiädtifche Bevölkerung wehrlos einer ım=- 
suligen Ritterfchaft und ihrem Anhang gegenüberftand. 

In diefe Zuftäude tritt nun die Assize of Arms 27. Henry II. (1181) 
mit folgenden Vorſchriften: Jeder Beſitzer eines Ritterlehns foll eine eiferne 
Küftung, einen Helm, einen Schild und eine Lanze haben, und zwar jeder Nitter 
io viele Rüftungen wie Ritterlehne. Jeder weltliche Freifaffe, der in beweglichen 
Gut oder Rente 16 Mark befitst, ſoll ebenſo Rüftung, Helm, Schild und Lanze 
halten. Jeder weltliche Freifaffe von 10 Mark in Glitern oder Renten foll 
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eine Halberge (Bruſtharniſch ohne Armftitde), eiferne Pidelhaube und Lanze 
haben. Alle Bürger und übrigen Freifaffen ſollen ein geftopftes Wamms, eiferne 
Pickelhaube und Lanze Haben. Jeder foll den Treueid ſchwören, und daB er 
diefe Waffen zum Dienft nad Befehl und in Treue gegen den König halten 
will. Dieje Waffenſtücke ditrfen nicht veräußert oder verpfändet werden. In 
den Hundreds und Fleden follen Gemeinde-Commiſſionen von Männern nicht 
unter 16 Darf in Land oder 10 Mark in beweglichen Vermögen ernannt wer- 
den, um jene Bermögensftufen feftzuftellen. Die Königlichen Commiſſarien jol- 
len auf ihren Rundreifen die Namen der Pflichtigen verzeichnen, und biefelben 
auf Befolgung der Königlichen Assize beeidigen. Ueberall ift nur von free- 
men die Rede, und es wird fchließlich noch ausdrücklich eingeichärft, daß nur 
freie Männer zu dem Waffeneid zuzulaffen. 

Die ganze neue Einrihtung follte aljo gleihmäßig die Lehnsmilizen und 
die ſächſiſchen Freifaffen umfaffen, doch waren die Groflehnsträger ebenfo wie 
ipäter wohl felbftverfländlid; ausgenommen, Die Nitter der Graffchaft follten 
außer ihrer Lehnpfliht von Befit wegen, nun auch wie die übrigen Freiſaſſen 
von Gemeinde wegen zum Milizdienft pflichtig fein. Daß man aud die Be- 
figer von Ritterlehnen ausdrücklich zur Haltung von Rüftungen verpflichtete, er- 
Härt fi) wohl daraus, daß ſchon viele Heinere Bafallen fi in Folge der Ab- 
löfung vom Kriegsdienfte zu entwöhnen anfingen. 

Die Führung diefer Graffchaftsmilizen war den vicecomites beflimmt. 
Möglich ift e8, daß man ſchon damals auch Mufterungs - Offiziere (Con- 
stables) in den einzelen Hundertjchaften ernannte, wie dies fpäter in dem Ge⸗ 
jet Eduard's I. geſchah. Aus den Adverfarien von Watt's Ausgabe des Mat- 
thew Paris wird ein Writ 36. Henry IIL in älteren englischen Rechtsſchriften 
citirt, wonad „in jeder Hundertichaft ein Chief Constable eingejett werden 
fol, nad) deſſen Befehl alle Mannſchaften der Hundred zu den Waffen einge- 
Ihworen, ſich verfammeln und ihn gehorfam fein follen, um alle ſolche Dinge 
zu thun, die zur Bewahrung des Friedens des Könige gehören,” ebenſo fol in 
jeder Ortichaft (village oder township) ein Conftable eingefetst werden, oder 
beren zwei nad) Verhältniß der Zahl der Bewohner. Mag jene Angabe zuver: 
fäffig fein oder nicht, fo ift fie an ſich woahrjcheinlich. 

I. Die Gerihtöverfaffung der normannifhen Zeit fchließt fich 
am nächſten an die angelfächjiichen Verhältuiſſe an, wie denn auch die 
alten Gerichtöbezirke unverändert in die neue Verwaltung übergehen. 
An Stelle des alten Shirgerefa tritt der normannifche Vicecomes als 
der eigentlihe Statthalter der Graffchaft.*) Wie weitgreifend deffen 
Gewalten auch in anderer Richtung waren, fo ift feine Stellung als 
Gerichtshalter doch eine verfafjungsmäßig beſchränkte durch die eidliche 
Zuficherung des Eroberers: „die guten und bewährten Gefege Eduards 
des Bekenners aufreht erhalten zu mollen* (4: Will. I. Chron. 
Sax. a. 1070). Der König hatte rehtefundige Männer ernannt, 
„um folche Gejege und Gewohnheiten feftzuftellen, welche zur Zeit der 
Sachſenkönige in Gebrauch geweſen.“ Eine amtliche Aufzeichnung hat 
indeffen nicht ftattgefunden; die unter dem Namen Wilhelms vorban« 
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dene Sammlung ift nur eine konfuſe Privatarbeit. Die ſächſiſche Be- 
vöfferung hielt aber an- jener Zuficherung um fo eiferfüchtiger feit, als 
die einzige Garantie ber perjönlichen Freiheit gegen die Willfür eines 
olfgewaltigen Landvogtd in dem alten Gerichtsherfommen lag. In 
allen Hiftorifch beglaubigten Fällen ift es erfichtlich, dag Wilhelm bie 
herkömmliche Gerichtsverfaffung anerkannte, daß er Gerechtigleit üben 
wollte, daß er darin ein Mittel erlannte, ben neuen Staat vor einem 
Auseinanderfallen durch den Gegenſatz der Nationalitäten zu bewahren. 
Im Sinn und Spracgebraud) der Zeit konnte mit jener Zuficherung 
nur gemeint fein: Es foll von benfelben und für diefelben 
Berfonen nad deufelben Formen und Grundſätzen Recht 
geiprochen werben, wie vor ber Eroberung. Es ergaben ſich daraus 
die alten Stufen der Gerichtöverfaflung: 

1. Das Graffchaftsgericht, bei welchem nach fächfifchem Her- 
fommen die ordentlichen Gerichtsmänner Thane waren, an deren Stelfe 
iegt die Kron⸗ und Untervafallen ftehen, und welche wohl überall aus⸗ 
rächen, um ein beſetztes Gericht ober einen Gerichtsausſchuß von zwölf 
oder mehren Thanen in alter Weile zu bilden. Aushülflih find in⸗ 
deſſen noch immer alfe libere tenentes gerichtöpflicdhtige sectatores 
(suitors). Bon den alten Gefchäften jcheiden die Tirchlichen aus, die 
fait der Eroberung ihr eigenes Gerichtsfyften bilden. Es bleiben aber 
dem Graffchaftsgeriht Straffälle, Streitigkeiten unter verjchiedenen 
Hundertfhaften, Streitigkeiten unter den Thanen — jebt inter vavas- 
sores duorum dominorum. Streitigkeiten über SKronlehne da⸗ 
gegen find dem Königlichen Hofe (curia) vorbehalten, d. 5. der per⸗ 
jönfihen Anordnung des Gerichts durch den König, was aber nicht 
ausichlog, Kleinere Kronvafallen und Kleinere Streitfachen dem Graf- 
ihaftögericht zus belaffen. Schon aus diefem Grunde und vermöge ber 
Yehnspflicht find auch die Kronvaſallen verpflichtet, bei dem Graffchafts- 
gericht zu erfcheinen (LL. Henr. I. c. 9); dod unter Zulaffung einer 
Stellvertretung, und mit dem Vorbehalt, daß kein Untervafall Gerichts- 
mann über feinen Lehnsherrn fein darf. 

Die inneren Disharmonien der Gefeltichaft Hatten ſchon in ber 
ipäteren fächfifchen Zeit zu einer Vermehrung ber Prozeffe vor dem 
Graffhaftsgericht geführt. Die untere Inſtanz des " Hundertgerichte 
war feit dem Verfall des Standes der ceorls und der gewaltigen 
Ausdehnung der herrfchaftlichen Gerichte überaus mangelhaft bejekt, 
und bot dem fchwächeren Theil gegen ben ftärkeren, dem Sachſen gegen 
den Rormannen wohl immer geringere Garantien dar. Bei dem er- 
gämenden Verhältniß zwifchen Graffchafts- und Hundertgericht wurben 
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daher die Givilprozeffe maffenweife an das Grafichaftsgericht gebracht. 
Aehnlich verhielt es fich mit dem leichteren Straffällen, und nod mehr 
verftand fich dies ſchon aus fiskaliſchem Intereſſe von der Ueberzahl 
der neuen Bußfälle, welche aus der Polizeigewalt der normannifchen 
Zeit hervorgingen (f. unten). Aus diefer Ueberhäufung des Graf- 
Schaftsgerichts erflärt fi) au wohl, daß daffelbe jpäter allmonat- 
fich abgehalten wird, und daß es felbft fo nicht ausreicht, die Maſſe 
der Heinen Straffälle zu erledigen. 

Aus dem Graffchaftsgericht zweigt fich daher nody ein turnus 
vicecomitis, Sheriffs tourn, aus, d. 5. eine Einrichtung, 
nad) welcher der Landvogt wenigftend zweimal jährlich die einzelen 
Hundertjchaften bereift, und in denfelben als Töniglicher Commiſſar die 
feichteren Bußfälle erledigt, deren Verhandlung an Ort und Stelle 
practifch geboten war, da fonft durch die weiten Entfernungen zum 
GSraffchaftsgericht unverhäftnigmäßige Beſchwerden und Koften entftan- 
den wären. Commiffarifche Abordnungen ähnlicher Art beftanden fchon 
in der Normandie. Aus diefer Stellung des Vicecomes ald König- 
licher Commiffarius ad hoc erflärt fi) aud) wohl, warum ber She- 
riffs Tourn bis heute als Tönigliher „court of record“ gilt, im 
Unterfhied vom Grafſchaftsgericht. Bei diefen Rundreiſen erfchien 
num zu polizeilichen Zwecken wieder die ganze männliche Bevölkerung 
des kleinen Bezirks, weshalb denn aud) der Name eines Volksgerichts, 
eourt leet, gerade für diefe Gerichtsverfammlungen per delegationem 
üblid) wurde. Unter dem normannifchen Buß- und Sportelſyſtem 
geitaltet fich daraus ein XofalsBolizeigericht, welches in diefem Um- 
fange Gegenftand von DVerleihungen an Grundherren und Gemeinden 
wurde. 

2. Das Hundertfhaftsgeriht, hundred court, dauert 
zwar dem Rechte nach fort, allein fchon in der fpäteren angelfächfifchen 
Zeit war dur die weile Ausdehnung herrfchaftliher saca et soca 
diefem Untergericht vielfach der Gegenftand und das nöthige Perſonal 
an Freifaffen entzogen; die meiften hundreds find wenigftens durdh- 
brochen von herrfchaftlichen Gerichten. In Wechſelwirkung damit. fteht 
der Uebergang der Maſſe der Civilprozeſſe an das Graffchaftsgericht, 
die wachſende Sentralifation der Civil- und Straffälle überhaupt. Der 
hundred court befindet fid) daher von nun an in fortfchreitendem 
Verfall. Eben deshalb Hat auch die Beſetzung dieſes Gerichtes ein 
Schwindendes Intereſſe. Schon in ſächſiſcher Zeit erjcheinen auch hier 
die Thane oft als Urtheilsfinder, dem Recht nach aber immer noch die 
liberi homines al8 active Theilnehmer, Gerichtsmänner. Dies Ver⸗ 
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hältniß konnte auch jett noch fortdauern, da nad den Durchſchnitts⸗ 
verhäftniffen im Domesdaybook bie Freiſaſſen nod) zahlreich, wenn 
auch fehr ungleich vertheilt waren. Und wenn auch mit dem wachſen⸗ 
den Berfall de8 hundred court diefe Betheiligung nur noch wie eine 
Reminiecenz beitand, fo blieb e8 doch eine wichtige Grundlage für die 
Zukunft, daß fie als „liberi et legales homines“ zum Gericht bes 
rufen feien. 

3. Als dritte Stufe beitand die gutsherrlihde Ge 
tihtsbarleit saca et soca,**) feit den Zeiten Canuts zu einer 
wirflihen Batrimonialgericht&barkeit erweitert, durch königliche Ver⸗ 
feihung aud) auf vereinzelte Allodbauern in dem herrichaftfichen Gebiet 
ausgedehnt — ungefähr in dem Umfange eines Hundertgerichts. Diefe 
berrichaftlichen Grundrechte gingen natürlich auch auf den normanni- 
ſchen Befiger über, und wurden in Lehnbriefen mit den alten Bezeich⸗ 
uungen saca et soca, infangtheft and outfangtheft etc. ausdrück⸗ 
lich beftätigt. Die Fortdauer der „Geſetze Eduard's“ bedingte auch die 
Fortdaner der Gutsgerichte: omnis causa terminetur in comitatu 
vel hundredo vel halimoto sacam habentium (LL. Henr. I. 
e. 9). Durch das Lehnsweien kam der Grundfag hinzu, daB dem 
Lehnsherrn eine Gerichtsgewalt über das verliehene Gut zufteht. Dieſe 
beihränkte Civilgerichtsbarkeit über den Untervaſallen ſchloß ſich aber 
jehr einfach an bie fchon erweiterte saca et soca an; Perfonen und 
Sachen fielen ſogar häufig zufammen. Kine Erweiterung auf fchwerere 
Straffälle ift dagegen nicht eingetreten. Die Herzöge Hatten eine 
jole in der Normandie nicht zugeftanden; 'noch weniger geichah es in 
England. Schon die Zerfplitterung aller Befigungen der Großlehns⸗ 
träger brachte es mit ſich, daß felten fo viele Untervafallen deffelben 
Herrn in einer Graffchaft beifammen faßen, um eine anfehnliche curia 
fendalis zu bilden; noch weniger ließ das gefchloffene Staatsfyftem 
der Normannenkönige Ufurpationen zu. ine materielle Erweiterung 
der saca et soca hat alfo im Ganzen nicht ftattgefunden. 

Die fpätere Yurisprudenz fonderte unter technifchen Namen die 
verihiedenen Beftandtheile des herrfchaftlichen Gerichts. Court baron 
nannte man die Givilgerichts-Yurisdiction über Aftervafallen und Frei⸗ 
jaffen von wegen des abhängigen Freignts. Customary court nannte 
mar das SHofgericht in feiner urfprünglichen Geftalt über Leute auf 
Yarnland und Geſinde. Court leet endlich ift ein erft auf fpäteren 
Verleihungen beruhendes Polizeigericht über alle Einfaffen. 

&o regelmäßig geordnet diefe Gerichtsverhältniſſe äußerlich erfchei- 
um mochten, fo mangelhaft und zerriffen war ihr inneres 
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Leben. Habſucht und Uebermuth normannifcher Landvögte und Va⸗ 
fallen, Stammeshaß der normanniſchen und ſächſiſchen Untervafallen 
und Kleineren Leute machte diefe Gerichte zur Stätte der Ungerechtigkeit 
und Unterdrüdung. Wo die Parteien ſich nicht jelbft tiber eine Aus⸗ 
wahl der GerichtSmänner einigten, ernannte fie der Tportulirende Land⸗ 
vogt, deffen Wahl oft parteiifch war, und noch öfter dafür gehalten 
wurde. Die anzumendenden Formen und Rechte waren vielfach ver- 
fchieden und ſich widerftrebend, die normannifchen Gerichtsmänner 
übermüthig und gewaltthätig, die ſächſiſchen mißtrauiſch und den Ein- 
dringlingen feindfelig. Die ftetige Colliſion nationalverfchiedener Rechts 
porftellungen ließ ein weites Gebiet der Willfür offen, welches ber 
Landvogt wohl meiftens für feine Landsleute und GStandesgenoffen 
oder für den Meiftbietenden ausbeutete. Nur das gelegentliche Ein- 
greifen des Königs und die fat in jeder Erzählung der Zeitgenoffen 
als felbftverftändlich vorausgeſetzte Parteilichleit der vicecomites, fo 
wie der Habituelle Haß gegen das Amt, läßt ahnen, wie taufendfältiges 
Unrecht hier da8 Schweigen der Gefchichte deckt. Unter Stephan, nad) 
faft 2Ojährigen Zuftänden des Fauſtrechts, ſank das Vertrauen auf 
die Gerichtsverwaltung der Sheriffs gänzlich, und unter der Verwir⸗ 
rung diefer Zeit beginnt nun die entjchiedene Tendenz zur Centrali- 
fation. Die fchon unter Heinrich I. und Stephan vorfommenden 
reifenden Commiffarien***) von Hofe werden unter Heinrich II. 
eine periodifch wiederkehrende Erfcheinung. Sie dienen zu militärifchen 
und Finanzzweden (namentlich zur Einſchätzung der Hinterfaffen für 
die tallagia und zur Entfcheidung der ftetigen Reklamationen dagegen), 
jo wie zur Viſitation der Amtsführung der Sheriffs und Untervögte. 
Sehr bald treten aber die Gerichtszwede in den Vordergrund. Zur 
Beruhigung des Landes nach dem wilden Treiben mußte der Königs- 
friede wiederholt verkündet und durd unmittelbar Abgeordnete energifch 
‚gehandhabt werden. Aufruhr gegen die Perfon des Königs, gegen das 
Reich, im Heere, Todtfchlag, Brandftiftung, Raub, Entführung, Fäl—⸗ 
hung, überhaupt Verbrechen an Leib und Gliedern und Vergehen tu- 
multuariihen Charakters, werden jett al8 placita coronae (Glan- 
villa I. c. 2) immer häufiger ben periodiſch abgeordneten Special: 
Commiſſarien überwiefen. 

Am ftärkften trifft die Gentrafifation den Civilprozeß, und 
zwar aus Gründen, welche auch in der Beichaffenheit der vorhandenen 
Rechte Tagen. Die Rechte des Lehnsherrn gegen Untervaſallen und 
Hinterfalfen, die Vererbung der Lehne, Geftaltung des Witthums und 
zahllofe Einzelheiten beburften ſchon aus fiscalifchen Gründen einer ein- 
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heitlihen Geſtaltung. Die NRechtsentfcheidungen der Gerichtsmänner 
darüber mußten nach der Mischung ber Nationalitäten und der Beſitz⸗ 
flaffen in den einzelen Gerichtsbezirken jehr verfchiedenartig ausfallen. 
Was auf dem Kontinent erjt bedeutend fpäter durch die innere Zer- 
fegung der Befitgruppen in gefonderte Rechts- und Gerichtöfreife zum 
Borfchein kam, tritt hier überrafchend früh Hervor: die Unmöglichkeit, 
die Rehtsfindung Gemeindegenoffen im einzelen Falle zu 
überlaffen — bie Unmöglichkeit einer Schöffenverfaffung — innerhalb 
eines zufammengefeßten, fortfchreitenden Staatsweſens. Je mehr das In⸗ 
einanderjchieben zweier Nationalitäten die naturwüchfige Einheit der Rechts⸗ 
anfhauung (zwifchen Normannen und Sachſen, zwifchen Herren, Frei⸗ 
jaffen und Hinterfaffen) gelöft hatte, defto zufälliger mußte die Rechts⸗ 
findung durch die pares erfcheinen. Die widerfprechenden Entjcheidun- 
gen führten zu zahllofen Berufungen an den König zu Schaden und 
Zeiwerluſt der Parteien; und ebenfo wurde von dem Schagamt aus 
die Gleichförmigkeit des Privatrechts dringend erftrebt. So erfchienen 
die reifenden Commiffarien als Rechtsweifer, die das in der Gentral- 
verwaltung feftgejtellte Recht mitbrachten, und welche wohl ſchon früh—⸗ 
zitig de facto den Rechtspunkt allein entſchieden. Die in Ausficht . 
ftehende Berufung an bie curia regis, die vielen discretionären Ge⸗ 
walten der Königlichen Beamten, das allſeitige Mißtrauen gegen den 
Sheriff führten zu einer Gefigigkeit der Parteien. Wie felbft die 
größten Kronvafallen aus bewegenden Gründen fich fehr gewöhnlich der 
Entſcheidung des Königs durch einfaches Nefeript (writ) unterwarfen, 
io fügſam folgten die Parteien in der Grafſchaft dem Spruch bes 
Königlichen Commiſſars. 

Das Net des Könige, wichtigere Sahen an feinen Hof zu 
jiehen, fam unter diefen Umftänden den Wünſchen der Parteien ent- 
gegen. Die Streitigkeiten der Kronvaſallen und gewiſſe Perjonalfragen 
waren fchon früher der curia regis vorbehalten (Glanvilla I. c. 3). 
Jetzt findet fich der weitere Zuſatz: Quodlibet placitum de libero 
tenemento vel feodo potest rex trahere in curiam suam, quando 
vult. (ec. 5). Uebermacht der Großen, Parteilichkeit der Sheriffe, 
ihter Unterbeamten und ber Gutsgerichte ließen diefe Erlaubniß als 
Vohlthat erfcheinen. Nachdem der Weg dazu einmal eröffnet war, 
ſcheint eine Fluth von Eivilprogeffen an den Hof gegangen zu fein, 
welder nun gegen eine Gebühr fich öffnete. Die beliebige, oft fehr 
bedeutende Summe fügt auch das Finanzintereffe dem fachlichen Hinzu. 
Einlen Berjonen und Körperfchaften wird das Recht dazu ſogar als 
vrivilegium verliehen. 
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Diefe Geftaltung der Civiljuftiz führte dann einen Schritt weiter 
zur Entftehung ber Civil-Jury.****) Bu den vielfachen Be⸗ 
drückungen des angelfähfiihen Stammes gehörte der durch normanni- 
fche Fendaffitte eingeführte Zweilampf, der dem Erfolge nad dem 
Nichtwaffengeüibten fein Recht verfchränf.e Er war ſchon lange der 
Kirche und der fächfifchen Bevölferung ein Gegenftand der Beſchwerde. 
Den wichtigeren Städten waren Privilegien dagegen ertheilt. Als eine 
feiner populären Conceffionen hat nun Heinrich II. die fogenannten 
assisae Dder recognitiones eingeführt, die ald eine Vergünfti- 
gung durch Königliche Reſcript, writ, der nachjuchenden Partei gegen 
Gebühr gewährt werden. Jede Partei hat nunmehr ein Wahlrecht bei 
Befik- und Erbſchaftsklagen ftatt des Beweiſes durch Zweikampf die 
Feſtſtellung durch eine Commiſſion von Gerihtsmännern zu beantragen 
(recognitio), — eine Einrichtung, die um diefelbe Zeit in der Nor: 
mandie vorkommt, welche durch mannigfaltige, ſchon früher zu Ver⸗ 
waltungszweden gebildete Gemeinde-Commiffionen und durch die Stel- 
lung der Königlichen Reife-Commiffarien fchon längere Zeit vorbereitet 
war. Dies Verfahren dehnt ſich durch Lebereinkunft der Barteien 
. auch auf Zwifchenpunfte und auf andere Civilprozeffe aus. Nachdem 
ein Richter-Commiffar fchon regelmäßig als Rechtsweiſer fungirte, be- 
Ichränfen fich die fo ernannten &emeinde-Commiffionen immer mehr 
auf das ZThatfächliche (die question of fact). 

Um diefelbe Zeit und im Zufammenhang damit hat ſich am Hofe 
des Königs ein Yuftiz-Collegium (bancum) gebildet zur Auf» 
rechterhaltung der Einheit der Nechtsgrundfäge. Auf dem Hoftage zu 
Northampton 1176 erfolgt die Eintheilung des Reichs in ſechs große 
Circuitus für den Umgang der reijenden Richter. Seit den Zeiten 
der Magna Charta fondern fi) dann die Juſtiz⸗Collegien in die Drei 
noch heute vorhandenen Reichsgerichte. Und fo find am Schluß der 
Periode die Umriffe der heutigen Gerichtöverfaffung vorhanden: Ge⸗ 
richtscollfegien für die question of law, — reifende Richter, — Ge—⸗ 
meindeausfchüffe für die question of fact. 

Die Criminaljuftiz ift diefem Gange analog gefolgt, jedody in jo 
enger Verbindung mit den polizeilichen Einrichtungen, daß fie dem fol- 
genden Abjchnitt vorbehalten werden muß. 

*) Meber die Stellung des normannifchen Yandbvogte, vicecomes, 
sheriff, vergl. Gneift, Engl. Verf. I. $ 6. Der höhere fächfiihe Beamte, earl 
(ealdorman) war ſchon am Schluß der fächfifchen Zeit auf einen gelegentlicyen 
Vorſitz beſchränkt. In der neuen Ordnung der Dinge ift der Earl ein Titu- 


fargraf, welcher ein Drittel der Gerichtsiporteln ale ein Ehreneinkommen be- 
zieht, mit der laufenden Verwaltung der Grafſchaft bald in gar keiner Berbin- 
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duug mehr flieht, überhaupt nur in dem kleineren Theil der Graffchaften vor- 
lommt, da diefer Ehrenrang als höchſte Auszeichnung ſparſam ertheilt if. Die 
füchfiiche Bevölkerung fah den vicecomes oder bailiff als Nachfolger des shir- 
gerefa an; und fpäter nach der allmäligen Verdrängung des Iateinifchen und 
normannifhen Sprachgebrauchs ift denn auch der Rame sheriff im Volksmunde 
der übliche geblieben. 

As Gerichtshalter des Könige hält der vicecomes wie ber shirgerefa pe- 
riodiih fein Gericht in jeder Grafſchaft und Hundertichaft mit den herfümmlich 
berufenen Gerichtemännern. LL. Henr. I. c. 5i $2 (de summonitione hun- 
dreti): Debent autem, ad singulos menses, i. e. per annum duo- 
decies, congregari hundreta; comitatus bis, si non sit opus am- 
plius, et omnis homo rectum faciat alteri ad rectum terminum, et omnis 
cansa finem haheat, et submoneatur comitatus VII. dies antea. — Nach 
Bedürfniß kann alfo das Graffchaftögericht öfter als zweimal zufammentreten. 
Die fpäter, namentlich aud) in der Magna Charta, vorkommenden 12 Sigun- 
gen erflärt man baraus, daß wegen Weberhäufung der Geichäfte die shire-ge- 
mote ſich zu vertagen pflegte. Zu ben prorogirten Sigungen als gebotenem 
Thing (county court) feien dann nur die Vetheiligten citirt worben. 

Auf die commiffarische Abhaltung eines turnus vicecomitis fiir polizeiliche 
Awede in den einzelen hundreds beuten die LL. Henr. I. c. 88 1: Spe- 
cialitamen plenitudine si opus est, bis in anno conveniant in hun- 
dretam suum quicnnque liberi, tam hudefest quam folgarii, ad dinoscendum 
scilicet, si decaniae plenae sint etc. Die Behauptung in Snullivau's Lec- 
tures ©. 269, daß die Einrichtung bes turnus bis auf König Edgar zuriidgehe, 
beraubt wohl auf Verwechſelungen. 

Die allgemeine Pflicht der Bafallen zur secta war Lehnspflicht und ſächſi⸗ 
ſches Herlonnnen zugleich; doch wurde fchon frühzeitig eine Stellvertretung an- 
erfanıt. LL. Henr. I. c. 7 8 7: Si quis baronum regis vel aliorum comi- 
tatui secundum legem interfuerit, totam terram, quam illic in dominio guo 
habet, acquietare poterit. Eodem modo est, si dapifer ejus legitime 
fuert. Si uterque necessario desit, praepositus, et sacerdos, et 
guatuor. de melioribus villae adsint pro omnibus, qui nomi- 
hatim non erunt ad placitum submoniti. 

Die Bezugnahme auf das Herfommen bei Beſetzung des Grafichaftsgerichts 
mit milites (Thaue), liberi et legales homines fehrt häufig wieder, und damit 
ſtimmt auch die angebliche Charte Heinrich's I. (Rymer I. 12): Sciatis quod 
concedo et praecipio, ut a modo comitatus mei et hundreda in illis locis 
et iisdem terminis sedeant, sicut sederunt in tempore regis Ed- 
wardi, et non aliter. Ego enim, quando voluero, faciam ea satis sum- 
moneri propter mea dominica necessaria ad voluntatem meam. Et si 
modo exurgat placitum de divisione terrarum, si est inter barones meos 
dominicos, traetetur placitum in curia mea. Et si est inter vavassores 
ducram dominorum, tractetur in comitatu. Et hoc duello fiat, nisi in eis 
remanserit. Et volo et praecipio, ut omnes de comitatu eant ad comita- 
ins et hundreda, sicut fecerunt in tempore regis Edwardi. 

Zur die mannigfaltigen Gerichts- und Finanzgeſchäfte in der einzelen Hun- 
dertichaft hielt fich der Landvogt feine Untervögte, bailiffs, balivi hundredorum, 
beliri errantes (zur Beſtellung der Ladungen, Zmwangsvollfiredungen und zur 
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Dienftleiftung an periodifchen Gerichtstagen), die jchon fruhgeitig als Quelle 
von Bedrückungen genannt werden. 

Wie das Verfahren ſich geſtalten mochte iſt im Einzelen nicht feſtzuſtellen 
(Biener, Engl. Geſchw.⸗Ger. I. ©. 52— 56). Der füchfiiche Freiſaſſe bean⸗ 
fpruchte als herkömmlich eine fächfiiche Ladung, Bürgichaft, Eideshelfer, Gottes- 
urtheil. Der Normanne beanfpruchte das in feiner Heimath übliche, wie es 
aus den fpäteren Cotitumiers der Normandie zu entnehmen ift, und weldyes 
mit zierlichen Formen auf den Zweilampf ale ultima ratio hinauslief. Die 
nöthige Einheit konnte hier nur durch Königliche Anordnung gefchaffen werden; 
den Sauptpunft, die Regelung des Beweijes, hatte ſchon ber Eroberer nad) 
einem jus aequum geordnet. (LI. Will. I. c. 67—69.) Ein formales Ber- 
fahren fand überhaupt wohl nur ftatt für Thane, alfo jett für Kron- und Un⸗ 
tervafallen, und dem Recht nad; für Freifaften. Gewöhnlich wurde die Urtheile- 
findung wie in der fächfiichen Zeit Heineren Ausſchüſſen von Gerihtemännern 
überlaffen. Mit Meinen Lenten verfuhr der Landvogt ziemlich) ſummariſch. 
Wie das Verfahren fi etwa 100 Jahre nad) der Eroberung vor dem König- 
lichen Oberhof unter dem Einfluß fchriftlundiger Gerichtöfchreiber und Für- 
ſprecher gebildet hat, zeigt das Rechtsbuch des Glanvilla. (Glanv. XIV. c. 8 
in fine. Phillips II. ©. 91 ff.) 

**) Die untergeordnete Stellung der curiae baronum oder Gute: 
gerichte beruht im Allgemeinen darauf, daß zwar das Militärſyſtem norman- 
nifch-feubal geworben, das Gerichtsſyſtem dagegen angelſächſiſch geblieben ift, 
daß das Tettere die ungetheilten Sympathien ber ſächſiſchen Bevölferung und 
bald auch zum guten Theil die Intereffen der Normannen für fich hatte. Al— 
lerdings find gewiffe Grundlagen zur Entftehung einer Gutsgerichtsbarkeit (die 
Combination der alten germanischen Gerichtöverfaffung mit den neuen Befit- 
verhältniffen, und das praktiſche Bedürfniß einer Lokaljuſtiz) England und dem 
Sontinent gemeinfam. Lehrreich ift in diefer Beziehung der Aufſatz von Zöpfl: 
Alterthiimer des deutfchen Reichs und Rechts Bd. I. 1860 Nr. V., insbejondere 
tiber die Bedeutung von Sacha, Socha, Infangtheof, Team, Tol ($ 39—42). 
Bei den Eompetenz-Berhältnifien (S 44, 45) ift indeflen zu beachten, daß Alles, 
was über das Bereich einer niederen Strafiuftiz (einfchlieflich der Diebfäble 
in flagranti) berausgeht, ganz vereinzelte Berleihungen waren, die bei Rüd- 
fällen an die Krone meiftens eingezogen wurden, jofern fie iiberhaupt von ten 
normannifchen Königen anerfannt waren. Diefe Ueberichreitungen aus der Zeit 
Eduard’s des Belenners find nicht mehr als geltendes Recht der normannifchen 
Zeit anzufehen. Es treffen jobann aber in England folgende Umftände zu- 
fanınıen: 

1) Die zerfitreute Lage der herrſchaftlichen Befitungen, durch 
welche die Bildung großer Lehnshöfe ſchon die bedeutendften Hinderniſſe in der 
Entfernung fand. (LL. Henr. I. c. 55.) Der Hauptfit des Herrn, das ca- 
put baroniae, Tonnte wohl ein Sammelplab von lntervafallen für Yeierlich- 
feiten, Inveftituren u. dgl. werden, aber fein großer Lehnshof, zu welchem ſich 
die Geſammtheit der Bafallen getvohnheitsmäßig zufammen fand. Wie die 
Herrſchaft felbft, jo erfcheint auch die Gerichtegewalt nur als ein Aggregat von 

Gutsgerichtsbarkeiten, manorial jurisdictions, unter- und eingeordnet ben 
Grafichaftegerichten. „Obgleich eine Herrſchaft (honour) aus vielen manors 


II. Das normannifche Gerichtsweſen. 17 


befieht, fo find e& doch (auch wenn flir alle manors nur ein Gericht gehalten 
wird, wie das in ben alten Abteien vorlam) immer verſchiedene und ge- 
jonderte Gerichtshöfe“ (Scriven on Copyholds I. 6 ı, cit. Scroggs 81.) 

2) Wenn auch die Civilgerichtsbarleit eined court baron im Allgemeinen 
der Sompetenz eines Hundred-Court gleichſtand, fo blieb doch iiber beiden die 
ſehr wirffame oberaufjehbende und concurrirende Gewalt des Kö— 
nig® al6 des oberften Reicherichters ftehen, und wurde im Geift normannijcher 
Verwaltung ſchon der Sporteln wegen fehr eifrig gelibt. Zahlreiche Juſtiz⸗ 
mandate des Könige an die Inhaber von größeren Lehnskurien enthalten bie 
Zerwaltungsurfunden dieſer Zeit nach dem Formular: „Mando tibi ut facias 
plenüum rectum Abbati Westmonasterü, de Hominibus etc. Et nisi fece- 
ris, Baroncs mei de Scaccario faciant fieri, ne audiam clamorem inde 
pro penuria recti.” Gebr gewöhnlich wird dann zu diefem Zweck ein Küönig- 
licher Commiffar bezeichnet. Die Writs of right an die kleineren Batrimonial- 
gerichte werden als letters patent offen erlafien und gehen durch den vice- 
comes mit der ftehenden Cfaufel: „et nisi feceris, vicecomes hoc faciat ne 
amplius clamorem audiamus pro defectu recti.” Das dem Privatlehns- 
berrn zuſtehende Pfändungsrecht, distress, ift nur ein Sequeftrationsrecht zur 
Erzwingung der Dienfte, ohne Berkaufsrecht. Bei eigentlichen Zwangévoll⸗ 
Arekungen muß alfo der König angerufen werden, und die Sache durch writ 
zur weiteren Verhandlung an ben Sheriff gehen. Jede Klage, daß das herr- 
ſchaftliche Gericht Recht verweigere oder nicht gehörig Recht fpreche, bringt Ci- 
vil- wie Eiraffachen an das Königliche Gericht; ebenfo alle Appellationen durch 
writs of false judgment. Bei nicht gehöriger Beſetzung des herrichaftlichen 
Gerichts (die bei der zerfireuten Lage der Untervafallen fo oft vorlommen mußte), 
devolvirt die Sache fofort an das Königliche Gericht. Wenn große Herrichaften 
duch Rückfall oder Berwirkung an die Krone gelommen, werben bei der Neu- 
verleifung bie Aftervafallen oft zu Kronvafallen gemacht, ſpäter die Afterbeleh- 
zungen ganz unterfagt, wodurch die courts baron ihre angejehenften Beiſitzer 
verlieren und nun als fuspendirt gelten, wenn nicht wenigſtens zwei Freiſaſſen 
übrig. Verſuche zur Bildung einer Obergerichtsbarkeit einer großen Lehnscurie 
über die Urtheile einer kleineren Curia baronis fchneidet das Statut Marle- 
bridge durch die Clanſel ab: Nullus de caetero (excepto domino regio) te- 
neat placitum in curia sua de falso judicio facto in curia tenentium suo- 
rum, quia hujusmodi placita specialiter spectant ad coronam et dignitatem 
domini regis. Ebenfo den Verſuch, eigene Gefängnifie zu halten, das St. Merton: 
magnates petierunt propriam prisonam de illis, quos caperent in parcis 
et virariis suis. Quod quidem dominus rex contradizit, et ideo differtur. 

3) Entieidende Gründe für das Abbrechen der PBatrimonialgerichte Tagen 
in der Befhaffenheit des alten Rechts und in der Nothwendigkeit 
einer völligen Umgeftaltung ber Redtsfindung wie der Bewei- 
lung. Die nothwendige Einheit der Grundlagen des Privatrechts war in 
England durch fociale und nationale Gegenfüge dringender indicirt ale auf bem 
Continent. Sie erfolgt daher in England früher und entichiedener durch die 
Eoncentrirung der Rechtsfindung in einem gelehrten Richterperſonal, neben 
welchem die alte Beſetzung der curia baronis immer unzureichender wurde, 
Ehenfo umpraktitabel erwies ſich das alte Verfahren, weiches bier unver. 
ändert fortbauerte. (Glanvillea XII. 8: Placita cujusque curie secundum 
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consuetudines suas agitantur. Solent autem placita ista in curiis domino- 
rum deduci secundum rationabiles consuetudines ipsarum curiarum, quae 
tot et tam varie ut sunt, in scriptum de facili reduci non possunt.) Ine- 
befondere zeigte ſich das hier fortbauernde Berfahren mit Eideshelfern (legis 
vadiatio) immer ungenügender. Diefer Grund war fo enticheidend, daß er 
auch die ftädtifchen Civilgerichte, bei denen die legis vadiatio noch fortbauerte, 
ziemlich bald in Berfall brachte. Die zeitgemäßen Reformen ber Civiljury 
wurden durch fein Geſetz auf diefe Batrimonialgerichte ausgedehnt und fanden 
nur fporadifch hier und da durch eine Charte oder durch prescription Eingang. 
(Scriven II. 750. 51.) 

Schließlich genügte fchon der Umſtand, daß die Privatgerichte auf Dem 
alten Fuß ftehen blieben, während eine unermitdliche Geſetzgebung den 
Königlichen Gerichten die wichtigften Reformen zumwendet, um einen fortichrei- 
tenden Zuftand bes Verfalls herbeizuführen. Für die Bedürfniſſe eines Orts⸗ 
polizeigerichts wurbe auf anderem Wege dadurch geforgt, daß man die courts 
leet zu lntergerichten mit mandirter Königlicher Gerichtsbarkeit. umgeftaltete, 
wovon im folgenden Abfchnitt zu handeln if. 

*e*) Ueber die Gentralifirung der Gerichte, bie Eutſtehung der rei: 
fenden Richter nnd Gerichtsfollegien ſ. Gneiſt Bd. L S 13, 14. Un- 
haltbar wird auf die Dauer eine Rechtsfindung durd; die Gemeindegenoſſen 
aus allgemeinen Gründen. Sie hört ilberall auf, wo an bie Stelle einfacher, 
gleichmäßiger, befonders Tändlicher Beſitzweiſen verfchiedenartige Befig- und 
Standesverhältniffe treten. In England hatte das Beſitzrecht fid durch Anwen⸗ 
dung des normannifchen Kriegsdienftrechte auf fächfifche Grundverbältnifle, alfo 
von Anfang an aus disparaten-Glementen gebildet. Ebenjo war die Gemein- 
famteit der Rechtsanſchauung der Urtheilsfinder gebrochen durch den feindjeligen 
Gegenſatz der beiden Nationen. Die Rechtszuſtände des Kontinents zeigen uns 
in den legten Jahrhunderten des Mittelalters, wie e8 immer unmöglicher wird, 
das Recht fr den Einzelfall aus ber Bruft ber Gemeindeſchöffen zu ſchöpfen, 
je mehr die ländlichen und ftädtifchen und kirchlichen Rechtekteife in täglichen 
Wechſelbeziehungen an einander ritden. Die verfchiedenen Intereffen und 
Tebensanihauungen einer fo zufammengejesten Gefellichaft he— 
ben den einheitlichen Rechteſinn auf und machen es nothwendig, 
die Kortbildung des Rechts von ftaatliher Einheit ausgehen zu 
laſſen. In England war jene naturwüchfige Einheit ſchon im 11. Sahrhun- 
dert gebrochen durch Gerichtsmünner, die aus normannifchen und fächfifchen 
Vaſallen und Freifaffen zufanmengefett, einen gemeinfamen Prozeß und ge- 
meinfames Recht handhaben follen. Die Rechtsfindung mußte bier 
don frühbzeitig auf Interpretationen und Analogien beruben. 
Bon einem Gewohnheitsrecht aus einem Bewußtſein der Gemeinde wird fidh 
faum eine Spur entdeden laffen. Gin Gewohnheitsrecht wäre faſt in jeder 
Grafſchaft, Hundertſchaft, Stadt ein anderes geworben, je nach der Mifhung der 
Nationen und nad der Miſchung von NRittern, Preifaffen, Bürgern. Nod in 
erhöhten Maße gilt dies vom Strafrecht und Strafverfahren, in welchem zur 
Aufrechthaltung des öffentlichen Friedens die wichtigftien Grundfäße von 
oben herab octroyirt werden mußten. Die Normirung des anzumen- 
denden Rechts erfolgt daher anfangs durch zahlreiche Anmweilungen aus dem 
Pxchequer oder vom Hofe (curia);. jeit den Zeiten Stephan's auch durch rei- 
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ſende Nichter-Commiffarien,, feit Heinrich II. durch die Praris einer collegiali- 
ſchen Iuftizabtheilung (bancum). Die Fortbildung des Rechte kommt dadurch 
viel früher als auf dem Continent in die Hände techniſch gebildeter Richter, 
das Gewohnheitsrecht wird weiter befchräntt als jemals in Deutichland. Der 
Uebergang der Rechtsfindung auf gelehrte Richter ift eine fociale Nothwendig⸗ 
feit, die auch auf dem Continent zur Reception der fremden Rechte ebenjo ent- 
ſcheidend mitwirkte, wie das Bebürfnig materieller Aenderungen bes befteben- 
den Rechts. 

Eine Veberfiht der Serichtsverfaffung im 12. Jahrhundert 
hat Biener, Engl. Seihw.-Ger. Bd. I. $ 7 ©. 48—56 aus den Rechtsbüchern 
jufammengefiellt. Er unterjcheibet folgende Stufen: 

1) Die curiae baronum enticheiden Prozefje ihrer Unterthanen und über 
Srundftüde ihres Bezirks; nur muß bei einem Hauptprozeß über ein liberum 
tenementum ber Kläger zuvor ein breve de recto von ber Kanzlei ausbringen 
zur Anerfennung der Juſtizgewalt und des Obereigenthums des Könige. In 
Etrafiachen eutfcheiden fie nur Tleine Vergehen und Diebftahl in flagranti. 

3) Das Graffchaftegericht unter dem Bicecomes hat die Jurisdiction über 
die Grundſtücke jeines Bezirke, und über Grundftüde aus dem Gebiete ber 
Grundherrſchaften, theils propter defectum curiae de recto, theils auf befon- 
deres Anfuchen einer Partei; in Straffachen über Diebftähle und Tleinere 
Bergehen (metletae, verbera, plagae, tränsgressiones), bie auch aus ben 
@utsgerichten an fie gebracht werden können. 

3) Die curia regis enticheidet bie wichtigeren Prozeffe über Kronlehne 
oder Kirchenvogtei, auch eine Anzahl geringere Civilſachen, z. B. Witthum und 
Geldſchulden; ferner Prozeſſe aus den unteren Gerichten, theils wegen de- 
fecius recti, theils auf befonderes Anfuchen; in Straffachen iiber Hochverrath 
and alle Felonien contra pacem regis, welde an Leib und Glieder gehen. 

Die ganze Zeit Heinrich’s IL. ift eine Uebergangsperiode, welde 
cestralifirend durch die reifenden Richter die wichtigeren Sachen nad) oben zieht. 
Die Commiffarien werben in längeren ober kürzeren Zwiſchenrüumen für ein- 
wie oder für alle Srafichaften, flür engere oder für weitere Zwecke ernannt, je 
nach Bedurfniß. Specielle Justices of dower, justices of assizes beuten auf 
die einheitliche Umgeftaltung des Brivatgerichts iu gewiſſen SHauptfragen im 
Auen; und Juftizintereffe. Erft auf dem Reichstag zu Rortbampton (1176) 
gewinnt die Einrichtung eine feftere Geſtalt durch Eintheilung des Landes in 
ſechs große Reijebezirke, circuits. Den Commiſſarien fir diefe Bezirke werben 
ueben den Finanzgeichäften ſowohl Straf- wie Civilſachen überwieſen, jedoch 
mit Vorbehalt der Berhandlung der wichtigften Fülle bei Hofe. 

Schon drei Jahre fpäter wird zwar eine neue Bezirkseintheilung beliebt, 
im Ganzen haben fich indeflen die ſechs circuits erhalten bis heute. Lange 
Zeit geben noch General- und Specialcommiffionen vegelmäßig und pro tem- 
pore ernannt neben einander fort. 

In Wechſelwirkung mit den reifenden Kommifjarien hat fi) nun aber am 
Königlichen Hofe felbft eine Art von Collegium für diefe Juſtizgeſchäfte im en- 
ren Sinne gebildet. Die reilenden Commiſſarien beftanden großentheils aus 
tem Perfonal des exchequer, doch auch aus anderen Perjonen, unter welchen 
eine Serabredung über gleichmäßige Grundfäte des Verfahrens wie des anzıı- 
werdenden Rechts ſtattfinden mußte. Diefe Juſtizabtheilung bleibt jet noch 
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mit dem exchequer verbimden. Der Name bancum, ber dafiir allmälig üblich 
wird, bezeichnet wohl auch noch kein befonderes feftes Kollegium, jedenfalls ifi 
der Vorſitzende des exchequer, der summus justitiarius, aud) Vorfigender des 
bancum, und die Mitglieder find zum großen Theil diefelben. Der König 
tritt nad) Belieben noch jelbft als reifender Richter auf und fiihrt gelegentlich 
den Vorſitz im banco wie im exchequer. Die Nothwendigkeit einer regel: 
mäßigen und unbeeinflußten Rechtiprehung in gemeinen Givilprozeffen unter 
Privaten hat aber ſchon unter Richard I. dahin geführt, von dem Bancım 
wieder abzufondern eine Abtheilung für gewöhnliche Eivilprozeffe, com- 
munia placita, die nicht mehr dem Hofe folgt, jondern in Weftminfter bieibt. 
Als König Johann dies wieder rüdgängig zu machen anfing, entſtand daraus 
eine Tandesbefchwerde und die ausbridliche Zuficherung der Magna Charta: 
Communia placita non sequantur curiam regis sed teneantur in aliquo 
certo loco. Am Schluß der Periode find ber Court of Common Pleas, Court 
of Exchequer, Court of Kingsbench conftituirte ®erichtshöfe. 

*+#) Weber die Entftehung der Giviliury verbreitet ſich Biener, das 
Engl. Geſchwornen⸗Gericht Bd. I. $ 6—I1, S. 38—80. Das Borbild diejer 
Einrihtung ſcheint in der Normandie zu liegen, Die beiden Duellen des nor- 
mannifchen Rechts, ſowohl die Etablissements de Normandie (bald nad) 1205), 
wie der Grand Coütumier de Normandie (vor 1280) enthalten das Inftitut 
als ein feft ausgebildetes (Grand’ Coüt. c. 91, 92, 113, 114). Zu ber Ror- 
manbie ift e8 aber nicht bie Königliche Curie, fondern der Landvogt (bailiff), 
ber in den gewöhnlichen Grafichaftsgerichten die Recognitionen abhält. Schon 
dies jpricht dafür, daß das normanniſche Inftitut das ältere, das englifche: 
fünftlicher geftaltete, das übertragene if. Dazu kommt die ausdrückliche Rer- 
weifung auf einen älteren Gebranch: Les unes enquötes sont d’etablisse- 
mens, les autres de droit. Celles sont de droit, qui sont faites par juge- 
ment de sages hommes et par raison et par coütume gardee de 
longtemps (Grand Coüt. c. 92). Auch innere Gründe fprechen mehr für 
die Entftehung in der Normandie. (Biener ©. 45—47, 60, 61.) Ein analoges 
Verfahren unter den Namen iurata kommt fogar bei den normannifchen Pa- 
trimonialgerichten vor. Die Klagen, in welchen die recognitio ftattfindet, find 
diefelben Befit-, Eigenthums- und Erbfiagen wie in- England und das Berfah- 
ren weſentlich übereinftimmend. 

In England ift ausdrüdlich die Rede von der Einführung durch eine 
assisa (Olanv. II. 7, 19, XIII. 1), und zwar mit „Beirath der Großen“. Ce 
liegt darin eine Rüdverweifung auf die Reichsichlüffe von Elarendon 1164 und 
Northampton 1176, in denen fid) and wirklich Spuren der recognitio vorfin- 
den. In dem Rechtsbuch des Glanvilla (um 1189) find fie bereits feftftehende 
Praris. Wegen diejer Cinführung ift auch in England der Name „assize" 
das Gebräucjlichere geworden. Bei den wichtigeren Eigenthums- nnd Erbkla⸗ 
gen hat der Sheriff auf Befehl der Euria vier Ritter zu berufen, melde in 
einen Termin in Gegenwart der Parteien die zwölf Gefchworenen ernennen. 
Bei den Beſitzklagen ernennt der Sheriff fogleich felbfi die 12 &efchworenen. 
Die geftellte Frage lautet: Utrum A vel B, majus jus habeat in terra illa, 
geht alſo noch auf Enticheidung der ganzen Streitfrage. Die Weiſe ber iu- 
rata verallgemeinert fich aber fehr bald, und damit auch die Beichränkung auf 
die question of fact. Das Verfahren ift ein Vorbehalt der curia regis 
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(Glanv. XII. 25) und niemals auf die Graffchafts- und Gutsgerichte ausgedehnt. 
Tie Ausdehnung diefes Verfahrens auf Zwiſchenpunkte und auf andere Civil- 
progefje kann durch Uebereinkunft der Parteien erfolgen, wodurd auch die den 
Geſchworenen zu ftellende Frage beftimmt wird. (Biener I. S. 65. Ueber die 
Unterfchiebe der assisa und jurata und ihre allmälige Verſchmelzung S. 73—-80.) 


II. Das Polizeifyftem der normanniſchen Zeit in enger Ber: 
bindung mit einer Iimgeftaltung der Strafjuftiz gehört zu den eigen- 
thümlichften &ebilden des neuen Staatsweſens. Die Wurzel diefer im 
Mittelalter fonft unbefaunten Bolizeigewalt*) liegt unzweifelhaft im 
Lehnsweſen und in dem Zufammentreffen beffelben mit den eigen- 
thümlihen Mängeln und der Unzuverläffigfeit der Beſetzung des ordent⸗ 
lihen Gerichts. 

Das normannifche Lehnsweſen bradite ein Straffyftem ala Theil 
der militärifchen Disciplin mit, welche der Kriegsherr in leichteren 
Fällen durd) Buße (emenda) am beweglichen Gut handhabte. Unter den 
Ramen misericordia, ınercy, ift dies auch den normannifchen Rechts- 
femmfungen befannt. Da aber in England die Gefammtheit ber 
eigentlichen Grumdbefiger des Könige Soldaten, homines, geworden 
find, fo ließ fih daraus eine Strafgewalt wegen Yndisciplin in weite 
item Umfange folgern, wie fie bereit aus den älteften Schagurfunden 
erfichtlich wird. Der Ungehorfame fällt in die misericordia regis, 
welhe nicht, wie die ehemalige angelſächſiſche Amtsbuße, mit einer 
feften Geldfumme, fondern nach dem Stande der Berfonen abgelöft und 
gebüßt wird, admensuratur, adforatur, und die nun fo firirt ein 
amerciament heißt. Da die Kriegsgewalt bes Könige unmittelbar 
auh für die Untervafallen gilt, da der Sachſe bdenfelben Gehorfam 
ihußdig ift wie der Normanne, fo erjtredt fich dies Drdnungsftrafen- 
ſyſtem auf weltliche und geiftliche Würdenträger, auf den größten 
Herrn wie den Hleinften villain, auf die Eingefeffenen ganzer Graf» 
haften, Hundertfchaften, Zehntjchaften, unbegrenzt in der Zahl der 
Fälle. 


Die Grenze zwifchen einer Unterwerfung unter bie misericordia 
und dem ordentlichen Gerichtsverfahren war wohl von Anfang an 
nicht ſcharf zu ziehen. Eine Berufung auf die angelfächfifchen Geſetze, 
d. h. auf die ordentlichen Formen des Gerichts, wurde überhaupt eine 
bedenkliche Sache, da der König, fein Commiſſar oder fein Vogt die 
utheilsfindenden Gerichtsmänner ernennt, die Garantien für ein ge- 
tehtes Urtheil gegen dem erzürnten Herrn alfo fehr gering find, bie 
Gefahr der Verurtheilung in ſchwere Buße oder in den Berluft des 
Lehns aber eine große ift. Die Feindſchaft der Rationen, die factidfen 

Gueiſt, Eagl. Eommunsiverfaffung. 


80 Zweite Beriobe. 


mit dem exchequer verbunden. Der Name bancum, der dafür allmälig üblich 
wird, bezeichnet wohl auch noch Fein befonderes feftes Kollegium, jedenfalls ift 
der Vorſitzende des exchequer, der summus justitiarius, auch Porfißender des 
bancum, und die Mitglieder find zum großen Theil diefelben. Der König 
tritt nach Belieben noch jelbft als reifender Richter auf und führt gelegentlid, 
ben Porfig im banco wie im exchequer. Die Nothwendigfeit einer regel: 
mäßigen und unbeeinfinßten Nechtiprehung in gemeinen Civilprozeffen unter 
Privaten hat aber jchon unter Richard I. dahin geführt, von den Bancum 
wieder abzufondern eine Abtheilung für gewöhnliche Eivilprozeffe, cum- 
munia placite, die nicht mehr dem Hofe folgt, Tondern in Weftminfter bleibt. 
Als König Johann dies wieder riidgängig zu machen anfing, entfland daraus 
eine Landesbejchwerde und die ausdrüdliche Zuficherung der Magna Charta: 
Communia placita non sequantur curiam regis sed teneantur in aliquo 
certo loco. Am Schluß der Periode find der Court of Common Pleas, Court 
of Exchequer, Court of Kingsbench conftituirte Gerichtshöfe. 

x****5) Ueber die Entitehung ber Giviliury verbreitet fi) Biener, das 
Engl. Geſchwornen-Gericht Bd. I. 8 6—11, ©. 38—80. Das Vorbild vieler 
Einrichtung feheint in der Normandie zu liegen. Die beiden Duellen des nor- 
mannifchen Rechts, ſowohl die Etablissements de Normandie (bald nach 1205), 
wie der Grand Coütumier de Normandie (vor 1280) enthalten das Inflitut 
als ein feſt ausgebildetes (Grand’ Coüt. c. 91, 92, 113, 114). In der Nor- 
mandie ift e8 aber nicht die Königliche Eurie, fondern der Landvogt (bailiff), 
der in den gewöhnlichen Grafiddaftsgerichten die Necognitionen abhält. Schon 
dies fpricht dafiir, daß das normannifche Inſtitut das ältere, das engliſche⸗ 
fünftlicher geftaltete, das übertragene if. Dazu kommt die ausdrüdfiche Per- 
weifung auf einen älteren Gebrauch: Les unes enquetes sont d’etablisse- 
mens, les autres de droit. Celles sont de droit, qui sont faites par juge- 
ment de sages hommes et par raison et par coütume gardee de 
longtemps (Grand Coüt. c. 92). Aucd innere Grlinde |prechen mehr für 
die Entflehuung in der Normandie. (Biener ©. 45—47, 60, 61.) Ein analoges 
Berfahren unter den Namen iurata kommt fogar bei den normannifchen Pa- 
trimonialgerichten vor. Die Klagen, in welchen die recognitio ftattfindet, find 
diefelben Befit-, Eigenthums⸗ und Erbflagen wie in England und das Berfah- 
ven weſentlich übereinſtimmend. 

In England iſt ausdrücklich die Rede von der Einführung durch eine 
assisa (Glanv. II. 7, 19, XIII. 1), und zwar mit „Beirath der Großen“. Ca 
liegt darin eine Rückverweiſung auf die Reichsichlüffe von Clarendon 1164 und 
Northampton 1176, in denen fi) and, wirklich Spuren der recognitio vorfin- 
ben. In dem Rechtsbuch des Glanvilla (um 1189) find fie bereits feſtſtehende 
Braris. Wegen diefer Einführung ift auch in England der Name „assize” 
das Gebrüuchlichere geworben. Bei den wichtigeren Eigenthums⸗ und Erbkla⸗ 
gen hat der Sheriff auf Befehl der Euria vier Ritter zu berufen, welde in 
einen Termin in Gegenwart der Parteien die zwölf Geſchworenen ernennen. 
Bei den Befitllagen ernennt der Sheriff fogleich felbft die 12 Geſchworenen. 
Die geftellte Frage lautet: Utrum A vel B, majus jus habeat in terra illa, 
gebt alfo noch auf Enticheibung ber ganzen Streitfrage. Die Weife der iu- 
rata verallgemeinert fich aber jehr bald, und damit aud) die Beichränfung auf 
die question of fact, Das Verfahren if ein Vorbehalt der curia regis 
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Glanv. XII. 25) und niemals auf die Graffchafts- und Gutsgerichte ausgedehnt. 
Die Ausdehnung diefes Verfahrens auf Zwiſchenpunkte und auf andere Civil⸗ 
prozeſſe kann durch Webereinkunft der Parteien erfolgen, wodurch auch die den 
Geſchworenen zu ftellende Frage beftimmt wird. (Biener I. ©. 65. Ueber bie 
Unteridjiede ber assisa und jurata und ihre allmälige Verſchmelzung S. 73—80.) 


II. Das Polizeifyftem der normanniſchen Zeit in enger Ber: 
bindung mit einer Umgeſtaltung der Strafjnftiz gehört zu den eigen- 
tbümlichiten Gebilden des nenen Staatsweſens. Die Wurzel diefer im 
Mittelalter fonft unbefaunten Bolizeigewalt*) liegt unzweifelhaft im 
Yehnewefen umd in dem Zufammientreffen bdeffelben mit den eigen- 
thümlichen Mängeln und der Unzuverläffigkeit der Bejegung bes ordent- 
lihen Gerichte. 

Das normannifche Lehnsweſen brachte ein Straffyftem als Theil 
der militärifchen Disciplin mit, welche der Kriegsherr in leichteren 
Fällen durd) Buße (emenda) am beweglichen Gut handhabte. Unter den 
Namen misericordia, mercy, ift dies auch den normannifchen Rechts⸗ 
ſammlungen befannt. Da aber in England die Gefammtheit der 
eigentlichen Srundbefiger des Könige Soldaten, homines, geworben 
find, jo ließ fidy daraus eine Strafgewalt wegen Yndiscipfin in weite 
item Umfange folgern, wie fie bereits aus den älteften Schatzurkunden 
erfihtlich wird. Der Ungehorfame fällt in die misericordia regis, 
welhe nicht, wie die ehemalige angelſächſiſche Amtsbuße, mit einer 
jeften Geldfumme, fondern nad dem Stande der Berfonen abgelöft und 
gebüßt wird, admensuratur, adforatur, und die nun fo firirt ein 
amerciament heißt. Da bie Kriegsgewalt des Königs unmittelbar 
auch für die Untervafallen gilt, da der Sachſe denfelben Gehorfam 
ihuldig ift wie der Normanne, jo erftreckt fich died Ordnungsftrafen- 
öftem anf weltliche und geiftliche Würdenträger, auf den größten 
Herrn wie den Heinften villain, auf die Eingefeffenen ganzer Graf- 
haften, Hundertfchaften, Zehntjchaften, unbegrenzt in der Zahl der 
Fülle. 

Die Grenze zwifchen einer Unterwerfung unter die misericordia 
uns dem ordentlichen Gerichtsverfahren war wohl von Anfang an 
wicht ſcharf zu ziehen. Eine Berufung auf die angelfächfifchen Gefege, 
d. h. auf die ordentlichen Formen des Gerichts, wurde überhaupt eine 
bedenkliche Sache, da der König, fein Commiffar oder fein Vogt die 
urtheilöfindenden Gerichtsmänner ernennt, die Garantien für ein ge 
techtes Urtheil gegen den erzürnten Herrn alfo fehr gering find, bie 
Gefahr der Berurtheilung in fehmere Buße oder in den Berluft des 
Lehns aber eine große ift. Die Feindfchaft der Rationen, die factiöfen 
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Streitigkeiten unter den normannifchen Großen jelbit, haben der Ge⸗ 
rihtsverfaffung ihren Halt nach oben entzogen. Zumeilen wird diefer 
Gefihtspunft, wenn auch nicht in den Gefegen, angedeutet (Regi cui 
militatur in pecuniam reus judicabitur, nisi festinaverit po- 
stulando misericordiam praevenire judicium. Dial. de Scac- 
cario I. c. 8). 

Im Entftehen lag diefem polizeilichen Strafiyftem wohl eine 
praftifche Nothwenbigfeit zu Grunde. Der Vebermuth des erobern- 
den Stammes, die foldatifche Neigung zur Gewaltthätigfeit, die fte- 
tigen Neibungen der Normannen inter fih und mit den fächfifchen 
Thanen machten die eiferne Militärbisciplin nothwendig, welche die Ge- 
fchichtfchreiber an dem Eroberer rühmen. Die Gewalt der amercia- 
ments wird daher zunächſt die Quelle wirkſamer BPolizeianordnungen. 
Erft in etwas fpäterer Zeit wird wie im modernen Polizeiſtaat die 
andere Seite der Sadje, die grenzenlofe Willfür von oben, die Schuß: 
(ofigfeit der Unterthanen gegen den Mißbrauch fichtbar. 

Die nächte Folge ift, daß allgemeine Anordnungen des Königs 
zur Erhaltung des Friedens nunmehr eine unmittelbare Wirkfamteit 
gewinnen durd) jummarifche Büßung ohne die Weitläufigfeiten eines 
Gerichtsverfahrense. Nach dem Negierungsantritt des Monarchen wurde 
ſchon in fächfiicher Zeit der Königsfriede durch eine allgemeine Pro- 
flamation verkündet, und diefe erſte Proflamation galt als in Kraft 
ftehend während der ganzen Regierungszeit. ‘Die normannifchen Könige 
fanden in ihrer Zeit wiederholte VBeraulaffung dazu. Gerade die ältefte 
vorhandene Schatzrolle (5 Stephen, oder nad Hardy vielmehr 
31 Henr. I.) enthält fchon Bußfummen von 11 Mark, 5 Mark, 
20 Pd. Sterl. und dergl. pro pace fracta, vorzugsweife gegen nor- 
mannifche Herren. Die allgemeine Rubrik infractio pacis und 
contemptus brevium regis, verjchaffte den Königlichen Anordnungen 
im Allgenteinen und im Beſondern einen fummarifchen Gchorfam. 
Beleidigungen der Königlichen Beamten, Gewaltthätigfeiten gegen ſolche, 
oder wohl gar Zödtung der servientes regis, deuten auf Fälle von 
Zumult, welde im Wege der Gnade durch fchwere Geldbußen erledigt 
wurden. Eben deöhalb eignete ſich das Syſtem der Amerciaments ganz 
befonders zur Einfhärfung der angelfähfifhen Bolizeiord:- 
nung, die mit den LL. Eduardi von felbft auf die normannifche 
Zeit überging, und fich in folgenden Stufen fortbifdet: 

1. Der Grundfag, daß jeder Landloſe oder Fleinere 
Befiger entweder unter Bürgſchaft eines Thans oder un— 
ger der Dürgfchaft einer Bauerfchaft ſtehen muß, wird in 
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ben fogenannten LL. Willelmi I. c. 52 „ut dominus in franc- 
plegio habeat suos“ eingefhärft, und dann allgemein in der 
Charta III. c. 14: „Omnis homo qui voluerit se teneri pro 
lıbero sit m plegio.“ Nad den LL. Henr. I. c. 8 folf in jedem 
Hundert alljährlicy nachgefehen werden, si decaniae plenae sint, 
und Jedermann ſoll ‚ji in einer decima vel plegio lıberali be- ° 
finden. Am umftändlichften aber verbreiten fich die jog. LL. Edw. 
Conf. c. 20 über eine decennalis fidejnssio, quam Angli vocant 
Frithborgas, ita quod si unus ex decem forisfecerit, novem 
eum haberent ad rectum. Sowohl der Name Frithborg und das 
fatinifirte Francplegium, wie auch die ayıgebliche Haftung von je neun 
für den Zehnten, fommen allerdings in den angelſächſiſchen Geſetzen 
niht vor. Allein die Neuerung bejchränfte ſich doc) wohl nur auf 
eine verjchiedene Handhabung der Buße. Da (wie die Schagurfunden 
ergeben) in dem formlojen Syſtem der Amerciaments die Bauerſchaf⸗ 
ten und Hundertſchaften ſowohl im Kinzelen wie im Ganzen (in 
gross) gebüßt werden fonnten, jo erſchien die Verantwortlichkeit der 
Banerfchaft als eine gegenfeitige.e Zu den vielen Gejchäften des 
Picecomes gehörte num auch die periodifche Reviſion des angemeldeten 
Beitandes der Bauerſchaften (visus francplegii, view of franc- 
pledge), der von Anfang an, jedenfall® unter Heinrich I., jchon in 
geordneter Weile vorhanden war, mit der Rundreife des Vicecomes zu 
Michaelis verbunden wurde, und dem Namen nad fogar bie heute 
fortbeſteht. Das Syften des angelſächſiſchen Niederlaffungsredhts, die 
Rorhiwendigfeit der Aufnahme eines jeden Umziehenden in einen Ge— 
meindeverband, war mit jenem polizeilichen Bußſyſtem in wirffamfter 
Reife zu handhaben, und blieb Jahrhunderte lang die Baſis einer 
jtrengen Behandlung vagabumndirender und verdäcdhtiger Perjonen. 

2. An die Freipflege Inüpft fich ſodann eine erweiterte 
Haftung der Hundertfchaft und eine erweiterte Pflicht 
zur Rüge, die fih im Berlauf der Periode zu der Anklage 
Jury entfaltet. 

Die Unficherheit der Normannen inmitten einer erbitterten Be⸗ 
völferung hatte eine Verordnung Wilhelms veranlaßt, nach welcher Die 
Hundred 46 Mark zahlen foll, in deren Bezirk ein Normanne er: 
ihlagen gefunden wird, „wenn der Thäter nicht binnen 8 Tagen ergrif- 
fen und vor Gericht geführt ift* (LL. Wil. I. c. 22). — Außerdem 
findet fi) der Grundſatz, daß die Hundreb überhaupt in subsidium 
eintritt, wenn die Ortfchaft zur Zahlung verwirkter Pofizeibußen nicht 
de Hinreichenden Mittel befittt. Die Beiſpiele folder Büßungen der 
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Hundreds find in den Schatrechnungen fo zahlreih, daß fie auf eine 
alfgemeine Verwaltungsmarime deuten. 

Einen Schritt weiter entwidelt fid) aus diefem Syſtem eine or- 
ganifirte Rügepfliht. Das Bebürfniß, die Verfolgung von Ver- 
brechen nicht Iediglich der Privatwillkür des verlegten Theils zu über- 
laffen, fondern im Intereſſe des beleidigten Gemeinweiens (des Kö— 
nigs) ex officio zu verfolgen durcd eine inquisitio, inquest, lag fo 
nothwendig im Bereich der Forderungen eines geordneten Staats⸗ 
weiens, daß die Kirche fchon feit dem achten Jahrhundert begonnen 
hatte, unter Leitung ihres geordneten Beamtenweſens eine Rügepflicht 
der Gemeinden durchzuführen. Wie früher erwähnt, erfcheint auch in 
den angelfächfifchen Gefegen die Spur einer Rüge durch zwölf Thane 
in der Hundertfchaft (Athelr. III. 3. $. 3), welche aber in diefer Ge⸗ 
ftalt fich nicht erhielt. Offenbar fträubte ſich die alte Rechtsvorſtel⸗ 
fung von dem Klagerecht des Verletzten gegen diefe Neuerung, die zu- 
gleich eine fehwere Belaftung der Gemeindegenofjen herbeiführen mußte. 
Trotz der Strenge ded francplegium findet ſich audy in der regel- 
mäßig wiederfehrenden Freipflegefchau noch feine Spur einer weiter- 
gehenden inguifitorifchen Thätigkeit. Wohl aber kommt von Anfang 
an eine mannigfaltige Verwendung von Gemeindeausfchüffen zur Feſt— 
ftellung der Iutereffen der Krone vor. ‘Die normannifche Verwaltung, 
fo wie fie mit ihren Vögten einer feindfeligen Bevölkerung und einem 
zerriffenen Gemeindewefen gegemüberftand, war von Anfang an darauf 
verwiefen, locale Feitjtellungen durch ernannte eingefchworene Nachbars⸗ 
leute vorzunehmen, und fie fand dabei die fächfifche Bevölkerung wahr- 
haft. So waren ſchon zur Aufnahme des Domesdaybook den Fünig- 
lihen Commiffarien angefehenere Grundbefiger beigeorbnet, und in 
unterer Inſtanz der Ortspfarrer, der Ortsvorftand und 6 ceorls in 
jeder Township. Unmittelbar nad) der Eroberung kommen ferner 
inquisitiones ad quod damnum vor, über Kronverleihungen; inquis 
sitiones post mortem zur Feſtſtellung des Nachlaſſes eines Kron⸗ 
vafallen; inquests of office Über andere Antereffen der Krone. Etwas 
jpäter (1194) findet fich die allgemeine Inſtruction: In quolibet co- 
mitatu eligantur tres milites et unus clericus, custodes placi- 
torum coronae, d. h. die Einfegung der ſog. coronatores, coro- 
ners, wiederum hauptſächlich zu fisfalifchen Zwecken (Reeves I. 202). 

Wahrfcheinli waren es die tumultuarifhen Zuſtände unter 
Stephan, welche eine verftärkte Thätigkeit der Staatsgewalt auch in 
diefer Richtung provoeirten. In den reifenden Richtern fanden 
fih jest die angefehenen Drgane des Staats, beren die Einrichtung 
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der Rügegerichte unbedingt bedurfte. Erft ſeitdem bie reifenden Rich⸗ 
ter zu einer regelmäßigen Inſtitution geworden find, findet fich bie 
erfte fihere Spur eines Rügeverfahrens vor dem Königlichen Yuftitia- 
ring bei feinem Erſcheinen in der Grafichaft (a. 1176). Etwas fpecielfer 
handeln davon die capitula placitorum coronae regis von 1194 
und 1198 in Spelman's Coder p. 330. 340. Den reifenden Rich⸗ 
tern wurde danad) eine Reihe von Frageftüden mitgegeben, nach wel- 
hen fie zu inguiriren, d. 5. die Gemeinden zu examiniren haben über 
eingetretene Straffälle, Beeinträchtigungen Königlicher Hoheitsrechte, 
Uebertretung der Verordnungen über Maß und Gewicht u. f.w. Die fo 
geftellten Fragen werden zuerft von ben Ortsfchulgen und ben vier Män⸗ 
nern, ſodann nochmal® durch einen Ausfchuß von 12 milites ober liberi 
homines au® jeder hundred beantwortet. Das obrigfeitlihe Amt tritt 
bier in eine neue DVerbindung mit der Gemeinde. Vollſtändig wird 
aber das Bild derjelben feit der Mitte des breizehnten Jahrhunderts 
durch die Darftellungen der Rechtsbücher (Bracton fol. 116—118. 
Fleta I. e. 19, 20. Britton c. 2—21). Auf Grund vorhergehen- 
der Belanntmachung finden bie reifenden Richter die Hundertfchaften 
der connty beifammen; fie eraminiren die Schulzen und vier Männer, 
und jdhreiten zur Bildung der Rügejurg fo, daß aus jeder Hundred 
vier Ritter ernannt werden, welche als Wahlmänner zwölf milites 
oder liberos et legales homines ernennen. Die zwölf Gefchwore- 
nen werden vereidet: quod veritatem dicam de hoc, quod a me 
interrogabitis ex parte domini regis (wörtlich wie bei der Jurata 
in Givilprozeffen). Demnächſt beantworten fie auf ihren Eid die regle- 
mentsmäßigen, von einem Gejchworenen verlefenen Fragen, capitula 
tineris: nämlich was fie wiſſen über begangene Verbrechen unb deren 
muthmaßfiche Urheber; von liebertretungen gegen die Polizeigefee über 
Maß und Gewicht, Brod, Bier und Wein; Über Eingriffe in König- 
liche Rechte und Prärogativen, über Amtswibdrigfeiten und Erpreffun- 
gen der Landvögte und ihrer Unterodgte. Sie beftätigen und ergänzen 
in diefer Weife die Anzeigen der Ortſchaften. Diefe Frageftücde finden 
Rd jet auch in der offiziellen Geſetzſammlung als statuta incerti 
temporis (Statutes of the Realm I. p. 233 ff.) und haben von 
Zeit zu Zeit Zufäbe erhalten. Es find ungefähr 138 Fragen, welche 
annähernd Alles enthalten, was die Stantsgewalt jener Zeit in den Ge⸗ 
meinden zu fuchen hatte. Den Gejchworenen wird die nöthige Zeit zur 
Berathung und Beantwortung geftattet. Die von zwölf Geſchworenen be⸗ 
fätigte Rüge gilt als amtliche Anklage (indietment, presentment) und 
lann nun fogleich zur Hauptverhandlung fommen, wenn bie reifenden Rich 
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ter zugleich ad audiendum et terminandum beauftragt find; event. 
fommen fie zur nächſten Spruchjigung. 

Das fo formirte neue Syſtem eignete fi, nachdem es unter 
der ftärferen Autorität der Commiffarien einmat in Gang gebradjt war, 
nun aud unmittelbar zur Webertragung auf die Gerichtstage des 
Sheriff in der Hundred, wo es fi mit der Freipflegefchan und den 
fonftigen Straf: und Polizeigefchäften des Vicecomes naturgemäß ver- 
band. Die Gemeinde erfcheint hier ale ein Medium ber Inquiſition 
dem Königlichen Beamten untergeordnet, in einer allerdings läftigen 
und unpopulären, aber äußerſt wirkfamen Stellung. Bis zum Schluß 
des Mittelalters entwideln nun reifende Richter, Sheriffs und Orte- 
gerichte concurrirend eine Inquiſitionsthätigkeit, welche durch die for- 
mularartigen Inſtructionen fich gleichmäßig fortbildet. ‘Die gefammte 
männliche Bevölferung über zwölf Jahre wird in regelmäßigen Perioden 
verfammelt, nicht um als aftive Gerichtsmänner, wie die Thane im Graf- 
ſchaftsgericht, Urtheil zu finden und SKreisgefchäfte zu verwalten, fon- 
dern um paſſiv NRechenfchaft zu geben über Erhaltung der Ruhe und 
Ordnung, um auf Berlangen den Iinterthaneneid zu leiften oder zu 
erneuern, um eine förmliche Polizei-Revüe zu paffiren. Natürlich kehrt 
auch bier die Klage über Bedrüdungen und Chifanen der Königlichen 
Landvögte gleihmäßig wieder. Die vornehmeren Klaſſen ziehen ſich 
immer mehr von einer perfönlichen Theilnahme an einem folchen tur- 
nus zurücd und erlangen unter Heinrich III. eine formell anerkannte 
Befreiung davon. In der folgenden Periode führt dies dazır, daR die 
reifenden Richter das Niügegefchäft einer größeren, aus ber ganzen 
Grafſchafts-Verſammlung gebildeten Commiffion übertragen, und 
erft in diefer Form Heißt das Nügegeridht the graund inquest, 
große Jury, und gewinnt damit die Geftalt, in welcher fie noch 
heutigen Tages fortbeiteht. 

3. Die weitere Folge diefer Umgeſtaltung ift fodann 
die Entftehung der Urtheilsjury, welde aus einem Zuſammen⸗ 
treffen des veränderten Strafrecht, der centralifirten Strafjuftiz und 
der Anflagejurg mit dem Verfall der alten Grundſätze vom Beweife 
hervorging. 

Die militärifche Autofratie der normannifchen Künige hat die fchon 
in der fächfifchen Zeit begounene Ausdehnung der Strafen an Leib und 
Leben fortgefett. Vom Standpunkte ihrer lehnrechtlichen Kriegohoheit 
aus werden bie jchweren Verbrechen als Mifitärverbrechen (felonies) 
Gegenstand von Strafverordnungen des Kriegsherrn. Namentlich un- 
ter Heinrich I. ift eine große Zahl neuer Fälle zu Capitalverbrechen 
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erflärt, und das alte Wehrgeld- und Bußſyſtem vollends in den Hin- 
tergrund gedrängt. Die eigentlichen Criminalfälle ericheinen nun als 
feloniae contra pacem Domini Regis (Glanv. I. 2), und in pro- 
zeſſualiſcher Beziehung als placita coronae. In der Hand des Kö—⸗ 
nigs fiegt Gewalt über Leben und Tod (Glanv. XIV. 1., Bracton 
104b. 144b.), wobei zu beachten, daß die Criminaljuftiz auch ein 
Theil der Finanzverwaltung ijt, da die Confiscation bes beweglichen, 
und öfter auch des unbeweglichen Vermögens, charakteriftiiches Merk⸗ 
mal der Felonie geworden ift. 

Die Folge ift, analog wie auf dem Gebiete bes Civilrechts, daß 
die urtheilsfindenden Gemeindegenoffen (pares) auch in den fo geftal- 
teten Strafſachen ſich allmälig deplacirt ſehen. Auch Hier ift das 
Recht nicht mehr im einzelen alle zu jchöpfen, fondern vielmehr das 
von der Obrigfeit gefeßte Recht anzuwenden. Dies (in Verbindung 
mit der verhaßten Stellung der Landvögte) gab jeit den Zeiten Ste- 
phans den reifenden Richtern ein weites Feld der Thätigkeit. Der - 
Vorbehalt der fchweren Straffälle für die curia regis, b. 5. für die 
perfjönliche Anordnung des Gerichts durch den König, wird von der 
Ausnahme immer mehr zur Regel. Aufruhr gegen König und Reid, 
im Heere, Todtſchlag, Branditiftung, Raub, Entführung, Fälfchung, 
„et si quae sunt similia‘“ (Glauv. I. c. 2) werben als placita 
coronae ausſchließlich vor die curia gezogen, — felbft Schlägereien, 
medleta, verbera, plagae, wenn fie einen tumultwarifchen Charakter 
annehmen (sı accusator adjıciat de pace regis infracta). Der 
Vorbehalt des Königlichen Einfchreitens geftaltet ſich jett zu einer 
periodiſchen Abordnung delegirter Strafrichter, die feit Heinrich II. in 
dem bancum einen Halt für gleichmäßige Praris fanden, und Die 
ſchon ziemlih früh auch definitiv im Namen der curia regis das 
Strafurtheil zu fprechen „ad audiendum et terminandum‘‘ beauftragt 
wurden. Wenn man bdiefen Commiffionen noch eine Anzahl Graf- 
Idafteritter beiordnete, fo war dies eine Reminiscenz an die alte Stel- 
lung der urtheilsfindenden Gerichtsmänner und wurde bald zur Yor- 
malität. Es ging damit ähnlich wie fpäter auf dem Gontinent mit 
dem Verfall der Schöffenverfaffung. 

Zu diefen amtlichen Strafrichtern trat nunmehr eine amtliche 
Reife der Anklage durch Rügejury feit der zweiten Hälfte des zwölf⸗ 
ten Jahrhunderts. Das Gebiet der Anklage im Namen des Königs 
erweitert fich, jobald es einmal vorhanden ift, mit großer Schnelligkeit. 
Zeiſchen amtlichen Richtern und amtlicher Anklage konnte fid aber 
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das alte rohe Spftem bes germanifchen Beweiſes durch Kideshelfer, 
Zweilampf und Gottesurtheil unmöglich länger erhalten. 

Die Eideshelfer, welche einen lebendigen genoſſenſchaftlichen Zu- 
fammenhang der größeren und kleineren Gemeinden vorausſetzen, hatten 
ihren Boden fchon verloren mit der Zerreißung des Communallebens 
durh Einfchiebung des normannifchen Elements; fie hatten fi in 
Städten und Ortsgerichten nur noch erhalten, weil das Herkömm⸗ 
liche jedenfalls bejjer erfchien, al® der normanniſche Zweikampf. 

Der Zweikampf verliert (abgefehen von der alten Oppofition der 
Kirche und der Städte) feinen Boden mit der amtlichen Anklage; er 
hat feinen Stun gegen einen Spruch der Rügejury: „quia rex non 
pugnat, nec habet campionem.“ 

So blieb nur das Gottesurtheil übrig zu einer Zeit, wo in Eng- 
land wie in den anderen nordgermanifchen Rändern der alte Glaube an 
die Waffer- und Feuerproben zum Kinderfpott zu werden drohte. Im 
Jahre 1215 hatte das Lateramenfifche Concil die Mitwirkung der Geift- 
lichkeit dabei unterfagt, und damit die Ausführung in England praf- 
tifch unmöglich gemacht. Nac einer kurzen Zwiſchenzeit proviforifcher 
Maßregeln ift darauf wahrfcheinlich eine königliche Inſtruction an die 
‘uftitierii 14 Henr. III. (1220) des. Inhalts ergangen: 

daß fie fortan den indictatus veranlaffen folfen, fi) dem Spruch 
einer jurata aus der hundred ftatt dem Gottesurtheil zu unter- 
werfen (ponere se super patriam). 

Es wird alfo das bereits im Civilprozeß üblidhe Ver— 
fahren mit jurata nunmehr auf den Schuldfprud im 
Strafprozeß ausgebehnt. Inzwiſchen Hatten die periodifchen in- 
quisitiones zu polizeilichen Zweden, die in dem Nügegericht der Juſti— 
tiarien, im Sheriffeturn und feinen Abzmweigungen alltäglih mit ge 
Schworenen Gemeindemitgliedern vorgenommen wurden, die Bevöllerung 
immer mehr an ein folches Zufammenmwirfen Königlicher Beamten mit 
Gemeindeausſchüſſen gewöhnt. Der Gebrauh von Localcommiffionen 
zur Feſtſtellung thatfächliher Verhältniffe in der Graffchaft beftand 
nun ſchon feit jo vielen Menfchenaltern, daß die fpäte Anwendung derſel⸗ 
ben auf den Schuldſpruch beinahe auffallend erfcheinen könnte. Allein ee 
ſollte im Gebiete der jurisdietio ordinaria ja nach den Geſetzen Eduards, 
d. 5. nad) altem Herkommen verfahren werden, wozu noch die aus- 
drückliche Zufiherung des judicium parium nad) Landesrecht in der 
Magna Charta hinzugefommen war. Jedes Bolf hält überhaupt am 
zäheften die alten Formen feiner Gerichte feft, am meiften bei dem 
Schuldfprud über delicta occulta. 
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Als aber das Bedürfniß dem neuen Verfahren einmal Bahn ge⸗ 
brochen, iſt die Umgeſtaltung in dieſer Richtung reißend ſchnell vor 
ſich gegangen. Die allgemeine Anweiſung dazu, wahrſcheinlich aus 
dem Jahre 1220 oder 1221, iſt zwar nicht wörtlich bekannt, wird 
aber aus den ungedruckten Urkunden im Tower vielleicht noch zum 
Vorſchein kommen. Bereits in den Jahren 1221—26 erſcheint ur⸗ 
kundlich eine Reihe von Anwendungen, in welchen die Angeſchuldigten 
nach dem Spruch einer jurata verurtheilt werden. Und ſchon in die⸗ 
jen erften Fällen findet fi) das neue Verfahren auch auf Privatanfla- 
gen ausgedehnt. In dem Rechtsbuch des Bracton (alfo noch vor 
1250) ift der Schuldſpruch durch jurata ein völlig geläufiges Verfah- 
ren. Bei einem Verfahren vor Königlichen Heiferichtern Tonnten es 
diefelben zwölf Geſchworenen der Rügejury fein, die nun zum zeiten 
Mal auf die Schuldfrage vereidet wurden; doch nahm die Praxis ſchon 
Rüdfiht auf Einwendungen gegen einzele Berfonen. In dem Redhts- 
buch des Britton ift bereits der Grundfag anerfannt, daß jeder Rüge⸗ 
geihworene als folcher recufirt werden köͤnne. Zum Zweck des 
Schuldſpruchs wird aljo regelmäßig eine neue Jury gebildet aus ana- 
logen Elementen wie die Rügejury der Hundred, und mit derfelben 
Eidesformel wie die jurata im Civilprogeß. 

So ift am Schluß der Periode auch das Criminalverfahren be⸗ 
reits auf ein ſyſtematiſches Zuſammenwirken von König— 
liden Rihtern mit Gemeindeausſchüſſen bafirt, und ſchon im 
dm Rechtsbuch des Bracton das neuere Grundprinzip der Gerichts⸗ 
berfaffung in feiner Allgemeinheit ausgefprochen: Veritas in juratore 
justicia et judicium in judice. Bracton fol. 186b. Die Rechtsfindung 
— jegt überwiegend Anwendung aligemeiner Gefete, — ift von der 
Gemeinde auf die beamteten Richter übergegangen. Der alte Antheil 
der Gemeinde aber, in Urtheilsfprechung, Eideshülfe, Gemeindezeugniß, 
ft allgemein herabgefegt auf eine Feftftellung der question of fact 
durh ernannte Ausjchüffe aus dem Gemeindeverbande der Hundrebd. 

Unzweifelhaft war damit ein Weg befchritten, der den Bedürf⸗ 
niſſen eines entwickelten, reiferen Staatsweſens entſprach. ‘Diefer 
dortichritt war in England gemacht durd eine im Mittelalter fonft 
unerhörte Gentralifation, die da8 Element der beamteten Richter über- 
rafhend früh zur Entwidelung bringt. Gleichzeitig aber beginnt mit 
der Umbildung auch wieder die Decentralifation, nämlid: 

4. Die allmälige Abfonderung engerer Ortspolizei— 
gerihte, courts leet, von dem sherifis tourn, dem allgemei- 
nen court leet der Grafſchaft. 
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Durch die Centraliſation in den Reichsgerichten und reiſenden 
Richtern war das Sheriffsamt zu einem Untergericht für Strafſachen 
herabgeſunken. In der Magna Charta wird ihm die Aburtheilung 
von placita coronae ausdrüdlich unterfagt. Andererfeits find dem 
Sheriffsturn die TLäftigen Gefchäfte der Rügejury und eine Menge 
neuer  BPolizeiftraffälle zugewachſen, weldje (durdy die reifenden Richter 
und capitula itineris in Gang gebracht) mit jedem Menſchenalter an 
Zahl wachſen. Das Aufbieten der Hundertfchaft zu ſolchem unpopu- 
lären Gefchäft und das von dem Sheriffsamt untrennbare Sportel 
weien machen den Zurn zu einer wiederlehrenden Landesbeſchwerde. 
Die Magna Charta giebt zur Schonung der Gerichtseingefeflenen die 
harafteriftiiche Zuficherung, es folle nicht öfter als zweimal jährlich 
zu beftimmten Zeiten, an herfümmlicdden Orten und zu bejtimmten 
Sweden gejchehen. 

Um ſich zu vergegenwärtigen, wie beläftigend in ben Händen ber 
Sheriffs und ihrer Bailiffs dieſe zweimalige Polizeirevüe erfcheinen 
mußte, wolle man fi) nochmals aus den Rechtsbüchern bes Um— 
fanges diefer AInquifitionsthätigfeit erinnern. ‘Der Sheriff eraminirt: 
ob das Regifter der Gemeindebürgen vollitändig; ob Niemand unter 
verdäcdhtigen Umſtänden fich entfernt Hat; ob alle Gerichtsmänner zum 
Gerichtstag erſchienen find; betreffend Hausbrecher, Diebe, Räuber, 
Fälfcher, Mörder, Brandftifter, ihre. Gehülfen und Hehler; betreffend 
Geächtete; betreffend falſche Maße und Gewichte; betreffend Tag- und 
Nachtwache; Inſtandhaltung der Landftraßen, Brüden u. |. m. 
(Fleta 11. 52). Es wurde begreiflid wohl als jchwerfte Laſt des 
Gerichtsdienftes empfunden, wenn zu diefem Zweck die Gemeinden in 
Maffe vor dem Landvogt erjcheinen ſollten. Die jährlich wechſelnden 
Sheriffs und ihre Bailiffs, auch wenn fie guten Willen hatten, brady- 
ten dazu oft auch nicht die nöthige Localkenutniß mit. 

Es zeigt ſich daher frühzeitig und jchon vor Einführung ber 
Rügegerichte da8 Beſtreben einzeler dichtbewohnter Ortſchaften, einen 
court leet fir ſich zu bilden. Am leichteften gelang dies den Bi- 
ſchofsſitzen, nächſtdem anderen Ortichaften, die von Alters Her Ele- 
mente des jtädtifchen Lebens in fich Hatten, und die nun als cities 
und boronghs durch eigenen court leet eine Hauptgrundlage des fpä- 
teren Stadtredhts erhielten. Der Grundherr, zu deffen Lehn die Ort- 
Schaft. mit ihren Grund» und Schugabgaben gehörte, war fehr geneigt, 
die periodifchen Polizeigerichtötage bes Sheriffs los zu werden und dei 
leet lieber durch einen herrfchaftlichen Vogt abhalten zu laſſen. Das 
Intereſſe der Einfajfen auch der kleinen Ortſchaften neigte eben fo zu 
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einem abgefchloffenen Hleineren Gerichtsbezirt, in welchem die Gerichts⸗ 
pflicht leichter zu erfüllen, und ein berrfchaftlicher Vogt jetzt weniger 
drüdend und verhaßt erichien als ber jportulireride Vicecomes und 
jeine Untervögte. Sie empfanden e8 eher als eine Wohlthat, wenn es 
dem Grundherrn gelang, eine Eremtion von dem Sheriffsturn auszu- 
wirken. Allmälig ift dies mit den alten manors maffenhaft gefchehen, 
und ein court leet faft regelmäßiger Begleiter eines court baron 
geworden. Man unterfchied nunmehr ſolche private leets von dem 
public leet des Sheriff. Auch der private leet ift indeſſen nur 
übertragene Gutspolizei und Batrimonialgericht, — ein Ausflug der 
Königlichen Gerichtögewalt, ein court of record, der im Namen des 
Königs die Einfaffen zur Königlichen Gerichtsfolge (suit real) auf- 
bietet. Er ift nur eine Abzweigung des Sheriffsturn, alfo mit gleis 
her Gerichtsbarkeit über Vergehen, die nad) gemeinem Recht und nad 
dem einfachen Bußſyſtem geahndet werden; nicht über placita coro- 
nae, bei denen wie im Sheriffsturn nur zu inquiriren ift. (Coke 
2 Inst. 71.) Der mit dem leet befichene Grundherr hat die formale 
Richtergewalt der älteren Zeit, d. h. er hegt das Gericht, leitet die 
Verhandlungen durch einen Gerichtshalter, steward, und bezieht Ge- 
rihtögebühren und Strafgelder. Wegen Nichtgebrauchs, nicht gehöriger 
Belegung oder nadhläffiger Verwaltung kann die Krone den leet ſus⸗ 
pendiren, fequeftriven oder definitiv einziehen; die verfäumte Juris— 
dicton Fehrt dann wieder an ben Sheriffsturn zurüd. — Die ge 
wöhnfichen Gerichtötage finden zweimal jährlich ftatt, im erften Monat 
nad Oftern und nad) Midjaelis. Gerihtspflichtig find alle Perſonen 
vom zwölften bis fechszigften Jahre, welche feit Jahr und Tag in der 
Gemeinde anfäffig, — ausgenommen Lords und Geiftlihe, in Folge 
der unter Heinrich III. zugeftandenen Eremtion. Die bei der Ur— 
tbeifsfprechung zugezogenen Ausfchüffe von 12—23 Männern werden 
wear im fpäteren Sprachgebraud Juries genannt, aber nur in dem 
Einne von Gerihtsmännern und juries of inquiry, eben fo wie im 
Sheriffsturn. 

Ueberfehen wir hiernady noch einmal das Ganze, jo gehört die 
glihmäßig ftrenge Handhabung diejer Straf- und Poli— 
ieiordönung 3u den eigenthümlidhften Zügen der norman- 
nifhen Rerwaltung. Die Könige befaßen damit die alferwirffam« 
fm Mittel der Iandesherrlichen Autorität nicht nur gegen ihre eigenen 
Beamten, fondern auch gegen die Mächtigſten im Pande, welche in ge- 
wöhnlihen Zeiten eine Ueberſchreitung ihrer patrimonialen Gerichte: 
gewelt kaum verfuchen konnten. Weiter herab finden wir eine Bald 
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militärifche Disciplin, — eine Gewöhnung der ganzen Bevölferung 
an Gehorfam, wie fie ein von ben Zeitgenoffen anerkanntes Syitem 
der öffentlichen Sicherheit in ungewöhnlichen Maße darbot. Zugleich 
ift e8 aber einleucdhtend, welcher furchtbaren Willfür unter einer fchlech- 
ten Regierung Perfonen und Gut unterworfen waren, und wie fpäter 
die erften Verjuche ber Madna Charta zur Erlangung von Grund⸗ 
rechten dahin gingen, die Einfchägung der amerciaments auf den ge- 
richtlihen Weg zu bringen: 


„Comites et Barones non amercientur nisi per pares suos, 


et non nisi secundum modum delicti — et alii non nisi 
per sacramentum proborum et legalium hominum de vi- 
cineto.“ 


*) Die Polizei: und Disciplinarſtrafgewalt der Normannen: Könige, 
jo ſehr fie auf den Geiſt der gefammten Staateverwaltung zurinkwirkte, bat 
früher feine zufammenhängende Würdigung erfahren. Die Handhabung derſel⸗ 

ben ergiebt ſich zwar in vieltaufendfältigen Anwendungen aus ben Schakurkun- 
den und anderen gleichzeitigen records, jo gering auch der bisher davon ge- 
drudte Theil verhältnigmäßig if. Die eigentlichen Rechtsquellen enthalten 
aber davon fo wenig, daß daraus wenig Eitate für eine Rechtsgeichichte zu ent- 
nehmen find. Andererſeits gehört das Polizeiweſen überhaupt zu den unbelieb- 
teften Partien. Bon Engländern felbft wird die normannifche Zeit gern ale 
eine dunkle Partie mit Eile übergangen, und das ganze Syſtem ber amercia- 
ments als eine böfe Erinnerung an normannifche Iyrannei in die große Ru⸗ 
brif der Amtsmißbräuche und Bedrückungen eingeworfen, während es doch von 
Anfang an und jchon in den älteſten Schagrollen als ein zuſammenhängendes 
Syſtem erfcheint, ohne welches die fpäitere Rolizeigefebgebung und das Friedens 
richteramt nicht wohl verftändlich find. 

Schon in der angelfächfiichen Zeit werden die Königlichen Gerefas unter 
Androhung der oferhyrnes des Königs an die Erfüllung ihrer allgemeinen 
‘oder befonderen Amtspflichten erinnert. Es ift dabei immer nur die Rede von 
einer Mifachtung der Anordnungen oder Befehle des Könige. Athift. I. 8 5, 
II. 8 26 ꝛe. Für em ſolches „Weberfehen” fol eine Buße von 120 Shilling 
(Edw. II. ı, II. 2) ale fefle Ordnungsftrafe entrichtet werden — nach dama- 
ligem Miünzfuße gleih 24 Pfd. Sterl., alfo nad fpäterem Mimzfuße glei 
50 Shilling. LL. Henr. I. 34, $ 3; 35 $ 1: Överseunesse regis est in 
causis communibus XX mancae, quae faciant L sol. In Westsexa reginae 
XX mancae, episcopi X mancae, comitis X, thaini vel baronis V mancae. 
Unzweifelhaft ift dabei nur zu denken ar die lUingehorfamsbuße des Beamten 
gegen feinen Auftraggeber, nicht an eine ordentliche Strafbuße. 

Ebenfo kommt das Wort Misericordia regis in den älteren Geſetzen, Ed. 
Conf. 12, 8 3, 18 2c., noch nicht im normanniſchen Sinne vor. (Schmid, Glos- 
sarium h. v.) Auch in den normannichen Rechtsbüchern ift die Erwähnung 
nicht gerade häufig, beilpielweile in den Statuta et Consuetud. c. „de jura- 
tore et juramentis”, wo fchon bie Mifbräuche der polizeilichen Braris erwuhnt 
werden. Ebenſo tritt das Recht der Unterlehusherren zu amerciaments gegen 
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ihre Untervafallen wenig hervor. Nur in der Hand des Königs erhält es durch 
die Gefammmtgeftalt der normannifhen Staatsverwaltung eine eigenthimliche 
Tragweite. Ueber feine fpätere praftifche Geftaltung in den unteren Polizeige- 
richten vgl. 3. ®. Seriven on Copyholds II. c. 20. sect. 3. 

In Gneift Bd. I. S 6 find, foweit dies annähernd möglich ift, die amer- 
ciaments nad; den Schaturfunden in vier Rubrifen geordnet: 

1) Zur Ergänzung des Strafrechts 5. 3. die misericordia de foresta we. 
gen Jagdübertretungen, — fobann wegen Beleidigung Königlicher Beamten 
mit Schmähworten, Gemaltthätigfeiten gegen Beamte, Verweigerung der Ar- 
beiten an Königlichen Burgen und Brüden, Geld- und Waffenleihen an die 
Zeinde des Könige, fowie in den allgemeinen Rubrifen infractio pacis, contem- 
ptus brevium reyis. 

2) Zur Aufrechthaltung der angellächfifchen Polizeiordnung, die hier näher 
ans;uführen iſt. 

3) Zur Aufrechthaltung der gerichtlichen Ordnung (default, non appea- 
rance), Regelwidrigleiten im Beweis, Verweigerung des Zweilampfs, Vor⸗ 
nahıne des Sottesurtheile ohne Anfficht Königlicher Beamten (Mador I. 547), 
Begräbmig eines Ertrunkenen ohne Augenfchein eines Königlihen Beamten, 
Zolliredung eines Todesurtheils sine visn servientis regis etc. — ſodann 
feit der Einführung der Jury wegen nicht gehöriger Belegung: pro rusticis 
(villains) aductis ad faciendam juratam; quia recepit hominem ad juratam, 
qui non fuit de hundredo etc. Es ergiebt fid) daraus bie Methode, wie Re⸗ 
formen in der Geflaltung des Gerichtsverfahrens durch einfache Anweifungen 
von Hofe durchgeführt wurden. 

4) Zum Schub Königlider Gerechtſame gegen Anmaßungen 
von Privaten z. B. wegen unredhtmäßiger Erhebung eines Zolles, Aneignung 
Königlicher Befigungen (purprestura), vor Allem aber gegen Competenzüber⸗ 
ihreitungen: fo die milites curiae Comitissae de Coupland, quia fecerunt 
jadicium de placito quod non pertinuit ad eos. (Madox I. 548.) Simon 
de Medelwoide debet X marcas, quia placitavit in Curia Christianitatis 
de Laico feodo. (Madox I. 561.) &benfo eine communis misericordia co- 
mitatus de Sumerseta, quia miserunt duellum in Hundredo quod debuit 
esse in comitatu. 24. H. II. (Madox I. 546, 558.) Eine freilich unvoll- 
Rändige Ueberficht der Rubriten giebt Hardy, Rotuli finium pag. XVII. ff. 

Die Abmeffung der Höhe der Buße erfolgte damals im Schatamt durd) 
die höheren oder auch die niederen Beamten, in wichtigeren Füllen wurde ein 
Spezialeommiſſar zur Einfchägung in die Graffchaft gefandt, der die Männer 
der Srafichaft oder Hundertichaft per capita einfchäßte — in fpiterer Zeit mit 
Hüffe einer eingeichtvorenen Jury. (Madox II. 65, 66.) In weldem Maf 
diefe Gewalt, fowie die Sequeftration gegen bie Großen gebraucht wird, wegen 
defaults im Schatamt, wegen Nichtvollſtreckung der Königlichen Dekrete ıc. 
ergeben zahlloſe Eintragungen, z. B. wird aud) die City von London einmal 
in die Hand des Königs genommen wegen eines tresspass of the assize, und 
die custodia einem Commiffar übertragen. 

derihieden, aber doch in der Anwendung manchmal zufanmenfließend ift das 
vieldentige Syſtem der Gebilhren, fines: fines fiir liberties und franchises, 
b. h. für Betätigung landesherrlicher Conceſſionen aller Art, die fines in Pro- 
#Heden, die feit Heinrich II. unabfehbar. werden, fiir Geftattung einer Prozeß⸗ 
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führung beim Königlichen Oberhof, Geftattung eines Beweisperfahrens durch 
jury ; jedes Prozeßmandat, jede Modalität des Prozeſſes, Beichleunigung, 2er: 
fhiebung, Protection ift Hier fiir baares Geld zu erfaufen; ferner Die fines für 
Gnadenbewilligungen, von Aemtern, Gilden, Dispenfationen, fiir Xehrsernene- 
rungen, Erlaubniß zu QVeräußerungen u. f. w. Dieje adminiftrativen Gewalten 
liegen den fpäteren Umbildungen der Landesverfafjung überall zu Grunde. 

4) Weber die Geftaltung der Freipflege, francplegium, lauten 
die bereits angeführten Hauptftellen der Charta Wilelmi IU. c. 14 dahin: 
Omnis homo, qui voluerit se teneri pro libero, sit in plegio, ut plegius 
eum habeat ad justitiam, si quid offenderit. Et (si) quisquam evaserit 
talium, videant plegii ut solvant quod calumpniatum est, et purgent se, 
quia in evaso nullam fraudem noverint. Requiratur hundredus et comi- 
tatus, sicut autecessores statuerunt, rel. 

Umftändficher die LL. Henr. I. c. VII. „de hundretis tenendis’”: Spe- 
ciali tamen plenitudine si opus est, bis in anno conveniant in hundretum 
suum quicungue liberi, tam hudefest quam fulgarii, ad dignoscendum sci- 
licet inter caetera, si decaniae plenae sint, vel qui, quomodo, qua 
ratione recesserint, vel super accreverint. Praesit autem singulis hemi- 
num novenis decimus, et toti simul hundreto unus de meliöribus, et 
vocetur aldremannus, qui Dei leges et hominum jura vigilanti studeat 
observantia promovere. 

Der Grundfat der zwangsweijen Bereinigung ift bier deutlich wiederholt 
und in einem Zufat auf frühere Beichlüffe der Geiftlichleit und der sapientes 
totins monarchiae (witan) verwiejen. Eodann weiter $ 2: Communis quippe 
commodi provida dispensatione statutum est, ut a duodecimo aetatis suae 
anno in hundreto sit et decima, vel plegio liberali, quisquis ve 
rae vel witae vel jure liberi dignus curat aestimari; conductitü, vel soli- 
darii, vel stipendiarii, duorum plegio teneantur. 

Dem Berfafier ftanden Hier ficherlich die entiprechenden Sätze aus bei 
LL. Cnuti II. 20 vor Augen, wobei er das normannifche Wort francplegium 
zur Erläuterung. von decima einſchiebt. 

Am umftändlichften find die fog. LL. Edw. Conf. nad) dem Codex Har- 
leianus c. XX.: Alia pax maxima est, per quam omnes firmiori statu 
sustentantur: scilicet fidejussionis stabilitate, quam Angli vocant frithbor- 
gas, praeter Eboracenses, qui vocant eam tenmanne tale, hoc est nume- 
rum X hominum. 

S 1. Et hoc est, quod de omnibus villis totius regni sub decen- 
nali fidejussione debeant omnes esse, ita quod si unus ex decem 
forisfecerit, novem eum haberent ad rectum. Quod si aufugeret, 
et dicerent, quod non possent eum habere ad rectum, daretur eis ad mi- 
nus a justitia regis spatium XXX dierum et unius diei. 

8 2. Et si possent eum invenire, adducerent eum ad justitiam. Ipse 
quidem de suo restauret dampnum quod fecerat, et de corpore suo fiat 
Justitia, si ad hoc forisfecerit. 

$ 3. Si autem infra supradictum terminum inveniri non poterit, quia 
in omni frithborge unus erat capitalis, quem ipsi vocabant frith- 
borgheued, ipse capitalis acciperet duos de melioribus in suo frith- 
borge, et de tribus frithborgis propinquioribus vicinis suis aceipiat de 
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unoquoque capitalem, et similiter duos de melioribus, si poterit eos ha- 
bere, et se duodecimo expurget, se et frithborgum suum, si facere poterit, 
de forisfacto et fuga supradicti malefactoris, 

$ 4. Quod si facere non poterit, restauraret dampnum, quod ipse 
fecerat de proprio forisfactoris quantum duraverit, et de suo, et erga 
justitiam emendent, secundum quod legaliter judicatum fuerit eis. 

8 5. Et tamen sacramentum, quod non potuerunt complere per vici- 
nos, per Be ipsos novem jurent, se esse immunes. Et si aliquem po- 
taerint recuperare, adducent eum ad justitiam, si potuerint, aut dicent 
justitiae ubi sit. 

Offenbar find dies Alles nicht dispoſitive Worte einer Verordnung, fondern 
eichreibungen, durch welche der Berfafler diefer Privatfammlung ſich jelbft 
und den Zeitgenoffen die in Verfall gerathene ‚alte Landespolizeiorbnung deut⸗ 
ih zu machen ſucht. Das Wort frithborg oder nad) Lambard freoborg mag 
mehr aus dem Bollsiprachgebrauch al® aus älteren Gejegen herſtammen. Das 
francplegium iſt offenbar normännijche Ueberſetzung in den Sprachgebrauch 
des damaligen Geichäftelebens. Daß bei dem Vergehen eines die anderen neum 
heiten jollen, fann von Seiten des Privatverfaflers ein Mißverftändniß fein; 
während wohl der Vorſteher haftete, event. fill) an den Mitgliedern erbolte. 
To viel ift aber far daß die alten Verpflichtungen der Zehntichaften „ oder 
Banerichaften fortdauern follten, und daß decima und frithborg identifch find. 
Zulammenhängend damit find noch andere Erwähnungen. Nach cap. XV. ſoll 
die villa, wenn ein Mörder nicht zu finden ift, 46 Mark aufbringen, und wenn 
die villa dazu nicht im Stande ift, jollen jolche in der Hundertichaft eingefam- 
meit und an das Schatzamt abgeliefert werden. Weiter heißt e8 in cap. XX VIII. 
die witan (sapientes) hätten itber je zehn fridborgi geſetzt oder decani oder 
Zehutſchaftsvorſteher tienthe heued. Endlich wird die alte Bürgichafts- 
piliht der Thane über Gefolgen und Hinterfaffen umftändlich wiederholt in 
cap. XXI.: Archiepiscopi, episcopi, comites, barones, et milites suos et 
proprios servientes suos, scilicet dapiferos, pincernas, camerarios, cocos, 
pistores, sub suo fridborgo habebant; et ipsi suos armigeros vel alios 
sersientes suos sub suo fridborgo; quod si ipsi forisfacerent, et clamor 
vicinorum insurgeret de eis, ipsi haberent eos ad rectum in curia sua, si 
haberent sacham et socham, tol et theam et infangenethef. 

Unzweifelhaft war e8 auch hier ein praftifches Bedürfniß, welches die Ein- 
ſchärfung der alten Polizeiordnuug herbeigeführt hatte, insbefondere Die perjün- 
Ihe Unficherheit der Normannen, deren Leben und Sicherheit durch die Erbit- 
terung des gebrüdtten Stammes vielfach bedroht jchien. Ihre Handhabung ergiebt 
rd aus den Schagrechnungen. In zahllofen Füllen werden hier Ortjchaften 
gebüßt, wegen „Beherbergung eines Unbekannten, ohne francplegium von ihm 
zu nehmen; wegen Beherbergung eines Mannes, „der nicht im francplegium 
war,“ wegen Aufnahme eines Mannes „ohne Tething” u. ſ. w. 3. 8. das 
francplegium des Nicolas, Son of Selary, wegen Nichtgeftellung eines von 
ihm Perbürgten; das francplegium des Roger, Son of Godefroy, wegen ber 
Flucht des William u. f. w. (Madox I. 546 ff, 565). Gervase, Son of Sti- 
gend, weil er Odo den Kempen in feiner Herrichaft wohnen laffen, ohne einen 
Bürgen zu finden (Madox I. 545); die Hundertichaft von Redham, weil fie 
wiſſentlich einen Mann unter fich wohnen laffen ohne francplegium (I. 565). 
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In diefem Sinne nun erfcheint das francplegium in ben fpäteren Rechtsbüchern 
3. B. Bracton 124: de eo autem qui fugam ceperit, diligenter inquiren- 
dum, si fuerit in francoplegio et decenna; tunc erit decenna in misericor- 

‘ dia coram justitiariis nostris, quia non habent ipsum malefactorem ad 
rectum. Bgl. Fleta I. 27. $ 2—4, und über den Visus francplegii: Magna 
Charta c. 35. Fleta II. 52. 72. Britton c. 29. Horne’s Miroir c. I 
sect. 16. 

2») Die Eutftehung der Nügepflicht und der Antlagejury ift gründ- 
lich behandelt in Biener Engl. Geihw.-®. I. 88 12—14, 19. Die Bor- 
fäufer berjelben find in den zahlreichen Gemeindeausfchüffen zu fuchen, welde 
zu Berwaltungszweden bald nach der Eroberung auftreten. Nüchſt der Com⸗ 
miffion zur Aufnahme bes Iomesdaybook gehört dahin aud ein Fall, in wel: 
chem Heinrich I. 85 Bürger von Lincoln einfchwören läßt, um die dem König 
ichuldigen Dienfte der Stadt feftzuftellen (Balgrave I. 273), Es gehören dahin 
eine Dienge von Unterfuhungs-Commiffionen für Zwecke des Exchequer, ber 
Lehnsvorntundfchaftsvertwaltung 2c., wie fie in dem Inhaltsverzeichniß zum 
Registrum brevium origioalium aufgeführt find (Biener I. 271), fo wie in 
den Rechtsbüchern. Es gehören dahin ferner die fpäteren Einfhäkungscommil- 
fionen ; jodann der Coroners inquest, und noch mande in ber folgenden Periode 
zu. Specialzwecken gebildete inquests (vgl. Dalton on Sheriffs 308), wie die 
Juries zur Feftftellung des Thatbeſtandes eines Aufruhrs (riot), und bei ge 
waltſamen Befigentfegungen (forcible entries), Juries vor ben escheators, 
vor ben clerks of the market, nad) dent statute of bankrupts u. f. w. Die 
engliſche Jurisprudenz nennt fie juries for inquiry, im Gegenſatz der Urtheif- 
juries (juries for trial), In biefen Vorgängen und in dem Borbild der lirch 
lihen Rügegerichte ift die Anfnüpfung wohl viel mehr zu ſuchen, als in der 
angelfächfiichen Zeit. 

Es ift allerdings auffallend, daß die Notiz von einer Rüge durch 12 Thane 
aus der Hundred in Athelreb III. 3, $ 3 ganz ifolirt und ohne Nachfolge de: 
fteht. Es erklärt fich dies wohl ähnlich wie auf dem Kontinent fo, daß man 
einen Verſuch gemacht hatte, das kirchliche Rügeverfahren auf die weltlichen 
Gerichte zu übertragen. Da e8 aber an einer ftetigen feften Leitung durch 
Königliche Beamte fehlte, fo zerfiel die neue Einrichtung und dauerte (wie auf 
den Continent) nur in zerbrödelter Geftalt fort, als Ritge in Heineren Ge 
meinden und in einer kleineren Zahl, von der fid) allerdings noch Spuren fin- 
den, fo in Snut IL c. 30: „Und wenn ein Mann der Hundertichaft fo unge- 
treu ift und fo oft bezichtigt wird, umdb ihn drei Männer zujammen 
bezichtigen, fo bleibe ihm nichte übrig, als zum dreifachen Orbal zu gehen.“ 
Ferner in LL. Will. c. 51: „Wenn Jemand anrüdjig ift in der Sundertichaft, 
nnd vier Männer bezichtigen ihn, fo reinige er fich ſelbzwölf.“ 

Auch DBiener hält die 12 Thane unter Athelred für eine vortibergehende 
Erſcheinung und erfeunt an, daß erft a. 1176 die erſte Spur einer geordneten 
Rügejury vor den reifenden Juſtitiarien auftritt; während die erftien Nachrich— 
ten über eine Rügejury vor dem Sheriff erft aus dem breizehnten Jahrhundert 
datiren, Nichtsdeftomweniger ift Biener geneigt, das Rilgegericht vor dem She- 
riff für das ältere zu halten; ich glaube mit Unrecht. Der Schluß, daß ein 
analoges Inftitut vor dem Graffchaftögericht das Altere, vor dem oberften Ge: 
richtshof das jüngere fei, ift entichieden unrichtig für alle Inflitutionen der Iu- 
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quisitio, die immer aus einer bewußten, mihfam eingeführten Mafnahme von 
oben herab ihren Urfprung nehmen. Alle Formationen des Inquest, befonders 
die dem Tirchlichen Verfahren nadhgebildeten Frageartikel, find offenbar von 
Hauſe aus filr reifende Commiſſarien berechnet, ımd erft von diefen auf die 
Yocalgerichte itbertragen; eben fo wie in der folgenden Beriode dns Riigegericht 
der Königlichen Juſtitiare mit der Grafſchaft erſt etwas ſputer anf das Local- 
gericht der quarter sessions übergeht. Alle Inquifitionsthätigfeit ift Schöpfung 
der Centraliſation; fie fett ſehr verflärfte Beaintengewalten voraus. Natürlich 
war aber fein Grund, die mit den veifenden Auftitiarien in Gang gebradjte 
Inquisitio auf die Reichsgerichte zu beichränfen, etwa fo wie die Assisae in 
Civilſachen. Im Gegentheil hat man die nene Einrichtung möglichft bald auf 
ten Sheriffs-tourn und von da fofort auf die Localgerichte übertragen, nachdem 
die Sache einmal in Gang gebradt war. Wäre in dem Sheriffs-tourn das 
Kügeverfahren ſchon früher im Gange geweſen, fo müßte bei den verhäftniß- 
mäßig häufigen Erwähnungen des Turnus und in den Schabrechnungen irgend 
eine Epur zu finden fein. Auch die Zwölfzahl der Geſchworenen (nach dem 
Zorbilde der inzwifchen eingeführten Assisae) milßte doch in den älteren 
Rehtsblihern irgendivo auftauchen, went die Sache ſelbſt ſchon beftanden hätte. 
In den oft dafür angeflihrten Konftitutionen von Clarendon 1164 c. 6 ift nur 
von geiftlichen Gerichten die Rede. Dagegen ift num allerdings in dem Et. 
Marlebridge (1267) c. 25 und in dem Et. Weftminfter I. (1275) c. 11, 15 
ansörädiich von Inquisitiones coram vicecomitibus die Rede. In dem St. 
Weſtminſter II. 1285 c. 13 wird verordnet: quod vicecomites in turnis suis, 
cum inquirere debeant de malefactoribus per praeceptum regis vel ex oflicio 
suo, per legales homines ad minus XII faciant inquisitiones suas, und den 
bailiffe der Hiberties bdiefelbe Verpflichtung aufgelegt — alfo nochmals eine 
weitere Ausdehnung nad unten. Umftändliche Befchreibimgen des Berfahrens 
dieſer Rügejury finden fi) dann gegen Ende des 13. Jahrhunderts in den 
Kehtebüihern Fleta II. 52, Briton c. 29, im Mirror und im St. Walliae 
c 3, 4 (1284). Danad) werden im Beginn der Berhandlung immer wieder 
zuerſt die Kreibürgichaften und Ortfchaften durch ihre Vorſteher verpflichtet 
nach Anleitung gewiſſer Frageartifel das Borgelommene zu ritgen. Weber dieſe 
indietments haben fodann 12 Geſchworene aus den Angejehenften dee Hundred 
ihr Berdict abzugeben — auch darliber, ob nichts verichtwiegen worden ifl. Die 
Artikel erſtrecken fich zugleich anf eine Reihe von Eontraventionen und Meinen 
Vebertretungen, über welche der Sheriffsturn definitiv Urtheil ſprechen fann. 
Rod ausführlicher bildet fich die Praris in den fpäteren courts leet aus (f. die 
folgende Note 4). 

8) Heber die Entſtehnng der Urtheiljury in Straffachen vergleiche 
vorzugsweife die Unterfuchungen von Biener, das Engl. Geſchw.⸗Ger. Bd. I. 
516, 17 ©. 103—124, Bd. II. Exec. I. ©. 219-239, und aus der überrei⸗ 
Gen neneren Litteratur etwa: Gundermann, Geſchichte der Entftehung der Fury, 
1847. Köflin, der Wendepunkt des deutfchen Strafverfahrens, 1849. dv. Da- 
wies, Urfprung und Werth des Gefchiw.-Ger., 1849. Forsyth, History of 
Trial by Jury, 1852. Die ausflihrlichen Unterſuchungen Biener's tiber den 
äußeren Hergang der Entſtehnng beftätigen ſich auch aus den fonft vorhandenen 
Xechteurkunden; nur tritt der pragmatifche Zuſammenhang bei Biener oft nicht 
genügend hervor. _ 

Greiſt, Enz. Communalverfaſſung. 7 
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Seit der Entfiehung der Rügejury gab es num zwei Weifen des Eriminal- 
verfahrens. 

1) Durch Anklage, appellum, accusatio, welche nad) alter Weiſe mit 
Gerüfte erhoben und mit den alten mündlichen Klageformeln vorgebradjt wird. 
(Secta, vergl. Bracton 139b. 140). Regelmäßig ift damit verbunden die Her: 
ausforderung zum Zweikampf, welche in dem Gerichtstermine in Geftalt einer 
litiscontestatio erjcheint, und mit den Worten fchließt: et hoc oflert se dis- 
rationare adversus eum per corpus suum, sicut curia domini regis consi- 
deraverit. Darauf folgt die vadiatio duelli durd Pfand und Eid, wobei der 
Angeklagte die That eidlich leugnet, der Ankläger jeine Klage nochmals eidlich 
verfichert. Dann folgt ein Termin zur Abhaltung des Zweikampfes — Alles 
in wejentlicher Uebereinftimmung mit dem aus Beaumanoir befannten Berfah- 
ren auf franzöfifchem Boden. In subsidium tritt das Gottesurtheil ein. Nach 
Stadtrechten und Ortsgewohnheit kommt auch nod) eine Reinigung durch Eides- 
helfer vor, 

2) Das Rügeverfahren, indictment, presentment, auf rund eines 
Rigeeides von zwölf Geſchwornen der Hundred (jurata patriae), auf welche 
nun der Hauptprozeß vor den Königlichen Juftitiarien folgt, welcher regelmäßig 
in das Gottesurtheil ausläuft, da der Zweilampf gegen eine Anklage im Namen 
des Königs nicht ftatthaft ift, quia rex non pugnat. — 

Mit dem Weberhandnehmen der Anflage durch Rügejury trat num die 
Lüde im Beweife ein, welche durch pofitive Einrichtungen ausgefüllt werden 
mußte. Das lateranenfiiche Eoncil c, 18 hatte die Mitwirkung der Geiftlichfeit 
bei den Gottesurtheilen verboten. Mit Bezugnahme auf dies Verbot erhalten 
die reiſenden Richter a. 1219 die Anweiſung, nad) erhobener Anklage durch die 
Rügejury nicht zum ©ottesurtheil zu jchreiten, fordern die Angeſchuldigten in 
Berhaft zu halten, und ſich für die diesjährige Reife mit gewiffen Sicherheite- 
maßregeln zu begnügen (Biener II. 231). Kurz darauf ift wahrſcheinlich eine 
pofitive Inſtrnction an die Richter erlaflen. Sir Ed. Cofe giebt den Hergang 
in jeinet Reports IX. pag. 32 dahin an: 1219 feien die Oottesurtheile durch 
Parlamentsbeihlug qoll wohl heifen: Beſchluß des damaligen Regentichaits:- 
raths) aufgehoben. Dies ergebe fi) aus „Rot. Pat. anno 3. Henr. III. membr. 
5 for the record says: provisum fuit per regem et concilium etc.“ Es 
ift dies angenfcheinlich der Rathsbeſchluß, welchen Spelman in feinem Codex 
pag. 415 abgedrudt hat: Rex dilectis et fidelibus etc, Justitiariis itineran- 
tibus etc. salutem: quia dubitatum fuit et non determinatum ante inceptio- 
nem itineris vestri, quo judicio deducendi sunt illi qui rectati sunt de la- 
trocinio, murdro, incendio, et hiis similibus, cum prohibitum sit per Eccle- 
siam Romanam Judicium ignis et aquae, Provisum est a consilio 
nostro ad praesens, ut in hoc itinere sic fiat de rectatis de hujus- 
modi excessibus: videlicet quod illi qui rectati sunt ... teneantur in pri- 
sona nostra et salvo custodiantur, .... Cum igitur nihil certius provide- 
rit in hac parte consilium nostrum ad praesens, relinguimus discretioni 
vestrae hunc ordinem praedictum observandum in hoc itinere vestro,...— 
In einer Randnote bei Coke findet fi) dann noch wörtlid das Citat: „See 
Rot. Par. 14. Henr. III. m. 1. de justitia facienda loco ignis et aquae,” 
was wohl noch auf weitere Nachſuchungen in den ungedrudten Staatsurkunden 
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hinweiſt. Bis dahin find wir auf die forgfältigen Zufammenftellungen Bieners 
verwiefen. 
Zuerft im Jahre 1221 erfcheinen nur Fälle, in welchen man die Ange- 
ſchuldigten aufgefordert hat, ſich der Rügejury zu einem Spruch über ihre 
Schuld zu unterwerfen. Obgleich fie dies verweigert, hat die Jury einen Schuld- 
ſpruch gethan, den man aber vorſichtig — im Gefühl der Neuheit der Sache — 
durch eine zweite Jury von 24 Rittern nochmals beftätigen läßt (Hale, Pleas 
of the Crown II. pag. 322). Im Jahre 1222 erfcheint ein Fall, wo der An⸗ 
geihuldigte fi) dem Spruch der Rügejury unterwirft und demgemäß verurtheilt 
wird (Bracton fol. 143). Im Jahre 1226 erfcheint eine Reihe von Fällen, in 
weldhen ſowohl indictati wie appellati fi) ben Spruch der Rügejury unter- 
werfen und dengemäß verurtbeilt werben (Placitorum abbreviatio 1811 p. 104). 
Das neue Berfahren ift alſo durch die Praxis ſogleich auch auf die PBrivat- 
anflagen ausgedehnt worden, ebenfo wie im Kivilprozeß die Anwendung bes 
Geſchwornenſpruchs durd; Uebereinfunft der Parteien über die geſetzlichen Fülle 
hinaus ausgedehnt wurde. An der Mitte des Jahrhunderts ift dieſer Schuld- 
ſpruch der Jury völlig geläufig bei Bracton. Der Juftitiar kann dabei die 
Rügegeichworenen näher befragen, woher fie ihre Angaben entnonmen haben. 
Er jordert den Angeichuldigten auf, fich dem Spruch zu unterwerfen und hört 
defien Einwendungen gegen das indietment und gegen die Perſon der Ge- 
ihwornen (Bracton 143, 143b). Darauf werden die Geſchwornen vereidet: 
„hoc auditis, justitiarii, quod veritatem dicemus de iis, quae a nobis re- 
quiretis ex parte domini regis.” Nach der Vereidigung folgt die Frage des 
Richters: „talis, qui hic praesens est, rectatus de tali crimine venit et de- 
fendit totum, et ponit se super linguas vestras de bono et malo, 
et ideo vobis dicimus, nobis scire faciatis inde veritatem et dicatis, si 
ealpabilis sit de hoc, quod ei imponitur.” ‘Dies ponere se super pares 
zuos war librigens gewöhnliche Formel der Submittirung zum Sprud). 
Handelte es ſich um eine Privatanklage, jo war bie jurata zum Zweck des 
Zquldſpruchs neu zu bilden. War ein indictment im Sherifjstumn erhoben, 
fo ging e8 zur Hauptverhandlung vor die nächſte Eeifion der reifenden Nichter, 
wo dann bie Juftitiare eine eigene Urtheilsjury zu berufen haben. (Fleta I. 34, 
5%, 39.) War aber das indictment vor justices of oyer and terminer er- 
heben, jo folgte die Hauptverhandlung fogleich, und man beeidete nun diefelbe 
Rügejury zum zweitenmal iiber die Schuldfrage (an culpabilis sit), jedod) mit 
billiger Rüdficht auf Einwendungen gegen einzele Perfonen (Bracton 143b), 
Ban hat indeflen in der Anwendung wohl jehr bald das Sachmwidrige eines Spruchs 
derſelben Berfonen zuerft über die Rüge und dann über die Schuld erkannt, 
md daher in der Praxis fchon den bloßen Umftand, daß ein Geſchworner an 
der Rügejury Theil genommen, ale Recufationsgrund gegen feine Theilnahme 
au der Urtheilsjurg gelten laſſen. So findet es fich bei Britton Cap. IV p. 22, 
und if dann fpäter auf Petition des Unterhaufes geſetzlich anerlannt durch 
25 Ed. III. st. 5 c. 3. Dem praktiſchen Erfolg nad) wurde num alſo regel- 
mäßig eine neue, von der Rügejury verichiedene Urtheilsiury fiir den Schuld- 
fra; gebildet. 
Eine Zeit fang konnte freilich no, das Duell neben der Urtheilsjury zur 
Anwendung lommen. Wo die Klage als appellum auf Zweilampf geftellt war, 


mußte den Bellagten noch die Wahl gelaffen werden, ob er fid) durch Zivei- 
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fampf oder durd) Fury vertheidigen wolle (per corpus aut per patriam se 
defendere). Privatanflagen werden aber neben der öffentlichen Anklage bald 
feltene Erfcheinungen. Die Wahl fiel ferner weg bei fampfunfähigen Perjonen 
oder bei vorhandenen Privilegien gegen das Duell. An Füllen, wo die An- 
Hage wegen eines formellen Mangels fiel, wurde fie cx oflicio im Namen bee 
Könige verfolgt und gegen diefe secta regis natürlid) fein Zweikampf zuge- 
laſſen. Dies Alles wirft auf Verdrängung des Zweikampfs. Schon in 230 
Ed. III. wird die Herausforderung zum Duell als parole de forme bezeichnet, 
und in den Anflageformeln‘ des 15. Jahrhunderts hat Biener die Worte per 
corpus suum nicht mehr vorgefunden (Biener I. 107). Beide Yormen bes 
Strafverfahrens führen nun alſo nothiwendig zur Urtheilsjury. 

Einige Schwierigkeit fand fi) allerdings noch in dem Erforderniß der Un- 
terwerfung des Angefchuldigten unter den Juryſpruch. Nach der einen Mei- 
nung, weiche ſich wiederholt bei Bracton ausgeſprochen findet, trat eine Ber: 
pflichtung dazu an die Stelle der früheren Verpflichtung fid) dem Gottesurtheil zu 
unterwerfen. Man folgerte hier wie dort ein „tenetur”, „compellitur”, „co- 
gendus est”, vermöge defjen der Weigernde indefensus et per hoc quasi 
convictus remanebit. &8 wird alfo in contumaciam auf die volle Strafe er- 
kannt. Allein die Sache blieb doch bevenflih. Es war und blieb das neue 
Berfahren fein iudiecium parium et per legem terrae, wie es nad) der Magna 
Charta zugeficjert iſt. Durd die ausdrückliche Einftimmung des Bellagten 
nur erihien die Abweichung von dem legalen Beweisverfahren unbedenklich. 
Zur Herbeiführung biefer Zuftimmung hielt man fich aber befugt, abminiftra- 
tive Zwangsmaßregeln anzınvenden, em prison fort et dure, doch ohne Blut⸗ 
vergießen nnd Körperverlegung, um den Buchftaben der Magna Charta genau 
innezuhalten. Im Jahre 1275 wird dies gebilligt und dadurd mittelbar die 
neue Procedur überhaupt gutgeheigen durch das St. Weftminfter I. Cap. 12. 
In Fällen der secta regis foll der Weigernde „en le prison fort et dure” 
gebracht werben, was ſich in der Praris zu der fogenannten Todespreffe geftaltete. 

Ueber das Verfahren vor der Urtheilsjurg in diefer erften Zeit, über ein- 
zele Schwankungen im Falle der Nichteinftimmigleit, iiber das Eraminiren der 
Jury wegen ber Gründe ihres Spruchs und über die fpäter angenommene Ber- 
antwortlichfeit ber Urtheilsgeſchwornen fiehe Biener I. 114—124, deſſen linter- 
juchungen im Weſentlichen unaufechtbar erfcheinen. Bolllommen gedanfenios 
ift die immer noch vorlommende Ableitung des Ganzen aus der Magna Charta. 
Denn bie Zufiherung, daf Niemand an Perfon und Vermögen verkiimmert 
werden foll nisi per legale judicium parium suorum vel per legem terrae 
enthält gerade umgekehrt die Zuficherung des altherfömmtlichen Berfahrens. 
Die Gefhwornen heißen niemals pares, ihr Spruch niemals judicium. Die 
pares find vielmehr die urtheilfindenden Gemeindegenoffen, alſo das Gegen- 
theil einer Jury. Diefe Zuficherung war gerade ein Hinderniß für die fchnel- 
lere Fortbildung ber neuen Gerichtsverfaflung, die auch im ganzen Mittelalter 
feineswegs als eine Konceffion von neuen politiichen Rechten gedacht war, fon- 
dern als ein praftifch nothwendiges expediens prompter Zuftiz. 

4) Weber die Entſtehuug und Geftaltung der Ortspolizeigerichte, 
courts leet, ift die englifche Fitteratur reichhaltiger, weil fie noch längere 
Zeit neben den Friedensrichtern eine Bedeutung behielten. Als praktifche 
Hauptſchrift gilt die fehr ausführliche 3. Scriven’'s, Treatise on Copyhold, 
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with the jurisdietion of Conrts Baron and Courts Leet ete. 4 edit. by 
H. Stalman. 2 vols. 1846. 8. G. Jacobs, complete Court Keeper, or 
Land Steward’s Assistant, containing the nature of courts Jeet etc. 3. edit. 
1819. 8. J. Ritson’s, Jurisdiction of the Court Leet with Precedent» 
3. edit. 1816. Nur die erſte habe ich benuten können. Die Hauptpunkte find 
(Zeriven II. c. 20 ©. 803—97): 

(1) Der Court Leet ift reiner Ausfluß der Königlihden Gewalt. 
Das Wort leet fommt merhvürbiger Weife im Domesdaybook und im st. 27 
Edw. II. c. 29, aber nicht in den dazwiſchen liegenden Rechtsbüchern vor. 
Gegenſtand der Berleihung iſt nur das Recht, ein Königliches Gericht (einen 
tornus vicecomitis) für ein kleineres Gebiet abzuhalten, Bußen und Sporteln 
zu ziehen (fines, amerciaments, assoign pence) und gewöhnlich nod) einen 
Meinen Gerichtszins, certum letae, cert- money. Iſt der Beliehene Inhaber 
eines Court baron, fo find die Gerichtögewalten eines ſolchen damit verichmol- 
zen zu einem Patrimontalgericht mit Gutspolizei. Doc ift der Beſitz eines 
manor oder eines Complexes von Gütern feine nothivendige Vorausſetzung. 
Ebenſo ift auch den Etadtgemeinden, zuweilen auch einer Dorfgemeinde ober 
einem einzelen Haufe ein court leet verliehen. Wie die Kirchenpatronate in 
England, fo find auch die leets oft wieder von den Biltern getrennt, in einen 
befonderen Erbgang gelommen, öfter auch bei Weiterverleihmgen des Guts 
wrüdbehalten. Der Charakter einer bdelegirten Königlichen Gerichtsgewalt ift 
den Gerichtseingefeflenen gegenüber beffer innegehalten, ale bei den Patrimo- 
wialgerichten des Continente, Duelle der Gerichtsgewalt ift nur bie Verleihung 
der Krone oder unvordenkliche Verjährung (prescription), welche die Bermu- 
tung einer Verleihung begründet. Der Gerichteherr ift nur berechtigt zu den 
profits of,the court, der Serichtstag aber gehört nad) dem Ausdruck der 
Redtsipracdhe dem König, the day is to the king. (Scriven II. 803, 835 
und citt.) Der Gerichtöhalter, steward, repräjentirt die Perfon des Königs. 
(Scriven II. 835 und citt. 41. Edw. III. c. 27. Kitchen, Powell.) Der ste- 
ward foll genau den vichterlichen Charakter des Sheriff im Turnus haben, und 
kin „a man indifferent between the lord and the law,” weshalb aud der 
vorberrichenden Anficht nach der Gerichtsherr nicht in Perfon Gericht halten 
darj. (Zcriven II. 829.) 

(2) Der leet if eine Auszweigung des Sheriffsturn, wird alfo 
ebenfo regelmäßig zweimal jährlich abgehalten, urſprünglich unter freien Him⸗ 
mel; die Gerichtepflicht der Eingefeffenen ift nicht Folge eines grundherrlichen 
Rechts, ſondern Unterthanenpflicht, Königliche Gerichtsfolge, suit real, muß alfo 
in Perjon geleitet werden — mit Ausnahme der Lords und Geiftlichen nad) 
52 Henry III. c. 10. Aus den Gerichtemännern werben danu die Gemeinde- 
ausihäffe ernanut. Bei dem Sheriffstum jollten jpäter nur Gerichtsmänner 
von 20 Eh. jährlich aus freehold oder 264 Sh. aus copyhold in die Aus- 
Müfle ernannt werden (1. Ric. III. c. 4); diefe Vorſchrift ift aber erft aus dem 
Ende des Mittelalters und auf die Privatleets nicht analog angewendet wor⸗ 
den. Die Bildung des court leet ift inſoweit völlig losgeriſſen von feudalen 
Grundfäpen, als die Gerichtsfolge gar feinen Zufammenhang mit dem Grimd- 
beip hat, fondern eine Kolge des Wohnſitzes ift, und ſich nad) dem firengen 
Budfaben auf alle Berfonen im Alter von 12—60 Jahren erſtrectt, wenn ſie 
Jahr und Tag im Gerichtsbezirk ihren Wohnſitz haben (Scriven Il. 823, 824). 
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Auch giebt es feine Stellvertretung in diefer Gerichtsfolge, fondern nur eine Ent- 
ſchuldigung wegen essoins. (Scriven II. 825.) &bendaraus bildete ſich wohl 
im gemeinen Leben der Sprachgebraud) , der diefe Gerichte vorzugsweife Bolte- 
- gerichte, courts leet, nennt. Bei der Auswahl ber rechtöfindenden Juries wird 
natürlich auf Beſitz Rüdficht genommen, im Nothfall kann jedoch Jeder, ſelbſt 
zufällig Anwejende, in die leetjury eingeſchworen werben. (2. Hawkins 69.) 

(3) Die Competenz des leet geht eben deshalb parallel dem 
Sheriffsturn. Es ift eine Inquifitionsthätigleit für jchwerere Berbrechen, 
Inquiſitions⸗ und Strafgewalt fiir leichtere, jedoch mit der wichtigen Belchrän- 
tung, daß alle Iurisdiction der leet jury gleich der grand jury beichränft ift 

. auf Bergehungen oder Unterlafjungen ſeit der leuten Gerichteftkung (Seri⸗ 
ven II. 870). 

a. Unter den felonies find hier nur gemeint die felonies nad gemei- 
nem Recht, alio namentlich Verrath (als Yelonie), Mord, Nothzucht, Todt- 
ſchlag, Brandftiftung, Hausbruch, Sacrilegium, Diebftahl, Gefangenenbefretung 
und Theilnahme an diefen Verbrechen. (Felonien nad Parlamenteftatuten blei⸗ 
ben ausgefchloffen, wodurd fi) mit fortihreitendem Umfang der Strafgefek- 
gebung das Gebiet des court leet verfleinert.) In diefen Fällen fiellt- die 
leet jury die Anflage in der Geftalt eines indietment feft und präjentirt fie 
dem Hofe. Beſteht die Jury aus mehr als 12, fo genügt es, wenn 12 darin 
itbereinftimmen (Scriven II. 868). Die Anflageacte wird in zmei Eremplaren 
ansgefertigt, von denen das eine dem verfolgenden Theile ausgehändigt, das 
andere den Königlichen Richtern der nüchften Criminalaffiie zum weiteren Ber- 
fahren tberfandt, und ebenfo behandelt wird wie ein indietment der 
großen Jury (Ecriven II. 878, 847). Inzwifchen wird der Angeichuidigte 
durch den steward in das Grafichaftsgefängniß abgeliefert. . 

b. In den Teichteren Straffällen bat der court leet den befinitinen 
Schuldſpruch und die Büßung durch fine, amerciament, nnd leichtere Strafen 
nad) bejonderen Gefeten. Es find dies wie im Sheriffsturn namentlih Schlä- 
gereien, Webertretung der Bierhanusordnung, liederliche Häuſer, falſch Gericht, 
Iebertretung der Polizeiordnung für Bäder, Brauer, Fleiſcher und andere Ge⸗ 
werbe, verfäumte Wegebeflerung, Verfäumung der Dingpflicht, verweigerte Lieber- 
nahme von Gemeindeämtern u. |. w. — überhaupt Aufrechthaltung des öffent⸗ 
lichen Friedens und Befeitigung der public nuisances. In dem court leet 
werden ferner auch die Polizeifchulzen, constables, ernannt, wobei ein urfpräng- 
liches Bräfentationsrecht der Gemeinde (jury) nicht felten zum Wahlrecht ge- 
worden. — Es waren meiftens Bergeben, bei denen das alte Syſtem der Geld⸗ 
bußen noch immer jehr wohl anwendbar blieb, und dba die Magna Charta die 
Zuficherung gegeben hatte, daß amerciaments gegen liberi homines nicht ohne 
Spruch von Gemeindegenofien (pares) ertannt werden follten, fo geftaltete ſich 
dies zu einer eidlichen Abſchätzung einer billigen Buße durch zwei oder drei 
Geritsmänner (affeerers). Die Interpretation der Gerichte dehnte dabei den 
Begriff der „liberi homines” immer weiter aus, fo daß der court leet in 
England gerade eine Hauptform wurde zur Verſchmelzung des Gerichts über 
Freie und Unfreie. Gegen Invermögende wird auf Blod nnd Halseifen er- 
kannt und damit „pillory and tumbril” das Symbol des court leet. 

(4) Das Berfahren des leet ift dem Berfahren vor den normannmifchen 
Landudgten im turnus entlehnt. Es finden fi) darüber mancherlei Zeugniffe 
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noch aus dem Mittelalter. Dazu die ältere Schrift unter dem Titel: The 
Complete English Copyholder, 1735. Die Formulare für den Geichäftsgang 
finden ih in der gewöhnlichen Ausführlichleit bei Scriven II. Anh. ©. 418 
bis 481. 

Unter dem herrichaftlichen Gerichtöhalter, steward, fungirt noch ein er- 
namter bailiff (oft auch von der Gemeinde gewählt), der auf Anmeifung (pre- . 
cept) des Gerichtshalters die Dingpflichtigen zum Gerichtstag zu laden hat. 
Tiefer Untervogt hat auch jelbfändig und ohne Einmifchung des Gerichts- 
halters die Jury von wenigſtens zwölf PBerfonen auszuwählen und zu laden. 
Sriven II. 837.) Der Steward eröffnet den Hof — was wie in allen König- 
lihen Gerichtshöfen durch dreimaligen Ausruf des bailiff: Oyes, Oyes, Oyes, 
proffamirt wird, und mit den Worten: „Alle Klaſſen von Berfonen, welche an- 
Wifig find oder Zehntichaftegenoffen, und welche Königliche Gerichtsfolge dieſem 
leet ſchulden, thut Eure Folge und antwortet auf Euren Namensaufruf bei Strafe 
“und bei Eurer Gefahr.“ — Der bailiff übergiebt ſodann das Verzeichniß der 
geladenen jurymen und bie Lifte der Dingpflichtigen, welche aufgerufen, und 
die Ausbfeibenden geblßt werden. Mit einem oyes, oyes, oyes werben dann 
Diejenigen, welche essoigns vorzubringen haben, aufgerufen. Das Ausbleiben 
des Dingpflichtigen kann vom Gutsheren nicht einjeitig erlaflen werben, da es 
zuit real ift, wird aber gegen Zahlung eines essoign penny aus leichten 
Gründen entſchuldigt. Dann folgt die Bildung der leet jury von 12—23 Ber- 
fonen, die in manchen leets auf ein ganzes Jahr im Amte bleibt, in anderen 
ordnungsmäßig bei jedem &erichtstag neu gebildet wird. Die Jury wählt 
ihren foreman, der eingeſchworen wird nad dem Formular: „Ihr follt wohl 
„und getreulich unterjudhen und ein wahrhaftes presentment machen über alle 
‚iolche Artikel, Gegenſtände und Dinge, mit denen man euch beauftragen wird, 
„Geheimniß bewahren sc. Ihr jollt Niemand anzeigen aus Neid, Haß oder Bo8- 
heit, auch Niemand fchonen aus Furcht, Gunft oder Neigung oder Hoffnung 
„anf Belohnung, jondern nad) eurem beften Wiffen und der Information, bie 
„ihr erhalten werdet, jollt ihr anzeigen (present) die Wahrheit und nichts als 
„die Wahrheit." Ebenſo ſchwören die übrigen Geſchworenen und erhalten dann 
ihre charge, ſowie der Affifenrichter die große Jury inftruirt. 

Die von der Rligejury gefundenen Anklagen in Sriminalfachen gehen weiter 
ald presentments, amtliche Anzeigen, an die Königlichen Strafgerichte. In den 
femeren Straffällen, in denen fogleich auf Büßung erfannt wird, erfolgt 

a. Zuerſt ein Schuldſpruch durch die Fury, aber nur in allgemeiner 
sejlung (est in misericordia). 

b. Demnädjft erfolgt die Abmeſſung der Polizeibuße affeerment of the 
amercement durch zwei oder drei Abjchäter, die in Gemäßheit der Grundrechte 
der Magna Charta aus den pares ernannt werden milſſen, ſehr gewöhn- 
fi aus der Zahl der Geſchwornen ſelbſt. Die Geſchwornen fünnen auch zu⸗ 
gieich die Bußſumme mit ausiprechen; es muß aber dann nod eine Nad- 
ichatung burch afferors binzutreten. Die Angemeilenheit der Büßungsſumme 
unterliegt Feiner Anfechtung weiter, denn das fogen. writ de moderata mise- 
ricordia gift nur für Gerichtshöfe not of record (Scriven II. 852, 853). 

Die neuefte Zeit hat mandyer Engländer mit einer gewifien Vorliebe auf 
dvieſe alterthumlichen Gemeindeinſtitutionen zurlidigeführt. Vergl. J. Ross Coult- 
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hart, on the sanatory condition of the town of Ashton-under-Lyne. 1844. 
Smith, the Parish. 2. Ed. 1857. 


IV. Die Abzweigung befonderer .courts leet aus dem Graf- 
ſchaftsgericht in Verbindung mit dem Finanzweſen giebt nun and 
einem bejonderen Städterecht“) in der normannifchen Zeit feine 
Entjtehung. 

Das britifche Städteweſen war zwar untergegangen, doch gab es 
in der fächfifchen Zeit Städte im volfswirthichaftlichen Sinne, d. h. 
dichter bewohnte Drte mit einigem Gewerbe: und Handelsbetrieh. Im 
rechtlichen Sinne gingen folde Ortſchaften (abgeſchen von London) in 
ber Hundertfchaftsverfajfung auf, wie denn auch manche recht anfehn- 
liche al& die „hundred von N.“ bezeichnet wurde. Die Bewohner 
befanden fi in den mannigfaltigen Abftufungen angelfächfifcher Rechte: 
ordnung; es waren Thane darunter, aber auch Yeibeigene, in Domes- 
daybook, socmanni, villani, bordarii. Das nachbarliche Zufam- 
menwohnen ändert diefe Verhältniffe an fich eben fo wenig, wie eine 
Ummauerung oder leichte Befeftigung des Ortes.‘ Einige, in welchen 
ftädtifches Leben Thon im fächfischer Zeit ſich entfaltet hatte, führen 
noch den britiich-römifchen Ehrennamen city (civitas), der aber Feine 
befondere Art der Verfaſſung anzeigt. Andere unter dem Schutze des 
Königs oder eines anderen Grundherrn aufgewachjene werden burghs 
genannt. 

Etwas zurücgefommen durch die Kriege, wurden ſie von Wil- 
helm I. in ihrem herkömmlichen Nechtsverhältniß übernommen, die 
erheblicheren dem Königlichen Nefervatbefig einverleibt, Kleinere mit 
ihren Schagungen und Abgaben einem großen Pehnsträger als Pehne- 
befig angerechnet. Als befeftigte Drte. werden im Domesdaybook 
nur Canterbury, Nottingham, York, Oxford, Hereford, Leicefter, Staf- 
ford, Chefter, Lincoln und Colcheſter bezeichnet. 

Wie die Graffchaftsgefälle eine Generalpadht bilden, fo werden 
die Königlichen cities, burgbs, towns als Specialpadhtungen 
(firma) behandelt, und entweder der Geſammtpachtung des Bicecomes 
einverleibt, oder an Specialpächter fermors, oder befondere Stadt- 
bögte, custodes, provosts, überlaffen nad) Ermeffen des Schatzamtes. 
Beſtanden beſondere Handels- und Gewerbsgilden, fo konnten dieſe 
wieder Gegenſtand einer beſonderen Unterpachtung werden. Als Grund⸗ 
herr und Wächter der Aus- und Eingänge des Reichs mag der König 
Zölle vom Ymport und Export erheben, Für die normannifche Ver— 
waltung find fie aljo Unteramtsbezirke, und als befonders nußbare 
Beſitzungen werden fie auch im Domesdaybook, etwa 80 an Zahl, 
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hervorgehoben. Jede Cith ift zugleich ein borougb, aber wicht um⸗ 
gelehrt. 

Allmälig tritt indeſſen eine ſtärkere Scheidung von den gewöhn- 
lichen hundreds Hervor, zunächſt wegen des TFinanzintereffes, dann 
wegen einer bejonberen Gerichtsperwaltung. Aus dem Zuſammen⸗ 
ihmelzen beider Momente entfteht ein befondere8 Stadtrecht. 

l. Beriodifhe Schatungen zu ben großen Bedürf- 
niffen des Grundherrn, tallagia,') waren eine natürliche Folge 
des Lehnfyftems. Da felbft die Nitterlehne in außerorbentlichen 
Chren- und Nothfällen Hitlfsgelder zahlen, fo konnte die analoge Ver- 
pilihtung der unwehrhaften Hinterfaffen nicht zweifelhaft fein; jeden- 
felle war fie noch leichter zu erzwingen. Urſprünglich mochte bie 
Schatzung nur gemeint fein als Hülfsgeld für einen drohenden Krieg; 
das Schatzamt fand aber fehr bald andere Gründe der Noth, und 
ihrieb nun periodiſch nad Ablauf von einigen Jahren Schakungen 
aus nah Bedürfniß, oder bei gewiffen Ehrenfällen, oder überhaupt 
wenn man glaubte, daß die Ortſchaft eine Schäßung jet wieder tra- 
gen fünne. Auch das große mächtige London iſt ſchatzungspflichtig 
md zahlte 3. B. unter Heinrich III. mieberholt je 1000 und 2000 
Mark Siiber. Die Taille wurde erhoben entweder.von dem Einzelen 
oder vom Ganzen (in gross), in welchem Fall bald die Männer der 
Stadt (Eigenthümer und Miether), bald auch die Gilde oder die Gil- 
den das Schuldige durch Selbſtſchatzung aufbrachten. Die endlofen 
Beſchwerden wegen Ueberbürdung, die nur an Ort und "Stelle zn 
unteriudden waren, wurden fpäter eine der Hauptveranlaſſungen zur 
Sinführung der reifenden, Richter. “Eine Staatsverwaltung, bei, ber 
zitweife für Geld Altes zu haben war, verftand ſich aber auch zu 
weiterem. Gin bejcheidenes Verlangen ging zunächit dahin, gegen Zah⸗ 
lang einer Gebühr (fine) mit einem gewifien Pächter verfchont zu 
bleiben. Noch bequemer ivar es, wenn bie Stadt ihre Pachtung felbft 
abernahm, wozu ſich eine wohlhabende Gilde erbieten Tonnte oder bie 
Serihtsmänner insgefammt. Die „Männer der Stadt“ treten dann 
wiemmen und bieten dem Schatzamt eine höhere Summe als bie bis⸗ 
ber gezahlte Pacht. Eine Zeit lang findet fich ein eifriges Weherbieten 
when normannifchen Herren und felbftbietenden Städtern. Man 
präientiet dann dem Schatamt eine geeignete Perfon, bie zum Stadt⸗ 
vogt ernannt, bie Berantwortlichkeit fir die Zahlung der Pachtfumme 
wit Bürgen übernimmt, und welche danı Gebühren und Gefälfe wie 
der von den Ginzelen einzieht. Der fo beftellte Bogt führt nach wie 
der den Namen reeve, bailiff, provost, oder auch den normannifchen 
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Namen mayor, der mit der normannifchen Mode befonders da üblich 
geworden fein mag, wo die Bürgerfchaft mit normannijchen Elementen 
ftärfer gemifcht war. Uebrigens bleibt feine Stellung diejenige aller 
Specialvögte, mit ftrengfter Rechnungspflicht im Schagamt, ftrenger 
Berantwortlichkeit, Abfetsbarkeit, und Wiederkehr berfelben prefären Lage 
von Jahr zu Jahr, da gelegentlidy einmal wieder ein vermwaltunge- 
(uftiger normannifcher Ritter Meiftbietender blieb. Die Selbftpad- 
tung, firma burgi, fee farm, war indeffen für beide Theile jo 
vortheifhaft, daß fie durch die Praxis des Schatamts immer mehr bie 
Regel wurde. 

Durch charters, die für erneute Geldzahlung bei jedem Regierungs⸗ 
antritt erneut wurden, geftaltet fich dies Verhältniß allmälig zu einem 
Rechtsanſpruch. 

2. Der Borough bildet für Gerichts- und Polizei— 
verwaltung allmälig einen geſchloſſenen Bezirk.?) London 
und noch ein Paar Städte hatten ſchon im zwölften Jahrhundert das 
Privilegium befonderer Civilgerichte tiber ftädtifche Grundftüde, Mobi- 
lien und Schuldſachen erhalten. Auch abgefehen davon findet fich in 
einigen Orten von Anfang an ein Stadbtoogt, der anfcheinend' die ganze 
Straf- und Civilgerichtsbarfeit des Vicecomes übt und diefen gänzlich 
ausfchließt. Die übrigen Städter blieben verpflichtet zur Gerichtsfolge 
bei dem Grafichaftsgericht und turnus vicecomitis. Schon zur Er- 
feichterung diefer Pflicht hatten fie aber die natürliche Neigung, ein 
befonderes” Gericht zu bilden, welches für die Bedürfniſſe einer dichter 
wohnenden Bevölkerung ohnehin wünfchensiwerth war. Einfchärfung bes 
Königlichen Friedens und der Wachtpfliht (watch and ward), Ein- 
Shwörung der Bürger zum linterthaneneid, Einfchärfung der Zwange- 
bürgſchaft und polizeiliche Büßung wegen Verſäumniß, Einfchärfung 
der Pflicht zur Gerichtsfolge, zu Gemeindedienft und Gemeinbelaft find 
fo häufige Themata gerade für die burgbs, daß fie auf das Bedürf⸗ 
niß einer engeren Gerichts- und Polizeiverwaltung hinweiſen. Solche 
Verleihungen erfolgen nın dur den König als Grundherrn mittels 
einer Charte, je nad) Bedürfniß, Fürſprache, Zahlung hoher Gebühren. 
Bei Bischofsfigen find die Verleihungen vorzugeweife alt; bei Beſitzun⸗ 
gen der Abteien haben fie regelmäßig ftattgefunden. In einigen Charten 
Heinrich's II. wird ſchon eine volle Eremtion von aller Einmifchung 
des Vicecomes ausgeſprochen, und die daraus folgende Befreiung von 
der Gerichtöfolge in der Graffchaft und die eigene Bolizeiverwaltung, 
die num durch das Rügeverfahren eine neue Geftalt zn gewinnen an« 
fängt. Unter Yohann erfolgen Verleifungen in großer Menge, welche 
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in der fpäteren Ordnung der Dinge mindeitens einen court leet be- 
gründeten. Der -feit Heinrich II. zunehmende Wohlftand der Städte 
traf in jener Zeit zufammen mit dem wachfenden Bedürfniß des 
Schatzamts. Freilich mußten auch nad) dauernd verliehener franchise 
nene Gebühren bezahlt werben für Erneuerung und Betätigung. 

3. Die firma burgi und die befondere Gerichtsver— 
waltung bildeten durh ihr Zuſammenwachſen einen Com, 
munalverband. Die „Männer der Stadt”, welche periodiſch zum 
court leet zufammenfommen mußten, vereinigten fich auch feicht zur 
Uebernahme der ftädtiichen Schagungen, und der von ihnen als Spe- 
cialpächter präfentirte reeve wurde zugleich zum Gerichts- und Boli- 
zeivogt beftellt. Die Annahme, Beftätigung und Beeidigung ber 
präjentirten Bürgermeifter erjcheint von nun an als ein regelmäßiges 
Geihäft bes Treasurer und der Barons im Schatamt. Der Ge- 
Ihäftsfreis dieſer Municipalverwaltung ift die Erhebung der gemein⸗ 
ſamen Beiträge zu ben Schagungen und Abgaben, die Verwaltung des 
gemeinfamen Eigenthums, die Ernennung von Unterbeamten, wobei die 
Bürgerverfammfung in analoger Weife Theil nahm, wie fie im court 
leet an ber Gerichtöpflicht betheiligt war. Mit dem Zufammen- 
achten zu einer Öffentlichen Körperichaft erfcheint num auch die Be— 
nenning communa, beren felbftverftändliche Theilnehmer diejenigen 
find, welche an der Zahlung der ftädtifchen Geldleiftungen (scot) und 
an dem Gerichts⸗ und Pofizeidienft des Stadtgerichts (lot) Theil neh- 
mn. Dem ftädtifchen Bebürfniß entfprechend, waren darımter um- 
meitelhaft auch einzele Nichteigenthlimer, deren Hausftand nur auf 
Gewerbe und Handel beruhte, und denen man die Gleichftellung in die⸗ 
im reife nicht verfagen fonnte, weil man ihrer bei den ftädtifchen 
daſten nicht entbehren konnte. Die einmal fid) ale Einheit fühlende 
Commmme wußte fich dann auch durch fchweres Geld noch weitere vor- 
Heilhafte Rechte zu verfchaffen, befonders in der geldbebürftigen Lage 
der Krone, welche feit Richard I. eingetreten war. Die Charten iver- 
den von num an umftänblicher. In einer Charte für Northampton 
1. Jo.) tommt 3. 8. fihon die fpecielfere Zuficherung vor, zwei der 
engefehenften Männer zu präfentiren, aus denen der reeve ernannt 
werden foll, — daß fein Bürger außerhalb feiner Stadtmauern Bro- 
ie zu führen brauche, — Ablehnung des Zweilampfs u. ſ. w. mit 
Vezugnahme auf die gleichen Freiheiten der City von London. Daran 
reißen fi für einzele gegen befondere Gebühr die Verleihung eines 
Bohenmarfte (market) oder eines Jahrmarkts (fair), mit der dann 
wieder die Verleihung der Marktpolizei verbunden war, oder genauer 
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Namen mayor, der mit der normannifchen Mode beſonders da üblid) 
geworben fein mag, wo bie Bürgerfchaft mit normannifchen Elementen 
ftärker gemifcht war. Uebrigens bleibt feine Stellung diejenige aller 
Specialvögte, mit ftrengfter Rechnungspflicht im Schapamt, ftrenger 
Berantwortlichfeit, Abfetbarkeit, und Wieberfehr derfelben prefären Lage 
von Fahr zu Yahr, da gelegentlich einmal wieder ein vermwaltunge- 
(uftiger normannifcher Ritter Meiftbietender blieb. ‘Die Selbitpad- 
tung, firma burgi, fee farm, war indeffen für beide Theile jo 
vortheilhaft, daß fie durch die Praxis des Schatamts immer mehr die 
Regel wurde, 

Durch charters, die für ernente Geldzahlung bei jedem Regierunge- 
antritt erment wurden, geitaltet fich dies Verhältniß allmälig zu einem 
Rechtsanſpruch. 

2. Der Borough bildet für Gerichts- und Polizei— 
verwaltung allmälig einen gefchloffenen Bezirf.?) London 
und noch ein Paar Städte hatten fchon im zwölften Jahrhundert das 
Privilegium befonderer Civilgerichte tiber ftädtifche Grundftüde, Mobi- 
lien und Schuldfachen erhalten. Auch abgefehen davon findet ſich in 
einigen Orten von Anfang an ein Stadtvogt, der anfcheinend' die ganze 
Straf und Civilgeridhtsbarfeit des Vicecomes übt und diefen gänzlich 
ausfchließt. Die übrigen Städter blieben verpflichtet zur Gerichtsfolge 
bei dem Graffchaftsgericht und turnus vicecomitis. Schon zur Er- 
leichterung diefer Pflicht hatten fie aber die natürliche Neigung, ein 
befonderes” Gericht zu bilden, welches für die Bedürfniſſe einer dichter 
wohnenden Bevölkerung ohnehin wünſchenswerth war. Einſchärfung bee 
Königlichen Friedens und der Wachtpfliht (watch and ward), Ein- 
ſchwörung der Bürger zum linterthaneneid, Einfchärfung der Zwangs 
bürgfchaft und polizeiliche Büßung wegen Berfäumniß, Einſchärfung 
der Pflicht zur Gerichtsfolge, zu Gemeindedienft und Gemeindelaſt find 
fo häufige Themata gerade für die burghs, daß fie auf da8 Beblirf- 
niß einer engeren Gerichts- und Polizeiverwaltung hinweiſen. Soldye 
Verleihungen erfolgen num durch den König als Grundherrn mittele 
einer Charte, je nad) Bedürfniß, Fürſprache, Zahlung hoher Gebühren. 
Bei Biſchofsſitzen find die Verleihungen vorzugeweife alt; bei Beſitzun⸗ 
gen der Abteien haben fie regelmäßig ftattgefunden. In einigen Eharten 
Heinrich's II. wird fchon eine volle Eremtion von aller Einmifchung 
des Vicecomes ausgeſprochen, umd die daraus folgende Befreiung von 
der Gerichtöfolge in der Grafſchaft und die eigene Polizeiverwaltung, 
die num durch das Riügeverfahren eine newe Geftalt zu gewinnen an⸗ 
fängt. Unter Yohann erfolgen Verleihungen in großer Menge, welche 
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in der fpäteren Ordnung der Dinge mindeftens einen court leet be- 
gründeten. Der -feit Heinrich II. zunehmende Wohlftand der Städte 
traf in jener Zeit zufammen mit dem wachſenden Bedürfniß des 
Schatzamts. Freilich mußten auch nad) dauernd verliehener franchise 
uene Gebühren bezahlt werben für Erneuerung und Beftätigung. 

3. Die firma burgi und bie befondbere Geridhtsver- 
waltung bildeten dur ihr Zuſammenwachſen eineu Com, 
munalverband. Die „Männer der Stadt”, welde periobifch zum 
court leet zufammenltommen mußten, vereinigten ſich auch leicht zur 
Uebernahme der ftädtiichen Schagungen, und der von ihnen als Spe- 
cialpächter präfentirte reeve wurde zugleich zum Gerichte- und Poli⸗ 
zeivogt beftellt. Die Annahme, Beftätigung und Beeidigung der 
pröjentirten Bürgermeifter erjcheint von num an als ein regelmäßiges 
Geihäft des Treasurer und der Barons im Schatamt. Der Ge- 
ihäftsfreis dieſer Municipalverwaltung ift die Erhebung der gemein- 
iomen Beiträge zu den Schapungen und Abgaben, die Verwaltung bes 
gemeinfamen igenthums, die Ernennung von Unterbeamten, wobei die 
Yürgerverfammlung in analoger Weife Theil nahm, wie fie im court 
leet an der Gerichtspflicht betheiligt war. Mit dem Zufammen- 
wachſen zu einer öffentlichen Körperfchaft erfcheint nun auch die Be- 
nemung communa, deren felbftverftändliche Theilnehmer diejenigen 
find, welche an ber Zahlung der ftädtifchen Geldleiftungen (scot) und 
an em Gerichts- und Polizeidienſt des Stadtgerichts (lot) Theil neh- 
ma. Dem ftädtifchen Bedürfniß entfprechend, waren barınter un- 
meifelhaft auch einzele Nichteigenthüimer, deren Hausftand nur auf 
Gewerbe und Handel beruhte, und denen man die Sleichftellung in bie- 
fm reife nicht verfagen fonnte, weil man ihrer bei den ftäbdtifchen 
Poiten nicht entbehren konnte. Die einmal fih als Einheit fühlende 
Commune wußte fi) dann auch durch ſchweres Geld noch weitere vor- 
tfeilhafte Rechte zu verfchaffen, beſonders in ber geldbebürftigen Page 
der Krone, welche feit Richard I. eingetreten war. Die Charten wer⸗ 
den von nn an umftändlicher. In einer Charte für Northampton 
‘1. Jo.) fommt 3. 3. fihon die fpecielfere Zuficherung vor, zwei ber 
engejehensten Männer zu präfentiren, aus benen der reeve ernannt 
werden Soll, — daß fein Bürger außerhalb feiner Stadtmauern Pro⸗ 
wie zu führen brauche, — Ablehnung des Zweilampfs u. f. w. mit 
vezugnahme auf die gleichen Freiheiten der City von London. Daran 
reiben fi fir einzele gegen befondere Gebühr die Verfeihung eines 
Vochenmarkts (market) oder eines Jahrmarkts (fair), mit ber dann 
wieder die Verleihung der Marktpolizei verbunden war, oder genauer 
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eines Court of the clerk of market (in welchem der Marktſchreiber 
gewiffe Marktvergehen büßt), und eine® Court of piepowder zur 
Entſcheidung gewiffer Marftitreitigkeiten und zur Prüfung der Maße 
und Gewichte. In den- mannigfaltig wechſelnden Verhältniffen **) ift 
erſt ſehr langſam eine gewiffe Gleichförmigkeit durd) das Intereſſe der 
Staats- und Finanzverwaltung, durch das ähnliche Bedürfniß und 
durch die gleiche Tendenz der Stadtgemeinden eutjtanden. Mit der 
gleihmäßigeren Geftaltung treten nun aber auch die vier Merkmale 
hervor, auf denen dieſes Bürgerthum beruht: 

(1) Liberi homines, d. h. perfönliche Freiheit. Die in did 
ter bewohnten Orten fortdauernde Theilnahme am Gericht hat die 
Vorftellung eines freien Standes erhalten; -wie auch der ftädtifche 
Grundbeſitz, befonders nah Ablöfung der Gefälle durch firma burgi, 
als Freigut (free socage) gilt. Nicht zur Bürgerfchaft gehören un- 
freie Bauern, villanı, als ſolche; der uuangefochtene Befig der Frei- 
heit in einer Stadtgemeinde auf Yahr und Tag hebt jedoth auch dies 
Hinderniß. Das Gewicht, welches das Mittelalter darauf legt, wurde 
dann auch die Veranlaffung zu der fpäteren Bezeichnung freemen für 
die Mitglieder der gejchloffenen Bürgerſchaft. - Ausgefchloffen find 
ſchon durch dies Merkmal Perfonen, die an ihrer Ehre und ihrem 
Recht unvollflommen find. 

(2) Resiants, d. h. ber ftädtifche Bürger muß mit eigenem 
Hausſtand angeſeſſen fein; fei er übrigens Eigenthimer oder Miether. 
Ausgeichloffen twaren dadurch bloße ZTagelohnarbeiter, Einlieger, Gäſte, 
Fremde (während zu einet Gilde von jeher auch auswärtige Mitglieder 
gehören Fonnten). Die ſpäter jo vielfad, erörterten Titel zum ftädti- 
[hen Bürgerrecht: durd) Geburt (birth), Gewerbebetrieb (appren- 
ticeship) und Heirath (inarriage) find nur bie normalen Weifen zur 
Begründung eines eigenen Hausſtandes. Wo fich befondere Gewerbe: 
rechte und Nugungen an das Bürgerrecht knüpften, entftand natürlich 
auch die Forderung eines Zutrittögeldes für Nenanziehende (purchase), 
ebenfo wie die Möglichkeit einer Verleihung durd free gift. 

(3) Paying scot, d. h. der Bürger muß zu den ftüdtifchen 
Abgaben und Laſten beitragen; ausgefchloffen bleiben daher Arme, die 
wegen Unvermögens Almofen erhalten oder wenigften® beitragsfrei ge- 
laſſen werden. 

(4) Bearing lot, db. 5. nur folde, die an ber ftädtifchen 
Gerichtspflicht (smit), und an den fonftigen ftädtifchen Aemtern und 
Dienften Theil nehmen; nicht active Bürger find alfo Minderjährige, 
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Frauen, Geiftestranfe, Geiftliche und Pairs in der ſpäteren Ausbil- 
dung der Pairie. 

Die Prüfung der erforderlichen Kigenfchaften, insbefondere der 
bürgerlichen Ehrenhaftigkeit, des eigenen Hausjtandes, der Theilnahme 
an scot und lot, erfolgte durd die Gemeindeverjammlung, wie fie fi) 
prriodifch zum court leet verfammelte (Merewether I. 105). Das 
formelie Merkmal des recipirten Bürgers ift daher: „to be sworn 
and enrolled at the court leet.“ 


*, Das gelehrte Hauptwerk iiber die ältere Geſchichte dieſer bo- 
roughs if N. Brady’s Historical Treatise uf cities and burghs or bo- 
reughs. 1704. 1711. 1722, fol. 1777. 8., — in den geſchichtlichen Angaben 
meiftens correct, aber einfeitig in den Yolgerungen daraus. Zunächſt daran 
teibt ih Th. Madox’s Firma Burgi, a Treatise of boroughs. 1726. fol. 
Aus neuerer Zeit: Merewether and Stephen's History of the Boroughs 
and Municipal Corporations in the United Kingdom 1835. 3 Vols. 8., mit 
emem jehr reichhaltigen, unverarbeiteten Material. Ein folches enthalten auch 
Sir F. Palgrave’s Parliamentary Writs. 2 Vols. 1827—34. fol. Die Ditrf- 
tigt der Duellen, die außer den leges Henrici I. et II. und dem Domes- 
daybook erft mit den Charten Johann's etwas reichlicher fließen, läßt ſich er- 
ginzen durch Interpolation aus der fpäteren Zeit. Ein Verzeichniß der im 
Domesdaybook verzeidjneten cities und boroughs giebt Isllis, Introduction I. 
1%. Es fehlt darin London, Winchefter, Abington wahrfcheinlich wegen ge- 
wiher Immmmitätern gegeniber dem Schatzamt; denn gewiß war die Bedeu— 
tung der boroughs für das Königliche Einkommen der nächſte Gefichtepunft 
ihrer Heraushebung aus der Grafſchaft. Allein Finanz und Gerichtsverwal⸗ 
tung hängen doch jo zujammen, daß eine gefonderte Finanzverwaltung leicht zu 
geienderten Gerichtsbezirken führte, wenn dem Schatant dafiir ein folider Bor- 
theil geboten wurde. Bon den beiden Elementen, aus deuen das Stadtrecht 
ſich zuſammenſetzt, ift alfo 

1) das ftädtifche Steuerweſen das früher wirkfame; wie benn ülber- 
hdanpt im normanniichen Staat Alles zunächft von der Finanzſeite aus betrach⸗ 
tet wird. Daß die kleineren Landfaflen und Hinterfaffen, welche nicht perſönlich 
friegepflichtig waren, zu einem tallagium, taille heranziziehen, war eine Rechts⸗ 
vorkeflung, weiche ſich aus der ſchweren Kriegsbelaftung des großen Befites 
von ſelbſt bilden mußte. Die Taille erfcheint als die ftete Begleiterin der Feu— 
dallafier. Das Uebergewicht der Königlichen Gewalt hat jedoch in England 
von Anfang an einen gleihmäßigen Drud geübt, und ein frühzeitiges Zujam- 
uenfüießen der Eteuermeifen bewirkt, die fih nur aus den Schagrechnungen 

Anigermaßen conftatiren läßt. Zu den auxilia (aids) wurden nicht nur die 
miegepflichtigen Vaſallen, jondern auch die Königlichen Immebiat - Landfaffen, 
Ismohl auf den alten Domänen als anf den Herrfchaften unter Königlicher Ver- 
weltung, Zequeftration oder Bormundichaft herangezogen (Madox I. 572). Da⸗ 
ker and die Städte, 3. B. London und Lincoln (Mador I. 585). Die Bezeid)- 
ımg donum umfaßt in der erfteren Zeit alle Grundabgaben, wobei der Name 

“alage yon den Schildgeldern der Ritterlehne, hidage von anderem Yand- 

%4, tallage von den burghs, wenigftens zu Stephau's Zeit, am Meiſten ge- 
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braudht wird, während jpäter wieder das Wort donum vorzugsweife fiir tallage 
gebräuchlich ſcheint (Mador I. 694). Als a. 1215 die Barone ihre Artikel für 
die Magna Charta aufftellten, war darunter auch die Clauſel, daß es mit den 
aids und tallages der City von London und anderer Cities ebenfo gehalten 
werden jolle, wie mit den aids und Scutages der Barone (Art. 32). Bei der 
fpäteren Redaction ift aber diefe Clauſel weggelaffen. In Nothzeiten wurde 
ein gleiches hidagium wohl einmal von allen Hufen im Lande gleihmäßig er- 
hoben. (9 Ric. I.) Die Städte, um die zu fchnelle Wiederkehr der Schagun- 
gen abzumenden, bezahlen oft aud) freiwillige dona durch Vergleich mit dem 
Schatamt. Seit 6 Richard I. ift ein ungefähres Merkmal der tallagia, daß 
fie als Zehntel oder Yunfzehntel, d. 5. al® Quoten des Einkommens bezeichnet 
werden. Es findet fi) num eine Zeit lang die Weife, daß vor ˖einem Kriege- 
zuge von den Dontänenbauern ein auxilium verlangt wird, nad) dem Kriege: 
zuge ein Zehntel oder ein Funfzehntel, ie nachdem das vorgängige Aurilinm 
größer oder geringer ausgefallen war. (Thomas, Exchequer pag. 35.) Tie 
Einfhägung der Quoten war in diefer Uebergangszeit variirend. In 8. Io. 
werden die Einzelen genöthigt, ıhr Einfonımen eidlich abzugeben. In 9 Henry II. 
werden Gemeindecommiffionen zur Prüfung der eidlichen Angaben eingeieht. 
Bon 16 Henry III. bis Edw. II. werben regelmäßig Inquefts für die Hundreds 
oder Ortfchaften gebildet (Balgrave I. 275). 

2) Die andere Seite, die Geftaltung ber Stabt zu einem gefonder: 
ten Gerichtsbezirf, court leet, ift für die rechtliche Geftaltung der Stadt 
die überwiegende. In einigen älteren Ortichaften beftand ſchon das noch werth- 
vollere Privilegiun eines gefonderten Civil gerichts. Defter wird auch die 
ausdrüdliche Zuficherung gegeben, daß ſich die Bürger in alter Weife gegen 
eine Anklage durch Reinigungseid vertheidigen dürfen (se disrationare secun- 
dum consuetudineın civitatis), wie in dem Freibrief fir Dunwich 1215, und 
in der Charte fir London 52 Henr. III. Coke 4 Inst. 252. Fleta II. 55. 
Die Bafis ift alfo von dieſer Seite aus ein gejondertes Stadtgericht, in der 
Regel aber nur in dem geringeren Umfange eines court leet. — Mit Unredt 
hat man dagegen den Gilden oder Hanjen mehr Bedeutung beigelegt, ala ihnen 
zukommt, — theils durch Webertragung von dem Kontinent, wo die Gilden 
für das Städtewefen eine größere Bedeutung haben, theils verinöge der mober- 
nen Neigung, politifche Bildungen zu jocialen zu machen. In den erften An— 
fängen mochte eine firma burgi öfter von Gilden unternommen werden: ein 
court leet dagegen mit jeiner regelmäßigen Gerichtefolge ließ ſich nicht auf 

eine Privatgilde beichränfen oder bafiren. Auch heutigen Tages läßt ſich feine 
Stadtverfaffung auf bloßen wirthſchaftlichen Verhältniffen aufbauen, fondern 
nur auf öffentlihen Pflihten. Aus jener Anfangsbildung mögen fich die bei- 
(äufigen Worte bei Glanvilla V. c. 5 erffären: „Item si quis nativus quiete 
per unum annum et unum diem in aliqua villa privilegiata manserit, ita 
quod in eorum communiam, scilicet gyldam, tanquam civis receptus fuerit, 
eo ipso a villenagio liberabitur,”” — wenn nicht etiva das verdächtig eingeſcho 
bene scilicet gyldam ein fpäteres Gloſſem if, Unter Richard I. und Johann 
werden allerdings eine Anzahl Gilden privilegirt (Madox, Firma burgi 27). 
Die Unterjuchungen von Merewether und Stephen weifen jedenfalls überzen 
gend nach, daß in der beglaubigten Zeit die Stadtverfaffung mit den guilds 
und guidhalds nicht zufammenhängt. Ebenſo ift die Verleihung eines Marlts 
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eim häufiges Accidens, aber fein wefentliches Merkmal der Stadt; auch diejes 
Recht beruht auf Königlicher Beleihung, d. h. Charte, oder präfumptiver Charte 
durch unvordenfliche Berjährung (Coke 2 Inst. 220). Für Gewerbe und Bin- 
nenhandel lag in den vwirthichaftlichen Berhältniffen des Landes iiberhaupt keine 
bringende Neigung zu corporativer Nbichliefung, wohl aber fiir den Erport- 
Handel, welchen einzele Städte urfprünglic, auf Grund der Abgaben vom Er- 
port durch die fogenannten Stapelprivilegien ſich zu fichern wußten. Die jo 
mouopolifirten Erportartifel waren Wolle, Wollfelle, Leder, Blei und Zinn, 
welche nur die merchants of the staple, al® Corporation mit einer eremten 
Gerichtsbarkeit, erportiren jollten. Die Stapelorte waren London, Briftol, Can⸗ 
terbury, Chicheſter, Ereter, Lincoln, Newcaftle-on-ZIyne, Norwich, York, uud in 
Wales Saermarthen. Solche Privilegien haben die Stadtverfafiung nicht be- 
ſtimmt; fie haben aber fpäter in einigen Orten dazu beigetragen, die normale 
Stadwerfaſſung durd) eine Art von Zunftverfaffung zu durchbrechen. 

In der Zeit, ald die Charten vollftändiger und formularartig gleichmäßiger 
lauten, find die gewöhnlichen Klaufeln: daß die Stadt ein freier Burgfleden 
jetn jol, dag die Stadtleute freien Handel haben follen und Befreiung vom 
Zoll in jedem Theil der Königlichen Befitungen, daß alles nicht im Sondereigen- 
thum fiehende Land als Gemeindeland der communitas gehören foll, daß bie 
Ztadtleute den König auflommen follen fir fein Bachtgeld durch ihren eigenen 
mayor, bailiff oder andere Stadtgenofjen beim Königlichen Schatamt, daß fie 
wählen mögen einen mayor, bailiff oder portreeve, der von der Krone anzu— 
nehmen (zu beftätigen) ift, der bein Exchequer Rechnung zu legen hat für 
des Pachtgeld, und die Autorität der Ortsobrigfeit üben foll; oft aud), daß alle 
Geldgefälfe aus fines, amerciaments etc. in den ftädtiichen Gerichten der com- 
mugitas gehören jollen zu ihrem eigenen Beſten und zur Zahlung ihrer Pacht; 
oft auch, daß fie einen Jahres- oder Wochenmarkt haben follen, daß die Bürger 
frei verfügen mögen über ihre Grundftüde im Stadtbezirk durch letzten Willen, 
daß Kiemand an diejen Freiheiten Theil haben möge, der nicht in scot und 
lot fiehe mit den Einwohnern der Stadt u. ſ. w. 

*, Don diefen durchſchnittlichen Verhältuiffen ber englifchen Städte 
ericheinen ale Ausnahmen: 

() Die City von London. Schon in der fächfiichen Zeit durch Be- 
völferung und Befit einer anfehnlichen Graffchaft gleichſtehend, hat fie durch 
Annectirung der Graffchaft Middleſer aud) die verfaffungsinäßige Stellung einer 
ganyen Sraffchaft erworben. Ihre Stadtbezirke (wards) find vergleichbar den 
Sundertihaften. Beim Regierungsantritt Richards Löwenherz erjcheinen ftatt 
des Portreeve zwei Bailiffs als Stadtvögte, und bald nachher ein Mayor, dei- 
in eigene Wahl (Nomination) durch Charte 10 Jo. den Bürgern geftattet wird. 
Unter Heinrich III. wird ihnen die Befugnif beigelegt, den Sheriff der Heinen 
Srfihaft Middlejer zu nominiren. Während die iibrigen Städte nur in Ge- 
richt⸗ Bolizei- und Steuerſyſtem ſich den Grafichaften gleichftellten, hat London 
früßeitig auch durch die Stellung eines bedeutenden Contingents an Milizen 
für den Staat die volle Bedeutung eines Graffchaftsverbandes erhalten. 

(2) Die bevorzugte Stellung der alten Fünfhäfen (cinque 
ports), nämlich Dover, Sandwich, Romney, Haftings und Hythe (wozu |pä- 
ter Vinchelſea und Rye gelonmen find), beruht weniger auf ihrer damaligen 
Bedentung für den Handel, ale auf ihrer militäriichen Bedeutung, d. h. der 
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Berpflichtung zur Geftellung einer fehr großen Zahl von Eciffen, melde bie 
zu Henry VII. dauert, Sie wurden aus der Grafſchaft Kent und Suffer ber- 
ausgenommen und bilden fogar noch heute nominell eine Art von Militärgon- 
vernement unter einem Lord-warden. Cie erwarben in Folge deſſen eine jehr 
jelbftändige Gerichtsbarkeit vor Mayor und Juraten (zum Theil vergleichbar 
den unten zu erwähnenden Pielzgrafichaften), und erhielten deshalb in fpäterer 
Zeit auch eine bevorzugte Stellung im Parlament. 
(3) Andererjeits find die Mediatftädte eine mehr untergeordnete Bil 
dung. Zu den Beſitzungen der Meiftbelehnten gehörten öfter audy burghs, in 
. denen der Grundherr die herkömmlichen Renten und Abgaben bezog und gute. 
herrliches Gericht hielt, wofür er dann die Leiſtungen eines oder mehrer Ritter. 
lehne iibernommen hatte. Das Schatzungsrecht haftete auch an diefen Hinter- 
faffen, von welchen der Grundherr periodifche tallagia ausfchreiben konnte wie 
der König in feinen Domänenſtädten. Ale Mafftab einer billigen Ansfchrei- 
bung galt dabei das Verfahren des Königs ‚gegen feine Städte Auf Anrufen 
der Betheifigten und gegen eine fine im Schagamt fcheint der König ſolche 
Orte gegen lingebithr geichütt zu haben. Die überaus häufige Erwähnuung 
einer bejonderen Königlichen Erlaubniß deutet auf eine allgemeine Kontrolle der 
Schatzamts über dieje tallagia. Bei dem häufigen Riüdfall der Herrſchaften 
an den König wird in der nenen Berleihung ftets der Vorbehalt gemacht, daß 
ſolche Orte nur dann tallagin zahlen follen, wenn der König die feinigen fchatt. 
Bei diefer gleichen Lage wird es begreiflich, daß manche folcher Orte vom 
Grundherrn gegen Gebithr analoge Rechte erfauften, wie fle der König feinen 
Städten verlieh. Unter den Charters of enfranchisement biefer älteren Zeit 
finden fid) aud) 49 baronial charters für Heine Mediatſtädte. Die weitere 
Ertheilung eines befonderen court leet fonnte aber nur durch Königliche Ber- 
feihung erfolgen. Die Berhältniffe diefer Mediatſtädte haben daher keinen be- 
ſtimmenden Einfluß auf die engliiche Stadtverfafinng geübt. Im Berlauf der 
Zeit waren durch Heimfall und Confiscation die dem Staat wichtigen Rechte 
nteiftens wieder in die Hände der Krone gelommen. Es find überhaupt nur 
Heine Ortfchaften, und die Zahl von 49 baronial charters, verglichen mit der 
Geſammtzahl von 1500 ſtädtiſchen Charten, drückt fchon äußerlich die nnter- 
georbnete Bedeutung derfelben aus, die auch fpäter beim Erlaß der neuen 
Städteordnung (1835) zum Vorſchein kam. 


V. Die Kirche der normanniſchen Zeit ſteht dieſen Geſtal⸗ 
tungen des Heeres, Gerichts, der Friedensbewahrung 
gegenüber wie ein zweiter Staat auf dem Höhepunkt der 
Macht. Zu ihren früheren ſchwerwiegenden Aufgaben iſt durch die 
Eroberung noch die neue getreten der Ermäßigung des Uebermuths 
eines erobernden Stammes, der Vermittelung nationaler Feindſchaft. 

Wilhelm der Eroberer hatte die Bedeutung der Kirche nicht unter: 
Ihägt. Er hatte fie vorgefunden als eine entscheidende Macht, unter 
Eduard dem Bekenner jchon im Befig von etiva einem Drittel der Ein: 
fünfte des Bodens. Mit ihrer Unterftügung war der neue Thron 
gewonnen, die Sanction des Papſtes der einzige unbeftreitbare Titel 
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dan, die niedere Geiftlichkeit der Stand, von welchem Gehorfam ober 
Biderftand der Maſſen zunächſt abhing. Lehnsſtaat und kirchlicher 
Staat waren auf ein Bündniß angewiefen, um ihren Höhepunkt zu 
reihen. Der Eroberer erkennt dies an durch folgende bedeutende 
Conceſſionen: 

1. England nimmt die römiſche Liturgie an und fügt ſich 
den Ritualvorfchriften des römischen Stuhls. Nur der Cölibat ber 
Geiftlichteit findet noch einen paffiven Widerftand, der erft jeit Hein- 
ri I. allmälig überwunden wird. 

2. Die reihe Ausftattung der Kirche in ihren zwei Erzbie- 
thümern und 13 Bisthiimern wird nicht nur confervirt, ſondern erwei⸗ 
tert durch manche neue Gaben und einige reiche Klofterftiftungen. Die 
MHöfter vermehrten fi) namentlich unter Heinrich I., Stephan, Hein- 
ri II. fo, daß ihre Zahl in der Notitia monastica auf 300 ver- 
anufchlagt wird. Am Schluß der Periode fprah man vom Beſitz 
an ungefähr der Hälfte des Bodens (d. 5. wohl nur der Hälfte der 
Bodenrente des größeren Befites). 

3. Die kirchliche Gerichtsbarkeit über kirchliche Sachen 
und Berfonen wird nicht nur anerkannt, jondern nunmehr auch 
äußerlich von den weltlichen Gerichten getrennt. Charakteriftifch für 
die geſetzgebende Gewalt diefer Zeit, erfolgt diefer Schritt durd) ein 
Gabinets-Refcript (writ) an die Bifchöfe, doch mit der BVerficherung, 
da es „communi concilio et consilio archiepiscoporum, epi- 
scoporum et abbatum et omnium principum regni“ gefchehe. 

Bis zum Schluß der angelfächfiichen Zeit hatte der Bifchof ge- 
meinfhaftlic mit dem Earl und Shirgerefa im Grafſchaftsgericht und 
befien Abzweigungen gefeflen, wenn auch in getrennter Gejchäftsver- 
handlung. Der Carl war jest als thätiges Element des Gerichts 
verihwunden; um fo weniger mochte beiden Theilen eine folche Ges 
Mäftsführung zufagen. Der innere Gegenſatz zwifchen dem Geiſt des 
Bellögerichts und des reinen Beamtengerichts hatte fich fortfchreitend 
geltend gemacht. Die gewwünfchte Trennung war jeßt zugeftanden. 
Kein Bischof oder Archidiaconus foll fortan „Gericht de legibus 
episcopalibus in dem weltlichen Gericht Halten, noch dem Urtheil 
weltlicher Berfonen irgend eine Sache unterwerfen, welche Bezug habe 
nf die Seelſorge.“ Sollte Yemand der Ladung des geiftlichen Ge- 
richts Folge und Gehorfam zu leiften ſich weigern, fo foll er ercom- 
municirt fein; wenn nöthig, möge der Beiſtand des Königs oder des 
Bicecemes angerufen werden. „Sein Vicecomes, Vogt oder König: 

Guck, Engl. Tonmmunalverfaflung. 8 
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licher Diener, noch fonft ein Laie folle fi) einmifchen in irgend einen 
Gegenstand ber Beurtheilung, welcher dem Bifchof zugehöre.“ 

Diefe Gerichtsbarkeit über Ehefachen, Teftamente, minbliche Ber- 
träge (mittelbar alfo auch über Legitimität und Transmiſſion des be 
weglichen Vermögens); über Schnten, Kirchenabgaben und Kirchenfige; 
diefe Strafgewalt über Kirchendisciplin und Lehre, über Bilutfchande, 
Bigamie, Unzucht und andere Sittenvergehen; die ſich immer mehr 
abfchließende Gewalt über das ganze Berfonal der Geiftlichleit enthielt 
bereit8 die Grundzüge eines in ich felbftändigen Staatsweſens. In 
Verbindung damit beginnt die Bildung ziveier großer Provinzialcon- 
cilien, die Praris der Ernennung von päpftlichen Legaten, „um geift- 
liche Sachen zu hören und zu entjcheiden“, und bie weitere Praxis 
einer Appellation von der kirchlichen Entſcheidung nad Rom, zuerft 
verfuccht unter Wilhelm IL, anerkannt unter Stephan. 

Wenn dennod, eine äußere Einheit des kirchlichen und weltlichen 
Staats noch erhalten wird, fo beruht bie® auf der Erhaltung und 
theilweifen Erweiterung der Königlichen Rechte, und zwar: 

1. Der König ernennt die Bischöfe und Aebte nad 
altem Herkommen. Der alte canonifche Antheil der Geiftlichfeit 
an ber Wahl der Bifchöfe, der in der fpäteren Formirung auf eine Wahl 
durch die Canonici, oder wie fie in England oft heiken, die „Mönche“ 
binauslief, war zwar nicht formell bejeitigt; aber ſeit Jahrhunderten 
ftand Die actuelle Ernennung dur den König als Herkommen feft. 
Wie einft die Ernennung in der Witenagemote, fo erfolgt fie jet an 
den glänzenden Hoftagen der normannifchen Könige, nicht ohne An- 
hörung der geiftlichen und weltlichen Großen, freilich mit wenig Rüd- 
fiht auf die Meinung derſelben. Schr gewöhnlich wird ein König: 
licher Kapellan, in jedem Ball ein Mann des perfünlicden Vertrauens 
ernannt. Vor und nad ihrer Ernennung zu jenen hohen Würden 
erfcheinen oft diefelben Männer als die vertrauten Sekretäre des 
Königs in der Leitung der Staategefchäftee Gewöhnlich ift es aud 
ein Bifchof, der als Kanzler, d. h. als Gabinetsrath des Könige die 
Deziehungen zum päpftlichen Stuhl, die auswärtigen Verhältniffe, über: 
haupt die heile der Staatsverwaltung, zu welchen eine gelehrte Rechts⸗ 
kenntniß voransgefegt wird, leitet, und für die gefammte Staatscorre⸗ 
ſpondenz eine Reichskanzlei bildet. Wie bie normannifchen Herren in 
Finanz und Gerichtöverwaltung auf den permanenten Dienft der 
clerks verwiejen waren, fo ift auch die Kirche wieder in ihren Yei- 
jtungen für den Staat auf den permanenten Dienft weltlicher milites 
verwieſen. Durch das ganze verwidelte Verwaltungsrecht zieht ſich 
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ie gemischte Verwendung von geiftlichen und Laienkräften. Die Belft- 
bäteit ift noch im Befig der lateiniſchen Gefchäftsiprache, neben welcher 
fh aber das normannifche Idiom und andere technifche Fähigkeiten 
geltend machen, in welchen bie Laien mit Erfolg Concurrenz machen, 
und innerhalb welcher eine Claſſe der Laienjuriften fich fchon in merk⸗ 
lien Anfängen, ja fchon früh in Erſcheinungen wie Glanvilla der 
Beiftlichleit gegemüberftellt. Trotz mancher Eiferfucht fcheint fich auch 
ion ein esprit de corps durd das große Berjonal ber geiftlichen 
und weitliden Beamten hindurchzuziehen, welche ihren gemeinfamen 
Mittelpunft in Reichskanzlei und Schatzamt finden. 

2. Der große Örundbefik der Geiſtlichkeit ift zu glei- 
chem Bejigrecht verliehen, wie die Herrfchaften und Rit— 
tergüter, aljo mit der Reallaft ber Lehndienſte. Die Macht des 
normannifchen Königthums hatte dieſe Lehnspflicht wenigftens im Brin- 
zip durchzuführen gewußt. Die großen Landcomplerxe der Biſchöfe und 
einzeler Klöſter waren damit auf die Nothwendigkeit einer Afterbelch- 
nung vertiefen, um die nöthigen Mannfchaften zu ftellen. Viele alte 
Befinverhältniffe ſächſiſcher Thane waren in diefer Form confervirt 
worden, manche neue zu biejem Zweck begründet. Das Intereſſe ber 
weltlichen Herren erforderte dringend biefe Gleichſtellung. Mehr als 
Gleichheit mit dem höchſt privilegirten Beſitz Hatte die Kirche auch bis⸗ 
ber nicht zu beanjpruchen vermodt. Sie war überdies durch neue 
Couceſſionen reichlich bedacht, durch einige fchonende Ausnahmen bes 
günftigt.. Einige Kloftergüter behalten ihre altherkömmliche Befreiung 
von Kriegs⸗ unb Staatslaften als tenures of frankalmoign; den 
geiftlichen Herren wird zuerft eine Ablöfung des Lehndienftes Durch 
Geld geftattet. Und felbft fo blieb ein Theil ihrer Lehndienfte wohl 
von Anfang rüdftändig und wurde nachgefehen. Längere Zeit hindurch 
erſcheinen in den Schatrechnungen die Schildgelder der Prälaten in 
zwei Reihen gejchieden, in folche quae recognoscunt, quae non re- 
cognoscunt, — welche letztere dahin geftelit bleiben. Ueberhaupt ift 
nah vielen Symptomen der wirkliche Antheil des geiftlichen Beſitzes 
« der Heermatrilel fehr viel geringer gewefen als die Zahl von 
3.015 Ritterlehnen ausdrüct. Auch bei aids, bei verwirften amer- 
aaments und Sequeftrationen ift eine gewiſſe Schonung Verwaltungs» 
morime. Mit diefer Maßgabe aber find die Prälaten in ihrer welt- 
lichen Stellung den Lehndienften, Abgaben und der Gerichtspflicht 
unterworfen. Die Aufgebote ber Rehnsmannfchaften ergehen ausdrück⸗ 
lih an omnes archiepiscopos, episcopos, abbates et priores; 
Biihöfe und Aebte werden deshalb gebüßt umd ihre Güter fequeftrirt 
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(Madox I. 662. 663). Geldanfprücde des Königs an einen Cleriker 
werden zunächft durch Pfändimg aus dem Lehen beigetrieben; in deifen 
Ermangelung aber ergeht eine Order an den Bifchof zur Auspfändung 
des kirchlichen Beueficium, „widrigenfall® ber König fih an des Bi- 
ſchofs Baronie halten werde.” 

3. Der geiftlihe Yandbejit bleibt ferner unterworfen 
den alten Landeslaſten (trinoda necessitas), alfo be 
Pflicht zum Landfturm, Burg- und Brüdenbau, woraus fi dann die 
Milizpflicht der Firchlichen Unterthanen, die Beitragspflicht der Geift- 
. lichen, felbjt mit Zehnten und Amtseintommen, zu den Gemeinde» und 
Kreislaften ergab, an die fich fpäter ihre hervorragende Stellung in 
der Kirchipielöverfafiung mit anknüpfte. 

In diefer Stellung der Kirche waren unverlennbar ſchon viele 
Elemente des Zwieſpalts enthalten. Heinrich I. verfuchte bei 
feinem NRegierungsantritt- die Wiedervereinigung der weltlichen und 
geiftlichen Gerichtshöfe, welche aber rein äußerlich blieb, da die Synode 
von Weftminfter (3. Henr. I.) fofort befchloß, daß fein Bifchof fid 
an der Verhandlung weltlicher Streitfachen betheiligen folle. Der In—⸗ 
veftiturftreit endet, wie in Deutfchland, in einem vieldentigen Vergleich 
über Belehnung mit Ring und Stab und mit dem Scepter. Unter 
Stephan wird die Ausfchließlichkeit bifchöflicher Jurisdietion über geift- 
liche Perſonen und Sachen in einem abgedrungenen Eibe des Königs 
ausgefprocdhen, und in dem nun folgenden Thronftreit ift die Macht 
ber Kirche fo weit vorgefchritten, zugleich aber die niedere Geiftlichkeit 

in dem Maße verwilbert, daß Heinrich II. nur mũhſam die äußere 
—* wieder herzuſtellen vermag. 

Die ſogenannten Reichsſtage von Clarendon und Northampton 
führen zwar zu einer formellen Anerkennung der Königlichen Gewalt 
über die Kirche, in der Hauptſache aber wird fchließlich die Strafgewalt 
der Kirche über die Geiftlichkeit dennoch durchgeſetzt. 

Unter Johann beanfprucdht der Papft in einem Streit zwiſchen 
dem König und dem Kapitel von Canterbury die päpftliche Ernennung 
bes Erzbifchofs, und erlangt im weiteren Verlauf des Streits bie freit 
canonische Wahl der Bifchöfe überhaupt, fo wie die Oberlehnsherrlich⸗ 
feit, trog deren indeſſen die hohe Geiftlichleit in dem Streit der 
Magna Charta fid) auf bie Seite des Landesrechts ftellt. 

Unter Heinrich ILI. ift am Schluß diefer Periode die Kirche auf 
dem Höhepunkt ihrer Macht. Sie fteht unter den Wirren dieſer 
Schwachen Regierung in imponirender Einheit dem Staate gegenüber, 
wie eine eigene Welt (the christianity) der anderen Welt (the laity). 
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68 ift der Wendepunkt, an welchem bie innere Bedeutung der Kirche 
noch ungefähr im Gleichgewicht fteht mit ihrem äußeren Glanz und 
ihrer politifchen Macht. 


Für die kirchenrechtliche Litteratur der normannifchen Zeit 
verweife ich im Allgemeinen auf R. Burn’s, Ecclesiastical law (Ausgabe von 
Phillimore 1842) 4 Vols. 8. Ein zufammenhängendes Ganze bildet indeffen 
nur die Ginleitung von den kirchenrechtlichen Quellen; alles Andere Töft ſich 
nad engliicher Weile in alphabetii geordnete Artikel auf. Auch der große 
codex juris ecclesiastici anglicani von Edw. Gibjon, Orf. 1771. II. Vol. 
fol, it nur für bie Zeit nad) der Reformation bebeutend. Das Gefchichtliche 
giebt recht gut Henry, History of Gr. Britain. Cine lange Reihe politifcher 
und rechtlicher Erörterungen pflegt in den engliichen Geſchichtswerken nament⸗ 
lich an den Kirchenftreit mit Thomas Becket angeknüpft zu werben. 

Sollfändig wiedergewonnen hat auch Heinrich LI. die Staatsgewalt iiber 
die Kirche niemals. Ueberall ftand fie mit ihrer gefonderten Juſtiz und Admi- 
niftration (jurisdictio) der weltlichen Juſtiz und Verwaltung gegenüber. Die 
Zympathie der füchfiichen Bevölferung war überwiegend auf Seite ber Kirche, 
die große Mehrzahl der Geiftlichkeit, wenn aud) nicht die höchfte, gehörte dem 
Kchfiihen Vollsſtamme an. Es war biefelbe Zeit, in welcher ein Augelſachſe, 
Ricolas Braffpear, den püpſtlichen Stuhl beftiegen hatte. Die Kirche war frei 
von der fistalifchen Gehäjfigkeit der weltlichen Berwaltung; fie theilte die Po⸗ 
pulerität aller Widerftandsfräfte gegen eine abjolutiftiiche Verwaltung. Hein- 
rich U. getraute ſich unter diefen Umftänden die Wieberherftellung der König- 
lien Rechte nicht ohne ein Anfgebot der müchtigften und einflufgreichften Per- 
\onen des Laienftandes durchzuführen. Er berief zu diefem Zwed eine mehr 
als gewöhnliche Zahl von einflußreihen Diannen zu auferordentlichen Hoftagen, 
den jogenannten „Reicystagen“ von Klarendon und Northampton. Zur Cröff- 
aung bes erften (Fanıtar 1164) wurden fechszehn Artikel, verfaßt von bei rechts- 
tundigen Baronen des Königs, vorgelegt, welche hauptfächlich die verfaffungs- 
mäßige Begrenzung der geiftlichen Gerichtsbarkeit zum Gegenftand hatten. Der 
Hauptartikel XI. Tautet: 

Archiepiscopi, episcopi et universae personae regni, qui de rege tenent 
in capite, habeant possessiones suas de rege, sicut baroniam; et inde 
respondeant justitiariis et ministris regis, et sequantur et faciant omnes 
Consuetudines regias; et sicut caeteri barones debent interesse judiciis 
curiae domini regis, cum baronibus, usque preveniatur in judicio ad di- 
minutionem membrorum vel mortem. 

Ber dem Berbör geiflicher Verbrecher ſoll ein Abgeordneter des weltlichen 
Gerichts zugegen fein, und der Ueberführte von der Kirche nicht ferner geſchützt 
werden. Lehnsmannen des Königs fjollen nur nad) vorgängiger Unterjuchung 
md mit Genehmigung des Königlichen Gerichts gebannt werben. In gewiſſen 
Cekifionsfällen fol eine vom Sheriff berufene Fury zu dem geiftlichen Gericht 
hintreten. Nach vergeblicher Appellation an den Archidiaconus, Bifchof, Erz- 
brief joll der König entſcheiden: 

Art. VIII. De appellationibus, si emerserint, ab archidiacono debent 
procedere ad episcopum, et ab episcopo ad archiepiscopum. Et si ar- 
Chiepiscopus defecerit in justicia exhibenda, ad dominum regem per- 
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veniendum est postremo, ut praecepto ipsius in curia archiepiscopi con- 

troversia terminetur, ita quod non debet ulterius procedere absque 

assensu domini regis. 
Wirdenträger der Kirche follen nicht ohne Erlaubniß des Königs außer Landes 
gehen. Die Einkünfte erledigter Bisthilmer und Abteien fallen in die König- 
liche Schatzkammer, bis die Zeit zur Neuwahl gelommen if. Die Wahl felbft 
findet in des Königs Kapelle und unter feiner Zuſtimmung ftatt, und bort 
wird ihm als Lehnsherrn wegen weltlicher Lehen Huldigung geleiftet unter 
Wahrung des geiftlichen Standes, — Wegen feines Widerftandes dagegen wurde 
Thomas Bedet noch in demjelben Jahre durch ein befettes Gericht von 
geiftlichen und weltlichen Kronvafallen zum Berluft feines beweglichen Vermögens, 
und an deflen Stelle zu einem Amerciament von 500 Pfd. Sterl. verurtheilt. 
Der mühjam errungene Sieg ging indeflen bald ‚verloren durch den gewaltfa- 
men Ausgang des Streits und das Mürtyrerthum Becket's. Durch ſputere Ar- 
tifel wurde dem Legaten des Papfles u. X. der Hauptpunft zugeflanden, daß 
ferner Fein Geifliher wegen Berbrehens vor.den weltlichen 
Nichter geladen werben fol, es fei denn wegen eines weltlichen Lehns ober 
eines Jagdvergehens. Auch das fonft Dlikfällige ift meiftens weggeblieben. In 
weiterer Fortbildung flihrte die Conceſſion eines gejonderten Gerichtoſtandes zu 
bem Privilegium der milderen Beftrafung, dem fogenannten benefit of clergy. 

Der große Kampf zwiſchen imperium und sacerdotium, welcher hier in 
Heinrich und Becket zwei ebenjo bedeutende wie charalteriftiiche Vertreter gefun- 
den hatte, führte dann unter den mannigfaltigen Bebrängniffen König Johanns 
zur Anerlennung päpftliher Oberlehnsherrlichleit und zur Anerlennung 
einer „freien fanonifhen Wahl” der Prälaten. Auch die Magna Charta 
erkennt die Bewahrung diefer kirchlichen Freiheiten an exiter Stelle an. 

Unter Heinrich IH. hat die päpftlicde Macht in Englaudb ihren Höhepuuft 
erreicht, der freilich in Folge der Ueberſchwemmung des Landes mit ausländi- 
ſchen Geiftlichen auch ſchon zu einer Fräftigen Reaction ber Iandbefigenden gen- 
try als Kirchenpatrone führt. Der Einfluß des Königs befchränkt fich jekt auf 
Einbehaltung der Temporalien während der Sedisvacanz, auf die vermittelnde 
Stellung des Lorbfanzlers, auf den moralijchen Einfluß bes Lehnseides, bei wel⸗ 
chem fi) durch Zurückbehaltung der Temporalien ein Verzicht erzwingen lieh, 
„auf alle Elaufeln der päpftlichen Bulle, welche der Königlichen Prärogative und 
dem Landesrecht zuwider fein follten.“ 

Durd den Wegfall des Königlichen Ernennungsrechts der Biſchöfe war 
nun aber das unmittelbare Band und der Schwerpunkt der Verbindung zwiſchen 
Kirche und Staat in die gemeinfamen Lehns- und Tandeslaften ge 
legt. Die Kirche erhielt dadurch namentlich für die auxilia und scutagia ein 
jehr lebendiges gemeinfames Intereffe mit den weltlichen Kronvafallen, weldes 
auf die Sitsation zur Zeit der Magna Charta und auf die Streitigfeiten 
Heinrich’s III, mit feinen Großen einen umverlennbaren Einfluß geübt bat. 

C. Die normannifche Geftaltung des Heer-, Gericht®:, 
Polizei-, Städtewefens und der Kirche ergab eine Abftu- 
fung der Stände, für welche das Nächſtbeſtimmende jet das Heer- 
wejer geworden war. Danach zerfiel die Bevölkerung in Kronvafal- 


len, Untervafallen und Landfaffen. Vom Standpunkt ber 


Die normannijche Ständebildung. 119 


Iregerifhen Barone aus erfhien das normanniſche Kronvaſallenthum 
wie eine regierende Klaffe, das Aftervafallenthum im Ganzen als ein 
Mittelſtand, die übrige Bevölkerung als eine Rotüre, die ihren Befit 
durch Duldung bes erobernden Stammes behalten habe. National-, 
Berufd- und Standesitolz trafen hier zufammen. In der Wirklichkeit 
macht ſich indeſſen der Einfluß des Beſitzes und der Leiftungen für 
den Staat fortjchreitend geltend, führt zu einer Trennung ber großen 
und der Heinen Kronvafallen, zu einer Verfchmelzung ber Kleinen mit 
den Aftervafallen, zu einer Annäherung. der fo gebildeten Ritterſchaft 
an die Städte. Wührend das Lehnswefen auf dem Kontinent zur 
Fortbildung der Grundherrlichkeit, zur Pairie der Grundherren unter 
ih, und zu einem vertragsmäßigen Verhäftniß derfelben mit dem Kö» 
nigthum führt, ift diefer Gang. der Sache durch bie frühzeitige Macht 
des Königthums in England verhindert, und die Verbindung des Be⸗ 
figes mit den Steatspflichten, fpäter mit den ſtaatlichen Rechten in 
andere Bahnen gelenkt. 

I. Die Klaffe der großen Kronvafallen!) umfaßt bei 
der urfprünglichen Vertheilung diejenigen Mannen, welche jchon auf 
dem Kontinent die Stellung von Grafen gehabt, ober welche bem 
Here ganze Abtheilungen zugeführt hatten. Sie find mit größeren 
Gütercompleren, Herrfchaften beliehen. Die Befigungen der 20 Meift- 
belehuten in Domesday umfafien nach der gewöhnlichen Zufammen- 
zählung (außer der Graffchaft Ehefter): 793, 439, 442, 298, 280, 
222, 171, 164, 132, 130, 123, 119, 119, 118, 107, 81, 47, 46, 
33 Ritterfehne mit mehrerlei Zubehör, und haben ſchon für fich ein 
Heer von nahezu 4000 Schwerbewaffneten zu ftellen. In analoger 
Beſitzſtellung befinden ſich die meiften Bifchöfe und manche Aebte. 
Erwägt man indeffen die verhältnißmäßige Kleinheit der Nitterlehne, 
die maſſenhafte Schmälerung der Gütercomplere durch Afterbelehnung, 
ſo ergiebt ſich doch, daß fie von Haufe aus viel Heiner waren als bie 
Herzogthinner und Graffchaften des Continents. Noch wichtiger war 
ihre zerftreute Lage. Schon oben ift bemerkt, daß die Beſitzungen von 
36 weltlichen Serren in 6—21 Graffchaften zerftreut lagen. Zwiſchen⸗ 
darch Lagen die Königlichen Domänen und Befigungen Eleinerer Kron⸗ 
vaſallen in alten Grafſchaften. Die Grundherren Tounten fich alfo 
weder örtlich noch zeitig confolidiren, da das ftrenge Rückfallsrecht 
durch Mangel eines Lehnserben oder Confiscation diefelbe Befigung in 
einem Jahrhundert oft mehrmals an die Krone zurückbrachte. Den⸗ 
jelben Erfolg hatte das Anfangs häufige Zurückgehen einzeler Herren 
sah dem Gontinent. Im Ganzen jeboch blieben bie älteren Güter 
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braudjt wird, während fpäter wieder das Wort donum vorzugsweife fir tallage 
gebräuchlich fcheint (Mador I. 694). Ale a. 1215 die Barone ihre Artikel für 
bie Magna Charta aufftellten, war darunter auch die Claufel, daß es mit den 
aids und tallages ber City von London und anderer Cities ebenfo gehalten 
werben folle, wie mit den aids und scutages der Varone (Art. 32). Bei der 
fpäteren Rebaction ift aber dieſe Clauſel weggelaflen. In Nothzeiten wurde 
ein gleiches hidagium wohl einmal von allen Hufen im Sande gleichmäßig er- 
hoben. (9 Ric. I.) Die Städte, um die zu ſchnelle Wiederkehr der Schakun- 
gen abzınvenden, bezahlen oft auch freiwillige dona durch Vergleich mit dem 
Schatzamt. Zeit 6 Richard I. ift ein ungefähres Merkmal der tallagia, daß 
fie als Zehntel oder Funfzehntel, d. h. als Quoten des Einkommens bezeichnet 
werden, Es findet fi) nun eine Zeit lang die Weije, daß vor-einem Kriege: 
zuge von den Domänenbauern ein auxilium verlangt wird, nad) dem Kriege: 
zuge ein Zehntel oder ein Yunfzehntel, je nachdem das vorgängige Aurilium 
größer oder geringer ausgefallen war. (Thomas, Exchequer pag. 35.) Tie 
Einfhätung der Quoten war in diefer llebergangszeit variirend. Im 8. Io. 
werden die Einzelen genöthigt, ihr Einkommen eidlich abzugeben. In 9 Henry 1. 
werden Gemeindecommilfionen zur Prüfung der eidlichen Angaben eingefett. 
Bon 16 Henry III. bis Edw. II. werden regelmäßig Inqueſts für bie Hundredt 
oder Ortichaften gebildet (Palgrave I. 275). 

9) Die andere Seite, die Geftaltung ber Stadt zu einem gefonder: 
ten Gerichtebezirf, court leet, ift für die rechtliche Geftaltung der Stadt 
die itberiviegende. In einigen älteren Ortichaften heftand ſchon das noch werth 
vollere Privilegium eines gelonderten Civil gerichts. Defter wird auch die 
ausdrüdliche Zuficherung gegeben, daß ſich die Bürger in alter Weiſe gegen 
eine Anklage durch Reinigungseid vertheidigen dilrfen (se disrationare secun- 
dum consuetudinem civitatis), wie in dem freibrief fir Dunwich 1215, md 
in der Charte für London 52 Henr. III. Coke 4 Inst. 252. Fleta LI. 55. 
Die Baſis ift alfo von diefer Seite aus ein gelondertes Stadtgeridht, in der 
Regel aber nur in dem geringeren Umfange eines court leet. — Mit Unredt 
hat man dagegen den Gilden oder Yanfen mehr Bedeutung beigelegt, al® ihnen 
zulommt, — theils durch Webertragung von dem Kontinent, mo die Gilden 
für das Städteweſen eine größere Bedeutung haben, theils vermöge der moder- 
nen Reigung, politiihe Bildungen zu jocialen zu machen. In den erften An- 
fängen mochte eine firma burgi öfter von Gilden unternommen werden: ein 
court leet dagegen mit jeiner regelmäßigen Gerichtejolge ließ fich nicht aut 
eine Frivatgilde bejchränfen oder bafiren. Auch heutigen Tages läßt ſich feine 
Stadtverfaffung auf bloßen wirthichaftlidgen Berhältniffen aufbauen, fondern 
nur auf Öffentlichen Pflichten. Aus jener Anfangsbildung mögen fich die bei- 
läufigen Worte bei Glanvilla V. c. 5 erflären: „Item si quis nativus quiete 
per unum annım et unum diem in aliqua villa privilegiata manserit, ita 
quod in eorum communiam, scilicet gyldam, tanquam civis receptus fuerit, 
eo ipso a villenagio liberabitur,”” — wenn nicht etwa das verdächtig eingeſcho 
bene scilicet gyldam ein jpäteres Gloffem if. Unter Richard I. und Johann 
werden allerdings eine Anzahl Gilden privilegirt (Madox, Firma burgi 27. 
Die Unterfuchungen von Merewether und Stephen weiſen jedenfalls überzu 
gend nach, dag in der beglaubigten Zeit die Ztadtverfaffuug mit den guilds 
und guidhalds nicht zufammenhängt. Ebenſo ift die Berleihung eines Martts 
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ein häufiges Accidens, aber kein weſentliches Merkmal der Stadt; auch dieſes 
Recht beruht auf Königlicher Beleihung, d. h. Charte, oder präſumptiver Charte 
durch unvordenkliche Verjährung (Coke 2 Inst. 220). Fiir Gewerbe und Bin- 
nenhandel lag in den wirthichaftlichen Verhältniffen des Landes iiberhaupt keine 
dringende Neigung zu corporativer Abfchliefung, wohl aber für den Erport- 
handel, welchen einzele Städte urjprünglich auf Grund der Abgaben vom Er- 
port durch die fogenannten Stapelprivilegien fich zu ſichern wußten. Die fo 
monopofifirten Erportartifel waren Wolle, Wollfelle, Leder, Blei und Zinn, 
welche nur die merchants of the staple, al® Corporation mit einer eremten 
Gerichtsbarkeit, erportiren jollten. Die Stapelorte waren London, Briftol, Can⸗ 
terbury, Chichefter, Ereter, Lincoln, Newceaſtle⸗on⸗Tyne, Norwich, York, und in 
Wales Caermarthen. Solche Privilegien haben die Stadtverfaffung nicht be- 
kimmt; fie haben aber fpäter in einigen Orten dazu beigetragen, die normale 
Stadtverfaſſung durch eine Art von Zumftverfaffung zu durchbrechen. 

In ber Zeit, als die Charten vollftändiger und formularartig gleichmäßiger 
lanten, find die gewöhnlichen Klaufeln: daß die Stadt ein freier Burgfleden 
ieim ſoll, dag die Stadtleute freien Handel haben jollen und Befreiung vom 
Zoll in jedem Theil der Königlichen Befitungen, daß nlles nicht im Sondereigen- 
ıhum ftehende Land al8 Gemeindelaudb der communitas gehören joll, daß die 
Stadtleute dem König aufkommen follen für jein Pachtgeld durch ihren eigenen 
mayor, bailiff oder andere Stadtgeuoffen beim Königlichen Schakamt, daf fie 
wählen mögen einen mayor, bailiff oder portreeve, der von der Krone anzu- 
nehmen (zu beftätigen) ift, der beim Exchequer Rechnung zu legen hat für 
das Pachtgeld, und die Autorität der Ortsobrigfeit üben foll; oft auch, daß alle 
Geldgefälle aus fines, amerciaments etc. in den ftädtifchen ©erichten der com- 
muuitas gehören jollen zu ihrem eigenen Beten und zur Zahlung ihrer Pacht; 
oit auch, daß fie einen Jahres» oder Wochenmarkt haben jollen, daß die Bürger 
frei verfligen mögen über ihre Grundftüde im Stadtbezirk durch legten Willen, 
dag Riemand an diejen Freiheiten Theil haben möge, der nicht in scot und 
lot ftehe mit den Eimvohnern der Stadt u. |. w. . 

*, Non dieſen burchfchnittlichen Verbältnifien ber englifchen Städte 
ericheinen als Ausnahmen: 

(1) Die Kity von London. Schon in der fächfiichen Zeit durch Be- 
völferung und Beſitz einer anfehnlichen Grafichaft gleichftehend, hat fie durch 
Annectirung der Grafſchaft Middlejer aud) die verfafiungsmäßige Stellung einer 
gungen Grafſchaft erworben. Ihre Stadtbezirfe (wards) find vergleichbar den 
Hundertichaften. Beim Negierungsantritt Richards Löwenherz erjcheinen ftatt 
des Bortreeve zwei Bailiffs als Etadtvögte, und bald nachher ein Mayor, def- 
ſen eigene Wahl (Nomination) durch Charte 10 30. den Bürgern geftattet wird. 
Unter Heinrich III. wird ihnen die Befugniß beigelegt, den Sheriff der Heinen 
Grafſchaft Middlefer zu nominiren. Während die Übrigen Städte nur in Ge- 
richta. Polizei» und Steuerfyften fich den Grafichaften gleichftellten, hat London 
füßgeitig auch durch die Stellung eines bedentenden Kontingent an Milizen 
für den Staat die volle Bedeutung eines Grafichaftsverbandes erhalten, 

(2) Tie bevorzugte Stellung der alten Fünfhäfen (cinque 
ports), nämlich Dover, Sandwich, Romney, Haftings und Hythe (wozu |pä- 
ter Rinchelfen und Rye gekommen find), beruht weniger auf ihrer damaligen 
Bedeutung für den Handel, als auf ihrer militärischen Bedeutung, d. h. ber 
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Verpflichtung zur Geftellung einer fehr großen Zahl von Schiffen, welche bie 
zu Henry VII. dauert. Sie wurden aus der Grafſchaft Kent uud Suffer her 
ausgenommen und bilden fogar noch heute nominell eine Art von Militärgou⸗ 
verstement unter einen Lord-warden. ie erwarben in Folge deffen eine ſehr 
felbftändige Gerichtsbarkeit vor Mayor und Auraten (zum Theil vergleichbar 
den unten zu erwähnenden Pfalzgrafichaften), und erhielten deshalb in fpäterer 
Zeit auch eine bevorzugte Stellung im Parlament. ' 
(3) Andererfeits find die Mediatftädte eine mehr untergeorbnete Bu- 
dung. Zu den Beſitzungen der Meiftbelehnten gehörten öfter auch burghs, in 
. denen der Grundherr die herlöinmlichen Renten und Abgaben bezog und gute 
herrliches Gericht hielt, wofür er danı die Leiſtungen eines oder mehrer Ritter- 
lehne ilbernonmen hatte. Das Schatzungsrecht haftete auch an diefen Hinter: 
faffen, von welchen der Grundherr periodifche tallagia ausfchreiben konnte wie 
der König in feinen Domänenftädten. Als Mafftab einer billigen Ausichrei. 
bung galt dabei das erfahren des Königs gegen feine Städte. Auf Aurufen 
der Betheiligten und gegen eine fine im Echatamt jcheint der König ſolche 
Orte gegen Ungebühr geſchützt zu haben. Die itberaus häufige Erwähnung 
einer befonderen Königlichen Erlaubniß deutet auf eine allgemeine Eontrolle dee 
Schatzamts über dieje tallagia. Bei dem häufigen Rüdfall der Herrſchaften 
an den König wird in der neuen Verleihung ſtets der Vorbehalt gemacht, daß 
ſolche Orte nur dann tallagia zahlen follen, wenn der König die feinigen ſchaht. 
Bei diefer gleichen Lage wird es begreiflichh, daß manche folder Orte von 
Grundherrn gegen Geblihr analoge Rechte erfanften, wie fie der König feinen 
Städten verlieh. Unter den Charters of enfranchisement diefer älteren Zeit 
finden fid) auch 49 baronial charters fir Meine Mediatſtädte. Die weitere 
Ertheilung eines befonderen court leet fonnte aber nur durch Königliche Ber- 
leihung erfolgen. Die Berhältniffe diefer Miediatfiädte haben daher feinen be- 
fimmenden Einfluß auf die englische Stadtverfaffung geübt. Im Berlauf der 
Zeit waren durch Heimfall und Confiscation die dem Staat wichtigen Rechte 
meiſtens wieder in die Hände der Krone gekommen. Es find überhaupt nur 
Heine Ortfchaften, und die Zahl von 49 baronial charters, verglichen mit ber 
Gefammtzahl von 1500 ftädtifchen Charten, drückt fchon äußerlich die nnter 
geordnete Bedeutung derfelben aus, die auch fpäter beim Erlaß der neuen 
Stäbteordnung (1835) zum Vorſchein kam. 


V. Die Kirche der normanniihen Zeit fteht dieſen Geftal: 
tungen des Heeres, Gerichts, ber Friedensbewahrung 
gegenüber wie ein zweiter Staat auf dem Höhepunkt der 
Macht. Zu ihren früheren jchwerwiegenden Aufgaben ift durch die 
Eroberung noch die neue getreten der Ermäßigung des Liebermuthe 
eines erobernden Stammes, der Bermittelung nationaler Feindichaft. 

Wilhelm der Eroberer hatte die Bedeutung der Kirche nicht unter: 
ſchätzt. Er Hatte fie vorgefunden als eine entfcheidende Macht, unter 
Eduard dem Bekenner ſchon im Befig von etwa einen Drittel der Ein- 
fünfte des Bodens. Weit ihrer Unterftügung war der neue Thron 
gewonnen, die Sanction des Papſtes ber einzige unbeftreitbare Titel 
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dazu, die niedere Geiftlichkeit der Stand, von welchem Gehorjam ober 
Biderftand der Maffen zunäcft abhing. Lehnsſtaat und kirchlicher 
Staat waren auf ein Bündniß angewiefen, um ihren Höhepunkt zu 
erreichen. Der Eroberer erlennt dies an durch folgende bedentende 
Sonceffionen: 

1. England nimmt die römische Liturgie an und fügt ſich 
den Ritnalvorſchriften des römiſchen Stuhls. Nur der Cölibat der 
Geiſtlichkeit findet noch einen paſſiven Widerſtand, der erft ſeit Hein⸗ 
rich I. allmälig überwunden wird. 

2. Die reihe Ausftattung der Kirche in ihren zwei Erzbis- 
thümern und 13 Bisthümern wird nicht nur confervirt, ſondern erwei- 
tert durch manche neue Gaben und einige reiche Klofterftiftungen. ‘Die 
öfter vermehrten fich namentlich unter Heinrih I., Stephan, Hein- 
rih II. fo, daß ihre Zahl in der Notitia monastica auf 300 ver- 
enfchlagt wird. Am Schluß der Periode fpradh man vom Beſitz 
an ungefähr der Hälfte des Bodens (d. 5. wohl nur ber Hälfte der 
Bodenrente des größeren Beſitzes). 

3. Die kirchliche Gerichtsbarkeit über tirchliche Sachen 
und Perſonen wird nicht nur anerkannt, ſondern nunmehr auch 
außerlich von den weltlichen Gerichten getrennt. Charakteriſtiſch für 
die gefeßgebende Gewalt diefer Zeit, erfolgt diefer Schritt durch ein 
Eabinets-Refcript (writ) an die Bischöfe, doch mit der Verficherung, 
daß es „communi concilio et consilio archiepiscoporum, epi- 
scoporum et abbatum et omnium principum regni‘* gefchehe. 

Bis zum Schluß der angelfächfiichen Zeit Hatte der Bifchof ge- 
meinihaftlich mit dem Earl und Shirgerefa im Graffchaftsgericht ımd 
deſſen Abzweigungen gefeffen, mern aud in getrennter Gefchäftsver- 
handlung. Der Carl war jet als thätiges Element des Gerichts 
verihwunden; um fo weniger mochte beiden Theilen eine ſolche Ge⸗ 
Käftsführung zufagen. Der innere Gegenſatz zwifchen dem Geift des 
vollsgerichts und des reinen Beamtengerichts hatte fich fortichreitend 
geltend gemaht. Die gewünfchte Treunung war jest zugeftanden. 
Kein Bifhof oder Archidiaconus foll fortan „Gericht de legibus 
episcopalibus in dem weltlichen Gericht haften, noch dem Urtheif 
weltlicher Berfonen irgend eine Sache unterwerfen, welche Bezug habe 
uf die Seelſorge.“ Sollte Jemand der Ladung des geiftlichen Ge 
richts Folge und Gehorfam zu Leiften fich mweigern, fo foll er excom⸗ 
Runicnt fein; wenn nöthig, möge der Beiftand des Königs oder des 
Vicecomes angerufen werden. „Kein Vicecomes, Vogt oder König⸗ 
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licher Diener, noch fonft ein Laie folle ſich einmifchen in irgend einen 
Gegenftand ber Beurtheilung, welcher dem Biſchof zugehöre.“ 

Diefe Gerichtsbarkeit über Ehefachen, Teftamente, mündliche Ver⸗ 
träge (mittelbar aljo auch über Legitimität und Transmiſſion des be⸗ 
weglichen Vermögens); über Zehnten, Kirchenabgaben und Kirchenfige; 
diefe Strafgewalt über Kirchendisciplin unb Lehre, über Blutſchande, 
Bigamie, Unzucht und andere Sittenvergehen; die fich immer mehr 
abichließende Gewalt über das ganze Perſonal der Geiftlichkeit enthielt 
bereit die Grundzüge eines in fich felbitändigen Staatsweiens. In 
Verbindung damit beginnt die Bildung zweier großer Propinzialcon: 
cilien, die Praxis der Ernennung von päpftlichen Legaten, „um geift- 
lihe Sachen zu hören und zu entjcheiden“, und die weitere Praris 
einer Appellation von der kirchlichen Entfcheidung nah Rom, zuerit 
verfucht unter Wilhelm IL, anerkannt unter Stephan. 

Wenn dennoch eine äußere Einheit des kirchlichen und weltlichen 
Staats noch erhalten wird, jo beruht dies auf der Erhaltung und 
theilweifen Erweiterung der Königlichen Rechte, und zwar: 

1. Der König ernennt die Bifhöfe und Aebte nad 
altem Herkommen. Der alte canonifche Antheil der Geiftlichkeit 
an der Wahl der Bifchöfe, der in der fpäteren Formirung auf eine Wahl 
durch die Canonici, oder wie fie in England oft heißen, die „Mönche“ 
binauslief, war zwar nicht fornteli bejeitigt; aber feit Jahrhunderten 
ftand die actuelle Ernenuung dur den König als Herfommen feft. 
Wie einft die Ernennung in der Witenagemote, fo erfolgt fie jetzt an 
den glänzenden Hoftagen der normannifchen Könige, nicht ohne An- 
hörung der geiftlihen und weltlichen Großen, freilich mit wenig Rück⸗ 
fiht auf die Meinung derfelben. Sehr gewöhnlich wird ein König: 
licher Kapellan, in jedem Ball ein Mann des perjünlichen Vertrauens 
ernannt. Bor und nad ihrer Ernennung zu jenen hohen Würden 
erfcheinen oft diefelben Männer als die vertrauten Sefretäre bes 
Königs in der Leitung der Staatsgeſchäfte. Gewöhnlich ift es auf 
ein Bischof, der als Kanzler, d. h. als Cabinetsrath des Könige die 
Beziehungen zum päpftlichen Stuhl, die auswärtigen Verhältniffe, über: 
haupt die Theile der Staatsverwaltung, zu welchen eine gelehrte Hecht: 
fenntniß voransgefegt wird, leitet, und für die geſammte Staatecorre⸗ 
jpondenz eine Reichsfanzlei bildet. Wie die normannifchen Herren in 
Finanz und Gerichtsverwaltung auf den permanenten Dienft ber 
clerks verwiejen waren, fo ift auch die Kirche wieder in ihren Yei- 
ftungen für den Staat auf den permanenten Dienft weltlicher milites 
verwieſen. Durch das ganze verwidelte Verwaltungsrecht zieht jid 
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die gemischte Verwendung von geiftlichen und Laienkräften. Die Geift- 
ligkeit ift noch im Beſitz der Iateinifchen Gefchäftsfprache, neben welcher 
ih aber das normannifche Idiom und andere techniiche Fähigkeiten 
geltend machen, im welchen die Laien mit Erfolg Concurrenz machen, 
und innerhalb welcher eine Claſſe der Laienjuriften fich fchon in merk⸗ 
lien Anfängen, ja ſchon früh in Erſcheinungen wie Glanvilla der 
Geiftlichleit gegenüberftellt. Trotz mancher Eiferſucht fcheint fich auch 
ſchon ein esprit de corps durd) das große Berfonal ber geiftlichen 
und weltlichen Beamten hindurchzuziehen, welche ihren gemeinfamen 
Mittelpunkt in Reichskanzlei und Schatamt finden. 

2. Der große Grundbeſitz ber Geiſtlichkeit ift zu glei— 
hem Befigredht verliehen, wie die Herrfchaften und Rit— 
tergüter, aljo mit ber Reallaft der Lehndienſte. Die Macht des 
normannifchen Königthums hatte biefe Lehnspflicht wenigftens im Prin- 
ip durchzuführen gewußt. Die großen Randcomplere der Biſchöfe und 
einzeler Klöfter waren damit auf die Nothwendigkeit einer Afterbelch- 
nung verwieſen, um die nöthigen Mannjchaften zu ftellen. Viele alte 
Beſitzverhältniſſe ſächſiſcher Thane waren in dieſer Form conferpirt 
worden, manche neue zu diefem Zweck begründet. Das Intereſſe ber 
weltlichen Herren erforderte dringend diefe Gfleichftellung. Mehr ale 
Gleichheit mit dem höchſt privilegirten Beſitz hatte die Kirche auch bis⸗ 
her nicht zu beanjpruchen vermodt. Sie war überdies durch neue 
Eomceffionen reichlich bedacht, durch einige fchonende Ausnahmen bes 
günftigt. Einige Kloftergäter behalten ihre altherkömmliche Befreiung 
von Kriegs» und Stantslaften als tenures of frankalmoign; den 
geiftlichen Herren wird zuerft eine Ablöjung bes Lehndienftes durch 
Geld geftattet. Und felbft fo blieb ein Theil ihrer. Lehndienfte wohl 
von Anfang rückſtändig und wurde nachgejehen. Längere Zeit hindurd) 
eriheinen in ben Schagrechnungen bie Schildgelder der Prälaten in 
mei Reihen gefchieben, in ſolche quae recognoscunt, quae non re- 
cognoscunt, — welche letztere dahin geftelft bleiben. Weberhaupt ift 
nah vielen Symptomen der wirkliche Antheil des geiftlichen Beſitzes 
an der Heermatrilel fehr viel geringer gewefen als die Zahl von 
2,015 Ritterlehnen ausdrüdt. Auch bei aids, bei verwirften amer- 
ciaments und Sequeftrationen ift eine gewiffe Schonung Verwaltungs⸗ 
marime, Mit diefer Maßgabe aber find die Prälaten in ihrer welt- 
lichen Stellung den Lehndienften, Abgaben und der Gerihtöpflicht 
unterworfen. Die Aufgebote der Lehnsmannfchaften ergehen ausdrück⸗ 
lid an omnes archiepiscopos, episcopos, abbates et priores; 
Biſchofe und Aebte werben deshalb gebüßt umd ihre Güter fequeltrirt 
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(Madox I. 662. 663). Geldanfprücde des Königs an einen Cleriker 
werden zunächft durch Pfändung aus dem Lehen beigetrieben; in deſſen 
Ermangelung aber ergeht eine Order an den Bifchof zur Auspfändung 
des firchlichen Beneficium, „widrigenfall® der König fi) an des Bi⸗ 
ſchofs Baronie Halten werde.“ 

3. Der geiftlihe Xandbejit bleibt ferner unterworfen 
den alten LZandeslaften (trinoda necessitas), alfo ber 
Pflicht zum Landfturm, Burg- und Brüdenbau, woraus ſich dann die 
Milizpflicht der kirchlichen Unterthanen, die Beitragspflicht der Geift- 
‚lichen, felbjt mit Zehnten und Amtseinfommen, zu den Gemeinde- und 
Kreislaften ergab, an die fich fpäter ihre hervorragende Stellung in 
der Kirchſpielsverfaſſung mit anknüpfte. 

In diefer Stellung der Kirche waren unverkennbar jchon viele 
Elemente des Zwiefpalts enthalten. Heinrich I. verfuchte bei 
feinem Regierungsantritt- die Wiedervereinigung der weltlichen und 
geiftlichen Gericht&höfe, welche aber rein äußerlich blieb, da die Synode 
von Weftminfter (3. Henr. I.) fofort befchloß, daß fein Biſchof ſich 
an der Verhandlung weltlicher Streitfachen betheiligen folle. ‘Der In 
veftiturftreit endet, wie in Deutfchland, in einem vieldeutigen Vergleich 
über Belehnung mit Ring und Stab und mit dem Scepter. Inter 
Stephan wird die Ausfchließlichkeit bifchöflicher Jurisdiction über geift- 
liche Perfonen und Sachen in einem abgedrungenen Eibe des Könige 
ausgeſprochen, und in dem nun folgenden Thronftreit ift die Macht 
der Kirche jo weit vorgefchritten, zugleich aber die niedere Geiftlichkeit 
in dem Dtaße verwildert, daß Heinrih II. nur mühfem Die äußere 
Ordnung wieder herzuftellen vermag. 

Die fogenammten Reichsſtage von Klarendon und Rorthampton 
führen zwar zu einer formellen Anerkennung der Königlichen Gewalt 
über die Kirche, in der Hauptſache aber wird fchließlich die Strafgemalt 
der Kirche über die Geiftlichkeit dennoch durchgeſetzt. 

Unter Yohann beanfprucht der Papft in einem Streit zwiſchen 
dem König und dem Kapitel von Canterbury die päpftliche Ernennung 
des Erzbifchofs, und erlangt im weiteren Verlauf des Streits die freie 
canonische Wahl der Bifchöfe überhaupt, fo wie die Oberlehnsherrlich⸗ 
feit, trog beren inbeffen die hohe Geiftlichkeit in dem Streit der 
Magna Charts fid) auf die Seite des Landesrechts ftellt. 

Unter Heinrich ILL. ift am Schluß diefer Periode die Kirche anf 
dem Höhepunkt ihrer Macht. Sie fteht unter den Wirren dieſer 
Schwachen Regierung in imponirender Einheit dem Stante gegenüber, 
wie eine eigene Welt (the christianity) der anderen Welt (the laity). 
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66 ift der Wendepunkt, an welchem die innere Bedeutung der Kirche 
noch ungefähr im Gleichgewicht fteht mit ihrem äußeren Glanz und 
ihrer politifchen Macht. 


Bär die kirchenrechtliche Litteratur der normanniſchen Zeit 
verweife ich int Allgemeinen auf R. Burn’s, Ecclesiastical law (Ansgabe von 
Phillimore 1842) 4 Vols. 8. Ein zuſammenhängendes Ganze bildet indeflen 
aur die Ginfeitung von den kirchenrechtlichen Quellen; alles Andere Iüft fich 
nad, engliicher Weile in alphabetifch geordnete Artifel auf. Auch der große 
codex juris ecclesiastici anglicani von Edw. Gibſon, Orf. 1771. U. Vol. 
fol, iſt nur für die Zeit nach der Reformation bedeutend. Das Geſchichtliche 
giebt recht gut Henry, History of Gr. Britain. Eine lange Reihe politifcher 
aud rechtlicher Erörterungen pflegt in ben englifchen Geſchichtswerken nament- 
ih an den Kirchenfireit mit Thomas Becket angefnüpft zu werben. 

ollfändig wiedergewonnen hat auch Heinrich LI. die Staatsgewalt über 
die Kirche niemals. Ueberall ftand fie mit ihrer gejonderten Juftiz und Admi⸗ 
niftration (jurisdictio) der weltlichen Juftiz und Verwaltung gegenüber. Die 
Sympathie ber fächfifchen Vevölferung war überwiegend auf Seite ber Kirche, 
die große Mehrzahl der Geiftlichfeit, wenn auch nicht die Höchfte, gehörte dem 
ſächfiſchen Bolteftamme an. Es war biefelbe Zeit, in welcher ein Angelfachie, 
Nicolas Brafipear, den päpfilichen Stuhl beftiegen hatte. Die Kirche war frei 
von der fisfalifchen Gehäffigkeit der weltlichen Verwaltung; fie theilte die Po— 
pularität aller Widerſtandskräfte gegen eine abjolutiftiiche Verwaltung. Hein- 
id II. getraute fich unter dieſen Umſtänden die Wiederherftellung ber König- 
lichen Rechte nicht ohne ein Aufgebot der mächtigften und einflußreichften Ber- 
ionen des Laienſtandes durchzuführen. Er berief zu biefem Zwed eine mehr 
ald gewöhnliche Zahl von einflugreichen Mannen zu außerordentlichen Hoftagen, 
den jogenannten „NReichstagen” von Klarendon und Northampton. Zur Eröff- 
uung des erften (Jauıtar 1164) wurden ſechszehn Artikel, verfaßt von den rechts- 
kündigen Baronen des Könige, vorgelegt, welche hauptfächlich die verfaffungs- 
mäßige Begrenzung der geiftlichen Gerichtsbarkeit zum Gegenftand hatten. Der 
Hauptartitel XI. lautet: 

Archiepiscopi, episcopi et universae personae regni, qui de rege tenent 
in capite, habeant possessiones suas de rege, sicut baroniam; etinde 
respondeant justitiariis et ministris regis, et sequantur et faciant omnes 
consuetudines regias; et sicut caeteri barones debent interesse judiciis 
cariae domini regis, cum baronibus, usque preveniatur in judicio ad di- 
minutionem membrorum vel mortem. 

Bei dem Berhör geifllicher Verbrecher joll ein Abgeordneter bed weltlichen 
Gerichts zugegen fein, und der Ueberführte von ber Kirche nicht ferner geſchützt 
werden. Lehnsmannen des Könige jollen nur nad) vorgängiger Unterſuchung 
und mit Genehmigung des Königlichen Gerichts gebannt werden. In gewiſſen 
Eskifionsfällen fol eine vom Sheriff berufene Jury zu dem geifllichen Gericht 
binzutreten. Nach vergeblicher Appellation an den Archidiaconus, Biſchof, Erz⸗ 
biſchof foll der König entſcheiden: 

Att. VIII. De appellationibus, si emerserint, ab archidiacono debent 
procedere ad episcopum, et ab episcopo ad archiepiscopum. Et si ar- 
chiepiscopus defecerit in justicia exhibenda, ad dominum regem per- 
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veniendum est postremo, ut praecepto ipsius in curia archiepiscopi con- 

troversia terminetur, ita quod non debet ulterius procedere absque 

assensu domini regis. 
Wiürbenträger der Kirche follen nicht ohne Erlaubnif des Königs außer Landes 
gehen. Die Einkünfte erledigter Bisthümer und Wbteien fallen in die König- 
liche Schatzlammer, bis die Zeit zur Neuwahl gelommen if. Die Wahl felbk 
findet in des Königs Kapelle und unter feiner Zuſtimmung ftatt, und bort 
wird ihm als Lehnsherrn wegen weltlicher Lehen Huldigung geleiftet unter 
Wahrung des geiftlichen Standes, — Wegen feines Widerftandes dagegen wurde 
Thomas Bedet nod in demjelben Jahre durch ein beſetztes Gericht von 
geiftlichen und weltlichen Kronvaſallen zum Berluft feines beweglichen Bermögens, 
und an deſſen Stelle zu einem Amerciament von 500 Bid. Sterl. verurtheilt. 
Der mühſam errungene Sieg ging indeffen bald verloren durch den gewaltia- 
men Ausgang des Streits und das Märtyrerthum Becket's. Durch ſputere Ar- 
tifel wurde dem Legaten des Papftes u. A. der Hauptpunft zugeftanden, daß 
ferner fein Geifliher wegen Berbredens vor den weltlichen 
Richter geladen werben fol, es fei benn wegen eines weltlichen Lehne oder 
eines Jagdvergehens. Auch das fonft Mikfällige ift meiftens weggeblieben. In 
weiterer Fortbildung führte die Conceſſion eines gefonderten Gerichteftannes zu 
dem Brivileginm der milderen Veftrafung, dem fogenannten benefit of clergy. 

Der große Kampf zwiſchen imperium und sacerdotium, welcher bier in 
Heinrich und Becket zwei ebenfo bedeutende wie dharakteriftiiche Vertreter gefun⸗ 
ben hatte, führte dann unter den mannigfaltigen Bebrängniffen König Johann? 
zur Anerkennung päpſtlicher Oberlehnsherrlichkeit und zur Anerlennung 
einer „freien kanoniſchen Wahl“ der Prälaten. Auch bie Magna Charta 
erfennt die Bewahrung diefer kirchlichen Freiheiten an erfter Stelle an. 

Unter Heinrich III. Hat die päpftliche Macht in England ihren Höhepuntt 
erreicht, der freilich in Folge der Ueberſchwemmung des Landes mit ausländi- 
ſchen Geiftlichen auch ſchon zu einer Träftigen Reaction ber Tandbefigenden gen- 
try als Kirchenpatrone führt. Der Einfluß des Königs beſchränkt fich jetzt aui 
Einbehaltung ver Temporalien während der Sedisvacanz, auf die vermittelnde 
Stellung des Lordlanzlers, auf den moralifchen Einfluß des Lehnseidbes, bei wel 
chem ſich durch Zurückbehaltung der Temporalien ein Verzicht erzwingen lief, 
„auf alle Elaufeln der päpftlichen Bulle, welche der Königlichen Prürogative und 
dem Landesrecht zuwider fein jollten.“ 

Durd den Wegfall bes Königlichen Ernennungsrehts der Biſchöfe wor 
num aber das unmittelbare Band und der Schwerpunkt ber Verbindung zwiſchen 
Kirche und Staat in die gemeinfamen Lehns- und Landeslaften ge 
legt. Die Kirche erhielt dadurch namentlich für die auxilie und scutagia ein 
jehr lebendiges gemeinfames Intereffe mit den weltlichen Kronvafallen, welches 
auf die Sitsation zur Zeit ber Magna Charta und auf die Streitigkeiten 
Heinrich’s III. mit feinen Großen einen ımverlennbaren Einfluß geübt hat. 

C. Die normannifche Öeftaltung des Heer-, Gerichts, 
Polizei-, Stüdtewefens und der Kirche ergab eine Abftu- 
fung der Stände, für welche das Nächjtbeftimmende jet das Heer 
weſen geworden war. Danach zerfiel die Bevölkerung in Kronvafal- 


len, Untervafallen und Landfafjen. Rom Standpunkt ber 
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kriegeriiden Barone aus erjhien das normannifde Kronvaſallenthum 
wie eine regierende Klaſſe, das Aftervaſallenthum im Ganzen als ein 
Mittelftand, die übrige Bevölkerung als eine Rotüre, die ihren Beſitz 
durch Duldung des erobernden Stammes behalten habe. National⸗, 
Berufs⸗ und Standesitolz trafen hier zufammen. In der Wirklichkeit 
macht fich indeflen der Einfluß des Beſitzes und der Leiftungen für 
den Staat fortjchreitend geltend, führt zu einer Trennung ber großen 
und der Heinen Kronvaſallen, zu einer Verfchmelzung der Heinen mit 
den Afterpafallen, zu einer Unnäberung. ber fo gebildeten Ritterſchaft 
an die Städte Während das Lehnswefen auf den Continent zur 
Fortbildung der Srundherrlichkeit, zur Bairie der Grundherren unter 
fih, und zu einem vertragsmäßigen Verhältniß derjelben mit dem Kö⸗ 
migthum führt, ift dieſer Gang der Sache durch die frühzeitige Macht 
des Königthums in England verhindert, und die Verbindung des Be⸗ 
figes mit den Staatöpflichten, fpäter mit den ftaatlichen echten in 
andere Bahnen gelentt. - 

I. Die Klaffe der großen Kronvafallen!) umfaßt bei 
der urfprünglichen Vertheilung diejenigen Mannen, welche jchon auf 
dem Continent die Stellung von Grafen gehabt, oder welche dem 
Here ganze Abtheilungen zugeführt hatten. Sie find mit größeren 
Bütercompleren, Herrfchaften beliehen. Die Befigungen der 20 Meiſt⸗ 
belehuten in Domesday umfaffen nad) der gewöhnlichen Zufammen- 
hlung (außer der Grafichaft Ehefter): 793, 439, 442, 298, 280, 
222, 171, 164, 132, 130, 123, 119, 119, 118, 107, 81, 47, 46, 
33 Nitterlehnne mit mehrerlei Zubehör, und haben ſchon für fi ein 
Heer von nahezu 4000 Schwerbewaffneten zu ftellen. In analoger 
Befigftelung befinden fich die meiften Bifchöfe und manche Aebte. 
erwägt man indeffen bie verhältnigmäßige Kleinheit der Ritterlehne, 
die mafienhafte Schmälerung der Gütercomplexe durch Afterbefehnung, 
Io ergiebt ſich doch, daß fie von Haufe aus viel Keiner waren als die 
Herzogthumer und Graffchaften des Eontinente. Noch wichtiger war 
ihre zerſtreute Lage. Schon oben ift bemerkt, daß die Befigungen von 
36 weltlichen Serren in 6—21 Graffchaften zerftreut lagen. Zwiſchen⸗ 
darch lagen die Königlichen Domänen und Beſitzungen kleinerer Kron, 
vejallen in allen Grafichaften. Die Grundherren Tonnten ſich alfo 
weder örtlich noch zeitig confolidiven, da das ftrenge Rückfallsrecht 
duch Mangel eines Lehnserben oder Konfiscation diefelbe Befigung in 
einem Jahrhundert oft mehrmals an die Krone zurückbrachte. Den⸗ 
ſelben Erfolg Hatte das Anfangs häufige Zurückgehen einzeler Herren 
nach dem Gontinent. Im Ganzen jedoch bfieben bie älteren Güter 
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compfere in den Händen normannifcher Herren und werben im Schatz⸗ 
amt als ausgezeichnete Lehne unter der Bezeichnung (capital) honors - 
geführt, wiewohl fie dem Rechte nach nicht ander® verliehen find, wie 
das einzele Ritterlehn. Ihre in den Graffchaften zerftreuten Unter- 
vasallen werben von dem Königlichen Vicecomes aufgeboten, der fpäter 
auch die Schildgelder von allen Lehnen feines Bezirks erhebt. Die 
Bildung einer gefchloffenen Militärmacht war hierdurch und durch den 
Treueid der Untervafallen gegen den König thatfählih und rechtlich 
verhindert. Diefelben Hinderniffe fand die Bildung großer Lehnshöfe. 
Wie die Herrfchaft felbft, fo erfcheint auch die Gerichtsgewalt nur als 
ein Aggregat von Gutögerichtöbarfeiten, welche überdies durch das 
Syſtem der reifenden Richter und die ftehenden Reichsgerichte immer 
mehr beengt, bei Neuverleihungen noch gefehmälert und zerbrödelt wer: 
den. Alferdings fehlte e8 nicht an dem äußeren Glanz, den die nor- 
mannifche Zeit fo fehr liebte. Gar mancher herrfchaftliche Haushalt 
bildete einen Heinen Hofftaat mit den herkömmlichen Hofe, zuweilen 
fogar Erbämtern. Viele Herren werben als Beſitzer von Parts be- 
zeichnet; einzele befaßen eine befeftigte Burg, In den Charten an 
ihre Mannen und Hinterfaffen gebrauchen fie den Styl der Königlichen 
Charten: „Dapifero meo et omnibus hominibus meis, tam Fran- 
cis quam Anglis.“ Allem äußeren Glanz aber fehlt in der norman- 
nifchen Zeit der fefte Boden, am meiften der Rückhalt an treuergebenen 
Lehnsleuten. 

Nach alledem war die hervorragende Stellung dieſer Herren mehr 
eine thatſächliche als eine rechtliche, mehr eine ſociale als eine politiſche. 
Unzweifelhaft erſchienen ſie in dem Heerbam als barones majo- 
res, als Bannerherren, aus deren Beſitz dem Heere ganze Abtheilun⸗ 
gen von Schwerbewaffneten geſtellt wurden. Unzweifelhaft erſchienen ſie 
jo im Schatzamt, wo ihre Anfallsgelder, Vormundſchaften und Verheira⸗ 
thungen Hauptpoften bilden; baroniae majores und minores (Dia- 
logus de Scacc. II. c. 10) werden in den mannigfaltigften Bezie⸗ 
hungen der Finanzverwaltung unterfchieden. Schon nad) einer Notiz 
im Domesdaybook follen die Befiger von mehr al8 6 Ritterlehnen 
ihr relevium unmittelbar an den König einzahlen. Während die 
 relevia der einzelen Nittergüter auf 100 Sh. firirt find, bleiben die 
der Honors noch längere Zeit der perfönlichen Beſtimmung des Ko⸗ 
nigs vorbehalten und firiren fich erft fpäter auf 100 Marl. Bei der 
Abmefjung der amerciaments, die überhaupt nach Maßgabe bes Be: 
fige8 erfolgt, haben die barones majores bie unerwünfchte Ehre einer 
böberen Zare. Ehen jo mußten die barones majores im Grafſchafts⸗ 
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gericht hervortreten als Herren, die in der Verſammlung der Graf- 
ihaftsritter jelbft Untervafallen haben, über welche ihnen ein Eigen- 
gericht zufteht, während der Vaſall nicht Urtheil finden darf über fie. 
Selbftverftändlich war bei den Königlichen Hoftagen die Bevorzugung - 
der barones majores vor den knappenloſen Rittern, ihre nament- 
liche Einladung zu Hofe. Noch natürlicher endlich war die Unterſchei⸗ 
dung von barones majores und minores in den Anfchauungen bes 
Boll und im Sprachgebrauch des gemeinen Lebens. — Dennod ift 
in den amtlichen Berzeichniffen der Lehne unter Heinrich III. und 
Ednard I. noch keine rechtliche Scheidung zwifchen. honors, baronise 
und feuda zu ziehen (Testa de Nevill. ed, 1807) und nod am 
Schlnß des Mittelalters kennt die juriftifche Autorität des Littleton 
on tenures feinen Unterſchied zwiſchen Lehnsbeſitz durch Baronie und 
Yehnöbefig durch Ritterdienſt. Eben fo wenig erjcheint ein feiter 
Adelötitel zur Unterſcheidung ber großen und Heinen Barone. Selbft 
der höchſte Titel der normannifchen Zeit, der des Earl, fteht in feiner 
Berbindung mit beftimmten Herrfchaften, wird vielmehr bald von einer 
Grafichaft, bald von einer Stadt oder Ortichaft, bald von einem Fa⸗ 
miliennamen entnommen (womit fehr wohl vereinbar iſt, daß fpäter 
m Schetamt die großen Herrfchaften der mit der Grafenwürde beehr- 
ten Barone unter dem Namen von „Graffchaften“ mit höheren Ges 
bühren, Taxen und amerciaments beehrt wurden). Aus dem Ganzen 
wie aus jeder Einzelheit ergiebt fi das Refultat, daß der that- 
jählihe und fociale Unterfhied der barones majores 
und minores nod immer fein rechtlicher war: ſtaatsrechtlich 
nit, weil Teine Reichsftandfchaft, Kein privilegirter Gerichtsitand, Teine 
cour de baronie für große im linterfchied von fleinen Baronen 
vorhanden war; privatrechtlich nicht, weil Große wie Kleine tenentes 
in capite zu gleichem Befſitzrecht find. 

Wenn beffen ungeachtet feit ben Zeiten der Magna Uharta eine 
pefitifche Bedeutung der großen Barone hervortritt, jo beruht Dies 
af einem Hergang, ber an bie fpätere angeljüchfifche Zeit erinnert. 
Die immer wieder eintretende Erfchlaffung der perſönlichen Kriegs⸗ 
pflicht in Folge der infularen Lage, die mafjenhafte Ablöfung des 
Rriegsdienftes mit Geld, die geringe Zahl von Triegögelibten Mann⸗ 
ſchaften, welche fpäter von den geiftlichen Herrichaften zu geftellen tft, 
die Entwöhnung vieler kleinerer Bafallen vom triegerifchen Beruf: dies 
Alles verweift ben König für die Bildung des Heeres vorzugsweife 
auf die großen Barone, bei denen die Friegerifche Neigung und Gewöh- 
ung fortdanert, und um welche ſich das kriegsluſtige Heinere Bafallen- - 








122 Zweite Periode. 


thum wieder langfam zu gruppiren beginnt. Sie bilden mit ihren 
Mannfchaften ben Kern bes noch activen Lehnsheeres. 

11. Die gweite Klaffe bilden die kleineren Kronvajal- 
len in ihrer allmäligen VBerfhmelzung mit den Unter 
vafallen. 2) 

Die kleineren Kronvafallen unterfcheiden fi), wie bemerkt, in 
ihrem Befigrecht durch nichts von den großen. Auch fie find unmit—⸗ 
- telbar vom König beliehen und fähig, als Rechtsgenofſen der curıa 
regis zu Gericht zu figen über jeden Kronvafallen, fobald fie berufen 
werden. Diele finden in einflußreichen Aemtern eine den Großvajallen 
auch äußerlich gleichftehende Stellung. Unter der urfprünglichen Zahl 
von etwa 400 barones minores find die meiften nnzweifelhaft nor- 
mannifche Ritter, d. 5. Befiger von Nitterlehnen in ber Normandie 
oder jüngere Brüder und Söhne von ſolchen; fobann die Inhaber von 
Heineren Hofämtern, wie der Unterfümmerer Herbert, die 4 Köche, ber 
Zimmermann, der Bogenfpanner, der Forſter, der Falconier, der Ste 
werd, ber Porter. Nur bei Wenigen deuten Namen wie Oswald, 
Eldred, Albert, Grimbald, Edgar, Edmund, Allured auf Sachfen. 

Die Zahl der Untervafallen ift 7871. Die Befigungen ber 
minder zahlreichen Tirchlichen find durchfchnittfich etwas größer als bie 
der weltlichen. Die Unterpafallen, welche ſelbſt mehr als ein Ritter⸗ 
lehn erhalten Haben, können auch felbft wieder subtenentes haben. 
Die Mehrzahl der normannifchen Untervaſallen waren wohl bei ber 
Eroberung Gefolgen der Meiftbelehnten, jüngere Brüder ober Eöhne, 
Dienftleute, Söldner oder fonft bisher landloſe Leute. Die Kleinere 
Hälfte (jo weit man nad den Namen fchließen darf), waren ſächſiſche 
Thane auf ihrem alten Befig, — nunmehr jehr wider ihren Willen 
normannifchen Herren unterthan geworden. 

Am Befigmaß erfcheinen beide Klafjfen von Anfang 
an gleihartig. Ihr Lehnsbefig umfaßte den Boden mit feinen 
berfömmlichen Rechten. Wo alfo eine saca und soca an dem Befik 
baftete, ging fie auf den neuen Befiter über. Gin fo mit Patrimo— 
nialrechten außgeftatteter Beſitz heißt nunmehr mit dem normannifchen 
Dort manor, und unterfcheidet ſich von ben Herrfchaften ber großen 
Barone nur durch ben geringeren Umfang. Wo die Hinterfaffen ge 
chloffene Bauerfchaften bilden, enthält der manor eine oder mehre' 
villae oder villatae. ‘Der Grundherr erhebt bier durch feine herr- 
ſchaftlichen Schulzen, praepositi, reeves, bailiffs, stewards bie her- 
kömmlichen Abgaben und Hält meiftens durch folche auch Gericht in 
den Fällen und Formen des court baron und customary court, 
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und nach fpäterer Verleihung aud ein Königliches Ortspoftzeigericht, 
eourt leet. 

Der gleihmäßige Drud, welchen die Königliche Gewalt auf die 
größten wie auf die Kleinften Vaſallen übte, jowie bie Unmöglichkeit 
einer Erweiterung der urfprünglichen Befugniffe, mußte nun aber bie 
ganze Maſſe diefer kleineren Vafallen immer mehr als ein Ganzes 
erfcheinen laſſen. Da die Unterbelehnung die Form der felbftändigen 
Verfügung über das Lehngut bildete, jo wurden in zahlreichen Fällen 
Kronvafallen zugleich Untervafallen für einen neuerworbenen Beſitz; 
felbjt die großen Lehnsträger und Prälaten verfchmähten es uidht, von 
anderen Herren und von der Kirche Afterlcehn zu nehmen. Die Be- 
fiverhältniffe werden dadurch, beforibers feit den Kreuzzügen fo durch⸗ 
einander geworfen, daß fich die Idee eines niederen Standes beim 
Afterlehn verlieren mußte. Dazu kommen noch politiiche und fociale 
Momente. Die Ausbildung des innungsmäßigen Ritterwefens ‚hatte die 
Kitterwürde zu dem gemeinfamen Band gemacht für alle Bafallen, 
Kron- wie Aftervafallen, Angelfachfen wie Normannen. Grziehung, 
Lebensberuf, Triegerifche Ehre, die Betheiligung an ber Grafſchaftsver⸗ 
femmlung ift für die ganze Maſſe der Kleineren Vaſallen ungefähr 
diefelbe. Seit den Kreuzzügen tritt aber auf fange Zeit auch in Eng- 
land die Seite der Berufschre als vorberrjchende Anfchauung hervor. 
Innerhalb diefer Anfchauungen mochte der Heinere Kronvafall wohl 
noch einen Ehrenvorrang beanspruchen vor dem Untervaſallen. Selbit 
ein folcher wurde aber immer zweifelhafter, je mehr bei Neuverleihungen 
von Herrichaften die Krone ehemalige Aftervafallen in unmittelbare 
Bafallen verwandelte, je mehr unter Genehmigung des Königs neue 
Erwerber in Kleine Kronlehne eintraten. Und als zulekt das Statut 
Quia Emptores 18. Edward I. die neuen Afterbelehnungen ganz 
anterjagte, um den endloſen Befitgverwicdelungen ein Ende zu maden, 
als jeder neue Erwerber nunmehr unmittelbar Vaſall des Oberlehnsheren 
wurde, wäre es geradezu widerfinnig gewefen, jedem Rronvafallen einen 
Vorrang vor den alten Untervafallen einzuräumen, die feit Menſchen⸗ 
altern anf ihrem alten Grunbbefig ſaßen. Seit Heinrich II. war dazu 
bie entfcheibende Neuerung . gelommen, daß die Naturalkriegsdienfte 
immer regelmäßiger mit Geld abgefunden wurden; der Linterfchied 
von diefer Seite alfo beftand nur noch darin, daß der Heine Baron 
fein Schildgeld an den Sheriff zahlte, der Aftervafall bald an den 
berrichaftfichen Beamten, bald an den Sheriff. ‘Der Unterjchied in 
dem Gerichtsdienſt verlor ferner jede Bedeutung feit der Einführung 
der recognitiones und ihrer Fortbildung zur Jury. Wo es fich 
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nicht mehr um Nechtsfindung durch die Pares, fondern um Beweis⸗ 
commifftonen handelt, fommt «8 nur auf angefejfene, angejehene Män- 
ner aus der Nachbarſchaft an, alfo nur auf „milites“ fchlechthin. 

Das entjcheidende Moment, der Inbegriff der Leiftungen für ben 
Staat, ift alfo für Alle gleich geworden, die KRitterfchaft bildet 
am Schluß biefer Zeit ein Ganzes, — eine normale Standes- 
bildung, die fi) dann fpäter erweitert und wiederholt, natürlich mit 
‚gefelffchaftfichen Ehrenanſprüchen alter Befiger und Gefchlechter vor 
den neuen. 

HL. Die ganze Maffe ber übrigen freien Land- und 
Hinterfaffen?) erfihien vom Standpunkte der Ritterfchaft aus wohl 
urfprünglich al8 „Bekleidung des" Bodens“. Die Königlichen Zufiche- 
rungen nad) der Eroberung enthielten zwar im Allgemeinen eine Ga⸗ 
rantie für den Schub aller vorgefundenen Beſitzrechte. Allein die 
Maffe ber ceorls, villani war ſchon zur angelfächfifchen Zeit großen- 
theil8 in der Lage von Bachtbauern; normannifcher Uebermuth fo wie 
die Geftalt der Gerichtsverfaffung haben die Gefammtlage jener Kaffe 
während biefer Periode noch weiter herabgedrüdt, jo daß fie durchſchnitt⸗ 
(ih) dem Grundheren gegenüber in einem precären Zuftand, ohne ein 
anerkanntes und gejchüttes DBefigrecht daftehen. ‘Die beiferen Befig- 
‚rechte dagegen werden in dem Domesdaybook unter den Rubrifen 
der liberi homines, sochemanni, burgenses wiedergegeben. Viele 
darunter waren alte Allodien, die nun aber den Laften des Lehns- 
ſyſtems immer gleihmäßiger unterworfen wurden, je mehr ſich bie 
Confequenz geltend macht, daß der niedere Beſitz die Laften des Ba: 
falfenbefites, der Sachfe die Laften des Normannen tragen müffe Die 
Ausdehnung lehnrechtliher Grundfäge darauf ift augenſcheinlich das 
Erzeugniß einer fortfchreitenden Praxis, die vom Schakamt und ber 
curia regis ausgehend, zulett zu der allgemeinen Maxime gelangt, 
daß aller Grundbefiß im Lande dem König lehnbar jei, entweder unmit- 
telbar oder mittelbar durch einen Zwiſchenherrn. Die privatrechtlichen 
Einzelheiten diefer Verhältniffe werden wohl niemals vollftändig feft- 
zuftellen fein. Für das Öffentliche Necht aber treten allmälig folgende 
Umſtände ein, welche zu einer fchrittweifen Erhebung der Freiſaſſen 
führen und die fpätere Wurzel ihrer politifchen echte werben: 

(1.) das Wiederaufleben ber Graffhaftsmilizen feit 
Heinrich’8 Il. assisa de armis, troß feiner anfänglich geringeren 
militärifchen Bedeutung. Schon in der Lehnsmiliz war allerdings der 
Waffendienſt folder Leute als Erfagmänner üblich und unentbehrlich. 
Die fo Ausgerüfteten (servientes) erfcheinen aber dort nur als Dienft- 
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munidaften ihres Herrn; während die assisa de armis fte als Land⸗ 
whrlente aus eigener Pflicht, alfo aus eigenem Recht aufbietet. 

(2.) Die Eivilgerichtsperfaffung ließ in dem freilich ver- 
‚fallenden hundred court alle libere tenentes als Gerichtsmänner 
fortbeftehen.. Weit den Anfängen der Jurhyverfaſſung erweiterte fich 
diefe Betheiligung.” In Beweiscommiffionen, welche immer mehr nur 
das Thatjächliche feitzuftellen Haben, war eine Betheiligung amgefefle- 
ner, refpectabler Leute aus der Nachbarſchaft erforderlid. Neben den 
Kittern werden daher regelmäßig and andere libere tenentes genannt, 
nur ſollen e& keine bloßen Pachtbauern, villani, rustici, fein. 

(3.) Die Eriminaljnftiz und Polizeiverwaltung des turnus 
vicecomitis 309 al® court leet bie gefammte erwachſene Bevölke⸗ 
rung heran, um Rechenſchaft zu geben über Erhaltung des Friedens, 
um jährlich einmal eine polizeiliche Revue, view of francpledge, zu 
paſſiren. Bei allen Beſchwerden lag darin eine Gewöhnung der ge- 
jemmmten Bevölkerung zu gemeinfamem Dienft. In den immer zahl- 
reicher abgezweigten Localpolizeigerichten, melche nad) dem Vorbild bes 
turnus vicecomitis verfahren, mußte man in Ermangelung von 
öreifaffen die villanı vielfah aud) zum activen Dienft als Gerichts- 
männer beranziehen. 

(4) In größerem Maßftab und fyftematifch bildete 
ji dies in den Courts leet ber Städte, in denen auch eine 
erhebliche Steuerlaft fich gleichmäßig vertheilte, und bamit die Idee 
einer bürgerlichen Gleichheit erzeugte. Die verfchiedenen Geburtsftände 
und Beſitzweiſen verfchmelzen Bier entfchiedener. Die Gefammtheit ber 
an scot und lot DBetheiligten wird nun mit Nachdruck als „liberi 
homines“, freemen bezeichnet, — als voliverpflichtete, alfo vollberech⸗ 
tigte Männer. Die Städte werden der fefte Kern einer neuen, aus 
den alten Berhältnijjen von liberi bomines, socmani, villani ge- 
miſchten Standesbildung, welche in perjünlicher Leiftung für das Ge⸗ 
meinwefen dem nachfolgt, was. bie Ritterfchaft leiſtet, befonders feit 
der Ablöſung der Lehnskriegsdienfte durch Scildgelder. " 

In dem Gefammtbild diefer ftändifhen Verhältniffe 
liegt trag alles Druds eines fisfalifchen und polizeilichen Regiments 
mancher bedeutungsvolle Keim für die Zukunft. Es Tiegt darin die 
Gewöhnung aller Klaſſen an eine friedliche Ordnung des inneren Lan⸗ 
detderlehrs, eine Nöthigung zu gemeinfamer Betheiligung am Nriege-, 
Gerihte- und Polizeidienft, zu gemeinfchaftliher Thätigkeit im Dienfte 
des Staates. Wie beicheiden auch dad Maß der politifchen Berechti⸗ 
gung war,. weiches dieſe Grafſchafts- und Stadtverbände zunächft 


126 Breite Periode. 


erringen follten, das wichtigfte Fundament ber PBarlamentöverfeflung 

war bereits begründet: das gewohnheitsmäßige perfönliche 

Zufammentreten zu Öffentliden Gefhäften, das örtliche 

und zeitlihe Zufammenwirfen des Staatsbeamtenthums 

mit ben Gemeinden. 

In Wechfelwirkung damit ftand die allmälige Verführung und 
Verſchmelzung der Nationalitäten, in welcher die auſpruchsvolle nor- 
manniſche, durch franzöfiiche Frauen fchon auf dem Gontinent gemifchte 
Race, in aller ihrer Bilbungsfähigkeit, Verſchlagenheit, Tapferkeit ſich 
zuletzt als das nachgiebigere Element erwies. 

1) ,Ueber die Stanbesbilbung des höheren Adels (und nachher der Rit- 
terichaft) darf ich wohl verweifen auf meine Schrift über Adel und Ritterſchaft 
in England. Berlin 1851. 8., in welcher freilich die Autoritäten von Hallam 
und Allen, und die älteren von Eelden und Dugbale hie und da zu fehr be- 
folgt find. Die Streitigfeiten fiber die Stellung ber großen Barone beruhen 
auf der Vermiſchung älterer und fpäterer Rechte, ſowie auf der Bieldeutigfeit 
des Worte baron. In den LL. Henr. I. ift baro ber perjönlich friegepflichtige 
Dann, gleich dem Than der jächfiihen Zeit, daher auch baro vel thainus ge- 
nannt, Bei Erwähnung des Gerichtsdienftes in LL. Henr. 29. 8 I u. a. find 
es die Gerichtsmänner, die ſächſiſchen witan, aber auch überhaupt Freifaflen, 
foweit fie zur ®erichtsfolge verpflichtet. Die vorzugsweife Beziehung auf Kron- 
vafallen und dann die Umbildung zu einem Adelstitel tritt erft in ber folgen- 
den Periode hervor. " 

Ueber die erſten Vertheilungen des Grundbeſitzes durch ben Groberer ver- 
gleiche oben ©. 59, 65. Ellis, Introduction I. 226 fi. Ueber die iiberaus zahl: 

reichen Hof- und niederen Hausämter der normannifchen Großen Ellis I. 91 ff. 

In welcher Weile die Beſitzungen ber Großen vertheilt Tagen, ergiebt ;. ©. 
folgende Ueberfiht über die Zahl ber Hufen (hidae) in Sufler, in welder 
®rafichaft der herrſchaftliche Beſitz befonders maſſenhaft vertreten ift: Graf Ro- 
ger 818, William von Warenne 620, Graf Moreton 520, William von Braioſe 
452, Erzbifchof von Kanterbury 214, Graf Oro 196, Biſchof von Chichefter 184, 
Biſchof Osbern 149, Abt von Fescamp 135, Battle church 60, ber König 59, 
Abt von St. Beter 39, Abt von St. Edward 21, Odo und Eldred 10, Abt 
von Weftminfter 7. 

Ueber die häufige Verwandlung von Aftervafallen in unmittelbare Bafallen 
vergl. I. Peerage Rep. 40. Coke II. Inst. 29, 

Ueber die höheren Taren der earls und barons bei der Abichätung ber 
amerciaments III. Peerage Rep. 251, 252. 

Meber die Stellung der earls, barones majores und minores biefer Zeit 
vergl. Gneiſt Bd. I. $ 14, fowie die weitläuftigen Ausführungen in ben Re- 
ports on tbe dignity of a Peer. Die Streitpuntte bei den engliſchen Hifle- 
rifern, namentlich 3. B. Sallam II, c. 8., beruhen auf vorgefaßten Meinungen, 
welche eine Reichsſtandſchaft annehmen, wo feine ift. 

Eine wirflide Ausnahme von der normannifchen Behandlung der Grund- 
herrichaften machte die Grafſchaft Chefter, melde ihrer befonderen Lage wegen 
bei der Eroberung ale eine Marlgrafichaft conftituirt wurde. Acht große Unter 
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vaſallen und vier geiftliche Inflitute bilden Hier eine Art von Cour de baronie 
im franzöfiichden Sinne. Der Graf hat feinen eigenen Kanzler, feinen Exchequer, 
feine eigenen Juſtitiarien, übt die Gerichtsbarkeit in eigenem Namen, felbft mit 
Begnadigungsrecht, — Alles vorbehaltlich der Oberhoheit des Könige. Schon 
frühzeitig trat -indeffen aud) hier ein Beſitzwechſel ein und unter Heinrich III. 
it die Markgrafſchaft erlojchen (a. 1234). Die felbftändigen Jurisdictionsrechte, 
jura regalia, in diefer Geftalt heißen jeit Heinrich IL Pfalzgrafſchaften. 
Eine jolde wurde fpäter von dem Haufe Lancafter als ein befonderer Haus- 
befig geftiftet, und in ein Paar abgelegenen Gebieten auch noch fpäter durch 
Königliche Verleihung gebildet. Sie haben nie einen beftinnmenden Einfluß 
auf die Geſammtverfaſſung gehabt, ihr ftaatsrechtliches Intereſſe jedenfalls jeit 
den Tudors verloren, feit welcher Zeit fie nur als formelle Ausnahmen von 
der Gerichtöverfafjung jortbeftehen. 

2) Die Bildung der euglifchen Mitterfchaft aus einer Verfchmelzung 
der Heinen Krouvaſallen mit ben AUftervafallen ift dem Refultat nad) 
erichtli) aus Testa de Nevill sive Liber Feodorum in curia Scaccarii temp. 
Henr. IL and Edw. I. ı. Vol. folio 1807. (Record-Commission.) Die 
Aufzählung der jämmtlichen Heinen Kronlehne, des Taftenfreien Kirchenbefibes 
(tenure in frankalmoign), bes Betrages der scutagia und auxilia eines jeden 
Konvajallen ergiebt, daß fich auf der Grundlage eines fo zeriplitterten Beſitzes 
fein geſchloſſener Stand bilden konnte, daß viehnehr die kleinen Kronvafallen 
fih verlieren mmften unter der Maſſe der Aftervafallen, welche oft 2, 3, 4 und 
mehre Ritterlehne beſaßen und in benen ja auch die altfächfiiche Thanſchaft ent- 
halten war. Wenn im Domesdaybook neben Bafallen noch einige Berlonen 
ſchlechthin als Thaini bezeichttet werden, jo find dies fächfiiche Thaue, die ihre 
alte Bezeichnung tempore Eduardi jortführten, obgleich fie wegen ber Klein- 
heit des VBefiges oder aus anderen Gründen nicht in die Bafallenichaft einge- 
zeiht waren, alfo dem Rechte nad) nur als gewöhnliche Yreifaffen gelten konn⸗ 
ten. Uebrigens wird die Bezeichnung Thaini abwerhjelnd auch für die belehnten 
Vaſallen, alfo gleichbedeutend mit barones gebraucht (Ellis I. 46). Wie zwei- 
teldaft an vielen Punkten die Abgrenzung werden mußte, zeigt die Grafichaft 
Herl, wo unter 105 Kronvaſallen nur 29 größere Beſitzer find; die übrigen 
werden meiftens als Thane des Königs bezeichnet, während fie nur noch im 
Befig verwäüfteter Ländereien find, welche in dieſem Zuftande unmöglich einen 
Kitterdienfi leiten Ionnten. Das Wort Than wird im Anfang der normanni- 
ihen Zeit bald gebraucht flir die Reſte des großen angelſächſiſchen Adels, bald 
für Unterbeamte des Königs, bald für Untervafallen, bald fiir ehemalige Thane, 
die nuxr noch Freifaflen find. Das Wort miles bezeichnet bald einen einfachen 
Reiteremann, bald einen angefehenen Beſitzer von großen Ritterlehnen. Schon 
diefer Sprachgebrauch drüdt aus, daß die Beſitzverhältniſſe für ſich — und bie 
Leitungen in dem Gemeinwefen für ſich — in Betracht fommen, daß alſo noch 
feine geſchloſſenen Standegverhältniffe aus dem Zuſammenwachſen von perfön- 
lien Rechten und Pflichten mit dem Befit vorhanden find. Auch das homa- 
giam drüdt folche nicht aus, Es fteht feft, daß ein Treueid auch einem Pri- 
vatmann für einen Lehns⸗ und Dienfibefig geleiftet werden kann, — ohne das 
reilih nur dein König (Bracton II. c. 35 $, 6). Uebrigens ift es ganz ver- 
eblic, einen techniſchen Unterjchied zwiſchen homagium ligium und simplum 
vu dem Kontinent auf England übertragen zu wollen. Das ligium bebeutet 
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den Lehnseib iiberhaupt (Olanvilla IX. c. 1. Bracton II. c. 35. 37. Fleta III. 
c. 16 $ 16, Britton c. 68), Die Ehre, dem König zu dienen, hat in erfter 
Stelle der große Befit, umfomehr gilt daſſelbe als Ehre fir den Heinen Beſitz. 
„Sr. Majeftät liege subject” zu fein, betrachtet noch der heutige Engländer 
als feine Ehre. Die entfcheidenden Punkte diefer Standesbildung find: 

(1) Der Begriff des manor, ber erft feit der normannifchen Zeit auf- 
taucht, Ellis Introd. I. 224, 225 und eitt. Es ift die Verſchmelzung der füdhfi- 
ſchen saca et soca mit dent Recht des Privatlehnsheren über feine Untervafallen, 
und bildet nım einen Complex von Patrimonialrechten, welche die Meiftbelehn- 
ten in Maffe, die Heinen Kronvafallen vereinzelt, die Untervafallen noch verein: 
zelter befiten. Die Stellung des Vaſallen wie des Untervafallen ift davon an 
fi) unabhängig. Es gab Taufende von Untervajallen ohne einen wirflichen 
manor. Der Befib eines folchen erjchien aber doc gewiſſermaßen als ein 
natursle eine® gentleman und erzeugte durch bie Wafienhaftigleit berr- 
fchaftlicher Gerichte, Dienfte und Abgaben die Vorftelung einer berrichenden 
Kaffe. 

(2) Die Beräußerlichleit der Ritterlehne — urſprünglich befördert 
durch die fiscalifchen Marimen des Schagamts, dem jeder zahlungsfähige Er⸗ 
werber gleich genehm war, uud durch bie Teichtigleit gegen Zahlung von Ge⸗ 
bühren den Königlihen Conſens zu allen möglichen Dingen zu erhalten. Seit 
Heinrich II. wurde durch die Ablöfung der Lehndienſte mittels scutagia der 
Beſitzwechſel noch unbedenklicher. Die Zeit der Kreuzzüge veranlafte danm wei- 
ter zahlreihe BVeräußerungen, Pfandſchaften und Parcellirungen. Offenbar 
mußte dies der Ritterichaft im Intereffe ihres Standes bedeuflich werben und 
veranlaßte daher in der Magna Charta bie Clauſel: Nullus liber hamo det 
de caetero amplius alicui, vel vendat (alicui) de terra sus, quam ut de 
residuo terrae suae possit suflicienter fieri domino feodi servitium ei de- 
bitum, quod pertinet ad feodum illud. Den Abſchluß macht fodann im An- 
fang der folgenden Periode das Statut Quia Emptores 18. Ed. I.: quod de 
caetero liceat unicuique libero homini terras suas, seu tenementa sus, 
seu partem inde ad voluntatem suam vendere, ita tamen quod feoffatus 
teneat terram illam, seu tenementum illud de capitali domino per eadem 
servitia et Consuetudines, per quae feoffator suas illa prius de eo tenuit, 
et si partem aliquam earundem terrarum, seu tementorum alicui vendide- 
rit, feoffatus ille partem illam immediate teneat de domino. Seit der Ab- 
Iöiung der Lehndienfte durch Scildgelder erihien bie Belehnung und Nfter- 
belehnung ja überhaupt nur als eine jpezififche Weife der Veräußerung, durch 
welche der neue Erwerber mit dem Grundbeſitz bie Geldlaft der relevia, bie 
Zahlung der periodifchen auxilia, die Beichränkungen durch Lehnsvormundſchaft, 
Heirath 2c, übernimmt. Die Veräußerung enthält alfo die Bildung neuer ca- 
Ineller Orundrenten, bei denen die Geſetzgebung dringend veranlaft war, 
eine Bereinfachung der Rechteverhäftniffe herbeizuführen. 

(3) Die Barcellirungen in dem LTehnbefig hängen zufammen mit 
dem häufigen Befigwechfel und mit dem Umftand, daß die Gerichtsgewalt zu 
feiner feften Conjolidirung mit dem Grundbefig kam. Bald bat die Krone bei 
Rüdfällen und Berwirkungen eine Wieberverleihung in getheilten Stücken vor- 
genommen, bald hat fie eine Theilung unter mehren Miterben geftattet, bald 
gegen gute Gebühr auch Beränßerungen von Parcellen, ſo daß ſelbſt Hundert- 
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theile von Ritterlehnen vorfommen. Schon in der Mitte diefer Periode ift 
daher die Zahl der Lehnsbefitzer fichtlih vermehrt. Viele find jüngere Zweige 
von Familien der Kron- und Untervajallen; andere find Landfaffen, welche für 
gefeiftete Kriegsdienfte oder aus Gunſt belieben find; andere find twohlhabende 
Leute, namentlich aus den Städten, welche zur Zeit Richard's I. die vielfach an den 
Meiftbietenden audgebotenen Ländereien in Form einer Belehnung erworben 
haben. 

(4) Die Geſammtheit diefer Umftände hat im englifchen Mittelalter das 
Kittertfum zu feinem gefchloffenen Geburtsftande fommen laſſen. 
Richt der Befi als ſolcher, fondern die erlangte Meifterwiürde im Reiterdienft 
verleiht den Ehrentitel Herr, dominus, Sir, welcher eine perfönliche Würde bleibt, 
zu deren Erwerbung die Kronvaſallen für ihre Perfon verpflichtet find. Diefer 
Ehrentitel wird im Mittelalter auch der höheren Pfarrgeiftlichleit und den Gra- 
duirten der Univerfitäten ertheilt. Spezieller bezeichnet den ritterlichen Dienft- 
ang das Wort Knight. Da indeffen feine befonderen Standesrechte damit 
verbunden find, da die Befitrechte, der Einfluß in der Grafſchaft 2c. davon nicht 
abhängen, fo wird die Erlangung der Nitterwürde fchon ziemlich früh der hohen 
Sporteln wegen mehr als eine Laft empfunden und durch Königliche Verord— 
nungen von Zeit zu Zeit eingeichärft. Schon in diefer Zeit enthalten die 
Shakurfunden unzählige Gebühren, die flir einen Aufichub (pro respectu mi- 
litiae) gezahlt werden. Die Kittergutöbefiter, welche die formelle Ritterwürde 
nit erworben haben, nennen ſich nunmehr scutarii, esquires. Auch die mehr 
normannische Sitte, Familiennamen von den bejeffenen Gütern mit dem Zufaß 
de anzunehmen, fett ſich fpäter anfcheinend nicht fort. In feiner Grafichaft 
war der esquire und knight durd) feine Stellung im county court hinreichend 
befannt. Dagegen wird jeit den Kreuzzligen die Annahme von Familienwappen 
immer feftere Sitte, welche in dein Heerbann durd) die Art der Rüſtung zu einer 
Rothwendigleit geworden war. 

3) Die Privatrechtsverhältuifie der Laudſaſſen, Hiuterfafien und 
Leibeigenen find erft aus den Rechtsbiichern einigermaßen erfichtlich, und Taf- 
ien für die Zwifchenbildung feit der fpäteren angeljächfiihen Zeit empfindliche 
Yıden. Für die Zeit unmittelbar nach der Eroberung dient als Anhalt das 
obige Berzeihnig aus Domesdaybook,. Die vereinzelt vorkommenden liberi 
bomines (ad nullam firmam pertinentes) find wohl noch alte Allodbauern, 
denen zunächſt nichts anzuhaben war, und die erft allmälig durch die Gerichte- 
und Ainanzpraris unter das Feudalfyftem gebeugt wurden. Liberi homines 
m größeren Maſſen erfcheinen nur in der Grafichaft Leicefter, Lincoln, Norfolk, 
Euffoll. Liberi homines commendati fommen namentlich in geiftlichen Be- 
ſitzungen vor. Die Hauptftelle über die sochemanni ift die alte Schrift de 
natura brevium: Sochemannus proprie talis est, qui est liber et tenet de 
rege seu de alio domino in antiquo dominico terras seu tenementa ville- 
Ragia, et est privilegium etc. vergl. LL. Ed. Conf. 12, $ 4. Guil. I, 29. 
Bie die normarmifch- blireaufratifche Anſchauung diefe Leute anfah, ergiebt der 
Dialogus: Communicato tandem super his consilio, decretum est, ut quod a 
deminis suis &xigentibus meritis interveniente pactione legitima poterant 
obtinere, illis inviolabili jure concederetur: caeterum autem nomine 
successionis a temporibus subactae gentis nihil sibi vendi- 
tarant. Quod quidem quam discreta consideratione cautum sit, mani- 
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fectum est, pracesertim cum sic modis omnibus ut sibi consulerent, de cae- 
tero studere tenentur devotis obsequiis Dominorum suorum gratiam 
emercari, Sic igitur quisquis de gente subacta fundos vel aliquid hujus- 
modi possidet, non quod ratione successionis deberi sibi videbatur, adeptus 
est; sed quod solummodo meritis suis exigentibus, vel aliqua pactione 
interveniente, obtinuit. (Dial. de Scace. I. c. 10. Madox II. 392.) 

In den Nechtsbudh des Glanvilla und Bracton ift der fortichreitende 
Drud auf die villani fo weit gedichen, daß ehemals Leibeigene und die von 
Geburt freien Befiker in den gemeinfamen Begriff des villenagium aufgehen 
(Ellis I. 81). Sie bilden feitdem bie „villeins regardant” im Gegenfag der 
befitlofen „villeins in gross”, Unzweifelhaft ift hier ungerechter Drud, Rechte: 
veriweigerung und mannigfaltiger llebermuth von dent erobernden Stamme ge: 
iibt worden. Die Königliche Willfür aber, der biüreaufratifch-polizeiliche Geiſt 
ber normannifchen Verwaltung traf Normannen und Sachſen, Große und Keine 
ziemlich gleichmäßig. Es ift infofern nicht genau, wein man immer nur von 
dem Niedertreten einer „Nation” durd) eine andere Nation ſpricht. Die Groß— 
würdenträger der Zeit find allerdings normanniſcher Geburt, der privatredhtliche 
Drud ging aber nicht blos von ihnen aus; der ſtaatsrechtliche Drud ging nur 
von dem Koönigthum aus, welches fie dem Recht nad) nicht anders behandelte 
als die ſächſiſchen Unterpafallen. 


D. Die Gefammtheit diefer VBerhältniffe gab den 
normannifchen Königen eine im Mittelalter fonft uner: 
hörte Regierungsgewalt, und beftimmte zugleid den Cha: 
rafter der fogenannten Reichstage diefer Zeit. 

Das normannifche Heer», Gerichts: und Polizeiweſen in feiner 
Staat und Gefellihaft neun zufammenfaffenden Geftalt hatte c8 den 
Königen möglich gemadjt, Jahr aus Jahr ein ihre Vögte in den Graf: 
Ichaften ein» und abzufegen, ihre Mannen und Prälaten zu Paraden 
und Hoffeften zu verfammeln, ohme ihnen einen anderen Einfluß zu 
geftatten als in widerruflichen Aemtern und Commiffionen. Den nor: 
mannifhen Großen fehlt dagegen jeder Halt, weil fowohl ihre Be 
figungen durch die zerftreute Page, wie ihre Mannfchaften durch natio- 
nale Feindſchaft getrennt und zerjpalten find. Ihre uormannifcen 
Untervafallen find im Anfang zufammengeraffte Leute, ihre fächſiſchen 
Untervafallen dienen widerwillig einem aufgedrungenen Herrn; die Gr 
fammtheit der ſächſiſchen Bevölkerung bleibt der Gefammtheit der Ein- 
dringlinge abgeneigt. 

Diefer Ziviefpalt hat im Beginn ber Periode von unten herauf 
den Verband der Grafichaften durchdrungen und zerriffen, hat die alten 
Kreisverfammfungen ber Thane uneinig und nad oben machtlos ge⸗ 
macht. Es waren freilich diefelben Befitelemente wie in der angel 
ſächſiſchen Zeit, äußerlich glänzender und anfpruchsvolfer, aber ohne 
den inneren Zufammenhang, welcher die Wurzel pofitifcher Freiheit iſt. 
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Es war der prachtvollſte Hof der Chrijtenheit, an welchem in langem 
md glänzendem Reiterzuge von Zeit zu Zeit die reichen normannifchen 
Herren und Prälaten erfchienen, gefolgt von ihren Untervaſallen und 
Dienftleuten in den Farben und Abzeichen des Herrn. Bielleicht 
ergingen Die perfönlihen Einladungen zu Hofe dur Königliches writ 
im Ganzen ungefähr an diefelben Beſitzer von Herrjchaften und Präs 
(aturen wie in der angeljächfiichen Zeit (chron. Sax. a. 1023). Es 
waren biefelben Befitelemente, welche einft zufammengefaßt als Wite- 
nageınote das Königthum Cduards zu einem Schattenfönigthum her- 
abgefeßt hatten. Trotz alledem regieren die Normannenkönige das Land 
wie abfolute Herren durch Kabinetsorders und Gnadenbriefe. 

Ueber diefe Regierungsweife ergeben die noch vorhandenen 
Schatz⸗ und Staatsurfunden die unzweideutigſte Auskunft. Die Be⸗ 
dürfniffe des Königs waren durch reichliche Guts- und Lehnseinkünfte 
gededt. Für periodifche größere Ausgaben ſchrieb man auxilia von 
den Bafallen, tallagia von den Königlichen Landſaſſen aus, oder man 
erhöhte durch Anweiſungen an das Schakamt die amerciaments und 
fies. Für die laufenden Hauptbedürfniffe des Staats forgten Dienft- 
anweifungen an das Schatamt und die vicecomites. Der eigentliche 
Mittelpunkt diefer Regierung ift alfo der Exchequer, in weldem 
Jahr aus Jahr ein eine Anzahl Königlicher Beamten bejchäftigt find, 
die Zahlungen ber Cheriffs, Specialpächter und Adminiftratoren in 
Empfang zu nehmen, ihre Rechnungen zu prüfen und zu dechargiren, 
periodiſche Schabungen auszufchreiben und zu vereinnahmen, die Land⸗ 
vögte und andere Pächter und Verwalter einzufegen und zur Rechen⸗ 
ihaft zu ziehen, Streitigkeiten in dem Bereich diefer Verwaltung zu 
entfcheiden. Der gegebenen Zuficherung der Fortdauer der fächfifchen 
Yandeögefege war formell genügt, wenn der vicecomes über Vaſallen 
und Freifaffen mit Nechtsgenoffen als Urtheilsfindern zu Gericht Faß, 
und wenn der König in den dem Hofe vorbehaltenen Sachen felbit 
oder durch einen ernannten Stellvertreter Gericht hielt, und eine Com⸗ 
miifion von Urtheilsfindern aus (größeren oder Eleineren) Kronvafallen 
ernannte. Die zur Vermittelung diefer Reichsgeſchäfte dienenden An- 
weifungen erfäßt der König jetst vorzugsweife durch feinen Kanzler, 
der nunmehr als Reichskanzler in kirchlichen, Juſtiz⸗ und Gnaden- 
Sachen und zugleich als Controlle des Schakamts fungirt. Bei der 
häufigen Abweſenheit der Könige war ein Reichsverweſer, Capitalis 
jJustitiarius, ein faft regelmäßiger, aber ftet auf Widerruf er- 
nannter höchfter Stellvertreter. Diefe Weife einer Regierung durd) 
writs liegt noch dem ganzen englischen Verwaltungsrecht zu Grunde, 
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Für Onadenbewilligungen von mehr dauerndem Charafter dient die 
Form ber Charte, wie denn aud die allgemeinen Zuficherungen, 
welche die Normannenkönige über gewiſſe Grundfäge der Yandesregie- 
rung geben, nur die Form von Charten tragen. 

Aus diefer Geftalt der Landesregierung wird dann auch verftänd: 
lich die Bedeutung der normannijchen Hoftage, über welche die 
ſächſiſche Chronik anno 1086 bie hiſtoriſche Hauptnotiz giebt: „Drei- 
mal trug er (Wil. I.) feine Krone in jedem Jahre, fo oft er i 
England war; DOftern trug er fie in Wincheſter, Pfingften in W 
minfter und Weihnachten in Gloucejter. Und dann waren ihm gem 
tig alle Großen durh ganz England, Erzbiſchöfe und Biſchöfe, Ac 
und Grafen, Thane und Ritter.“ Dies dreimalige Hoflager var | 
reits Hoffitte der Normandie, wo ſich aber widjtige Gerichte u 
Rechnungsgeſchäfte damit verbanden. Als herfömmliches Hoffelt he, _ 
es in England Curia de more, — eine glänzende Verfammfung i:,: 
Großen, zugleich als Heerſchau dienend, bei befonderer Veranfaffu ::: 
auch zur „Beiprehung* von Krieges, Gerichts- und Kirchenangelege : 
heiten, wobei aber nichts von einer „geietgebenden oder richterlih — 
Gewalt“ zu finden if. Alle Andeutungen bejchränfen ſich daran 
daß in einigen Fällen die am Hoftage verfammelten Großen um ih \ 
Meinung befragt wurden. So gejchah dies bei durchgreifenden Ma , ' 
regeln für den geſammten Lehnsbefiß, wie in 4 Will, I. bei der Ui N\ 
ordnung, welche die Gefege Eduard’ des Bekenners beftätigt und m N 
dificirt, wovon dann Heinrich I. in der vielverfprechenden Charte I . \ 
jeinem Regierungsantritt wohl wörtlid) richtig fagt, daß jene Zufä.\ ı 
von feinem Vater „consensu baronum“ gemacht fein. Am bäufigftt ' \ 
wurde jene Meinung bei einer Nenbefegung der höchſten Kirchenſtelle 
und bei Kirchenftreitigfeiten gehört, obwohl auch dabei von ciner Ab \ 
ftimmung oder verfajjungsmäßigen Beſchlußnahme nicht die Rede ift. \ y 
Alle fogenannten Gefege der normanniſchen Zeit find nur Proklama— | \ 
tionen, Charten, Amtsanweifungen, welche noch lange Zeit für wider: ' ! 
ruflid) gelten. Auch die offizielle Geſetzſammlung von 1810 Hat für 
biefe ganze Periode nichts Anderes aufzubringen vermocht als Char: 
ten, die nah Yorm und Yuhalt Willensausdrud eines ſouverainen 
Geſetzgebers find. Durch feinen Act war freilich das alte Recht der 
Witenagemote aufgehoben, durch Keinen Act das Recht normannifcer 
Barone auf die Freiheiten des normannifchen Stammherzogthums für 
England negirt. Allein den Elementen einer ſolchen Verſammlung 
fehlte in diefer Zujammenjegung der ſympathiſche Zufammenhang 
unter fi) umd mit den Lande. Das mangelnde Gefühl der Zufam: 
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mengehörigfeit hat eine militärische Antofratie mit Schakamt und Land⸗ 
vögten herbeigeführt, der fi) auch die Normannen als der Bedingung 
ihres Befiges in England fügen. 

Das ftille Widerftreben dagegen flüchtete fih Anfangs in ohn- 
mächtige Widerftandsverfiiche der nächſten Verwandten des Königs, 
hinter welchen Umtriebe unzufriedener Kronvafallen ftanden. Der 
 „trite Bruch i in die abſolute Königsgewalt kam erſt durch die Thron— 


— — 


m Qusıı, - 


—tephans und den daraus folgenden Kampf zweier 
mit mädtigem Anhang, Dadurch war die Brovin- 
r Landvögte fo tief erſchüttert worden, daß Hein- 
getraute den Xandfrieden und bie fchiwierig geworde- 
zur Kirche anders herzuftellen, als indem er zu feinen 
mehrmals notable Geiftliche und Vaſallen berief, um 
In der geiftlicden und weltlichen Gerichtsverwaltung 
rechen und als mit ihrer Zuftimmung gemadt 


Rotablen-Berfammlungen hören indeffen wieder 
13: und Bolizeigewalten ber Königlichen Landvögte 
ıh der Natur einer foldden Verfaſſung weiter, und 

ſchwachen Schuß der alten Gerichtsverfaffung illu— 
ıd die Blüthezeit der Krenzzüge in England den ro- 
t und das Selbftgefühl der Lehusmilizen zu ihrem 
en mußte, war in dem Schakamt und in ber Admini- 


dvögte das proſaiſche Syftem der Polizei und Finanz: 


) amerciaments und fines auf den Höhepunkt ges 
mftände wirkten zufammen mit dem natürlichen In—⸗ 
ver lange feindfeligen Nationen, die nun in der vierten 
:inem Boden, unter einem Königthum, unter einer 
anigfaltige Wechjelfälle eines Kampfes um die Thron- 
reuzzüge durcheinander geworfen, unter gemeinfamem 
ißtſein gemeinfamer Rechte und Intereſſen wiederfanden. 
König Johann die Mißregierung den höchiten Grad 
feih der Verluft der Normandie die auf der Inſel 
annen mit ihrer ganzen Zukunft auf England verwie— 
8 zu einem Anfftand der Lehnsmilizen unter Beiſtim⸗ 


mung der hohen Geiftlichkeit und unter Sympathie der gefammten 
Bevölferung, welcher dem König die erfte durchgreifende Beſchränkung 
der Regierungsgewalt abnöthigt, die Magna Charta (1215). 

Sie enthält die beſchworene Zuficherung geriffer Formen und 
Schranken in der Regierung über die Kirche, in der Lehnsvormund⸗ 
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fchaft, in der Gerichtsverwaltung, überhaupt Befeitigung der drüdend- 
ften Verwaltungsmißbräuche gegen Vaſallen, Untervafallen, Städte 
und Hinterfaffen. Mitten darunter fteht der monumentale Artikel 39, 
urfprüngli 42: 
„Nullus liber homo capiatur vel imprisonetur aut dissaisiatur 
aut utlaghetur aut exuletur aut aligquo modo destruatur, nec 
super eum ibimus, nec super eum mittemus, nisi per legale 
judietum parium suorum vel per legem terre.“ 
Es lag darin die nochmalige bündige Anerkennung des Schukes der 
alten Gerichtsverfaffung für alle Anfprüde an die Perſon und das 
Vermögen, die freilich wie andere Zuficherungen politifh wenig wirf- 
fam blieb, fo lange daneben das Syſtem fortdauerte, den Ungehorfam 
gegen obrigfeitliche Anordnungen mit arbiträren Orbnungsftrafen zu 
verfolgen. Dagegen ergeht der unmittelbar wirffame Artikel 20, der 
die mäßige Handhabung derjelben zufichert, und die Einfhägung auf 
den Eid von Gerichtsmännern: nulla predietarum misericordiarum 
ponatur, nisi per sacramentum proborum hominum de visneto, 
Das Syſtem der Polizeibüßungen ift damit auf den Rechtsweg ge: 
bracht und der fpäteren Polizeivermaltung der feſte Weg gewieſen. 
Das Charafteriftiiche der Magna Charta ift der praftifche Sinn 
in der Abgrenzung der Regierungsgewalten gegenüber dem individuellen 
Recht. Am Gegenfaß- neuerer BVerfaffungsurkunden ift feine fociale 
Forderung darin zu finden — ein deutlicher Beweis, daß es fih um 
feinen Streit unter Befitflaffen und Ständen handelte. Wohl aber 
bezeichnet jeder Artikel der Magna Charta die praftifche Kenntniß von 
der Staatöverwaltung, die den damaligen weltlichen und geiftlichen 
Großen eigen, und die daher auch den Punkt des Leidens und der Ab- 
hülfe 'ficher zu finden wußte. 
Zugleich enthält die Magna Charta den erften Berfud einer 
reihsftändifchen Vertretung im Artikel 14: 
„Wenn ein Lehnshülfsgeld (auxilium) in anderen al® den drei her- 
kömmlichen und ausdrüdlich benannten Fällen, ober wenn ein Scild- 
geld (scutagium) an Stelle der Lehnskriegsdienſte erhoben werden 
joll, wird der König die Bifchöfe und Aebte, die Grafen und grö- 
Beren DBarone einzeln durd ein writ zu einem commune con- 
eilium regni laden laffen. Und außerdem wird er alle unmitte: 
baren Kronvaſallen durch die Vicecomites und Vögte mindeftens 
40 Tage vorher mit Angabe des Gegenftandes der Yadung zu dem 
beftimmten Orte laden: und dann foll die Berhanblung an dem 


Tie Magna Charta. 135 


geſetzten Tage vor fich gehen nad) dem Beirath der dann Anwefen- 

den, wenn auch nicht alle Geladenen erjchienen wären.“ 
Wahrſcheinlich entſprach die fo projectirte Verfammlung den Ladungen, 
wie fie nach normannifcher Hoffitte zu der curia de more ergingen. Die 
io projectirte Verſammlung ift indeffen niemal® de iure zur Ausfüh- 
rung geflommen. Cine Beichlußnahme über diefe Gegenftände durch eine 
gleichzeitige Verfammflung der Prälaten und großen Barone mit mehr 
als einem halben Tauſend kleiner Kronvafallen, deren Zahl feit den 
Kreuzzügen jedenfalls bedeutend gewachjen war, — dem größten Theil 
nah Befigern Heiner Ritterlehne oder Bruchtheile folder, — und mit 
ganz unverhäftnißmäßig Kleiner Stimmzahl des kirchlichen Befikes, — 
wäre ein polnischer Reichstag geworden. 

Unmittelbar darauf, nad) dem Tode Johanns, wird daher auf 
dem Concilium zu Briftol unter dem Reichsverweſer Pembroke zwar 
mit allgemeiner Zuftimmung die Magna Charta beftätigt, jedoch mit 
Reglaffung einiger „gravia et dubitabilia,“ namentlich jenes Arti- 
tel8 über die Berufung der Kronvaſallen zur Steuerbewilligung. Aud) 
die jpäteren Beftätigungen ber Magna Charta laffen immer wieder- 
holt die reicheftändiichen Klauſeln weg, uud es folgt num zumächft ein 
halbes Jahrhundert der Kämpfe und Schwankungen, in welchen bie 
Elemente einer lebensfähigen Verfaffung erſt fehr langjam und erperi- 
mental hervortreten. 

Auf der einen Seite verſucht ein charakterſchwacher, ſtets wort- 
brüdhiger und unzuverläffiger Monarch die läſtigen Zuficherungen ber 
Magna Charta rüdgängig zu maden und in alter Weife mit per- 
iönlihen BVertrauten und Bürenubeamten die Regierung zu führen; 
auf der anderen Seite verfuchen die großen Barone die reichsjtändi- 
ihen Klauſeln der Magna Charta zu einer reichsftändifchen Ver- 
faſſung auszudehnen, indem fie 

(1) periodifche Berufungen der Kronvafallen für die Normirung der 
Hülfs⸗ und Scildgelder beanfpruchen und daran allgemeine Be⸗ 
ichwerden kuüpfen; . 

(2) indem fie den Einfluß, welchen die großen Barone in der lange 
dauernden Regentfchaft über den minderjährigen König auf Be⸗ 
ſetzung der Staatsämter erlangt haben, dauernd zu behanpten 
verſuchen. 

Das erſte Beſtreben widerſpricht nun aber der zeitigen Geſtalt 
der Staatsleiſtungen, das zweite der zeitigen Geſtalt der Staats⸗ 
regierung. 

Da die Berufungen nach der Magna Charta nur für die scu- 
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tagia und auxilia beſtimmt waren, ſo war dabei nur von Vaſallen 
die Rede, welche unmittelbar an die Krone zahlen, alſo tenentes in 
capite, während doch die materielle Laſt des Heer⸗, Gerichts- und 
Polizeiweſens eben jo auf den Untervafallen, zum heil auf Freiſaſſen 
und Städten beruhte, welche gar nicht gehört werden jollten. Anderer- 
ſeits follten große und Heine Kronvafallen indistincte berufen werden, 
während doch die großen Herren, und noch mehr die Prälaten, jenen 
Hunderten von fnappenlofen Rittern feine Gleichheit zuerfennen fonn- 
ten, und gegen ben Verſuch eines felbftändigen Mitredens ber Heinen 
fofort ihre überwiegende Macht geltend machten, die dann wieder auf 
einen Widerfpruch der Meittelftände ftieß. 

Die büreaukratiſche Geftalt der Staatsregierung andererfeits gab 
jedem Verſuch einer Einwirlung auf die Staategewalt fofort die Rich— 
tung auf Belegung der Großämter und des Sheriffamts. Die gro- 
Ben Barone waren damit unmittelbar in ben Beſitz der Gewalt gefekt, 
in einer verführerifchen, aber auch allen andern Klaffen fofort fühlbaren 
und zum Widerftand reizenden Weife. 

Die Kirhe, — jet auf dem Höhepunkt ihrer Madt, — ift 
eben fo auf Erweiterung ihrer Gewalten bedacht, und macht in fo weit 
mit den großen Baronen gemeinfchaftliche Sadıe. 

Da das Königthum in Feiner Richtung der Situation gewachſen 
ift, fo geftaltet fich der Streit immer entfchiedener zu einem Bartei- 
fampf der befigenden Klaffen um den unmittelbaren Beſitz der Staats- 
gewalt. Auch der Verfud, das Königliche Ernennungsreht durch ein 
künſtliches Wahlfyftem und eine Art von „Theilung der Gewalten“ zu 
erfegen, führt immer wieder zu einer gewaltthätigen Parteiregierung 
zurüd. Der richtige Ausweg einer Heranziehung der Mittelftände zu 
dem Regiment durch Berufung der communae (a. 1164) wird von 
dem ftaatsflugen Führer der Adelspartei zwar endlich gefunden, geht 
aber in dem gewaltſamen Barteifampf noch einmal verloren. 

Die Magna Charta bfeibt das größte Dokument der englifchen 
Verfaffung. Ihr Verlauf ift aber auch der ftärkjte Beweis der Wahrbeit, 
daß der gerechtefte Widerftand gegen den Despotismus und ber ebdelfte 
Aufſchwung des Volfsgeiftes die politifche Freiheit noch nicht un— 
mittelbar zu begründen vermögen; daß es dazır vielmehr einer aus: 
dauernden, bewußten, pofitiven Geftaltung von Staat und Gefellfchaft 
bedarf, um Die befigenden Klaffen an den gleichmäßigen Dienft des 
Staats zu gewöhnen, um fie durch die Selbjtthätigkeit im Einzelen zu 
der Fähigkeit einer Selbftbeftimmung im Ganzen zu erziehen; und 
daß es dazu wiederum der Königlichen Initiative bedarf, die in Eng- 
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land rechtzeitig eintrat. Auf dem Königthum beruhte auch hier der 
Segen und der Fluch der Völker. 

Erft dem regierungsfähigen Nachfolger Heinrich's III. war «8 
vorbehalten, die gegebenen Elemente zu einer reicheftändilchen Ver⸗ 
faffung wirklich zu vereinigen. 


Ueber die Geftalt der Staatsregierung und die Hoftage der 
normannifchen Zeit darf ich wohl auf Gneiſt Bd. I. $3—11 zurückweiſen, ſowie 
auf die ſachkundige eingehende Recenfion von Marquardſen in der Münchener 
ft. Bierteljahresfchrift 1859 Bd. I. ©. 234 ff., wo die traditionelle, nament- 
lich auch von Hallam vertretene Anficht in Schuß genommen wird, Diefer 
Streitpunft wird wohl im dritten Theil diefer Schrift (über das Parlament) 
zum Austrag fommen. PBorläufig fanı ich mich auf die quellenmäßigen und 
vieljeitig erivogenen Unterſuchungen über die Entjtehung ber Reichsftandichaft 
in den Reports on the Dignity of a Peer beziehen, fowie auf die ältere fo- 
fide Jurisprudenz, welche die Entftehung des öffentlichen Rechts noch in ihren 
Cinzelheiten urfundlich vor fich hatte, wie Lord Coke 9 Reports p. 27: „Every 
Franchise, Liberty or Privilege, either lies in point of Charter, and can- 
not be claimed by prescription, or in prescription and usage, without the 
help of any charter.” 

*, Die Artifel der Magna Charta wurden von Seiten des Könige durch 
den Grafen Bembrofe, von Seiten der Barone durch Robert Fitzwalter, Grafen 
von Dunmore vereinbart, mit der Weberichrift: Ista sunt capitula quae Baro- 
nes petunt, et Dominus Rex concedit. Dann weiter: „Johann von Gottes 
Gnaden, König ꝛc. an alle linfere Bögte und Getreuen Gruß: zu wiſſen, daß 
wir in der Gegenwart Gottes 2c. und mit Beirath Unferer ehrwürdigen Bäter 
Stephan, Erzbifchof von Canterbury (folgen noch zehn Prälaten) und der edlen 
Ferfouen Wilhelm Marichall Graf von Pembrole (folgen noch funfzehn Barone) 
und anderer Unſerer Getreuen — gewähren für Uns und Unſere Erben für 
immer“, 

Die Artilel derfelben (nach der erften Faſſung von 1215) laſſen fich nad 
verihiedenen Gefichtspunften ordnen — für die innere Verwaltung am anſchau⸗ 
lichſten etwa jo wie folgt: 

(1) Die Kirche (Anglicana ecclesia) ſoll frei fein und genießen ihre ge- 
ſammten Rechte und ihre Freiheiten unverletzlich. Die früher ertheilte Charta 
über die Freiheit der firchlichen Wahlen foll getreulich befolgt werden. (Art. 1.) 
Zeh jolgt in der Beftätigung 9. H. III. auch ſchon eine Clauſel gegen Ber- 
äußerungen zur todten Sand. 

(2) Betreffend die Lehnsbeſchwerden: der Lehnserbe ſoll jeine Erb- 
Weit haben mit dem alten Relevium für die ganze Herrſchaft eines Grafen 
160 Bid. Sterl., für eine ganze Baronie 100 Mark, für ein ganzes Kitterlehn 
100 Eh. (Art. 3.) Der Lehnsvormund des minderjährigen Lehnserben foll feine 
angemeſſenen Einkünfte und Dienfte haben, die Ländereien nicht verwüſten, viel- 
mehr im Stande erhalten. (Art. 5, 6.) Lehnserben follen ftandesmäßig ver- 
beitathet werben. (7.) Die Wittwe foll ihr Witthum haben und zur Wieder- 
verheirathung nicht gezwungen werden. (8, 9.) Keinem Unterlehnshern joll 
dab Recht verliehen werden anders Hitlfsgelder, auzilia, von feinen freien Va⸗ 
jſalen zu nehmen als ein angemefjenes Hülfsgeld in den herfümmlichen brei 





138 Zweite Periode. 


Fällen. (18.) Niemand fol pfändungsweife gezwungen werden, mehr an Dien- 
ften filr ein Nitterlehn oder anderes Freilehn zu leiſten al® er von früherher 
ſchuldig. Der bewegliche Nachlaß eines Bafallen joll nad Abzug ber Schuld— 
forderungen des Königs der Wittwe und den Kindern verbleiben. (29.) Kein 
Burgpogt joll einen Ritter zwingen, ®eld zu zahlen für die Burgwacht, wenn 
er foldhe in eigener Perjon thut, oder im Kal der Behinderung durd einen 
geeigneten Mann, und wenn der König ihn zur Armee fendet, foll er frei ſein 
von Burgwacht während der Zeit, wo er auf Befehl des Könige bei dem Deere. 
ift. (32.) Beſchränkung der Bormundichaft über Befigungen zu feefarnı, socage, 
‚burgage, petit sergeanty. (40, 41.) Alle vorgedadhten Freiheiten, die ber 
König feinen kirchlichen und weltlichen Bafallen verliehen, follen auch die Unter- 
lehnsherren gewähren ihren Untervafallen. (65.) 

(3) Betreffend Städte, Sreifaffen und Handel: Wenn ein Fra 
mann ohne Teſtament ſtirbt, ſoll ſein bewegliches Gut vertheilt werden durch 
die Hände der nächſten Verwandten und Freunde unter Aufficht der Kirche, vor- 
behaltlich der Schulden des Berftorbenen. (30.) Kein Burgvogt oder Königliche: 
Vogt ſoll Korn oder anderes Gut von Jemand nehmen, außer gegen Entgeld 
(31.) Kein Sheriff oder Königlicher Bogt oder Anderer joll Pferde oder Wagen 
von einem Freimanı nehmen zu Fuhren, außer mit deffen Zuftimmung. (33.\ 
Weder der König, noch ein Köntglicher Beamter oder ein Anderer joll Jeman 
des Holz nehmen zu Königlichen Burgen oder anderem Gebrauch, außer mit 
Zuftinnmung des Eigenthümers. (34.) Iedermann foll rechtmäßig das Künig- 
reich verlaffen zu Land oder zu Waffer, außer in Kriegszeiten, ausgenommen 
Sefangene und Geädhtete nad) dem Recht des Landes. (46.) Außer dem Forſt 
Wohnende jollen nicht vor die Korftrichter geladen werden. (48.) Die neu an 
gelegten Forften follen entforftet werden. Alle Mißbräuche, betreffend Forſten, 
Jagden, Förfter, Sheriffs und ihre Beamten fjollen in jeder Grafſchaft unter 
jucht werden durch zwölf geſchworene Ritter der Grafichaft, gewählt durch die 
guten Männer derfelben Srafichaft. (52.) — Ueberhaupt jollen die Freiheiten 
und Immunitäten aller Städte und Flecken aufrecht erhalten werden. eine 
Stadt und fein Freiſaſſe follen zum Dämmen- und Brüdenbau genöthigt wer 
den, wo es nicht herkömmlich gewefen vor Henry II. Das Zwangsfouragiren 
(Purveyance) foll nur gegen Hinterjaffen ftattfinden. Fremde Kaufleute follen 
ohne Beſchwerde das Reich betreten und verlaffen dürfen. Maße und Gewichte 
jollen im Reid) feft geordnet fein. 

(4) Betreffend die Inftizpverwaltung: Alle Amerciaments follen al 
geituft werden nach der Schwere des Bergehens wie folgt: Liber homo 
non amercietur pro parvo delicto, nisi secundum modun delicti, et pro 
magno delicto amercietur secundum magnitudinem delicti salvo contene- 
mento (nöthigem Interhalt) suo, et mercator eodem modo salva marcandisa 
sua, et villanıs eodem modo amercietur salvo waignagio (Aderinventari 
suo, si inciderint in misericordiam nostram, et nulla predictarun miseri- 
cordiarum ponatur, nisi per sacramentum proborum hominum de visnete 
(Art. 23). Comites et barones non amercientur nisi per pares suos, ct 
non nisi secundum modum delicti. (Art. 24.) Ebenſo joll ein Geiſtlicher fir 
fein meltliches Lehen nur nad) obigen Maßftab gebüßt werden und nicht nad 
den Werth feiner kirchlichen Pfründe. (Art. 25.) Ein writ of ingquisition in 
Criminalſachen auf Leib oder Glieder foll Toftenfrei ertheilt und nicht verweigert 
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werben. (Art. 39.) Kein Freimann ſoll ergriffen, oder gefangen geſetzt, oder 
des Beſitzes entjetst, oder geüchtet, oder jonft unterdrückt werden, noch wird der 
König an ihm gehen anders als durch rechtinäßiges Urtheil feiner Rechtsgenoſſen 
oder nach den Landesrecht. (Art. 43, fiber die Faffung dieſes Grundartifels 
in der Charta Henry UI. fiehe oben Seite 134.) Nulli vendemus, nulli 
negabimus aut differemus rectum vel justitiam. (44.) Kein Sheriff oder Kö- 
nigliher Bailiff ſoll fernerhin placita coronae enticheiden. Die Richter follen 
alljährlich in jeder Grafſchaft Umreife halten. Die Bank der gemeinen Prozeſſe 
joll nicht mehr dem Hofe folgen, fondern einen feften Sig erhalten. 

(5) Die ®ruppe der Artilel, melde die Keime reiheftändifcer 
Verfaſſung enthalten, follen ſogleich noch einer befonderen Betrachtung 
unterworfen werden. 

Gegen den Schluß folgt die Zufiherung, daß der König diefe Zugeftänd- 
niffe nicht widerrufen oder vermindern werde. (68.) „Und es ift beichworen 
ſowohl von Seiten des Königs als von Seiten ber Barone, daß alle vorgefagten 
Tinge getreulic) und wahrhaftig befolgt werden ſollen.“ (72.) 

*, Die drei Clauſeln, welche als Keime einer Neichsftandfchaft 
betrachtet werden können find: 

(1) Die Clauſel wegen der amerciaments der Kronvafallen: 
Comites et barones non amercientur nisi per pares suos, et non nisi 
secandum modum delicti. Dies hätte im folgenden Jahrhundert zur Bil- 
dung eines Bairsgerichtshofs gefiihrt. Für jetzt kam es indeflen dazu nicht. 
Pan verfland vielmehr die Klaufel jo wie man das Gericht der Rechtsgenoſ⸗ 
fen bisher überhaupt behandelt Hatte. Es genügte, daß die Sache vor eine 
Behörde oder Commiffion verwiefen wurde, welche aus Kronvafallen beftand. 
So verfuhr fchon die Vormundſchaftsregierung der Barone felbft (Rot. Cl. 
\ Henry III. m. 13). Diefe amerciaments werden daher fortan bei dem König- 
lihen Rath, erfannt („coram consilio” nad) Bracton). Das Reſultat ift alfo 
zur em privilegirter Gerichtsftand vor der Oberbehörbe. 

(?) Die Zufiherung, daß dieauxilianußer deu drei herkömm— 
lihen Fällen nicht ohne Zuſtimmung der Kronvafallen ausgeichrieben und 
die seutagia nicht ohne ihre Zuftimmmmg normirt werden follen, ift enthalten 
in den beiden Artikeln 14 und 17. 

(Art. 14.) Nullum scutagium vel auxilium ponatur in regno nostro, 
nisi per commune consilium regni nostri, nisi ad corpus nostrum redi- 
mendum et primogenitum filium nostrum militem faciendum et ad filiam 
bostram primogenitam semel maritanlam, et ad hoc non fiat nisi ratio- 
nabile auxilium. 

(Art. 17.) Et ad habendum commune consilium regni. de auxilio as- 
sidendo, aliter quam in tribus casibus predictis, vel de scutagio assidendo, 
Summoneri faciemus archiepiscopos, episcopos, abbates, comites et majo- 
res barones sigillatim per litteras nostras. Et praeteren faciemus sum- 

moneri in generali per vicecomites et ballivos nostros omnes illos, qui 
de nobis tenent in capite, ad certum diem, scilicet ad. terminum quadra- 
ginta dierum ad minus, et ad certum locum, et in omnibus litteris illius 
summonitionis causam summonitionis exprimemus: et sic facta summoni- 
fione negotium ad diem assignatum procedat secundum consilium illorum, 
qui presentes fuerint, quamvis non omnes summoniti venerint. 
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Es beftätigt fich hier die immer wiederkehrende Erfcheinung, daß die erſten 
aus einem Widerftand gegen die Staatsgewalt unmittelbar hervorgehenden Ber: 
fafjungsideen unausführbar find. Die großen Kronvafallen konnten bie Heinen, 
ihre bisherigen Rechtsgenoſſen, von jenem Zuſtimmungsrecht weder ausichliegen, 
noch fand fi in dem Herkommen eine Form, ihnen etwa ein vermindertee 
Recht zu ertheilen. Sie greifen daher auf die herkömmliche Weife zuriid, nad 
weicher aus Courtoifie die großen Herren bisher durch eigenes Kabinetäéſchrei⸗ 
ben (sigillatim per litteras nostras) geladen wurden. Wenn alle anderen 
collective durch den Sheriff geladen werben, jo mochte man wohl darauf redy- 
nen, daß die Mehrzahl nicht erſcheinen würde. Immer wäre jedoch ein „polni- 
jcher Reichstag” entftanden, wenn die Feine Zahl ber majores barones mit 
mehren Hundert Heineren Befitern von Einzelhöfen und Parzellen auf gleichem 
Fuß hätten verhandeln follen. Es erklärt ſich fchon daraus, warum im 
Herbft 1216 gleich nad) dem Tode Johann's der Reichsverweſer Bembrole dieſe 
Clauſel für unausführbar hielt, und warum fie in feine fpätere Redaction wie- 
der aufgenommen wurde. In einer Konferenz mit dem franzöfiichen Prinzen zu 
Deerton war man ilbereingelommen, in der Magna Charta die gravia et du- 
bitabilia wegzulaffen, welche mit der Staatsregierung in ihrer zeitigen Geftalt 
nicht vereinbar erichienen. 

(3) Ein erfter Verſuch zur Bildung eines landſtändiſchen Aue- 
ſchnſſes. Zur Sanction gegen Ueberfchreitungen befchtwären beide Theile bie 
Charte, und für den Fall einer Berletung feinerjeits gefteht der König feinen 
Unterthanen im Außerften Falle dafjelbe Pfändungsrecht zu (distringere), wel: 
ches ihm gegen dieje zukommt zur Erzwingung des Gehorſams. Eine Art von 
Committee fol die Charte überwachen und im äußerſten alle „cum communa 
totius terrae” dies Pfändungsredht ausüben. Zu dem Zweck follen 25 Barone 
einen (landftändifchen) Ausichuß bifden, der feine Beſchwerden an den König zu 
bringen hat, und im Kal der Nichtabhülfe nad) 40 Tagen zu jenen Zwangs 
maßregeln jchreiten mag. Die 25 Barone, unter ihnen der Mayor von London, 
wurden wirklich erwählt, die Anordnung indeflen verlief in einen Bürgerkrieg, 
in welchem die Barone den älteften Sohn des Königs von Franfreich unter 
Anerbieten der Lehnstreue ins Land rufen. Mitten in dieſen Wirren ftirbt am 
19. Oftober 1216 Johann. Unter der nun folgenden Wegentichaft wird die 
Clauſel (ale durch Wegfall der Veranlaſſung erledigt) weggelaffen. In dem 
folgenden Menfchenalter freilich kam die Adelspartei unwillkürlich auf die Brarie 
des Widerftandscommittees zurüd, und erft der folgenden Periode war es vor- 
behalten, eine Verfaſſung zu geftalten, die ſich ohne das rohe Hülfsmittel der 
Gewalt jelbft zu tragen vermochte. 

x**) Die fpäteren Beftätigungen umb der fpätere Verlauf ber Magna 
Charta zeigen uns neben den fchönen kräftigen Zügen eines zur Eelbfithätig- 
feit erwachenden Volks zugleich das erfte Bild der Widerſprüche zwiſchen Etaat 
und Geſellſchaft in einer unfertigen Berfaffung, und die Schwierigkeit ihrer 
Löfung. 

An formellem Verfaſſungsrecht enthält die Charte, wie gezeigt, jehr wenig, 
und doch enthält fie im Keim bereits große Züge des engliichen Staatsweiens, ins- 
befondere auch für die Stellung der höheren Klaffen. Die normannifchen Herren 
waren jett gendthigt worden, ihre Wahl zu treffen zwiſchen der Infel und dem 
Feftland. Site fonnten fich hier nicht hinter den ſchützenden Wällen von Burgen 
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gegen das Königthum feftjehen. Bei der Unmöglichkeit des Einzelwiderftandes 
gegen die Militärmacht und Lie Regierungsgeiwalten dieſes Königthums blieb 
ihuen nur die Wahl, in ihrer Geſammtheit gemeinfchaftlich, mit der Geiſtlichkeit 
und mit den Sympathien des Boltes hinter fi), die Willkür einer abfoluten Ke- 
gierung zu belämpfen, fich und dem Volke gemeinichaftliche Rechte und Garantien 
dagegen zu erlämpfen, und fo die Verfaſſung zuerft auf die perfönliche 
zreiheit, den gleihmäßigen Rechtsſchutz für Berjonen und Ber- 
mögen, 3u begründen. In diejem Sinn war die Magna Charta zugleich 
ein Piand der Berföhnung der Nationalitäten wie der Stände, — das hifto- 
riſche Grunddentmal der Zeit, die ftantsrechtliche Grundlage aller Zukunft. 
„Daß England jenes große Blatt hervorgebracht, es erhalten, e8 gefördert hat, 
das begründet jein unvergängliches Recht auf die Achtung der Menſchheit. 
Zein Bacon und jein Shaleipeare, fein Milton und fein Newton nit all ben 
Wahrheiten, die fie geoffenbart, find doc nicht Erfcheinungen von jo hoher Be- 
deutung wie jene einmithige Huldigung, die das Volk und feine Fürften dem 
Rechte dargebracht und der Gerechtigkeit. Aber vielleicht wird mau mit größe- 
rer Bahrheit jagen, daß jene mächtigen Geifter nur da erftehen konnten, wo 
Gieichheit des Geſetzes waltete, nur da zur vollen Kraft des Wirfens ſich er- 
heben, wo jener Geiſt wehte, den der große Freiheitsbrief feinen Bätern einge- 
fliögt.“ (Mackintosh, History Bd. Il. a. 1215.) 

An die Stelle des früheren Berlangens nad) Beltätigung der Geſetze 
Eduards tritt nunmehr das immer wiederholte Verlangen nad) Beftätigung der 
Magna Charta, und bi8 zum Schluß des Mittelalters hat man 38 jolcher 
Confirmationen zuſammengezählt. Ihre Entftehung wie ihre Beflätigungen 
hielten Jahrhunderte lang lebendig das Gefühl der Gemeinſamkeit gewiſſer 
Grundrechte für alle Klaffen. Da das Berinögens- und Familienrecht der fFrei- 
ſaiſen ſich einmal einheitlich geftaltet hatte, da ein befonderes Recht für Adel, 
Bürger und Bauern nicht mehr möglich war, fo nahmen diefe Kämpfe fortan 
die Richtung auf gemeinfame rechtliche Schranfen der Regierungsgewalt. So 
lange der Streit diefe Richtung hat, finden wir Geiftlichfeit und Volk auf der 
Seite des Adels, darüber hinaus die unteren Klaffen auf Seite des Königthums. 

Ein halbes Jahrhundert hindurch bot England freilich ftatt der Früchte 
eines fo großartigen Anfangs zunächft nur das Bild einer wunderbaren Unfietig- 
tert und blutiger Parteifämpfe dar. Nach Wiederherfiellung einiger Ordnung 
im Rei war 1217 eine neue Beftätigung der Magna Charta erfolgt, mit 
Reglaflung der ftändifchen Klaufel, dagegen mit Gewährung einer befonderen 
Charta de foresta iiber mildere Handhabung der Forſtgeſetze. Nach dem Tode 
des Reichsverweſers beginnen unter der Regentichaft fchon bedenkliche Adels- 
ichden. In 9. Henry III. wird (wieder mit Weglaflung jener Clauſel) die 
Magna Charta nochmals beflätigt, und in diefer Geftalt ift fie fpäter in die 
currenten Geſetzſammlungen aufgenommen. Zwei Jahre fpäter übernimmt indefjen 
Heimich III. auf dem Reichstage zu Oxford perfönlich die Regierung des Reiche 
11227) und beginnt ſolche mit dem Widerruf der beiden Yreibriefe, dem ſich 
Adel und Geiftlichkeit murrend fügen. Die Verwaltung wird nun in alter fid- 
taliiher Weife im Innern, unbefonnen und ſchwach gegen die römiſche Curie 
nach Außen, durch Günſtlinge und mit wachfender Unzufriedenheit geführt. 
& ſcheint, daß bei periodiichen Anusjchreibungen von Hillfs- und Schildgeldern 
in diefer Zeit mit den zu Hofe geladenen Brälaten und Baronen wirklich ver- 
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handelt wurde, Schon in 28. Henry III. tritt jedoch die Forderung der Be 
rufung einer allgemeinen Verfammlung zur Feftfeßung der Hülfs und Schild 
gelber beftimmter auf (quod sine communi universitate nihil facerent Math. 
Paris). In 30. Henry III. fieht fich der König durch dringende Geldverlegen: 
heit zur Wiederbeftätigung der Magna Charta gezwungen, in der jedoch aud 
diesmal bie reichsſtändiſchen Clauſeln wegbleiben, ebenfo wie in den nadjfolgen- 
den Beftätigungen. Um diejelbe Zeit, wie gerade 100 Jahre früher in rauf: 
reich, tritt nun and) zum erften Dale der Name Parliamentum a, 
(Chron. Dunst. 1244. Math. Paris 1246) und merkwürdiger Weife bezeichnet 
Heinrich III. mit diefem Namen gerade den Entfjtehungsaft ber Magna Charta 
(Rot. Claus. 28. Henry Ill. Parliamentum Runemede, quod fuit inter 
Dom. Joh. Regem et Barones suos Angliae), Der Name Parliament wird 
von num an häufiger, ohne die unbeftunmteren Concilium, Colloquium etc. ;u 
verdrängen. 

Bon da an beginnt ungefähr ein Bierteljahrhundert hindurch ein Streit 
zwifheu Adel und König über Beſetzung des Königlichen Nathe. 
Die Reichsregierung, weldje von den früheren Normannenlönigen durch das 
Schatzamt, durch einen capitalis justitiarius, Kanzler und einige perjünliche 
Räthe geflihrt worden war, hatte während der elfjährigen Regentichaft eine 
mehr collegialifche Form, die eines „consilium regis” erhalten. Der beberr- 
ſchende Einfluß, welchen dadurd) die Tomehmften des Landes gewonnen, war 
unvergefien. Ohne die Königlichen Regierungsgewalten, welche im Kriege, 
Finanz- und Gerichtsweſen längft feftftanden, in Frage zu ftellen, nehmen nun 
die Kämpfe des Adels unmittelbar die Richtung auf Beſetzung der Hauptfiellen 
in dem Rath des Königs, während diefer, das alte Recht der perjönlichen Er: 
nennung fefthaltend, nur durch perjönlich ergebene Vaſallen und Büreaubeamte 
die Regierung in alter Weife fortzuführen ſucht. Im Jahre 1248 beſchweren 
fi) die Barone gegen die „Sünftlinge”, insbejondere darliber, daß weder ein 
Großrichter, noch ein Kanzler, noch ein Schagmeifter im Parlament ernannt 
jei. Bald darauf (1253) erfolgt eine Beftütigung der Magna Charta mit Zu 
ziehung ber Präfaten in der großen Halle von Weftminfter unter dem größten 
firjlichden Ceremoniell und Erconmmunicationsdrohungen gegen jeden Uebertreter. 
Heinrich beſchwört fie, „Io wahr er ein Mann, ein Chrift, ein Ritter, ein ge 
krönter und gejalbter König" fei (erhielt aber doch nod einmal eine päpftlice 
Dispenfation vom Eide). Die Beftrebungen des Adels greifen nun aber weiter. 
Dem König wird durch die Adelsverbindung ein Großrichter, Schatmeifter und 
Eiegelbewahrer geradezu aufgedrungen. Auf dem Reichstag zu Orford (1258) 
lebt die Idee eines landftändifchen Ausichuffes nad dem Vorbild der Magna 
Charta wieder auf, mit allerlei fünftlichen Projecten, welche die Neuheit dee 
Verhältniſſes hinreichend bezeichnen. (Sauptftelle: Les XXIV ont ordene, ke 
treis parlamens seint par an; a ces treis parlamens vendrunt les cun- 
seillers le roi eslus, — ke le commun eslise 12 — prodes hommes ke 
vendrunt as parlemens — pur treter de besoigne le rei et del reaume. 
Peerage Report I. p. 102.) Zwölf aus dem Königlichen Rath und zwölf aut 
den Baronen follen zufammentreten, jeder Theil zwei aus der anderen Abthei- 
fung wählen, dieje vier dann einen weiteren Rath von 50, und diele eine Re⸗ 
gierung von je fieben Perſonen aus jedem der beiden Theile wählen. Tie 
Verfaſſungsideen diejer Zeit find der naive Ausdrud der Weife, in welcher ge 
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ſellſchaftliche Klaſſen fi den beftimmenden Antheil an der Staatöregierung 
denfen, bevor die Grundlagen dazu und die Gewöhnung an Selbftverwaltung 
im Einzelen vorhanden find. Sie erinnern infofern an die cahiers des fran- 
söhichen Adels vor Ausbruch der Revolution: jährlich dreimal ein Parlament, 
ährliche Ernennung des Großrichters, Kanzlers, Schatzmeiſters u. A. im Par- 
lament; die Barone übernehmen die Bewachung der Königlichen Schlöffer; die 
Sberiffs jollen künftig von den Grafſchaften gewählt werden, dagegen follen 
die Barone nicht mehr ſchuldig jein, als Gerihtemänner vor dem Sheriff zu 
eriheinen u. |. w.* Die nach diejen Ideen gebildete Regentichaft läßt fich Ge— 
horiam ſchwören, vertreibt die nächften Angehörigen des Könige, verlängert ſich 
die Aemter; der Adel fpaltet fich indefien, der König behält wieder die Ober— 
hand (1261). Die Adelsverbindung unter Simon von Montfort greift nun 
aber zu den Waffen, der König wird in der Schladht bei Lewes (12. Mai 1264) 
gefangen genommen, die Magna Charta nochmals beftätigt, eine neue Regent: 
(haft im Namen des Königs eingefett, eine Verſammlung von 23 Baronen der 
Arelepartei als Parliamentum berufen. Allein die fiegreiche Partei findet von 
Antang an zweifelhaften Gehorſam. Die von ihr eingefetsten Grafichaftsbeamten 
gebährden ſich hochmüthig und willfürlih. Ju der ſehr bald eintretenden Reac- 
tion unterliegen die Führer. Der König gewinnt wieder die Oberhand, die 
Keſetzuug der Aemter, und nach ſchweren Prüfungen finden wir 1267 Hein: 
ih III. wieder auf dem Parlament zu Marlebridge als Gejetgeber die Ber: 
bältmiffe des Reichs ordnend, unter wiederholter Beftätigung der Magna Charta. 

Die Staatsregierung hatte nun einmal durch die normannifche Zeit eine 
Geſtalt getvonnen, in welcher der Befig und das Hecht der herrichenden Kiafie, 
die Stellung der Städte, alle normale wie alle Ausnahmsgeſtalt des obrigteit- 
lichen Rechts als Ausflug der Königlichen Gewalt erjchienen. Alle Organe 
dee Staats waren fo geftaltet, um ihre Impulſe unmittelbar von dem König 
im Rath zu erhalten. Sobald ſich daher die Adelsparteien der Gewalt an die 
ier Stelle einmal bemädhtigt hatten, fo verkehrte fich die Regierungsgewalt un- 
mittelbar zum Partetinftrument, wie überall, wo ftändiiche Körper unvermit- 
telt an den abjoluten Staat herantreten. 

Unter folhen Umſtänden zeigte es ſich bald, daß noch ein drittes Element 
vorhanden war, welches in der Bertretung der Etaatsleiftungen nod fehlte. 
Tieies dritte Element ift aber die Geſammtheit der Tleineren Krouvaſallen, 
Intervafallen und freien Männer Englands, die Communitätes der 
Grafihaften und Städte. Bon Anfang der Regierung Heinrich's IIL 
an mehren fich daher die Aufmerkfamleiten, welche man ihnen erweift, ‘Man 
iordert fie anf, durch Abgeordnete ihre Beſchwerden gegen die Sheriffs vorzu- 
bringen, man betheifigt fie bei der Umlegung und Erhebung von Steuer, man 
bietet ihnen die Wahl ihrer Sheriffs an; 1258 werden fie aufgefordert zivei 
Ritter vice omnium et singulorum zu erwählen, damit diefe der Berathung 
ver anxilia wegen coram consilio Regis ericheinen. 1261 beruft Simon von 
Nontjort drei Ritter aus jeder Grafichaft zu einer (berathenden) Verſammlung,“ 
während der König diefelben Abgeordneten zu feinem Conciliun nad Windfor 
einladet. Nach der Gefangennahme des Königs endlich) beruft Simon unter 
deffen Namen 2 Nitter aus jeder Grafichaft, 2 Bürger aus einer Anzahl Flecken 
11265) zu einem Reichsrath, und infofern fchließt diefer Zeitabfchnitt — mit 
Km Geburtstag des Unterhauſes. 


Aritte Periode. 


Die reichsſtändiſche Zeit. 


Eduard I. 1972 1307. Heinrich V. 1413 — 1422. 
Eduard IL. 1307 — 1327, Seinrih VI. 1422—1461. 
Eduard IIT. 1327— 1377. Eduard IV. 1461— 1483. 
Richard II. 1377— 1399. Eduard V. 1483. 

Heinrich IV. 1399 — 1413. Richard III. 1483— 14185. 


A. Mit Eduard I. beginnt das Jahrhundert englifcher Geſchichte, 
welches für das innere Leben der Berfajfung die fruchtbarfte Periode 
geworden ift. Zwar folgt nod) einmal eine Zeit der Verwirrung und 
des fcheinbaren Rückganges im 1dten Jahrhundert. Allein die Grund: 
fage, welche das englifche Staatsweſen durch jenes Jahrhundert 
der organifchen Gefete einmal erhalten Hat, find dennoch ent- 
ſcheidend geblieben für die Zukunft des Landes. 

Der feindfelige Gegenfag der Nationen ift jet überwunden. Die 
noch erkennbar vorhandene Mifchung ber Stämme, der aufblühende 
Wohlſtand des Landes durch Aderbau, Handel und Gewerbe, ja ſelbſt 
die wachfende Spannung zwifchen Kirche und Staat und die wachſende 
Macht der Großvaſallen, erhalten lange Zeit hindurch unter der Eräftig 
ordnenden Hand des Königthums eine glückliche Richtung zur Entfal 
tung der Staatskräfte. Der Anerkennung der perfünlichen ‘Freiheit 
dur) die Magna Charta folgt die politifche Freiheit, welche durch 

"Umbildung der communalen Inſtitutionen auch die bisherigen Mittel: 
ftände zur Zheilnahme an dem Neichsregiment heranzicht. Dieſer neue 
volfsthümfiche Geift vermag nicht nur das Gebiet des Inſelreichs zu 
erweitern und abzurunden, fondern fich dann auch mit irbermältigender 
Kraft auf das innerlich zerriffene Frankreich zu werfen. 
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Ein halbes Yahrhundert der Schwankungen und Kämpfe unter 
der ruhmlofen Regierung feines Vaters hatten in Eduard I. die 
Ueberzeugung Hinterlaffen, daB die immer wiederholte Forderung der 
Magna Charta, der Widerftandegeift der Barone, die Uebergriffe der 
Kirche ihren letzten Grund hatten in dem erwachenden Volksgeiſt der 
jetzt wieder einheitlichen Nation. Mit den Gefühl der nationalen 
Einheit war der Hauptgrund weggefallen, der England auf zwei Jahr⸗ 
hunderte der politifchen Freiheit unfähig gemacht. Mit jener Magna 
Charta, mit den dadurd gebotenen zahlreichen Rückſichten der Reichs⸗ 
verwaltung, mit den Conceſſionen welche der Kirche thatfählich gemacht 
waren, mit der wachfenden Geltung der Ritterfchaft in den Grafjchafte- 
verbänden und mit den Anfprüichen der Städte, war eine Regierung 
niht mehr möglich, wie fie die Könige von England bisher mit ihrem 
Shekamt und einigen vertrauten Rathgebern geführt hatten. Der 
wahrhaft königliche Gedanke in Eduard I. und III. ift die Zufam- 
menfaffung diefer widerftrebenden Elemente zur Selbſt— 
thätigfeit im Dienft des Staats, die Heranziehung ihres Volks 
zu den großen Aufgaben des Staats im Innern und nad) außen. 

Unter Eduard I. erfcheint ale Mittelpunft der Staatsregierung 
ein fefter Staatsrath, the continual council, gebildet aus den 
Beronen und Prälaten, welche die höchſten Militär-, Gerichts: und 
firhlihen Angelegenheiten in verfafjungsmäßigen Aemtern leiten, — 
unter dem fpäteren Namen Privy Council Yahrhunderte lang der 
verfafjungsmäßige Sit der Reichsregierung. 

Die Iangerftrebte Mitbefchliegung der befitenden Klaffen wird nun 
ſo geftaltet, daß eine größere Zahl von Prälaten und Baronen durch 
Königliche Berufung dem permanenten Rath Hinzutreten. Die Bi- 
Ihöfe und eine Anzahl Aebte für bie kirchliche Hälfte des Staats, die 
Seigneurs der Lehnsmilizen und andere in Commandos und Graf- 
ſchaftsberwaltung bewährte Mannen für die weltliche Seite, treten 
veriodifch dem Staatsrath hinzu, und bilden mit diefem ein Magnum 
Coneilium oder Reichsrath, der bis zum Schluß diefer Periode 
den Charakter einer ftetigen, erblichen Reicheftandfchaft gewinnt. 

As weitefter Kreis werden zu dem Reichsrath Abgeordnete 
der communitates berufen, db. h. der Graffchaften und einer An⸗ 
zahl (in Gericht, Polizei und Steuer analog geftellter) Städte zur 
Veſprechung über anferordentliche Beiträge, und bald aud) weiter „zur 
Störfung der Gefege und zur Abhilfe ber Landesbefchiverden.“ Im 
Eanfe der Regierung Eduard's III. erfcheinen die Communen zu einer 
Körperfchaft conftituirt mit ihrem eigenen Sprecher. 

Greif, Engl. Eommunalverfaffung. 10 





146 Dritte Beriode. 


So war der äußere Rahmen eines Ober⸗ und Unterhaufes gebil- 
det, unter deffen Beirath und Zuftimmung im engeren und weiteren 
Kreife das Königthum, als King in Council und als King in Par- 
liament, die organische Gefeggebung diefer Zeit geftaltet hat, welche 
Befit und Amt, gefelljchaftliche Macht und öffentliche Pflicht in jenes 
harmonische Verhältniß fegt, auf dem die. Parlamentsverfaflung 
beruht. . 

Es gefchieht dies zunächft mittel Durchführung der perſön— 
lichen Wehrpflicht. Neben dem Lehndienft, der nur auf dem grö- 
Beren Grumdbefig ruht, werden die gefammten Zreifaffen zu einem 
perfönlichen Meilizdienft, abgeftuft nad) Grundbefig und beweglichem 
Vermögen, herangezogen. 

In no ftärkerem Maß werden Ritter, Freifaffen und Stäbter 
an dem Gerichtsdienft in der jegt zeitgemäßen Geftalt des Ge: 
ſchworenendienſtes betheiligt. 

Die fohwerfällige und Täftige Polizei- und Inquiſitionse— 
thätigfeit der Gemeinden nad dem normannifchen Syſtem concen- 
trirt fih mehr in Einzelämtern. Für die höheren Bunctionen ift nad 
längeren exrperimentalen VBerfuchen jeit 1360 das Friedensrichter— 
amt gebildet, welches bie wichtigeren Polizeifunctionen von dem Amt 
der Sheriffs abzweigt, und ernannten Bolizeiverwaltungs-Commiffionen 
von gentlemen unter Affiftenz von Rechtskundigen überträgt. Die 
unteren Pflichten der Eleineren Ortsgemeinden confolidiren ſich in dem 
Gemeindeamt der constables. 

In gleicher Weife wird in den Städten die BPolizeiverwaltung 
und der Geſchwornendienſt der eigentliche Kern der Städteverfafjungen. 

Alle diefe Aenderungen bedingen eine ſehr fpecialifirte Gefeg 
gebung, befonders in den Gebieten der Rechtſprechung, der Sicher⸗ 
heits⸗ und der Gewerbepolizei, welche in Wechjelbeziehung zu diejer 
Entwidelung der Selbftverwaltung ftehen. In feinem Lande Europas 
ift im Mittelalter fo viel pofitiv geftaltet worden, wie in diefer Ge 
feßgebung, für welche fein Gegenftand zu groß, fein Gegenftand zu 
Hein erfcheint. Dem barfchen Regiment der Normannenzeit verdanlte 
das Land. ein Großes: die Gewöhnung der befigenden Klaſſen, Jahr 
aus Jahr ein dem Gebot des Staats hold und gewärtig zu fein im 
Kriegs⸗, Gerichte» und Volizeidienft. Nachdem feit Deenfchenaltern der 
große Beſitz gewohnheitsmäßig zu perfönlicher und Stenerleiftung her- 
angezogen war, blieb diefer ausbauenden Gefepgebung die Aufgabe, jene 
leiftungen für den Staat zeitgemäß umzugeftalten und gleid- 
mäßiger zu vertheilen. 
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Dank ihrer Selbftthätigleit aber gewinnen neben den Seigneurs 
und Pröfaten auch die Kreis: und analogen Stadtverbände in biefer 
Zeit ihre Selbftändigkeit. Die durch das ganze Land gehende Gleich- 
mäßigkeit ihrer Leiftungen giebt ihnen, ftetig wachſend, das Gefühl ber 
gleihen und gemeinfamen Rechte. Im Laufe von zwei Jahrhunderten 
bat nunmehr das Haus der Communalverbände fchrittweife feine 
Sleihftellung mit dem Oberhaufe und gemeinfam mit-die- 
jem die parlamentarifhen Grundrechte errungen. 

So ift dies Zeitalter in Entfaltung der politischen Freiheit zu⸗ 
glei) die Bildungszeit für den Nationalcharafter Englands, feine 
Staats und Gerichtsverfaffung, fein gemeines Privatrecht, feine Uni⸗ 
verfitäten, fein Spradidiom geworden. 


Unter den Quellen und Hülfsmitteln für dieſe Periode find 
wieder voranzuftellen bie Staateurfunden, und zwar: 

1) Die Statute Rolls, die als amtliche Redaction der PBarlaments- 
beichlüffe von dauernder Geltung, feit 6. Edw. I. bis zu 8. Edw. IV. vorhan⸗ 
den find, mit einer Unterbrechung von 1430—1445, und welche auch der amt- 
lihen Geſetzſammlung von 1810 ff. (Statutes of the Realm) zu ®runde liegen. 
Ueber deren Quellen vergl. die Introduction. 

2) Die Staatsrathsverhandlungen, jet gedrudt ale Proceedings 
and Ordinances of the Privy Council of England, commencing 10 Ric. II. 
to 33. Henr. VIII. 7 Vols. 8. 1834— 1837, und dazu die Monographie Sir 
Fr. Palgrave’s, An Essay upon the Authority of the King’s Council, 1 Vol. 
8. 1834. Ueber die Schaturfunden und die Verarbeitung derfelben in Madox, 
History of Esxchequer vgl. oben ©. 47, wozu noch Devon's Auszüge aus den 
Echatzlammerrollen für den Schluß diefer Periode hinzutreten. Leber das große 
Lerreidmiß der Lehne, Unterlehne, serjeanties, Kirchen Königlichen Patronats, 
tehnsabgaben aus der Zeit Edw. II.— III. unter dem Titel „Testa de Nevill, 
or iber feodorum’”’ vergl. Cooper, Account Vol. I. p. 258. Ueber die Hun- 
dred Rolls aus der Zeit 2. Edw. I. vergl. Cooper I. 267. 

3) Die Parliamentary Rolls, d. h. Regiftraturen von Beamten der 
Ramlei über die wichtigeren Hergänge im Parlament, jetzt gedrudt ale „Ro- 
tuli parlamentorum ut et petitiones et placita in parliamento.” Vol. 1.—VI. 
mb Index, 1832, fol., fehr reichhaltig feit Eduard III 

4) Speziell wichtig find die nod vorhandenen Ladungsſchreiben für 
de Bairs und Prälaten zum Oberhaus und die noch vorhandenen writs an bie 
Eheriffs zur Ladung der Grafichafts- und flädtifchen Abgeordneten, gefammelt 
im Sir W. Jrugdale, A perfect copy of all Summons of the Nobility to 
the great Councils and Parliaments of the Realm from 49. Henr. III. to 
his onw times. London 1885. fol., und im Appendix zu den Reports on 
ibe Dignity of a Peer. H. of Lords. 1826. Dazu bie Parliamentary 
wits ed. Fr. Palgrave 1827. fol. 

5) Die allgemeine Sammlung der Stantsurfunden von Rymer, Foe- 
dera, Conventiones, Litterae etc., new Edition 1816— 1830. 3 Vols in 
6 parts, reicht bis anno 1391. oe 
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Bon den zur vorigen Periode erörterten Rechtsbilchern reicht im den 
Anfang diefer Zeit Britton und Fleta, ſowie Horne's Myrrour aux Justices (vgl. 
Biener, Engl. Geſchw.-Ger. II. 287 ff... Die eigentliche Autorität für die Ge- 
vichtspraris find bie fog. Yearbooks, d. h. bie feit Edw. II. beginnende 
Präjudizienfommlung der Reichsgerichte. 

Bon der engliihen Rechtsgefdhichte des Reeves, History of the Eng- 
lish Law, third Edition, London 1815, gehört hierher hauptſüchlich Bd. I. 
und III. Einen Commentar zu den Hauptgejeßen giebt Coke, Institutes P. 1. 

‚und Barrington, Observations. 1775. 4. Bedeutende Grundlagen für bie Ver— 
faffungsgefchichte diefer Zeit enthält der Lords Report on the Dignity of a Peer 
von 1820 ff. First, Second, Third, Fourth Report (gebrudt 1826. 2 Vols. fol.). 

Bon den Darftellungen der allgemeinen Geſchichte Englands vorzugt- 
weile: Hallam, View of the State of Europe during the Middle Ages, 
Cap. VIII. Lappenberg - Bauli, Geſchichte Englands, Bd. IIL—V. 

Bon deutihen Monographien verdient auch hier eine ehrenvolle Erwoäh- 
nung: Biener, die englifhe Jury, 1850, 1851, 1855. 3 Bde. 8. 

Richtig erkannt ift die ftille, aber großartige Bedeutung biefer Pe— 
riode in Macaulay's Geſchichte Eap. 1 med : „Wie unfrudtbar und dunlkel (? 
auch diefer Theil unferer Annalen ift, jo müſſen wir boch dort den Urfprung 
unferer Freiheit, unjeres Glückes und unjeres Ruhmes ſuchen. Denn damals 
war es, wo das große englifche Volk fich bildete, wo der Rationalcharalter jene 
Eigenthiimlichfeiten zu entwwideln begann, die er ſeitdem immmer bewahrt bat, 
und wo unfere Bäter im vollftändigften Sinne Inſularen wurden, Inſularen 
wicht blos in der geographiichen Lage, fondern auch in ihrer Politik, ihren Ge— 
fühlen und ihren Sitten. Da erft zeigte ſich mit Beftimmtheit jene Berfaffung, 
welche immer ſeitdem, durch alle Wechjel, ihr identiſches Weſen bewahrt hat; 
jene Berfaffung, deren Nachbildungen alle anderen freien Verfaflungen der Welt 
find, und die, troß einiger Mängel, als die befte betrachtet zu werden verdient, 
unter der irgend eine große Sejellichaft noch jemals durch viele Jahrhunderte 
befanden hat. Damals war es, wo das Hans der Gemeinen, dieſes Vorbild 

. aller veprüfentativen Berfammlimgen, welche jet in ber alten, wie in der neuen 
Belt zufammenlommen, feine erften Sitzungen hielt. Damals war es, wo dat 
gemeine Recht fich zu der Würde einer Wiffenjchaft erhob und plötzlich ein nicht 
unwürdiger Rival der faiferlichen Jurisprudenz wurde. Damals war es, mo 
der Muth jener Schiffer, welche die rohen Barken der fünf Häfen benannten, 
zuerft die Flagge Englands furchtbar auf dem Meer machte. Damals war et, 
wo die Älteften Eollegien, welche noch beftehen, in den beiden großen nationalen 
Sigen der Gelehrjamleit gegründet wurden. Damals bildete fich jene Sprache, 
weniger muſikaliſch zwar als die Sprachen des Siidens, aber an Kraft, an 
Reichthum, an Tauglichkeit für die höchften Strebungen des Dichters, dei 
Philoſophen und des Rebners nur der Sprache Griechenlands nachftehend. Da 
mals auch erfchien der erfte ſchwache Schimmer jener edlen Literatur, des Glän 
zendflen und des Dauerndften von dem Bielen, was Englands Ruhm if." — 
Ueber die von Macaulay behauptete „Duntkelheit” läßt ſich aus dem Unterlagen 
diefes Staatsweſens wohl an den meiften Punkten Licht verbreiten. 


B. Das Sommunalwefen biefer Zeit erſcheint zunädft 
als Confolidirung der jeit Heinrich II. begonnenen Refor: 
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men. In dem Heerweien entftchen aus Lehns⸗ und Grafſchafts⸗ 
milizen neue zufammengefette Armeen. Syn ber Gerichtöverfaffung ge- 
taltet fi die Jury für Civil- und Straffachen gleichartiger, unter 
gleihmäßiger Leitung der Neichsrichter. In der Polizeiverfaſſung tre- 
ten die bedeutendften Reformen ein, mamentlich durch die Entftehung 
des Friedensrichteramts, welches auch auf die Stadtverfaffungen zu- 
rudwirft. Aus den fortjchreitenden Bedürfniffen der größeren Ger 
meindeverbände entwidelt fi ein Communal-Steuerfpftem. Alfen diefen 
sortfchritten gegenüber fteht die alte Verfaffung der Kirche, äußerlich 
noch unbeweglich, innerlich fchon erjchüttert durch die Vorboten ber 
Keformation. 

I. Die Heeresverfaflung ik jest eine zufammengefeste. Die 
jeit Heinrich II. wieder auflebende Grafichaftsmiliz ift die fortfchrei« 
tende Bildung, die Lehnsmiliz die verfallende. Aus .einer glücklichen 
Sombination beider Elemente aber bilden ſich zur Zeit der großen 
Kriege mit Frankreich die zufammengefettten Heere, welche lange Zeit 
hindurd) den Kriegsruhm in Europa davontrugen. 

1. Die Graffhafts- Miliz!) erhält eine neue Ordnung 
unter der kriegerifchen Regierung Eduard's J. Mit Zuftimmung des 
Parlaments erklärt da8 St. Winchester 13. Edw. I. c. 6 die waf- 
ienfähigen Überi homines vom ldten bis zum 6Oten Jahre pflichtig 
zu Yandwehrdienft und Waffenhalten. Der römiſchen Genturienver- 
jaffung vergleichbar werden dabei 5 Stufen gebildet von 15, 10, 5, 
2 58 5 und unter 2 Pfund Silber, alfo ungefähr von 300 Thlr., 
200 Thlr., 100 Thlr., 40 bis 100 Thlr. und unter 40 Thlr. Grund- 
tente. Neben bie beiden erften Klaſſen ift ein bemwegliches Einkommen 
von 560 Thlr. und 280 Thfr. geftellt. Nach Heutigem Geldwerth 
nnd diefe Anfäge jedenfalls mehr als fünfmal höher zu denken. Die 
erite Maffe foll mit Bruſtharniſch, Bruftplatte, Schwert, Meffer und 
Perd gerüftet fein, und unverkennbar find darin die alten Lehnsmilizen 
aathalten;, denn am Schluß der vorigen Beriode berechnete man ein 
Kitterfehm gerade zu 15 Pfund Silber Yahresertrag. Durch die neue 
Öeremung nach Geldwerthen find aber NRittergutsbefiger, Bürger, 
dreibauern, Hauseigenthümer 2c. ftufenweis neben einander geftellt, bie 
wohlhabenden freemen ber Städte auch ohne Rüdficht auf Grund- 
befig überhaupt. Der Bürger und Kleinere Freifaffe der unteren Stu⸗ 
jen ſoll mit Wamms, Eiſenhut und Lanze bewaffnet fein. Daneben 
find die jpecielferen Vorfchriften der Assize of arms Hen. II. als 
ſortauernd gemeint. Der König hat alſo die Befugniß, durch be- 
Iondere Commiſſarien die Waffenpflichtigen zu verzeichnen, abzufchägen, 
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Ungehorfame zu büßen. In jeder Hundertfchaft foll ein Constable 
(Chief Constable) ernannt werden; in den alten Zehntfchaften und 
villatae wird der Dorffchulze meiftens zum Oonstable (Petty Con- 
stable) ernannt und erhält dadurd) ein neues Milizamt. Eine Waffen: 
hau, view of armour (Compagnieverfammlung), foll jährlich zwei⸗ 
mal ftattfinden. Für die Zwecke des Landfriedens ftehen diefe Mann- 
ichaften unter dem Aufgebot des Sheriff. Bei drohenden Kriege aber 
fendet der König kriegskundige Perfonen als Commiffarien, um bie 
Miliz des Bezirks „in militärifhe Ordnung zu bringen.“ Unter 
Eduard I. und II. kommen mehre folder Ordonnanzen vor, mit der 
Anweifung, allen Perſonen von genügendem Beſitz befannt zu machen, 
daß fie fich bereit halten, dem König gewärtig zu fein, fo oft er fie 
berufen werde. Es werden Commiſſionen ertheilt, um in verfchiedenen 
Grafſchaften „eine Anzahl von Pferden und Fußvolk für den Dienft 
der Krone” zu gejitellen. Kine Verwendung für auswärtige Kriege 
jtieß indefjen auf den Widerfpruch des Parlaments. Nach 1. Eduard III. 
st. 2 c. 5 u. 7 fol Niemand fortan verpflichtet fein, fich zu bewaff- 
nen anders als er fchuldig gemwefen in der ‚Zeit der früheren Könige 
von England, und Niemand gezwungen werden aus feiner Graffchaft 
zu gehen, außer wo es die Nothwendigkeit erfordert und ein plötzliches 
Einbrechen fremder Feinde in das Reich; und dann foll es gefchehen, 
wie e8 üblich geweſen in vergangenen Zeiten zur Bertheibigung des 
Reihe. Nach 25. Eduard III. st. 5 c. 8 foll Niemand verpflichtet 
fein bewaffnete Männer zu geitellen, Hoblers (leichte Reiter) oder 
Bogenſchützen, anders als wenn er durch feinen Beſitz dazu verpflich- 
tet ift, und Niemand gezwungen werben außerhalb des Reichs zu gehen 
unter allen Umftänden, — nod aus feiner Graffchaft, außer in Fällen 
dringender Nothwendigkeit, ohne Conſens des Parlaments. Der regel- 
mäßige Dienft war damit auf die Graffchaft und auf die Zwecke ber 
Landesvertheidigung beſchränkt, alles Weitergehende an die Zuftimmung 
des Parlaments gebunden. Beide Statuten wurden bann beftätigt 
durch 4 Henry IV. c. 13, und namentlich die Commission of Array, 
jo gefaßt, um die Einführung neuer Strafartifel darin zu verhüten. 
In den meilten heilen des Landes mochte diefe Miliz ald Maſſe un- 
friegerifch genug außjehen, in vielen Bezirken aber diente fie als treff- 
(ide Schule für ein gutes Fußvolk und Bogenfchügen, welche auf dem 
Continent noch nicht ihres Gleichen fanden. 

2. Die alten Lehnsmilizen?) hatten fchon im Verlauf der 
vorigen Periode ihre jtraffe normannifche Ordnung verloren. Die 
Zuftände des Gontinents: Hunderte von fehdeberechtigten Grundherr⸗ 
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ichaften und befeftigten Städten, unzählige Burgen, zahlreiche kurze. 
Seldzüge, Heine Belagerungen, find in England nicht vorhanden. Die 
Burgen und befeftigten Städte find im Beſitz oder unter Botmäßig- 
eit des Könige. Auch von Behauptung der normannifchen Eroberung 
fonnte feit der Verſchmelzung der Nationen, feit ber Magna Charta 
nicht mehr die Rede jein. Nachdem die Gefahr der dänischen Einfälle 
aufgehört hatte, jchien eine ftehende Wertheidigungsarmee nur noch 
nöthig für einige Grenzmarken, die eben deshalb eine abweichende Hee⸗ 
resverfoffung behalten. Die Zufammenberufung der Lehnsmilizen in 
Mafje aber erfchien nunmehr auch in der gemeinen Meinung nur als 
eine Mufterung. Nur die großen Barone haben unveränderlich bie 
alten Kriegsneigungen bewahrt, während die kleineren Kron⸗ und 
Untervafalfen in verjchiedenen Richtungen auseinandergehen, und ihrer 
Reigung nach bald dem Aderbau, bald dem Kriegsdienft gegen Solb, 
bald dem früh angefehenen Stantsdienft folgen. Bezeichnend genug 
dafür find die feit Heinrich III. immer wiederkehrenden Zwangsmaß⸗ 
regeln zum Einholen des Nitterfchlage. Es werben allmälig wieder 
dieſelben Momente wirkſam, aus denen die Zerfekung bes Kriegs- 
weiens in ber fpäteren angelfächfifchen Zeit hervorgegangen war. 

Eine Stellvertretung im Lehndienft mit Genehmigung des Kriegs- 
herrn Scheint von Anfang an häufig gewefen zu fein. Seit Hein⸗ 
rih II. Hat ein Syſtem der Geldablöfung des perfünlichen Dienftes 
durch ein Schildgeld, scutagiumn, in großem Maßſtab begonnen. Es 
wird Anfangs von Einzelen 3 Pfund Silber für den vierzigtägigen 
Dienft eines Jahres gezahlt; doch wechſeln die Anfäge mit 1, 2, 3 Pfd. 
Sterl., 1, 2, 3 Mark Silber, wahrfcheinlich mit Rückſicht auf die 
Bereutung des Feldzuges, das zeitige Geldbedürfniß und die zeitige 
Machtſtellung bes Königthums. Eben diefer Willkür wegen vereinigt 
ich die Sefammtheit der Kronvafallen zu der Forderung, daß die Ab- 
meſſung der Schildgelder durch Vereinbarung mit einem Parliament 
. geihehen ſolle. Seit der Magna Charta ift biefe Forderung ein» 
müthig feftgehalten, unter Heinrich III. thatſächlich geübt, unter 
Eduard J., IT. und III. dem Rechte nad) anerfannt. Die Ablöfung 
wird nunmehr die Regel, und feit Eduard II. ſchmelzen die Scild- 
gelber mit den allgemeinen Bodenſteuern, feit Eduard III. mit der Ge- 
fammtbeit der directen Stenern immer vollftändiger zufammen. 

Andeffen wurde doch der Grundfa der Verpflichtung der Lehns- 
befiper zum perfünlichen Kriegsdienft nicht aufgehoben, um fo mehr, 
ale der Milizdienft feit Eduard III. ausdrücklich auf einen inneren 
Landesdienſt befehränft war, während der Lehndienft von Anfang an 
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auf ein „intra et extra universum regnum‘“ geftellt war. Bei den 
Fehden mit Schottland werden auch noch zuweilen Abtheilungen der 
Lehnsmilizen als folche activ. Es hört überhaupt mit dem Ablöjungs- 
ſyſtem weder die Friegerifche Neigung, noch die kriegeriſche Hebung Des 
großen Grundbeſitzes auf; es tritt aber eine Arbeitstheilung ein, bei 
welcher der ſchwere Neiterdienft vorzugsweife von denen, welche Beruf 
und Neigung dazu fühlen, insbefondere auch von jüngeren Söhnen 
gegen Soldzahlung verfehen wird, zu welcher nun die Ritterlehne in 
erfter Stelle und gleichmäßig fteuern. Ueberhaupt führt diefer Zer- 
feßungsprozeß vorzugsweiſe zu einer Erweiterung der Macht der großen 
Barone. Der blühende Zuftand des Reiche hatte den Reichtum des 
großen Srundbefiges und feine Jahreseinkünfte außerordentlich erhöht. 
Der Theil der Fleineren Vafallen und jüngere Söhne, deren Neigungen 
fi) dem Kriegsdienft zumandten, fammelte ſich num wieder wie ein 
Gefolge (retinue) um die Kleinen Höfe der Grafen und großen Ba- 
rone. Hier wurden die Borftufen des Kriegsberufs als Page (varlet) 
und als Schildfnappe (esquire) in freiwilligem Dienft und Tiſch⸗ 
genofjenjchaft des Herrn durchlebt. In neuer Geftalt lebte das Comi⸗ 
tatöwefen wieder auf. Aus Untervafallen und anderen nichtbefigenden 
Leuten von Rittersart — und weiter aus Pächtern und Dienftlen- 
ten — bilden fich Hier ftehende Triegsgelbte Truppe in den Farben 
und Abzeichen eines Grundheren (liveries), deren Verbindung unter 
fih und mit dem Herrn zwar nur eine perfönliche ift, darum aber 
nicht minder eng, und feit dem Beginn der franzöfifchen Kriege lockend 
durd) die Ausſicht auf Reichthum und hohe Ehren, unabhängig vom 
Beſitz eines ererbten Ritterlehns. 

3. Die Zufammenfegung eines Heeres für den aus— 
wärtigen Dienft?) ergab fi Hieraus um fo leichter, als unter 
Eduard I., II. und III. die Parlamentsverfaffung wieder reichlichere 
Geldmittel flüffig machte, viel reichlicher al8 auf dem Eontinent. Zahl⸗ 
reiche Heere von Rittern und Leichtbewaffneten waren hier bei größerer 
Auswahl pafjender zufammen zu fegen und taftifch beffer zu gliedern. 
Schon jeit Eduard I. ergeben die Heeresliften, daß regelmäßig die Zahl 
der Leichtbewaffneten fünf bis act mal größer war als die der Ge- 
wappneten. Die Maffe der Neiterei beftand noch aus dem Lehnsadel 
und feinen Gefolgen. Die großen Barone erſchienen oft noch mit 
einer großen Zahl von Kittern und Pferden unter eigenem Banner; 
der Einzelritter (Knight bachelor) mit Knappen und berittenem Ge: 
folge mochte einen Wimpel führen. Die größere Maſſe der Schwer- 
bewaffneten aber waren esquires, berittene Pächter und Dienftleute. 
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Die Maſſe des Fußvollks und der Bogenſchützen war mit Gifenhaube, 
geftopftem Wamms und Lanze gut bewaffnet nach dem Waffenſyſtem 
der Srafihaftsmiliz. Darunter find in der Regel auch Walifer, ge- 
worbene Truppen mit einer Art von Uniform (in una secta ve- 
stiendis Rymer 11. 993) — eine Erweiterung des Spftems ber - 
Normannenkönige, die zu allen Zeiten aushülflich Beſatzungs⸗ und 
Cohntruppen gehalten hatten. Als neue Elemente erſchienen Com⸗ 
pagmien von Handwerkern, Mineuren, Kanonieren. | 

Seitdem der Parlamentsbefchluß 25. Edw. III. die auswärtige 
Verwendung der Grafjchaftsmilizen unterfagt Hatte, fand man es vor- 
tbeilhafter, Truppen für auswärtige Kriege theild dur” Commissions 
ur Anwerbung von Freiwilligen in den Graffchaften, theils durch 
Entreprifeverträge zu befchaffen. Der König contrahirte mit einem 
angefehenen Herru als Condottiere auf Geftellung eines größeren 
oder Heineren Zruppe mit Tagelöhnung für Mann, Pferd, Rüftung 
und Waffen. Die Cadres waren in den Gefolgichaften der großen 
Barone ſchon vorhanden, an die fi) dann fampfluftige Gentlemen und 
Fähter, die fampfluftigften und tüchtigften Elemente der Grafſchafts⸗ 
miliz freiwillig anfchließen. Die Gefchichte der franzöfifchen Kriege 
ergiebt, daß die beilere Taktik, Beweglichkeit, Disciplin und gute Be⸗ 
waffnung diefer Maſſen die fchwerfälligen Lehnsheere Frankreichs über⸗ 
wunden Bat. Die nothwendigen Militär-Vorräthe waren feit Hein- 
ih III. unter Verwaltung eines Balliftarius in dem Tower von 
Yondon niedergelegt. In diefer Periode erfcheint ein Attiliator balli- 
starım für Kriegezeug und Soldatenrüftung, ein Galeator, Armou- 
rer, Bowyer, Fletcher, die dann im 15. Jahrhundert unter dem 
Feldzeugmeiſter, Master of the Ordnance, vereinigt werden. 

Wie die Graffchaftsmiliz in Friedenszeiten Schwer» und Leicht- 
bewaffnete zufammenbradhte, jo wurde auf franzöftichem Boden gemein- 
jamer Sriegsruhm erworben. Es war damit eine Verfchmelzung ge- 
wonnen, jo wie fie den damaligen Befigverhältniffen und Neigungen des 
Sollte entſprach, wie fie. zur Triegerifchen Erziehung eines Volks ftets 
wohlthätig wirkt. Schon am Schluß diefer Periode beginnt freilich im 
Kampf der beiden Rofen der alte Ruhm der Bogenſchützen vor der 
Härteren Wirkung des ſchweren Gefchüges zu erbleichen. Das Neben- 
finanderftehen der Lehns- und Graffchaftsmilizen hat indeffen feine 
dauernde Rückwirkung auf die Standesverhäftniffe geübt. Die Ritter- 
würde ward fchon längſt nur von einem Theil der Befiger von Ritter⸗ 
lchnen gefucht, und dehnte fich andererfeits als Königlich verlichene 
Verdienſtwürde auch auf andere aus. In den Esquires, Centenaren 
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und Gonftables der TFeldarmeen und der Graffchaftsmilizen waren 
Uebergangsftufen gegeben, die in dem Freiſaſſen mit der Waffenübung 
auc das DVoligefühl der Triegerifchen Ehre erhielten. Die Borftellung 
von einer Untrennbarkeit der höheren friegerifchen Ehre mit gewiſſen 
Grundftüden konnte fih unter diefen Umftänden in England nidt 
wohl bilden, noch weniger dauernd erhalten. 


2) Das euglifche Milizſyſtem bietet in Sache und Namen noch mandherlei 
Analogien mit dem fpäteren Umbildungen des germanifchen Kriegsſyſtems zu 
einer Landwehr, wacta and warda, watch and ward. Es ift in England 
aber die auffteigende Bildung. Das Wiedererwachen des kriegeriſchen Geiftes 
in der ſüchſiſchen Bevölkerung führt Palgrave (Anglosaxons I. 304, 305) 
auf die Berührung und Reibung mit den Normannen zurüd, von welchen der 
engliiche Bauer den Bogen handhaben lernte, mehr noch thaten wohl die Kreuz 
züge. Die Eonftables der Grafſchaftsmilizen erjcheinen gelegentlich jchon unter 
Johann und Heinrich III., für die Ortſchulzen erfcheint die Bezeichnung als 
(petiy) Constables freilich erft ſeit Eduard III. regelmäßig. Die genaueren Ab⸗ 
ftufungen der Bewaffnungspflicht in dem Statut Winchefter find folgende: Je⸗ 
der Befiker von Läubereien zum jährlichen Werth von 15 Bid. Sterl., ober 40 
Mark in beweglichen Bermögen, ſoll Bruftharnifch, eijerne Pickelhaube, Schwert, 
Meſſer und Bferd halten; von 10—15 Bid. Sterl. ebenfo mit Ausnahme de} 
Pferdes; Perfonen von 5— 10 Livres in Land ein geftopftes Wamms, eine 
eilerne Bidelhaube, Schwert und Mefler; von 40— 100 Sh. Schwert, Bogen, 
Pfeile und Meſſer; unter 40 Sh. in Land Säbel, Gisarmes (jehr fireitige Pi⸗ 
fen), Dolche und andere Heine Waffen; Perjonen unter 20 Dark in beweglichem 
Bermögen ähnlihe Waffen. Zweimal jährlid) jol eine Reviſion der Waflen 
durch zwei Conftables aus jeder Hundred erfolgen, welche die Unterfaffungen 
den Königlichen Commiſſarien anzuzeigen haben. Dies Statut beftand bis zu 
Philipp und Marhy. . 

Das St. Winchefter wird gewöhnlich nur als eine Polizeiorduung ange 
jehen. Allein Die Gewöhnung an die firenge Disciplin normannijcher Feudal- 
ordnung, die Kreuzzüge und bie franzöfiichen Kriege gaben dem ganzen Inftitut 
einen Charalter, der damals ebenjo militärifch als polizeilih war. Die über- 
aus tlichtigen Heere in Frankreich, der europäifche Ruhm ber Bogenſchützen, die 
großen Zruppenmaffen, welche in den Kämpfen ber beiden Rofen wie aus der 
Erde zu wachlen fcheinen, ſetzen ein lebendiges Milizſyſtem voraus — nur war 
die Ausbildung nad örtlichen Verhältniffen unzweifelhaft eine jehr ungleiche. 
Die Verpflichtung der einzelen Ortichaften, Heine Waffenvorräthe zu halten, be 
ftand auch noch im 16. Jahrhundert (vergl. 3. B. T. Smith, Parish ©. 523, 
523). Jede Ortichaft ſoll ihre Schießftände haben und fidy fleißig an Sonn 
tagen und angemefjenen Zeiten mit dem langen Bogen üben. Es ericheint die® 
auch als ein regelmäßiger Artikel für die periodifchen Bifitatienen des Sherifft. 
(Lambards Eirenarcha p. 481.) Bei drohenden Einfällen konnte daher wohl 
der Verſuch gemacht werden, von der Grafihaftsmiliz aus ganze Armeen ji 
ſtellen. So wird einmal jedes Kirchfpiel angewieien, „einen Fußfoldaten ge 
rüftet und gewaffnet auf CO Tage zu ftellen." Oder der Schulze umd die vier 
Gerichtsmänner follen „für einen man at arms verantwortfich fein.“ Auch die 
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Stellung des Sheriff Tonnte vielfach zu einer VBermengung der Miliz- und 
!ehnspflicht führen. Die dadurch entfiehende Willfür führte begreiflich zu den 
oben erwähnten PBarlamentsbefhlüffen. Im amtlichen Auftrage hat einft Sir 
Robert Eotton die Weijen zufammengeftellt, in welchen die Kriegsmannichaften 
diefer Webergangszeit aufgebracht wurden. (Handfchriftl. in der Cotton library, 
Julius f. 6.) Unter Henry III. fol von je zwei Pflug Landes ein Mann 
geftellt werben zıım Dienft auf 40 Tage und auf Öffentliche Koften der Ort- 
ſchaft. (Dors. Claus. 14. Henr. III.) Im folgenden Jahre werben die Mäün- 
ner von dem Nitterlehn herab bis zu 20 Sh. beorvert, fi) auf Koften der 
Grafſchaft mit Munition und Lebensmitteln auf 40 Tage zu verfehen. (Dors. 
Claas. 15. H. III. m. 8.) In 27. 9. III. werden die gleichen Dienfte für 
den Feldzug in Gascogne verlangt. (Rot. Vasc. 27. H. III.) — Unter Ed. T. 
wiederholte Aufgebote der Kronvafallen. In 1. Eduard I, Aufgebot der Schwer- 
bewaffneten, die Lebensmittel von der Sraffchaft. Im 4. Eduard I. ein Mann 
ans jeder Ortſchaft und Munition fir fieben Wochen. (Rot. scac. 1. Ed. II. 
dorse.) In 12. Ebuard II. joll der Herzog von Lancafter von feinem Land 
2000 Mann Fußvoll ftellen, und ähnlich andere Edelleute; die Städte und Ort- 
ſchaften follen eine beftimmte Zahl von Männern auf 40 Tage mit Ausräftung 
anf ihre Koften ftellen, London 500 Mann sumptibus propriis (Claus. et Pat. 
12. Ed. IL) In 13. Ed. II. Aufgebot der Ritterſchaft (ibid. 13. Ed. 11.) In 
15, Eduard IL. auf 40 Pfd. Sterl. Land Dienft für eigene Koflen, ans jeder 
Ortichaft ein Mann auf 40 Tage und für eigene Koften, was die Grafichaft Buds 
mit 600 Dart ablauft (Rot. Claus. 15. Ed. IL). — In 18. Eduard II. und 
8. Eduard III. Aufgebote „der Ritterſchaft. In 10. Eduard III. Aufgebot der 
Ritterſchaft und einer beftimmten Zahl HReiter aus den Grafichaften mit dem An- 
heimflellen einer Abfindung nach einer feftgeftellten Tare. (Rot. scac. 10. Ed. III.) 
a 11. Eduard III. Aufgebot der Lehnsvafallen und der Mannſchaften aus 
Städten und Ortichaften vom fechözehnten bis zum ſechzigſten Jahre, die Un- 
fähigen und Bejahrten follen zu den Koften beitragen. (Vasc. 11. Ed. III. und 
Rot... . 13. Ed. III) Die Borftelungen des Parlamente dagegen \werden 
urüdgewiefen. In 16. Ednard III. namentliches Aufgebot verfchiedener Lehns- 
mannfchaften (Rot. Franc. 16. Ed. III.) Jeder Mann im Beſitz von Zlinbe- 
teien zu 5 Bd. Sterl. fol dem König einen Bogenſchützen ftellen. (Rot. Franc. 
17. Ed. II.) In 20. Eduard III. Aufgebot der Städte und Ortfchaften (Rot. 
Franc. 20. Ed. III.) In 24. und 25. Eduard III. fteilt Londen 300 Bogen- 
Mühen. — Darauf ergeht der Parlamentsbeſchluß 25. Eduard III. Nach bie- 
ſem Jahre erfolgt die Geftellung der Kriegsmannfchaften meiftentheils durch 
Verträge mit Lords und Rittern, die von da an bis zu Eduard IV. noch in 
den Archiven vorhanden find. (Bergl. den Abbrud in Grose, Military Anti- 
quities 1812. - Vol. J. S. 71—74.) 

9) Die militärifche Stellung ber Lehnsmilizen ift in diefer Zeit ein 
Gemiſch, welches aus ben Geſetzen nur bruchſtückweiſe zu erfennen, vielmehr 
end gelegentlichen Notizen und aus bem fpäteren Berlauf der Dinge zu com: 
biniren if. Das Lehnsheer ift taktiich zu allen Zeiten fehr mangelhaft gewefen. 
Die immer noch langſamen Fortfchritte der Fernwaffen gaben der Armatur bie 
infeitige Richtung auf Verftärfung der Nüftung, die trotz aller Erfahrungen 
ver Kreuzzüge immer diefelbe blieb und ſich bis zur Earricatur fteigerte. König 
Jalob konnte nicht mit Unrecht zum Ruhm der Rüftung fagen, „fie ſchütze nicht 
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nur den Träger, fondern verbindere ihn aud), anderen Perfonen ein Leibe zu- 
zufügen.“ Lange Zeit war es bei den ritterlichen Kämpfen hauptſächlich auf 
Abwerfen des Reiters und auf Löfegeld abgeiehen. Wo der Grundherr als fol- 
cher feine Hinterfaffen fiihrt, entfiehen ungleichartige Trupps, die ſich nidt in 
fefte Maſſen gliedern laſſen; es fehlt der pünktliche Gehorfam gegen bie oberfie 
Führung, fehr gewöhnlich auch die Disciplin. Es fehlt der Anreiz zu perön- 
ficher Auszeichnung wegen der Schwierigleit eines Aufriidens in höhere Stelun- 
gen. Schon die Gemeſſenheit der Lehndienfte macht das Lehnsheer für lange 
Kämpfe unzureichend. — Diefe Mängel glichen ſich auf den Continent dadurch 
aus, daß der Gegner an denjelben Mungeln litt. Die Verbindung germaniicher 
Bolksfitte mit dem Beſitz angefiedelter, halbeivilifirter Bollsftämme hatten gleich- 
mäßig das Lehnsweien durch den damaligen orbis terrarım durchgeführt. 
Aller Mängel ungeadjtet blieb die Ueberlegenheit der ſchwergerüſteten Reiterei 
über die alten, jett völlig undisciplinirten und fchlecht bewaffneten Bauermafien 
unbeftreitbar. Noch immer war der Angrifj-der Reiterei unwiberfiehlich, wenn 
ihm nicht eine neue taltifche Ordnung des Fußvolks gegenübertrat. Auf dem 
Continent geſchah dies zuerft durch ein neues Syſtem ber Bhalanr in den rubm- 
reichen Kämpfen der Schweizer gegen Defterreid) und Burgund. In England 
geichah es durch die Ausbildung einer leichten Infanterie, die, in wenigen Glie- 
dern eingelibt, ˖durch Pallifaden den Anprall der Neiterei für den Augenblid 
abhielt, durch Vervolllommnung bes Bogens in furchtbaren hageldichten Mafien 
eine mörderiſche Wirkung auch gegen die ſchwere Rüftung übte, und dann mit 
pfeiljchneller Geſchwindigkeit in die Litden einſtürmte. Das Nebeneinanderfichen 
der Tehns- und der Grafiaftsmilizen gab den Engländern die Möglichkeit, die 
ſtarken Seiten des alten und des neuen Syſtems zu verbinden, aus Neiterei 
und Fußvolk die tüchtigſten, Tampfluftigften und kampfgeübteften Elemente zum 
auswärtigen Dienft herauszunehmen. Die Gefolgichaften der großen Barone 
dienten dazu, die ſchwere Reiterei nicht nur in dauernder Hebung, fondern and) 
in taktiiher Zufammengewähnung auszubilden, fo daß auch von dieſer Seite 
aus die engliiche Neiterei troß ihrer geringen Zahl den plumpen Mafien ver 
franzöfifchen gewachſen war. Troß des verfallenden territorialen Lehnenerne 
zeigt daher der engliiche Adel die volle Tapferkeit und Virtuoſität auch noch 
im Neitergefecht, und ein fehr hohes Standesbewußtiein. Während das Band 
der Untervafallen zu ihren Lehnsherren fich Todert, fteigern fich die Anſprüche 
eines berufsmäßigen Ritterthums bis an die Grenze eines Geburtsſtandes. 
Das PBagen-, Anappen- und Ritterweien hat gerade jebt feine fociale Bluthe⸗ 
zeit. Der Esquire führt fein Wappen an Helm und Schild, und trägt das rit- 
terlihe Schwert mit dem Bewußtſein eines höheren Friegeriihen Standes fchon 
vor dem Erwerb bes Nitterichlages, der goldenen Sporen und der Degenkoppel. 
Gerade dieje Periode war die Blüthezeit des Court of Chivalry, die Zeit, 
wo die feudale Würde eines Banneret eine Zwiſchenſtufe zwiſchen dem großen 
Lehnsbaron und dem Ritter zu werden fcheint. Auch am Hofe des Königs bil- 
det die feit Richard Loöwenherz errichtete Nobelgarde der serjeants-at- arms 
(13 Ric. II. st. 4 c. 6) eine ſtark hervortretende ritterliche Zierde. Eſs ſchien, 
als ob gerade in dieſer Zeit der beginnenden Parlamentsverfofiung England 
eine privilegirte Kriegerlafte, ein ftehendes Heer in feiter Abfonderung vom 
Bolt mit eigenen Rechteverhältniffen erhalten follte. Nach den inneren Kämpfen 
unter Richard Il. faben die Könige die heramziehende Gefahr biefer Gefolg- 
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ſchaften mit herrichaftlicher Livree und Abzeichen volltommen ein. Heinrich IV. 
unterfagt fie, und Rorthumberland wird deshalb im Parlament zu Strafe ver- 
urtheilt (1402). Andeflen mit den franzöfifchen Kriegen und dem Condottiere⸗ 
weien Iebt das Syſtem nothmwendig wieder auf und fteht bald in feiner vollen 
Bluthe da, bis am Schluß der Periode die inneren Widerfpriiche zum gewalt- 
ſamen Austrag konnen. 

Das militärifche Verhältniß der Truppengattungen im Ganzen, auf welches 
ih im folgenden Ercurfus zuritdtomme, war in diefer Periode folgendes: . 

(1) Die Reiterei umfaßt zunächſt die Schwerbewaffneten, die wirklichen 
Kitter meiften® unter der Bezeichnung knights, die ganze Maffe unter der 
allgemeinen Bezeichnung men at arms, wozu and) die Esquires und andere 
Zreifaffen gehören, die in ſchwerer Rüftung beritten gemacht find (servientes). 
Ihre Ausrüftung fcheint im Ganzen gleichartig zu fein ohne eine ftreng peban- 
tiſche Unterſcheidung der Armaturftüde nach Ständen wie in Frankreich. Als 
leichte Reiterei ericheinen aus der Zeit Eduard's II. die hobylers, jo genannt 
von ihren Meinen Pferden, beftimmt zum Recognosciren und Schwärmen. In 
den franzöfiiden Kriegen fommen dazu zahlreiche berittene Bogenſchützen. Die 
ſchwere Reiterei ift noch immer in Heine constabulariae von etwa 25 oder 30 
Daun gegliedert. (Bergl. ein writ 18. Edw. III.: ita quod omnes armis 
sufficientibus muniti, videlicet equites in constabulariis, et pedites in cen- 
tenis et vintenis arraiati, prompti sint et parati. Rymer IV. p. 78.) Es 
war das Amt des Marichalls, die von den verfchiedenen Gütern zuſammen⸗ 
frömenden men at arms in ſolche Abtheilungen zu gliedern. 

(2) Das Fußvolk hildet Compagnien von 100 Mann unter Eonftables 
oder Kentenaren und zerfällt in Pilenmänner und in Streitartimänmer, in ſchwere 
Armbruftfchügen (cross-bowmen) und leichte Bogenfchüten (long-bowmen). Die 
Sandhabung des langen Bogens wurde zur eigentlichen Birtwofität des engli- 
hen Fußvolks. Die Armaturftiide der Grafichaftsmiliz, namentlich die eiferne 
Kappe und das ftarf geftopfte Leder- oder Leinenwanıme find als zweckmäßig 
und tüdhtig beibehalten. 

8) Die Zuſammenſetzuug ber Heere für den auswärtigen Dienit 
iR bei gleichzeitigen Gefchichtichreibern allerdings oft verfchieden angegeben, wie 
dies ſchon aus der Einrechnung oder Nichteinrechnung der Diener und Knechte 
der Berittenen fich hinreichend 'erflärt. Die Angaben ergeben aber doch unge- 
Kr das Syſtem der Zuſammenſetzung. So bei der Einſchiffung a. 1346: 
200 Ritter und 30,000 Dienftleute und Fußvolk (Billani pag. 943). Bor 
Calais: 13 Grafen, 44 Barone und Bannerets, 1046 Ritter, 4022 Esquires, 
Conflables, Eentenare, 5104 Bintenare und berittene Bogenfchühen, 19,954 Fuß⸗ 
voll und Balifer (Archueol. Brit. VI. 213. Bauli V. 657). Bei dem Aufge- 
bet unter Heinrich V. foll ein Serzog mit 50 Pferden, ein Graf mit 25, ein 
Baron mit 16, ein Ritter mit 6, ein Esquire mit 4, em Schlib mit einem 
Plerd ericheinen (Aymer 227 fi.) Bei der Einſchiffung 1415: 6000 Neiterlanzen, 
23000 Schutzen, 1000 Schanzgräber und Kanoniere (Rymer' 298). Nach den 
Mäteren Angaben auf franzöfiichen Boden: 900 Nitterlanzen und 5000 Bogen- 
ſchüren; nach Dionftrelet 2000 Ritterlanzen und 13,000 Schüten (Pauli V. 
11. Dur die vom franzöfiichen Boden zuridftrömenden Maſſen und durch 
die Grafſchaftsmilizen wurde es möglich, daf in der Schlacht bei Towton (1461) 
auf der Seite des Lancafter angeblich 60,000 Mann, auf der Seite des York 
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48,660 Mann einander gegenüberfianden, Judeſſen hielt es doch fchon hei der 
Aushebung von 1453 Ichwer genug, 13,000 Bogenihügen aufzubringen. Die 
Zufammenfegung der Truppen in dem großen Entreprifevertrag bei Rymer 
©. 392 ift: 6 Bannerets, 34 Ritter, insgefammt 600 Gewappnete und 1700 
Bogenihügen; der Banuerherr zu 4 Sh., der Ritter zu 2 Sh. der Gewappnete 
zu 1 Sh., der Bogenſchütz zu 6 PB. Nach den älteren Angaben bei Brady, Ge⸗ 
ſchichte II. Anh. S. 86: Der Baron und Bannerherr 4Sh., der Ritter 1Sh., 
der Bogenſchütz zu Pferde 6 B., der Bogenichüt zu Fuß 3 P. (a. 1346), Ar⸗ 
tilleriftien werden höher bezahlt ale die Gewappueten. — Sir William Wil; 
loughby ftellt zu dem Feldzug nad) Schottland 2. Henry IV.: 3 Ritter, 27 Men- 
at-arıms, 169 Bogenſchützen. In 19. Henry VI. zählte das Heer auf franzöfi- 
chem Boden 800 Speere zu Pferd mit dazugehörigen Bogenichliten, 800 Speere 
zu Fuß und 2200 Bogenfchüten, die Berittenen zum Felddienſt, die zu Fuß für 
den Garnifondienft (Nicolas IV. p. XC.). Eine Zufammenftellung von Werbe- 
verträgen bei Mackintosh, History II. Anb. ergiebt am Schluß des Mittel- 
alters folgendes Berhältniß von ſchwerbewaffneten gentlemen (men at arms), an- 
deren Schwerbewaffneten (launces), berittenen Bogenichüten und Bogenſchützen 


zu Buß: 

Bogenſchützen Bogenfch. 

Men at arms. Laünces. zu Pferd, zu Auf. 
Lord Latymer ftellt . 3 10 3 6 
„Powys 1 60 — — 
» Barnes . .. 2 6 4 7 
„ 8m... 9 10 25 60 
„ Devon .... 6 2 25 66 
» Scoop of Bolton . 3 11 10 10 
„ Scoop of Upfal . . 3 — 15 15 
„Surreh.. 5 12 20 46 
„Audeley...... 3 20 11 20 
„Straunge .. 10 5 24 249 
„ Welle . 2. 2.2.09 20 16 45 
Thomas Bryan Eseq.. — 1 4 14 
Andere 13 Ritter fielen . 26 68 190 432 
a 7 7 7 7) 


Die men at arıns find gentlemen (Rittergutebefiger ober Söhne ſolcher), 
welche nach alter Weile noch ihre Kappen und Bagen bei fidh führen; die Lanzen 
dienen als ſchwere Reiter einzeln und erhalten gewöhnlich nur den halben Sold, 
nit viel höher ala die Bogenſchützen. In den Stantsrathsprotofollen unter 
Heinrih V. und VI. mechjelte die Zufammmenfegung der zum Feld⸗ und Gar- 
nifondienft beflimmten kleineren Abtheilungen natürlich nach dem Bebürmiß, 
Ueberall aber ericheint der Fußſoldat, den die Lehnemiliz nur ale Knecht zu 
verwenden wußte, al® gefonderte Waffe, und das Verhältniß des Leicht- und 
Schwerbewaffneten, des Reiters und bes Fußmanns nicht mehr als das Ver⸗ 
hältniß des Herrn zum Diener, fondern des Offiziere zum Soldaten — ein 
Umftand, der in Verbindung mit der Geſchwornenverfaſſung eine bebeutungt- 
volle Rückwirkung auf die Ständeverhältniffe übte. Die mehrfachen Schiwan- 
tungen in den Bezeichnungen dieſer Zeit rühren ber von der Bermifchung der 
Ehrenrechte des Befikes und der Ehrenrechte des Militärdienftes in dieſem Kon- 
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glomerat von Lehne- und Grafſchaftsmilizen. In derfelben Zeit, in welder 
auf dem Kontinent das alte Tehnsfoldaten. und Kriegsminifterialenthum fich zu 
einem erblihen Stande abſchloß, bildeten ſich aus diefer gemifchten Heeresver- 
faffung in England die Standesverhältniffe der heutigen gentry. 


II. Die Gerihtöverfafiung hat feit den Zeiten det Magna 
Charta eine entfhieden neue Wendung genommen. Die 
Zeit, in welcher die Gerichtsverwaltung ald Geſchäft eines fportuliren- 
den Generalpächters angejehen werden konnte, war jest vorüber. Der 
Ausdrud des neuen Zeitgeiftes zeigt fich in dem Rechtsbuch des 
Bracton, welches die Pflicht des Königs zur Rechtiprechung überall in 
den Bordergrund ftellt. 

Eine rechte Juſtiz, eine wirkliche Ausführung der Zuſicherungen 
ver Magna Charta, milli negabimus, nulli vendemus justitiam 
vel rectum, war aber nur möglich durd eine jortfchreitende Ablöſung 
der Yuftiz von dem Amt des Sheriff. Die Weife, in welcher dies 
lange Zeit gefchehen, nämlich jo, daß durch reifende Finanz⸗, Juſtiz⸗ 
und Kriegscommifferten von Hofe aus periodifh die wichtigften She- 
riffsgeſchäfte beforgt wurden, konnte ebenfalls nur eine Lebergangs- 
‚Mufe fein. Der beftehende Rechtszuſtand erforderte unzweifelhaft 
tehende Richtercollegien, welche feit der Zeit Heinrich's IL. 
etwas ftetiger beſetzt erfcheinen: ein Court of Exchequer für die nach 
Progekformen zu behandelnden Gefchäfte der Schatfammer; ein Court 
of common pleas für gewöhnliche Eivilprozeffe unter Privaten; ein 
Conrt of kings bench für die dem König’ noch. perfünlich vorbehal- 
tenen Juſtiz⸗ Hoheits- und Straffahen. Die Gründe, welde ſchon 
m der vorigen Periode eine Rechtsfindung durch Gemeindegenofjen 
mausfährbar machten, dauern und wirken fort, und machen es noth- 
wendig, die Fortbildung des Nechts immer vollitändiger vom Staat 
anegehen zu laffen. Sollte babei aber die adminiftrative Willfür auf- 
hören, fo konnten nur die Reichsgerichte das Bildungsorgen des ge- 
meinen Rechts werden. „Das gemeine Recht beruht in der 
Bruft der Richter der Höfe des gemeinen Rechts,“ es ift 
eint judge-made-law ſchon feit dem Beginn diefer Periode, und zwar 
mit ſolcher Entfchiedenheit, daß fich die Autorität der Privatrechts- 
büßer daneben fehr bald verliert, dagegen die Präjudizienfammlungen, 
jyearbooks, zur lebendigen Nechtöquelle merden. 

Die jeßige Fortbildung befteht (1) in der Gonfolidirung der 
Reichegerichte mit den reifenden Richtern, (2) in der Gonfolidirung 
der Juries, (3) in der gefelichen Regelung des Gefchwornendienftes, 
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woneben dann (4) der Sheriff, die alten Graffchafte- und Ortegerichte 
Schon fihtbar in den Hintergrund treten. 

Die Gentralifation der Juſtiz macht es zunächſt noth- 
wendig, Perfonal und Gefchäfte der Reihsrichter in eine 
feftere Berbindung mit den Grafſchaften zu bringen.*) Die 
ordentlichen Neiferichter, justitiarii errantes, famen fo langjam 
herum, daß man ihre Rundreifen als einen Cyclus von 7 Jahren an- 
fah (Coke Litt. 293). Die für die assisae und andere fpecielle 
Zwecke abgeoröneten Yuftitiarien bildeten noc fein ftetiges Syſtem, 
und repräfentirten noch nicht den Gerichtshof ſelber. Es wurde da- 
her nothwendig, die zahlreihen Beweiscommiffionen der aesisse nad) 
London zu befcheiden. Die vier vom Sheriff ernannten Ritter und 
die zwölf von diefen defignirten Gerichtömänner mußten nad einge: 
nommenem Augenfchein auf Grund de writ of assize in jedem ein- 
zelen Prozeß während der Terminszeit zu Weitminfter erfcheinen. Nach 
einem Zwiſchenverſuch der Magna Charta erfolgt die definitive Ge- 
ftaltung nunmehr durch st. 13. Eduard I. c. 3., das fog. Statut Weit: 
minfter II. Affifenrichter follen fortan fein zwei vereidete Reichsrich 
ter, welche fic) beiordnen einen oder zwei angefehene Ritter der Graf⸗ 
haft. Sie follen die Affifen nicht öfter als dreimal jährlich abhalten. 
Sie mögen auch leichtere Straffälle (inquisitions of trespass) und 
andere Civilprozeffe, die in den Höfen der Kings bench und Com- 
mon Pleas angebradht find, mit abmachen. Die Gefchworenen follen 
in der Regel nicht mehr in Weftminfter erfcheinen, fondern es foll 
ihnen in der Zwifchenzeit vor der nächften Sigungsperiode ein Termin 
in der Graffchaft gefegt werden. Der Sheriff Iabet die Geſchworenen 
alfo fortan nur pro forma zur nächften Sigungsperiode nad Weit: 
minfter, „wenn nicht zuvor“ (nisi prius) an einem beftimmten Tage 
die Affifenrichter in der Graffchaft erfcheinen. Dies mußte aber regel- 
mäßig der Fall fein, weil nad) Anordnung deſſelben Geſetzes, während 
der dazwifchen liegenden Gerichtsferien, die Richter in der Grafichaft 
erfcheinen müjfen, fo daß die Ladung nad) Weftminfter zu einer bloßen 
Formalität wird. Nach weiteren Confolidationen durch 27. Edw. I. 
c. 4; 12. Edw. II. c. 3; 14. Edw. III. c. 16 trat das gefammte 
Perfonal der Reichögerichte in regelmäßige Verbindung mit den Civil 
affifen kraft periodifcher Commiſſionen. 

Einen analogen Verlauf nahm die Strafgerihtsbarteit. 
Sie blieb allerdings in den politifch ſchwankenden Zeitläufen Tängere 
Zeit in einem mehr flüffigen Zuftand. Das Syſtem perfünlicder Re 
gierung hielt daran länger feſt; die Verhandlung der wichtigften Sachen 
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folfte ja noch immer „coram rege ipso“ vor fi; gehen. Eine Ab⸗ 
ordnung befonderer justices of oyer and terminer ‘fand nad) 
praftifchem Bedürfniß noch oft ftatt, da die Herftellung des üffent- 
lichen Friedens und die Verflechtung der Strafjuftiz mit der Polizei- 
gewalt und dem Yinanzintereffe, die Tange ſchwankende Behandlung der 
Griminalanflage und des Criminalbeweifes bier größeren Wechfel mit 
fih brachte. In einzelen Fällen war durch Statut den justices of 
assıze zugleich eine Sriminaljurisdiction beigelegt. Allmälig jedoch 
werden die Commiſſionen zur Aburtheilung der Straffadhen, die com- 
mission of oyer and terminer, und die noch weiter  gefaßte com- 
mission of gaol delivery, die Form, in welcher auch die Strafjuftiz 
der Reichögerichte mit den Nüge- und Beweiscommiffionen der Grafr 
ſchaft (juries) in eine regelmäßige Verbindung tritt. 

Durch die regelmäßige Verbindung der Eivil- und Eriminal-Com- 
miffionen mit einander ift nun der neuere ordo judiciorum in Eng- 
land weſentlich durchgeführt; das Perfonal der reifenden Richter in 
Juſtizſachen ift am Schluß des Mittelalters im Weſentlichen identiſch 
mit dem ber Reichögerichte. Die Trennung ber. Nechtsfrage von der 
Zhatfrage bildet jet den Grundtypus der engliſchen Juſtiz in ganz 
anderer Weife als das judicium parium der Magna Uharta gemeint 
war. Anfcheinend hat gerade jene Zuficherung der Magna Charta 
über eine Fortdauer der Recht s findung durch Gemeindegenoffen diefe 
Umbildung viel mehr aufgehalten als befördert. Es bedurfte deshalb 
ausdrücklicher Barlamentsbejchlüffe zu den Reformen, und noch immer 
wurden die Sommiffionen der reifenden Richter zugleih auf eine An⸗ 
zahl „Sraffchaftsritter" und Andere ausgeftellt, um dem Buchſtaben 
der Magna Charta zu genügen. In der Hauptſache ift aber das 
Grundfpften der Gerichtöverfaffung am Schluſſe des Mittelalters das 
hentige. 

Nachdem ſo die feſten Organe für die Einheit und 
dortbildung des gemeinen Landesrechts gewonnen waren, 
erfolgt nun die Eonfolidirung der bereits in der vorigen 
Periode geftalteten Jury**) in dreifacher Richtung. 

l. Die Civiljury beftand nad) den assisae Heinrich's I, 
dio Kraft Geſetzes, nur für die urſprünglich genannten Fälle, und 
dam noch immer in der Geftalt, daß die 4 ernannten Grafſchafts⸗ 
titer und die 12 von ihnen cooptirten Geſchworenen die Hauptfrage 
eh Brozeffes unter Mitwirkung und Belehrung des Königlichen Rich⸗ 
ws entfcheiden follen. Sie find alfo noch eine Entſcheidung „per 
jedeium parium vel per legem terrae.“ Das pratti che Bedurf⸗ 
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niß hatte aber die Beweisführung durch Gefchworenencommiffionen von 
12 als „iurata“ über den ganzen Civilprozeß ausgedehnt. In diefer 
feichter zugänglichen (und wohlfeileren) Weife beſchränkt ſich ihr Spruch 
auf die question of fact, und ift ſehr bald in dem Maße geläufig, 
daß von der umjtändlichen assisa mit den 4 Nittern felten Gebrauch 
gemacht wird. Schon frühzeitig kommen auch Beweisverhandlungen 
vor der Civiljury vor; zuerft in der Geftalt, daß die bei Aufnahme 
von Urkunden zugezogenen Zeugen, mit der Jury vereint, derjelben 
ihre Mittheilungen machen; dann fo, daß fie gejondert von der Jury 
ihre Ausfage in der Gerichtsfigung abgeben. Der Lebergang auf 
Zeugen anderer Art und nebenbei auch andere Beweisftüde hat ſich 
durch die Praxis gemadt. Ein DBeweisverfahren vor den Geſchwore⸗ 
nen ift ſchon am Schluß des Mittelalters ziemlich ausgebildet (For- 
tescue de laud. c. 26). 

2. Die Anklagejury war zunäcft verbunden mit den Graf: 
Schaftsverfammlungen, welche die Königlichen justices of oyer and 
terminer in immer regelmäßigeren Perioden abzuhalten hatten. Das 
Ruügegeſchäft beftand nun darin, daß fie die einzelen hundreds auf: 
rufen, und bie vorgebradgten presentments von einer befonderen Jury 
dieſer hundred prüfen und beftätigen Tießen. Dies Berfahren mußte 
indeffen zeitraubend und umftändlich erfcheinen, und jchon aus dem 
Beitreben einer Zufammenziehung der Gefchäfte erklärt ſich eine Ab- 
änderung, deren erfte Spur im Jahre 1368 fichtbar wird. Man hat 
es zwedmäßig befunden, die großen Berfammlungen der Graffchafte: 
ritter und anderer zugleich zu dieſen inquisitiones zu benußen, und 
fo entftand der graund inquest, bie große Jury, neben welder die 
Rügejuries der einzelen Hundertichaften allmälig verfümmern. Die 
Kügepflicht der Ortsgemeinde war bisher controllirt durd einen Rüge⸗ 
ausfhuß der hundred, diefer jett wieder durch einen großen Aus— 
Schuß der Graffchaft, der dann nach der Weife aller inquisition leicht 
die unteren Anftanzen abforbirt, und allmälig die presentments der 
Gemeinden wie die Anzeigen der Einzelen nur als Information be- 
nugt. In diefer Weife übernimmt nun die große Jury das Anklage- 
amt, und neben ihr verjchwindet immer vollftändiger die Privatanklage. 
Die Erweiterung ded Gefchäftsfreifes der großen Jury bringt begreif- 
(ih aber auch ein Bedürfniß mit fich, die anzeigenden Berfonen, viel- 
leicht auch fchon andere Zeugen jummarifch zu hören, fo daß fich der 
Spruch der großen Jury weniger auf eigene Kenntniß als auf eine 
jummarifche Prüfung der Glaubwürdigkeit und Erheblichkeit der An- 
Mage ertredt, und in die heutige Weile jenes Beſchluſſes über die 


II. Die Serichteverfaffung ber reichsftändiichen Zeit. 163 


Anklage übergeht. — Nachdem nun aber im vierzehnten Jahrhundert das 
Yuftitut der Friedensrichter in Gang gekommen war, wird biefe fFor- 
mation des grand inquest auch auf die Quartaljigungen ber Fries 
densrichter übertragen, und dadurch um fo mehr die Feine Rügejury 
des sheriffistourn und des court leet von dieſer größeren und kräf—⸗ 
tigeren Geltaltung überwachen. 

3. Die Urtheilsjurg in Straffahen, welche Bracton und 
Fleta noch als eine Fortſetzung der Rügejury mit theilmeis veränder- 
tem Perſonal darftellen, Hat fich durch die Praxis abgefondert. Die 
prinzipiell entfcheidende Zrennung erfolgt aber durch 25. Edw. III. 
e. 3., wonach jeder Gefchworne der Rügejury (indietor) von der 
zweiten Jury ausgejchloffen werben fol. Und als nun bald nachher 
das Rügegeſchüft immer mehr auf die große, aus der Grafſchaftsver⸗ 
ſammlung gebildete Jury überging, erjcheinen beide Gejchtwornengerichte 
unter dem Namen der „großen“ und „Heinen“ Jury in bauernder 
Zrennung. Bon einem Zeugenverhör und anderen Beweisaufnahmen 
findet fih vor diefer Jury im Mittelalter noch Feine Spur. Sie ift 
alfo immer noch als eine Gemeinde-Beweiscommijfion gedacht, die auf 
ihren Eid die von der großen Jury beftätigten Anklagen nachzuprüfen 
md aus nachbarlicher Kenntnig und Erfundigung definitiv zu entſchei⸗ 
den bat „an culpabilis sit vel non.“ ben deshalb bleibt auch das 
Erforderniß der Nachbarfchaft ftehen, und, nachdem die Praris ſchon 
larer geworden, verlangte man zur Zeit Eduard’ III, daß wenigſtens 
6 hundredors; zur Zeit Fortescue's, daß 4 hundredors in der Ur- 
tbeilöjurg figen follen. Von einer Verantwortlichleit durch attincta 
ft hier micht die Rede, wohl aber von Bußen für Verhehlung, con- 
cealment. 

Rad der Durhführung des Syftems im großen Maß- 
ſtabe mußte fich die Nothwendigkeit einer Sonfolidirung 
des Hefhwornendienftes***) fehrittweife herausftellen. Es fonnte 
don Haufe aus fein Zweifel fein, daß die Gefchwornen in der Graf: 
iheft wie in den Unterbezirken aus den herfömmlichen Gerihtsmännern 
genommen werden follten. Alle älteren Bezeichnungen find nur Be⸗ 
mgnahımen auf die herkömmlichen Qualitäten der Gerichtsmänner. 
Rah den Rechtsbüchern des Glanvilla und Bracton werben für bie 
große Givil-Affife XII legales milites de vicineto verlangt; zu ben 
minder wichtigen Beſitzklagen XII liberi et legales homines de vi- 
eineto. Für die Rügejury der reifenden Richter lautet die Beſtim⸗ 
mung in den Befchlüffen von Northampton 1176: XII milites de 
hundredo, et si milites non adfuerint, XII liberi et legales 
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hbomines. Üben fo in den Anordnungen über die Rügejury vom 
Jahre 1194 und in Bracton fol. 116. Auch in der Normandie ift 
auf die gewöhnlichen Eigenfchaften von Gerichtsmännern Bezug genom⸗ 
men. Coüt. 69: on doit semondre aux jureurs les plus preud- 
bommes et les plus loyaux et les plus prochaines etc. Aehn⸗ 
lich verlangen die Articuli super chartas, 28. Edw. I. c. 9: les 
plus procheins, les plus suffisantz et meins suspecenous. Wo das 
Sraffhaftsgeriht die Bafis der Yury ift, war alfo wie in ber 
ſächſiſchen Zeit die Thanſchaft vorausgeſetzt. Bei der großen Civil- 
Affife, bei der Oberjurg für eine attincta und bei der großen An- 
Hagejury ift alfo zunächſt von Nittern die Rede. Allein der Dienſt 
des Gerichts in diefer neueren Geftalt nahm fo viel Kräfte in Ans 
ipruch, daß fchon bei ben assisae für minder wichtige Fälle liberi et 
legales homines, alfo Freifaffen gern genommen wurden; bei der 
grand jury treten fie gleich Anfangs aushülflich ein; bei allen Juries 
aus der Hundrebfchaft find zwölf milites meift gar nicht zu beſchaffen, 
und daher Freiſaſſen von Anfang an das eigentliche Material der Jury. 
Auch fielen die inneren Gründe weg für ein Tefthalten am großen 
Grundbefig; denn es handelt fi nicht mehr um Rechts findung, die 
eine habituelfe fchöffenähnliche Stellung vorausfest, ſondern um nad: 
barliche Kenntniß und Nachbarzeugniß, zu dem jeder ehrenhafte Mann 
auch in wechfelndem Dienft aufgeboten werden kann. Es zeigt fich da⸗ 
ber von Anfang an das Beltreben, die Freifaffen in Maſſe heranzu⸗ 
ziehen; ja die Schagurfunden ergeben, daß man mißbräuchlich ſogar 
villani (copyholders) in Civilſachen ftellte und daß die Hundertichaf 
ten deshalb oft gebüßt wurden. "Die Gefahr lag jet nach der anderen 
Richtung Hin, in einer Beläftigung der ärmeren Leute durch den Dienft, 
in der minderen Zuverläſſigkeit, Beſtechlichkeit, Furchtſamkeit dieſer 
Elemente. Man ſieht ſich daher genöthigt, nach einem Durchſchnitts⸗ 
ſatz ein Maß des Beſitzes zu fixiren, welches den Geſchwornendienſt 
zu tragen vermag. In Erwägung des Uebelſtandes, „daß ſonſt die 
Reichen frei werden, und die Aermeren die Juries beſetzen,“ verordnet 
zuerft das stat. Westminster II. c. 38, daß nur Freiſaſſen von 
20 Sh. Grundbeſitz für die assisae aufgeboten werden follen. Durd 
21. Edw. I. st. 1 wirb diefer Cenfus verdoppelt: es follen nur Per⸗ 
fonen von 40 Sh. Rente zur Civilaffife aufgeboten werden. Durd 
st. 2 Hen. V. c. 3 wird dann noch genereller diefer Cenſus von 
40 Sh. für Capitalfachen, Realklagen und PBerfonalklagen im 
Werth von 40 Mark gefordert. Die Bedeutung des Cenſus ergiebt 
fih, wenn man erwägt, daß es ein Zehntel der Taxe eines Ritterguts 
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ft, daB es fih alfo um etwa eine Halbe Hufe Land, einen Meinen 
Bauerbefig oder entfprechenden Hausbeſitz handelt, wobei Fortescue c. 29 
rühmend erwähnt, daß in England eine große Zahl folcher Beſitzer zu 
finden fei. Erwägt man die bedeutende Zahl der jährlich nothwendi⸗ 
gen Geſchwornen in den Civilaffifen, in den großen Juries der rei- 
jenden Richter und der TFriedensrichter, in den Urtheiljuries berfelben 
Höfe, in dem sheriffstourn und in den courts leet, fo ergiebt fich 
eine jährliche Betheiligung von Zaufenden, eine neue gleichmäßige Ver⸗ 
teilung der Gerichtslaft auf Ritter, Treifaffen und Stüdter, die zu 
einer Hauptgrundlage des Parlamentsrechts werden ſollte. 

Nah allen diefen Aenderungen hat das alte Amt des 
Licecomes****) die erheblichen Beftandtheile feiner Ju— 
figverwaltung eingebüßt. Der Vicecomes ift für den Civilprozeß 
jest ſchon Überwiegend nur eine Linterftelle der Reichsgerichte in Functio⸗ 
uen, für welche ein Xocalgericht unentbehrlich, nämlich) für Ladungen, Exe⸗ 
autionen und Geftellung der Yuries. Als Civilrichter ift er durch die 
Ausdehnung der Civilaffifen meiftens auf Bagatellprozeffe bis 40 Sh. 
beſchränkt. Es bleiben ihm aber nod wichtige Unterfuchungs-, Poli- 
zei, fiscalifche und Adminiftrativgefchäfte.e Noch immer ift das Amt 
duch Ehrenrechte und Gebühren wichtig genug, um Gegenftand der 
Bewerbung zu fein. Offenbar um der Nitterfchaft zu fehmeicheln ift 
daher zeitweife der Verfuch gemacht, das Sheriffamt durch Graffchafte- 
wahlen zu befegen. Der erfte Verſuch (1258) dur) das Statut der 
Provijoren war auf reine Parteiwahlen hinausgelaufen, welche fpäter 
toffirt wurden. Der zweite Verſuch 28. Eduard I. endete damit, daß 
nah 7 Fahren die Sheriffs in Maſſe abgefetst und neue eingefett wer⸗ 
den mußten. Es zeigte fich,. daß ein Wahlſyſtem an diefer Stelle unan- 
wendbar ift, und jene Verfuche wurden nicht wiederholt. Der Sheriff 
bleibt affo ein Unterbeamter des Schagamts und der Reichsgerichte, 
wird daher dem König vorgeichlagen durch ben Schagmeifter, den Kanz- 
ter, die Schagbarone und die Reichsrichter, 9. Edw. UI. st. 2, wie 
weientfih noch heute. Er Toll binreichenden Grundbefig haben, um 
ſeine vielfachen Verantwortlichfeiten tragen zu. können. Webrigens foll 
term Sheriff oder Bailiff einem Anderen das Amt verpachten ober 
überlafſen. 

In noch ſtärkerem Maße wirkt die neuere Gerichtsverfaſſung auf 
die otdentlichen Hundredgerichte in Civilſachen, für welche ſeit der Be⸗ 
\hräntung des Grafſchaftsgerichts auf Bagatellſachen kein praktiſcher 
Gegenſtand bleibt.” Analog folgte das weitere Abſterben der Patri- 
monigfgerichte in Civilfachen. Kein neues echt, keine Reform wird 
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auf fie ausgedehnt. Schon ber Mangel einer Jury und eines wirt: 
famen Pfändungsrehts mußte fie ziemlich unpraftifch machen, und die 
Aurisdiction auch über villani, copyholders immer vollftändiger an 
die Königlichen Gerichte bringen. 

° Für das Strafverfahren geht der allmälige Verfall der Graf 
Ichaftsgerichte indejfen einen etwas Tangfameren Gang, und jteht in 
folder Verbindung mit der Einführung der Friedensrichter, daß dieſe 
Seite dem folgenden Abſchnitt vorbehaften iſt. 


*) Die Confolibirung der Meichögerichte, der reifenden Nichter und 
die Bedeutung bes VBeamtenelements für die Einheit der Rechtsbildung 
ift richtig gemitrdigt in Hallam, Middle Ages II. c. 3, Const. history 1. 
p. 9. „Der Einrichtung ber reifenden Richter verdanken wir die Gleichförmig 
feit des gemeinen Rechts, welches fich fonft wie in Frankreich in zahlloſe Lolal- 
gewohnheiten aufgelöft haben wilrde. — Anßer diefer Tendenz der Verfchmelzung 
waren fie ein Gegengewicht gegen den Einfluß von Lehnsweien und Clanſchaft, 
machten die Einwohner des Landes mit der Hauptftabt befannt, gewöhnten das 
Bolt an den gewöhnlichen Lauf der Regierung und verminderten den Geifi 
des Provinzialpatriotismus und Provinzialhaffes." — Der VBildungsprozeh, der 
auf dem Kontinent als Reception der fremben Rechte und als Uebergang der 
Rechtsfindung auf das Richteramt Hand in Hand geht, vollzieht ſich aber 
auch in England nur fehr langfam. Noch immer ftand bie alte Rechtsvorftel: 
lung von dem judicium parium entgegen, die ja durch die Magna Charta ale 
ein Grundrecht anerkannt war. 

(1) In der Eiviljuftiz wurde die Kofolidirung zunächft praktiſch veran- 
laßt durch bie Beſchwerden, welche mit dem Erfcheinen der Beweiscommiffionen 
bei dem Centralhofe verbunden waren. Zur Abhilfe der dadurch entfichenden 
Zögerungen und Koften verfpricht die Magna Charta, daß umgekehrt die 
Richter in die Graffchaft kommen follen. Die Spezialverhandlungen in den 
currenten Befit- und Erbprozeffen (writs of novel disseisin, of mort d’an- 
cestor, of darreine presentment) follen in der Weife verhandelt werden, daß 
zwei Keicherichter jährlich viermal in jede Graffchaft gefandt werden, welde 
dann mit vier ausgewählten Rittern bie Affifen abhalten; nöthigenfalls, wenn 
am gefetten Tage die Sache nicht zu beenden ift, mit einem engeren Ausſchuß 
von Rittern und Freifaffen die Verhandlung fortfeten und die Sache entfcheiden. 
(Art. 22, 23.) Dies ermies fi) wohl als praftifch unausführbar. Nach ber 
Charte von 1217 follen die Richter einmal im Jahre Runbreife halten und 
hiierigere Fälle dem Collegium vorbehalten. Dann folgt das Statut Welt 
minfter II., welches die heute fogenannten nisi prius Richter einführt, und 
damit jene munberliche doppelte Ladung der Civilgeſchwornen, die fich als alte® 
Formular bis in die nenefte Zeit erhalten Hat. (Biener, Engl. Gejchw. - Ger. 
I. 80—83.) Die folgenden Statuten find darauf berechnet, auch das Richter 
perfonal der beiden anderen Höfe promiscue an ben Civilaſſiſen zu betheiligen. 
Nah 27 Ed. I. c. 3, 4; 12 Ed. II. c. 3 köonnen dergleichen Affifen und in- 
quisitions vor irgend einem Richter des Hofes, in welchen die Klage ange- 
bracht war, verhandelt werden. Nach 14 Ed. IH. c. 16 können inquests of 
nisi prius verhanbelt werben vor jedem Nichter der Kingsbench oder com- 
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mon pleas, mag auch die Klage nicht in feinem Hofe anhängig fein, oder vor 
dem Chief baron des Court of Exchequer, wenn er ein Rechtögelehrter ift, 
oder fonft vor den Alfifenrichtern, wenn nur einer von ihnen ein Richter ber 
Kingsbench, Common pleas oder des Köhigs geſchworner serjeant iſt. Erſt 
dadurch conjolidirt fich die Kivilgerichtsbarkeit in ihrer heutigen Geftalt. Auf 
Grund der statutes of assize und nisi prius fungiren nun die einzelen Nich- 
ter der NReichögerichte auch ale Richter der Grafſchaftsaſſiſen in Civilfachen. 
Die ihnen periodifch dazu ertheilte Commiſſion ift heute noch wefentlich fo ge- 
jagt, wie einft unter Autorität jener Geſetze, obgleich die urfprüngliche Prozeß⸗ 
weile durch writ of assize längft veraltet und neuerdings aufgehoben iſt. Es 
war damit aber die allgemeine Rechtsform gebildet, in welcher nun die Reichs⸗ 
rihter in Berbindung mit einer Jury der Grafſchaft das ordentliche Eivilgericht 
biden. Eine Erweiterung trat durch 14 Eduard III. cit. noch dahin ein, daß 
außer den ordentlichen Zuftitiarien auch graduirte Nechtedoctoren, the king’s 
serjeants sworn, als Subftituten der Affifenrichter eintreten können. 

(2) In Straffahen war die Abweichung von dem Grundrecht ber 
Magna Charta noch fichtbarer als bei der Magna Assisa, bei der in ihrer 
stipränglichen Geftalt die Geſchwornen auch den Rechtspunkt entichieden. Ge⸗ 
tade hier mußte daher noch ein Gewicht darauf gelegt werben, eine Anzahl 
Grafihafterichter als pares in die Commiſſion aufzunehmen. Der Gang der 
Umgeftaltung ericheint bier Tangjamer und ftüdweifer. Hauptſächlich war es 
die gleichartigere Faffung der periodifchen commissions, durch welche allmälig 
die Sache in ein fefteres Geleis gebracht wurde. Mit deu Rundreiſen der Af- 
Rienricgter wurde nämlich immer regelmäßiger eine allgemeine commission of 
oyer and terminer verbunden, adreffirt an ben Lordkanzler, einzele hohe Staats⸗ 
beamte, Barone, an bie Affifenrichter und deren Subftituten, — die lekteren 
als nothiwendige Ditglieder (quorum) — zur Verhandlung aller Verbrechen 
und einer großen Anzahl von Vergehen, unter der Vorausſetzung, daß foldhe 
in der Grafſchaft begangen und zur Rüge gebracht find. Vorbehalten blieb dabei 
immer noch die Befugniß nach dem Statut Weftminfter II. Spezialcommiffio- 
nen für befondere Fälle zu ernennen. Durch 2 Ed. III. c. 2 ward indeffen 
die Zuficherung ertheilt, daß folche regelmäßig an Reichsrichter und nur in 
dringenden Ausnahmefällen an andere Verjonen ertheilt werden follten. Coke II. 
Inst. 419. IV. Inst. 162. Daran fchloß fid) dann eine noch weiter gehende 
Commission ad gaolas. deliberandas, zur Ausleerung der Grafichaftsgefäng- 
üiffe, in welcher unter dem großen Siegel die einzelen Gefängniffe namhaft ge- 
mat werben. Es wird dadurd) noch ein weiteres forum deprehensionis be- 
gründet, während die erfiere Eommiffion nur ein forum delicti commissi ent» 
hält, Durch die vegelmäßige Verbindung beider commissions mit der Aborb- 
unng ber justices of assize wird nunmehr auch eine regelmäßige Eriminaljuftiz 
duch Aſſiſenrichter hergeſtellt, ohne jedoch zahlreiche Lofalftrafgerichte daneben 
ausuihließen. Nach 20 Ric. II. c. 3 fol Niemand Richter der Alfife oder 
der gaol delivery in feiner eigenen Grafſchaft fein und kein Großer des Reiche 
wit den Richtern bei den Aififen fiten, — eine weitere Durchführung des rei- 
nen Beamtenelements. Weber die allmälige Abfonderung der Finanziachen von 
den Juftigfachen in der Zeit Eduard's III. vergl. die Stellen der Jahrbücher 


% Ass. pl. 44. und 42 Ass. pl. — I. 97. 


—* 


168 Dritte Periode, 


**) Ueber die Sonfolidirung der Juries in biefer zweiten Euitwide 
Iungeperiode vergl. nochmals die Unterfuchungen von Biener, das Engliſche 
Geſchw.⸗Ger. 8b. J. — III., mit dem großen Verdienſt felbftiindig gefundener 
VBelegftellen, fobann Starkie in ber Law Review Nr. 4, Auguft 1845, p. 370 
bis 404. Forsyth, Trial by Jury 1852. Insbeſondere 

(1) über die Kortbilbung der Civiljury im 13. Jahrhundert Biener I. 
8 10, über die Verſchmelzung der assisa mit der jurata Biener I. $ 13, 
©. 124—128, 

(2) Ueber die Entftehung der großen Jury Biener I. 8 19, 20. Die 
ältefte Stelle dariiber 42 Ass. pl. 5. 1368 behandelt einen Fall, wo eine dop⸗ 
pelte Rigejury vernommen wird, bie eine aus jedem hundred ernannt von den 
Bailiffs, die andere befiehend aus Nittern, ernannt von dem vicecomes ber 
Grafſchaft. Die Ießtere wird ein graund enquest genannt umd fcheint als 
eine Nachprüfung gegen bie oft unzuverläffig befundenen Ausiprüche der ge- 
wöhnlichen Rügejury nachzufolgen. Es gewinnt den Anfchein, ale ob man die 
zur Nachprüfung der Sprüche der Civiljury in der Weife der attincta beruie- 
nen 24 Ritter gelegentlich auch bemutte, um die Ausiprüche ber Rügejury zu 
revidiren, und daß diefe größere Grafſchaftscommiſſion dann die Meinere weni- 
ger zuverläffige bald zu überwachſen anfing. Das zweite beftimmte Zeugnif 
bei Biener aus ben Sahrblichern Mich. 35 Henr. IV. 1457 pl. 14. bezieht ſich 
auf eine große Jury bei einer Seffion ber Friedensrichter. Die Formel für 
die Einberufung der großen Fury Täßt fid) nad) Hale dahin beſtimmen: Venire 
facias XXIV tam milites quam alios liberos et legales homines de comi- 
tatu praedicto ad inquirendum pro Domino Rege et corpore comitatus 
praedicti. Fr die Heine Rügejury war die Kormel: Venire facias XXV 
legales homines de quolibet hundredo ad faciendum etc. ine Zeit lang 
find beide noch neben einander zu verfolgen, und es kommen auch noch Spuren 
einer Nachprüfung des Spruchs der Heinen durch die große in 20 Henr. IV. 
vor (Biener S. 135). In dem st. 33 Henr. VI. c. 2 wird in der Bfalrgrai- 
ſchaft Lancaſter noch die große Jury der Grafichaft mit der Meinen Rilgejury 
der Hundertichaft neben einander erwähnt. Im 16. Jahrhundert ift die Heinere 
ſpurlos verſchwunden. Ueber die Anfänge einer Berhandlumg der großen Jurb 
mit bem informer fiehe Biener ©. 138. Ueber die große Jury vor den Frie- 
denerichtern ©. 148. 

(3) Ueber die Confolidirung der Urtheilsjurg diefer Zeit vergl. Biener 
I. $ 18, wo der Charakter der Beweiscommiffion bis zum Schluß bes Mittel: 
alters quellenmäßig richtig hervorgehoben wird: „Die Aury war fllr die Rich— 
ter ein Mittel der Unterfuchung, und fie konnten mit den Geſchwornen gleid 
wie al8 Zeugen verfahren, um bie Wahrheit zu finden.” Das Strafverfahren 
mit Geſchwornen ift für den Richter ein medium eruendae veritatis, eine in- 
quisitio per patriam. Bracton 143b, 

Die Einzelheiten der englifchen Jury und ihre ftarfen Ummandlungen 
nach den Bedürfniß der Zeit ergeben wohl ein hiſtoriſch richtigeres Bild ala 
bloße Kitate aus dem normannifchen Cohtumier. Wenn in ber Normandie 
„24 gute und gejegmäßige Männer” als Beweiscommiffionen in Eriminalfällen 
ohne Weiteres auftreten, fo ift zu beachten, daß in der Normandie feine ver- 
faflungsmäßige Zuficherung wie die der Magna Charta und feine „guten ©r- 
jege Eduard's“ einer folhen Anwendung entgegenftanden, und daß überhaupt 
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der normanniſche Charakter weniger zühe an dem Hergebrachten feſthielt. Der 
gelehrte Streit über den Zufammtenhang. mit den norbifchen Rechten und über 
das Berhältnig der Geſchwornen zu ben alten Eideshelfern ift oft etwas zu 
äußerlich, oft zu Tpeculativ geführt. Das Beduürfniß der Einheit des Rechts — 
und doch der Beibehaltung einer Mitwirkung bes vicinetum beim Urtheils- 
ſpruch — mußte-ganz unabhängig von einander in verjchiedenen Ländern 
Aehnliches erzeugen, nämlich 1) Trennung der Rechtſprechung von der Beweis⸗ 
frage, die von jeher in den Formen und Anfhauungen des germaniichen Pro- 
zeiie Tag, 2) Bildung von Gemeindeausſchüſſen zur Feſtſtellung der Thatfrage, 
die in England durch einen Königlichen Beamten ernannt werben. 3) Concen- 
trirung ber Rechtſprechung in Königlichen Richtern, die ſich in England aus 
dem normanniichen Verwaltungsrecht fehr entichteden und leicht geftaltete. Ein 
unmittelbarer Zuſammenhang der Geichwornen mit den alten Eideshelfern ift 
in England nicht vorhanden, wohl aber enthält die Auswahl der Geſchwornen 
ans dem vicinetum und die Zulaſſung von peremtorifchen Berwerfungen ma- 
terielle und jehr populäre Elemente des ülteren Iuftituts. Eine rühmende An- 
erfemmung der Geſchworneneinrichtung als eine Grundlage der englifchen Frei- 
beit findet fi} erft in Fortescue de laudibus legum Angliae, alſo am Schluß 
dieſer Periode, in einer vielfach fubjectiv gefärbten Eulogie. Der nüdjterne 
Grundgedanfe der Jury ift, daß die thatfächlichen Feftftellungen im Prozeß (bie 
öchftellung der Unterſätze des richterlichen Urtheils) durch ernannte Commiſſio⸗ 
u aus dem Kreis⸗ uud Gemeindeverband erfolgen follen, weil man baflir die 
nachbarliche Kenntni der Berfonen, Sachen und Berbältniffe nicht entbehren 
fan, am wenigften bier, wo die vorfigenden Nichter nur periobifd) aus weiten 
Entfernungen erfcheinen und grundfäglich der Grafichaft fremd fein follen. 
’®, Ueber die Qnalificatiou ber Geſchwornen und bie gefekliche Ab: 
greuzung bes Gefchworuendienftes vergl. hauptjächlich Biener Bd. II. 
E. 48-68, wo aber die inneren Zufammenhänge nicht hervortreten. Die Ba- 
fi6 des Geichwornendienftes ift unzweifelhaft der alte Gerichtsdienft. Gerichts- 
ielge, secta, suit war in der älteren Verfaſſung die Dienftpflicht des Einſaſſen 
gegen den Gerichtsherrn. In Folge des Lehnsweſens cumulirt fi) damit die 
Vehnapflicht, die fich aber nach der Geftaltung des engliichen Lehnsweſens von 
Haufe aus großentheile mit der ſchon vorhandenen Gerichtöpflicht deckt. Im 
Civifgericht eines Privatgerichtsheren heißt fie suit personal und beruht ent- 
weder auf dem Beſitz eines zur Gerichsfolge pflichtigen Lehns oder auf Hofrecht 
(it eustom), fam aber in beiden Geftalten mit den Privatgeridhten allmälig 
in Berfall. Defto Tebendiger blieb fie in den Königlichen Gerichtshöfen, in 
welchen fie fi mun umgeflaltet. Schon bei der Entftehung der Civilaſſtſen 
mußte nicht blos auf Nitter, fondern auf libere tenentes gerechnet werden. 
Die Rüge- und Urtheilsjurg in Straffachen war durch ihre polizeiliche Entſte⸗ 
hungeweife von Anfang an auf. eine maflenhafte Heranziehung der Heineren 
Freifaffen berechnet, und ftand in keinem Zufammenhang mit der Stellung ber 
Kitter als Gerichtsmänner in dem großen Grafichaftsgeriht. Möglich wurde 
Diele Bafirung des Gejchwornendienftes auf den Heineren Beſitz durch die be- 
deutende und fletige Vermehrung ländlicher und ftädtifcher Freifaflen in Folge 
der Lreuzzüge, der Beräußerlichleit und Theilbarkeit der Lehne, der Stadtver- 
kungen. Der Geſchwornendienſt war aljo von Haufe aus auf eine 
breitere Bafis angelegt als derjenige der urtheilfindenden Gerichtemänner. 
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Bei der Rechts findung it immer entjcheidend und nothiwendig eine gemohnheits- 
mäßige Theilnahme, die nur für ‚den größeren Beflt ausflihrbar. Bei dem 
Geſchwornendienſt zur Feftftellung der question of fact kommt es nur auf eine 
genauere Kenntniß im Kreife des vicinetum an und anf perfünlichde Rechtſchaf 
fenheit, und dafür war das fleinere Freifaffenthum ebenfo geeignet wie nnent- 
behrlih. Die Theilnahme an der Urtheilsfindung konnte als ein wichtiges po 
litiſches Recht erfcheinen: die Heranziehung zu den neueren Beweiscommiffionen 
erichien als ein neugeftalteter fchwerer Dienft, und bie Betheiligung daran 
fonnte niemals ein Gegenftand ftänbifcher Eiferfucht werden. Es handelte fich 
nur darum, die Heinen Leute mit dem Dienft zu verfchonen, denen auch dieſe 
periodifche Leiftung zur ſchwer wurde, und andererfeitd ber Jury eine gewifie 
Solidität zn bewahren gegen Beftehung und Einjhlichterung. Dies ift der 
Charakter der Gejetgebung über den Geſchwornendienſt nach zwei Seiten hin. 
Die oben citirten allgemeinen Geſetze fchloffen nicht aus, daß gelegentlich in 
Spezialgefegen noch ein befonderer Eenfus ausgeiprocheu wurde. So bei einer 
jury to inquire of forcible entry or detainer 40 Sh. 8 Henr. VI. c. 9, bei 
einer jury to inquire of the concealments of other inquests 40 Eh. 
3 Henr. VII. e 1., bei einer jury to inquire of riots 20 Sh. 19 Henr. VII. 
ec. 13. Böllig fremd ift aber der ganzen Gefetgebung die Idee eines politiichen 
Rechts. ES Handelt fich zunächft nur um die Beſchwerden eines Dienfles, dem 
man fid) zu entziehen fucht. Schon das St. Marlebridge 52 Henr. III. c. 14 
verordnet daher, daß Königliche Freibriefe in Fällen des Beblrfniffes vom 
Dienſt nicht dispenfiren follen. Fleta II. 52 8 36 klagt, daß ſich die Lente der 
Rügejury des Sheriff zu entziehen fuchen; ja in ein I. 20 $ 91 erzählt er da: 
von, daß man durch fingirte Verkäufe von ber Gerichtefigung der reifenden 
Richter losznkommen fuchte. Die Wohlhabenden beftechen ben Sheriff, um vom 
Dienfte loszukommen, die Parteien verfuchen die ürmeren Geſchwornen zu be- 
wirthen und zu befiehen. In 1. Edw. IV. c. 3; 1. Ric. III. c. 4 ſprechen 
die Erwägungsgründe von dem Mifbraud), daß arme umd gewiffenlofe Leute 
“in der Rugejury des Sheriff fiten. In anderen Stellen ift die Rebe voh Ge 
waltthätigfeiten, die den Gejchruornen von den Parteien drohen, 22 Ass. pl. 44. 
Das immer feltenere Erfcheinen einer mit Rittern vollbeſetzten magna assisa. 
(von ber ein Beifpiel noch im Jahre 1348 vorkommt) hängt mit den Beſchwer 
den des Geſchwornendienſtes zufammen. Auch Fortescue hebt unter feinen 
laudes legum angliae die Eriminaljury nicht als ein politiſches Inſtitut, 
jondern nur als eine zweckmüßige Gerichts. und Beweiseinrichtung hervor. 
Wenn zuweilen von villani die Rede ift, die man zur Jury aufgeboten 
babe, fo war dies für Eivilfachen ein offenbarer Mißbrauch. Der copyholder 
hatte bis zu Edw. IV. kein Befitrecht (estate) am Grundſtück, und felbft bei 
der höher gefiellten Klaffe der fpäter fogenannten privileged villenage, reichte 
ein dingliches Befitrecht, die Möglichkeit einer Rechtsverfolgung gegen ben 
Herrn, nur bis auf Edw. III., in ein paar Gütern allenfalls bis auf Henr. II. 
zurüd. Etwas anders lag die Frage in den Riügejuries und Tleinen Juries, 
die aus dei Polizeigericht der hundred, dem court leet, hervorgingen. Hier 
war die Heranziehung der copyholders zu den juries of inquiry oft nicht zu 
vermeiden wegen der geringen Zahl von Freiſaſſen, unb fie erſchien wohl zu- 
läffig, fofern der Befiber des Guts ein liber homo von Gebnrt im angelſächfi 
chen Sinne war. Diefen Zuſtand vorausjegend, verorbniet das St. 1 Ric. II. 
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c.4 daß in bem Sheriffsturn neben freeholders von 20 Sh., auch copyholders 
von 26 Sh. 8 d. genommen werden (und dann noch einmal beiläufig in 19 
Senr. VII c. 13), worin nicht ſowohl eine Neuerung, als nochmals eine an⸗ 
gemefiene Vertheilung des Dienftes lag. 

, Die Ernennung ber Sheriffe auf Vorſchlag des Schatsmeifters, Kanz- 
lers und der Richter 9. Ed. II. St. 2 ward in einer Zeit beftimmt, in welcher 
des Königthum wieber mit den großen Baronen in Streit um Beſetzung ber 
Großämter lag. Es ward dadurch einerfeits der verfafjungsmäßige Einfluß bes 
Permanent Council gefichert, andererfeits eine gewiſſe Unparteilichleit der Be⸗ 
\etung. Darauf bezog fi auch die weitere Borfchrift, daß fein Steward oder 
Bailiff eines großen Lorde dazu ernannt werden foll, fo lange er in deſſen ac- 
tnellem Dienſt if. Buchſtäblich innegehalten wurde jene Borfchrift wohl zu 
feiner Zeit. Die Meinung war nur, daß die Hauptbeamten bee Per- 
manent Council das Borfhlagsreht üben follen. In 14. Ed, IN. 
St. 1.c. 7; 23. Henry VI. c. 8 werden der Lordlanzler, der Lordichagmeifter, 
der Präfident des Raths und bie drei Vorſitzenden der Heichegerichte erwähnt. 
Zur Zeit Fortescue's pflegten alle Reicherichter mit den Großbeamten und Mit- 
gliedern des Staatsrathe zuſammenzutreten. Es find dies alles nur Bariatio- 
nen in der Geſchüftsordnung des Staatsraths, wie denn auch die Sitte, dem 
König drei Kandidaten vorzufchlagen nur aus der Praris entftanden ift. 

Im Zufammenhang mit dem Einfluß der Großen und mit ben Amtsmiß- 
bräuchen der Eheriffs ftand ferner die jener Zeit gegebene Zuficherung, daß 
der Sheriff, obgleich auf unbeftimmte Zeit ernannt, doch nicht über ein Jahr 
im Amte bleiben fol. Eine Verpachtung ber Aemter der Bezirksvögte (bailiffe) 
war in den articuli super Chartas Ed. I. unterjagt. Wahricheinlich wegen 
der Unausführbarfeit eines unbedingten Verbots befchräntt ſich das ſpätere Sta- 
tut auf die Borjchrift, daß es gegen mäßige Pacht und nur an Grundbefiter - 
geihehen foll. 

Zur Beförderung eines regelmäßigen Gefchäftsganges werden durch 14. 
Em. III. s. 1 c. 9 die gelegentlich von dem Sheriffant .ibgeziveigten und be- 
ienders verliehenen und beſetzten hundreds wieder mit der Grafſchaft vereint (jo- 
weit nicht beſtimmte Privatredhte bei den hundreds in fee entgegenftehen). Weber 
die noch immer bedeutenden Sporteln des Sheriffamts vergl. Thomas on Ex- 
chequer p. 51, 52. 


HI. Die Polizeiverwaltung ber Grafidaft ſondert ſich in 
diefer Beriode auh äußerli von der ordentlichen Ge- 
rihtsgewalt ab und geht aus den Händen des Sheriff in 
das nen gefchaffene Amt der Friedensrichter über. 

Der Sheriff bat im Anfang diefer Zeit noch immer die wichtige 
Stellung der ordentlichen Polizeiobrigkeit der Graffchaft. Wenn 
ad die Magna Charta ihm die Königlichen Criminalffagen ganz ent- 
übt, fo bleibt ihm doch der erfte Angriff, die Armahme der Bürg- 
daft, die polizeiliche inquisitio. Es bleiben ihm ferner die freilich 
terbenden Brivatanklagen und die Enticheibung der leichteren Ueber⸗ 
tetungen nach dem alten Bußungsſyſtem. Es war nun aber gewiß 
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die ſchwerſte Laſt des Gerichtsdienftes, wenn man zu jener imquisitio 
und zu diefem Polizeiftrafamt jedesmal die Gemeinden in Maſſe auf- 
bieten mußte. Eben deshalb waren fo zahlreiche Courts leet 
von dem Sheriffsturn abgezweigt worden. So groß indeifen dieſe 
Erleichterung fein mochte, fo wenig ausreichend ift eine Ort 8 polizei 
für die Aufrechthaltung des Friedens (der Polizeiordnung) im Ganzen. 
Der Hauptmangel war, daß die alten Formen des Gerichts und des 
Gerichtöverfahrens überhaupt nicht ausreichten für eine Reihe von 
polizeilichen Functionen, die vielmehr durch Einzelbeamte in ummittel- 
barer Nähe wirkſam zu handhaben find. 

Es trafen nun aber eine Reihe focialer Grünbe zu 
fammen, um das Gebiet der Polizeigewalt in diejer Pe 
riode ganz außerordentlich zu erweitern und zu verpiel 
fältigen. Friedensbewahrung war einmal das große Bedürfniß dei 
Mittelalters. Keine moderne Bourgevifie hat wohl fo viel nach Poli: 
zei verlangt, wie die englifchen Parlamente diefer Zeit, die niemale 
Triedensbewahrung und Friedensbewahrer zur Genüge erhalten konnten. 
Es wirkten dahin die eigenthümlichen wirthfchaftlichen Verhältniſſe dee 
Landes. Städtifches und Landleben hat fich bier nicht abgefchlofien. 
Mit dem ziemlich frühen Abfterben der Leibeigenichaft, mit ber Ent- 
ftehung freier Lohn- und Pachtverhältniffe lockert fi an vielen Stellen 
das häusliche Band zwifchen Befig und Arbeit. Dadurch und durd 
die Gewerbefreiheit knüpfen fich tägliche Beziehungen zwifchen Beſitz 
und Arbeit, die früher als auf dem Continent durch umfafjende Ge— 
jeße zu vegeln waren. " 

Schon da8 herfümmliche Gebiet der Friedensbewahrung 
gab dem Sheriffsturn und Court leet oft wiederkehrende und man: 
nigfaltige Gefchäfte. Das Statut Windefter hatte die Haftung der 
Hundertfchaften verfhärft. Die Pflicht zu Nachtwachen, das Aufgebot 
des Landfturms zur Verfolgung von Verbrechern (hue and crye), 
die Haftung des Wirths fir den Gaft und Anderes wirkte zufammen, 
um die Gemeinden felbft mißtrauiſch, die Anträge auf Friedensbürg⸗ 
Schaft und Bürgfchaften für gutes Verhalten gegen Verdächtige Häufig 
genug zu machen (2. Edw. III. c. 6; 34. Edw. IIL ce. 1). Die 
Unterfuhung in diefen Gerichten war etwas ganz Anderes ale im 
heutigen Prozeß. Sie erfolgte nicht nur dffentlic vor der Gemeinde, 
fondern in und durd die Gemeinde, mit ftetigem Aufgebot von 
Schulen und Gerihtsmännern, mit eidlichen Verhören über Willen, 
Nichtwiſſen und Glauben. Zunächſt daran reihten ſich befondere Ver⸗ 
pflihtungen bei gewaltfamer Befitentfekung (forcible entry) und 
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dad Verfahren bei aufrührerifchen Verfammlungen 13. Hen. IV. c.7. 
Bei weitem am zahfreichiten und am bejchwerlichften erfchien aber die 
Maſſe der Heineren Straffälle, in denen der Court leet definitiv auf 
die Geldbuße erkannte, deren anfehnlicher Umfang ſchon aus den Trage: 
artileln erfichtlich ift, im denen unter anderem auch das damalige 
Enftem einer Wegeordnung und Wegepolizei lag (eigenmächtige „Ver: 
ihränfung, Verengerung oder Einziehung und Verlegung von Wegen, 
Abflüſſen, Fußpfaden“). Durch den weiten Begriff des ſchädlichen 
Unfnge (nuisance) umfaßte dies Strafgebiet zahlreiche nachbarliche 
Streitigleiten und erweiterte fi auch durch neue Jagdordnungen 
(13. Ric. II. st. 3. c. 13) und Fifchereireglements, die leßteren in 
unglaublicher Specialifirung 13. Eduard I. c. 47; 31. Eduard III. 
st. I.«c. 1—3; 13. Ric. II. c. 19; 17. Rice. U. c. 9; 22. Eduard IV, 
ce. 2; 14. Henry VI. c. 6. 

Eine zweite Gruppe bildet eine äußerſt verwidelte 
Gewerbepolizei, — die Folge der Gewerbefreiheit und der Lohn⸗ 
verträge mit freien Arbeitern. Die zahllofen Reglements, welche auf 
dem Continent in ftädtifchen Polizeiordnungen und Zunftftatuten zu 
juchen find, erfcheinen hier als Gegenftände allgemeiner Gefehgebung ; 
Anfangs als Königliche Verordnungen, assisae und ordinances, dann 
als pParlamentsbeſchlüſſe. Dahin gehören die geſetzlichen Zarorduungen 
für Brot, Bier, Feuerung und andere Lebensbedürfniſſe, assisae ve- 
nalium (zugleich mit Vorfchriften gegen Fälſchung), als deren älteſte 
rm assisa panis ſchon unter Johann 1203, als deren lange Zeit 
widtigfte die assisa panis et cerevisiae 51. Henry III. c. 5 ge 
munt wird, und bie fich als periodifche Zaren fortfegen. Ein Regle⸗ 
ment für das Bäckergewerbe enthält 13. Ric. I. c. 8; für Brenn 
helwerlauf 7. Ed. IV. c. 7; für Kohlenhandel 9. Henry V. st. I. 
e. 10. — Specielle Vorſchriften über die Anfertigung von Ziegel: 
feinen 17. Ed. IV. c. 4, für Tuchmacherei 37. &. DI. c. 15, 
4. Ed. IV. c. 1. Marktpolizei-Vorſchriften 2. Ed. III. c. 15; 
9. &. III. c. 5. Verbote gegen Vergoldungen 5. Henry IV. c. 13: 
2. Heury V. st. 2. c.4. Specialreglements über Bereitung und Vers 
abeitung des Leders 2. et 3. &d. IV. c. 9, 11. über Malzfabrikation 
2.3.6. IV. c. 10, (17. Ric. I. c. 4). Am meiften charak⸗ 
trifirt fih das Detail diefer Geſetze in den neuerlichen Aufbebungs- 
dien wie 49. Georg III. c. 109, welches 40 Geſetze über Wollmanu- 
isftur von 2. Ed. III. an aufhebt (vergl. 19. et 20. Bict. c. 64). 


Gue Art genereller Gewerbeordnung folgt dann noch durch 3. Ed. IV. 
e. 4, 
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Eine dritte Gruppe bildet eine Arbeitspolizei, bei der 
man erwägen muß, daß diefe Geſetzgebung an der Stelle der Unter: 
thänigkeit, der Zunft- und ftädtifchen Polizei: nftitutionen des Gon- 
tinents fteht, wo die gebundene Arbeit in Stadt und Land noch Jahr⸗ 
hunderte hindurch den Arbeiter der perjünlichen Herrichaft des Arbeite- 
gebers unterwarf. Das erfte statute of labourers 23. &bw. TI. 
c. I ff. erging nad einer großen Yandes-Calamität, welche die Zahl 
der arbeitenden Hände vermindert, die Rohnforderungen erhöht hatte. 
Den Arbeitern wird dadurch anbefohlen, jedem Arbeitsgeber zu den 
gewohnten Rohnfägen zu dienen. Spätere Geſetze drohen harte Stra- 
fen für die Weigerung, — für ein eigenmädhtiges Verlaffen der Graf: 
Ihaft fogar die At, Im Zuſammenhang damit bildete fich der durch 
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Verbindungen zur Erhöhung der Arbeitslöhne. In weiterer Verbin 
dung fteht das Verbot des Almofengebens an arbeitsfähige Bettler. 
Durch 12. Ric. II. c. 7 wirb jedem Arbeiter verboten, feinen Wohn⸗ 
ort zu verlaffen, ohne Zeugniß der Obrigkeit für das Vorhandenſein 
‚eines erheblichen Grundes; wer ohne jolches Zeugniß wandernd betrof: 
fen wird, Tann ergriffen und in den Fußblock gefet werben. Arbeits⸗ 
unfähige follen nöthigenfall® an ihren Geburtsort zurückkehren, um 
dort unterhalten zu werden. Mit der Stärke oder Schwäche ber 
darauf folgenden Regierungen wechjelt auch die Strenge ber Arbeits 
polizei, 13. Ric. II. c. 3; 14. Ric. II. c. 1, 2; 2. Henry IV. 
c. 5; 4. Henry IV. c. 15; 5. Henry IV. c. 9; 11. Henry IV. 
e. 8; 9. Henry V. c. 9 st. 2; 8. Henry VI. c. 24; 27. Henry VI. 
e. 3; 17. Edw. IV. o. 1; 1. Henry VII. c. 2; 3. Henry VD. 
c. 8 As Mahnung zur Mäßigung blieb indeffen ein Bauernkrieg 
unter Richard II. in Erinnerung. Als Gegengewicht follten gewifler- 
maßen die gefeglichen Brot⸗ und Biertaren dienen, fo wie die Befug— 
niß der Polizeiobrigkeit, fummarifch über Lohnforderungen zu ertennen, 
welche allmälig daneben tritt. 

Eine vierte Gruppe bilden die Anfänge einer Sit 
tenpolizet, die bereits in dem weiten Begriff common nuisances 
lagen, durch welche lärmende und unzüchtige Wirthfchaften verfolgt 
werden konnten. (Die Gaſtwirthſchaften unterlagen ferner den Regu- 
fativen über die Preife der Lebensmittel und Futterung 12. Edw. 1. 
c. 6 unter befonderer Auffiht über Maße und Gewicht.) Seit 
Edw. III. fchließt fi) daran eine Reihe von Lurusgefegen über Klei⸗ 
dung, Mahlzeiten und anderen Aufwand, veranlaßt durch die frühzeitige 
Mifhung der Stände in Stadt und Land, und durch das abenteuer» 
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liche Treiben, welches die Soldarmeen aus den franzöfifchen Kriegen 
mitbrahhten. Zu diefer Gruppe gehört das Tafelgeſetz 10. Edw. III. 
st. 3 de cibarüs utendis, welches zum Mittag- und Abendbrot nur 
zwei Gänge geftattet; die großen Luxusgeſetze 37. Edw. III. ce. 8—14 
für Kleidertracht und Mahlzeiten, im folgenden Jahre aufgehoben, aber 
theilweiß erneut unter Edw. IV. Ergänzend jtand daneben noch eine arbi- 
träre Strafgewalt der king’s bench als custos morum, jo wie bie 
Befugniß der Bolizeiobrigkeit, Cautionsftellung für gutes Verhalten zu 
erzwingen bei öffentlichen anftößigen Alten der Unfittlichkeit. ” 

Vergleichen wir dieſe Gefeßgebung mit den etwas fpäteren Poli- 
jeiorduungen in Frankreich umd den mehr Iocalifirten in Deutfchland, 
io wird fich eim- relatives Bedürfniß ſchwerlich bezweifeln laſſen; nicht 
minder aber auch, daß der court leet diefen Aufgaben eben fo wenig 
gewachſen war, wie der fportulirende Sheriff mit feinen Untervögten. 
Offenbar können jolche PBolizeiordnungen nur durch Einzelbeamte und 
mehr ſummariſch gehandhabt werden. Die Magna Charta und das 
gemeine Recht kannten jegt Fein anderes Strafverfahren als ein judi- 
cum parınm — in fpäterer Umbildung Richter und Yury. 

Allerdings finden ſich ſeit Richard L, als erfter Verſuch in neuer 
Reife, Affiftenten des Sheriff, gewiſſermaßen Kreisdeputirte, in den 
capitula von 1194 als custodes placitorum coronae bezeichnet. 
Sie jollen ein wachſames Auge über die Königlichen Schagungen, Ge- 
fälle und Gebührniffe Haben, und find wahrfcheinlich identifch mit den 
ipäter fogenannten Coroners.*) Eduard I. giebt diefen Beamten 
eine ausführliche Inſtruction, wie fie mit einer Unterfuchungscom- 
milfion aus den benachbarten Gemeinden bei ungewöhnlichen Todes⸗ 
fällen verfahren follen. Nach 28. Edw. III. c. 6 werden fie aus 
teipectablen Grundbefizern im Graffchaftsgericht gewählt und dem 
Lönig zur Ernennung präfentirt. Diefe erfte Bildung hat indeffen 
leinen weiteren Fortgang genommen, beſchränkt fich vielmehr auf 
Unterjuhungen über Todesurfachen, Unterfchlagung von Schägen und 
einige Affiftenzgefhäfte für den Sheriff. Das Königthum war wohl 
nicht geneigt, die Befugniffe diefer gewählten Beamten zır erweitern. 
Wahrſcheinlich zeigten fie fich frühzeitig dur die Anwendung des 
Vehlprinzips an diefer Stelle als ungeeignete Beamte. 

Unter Heinrih UI. fommen num aflerdings noch andere ge: 
wählte Friedensbewahrer vor. Vielleicht find damit nur Eom- 
miferien und Chief constables der Miliz gemeint. Die von der 
Üelyartei unter Simon von Montfort eingefeten Custodes waren 
jedenfalls nur außerordentliche Commiffarien mit anomalen, fofort 
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gemißbrauchten Gewalten. Die in 4. Eduard I. erwähnten Gom- 
miffarien zur Unterfuchung und Entjcheidung gewifler Vergehen fchei- 
nen kaum mehr als gewöhnliche justices of oyer and terminer ge 
weien zu fein. Cine wirkliche Anomalie bilden allerdings die justices 
of trail baston 28. Edw. I., in unruhiger Zeit ernannt. In 
jeder Grafichaft follen drei größere Grundbefiger oder andere angefehene 
Männer präfentirt, und durd) Königliches Patent als Justices of 
oyer and terminer ernannt werden, um in abgekürzter Weife über 
gewiffe gemeingefährliche Verbrechen zu entjcheiden. Coke II. Inst. 
538—540. Einige Yahre fpäter wird ihre Gewalt noch etwas erwei⸗ 
tert (rot. pat. a. 33. Edw. I). Schließlich findet indeffen Col 
auch in diefen Ernennungen nur den Charafter ber reilenden Richter 
wieder. 

Kurz nach dem Regierungsantritt Eduard's II. werden wieder in 
jeder Grafſchaft conservatores pacis ernannt (darunter der Sheriff), 
welche beſtändig in ihren Grafſchaften reſidiren und ſolche in allen 
Theilen viſitiren ſollen, um zu überwachen die Befolgung des Statute 
Wincheſter und die darauf bezüglichen Königlichen Erlaſſe. Auch dies 
war, nur vorübergehend gemeint. Im folgenden Jahre ergehen writs 
an die Sheriffs des Inhalts, daß gewiſſe Perjonen behaupten ermäch⸗ 
tigt zu fein, als riedensbewahrer zu agiren, obwohl nicht ernannt 
vom König, jondern durch irgend eine andere Autorität, worüber ber 
König fehr überrafcht ift, „dieweil bie Ernennung folder Friedens⸗ 
bewahrer dem Könige gehört und Niemandem fonft.*“ Die Sheriffe 
follen in diskretfter Weife über folche unbefugte Commiffionen wachen. 

Eine fehr ernfte Veranlaſſung zur Einſetzung örtlider 
Bolizeiherren fand ſich aber beim NRegierungsantritt 
Eduard’s IH. Die verbredherifche : Faction der Königin JIſabella 
hatte Eduard IL. zur Abdanfung gezwungen und ermordet. Dem 
ungläubigen Volt wurde verkündet, daß mit Zuftimmung bed unglück⸗ 
lichen Königs der minderjährige Thronfolger die Negierung übernom⸗ 
men habe; mehrer Sicherheit halber wird aber die Orbonnanz 1 
Edw. III. c. 16 im Parlament erlajjen: 

„Zur befferen Bewahrung und Erhaltung des Friedens will ber 
„König, daß in jeder Graffchaft gute und gefegmäßige Männer, 
„welche nicht zu den Böswilligen und Auheftörern in der Graf: 
„Schaft gehören, ernannt werden follen, um den Frieden zu er- 
„halten.“ 
Bei der fortbauernd gefährlichen vage der Herrfchenden Partei folgte 
fur; darauf dad Geſetz 2. Edw. III. c. 2, durch welches die Polizei⸗ 
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ordnung von Winchefter eingefchärft und hinzugefügt wird, daß die 
ernannten Commiffarien nicht nur unterfuchen, fondern auch die Ge- 
walt Haben follen, Ungehorſame und Widerfpänftige zu beftrafen. 
Tie berrfchende Partei wird indeffen kurz darauf geftürzt, und durch 
4. Edw. II. c. 3 werden wieder regelmäßig reifende Nichter zur Ab- 
haltung der Strafaffifen mit Juries ernannt; neben ihnen gute ge⸗ 
inmäßige Männer zur Aufrechterhaltung des Friedens. 

Allein das Bedürfniß zu richterlichen Localcommiffionen dauert 
fort, wie die Parlamentsverhandlungen und die gelegentliche Ernennung 
von localen Strafrichtern ergeben. Dur 18. Edw. IL. st. 2 c. 2 
wird eine Art von gemifchtem Strafgericht verjucht: „es follen in 
jeder Grafſchaft 2 oder 3 der refpectabelften Männer als custodes 
pacis dur Königliche Commiffion ernannt, und wo zeitweife ein Be- 
dürfniß, jollen fie mit anderen rechtsfundigen Männern zufammen- 
gefaßt und angewiefen werden, zu verhandeln und zu entfcheiden über 
Felonies und Uebertretungen gegen den Frieden in der Graffchaft, und 
die angemejjene gefeßliche Strafe zuzufprechen.“ In 20. Edw. III. 
ktitioniren die commoners, daß fie eine Gewalt über Entjcheidung 
von Felonies zu haben mwünfchen, worauf der König erwidert: „daß 
techtögelehrte Perfonen dazu ernannt werden follen.“ ALS darauf in 
21. &dw. III. die commons aufgefordert wurden, ihren Rath über 
die Erhaltung des Friedens zu geben, empfahlen fie, daß 6 Perjonen 
in jeder Grafſchaft, 2 darunter von den Großen, 2 Ritter umd 
2 Rechtskundige, und fo mehr oder weniger, nach Bedürfniß, Gewalt 
und Sommiffion aus der Kanzlei haben follten, zu hören und zu ent= 
ſcheiden, und daß alle courts of trail baston (fummarifche Straf: 
commiffionen) als zur Unterdrüdung des Volkes dienend wegfallen jol- 
km. Offenbar hält der König und Rath das Königliche Ernennunge- 
techt feft, während die Stände das Hauptgewicht auf die Wahl großer 
Grundbefiger legen; eine Abweichung von dem ordentlichen Prozeß⸗ 
gange wünfchen beide Theile möglichſt zu vermeiden. 

Inzwiſchen entſtanden nun aber die Zerwürfniſſe mit den arbei⸗ 
tenden Klaſſen, welche bie statutes of labourers 23. Edw. III. c. 1; 
5. Edw. III. c. 8 hervorriefen. Zur Ausführung dieſer Gefete 
mußten nach Zweck und Faſſung Commiffarien mit außerorbentlichen 
Gewalten ernannt werden. Sie follten 4mal jährlich eine Sigung in 
en Graffchaften Halten. Wahrſcheinlich wurden diefelben Perfonen 
dazu ernannt, die fchon nach) 18. Edw. III. zu commissions of oyer 
and terminer ernannt waren (Reeves II. 472). Es war dies eine 
Zeit, in welcher von Seiten bes lUnterhaufes wie des Königlichen 
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Raths eine Geneigtheit zur definitiven Ordnung dieſer Verhältniſſe 
vorhanden war. Unzweifelhaft haben darüber Verhandlungen im Par: 
lament ftattgefunden, leider aber fehlen die rotuli gerade diefer Zwi— 
ſchenzeit 29—34. Edw. II. 

Endlich nah fo langen verfuchsweifen Geftaltungen erfolgt 
1360 die Einfegung von Kreispolizeiherren als dauern 
des Inſtitut dur 34. Edw. III c. 1: 

„In jeder Grafſchaft von England foll ernannt werden zur Erhal: 
tung des Friedens ein Lord, und mit ihm drei oder vier der Fe 
fpectabelften in der Grafſchaft, nebft einigen Nechtsgelehrten; und fie 
follen Gewalt haben zu bändigen die Gefegübertreter, Aufrührer 
und alle anderen Ruheſtörer, und fie zu verfolgen, zu ergreifen, in 
Haft zu nehmen, und zu züchtigen nad Maß ihres Vergebene, 
und fie in das Gefängniß ſetzen faffen, und fie ‚gebührend beftra 
fen nad) dem Gejeß, nad den Gewohnheiten des Reichs und nad 
ihrem beften Ermefjen und eingeholtem Rath: Ferner die Gewalt, 
Anzeige anzunchmen, und Unterfuhung zu führen gegen alle be 
ftrafte Subjecte und Verbrecher, welche aus den Befiungen in 
Frankreich zurüdgelommen, fich herumtreiben und die früher ge: 
wohnte Arbeit nicht wieder beginnen wollen; und zu ergreifen und 
zu verhaften alle gefährlichen Perfonen auf Anklage oder auf Ver: 
dacht und fie ins Gefängniß zu ſetzen; und fich beftellen zu laflen 
genügende Sicherheit und Bürgfchaft für ihr gutes Verhalten gegen 
den König und das Volk von allen übel Berüchtigten, wo fie auch 
betroffen werden mögen; und die anderen gebührend zu beftrafen, 
damit da8 Volk nicht durch folche Anfrührer und Nebellen beun: 
ruhigt, noch befhädigt, noch der Friede geftört, noch Kaufleute oder 
andere Reiſende auf den Landftraßen beläftigt oder gefährdet werden 
von folchen Uebelthätern: und auch zu hören, zu verhandeln und zu 
entjcheiden, auf Anklage im Namen des Königs alle in de 
Grafſchaſt begangene Felonies und Uebertretungen nad den vorge 
dachten Geſetzen und Gewohnheiten.“ 

Leider fehlen, wie bemerkt, gerade fiir dies Geſetz die vorangegan- 
genen Verhandlungen. Lambard (I. c. 9) Hat eine nach diefem Geſetz 
ausgefertigte Commiſſion fehon ans dem folgenden Jahre 35. Edw. III. 
eingefehen, in welcher auch ſchon die Bezeichnung Justices vorkommt 
(Justitiarios nostros) und ein Zuſatz, betreffend „Maße, Gewidte, 
Diener, Handwerker, Zagearbeiter.“ Zwei Jahre fpäter (36. Edw. III.) 
petitioniren die Gemeinen, daß den ernannten Kreispolizeiherren ange: 
meijene Gebühren bewilligt werden, und die Befugniß „zu inquiriren 
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ſowohl innerhalb wie außerhalb der Freibezirke in Angelegenheiten von 
victuallers, regraters und forestallers eben fo wie von labourers 
und artificers;“ ferner möge in die Commiffionen fowohl für die 
Justices of the Peace, wie für die Justices of Labourers, die 
Klauſel aufgenommen werden, baß fie viermal im Jahre gemein- 
ihaftliche Sigungen halten. Dies Iettere wird genehmigt und 
dvurh 36. Edw. III. c. 12 zum Statut erhoben. — Im nächften 
Fahr folgt die Petition, daß ber König den im Parlament verfammel- 
ten Rittern und Bürgern geftatten möge, die Justices of the Peace 
und die Justices of Labourers and Artificers zu wählen, und 
daß die jo Gewählten nicht wieder entfernt und andere minder Genü⸗ 
gende an ihre Stelle gejett werden. Die Antwort Tautet: das Parla- 
ment möge Perfonen vorfchlagen, aber der König werde ernennen nad) 
jeinem Belieben. — Noch einmal 50. Edw. III. folgt eine Betition, 
nah welcher das Barlament die Justices of tbe Peace ernennen 
möchte, worauf fie vor dem Königlichen Rath beeidigt, und nicht 
ohne Zuftimmung des Parlaments abgefet werden möchten. Die 
Antwort lautet: „die Richter follen ernannt werden vom 
König und feinem Staatsrath (Continual Council),“ — wo: 
mit der Wahlpunft erledigt ift für alle Zeiten (1. Parl. Hist. 343). 

In diefer Zeit ſchon wird auch der chrenvollere Titel Justices 
neben oder anftatt des älteren Custodes pacis üblih. Nach fonfti- 
gen Analogien läßt fi annehmen, daß wohl meiftens diefelben Per⸗ 
jonen zu Justices of the Peace und Justices of Labourers 
ernannt wurden. Beide Stellungen fließen immer mehr in einander. 
Die Form der Commiffion ift fchon feit 3. Nic. II. der Hentigen 
gleihartig. Die Commiffionen 4. Ric. U. z. B. ernennen Conser- 
valores pacis zur Ausführung der Statuten von Winton, Norts 
hampton und Weftminiter, zugleich als Justices zur Unterfuchung 
hlreicher aufgezählter Vergehen, jo wie zur Unterdrüdung gefegwidris 
ger Berfammlungen, Ausführung der Verordnungen über Maße, Ge- 
wichte, das st. of Labourers u. f. w. Auch die Statuten 13—17. 
Ric. II. enthalten ähnliche Aufzählungen mit Einfchluß der Regelung 
der Lohnwerhältniſſe der labourers und servants. In fpäteren Sta- 
tmten wie 2. Henry V. c. 4 $. 2 werben die riedensrichter als 
Peligirichter in Sachen der Dienftboten, Handwerker und Lohnarbeiter 
jelbjtverftändfich vorausgeſetzt. 

Der Anhalt ihrer Gejchäfte war nunmehr nad der Fafjfung 
der Friedens -Commiffionen ein doppelter. (1.) Die Bewah—⸗ 
tung des Friedens nad) common law, d. h. Verhaftung, Zwangs⸗ 
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bürgfchaft, und die fonjtigen reinen Polizeigefchäfte, welche herlömm⸗ 
ih ſchon in der Amtsgewalt der normannifchen Landvögte lagen. 
(2.) Die analogen Gefchäfte nach der Polizeiorbnung von Windefter, 
dem Statut Weftminfter und den fpäteren Geſetzen über Gewerbe: und 
Arbeitspolizei, die fih num mit jedem Menfchenalter vermehren. Birt- 
liche Eriminalftrafen erkennen fie nur Kollegialifch in ihren Quartal 
figungen, mit Zuziehung einer Jury. Ihre Commiffion lautet jo all: 
gemein, daß fie auch bei Felonies mit den reifenden Richtern eine 
concurrirende Criminalgemalt haben. Andererjeits find ihnen eine 
Menge Eleinerer Vergehen gegen die Gewerbe-, Sitten», Arbeitspolizei, 
durch die Faffung der Statuten befonders vorbehalten. Es ift dabei 
noch nicht die Abficht vorwaltend, die Jury in ihrer Anwendung 
wefentlich zu beichränfen. Allein die Faſſung der neueren Polizeigefege 
giebt ihnen auch für ihre Perſon erweiterte, ohne Jury zu übende 
Gewalten. Nah 15. Ric. II. c. 2 follen fie 3. 3. den Thatbeſtand der 
gewaltfamen Befigentfegung feftftellen, nah 2. Henry IV. c.4 8 2 
follen „die Friedensrichter fortan die Gewalt haben, eidlich zu verbö: 
ren alle Arten von Arbeitern, Diener und ihre Herren, und artificers 
über alle Dinge, die von ihnen gefchehen find gegen die gedachten Cr: 
donnanzen und Statuten, und fie demgemäß zu beftrafen auf ihr Ge: 
ſtändniß als ob fie überführt wären durch inquest.“ Die Geſetze der 
folgenden Periode erweitern dies immer mehr zu einer fummarifchen 
Urtheilsfprehung ohne Jury auch gegen den Teugnenden Angeichul- 
digten. 

Das Berfonal ber Friedensrichter follte im Sinne der 
Parlamentspetitionen vorzüglich aus dem größeren und größten Grund: 
befig entnommen werden, während König und Rath vorzugsweile anf 
Rechtskunde beftehen. Aus beiden Elementen wird nunmehr das Per- 
fonal nad) Ortsbedürfnig wirklich zufammengefeßt, ohne das Ermeſſen 
der Krone in der Auswahl erheblich zu bejchränfen. Nach 34. Ebw. 1. 
c. 1 ſollen in jeder Grafſchaft 1 Lord, 3 oder 4 der würdigſten 
Männer und einige Nechtsfundige dazu ernannt werden. Nad 
13. Ric. II. c. 7 follen fie aus den wohlhabenditen Rittern, Ritter: 
gutsbefigern und Rechtskundigen, (knighte, esquires and gentlemen 
of the law) genommen werden. Nah 2. Henry V. st. 1c. 4, 
st. 2 c. 1 follen fie anfäßig fein in der Graffchaft. Erſt der Adele: 
einfluß unter dem Haufe Lancafter führt einen beftimmten Cenſus cin 
18. Henry VI. c. 11: „daß fein Friedensrichter in die Commiffion 
gejeßt werden foll, der nicht Ländereien zum Werth von 20 Pfund 
Silber jährlih hat.” Es war dies die niedrige, ſchon einigermaßen 
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veraltete Taxe eines Ritterguts. Es folgt jedoch das Proviso 8 2: 
„daß wenn in der Graffchaft nicht gerrügende grundangefefjene Berjonen 
vorhanden feien, welche der Rechte und der Verwaltung Tundig, der 
Lordkanzler befugt fein foll, nach feinem Ermeſſen andere zuverläffige 
Berfonen, die der Rechte kundig, in foldde Commiſſion zu ſetzen, auch 
wenn fie feine Grundſtücke zu dem vorgedachten Werth befiten.“ Diefe 
Concurrenz von Grumbbefigern und Rechtskundigen bat noch SYahr- 
Bunderte lang fortgedauert. In der Clauſel der Commiſſion, in wel- 
her „zwei ober mehren“ Friedensrichtern die Befugniß ertheilt wird, 
zu unterfuchen und abzuurtheilen, wird das Proviso hinzugefügt: 
unter diefer Zahl follen jedod immer einer oder mehre namentlich Be⸗ 
nannte fein „quorum aliquem vestrum A. B. C. D. unum esse 
volumus.* Die fo Benannten find die rechtsfundigen Mitglieder, 
weiche deshalb technifch die Quorum heißen. Und in fpäteren Sta- 
tuten wird auch beim ſummariſchen Strafverfahren und bei gewöhnlichen 
Polizeiacten immer fpeciell beftimmt, ob ein riedensrichter jelbitändig, 
oder ob er mit Zuziehung eines rechtsfundigen Collegen den Act vor: 
nehmen foll. 

Das Friedensridteramt ift biernah nur eine Com— 
bination längft vorhandener Elemente in neuer Weife. 
Es ift eine neue Gruppirung von Befit und Amt. Der König konnte 
von jeher Justices of oyer and terminer für die Abhaltung der 
Strafgerichte ernennen: durch die neue Einrichtung wird er gendthigt, 
fie vorzugsweife aus den anfäßigen Grundbefigern der Graffchaft zu 
ernennen. Jene reifenden Richter hatten ihren Halt und Schwerpunft 
m Königlichen Rath und in den Neichsgerichten: die Friedensrichter 
haben ihn in ber Grafſchaft, und bilden in ihren regelmäßig wieder: 
tehrenden Sigungen einen collegialifchen Körper, ‘der nun auch mit den 
ernannten Kreisausſchüſſen (juries) in eine dauernde Verbindung tritt, 
amd eine neugeftaltete Kreisverwaltung für Polizeizwede im weiteften 
Sinne bildet. In den Commiffionen der reifenden Richter werden 
neben ben Reichsrichtern auch Lords und Ritter der Grafſchaft beauf- 
tragt, aber nur als fecundäre Perfohten, deren Theilnahme frühzeitig 
tine nominelle wird. In den Friedenscommiffionen find die profeffio- 
üellen Beamten nur Collegen und rechtöfundige Affiitenten, die vor 
dem dauernden Einfluß des großen Grundbefiges allmälig zurüdtreten. 
Ta die Nichtzahlung von Diäten fchon nach 14. Nic. II. c. 11 ale 
Ehrenfache für Lords und Bannerets erflärt wird, fo erfchien bie 
Richtannahme der wages bald überhaupt als Ehrenfache, womit der 
Zubrang von Advofaten und Minderbegüterten zu den Friedens⸗ 
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Sommiffionen fi vermindert. Der große Grundbeſitz fand darin 
Entfchädigung in größerem Maßftab für die abjterbenden Gutsgerichte. 
Für die practifchen Zwecke der Polizeiverwaltung aber ward damit die 
nöthige Stetigfeit und die nöthige Kraft gewonmen. Da bie Friedens 
richter für den Bereich der Graffchaft ernannt, da ihre Amtsgewalt 
von Anfang an fowohl innerhalb wie außerhalb der Freibezirke geübt 
werden foll, fo greifen fie über die zerfplitterten Gerichtsbezirke über. 

Und fchon hierin Liegt der nächfte Grund, aus welchem die Frie 
densrichter [chrittweife die alten courts leet zurüddrän 
gen.***) Wie alle Neuerungen dieſer Art, find die Friedensricter 
concurrirend, cumulativ auf die alten SYnftitutionen der Friedens⸗ 
bewahrung gefeßt. Die courts leet bfeiben aljo beftehen als Orte: 
polizeigerichte, aber ohne weitere Reform ihrer Verfaſſung. Sie blei- 
ben grundſätzlich befchränft auf ihre alte Yurisdiction nad) common 
law, wo ihnen nicht die Strafgewalt über neue Straffälle nad sta- 
tute law ausdrücklich beigelegt 'ift, wie dies in Gebiet der Arbeits- 
und Gewerbepolizei allerdings öfter gefchehen. In diefem Verhältniß 
der freien Concurrenz ift der court leet (außer an fehr wenigen Or: 
ten, wo mehr zufällige Umſtände ihn Tebendig erhielten) allmälig über: 
wachjen und erdrückt durch die neue Fräftigere Inſtitution der Friedens 
ridhter. Sie waren jederzeit zugänglich, während der court leet nur 
zweimal jährlich auf kurze Zeit eröffnet wird. Sie erhalten von Men— 
Schenalter zu Menfchenalter neue und wirkſame Strafgewalten, während 
der court leet im Ganzen auf eine ſchwerfällige Inquiſition und auf 
die Strafbußen der common law befchränft bleibt. Am Schluß der 
Regierung Ebuard’8 III. (51. Edw. III.) bittet da® Parlament noch 
einmal, den riedensrichtern feine Straffälle zu überweiſen, welde in 
den leets der Grundherren und Städte zu entfcheiden feien. Die 
Antwort lautet: „die bisher beichloffenen Geſetze (Polizeiorönungen) 
können nicht aufrecht erhalten werden, wenn diefe Petition bewilligt 
wird.“ Bon da an geht der Verfall der leets ftillfehweigend weiter. 

Diejelben Gründe gelten nun aber für das Verhältniß der 
Vriedensrichter zu dem Sheriffsturn. Zunächſt freilich bleibt 
dies Polizeigericht durch die Friedensrichter unberührt. Dem Sheriff 
bleibt das Recht des erften Angriffs, der Inquiſition und die Straf 
gewalt in den Kleinen Büßungsfälfen unter Mitwirkung der Gemeinde. 
Zuweilen wird durch befondere Verordnung ein Zuſammenwirken von 
Sheriff und Friedensrichter vorgefchrieben, wie beim Aufruhr; in 
manchen Dingen follen die Friedensrichter den Sheriff controliren 
11. Henry VII. c. 15. Im Allgemeinen aber bleibt das Verhältniß 
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ein concurrirendes zum Nachtheil der Sheriffs, deren Unpopularität 
fortdauert, und deren Bolizeigewalt ſchon durd) den unangemefjenen 
Wechſel des Amtes von Yahr zu Jahr weiter zerfallen mußte Die 
erheblichen Vorunterfuchungsgewalten find ihnen weiter durd) 1. Edw. IV. 
ec. 2, 3 (a. 1461) abgenommen. Sie follen fid) auf den erften Angriff 
und auf die Annahme von indietments befchränfen, den definitiven Haft- 
befehl und die weitere Verhandlung den nächſten Quartalfitungen über- 
laſſen. Dem Sheriff bleibt aber noch die Verwaltung der Grafichafts- 
gefängniffe und im Wefentlichen das Gebiet - der Strafvolljtredtung, 
auf welche die Büreauverfaſſung, das Sportelwefen, das ganze Syftem 
der Finanzverwaltung im Sheriffamt berechnet war und blieb. 

Die unteren Functionen der Sriedensbewahrung, ****) 
die in den Ortsgemeinden, Zehntfchaften, villatae, durd 
Schulzen und Gerichtsmänner, in Geſtalt von Gemeindeausſchüſſen, 
als erfter Angriff und amtliche Anzeigen gehandhabt wurden, gingen 
ist immer ausfchließlicher in das Amt der Ortsfchulzen über, die 
ih nunmehr den Friedensrichtern ungefähr fo unterordnen, wie früher 
dem Sheriffsturn. Diefe unteren Functionen folgen dem Entwicke—⸗ 
Iungsgange der höheren. An Stelle der rügenden Ortsgemeinde erfcheint 
nunmehr der alte Gerichtefchulze tithingman, (der feit Eduard III. 
immer regelmäßiger den von feinen Meilizgefchäften hergenommenen 
Namen constable führt) bei den Seffionen der Triedensrichter, 
macht dort feine dienftlichen Anzeigen (presentments), und überwacht 
den Frieden in feiner Ortſchaft (eben fo wie die chief-constables in 
der Hundertjchaft) mit den alten Pflichten eines Friedensbewahrers 
und mancherlei neuen Amtsfunctionen, die ihm durch die Gewerbe-, 
Arbeits- und Sittenpolizeigefete fucceffiv auferlegt find. 


’, Die Eutftehung bes Amtes der coroners ift in der vorigen Periode 
nur fur; angedeutet, um das Material nicht zu überhäufen. Es liegt darin 
gewiflermiaßen eine Borftufe zur Bildung des Friedensrichteramts, 
die in diefer Weife als Wahlamt zu Feiner Tebensfähigen Fortentwidelung am, 
und deshalb in der Gejchichte wie in der heutigen Commmunalverfaffung mehr 
wie eine Enclave zu behandeln if. Die erfte Spur fucht man in den capi- 
tula placitorum coronae aus dem Jahre 1194, aljo während der Abweſenheit 
Richard's I., ale im Streit der Parteien innerhalb der Reichsverweſung meh- 
rerlei populäre Conceffionen gemacht wurden. Die Worte lauten bei Spelman 
Cod. 331: In quolibet comitatu eligantur tres milites et unus clericus, 
custodes placitorum coronae. Bei Erwähnung abgeurtheilter Erimi- 
zalfäle aus den Fahren 1185 bis 1214 wird die Gegenwart eines Corona- 
rias Domini regis bemerkt (ibid. p. 308), was wohl auch auf daffelbe Amt zu 
beiehen if. Der finanzielle Charakter aller Felonieftrafen führte auf das Be- 
bärfaig einer Kontrolle durch einen Fislal, wozu in diefem Falle einmal ein 
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vereideter Kreisdeputirter beftinmt wurbe. Unzmweifelhaft erfcheint der corona- 
tor unter Johann (Placitorum Abrev. p. 71) nnd in der Magna Charta; jo- 
dann ausführlich in den Rechtsbüchern, Bracton fol. 121— 123, 126b, 135. 
Sleta I. 18 und 25. Britton c. I. — Ueber das Berfahren ergeht eine fehr 
eingehende Verordnung 4. Edw. I. de officio coronatoris, und in dem 
statutum Walliae 12. Edw. I. c. 5. Neben den reijenden Finanzcommiffarten 
ſollen auch noch Männer, welde aus der Grafſchaft felber dem König 
präjentirt würden, eine Controle über die Bewahrung der fisfafifchen und 
Kronrechte fiihren; woraus fid) dann eine inquisitio in der Weife des Sherifie 
turn mit Gemeindecommiffionen bildete, die hauptſächlich ergänzend in der 
Zwifchenzeit der periodiich abgehaltenen ®erichtstage da eintreten jollten, mo ein 
ichleuniges Unterfuchen an Ort und Stelle Noth thut. Gewaltſame Todesfälle 
und gefundene Schäbe wurden daher das Hauptgebiet des coroner; die Übrigen 
Geſchäfte find von feiner Erheblichkeit. Schon nad den ülteften Andeutungen 
fol diefer Beamte gewählt, d. h. dem König durch den Kanzler präfentirt 
werben, wofir das Taufende Formular, ein breve de coronatore eligendo, 
wohl uralt if. Die von dem coroner zuzuziehende Jury foll aus den nächſten 
Drtichaften “zufanmenberufen werden zur Inquisitio (per eorum sacramentam 
inquisitionem faciant de homine occiso), wobei man als felbftverftändlich an⸗ 
nahm, daß mindeftens 12 Gefchworene anmefend fein, und 12 in'dem Sprud 
übereinftinnmen müffen. Bejondere Eigenfchaften werden bei diefer ex tempore zu 
bildenden Commilfion nicht erfordert. Charakteriftiich ift die ungemeine Um- 
fiht, mit welcher fchon in dem Geſetz Eduard’s I. Imftructionen für die Er— 
mittelung der Todesurſache gegeben fin. 

*) Weber die Entitehung des Wriedensrichteramts handelt ziemlid 
ausführlich Reeves History of the English Law (3. Aufl. 1815. Bd. 1I. 472, 
III. 216. 242. 265. 290, IV, 154). Noch heute gebraucht ift das Altere Werl, 
Lambard’s Eirenarchia, or the Ofhice of Justices of the Peace, in ver- 
hiedenen Ausgaben von 1581, 1582, 1588, 1591, 1592, 1594, 1599, 1602, 
1607, 1610, 1614, 1619. 8, Noch ausführlicher ift Dalton’s Justice 1618, 
1619, 1622, 1626, 1629. fol. — und nad) deffen Tode 1630, 1635, 1643, 1697. 
fol. — ebenfalls mit vechtegefchichtlichen Angaben, und einem reichhaltigen, con- 
fufen Material. — Gefchichtliche Ercerpte von Hardy enthält der First Re- 
port on Constabulary Force 1830. p. 192 — 202. — Die gejhichtlichen An- 
gaben Blackſtone's find aus Lambard, namentlich der vage und verworrene Ans- 
drud: „es habe nad) gemeinem Recht conservatores pacis gegeben, entweder 
durch Herfommen oder durch LTehnsbefit, mit der Verpflichtung zur Friedene 
bewahrung, oder folche, welche gewählt worden feien vom Bolfe in dem Grof- 
Ihaftsgericht (Lambard 15—17). Durch den Hergang 1. Edw. III. c. 16 erſt 
jei die Wahl der friedensbewahrer dem Volle genommen und dem König ge 
geben. Lambarb 20.” Diefe immer wieder nachgefchriebene Notiz muß noth- 
wendig zwei Irrthümer veranlaffen. 

Erftens gewinnt e8 den Anfchein, als ob die Friebensrichter von Hanſe 
aus volfsgewählte Beamte gemweien, deren Ernennung dann ber König an 
fi) genommen oder ufurpirt hätte Es verhält ſich damit ebenfo wie mit 
der traditionellen Angabe über die Wahl der Sheriff. Zur Zeit der Bfüthe 
des normannifchen Exchequer und der Lanbuögte kam es nicht felten vor, daß 
da8 Scakamt gegen ftarfe Bezahlung den „Muünnern“ einer Grafſchaft ober 
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Hundred geftattete, ven Königlichen Bogt vorzufchlagen. Solche Einzelfälle wer⸗ 
den dann, aus dem Zuſammenhang geriffen, al® Belege für ein „Bollswahl- 
recht“ citirt. Wenn feit Richarb I. gewählte custodes erwähnt werben, fo 
find nenere Berfuche, namentlich die Coroners gemeint. Seit dem St. Win- 
hefter fönnen auch Constables of Hundreds ale gemählte Friebensbeamte vor- 
fommen, Aber volfsgemählte Beamte in der obrigfeitlidhen Stel- 
Inng der Friedensrichter haben in England ſeit ber Eroberung nicht 
erifirt. Sagen diefer Art, weldhe auch Coke II. Inst. 459, 558, 559 wieder⸗ 
holt, datiren aus der altfächfiichen Gemeindeverfaflung, die ſchon lange vor der 
Eroberung völlig verändert war. Für die normannifche Zeit find fie urfund- 
fich falfh, unvereinbar mit der Stellung jener Beamten, mit dem ganzen norman- 
nifhen Berwaltungswejen und dem Entwickelungsgange ber Geſetzgebung über 
die Ariedensrichter. Die gewählten custodes pacis bdiefer Zeit find theils die 
Coroners, theils die Mufterungsbeamten der Miliz, theils die Konftables in der 
polizeiverwaltung, theils anomale, in Zeiten bürgerlicher Kriege auf fehr kurze 
Zeit gemachte Berjuche. Es find Beamte mit dem Recht bes erften Angriffs 
der Berfolgung des presentment vor den Gerichtshöfen, höchſtens mit der Be- 
fugmiß zur Abnahme einer Zwangsbürgſchaft, aber nicht Königliche justices of 
record, mit ber Befugniß der Urtheilsjprehung und den zahlreichen auferordent- 
lichen und disfretionären Gewalten ber Friedensrichter. 

Zweitens entfteht der Anfchein, als ob es in England jemals eine Patri- 
monialpolizei gegeben habe, wobei die alte Verfaſſung der courts leet mit ber 
nenen pofitiven SImftitution ber Friedensrichter zufammengemengt wird. Es 
lonnte daher jogar die Streitfrage entftehen, ob das Amt der Friedensbewah- 
rung durch unvordenfliche Berjährung (usage) entftehen könne. 2. Hawkins 
Cap. 8. $ 10. Batrimonialfriedensrichter haben aber in England nie eriftirt. 
Kur die Anmaßnngen des Adels unter dem Haufe Lancafter und die Periode 
des Krieges der Roſen hatte verworrene Vorftellungen der Art erzeugt, in ein 
paar Füllen and übereilte ſtaatswidrige Berleihungen. Als aber ein ſolcher 
Fall einer Verleihung des Rechts Friedensrichter zu ernennen, in einer Charte 
für den Abt von St. Albans, zur Verhandlung (20 Henry VII.) vor der Kings 
Bench fam, erflärte der Gerichtshof iibereinftimmend mit dem Staatsanwalt, 
daß der König nicht befugt fei, durch folche Art der Verleihung einer Perſon 
dat Recht zur Ernennung Königlicher Richter zuzugeftehen, da dies eine von 
der Krone untrennbare Brärogative fei. Der präfidirende Richter Fineur fügt 
noch hinzu: ein Königliches Patent fei not of record, Tünne alfo nicht einen 
jastice of record freiren; aus ähnlichen Gründen fei die Verleihung des Rechts 
u begnabigen oder Ausländer zu naturalifiren nichtig, indem es auf Untertha- 
nen ein Recht übertrage, viel zu groß, um anderen Händen als denen der Kö- 
Bigfihen Regierung anvertraut zu werben. Auch Lambard ſelbſt gefteht zu I. 
e. 3: „daß alle Aemter zur Bewahrung des Friebens urſprünglich vom König 
lonmen, und daß Tein Herzog, Graf oder Baron als folcher irgend eine größere 
Gewalt zur Bewahrung des Friedens hat, als jeder Privatınann." Ebenfo 
geht Bladftone davon aus, daß der König durch fein Königliches Amt oberfter 
Bewahrer des Friedens, daß alfo die Polizeigewalt wefentliches Hoheitsrecht ift. 
Es war nur eine Dellaration, wenn das Statut 27 Henry VIII. c. 24 $ 2 
tererdnet: 
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daß feine Berfon, welchen Standes und Grades fie auch fei, vom 1. Auli 
1536 ab irgend eine Gewalt oder Autorität haben fol, Aſſiſenrichter oder 
Friedensrichter zu ernennen, ſondern daß alle ſolche Beamte durd Patent 
unter des Königs großem Siegel im Namen und unter Autorität des Könige 
ernannt werden jollen in allen Grafſchaften und anderen Orten des Reiche, 
ohne Rüdficht auf irgend welche entgegenftehende Berleihungen, Gebräude 
Berjährungen, Geftattungen, Parlamentsacten und andere Dinge (vorbehalten 
bie Friedensrichter in den Pfalzgrafichaften und gewiſſen Städten). 
Diefe Deklaration war eben nur veranlaßt durch mancherlei Anmaßungen uud 
objervanzıwidrige Berleihungen aus der Zeit des Haufes Lancafter. Hier und | 
da kam auch wohl eine Charte vor, welche den Einfaffen eines Kitterguts dad 
Recht einen Friedensrichter zu nominiren verliehen hatte. (R. v. Maſhiter, 
6 A. und E. 153), 
+++), Der Verfall des Sheriffsturn und des court lest als Folge der 
aufwachjenden Iuftitution der riedensrichter beruht fo fehr auf der Natur der 
Sache, daß unter allen Barteilämpfen, Stimmungen und Revolutionen der ipü- 
teren Zeit der Gang der Sache unverändert blieb. Die tägliche Erfahrung 
zeigte unabänderlich, daß Gemeindeverfammlungen weder in pleno nod in 
committees eine Polizeiverwaltuug in der Weife filhren können, tie fie jchon 
am Schluß des Mittelalters durch den veränderten. Charakter der Friedent 
bewahrung, und namentlich durch die detaillirtere Gewerbe-, Arbeits- und Zit 
tenpolizei geftaltet war. Das Aufbieten ganzer Gemeinden ober Gemeinde 
Ausichüffe zu folchen Zwecken wird immer fchwerfälliger und fachmwidriger. 
Muß aber das Wefentlihe durch Einzelbeamte geichehen, jo hätten ſich die 
Ortspolizeigerichte höchftens in gewählte Ortspolizeirichter umgeftalten können. 
Der Grund, aus welchen man bdiejen Weg nicht einfchlug, lag in der Ratur 
ber Polizeigejchäfte, die wegen der Colliſion der Interefien die Anwendung des 
Wahlrechts nicht geftatten, weil dadurch die Polizeigewalt zum Inftrument re 
gierender Klaffen und berrfchender Parteien wird. Sobald an die Stelle pa- 
triacchalifcher Ordnung eine Bolizeiverwaltung nach Gefeten tritt, muß das 
eigentliche Bolizeliwejen iiberhaupt aufhören Eigentum der Ortsgemeinde zu 
fein. Ohne Gefete Tieß fich aber in England fchon am Schluffe des Mittel 
alters das Verhältniß der befipenden und arbeitenden Klaffen nicht mehr ord- 
nen, Wie in eigentlichen Criminalfachen geftaltet ſich daher die höhere Polize- 
function zu einem Richteramt. Die unteren Ortspolizeifunctionen concentriren 
fh in einem Schulenamt (j. nachher Note ****). Die alte Rigepflicht ber 
Gemeinden in corpore geht ſtillſchweigend über in eine Pflicht, dem Conſtable 
dabei zu affiftiren. Noch zur Zeit der Königin Elifabeth braucht Thomas Cmith 
den Ausdrud: jeder Engländer fei ein „serjeant (serviens) zur Ergreifung de 
Diebes,“ — eine Reniniscenz an das Aufgebot ber ganzen Gemeinde im Ge 
biet der alten Friedensbewahrung. Es ftehen bier zwei Syſteme der Straf: 
juftiz und Polizei neben einander, Menſchenalter hindurch in ungehinderter Con 
currenz ihre Kräfte meflend, bie das eine, zwar nicht dem Geſetzesbuchſtaben 
nad), aber doch für das praftifche Leben fill zur Ruhe geht, Es ift eine ein 
feitige und willkürliche Conftruction der Rechtsgeſchichte, wenn man das Allee 
als Mißbrauch und Ufurpation darftellen möchte. (Smith, Parish). 
Der Sheriffsturn galt wenigftens zur Zeit Lord Cole’ als Antiquität. 
Dalton, Sheriffe S. 402, 403, zählt die Gründe des Verfalls auf, weil bie 
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Maſſe feiner Geſchäfte jetzt durch die Affifen, die Ouartalfitungen und die Orts- 
polzeigerichte private leets erledigt werden; weil durch die Concurrenz ber 
fegteren die Zahl der Gerichtemänner in dem Sheriffsturn ganz zujamımnen- 
geihmofßzen fei; weil durch die weiten Entfernungen vom Gerichtsort Sheriff 
and Gerichtsmänner unnöthig beläftigt werben; weit viele frühere Emolumente 
und Sporteln, die damit in Berbindung flanden, den Sheriffs entzogen jeien. 
Uebrigens ſeien aud) die örtlichen leets jetst ſehr vernadhläffigt und viele oft 
ichon feit Iangen Jahren nicht mehr abgehalten. Aud) Smith, Parish (©. 216) 
geſteht trotz feines Eifers fiir die Sache zu, daß er meiftens nur nominell be- 
ftehe, an fehr wenigen Orten, und auch da nur mit einem Theil der alten 
Aunctionen fortbanere. 

*) Die untere Volizeiftellung der GConſtables ift eine Eombination 
aus der Miliz- und aus der Bolizeiverfaffung. Es war eine Arbeitstheilung, 
vermöge deren die Anzeigepflicht und die Pflicht den Friedensbrecher zu er- 
greifen, zunächft auf Schulen und Gerichtsmänner, und dann vorziigeweife auf 
den Schußen (constable) allein überging. Schon in der normannifchen Zeit 
hatte man fich damit begnügt, wenn bei dem Sheriffsturn ftatt der Ortsgemeinde 
der provost .und vier Dann im Namen ber Gemeinde erjchienen. Nach dem 
Statut Marlebridge 52. Hen. III. ſoll nur nod im Fall des Todtichlags die 
ganze Ortsgemeinde erjcheinen, in allen übrigen Fällen der Sheriff zufrieden fein, 
wenn der provost mit vier Mann erſcheint. Auch in den private leets nahm 
man e8 mit dem Ausbleiben der Gerichtsmänner niemals ftreng. Die laufen- 
den Geichäfte fielen daher immer mehr in die Hände des Schulzen allein, ber’ 
nun auch häufiger von feinen Amtsgejchäften in der Miliz constable ober 
petty constable im ®egenfat der chief constables der Hundertfchaft genannt 
wird. In den Geſetzen erſcheint diefe Bezeichnung zuerft 12. Edw. III. Gie 
iheint in der nun folgenden friegerifchen Zeit als ber ehrenvollere Titel an- 
geliehen zu fein nnd verdrängt nunmehr die älteren Bezeichnungen aud) aus dem 
Tolfstprachgebraudy. Die Verbindung der unterften Miliggefchäfte mit dem Schul- 
zenamt war faft unabweisbar. Es war alſo die niedere constableship nur eine 
nene Amtepflicht, die dem längft vorhandenen Gerichtsſchulzen zuwuchs, mit feinem 
Amte verwuchs, gegen Ende des 14. Jahrh. defien gewöhnlicher Amtstitel ward 
dergl. 2. Edw. III. c. 3; 3. Edw. III. c. 14; 25. Edw. III. st, I c. 6; 36. Ed. III. 
t.1.c.2). Namentlich im Meften Englands fommen noch Ortichaften vor mit 
? tithingmen, von denen dann der erſte Constable for the King, der ziveite 
einfader Gerichtsſchulze, headborough, ift. (Lambard, Constables. p. 9. 10.) 

Die älteren Aufzählungen der Pflichten des Conftable fallen daher großen- 
theilg zufammen mit deu Inquiſitionsartikeln bei dem Sheriffetum, mit der 
Kügepflicht der Gemeinde: Anzeige von Friedensbrechern, Vebertretiungen ber 
Polizeiordnung, insbejondere der Bäder- und Brauerordnung, unterlaffener Re— 
yatatur an Landftraßen und Brüden, VBagabunden und dgl. Die fpäteren Ge- 
werbe-, Arbeits-, Sittenpolizeigefete pflegen dann dem Conftable feine Spezial⸗ 
lit und Stellung befonders anzuweifen. Jemehr nun aber an die Stelle bes 
Sherifisturn die Seffionen der Friedensrichter rücken, um fo mehr erjcheint der 
Conſtabler als dienſtthuender Bolizeibeamter bei den sessions. Die jpäteren 
Eeſehe machen ihn durch fpecielle Clauſeln immer mehr auch zum dienfithuenden 
Beamten der einzelen Friedensrichter. Indeſſen hat doch der militärifche An- 
frig dem Conſtabler noch bis zum Schluß des Mittelalters eine angejehenere 
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Stellung bewahrt. Er war noch immer der Hauptbeamte der Ortsgemeinde 
(exit fpäter wurde dies der Kirchenvorfteher 2c.). An vielen Orten erhielt fih der 
court leet, nachdem feine Gerichts- und Polizeigefchäfte eingeichlafen waren, 
wenigften® noch als Gemeindeverfammlung zur jährlichen Wahl des Ortsichul- 
zen. Bon diefer Zeit ift wohl das Wort Selden's richtig: das Kirchipiel macht 
den Conftable, und wenn der Eonftable gemacht ift, regiert er das Kirchſpiel 
(Table Talk v. people). Die Functionen der Heinften Gemeindeausichüffe find 
auf dies Unteramt der Friedensbewahrung übergegangen, analog wie bie be- 
ſchwerlicheren Gefchäfte der größeren Gemeindeverfammlungen auf die Friedens: 
richter. Als eine Mittelsperfon zwiſchen beiden dienen dann die constables of 
hundred, high-constables, die außer ihren Milizgeſchäften nach dem Statut 
Weſtminſter I., in polizeilichen Dingen wie Kreisichußzen fungiren, zur Ausrüh- 
rung friedensrichterlicher Befehle, Oberauffiht über Brücken und Wege, Bi- 
dung der Geſchwornenliſten und einigen anderen periodiſch wiederlehrenden 


Geichäften. 

Einige gefhichtliche Angaben über die Conftables enthält Spelman’s Glos- 
sarium und Lambard's Duty of Constables. 1852. 8. (Anhang zu Lambard's 
Eirenarcha, und aud vielen Ausgaben diejes größeren Werkes .einverleibt.) 


IV. Als Ergänzung der bisher geichilderten Functionen ber 
Grafihaft bildet fih in diefer Zeit ein Commumalfteneriuften, 
welhes demnädhft aud die Örundlage ber parlamentari-- 
hen Steuern wird. 

Während die NeichSverwaltung der normannifchen Könige fchon 
in eine fehr geregelte Geldiwirthichaft übergegangen ift, bleibt die Graf- 
fchaft8verwaltung noch lange Zeit wejentlic) auf perfönliche und Na- 
turalfeiftungen angewiefen. Schon in der normannifchen Zeit fommen 
indeffen auch hier ergänzende Geldleiftungen vor. ‘Die zahllojen amer- 
ciaments und fines, welche gegen Graffchaften, Hundert- und Zehnt- 
Schaften im Schatzamt erkannt wurden; die Sporteln der Sheriffe, 
ihrer Vögte und Diener, fpäter die Sporteln der coroners, Frieden®- 
richter und constables machten Geldbeiträge nothwendig. Die Bei: 
tragspflidt lag denjenigen Perſonen ob, für die fie an Stelle 
einer perfönlihen Dienftpflicht trat. Die älteften Geldzahlun- 
gen waren Verfäumnißbußen für eine perfünliche oder Gemeindepflidt, 
trafen alfo felbitverftändlich den Verpflichteten. Andere Geldbeiträge 
dienten für Beſchaffung nothwendiger Materialien und Anftalten zur 
Erfüllung einer Gemeindepfliht. Direkt oder indireft war alfo die 
Steuer ein Surrogat ded Gerichts-, Polizei, Milizdienftes der grö- 
Beren oder Fleineren Berbände, woraus fi) eine Abftufung von 
Tithing-, Hundred-, County-Rate*) von felbft ergab. Diefe drei 
galten daher al8 Steuern nad) Common-Law, d. 5. Steuern, die 
fih aber als Confequenz der alten Gemeinde- und Gerichtsverfaffung 
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ſtillſchweigend gebildet hatten, und welche in den älteren Gefegen nur 
gelegentlich erwähnt, als vorhanden vorausgefett werden. 

1. Die Ortsftener, Tithing oder Town ley (levy) 
diente zur Beſtreitung der amerciaments und fines, Bußen und 
Schadenszahlungen der Ortsgemeinde und entſprach den Berpflichtun- 
gen, welche die normannifche Berfaffung den Zehntichaften auferlegte: 
Busen für entflohene Uebelthäter, für Beherbergung von Friedens⸗ 
brechern, Geädhteten, Unverbürgten; Verſäumnißbußen für Nichtinſtand⸗ 
haltung der Fuß⸗, Fahrwege und Rinnfale, aud) wohl Heinerer Brücken 
auf Gemeindewegen (brukbote); Bußen für verfäunte Rügen (pre- 
sentments) vor Gericht. War der Ortichaft ein befonderer court 
leet verliehen, fo fam dazu die Erhaltung der Fußblöcke und andere 
Ortsgerichtsfoften. Etwas ſpäter Bußen für Verſäumniß gegen die 
Milizgeſetze, Nichtgeftellung der Mannſchaften, Nichtinftandhaltung der 
Baffenftüde, der Schießftände 2. Um ſolchen Büßungen vorzubeugen 
wurden oft auch directe Geldausgaben nothwendig, wie zur Erhaltung 
der Yanditraßen und Brücken. In gewiffen Städten kamen dazu ſpä⸗ 
ter die Zagegelder der Abgeordneten zum Barlament. — Natürlid) 
wurden jolche Beiträge von dem Ortsvorftand erhoben; der Provost 
Tithingman, mit den vier Männern, welche die Gemeinde beim She: 
riffsturn vertreten, diente auch wie ein committee zur Steuerein- 
ihäsımg. Seitdem an Stelle des Provoft im 14. Jahrhundert der 
Rame „Constable“ erfcheint, wird der Name Constable’s Tax der 
vorberrichende für diefelbe Sache. Die Bertheilung erfolgte auf die: 
ielben Berfonen, auf weldye die Miliz, Gerichts- und Bolizeipflicht 
überfaupt vertheilt war, aljo die Freiſaſſen und beziehungsweife die 
Gerichtsmänner des court leet. Da das Vorbild der Lehnslaften, die 
Bertheilung des Kriegsdienftes, der Hülfs- und Schildgelder nad) dem 
Maß des Grundbefiges, confequent auch die niederen Sphären des nor» 
manniſchen Staats durchdringt und beherricht, fo ergab fich eine Ver⸗ 
tbeilung der Steuer nad) dem Maßſtab des Freibefiges, ſowohl von 
Haus wie von Land und anderen nutzbaren Gerechtigkeiten. 

2. Die Hundred -rate diente zur Zahlung der amercia- 
ments und fines der Hundertfchaft, zur Erhaltung des Hundred⸗Ge⸗ 
richts zum Erſatz der Auslagen des Chief-Constable feit Einführung 
des Miligfyftems, zur Erhaltung der Brücken der Hundertfchaft und 
zu den nachher zu erwähnenden Leiftungen der Grafſchaft. Sie ſcheint 
durch den Bailiff, fpäter den Chief-Constable, auf die einzelen Orts 
haften vertheilt zu fein, wo fie dann wieder als Ortebeitrag, 
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Tuwn-Cess, alfo als Gemeindefteuer auftritt. Die ältefte geſetzliche 
Erwähnung ift in 13. Eduard I. c. 6 (Statut Windpefter).- 

3. Die County-rate dient für die amerciaments und fines 
der Grafſchaft, für gewiſſe Koften des Grafichaftsgerichts, der Cr: 
fängniffe, Grafſchaftsbrücken; gewifje Deilizkoften; fpäter zur Zahlung 
der Tagegelder an die Grafichaftsabgeordneten zum Parlament. Tie 
Erhebung ſcheint urfprünglich fo gefchehen zu fein, daß die Sherifie 
fie auf Hundreds vertheilten. Dagegen verordnet nun aber das 
St. 3. &. I. (St. Weftminfter I.) c. 16, 18: „in Erwägung daß 
die von ben reijenden Richtern gegen die ganze Graffchaft erfannten 
gemeinen fines und amerciaments von den Sheriff ungerecht ver: 
theilt, oft nach gejchehener Zahlung nicht quittirt werden: — follen 
fortan die fo erfanıten Summen von den reifenden Richtern felbit, vor 
ihrer Abreife, (auf den Eid von Rittern und anderen zumwerläfligen 
Männern) auf alle Zahlungspflichtigen vertheilt werden; und die Kid; 
ter folfen die einzelen Strafautheile in ihre an das Schakamt einzu: 
liefernden Strafliften eintragen und nicht die ganze Summe.“ — 
Dies Statut war auf Beſchwerde der commoners ergangen, umd 
ähnliche Befchwerden über unbillige Vertheilung wiederholen ſich noch 
öfter. Dennoch fcheint die von dem Parlament beliebte Einzelein— 
ſchätzung viel zu umftändlih und unausführbar gewejen zu fein. 
Wahrſcheinlich blieb die Weife vorherrichend, ſolche Zahlungen auf die 
ganzen Humndertichaften und von diefen auf .die Ortfchaften zu ver: 
theilen, wobei ſich ein feſtes Beitragsverhältniß bildete, welches freilich 
das bequemjte, bei ungleicher Entwidelung der Wohlhabenheit aber ſpä— 
ter oft ein ſehr unbilliges wurde. Bei der Aufbringung der Tage: 
gelder für die Graffchaftsabgeordniefen fchreibt dad St. 23. Henry VI. 
c. 9, 10 vor, daß der Sheriff durch öffentliche Proklamationen alle 
Coroners, Chiefeonftables und Bailiffs und jeden anderen (Gerichte: 
mann), der dabei fein will, einladen, und daß jene Bezirksbcamten 
perfönlich bei dem Einfchätungsgefchäft mitwirken follen. Es ergiebt 
fi) indeffen aus vielen Symptomen, daß troß folcher gelegentlicer 
Verordnungen im Ganzen die Neigung vorherrfchte, die bisher üblichen 
Beitragsverhältniſſe beizubehalten, um nicht das läftige, unbeliebte, mit 
der Reinheit der Summe in keinem Verhältniß ftehende Gefchäft der 
Einihägung großer Bezirke von Neuem vorzımehmen. Standen aber 
die Proportionen feft, jo fiel das ganze Einfchägungsgefhäft auf die 
Ortsgemeinde zurüd. In diefer lagen überhaupt die häufigften Der: 
anlafjungen zu Gelbausfchreibungen, und baher eine gewiffe Braris der 
Einſchätzung des Nachbarn durch den Nachbarn, woran man durd) die 
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normannifchen inquests gewöhnt war. Die wadjjenden Gefchäfte und 
Koften der Inſtandhaltung der Wege (13. Ebw. I. c. 5), der Mitiz- 
mufterungen, die fpäter den Ortſchaften öfter zugemuthete Geftellung 
von Bewaffneten und mancherlei örtliche Bedürfnijfe veranlaßten wohl 
siemlih früh, daß fich ein ftehendes Einſchätzungs-Comité, 
committee of assessment, bildete. 

Wie fich dies Syftem in der Anwendung auf größere Ortfchaften 
(Städte) geftaltete, wird fi fogleih im nächſten Abfchnitt ergeben. 
Sobald aber der Geſchäftsgang einer ſolchen Communalbeſteuerung 
einmal geläufig geworden, machte fich feine Anwendung auf Staat$- 
fteuern**) gewijjermaßen von ſelbſt. Es handelte fi nur noch um 
eine Zufammenfaffung deilen, was man im Einzelen zu zahlen ge: 
mohnt war, für die großen Bedürfniffe des Staats. — Damit, und 
erit damit war der Graffchaftsperband zu einem feft geglie- 
derten Ganzen für Heer, Gericht, Polizei und Steuer ge- 
worden, und hatte damit die Geftalt gewonnen, in welcher er nun ale 
eites Glied in die Parlamentöverfajlung einrüdt. 


*, Ueber die alte Bildung der Grafſchafts⸗, Hundert: und Ortes 
Stener ift vorzugsweife zu vergleichen der Report on Local Taxation von 
1843 p. 5—7, und die Deuffchrift des Armenamts on Local Taxes von 1846. 
p. 45. Der geſchichtliche Zuſammenhang wird freilich im Einzelen noch man- 
her Aufflärung bedürfen. 

(1) Ueber die Town Ley, Town’ Sess oder Size oder Cess vergl. 
den Report ©. 5, 6, und Appendix A. p. 139, Ueber die Fälle der Buße- 
zahlungen für eine Ortichaft vergl. Smith, Parish ©. 609, 610. Der Mangel 
an gejetzlichen Beftimmungen über die Bertheilung beweift nır, daß die allge- 
meinen Grundſätze der Lehns- und Gerichtöpflicht darüber enticheiden. Als 
Statuten, welche eine Ortsſteuer vorausfegen, citirt der Report das st. 52. 
öeurg III. c. 24, betr. die Leiftungen der Ortichaften wegen Ausbleibens ihrer 
Gerihtsmänner bei dem Rügeverfahren vor Sheriff oder Coroner; ferner 25. 
Edw. J. c. 12, 22 (Magna Charta), wonad) feine Ortichaft zwangsweiſe zum 
Brüdenban angehalten werden foll, wo bies nicht zur Zeit Heinrich's II. her- 
mmlih geweſen (alfo ein Fall von Ortsleiftungen zu Wege- und Brüden- 
baulafı). 

(2) Weber die Hundred-rate vergl. ben Report ©. 6 und Appendix 
S. 499. Sie wird fogar für “älter (?) gehalten als die Ortsfteuern. In ber 
wpateren Erhebungsweiſe erfcheint fie jedenfalls repartirt auf die Ortichaften. 

(3) Ueber die County-rate vergl. den Report p. 7, 8. 

Es ergiebt fi ſchon aus den Kitaten, wie die Geſetze des Mittelalters 
Diele Berhältniffe nur gelegentlich berühren, um einzele Mifbräuche zu befeitigen. 
Naturwüchſigkeit herricht aber in feinem Steuerſyſtem. Hier war es das nor- 
manniſche Berwaltungsweien, twelches mit feinem adminiſtrativen Büßungs- 
oem die Miliz, Gerichts- und Polizeipflichten nad) den zeitigen Bebürfniffen 
x Staats in Gang brachte, und damit als Surrogat aud ein Steuerfyften. 
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Ehen deshalb ergab ſich auch das fteuerpflichtige Perſonal als jelbfiverfländ- 
li, nümlich Nitterguts- und Freifaffenbefig in Stadt und Land. Zum court 
leet erfcheint allerdings auch der copyholder und die ganze erwachſene Bevöl- 
ferung als eine breitere Bafis. Indeffen galt dies Gerichtsſyſtem nur als eine 
Auszweigung des ordentlichen Srafichaftsgerichts, deſſen Baſis die normale 
bleibt. Auch ift die Theilnahme der Maffe zunächft nur eine paffive; bei der 
Bildung der Fury wird doch wieder auf Grundbeſitz geſehen. Es bleibt alfo 
ebenfo wie beim perfünlichen Dienft der Grundgedanke ftehen, daß das frechold 
des Mittelalters die Bafis der Etaatslaften ift; jedoch fo, daß das copyhold, 
wie zum Dienft der leet jury, fo aud) zu den dadurch veranlaften Beiträgen 
wohl fchon herangezogen wurde. Indirect tritt auch dies wieder in einzelen 
Parlamentsftatuten als jelbfiverfiändliche Vorausſetzung auf. So rädfidtlid 
der Beiträge zu den Tagegeldern der Grafichaftsabgeordneten in 12. Ric, II. 
c. 12. "Wenn irgend ein Lord oder anderer geiftlicher oder weltlicher Gen 
Ländereien, Grundftiide oder andere Befitungen erwirbt, welche beitragspflichtig 
zu folchen Ausgaben waren vor der Zeit des Erwerbes, jo follen die befagten 
Ländereien und Orundftüde und die zeitigen Inhaber derfelben beitragspflichtig 
zu den bejagten Ausgaben fein, wie die befagten Grundſtücke e8 früher waren.” 
Zu den Ausgaben der Graffchaftsabgeordneten find villains (copyholders) nidt 
mitverpflichtet. Br. Parliament 96. Registr. 261. 

*) Die Anwendung des Syſtems der Communalbeftenerung auf 
die Staatsfteuern fand fi gewiſſermaßen von felbft. Die Grund- 
lage auch diefer Erweiterung war in der normannifchen Zeit durch die auxilia 
und scutagia der Kriegsvafallen, durch die auxilia und tallagia ber übrigen 
Landjaflen und Städte vollfländig gelegt. Der größte und angefehenfte Befiz 
war hier von Haufe aus am meiften belaftet. Alle Klaſſen aber litten gleid 
mäßig durd die Willkür der Ausfchreibung, Willkür in den Borausfetungen 
der periodifchen Wiederkehr, Willfir in der Höhe diefer Ausfchreibung. Allen 
Klaffen war wohl das Poftulat der Magna Charta nad einer ftändilden 
Verathung über die Schildgelder der Ritterichaft und über die Schatsungen ber 
Städte gleich populär. Wie langfam und ſtückweiſe auch diefer Verſchmelzungs 
prozeß vor fich gegangen ift, und wie mancherlei Tilden feine Geſchichte auch 
darbietet, jo fteht doch das Refultat feft, daß man fich Über einen gleichartigen 
Mafftab directer Beftenerung vereinigte, der nun zufammenfaßte, was man im 
Einzelen zu zahlen gewohnt war. Die Gewöhnung an gleichmäßige Schatzun⸗ 
gen, ohne Anfehen der Perſon und Sache, war durch die normanmifche Ber- 
waltung foweit gediehen, daß zu den Zwecken der Kreuzzüge ſchon „,; des Ein- 
tommens erhoben werden konnte. In 9. Nic. I. wird die Erhebung eine 
gleichmäßigen Hülfsgeldes nah Hufen je zwei Rittern in jeder Hundertidaft 
zur Einſchätzung anvertraut, und zu verfchiedenen Zeiten kehren ähnliche Reichs 
einfhägungen wieder. Als unter Edw. I. die Sitte beginnt, Abgeordnete der 
Graffchaften und Städte zur Beiprechung folder Bewilligungen periodiſch ein- 
zuberufen, fo bot ſich die fchon geläufige Mafchinerie ber Communalftener un- 
abweisbar auch für diefe Einfchätung zu großen Staatebeiträgen dar. Früher 
waren Sommiffionen flir das Geſchäft im einzelen Fall befonders gebildet, wie 
eine ſolche aus dem Jahre 1232 bei Matthew Paris aufbewahrt iſt. In 26. 
Ed. I. (a. 1297) erſcheint die Sache ſchon vollftändig auf dem Fuß der Com: 
munalbefteuerung. Die Orbonnanz fehreibt vor, daß in jeder Gemeinde vier 


IV. Entſtehung des Communalfteuerfuftens. 193 


Männer gewählt werden follen, welche ihre Einſchätzungen der Grafichafte- 
obrigfeit einberichten, die dann wieder von Hundertichaft zu Hundertfchaft und 
von Gemeinde zu Gemeinde gehen fol, um Beſchwerden zu hören und Irrthü⸗ 
mer in der Einſchätzung zu berichtigen. Neun Jahre fpäter (a. 1306) ift ver- 
ordnet, daß eine Commiſſion (Sury von 12 Männern) aus jeder Hundred ihre 
Einihägung den Einſchätzern der Grafſchaft zu überliefern hat. Sie follen zu 
den Zwed von Gemeinde zu Gemeinde gehen und mit dem Provoſt und den 
vier Männern eine richtige Einjchäßung machen. Die Einfhägungscommilfion 
der Srafichaft geht dann wieder von Hundred zu Hundreb und von Gemeinde 
zu Gemeinde, um zu jehen, daß fein Unrecht gefchehen ift (Smith, Parish 1857 
p. 16, 17). Je häufiger nun aber der Bereinfachung wegen ſich Hundertſchaf⸗ 
tm und Grafſchaften über feſte Beitragsquoten zu Communalftenern einigten, 
um jo näher rückte bie Uebertragung berjelben Proportionen auf die Staats- 
Reuem. Im achten Regierungsjahre Eduarb’s III war eine umfaflende Ab- 
ſchätzung der Einzelgemeinden zu feften Summen vor fich gegangen, und von 
nun an wird e8 Eitte, Städte und Ortögemeinden nad) diefen Proportionen 
einzuſchätzen, die ihre Steuerquote im Verhältniß zu den Uebrigen bildet. Die 
deranlagung und die Einziehung von dem Einzelen blieb der Communitas 
überlafien. 

Dit einigen Interpolationen bringt Anstey Guide Const. Hist. (1855) 
2. 166, 171 folgendes Bild diejer Steuereinfhäßungen zuſammen: 
Tie Quote der Öraffchaft wurde eingefchätt in dem Exchequer. Dann murbe 
en writ an die Ritter umd gerichtspflichtigen Freifaflen der Grafſchaft gerichtet, 
den Königlichen Einfhägungscommifjarien Aififtenz zu leiſten. Für jede Hun- 
dertichaft werden bemgemäß 4 Ritter auserlefen und eingejchworen durch die 
Gerihtsmänner des Graffchaftsgerichte. Die Duote der Ortfchaft wird einge- 
ihäßt durch ihre 4 legales homines (Gerichtsmänner) oder mehre, und biefe 
anf ihren Eid und amtlidje Anzeige presentment follen die Unterfudyung vor- 
nehmen und unter Brief ind Siegel den gefchivorenen 4 Rittern einberichten. 
Tiefe Iaffen die Tare dann erheben von Grundſtücken und beweglichem Gut, — 
alles durch den court leet; „deun die anfäßigen Leute wußten amı beften die 
Umfände ihrer Nachbarfchaft, und wer heranzuziehen und wer zu ſchonen.“ Be— 
ſchwerden, daß der eine zu hoch, der andere zu niedrig gefchäßt fei, gingen an 
den Exchequer , aus welchem ein writ of aequaliter taxandum erging, das 
durch den geeigneten Beamten Abhülfe fchaffte.e Coke II. Inst. 77. In 
8. Edw. DIL wurde ein folches writ für die ganze Grafſchaft Somerjet erlaffen 
(Year Book 11. Henr. IV. f. 35), Die Gemeinde ihrerſeits Tonnte den 
Steuerbetrag durch Pfändung an Mobilien und Geld beitreiben (Heyburn 
v. Keylow. Mich. 14. Edw. II. B. R. Rot. 60), oder durch Civilklage. 

Die wichtigen Angaben über die Steuer-Einihägung unter Eduard I. 
verbanle ich jegt der Schrift von T. Smith, Parish 1857, insbeſondere auch die 
beſſere Benutung der inquisitiones nonarum. Dieſe Inquisitiones nonarum 
ivergl. Cooper, Account I. 286— 293) waren veranlaft durch das st. 14. 
Edw. III. st. 1. c. 20, wodurd dem König 1/o und Yız zu außerordentlichen 
Etats und Kriegsbebürfniffen bewilligt war, und welche in diefem alle auf 
4 vom fädtifchen Einkommen, auf das neunte Lamm, Wollfell und Schaaf 
gehelit waren (unter Freilafjung der ärmften Klaſſen), wofür der König dann 
die wiederholte Zuſicherung giebt, „keine Hillfsgelder oder Laſten ohne Zuſtim⸗ 
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mung des Barlaments aufzulegen.” Gleichzeitig hatte die Geiftlichkeit / i0 von 
ihren Spiritualitäten und Temporalitäten nach der Tare von 1292 bewilligt, 
was man fo verftanden hatte, daß fie nun biefen Schnten und zugleich den vom 
Barlament bewilligten Neunten zu zahlen babe, Auf Beſchwerde dagegen wird 
indefien der Neunte demnächft auf die Kronlehne der Kirche und auf die nad 
1292 erworbenen Befitsungen beſchrünkt. Dies Alles führte zu einer complicir- 
ten Abfchätung, fllr die num fucceffive drei\3nftructionen, commissions, ertheilt 
werden. Für jede Grafſchaft werben angejehene, namentlich genannte Perſonen 
als assessors and venditors für das Einſchätzungsgeſchäft ernannt, die nun 
durch geichworne Männer den Neunten von Kom, Wolle und Lämmern feftfiel- 
len; fodann weiter die alte Tare der Kirche und ihr Perhältnig zum Reunten 
des wirklichen Ertrages, wobei namentlidy der Werth der Zehnten für die Be- 
rechnung der Ausftattung vieler Vikarien noch heute von Intereffe if. Die 
Zufammenftellungen ber Berichte filr 27 Graffchaften find nod im Schatamt 
vorhanden und al® nonarum inquisitiones 1807 fol. gebrudt; die der übrigen 
Grafichaften find nicht mehr aufzufinden, Der Drud beginnt mit Berkfſhire, 
und zwar: 1) decanatus de Redyng, untjaffend 37 Ortfchaften; 2) dec. Abin- 
don, umfaflend 43 Ortſchaften; 3) dec. de Nywebury, umfafjend 26 Ortichai- 
ten; 4) dec. Walyngford, 10 Kirchen und Ortfchaften, forwie den burgus Re- 
dyng. Bedfordfhire ift nad der Eintheilung in 16 Hundertſchaften und 
Villae verzeichnet, Lancaſterſhire nad) 6 Wapentakes, ecclesiae und vi- 
cariae. Dorfetfhbire nad 27 Hundreds und parochiae u. f. fe Auch in 
den Einzelheiten der Abſchätzung erfcheinen mannigfaltige Variationen. Tie 
Sefammtzahl der Ortsnamen beträgt etwa 5000. Ein entjcheidender Beweis 
ergiebt ſich daflir, daß die Steuereinſchätzung der Ortsgemeinde ein volllommen 
geläufiges Communalgeſchäft geworden war. 


V. Die Fortbildung der Städte-Berfaffung diefer Zeit!) läßt 
ſich nicht Fürzer bezeichnen als dadurch, daß fie in Gerichts-Bolizei- 
und Steuerwejen (Abſchnitt IL.—IV.), und zum Theil für die Miliz, 
das Bild einer Grafichaft im verkleinerten Maßſtab wiedergiebt. 

1. In der Miliz-Verfaſſung find die Städte zwar grund 
fäglich den Graffchaften einverleibt, und geftellen ihre Contingente nad) 
Ortſchaften, Kirchfpielen, Hundertfchaften ebenfo wie das platte Land. 
Für London ergab fich indeffen ein eigenes Milizweſen fchon daraus, 
dag die Graffchaft Meiddlefer mit der Stadtverwaltung vereint war. 
Einer Heinen Zahl anderer Städte wurde in dieſer Periode durch 
Charte mit dem „Recht einer Grafſchaft“ auch eine befondere ſtädtiſche 
Miliz beigelegt. j 

2. In der Gerihtsverfaffung ift ein befonderer Court 
leet ſchon in der vorigen Periode Hauptmerkmal der Stadtverfaffung 
geworden. Die Städte haben dazu meiftens das Recht erworben, den 
Ortsvorfteher als Gerichtsvogt felbft zu wählen, d. h. zur Beſtätigung 
zu präſentiren. Die innere ©erichtsverfaffung felbft aber ändert ji 
in biefer Periode. Die fortjchreitende Einheit der Rechtsbildung con⸗ 
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centrirt die Rechtſprechung in rechtögebildeten königlichen Richtern, und 
fett den Antheil der Gemeinde zum Dienft der Jury für die question 
of fact herab. Die localen Eivilgerichte werden dadurch am ſtärkſten 
ergriffen und zerfegt. Aber auch die Strafe und Polizeigerichtsbarfeit 
folgt allmälig einem neuen Gange, befonders feit der Einfeßung der 
Öriedensrichter unter Eduard III. Kinzelen Städten ift dann frei- 
lich wieder eine EivilsYurisdiction nad) dem neuen Mufter von judge 
and jury verliehen. Die erheblicheren Civil- und Strafprogeffe wer: 
den aber durchgehende von den reifenden Richtern mit einer aus der 
gefammten Graffchaft gebildeten Jury entichieden. 

3. Die damit eng zufammenhängende Polizeiverwaltung zeigt 
ein allmäliges Ueberwachſen des Court leet durd) bie Friedengrichter- 
verfaffung.. Die Zahl der Städte, in welchen am Schluß des Mittel- 
alter6 der Court leet noch eine lebendige Bedeutung hatte, ift wahr: 
iheinlich keine fehr erhebliche. An die Stelle treten nun in den wid 
tigften Verhältniffen die für die Grafſchaft ernannten Friedensrichter, 
deren Amtsgewalt ausdrücklich, „jomwohl innerhalb als außer- 
balb der liberties“, aljo auch innerhalb der jtädtifchen Sonder: 
bezirte ertheilt ift._ Das gute Vernehmen der Städte mit der Ritter: 
ihaft, die Erleichterung des Gerichtsdienftes, überhaupt Gründe der 
Zwedmäßigkeit und Bequemlichkeit machen es erflärlih, daß man von 
dieier Seite aus feinen grundfäglichen Widerftand geleiftet hat. Ueber⸗ 
dies waren angefehene Grundbefiger und Rechtskundige der Städte auch 
befähigte Mitglieder einer Friedens-Commiſſion. Die neueren Stadt- 
Garten gehen indeffen ſeit Ric. II. auch Häufig auf eine abgefon- 
derte Friedenscommilfton, deren Quartalfitungen zu einem ordentli- 
den Strafgericht werden, für welches die Stadt ihre eigene Geſchwor⸗ 
nenlifte ſtellt. Da aber die Friedens-Commiffion der Graffchaft 
ausdrücfich „tan infra quam extra libertates‘ lautet, fo behalten 
die Friedensrichter der Grafſchaft eine concurrirende Polizei- und Straf- 
gewalt, wenn nicht durch eine bejondere non intromittant Clauſel ihre 
Concurrenz ausdrüdlic ausgeſchloſſen und die ftädtifche Juſtiz für eine 
excluſive erflärt ift. 

4. In der Sommunalfteuer-Berfafjung haben’ die klein⸗ 
item Städte nur die Bedeutung einer Ortfchaft, beziehungsweife eines 
Kirhipiels, die Mehrzahl aber wohl die Bedeutung einer Hundert: 
ſchaft. London und einige andere haben auch dafür die Bedeutung 
einer Grafſchaft. Die Uebernahme der Königlichen Gefälle in eigene 
Pahtung, firma burgi, gehörte noch zu den regelmäßigen Beftandthei- 
len der Stadtverfaffung. Sehr gewöhnlich war zugleich das Recht eines 
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Wochenmarkts oder eines Jahrmarkts verliehen, für welche in dieſer 
Periode allgemeine Marktordnungen erlaffen wurden. SZollbefreiungen, 
die Befugniß Gemeindeland zu veräußern und andere nugbare Rechte 
ichloffen ſich zunächſt daran. 

Die Zahl der boroughs nad) diefem Syſtem iſt noch anfehnlid 
vermehrt. Unter Eduard I. werden 54 neue aufgezählt, unter Eduard IL 
16, unter Eduard ILL. 28, Heinrich IV. 3, Heinrich VI. 4, Eduard IV. 
2, welche fich in ihrer wirthichaftlihen Bedeutung und ihren ftaat: 
(ichen Leiftungen den Grafſchaften, freilich in fehr verjchiedenen Abjtu: 
fungen anreihen. 

Als nun feit Eduard J. periodifch Abgeordnete der Grafjchaften 
zun Parlament einberufen wurden, fo lag e8 nahe zugleich die: 
jenigen boroughs einzuberufen?), die als Steuerförper 
für das Schakamt eine gewilje Bedeutung hatten. Anfangs ge: 
ichah die nur mit einer geringen Zahl (Rymer IL, 241). In 26 
Edw. I. find aber in planmäßiger Geftalt ſchon 76 Flecken berufen, und 
fpäter unter bderfelben Regierung noch 32; weitere 24 unter Eduard II; 
33 unter Eduard III; 5 unter Heinrih VI; 2 unter Eduard IV, 
unter welchen jedoch viele ihr Recht wieder aufgaben und in Vergeſſen— 
beit kommen ließen. Schon dadurch kam ein neues politijches Ele 
ment in die Stadtverfaffungen, welches auf die Geftaltung der activen 
Bürgerfchaft zurücdwirfen mußte. 

Eben dahin wirkte aber auch die verfchiedene wirthſchaftliche 
Fortbildung?) einzeler Städte. Der Begriff City und Borough 
umfaßte die größten Städte wie London, und Eleine Ortfchaften, in 
welchen fich die Ackerbürgerſchaft durch nichts von den wirthſchaftlichen 
Berhältniffen einer Bauerfchaft unterjchied. Zwiſchendurch Tagen er- 
bebliche Binnenjtädte mit einem blühenden Gewerbebetrieb, in denen 
von altersher Gewerbs⸗ und Handelsinnungen beftanden und neue ent: 
ftanden. Die einfache Grundlage des Bürgerthums, welches alle Theil: 
nehmer an scot und lot umfaßt hatte, ging fchon durch diefe et 
verhältniffe in- mehrfacher Richtung auseinander. 

Daſſelbe galt aber auch von der rechtlichen Grundlage des Stadt: 
bürgerthums feit dem allmäligen Verfall des Court leet. Dit 
periodifchen Verfammlungen der Bürgerfchaft verloren damit ihre pral- 
tifch wichtigen Gejchäfte. Der Gefchwornendienft in feiner neueren Ge⸗ 
ftalt erftredte fi) auf eine geringe Zahl von Berfonen. Das St. 21 
Edw. I. läßt es zwar für ftädtifche Gefchiworene bei dem „Herfommen“, 
ohne einen Cenſus zu fegen. Aermere Leute aber, fowie auch mander- 
lei wohlhabendere Gewerbe, fuchten ſich demſelben zu entziehen. Aue 
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Gonvenienz und Bequemlichkeit ſchmolz die Lifte der wirklich herange- 
jogenen Berfonen wohl frühzeitig zufammen, um fo mehr als regel- 
mäßig ein Unterbeamter die Jury einberief. Die laufenden Gefchäfte 
der Polizeivertvaltung gingen immer mehr auf die Friedensrichter über, 
d. h. auf die höheren Klaffen von Grundbefigern und Rechtsfundigen, 
ſowohl da, wo die Friedensrichter der Grafſchaft thätig waren, wie da, 
wo der Stadt eine eigene Friedens-Commiſſion verliehen war. 

Ebenfo wurde das öconomiſche Verhäftniß der firma burgi jekt 
bald überwogen durch das neue politifche Recht, nach welchem der Kö⸗ 
nig mit den zum Parlament berufenen Städten in förmliche Be— 
rathung über feine „anferordentlidhe Revenne“ tritt. “Die 
beiden Abgeordneten des borough find zwar in den erften Menfchen- 
oltern nur Bevollmädhtigte der communitas, die von ihren Madıt- 
gebern bindende Inſtructionen erhalten, und es mag Anfangs in 
Bürgerverfammlungen eine ernftliche Berathung über das Maß des zu 
Bewilfigenden jtattgefunden haben. Immer mußte jedoch zuletzt eine 
Zereinbarung unter den zum Parlament berufenen Gommunen ftatt- 
finden, durch welche der Schwerpunft diefer Geldbewilligungen in die 
Körperfchaft der Abgeordneten rüdt. Je mehr überhaupt die wie- 
derfehrenden Geldbewilligungen einen gleichmäßigen Charakter annehmen, 
und namentlich feitdem die VBeitragsquoten der einzelen Communen 
fh firiren, um jo mehr verlieren folche Steuerberathungen ihren 
Segenitand. Die Dringlichkeit der Veranlaffung zu den vom König 
geforderten Auflagen, mußte im legten Reſultat doch einer Erwägung 
der Abgeordneten im Parlament überlaſſen bleiben. Der Auftrag des 
Abgeordneten geht damit unmerflih und allmälig mehr in ein allge: 
meines Bertrauens-Mandat über. Auch bei der Ilmfegung der bewil- 
ligten Subfidien und Zehntel im Bereich der einzelen Stadt war der 
Maßſtab ein feftjtehender, bei welchem das Hauptgefchäft in die Ein- 
Ihägungecommiffion fiel. | 

Es ift einleuchtend, wie durch diefe Aenderungen ftilffchweigend die 
Bürgerverfammlungen ihren eigentlichen Gegenftand ver- 
loren, und wie die active Theilnahme an der ftädtifchen 
Serwaltung fih von felbit auf einen verhältnißmäßig 
engen Kreis befchräntte*) Die noch fortdanernden Geſchäfte 
des Court leet ließen fich bequem in einem engeren Ausfchuß befor- 
gen. Für ftädtifche Verwaltungsangelegenheiten currenter Art hatte 
man Ichon frühzeitig nad) Bedürfniß Verwaltungsausſchüſſe gebildet; 
die fehr leicht entweder aus den fogenannten leet juries hervorgingen, 
oder ans fonft gewählten Verwaltungsräthen (eouncillors), die dann 
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allmälig als town councils permanent zu werden anfingen. Daneben 
konnte nod) eine Einſchätzungs-Commiſſion beftehen, oder auch damit 
zufammenfallen. Die politifch wichtigeren Gefchäfte wurden durd das 
Friedensrichter-Perfonal und durd) die Abgeordneten im Parlament be- 
forgt, und damit nur den höheren ftädtifchen Klafjen ein Impuls zu 
öffentlicher Zhätigleit und ein permanenter politiiher Einfluß gegeben. 
Schon lange bevor eine rechtliche Aenderung in den Stadt-Berfafiun- 
gen eintrat, befchränfte fich wohl de facto die Stadtverwaltung auf 
einen meiſtens periodifc) gewählten Mayor, Provost etc., und einen 
Ausſchuß, der unter dem Namen der capital burgesses, eine® town 
eouncil, einer leet-jury u. f. w. leicht ftehend wurde, und bei dem 
Abfterben der Bürgerverfammlungen eine Tendenz erhielt, ſich durd 
Cooptation zu ergänzen. Die Gejtalt der Verwaltung, der wirflichen 
Theiluahme an den öffentlichen Gefchäften, entjcheidet auf die Dauer 
ftet8 über die Verfaſſung. | 
Die rechtliche Form aber, in welcher diefe neue Geftaltung der 

Dinge allmälig zum Ausdrucd kommen follte, war die der Incorpo— 
rationscharten), die mit dem Schluß diefer Beriode beginnen. - 
So bequem jene Stadtverwaltung ſich gejtalten mochte, fo unvermeid- 
lid) mußte ſie juriftifchstechnifche Schwierigkeiten ergeben. Veräuße⸗ 
rungsgefchäfte und Prozepführungen mußten nach gemeinem echt von 
den „Männern der Stadt“ ausgehen. Sollte fih nun um ciner fol- 
cher einzelen, oft geringfügiger Veraulaſſung willen, die Bürgerfchaft 
in pleno verſammeln? Um ſolche Scywierigfeiten des Legitimations: 
punftes zu überwinden, fand in diefer Zeit der techniſche Begriff der 
„Incorporation“ allmälig Eingang. Er war vermittelt Durch die 
Geiftlichkeit, entlehnt aus den fremden Rechten. Name und Sache 
finden fich zuerjt unter dem Haufe Yancafter für Univerfitäten, Gilden, 
Brüderfchaften, Hofpitäler. In 18. Henry VI. (1439) wird aber 
zum erjten Mal der Stadt Kingſton-upon-Hull, und ungefähr gleid- 
zeitig der Stadt Plymouth, eine Yncorporationscharte verliehen, deren 
Sinn in der vorangegangenen Petition der Bewohner von Plymouth 
dahin erläutert wird, daß fie bitten: 

Seine Majeſtät wolle ihnen, ihren Erben und Nechtenachfol- 

gern die Befugniß verleihen, aljährlid) ihren Mayor zu wählen, 

und daß fie, ihre Erben und NRechtönachfolger ein body corporate 

fein möchten, um zu erwerben freies Grundeigenthum zc. 
. Der Sinn der Incorporation ift unverkennbar nur ein Lünjtliches 
Rechtsſubject im Privatrecht zu ſchaffen. Die Befugniß zu einer 
perpetual succession, — die Führung eines eigenen Namens, com- 
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mon naıne, — die Befugniß vor Gericht unter diefem Namen zu 
Hagen und beklagt zu werden, — die Fähigfeit Eigenthum unter die- 
ſem Namen zu erwerben und zu befigen, — find die Schlagworte, 
mit denen das nene Incorporationsrecht auftritt. Im Ganzen haben 
10 Städte unter Heinrich VI. foldhe Incorporationen erhalten; unter 
Eduard IV. 10; unter Richard III. 6. Indeſſen dauert es noch 
einige Menfchenalter bevor die politifche Bedeutung diefer Neuerung 
fihtbar wird. 


1) Die rechtlichen Grundlagen ber Stabtverfaiiung (Litteratur oben 
2. 109) Tann man mit Stephen und Merewether allerdings noch auf dieſelben 
Bunkte zurüdführen wie in der vorigen Periode: 

(1) Die Städte bilden nod immer einen court leet oder 
ion gefonderten Gerichtsbezirt, Es wird aber von Merewether nicht 
genügend gewürdigt, daß durch die Einführung ber Gefchwornenverfafjung und 
der Friedensrichter die Geftalt der alten Gerichtsgemeinde und damit auch die 
Bürgerfchaft eine andere geworden ift. Allerdings dauert der ftädtifche court 
leet dem Recht nach fort, e8 wird gelegentlich auch noch die Gerichtspflicht an- 
iger Bürger eingeichärft (3.8. Jahrb. 1432), Das eigentlich lebendige Ge⸗ 
rigts- und Bolizeiwejen ift aber in den Aſſiſen, riedensrichtern und Fury zu 
juhen. Wo der court leet die nädjfte Grundlage der Stadtverfafjung war, 
Rand nun der leet jury ein Vorſchlagsrecht für die Ernennung des mayor 
oder provost zu, was fich dann fo fortbildete, daß in einigen Orten bie leet 
jury gradezu wählt, im anderen Orten die leet jury den von der Mehrheit der 
Gerihtemänner Sewählten nur präfentirt. (Scriven, Copyhold II. 860.) 
Ebenjo verwandelte ſich das Vorfchlagsrecht der leet jury für die constables 
nah einigen Controverfen in ein anerkanntes Wahlrecht. (Scriven II. 820.) 
Zur Erfüllung ihrer polizeilichen Pflichten können die Gerichtsmänner des leet 
auch Statuten beichließen, byelaws, bie innerhalb diefer Grenze bindende 
Kraft haben. 

(2) Die Boroughs ftehen noch im Verhältniß der firma burgi. Dies 
Verhältniß war noch immer jo jehr Bafis der Municipalverfaffung, daß 3. B. 
eine Zurücknahme diefer Conceifion auch die gefonderte Gerichtsbarkeit wieder 
aufpob und den Sheriff und königliche Vögte in das Stadtgericht zurückführte 
(fehe den Fall von Dunwich 21. Edi. I., Merewether 524), Es ift aber bei 
Rerewether nicht genligend gewürdigt, daß durch das Steuerbewilligungsrecht 
der Grafichaften. und Städte dies Verhältniß ein weſentlich anderes wurde. 
Wo dies die nächfte Grundlage der Städteverfaffung geweſen war, entftand ein 
einfaches Wahlrecht für die ftädttichen Beanıten, welches ſich aber auch leicht 
auf einen Meineren Kreis von Sauptfteuerzahlern bejchräntte. 

(3) Die Bürgerfchaft befteht nocd) immer aus den anfäßigen house- 
holders, welche an scot und lot theilnehnen. Die Ordonnanzen aus 
ver Zeit des Hauſes Pancafter zählen noch immer die alten Merimale des 
Bürgerthbume auf (being sworn to the king and the town; living by their 
hrelihood, merchandise or crafts; householding in their own persons and 
ames; bearing also tax and talliage, lot and scot). Auch hat das Geſetz 
einrih’6 V. tiber die Parlamentswahlen dem Rechte nad) nichte geändert und 
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fpricht noch allgemein von den anfäfigen freien Bürgern der Stadt. Alle Nach 
richten aber tiber den thatjächlichen Zuftand deuten darauf, daß der Kreis ber 

activen Theilnehner amı ftädtifchen Teben ein viel engerer geworden if, und ber 
innere Grund daflir Tiegt in den obigen Aenderungen der Miliz-, Gerihts-, 
Bolizei- und Stener-Perfaffung. Solde find auch ſichtbar in den fpäteren 
Berleihungscharten, in welchen die neuere Geftalt der Gerichtsverfafiung deutlich 
hervortritt. Ein Hauptbeifpiel ift die fiir Leicefter 4. Edw. IV. Der Mayor 
und 4 der notabelften Bürger nebft einem rechteverftändigen recorder follen 
Sriedensrichter fiir da8 Stadtgebiet fein, collegialiich eine Criminalgewalt üben 
mit Ausihluß der Friedensrichter der Graffchaft und anderer königlicher Com 
miffarien. Ebenſo foll die Stadt zwei eigene Coroners haben. Die Blirger 
follen befreit fein von dem Geſchwornendienſt bei Affiien und anderen Füniglichen 
Aurisdictionen auferhalb der Stadt (Meremether I. 227— 228). in anderes 
mehrfach befolgtes Mufter war die Charte von Nottingham von 1449, wonach 
der gewählte Mayor und fechs Tebenslängfiche Aldermen die vollen Gewalten 
der Friedenerichter üben, und die Stadt alle Füniglichen Bußen und Polizei: 
gefälle beziehen folle. Das Mufterbeifpiel einer incorporirten Grafſchaft iſt die 
City von Coventry 30 Henry VI. (1451), wonach die gedachte Stadt nebft einer 
Anzahl von Vorwerken „eine Grafichaft fiir ſich fein foll, für immer gejondert 
von der Grafſchaft Berwicd unter dem Namen County of the City of Coventry.“ 

Es ift häufig bemerkt, daß die englifchen Städte nicht die Bedeutung er 
halten haben, wie die des Kontinents. Ihr Beftreben nach Ausfonderung dauert 
nur fo lange wie die alte Wirthichaft der Fandvögte. Die Bildung eigener 
„Srafichaften für ſich“‘“ umfaßt nur eine Heine Zahl und hört in der folgenden 
Veriode wieder auf. Sobald durch NReichsgerichte und veränderte Stellung der 
Sheriffs jene Gründe wegfielen, bleiben die Städte ohne Miderftreben in der 
Milizverfaſſung und anderen Puntten innerhalb des Grafihaftsverbandes, umd 
begnügen ſich mit beichränfteren Immunitäten. Ihr Antheil an der Jury und 
den Friedenscommiffionen, ſowie die Gleichheit der Beftenerung erhielt fie in 
lebendigem Verkehr mit der Kitterichaft; Handel und Gewerbe andererfeits be: 
fanden fi) von je ber auch auf dem Lande; umgefehrt hatten viele Grundherren 
aud) wieder Stabthäufer. Die Verwaltung der ländlichen Bolizeiherren erwarb 
fi Achtung und Popularität. Nur aus befonderen örtlichen Grlinden ver- 
Ihaffte fi eine Anzahl Städte eigene Polizeivermaltung durch ftädtifche Com- 
missions of the peace. — Kurz, es fallen hier die Grimde weg, aus welchen 
in Deutichland die Städte ſich thatſächlich und rechtlich zu Feftungen abjchlichen 
mußten, um nicht das 2008 der Bauerfchaften zu theilen. 

2) Weber die Vertretung der Stäbte im Parlament vergl. das nament- 
liche Verzeichniß aus 26. Edw. III. bei Merewether III. 2277. Ferner, Henry, 
History of England ®b. 8 ©. 107ff. Nach Hallam wäre in 23. Edw. 1. 
grundſätzlich feftgeftellt, dak drei Klaſſen von Flecken zu Barlament berufen 
werden ſollen; (1) alle mit einer Charte verjehenen Fleden, (2) alle Städte 
innerhalb ber Krondomainen, (3) alle fonftigen Pfäte, welche die Koften ber 
Repräfentation zu tragen vermöcdten. Der leitende Gefichtspunft war wohl, 
die Ortichaften welche früher durch die reifenden Commiſſarien zu den tallagia 
beſonders eingefchätt waren, jetzt zu einer gemeinfamen Beſprechung dar 
itber heranzuziehen, eine Gfeihmäßigfeit der Beiträge, und durch die gütliche 
Verhandlung eine reichlichere Beiftener zu gewinnen. In diefer Richtung lauten 
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fhon bie writs zur Ladung der Städte 23 Edw. I. dahin: „daß die Abgeord- 
neten volle Gewalt haben ſollen, im Namen ihrer Bürgerfchaften darliber zu 
verhandeln" und zwar für fich gelondert (divisim) von den Abgeordneten der 
Grafſchaft. Das Beitragsverhältnig blieb wohl das herkömmliche, wobei die 
tallagia der Städte durchſchnittlich etwa eim Drittel höher ftehen als die Hillfe- 
geider Ser Nitterichaft, welche durch ihre relevia und andere Lehnslaſten fchon 
beträchtlich Närter herangezogen find. Die Zweizahl der ftäbtifchen Abgeord- 
neten erflärt ſich wohl am einfachften darans, daß man die Ortichaft in her- 
fömmficher Weife dur eine Commiffion vertreten Tafien wollte, — aber 
eine Commiffion in möglichft Feiner Zahl zur Vereinfachung der Gefchäfte und 
zur Erſparung von Tagegeldern. Die ftärfere Vertretung der ſüdweſtlichen 
Grafſchaften erflärt fich vielleicht aus der alten Hegemonie von Wefler, oder 
noch einfacher aus der dichteren Bevölkerung nnd größeren Wohlhabenheit Die 
politiichen Anfprücdjhe der .boroughs waren viele Menfchenalter hindurch noch 
jehr beicheiden. Es Tag ihnen an einer Ordnung des Fandfriedens und Gerichts- 
weiens, arı mäßiger und gleihmäßiger Schatung. Das Königthun hatte von 
ifnen nichts zu fürchten in einer Tange Zeit nur berathenden Verſammlung. 
Vielmehr war ihre Unterſtützung wichtig als ein Gegengewicht gegen bie an- 
pruchsvollen geiſtlichen und weltlichen Pair. Daher erklärt fi) die ftetige 
Vermehrung ihrer Zahl. Unter Eduard I. berechnete man das Verhältniß der 
ftädtifhen zu den Grafſchaftsabgeordneten etwa = 200 : 74, unter Eduarb III = 
282: 74, unter Deinrid) VI. gegen 300: 74. Gntiprechend der Gefammtftelfung ber 
Städte in Miliz, Gericht und Bolizei, behandelte man fie formell wie Enclaven 
der Grafſchaft, und wählte nicht felten die ftädtiichen Abgeordneten zugleich in 
der Grafſchaftsverſammlung; wie denn auch regelmäßig die Ladungsichreiben 
mm Parlament durch den Sheriff gingen. Diefer erlaubte ſich dabei mandherlei 
Siflfür, welche erft in 5 Ric. II. von oben herab durch Strafbefehle unterfagt 
wurde. Deffenungeachtet entzogen fidh immer noch Städte der Täftigen Pflicht 
ver Beihidung des Parlaments, ſchon zur Erſparung der Tagegelber. Die 
Einberufung mancher recht anfehnlichen Orte kam dadurch wieder außer Ge— 
brauch. Ueber die politifche Geſammtſtellung innerhalb der Commoners f. nachher 
unter der PBarlamentsverfaflung. 

3) Die vollswirtbfchaftlichen und anderen Verfchiedenheiten der 
Etädte find fo mannigfaltig, daß fich ſchon daraus troß der gleichen rechtlichen 
Grmdlagen eine verjchiedenartige Fortbildung der Bürgerſchaften ergeben mußte. 
Abgeiehen von der verfchtedenartigen Mifchung von Sachſen, Dänen, Ror- 
mannen, Bafifern fchon zur normannifchen Zeit, haben fich fpäter in den See- 
und Dandelspläten Normannen, Franzofen, Schotten und andere Ausländer 
ziedergelaffen. Die fogenannten fünf Häfen behalten ihre befondere Stellung 
m der Mitte zwifchen Ritter- und Bürgerfchaft, wegen ihrer Speialverpflichtung 
at Lanbesvertheidigung. Das Syftem der Ziinfte und Gewerke erſtreckt fich 
ud anf zahlreiche Binnenſtädte. Wie die Berfaffung derfelben auf fünigficher 
verleihung beruht, fo hat nun auch die Gewerbepolizei biefer Periode ihre 
Enrhältuiffe, die Abgrenzung der Gewerbszweige, die Prüfung der gelieferten 
Vaaren, die Eontrolle der Preiſe bis in das Mleinfte geregelt. In der Gefeb- 
gebung diefer Zeit kann man die Tendenzen der überſtark vertretenen Städte 
an den Beſchlüſſen über das Stapelrecht, Lehrlingichaft und Arbeitspolizei im wei⸗ 
ken Sinne leicht verfolgen, mit ihrer Engherzigfeit gegen fremden Gewerbe- 
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eig und Handel. Auch in den Lurusgefegen waltet der Gedanke, das „Geld 
im Lande zu erhalten". (Siehe unten am Schluß der Periode.) 

Alle diefe Etemente ericheinen im großen Maßftabe aufgehäuft in London, 
wo die Miſchung der Nationalitäten fchon an den Namen der Mayors md 
Sheriffs erfennbar wird. Bon der Magna Charta an bleibt London an der 
Epite der Städte in rechtlicher, öklonomiſcher und politiicder Entwicelung. 
Im Allgemeinen herricht in der Zeit der Entftehung der reichsſtändiſchen Rechte 
ein gutes Einvernehmen zwiichen dem großen Grundbeſitz des Landes und ber 
City, in weicher von jeher der mächtigfte Theil des Adels einen Theil dee 
Jahres hindurch aud) perjönlich anſäßig war. Grade an diefer Stelle zeigt ſich 
aber ein hin⸗ und herwogender Kampf ftändilcher Bildung. Während alö 
Grundregel die Leiftung für den Staat das politifche Recht im Staat be- 
ftimmt, liegt bier der gewerbliche Befit fo mafjenhaft aufgehäuft, daß der gleid- 
artige Befigverband den nadbarlichen Verband, — das Zunftweien das Gr 
meindeweien zu überwältigen - beftrebt if. Nach einem Verſuch jchon unter 
Heinrich IIT., ift unter Eduard III. (a. 1362) das ſtädtiſche Wahlrecht durch 
DOrdonuanz den Zünften verliehen. Die ftädtifchen Wahlen gingen wirklich von 
der Bürgerichaft auf die trading companies ilber. Die Neuerung widerfprad 
indeifen doch fo jehr den Grundlagen der Etadt- und Yandesverfaflung, dab 
bald nachher eine Verordnung 7. Ric. II. die alte Ordnung wieder herfeilt, 
und die Bürgerverjammiung (wardmote) wieder in ihr altes Recht einiekt. 
Allein der Kanıpf der Zunft- und Communalverfaſſung ‚dauert von da an mu- 
unterbrochen fort; die Zünfte behalten einen ftetigen Einfluß’ auf die Wahlen 
und erringen von Zeit zu Zeit auch neue königliche Konceffionen, wie unter 
Eduard IV., welcher der Politik des Hauſes York gemäß, diefer Richtung zu- 
neigt. Ein Regifter der älteren Sharten Londons findet fich bei Merewether III. 
pag. 2360-65, Ein bedeutendes Material enthält auch der große der Städte 
Ordnung von 1835 vorangegangene Report. Die Geſchichte diefer Stadtver- 
faffung bildet übrigens eine eigene Bibliothek, beifpielsweile: G. Norton’s, 
Commentaries on the History, Constitution and Charterial Franchises of 
the City of London. 

4) Die Befchräntung der Bürgerfchaft auf einen eugereu Kreis 
mußte fih allmälig aus demſelben Rechtöprincip (paying scot and bearing 
lot) ergeben, auf welchen der anfänglich weitere Kreis beruhte. Wenn der 
Steuerbeitrag einerjeits entſcheiden fol, jo twurden biefe Steuerbeiträge fehr viel 
bedeutungsvoller, ſeitdem die alten tallagia in periodiich bewilligte Staatejub- 
fidvien übergingen. Die Gleichheit des Stimmrechts, die zunäcft aus der 
gleichen Verpflichtung zum Gerichtedienft hervorgeht, paßt nicht in gleichem 
Maße auf dieſe jegt überwiegende Stenerleiftung. Es ift der Augdrud eines 
Rechtsbewußtſeins, wenn dann der Heinere Steuerzahler dem größeren den 
Vortritt läßt, wie er auch in feinen Intereffen bei gleichem Steuermaßftab durch 
den größeren hinreichend vertreten zu fein glaubt. Schon bei den erften in den 
Parlinmentary writs genauer bezeugten ſtädtiſchen Wahlacten zeigt ſich von 
diefer Seite aus die Neigung zu engeren Wahlen durd Delegation, mie 1796 
in London und Hereford. Im dem einen Tall erfolgt die Wahl durch den A 
derman und vier Männer aus jedem Stadtviertel (ward), welche aud) über bie 
Höhe der Tagegelder beichließen; in dem anderen Fall erjelgt die Wahl in 
Gegenwart des Cuſtos und der Aldermen „durch ſechs der beften und verflän- 
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digfien Männer" aus jedem ward. — Schon von diefer Seite aus ſchmilzt alfo 
die Theilnahme an den Bürgerverſammlungen durch Indifferenz der Heinen 
Yeute. Andererjeits führt der perfönliche Dienft zu demielben Erfolg. Der 
neuere Geſchwornendienſt, bei dem es nicht ınehr auf Rectfindung ankommt, 
eriien den Zeitgenofien als eine bürgerliche Yaft, welche Niemand fuchte. Die 
ionftigen laufenden Geſchäfte kamen ftillidyiweigend in die Hände eines engeren 
xreijes, jeitdem die Polizeiverwaltung und Einſchätzungsgeſchäfte den weient- 
lichſen Theil derjelben ausmachten; eine Armenpflege gehörte nody nicht zu dem 
Gemeindeweſen. Dazu tritt die Berfchiedenheit der ftädtifchen Beſitzweiſe.“ Wo 
die Zunftverfaflung zu einem Einfluß gelonunen war, fonnten die Zunftvorftände 
als engerer Kreis ericheinen. In mauchen Meinen Ortichaften erhielten fich das 
Aderbürgestbum und die Hauseigenthlünier in einer Art von Pärie, analog den 
Bauergemeinden, wo dann der ftädtifche Grundbefit, burgage tenure als active 
Gemeinde ericheint. Wo neben dem ftädtiihen Bilrgermeifter fein ftehender 
Nath oder Ausſchuß eutflanden war, kam nod) am eheften eine Berufung aller 
Steuerzahler oder Grundeigenthilmer, oder gar aller anſäßigen Yeute zu einzelen 
Bahlacten vor. In dem Maße, in welchem die perjönliche Thätigkeit im Ge⸗ 
meinweien ſchwindet, wacht ſich Überall der Beſitz und die Berichiedenheit der 
Defigweije geltend. Kein Geſetz und kein Gewohnbeitsrecht vermag unter ſolchen 
Umfänden das politifche Recht, am wenigften ein bloßes Wahlredht für eine 
Parlamentsförperjchaft lebendig zu erhalten. An einen tendenzidjen Mißbrauch 
it dabei in dieſer Zeit noch nicht zu denken. Es handelt ſich vielmehr um das 
Grundgefeß des öffentlichen Yebens, nad) welchem die actucle Betheiligung an 
den öffentlichen Yaften die öffentlichen Rechte beftimnt. Wie Hein aber ber 
wirflicde Kreis der Wählerjchaften ſchon war, ergiebt fi) auch daraus, daß feit 
Eduard IV. ſchon die Anfänge einer ambitiöfen Wahlbeſtechung auftreten. Die 
Geiepgebung läßt diefe Zuftände in ihrer Mannigfaltigfeit fortgehen. Nur hat 
ein Geſetz Heinrich V. die Borfchrift, daß die gewählten Abgeordneten anſäßige 
Grundbeſitzer jein follen, von den Grafſchaften auch auf die Städte ausgedehnt. 
5) Die Jucorporationscharten, weide mit den Schluß diejer Periode be- 
ginnen, verwandeln nun das thatjächlich vorgefundene Verhältnig in ein recht. 
lies und firiren die Bürgerſchaft in ihrer zeitigen Geftalt. Ueber die erfte 
Frwähnung des Corporationsbegriffs vgl. Merewether p. 689, 690, 693, 716, 
867, über die erfie Anwendung auf Städte p. 918. Der Ausdrud corporate 
fommt anfcheinend zuerft vor in der Rubrik eines Geſetzes 6. Ric. II. st 4. c. 9. 
Bei genanerer Anficht ergiebt fi) aber, daß in dem Geſetz nichts davon fteht, 
iondern die Rubrik in jpäterer Zeit interpolirt jein nung. Die Jahrbücher aus 
der Zeit Heinrich IV. ergeben, daß man um jene Zeit die Univerfitäten (alſo 
kirchliche Inftitute) als „incorporated“ anjah. Inter Heinrich V. kommen 
Gilden und Brüderfchaften als „incorporirte” Körperfchaften vor, mit der Be⸗ 
fugniß Kändereien und Grundftüde für ihren Verwalter und feine Rechtsnach⸗ 
jolger in’ perpetuum zu erwerben. Es ſcheint dies der erfte fall (die Incor- 
poration eines Hofpitals in einer Borftadt von Briftol 4. Hen. V. a. 1416), wo 
eine Incorporation mit Dielen Worten ausgedriidt wird. Es war nämlich in 
der Zwiſchenzeit durch Vermittelung des Lordfanzfers der der Geiftlichkeit ge- 
läsfige Begriff einer idealen, fingirten, jnriftiichen Berjon in das gemeine Recht 
aufgenommen. In 8, Hen. VI. c. 27 ltommen juerft communalties corporate 
wer, in 10. Hen. VI. c. 6 gilds and companies incorporated; in 18. Hen. VL 
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a. 1439 wird zum erftien Mal eine Incorporationscdharte der Stadt Kingston 
npon Hull verliehen. Bis dahin kommt das Mort in feiner Patentrolle oder 
fonft anf Städte angewandt vor. Es handelt fich auch dann nur um privat 
rechtliche Kragen, Brozeflegitimationen nnd Eigenthumserwerb. Während bie 
Jurisprudenz des gemeinen Rechts für die Männer der Stadt nur Befik um 
Berleihung an die Berfon und ihre Erben, hereditarie, gefannt hatte, 
beginnt mit dem Begriff der Incorporation eine Befitsweile fiir eine fingirte 
Perfon und ihre Snuccefforen, by succession, and not by inheritance 
Niemand fah wohl jener Zeit eine Rechtsverletzung darin, wenn eine Bürger 
ſchaft in der Geftalt, in welcher fie activ am Bffentlichen Leben wirklich bethei 
ligt war, auch nad außen hin ale jnriftifche Perſönlichkeit anerkannt wurde. 
Die politifche Bedeutung der Neuerung trat aber nad) einigen Menfchenaltern 
hervor, indem nun unter Berufung auf bie Ancorporationscharte der engere 
Kreis der Bürgerichaft fein ausſchließliches Recht behauptete gegenfiber dein 
weiteren Kreis, der nun fpäter wieder in Steuer und perſönlichen Leiſtungen an 
dem ftädtifchen Wefen theilnahm, ohne an den politischen Rechten theilzunchmen. 
Es entfiehen nım im engeren Kreis des ftädtifchen Lebens diefelben Widerſprüche 
und Probleme wie in den fändifchen Verhältniſſen des Eontinente in ihrer ſpä— 
teren Verbildung. 

Es war fhon in friiheren Echriften wohl beiläufig anerfannt, daß dieie 
Corporationscharten auf die urfpritnglichen Rechtsverhältniffe des court leet aui 
gepfropft find, „that all corporntions, aud their powers, have been super- 
indured upon the leet“ (Scriven II. 820): der großen Schrift von Stephen 
und Merewether bleibt aber das bedentende Verdienſt, die mittelalterlichen Grund 
lagen der Etadtverfaffung aus der Verſchüttung durch das fpätere Corporations 
weſen herausgezogen und umwiderleglich Mar gelegt zu haben. 


VI Dieſen Yuftitutionen des weltliden Staats gegenüber 
fteßt unn die Kirchers) nocd immer als die zweite Hälfte des 
SGefammtftaats. Sie bildet auf ihrem jeßigen politifchen Höhe 
punft ein fcheinbar gefchloffenes Stantsfyftem: ein geiftliches Ober— 
haupt gegenüber dem weltlichen König, — ein geiftfiches Parlament 
mit Ober- und Unterhaus (convocation) gegenüber dem weltlichen 
Parlament, — eine geiftliche Gefeßgebung, Steuerbewilligung und Ge— 
richtsbarkeit gegenüber der weltlichen. Wie die Kirche dem Königthum 
ihre Weihe ertheilt, fo ift fie andererjeits die Garantien der ftändifchen 
Rechte, und hält in England aus gleichem Intereſſe mit dem Adel 
an der Magna Charta feft, welche immer wiederholt die Beſtätigung 
der „tirchlichen Freiheiten“ an die Spige ftellt. 

Noch vielen Generationen ftand das hochherzige Verfahren der 
hohen Geiftlichkeit in dem Streit mit König Johann in danfbarer 
Erinnerung. Es lag eine tiefe Bedeutung darin, daß in dem Wende 
punkt des englifchen Staatslebens der Primas des Reichs und die 
Bischöfe, dem geiftlichen und dem weltlichen Oberlehnsherrn zugleid 
gegenübergeftellt, auf bie Seite des Landesrechts getreten waren. Es 
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war damit die wichtige Thatſache documentirt, daß bei der legten Ent» 
ſcheidung zwijchen Rom und England die Geiftlichleit bier auf der 
nationalen Seite ftehen werde. ‘Die Magna Charta bildet injofern 
eine Vorentfcheidung der englifchen Reformätion. Es hatte fi in 
dem entfcheidenden Augenblid gezeigt, daB troß der fchroffen äußeren 
Abjonderung der kirchliche Staat in England einen ftarken nationalen 
Zug behalten, daß er wie in das Volksleben hinein, jo aus dem Volks⸗ 
ieben heraus jeine Wurzeln getrieben Hatte. Schon von Haufe auge 
hatte die angelſächſiſche Kirche eine gewijje nationale Abgeſchloſſenheit 
eritrebt und erlangt. Auch feit der Normannenzeit war das firchliche 
Gebiet umſchloſſen geblieben von dem Gemeindewejen, die geiftlichen 
Güter im SGrafjchaftsverband mit den gemeinen Yaften, mit der Grund- 
jteuerpflicht, wie fie aus dem Lehnsweſen weiter hervorging. Als nun 
aus dieſen Berhältnijfen heraus die Reihsitandichaft fid) bildete, erſchienen 
die weltlihen jtändifhen Rechte der Kirche nicht als Ausflug 
einer Grundherrlichkeit, fondern Töniglicher Verleihung; weshalb auch 
im großen Rath feine Scheidung zweier Eurien, fondern eine einheit⸗ 
lie Berfammlung entitanden ift. In gleichem Sinne hat das eng- 
liſche Königthum in einem zweiten Wendepunkt ber Berfaffung feine 
Entſcheidung getroffen. Als Papft Bonifacius durch eine Bulle von 
1296 die Beiteuerung des Elerus jowohl an feinen eigenen Gütern 
(goods), wie an dem Vermögen der Kirche ohne die Autorität des päpft- 
lichen Stuhles verboten und mit der Ercommunication bedroht hatte, 
mtihlog fih Eduard den Widerftand feiner Geiftlichfeit durch die Ge- 
jammt-Berufung feiner Kommunen zu überwinden. Der Widerftand 
der Kirche wurde hier die entjcheidende Veranlaffung, auf welche hin 
die periodifche Berufung der Gemeinen zum Barlament beginnen, und 
gleichzeitig mit ihnen die Sitte durch künigliches writ die Kapitel und 
die niedere Geiftlichkeit mit der Clanſel praemunientes zur Beſpre— 
dung über die Steuerbeiträge zu laden. Seit Edw. III. ift jene 
‘adımgesClaufel (praeimunientes) eine regelmäßige, und damit eine 
großartige Bereinigung aller Stände im Parlament äußerlih voll: 
sogen. 

Zrog allebem zieht fich indeffen unverkennbar bereitS ein Zwie⸗ 
ſpalt durch den weltlichen und geiftlichen Staat. Die Berbindung 
beider durch das königliche Ernennungsrecht der Prälaten war hinmweg- 
allen. In den mannigfaltigen Kämpfen zwifchen Königthum und 
Ständen hatte die hohe Geiftlichfeit den Ausfchlag gegeben, ebenfo oft 
gegen wie für das Königthum. Während aber fo der Einfluß der 
Geiſtlichleit anſcheinend noch im Wachfen begriffen ift, die hohe Geiftlich- 
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feit in ihren Familienverbindungen immer zahlreicher mit dem hohen 
Abel verwächſt, ift grade mit der wachjenden politischen Macht wie 
der ein Rüdgang bemerkbar in dem inneren Bernf der 
Kirche. Die Wurzeln ihrer Größe werden auch die Wurzeln ihres 
Berfalls. Beide liegen in dem fittlichen und geiitigen Leben des Volks 
Seitdem der Kampf der Nationalitäten vergejfen, der Drud gegen die 
Schwächeren Klaſſen gemildert, die Leibeigenfchaft im Verſchwinden, die 
Fürforge des Staats für den Rechtsſchutz gewachſen war, Hatte die 
Kirche einen Theil ihrer humanen Aufgaben verloren, die jegt in welt- 
licher Gejeßgebung und Verwaltung gerechtere Würdigung fanden. Dies 
gelt auch von der Kirche als Lehranftalt, in welcher feit dem 13. Jahr⸗ 
hundert ein Zurückbleiben bemerkbar if. “Die frühe Regelmäßigkeit 
normannifcher Berwaltung hatte zunächft eine Rechtsewiſſenſchaft der 
Laien begründet. Sobald die Rechtsinnungen eine feftere Geftalt er- 
langen, erfcheinen fie vorzüglich als die Vorläuferinnen und Borkämpfe 
rinnen allgemeiner Cmancipationg-Beftrebungen. Dieſe Bewegung er: 
faßt das ganze geiftige Leben der Nation. in im Pergleich zum 
Sontinent ruhiges und geordietes Staatsleben Hatte ftrebfame Geiſter 
für die Künſte des Friedens empfänglicher gemadtt. Die Xehranftalt 
der Kirche hatte bisher die Nationen gleichmäßig umgebildet, aber jo 
gebildet und gehoben treten fie in ihre eigene Bahn zurüd. Unter 
Eduard III. war die einheimifche Sprache bereit8 Hof» und vielfad 
Amtssprache geworden. 

Diefen berechtigten Beftrebungen wußte die Kirche nichts entgegen: 
zufegen als politiihe Macht und Geifteszwang. Ye fefter die kirch⸗ 
lihen Würdenträger im Befig ihrer Baronien wurden, um fo mehr 
beganı die Geburt über Belegung der hohen Stellen zu entjcheiden, 
während Verdienſt und Fähigkeiten zurücktraten. Das Einkommen 
concentrirte fid) immer übermäßiger in den Prälaturen, die SZehnten 
wurden Klöjtern und Stiftern aproprürt anf Koften der lehrenden 
und jeelforgenden Geiftlichkeit. Die fo geftaltete Kirche Hatte weder 
die Fühigfeit noch den Willen mit dem Aufſchwung der Yaienwiffen 
Schaft zu wetteifern, überließ vielmehr einen Zheil ihres Gebiets den 
Zaienjuriften, während fie den allgemeineren Beftrebungen das Verbot 
der Selbftforfchung entgegenfette. Die natürliche Folge waren Zwei—⸗ 
fel an der Berechtigung der Kirche auf geiltigem wie auf weltlichen 
Gebiet, zufammentreffend mit der furdhtbaren Zerrüttung der Curie 
und der Geiftlichkeit in Italien feldft. 

Ein erftes Symptom der Spannung**) war ſchon unter Hein⸗ 
rich ILL. fichtbar geworden, als die Ritterfchaft die mißbräuchliche Ueber: 
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ſchwemmung des Landes mit fremden Geiftlichen aus päpftlicher Machtvoll⸗ 
tommenheit (provision) ſich durch fräftige Acte der Selbfthülfe abzuwehren 
begann. Bon der Zeit an aber, in welcher das Parlament in regelmäßigen 
Gang fommt, jteht das Kirchliche Element mitten in den Sluctuntionen der 
Parteien. Es ift nicht mehr die innere Berechtigung der Kirche, kraft deren 
die Sympathie der Maſſe der Bevölkerung früher regelmäßig auf ber Seite 
der Geiftlichleit ftand; ſondern es ift ihre politifche Gewalt, die bald 
dieiem bald jenem Macht⸗Element gegenübertritt, am bänfigften aber 
einer vereinten Oppoſition der Ritterfchaft und Städte. Je mehr 
Ritter und Bürger ald Commoners im Unterhaufe zufammenfchmelzen, 
um jo mehr fcheinen fich beide der Geiftlichkeit zu entfremden. 

Mit diefer wachſenden Spannung des Unterhaufes und der Kirche 
erſcheint auch die Macht des Königthums über die Kirche 
wieder im Wachſen. Der König hatte jetzt ein volljtändiges Par- 
lament zur Seite, welches mit Eiferfucht über nationaler Selbftändig- 
fit machte. Man ließ die Kirche zwar walten auf den Gebieten, in 
denen fie die Staatsidee zuerft zur Geltung gebracht hatte, wie im 
veriönlichen Eherecht, Teftamenten, kirchlichen Delicten; in den Ge— 
rihtehöfen des Kanzlers, der Liniverfitäten, der Admiralität. Bei dem 
Lerſuch das Landesrecht abzuändern aber, bei jedem Streit mit dem 
Papfte, finden ſich Adel und commoners regelmäßig auf der Seite des 
König. So bei dem Streit über die geiftliche Beſteuerung. Schon 
1301 konnte Eduard I. fich gegen bie Anfprüche der Curie auf den 
Ausipruch feiner Stände berufen: „felbft wenn der König es wollte, 
jo würden fie nie zu fo Ungebührlichem und Lnerhörtem die Hand 
bieten.“ Als Urban V. gar den Anfpruch auf Xehnsoberhoheit und Lehns⸗ 
Ans zu erneuern wagte, kündigte Eduard III. rückhaltlos das alte 
Protectionsverhältniß, um vereint mit feinen Ständen bie Selbftän- 
digleit des Landes und der Landeskirche zugleich zu behaupten. Don 
Stiten der Stände ergehen die wiederholten Anträge, „daß fie nicht 
bunden fein wollen durch Gefege, welche die Geiftlichen zu ihrem 
genen Vortheil machen“; 1371 folgt fogar der Antrag, alle Geiftli- 
Gen von den hohen Staatsämtern zu entfernen und folche mit Laien 
Mbejegen, Mit der Oppofitton des Unterhaujes erfcheint aber in weite- 
ven Sreifen eine wachfende Gefahr der Härefien (Lollardien). Die 
Reihe von Gefegen gegen den Erwerb zur tobten Hand (statutes of 
mortmain), gegen Befeßung der Aemter durch die geiftliche Auffichte- 
beherde (statutes of provisors), gegen die Uebergriffe der geiftlichen 
Gerichtebarkeit (statutes of praemunire) find der äußere Ausdrud 
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diefer Zurückweiſung kirchlicher Uebermacht und einer inneren Bewe—⸗ 
gung, welche im 16. Jahrhundert in die Reformation endet. 

Nur auf der unterjten Stufe der Amtshierarchie zeigt Die 
firhlihe Berfajfuung eine gewiſſe Fortbildung, wämlid 
in dem Kirchſpiel. Das Kirchſpiel ift die unterfte Stelle, das 
normale Ortsamt der geiftlihen Hierarchie. In ihr ift der Pfarrer 
Haupt der Gemeinde. Zwei Kirchenvorjteher erfcheinen in dieſer Zeit 
als kirchliche Hülfsbeamte; daneben auch noch Spnodalzeugen für die 
firchlichen Nügegerichte, synodsmen, sidesmen, questmen. Die be 
fondere Beranlaffung zu einer neuen Stellung der Ortsgemeinde wur: 
den jett die baulichen Bedürfniffe der Kirchen. Bon Altere her follte 
ein fefter Theil des Kircheneinkommens dazu dienen. Allein thatjädı 
(ich reichten im 13. Jahrhundert die Einkünfte der reich dotirten Kirche 
dazu nicht mehr aus, ſeitdem BPrälaturen und Klöfter immer maſſen⸗ 
hafter Zehnten und Kirchengut in Anfpruch nahmen. Man wandte 
fi) daher an den guten Willen der Pfarrfinder, deren Beiträge von 
Haus aus freiwillige waren. Als man nun aber bei wachjender Per: 
legenheit im Geift des Kirchenregiments des 13. Jahrhunderts kirch⸗ 
lihe Zwangsmittel anzuwenden begann, haben wahrfcheinlich die welt: 
lichen Gerichte ein Schugmandat, prohibition gewährt. Dagegen cr: 
ließ nun 1285 Eduard I. eine Yuftruction an die Neichsrichter, das 
jogenannte Statut Circumspecte agatis, Worin die Klaufel vor: 
fommt, „daß die Reichsgerichte die geiftlichen Behörden nicht jtrafen 
follen, wenn fie in rein geiftlichen Dingen Recht fprechen, namentlid 
si praelatus puniat pro cemeterio non clauso, ecclesia discoo- 
perto, vel non decenter ornata.“ Nach damaliger Verfaſſung hat 
diefe Anweiſung Gefeßestraft, wird auch fpäter in dem st. 2 et 3 
Ed. VI. c. 13 $ 51 als statute bezeichnet. Damit war ein Zwange- 
recht der geiftlihen Behörden wenigftens indirect anerkannt, und Eonnte 
nun durch Ercommunication gegen Einzele, und äußerften Falls durd) 
Interdict gegen die ganze Gemeinde gehandhabt werden. In der Re 
gel kam jedoch eine gütliche Vereinbarung zu Stande. Wenn der 
Geiſtliche durch die Kirchenvorfteher feine Pfarrkinder berief, fo fand 
fich in den an gemeinfame Laſten gewöhnten Gemeinden ein bereiter 
Wille, die Beiträge zur Inſtandhaltung und Verzierung der Kirche zu 
bewilligen. 

Die ältefte befannte Erwähnung biejer ſpäter fogenannten Kirchen: 
teuer ***), Churchrate, ift in den Jahrbüchern 44 Ed. III, (a. 1369— 
70), wo fie als altes Herfommen in einem einzelen Kirchfpiel erwähnt 
wird. In derfelben Zeit, in welcher die weltlichen Gerichtsverfamm 
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lungen (courts leet) ſchon zu verfallen beginnen, findet ſich fo bie 
häufig wiederkehrende Veranlaffung zur Verfammlung der kirchlichen 
Gemeinde. Die Erhebung diefer Beiträge wurde nunmehr ein Haupt- 
geichäft der Kirchenvorjteher. Da aber das urfprüngliche Verhältniß 
der Freiwilligkeit unvergeffen blieb, fo hielt man auch die Nothwendig- 
feit einer vorgängigen Beſprechung mit der Gemeinde feft, um fo mehr, 
als in diefer reichsſtändiſchen Zeit das Recht mitzurathen für Jeden, 
welcher mit fteuert, fi von den großen auf bie Heinen Berhäftniffe 
übertrug, und zur gemeinen Nechtövorftellung wurde. Etwa im Laufe 
des 15. Jahrhunderts mag fich eine ziemlich gleichmäßige Praxis folcher 
Kirchſpielsverſammlungen gebildet haben, welche dann in dem Jahr⸗ 
hundert der Tudors die Grundlage neuer Gemeindeinftitutionen wurden. 
Shon in dem ſpäteren Mittelalter bereitet ſich aber langfam und ftill- 
ihweigend eine Aenderung vor, durch welche in ber gemeinen Vorftel- 
lung, im Sprachgebraudy und nicht felten ſchon in den Gefeken das 
Kirhipiel an die Stelle der weltlichen Zehntfchaft, villata rückt. 


* Weber die Quellen und Litteratnr bes Kirchenrecht® vergl. oben 
€, 117. Ans Bum’s Ecclesiastical Law (ed. 1842) gehören hierher haupt⸗ 
fächlich die Artifel Churchrate I. 378—98 ; Churchwarden, vestry I. 398—415ii; 
Parish III. 78-82; Prohibition III. 387—404. Dazu zahlreihe Mono- 
graphien, wie Atterbury on Convocations u. a. Zu ben Tirdhlichen Rechts- 
quellen treten jet auch die Barlamentsftatuten über kirchliche Ber- 
hältniffe, namentlich (1) Verbote über Beräußerungen zur tobten Hand, 7. 
Edw. I. st. 2 und fpätere Parlamentsbeichlüffe. (2) Die Articuli Cleri 9. 
Edw. IL st. 1, enthaltend 16 Beſchwerdeartikel des Clerus fiber weltliche Ein- 
grifie mit den darauf ertheilten Antworten des Königs im Rath, betr. haupt⸗ 
ſachlich die Grenze des writ of prohibition, und wiederholte Zuſicherung, daß 
geifliche Perſonen nicht von weltlichen Richtern an Leben und Gliedern ge- 
richtet werden follen. (3) Das st. 14. Edw. III. st. 4, betr. die geordnete 
Lerwaltung der geifllichen Bitter während der Sebisvacanz. (4) St. 25. Edw. III. 
st 3, welches die Königlichen Eingriffe in die Tirchlichen Patronatsrechte be- 
ſchrankt, und wiederholte Zuficherung der geiftlichen Strafjuftiz tiber Geiftliche 
giebt. (5) Die Statutes of Provisors unter Edw. I., Edw. III., insbefondere 
35. Edw, III. st. 6, Ric. II. und Henry IV. gegen die beanfpruchte Macht⸗ 
volllommenheit des Bapftes zur Belegung engliicher Prälaturen und Pfründen 
mitteld Brovifion. (6) Das Statutum de Asportatis Religiosorum 35. Edw. 1. 
st. 1 gegen die Abflihrung von Stenern und Geldern aus englifhen Klöftern 
an auswärtige Obere. (7) Das st. 27. Edw. III. st. 1 gegen bie Citationen 
20h Rom in Angelegenheiten, welche zur Cognition des Königlichen Hofes ge- 
hören; die darauf ergebenden writs of „praemunire facias” mit Androhung 
ſchwerer Leibes- und Geldftrafen bilden dann den Anfang einer Reihe von Sta- 
tnten, welche die Strafe des praemunire gegen Erlangung von Firchlichen 
Intern zum Präjubiz des Könige oder eines Unterthanen, Ausführung von 
Geldern in das Ausland, Einbringung von Ercommunicationsurtheilen vom 
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Ausland, Eremtionen geiftlicher Perfonen, Befreiung von der Zehntwerpflich 
tung, Einmiſchung des Papftes in die firchlichen Wahlen, wiederholen: 38. 
Edw. II. st. 2; 1. Ric. II. c. 1; 3. Ric. 11. c. 2, 7, Ric. II. c. 12, 18. 
Ric. I. st. 2 c. 3; 16. Nic. II. c. 5; 2. Henry IV. ec. 35 5. Senm IV. 
c. 11; 9. Henry IV. c. 3. (8) Die Statutes gegen die Lollarden und Kere 
rein: 5. Ric. II st. 2 c. 5; 2. Henry IV. c. 15; 2. Henry V. c. 7, mit 
fteigender Strenge. 

Als Grundlage der Beftenerung diente in diefer Zeit die Taxation uf 
Pope Nicholas, veranlaßt durd) ein Zugeſtändniß des Zchnten an den König 
anf ſechs Jahre zum Zweck einer Expedition in das heifige Yand, aufgenommen 
in den Jahren 1288— 1292, gedrudt als Taxatio ecelesiasticne Angliae 
Auctore Pap. Nicolai. London 1802. fol. Cie diente als Matrikel bis zu 
26, Henry VIII. 

**) Die beginnende Spaunnug zwifchen dem weltlichen und geilt: 
lichen Staat wird gleich) von Anfang diefer Periode an fichtbar bei dem 
Verſuch der Vereinigung der Stände zu gemeinfamer Ztenerbewilligung. Um 
dein päpftfichen Beſtenerungsverbot entgegenzutreten, wollte Edw. I. der niede- 
ren Geiftlicheit eine analoge Stellung wie den Commoners geben, um auch auf 
diefer Seite ein Gegengewicht gegen den Hohen Clerus zu gewinnen Es er. 
geht daher mit den Eingangsworten Praemunientes die Anweiſung an die 
Biichöfe, zur Landesverfammlung auch an die Dechanten und Archidiaconen in Per 
ion, das Kapitel durd) je einen, den Clerus der Didcefe durch je zwei Bevol- 
mäcdhtigte vertreten, zu citiren, die dann in ähnlicher Weiſe wie Ritter und 
Bürger berathen follten. Bon Anfang an erjuhr aber der König den hei- 
tigften Widerfpruch gegen dieſe Weile einer gemeinfamen Beſteuerung wit deu 
Yaien und gegen diefe Art der Citation. Er mußte fid) dazu verftehen, neben 
der Padungsclaufel an die Biſchöfe nocd eine befondere Ladung an den Erzbiſchoi 
zu erlaffen, und erft der legteren, als geiftlider Autorität, Leiftete 
man Folge als einer Ladung zu einerconvocation, und nicht zum 
Barlament, wobei Zeit uud Ort jehr oft abweichend von dem Königlichen 
writ beftimmt wurden. Die Verbindung des geiftlichen und weltlichen Parla 
ments blieb in der That zu allen Zeiten eine äußerlihe. Die niedere Geijl 
fichleit ift anfcjeinend mit Rittern und Bürgern niemals zu gemeinjamer Ge 
fetgesberathung in pleno zufammengetreten, Das weltliche Parlament feinerjeite 
ließ es fid) niemals nehmen, die von der convocation bewilligten Taren zu 
beftätigen. Als in 4. Ric. II. (a. 1380) das Unterhaus verfuchte, eine Zub- 
fidienbewilligung fo zu ftellen, daß man 100,000 Pfd. Sterl. bewillige, wenn 
davon die Geiftlichleit ein Drittel als nothiwendigen Antheil itbernehme, erwi 
derte ber Clerus: feine Bewilligungen jeien niemals im Parlament gemacht 
worden, noch folle e8 fo fein; das Laienthum folle nicht den Klerus binden, noch 
fönne er umgelehrt jene binden; es fcheine ihm aber, daß wenn einer won Bei⸗ 
den frei jein folle, eg eher der Klerus als das Laienthum fein möge. 3. Bot. 
Parl. 4. Ric. II. p. 98. Andererjeits verlangte das weltliche Barlament, daß 
feine Statuten an fi den Klerus binden, „wie die Geſetze aller chriftlichen 
Fürften in den erften Jahrhunderten der Kirche.“ 

Dieje Hergänge bilden ficherlid, ein lehrreiches Beiſpiel, wie vergeblich die 
blos formale Bereinigung von innerlich widerfirebenden focialen Gruppen und 
Beſitzweiſen zu parlamentarifchen Körpern if. Die Theilnahme der niede 
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ven Geiftlichleit anı Unterhauſe ift augenfcheinlicd, niemals in Gaug gekommen, 
und bat im 15. Jahrhundert mit gänzlicher Zuritdziehung in ihre Convocation 
geendet. — Der Form nad fügte ſich die Geiftlichkeit inmer unr ber Yadnıg 
ıhrer Erzbiichöfe, und fette den Königlichen writ als folchen einen Eremtions- 
proteft eutgegen. ben deshalb mußte der König feinerjeits die Pflicht zum 
Erſcheinen der Biichöfe und Aebte aus ihrer Tehnspflicht als Vaſallen ableiten, 
und daher folgeredht ſolche Aebte, welche zur Zeit Feine Kronlehne befißen, von 
Erjcheinen dispenfiren, — ein Berhältnig, aus welchen fpäter jchr mit Unrecht 
em Beweis einer Keichsftaudfchaft aller tenentes in capite hergeleitet wurde. 
Kirhe und Staat fireiten in dieſer Periode der Spannung mit allen ZJwangs- 
und Strafmitteln einer Tirchlichen und einer feudalen Obrigkeit, oft in der 
wunderlichften Weiſe. Zu jenen Streitmitteln gegen die feparatiftifchen An— 
iprüche der Geiftlichkeit gehört auch eine wunderliche Ktriegsorder Rot. claus. 
43. Ed. III. M. 13 (a. 1369), durch welche die Biſchöfe den Befehl erhalten, 
alle Acbte, Prioren und Mönche und anderen geiftlichen Perjonen im Alter von 
165—60 Jahren zu bewaffnen, einzuftellen und zu regimentiren, 
unter Berufung auf den PBarlamentsbeichluß ilber die Landesbewaffnung gegen 
Ftankreich. Abgedrudt ift das wunderliche Dolument in Grose, Military An- 
tiquities vol. I. 44— 66. Drei ähnliche Writs aus 46. Ed. IH., 47. Ed. II. 
und I. Ric. II. finden fid) bet Rymer. 

Die Abneigung gegen den Clerus zeigt fich unter Richard II. aud) in der 
$rotection der Lollardien, welche im Jahre 1406 fogar zu dem Antrag führt, 
alle der Ketserei Verdächtigen dem bifchöflichen Gericht zu entziehen. Erſt unter 
Heinrich IV. erlangte die Kirche vom Staat die ſchärferen Strafverordiunngen 
gegen die Ketzerei unter fortdauerndem Widerſpruch des Unterhanſes. Das 
uinpirte Königthum des Hauſes Lancafter war fo ummnittelbar auf die Stüße 
der hohen Geiftlichleit angerwieien, daß von da an die Keßerverbrennungen ihren 
Berlanf nehmen und offenbar nur defto größere Abneigung gegen die Kirche 
wrädlaffen. Die religidjen Wirren werden dann lange Zeit verdedt durch die 
noch größeren Wirren des Adelskampfes der beiden Roſen; der tief entfittlichte 
Zuſtand jener Zeit ift aber mitverfchuldet durd eine Kirche, die fid) ihrem Be— 
ruf und dem Herzen der Bölfer entfremdet hat. 

+), Meber die Eutftebung ber Kirchenftengr Church Rate und 
der Kirchſpielsverſammlungen ift durch den Streit des legten Menſchen— 
alters eine umfangreiche Litteratur entftanden, aus welcher ich hier nur hervor- 
bebe des fpäteren Lorb-Cberrichters von England, Sir John Campbell's, Letter 
t Lord Stanley on the law of Church Rates 1837. Die Verpflichtung der 
Kirche eine Duote der Zehuten zu kirchlichen Bauten, fabrica ecclesiae, zu 
verwenden, fteht bekanntlich durch alte kirchliche Geſetze feſt. Auch in den Ca- 
nones des Erzbischofs Alfric von 970 und in den Gejegen Aethelred's von 1014 
iR die Beftimmung eines Theile des Zehnten fiir den Kirchenbau anerkannt. 
Tit werden auch die cunstitutiones Othoboni (a. 1268) citirt: statuimus, ut 
universi clerici suorum beneficiorum domos et caetera aedificia prout in- 
diguerint reficere studeant condecenter, — die wohl nur von den Pfarr- 
gebäuden fprechen, Außer Zufannnenhang erjcheint die Kirchenfteuer jedeufalls 
mit den kirk sceat, Kirchenfchoß, der nad) Verhältniß von Halın und Heerd 
nah den angellächfiihen Gefetzen ber Mutterkirche entrichtet werden fol. 
ng. II. 2; En. II. 11; Aethlr. VII, 4. Im neuerer Zeit hat Kemble, a few 
14* 
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historical remarks upon the supposed antiquity of churchrates, Ridgway 
1836, und in feinen Anglosaxons II. Anhang D. diefen Nichtzufammenhang 
überzeugend dargethan. Seine fpätere Ausführung, daß damit eine Abgabe von 
Inhabern Tirchlicher Güter in recognitionem dominii gemeint fei, fcheint in- 
deffen überkünftlich. Allein jedenfalls war durch die gleichmäßige Dotirung der 
Kirche mittels des Zehnten und durch ihre überreiche Ausftattung fo hinreihend 


geſorgt, daß das Kirchenregiment felbft Jahrhunderte lang die Pflicht, ein Drit- 


tel der Zehnten zu fabrica ecclesia zu verwenden, ausdrücklich anerfannt hat. 
Die fpätere Wiederheranziehung der Gemeinde war nur durch die Mißverwal- 
tung des kirchlichen Vermögens nothwendig geworden. 

Eine directe geſetzliche Entftehung der Kirchenfteuer ift ficherlich nicht nady- 
zuweiien. Das Bedürfnif, die Natur der Sache, die Analogie ift wie bei allem 
Gerohnheitsrechtlichen die Wurzel des Inftituts, Dan fand, daß ein Jeder 
für fein geiftliches Haus zu forgen habe, der Geiftliche alſo für die Erhaltung 
der Kanzel (des Altars), bie Gemeinde für das Innere der Kirche. Nach Ane- 
logie fonftiger Communallaſten (rotuli parliament. 21. Edw. III. Pet. No, 7; 
21 et 22. Edw. III. Pet. No. 19; H. No. 26; 9. Hen. IV. No. 53, etc.) 
zog die Praxis aud außerhalb Wohnende nad; dem Umfang ihres Realbefites 
heran. Jeffrey’s Case 5 Co. 67. Für Rechte und Pflichten dabei diente das 
große Vorbild der Berfammlung der Commoners im Parlament, Der gute 
Wille der Majorität entichieb jedenfalls iiber Maß und Art der Bewilligung, 
da man auch geiftlicherjeits gewiß ungern und jelten zu Zwangsmitteln fchritt. 
Das weitere Zuſammenwachſen der kirchlichen und weltlichen Ortsgemeinde, pa- 
rish und township, wird fodanı in der folgenden Periode hervortreten. Es 
fonnte aber ſchon hier bevormwortet werden, wie die fpätere Stellung der Staats- 
kirche zu einem ſolchen Ueberwachſen der geiftlihen Seite geführt bat, daß erfl 
in neuefter Zeit geſchichtliche Unterſuchungen die mittelalterlichen Verhältniffe 
aufklären und der weltlichen Seite der Kircjipielsverfaffung zu ihrem Recht zu 
helfen fuchen. . 


C. Die Gefammtheit ber vorftehend gefchilderten 
Inſtitutionen beftimmt nun die ftändifhen Verhältniffe 
diefer Zeit. Die guwößeren Rronvafallen und Prälaten formiren fid 
danach zu einem reicheftändifchen Adel. Die kleineren Kronvafallen 
bilden mit den Untervafallen verfchmolzen eine politifch bedeutende Rit⸗ 
terſchaft. Die Bürgerfchaften der Städte mit den Freiſaſſen bilden 
einen politifch berechtigten dritten Stand, aus welchem jedoch die ftäbdti- 
chen Honorationen ſchon hervortreten. Verglichen mit der norman: 
nifchen Zeit erjcheinen alle Klaffen gewiffermaßen eine Stufe höher ge: 
hoben, kraft ihrer ftaatlichen Leiftungen in Milize, Gerichts⸗ und Po- 
lizeidienft, in Staats- und Communalfteuer. 

Das normannifche Feudalweſen war in zwei Richtungen auseins 
ander gegangen. Bon der realen Seite aus wird das Nitterlehn ein 
befonderes DBermögensobject, welches durch die darauf Liegenden Laſten, 
in&befondere Steuerpflichten, vom anderen Grundbeſitz fich fcheidet. Von 
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ber perfönlichen Seite aus dauern gewiffe Ehrenrechte bes Ritter⸗ 
gutöbefigers fort, die ſich auch auf nichtbefigende Söhne fortpflanzen, 
in weiteren Graden aber erlöfchen, und fich nicht wie auf dem Conti- 
nent zu einem rechtlih anerkannten Geburtsftand fortbilden. Das 
Kitterlehn als Vermögensobject erfcheint mit Rückſicht darauf nach 
einer Normaltare. Unter Heinrich III. ſchätzte man ein Nitterlehn 
auf mindeftens 15 2. Grundrente (Camden, Britannia 111), zur 
Zeit Eduard's TI. auf mindeftens 20 2. (stat. de militibus), zur Zeit 
der Königin Elifabeth auf 40 2%. (Th. Smith de rep. I. c. 18). 
Dies Vermögensobjert war noch immer für die Staatsfinanzen von 
einer vorzugsweifen Bedeutung, weil e8 durch die fchweren Gebühren 
des Beſitzwechſels, durch Lehnsvormundſchaft, Heirath, Rückfallsrecht 
den Kern der erblichen Revenue des Königs bildet, und weil es bei 
den periodiſchen Subſidien an der Spitze alles ſteuernden Freibeſitzes 
fteht. Auch für den perſönlichen Dienſt des Staats iſt die alte Lehns⸗ 
pfliht und Gewohnheit des Grundbefiges noch immer ein werthvolles 
ſchwer wiegendes Element. Wenn daher auch die ftändifche Bildung 
fi} in der Hauptſache durch die jegige Geftalt des Heeres, des Ge- 
richts und der Polizei beftimmt, jo bleiben doch als Hintergrund im- 
mer noch perjönliche Ehrenrechte der alten Lehnsmilizen ftehen, die 
vermöge einer gewiſſen inneren Berechtigung als Refervatrechte gegen die 
nur Stanbdesbildung erjcheinen. 

. Der reihsftändifche Adel!) bildet fich aus den grö— 
jeren Kronvafallen und Prälaten, welche feit der Magna 
Charta mit den erflärten Beftrebungen einer regierenden Klaſſe her- 
vortreten. Als die Magna Charta die barönes majores zur Be- 
ratbung über die Schildgelder namentlich einzuladen verſprach, als 
Seinrih III. und Simon von Monfort die angefehenen Lords zu den 
RXeichsangelegenheiten wirklich beriefen, al8 feit Eduard I. magna con- 
sıltla aus ſolchen Herren periodifch berufen wurden: fo lag darin zu= 
nähft die Anerkennung einer thatfächlichen Macht, die durch ihre her- 
dorragenden Leiftungen nach rechtlicher Anerkennung ftrebtee Die Be⸗ 
ügungen der Meiſtbelehnten mit den daran hängenden nutzbaren Rechten 
waren das Meittelalter hindurch bedeutender als die der Heineren Kron⸗ 
beialien zufammengenommen. Ihre Einkünfte waren durch den inne- 
ren Frieden geftiegen, und der Einfluß diefes Beſitzes war mit der 
Verſohnung der Nationalitäten gewaltig gewachſen. Rittergutsbeſitzer 
und jüngere Söhne aus guten Yamilien jchloffen fi nun wiederum 
gern diefen Herren an, nahmen Ehrenämter in ihrem Hofhalt an, 
fandten dorthin ihre Knaben zur Erziehung im Sriegsberuf und rit- 
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terficher Sitte. Die Magna Charta hatte zum erjten Male die flei- 
nere Ritterfchaft im Maſſe unter die Banner großer Barone als jelbit- 
ftändiger Führer gebracht; unter Heinrich III. Hatten die Herren in 
diefer Weife dem Könige fiegreiche Schlachten geliefert. “Die friegeri- 
Shen Unternehmungen Eduard's I. hatten ſolche Mannfchaften in allen 
Richtungen zu vuhmreigen Schlachten geführt, in denen nicht mehr 
die Deaffe der Lehnsmilizen nach ihren Befigftufen gegliedert erjceint, 
Sondern große Herren mit ihren Gefolgichaften den Kern der Hrere 
bilden. Unter Eduard III. beginnt mit den Kriegen in Frankreich ein 
förmliches Komdottierewefen, in welchem die Eriegerifchen Herren ganze 
Heerabtheilungen geftellen, führen, und fogar für den großen Krieg 
ausbilden. Den Kern derfelben bilden Privat» Hofämter, Untervajal: 
len, Sefolgen, Pächter und Dienftlente, an die fi fampfluftige Frei- 
faffen aus den Graffchaftsmilizen anfchliegen, gewöhnt an kriegeriſche 
Uebung unter Offizieren aus der Nitterfchaft. Den großen Baronen 
aber giebt die gewohnheitSmäßige Führung und Waffenübung ein um 
fo größeres Uebergewicht, als fie in ihrem Beſitz ftetig bie Mittel fin- 
den zugleich zur Ausrüftung größerer Trupps und zu gewohnheitsmä- 
Biger Einübung derfelben. Ihre Umgebungen bifden die Cadres leicht 
mobil zu machender Heere. Um ſolche Maſſen mittel8 hoher Sold- 
zahlungen auf längere Zeit beiſammen zu behalten, befaß allerdings 
nur das Königthum die nöthigen Finanzkräfte. Wohl aber waren die 
Herren im Stande durch Goalitionen unter fich jet Heere zuſammen 
zu bringen, deren augenbliclichen Andrange der König unter ungim- 
ftigen Verhältniſſen nicht gewadjien war. Schon nad) Beendigung der 
erjten Periode der franzöfifchen Kriege tritt unter der ſchwankenden 
Pegierung Richard's II. diefe Gefahr hervor, und führt nach manchen 
Wechſelfällen zur Entthronung des Königs. Unter jeinem Nachfolger 
finden wir Adelsfehden, in weldyen einige wenige unzufriedene Barone 
binnen wenig Wochen dem König mit Heeren von 6—8000 Maun eut- 
gegenzichen, (3. B. anno 1405). Die friegerifchen Perfönfichkeiten 
Heinrich's IV. und V. wiffen diefen Widerftandägeift noch zu beherr- 
ſchen, und dann .auf franzöfiichen Boden abzuleiten. 

Im Beſitze gleich ftehen ihnen die Bilchöfe und angefehenen Aebte, 
deren militärische Stellung freilich unbedeutender wird, je mehr mit 
den Lebergang der Lehnsmilizdienfte in Schildgelder ihre kriegeriſchen 
Untervafallen an Zahl und Bedeutung zufammenjchmelzen. Dieſe 
Einbuße gleicht ich indeffen aus durch die Yamilienverbindungen der 
jet immer mehr aus der regierenden Klaſſe gewählten Prälaten, und 
nody mehr durch den Einfluß der Kirche als folder. Ihre Parteinahme 
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wurde dadurch bei einem Streit zwifchen König und Baronen ſehr ge- 
wöhnlich die entfcheidende. 

Zum erften Male hatten beide Elemente fich vereinigt, um fich 
und dem Lande die Magna Charta zu erzwingen. “Der damals er- 
hobene Anſpruch auf Theilnahme an der Reichsregierung geht unver- 
geſſen durch diefe Periode hindurch. Thatſächlich anerkannt fchon durch 
viele Hergänge unter Heinrich ILI. erhält dieſer Anſpruch feine redht- 
liche Anerkennung durch periodiſche Berufungen eines Magnum Con- 
silium unter Eduard I. Die Mehrzahl der weltlichen Barone ift 
feilid unter Eduard I. nur 1, 2, 3 oder Amal zum Rath berufen; 
nur ein Heiner Kern der Verſammlung erfcheint von Anfang an ziem- 
lid regelmäßig. Aehnliche Schwankungen zeigen fi) unter Edw. II. 
und III. Da von einem Prinzip nichts erkennbar ift, fo folgt, daß 
der Wille des Königs das Entjcheidende war, mie dies auch aus 
der Natur eines Königlichen Raths fi grundjfäglih ergab. Ebenſo 
natürlich machte fich dabei die alte Hofjitte geltend; e8 wurden wohl 
ungefähr diejelben Perjonen geladen, die früher durch Königliches 
Schreiben (writ) perjönlich zu den Hoflagern eingeladen wurden, — 
mit Rüdfiht auf die im Schatzamt befannte Größe ihrer Befigungen, 
auf ihre Erfahrungen im Kriegs- und Staatödienft, auf perfünliche 
Ergebenheit und perjünliches Bertrauen des Königlichen Herrin. ben 
deshalb ſind unter den Geladenen jehr viele Kleine Kronvafallen, auch 
einzele, die erweislich gar Fein Kriegslehn befigen. Trotz diefer ſchwan⸗ 
kenden Unterlage kounte ſich frühzeitig ſchon die Idee einer verfaſſuugs⸗ 
mäßigen Körperſchaft ausbilden, da das Continual Council, der per: 
manente Rath des Königs, einen feiten und ftetigen Kern des Ganzen 
bildet, mit dem fich die Idee eines nach der Lehnsverfaſſung gebildeten 
Gerichts (curia) leicht verfhmilzt. Mit diefer Vorftellung taucht auch 
das Wort auf, Pares regni, piers de la terre, — zum erftenmal 
«braucht in dem Urtheil gegen die le Despencers 15. Edw. II. 
das Magnum Consilium betrachtet ſich jetzt als Pares terrae, 
ald eine reichsſtändiſche Genoſſenſchaft, über den Pares der Graffchaft 
ſtehend, und will eben deshalb feinen Gerichtsftand in wichtigeren Fäl⸗ 
ln vor dem König und feinen Pairs haben. Unter Eduard II. 
teitt diefe Forderung fo beftimmt auf, daß fie faum mehr zu ver 
weigern war (vergl. 15 Edw. III. c.). Seit Heinrih IV. ift die 
Peirsgerichtöbarfeit über die Barone des großen Raths als Regel an⸗ 
erlannt; jeit 20. Henry VI. aud) auf bie Frauen der Pairs aus⸗ 
gedehnt, und infoweit als ein reines Geburtsrecht anerfannt, an wel- 
m die Brälaten als ſolche nicht Theil nehmen. 


‘ 
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Mit der periodifchen Theilnahme an der Neichöverwaltung und 
Bairögerihtsbarfeit war dem König gegenüber eine reichsftändifche Kör⸗ 
perfchaft in der That zur Anerkennung gelommen. Es fehlte noch das 
allem Grundadel eigene Moment der Erblidhfeit. Die fpäte Ent- 
wickelung diefer zweiten Seite erflärt fid) aus ber Veräußerlichleit der 
englifchen Ritterlehen. Ein Verſuch, den Beſitz eines Kronlehns ohne 
Weiteres als einen Titel zur Berufung in dad Magnum Consilium 
geltend zu machen, ift aus dem einfachen Grunde nicht gemacht wor- 
den, weil dies gegen das eigne Intereſſe der Meiftbelehnten geweſen 
wäre. Denn mit gleihem Rechte hätten Hunderte Fleiner Kronvaſal⸗ 
len, hätte jeder Käufer eines Kronlehns ohne Rücficht auf feine Her⸗ 
kunft daffelbe beanspruchen können. Die nene Rechtsform, in welder 
eine erbliche Reicheftandfchaft und ein politifcher Geburtsadel zur 
Geltung fommen fonnte, war nur die eines Königlichen Patents. Seit 
der Eroberung berubte der einzige vorhandene Wdelstitel, der des Gra⸗ 
fen, auf Patent. Seit Eduard III. wurde auch eine Herzogswürde 


durch Patent creirt, feit Ric. II. die Würde eines Marquis, und 


fpäter unter Hen. VI. die Würde eines Viscount. Nah dem Prinzip 
diefer Adelstitel wird nunmehr in I1. Nic. II. zum erften Mal Jobn 
de Beauchamp of Holt, Kronvafall des Nitterguts Kydderminiter, 
zum „Baron von Kydderminſter, zu erblihem Befig für fi und 
feine männlichen Xeibeserben, mit allen Nechten 2c. eines Barons“ er- 
nannt. Der Zitel Baro wird damit zuerft al8 erblicher Zitel zur 
reichsftändifchen Körperfchaft, gleich den älteren erblichen Adelstiteln, 
juriftifh anerkannt. — Die Kronvafallen, welche bisher durch writ 
berufen waren, kamen dadurch in eine neue Lage. Sowie jegt neu 
baronifirte Giünftlinge eine erbliche Reichöftandfchaft beanfpruchten, 
durfte den älteren angejeheneren Baronen ein gleicher Anſpruch nicht 
verfagt werden. Unter dem Haufe Lancaster erfolgt nunmehr bie 
Ladung diefes älteren Beitandes der Baronie ziemlich regelmäßig von 
Vater zu Sohn. Die blos perfönlichen neuen Berufungen danern 
noch fort, werden aber feltener und erftreden fich hauptfächlich auf die 
Kriegsoberften, Bannerets der Armee in ihrer damaligen Geftalt. 
Unter den Zudors haben die blos perſönlichen Berufungen de facto 
aufgehört. Die angefehenften Familien des Landes bilden am Schluß 
des Mittelalters einen erblichen reichsftändifchen Adel, dem die Bifchöfe 
und angejeheneren Aebte Hinzutreten, und ein Oberhaus bilden, wie es 
wejentlich nach denfelben Grundfägen nod) heute befteht. 

2. Die Ritterfchaft, d. 5. der aus einer Verſchmel— 
zung der Fleinen Kronvaſallen mit der Maffe der Unter- 
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vafallen hervorgegangene Mittelftand?), beruht in feiner poli« 
tiihen Bildung auf hervorragenden Leiftungen im Miliz⸗, Gerichts- und 
Polizeidienft.. Während auf dem Continent die Unveränßerlichkeit der 
Kitterlehne die privatrechtliche Wurzel eines niederen Geburtsadels 
wurde, hatte in England das stat. Quia emtores 18. Edw. I. die 
Beräußerlichkeit der Ritterlehne grumdfäglich feftgehalten, — allerdings 
verfchränft durch Bamilienftiftungen, die aber für jeden Realbeſitz 
geltend, kein Standesrecht bilden. Dadurch und durch die ftabile 
Birtbihaftsordnung des Mittelalters blieb die Maſſe der Ritterlehne 
mohl in den alten Familien, ohne jedoch neue Erwerber grundjäglich 
auszufhließen, oder den Erwerb von ritterlicher Abftammung abhängig 
zu machen. In diefem Verhältniß haben fi) nun die Unter vaſallen 
rine Stufe über ihre frühere Stellung erhoben. Schon am Schluß 
der vorigen Periode erfchienen fie in Befigmaß, Erziehung, Lebensweife 
und kriegerifcher Ehre. gleichartig den Heineren Kronvaſallen. Ye mehr 
nun aber in diefer Zeit die großen Barone fi zu einer Pärie ab- 
ihfießen, um fo mehr verfchmelzen die barones minores mit den Un- 
tervafallen zu einer Ritterfchaft, welche ihre Pärie in der Graffchaft, 
in einer gemeinfamen und hervorragenden Stellung in dem Miliz⸗, 
Gerichts- und Polizeimefen der Grafichaft findet. 

Die Milizverfaffung hatte jet durd einen Cenſus von 16 8. 
die Ritterſchaft als erfte Klaſſe der Grafſchaftsmilizen Hingeftellt, und 
ihr damit die Anmwartfchaft auf die Offizierftellen gegeben. In der 
Srafihaftsverfaffung hatte die Nitterfchaft von jeher ben Kern der 
Gerigtsmänner gebildet: gleichmäßig blieb "fie bei der Bildung der 
magna assısa und ber fpäteren Ausdehnung der Jury an der Spite 
der Geſchwornenliſten. Noch vollftändiger aber ftellt die neue Frie⸗ 
densrihterverfaffung die Nitterfchaft in erhöhtere, vielfeitigere Thä⸗ 
tigleit an die Spike der Kreisverwaltung. Ritter und Breifaffen bil- 
den jet durch die organische Geſetzgebung des Jahrhunderts Eduard's 
1.11. I. einen felbftthätigen Kreisverband, der die wichtigften inne 
rem Fuuctionen des Staatslebens bereits erfüllt. 

Ans diefer Stellung in Miliz, Gericht, Polizei und Steuer er- 
gab fih ein Anfpruch auf Bertretung im Parlament nad demfelben 
Grundſatz, nach welchem die großen Barone und Prälaten perfön- 
ih zum großen Rath des Könige berufen wurden. Es war hier ein 
Berband, von gleicher Bedeutung wie die größten Herrfchaften, der 
als folder mit: feinen ftantlichen Leiftungen Vertretung beanspruchte, 
aud der nach Borgang zahlreicher älterer Analogien und Verfuche nun- 
Mehr durch einen Ausfchuß in kleinſter Zahl, durch Abordnung 
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zweier Grafichaftsritter vertreten wird, Auf dieſe Vertretung hat 
die Nitterfchaft in ihrer Stellung al8 Offiziere in der Grafichaftemi- 
iz, al8 Großgejchworne und als Polizeiherren einen fo jelbftverftänd- 
liden Anſpruch, daß fid) nicht blos regelmäßig Nittergutsbefiter, jon- 
dern Menfchenalter hindurch fogar- diefelben Namen als Vertreter ihrer 
Grafſchaft wiederfinden. 

Das dadurch nen entjtandene politifche Recht, welches im Verlauf 
der Zeit das wichtigfte aller Ehrenrechte werden follte, beruhte nun aber 
weſentlich auf der neueren Geftalt der Graffchafts-Verfaffung, unab: 
hängig von der älteren Stellung in den Lehnsmilizen. Man sannte 
die Abgeordneten zwar nod) immer Knigths of the shire, betrachtete 
aber ſchon frühzeitig die neue Würde eines Grafſchafts-Abgeordneten 
als unabhängig von dem Ritterſchlag. Schon frühzeitig find. zahlreid« 
esquires unter den Abgeordneten, die man im Grafichaftsgericht nad 
der Wahl ſymboliſch mit denn Schwert umgürtete, um dem Buchftaben 
zu genügen; am Schluß des Mittelalters find jogar die Deiehrzahl nur 
esquires. Es lag in der Natur der Verhältniffe, daß grade folde 
Beſitzer, die es vorzogen als Friedensrichter dem Aderbau und dem 
engeren Kreis ihrer Nachbarſchaft zu leben, grade jolche, die aus Hol 
dient, Kriegeabentenern und Ritterſchlag fi) weniger machten, zu Abge 
ordneten gewählt wurden. Dies faktiſche Verhältniß erhält dann cine 
rechtliche Anerkennung durch das st. 25. Ilen. VI. c. 15., wonad) nur 
Ritter oder 40 X. freeholders, alfo Rittergutsbefiger, ale Graf 
ſchafts⸗Abgeordnete gewählt werden ſollen. Mit diefem ziemlich br 
ſcheidenen Ehrenrecht fchließt fich die neuere ftändifche Stellung der 
Ritterſchaft ab. 

Die alten Ehrenrechte der Lehnsmilizen, anf Grund deren fid die 
Ritterfchaft des Kontinents als Geburtsftand abſchloß, — der Kitter- 
ſchlag, das Chrengericht des Court of Chivalry treten daneben in 
den Hintergrund. Sie leben zivar in der Beriode der franzöſiſchen Kricae 
bis zu einem gewiffen Maße wieder auf; dieje legten vomantifchen Er— 
Icheinungen des Nitterivejens gehen aber in dem biutigen Abendroth 
des Kampfes der beiden Roſen wieder unter. 

3. Die ftädtifhden Bürgerfchaften und die Freifajjen 
der Sraffchaft bilden im Anfang diefer Periode einen po 
fitifch beredhtigten dritten Stand ?), aus dem ſich aber gegen 
Ende derfelben die ſtädtiſchen Honorationen um eine Stufe erheben 

und der ritterjchaftlichen Gentry gleichzuftellen anfangen. 
| Die Befitgrundlage dieſes dritten Standes ift der nicht lehns⸗ 
pflichtige kleinere Freibefig, dem ſich in den Städten auch ein Beſit 
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an beweglicher Gabe anreiht. Die rechtliche Grundlage defjelben 
bildet ſich Hauptfächlich aus der Gejchwornenverfaffung und aus dem 
court leet. 

Freiſaſſen und Bürger waren zunächſt durch die Berfaflung der 
Grafſchaftsmiliz zu einer perfönlichen Wehrpflicht herangezogen. Au - 
der Serichtsverfaffung bat der Gefchwornendienft der Grafſchaft die 
hbere tenentes zwar nur in zweite Linie geftellt, fie aber grundfäg- 
lih und ‚gleichmäßig für befähigt erklärt. Hier wie im Milizdienſt 
ericheinen die Ritter nur als primi inter pares. Im court leet 
acht der Gerichtsdienft noch weiter, und ftellt auch copyholders, 
Täter und Miether aushülflich in die Reihen der. Gerichtsmänner. 

Aus diefer Geftaltung ergab fi die politifche Berechtigung des 
dritten Standes. Als man anfing die Graffhafts-Communen 
u einer Vertretung ins Parlament zu berufen, beftand der connty 
eonrt als eine herkömmliche Kreisgerichteverſammlung. Es verftand 
ih von ſelbſt, daß die Verſammlung, ſowie fie ihre übrigen öffentli⸗ 
hen Gefchäfte, in derfelben Weife auch die Abordnung der Graffchafts- 
titter vorzunehmen hatte. Eben deshalb fand die Gefepgebung feine 
Veranlafſung, irgend etwas über die Art der Wahl und der Wahlbe- 
rehtigung zu beftimmen. Die libere tenentes waren uun zwar nad) 
Hertommen noch ZTheilnehner am Graffchaftsgericht; aber aud) da, 
wo fie herkömmlich thätig find, erfchienen fie wohl in verhäftnißmäßig 
geringer Zahl, ungleihmäßig und mit einem untergeordneten Antheil 
an den Geſchäften. Der eigentliche Wahleinfluß lag in dem Jahr⸗ 
hundert Ednard's I. II. III. noch in den Händen der Nitterfchaft. 

Dies Altes mußte ſich ändern, je vollftändiger die neuere Ge— 
ſhwöornenverfaſſung dnrchdrang. In den Eivil-Affifen werden 
kt die Gefchivornen der immer bedentungsvollere Beſtandtheil; 
für die Meine aus den Hundertichaften gebildete Jury find fie von An- 
ang an das überwiegende Element. Die Grafſchaftsverſammluug er- 
hielt dadurch fir die Wahlen eine incongruente Geftalt. Ihre laufen⸗ 
den Berichtsgefchäfte waren durch die Affifen der reifenden Nichter 
größeren Theild abſorbirt. Es erfchien daher in den gewöhnfichen- 
derſammlungen wohl nur eine Heine Zahl, meiftens große Beſitzer, 
hailıfis, constables u. W. zur Beforgung anderweitiger Grafſchafts⸗ 
Aihäfte. Waren ſolche Graffchaftsverfammlungen als Wahltörper zu 
llein, jo wurden fie andererfeits unförmlid), wenn zu diejem außerer- 
dentlichen Gefchäft die ganze Menge der Freiſaſſen fich einfinden wollte, 
deren Zahl durch die Veräußerlichkeit des Grundbeſitzes anfehnlich ge- 
wachien war. Diefer Uebelftand trat in politifch bewegter Zeit unter 
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dem Haufe Lancafter ein. Mit Heinrich IV. beginnen daher einzele 
Berordnungen, wie e8 mit den Graffchaftswahlen zu haften, im denen 
zulett der alte Rechtsgrundſatz den Ausſchlag giebt, daß die politiſchen 
Pflichten die politifchen Nechte zu beftimmen haben. Durch bie Ber 
- orönungen Eduard’s III. war num aber die Pflicht zum Geſchwornen 
dienft in der Graffchaft auf 40 sh. Grundrente aus erblichem und 
lebenslänglihem freehold firirt. Dieſe Freifaffen bildeten mit der 
Nitterfchaft in der That das Civilgericht der Graffchaft in feiner jeßigen 
activen Geftalt. Mit diefem für die Zeit ziemlich hohen Genfus 
Schloß ich der dritte Stand in der Grafſchaft nad unten Hin ab. 
Analog geftaltete fi) das Verhältniß in den wahlberechtigten 
Städten. Hier war ber court leet die urfprünglihe Bürgerver⸗ 
jammlung, und e8 verftand fi, daß das außerordentliche Geſchäft der 
Abordnung zweier Bürger zum Barlament ebenfo vorzunehmen war 
wie andere Gefchäfte im court leet. Theilnehmer war alſo ber weite 
Kreis der Theilnehmer an scot und lot, bie active Bürgerfchaft. Wis 
nun aber der court leet zu verfallen begann, als die wirkliche Füh— 
rung der ftäbtifchen Gefchäfte fich immer mehr auf Gemeinde-Ausfchüffe, 
eine lect-jury, town council, bann auf die neu entftandenen Frieden 
richter bejchränfte, erhielt auch diefer ftädtifche Wählerkreis ein anderes 
Anfehen. Die wirkliche Geftalt der Gerichts-, Polizeigefchäfte und 
Stenerverhältniffe machte die Maſſe der nicht mehr thätigen Bürger: 
ſchaft auch in der Megel indifferent gegen einen ifolirten Wahlact. 
Mit und ohune Ancorporationscharten war thatfüchlich der Wählerkreis 
ſchon jegt in den meiften Flecken ein eng begrenzter. — Die Gewähl- 
ten mußten dem echte nad) minbeftens gleichartig fein den Wählern, 
alfo „free of the borough“ 1. Henry V. c. 11. Es wurde ferner 
die geſetzliche Vorfchrift, daß der Gewählte innerhalb. der Grafjchaft 
mit Grundbeſitz angefeffen fein müffe, auch auf die ftädtifchen Abgeord: 
neten ausgedehnt. Naturgemäß fiel daher die Wahl fehr gewöhnlich 
auf Honorationen und ftädtifche Gentlemen aus den Priedenscommif: 
fionen. Da nun aber die Friedenscommiffion ber Grafſchaft fich regel- 
mäßig auch auf die Städte entweder ausſchließlich oder concurrirend 
bezieht, fo kam durch die Taufende Polizeiverwaltung die Ritterfchaft 
auch mit den Städten in dauernde Verbindung, welche ſchon im 15. 
Jahrhundert die Wahl öfter auf fie lenken mußte. In allen Fällen 
waren e8 analoge Befit-Elemente, welche zu den Friedenscommiffionen 
und als Abgeordnete ernannt wurden, und denen bie Nitterfchaft eine 
Steichftellung nicht verweigern konnte. Gegen Ende der Periode fin- 
den wir baher die Titulaturen der Mitterfchaft auch auf ſolche ftädti⸗ 
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ijen Herren übertragen. Die citizens und bourgesses im Parlament 
werden immer zahlreicher als Esquires bezeichnet. Und fo ift am Schluß 
des Mittelalterd durch die Steichitellung in den Friedenscommiſſionen 
und im Parlament auch die Verſchmelzung der höheren ftädti- 
ihen Klaffe mit der Nitterfchaft zu einer einheitlichen Gentry bereits 
angebehnt. 

Was nach Ausscheidung diefer drei Stände übrig bleibt*), umfaßt 
jest im Ganzen und Großen eine arbeitende Bevölkerung, die zwar 
perjönlih frei, aber ohne Theilnahme an den politifchen echten da- 
ſteht. Es gehören dazu die vom Gerichtsdienft befreiten Kleinen free- 
holders unter 40 sb. Grundrente; fodann die copyholders, die al® 
Hinterfaffen durch die Grundherrſchaft vertreten find, welche dem Staat 
gegenüber das eigentliche Beſitzrecht mit der Verpflichtung zu den 
Friege-, Steuer- und anderen Laſten hat; es gehören dahin endlich die be= 
felojen Handwerker und dienenden Klaffen, unter welchen die Nefte der 
Yebeigenfchaft fchon dem Verſchwinden nahe find. In den wahlberech- 
töten Städten können freilich auch Miether mit eigenem Hausftand 
zur activen Bürgerſchaft gehören; doch hat die. faktifche Beſchränkung 
bes ſtädtiſchen Wahlrechts diefe günftigere Lage wieder paralyfirt. 

Die jo abgegrenzten drei Stände umfaflen aber wie früher nur 
tehtlihe Abftufungen im weltlichen Staat. Unabhängig davon bildete 
noch immer die Geiftlichfeit durch Amt und Beruf beftimmte, vom 
Veſitz unabhängige Klaffen. Die hohe Geiftlichkeit, der das Amt zu= . 
geh den Befig von Baronien und analogen Grundeinkünften gab, ift 
ſchon oben als ein Theil der regierenden Klaſſe eingereiht. Die höhere 
Porrgeiftlichleit theilte nod) immer den Rang der Witterfchaft, und 
hatte in der Convocation auch ihre eigene parlamentarifche Vertre- 
img Durch die Aufnahme von Pfarrgeiftlichen in die Friedenscom- 
mijfionen entftand auch eine Theilnahme an dem politifchen Einfluß 
kur Polizeiherrenftellung. Zunächit daran ſchloſſen ſich die Univerfi- 
taten mit ihren größtentheil® geiftlichen Inſtitutionen, geiftlichem Ber: 
mal und geiftlichen Ehrenrechten. Für den gefammten Clerus mar 
md blieb der geiftlihe Gerichtsftand in eigentlichen Straffällen ein 
Gwerwiegendes Privilegium, welches durch die Zufammenfegung ber 
Geſchwornen und Eideshelfer häufig zur Straflofigkeit führte, und wel- 
es in diefer Zeit durch eine Erklärung des bifchöflichen Commiſſa⸗ 
16: „legit nt clericus“ auf jede ſchreibenskundige Berfon ausgedehnt 
werden konnte. 

Schon in der vorigen Periode hat ſich ferner ein Yuriften- 
and als ein befonderer geehrter Beruf aus der Geiftlichleit ausge: 


222 Dritte Periode, 


fondert. Die frühzeitige Ausbildung des normannifchen Verwaltunge 
recht8 hatte in den zahlreichen clerks des Schatzamts, der Sheriffe. 
ihrer Unterpögte, der Specialvögte, veifenden Richter ein Büreauper 
jonal gebildet, welches von den Geiftlihen wohl wenig mehr zu lernen 
hatte. Um die Zeit aber, als die Reichsgerichte ftehend werden, bil 
den fic die erjten Anfänge von Innungen der vaienjuriſten, Anfange 
Lernende, Advofaten und Unterbeamte in bunter Miſchung enthaltent. 
Unter Eduard I. wird die Zulajjung von attornatı aud aprentitii 
bei den Gerichten geordnet; in dem Rechtsbuch Fleta kommen icon 
innungsmäßige Abjtufungen vor. Im 15. Jahrhundert erfcheint die 
höhere Klaffe der Advofaten von der niederen Klaſſe der Anwälte ge 
fchieden, in ihren vier Inns of court wie eine große Körperfchaft und 
Aurijten-Iniverfität. ‘Der seviens at legem, Doctor juris, und der 
ftudirte Advofat theilen wie die niedere Geiftlichkeit die Ehrenrechte dei 
Esquire, und finden in den Friedenscommiſſionen der Grafjchaft eine 
häufige vom Grumdbefig unabhängige Berwendung, wie jie denn auch 
immer regelmäßiger die Vorfchiile des Höheren Nichteramts werden. 
Am Schluß der Periode bildet dad Richterperſonal einen bejoldeten ge: 
Ichrten Beamtenftand. Die geiftlihen und gelehrten Berufe ergeben 
hiernach noch eine Ergänzung für einen höheren Meitteljtand, der ebenio 
wie die ftädtifchen Honorationen mit der Kitterfchaft zu einer cinheit- 
lihen Gentry zu verfchmelzen beginnt. 


2) Ueber die Entftehung bes reichsftändifchen Adels vergl. Gneiñ, 
Bd. J. $ 22 und Gneift, Adel und Ritterfchaft in England, Berlin 1853. Tıe 
Streitfragen fiber die Entſtehung der Neicheftandichaft find in England haupt 
ſächlich durch Zurückilbertragungen aus jpäterer Zeit eutflanden, und durch das 
abfichtliche Ignoriren der Geftalt des normanniſchen Staats, wie fie in fpäterer 
Zeit durch ſtillſchweigende Uebereinkunft der politiichen Parteien üblich gewor 
den. Bon keinem Parteiftandpunft aus war man ſpäter geneigt, die Entftehung 
des Oberhaufes aus uripringlich blos berathenden Notablenverſammlungen anzu 
erfennen. Die engliſchen Geſchichtsſchreiber gefallen fi) fogar darin die mittel 
alterlichen Lehnsverhältnijfe des Kontinents mit übel angebrachter Gelehrſamlei 
in ihr eigenes Mittelalter hineinzuziehen; während in England die Stellung dee 
Königthums zu den großen Kronvalallen fo günftig, die Stellung der Lenteren 
zu ihren Untervafallen und Hinterfaffen fo ungünſtig war, daß eine ganz andere 
Combination der ftändifchen VBerhältniffe zımn Borjchein kommen mußte. Tie 
natürliche Rückſicht auf den Befik eines Kronlehns bei der Berufung zum 
großen Rath des Könige, geftaltet fich zu der in England ganz ungeichichtlichen 
Idee eines Rechtstitels zur Berufung, einer Reicheftandfchaft durch tenure 
by barony, 3. 8. auch bei Hallam Middle Ages Vol. III. Cap. VIII. Ti 
vorhandenen Namensverzeichniffe der Berufenen und die rechtliche Gleichheit 
alfer Kronvafallen in ihren Befitverhäftniffen, widerlegt dieſe Vorſtellung aui 
das vollftäudigfte. Die Annahıne, daß uriprünglich jeder Kronvafall eine per 
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ſönliche erbliche Reichsſtandſchaft gehapt habe (!) und da fpüter mit der immer 
fieigenden Macht der Ariftofratie diefer Anfpruch verloren gegangen (!), und da⸗ 
für der Grundſatz perjönlicher Berufungen durch Writ an die Stelle getreten 
jeiıh, iſt nicht blos „ſchwer erflärlich” wie Hallam meint, fordern gefchichtlid) 
unwahr und ftaatsrechtlic, unmöglich. Zuzugeftehen, daß unter Eduard J. durch⸗ 
ichnittlich etwa SO, unter Eduard 11. kaum 40 oder 50 Barone zum Parlament 
geladen find, daß in diefer Zeit 98 nur einmal, 50 nur zwei, drei oder viermal . 
berufen find, daß diefe perfönlichen Berufungen noch unter Eduard III. in ähn- 
lichem Maßſtab jortdauern — und dabei von einer Keichsftandfchaft durch Lehns⸗ 
befig jprechen, find handgreifliche Wideriprüche, über die ſich aber das Herolds⸗ 
amt mit den beiden politiichen Adelsparteien allınälig vereinigt hatte. Erft die 
abiurden Conſequenzen jeuer ungejchichtlichen Auffaffung, die zahllofen Anſprüche 
auf erblie Bairien fiir einen Jeden, welcher nachzuweiſen verfucht, daß Einer 
jeiner Ascendenten einmal durch Writ zum Neichsrath berufen jei, haben vom 
Oberhauſe aus eine folivere Unterjuchung über die Natur der mittelalterlichen 
Beirie veranlaßt in den großen Reports on the Dignity of a Peer, H. of 
Lords. Bergl. namentlih I. S. 395 ff, Ill. 114 ff., III. 264 ff, IV. 269ff. 
Ziele Dorftellung verbunden mit den älteren, Selden, Titles of Honour 
iti4; Dugdale, baronage of England 1675, 1676; Dugdale, summonses 
uf the nobility 1685; Cruise, Origin and Nature of dignities 1310, be- 
dürſen nur einer geordueten Verarbeitung des Materials, um zu volllommen 
üheren Reiultaten zu führen. Daß dev Befig eines großen Complexes von 
Kittergütern keinen Titel zum großen Rath gab, ergiebt ſich auch beſtimmt aus 
einzelen Beiipielen, wie denen der Barons of Hilton, der Cornwalls von Bou- 
fort, weiche niemals zum Parlament berufen wurden. Daß uingelehrt eine 
große Menge der Berujenen nur einfache Kitterlehne oder aud) gar kein Rron- 
iehn beiagen, läßt fi) aus vielen einzelen Berufungen darthun. Unter etiva 
100 am Schluß der Kegierung Eduard I, berufenen weltlichen Herren waren 
66 ältere Kronvalallen (majures und minores); die übrigen von dem König 
neu creirte. 

Die ftatiftifche Hauptgrundlage für den gefammten Lehnbeſitz dieſer Zeit ift 
das mehrfach citirte Lehnbuch unter den Namen Testa de Nevill, &s 
iheint gegen Eude Edw. II. oder Anfang Edw. III. angelegt zu fein, jedoch mit 
Senutzung von Materialien, die ſchon auf amtlichen Feftftellungen ans der Zeit 
Heintichs III. und Eduards I. beruhen. Es enthält 6390 eingetragene Namen 
von großen und Heinen Kronvafallen und Untervajallen. Die letzteren find je- 
doh offenbar unvollftändig angegeben ; denn wo der unmittelbare Bafal an das 
Sgapamt zahlt, find in vielen fummarifchen Angaben die Untervajallen ein— 
beguifien. Auffallend ift die verhältnigmäßig unbedeutende Zahl der benannten 
Untervafallen im kirchlichen Beſitz. Bemerlenswerth ift ferner, daß die großen 
Sütercompfere in Zahl und Geſammtmaſſe im Berhältniß zu Domesdayboot 
uoh gewachſen zu fein fchemen, während Kronvafallen von einem mittleren Be- 
N von etwa drei bis zehn itterlehnen felten vortommen. Gingezählt find in 
die obige Geſammtſumnie and) die zahlreichen serjeanties, ſowie die unter Bor: 
mendihajt befindlichen Lehne und die nuter Königlicher Verwaltung ftehenden 
mädgejalenen Lehne. Ans diefem bunten nur filr die Schaßrechnungen be- 
fımmten Material ift jedenfalls ein lebendiges Bild zu entnehmen von der Zer—⸗ 
thelung der Lehne in Bruchtheile, und von dem bunten Durcheinanderliegen 
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der geiftlihen und weltlichen, der Kron⸗ und der Afterlehne, der großen un 
ber kleinen Lehne, für welche erftere der Name honor oder baronia am hän- 
figften gebraucht wird; das letttere Wort jedoch eben fo oft für jehr Heine Lehne- 
complexe. 

Einiges über die ſpätere Stellung des hohen Adels bei Hofe ergiebt der 
Liber Niger Domus Regis Angliae aus der Zeit Eduard IV., aus welchen 
ſich weit größere Abflände zwifchen den Rangftufen des Adels ergeben ale im 
16ten und 17ten Jahrhundert. Fir einen Herzog find dort 240 Gefolgen ge 
rechnet, für einen Marquis 200 Gefolgen, für einen Grafen 140 Diener, für 
einen Biscount 80, für einen Baron 40, für einen Bannerherrn 24, für einer. 
Nitter 16, flir einen Esquire 6, — zugleich ein Bild von dem Umfang de: 
Sefolgfchaften, mit denen die großen Herren auch beritten im Felde zu erſchei 
nen pflegten. Für die ökonomiſche Bedeutung des großen Grundbeſitzes erinnere 
ich nur an die beiläufige hiftorifche Notiz, daß im 14ten Jahrhundert engliihe 
Barone genannt wurden, die 24,000 Schafe, 500 Pferde, mehre 1000 Rinder x. 
auf ihren Gittern hatten. 

Das politifhe Hecht der Reichsſtandſchaft ift erft durch die Ge 
ftaltung des Magnum Consilium poſitiv den Privatrechtsverhältniffen des Lehne- 
befites hinzugefligt. Confequent behaupteten daher die Richter in 7. Henry VL. 
daß der Anfprud) auf den Namen und Titel eines Pairs vor die Reicht 
gerichte, der Anfpruch auf einen Sig im Parlament vor den König und 
die Pairs gehöre, das Ietere als neue Schöpfung eines neueren jus publicum 
(Nicolas proceeding of the privy council Ill. p. LVIIIff.). Noch weniger 
fonnte bei den geiftlichen Herren der Beſitz einer Baronie der Titel zur Ben 
fung fein; denn felbft die Biſchöfe beſaßen grofentheils nicht volle Baronien 
im Sinne des Schatamts und der feudalen Heeresordnung. Sie hatten über 
dies zur Zeit des Verfalls der Naturallehndienfte ſich zahlreiche Befreiungen zu 
verfchaffen gewußt. Der Biſchof von Lincoln, der unter Heinrich II. 60 Reiter 
zu ftellen gehabt, berechnet unter Eduard I. nur noch 5, der Biſchof von Bath 
ift von 20 auf 2 herabgeſetzt. Es war offenbar die kirchliche Würde, vermöge 
deren die Bifchöfe berufen wurden; für die Aebte und Prioren, die fich häufig 
der läftigen Berufung für den großen Rath zu entziehen firebten, ließ man dei 
Nichtbefitz eines Triegspflichtigen Lehen als Entihuldigungsgrund. gelten, Uebri 
gens bejaß die größere Maffe ver Achte und Prioren zu keiner Zeit ganze Ba 
ronien, fondern nur einzele Ritterlehne. 

Die Gefammtbildung des reichsftändiichen Adels erinnert wieder an die 
fpätere angelfächfiiche Zeit. Die infulare Lage des Landes führt immer mieder 
periodisch zu einer partiellen Erfchlaffung der Kriegspflicht. Und fo ift aud det 
fchroffe normannifche Lehnsweſen in England als Militär -Verfaffung nur eine 
vorübergehende Erfcheinung. Die Thaten der eigentlichen Lehnsmilizen find 
auch in der Kriegsgeſchichte des Landes von Feiner großen Bedeutung. Defto dau- 
ernder und nachhaltiger ift hier der Einfluß des Lehnoweſens auf die Finanzen 
and auf das Privatrecht; während die Standbesverhältniffe und Landesverſamm⸗ 
lungen ſich zunächft nad; dem Gerichte- und Polizeiweſen modeln. 

3) Ueber die Stellung ber Nitterfchaft in diefer Periode vergl. Gneif, 
Adel und Nitterfchaft in England, 1853, und englifches Verfaſſungsrecht Bb. 1. 
8 12. Die Hauptpunkte dabei find: 

(1) Die fhon in der vorigen Periode hervorgehobene Ber 
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äußerlidleit der Ritterlehne unter der VBoransfekung der Uebernahme 
aller Verpflichtungen gegen den Lehnsherrn, ſchon in der Magna Charta aner⸗ 
lannt, näher beſtimmt durch St. quia emtores 18. Edw. I. c. I. Bei Kron- 
vajallen war allerdings die Genehmigung des Königs vorbehalten, deren Ver- 
ſäumumg aber nur eine mäßige Geldbuße gadı ſich zieht, I. Edw. III c. 12. 
Die jogenannten Rotuli bundredorum, gedrudt von der Record commission 1812 
2 Vols., find Verhandlungen auf Grund einer königlichen Commilfion von 1274 
über Beräußerungen von Kronvafallen ohne Licens der Krone. 

(2) Die über das ftändifche Recht der Ritterſchaft in diefer Periode ent- 
Iheidende Stellung in der Miliz, Gerichts-, Bolizei- und Öteuer- 
verfaſſung |. in den obigen Abfchnitten I.—IV. 

(3) Ueber die Anfäge zur Bildung eines niederen Geburts- 
adels ift vorweg zu bemerken, daf der Ritterſchlag trotz wiederholter Straf- 
geiepe uud Geldbußen von einem ſehr großen Theil der Berpflichteten nicht mehr 
verlangt wurde. Der gerichtliche Zweikampf ift durch die neuere Geſtalt der 
Anklage und Anklagejurg und durch die veränderten Rechtsanſchauungen ver- 
drängt. Das bejondere Kriegs- und Ehrengericht der Lehnsmilizen, Court 
of Chivalry, welches ein wichtiger Anhalt zur Bildung eines Geburtsadels hätte - 
werden können, kommt zu Feiner Fortentwidelung, finft vielmehr fpäter zu 
einem bloßen Heroldsamt herab. Unter Heinrich III. war zwar ein Regu- 
lativ, forma de militibus faciendis, in Geftalt von Orders an die einzelen 
<herifis (Close Rolls 24— 26, H. III.) erlaffen, durch weiche die alte Pflicht 
der Befiger Löniglicher Lehne in Erinnerung gebradjt wird, den Ritterfchlag 
gegen Gebühr zu erwerben. Es wird dies auch auf folche ausgedehnt, welche 
weniger als ein ganzes Nitterlehn befien, wenn fie nur mit Zurechnung ande- 
ten Freibeſitzes den Werth eines folchen haben (minus quam Feodum integrum, 
dum tamen de Tenemento suo tam Militari quam Socagio possint susten- 
tarij. Eduard I. berief fogar noch einmal 1297 die gefammten Lehnsmilizen 
nah diefem Maßſtab zu einer großen Heerfchau, bei welcher er freilich grade 
anf einen Widerſpruch des Großconnetable und des Reichsmarſchalls, iiberhaupt auf 
ähnlihe Stimmungen traf wie zur Zeit der Magna Charta, und zu großen 
Eonceffionen genöthigt wurde. Eduard II. beginnt feine Regierung mit einem 
iogenannten Statutum de militibus, welches der Sache nad) ein Regulativ iſt 
(writ) über allgemeine Grundſätze, nach welchen in Zukunft Reclamationen 
gegen den Zwang zum Ritterfchlag behandelt werden follen. Es ift babei der 
Werth eines Ritterlehns zu 20 L. angenommen, der Zwang zum Ritterſchlag 
aber wiederum auf anderen Freibefiß ausgedehnt. Heinrich VII. hat fpäter nod) 
einmal verfucht, wenigftens Befiter von 40 8, ernftlich anzııhalten (1500). 

Tie Gerichtsbarfeit des High Constable und Marshall ging 
aus der alten Stellung der Lehnsmilizen zu den Kriegsherrn hervor, in deſſen 
Remen die beiden höchſt Commandirenden das Gericht über die Krieggmannen 
baten. Verhandlungen dieſer Gerichtebarleit ans der Zeit Eduard's I. befinden 
fh als placita exercitus regis noch heute in den Staatsardhiven. In Frie- 
dentzeiten kamen indefien ſolche Kriegsgerichte in Widerſpruch mit den Zufiche- 
rungen der Magna Charta und mit dem Geift der gemeinrechtlichen Gerichts⸗ 
verfaflung, die keine geſonderten Standesgerichte kennt. Schon in 2. Ric. I. 
Klitionirt daher das Unterhaus, daß dieſer Hof feine Entſcheidungen wegen 
delonie treffen möge, da er nad) law of arms, und nicht nad) gemeinen Ge- 

Gneik, Engl. Sommunalverfaffung. 15 
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wohnheiten bes Landes entfcheibe. In Folge der franzöfiihen Kriege war eine 
ſtarke Standesmeinung hbervorgetreten, welche ein Wittergericht in Ehren⸗ 
fachen und „zur Aufrechterhaltung der Rangſtufen“ verlangte, während die im 
Barlament vertretenen Communitates fein befonderes Standesgericht neben und 
über dem gemeinen Recht wollen. In 13 Ric. II. c. 2. folgt die Zuſicherung, 
daß darin Fein Streit verhandelt werden fol, weldyer in einem orbentlichen Ge⸗ 
richtshofe nach Landesrecht verhandelt werden Lönne, fonbern nur „Contracte 
und andere Gegenftände, betreffend Urkunden von Wappen und Krieg in und 
außer dem Reich“, und mit Vorbehalt der Appeflation an den König. Als 
jurisdictio extraordinaria tritt diefer Hof num in subsidium ein auf Special- 
befehl, writ. Nach der Periode des Kampfes der beiden Rofen werden folde 
Writs, ale der neueren Rechts⸗ und Standesbildung widerſtrebend, nicht meht 
erlaſſen, und ber frühere Gerichtshof finft damit zu einem Heroldsamt herab. 
Bergl. Gneift Bd. I. $. 20 Nr. V. Ueberdies ift feit Heinrich VIII. das Crb- 
amt des High Constable, alſo das oberſte Ehrenamt der Lehnsmilizen, nicht 
wieder befegt. Cole IV. Inst. 124. 

Allerdings finden fi) in ber Periode ber franzdfiichen Kriege einzele An- 
zeichen eines Einlenlens in andere Richtung. Der Court of Chivalry bat damals 
eine gewiffe Bedeutung erlangt. Die glänzenden Erfolge, die unermeßliche 
Beute, das abenteuerliche Leben der Heere in Franfreich fcheint noch eimmal bie 
Romantit des Ritterthums in eine fonft nilchterne Periode einzuführen. Die 
täglichen Berührungen mit dem franzöfifchen Adel und feinen Standesanfchau- 
ungen, langjähriges Lagerleben fern von der Heimath, mochten den Standes 
und Corpsgeift in hohem Maße fleigern. Die Tendenzen der engliſchen Ritter- 
fchaft diefer Zeit Habe ich in einem Artikel über die Gentry in Erich und Gruber 
Real-Encyclopädie znfammengeftellt. Unter Richard II. tommt z. B. ein Patent 
vor, in dem John de Kingfton aufgenommen wird „resceivez en l’estate de 
gentilhome et lui fait esquier“. Unter Heinr. VI. wird ein Bernhard Augevin 
mit einem förmlichen nobilitamus in den niederen Adelftand erhoben. Es if 
eine Zeit, in welcher das Heroldsamt mit feinen Turnierregeln, Schildern, 
Wappen, Stammbäumen eine gewiffe Rolle fpielt, in welcher die Anſprüche 
auf gentiemanly condition or degree eine gewifle anerkannte Bedeutung ge 
winnen. In gewiffen Zufammenhang damit fieht die damalige Bedeutung 
der Würde eines Bannerets. In 29. Eduard III. wird John Coupland durch 
Batent zum erblichen Banneret ernannt. Unter Eduard III. und Heinrich IV. 
werden bie Bath- und Hofenbanborden geftiftet. Die Ceremonie des Ritterichlage 
wird mit einer gewiſſen Vorliebe und Feierlichleit wieder lebendig. Die Würde 
des Banneret wurde eine Zeit lang gradezu wie eine neue Adelsftufe betrachtet 
und deshalb unter der vormundfchaftlichen Adelsregierung 7. Ric. II. die Wahl 
eines Bannerets zum Grafichaftsabgeordnieten für unzuläifig erklärt. Im dieſelbe 
Richtung gehört auch eine Verordnung 1. Henry V., nad) welcher in jeder for- 
mellen Citation im Civilprozeß und jeder Anfingeakte fortan der Stand „estate 
or degree or mysterie* des Bellagten angegeben werben joll, woburd bie 
Prudilate eines Esquire und Gentleman von diefer Zeit an eine gewiffe jnriſtiſch 
anerlannte Bebentung gewinnen. Gelegentlich wird andy in anderen Statuten 
biefer Zeit das Merkmal des generosus a nativitate erwähnt. Weiter ift jedoch 
die nüchterne Geſetzgebung des Parlaments niemals gegangen. Die Pflichten, 
weiche das Landesgeſetz in Miliz, Gericht, Polizei und Steuer dem großen 
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Gruudbeſitz bereits auferlegte, waren zu ernft, un die Idee eines Geburtsadels 
on bie bloße Abflammung von ehemaligen Rittergutsbefikern zu Initpfen. Auf 
die Dauer zogen es die höheren Stände vor, ihre Vorrechte auf wirkliche Lei- 
ungen im Staat zu bafiren. Aus demfelben Grunde blieb jeder Anſpruch auf 
ſiändiſches Vorrecht im Adel wie in der Nitterfchaft befchränft auf den Erfige- 
bornen oder ficheren Erben, der mit der Erbichaft des Beſitzes auch allein im 
Stande war die ernſten Pflichten des höheren Standes zu erfüllen. Jene Rich- 
tung ift eine vorübergehende, wie das Syſtem jener Soldheere. In die Hei- 
math zurücgefehrt traten diefe Anfchauungen in Widerfpruch mit einem großen 
Theil der Standeögenoffen und noch mehr mit ben Inftitutionen des Landes, 
die durch Srafichaftemiliz, Gerichts- und Friedensrichteramt den freien Befitz 
des Landes in anderer Weife verbanden. Diele dauernden Inſtitutionen 
haben auch Bier über die endliche Geftaltung der Stände entfchieden. 

8) Die Stellung ber fresholders, libere tenentes, al& wahlberech: 
tigter dritter Stand, ergiebt ſich wie die der Ritterichaft aus der Geftaltung 
ber Sommunalverfaffung, oben Abfchn. I. — IV. Die Ausichliegung ber Copy- 
holders, befitslofen Handwerker und arbeitenden Klaffen ergab fich fo klar aus 
ihrer ganz anderen Stellung zu den öffentlichen Laſten, daß Jahrhunderte lang 
die Rechtmäßigkeit dieſes Cenſus von keinen Menfchen in Frage geftellt wurde. 
Ueber die Bermehrumg der Freifaffen feit der Zeit Heinrich's II. will ich Hier ein 
oft angesogenes Zeugniß nachtragen: „But there happened about this time 
(H. ID.) a notable alteration in the commonwealth: Lords and owners 
of towns, which before manured their lands by tenants-at-will, began now 
to grant their estates in fee, and thereby to make a great multitude of 
freeholders more than had been, who by reason of their several interests, 
and being not so absolutely tied to their lords as in former times, began 
to be öf a more eminent part in the commonwealth, and more to be res- 
pected therefore in making laws to bind them and their inheritance.“ 
(Spelman on Parliaments.) 

&o bunt gemifcht nun auch in den Städten die Stellung ber wahlbe- 
rechtigten Klaſſen erfcheinen mochte, jo geht doch auch hier der legte Gedanke 
hindurch, daß das Wahlrecht denen zukommt, welche an ber actuellen Verwaltung 
des Stadtweſens perfünlich betheiligt find. Eben deshalb vergingen viele Men- 
Ihenalter, ehe die Frage nach der ftädtifchen Wahlberechtigung überhaupt einen 
Zweifel oder Etreit veranlaßte. Es war dies um fo naturgemäßer, als in dem 
Jahrhundert Eduards I. IL. IH. die Ladung zum Parlament von ben Städten 
ehenio jehr als Bürde wie als eine Ehre betrachtet wurde, wegen möglicher 
Stenererhöhungen und Bezahlung der Tagegelder. Die Unterfchleife der ritter- 
lien Sheriffs begegneten fich darin mit der Abneigung der Städte, und ver- 
anlaßten, daß manche ſchon berufene Städte fpäter unvertreten blieben. Veber- 
haupt ift die Bedeutung der Stadtvertretung in biefer Zeit noch nicht zu über- 
Khägen. Eie war negativ ein Gegengewicht gegen die Tendenz der Abfchließung 
eines ritterlichen Geburtsftandes, gegen eine Tendenz zur Unveräußerlichleit des 
Grundbeſitzes u. dgl. Andererſeits ift aber die übertriebene Zahl der ftädtijchen 
vertretung die nächſte Wurzel der ftrengen Arbeitspolizei (worin bie Ritterſchaft 
wohl gleiche Beftrebungen theilte), noch mehr aber der Prohibitions- und Mo- 
nopolrihtung in der Geſetzgebung des 16 ten Jahrhunderts. Durd) den that- 
ſachtich engen Kreis der flädtifchen Wählerjchaft wurde übrigens eine ungefähre 
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Gleichartigkeit mit den Grafichaftswahlen bewirkt. Die Summe der Wahlbe- 
rechtigten ift am Schluffe des Mittelalters ſchwer an Zahlen zu ſchätzen. Wie 
die Städte als Enclaven der Grafſchaft bei der Ausfchreibung der Wahlen be 
handelt werden, fo treten auch citizens und burgesses noch lange einen 
Schritt Hinter den Graffchaftsrittern zuriid, die während diefer ganzen Zeit die 
politifche Leitung des Unterhauſes behalten. 

4) Der vierte Stand dieſer Zeit umfaßt der Sache nad) bie arbeiten: 
den Klaffen im weiteren Sinne. Die wirthichaftliche Entwidelung bes Landes 
hat die befitenden villani in das privatrechtfiche Verhältniß Laffitiicher Bauern 
gebracht, deren Beſitz allmälig gerichtlichen Schuß findet. Die befitlofen Ar- 
beiter treten in ein Gefinde- und Lohnverhältniß, modificirt durch eine firenge 
Arbeitspolizei. Früher war e8 mehr ber Einfluß der Kirche, jetzt mehr dar 
wirthichaftliche Intereffe der Herren felbft, welches die Freilafjungen der nodı 
vorhandenen Leibeigenen befürderte, da ber freie Arbeiter fich befier bemährte. 
Die Jurisprudenz gewährt in diefer Zeit auch dem Leibeigenen den perfönlichen 
Schuß der liberi homines, indem fie das Verhältniß zum Herm als eine pri 
vatrechtlich begrenzte Ausnahme anfah. Das Rechtsverhältniß der ehemals un- 
freien Klaffen verwandelt fi aljo von der dinglichen Seite in bäuerliche Real: 
laſten, von der perfünlichen Seite in ein contractliches Lohnverhältniß. Die 
noch übrig bleibenden perfünlichen Keibeigenen find am Schluß des Mittelalters 
eine ganz unerhebliche Anomalie. Bei dem Banernaufftand unter Richard II. 
waren die focialen Ideen der arbeitenden Klaffen Hand in Hand gegangen mit 
den häretiſchen VBeftrebungen gegen die Kirche. Vom Standpunft der Menfchen- 
rechte aus war die Befreiung der Leibeigenen in den Vordergrund geftellt. Die 
damals ertheilte Emancipationsafte wurde zwar auf Andringen des Parlamenıs 
zurlidgenommen; indeffen bat das eigene Interefle der Herren anſcheinend ge 
nügt um diefe Befchwerde zu heben, von der fpäter nicht weiter die Rede ift. 
Bei dem Aufitand des John Cade (1450) ift weder von Feibeigenen, noch von re⸗ 
formatorifhen Ideen die Rede, fondern es find die Iohnarbeitenden Klaſſen, die 
„streben Halbpfennigbrote für einen Pfennig”, Abjchaffung des Geldes, Gleichheit 
der Kleidung 2c., — egalite et fraternite — verlangen, die natürlichen An- 
tipoden einer überſpannten Arbeitspolizei, die unter dem Haufe York und Tu— 
dor wieder verſchwinden. ⸗ 

Am meiften verbeffert ift die privatrechtliche Tage der ehemaligen villanı. 
Die alten Frohnden diefer unfreien Bauergüter waren im Verlauf der Zeit 
großentheils in Geldrenten verwandelt, aus Gründen, die in wirthſchaftlichen 
Berhältniffen der großen Gitter und in ben Arbeitsverhäftniffen des englifchen 
Mittelalter8 Tagen. (Scriven on copyholds I. 46, 428.) Für eine höhere 
Klaffe derjelben wurde ſchon im Beginn diefer Periode durch die Gerichtsprarie 
ein Recht am Gut infoweit anerfannt, daß die Entjegung der Bauern nur nad) 
Gewohnheit des Hofes erfolgen darf (die jpüter fogen. privileged villenage). 
Für die übrigen wurde gegen den Schluß der Periode durch ein berühmter 
Gerichtsurtheil, Taltarum case Edw. IV., ebenfalls ein Entfegungeredgt nur ex 
justa causa anerfannt. Der gemeinfame Name wird in dieſer fpäteren Zeit 
immer mehr die Bezeichnung copyhold, hergenonmen von der Hofrolle, die 
ihren Befittitel erfeben muß. Die Gejammtmafle des copyhold hat Lord 
Coke in einem Gerichtsurtheil auf den dritten Theil des Bodens von England 
veranfchlagt, — nach der jpäteren Statiftif vielleicht um das Doppelte zu hod). 
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Das Enticheidende für das politiſche Recht blieb im Mittelalter noch immer 
der perfönliche Dienft im Gemeinweſen. Ein Theil diefer Klafien konnte 
zun allerdings im court leet noch Gerichtsmänner fein; allein der court leet 
jelbft war eine verfalfende Bildung. Die Abgrenzung zwilchen dem dritten und 
vierten Stand nach der Berpflicdhtung zum activen Geſchwornendienſt, und in 
den Städten nach der activen Theilnahme an der Stadtverwaltung, war am 
Schluß des Mittelalters im großen Durchſchnitt wohl die gerechte, wie denn 
aud Jahrhunderte lang fein Verſuch einer Aenderung darin gemacht ifl. Die 
Maſſe des vierten Standes war perjönlich frei, nur ohne Theilnahme an den 
politiichen Rechten, und troß aller Gejete iiber die Arbeitspolizei unzweifelhaft 
befier geftellt als durchichnittlich in irgend einem Lande des Kontinents, 

Welchen mildernden Einfluß namentlid) das früh geordnete directe 
Stenerſyſtem auf die Standesverhältniffe iiben mußte, habe ih Bd. I. $ 27 
bemerlt. Die Lurusgefete 23. Eduard IV., die Gleichheit des Privat- und 
Familienrechts, die Gleichheit der Beſteuerung, ergeben hier Gruppirungen der 
Beiellichaft, wie fie auf dem Kontinent unerhört waren. Die Bermögensfteuer 
von 1359 zeigt beijpieläweife folgende Gruppirungen: die Herzöge (133 sh.), bie 
Kronrichter (100 sh.), die Grafen und der Mayor von Tondon (80 sh.), Barone, 
Bannerets, Kron- und Großadvolaten, Rathsherren von London, Mayors der 
größeren Städte (40 sh.), Ritter, Advokaten, Rathsherren zweiter Kaffe (20 sh.), 
Irdensritter und Großhändler (13/3 sh.), Esquires, niedere Anwälte, Bürger- 
meifter und Rathsherren Heiner Städte, größere Freifaflen und größere Pächter 
:6%3 sh.), niedere Ordensbrüder, Esquires und Gentlemen ohne Tandbefit, klei⸗ 
nere Kaufleute, Gewerbtreibende, Freifaffen und Pächter (31/3 sh.) u. |. w. Daß 
man in den Hofämtern bie drei großen Klaffen der serjeants, gentlemen und 
seomen unterfchied, daß man bei dem Heroldsamt die Ständeverhältniffe anders 
anjah, war am Schluß des Mittelalters ebenſo jelbftverftändlich wie heute. Die 
ernſte Thätigleit der höheren Klaſſen im Staat hat aber in England für die 
Fortbildung der Berfaffung, und auf die Dauer, die Leiftung im Staat ale das 
Entigeidende feftgehalten. 

D. Die Barlamentsverfaffung, die Schöpfung diefer 
Periode, erfcheint als eine Zufammenfaffung der bisher 
sejhilderten Communal- und Standesverhältniffe.*) Mit 
Eduard I. hört das ältere Syſtem der perfönlichen Regierung auf, 
und es bildet fih nunmehr (1.) ein collegialifcher Staatsrath als ver- 
Iefjungsmäßiger Sit der Neichsregierung; (2.) ein Magnum Consi- 
hum, Reichsrath, als ein durd Zutritt der Prälaten und größeren Ba- 
tone erweiterter Staatsrath; (3.) eine Vertretung der Kreisverbände, 
eommunae, d. h. der Grafſchaften und der analog geftellten Städte, die 
üben em Staats: und Reichsrath zufammentretend, mit diefem einen 
Agentlichen Reichstag zur Beſprechung der Steuern und öffentlichen 
Verhältniſſe (parliamentum) bilden. 

1. Der Staat$rath, continual oder permanent council, ift 
der eigentliche Sit der Reichsregierung, in welchem ber Erlaß allge- 
meiner Verordnungen, Beſchließungen über Krieg und Frieden, Aufge- 
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bote der Heeresmacht, Verträge mit auswärtigen Mächten, Beſchlüſſe 
über Maßregeln in Fällen von Aufruhr und Landesnoth, Ernennung 
außerorbentlicher Commiffionen, Ausübung der jurisdictio extraor- 
dinaria, Befchließgungen auf Petitionen und Befchwerden über Amts- 
mißbräuche, fiscalifche Härten, mangelhaften Rechtsſchutz, DBegnadi- 
gungsgejuche, Gnadenbewilligfngen, verhandelt und berathen werden. 
Dem entfprechend befteht da8 Privy council aus den Spiten ber Fi— 
nanz⸗, Gerichts-, Hof- und Kirchenverwaltung, namentlich dem Schar: 
meifter und Schagfanzler, den Hauptbeamten ded Königlichen Haus— 
halte, king’s chamberlain und steward of the household, den 
chief justices und nach Gelegenheit anderen justices, dem Kanzler 
und feinen Nebenbeamten, dem Privatfiegelbewahrer, dem Erzbiſchof 
von Ganterburyg — unter perſönlichem Vorſitz des Königs oder feine 
zeitweife ernannten Stellvertreters. 

2. Das Magnum Consilium, der Reichsrath, ift die 
vorm der unmittelbaren Berbindung der Staatsregie: 
rung mit den befitzenden Klaſſen. An Stelle der Hoftage ber 
normannifchen Zeit, der Notablen-Verfammlungen unter Heinrich II. 
und III, treten feit Eduard I. periodifche Verfammlungen von 
Prälaten und Baronen zu einer geregelten Berathung ber 
Reichsgeſchäfte überhaupt. Was in dem Widerftandecomite der 
Magna Charta, in den tumuftuarifchen Verfammlungen unter Hein: 
ri” III. und im Baronenfriege auf ftaatswidrige Weife verfucht war, 
findet hier feine jtaatliche Xöfung in einer regelmäßigen Betheiligung 
der mächtigften und geichäftsfundigften Männer des Reichs: der Bi- 
ſchöfe und zahlreicher Aebte für die geiftliche Seite, ber großen Ba- 
rone und anderer auserwählter in- Commandos und Graffchafte- 
Verwaltung bewährter Männer von der weltlichen Seite. Es find 
zum großen Theil diefelben Perfonen, welche nad) der Magna Charta 
„sigillatim per litteras nostras‘ geladen werden follten. Sie wer: 
den auch nach dem altherfümmlichen Hofceremonial durch writ geladen: 
jegt aber zur wirklichen und regelmäßigen Verhandlung von Staate- 
gefchäften. Das Neue ift, daß fie in einem entwidelten Staatsweſen, 
mit einer ausgebildeten Militär-, Gerichts-, Polizeis, Finanzverwal⸗ 
tung und Kirchenverfaffung feinen gefonderten felbftändigen Körper 
bilden, fondern nur einen erweiterten Staatsrath, Magnum 
Consilium, deffen Kern die Gefammtheit der höchften NReichebeamten 
nod) Menſchenalter Hindurc blieb. Je nad) der BVeranlaffung ift 
die Zahl der DBerufungen verſchieden. Im Jahre 1283 find 111 
weltliche Notablen berufen; 1296 nur 49; die übrigen Consilia 
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Magna halten etwa die Mitte zwifchen diefen Zahlen, und zwar fo, 
daß in der fpäteren Regierungszeit Edward's I. 98 Barone nur einmal 
berufen find, 50 nur zweis, breis oder viermal. Unter Eduard II. 
md III. dauern ähnliche Schwankungen‘ noch fort. Unter den berufe- 
nen Mannen finden fid) fogar auswärtige Familien und folche, welche 
erweislich gar Fein Kronlehn befigen.- Nur bie erblichen (Zitular-) 
Grafen, die Befiger einiger Großhofämter und eine Kleine Zahl Meift- 
belehnter werden ziemlich regelmäßig geladen. Zur Zeit der franzöfi- 
ſchen Kriege kommen zahlreiche BanneretS unter den Geladenen vor. 
on den geiftlichen Herren, deren Zahl bie der weltlichen Herren er- 
heblich überfteigt, find 122 Aebte, 41 Prioren und Ordensmeiſter 
ſehr abwechfelnd geladen. Als feiter Beſtand erjcheinen die Biſchöfe 
und 25 Aebte. Daß die Verfammlung ein Königlicher Neicherath 
ji, war wenigftens den Zeitgenofjen fo ar, daß im Mittelalter fein 
Fall vorflommt, in welchem bie Notablen einem Berufenen den Platz 
in ihrer Mitte verweigert hätten. 

Die fo gebildete Verfammlung bildet nun feit Eduard I. ein 
anerfanntes Element ber Reichsverwaltung, und wird zu- 
weilen zwei=, drei⸗ oder viermal in einem Jahre verfammelt, zur Ver- 
handlung der wichtigften Gefchäfte des Staatsraths, eben deshalb aber 
auch mit Einſchluß der Heinften Regierungsgeſchäfte. “Die berufenen 
Herren treten während ber Dauer der Einberufung mit dem Staats⸗ 
rath zu einer Plenarverfammlung zufammen, in welcher Berufene durch 
Amt, durch Eirchliche Würde und durch Befig, neben einander Plat nehmen. 
Anh wenn der große Rath beifammen ift, bildete das Permanent 
Council ein concilium in concilio, den abminiftrirenden Körper 
unter perfönlicher Leitung des Könige. Die Berathungs - Gegenftände 
werden im engeren Math vorbereitet, die Verhandlungen von Beamten 
des engeren Raths geleitet und protocollirt, befchloffene Verordnungen 
nachträglich im engeren Rath redigirt (bi8 zu 9. VI.); alle Sigungen 
ſind in Rathszimmern des Königlichen Palaſtes, alle Dienerfchaft, aus 
dem Königlichen Haushalt, wie nominell noch heute. Die regelmäßigen 
Sigungen des permanenten Raths werden nur periodifch unterbrochen 
dur diefe in der Regel nur kurzen PlenarsVerfommlungen, vergleichbar 
den Terms ber Gerichte. Die regelmäßige Wiederkehr der Verſamm⸗ 
lungen und der Gefchäfte giebt aber den Magnaten einen immer wirk⸗ 
fumeren Einfluß auf die Regierung. Die Verichterftatter für die 
Prüfung und Befcheidung der Petitionen werden aus Prälaten und 
Baronen wie ein Ausſchuß des großen Raths ernannt. Die Groß- 
beamten werden im großen Rath ernannt und eingefchworen; nach den Zeit⸗ 
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umftänden verfichert fid) der König, ob ihre Ernennung dem Rath ge: 
nehm fein möge. Die gefhäftsfundigften Mitglieder des großen Raths 
erhalten in diefer Stellung einen natürlichen Anfprud auf die Beru— 
fung in den engeren Rath, die Reichsregierung. Schon umter dem 
Haufe Lancafter befteht die größere Hälfte der Staatsregierung aus 
Mitgliedern, die ihre Berufung offenbar jener Stellung verdanten. Die 
höchfte Appellation gegen Entfcheidungen der unteren curiae wird [don 
unter Eduard I., II., III. häufig in dem großen Rath verhandelt; 
unter dem Haufe Lancafter ift die Stellung des Oberhaufes ald Ober: 
appellationsgericht begründet. Die Richter der Reichsgerichte, urfprüng- 
fi zur Berathung des Königs berufen, werden nunmehr Rathgeber 
der Lords für diefen Gefchäftsfreis. Es war hier im Centrum, jo 
wie durch die Communalverfaffung im Einzeln, der Weg verzeichnet, 
den von nun an umabänderlich die regierenden Klaſſen verfolgt haben: 
Gewinnung bes politifchen Einfluffes und Nechts durch die perſönliche 
laufende Thätigkeit in den Gefchäften des Staats. Nach einem Men— 
fchenalter ift in diefer Körperfchaft die Idee der genoſſenſchaftlichen 
Ginheit gereift, welche bei den Verhandlungen 15. Edw. II. in der 
Bezeihnung Pairs des Reichs auftritt. Unter Edw. III. fchreitet 
diefe Vorftellung fort zu der einer Pairsgerichtsbarfeit 15. Edw. III. 
stat. 1 c. 2., in welcher die großen Barone wegen fchwerer Verbrechen 
von diefen ihren Rechtsgenoſſen gerichtet fein wollen. Unter Ric. I. 
wird der Titel eines Baron durch Patentverleihung wie ein erblicher 
Adelstitel anerkannt. Unter dem Haufe Lancafter werden die blos 
perfönlichen Berufungen feltener; die erblich Berufenen bilden ſchon 
die Mehrzahl. Die Berufungsweife durch writ und patent fithrt in 
diefer Nebeneinanderftellung ftillfchweigend den Uebergang in eine erb- 
lie Pairie herbei, jedoch unter fortdauernder Anerkennung des Kö— 
niglichen Rechts neue Meitglieder perfönlich oder erblich hinzuzufügen. 
Unter Heinrih VI. ift der große Rath ein wirkliches Herrenhaus, die 
Staatsregierung ein Ausflug der mächtigften Familienverbindungen darin. 

3. An diefen großen Rath der Krone ſchließt fih dann 
da8 Haus der Gemeinen au. Schon 1265 in dem Baronen- 
friege waren Abgeordnete der Grafichaften berufen worden. Zu bloßen 
Steuereinfhägungen und zur Entgegennahme von Landesbefchwerden 
war ſchon früher Achnliches gefchehen. Seit Eduard I. aber beginnt 
die Sitte zu den periodifchen Verfammlungen des großen Raths auch 
Bevollmächtigte der Grafſchaften und einzeler Städte einzuberufen, 
entweder zur Beſprechung über „außerordentliche Hülfsgelder“, oder 
allgemein „zur Stärkung der Gefege und zur Abhülfe der Landesbe⸗ 
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ſchwerden.“ Solche Berufungen find noch längere Zeit fporabifch auf 
imzielle Veranlaffung erfolgt. Cinige Male find nur Deputirte der 
Srafihaften berufen. Meiſtens aber werden mit den Graffchaften 
auch die für die Steuer wichtigen Städte aufgefordert; in den Kriegs⸗ 
läuften von 1205 erfcheinen jchon 200 ftädtijche Vertreter. 

Von da an, 23. Eduard I., gewinnen die Berufungen eine 
regelmäßige formelle Geſtalt. Im Eingang zu dem Statut Weft- 
minfter I. 1275 war eine größte Verfammlung der Art zum erften 
Mal legal ein parliamentum genannt; und diefer Name wird von 
nun an der übliche für folcdhe Neichöverfammlungen in größtem 
Maßſtab. 

Die erſten Ladungen von Abgeordneten waren auf ein Erſcheinen 
„coram consilio* gegangen, — ungefähr jo wie zu dem Grafſchafts⸗ 
md Hundred-Gericht der reeve und die vier Gerichtsmänner geladen 
werden, ohne daB daraus eine gleiche Betheiligung an den Befchlüffen 
folgt. Der erfte Gedanke war augenfcheinlid) mit einer Deputation 
der fteuernden communitates über die „außerordentliche Revenue“ zu 
verhandeln. Ihre fonftigen Anträge find nur Petitionen. Eine Zeit 
long ftehen Brälaten, Barone, Ritter, Städter als gefonderte Grup⸗ 
pen neben einander. Unter Eduard II. werden aber Ritter und 
Städter fchon mit dem geiheinfchaftlichen Namen commoners bezeich⸗ 
ut. Unter Eduard III. erfcheinen fie wie eine Körperfchaft conſti⸗ 
turt (les gentz qui sount cy a Parlament pur la Commune 13. 
Edw. III.), jedoch mit einer anderen Gefchäftsordnung als das aus 
dem Staatsrath herausgewachfene Oberhaus. 

Ihre wachfende Macht beruhte zunächft auf ihrer Stellung ale 
Steuertörper. Die einft glänzenden normannifchen Finanzen wa⸗ 
ten unzureichend geworden, und unter Johann war zum erften Mal 
ded Bedürfniß einer „außerordentlichen Revenue“ zur Sprace gefom- 
man. Die auxilia der Lehne waren längft auf die drei Fälle be- 
ichtäntt; über die scutagia ſchwebte feit der Magna Charta ein fte- 
tiger Streit wegen der Abmeffung Bon Domänen und Städten 
mochte der König tallagia erheben; allein feit langer Zeit erhob fich 
iin ftetiger Streit bei ihrer Einſchätzung durch Sheriff oder reifende 
Commiffarin. An vielen Punkten ftanden Ablöfungen durch feefarm 
md erfaufte Suficherungen, überall ftanden wirthfchaftliche Gründe 
ner Ueberſpannung der Stenerfraft entgegen. Die Geiftlichfeit be⸗ 
lampfte bereits grundfäßlich weltliche Beſteuerung. Keine Klaſſe wollte 
die neuen Randestaften ausfchließlich tragen. Schon feit Heinrich II. 
wird daher das Beftreben fichtbar, die directen Schagungen in eine 
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gewiffe Eorrefpondenz nach Zeit und Betrag zu bringen. Die in ber 
Magna Charta deshalb gegebenen Zuficherungen waren zwar geſtrichen, 
aber unvergeſſen, und in dem Streit Heinrich's III. mit feinen Ba— 
ronen lebendig geworden. Weberhaupt enthielt das Feudalſyſtem Teinen 
Maßſtab zur gleihmäßigen Heranziehung des Erwerbs aus beweglichen 
Vermögen. Aus gutem Willen war unter Heinrich II. einmal „';, 
einmal 7; vom ganzen Einkommen im Reich für die Kreuzzüge ge 
jteuert worden. Das allfeitige Intereſſe forderte Einheit des Maß— 
ſtabs. Wollte man diefe erreichen, fo mußte man zu einer Beipre 
hung zufammentreten: der König für feine Domänen, — die Barone 
für ihre Herrfchaften und Mediatſtädte, — die Geiftlichfeit für ihren 
Befig — die Nitterfchaft für fih und ihre Hinterfaffen — die 
Städte für ihre communitas. Scutagia und tallagia mußten zu: 
ſammenſchmelzen, und mit den Quotenfteuern vom Gejammteinfommen 
in ein feſtes Verhältniß treten. Für folche Gefammtbewilligungen war 
die Zuftimmung der unter fich einigen Stände nicht zu umgehen. Und 
nad einigem Sträuben erfolgt die Anerkennung berfelben durd) König: 
lihe Charte (vgl. die confirmatio chartarum 25 Ed. I. st. 1. c. 
5 und 6), danı nochmals unter Eduard I. II. III. und faft unter 
jeder folgenden Regierung. Aus wirthfchaftlichen und finanziellen 
Gründen mußten dann aud) die neuen Erweiterungen ber altherkömm— 
lihen Zölle custumae in die Parlamentsbewilligung gezogen werden. 

In dem inneren Leben der Graffchaften und Städte war dies 
Alles feit Menfchenaltern vorbereitet. Der Feudalſtaat Hatte allen 
Grundbefit, den größten voran, dem Staate dienft- und ſteuerbar ge⸗ 
madt. Die Gerichts- und Polizeiverfaffung hatte die periodifchen 
Verſammlungen der Ritter, Freifaffen, freemen, und mit ihnen den 
Gemeinfinn lebendig erhalten. Durch die Praris der Communallaften 
an ftetige Einfchägungen gewöhnt, finden fich die Communalverbände 
willig, auch neue Staatsftenern auf Nitter- und Bauergut, auf Ader 
und Haus gleihhmäßig zu übernehmen, — in den Städten jedenfalld 
auch mit Heranziehung des beweglichen Vermögens. Diefelben Steuer: 
förper boten ſich jet fiir die gemeinfamen Subfidien und Einkommen⸗ 
jteuern dar. Schon feit Richard I. hatte man Gemeindecommiffionen 
bei Einfhägung der tallagia herangezogen, und ebenfo bei den frei: 
willigen Zehnteln und Fünfzehnteln. Jetzt fühlten ſich die Grafſchafts⸗ 
verbände und Städte den Königlichen Schagungen gegenüber als Ein- 
heit. Als nun in 8 Ed. III. das Barlament fi über Parteilichkeit 
der vom König ernannten Graffchaftstaratoren beſchwerte, wurden 
Commiſſarien ausgefandt, um fich „mit jeder Stadt und jeder Ort 
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ſchaft“ über eine Summe zu vereinbaren. Die damals fixirten Sum⸗ 
men murben von da an ftillfchweigend als feite WBeitragsquoten zur 
Einfommenfteuer angejehen und von der Ortöverwaltung felbft erhoben. 
Man hatte Grandftüce zu 4 sh. auf das L. (alfo 20 proc.), das beweg⸗ 
lihe Bermögen zu 24 sh. auf das L. veranfchlagt; behielt dabei aber eine 
veraltete niedrige Tare als Grundlage bei. Aus Grund und Ein- 
fommenfteuer fchmelzen allmälig Steuerfimpla zufammen, welche nad) 
längeren Variationen unter dem Haufe Lancajter auf 70,000 L. unter 
dem Namen einer Subfidie, und auf 29,000 2. unter dem Namen 
eines Fünfzehntels confolidirt, und nach feitftehenden Proportionen ver: 
theilt find. Die einzelen fteuernden Gruppen bewilligen fange Zeit 
gejondert ; treten dann zu gemeinfamen Berathungen zufammen, aus wel- 
hen zuletzt ein gefegähnlicher Gang der Steuerbefihliegung hervor⸗ 
geht, für die fchon unter Richard II. das Unterhaus die Initiative in 
der Weife beanfprucht, daß „die Semeinen bewilligen mit Zuftimmung 
der Lords.“ 

Es ift damit eine normale Rechtsbildung vollzogen, in welcher 
die Sonderrechte der Lords, Ritter, Städter ind Freifaffen fich wie- 
derfinden und aufgehen in einem gemeinfamen ftändifchen Conſens. 
Das einheitlich gewordene Privatrecht und die von Haufe aus gleich- 
mäßige Staatsbelaſtung zeigen und das im deutjchen Mittelalter un⸗ 
mögliche Zufammentreten der Stände in einen einheitlichen Körper, 
in welchem aber die communale Verbindung von Nitterfchaft und 
Städten im Gegenfag der perfönfichen Berufungen der Lords und 
Prälaten, — die periodifche Stellung der erfteren, die immer perma- 
nenter werdende der leßteren, — die Verſchiedenheit ihrer Functionen 
und Intereſſen, — zu einer Scheidung in Ober- und Unterhaus führt, 
die fich ſtillſchweigend von felbft macht, ſchon in 8 Ed. II. erwähnt, 
unter Eduard III. anerfannte Zhatfache if. Wie im Oberhaus bat 
ih auch hier nad) einem Menſchenalter die Idee einer genoffenjchaft- 
lichen Einheit, communitas regni, entwidelt. Anfangs ein Anhang 
des Maynum consilium ift das Unterhaus jeßt ein felbjtändiger 
Körper, deifen Sprecher zuerft 51 Ed. III. erwähnt wird. 

Ta nun aber eine Geldbewilligung nie zu trennen ift von dem 
Recht, fih um die Verwendung des Bewilligten zu kümmern, fo ge 
winnen die immer wieberfehrenden Landesbeſchwerden der Ge— 
meinen einen unabweisbaren Nachdruck, und confolidiren fich fortjchrei« 
tend in ein umfaſſendes, oft übergreifendes Beſchwerderecht gegen bie 
Yaudesverwaltung im Ganzen und im Ginzelen. Unter Ebuard II. 
nehmen die Gemeinen auch ſchon Antheil an den Committees für die 
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Prüfung und Berichterftattung über die angebrachten Petitionen; bald 
nachher kommen fchon Betitionen vor, welche direct an das Unterhaus 
gerichtet find. Gegen Ende der Regierung Eduard’8 III. haben jid 
die Commoners zum erften Male aud) geeinigt zur Ausübung eines 
Anklagerechts, welches wegen der Wichtigkeit des Gegenſtandes und der 
Perfonen die Entfcheidung meiftend an den „König im großen Rath“ 
bringt, da8 Oberhaus als Staatsgerichtshof. 

Der Fortfchritt der perſönlichen zur verfaffungsmäßigen Regierung 
erzeugt nun auch von Eduard I. an ein Syſtem organifcdher Ge— 
feßgebung. An Stelle der normannifchen Charters, an Stelle der 
mit Notablen-Berfammlungen vereinbarten Assizes, treten von nun an 
„Statuta®. Die wichtigften diefer Statuten werden unter Eduard J., 
II., III. „auf Antrag der Gemeinen und mit Beiftimmung des großen 
Raths“ erlaffen. Unter Eduard III. Haben die 70mal berufenen Par: 
(amente bereit8 eine Gefetespraris gebildet, in welcher die wichtigeren 
Beſchlüſſe von dauernder Bedeutung als Yandtagsabfchiede erjcheinen. 
Seit 1. Ed. III. datirt daher die englifche Rechtswiſſenſchaft die neuere 
Weife der Gefegebung unter dem Namen der statuta nova. Mit 
dem wachſenden Gewidyt der Communen entfteht daraus der weitere 
Grundgedanke, daß, was zwifchen dem König, dem großen Rath und 
den Gemeinen einmal vereinbart worden, aud) nur durch gemeinfamen 
Conſens wieder aufzuheben ift. In diefem Sinne fommt unter Edu— 
ard III. die ausdrüdliche „Zuftimmung * der Communen ſchon oft 
wiederholt vor. In 5. Nic. II. folgt die ausdrückliche Zuficherung: 
einer „Zuftimmung“ der Gemeinen bei Feftftellung der Geſetze; in 2. 
H. V. die weitere, „daß fie in Teinem alle gebunden fein follen ohne 
ihre Zuftimmung“, — womit dann eine grundfäglie Scheidung von 
eigentlichen Gefegen statuta beginnt. Bisher hatten im großen Rath 
Einzelentfcheidungen, zeitweife Verwaltungsmaßregeln und dauernde 
Verordnungen in buntem Gemenge gelegen. Es galt als das befondere 
Gefchäft der Richter, die Beichlüffe auszufuchen, welche dauernder Na- 
tur, zur Kenntnißnahme der Gerichte in die Statutenrolfe einzutragen. 
Unter Eduard III. verlangen die Gemeinen an biefer Sichtung Theil 
zu nehmen, bei weldher von nun an statutes von ben bloßen ordi- 
nances, proclamations ftrenger gefchieden werden, ohne daß deshalb 
in den laufenden Gefchäften des Parlaments die alte Vermengung auf 
hört. Nach anerkanntem Zuftimmungsredyt der Commoners kommen 
feit Eduard IV. feine Petitionen in alter Weife mehr vor. Seit 
Heinrid) VI. wird e8 Sitte die Vorfchläge zu Geſetzen fogleich in Form 
eines Gefegentwurfs, bill einzubringen. Seit Heinrich VII. wird dae 
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Zuftimmungsrecht der Gemeinen im Eingang der Statuten auf gleiche 
Yinie geftellt mit dem des Oberhaufes. 

So fchließt das Mittelalter mit Anerkennung der parlamentari- 
(den rundrecte.**) Die Wurzel der wachſenden Macht der Lords 
it ihre Stelle im Reichsrath und ihre Militärmacht; die Wurzel der 
Macht des Linterhaufes zunächſt die Stenerbewilligung. Wie aber in 
den communalen Grundlagen perfönlicher Dienft und Steuerpflicht 
grundfäglich mit einander verbunden find, fo auch im Parlament, — 
nur daß bei den Prälaten und Lords die perfönliche Bethätigung im 
Staat ald das Primäre, bei den communae. umgefehrt die Steuer- 
leiſtung ale das Vorwiegende erfcheint. Ober» und Unterhaus als 
Ganzes betrachtet erfcheinen daher in einem ftetigen Wachsthum poli- 
sicher Rechte; ihr Verhältnig unter jich aber ungleich im erften Jahr⸗ 
hundert, wechſelvoll im zweiten Jahrhundert... Die Communitates 
finden den gemeinfamen Boden und fchließlich ihre &leichberechtigung 
mit den Lord& erft, nachdem die Miliz, die Gefchwornenverfaffung und 
das Kriebensrichteramg, in vollen und feften Gang gefommen war. 

Eben daraus ergab ſich aud) da8 Wahlreht zum linterhaufe 
als jelbftverftändlih. Wie die Ortfchaft in der Hundertfchaft, die 
Hundertichaft in der Grafſchaft durch Abordnung vertreten wird, fo 
die Grafihaft und Stadt durch eine Commiffion von zwei Männern. 
In der Graffchaft nimmt felbftverftändlich die Grafichaftsverfamm- 
lung, in den Städten die active Bitrgerfchaft in derfelben Weife, wie 
fie den alten Gerichtsdienft Teiftet, auch dieſe Delegationen vor, 
weihe in den erjten Menſchenaltern zunächſt al® Pflicht gedacht wur- - 
den, — als eine Pflicht der Kommunen der königlichen Ladung hold 
und gewärtig zu fein, ebenjo wie die Prälaten und Seigneurs für 
ihre Berjon dem königlichen Befehl folgen; ebenfo wie jeder Lehnsmann 
der curia Folge leiftet. Ein Zweifel kam in diefe Verhältniffe aber 
dur den Berfalf des County-court in der Graffhaft, des Court 
leet in den Städten. Es war nur eine Confequenz der neueren Ge: 
rihtsverfaffung, wenn man nunmehr in der Grafſchaft diejenigen zum 
Bahlatt (ud, die den jegigen Gerichts⸗, d. h. Geſchwornendienſt wirk⸗ 
lich leiſten (40 ah. freeholders), in den Städten aber den engeren 
Kreis der Bürgerfchaft, der habituell an den ftädtifchen Gefchäften 
Theil nahm (freemen). Es erflärt ſich auch von diefer Eeite aus, 
warum das Parfamentsrecht der Commoners einen Schritt hinter dem 
der Yords zurück ift, da in ben Communitates das, was der mittel» 
alterlichen Anſchauung immer obenan fteht, — der perfönliche Dienft, 
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namentfih im Gejhwornen» und TFriedensrichteramt — ſich erft in 
der Zeit Eduard III. confolidirt. 

Es find hier die lebendigen Elemente einer inneren Harmonie 
vorhanden, in welcher Beſitz, ftaatliche Leiftung und ftantliches Recht 
fi in der That ſchon zu decken fcheinen, in welcher der einige Wille 
eines freien Volks fich felbft beftimmend feine Gefete zu geben beginnt. 
In der Zeit Eduard I. und III. und in der mittleren Zeit des Hauſes 
Lancafter erfcheint diefe Harmonie in einem mächtigen Aufſchwung der 
äußeren und inneren Kraft des Staats, als die ruhmvolifte Periode 
englifcher Kriegsmacht. Zwiſchen einer kraftvollen Ariftofratie und den 
arbeitenden Klafjen, war eine landbau⸗ und handeltreibende Meittelklajje 
erwachfen, deren politifche Kraft auf ihrer gleichen Grundlage burd 
das ganze Land beruht; deren Verträglichfeit mit den höheren Klaſſen 
in der ftufenweifen Vertheilung der perfönlichen und Steuerlaften im 
Staat, im gleichen Vermögens⸗ und Familienrecht, in ftufenmweifer Ber: 
theilung der politifchen Rechte bafirt. 

Im Laufe diefer Periode werden aber auch ſchon die Dishar— 
monien***) fichtbar, weldhe am Schluß derfelben alles fchwer Errun: 
gene wieder in Frage zu ftellen fcheinen: das wieder wachfende mili⸗ 
tärifche Webergewicht des großen Friegerifchen Adels über alle anderen 
Stände, gefördert durd) das Kondottiere-Wefen der franzöflfchen Kriege; 
die Thronufurpation des Haufes Lancafter, welche wie immer zunächſt 
den mächtigften Klaſſen zu Gute fommt; die planlo® vermehrte ver- 
hältnißlofe Vertretung der Städte im Unterhaus, welche auch der Ge: 
- feßgebung eine einjeitige Richtung giebt und zu Aufftänden der arbei- 
tenden Klaffen führt; die wachſende Entfremdung zwifchen Kirche und 
Staat, welche zu religiöfer Andifferenz und Erfchütterung der fittlichen 
Unterlagen führt. Ein jo zufammengefügtes Staatsweſen bedurfte 
eines ftarfen mannhaften Königthums. An einem foldhen fehlte es 
unter Eduard II. und unter Richard II. zur Zeit feiner Unmündigkeit 
und in feiner fpäteren übelberathenen Regierung. Die unglücklichſten 
Conjuncturen drängen fi) aber von allen Seiten zufammen unter dem 
gemüthsfchwachen Heinrih VI. Der ruhmlofe Ausgang der großen 
franzöfifchen Kriege, das Zurüditrömen einer an Beute, Lagerleben und 
Abenteuer gewöhnten Soldatesca unter ehrgeizigen Großen, bie Erinne: 
rung an den Thronraub, die inneren Zermwürfniffe zwifchen Beſitz und 
arbeitenden Klaffen, die innerliche Gleichgüftigkeit der Zeit gegen Gr 
bote der Religion, — alles das follte zufammentreffen, um einer großen 
Zeit ein tief tragifches Ende zu bereiten. Eduarb IV. und Richard 11. 
find al8 Charaktere die Söhne ihrer Zeit. Die Politit des Haufes 
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HYork leitet zu einem foftematifchen Vernichtungstampf gegen bie großen, 
mit dem Königshaufe felbft verzweigten Familien, in denen die Blut⸗ 
tahe, das Hochverrathögefeß und die Confiscation zu furchtbaren Ver⸗ 
heerungen führen. 

Wunderbarer Weiſe, ſo berichten die Zeitgenoſſen, gingen zwiſchen 
den Adelsſchlachten der beiden Roſen die reiſenden Richter und Ge- 
ſchworenen ihren regelmäßigen Kreislauf. In der That waren durch 
die Gejeßgebung diefer Zeit die dauernden Inſtitutionen des Landes 
begründet, die aus allen Irrungen der Zeit wie ein feſter Niederichlag 
bervortreten: felbftändige große Communalverbände und feite große 
Gerichtskollegien, die einen unantaftbaren Kreis um jede Regierung 
jiehen, fogar in dem Kampf um die Krone felbft. Das eigenthümliche 
Bein der englifchen Verfaffung hat ſich für alle Zeiten entfchieden, 
durch die Bildung communaler Körperfchaften für den Dienſt des 
Staats, durch die grundfägliche Vereinigung der nachbarlich verbundenen 
Befigflaifen zur perfönlichen Erfüllung der mannigfaltigen, ftetig wachſen⸗ 
den Functionen des Staats. Der englische Sprachgebrauch bezeichnet 
fie einzeln al8 counties, ridings, hundreds, parishes, tithings, oder 
zuſammenfaſſend als communae, communitates; nur in den Stäbten 
hat die erfte Bildung von corporations begonnen, welche fpäter die 
Quelle fünftlicher Verbildungen ‚geworben ift. 


* Die Formation ber parlamentariſchen Körper kommt hier hauptfächtich 
in Betracht als Zufammenfafiung des Communalweſens. 

(1) Weber bie Bildung des Staatsraths vergl. Gneift Bd. I. 8 21. 
Daß der König mit vertrauten Rathgebern, einzeln oder gemeinjchaftlich auch 
in der normannifchen Zeit verhandelte, ift felbfiverfiänblich;. ebenfo gelegent- 
liche Beſprechungen mit angefehenen weltlichen Herren und Präfaten an den 
Hcftagen. Wenn in ben älteren normannifchen Charten und writs von einem 
„consilio et consensu baronum“* die Rebe ift, fo find folche gelegentliche Be- 
regungen gemeint. Bon einem Staatsrat dagegen kann erft geiprochen 
werden, fobald eine fefte Geftaltung der königlichen Räthe, und ein gleichmäßi- 
ger Geſchaftsgang für die laufenden Angelegenheiten zur Erſcheinung kommen. 
Ties iſt zum, erfien Mal in der Zeit der Regentichaft iiber Henry III. erfichtlich, 
und nad, der Großjährigkeit bes Königs gingen fpäter die Forderungen der 
anzfriedenen Großen auf einen ähnlichen Antheil an der Beſetzung bes Coun- 
eil wie damals. Ein bauerndes Collegium, continual council, unter einem 
tegierenden König erfcheint aber erft feit Edward I. Diefe Geftalt einer Staats⸗ 
regierung war in ber That bedingt durch die Anforderungen einer fehr ver- 
widelten Gerichte- und Polizei-, Militär- und Finanzverwaltung, durch die 
Rothwendigkeit fletiger Grundfäke darin ſchon mit Ritdficht auf bie von der 
Magna Charta gemwährleifteten Grundrechte. Es bethätigte ſich ſchon damals 
die wichtige Wahrheit, daß der Staat in einer veränderten Ordnung ber Dinge 
immer zuerft einer feften Zufammenfaffung der Elemente bedarf, welche bisher 
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den Staat verwaltet, und daher auch die Praris der Staatsgefchäfte haben. Tier 
früh geordnete Geichäftsgang erflärt ſich aus der bedeutenden Entwidelung des 
Geſchäftsweſens in Schatzamt, Neichsgerichten, Kirche ıc., die das Continual coun- 
cil ja nur zufammenfaßt. Die Militärverwaltung leitet der König perfönlich mit 
den militärischen Hofbeamten; während die höchften Aemter der Lehnsmiliz, der 
Eonftable und Marſchall, umgekehrt zu bloßen Ehren- und Erbämtern zuridtreten. 
Die verhältnigmäßig ſchwache Vertretung der Kirche im Council erflärt ſich aus 
ihrer Zerfaflung um) aus der Stellung des- Lordlanzlers, in dem fich kirchliche 
und weltliche Verwaltung gewiffermaßen vereinigen. Ueber den Geſchäftsgang 
bes fpäter fogenannten Privy Council vergl. die werthvolle Monographie Sir 
Francis Palgrave’s, Essay on the original authority of the King’s Coun- 
cil 1834, welche auf den Gefammtanfchauungen beruht, die fi aus Zauienden 
von englifhen Urkunden des Mittelalters ergeben. 

2) Ueber die Entftehung des Magnum Consilium und der 
Pairie vergf. Gneift Bd. I. 8 22, die oben ©. 223 citirten Schriften von Sel— 
den und Dugdale. Die Hauptſache find aber die jett vollftändig vorliegenden 
namentlihen Berzeichniffe der Berufenen, aus denen die obigen Zufammen- 
ftellungen von Hallam, Parıy u. A. gemadt find, und die wohlermogenen Aut 
führungen des Peerage Report. Die Zwitternatur des Consilium Magnum 
dauert das Mittelalter hindurch ähnlich wie im franzöfifchen Parlament fort, aber 
mit dem Unterfchied, daß in England das ftändifche Element allmälig das Beamten- 
element überwältigt, in Frankreich umgelehrt. Daß fpäter die erblich werdende 
Pairie die Seite des Beſitzes in den Vordergrund zu fehren anfing, liegt in dem 
Weſen aller ftändifchen Beftrebungen. Aus folchen ift auch eine Schrift unter dem 
Titel Modus tenendi Parliamentum entftanden, welche die älteren Begriffe einer 
Baronia integra wie fie im Schagamt bei Abmeffung der relevia, amerciaments 
und fonft vorfommen, mit der neueren Stellung der Herren im großen Rath fo 
ermengt, wie e8 den Adelsvorftellungen in der Periode der Lancafter entiprad. 
Bann diefe Schrift entftanden, ift ftreitig. Man braucht aber bei den vielen 
wunbderlichen, der urkundlichen Rechtegefchichte widerfprechenden Angaben des Mo- 
dus nicht gerade an einen feudaliftiichen Pſeudo⸗Iſidor zu denken; es find viel 
mehr diefelben Transformationen, die bei der Auffaffung aller Stammbäume noch 
heute vorkommen, die Auffafjungen eines Heroldsamts im Gegenſatz der ſtaat— 
lichen und ftaatsrechtlihen. Neuere Bemerkungen darüber enthält Pauli, Bilder 
aus der englifchen Vorzeit, 1858. ©. 65 ff. (zugleich mit Iebendigen Scyilderungen 
ber Geichäftsverhandlung im Parlament). Den Communae gegenüber ergab fid 
die höhere Stellung der geiftlichen und weltlichen Lords aus der kirchlichen Würde 
der Prälaten, aus der Stellung der größten Kronvajallen als seigneurs MT 
Lehnsmilizen, aus ihrer hervorragenden Stellung in der Führung der Lohntruppen 
diefer Zeit, aus ihrer Thätigkeit an der Spitze der Friedenscommiſſionen, aus der 
finanziellen. Bedeutung der Fehnsgefälle, welche noch immer den Kern der erblichen 
Revenuen bilden, ımd vor Allem aus ihrer Stellung als Mitglieder des höchften 
Königlichen Raths in laufender Belanntfchaft und Thätigfeit in alle dem, mas fir 
den Staat bedeutungsvoll und fchwerwiegend ift. 

3) Ueber die Bildung des Unterhaufes vergl. Gneift Bd. I. 8 99. 
Die Borftufen dazu liegen in jener ftetigen Repräfentation der Ortfchaft in der 
Hundred, der Hundred in der Grafichaft durch Deputationen, welche nunmehr 
auf das ganze Reid) ausgedehnt ward, und eben deshalb — mit Rücdkficht auf 
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Entfernung und Koften — beichräntt auf die Heinfte Zahl von zwei. Die Communal- 
veriafſung Hatte folche Aborbnnung zu Gerichte- und Bolizeiziweden, zum Zived der 
Ztenereinnahmen und zur Entgegennahme von Landesbeſchwerden Tängft eingeführt. 
Iest werden fie periodiiche Verſammlungen mit erweiterten Zwecken und ınit 
einer Initiative in Form gemeinfchaftlicher Petitionen. Richtig ift es, daß in der 
Zwildenzeit von 49. Henry III. bis 18. Edw. I, die Anwefenheit von Abgeord- 
neten der communae im Parlament urkundlich nicht recht Mar zu legen ift. (Hardy, 
Modas tenendi parliamentum praef. p. XI.) Bon da an ift indefien die Inſti⸗ 
tution in fiherem Gange, feit 23. Edw. I. die Berufung fowohl der Graffchaften 
wie der Städte durch amtliche writs genau befannt. Die Unausfiihrbarfeit der 
kändiihen Clauſeln der Magna Charta hatte darauf beruht, daß man nur an 
eine Berufung von wegen der Hülfs⸗ und Schildgelder, aljo folgereht nur an bie 
unmittelbaren Kronvafallen gedacht hatte. Allein weder die Lehnsmiliz, noch das 
Gerichtsweſen enthielten jetst den ganzen weltlichen Staat. Es hatte fi inzwiſchen 
eine Reihe neuer Gerichts- und Polizeifunctionen, ein neucs Milizweſen, ein com⸗ 
mmales Steuerwejen gebildet, welches weder durch die großen, noch die Heinen 
Stonvafallen, weder dem Namen, noch der Cache nad) vertreten wurde. Diele 
neueren fietig wachjenden Staatsfunctionen werben gefeiftet durch große Commu- 
nalverbände, d. h. durch die Grafichaften und durch eine Anzahl Städte, welche 
für Gericht, Polizei und Steuer annähernd die Bedeutung von Kreisverbänden 
haben. Vollſtändig berufen find daher von Anfang an die 37 Grafichaften, von 
den Städten im erflen Anfang eine Kleinere Zahl, bald aber fchon etiva 100, und 
darn weitere in einer prinzipfofen Bermehrung. 

Ehen deshalb, weil es fi) nit um Vertretung von Befitgruppen, jonbern 
um faatliche Leiftungen handelte, wurden dieſe Körperichaften jo berufen, wie 
sie verfaffungsmäßig ihre öffentlihet Geſchäfte verfahen: bie 
Sraflhaft in ihrem Graffchaftsgericht (county couri), die Stadt in ihrer Bürger⸗ 
verſammlung (court leet). Die Theilnahme an den daraus entipringenden collec- 
tiven Rechten, aljo das Stimmrecht, geht felbftverftändlich jo weit wie die per- 
isnlihe Selbfithätigkeit in diefen Verfammlungen, und regelte fi) demnach 
nah dem ſchwerſten und am häufigften miederfehrenden Dienft alter Zeit, alfo 
nah dem Gerichtsdienſt. Das Gerichtsweien war ja von Alters her die weltliche 
Tmilverfofiung. Die Abordnung zweier Ritter oder Bürger war eines der vielen 
Sechäfte, die in der Grafichafts- und in der Bürgerverfammlung ebenjo vorzu- 
schmen waren, wie andere Geſchüfte. Es verftand ſich „in pleno comitatu de 
eomsilio et voluntate eorum de comitatu,” wie es in dem writ 4. Henry II. 
md fchon bei früheren Gelegenheiten heißt. ben deshalb hat man es mehre 
Nenſchenalter hindurch nicht nöthig befunden, irgend welche declarirende Borjchrift 
über die Barlamentswahlen zu geben. 

Die damalige Grafſchaftsverſammlung beftand num aber, verglichen mit der 
räheren Periode, in etwas verfalener Geftalt. Die placita coronae waren ihr 
abgenommen und einem anderen Gange gefolgt. Im Civilgrozeß fungirten noch 
Eerichtemunner, und zwar hauptſächlich Ritter, und nur aushülflich andere Frei⸗ 
ſeſſen, die auch als Umftand bei den öffentlichen Gerichtsfigungen anweſend fein 
mochten. Die Concurrenz der Reichsgerichte und reifenden Richter hatte aber aud) 
Dee Civiljuſtiz zurücigedrängt und auf Heinere Fälle beichräntt. Die periodijchen 
Grafigeftsgerichte waren daher wohl fchon überwiegend mit Steuer-, Miliz- und 
anderen adminiſtrativen Geſchäften befaßt — hauptfächlich ein Kreistag der Ritter- 
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ſchaft — und als ſolche ſchwach und ungleichmäßig befucht. Der eigentlich beichwer- 
liche Gerichtsdienft beruhte in den Eivil-Affifen mit ihren aus Rittern und 40 sh. 
freeholders gebildeten Juries; in Strafſachen ebenſo auf den Affifen der reiſen 
den Richter mit ihren aus der Hundred gebildeten Rüge- und Urtheileiuriet. 
Seit der Mitte des 14. Jahrhunderts trat dazu die mieiſtens aus Kitterguts 
befigern gebildete große Jury und das ungefähr ebenjo bejegte Amt der Ariedens 
richter. Diefe jet eigentlich activen Gerichtsmänner wurden nun aber zum Orai. 
ſchaftsgericht als ſolche nicht miehr berufen. Der sheriffsturn und die lolalın 
courts leet famen gar nicht in Betracht, da nur der Körper der Grafichait ale 
Sanzes zu repräfentiren war. — Dieje incongruente Geftalt des Wahllörpere 
tonnte unbead)tet bleiben, jo lange die Berufung zum Parlament mehr als eine 
beſchwerliche und koſtbare Pflicht erſchien. Erſt unter dem Hauſe Lancaſter lam 
mit den tiefer herabgehenden Parteikämpfen die wirkliche Lage der Verhältniſſe 
zur Conteſtation, und es erſcheinen num die in dieſem Zuſammenhang wohl ſeibſi 
verſtändlichen Statuten. Nach 7. Henry IV. c. 15 (a. 1405) ſoll die Willkür 
und Barteilichleit der Sheriffs aufhören, und im nächſten county court nad) Em. 
pfang der Wahlorder im vollen Hofe der Wahlakt prollamirt und von allen 
Anwefenden, ſowohl den bejonders geladenen Gerichtsmäunern (suitors) ale von 
den ilbrigen anweſenden suitors vollzogen und unter dem Siegel aller Wäbler 
in beglaubigter Urkunde ausgefertigt werden. Nach 11. Henry IV. c. 1 jollen 
die justices of assize eine Enticheidung über den Wahlbericht (return), aljo im 
Tall des Streits über die Bültigleit des Wahlacts haben, und ein gegen dic 
Wahlordnung handelnder Sheriff in 100 8, Etrafe verfallen. Nah I. Henry V. 
c. 1 (1413) follen die Ritter, Nittergwtsbefiger und Andere, welche die Oral. 
Ihafts-Abgeordneten wählen, anfälfig (resident) innerhalb der Grafſchaft jein, und 
ebenfo die Sewählten. Nach 8; Henry VI. c. 7 wird in Erwägung „der über 
großen Zahl von Leuten von geringem Vermögen, welche ſich in jüngfter Zeit au 
den Wahlen zu betheiligen anfangen," und der daraus drohenden Tumulte ver- 
ordnet, daß fünftig nur Freifaflen von 40 Ch. Jahresrente an den Wahlen Theil 
nehmen follen; nach 10. Henry VI. c. 2, 40 sh. freeholders innerhalb der Graj- 
haft. Damit ift das Wahlrecht wieder auf den normalen Grundſatz dee 
Gerichtsdienftes zurückgeführt, der feit länger als einem Dienfchenalter in jeiner 
jeßigen Geſtalt ala Geſchwornendienſt ebenjo begrenzt war. Nach 23 Heum VI. 
c. 15 (a. 1444) wird der Paffivcenjus hinzugefügt, „daß nur notable Ritter und 
ſolche notable Esquires und Gentlemen der Grafſchaft zu wählen feien, welche 
Ritter werden könnten, aber feine yeomen und darunter,” — aljo ungefähr über: 
einftimmend mit der Qualification zum Friedensrichteramt, wie denn auch in die 
fer Periode die custodes pacis regelmäßig als knights of the shire erſcheinen, 
und umgekehrt. So ift es 400 Jahre lang dem Prinzip nady-geblieben. Tie 
Kädtiihen Wahlen find bei der Mannigfaltigleit der Verhältniffe durch kein Geier 
normirt, fondern dem inneren Entwidelungsprozeß der Theilnahme an der Stadt- 
verwaltung überlafien. 

Die Zufammenfegung diefer Communitates ift eine ſehr verfchiedene von der- 
jenigen der Landſchaften und Städte des Kontinente. Hier find es geforderte 
Befipgruppen, welche nad) Bedürfniß und Herlommen einzele Staatsfunctionen 
erfüllen, und dadurch ein Anrecht auf eine halbftaatlihe Selbftändigleit und Auto- 
nomie gewinnen. In England umgelehrt find die verfchiedenen Beſiztzklaſſen 
grundfäglid) zu gemeinſchaftlichem Miliz⸗, Gerichts- und Polizeidienft, zu gleidyer 
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Steuerlaft gezroungen. Die dazu verbundenen Communitates find nothwen- 
dige, gleichartige Glieder eines großen Staatsganzen geworben. 
Die Geſammtheit des aus diejen gleichartigen Gliedern zuſammengeſetzten welt⸗ 
lichen Staats erijdien nun als communitas universi populi, deffen organifche 
Verbindung mit dein noch widerftrebenden Syſtem der Kirche die Aufgabe der 
iolgenden Periode ward. 

” Der Eutwickelungsgang der parlamentarifchen Nechte knüpft fich 
un erftien Jahrhundert chronologiſch an folgende äufßerlihe Hergänge. Es ift zu- 
nächſt das Beftreben Eduard's I. in den Kümpfen zur Sonfolidirung des Inſelreichs, 
weiches jeine getrenen communitates-auffordert, gemeinfante Gefahren mit gemein- 
ſamen Kräften zu tragen und über erhöhte Kriegs- und Geldmittel mit dem König 
Rathe zu pflegen (ut quod omues tangit ab omnibus approbetur). Bor und 
nad dem großen Kriege gegen Wales erjcheinen zuerft die großen Reichsverſamm⸗ 
lungen mit den zahlreichen Abgeordneten der Ritter und Städte, die dein König- 
lien Aufruf bereitwillig nachlonımen. Den wiederholten Anforderungen in die- 
ir Richtung tritt nun aber auch die Gegenforderung eines Rechts auf Mitbera- 
thung entgegegen, welcher der König in dem Gefühl der Bedeutung diefes Schritte 
zgernd nachgiebt. Die aus Gent batirte Eharte von 1297, welche beftimmt war, 
der beftätigten Magna Charta binzuzutreten, lautet wörtlih: Avuns graunte — 
as Arceevesques etc. e as Countes — e a toute la communaute de la terre, 
que mes pur nule busoigne tieu manere des aydes mises ne prises de 
nre Roiaume ne prendrums fors ke par commun assent de tout le 
Roiaume e a commun profist de meismes le Roiaume, sauve les aun- 
cienes aydes e prises dues e acoustumees. Der. Articulus insertus in Magna 
Charta 25. Edw. III. lautet: nullum tallagium vel auxilium imponatur, seu 
levetur sine voluntate atque assensu communi Archiepiscoporum, Episcopo- 
rım etc. et aliorum liberorum hominum in regno nostro. — Es ift unverkennbar, 
deß die päpftliche Bulle, welche die weltliche Beſteuerung der Geiftlichleit ohne 
Genehmigung des Papftes unterfagt, den Entichluß des Königs zum Nachgeben 
befimmt hat. Es war nicht mehr möglich, ein einjeitiges Befteuerungsrecht in 
ver alten Weiſe der Geiftlichleit und Weltlichleit gegenüber aufrecht zu er- 
halten. Der großartige Sinn Eduard's für die gegenwärtige und zukünftige 
Größe des Landes hat die dynaſtiſchen Bedenken ilberwogen. Der Sache nad) 
war damit die reichsſtändiſche Clauſel der Magna Charta wegen Beſprechung der 
auıilia ımd scutagia wieder hergeftellt; fie war erfüllt in erweiterter, zeit- 
gemäßer Weife einer Beiprechung mit den fleuernden Körperichaften. Außerdem 
wird noch ein Statut de tallagio non concedendo 34. Edw. I. st. 4 c. I ilber- 
auftinmendeu Inhalts citirt, welches aber in keiner Statutenrolle zu finden if. 
Auch die FJahresangabe, ob 28 oder 34 Edw. J., ift ſchwankend. Vielleicht han- 
delt es fi dabei um eine wiederholte Erklärung des Königs in einem writ oder 
m einer laufenden Parlamentsverhandlung, die wie viele Erlaffe diefer Zeit ſpäter 
ankitiih als statute citirt wurde. Webrigens hielt fid) Eduard nad) feiner Sin- 
Behroeite dadurch nicht fo gebunden, um nicht in wirklicher Landesnoth noch mehr- 
mis anxilia und tallagia ohne Parlamente auszufchreiben. 

Dieſen Anfängen in größten Styl folgt freilich wieder eine ſchwache Regie 
ug, die in der bequemen Weile der alten Verwaltung mit vertrauten Gitufl- 
imgen ſich verſucht. Schon in 5. Edw. II. vereinigen fi) bie Prälaten und Ba- 
TORE zu den fogen. statutes of ordainers, welche den König unter die Bormund- 
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{haft der baronage ſetzen; die Regierung der Abdelsparteien verläuft aber wie 
unter Heinrih III., und unterliegt dem König durch Hülfe der jett wieder ein- 
berufenen Commoners, nachdem in der Zwijchenzeit die gentz de commune von - 
den Baronen ziemlich bei Seite geſchoben waren. Auf diefe Beranlaffung erfolgt 
in 15. Edw. II. eine Erklärung im Barlament, welche die erclufiven Anmaßun- 


gen der Barone zurückweiſt und wie ein Zugeftändniß eines Antheils an der Ge— 


ſetzgebung ausfieht, in diefem Zujammenhang aber ein folches noch nicht enthält. 
Revocatio novarum ordinationum 1223: les choses, qui serount & establir — 
soient tret&es accordees et establies en parlaments par notre Sr. le Roi et 
par lassent des Prelats Gountes et Barouns et lacommunalt& du roialme. 
Schließlich endet diefe Regierung mit der Verdrängung und Ermordung des un— 
glüclichen Monarchen. | 

Mit Eduard III. beginnt die erfte grundfäglic parlamentarifche Re— 

gierung, welche während ihrer 5Ojährigen Dauer in 37 Jahren 70 Mal PBarla- 
mente zu damals noch kurzen Sitzungen berufen hat, un mit ihnen die Geſammt⸗ 
verhältniffe des Neichs zu oronen. Während der Minderjährigkeit Eduard's II. 
beginnt eine äußerft Iebhafte Thätigkeit beider Hlufer in auswärtigen wie inneren 
Berhältniffen. Gleich im Beginn der Regierung bewilligt „töte la commune” 
den fünfehnten Pfennig, zu erheben von der Communalty, wogegen die fchon cr- 
nannte Commiffion zur Erhebung von tallagia in den Königlichen Städten umd 
Domänen zurüdgezogen wird. In 8. Edw. III. findet ſich eine Berathung, zu 
welcher die Nitter der Grafichaft und bie gentz de la commune zufammentreten 
und eine gemeinfchaftliche Antıvort geben. In 13. Edw. III. geben die gentz 
qui sount cy a Parlement pour la commune eine gefonderte und von dem gro 
fen Rath, abweichende Antwort. Im 14. Edw. III. wird ein Ausihuß für die 
Petitionen ernannt, an welchen zwölf Ritter und ſechs Bürger Theil nehmen. 
In 20. Edw. III. bewilligen die Commoners Yıs unter der Bedingung der Ab- 
hülfe gewiſſer Landesbeſchwerden; in 22. Edw. III. unter der Bedingung, daf feine 
fernere Auflage ohne ihre Zuftimmung gefchehe. Im 25. Ediv. III. ift von einer 
Berathung der Commoners in dem Chapter House die Rede. In 45. Edw. II. 
c. 4 erfolgt die Zuficherung, daß feine Auflage auf Wolle, Wollfelle und Leder 
gelegt werden folle, anders al8 die dem König bewilligte custom. In 50. 
Edw. III, erjheint die erfte Anklage gegen Lord Latimer. 
Unter Richard II, verkündet ſich ein anderer Geift durch den Antrag, „daß 
die üblen Rathgeber des verftorbenen Königs entfernt werden.“ In 5. Richard II. 
st. 2 c. 4 erfcheint eine Art von Präfenzordnung fitr die Parlamentsmitglieder; 
in 10. Ric. II. Anflage gegen den Lordfanzler Grafen Suffolt, welche deſſen 
Abjegung herbeiführt. In den nun folgenden gewaltthätigen Streitigfeiten geben 
die commoners ben Ausſchlag zu Gunften des Königs, deſſen Verfahren gegen 
die Geiftlichleit und gegen die Barone aber jchlieflich zu Abfegung und Grmor- 
dung führt. 

Der ufurpirte Thron des Haufes Lancafter fland nunmehr nicht 
auf Geburtsrecht, fondern auf Anerfennung des Parlaments, vorzugsweiſe det 
©eiftlihleit und der kriegeriichen Barone. Es ift die Zeit einer gegenfeitigen 
Anerkennung der Machtverhältniffe, wie fie einmal geworden waren, daher auf) 
einer immer Hareren Auseinanderfegung der einzelen Functionen des Parlament, 
wie fie in dem Parlament von Gloucefter 9. Henry IV. zu beftimmterem Auedrud 
kommt. — Die PBarlamentsrechte hatten fi) an ein Königthum mit vollen Re 
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gierungegewalten als ihre Borausfegung angefchloffen. Der Beſchluß iiber Krieg 
uud Frieden nnd völlerrechtliche Verträge, die Anordnung und Führung der be- 
waftneten Macht zur See und zn Lande, directes und indirecte® Schakungerecht, 
Gerichts· und Polizeigewalt, provinzielle und Tofale Regierung, Aemter, harten, 
franchises und liberties, furz alfe obrigfeitliche Gewalt Iag in der Krone. Om- 
nis libertas Regia est, et ad coronam pertinet. (I. Parl. Writs p. 383.) An 
dies Königliche Recht ſchloß ſich das parlamentarifche, das von den Ständen durch 
Raatfihe Leiftung wohlerworbene Recht der Mitbefchliefung. Die Krone war 
verwielen auf ihre willige, fraftvolle Mitwirkung in Allem, wozu die herfümmlichen 
reden Ginfünfte des Königs oder feine anordnende Gewalt nach den jest grund- 
Wefic befolgten Artikeln der Magna Charta nicht mehr ausreichte. Die Thätig- 
leit des Parlaments fchlieft fich daher ale ein Mitfprechen an eine Staatsregie- 
mg in ihrer ganzen Machtfülle an. „It was the king’s great and extraordi- 
nary court of justice, in which the complaints of the commonwealth or any 
part of it, or of individuals, might be discussed or heard, and in which the 
king was to grant redress when the courts were unable, or refused.” — 
Die hohe Beiftlichfeit wie die Barone im großen Rath waren von Haufe aus 
zur zu geneigt geweſen, dies Mitbeſchließungsrecht zu einer Seldftregierung zu 
machen. Seitdem nun aber Hunderte von Grafſchafts⸗ und Blrgerabgeorbnieten 
mt wachſendem Einfluß Hinzugetreten waren, mußte fich ſchrittweiſe durch Er- 
tahrungen die Grenze ergeben, innerhalb welcher die vom König berufenen Ba- 
tone ımb die bon den communae gewählten wechſelnden Vertreter an den Staats⸗ 
geihäften wirklich Theil nehmen Tonnten. Und dies enthält nun in gegenfeitiger 
Anerfennung jenes Statut von Gloucefter (a. 1407), in welchem ber König mit 
Zufimmung der Lords erffärt: 
Ee foll rechtmäßig fein fiir die Lords zu verhandeln umter fich in Abwefenheit 
des Könige über den Zuftand des. Reiche und bie nothiwendigen Mittel ber 
Abhũlfe. Und im gleicher Weife foll es rechtmäßig fein flir die commons an 
ihrem Theil zu berathen mit einander über den vorhergedachten Zuftand und 
Abhulfe. VBorausgefeht immer, daß die Lords an ihrem Theil und die com- 
mons an ihrem Theil dem König nicht einberichten jollen irgend eine von den 
eommons beiwilligte und von den Lords affentirte Bervilligung, noch von ben 
Serhandlungen iiber dieſe Bewilligung, bevor die Lords und Commons einer 
Reinung und Bereinbarung in folhen Dingen geworden find, und dann in der 
gewohnten Weife und Form, d. i. durch den Mund des Sprechers. (Rot. Parl. 
%. Henry IV. p. 610.) 
Tie beiden Häufer treten hier zum erften Mal durch ausdrückliche Declarationen 
einander ale gefonderte Körper mit gemeinfchaftfichen, und aud) wieder mit felb- 
Ündigen Functionen gegenüber. Ihre Uebereinftunmung fol filr die Geldbewilli- 
gungm vorweg perfect fein, ehe foldhe an den König gehen; den commoners ge- 
bührt dabei eine Art von Bortritt, den Lords der assent. Dagegen haben bie 
Gemeinen bie zeitweis beanfpruchte Theilnahme an richterlichen Gefchäften des 
Toben Naths aufgegeben. Andererjeits läßt der große Rath die zeitiveis geübte 
Geriätsbarleit erfter Inſtanz (original jurisdietion) fallen, und befchränft fich 
kit diefer Zeit auf eine Appellationsinftanz. Die Functionen des „Königs im 
Garfement“ treten num fiberhaupt deutlicher auseinander in ihren drei Haupt⸗ 
richteugen. 
1) Nüdfichtlich des Beſtenerungsrechts war ſchon die confirmatio char- 
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tarum 25. Edw. I. dem Grundfat nad) entſcheidend. Ueber die Berhältnifie der 
Bewilligungen der Ritter und Barone, der Städte und Flecken, jowie des Cierus, 
und über die Form der Bewilligungen, die erft unter den Tudors ftatutenähnlic 
aber. nicht ftatutengleich wird, kann ich auf Hallam verweilen. Dan darf den 
Verſchmelzungsprozeß der directen Steuern ſich trog aller günftigen Diomente doch 
nicht allzuraſch und allzuleicht vollzogen denken. Der Verſuch der Barone in den 
zuerft entworfenen articuli der Magna Charta aud) die tallagia der Städte in 
das ftändifche Zuftimmungsredyt aufzunehmen, macht fidyerlid) ihrem lirheber alle 
Ehre, war aber in einer Berathung jener Verſammlung von bloßen Kronvalallen 
unmöglich” durchzuführen. Die Elemente der Steuer waren in der That noch 
vielfach disparate. (1) Die auxilia, aids der Kronvajallen waren für Ehren: und 
Nothfälle in der Kamilie und Perſon des Lehnsherrn beftinmt und durch 3. Ed. 1. 
c. 36, — 25. Edw. III. c. 11 auf 20 Sh. von jedem Ritterlehn, und ebemfoviel 
von je 20 Pd. Sterl. Grundeinfünften aus socageland, firirt, eigneten fich aber 
in diefer ©eftalt nicht ala Grundlage einer wiederkehrenden Befteuerung zu Yan- 
desbedürfniffen. (2) Die Schildgelder der großen und feinen Kronvalallen 
waren zwar gleihmäßig firirt, aber es erhob ſich eine immer wiederkehrende Con- 
teftation, ob fie auf ein, zwei, drei Mark, oder wieviel für das Lehen zu berech 
nen; fie fonnten dem Recht nad) nur bei einem wirklichen Feldzug, nicht für au 
dere Bedürfniffe des Landes verlangt werden; bei einer Steuer zu Yandet 
bedürfniffen konnte doch aud) wohl geltend gemacht werden, daß zwar die Tare 
eines Nitterlehn den andern gleich, die jährlichen Einkünfte aber jetst in der 
Wirklichkeit verjchieden waren; gegen eine einfache Gleichſtellung mit den Schasun- 
gen anderer Art ließ fi) mit Recht geltend machen, wie ſchweres Geld die Krone 
durd) relevia, Vormundſchaften 2c. erhob, die bei einer einzigen Herrſchaft mehr 
betragen konnten, als die tallagia von einem Dutend Heiner Städte. (3) Die 
Geiſtlichkeit wehrte fid) jeit der Bulle des Bonifacius grundſätzlich gegen jet 
Befteuerung, fie lonnte nur in ihrer Eigenjchaft ale Befiterin weltlicher Lehne heran- 
gezogen werden, wobei fie alle Einwendungen der Kronvafallen nit geiftlichen 
Einwendungen cumufirte und den Boden der Steuerfreiheit Schritt für Schritt 
vertheidigte. (4) Die alten Domänen in antient demesne befanden fi in 
einen ſchwierigen eremten Verhältniſſe. Es waren darımter theils volle Frei 
faffen, theils erbliche villani (analog der privileged villenage), theil® bloße Yalli 
ten (copyholders) die aber durch Königliche Gnade von den ordentlichen Gerich 
ten und von der Grafichaftsverwaltung erimirt, vom Jurydienft befreit, alſo au 
in der Grafihaft und im Parlament nicht vertreten, dur) PBarlamentsbwilligung 
nicht gebunden, ihren bejonderen tallagia unterlagen, wogegen fie mandyerlei Zu— 
ſichernngen erhalten hatten, auf die fi dann andere Steuerpflichtige wieder be- 
rufen modten. Man citirte öfter Abgeordnete derfelben zum Parlament, die aber 
niemals nt den commoners zufammentraten und fein Theil des Parlaments 
wurden. Schon von bdiefer Eeite aus war die pofitive Zuftimmung des Könige 
zu gemeinfamen Sandesfteuern nothiwendig. (5) Den tallagia der Städte 
ftanden die vertragemäßigen Ablöfungen durch dauernde Rente firma burgi, fee 
farm mehrfach entgegen. Ob und wieweit, hing freilich noch von der Faſſung dee 
Freibriefs ab; die Schatverwaltung jedenfalls verſtand die Sache immer fo, bag in 
außerordentlichen Nothfällen dennoch Beihilfen geleiftet werden müßten. Allein 
eben dadurch entftanden ftetige Conteftationen ; jelbft die unbebingteften Zufide 
rungen einer Befreiung fonnten aus ftaatlichen Griinden und wegen ber Erem- 
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viificationen nicht dauernd gelten. London an der Spike leiflete gerade in 25. 
Com. I. den aklerhartnädigften Widerfland (I. Rot. Parl. 25. Edw. I. No. 11, 
App. p. 240), welcher zu dem großen Zugeſtändniß Eduard's einen Theil beige- 
tragen haben mag. Dieje Geflaltung der Freibriefe erflärt es denn auch, wie 
die Krone, die boch von Haufe aus ein umnbeftrittenes Schagungsrecht hatte, jetst 
auf den Fuß gütlicher Berhandlungen mit den Stabtgemeinden gelommen var, 
warum die Abgeordneten mit jo großem Nachdruck darauf beftanden, erft eine 
Rüdfrage bei ihren Communen zu haften, wie in dem Fall 13. Edw. IH. Rot. 
Parl. 103, und warum bie nicht zuftimmenden nicht rechtlich gebunden zu fein 
behanpteten (woraus eine neue Schule in England die eigentliche Eſſenz der alten 
guten Parfamentsverfaffung machen will). 

So lange der König in alter Weiſe darauf beftand, daß ihm perſönlich 
geitenert werbe, mochten diefe Schwierigkeiten nnäbermwindlich erfcheinen. Ebenſo 
wichtig fa, wie die fländifche Zuſtimmung jelbft, war die Eonceffion Eduard’s, - 
weidhe die zu bewilligenden Stenern for the common profit ofthe realm 
erflärt, und damtit wiederum ein Stiid perfönlicher Regierung aufgiebt, um daflir 
eine Landesfteuer einzutaufchen, für welche eine Dienge Einwendungen wegfielen, 
tür weiche aber num auch der Anſpruch einer Prüfung der Zwede und Mittel 
dur die Stände entftand. Eben daraus erklären fi) unter Anderem auch die 
verihiedenen Durotenverhältniffe der Beiträge und die paltenartige Natur aller 
<teuerbefchlitfie, die niemals ganz in die normale Geftalt der Geſetzbeſchlüſſe ka⸗ 
men. Sie enthielten feinen gejetartigen Conſens des Königs, an den fie vielmehr 
in tormaler Urkunde adreffirt wurden, die man fpäter in das Protofoll des Par- 
laments eintrug. Das lebte Beiſpiel befonderer Bewilligungen nad verſchiedenem 
Maßſtab iſt 18. Edw. III. In den ſpäteren Protokollen werden beide Häufer 
zcheneinander ernvähnt, oft mit dem Bemerken, daß eine gemeinjame Berathung 
vorangegangen. Die verichiedenen alten Steuerarten Scutagia, Hydagia, Tal- 
lagia werden noch ſehr Tange ausdrüdlich genannt. Unter dem Haufe Lancafter 
hießen fie immer mehr in allgemeine Namen zuſammen. Als gewöhnliche Steuer- 
bewilligumgen gilt zulett eine Subfidie (zu 70,000 Bid. Sterl.) und /ıs (zu 
39,000 Bid. Sterl.) Coke 4. Inst. p. 33. Ueber das Geſchichtliche der Zölle 
md ihrer Einreihung in das Steuerbewilligungsredht vergl. Sinclair History of 
the revenue I. 109 ff. Weber die Steuervertheilung auf die Kirchſpiele geben 
die Inquisitiones nonarum die mehrfach erwähnte Auskunft. Einen Auszug aus 
den Steuerlifien von 1454 giebt Hallam, Const. Hist. I. c. 1. Es ergiebt fich 
dabei unter Anderen, wie man auch finanziell dazu kam, von ber Seite der Stener- 
dewilligung ans die Städte mit den Grafichaften zu coordiniren, da mandje grö- 
Bere Stadt mehr daflir bedeutet als manche ärmere Grafichaft. 

Wenn ſchließlich Anstey, Guide to the Hist. of Const. 1855 ©. 209, be- 
dauptet: „das Beflenerungsrecht war nicht ein Privilegium, fondern ein Amt. 
Jedes Votum, fei es auf Steuer, Rat oder Geſetz, war in der Weife eines Ver⸗ 
Die", — fo ift dies eine Uebertreibung des Gerichtächaralters der alten Volls⸗ 
verjammiungen, die aber ein Clement der Wahrheit enthält. 

(2) Das Betitione- und Beſchwerderecht bildet im erften Jahrhundert 
De eigentliche Dauptbeichäftigung des Parlaments. Die Erörterung der Petitionen 
hatte freilich wegen ihrer richterlichen und abminiftrativen Natur ihren Schwer- 
yanlt im Oberhaufe. Sie wurden von ‘ven Receivers entgegengenommen, von 
deu Triers und Auditors referirt und an die competente Stelle gewiejen. Seit 
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Eduard III. nimmt auch das Unterhaus an diefen Taufenden Geſchäften Theil. Die 
Grundfäge der Abjchichtung der Petitionen „an den Kanzler", „an den Exche- 
quer,“ „an die Justices” u. |. w., mie fie in biefer Zeit ausgeſprochen werden, 
enthalten bie allmälige feftere Auseinanderfekung der Staatsbepartemente. Min: 
deftens Yıo der Petitionen bezogen fi immer auf bie administration of law. 
Seit Heinrich IV. kommen Petitionen an das Haus der Gemeinen in großer 
Zahl vor. (May, Varlamentsrecht, überjeßt von Oppenheim, ©. 433.) Die Be 
antwortung der Beſchwerden pflegte am Schluß der Verhandlungen, aljo nad 
den Geldbewilligungen zu erfolgen. Die Verſuche dies umzufehren wurden An— 
fangs vom Könige entichieden zurücgewiejen, zulett aber doch nachgegeben. — 
Eine Privatanflage (appeal) mit Beweis durch Zweikampf oder Zeugen kam wie 
vor jedem Gerichtshof auch vor dem Consilium Magnum vor, wurde aber unter 
Heinrich IV. ausdrücdlich aufgehoben. Dagegen ericheint die collegialiiche Anklage 
des Unterhauſes in der Weiſe eines presentment durd die Grafichaftejury zuerft 
in 51. Edw. III. gegen Latimer (Rot. Parl. Ed. III. Vol. II. p. 321 — 330), 
verläuft aber ohne eigentliche Erfolge. Defto wirkſamer wird fie in 10. Ric. II. 
(Parl. History I. 417—425), und wird von da an bis zum Schluß des Mittel- 
alters ein Inſtrument bfutiger Barteiverfolgungen. 

(3) Die Theilnahme an der geſetzgeben den Gewalt fteht in Wechſel— 
wirkung mit der allmäligen Scheidung der Yunctionen in dem Parlament jelbf. 
Der Uebergang der Gejeßgebung durch Charters und Assizes in Statutes ift wie 
bei allen ftaatsrechtlichen Bildungen, ein allmäliger. Die ange, an organiſchen 
Geſetzen jo reiche Periode Eduard’s III. ift offenbar der Wendepunlt, in welchem 
die Idee einer Königlichen Geſetzgebung mit formaler Zuftimmung der Stände zur 
Reife kommt. Lange Zeit. gehen einfeitige Königliche Verordnungen in Gefalt 
von Charters und Ordinances nod nebenher, in Gegenftänden, für melde bie 
jpätere Zeit ftändifche Zuftimmung verlangt haben würde. So hat die confir- 
matio chartarum 25. Edw. I. noch jene Form. Die Stadtrechte, fädtifchen Be 
rufungen zum Parlament, ſowie die fpäteren Incorporationscharten find weitere 
Beiſpiele. Nocd unter Eduard III. find die wichtigften Geſetze fo entflanden, daB 
der König auf Petitionen der Gemeinden mit Zuftimmung des großen Raths eine 
genehmigende Antwort giebt, aus der dann am Schluß der Sigung die Richter 
ein Statut redigiren. Doc) werden die Commoners ſchon am Eingang des Sta— 
tuts als Mitbetheiligte erwähnt. Die bewußte Scheidung dauernder statuta 
von einjeitig abänderlichen Ordinances tritt in 28. Edw. III. (Rot. Parl. p. 254, 
Peerage Report I. 325) beftimmt hervor. Unter Richard II. war ein „Konfene“ 
des Unterhaufes zu Gejetgebungsacten ſchon eine geläufige Sache. Unter dem 
Haufe Tancafter beruht die ganze Staatsverfaffung auf gegenfeitigen Anerlemt- 
niſſen zwiſchen König, Ober- und Unterhaus. Das Königliche Zugeſtändniß 2. 
Henry V., daß den Petitionen der Gemeinden nichts zugefetst werden folle, was 
ihren Anträgen entgegen fei und fie ohne ihre Zuftimmmung binden könnte, wat 
eigentlich nur Conſequenz diefer Situation. Ueber die Form der Gefetgebung 
vergl. Reeves History II. 142, 153, 354; III. 143, 252, 379. Vergl. auf 
Palgrave I. 312 ff., wo die allmälige Entwidelung des Parlaments aus einer 
richterlichen und abminiftrativen Berfammlung in eine gejeßgebende, eine re- 
medial representation, in einen political congress dem Grimbfag nach vol! 
fommen richtig entwickelt ift. 

Scheidet man diefe Periode in ſechs Menfchenalter, fo ift im erften Men— 
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ichenalter der große Rath als Körperichaft pares terrae conftituirt, den Graf- 
iheften und Städten die Theilnahme an der Steuerbewilligung zugeftanden. 

Im zweiten Menfchenalter ift die Pairsgerichtsbarkeit geltend gemacht; die 
Communitates nehmen thatfählih an der Gejetgebung Theil. 

Im dritten Menfchenalter beginnt ein regelmäßiger Gang der Geſetz⸗ 
gebung mit Zuftimmung der Lords und Prälaten, Nitter und Städte haben fich 
‚u einem Haufe der Communalverbände vereint. Die Kommunalverbände fchlie- 
Ben fi fefler zufammen durch Eontingentirung der Steuern, Geſchwornendienſt 
und Selbfiverwaltung der Polizei. 

Im vierten und fünften Menſchenalter beginnt die Anerkennung und 
Sreirung eines erblichen Baronentitele im Oberhaus, die erblid) Berufenen bilden 
allmälig die Mehrzahl. Die bisherige Praris der Geſetzgebung wird vom König 
anerfannt: das als Statutum mit den Ständen vereinbarte darf nur mit gemein- 
iamem Conſens wieber aufgehoben werben. 

Im fehften Menſchenalter ift das Oberhaus oberfte Gerichts. und Be- 
ihtwerdeinftanz des Landes, der übermächtige Schwerpunkt der Staatsregierung 
geworben. Unter Richard III. tritt das Unterhaus auf furze Zeit in diefe Stelle. 

Die Einreihung der Kirche in diefen Organismus hat ſechs weitere Gene- 
tationen erfordert. 

*: Die Elemente der Harmonie nnd Dishbarmonie im Staats: 
weten find immer in der Uebereinfiimmung oder Nichtübereinftimmmng zwiſchen 
Beſitz, ſtaatlicher Leiftung und ftaatlicher Geltung zu fuchen. Ungemein lehrreich 
hund von dieſen Geſichtspunkten aus die concreten Verhandlungen des Parlaments, 
die in den Rotuli zwar nur ein lückenhaftes, aber für eine unbefangene Anffafjung 
lebendiges Bild ergeben. Eine ſolche unbefangenere Behandlung ift bereits in dem 
Report on the Dignity of a Peer Vol. I. in einem Sinne verfudht, der nicht 
ans jedem einzelen Hergang ein Precedent für das praktiſche Staatsrecht zu machen 
jucht. 

Gewiß waren die Berhäftniffe fo ſchwierig wie in irgend einem neueren Ver⸗ 
‚afiungeleben. Auch damals ftand eine Ältere regierende Klaffe (Prälaten, Barone, 
wienmenfallend mit dem hohen Civil- und Militärbeamtenthum) gegenitber einer 
nmgen Wahlverfammlung der Steuerzahler. Die Anſprüche der einen Klaſſe auf 
Theilnahme am Staat waren ebenfo unabweisbar wie die Rechte der anderen; 
dem der Staat bedurfte des Geldes, des Miliz-, Gerichts- und Bolizeidienftes 
der emen ebenfo nothwendig, wie der Kriegsmacht und Geichäftserfahrung der 
anderen. Unzweifelhaft waren bie Commoners des 13ten Jahrhunderts ebenfo 
serjahren in den wirklichen Bedürfniffen eines großen Staats wie bie neuen 
Vahlberechtigten des I9ten Fahrhunderts. Unzweifelhaft waren ihre nächften 
Sirihe, Borftellungen, Anträge oft ſchwer vereinbar mit den wirklichen Bedürf⸗ 
niſen des Staats und mit den Anfprüchen der Präfaten und Seigneurs. Und 
dech fand ſich die rechte Regierung des Landes, welche bie flreitenden Elemente 
einem kraftvollen Gefammtwillen zu vereinigen wußte, in einem Königthum, 
beraten von feinem permanenten Council. Trotz alles Schwankens, trot aller 
Uebergriffe des Dberhaufes, und oft auch ſchon der Commoners, hat ſich unter 
‚dem tätigen und unter jebem pflichttreuen König die Ansgleichung des fchein- 
bar Unverföhmlichen in eine Harmonie der Rechte und Pflichten gefunden, aus 
welder unter allen Stitrmen bie parlamentarifche Freiheit fiegreich und mächtig 
hewerging, und mit ihr das Bewußtſein der Nation von ihrer Macht und Welt- 
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ftellimg. . Dem ftaatlich Nothwendigen, was von König und Rath aus gefordert 
wurde, bat fid) das Barlament, trot alles Parteiftreits, gefügt. Trotz aller Ye 
denfchaft und Gewaltjamfeit der Parteien geht bis zur endlichen Kataftrophe ein 
Geift des Patriotismus und ein Sinn der Gerechtigkeit durch diefe Zeit, der jeinen 
letzten Grund bat in der gleichmäßigen Gewöhnung an die Staatspflichten, in der 
Vertheilung der Staatslaften. — Die Zeiten Eduard's II., Richard's II. und 
Heinrich's VI. bilden Ausnahmen, in denen man neben dem llebernuth der Gro- 
Ben die völlige Unfähigkeit und ſchwere Verſchuldung des Königthums nicht ver- 
geffen darf. Der unglüdliche Schlußakt aber, der Kampf der beiden Roſen, it 
das Sefammtreinltat einer tief verflochtenen Situation, in welcher die Widerfprüce 
des engliſchen Mittelalters zu einem blutigen endgültigen Austrag kommen. 

Die langen franzöfifchen Kriege hatten fi trot alles Glanzes und Ruhms als 
ein hoffnungslojes Internehmen eriwiejen. Die europäifche Stellung bedingte eine 
endgültige Auseinanderſetzung mit dem Continent, die ſich zwar endlich zu Gunſten 
der franzöfiichen Nation entichied, aber doch and) enticheidend fir das nationale 
Bewußtjein Englands und fein Gewicht im europätichen Stantenverband wurde. Im 
Laufe von Jahrzehnten war im Kampf auf franzöfiichem Boden ein zweites England 
entftanden, war ein Gejchlecht aufgewachſen, welches in den friedlichen Grafichaiten 
und Fleden der Heimath feinen Platz mehr fand. Uebermüthig geworden durch 
Lagerleben, Plünderung und Verſchwendung, wußten die zurücktehrenden Herren 
fi noch ſchwerer in ihr Baterland zu ſchicken, wie die Tauſende von entlaffenen 
Soldtruppen. In diefen nüchternen Communalweſen, in englifcher Deiliz-, Ge 
richts- und Polizeiverwaltung, war fein Boden mehr für Kampfluft und Beute. 
Als diefe Efemente nun mafjenhaft nach England zurückgeworfen waren, jand 
der Intriguenfampf der Adelsparteien unter den an ihre Führung gewöhnten 
Leuten ein nur zu bereitwilliges Material, aus welchen jeder reiche und beliebte 
Führer ſich Heere für den Bürgerkrieg bilden mochte. Die immer troftlofer wer- 
dende Schwäche Heinrich's VI. ermuthigte die ruhenden Anfprüche des Haufes 
York. Für alle Factionen war jett die PBarteifahne gefunden zu einem Kampf 
nicht gegen, fondern um bie Krone. Jener wilde gräuelvolle Adelstampf erhält 
eine ganz eigenthümliche Färbung grade durch die Verflechtung der großen Adele 
familien mit dem weit verziweigten Königshauſe und durch die Eentralifirung aller 
Staatsgewalt in König und Parlament. Das flaatsffuge Haupt der Yorke, — 
die Intereſſen der Städte, die friedlichen Bedürfniſſe des Landes vertretend, — 
erringt in dem erften Sauptabfchnitt des Kampfes den Sieg auf Koften der großen 
Familien des Landes. Es war die Reaction des Königthums und der Commoners 
gegen das aus der Berfaffung herausgetretene Herrenthum. Nach einer weiten 
Kette von Freveln und Intrigen ift endlich unter dem erften Tudor der Kamp! 
der Adelsfactionen verblutet. Das Königthum geht mit unbeftreitbarem Titel ons 
dem Kampfe hervor. Das Unterhaus hat in jener Kataftrophe ein Gleichgewicht 
mit dem tief gedemithigten und geichwächten Oberhaufe erlangt, mit weldem 
diefe Periode fchlieft. 

Aber and) während der glänzendften Zeit diefer Staatsbildung find doch für 
eine ſchärfere Prüfung fchon die Disharmonien erfennbar, die ſich in dem Schluffe 
zufammendrängen. Sie liegen hauptſächlich in drei Punkten: 

1) In dem militärifchen Uebergewicht des großen friegerifchen Adels 
über alle anderen Stände. Das normanniihe Syſtem der Lehnsmilizen, hatte 
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durch die Coordinirung der Heinen und großen Kronvafallen und durch die un- 
mittelbare Unterordnung der Untervaſallen unter das Königthum einft das Gegen- 
gewicht zu bilden gefucht. Die Graffchaftsmilizen, die das neue Gegengewicht 
werden jollten, waren in den verjchiedenen Yandestheilen nicht zu gleichmähiger 
Entividelung gelommen; in den franzöſiſchen Kriegen hatten ſich die fampfluftigfien 
Elemente derjelben dem reichbezahlten, durch Beute und Abenteuer anziehenden 
Eomdottieredienft der großen Barone angeichloffen. Einer ftarlen Eoalition folcher 
Herren war das Königthum zeitweile nicht mehr gewachſen. Diefe Militärmacht, 
verbunden mit dem Reichthum und mit der Stellung der Lords im großen Rath, 
verfegen den Schwerpunft der Macht von Zeit zu Zeit in das Oberhaus. Hinter 
jeder triegerifchen Epoche folgt daher unter ſchwachen Künigen eine Kataftrophe, 
unter Eduard II., Richard II., Heinrich VI. Die Thron Ufurpation des Hauſes 
Yancafter fam wie immer zunkichſt den Klafien zu gut, welche dem Königthum am 
nähften ftanden. Grade dadurch ift die erblide Pairie und die bominirende 
Stellung des Adelsraths über den Staatsrath zunächſt entichieden. Der Kampf 
der großen Adelsfamilien war durch eine im Lauf des 15ten Jahrhunderts einfei- 
tige Entwickelung der Militärverfaffung in diefer Weiſe „möglid) geworben. 

2) Das zweite weniger fihtbare Element der Disharmonie liegt in dem Unter- 
banje, namentlich in der planlo® vermehrten Vertretung der Städte. 
Tie beſcheidene Stellung derfelben fcheint die kurzfichtige Borftellung erhalten zu 
haben, daß in ihnen unter allen Umftänden ein der Königlichen Macht unbedingt 
ergebener Beftandtheil des Parlaments zu finden fei. Trotz des Widerſtrebens der 
Ztäbte felbft war die Zahl ihrer Abgeordneten am Schluß des Mittelalters bie 
auf die vierfacdhe Zahl der Grafichaftsritter erhöht; während das den Staats- 
leiftungen entiprecjende Berhältnig eher das umgelehrte gewejen wäre. Dies 
ungebührliche Uebergewicht zeigt fich nicht ſowohl in der politifchen als in der 
jecialen Richtung der Geſetzgebung. Schon unter Eduard I. petitioniren die 
Lürger von London, daß die fremden Kaufleute aus der Stadt vertrieben werden 
jollen, „weil fie reich werden zur Berarmung der Bürger”. Der ſtädtiſche Ein- 
Auß zwingt Eduard III. die ſchon aufgehobenen Stapelrechte wieder herzuftellen. 
Veſondere Gejege jollen die „redlichen Kanflente gegen das Bertheuern ſchützen“. 
Tie Zuloffung und Dultung fremder Handiverfer ftößt auf wiederholten Wider— 
pad. Ein- und Ausfuhr von Waaren foll auf Schiffen gefchehen, welche fünig- 
ligen Unterthanen gehören (Ric. II). Nur Perſonen von 20 Eh. Einfopimen 
dürfen ihre Kinder ftädtiiches Gewerbe oder Handel lernen laſſen (7. Henry IV. 
17, Weit eimgreifender noch ift das Syſtem der eigentlichen Arbeitspofizet. 
Die Peſt im Jahre 1348, die folgeweife Erhöhung der Löhne, veranlaften zuerft 
eine Ordonnanz und zwei Jahre fpäter die mehrerwähnte Parlamentsafte, die den 
rohn auf die Säge der legten fünf oder ſechs Jahre firirt, unter Androhung von 
Cinfperrung und Brandmarkung. Unter Richard II. folgen neue Geſetze, die den 
niederen Klaffen eine Reihe von Beluftigungen unterfagen, und fie noch fefter an 
iften Wohnort binden. Der Bauernaufftand umter Richard II. führt zur An- 
wendung der Strafgefee vom Hochverrath. Inter Heinrich VI. werben Arbeiter- 
verbindungen zur Umgehung der Arbeitspolizeigefete für Felonie erklärt. Das 
Unterhaus petitionirt fogar einmal um ein Verbot gegen die unteren Klaffen, ihre 
Kinder in die Schule zu fehiden um fie dem geiftlichen Stande zu widmen, — 
und das „zur Ehre für alle freien Deänmer im Königreich”. Immer machen fid 
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in diefer Richtung die Zeiten bemerflich, in welchen das Königthum in Auferlice 
Bedrängniß gerathen war. Die Ueberfpannung diefer Richtung führt unter 
Richard II. und Heinrich VI. zu umfangreichen und gefährlichen Aufftänden, die 
fih mit den politifchen Wirren der Zeit durchfreuzen. 

3) Das dritte Element der Disharmonie liegt in der wachſenden Span- 
nung zwiſchen Kirche und Staat. Nachdem die widhtigften Forderungen 
eines Rechtsſtaats und die Keichsftandichaft durchgeſetzt waren, gingen die weiteren 
Anfchauungen und Intereffen der geiftlichen und weltlichen Herren vielfeitig aus- 
einander. Noch flärfer aber wurde die Oppofition der Commoners gegen die 
übermäßige Häufung des geiftlichen Grundbeſitzes, gegen das Beftreben der Geift- 
lichkeit nach Steuerprivilegien, gegen die mangelhafte Erfüllung des kirchlichen 
Berufs durch die bereits entartete Kirche. Die Haerefien finden fchon in dem 
Unterhaufe Richard's IL. eine wenig’ verhillte Sympathie. Die Weigerung Ric. II. 
die biutigen Keberverfolgungen gewähren zu laffen, führt zu einer Koalition ber 
hohen Geiftlichleit mit dem Adel, die einer der Gründe zum Sturz Ridhard's II. 
wird. Die Beförderung der geiſtlichen Strenge, die Nachgiebigkeit gegen die 
Intereſſen der Prälatur wird eine Hauptſtiltze für den uſurpirten Thron der Lan⸗ 
cafter. Es fehlt bereits die innere fittliche Verbindung und Durchdringung des 
geiftlichen und weltlichen Elements im Staat. Die Convocationen ftellen fih 
immer ünßerlicher dem Parlament gegenüber; die Kirche wird zu einem politiſchen 
Factor in den weltlichen Kämpfen. Allerdings treten in den wilden Kämpfen der 
beiden Roſen die Reformationsideen wieder gänzlich zurüd. Allein diefer Friede 
ift nur die abfolute AIndifferenz. Für Vornehme und Geringe ift die Religion in 
der Kirche aufgegangen, während umgelehrt die hohe Geiftlichieit grundjatlos jet 
Staatsmacht anerkennt, die ihren Befikftand gelten läßt. 


IV. V. Beriode. 
Das Zeitalter der Reformation und der Nebolntion. 
Judors und Stuaris. 


Heinrich VII. 1485-1500. Jalob I. 1603 - 1626. 
Heinrich VII. 1509—1547. Carl I. 1625—1649. 


Eduard VI. 1547— 1553. Die Republik 1649—1660. 
Mary 1553— 1558. Carl II. 1660— 1685. 
Eliſabeth 1558— 1603. Jakob II. 1685— 1688, 


A. Wie weit auch das Yahrhundert der Tudors und das Jahr⸗ 
hundert der Stuarts*) als 2 Perioden für die politifchen Schickſale des 
Königthums und für das gegenfeitige Verhältniß der Faktoren ber 
Staatögewalt auseinander liegen, fo bilden fie doch eine Einheit, fo- 
bald man die Grundlagen des innern Staatswefens in das 
Ange faßt, und gerade diefe Auffaffung enthält vieles Lehrreiche, wel: 
ches in der vielbefchriebenen Zeit leicht überfehen und vergeffen wird. 

Die tonftitutionelle Regierung hatte unter Eduard I. mit dem 
großen Wort begonnen: „daß was Alle angeht, auch von Allen be 
ratben werben müſſe.“ Jenes Wort war zunächſt an SKirchenobere ge- 
richtet, die fih den Laften des Staatsweſens zu entziehen fuchten. 
Unter Mitwirkung der Stände war jener Widerfprucd überwunden 
und dad ganze Staatswefen mächtig erhoben, am Schluß der Zeit 
jedoch durch nene Disharmonien gewaltthätig zerriffen. Naturgemäß 
wandte fih die neu befeftigte Dynaftie zuerft an die dringenbdfte 
Aufgabe: Befeitigung der militärifchen Uebermacht der kriegeriſchen 
Magnaten. Dann an bie größte Aufgabe: Aufhebung des Zwiefpalts 
Miſchen dem kirchlichen und weltlichen Staat. Die dritte Disharmonie, 
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die anomale Stellung der Städte, ift auch in diefer Zeit ungelöft ge- 
blieben und weiter verwidelt. 

Unter Heinrih VII Hat fi) der Kampf der großen Adele- 
parteien verblutet, und mit ihm ijt geichwunden die Zahl, der Reid; 
thum und die Kraft der alten Geſchlechte. Das Oberhaus der Tu— 
dors ift wieder zum Staate- und Reichsrath geworden, in welchem alte 
Edelleute und nen creirte Günftlinge um die Gnade ded Königs wett: 
eifern. Unter Heinrid) VIII. verfchwindet die größere Hälfte auch 
der unabhängigen geiftlichen Herren; die nod übrig bleibenden Bifchöfe 
werden Fünigliche Berwaltungsbeamte auf Widerruf. Es giebt kaum 
einen ftärferen Gontraft als das ftolze Herrenhaus des 15. Jahrhun— 
derts, welches dem Recht nach noch nicht einmal erblich war, mit dem 
jett al8 erblid anerfannten, mit vielerlei Titeln und Chrenredhten 
ausgeſtatteten Reichsadel. 

Mehr noch als dieſe Aenderung war es der Geiſt einer natio— 
nalen Reformation**), welche die Stellungen verändert. Der Ab— 
Schließung des nationalen Lebens und Mollens in England fand fid 
die römische Kirche als ein fremdartiger Beamtenkörper, mit einer jebt 
mehr als je verhaßten Sondergerichtsbarkeit, mit einem ausländifchen 
Obern immer widerfpruchsvolfer gegenüber. Die Kirche, fo verlangte die 
Volksſtimme, follte national werden, — cin organifches Glied des 
Staats: dann mußte aber das Staatsoberhaupt an die Stelle des aut: 
ländifchen Biſchofs treten. In diefer volksbeliebten Vorſtellung wett- 
eiferten die Commoners mit der perſönlichen Ergebenheit der Reichs— 
räthe. Als regierendes Haupt der Kirche aber ift der König wieder 
abfoluter Herr geworden in jener Hälfte des Staats, welche man bie 
ber die Kirche nannte. Die kirchlichen Gewalten gehen zunächſt ale 
ein gouvernement personnel auf den König über und confolidiren 
fih dann zu einem geiftlihen Staatsrat. Dem König im Kath 
ordnet fic das bifchöfliche Amt unter, jett in der Stellung eines ad- 
miniftrativen Beamtenthums, durante bene placito. Mit dem bi: 
ſchöflichen Amt ift die Pfarrgeiftlichkeit dem neuen VBermaltungsorge: 
nismus untergeordnet. Weit dem veränderten Beſitz und der verän- 
derten Amtsftellung verliert die Geiftlichkeit den jtändifchen Charalter 
und ordnet ſich, — in England nur zu leicht — dem Spftem der 
Königlichen Staatsverwaltung ein. Die alten und neuen Gemalten 
des Kirchenregiments, die alte Autorität der „heiligen Kirche“, das 
gewohnte UnterthanensVerhältniß des Laienthums zur Kirche, bilden 
eine Kette von neuen Meachtverhältniffen der Krone. Der fürforglicdt 
bevormundende Geiſt des Kirchenregiment® durchdringt die gefammte 
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Stantsverwaltung.***) Dies ift es, was mit ber Entfräftung des 
Territorialadel8 und focialen Gegenfähen zufammentreffend, das Kö— 
nigthum wieder allmächtig mad)t. 

Abgefehen davon bleibt die weltliche Reichsverwaltung un- 
verändert. Die ganze bewaffnete Macht des Yandes ift jetst die 
Miliz unter Offizieren der Landgentry. Das alte Xehnsheer ift in 
Srunditenern und Reallaſteu aufgegangen. In der Gerichte: und 
Bolizeiverwaltung wächſt das Friedensrichteramt durd) die zunehmende 
Zahl und Bedeutung feiner Gefchäfte; womit die Yandgeitry allmälig 
in die Stellung einer regierenden Klaſſe rüdt. Bon unten herauf bil- 
den ſich die Kirchſpiele zu felbitthätigen Drtögemeinden dadurch, daß 
die Gejeßgebung ihnen die ökonomiſchen Humanitätspflichten der Kirche 
auflegt, auch die Wegebanpflicht zeitgemäß umgeftaltet. Aus Kirchen⸗, 
Armen:, Wegcauffehern und Steuerausfchreibungen für diefe Zwecke 
entiteht eine gleichmäßige Drtsgemeinde-Berfaffung mit einem kräftig 
aufblühenden Bauerftand und einem gewerbthätigen Bürgerftand. So 
ihließt fi im 16. Jahrhundert die Kreis- und Ortsgemeinbe-Verfaf- 
jung zu einem abgerundeten Gauzen, in welchem die nennen Mittelftände 
durch Gefchwornendienft und Drtsämter, die Gentry durch Friedens- 
rihterthum und Offizierftellen, die Lords in regelmäßiger Stellung ale 
Lordlieutenants an der Spige der Miliz und der Friedensrichter, 
eine gewiffe Harmonie von Beſitz und politischer Gewalt wiederfinden. 

Auf dem Höhepunkt diefer Zeit ift unter der langen glorreichen 
Regierung Eliſabeth's ein fräftiges Staatswefen vorhanden, charakteri⸗ 
mich durch eine blühende Entwidelung der Meittelftände und eine neue 
geiftige Entwidelung der Nation, — als Einheit zufammengehalten 
zunächſt durch ideale Momente, durch die dankbaren Sympathien einer 
m Glück und Wohlſtand zufriedenen Bevölkerung für die Monarchie, 
welhe die große Aufgabe des Jahrhunderts ohne innere Erſchütterung 
gelöft Hat; — dann aber aud) durch nene rechtliche Verhäftniffe. Die 
äußerliche Weiſe der Kirchenreformation hatte den kirchlichen Amtsor- 
ganismus faſt unverändert beibehalten. Mittels deffelben befand fich 
jest da8 ganze Laienthum in einem neuen Subjectionsverhältniß unter 
der Krone. Während der King in Parliament für die weltliche Seite 
des Staates an ftenerbewilligende, gefetsberathende Stände, an Gerichts- 
verfaffung und Grundrechte gebunden ift, regiert er diefelben Untertha- 
hen als geiftlicher Monarch abjolut in den Formen des reinen Beam⸗ 
tenftante. Der bisherige Dualiemns eines Kirchlichen und weltlichen 
Staats wird dadurch zu einem unvermittelten Gegenfat innerhalb der 
Königlichen Staatsregierung. felbjt, der im fichtbarer Spannung ſchon 
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unter Elifabeth vorhanden, mit jedem Menſchenalter an widerſpruchs 
voller Schärfe zunimmt ****). 

Eben dies Verhältniß führte nun aber unter einer neuen Dynaſtit 
zu einem Conflict der Stände mit König und Central: 
Berwaltung, in welcher feit der Verfchmelzung des Firchlichen und 
weltlichen Staats die Tendenzen eined berufsmäßigen Beamtenftandes 
ftetig fortgewachfen find. In diefem Kampf mußte, — wenn nidt 
das Königshaus der Stuarts, — fo doch ihr Beamtenſtaat unterliegen; 
denn für Heer und Gericht, für Polizei und Armenpflege, für Steuer 
und für Alles, was den Staat angeht, find die Kreis- und analogen 
Stadtverbände bereits gefchloffene unauflösliche Körperfchaften. Durd 
fie gliedert fich die Bevölkerung in harmoniſche, fich gegenfeitig aner- 
fennende Stände, mit wohl erworbenen Nechten auf felbjtthätige Theil: 
nahme an der Staatsregierung im inzelen und im Ganzen. Das 
Parlament war von Alters her nur die Zufammenfafjung diefer Com- 
munal» und Ständeverhältniffe; der Parlamentsorganismus war aljo 
bier von Grund aus der ftärlere. 

Daß aber die Stuarts in der Weife unterlagen, die ihre jchlich- 
liche Vertreibung al8 „glorreiche Revolution“ erjcheinen ließ, war 
ihre Schuld, weil dad was fie wollten nur Eigenwille, dem Sinn 
und Inhalt nad) aber zu Feiner Zeit das war, was der wirkliche Be 
ruf des Königthums „von Gottes Gnaden“ ift. Im Aeußern wie im 
Innern, im Staat und in der Kirche, find die großen Aufgaben der Zeit 
an diefem Königsgefchlecht unverftanden vorübergegangen. So konnte 
binnen drei Menfchenaltern dies Königthum in feinem ftaatswidrigen 
Thun einem monarchiſch erzogenen Volt unverftändlich werden. So 
fonnte es zu zwei gewaltigen Kataftrophen kommen, bie grade in dem 
Lande, welches der Monarchie feine Verfaffung verdankt, ein unüber: 
windliches Mißtrauen gegen den perfönlichen Beruf des Königtdume 
zurückließen. 

*) Die reiche Litteratur der Zeit der Tudors und Stnarte, ſoweit fi 
für das innere Staatsleben in Betracht kommt, umfaßt: 

1) Die Geſetzesurkunden, feit 4. Den. VII. ausſchließlich in englijcer 
Sprade. Die Statute Rolls enden zmar mit 9. Sen. VII. (Rot. Parl. Vol. VI) 
und gehen in den Rotuli Parlamentorum auf. Die offizielle Geſetzſammlung 
(Statutes of the Realm 1810ff. fol.) enthält aber von Band II. an die jet 
ſchon fehr zahlreichen Geſetze correct und weſentlich vollſtändig. Fur die Zeit 
der Republik gehört dazu ergänzend: Acts and Ordinances during the Usur- 
pation from 1640 to 1656, by Henry Scobell. Lond. 1658 fol. 

2) Die Barlamentsverhandlungen find in dein Rotuli Parlamen- 
torum al8 Original-Aften feit 12. Hen. VII. im Parliament oflice vorhanden. 
Nur bis 3. Car. I. enthalten die Rotuli aber wirkliche Berhandlungsprotofoll , 
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von da an nur die befchloffenen Statuten. Mit 1. Hen. VIII. beginnen die 
amtlichen Journals of the House of Lords, gedrudt mit General Index und 
einem bejonderen Calendar of the Journals of the H. of L., from H. VIII. 
to 30. Aug. 1642; in dieje Periode gehören die zehn erften Bände. — Die 
Journals of the House of Commons beginnen mit 1. Edw. VI. (1548) und 
find von 1. Edw. VI. bis 20. März 1628, wieder abgedrudt 1803 fol. mit In- 
dices; in diefe Periode gehören Vol. L—-XIV. Das unter dem Titel Parlia- 
mentary History (1806— 1820) gebrudte Sammelwerk umfaßt in den erften 
fünf Bänden dieje Zeit, Vol. I. a. 1066—1625, Vol. II.—V. bis a. 1703, 

3) Die fonftigen State papers find in unabfehbarem Umfang in den engli- 
hen Archiven vorhanden, nur in Heinen Bruchtheilen veröffentlicht, Die Staats- 
ratbsprotofofle: Sir H. Nicolas, Proceedings and Ordinances of the Privy 
Council of England 1834— 1837, reichen bis 33. Henry VIII. Ein Katalog 
der State papers ift jet gedruckt al® Calendar of the State papers 1547— 
1580 by R. Lemon. 1857; fpätere Abfchititte von A. Ev. Green und J. Bruce 
1857 — 62; ein descriptive Catalogue von D. Hardy. Einen Abriß iiber den 
Serwaltungsorganismus diefer Zeit giebt Gneift Bd. I. Abſchn. 4 und 5. 

4) Die englijhe Rehtsgejickhichte von Reeves, History of the Eng- 
lish Law 1815, umfaßt in Band IV. und V. bie Zeit der Tudors. Die ju- 
riſtiſchen Schriftfteller diefer Zeit find allerdings wichtiger für Privat-, Straf- 
recht und Prozeß, als für öffentliches Recht. “Doch find Sir Edw. Coke’s 
Institutes Part II. eine Hanptautorität auch für Kragen des öffentlichen Rechte 
(id benuge die Ausgabe The second Part of the Institutes of the Law of 
England, London 1747, 8°, 2 Vols.), von welchen der erfte Band einen Com- 
mentar zu älteren Statuten, der zweite Band das Strafrecht als Third Part, 
md die Gerichtöverfaflung als Fourth Part enthält. Aud) die ftrafrechtlichen 
Schriften von Staunforde, Hale und Hawkins enthalten mancherlei in das 
Communalweſen Eingreifende. 

5) Für die allgemeine politifhe Geſchichte etwa: Hallam, Consti- 
tutional History Vol. I. und II. (vom whigiftifchen Standpunkt, Recenfion in 
Macaulay’s Essays). Lingard, History of England (von: katholiſchen Stand- 
punkt). Froude, History of England etc. 1855— 1860, 6 Vols. (geiftvolle Apo- 
logie der Tudors, vorzliglid) Heinrich's VIIL). Pauli⸗Lappenberg, Geſchichte von 
England Bd. 5 (bie zu Heinrich VIII.). Sekt in erfter Stelle: Ranfe, Eng- 
liſche Geſchichte, vornämlid im 16ten und 17ten Jahrhundert Band 1—3, 
Berlin 1859— 1861 (bis zum Tode Cromwell's). Mit befchränfterer Aufgabe: 
Fr. Baconi, Historia regni Henrici VII. Amst. 1662. Lord Herbert, Life 
and reign of Henry VIII. 1649 (amtlich). Camden, Annales Britt. regn. Eli- 
sabeth.” T. Smith, the Commonwealth of England, 1638 ff. (Politiicher Zu- 
Rand zur Zeit Elifabeths). Neuere Beiträge: Lodge, Illustrations of British 
History and manners from Henry VIII. to James I. 3 Vols. 1838. 

6) Kür die Geſchichte der Reformation ift immer nod maßgebend 
die einfeitige aber quellenmäßige von Burnet, History of the Reformation 
1881, 3 vols. fol. Unter den Ergänzungen aus neufter Zeit find etwa hervor- 
imbeben: J. Galt, Life of Cardinal Wolsey 1846. Für die Puritanifche Zeit: 
Samuel Hopkins: The Puritans in the Church, Court and Parliament du- 
Ting the reigns of Edw. VI. and Eliz. New York 1859. J. B. Marsden: 
The history of the early Puritans. J. B. Marsden: The history of the 
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later Puritans. — Ferner: Vaughan, Revolutions in Engl. Hist. Vol. 1. 
Revolutions in religion. A. Amos, Observations on the Statutes of the 
Reformation Parliament in the Reign of King Henry VIII. London 1859. 

7) Eine Specialgruppe bildet die Fitteratur iiber die Zeit und über die 
Stantsrehtsfragen der Revolution. An der Spite jett die glänzendſie 
der englifchen Gefchichtsdarftellungen: ?Macaulay, History of England etc. 
Sodaun von verichiedenen Standpunften: Clarendon, the History of the Re- 
bellion. Oxf. 1705. Bas. 1798. Guizot: Histoire de la revolution d’An- 
gleterre und in anderen Schriften. Dahlmann, englijche Revolution. Ueber die 
politiſchen Streitfchriften diefer Zeit von Hale, Prynne, Selden, Brady u. 2. 
vgl. R. v. Mohl, die Titteratur der Staatswiſſenſch. Bd. I. S. 325—30. 11. 70. 
86ff. Insbeſondere Sir Roger Twysden, Certain considerations upon the 
Government of England, edited by J. M. Kemble, London 1849. 4°. Ein 
neuer Beitrag: J. Langton Lanford, Illustrations of the Great Rebellion. 
London 1858. 

**) Der äußerliche Hergang der engliichen Neformation erſcheint 
zunächft als eine formale Berbindung zweier bisher getrennter 
Staatsfyfieme unter einem Staatsoberhaupt. Die katholifche Kirche 
mit ihrem römifchen Oberhaupt, ihrem englifchen Primas, mit geiſtlichem Par- 
lament, geiftlicher Gefeßgebung, Steuerbewilltgung, Gerichtsbarkeit, war jeit 
dem bdreizehnten Jahrhundert in wachjendem Zwieſpalt ınit dem ebenfo ge: 
fchloffenen weltlichen Staat geweſen. In England war es zunächft das Behre: 
ben nad) nationaler Selbfländigkeit, welches fi) gegen den kirchlichen Univer- 
falftaat auflehnte. Die Winiche der Mehrheit des Volls und der niederen 
Geiſtlichkeit famen darin den politifchen Tendenzen und den perfünlichen Wün— 
[chen des Königs entgegen. Das Königthum konnte fi) daher nicht auf dic 
Thätigkeit einzeler Reformatoren ftüten, die das in England noch nicht bebeu- 
tende geiftige Element der Bewegung vertraten, fondern nur auf die Maſſe der 
wenig gebildeten, aber populären Pfarr - Geiftlichleit, und auf die Maſſe des 
Bolls, in der feit zwei Jahrhunderten die nationale Eiferfucht gegen römiſchen 
Einfluß gewachſen war. Hier wie im weltlichen Parlament war jetzt wie früher 
das Element der commoners der natürliche Verbündete des Königthums. Aui 
Anträge der commoners ift in einem fieben Jahre lang prorogirten Parla— 
ment das politiſch Wefentliche zu Stande gebradit. | 

Dem entiprechend find die erften Schritte die auf äußere Ablöjung 
vom päpftliden Stuhl abzielenden: Einfchärfung des praemunire und des 
Verbois aller Appellationen an die Eurie, Nichtigkeitserklärung aller päpftlichen 
Indulgenzen. Das päpftliche Diepenfationsrecht wird dem Primas übertragen; 
die Wahl der Bifhöfe, die Ertheilung des pallium von jeder Einwirkung der 
Curie befreit; jeder Doctor des Civilrechts, Geiftlicher oder Laie, zur Ausübung 
der (jet am meiften verhaßt gewordenen) kirchlichen iura jurisdictionis für be- 
fähigt erflärt. So ift zunächſt das obere Amtsperfonal der Kirche von der Xer- 
bindung mit Rom abgelöft. 

Der zweite entfcheidende Schritt ift die Aufhebung der Klöfter, die 
bisher ein Fünftel des Grund und Bodens im Neich, und etwa dreimal jo viel 
Einkünfte wie die ordentlihen Kroneinnahmen befefien hatten. Mit Königlicher 
Verſchwendung werden biefe Maſſen theils an Adel und Gentry vertheilt, teilt 
zur Dotirung neuer Bisthümer, theils zu Landesbefeftigungen und Verbeſſerun⸗ 
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gen verrvendet, theils fir Staatsrechnung parzellirt; dadurch dev Beſitz zahl 
reicher Familien vom Rechtebeftand der Reformation abhängig gemacht, und die 
bieherige Majorität der geiftlichen PBairs im Oberhaus, nad) Wegfall der Aebte 
und Brioren, in eine Minorität verwandelt. 

Theile gleidyzeitig, theils nachfolgend treten zu diefen praftifchen Maßregeln 
die zufanımenfaffenden Erflärungen ber Königlihen Suprematie, durch welche 
fih der König, ebenbürtig der päpftlichen Legitimität, auf den Boden göttlicher 
Einjetzung und Unfehlbarkeit fiellt. 

Am fpäteften folgt die Feftftellung des dazu gehörigen neuen Dogmas; 
3i. Henry VII, cap. 14, a. d. 1539, an act for Abolishing of Diver- 
sity of Opinions in certain Articles concerning Christian Religion, — 
jpäter 32. Hen. VIII. c. 26; 34. Hen. VII. c. 1. Das Parlament hatte den 
König zwar ermächtigt eine Commiffion zu ernennen „zur Vereinbarung iiber 
eine neue Form der Rationalreligion”. Allein man ging dabei zögernd zu 
Werke, und mußte in den Artifeln Gardiner’s wirklich wenig Neues aufzuftellen. 
Erf unter Eduard VI. ift in Dogma, Kirchendienft, Liturgie, Abichaffung des 
Eölibats und Geftattung des Bibellefens die Reformation zur Ausführung 
gelommen, 

Ehen wegen diefer äußerliden Weife der Einführung konnte unter der fa- 
tholiſchen Marie ohne fichtbaren Widerfiand eine äußerliche Rückkehr zur römi- 
ſchen Kirche flattfinden, die indeflen, — eine nur kurze Unterbredjung, — unter 
Eliſabeth doch zur vollftändigen Eonfolidirung der Staatsfirche führt. Die Act of 
Sapremacy 1. Eliz. c. 1. unb die Act of Uniformity 1. Eliz. c. 2. (1558) 
fallen das Sefammtrefultat zu einer verfaffungsmäßigen Staatstirde 
iniammen, der nunmehr die ganze Bevölkerung des Landes von Rechtswegen 
zugehört. Jeder Seiftliche, jeder Engländer in einem öffentlichen Amt und beim 
Eintritt in das Unterhaus, follen den Suprematie-Eid leiften. Die 39 Artikel, 
zuerſt vereinbart mit dem Clerus, werden auch vom Parlament beftätigt, und 
dadurch die englifche Stantsfirche dem king in council und dem king in par- 
liament incorporirt. Die Königliche Suprematie ift eine nothivendige Voraus: 
ſetzung der jebigen Staatsverfaflung geworden mit allen Folgerungen für das 
änßere Leben. Die fpäteren Geſetze Eliſabeths ericheinen dazu nur als Nach— 
träge: 5 Eliz. c. 1. for assurance of the Queen’s royal power over all 
estates and subjets; 13 Eliz. c. 1 against Bulls from Rome; 13 kliz, c. 12 
for Ministers of the Church to be of sound religion; 23 Eliz. c. 1 against 
Mass; 27. Eliz. c. 2 for the departure of Jesuits and Priests; 35 Eliz. 
c.i against Sectaries; 35 Eliz. c. 2 against Popish Recusants. 

”) Der Berwaltungs » Organismus der nenen Staatsficche ergab 
ſich ſchon aus diefem Hergang in fefter Rechtscontinuität. Die Kirche war ale 
die Lehranftalt der Völker aufgewachſen. Für Staat und Voll war nur eine 
gebietende, das göttliche Wort verküindende, in einem feften Beamtenftaat 
gegliederte Kirche vorhanden. Nach taufendjähriger Anfchauung der Völfer gab 
es ebendeshalb nur eine Kirche. Auf der Stufe der Zeitanichauung konnten 
teligiöfe Vorftelluungen überhaupt nicht blos geiftige Ideale fein, In dem Maße, 
in welchem die römiſch⸗katholiſche Kirche äußerlich geworden war, konnte auch 
die davon abgelöfte Stantslirche ihren Halt nur gewinnen in Staats - Inftitu- 
tionen, im realen Befis, in Kirchen-Obrigfeiten, in ber Perſon des Landesherrn. 
Der ganze Beftand des Lieblingswerts der Zeit und der Nation, die Stellung 
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der Geiftlichkeit, der Befit vieler taufend Pfründen und neuer Eigenthiimer auf 
fäcularifirtem Boden, ftand und fiel nunmehr mit den nachfolgenden Staats- 
einrichtungen: 

1) Kür die fouveräne Kirdenregierung wird der hohe geiſt— 
fihe Hof, High Commission Court, gebildet. „Alle folhe Juris— 
dictionen und Privilegien, wie fie früher ausgelibt worden durch eine geiftliche 
oder kirchliche Gewalt zur Pifitation oder Correction der Kirche, follen für 
immer vereint und annectirt fein der fonveränen Krone diefes Reiche.“ 1 Eliz 
c. 1, 8 16, 17. Indem aber die Kirche den Biſchöfen und ihrem Oberbiſchof 
göttliche Einſetzung zufchreibt, erflärt fie diefe Gewalten filr unabhängig von 
jedem anderen Willen und Einfluß. In diefem vollen Einne war die Firdhen- 
regierung nınmehr vom Papft auf den König übergegangen. Diefe Befugniiie 
hatte Heinrich VIII. zuerft feinem Cromwell ats Gencralvifar delegirt, befchränft 
auf die „Ausführung der Reformation”. Nach Vollendung berfelben jchien ce 
nothwendig, nach dem Vorbild der mittelalterlichen Kirche, die höchfte Gerichte: 
barkeit und Oberaufficht einer collegialifhen Behörde zu delegiren. Durch die 
Suprematie-Acte wird die Königin ermächtigt, eine folche Behörde High Court 
of Commission aus widerruflich durch Patent ernannten Beamten zu bilden, — 
einen geiftlichen Staatsrath, parallel dem Privy Council in weltlichen Dingen. 
Der nächſt ausgefprochene Zweck der erften Commiſſion von 1559 war eine 
„General » Bifitation * aller Kirchen mit der Befugniß zur Suspenfion, Depri- 
vation und Beftrafung der Geiftlichen mit Gefängniß, Kirchencenfuren oder fonft: 
ſodann aber auch mit der Befugniß gegen Kekerei, Irrthlimer, Mifbräuce 
und Abweichungen in firdjlichen Dingen (offences, contempts, enormities) 
Geld- und Gefängnißftrafen zu erkennen, In feiner Blüthezeit (1583) beftand 
der Hof aus 44 Commiffarien, darunter zwölf Biſchöfe, eine noch größere Zahl 
von Staatsräthen, und andere Clerifer und Civiliften. „Er fol von Zeit zu 
Zeit durch eine Jury oder durch Zeugen und andere Mittel nachforichen allen 
Berletungen und Vergehungen gegen die Euprematie-, Uniformitäts- und zwei 
andere Acte; ſowie nachforſchen allen keterifchen Meinungen, aufrührerijchen 

' Büchern, Ungehorfam, Verfhwörungen, falichen Gerüchten, verläumderiſchen 
Worten ꝛc. gegen die gedachten Geſetze.“ Je drei Sommiffarien, darımter ein 
Biſchof, find ermächtigt alle Perfonen zu beftrafen, welche nicht der Uniformitäte- 
Acte gemäß die Kirche befuchen; zu vifitiren und zu reformiren Keßereien und 
Kirchenipaltungen; alle Perfonen ihrer Pfründen zu entjegen, welche eine Doc— 
trin gegen die 39 Artikel behaupten; Fleifches-Verbrechen zu beftrafen; alle ver: 
dächtigen Perfonen’ eidlich zu eraminiren; Ungehorfame durch Kirchenbußen, 
Geld- und Gefängnißftrafen zu verfolgen; die Statuten von Collegien, Schulen 
und Stiftungen zu verändern; den Suprematiecid zu verlangen, vgl. Gneift 1. 
$ 28, Burnet History of Reform, II. 358. Reeves Hist. of the English 
Law V. 216—13. Wie in der Sternkammer, mit ber fi) der Hof ineinander- 
greifend ergänzt, wurde in diefem Beamtenförper der reine Inquiſitionsproceß 
in Form und Geift fofort herrichend. Während der Revolution aufgehoben, 
blieb er auch unter der Reftauration befeitigt. „Es fol nie ein neuer Hof mit 
gleicher Gewalt, Jurisdiction oder Autorität errichtet werden, fondern alle der: 
gleihen Patente, Commiffionen und Verleihungen nichtig und wirkungslos fein“, 
— was freilich Jakob II. nicht abhielt eine neue Ecclesiastical Commission 
(1686) faft mit denjelben Worten wieder- einzufegen. 
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2) Die Erzbiſchöfe und Biſchöfe behalten die herkbmmlichen Gewal- 
ten des Kirchenregiments und ber Jurisdietion in ihren Sprengeln, aber unter- 
geordnet dem König in Ernennung und Amtsdauer 31, Sen. VIII c. 9 u. fp. G. 
Sobald ein Biſchofsſitz vacant wird, foll der König dem Defan und Kapitel 
einen cong& d’elire ertheilen, mit einem Sendbrief, welder den Namen des 
zu Erwählenden enthält. Wird die Wahl um zwölf Tage verzögert, fo ernennt 
der König direct durch Patentbrief. Nach Weife der Königlichen BVertrauens- 
ämter erfolgt die Ernennung durante bene placito, aljo widerruflih. Beim 
Kegierungsantritt Ed. VI. werden die Bifchöfe fogar genöthigt wie andere Verwal⸗ 
tungsbeamte neue Commiſſionen zu erbitten, nad) benen fie ihre Aemter wider⸗ 
ruflih als „Delegaten des Königs in feinem Namen und unter jeiner Autorität“ 
üben. Mit dem Bisthum ift aber dem Königlichen Kirchenregiment das geſammte 
firchliche Beamtenthum mittelbar untergeordnet, woraus ſich auch eine neue 
Stellung der Convocation ergab. Die Nothwendigkeit Koniglichen Conſenſes zu 
ihrer Berufung, des Conſenſes zu ihren Beſchlüſſen, waren zunächſt keine bedeu⸗ 
tenden Aenderungen des älteren Staatsprincips. Die weſentliche Aenderung 
aber lag in der Beamtenſtellung der Perſonen, welche die Convocation bilden, 
indem die Prälaten durch ihre Königliche Commiſſion, die niedere Geiſtlichkeit 
durch ihre hierarchiſche Abhängigkeit von den Biſchöfen den ſtändiſchen Charakter 
verloren, ber in,einem fteuerbewilligenden Körper vorausgejekt wird. Cardinal 
Wolſey fließ freilich noch auf Widerftand bei Geldforderungen unter Berufung 
auf das verfajlungsmäßige „Beſteuerungsrecht nur in der Convocation”. Unter 
Elifabetb war der neuere Geift des Beamtenthums ein Menfchenalter weiter 
geihritten, jeder Widerfpruch in biefer Richtung gebrochen. Einem folchen 
Beamtenthum fehlte natürlich die ſtändiſche Selbſtändigkeit der römifch -Tatho- 
lijchen Brälatur. Die ſtehenden Heere und befeftigten Plätze des Tirchlichen 
Ziaats waren mit den Mönchsorden und Klüftern verfhwunden; bie Macht 
ihres materiellen Befiges durch die Sälularifationen weſentlich abgeſchwächt, 
ale Berfonalverhältniffe der für die pofitifche Stellung der Kirche wichtigen 
Aemter dem Königthum untergeorbnet. 

3) Relativ am wenigſten geänbert ift die Stellung der Pfarrer, 
Rectors oder Vicars. Alferbings ift dem Pfarramt nicht das miedergege- 
ben, was ihm gebührte. Die den Klöſtern aproprürten Zehnten bleiben den 
eigentlichen Pfarrzwecken entzogen. Zahlreiche mit ber Seelforge betraute Aemter 
werden durch dürftig befoldete Bicare verwaltet. Durch das weitausgedehnte 
Patronatsrecht fteht die Pfarrei in Abhängigkeit, aber auch in naher Verbindung 
mit der Land-Gentry; durch die periodifch nothwendigen Bewilligungen einer 
Kirhenfteuer in einer gewillen Abhängigkeit von der Kirchengemeinde. Abge- 
ſehen davon ift aber der Pfarrer nad) wie vor Haupt und Obrigleit der fird- 
lihen Ortsgemeinde. Die beiden Kirchenvorfteher find zugleich kirchliche und 
Ormeindebeamte. Wenn auch auf niederer Bildungsftufe ſtehend, bleibt die 
Piarrgeiftlichleit im Ganzen ein populäres und einflußreiches Glied der Staats⸗ 
fire. 


Diefem fiufenweile der Krone fuborbimirten Beamtenftaat ift nun aber das 
ganze Laienthum in kirchlichen Dingen untergeben. Die bisherigen 
Unterthanen des kirchlichen Staats find durch die Reformation folgereht in ein 
nenes Zubjectionsverhältni zur Krone getreten, in derjelben Weife, wie nad) 
den Jahrhunderte alten Vorftellungen vom Kirchenregiment jeder Ehrif ein 
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Unterthan des Statthalters Petri geworden. Zum weltlichen Untertfaneneid 
tritt alfo der geiftliche hinzu; Abſchwörung der päpftlichen Gewalt ift jetzt 
Unterthanenpflicht, ihre Verletzung Verrath. Durch 28. H. VIII. c. 10 wird die 
Bertheibigung der Autorität des römischen Bischofs durch Schrift, Drud, Pre 
bigt oder Lehre, Urkunde oder Acte den Strafen bes Praemunire untermorfen, 

: die Verweigerung des Abſchwörungseides den Strafen des Hochverraths, die in 
der jpäteren Geſetzgebung auf vielerlei andere näher bezeichnete Acte ausgedehnt 
werden. Das Geſetz Elifabeths verlangt den Suprematieeid von allen ordinirten 

. Berfonen, Graduirten der Univerfitäten, Scullehrern und Privatlehrern der 
Jugend, Advokaten und Mitgliedern der Inns, Anwälten und Notaren, Sherifis, 
 Unterbeamten der Gerichtshöfe und allen Beamten und Dienern :iner Behörde, 
bei Strafe des Praemunire. Unbeftreitbar ift die Staatslirde in ihren Maß— 

- regeln zur Belämpfung ber Heterodorie nicht auf eine Linie zu ftellen mit den 
blutigen, leidenfchaftlichen Mafregeln der römiſch-atholiſchen Kirche diefer Zeit, 
in welcher fie dem inneren Volksleben zum großen Theil völlig entfremdet war. 
Dagegen eridyeint die Staatslirche wieder Heinlicher, polizeilicher, quälerifcher 
mit ihrer langen Kette von Geld- und Gefüngnißſtrafen, VBerbannungen und 
den zahllofen Straffällen des Praemunire. Der Grundſatz, daß das Belemminig 
des wahren Chriſtenglaubens Bedingung der ftaatsbürgerlichen Eriftenz fei, daß 
in Kirche und Staat „Niemand Mitglied des Einen fein löune, ohne Mitghied 
des Andern zu fein“, war unmittelbar aus der alten Kirche in die neue über. 
gegangen. Die innere Freiheit, welche fi) in der deutichen Reformation in 

ſchwerein Kampfe durdjjeßte, war in der englifchen noch nicht zum Durchbrud 
gekommen, die durch eine äußerliche Transaction zunächſt in eime politiice 
Richtung gebradjt war. 

| Der äußere Maßſtab der geiftigen Freiheit, welcher diefe ganze Zeit dha- 
racterifirt, ift die Handhabung der Cenſur, — zugleich ein neues bedeut- 
ſames Machteleinent fir die Krone. ntftanden aus dem Kampf der Kirde 
wider die Freidenker gegen Ende des Mittelalters, erfchien fie zunächft als ein 
Ausflug der Suprematie. Sie ließ fi) aber auch auf die Prürsgative ber 
höchften Friedensbewahrung zuriidführen, und wurde jchon in der KHeformationt- 
periode ilberiwiegend vor den König im Kath gezogen. Nach Erfindung der 
Bnuchdruckerkunſt erließ der Staatsrath häufige Verordnungen gegen die Ein- 
führung von Bilchern und zur Regulirung ihres Verlaufs. Nach einer Ur- 
dinance der fatholiichen Marie ift der Beſitz von fegerifchen oder hochverräthe 
rifhen Büchern für Rebellion erflärt und nach dem Kriegsrecht zu ahnden. 
Nach den Verordnungen von 1559 joll Niemand ein Buch oder Papier draden 
ohne vorgängige Licenz von dem Privy-Council oder Bifchof, und jegt gilt um- 
getehrt der Beſitz der Tatholiichen Streitfchriften als befonders firafbar. 1585 
erläßt ber Staatsrath verfchärfte Verordnungen zur Regelung der Preſſe, Ein 
regiſtrirung aller Buchdruderprefien, Verbot alles Druds außer London und ie 
einer Preſſe in den beiden Univerfitätsftädten. Niemand foll ein Buch oder 
jonft Etwas druden, bevor e8 gejehen, gelefen und genehmigt ift von dem En: 
bifchof von Canterbury oder dem Bifchof von London. Die Druder der Gelcht 
bebilrfen des Imprimatur der Richter. Der Berkauf anders gedrudter Edril- 
ten wird mit Gefängnißftrafe bedroht, und die Buchdruder-Company ermächtigt, 
Häufer und Läden der Druder und Händler durchſuchen zu laffen, die verord- 
nungswidrig gedrudten Bücher wegzunehmen, bie Preſſen zu zerfiören, bie 
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Uebertreter zu verbaften und vor den Rath zu bringen. — So war fchon unter 
den Tudors bie Waffe der Cenſur in jchroff entgegengefettter Richtung gehand- 
Babt worden. — Unter den Stuarts folgt die erfte umfaſſende Cenſurordnung 
in dem Decret der Sternlammer vom Li. Juli 1637. Danach darf Niemand 
eine Schrift druden ohne vechtmäßige Conceſſion und Autorifation durch be- 
ſtimmte dazu ernannte Perfonen, und ohne eingetragen zu fein in das Regifter- 
bad) der Company of Stationers, bei Strafe ber Unfähigkeit zum Buchdruder- 
gewerbe und arbiträren Strafen vor der Sternkammer und dem hohen Com⸗ 
miffioushofe. Bilcher über das gemeine Recht kommen zur Cenſur an einen 
der PBräfiventen ber drei Reichsgerichte; Bücher über Geichichte oder Staats- 
Angelegenheiten an einen der Hauptſtaatsſelretaire; Bücher über Heraldik uud 
Ehrentitel an ben Eari-Marsball (Herolds- Amt); alle anderen Schriften über 
Theologie, Naturwiſſenſchaften, Philofophie, Dichtkunft ꝛe. an den Erzbiſchof, 
oder den Bifchof von London; Drude im Bereich der Univerfitäten an ben 
Kanzler oder Bice-Kanzler. Alle diefe Chefs oder die von ihnen ernannten Be- 
amten jollen dann atteftiren, daß Nichts in dem Buch enthalten ift gegen ben 
hriflihen Glauben, gegen die Lehre und Ordnung der Kirche von England, 
noch gegen die guten Sitten, und dies Zeugniß fol im Anfang des Buche ab- 
gedrudt werden mit bem Namen bes Cenſor. Alle iiber See kommenden Bücher 
werden auf dem Zollhaufe detinirt, und zuvor durch Beauftragte des Erzbiſchofs 
oder des Bilchoje von London gehörig geprüft. Alle Bücher, Gedichte, Karten, 
md Portraits jollen ſowohl den Namen des Druders oder Kupferftechers, tie 
den Ramen des Verſaſſers tragen. Alle Druder bedürfen einer bejonderen Ge- 
werbe-Koncelfion, ihre Zahl wird feftgeftellt, ihre Namen veröffentlicht. 

In dem Kampf gegen Cart I. fett da® lange Parlament die Praris der 
Steralammer fort. Im Jahre 1543 wird von den beiden antagoniftiichen Par- 
iamenten eine gleichartige Verordnung erlafien, Cenſoren eingefeßt und ver- 
ihiedene Berfonen ermächtigt, fleißige Nachſuchung zu halten nad) unconceffionirten 
Trudprefien. Nach Befiegung des Königs brachte der Lordgeneral Fairfax und 
ſpäter Cromwell die Orbonnanzen des Parlaments zur Ausführung. 1653 wird 
durch eine Rathsorder eingejchärft, da eine öffentlichen Neuigkeiten oder Mit- 
theiluugen publicirt werden dürfen ohne Erlaubniß und Approbation des Staats⸗ 
ſecretairs. 3654 und 1656 werden neue Sommilfionen niedergejegt, mit ver- 
ſchärften Maßregeln gegen politifche Schriften, wobei jedoch Cromwell die Ber- 
jelgungefucht in religiöjen Dingen zu ermäßigen ſucht. Natürlich wurden alle 
älteren Borfchriften jet im entgegengeſetzten Sinne gehandhabt. 

Nach der Reſtauration wiederholt ein Geſetz von 1662, 13. u. 14. Car. II. 
c. 33, wejentlich die Ordonnanzen des Parlaments iiber die Drudconceffionen. 
Tie Einregiftrirung der Drudpreffen und die Beſtimmung ber Cenſoren ift 
ungefähr dieielbe wie in der Cenſur⸗Ordnung Jakob's I. Die Zahl der Drud- 
meifer wird auf 20 befchränft; fie müſſen Kaution ftellen und auf Verlangen 
des Ceuſors den Berfafler nennen. Die Drudorte für Bücher find London, 
dert und die beiden Univerſitätsſtüdte. Dies Gele jollte zwar nur auf drei 
Jahre gelten, wurde aber zweimal verlängert bis 1679. Der damals ernannte 
Senior Roger l’Estrange blieb jogar im Amt bis zur Vertreibung Jalob's IT. 
Die Bragis der Gerichte wurde num in Beichlagnahme und Beftrafung von Preß- 
vergehen als Verſuche zum Friedensbruch um fo firenger. Der Staatsanzeiger 
vom 5. Mai 1680 euthält die Nachsicht, daß die Richter dem König im Rath 


264 | IV. V. Beriode. 


Bericht erftattet und einftimmig erffärt haben, „daß Seine Majeftät mit Recht 
‚verbieten möge den Drud und die Veröffentlihung aller neuen Bücher und 
Flugſchriften, welche nicht Ticenfirt feien unter Königlicher Autorität,” und dat 
deshalb eine Ordonnanz im Rathe vorbereitet werde. Dieje erfchien am 17. Mai 
1680 und wurde Gegenftand heftiger Anfechtungen im Barlament. Dennoch 
‚werden 1685 die alten Eenfurgefete noch einmal auf fieben Jahre erneut, dawn 
nochmals, auf zwei Jahre durd 4 W. et M. c. 24 bis 1694, mit weldem 
Jahre die Cenſur in England formell erlofchen if. So hoch die politische Arei- 
heit, fo niedrig ftand, verglichen mit Deutfchland, hier die geiftige Freiheit im 
Gebiete der Wiffenichaft, Kunft und Religion. 

****) Die erften Symptome ber Spannung in bem Sinnernm bes 
Staatswefens treten fchon unter Elifabeth ein. Die Maffe der Bevölferung 
hatte in diefem Organismus der Staatsfirhe kaum etwas Frembdartiges er- 
blicken können. Es war eine Succefftion in beftehende Verhältniſſe Die kirch 
lichen Unterthanen befanden fi) icheinbar unverändert in dem gewohnten 2er: 
hältniß zum Kirchenregiment, welches ſelbſt zunächft nur näher gerückt, national 
und populär geworden war. Alsbald wurden indeffen erhebliche Aenderungen 
fihtbar. Dem jetigen kirchlichen Beamtenthum fehlte bie Selbfländigfeit 
nad) oben. Das geiftliche Parlament, die beiden Convocations, dienen faft nur 
noch zur formellen Sanction Königlicher Beſchlüſſe. Die Geftaltung. ift von 
diefer Seite aus parallel der Ueberwältigung ftändifcher Elemente durch das 
Beamtenthum auf dem Kontinent. Naturgemäß mußten fi) aber weiter inner- 
halb diefer neuen Weife eines Kirchen- und Staats-Regiments auch neut 
Grundvorftellungen von Staatund Recht bilden. Während in Deutid- 
land aus neuen Rechtslehren ein neuer Iandesherrlicher Beamtenftaat hervor- 

ging, bilden fi) in England aus den ſchon vorhandenen Beamtenkörpern neue 
Theorien vom Staat. Sie trafen zufammen mit der alten Eiferfucht zwiſchen 
Parlament und Geiftlichfeit, mit der naturgemäßen Abneigung des Clerns gegen 
eine Unterordnung unter Parlamente, — am meiften unter wechſelnde Majori— 
täten gewählter Vertreter der Communen. Durch das tägliche Ineinandergrei— 
fen geiftlicher und weltlicher Verwaltung libertragen ſich die Borftellungen vom 
Recht des geiftlichen Oberherrn auf deſſen Stellung zu Parlament und Grai- 
haft. So entftehen bier zum erften Mal fürmliche Sufteme des Königlichen 
Rechts, überwiegend durch theologifche Anſchauung und Argumentation gebildet. 
Schon in dem Staatsrath Elifabeth’s war die Meinung vertreten, daß neben 
der verfafjungsmäßigen Prürogative der Königin eine „Ober -Souveränetät“ 
oder abfolute Gewalt beftehe. Unter Jakob I. comfolidiren fich die clerifalen 
Anſchauungen bereits in den canones der Konvocation von 1606, welche den 
Urfprung der Regierung auf das patriarchalifche Familienregiment und deflen 
Erfheinung im alten Teftament zurüdführen. Wieder ein Menfchenalter weiter 

iſt in den Schriften Filmer's die Idealiſirung des Abfolutiemus zu einem ab- 
gefchloffenen Syftem geworden, welches in den canones der Convocation von 
1640 in einer Weiſe zu einem Ausſpruch fommt, der das Unterhaus zur Ber- 
fegung der Bischöfe in Anflageftand veranlaßte. 

Im 16. Jahrhundert war die erweiterte Königsgewalt populär geblieben. 
Die Krone, indem fie die Nationalfirche gegen Rom vertrat, hatte noch die ent- 
Ihiedene Neigung der Nation für fi. So heftig Gefebgebung und Berwal- 
tung gegen die Refte des Katholicismus auftraten, jo gab es doch feinen Zeitpunlt, 


- 
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in welchem die Krone fo viel that, wie Parlament und Bollsftimme eigentlich 
verlangten. Die berrichende Meinung drängte zu Gewaltmaßregeln, und alle 
Richtungen hießen Weberjchreitungen der Verwaltung gut, foweit fie die Gegen- 
partei trafen. Dieſelbe Regierungsweiſe wendet ſich num aber in der Zeit der 
Stuarts dahin, daß nicht mehr bie Bertretung der Reformation gegen das alte 
Kirchenmweien, fondern die Ausdehnung des nenen Kirchenregiments auf das Ge⸗ 
biet der Weltlichleit zur Unterbrüdung der Parlaments- und Communalverfaf- 
fung der letzte Gedanke des Königthums wird. Eben damit beginnt nun bie 
entjhieden Tatholifirende Richtung der Staatskirche unter Erzbifchof Laud, in 
der kaum noch verhüllt das Reformationswerk als Mittel zun Zweck der Er- 
weiterung der Gewalt bes Königs und des Klerus auftritt. 

Diefe ſtark fortichreitende Richtung erzeugt nothwendig ihr Gegentbeil. 
Die ımter Eliſabeth beginnende Verſchärfung der Uniformität veranlagt die 
Entftehung von Conventikeln, Polizeimafregeln gegen ſolche, Abfetung von 
Geiftlihen und heftige Streitichriften darliber. Seit 1570 beginnt mit Cart- 
wright zuerft ein grundfätlicher Streit fiber die Berechtigung der Kirchenhierarchie 
und kirchlichen Gerichtsbarkeit. Es find indeffen auch dies noch Widerfprüche 
in den Grundvorfiellungen von Individuen, wie denn auch in dem Staate- 
rath Eliſabeth's die neue Theorie ſich nur in einzelen praftiihen Maßregeln 
geltend macht. Kine verftändige Nachgiebigleit des Kirchenregiments gegen 
die Petitionen des Linterhaufes von 1584 hätte vielleicht den Streit noch 
auf ein Menfchenalter beichwichtigen können. Seit 1595 erjcheint bie diſſen⸗ 
tirende Richtung unter dem Parteinamen der Sabatariane, und unter Jalob I. 
it das Seftenwefen fchon zu einem erheblichen Umfang gediehen. Noch immer 
indeſſen ift das Bewußtſein eines fundamentalen Widerfpruchs im ganzen Staats- 
weien noch nicht vorhanden. Die canones von 1606 werben vorfichtig ber 
Seffentlichleit vorenthalten. Die ertremen Schriften Filmer's zur Begründung 
des göttlichen Rechte und der abjoluten Gewalt find zwar unter- Carl I. ge- 
ihrieben, aber doch erft unter der Reſtauration zu geeigneter Zeit veröffentlicht. 
Der Zufammenftoß der beiden Syſteme bewegt ſich nod) in fpecielferen Gebie- 
ten, namentlich in den wachſenden Klagen der kirchlichen Seite iiber das häufige 
Einfhreiten der weltlichen ®erichte durch prohibitions gegen die kirchliche Com- 
petenʒ Es gab bereits eine Parteirichtung in der Berwaltung, welche das 
ganze Syſtem der Prohibition und des Praemunire — die Grenzicheide zwiſchen 
weltlicher und geiftliher Gewalt, — als durch die Königliche Suprematie 
aufgehoben anjah. Seit 1616 entfteht der Streit zwiſchen ben Billigleitshöfen 
det Kanzlers und den Rechtshöfen; in diefer Zeit geftaltet fi der Streit zu 
einem Standesftreit zwiſchen Klerilalen und Juriſten. Unter Jakob I. wird 
aber die Theorie von der Ober-Zonveränetät von Kronanwalten in öffentlicher 
Gerichteſitzung ausgeſprochen. Unter Earl I. wird fie zum erften Mal von den 
Riten der Reichegerichte angenommen, bei denen die Steuerverweigerung 
Hampdens zum eigentlichen Brennpunkt der flaatsrechtlichen Frage wird. Der 
Mißbrauch der niederen SBeiftlichleit als ein Inſtrument zur Berbreitung poli- 
tier Barteilchren beginnt mit den canones von 1640. Es foll Hochverrath 
ſein zu predigen und zu lehren, daf neben der Königlichen nocd irgend eine 
mabhängige coactive power, either papal or popular, beftehen könne; alle 
Stenerzahlung ift eine ſchuldige Leiftung der Untertanen nad) göttlihem, na- 
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türlihem und Böfferrecht; fein Geiftlicher darf liber die Gewalt Sr. Majefät 
anders |prechen, als es in biefen Canon vorgefchrieben ift u. ſ. ww. 

Bon da an treten die Gegner ber kirchlichen Hierarchie allmälig an die 
Spike der Vertreter des Parlameutsrechts. Mit innerer Nothwendigkeit führt 
der Verſuch des abjolutiftiichen Syſtems in allen feinen Conjequenzen, zu einer 
ertremen Geltendmachung des Brinzips der Selbſtbeſtimmung in Kirche und 
Staat. War unter den Tudors eine Nationaltirche, ohne ben inneren Glauben 
und das Herz zu befragen — eine Korm ohne den Inhalt — zu einer gar leich 
ten Geburt gekommen, fo holt fi) nun die innere Berechtigung des Glaubens 
in einer Weiſe nad), welche die Kirche ale Lehranftalt, als Anftitution, als ge 
meinfames Band fiir das ünfere Leben wegirt, in einzelen Gruppen nad 
der Weife des voluntarism auflöft, und damit von diefer Seite aus die Grund- 
bedingungen einer parlamentarijchen Berfaffung umftürzt. Sobald dieje religiöien 
Ideale in deu offenen Kampf mit der beftehenden Staatögewalt treten, führen 
fie zum Ideal der Republik und zu deffen Verwirklichung auf furze Zeit. ° 

Das Charafteriftiichhe des großen Kampfes in England ift das aflmälige 
Ueberjchreiten der großen Gegenfäte aus dem äußeren in das innere eben. 
Der Streit iiber die Grundlehren des Chriſtenthums, wie fiber die Transinb: 
ftantiation, war niemals ein heftiger; fchon Tebhafter wird er auf dem Gebiete 
der Liturgie und des Ceremonials; heftig und mit der Netgimg zur Gewalt 
thätigfeit tritt er auf bei den Verfaflungs- und Machtfragen, — wo der Zu 
prematie nnd dem High Commission Court die Selbftregierung der Kirche und 
der Gemeinde — den Bifchöfen das allgemeine Prieftertfum — der Hoftheo 
logie die heilige Schrift entgegengefett wird. And) dem englifchen Bolt konnte 
diefer Kampf nicht erlaffen werden. Der leidenſchaftlichen Gewaltthätigfeit der 
Puritauer erft verdankt die Staatskirche ihre Verinnerlihung und Verſittlichung, 
welche in der deutſchen Reformation von Haufe aus vorhanden war. Troßt dee 
äußerlihen Scheing der Frivolität, der mit der Reſtauration wieder in den 
höchften Schichten der Geſellſchaft durchbricht, darf man wohl behaupten, daß 
erft nach der Revolution die nationale Kirche voirtlich Herzens - und &laubene- 
fache geworden iſt. Der praftifch verftändige Sinn bes Bolle hat dann aber 
allmälig die Berfaffung gefunden, in welcher die Kirche, weiche feine parlamen 
tarifche Regierungsform annehmen kann, als geficherte Inftitution in den par 
lamentarifchen Staat eintritt mit dem was ihr zulommt: felbftändige Berwal 
tung des Lehramté, aber nicht Autonomie. | 


B. Das innere Staatsleben diefer Zeit hat durd die 
Kirhenreformation einen fehr veränderten Charafter er 
halten. Bon den alten drei Grundelementen, Heer, Gericht und 
Kirche, waren bie beiden erfteren feit der normannijchen Zeit - weiter 
entfaltet zu einem verwidelten Syſtem der „Friedensbewahrung,“ zu 
gefchloffenen Kreis- und Stadtverfaffungen, welche in diefer Geſtalt die 
Grundlage der Parlamentsverfaffung geworden waren. Jetzt wie 
derholt fich ein analoger Gang von der Seite des fird: 
lichen Staatsſyſtems aus. Der fürforgliche, bevormundende 
Geift des Kirchenregiments durddringt die Staatsverwaltung, bemäch⸗ 
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tigt ih der Humanitätspflichten, denen die Kirche mit ihrem 
Ferfonal und ihren Mitteln nicht mehr gewachſen war, und 
regelt fie als feſte Pflichten der Ortsgemeinde. Diefes neue Syftem 
ſchließt fich ziemlich leicht an die jchon vorhandenen Syuftitutionen der 
Friedensbewahrung an, und bildet mit denfelben .zufammengefaßt eine 
Polizeiverwaltung im weiteften Sinne des Worte. Während aber die 
alte Friedbensbewahrung nur negativ die Abwehr des Uebels zu ihrer 
Grundaufgabe hat, haben diefe neuen Inſtitutionen die pofitive 
Staatsidee der Kirche in fich aufgenommen, die Pflicht der Fürforge 
für die ſchwächſten, hülfebedürftigen Elemente der Geſellſchaft. Von 
diefen Gefichtspunkten aus bildet ſich feit den Zeiten der Tudors die 
bis dahin fehr untergeordnete Drtögemeindeverfajfung zu einem ſelb⸗ 
ſtändigen bedeutungsvollen Glied. de8 Communallebens fort, und wird 
damit zu einer primären Grundlage des Staats. Seitdem fie geord+ 
net und befeftigt iſt, ergiebt fich aus diefer Selbftthätigfeit und aus 
den bedeutenden Laſten des Kirchjpiel® ein neuer Anfpruch auf politifche 
Kehte, der freilich von den Stuarts ebenfo verfannt wird, wie ihrer 
Zeit die erften Plantagenets diefe Grundlage verfannt hatten. Die 
objolntiftifchen Auſprüche ihres Beamtenſtaats werben gerade in der 
zeit am höchſten geipannt, wo zu dem Bewußtſein der alten parla⸗ 
mentarifchen echte das wohlbegründete Recht der jetigen Mittelklaſſen 
hinzutritt. Die Entwidelung dev communalen SYuftitutionen nimmt 
daher für diefe Zeit einen umgekehrten Gang. Die auffteigende Bil- 
dung find neue Inſtitutionen der Ortsgemeinde, welche von ber 
weltlichen Zeite aus nen .geftaltet werden, und mit denen dann die 
älteren Kreis und Stadtverfafjungen ziemlich unverändert ſich zufam- 
wenfügen. Es erfcheint dadurch auch äußerlich eine umgefchrte 
Reihenfolge der commmmalen Synftitutionen angemeffen. 

J. Die VBerfaffung des Kirdipiels (Parish), welche im Mit- 
tlalter nur der kirchlichen Seite des Staates angehört, tritt von bier 
ſer Zeit an als das umterfte Glied in den weltlichen Staat ein. 

Die anglonormannifche Geftaltung des Miliz⸗, Gerichts: und 
Polieiwefens Hatte die Heinen weltlichen Gemeindeverbände, Zehnt⸗ 
Ihaften, tithings, ſchon frühzeitig zu Unterbezirken berabgebrüdt, in 
weißen der provost, tithingman, headborough als Gerichts- und 
Foliei-Schulze die Befehle der Sheriffs, Bailiffs, Chief Constables 
3 voliziehen, im’ Uebrigen nicht einmal ein felbftändiges Berufungs⸗ 
techt, gefchweige denn einen Vorſitz in einer Gemeinde-Verfommlung 
Batte. Diefe Schwäche ber oft nicht einmal territorial gefchloffenen 
Zehntſchaft Hatte ihre alte Wurzel auch in den Befigverhältniffen, da 
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geſchloſſene Banerndörfer mit zufammenhängenden Hoflagen in Eng— 
land niemals die Regel waren, da vielmehr das Uebergewicht des gro- 
Ben Grundbeſitzes gegenüber einer Ueberzahl kleiner Hauseigener mit 
und ohne Land, Pachtbauern, Pächter, Fleiner Gewerbetreibenden und 
Arbeitsleuten von jeher feftftand. Der eigentlich fefte Mittelpunkt, 
die Seele der Ortsgemeinde, wurde damit Kirche, Pfarre und hie und 
da ein Schulhaus. Die fonıtägliche Vereinigung zum Gottesdienit, 
die Feier Firchlicher Acte und Feſte, der gemeinfame Begräbnißplat 
wurden ftärfere Elemente für ein örtliches Gemeindeleben als die Miliz⸗ 
Gerichts- und Polizeiinftitutionen, für die die villata nur Unterſtelle it. 
Durd eine langfame ftilljchweigende Aenderung tritt daher in der ge 
meinen Vorftellung und im Sprachgebraud) das Kirchſpiel an die 
Stelle der alten Zehntſchaft. In der größeren Hälfte der villatae 
fallt beides örtlich zufammen. Die größeren Ortfchaften aber, m 
mentlich Städte, bilden oft mehre Kirchſpiele, und umgelehrt umfaßt 
das Kirchfpiel oft mehre Zehntjchaften, befonders im Norden von Eng: 
land. De facto konnten zufammengepfarrte Ortfchaften ihre Polizei«, 
Gerichts- und Steuerlaft gemeinschaftlich aufbringen, wie ihre Church- 
rate; und umgekehrt konnte eine große Ortſchaft ihre weltlichen Yajten 
nad) Kirchipielen aufbringen. Es machte ſich das feit dem Verfall dee 
court leet um jo natürlicher, al& die Kirchliche Gemeindeverfammlung 
nunmehr die einzige und ziemlich häufige Verfammlung der Ortsge— 
meinde bildete. Es ift daraus auch wohl erflärlih, wenn gegen Ende 
des Mittelalters, ſelbſt in weltlichen Gejegen, nicht felten das Kird: 
jpiel genannt wird, wo correcter die Zehntichaft oder township zu 
nennen geweſen wäre. 

Zahl und Umfang der Kirchipiele find durch die Neformation an 
fich nicht geändert. Wie aber in der Spige der Staatsgewalt der 
kirchliche und weltliche Staat jet zu einer höheren Einheit verbunden 
find, jo rücken num auch auf der unterften Stufe das Kirchipiel und 
die weltliche Ortichaft, die Firchliche und weltliche Ortsgemeinde immer 
enger ineinander. Die Elemente biefer Verbindung liegen theils in 
den Eirchlichen Ortsämtern, theil® in der Tirchlichen Steuer, am meiften 
aber in den neuen Aemtern und in dem neuen Steuerſyſtem, für wel: 
ches die Gejekgebung der Tudors das Kirchfpiel zur Grundlage madı. 

l. Der Ortspfarrer, reetor oder vicar, ift auf der 
firchlihen Seite da8 Haupt und die Obrigkeit der Ortsgemeinde. 
Bon der Seite der weltlichen Verfaffung aus, in Gemeindeiteuern und 
‚öffentlichen Laſten, ift er zwar nur ein hervorragendes Mitglied der 
Gemeinde, unterworfen der Steuerpflicht und den öffentlichen Yajten 
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gleich jedem anderen Mitglied der Gemeinde. Schon feit dem Statut 
Marlebridge ift indeffen die Pfarrgeiftlichleit von der Gerichtsfolge 
beim sheriff’s tourn entbunden, und in foweit in erimirte Stellung 
geſetzt. Seit ber Entftehung des Friedensrichteramts kommt dazu die 
Ernennung angefehener, reich dotirter Ortspfarrer in die Friedenscom- 
miifion, durch welche die dee eines obrigfeitlihen Amts aud von 
der weltlichen Seite aus einen Anhalt gewinnt. Die Gefebgebung der 
Tudors fügt noch einige Elemente eines Polizeiamts hinzu, die Con⸗ 
trofe des Kirchenbefuchs der Papiften, eine Anzeigepflicht bei gewiſſen 
Uebertretungen der Reformationsgefeke, die Einregiftrirung von Ge— 
finde- Jeugniffen, ja fogar die Vollſtreckung der Prügelftrafe an rogues. 
Die ſpätere Geſetzgebung hat indeffen diefe Weiſe nicht fortgefett. 

2. Die beiden Kirdhenvorfteher, Churchwardens*), 
find von der kirchlichen Seite aus betrachtet nur untergeordnete Hülfs⸗ 
beamte des Pfarrerd. Neben ihnen erfcheinen in großen Kirchfpielen 
auh noch Synodalzeugen, synodsmen, sidesmen, questmen, al® 
Hülfsbeamte der. Kirchenvorfteher; in der Regel aber ift die Pflicht 
der Spnodalzeugen zu amtlichen Anzeigen presentinents mit dem Amt 
der Kirchenvorfteher verbunden. ‘Die Pflicht „anzuzeigen alle notorifche 
Verbrechen in Bezug auf Kirche, Geiftliche und Pfarrkinder“ ift auch 
m ihren Amtseid aufgenommen, und nochmals eingefchärft in den ca- 
nones von 1603. — Bon der weltlichen Seite aus erhält das Amt 
num aber eine neue Stellung durch die Eutjtehung der Kirchenfteuer. 
Indem die Gemeinde für die Erhaltung der Kirchengebäude urfprüng- 
ih freiwillig eintritt, erhält fie auch ein unabweisbares Recht einer 
Mitverwaltung an dem kirchlichen Vermögen, für welche die Church- 
wardens von der Gerichtspraris als Corporation anerfannt werden. 
Ta das verfallende Amt des constable für mancherlei Functionen 
eines Schulzenamts nicht mehr zuverläffig erfchien, jo wird nun ger 
gentlich eine Reihe von Pflichten eines Ortsvorfteheramts den Kir⸗ 
Genvorftehern auferlegt. In der Zeit der Tudors find es hauptſäch⸗ 
li foldhe, welche mit der Kirchenzucht in Verbindung ftehen, Straf- 
enziehungen für verfäumten Kirchenbefuch, Uebertretung der Faſten, 
Entheiligung des Sonntags, Theilnahme an Conventikeln; dann aber 
auch die Strafeinziehung für Zechen und Trunkenheit, 4 Jac. L c. 5 
für Jagdeontraventionen, Maß» und Gewichtsübertretungen, Trödler, 
Haufirer ꝛc. Dies verbunden mit ihrer Stellung als Armenauffeher 
giebt ihnen die Stellung ald ordentliche und erfte Beamte der 
Ortögemeinde, welche nad) Herkommen und Geridjtspraris von ber 
Gemeinde zu wählen find, während nad) den canones von 1606 in 
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Ermangelung gütliher Webereinktunft der eine Kirchenvorfteher von ber 
Gemeinde zu wählen, der andere von dem Pfarrer zu ernennen ift. 

3. Die Unterftellen des Safriftan (sexton) und des 
Beadle bilden dienende Aemter, die auch zu weltlichen Gemeinde— 
zweden verwendbar find. Das Amt eines Kirchſpiekſchreibers 
(parish clerk), ift Häufig von einem jungen Hüffsgeiftlichen bejett, 
ber als Respondent in der Liturgie und für andere Pfarrpflichten 
Hülfe leiftet. Mit den wachſenden Gefchäften der Ortsgemeinde wird 
er aber ein fehr thätigee Meitglicd der Gemeindeverwaltung, in dieſer 
Stellung auch von der Gemeinde remunerirt und ernannt. 

Die perfönlihe Baſis dieſes Kirchfpiels iſt die Kirchliche 
Ortögemeinde, die materielle Bafis die in ihrem Entftehen jchon 
früher erörterte Kircheuſteuer (Church rate). 

Zur firdlihen Ortsgemeinde im rein kirchlichen Sinne 
gehören alle der Seelforge unterworfene Berfonen, alfo auch rauen, 
Rinder, Dienftboten, die unter der allgemeinen Bezeichnung Inhabitants 
einpegriffen find. Durch die Entftehung pofitiver Leiftungen in Geld 
und Amt gegen den Schluß des Mittelalters, alfo durch die Entftehung 
der Churchrate und de8 Amtes der Churchwarden, entfteht nun 
aber der weltliche Begriff einer activen Ortsgemeinde, parishio- 
ners im engeren Sinne, an welcher nur diejenigen Theil nehmen fünnen, 
welche Theilnehmer der öffentlichen Xaften ‚find. Das Grundprin;ip 
des paying scot and bearing lot hat fich ebenfo wie in der Stadt: 
gemeinde, in der Zehntichaft, hundred, Grafſchaft und in der com- 
munitas regni al® gemeine Rechtsvorſtellung ach für das Kirchſpiel 
geltend gemacht. Sie fund in der Gerichtspraris eine unzweideutige 
Anerkennung, ſoweit irgend eine fichere Analogie des wettlichen Ge 
meinderechtö reichte. Die entfcheidende Baſis wurde aber hier dir 
Kirchenfteuer, deren Beitragspflicht von Haufe aus. eine weitere war, 
al8 die der alten weltlichen Gerichts- und Volizeiftener. Die gegebene 
Grundlage von Bewilligungen für die Kirche war offenbar der chriſt⸗ 
liche Hausftand als folder. Die Kirchenfteuer erfcheint daher von 
Anfang an als Berfonalfteuer nach Größe des Hausſtands, beruhe die 
fer auf freehold oder copyhold, auf dauerndem oder zeitigem Befik, 
auf Miethe oder Pacht. Es kam bei diefer Frage offenbar nicht dar 
auf an, ob ein Pfarrgenoffe an den Gerichts» und Polizeilaften nnd 
Parlamentsfubfidien betheiligt war, fondern nur, ob er an den dauern 
den Wohlthaten der Kirche als bauerndes Mitglied det 
Gemeindeverbandes theilnahm. Dafür aber war die Verſchieden⸗ 
heit der Befigweife gleichgültig, vielmehr nur die dauernde Begrün⸗ 
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dung eines Hausſtandes das Entſcheidende. Andererſeits aber entſchei⸗ 
det doch wieder die Analogie der weltlichen Steuern und Laſten über 
das Maß der Steuer, inſofern der Ertragewerth des Realbeſitzes, for 
weit er körperlich dem Gemeindeverband angehört, das Maß ber Steuer 
beitimmet. Nach Analogie fonftiger Communallaſten zog die Praxis 
auch außerhalb Wohnende nad) Umfang ihres Realbeſitzes heran. 
deffreys Unse 5. Co. 67. 

Während aber die weltlichen Steuern nur Surrogate und Um⸗ 
wondlungen urfprünglich perjünlicher Dienfte in Miliz, Gericht und 
Polizei find, und deshalb das politiſche Recht ſich zunächſt durch 
die perfönliche Dienſtpflicht beftimmt, fo ift bei diefer Orts⸗ 
gemeindefaft, die Geldftener da8 Primäre; das Amt der Churchwar- 
dens hat erjt durd die Steuer felbft eine Bedeutung erlangt, und ift 
verglichen mit den Miliz⸗, Gerichts⸗ und Polizeipflichten in der That 
eine untergeordnete Laſt. Entjcheidend für die Eigenfchaft eines Pa- 
rishioner ift daher lediglich die Beitragspfliht zu den Kird- 
ſpielsſteuern, wie fie durch Eintragung in die Kirchipielsbiicher, 
Parish Books, fidjtbar wird. Diefe Beitragspflicht gicht das Stimm- 
teht in der Gemeinde (Smith Parish S. 63. 94 und citt). Der 
poſitive Nachweis einer wirklichen Bezahlung dev SKirchenftener Tann 
mr durch pofitives Gefch zur Vorbedingung des Stimmrechts gemacht 
werden, verftcht fi aber nicht nad common law. (Faulkner v. 
Eiger, 4. B. et C. 449). Ebenfo kann die Bedingung eines ein: 
jährigen Wohnfiges nur durch pofitives Geſetz geftellt werden, wie dies 
in einzelen Fällen neuerer Zeit gefchehen ift. 

Die Erhebung der Kirchenſteuer nad vorgängiger Beſprechung 
mit der Gemeinde wurde nunmehr 'ein Hauptgefchäft der Kirchenvor- 
ſteher. Die Verfammlung der Gemeinde erfolgte dem Zweck ent» 
iprehend wo möglich in der Safriftei, vestry, wovon die Gemein- 
deverfammlung felbft den Namen vestry erhielt. Die Berufung 
der Gemeinde erfolgte durch die Churchwardens, als ihre Amtöpflicht 
und ihr Amterecht. Den Vorfit überließ man regelmäßig dem Pfarrer 
als erſtem Mitglied der kirchlichen Ortsgemeinde, Ehren halber. Ein 
pofitives Recht auf den Vorſitz ift durch fein Präjudiz und durch feine 
Analogie feftzuftellen; nad Analogie der fteuerbewilligenden Commo- 
ners ift vielmehr die Verfammlung ihr eigener Herr, ſowohl für die 
Ernennung des Chairman wie für die Vertagung. Daß das adjourn- 
ment don der Beftimmung der Majorität abhängt, tft auch durch Prä- 
judizien anerkannt. Die Abftimmung gefchieht mit gleichem Stimm: 
teht, analog den alten Gerichtsverſammlungen, den Parlamentswahlen, 
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den Barlamentsbefchlüffen. Die Abftimmungsweife ift in der Regel 
durch Aufhebung der Hand, in fehwierigen zweifelhaften Fällen durd 
einen Poll. | 

In diefer Weife Hat fich eine ziemlich gleihmäßige Praxis der 
Kirchfpielsverfammlungen gebildet. Die fo geftalteten Kirchſpiele er: 
reichten im Jahre 1371 nad) einer Zufammenzählung von Stowe aus 
den Sheriffsberichten die Zahl von 8632. Im Jahre 1520 wurd 
die Zahl auf 9407, unter. Jacob I. auf 9282 angegeben, (Camden 
Britannia 161. 162). Es waren nämlich in Folge der Reformation 
durch das Schwinden der perjünlichen Zehnten eine Anzahl von Pfar: 
ren in den Städten eingegangen. Das Kirchfpiel in diefer Ge: 
ftalt bot fih nunmehr der Gefeggebung der Tudors als 
ein neues tragfähiges Glied für neue bedeutungspolie 
Pflihten des Gemeinweſens bar. 


*) Ueber bie Stellung der Churchwardens ift jchon hier als bie praktiſche 
Hauptichrift Hervorzuheben: John Steer, Parish Law, 2nd Ed. by George 
Clive, London 1843, 8., welche aber in hiftorifchen Angaben dürftig und unu- 
fammenhängend erfcheint. Aus Burn’s Ecclesiastical Law gehört hierher haupt: 
fählich der Artifel Churchwarden I. 398 —415ii und Parish III. 78—91. 
Bedeutende Verdienſte durch wirkliche Benutzung der älteren Quellen bat 
T. Smith, the Parish 1857, 8°. Ueberzeugend nachgewiefen ift hier namentlid 
der überwiegend weltliche Charakter und das alte Recht der Ge: 
meinde an dem Amt der Churchwardens. “Die ältefte Erwähnung von „ge 
ſchworenen Männern” bei der Einfchätung von Steuern und bei der Ein 
ihägung der Naturalverpflegungsfoften bei Durchmärſchen (Rotuli Parl. 21. 
Edw. III. No. 22) bezieht ſich augenfcheinlicd nicht auf diefe Beamten. Wohl 
aber ericheinen fie ſchon a. 1343 als „Woardens of the goods“ der Kirche in 
den Rot. Parl. 15. Edw. III. und in den Year Books, 11. Hen. IV., — olt 
Bewahrer der Temporalien der Kirche „temporal estate“ in den Year Books 
37. Hen. VI. fol. 30. Unbeftimmtere Namen wie lay guardiens (Kennet 
pag. 647) und „sworn men“ kommen noch in den Geſetzen zur Zeit Jalobe 1. 
vor. Erft allmälig wird der Name Wardens of the Parish Church (Year 
Books, 19. Hen. VI. fol. 66), Churchwardens, ein technifcher und feſter. Die 
Gerichtspraxis erfannte fie ausdrüdlich an als Beamte des Kirchfpiele, und 
nicht des Batrons (Strange’s Reports, p. 715), als temporal officers 
(13. Coke’s Reports, p. 70): „of common right, the choice of churchwar- 
dens is in tbe parishioners, and, if the incumbent chooses one in any 
place, it is but by usage.“ (Cases temp. Hardwicke p. 375.) „Der Ardi- 
diaconus hat nicht die Gewalt zu wählen oder ihre Erwählung zu coniroliten“ 
(1. Salked's Reports, p. 166). „Die Churchwardens miffen die Gemeinde 
berufen“ (1. Modern Reports, p. 236). „Der Geiftlidje beruft niemals die 
Gemeindeverfammlungen ; denn dies ift Das Amt der Churchwardens“ (Strange's 
Reports, p. 1045). „Der geiftliche Hof hat feine Jurisdiction zur Feſtftellung 
der Rechnungen eines Churchwarden“ (ebendaf. p. 974, 1133 etc... Die Ge. 
meinde kann ihn daher jederzeit aus dem Amte entfernen (Year Books, 26. 
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Hen. VID. fol. 5). „Die Pfarrgenoffen haben das Recht dann andere Wardens 
zu ernennen, welche eine Klage auf Rechnung gegen die abgefeßten haben follen“ 
(Year Books, 8. Edw. IV. fol. 6). Die älteren firdhlichen canones von 1571 
ſprechen auch ausdrüdfich von einer Wahl der Gemeinde in erfter Etelle: 
„Aeditui, pro consuetudine suae quique Parochiae, parochianorum suorum, 
et ecclesiastici sul ministri, suffragiis eligentur: alioqui aeditui non erunt: 
nec amplius quam unum annum durabunt in illo munere, nisi forte iterum 
eligantur.*“ Auch die gefehliche Anerkennung der Nothiwendigkeit einer jähr- 
lien Neuwahl in 27. Hen. VIII. c. 25, s. 23, drückt aus, daf das Amt nad) 
Analogie der ordentlichen Gemeindeämter, und nicht der Kirchenämter angefehen 
werden fol. Erſt die conjolidirte Staatsfirdye erhebt in den Canones von 1603 
einen etwas weiter gehenden Anjpruch dur Einfchiebung folgender Clauſel: 
Can. 89. Die Churchwardens ſollen gewählt werden durch den vereinten 
Conſens des Pfarrers und der Pfarrgenoffen, wenn möglih. Wenn fie aber 
iiber ſolche Wahlen nicht einig werden können, dann fol der Pfarrer wählen 
den Einen, die Pfarrgenoffen den Andern. 
Tom Standpunkt des gemeinen Rechts aus find nun zwar diefe Canones bin- 
dendes Geſetz nur für die Geiftlichleit, nicht für das Laienthum. Der domi- 
nirende Einfluß der Staatelirche jeit den Zeiten der Stuarts hat indeflen das 
färfere Recht des Pfarrers ſoweit durchgeſetzt, daß anerfannter Weije dies Ver: 
jahren in ber Mehrzahl der Kirchipiele das Herkommen bildet, und daß nur in 
den Kirdjipielen von London die Gemeindewahl fiir beide Kirchenvorftcher als 
notoriiches Herkommen feſtſteht. Die urjprüngliche Nachgiebigleit der Kirche 
gegen das Gemeinderecdht .erflärt ſich an diejer Stelle wohl aus der uriprüng- 
lien Freiwilligkeit der Kirchenfteuer, in welcher der Schwerpunkt des Amtes 
lag. Uebrigens ift die Doppelftellung des Amtes (die mit einem Wahlrecht 
der Gemeinde ja an fi) nicht unvereinbar ift), nicht abzuleugnen; denn: 

(1) find die wardens als Curatoren des Kirchengebäudes, des Kirchhofes, der 
Kirhenwege und ale Vertreter des beiveglichen Bermögens der Kirche, doch jeden- 
ſalls gemifcht Firchliche Beamte. In Ausübung der Polizei der Kirche, des 
Lirchhofes, des Sottesdienftes und der Sonntagsfeier, fowie in der Kontrolle und 
Aufbewahrung der Kirchenbitcher find fie nach der herkömmlichen Kirchenverfaffung 
jedenfalls rein kirchliche Beamte. 

(2) als rein weltliche Beamte ericheinen fie in Veranlagung und Erhe— 
bung der Kirchenſteuer, als Armenauffeher und in den Pflichten eines niederen 
Bolizei- und Ortsgemeinde⸗Amts, weldyes ihnen die fpätere Geſetzgebung auferlegt. 

In den kirchlichen Functionen find fie im Allgemeinen den kirchlichen courts 
(Tberbehörden), in den weltliden Functionen den weltlichen Gerichtshöfen 
(Therbehörden) untergeordnet. Doc Hat fi) die Praris unter dem Einfluß 
verihiedener politiſcher Conftellationen einigermaßen ſchwankend gebildet, und 
mar im Ganzen zu Gunſten der kirchlichen Behörden. 


1. Die bedentungsvollſte und nadhhaltigfte commmnale Schöpfung, 
welde aus dieſer Verbindung des kirchlichen und weltlichen Staats 
hewerging, ift die Kircipiels: Armenpflege*). Die pofitive Zür- 
forge für die Armen fiel im Mittelalter der Kirche anheim, in wel- 
Ser uriprünglich 4, in England 4 der Zehnten für die Armenpflege be⸗ 

Oreit, Engl. Eommunalverfaffung. 
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ftimmt war. Später wurde fie eine Hauptaufgabe der Klöfter, theils 
nach urfprünglicher Beftimmung, welche ihnen die Pflicht der Hoſpi⸗ 
talität auflegte, theil® weil fie eine Menge von Zehnten approprürt 
hatten. Die weltliche Gejeßgebuug befaßte fih nur negativ mit Ab 
wehr des Bettelns und Vagabondirens, 23, Edw. III. c. 7.; 12. 
Ric. II. ec. 7. Nad 19. Henry VII. c. 12. follen arbeitsunfähige 
Bettler in die Hundertfchaft gehen, im welcher fie geboren find oder 
die drei legten Jahre gewohnt Haben; anderswo zu betteln wird unter: 
ſagt. Durch 22. Henry VIII c. 12. werden die Friedeusrichter 
ermädjtigt unter ſich Bezirke zu bilden, und folche den arbeitsunfähigen 
Armen als Bettelbezirk anzumweifen, deffen Ueberſchreitung durd Fuß— 
blod bei Waffer und Brod gebüßt wird. Arbeitsfähige Bettler follen 
geprügelt und gezwungen werden, nad dem Orte ihrer Geburt oder 
dahin, wo fie die legten drei Jahre gewohnt Haben, zurückzukehren. 
Bon diefer Zeit an übernimmt die Staatsgewalt aber 
auch eine pojitive Armenpflege. Durd 27. Henry VIII. c. 25. 
werden die einzelen Hundertfhaften, incorporirten Städte, Kirchſpiele 
und Vorwerke angewiefen, die Armen durch freiwillige Almofen jo zu 
unterhalten, daß fie nicht genöthigt jeien öffentlich zu betteln, bei Strafe 
von 20 sh. monatlicd) für jede Perfon, welche Beiträge verweigert. 
Die Kircyenvorfteher umd andere wohlhabende Einwohner ſollen am 
Sonntag durd) Büchſen und in anderer Weife Sammlungen dazu ver: 
anftalten, und die Geiftlichen jede Gelegenheit benuten das Volk zur 
Wohfthätigkeit zu ermahnen. Arbeitsfähige follen zu dauernder Arbeit 
angehalten werden bei 20 sh. Strafe für das ſäumige Kirchſpiel. 
Schon in diefem Geſetz herrjcht alfo die Marime, nicht Einzelalmofen 
in Geld zu geben, fondern die Beiträge und Golfecten zu einem Ge 
meindefonde (stock of the parish) zu vereinigen. Das Gefchäft, die 
Arbeitsfähigen zu befchäftigen, den Arbeitsunfähigen zu Helfen, wird 
den Sirchenvorftchern oder zwei „anderen aus dem Kirchſpiel“ (den 
jpäter fog. ‘overseers of the poor) auferlegt, mit der Autorifation 
die dazu nöthigen Maßregeln zu treffen (in good and charitable 
wise take such discreet and convenient order), Es ijt damit 
die Spätere Kirchſpielsarmenpflege in den wefentlichen Grundzügen ſchon 
fundirt. Die entfcheidende Veranlaſſung lag auch dazu in der frühzeitigen 
Verwandlung der gebundenen in freie Arbeit, melde zeitweife große 
Fluctuationen und Nothitände unter den arbeitenden Klaffen veranlaßte. 
Unter Heinrich VIII. gaben, wie fehon das Datum des Geſetzes be⸗ 
weift, mehr augenblicliche Nothverhältniffe als die Aufhebung der 
Klöſter den nädjften Anftoß dazu. Die vorangegangenen Regierungen 
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hatten ſich großen Theils in einem Nothſtand befunden, ber an die 
zeitige Herftellung der Ruhe und Ordnung als nächſtes Ziel zu denken 
hatte. Mit Heinrich VIII. war die Staatsgewalt in dem Maße con- 
jofidirt, um aus eigener Bewegung auf diefem Hauptgebiet die huma- 
nen Aufgaben der mittelalterlichen Kirche in fich aufzunehmen. — 
Dur die um jene Zeit erfolgende Aufhebung der Klöfter wurden freilich 
Schwärme von Bettlern mobil gemadjt, die zeitweife den Gemeinden 
zu großer Beläftigung wurden, die aber durch da8 Prinzip der Ge⸗ 
jeßgebung fich mit der Zeit regelmäßiger vertheilen mußten. Allerdings 
erwuch® aber durch die Säcularifationen der Krone eine neue mo⸗ 
raliſche Pflicht zu diefer pofitiven Fürſorge, da die appropriürten 
Zehnten dafür mit verhaftet waren. Sie waren zum guten Theil an 
Günftlinge und Private libergegangen, während die Xaft der Armen- 
pflege jest in erhöhtem Maße den Gemeinden zufiel, um in gleichmä- 
Biger Bertheilung wiederum eine LZaft des Realbeſitzes, und zugleich eine 
Wurzel kräftiger Gemeindeinftitutionen und neuer politifcher echte 
m werden. 

Eben deshalb behielt die Geſetzgebung unabänderlicdh 
die einmal eingefhlagene Ridhtung bei. Nad 1. Eduard VI. 
ce. 3. folfen Häufer für Arme dur die fromme Wohlthätigkeit des 
gutgefinnten PBublitums und Materialien zu arbeitfamer Beichäftigung 
der Armen beichafft werden. Freilich fällt dies unter dem Adelsregis 
ment über den unmlündigen König erlaflene Geſetz dann weiter in den 
robeften Zwang gegen arbeitöfähige Bettler zurüd, die mit Brand» 
marfung, Sclaverei und Zodesftrafen bedroht werden. Nach drei 
Jahren wird indeffen das mildere Gefeg Heinrich’8 VIII. wieder herge: 
teilt. Arbeitsunfähige Bettler follen durd die Constables von Ort zu 
Ort bis zu ihrem Geburts- oder Wohnort zurücdtransportirt werden. 
Turh wiederholte Verordnungen wird die Ernennung von Almofen- 
einfammlern anbefohlen zur Aufbringung von Geldbeiträgen für bie 
Armen „durch freundliches Zureden“, nöthigenfalls durch Ermahnungen 
des Bifhofe. Nah 5 et 6 Edw. VI. c. 2. follen die Einfammfer 
au einem beftimmten Sonntage im Jahre unmittelbar nach dem Got: 
teßdienft „fchriftlich auffegen, wieviel jeder Mann wöchentlich beitragen 
will für das folgende Jahr,“ und. wenn Jemand . widerfpenftig fein 
würde, ſoll der Geiftliche ihm gütlich ermahnen,; wenn er aber bei ſei⸗ 
ner Weigerung bleibt, dem Biſchofe Anzeige machen. ‘Diefer foll ihn 
lemmen laſſen und ihm zureden auf gütlichem Wege und dann weiter 
„nach feinem Ermeſſen Deaßregeln treffen zur Abhülfe deſſen.“ Unter 
derſelben Regierung werden drei große Hofpitäler in der Hauptitadt 

18* 


276 IV. V. Periode. 


begründet, die indeffen ebenfo wenig ausreichten, wie die durch gütliches 
Zureden aufzubringenden Beiträge. 

Das St. 5. Eliz. ce. 3 verftärft daher das gütliche Zureden des 
Bischofs durch einen Erjcheinungsbefehl vor der nächſten Friedensfeifion, 
und die Friedensrichter follen ihm wiederum gütlich zureden; endlid, 
wenn er fich- nicht zureden laffen will, ihn „einfchägen zu einem an- 
gemeffenen Armenbeitrag*, und im Fall der Weigerung ihn in das 
Gefängniß fegen 'bis er bezahlt. Dur 14. Eliz. c. 5. werden die 
Friedensrichter allgemein ermächtigt die Einwohner zu Beiträgen 
abzufchägen für den Unterhalt der altersichwachen und arbeitsunfähigen 
Armen, und foldhe nöthigenfalls durch Gefängnißſtrafe einzutreiben. 
Durd 18. Eliz. c. 3. werden diefe Vorfchriften noch etwas erweitert; 
das Eigenthümliche dieſes Geſetzes ift die Vertheilung der Armenbei- 
träge auf neu zu bildende friedensricgterliche Bezirke, divisions, alſo 
fleine Kreisarmenverbände, — ein Verſuch, der nad) 20 Jahren 
wieder. anfgegeben ward. Am Scluß des 16. Jahrhunderts aber ver- 
anlaßte die beunruhigende Zunahme gewerbsmäßiger Bettler und ber: 
umziehenden Gefindels die Einfeßung eines Unterhaus⸗Comitéè's, zu 
dem unter Anderen Sir Francis Bacon gehörte, welches die zu er: 
greifenden Maßregeln der öffentlichen Wohlthätigfeit, Zwangsbeſchäfti⸗ 
gung der Armen, Beftrafung der Bettelei und Landftreicherei in eine 
zufammenhängende Ermägung nahm. Armenpflege und Polizei bildeten 
Schon feit Menfchenaltern ein nicht mehr zu trennendes Spftem, in vier 
Richtungen zufammenfaffend: (1.) polizeiliche Strafen gegen Betteln 
und Bagabundiren, (2.) zwangsweife Nöthigung der arbeitenden Kai: 
jen in Dienfte zu gehen, woran fi) dann etwas fpäter (3.) die Ein- 
rihtung von Landarınen- oder Gorrectionshäufern anfchloß, (4.) ein 
Syſtem der öffentlichen Wohlthätigkeitspflege durch die Kirchſpiele. 
Das Reſultat waren ſechs zufammenhängende für die Communalver: 
waltung wichtige Gefege, von melden hierher uur das St. 39. Elız. 
c. 3. gehört, welches bereits die Grundzüge der Armen: 
gejeßgebung im engeren Sinne fo enthält, wie folde mit 
Elijaberh abſchließt. Nur eine neue Redaction dieſes Geſetzes iſt 
das st. 43. Eliz. c. 2., welches länger als zwei Jahrhunderte hindurch 
die englifche Armenpflege normirt hat. Die leitenden Grundfäge bei 
großen Armengefeges find: 

1. Die Armenpflege ift die allgemeine gleichmäßige 
Yaft eines jeden Kirchfpiels (parish). Der Arme hat aber nicht 
die freie Wahl ſich an ein beliebiges Kirchfpiel zu wenden, fondern es 
verbleibt bei den früheren Geſetzen, wonach Berfonen, welche nicht ar- 
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beiten können oder wollen, genöthigt werben in dem beſonderen Kirch— 
ſpiel zu bleiben, in welchem fie einheimiſch, d. h. in welchem fie ge- 
boren oder feit drei Jahren wohnhaft find. Es liegt darin zugleich die 
Grundlage eines Niederlaſſungsrechts; jedoch jo, daß die Armen nad) der 
Faſſung des Geſetzes den nothdürftigen Unterhalt im zeitigen Aufent- 
haltsort finden, und nur bei rogues und vagabonds ein Rüdtrans- 
port eintritt. Zwei Dienfchenalter fpäter hat freilich die Reſtauration 
den größeren ftaatlichen Geſichtspunkt den Intereſſen des großen Grund- 
befiges und der Neigung der kleinen Ortögemeinden zur Abjchließung 
geopfert. Durch das st. 13 et 14 Car. II. c. 12. wird binnen 
4) Zagen nad) der Ankunft die polizeiliche Augweifung jeder Perfon 
geftattet, welche muthmaßlich der Armenpflege zur Lat fallen Tann 
(ikely to be chargeable), und deren Rüdtransport nach dem Kird)- 
piel, in welchem fie zuletst eine gefegliche Niederlafjung hatte durch Ge- 
burt, eigene Wirthichaft, Aufenthalt, Lehrlingfchaft oder Dienſt für 
einen Zeitraum von Wenigftens 40 Tagen, wodurch der Grund zu 
einem äußerjt verwidelten Niederlaffungsrecht gelegt wird. 

2. Für die perfünlihen Functionen diefer Armen- 
pflege wird da8 Gemeindeamt der Armenauffeher gebil- 
det. In jedem Kirchſpiel follen zunächſt die Kirchenvorfteher Armen- 
väter fein, und neben ihnen zwei ober mehre Overseers of the poor, 
welhe von Jahr zu Jahr aus den anfäßigen wohlhabenden Einwoh— 
nern von den Friedensrichtern zu ernennen find. Dieſe Armenauffeher 
jollen „Maßregeln treffen zu einer arbeitfamen Befchäftigung der 
Kinder aller folcher Eltern, welche außer Stande erjcheinen ihre Kin- 
der zu erhalten, ſowie auch aller folcher Perfonen, welche ohne die 
Mittel zu leben kein ordentliches Gewerbe oder Gefchäft treiben zur 
Ewerbung ihres Unterhafts.” Zu dem Zwed find fie ermächtigt 
‚ſolche Geldſummen aufzubringen, wie fie deren bedürfen werden zur 
Anfhaffung eines genügenden Vorraths von Flachs, Hanf, Wolle und 
anderer Waaren oder Stoffe, um die Armen zu befhäftigen; fo- 
wie auch die nöthigen Summen für die Unterſtützung lahmer, blin- 
der, alter und arbeitsunfähiger Perſonen und zur Unterbringung von 
Kindern als Lehrlinge.“ Perfonen, welche zu arbeiten fich weigern, 
lönnen fie in ein Arbeitshaus oder Gefängniß ſchicken, und aud ein 
beionderes Armenhaus für die arbeitsunfähigen Armen des Kirchſpiels 
anlegen. Armenkinder können fie zwangsweife al8 Lehrlinge unter: 
bringen. 

3. Zur Aufbringung der für die Armenpflege nöthi- 
gen Mittel ermädtigt das Geſetz die Kirchenvorfteher und Ar- 
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menauffeher „wöchentlid) oder fonft durch Einſchätzung eined jeden 
Bewohners, Pfarrers, Vicard und anderer, und eines jeden Inhabers 
von Ländereien, Häufern, Zehnten u. |. w. in dem gedachten Kirchſpiel 
die nöthigen Summen aufzubringen“, — womit eine Kirchfpielsar- 
menftener egal conftituirt ift. Der Hergang der Gefeßgebung er 
giebt, daß man bei der fchrittweifen Einführung des Steuerzwangs 
immer die firchliche Gemeinde vor Augen hatte, wie denn aud der 
Geiftliche felbft an erfter Stelle unter den Steuerpflichtigen genannt 
wird. Die Baſis der neuen Anforderung war alfo der dhriftlicke 
Hausftand als folher ebenfo wie in der längft vorhandenen Kirden- 
fteuer. Das Geſetz hat diefe Praxis vor ſich gehabt, und durch feine 
Faffung eine Beftenerung im weiteften Sinne gewollt, die jeden oc- 
cupier umfaßt, beruhe fein Hausftand auf freehold oder copybold, 
auf dauerndem oder zeitlichen Beſitz, auf Meiethe oder Pacht. Auch 
Außerhalbmohnende gehören durch Grundbeſitz in der Gemeinde zu die⸗ 
fen occupiers, ebenfo wie man in der Praxis der Kirchenfteuer annahm. 
So entfteht eine durchgreifende Nealfteuer, welche nun die neue Grund- 
lage aller Communalbeſteuerung werden follte. 


*) Die Gefchichte der englifchen Armengefekgebung behandeln 
R. Potter’s Observations on the poor laws, on the present state of the 
poor, and on houses of industry London 1755. Burn’s History of the 
Poor Law 1764. F. M. Eden, State of the poor, or a History of the 
labouring classes in England 3 Vols. 4°. 1796. Sir George Nicholl's 
History of the English Poor Law, in connexion with the legislation and 
other circumstances affecting the condition of tlıe people 1854. 2 Vols. 8. 
Mit fehr ſchätzenswerthen hiſtoriſchen Beiträgen gehört hierher auch R. Pash- 
ley’s Pauperism and Poor Laws 1854. c. 5, 6. 

Das Mittelalter hat die Scheidung des negativen und des pofitiven Ele 
ments der Armenpflege ftreng feftgehalten, und jene dem Staat, dieje der Kirche 
zugewiefen. Nach 23. Edi. III. c. 7 fol Niemand einen arbeitsfähigen Bettler 
Almofen geben. Dur 12. Ric. II. c. 7 wird jedem Arbeiter verboten feinen 
Wohnort zu verlaffen, ohne Zeugniß eines SFriedensrichters filr das Borhanden- 
fein eines erheblichen Grundes; wer ohne ſolches Zeugniß wandernd betroften 
wird, klann ergriffen und in den Fußblock geſetzt werden. Arbeitsunfähige Ber- 
fonen mögen in ihrem zeitigen Aufenthaltsort bleiben, wenn die Einwohner für 
ihren Unterhalt forgen wollen, fonft follen fie an ihren Geburtsort zurückkehren 
um dort unterhalten zu werden, Die st. 19. Henry VII. c. 12; 22. Hen. VII. 
c. 12 waren nur Kortfeßungen diefes rein polizeilichen Suflens. Wenn der 
Mirror c. I. $ 3 fagt, daß nad; „gemeinem Recht” die Armen zu erhalten feien, 
durch die Geiftlichkeit, Pfarrer und Pfarrgenoffen, fo ift damit wohl nur 
ausgedriüdt, baf die pofitive Pflege überhaupt der Kirchenverfafiung einſchließlich 
der Privatwohlthätigfeit zufalle; während die weltliche Gefetsgebung ſich nur 
negativ mit Abwehr des Bettelns und Bagabondirens befaßt. 

Allerdings ſcheint in den einzelen Pfarren die Armenpflege nur ſporadiſch 
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gehandhabt zu fein. Die Inftitution der Klöfter und ähnlicher Stiftungen con- 
centrirte diefe Fürſorge in jehr ungeregelter Weife an einzelen Punkten. Schon 
von der angeljächfifchen Zeit her aber ftand es feft, daf ein beftimmter Theil 
des geiftlichen Einkommens im Ganzen ben Armen beftimmt fei. Die uripräng- 
lihe Gefepgebung der Kirche machte befanntlich vier Theile, nach welchen der 
Zehnt verwandt werden jollte. In England iſt in der Regel nur von einer 
Treitheilung die Rede, da für die Ausftattung der Bisthiimer auf anderem 
Wege ſehr reicylich geforgt war. Es follte alfo Ya filr die fabrica ecclesiae, 
13 für die Armen, 13 für die Geiftlichleit verwendet werden. Nach kirchlichen 
Anordnungen, an welche in den Parlamentsverhandlungen 25. Eduard II. 
erinnert wird, waren die geiftlichen Stiftungen gemacht „um das Wort Gottes 
zu lehren, Gaftfreundfchaft, Almoſen und andere Werke chriftlicher Liebe zu üben” ; 
das Leptere wurde freilich mehr von den Klöftern und Stiftern als von den 
einzelen Pfarrgeiftlichen geübt. In 15. Ric. II. c. 6 (vergl. 4. Hen. IV. c. 12) 
wird zur Verhütung der Nachtheile der Appropriationen der Zehnten durch geift- 
lihe Stifter jpeziell verordnet, daß im ſolchem Falle „eine beftimmte und ver- 
hältnigmäßige Geldjumme jährlich gezahlt und vertheilt werden ſoll von den 
Früchten und Einkünften jener Kirche an die Armen des Kirchfpiels für immer.” 

Tendenzidfer Weife wird häufig die Bedeutung der Klöſter für die Armen- 
pflege übertrieben, und damit die ſchwere Laft der jpäteren Parodjial-Armenpflege 
der Reſormation zur Laſt gelegt. Mit Recht bemerkt dagegen Hallam Const 
Hist. I. 108: „Allerdings erhielten viele Arıne hier Unterftügungen. Allein 
das blinde Syſtem des Alınofengebens in ber römiſchen Kirche ift notoriſch mehr 
Grund als Heilung der Betlelei. Die im verichiedenen Grafſchaften zufällig 
vertheilten Klofterftiftungen konnten nimmermehr dem Zweck einer geordneten 
Armenpflege genügen; und die Armen, die hier an die Thore Klopften, wurben 
dadurch eben fo jehr zu vagabondirender Bettelei verleitet, wie reell unterftüßt. 
Schon während der Dauer der Klöfter mußten regelmäßige Sammlungen für die 
Armenpflege durch eine Reihe von Statuten veranlaft werben. Der Kirche 
und den Höfterlichen Inftitutionen fehlten in ihrer damaligen Geftalt jowohl 
das ausreichende Perfonal, wie die Geldmittel zu einer wirkſamen Armenpflege. 
Bei der fortgefchrittenen Geftalt der Geſellſchaft war die Armenpflege über⸗— 
haupt nicht mehr zu trennen von der Armenpolizei. Nur durd) die weltliche 
Geſetzgebung und dur Mithülfe der Gemeinden konnte das bloße Polizeiſyſtem 
mit den humanen Maßregeln der Fürſorge wirkſam verflochten werden. In der 
That gehen durch die ganze Geſetzgebung der Tudors die Polizeinaßregeln gegen 
den Arbeitsfähigen mit den Humanitätsmaßregeln für ben Arbeitsunfähigen 
Hand in Hand; und nur zu fehr erinmern die erfteren noch am die ganze Hoheit, 
die neben fo vielem Großen ſich durch die weltlichen Inſtitutionen des Mittel- 
alters hindurchzieht. Nach 27. Henry VII. c. 25 dürfen feine Almofen außer: 
halb der Ortfchaft oder des Kirchſpiels gegeben werden bei Strafe des Zehn- 
ſachen. Störrige Bettler follen das erfte Mal geprügelt werden; das zweite 
Mal fol ihnen das rechte Ohr geftutt werden; und werden fie nochmals des 
Betteins ſchuldig befunden, fo follen fie des müßigen Vagabondirens angeflagt, 
die Todesftrafe erleiden „als felons und Feinde des Gemeinweſens“. Nach 1. 
Edw. VI. c. 3 ſoll jeder Arbeitsfähige, der ſich keiner ehrlichen Arbeit widmen 
und auch nicht in Dienſt gehen will (ſei es auch nur für Eſſen und Trinken), 
old Bagabund an der Schulter gebraudmarkt und Jedem, der ihn haben will, 
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als Sclav zugeſprochen werben auf zwei Jahre zum Unterhalt bei Wafler und 
Brot; er foll einen eifernen Ring um den Hals, die Arme oder Beine tragen, 
durch Prügel zur Arbeit angehalten werden x. Wenn er entläuft fol er ale 
Sclav auf Lebenszeit zugejprochen werden, und wenn er nochmals entlänft ale 
felon die Todesftrafe erleiden. Wenn ihn Niemand ale Sclaven verlangt, fol 
es zu harter Arbeit beim Wegebau in Ketten verwendet werben, Dies wurde 
aufgehoben durdy 3. et 4. Edw. VI. c. 16. Doch ift au in 14. Eliz. c. 5 
wieder die Beſtimmung eingeflochten, daß rogues, vagabonds und ftörrige Bett 
fer (d. h. im Allgemeinen alle Arbeitsfähigen, die fiir den üblichen Lohn nicht 
arbeiten wollen) das erfte Mal nachdrücklich geprügelt und am rechten Chr 
gebrannt werden, im Wiederholungsfalle die Strafe der Felonie, im dritter Falle 
die Todesftrafe erleiden follen. Erft mit der Confolidirung ber gefammten Ar- 
mens und Arbeitspolizeigefebgebung verlieren fich die Barbareien. Die abfdhlie- 
ßende focial-politifche Gefekgruppe 39. Eliz. ift fir ihre Zeitverhäftniffe ein 
vollendetes Meiſterwerk: cap. 1 against the decaying of towns and houses 
of husbandry; c. 2 for the maintenance of husbandry and tillage; c. 3 
for the relief of the poor; c. 4 for punishment of rogues, vagabonds and 
sturdy beggars; c. 5 for erecting of hospitals and working houses for the 
poor; c. 6 touching lands given to charitable uses; c. 12 concerning la- 
bourers. Zweihundert Jahre - parlamentarifcher Parteigefetgebung haben an 
ben Armengeſetz Eliſabeth's feinen einzigen Sat zu verbeffern gewußt. Solde 
jocial-politiiche Geſetzeswerke eutftehen mweber aus einem bloßen Beamtenförper 
noch aus einer Parlamentsbeſchließung, fondern nur aus einem feften Zuſammen 
wirfen beider in ihrer damaligen Geftalt. Die fpütere Zerreißung in ein ca- 
binet (Plinifterrath) und eine parlamentarifche Beſchließung unter dem Einfluß 
einer herrichenden Partei hat die Fähigkeit dazu verloren, und für ſociale Um- 
geftaltungen von Grund ans bis heute noch nicht wieder gewonnen. Weber den 
Endrefultat des langen erperimentalen Ganges der Geſetzgebung hat man fpäter 
die Vorfiufen ganz vergefien. Schon Lambard, Cole, Dalton übergehen bie 
älteren Geſetze vor Elifabeth in einer Weife, die den gefchichtlichen Faden auf 
des Gemeindeweſens fehr fühlbar zerreißt. Aus Unlenntniß jener älteren Zu 
flände wieberhoft fich heute der fehr wohl gemeinte, aber wenig überlegte Kath, 
die Armenpflege „der Kirche” zu iiberlaffen auch in England. 

Zur Erfäuterung.des Gefetes, 42. Eliz. c. 2 bemerfe ich noch Folgendes: 

(1) Die Bezirke der Armenverwaltung find grundfüglic bie 
Kirchſpiele. Die Gefebgebung der Keftauration hat aber auch darin bem 
Beftreben der Abfonderung nachgegeben und es den Betheiligten anheim geftellt, 
die Kirchipiele zu theilen und den Meineren Verbänden, foweit fie dazu geeignel 
find, eine gefonderte Armenpflege zu geftatten. Wo ein Kirchfpiel mehre welt 
liche Zehntichaften tithings, townships umfaßt, können diefe alfo fiir die Armen- 
pflege wieber als gejonderte Ortsarmenverbände ſich conflituiren, was nament- 
lid in den großen ländlichen Kirchipielen des Nordens vielfach geſchehen if. 
Aber auch ohne eine ſolche Grundlage Finnen Kirchfpiele aus Urtlichen Gründen 
gejonderte Armenbezirte bilden, jo daß feit diefer Zeit die Zahl der Ortsarmen 
verbände die Zahl der kirchlichen Parochien um mehre Tauſend überſchreitet. 

(2) Die Ernennung der Armenvorfteher erfolgt nad} dem Geſetz Cli- 
jabeth’8 durch die Friedensrichter. Dies ift wohl ale Neuerung zu betraditen. 
Als das ältere Geſetz 27. Hen. VIII. c. 25 den Kirchfpielen anheim ftellte, daP 
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Geſchäft, die Arbeitsfähigen zu beichäftigen und den Arbeitsunfähigen zu helfen 
durd die Kirchenvorfteher oder zwei andere aus dem Kirchipiel zu bejorgen, 
blieb es natürlich der Gemeinde Hiberlaffen! ihre Delegirten unter eigner Ber- 
antwortlichfeit zu ernennen. In einzelen Orten ift die Wahl folder Armenväter 
wirflih erfolgt, die der Gemeindeverfammlung Rechnung zu legen hatten. Es 
ergiebt ſich dies aus noch vorhandenen Kirchipieleurfunden bis in die Zeit von 
1570 zurüd, Zugleich ergiebt fid), daß noch mehre Beamte als collectors und 
als distributors gewählt wurden (Smith parish S. 145 und 509), über 
die Wahl folder collectors überhaupt vergl. Smith S. 178, 179. — Die 
Gründe der Neuerung Tagen wohl darin, daß man durch diefe Ernennung die 
noch ſehr ungleihmäßige und mangelhafte Armenpflege beijer durchzuflihren 
glaubte, wıd daß man eine Ernennung durch die Polizeiobrigfeit bei einer neuen 
mit Widerfireben eingeführten Laft fiir wirkfamer hielt. Die fpätere Praris hat 
eine Art von Dlittelweg eingefchlagen, bei welchem man der Gemeindeverfammt- 
fung ein Borfchlagsredht giebt und die friedensrichterliche Ernennung nur als 
eine formelle Beftätigung behandelt. 

(3) Die Seftaltung der Kirchenftener in dem Geſetz Eliſabeth's iſt 
die Zufanmenfaflung der früheren Berfuche in ein gleihmäßiges Syſtem. “Die 
Kırde hatte immer noch die Verpflichtung der Geiftlichleit von wegen ihres 
Zehntbefites jeftgehalten. Noch die Injunctions von 1547 und 1559 enthalten 
die Vorfehrift: „weil die Güter der Kirche die Güter der Arnıen genannt wer- 
den, follen alle Pfarrer, Bicare, Präbendare und andere bepfründete Diänner, 
wenn fie nicht auf ihren Pfründen refident find, fofern fie jährlich 20 8, 
oder darüber auszugeben haben, künftig vertheilen unter die armen Kirchipiels- 
genofien oder andere Einwohner in Gegenwart der Sirchenvorfteher ober anderer 
ehrbarer Männer aus dem Stirchipiel den vierzigften Theil der Frlichte und Ein- 
fünfte der gedachten Pfründen.“ Aus diefent Gefichtspunft erflärt fich auch die 
Rennung des Pfarrers oder Bicars unter den Beitragspflichtigen an erfter 
Stelle, und die namentliche Hervorhebung der Zehnter unter den fteuerpflichtigen 
Gegenfländen. So lange das Geſetz Elifabeth's in feinem urfprünglichen Sinne 
durd; „arbeittame Beihäftigung” der Armen in den Einzelgemeinden gehand- 
habt wurde (vergl. 3. Gar. I. c. 4), jcheint die Geſammtmaſſe der Armenfteuer 
in mäßigen Grenzen geblieben zu fein. Nach Angaben von Coode und Nicholls 
beteng fie im Jahre 1650 — 188,811 L., war aber 1688 ſchon auf 700,000 }. 
geftiegen. 

Ein intereffantes Specimen der Armenpflege in den erften 25 Sahren nad) 
diem Geſetz Elifabeth’s giebt Smith, Parish S 626 ff. in Auszügen aus ben 
Semeindeprotofollen des Kirchipiels Steeple Ashton in Weltihire, 


II. In gleihem Geift wird die Wege: und Brüdenbaulaft 
dur die Geſetzgebung der Tudors als Theil des Com— 
munalweſens geftaltet. 

Sie galt als Communallaſt (trinoda necessitas) ſchon im angel- 
lähfiihen Staat, wo man die alte zu einem bäuerlichen Landfturm 
berabgefunfene Landwehr gern zu folchen Dienften verwendete. Die 
normanniſche Zeit erzwang die Ynftandhaltung der Wege und Brüden 
durch die gewöhnlichen Polizeibußen, amerciaments. Erweiterung, 
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Verlegung und Schließung von Wegen ward geregelt durd; einen Ca— 
binetöbefehl aus der Kanzlei, writ ad quod damnum, woburd ber 
Sheriff angewiefen wird, mittel8 einer Unterfuchungs-Commilfion feit- 
zujtellen, ob die beabjichtigte Aenderung nicht dem Publiknm nachthei— 
lig fein werde. Die Snftandhaltung der Wege und Brücken war ein 
ftehender Artilel der Befragung in dem Sheriff’s tourn und in dem 
Court leet. Dabei hatte fich die fachgemäße Scheidung geltend ge 
macht, daß die Wegelaft grundfätlich den Kleinen Ortsgemeinden, die 
Brüdenlaft der ganzen Grafichaft obliege. “Der wirkliche Gebraud 
für das Publikum begründete die Pflicht der ſämmtlichen Einwohner 
zur Erhaltung Coke II. Inst. 700. In feltenen Fälfen ruhte bie 
Laft ausnahmsweise auf einem Privatbefig als Bedingung einer aften 
Verleihung (by tenure). Dieſe Grundfäge, wie fie durch die nor- 
mannifche Verwaltung gleihmäßig durchgeführt waren, gelten num al 
gemeine Recht common law. 


Die Aufrechterhaltung derfelben beruht nach der Polizeipraris nor 


mannifcher Zeit auf einem Anflageverfahren, und zwar zunädii 
durch dienftliche Anzeige (presentment) bei der King’s Bench, hi 
den reifenden Richtern oder bei den Eriminal-Affifen. Durch ein Com 





mifforium konnte der Sheriff damit befaßt werden, bis durch 28. Ed. III. 


ec. 9. ihm auch diefer Theil der Gerichtsgefchäfte entzogen ward. Du 
neben fteht auch eine gewöhnliche Anklage indietment von Privaten 


gegen die verpflichtete Gemeinde. Bei der Brückenlaſt Tann folche gegen 


jeden Befiter eines beitragspflichtigen Grundftüds angebracht werden; 
der fo Angeflagte mag in die ganze Buße verurtheilt - werden, und 
dann feinen Regreß gegen fämmtliche Beitragspflichtige der Grafſchaft 
fammt oder fonders nehmen. Durch 22. H. VIII. e. 5. 8. 1. werden 
presentments vor den Generalfigungen der Sriedensrichter mit gleicher 
Wirkung wie vor den Affifen eingeführt. Endlich kann ein fiscalifches 
Strafverfahren ex officio, criminal information, bei den Reichsge⸗ 
richten eintreten. 

Die Gefepgebung ber Tudors Hat diefe Grundſätze weſentlich er: 
gänzt. Das Statute of bridges 22 H. VIII. c. 5. normirt die Bei 
tragspflicht zu den Brüden, die auf allen householders ruhen 
joll, mögen fie Ländereien befiken oder nicht, und auf allen Grund- 
ftücken, mögen die Befiger in der Graffchaft wohnen oder nicht. Dat 
Läſtige und Unzureichende des Anflageverfahrens durch presentment 
und indietment führt nun aber nad) dem Grundfag der Arbeitstheir 
fung weiter zur Bildung eines neuen Gemeindeamts, de 
Surveyor of Highways dur) 2 et 3 Phil. et Mary c. 8*). Auf 
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diefed Organ der Ortsgemeinde geht nun die nächſte Verpflichtung zur 
Inftandhaltung der Wege über, und dem entfprecdhend ermächtigt ihn 
das Gefe die Einwohner in ungefähren Abftufungen nad) der Größe 
des Srundbefiges zu Hand» und Spanndienften heranzuzichen, ſowohl 
die Beſitzer von Land, wie die Beſitzer eines Geſpanns, wie überhaupt 
alfe householders, aud Budner und Arbeitsleute mit eigenem 
Hausſtand. 

Es waren damit dieſelben Grundlagen einer Gemeindeverfaſſung, 
wie für das Armenweſen, ſo für die Wegeverwaltung gelegt: das 
Kirchſpiel als Bezirk; der Surveyor als Ortsbeamter; Naturalleiſtung 
nach der Größe des household und Realbeſitzes, die ſpäter allmälig 
in eine Geldſteuer nach dem Maßſtab der Armenftener überging. 

Einen etwas anderen Verlauf nahmen die mehrfach analogen Ein- 
rihtungen über die Waffer -Communication. Regulative für Häfen 
und Schiffahrt, waren mit der alten Verfaffung der jogenannten 
5 Häfen verbunden. Eine Berordnung für die Meiethöfchiffer der 
Themfe erging unter der Tathofifchen Marie. Eine Leuchtthurme- und 
Yootjenordnnung folgt unter Elifabeth, — gleichzeitig mit der Bildung 
privilegirter Gorporationen dafür, da Pflichten und echte diefer 
Art ih nicht wohl mit örtlichen Gemeindeverbänden incorporiren 
liegen. Aehnlich verhielt e8 ſich mit den Deichverbänden, die nach den 
Bedürfniſſen des Terraind ans den Intereſſenten gebildet werden müf- 
jen. Solde commissions of,sewers**) waren ſchon im Mittel- 
alter zu Stande gefommen und werden im Geift der älteren Einrid- 
tungen durch 23. H. VIII. c. 5. geregelt. 

Das Wegegeſetz 2 et 3 Phil. et Mary c. 8 hat die Gemeinbelaft 
dahin abgefiuft: jeder Befiter von einem Pflug Land bat zum beſtimmten 
Tag und Ort zu geftellen einen Wagen oder Karren, befpannt mit Ochfen, 
Pierden oder anderem Zugvieh nad) Gewohnheit des Landes, nebft zwei tüch⸗ 
tigen Männern und den fonft nöthigen Utenfilien. — Jeder Befiter eines Ge- 
Ipannes oder Pfluges im Kirchipiel hat in gleicher Weife einen Wagen mit 
zwei Männern zu ftellen; flatt des Wagens müſſen auf Verlangen aud) zwei 
Hann geftellt werden. ($ 2.) Ieder andere Einwohner, householder, cot- 
tager and labourer, der arbeitsfühig und nicht auf Yahresdienft im Gefinde- 
verhäftnig flieht, muß an demfelben Tage perfönfich oder durch einen arbeits- 
fähigen Stellvertreter Handdienft Teiften. Berfonen mittlerer Klaſſe (40 Sh. 
Grundrente, 5 2. beiwegliches Bermögen) ſollen zwei Mann ftellen (18. Eliz. 
e. 108 2). Die einzelen Elemente des Communalweſens find dann durch dies 
und eine Reihe ergänzender Geſetze dahin firirt: 

1) AlS Bezirk der Vegebaupflicht ift ausdrücklich das Kirchſpiel, 
Parish, nicht die alte weltliche Zehntichaft zu Grunde gelegt. 

2) Die Wahl der surveyors foll nad dem Geſetz fo gefchehen, daß 
bie Constables und Churchwardens jührlid die Parishioners berufen, um 
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zwei rechtichaffene Männer als surveyors of the highways zu wählen, mit 
der Ermächtigung die nöthigen Wagen und Arbeiter für das Ausbefferunge- 
werf zu beordern und zu dirigiren, und beftinımte Tage zu den Wegearbeiten 
feftzuftellen. Für die Ablehnung des Amts droht das Gefet eine Geldbuße 
von 20 Sh. | 

3) Die Wegebaulaft ift zunächft noch auf Naturalleiftung bafırt. Tie 
Norm für den Spannbienft ift ein Pflug Land, d. h. 100 acres, nad) fpäterer 
Normirung 50 Pfd. Sterl. per annum. feichgeftellt ift der fonftige Veit 
eines Gefpanns. In der Praris zog man daher aud) bie Beſitzer von Eaui 
pagen und von Geſpannen zu gewerblichen Zweden heran, und verftand das 
Geſetz ſtreng alternativ von Befitern von Land oder Geſpanu. Wer mehre 
Pflug Landes befitst, wird zu ebenfo viel Geſpannen herangezogen, mag er folde 
befigen oder nicht. Nach 5. Eliz. c. 13; 29. Eliz. c. 5 werden ſechs Arbeite 
tage für die Wegebefferung durch die Friedensrichter firirt. Reichen aber die 
durch das Gefe angeordneten Arbeitskräfte nicht aus, fo ſchützt dies die Ge 
meinde nicht gegen eine Anklage wegen unzureichend unterhaltener Wege; dem 
die Statuten find nur gemacht „in aid of the common law,” Dalton, Justice 
cap. 26. Es bedarf alfo in foldem Falle der Ausichreibung ergänzende 
Steuern. Durch 22. Car. II. c. 12 wirb weiter verordnet, daß „wenn bit 
Friedensrichter in ihren allgemeinen Ouartalfitungen fi) überzeugen, daß die 
Wege mittels der ftatutenmäßigen Arbeiten nicht genügend zu erhalten fint, 
fie eine oder mehre Geldeinſchätzungen ausschreiben mögen auf alle Einwohner, 
Eigenthlimer oder occupiers von Grundbefit oder anderem Vermögen, welches 
gewöhnlich zur Armenfteuer eingejhäpt wird.“ Diefer Webergaug 
in Geldbeiträge nad dem Maßftab der Armenfieuer rüdt dann im 18. Jahr 
hundert weiter. — Bei der Britdenbaulaft hatte das Geſetz ausdrücklich jeden 
occupier fir beitragspflichtig erflärt; die Gewöhnung an die mittelalterliche 
Weife der Communalſteuer war aber fo feſtgewurzelt, daß man ſehr gewöhnlih 
die einzelen Hundertfchaften, und innerhalb derjelben die einzelen Kirchſpiele zn 
firirten Summen annahm und folche durch Die Chief constables und Constables 
einzog, bis durch 1. Anne c. 18 diefer dein Geſetz Heinrich's VIII. wider: 
fprechende Gebrauch unterfagt wurde. 

An enge Berbindung mit biefer Neugeftaltung der Wegeerhaltungspflicht 
tritt nun die Wegepolizeiordnung. Nach dem urfprünglichen WBegegeiet ſol 
Ien die courts leet gegen alle Vergehen des Statuts inquiriren und alle fines 
und amerciaments erfennen. Im Falle fie füuntig, follen die Friedensrichter 
in den Seffionen inguiriren. Alle Bußen follen zur Wegereparatur verwendel 
werden. Nach 5. Eliz. c. 13 fol jede amtliche Anzeige eines Friedensrichters 
von einen „highway out of repair” die Kraft eines presentment durch zoöll 
Männer haben und auf Grund biefer „conviction” unmittelbar auf die Buße 
erfannt werben. Eine Bolizeibeftimmung iiber die Breite und Lichthaltung der 
Wege enthielt ſchon das St. Wincheſter 13. Ebw. I. c. 5. Durd 5. Eliz. 
c. 13 werden diefe Borfchriften fpeziafifirt, im 18. Jahrhundert fpeziafifiren ft 
fi) weiter zu Wegeordnungen iiber Lichthaltung, Trodenhaltung, Wegweiſer, 
Meilenfteine, Befeitigung von nuisances aller Art, deren Handhabung nun vol 
zugsweife den Friedensrichten anheimfält. Schon nad) dem St. Wincheſter 
follten ferner die Constables periodifche Berichte liber den Zuftand der Wegt 
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erflatten,; im 18. Jahrhundert ift dieſe Verichterflattung auf die Wegeauficher 
übergegangen. 

*), Die Commissions of sewers find nad) anderen Grundfägen als das 
gewöhnliche Communalweſen geregelt. Die Erhaltung der Deiche bildet das 
dauernde Realintereffe des Grundſtücks, nicht eines Gemeindever- 
bandes als folhen. Die dazu nöthigen Beiträge, sewers rates, find durch das 
Gefetg dem gefährdeten Grundeigenthümer als jolddem (6. Henry VI. c. 6) auf- 
erlegt, nicht dein nußenden Inhaber, occupier, wie die Communalſteuern. Die 
dazu nöthigen obrigkeitlichen Gewalten werden durch eine Königliche Commiffion 
ertheilt vom Lordlanzler, Lorbfchagmeifter und den Chief Justices der Reichs: 
gerichte an Berfonen von einem Grundbefit von 40 Marf per annum ꝛc. Die 
commission bildet einen court of record, alſo mit arbiträren Strafbefugniffen 
und Erecutionsrechten. Sie überwacht in ihrem gemeflenen Bezirk die Erhal⸗ 
tung und Reparatur der Strombeiche, Reinigung der Flüſſe und Abzugslanäle, 
Aufbringung der nöthigen ©eldbeiträge, und fie verfährt dabei nad) Umftänden 
durh Augenfchein oder mit einer Jury, entweder nad Deichverbandsgewohn- 
heit oder nach Bedürfuiß und Ermeſſen (discretion). Zugleich handhabt fie 
die Polizetordnung der Anlage durch fummariſche Bilßungen. Manches lehr⸗ 
reihe Material enthalten ſchon die älteren Commissions aus der Zeit Henry VI., 
Edw. IV., Henry VOL. 


IV. Durch die vorſtehenden Einrichtungen if die Ortsge⸗ 
meindeverfaflung Englands und ein nenes Gemeinde: Steneriyftem 
zur Gonfolidirung gelommen, beruhend auf folgenden drei Momenten: 

1. Der Bezirk diefer Ortsgemeinde ift das Kirchſpiel 
Parish, welches jeßt die alten Zehntſchaften Tithings, Townships, 
mit dem verfallenden Amt der Constables in den Hintergrund drängt. 
Die Kirche und Pfarre von jeher der fefte Mittelpunkt der kirchlichen 
Grmeinde waren, fo werden jeßt die Armen- und Wegebeamten, die 
Armens und Wegeftenern, das lebendige Verbindungsglied derſelben 
Gemeinde mit dem weltlichen Staat. 

2. In dem Syftem der Drtsämter find zunächſt die Kir- 
Genvorfteher und Armenauffeher abfichtlih verbunden, — ein einfacher 
und praktifcher Ausdrud der Nichttrennung von Kirde und Staat. 
In ihren Tirchlichen Gefchäften find die Kirchenvorfteher der kirchlichen 
Tbrigkeit, in ber Armenverwaltung der weltlichen Pofizeiobrigkeit 
(den Friedengrichtern) untergeorbnet, mit übrigens gleichen Nechten und 
P lichten wie die Armenauffeher. Dos Wahlreht der Gemeinde für 
die Rirchenvorfteher bleibt al8 populäres Wahlelement neben dem Er- 
nennungsrecht der riedendrichter für die overseers ftehen. Das 
Etmmrbewilligungsrecht der Gemeinde für die Kirchenfteuer, das 
Etrnerauflegungsrecht der Armenbeamten für die Armenfteuer wirkt 
bier auf der unterften Stufe des Staatslebens gegenfeitig ermäßigend 
im Sinne nothwendiger Verftändigung. Etwas zurücktretend fchließen 
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fih daran die Wegeauffeher und die Constableg, deren in einem Kirch⸗ 
fpiel auch mehre vorfommen, wo mehre townships zu einer parish 
eingepfarrt find. Zum Zweck der Steuereinfammlung kommen aud 
nad Bedürfniß collectors vor, wie ſchon in dem erften Armengefes 
27. Henry VIII c. 25. | 

3. Die Ortsgemeindeftenern gewinnen von diejer Zeit 
an eine [ehr erhöhte Bedeutung. Die Anforderungen an das 
Gemeinweſen waren im Mittelalter einfacher gewefen, jo lange die 
arbeitenden Klaſſen noch maffenweis im weiteren Hausſtand aufgingen, 
und daher nur für die Kirche, nicht für die Commuue vorhanden waren. 
Das mittelalterliche Gemeindeleben umfaßte nur Functionen, in denen 
perfönficher Dienft und Naturalleiftung vorherrichen (Miliz, Gericht, 
Polizei, Wegebau). In das neuere Communalſyſtem ift Die Gel: 
wirthichaft entfchieden eingetreten. Die Kirchenfteuer wurde zwar nod 
oft fehr patriarchalifch für einzele Zwecke des Kirchendienftes mit einem 
Penny pro Kopf ꝛc. aufgebradt (Smith 510. 511.), die Armen: 
fteuer dagegen war eine gleichmäßig durdhgreifende, durch die Armen 
beamten erzwingbare Steuer. In ähnlicher Weife ift e8 die Brücken⸗ 
jteuer. Der Wegebau wird zwar noch durch Naturalfeiftungen beftrit: 
ten, die aber wejentlich anf derfelben Klaſſe von occupiers und 
GrundeigenthHümern ruhen. Die dabei vorkommenden Strafbußen 
trafen zwar noch in alter Weife die Theilnehmer am court leet 
und waren durch Einthägungs-Commiffionen zu vertheilen. Da fie 
aber feltener, in Heinen Summen und immer fehr zufällig eintraten, 
fo wurden fie in der Praris wohl eben jo aufgebracht, wie die ge 
wohnten Sommunalftenern. Das Syitem einer Communalbe- 
fteuerung, welde auf der Haushbaltung ruht nad dem 
Maßftab der visible profitable propertyin the Parish, 
wird damit der ordentlide Typus aller Commumalftener. 
Einige Abweichungen davon, die bei der Kirchenfteuer durch die Weile 
ihrer Entftehung und älteren Handhabung, — bei der Wegebaulaft 
und bei den polizeilichen Beiträgen durch Gefet begründet waren, — 
ignorirte man leicht, da die “Differenzen faum nennenswerth, ihre Gel: 
tendmadhung unverhältnigmäßige Weitläufigfeiten und vervielfältigte 
Rechnungen verurfacht hätte. Schon Hieraus erklärt es ſich, warum 
die Armenfteuer immermehr als die regelmäßige, alles Uebrige als ein 
Anhang oder Zufchlag dazu betrachtet werden konnte. Das Brüden- 
gefeg Heinrich's VIII. Hatte die nöthigen Beiträge fchon legal auf 
diefelben Perfonen (occupiers) gelegt. Ein Gejeg Heinrich's VIII. 
für die Beiträge zum Bau der Graffchaftsgefänguiffe lenkt in diefelben 
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Wege ein. Nach 23. Hen. VIII. c. 2. (Statutes of the R. III. 
p. 364) follen in einer Anzahl Graffchaften die Friedensrichter in den 
Seſſionen fih darüber mit den high constables und Ortsfchulzen ver: 
anbaren (agree) und außer den 40 sh. fresholders die Befiter von 
20 8. an beweglichen Vermögen eingefchägt werden; die Sache jelbft 
war eine neue, die man dann durch temporäre Verlängerungen Hinzog 
33. H. VIII. c. 17; 37. H. VIII. c. 23; 1. Mary sess. 2. c. 14; 
3. Eliz e. 24; 13. Eliz. c. 5 u. f. f., bis fie endlich auf den Fuß 
der gewöhnlichen Communalfteuern fam. ‘Die Grenze der activen und 
der paffiven Theilnahme an der alten Gerichts⸗ und Polizeigemeinde 
im court leet war niemald eine feite gewejen, inſofern mau nad) Be⸗ 
dürfniß auch copyholders, im Nothfall aud Andere zum Dienſt ber 
Gerihtsmänner heranzog. Geſetzliche Analogie, Bereinfachung dee 
Einſchätzungsgeſchüfts, Gewöhnung der Steuerzahler, gemeinfchaftliche 
Sandhabung der Oberinftanz durch die Friedensrichter, — Alles wirkte 
zuſammen um alfe örtlichen Steuern allmälig auf den Maßitab ber 
Poor rate zu bringen. Diefe Verſchmelzung wird dann als fait 
accompli fichtbar in bem st. 13. et 14. Car. II. c. 12, und noch 
volljtändiger in der folgenden Periode in 12. Georg II. c. 29. 

Die Ortsgemeinde hat durd; diefe mannigfaltigen Pflichten ein 
viel regeres Leben, und damit auc die Triebkraft zu Neubildungen ge- 
wonnen, welche als Gemeindeausfchüfje zu Gemeindezweden er- 
ideinen. Die Einfhäßungs-Commiffionen, committees of assessment, 
gehören fchon dem Mittelalter an. Daneben erjcheinen jekt Com- 
nittees of jurats, 4 oder 8 geſchworne Schiedsmänner for of- 
tences given and taken, d. 5. zur gütlichen Beilegung von Strei- 
tigfeiten zwiſchen Nachbar und Nachbar. Häufig wird auch eine Art 
von Gemeindeverwaltungsrathj, Committee of assistance er- 
wähnt, beſtehend aus 13 Perſonen, und zwar folchen, die früher Kir- 
Genvorfteher oder Constables gewefen find, — ber unwillfürliche Aus- 
rad des Grundjages, daß die perfünlidhe Thätigkeit, die Verwaltung, 
den nächſten Beruf zur Mitbefchließung giebt. Aus dieſen Committees 
nnd dann hauptſächlich die jog. Select Vestries entftanden 

Aus dem Geſammtſyſtem der neuen Verwaltung bildet ſich ferner 
ein erweitertes- Recht zur Errichtung von Ortsftatuten, Bye laws, 
welches zuerft aus der Praris bed Gemeindelebens im court leet her- 
borgegangen war. Webernahm die Gemeinde gemeinnügige verfaſſungs⸗ 
mäßig anerfannte Beiträge wie die Kirchenftener, oder erfüllte fie ge- 
ſeliche Pflichten wie Wegebau- und Armenpflege, fo mußte fie aud) 
befugt fein Anordnungen „für die beſſere Erfüllung derſelben“ zu trefs 
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fen. In diefem Sinne erlannte die Gerichtspraris frühzeitig bindende 
Beichlüffe der Mehrheit an: inhabitants of a town, without any | 
custom, ınay make Ördinances or Byelaws for the reparation 
of the Church, or a highway, or of any such thing which | 
is for the general good of the public; and ın such case the 
greater part shall bind the. whole, without any custom, Coke 5 
Reports p. 63a. Als Grenze ift dabei jedoch immer inne gehalten, 
daß Feine andere Steuer als zu gefeglich autorifirten Sweden, oder zu 
folchen die wie die Kirchenfteuer auf altem Herfommen und inbirecter 
Anerkennung des Geſetzes (18. Edw. I.) beruhen, erhoben, und daß 
Nichts gegen das gemeine Landesrecht ftatuirt werden dürfe. 

Die Gefammtheit dieſer Verhältniſſe beftimmte nunmehr die 
Stellung der Ortögemeindeverfammlung, vestry. Ein 
verfaffungsmäßiges Recht befragt zu werden, hatten die Gemeindege 
noffen nur bei der Kirchenfteuer nad; dem Hergang ihrer Entftehung. | 
Daran reihte fi) ihr ebenfo entftandenes Wahlrecht der Kirchenvor 
fteher oder wenigftend eines derfelben. Für die Wegeaufjeher war ein 
Wahlrecht durch da8 st. 2 et 3 Phil. et M. gegeben. Ein Tor: 
Ichlagsredt für die Ernennung der Armenauffeher reihte fich daran 
naturgemäß an. Ein Vorſchlags- oder Wahlrecht für die Constables 
ftand altherfömmlich nur dem Court leet zu, der aber auf befonderm 
Privilegium beruht, einen anderen Kreis von Perfonen als die Parish 
umfaßt und feit dem 15. Jahrhundert in Verfall fommt. Ein grund 
ſätzliches Wahlrecht für die Constables konnte unter diefen Umſtänden 
nicht wohl zur Entwidelung kommen. Mancherlei Fragen der Orte 
verwaltung wurden aber naturgemäß von den Beamten vor die Ge 
meinde zur Beſprechung gebracht, ohne daß bazu eine gefetliche Per 
pflichtung beftand. 

Seit den Zeiten der Stuarts ift indeffen die Fortbildung dieſer 
Berhältniffe eine örtlich verſchiedene. Für die wichtigen Verhältniſſe 
beftand nach Geſetz oder Herfommen ein allgemeines gleiche! Stimm: 
recht; die weltlichen Gerichte ließen fogar Anjurienflagen zu wegen 
willfürlicher Ausjchließung eines Steuerzahlers von ber Verſammlung 
Wo eine wohlhabendere Klafje von Pächtern oder Freifaffen in länd- 
lichen, ein Aderbürgerthum in ftädtifchen Kirchfpielen vorhanden war, 
beſchäftigten ſich folche volle Gemeinde-Berfammlungen, open vestries, 
noch ziemlich lebendig mit den Gemeinde-Angelegenheiten. An andern 
Orten bejchräufte ſich die active Theiluahme auf einen alten Gemeinde 
Ausſchuß oder einen Verwaltungsrath von ehemaligen Armenauffchern 
und constables, der leicht zu einer Ergänzung durch CE ooptation fam. 
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Rah wenigen Menſchenaltern erfchien dies Verhältniß unter dem Na⸗ 
men einer select vestry als Herfommen, durd welches größere 
Gemeinde-Berfammlungen in Vergeffenheit famen. Wieder in anderen 
Drten beſchränkte ſich Alles auf die jährlich ernannten und gewählten 
Beamten. Es haben dabei weniger politifche Tendenzen als vielmehr 
Ortöbedürfniß und bequeme Gewohnheit gewaltet. Ob das Vorbild 
der Stadtcorporationen und ihrer governing bodies eingewirft hat, 
wiefern überhaupt eine Wechſelwirkung zwifchen beiden ftattfand, mag 
dahin geſtellt bleiben. Thatſache aber ift es, daß die activen Körper: 
ihaften in fehr vielen Kirchjpielen aus einer FTleineren Zahl von 
Ffarrgenofjen beftanden, und daß die fpätere Gerichtspraris fein Be⸗ 
denen trug, foldje select vestries als eine rechtmäßige Gewohnheit 
anzuerfennen, ohne folche nach der fonftigen Regel auf den Regierungs- 
antritt Richard’8 I. zurück zu datiren. Eben fo ift e8 Thatſache, daß 
die Geſetzgebung ſeit den Zeiten der Stuarts in diefer Richtung 
unthätig blieb, vielmehr inbdirect das Abfterben bes Gemeindelebens 
förderte. 


* Für die coufolidirte Kicchfpielsverfaffung diefer Zeit in ihrem 
regen Leben hat ein jehr großes Berbienft die Darftellung des Advolaten 
Zoulmin Smith, welcher mit perfönlicher Borliebe eine Wiederaufgrabung 
der im 18ten Jahrhundert überwachſenen und faft verſchütteten Kirchſpielsver⸗ 
jaflung vorgenommen hat, und der aus Älteren Originalprotofollen und anderen 
Onellen die fchätenswertheften Beiträge für die Geſchichte des Kirchſpiels giebt, 
befonders in der zweiten Auflage feier Hauptfchrift: the Parish, its Powers 
and Obligations at Law. London 1857. 8. Es ift namentlich hervorzuheben 
die Ueberſicht der Kirchfpielsämter, Capitel III.; der Kirchſpielscom— 
mittees, Cap. IV.; der Gegenftände kirchlicher Verwaltung, Cap. VII. und 
der Ertract aus den Kirchſpielsprotolollen von Steeple Ashton im Anhang, wel⸗ 
Ger zugleich einen wohlorganifirten Vorſchußverein flir diefe Ortsgemeinde ergiebt. 

Die geichichtlichen Berdienfte werden aud nicht vermindert durch manche 
einfeitige Rechtsanſchauung und Folgerung, die ſich aus dem Gegenſatz gegen 
vie habituelle Mißachtung des örtlichen Gemeindelebens ſeit Menfchenaltern 
mad gegen bie neuere Kentralifation bilden mußten. Dahin gehört vor Allem 
feine Ueberichätung ber Gemeinde- Autonomie, bie in ber von ihm erftrebten 
Beife mit dem heutigen Zufland der Gefellfchaft unvereinbar, in einem neueren 
Staateweſen nicht fein darf. Die Befugnif eigene Statuten zu errich— 
ten und die Befugniß zur Selbfibefteuerung hat in England nur be- 
befanden für Zwecke und Gebiete, welche der Gemeinde kraft des Gefeges als 
Communalpflicht obliegen. Die von ihm citirten Ausfprüche, 3. B.: parishio- 
ners have a sole right to raise taxes for their own relief, without the 
interposition of any superior court (Viner, Abridgment v. Parishioners), 
unb weiter: None but Parliament can impose a tax; but the greater part 
of a parish can make a Bye-Law to raise Tax (I. Modern Reports 
p. 194), beziehen fidy in ihrem Zufammenhange auf das alte vet, die ver- 

Geeif, Engl. Eommunalverfaffung. 
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wirkten PBolizeibußen unter fi aufzubringen und die im Parlament bewilligten 
Subfidien unter fi} zu vertheilen, nicht aber darauf durch Miehrheitsbeichlünie 
die Gemeindegenoffen zu nitlichern Zwecken nad) fubjectivem Ermeſſen zu be- 
ftenern. (Smith 558, 563.) Der Verſuch die ganze Entftehung der church 
rate aus der Befugniß des Kirdjipiels zum Erlaß von Statuten (Smith 538, 
583 ff.) abzuleiten, ift daher auch ein verfehlte. In dem anf der geſchicht 
lichen Entftehung ift nie von vorangegangenen ftatutarifchen Borbeichtüffen, ſon 
dern immer nur von der Bewilligung fir den einzelen Fall des Bedürjuiſſes 
die Rede. Jene Anficht verläuft im Grunde in eine petitio principi; denn 
um die Gemeinde zu Gunften der Kirche zu beftenern, mußte erft die Geier 
‚ mäßigfeit des Zwecks feftftehen. Auch die Beifpiele wirklich vorhandener bye- 
laws file Nichtzahlung der Gcmeindefteuer, Nichtiibernahme der Semeindeämter, 
Nichterfüllung der gefetlichen Geneindeamtspflichten u. dgl. (Smith 608) be- 
thätigen nur den Grundjag, daß bye-laws gejegliche Berpflichtungen beftärten 
aber nicht begründen können. Einige Beijpiele könnten allerdings zweifelhaft 
fein, wie ein Ortsftatut, welches anordnet, daß Perfonen, welche leichtfintig 
ſolche aufnehmen die der Scmeindearmenpflege zur Laſt fallen, nicht nad) ihrem 
Vermögen, fondern nad; der Gefahr welche fie der Gemeinde bringen, befieuert 
werden follen. (Smith 528). Allein im Fall des Kechtsftreits würden die Ce. 
richte ein folches für das Niederlaffungsrecdht doch äufßerft bedenkliche Statui 
ſchwerlich als ein „gutes Statut” anerkannt haben. 

Bon dem größten Intereffe ift die Zuſammenſtellung der nach Bebürfnik 
vorkommenden Committees: Committee of Jurats 229, Committee of As- 
sistance 229, Committee of watch and ward 230 (der alte Gemeindenus- 
ſchuß von provost und vier Männern zur Vertretung der Ortichaft im gourt 
leet), Committee for assessment 230, Committee for raising and distribu- 
ting poor relief, for audit (Redhnungsprüfung), of destruction of vermin 
(Raupenvertilgung) 230. Die auferdem genannten Committees find Schöpfun 
gen neuerer Parlamentsacten. Einen eigenthümlichen Verlauf nahm die Bar 
waltung der milden Stiftungen, charitable foundations, die ſoweit fie für 
Gemeindezwede und fir Gemeindemitglieder gegründet waren, wohl in 
den Kreis der Gemeindeverwaltung hätten fallen jollen, für die man aber aus 
technisch juriftiichen Gründen befondere Euratorien zu ernennen pflegte, durch 
die fie fi von dem Communalweſen ablöften und ihrem Zweck nur zu oft 
völlig entfremdet wurden. Smith 267, 278 fi. 

Diefe ernfte mühſame Commmnalverwaltung gab dann auch die Anknüpfung 
zu mancherlei Ortsfeftlichfeiten, die in einem wirklich Tebendigen Eommunal- 
weien zur Erhaltung freundnachbarlicher Beziehungen im Ganzen wohlthätig 
wirkten. Der Biſchof von Bath berichtet darüber am 5. November 1663, dak 
feine Pfarrgeiftlicjleit der Meinung fei, ſolche Ortsfefte zu erhalten „zur Er 
innerung an die Widmung ber Kirchen, zur Civilifirung des Volle, zur Erho 
lung, zur freundlichen Beilegung von Streitigfeiten, zur Vermehrung der Liebe 
und Freundicaft, als Fefte der Mildthätigkeit, zur Unterſtützung der Armen 
und aus vielen anderen Gründen.” Smith 499, 500. Solche Kirch-, Gerichte 
und andere Feſte kommen unter dem Nanien der Ales (twie bei den deutichen 
Banern das „Kindelbier“ 2c.) vor, fpecieller als: Bridge - Ales, Church- Ales, 
Clerk-Ales, Give-Ales, Lamb-Ales, Leet-Ales, Midsummer-Ales, Scot-Ales, 
Withsun-Ales und noch andere. 
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3a einer unbefangenen Anfchaunng bes Kirchipiele iſt es nothwendig, immer 
die Stellung der Oberinftanz in das Auge zu faflen, weshalb auch bier 
jofort die Stellung des Friedensrichteramts angeichloffen wird, Bei Smith er: 
icheint die Oberinftanz der Friedensrichter und der Kreisverwaltung, ſowie die 
höhere Stellung des Parlaments unb der Bejetsgebung, faft wie eine Ufurpation 
gegen die ſouveräne Ortsgemeinde. Die feltfame Borftellung, welche im Frie— 
denerichteramt, in der ganzen Geſetzgebung durch statuta, und in den: gejanım- 
ten Parlamentarismus eitel Ufurpation und Verderbniß der common law fieht, 
ıft eine begreifliche Reaction gegen die Zuftände des 18. Jahrhunderts, auf 
weiche ich noch oft zurückkommen werde. 


V. Bon den früher ausgebildeten Gebieten des Communal- 
weſens tritt nunmehr die Kreispolizeiverwaltung, insbefondere das 
griedensrichteramt in unmittelbare Verbindung mit diefer Ortsge⸗ 
meindeverfaffung. Die Polizeiverwaltung, welde ſich eben deshalb zu— 
nähjt an die Kirchſpielsverfaſſung anfchließt, behält die am Schluß 
des Mittelalters gewonnenen Grundlagen, fie erweitert ſich aber (1.) 
als Oberinftanz der Ortsgemeinde, (2.) durch neue Gebiete der poli- 
zeilichen Thätigkeit, (3.) durch Fortbildung des Friedensrichteramts als 
Borunterfuhungsamt, — moneben bann die alten courts leet bis 
auf jporadifche Reſte abfterben. 

1. Zn der erften Richtung hat die Gejeßgebung bar- 
auf Bedadht genommen, ſogleich bei der Geftaltung ber 
Kirhfpielverfafjung eine DOberinftanz fowohl für die Seite 
der Steuern, wie für die Seite der Amtsverwaltung zu bilden. 

Bon der Seite der Steuern aus ift died am vollftändigften 
geichehen bei der Armenftener. Zwei Friedensrichter haben die von den 
Armenauffehern ausgefchriebene Steuer zu bejtätigen. Zwei Friedens- 
rihter können, wenn ſich das Kirchfpiel unfähig erweilt feine Armen 
zu erhalten, eine. andre Ortfchaft innerhalb der Hundred aushülflich 
einſchätzen; und wenn auch dies nicht genügt, mögen die Quartal⸗ 
figungen eine Ortjchaft innerhalb der Grafſchaft zur Aushülfe ein- 
Ihäten. Die Quartalfigungen entfcheiden auch die Reclamationen gegen 
die Steuereinſchätzung. Zwei Friedensrichter erlaffen den Auspfän- 
dung&befehl, wenn es zur erecutivifchen Beitreibung kommt. Zwei 
Sriedengrichter nehmen die Rechnungen der abgehenden Armenauffeher 
ab, und erzwingen die Auslieferung der Beſtände nöthigenfall® durch 
Mändungsorder, mit Appellation an die Quartaffigungen. ‘Die Quar- 
tlfigungen fchäten jedes Kirchipiel ein zu einem verhältnißmäßigen 
Beitrag für Unterftügungsbebürftige in den Gefängniffen und Hoſpi⸗ 
tälern, 14. Eliz. c. 5. $ 2; 43. Eliz. c. 2. $ 14; 19. Car. II. 
4.81. Durd orders der Friedensrichter wird endlich über Nie- 

19* 
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derlaſſungsrecht, Nüdtransport und Koftenerftattung zwiſchen den 
Armenverbänden entjchieden. — Im Gebiet der Wegeverwaltung nor: 
miren fie die Arbeitstage für die Wegebefferung, entfcheiden Reclama— 
tionen und fohreiben fpäter die etwa nothiwendige Ergänzungeiteuer 
nah dem Mafftab der Armenfteuer aus. — Bei der Brüdenftener 
erfolgt die Ausfchreibung unmittelbar durch die Quartalfigungen. — 
Durch verfchiedene Maßregeln ift fchon zur Zeit der Stuarts die Zu— 
fammenfchmelzung verfchiedener für polizeiliche Zwecke nothwendiger 
Kreisbeiträge zu einer county rate vorbereitet, welche dann im 
18. Jahrhundert durch Gefe erfolgt. 

Bon der Seite der Amtsführung aus erfolgt zunächſt die 
Ernennung der overseers of the poor burd zwei Friebensricter. 
Zwei Friedensrichter erzwingen durch Geldbußen die Abhaltung mo- 
natficher Situngen, durch Gefängnißftrafe die Ablegung der Jahres 
rechnung. Zwei Triedensrichter genehmigen die von den overseers 
befchloffene arbeitfame Beichäftigung der Ortsarmen. ‘Durch Order 
zweier Friedensrichter erfolgt die Anhaltung der Armen zur Zwange— 
arbeit, die zwangsweife Unterbringung in Lehrlingfchaft, die Heran- 
zichung alimentationspflichtiger Verwandten und des natürlichen Vaters 
eines bastard. Die Triedensrichter können in dringenden Fällen die 
Unterftügung eines Bedürftigen decretiren. Sie halten dur Ord⸗ 
nungsftrafen die Armenaufjeher und constables zu der pünftlicen 
Ausführung beftimmter Amtspflichten an. Die Quartalfigungen end- 
lich find die allgemeine Befchwerde-Inftanz für die Appellation „aller 
Berfonen, die fich durch irgend eine Handlung oder Unterlaffung der 
Kirchenvorfteher oder Armenauffeher beſchwert fühlen.“ 43. Eliz. c, 2. 
86. — Für die Wegeauffcher, deren Ernennung in diefer Zeit noch 
durch Wahl der Gemeinde erfolgt, bilden die Quartalfigungen und 
einzelen riedensrichter die Controlinftanz zur Ausführung der Wege: 
ordnung und entfcheiden in ihren Seffionen bie rechtlichen Streitpuntte. 
— Die Berwaltung der Graffchaftsbrüden erfolgt unmittelbar durd 
die Quartalfigungen. — Die Unterordnung der constables und deren 
Pflicht zum periodiſchen Erſcheinen bei den Seffionen zu dienſtlichen 
Anzeigen (presentments), zur Berichterftattung über den Zuftand der 
Wege, folgt ſchon aus der älteren Polizeiverfaſſung. Mit dem Ber: 
fall des court leet ging aud) die Ernennung der constables immer: 
mehr auf das Friedensrichteramt über, 13 et 14 Car. II. c. 12.89. 
Aus dem Ernennungsrecht folgerte die Praris aud ein Entlaſſungs⸗ 
reht. Die coroners werben durd I. Hen. VIII. c. 7. dem Orb 
nungsftrafrecht fubordinirt. Nur die churchwardens find den Frie 
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densrichtern lediglich in ihrer Eigenfchaft als overseers of the poor 
antergeordnet. — Im ganzen Gebiet der Ortsgemeindeverwaltung 
ihlägt die Gefeßgebung immer mehr den Weg ein, die Amtspflichten 
zu fpecialifiren, und für die einzelen Verſäumniſſe, Infubordinationen 
und Pflichtwidrigkeiten Geldbußen zu drohen, auf welche die Friedens⸗ 
richter Jummarifch erkennen. An die Stelle eines unbeftimmten Auf: 
jihtsrecht® treten überall nach dem Bedürfniß abgegrenzte, beftimmte 
Sontrolbefugnijfe und Drönungsftrafen. 

2. Zn der zweiten Richtung erfolgt zunächſt eine 
Sonfolidirung der mittelälterlihden Polizeigefeke, zu dem 
Zweck folche verftändlicher fiir die Kinzelanwendung zu machen und 
ein fummarifches Büßungssyften einzuführen. Auch wo feine bedeu⸗ 
tenden materiellen Aenderungen eintreten, ift biefe weitfchichtige Gefeß- 
gebung für den Handgebrauch der Triedensrichter bequem gemacht; 
sugleich aber auch auf wichtige neue Gebiete ausgedehnt*). 

Die Arbeitspolizei, für welche die Friedensrichter die Nad)- 
folger der alten justices of labourers find, confolibirt fich zu einem 
mit Sicherheitspolizet und Armenpflege: in einander greifenden großen 
Syſtem, welches in 5. Elız. c. 4. zu einem codifizirten Abſchluß 
kommt. Es enthält in einer fangen Reihe von Geldbußen (Tlagbar 
vor zwei Friedensrichtern mit einem Denunciantenantheil) einen Poli- 
zwang gegen unbejchäftigte Perfonen zu Gefinde- oder gemerblichen 
Dienften, ländliche Gefindeordnung, Vorſchriften über Gefindeattefte, 
Bolizeijurisdietion über Kündigung und Dienftftreitigkeiten, Vorſchriften 
über die Höhe der Lohne und Urbeitsftunden. Zunächſt daran und 
an dad Armengefeg fchließt fich ein Syitem der Zwangslehrling— 
ſchaft, weldye durch Orders der Friedensrichter ſowohl gegen arme 
Knaben und Mädchen, mie gegen die SHerrfchaften zwangsweiſe ge- 
handhabt wird. 

Die Gefegebung gegen Bagabundiren und Betteln 39. 
Eliz. c. 4; 1. Jac. I. c. 1; 13 und 14 Car. II. c. 12 geftaltet 
fih zu einem verwidelten Decernat ber Friedensrichter über Feſtſtellung 
des Heimathsrechts, Bagabundenpäffe, Bezahlung von Zransport- und 
Straftoften. u 

Die Gewerbeordnung Elifabeth’s 5. Eliz. c. 4 führt für den 
Hädtifhen Gewerbebetrieb, fofern er den Charakter einer technifchen 
Handfertigfeit hat, eine fiebenjährige Lehrlingfchaft ein, fowie eine po- 
liziliche Yurisdietion der Friedensrichter über Streitigleiten zwifchen 
Meifter und Lehrling. Daneben geht fort bie frühere Gefeggebung 
über die Betriebsweife gewiffer Gewerbe, namentlich für Wollenzeuge, 
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zum Königlichen Dienft gegen Bezahlung 13. Car. TI. c. 6; 1. Jac. II. 
c. 10; bei Eontraventionen gegen das Braureglement 12. Car. II. 
c. 23. 24; ferner in der polizeilichen Civiljurisdiction erlaffen zwei 
Sriedensrichter die Order zur Alimentirung der bastards, 18. Eliz. 
e.3. 82; 7. Jac. I. c.4 87, vergl. 3. Car. I c. 4. 815; 
zwei Friedensrichter entjcheiden die Streitigkeiten über die Ausweifung 
eines Ortsarmen durch orders of removal; zwei Friedensridter er: 
- theifen die Bierfchankeonceffionen. Drei Sriedensrichter ertheilen die 
Sonceffionen für Auflauf und Spedition von Korn, Butter und Käfe; 
vier Friedensrichter erkennen auf Entbindung des Lehrlinge vom Gon- 
tract (5. Eliz. c. 4. $ 35); ſechs Friedensrichter treten an die Stelle 
einer erlofchenen Deichcommiffion (13. Elız. c. 9.) Und fo wir 
man in den Geſetzen diefer Periöde immer noch ziemlich deutlich die 
Rückſicht auf den Nechtspunkt und die Rathſamkeit einer gegenfeitigen 
Controlle überall erkennen, wo ein Zuſammenwirken mehrer Friedens 
richter verlangt wird. 
3. Zn dritter Ridtung erfolgt die Erweiterung des 
Friedensrichteramts zu einem VBorunterfuhungsamt für 
Straffälle aller Art**. Sie knüpft fid) zunächft an die Be 
fugnig Bitrgfchaft (bail) von den Angeklagten anzunehmen. Bei den 
langen Zwiſchenräumen zwifchen den periodiichen Sigungen ber ordent- 
fihen Strafgerichtshöfe war diefer Punkt im Mittelalter noch widti- 
ger geworben al® heute. Das st. Westminster I, 3. Ed. L. c. 15. 
enthielt bereits VBorfchriften über das Verfahren des Sheriff bei Bürg- 
ſchaftsanuahme. Durch 1. Ric. IIL c. 5; 3. Hen. VII. c. 3. 
wurde dies eins ber jehr populären Gefchäfte der Friedensrichter; dod 
fo, daß fie über die Entlaffung in nächſter Gerihtsfigung Bericht er: 
ftatten follen. Su st. 1 et 2 Phil. et M. c. 13; 2 et 3 Phil. et 
M. c. 10 ergeht nun ein genaueres Regnlativ: bag nur je zwei Frie 
densrichter, darunter ein rechtöverftändiger (quorum), beide gleichzeitig 
anmwefend, die Bürgfchaft annehmen und foldhe in fchriftlicher eigen: 
händiger Ausfertigung der nächften ordentlichen Criminalaffife einbe 
richten follen. Bevor dies aber gefchieht, follen fie eine examina- 
tion mit dem Verhafteten und eine information mit denen welche 
ihn einbringen, über das Factum und die Umftände defjelben, fo weit 
jolches zum Beweis des Verbrechens wefentlich, ſchriftlich auffegen und 
den Eriminalaffifen mit einfenden. — So wurde hier zum erften Molt 
legal eine Vernehmung des Angefchuldigten und ein Zeugenverhör an 
geordngt, und zugleich das Friedensrichteramt ermächtigt den verfolgenden 
Theil und die Zeugen durch Cautionsbeftellung zum Erfcheinen in ber 
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ipäteren Gerichtöfigung anzuhalten (to bind over, to prosecute and 
to give evidence). Diefe Vor-inquisition foll nun aber in jedem 
alle eintreten, mag die Bürgichaft annehmbar erfcheinen oder nicht, und 
es entiteht fo die noch heute beftehende Vorunterfuchung durch Turze 
Protofoffe der Friedensrichter, in der vom Geſetz vorgefchriebenen Weife 
unter igrer Handfchrift und Inſiegel, welche durch die Praris dann 
noch fpecieller als Zwiſchenſtadium zwiſchen dem erften Angriff und 
Km Hauptverfahren geftaltet wurde. 

Neben dieſem in dreifacher Richtung erweiterten Geſchäftskreis 
des Friedenrichteramts fteht num im Hintergrund ‚ihre Stellung als 
ordentlicher Eriminalgerihtshof mit jury in den colfegiali- 
ſchen Quartalfigungen, welche der allgemeinen Faſſung der Commiſſion 
gemäß mit den Criminalaſſiſen der reifenden Richter concurrirt, — 
alfo auh dem Recht nach in fchweren Straffällen. In einigen Fällen 
wird fogar zu Gunſten ber Graffchaftsaffifen und Quartalfigungen in 
diefer Zeit die Jurisdiction der Reichsgerichte beſchränkt, wie bei der 
information upon penal statutes durch 21. Jac. I. c. 4. Auch 
dieje Strafgewalt mußte nicht wenig dazu beitragen, das Anſehen des 
Amts zu heben, und in Verbindung mit der Beweglichkeit ihrer Ju⸗ 
riediction in feichten Fällen, die ſchwerfälligen courts leet mit ihrer 
jährfich zweimaligen Situng zu überwachſen und zu verdrängen. 

Alle diefe mannigfaltigen Befugniffe werben nun zu- 
‚ Jammengefaßt in den periodifch ausgefertigten Commiſ— 
jionen, wie fie fchon feit den Zeiten Richard's II. üblih. In ben 
zahlreichen Ausfertigungen aber waren durch Berfehen der Abjchreiber 
almälig Incongruenzen entftanden. In dem Michaelis term von 
1590 wurde deshalb die Faſſung genau revidirt, unter Vorſitz des 
Chief justice Wray zwifchen den Reichsrichtern vereinbart, dem Lord» 
kanzler als das correcte Formular vorgelegt und von diefem genehmigt. 
Die früher 'fpeciell aufgezählten Statuten und Ordonnanzen werden in 
eine alfgemeine Clauſel zufammengefaßt (Reeves V. 228), Das fo 
gefakte Formular ift bis heute im Gebrauch geblieben. Diefe Eom- 
mifionen, analog wie die der veifenden Michter, begründen durch die 
formufarartige Gleichmäßigkeit der Ausfertigung eine fefte verfaffungs- 
mäßige Geftaltung des Amts, die bei dem mannigfaltigen Wechfel der 
politifhen Richtungen eine wichtige Garantie gegen Barteitendenzen 
darbot. 

Um fo wichtiger erjchien in diefer Geftalt die Feſthaltung des 
Königlihen Ernennungsrehts. Es wird daher fehr nadj- 
drüdiih unter den Tudors in Erinnerung gebracht „daß Niemand 
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außer dem König die Autorität haben foll, Friedensrichter zu ernennen, | 
ſondern daß alle folche Beamte durch Patent unter dem großen Siegel 
und unter Autorität des Königs ernannt werden follen in allen Ora: 
ſchaften und anderen Orten des Reichs, ohne Röckſicht auf irgend 
welche entgegenjtehende BVerleihungen, Gebräuche, BVerjährungen, Ge 
ftattungen, Parlamentsacte und andere Dinge,“ 27. Henry VII. 
ec. 24. 8 2. Vorbehalten bleiben die befonderen Friedensrichter in den 
- Städten und in den fogenannten Pfalzgrafihaften mit den dort vor 
fommenden Abweichungen in den Formen der Ernennung. | | 
Andererjeit8 war und bfieb das Friedeusrichteramt doch immer in | 
ftarter Abhängigkeit nad Oben, keineswegs vergleichbar mit 
feiner heutigen Selbjtändigfeit. Wie im 15. Yahrhundert die Ueber 
macht der großen Barone auf die Miliz- und Polizeiverwaltung drückte, 
fo war es in der Zeit der Tudors die ftarfe Centralverwaltung, melde 
fie in ftrenger Disciplin erhielt. Abgefehen davon, daß das Reichsge— 
richt al8 oberfter Bewahrer des Friedens, alfo verfafjungsmäßige Ober: 
behörde, ein grundjägliches Abberufungsrecht (certiorarı) und Correc— 
tionsrecht behielt, wurde auch aus der Kanzlei und aus dem Gabinet 
des Königs eine unmittelbare Einwirkung auf die Gejchäftsführung 
geübt. Noch kam es oft genug vor, daß auch die reijenden Nichter 
in den Affifen in barjcher Weile mit Abjegung und Beitrafung 
drohten. In der That war zu einer jtrengeren Handhabung der 
Obergewalt noch eine dringende Veranlaffung. Die Parteifämpfe der 
beiden Roſen Hatten noch auf lange Zeit hinaus einen Geift der Bar: 
teilichkeit, Leidenſchaftlichkeit und Demoralifation in vielen Richtungen 
zurüdgelaffen in einer Generation, die unter Parteifämpfen aufge 
wachjen war. Im Zufammenbang damit fteht das declarirende st. 
"3. Henry VIL, ce. 1., welddes in Anmendung der außerordentlichen 
Strafgeivalt des Königs im Rath feſtſetzt, daB ein engerer Ausſchuß 
de8 Privy-Council jummarifche Strafgewalten üben joll gegen 
Amtsmißbräude “aller Art und eine Neihe gemeingefährlicher Ver— 
gehen. In 4. Hen. VII. c. 12 erläßt der König eine ernithafte 
Anfprache an die Friedensrichter mit eindringlichen Ermahnungen zur 
getreuen Erfüllung ihres Amts bei Vermeidung feiner höchſten Ungnade, 
unter Androhung einer fofortigen Streihung aus der Commission, 
und Beitrafung des Iingehorfamen (was aber, wie Lord Coke IV. 
Inst. 17. hinzufügt, doch nur zu verftehen fei in an ordinary course 
of justice by way of indietment upon this act and not by any 
absolute power). Diejfe unter dem Namen der „Sterulammer” be- 
kannte Strafabtheilung de8 Staatsraths übt eine zeitweife unwider⸗ 
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ftehlihe Gewalt gegen den Einzelbeamten. Was urfprünglich Be⸗ 
dürfnig der Zeit, und für die Reformation vielleicht nothwendiger 
Durchgang, wird ſchon unter Heinrich VIII. nebenbei ein Tummel⸗ 
plag Heinliher Denunciationen. Während dann in der Zeit der 
Ztuartd das moralifche Anjehen des Friedensrichteramts wieder wächft, 
eriheint grade jenes Eingreifen von oben in wachſender Willfür. Die 
abfolutiftifchen Beftrebungen der Stuarts mußten einen ſyſtematiſchen 
Druck auch auf das Friedensrichteramt itben, und es entftand daraus 
cin wichtiges Streitfeld in dem Verfaffungsfampf, in welchem die Re— 
publik den Druck auf anderer Seite itbte. 

Das Ehrenzeugniß indefien, welches Lord Coke 4. Inst. 170. 
ausſpricht: „es ift eine ſolche Form eines subordinate government 
für die Ruhe ımd den Frieden des Reihe, wie kein Theil ber drift- 
fihen Welt ein Gleiches hat, wenn e8 gehörig ausgeführt wird“, — 
it in jpäteren Menjchenaltern oft und mit freudigem Stolz wiederholt 
worden. ALS die Reftauration den Drud, den die militärifchen Gou⸗ 
verneure Cromwells geübt, wieder entfernt hatte, galt die Friedens⸗ 


iuftiz, troß einer nod) etwas patriarchalifchen Handhabung und großem’ 


Eifer gegen Wilddiebe, doch im Ganzen al8 eine rechtfchaffene Juſtiz 
in einer verderbten Zeit. Zu den fehweren Mißbräuchen, mit denen 
dacob II. fein furzes Regiment bezeichnete, gehörte auch die ſyſtema— 
tiſche Wiltfür, mit welcher Friedensrichter, die dem Parteitreiben des 


Hofes fi unmillfährig erwiefen, aus den Liften geftrichen wurden. . 


riedensrichteramt und Jury gingen unbefledt in das 18. Jahr— 
hundert binüber. 

Für die Erweiterung bes Griedensrichteramts enthält mancherlei zer- 
"entes Material Reeves, History of the English Law, Bb. IV. und V. (na- 
mentlih Bd. V. S. 227ff.). Aeußerſt umfangreich, oft ſchon weitſchweifig, 
meiftens feines Kommentars bedürftig, find die Gejete dieſer zwei Jahrhunderte. 
Ten Quellen faft gleichzufiellen ift die umfaflende Schrift von Lambard, 


Eirenarcha, or the office of a Justice of the Peace, die in ihren verjchtedenen 


Auflagen 1579, 1581, 1682, 1588, 1591, 1599, 1594, 1599, 1607, 1610, 1614, 
1619, den fortichreitenden Umfang des Amts nach dem Stanbpunlt der zeitigen 
Sciepgebung recht überfichtlic) giebt. Die weiteren Fortichritte find dann aus- 
fübrlicher, aber in ungeordneter Weile erfichtli in Dalton’s Justice of the 
peace 1618, 1619, 1622, 1626, 1629, 1630, 1635, 1643, 1697. Aeußerlich am 
meiſten hervortretend ift die Erweiterung des Amtes durch Konfolidirung, Um- 
bildung und Neubildung polizeilicher Gebiete. 

I) Das Syfiem ber Arbeitspolizei, wie es fchon unter den Plan- 
tagenets begründet war, wird unter den Tudors zu einer innerlich zufammen- 
büngenden mit Sicherheitspolizei und Armenpflege ineinander greifenden Geſetz⸗ 
gebung. Dieje polizeiliche Behandlung der Lohnarbeit erreicht ihren Höhepunkt 
wohl in dem noch geltenden st. 5. KEliz. c. 4, verclaufulirt mit einer langen 
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Reihe von Geldbußen. Es erſtreckt ſich auf Tändliches Gefinde, ländliche unt 
ftädtiiche Lohnarbeit überhaupt (servants, labourers, artificers). Der leitende 
Grundſatz ift, daß Perjonen ohne fichtbare Mittel des Lebensunterhalts durd 
die fsriedensrichter geziwungen werden zu einer Lohnarbeit in Landwirthihei 
oder beftimmten Gewerben. Unbeſchäftigte Berfonen zwiſchen 12 und 60 Jahren, 
die nicht geborene Gentlemen oder literati find, die aud fein Grundeinlommen 
von 40 Sh. oder bemegliches Vermögen von 10 2. befiten, können auf Verlan 
gen eines Landwirths genöthigt werden, Iandwirthichaftliche Lohndienfte zu leiſten. 
ober auch zur Arbeit in dem Gewerbe, in welchem fie aufgewachſen und geübt 
find. Auf Verlangen von Wirthichaftsbefigern findet ein förmliches Prefien der 
arbeitenden Klaffen zu landwirthſchaftlichem Gefindedienft flatt, wobei bie Frie 
densrichter den Jahreslohn feſtſetzen und nöthigenfalls beitreiben. Ebenſo können 
Mädchen vom 12ten bis dOften Sahre durch zwei Friedensrichter oder den &r 
meindevorfteher zum jahresweifen Dienft in der Wirthichaft genöthigt werden 
bei Gefängnifftrafe. Für das ländliche Gefinde wird eine Gefindeordnung bei 
gefügt. Cinfeitige Entlaffung ohne vorhergegangene vierteljährige Kilndigung 
oder ohne erheblichen durch zwei Zeugen zu erweifenden Grund büßt bie Hert 
haft mit 40 Sh. Berlaffen des Dienftes andererfeits oder Weigerung de 
Dienftpflicht wird mit Gefängniß beftraft, bis ber Ungehorfame ſich fügt. Kein 
ländlicher Dienftbote darf feine Ortichaft oder feinen Bezirk verlaflen, um in 

- einem anderen zu dienen, ohne Zeugnif des Constable oder Gemeindevorfteher! 
oder zweier anfäßiger Einwohner, einzuregiftriren bei dem Ortspfarrer. Niemand 
darf in Dienft genommen werden ohne Vorzeigung eines folchen Atteftes. Ent: 
laufenes Gefinde wirb durch writ of capias verfolgt und gefänglich eingezogen 
bis zur Beftellung einer Bürgfchaft fir das Weiterdienen bei derjelben Her 
ſchaft. — Das Geſetz überläßt ferner den Friedensrichtern durch Lolalpolizei 
verorbnungen (assizes) nad) hergebrachter Weife die Höhe der Löhne zu beftim- 
men für Tage- und Wochenarbeit in den einzelen Hauptzweigen der Land⸗ und 
Hauswirtbfchaft. Die Lohnfäte werden durch Eheriffs und Friedensrichter in 
der Ofterfitung, in ben Stadtcorporationen durch den Bürgermeiſter normitt, 
unter Androhung von zehn Tagen Gefängniß flir den, welcher mehr fordert oder 
mehr giebt (wiederholt durch 1. Jac. I. c. 6). Die Arbeitsftunden der Lohn 
arbeit werden im Sommer von 5 Uhr bis Abends 7 oder 8 Uhr feftgeftellt, mit 
zwei Treiftunden flir Frühſtück und Mittag und noch einer halben Stunde Ruhe 
in den heißeſten Monaten; in den ſieben Wintermonaten von Zwielicht zu Zwie 
licht, mit 11/2 Stunden Zwiſchenzeit. 

2) Die damit weiter zuſammenhängende Geſetzgebung gegen dae 
Vagabundiren und Betteln 39. Eliz. c. 4 wird öfter erneut, namentlich 
auch unter den Stuarts durch 1. Jac. I. c. I; 13, et 14. Car. II. c. 12 etc. 
jedod) fo, daß dem neueren Geſetz gewöhnlich die Subftanz des älteren wieder 
einverleibt wird. Es entfteht dadurch ein verwickeltes Decernat der Xrieden? 
richter iiber Feftftellung des Heimathsrechts, Vagabundenpuſſe, Zengnifle, Be 
zahlung von Zransport- und Strafloften aus öffentlichen Kaflen; Prämien ar 
die Constables für Aufgreifen der Vagabunden; Strafandrohung wegen Ver 
ſüumniß. In weiterer Verbindung mit biefer Bettelſtrafgeſetzgebung fteht det 
Syſtem von Landarbeitshäufern, Houses of correction (f. unter 7). Diefe ganit 
Berwaltung Tiegt jebt in den Händen der Friedensrichter. In den mittelalter 
lichen Geſetzen war zwar noch der Sheriff ale concurrirend genannt; das Grit 
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39. Eliz. hebt aber die früheren Strafgejette auf, übergeht den Sheriff und 
khließt ihn damit von dieſem Gebiete aus. 

3) Weiter fchließt fid) daran eine allgemeine Gewerbeordnung und 
Gefeggebung über Lehrlingſchaft 5. Eliz c. 4 Durch diefe Gewerbe- 
ordnung wird der ftädtifche Gewerbebetrieb, fofern er irgend den Charakter einer 
tehnifchen Handfertigleit (craft, mystery) hat, au eine fiebenjäßrige Lehrzeit 
gebunden. In gewiflen Gewerben jollen die Dienftcontracte mit ben Arbeitern 
Geſellen) wenigſtens auf ein Jahr geichloffen werden. Wieder in anderen Ge: 
werben fol der Meifter auf je drei Lehrlinge weitigftens einen Gefellen (jour- 
neyman) halten. Ueberhaupt wird das Lehrlingsverhältnig Gegenftand einer 
umtaffenden Polizeijurisdietion zwiſchen Meiſter und Lehrling. In Ermangelung 
gütliher Einigung vor einem Friedensrichter entjcheiden dariiber die Quartal⸗ 
ſitzungen und entbinden entweder den Lehrling vom Lehrcontract, oder erfennen 
anbererfeits gegen den jchulbigen Lehrling auf Correctionshaus oder angemeffene 
Zähtigung ($ 35). Eutlaufene Lehrlinge follen ergriffen und gefänglich einge- 
sogen werden bis zur Stellung genügender Bürgſchaft. 

4) Weiter ſchließt fi daran das Syſtem der Zwangslehrlingichaft, 
weiches twieber in engerer Beziehung zu der Armengefetgebung fieht, 43. Eliz. 
e. 2. Zur Eriparung der Koften der Armenpflege wird bies, jelbft mit einem 
Zwang gegen das Publicum zur Annahme von Armenfehrlingen in Landwirth⸗ 
ſchaft oder Gewerbe gehandhabt. Die Gejetgebung betrachtet eine Unterbrin- 
gung minderjähriger Perjonen einerjeits als ein Hauptmittel zur Verhütung der 
Armath (5. Eliz. c. 4); andererfeits gilt eine folche Unterbringung armer Kin- 
ter ale ein Hauptmittel zur Verminderung der Armenloften (43. Eliz. c. 2). 
Keht und Pflicht der Unterbringung wird dadurch Gegenſtand ſehr jpezieller 
Anordnungen. Rad) 5. Eliz. c. 4 8 25 kann jeder Befiger eines Haushalts und 
einer halben Hufe Land unter dem Pfluge einen Lehrling vom 10ten bis zum 
I8ten Jahr annehmen, zum Dienſt in der Landwirthſchaft bis zum 21ſten oder 
fm Jahr. Nach 8 35 Tann jeder folcher Beſitzer minderjährige Berjonen auf- 
isrdern, ihm als Lehrling zu dienen in der Landwirthichaft oder in einem an- 
deren benannten Gewerbe: im Fall der Weigerung foll auf erhobene Klage der 
Beigernde mit feinen Gründen vor einem Friebensrichter gehört, und wenn 
dieſer das Lehrverhältniß paflend befindet, fo ange zur Haft genommen werden, 
bi8 er fi) dem proponirten Lehr- oder Dienflvertrag fügt. Andererjeits ift jeder 
Befiper eines Hausſtandes und mindeftens einer halben Hufe Land verpflichtet, 
auf Berlangen der Kirdenvorfteher und Gemeindeauffeher, arme Kinder in fol- 
Sen Lehr- oder Dienfivertrag aufzunehmen. Auch die höheren Stände und bie 
Eeiſtlichleit find von diefer Berpflihtung nicht ausgenommen. — Ebenfo ift die 
Armenverwaltung ihrerfeits berechtigt zur Erfparung der Armenfoften arme 
Kinder als fogenannte Kirchfpielsiehrlinge nöthigenfalls zwangsweiſe auszuthun. 
Roh 43, Eliz c. 2 8 5 können die Armenauffeher mit Zuftimmung zweier 
Aniedensrichter alle Kinder über neun Jahre alt, deren Eitern fie zur Unterhal- 
tung ihrer Familie filr unfähig erachten, zwangsweife in die Lehre bringen bet 
Jedermann, der in der Lage ift Diener zu halten, und zwar Knaben bis zum 
Aften Jahre, Mädchen bis zum 21 fien Jahre oder bis zu ihrer Verheirathung. 
& geſchieht dies durch Abſchließung eines gewöhnlichen formalen Lehrcontracts, 
im Falle der Lehrling confentirt. Im Falle des Widerfpruchs tritt aber ein 
ſeht umfändliches Verfahren ein (binding over), wobei die Sriedensrichter zuerft 
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feftftellen das Alter, die Bedürftigkeit und die Angemeffenheit der Unterbringung. 
fowie die Eltern des Kindes hören. Demgemäß ergeht eine Order, durch welde 
die Armenauffeher den Lehrcontract nach dem gewöhnlichen Formular abichlieren, 
ber dann wieder von den Friedenhichtern zu genehmigen, zu zeichnen und ;n 
unterfiegeln ift. 

5) Das Bierhaus-Eonceffionswefen ift eine neue Schöpfung dieier 
Periode. Das Gefeß 7. Henry VII c. 2 gegen Vagabunden und Bettler er 
mädhtigt zum erften Male je zwei Friedensrichter den öffentlichen Bierverkaui 
in Städten und Ortfchaften nach ihrem Ermeffen zu unterbrikden, ſich Side 
heiten von den Bierwirthen fiir gutes Verhalten beftellen zu Taffen, und darüber 
in den Seffionen zu beichließen. Nach 5. et 6. Edw. VI. c. 25 mögen zwei 
Friedensrichter den Bierverfauf in gemeinen Häuſern und Kneipen unterlagen 
und feine Bierwirthfchaft dulden, welche nicht öffentlich geftattet und zugelafen 
ſei von den Seffionen ober von zwei Friedensrichtern, bei Vermeidung von Cr- 
fängnißftrafe ꝛc. Und dabei folfen fie ſich Cautionen beftellen laſſen von den 
Wirthen, wegen Nichtgeftattung ungefetlicher Spiele und wegen Erhaltung der 
guten Ordnung. Die Onartalfipungen follen ferner unterfuchen, ob kein Ad 
von den Wirthen begangen fei, der eine Verwirkung der geftellten Eicherheiten 
rechtfertige. Durch 2. Jac I. c. 9; 4. Jac. I. c. 4, 5; 7. Jac. I. c. 10 wird 
die Wirthshausordnung eingefchärft, mit weiteren Strafen gegen unconceſſio 
nirte Wirthe und mit Androhung einer Unterfagung des Geſchäfts bie auf drei 
Jahre und Gefängnifftrafe (3. Car. I. c. 3). Diele Geſetze gingen jedoch mil 
Widerſpruch durch das Parlament; die Meinungen dariiber blieben getheilt, dir 
Klagen über den Unfug der Wirthshäufer dauern fort. In der Zeit der Bir 
gerkriege hat ſich das Parteiweſen diefes verfüihreriichen Gebiets bemächtigt, und 
gelegentlich tauchen Beſchlüſſe auf, wie die der Quartalſitzungen zu London 1682, 
alten Befuchern von Sonventifeln die Eonceffion zu verweigern. Auch in ipä- 
teren Zeiten fuchten die Friedensrichter öfter willfürliche Bedingungen für die 
Eonceffion aufzuftellen, oder Eonceffionen wegen politiiher Parteimeinung zu 
beriveigern, bis allmälig das Einfchreiten der Reichsgerichte den politifchen Unfug 
im Wefentlichen befeitigte. 

6) Ein neues Gebiet friedensrichterliher Verwaltung bilden feit den Zei 
ten der Stuarts die Fagd-Eontraventionen. Die alte firenge Regglität 
der Jagd war in der vorigen Beriode zu Gunſten der höheren Stände Mil 
ſchweigend aufgegeben, indem die Praxis der Forſtverwaltung die Gefete auf 
Jagdliebhaber von Stande nicht mehr anmwandte. Bald darauf zeigt ſich um 
getehrt ein Beſtreben der höheren Kfaffen, die niederen von dieſem Toleran; 
igftem anszufchließen. Die Regierung Ric. II. war bei der politifchen Lage dei 
Reichs der Wendepunft dafür. Durd 13. Ric. II. st 1 c. 13 wird jedem 
Laien, der nicht wenigftens Grundbeſitz von 40 Sh. Grundrente (alfo die Wabl 
berechtigung), und jedem Geiftlihen von weniger als 102. Einkonmnen, ım 
terfogt, Iagdhunde und Jagdzeug fir gentleman's Wild zu halten, bei einen! 
Jahr Gefängnif. Die Periode der Tudors war dem fortfchreiten im die 
Richtung nicht günftig: defto gilnftiger die der Stuarts. Das st. 1. Jac. I 
c. 27 8 3 bedroht das Halten von Jagdhunden und Jagdnetzen mit drei Monat 
Gefängniß — aufer für Befiter von 10 2. Grundrente aus erblichem Eigen 
thum, 30 8. aus lebenslänglihenm Grundbeſitz, oder Beflter von 200 8. an be 
weglichen Vermögen, ober fir Söhne eines Lord, eines Ritters, oder Erbföhne et 


\ 





V. Die Kreispolizeiverwaltung. 303 


Esquires. Das st. 3. Jac. I. c. 13 befchränkt den Befitt von Jagdgewehren 
und Geräthichaften auf Inhaber einer Grundrente von 40 8. oder beweglichen 
Vermögens von 200 X., und ermächtigt jeden freeholder von 1008. Rente dem 
Unbefugten Jagdgewehre und Geräthichaften wegzunehmen. Das st. 7. Jac. I. 
c.11. 8 7 bat einen noch höheren Cenſus für die Jagd von Faſanen und Reb—⸗ 
hühnern. Am ginftigften war diefer Richtung natlirlich die Zeit der Reftau- 
ration. Das st. 22. et 23. Car. Il. c. 25 bejchränft den Gebrauch von Jagd⸗ 
gewehren auf Berfonen von 100 8, Rente aus freehold oder 150 . Rente aus 
Erbpacht auf 99 Jahre oder längere Zeit, mit Vorbehalt der Rechte des Erb— 
ſohns eines Esquire oder einer Perfon von oc, höherem Stande, und des 
Eigenthümers oder Beamten eines Forſtes, Parts, einer höheren oder niederen 
Jagd. Zugleich wird den Grundherren eines manor vom Range eines Esquire 
zum erfienmal das Recht beigelegt, unter ihrer Handſchrift und Siegel Wild⸗ 
beger, Gamekeepers, zu ernennen, mit der Befugniß im Bereich des Gnte 
Flinten, Iagdhunde und Tagdgeräthichaften unqualificirten Perſonen wegzuneh- 
men, und auf Grund eines friedensrichterlihen warrant auch Hausfuchungen 
danach anzuftellen. Die lange Reihe von Etrafllaufeln, die fi aus dieſem 
Jagdrecht hervorbilden, hat die doppelte Richtung gegen unqualificirte Per— 
ionen einerfeits, andererfeit3 gegen qualificirte Perfonen wegen Ueberſchrei— 
‚tung der geſetzlichen Ordnung. “Die meiften gehören in das Gebiet der 
ordentlichen Strafjuftiz, wie namentlich die aus der Zeit der Tudors 11. Hen. VII. 
c. 17, 33. Hen. VIII. c. 6; 23. Eliz. c. 10; 1. Jac. I. c. 27. Die leichteren Ueber⸗ 
tretungen fallen aber immer mehr in das Gebiet fricdensrichterlicher Polizei- 
Jurisdiction, wie dad Wegnehmen reglenientstwidriger Gewehre, Webertretung 
der Shonungszeit, Widerfetlichfeit gegen die Wildheger, 22. Car. II. c. 25. In 
der Zeit der Stuarts zeigen fich bereit? Symptome von dem unbändigen Eifer 
und der patriarchalifchen Willkür, mit welcher diefer Theil des Friedensrichter⸗ 
amts ſprichwörtlich gehandhabt wurde. 

7) Ein neues Gebiet bildet ferner die Gefängnißgverwaltung. Die 
Houses of correction, welche in Verbindung mit der Armengeſetzgebung Eli⸗ 
ſabeth's entflanden waren, hatten von Hauſe aus polizeiliche Zwecke. Durd 7. 
Jae. I. c. 4 wurden fie im ganzen Lande durchgeführt und zur Ergänzung der 
Armenverwaltung, für Arbeitsicheue, Bettler, weggelaufenes &efinde, Bagabun- 
den benugt Coke 2 Inst. 725 — 732, allmälig auch für Zwecke der Criminal: 
Juſtiz aushülflich gebraucht. Demgemäß bilden fie ein wichtiges Thema für 
die Berwaltung der Diartalfigungen, die auch das Beamtenperjonal anftellen. 
Die alten Grafichaftegefängniffe dagegen, die verfaſſungsmäßig der ordentlichen 
Criminaljuſtiz zugehören, bleiben altherlömmlich unter Oberaufficht des Sheriff, 
defien Recht durch 14. Edw. III. c. 10; 19. Henry VII. c. 10; 23. Hen. VII. 
c. 2 ausdrucklich beflätigt wird. Der Sheriff muß indeflen den Anweifungen 
der Quartalſitzungen wegen Bollftredung ihrer Strafurtheile Folge Teiften, 
woraus ſich allmälig eine Oberinftanz der riedensrichter auch flir diefe Ver⸗ 
waltung gebildet hat. . 

8) Ein eigenthümliches unfere religiöſen Borftellungen verlewendes Gebiet 
bildet fodann die Religionspolizei, die Anwendung der Strafen des prae- 
manire (in manchen Fällen fogar des Hochverrathe) auf den veligidfen Diſſens, 
die Anwendung des Geldbußenſyſtems zur Erzwingung der äußeren Conformität. 
Dies Strafigftem ift Anfangs gegen die Papiften gerichtet, dann aber aud) gegen 
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die Selten, und zeitweife gegen die Diffenters vorzugsmeife. Die einzelen für 
das Gebiet der Friedensrichter jener Zeit praktiſchen Rubrifen find: Agnus Dei 
(die Importirung von Kirchengemälden, Kreuzen ꝛc., bedroht mit den Strafen 
des praemunire, vor den Criminalaffifen oder Quartalfisungen 13. Eliz. c. 2, 
” 7,17, 29. Eliz, c. 182). Arms and horses (die Friedensrichter follen 
den popish recusants Waffen und Munition wegnehmen 3. Jac.1. c. 5 827, 281. 
Books and relics (zwei Friedensrichter haben nad) Fatholifchen Büchern 
und Reliquien zu fuchen, und ſolche zu vernichten; Erucifire werben in ben 
Duartalfigungen zerbrochen). Feme coverts (Ehefrauen, welche als recusant: 
überführt find, werden in das Gefängniß geſetzt, bis fie ſich conformiren; es 
müßte denn der Ehemann 10 Sh. monatlid an den König zahlen 7. Jac. I. 
c.6 828). Jesuits and priests (27. Eliz. c.2 $ 13). Impugning su- 
‘ premacy (Perjonen über 16 Jahr, die fich liber einen Monat von der Kirche 
fern halten, die Königliche Suprematie anfechten oder Conventikel befuchen, ſind 
von einem fFriedensrichter zu verhaften, bis fie ſich conformiren 35. Eliz. 
c. 4 $ 1), Moaintaining the pope’s jürisdiction (Strafe bes 
praemunire 5. Eliz. c.i $ 2 und 15; 23. Eliz. c. 1 $ 2). Mass (bie 
Celebrirung oder Anhörung einer Meſſe mit 200 (100) Marl und eimem 
Jahr Gefängniß zu büßen 23. Eliz. c. 18. 4) Oath of allegiance 
(dur zwei Friedensrichter den recusants abzunehmen 3. Jac. I. c. 4 
8 13, 24; 7. Jac. I. c.6 $ 26, 15. Car. Il. c. 15 8 3). Prophecies 
(5. Eliz. c. 15). Recusancy (Recusants, bie ſich conformiren, aber nidt 
innerhalb SIahresfrift das Abendmahl nehmen, 20 bis 60 2. Geldbuße für 
jedes Jahr; churchwardens und constables die nicht die nöthige Anzeige 
machen 20 Sh. Buße 3. Jac.I. c.4 $ 3, 4). — Zur Cognition eines einzeln 
Friedensrichters gehört namentlich der einfache Nichtkirchenbeſuch ohne erſchwe⸗ 
rende Umftände, not repairing to church. 23. Eliz. c.1 85; ı. Jacl. 
c. 5; 3. Jac. I. c.5. Das Hauptgeſetz nach ber Reflauration ift die Acte gegen 
Conventifel 22. Car. II. c. I, worin ber einfache Beſuch von Conventileln 
zu den fummarifchen Straffällen vor einem Friedensrichter gehört. Zwei Frie 
densrichter können nach 16. Car. II. c. 1, 4 wegen Befuche von Conventifeln 
ſogar bis 20 8, Geldbuße oder ſechs Monate Gefängniß erfennen — mas ben 
Zeitgenofjen aber doc) als eine iibertriebene Ausdehnung der ſummariſchen Strafen 
erichien. ” 
Diefe Weberficht enthält weſentlich vollftändig die neuere Polizeigefetgebung: 
Ale mehr temporärer Natur find übergangen die Geſetze gegen übermäßige 
Ausdehnung der Schafheerden 25. Hen. VIII. c. 13 und gegen Errichtung von 
Arbeitermohnungen ohne Land 31. Eliz. c. 7. Die älteren Geſetze diefer Rich 
tung 4. H. VIL; 27. H. VIIL; 5. Ed. VL; 5. Eliz, (39. Eliz. c. 2) wurden 
aufgehoben durch 21. Jac. I. c. 18, ebenſo wie die meiften älteren Geſetze gegen 
die liveries. on 
Nimmt man hinzu die oben im Tert aufgezählten neuen Straffälle wegen 
Uebertretung ber Polizetordnung in ihren verjchiedenen Richtungen und wegen 
der Amtsverjäumniffe der Gemeindebeamten, fo entfteht ein ungeführee Bild 
von dem Umfang der Erweiterungen des Polizeiftrafamts und von dem wachſen⸗ 
ben politifhen Einfluß der Klaſſe, welche gewohnheitsmäßig dies Amt beiekt- 
Man beachte aber, daß mit der discretionären Gewalt der Friedensrichter uch 
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unten, auch die discretionären Gewalten von oben wachſen, und daß erſt nad 
der Reftauration eine Ermäßigung in beiden Richtungen eintritt. 

” Die Ausbildung des Vorunterfuchungsamts ber Friedensrichter 
bedingt einen kurzen hiftoriichen Rückblick. Faſt taufend Jahre zurück zeigt die 
englifche Rechtsbildung eine ftetig wachſende Verſtärkung der Gemeindepflicht zur 
Arievensbewahrung und Strafverfolgung, wobei die fpätere Pflidtimmer 
camnlativ der ſchon vorhandenen hinzutritt. Diefe Pflichten find 
verichteden bei der haudhaften That, und beim delictum oceultum. 

N Bei der Handhaften That ift die Zehnt-, Hundert» und Grafichaft 
zur Verfolgung des Thäters in ber Weife des Yandfturns (hue and crye) 
verpflichtet unter Führung ihres tithingman, hundredman, shiregerefa. Die 
Amtepflichten des constable und chief constable aus den fpäteren Milizord- 
nungen find damit cumulirt. Das ganze Syſtem des huc and crye gilt eben 
deshalb ale altes Landesherkommen, welches jpäter durch einzele Barlamenteftatuten 
aufgefrifcht wurde. Man konnte neuerdings diefe füummtlihen Statuten auf- 
heben: e8 blieb dennoch beim hue and crye der common law, da die herfümm- 
lihen Gemeindepflichten niemals ausdrücklich aufgegeben, fondern nur durch fpä- 
tere Einrichtungen erleichtert, zum Theil itberfliiffig gemacht, umpraftifch ge- 
worden find. 

2) Bei dem delictum occultum geftaftet ſich die Pflicht der Gemeinde 
zur Rüge und Gemeindezeugniß, alfo Zeugen» und Denunciantenpflicht (veri- 
tatem dicere nec celare), Dieſe Gemeindepflicht ift durd die fortfchreitende 
GEeſetzgebung wieder aufeinander gehäuft. Es ift 

(1) eme Pflicht der Ortsgemeinde, tithing; man begnügt fich aber 
mit dem tithingman und den vier Gerichtsmännern, die im Hundredgeridht 
diefe Gemeindepflicht thun. Als fpäter die größeren Bildungen hinzugetreten 
find, begnügt man fi) mit dem bloßen presentment bes constable (tithing- 
man), der eben deshalb immer noch bei den Seffionen ericheinen muß. Seine 
dienftlihen Anzeigen (presentments) werden nun bloßes Informationsmaterial 
für die höhere Inſtanz. 

(2) es ift fodann Pfliht der hundred nad) dem Rilgeverfahren der 
normannilchen Zeit. Diefe Pflicht wird durd die zwölf Männer der hundred 
geübt im Sheriff’s tourn und in den abgezweigten courts leet. Nachdem aber 
ipäter größere, flärkere Inftitutionen dazu getreten find, kommen dieſe Meinen 
Rügejuries allmälig außer Anwendung, Man begnügt ſich mit den dienftlichen 
Ameigen (presentments) des constable der Hundred (high constable), weldjer 
eben deshalb bei den Seffionen erjcheinen muß, und man behandelt auch diefe 
presentments als bloßes Informationsmaterial für die höhere Inftanz. 

(3) es if Pflicht der ganzen Grafſchaft, wie fie in Geſtalt der ver- 
einigten Hundrebs (oder vielmehr von Ausichilffen aus den Hundreds) vor ben 
teiienden Richtern erſcheinen fol, um auf bie capitula itineris eidlich befragt 
zu werden. Im 14ten Jahrhundert erleichtert fich aber bie Praris dieſe Pflicht, 
mdem man vor den reifenden Richtern ftatt einer bejonderen Jury für jebe 
Sundred, eine große Jury für die ganze Grafſchaft einſchwört, und bieje natür- 
lich ane den angejehenftien Dlännern, womöglich Friedensrichtern bildet. Diele 
große Jury erfcheint nun bei den Affifen, um in alter Weife die auf Friedens- 
bewahrung und Beamtenverwaltung der Grafichaft gerichteten Artilel zu beant- 
werten, worunter jetzt namentlich auch bie Amteführung der coroners und 
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constables, der Armen- und Wegeauffeher ausdrücklich einbegriffen wurde, Ce 
entftand dadurch eine in jener Zeit ſehr wichtige Sompetenz zur Anbringung 
allgemeiner Landesbeichiwerden, und ein neuer Titel für ein Controll- und Auf 
fichtsrecht gegeniiber den Ortsgemeindebeamten. In den eigentlichen Strafſachen 

* aber nimmt nunmehr die Grand Jury den Gemeindeverbänden die ſchwere Pflicht 
der presentments ab, indem fie den anzeigenden und verfolgenden Theil (in- 
former), ber gewöhnlich identiich ift mit dem Hauptzeugen, forwie die nichtig 
ften anderen Zeugen für die Anklage hört, und fi aus dem Beweismate. 
rial foweit informirt, um ein indictment jelbft auf fi) zu nehmen, welcher ur 
ſprünglich von den einzelen Hundreds aus eigener Kenntniß und Information 
auf ihren Eid genommen werden mußte. 

Wenn man erwägt, welche außerordentliche Erleichterung durd) dies Ver— 
fahren den Zehnt- und Hundertſchaften geboten wurde, fo begreift mau, ba 
diefe Neuerungen der Praris ebenfo willig allerfeits entgegen genommen wurder. 
wie um diefelbe Zeit die inquifitorifche und bevormundende Thätigkeit der be 
foldeten Beamten auf dem Continent. So entftand das noch heute übliche Fer 
fahren vor der großen Jury, welches dann, als praftifabel befunden, auch aui 
die Onartalfigungen der Friedensrichter ſich ausdehnte. Nur mußte man ſich 
bei lettteren mit dem gewöhnlichen Material von Geſchwornen zur Bildung cıneı 
Anklagejury begnügen, da bier die angefehenen Elemente fehlen, welche bei der 
Affifen der reifenden Richter zur Afftftenz des Richteramts erjcheinen. 

Bei diefer collegialifchen Ausübung der centralifirten Rügepflicht trat e 
nun aber in der Praris immer mehr hervor, daß eine collegialiiche Thätiglen 
nur anwendbar ift auf Rechtiprüche (hier alfo auf Prüfung der Frage, ob die 
Anklage erheblich und gehörig begründet ſei). Die fonftigen Alte der Strafver 
folgung eignen fi nur zur Handhabung durd) Einzelbeamte. Dan fchlug da 
her in der Praris denfelben Weg ein, den die Geſetzgebung bei dem Polizei- 
richterawt eingefchlagen hatte: nämlih Abzweigung gewiffer $unctiouen 
von dem Kollegium der Friedensridhter an Einzele. Es lag dies um 
jo näher, al® die große Jury der Alfifen von jeher mit dem Berjonal der Arie 
densrichter zum großen Theil identifh war. Die einzelen Friedensrichter über 
nehmen demgemäß: 

(1) Die vorläufige Information durch Vernehmung des Angeihul- 
bigten und der Hauptzeugen für die Anklage, alfo dasjenige, was urfprünglih 
ber Hundrediurg als Vorbereitung zu ihren Verdiet privatim itberlaflen mar. 

(2) Eie entfcheiden auf Grund diefer Information über die Annahme 
einer angebotenen Bürgſchaft, was ihnen feit 1. Richard ILL. c. 3; 3. 
Sen. VII. c. 3 geſetzlich beigelegt ift. 

(3) Sie überfenden ihr Informationsmaterial den nächften Affiien ode 
Duartalfigungen (mit ober ohne bie Perfon des Angefchuldigten), um dort den 
Sprud) der großen Jury einzuholen. Dies commitment nimmt wiederum 
den Gemeinden eine umftändliche Thätigleit ab; denn urfpränglich hatte die 
Hundred durch zwölf ihrer Mitglieder die Anklage perjünlich zu präfentiren. 

(4) Die Friedensrichter forgen zugleich für die künftige Hauptverhandlung, 
indem fie den Informer und die Hauptzeugen zum Erfcheinen daſelbſt ver 
pflichten. Diefe Anzeige- und Zeugenpflicht ift wieder nur ein Ausfluß der 
alten ®emeindepflicht; denn jede Gemeinde ift vorzugsweiſe verpflichtet, ihre 
wiffenden Mitglieder zu geftellen zum Zweck bes veritatem dicere nec ce- 
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lare. Was alſo der Gemeinde ſammt oder ſonders oblag, erfüllt der Informer 
und der Zeuge im Namen der Uebrigen. Es iſt nur eine Erleichterung der 
Gemeindepflicht, wenn ſich der einzele Friedensrichter ſogleich an die geeigneten, 
wiſſenden Perſonen hält. 

So entſteht die noch heute übliche Praxis der Vorunterſuchung, 
die durch das Geſetz eine wünſchenswerthe Nachhilfe erhielt. Durch 1. et 2. 
Phil. et M. c. 13; 2. et 3. Phil. et M. c. 10 geftaltete fit) nun die Form 
der Borunterfuchung gleigmäßig. In Fällen von felony erfolgt eine Bilrg- 
Ihaftsannahme durch zwei riedensrichter, in Fällen unter felony vor einem 
Ariedensrichter. Aus der Befugniß der Zulaffung des bail folgerte man 
auch ein Verhaftungsrecht for want of bail, und es entſtand nıın der leitende 
Grundiag, nad) welchem die Sicherungshaft während der Vorunterſuchung mit 
gewiſſen Maßgaben in das gewiflenhafte Ermefjen der Friedensrichter geftellt 
ward, während vor jenen Gejeten das Berhaftungsrecht der Friedensrichter dußerft 
fireitig gewejen war Coke IV. Inst. 177, 

Ia es ſchien eine Zeit lang eine Gefahr vorhanden mit den Friedensrich- 
tem zu einem einjeitigen bloßen Inquiſitionsprozeß zu kommen durch ein foge- 
nannte® Berfahren dur information, welches einen eigenthümlichen Inci- 
dentpunlt der Regierung Heinrichs VII. bildet. Schon unter Eduard III 
waren aus vorbehaltenen Königlichen Gewalten die fogenannten informations 
hervorgegangen — ein rein amtliches Unterfuchungsverfahren ohne Anfläger bei 
dem Court of Exchequer und King's beuch, befonders fiir Amtsvergehen und 
leichtere Straffälle, zu Finanz⸗ und Polizeizweden. Unter Heinrich VI und 
Eduard IV. waren fie häufig geworden. Heinrich VII. überträgt diefen Juqui- 
htioneprogeß auf die Friedensrichter. Schon nad) 3. Henry VII. c. 1 (dem 
Statut über die Sternfammer) fünnen die Friedensrichter folche Anklagegeſchworene, 
weiche eine begründete Anklage unterdrüden (concealment) ſummariſch und 
ohne Jury in eine arbiträre Strafe nehmen, was offenbar mit den damaligen 
Borteieinfläffen auf die juries zufammenhing.e Durch 14. Henry VII. c. 3 
werden aber Alfiien und Friedensrichter ermächtigt alle Vergehen gegen ein 
geltendes Statut, außer Berrath und Felonie, durch bloße information im Na— 
men des Königs ohne Fury zu enticheiden. Es ift hier auf fürzeftem Wege ein 
Inquifitionsprogeß in der Weife des Continents und zwar vor Einzelrichtern 
eingeführt. Der Hauptzweck war ein finanzieller, um die Beitreibung von 
Geldſtrafen auf Grund von gehäffigen meiſt in Vergeffenheit gekommenen Straf» 
Rotuten zu fichern. Für den Gejammtbetrieb wurde dann ein General-Fiscalat 
unter dem Namen der Masters of the King’s Forfeitures gebildet, in welchem 
Empson und Dudley die äußerfte Erbitterung bes Volks auf ſich zogen, die 
ihnen zuleßt perfönlich zum Verderben wurde. Dies, und der Widerfpruch gegen 
leitende Grundſätze der ordentlichen Strafjuftiz, der Geift des Friedensrichteramts 
md der Jury, alfo der lebendige Communalſinn, führte dahin an dem Grundſatz 
deb Anffageprozefles feitzuhalten. Durch 1. Henry VII. wird gleich beim 
Regierungsantritt biefes Königs die ganze Einrichtung wieder 
aufgehoben. 

Bon diefer Zeit an tritt die verftändige Kombination der beiden Elemente 
ein, durch die fich das Einzefrichteramt auf die Abftrafung der Heinften Bußfälle 
md auf Die Kunctionen des Borunterfuchungsrichters befchränft, ohne im ordent- 
lichen Strafprozeß das verfaffungsmäßige Zuſammenwirken von judge und jury 
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wieder in Frage zu ftellen. Der Geift diefes ordentlichen Verfahrens beftimmt in 
fletiger Rückwirkung den Geift des ſummariſchen Verfahrens ohne jury. 

Es ift nun aber einlenchtend, wie auch von diefer Seite aus 
das Kriedensrichteramt den alten court leet vollftändig über: 
flügelt. Die jährlich zweimal zuſammenkommende Ortsgemeinde kann mi 
dem fchmwerfälligen Aufgebot aller ihrer Mitglieder die ſtets präfente Thätigteit 
bes Friedenrichteramts® nicht erjegen. Ihre Inguifition konnte alſo in der Con. 
currenz mit den Friedensrichtern nur wenige Straffälle iibrig behalten. Cbenio 
hat aber aud) die fummarifche Strafgerwalt der Friedensrichter ihnen maflenbait 
die Heinen Pofizeiftraffälle vorweg genommen. Allerdings find durch die Zia- 
tuten diefer Zeit noch eine Anzahl Bußfälle zur Eompetenz der courts leet ver. 

wieſen, welche ich hier beiläufig erwähnen will: Xödtung von Haſen, 1. 
Hen. VIII. c. 11, Gaftwirthe, welche Pferdebrod unter dem reglementemäßigen 
Gewicht baden 32. Hen. VIII. c. 14, Aufziehen von Pferden unter der vegic- 
mentsinäßigen Statur 32. Hen. VIII. e. 13, Nichtinftandhaltung der Sic 
ftände 2c. 33. Hen. VIII. c. 6, 8, 9, Straffälle betreffend die Lebensmittel und 
Arbeitspolizei 2. Edw. VI. c. 15, Ueberfchreitung der Weintaren 7. Edw. Vi. 
c. 5, Uebertretungen gegen das Wegegeſetz 2. et 3. Phil. et M. c. 3; 5. Eliz. 
c. 13; 18, Eliz. c. 9, — gegen das Milizgefet 4. et 5. Phil. et M. c. 3, wegen 
Zerftörung der Fifhbrut 1. Eliz, c. 17, Einfangen von Fafanen und Rebhühnen 
1. Jac. I. c. 25, reglementswidriges Aufbauen von Arbeitermohnungen 23. Eliz. 
c. 10 vergl. 31. Eliz. c. 7. Es war dabei aber wohl weniger die Abficht, die 
courts leet neu zu beleben und zu erweitern, als vielmehr eine gleichmäßige 
Ausführung jener Polizeiverordnnungen zu ſichern mit Rückſicht darauf, daß an 
einzelen Orten die courts leet doch noch thätig, und ihre Mitwirkung bei ge- 
wiffen Fragen der Ortspolizei rathſam erſchien. 


VI Das Gerichtsweſen bildet in diefen zwei Jahrhunderten den 
völlig ftabilen Theil des Staatsweſens. Das fortichreitende, bewegliche 
Element defjelben Liegt nur in dem Amt der Friedensrichter, und ül 
in feiner Verflechtung mit dem Bolizeimefen im vorigen Abſchnitt er: 
Örtert. Abgefehen davon bleibt die conftitutionelle Gerichtsverfaſſung, 
bafirt auf judge und jury, auf ein fyftematifches Zufammenmwirfen 
von Königlihen Beamten und Gemeindeausſchüſſen in Civil: und 
Criminalaffifen und in den Quartaffigungen der Friedensrichter, un 
berändert in der Geftalt, die fie am Schluß des Mittelalters ge 
wonnen bat. Die Gefchwornenfiften werden in alter Weife aus dem 
herkömmlichen Perfonal gebildet, die nöthige Zahl zu jeder Graf- 
Ihaftsajfife von dem Sheriff geftellt, in den ftädtifchen Quartaffigun- 
gen von einem Gerichtsfelretair. Der Cenſus des Geſchwornendienſtes 
wird dem veränderten Geldwerth entfprechend durch 27. Eliz. c. b. 
von 40 sh. freehold auf 4 2. verdoppelt, fo wie auch die Tare eines 
Ritterlehns in diefer Zeit auf 40 L. ftatt 20 2%. Grundrente berednet 
wurde. Die Zhatfrage, welche von der jury zu entjcheiden ift, wird 
durch die Praxis zu einer geregelten Beweisverhandlung, in welcher die 
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Geſchwornen nicht mehr aus eigener Wiffenfhaft und Privatkunde, 
iondern nah Maßgabe der vorgelegten Beweiſe ein Gefammturtheil 
abgeben. Durdy st. 1. Edw. VI. c. 1. 8 6 wird aud die Zulaf- 
jung von BVertheidigungszengen in dem Beweisverfahren vor ber 
Urtheiljury zunächſt für die friedensrichterliden Seffionen Tegalifirt. 
Aus der Praris bildet ſich dabei eine Neihe feſter Maximen der Be⸗ 
weisführung (law of evidence), die theild aus den Bedürfniffen eines 
jo zufammengefegten Gerichts, aus der Nothiwendigkeit einfacher Be⸗ 
weißverhandlungen vor der jury, theils aus Rückſichten auf Bartei- 
rechte hervorgehen, und mit zahlreichen Präfumtionen behaftet find. 
Gin leitender Geſichtspunkt bleibt ftets die Rückſicht auf die gemeffene 
Zeit des gefammten mitwirlenden Gerichtsperfonald. Unzweifelhaft ift 
diejed ftetige Zuſammenwirken von richterlichen Beamten und Ge- 
meindeausfchüffen, in welchen Ritter, Bürger und Bauern Jahr aus 
Jahr ein zufammentreten, der eigentliche rechtliche Halt und Kern ber 
Sejammtverfaffung. 

Allerdings hat im Anfang diefer Zeit das Parteiweſen bie Jury 
afficirt. Nicht nur die Sefeße, fondern auch die Gefchichtsfchreiber 
bejtätigen, daß die Nachwehen des Kampfes der beiden Roſen auch die 
Jury ergriffen hatten und zum Theil die Veranlaffung zur Einfegung 
der fogenannten Sternfammer wurden. „In Erwägung, daß durd 
rehtöwidrige Anftiftungen, durch befondere Trachten, Zeichen, Abzeichen 
und Verpflichtung von Anhängern . .. . durch Beſtechung, durch treu- 
Iojes Benehmen der Sheriffs bei "Anfertigung der Gefchwornenfiften, 
durh Beſtechung der Geſchwornen“ 2c., die Ordnung und Ruhe des 
Reihe gefährdet ift, — wird der Kanzler und eine Anzahl Grof- 
beamte und Lords ermächtigt, ſolche Webelthäter und andere vor ſich 
zu laden und auf erhobene Unterfuchung zu beftrafen, als ob fie auf 
dem bergebrachten Rechtswege überführt wären. Diefe Minifter- und . 
Staatsrathejuftiz hat indeffen im der Zeit der Tudors den eigentlichen 
Gang der Rechtspflege wenig afficirt. Unter den Stuarts erfcheinen 
einige Verfuche einer Disciplinarbeftrafung ber Gefchwornen durch die 
Sternkammer, welche mehr auf Einfchlichterung berechnet waren. Wirk⸗ 
ſamer erwies ſich die Einwirkung ferpiler Sheriff bei ber engeren 
Auswahl der Gefchwornen. Im Ganzen betrachtet aber hat die Ge⸗ 
\hwornenverfaffung die Zeit der Bürgerkriege ehrenvoll überftanden. 
Ihrer Natur nach war fie der Verfuchung weniger ausgefett als die 
beamteten Richter. Unter Karl I. wie unter Crommell® Regiment 
galt fie als eine zuverläffige Schranke gegen die zeitigen Machthaber, 
die man wohl zu umgehen, aber nicht zu brechen wußte. Unter Karl Il. 
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erfcheint fie von der allgemeinen Corruption des Staatsbeamtenthums 
unberührt. Die Sternfammer war inzwijchen aufgehoben, und in 
einem berühmten Rechtſpruch von 1679 erkannten nunmehr die 
Reichsgerichte die Unverantwortlichleit der Gefchwornen für die 
Rechtmäßigkeit ihres Gewiſſenſpruchs an. Unter Jacob II. hat die 
Freifprehung der Bischöfe gegenüber der Verfolgung eines despotijchen 
Monarchen die dauernde Weberzeugung Hinterfajjen, daß in dem ein- 
ftimmigen Geſchwornenſpruch die ftärffte Garantie liegt, welche eine 
Gerichtöverfaffung gegen Varteileidenfchaft überhaupt gewähren fan. 

Neben diefer laufenden Juſtiz durch Richter und Geſchworne 
dauert allerdings noch ein Grafſchaftsgericht des Sheriff fort. 
Durd 2 et 3. Eduard VI. c. 25 wird fogar die regelmäßige Abhal- 
tung deffelben von Monat zu Monat eingeſchärft. Der eigentlict 
Sinn der Einrichtung ift indeffen nur eine periodifche Erledigung der 
laufenden Graffchaftsgefchäfte, neben welchen die Reſte einer Civiljuſtiz 
in Bagatellfachen immer mehr verfümmern. Auch als Berfammlung 
der Gerichtsmänner erjcheint fie aus demfelben Grunde bloß nominell, 
und nur durch das Gefchäft der Graffchaftswahlen von Zeit zu Zeit 
politiich bedeutend. ‘Die localen courts leet dauern an einigen Orten 
noch mit einem Theil ihrer alten Gefchäfte fort. Ebenſo verfallen, 
und meiſtens nur für nicht richterliche Gefchäfte thätig erſcheinen bie 
Patrimonialgerichte. Die einigen Städten verliehene Giviljuftiz ſcheint 
jedod in diefer Zeit neben den Aſſiſen noch praktiſch lebendig geblie— 
ben zu ſein. 

Ueber die Conſolidirung des Gerichtsverfahrens durch die 
Braris im Laufe dieſer Periode vergl. Biener, Engl. Geſchw.Ger. Bd. 1. 
8 20, betreffend die Kortbildung der großen Jury — insbeſondere liber die 
Entftehung der examination S. 139, — über die Verbindung des Vorverjab 
rens mit der großen Jury &. 140 ff., 189, 190, — über das Bemweisverfahren 
vor der Urtheilszury S. 181 ff., 199 ff, — fiber Bertheidigungsbeweis und 
Vertheidigung 187 fj., — liber die Unverantwortlichleit der Fury S. 192 fi. 
217 fi. — Sodann in Betreff der einzelen Haupttheile des Verfahrens Vd. 11. 
$ 42 über die Entftehung der information, — 8 43 Borunterfudung, — 3 60 
indictment, — $ 51 Beweisführung, — $ 52 Bertheidigung, — 8 54 law 
of evidence. Die criminaliſtiſchen Schriften von Staunford und Hale ergeben 
im Einzelen erſchöpfend die praktijche Fortbildung dieſer Zeit. 

Die organiſche Einrichtung der Gerichte und der Jury iſt während dieſer 
ganzen Zeit ſyſtematiſcher Parteilämpfe in merkwilrdiger Weife flabil. Ale 
Bedeutende beruht in dieſen zwei Jahrhunderten auf ftillichweigender Conſoli 
dirung durch die Praxis. Die Ergänzung durch Statuten verſchwindet daneben 
ald unbedeutend. Beilpielsweife das st. 23. Henry VIII. c. 15, wonach die 
Criminalgeſchwornen in Stadtcorporationen freemen von 40 2. in beweglichen 
Vermögen fein mögen. Ueber die Nachwehen des Kampfes der beiden Roſen 
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für die Juſtiz vergl. Palgrave, Privy Council p. 142 ff., der dabei an bie 
Zufidnde der Jury in Wales erinnert. Die einzelen Berfuche gegen Geſchwor⸗ 
nenfpriihe durch Strafurtheile der Sternkammer einzufchreitäi, vergl.‘ bei Hal- 
lam, Const. History I. c. 1 (Throckmorton in 2 Mary). Ueber eine gewiffe 
Abhängigkeit der Jury unter Efifabeth vergl. ebendaf. c. 5. Ueber die Zu- 
fände unter Carl II. ebendaf. c. 13. In zufammenhängender Darftellung wür- 
digt die Refultate diefer Epoche richtig und unbefangen Biener, das nglifche 
Geſchw.⸗Ger., Bd. I. 8 26, 31. 

VI. Die Milizverfaffung diefer Zeit, obgleich in ihren gefeg- 
fihen Grundlagen fange unverändert, gewinnt eine veränderte Bedeu⸗ 
tung dadurch, daB fie die einzige Bewaffnung des Landes bildet. 
Die alten Lehnsmilizen find jetzt praftifch befeitigt.*) Das Streben 
der Tudors geht von Anfang an entjchieden dahin, auch das Gefolgs⸗ 
und Gondottiereweien des hohen Adels grümdlich zu befeitigen, indem 
fie da8 Halten bewaffneter Gefolgen mit den Zeichen und Livreen des 
Herru unerbittlich ftreng verfolgen. Es ift unzweifelhaft auch bewußte 
Bolitif, wenn die Tudors zur Verhütung der Wiederkehr ähnlicher 
Zuftände wie unter dem Haufe Lancafter, größere auswärtige Kriege 
vermeiden, und den Friegerifchen Adel der regelmäßigen Rriegführung 
entwöhnen. 

Die ganze Aufmerkfamfeit der Tudors wendet fih von nun an 
den Sraffhaftsmilizen**) zu. Unter Heinrich VIII. wurde fo- 
gar troß aller Fortfchritte der Kriegsktunft die Einübung der Mann— 
ihaften im Bogenfchießen dringend eingefchärft. Da eine gleichmäßige. 
Ausrüftung und Uebung der Bevölkerung in der langen Friedenszeit 
fih überhaupt nicht erhalten Hatte, fo begann Heinrih VIII in Fäl- 
len des Bedürfniſſes wieder durch Verwaltungsmaßregeln die Graf: 
ihaften zur Geftellung einer beftimmten Zahl von Mannſchaften zu 
wingen. ‘Die Gejebgebung half dabei nad) durch einzele Vorfchriften 
über die Heerfolge der Königlichen Vaſallen und Beamten, und über 
den militäriichen Gehorfam der Mannſchaften gegen die vom König 
beftellten Capitäne (19. Hen. VII. c. 1 und fpätere Gefege.) Ent- 
ſprach diefe Weife nicht ganz der älteren Milizverfaſſung, jo verur- 
ſachte fie andererfeits weniger Koſten und Befchwerden, als eine gleich- 
mäßige Ausrüftung und Uebung aller Einfaffen im Milizdienft. Die 
Königlichen commissions fanden feinen ernftlihen Widerfprucd in 
diefer Zeit der Unterwürfigfeit der Parlamente. Gelegentlich wurden 
ſolche Mannſchaften auch außerhalb des Reichs verwendet, ohne daß 
eine Berufung auf die”älteren PBarlamentsbefchlüffe unter Eduard III 
ftattfindet. ‘Der Iehnspflichtige Grundbefig wie die Communen waren 
im Grunde genommen gleich intereffirt der Verwaltung freie Hand zu. 
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(affen, um nicht eine ftrengere Ausführung der eigentlich gefeglihen 
Dienftpflicyt herbeizurufen. Unter Heinrich VIII. kommt zu diefen 
Zwecken Schon eine Ernennung außerordentliher Commiſſarien vor, 
die als Lientenants des Königs, (ſpäter Lord-Lieutenants), zu augen- 
blicklichem Bedürfniß die nöthigen Mannfchaften durch Zwangémaßre⸗ 
geln gegen Graffchaften und Städte aufbringen. Auch in 3. Eduard VI. 
ift bei den Fathofifchen Unruhen von folchen Lieutenants die Rede, „um 
die Graffchaften in militärifche Ordnung zu bringen.“ Diefe Gewal- 
ten werden dann fanctionirt durch st. 4 et 5 Phil. et Mary ce. 9, 
welches die Königlichen Lientenants ſchon als bekannt vorausjegt. 
Gleichzeitig wird durd) ein neues Milizgefeg 4 et 5 Phil. et M. 
c. 2 die ganze befigende Bevölkerung für die Bewaffnungspflicht neu 
abgeftuft, der große Befit darin wiederum fehr ſtark herangezogen, und 
zeitgemäße Aenderung des Waffenſyſtems getroffen. 

Unter Yacob I. werden jedoch biefe älteren Milizgefege über die 
Abjtufung der Meilizpflicht wieder aufgehoben, 1. Jacob I. c. 25. 
8 46. Es ſcheint die Anſchauung zurüczufehren, daß die infulare 
Lage eine geregelte Bewaffnung überhaupt unnöthig made. Seit die 
fer Zeit behielt fich die Regierung Aushebung nad) Bedürfniß vor, 
und legte Waffenmagazine in den Graffchaften an. Die Stadt Yon 
don hielt befondere einexercirte Truppen, die auch in einer freiwilligen 
Affociation, der fog. Artillery Company einen Anhalt fanden. 

Mit diefen tief verfallenen Militäreinrichtungen begann dann der 
Bürgerfrieg unter Karl I, in welchem die Milizen von London 
auf der einen Seite, berittene Gutsbefiger und Pächter auf der ande 
ren Seite den Kern der erjten Formation bilden. Waren diefe Mi 
lizen Schon an fid) den militärischen Anſprüchen der Zeit ziemlich ent: 
fremdet; jo verloren fie ihren Zufammenhang vollends, als durch den 
. Bürgerfrieg ihre inneren Beftandtheile auseinandergingen. Während 
Treifaffen und Städte iberwiegend auf die Seite des Parlaments 
traten, blieb der größere Theil des Adels und ber alten Gentry mit 
Pächtern und Dienftleuten auf der Seite des Königs, fo daß es zeit- 
weife fo ausfehen mochte, als ob mittelalterliche Lehns- und Graf 
Schaftsmilizen einander im Kampfe gegenüberftänden. In dem Bar: 
lamentsheer gab indeffen die befjere Disciplin und der Fanatismus 
religiöfer und politifcher Weberzeugung allmälig die Richtung zur Bil- 
dung regulärer Truppen. Nach lange hingezogenem Kampf erzeugte 
der Feuereifer der puritanifchen Secten, die Energie Crommells und 
die bedeutenden Geldmittel des, Barlaments ein Heer „mac dem neuen 
Modell“, d. h. reguläre Reiterei, Dragoner und Fußvoll, gebildet aus 
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den eifrigften Kämpfern der Miliz, in ftrenger Discipfin und nnerfchüt- 
terliher Tapferkeit, unter Offizieren aus ihrer eigenen Mitte. In 
der enticheidenden Schlacht bei Naſeby fochten zwar auf der Parla- 
mentöfeite angeblich nur 9 in auswärtigen Feldzügen gebildete Offiziere; 
auf Seiten der Königlichen mehr ale 1000. Wie in dem franzöfiichen 
Kriege fiegte aber auch hier das nach dem neueren Militärfyftem for- 
mirte Freiſaſſenthum über die perfünliche Tapferkeit des Adels und 
feiner Dienftleute, die nur noch im unregelmäßigen Reitergefecht Ehre 
einzulegen mußten. " 

Das barjhe Militär-Regiment des Protector ließ aber den Ein- 
drud eine® unverfühnlichen Gegenſatzes ftehender Armeen mit bem 
verfafjungsmäßigen Recht der regierenden Klaſſe zurüd. Die Reftau- 
ration löſt alfo diefe Negimenter auf und bildet durch 13. Car. II. c. 6; 
13 et 14. Car. II. ce. 3; 15. Car. Il c. 4 eine neue Mitliz***) 
mit des bewußten Tendenz einer Bewaffnung des Grundbefiges, gegen 
den Abjolutismus und gegen die unteren Klaſſen zugleich gerichtet. 

Vergeblich verfucht dagegen Jacob II. durch Bejeitigung der Mi- 
3 und formirte Soldheere noch einmal die Parlamentsmadjt zu 
brechen. Die ftehende Armee hatte unter Carl II. fchon durch den 
ungeordneten Zuftand der Tinanzen zu feiner Bedeutung kommen 
fönnen. Die unter Jacob II. ſchnell zufammengeworbene,, tendenziös 
mit papiftiichen Offizieren bejette Armee, verließ den König dennoch 
im entjcheidenden Augenblicke. 

Und fo fchließt denn diefe Zeit mit dem allgemeinen Eindruck, 
daß jede ftehende Armee eine Gefahr der VBerfaffung, bie 
einzig legale Kriegsmacht vielmehr nur die Randesmiliz 
jein dürfe, welche nun im Intereſſe der befigenden Kaffe die unter 
der Reftauration gebildete Gliederung in folgender Weife beibehält. 
Ter König ernennt den Lord-Lieutenant in jeder Graffchaft, und auf 
deiien Borfchlag eine Anzahl Deputy-Lieutenants als ftellvertretende 
Serwaltungs-Commiffare. Der Lord-Lientenant erteilt auch die Offi- 
sier-Patente vom Oberften bis zum Fähnrich herab. . Befiger von 
N 8. Grundrente oder 6000 8. in anderem Vermögen ftellen einen 
gerüfteten Mann zu Pferde; für ein höheres Vermögen verhältnißmä- 
Big mehr. Beſitzer von 50 8. Grundrente oder 600 8. in beweglichem 
Vermögen ftellen einen gerüfteten Mann zu Fuß, für ein höheres 
Vermögen verhältnißmäßig mehr. Beſitzer darunter werden durch die 
Constables angehalten zur Anfchaffung der Waffen, zum Sold und 
zu den Nebentoften nach billiger Einfchägung beizutragen. 

Das Ganze ijt eine jchwerfällige zu größeren militärifchen Zwek⸗ 
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fen unverwendbare Bewaffnung unter dem Commando und Einfluß 

ber befitenden Klaffen, vorzugsweife des Grundbefiges, welde aber 

zur Aufrechterhaltung der inneren Ordnung und als Gegenge: 
wicht gegen eine fortan nicht mehr entbehrfiche reguläre Armec****) 
von geringem Umfang hinreichend erfchien. 

*) Die Mefte der Lehnsmilizen find nur noch fporadifche Erſcheinnugen. 
Eine Scene wie in dem Bauernaufftand unter Heinrich VI., in weldem nod 
einmal 40,000 Berittene erfcheinen konnten, um fi) die Bauern abzuwehren, 
fehrt nicht mehr wieder. Ebenſo verſchwindet das Material, mit welchem bir 
Schlachten der Rofen gefchlagen wurden. Zu den Daßregeln, welche Heinrid VII. 
der Ariftofratie fo verhaßt machten, gehörte auch die unerbittliche Strenge gegen 
die bewaffneten Gefolgichaften, ihre Karben, Zeichen und Livreen. Die ſchweren 
Erfahrungen eines Menſchenalters aber fonnten die Strenge rechtfertigen. Bei dem 
Verſuch der Zufammenziehung eines größeren Heeres a. 1492 ift noch einmal 
von 1600 Ritterlanzen und 20,000 Fußtruppen die Rede, die größtentheils nur 
durch Werbeverträge geftellt werben konnten. Bon da an aber find auswärtige 
Kriege, die zu einer Bildung von Heeren in der alten Reife hätten führen kin 
nen, überhaupt vermieden. Die Markgrafſchaften an der Grenze von Wale 
und Schottland, als Deilitär-Gonpernements mit feudalem Anftrich, werden 
unter Heinrich VIII. aufgehoben. Als natürliche Folge der Tage erhielt fih 
indeffen eine gewiſſe militärifhe Gewöhnung des Landadels der Grenze bis zur 
Zeit der fchottifchen Union. Der ſeltſame Verſuch Carl's IT. die Lehnemilizen 


als ſolche gegen Schottland aufzubieten (1640) war ein reiner Anachroniemut, 


vernrjacht durch die Finanznoth, und erfolglos. . 

Das Lehnsweſen beftand alfo nur noch al® Finanz und Sportel- Duelle. 
Eine eigene Behörde unter den Namen des Court of Wards war feit Sein 
rih VIII. fitr die. nutbare Verwaltung ſolcher Lehnsgefälle abgeziveigt. Inter 
Eduard VI. und Efifabeth wurden eigene Commiſſare ernannt, um mit Kr. 
„Befigern von Grundftüden zun Werth von 40 Pfd. Sterl. jährlich, weld: 
die Ehre bes Ritterſchlags ablehnen”, über eine billige Abfindung zu verben 
dein, Auch diefe finanzielle Bedeutung der Lehne mit Bormundichaft, Verüuße 
rungsgebühr und allem Zubehör, erlifcht durch das den Lehnsnerus aufhebende 


Geſetz 13. et 14. Car. IT. c. 12, woburd) die ehemaligen Feudalherrſchaften 


und Nitterlehne vollftändig in das Rechtsverhältniß des Freiſaſſen 
bejißes, free socage zuriüdtreten. Innerhalb dieſes Beſitzes bleiben 
fie aber nach wie vor an der Spitze der Staatsgrundfteuern, der Realfteuern der 


Kommune, der Milizlaft,- des Friedensrichteramts, des Geſchwornendienſtet. 


Der ehemalige court of chivalry ift zu einem Seroldsamt herabgefunten. 

**) Das Milizgeſetz 4. et 5. Phil. et M. c. 2 fett folgende Stufen dei 
Bewaffnung: Weltliche Perfonen mit einem Grundbefit von 1000 Pfund 
Sterl. jährlicd und dariiber follen vom 1. Mai 1558 ab 6 Pferde halten, ge 
eignet um Halblanzen beritten zu machen, 3 davon mit geniigendem Harmiſch 
verftählten Sattel und genügenden Waffen, und 10 leichte Pferde mit Waflen 
und Rüftung für leichte Reiter, auch 40 leichtere Rüftungen (corselets), 4 | 
diinnplattirte Rilſtungen, 40 Piken, 30 lange Bogen, 30 Pad Pfeile, 30 Pidel 
bauben, 20 Hellebarben, 20 Arlebufen und 20 leichte Bidelhauben. Grund 
befiter von 1000 Mark bis 1000 Pfd. Sterl. haben 4 Pferde zn Halb 
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fonzen mit der vollen Ausrüflung für 2 zu halten, 6 leichte Pferde mit Aus- 
rütung, 30 Corfelets und fonft wie vorher. — Bon 400 Pfd. Sterl. bie 
1000 Mark 2 Bferbe, 4 leichte Pferde, 30 Corſelets, 20 Piken, 15 lange 
Bogen x. — Bon 00 bis 400 Pfd. Sterl. ein ſchweres Pferb mit Rüftung, 
wei leichte, 10 Eorfelets, 10 Piken sc. — Bon 100 bis 200 Pfd. Sterl. zwei 
Bierde und Rüftung für leichte Reiter, 2 Corjelets, 3 Bilen 2c. — Bon 100 
Rark bis 100 Pfd. Sterl. ein Pferd und Rüſtung für einen leichten Reiter, 
2 Eorjelets 2c. — Bon 40 Pd. Sterl. bis 100 Mark 2 Eorfelets, 2 Piken sc. 
— Bon 20 bis 40 Pfd. Sterl. ein Corſelet, eine Bile ıc. — Bon 10 bie 
20 Pd. Sterl. eine leichte Rüftung, eine Arkebuſe 20. — Perfonen von 5 bie 
10 Bid. Sterl. eine geftopfte Rüftung, eine Hellebarbe ıc. 

Weltliche Berfonen im Beſitz von 1000 Markt in beweglidem 
Vermögen: ein Pferd für eine Halblanze, ein Pferd gerüftet für einen leich- 
ten Reiter, 2 Corſelets x. — Beſitzer von 400 Pfbd. Sterl. bis 1000 Mari 
in beweglichem Bermögen: für einen leichten Reiter ein Eorfelet ꝛe. — Be— 
fiter von 200 bis 400 Pfd. Sterl. bewegliches Vermögen, ein Corfelet, eine 
Bite ꝛc. — Bon 100 bis 200 Bid. Sterl. ein Eorjelet ꝛc. — Bon 40 bis 100 
Bid. Steri. zwei leichte Rüftungen sc. — Bon 20 bis 40 Pfd. Sterl. eine leichte 
Küftung ꝛc. — Bon 10 bis 20 Pfd. Sterl. einen langen Bogen zc. 

Sonftige Perjonen, welche Jahreseinfiinfte, copyhold, oder. erbliches Gut 
zu dem jährlichen Reinwerth von 30 Pfd. Sterl. oder darüber haben, 
jollen mit Kriegsrüftung ‚belaftet werden nad) den obigen Anfäten des beweg⸗ 
lichen Bermögens. Niemand fol an Land und beweglichen Vermögen zugleich 
eingeſchützt werben. 

Ale Bewohner von Städten, Ortichaften, Kirchiptelen, die in den vorigen 
Anfägen nicht ſpeziell enthalten find, follen auf ihre gemeinichaftlichen Koften 
folge Rüftung und Waffen halten, wie die Königlichen Commiſſarien beftimmen 
werden. Schriftliche Berträge darliber zwifchen den Commiſſarien und 12, 8 
oder 4 der erflen Semeindeglieder follen in duplo auegefertigt werden. 

Ter Lordlanzler fol bie nöthigen commissions unter dem großen Siegel 
an eine Anzahl der Kriedensrichter ausftellen, um die Anichaffung diefer Pferde 
und Waffenſtücke zu überwachen. Die Ouartalfitungen enticheiben über die 
Geldftrafen für Webertretung der Acte mit erweiterten Strafvolifiredungs- 
gewalten. 

In c. III. folgt eine befondere Act for the taking of musters, 
wodurch in Erwägung, „daß die Mufterungscommiffionen bisher gehindert feien 
duch die Entfernung der ausgehobenen und durch das Freimachen der brand)- 
barfien Leute durch Gunſt und Beftechung” verordnet wird: daß die wiſſentliche 
Entfernung (willingly absent himself) und die Verſäumniß in Mitbringung 
der beten Bewafinungsftüde, die der Ausgehobene hat, mit Gefängniß auf Zehn 
Tage oder 40 Sh. Geldbuße durch den Mufterungscommiffar ſummariſch ge 
bäßt werben jol. Dazu kommen ſchwere Geldbußen fiir Commiſſare, Capitüne 
and Untercapitäne. Dieſe Bergehen werden alternativ vor den reifenden Rich- 
tern, Cuartalfigungen oder courts leet verfolgt. In Zeiten, wo die bewaffnete 

Redt zum Dienft beifammen ift, werden die Vergehen der Offiziere diefer Art 
von dem Commandireuden ſummariſch gebüßt. Die ältere Acte 2. et 3. 
Edw. V].c. 2 8 6, wodurd das Austreten eines eingeftellten Sol- 
daten als felony erklärt ift, wird wieder hergeftellt. Bermöge dieſer Gewalten 
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dauerten die Aushebungen ungefähr in der Weile fort wie unter Heinrich VIII. 
durch Ernennung von General- und Ortscommiffaerien zur Aushebung. Die 
Schwerbewaffneten (men at arms) bezeichnete man jetst ala Speere oder Lanzen, 
etwas Ipäter als Curaſſiere. In den Mufterungs-Inftructionen bes Privy Coun- 

. cil von 1572 findet fich die Borfchrift, daß unter 100 Männern zu Fuß 40 Xı- 
febufirer, 20 Bogenfchiigen, wenn fo viel zu haben find, die Uebrigen Helle 
bardiere und Pikenmänner jein folen. _ 

As nun dur 1. Sal. I. c. 25 $ 47 das Hauptgeſetz cap. II. aufgehoben 
wurde, blieb doc diefes Mufterungsgefeb beftehen. Es fielen nur 
fort die beftinnmten Abftufungen der Bervaffnungspflicht; es blieben aber die ad 
miniftrativen Gewalten der Krone zur Aushebung, kraft ber nach gemeinem 
Recht und älteren nicht aufgehobenen Statuten beftehenden Diilizpflicht, und das 
Strafredjt wegen Defertion aus cap. 3 8 9. Es fand filh indeffen feine er 
hebliche Gelegenheit zu ihrer Geltendmachung bis zu den Zeiten der Bürger 
friege. Die Beibehaltung der Londoner Lolalmiliz beruhte auf befonderem Räd- 
tiſchen Bedürfniß und Reihthum. "Die oben erwähnte Artillery - company 
hatte im Jahre 1537 die noch heute befiehende Incorporationscharte erhalten, 
als eine Gilde zur Uebung im Bogenfchießen, in Armbruft und Handgewehr, 
wie fie ale eine Ergänzung des Milizigftems noch heute fortbefteht. 

⸗**) In der Milizgeſetzgebung Carl's IL. 13. Car. IT. c. 6; 13. et 14. 
Car. II. c. 3; 15. Car. Il. c. 4 erſcheint die Miliz lediglich als eine Bewah- 
nung des Beſitzes im Interefie der regierenden Klafie. Das Ernennungsreit, 
weiches (vorbehaltlich Königlicher Beftätigung oder Kaffirung) der Lord-Lieutenant 
für die Deputy-Lieutenants und Miliz-Offiziere übt, Tüuft darauf hinaus, daß 
ih da8 ‚VBerwaltungs- und Offizier- Corps aus der Grafichaftsgentry bildet. 
Der große Hittergutsbefig (3000 Thlr. ©. Grundrente) und der reichfte ſtädtiſche 
Beſitz (30000 Thir. ©. anderes Vermögen) ftellt die Heiterei. Der reihe Bauer 
(300 Thlr. G. Grundrente) und ber wohlhabende Bürger fiellt das Fußvoll. 
Die übrige Bevölkerung ift für die Geftellungspfficht infra classem. Die 
Conftables follen indeflen die Feineren Befiper unter 50 Pfd. Sterl. Grund 
vente oder 600 Pfd. Sterl. beweglichen Vermögen anhalten nad; demfeiben 
Verhältniß Waffen, Löhnung und andere Nebenkoſten zu beichaffen. Papiſten 
oder andere, welche den Eid verweigern, können herangezogen werden mit 
11 Pfd. Sterl. jährlich fiir einen Reiter und deffen Ausrüftung, oder 30 Ch. 
für einen Fußfoldaten und deffen Ausrüftung. Indeffen braucht Niemand in 
Perſon zu dienen, fondern faun dem Kapitän zur Betätigung einen Stellver- 
treter präfentiren ($ 25). Der Offizierfold während des actuellen Dienftes wird 
aus dem Staatsfchak gezahlt (S 7). Den unteren Öffizieren können aus der 
GSraffchaftsfteuer außerordentliche Gratificationen zur Ermunterung bewilligt 
werden ($. 12). Gemeine Soldaten erhalten während der liebungszeit: der 
Reiter 5/6 Thlr., der Fußgänger '/s Thlr., wo nicht ein anderes Wblommen 
zwifchen Prinzipal und Stellvertreter getroffen ift (15. Car. II. c. 4 8 2). In 
Füllen einer Invaſion oder Infurrection erhält der Stellvertreter gewöhnlich 
einen Monatsfold voraus. 

Zur Beflreitung der Munition und anderer Bedürfniſſe darf die Verwal 
tung eine jährliche Milizrate ausfchreiben, die auf ein Jahr nicht überfieigen 
ſoll ein Biertel der Monatsgrundfteuer von 70,000 Bid. Sterl., wie folde sad 
12. Car. II. c. 29 erhoben wurde. Dabei war London zu 4666 Pfd. Eterl. 
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Kent und Suffoll zu 3655 Pfd. Sterl. und noch 27 größere Grafichaften zu 
über 1000 Pfd. Sterf. eingefchätst, die Heinen Grafſchaften dagegen, Weſtmore⸗ 
iond zu 73 Pfd. Sterl., Rutland zu 272 Pfd. Sterl., und fo auffteigend. Die 
Städte mit eigener Miliz gehen noch unter den Maßſtab der Meinften Graf- 
ihaft, bis zu 5 Pfd. Sterl. herab. Der Lordlientenant beruft die Miliz und 
organifirt fie in Compagnien, Schwadronen und Regimenter, fiihrt fie, ver- 
wendet fie oder läßt fie flihren und verwenden in Fällen von Aufruhr ober 
Invaſion. Die periodifchen Uebungen der Mannfchaften werden vom Lord— 
Yientenant oder zwei Deputy⸗Lieutenants angeordnet, Negimentsiibungen nicht 
über eiumal, Conmpagnieübungen nicht über viermal jährlich. Zu den erfteren 
braucht der Mann nicht liber vier Tage, zu den letsteren nicht über zwei Tage 
von Hauſe abweſend zu fein. 

Die jo gebildete Diiliz, welche fehr übertrieben auf 130,000. Dann ver- 
anſchlagt wurde, war eine Einrichtung, die von der regierenden Klaffe, welche 
fie befehfigte, ungemein hoc) gehaften wurde. Zie beijeit zu ſetzen, gehörte zu 
den unbefonnenften Schritten, durch welche Jakob II. in kürzeſter Zeit die bei- 
den politifchen Parteien zu gemeinfamen Widerftand trieb. 

, Die Unfänge der ſtehenden Armee find in ber Zeit der Stuarte 
zuerſt eine Schöpfung der republifanifchen Parlamentspartei in Dppofition ge- 
gen die herkömmliche Stellung der Gentry, wie denn auch das Berjonal der 
höheren Offiziere aus verdienftvollen Kämpfern der Barlaments:Armee ohne jede 
Rüdfiht auf Geburt gebildet wurde. Die funfzig Feibgarden, welche Hein- 
tich VII. errichtet hatte, waren nıehr bewaffnete Hofdiener als Soldaten. Die 
funfzig berittenen Hofgarden Heinrich's VIII, in der Weife eines franzöfiichen 
corps de gensd’armes, wurden wieder aufgehoben. Nur in einigen befeftigten 
Pläten im Tower von London, Portsmouth, Dover, und einigen Forts an der 
Ihottifchen Orenze wurden einige Heine Garnifonen, hauptſächlich Artilleriften, 
gehalten, um das dußere Anfehen der Widerſtandsfähigkeit zu conſerviren. 

Die Generalität beftand unter Carl I. aus einem Lord: General, Lieute- 
nant-Seneral, Serjeant-Major-General. Später a. 1656 fette Cromwell zwölf 
Nilitärgouverneure und Civilftatthalter in den Grafichaften mit dem Titel 
Raior-General ein. Nach der Reftauration betrug die fteheride Armee etwas 
über 5000 Mann einfchließlich der auswärtigen Garniſonen. Anfangs des Jahres 

. 1685 rechnete man etwa 7000 Mann Fußvolk und 1700 Mann Kavallerie und 
Tragoner, wozu noch etiva 7000 Mann in Irland kommen mochten. Um die- 
ſelbe Zeit (1683) war das Generalfeldjengmeifter - Amt zu der Verfaffung um- 
gebildet worden, welche es bis in die neuefte Zeit behalten hat. 

Einen Incidentpunft bilden die Kriegsgerichte diefer Zeit. Ju der 
vorigen Periode war das oberfte Kriegsgericht der Lehnsmiliz unter dem Con: 
Rable und Marfhall bei Gelegenheit von Aufftänden zuweilen als ein ſumma— 
riſches Strafgericht mit einen Verfahren nad) Kriegsrecht beftellt worden. Un- 
ter den erfien Tudors war davon nicht die Rede. Eliſabeth proclamirte das 
Kriegsrecht nach dem Aufftand im Norden von 1570, ftand aber auf Borftellung dee 
Rathe davon ab, da offenbar aus dem zerfahrenen Lehnsmiliziwefen feine Etraf- 
gewalt gegen Civilperſonen abzuleiten war, vielmehr die Magna Charta aus- 
drüdlih dagegen ſprach. Dennoch wurde 1588, als eine Landung der Spanier 
drobte, eine Ordonnanz erlaffen, nach welcher die Verbreiter päpftlicher Bullen 
ud aufrührerifcher Klugichriften von dem Mititärbefehlshaber beftraft werden 
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folfen. Im Iahre 1595 wird fogar ein Provost-Marshall durch Commiffion 
ernannt, der auf Anzeige der Friedensrichter notorifch rebellifche und unver 


befierliche Webertreter ergreifen und in Gegenwart ber Magiftrate hängen laßen | 


fol. Die Königin fihert den Beamten im Voraus die Straflofigkeit für dies 


ungefetliche Verfahren zu. Unter Carl I. ging dies fyftematifch weiter, bie 


das Statut 16. Car. I. ein ſolches Verfahren ausdrücklich für illegal erklärte: 


wie denn auch 1640 die Richter einftimmig ausſprachen, daß von einem 
Kriegsreht nur die Nede fein könne, wenn ein wirklicher Feind der Königlihen 


Armee gegenüberfiehe. Die Reflauration hat in diefem Punkt die verfafjungs 
mäßigen Schranlen niemals überfchritten. 
Fir den wirklichen Kriegszuftand diente als Grundlage das st. 7. Hen. VII. 


c. 1; 3. Hen. VIII. c. 5; 2 et 3. Edw. I. c. 2 $ 6, wonach das Berlafin 
der Königlichen Armee ohne des Königs Erlaubnif für Felonie erflärt iſt; ebenie 


die Defertion nad) 5. Eliz. c. 5. 


VII. Die Städteverfaffung diefer Zeit bildet infofern einen 


Schlußpunft der Darftellung als in den Städten die neuere Kirchſpiels 
verfaffung mit der älteren Gerichts- und Polizeiverfaffung zuſammentrifft. 

An den ftädtifchen Kirchjpielen galt nunmehr das Syftem der 
Kirchenvorfteher, Armen: und Wegeauffeher und die damit verbundene 
Beiteuerung ebenfo wie in den ländlichen. Dieſe Neubildung ging ihren 
jelbjtändigen Weg ohne Zufammenhang mit der alten Stadtverwaltung, 
die aus dem court leet hervorgegangen, für die Gerichts- und Pol 


zeiverwaltung, für Friedensrichteramt und Bildung der Jury, fowie 


die Verwaltung des älteren Grundvermögens diente. In Städten, 
welche aus mehren Kirchipielen bejtanden, trat diefe Scheidung aud 
äußerlich vor die Augen, indem jedes Kirchfpiel für die Zwecke der 
Armen- und Wegeverwaltung nicht etwa ein bloßes Stadtviertel bildete, 
fondern eine felbftändig verpflichtete Ortsgemeinde. Auch 
die Bürgerfchaft bejtand für diefe Zwecke aus verjchiedenen Perjonen. 
Die Pflichten des Kirchfpiels und das Stimmrecht in der vestry famen 
allen Kirchfpielsgenoffen zu; während die Theilnahme am eigentliceh 
Stadtregiment im äußerften Maße nur den alten Gerichtsmännern dee 
court leet, noch öfter nur den capital burgesses oder einer ähnlichen 
feinen Körperfchaft zuftand. 

Bei diefer Trennung gerieth das Stadtregiment in eine Iſolirung, 
die der fortfchreitenden Bildung engerer Körperfchaften ungemein für: 
derlih war. ‘Der court leet hatte meiftens nichts mehr zu thun. 
Die laufende Thätigkeit lag in den Händen der Friedensrichter. Mochte 
das Friedensrichteramt durch die Graffchaft oder durch eine befondere 
jtädtifche Commiffion verwaltet werden: in beiden Fällen waren es dieſe 
Polizeiherren, welche in Strafjuftiz und Polizei die täglichen Functionen 
der Ortsobrigfeit übten. Für die Verwaltung des alten Stadtvermö- 
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gend ftand ihnen zwar nod ein Bürgerausfhuß town council etc. 
ur Seite, aber diefe Verwaltung war in den meilten Städten unbe⸗ 
dentend. Auch die ftädtiichen Geſchwornenliſten, mit denen fich die 
Geſetzgebung nur beiläufig und oberflächlich befaßte (23. Hen. VIN. 
e. 13), waren fehr zufammengefchrumpft; weder darin, noch in dem 
jährlich wechfelnden Amt der constables lag eine rechte Grundlage 
für eine Theilnahme der Bürgerſchaft ım Ganzen. 

Diefer factifche Zuftand wurde nun durd) die Incorporationscharten 
zu einem rechtlichen erhoben. Die Zahl derfelben wächft in diefer Pe- 
riode fihtlih. In “der Zeit der Tudors werden 54 Incorporations- 
Charten, 43 Nichtincorporations »Charten, in der Zeit der Stuarts- 
53 Gorporationd-Charten gezählt. Schon Heinrich VII. hat der Stadt 
Briſtol 1499 in auffallender Weife eine Charte ertheilt, nad) welcher 
fih der Rath der aldermen durch Cooptation ergänzen fol. Doch 
waltet anfcheinend noch feine politifche Tendenz vor. 

Aber grade das übermäßig ftarfe Wahlrecht der Städte zum Par- 
Iament follte verhängnißvoll für die Entwidelung ihres inneren Lebens . 
werden. Dies Verhältnig war entitanden zu einer Zeit, in welcher das 
Unterhaus mehr als ein Anhang zum großen Rath angefehen ward, und 
die Städte vorzugsweile als Steuerzahler. Yet war das Unterhaus 
eine einheitliche Körperfchaft geworden, deren Mitglieder ſich nach lan- 
gen politifchen Kämpfen nicht mehr als die Beauftragten ihres Wahl- 
freifes, jondern des ganzen Landes anfahen. Daß in diefer Gefammtheit 
die Städte einen mindeftens zehnmal größeren Antheil einnahmen als 
ihnen zufam, war an der Syntereffenrichtung der Gefetgebung feit 
Eduard III. fichtbar geworden. Eine Ausgleichung war dabei ftill- 
ſchweigend eingetreten durch den perfünlichen Einfluß, den bie benad)- 
barte Ritterfchaft durch die Polizei- und Meilizverwaltung, und als 
Therauffihtsinftang über die Kirchjpiele übte. Die größere Hälfte der 
Städte fand fich dadurch in einer Abhängigkeit von der Ereisverwalten- 
den Gentry, und deren Einfluß geftaltete ſich um fo natürlicher, ale 
die Wahlen in den Keinen jtädtifchen Wahlfreifen wie Enclaven inner- 
halb der Grafſchaftswahlen vor ſich gingen, umgeben von den Einflüffen 
und Stimmungen bes größeren Körpers. 

Seit Heinrich VIII. ift dies Verhältniß ein Gegenftand der Auf: 
merffamfeit für die Staatsregierung geworden. In der Zeit der Re⸗ 
formation wird das Beſtreben fichtbar, einen Regierungseinfluß auf 
diefe Heinften Wahlförper auszuüben. Ohne pofitive Aenderungen in 
der Stadtverfaffung wird daraus ein gouvernementales Syftem, 
welches das. Unterhaus mit-der Stantsverwaltung in Lebereinftimmung 
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zu halten fi) bemüht, und zu dem Zweck auch neue der Krone prä- 
fumtiv ergebene Wahlflecken creirt. In diefem Sinne werden 17 bo- 
roughs, die im Verlauf der Zeit ihr Wahlrecht verloren hatten reftau: 
rirt, 46 neu berufen, fo daß der ohnehin unförmlichen Vertretung der 
Städte no 123 neue Abgeordnete hinzugefitgt find. Die nen ertheil- 
ten Charten geben meiltens die Stadtverwaltung und zumeilen auch das 
Parlamentswahlreht in die Hände von Ausfchüffen oder Gemeinde: 
räthen, welche das erſte Dial von der Krone ernannt, fi) ſpäter durd 
Sooptation ergänzen. Auch zeigt die Staatsverwaltung ſchon eine Ten: 
denz, entitehende Zweifel iiber das Wahlrecht in diefem Sinne zu ent: 
Icheiden. Folgenreih war namentlich ein Gutachten der Richter, welder 
in dem Michaelis-Term 40 et 41 Eliz. dem Privy Council erftatte 

wurde. Nach der alten Grundlage der Stadtverfaffung konnte e8 zwar 
nicht zweifelhaft fein, daß der Antheil an Amt und Steuer, paying 
scot and bearing lot, das Bürgerrecht begründe. Alfein diefe Grund: 
lage war zu einer Zeit entftanden, ehe die Städte zugleich eine poli- 
tiſche Stellung im Parlament erhalten hatten. Yet war jeder Wahl: 
fleden für den Gefammtlörper des Staats ein Factor von formell 
gleicher Bedeutung wie die größte Grafſchaft. In dem großen Graf: 
Ichaftsverband war für das politifche echt zunächſt entjcheidend die 
perfönliche Xhätigfeit, fecundär die Steuerzahlung. Dieje Grund: 
anfchauung hatte das ganze Mittelalter beherricht; e8 mußte Recht er- 
fcheinen fie auch für die Städte anzuerkennen. Für Polizei und Miliz 
war nun aber die Leiftung der höheren Klaſſe entfchieden überwiegend. 
Um ein jus aequum, ein wirklich billiges Verhältniß für die Gefammt- 
heit der Grafſchaft und der einbegriffenen Städte herauszubringen, 
mochte hier eine Beſchränkung eintreten. In den Grafichaften ging 
008 Wahlrecht nur bis zu denen herab, die den Geſchwornendienſt zu 
leiften hatten; auch diefer Grundſatz, auf die ftädtifchen Geſchwornen⸗ 
(iften angewandt, führte auf Beichränfung In der Grafjchaft bildete 
die freißverwaltende Gentry einen ziemlich feften Kern für den Wahl— 
einfluß: Analoges konnte für den ftadtvermwaltenden Körper angemefjen 
erfcheinen. Bon diefen und ähnlichen Betrachtungen fcheinen die Rid: 
ter ausgegangen zu fein, indem fie ſich für die Zuläffigleit von ſtehen⸗ 
den Ausſchüſſen (select bodies) ausſprachen; für eine Befugniß der 
select bodies zur Errichtung von Statuten, bye laws; für die bin: 
dende Kraft folcher Statuten, wenn fie formell errichtet oder durch fange 
Uebung fanctionirt feien; für die Anerkennung eines langjährigen Ge 
brauchs in ſolcher Richtung; für die Zuläffigkeit einer Wahl der ftädti⸗ 
chen Beamten durch einen Ausfchuß oder Gemeinderath. (Dies fegtere 
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wird dann wieder aus der Befugniß zur Errichtung befonderer Statuten 
hergeleitet.) Alte ſolche Einrichtungen werden erffärt für „gut, zufäffig 
und ubereinftimmend mit dem Geſetz und ihren Charten, zur Vermei— 
dung der Unordnung und Verwirrung von Vollswahlen.“ Ties bloße 
Butachten wurde dann fpäter als „case of corporations“ mit der 
Autorität eines gerichtlichen Präjndizes citirt. Die Tragweite diejer 
neuen ftädtifchen Grundlage zeigt ſich allmälig in folgenden Punkten: 

1) Die Wahl der ftädtifhen Beamten erfolgt nun nad 
sohlreihen Charten ſchon ausdrücklich und legal durch einen engeren 
Ausfhuß, common council, capital burgesses, select body, go- 
vernufg body, ber fich felbft wieder durch Cooptation ergänzt. Das— 
jelbe gilt nicht felten nad) ausdrücklicher Beſtimmung aud) von den 
Parlamentswahlen. Wo die Charte e8 nicht enthält kann ein folches 
Recht auch durch Verjährung oder „alten Gebrauch“ begründet werden, 
ohne bis auf Richard I. zurückzugehen. 

2) Die Befugniß zum Erlaß von Statuten, Bye-laws, 
wird zwar von der Gerichtspraris in gewilfen äußerften Schranken ge⸗ 

halten, infofern das Statut die Wahlen nicht direct gegen den Inhalt 
der Sharte umgeftalten, und überhaupt die Srundverfaffung der Cor⸗ 
poration nicht ändern fol. Indeſſen ließ man aud) darin einen „lang⸗ 
führigen Gebrauch“ pafliren. 

3) Die fhlimmfte Folge des Yncorporationsprinzipe wurde jeden: 
alle die willkürliche Geftaltung des Kreifes der Bürger- 
haft, in welcher das mittelalterliche Prinzip der Lebereinjtimmung 
von Rechten und Pflichten num nach der andern Seite verfchoben ward. 
Charten, Statuten und „Uebung“ fehufen alfmälig eine große Zahl von 
Chrenhürgern, honorary freemen, ohne Antheil an den Yaften umd 
der Berwaltung der Stadt, — fogar außerhalb wohnende, — und doch 
mit einfiußreichen Stimmen. Der nene Begriff eines Corporations⸗ 
mitglieds, freeman, nimmt ebenfo Unqualificirte auf und macht fie zu 
Hauptperfonen, wie er die nad) der alten Stadtverfaffung berechtigten 
burgesses maffenhaft ausfchließt. 

Seringachtung der politiichen Macht des Kleinen Bürgerthums, 
Ueberſchätzung des dauernden Einfluffes der Krone auf die kleinen Ort: 
haften, vorzugeweife aber die Gewöhnung an das Hergebrachte, waren 
wohl die Hauptmotive, aus denen die Regierung der Tudors dieſe 
Tinge unverändert fortgehen ließ. 

Zu eimer ganz tendenziöfen Behandlung führten nun aber dieſe 
Verhaltniſſe in dem Jahrhundert der Stuarts. Die Gentry, 
welche jet in den bewußten Beſtrebungen einer regierenden Klaſſe her⸗ 

Sack, Engl. Communalverfaffung. 
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vortrat, konnte der Abnormität des ftädtifchen Wahlrechts nicht andere 
Herr werden, als durd eine Künftliche, zulegt gewaltfame Berbildung 
der Stadtverfaffungen, um die ftädtifhen Wahlen dem inneren Yeben 
der Grafſchaft zu affimiliren. Hand in Hand mit den Anfchauungen 
und Intereſſen der Landgentry ging dabei die Staatslirde, da die 
DOppofition gegen die ftaatskirchliche Ariftofratie, das Diffenterweien, 
in den Städten ihren Hauptfig hatte, und bei unbeeinflußten Wahlen 
einer Majorität im Unterhaufe ziemlich fiher war. Das Königthum, 
anders als im Jahrhundert der Eduarde, nahm in diefer Lage ofen 
Bartei gegen die Städte, und verfuchte abwechjelnd einen Kampf gegen 
die Barlamentsverfaffung überhaupt. Schon Jacob I. hielt eime ftän- 
difche Gliederung und Bildung gefchlojfener ftädtischer Körper (close 
boroughs) für fehr „politifch“, und ließ im zwölften Negierungsjahre | 
bei der Greirung des Fleckens Dungannon durch feine Richter erklären, 
„daß der König durch feine Charte die Bewohner einer Stadt in yorm 
von gefonderten Klaffen (select classes) und einer Communalty fo 
incorporiren könne, daß der Gejammtlörper das Recht habe Abgeorönete 
zum Parlament zu jenden, während gleichzeitig die Ausübung des Rechte 
auf die select classes befchränft werde“. Nach diefem Muſter wurden 
unter Jacob I. und Earl I. 17 alte Flecken in das verloren gegangene 
parlamentarische Wahlrecht wieder eingefegt, vier Barlamentsfleden neu 
ereirt, und außerdem zu Ehren der ftändifchen Gliederung (aber nicht 
zu ihrem eigenen Beten) den beiden Univerfitäten ein Parlamentswahl- 
recht verliehen. Das Barlament, welches feit Jacob I. die ausſchließ⸗ 
liche Entfcheidung über feine Wahlen erjtreitet, erfennt nun ebenfalls 
in einem Gommitteebefhluß von 1623 den Grundfag an, daß eine 
Beihränfung auf einen engeren Kreis von Wählern durch „Verjährung 
und unvordenkliche Gewohnheit“ gültig erfolgen könne. Andererſeits 
wird in einem berühmt gewordenen Sommittee von 1640 unter Borfik 
des Serjeant Grlanville die alte Maxime, daß jeder Theilnehmer an 
scot und lot wahlberechtigt fei, als die im zweifelhaften Falle anwend⸗ 
bare, normale wieder anerkannt. 

Das an fich gerechte Verhältniß der jtädtifchen Vertretung fand _ 
feinen unmwillfürlichen Ausdrud in ber von Cromwell octroyirten Ber: 
fafjung, welche den Städten nur wenig über 4 der Unterhausftimmen 
zugejtand, alfo relativ die Städte auf ungefähr „5 ihres bisherigen 
Stimmverhältniffes zurüdführte. 

Um fo eifriger fehrte die Reftauration zu den alten Grund— 
fügen zurüd, und gab grade den verfallenften Ortſchaften das für die 
Gentry probat gefundene Stimmrecht am liebjten zurüd. Da indeſſen 








VIO, Die Stäbdteverfaffung. 3933 


die diffenterifchen Neigungen ber Städte: fortdauern, und der durch die 

Bürgerkriege unterbrochene alte Einfluß der Gentry nicht fogleid) wie— 

derfehrt,, jo beginnt ein fuftematifcher Kampf der regierenden Klaſſen, 

iegt vereint mit dem Königthum, gegen die Selbjtändigfeit der Stadt- 
corporationen. Schon die Corporationsafte 13 et 14. Car. II. c. 2 
nimmt eine Neinigung der Verwaltungen vor, indem die ftädtifchen 
Beamten Eide über ihr politifches Glaubensbekenntniß leiten müffen, 
widrigenfalls fie durch Königliche Commiffarien ihrer Stellen entjegt 
und durd) andere erjegt werden. Kronbeamte, non resident burgesses, 
eifrige Parteigänger werden an ihre Stelle gefeßt, und die Bürgerliften mit 
auswärtigen Ehrenmitgliedern überfüllt. Durch unwürdige Richter wird der 
Grundjag einer Berwirkung der Stadteharte wegen Mißbrauchs und Form- 
widrigfeiten zur Geltung gebracht, wobei jeder Act der Gemeindebehörden 
und des Gemeinderaths als ftrafbarer Act der Corporationen jelbft 
gelten fol. Nach diefem Princip werden die Stadtcharten maffenhaft 
caffirt, oder in Folge von Einfchüichterung dem König zur Dispofition 
geftellt, um durch neue nach oligardhifchen Muſter erfegt zu werden. 
Unter Jacob II. wird der Feldzug gegen die Corporationen in dem 
jelben Sinne fortgefett, überall select bodies geſchaffen, und folche 
fädtifche Ausfchüffe ebenfo wie die ftädtifchen Amtsftellen für wider- 
ruflih erflärt nach dem Willen der Krone. Noch in der lebten Stunde 
machte Jacob einen vergeblichen Verſuch fi) die Herzen der Nation 
wiederzugewinnen durch eine Ordonnanz vom 17. October 1688 megen 

Riederherftellung der Corporationen, Caffirung der Aufgabeacte, Erneue- 

rımg der älteren Charten. Die Mehrzahl machte davon Gebraud), 

kehrte jedoch auch fo nur in einen ſchon verfünftelten Zuftand zurück, 
um die Achillesferfe der Parlamentsverfaffung zu bleiben bis zum heu— 
tigen Tage. 

*) Neber die Berkünftelung ber Stadtverfaffungen im 17ten Jahr⸗ 
hundert verweife ich im Einzelen auf Derewether und Stephen, und bebe nur 
noch Kolgendes hervor: 

1) Die Mebertragung der Rechte der Bürgerfgaft anf einen 
engeren Ausſchuß wird nun abgeleitet aus dem Begriff der „Corporation“, 
wobei feit 1466 auch eine ftilljchmweigende Incorporirung angenommen werden 
fonnte (corporation by implication), indem die Iurisprudenz Tehrte, daß wenn 
ver König den „Bürgern einer Stadt” Land in feefarm verleihe, diefe Aus- 
drudsweite ſchon eine Incorportrung in ſich ſchließe. Als Beiſpiel, in welcher 
Beife zur Zeit Eliſabeth's incorporirt wurde, bebe ich hervor die Charte für 
teicefer von 1599: die Bürger und ihre Recitenachfofger folfen ein body po- 
Ktie and corporate jein unter dem Namen „Mayor, Bailiffs and Burgesses 
of the Borough of Leicester“, mit der Befugniß, Grundſtücke zu veräußern 
und zu erwerben, zu Magen und verklagt zu werden unter ihrem Corporations- 
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namen. Aufer bem Mayor foll die Stadtverwaltung aus zwei Bailiffs befichen 
und 24 Rotablen (honest and discreet men) unter dem Namen Aldermen, und 
48 anderen notablen Einwohnern unter dem Ramen eines Gemeinderathe, 
Common Council. Mayor und Aldernen follen die Befugniß haben Statuten 
(bye-laws) zu erlaffen für die gute Verwaltung der Bürger, Handwerfer unt 
Einwohner. — Die Bafis der corporation ift hier nicht die Bürgerfchaft, ſondern 
ein engerer Körper. Die Stadtverfaffung beſtimmt nur die weientlichen Beſtand 
theile dieſes engeren Körpers, deffen Wahl oder Kooptation dem Herfommen 
oder befonderer Beftimmung als ſekundär überlaſſen wird. 

2)1Für die Befugniß zum Erfaß von Statuten blich die Haupt 
antorität wiederum das Gutachten der Richter ımter Eliſabeth. Kin eier 
Heinrich’s VII. von 1503 hatte zwar eine vorgängige Prüfung der Statuten ver- 
ordnet durch den Kanzler, Schatmeifter, die beiden Chief-Justices, oder je drei 
von ihnen, oder durch die reifenden Richter bei den Aſſiſen. Allein die Gerichte. 
praris nahm feltfamer Weife an, daß die Unterlaffung nur eine Strafe begründe, 
feine Ungültigfeit des Statuts. 

3) Ueber die erfte Einführung der non resident burgesse: 
vergl. Merewether p. 613, 688, 1134, 1535, 1871. Ueber den Mißbrauch der 
Stimmrechts der fogenannten potwallers ebendajelbft 1165, 1226 und Regifter. 
Ueber die Zunftverfaffung der City von London die heutige Comm.-Berf. 3 88. 
In Dort war ſchon durch Eharte 9. H. VIII. 1517 ein Zunftregiment eingeführt, 
in welchem die 13 höheren Zinfte je zwei Gemeinderäthe, die 15 niederen 
Zünfte je einen Gemeinderath ernennen; Gemeinderath und Zunftvorfteher wäh 
fen dann die Sheriffs und Aldermen. 

4) Die Geſchichte der Verwirkung der Charters wegen Mißbrauch 
durd) fogenannte informations quo warranto enthält am Schluß diefer Beriode 
allerdings mandjerlei verbädjtige Umftände. Die mächtige Corporation von Lon— 
bon fügt ſich ohne Widerſtand; die Heineren Corporationen find auffallend jchnell 
zur Selbftaufgabe bereit. Hinter dem Einen lag vieleicht ein ftiller Munich der 
reichen Klaffen nad) Unabhängigkeit von großen Mahltörpern, hinter dem Anderen 
die ifolirte Lage der corporations, die al® Berwaltungsförper nur zu wenig mi 
der Bürgerfchaft zufammenhängen. Die ganze Zeit bietet ein Knänel von In- 
triguen der Parteien und Intereffen, in welchen die Stellung des Königthume 
um deshalb nicht weniger unwürdig erfcheint. 

Die Weife, in welcher das Geſetz Heinrich's VIII. die neu creirten Par- 
laments-Stimmrecdte in Wales vertheilte, beweift, dag man ein angemeile 
neres Verhältniß zwiſchen ftädtifhen und Grafſchaftswahlen 
wohl zu finden wußte Die Tudors waren aber mit dem Reformations 
wert zu jehr beichäftigt, um fich diefer Frage zuzuwenden, die nach der bamali- 
gen Stellung der Parlamente ſekundär erſchien. — Die Stuarts befanden fid 
mehr als einmal in der Machiftellung, dies Verhälmiß fo zu ordnen, wie ee 
der Geredhtigleit und dem Bedürfniß des Staats entſprach, und bereits in Ana 
Iogien anerfannf war. Sie konnten I. den großen Grafſchaften mehr als zwei 
Bertreter geben, da die Zahl 2 nad) dem Hergang der Entſtehung der Reprä 
fentation keine wejentliche war. 2. Sie konnten die Heineren Flecken auf einen 
Abgeordneten herabfegen wie in Wales; fie konnten die Heinfien Flecken disen- 
frauchise wie dies in zahllofen Vorgängen des Mittelalters vorlag, und in der 
jegigen Steuerverfaffung fein Hinderniß mehr fand. Sie konnten 3, wenn 
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wirllich Tein fefter Maßſtab für das Verhüiltniß der Gefammtzahl von Graf- 
ſchafts- und flädtifchen Abgeordneten zu finden war, beide wenigſtens auf die 
gleiche Zahl bringen. wie dies in Wales gefchehen war. Cie mußten 4. den 
Rädtiichen Geſchwornendienſt dem Bedürfniß und der Analogie entiprechend dur) 
Gele regeln, woraus das fädtifche Wahlrecht von felbft wieder auf eine Rechts- 
grundlage zurüdgefehrt wäre. Durch ſachgemäße Verſchmelzung der Kirchipiels- 
verfaffung, namentlich der Armenpflege, mit ber Stadtverwaltung hätte wie auf 
dem Continent eine felbfithätige Bilrgerfchaft und ein Fräftiges gefundes ſtüdti⸗ 
ſches Weſen auch in England entftehen können. — Statt deflen haben die Stuarts 
vom Anfang bis zum Schluß mit den Städten nur ihre „Königskunſt“ getrieben. 
Tie Borftellung, daß das Königthum nicht Politif zu treiben, fondern das suum 
cuique, die Bertheilung des ſtaatlichen Rechts nach ber flaatlichen Leiftung zu - 
vegein hat, ſowie überhaupt jedes Verſtündniß der Rechtsgrundlagen ihres eng - 
liſchen Staats ift dem ſchottiſchen Königshaufe völlig fremd. Es war aber 
der letzte Zeitpunkt, in dem bie Regelung gefchehen mußte; denn, nachdem ein- 
ntal die fädtifhen Stimmen mit den Madhtverhältniffen der gentry und ihren 
Parteien als Rechnungsfactoren feft verwachſen waren, war eine legale Regelung 
nicht mehr möglich. 

C. Die vielfeitigen Umbildungen ded Communal- 
weiens, die regere Thätigfeit der höheren und Mittel: 
Haifen fowohl im Kirchfpiel wie in der Kreisverwaltung, 
ın Berbindung mit der Blüthe des Aderbaues und dem 
Aufſchwung von Handel und Gewerbe, haben die Stände» 
verhältniffe diefer Zeit in bedeutungsvoller Weife geän- 
dert, und ein Aufrüden der Klajfen bewirkt, für welches 
durch die gebrochene Macht der großen friegerifhen Ba- 
rone Platz gefchaffen war. Die Abftufungen diefer Zeit find fo 
aufzufaften, daß die Mittefklaffen der vorigen Periode als „Gentry“ 
neben die Lords, der wahlberechtigte dritte Stand jetzt in die Stel- 
lang von Meittelftänden tritt, alle Stände gewiffermaßen eine Stufe 
hößer rüden. 

1. Lords und Gentry find in diefer Zeit ſchrittweiſe 
ioan einander gerückt, daß der erbfiche Reichsadel nicht mehr wie 
an Schluß des Mittelalters als mächtiger Stand und regierende Klaſſe 
für ji dafteht, fondern als eine erbliche Ehrenauszeihnung 
(nobility ) innerhalb einer viel zahfreicheren einflußreichen Klaſſe, die 
fi unter der Bezeichnung gentry im Sprachgebraud des Rechts, des 
Gerofdsamts und des gemeinen Lebens confolidirt. 

Die Machtverhältniffe des Beſitzes zunächſt Haben ſich dadurch 
verändert, ba in dem Kampf der beiden Roſen der übermächtige 
Neichthum der großen Baronengefchlechter dahin geſchwunden ift. Es 
handelt fich dabei nicht fowohl um eine „Ausrottung“ der Geſchlechter, 
als darım, daß die alten unter Eduard IV. mafjenhaft conftscirten 
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Herrfihaften nicht in der alten Weiſe wieder verliehen wurden, fondern 
zerfplittert und mit verminderten Erträgen; und daB andererjeits die 
erbliche Reichsftandfchaft immer zahlreicher an Befiter verliehen wurde, 
deren Befitungen, mochten fie vererbt oder durch Neuverleihungen, na⸗ 
mentlich aus ehemaligen Kloftergütern, gebildet fein, ſehr verfchieden 
waren von den alten Baronien, die man im Scakamt al® honors 
fortzuführen gewohnt war. In diefen Befigungen war fein Zufam- 
menhang mehr mit einer Nachbarfchaft, in weldher gentlemen und 
Pächter fid) als retainers einer alten „gnädigen Herrihaft“ zu be 
trachten gewohnt waren. Es waren Beſitzungen wie viele andere der 
landfäffigen Ritterſchaft. Durch die friedliche Entwidelung der zeit, 
durch den lebendigen DVerfehr mit den reich werdenden Städten hatte 
fih die Grundrente der dem Abel zunächft ſtehenden Grundbeſitzer 
überhaupt in bedeutendem Maße erhöht. Als 1640 das lange Parla- 
ment zufammentrat, berechnete man das Einkommen der Mlitglieder dei 
Unterhaufes auf 400,000 2., ihren Grundbefit dreimal höher ala den 
der Lords. — Yır gleihem Maße galt dies von den geiftlichen Herren 
im Parlament in Folge der Säcularifation; auch die wenigen neu 
ereirten Bisthümer waren nicht mit dem alten Reichthum an Grund- 
beſitz ausgeſtattet. 

Mit den Beſitzverhältniſſen hatte ſich nun aber in gleichem 
Maße die rechtliche Stellung im Kreis- und Communalleben ver: 
ändert. Die alte Bedeutung der Barone als perfünfiche Herren eines 
waffengeübten uniformirten Gefolges hatte aufgehört. Aller Schwer: 
punft der öffentlichen Thätigkeit des Grundbefiges und feines Ein⸗ 
fluffes fällt daher in die Miliz. und in die Polizeiverwaltung. Die 
hohen Ehrenämter derfelben ftehen jeßt an der Stelle, an welder bie 
Seigneurs des Mittelalters geftanden hatten. Die einflußreiche Be 
theiligung am Staat Tiegt jet in den Friedenscommiffionen, die mit 
dem Perfonal der Meilizverwaltung großentheils zufammenfalfen. Die 
habitnelle Geftalt dieſer Commissions mußte daher auf die Dauer 
die rechtlichen Vorftellungen vom Stande in analoger Weife beftimmen 
wie einft die Organifation der Lehnsmilizen. Die Friedenscommilfion 
enthielt aber als Hauptbeſtand den Nittergutsbefig der Graffchaft, 
thatfächlich fat ebenfo ficher vom Vater auf den erftgebornen Sohn 
übergehend wie der Grundbefit. An der Spike der Commiffion ftand 
regelmäßig al® custos rotulorum (der zugleich zum Lordfieutenant 
der Miliz ernannt zu werben pflegte) ein weltlicher Lord aus dem 
Barlament. Die Zahl der Lords wurde "unter ben Tudors in einem 
jo mäßigen Umfang erhalten, daß ein Sig im Oberbaus und eine 
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Sommiffion an ber Spike ber Graffchaftsverwaltung fi) regelmäßig 
deden konnten. In der leßteren Stellung erfchien nun ‘aber der erb- 
lihe Edelmann und Rathgeber der Krone nur als primus inter pares, 
ınter gentlemen mit wejentlich gleichen Amtspflichten und Rechten. 
Bei aller Deferenz gegen Mylord entftand bier für den reicheren 
Grundbefiger in viel höherem Maße das Gefühl der Pairie als in 
jener Zeit, in welcher der große Baron mit feinen Gefolgen Hof hielt. 
Die Idee eines bloßen Vorrangs, Vortritt® (precedence) tritt an 
die Stelle der älteren von Unterordnung und perfönlicher Treue. 

In der Periode der Stuarts findet diefe neuere Anschauung ihren 
Ausdrud in einer maffenhaften Erhebung in die Pairie 
Schon aus der Zeit der Tudord werden zwar eine ziemliche Anzahl 
von Titel-Erhöhtingen und Neuverleihungen aufgezählt, in einer Ge⸗ 
ſammtzahl von 146. Darunter find indeffen nicht viele Neuverleihun- 
gen, und die Gefammtzahl der gleichzeitigen Bairien erhob ſich nur bis 
u dem Maximum von 59. Schon Jacob I. brachte es aber auf 62 
neue Greirungen, Carl I. auf 59, Carl II. auf 64, Jacob II. auf 8, 
zuſammen 193, die nach Abzug von 99 erlofchenen Bairien eine Zahl 
von ungefähr 150 weltlichen Pairs ergaben. Schon diefe Zahlenverhält- 
nie mußten die neue Grundanſchauung entfcheiden, welche die Pairie 
als einen erblichen durch Batent verliehenen Vorrang innerhalb der 
gentry, nicht aber als eine regierende Kaffe für fich anzujehen be- 
gann; und grade im 17. Jahrhundert kehrte mit dieſer breiteren 
Grundlage auch ein Selbftbewußtfein und eine corporative Selbftän- 
digkeit in die Pairie zurück. Unter Jacob I. wird der Grundſatz er- 
tritten, daß ein "Lord als erblicher Math der Krone aud) zu jeder Par- 
lomentsfeffton berufen werden muß. Die Reftanration vollendet dieje 
politiſche Stellung der Pairie und zwar gleichzeitig mit der ra- 
difalen Aufhebung des Lehnsnerus durch 12. Car. II. c. 
24, unter ausdrüdlicher Verwandlung alfer ehemaligen Nittergüter in 
free and common socage, freieigenthum nach gemeinem Landes- 
teht. Noch immer fanden ſich an der Spite ber Pairie einige Fa- 
milien von wirklich fürftlichem Bells und Königlicher Verwandtfchaft ; 
der großen Mehrzahl nach ift der englifche Adel bereits zu einer „po- 
temzirten Gentry“ geworden. 

Diefe Gentry felbft erweitert fih nun aber in jedem 
Menſchenalter mit dem Beſitz und mit der Bffentlichen Stellung auf 
der fie beruht. Ihr Kern war am Schluß des Mittelalters die land⸗ 
läffige Mitterfehaft, deren Beſitz durch das Erftgeburtsrecht und Fa⸗ 
milienftiftungen (entails) ziemlich ftetig erhalten werden konnte. Ans 
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dererfeit8 hatten aber doch die Adelskämpfe, unter Heinrich VIII. das 
Geſetz über die erweiterte Teftirfreiheit, im 17. Jahrhundert die Bür- 
gerfriege zu mannigfaltigem Befitwechfel geführt, in welchen aud) die 
reich getvordenen ftädtifchen Klaſſen in großer Zahl einrücden. Die neuen 
Befiber gehen dann durch Friedenscommiffion und Parlament zuerft 
politifch, und nach einiger Zeit auch gejelfchaftlich ganz im die Reihen 
der alten Gentry über. Da aber Friedenscommiffion und Par: 
lament auch ftädtifhe Honorationen umfaßt, da der wachſende 
jtädtifche Beſitz und der gleiche öffentliche Beruf diefe Klaffen eng ver- 
fnüpft, fo reihen fi) nun auch immer zahlreicher ftädtifche Honoratio- 


nen in die Gentry ein. Die Ehrenbezeihnung des Esquire, die am 
Schluß des Mittelalters den ftädtifchen Herren nur vereinzelt ertheilt 


wird, breitet ſich aus auf die reiche ftädtifche Klaffe von liberaler Er- 


ziehung und Beihäftigung, ungeführ innerhalb der Grenzen, in we 


her diefe Klaffen die Aufnahme in die Friedenscommiffionen nachzu⸗ 
Suchen und zu erhalten pflegten. Selbftverftändlich blieb ferner der 
Pfarrgeijtlichfeit der alte Ehrenrang der Esquires, verbunden 
mit der zahlreichen Aufnahme von Pfarrern in die Friedenscommiſ⸗ 
fionen; woran ſich dann die höhere ftudirte Klafje der Advokaten 
(die quorum der Friedenscommiffionen), die ftudirten Aerzte, die höhe 


ren Civil- und Militärbeamten anreihen. Faſt überfreigiebig wur 


das etwas niedere Prädicat eines gentleman ertheilt. 

So hat ſich in Staat und Geſellſchaft eine erfte Klaſſe in ziem- 
lich bedeutendem Umfang gebildet — theils mit perjönlichen, theils mit 
höheren erblichen Ehrenprädicaten. innerhalb der höchſten Stufen der 
Pairie erftrecdt fich der höhere Rang bis auf die Enkel, innerhalb der 
niederen Stufen der Pairie und bei den zu Grafichaftsrittern wähl- 
baren Berfonen noch auf die Söhne; im Uebrigen ift der Rang ein 
perfönlicher. Nicht die Familie mit ihrer ganzen Defcendenz, fondern 
nur der Zräger des Familienbefites und des damit verbundenen Be: 
rufs zu Öffentlicher Thätigkeit, erhält die gefegliche oder gewohnheits 
mäßige Diftinction. Das Geldbedürfnig hat Jacob I. veranlaft, 
diefe Ehren noch zu vermehren durd die erbliche Würde eines Baro 
net, welche gegen die fonftige englifche Regel als bloße Titulatur mi 
feiner öffentlichen Pflicht verbunden if. _ Schon unter den. Stuartd 
ift diefe Würde fucceffiv an 900 Berfonen verliehen, und im Verlauf 
der Zeit zu einer verbindenden Mittelftufe zwifchen der Pairie und 
dem weiteren reife der Gentry geworden. 

Am Schluß der Periode pflegte man das durdfchnittliche Ein- 
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kommen eined Paird auf ungefähr 3000 L., das eines Baronet auf 
Hu, das eines Unterhausmitgliedes auf 800 X. abzufchägen. 

2. Die wahlberehtigten Freifaifen der Grafſchaften 
und die wahlberedhtigten Bürger der Städte, erſcheinen 
nah dem Aufrüden der Gentry zu einer regierenden Klaſſe 
nunmehr als der. politifh berechtigte Mittelftand Die 
ültere Grundauffafjung, nad) welcher die Klajfen, welche gewohnheits- 
mäßig den laufenden Gefchwornendienft Teiften, alfo die 40 sh. free- 
holders, auch die wahlberechtigte Körperfchaft bilden, ift in der Graf- 
ſchaft unverändert beibehalten. Es tritt dazu noch der Dienft ber 
Conjtables, der Kirchenvorfteher, Armen- und Wegeauffcher, der nicht 
genau demjelben Cenſus folgt, der ſich aber thatjächlich ungefähr in- 
uerhalb derjelben Klaffen zu halten pflegt. Es treten dazu die. jeßt 
ſchon erheblichen Armenfteuern, Wege- und Brücdenbanlaften, zu denen 
dieie Klaſſen gleihmäßige, auch im Berhältniß zur gentry namhafte 
Beiträge leijten. Ungefähr daffelbe Verhältniß waltet im Miliz- 
dienft. Wäre mit Nückficht darauf -der Cenſus herabzuſetzen geweſen 
jo hätte er andererſeits erhöht werden müſſen, ſeitdem durch st. 27. 
Eliz. e. 6. der Cenſus für die Gefchwornenliften verdoppelt, der Dienft 
auf freeholders von 4 L. bejhränft war. Im ungefähren Durd- 
Ihnitt entjprach der Sag von 40 sh. noch immer der ungefähren Ab- 
grenzung des perjönlichen Dienſtes. Es findet fich daher fein Be- 
treben an dem alten Anfage etwas zu ändern. 

Etwas unflarer lag die Abgrenzung in den Städten. Hier 
wirkte die Beſchränkung der activen Theilnahme an der Verwaltung 
jortichreitend auf das Parlamentswahlrecht zurüd, jo daß meiſtens nur 
die select bodies, capital burgesses etc, an ben Wahlen theilnah- 
men, und die alte Regel vom Stimmrecht aller Teilnehmer an scot 
und lot thatjächlih zur Ausnahme wurde. Die Indifferenz, welche 
ih aus der Entwöhnung perjönlicher Mitthätigfeit ergiebt, der Man- 
gel aller Statifti£ zur Ueberficht der Verhältniffe, ſtillſchweigend auch 
wohl ein Gefühl, das eine joldye Beſchränkung nach dem Geſammt⸗ 
derhäliniß recht und bilfig fei, wirkten bier zufammen. Die rechtliche 
Form für diefe Abfchließung wurde nun die „Incorporation,“ die ent- 
weder bei der Ertheilung ausdrücklich nur für einen engeren Kreis 
ertbeilt war, oder als fo ertheilt verftanden wurde. Diefes Berhält- 
niß wird in der Gerichtspraris, in der Rechtswiſſenſchaft und in dem 
Wahlentſcheidungen des Unterhaufes feit Jacob I. in dem Maße an- 
erlannt, daß man darin feine bloße Ufurpation und nadterr Mißbrauch 
erlennen darf, fondern eine ftilljchweigende Ausgleihung der anomal 
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großen Vertretung ber Städte durch ein ebenfo anomales Verkürzen 
der wahlberechtigten Klaſſen. Im endlichen Refultat wird dadurch der 
Gentry ein überwiegender Einfluß gefichert, wie er ihr für ihre Lea: 
ftungen im Kreis- und Communalverband wirklich zufam. Trotz gro- 
ber Anomalien im Einzelen bleibt in dem Gefanımtverhäftniß der 
Stimmen noch ein jus aequm, weshalb es denn fchließlich bei der 
bunten Mannigfaltigkeit blieb, aber ein böfes Problem einer ſpätern Zeit 
binterlaffen wurde, in welcher jenes Gefammtverhältnig nicht mehr beftand. 


Der fo gefchloffene Wählerkreis ift wirthichaftlich betrachtet ein 


anffteigender. Die Zahl der Freifaffen war durch die Rückkehr ber 
übergroßen Kloftergüter in das Privateigenthum, durch die Theilbarkeit 
des Grundbeſitzes und die Teftirfreiheit feit Heinrich VIII. unzweifel⸗ 
haft gewachfen. Noch mehr Hatte die fortfchreitende Bodencultur und 
der Abfab in den reich gewordenen Städten das Grundeinlommen 
auch der Fleineren Freifaffen erhöht. ‘Die fpätere Angabe, daß im 


17. Zahrhundert 160,000 Freifaffen mit einem durchfchnittlichen Ein 


fommen von 60—70 2. vorhanden gemwefen, mag wie alle Statiftil 
diefer Zeit übertrieben fein; allein vorbehaltlich einer großen Verſchie⸗ 
denheit in ben einzelen Graffchaften ift das Dafein eines zahlreichen 
und wohlhabenden Standes der freien Bauern unverfennbar.. Ein 
wohlhabender Mittelftand war auch in den Städten zu finden, der in 
dem Aufſchwung von Handel, Schiffahrt und Gewerbe feinen Boden 
fand, und feit Heinrih VIII. von oben herab begünftigt wurde durd 
freundliche Pflege der Gilden, Handwerfervereine, Innungen, ihrer fide- 
ren Nahrung und ihres foliden Gewerbebetriebes. Ruhe, Wohlftand 
und Wohlbefinden find der vorherrichende Charakter der ganzen Zeit 
der Tudors; Reichthum und Wohlitand find aud) im 17. Jahrhun⸗ 
dert troß der Bürgerkriege noch wachſend. 

Diefe dkonomifche Lage, verbunden mit dem Bewußtſein politischer 
Rechte, mit der Tebendigen Thätigfeit im Kirchfpiel, mit der fortjchrei- 
tenden geiftigen Entwicdelung ber Kirchenreformation machte die Mitte: 
Maffen zu Hauptträgern eines unabhängigen Sinnes und zum Hauptlik 
der Oppofition gegen das bynaftifche Staatsfirchenthum der Stuart. 
In dem entfcheidenden Kampf mit dem Königthum treten diefe Mit- 
telflaffen von Anfang für das Parlament, die fanatifirten puritanifchen 
Elemente zuletzt als Ausfchlag gebend ein; weshalb denn aud die 
Reftauration in den ftädtifchen Mittelklaſſen religiöfen Diffens und 
politifche Hetorodorie gleichzeitig befämpfte. 

3. Die nit wahlberedhtigten Klaffen in Stadt und 
Land bilden zwar eine perſönlich freie, rechtlich geſchützte, 
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in gamilien- und Vermögensrecht den höheren gleicdhge- 
tellte Rlaffe, aber ohne active Theilnahme an der Be- 
timmung des Staatswillens. „Diefe Klaffe Hat weder Stimme 
‚noch Autorität in dem Gemeinwefen, fondern foll regiert werben und 
„nit Andere regieren.” (Harrison a. 1586.) Gefellfchaftlih und 
privatrechtlich erfcheint auch diefe. Klafje um eine Stufe erhoben. 

Die ehemalige Leibeigenfchaft, foweit fie als vereinzelte Anomalie 
der Rage der arbeitenden Klaffen noch vorhanden, verjchwindet fpurlos. 

Die copyholders find aus Pachtbauern zu erblichen Beſitzern 
geworden. Die ehemalige Unfreiheit des Guts dauerte nur fort im 
Geftalt von Reallaften und wenigen gemefjenen Dienften. Die Zu- 
ftimmung des Herrn zu Veräußerungen und die Gebühren beim BVefit- 
werhiel dienten practifch dazu diefe Art des Grundbefites fogar ſtetiger 
zu conjerviren als den Freibeſitz. Je mehr folche Gitter aud) von 
Perfonen höherer Stände gern erworben wurden, um fo mehr verlor 
ich die Idee einer unfreien Bauerfchaft in die einer befonderen Befig- 
weiße. 

Die Stellung der Heinen vom Stimmrecht ausgeſchloſſenen free- 
holders wurde unmwillfürlich verändert durch die ſtarke Herabfegung 
des Münzfußes und Geldwerthes, befonders feit Heinrih VIII. In⸗ 
dem der Schilling auf den dritten Theil feines Werth herabjant, und 
der Geldertrag der Grundſtücke ftetig ftieg, rüdten eine Maſſe Kleiner 
Freiſaſſen fortfchreitend in die Wahlberechtigung auf. 

Auch die Stellung der bloßen Handwerfer ohne Landbeſitz hob fich 
durh den wachſenden Wohlftand, durch den Innungsſchutz, welchen die 
Gelepgebung der Tudors gemwiffermaßen als ein Aegquivalent für die 
Gewerbe⸗ und Arbeitspolizei gab. 

Auch für die unterften arbeitenden, Klaſſen hat die Gefeßgebung 
der Tudors in hergebrachter, der Zeit zufagender Weife eine väterliche 
Fürſorge getragen, durch Regelung der Lebensmittelpreife und Löhne. 
Die glanbhafteften Angaben ergeben, daß ein Zagelohn von 3} d. täg- 
ih im Vergleich zu den Preiſen der Lebensmittel ein verhältnigmäßig 
hoher war. 

Mehr als dies verlangten die arbeitenden Klaffen jener Zeit über- 
haupt nicht. Die Behäbigkeit im wirthichaftlichen Leben, der gleiche 
Schu im Brivatrecht, der gleiche Genuß derfelben Grundrechte, ließ 
dieje Klaſſen die Gewaltacte der Tudors gegen die höher ftehenden Klaſſen 
ohne Beunruhigung, faft ohne Teilnahme anfehen. Auch dieje Klaffen 
wurden zwar mit Heinen Steuerbeiträgen, beim Wegebau mit Hand⸗ 
leiftungen herangezogen, jedoch zu allen Zeiten mit großer Schonung. 
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Diefe Beiträge waren in der That noch unbedeutend; mar Tonnte fie 
ignoriren, da man feit dem Mittelalter noch immer das politifche Recht 
zunächft nach dem Gerichtsdienft zu meſſen gewohnt war. Der Miliz⸗ 
dienft war unter den Tudors wenig beläftigend, und wurde bdurd die 
Geſetze der Reſtauration für fie auf Kleine Geldbeiträge herabgefett. 
Auch bei den Gemeinbeämtern wurde die Grenze noch ziemlich feftgehalten. 

Daß das Gefammtverhältniß als eine gerechte Bertheilung 
von bitrgerlichem Recht und bürgerlicher Laft empfunden wurde, zeigt 
der Verlauf der Revolution, in welcher auch die leidenſchaftlichſte Gel- 
tendmachung des Rechts der Perſönlichkeit und die Verwirklichung bes 
republifanifchen deals vielmehr zu einer bedeutenden Erhöhung be 
Genfus führte. Die ftändifchen Grundlagen dieſes Staatsweſens waren 
bereits fo unabänderlich gelegt, daß die Gewaltthätigfeiten Carl's 1. 
und Jacob's II., die Gewaltthätigfeiten Grommell® und ber Puritaner, 
zwei royafiftifche, eine republifanifche und eine ftändifche revolution 
ſpurlos daran verübergingen. 


*, Ju der Bildung ber regierenden Klaſſe, nobility uud gentry, 
tritt zumächft hervor der alte Beftand der Pairie. Heinrich VIT. Hatte in 
feinen: erften Parlament nur noch 29 weltliche Herren berufen können, darunter 
eine erhebliche Zahl erft unter dem Haufe Tancafter neu Geabelter; andere 
wurden Später wieder in ihren Rang ımd theilweije in ihren Beſitz eingeiett. 
Die Zahl der neucreirten und im Range erhöhten Pairien wird angegeben: 
unter Henry VII. auf 20, unter Henry VIIT. auf 66, unter Eduard VI. aui 
22, unter Mary auf 9, unter Elifabeth auf 29. (Dodd Manual of Dignities 
1843, ©. 526). Die Tudors beichränften fich dabei auf ältere ritterfchaftliche 
Familien. In der Zeit der Stuarts betrugen die Aenderuugen dagegen: 98 
unter Jakob I., 130 unter Earl I., 187 unter Carl IT., 11 unter Jakob Il. 
zufammen 376 unter den Stuart gegen 146 in der Zeit der Tudors. Die 
Regierungszeit der Tudors hat in jeden Jahre durchſchnittlich etwa eine Aen 
derung in die Pairie gebracht, die Regierungszeit der Stuarts deren drei. Na 
creirt hat Jakob I. allein 62 Paire, Earl I. 59, Earl II. 64, Jatkob 11. $ 
(May, Const. Hist. 1861 c. 5 not. 1), — zuſammen nidyt weniger ala 13. 
(In den: folgenden Jahrhundert. von 1700-1800 find damm noch creirt: 4 
Herzöge, 29 Marquis, 109 Grafen, 35 Biscounte, 243 Barons.) Eliſabeth 
hatte überhaupt nur fieben neue Pairs cereirt, und unter dieſen war nur ihr 
Minifter Cecil ein homo novus. Jakob I. hielt eine Zeit lang die Würden 
eines Barons, Viscount ımd Earl flir 10,000, 15,000 und 20,000 Bir. Stel. 
feil, wovon in einem Jahre vier Earls Gebrauch machten (Franklyn’s Annak, 
p. 33), Mit der unlöniglicden Regierungsweije wächft unter feinen Rachfolgern 
auch die Seichtfertige Bertheilung der höchften Würden des Staats. Allerdings 
find außer der engliſchen Gentry auch viele fchottifche Pairs unter die englifchen 
Lords aufgenommen; allein auch die fchottifche Pairie war umter Satob |. 
Cart I. und II. um 214 neue Creirungen bereichert — mehr als in der ganzen 
ſchottiſchen Geſchichte jeit Malcolm ITI. vorgelommen. 
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Die erblicde Adelstitulatur des baronet follte gewiffermaßen an bie 
Stelle des banneret treten, welche in der Schladht von Edgehill 1642 zum 
festen Mal verliehen wurde und allmälig ausflarb. Im Jahre 1604 hatte 
Jakob I. nicht weniger ald 300 Ritter auf einmal creirt, und nach den An- 
ihauungen dieſes Königehaufes follte die Ariftolratie etwa fo wie auf dem 
Continent zu einem „Ornament der Krone“ werden. Nach den urjprünglichen 
Statuten ift die neue Würde eines baronet der Hauptſache nach käuflich für 
1095 Pfd. Sterl., doc fol dabei auf gute Familie gefehen werden, auf Ab- 
fammung non Lenten, die fchon vom väterlichen Großvater her Wappen führen 
und eine Grundrente von 1000 Bid. Sterl, jährlich haben, ıva8 danu noch 
näher fpecificirt wird. Da indeffen der Abfat der in Ausficht geftellten 200 
Patente nicht ganz leicht zu bewirken war, fo hielt man fich nicht fireng an 
ine Borbedingungen, die überhaupt als Beichränkungen der Prärogative den 
Radjfolger nicht banden. Der zuerfi am 22. Mai 1611 creirte Baronet war 
Eir Nicolas Bacon, und daun wurde die Würde noch unter Salob I. an 200 
Perjenen verliehen, unter Carl I. an 253, unter Carl Il, an 426, unter Ja— 
ob U. an 20. Die Sefammtzahl der Ernennungen beträgt bis zum heutigen 
Tage über 1700, von denen etwa 750 noch eriftent find; wozu dann noch eine 
Heinere Zahl von fehottiichen und irischen Baronets kommt, deren bejondere 
Greirung mit der Union aufhörte. Die reichften altritterlihen Familien find 
meißens in die Pairie und in diefe baronetcy itbergegangen; doch beftehen aud) 
ned) mehre Tauſend Familien der alten landjäffigen Ritterfchaft, die ihren ein- 
fahen Namen führen und ihre Abftanımung nur durch das Familienwappen . 
anzeigen. 

Die Gleichſtellung der ftädtifhen Honorationen mit den Titu- 
laturen Esquires und Gentlemen datirt im Ganzen erft aus der Zeit Hein- 
richs VIIL Schon unter Heinrich VII. ift zum erſten Mal nicht ein Ritter, 
iondern ein bloßer Esquire Sprecher des Unterhaujes, und bald darauf ein 
Dürger von London. Es war dies die Zeit, in der man das Wort gentleman 
anfing ungefähr in dem modernen Sinn zu gebraudyen, „der den Gentleman 
juriſtiſch von dem Edelmann, morglifch von bem unerzogenen Plebejer jcheidet.“ 
(Mackintosh, Hist. I. 269.) Dieſe Zuzählung der ftädtifchen Honorationen 
iſt in langſamem Wachsthum. Der reiche ſtädtiſche Rentier, der wirkliche 
Banquier und Großhändler, der Rathsherr der größeren Städte, wurde wohl 
ziemlich) unbeftritten dazu gerechnet. Die Friedens-Kommiffionen der Graffchaft 
und der Städte gaben den äußeren Mafftab fiir diefe rathefähigen Klafjen, wie 
man fie mit einer Reminifcenz an deutjche Städte nennen möchte. Größerer 
Dei, befonderer Beruf, Bildung und gewohnheitsmäßiger Dienft in den obrig- 
leitlichen Aemtern find hier wie in der landed gentry das Scheidungsmerkmal. 
Ehen deshalb wurde der Kaufmann mit offenem Laden, der Krämer, der Hand⸗ 
werler nicht dazu gerechnet, auch wenn er an Wohlftand manchen Sandebelmann 
weit übertraf. Die Maſſe der bandel- und gewerbetreibenden Klaſſen wurde 
entihieden zu den Mittelftänden gerechnet und nennt fi) noch heute „middle 
classes”, obgleich der reihe Tuchmacher im Norden, der Specereifrämer in 
tonden, der Schiffsrheder von Briftol auch damals kaum den Hut vor dem 
tord Lüftete, 

Die Gleichſtellung der ftudirten Klaſſen datirt, wie erwähnt, aus ber 
lirchlichen Stellung, die fi dann auf das höhere Eivil- und Militärbeamien- 
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thum ausdehnte. Man untericheibet daher gentlemen by birth, gentlemen 
„by oflice, gentlemen by reputation. @ine Praris darüber bildete fidh bei den 
Gerichten in Folge des Geſetzes Henry V. über die Beifligung des Ranges und 
Charakters in den gerichtlichen Ladungen. Dies giebt aud) der Juritprudem 
eine gelegentliche Veranlaffung zur Berhandlung des Gegenftanbes z. B. Coke 
II. Inst. 668. Die gefellfchaftliche Anjhauung vom gentleman jener Zeit giebt 
wohl Selden, Titles of honour p. 852: a gentleman is one that either 
from the blood of his ancestors, or the favour of his soveraigne, or of 
those that have the vertue of soveraignte in them, or.from his own vertue 
employment, or otherwise, according to the customes of honour in his 
countrie, is ennobled, made gentile, or so raised to an eminencie above 
the multitude, that by those lawes and customes he be truly nobilis, or 
noble, whether he have any title, or not, fixed besides on him.” 

Die Continuität der Stände ift in England nie nnterbrochen. Das Recht 
des mittelalterlichen Adels war ber Sache nach zunächſt auf die ehemalige 
Ritterſchaft in breiterer Ausdehnung übergegangen; nicht blos wie auf dem 
Eontinent dur Titel, Ehrenrechte, Königliche Verleihung, fondern durch innere 
Berechtigung. Durd die Berfhmelzung der Befitverhältniffe mit dem Amt 
erwirbt diefer zahlreiche niedere Adel feine Stellung ebenjo rechtmäßig wie der 
mittelalterliche hohe Adel. Die obrigfeitlichen Aemter bleiben ihm, weil er 
nach wie vor die wirklichen (nicht blos die eingebildeten) Laften der Fendalzeit 
trägt, und fi) gefallen läßt, daß folche mit dem Wachſen des Staats in jedem 
Menſchenalter wachen. Eben biefer Grundlage wegen hat die Gentry and 
feine Neigung zu einer exrclufiven Abfchliegung, und läßt es fich gefallen, daß 
die ſtädtiſchen Honorationen nicht blos die Steuern, fondern auch die Ehrenamt 
Taften mit ihr theilen. Die gewohnheitsmäßige Thätigfeit im Ehrenamt 
des Heeres (Miliz), des Gerichts (Friedenscommiffion) und in der Kirche (Wii 
ſenſchaft) bildet das gemeinfame Band der gentry, innerhalb deren fidh aber 
die Anfprüche der alten Geburt, bes großen Befites und des hohen Amts durd 
erbliche Würden, Titel und Bortritt geltend machen. 

In diefem Sinne entfland feit Heinrich VIII. durch Geſetz, durch die Prarie 
der Gerichte und des Heroldsamts eine jehr umfangreiche Bräcedenztafel, 
in welcher die allgemeinen Rubriken Esquires und Gentlemen den Abſchluß an- 
zeigen, innerhalb deren dann eine überaus zahlreiche Maſſe von Perfomen durch 
Geburt, Wilrde und Amt, als diftinguirtere Klaſſe hervortritt. Diefe Prüce 
denztafeln, welche bei Bladftene und fonft im Rechts⸗ und heraldiſchen Schriften 
erörtert werden (Gneift, Adel und Ritt. S. 4750), find ein Gemiſch von Cr 
burtsrecht, geiftlicher und weltlicher Amtswürde, Ordensehre und Beſitzrecht, wie 
es ben Zeiten der Tudors und Stuarts wirklich entfprach und noch heute den 
Anichauungen des Heroldsamts und der confervativen Hofetikette im Ganzen 
entſpricht. Die heute pedantifch fcheinenden Abftnfungen haben ihrer Zeit dazu 
gedient, die Anjprliche der älteren biftingnirten Klaſſen ſoweit zu befriedigen, 
daf fie mit derm mäßigen Recht des „Bortritts” zufrieden, nicht nad) ſtündiſchet 
Abfonderung mit ungleihem Recht firebten. Der von den Rechtsbüchern ab 
weichende engere Begriff der Gentry in den heraldifchen Büchern ſtellt allerdinge 
die Abſtammung durd) Geburt und das Familienwappen viel flärfer in den 
Bordergrund. Diefe Bücher haben aber niemals einen Einfluß auf das Staatt- 
feben geübt. 


„r 
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Das Endreinitat ift eine Gentry, zufammengefett: (1) aus dem großen 
Grundbefig der ehemaligen Herrfchaften und Rittergüter ale Kern, und in an- 
erfaunten, zum Xheil erblichen Präcedenzftufen, (2) aus den flädtiichen Hono⸗ 
tationen, foweit ſie gewohnheitsmäüßig in die Friedenscommilfionen aufgenommen 
zu werden pflegten; (3) aus den ftudirten Klaffen, — alle verbunden durch 
Gleichheit des Zamilien- und Bermögensrechts unter fi und mit allen anderen 
liberi homines des Reiche. 

Diefer pofitiven und lebendigen Geftalt der Ständeverbältnifie entiprechend 
wird nun anch der Tehnsnerus als ein völlig veraltetes und finn- 
108 gewordenes Berhältniß aufgehoben. Jacob I. und Carl I, Hatten 
darüber mit dem Parlament verhandelt; jene Verfuche hatten ſich aber zerfchla- 
gen, weil man der Krone ein Aequivalent fiir ihre erbliche Reveniie aus Lehns⸗ 
vormundichaft, relevia, und Lehnsiporteln geben mußte, und ſich darliber ver- 
nneinigte. Das lange Parlament hatte die Lehnslaften kurzweg aufgehoben 
(24. Febr. 1645), und die Reftauration fand darin einen der wenigen Bunlte, 
weihe man ohne Vorbehalt von der Revolution annahm. Das aufhebende Ge⸗ 
kg 12. Gar. II. c. 24 lautet jo radilal, wie ein Geſetz über Aufhebung bes 
tehnsnerns nur lauten lann: that the court of wards and liveries and all 
wardships, liveries, primer seisins, values and forfeitures of marriage, by 
reason of any tenure of the king’s majesty, or of any other, by knight- 
service, — and all other gifts, grants, charges, incident or araising for 
or by reason of wardship etc. — be taken away and discharged from the 
24th of February 1645: and that all fines for alienations, and also aid 
pur file marier, and pur fair fitz chevalier, be taken away and discharged 
as from the same day.“ Aller Lehnsbefig wird für die Zulunft dem Frei- 
kflenbefig „free and common socage“ ausdrüdlich gleichgeftellt, und flieht 
num mit dem bäuerlichen nnd ſtädtiſchen Freibeſitz zujammen in eine große un- 
Meidbare Maſſe von freehold. Aud alle zukünftigen Königlichen VBerleihungen 
dürien fein Lehn mehr conflituiren (all future grants of lands by the king 
should be in free and common socage). Das wunderliche Aequivalent der 
Ktone für die verlorene erbliche Revenüe wurde num freilich in einer Bier- und 
Öranutweinftener gefunden, die ebenfalls jchon vom langen Parlament temporär 
eingeführt war. Mit der Verwandlung der Lehne in Freiſaſſengut lehrt nun 
auch die volle ZTeftirfähigkeit über den Grundbeſitz zurüd. Schon durch 32. 
den. VIIL. c. 1; 34, Heu. VIII. c. 5 war dem Grundbefiter geftattet worden 
über 2/4 des Grundbeſitzes zu Ritterlehn, und über alles Gut in free socage 
by will and testament zu verfügen. Durch die Verwandlung aller Ritterlehne 
in free and common soccage wird das leßtere num die dDurchgreifende Regel. 

”, Die wahlberechtigten Mittelſtände, deren Abgrenzung ſich aus diejer, 
wie aus den Zufländen der vorigen Periode (S. 227 oben) ohne weitere Erläu- 
rung ergiebt, haben im Laufe des 17ten Jahrhunderts ein politifches Selbft- 
bensußtfein und eine ausfchlaggebende Bedeutung erlangt, die fie weder in der 
verigen noch in ber folgenden Periode gehabt haben. Die Angaben über Zahl 
und Wohlſtand der yeomanry zur Zeit der Bürgerkriege werden auch burd) 
iste Geldleiftungen in den VBürgerfriegen und durd den ftarfen Einfluß der 
Rittelfände bei den Wahlen beftätigt. Neue Mittelftände find aber wie immer 
nenen Ideen vorzugsweife ‚zugänglih. Auch die von Cromwell ertemporirte 
Berfeffting, welche ein Grundeigenthum von 200 2. Werth (nach heutigem Geld- 
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werth etwa einen Bauerhof von 6000 Thlr.) in den Graffchaften als Eenins 
fett, zeigt einen wohlhabenden Bauerftand an, auf den fich Erommelle Rei. 
ment gegen bie entry ftüten mußte. Für nicht begründet halte ich die An 
nahme in Pashley, Pauperism ©, 169, daß beim Tode Heinrich's VII. 
- nur die Klaffe der großen Grundbefiter vermehrt, die der yeomen in allmälı 
gem Verſchwinden gemejen fei. Die angezogene Notiz von Eden fpridt nu: 
von cottagers, — aljo Befitern von einem Haus und ein Paar Ader Pant, 
die allerdings vielfach einer neueren Wirthſchaftsweiſe weichen mußten. Tas 
Wohnhaus des englifchen Bauer war roh genug und bis zu der Zeit Elifabethr 
noch ohne Schornflein; allein die veichliche Nahrung und das behäbige Anichen 
der mittleren und unteren Klaffen ift vielfach und glaubhaft bezeugt. Die Fer 
dienfte Heinrichs VIII. find neuerdings von Froude in begeifterter Schilverung 
übertrieben, und auch das Zunft- und Arbeits-Schutzweſen mehr al& richtig idea 
liſirt. Allein die Hebung der ökonomischen Selbftändigfeit der Mittelftahen 
innerhalb der damaligen Wirthſchaftsordnunng ift nicht überſchätzt. Es kam dazu 
noch eine Aenderung der gefellichaftlichen Genüſſe diefer Zeit, weiche bie Minel 
der vornehmen Klaffen der Gaftfreiheit gegen Nachbarn, Gefolgen und Dienit 
leute mehr entzogen, in andere Richtungen lenften, und fo den unmittelbaren 
Einfluß des großen Beſitzes ſowie des vornehmen Clerus anf die Mittelflänk 
verringerten. Der alte Treueid gegen einen Privatiehnaheren wurde in bielen 
x Zuftänden zur reinen Kormalität. Die Klaffen, die friiher maffenweis ale müßigt 
Diener zu den großen herrichaftlihen Haushaltungen gehörten, fanden jetst als 
Pächter, Haudels- und Gewerbsleute eine mühſamere, aber unabhängigere Eriften:. 
Die Neuheit der Stellung und der Mangel einer feften Begrenzung in den 
Mittelfländen zeigt fich übrigens auch in dem Dlangel aller eigentlichen Stan 
des: und Rangbezeichnungen. Der Name Yeoman flir die ländlichen Freifallen 
tritt ungefähr an bie Stelle des probus ct legalis homo des Mittelalter. 
Die Vezeichnung mystery, magisterium, und das davon abgeleitete Mistier 
(Master) wurde in weiten Umfang als eine ehrenvolle Bezeichnung des Han 
dels- und Gewerbeftandes auch bei gerichtlichen Acten gebraucht. Coke II. 
Inst. pag. 668. Im den Präcedenztafeln erfcheint der ganze Mittelland in 
Bauſch und Bogen al8 Yeoman. ” 

**) Der nicht twahlberechtigte britte Stand wird zwar im der Rechte 
und Volksſprache niemals jo bezeichnet, weil die fiändifchen Bezeichnungen regel- 
mäßig aus früheren Epochen entnommen werden. Er bat aber der Sache 
nad) dieſe dritte Stelle als eine ziemlich gleichartig berechtigte Maffe von „liberi 
homines“* im älteren Sinne. — Ueber das Verſchwinden der Reſte der Leib— 
eigenichaft handelt in der Zeit Eliſabeths eine viel citirte Stelle des Sir Th. 
Smith de rep. III. c. 10. ine gelegentliche Erwähnung von Leibeigenen in 
Gerichtsurtheilen unter Jacob I, ift eine antiquarifche Euriofität. Bei der Or 
fammtgeftaltung der Lohnarbeit hatten die regierenden Klaffen weder ein Inter 
effe, noch, nad) ihrer Thätigkeit im Öffentlichen Leben, einen Sinn für Erhaltung 
jenes ifolirten Bruchſtücks mittelafterlicher Barbarei. — Ueber die Verhältniſſe 
ber copyholders, iiber die privileged villenage und pure villenage vergl. 
Bladftone II. 92ff. Die den Feudallaften analogen Reallaften des copyhold 
wurden durch 12. Car. II. c. 24 nicht aufgehoben, weil man fle als privat- 
rechtliche iura quaesita anjah, nnd zwar mit Recht, infofern die Staategrund- 
ftener, der Geſchwornendienſt und die älteren Gemeindelaften immer noch auf 
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dem freehold ruhten, und der falfitiiche Bauerhof in Bezug auf die unmittel- 
baren Anfpriiche des Staats noch einen Theil des herrichaftlichen manor bildete, 
Es blieben aljo ftehen die Gebühren bei der Veräußerung, Vererbung, die he- 
riots etc. an die Grundherricheft, jedoch mit Beräußerlichkeit und Teftirfähigfeit 
unter diefen Mafgaben. 

Ueber die Gewerbegefebgebung diefer Zeit vergl. oben S. 301. Zum erften 
ale zeigt die Staatsverwaltung unter den Tudors eine fuftematijche Fürſorge 
für die arbeitenden Klaffen als folhe. Im Anſchluß an die mittelalterliche 
Polizei ericheint eine wirklich billige Regelung der Löhne und Lebensmittelpreife, 
Zerbote der Entvöllerung des Landes durch übergroße Pachtungen und Ver⸗ 
wandiung von Aedern in Weideflächen, durch Verbote von Erfindungen zur 
Deplacirung der Handarbeit; ernfthafte Fürſorge für Arbeitiamleit, Armenpflege, 
ielbfi Bolfsvergnügungen; freundliche Rüdficht fiir Gilden, Handwerkervereine, 
Sandelsgefellichaften, und andere Maßregeln, wie fie jener Zeit möglich, wie fie 
tedenfalls von den unteren Klaffen dankbar empfunden wurden. 

Wie mau aber dieſe Klaſſen zur Zeit Eliſabeth's politifch anfah, ergiebt ein 
ausdrüdliches Zeugniß bei Harrijon (a. 1586): 

„Die vierte und legte Klaffe des Volle in England find Tagearbeiter, arme 
Landleute und einige Kleinhändfer (welche fein freies Land haben), copy- 
bolders, und alfe Handwerker (ohne Land) als Schneider, Schuhmacher, 
Zimmerfeute, Ziegelftreiher, Maurer sc. Diefe vierte und lebte Klaffe alfo 
hat weder Stimme noch Autorität in dem Gemeinweſen, fondern foll regiert 
werben, und nicht andere regieren. Sie find indeffen doch nicht ganz ver- 
nachläſſigt; denn in cities und corporirten Städten (in Ermangelung von 
yeomen) ift man wohl genöthigt die inquests (leet juries) aus folcher Art 
Leute zu bilden. Und in Dörfern werden fie jehr geivöhnlich zu Kirchenvor- 
fiehern, sidesmen, Bierfoftern gemacht und hier und da zu constables.“ 
Die Kändifchen Grundanſchauungen während der Zeit der Bürgerfriege 
And in den zahlreichen Darftellungen diefer Zeit behandelt. Wie wenig es ſich 
dabet um einen gejellichaftlichen Kampf der unteren gegen die oberen Klaſſen 
handelte, zeigen die Bergleichsverhandlungen unter Carl I., 3.3. die Cromwell 
und den anderen Führern zugedachten Pairswitrden. Selbft in der amtlichen 
Sprache der Republik laufen „die drei Stände des Reichs” nnwillfürlich unter. 
tehrjungen umd Straßenpöbel haben nur wenige Tage bei dem erften Ausbruch 
von Gewaltthätigleiten eine fcheinbare Rolle geipielt. Die Confiscationen und 
Sequeſtrationen der Republik gelten durchgängig nur der politifchen Geſinnung, 
nicht der gejellichaftlichen Stellung der vornehmen Klafien. Umgekehrt hat die 
Refauration nur einen Drud gegen bie politiiche Gefinnung, nicht gegen bie 
griellichaftliche Stellung der unteren, insbejondere der ftädtifchen Klaſſen geübt. 
Ce zeigt fi) namentlich feine Tendenz zur Erweiterung der Arbeitspolizei. 


D. Die Gefammtverhältniffe des Staats, welde fid 
ans diefen Communal- und Stüändeverhältnifjen zufam- 
wenfaffen, haben eine neue Grundridtung erhalten durch 
die Reformation. Die Grenzlinien zwifchen Tirchlicher und welt» 
lihet Staatsverfaffung, bisher bewacht durch die Nationaleiferfucht, 
ſind gefalfen, feitdem beide fich vereinigen unter einem oberften Herrn. 
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Das Königthum ift Erbe der Kirche geworden, und herrfcht darin ale 
abfoluter Herr mit feinem geiftlihen Beamtenſtaat; während es im 
Bereich der Weltlichkeit nur als höchfte Autorität mit befchließenden 
Barlamenten, ftehenden Gerichten und felbftändigen Gemeinden walte. 
War damit ein Schritt gefchehen zur Befreiung der Geifter, fo war 
damit ein ebenſo bedenkliher Schritt gejchehen zur Zerfegung der Par- 
famentsverfaffung. Die Macht, welche in dem bisher höheren Kreiſe 
der Kirche unbeſchränkt herrfchte, erhielt die Tendenz auch in dem Kreis 
der weltlichen Gejegßgebung, Beitenerung und Verwaltung nicht an dir 
Zuftimmung von Laienkörperjchaften gebunden zu jein. Die Autorität, 
welche die neuen Glaubenswahrheiten in den höchften menfchlichen Din: 
gen feftgeftellt hatte, Konnte fich leicht als die abjolute Autorität in 
allem Anderen fühlen. Noch fühlbarer mußten diefe Vorftellungen 
zurücwirfen auf die Umgebungen des Hofes, auf die politifchen An- 
ſchauungen der ftaatsfirchlichen Geiftlichleit und des Beamtenthums. 
Hieraus ergiebt ſich: 

1) die neue Stellung des Königlichen Raths. Mit dem 
Zurücktreten der Lords unter Heinrid) VII. war ber Rath wieder ın 
die urfprüngliche Stellung zurüdgetreten als ein höchſter collegialifcher 
Benmtenkörper. Die Bildung diefes Privy Council ift wieder ein 
Ausfluß des Königlichen Willens; die Ueberflnthung des Raths durd 
das Oberhaus hat aufgehört. 

Die neue Erfcheinung der Zeit ift nun zunächſt das Wieder: 
aufleben einer außerordentliden Strafgewalt in bieem 
Beamtenkörper. Die Nachwehen der Parteilämpfe, Disharmonien der 
Geſellſchaft, Uebermuth der Großen und ihrer zeitweife wieder auftan- 
chenden Gefolgen, Zumulte zur Gefährdung des Friedens, Parteilichkeit 
und DBeftechlichfeit der Sheriffs, die tief untergrabene Stellung der 
Geiſtlichkeit: — diefe Gründe führt das st. 3. Hen. VII. c. 1 ale 
die bejtimmenden auf zur Einjegung der jpäter fogenannten „Stern 
fammer“. Und diefe Griinde waren unzweifelhaft richtig. Ein Aus— 
ſchuß bes Privy Council unter Borfig des Lordfanzfers wird durd 
das Geſetz ermächtigt, gewiffe Vergehen gegen Ruhe und Ordnung 
jummarijch und ex officio in der Weife des Firchlichen Beamtenpro⸗ 
zeifes (upon bill or information) zu beftrafen. Es lebt damit wieder 
auf eine alte Gerichtsweife coram rege, die in ber vorigen Periode 
al8 jurisdictio extraordinaria auf einen engen Wirkungékreis zurüd- 
gedrängt, jet in neuen Berhältniffen und in dem neuen Geift der 
Barlamente kein ernftliches Hinderniß findet. Das Neue ift die Ueber 
tragung der Befugniffe des „Königs im Rath“ auf einen engenn 
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Ausihuß zum Zweck der größeren Wirkſamkeit. Selbftverftändlich foll- 
ten die Befugniffe des Theil auch bem Plenum zujtehen; und diefer 
Zuftand ift ſchon um bie Mitte der Regierung Heinrich’8 VIII. ein- 
getreten. Die mannigfaltigen adminiftrativen Gewalten, welche die 
Turhführung des Reformationswerks bedingte, und der umfaſſende 
Beift der Staatsverwaltung hoben bie Bedeutung des Privy Council, 
und brachten es auf jeinen Höhepunkt unter der Regierung Eliſabeth's. 
Parallel damit ging der High Commission Court, als ein geiftlicher 
Staatsrath innerhalb des Firchlichen Staatsorganismus, welcher die 
verfaſſungs mäßigen Gewalten des Kirchenregiments handhabte, und lange 
Zeit der kirchlichen Verwaltung die nothiwendige Stetigkeit und eine 
gewilfe Selbftändigfeit gab. 

In der Zeit der Stuarts richten fi nun aber die Gewalten 
des Privy Council nicht mehr gegen die dem Staat und ber Refor- 
mation feindlichen Widerftandselemente, jondern wider bie verfafjungs- 
mäßigen Rechte des Parlaments und der communae. Minijterium, 
Staatsrath und Staatögerichtshof in einem Körper wird jetzt das mäch⸗ 
tige Beamtencollegium, der gefürchtete, durch Willkür und Gewaltſam⸗ 
feit verhaßte Gegner des Parlaments; der High Commission Court 
der Träger einer quälerifchen, bürenufratifchen und zulegt, unter Laud, 
fatholifirenden Richtung der Staatskirche, bis fich der gefammelte Wi- 
derftand des Landes dagegen zufammenfaßt in st. 16. Car. I. c. 10. 
11, und mit Berufung auf die Magna Charta „den ganzen Hof der 
ſogenannten Sternfammer mit aller Yurisdiction, Gewalt und Auto- 
tität“, und ebenfo den High Commission Court für immer aufbebt. 

Das Privy Council war damit zurücgetreten in feine Stellung 
vor der Reformation. Allein inzwifchen war eine ftillfchweigende, un⸗ 
Ideinbare, von ben Zeitgenoffen lange Zeit wenig bemerkte Aenderung 
vor fih gegangen. Schon Jakob I. hatte nach dem Tode der alten 
Rinifter Elifabeth’8 die Sitte der formalen, continuirlichen Behand⸗ 
lung der Staatsgefchäfte im Kath, die feierlichen Sigungen des Colle- 
gium, die geregelte Berathung mit Affiftenz der Neichsrichter, die for- 
male Beurkundung durch Protokoll immer mehr verlaffen, um feine 
perfönfichen Ideen von Kirche und Staat in formlofen Sabinetsbera- 
ungen engeren Sreifes wirffamer zur Geltung zu bringen. Carl I, 
jelbft reizbar und unerfahren, hatte mit unbefonnenen Rathgebern dieſe 
Kegierungsweife fortgefegt im einem Staatsweſen, deſſen innere Ver⸗ 
hältniffe eine ſolche Leitung längft nicht mehr zu ertragen vermochten. 
Das der fpäteren Zeit umbegreifliche Schwanten diefes Monarchen, die 
tremite, gewaltthätige, abfolutiftiiche Negierungsweife, — das muth> 
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und haltlofe, jogar feige Zurückweichen (Strafford!) vor ernſtlichen 
Widerftand, — das unbedingte Aufgeben Küniglicher Prärogativen 
unter dem ftillen Vorbehalt des Wortbruchs — ftand im einem engen 
Zufammenhang mit diefer Gefchäftsweife einer Cabinetöregierung, in 
welcher Carl vom erften bis zum legten Tage für die ihm gegenüber: 
ftehenden Macht» und Rechtöverhältniffe kein Verſtändniß - hatte. Bi 
in den älteren Perioden das Dberhaus, fo tritt jet zum erften Male 
das Unterhaus (1641) diefer Cabinetsregierung mit der Gegenforde 
rung entgegen, daß „Vertrauensmänner“ des Parlaments im die Regie: 
rung zu berufen. | 

Unter Erommell war zwar auch in diefem Punft der Königlice 
Gedanke ber Regierung in der Bildung eines Council zur Geltung 
gefommen. Unter Carl II. aber beginnt ein zweites Deenfchenalter 
einer Cabinetsregierung, die in dem Minifterium der Cabale die höchſte 
Stufe der Vermworfenheit erreichte. Die NReichsrichter, welche ale die 
rechtöverftändigen Stanteräthe der common law dem Rathe einen 
Halt gegeben hatten, fanden fih in ihrer Stellung ſchon unter Je 
fob I. erjchüttert durch die Abfegung des Lord⸗Oberrichters Coke, durd 
.die ſyſtematiſche Beſetzung der Nichterämter mit PBarteimännern der 
„Oberjouverainetät“, durch die perfönlichen Einwirkungen des Cabinets 
und Hofes auf die Richter. Das Urtheil in bem Steuerverweigerungt- 
fall des Hampden hatte die Meinung von der Unzuverläffigfeit aud 
des richterlichen Elements im Rathe zurücgelaffen. Die Königfide 
Weife, mit welcher Cromwell die Gerichtshöfe wieder mit Männern 
von Charakter und Rechtichaffenheit befegt hatte, war unter Earl IL. 
bald vergeffen; Männer wie Jeffreys fanden eine Stelle nicht bios 
auf der NRichterbanf, fondern unter Jakob II. fogar an der Spike 
eines ertemporirten Oberlirchenraths! In diefem Netz von Intriguen 
und Berworfenheit ging im Laufe eines zweiten Menfchenalters die Jdet 
einer Regierung des „Königs im Rath“ nicht nur politifch, fondern 
auch moralifch unter. In einem dritten Menfchenalter find dann un 
ter Wilhelm und Anna noch die legten Verſuche der Wiederherftellung 
des Königlihen Raths gemacht. Die Weife der Regierung durch ein 
cabinet hatte aber einmal Fuß gefaßt; es waren inzwifchen die weite 
ven Borbedingungen nachgeholt, die eine folche Regierung thatfächlid, 
rechtlich und jittlih möglich machen, — womit das Syftem der Stuarts 
in die heutige Weife einer parlamentarifchen Barteiregierung durch einen 
Minifterratd (cabinet) übergeht. 

2) Das Oberhaus ift mit der veränderten Stellung des Raths 
gewiffermaßen in bie Verhältniffe des 14. Jahrhunderts zurückgelehrt. 
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Der Schwerpunft bes Staats liegt jetzt wieder im Privy Council, 
während die geiftlichen und weltlichen Pairs zu einer Ehrenrepräfen- 
tation des Beſitzes werden. Ihr Einfluß beruht nur in der Berufung 
zu einfiußreichen Aemtern; denn ihre Wurzeln im Graffchaftsverband 
ind dur) den Kampf der Roſen und durch die Reformation unter: 
graben. Grabe in diefem glänzenden, jest anerlannt erblichen, geſchmei⸗ 
digen Adel und in den gefchmeidigen Biſchöfen fanden ſich die nöthigen 
Majoritäten ebenſo leicht für bie Gewaltthaten Heinrich's VIII., wie 
für die verfchiedenen Religionen Heinrich's, Eduard's VI., der Tatho- 
liſchen Marie, ber proteftantiichen Elifabeth. Auch der Muth und das 
Gewifſen der hohen Geiftlichkeit Scheint mit Thomas Morus und Fiſher 
begraben zu fein. Die großartige Haltung, die wahrhaft Königliche 
Handhabung der Prärogative umter den Tudors beruht nicht auf dem 
Beiftand ihres alten Magnum Consilium, fondern wie in ben Re 
gierungen des Kontinents auf der VBerförperung des Staats im „King 
in Council.” 

Erft unter den Stuarts fehrt allmälig ein felbftändiger Sinn in 
das Oberhaus zurüc, unverlennbar in Verbindung mit der conjolidir: 
ten Grafſchaftsverfaſſung. Schon unter Jakob I. wird der Grundfag 
eritritten, daß ein Pair zu jeder Parlamentsſeſſion berufen werben 
muß; es ermeut und befeftigt fich die Stellung des Oberhaufes als 
höchſter Gerichtshof des Landes. Die Anfchauungsweife der Stuarts, 
die Barteilämpfe, befonders die Reftauration führen eine große Zahl 
neuer Bairsernennungen herbei. Neue Kräfte, neue Anfchauungen, 
neue Gewöhnungen, neue Einflüffe ftrömen von Jahrzehnt zu Yahr- 
hat in ſchon anſehnlichem Umfang aus den Grafichaften in das 
Oberhaus. Es find nicht mehr die Lords als Herrenftand des Mittel- 
alters, fondern die Lords als Spiten einer angefehenen das Land ver- 
waltenden Gentry, welche dem Oberhaus die neu gewonnene Kraft zu⸗ 
führen. Es ift der dauernde Einfluß des Grunbbefiges im Friedens⸗ 
tihteramt und in der Grafſchaftsmiliz, welcder die PBairie wieder von 
unten herauf politifch gehoben und fittlich gefräftigt hat. Schon in 
den Bürgerfriegen ift mit geringen Schwankungen bie Haltung der 
Lords auf beiden Seiten eine würdige geworden... Eben beshalb ver- 
mohte die Republik Fein anderes Oberhaus zu Stande zu bringen, 
und unter der Neftauration kehrt jelbftverftändlich das alte Haus der 
Lords zurück, um von da an das mächtige und ftetige Organ der re= 
gierenden Kaffe zu bleiben. Bei dem Uebergang der Regierungsweife 
028 einem Königlichen Rath in ein cabinet übernimmt das Oberhaus 
einen ſtark beftimmenden Einfluß auf die Bildung des Miniſteriums, 
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ja in dem nächften Menſchenalter nad) der Revolution fogar den ent- 
fcheidenden Einfluß, bis gegen die Mitte des 18. Jahrhunderts der 
ftärfere Einfluß der commoners aud in dem Perſonal des cabinet 

fichtbar wird. | 

3) Die Zufammenfeßung des Unterhaufes hat in dieſer 
Beriobe einige äußerliche Aenderungen erfahren. Unter Heinrich VII. 
werden 27 Parlaments» Mitglieder für Wales, 4 für die Graffchaft 
und Stadt Chefter, und ebenfo 4 für die Graffchaft und Stadt Dur- 
ham unter Carl II. Hinzugefügt, unter den meiſten Regierungen find 
noch eine Anzahl neuer Wahlfleden creirt, im Ganzen 180 neue Par: | 
(amentsjige gefchaffen. QTirog der Uebermacht der Königlichen Präro- 
gative unter den Tudors fühlen fi) die communae den wachjenden 
Steuerforderungen gegenüber duf foliderem Boden ftehend als das da 
malige Oberhaus. Selbft in dem alten Mißbrauch der benevolences 
und Zwangsanleihen ift immer nod dad Recht der Steuerbewilligung 
grundfäglich anerkannt; Heinrich VIII. gerade fieht ſich direct und im 
ſtärkſten Maße darauf verwiefen, und erlangt auch durch die Populari⸗ 
tät jeiner Regierung bisher Umerhörtes. Eliſabeth fucht durch Spar: 
ſamkeit die &eldbewilligungen wieder zu vermeiden. Ein gutes Ber: 
nehmen mit den Commoners geht aber durch alle diefe Regierungen 
hindurch. So widerftrebend die Stellung des Unterhaufes den Staat 
und Kirchenmännern diefer Zeit jein mochte, fo haben doch die Tudors 
in den wenigen Fällen eines ernftlichen ConflictS nachgegeben, nament- 
ih in der Steuerbewilligung und in der Monopolfrage. Ihrer Aur- 
faffung entging es nicht, daß die Communalverbände in ihrer Selbit- 
thätigfeit und als Stewerförper eine wachjende Selbftändigkeit gewan- 
nen, daß ihre Regierung in ber Uebereinftimmung mit dem National- 
geift, mit dem Recht und mit den Bedürfniffen des Landes ihre Madıt 
finden müſſe. 

In der Zeit der Stuartd tritt das Selbftgefühl der Commo- 
ners ftärfer hervor. Der alte Communalverband hat inzwischen neue 
Wurzeln erhalten in der confolidirten Kirchfpielsverfaffung und neuen 
Steuern, aus welden ſich auch eine Tebendige Betheiligung der yeo- 
manry, ein früher unbefanntes Selbftvertrauen ber Mittelklaffen, ihr 
ftärferer Einfluß auf die Parlamentswahlen ergeben hat. Weiter hin⸗ 
auf bat die Ausdehnung des ?friedensrichteramts ber ländlichen und 
ftädtifchen Gentry in viel weiteren Streifen politiſchen Einfluß ge 
geben, und den Unterſchied zwifchen dem größeren und fleineren Adel 
mehr ausgeglichen. Im geiftigen Leben des Volks zeigt fi) das inner 
lihe Durchdringen der Reformation. Diefen realen Berhältniſſen ge 
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genüber tritt nun ein doctrinärer, ſchroffer Abſolutismus kirchlicher 
Staatsmänner und politiſirender Kirchenmänner in dem Cabinet der 
Stuarts auf, bis beide Richtungen in offenem Kampfe ihre Kräfte 
meſſen. Auch in und nach dieſem Kampf bleibt aber die Wurzel der 
politiſchen Macht der Commoners das Steuerbewilligungsrecht, welches 
ſich durch die Aufhebung des Lehnsnexus und der darauf beruhenden 
erblichen Revenue des Königs verſtärkt, und durch die Hereinziehung 
der Geiſtlichkeit in die parlamentariſche Steuerbewilligung und in das 
active Wahlrecht zum Parlament conſolidirt. Dieſe Zuſammenziehung 
der geſammten directen Staatsſteuern, verbunden mit den neuen Be⸗ 
dürfniſſen der Krone, des Staats und des Heeres, zunächſt aber die 
ſchlechte Finanzwirthſchaft unter Carl II., führen wieder zu einer Con⸗ 
jolidirung des Steuerbewilligungsrechts in ein Budgetfeitftellungs- 
teht. Die dem Mittelalter noch frembe Idee eines Staatsbudgets 
war in der Verwaltung der Treasury zu einer freili noch unvoll- 
fommenen Ausführung gelangt. In der Zeit der Reftauration rückt 
nunmehr der Einfluß des Unterhaufes durch eine fogenannte „Appro= 
priations - Claufel“ in das NAusgabebudget des Staats, und gewinnt 
dadurch eine weniger fichtbare, aber intenfivere und nachhaltige Ein- 
wirtung auf den Gang der Staatsverwaltung Mitten in den In—⸗ 
triguen des Hofes und der Parlamentsparteien kommt diefe jtille Aende- 
tung zur Geltung durch 17. Car. II. c. 1; gleichzeitig mit dem Recht 
die Verwendung der Öffentlichen Einkünfte felbftändig zu prüfen, — 
die praftifche Vermittelung eines Uebergangs der höchſten Controle von 
dem König auf das Unterhaus. 

Die gewaltigen Bewegungen und Kämpfe des fo zu— 
iammengefegten Staatsweſens während des 17. Jahrhunderte 
haben feit Menſchenaltern Alle, welche den Verhäftniffen von Staat 
und Geſellſchaft mit ernftem Sinn ſich zugewandt, mehr befchäftigt als 
gend eine andere Aenderung in dem inneren Leben der europäiſchen 
Staaten. Es ift nicht die Aufgabe diefer Darftellung, biefen Kampf 
in feinem Berlauf nachzumeifen, fondern vielmehr die Grundlagen bar- 
wiegen, auf denen fein endlicher Ausgang beruht. 

Die erfte Epoche bildet bie Zeit der Tudors, in welcher der 
weltliche und der geijtliche Staat des Mittelalters ſich zufammenfafjen 
in em King in Council; in welcher das Königthum den Höhepunkt 
feiner Macht und feines Ganzes erreicht, innerhalb welcher aber eine 
innere Spannung bereit® firhtbar wird. 

Die zweite Epoche bildet die erfte Hälfte des 17. Jahrhunderts, 
die Entftehung der Cabinetsregierung, der Angriff des Königthums 
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gegen die Parfamentsrechte, die in Bürgerkrieg und Hinrichtung Carl's I. 
enden. ' 
Die dritte Epoche bildet eine kurz dauernde Herrjchaft der puri- 
tanifchen Secten und ihrer ftehenden Armee unter dem BProtectorat 
Cromwell's, — der Sache nad) eine Zeit der Militärdictatur. | 

Die vierte Epoche bildet die Neftauration, die Wiedereinfeßung 
des King in Parliament und der regierenden Klaff.e 

Die fünfte Epode ift ein gewaltjamer und finnlofer Verfuch 
Jakob's II. zur Umftürzung der Kirchen: und Barlamentsverfaifung, 
welcher mit der Vertreibung des Königs in ber fehonenden Rechtsform 
einer Thronentfagung endet. | 

Charafteriftifch ift diefen Epochen der Verfaffungsfämpfe, daB 
aus dem Mißbrauch der Königlichen Gewalt und aus der Schlechtie 
tigfeit der zeitigen Staatsregierung die die politifche Freiheit begrün 
denden Geſetze hervorgehen. Die durch die Commoners erftrittene Ber 
tition des Rechts 3. Car. I. c. 1, und die Abfchaffung der Stan 
fammer 16. Car. I. c. 19. 11, reiben ſich wie eine dritte Magna 
Charta, die Habeas Corpus Acte, das Budgetrecht des Unterhaufee 
und die Bill der Rechte reihen fi wie eine vierte Magna Charts 
den Hergängen unter Johann und Eduard J. an. 

Die großen Rämpfe aber, welche innerhalb diefer Berfaffung zwi: 
Ichen den großen Factoren des Staatslebens geführt find, werden für 
alle Zeiten bie größten Precedents bfeiben, welche die europäifche Ge 
felichaft für die Erfenntniß der Grundbedingungen politifcher Freiheit 
al8 einen dauernden Gewinn bavongetragen hat. Am Schluß der Be 
riode zeigen fich einige wenig fichtbare Verfchiebungen in den Factoren 
der Stantögewalt. Im Uebrigen ift ein Jahrhundert der Revo— 
[utionen und Reftaurationen an den bauernden Grund: 
lagen des Staats, an Gemeindeinftitutionen und Stände 
perhältniifen, ſpurlos vorübergegangen. 

*) Die Verfaffungselemente bes 26. und 17. Jahrhunderts find trot 
des Wechſels der Miachtverhältniffe der Form nach ftetig die alten drei. 

I) Die Stellung des Privy Council unter den Tudors iſt zuerf 
dur polizeiliche Bedürfniffe, dann durch die Reformation beftimmt, worans 
fid) auch die lange dauernde Nachgiebigkeit der Parlamente erklärt. Der Rame 
„Sternfammer” war niemals amtliche Benennung, fondern nur die volfsübliche 
Bezeichnung des Staatsraths ale Strafbehörde, Vergl. darüber Gneiſt Bb. 1. 
8 20 und zahlreiche engliiche Schriften wie Hale’s Jurisdietion of the House 
of Lords c. V.; Hudson’s Treatise of the Court of Star-Chamber; Pal- 
grave’s Essay on the King’s Council p. 104 ff. Schr künftli iſt die ge- 
lehrte Ausführung bei Hallam, Const. History I. p. 67 ff. Das Verfahren 
der Sternfammer ift weſentlich das bes Kanzleihofes, nach Vorbild des canont- 
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ihen Prozeſſes, wie ja auch der Lordkanzler den Vorſitz fiihrt. Aus der Inqui— 
Ation in reinen Beamtenförpern entfteht nothiwendig der Drang zum Geſtändniß, 
und daraus die Praris der Tortur, die zwar von allen englifchen Juriſten als 
Theil des gemeinen Rechts geleugnet, aber doch von allen als ein auferordent- 
liches Verfahren anerkannt wurde. Thomas Smith und Eir Edward Coke, die 
fh io ftark darüber ausfpredhen, haben felbft wiederholt als Unterfuchungsrichter 
die Tortur angewandt, die in foldhen Fällen auf Spezialbefehl des Königs oder 
Privy-Counecil applieirt wurde, in dem letzten urfundlichen Fall a. 1640. Der 
Kreis diefer adminiftrativen Strafgewalt, urfpringlich beftimmt für forces, frauds, 
stellionate, and the inchoations or middle acts towards crimes, combination 
of multitudes, and maintenance or headship of great persons (Bacon’s 
Henry VII. p. 85), wurde immer unbeflimmter auf contempts ber Königlichen 
Autorität erfiredt. Der Charakter des Hofes ift aber umter jeder Regierung ein 
verihiedener. Unter Heinrich VII. war er ein Staatefchut gegen mächtige Uebel⸗ 
thäter; unter Heinrich VIII., Eduard VI. und Efifabeth das machtvolle populäre 
Juſtrument zur Durchführung der Reformation. Alle Zeitgenoffen erfennen die 
Tüchtigkeit ſeines Wirkens an, mit Ausnahme der „politifchen Fälle“. Allein auch 
dieie fogenannten politifchen Fülle waren im fetten runde Fälle des Widerftan- 
des gegen die ſtaatskirchliche Autorität, und die ganze Zeit war tief burchdrungen 
von der Pflicht der Obrigkeit, ben wahren Glauben zu ſchützen, ſelbſt die dußerfte 
tirhliche Oppoflition verlangte nod) immer, daß das Volk „zur Lehre und zum Be- 
feuntniß des wahren Glaubens kräftig genöthigt” werde. In dem Verfahren ge- 
gen Wentworth ordnete fogar das Unterhaus jelbft ein Lnterfuchungsverfahren 
nad) diefer Weife an. Reeves, History V. 231, 232. Erft unter den Stuarts, 
aid diefe Zwecke erreicht, al® iweder gegen mächtige Große, noch gegen ernftliche 
tatholiiche Revolten mehr einzufchreiten war, fand fi) die neue Richtung an, 
weiche die verletzte Autorität des Königs, verweigerte ungeſetzliche Steuern, miß- 
liebige Gefchtuornenfprüche, mißliebige Parlamentsmitglieder und Andere mit un- 
erihwinglihen Gefdftrafen und Quälereien niederdrückte. Die Erbitterung war 
ſe allgemein, daß die Aufhebung der Eternlammer im Ober- ımb Unterhaufe 
von 1640 ohne Widerfpruch durdhging, und daß zur Wiedereinfilhrung derfelben 
kin fpäterer Verſuch gemacht ift. 

Die connere Bildung des High Commission Court ift ebenfo von den 
Zeitgenofſen als nothwendige Eonfequenz der Reformation angefehen. Die Oppo- 
tion Leiceſter's, Burleigh's und anderer Staatsmänner Eliſabeth's hatten ihren 
Sintergrund wohl nur in den Eiferfitchten weltficher und geiftlicher Staatemünner 
dieier Zeit. Der Hof übte ja nur kollegialiſch die verfaffungsmäßigen Gewalten, 
welche dem Kirchenregiment von jeher zugeftanden, und das babei gehanbhabte 
Naß der Strenge war zur Durdführung des Reformationswerks in der Zeit der 
Tudore wohl nothwendig, und darum nicht ıımpopulär. Anders ward die Sache 
reifih ſeitdem im Sinne der Stuarts die orbentliche Strafgewalt diefes Beam- 
ienförpers mit der außerordentlichen Gewalt der Sternlammer fich ineinander- 
greifend ergänzte. Bon Anfang an war das Perfonal beider zum Theil identisch. 
Durcch die tägliche Braris der Stantsgefchäfte mußten fich die Vorftellungen bes 
Kirhentegiments immer mehr auf das weltliche übertragen, und zur Ouelle neuer 
politiſcher Grundlehren werden. Die theologifche Anfchauung vom Verhäftnif der 
Chrigfeit bildete fich hier in einer Geiftfichleit, die fi herfömmlich von jedem 
Einfiuh der Volkowahl und Volksgunſt frei fühlte. In ihrem täglichen Beruf, in 
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Lehre und Seelforge, war fie gewohnt, das ganze Laienthum als ein Teitungebe- 
dürftiges Element zu betrachten, und ſolche Vorftellungen übertragen ſich umwit- 
Mirlich auch auf die Gebiete, in welchen das Laieuthum der geiſtlichen Leitung 
durchaus nicht bebarf. Ihr Eifer Hatte ſich verdoppelt, ſeitdem durch die Känig- 
liche Suprematie die Macht in lirchlichen mit der in weltlichen Dingen zulammen- 
flog, umd der Neiz geiftiger Herrichaft durch den Reiz politiicher Macht verfiärft 
ward. Nach der ſiegreichen Durchführung der Reformation wird diefe pofitifireude 
Seite der Theologie die vorherrſchende. Und die Familie der Stuarte, ſtatt dieie 
Richtung zu ermäßigen, wird feldft zur Trägerin und Verkünderin einer neuer 
„Dber-Souverainetät. 

So fritt in dem höchſten Regierungsförper eine neue Staatslehre fidhtbar 
weiter, welde wie auf dem Continent die ſtündiſchen Rechte des Laienthume als 
ungeitgemäße Hinderniffe und Ufurpationen anfah. Ihr Ideal, der reine Beamten- 
Organismus, fand einen breiten Boden zunächft in einigen Theifen des Landes, 
in welden die Graffhaftsverfaffung aus örtlichen Gründen nicht zur Beftgl:it 
tommen fonnte. So entflanden Provinzialregierungen im Norden und Weſten der 
Reiche: unter bem Namen des Council of Wales, 34. Henry VIII, welches fih 
über vier benachbarte engliſche Grafſchaften ausbehnte, und fpäter ein amaloger 
„Court of the Lord“ in Porl. In größtem Maßſtab erſchien das Syſtem an- 
wendbar auf Irland. Alle diefe Beamtenförper nehmen die Verwaltungsformen 
der kirchlichen Borbildung an, in der Jurisdiction das inquifitorifche amtliche Ber- 
fahren der Sterntammer. Die felbftändige Verwaltung der communae wiberjprad 
überhaupt ben vom kirchlichen Staat entlehnten Idealen. Ortspfarren, Capitel, 
Univerfitäten, Colleges fönnen weber in der Berfafjung der Commune aufgehen, 
noch nad) der Weife weltlicher Gemeinden behandelt werben. Ihr Zwedck und ihre 
Zufawmenfegung verbieten bies, machen vielmehr ein Aufſichtsrecht der höchten 
Gewalt notgwendig, welches nicht wie bei der communa ein bioßer Regulater 
zur Beobachtung der Kechtsichranfen bleiben kann, fondern felbftthärig eingreifen 
muß zur Erhaltung des geifiigen Lebens und des ſittlichen Zweds der Inflitu- 
tion, Die Idee eines allgemeinen „Bifitations- und Correctionsrechts“ (Auffichts- 
rechts) gegen die Unterinftanz dehnt ſich wiederum von dem geiſtlichen auf den 
weltlichen Staat aus und wird zum politifchen Barteiariom. — Ebenſo die von den 
geifficen Körperichaften Hergenommene Idee einer Incorporation von Beruie- 
flaffen. Während communa und Parlament grunbfäglid alle Befit- und Bernis- 
flafien zu gemeinſamen öffentlichen Pflichten vereinen, glaubte die neue Schre 
beliebige Befis- und VBerufsfände incorporiren und durch Königliche Gnade 
mit befiebigen Privilegien ausftatten zu Lünnen, wie dies mit den flädtiidhen cut 
porations in weiteftem Maße geſchah. — Endlich entwidelt fich aus dem geihlol 
jenen Amtsorganismus and) wieder eine eigene Geſetzgebungegewalt, welche anfang? 
ergänzend, danu concurirend, zufegt fuspendirend und deflructiu ber Yandesgeleis 
gebung im Parlament gegenüber tritt. Seitdem ſich der Rath die unbejtimumde 
Befugniß beifegte, den Ungehorfam gegen die Königliche Autorität zur bilfien, wis 
den auch verfafjungswibrige ordinances erzwiugbar. Es fehrte ein Berhältwif 
wieder, wie in ber normannifchen Zeit, in welcher die unbeftimmte Bejugmi 1 
amerciaments aud die Befugniß zu gefeglichen Anordnungen involvirt, Sa 
in 31. Hen. VII. c. 8 war ein Berfud in diefer Richtung. gemacht Bumet 
Hist. I. 263), aber fehr bald in 1. Edw. VI. wieder aufgegeben. Much die or 
dinances Gfifabeth'8 bienen bona fide nur tranfitoriichen und populären Aweden 
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EM unter den Stuarts ehrt fidh auch hier wieber die Tendenz der Orbonnanzen 
um, bis zu einem fchließlichen Kampf der beiden gejeßgebenden Gewalten wider 
einender. Die Aufhebung der Sterntammer und aller affiliirter Councils in 16. 
Car. I. e. 90, 11 traf alfa alferdings die Wurzel des abfolutiftifchen Baues. 

2) Die neuere Zufanmenjegung und Stellung des Oberhau- 
ies beruht negativ zunächft auf dem Verſchwinden der Militärmacht der großen 
Barone. Bofitiv und dauernd aber entſchied darliber die Reformation und bie 
neuere Geftalt der Staatöverwaltung und des Communalweſens. Mit der Re- 
iormation verſchwindet ein fefter Beftand von 26 regelmähig geladenen Aebten und 
wei Brioren. In dem Barlament vom 13. April 1539 erjchienen nur noch 20 
geiftliche Baire neben 41 weltlichen; und dies Tettere Element ift in ftetigem Steigen. 
Bas aber die Pairs des 15. Jahrhunderts zuviel, haben die Lords im 16. zu 
wenig: politifche und moraliiche Selbſtändigkeit. Derfelbe Geift, der auf dem 
Continent den Abel durch Heranziehung an den Hof und durch die Bevorzugung 
m ben beſoldeten Aemtern bienftbar macht, ergreift flir biefe Zeit auch den eng- 
lichen Adel. Länger als ein Iahrhundert hört er auf ber Bertreter der Rechte 
des Yandes zu fein. Einfluß und Bedeutung in Allem, was fir die Zeit Reiz 
hatte, hing jekt von der Gunft bes Königs ab, um welche die alten Familien mit 
den neu creirten und reich gewordenen Günſtlingen wetteifern. Die breiter fun- 
dirte Stellung der Gentry ift unter den Tudors noch nicht hinreichend entiwidelt. 
Der Bruch in der Stellung der alten regierenden Klaſſe aber ift nirgends ftärker 
idhtbar als in der Unfähigkeit diefer Pairs fich felber zu fchligen. Das ſchwer 
errungene Recht der Pairsgerichtsbarleit wird unter Heinrich VIII. wirkungslos 
gegen die despotifche Laune. Das orbnungemäßige Ankiageverfahren macht Platz 
va regelloſen bills of attainder, durch welche der König in Geſetzesform feine 
geiallenen Günftlinge verurtheilen läßt. Im die Mitte geftellt zwiſchen den König⸗ 
lichen Willen und eine zuftinnmende Mehrheit der Commoners, wagt der erbliche 
Kath der Krone Leinen Widerftand mehr. Die blutigen Gewaltthaten diefer Zeit 
nad nur Sanctionen Königlicher Beichlüffe durch Specialgeſetz. 

Wenn Carl I. in hoher Noth 1640 noch einmal die Pairs für fi, in Geftalt 
ante Magnum Consilium zufammenrief, jo war dies ein Anachronismus. Ober⸗ 
and Unterhaus waren fängft zu einem größeren Körper zuſammengeſchmolzen und 
m der jegigen Seftalt des Staats ebenjo wenig mehr zu trennen wie Amt und 
Zeven. Den Lords fehlte nad) den Hergängen der letzten hundert Jahre ſowohl 
der Veſiheinfluß wie das moralifche Anfehen, um jetst noch mit dem Königlichen 
Kath (cabinet) einen Stantelörper für ſich zn bilden. Sie erklären ſich daher 
auch ſelbſt für incompetent. Eben darum bilden die Lords auch leinen eigenen 
Autor mehr im den Bürgerkriegen, fondern theilen fi) wie bie Gentry in zwei 
zeldiager und zwei Parlamente. 

Imjwiſchen hat jeboch die freigiebige Bertheilung der Bairien unter den Stuarts 
die Härten Elemente der Grafſchaftsjury mit ihrem wachlenden Einfluß im Frie⸗ 
dentrichteramt in das Dberhaus gezogen. Zahl und Einfluß derſelben wächft feit 
der Rekauration, insbeſondere auch durch die Reorganifation der Miliz, womit 
dam im Laufe des Jahrhunderts die politifche Macht einer fändifchen Körperichaft 
vellkändig vwieberfehrt. Zur Zeit Coke's war die Zahl der weltlichen Pairs bereits 
ai 106 gewachſen 4. Inst. p. 1, die weitere Zunahme ift oben &. 332 angegeben. 

3) Die Stellung des Unterhaufes ift in diefer Zeit ſtaatsrechtlich 

moerindert. Es if Mitfactor der Geſetzgebung, confentirt zu den allerwichtigften 
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Geſetzen, fogar zu den neuen Glaubensiehren. Es ift fieuerbewilligenber Körper 
und übt eine Kontrolle der Verwaltung durch Landesbeſchwerden. Die vorherr- 
ſchende Stimmung bes Haufes führt freilich zu den Conſens in die Gelekesvorla- 
gen als Regel, und zu einer Connivenz gegen Verwaltungsmißbräude. Zu dem 
Unternehmen einer Minifteranflage hat fi das Haus im 16. Jahrhundert nidt 
mehr erhoben. Die ideale Macht eines legitimen Königthume, welches mit dem 
vollen Bewußtſein feines ftantlichen Berufs handelt, fteht unter Heinrich VII 
und noch vollftändiger und fledtenlofer unter Elifabeth auf dem Höhepunkte. Wie 
das Oberhaus in der VBerurtheilung mißliebiger Gtinftlinge, fo erſcheint das Un 
terhaus in der Duldung von Zwangsanleihen, in der Ahndung unehrerbietiger 
Oppofition, oft genug Tüniglicher als der König. Neben der Servilität bes Ober- 
haujes verräth jedoch das Unterhaus noch immer Symptome unabhängiger Ge- 
finnung. Die ſchwülſtige untergebene Sprache der Commoners gehört überhaupt 
zum Styl der Zeit; ihre Nachgiebigkeit bei Zwangsanleihen und Gemaltacten 
gegen Einzele gehört zum Egoismus der Zeit. Ihre Unterwürfigkeit in refigidien 
Fragen ift die nationale Sympathie für die euglifche Kirche. In grundſützlichen 
und materiellen Fragen, wie Steuern und Monopolen, zeigen fie ſich hartnädig 
genug. Die Regierung der Tudors hat in Würdigung diefer Verhältnifle bie 
Commoners in ihrer eigenen Weije behandelt, gelegentlich durch Einfluß aui due 
Wahlen, und durch Ereirung neuer abhängiger Wahlfleden. 

In der Beriode der Stuarts ift die wachſende Macht des Uinterhaufes zeit- 
weife verbedt durch die Phaſen des Verfaſſungskampfes (I. die folgende Rote: 
Die ftetige Wurzel derſelben ift aber die Geftalt der Miliz, Polizei, Jury und ber 
Ortsgemeinde, und die Steuerbewilligung. Diefe Grundlagen bleiben unveräubert, 
und darım and) das Haus der commons, in dem fie fih zufammenfaffen, ftetig 
wachſend. Für die formalen Parlamentsrechte ift vorbehaltlich der nachjolgenden 
Angabe der einzelen Hauptmomente des Verfaſſungskampfes das Rejultat: 

(1) Der Antheil, ſowohl an der gefetgebenden Gewalt bes Staats wie 
an dem Steuerbewilligungsrecht, ift durch die Hauptgeſetze diefer Zeit, namentlich 
durch die Petition und durch die Declaration der Rechte gegen Weberjchreitungen 
der Königlichen Prärogative unzweideutig feftgeftellt. 

(2) Insbefondere für den Einfluß des Unterhaujes auf die Finanzen ent- 
ſcheidend, ift die Aufhebung der erblichen Lehnsreventie durch das lange Parlament 
a. 1645 und durch das fpätere Geſetz der Reftauration; ſodann bie Hereinziehung 
der Geiftlichleit in die parlamentarifche Befteuerung, und vor Allem die Entfiehung 
des Budgetrechts unter Carl II. Nachdem die befonderen Steuerberwilligungen 
der Geiſtlichkeit Tängft den fländifchen Charakter verloren hatten, war es nur eine 
etwas verfpätete Conſequenz, wenn unter den Stuarts endlich auch diefe äußere 
Form zum Wegfall am. Durch einfache Uebereinkunft zwijchen dem Lord⸗Kanzler 
und Erzbischof Sheldon hörten feit 1664 die bejonderen Steuerausichreibungen in 
der Convocation auf, wogegen man der Geiftlichleit als ſelbſtverſtündlich dat 
Stimmrecht zu den Parlamentswahlen zugeftand, welches ihr nach dem Grunbjat 
des Wahlrechts der 40 Sh. freeholders zulam, da fie ihr geiftliches Realeinkom⸗ 
men als freehold auf Lebenszeit befitt. Nach diefem neueren Syſtem wurben 
zum erften Mal durch 16. et 17. Car. II. c. I die parlamentarifchen Subfidien 
erhoben ohne einen Berfuch zum älteren Syftem zurüdzufehren. Durch die völlige 
Gleichſtellung des Lehnsbeſitzes als free and common socage ift das Grund- 
ſtenerſyſtem vereinfacht und eine veränderte Erhebung berfelben herbeigeführt, Die 
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bereits unter der Parlamentsregierung und unter Cromwell praktiſch durchgeführt 
war. Charakteriftifch aber für die Stuarte ift, daß die eigentliche Orundlegung bes 
Budgetrechts durch die Appropriationsffaufel 17. Car. II. c. 2 zunächſt aus einer 
Sofintrigue hervorging, durch die Earl II. auf Anrathen des Sir George Downing 
die Gabinetsregierung gegenüber der Staatsverwaltung zu ftärlen glaubte. 

(3) Mit der Macht des Unterhaufes ift dann auch das im 16. Jahrhundert 
rupende Recht der Anklage durd) impeachment wieder erwacht und hat in dem 
Parteifampf und in der Bermwaltungsmeile der Stuarts einen fruchtbaren Boden 
gefunden. Bon 16201688 werden 40 Fälle eines parlamentariſchen impeachment 
aufgezählt. 

Tie Verſtärkung der Eorporationsprivilegien des Parlaments (privileges im 
engeren Sinne) gehört der fpeziellen Parlamentsgefchichte an. 
=”, Die Gruublagen ber Berfaflungstämpfe des 17. Jahrhunderts 
find die einzige Seite des an rechtlichen und fittlihen Momenten fo reichen 
Zeitalters, welche in das Bereich diefer Schrift gehören. Die Epochen der Be- 
wegung darin find: 

1) Die Zeit der Tudors. Ale Einzelheiten der obigen Darftellung er- 
sehen, daß Miliz-, Gerichts⸗ und Polizeiweſen unverändert die auf Selbftthätigfeit 
begründete Geftalt beibehalten, ja, daß eine neue vieljeitige Thätigleit der Orts- 
gemeinde hinzugetreten if. Unbeftritten ift auch das Recht der Parlamente, 
Heinrich VII. hat überhaupt fieben Parlamente gehalten, und in jedem berieben 
ſich Subſidien bewilligen laffen. Die fünf erften Parlamente Heiunrich's VII. 
baben ebenfo die Enbfidienbewilligung zum Hauptgegenfland; von der Reformation 
an beginnt eine noch viel intenfivere Thätigkeit. Eliſabeth fucht die Bewilligungen 
ſelten zu machen, niemals aber Steuern ohne Parlament zu erhalten. Seit 
Kihard II, war ilbrigens das Tonnen» und Pfundgeld dem Könige auf Lebene- 
zit bewilligt worden, und dadurch die erbliche Revenüe foweit verflärft, um bie 
laujenden Bebürfniffe der Staatsregierung zu beftreiten. Ebenſo unbeftritten ift 
die parlamentarische Geſetzgebung. Die Thronfolge resp. Suprematie aller fünf 
Ronarchen des Hauſes Tudor ift auf Barlamentsgefege bafirt. Das Reformations- 
wert wurde in allen politifch enticheidenden Einzelheiten zu Stande gebracht durch 
die Beichlüffe des Barlamente vom 3. November 1529 (welches fieben Jahre lang 
prorogirt ward), und zwar meiftens auf „Anträge“ des Unterhauſes. Sogar bie 
Glaubensartifel der Reformation (31. Hen. VIII. c. 14 etc.), die jümmtlichen 
Euprematie- und Uniformitäts-Akten, die Liturgie, die ganze Stellung der Staats- 
frhe beruhen auf parlamentarischer Geſetzgebung. Das Jahrhundert der Tudors 
it porfamentarifcher als jehes vorangegangene, infofern das Parlament niemals 
mätigere Aufgaben gehabt hat. Das Neue aber ift, daß die Verbindung des 
Imhlihen Staats, und feiner Hierarchie mit dem Königthum von oben herab bie 
weltligen Inflitutionen mit einem monardjifchen Geifte durchdringt. Die Tudore 
baden nach innen und nad) außen dieſen Zuwachs ihrer Macht in Königlichen 
Eine gehandhabt durch Fraftvolle Bertretung der Reformation, durch wirthichaft- 
liche und politifche Entwidelung der Rationalfraft. War das religidfe Element in 
deinich VIEL rückſichtslos dem politischen untergeordnet, fo haben feine drei Kinder _ 

anf dem Throne durch die Wahrhaftigkeit ihrer Veberzeugung, wenn auch in ent- 
gegengeietster Richtung, das Königthum aud) in dem religiöfen Gefühle des Volks 
rehabilitirt. Der Uebergang aus der alten in die neue Kirche machte ein perfün- 
liches Regiment auf diefem Gebiete nothwendig, dem die geiwaltthätige egoiftifche 
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aber mit klarem Verſtand vorfchreitende Perfönlichkeit Heinrich's VIII. entipridt. 
Für die innere Landesverwaltung ift es die Normalzeit des king in council und 
weiſer Geſetze; an vielen diefer Gejete haben 200 Fahre parlamentariicher Geier 
gebung nichts zu verbeffern gewußt. Fir ihre der Größe ihres Staats zuge 
wandten Intentionen fanden die Tudors in der Parlaments-, Miliz», Geridte,, 
Bolizei-, Stadtverfaffung kein Hinderniß, fondern nur eine flarfe Stüge Sie 
haben zuweilen den Widerfpruch in hochfahrender Weife zurückgewieſen; fie haben 
aber niemals ohne Parlament regieren wollen. Das ſchöne Vermächtniß, weides 
in diefer Richtung Eliſabeth zurückließ, find die Worte, mit denen fie dem Wider 
fpruch gegen die Monopole nachgab, den Fehlgriff zugeftand, und zurüdnahm: 
I have ever used to set the last judgment-day before my eyes, and so to 
rule as I shall be judged to answer before a higher jadge; to whose judg- 
ment-seat I do appeal, that never thought was cherished in my heart that 
tended not to my people’s good (Parl. Hist. IV.p. 480). Die Fehler und Härten 
diejes muthigen, willensträftigen Gefchlechts waren bie Fehler ihrer Zeit und ihres 
Bolfes, mit deflen Größe, deilen Wohl und deilen Recht fie fi eins wußten. 
Nach einem halben Jahrtauſend waren fie das erfte einheimiſche Königegeichledt, 
der Abftammung und dem Sinne nad Engländer. Gin folder king in counal 
war allerdings im Stande, der inneren Gegenſätze dieſes Staatsweſens Ken 
zu bleiben. ' | 
2) Die zweite Epode ift das erfte Menjchenalter der Stuartd, 
die Zeit der Augriffe gegen die Fandesverfaffung. Es handelt ſich nicht mehr um 
den Ruhm und die Größe des Landes, nicht mehr um den Sieg des befeftigten 
Glaubens und den Schuß des hergebracdhten Landesrechts, um großartige Pflege 
und Förderung der ſchwächeren Klaſſen, fondern nur um den dynafttichen Willen 
zu vegieren. Alle Ziele diejes Königsgeſchlechts find daher verfehlt nach außen 
wie nad) innen. Vertretung des Proteftantisnns in dem großen Kampf des Jahr- 
hunderts war die äußere Aufgabe geweien: die Stuarts haben ihn verlaffen, zuletzt 
verleugnet. Verſöhnung der Anſprüche des geiftlichen Standes mit dem wiber- 
firebenden Geift des Belfgovernment, Befefligung der Nationaltirche, und doch 
Toleranz gegen Anbersgläubige war die innere Aufgabe geweſen, welche die 
Stuarts vom dynaftifchen Standpunft aus ſtets verfehrt haben. Pofitive Reform 
der Stadtverfaffungen und ihrer Parlamentsvertretung war bie Specialaufgabe: 
die Stuarts wußten nur durch gewaltiame planlofe Eingriffe die Verwirrung ;u 
vermehren. England war nun einmal der Gegenpol alles romaniſchen WWejene 
geworden. Seine europäifche Stellung wies unzweibentig auf eine kraftvolle Ent 
widelung feiner Seemacht und das entſchiedene Eintreten für die Sache der Re- 
formation. Statt deſſen verzettelte ſich Jaklob I. in das Iutriguenneg ber Für- 
ftenhöfe des Continents, welches für England nur jetundäres Intereffe haette und 
durch ein ehrliches Eintreten für die Reformation gerade zır zerreifen war. Die 
boctrinäre Verfehrtheit Jakob's I., die Ziellofigleit Carl's I. verdarben und ver- 
bitterten vorweg die Stellung zu ihren Parlamenten. Das mangelnde Gefühl 
der Königlichen Pflichten, das mangelude Verſtändniß des Landesrechts, die Gleich — 
gilftigkeit gegen die Ehre und gegen das Interefle ihres Landes, der Mangel an 
Wahrhaftigkeit und Treue, die Talentlofigkeit für jede dauernde politifhe Combi⸗ 
nation charakteriftren bie ſchottiſche Königsfamilie. An beren Stelle fteht bei ihnen 
die „Königskunft" und eine theologifhe Jurisprudenz. — Carl I., gereizt durch 
Verweigerung der herkömmlichen Revenue und der Subfidien und durch fletigen 
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Viderſpruch, proclamirt nach der Auflöfung feines dritten Parlaments unzweiden⸗ 
tig das abfolute Königthum. Noch unzweidentiger find die darauf folgenden 
Haßregelu einer elfjährigen Regierung ohne Parlament, vor Allem die neuen 
Hölle und Auflagen, unter denen das Schiffegeld allein einen bedeuteuderen Iah- 
rerbetrag ale die Subfidien und Fünfzehntel ergab. Zu dem Mangel bes -Ber- 
kändniffes für den Königlichen Beruf tommt in Carl I. noch das befondere Mif- 
verfändnig der Widerfiandselemente. Grade vom Hofe aus verfianb man noch 
am wenigften das enticheidende Gewicht, welches jetst die commons in die Wag- 
Ihafe der Staatögewalten warfen. Die Geichichte Englands hatte bisher nod) 
ten Beifpiel irgend einer großen Bewegung, die bon dem unteren Haufe ausge- 
gangen wäre. Als Körperſchaft wie als Individuen erichienen die commoners 
der Hofregierung nur als Elemente zweiten Ranges. Ein Verftindniß fir das 
mit jedem Denfcheualter wachſende Recht und Selbftbewußtfein, welches aus der 
jegigen Geftalt der Graffchaft und der Ortsgemeinden hervorgehen mußte, ein 
Verſtändniß für das Recht früher untergeorbnieter Elemente, welche jetst die wirk⸗ 
lichen Staatsfunctionen erfüllen, war gerade in der Weife jener Cabinetsregierung 
unmöglich. Das Scheitern diefer abjofutiftiichen Verwaltung aber, trot der Umficht 
und Energie Strafford's, hat jeinen legten Grund in ber Unmöglichkeit die Graf- 
ihaitsverwaltung mit ihren Sheriffs, Fsriedensrichtern umd Juries, dem Abfolu- 
tismus dienftbar zu machen. Das Zufammenhalten von Ritterihaft und Städten, 
die Geftaltung der bewaffneten Macht als Grafjchaftsmiliz, der Mangel der aus- 
führenden Ortsbeamten erjchöpfte die Mittel des Syſtems. Die Kriegsnoth und 
der ſchottiſche Aufftand zwangen zur Wiebereinberufung des Parlaments, in wel- 
dem durch die Majorität ſowohl der Lords wie der Gemeinen die Aufhebung des 
Shifiegeldes und der Sternlammer, die Anklage und Berurtheilung des leitenden 
Niniſters befchloffen wird. Alle weiteren Verſuche zu einer Beilegung des Ber- 
jaſſungsſtreits verlaufen in dem offenen Kampf, in dem die Leidenjchaftlichleit des 
einen, die Wortbriichigleit des andern Theile feinen Boden des Vergleichs mehr finden. 

Bie in der Sache, fo ift nun auch in der Form der Staatsregierung bic- 
ir Zeit ein bedeutungsvoller Wechiel eingetreten. Unter Carl I. beginnt jenes 
Snftem der Regierung des King in cabinet, wie e8 der engliiche Staat am we⸗ 
xighen in diefer Zeit ertragen konnte. Die Unbefonnenheit und Unftetigfeit des 
Königs umd feiner erften Ratgeber mußten von Anfang an ſchwer lösbare Ver⸗ 
widelungen bringen. Wie in früheren Jahrhunderten von Seiten der Barone, 
jo tritt jet von Seiten des Unterhaufes zum erfien Dal die Gegenforberung auf, 
daß die Berwaltung des Könige das „Vertrauen” des Haufes haben folle, to 
employ such counsellors, ambassadors, and ministers as the parliament 
may hare cause to confide in, without which we cannot give his Majesty 
uch supplies as is desired, (in der großen Remonftranz von 1641), Die Ca- 
bmetsregierung erzeugt die parlamentarifche Parteiregierung. In den Grundlagen 
dieſer Berfoffung aber Iag.es, daß jede Krifis in neuerworbene Rechte des Par- 
Inments verläuft. Unter Jakob I. hat das Unterhaus die Ungefehlichkeit der Mo- 
aopole, die Entfcheidung über beftrittene Wahl und eine gewifle Gerichtebarfeit 
elämpft; uuter Earl I. die petition of rights 3. Car. I. c. 1, welche mit der 
Aufhebung der Sternlammer und des hohen Commiſſionshofes 16. Car. I. c. 10 
I ifommengenommen eine neue Magna Charta bildet. Die Bewilligung des 
Tonnen. und Piundgeldes auf ein Jahr wurde zwar vom Oberhaus verworfen 
ud die Stener nun ohne Conſens erhoben. In 16. Car. I. muß aber die Ille⸗ 
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galität ſowohl diefes Schritts, wie des Schiffsgeldes, anerfannt werden; icon 
früher (a. 1628) der entjchiedene Bortritt des Unterhaufes als des eigentlich fiener- 
bewilligenden Körpers. 

3) Die dritte Epode bildet die engliſche Republil, common- 
wealth. In dem Bürgerkrieg hatte London, die woirthichaftlich und politiic 
entwideltere ſüdöſtliche Seite Englands, die Diehrheit der ſtädtiſchen Bevöllerung 
und ein Theil der regierenden Klaſſe auf Seiten des Parlaments geflauden, deiien 
Uebergewicht ſich auch durch die viel größeren Finanzquellen, die befler geregelte 
Berwaltung, und zuletzt durch die tüchtigere Bildinig der Heeresmacht bocumen- 
tirt. Sinclair beredjnet die Staatseinnahmen für die Zeit vom Nov, 1640 bis 
zum Nov. 1659 auf 83,331,198 Pfd. Sterl., darunter allein 32,172,331 Bir. 
Sterl. Orundftener. E8 waren das Summen, an welde feine frühere Staats- 
regierung mit ihren Subfidien und Funfzehnteln zu denken gewagt hatte. Ebenſo ik 
die Repräfentation nad) augen und nad) innen dur Oliver Cromwell fo glänzend, 
wie die durch ein Tegitimes Königthum. Die machtvolle, gefürchtete Bertretung 
der proteftantifchen Sache, die religiöfe Toleranz, die Entwidelmg der Seemacht 
und der inneren Landeskräfte — das und Anderes war die Verwirflichmg bes 
föniglihen Berufs zur Beihämung eines entarteten Königsgeichlechts, weldyes die 
englifche Politik im Auslande mit Schande und Verachtung bededt hat. 

Was aber jener Zeit nicht gelingen Tonnte, war die Herftellung einer parla- 
mentarifchen Regierung. Der Grund diefes Echeiterns lag in ber Entſtehung 
diefer Staatsgewalt aus dem Führer eines fiegreichen Heeres und einer fiegreichen 
Partei. Derfelbe Fanatismus, der diefe Siege erkämpft, hatte auch die alten re- 
gierenden Klaflen aus ihrer verfaffungemäßigen Stellung geworfen, die Lords aut 
dem Parlament, die Janded gentry zum großen Theil aus ihrem Beſitz, die alte 
Geiftlichleit aus ihren Pfründen, bie mächtige Körperichaft der Yuriften aus ben 
Staatsämtern. Die alte Gentry fah ſich zum Theil ſchwer verfolgt; durchweg 
wear ihr alter Einftuß in Grafichaft und Parlament gebrochen. Die anglilaniic 
gefinnte Geiftlichfeit jügte fi widenwillig einem aufgebrungenen presbuteriani- 
ſchen Weſen. An Stelle der in ihrer Nachbarſchaft geachteten und voltsbeliehten 
Männer fanden fich Überall neue Menſchen, Emporlömmlinge an der Spitze der 
Regimenter, der Gouvernements, der leitenden Aemter; überall „Wohlgefinnte“, 
d. h. Männer der berrichenden Bartei, die nit dem Rigorismus puritauifchen 
Weiens die große Mehrheit drüden und reizen. Eine jo geftellte Regierung konnte 
nur als Militärdiftetur, nicht aber unter felbftthätiger Mitwirkung einer Grai- 
ſchaftsverwaltung mit ihrer Jury und ihren Ortsämtern im Gange bleiben. Indem 
fie aber mit den wahren Meinungen und Sympathien der einzelen Kreile ım 
Widerſpruch fland, war e8 noch unmöglicher, mit einem daraus zuſammengewähl. 
ten Parlament in Frieden zu bleiben, Das Proteltorat führt daher zu einer Bei- 
feitfhiebung der Parlaments. und Graffchaftsverfaffung in gleichem Maße, mie 
das abfolutiftifhe Königthum. Trotz der gewaltigen Berfönlichleit Cromwells 
ift Diefer Zuftand von Anfang bis zum Ende nur als ein tranfitorifcher empfun- 
den mworben. 

In der That waren die ftändiichen Grundlagen bes engliichen Staats bereits 
unabänderliche gervorden. Die höheren perjönlichen Leiftungen im Staat waren 
mit dem größeren Beſitz, der Geſchwornendienſt und das Ortsgemeinbeamt mit 
dem mittleren Befitz fo feft verwachſen, daß ein englifches Staateweſen nar amt 
die herfömmliche Gemeinde und Kreisverfaffung bafirt, nur in dem herlömmlichen 
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aus Kreis. und Stabtverbänden zufammengefaßten, theild gewählten, theile durch 
Erbrecht und Amt gebildeten Parlament zufammengefaßt werben Tonnte. Jede 
andere Combination führte zu einem Widerfpruch von Macht und Rechtsvorftellun- 
gen. Als daher der Ziviefpalt zwifchen König und Parlament, zwiſchen Staats- 
firhe und Diffentertyum, der Zwieſpalt in den regierenden Klaſſen jelbft die al: 
ten Formen zerbrocdhen hatte, zeigte fich die Unmöglichkeit mit jeder anderen Grup⸗ 
pirung zu einer harmonifchen Selbſtbeſtimmung und Selbftthätigkeit im öffentlichen 
Leben zu lommen. Kirchfpiel, Grafſchaft und Parlament fanden fic als disjecta 
membra gegenitber von dem Augenblid an, in welchen Staatskirche und Biſchöfe 
befeitigt, die erblichen Pairs außer Thätigleit gefett, bie königlich gefinnte Gentry 
ihrer politiſchen Rechte und ihres Beſitzes beraubt, die fleinen wahlberechtigten 
Städte in Maſſe befeitigt, aller Cenfus von Grund auf neu geftaltet war. Beſitz, 
ſtaatliche Leiftung und politifches Recht waren feit Menfchenaltern in Lords, Gen- 
tm und Freifaffen — in Eorporationsblirgern — in Staategeiftlichleit und ftu- 
dirten Klaſſen fo feſt verwachſen, mit herfümmlichem Einfluß und eingewurzelten 
Lolleanfchauungen fo verwebt, daß alle Staatsideale ber Buritaner, alle Kraft 
and Einfiht Cromwells, alle fachliche Zweckmäßigkeit vieler Neuerungen we⸗ 
der ein nenes Oberhaus, noch ein neues Unterhaus, noch eine parlamentarifche 
Regierung zu Stande bringen fonnten: Die neue Staategewalt fand in Graf—⸗ 
iheft, in Miliz, in Friedensrichtern und Jury ein ftetige® inftinctives Widerfire- 
ben, und vermochte fich nur durch barfches Mifitär- und Polizeiregiment, fo fchroff 
wie es Earl I. je verfucht, aufrecht zu erhalten. Der ganze Berlauf der Zwiſchen⸗ 
tegierung ward daher von dem alten Landadel, der ftaatskirchlichen Geiftlichkeit, 
km Juriftenftand, ja in der vorherrfchenden Stimmung ber Nation ale eine 
chwere Berlegung wohlerworbener Rechte empfunden. Den Großthaten der fanati- 
Arten puritaniſchen Partei folgte ein unnerföhnlicher Haß der beſitzenden Klaſſen. 
Tie gewaltſame Verſchiebung aller herkömmlichen Berhältniffe Tieß ſelbſt bei 
denen, welche die Berechtigung der Revolution grundfäglich anerkannten, das Ge⸗ 
iühl eines in der Ausführung begangeren Unrechts zuritd, Ehen deshalb ift auch 
die Zeit der Republik ſpurlos voriibergegangen an bem inneren Staats- und 
Iommunalleben. Richt eine Einrichtung, nicht ein Gemeindeamt, nicht eine Ber- 
weltungsmarime biefer Art datirt aus jener Zeit. Selbft die Kirchenfteuer mußte 
dark Zwangsordonnanzen in Gang gehalten werden. An diefem Punkt iſt es 
nicht blos der Haß der regierenden Kaffe, fondern es iſt der Mangel eines jeden 
Erganifationsgedankens, der die 20 Jahre von 1640-1660 ans der Geſetzſamm⸗ 
insg ınd aus der Erinnerung verwilcht hat. 

4) Die Refiauration ift die Wiedereinfehung der regierenden 
Haile in ihre parlamentarifche Verfaſſung, jebod mit Beſeitigung der 
aus der Reformation hervorgegangenen Königsgewalten, die durch den Mißbrauch 
verhaßt ımd verdächtig geworden waren. — Berechtigt war diefer Hergang info- 
weit, als das englifche Volk den Kampf gegen das Königthum begonnen und durd;- 
glämpft hatte, um feine Barlanıentsverfaffung zu erhalten, nicht aber um dem fana- 
tiien, mürrifchen, puritanifchen Wefen und feiner ftehenden Armee dienftbar zu wer⸗ 
den. Verechtigt war die Reftauration fir die regierende Klaſſe, infofern das was fie 
ertrebte und wiedererhielt, ihr wirklich zukam. Unberechtigt war der nächfte Gebrauch, 
weihen Gentry und Staatskirche von ber wiedergervonnenen Gewalt in leiben- 
'heitfichem Parteigeift zur machen beginnen. Ahr Haß fcheint unverföhnlich, und 
reiht in dem 17jährigen Parlament von 1661 — 1678 eine Berfolgungsmafiregel 
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auf die andere: die Corporationsacte 13. Car. II. c. 12 zur Burificirung des 
ſtädtiſchen Beamtenthums und zur dauernden Verdrängung aller Difienters aus 
den flädtifchen Aemtern; die Uniformitätsacte 13. et 14. Car. II. e. 4, firenger 
als unter Carl I., zur Verdrängung ber Gegner aus den geiftlichen Aemtern un 
Vfründen; das Preß- und Eenfurgefeg 13. et 14. Car. II. c. 33 und 16. Car. Il 
c. 7; die Acte gegen die Conventifel 16. Car. II. c. 4; die tiefdurchdachte Teh 
acte 15. Car. II. c. 2, die principielle Durchführung des ftaatölicchlichen Charel- 
ters aller obrigfeitlichen Aemter. Dieſe Unverſöhnlichkeit einer in ihrem Rech 
und ihren Gefühlen beleidigten regierenden Klaffe, diefer fiefige Mißbrauch der 
Staatsgewalt zur Verfolgung und Kränfung derjenigen, welche anders über Kirche 
und Staat zu denken verdächtig find als die herrſchende Partei, war aud in Eng- 
land nicht neu. Sie hatte aber einft ihren Hanptfig gehabt im Oberhaus. Und 
grade hierin zeigte fich, wie jeher der Schwerpunft der Berfaflung bereits in bie 
communao gerüdt war, wie viel einfchneidender eine Gefebgebung und Staate- 
verwaltung in den Händen einer factiöfen Wahlverſammlung geworden war. Ned 
gab es eine Macht im Staat, die das alte Schutzrecht für den ſchwächeren Zhet, 
das alte Protectionsrecdht fiir den ungerecht Berfolgten üben konnte. Gin valfe 
beliebter König hatte wie in allen früheren Menſchenaltern noch ſehr wirtiame 
Stützen außer dem Parlament gegen feine commoners, ja er war durd Eid und 
gegebenes Wort zu diefer Schußspflicht verbunden. Aber unter Verläugnung dire 
Berufs hat Earl II. noch einmal mit einem Maß der Teichtiertigleit, Pflichtver 
geflenheit und Gewiſſenloſigkeit das von Gott gejehte Anit verwaltet, wie ee in 
der Geſchichte einzig dafteht. Er ließ Kactionen und Minifter ſteigen und fahen 
oder in Anklageſtand verjegen, und trieb zwiſchendurch einen Handel mit der Kt 
ligion und den Befibungen feines Landes, für den das Urtheil der Geſchichte nad 
feinen hinreichenden Ansdrud gefunden bat, Während Earl I. den Glauben a 
das Königthum politifh, hat Carl II. diefen Glauben maralifch vernichtet. Ent 
iprechend dieſem Regierungsfuftem ift die Zeit Carl's II. die eigentliche Bildungs 
zeit der Cabineteregierung. Als 1679 Sir Williom Temple die Wieberherfteilung 
des King in council verfucchte, erichien das Ganze ſchon als unverftändliche Neut 
rung. Die 400 Jahre alte Orundforin des parlamentariichen Regiments war dem 
König wie dem Parlament zu einer läftigen Fellel geworden. — Wie früher und 
jpäter find aber dennod in den Grundlagen des parlamentarischen Weſens die 
gejunden Keime enthalten, die in unverwüſtlicher Triebtraft aus dem Schmutz un? 
Berberbniß diefer Regierung die habeas-corpus-Acte und die politifche Umperant 
wortlichleit der Jury wie eine neue Magna Charta den politifchen Freiheiten 
des engliihen Volles hinzufügen, — „the era of good laws and bad govern 
ment”, wie fie Kor genannt bat. 

5) Die fünfte Epoche bildet der nochmalige Verſuch Jakob'e ILI. die 
geſchmälerte Königsgewalt durch Unmſturz der Landesverfaſſung in Kirche und Paris 
ment wieder zu gewinnen. In ſeinem finnlofen Unternehmen iſt fein Zuſammenhang 
mehr mit ben wirklichen Elementen der englifchen Verfaſſung zu finden. Tie 
jchnelle Bereinigung der beiden politifchen Parteien, welche fi) kaum noch duch 
eine Gradation des activen und paſſiven Widerftands untericheiden, macht dieſem 
Verſuch und der Regierung Ialob's ein Ende, und jchließt den Berfaffungsfamp‘ 
mit der Bill der Rechte, welche in 13 Punkten uno) einmal die Uebergrifie Mt 
Königthums zujammenfaßt und für illegal erflärt. „Und fie beauſpruchen, fordern 
und beftehen auf dei gejammten und einzelen vorgedadhten Rechten, ale auf ihren 
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mbezweifelten Rechten und Freiheiten." Mit diefer Verfiherung, bie in der fo 
tormulirten ®eftalt unter den jet mehr als hinreichenden Schuß der Parlamente 
md der Gerichte geftellt ift, fchließt nunmehr das Jahrhundert ber Berfaffungs- 
fämpfe zu Gunften des Parlaments und der regierenden Klaſſe, zum Nachtheil 
des Königthums, welches in der Declaration der Rechte nur noch negativ, als 
die Gefahr der Berfaffung erſcheint. Innerhalb dreier Menfchenalter war dies 
entartete Königthum in allem feinem Thun und allen feinen Unterlaffungen dem 
engliihen Volle unverftändfich geworden. 

In den Kämpfen biejes Jahrhunderts, in den unendlich mannigfaltigen Pha- 
ien des Etreits, find der Reihe nad) die inneren Gegenfäte bes fo zufammen- 
gelegten Staatsweſens der Nation in allen ihren Schichten vor die Augen getreten, 
um Berftand und Gemilth in feiner tiefften Innerlichkeit zu ergreifen. In diefem 
<lreit wurden die Hergänge des Mittelalters in Kirche und Staat noch einmal 
iebendig als ein unerjchöpfliches Material von Streitargumenten für beide Seiten. 
Tieielbe Behandlung erfuhren die Satungen der geoffenbarten Religion. Die 
it ıft für das geiftige Leben der Nation die eines riejenhaften Fortichritts zum 
Zetbftbewußtjein über ftaatliche und allgemein menſchliche Dinge. Das aber was 
die politifche Litteratur von der des Kontinents fcheidet, ift die unmittelbare prak⸗ 
tie Beziehung auf den Staat und feine Verwaltung. Das Verſtändniß von 
dm, worauf es ankommt, welches fchon deu Adel der Magna Charta djarafteri- 
rt, fehrt auf einer höheren Stufe in den Geiftern und Herzen der jeßigen Gene- 
tation wieder. In Cavalieren und Buritanern, in Hobbes wie in Lode, fpiegeln 
hd die praftifchen Erfahrungen im wirflidden Staat. Es ift die Schule des Ge— 
meindelebens und ihre Zufammenfaffung im Parlanıent, die auch den ertremften 
Parteien im Guten wie im Schlimmen das Verſtändniß und einen wirkſamen Ein- 
fuß auf den Staat giebt. Es ift die Gewöhnung des Gemeindelebens uud feine 
fittlich läuternde Kraft, die von unten herauf die Faäulniß im Staat wieder ab- 
Höpt, welche der Hof der Stuarts um fich verbreitet hatte. In mwunderbarem 
Gegeniag gegen bie fpäteren Revolutionen des Kontinents, in welchen aus ber 
Beaeifterung für die Idee der Freiheit die Gemwaltthat und die Unfreiheit hervor- 
geht, wird hier die Aera der fchlechteften Königsfamilie, des verdorbenften Hofes, 
des corrumpirteften Parlaments die Aera großer, die politifche und ſittliche Frei— 
heit des Volls begründenden Geſetze. Denn das Entfcheidende für die politifche 
stäiheit der Völler ift nicht die Macht der fogenannten „Ideen“ und ter Per- 
inlihleiten, fondern die Geftalt der Auftitutionen, welche Staat und Geſellſchaft 
wrbinden, d. 5. der Gemeinde- Inftitutionen, welche das Verſtändniß und den 
Einn für den Staat den an ſich gefchiedenen Klaffen der Geſellſchaft gewohnheite- 
mößig anerziehen. In dieſen Grundlagen wurzelt die Macht des Sittengejekes, 
weihes in diefen wie in den folgenden Menjchenaltern fich nicht durch, fondern 
ielmehr gegen die Parlamente behauptet hat. 
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Sechſte Beriode. 


Das ahtzchnte Jahrhundert. 


Bill. u. Mary 1689— 1694, George I. 1714— 1727. 
William III. 1694—1702. George II. 1727—1760. 
Anne 1702—1714., George III. 1760— 1820. 


A, Mit Reformation, Revolution, Reftauration und Bertre: 
bung Jakob's II. find die Grenzmarken der verfaffungsmäßigen Ge— 
walten in England in unzweideutigen Präcedenzen feftgeftellt. Ter 
Kampf zwifchen sovran power und Magna Charta, wie ihn Yord 
Coke genannt hatte, ift beendet. Die Thronbefteigung Wilhelm's IL. 
mit dem beftätigenden Grundfag der Declaration der Rechte bezeichnet 
einen formalen Abſchluß der englifhen Berfaffung, da 
Beginn der eigentlich „conſtitutionellen“ Periode. Sie wird eröffnet 
in einem Parlament, welches Thronfolge, Reichsverfaffung und Inter: 
thanenrechte declarivend fetftelft, und folche mit Stolz „die unabändr 
lichen Freiheiten und Geburtsrechte“ des englifchen Volks nennt. 

Das rechtliche und das fittliche Urtheil der Nachwelt hat fid mit 
jeltener Webereinftimmung für die „glorreiche Revolution“ ausgefproden. 
Es war feine Auflehnung gegen göttliche und menfchliche rdnung, 
wenn nach den Erfahrungen dreier Menfchenalter die Nation fid von 
einer Dynaftie losfagte, an welcher jede Aufgabe des Königthume und 
der Zeit umverftanden vorübergegangen war. Schon das frühere Wir 
telalter machte die Erfahrung, daß das Leben und die Gewohnheit 
des Hofes ganze Dpnaftengefchlechter unheilbar zu verderben vermag. 
Frühere Yahrhunderte hatten das Leben mehr als eines englifchen 8% 
nigs im einer Weife beendet, die weit mehr den Charakter des Ver— 
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brechens an fi trug als das, was diefem König widerfuhr. Wenn 
dennoch die englifche Nation mit ftandhafter Duldung drei Menſchen⸗ 
alter hindurch eine Mißregierung ertragen hat, wenn fie am Schluß 
die frivolfte Gewaltthätigkeit Jakob's II. mit der ſchonenden Fiction 
einer Thronentfagung verfchleiert: fo Liegt der Grund dieſer Mäßigung 
in der reiferen Erfahrung eines zum Mannesalter gediehenen Volks. 
Es war nicht jene Unerfahrenheit eines jeder Selbftthätigfeit im öffent- 
lichen Leben entwöhnten Volks, welche die franzöfiiche Revolution und 
ihre Nachfolger charafterifirt, fondern e8 war das Bewußtſein der tie 
fen Erſchütterung aller rechtlichen und fittlihen Grundlagen, welche 
em Sturz der Tegitimen Monarchie folgen, e8 war die Voransficht 
der darauffolgenden Ueberfluthung des Staats durch die Gefellfchaft, 
ihren Egoismus, ihr Barteimefen, um derentwillen die Nation fo 
Schweres geduldig trug. Zum erjten Dial mit dem Haren Bemuft- 
ein der Folgen eines Dynaſtiewechſels hat das englifche Volt den 
mannhaften Entſchluß gefaßt, diefe Folgen dennoch zu Übernehmen. 

Die daraus hervorgehenden Zuftände find vergleichbar den nächſten 
beiden Menjchenaltern nad) der Magna Charta. Die Unzufriedenheit 
war nie größer gewejen als jebt, wo Alles erreicht war. Es giebt 
niht zwei Meenfchenalter in der englifchen Stantsgefchichte fo öde und 
jo armfelig wie diefe, in denen Feine neue Inſtitution, fein ſtaatsrecht⸗ 
liher Gedanke, nichts was Geift oder Gemüth erheben könnte, mehr 
u feimen fcheint. Diefe Zeit ift noch mehr als „unintereffant”, und 
ed war eine feltfame, fait paradore Aufgabe, die fich der glänzendfte 
Geihichtfchreiber Englands grade mit diefer Epoche geftellt Hat, in 
tinem fünftlerifchen Bauwerk, von welchem eben nur das fchöne vesti- 
hule vollendet ift. 

In der That waren die Schwierigkeiten der neu eingefeßten Re— 
gierung faſt unliberwindlich. Auch die große Berfönlichkeit Wilhelms LIT. 
vermochte die Widerjprüche nicht zu Löfen, die in die verfaffungsmäßige 
Stellung des Königthums gefommen waren, welches den Whigs nur 
als ihre Schöpfung, den Tories nur wie eine Regentfchaft erfchien. 
Im König fehlten für feine großen europäifchen Geſichtspunkte die 
Sjmpathien beider Parteien, für feine innere Politit die Herzen des 
Llls. Ein übermüthiger factiöfer Adel, eine intriguirende Geiftlichkeit, 
tin geldſtolzes Bürgertfum, eine dauernd apathifche Stimmung der 
anteren Klaſſen, verwickelte Parteiprogramme ohne irgend welche große 
diele, launiſcher Wechfel der Herrfchenden Meinungen und Parteien find 
die äußeren Erfcheinungen, die auch unter Anna, Georg I. und II. noch 
fertbanern. Auch diefes erfte Menfchenalter des Haufes Braunfchweig- 
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Hannover enthält nur wenig Meomente, auf welde die Nation mit 
Stolz; und Genugthuung zurüdhliden könnte. Es waren unſägliche 
Schwierigfeiten jet von unten herauf aus dem inneren Leben der Na- 
tion zu überwinden, weldje ein gerechtes, weifes, pflichtbewußtes König- 
thum in England einft leichter überwunden hatte. 

Allein wie in dem Staatöwefen des Alterthums und des Mittel- 
alters die ftille Arbeit des Volkslebens gewöhnlich unbemerkt bleibt, und 


nur die Entfaltung diefes Lebens zu großen Staatsactionen vom Ge⸗ | 


Schichtfchreiber beachtet wird: fo überfieht man leicht, daR diefe öde Zeit 


die Periode innerer Selbftthätigfeit, einer ftillen Arbeit it, 


welche der inneren Gegenjäte fehrittweife Herr wird, und hinter welder 

fih dann in der neuen Schule der Staatsmänner feit Chatham, im 

Kampfe mit Amerifa und mit Frankreich, ein Staatsweſen in Riejen- 

größe aufrichtet, — die glänzendfte Epoche Englands, die Regierung: 

zeit Georg's III. 

*) Quellen und Litteratur dieſer Periode fallen in ihrer Maftenhaftigleit 
fo fehr einerjeits dem allgemeinen Staatsrecht, andererjeits der politijchen Ge 
Ichichtfchreibung im Ganzen wie im Einzelen anheim, daß für die bejonderen 
Zwede einer History of Selfgovernment eine leichte Auslefe der zugäng- 
fichften Hilfsmittel genügend erfcheinen wird. 

1) Die Geſetze diefer Zeit bilden ein faft unabjehber anſchwellendes Ma⸗ 
terial auch für die Geftaltung der Kreis- und Communalverwaltung, Die amt 
liche Geſetzſammlung der Statutes of the Realm endet zwar mit dem Tode 
Anna's. Die currenten Gejetfammfungen enthalten aber das Material weient‘ 
lid volftändig und correft, allerdings aber noch immer mit Weglaffung einzelet 
veralteter Barlamentsacten und ber private acts. 

2) Für die Parlamentsverhandlungen reiht die Parliamentarı 
History Bd. V.—XXXVI vom Sahre 1668 bis zum 12. Auguft 1803, womit 
die Sammelwerk iiberhaupt fchlieft, und als (Hansard’s) Parliamentary De 
bates in einer neuen Serie fortgefett wird. 

3) Eine eigentliche Bearbeitung der englifchen Rechtsgeſchichte für 
diefe Zeit fehlt. Sie ſchien der Jurisprudenz bei dem überaus großen Umſang 
der Geſetze und der Präjudizien entbehrlich, man z0g es vielmehr vor, umd ge 
wöhnte fi immer mehr daran, unter hergebrachten alphabetifchen Rubriken dat 
Erforderliche zu fuchen und zu finden. Um die Mitte der Periode entflaud in 
beffen die weltberiihmte Schrift Blackstone’s Commentaries on the Laws of 
England, in erfter Auflage 1765, und bis zum Schluß des Jahrhunderte in 
nod) elf Auflagen. Sie enthält in vol. I. (rights of persons) eine ziemlich ar- 
ſchauliche Darftellung des öffentlichen Rechts in ſchöner Diction. Ihr Haupt: 
verdienft ift die unparteiifche Firirung und gefällige Darftellung der Haupt 
momente, worin fie aud) von ihren neueren Bearbeitern (Stephen, Bowhyel. 
Warren, Kerr) nicht übertroffen ift. Kir das Communalweſen giebt fie ein 
überaus dürftiges, den Ausländer irrefeitendes Bild, unter Verweiſung au! 
Burn’s Justice für das Einzele. Auch find die hiftorifchen Cinleitungen em 
bilrftig und leicht compiltrtes Beiwerk. Für eine Gefammtüberficht der unend⸗ 
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ii reichen ſtaatsrechtlichen und ſtaatéwiſſenſchaftlichen Litteratur darf ich wohl 
auf R. v. Mohl die Yitteratur der Staatswiſſenſchaften Bb. II. 1856, ©. 3—236 
verweilen. 

4) Für das Communalwesen erfheint in diefer Zeit als Hauptfchrift: 
Burn’s Justice of the Peace in erfler Auflage 1755, zwei Heine Bände; dann 
wachſend auf vier Bände bis zur neunzehnten Auflage 1800, jetst in 29fter Auf- 
lage zu 7 jehr umfangreichen Bänden (1845—52), in alphabetiſcher Ordnung der 
Artilel. Die jonftigen Monographien diefer Gruppe miüffen der Darftellung 
des heutigen Rechts überlaffen bleiben. 

5) Aus der allgemeinen und politifchen Gefchichte find etwa hervorzuheben : 
Hallam, the Constitntional History of England, vol. IH. (bis zum Tode 
Georg’8 TT.). — Lord Mahon, History from the peace of Utrecht etc. 1836. 
— 54. 6 vols (toryiſtiſch). — W. Massey, History of England under 
George III. vol. I., IH. 1855. — Th. Erskine May, constitutional History 
since the accession of George III. vol. I. 1861. Der unendlich reiche Apparat 
Reht nod; vielfach den Familien- und Parteibeziehtngen der Gegenwart zu nahe. 
Diefe Gefchichte behandelt unmittelbar faft nur Parteiftelfungen im Parlament, 
m denen allein das innere Leben der Berfaflung nicht zur Anſchauung kommt. 
Das Urtheil iiber die Parteimänner dieſer Zeit gleicht den Geſchichten ber 
„deutjchen Höfe”, die al folche Fein gerechtes Urtheil über die Regierungen ergeben. 

6) Für die ftatiftifchen und Berwaltungszuftände des adhtzehnten 
Jahrhunderts enthält ein recht ſchätzbares Material John Adolphus, the poli- 
tieal state of the British Empire. London 1818 ff. 4 Vols. 8°. wozn in ben 
Shriften von Mc. Culloch und anderen volfswirthichaftlichen Arbeiten, befon- 
ders aber in den Schriften über die Gefchichte des Armenweſens ein reichhal- 
tigeg Material binzutritt, 


B. Da8 innere Leben des Staats in feiner Kreis- 
und Sommunalverfaffung berubt noch erfennbar auf den alten 
drei Grundpfeilern, Heer, Gericht und Kirche, Die alten Ynjtitutiones 
find mehr in das Einzele entfaltet: aber im Wejentlihen find die 
imeren Aufgaben biefelben geblieben, — die Aufgaben bes weltlichen 
und des firchlichen Staats, wie fie im Mittelalter gejondert ſich gegen- 
überftehen, jet in Eiunem zufammenfaffend. Die Communaleinrichtun- 
gen bilden jet ziwei große Gruppen: 

I, Die älteren, fhon im Mittelalter ausgebildeten 
Jaftitutionen ber Miliz, der Gerichtsverwaltung, der Strafjuftiz 
und Poligeiverwaltung und ber ftädtifchen corporations. Sie haben 
übertsiegend den Charakter von Kreis⸗ und Bezirksverfaffungen. Ihnen 
gehören die älteren fchon im Mittelalter entwicelten Aemter und Steuern 
am. Sie treten jeßt wieder in ben Vordergrund, nachdem der über- 
wiegende Einfluß des kirchlichen Verwaltungsſyſtems zurüctritt. Die 
Niliperfaſſung kann dabei nach ihrer Bedeutung und aus formellen 
Gründen der Darftellung an letzter Stelle ftehen. 

2. Die neueren Anftitutionen der Ortsgemeinde» 
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Hannover enthält nur wenip ” 
Stolz und Genugthuung 


Schwierigkeiten jet v pr 
tion zu liberwinden. ) Bedeutung gewinnende Erweiterungen. 
thum in England Pr Menfchenalter feiter getwachfenen Syjten 
Allein wi .- A neueren Inſtitutionen, der Kreisverband und 
alters die ft ET sond, das Amt und die Steuern, in einem fo durch⸗ 
nur die © —* Berbande, daß es zweckmäßig ſcheint, zunächſt eine 
schicht 4% irke, Aemter und Steuern zu geben und daran die 
die ° wi Kt des Gemeindelebens in der obigen Ordnung anzureihen. 
w⸗ — * BZezirke und Aemter des selfgovernment ergeben 
Far ‚ jegigen Zuſammenſchichtung aus dem Hiftorifchen Hergang 
nd Fin Grundeintheilung bilden die alten Grafſchaften, jegt 40 
‘ ahl, nachdem die Pfalzgrafſchaften von Cheſter und Durham 
und die Grafſchaft Monmouth von Wales zu England ge— 


der 
—** 
+ Dazu treten die zwölf Grafſchaften von Wales. Die Graf- 


“ 


— iſt nach wie vor der Grundbezirk für die Gerichtsverfaſſung, für 


* Polizeiverwaltung unter dem Lord-Lieutenant. 


Die Hundreds, die mittelalterlichen Unterkreife oder Sammt- 
emeinden für die Miliz. und Polizeiverwaltung, beftehen in ihren ur 


alten Begrenzungen fort, und werben benugt, um die darin anläßigen 
griebensrichter periodifch zu Meinen Seffionen zu vereinigen. 


Die Titbing, Zehntſchaft, ift der mittelalterliche Ortsgemeinde 


verband, erlennbar daran, daß dafür ein bejonderer Conſtable bejtelit 
wird. Noch immer dient die Zehntichaft als unterfter Bezirk für Po- 
lizei- und Milizverwaltung. Für die wichtigeren Sunctionen der Orts 
gemeinde ift dagegen das Kirchſpiel parish die eigentlich thätige Orts- 
gemeinde, ‚die nur zufällig mit den alten Zehntfchaften zufammenfällt. 

Zwiſchendurch Liegen in diefer Dreitheilung die liberties, d. h. 
Ausnahmsbezirke für die Gerichts- und Bolizeiverwaltung. Sie find 
im Allgemeinen coordinirt den Hundreds, mit einem beſonders beftell- 
ten bailiff für die Sheriffegefchäfte. Zu diefen liberties im weiteren 
Sinne gehören aber auch die ftädtijchen corporations, in denen fich 
die Gerichts: und Bolizeiverwaltung in der Weife der Kreisverwaltung 
organifirt findet. 

Die Kreis» und Gemeindeämter für dieſe Bezirke find nunmehr 
folgende: 

1. Das Amt des Sheriff, das taufend Jahre alte Statt- 
balteramt der Grafſchaft, bildet jeßt eine Unterſtelle der Reichsgerichte 





„ Bedeutung erft feit dem Zeitalter Ä 
A⸗l«cverfaſſung, die Ortsarmen- und 
*"gon in dieſem Jahrhundert beginnende, 


309 
IL en der reifenden Richter, für das Sheriffamt, für die Meiliv 
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‘, Erecutionen, Strafvollftredungen, Einziehung der alten 

x and Bußgelder, mit dem Borfig in dem nominelf noch 
‚eaffchaftsgericjt, mit einem Ehrenvortritt und mancdherlei 

‚ner alten Statthalterfchaft. Das Amt wird in diefer Weife 
„uch wechjelnd aus den größeren Grundbefigern ber Grafichaft befest. 

2. Das Amt des Lord-ligutenant, das neuere Statthalter- 
amt der Graffchaft, beſetzt aus den vornehmften Grundbefigern der 
Grafſchaft, thatſächlich auf Lebenszeit, mit der Befugniß zur Ernennung 
der Milizoffiziere und der Milizverwaltungscommiffarien, Deputy- 
heutenants, die größeren Theils mit dem Perfonal der Friedensrichter 
sufammenfalfen, ebenfo wie der Lord-lieutenant regelmäßig zum erften 
Sriedensrichter, Custos rotulorum, ernannt wird. 

3. Das Amt der Friedensrichter, Justices of the 
Peace, beruht auf den Polizei-Verwaltungs⸗Commiſſionen und bildet 
die eigentliche Seele der Kreis- und Polizeiverwaltung mit faſt unabjeh- 
baren Functionen al8 Vorunterſuchungsamt, als Bolizeirichteramt, als 
Oberinftanz der Ortsgemeinde, als Kreisverwaltungsbehörde und als 
Strafgeriht mit Jury in den Quartalfigungen. Am Schluß des 
Jahrhunderts betrug die Zahl der activen Grafjchafts - Friedensrichter 
in England 2357, in Wales 305. (Report from the Committee 
of Statutes 1796.) 

4. Das Amt der Coroners, hauptfſächlich eintretend bei un⸗ 
gewöhnlichen Zodesfüllen mit einer Jury aus der Nachbarſchaft, und 
noch in mittelalterlicher Weife in der Regel befeßt durch Wahl aller 
Freiſaſſen der Grafſchaft. 

5. Das Amt der Constables, die als High-Constables 
für die bundred, als Petty-Constables für die alten Ortfchaften ein. 
Poljzeifchutzenamt darftellen. 

6. Das Amt der Wegeauffeher Surveyors of High- 
ways, 

7. Da8 Amt der Churchwardens und Overseers of 
the Poor. 

8. Die ftädtifchen Bürgermeiſter, Friedensrichter, Rathsherren 
md Gemeinderäthe, Coroners und Constables nad) der Berfaffung 
der Corporations,. 

Schon im Laufe des 18. Jahrhunderts muß die Zahl der in 
dieſen Gemeindeämtern jährlich thätigen Perfonen 100,000 erreicht 
Haben. Dazu tritt weiter der Geſchworenendienſt in den Civil-Affifen, 
der Dienſt der großen und der Meinen Jury in den Griminal-Affifen 
and Ouartalfigungen der Grafichaften und Städte und der Coroners 
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Berwaltung, deren felbftändige Bedeutung erft feit dem Zeitalter 
der Tudors datirt: die Kirchfpielsverfaffung, die Ortsarmen- und 
Wegeverwaltung und einige ſchon in diefem Jahrhundert beginnende, 
erft im 19. Yahrhundert an Bedeutung gewinnende Erweiterungen. 

In diefem mit jedem Menſchenalter feiter gewachjenen Spftem 
ftehen die alten und die neueren Snftitutionen, der Kreisverband und 
der Ortögemeinbeverband, das Amt und die Steuern, in einem fo burdr 
einandergreifenden Berbande, daß es zwedmäßig ſcheint, zumächft eine 
Ueberficht der Bezirke, Aemter und Steuern zu geben und daran die 
acht Inſtitutionen des Gemeindelebens in der obigen Ordnung anzureihen. 

I. Die Bezirke und Aemter des selfgovernment ergeben 
fi in ihrer jegigen Zuſammenſchichtung aus dem Hiftorifchen Hergang. 

Die Grundeintheilung bilden die alten Grafſchaften, jest 40 
an det Zahl, nachdem die Pfalzgrafjchaften von Chefter und Durham 
einverleibt, und die Graffchaft Monmouth von Wales zu England ge 
zogen ift. Dazu treten die zwölf Grafichaften von Wales. Die Graf- 
Schaft ift mad) wie vor der Grundbezirk für die Gerichtöverfaffung, für 
die Affifen der reifenden Richter, für das Sheriffamt, für die Miliz 
und Polizeiverwaltung unter dem Lord-Lieutenant. 

Die Hundreds, die mittelalterlichen Unterfreife oder Sammt- 
gemeinden für die Miliz« und Polizeiverwaltung, beftehen in ihren ur- 
alten Begrenzungen fort, und werben benugt, um bie darin anfäßigen 
Sriedensrichter periodifch zu Meinen Seffionen zu vereinigen. 

Die Tithing, Zehntfchaft, ift der mittelalterliche Ortsgemeinde: 
verband, erkennbar daran, daß dafür ein befonderer Conſtable beftellt 
wird. Noch immer dient die Zehntſchaft als unterfter Bezirk fir Po- 
lizei⸗ und Milizverwaltung. Für die wichtigeren Functionen der Orte: 
gemeinde ift dagegen das Kirchipiel parish die eigentlich thätige Orts 
gemeinde, die nur zufällig mit den alten Zehntfchaften zufammenfällt. 

Zwiſchendurch Tiegen in diefer Dreitheilung die liberties, d.h. 
Ausnahmsbezirke für die Gerichts- und Polizeiverwaltung. Sie find 
im Allgemeinen coordinirt den Hundreds, mit einem beſonders beitell- 
ten bailiff für die Sheriffegefhäfte. Zu diefen liberties im weiteren 
Sinne gehören aber auch die ſtädtiſchen corporations, in denen ſich 
die Gerichte: und Polizeiverwaltung in der Weife der Kreisverwaltung 
organifirt findet. 

Die Kreis- und Gemeindeämter für diefe Bezirke find nunmehr 
folgende: 

1. Das Amt des Sheriff, das taufend Jahre alte Statt- 
balteramt der Graffchaft, bildet jet eine Unterftelle der Reichsgerichte 
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für Sadungen, Erecutionen, Strafvoliftredungen, Einziehung der alten 
Gerihtsfporteln und Bußgelder, mit dem Vorfik in dem nominell noch 
beitehenden Sraffchaftsgericht, mit einem Ehrenvortritt und mandherlei 
Keften einer alten Statthalterfchaft. Das Amt wird in diefer Weife 
jährlich wechjelnd aus den größeren Grundbefigern ber Graffchaft befekt. 

2. Das Amt des Lord-ligutenant, das neuere Statthalter- 
amt ber Grafſchaft, befeut aus den vornehmften Grunbbefigern der 
Grafihaft, thatfächlich auf Kebenszeit, mit der Befugniß zur Ernennung 
der Milizoffiziere und der Milizverwaltungscommiffarien, Deputy- 
heutenants, die größeren Theils mit dem Prrfonal der Friedengrichter 
zuſammenfallen, ebenfo wie ber Lord-lieutenant regelmäßig zum erften 
Sriedensrichter, Custos .rotulorum, ernannt wirb. 

3. Das Amt der Friedensridter, Justices of the 
Peace, beruht auf den Bolizeir-Verwaltungs-Commiffionen und bildet 
die eigentliche Seele der Kreis- und Bolizeiverwaltung mit faft unabjeh- 
baren Functionen als Borunterfuhungsamt, als Polizeirichteramt, als 
Oberinftanz der Ortsgemeinde, als Kreisperwaltungsbehörde und als 
Strafgeriht mit Jury in den Quartalfigungn. Am Schluß des 
Jahrhunderts betrug die Zahl der activen Graffchafts - Friedensrichter 
m England 2357, in Wales 305. (Report from the Committee 
of Statutes 1796.) 

4. Das Amt der Coroners, hauptfählich eintretend bei un⸗ 
gewöhnlichen Todesfällen mit einer Jury aus ber Nachbarfchaft, umd 
no in mittelalterlicher Weife in der Regel befegt durch Wahl aller 
sreifaffen der Graffchaft. 

5. Das Amt der Constables, die al8 High -Constables 
für die handred, als Petty-Constables für die alten Ortfchaften ein. 
Polizeifchufzenamt darftellen. 

6. Das Amt der Wegeauffeher Surveyors of High- 
ways, 

1. Das Amt der Churchwardens und Overseers of 
the Poor. 

8. Die ftädtifhen Bürgermeiſter, Friedensrichter, Nathsherren 
md Gemeinderäthe, Coroners und Constables nad der PVerfaffung 
der Corporations. 

Schon im Laufe des 18. Jahrhunderts muß die Zahl der in 
dieſen Semeindeämtern jährlich thätigen Perſonen 100,000 erreicht 
haben. Dazu tritt weiter der Gefchworenendienft in den Eivil-Affifen, 
der Tienft der großen und der Heinen Jury in den Criminal-Affifen 
und Onartalfigungen der Grafichaften und Städte und der Coroners 
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Jury. Dazu endlich die Etrafverfolgungs- und Zeugenpflicht des Ein- 
zelen mit ihrer breiteften Baſis in der alten Pflicht zur Landfturmfolge 
(hue and erye). Die Gefammtheit dieſer Verhaltniſſe ftellt das 
Communalweſen von der Seite der perſönlichen Thätigfeit dar, au die 
ſich num die materielle Eeite der Communalfteuern anfchließt. 

I. Das Communalftenerfyftem diefer Zeit bildet ein feft or- 
ganifirtes Ganze, welches ſich correfpondirend an die Kreis- und Orte 
gemeindebezirfe und Aemter anfchließt. 

1. Eine Grafſchaftsſteuer, County-Rate, erhält ihre con: 
folidirte Geftalt durch 12. George II. c. 29. Schon die Geſehe 
Heinrich's VIII. Hatten die Eeffionen der Friedensrichter ermächtigt, 
die für Erhaltung der Grafſchaftsbrücken und Graffchaftsgefängntiie 
erforderlichen Gelder durch eine Kreisauflage auszuſchreiben. Durch 
weitere Gejege war dies ausgedehnt auf die Koften der Corrections 
häufer, ZTransportfoften der Vagabunden und breierlei Beiträge zur 
Erhaltung von Gefangenen. Diefe fieben Steuern werden durd das 
gedachte Gefeg zu einer Kreisgerichts- und Kreißpolizeiftener zufammen- 
gezogen, daun noch auf analoge Zwecke ausgedehnt, und ſchon feit dem 
st. 13. et 14. Car. II. c. 12 nad) dem Fuß der Armenfteuer aufge: 
bradt. Sie erreichen am Schluß des Jahrhunderts einen Betrag von 
200,000 2. . 

2. Die Borough Rate, eine jtädtifche Gerichts- und Polizei 
fteuer, wird nad) denfelben Grundfägen für diefe und analoge Zivede in 
den ftädtifchen Quartaffigungen ansgefchrieben, nad Herfommen aber 
auch vielfach, für andere Bedürfniſſe der ftädtifchen Corporationen. 

3. Die Church Rate, Kirchenſteuer, wird nad) alter Gewohn- 
heit von den Gemeindeverfammlungen (Vestries) für die Erhaltung 
der Kirchengebäude und die Bedürfniſſe des Gottesdienſtes bewilligt. 

4. Die Poor Rate, Armenfteuer, wird nad dem Geſetz Eli 
ſabeth's periodifch nach Bedarf von den Kirchenvorftehern und Armen 
auffehern ausgefchrieben; fie hat in den Jahren 1748— 1750 einen 
Durchſchnittsbetrag von 730,000 L., in den Jahren 1783—1785 einen 
Durchſchnittsbetrag von 2,000,000 L. erreicht. 

5. Die Wegebauftener Highway Rate tritt ergänzend 
neben die Hand» und Epanndienfte, auf denen grundfäglich die Wege 
baupflicht noch beruht, jedoch jet ſchon in erheblichem Betrage. 

Außerdem werden Geldbeiträge zu den Milizkoſten in den Mili; 
gefegen diefer Zeit, ungefähr nad den Grundfägen der Kreispolizei: 
fteuer erhoben. Die wachſenden Bedürfniffe des Ortögemeindelebens 
werden durch die Armenftener oder befondere Zufagfteuern nad dem- 
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jelben Prinzip erhoben. Durch die Gerichtspraris ift die Natur diejer 
Gemeindeſteuern ale NRealfteuern, welche von dem fichtbaren, nugbaren 
Realbefig in der Gemeinde, visible profitable property in the Pa- 
rish, nad) dem Mieths- oder PBachtvertrag beffelben zu erheben, immer 
fefter und gleichmäßiger feftgeftellt. Nach einer fpäteren Zufammen- 
itellung eine8 Report von 1243 waren in dem Geſchäft der Ein- 
ihägung damals nicht weniger als 180,000 Gemeindebeamte von Jahr 
‚u Jahr thätig, — unzweifelhaft ein wichtiges Clement, um das Be⸗ 
wußtjein der Zujfammengehörigkeit im Nachbarverband febendig zu er: 
halten, zugleich auch um die Leiſtungen des Kealbefites für das Ge- 
meinweien von fahr zu Jahr vor Augen zu führen. Dazu tritt nod) 
eine fortdauernde Xhätigkeit der Kreisverbände bei Einjchätung der 
Staatsgrundſteuern und assessed taxes. — Der Gefammtbetrag der 
Communalbeſteuerung ift zwar nicht mehr feitzuftellen, ſcheint aber wie 
heute ungefähr ein Fünftel des Etaatsbudgets mit Schwankungen dar« 
über und darunter betragen zu haben, am Schluß des Jahrhunderts 
3 bis 4 Millionen Pf. Sterl. 

Aus der Combination diefer Gemeindeämter und Steuern ergiebt 
id fodann das wirkliche Leben der Kreis: und Communalverbände des 
13. Jahrhunderts in der fchon angegebenen Reihe wie folgt: 

IH. Die Geridhtöverwaltung der Grafihaft hat noch immer 
einen nominellen Mittelpunkt in dem County - Court des Sheriff. 
In der Wirklichkeit wird faft die ganze Eiviljuftiz von den Reichsge⸗ 
richten und Givilaffifen verwaltet, fo daß ſich der active Antheil der 
Grafſchaft auf die Beſetzung des Sheriffamts und Geftellung der Ge⸗ 
ihworenen zu den Givilaffifen befchränft. Der Sheriff hatte zwar 
noch die Befugniß, Perſonalklagen bis zu 40 sh. zu verhandeln, und 
mit den zum County-Court erfchienenen Freiſaſſen als Gerichts⸗ 
männern zu enticheiden. Wegen mangelhafter Bejegung und mangel- 
haften Verfahrens wurde aber davon wenig Gebrauch gemadıt. In 
der Hauptfache war das „Livifgericht” des Sheriff herabgefett zu einer 
Unterftelle der Reichdgerichte für Ladungen, Executionen und Geftellung 
der Jury. Für diefe laufenden Amtsgefchäfte beftellt er auf die Dauer 
jeines Amtsjahrs einen ftellvertretenden Undersheriff, deſſen Anwalte- 
tube das Gentralburean bildet, von welchem aus bie Einzelgefchäfte 
durch die bailifis of hundreds vollzogen werden, an deren Stelfe aber 
wiederum contractlich angenommene Gerichtsdiener (bound-bailiffs) 
die meiften Einzelgefchäfte beforgen. Ebenſo gebührt dem Sheriff die 
verantwortliche Anftellung der Beamten des Grafſchaftsgefängniſſes. 
Das Sheriffamt bedeutet alfo hauptſächlich ein Anſtellungsrecht für die 
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fofafen Unterbeamten der Civilgerichtsverfaſſung. Durd die eigen- 
thümliche Stellung und Ernennung des Sheriff wird dies Anftellunge- 
wefen umd die Auswahl der Gefchworenen unabhängig von der herr- 
(chenden Partei im Parlament. 

Bei Weitem fräftiger und bedeutungsvoller ift der Antheil der 
Graffchaft durch die Geftellung der Jury zu den Eivilaffifen der rei⸗ 
enden Richter. Die Urliften der Gefchworenen werden jegt durd; die 
Drtsgemeindebeamten angefertigt 7. Will. III. c. 32; 5. Geo. II e. 25. 
Die Weitläuftigkeiten des alten Verfahrens bei Geftellung der Dienft- 
liſte find durch die Praxis und durd) st. 3. Georg II. c. 25 etwas 
vereinfacht. Die Reftauration hatte verfucht, durch 16. et 17. Car. II. 
ec. 3 den Genfus der Civilgeſchworenen von 40 sh. anf 20 2. zu er 
höhen, war jett nach drei Jahren davon zurüdgelommen. Durch 
st. 4. et 5. Will. et Mar. wird jegt der Cenſus dauernd auf 108. 
(68 Thlr.) Grundrente aus freehold oder copyhold feftgeftelit; durch 
3. George II. c. 25 werden gleichgeftellt 20 8. Grundertrag aus 
Pachtung auf 500 Fahre oder auf Lebenszeit. In diefer Abgrenzung wird 
nun der Civifgefchmorenendienft, in der Regel zweimal jährlich, durch 
eine vom Sheriff ausgewählte Lifte gefeiftet. 

In einer Anzahl von Städten waren für das Bebürfniß einer 
Lofaljuftiz wieder neuere Civilgerichte entftanden, nad) einem Mu- 
fter in London unter Heinrih VIII. Zu großen Mängeln des Ber- 
fahrens trat aber gewöhnlich eine fchlechte Beſetzung diefer Gerichte; 
die meiften erwarben ſich fein Vertrauen und kamen oft wieder außer 
Gebraud. In ähnlicher Weife verhielt es fi mit den nominellen 
Reſten von Patrimonialgerichten. 

IV. Die Polizeiverwaltung der Grafſchaft im weiteften Einne 
beruht nunmehr auf einer Vereinigung zahlfofer Gefchäfte in dem Per: 
fonal der. Friedensrichter, welche die Verbindung des größeren Beſitzes 
mit den perfönlichen Amtspflichten, einer durchweg auf Gefegen beru- 
enden Kreisverwaltung darftellen, in welcher Zuftiz und Adminiſtration 
grundjäglic verbunden find. In kurzen Grumdzügen ift ihre Stellung 
folgende: 

1. Die einzelen Friedensrichter bilden da8 Borunterfuhungs: 
amt für alle Arten von Verbrechen und Vergehen, mit Ausnahme der 
ungewöhnlichen Todesfälle, welche dem Coroners Inquest zufallen. 
Sie erlaffen auf ergehende Anzeige ben Befehl zur Haft oder zur ein 
fahen Yadung an die Constables. Sie verhören den verfolgenden 
Theil, die Zeugen und den Angeſchuldigten und nehmen darüber mit 
ihrem Gerichtsſchreiber kurze Protofolle auf. In leichteren Fällen er⸗ 
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mächtigt fie das Geſetz auf diefe Verhandlung das Strafurtheil zu 
ſprechen (summary conviction); in fchwereren Fällen überweifen fie 
die Sache an die nächſten Aſſiſen oder Quartalfigungen (coınmitınent) 
zum ordentlichen Strafverfahren mit großer und Heiner Jury. 

2. Die einzelen Friedensrichter (je einer oder zwei) bilden das 
Polizeirihteramt für die eben bezeichnete unabjehbare Reihe ſum⸗ 
marifcher Straffachen, welche die Zahl der Straffälle vor Richter und 
Jury um mehr als das Zehnfache überfteigen. ‘Das Verfahren dabei ift 
im Weſentlichen das der Vorunterſuchung. Die Straffälle diefer Gruppe 
find zunächſt die kleineren Polizeicontraventionen, welche in den Ge⸗ 
richtöverfaffungen des Eontinent® dem Einzelrichteramt zuzufallen pflegen. 
Dazu tritt noch ihr Amt als Steuer⸗Unterſuchungs⸗ und Strafrichter, 
welches durch die weite Ausdehnung der inländifchen Verbrauchsſteuer 
(excise), burd die Zolle, Poſt- und Steinpelgefepe des 18. Jahrhun⸗ 
dert® einen weiten Umfang gewinnt. Sodann ein umfafjendes ‘Decernat 
in der gefammten Bettel-, Landſtreicher⸗, Gewerbes, Sitten-, Bier- und 
Sajthaus-, Wehe-, Jagd⸗ und Fifcherei= Polizei, welche in der Weife 
einer jurisdiction verwaltet wird. Nach Vorgang der früheren Jahr⸗ 
hunderte hat ſich die Gejeßgebung der fchweren Mühe unterzogen, an 
dieſen Angelpunkten des bürgerlichen Lebensverkehrs zuerft ſich felbft 
klar zu machen, was der Geſetzgeber zu gebieten und zu verbieten hat, 
und für jeden fo formulirten Fall eine jummarifche Strafe zu fegen, 
auf welche nach Anhörung der Betheiligten erkannt wird. Daran reiht 
ih ein Syſtem der Arbeitspolizei, wie es zur Regelung der Löhne, 
der Gefinde-, Lehrlinge- und Tagelohnverhältniſſe auf Grund der Gefeg- 
gebung Eliſabeth's abgefchloffen ift, fowie noch einige Fälle einer poli- 
zeilichen Civiljurisdiction, weiche durch den Mangel örtlicher Givilgerichte 
nothwendig wurden. Alles dies mit Appellation an die Sefjionen der 
Stiedensrichter, in letter Inſtanz oft an die Reichsgerichte. 

3. Die Quartalfigungen der Friedensrichter bilden ein colle- 
gialifhes Strafgericht, in welchem ein rechtsfundiger Friedens- 
tihter den Borfis führt, und mit einer großen und Heinen Jury in 
analoger Weiſe verhandelt, wie der vorfigende Reichsrichter in den or- 
dentlihen Affifen; meiftens bejchränten fich indeſſen die Sessions 
auf mittlere Fälle, vergleichbar ber Competenz der franzöfifchen Cor⸗ 
tectionalgerichte. 

4. Die Friedensrichter bilden ſodann die Oberinftanz für die 
Trtsgemeindevermwaltung in einer durch die Geſetze ſpeciell beftimm- 
in und abgeftuften Weife: 

(1) Die einzelen Friedensrichter treten ein, wo es fich 
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darum handelt den Ortsgemeindebeamten zu feiner Amtspflicht anzu- 
haften, und wo ein collidirendes Privatintereffe die fofortige Mitwirkung 
eines höheren Beamten rathfam macht, wie bei ber arbeitjamen Be— 
ſchäftigung der Ortsarmen, Beftätigung ausgefchriebener Steuerbeträge, 
Erlaß von Orders zum Nüctransport von Armen, Heranziehung von 
Verwandten zur Armenunterftägung u. dgl. In der Mehrzahl dieier 
Fälfe find e8 zwei Friedensrichter, welche dabei zuſammenwirken in dm 
Formen einer fummarifchen Gerichtsverhandlung unter Oberinftan; der 
Quartalfigungen. 

(2) Für wichtigere Gefchäfte diefer Art haben ſich fodann die 
Special sessions als eine Art von Mittelinftanz gebildet, dern 
periodifche Geftaltung erft dem 18. Yahrhundert angehört. Schon die 
älteren Gejege hatten ein Zufammentreten von drei, vier oder ſecht 
Briedensrichtern für gewiſſe wichtige Angelegenheiten vorgefchrieben. 
Zur Ernennung der Armenauffeher ſollten alle Friedensrichter der 
Hundredſchaft berufen werden ꝛc. Es war damit die Beranlajfung 
gegeben zu einer periodiſchen Berfammlung aller in der Hundredſchaft 
anfäffigen Sriedensrichter, die fi nun zwedmäßig aud zur Vornahme 
anderer Gerichts⸗ und Verwaltungsgefchäfte benugen ließ. Man einigte | 
ſich gewöhnlich über don Hauptort des Bezirks als Berfammlungsort, 
wählte einen Vorfigenden, einen Clerk to justices, und beftimmte cine 
Gefchäftsordnung. Die Gefeggebung verwies num aber immer mehr 
Gefchäfte, namentlich die Ernennung und Beftätigung der Ortsgemeinde: 
beamten, die. Wegebauftreitigkeiten, die Ertheilung der Schankconceifio: 
nen vor ſolche Specialfigungen, fo daß diefe Unterbezirke eine wichtige 
Mittelftufe der Verwaltung werden. 

(3) Die Quartalfigungen, welde in geſetzlich beſtimmten 
Zeiten mindeftens viermal alljährlich alle Friedensrichter vereinigen, 
find zunächft die Appellationsinftanz für die Strafurtheile der einzelen 
Friedensrichter und Meinen Sigungen; die Beſchwerdeinſtanz für die 
Orders der Specialfigungen und einzefen Friedensrichter. Zugleich aber 
bifden fie aud) eine Kreisverwaltungsbehörde für folche Gefchäfte, deren 
unmittelbare Leitung dem collegialifchen Kreistage zufallen mußte, näm- 
lich Ausſchreibung der County Rate, Anftellung des Rendanten der 
Kreislaffe, Euratorium für das Graffchaftsgefängnig und Corrections 
haus, fowie fonftige Gerichtslokale 9. George III. c. 20, Erlaß von 
Polizeiregufativen fir Vebensmittelpreife, Arbeitslöhne zc. nach dem 
mittelalterlichen Syftem, von Regulativen fr Abdedereien, Inſtruk 
tionen für die Verwaltung der Gefängniffe, Gebührentaxen der Con- 
stables und anderer Grafſchaftsbeamten, Ertheilung der Conceſſionen 
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für Getreidefäufer 5. Eliz. c. 12, für Pulvermühlen, 12. George III. 
c. 61, für Abdedereien 26. George Ill. c. 71, Einregiftrirung der 
dilfenterifchen Kapellen I. Will. et M. e. 18; Anftellung von Con: 
troll- und Aichungsbeamten der Maß: und Gewidhtsverwaltung — eine 
Geſammtmaſſe von Gefchäften, welche in der Prari® das County- 
Business genannt zu werden pflegte. 

Dur das Friedensrichteramt ift der politische Einfluß aller dieſer 
Gewalten verbunden mit dem Grundbeſitz. Der mittelalterliche Cenſus 
von 40 v. Grundrente wurde durch 5. George II. c. 18; 18. Geo. I. 
e.20 erhöht auf eine Grundrente von 100 v. aus freehold oder co- 
pyhold, erblich oder auf Yebenszeit oder auf mindeftens 21 Sahre 
Pacht; ohne Cenſus qualificirt find Lords, ihre älteften Söhne und 
Erben, fowie die älteften Söhne und Erben einer Perfon von 600 X. 
Örundrente. In dieſer Zeit, in welcher die zahllofen richterlichen und 
Yandrathögefchäfte des Friedensrichteramts ſchon cine gewiſſe Vorbildung 
voransfegen, bildete ſich dann auch die Sitte der angejeheneren Familien, 
bejonders der Erftgeborenen, unter Verzicht auf den Iucrativen Betrieb 
des Aderbaus und ſtädtiſcher Geſchäfte, auf gelehrten Schulen und Uni— 
verjitäten diejenige VBorbildung zu gewinnen, welche durch die Praxis des 
Friedensrichteramts auch weiter in das Parlament führt. Die jo qua- 
lificirten Friedensrichter bedurften feiner Aſſiſtenz mehr von befonderen 
tchteverftändigen Gollegen (Quorum), und im Zufammenhang damit 
ward es immer mehr die Regel, alle ernannten Friedensrichter in der 
Quorum-Gfaufel zu wiederholen, d. h. alfe mit der höheren juriftifchen 
Uualification zu ernennen, und dadurch die Ernennung von ftudirten 
Juriften in den Friedens-Commiffionen überflüffig zu machen. 

Unmittelbar diefem höheren Perfonal der Kreisverwaltung unter- 
ordnet find nun die Aemter ber Kreis- und Ortsjhulzen, 
constables. Als Kreisfchulze ift der high constable hauptjädjlich be- 
ftimmt zur Ausführung folder friedensrichterlicher Befehle, die an 
mehre Unterconftabler gerichtet find; auch erjcheint er bei den Seffionen 
der Friedensrichter, um in alter Weife feine presentments zu madıen 
und Bericht zu erftatten. Die Ortsfchulzen, petty constables, behal- 
ten zwar ihre älteren Sunctionen als felbitändige Friedensbewahrer mit 
eigenem Berhaftungsrecht; fie werden aber durch den wachjenden Um⸗ 
fang der friedensrichterlichen Verwaltung immer mehr Vollziehungs⸗ 
beamte für die Decrete, Orders und Urtheile der einzelen Friedens⸗ 
sihter und Seffionen, in denen fie regelmäßig erfcheinen um ihre 
presentments und Berichte zu erjtatten. Nach Berfall de8 court 
leet werden fie immer regelmäßiger von den friedensrichterlichen Sef- 
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Hannover enthält nur wenig Momente, anf welche die Nation mit 

Stolz und Genugthuung zurückblicken könnte. Es waren unfäglide 

Schwierigkeiten jegt von unten herauf aus dem inneren Leben der Na— 

tion zu überwinden, weldje ein gerechtes, weiſes, pflichtbewußtes König 

thum in England einft leichter überwunden hatte. 

Allein wie in dem Staatswefen des Alterthums und des Mittel: 
alters die ftille Arbeit des Volkslebens gewöhnlich unbemerkt bleibt, und 
nur die Entfaltung diefes Lebens zu großen Stantsactionen vom Ge— 
ſchichtſchreiber beachtet wird: fo überſieht man leicht, daß biefe öde Zeit 
die Periode innerer Selbftthätigkeit, einer ftillen Arbeit ift, 
welche der inneren Gegenjäge fehrittweife Herr wird, und hinter welcher 
fih dann in der neuen Schule der Staatsmänner feit Chatham, im 
Kampfe mit Amerifa und mit Frankreich, ein Staatsweſen in Riejen- 
größe aufrichtet, — die glänzendfte Epoche Englands, die Regierungs- 
zeit Georg's III. 

*) Quellen und Litteratur dieſer Periode fallen in ihrer Maffenhaftigleit 
fo ſehr einerfeits dem allgemeinen Staatsredht, andererjeits der politiſchen Ee 
ſchichtſchreibung im Ganzen wie im Einzelen anheim, daß für die bejonderen 
Zwede einer History of Selfgovernment eine leichte Ausleſe der zugäng 
ficgften Hüffsmittel genügend eriheinen wird. 

1) Die Gefege diefer Zeit bilden ein fat unabſehbar anſchwellendes Da- 
terial auch für die Geflaltung der Kreis- und Communalverwaltung. Die amt- 
liche Geſetzſammlung der Statutes of the Realm endet zwar mit dem Tode 
Anna's. Die currenten Geſetzſammlungen enthalten aber das Material weient 
fid) volfländig und correft, allerdings aber nod) inmer mit Weglaffung einzeler 
veralteter PBarlamentsacten und ber private acts. 

2) Für die Parlamentsverhandlungen reicht die Parliamentary 
History Bd. V. XXXVI. vom Jahre 1668 bie zum 12. Auguſt 1803, womit 
dies Sammelwerk iiberhaupt ſchließt, und als (Hansard’s) Parliamentary De- 
bates in einer neuen Serie fortgefegt wird. 

3) Eine eigentliche Bearbeitung der englifhen Rechtsgeſchichte für 
dieſe Zeit fehlt. Sie ſchien der Furisprudenz bei dem ilberaus großen Untfang 
der Gefege und der Präjudigien entbehrlich; man zog es vielmehr vor, umd ge: 
wöhnte ſich immer mehr daran, unter hergebrachten alphabetiſchen Rubrifen dor 
Grforderfiche zu ſuchen und zu finden, Um die Mitte der Periode entflaxd in- 
deffen die weltberühmte Schrift Blackstone’s Commentaries on the Laws of 
England, in erfier Auflage 1765, und bis zum Schluß des Jahrhunderte in 
noch elf Auflagen. Sie enthält in vol. I. (rights of persons) eine ziemlich an- 
ſchauliche Darftellung des öffentlichen Rechts in jhöner Diction. Ihr Haupt 
verdienft ift die umparteiiiche Firirung und gefällige Darftelung der Hanpt- 
momente, worin fie auch von ihren neueren Bearbeiten (Stephen, Bowyer, 
Barren, Kerr) nicht übertroffen if. Fir das Communalweſen giebt fie ein 
überaus dürftiges, den Ausländer irreleitendes Bild, unter Berweifung auf 
Burn’s Justice für das Ginzele. Auch find die hiſtoriſchen Cinleitungen ein 
dürftig und leicht compiltrtes Beiwerk. Für eine Gefammtüberficht der unend- 
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lich reihen flaatsrechtlichen nnd Raatewifjenfchaftlicgen Fitteratur darf ich wohl 
auf R. v. Mohl die Litteratur der Staatswifienfchaften Bd. II. 1856, S. 3—236 
verweijen, 

4) Für das Communalwefen erjheint in diefer Zeit als Hauptfchrift: 
Burn’s Justice of the Peace in erfter Auflage 1755, zwei Meine Blinde; dann 
wachſend auf vier Bände bis zur neunzehnten Auflage 1800, jest in 29fter Auf- 
lage zu 7 jehr umfangreichen Bänden (1845—52), in alphabetiſcher Ordnung der 
Artifel. Die fonftigen Monographien diefer Gruppe müffen der Darftellung 
des heutigen Rechts überlaffen bleiken. 

5) Aus der allgemeinen und politifchen Gefchichte find etiva hervorzuheben : 
Hallam, the Constitutional History of England, vol. III. (bis zum Tode 
Georg’8 TI.). — Lord Mahon, History from the peace of Utrecht etc. 1836. 
— 54. 6 vols (tomyifiiih). — W. Massey, History of England under 
George Ill. vol I. 11. 1855ff. — Th. Erskine May, constitutional History 
since the accession of George III. vol. I. 1861. Der unendlich reiche Apparat 
Neht noch vieliacd den Familien- und Parteibeziehungen der Gegenwart zu nahe. 
Diele Geſchichte behandelt unmittelbar faft nur Parteiftellungen im Parlament, 
m denen allein das innere Leben der Verfaſſung nicht zur Anſchauung kommt. 
Das Urtheil über die Parteimänner diefer Zeit gleicht den Geſchichten der 
„deutichen Höfe”, Die als jolche Fein geredytes Urtheil iiber die Regierungen ergeben. 

6) Für die ftatiftifchen und Berwaltungszuftände des achtzehnten 
Jahrhunderts enthält ein recht ſchätzbares Material John Adolphus, the poli- 
tical state of the British Empire, London 1818 ff. 4 Vols. 8°. wozu in ben 
Schriften von Mc. Culloch und anderen vollswirthichaftlichen Arbeiten, befon- 
ders aber in den Schriften Über die Geſchichte des Armenweſens ein reichhal- 
tiges Material hinzutriit. 

B. Das innere Leben des Staats in feiner Kreis- 
und Communalverfaffung beruht noch erfennbar auf den alten 
drei Grundpfeilern, Heer, Gericht und Kirche, Die alten Inſtitutionen 
And mehr in das Einzele entfaltet: aber im Wefentlichen find die 
inneren Aufgaben diejelben geblieben, — die Aufgaben des weltlichen 
und des kirchlichen Staats, wie fie im Mittelalter gejondert fid) gegen- 
überftehen, jet in Einem zufammenfaffend. Die Communaleinrichtun- 
gen bilden jet zwei große Gruppen: 

I. Die älteren, fhon im Mittelalter ausgebildeten 
Inftitutionen der Miliz, der Gerichtöverwaltung, der Strafjuftiz 
und Polizeiverwaltung und ber ftädtifchen corporations. Sie haben 
überwiegend den Charakter von Kreis⸗ und Bezirksverfaffungen. Ahnen 
gehören die älteren ſchon im Deittelalter entwickelten Aemter und Steuern 
an. Sie treten jet wieder in den Vordergrund, nachdem der über⸗ 
wiegende Einfluß des kirchlichen Berwaltungsfgftems zurüdtritt. ‘Die 
Riliwerfaffung kann dabei nach ihrer Bedeutung und aus formellen 
Gründen der Darftellung an letter Stelle ftehen. 

2. Die neueren Ynftitutionen der Ortsgemeinde- 
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Verwaltung, deren felbftändige Bedeutung erft feit dem Zeitalter 
der Tudors datirt: die Kirchfpielsverfaffung, die Ortsarmen- und 
Wegeverwaltung und einige fon in dieſem Jahrhundert beginnende, 
erft im 19. Jahrhundert an Bedeutung gewinnende Erweiterungen. 

In diefem mit jedem Menſchenalter feiter gewachſenen Syſtem 
ftehen die alten und die neueren Inſtitutionen, der Kreisverband und 
der Ortögemeinbdeverband, das Amt und die Steuern, in einem fo durd- 
einandergreifenden Verbande, daß es zwedmäßig ſcheint, zunächſt eine 
Ueberſicht der Bezirke, Aemter und Steuern zu geben und daran die 
acht Inſtitutionen des Gemeindelebens in der obigen Ordnung anzureihen 

I. Die Bezirke und Aemter des selfgovernment ergehen 
fih in ihrer jegigen Zuſammenſchichtung aus dem hiftorifchen Hergang. 

Die Grumdeintheilung bilden die alten Grafſchaften, jegt 40 
an bet Zahl, nachdem die Pfalzgrafichaften von Chefter und Durham 
einverfeibt, und die Grafihaft Monmouth von Wales zu England ge- 
zogen ift. Dazu treten die zwölf Graffchaften von Wales. Die Graf 
Schaft ift mach wie vor der Grundbezirk für die Gerichtöverfaffung, für 
die Affifen der reifenden Richter, für das Sheriffamt, für die Miliz- 
und Polizeiverwaltung unter dem Lord-Lieutenant. 

Die Hundreds, die mittelalterlihen Unterkreife oder Sammt- 
gemeinden für die Miliz« und Polizeiverwaltung, beftehen in ihren ur- 
alten Begrenzungen fort, und werden benugt, um die darin anfäßigen 
Friedensrichter periodifch zu Heinen Seffionen zu vereinigen. 

Die Tithing, Zehntſchaft, ift der mittelalterliche Ortsgemeinde- 
verband, erkennbar daran, daß dafür ein befonderer Conſtable beftelit 
wird. Noch immer dient die Zehntſchaft als unterfter Bezirk für Bo- 
lizei⸗ und Milizverwaltung. Für die wichtigeren Functionen der Orts 
gemeinde ift dagegen das Kirchſpiel parish die eigentlich thätige Orte 
gemeinde, ‚die nur zufällig mit den alten Zehntſchaften zufammenfält. 

Zwifchendurd liegen in diefer Dreitheilung die liberties, d.h. 
Ausnahmöbezirke für die Gerichts- und Polizeiverwaltung. Sie find 
im Allgemeinen coordinirt den Hundreds, mit einem beſonders beftell- 
ten bailiff für die Sheriffsgefhäfte. Zu diefen liberties im weiteren 
Sinne gehören aber auch die ſtädtiſchen corporations, in denen fich 
die Gerichts: und Polizeiverwaltung in der Weife der Kreisverwaltung 
organifirt findet. 

Die Kreis» und Gemeindeämter für diefe Bezirke find nunmehr 
folgende: 

1. Das Amt des Sheriff, das taufend Jahre alte Statt- 
halteramt der Grafſchaft, bildet jegt eine Unterftelle der Reichsgerichte 
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für Ladungen, Erecutionen, Strafvollftredungen, Einziehung der alten 
Serihtsfporteln und Bußgelder, mit dem Vorſitz in dem nominell noch 
beitehenden Graffchaftsgericht, mit einem Chrenvortritt und mancherlei 
Reften einer alten Statthalterfchaft. Das Amt wird in diefer Weife 
jährlich wechfelnd aus den größeren Grundbefigern der Grafſchaft befest. 

2. Das Amt bes L,ord-ligutenant, das neuere Statthalter- 
amt der Graffchaft, befegt aus den vornehmften Grunbbefigern ber 
Grafſchaft, thatfächlich auf Kebenszeit, nrit der Befugniß zur Ernennung 
der Milizoffiziere und der Miligverwaltungscommifjarien, Deputy- 
lieutenants, die größeren Theils mit dem Berfonal der Friedensrichter 
wiammenfallen, ebenfo wie ber T,ord-lieutenant regelmäßig zum erften 
Sriedensrichter, Custos rotulorum, ernannt wird. 

3. Das Amt ber Friedensridhter, Justices of the 
Peace, beruht auf den Bolizei-Berwaltungs-Commiffionen und bildet 
die eigentliche Seele der Kreis- und Polizeiverwaltung mit faft unabjeh- 
baren Functionen als VBorunterfuchungsamt, als Bolizeiridhteramt, als 
Oberinftanz der Ortsgemeinde, als Kreisverwaltungsbehörde und ale 
Strafgeriht mit Jury in den Quartalfigungen. Am Schluß des 
Jahrhunderts betrug die Zahl der activen Graffchafts - Friedensrichter 
in England 2357, in Wales 305. (Report from the Committee 
of Statutes 1796.) 

4. Das Amt der Coroners, hauptfächlid eintretend bei un⸗ 
gewöhnlichen Todesfällen mit einer Jury aus der Nachbarſchaft, und 
no in mittelafterlicher Weife in der Regel beſetzt durch Wahl aller 
Freiſaſſen der Graffchaft. 

5. Das Amt der Constables, bie al8 High -Constables 
für die hundred, als Petty-Constables für die alten Ortfchaften ein. 
Polizeifchutzenamt darftellen. 

6. Das Amt der Wegeauffeher Surveyors of High- 
ways, 

1. Das Amt der Churchwardens und Overseers of 
the Poor. 

8. Die ftädtifchen Bürgermeiſter, Triedensrichter, Rathsherren 
md Gemeinderäthe, Coroners und Constables nad der PVerfaffung 
der Corporations,. 

Schon im Laufe des 18. Jahrhunderts muß die Zahl der in 
dieſen Gemeindeämtern jährlich thätigen Perfonen 100,000 erreicht 

haben. Dazu tritt weiter der Gefchworenendienft in den Eivil-Affifen, 
der Dienft der großen und der Heinen Jury in den Eriminal-Affifen 
and Ouartaffigungen der Graffchaften und Städte und der Coroners 
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Jury. Dazu endlich die Etrafverfolgungs- und Zeugenpflicht des Ein- 
zelen mit ihrer breiteften Baſis in der alten Pflicht zur Landfturmfolge 
(hue and erye). Die Gefammtheit diejer Werhältniffe ftelit das 
Communalweſen von der Seite der perfönfichen Thätigfeit dar, au die 
ſich nun die materielle Eeite der Communaffteuern anſchließt. 

I. Das Communalftenerfyftem diefer Zeit bildet ein feft or- 
ganifirtes Ganze, welches ſich correfpondirend an die Kreis- und Orte 
gemeindebezirfe und Aemter anjchließt. 

1. Eine Grafſchaftsſteuer, County-Rate, erhält ihre con: 
folidirte Geftalt durch 12. George II. c. 29. Schon die Geſete 
Heinrich's VIII. Hatten die Eeffionen der Friedensrichter ermächtigt, 
die für Erhaltung der Graffhaftsbrüden und Grafjchaftsgefängnlie 
erforderlichen Gelder durch eine Kreisauflage auszuſchreiben. Durd 
weitere Gefege war die ausgedehnt auf die Koften der Gorrectiond 
häufer, ZTransportfoften der Vagabunden und dreierlei Beiträge zur 
Erhaltung von Gefangenen. Diefe fieben Steuern werden durd das 
gedachte Gefeg zu einer Kreisgerichts- und Kreispolizeiftener zufammen- 
gezogen, bamı noch auf analoge Zwecke ausgedehnt, und fon feit dem 
st. 13. et 14. Car. II. c. 12 nad) dem Fuß der Armenftener aufar- 
bracht. Sie erreichen am Schluß des Jahrhunderts einen Betrag von 
200,000 8. J 

2. Die Borough Rate, eine ſtädtiſche Gerichts- und Polizei 
fteuer, wird nad) denfelben Grundſätzen für dieſe und analoge Zwede in 
den ftädtifchen Quartaffigungen ausgefchrieben, nad; Herlommen aber 
aud vielfach für andere Bebitrfniffe der ftädtifchen Corporationen. 

3. Die Church Rate, Rirdenfteuer, wird nad) alter Gewohn- 
heit von den Gemeindeverfammlungen (Vestries) für die Erhaltung 
der Kirchengebäude und die Bedürfniſſe des Gottesdienftes bewilligt. 

4. Die Poor Rate, Armenfteuer, wird nach dem Gefeg Cli- 
ſabeth's periodisch nach) Bedarf von den Kirchenvorſtehern und Armen 
auffehern ausgefchrieben; fie hat in den Jahren 1748— 1750 einen 
Durchſchnittsbetrag von 730,000 2., in den Jahren 1783—1785 einen 
Durchſchnittsbetrag von 2,000,000 2. erreicht. 

5. Die Wegebauftener Highway Rate tritt ergänzend 
neben die Hand- und Epanndienfte, auf denen grundfäglich die Wege 
baupflicht noch beruht, jedoch jegt ſchon in erheblichem Betrage. 

Außerdem werden Geldbeiträge zu den Milizkoſten in den Mili; 
gefegen diefer Zeit, ungefähr nad) den Grundfägen der KXreispolizei: 
fteuer erhoben. Die wachſenden Bedürfnifje des Ortsgemeindelebens 
werden durch die Armenfteuer oder befondere Zufagfteuern nach dem ⸗ 
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jelben Prinzip erhoben. Durch die GerichtSpraris ift die Natur diejer 
Gemeindeſteuern als Realſteuern, welche von dem fichtbaren, nutzbaren 
Realbefig in der Gemeinde, visible profitable property in the Pa- 
rish, nad) dem Mieths- oder Pachtvertrag bdeffelben zu erheben, immer 
felter und gleichmäßiger feitgeftelt. Nach einer fpäteren Zufammen- 
ttellung eine8 Report von 1843 waren in dem Geſchäft der Ein- 
ihägung damals nicht weniger als 180,000 Gemeindebeamte von Jahr 
zu Jahr thätig, — unzweifelhaft ein wichtiges Element, um das Be- 
wußtlein der Zufammengehörigkeit im Nachbarverband lebendig zu er: 
halten, zugleich auch um die Leiftungen des Realbeſitzes für das Ge⸗ 
meinwefen von Jahr zu Jahr vor Augen zu führen. ‘Dazu tritt noch 
eine fortdauernde Thätigkeit der Kreisverbände bei Einſchätzung der 
Stoatsgrundftenern und assessed taxes. — Der Gefammtbetrag ber 
Communalbeſteuerung ift zwar nicht mehr feitzuftellen, fcheint aber wie 
heute ungefähr ein Fünftel des Staatsbudgets mit Schwankungen dar- 
über und darunter betragen zu haben, am Schluß des Jahrhunderts 
3 bis 4 Millionen Pf. Sterl. 

Aus der GCombination diefer Gemeindeämter und Steuern ergiebt 
iih jodann das wirkliche Xeben der Kreis- und Communalverbände des 
18. Jahrhunderts in der fchon angegebenen Reihe wie folgt: 

IH. Die Gerichtöverwaltung der Grafihaft hat nocd immer 
anen nominellen Mittelpunkt in dem County-Court des Sheriff. 
In der Wirklichkeit wird faft die ganze Giviljuftiz von den Reichsge⸗ 
tihten und Civilaffifen verwaltet, jo daß fich der active Antheil der 
Grafſchaft auf die Beſetzung des Sheriffamts und Geftellung der Ge: 
\hworenen zu den Givilaffifen beſchränkt. Der Sheriff hatte zwar 
noch die Befugniß, Berfonalflagen bis zu 40 sh. zu verhandeln, und 
mit den zum County-Court erfchienenen reifaffen als Gerichts⸗ 
männern zu entjcheiden. Wegen mangelhafter Beſetzung und mangel- 
haften Verfahrens wurde aber davon wenig Gebraud gemacht. In 
der Hauptfache war das „Civilgericht“ des Sheriff herabgefeßt zu einer 
Unterftelle der Neichögerichte für Ladungen, Erecutionen und Geftellung 
der Jury. Für diefe laufenden Amtsgefchäfte beftellt er auf die Dauer 
ſeines Amtsjahre einen ftellvertretenden Undersheriff, deſſen Anwalts⸗ 
ſtube das Gentrafbureau bildet, von welchem aus die Einzelgefchäfte 
dard) die bailiffs of hundreds vollzogen werden, an deren Stelfe aber 
wiederum contractlich angenommene Gerichtsdiener (bound- bailiffs ) 
bie meiften Einzelgefchäfte beforgen. Ebenſo gebührt dem Sheriff die 
verantwortliche Anftellung der Beamten des Graffchaftsgefängniffes. 
Das Skeriffamt bedeutet alfo hauptfächlic, ein Anftellungsrecht für die 
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tofafen Unterbeamten der Civilgerichtsverfaffung. Durd die eigen- 
thumliche Stellung und Ernennung des Sheriff wird dies Anftellunge- 
wefen und die Auswahl der Gefchworenen unabhängig von der herr- 
fchenden Partei im Parlament. 

Bei Weitem fräftiger und bedeutungsvoller ift der Antheil der 
Graffchaft durch die Geftellung der Jury zu den Civilaffifen der tei- 
enden Richter. Die Urliften der Gefchworenen werden jet durch bie 
Ortsgemeindebeamten angefertigt 7. Will. III. c. 32; 5. Geo. II. e.25. 
Die Weitläuftigfeiten des alten Verfahrens bei Geftellung der Dienft- 
fifte find durch die Praxis und durd st. 3. Georg II. c. 25 etwas 
vereinfacht. Die Reftauration hatte verfucht, durch 16. et 17. Car. II. 
e. 3 den Genjus der Civilgeſchworenen von 40 sh. auf 20 2. zum 
böhen, war jett nad) drei Jahren davon zurüdgelommen. Durch 
st. 4. et 5. Will. et Mar. wird jegt der Cenſus dauernd auf 108. 
(68 Thlr.) Grundrente aus freehold oder copyhold fejtgeftellt; durch 
3. George II. c. 25 werden gleichgeftellt 20 8. Grundertrag aus 
Vachtung auf 500 Jahre oder auf Lebenszeit. In diefer Abgrenzung wird 
nun der Civifgefehworenendienft, in der Regel zweimal jährlich, durch 
eine vom Sheriff ausgewählte Lifte gefeiftet. 

In einer Anzahl von Städten waren für das Bebürfniß einer 
Rofaljuftiz wieder neuere Eivilgerichte entftanden, nad) einem Mu: 
fter in London ‚unter Heinih VII. Zu großen Mängeln des Ber: 
fahrens trat aber gewöhnlich eine ſchlechte Beſetzung diefer Gerichte; 
die meiften erwarben fic) fein Vertrauen und famen oft wieder außer 
Gebrauch. In ähnlicher Weife verhielt e8 fi) mit den nominellen 
Reften von Patrimonialgerichten. 

IV. Die Polizeiverwaltung der Grafſchaft im weiteften Sinne 
beruht nunmehr auf einer Vereinigung zahlloſer Gefchäfte in dem Per- 
fonal der. Friebensrichter, welche die Verbindung des größeren Beſitzes 
mit den perfönlichen Amtspflichten, einer durchweg auf Gefegen beru⸗ 
henden Kreisverwaltung darftellen, in welcher Zuftiz und Adminiſtration 
grundſätzlich verbunden find. Im kurzen Grundzügen ift ihre Stellung 
folgende: 

1. Die einzelen Friedensrichter bilden da8 Vorunterfuhungs- 
amt für alle Arten von Verbrechen und Vergehen, mit Ansnahme der 
ungewöhnlichen Todesfälle, welche dem Coroners Inquest zufallen. 
Sie erlaffen auf ergehende Anzeige den Befehl zur Haft oder zur ein 
fahen Ladung an die Constables, Sie verhören den verfolgenden 
Theil, die Zeugen und den Angejhuldigten und nehmen darüber mit 
ihrem Gerichtöfchreiber furze Protofolle auf. In leichteren Fällen er 
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mächtigt fie das Geſetz auf diefe Verhandlung das Strafurtheil zu 
jprehen (summary conviction); in ſchwereren Fällen überweifen fie 
die Sache an die nächſten Affifen oder Quartalfigungen (commitınent) 
zum ordentlichen Strafverfahren mit großer und Heiner Yury. 

2. Die einzelen Friedensrichter (je einer oder zwei) bilden das 
Bolizeirichteramt für die eben bezeichnete unabjehbare Reihe ſum⸗ 
marifcher Straffachen, welche die Zahl der Straffälle vor Richter und 
Jury um mehr als das Zehnfache überfteigen. Das Verfahren dabei ift 
im Weſentlichen das der Vorunterfuhung. Die Straffälle diefer Gruppe 
find zunächſt die Heineren Polizeicontraventionen, welche in den Ge⸗ 
rihteverfaffungen bes Kontinents dem Einzelrichteramt zuzufallen pflegen. 
Tazu tritt noch ihr Amt als Steuer-Unterfuhungs: und Strafrichter, 
welches durch die weite Ausdehnung der inländischen Verbrauchsiteuer 
(excise), durch die Zoll⸗, Pojt- und Stempelgefege des 18. Jahrhun⸗ 
dertö einen weiten Umfang gewinnt. Sodann ein umfalfendes ‘Decernat 
in der gefammten Bettel-, Landſtreicher⸗, Gewerbes, Sitten-, Bier: und 
Gaſthaus⸗, Wege⸗, Jagd⸗ und Fifcherei- Polizei, welche in der Weife 
aner jurisdiction verwaltet wird. Nach Vorgang ber früheren Yahr- 
hunderte hat fich die Gefeßgebung der ſchweren Mühe unterzogen, an 
diejen Angelpunkten des bürgerlichen Lebensverkehrs zuerft ſich felbft 
Mar zu machen, was der Gefetgeber zu gebieten und zu verbieten hat, 
und für jeden fo formulirten Fall eine fummarifche Strafe zu feen, 
auf weiche nad) Anhörung der Betheiligten erkannt wird. Daran reiht 
nd ein Syſtem ber Arbeitspolizei, wie ed zur Regelung der Yöhne, 
der Gefinder, Lehrlings⸗ und Tagelohnverhältnijfe auf Grund der Gefep- 
bung Eliſabeth's abgefchloffen ift, fowie noch einige Fälle einer poli- 
zeilichen Eivilinrisdiction, welche durch den Mangel örtlicher Civifgerichte 
nothwendig wurden. Alles dies mit Appellation an die Seffionen der 
Stiedensrichter, in letter Inſtanz oft an die Reichögerichte. 

3. Die Quartalfigungen der Friedensrichter bilden ein colle- 
gialiſches Strafgericht, in welchem ein rechtsfundiger Friedens⸗ 
tichter den Borfig führt, und mit einer großen und Heinen Jury in 
analoger Weiſe verhandelt, wie der vorfigende Neichsrichter in den or- 
dentlihen Affifen; meiftens bejchränfen fich indeſſen die Sessions 
anf mittlere Fälle, vergleichbar der Competenz der franzöfifchen Cor⸗ 
tectionalgerichte. 

4. Die Friedensrichter bilden fodann die Oberinftanz für die 
Ortsgemeindeverwaltung in einer durch die Gefege jpeciell beftimm- 
in und abgeftufter Weife: 

(1) Die einzelen Friedensrichter treten ein, wo es fich 
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darum handelt den Ortsgemeindebeamten zu feiner Amtopflicht anzu- 
haften, und wo ein colfibirendes Privatintereffe die fofortige Mitwirkung 
eines höheren Beamten rathfam macht, wie bei der arbeitjamen Be: 
ſchäftigung der Ortsarmen, Beftätigung ausgefchriebener Steuerbeträge, 
Erlaß von Orders zum Rücktransport von Armen, Heranziehung von 
Verwandten zur Armenunterftügung u. dgl. In der Mehrzahl dieier 
Fälle find e8 zwei Friedensrichter, welche dabei zufammenmirken in den 
Formen einer fummarifchen Gerichtsverhandlung unter Oberinftanz der 
Quartalſitzungen. 

(2) Für wichtigere Geſchäfte dieſer Art haben ſich ſodann die 
Special sessions als eine Art von Mittelinftanz gebildet, deren 
periodifche Geftaltung erft dem 18. Jahrhundert angehört. Schon die 
älteren Gefege hatten ein Zufammentreten von drei, vier oder feht 
Friedensrichtern für gewiffe wichtige Angelegenheiten vorgefchrieben. 
Zur Ernennung der Armenauffeher follten alle Friedensrichter der 
Hundredfhaft berufen werden 2c. Es war damit die Veranlaſſung 
gegeben zu einer periodiſchen Berfammlung aller in der Hundredſchaft 
anfäffigen Friedensrichter, die fi nun zwedmäßig aud zur Vornahme 
anderer Gerichts: und Verwaltungsgeſchäfte benugen ließ. Man einigte 
ſich gewöhnlich über don Hauptort des Bezirks ald Verfammlungser, 
wählte einen Vorfigenden, einen Clerk to justices, und beftimmte eine 
Gefcäftsorbnung. Die Gefeggebung verwies nun aber immer mehr 
Gefchäfte, namentlich) die Ernennung und Beftätigung der Ortsgemeinde: 
beamten, die. Wegebauftreitigkeiten, die Ertheilung der Schanfconcejfio: 
nen vor folche Specialfigungen, fo daß diefe Unterbezirke eine wichtige 
Mittelftufe der Verwaltung werden. 

(3) Die Quartalfigungen, welche in geſetzlich beftimmten 
Zeiten mindeftens viermal alljährlich alle Friedensrichter vereinigen, 
find zunächft die Appellationsinftanz für die Strafurtheile der einzeln 
Friedensrichter und Meinen Sigungen; die Beſchwerdeinſtanz für die 
Orders der Specialfigungen und einzelen Friedensrichter. Zugleich aber 
bilden fie auch eine Kreißverwaltungsbehörde für ſolche Gefchäfte, deren 
unmittelbare Leitung dem collegiafifchen Kreistage zufalfen mußte, näm- 
lich Ausfchreibung der County Rate, Anftellung des Rendanten ber 
Kreiskaffe, Curatorium für das Grafihaftsgefängnig und Corrections 
haus, fowie fonftige Gerichtslofale 9. George III. c. 20, Erlaß von 
Bolizeiregufativen filr Pebensmittelpreife, Arbeitslöhne ꝛc. nad dem 
mittelalterlichen Spftem, von Negulativen für Abdedereien, Inſtrul 
tionen für die Verwaltung der Gefängniffe, Gebihrentaren der Con- 
stables und anderer Grafjcaftsbeamten, Ertheilung der Couceſſionen 
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für Getreidekäufer 5. Ehz. c. 12, für PBulvermühlen, 12. George III. 
ec. 61, für Abbdedereien 26. George UI. c. 71, Einregiftrirung der 
diifenterifchen Kapellen 1. Will. ct M. c. 18; Anftellung von Gon- 
troll- und Aichungsbeamten der Maß⸗ und Gewichtsverwaltung — eine 
Geſammtmaſſe von Gefchäften, welde in der Praxis das County- 
Business genannt zu werden pflegte. 

Dur das Friedensrichteramt ift der politifche Einfluß aller dieſer 
Gewalten verbunden mit dem Grundbeſitz. Der mittelalterliche Cenſus 
von JO X. Grundrente wurde durch 5. George II. c. 18; 18. Geo. II. 
ec. 20 erhöht auf eine Grundreute von 100 X. aus freehold oder co- 
pyhold, erblich oder auf Yebengzeit oder auf mindeftene 21 Syahre 
Pacht; ohne Cenſus qualificirt find Lords, ihre älteften Söhne und 
Erben, fowie die älteften Söhne und Erben einer Perfon von 600 X. 
Srundrente. In dieſer Zeit, in welcher die zahllofen richterlichen und 
Yandrathsgefchäfte des Friedensrichteramts ſchon cine gewiſſe Vorbildung 
voransfegen, bildete ſich dann auch die Sitte der angejeheneren Familien, 
bejonder& der Erftgeborenen, unter Verzicht auf den Iucrativen Betrieb 
des Aderbans und ftädtifcher Geſchäfte, auf gelehrten Schulen und Uni— 
verfitäten diejenige VBorbildung zu gewinnen, welche durch die Praxis des 
sriedensrichteramts auch weiter in das Parlament führt. Die fo qua- 
lificirten Friedensrichter bedurften Keiner Affiitenz mehr von befonderen 
tchteverftändigen Collegen (Quorum), und im Zujammenhang damit 
ward e8 immer mehr die Regel, alle ernannten Friedensrichter in der 
Quorum-Gfaufel zu wiederhofen, d. h. alle mit der höheren juriftifchen 
Lualification zu ernennen, und dadurch die Ernennung von ftudirten 
Juristen in den Friedens-Commiffionen überflüffig zu machen. 

Unmittelbar biefem höheren Perfonal der Kreisverwaltung unter: 
geordnet find nun die Aemter der Kreis- und Ortefhulzen, 
constables. Als Kreisichulze ift der high constable hauptſächlich be- 
fimmt zur Ausführung folcher friedensrichterlicher Befehle, die an 
mehre Uinterconftabler gerichtet find; auch erfcheint er bei den Seffionen 
der Friedengrichter, um in alter Weife feine presentments zu machen 
und Bericht zu erftatten. Die Ortsfchulzen, petty constables, behal- 
ten zwar ihre älteren Functionen als felbjtändige Friedensbewahrer mit 
eigenem Berhaftungsrecht; fie werden aber durch den wachſenden Um⸗ 
fang der friedensrichterlichen Verwaltung immer mehr Vollziehungs- 
beamte für die Decrete, Orders und Urtheile der einzelen Friedens- 
tühter und Seffionen, in denen fie regelmäßig erfcheinen um ihre 

presentments und Berichte zu erjtatten. Nach Berfall des court 
leet werden fie immer regelmäßiger von den friedensrichterlichen Seſ⸗ 
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fionen ernannt und eingeſchworen, und bilden in biefer Geftalt cin 
meiftens unter ärmeren &emeindegliebern alljährlich wechſelndes Ge: 
meindeamt. Als ein kräftiges Verbindungsglied tritt nun aber dieſer 
Amtsthätigkeit noch hinzu: 

1. Die unmittelbare Thätigfeit der Mittelklaſſen ale Urtheil: 
jury bei den Griminalaffifen und Quartalfigungen. 

2. Die Anklagejury bei den Affifen und Onartalfigungen. 

3. Die Betheiligung der gefammten Bevölkerung an der An: 
tlage- und Zeugenpflicht, die von den Friedensrichtern gegen die 
geeigneten Perfonen durch Zwangsfaution gehandhabt wird. 

Die geſammte Strafgerichts- und Polizeiverwaltung in diejer 
Geftalt unterliegt num aber nach wie vor einer Controle und Re 
vifion durd die Reichegerichte, die in ber vorigen Periode nod in 
engerer Verbindung mit dem Königlichen Rath ftanden. Diefe Ber 
bindung hatte immer mehr aufgehört, als in der Zeit der Stuarts die 
höchfte Verwaltung die Geftalt von vertraufihen Minifterconferenzm 
(ecabinet) annahm. Um fo mehr überzeugte fich jene Zeit von den 
Gefahren einer Verbindung diefer höchſten Inſtanz mit den Gejchäften 
eines Miniſterraths. Sie blieben ungejhmälert in der Hand der feften 
colfegialifchen Behörden, und werden nun in doppelter Weife (1) durch 
ein Abberufungsrecht, writ of certiorari, (2) durch Mandatsprozeß. 
ınandamus, ausgeübt. Vermöge des erfteren fanın die King’s bench 
fowohl gegen Borunterfuhungsacte, wie gegen Anflagen, wie gegen 
Urtheile und Orders einfchreiten, die Entſcheidung an ſich ziehen, be: 
ftätigen, caffiren, abändern. Das mandamus tritt ergänzend ein, um 
die Friedensrichter in und außerhalb der Sigungen zur Erfüllung der 
gefeglichen Obliegenheiten im Fall der Nechtsverweigerung anzuhalten. 
Die übertriebene Eentralijation ber Geſchäfte in einer ſolchen höchſten 
Inſtanz, fowie das Beftreben nad größerer Selbftändigkeit der Graf 
ſchaftsverwaltung, haben nun aber im achtzehnten Jahrhundert die Ge— 
feggebung veranfaßt, immer maffenhafter das certiorari abzuſchneiden, 
und die Entſcheidungen der Quartalfigungen für endgültig zu erklären, 
mit Ausnahme der Fälle, wo beftimmte Privatrechte oder wichtige 
ſtaatsrechtliche Grundfäge im Spiel find. Mit diefer Decentrali: 
fation*) ift dann die Grafſchaftsverwaltung in das zuläffige, empi- 
riſch im Ginzelen feftgeftellte Daß der Selbftändigkeit eingetreten. 


*) Die Decentralifation der Polizeiverwaltung ift in der heutigen 
Geſtalt erfi eine Schöpfung des achtzehnten Jahrhunderte. Alle Gewalt der 
Friedensrichter war Fahrhunderte hindurch ein perſönlicher Auftrag des Könige 
geweſen, wobei es dem Machthaber unbenommen blieb, auch das ſchon begonnene 
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Sefhäft dem Commiſſar wieder abzunehmen und durch feine ordentlichen Be- 
amten erledigen zu laſſen, d. h. durch die höheren Behörden, Courts, welche 
num in der Zwifchenzeit immer mehr den Charakter fefter Gerichtsbehörben er- 
langt hatten. So ergab ſich ein Abberufungsrecht durch writ of certiorari 
ſowohl gegen die einzelen riedensrichter wie gegen die Seffionen, ſowohl gegen 
Borunterfuhungsacte wie gegen Urtheile erfter oder zweiter Inſtanz und gegen 
Orders. Diefe Oberinfianz mit concurrirender Gewalt war in der Regel die 
Kings bench, in gewiflen Fällen die Kanzlei, in feltenen Fällen der Court of 
Conmon Pleas. Seit den Zeiten der Reftauration beginnt nun Anfangs fpo- 
tadifch das Wegziehen diejes Nechtsmittels. Durch 12. Car. II. c. 23, 24 wird 
in gewifſen Steuerfällen das Certiorari weggenommen. Nad) 3. et 4. Will. 
et Mar. c. 12. follen alle Wegeftreitigfeiten in der Grafſchaft entfchieben wer⸗ 
ben und fein indictment und feine Order burch certiorari abberufen werden. 
Ebenfo nah 1. Anne c. 18 Ötreitfragen über Brückenreparatur. Wo aber 
„da8 Recht und der Titel zur Reparatur in Frage kommt”, mag die Sache 
durch Bericht an die Kingsbench kommen. 5. et 6. Will. et Mar. c. 11. In 
diefer Weile fchreitet mın bie Geſetzgebung weiter in maffenhafter Aufhebung 
des Certiorari bei der Wege- und Briden-Berwaltung, bei der Einfchäßung 
der Kreisfteuern und in zahlloſen Polizeiregulativen. Allgemein erſchwert wurbe 
ferner die Abberufung durch hohe Prozeßcautionen und andere Kormvorfchriften 
8. et 9. Will. IH. c. 33;.5. Geo. II. c. 19. und fp. Geſetze. In der Mehr- 
zahl der fpäteren Gelee wird die Wegnahme bes Certiorari eine ftehende 
Clauſel. Ueberfieht man die Geftaltung der Oberinftanz, fo wie fie jett in ber 
Schrift von H. Leeming und R. Cross, General and Quarter sessions of 
the Peace. 1858. ©. 314—443. tabellarifch geordnet ift, fo lautet die entſchie⸗ 
dene Regel: „judgment to be final and conclusive“, „no certiorari*, „ad- 
judication to be final“, „order to be final“ etc. Die Ausnahmen z. B. in 
bastardy, excise, highways, poor, turnpike acts ete., laffen bald erfennen, 
daß die Inſtanz bei den Reichögerichten offen bleiben foll, mo Privat-Bermö- 
geustechte, Grundrechte und burchgreifende Prinzipien des öffentlichen Rechte 
im Spiel find. Auch wo es ausdrücklich weggenommen ift, bleibt es doch in 
Zweifel noch „der Krone” vorbehalten, alfo dem Attorney General. Dagegen 
waltet entſchieden das Beſtreben ob, Alles was Gegenftand concreter Beur- 
teilung ift, endgültig durch die Quartalſitzungen entjcheiden zu Taffen. 
Gleichzeitig mit diefer Decentralifation tritt die Geftaltung der Quartal⸗ 
und Speciaffikungen als fefter Inftanzen fir bie Kreisverwaltung auf. 
Ton Haufe aus war ihr Verhältniß ein anderes. Alle friedensrichterlichen Ge- 
Mäfte waren unmittelbar Königlicher Auftrag; einige diefer Geſchäfte waren 
den Einzelen überwiefen, andere den Friedensrichtern fammt und fonders in den 
Zeſſionen. Die sessions bilden alfo eine befondere Behörde fiir wichtigere An- 
gelegerheiten, aber keine Mittelinftan. Nur in einigen Gefeben ber vorigen 
Periode, die swie die Gewerbe⸗ und Arbeitspolizei ein zufammenhängendes Sy- 
Hem bilden, erjcheinen fchon die sessions wie eine Oberinftanz für biejelbe 
Stage. Seit der Reftauration aber wird in den Gefeßen immer häufiger die 
Appellation von ben einzelen Friedensrichtern an die General sessions gegeben, 
die num in reinen Strafſachen die regelmäßige Appellation — gegen bie Orders 
der Friedensrichter und Heinen Situngen die Beſchwerdeinſtanz bilden. Noch 
heute gilt indeſſen die Hiftorifch erflärliche Regel, daß dieſe Appellation 
GeiR, Engl. Eommunalverfaflung. 24 
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fich nicht von felbft verficht, wo fie nicht ausdrücklich gegeben; während umge 
fehrt das certiorari beim Reichsgericht felbftverfländlich gift, wo es nicht ans. 
drücfich genommen iſt. Dies Inftanzenverhältnig und die übermäßige Aui 
haufung der Geidjäfte bei der Duartalfigung veranfaffen auch die Ausbildung 
der Special sessions, welche den Geſetzen und der Praxis des 18. Jahrhunderte 
angehören, und eine angemefjene Mittelinftanz fir geroiffe Verwaltungszweige 
bilden, wie denn namentlich die Wegeverwaltung und fpäter das Schanfconceifione- 
weſen durch ausbriidliches Geſetz auf periodiſche Special sessions bafirt wurde. 

Die Geſetzgebung über dies Inſtanzenverhältniß ift zwar flir eine Ueber. 
ſicht ſeht weitſchichtig, nicht aber fir bie Anwendung. Die taufendmalige Er 
Örterung der Frage in der Geſetzgebung Hatte den großen Vorzug, dag man fih 
in concreto jedesmal Har machen mußte,. ob eine wichtige Prinzipienfrage vor- 
liege, fiir welche die Entſcheidung des Reichsgerichts offen zu laffen. Und det 
Halb if diefe Gejeggebung für Legislaturfragen ſachlich wichtiger, als die große 
Kitteratur des Continents iiber „Centralifation und Decentralifation”, welche oft 
genug wie eine Philosophie de la misere des Abſolutismus ausſieht. 

Der politifde Charakter der Poligeigefeggebung bleibt übrigens im 
Ganzen derfelbe, wie er zur Zeit Elifabeths nach untenhin geworben war. Durch 
die Bedurfniſſe der zeitigen Geſellſchaft kam noch manches neue Regulativ und 
viele fpecielle Polizeigefege für London und andere engere Bezirke Hinzu. Das 
BVotizeiftraffgftem, welches nun ſchon taufende von Straffällen umfaßte, wurde 
im Ganzen milder, in ein paar Gebieten, wie bei den Jagdcontraventionen, 
aber auch ſcharfer. 

V. Die Saadtverfaſſung ber municipal corporations ſchließt 
ſich dem vorigen Gebiet zunächft an, meil fie nur eine Mobdification 
der Kreisgerichte- und Polizeiverfaffung darftelit; während die Armen: 
und Wegeverwaltung den einzelen Kirchfpielen obliegt umd mit Bürger: 
meifter und Rath, mit der eigentlichen Corporation in feinem Zufam: 
menhang fteht. Die englifchen Städte bilden jegt in abgefchloffener 
Geftalt zwei Gruppen, deren Rechtsverhältniffe ſich durchkreuzen: 

1. Etwa 200 Städte von England und Wales find berufen ale 
befondere ftädtifche Wahlkreife Abgeordnete zum Parlament zu jenden 
(parliamentary boroughs). Die Zahl bderfelben war unter den 
Stuarts fo abgefchloffen, daß 25 cities 50 eitizens, 172 boroughs 
339 burgesses, bie fünf Sechäfen 16 barons fanbten. Etwa die Hälfte 
diefer Parlamentsfleden war im Verlauf der Zeit durch ausdrückicht 
harte incorporirt umd fiel alfo zugleich) unter die folgende Rubrit. 

2. Beinahe 300 Ortfchaften (municipal boroughs) haben jeit 
der Zeit Heinrih VI. durch techniſche Incorporationscharten und Yo: 
Yafacten eine gefchloffene Organifation, in der Regel mit Bitrgermeifter 
und Rath erhalten. Dazu gehören auch 19 Städte, die das noch weiter 
gehende Recht einer county-corporate erhalten haben, die aljo wit 
eine felbftändige Grafſchaft fogar ihren eigenen Sheriff, Coroner und 
eine gefonderte ftädtifche Miliz haben. 
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Nach der Vertreibung der Stuart wurde es bald Har, wo bie 
eigentlichen Gegner der Stabtverfaffungen ihren Sit Hatten. Das 
Terfahren der Stuarts bei Caffirung von Stadtverfaffungen wurde 
zwar einftimmig für ungeſetzlich erlflärt; die Darauf begründete bill aber 
m Oberhaus abgeworfen. Eine bill zur Wiedereinfegung der Cor- 
porationen in ihre alten Freiheiten kam ebenfalls nicht zum Austrag. . 
vondon batte fich wenigftens ein gefeßliches Anerkenntniß ausgewirkt, 
dab jein Stadtrecht nicht durch ein quo warranto caffirt werben dürfe, 
für die übrigen Städte bfieb es weſentlich beim Alten; ja fchon das 
Konventionsparlament betätigte die select bodies. Die Entfcheidun- 
gen de8 Parlaments über die Gültigkeit der Wahlen blieben nach wie 
vor bald parteiifch, bald prinziplo® und ſchwankend, und durch ein neues 
Geſetz wurden die Sheriffs angewieſen ſtets zu verfahren nad) der legten 
Intiheidung des Unterhauſes. Der zahlreichen örtlichen Bedürfniſſe 
ver Stadtverwaltung juchte man jegt nicht mehr durch harten der 
Krone, fondern durch Xolalacten des Parlaments Genüge zu thun, 
deren unter Wilhelm III. 11, unter Anna 10, unter Georg I. 15, 
unter &eorg EI. 46, unter Georg III. nicht weniger als 400 aufge: 
sählt werden. Die Ertheilung neuer PBarlamentsfige ar bisher nicht 
vertretene boroughs hat aufgehört, nachdem die legte Charte, welche 
karl II. an Newark ertheilt hatte, im Unterhaufe lebhaften Wider: 
ipruch gefunden. 

Das ganze ſtädtiſche Wefen war und bfieb eine Aufhäufung von 
Anomalien, die fich nur zufällig ausglichen. Die alte Stadtverfaffung 
kr Sorporation befchränft auf Polizeinerwaltung und das alte Stadt- 
vermögen, — der läftige und koſtbare Theil der Armen- und Wege 
rrwaltung in den Händen der davon gänzlich getrennten Kirchſpiele, 
— wieder andere Theile des ftädtifchen Lebens in den Händen befon- 
ders gebildeter commissions oder trusts; ein Theil der im Parla- 
ment vertretenen Städte durch Incorporations⸗Charten in eine formirte 
Lerfoffung gebracht, ein anderer Theil noch auf der Bafis des inziwi- 
ſchen verfallenen, mittelalterlichen court-leet; ein Theil der incor- 
veritten Städte im Parlament vertreten, ein anderer Theil nicht; die 
Heinften, gänzlich verfallenen Ortfchaften vepräfentirt durch zwei 
Ügeorduete gleich der größten Graffchaft, einige jetzt ſchon bebeutende 
Städte völlig unvertreten. Dies waren die im legten Reſultat fidht- 
daten Folgen der planlos auf einander gehäuften ftäbtifchen, mehr als 

zehnfach zu ftarfen Vertretung. Die unvermeibliche Folge wurde bie 
Unterordnung der wirflichen Ortsintereffen unter die parlamentarifchen 
Parteiintereffen, und in ber Zeit Georg's III. die fpftematifche Aus- 
248 
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fich nicht von felbft verfteht, wo fie nicht ausdrüdlich gegeben; während umge 
tehrt das certiorari beim Reichegericht ſelbſtoerſtändlich gilt, wo es nicht aus 
drücfich genommen ift. Dies Inftanzenverhältnig und die übermäßige Aui- 
Häufung der Geidjäfte bei der Duartalfigung veranlaffen auch bie Ausbildung 
der Special sessions, welche den Geſetzen und der Praris des 18. Jahrhunderte 
angehören, und eine angemefjene Dittelinftanz fir gewiſſe Berwaltungezweige 
bilden, wie denn namentlic; die Wegeverwaltung und fpäter das Schankeonceſfione 
weſen durch ausdrildliches Gefe auf periodiſche Special sessions bafirt wurde. 

Die Gefeggebung über dies Inftangenverhäftniß ift zwar fiir eine Ueber 
ſicht ſehr weitſchichtig, nicht aber für die Anwendung. Die taufendmalige Er 
Örterung der Frage in der Gefetgebung hatte den großen Vorzug, daß man fih 
in concreto jedesmal Har machen mußte,. ob eine richtige Prinzipienfrage vor- 
liege, für welche die Entſcheidung des Reichsgerichts offen zu laſſen. Und dee- 
Halb ift diefe Gefeßgebung für Legislaturfragen fachlich wichtiger, ale die große 
Eitteratur des Eontinents über „Eentralifation und Decentralifation“, welche ot 
genug wie eine Philosophie de la misere des Abſolutismus ausfieht. 

Der politifhe Charakter der Polizeigefehgebung bleibt übrigens im 
Ganzen derfelbe, wie er zur Zeit Elifabeths nad) untenhin geworben war. Durch 
die Beblrfniffe der zeitigen Geſellſchaft kam noch mandjes neue Regulativ und 
viele fpecielle Polizeigefege für London und andere engere Bezirke Hinzu. Das 
Borigeiftraffgftem, weldes nun ſchon taufende von Straffällen umfaßte, wurde 
im Gangen milder, in ein paar Gebieten, wie bei ben Jagbcontraventionen, 
aber auch ſcharfer. 

V. Die Stadtverfaſſung der municipal corporations jclieit 
fi) dem vorigen Gebiet zunächſt an, weil fie nur eine Modification 
der Kreisgerichts- und Polizeiverfaffung darſtellt; während die Armen 
und Wegeverwaltung den einzelen Kirchfpielen obliegt und mit Bürger: 
meifter und Rath, mit der eigentlichen Corporation in feinem Zujam- 
menhang fteht. Die englifhen Städte bilden jet im abgefchloffener 
Geftalt zwei Gruppen, deren Rechtsverhältniffe ſich durchkreuzen: 

1. Etwa 200 Städte von England und Wales find berufen als 
befondere ftädtifche Wahlkreife Abgeordnete zum Parlament zu jenden 
(parliamentary boroughs). Die Zahl berfelben war umter den 
Stuarts fo abgefchloffen, daß 25 cities 50 ceitizens, 172 boroughs 
339 burgesses, bie fünf Sechäfen 16 barons fandten. Etiva die Hälfte 
diefer Parlamentsfleden war im Verlauf der Zeit durch ausdrüdliche 
harte incorporirt und fiel alfo zugleich unter die folgende Rubrit. 

2. Beinahe 300 Ortſchaften (municipal boroughs) Haben ſeit 
der Zeit Heinrich VI. durch techniſche Incorporationscharten und Yo- 
Yalacten eine gefchlofjene Organifation, in der Regel mit Bilrgermeifter 
und Rath erhalten. Dazu gehören auch 19 Städte, die das noch weiter 
gehende Recht einer county-corporate erhalten haben, die aljo mie 
eine felbftändige Grafſchaft fogar ihren eigenen Sheriff, Coroner und 
eine gefonderte ftädtifche Miliz haben. 


V. Die Stabtverfaffungen. | 371 


Nach der DBertreibung der Stuarts wurde e8 bald Har, wo bie 
ügentlichen Gegner der Stadtverfaffungen ihren Sig hatten. Das 
Terfahren der Stuarts bei Eaffirung von Stadtverfaffungen wurde 
zwar einftimmig für ungefeglich erflärt; die darauf begründete bill aber 
ım Oberhaus abgeworfen. Eine bill zur Wiedereinfegung der Cor⸗ 
porationen in ihre alten Freiheiten kam ebenfalls nicht zum Austrag. . 
vondon batte fich wenigftens ein gefeßliches Anerkenntniß ausgewirkt, 
daB fein Stadtrecht nicht dur ein quo warranto caffirt werben dürfe, 
für die übrigen Städte blieb e8 weſentlich beim Alten; ja ſchon das 
Konventionsparlament beftätigte die select bodies. Die Entſcheidun⸗ 
en des Parlaments über die Gültigkeit der Wahlen blieben nad) wie 
vor bald parteiifch, bald prinziplos und ſchwankend, und durch ein neues 
Geſetz wurden die Sheriffs angewieſen ſtets zu verfahren nad) der letzten 
Intiheidung des Unterhaufes. Der zahlreichen örtlichen Bedürfniffe 
vr Stadtverwaltung fuchte man jeßt nicht mehr durch Charten ber 
Krone, fondern durch Lolalacten des Parlaments Genüge zu thun, 
deren umter Wilhelm III. 11, unter Anna 10, unter Georg I. 15, 
unter Georg LI. 46, unter Georg III. nicht weniger al8 400 aufge- 
hlt werden. Die Ertheilung neuer Parlamentsfige an bisher nicht 
vertretene boroughs hat aufgehört, nachdem die legte Charte, welche 
Carl II. an Newark ertheilt hatte, im Unterhaufe lebhaften Wider: 
\pruch gefunden. 

Das ganze ftädtiiche Weſen war und blieb eine Aufhäufung von 
Anomalien, die fich nur zufällig ausglichen. Die alte Stadtverfaffung 
der Korporation befchränft auf Polizeiverwaltung und das alte Stadt- 
vermögen, — der Läftige und koſtbare Theil der Armen» und Wege: 
verwaltung in den Händen der davon gänzlich getrennten Kirchfpiele, 
— wieder andere Theile des ftädtifchen Lebens in den Händen bejon- 
ders gebildeter commissions oder trusts; ein Theil der im Barla- 
ment vertretenen Städte durch Incorporations⸗Charten in eine formirte 
Verfaſſung gebracht, ein anderer Theil noch auf der Baſis des inzwi⸗ 
hen verfalfenen, mittelalterlihen court-leet; ein Theil der incor- 
porirten Städte im Parlament vertreten, ein anderer Theil nicht; die 
Heinften, gänzlich verfalfenen Ortfchaften repräfentirt durch zwei 
Ügeordnete gleich der größten Graffchaft, einige jetzt ſchon bedeutende 

Städte völlig unvertreten. Dies waren die im legten Reſultat ſicht⸗ 
daten Folgen der planlos auf einander gehäuften ftädtifchen, mehr als 
whnfoh zu ftarfen Vertretung. Die unvermeidliche Folge wurde die 
Unterordnung der wirklichen Ortsinterefien unter die parlamentarifchen 
Parteiintereffen, und in der Zeit Georg’s LIT. die ſyſtematiſche Aus: 
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dehnung eines Beſtechungsſyſtems auf die gefammten Wählerfchaften 
diefer verfrüppelten Heinen Wahltörper. Die regierende Klaſſe war 
und blieb genöthigt das innere Leben diefer ſtädtiſchen Verbände umzu: 
bilden und zu verbilden, um in dem Parlament die Geltung zu finden, 
die ihr nach dem Maß ihrer perfönlichen Leiftungen und Steuerlaft im 
Staate wirklich zufam. Das demorafifirende Element des Beſtechungs⸗ 
fyftems wirkte bei diefer Tage der Verhältniffe mehr auf die ärmlihen 
Mitteltfaffen der rotten boroughs zurüd, Tieß aber dem 19. Jahr: 
hundert das fehwierigfte Problem der Reform zurüd. 

VI. Die Milizverfaffung dauert bis in die Mitte des 18. Jahr: 
hunderts, auf der Grundlage und in dem Geift der Gefeggebung 
Carl's II. fort, als eine Bewaffnung der befigenden Klaſſen, ſowohl 
nad Oben wie nad) Unten. Die Miliz wurde gelegentlich gemuftert 
und auf furze Zeiten eingeübt. Mau fand fie indefien Koftbar und 
ftörend für den Verkehr des Landes, und vernachläſſigte fie fo, daß bei 
dem Einfall des Prätendenten das Land gegen eine Ueberrumpelung 
faft ſchutzlos erfchien. Auch nach überftandenem Schred trat die frü- 
here Sorglofigkeit bald wieder ein. Mit Ausnahme der Stadtmili; 
von London ſchlafen Mufterungen und Uebungen von Neuem ein, bi 
im Jahre 1756 die Beforgniß einer Invafion zu dem Entſchluß führt, 
eine weniger zahlreiche aber fampffähigere Landesmiliz zu bilden. Das 
neue Miliggefeg 30. Geo. II. normirt den Beftand der Mannfdaften 
auf 30,740 Mann, vertheilt auf die Graffcaften in Gruppen von 
240— 1600 Mann, in Wales von 80 — 360 Mann, Die ftädtiihen 
Counties find den betreffenden Grafſchaften einverleibt. Schon in 2. 
Geo. III. erfolgt eine neue Redaction des Gefeges, und nad) vielen 
Zufaggefegen wieder eine neue Gonjolidirung in 26. Geo. III. c. 107, 
in welcher Geftalt die Miliz dann bis 1802 fortgedauert hat, gelegent- 
lich verftärkt durch VolontärCorps, welche man feit 1780 den Miliz: 
tegimentern hinzuzufügen begonnen hatte. Im Jahre 1796 veranlafte 
ein drohender Einfall von Frankreich die Entftehung einer supplemen- 
tary militia, um nad) Syſtem des Milizgeſetzes die doppelte Summt 
der Mannfchaften aufzubringen. Die fo geftaltete Miliz war und blich 
für eine unmittelbare Verwendung im Felde mangelhaft; nod immer 
war fie indeffen jo zahfreih, und das ftehende Heer von fo geringem 
Umfang, daß materiell und moralifch ein Gleichgewicht der beiden Ele⸗ 
mente angenommen wurde. Die Offizierftellen werden als unbejoldite 
Ehrenämter nad) einem fpeciellen Cenſus abgeftuft, der für die Deputy- 
lieutenants normal 200 2. Grundrente beträgt, für den Oberit 
1000 2., bis herab zum Fuhndrich mit 20 8. Grundrente oder 500 8. 
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on beweglihem Vermögen. Um defto mangelhafter erjchienen freilich 
die durch Ausloofung mit Stellvertretung zufammengemwürfelten Mann⸗ 
ihaften und die durch Gehalte und Prämien beifammen gehaltenen 
Stämme von Unteroffizieren. Da ftädtifhe Honorationen weniger 
Intereſſe für den Dienft zeigten, fo beftand das fehr zahlreiche Offi⸗ 
jtercorp& vorzugsweife aus landed gentry, und fehr gewöhnlich ver- 
band fi) mit dem Triedensrichteramt auch eine Stellung als deputy 
lieutenant und eine höhere Offizierftelle in ber Miliz. Wie ein jedes 
vandwehrſyſtem jo hat auch diefe Miliz wenigftens die Aufgabe erfüllt, 
einen gewiſſen militärifchen Sinn und militärifches Intereſſe rege zu 
halten — und zwar hier vorzugsweife innerhalb der höheren Klaſſen, 
in welchen perſönlicher Muth und gute Bewaffnung den Mangel der 
technischen Ausbildung und Disciplin theilweife erjegen konnte. Trotz 
aller Mängel war diefe Meilitärmacht für die Aufrechterhaltung der 
inneren Ordnung des Landes im Nothfall noch genügend, wenn auch 
wur unmittelbaren Verwendung um Sriege ungeeignet. 

Die europäifhe Machtſtellung Englands und feine Kolonien be⸗ 
dingten daneben freilich das Halten einer ftehenden Armee, die im 
vaufe des 18. Yahrhunderts ſich langfam aber ftetig erweitert. Unter 
Georg I. 1717 war die Zahl auf 16000 geftiegen; fie wuchs bebeu- 
tender im fiebenjährigen und im amerikanischen Kriege. Nach deſſen 
Beendigung wurden in Großbritannien und Irland nod) 40,000. Mann 
beibehalten, die aber bald wieder durch die Kriege mit Frankreich zu 
einer anfehnlichen Armee fich ausdehnten. Deſſenungeachtet hielt die 
tegierende Klaſſe den Grundſatz der Declaration der Rechte feit, nad) 
welher das Halten einer ftehenden Armee in Friedenszeiten ein Wider⸗ 
Ipruch gegen Die Grundrechte fein Soll, der num feit dem Regierungs- 
antritt Wilhelms III. von Jahr zu Jahr durch eine mutiny act ge- 
attet wird. Im Eingang jeder ınutiny bill wird mit vorfichtiger 
Rejervation das Dafein der ftehenden Armee als ein nur durch die 
auswärtigen Verhältniffe zeitweise bedingter Ausnahmezuſtand Hingeftellt; 
durd die einjährige Dauer der mutiny act behält das Parlament die 
tormelle Befugniß der Auflöfung jtets in der Hand. Noch wirkfamer 
aber glaubte die Gentry einer Wiederkehr der Verſuche der Stuarts 
dadurch vorzubeugen, daß dem Offiziercorps der Armee durch eine all- 
mälig eintretende Aenderung der Charakter des bloßen Militärbeamten- 
thums entzogen wurde. Die Offizierpatente erhielten durch ein Syftem 
des Stelfenfaufs den verwandten Charakter der Ehrenämter der regie- 
tenden Klaſſe wieder, und gleichzeitig ward durch ein Stufenſyſtem da- 
hür geforgt, diefe Art des Einfaufs als eine ehrenvolle Verjorgung 
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ſtehenden Armee mit ihrem Werbefgftem, Offizierfauf und ihrer jährlichen mu- 
tiny act ift anwendbar auf ein Land, weldes feine Truppen zu entjeruterem 
Colonialdienſt braucht, und mur in längeren Perioden als Theilnchmer an acti- 
ven Kämpfen innerhalb bes europäiſchen Staatenverbandes Theil zu nehmen 
genöthigt iſt. (2) Die Miliz, die anderswo in diefer Geftalt bedeutungslos jein 
wurde, behielt in ihrem Offiziercorps immer noch militäriſche Elemente, da die 
Eofonien und oſtindiſchen Befigungen ber englifchen Gentry ein gemiügendes 
Feld für den praktiſchen Kriegsdienft darboten, auf dem ſich fogar bedeutende 
militariſche Capacitäten bilden konnten. Während die Verhältnifje des Landes 
an ſich Teicht zur Verweichlichung und zur Rüdfehr in die allyu friedliebenden 
Zuftände der angeljähfiihen Zeit führen wirden, hat fid) hier wiederum in 
der regierenden Klaſſe die militärifche- Tiichtigfeit erhalten, die auch durch 
den Stellenfauf in der Armee, biefe künſtliche Verbindung des Beſitzes mit den 
Mititärämtern, erhalten wurde. (3) Die normalen Lebensbebingungen eines 
Wehrſyſtems, deren feine Nation ſchließlich entbehren kann, finden ſich wieder 
in der Seemacht, fogar verbunden mit einem fehr gewaltfamen Confcriptions- 
foftem. Es iſt natürfih, daß bei den völlig verſchiedenen Berhältnifien des 
Eontinents bald die eine, bald die andere diefer Seiten einfeitig aufgefaßt wird. 


VU. Die Kirchſpielsverfaſſung des 18. Jahrhunderts fchlieit 
fi nun als die primäre Grundlage des Communalwefens an die bie— 
herigen für größere Verbände beftimmten Suftitutionen an. 

Die Kirchenvorfteher und ihre Nebenbeamten, die Kirchenfteuer 
in ihrer periodifhen Bewilligung durd die Gemeindeverfammlungen, 
die Oberinftanz der kirchlichen Courts beftehen grundfäglic) in der alten 
Weiſe fort. Die geringere Selbftändigkeit ber Mittelftände feit den 
Zeiten der Reftauration, das ſtarke Uebergewicht der entry, bes grie 
densrichteramts, der Graffchaftsverwaltung wirken aber im Ganzen 
nicht fürdernd auf das örtliche Gemeindeleben. In dreifacher Richtung 
treten namentlich die ftehenden Gemeindeausfchüffe, select vestries, 
immer zahfreiher au die Stelle der wirklichen Gemeindeverfammlungen. 

1. Die durch Gewohnheit entftandenen Ausſchüſſe, die ſich nur 
noch aus den geweſenen Kirchenvorftehern und Armenauffehern bilden 
oder nur durch Cooptation ergänzen, werden durd die Gerichts— 
praxis ald „gute Gewohnheiten“ und als legitimirte Vertreter der 
Gemeinde anerkannt. . 

2. Durh Lokal- und Perſonalakten wurden nicht felten 
select vestries für einzefe Kirchſpiele nad) ähnlichem Mufter jpeciell 
gebilbet, wie durd) 2. Geo. II. c. 10 für Spittlefields, wonach die 
select vestry aus dem Pfarrer, den Kirchenvorftehern, Armenauffehern . 
und den Perfonen beftehen fol, welde ein ſolches Amt einmal verwaltet 
ober die Ablehnungsbuße dafür gezahft Haben, fo lange fie househol- 
ders im Kirchſpiele bfeiben und die Armenfteuer zahlen. Solche Orts 
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geſetze für die Kirchfpiele in und um London wurden dann wieder das 
Rufter für andere Lokalakten. 

3. Durch Specialgejege wurden beim Neubau von Kirchen 
öfter8 select vestries in der Weife eingeführt, daß fie eine ftehende 
Commijfion nur der kirchlichen Gemeinde für rein kirchliche Zwecke 
bilden follen, abgelöft von der alten Verbindung mit der weltlichen. 
Durch 10. Anne c. 11 wurde die Commiffion zum Neubau von 50 
Nirhen in und bei London ermächtigt, mit Zuftimmung des Biſchofs 
eine angemeſſene Zahl wohlhabender Einwohner in jedem Kirchjpiel zu 
einer select vestry zu ernennen, die fich fpäter durd) Cooptation er- 
gänzen ſoll, — ein Syſtem, weldes dann im 19. Jahrhundert in 
ihärferer Abfonderung der rein kirchlichen von den übrigen Verhält- 
niſſen weiter fchreitet. 


Diefe Abfonderungen dienen im Allgemeinen zu einer Abjchwächung 
des Ortögemeindelebens, welches im Durchſchnitt den Verhältniffen der 
ſtadtiſchen corporations gleiht. Eine Weberfiht der Verhaltniſſe in 
einer Reihe von Kirchfpielen geben die Reports on select and other 
Vestries 1830, No. 25, 215. 


Die Steluug der Staatskirche im 18. Jahrhundert kann in bie 
Inftitutionen bes Selfgovernment nur beiläufig eingeflochten werden; denn fie 
hängt nur in der unterften Stufe ihrer Hierardjie, dem Pfarramt, und dann 
wieder in den oberften Stufen ihrer Regierung (dem bifchöflichen Amt ale Theil 
des Oberhauſes, als Theil gewifler Committees des Staatsraths und gewifler 
Ztastsverwaltungs- Commiffionen) mit dem weltlichen Staatsorganismus zu- 
ſammen. Die dazwiſchen liegenden Stufen behalten im Allgemeinen einen 
ielbſiandigen Charakter im Geiſt der älteren Kirchen-Berfaflung. Die innere 
Kirhendisciplin ift nad) Aufhebung des High Commission Court ben Erz⸗ 
biſchöfen und Biſchöfen verblieben. 

Sehr ſchwer und langſam hat die Staatskirche im Laufe des 18. Jahrhun- 
derts ihren Frieden mit dem parlamentariichen Staat gefchloffen. &s ift un- 
vertennbar, daß fie in den VBürgerfriegen des 17. Jahrhunderts in Gefahr ge- 
lemmen war, ein Inſtrument wechſelnder Barlaments- Parteien zu werben. 
Zarım hatte fie mit ihren Theorien von der „abfoluten Gewalt” fo Tebhaft 
Partei fir die Stuarts genommen, war aber oft, und ſchließlich durch Jacob II. 
io ſchwer verlegt und hintergaugen worben, daß fie fich felbft der Widerftands- 
partei anſchloß. Durch die zweite Revolution war die Gefahr ihrer Unter- 
werfung unter die wechjelnden Regierungen der Parlamentsparteien nur ver- 
doppelt: daher das lange und hartnädige Widerftreben gegen die neue Ordnung 
der Dinge, in welcher die oppofitionelle, ja geradezu jakobitiſche Stimmung der 
Rehrheit der Bfarrgeiftlichkeit noch ein Menſchenalter, in etwas engerem Kreife 
noch ein zweites Menfchenalter fortdauerte. Allmälig findet fie indeſſen ihre 
Steflumg auch im parlamentarifchen Staate wieder durch folgende Momente: 

1) Der kirchliche Befig, mit dem Recht des freehold, wird von der 
yeriamentariichen Regierung geichiltzt und erhalten; er reprüfentirt noch immer 
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die Einkinfte eines continentalen Königreichs und dient in England dazu, die 
notwendige Würde ber Kirche neben einer fehr reichen regierenden Kaffe mit 
enmulirtem Grundbefit zu erhalten, 

2) Die Permanenz der firdlidhen Amtshierardjie wird durch den 
Rechtsbegriff der sole corporation erhalten, und dient ebenfo wie die fiarte 
Incorporation der Univerfitäten dazu, den Einfluß der Barlamenteparteien vor 
dem firhlichen Amt fern zu Halten. ben dahin wirft dem Erfolge nach der 
weit ausgedehnte Aemterbeſetzungsrecht (Patronat) von lords und gentlemen. 
von Kapiteln, Univerfitäten und anderen Körperfchaften. 

3) Der Staatskirche bleibt mod, immer eine erhebliche kirchliche Ge 
ritebarfeit, welche freifid in Colifionsfälen einer Regelung durd) cire 
Stantsbehörde in höcfter Inſtanz unterliegt, die aber mit mandherfei obrigteit 
lichen Rechten ſich auf die Dissenters erfiredt. Ebenſo bleibt es bei den Re 
gierungsgewalten des biſchöflichen Amts fiber die nicdere Geiftlichteit. 

4) Das Belenntniß zur Staatelirche bleibt die Vorbedingung jür 
Barlament und obrigfeitliche Wemter. Das tiefdurchdachte Syftem da 
Teftatte 25. Car. II. c. 2 hat diefen auf faft anderthalb Jahrhunderte geihloie 
men Bund der Staatelird;e mit dem Staat, des obrigfeitfichen Amte und vr 
regierenden Klafje, ausgedehnt auf Alles, worauf politiſcher Einfluß im Zitaate 
beruht (bear any office, civil or military, or receive pay, salary, fee, ur 
wages, by patent or grant ete.). YAndererjeits bfeibt der firdhfiche Beſit vol 
herangezogen zu den Laſten der Ortsgemeinde, die Geiftlichleit ein lebendiger 
Glied der vestry, ein flarles Elenient der Friedenscommiffionen und des Cher 
Haufes, und wuchſt allmälig in zunehmender Wahlverwandtſchaft mit der regie 
renden Kaffe in die Parlamentsregierung hinein. 

Das Ganze giebt das Bild eines tief verflochtenen Gegenfeitigfeiteverhält 
niffes zwiſchen Kirche und Staat, zwiſchen Geiſtlichteit und regierender Klar. 
in weldem die Kirche das Wefentliche ihrer Berfaffung, die Sefbftämbigteit der 
Xehramts, unter eigenthimlichen Verhältniſſen bewahrt. Andererfeite hat die 
vegierende Klaffe die Wucht diefer Verbindung fir ihre Stellung nach unten io 
volRändig begriffen, daß der Schub diefer Stellung das erſte Loſungewort der 
Zorp-Bartei ward und bfieb. Die flarte Seite des Syſtems lag auf ber poli 
tifchen Seite, infojern dadurch eine Hauptgrundlage für das Uebergewicht der 
Tegterenden Alaffe und die Moglichteit einer parlamentariichen Parteiregierung 
gegeben war, — das Alles freilich auf Koften Firdjlicher-Wirffamteit in Lehre 
und Eeelforge, umd mit einer gewiſſen lähmenden Rückwirkung auf die Belt 
erziehung, anf das geiftige Leben der Nation überhaupt. Eben daraus entwidelt 
ſich der Methodismus des 18. Jahrhunderts, mehr von der Seite des Gemütbe 
aus; während die älteren an dem Gegenſatz gegen bie Staatsfirche der Stuart 
entftandenen Secten jegt im einem ziemlich einflußfofen Separatismus zurüdtreteit. 

In analoger Weife find aud) die großen Innungen der ſtudirten Inrifien 
durch ein abgefchfoffenes, einer wiſſenſchaftlichen Ausbildımg allerdinge nicht 
förderfiches Eorporationsweien vor dem Einfluß der zarlamentariſchen Parteı 
vegierung ficher geftellt. 

VII. Die Armenverwaltung des Kirchſpiels, mit ihren Ar- 
menauffehern und Armenfteuern, bleibt in diefem Jahrhundert das 
lebendigfte Element der Ortsgemeinde, nod immer beftimmt durch dad 
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Armengefe Elifabeths. Die engherzige Behandlung des Nieberlaffungs- 
rechts und das Ausweiſungsſyſtem der Reſtaurationsgeſetzgebung 13. 
et 14. Car. II. c. 12 wird continuirt durch 1. Jac. II. c. 17, und 
für dauernd erklärt durch 12. Anne c. 18. Diefe, fowie die Mehr- 
zahl der ergänzenden Gefege 3. et 4. Will. et Mar. c. 11 (Berech— 
nung der 40 Tage), 8. et 9. Will. III. c. 80 (Heimathsattefte), 9. 
et 10. Will. III. e. 11; 2. Anne c.6; 5. Geo. I]. c.8; 3. Geo II. 
c.29; 6. Geo. II. c. 31; 21. Geo. II. c. 10; 31. Geo. II. c. 11; 
20. Geo. II. c. 36 drehen ſich überwiegend um settlement und re- 
moval, um die Schwierigkeiten eines immer enger und ftrenger geital- 
teten Niederlaffungsrechts. Das st. 9. Geo, I. c. 7 beſchränkt die 
Befugniffe der Friedensrichter die Unterſtützung eines Armen zu befre- 
tren, und führt verjuchsweife ein Syſtem der Ausmiethung und der 
Beihäftigung in befonderen Armenhäuſern ein. 

Für die Armenfteuer wird durch 17. Geo. I. c. 3 eine Publi- 
cation der Einjchägungslifte nach erfolgter Beftätigung durd die Frie⸗ 
densrichter, durch 17. Geo. II. c. 32 eine geordnete Rechnungslegung 
der Armenanffeher und eine Auslegung der Rechnungen zur Einficht 
der Steuerzahler angeordnet. Im Jahre 1750 berechnete man die 
Armenkoften noch etwa auf 700,000 V., i. J. 1776 auf 1,500,000 V., 
1183—85 auf 2,000,000 2., 1801 auf 4,000,000 2. 

Diefe Steigerungen der Gemeindelaft und vielfache Beſchwerden 
der Berwaltung veranlaßten dann gegen Ende ded Jahrhunderts die 
berühmte Gilbert’8 Act, 22. Geo. III. c. 85, welche wejentlich neue 
Srundfäge der Armenverwaltung in folche Gemeinden einführt, welche 
durh Beichluß von zwei ‘Drittel der Steuerzahler die Acte annehmen. 
Es wird dadurch die Stenererhebung von der laufenden Verwaltung 
getrennt, umd für die Yegtere ein Syſtem bejoldeter Guardıians ein- 
geführt. Mehre Kirchipiele können fich zu einer gemeinfamen Armen- 
verwaltung (union of parishes) vereinigen, womit die Einrichtung 
eines bejonderen Arbeit&haufes verbunden ijt, mit fpeciellen Vorſchriften 
für die Verwaltung und Bifitation der Arbeitshäufer, überhaupt mit 
der Zendenz eine „arbeitfame Beichäftigung “ an die Stelle der Geld⸗ 
almojen zu fetten. Durch 31. Geo. III. c. 110 wird endlih aud 
ur Mifderung des Ausweiſungsſyſtems die übeljte Clauſel des Reſtau⸗ 
rationsgefeges aufgehoben: es foll Niemand mehr auf Grund der bloßen 
Wahrſcheinlichkeit, ſondern erft, wenn er actueli dem Kirchſpiel zur Laſt 
gefallen, andgerviefen werden. 

IX. Eine Erweiterung der Zunctionen der Ortsgemeinde auf 
Grundlage der Armenitener, zu Zweden der Wohlfahrts-, insbejon- 
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dere Gejundheits- und Banpolizei ift im Laufe diefes Jahrhunderte 
an vielen einzelen Orten eingetreten. Die ftetige Wirthfchaftsordnung 
des 18. Jahrhunderts und die frühreife Gefeggebung der Tudore 
machten eine durdjgreifende Gefeggebung in diefer Richtung noch nicht 
nothwendig, in welcher England Hinter den fürforglichen Einrichtungen 
des Continents jet zum erften Mal zurüczubleiben ſcheint. Das alte 
Syſtem der Friedensbewahrung war auf diefe pofitiven Zwecke det 
Gemeindelebens nicht berechnet. Die Gefege der Tudors, die für ihre 
Zeit das Mögliche gefeiftet, Hatten im Sinne des englifchen Selfgo- 
vernment doch überall gemefjene Gemwalten der Obrigkeit und gemeſſen 
Zwecke der Communalſteuern gefetst, welche fir neue Bedürfniſſe nicht 
ausreichten. Dafür half nun die Parlamentsgefeggebung durch eine 
Ueberzahl von Local- und Specialacten nah. In London enthielten 
fon ältere Commissions of sewers einige Reglements für die 
Straßenreinigung. In diefer Zeit folgt eine lange Reihe von Kofal- 
gefegen für die Zwede der Straßenreinigung und Erleuchtung. Auch 
in ſehr zahlreichen Provinzialftädten wurde den dringendften Anforde 
tungen einer Feuer- und Baupolizei, Pflafterung, Straßenreinigung, 
Entwäfferung, Beleuchtung, Nachtwachtwwefen, VBerjchönerungsanlagen 
nachgeholfen. Unter Geo. III. namentlich gehören die nicht weniger 
ala 400 Lofalacten vorzugsweife diefer Richtung an, die fi auch auf 
nichtftädtifche Kirchſpiele nach Bedürfniß ausdehnt. Unter den Bau- 
polizeiordnungen, die feit den Zeiten der Königin Anna für London 
erlaffen waren, hat die von 1774, Robert Taylor’s Act, 14. Geo. Il. 
ec. 78 eine gewiffe Berühmtheit erlangt. Solche Gefege wurden dann 
wieder Mufter fir andere Ortögefege, in denen fich freilich eine end- 
loſe Reihe von immer wörtlich wieberfehrenden Claufeln allmälig bis 
auf das Unerträgliche aufhäuften. Die öconomiſche Grundlage dieſer 
neuen Einrichtungen war regelmäßig eine Ortsfteuer nad) den Grund- 
fägen der Poor Rate. Für die Amtsverwaltung wurden CEuratorien, 
Special trusts, Commissioners, und unter ähnlichen Namen gebildet, 
die nun in den Städten oft gefondert von der polizeilichen Stabtver- 
waltung (corporation), in den übrigen Kirchfpielen oft ganz gefondert 
von den ordentlichen Kirchjpielsbeamten daftanden. Die Oberinjtanz 
für Steuer und Amtsverwaltungsfragen, fir Reclamationen und Zwang® 
vollſtreckungen, bildeten die Friedensrichter in der fonft üblichen Weilt. 
Mangelhaft geordnet war vielfach, die Theilnahme der Steuerzahler an 
folhen Verwaltungen und die Rechnungscontrolle. Das Vorbild der 
Select Vestries und der ftädtifchen Corporations hat dabei überwit 
gend im Sinne einer Befchräntung der Theilnahmerechte gewirlt. Erit 
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im 19. Jahrhundert haben dann die Bedürfniffe der neuen Gefellfchaft 
eine Confolidirung diefer örtlichen Einrichtungen herbeigeführt. 

X Die WVegeverwaltung des Kirchſpiels bildet den Schluß 
diefer Ortsgemeinde» Inftitutionen. Sie beruht noch immer auf den 
Grundlagen der Gefeßgebung der Tudors mit ihren Wegeauffehern, 
Hand- und Spanndienften und nachhüfflichen Wegefteuern, unter Con⸗ 
trolle und Oberinftanz der Friedensrichter. Die Gefeßgebung hat fi 
lange Zeit nur darauf befchränkt einzele Punkte im Sinne diejer Zeit 
zu modificiren. Durch 3. et 4. Will. et Mar. c. 12 wird das Er: 
nennungsrecht der Wegeauffeher den Triedensrichtern Übertragen, an 
Stelle des bisherigen Gemeindewahlrehts. Die Entfcheidungen der 
friedensrichterlichen Seffionen werden von der Oberinftanz (Certiorari) 
der NReichsgerichte befreit. Die ergänzende Geldftener ift jchon in die 
im Geſetz der Diskretion der Quartalſitzungen überlaffen, jedoch mit 
einem Marimum von 24 pCt. des armenfteuerpflichtigen Einkom⸗ 
mens. Erft 1773 folgt wieder eine codificirte Wegeordnung 13. 
Geo. IH. c. 78, die das Syſtem der Hand- und Spanndienfte noch 
beibehält,, jedoch daneben ſchon billige Taren zu Ablöfung der Na⸗ 
tnraldienfte firirt. Die Materialloften des Wegebaues werden durch 
eine Wegefteuer aufgebracht, die von den Heinen Bezirksfigungen der 
Friedensrichter auszufchreiben,; und mo die Naturaldienfte nicht aue- 
rachen, können die Wegeauffeher mit Genehmigung der Duartalfigungen 
eine Hülfsftener bis zu einem Marimum von 32 pCt. des Realein- 
lommens ausfchreiben. Aus dem Fahre 1814 findet fich eine Berech⸗ 
nung, nach welcher der Werth der Naturaldienfte damals auf 551,241 %., 
die Abfindungsgelder für nichtgeleiftete Naturaldienfte auf 287,059 L., 
die Wegebauftener auf 621,504 X. berechnet wird. Ein ähnliches Ver- 
haltniß war wohl ſchon am Schluß des 18. Jahrhunderts vorhanden. 

Das örtliche Bedürfniß von Kunftjtraßen wurde durch Lokal⸗ 
acten geregelt, welche einem Curatorium (turnpike trust) von Frie- 
densrichtern und Anderen die nöthigen Exrpropriationsrechte, Verwal⸗ 
tungebefugniffe und Gewalten liber ihre Beamten, die Befugniß zur 
Erhebung von Chauffeegeldern verleihen, ihr Verhäftniß zur gefetlichen 
Wegepflicht der Kirchſpiele ordnen, und eine noch ftrengere Wegepolizei 
ut Anwendung bringen. Nach einigen vorbereitenden Geſetzen geht 
daraus eine allgemeine Shauffeeordnung 13. Geo. III. c. 84 hervor, 
welche ergänzend zu den einzelen Lofalacten hinzutritt. 

Die Brüdenverwaltung und Brüdenfteuer bleibt unter der Ver- 
waltung der Quartalfigungen nach den Grundfägen des st. 22. Hen. VIII. 








382 VI. Beriode, 


e. 5; wobei das Zuſatzgeſetz 1. Anne e. 18, auch hier das Certiorari 
der Reichsgerichte aufhebt. 

Die Wegegeſetzgebung dieſer Zeit dreht fih als Anfange- umd End- 
punkt hauptſachlich um das st. 3. et 4. Will. et M. c. 12, und 13. Geo.Ill. 
©. 78. Nad) dem erſtern Geſetz follen am 26. December die Rirchfpielebeamten 
und Einwohner fih verfammeln, und eine Lifte entwerfen der Perfonen von 
10 8. Grundrente oder 100 2. Vermögen oder 30 2. Einkommen, event. eine 
Lifte ber wohlhabendften Berfonen überhaupt, welche 2 Friedensrichtern in eine: 
Specialfeffion au itberreichen iſt und aus denen dann die Friedensrichter 
die surveyors ernennen. Diefe Erweiterung der friedensrichterlichen Gewalten 
Harakterifirt auch die folgenden Beſtimmungen. Alle Streitigleiten üder 
Wege follen in der Grafſchaft eutſchieden werden, fein Indietment und Teint 
Order durch certiorari abberufen werden. „Wo aber das Recht oder der Titel 
zur Reparatur in Frage kommt," kann die Sache durch Bericht an die kings- 
bench fommen. (5. et 6. W.etM. c. 11.) Der Surveyor foll alle 4 Monate 
die Wege infpiciren und einen eidlichen Bericht über den Zuſtand erfatten. Ale 
4 Monat folen die Friedensrichter in ihrer Divifion eine Special-Sigung für 
die Wege Halten und darin die presentments der Surveyors ſowie deren Reh- 
nungslegung entgegen nehmen. Auf Eid des Surveyor Lönnen fie ausgelegt 
Gelder durch eine Stenerausfgreibung aufbringen laſſen. Im den Duartal- 
figungen aber fönnen fie Geldbeiträge ausſchreiben von allen Einwohnern, Ei- 
genthilmern und occupiers von Grundftüden und von beweglidem Vermögen, 
foweit es zur Armenfteuer eingefhägt zu werden pflegt, nicht über 
6 d. auf das L. Die Seffionen mögen aud) die Weiſe der Erhebung, Benven- 
dung und Rechnungslegung durch ihre Orders näher befiimmen. Nach 1. Gew. 1. 
©. 52. geht eine Appellation von den Special- an die Generalfigungen. 

Die confolidirte Wegeorbnung von 1773 enthält keine eigentlich neuen Eer- 
waltungsgrundfäte. Es handelte ſich hauptfächlic darum, die geltenden & 
fimmungen für die Friedensrichter und Ortsbeamten überſichtlich zu maden. 
Das Syftem der Naturalleiftungen follte noch die Regel bleiben, die ergänzenden 
Geldbeiträge waren aber unentbehrlich und die experimentale Geſetzgebung dar. 
über ‚wechfelnd, zuweilen ſich widerfpreddend. Burn's Justice Magt daher in den 
erften Ausgaben über die ungewöhnliche Confufion in diefem Titel wegen der 
Menge alter Geſetze, die durch fpätere fünf«, ſechsmal oder Bfter verändert ſeien. 

C. Die Zufammenfaffung der Elemente des Beſitzee 
durch die vorftehenden Yuftitutionen begründet nod im- 
mer, wie in den früheren Jahrhunderten, die politiſche 
Stellung der Stände. Sie erfcheinen noch immer in der Gr 
fammtpeit, im Staat, nach denjelben Grundfägen zufammengefast 
wie fie in Grafihaft und communa zu Amt und Steuer verbunden 
find. Ihre Geltung beruht alfo wie in der Geſellſchaft auf dem Ve— 
fig: aber nicht auf dem nackten Befig, der als blos geſellſchaftliche Po- 
tenz ſtets beftritten umb bekämpft ift, fondern auf den Leiftungen dee 
Befites in Ehrenamt und Stener. Die Dreitheilung der Stände da · 
nach iſt noch die alte: innerhalb der regierenden Klaſſe iſt aber mit 
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km Wachsthum des Staats und mit den Beränderungen im Geift 
der Verfaffung ein weiteres Auffteigen bemerkbar. 

1. Die regierende Klaffe, Nobility und Gentry, fteht 
jest ſelbſtbewußt und anerlannt da als die Klaſſe, welche unter Wahlein- 
fluß der Mittelkfaffen dag Unterhaus, durch erbliche Ernennung aus 
den hervorragendften Familien das Oberhaus bildet. Ihr gewaltiges 
Uebergewicht beruht auf der Verfchmelzung der Gewohnheit der Ehren- 
ämter mit den feften Befigmaffen. Ihre Abgrenzung gegen die Mit— 
teiftände hatte fich einft ohne Nangftreit gebildet. Charakteriftifch für 
die Grundlagen der Verfaffung, war in dem Jahrhundert der Revolu: 
tionen und Reftaurationen kein Verſuch gemacht worden, den mittelalter- 
(ihen Cenſus von 40 2. Grundrente für den Graffchaftsritter auf die 
kädtifchen Abgeordneten auszudehnen, oder zu erhöhen. Erſt die Nach—⸗ 
wehen der Revolution führen zu einem Rangſtreit zwifchen einer über⸗ 
müthigen Landariſtokratie und einem geldſtolzen Bürgerthume, und da⸗ 
mit zu einer Ausdehnung des Cenſus, der die Ueberlegenheit der 
landed gentry dem ſtädtiſchen Patriciat fühlbar machen ſollte. 
der Grafſchaftsritter ſoll fortan 600 2. Grundrente aus freehold 
oder copyhold, der ftäbtifche Abgeordnete ebenfo 300 2. Grundrente 
befigen, 9. Arme c. 5. Das Friedensrichteramt ſoll bedingt fein durch 
eine Örundrente von 100 2. aus freehold oder copyhold, erblich oder 
anf Pebenszeit oder auf mindeftens 21 Jahre Pacht. Ein analoger 
Genius befteht in den Milizgefegen. Unabhängig von diefem Eenjus 
bleiben qualificirt die Alteften Söhne und Erben der Lords und der 
Beſitzer von 600 8%. Grundrente. Alle übrige Begrenzung in ben 
Chrenprädifsten Esquires und Grentlemen bfieb der Gerichtspraris 
und der Sitte überlaſſen, mit Rücficht auf Liberale Erziehung, Beruf, 
gewohnheitsmäßige Stelle in ben Friedenscommiffionen und im Par- 
lament. Die älteren Familien erhielten als ſolche die Erinnerung an 
re Abſtammung durch die Bamilienwappen. Gemeinfam aber bleibt 
der ganzen regierenden Kaffe die Anwartfchaft auf die Pairie und auf 
die Mittelftufe des Baronet. Im den Jahren von 1700—1800 find 
nihl weniger als 34 Herzöge, 29 Marquis, 109 Grafen, 85 viscounts, 
48 Barone und mehr als 500 Baronets neu creirt, weiche fchon für 
N allein genügen würden die Bedeutung der erblichen Würden ale 
Ehtenauszeichnungen der Gentry in ihrer dermaligen Geſtalt zu be— 
Kummen. Der Lehnsnexus iſt aufgehoben. Die Ernennung zur Pairie 
gt weder eine beftimmte Art, noch ein beftimmtes Maß des Beſitzes 
voraus, feinen privilegirten Grundbeſitz, fein Fideicommiß, feine guts- 
hertlichen Rechte; noch weniger begründet ſie ſolche. Alles Feudale 
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darin ift nur Name und Rectsfiction, um die Weiſe der Vererbung 
des Siges im Reichsrath zu regeln. Das Lebendige darin ift die An 
erfennung des Grundfages, daß die Selbftthätigfeit der höheren Majjen, 
ihre hingebende gewohnheitsmäßige Thätigfeit im Staat, nur zu ge 
winnen ift durch entfprechende Ehrenrechte. Die fo geftaltete Pairie ift 
alfo eine nochmalige vom wechſelnden Wahleinfluß unabhängige Ehren 
repräfentation der Gentry, aus deren Neihen fie hervorgeht, in deren 
Reihen die ganze Familie außer dem Pair felbft zurücbleibt und ftetia 
zurüdtritt. Die Sitte der höheren Stände, ben Erftgebornen weder 
im befoldeten Staatsamt noch im gewinnreichen Privatleben, fondern 
in dem mühevollen Ehrenamt thätig zu erhalten, — regelmäßig über- 
gehend von Vater zu Sohn wie der Beſitz felbft: diefer Tebendige 
Grundſatz des mittelalterlichen Adels hat durch feine Fortdauer die 
nobility febendig erhalten. Wo von unten herauf die Xaften des in- 
neren Staatölebens noch auf dem Grundbefig ruhen, wo die täglide 
Mühe und die geiftige Arbeit deffelben von einer höheren grumdbefigen: 
den Kaffe getragen wird, wo der große Grumdbefiger die Eigenſchafien 
des Meiftbeftenerten und des ftudirten Beamtenthums in fich vereint: 
da ift ſolche Stellung eines erblichen Adels noch immer eine Lebendige, 
in den Rechtsvorftellungen des Volks anerkannte. Die maffenhaften 
Ernennungen von 268 Pairs und 528 Baronets unter Georg II. 
bezeichnen den Höhepunkt diefer Stellung der regierenden Kaffe. 

2. Die wahlbereghtigte Mitteltlaffe umfaßt im Ganzen 
noch die Elemente, welde gewohnheitsmäßig den Geſchwornendienſt Leiften, 
und die Aemter der Ortsgemeinde verfehen. Sie ift noch immer ab 
gegrenzt nad; dem mittelalterlihen Cenſus des Geſchwornendienſiee 
(40 sh. = 134 Thlr. Rente aus freehold), in den Grafſchaften nach der 
activen Theilnahme an der Corporation in ben Städten. Im Ein 
zelen allerdings decken fich diefe Rechtsverhältniſſe längſt nicht mehr. 
Der Cenſus des Geſchwornendienſtes ift im Anfang diefer Periode auf 
10.2. erhöht, das Wahlrecht der Heinen freeholders aber beibehalten. 
Umgefehrt find die copyholders von 10 8. jegt zu dem Gefchwornen: 
dient und zu den Gemeindeämtern herangezogen, ohne ihnen ein Stimm: 
recht zu gewähren. Durch die ſchwerfälligen und koftbaren Formen 
der Veräußerung des Grundbefiges und durch die Familienjtiftungen 
(entails) ift eine Aufftauung des Grundbefiges entftanden, die durh 
den leichteren Zuzug in den Städten, durch die Blüthe von Handel 
und Gewerbe noch befördert wurde. Dies, und das am freehold hal: 
tende politiſche Recht, veranlaßte die regierende Klaſſe zu einem Aue 
kaufen der noch vorhandenen Bauerhöfe, während andererfeits die pol’ 
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tiſche Thätigkeit und die humaniftifche Bildung des Squire ein Zurüd: 
sichen der höheren Klaffe vom perfünlichen Betriebe des Ackerbaues 
veranlaßt. Died Alles hat im Yaufe des 18. Yahrhunderts eine jo 
majjenhafte Vermehrung der Bachtverhältniffe herbeigeführt, daß man 
den ganzen ländlichen Mitteljtand als Pächter zu bezeichnen ſich ge- 
wöhnte (einfchließlich ber Heinen freeholders und der copyholders ), 
und daß ſich in der That der ländliche Mittelftand in eine ftarfe Ab- 
hängigfeit von der landed gentry verjeßt fah. In den Städten kam 
dazu eine gefährliche Nachficht der Geſetzgebung und Praxis, die immer 
maffenhafter grade die intelligenteren Gewerbe und Berufe von Ge: 
ihwornendienft und Gemeindeämtern befreite. In Wechſelwirkung da⸗ 
mit jtand das Zerfallen der Selbftthätigfeit der Mittelftände in den 
vorporations und in den Kirchſpielen, die fortichreitende Bildung der 
selert bodies und select vestries. Im Ganzen und Großen fehlte 
uberhaupt den Mittelſtänden ein ftetiger Jufammenhang in organifirten 
Körperſchaften, wie jie die regierende Klaffe in den Quartalſitzungen, 
den großen jJuries und corporations hatte. Die Zahl der Wahlbe⸗ 
rehtigten wurde im Jahre 1768 nur noch auf 160,000 beredjnet 
(Massey I. 338) und mag im Laufe bes Jahrhunderts du rchſchnittlich, 
200,000 nicht überſtiegen haben. Und dies. Jteberglwidht der Zahl‘ 
ward durch den überwiegenden Einfluß der regierenden Klaſſe weit über- ' 
boten. Zugleich find es focinle Gründe, welche eine Erfchlaffung‘ des 
Bahfeinflujfes der Mittelklaſſe herbeiführen. Die feite Wirthfchaftsord- 
nung des 18. Jahrhunderts hat keine befonderen jorialen Forderungen her- 
vorgerufen.. Selbft da, wo in den Stadtgemeinden ein allgemeines 
Stimmrecht noch lebendig war, werden regelmäßig diefelben ariftofre- 
tihen &femente gewählt, wie in allen anderen. Die Parteimeinungen 
dieſer Wahlkörper unterjcheiden ſich durch nichts von den gewöhnlichen 
Parteigegenfägen im Parlament; denn durchgreifende fociale Gegenfäte 
der unteren Klaſſen waren noch nicht vorhanden. Politiſches Recht, 
politifche Leiftung und Beſitzmacht dediten fi) noch im Ganzen und 
Sroßen. Erſt in den letzten Jahrzehnten des Jahrhunderts zeigen fich 
de eingetretenen Berfchiebungen in einer gewiffen Unruhe der Wahl: 
törper. Aber dennoch geht die regierende Klaffe in dem vollen Sicher: 
beitsgefühl ihrer Macht und ihres Nechts in den großen Kampf gegen 
die Franzöfifche Revolution, in welchem fie den ficheren Boden an ihren 
Mittefftänden nie verloren bat. 

3. Die dritte Klaſſe bilden wie früher die durch den mittels 
alterlichen Cenſus vom Gefchwornendienft befreiten Heinen freeholders, 
dit copyholders, die nichtbeftgenden arbeitenden Klaffen, — frei im 
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Rechtsſchutz der Perſon, dur feine rechtliche Schrante vom Erwerb 
des Befiges, vom gleichen Familienrecht, vom Auffteigen in bie höhere 
Klaſſe abgefondert, als Inhaber eines eigenen Hausſtandes auch jtimm: 
berechtigt in den open vestries der Ortsgemeinde — aber ohne Theil: 
nahme an der Repräfentation im Parlament, da fie nach der alten 
Berfaffung der communae nicht active Theilnehmer derfelben geweſen 
waren. Das Gefühl eines Widerſpruchs, welcher namentlich in der 
Stellung der copyholders lag, nachdem fie ala erbliche Eigenthimer 
in die volle Laſt des Gefehwornendienftes und der Gemeindefteuern ein: 
getreten waren, ift ſchon im Yaufe des Jahrhunderts wieberhoft laut 
geworden. Die Bewegungen von 1730, die von der Whigoppofition 
ausgehenden Borfchläge zur Einführung des allgemeinen Stimmredts, 
find Vorboten der noch ein halbes Jahrhundert entfernten Reformbil. 
Noch auf ein ganzes Menfchenalter find diefe Reguugen wieder ver: 
ſchwunden. Erft eine große fociale Ummandlung umd die Noth der 
arbeitenden Klaſſen machten nad Beendigung der franzöfifchen Kriege 
vom*diefer Seite aus Forderungen geltend, deren Verwirklichung aber 
der Darſtellung des heutigen Rechts angehört. 

Das 18. Jahrhundert [hließt noch mit dem mittelalterlichen Grund- 
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«der actuelle Geſchwornendienſt das Nächftbeftimmende bleibt, an tweldes 
ſicht die Steuerpflicht als das Secundäre (freilich untrennbar und jelbit- 
verftändlich) anſchließt; daß alfo der bloße Steuerbeitrag noch tein Par: 
lamentswahlrecht giebt, wo er nicht verbunden ift mit einer gewohn⸗ 
heitsmäßigen Thätigfeit intellectueller Kräfte im Dienft des Gemein: 
weſens. Die darin liegende Ungleichheit erſchien dem Nechtöbemußtjein 
der Zeit noch als ausgeglichen durch die überwiegende Stimmzahl der 
Mittelftände, deren willige Unterordnung unter die regierende Klaſſe 
naturgemäß auch für die darunter ftchenden Klaſſen beftimmend wurd. 

) Die politifche Gefammtitellung der regierenden Klafſe wil ia 
aus Band I. $ 47 diefer Schrift noch einmal recapitufiren: 

1) Der Schwerpunft der Grafſchaftsverwaltung und des Stabtregiimente, det 
Sriedensrigter-Amt, mit allen feinen Straf-, Polizei- und andern Gewalten 
if dur) einen Cenſus von 100 L. Grundrente der gentry geſichert. Diefer Gen 
ſus fehfießt Mädtifhe Grunbbefiger, Geiſtliche, grundbefigende Advofaten u. |. m. 
nicht aus, und gilt überhaupt nicht für die ftidtiichen Friedens-Eommifflone 
allein gerade fir den großen Verband der Graffchaft giebt ev der landed gent 
das entfchiedene Uebergewicht und eine fefte politiſche Organijation, welde dur 
die Geftalt der Polizeiverwaltung auch über das ftädtiiche Yeben übergreift 

2) Die Milizverwaltungs-Commiffion und bie Offigierftellen f 
durch direkten Cenſus, durch die Koftbarkeit des Dienſtes und durch das Vorichlagt 
recht des Lordlieutenant der Gentry geſichert. 
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3) Das ShHeriffamt bildet durch den ſchweren Aufwand in Ehren-Ausgaben 
ein Refervat der regierenden Klaffe. 

4) Die Anklagejury der Affifen wird herkömmlich aus Friedensrichtern 
und analogen Elementen gebildet. 

5) Die Bertretung der Grafihaft und der Städte im Unterhaus ift durch 
direften Cenfus und durch die ſchweren Ehren-Ausgaben den reicheren Elementen 
der Gentry rejerpirt, deren Spiten dann endlich in der Pairie einen dauernden 
vom Rahleinfluß unabhängigen Antheil an der Staatsgewalt finden. 

Es if in der That nicht ſchwer, die Kette der Einflüffe aufzufinden, durch 
weiche bie regierende Klaffe das Parlament, und vom Parlament aus die wichti- 
geren Aemter des Staates occupirt. Alle diefe Einrichtungen würden indeffen 
auf die Dauer ihren Einfluß weder erhalten noch erweitert haben, wenn nicht von 
unten herauf Beftg und Staatslaften fo verbunden wären, um biefe Geltung zu 
wohlenoorbenen Ehrenrechten für gemwohnheitsmäßige Leiftungen zu machen. Nur 
duch diefe Rechtsgrundlage wurde fchrittweife der Antagoniemus der Kirche und 
der ftadtifchen Elemente überwunden, die in der erften Hälfte des 18. Jahrhun- 
derts noch lebhaft genug vorhanden waren. Die Gleihmäßigfeit der Selbfiver- 
waltung hat auch die flädtifhe Sentry in Intereffen und Sinnesweije affimilirt. 

Und in eben dieſer @rundlage beruht die Tebendig gebliebene Pairie, 
die nicht mehr die regierende Klaſſe jelbft darſtellt, wie die wittelalterlichen 
Seigneurs, fondern eine fehr viel breitere Grundlage hat und ſich viel weiteren 
Kafien öffnet. Die Art und Weife, in welcher dies Hervorgehen der Bairie aus 
den breiten Reihen der Gentry verfannt und die Pairie als eine Eontinuation des 
mittelalterlichen Herrenſtandes angejehen werden konnte, ift charafteriftiih für bie 
geiellichaftliche Auffafiung aller Stammbäume. Bor einem Dienfchenalter wollten 
unter 249 Lords nicht weniger al® 188 wittelalterlicher Abel fein, während’ eine 
etwas folidere Unterfuchung des Sir Harris Nicolas ergab, daß von ber ganzen 
englichen Peerage, wie fie 1830 beftand, nur 9/3 von anerkannt ritterfchaftlichen 
Familien aus der Regierungszeit Eliſabeth's abftammt, und "unter diefen wieder 
mr ein Heiner VBruchtheil einen baronial descent beanfpruchen konnte. Die 
3458 Familien, welche narh einer parlamentarifchen Ermittelung von 1798 bered)- 
tigt waren, Familienwappen zu führen, enthalten allerdings die Elemente in fich, 
weile dem niedern Adel des Continents entiprechen, und die fid) auch ihrer Zeit 

die Tumier - und Stiftefähigleit auf dem Kontinent zu erhalten mußten; allein 
auch darunter find die Mehrzahl Familien der neueren Gentry, die ihr Wappen 
vorihriftsmäßig angemeldet haben. Beſondere ritterfchaftliche Corporationen und 
Eerbände, autonomijche Familien-, Bermögens- und Erbrechte, durch die ſich in 
Teutichland die Kluft zwiſchen dem Befit und der öffentfichen Leiftung der höheren 
Stände, zwiſchen ihrem Anjpruch und zwiſchen ihrem wirklichen Recht, mit jedem 
Nenjchenalter mehr erweiterte, find freilich in England nie vorhanden geweſen. 
Die Popnlarität und der politifche Einfluß der großen Familien hielt grade von 
ven Epiten der Gefellichaft dieje Art der Selbſttäuſchung fern, ımd ermäßigte 
damit au die Prätenfionen der Heineren Gentry. Jedermann wußte beiſpiels⸗ 
weiſe, daß die alten folgen Percys nicht weniger als dreimal ausgeftorben find 
um den Kamiliennamen nur auf den Ehemann ber Erbtochter übertragen haben; 
deß der unter Georg II. creirte „Percy, Herzog von Northumberland”, Sir Hugh 
Smitbson, Sohn eines Apothefers war. Beim Regierungsantritt Georg's I. be- 
Rand das Oberhaus aus 22 Herzögen, 2 Marguis, 64 Grafen, 10 Biscoun te, 
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67 Baronen, 16 ſchottiſchen Bairs, 26 geiflichen Paire; von diefen Pairien be. 
landen aber nur noch 52 unverändert beim Tode Georg's IV. Diefe gewaltige 
Bewegung innerhalb der Pairie beweiſt doch nur, daß die Ihätigleit des Veſidee 
im Staat, die gewohnheitsmäßige perfönfiche Betheiligung am selfgovernment 
die einzig Tebenbige Grundlage einer rechtlichen Stellung der höheren Stände it, 
daß alle diefe Ehren erworbene Ehren find, ebenfo wie im Mittelalter. Die lebene 
Hänglide Tpätigfeit im Friedensrichteramt umd die ſchwere Rachtarbeit der Par 
lamente, aljo die Braris des Staats, ift das eigentliche Tebene-Prinzip, weldes 
den großen Familien die Hervorragende Stellung ſichert: nicht rechtliche Abjonde 
rung von anderen Ständen, nicht Titel- und Ordensweſen, fondern das organiice 
Leben des Staats, das ftetige Ineinandergreifen und Ineinanderwachſen von & 
fi und Amt, von Steuer- und Amtslaſt. Wie in den manors der Grafihalten 
die feften Bunkte liegen, in welchen ftets ein Höchftbefteuerter, ein Friedensrichter 
zu finden if, — wie diefe Elemente vereint den feften Kern der Kreieverwal 
tung bilden, — fo erſcheinen fie dann concentrirt im Parlament als „Haus der 
Bairs“, Und dies Berhältniß hat fortgedauert bis zur Gegenwart. Noch im 
Jahre 1855 Habe ich im englifchen Oberhaufe gezählt: 61 Lords als Lorblicute 
nants an der Spite einer Graficaftsverwaltung, 116 Lords in den Miliz, Com 
miffionen und ale Mitizoffiziere, 58 in der activen Armee, 67 active oder ehe 
malige Minifter oder Unterftaatsfefretäre, 108 ehemalige Unterhansmitglieder x. 
Der Typus des privatifirenden Lords war zu allen Zeiten eine einflußloje A 
artung. Wie völlig unmöglich es ift, ohne diefe gewohnheitsmäßige Thätigleit 
den höheren Ständen ein Bewußtſein ihres Berufs zu erhalten, zeigt theoretiſt 
die fange-Reihe der wohlgemeinten Schriften des Continents über den „Beni 
des Adele", die der unwillkürlich treue Spiegel des mangelnden Bewußtjſeins find, 
— zeigen practifch die Berjudje der Bildung von Adelskammern auf dem Conti 
nent, die im der Regel nicht einen dauernden Nath der Krone für Staate 
geidhäfte, fondern eine geſellſchaftliche Inftitution nad) den Ideen eines Hofmarichall 
und Heroldsamts ausdrüden, und die ihren Mittel- und Schwerpunkt in dem 
täglichen Leben der firftlihen Höfe finden, in welchen der Staat mit feinen jeht 
ernften Anſpruchen an eine gefammelte, Retige und an diefer Stelle ſiets jehr fr 
melle Thätigfeit unmöglich zur Geltung kommen ann. Meine Gefidtspuntte in 
der Schrift iiber Adel und Nitterichaft, 1851, finden fid) aud) wieder im neuchen 
englifjen Schriften, z. ®. in der Edinburgh Review, Janııar 1854, ©. 29T 
Das Parlament niit feinem adligen Oberhaufe ſtellt allerdings die Berbindung 
von Befig und Amt dar, aber nicht eines eingebildeten, durch bloße Adele 
titel fortgefegten Amts; nicht eines eingebilbeten, durch bloße Adelstitel jorige: 
jegten Beſitzes; nicht eines privilegirten Grundbefiges, der mit dem ganzen in- 
haltlos gewordenen Lehnenerus in England verſchwunden ift, fonbern eines jeden 
Beſitzes, der feine Steuern und perfönficen Pflichten im Staate erfüllt. Dabei it 
auch die Steuerzahlung felbftverftändfih. Die Stellung der Pairs in Gejepgebung 
und Steuerberoilligung wäre undenfbar, wenn fie nicht zugleich auch die Mein 
befteuerten bes Reiche wären; die Stellung er Gentry in der Kreisverfammlung 
unbenfbar, wenn bie ſteuerausſchreibenden Friedensrichter nicht felbft Meiſtbeſteuerte 
wären; die Stellung der Mittefftände in den Ortsgemeinde-Aemtern unbenfbat, 


wenn nicht die einfhägenden Beamten ſelbſt nach gleichem Fuße fenerpfichtig 
wären. 
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D. Der conftitutionelle Staat des 18. Kahrhunderts, 
dies in der civilifirten Welt unabläffig nachgeahmte Bild einer freien 
Verfaſſung, — ift die Zufammenfaffung der obigen Verhältniſſe 
in ein Parlament, beftehend aus dem König, dem geijtlichen und welt- 
lihen Lords im Oberhaus, den Bertretern der communae im Unter: 
haus. Mit dem Parlament ift indeffen der Inbegriff der Etaatöge- 
walten, trog der behaupteten „Ommipotenz“, keineswegs erichöpft. 

Geſchichtlich hat ſich das Parlament angefchloffen an ein König- 
thum mit vollen Regierungsrechten, die nicht Ausflug der Parlaments- 
tehte, fondern originäre Gewalten des Königs find. Diefe Gewalten 
dauern fort, ftetig erweitert, beſchränkt, modificirt durch die Geſetzge⸗ 
bung, alfo durch den „King in Parliament”, aber doch ihren Grund- 
beitandtheilen nac) davon abhängig, fchon der vorparlamentarifchen 
Verfoffung, der common law angehörend. Diefe Regierungsgewalten 
haben fich verzweigt in eine Reihe verfaffungsmäßiger Behörden (courts), 
in neuere durch Parlamentsacte gebildete (parliamentary boards), 
und wieder andere durch die Praxis der Minifterverwaltung gejtaltete 
(secretartes of state u. a.). Diefe Gewalten faffen ſich endlich zu⸗ 
ſammen im „King in council” -- dem König als Haupt ber (mit 
einem jpäter untergefchobenen Wort) fogenannten Erecutivgewalt. 

Der englifche Staat ift alfo Monardie in einem dop— 
pelten Organismus: als King in parliament und als King in 
council. Das heißt: der König ift in Ausübung der Staatögewalt 
entweder an die Zuftimmung bes einen, oder an den Beirath, 
die Gegenzeichnung des andern gebunden. Dies ift es, mas der Staats» 
tegierung die im Meittelalter begründete Einheit continuirlich erhalten hat. 

Vierhundert Fahre lang hat da8 Privy Council diefem Staats⸗ 
weien ald die nothwendige Grundform gedient. Es enthielt in den 
einzelen Großbeamten die Spitzen der Staatsverwaltung mit Befugniffen, 
die man der Stellung moderner Departementöchefö vergleichen mag. 
Es enthielt aber in feiner collegialifchen Geftalt und in der Mitwirkung 
der Reichsrichter zugleich die Garantien einer feften, ftetigen, verfajjungs- 
mäßigen Regierungsweife. Jahrhunderte lang blieben die Chief Ju- 
stices und andere Richter fammt oder fonders, theils Mitglieder, theils 
Juftitigrien und begutachtende Afftftenten der Neichsregierung. Erft 
mit diefer Geftalt de6 permanent council hatte unter Eduard I. be: 
gonnen die wirkliche Innehaltung der Grundbfäge der Magna Charta 
in der laufenden Kegierung. In dem privy council ift die lange 
Reihe der organifchen Geſetze geftaftet, auf denen das engliſche self- 
government, die ganze innere Formation bed Staatsweſens beruht. 





Zn este EEE anfang ge Sn rn wur ee — —— — — — on 


390 VI Periode. 


Die colfegialifche Geftalt der Staatsregierung hat im 15. Jahrhundert 
die conpuffivifchen Bewegungen des Baronenfrieges, im 16. Jahrhundert 
die Probleme ber Reformation überwunden. Erſt im 17. Jahrhundert 
hat allerdings da8 Council die Regierung der Etuarts nicht mehr zu 
tragen vermocht; doch nur durch ihre eigene Schuld. Mit den Stuartd 
eben Hat jene verhängnißvolle Negierungsweife begonnen, welde die 
Staatögefchäfte nicht mehr in formalen Situngen des Raths, fondern 
in formlofen Gabinetsberathungen mit einigen Vertrauten zu führen 
beginnt. Dies Sabinet der Stuarts ift, wie oben bemerkt, der lleber- 
gang aus der alten in die neuere Negierungsweife durd) ein parlıa- 
mentary cabinet geworden. 

Inzwiſchen find aber folgende Aenderungen eingetreten. 
(1) Die grundfägliche Unabfetbarkeit der Richter. Die ordentliche Ci⸗ 
vil- und Strafjuftiz gehört zwar fchon feit dem Mittelalter vor die 
„Gerichtshöfe des gemeinen Nechts “; das Perfonal der. Richter aber 
war zwar factifch lebenslänglich, doch dem Recht nad) in der Stelle 
von abfegbaren Yuftitiarien ber Meichsregierung. Auch die Unabfer- 
barkeit der Richter hatten in England erft die Parlamente den Stuarts 
abfordern müffen (a. 1641 Parl. History IX. p. 208). Erft durd 
13. Will. III. ce. 2 ift der Grundfag im Wefentlichen zugeftanden und 
damit die Feftigfeit deutfcher Gerichtsverfaifung erreicht. Inzwiſchen 
hat auch die Reichskanzlei (Chancery) durd die Bermanenz des großen 
Beamtenperfonale nahezu die Feſtigkeit eines Gerichtshofes erlangt. 
In Folge der Ausbildung der Competenzverhältniffe find aber nunmehr 
die vier Magnae Chartae, welche die englifhe Verfaſſungsurkunde 
bilden (S. 344), die Grundrechte, die Grundprincipien des öffentlichen 
Rechts überhaupt unter die Auslegung der Reichsgerichte geftellt. (2) Die 
gefammte Polizeiverwaltung in ihrer Verzweigung als Sicherheit, 
Gewerbe⸗, Arbeits⸗, Sittenpolizei 2c.,- die Oberinftanz über die Orte⸗ 
gemeindeverwaltung, die Miliz, und Alles, was eines Mißbrauchs der 
Gewalten von oben herab fähig, ift inzwifchen durch eine unabfehbere 
Kette von Gefegen theils decentrafifirt, theils in allen leitenden Grund- 
fügen unter die Reichsgerichte, insbeſondere die king’s bench geftellt. 
(3) Die Kirche Hat inzwifchen die Unabhängigkeit von der laufenden 
Minifterverwaltung wieder erhalten; die Nechtsinnungen, als bie Bor- 
ftufen des Nichteramts, die Univerfitäten und andere gelehrte Körper: 
haften find durch ftarfe corporative Selbftändigfeit außerhalb des Be 
reich& der Miniftergewalten gefett. (4) Das Oberhaus ift inzwischen and 
dem selfgovernment der Grafſchaft jo confolidirt, um durch Staat 
erfahrung und felbftändige Stellung wiederum, wie ſchon im 15. Jahr: 


Der conftitutionelle Staat. 391 


hundert, die Stellung eines permanenten großen Raths einzunehmen. 
(5) Das außerordentliche Eingreifen der zeitigen Staatsregierung in 
den Yauf der Juſtiz und Verwaltung bat durch die Aufhebung der 
Sternfammer 16. Car. I. c. 10 aufgehört. 

Die danach übrig bleibenden Geſchäfte des privy 
eouncil haben nur ben Charakter des beweglichen Theile 
der Staatsregierung, in welchem es fi noch um Maßregeln der 
auswärtigen und Golonialpolitil, um einzubringende neue Gefege, um 
temporäre Meafregeln, um Neubefegung vacant gemworbener Aemter 
handelt. Für dies übrig bleibende Gebiet waren die ceremoniellen 
Plenarfigungen eines zahlreichen Collegiums in der That weder noth- 
wendig noch angemeijen. Das gefammte innere Leben des Staats war 
dur die Stellung ber Gerichte und Corporationen ſchon in eine fo 
ftabile Geftalt gerathen, daß ein Staatsrath daneben feinen Sinn mehr 
hatte. Die urſprüngliche mißbräuchliche NRegierungsweife der Stuarts 
hält unter diefen Umftänden eine relative Berechtigung, und wird von 
nun an der wirkliche Typus der activen Regierung in folgenden, jett 
bedeutend verfchobenen Stellungen: 

1. Der Königliche Rath Privy Council ift nod im- 
mer in der amtlichen Sprade des öffentlichen Rechts der 
verfaffungsmäßige Sig der Staatsregierung. Der Sade 
nad; aber find feine ehemaligen Functionen in zwei Richtungen aus- 
emander gegangen. Die ftabilen Staatsrathsgeſchäfte find auf die Ge⸗ 
richtshöfe und andere feite Körperfchaften, die beweglichen Elemente find 
auf einen Winifterrath übergegangen, ber ſich nun aus fünf, fieben oder 
mehren Hauptmitgliedern des Raths bildet als „die zeitige Regierung 
Steiner Mojeftät“ (cabinet). Dieje Regierungsweife, hervorgegangen 
a8 den cabinets Jacob's I. und Carl's I., aus den cabinets oder 
Sonfpirationen unter Carl II. und Jacob II., erwies ſich ſchon im Anfang 
diefer Beriode als die einzig noch mögliche Form. Auch der großen . 
Perjönlichteit Wilhelm's III. war es nicht mehr möglich geweien, eine 
gemiichte Verwaltung von Tories und Whigs zu bilden; in den Jahren 
1193 —96 waren die diffentirenden Elemente ftillfchweige:id ausgefchieden, 
bis ein homogenes Whig-Cabinet übrig blieb. Wilhelm III. hat zum 
legten Mal in wirklichen Berathungen eines Privy Council präfidirt. 
Den überzeugte ſich durch die Praxis felbft, daß die neuen Gefeg- 
vorfhläge und Maßregeln, auf welche jet das Council befchränft war, 
mr von principiellen Standpuntten einer in fich einigen Regierung an 
das Parlament gebracht werden konnten. So wie die Verfaflung jett 

geisorden war, mit Wegfall aller Entfcheidungsgewalten des Raths und 
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aller außerorbentlichen Gewalten des „Könige im Math“, war feine 
andere Weife der Regierung mehr möglih. Eben darum getraute jih 
feine Partei die Verwaltung unter anderen Bedingungen zu führen; 
darum wurde fein ernftlicher Verſuch der Wiederherftellung der legalen 
Negierungsweife gemadt. Da aber gefeglih nichts geändert üt, 
fo wird im den betreffenden Fällen noch eine formelle „ Rathejigung “ 
gehalten, zu welcher außer den Miniftern pro forma einige homogene 
Mitglieder des Privy Couneil einzuladen find. Der Staatsrath ift eine 
blos nominelle Verſammlung geworden zur formellen Ratification und 
Publication ſolcher Beſchlüſſe des Minifteriums, welche verfallunge- 
mäßig vom „König im Rath“ ausgehen müffen. 

An diefe neue Form der Staatsregierung nüpft fich num der jekt 
überwiegende Einfluß des Parlaments auf Perfonal und Rich 
tung derfelben. An die Stelle der Vertrauensmänner der Stuart 
treten num die Vertrauensmänner des Parlaments: im erften Denjchen: 
alter faft nur adlige Herren aus dem Oberhaus, fpäter mit jtarter 
Goncurrenz der principal debaters des Unterhaufes; denn es zeigte 
ſich bald, daß eine Regierung ohne dies Vertrauen des anderen Haufe 
nicht mehr zu führen war. 

II. Das Oberhaus, der große permanente Rath dee 
Königs, umfaßt die geiftlichen und weltlichen Lords. Die große Ver: 
mehrung der Zahl der weltlichen Pair macht aber die Vertretung der 
Kirche durch die Bischöfe zu einer immermehr herabfinkenden Meinorität, 
einem ergänzenden Supplement. Durch die große Zahl ausfterbender 
Pairien wurde Play für die neuen Barone gewonnen, deren mailen 
hafte Ernennungen im Laufe des 18. Jahrhunderts (248 Baron, 
25 Viscounts, 109 Grafen, 29 Marquis, 34 Herzöge) ſchon oben 
erwähnt find. Wie die Pairie einerfeits der regierenden Kaffe ihr 
höchſtes Ehrenrecht gewährt, fo giebt fie andererfeits dem Körper der 
Staatsregierung diejenige Stabilität, deren eine von Majoritätsbejchlüfien 
ftets abhängige Regierung allerdings bedarf. Diefelbe Rechtsvorftellung, 
welche in jedem Kreisverband einen feften Beſtand befigender Familien 
als dauernden Halt eines felbftändigen selfgovernment anerfennt, er 
zeugte und erhielt auch die Vorftellung, daß die Selbftregierung det 
gejammten britifhen Volks nur in dem erblichen Sit herworragender 
Männer derfelben Art ihren Kern und dauernden Halt finde. Diele 
Vorſtellung Hat fich erfahrungsmäßig befeftigt, jemehr der ſchnelle Wechſel 
der Parteiftellungen und Parteiminifter einen Halt fur die Mechte- und 
Verwaltungsordnung des Reiche bedingte, welcher im Konigthum nicht 
mehr zu finden war. Die dazu erforderlichen Eigenſchaften bot die 
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Pairie umfomehr dar, als fie von der Seite des Beſitzes aus (feit Auf⸗ 
hebung des Lehnsnexus) vollftändig das gemeine Landesrecht in Familie 
und Bermögen repräfentirte; von der anderen Seite, indem fie die Ge- 
wohnheit der perjönlichen ZThätigfeit im Staatsamt in höchfter Stufe 
und in höchftem Maße darftellte. Gerade durch die mafjenhaften Pairs⸗ 
ernennungen unter Georg III. wurde daher das Bewußtfein der Einheit 
der Reiheregierung mit ben wahlberedhtigten communne und der regie-. 
renden Klaffe vollendet und damit jene Einheit der Action in dem parla- 
mentarifchen Staatskörper erzeugt, welche England weder in einer früheren 
noch in einer fpäteren Zeit in dieſem Maße beſeſſen hat. 


Il. Das Unterhaus befteht in feiner jett verfaffungsmäßig 
abgejchlojfenen Geſtalt aus: 
80 Mitgliedern für die 40 Grafichaften Englands, 


12 ⸗ «= 12 Öraficdhaften von Wales, 
50 ⸗ ⸗25 Cities, 

339 ⸗ = 172 Landftädte und Flecken, 
16 ⸗ 8 Seehäfen, 
4 ⸗ 2 Univerfitäten. 


Wie die Communae felbft, fo bildet ihre fo zufammengefaßte 
Lertretung keine Repräfentation von Geburtsftänden, Beſitzklaſſen, Bes 
ruföffaffen, Intereſſen; fondern eine Repräfentation der Gerichts, Miliz⸗, 
Gemeindeamts⸗ und Steuerpflichten. Eben danach haben fich die höchft- 
beitenerten Träger diefer Ehrenämter als Wählbare zum Parlament 
abgeichloffen (mit 600 8. und 300 2. Grundrente), die Mittelftände bis 
zu der alten Grenze des Gefchwornendienftes herab als Wähler. In 
den Städten ift das ungebührliche Uebergewicht der Zahl der Vertreter 
ausgeglichen durch eine ebenfo ungebührliche VBerftämsmelung der Wahl- 
förper, durch welche im letzten Refultat ein Lebergewicht der regierenden 
Kaffe zum Borfchein kommt, wie e8 im 18. Jahrhundert ihren öffent: 
lihen Leiftungen im großen Durchſchnitt entſprach. Alle diefe com- 
munae nunmehr feit Jahrhunderten verbunden durch ein gleiches Syſtem 
des Selfgovernment und der Realfteuern, und die daraus folgenden 
Wechſelbeziehungen haben mit dem Bewußtfein der Zufommengehörigfeit 
in fih und unter fich jene &leihmäßigfeit der Anfchanung und des 
Willens gewonnen, auf welchem die fogenannte „Omnipotenz“ ded Par- 
loments beruht. 

Der King in Parliament ift fo umgeben von einem größten 
Reichsrath, der in 3 concentrifchen Kreifen das Council (cabinet), 
dat Magnum Consilium der geiftlichen und weltlichen Lords, und 
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da8 Haus der Gemeinen in fich begreift. Dieſer höchſte Staatskörper 
(corporate body) hat als folder: 

1. die gefeßgebende Gewalt in jeder Richtung; 

2. die Finanzgewalt durch Bewilligung neuer Steuern, Erneuerung | 
periodifcher Steuern und durch die jährliche Feſtſtellung des Staats 
haushalts im Ganzen und im inzelen (Budgetrecht); 

3) die Kontrolle der Staatsregierung und zwar (1) Controlle der 
Verwendung der Staatsmittel nad den feftgeftellten Rubriken dee 
Budget. (2) Unterfuhungsrecht gegen die Verwaltungémißbräuche, 
deffen Grenze auf Präcedenzfällen beruht. (3) Das Recht der Antiage 
gegen die Diener der Krone, welches im erften Menſchenalter nad der 
Revolution noch in 15 Fällen, feitdem nur in ein paar vereinzelten 
Fällen geübt ift; denn es war feitdem mit der veränderten Stellung 
des Minifterrathe (mit dem Wegfall der Entjcheidungsrechte und auper- 
ordentlichen Gewalten, des Council) ein direkter Mißbrauch der Staats 
gewalten faft unmöglich, und die Verfuchung dazu einer zeitigen Ma- 
jorität des Parlaments gegenüber jehr gering geworden. 

Unverfennbar und anerfannt ift überhaupt der Schwerpunti 
der Staatsgewalt in das Unterhaus gefallen, und es handelt 
fich feitdem weniger um die Beforgniß eines Mißbrauchs der Staats⸗ 
gewalt gegen die Majorität, als von einem Mißbrauch der Staate 
gewalt durch die Diajorität. Das Parlament, und vorzugsweije das 
Unterhaus, anftatt die Staatsverwaltung zu controlliren und Miniſter 
zur Verantwortung zu ziehen, ift in wachſendem Maße felbft regieren: 
der Körper geworden. Seine Majorität controllirt nicht mehr die 
Reichsverwaltung, fondern defignirt die Verwalter ſelbſt. Die redt: 
liche Verantwortlichkeit tritt in dem Hintergrund vor einer „politiſchen“ 
Verantwortfichkeit, d. 5. vor einem durch die Parteiverhältuifie dee 
Unterhaufes bedingten Syſtem des Miniſterwechſels. 

Die Gründe, aus welchen diefe Negierungsweife dem Lande ale 
die rechte und normale erjcheint, liegen in den geſchichtlichen Her 
gäugen. Wie jich die Ueberzeugungen des Individuums durd die Er- 
fahrungen der Jahre beftimmen, jo bilden fich die Grundanfchauungen 
der Völker durch die Lebenserfahrungen von Generationen. Seit dem 
Anfang des 17. Jahrhunderts Hatte das Königthum nicht mehr die 
Königlichen Pflichten, nicht mehr die wirklichen und dauernden Auj- 
gaben des Staates erfüllt, fondern einem inhaltlofen Königlichen Eigen: 
willen uud den Intereſſen eines zeitweife tiefentfittlichten Hofes gedient. 
Selbit die große Perjünlichteit Wilhelm III. hatte ein letztes, den Au⸗ 
Shauungen des Landes frembartiges Ziel. Drei Menfchenalter hatten 
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die Ueberzeugung hinterlaffen, daß eine Parteiregierung aus den Reihen 
der regierenden Klaſſe in diefem Lande mehr Garantie einer ftarfen 
und gerechten Staatsregierung darbiete, und weniger Gefahr für die 
vreiheit, al8 die legale Regierungsweife des „Königs im Rath“. Das 
Entſcheidende dabei find nicht formelle, mechaniſche Einrichtungen (die 
ſich leicht nachahmen laſſen), fondern die inneren Zujammenhänge, dy- 
namiſche Kräfte, fittliche Weberzeugungen. Wenn die Völker aufhören, 
an regierungsfähige Dynaftien zu glauben, fo folgt der Glaube an 
regierungsfähige Klaſſen, Parteien und Parteimänner. Unter Beibe⸗ 
haltung aller monardifchen Formen und Begriffe bat diefer Glaube 
den Schwerpunkt des Staats aus dem Rath in das Iinterhaus gerüdt. 
Die Gerechtigkeit fordert, noch einmal daran zu erinnern, daß die 
äußeren Gründe diefer Veränderung ohne Ausnahme in dem Miß- 
brauch der Königlichen Gewalten beruhen. Die Petition des Rechts, 
die Aufhebung der Sternfammer, die Bill der Rechte fchneiden nur 
ſchwer gemißbrauchte Prärogativen ab. Die willfürliche und gewiffen- 
loje Berwendung der Staatsmittel unter Carl II. hat erft jene fcharfe 
Anziehung der Appficationsclaufel veranlaßt, durch welche die Stante- 
regierung nicht nur bei neuen, fondern auch bei alten Ausgaben der 
dominirenden Controlfe des Unterhaufes unterliegt. Die Umfturzpläne 
Jacob II. haben die jährlich nothwendige Genehmigung der ftehenden 
Armee durch eine mutiny bill herbeigeführt. Die ſchweren Mißbräuche 
der Verwaltung haben die Grenze zwiichen Gefeßgebung und Admini- 
ration dahin gefchoben, daß Alles, was den Charakter einer mittel: 
baren Geldbill oder einer Ausnahme vom gemeinen Recht hat, in das 
Gebiet der private und local bills und dadurd in das Machtbereich 
des Parlaments fällt. Da faft keines der Königlichen Rechte von den 
Stuarts nicht gemißbraucht war, fo nehmen jene Gefeße den ganzen 
beweglichen Theil der Regierungsgewalten hinweg, der noch im King 
m Council lag. Da aber die forialen und pofitifchen Bedürfniſſe 
eines Volks ftetig heranswachien aus dem formellen Verfaffungsredt, 
da jede Staatögewalt in jeder Form außerordentlicher Machtvollkommen⸗ 
beiten bedarf: jo blieb nichts übrig, als daß die wirffiche Staatsregie- 
rung, der König im Rath, ftets zurüdgehen mußte auf den „König 
im Parlament“, daß das Miniſterium Jahr aus Jahr ein in der Lage 
war, wirffich nothivendige Mittel und Gewalten fi) vom Parlament 
ertheilen zu laſſen. 
Richt dieſe Machtverhältniſſe bilden die Eigenthümlichkeit des eng— 
liſchen Staatsweſens, ſondern der Geiſt, in welchem das erwor- 
bene Recht gehandhabt wird. Warum hat dieſe Parteiregierung 
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die Grundrechte und das ganze öffentliche Necht des Landes befler ge: 
achtet al8 vor ihr das Königthum? Warum bejchräntt fie dem ganzen 
Amtswechfel einer nen eintretenden Regierung auf die 60 political 
offices? Warum hat fie ihre Macht nicht gebraucht, um Sheriffs und 
Jury, um Friedensrichter, Corporationd- und Gemeindebeamte, um die 
ganze innere Yandesverwaltung ihren Parteizweden dienftbar zu machen? 
Warum wird hier kein Verſuch gemacht, die laufende Amtsverwaltung 
im Cinzelen den Parteianfichten der zeitigen Verwaltung dienftbar zu 
machen? Warım ift die Stellung der Richter und der Yuriften- Ju | 
nungen, warum der Befit und die Selbftändigfeit der Staatölirdhe von 
den Barteiregierungen unangetaftet geblieben? Offenbar liegen die Grüne 
nicht in jenen äußern Einrichtungen und Meachtverhältniffen. Bon 
$unen heraus vielmehr beruht die Vorausfegung eines foldyen Ueber 
gewicht8 der Commoners auf der Geftalt und dem Sinn der 
Wahlförper, aus denen dad Haus der Commoners periodifc her 
vorgeht. Die Geftaltung diefer Kreis-, Stadt- und Ortögemeinden, 
— das nachzuweifen war die Aufgabe diefes gefchichtlichen Theile, — 
bildet die eigentliche Lebenswurzel diefer Verfaffung, aus der in unver: 
wäütlicher Zriebfraft die Harmonie der Stände, das linterhaus, dat 
Oberhaus, die gefammten Parlamentsrechte, der fefte Sinn zu ihrer 
Behauptung und rechten Ausübung, die politifche Freiheit, die ſittlicht 
ZTüchtigfeit der Nation hervorgegangen if. Die Selbftthätigfeit 
der befigenden Klaſſen in der Arbeit des öffentlichen 
Lebens, im Barlament, im Kreis» und Gemeindeamt, if 
das Lebensprincip. der PBarlamentsverfaffung.*) Jede 
Lücke, jede Entartung, jede grundfägliche Abweichung von den Maximen 
diefes Communalweſens, war ftetd die Wurzel der Disharmonien, 
welche innerhalb jedes Jahrhunderts in der Regierung des Reichs ſicht 
bar werden. Und mit der Abweichung von dieſen Grundfägen find 
denn auch im 19. Yahrhundert gewiffe Störungen in die Parlaments 
verfaffung getreten, deren Veranlaffung erft aus ber folgenden Dar- 
jtellung der heutigen Zuftände erkennbar werden wird. . 

*) Die Selbitthätigkeit der beſitzenden Klaffen in Kreis: uud 
Gemeindeamt ift das Lebensprinzip der Parlamentséverfaſſung 
Dies Lebensprinzip ift im Parlanıent allein weder zu fuchen noch zu finden. Das 
wirkliche Parlament war in keiner Zeit ein Spiegel der Tugend, und die bloße 
Geſchichte der Parteiftellungen, der Barteimänner und ihres großen Knäuels von 
Samrilienverbinbungen mit allen ihren menſchlichen Schwäden und Widerwärtig 
eiten, läßt die Größe diefes Staatsweſens in feiner Sefammtentwidlung ſchwer 
begreifen, ja faum ahnen. Aud find die Schwächen der einzelen Theile * offen 
kundig und durch die Preſſe ſo bloßgelegt, daß ſie faſt ebento befaunt gemorden, 


wie die Erfolge des Ganzen. Schon an einer anderen Stelle habe ich die Ein. 
feitigfeiten hervorgehoben, die im 19. Jahrhundert jo fühlbar hervortreten: die 
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einjeitige Erhebung der höheren Klaffen auf Koften der Mittelftände, der arbeiten- 
den Klaſſen, der geiftigen Bildung des ganzen Volles; mangelhafte wirthichaftliche 
Entwidelung der unteren Klaffen, das Verſchwinden des kleineren Bauerftandes, 
Verſäumniſſe in der Befreiung des Grundbefites von veralteten Laften; die Mängel 
der Civiljuftiz und des Strafrechts; ein überwucherndes Syftem von Schutzöllen 
und indireften Steuern; Verſchwendung der Staatsmittel; Hindernifje der höheren 
Enwickelung des geiftigen Lebens durch die Stellung der Staatskirche; mangel- 
haite auswärtige Politit und Anderes. Vieles davon wurde gut gemacht durd) 
die inſulare Lage, durch den natlirlichen Reichthum des Landes, durd) die unge- 
heuren Kortichritte des Handels, durch den Berfall der concurrirenden Seemächte. 
Zolhe Schwächen wurden jedenfalls nicht fühlbar in einer Zeit großer Aufgaben 
des Staats, bie von großen Männer in großer Weife gelöft wurden. 

Wie im antiken Etont ift Diefe Größe der Sinnesweiſe aber das Erzeugnif 
der Inſtitutionen, die pofitive Schöpfung einer bewußten Geſetz-— 
gebung. Freilich erfcheinen gewiſſe Grundlagen des Selfgovernment nad Namen 
und Formen in fo fefter Eontinuität mit dem England des fpäteren Mittelalters, 
daß wohl die Borftellung von einer „Naturwilchfigfeit“ vieles Staats entftehen 
tonnte. Allein das dauernd Wirkſame darin ift die Vertheiumng der Steuer⸗ und 
Amtelaft des Staatslebens auf die Communalverbände. Dieſe Grundlagen können 
niemals naturwüchſig fein, jondern im pofitiv geftaltet durch altes Verwal⸗ 
tungsrecht und viele Hunderte von Geſetzen. Nach gleicher Bertheilung dieſer 
Yaften fand ſich allerdings die Fortbildung von ſelbſt. Die daraus folgende Ge— 
wöhnung genügte, um eine fortdauernde — yeilnahme der nachbarlich verbundenen 
Cummunitates an Allem rege zu halten, was fie zunächſt anging, und folge: 
weiie dad Intereſſe und den rechten Einn für Alles, was die Selammtheit an⸗ 
ging. Der urſprüngliche Zwang zu den Grafſchafts- und Gemeindeämtern wurde 
bald überboten durch den regen Eifer der höheren Stände, welde als Meiſtbe— 
ſtenerte das dringendfte Intereffe an redlicher Verwaltung hatten, und welche jehr 
bald auch die Ehre und den Einfluß folder Stellungen zu ſchätzen begannen, Die, 
iteilich in mühevoller Arbeit, zu den höheren und höchften Stellen der zeitigen 
Lerwaltung führten, für Manchen auch in die erbliche Pairie. Berftändnig und 
Zinn für das Öffentliche Leben, das xechte Gefühl fir das Verhältniß von Pflichten 
und Rechten, von fiaatlicher Leiſtung und politifchen Einfluß, bilden ſich hier 
praltiſch tm Einzelen und eben darum feft und nachhaltig in dem Gemeindeleben. 
Die Milizverfaſſung zunächſt, obgleich heute mehr belannt durch die Ge- 
ſchichte ihres Verfalls als durch die eſchyt ihrer Thaten, iſt dennoch in ihrer 
Ledeutung nicht zu unterſchätzen. Die Bedeutung jedes Landwehrſyſtems iſt die 
Erkaltung des militärichen Geiftes der Nation: und dies hat aud) die englifche 
Viliz in ihrer ſchwächſten Geſtait geleiftet. Sie hat wie im Mittelalter der eng- 
lügen Gentrgy ihren halbmilitäriichen Charakter erhalten. Für Verwaltung und 
Geſergebung aber hatte fie den Erfolg, in der regierenden Klafje ein gemeinjames 
Serftändnig und Interefie zu erhalten, ohne weiches eine gefetliche Orduung 
militäriſcher Dinge nicht möglid) ıft. nn 

. Die Gerihtsverfaffung führt in jeden Kreife zweimal jährlid Die Reiche: 
uhter, minbeftens viermal die Friedensrichter mit einer Jury zu meh.tägiger 
<igung zuſammen, d. h. in jeder Sigungs- Periode wechjelnd vergegenmwärtigen 
ſicn Tauſende von Parlamentswählern die wirkliche Anwendung der Geſetze, aus 
der fih die Kechtsvorftellungen eines Bolls bilden. In dieſer practijchen Anmen- 
dung werben auch die nothivendigen Formen ftillichweigend Mar. Daß Richter 
md Jury nicht gewählt, fondern nur ernannt werden dürfen, erſchien dabei ſo 
ielbftperftändlich, daß jelbft an die Möglichkeit gewählter Gerichte nie gedacht iſt. 

o it man bei der practifchen Anwendung des Landesrechts nicht auf die 
Aorderung befonderer Handels-. und Gewerbegerichte gekommen; man hat vielmehr 
ne fräftigere, als politifche Gefannntgrundlage beveutendere Fury beibehalten, 

Die Strafgerihts- und Polizeiverwaltung ift durch das Frie— 
densrichteramt die Wurzel nicht blos der politiichen Macht, fondern auch der 
politiſchen Bildung der engliſchen Gentry geworden. Die Polizeigewalt ift nun 
emmal das unmittelbare ftaatliche Band der kunſtvoll zuſammengeſetzten europäi⸗ 
den Gefellichaft geworden, baher ebenjo mannigfaltig, umfaſſend, eingreifend in 
iſten Gewalien wie anf beim Continent. Es fehlt in England kein Glied in der 
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Kette unſeres Polizeiſtaats: doch mit dem Unterſchied, daß fie nicht von Agenten 
der Sentralvermaltung, fondern von unabhängigen Gentlemen verwaltet wird: 
baf eben deshalb die Geſetze in unendlich mühſamer Arbeit fo gefaßt find, um 
anmenbbar fiir den gebildeten Mann auch ohne technifche Beamtenbildung zu wer- 
den, andererfeit® jo, um das Geſetz zur Regel, die discretionäre Gewalt des Le- 
amten zur feftbegrenzten Ausnahme zu machen. Daß ſolche Geſchäfte nur Männern 
von Befitz und Bildung — in den Städten umbefoldeten Ratheherren — 
grundjäglich unter Königlicher Ernennung in dauerndem Amt anvertraut werden 
dürfen, ijt die durch Erfahrung von Yabrhunderten feftgeftellte Maxime. Turd 
ihre Tüchtigleit haben diefe Friedenscommilftonen ein „Auffichtsrecht“ der Stante 
behörbe abgeworfen, die alte Oberinftang der Neichsgerichte auf Prinzipieniragen 
beichränkt, alles Uebrige auf eine „Correfpondenz” zwiſchen dem Lordlieutenant und 
dem Minifter des Innern zurückgeführt. Das wichtige Clement aber, melde 
diefe Kreistage in das Barlament bringen, ift die burchgehenbe praftifche Belanm 
ſchaft mit den öffentlichen Geſchäften. Gewiß %/4 der Unterhausmitglieder waren 
bi® zur Reformbill praftifche VBermaltungsbeamte in diefem Sinne. 

Die Kirchfpielsverfaffung ſodann hält auch die Mittelftände durch die 
Aemter der Kirchenvorfteher, Armen- und Wegeauffeher, durch laufende Verwaltung 
und jährlich wiederkehrende Steuereinichätung ‘der praftiichen Kenntniß von 
öffentlichen Dingen, welche die allein nachhaltige getitiiche Bildung einer Nation 
ausmacht. Selbſt in den Städten wurde der Verfall der alten Gorporations 
verfaffung minder fiihfbar durch die Fortdauer dieſes Kirchſpiellebens und durd 
das ſtädtiſche Friedensrichteramt. 

Auch im Verhältniß zur Kirche war dies nachbarliche Band noch erhbal 
ten. Sie iſt zwar von oben herab regiert durch das biſchöfliche Amt, im ihren 
einzelen Stufen aber noch zufammenhängend mit weltlicher Berfafjung durch 
Grundbefip und Kirchenzehnten, die an den Steuern und Yaften der Kommune 
durchweg theilnehmen, durch die Friedenecommiiffionen und durch die übrigen oben 
begeihneten Beziehungen. 

ie Summe diefer Berhältniffe bildet aber die innere Landesverwal 
tung, fo wie fie aus den drei Grundpfeilern des mittelalterlichen Staate, Heer, 
Gericht und Kirche ſich entfaltet hat. Es ift der ganze Staat, der Hier im jeinem 
inneren Leben vor uns liegt, — in allen den Functionen, durch welche der Ztaat 
Herr der Gefellihaft bleibt, durch welche er den ermwerbenben, befitenden, genie 
henden, politifirenden Menſchen zwingt, das praktiſche Verſtändniß und den rechten 
Sinn zu gewinnen für das, wodurd) der Menfd) würdig wird, ein freier Mam 
zu fein in einem freien Staat. 

So abgerifien die Statiftil des 18. Jahrhunderts ift, ſo lafien fih doch 
ungefähre Zahlen combiniren. Wir finden am Schuß defielben 3800 active Arie 
densrichter (darunter Herzöge von Königl. Blut und zahlreiche Lords), twenigftene 
doppelt fo viele Gentlemen als Milizofftziere, Deputy-Vieutenants, Sheriffe: etwa 
10,000 Geſchworne in den Grafſchafts-Aſſiſen und viermal jährlid in den Quar 
talfigungen. Sodann in etwa 14,000 Kirchipielen und Ortichaften jährlich wech 
felnd ein Polizeifchulze, ein Wegeauffeher, 2 Kirdjenvorfteher, 2—4 Armenauficher 
und andere Ntebenämter und Committees. Abgejehen von den künſtlich eingefloch 
tenen Verhältniß der Kirche und ihres Lehramts beruht diejer Staat auf einer 
Selbftthätigfeit der höheren Klaffen und Mittelftände in einem Maße, mie 
ſolches geſchichtlich nur noch in Rom und in den griechiichen Republifen wieder- 
zufinden ift. Das befoldete Beamtenthum ericheint daneben als ergänzend, be 
jhräntt auf das nothwendige Maß, namentlich in dem hochbejoldeten Richteramt, 
in den befoldeten Offizieren der Armee und der Heinen Milizſtämme und in dem 
zahlreichen Finanzbeamtenthum. Das Uebrige ift Büreau- und dienendes Perio- 
nal, wie es überall gleichmäßig vorkommt. 

Diefe Weile der Verbindung von Beſitz und Amt ift das Weſen der 
englifchen Berfaffung. Weil fie analog wie im Mittelalter fortdanerte, konnte fich 
auch die Verfaffung in mittelalterlicher Weife kontinuiren. Das wefentlid Reue 
ift freilich das ergänzende Steuerſyſtem, wodurd es möglich wird, eine Neibe 
von ftaatlichen Teiftungen um Geld zu kaufen, welche ohne das die flenernden 
Klaſſen als perſönlichen Dienft und als ſchwerere Laſt zu tragen haben würden. 
Dies Beamten - Element ift aufgenommen, zum Theil in fehr angefehener Stellung. 
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Ro aber die Grenze deſſen liegt, was fich der Art und dem Maß nach nicht für 
Seid kaufen läßt, daß das Wichtigfte und Koftbarfte,.. daß der Charakter, ber 
um einer öffentlichen Berwaltung gehört, nicht um dieſen Preis allein zu haben ift, 
dat wiflen die befibenden Klaſſen nur da, wo fie die Staategeichäfte gewohnheits⸗ 
mäßig lelbft verrichten. 

Und wenn dieje Klafien das gemeinfam Nothrwendige, das Geſetz, in täg- 
licher Selbfbung in das Leben flihren, fo wiſſen fie auch, um was es fich han- 
deit, wen fie ſelbſt oder durch ihre Delegirten, Bejete zu berathen haben. Die 
ganze Wählerſchaft zum Parlament mochte im 18. Fahraundert aus etwas mehr 
oder etwas weniger als 200,000 Perſonen beftehen, von welchen dantals etwa bie 
Hälfte, Jahr aus Jahr ein wechjelnd, den wirkliden Staat in eigener Thätigleit 
lennen lernte. Ueberdies handelte es fich in jener Zeit einer ftabilen Wirthſchafts⸗ 
ordnung um wenige Fragen, gewöhnlich zur Zeit nur um eine. Durch das In— 
lommenwirfen einer jelbftihätigen Wählerfchaft ward dafiir gewonnen eıne @e- 
jemmtinteligenz und eine Geſammtkraft von unermeßlichem Nachdrud. 

An Ober- und Unterhaus haben ſich die fo erfüllten Staatspflidten 
wiammengefaßt zu den entiprehenden politiichen Rechten. Aus 
den fienernden ſich felbft verwaltenden communae hat fi) das Unterhaus: aus 
der Eelbfitbäitigkeit der höheren Stände im obrigkfeitlichen Amt bat fich das Ober- 
baus sufammengefügt. Es ift ein erblicher Rath der Krone geworben, jo weit 
wne Gewohnheit der befitenden Klaffen erblich ward. Daß diefer erbliche Rath 
der Krone nur ernannt, nicht gewählt werben *darf, ift ber Ausbrud des flaate- 
rechtlichen Grundſatzes, daß in der großen, zuſammengeſetzten europäifchen Gejell- 
ihaft, m unferen eben deshalb monardiichen Staaten, Heer und Kirche, Gericht 
und Polizei nur durch ernannte Beamte verwaltet werden follen. Jede Anomalie 
darin ift bis in die nenefte Zeit hinein confequent bejeitigt. Die weiteren inne: 
ten Zulammenbänge, wie Steuer und Selbftthätigfeit ſich gegenfeitig ergänzen, 
wie die regierenbe Kaffe immer an der Spite der Steuerzahler, die Dieiftbe- 
Renerten an der Spike der Bezirks⸗ und Ortsverwaltung ftehen, — wie in den 
Kteisverbänden alle Elemente von Ober» und Unterhaus, — ernannte und ge- 
wählte Beamte gleichmäßig wiederkehren, — wie Bairie und Commoners auf 
dem Boden eines gleichen Familien⸗ und Eigenthumsrechts, auch durch das Band 
der Familie mit einander verbunden und verwachien find, — das Alles ergiebt 
Rh aus den grundlegenden Inſtitutionen ale weitere folge. 

Lerfaffung und Berwaltung durhdringen fid hier, nicht nad 
mem mechanischen Syſtem der Theilung, fondern nad) einem gleichmäßigen Geſetz, 
welches die fociale Madıt des Befitzes, "eine ftaatliche Pflicht, ein politisches Recht 
in Uebereinſtimmung, und damit zu allfeitigem Anerkenntniß als öffentliches Recht 
bringt. Allerdings treten bei der Fortbewegung, bei beabfichtigten Aenderungen 
ın diefem Staatsweſen, nothwendig zwei Grundanfchaumngen hervor, je nachdem 
mar den Staat von oben nad) unten, oder von unten nad) oben hinauffieht. Cs 
bildet fi) danach eine Vermwaltungepartei, Tories, und eine VBerfaflungspartei, 
Shigs, je nachdem man die Einheit der Stantsgewalt oder das politiiche Recht 
vr Einzelen als das letztentſcheidende anfieht. In ruhendem Zuftand gedacht 
aber iſt beides eines, und was die Whigs und Tories zu regierungsfähigen Par- 
Kim macht, ift eben das, worin fie ale eloftverfändliche Vorausfetzung einig find. 

Die innere Kraft eines folhen Gemeinweſens beruht darauf, 
daß es die ganze Erziehung des Volks auf den Staat richtet, daß es 
u dem Lord und Gentleman wie in dem Pächter und Handwerker den rechten 
Sun für das Öffentliche Leben weckt, daß es in dieſem Sinne alle Klaffen ver- 
bindet, vor Allem aber den höheren Klaffen das männliche Streben und den 
<wung verleiht, der feine Geltung und feinen Werth in dem fucht, was der 
Ram in dem Staat if. Die ſchlichteſte Anerfennung des Staats wird bier das 
Ai und der Stolz eines Menſchenlebens; während in dem inhaltloſen Treiben 
ver höheren Stände — wo diefer Einn fehlt — die unendlich vervielfältigten 
Ehren des Staats werthlos geworben find. 

. Die Erziehung für den Staat hat die Größe Englands begründet, wie 
ef die Größe Roms. Das Einzele darin ift einförmig, nüchtern und ernft, 
me im altrömiichen Weſen, weit entfernt von den glänzenden Bildern, die durd) 
de Solme und durch den Berfafler des esprit des lvis in Europa einft verbreitet 
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wurden; aber biefe nüchternen Inftitutionen find feft und nachhaltig, und in der 
Stunde der Gefahr, in der Prüfung durch große Aufgaben, zeigen fie den ganzen 
Schwung und die Größe des Charalters einer ftolzen freien Nation. In dem 
Kampfe gegen die amerifanifchen Kolonien, noch mehr in dem Kampfe gegen die 
franzöfiihe Revolution wurde e8 dem Erfolge nad) fidhtbar, was die Erziehung 
eines Bolfes für den Staat bedeutet. In Alt-England, auf einer Bafis von tem 
Umfang dreier preußifcher Provinzen, war ein Staat aufgewachſen, weldyer Wales, 
Schottland und Irland ſich einverleibt, den Norden Amerila’s colonifirt, den 
lücliheren Theil Afiens und einen neuen Erdtheil fich angeeiguet, die Zeehen 
haft der Erde, die Ebenblirtigleit mit den Landmächten durch ruhmvolle Marien 
thaten erworben hat. Und was vielleicht mehr ift: Ein Bolt, welches im Ange: 


punkt des Welthandels die NReichthilmer und den Yurus der ganzen Erde in ih 


aufgehäuft, welches Diaffen von Nabobs und Emporkömmlingen im jeder Genern 


tion feiner Gentry affimtlirt, welches im Gluck und Glanz einer Weltherrichait die 


Einfachheit der Sitte, die Wahrheiteliehe, die Gottesfurcht, den Sinn der Gerech 
tigkeit und der Müßigung des Mächtigen gegen den Schwachen beiwahrt hat. 
So ſchien diefer deutſche Volksſtamm von der Vorſehung dazu beftimmt, der 
europäifhen Welt den Begriff des freien Staats im achtzehnten Jahrhundert zu 
bewahren, um ihn im neunzehnten zu einem Semeingut der europäifchen Welt zu 
machen. Hier war nicht wie im amtifen Staat der politiſchen Freiheit die jociale 
und die perfünliche geopfert. Zum erften Mal in der Geichichte war hier ın 


einem großen Staatsweſen der volle Begriff der Freiheit verwirklicht: die ſociale. 


die perfönliche, die politifche Freiheit, ohne die eine der andern zu opfern. 


Die fociale freiheit, d. h. die rechtliche Möglichkeit des Geringſten, burd Ä 


Talent und Berdienft zu Beſitz und Ehren aufzufteigen, — das, was bie politiice 


Ne als den einzigen Inhalt der Freigeit, egalite et fraternite, verftan 
den Hat. 

Die perfönliche Freiheit, die in ber Machtilille der Staatsgewalt die Ad- 
tung vor der Perſon und dem Eigenthum des Einzelen bewahrt, die in Englant 
zuerft von der Magna Charta erftrebt, mit jedem Jahrhundert weiter gereift, im 
achtzehnten Jahrhundert in ben engliſchen Grundrechten, in einer forgfältigen 
Einhegung der Polizeigewalt durch die Gerichte und durch felbftändige politiihe 
Körperichaften, zu voller Reife kam. 

Die politifche Freiheit, die Fähigkeit zu einen ftaatlichen Gefammtwillen, 
die Fähigkeit eines Volle, ſich feine Geſetze ſelbſt zu geben, die nad) der Yahı 
hunderte alten Erfahrung diejes Volks nur durch alljeitige Thätigleit im Einzelen 
erworben und erhalten wird. Man kann die Freiheit, wenn man fie fo begrifien. 
auch nur ganz wollen. Was einer einfeitig focialen Anſchauung als Bejchränkung 
der le erfcheinen mag, war bier in der That nur die Erfüllung ihres gan 
zen Inhalts. 

Wählen und Wahlrecht, politiiche Converſation und Lectüre, Prefſe und Ber 
einsrecht find die gewaltigen Berbindungsglieder diefer pofitifchen freiheit, 
deren Weſen die Selbftthätigfeit im Staat if. Sie find hier die machtvollen 
Hebel der Freiheit geworden, wo fie die Ideen einer Bevöllerung versinden, melde 
in ber täglichen Uebung das Bewußtſein der öffentlichen Pflichten, die praftice 
Kenntniß vom Staat und den rechten Sinn dafür geiwonnen hat. Auch ohne 
diefe Vorausſetzung haben ſich Preſſe und Bereinsrecht als gewaltige Kampfmitiel 
für Die Förderung jocialer Interefien und als Aufllärungsmittel darüber er- 
wiejen. Die organifchen Unterlagen des freien Staats freilich find auch in Eng 
(and niemals durch diefe Mächte eingeführt worden, fondern bedürfen, wie ım 
Altertum und im Mittelalter, einer Conception an anderer Stelle. 

Die tauſend Jahre englifcher Gefchichte, welche nunmehr hinter une liegen, 
bezeugen, daß die Freiheit ein erivorbene® Gut, daß fie die Schöpfung einer harten 
ausdauernden Arbeit und ftürmifcher Zeiten ift. Sie bezeugen in dem Durchgang 
durch den Kampf der Leidenjchaften, durch biutige Semaltthat und ſchweres Un 
recht, daß dem Gerechten fich zulett alle Dinge zum Velten kehren. Den um die 
Freiheit ringenden und immer zurückgleitenden Völkern des Continents aber beur 
unden ſie durch die That deutlicher als das Wort des großen Denkers: e pur 
si muove! 


s 
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Erſtes Capitel. 


Bezirke und Aemter der engliſchen Communalverſaſſung. 


8 1.. 
Ueberſicht des Eutwicklungsganges. 


Das engliſche Selfgovernment iſt zunächſt hervorgegangen aus 
Elementen der angelſächſiſchen Gerichtsverfaſſung und aus poſitiven 
normanniſchen Einrichtungen, durch welche das Königthum die im Ver—⸗ 
fall vorgefundenen Elemente des ſächſiſchen Gemeindelebens feinen Be- 
unten unterwirft. Mit dem Verſchwinden der nationalen Gegenfätze 
entfteht gerade aus dieſer gleichmäßigen Unterwerfung ein neues Com⸗ 
munafwejen ohne ftändifche Sonderung, in welchem der alte Geift des 
germanischen Gemeindelebens Fräftiger erwacht als jemals. 

Die normannifche Eroberung hatte die vorhandenen fähfifchen 
Grafſchaften beitehen Taffen als große Amtsbezirke, welche durch 
einen Statthalter, Vicecomes (Sheriff) verwaltet werden, im der Regel 
jo, daß von Jahr zu Jahr bie custodia comitatus an den Meift- 
bietenden verpachtet wird. Diefer Landvogt übt als Finanz, Gerichts: 
und Bolizeiherr die Königlichen Gewalten in feinem Bezirk mit einigen 
Borbehalten: 

1. Kirchliche und weltliche Streitfachen werden getrennt, und für 
die erfteren der Kirche eine eigene Gerichtsbarkeit zugeftanden. 

2. Wichtige Sachen, namentlich Klagen gegen Biſchöfe und Groß- 
lehmsträger, bleiben der Entſcheidung bei Hofe (curia regis) vorbe- 
gelten, d. 5. der König hat fich die Anordnung des Gerichts perfönlich 
rejerbiet, in der Regel durch Beſtellung einer Commiffion. 

3. Der Eroberer bat verfproden, „die guten und bewähr- 
ten Geſetze Eduards des Belenners aufrecht zu erhalten,“ 
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d. h. der Landvogt, wo er über Kronvaſallen, Untervaſallen und andere) 
freie Männer zu Gericht fit, muß das Gericht in herfünm 
Weife befegen, und nad) herfümmlichen Formen und Grundjägen 
ſprechen. 
Die daraus hervorgehende, thatſüchlich abſolutiſtiſche, Negierm 
weiſe erhält zwar durch die Magna Charta eine erfte verfajfu 
mäßige Beſchränkung, welche indeffen unter Heinrich IT. nur zu be 
tigem Streit und Kampf des Königthums mit, dem Adel führt. F 
der Nachfolger Heinrich's IIT. Hat ſich zu der Königlichen Auffafju 
der Dinge erhoben, welche die Einheit und Kraft der Regieru 
mit den Forderungen der Nation fo vereint, daß die geford 
Freiheitsrechte als fejtgeregelte Pflichten den dazu g 
neten Körperjchaften auferlegt werden. Der Webergai 
der abjoluten im die verfajjungsmäßige Monardie, ſchon v ei 
durch einzele Verwaltungsmaßregeln ſeit Heinrich IT, vollzieht ſich 
mehr mittels einer Reihe von Gejegen in dem Jahrhundert Eduı 
U. II, durch eine pofitive Ausbildung der Grafjc, 
verfafjung. Die entjcheidenden Punkte, zufammengefaßt 
geſchichtlichen Theil, find mit Einfügung der neueren Fort 
folgende: . ⸗ — 
I. Die Gerichtsgewalt in Civilſachen war 
zwölften Jahrhundert zum Theil vom Sheriff auf 
miffarien vom Hofe übergegangen, Auf dem r 
tage zu Northampton (1176) wird ‚das Yand in ſechs 
(eireuits) getheilt, die fi im Ganzen bis heute: 
Um diefelbe Zeit bildet ſich zuerſt eine col 3 
(bancum); die Juſtizgeſchäfte ſcheiden ſich dann weiter in 
von den Finanzgejchäften aus. Seit der Magna C 
die Umriffe der heutigen drei Neichsgerichtscollegien u 
ihnen noch befondere reifende Richter, deren Perjonat 
der Neichsgerichte verſchmilzt. Nachdem fo fefte On 
heit und Fortbildung des gemeinen Landrechts gewonnen 
ſich unter Leitung der Königlichen Richter auch das 
um. Schon feit Heinrich II. Hatte man begonnen, & 
aus der Kreisgemeinde als Beweiscommiffionen 
die Stelle des Beweiſes durch Zweilampf zu fi 
gemeinerung dieſes Verfahrens ift die Civilju 
frühere Pflicht der Nittergutsbefiger und reif 
(suitors) im Grafſchaftogericht zu erſcheinen, 
jedoch befchräntt auf Freiſaſſen bis zu 40 sh. 
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Sheriff ift durch diefe Reformen zu einem vollziehenden Beamten 
der Reichsgerichte Herabgefegt; nebenbei auch noch zur Verhandlung 
Heiner Civilprozeſſe. Das Sheriffamt in diefer Geftalt geht fpäter 
wie ein Reihedienſt unter den größeren Grundbefigern der Grafſchaft 
herum, mit der Verpflichtung zu einer Koftbaren Ehrenrepräfentation 
und zur Beftellung der nöthigen Unterbeamten unter eigener Verant- 
wortlichleit. Erft 1846 find wieder ftehende Kreisgerichte für kleinere 
Civilprozeſſe eingeführt, bei welchen die Zuziehung einer Jury in der 
Regel unterbfeibt. 

I. Die Bolizei- und Strafgerihtsbarfeit der Graf- 
\haft war Anfangs ebenfalls in den Händen des normannifchen vice- 
comes concentrirt. Er hält als Königlicher Gerichtöhalter ein perio- 
diſches Strafgericht in dem Unterbezirfen der Grafichaft (turnus vice- 
comitis) mit den Einfaffen als Gerichtsmännern und mit Beobachtung 
des herfümmfichen Beweisverfahrens. Er leitet die Gemeinden aud) 
in der Pflicht zur Anzeige, in der Fürſorge für die Verfolgung und 
ın der bedingten Haftung für Friedensbrüche. Gerade hier tritt in- 
defien wegen der Mängel der Sheriffeverwaltung die Gentralifation jeit 
Heinrich II. am ftärkften hervor: die reifenden Richter übernehmen die 
Rehtiprehung, während ber alte Antheil der Gemeinde befchränft wird 
auf eine Feſtſtellung der question of fact durch ernannte Ausſchüſſe, 
die in dem Jahrhundert Eduard's I. — III. fih in eine Anflage- 
und Urtheilsjury fcheiden, und feit bem Ende des Mittelalterd aus 
urſprünglichen Inquiſitions⸗ und Beweiscommiffionen zu einem Be⸗ 
tandtheil des urtheilenden Gerichts werden. Der alte Gerichtsdienft 
der Gerichtsmänner im Strafgericht geht damit über in den Gefchwor- 
uendienft. 

Die polizeiliche Seite der altfächfifchen Inſtitutionen ift durch die 
kormannifche Eroberung bedeutend erweitert, und feit Richard I. fom- 
men dafür auch fchon Lolalbeamte aus der Nitterfchaft (Coroners) 
vor. In dem Jahrhundert Eduard IL. — IL. treten, zuerft nur tran- 
ſitoriſch ernannte Polizeiherren auf, zur Erhaltung des Friedens 
m unubhigen Zeiten, fo wie zur Ausführung neuer Verordnungen für 
Regelung der Ländlichen Arbeitsverhältniffe, Arbeitslähne, Brodpreiſe. 
Exit 34. Edw. III. wird daraus eine allgemeine, dauernde Ein- 
ſetzang von Polizeiherren, Justices of the Peace, aus ber 
Zahl der großen Bafallen, Rittergutsbefiger und Rechtskundigen ber 
Graffchaft, mit weitgehenden Strafpewalten, welche collegialifch in 
Onertelfipungen mit einer Jury gelibt werden follen. Das Friedens- 

richteramt ift dann im Lauf der Jahrhunderte die Hauptwurzel der 
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politiſchen Stellung der gentry geworden. Die Mittelſtände aber 
werden in diefem Gebiet zu dem Polizeifchulzendienft der Constables 
und zu den Jurhydienſt der Affifen und Quartalfigungen ſtark heran 


gezogen. 

III. Eine Ausnahme von diefer Kreis-Gerichts- und 
Bolizeiverfaffung madt eine Anzahl von Städten. Zur 
Erleichterung ihres Gerichts: und Polizeidienftes wird ihnen durd 
Königliche Charte geftattet einen gefonderten Gerichtsbezirf zu bilden: 
zur Erleichterung der Erhebung ihrer Abgaben wird ihnen die Ortſchaft 
in „Selbftpadht” (firma burgi) gegeben. Es verſchwinden damit die 


Königlichen Spezialvögte und Spezialpäditer, und es entjteht ein Prü 


fentationsrecht (Wahlrecht) für die Beamten, welche das ftäbtiiche Ge 
richt und das &emeindevermögen zu verwalten haben. Nach dıefem 
Syſtem find im Lauf des Meittelalter8 mehre hundert Städte mit eige 


ner Sommunalverfaffung befiehen worden. Seit der Entftehung dee 


Unterhaufes wird allmälig aud) eine erhebliche Zahl zum Parlament 
berufen. Hand in Hand damit wächft ber politifche Einfluß bes ftäd- 
tifhen Elements, die Entſtehung befonderer ftädtifcher Polizeiherren, 
Berleihung weiterer Civil- und Strafgeridhtsbarkeit. Allmälig wird die 
Zahl der jo vertretenen Städte bis auf 200 vermehrt, mit einer über- 
starten Repräfentation im Parlament, welche dahin führt, diefen Wider: 
ſpruch durch eine bald gewaltfame, bald fünftliche Umbildung der Stadt- 
verfaffungen wieder aufzuheben. Erſt die Städteordnung von 1835 
hat den Stadtverfaffungen von diefer Seite ihre natürlichen Yebens- 
bedingungen wieder zurüdigegeben. 

IV. Eine neue Wehrverfaffung, begonnen ſchon unter 
Heinrih II., wird unter Eduard I. ausgebildet und mit der neuen 
Kreispolizei verwebt. Sie ftellt den berittenen Lehnsmilizen gegenüber 
einen Deilizdienft zu Fuß, in verfchiedenen Abjtufungen auf Ritterlehne, 
Bürgerbefit, größere, mittlere und Kleinere Freifaffen vertheilt. In 
jeder Hundred werden Constables ernannt für die Waffenjchau; 
unter Eduard III. erfheint aud in jeder Dorffchaft ein Petty Con- 
stable, der als Polizeiſchulze mit dem altfächfifchen Gerichtsſchulzen 
(tithingman, headborough) gewöhnlich verſchmolzen ift. Durch diefe 
Grafſchaftsmilizen ift 2 Jahrhunderte hindurch das Syftem der Lehns⸗ 
milizen ergänzt und zulegt verdrängt. Die fpäteren Umbildungen feit 
deu Tudors betreffen das Bewaffnungsſyſtem, halten aber feit die 
Heranziehung des Grundbefiges zum Milizdienft, wobei der größere Be 
fig die Offizierftellen als Chrenämter übernimmt. Das ftehende Com: 
mando führt jegt gewöhnlich ein großer Grunbherr, der Lord Lieu- 
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tenant der Grafſchaft, der dies Ehrenamt mit dem des erften Frie- 
densrichters der Graffchaft zu vereinigen pflegt. Die Revolution hat 
zuerft auch ein Syitem ftehender Soldtruppen herbeigeführt, welches im 
18. Jahrhundert durch auswärtige Kriege ftarf vermehrt wird. Die 
Grafſchaftsmilizen gerathen dadurd in Verfall, find zwar durd de 
Kampf gegen die franzöfifche Revolution von Neuem belebt, nach de 
franzöfifchen Kriegen aber nochmals in Verfall gerathen. Seit 1829 i 

die regelmäßige periodifche Enrollirung juspenbirt und dadurch die 
frühere Laft des Dienftes erleichtert. Noch immer aber hat der größere 
Grundbefig manche Ehrenausgaben durch die Offizierftellen und man- 
herlei Berwaltungsarbeit in der Milizcommiffion, welche aus Deputy- 
Lieutenants, meiftens Friedensrichtern, gebildet wird. 

Diefe vier Ynftitutionen bilden das Selfgovernment, wie es aus 
dem Mittelalter hervorgegangen iſt. Es ift auf dem Wege der Gefeß- 
gebung und zwar fo entjtanden, daß jchon vorhandene Königliche Ge- 
walten, Aemter und Amtsrechte auf Berfonen aus den Communal- 
Berbänden übertragen, und durch Theilung und Zufügung neuer Amts- 
und Steuerlaften modifleirt find. Auf diefem Gebiet tritt der Kreis- 
verband als Ganzes in den Bordergrund und für die Beamten der 
Grundfag der Königlichen Ernenming. Dies ältere selfgovernment 
it alfo feine Berfajfung für Ortsgemeinden, fondern für Kreife und 
Sefammtgemeinden; es ift zumächft Überhaupt eine Communal-Ber- 
waltungsordnung, die erſt mittelbar einen politifhen Einfluß durd 
das Parlament gewinnt, und damit ein wichtiges Verfaffungselement 
wird. Es ift eine Verwaltung nad den Tandeögefeßen: die Kreiöver- ' 
ine haben weder Gefege zu geben noh Steuern zu bewil- 
ligen, fondern Gefeße anzumenden und gefetlidhe Steuern zu verwen⸗ 
den. Alle wichtigen Beamten gehen aus einem Ernennungsrect 
hervor: das Wahlprinzip Hat darin eine fehr untergeorbnete Stelle. 
Eine engbegrenzte Ausnahme von biefen Grundfägen maden nur etwa 
20 Städte und Flecken, mit einem abſichtlich verbildeten Wahl- und 
Beamtenfuften. In diefer Geftalt erfcheint dern auch das selfgo- 
vernment bei Blackstone, wo e8 unter der Rubrif der „subordinate 
magistrates““ mehr als ein Bezirfsverwaltungsfuften, wie als 
felbftändige Communalverfaſſung auftritt. 

Die Heinen Ortögemeindeverbände, Zehntfchaften, Tithings, 
Yaden innerhalb dieſes Syftems eine ſehr untergeordnete unfelbftändige 
Stellung. Die Anfänge einer felbftändigen Ortsgemeinde - Verfaffung 
gen am Ende des Mittelalters nur in dem Kirchſpiel mit feinen 

Rirhennorftehern und Kirchfpielsverfammlungen. Erſt in der Periode 
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der Tudors fnüpft fid) daran eine Ortsarmen-Verfaſſung, die aber 
nur in dem Amt der Armenauffeher unter Decernat der Friedensrichter 
befteht. In ähulicher Weife geftaltet fih die Communal-Wegeverwal⸗ 
tung. Erft im 19. Jahrhundert entfaltet fid) daraus eine neue Ge— 


| meinde- und Sammtgemeindeverfaffung, in welder das Wahl- und 
@::": zu einer umfafjenden Geltung kommt, und es 





vfcheint nunmehr ein zweites Syſtem von communalen Ynftitutionen 
in folgenden vier Öruppen: 

V. Die Kirchſpiels-Verfaſſung beruft am Schluß des 
Mittelalters auf einer durch Gewohnheitsrecht entftandenen Kirchen 
ſteuer, church rate; für die ölonomifche Kirchenverwaltung dient 
das Gemeindeamt dev Kirchenvorſteher, Churchwardens; für die 

° Berathung und Beichliegung der beitragenden Mitglieder die Kirch— 
fpielsverfammlung, vestry, deren Verfahren im 19. Jahrhundert 
durch Geſetze näher geordnet wird. 

VI Die Semeindearmenpflege bildet feit ber Geſetzgebung 
Eliſabeth's eine nach Kirchipielen und Realbeſitz vertheilte Gemeindelaft, 
welche zugleich die Grundlage einer neuen Ortsgemeindeverfaſſung und 
eines äußerſt verwidelten Niederlaſſungsrechts enthält, Tür den per- 
Sönlichen Dienft der ANrmenpflege entfteht das Ehrenamt der Armen: 
auffeher Overseers of the Poor, zur Erhebung, Verwendung und 
Verrechnung der Armenfonds unter der Oberleitung der Friedensrichter. 
Durch da8 Armengefeg von 1834 ift diefe Verfaſſung fortgebildet zu 
größeren Kreisarmenverbänden, — mit Streisarmenräthen, bie aus &e- 

‘« meindewahl mit Elafjificirtem Stimmrecht hervorgehen, — und mit 
einem ganz neuen Verwaltungsorganismus unter Leitung einer König 
lichen Gentralbehörde, dem Poor Law Board. 

VI Zunächſft daran jchließt fi eine Fortbildung der Com: 
munalverfafjfung für neue Bedürfniffe, namentlich der Ge⸗ 
fundheits- und Bau Polizei, welche fich im 19. Jahrhundert auf der 
Grundlage derjelben Gemeindeftener und eines analogen Wahl⸗ und 
Beamtenfyftems aus der Geſundheitsakte von 1848, ber Gemeinde 
ordnung von 1858, und mehren anderen neueften Geſetzen ſtückweiſe 
berausbildet. 

VII. Die Communal-Wegeverwaltung beruht feit den 
Zudors auf dem Gemeindeamt der Wegeauffeher (Surveyors of 
Higlhways) und einem geordneten Syftem von Wegedienften. Die 
neue Wegeordnung 5. et 6. W. IV. c. 50 verwandelt die Natural 
dienfte durchgehends in jährliche Geldbeiträge, und geftaltet das Wahl- 
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recht der Stenerzahler, die Verwaltung und die Aemter ungefähr nad) 
dem Borbild der neuen Armenverbände. 

Diefe acht Injtitutionen bilden die heutige englifche Kreis- 
und Ortsgemeinde-Berfaffung. Ahr Grundcharafter befteht in 
ver Vertheifung der Geldlaften, perjönlichen Dienfte und Chrenämter 
des Gemeinweſens auf den Realbeſitz des Kreiſes und des Orts, nad 
feft geregeltem Maßſtab. In der neueren Zeit find die Geldfeiftungen, 
namentlich durch das jtarfe Wachfen der County-, Poor- und High- 
way-Rate, zu einer Steuerlaft von jährlich 60—80,000,000 Thlr. 
geworden, die auf dem rentablen im Communalverband belegenen Srund- 
beiig ruhen. Nicht minder bedeutungsvoll ift aber noch immer 
die Heranziehung der höheren nnd mittleren Stände zum perfün- 
lihen Dienft, d. h. die Heranziehung von etwa 200,000 Berfonen 
aus den Mittelftänden zum Gejchwornendienft und zu den niederen 
Kommunalämtern (jährlich wecjjelnd), und mehr als 20,000 Perfonen 
(darunter etwa die Hälfte activ) aus den höheren Skinden zu dem 
iebensfängfichen TFriedensrichteramt. Der Grundgedanfe des norman- 
niſchen Feudalweſens ift alfo hier continnirt aus der militärischen in 
die bürgerliche VBerfaffung. Es ift der Grundgedanke, daß ber Realbeſitz 
ale Hauptgrundlage des Hausftandes vorzugsweife für den Dienft 
des Communallebens und folgeweife des Staats beftimmt ift, und 
daR der größere Beſitz das Vorrecht hat, materiell und geiftig ftärfer 
herangezogen zu werben als ber Heine. Durch das Ganze des Staats 
aber geht damit ein fefter klarer Zug hindurch: die Entftehung 
aller politifchen Nehte aus den politifhen Pflichten, aller 
Macht und Bedeutung der höheren Klaffen aus Realftenern und müh- 
ſam verwalteten Ehrenämtern. 





Die Darftellung dieſer Berhältniffe in Blackstone’s Commentaries ift der 
Anlage des Werkes gemäß fehr unvollftändig. Am Schluß feiner Einleitung 
berührt er zumächfi die Territorialeintheilung. Im erflen Buch von dem „Recht 
der Berfonen ” reiht er ſodann an Parlament und Königliche Prürogative ein 
„Cap. IX. of Subordinate Magistrates“ I. pag. 338 — 365. &r bat dabei 
hauptfächlih die Stellung der Graffchaftsbeamten als Unterbeante der König- 
lihen Gerichtshöfe vor Augen, fließt ausdrücklich die Städteverfaffung aus, 
und verweift ſchon in der Borrebe für die Einzelheiten der Comnrunalverfaffung 
auf das ‚große Sammelwerk Burn’s Justice of the Peace. Er beichräntt ſich 
demgemäß auf die Darftelung des Amtrechts 1) der Sheriffe, 2) der Coroners, 
3, der Friedensrichter, 4) der Constables, 5) der Wegeaufjeher, 6) der Armen- 
aufieher — und handelt bei jedem Amt zuerft von der Entjtehung, dann von 
der Beife der Ernennung und Entlaffung, dann von den wichtigften Rechten 
und Tbfiegenheiten. Das Ant der Armenauffeher fommt im Cap. XI vom 
Cleras vor; das Amt des Lord⸗Lieutenants im Cap. XIII. vom Militärflonde. 
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Die neueren Bearbeitungen Blackstone’s beſchränken ſich ungefähr aui dıe- 
felben Grenzen und diefelbe Darftellungsweife. Auch fie geben kein zujammen: 
häugendes Bild von der Entftehung der Communalverfaſſung, feine Ueberfict 
der Communalfteuern, keine Einficht in den Organismus der Communalverwal- 
tung. Auch hier erjcheint das Ganze als ein Anhang zur Parlamentöverfaitung, 
eine kurze Ueberficht von untergeordneten, wenig zahlreichen Aemtern. Für den 
englifchen Friedensrichter und Sommunalbeamten wird dabei gerechnet auf den 
Gebrauch populärer, meiftens alphabetijch georbneter Compilationen, die aber im 
Ausland wenig belfannt und in ihrer engliichen Geftalt ſchwer verſtändlich find. 

Zufammenfaffende Darftellungen der Geſchichte und heutigen Ge 
ftalt der englifhen Commmnalverfaffung giebt es nicht. Im der Schrift von 
J. Toulmin Smith, Local Selfgovernment and Centralisation, London 1851. 
ift das Beftreben anerkennungswürdiger als die Leiftung; das Ganze ift mehr 
eine Kritit der neueften Geſetzarbeiten auf dieſem Felde. Die ältere dentjche 
Schrift des Ober-Präfidenten von Binde (Darftellung der inneren Verwaltung 
Großbritanniens, herausgegeben von B. G. Niebuhr. Berlin 1815, 2. Auff. 1348: 
war eine tüchtige und in ihrer Auffaffung wilrdige Vorarbeit für bie engliſche 
Bolizeiverwaltung, die aber jetst zum großen Theil wieder veraltet if. Wit 
Rückſicht darauf habe ich die gefchichtliche Ueberſicht des 18. Jahrhunderts, oben 
Seite 359 — 382 fo gefaßt, um als enchclopädiiche Ueberficht bes Ganzen dienen 
zu können, und wiederhole eben deshalb in diejer Borüberficht die geſchichtlichen 
Hauptmomente, da ein Zufammenfaffen für jett das Hauptbebürfniß if. 


Da es jedenfalls nöthig tft auch in dieſer Darftellung den Zufammenhang 
mit Blackstone nnd den uns gewohnten Befchreibungen der englifhen Ber 


faffung zu erhalten, fo ift im Verlauf diefes I. Capitels zunächſt eine Ueberſicht 
ber Bezirle und Aemter in mögliftem Anſchluß an das Kapitel Blackstone’» 
gegeben. 
8 2. 
Die Bezirke der Grafihaft, Hundertichaft und Ortsgemeinde. 
Blackstone I. pag. 114— 120, 

I. Die bürgerliche Hanpteintheilung des Landes (abgefehen von 
den kirchlichen Gintheilungen) iſt nad) Blackstone die Gintheilung 
in Grafſchaften, und zwar 40 in England, 12 in Wales. Tie 
Eintheifung in Shires oder Counties wird traditionell auf König 
Alfred zurückgeführt. Viele der heutigen Graffchaften waren indeflen 
fhon viel früher als Feine Königreiche vorhanden, wie Kent, Suffer, 
Eifer, Norfolk, Suffolt, Middlefer, Surrey; andere werden als Statt- 
balterfchaften oder Lnterfönigreiche fchon zur Zeit der fogenannten 
Heptardjie erwähnt, fo daß von den heutigen englifchen Graffchaften 
ſchon die große Mehrzahl vor Alfred als begrenzte Bezirke vorhanden 
find? (S. 25 oben). Einige der heutigen 40 Graffchaften beftanden 
nad der normannifchen Eroberung als abgefonderte Pfalzgrafichaften; 
die von Chefter wurde indeffen unter Heinrich VIII., die von Durham 
unter Karl II. der PBarlaments-Verfaffung eingefügt. Die Grafidaft 
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Monmouth wurde unter Heinrich VIII. von Wales abgezweigt und 
mit England vereint. Einige Grafſchaften umfaſſen außer dem Feſt⸗ 
land auch noch benachbarte Inſeln, namentlich Wight, Portland, Tha⸗ 
net u. a. 

Mit dieſen Vorbehalten iſt es richtig, daß die engliſchen Graf⸗ 
ſchaften in weſentlich unveränderter Begrenzung ſeit ungefähr tau— 
ſend Jahren beſtehen, vergleichbar den deutſchen Landſchaften, wo 
ſolche durch Communalſtände verbunden noch fortdauern. Erſt in 
neueſter Zeit wurde durch die Reformbill der Staatsrath (das Staats⸗ 
miniſterium) ermächtigt, Stücke von Grafſchaften, welche in einer an- 
dern als Enclaven liegen, zum Zwed der Parlamentswahlen zu ver- 
einigen. Später ift durch das Graffchafts-Grenzengefeg Boundary 
Act 7. et 8. Vict. c. 61 diefe Vereinigung auf alle Bezichungen der 
Graffchafts - Verwaltung ausgedehnt, und damit eine im Ganzen nit 
erhebliche Arrondirung erfolgt. , 

In angelfächfifcher Zeit haben die Graffchaften vorwiegend ben 
Charakter von Gommunal-VBerbänden, obgleich das Wort Shire 
(division) ſchon auf eine pofitive Organifation zu Zwecken bes Heer- 
banns und zu amdern Öffentlichen Einrichtungen hinweift. In der 
normannischen Zeit find es Amtsbezirfe (bailwicks) fiir die Ad- 
miniftration der Statthalter, in welchen aber fortdauert die Verpflich⸗ 
tung der Freiſaſſen (Kronvafalfen, Untervaſallen, liberi homines) als 
Gerihtsmänner vor dem Sheriff im Graffchaftsgericht und deifen Un- 
terabteilungen zu erjcheinen. Anknüpfend an dies Gerichtsherfommnen 
geitaltet fich fpäter die Grafſchaft durch eine Reihe von Geſetzen wieder 
m einem Communal⸗Verband der freien Haushaltungen 
mit wachfender Weftigfeit. Der County Court (im mittelafterlichen 
Sinne von Gericht als Landesverfammlung) war nun aber entftanden, 
als auf dem Lande nod feine Pächter oder Miether zu finden waren, 
als die villanı (copyholders) der normannifchen Verwaltung nur als. 
angefiedelte Knechte oder Inhaber ohne Befigrecht galten. Die Ver⸗ 
ſammlung, befteht alfo nur aus Nittergutsbefigern und Freifaffen in 
Stadt und Land, d. h. ſolchen Ader- und Hausbefigern, deren Beſitz 
Freieigenthum ift. 

Noch Heute tritt eine ſolche Grafſchaftsverſammlung unter dem 
Sheriff zufammen zur Wahl der Kreisabgeordneten für das Parla- 
ment, zur Wahl der Coroners und der ziemlich veralteten Waldmeiſter. 
Die wichtigſten Gefchäfte des Kreifes find inzwifchen feit dem 14. Yahr- 
hundert auf die Friedensrichter und die ihnen untergeordneten Con- - 
stables übergegangen. Trotz der bedeutenden Ummwandlungen in dem 
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inneren Leben der Grafſchaft ift fie aber noch immer der Hauptbeirt 
für die gefammte Gerichtsverfaffung. Der Gerichtsftand in Givil- und 
Strafſachen beftimmt ſich nach der Grafſchaft, im welcher der Hag- 
grund entftanden, das Verbrechen begangen ift. Die Affifen der reir 
fenden Richter, die General Quarter Sessions, die Bildung der 

% Gefchwornen-Liften, das Sheriff’s Office mit feinen Unterbeamten 
Haben die Grafſchaft als orbeutlichen Bezirk; ebenfo ift fie die Bafıs 
der County-Rate. Für die Parlamentswahlen der Graffcaft find 
jebod; feit der Reformbill in ben großen Grafſchaften fefte Unterbezirk 
divisions gebildet. 

Amtliche Nachrichten über die Heutige Graffcafts-Eintheilung fin- 
den fi in den Vorreden zu den Bevölkerungsliſten, namentlich auch 
in dem Cenſus von 1851. Die Durchſchnittszahlen für eine engliſche 
Grafihaft find danach 60 [I Meilen und 450,000 Einwohner; ia 

Wales 30 OD Meilen und 84,000. Einwohner. 

Aus den Tabellen des Cenſus von 1851 ftelle ich die englifchen Grafidaiten 
zufammen, ber Größe nad} geordnet, auf deutſche Ouadratmeilen reducirt unter 
Weglaſſung der Bruchtheile, mit der Bevölferung von 1801 und 1851, und mit 
den vorläufigen Zuſammenſiellungen aus dem Genfus von 1861: 


Grafigaft Meilen 1801 1851 1861 
\ 859,033 1,797,995 2,033,051 


111,192 220,983 240,359) 
158,927 215,214 244,804) 


(East Riding . 
(North Riding. . . 





(West Riding. . . . 126 572,168 1,325,495  1,507,511) 
Lincoln. 2.22.20. 132 208,625 407,222 411,997 
Den 2.222 0.. 122 340,308 567,098 584,531 
Norfolk. 2 2200. 100 273,438 442,714 435,422 
Northumberland . . . . 92 168,078 309,568 343,028 
Lancaster... 2... % 673,476 2,031,236 2,428,744 
Southampton ..... 79 219,290 405,370 481,495 
Esser . 22200. 178 227,682 369,318 404,644 
Someret . 2222. 770 MEET MIC 44,725 
Kent........ 77 308,667 615,766 733,675 
Cumberland . ... ... 74 117,230 195,492 205,998 
Sufolk 22.20. . 70 214404 3972 Ba 
Sussex . 22200. 6 159,471 336,844 363,684 
Commll . 222.2. 66 192,281 355,558 309,008 
Wie 22200. 64 183,820 254221 0 249,456 
Salop ». » 2220. 6 169,248 229,341 240,876 
Gloucester. . 2... » 59 250,723 458,805 485,502 
Staford. 2200. 54 242,693 GOB,TI6E TA6,ö84 
Chester. 2.2.2.2. . 50 192,305 455,725 508,153 
Derby 222200. 49 161,567 290,084 Baar 
Darst . 2.2220. 47 114452 184207 188,651 
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Grafſchaft Meilen 1801 1851 1861 
Northampton . . 47 131,525 212,380 227,727 
Durham . 46 149,384 390,997 509,018 
Warwick 42 206,798 475,013 561,723 
Hereford 39 88,436 115,489 123,659 
Nottingham 39 140,350 270,427 293,784 
Cambridge . 39 89,316 185,405 175,950 
Leicester 38 130,082 230,208 237,403 
Westmoreland 36 40,805 58,287 60,809 
Surrey . 35 268,233 683,082 830,685 
Oxford . 35 111,977 170,439 172,266 
Worcester . 35 146,441 276,926 307,601 
Buckingham 35 108,132 163,723 166,597 
Berks 33 1104860 170,065 176,108 
Hertford 28 97,393 167,298 173,294 
Monmouth . 27 45,568 157,418 174,670 
Bedford . 22 63,393 124,478 135,265 
Huntingdon 17 37,568 64,183 64,297 
Middlesex . 13 818,129 1,886,576 2,205,771 
Rutland . 7 16,300 22,983 21,859 
Wales, 
Carmarthen 45 67317 110,632 111,757 
Glamorgan . . 40 70,879 231,849 317,751 
Montgomery . . 36 48,184 67,335 67,075 
Brecon . 34 32,325 61,474 61,627 
Cardigan 33 42,956 70,796 72,255 
Pembroke . 29 56,230 94,140 96,093 
Merioneth . 283 29,506 38,843 38,888 
Denbigh 38 60,299 92,583 100,862 
Carnarvon . 27 41,521 87,870 95,668 
Radnor . 20 19,135 24,716 25,405 
Anglesey 15 33,806 57,327 54,546 
Flint. . 14 39,469 68,156 69,870 
II. As Hauptunterbezirfe der Graffdhaft zählt 


Blackstone die Hundertſchaften Hundreds auf, welde 
ſchon im zehnten Jahrhundert als die feften Unterbezirke für Heer⸗ 
bann und Gerichtöverfaffung erfcheinen, und in wunderbarer Stetigfeit 
id) erhalten haben. In einigen nördlichen Grafſchaften ift die Be- 
xichuung Wapentake üblich; wieder in andern heißen fie Wards. 
Ad Unterämter des Comitats waren fie meiftens in der Generalpach— 
tung des normannifchen Landvogts enthalten, und wurden von diefem 
a Untervögte bailiffs, als Unterpächter überlaffen, bi8 unter Edw. III. 
m gewöhnliches Pachtverhältnig für die Zukunft unterfagt ward. 
Pufiger als die Graffchaften wurden aber diefe Unterbezirke auch 


i 
1 
J 
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Stadtgemeinden und großen Grundherren dauernd und lehnsweiſe über: 
laſſen, fo daß auch Hundreds in fee, liberties of Hundreds, fran- 
chises of Hundreds in größerer Zahl vorlommen, mit mehr oder 
weniger vollftändiger Eremtion von dem Sheriff. Dur 2. Edw. III. 
e. 12; 14. Edw. III. c. 9 wurden nun zwar nach Möglichkeit die 
eximirten Hundreds der Grafſchaft wieder einverleibt, und eine Ober: 
gewalt des Sheriff zum Eintritt in den Freibezirk durch die Maufel 
non omittas wiederhergeftellt. Dennoch find ftehen geblieben mancher⸗ 
lei Verleihungen, welde noch immer den Hunbdertfchaften coordinirt 
werden. Die Zahl der alten Hundreds mit Einfluß folder liber- 
ties ift ungefähr 800, zu welden noch etwa 200 erimirte Städte 
treten. 

Inzwiſchen hatten ſich vielerlei Inconvenienzen aus der alten Ge— 
ftalt der Hundertſchaften ergeben, zu deren Bejeitigung das st. 9. Geo. 
IV. c. 43 die Quartaffigungen ermächtigt, diefe Unterbezirke der Po— 
lizeiverwaltung neu zu geftalten. Die Zahl der fo zum Theil neu 
abgegrenzten, neu getheilten und neu zufammengelegten Polizeiverwal 
tungsbezirke, unter dem modernen Namen. Divisions, beträgt jegt 675, 
in möglichfter Uebereinftimmung mit den Kreis-Armenverbänden. 

Nur in wenigen Graffhaften fommen noch Zwifchenabthei: 
lungen zwifden der Hundred und der Grafſchaft vor. 
Yorkshire zerfällt in Drittel, Trithings, Ridings, die in ber That 
drei befondere Kreife für Miliz und Polizei bilden. Die drei Ridings 
von Lincolnshire haben nur eine gefonderte Bolizei-Berwaltung. Die 
Rapes in Sussex hatten früher ihre bejonderen rape-reeves; cbenjo 
die Lathes in Kent ihre bejonderen lathe-reeves. 

Der Eenfus von 1851 giebt eine Ueberſicht der Graficaften mit ihren alten 
Hundreds und ihren neuen Divisions. Die legteren find zum Theil zahlreicher 
geworben durch Theilung von Hundreds, noch öfter aber find mehre, zuweilen 
viele Hundreds in eine Division zufammengezogen. Aus einer fpäteren Quelle 
füge id) dabei die berichtigte Zahl der Divisions hinzu. Die Freibegirte (liber- 
ties) find bei den Hundreds und Divisions eingezühlt; der Meberfict wegen 
aber in eigner Eolonne nochmals hervorgehoben. Die letzte Colonne bilden die 
den Hundreds coordinirten Städte (boroughs). 


Grafihaft Hundreds Divisions Liberties Boroughs 


Bedford... . . 9 3m _ 1 
Berk 2... 20 209) — 6 
Buckingham . . . 8 3.) — 2 
Cambridge (mit Ely) 18 19 (10) ı 2 
Chester... . . z 140 _ 4 
Cornwall... . 10 16 (17) — 9 
Cumberland . . . 6 6 — 1 
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Orafichaft 
Derby . . - 
Devon . . . 
Dorset . 
Durham . . 
Essex . . 
Gloucester . 
Hants (mit Wiek). 
Hereford . . 
Hertford . . 
Huntingdon . 
Kent . . 
Lancaster . 
Leicester . 
Lineoln.. . . 
Middlesex . - 
Monmouth . 
Norfolk . 
Northampton . 
Northumberland . 
Nottingham 
Oxford . 

Rutland. 
Salop 
Somerset . . 
Stafford . . 
Suffolk . 
Surrey . 
Sussex . 
Warwick 
Westmoreland 
Wilts 
Worcester . 
York East 
York North 
York West 


Anglesey 
Brecon . 
Cardigan 
Carmarthen 
Carnarvon . 
Denbigh 
Flint. 
Glamorgan. 
Merioneth . . 
Montgomery . 
Pembroke . 
Radnor . 


6 
33 


100 


4 
20 
31 
76 
11 

8 

4 
72 

6 

6 
29 

6 

6 
33 
20 

9 

6 
15 

5 
14 
42 
10 
20 
14 
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7 (12) 
33 (20) 
9 

4 (15) 
21 (15) 
42 (21) 
14 

12 (11) 
8 (15) 
4 

5 (14) 
8 (20) 
6 (8) 
41 (20) 
10 (18) 
12 
33 (97) 
20 (9) 
20 (13) 
14 (7) 
15 (10) 
5 
28 (18) 
42 (20) 
10 (13) 


4 (21): 


26 (12) 
6 (18) 
12 (15) 
4 (13) 
28 (15) 
11 (15) 
13 (12) 
15 
20 (23) 


6 (2) 
6 (9) 
10 (9) 
8 (9) 
10 (6) 
6 (10) 
5 (10) 
10 (12) 
7 (6) 
9 (13) 
7 

6 


Hundreds Divisions Liberties Boroughs 


2 
11 
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Die Gefammtzahl der alten Fkundreds und der ihnen analogen Freibesizte 
beträgt hiernad) etwa 900, wobei aber, beſonders in Dorset und Hants, viele 
Halb-Hundreds und abgeſchnittene Stiice mitgezähft find. Die Geſammtzadl 
der Divisions wäre nad) dem Cenfus von 1851 etwa 750; doch war damale vie 
Neubildung ber Divisions noch nicht voliflänbig burcigeführt. Iqh habe daher die 
Zahlen aus den amtlichen Berichten der Kreiejecretäre in ben Parl. Papers 
1856, No. 235, Vol. L, p. 525-542 beridjtigt, wonach jett 675 Polgeivernl 
tungsbezirfe beftehen, 576 in England, 99 in Wales. 

Unter den 205 Boroughs find einige Städte, deren Gebiet in verjchiebencn 
Grafſchaften oder Hundertſchaften Tiegt, doppelt gezählt. 

II. Das unterfte Glied der mittelalterlihen Com: 
munal»Berfafjung ift endlich die Zehntſchaft Tithing, 
wie fie als unterfter Bezirk befonders für Miliz» und Polizeivermat- 
tung und für Erhebung der mittelalterlihen Drtögemeindefteuern br- 
ftimmt war. Erfennbar ift diefe mittelalterliche Ortſchaft daran, das 
fr eine ſolche ein befonderer Gonftable und zuweilen neben ihm noch 
ein zweiter oder dritter Gemeindeſchulze, Tithingman, Headborouzlı 
zu ernennen ijt. „Wherever there is a constable, there is a town- 
ship.“ Eine ftatiftifche Angabe über die Zahl diefer townships fintt 
ſich nicht, da ihre Beziehungen zu der gegenwärtigen Communalver- 
waltung ziemlich unbedeutend geworden find. In dem Report on 
Local Taxation von 1843 wird die Zahl der Ortsconftables in run 
der Summe auf 20,000 veranſchlagt. 

Für die wichtigeren Beziehungen des Gemeindelebens iſt feit der 
Reformation das Kirchſpiſel Parish der Grundbezivt geworden. Die 
Zahl diefer Kirchfpiele ift um ein Bedeutendes geringer, da befonders 
in den großen Kirchfpielen des Nordens eine Anzahl von townships 
zu einer parish eingepfarrt find. Im 14. Jahrhundert ift die Zahl 
diefer Kirchſpiele auf 8632 angegeben, unter Jacob I. auf 9284; dr 

Cenſus von 1851 giebt die Zahl der Pfarrkirchen auf 10,477 an. 

Wegen der Größe vieler Kirchſpiele hat nun aber die Gefetgebug 
der Rejtauration es den Intereſſenten nachgelafjen, für die Zwede dr ' 
Armenpflege das Kirchſpiel wieder in gefonderte Ortichaften zu theilen. 
Die Zahl der Ortsgemeinden fir diefe wichtigite Beziehung des Ge 
meindelebens beträgt nad) dem Genfus von 1851 15,53; , die mun ale 
„parishes fir die Armenverwaltung“ ein Gemiſch von kirchlichen Part 
bezirfen, mittelafterlichen Zehntſchaften und fpäter gebildeten Ort®- 
armenverbänden darftellen. 

Die vollfändigfte Ortsftatiftif giebt der Band 56 der Parl. Papers 

1854, No. 506, enthaltend eine alphabetifche Aufzählung der jegigen Kreisarmen- 
verbände im England und Wales, mit Angabe der einzelen bazu gehörigen 
Kirchſpiele und Ortſchaften. Bei jeder Ortſchaft ift das Areal, die Benölterung 
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von 1851, der Werth des zur Armenſteuer eingefchätten Realbeſitzes und die 
jährlihe Armenausgabe für das Jahr 1851/52 angegeben ; ferner der Polizei« 
bezirt und der alte Huudredbezirk, zu welchem die Ortichaft gehört. Es ift da- 
bei jedoch zu beachten, daß für die mittelalterlichen Rechtsverhältniffe immer 
noch die alte township, für die kirchlichen Beziehungen und bie feit der Re— 
formation darauf bafirten weltlichen Berhältniffe die Parish der legale Bert 
if, und dag die vom Armenamt gegebene Ortseintheilung nur die Grundlage 
für das moderne Armenverwaltungsiyften: bildet. 

Einige Schwierigfeiten macht das Berhältniß der Liberties, die ihrer that- 
fählihen Bedeutung nad mehr zu den Ortfchaften gehören, aber herkömmlich 
ben hundreds coordinirt nierden. Das Wort Liberty bezeichnet ein Aus- 
nah ms verhältniß von der Grafſchaftsverfaſſung, alfo von den regelmäßigen 
Berwaltungseinrihtungen des normannifchen Zeit. So weit fie mit den Hun- 
dreds coordinirt werden (aljo hierher gehören), find es Heine Bezirke und 
Ortſchaften, in melden einem Grundherrn oder einer Corporation oder einer 
Gemeinde untergeordnete SerichtSgewalten verliehen waren. Schon durch die 
mittelalterliche Geſetzgebung war eine eigentliche jurisdiction davon wieder ge- 
trennt; und mo eine ſolche auch noch beftand, verlor fie ihre Bebentung mit 
dem Berfall der Lofalgerichte überhaupt. Die praktiſche Bedeutung diefer Li- 
berties befteht aljo darin, daß der Beliehene das Recht hat, einen Gerichts— 
ſchulzen (bailiff) für die Gefchäfte des Sheriffamts, aljo für Ladungen, Ere- 
cutionen u. dgl. zu beftellen. Selbft dieje Befugniß ift indeffen feine ausfchließ- 
liche, da die ordentlichen Sheriffbeamten durch die Non omittas-Claufel in den 
meiften Fällen auch bier ihr Amt vollziehen können. Der ante Liberty, 
Franchise, Lordship, hat auf dem Kontinent das Mißverſtändniß veranlaßt, 
als ob in England noch Herrichaften mit patrimonialen Jurisdictions- und 
Polizeibefuguiffen beftänden, und als ob die Pairie und der englifche Adel mit 
diefen Verhältniffen in irgend einem Zufammenhang fländen. Um diefe Bor- 
felung vorweg zu befeitigen, habe ich in ber erften Auflage diefer Schrift aus 
der großen Ortsftatiftil des Armenamts von 1854 (Parl. Papers 1854, Vol. 56) 
die einzelen Liberties und Lordships namentlich aufgezählt mit Angabe der 
Einwohner, der jährlichen Armenfteuer, des Kreisarmenverbandes und ber poli- 
lichen division, der fie unterworfen find. Es handelt fid) dabei um 52 Heine 
Ortihaften mit zufammen 38,427 Einwohnern, welche jährlich 51,460 Thlr. ©. 
an Armenftener zu bezahlen haben, und filr die Poligeivermaltung den gewöhnlichen 
miebensrichterlihen Divifionen einverleibt find. Diefe Zurüdverweifung wird 
wohl genügen, um die Idee einer Gutspolizei oder einer Befreiung von ber 
Gemeindearmenlaſt zu befeitigen. 


8 3. 
Der Sheriff. 

Blackstone I., pag. 339 — 346. 

Des Amt des Sheriff, scir-gerefa, dies ältefte und bedeutungs⸗ 

volle Grafſchaftsamt ift zwar angelfächfifchen Urfprungs, aber durd 

—— Verwaltungsrecht weſentlich erweitert, wie denn auch die 

Örpihaungen vicecomes und bailiff ſeit jener Zeit die amtlichen 
Greif, Eugl. Sommmualverfaffung. 
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wurden. In dem Volksſprachgebrauch erhielt fich indeffen der ſächfiſche 
Name shir-gerefa, da der vicecomes in den Gerichtsverfammlungen 
wefentlich die Functionen übte, welde am Schluß der fächjiichen Zeit 
der Königliche gerefa zu üben pflegte. Mit dem Wiedererwacen eines 
felbftändigen Communallebens wurde fpäter nicht nur der volksthüm— 
fiche Name sheriff wieder üblich), fondern es entftand auch die Bor: 
ftellung, daß feine Amtsgewalten nur eine Kortfeßung des Amts 
des shir-gerefa feien, und daß er von Haufe aus ein vol s8gewähl— 
ter Beamter gewejen, — eine Behauptung, die noch heute unabläjjig 
wiederholt wird, obwohl urkundlich unrichtig. Unftreitig war der vice- 
comes jedenfall® jeit der normannifchen Eroberung ein widerruflich 
ernannter Statthalter, der von Jahr zu Jahr im Schatzamt betätigt 
werden mußte, felbjt wenn die Königliche Ernennung auf Lebenszeit 
lautete (Gneift, Bd. I. $. 3). Nur in fehr wenigen Fällen haben 
feudale Verleihungen ftattgefunden. In Durham gehörte das Sheriff: 
amt dem Bifchof bis zur völligen Aufhebung der Pfalzgraffchaft im 
Jahre 1836. In Weftmoreland gehörte es in Folge einer Verleihung 
durch Charte König Johann's den Grafen Thanet, bis nach Ausjterben 
der Familie 1850 auch hier das gewöhnliche Verhältniß hergeſtellt ift 
13. et 14. Vict. c. 30. Die City von London erhielt das Sheriff 
amt der Grafichaft Middlefer durch eine Charte Heinrich® I. und hat 
es behalten bis Heute. Bis 8. Eliz. c. 16 hatten nicht felten mehre 
Grafſchaften denjelben Sheriff, — eine Sitte, die fi) bis Heute ın 
den Grafichaften Cambridge und Huntingdon erhalten hat. 

Das einft gewalfige und gefürdhtete Statthalteramt der Grafſchaft 
ift aber im Berlauf der Zeit in jeiner Bedeutung herabgefunten.*) 
Es hat feine ordentlihe Strafgeridhtsbarfeit fchon durch die Magna 
Charta verloren, feine ordentliche CivilgerichtSbarkeit durch die Ent: 
faltung der Reichsgerichte, feine Polizeigewalten durd) die Friedene— 
tichter, feine Meilitärgewalten durch die Lords-Lieutenants. Dennoch 
ift zurichgeblieben der Name und irgend ein Reſt faft-von allen feinen 
früheren Gewalten. Das Amt wird feit dem Ende des Mittelalters 
in der Regel mit Commoners befett, gilt aber noch als das erſte 
Amt der Graffhaft, und giebt einen perfünlichen Vorrang vor allen 
Berfonen der Grafſchaft. 

Die Ernennung der Sheriffs**) ift alfo von Haufe aut 
ein Königlihes Recht und wurde in normannifcher Zeit auf Vor: 
fchlag des Schagamts geübt. Nur verfuchöweije war durch 28. Edw. J. 
c. 8 den Grafſchaftsverſammlungen die Wahl der Sheriffe überlajlen, 
nad wenigen Jahren aber der mißlungene Verſuch wieder aufgegeben 
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9. Edw. II. st. 2. Die Ernennung konnte wie andere Stantögefchäfte 
jit Edw. I. im Staatsrat Continual Council ausgeübt werden. 
Zur Regelung des wichtigen Geſchäfts ward dur 14. Edw. III. 
st. 1. ce. 7; 23. Hen. VI. c. 8 beftimmt, daß der Lord Kanzler, der 
vord Schagmeifter, der Prüfident des Königlichen Staatsraths und die 
drei Borjigenden der Reichsgerichte jährlih am Vormittag des 6. No- 
vember die Auswahl treffen ſollen. Diefe nur reglementarifche Ber 
ſtimmung fchloß indefjen andere Meitglieder des Staatsraths und der 
Reichögerichte nicht unbedingt aus. Später ift der Wahltag durch 
24. Geo. II. ce. 48 vom 6. auf den 12. November verlegt worden, 
aus Rückſicht für die Amtsgeſchäfte der Reichsrichter. Uebrigens dauert 
die alte Praxis im Wefentlichen fort, und gilt nunmehr als verfaffungs- 
mäßige Sitte. Der Schapfanzler, der Xorbfanzler, die fämmtlichen 
Reiherichter und das eine oder andere Mitglied des Staatsraths treten 
zuſammen, und leiften einen Eid in franzöfiicher Sprache, „daß fie 
weder aus Gunſt noch Parteilichfeit, noch ans anderen ungehörigen 
Beweggründen nominiren wollen.“ Es werben darauf für jede Graf⸗ 
haft drei Namen als Kandidaten für das nächſte Jahr vorgelegt, und 
wenn fi fein Widerfpruch erhebt, angenommen und der Königin cin» 
berichtet. 

Der fo ernannte Sheriff ift geſetzlich verpflichtet zur 
Uebernahme des Amts. Billige Entfchuldigungsgründe für Ab— 
weiende oder Mindervermögende werden ſchon bei der Nomination be- 
rudjichtigt, übrigens feine Befreiungegründe anerkannt außer durd 
Parlamentdacte oder Königliches Patent. Weigerung der Uebernahme 
des Amts oder der Leiftung der Amtseide wurde feiner Zeit durch Be⸗ 
ftrafung in der Sternkammer gebüßt, und wird jet durch nmtliches 
Strafverfahren in dem Hofe der King’s bench verfolgt. Wer ein 
Jahr lang das Amt verwaltet Hat, kann c8 aber für die nächften drei 
Jahre abfehnen 1. Ric. II. c. 11; wegen der ſchweren Ehren - Aus- 
gaben und Berantwortlichleit wird es überhaupt nicht gefucht, ſondern 
meiftens cher „vermieden. Die Gefehgebung hat es deshalb auch nicht 
nöthig befunden, einen beftimmten Cenſus dafür zu feßen, außer der 
allgemeinen Vorſchrift, daß Sheriffs fo viel an Grundbefig in ber 
Grafſchaft haben follen, um für ihre Geichäftsführung hinlängliche 
Garantie zu geben. Wohnfik in ber Grafſchaft wird nicht erfordert. 

Dem Namen nad) gefchieht die Ernennung noch heute auf unbe 
ftinmte Dauer, durante bene placito. Nach 14. Edw. II. c. 7 
verwirft aber der Sheriff 200 Pfund Silber Strafe, wenn er über 
em Jahr im Amte verbleibt. Im Fall eines Thronwechſels gelten 
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jetzt die gewöhnlichen Grundſätze über vorläufige Fortdauer und Er— 
neuerung der Aemter. 

Die Functionen des Sheriff bildeten urſprünglich eine 
pollftändige Statthalterfhaft in der Finanz-, Militär: 
und Gerihtsperwaltung feiner Provinz Als Gerichtshalter 
des Königs übte er eine Civil» und Strafgerichtsbarfeit nad) verſchie⸗ 
denem Organismus, d. h. in ber engliichen Rechtsſprache, er bildet 
einen zwiefachen Gerichtshof: ein Grafjchafts-Civilgericht County Court, 
und. ein Grafjchafts-Strafgericht Sheriff’s Tourn, die als nod active 
Gerichtshöfe fortgeführt werden: 

1. Das Eivilgeriht der Grafſchaft, County Court, 
befteht aus dem Sheriff als Vorfigendem, den Rittern und Freiſaſſen, 
als dingpflidhtigen suitors und Urtheilsfindern (Blackstone III. 36. 
37). Er gilt nicht als ordentlicher Königlicher Gerichtshof, court of 
record, fondern als des „Sheriff’s eigenes Gericht“, welches regel 
mäßig von Monat zu Monat gehalten werden foll, st. 2. et 3. 
Edw. VI. c. 25, den Monat zu 28 Tagen gerechnet. Als neues 
Geſchäft des County Court kamen im dreizehnten Jahrhundert Hinzu 
die Wahlen ber Graffchafts- Abgeordneten zum Parlament, der Co- 
roners und der Verderors. 

2. Das Criminalgeriht ber Grafſchaft, Sheriff's 
Tourn (Blackstone IV. 273) ift ein ordentlicher Königlicher Ge⸗ 
rihtshof, court of record. Er wird nominell zweimal jährlich ab- 
gehalten, kurz nad) Oſtern und nach Michaelis, mit allen Gerichtsein- 
gejeffenen als court leet, Volfsgericht der Grafſchaft Coke 2. Inst. 
71. Seit der Magna Charta ift diefem Gericht zwar unterjagt die 
Entſcheidung aller placita coronae; die Verbot bezog ſich aber 
nicht auf die Privatflagen wegen Verbredden (appeal), jo Lange jenes 
Ihon im Verfall befindliche Verfahren noch dauerte. Auch war dem 
Sheriff nur der Urtheilfprud” (to hear and determine) in Straf- 
ſachen unterfagt, nicht das Unterfuchen inquire mit Gemeinde» Aus: 
Ihüffen. Erft allmälig iſt auch diefe Anklagejury des Sheriff durch 
die große Jury unter Leitung der reifenden Richter und Quartal: 
figungen verdrängt. So blieb von den ehemaligen Strafgewalten nur 
eine Polizeigewalt (conservation of the peace) zurüd, die Freipflege⸗ 
ſchau (view of frankpledge), der erfte Angriff bei Aufruhr, das Auf: 
gebot des hue and crye, ein Polizeiftrafamt wegen faljcher Gewichte 
und kleinerer Polizeivergehen. Auch ſolche Befugniffe muß der Sheriff 
aber mit den Sriedensrichtern theilen, welche ihn allmälig darin über» 
flügeln und factifch verdrängen. | 
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Bon den urſprünglich volfftändigen Tinanzgewalten des Sheriff 
bleibt nur die Einziehung folcher Einfünfte zurück, welche nicht an 
andere Beamte der Finanzverwaltung übergegangen find, — fructus 
jarisdietionis im weiteren Sinne der feudalen Zeit. 

Die fo geftaltete Sheriffögewalt war für Blackstone einiger- 
maßen fchwierig darzuftellen. Das urfprüngliche Verhältniß der König⸗ 
fihen Statthafterfchaft war längſt verjchwunden, viele nominelle Ge- 
walten aber noch vorhanden. Er ſucht daher überfichtlich die Sheriffs- 
gewalt als die eines Richters, eines Friedensbewahrers, eines Vollzie⸗ 
hungsbeamten und eines Rentamtmanns darzuſtellen: 

1. $n feiner richterlichen Eigenfchaft Hudicial capacity) 
verhandelt und entfcheidet er noch kleine Givilprogeffe bis zu 40 sh., 
leitet die Graffchaftswahlen, und hat die Namen der Gewählten ein» 
zuberichten. | 

2. As Friedensbewahrer kann er ergreifen alle Perſonen, 
welche den Frieden brechen, und Jedermann binden zur Beftellung einer 
Bürgſchaft für Erhaltung des Friedens. Er foll ex officio Felons 
und andere Mebelthäter in fichere Haft geben, und kann zu deren Ber- 
folgung oder zur Landesvertheidigung den Landſturm, das posse comi- 
tatus aufbieten. Doc foll er während feines Amtsjahrs nicht die 
laufenden Gefchäfte eines Friedensrichters verfehen 1. Mary st. 2 c. 8. 

3. In feiner Eigenſchaft als Vollziehungsbeamter der 
Obergerichte (ministerial capacity) hat er alle Prozeßdecrete der 
Königlichen Gerichtshöfe zu vollziehen; im Civilprozeß Yadungen zu 
infinniren, Arrefte anzulegen und Cautionen anzunehmen; wenn die 
Sache zur Hanptverhandlung kommt, die Jury zu laden umd zu ge- 
ftellen, wenn die Sache entfchieden ift,-für die VBollftredung zu jorgen. 
Chenjo hat er in Straffachen zu verhaften, die Jury zu geftellen, den 
Delinquenten aufzubewahren und die Urtheile zu vollftreden. 

4. Als Königlicher Nentmeifter (king’s bailiff) hat 
er die fisfalifchen Nechte in feinem Amtsbezirk zu bewahren; Beſitz zu 
nehmen von confiscirten oder erblofen Gütern; Geldbußen und ver- 
wirkte Güter einzuziehen, ſchiffbrüchige Güter, verlaufenes Vieh und 
andere Heine Regalien zu wahren. 

In einigem Widerfprud; mit den großentheils veralteten Amts⸗ 
geihäften ftehen die altherfömmlichen Formen der Beftellung.***) 
Bie zur normannifchen Zeit foll der Sheriff ſich zuerft im Schatz⸗ 
amt melden, (bei 100 8. Strafe) Bürgen ftellen für pünktliche Zah- 
lung feiner Gefälle, profers and profits, und die fehr umftändliche 
Ausfertigung feiner Patente betreiben. Ein Patent überträgt ihm 
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die custodia comitatus, ein zweites Batent befichlt allen Einwohnern 
ihm Affiftenz zu leiften. Durch ein writ of dedimus potestatem 
wird ihm‘ fodann der durch 3. Geo. I. c. 15 formufirte Amtseid ab- 
genommen, der noch immer fo lautet, als ob er Gerichts-, Polizeihaupt: 
mann und Landrentmeifter der Grafſchaft wäre, wie in der normanni- 
Schen Zeit. Dazu kommen die allgemeinen Beamteneide, namentlich der 
Huldigungs- und Abjchwörungseid, welche jeßt durch 21. et 22. Viet. 
e. 48 zu einem einfadhern Eide zufammengezogen find. Wie in der 
normannifchen Zeit läuft auch das Amtjahr nod von Michaelis zu 
Michaelis, während in Wirklichkeit fi) die Ernennung bis zum Februar 
des folgenden Jahres verfpätet, die actuelle Uebernahme noch Länger. 
Erft dur 3. et 4. Will. IV. c. 99 ift die Antretung und der Ge— 
ihäftsgang des Sheriffamts etwas vereinfaht. An Stelle der folr- 
baren Patente tritt jett ein einfaches Kefcript, warrant, contrafignirt 
vom Sefretär des Staatsraths. Manche unnüge Ehrenausgaben find 
damit weggefallen. Noch immer aber gilt das Amt als eins der Läjtig- 
ften, welches wie ein Reihedienft unter den reichſten Grundbefigern 
herumgeht ohne politifche Parteirüicfichten bei der Ernennung. 


*) Leber die urfprünglidhe Stellung des shir-gerefa im der angel. 
fächfifchen Zeit verweife ich auf die gefchichtliche Abtheilung S. 20, 25. Ueber 
bie Etellung des vicecomes der normanniſchen Zeit ©. 69. 70. 74—76, Ueber 
das allınälige Zurücktreten des Sheriffamts in der reichsſtändiſchen Zeit S. 19, 
166, 171. Ueber bie neuere abgeſchwächte Stellung S. 363. Das antiqua 
rifche Material itber das Sheriffantt giebt Spelman Glossarium s. v. Comes. 
Vicecomes, Graphio. Auch die älteren Nechtsichriften enthalten noch mehr 
hiftoriihes Material, wie Coke zu Littleton Regiſter v. sheriff; und Dalton, 
Oflicium Vicecomitum, the Office and Authority of Sheriff. 1682. 1700 fol. 
(nad) welcher Ausgabe id) citire). Das äußerſt reichhaltige aber ſchlecht geord 
nete Material Daltons (vgl. 3.8. p. 5.) liegt dem zu Grunde, was Blackstone 
Gefchichtliches beibringt. Auch Dalton fommt nad den älteren Urkunden zu 
dem Rejultat, daß ber vicecomes im Anfang der normannifchen Zeit das ge 
fammte „Souvernement feiner Provinz“ führte (p. 384. 292 ff.). Weberhaupt 
führen fpeziellere Aufzählungen immer wieder zuriid in das normannifche Fer 
waltungsrecht (Gneiſt I. $. 1—8), aus dem die lange Reihe der nominelen 
Beingniffe herſtammt. Die urfprüngliche Stellung 

1) des Eheriff als Kriegshauptmann ift am vollftändigften be 
feitigt durch den Lord Lieutenant und die neuere Geftaltung der Miliz. Tas 
Aufgebot des Landſturms fällt mehr unter die folgende Rubrif. 

2) Die Stellung des Sheriff ale Bolizeihauptmann dauert noch 
fort unter dem Namen eincs „Königlichen Friedensbewahrers“. Als folder 
Tann er das posse comitatus aufbieten im Fall des Aufruhrs oder zur Yer 
folgung von Verbrechern anf frifcher That, wobei alle männlichen Einwohner 
der Grafſchaft vom 15. bie zum 70. Iahr bei Vermeidung von Geldbuße und 
arbiträrer Freiheitsſtrafe feinem Aufruf folgen follen, mit Waffen erfcheinen und 
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folde gebrauchen dürfen, im Fall der Widerfeglichleit fogar bis zur Tödtung 
eines Menfchen. Coke Il. Inst. 193. III. Inst. 161. Die Verpflichtung bes 
Sheriff zur Verhaftung von Aufrübrern und zur Aufnahme von Brotolollen 
über den Thatbeftand wird noch eingeichärft durch 13. Hen. IV. c. T. Ur- 
ſprünglich wurden auch die High Constables der Hundertichaft und die Con- 
stables der Ortichaften jährlich von Landvogt ernannt in feinem Sheriff’s 
Tourn, Dalton on Sheriffs S. 400. Alle dieje Befugniffe find indefien un⸗ 
praftiih. Der Report on Sherifl’s Office ©. 34. 35. erzählt aus neuerer Zeit 
einen Fall, wo ein Sheriff bei einem Wahltumult die Ortsſchulzen aufbot. Da 
dieie alten unkräftigen Lente nicht ausreichten, wurden die Livreediener und 
Huissiers des Sheriffamts von London zu Hülfe genommen. Der Sheriff 
aber hatte große Noth die Auslagen von den Quartal» Situngen nachträglich 
bewilligt zu erhalten, weil ihm feine Fouds dafür zu Gebot fiehen. 

3) Das Strafgeridt des Sheriff, Sheriff’s tourn, wurde zunächft 
durch die Aſſiſen der reifenden Richter, jpäter durch die Friedensrichter verdrängt 
Dalton 392. Coke II. Inst. 71— 73. Ausdrüdlid) aufgehoben ift jedoch die 
„Curia frankplegii Domini Regis coram Vicscomite in turno suo“ noch 
heute nicht. Die Gewerbeorbnungen bes jpäteren Mittelalters geben dem She- 
if no ein Büßungsrecht gegen Bäder und Brauer, mit Geldbußen, förper- 
liher Zühtigung und Pranger; auch dies ift indeflen jpäter auf die Friedens⸗ 
tihter übergegangen. So ſinkt auch auf diefem Gebiet der Sheriff zu einem 
Vollziehungsbeamten ber Gerichte herab. In diefer Stellung erfcheint er aud) 
bei den Eriminal-Affifen der reifenden Richter, zu denen er die Jury geftellt 
und die Richter empfängt. Er kann ſich indeffen auch dabei vertreten laſſen. 
Immer geichieht dies bei den Duartalfikungen der FSriedensrichter. 

Im Zufammenhang mit Nr. 2. und 3, ift feine Stellung als Chef des 
Grafſchaftsgefängniſſes, Head Gaoler of the County. Der bdirigirende 
Beamte Gaoler ift urfprünglid) nur fein Stellvertreter, und noch heute foll er 
jeinem Nachfolger eine correcte Lifte aller Gefangenen übergeben 3. et 4. Will. 
IV. c. 9 8. 7. 

4) Der Sheriff als Landbreutmeifter hatte die Königlichen Pächte 
innerhalb feines Amtsbezirks, confiscirte und erblofe Güter für Rechnung der 
Krone einzuziehen, und wurde wie ein Landrentmeifter im Schatamt vereidet 
zur Leiftung von Abichlagszahlungen profers etc. unter Erſatz feiner Auslage- 
rechnung, bill of cravings etc. 

Diefer nominellen Stellung entjprechend waren denn auch die Anjtel- 
Iungspatente bis zu den neueften Aenderungen noch jo gefaßt wie in der 
normanniichen Zeit. Dalton p. 8. Das Hauptpatent lautet: commisimus 
comitatum N. custodiendum quamdiu nobis placuerit etc. Das Patent of 
assistance weift alle Bilchöfe, Barone, Freifaffen und Bewohner der Grafichaft 
an, dem vicecomes „hilfreih und gewärtig” zu fein. Die 15 Punkte des 
Amtseides, Dalton S. 10—12, enthalten nod) einen vollftändigen Richter- und 
Rentmeiftereid wie im Mittelalter. Auch das Entlafjungsrefcript beim Eude 
des Amts, writ of discharge, lautet noch wie im Mittelalter, Dalton 19. 20, 
As ministerial ofice des Sheriff werden nicht weniger als folgende 12 Be— 
Mnguifie aufgezählt: 

1. Die Königlichen Kronrechte zu bewahren, namentlich Ländereien, 
sräibeiten, Gerichtsfolge, Renten und andere Dinge, welche zur Krone gehören. 
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2. Einzufammeln die Gefälle des Könige, namentlich Grumbzinien, 
Bachtgelder, Geldforderungen, Bußen, Gebühren, Berwirkungen. 

3. Befit zu nehmen von den Gütern verurtheilter Felons, Gerichts 
flüchtiger, Geächteter, von gefundenen Schätzen und anderen Heinen Regalien, 
erblofen Gütern, nußbaren Bormundfchaften iiber Minderjährige und Gemüths- 
kranke. 

4. Auszuführen und zu vollſtrecken alle Arten von Decreten, 
Urtheilen, Erecutionen, Befehlen nnd Anweiſungen der Königlichen Gerichte 
höfe; über die Vollziehung Bericht zu erftatten; bie Dienftlifte der Iury anzu 
fertigen und einzuberichten (vergl. Dalton p. 96). 

5. Den Königlihen Richtern auf ihren Nundreifen aufzuwarten, 
für ihre Wohnung zu forgen und ihre gefegmäßigen Befehle zu vollſtrecken (Dalton 
p. 369 — 371). An diefen Punkt ſchließt fich das Verbot bei den Aſſiſen offene 
Tafel zu halten, den Richtern oder ihren Dienern Gefchenle zu geben 13. et 14. 
Car. II. c. 21. Auch fol dabei der Sheriff nicht mehr als 40 Lioreebiener 
haben, jedoch auch nicht weniger als 20 in England und 12 in Wales, 

6. Zu affiftiren den Friedensrichtern der Graffchaft, d. h. in 
einigen Fällen mit ihnen zuſammenzuwirken, ven Onartalfigungen beizumohnen, 
und gewiffe Orbers ber Friedensrichter zu vollfireden. 

7. Die Anweifungen der Commifjarien ber Deichverbände, com- 
missioners of sewers, und anderer Königlicher Commiffarien zu vollziehen. 

8. Der Anweifung der Coroners und der Verwalter beimgefallener 
Gilter Escheators, namentlich wegen Einberufung einer Jury Folge zu leiſten. 
9. Dem Ordinarius Beiſtand zu Teiften im Unterbrüdung von Kebe 
reien. 

10. Gehörig abzuhalten feine Gerichtshöfe, ſowohl Sheriff's Toum 
als County Court; woran ſich dann feine Thätigleit bei den Parlamentswahlen 
und damals auch die Enticheidung tiber die Dualification der Mähler anſchloß. 

11. Gewiſſe Parlamentsbeſchlüſſe zu verfündigen. 

12. In gewiffen Fällen Fourage für den Königlihen Hofhalt zu br- 
ſchaffen. 

Ich darf dabei nochmals an meine geſchichtliche Darſtellung im J. Bande 
88. 3. 8. 13. 14. 19. erinnern, der bie älteren Darſtellungen bei Coke und 
Dalton vief näher ftehen als Blackstone. 

**) Weber die Ernennung des Sheriff auf Vorfchlag der Hauptbeamten 
des Staatsraths in ber reihsftändifchen Periode vgl. die gejchichtliche Abthei 
fung ©. 171. Jene älteren Verordunngen mobificirten fich in der Praxis mehr- 
fad) mit dem Geſchäftsgang des privy council. Ebenſo beruht das heutige 
Berfahren auf mancherlei Einzelheiten, die theils neben ven Geſetzen ftehen, theilt 
den geſetzlichen Vorſchriften nicht genau correfpondiren. Die erften Vorſchläge 
wegen Beſetzung des Amts filr das nächſte Jahr ſollen eigentlich von der großen 
Jury ben reifenden Richtern der letzten Affife im lanfenden Gefchäftsjahr ge 
macht werden; gehen aber in der Hegel vom Sheriff aus, nad deſſen Bor- 
ſchlägen der vorfitende Richter der Affife die drei Namen auswählt und ein 
bringt (Report on Sheriff’s Oflice 1830 p. 27... Anı 3. Februar des folgen- 
den Jahres findet noch eine Verſammlung des Staatsminifteriume (Cabinet) 
ftatt, mit Zuziehung der Secretäre des Staatsrathe, um etwaige Entſchuldi 
gungsgräünde zu prüfen und bie Lifte definitiv fefzuftellen, — und dam erfl 
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folgt eine offizielle Situng des Staatsrathe, Privy Couneil, in welcher die 
Königin mit einem Nadelſtich durch das Pergament neben dem Namen (pricking 
the sheriffs) für jede Grafſchaft den Sheriff defignirt. Die Ernennung der 
Sheriffs von Wales (34. Henry VII. c. 26) erfolgt jet in -völlig gleicher 
Weiſe. 8. Vict. c. 11. Wird im Laufe des Amtsjahres. an die Stelle eines 
verforbenen Sherifis ein neuer ernannt, fo geſchieht es durch einfaches Refcript 
ohne Beobachtung obiger Formen. 

Streitig ift noch immer die Frage nach dem Recht der Krone auch ohne 
Veobachtung der Formen einen Sheriff durch Cabinets-Order (fogenann- 
tn pocket-sheriff) zu ernennen. Nach heutiger Berfaflung würde das 
auf eine Ernennung durch den Minifter des Innern hinauslanfen. Ein ein- 
fimmiges Gutachten der Reidjsrichter zur Zeit Fortescne’s Teugnet t 8 Recht 
des Königs, einen fo Ernannten zur Mebernahme des Amts zu nöthigen. Coke 2. 
Inst. 559. Blackstone bezeugt nun zwar, daß bis zu feiner Zeit die Ernen- 
uung folder Zafchen- Sheriffs „gelegentlich“ vorgelommen je. Die einzige 
Autorität daflir war indeffen ein all unter Elifabeth, wo die Königin allein 
die Sheriffs ernannte, weil die Richter an dem geſetzlichen Tage der Peſt wegen 
wicht zufanımentreten konnten. Der Berichterfiatter des Yalles rechtfertigt das 
Serfahren auch nur mit der Berufung auf die Doctrin vom Dispenjations- 
Recht der Krone, welches fpäter durch die Bill der Rechte aufgehoben tft. Das 
Herlommen fcheint alfo formloſe Ernennung nur zu rechtfertigen in dem Fall, 
wenn ein Sheriff während ſeines Amtsjahres ftirbt. 

) Die neueren Reformen und Bereinfahungen in den Ernen- 
nungepatenten und in dem Gejhäftsgang des Sheriffamts waren 
veranlakt durch mannigfaltige Klagen über die unnützen Koften und Sporteln 
bei der Eruennung zu dem ohnehin fo Loftbaren Ehrenamt. Es wurde dadurch 
eine Reihe neuerer Geſetzentwürfe hervorgerufen Parl. Papers 1831/32 
Nr. 195. 527; 1833 Mr. 241; 1837/38 Mr. 226. 385; 1839 Ar. 219; Er- 
nennung der Sheriffs in Wales 1845 Nr. 239. — Bor Allem lehrreich ift der 
Report from the Select Committee on the Expenses attending the of- 
fire of High Sheriff 1830 Nr. 520, aus welchem ic einige Auszüge folgen 
lafle. Die Kormalitäten der Beftellung des Sheriffe im Schatzamt feien ziem- 
li finnlos geworden, — ein bloßer Vorwand zur Erhebung von Sporteln für 
Zelretäre und Agenten. Ebenſo feien die writs of assistance und superse- 
deas unpraftifche Formalitäten (p. 3). Es werde angemeffen fein, den Sheriff 
auch zu befreien von der Verpflichtung auf eigene Koften für die Wohnung der 
Affenrichter zus forgen. Der Gebrauch, die Richter vor ihrem Eintritt in bie 
Alflenfladt mit einer Gavalcade von berittenen Dienern zu empfangen, vermehre 
unnöthig die Ehrenausgaben. Ob die bisherige Zahl von 20—40 Fipreedienern 
javelin men beizubehalten, fei ferner zu erwägen. Die ganze Rechnungslegung, 
Amtsdecharge und Ertheiliing des Quietus bedürfe der Totalreform; die proffers 
finnen ganz wegfallen; eine Reihe von Poſten gehören gar nicht mehr in die 
Reduungen des Sheriff. Ebenſo können die Koften eines fürmlichen Patents 
wegfallen (pag. 4). Die Zeugen -Ausfagen ergeben eine Menge von Einzel⸗ 
heiten, bie nur ans der Geftalt normannifcher Finanzverwaltung verftändlich 
ſind (Gueif I. $ 3,7, 8). Schon die Beftellung des Sheriff mit feinen 
nominellen Bürgen, und der Kreislauf der Forntalitäten, welche in Schatamt 
und Kanzlei der Ausfertigung des Patents und dem Amtsantritt vorangehen, find 
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ein Erbſtück mittelalterlicher Finanzverwaltung. Die Rechnungslegung if ein 
jo complicirtes Geſchüft, daß auch der geſchäftskundige Anwalt des Sheriff ſich 
wieder eines Agenten bedienen muß, ber in allen Bureans ber Centralverwal 
tung Beicheid weiß. — Die Berechnung der Wuslagen, bill of cravings, um 
faßt das Logis der reifenden Richter, Erecutionsfoften, Koften der Verbreitung 
von Proclamationen, gewilfe Hechnungen der Gefängnigbeamten, Tagegelder 
der Friedensrichter (p. 14). Der Erjat dafür ift aber ungenügend. ft if 
z. B. der Richter mit der ihm geftellten Equipage unzufrieden und droht der: 
Sheriff mit einem amerciament wegen unehrerbietiger Behandlung. Unnũte 
Weitläuftigleiten entfliehen ferner durch die Pflicht, Tängft vergeflene Steuer 
rückſtände, verfallene Cautionen und Bußen einzuziehen von Perfonen, die w- 
weilen feit Jahrhunderten todt find. Deilenungeacdhtet muß der Sheriff oder 
Unterfheriff alljährlich eine inquisition wiederholen, „ob ſolche Perſonen Lände 
reien und bewegliches Gut Hinterlafien haben“. Dies wird dann bei den Aifiien 
abgemacht, wo der Linterfheriff die erften beften 12 Geſchwornen danach fragt 
und getrenlid) einberichtet, „daß er treuliche Unterinhung gehalten habe au' 
die Eide von 12 guten und gejehlichen Männern in feinem Kreisbairt“, — 
wofür die Geſchwornen eine Gninea erwarten, um des Sherifis gute Geſund 
beit zu trinfen (p. 20). Aehnlich verhält es ſich mit der Beitreibung längii 
verſchollener Rückſtände Königlicher Pachtgelder (p. 33). In Lincolnfhire wirt 
ein alter Poften von 37 %. fortgeführt, welcher rückſtändig jein foll von dem 
Juden Simon zu Lincoln und der Jüdin Deborah zu Stampford und anderer. 
aus den mittelalterlichen Schatzrechnungen wohl befannten Perſonen (p. 5. 
— Statt ber Foftbaren Livreediener, javelin men, wird vorgeichlagen, dem 
Sheriff eine Anzahl Konftabler zur Dispofition zu ftellen zur Erhaltung der 
Ordnung im Gerichtshof; während die Livreediener ihre zahlreichen Belannten 
fi) vordrängen Taffen, und wegen ihrer vielen Connexionen in der Kreisfiadt 
und im Kreife nicht gute Ordnung halten (p. 27). — Die Ehrenausgaben der 
Sheriff werden in Warwidfhire auf 800 8. angegeben, darunter Livreen füt 
5 bailiffs, 2 Trompeter, 14 javelin men mit filberbetreften Hüten, Kutick, 
Galageſchirr, Reiſekoſten u. ſ. w.; es ift üblich, daß der Sheriff am erjien 
Aſſiſentage die Geiftlichleit der Kreisfiadt und der Umgegend zum Mittag be 
wirthet; an allen 8 bis 10 Affifentagen hat er feinen Unterfherifi, feinen Kaplan 
und einige Freunde zur Tafel; der Kaplan erwartet für feine Dienftleiftung 
während des Amtsjahrs vom Sheriff ein Douceur von 20 bis 30 Guinemn: 
aud) die Diener der reifenden Richter erwarten ein Trintgeld, z. B. 5 Guineen 
Handſchuhgeld bei jeder Alfife, welche ohne Todesurtheil abläuft (p. 31, 32: 
— In Wales werden die Ehren - Ausgaben des Sheriff auf 340 %. ver 
anſchlagt, ausichlieglich der Equipage filr die Richter, die aber in Wales ge 
wöhnlich zu Fuß gehen (p. 37). — In Somerfetihire ſchätzt der Sherifi jeine 
Ehrenausgaben auf 2000 L. (p. 61); für die Sheriffs von London und Middleier 


werden fie oft noch höher veranfchlagt. — Die Rechnungslegung allein Loftet 


dem Unterfheriff zwei Reifen nad) London (p. 33), An Gebühren für die ver 
Ichiedenen Sekretäre und Agenten, die bei der Rechnungslegung mitwirlen. 
wurden in einem falle 120 8. bezahlt (p. 56, 57). — Sehr natürlich if unter 
diefen Umſtänden die Klage eines Landedelmanns: „Ich kenne verfchiebene Bei 
jpiele, in welchen Gentlemen dem Sheriffamt fi gar wohl zu entziehen gewußt 
haben und habe keine Idee, wie fie losgelommen find“ (SirG. Chetwynd Bart p.33.- 
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Viele diefer Klagen wurden nad) den Borjchlägen des Committees bejeitigt 
dur) das Geſetz über die Verwaltung des Sheriffamte, 3. et 4. Will. IV, c. 99. 
Tie Rothivendigfeit eines Patents und eines writ of assistance wird aufge- 
hoben; ebenfo die profers, der day of prefixion, und die Eidesleiftung von 
em Cursitor Baron ($ 2); die veraltete Weije der Legung der Schlußrechnung 
im Schatzamt. Die Sheriffsrechnungen werben in Zukunft bei der Oberredh- 
nungsfammter, Conmissioners of Audit, revidirt, wie andere öffentliche Rech⸗ 
nangen ($°8). Die bills of craving werden bei dem Finanzminiſterium feft- 
geftellt (5 11), der Cheriff wird befreit von der nominellen Verpflichtung, alte 
Tomänenrenten, Quit and Viscontial Rents, einzufammeln, folche vielmehr dem 
Tomänen- und Forftdepartement überwieſen. Auch die Befitänderungsgebühren, 
Pre-Fines und Post-Fines werben der Etaatskaffenverwaltung überwieſen 
3 15). Das Amt des Cursitor Baron ift itberhaupt aufgehoben durch 19. et 
20. Vict. c. 86. Es bleibt aber dem Sheriff die Vereinnahmung der Geldbußen 
und Verwirkungen, auf welche die Criminalgerichte erkennen. 

‚ Zie Bereinfahung der allgemeinen Amtseide ift wie erwähnt erft durch 
21. et 22. Viet. c. 48, 49 erfolgt; das lettere Geſetz macht die Leiftung eines 
<herifjamtseides auch für Juden möglich. 


S 4. 


Der Coroner. 
Blackstone I. pag. 346 — 49. 


Der Coroner, Coronator, Kronfiscal, ift ein Bewahrer gewilfer 
Kronrehte in der Grafſchaft. Die Entftehung des Amts fcheint aus 
der Zeit Richard's I. zu datiren.*) Es war eine der erſten oncef- 
fionen, welche man dem Drange der Graffchaften nad) Selfxovernment 
machte, indem man Perfonen aus der Ritterſchaft als Affiftenten dem 
Sheriff zur Seite fette für die Wahrnehmung Königlicher Nechte in 
dringenden Fällen. Es war gewiffermaßen eine VBorftufe des Friedens⸗ 
rihteramts, mit polizeilichen Befugniffen, in welchen der Coroner |pä- 
ter bald concurrirend mit dem Sheriff, bald mit den Friedensrichtern 
auftritt. Das urſprüngliche Präfentationsredht der Graffchaft hat ſich 
hier in ein förmliches Wahlrecht verwandelt, und im Verlauf der Zeit 
eine anerkannt unangemefjene Beſetzung des Amts herbeigeführt. In 
Folge deſſen ift einerfeits der Amtskreis des Coroner eng befchräuft 
gehalten, andererfeitö aber doch das Amt felbft bis heute eiferfüchtig 
feſtgehalten worden, da es das einzige namhafte Amt ift, welches in 
der populären Weife einer Wahl durch die gefammte Grafjchaftever- 
\ammfung beſetzt wird. 

I. Die ordentlichen Functionen des Coroner find foldhe 
Krongeichäfte, für die ein Ortsbeamter zur Stelfe fein muß: Todes 
ermittelungen, Schiffbrüce, gefundene Schäße. 
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Für das Hauptgefchäft der Todesermittelungen (bei ungemwöhnli- 


chen Todesfälfen und bei folchen Perfonen, die im Gefängniß geftorben 


find) giebt ſchon 4. Edw. I. st. 2. de officio coronatoris eine um- 
fafiende Gefchäftsordnung, charakteriftiih für die Verwaltungsweie 
jener Zeit, in folgender Faſſung: 
„Der Koroner auf geichehene Anzeige ſoll fi an den Ort begeben mo Jemand 
erichlagen, plötzlich geftorben oder verwundet ift, und fol fofort vor fd 
erieheinen Taffen an ſolchem Ort Männer aus den vier, fünf oder fechs nächte 
Ortfchaften; und wenn fie ericheinen, fol der Eoroner auf ihren Eib Unter 
fuhung Halten in folgender Weife: nämlid) ob fie wiflen, wo die Perſon er- 
fchlagen wurde, ob in einem Haus, im Feld, im Bett, in einer Schentfe oder 
-in einer Gefellfchaft, und wer dort war; wer ſchuldig ift der That oder der 
Gewalt, und wer anweſend war; und went Jemand deſſen fehuldig befunden, 
fol er ergriffen, dem Sheriff überliefert und ins Gefängniß gefetst werden. 
Wenn es fi) begiebt, daß ein Dann erfchlagen und im Feld oder Wald geimn- 
den ift, fo foll zuerft unterfucht werden, ob er erfchlagen wurde an demielben 
Ort oder nicht; und wenn der Leichnam transportirt ift, jo joll man das Mög: 
fie thun, um die Fußtapfen derer zu verfolgen, welche ihn hierher brachten, 
ob zu Pferd und zu Wagen. Es foll auch unterfucht werden, ob der Todte 
eine befannte Perfon, oder ein Fremder, und wo er die Nacht zuvor fchliei.“ 
— „Alle Wunden follen befidhtigt werden, nach Länge, Breite und Tiefe, und 
mit welchen Waffen fie zugefügt, und an welchem Theil des Körpers die Rune 
oder Verletzung ift, und wie viele dabei fchuldig find, und wie viele Wunden 
da find, und wer die Wunde zufiigte. — Ebenfo bei Ertrunfenen oder plötlich 
Berftorbenen, ob fie ertrunten oder erfchlagen oder erwürgt find, mit einer 
Strangulationsmarfe im Genick oder an einem ihrer Glieder, ober mit einer 
anderen Berlekung an ihrem Körper. And wenn fie nicht erichlagen find, 
dann foll der Coroner ſich wenigftens verfichern der Perſonen, die den Leichnam 
fanden, und anderer in ihrer Begleitung.” 
Die Braris hat das Verfahren noch fpezielfer normirt. Die Geſchwor⸗ 
nen, gewöhnlich 15 oder 18 unter Vorſitz des Coroner, müſſen 
an dem Orte felbft, wo ber Todesfall eintrat „super visum cor- 
poris“ ihre Situng Halten. Iſt die Leiche nicht zu beſchaffen, 
fo gehört die Feftftellung des Thatbeftandes als Theil des gewöhn- 
lichen Strafverfahrens vor die Friedensrichter oder Affifenrichter; 
ein Coroner’s Inquest ohne Augenſchein an der Leiche Tann nur ein- 
treten, wenn ein Spezial-Commifforium dazu ertheilt wird. Der In- 
quest befteht darin, daß der Coroner in Gegenwart der Gefchwornen 
Zengen unb andere Beweife über den Hergang der Tödtung hört, und 


durch den Spruch von mindeftens zwölf Geſchwornen die Todesurſache 


feftftellen läßt. Er procedirt dabei als ordentlicher Königlicher Gerichts 
hof, court of record, in der Regel öffentlich; nach feinem Ermelien 
jedoch auch mit Ausſchließung des Publikums. Lautet der Spruch der 
Jury dahin, daß eine beftimmte Perfon des Mordes oder der ſchuld⸗ 
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baren Tödtung verdächtig, fo wird der Bezüchtigte durch warrant des 
Coroner’s zum gerichtlihen Hauptverfahren gefünglich abgeliefert. Der 
Coroner hat die Protofolfe und Beweisftüde feines Verfahrens nebft 
dem Spruch der Jury, ausgefertigt unter feinem und der Gefchwornen 
Injiegel, der Königsbant oder den nächſten Affifen zu übermachen 
33. Hen. VIIL c. 12; 1. ct 2. Phil. et M. c. 13. Der Geſchwor⸗ 
nenfpruch ift vergleichbar einer Anklageacte, in welcher die Gefchwornen 
nebenbei auch das Vermögen des Inculpaten feftftellen. Ein’ analoges 
Verfahren kann eintreten zur Feſtſtellung des Thatbeftandes einer Feuers⸗ 
brunjt und einer Gebäudezerjtörung durch Coroner’s inquest. 

Ein weiteres Geſchäft de8 Coroner ift die Unterſuchung von 
Schiffbrüchen, namentlid die Feſtſtellung „ob Sciffbrud oder 
nicht“, ſowie die Feitftellung des Beſitzers. Ferner bei gefundenen 
Shägen die Feltftellung der Perſon des Finders, des Ortes ber 
Auffindung und ob Jemand des Vergehens der Schagverhehlung ver- 
dächtig ift. 

Der Coroner ift ferner zugleich Königlicher „Friedensbe— 
wahrer“ Fraft feines Amtes mit der Befugniß der Verhaftung wegen 
felony, concurrirend mit den Friedensrichtern. 

Endlich find im Nothfall die Coroners der Grafſchaft aud 
Stellvertreter des Sheriff in dejlen ministerial capacity. 
Tie Decrete der Gerichtshöfe werden au den Coroner an Stelle des 
Sheriff gerichtet, wenn ein genügender Grund vorhanden ift, den She- 
tif wegen vermutheter Parteilichkeit zu vecufiren. Für ſolche Verwal: 
tungsgejchäfte müjjen die Coroners der Graffchaft gemeinfchaftlich zu- 
jammentreten, während ihre richterlichen Acte ſammt oder fonders 
gelten. 

I. Die Ernennung der Coroners ift ein Wahlact des 
Grafſchaftsgerichts,“*) wird alfo von den Freiſaſſen unter Leitung des 
Sheriff in analoger Weife vorgenommen, wie die Wahl der Graf- 
ihafte-Ahgeordneten zum Parlament, 28. Edw. III. c. 6. Coke 2. 
Inst. 558. Ein writ de coronatore eligendo aus der Kanzlei weift 
den Sheriff an, die Freifaifen zur Wahl zu verfammeln, den Wahlact 
einzuberichten, und den Gewählten zu beeidigen. In den meisten Graf⸗ 
Ihaften werden 3 oder 4 Coroners gewählt, doch kommen auch wohl 
6 ud 7 in einer Grafſchaft vor. Ä 

Nah 3. Edw. I. c. 10 follten dazu Ritter gewählt werden; 
nd 14. Edw. III. st. 1 c. 1 Männer, die genügenden Grundbeiig 
haben, um für ihre Amt aufzulommen; nad) 29. Edw. III. c. 6 Ge⸗ 
richtemänner der höheren Klaſſe (most lawful men). In der älteren 
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Praris verlangte man daher Rittergutsbefiker, d. h. Befiter von 20 
Pfund Silber Grundrente. Noch unter Edw. III. wurde ein Kauf: 
mann als umngualifieirt aus dem Amt entfernt. Die neuere Rrarıe 
befteht auf Teiner befonderen Qualification mehr. Hat der Gewählte 
aber nicht Vermögen genug, um verwirkte Bußen zu zahlen, fo muß 
die Grafſchaftskaſſe dafür auflommen. Häufig werden Anwälte oder 
Aerzte (surgeons) von mäßiger Befähigung und Praris dazu gewählt. 

Die Ernennung gilt auf Lebenszeit, und erlifcht ale Pole: 
wahlamt nicht durch Thronwechſel. Der Ernaunte hat die allgemeinen 
Amtseide umd einen bejonderen Dienfteid zu leiten. Er kann jedoch 
fein Amt verlieren durch Ernennung zum Sheriff oder zu einem 
anderen incompatiblen Amt, kann entlajfen werben durch ein writ de 
coronatore exonerando aus einem darin angegebenen Grunde, na- 
mentlich wegen Unfähigkeit durch Alter, Krankheit, wegen ungenügenden 
Grundbefißes; nad) 25. Geo. LI. c. 29 find Erpreffung, Dienjtver: 
nachläſſigung und Uebelverhalten im Amt ausdrüdlich als Entlaffunge: 
gründe anerfannt; auch ohne das kann der Yordfanzler fchon nad äl- 
terer Praris auf Petition der Freiſaſſen der Graffchaft wegen „Amts: 
vernachläffigung“ die Entlaffung ausſprechen. 

Auch im einzelen Falle kann der Goroner durch amerciaments 
der Reichsgerichte wegen Verſäumung der Amtspflicht gebüßt werden. 
Berhehlung von felonies ift mit Buße und einjährigem- Gefängniß 
bedroht, 3. Edw. I. c.9. Nach 7. Geo. IV. ce. 64 fann überhaupt 
der Gerichtshof, den die Unterfuchungsacten des Coroner einzujenden 
find, jedes Vergehen gegen dies Geſetz ſummariſch mit Geldbußen rügen. 
Vorbehalten iſt ferner die Abbernfung des Verfahrens durd) certiorari 
an die King’s bench, und die Cajjirung wegen Formfehlers, die aber 
jegt wegen einer Reihe von Fällen nicht mehr eintreten ſoll 6. et « 
Vict. c. 83. Wegen unrichtigen Verfahrens Tann das Obergeridt 
auch eine neue Unterſuchung durch Special» SCommiffarien (ein melius 
inquirendum) verfügen. 

HI. limfaffende Reformen des Coroner-Amteé find ım 
Lauf des legten Menfchenalters durch eine Reihe von Gefegen herbei: 
geführt ohme den Grundcharakter deffelben zu ändern. Das Bedürfniß 
der Reform beruhte auf anerfannten Mißbräuchen, die meiftene auf 
die Schuld des Gebührentarifs gejchrieben wurden. Während das Amt 
nah 3. Edw. I. c. 10 ohne Gebühren verwaltet werden jollte, war 
duch 3. Henry VII. c. 1 eine Sportel von 4 Thlr. ©. für die 
Todtenſchau bewilligt, dur 12. Geo. II. c. 29 6 Thlr. ©. umd 
Meilengelder, fpäter noch weiter erhöht. Diefer Umſtand hatte weſent 
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ih dazu beigetragen „das Amt herunter zu bringen und in niedere 
und bürftige Hände, welche e8 nur wegen der Gebühren fuchen“ 
(Blackstone p. 347). Die neuere Geſetzgebung hat die Amtöbezirfe 
neu geordnet, den Wahlmodus vereinfacht, die Geſchäftsführung ver- 
befiert, namentfich auch die Zuziehung von ärztlichen Sachverftändigen 
befördert, und den Gebührentarif neu geregelt. ***) Dur 23. et 24. 
Viet. c. 116 wird die fünftige Anftellung der Coroners auf firirte 
Gehalte angeftrebt. | 


* Weber die Entfiehung der coroners ſ. die Geſchichtliche Abth. S. 183. 
184 ımd Biener, das Engl. Geſchwornengericht I. 148—151. Die Entfle- 
hung des Amts Tiegt noch immer in einigem Dunkel. Eine unzuverläffige 
Nachricht im Mirror 8. I. 8 3 behauptet zwar, daf es fo alt fei wie das bes 
Sheriff; allein die unbeſtimmte Angabe, daß e8 aus dem „gemeinen Recht“ her- 
famme (vgl. Coke Inst. II. 31. IV. 271) bedeutet doch nur, baß die legale 
Entſtehungsweiſe nicht fiher befannt if. Dafür, daß es in der Zeit des gou- 
vernement personnel durd) adminiftrative Anordnung entftand, fpricht auch 
die Ernennungs- und Entlaffungsweife, die auf einfachem vom Kanzler aus- 
wiertigenden Refcript, dein writ de coronatore eligendo beruht, welches 
nur an die Kanzlei einzuberichten iſt. Die älteften Notizen der Rechtsbücher 
darüber find bei Bracton III. 2. c. 5—8. Britton c. 1, Fleta I. c. 18 (vgl. 
Coke 2. Inst. 174—176). Die neueren Monographien enthalten zugleich ge- 
ſchichtliche Unterſuchungen, namentlich R. Clarke Sewell, a Treatise on 
the law of Coroner. 1843. John Jervis, a Practical Treatise on the 
Öfice and Duties of Coroners 2nd edit. by Welsby. 1854. Jardine, Re- 
marks on the law and expediency of requiring the presence of accused 
persons at Coroners Inquest. London. 1846. Wenn der Bräfident der 
King’s Bench als oberfter Coroner im ganzen Reich bezeichnet wird, ber 
Master of the,Crown Office als Coroner for the King, fo ift damit fein 
geihichtlicher, jondern nur ein gefchäftliher Zuſammenhang ausgedrüdt, für 
analoge Functionen oberer Inftanz. 

= Bon dem ordentlihen Wahlmodus im Braffhaftsgericht fommen 
sahfreiche Abweichungen durch alte Berleihungen vor. In Huntingdonshire 
werben 5 Coroners von Grundherren ernannt. In der Herrichaft von Ponte- 
fract ernennt die Herzogsfammer von -Isancaster. In dem Freibezirfe von 
St. Peter, Eity von York, nominirt der Dechant von York als erfter Friedens- 
rihter 2 Coroners. Das Recht des Erzbifchofs von York und des Biſchofs 
von Ely (verliehen durch eine Eharte Heinrich's VII.) ift durch 6. et 7. Will 
IV. c. 87 aufgehoben; das des Bifchofs von Durham durd) 1. Viet. c. 64. — 
Der Eapitain (Constable) des Tower von London ernennt den Coroner für 
den Freibezirt des Tower; der Lord Mayor und die Commune von London 
bie Coroners für die City (laut Charte Edw. IV.) und die Coroners von 
Southwark; Dechant und Kapitel den Coroner für die City und ben Freibgirt 
von Westminster. Für den Königlichen Haushalt und den Bannbezirt des 
Königlichen Palaſts wird ein Coroner von dem Lord Steward vom Haushalt 
ernannt, der durch feine Beamte die Fury aus 13 Dienftleuten des Hofhalts 
ernennen läßt, 33. Henry VIII. c. 12. Auch die Admiralität ernennt ihre 
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eigenen Coroners für die Functionen in ihrem Seebezirk. Die flädtifchen C«- 
roners folgen unter Capitel V. bei der Städteordnung. 


*#*) Da der Coroner’s Inquest neben dem friedensrichterlichen Geſchäftskreis als 
‚ein ifolirtes Gebiet dafteht, auf welches ich ſpäter nicht wieder zurückkomme, io 
fitge ich ſchon Hier eine gedrängte Meberficht der Reformgeſetzgebung über das 
Coroner-Aınt bei: 


1. Feftftellung der Amtsbezirte und Vereinfachung des Wahl— 
modus. Schon in der älteren Praris Hatte im Fall des Bedürfniſſes aui 
Petition der erichtseingefeffenen oder der Ouartalfitungen der Lord Kanzler 
ein writ zur Wahl eines Additional Coroner erlaflen. Die Wahl felbfi c- 
folgte im Grafſchaftsgericht durch alle dingpflichtigen Freiſaſſen, auch wenn ihr 
freehold nod) fo gering, und unter dem Betrage war, der das Stimmredt 
zum Parlament giebt. Das st. 58. Geo. III. c. 59 gab nun eine neue um 
fländfiche Wahlordnung. Das Grafichaftsgericht, d. i. die Wahlverfammiung, 





fol gehalten werden an dem Ort, wo es ın den letzten vierzig Jahren üblich, 
. und zwar bei dem nädjften ordentlidden County Court, event. in einer vertag 


ten Eitung, nachdem zehn Tage vorher dem Publikum Ort und Zeit angescigt 
ift. Wenn die Mahl nicht durch Handaufpebung mit Zuftimmung det Ver— 
ſammlung fogleich entſchieden, fondern eine formelle Abftimmung (poll) bean 
tragt wird, fo foll das Stimmzählungs-Verfahren von Tag zu Tag fortgeiast 
werden bis auf höchſtens zehn Tage. Der Sheriff oder fein Stellvertreter lönnen 
dazu eine angemefjene Zahl vereideter Stimmzähler, Poll Clerks, ernennen, 
welche in Gegenwart des wahlleitenden Beamten die Stinmenden einregifiriren. 
Auf Verlangen eines jeden Bewerbers muß jeder Stimmende einen Dualific- 
ttong-Eid leiften mit Angabe feines freehold, jeines Wohnorts, und daß ei 
großjährig ift. — Diele Wahlordnung wurde wegen ihrer Umftändlichleit wie 
der aufgehoben durd 7. et 8. Vict. c. 92. Die Grafichaften können jortan 
durch die Duartalfigungen der Friedensrichter in zwei oder mehre Bezirke 
für die Zwede diejes Geſetzes getheilt, und ſchon vorhandene Divifie- 
nen geändert werden. Der gefaßte Beſchluß geht in Geftalt einer Petition an 
die Königin, welche mit Beirath des Stanteraths (Staatsminifteriume) die 
Theilung der Grafſchaft in beftimmte Coroner-Diftricte für die Wahl und für 
die Geſchäftsführung derfelben verfügen kann. Die Friedensrichter weiſen dem— 
gemäß jedem Coroner feinen Gejchäftsbezirt an, uud bei jeder vorkommenden 
Bacanz ift künftig aud) die Wahl in diefen engeren Bezirk nur von den Ein- 
faffen diefes Diftricts vorzunehmen. Das. Wahlgeichäft ift in einer befonderen 
Grafſchaftsverſammlung (special county court for the election) vorzunehmen, 
und wenn ein poll beantragt wird, ein foldher zwei Tage lang offen zu halten. 
Der jo gewählte Coroner, obgleich nur für einen Diſtrict gewählt, fol noch 
immer gelten al® Coroner für die ganze Grafſchaft; er fol ſich aber regelmäßig 
befchränfen auf die Gefchäfte in feinem Bezirk; außer daß er im falle der 
Krankheit oder unvermeidlicher Abwefenheit, und dann mit beftimmter Angabe 
diefes Grundes, einen Kollegen vertreten kann. 


2. Die örtlide Kompetenz der Coroners wird mooifleirt durch 
6. et 7. Vict. c. 12, Nach gemeinem Recht mußte der Corener fein Gericht 
an der Stelle jelbft halten, wo der Todesfall eingetreten war. Das nen 
Geſetz beftimmt, daß ftet8 der Coroner die Unterfuchung führen fol, in deilen 
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Bezirk der Körper todt daliegend befunden wird, mag aud) die Todesurſache 
nicht innerhalb ſeines Bezirks eingeireten fein. 

3. Für eine Stellvertretung der Coroners in Berhinderungs- 
fällen wird geſorgt durch 6. et 7. Vict c. 83. Das Amt ließ als judicial 
ofhice nach der Grumdregel des gemeinen Rechts feinen Stellvertreter zu. Das 
neue Geſetz erlaubt allgemein beim Coroner „durch Urkunde unter feiner Hand— 
Ihrift und Juſiegel und mit Genehmigung des Lord Kanzlers von Zeit zu Zeit 
eine geeignete Perjon als jeinen Bertreter (widerruflich) zu ernennen“, doch nur 
im alle einer Krankheit oder Abweſenheit aus einem gefeßlichen oder dringen- 
den Grunde. 

‚4 Erweiterte Amtögewalten find hinzugefügt durd) das oben er- 
wähute st. 7. et 8. Vict. c. 92. Der Coroner hatte von jeher die Befugniß 
durh Anweifung an die Conſtables der Hundertichaft oder der angrenzenden 
Irtihaften die nöthige Zahl von Geſchwornen und Zeugen citiren zu laſſen. 
Er kann jetst ſelbſt die Ausbleibenden in eine Geldbuße bis zu 12 Thlr. ©. 
nehmen, und dies dem Kreisfecretär anzeigen, der die Bußen beizutreiben hat. 
Er kann aud eine arbifräre Ungehorfameftrafe for contempt of court gegen 
Zeugen verfügen, welche ihr Zeugniß verweigern. Es wird ferner die bisherige 
Braris legalifirt, nach welcher e8 nur nöthig ift, daß Coroner und Jury zu- 
fammen bie Leiche fehen; während die fonftigen Berhöre und Verhandlungen 
nicht nothwendig an die Gegenwart der Leiche gebunden find. 

5. Der Zweck der Todtenſchau iſt weſentlich erweitert durch 
das Geſetz über die Civilſtandsregiſter 6. et 7. Will. IV. c. 86. Die Coroner- 
Jury fol danad) beftimmte ragen nad einem Schema zur Eintragung in 
die Tobdtenliften beantworten, und der Coroner den Regifterbeamten von dem 
Eprucd der Jury in Kenntniß ſetzen. Dabei wird jedesmal eine beſtimmte 
Frage auf die „Todesurſache“ geftellt und beantwortet. Während alfo bisher 
ber Zweck des Berfahrens nur ein gerichtlicher war, Ausmittelung und Berfol- 
gung eines etwanigen Verbrechens, ift e8 jett erweitert auf Zwecke gefundheits- 
polizeilicher Statiſtik, namentlih aud im Intereſſe der Lebensverficherungs- 
Geſellſchaften. 

6. Die Actenmäßigkeit des Verfahrens wird geſichert durch st. 
7. Geo. IV. c. 64 8 4: in allen Fällen, wo die Unterſuchung auf die Bezüch⸗ 
tigung einer Berfon als Urheber oder Theilnehmer einer ftrafbaren Tödtung 
führt, foll der Coroner protofolliren den wejentlichen Inhalt aller der Jury 
vorgeführten Beweiſe, nnd die erheblichen Zeugen durch Bürgichaftftellung ver- 
lichten für ihr Erfcheinen bei den nächften Eriminal-Alfifen, Protofolle und 
Pürgihafteverhandlungen und die VBeichlüffe der Jury find dann von ihm zu 

beglanbigen, zu unterzeichnen und dem Beamten der für das Strafverfahren 
competenten Affifen ‘vor oder bei Beginn der nächſten Situng auszuhändigen. 

Ton jeher galten übrigens diefe Beweisverhandlungen als zmeifeitig. 

7. Die Mitwirlung ärztlicher Berfonen wird gefihert durch 6. 

& 7. Will. IV. c. 89. Der Coroner fol zunächſt ben Arzt, welcher den 

Zodten zuletzt behandelt hat, als Zeugen vorfordern. In Ermangelung eines 
ſolchen kann er auch einen anderen gefeglich qualificirten Arzt aus der Nachbar- 
ſchaft verhören. Er kann eine Oeffnung der Leiche (post mortem examination) 

durch diefen Arzt oder mehre Aerzte vornehmen, auch eine chemiſche Ana- 

Igje des Inhalte des Magens oder- der Eingeweide veranſtalten laſſen. Befindet 

GaciR, Engl. Communalverfaffung. 28 
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die Jury am Schluß des Verfahrens, daf die Todesurfache durch bie verhörten 
Zeugen nicht gehörig aufgeklärt ift, fo fanı fie ihrerfeits dem Coroner geieklid 
qualificirte Aerzte nambaft machen, welche ald Zeugen zu hören find, und eine 
Leihenöfinung vornehmen können. 

8. Die Folgen des Geſchwornenſpruchs find neuerdings modificirt 
Lautete der Sprud auf Selbftmord, fo follte der Coroner die Anweifung geben 
den Leichnam auf einer öffentlichen Landſtraße zu verfeharren mit einem Plabl 
durch den Körper getrieben. Durd) 4. Geo. IV. c. 52 ift diefer Gebrauch ke. 
feitigt. Es fol vielmehr ein ftilles Begräbniß auf dem üblichen Begräbnißplat 
in den Abendftunden von 9 bis 12 Uhr ohue Firchliche Ceremonie eintreten. 
Nach gemeinem Recht ift das bewegliche Vermögen des Selbſtmörders der Krone 
verfallen (nach älterem Recht auch die Einkünfte der Grundftüde auf Jahr und 
Tag). Die Jury muß daher, wenn fie Selbftmord befindet, zugleich ausſprechen 
ob und welches bewegliche Vermögen vorhanden iſt. Sind jedoch Schulden 
vorhanden, fo pflegt fich der Gläubiger mittels Bittichrift an das Schatzamt wu 
wenden, worauf ein Cabinetsbefehl unter den Handficgel ergeht, der das Nach 
faßgericht ermädtigt, dem Gläubiger letters of Administration zu ertheilen, 
durch welche das gewöhnliche Verhältniß eintritt. 

9. Die Gebühren und Koften der Todesermittelungen fin 
nen regulirt dur 1. Vict. c. 68; 7. et 8. Vict. c. 92. Die ordentliche Ge 
bithr des Coroner nad; dem Geſetz 12. Geo. 1I. wird von 6 Thlr. G. ai 
8 Thlr. ©. erhöht, und ift ebenfo wie die Meilengelder von 9 d. (1 Thlr. G. 
für die deutſche Meile) auf Anweifung der Ouartal-Sikung aus der Kreistaiie 
zu zahlen. Die Quartal-Sitzungen werden auch ermächtigt, für ihren Bezirl 
eine Gebühren-Taxe nad localen Rüdfichten feftzuftellen. Abgeſehen von den 
Gebühren der Medicinalperfonen, die durch beſonderes Geſetz feſtſtehen, üben die 
Duartalfigungen der Friedensrichter ein discretionäres Ermeffen über die Roth. 
menbigleit der Berausgabung, und lönnen unnütze Bofitionen fireiden. Am 
Schluß des Inquest zahlt der Coroner die Gebühren und Auslagen an die be 
fugten Empfänger und erhält fie bei den Quartalſitzungen aus der Kreielafie 
zurück⸗ 

Ueber die Reformfragen des Coroner-Amts überhaupt vergl. den Oberhaus 
Report vom 30, Mär; 1860 P. P. 1860 No. 193. 


85. 
Die Friedensrichter. Justices of the Peace. 
Blackstone I. 349 — 354. 

„Volksfriede“ bezeichnet in der fächfifchen Zeit den urfprünglichen 
Antheil der Gaugemeinden an der Verfolgung und Büßung, bald aud 
an der Verhütung von gewaltfamen Rechtsverletzungen. Durch die 
Vereinigung der Stämme unter dem Königthum wird daraus ein Kö— 
nigsfriede Das verhäftnißmäßig Heine und abgejchloffene Gebiet 
Englands gab ſeit Alfred dem Großen die Möglichkeit durchgreifender 
Anordnungen, welche im zehnten Jahrhundert als Syſtem der (ungenau 
fogenannten) Gefammtbürgfchaften auftreten, jedoch unter den Wirren 
der dänifchen Zeit wieder in Unordnung kommen. 
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Wilhelm der Eroberer fchärft das Syſtem der Zwangsbürgſchaften 
ein, und in dem normannifchen Yandvogt war nunmehr auch der Ber 
amte vorhanden, welcher die Polizeipflicht der Gemeinden zu erzwingen, 
hinreichende Macht hatte. Unter Heinrich I. wird die jährliche Polizei⸗ 
NRevifion der Gemeindeliften, visus francplegiüi, erneuert. Doc) 
wurden die polizeilichen Aufgebote offenbar den Gemeinden fo Läftig, 
daß bald nach der Magna Charta da8 st. Merton 20. Hen. III. 
e. 10 und das st. Marlebridge 52. Hen. IlI. die Gerichtsmänner 
erleihtert, den Clerus und die großen Grundherren vom Erſcheinen 
entbindet. Der Verfall der alten Bolizei- Ordnung, melder daraus 
folgte, veranlaßte da8 st. Winchester 13. Edw. IL, d. h. eine 
neue Meiliz- und Polizei-Ordnung, welche duch Einjchärfung der Haf- 
tung der Sammtgemeinden und durch die Einfegung von Milizbeamten 
(Constables) die Ordnung dauernd Herzuftellen fucht. Aehnliche Be⸗ 
dürfniffe veranlaßten die zeitweife ernannten außerorbentlihen Com- 
missions, wie die Justices of trail- baston unter Eduard I. Die 
Befngniß zu ſolchen Anordnungen lag in der militärifchen Polizeigewalt 
der normannifchen Könige. Wie die Polizeigewalten der Sheriffe, fo 
waren auch die aller fpäteren Commiffarien daraus abgeleitet, und jedem 
unmittelbaren Königlichen Richter waren mit feiner Jurisdiction auch 
Königliche Polizeigewalten delegirt. In diefem Sinne find der Lord⸗ 
Kanzler, ver Lord-Schagmeifter, der Vice⸗Kanzler und die Richter der 
Königsbanf noch heute zugleich ‚,Triedensbemahrer‘ im ganzen Reich; 
die Richter der Neichögerichte im Bereich ihrer Höfe, die Affifenrichter 
im Bereich ihrer Commiſſion; die Sheriffs und Coroners in ihrer 
Grafichaft; die High-Constables in ihrer Hundertſchaft; die Con- 
stables in ihrer Ortsgemeinde. 

Im Berlauf der Zeit machte man jedoch die Erfahrung, daß eine 
wirtfame Handhabung der PolizeisOrdnung nur möglich fei durch an⸗ 
geichene Männer, die aus unmittelbarer Nähe dauernd eimwirfen, alfo 
weder durch Gemeindeausfchüffe, noch durch bloße Neifecommiffarien, 
ſondern durch ftehende höhere Beamte. Das Jahrhundert Eduard’s I., 
IL, IIL ift dafür eine Zeit der Experimente, die zwifchen Centralifa- 
tion und Decentralifation, Strafjuftize und bloßen Polizeigewalten hin 
und ber ſchwanken. Endlich erfolgt 1360 die Einfeßung von 
Kreispolizeiherren als dauerndes Juſtitut durd 34 Edw. III. 
e. 1. Zwei Jahre fpäter petitioniren die Gemeinen, e8 möge in den 
Commissions die Klaufel aufgenommen werden, daß fie viermal 
im Jahre gemeinfhaftlihe Situngen halten. Dies wird 
durh 36. Edw. III. c. 12 zum Statut erhoben. In dieſer Zeit ſchon 
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wird der ehrenvollere Titel Justices neben oder anftatt des älteren 
Custodes pacis üblid), und meiften® wohl wurden diejelben Perfonen 
zu Justices of the Peace und zu Justices of Labourers ernannt, 
die kurz vorher durch die Geſetze über die Arbeitspolizei eingeführt 
waren. Beide Stellungen fließen immer mehr in einander. In 1i. 
Ric. II. petitioniren die Commoners, daß wenigſtens zwei Rechtstun: 
dige bei der Verhandlung wegen felonies affignirt werden follen (17. 
Ric. U. e. 10). Bei der Ausfertigung der Commiffionen entfteht nun 
die Sitte aus der ernannten Gefammtzahl noch einen engeren Kreis 
von Rechtsfundigen „quorum ” hervorzuheben, welche bei wichtigeren 
Acten mitwirken follen. 

Nah Ergänzung der gefchichtfichen, bei Blackstone mangelhaften 
‚Daten läßt fid) das Amt der Friedensrichter nach deifen Vorgang in 
folgende Hauptpunfte zufammenfaffen. 

1. Die Ernennung erfolgt durch Königliche Special-Sommii: 
fionen unter dem großen Siegel nad) einem Formular von 1590. Ce 
werden darin alle Friedensrichter der Grafjchaft zugleich ernannt um 
„ſammt und fonders den Frieden zu erhalten und ihrer zwei oder mehre 
Unterfuhung zu führen und Urtheil zu fprechen über felonies und 
andere Vergehen”. Bei den letteren Gefchäften foll aber wenigſtens 
einer der rechtskundigen riedensrichter zugezogen werden, die dann in 
einer befonderen Klaufel aufgezählt werden, mit den Worten: „quo- 
rum aliquem vestrum, A. B. C. D. etc. (hier folgen die Namen 
der Rechtöfundigen) unum esse volumus”. In neuerer Praxis pflegen 
alle FSriedensrichter mit der höheren Qualification ernannt zu werden. 

2. Die Qualification der Friedensrichter war durch 
die unbejtimmten Ausdrücke der älteften Verordnungen dem Königlichen 
Ermefjen überlafien. Nah 13. Ric. II. follen fie aus den mohl: 
habendſten Rittern, Rittergutöbefigern und Rechtskundigen ernannt 
werden; nach 18. Henry VI. c. 11 aus Grundbefigern von 20 Pfd. 
Silber Grundrente, nad) 5. Geo. II. c. 18 aus Grundrentnern von 
100 2. Reinertrag. Die Geſetze Richard’3 II., welche die Zahl der 
Sriedensrichter auf ſechs, dann auf acht in jeder Grafſchaft firiren, 
wurden längft nicht mehr beobachtet Lambard 34; der König kann 
vielmehr ernennen fo viele wie ihm beliebt Coke 2 Inst. 174, 175. 
Die Zahl ift daher von Menfchenalter zu Mienfchenalter gewachfen. 

3. Was die Dauer des Amts betrifft, fo gehört es dem Rechte 
nad) zu den widerruflichen, durante bene placito, during pleasure, 
verliehenen. Es erlischt daher (1) durch Thronwechſel; doch fo, dei 
e6 nad) 1. Anne c. 8 vorläufig ſechs Monat fortdauert, wenn nicht 
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inzwifchen widerrufen oder beſtätigt. Die Beftätigung im Amt durd 
den neuen Deonarchen ift feit Jahrhunderten die thatfächliche Hegel, der 
sriedensrichter bedarf dann aud Feines neuen ualificationseides 
l. Geo. III. c. 13; braucht auch die Amtseide nur einmal zu leiften 
unter jeder Regierung 7. Greo. III. c. 92. (2) Der Sriedensrichter 
tann direct entlaffen werden durch ein writ unter dem großen Siegel, 
aljo durch den Lord- Kanzler. (3) Die Amtsgewalt Tann durd ein 
writ of supersedeas fuspendirt werden, lebt aber wieder auf durd) 
ein entgegengefeßte® „procedendo”. (4) Durch Ausfertigung einer 
neuen Friedens⸗Commiſſion für eine Grafſchaft find alle Friedensrichter 
ſtillſchweigend entlaffen, deren Name nicht in die neue Commiſſion mit 
aufgenommen wird. (5) Durd Antritt des Eheriff- oder Coroner- 
Amts I. Mar. st. 1 c. 1, nicht aber durch Verleihungen von anderen 
Titeln und Würden 1. Edw. VI. c. 7. ' 

4. Die Amtsgewalten und Amtspflichten der Friedens- 
rihter- bejtimmen fi) durch die Wortfaffung der Commiſſion: 

(1) Die Bewahrung bes Friedens nah common law, 
d. h. Ergreifung, Verhaftung, Zwangsbürgſchaft, und alle fonjtigen 
Polizeigefchäfte, welche herfümmlich ſchon in der Amtsgewalt der nor- 
mannifchen Landvögte lagen. 

(2) Analoge Geſchäfte nah der Bolizei-Ördnung von 
Winchester, dem Statut Westminster und neneren Bolizeigefegen, 
deren Zahl fi nun von Menſchenalter zu Menſchenalter häufte, bis 
1590 nad) Berathung mit allen Reicherichtern ein neues Formular 
entworfen, vom Lord⸗Kanzler genehmigt und in Gebrauch geſetzt wurde, 
welches noch Heute befteht. Für das Einzele vermeift Blackstone feine 
Veler auf die Werfe von Lambard und Burn. 


Die Gefchichte der Kriedensbewahrung bildet ein weitſchichtiges, 
lange Zeit von der Geſammtdarſtellung des Gerichtsweſens nicht zu trennendes 
Sufem. In der gefchichtlichen Abtheilung ift die angelſächſiſche Friedens- 
Bewahrung und fogenannte Gefammtbürgfchaft S. 22—29, das normanniſche 
Bolizeiigftem E. 81 —83, 89—95, die Borfiufen des Friedensrichteramts 
<. 171—178, die definitive Einfegung des Friedensrichteramts mit ihren Ein- 
füffen auf die Polizeiverwaltung iiberhaupt S. 178 — 188, die Erweiterungen 
der Friedensrichtergewalten und die Entftehung des Vorunterſuchungsamts in 
der Periode der Tudors und Stuarts S. 291—308, die Eonfolidirung im 18. 
Jahrhundert S. 364—370 gegeben. Ich erinnere dabei nochmals an das hifto- 
riſche Material in den beiden Sauptichriften, Lambard’s Eyrenarchia, or the 
Ofice of Justices of the Peace, 1581 und ff., Dalton’s Justice, 1618 u. ff. 
Vergleicht man damit die flüchtig aus Lambard compilirten geſchichtlichen An- 
gaben Blackstone’s, fo wird e8 fchon an diefem Punkte einleuchten, wie biefe 
dürftige Grundlage feit 100 Jahren die Urtheile des Auslandes über Selfgo- 
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wird der ehrenvollere Titel Justices neben oder anftatt des älteren 
Custodes pacis üblid), und meiftens wohl wurden diejelben Perfonen 
zu Justices of the ‚Peace und zu Justices of Labourers ernannt, 
die kurz vorher durch die Geſetze über die Arbeitspolizei eingeführt 
waren. Beide Stellungen fließen immer mehr in einander. In 11. 
Ric. II. petitioniren die Commoners, daß wenigften® zwei Rechtslun⸗ 
dige bei der Verhandlung wegen felonies ajfignirt werden follen (17. 
Ric. H. e. 10). Bei der Ausfertigung der Commiſſionen entjteht nun 
die Sitte ans der ernannten Gejammtzahl noch einen engeren Kreie 
von Rechtskundigen „quorum” hervorzuheben, welche bei wichtigeren 
Acten mitwirken jollen. 

Nach Ergänzung der geichichtlichen, bei Blackstone mangelhaften 
‚ Daten läßt fi) das Amt der Friedensrichter nach deifen Vorgang in 
folgende Hauptpunfte zufammenfaffen. 

1. Die Ernennung erfolgt durch Königliche Special-Commiſ 
fionen unter dem großen Siegel nach einem Formular von 1590. «Ka 
werden darin alle Friedensrichter der Grafichaft zugleih ernannt um 
„ſammt und fonders den Frieden zu erhalten und ihrer zwei oder mehre 
Unterfuhung zu führen und Urtheil zu ſprechen über felonies und 
andere Vergehen‘. Bei den letzteren Gejchäften foll aber wenigftene 
einer der vechtsfundigen zFriedensrichter zugezogen werden, die dann in 
einer bejonderen Klaufel aufgezählt werden, mit den Worten: „quo- 
rum aliquem vestrum, A. B. C. D. etc. (bier folgen die Namen 
der Rechtöfundigen) unum esse volumus”. In neuerer Praris pflegen 
alle Friedensrichter mit der höheren Qualification ernannt zu werden. 

2. Die Qualification der Friedensridter war burd 
die unbeftimmten Ausdrücke der älteften Verordnungen dem Königlichen 
Ermeffen überlaffen. Nach 13. Ric. II. follen fie aus den wohl: 
babendften Rittern, Wittergutöbefigern und Rechtskundigen ernannt 
werden; nach 18. Henry VI. c. 11 aus Grundbefigern von 20 Pf. 
Silber Grundrente, nad) 5. Geo. II. c. 18 aus Grundrentnern von 
100 2. Reinertrag. Die Gefege Richard's IL, weiche die Zahl der 
Sriedensrichter auf ſechs, dann auf acht in jeder Grafſchaft firiren, 
wurden längft nicht mehr beobachtet Lambard 34; der König lann 
vielmehr ernennen fo viele wie ihm beliebt Coke 2 Inst. 174, 175 
Die Zahl ift daher von Menfchenalter zu Menſchenalter gewachſen. 

3. Was die Dauer des Amts betrifft, fo gehört es dem Rechte 
nad zu den widerruflichen, durante bene placito, during pleasure, 
verliehenen. Es erliſcht daher (1) durch Thronwechſel; doc fo, daß 
es nad) 1. Anne c. 8 vorläufig ſechs Monat fortdauert, wenn nicht 
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inzwischen widerrufen oder beftätigt. Die Beftätigung im Amt durd) 
den neuen Monarchen ift feit Jahrhunderten die thatfächliche Regel, der 
sriedensrichter bedarf dann auc Feines neuen Qualificationseides 
1. Geo. III. c. 13; braucht aud) die Amtseide nur einmal zu leiften 
unter jeber Regierung 7. Geo. III. c. 32. (2) Der Friedensrichter 
tan direct entlaffen werden durch ein writ umter dem großen Siegel, 
aljo durch den Lord- Kanzler. (3) Die Amtsgewalt Tann durch ein 
writ of supersedeas fußspendirt werben, lebt aber wieder auf durch 
ein entgegengefeßted „procedendo”. (4) Durd Ausfertigung einer 
neuen Friedens-Commiffion fir eine Graffchaft find alle Friedensrichter 
ſtillſchweigend entlaffen, deren Name nicht in die neue Commiffion mit 
aufgenommen wird. (5) Durd Antritt des Eheriff- oder Coroner- 
Amts I. Mar. st. 1 c. 1, nicht aber durch Verleihungen von anderen 
Ziteln und Würden 1. Edw. VI. c. 7. 

4. Die Amtsgewalten und Amtspflidhten der Friedens— 
rihter- bejtimmen ſich durch die Wortfajjung der Commiſſion: 

(1) Die Bewahrung des Friedens nad) common law, 
d. h. Ergreifung, Verhaftung, Zwangsbürgfchaft, und alle fonftigen 
Polizeigefhäfte, welche herkömmlich fchon in der Amtsgewalt der nor- 
mannischen Landvögte Tagen. 

(2) Analoge Gefhäfte nah der Polizei-Ordnung von 
Winchester, dem Statut Westminster und neneren Polizeigefegen, 
deren Zahl ſich nun von Menſchenalter zu Menfchenalter häufte, bis 
150 nach Berathung mit allen Reichsrichtern ein neues Formular 
entworfen, vom Lord⸗Kanzler genehmigt und in Gebrauch geſetzt wurde, 
welches noch heute beſteht. Für das Einzele verweift Blackstone feine 
Yeler auf die Werke von Lambard und Burn. 


Die Geſchichte der Friedensbewahrung bildet ein weitfchichtiges, 
lange Zeit von der Gefammtdarftellung des Gerichtsiwefens nicht zu trennenbes 
Syſtem. In der gejchichtlichen Abtheilung ift die angelſächſiſche Friedene- 
bewahrung und fogenannte Geſammtbürgſchaft S. 22—29, das normannifche 
Bolzeiigftiem ©. 81 —83, 89-95, die Vorſtufen des Friedensrichteramts 
&. 171—178, die definitive Einſetzung des Friedensrichteramts mit ihren Ein- 
flüſſen auf die Polizeiverwaltung iiberhaupt S. 178— 188, die Erweiterungen 
der Friedensrichtergewalten und die Entftehung des Borunterfuchungsamts in 
der Beriode der Tudors und Stuarts S. 291—308, die Eonfolibirung im 18. 
Jahrhundert S. 364—370 gegeben. Ich erinnere dabei nochmals an das hiſto⸗ 
riſche Material in den beiden Hauptſchriften, Lambard’s Eyrenarchia, or the 
Office of Justices of the Peace, 1581 und ff., Dalton’s Justice, 1618 u. ff. 
Vergleicht man damit die flüchtig aus Lambard compilirten geſchichtlichen An⸗ 
gaben Blackstone's, ſo wird es ſchon an dieſem Punkte einleuchten, wie dieſe 
dürftige Grundlage feit 100 Jahren die Urtheile des Auslandes liber Selfgo- 
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vernment und innere Staatsverwaltung Englands zu Fehſſchlüſſen verleiten 
mußte. Einige der daraus entftandenen Irrthümer habe ich fon S. 184 dis 
186 hervorgehoben, namentlidy die fchiefe Idee, al8 ob dem Volle fein urfprüng- 
liches Recht zur Wahl ber Friedensbewahrer durch die Einſetzung der Friedens 
richter genommen fei, fowie die Idee von patrimonialen Friedensrichtern. 

Ehenfo ift e8 verwirrend, wenn Blackstone die Eintheilung der Friedent 
ricgter in Justices by commission, by charter, und by act of parliament 
an die Spike ftellt. Als das Inftitut der Kreispolizeiherren in den Grafichaften 
durchgeführt und fertig war, ift es fpäter in einzelen Ctädten auf Grund ven 
Charten, Parlamentsacten, und jetst nad) der neuen Städteordnung tibertragen, 
mit abweichenden Grundfäten über Ernennung, Onalification und Amtedauer, 
weiche jpäter in der Darftellung der Stadtverfaffung folgen (8 36). Durch 
fingufäre Parlanıentsacten hatte auch der Erzbiſchof von York. und die Biſchöfe 
von Durham und Ely Friedensrichtergewalten erhalten, die aber ebenfo wenig 
eine Haupteintheilung der Friedensrichter begründen können. 


5 6. 


Die Constables. . 
Blackstone I. 355 — 357. 


Die High-Constables entjtanden durch die Beltimmungen dei 
Statut8 Winchester 13. Edw. I. c. 6, nad) welchen zur beiferen 
Aufrechterhaltung des Friedens zwei Constables in jeder Hundertſchaft 
und in jedem Freibezirk die Aufficht über Waffen und Rüftung führen 
folfen. Neben den Constables der Hundertfchaften werden jeden 
falf8 feit 2. Edw. III. auch Constables der einzelen Ortfchaften 
erwähnt. Mit der Miliz mar nämlich auch wieder lebendig geworden 
die Bedeutung der alten Zehntfchaften, tithings, als Unterbezirke der 
Miliz, für die fie gewiffermaßen eine Corporalfchaft in der Hundert- 
Schaft bedeuten. Die Vorfteher diefer Unterbezirke, die alten Gerichts 
fhufzen, tithingmen, headboroughs, chief-pledges, borsholders. 
borsalders wurden daher mwahrfcheinlicd von Anfang an auch für die 
Geſchäfte der Miliz herangezogen, obgleich ihre förmliche Bezeichnung 
als Constables erft fpäter gewöhnlich wird, nachdem fich die nene 
Milizverfaffung confolidirt Hat. Die untere Constableship war alio 
nur eine neue Amtspflicht, die dem ſchon vorhandenen Gerichtsſchulzen 
zuwuchs, mit feinem Amte verwuchs, und feit Eduard III. deffen ge 
wöhnlicher Amtstitel wird. 

Die polizeiliche Seite bes Amts fteht indeffen gleich bei ber 
Entftehung im Vordergrund. Die Miliggefchäfte, die von Anfang an 
mehr militärtfche Verwaltungsgefchäfte waren, treten fpäter faft gan; 
in den Hintergrund, und laffen für den Constable ein Polizeifhulzen- 
amt zurüd in zwei Abftufungen: 
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Die Constables of Hundreds, High Constables, 
Ober-Sonftabfer, find Kreisfchulzen zur Ausführung ber friedensrich- 
terlichen Befehle, mit einem gewiffen Auffichterecht über Brücken und 
Wege, Functionen bei Bildung der Gefchwornenfiften 2c. — ein Mittel: 
amt zwiſchen Friedensrichter und Ortsfchulzen, ohne daß jedoch die 
Friedensrichter an dieſe Mittelsperfonen gebunden find. Nur gewiſſe 
periodifche Geſchäfte paffiren das Mittelamt, während die meiften Ein- 
zelbefehle unmittelbar durd die Unter-Conftabler ausgeführt werden. 
Die Ernennung follte urfprünglich in den Gerichtsverfammlungen der 
bundred oder des Freibezirfs erfolgen; in deren Ermangelung in den 
Quartalſitzungen der Friedensrichter. | 

Die Petty Constables, Unter-Conftabler ber Ortfchaften, 
jolfen gewählt werden durch die Heine Gemeindeverfammlung, court 
leet, fo fange eine folche noch gehalten wurde, event. durch zwei Frie- 
densrichter 13. et 14. Car. II. c. 12. Dies letztere ift Tängft das 
Gewöhnliche. Das Polizeiſchulzenamt wechſelt als Zwangsdienſt von 
Jahr zu Jahr unter den Gemeindegliedern mit der Befugniß des Er⸗ 
nannten zur Beſtellung eines geeigneten Stellvertreters. Die Amtsge⸗ 
ihäfte beftehen in der Ausführung von Verhaftungen und Hausſuchun⸗ 
gen auf Befehl der Friedensrichter oder aus eigener Autorität in drin- 
genden Fällen; fodann in der Ausführung unzähliger Anordnungen ber 
Stiedensrichter in Bolizei- und Gommunalverwaltung, Zwangsvoll⸗ 
ftredungen, Liftenanfertigungen, Berichterftattungen, wofür fie Kleine 
Sporteln beziehen. Die Entlafjung der Ober» und Unter » Conftables 
erfolgt durch diejelbe Autorität, welche fie ernennt. 

Das Geſchichtliche über die Polizeiftellung der constables 
ift in der I. Abtheilung ©. 137. 188 gegeben. Noch zur Zeit Elifabeth's wird 
die Wahl der constables durd) die Gerichtsmänner des court leet al® die ge- 
wöhnliche Weife bezeugt durch Th. Smith, Commonwealth II. c. 25. Seit dem 
Verfall der alten Ortsgerichte und feit den mannigfaltigen Aenderungen in der 
Berwaltung der Miliz hat fich ſowohl der militärifche Anſtrich des Conftabler- 
thums verloren wie das alte Gerichtsfchußenamt; es bleibt weſentlich nur 
ein Polizeiſchulze übrig, in deifen Stellung aber noch immer 2 Elemente ſich 
\heiden laſſen: 1. felbftändige Rechte eines Ortsgemeinde - Vorftands, wohin 
namentlich noch ein felbftändiges Verhaftungsrecht gehört, und feine Stellung 
als Friedensbewahrer niederer Ordnung; 2. Pflichten und Rechte als ausfüh- 
tender Unterbeamte ber Friedensrichter, welche mit dem Umfang ber friedens- 
tihterlichen Gewalten wachen. Dit der politifchen Bedeutung der Mittelftände 
Auft aber feit der Revolution diefe Cchulzenftellung noch tiefer herab als auf dem 
Continent. Dies Herabfinten des Amts zu einem Polizeidienerthum endet dann 
in dem lebten Jahrzehnt mit dem jähen Webergang des Conſtablerthums in 
befoldete Bolizeimannfchaften (Gensdarmerie-Corps). 
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87. 
Die Wegeaunfſeher Surveyors of Highways. 


Blackstone I. 357 — 359. 


Schon in der angelfächfifchen Zeit gehörte der Brückenbau zu den 
gemeinen Laften des Grundeigenthums. Wahrſcheinlich verftand man 
dies auch von der Erhaltung der öffentlichen Wege; jedenfalls geftaltete 
fih die Sache fo unter der Verwaltung normannifcher Landvögte. Ce 
gift daher als ein Sat des gemeinen Rechts, daß jedes Kirchfpiel dir 
durch fein Gebiet gehenden Landftraßen (einfchließlich des Stadtpflaftere 
und der Dorfftraße) in Stand halten muß, wo nicht ausnahmsweis 
eine Brivatperfon damit aus einem befonderen Nechtsgrunde befaftet üt. 
Die Brüdenlaft wurde durch das st. 22. Hen. VIII. c.5 als onus 
der Graffhaft im Ganzen anerkannt; der Wegebau blieb Sache der 
einzelen Kirchfpiele. Wegen Verſäumung diefer Pflicht fand im Mittel- 
alter eine Strafflage gegen die Gemeinden oder Sammtgemeinden ftatt: 
e8 fehlte aber an einem bejonderen Beamten um zu diefem Zweck die 
Gemeinde zu berufen und in Thätigfeit zu feßen. Deshalb wurde durch 
st. 2. et 3. Phil. et Mary c.8 die Ernennung von Wegeauffehern 
in jedem SKirchfpiel angeordnet. Sie forgen für die Wegfchaffung der 
Berfehrshinderniffe auf den Landftraßen; fie ziehen die Einwohner zur 
Heranſchaffung von Wegebaumaterialien und zu Reparaturarbeiten heran, 
wobei die Hand- und Spanndienfte nad) dem Maßſtabe des Beſitzes 
abgeftuft werden. Das Syftem der Naturalleiftungen dauert auch noch 
in der aus den älteren Geſetzen confolidirten Wege» Ordnung 13. 
Geo. III. c.78 fort. Die neue Wegebau-Ordnung 5. et 6. Will. IV. 
c. 50 führt dagegen die Geldwirthfchaft vollftändig dur, und damit 
ein neues Verwaltungsſyſtem, im welchen die Wegeaufſeher aus Ge 
meindewahlen mit Haffificirtem Stimmredjt hervorgehen, die Bildung 
größerer Wegediftrifte und die Anftellung befoldeter Beamten beför- 
dert wird. 

Ueber die mittelalterliche Geftalt der Wege- und Brüden 
baulaft vergl. die gefhichtliche Abtheilung S. 281. 282. Weber die Wege 
gejeßgebung der Tudors und die Entftehung des Amts der Wegeauffchrr 
©. 282 — 284, über die Zuftände des 18. Jahrhunderts S. 381, 382. Bas 
die Wahl der surveyors betrifft, fo ift dazu nachträglich noch Folgendes zu be 
merten. Das erfte Gefe 2. et 3. Phil. et M. c. 8 fagt: ... the Constables 
and Churchwardens of every parish shall yearly, upon the Tuesday or 
Wednesday in Easter week, call together a number of the Parishioners; 
and shall then elect and choose two honest persons of the parish, to be 
Surveyors and Orderers for one year of the works for amendment of the 
Highways in their Parish. Nach diejer Faſſung follen alfo die constables 
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nnd churchwardens die Wegeanffcher defignirek, was freilich wie in dem court 
leet jehr leicht zu einem Borjchlags- oder Wahlrecht der verjanmelten Ge- 
meindeglieder führte. Jenes Gefet galt Anfangs nur auf 7 Jahre, wurde aber 
unter Eliſabeth continuirt. Die Wegeaufſeher erjchienen von da an nicht mehr 
ats Subflituten und Unterbeamte der constables und churchwardens, fondern 
als jelbftändige Gemeindebeamte. Das Wahlrecht der Gemeinde wird dann 
dur 13. et 14. Car. II. c. 6 ausdrädlich anerkannt, geht freilich durch die 
Geſetzgebung des 18. Fahrhunderts auf die Friedensrichter über, ift aber durch 
das neue Wegegeje 5. et 6. Will. IV. c. 50 dem Kirchſpiel ausdrücklich 
wiedergegeben. | 


Ä 8 8, 
Die. Kircheuvorſteher Churchwardens,. 
Die Armenaufjeher Overseers of the Poor. 
Blackstone I. 360 — 365, 394, 395. 


Da die alten Elemente einer Ortsgemeinde-Berfaffung, welche in 
_ tem Court leet und in dem Recht einzeler Herrenhöfe (manors) lagen, 
nicht überall vorhanden, und wo jie vorhanden, ſchon ziemlich früh ver- 
fallen waren: fo bildete fich im Aufchluß an die Kirche eine eigene Ge- 
meinde : Verfaffung für das Kirchſpiel parısh als foldhes. Das 
Kircfpiel hat außer dem Pfarrer als geiftlicher Obrigkeit altherfömm- 
ih zwei Kirchenvorſteher -Churchwardens.*) Das Recht der 
Ernennung gilt nad) common law als gemeinfchaftfiches Recht des 
Pfarrers und der Gemeinde. Nach den kirchlichen canones von 1603 
(can. 89) ſoll in Ermangelung einer Einigung der Pfarrer den einen, 
die Gemeinde den andern ernennen. Die Amtspflichten find: bauliche 
Inſtandhaltung der Kirchenſitze, Anfrechterhaltung der Ordnung wäh- 
rend des Gottesdienſtes, Beſchaffung der Bänke und fonftigen Aus- 
ſtattung ber Kirche, des Brodes und Weines für das Abendmahl :c. 
<ie berufen ferner die Kirchengemeinde zur Faffung von Beſchlüſſen 
über die Kirchenftener, Churchrate ($ 14) und haben die Pflicht zu 
gewifjen amtlichen Anzeiger, presentments bei dem Bifchof. Weber- 
haupt gebührt ihnen die Curatel und Verwaltung bes beweglichen 
Kirhenvermögen®, wie der Orgel, Glocken, Kirchenbücher, mit dem 
Recht zu Hagen und beffagt zu werden, und mit der Pflicht am Schluß 
ihtes Amtsjahrs Rechnung zu legen. In einigen großen Kirchipielen 
lommen noch befondere Sendmänmer, sidesmen (synodsmen) ver, 
die urfprüngfich für die Rügepflicht in canonifcher Weife beftellt wur- 
den, in der heutigen Zeit aber überhaupt als Hülfsbeamte für bie 
derſchiedenen Gefchäfte der Armenvorfteher gelten. 

An die Kirchenauffeher fchließen fi zunächft die Armenauf⸗ 
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feher, Overseers of the poor,**) eingeführt durch die Geiet- 
gebung der Tudors, definitiv ‘organifirt durch das große Armengeiet 
st. 43. Eliz. c. 2. Danach follen jährlich zwei (nad) Bedürfniß auch 
wohl drei oder vier) Armenauffeher im der Öfterwoche von zwei 
benachbarten Friedensrichtern aus der Zahl der angefehenen Hausbeſitzer 
ernannt werden. Sie follen mit den Kirchenvorftehern zufammentreten 
zu doppelter Verpflichtung (1) die nöthigen Summen aufzubringen für 
die Erhaltung der Armen, Gebrechlichen, Alten, Blinden und fonit 
arbeitsunfährgen Armen, (2) Arbeit zu fchaffen für folche, die arbeits- 
fähig find und fonft feine Beichäftigung finden können. Für beide 
Zwede fünnen fie ausfchreiden und erheben eine Communalfteuer (poor 
rate $ 15) von den Bewohnern des Kirchfpield. Man klagte dabei 
ſchon frühzeitig über die zu weite Ausdehnung des Syſtems der Gelt- 
unterftüßungen und über die Beſchränkung der Armenverwaltung auf 
zu Keine Bezirke. Dennoch. wurde der leßtere Uebelftand noch erhöht 
durch die Gefegebung nad der NReftauration. Das st. 13. et 14. 
Car. II. c. 12 geftattet die Kirchſpiele zu theilen und die Armenpflege 
auf die noch Fleineren Ortsbezirke townships zu beſchränken. Die ge 
jegliche Armenpflicht geftaltet fich zu einem verwidelten Niederlaſſungs⸗ 
recht, legal settlement. Nach vielen vereinzelten Reformverfuchen hat 
dann das große Armengejek von 1834 die ganze Armenverwaltung 
und die Stellung des DBenmtenperfonal® von Grund aus verändert. 
Die Steuerzahler find durch gewählte Kreisarmenräthe bei der Verwal: 
tung der Armenftener betheiligt; die Armenunterftügung wird wefentlih 
durch befoldete Beamte_geleitet nad) Regulativen und Reſcripten einer 
vom Staat ernannten Centralbehörde; die Overseers of the Poor 
find nur nocd ergänzende Beamte für die Ausfchreibung und Erhebung 
der Armenftener. Das Ganze ijt in überrafchender Weiſe in die mo- 
dernen Verwaltungsſyſteme de8 Kontinents hinübergeleitet. 

*) Ueber die mittelalterliche Eteltung des Kirchſpiels, Parish, 
und der churchwardens vergl. die gejchichtliche Abtheilung S. 267-269, 
272, 273; liber die Stellung im 18. Jahrhundert ©. 376. 

**) Weber die mittelalterlfihe Geſchichte des Armenwefens veigl. 
bie geſchichtliche Abtheilung S. 278, 279; über die Gefetgebung der Tudore 
und die Entftehung des Amts der Armenanfſeher S. 273— 281; iiber die Ju- 
ftände bes 18. Jahrhunderte S. 379. Die daraus hervargehenden Wängel des 
Niederlaffungsrechts und des Verwaltungsſyſtems find fon von Blackstune 
tihtig bezeichnet: Vermehrung der Arbeitslofigleit und Armuth durch Beſchrän 
fung der Arbeitfuchenden auf die Heinen Bezirfe, Berwidelungen des Nieder 
laſſungsrechts; zahlreiche Toftbare Gemeindeprozeffe dariiber, und Erſchleichung 
der Niederlaffung durch alferfei fiftige Beranftaltungen ; zur Berhinderung derielben 
neue Geſetze; durch die neuen Geſetze neue Verwidelnngen, Zweifel und Prozele 
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89. 
Der Lord- Lieutenant. 
Blackstone I, 411 — 412 

Das heutige Amt des Lord-Isieutenants ift erft in der Periode 
der Tudors entftanden. Die durch das Statut Winchester 13. Edw. I. 
e. 6 neu geitalteten Grafſchaftsmilizen ftanden unter fortbauernder 
Oberfeitung des Statthaltere der Grafſchaft, des Sheriff. Wie bei 
den Yehnsmilizen haben auch hier die Constables mehr bie laufenden 
Enrollirungs-, Verwaltungs: und Deufterungsgefchäfte; während active 
Kommandos ftets auf Königlicher Commiffion beruhen. Es ftand daher 
im Belieben der Krone, nad) Bedürfniß ein Special-Commando (com- 
mission of array) zur Mobilmahung der Miliz und zur Ernennung 
der Offiziere zu ertheilen, oder den Sheriff® und High Constables 
das Commando zu belajien. Bis zur Periode der Tudors ftanden fo 
Sheriffe und ernannte Special-Commiffarien, Commissioners of 
array, nach Bedürfniß und Gelegenheit neben einander. Unter Hein- 
ih VIII. kommen zuerft Sommiffionen vor, welche dem Ernannten 
die höhere Stellung eines Königlichen Lieutenants geben. Der 
Herzog von Norfolk wird 1545 zum King’s Lieutenant und Ca- 
pitain-General alfer capitains, vice-capftains, Ritter, Schwerbewaff- 
neten, Bogenfchüten und aller übrigen Mannſchaften in zwölf nament- 
ih genannten Graffchaften ernannt; der Herzog von Suffolk in zwölf, 
ver Brivat-Siegelbewahrer John Russel in fünf anderen Graffchaften. 
Später veranlaffen die Religionsunruhen die Einfegung von King’s 
Justices and Lieutenants in verfchiedenen Graffchaften 3. Edw. VI., 
mit verftärften Miliz- und Polizeigewalten. In dem Geſetz der fatho- 
lichen Marie über die Neorganifation der Milizen werden die King’s 
Lieutenants als befanntes Amt vorausgefeßt; dennoch erwähnt Camden 
fe noch unter der Regierung Eliſabeth's als ein auferordentliches für 
unruhige Zeiten beftimmtes Amt. Erit feit Carl II., erjcheint e8 als 
fefte Hegel, in jeder Grafſchaft einen Königlichen Lieutenant, gewöhnlich) 
einen Bair des Reichs, zu ernennen, woraus der Titel Lord-Lieu- 
tenant sich ſtillſchweigend bildete. ‘Die Ernennung erfolgt durch Rö- 
nigliches Patent, dem Recht nad) widerruflich, de facto lebenslänglich. 
Us Chef der Miliz fteht dem Lord-Lieutenant zu: 

l. die Ernennung von Vice - Lieutenants in Füllen eines 
befonderen Bedürfniſſes; die gewöhnliche Weife ift die Vertretung durd): 

2. Deputy-Lieutenants, melde er in großer Zahl er- 
nennt ale Miliz Verwaltungs : Sommifjarien für die Einftellung und 
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Formirung der Regimenter nnd die Entfcheibung der zahlreichen Re- 


clamationen — zum größeren Theil aus der Zahl ber Friedensricter; 


3. ernennt der T,ord-Lieutenant die Offiziere der Miliz, 
für die jedoch vom Fähnrich bis zum Oberſten hinauf bisher ein ge- 
jeglicher Eigenthumscenfus erforderlich war; auch ift die Krone befugt 
binnen einer gewifjen Frift die Ernennungen zu mißbilfigen. 

‘Da der Lord-Tiientenant herkömmlich zugleich zum erften Zrie 
densrichter (custos rotulorum) ernannt wird, fo ift er in der neueren 
Geftaltung als der erfte Graffchaftsbenmte anzufehen. Grundbefik, 
Dauer de8 Amts, zahlreiche Polizei: Verwaltungs» und Ernennungs- 
Defugniffe machen ihn dazu, troß des mominellen Ehrenrange® der 
jährlich wechſelnden Sheriffe. 


Ueber die Entftehung der Lordlieutenants und die Milizgeſes 


gebung der Tudors vergl. die Gejchichtliche Abteilung S. 311—317. Ueber 


die Miliz des 18. Jahrhunderte S. 372—376. Der Sheriff ſelbſt verlor durch 
die Einſetzung der ftändigen Lordlieutenants von Neuem einen Theil feine 
früheren Anjeheus als Chef der Miligen. Es bleibt ihm ſeitdem nur die Be 
fugniß, in Notbfällen die Hülfe der bewaffneten Macht zu requiriren, oder etwa 
den alten Landfturm, das posse comitatus, aufzubieten. Beide Befugnifie find 
nicht mehr praftiih. In den wirklich vorflommenden Fällen militärifchen Ein- 
fchreitens pflegt vielmehr der Lordlieutenant reguläre Truppen zu requiriren. 
Man kann daher jetzt mit neueren englifchen Schriftftellern den Sherifi als 
erften Civilbeamten der Grafichaft, den Lordlientenant als erfien Wilitär 
beamten der Grafſchaft bezeichnen, und muß dabei zugleidy au die gewaltigen 
Befugniffe der Friedensrichter denken, deren Chef und Ehrenpräfident der Lord 
lieutenant in feiner zweiten Stellung als Custos Rotulorum ift. 


8 10. 
Die Umgeftaltung der Communalämter im neunzehnten Jahrhundert. 


Im Laufe der großen Kämpfe gegen Frankreich waren im 
Innern des Landes Anfangs ziemlich unfcheinbare Beränderungen 
vor ſich gegangen. Die Erfindung der Mafchine zog einzele Zweige 
der ländlichen Arbeit in die Städte, nahm zunächſt in Baummolle, 
Wolle, Flachs und Seide einen größeren Mapftab an, wirkte zurüd 
auf einen ſchnell gefteigerten Verbrauch von Kohle, Eifen und Rohſtoffen, 
concentrirte Gewerbe und Handel in früher unbekannter Weiſe, begann 
jeit dem Friedensſchluß auch auf den Betrieb des Ackerbaues zurüdzu- 
wirten, und in Wechfelwirfung mit den erfeichterten Communifationen 
die wirthfchaftlichen Zuftände des ganzen Landes zu ändern. Die nädit 
fihtbare Wirkung ift die Aufhänfung der Menſchen in den Städten; 
fodann die veränderte Stellung der arbeitenden Klaſſen, welche durch 
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die Geldwirthſchaft eine äußerliche Selbftändigleit erhalten, während 
ihre Abhängigkeit vom Kapital im Ganzen unabänderlich bleibt. Inner⸗ 
halb eines Menſchenalters entfaltet ſich nun ein Bild ihrer Häuslichkeit 
in Wohnung, Nahrung, Kleidung, Gefundheitspflege, Verwilderung 
oder Berlümmerung der Frauen und Kinder, wie es mehre Jahrzehnte 
hindurch faft nur die Schattenfeites der neuen Gefellichaft hervorfehrte; 
während in der entwickelten induftriellen Gefellichaft allerdings auch eine 
Vermehrung und Erhebung der Mittelftände und der Tapitalbefigenden 
Gentry vor fich geht. In den großen Tabellen des Genfus von 1851 
und in den Liften der Einfommenfteuer tritt jegt die Umpgeftaltung der 
Beiellichaft einigermaßen begrenzbar hervor, wie fie ſowohl den befigen- 
den Klaffen und Meittelftänden wie den arbeitenden Klaſſen neue Ele⸗ 
mente, Intereſſen und VBorftellungen zugeführt, und damit dem Staat 
theitweiß neue Grundlagen gegeben hat. In dem kunſtvoll zuſam⸗ 
mengefügten Bau des englijchen Staatsweſens zeigen fich aber die Fol- 
gen der jocialen Limgeftaltung am ftärfften an den beiden fchwächiten 
Bunkten: einerfeits in der politifchen Stellung der Städte und der 
Mittelftände überhaupt; andererfeits in dem focialen Bedürfniß der 
arbeitenden Klaſſen. 

Die Städte waren don je her die ſchwache Seite des 
engliſchen Communalweſens geblieben. Die Friedensrichterverfaffung 
war ihrer Anlage nach mehr darauf berechnet, Yandgemeinden und kleine 
Städte zu Kreisverbänden zufammenzufaflen, al® den Bedürfniffen der 
größeren Stadtgemeinden zu genügen. Die Stadt-Eorporationen waren 
Iogar abſichtlich verunftaltet, al8 Mittel zum Zweck, um das Stimm- 
verhältnig im Parlament auszugleichen. ‘Der Bauerftand war von 
Haufe aus fchwächer gewefen als auf dem Gontinent. Außer dem Ge— 
ihwornen-Dienft gab es kein recht ftarfes Band, um die Mitteljtände 
a das Communalleben zu feſſeln, und gerade die intelligenteren Ele⸗ 
mente wußten ſich maſſenweis Befreiungen von Jury und Communal- 
amt zu verfchaffen. Es entitand dadurch theils Entwöhnung, theile 
willlürliche Ungleichheit in den perjünlichen Gemeindelaften, welche dem 
Gemeinſinn fehadete. Die ftändifchen Anfchauungen der Mittelklaffen 
gewannen dadurch viel Achnlichkeit mit den Anfchauungen der höheren 
Stände des Eontinents. Es fehlte ihnen ein lebendiges Bewußtfein 
der perfönlichen Pflicht zur Selpftthätigfeit und folgeweife des Berufs 
m einem felbftthätigen Eingreifen in das üffentliche Leben, der die 
engliſche gentry jo bedeutungsvoll erhebt. Die regierende Klaffe war 
zufrieden, in ihrer Graffchaftsverfaffung eine tüchtige Grundlage für 
Gericht und innere Verwaltung zu haben, und durch diefe Kreisver- 
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fajfung die mittleren und niederen Klaffen zu beherrfchen. Die Gentry \ 


betradhtete es ſchon ziemlich friih ala einen normalen Zuftand, daß die 
Mittellfaffen ihrem Erwerb lebten, und wenn die Reihe an fie fam, 


ihren Jahresdienſt verfahen oder ablauften. Die Kirdjipielöveriamm. 
fungen fanden nur geringe Theilnahme. Die Parlamentswahlen et 


gaben allerdings in längeren Zwiſchenräumen eine politifche Agitatten, 
für welche aber nur die regierende Klaſſe eine fefte und einflußreik 
Drgenifation befaß. Die wählende Grafichaftsverfammlung, County 
Court, beftand in der Wirklichkeit gar nicht mehr; am ihre Stelle 
waren die verwaltenden Sefjionen der friebensrichterlichen Gentry ar: 
treten. Sie allein hatten einen feften Zufammenhang. In der Mer: 


| 


zahl der Wahlfleden ftand der Einfluß der einen oder anderen Parti 


der regierenden Klaffe fo feit, daß bie Wahl als eine Anftandeferm 
anzufehen war. Diefe Verhältniffe ftimmten allerdings noch zufammen, 
fo lange die Schichten der Gefellichaft in Stadt und Land, mit den 
fünftlichen Ausgleichungen der politifhen Stimmpverhäftniffe, fo über: 
einander lagen, wie im achtzehnten Jahrhundert. Sie geivannen im 
neungehnten eine fehr verfchiebene Geftalt, ſeitdem die Häusliche Stellung 
der arbeitenden Klaſſen ſich völlig umbildet, feitdem die Bevölkerung 
in schnell zufammengehäuften, von Haufe ans zufammenhangslofen 
Maſſen in die größeren Städte zufammenrüdt und hier gerviffermaßen 
einen neuen Staat bildet, der jet ungefähr die Hälfte der Bevöllerung 
von England und Wales umfaßt, und doch außer dem Friedensrichter 
amt Fein ftarfes Communalband mehr befist. Der politifch unzufrie 
dene Theil in diefem neuen disharmonifchen Zuftande waren die Steuer 
zahler als folche, welche durch die geringe Bedeutung der größeren Städte 
im Parlament gegenüber der maffenhaften Vertretung der Kleinen, von 
der regierenden Klaffe unmittelbar abhängigen Wahlfledten ſich unge- 
bührlich zurückgeſetzt ſahen. Schon im’ Anfang des neunzehnten Jahr⸗ 
hunderts forderte das hiftorifche Grundgeſetz des englifchen Staatélebene 
unzweifelhaft eine nene Ausgleihung von politifchen Rechten und öffent: 
lichen Pflichten. Während aber der wirkliche Zuftand der Gefellfchaft 
fortwährend herausmwächft aus den Schranten der Wahlgefege, die ver 
fallenen Flecken immer mehr verfallen, fehr große Städte unvertreten 
bleiben, der Cenſus feine urjprüngliche Bedeutung verliert: weiß di 
ftändifche Partei Regierung den Widerfpruch längere Zeit nur durc 
Barteifophiftil zu vertünchen, bie die Gegenpartei, verbunden mit den 
rechtmäßigen Forderungen der ftädtifchen Gentry und Mittelklaffen, bie 
nöthige Stärfe gewinnt, die Abhülfe zu erzivingen. 

Steichzeitig und Hand in Hand mit diefer politischen Bewegung 


| 
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gehen die focialen Forderungen des leidenden Theile, d. h. der 
durch die Neubildung der Geſellſchaft tief bedrückten Klaffen. Die 
lange verfäumte Fürſorge für die elementare Erziehung der arbeitenden 
Klajfen, jchwer empfundene Mängel der Armenvermwaltung und des 
Niederlajfungsrecdhts, der Mangel einer Geſundheits- und Baupolizei, 
die wirthfchaftlihen Machtheile eines überwuchernden Syſtems von 
Schupzöllen und indirecten Steuern, die zerftörenden Rückwirkungen 
der Induſtrie anf das Familienleben der arbeitenden Klaffen in der 
eriten Generation, wurden in England durch die Deffentlichkeit der 
politiichen Debatte und durch die Preſſe ebenfo Elar gelegt, wie ande 
terjeitö die befonderen Schwierigkeiten, die England als Fabrifftaat und 
Handeld-Entrepöt des Weltverfehre grade auf diefem Gebiet zu be- 
fümpfen Hatte, wenn es daneben feine Grundrechte, feine Polizeigeſetz⸗ 
gebung und Selbftverwaltung behaupten wollte. Es ift ficher der Be- 
munderung iwerth, wenn die regierende Klaffe von diefer Seite aus 
muthig und entfchlojfen auf. pofitive Reformen einzugehen. bereit war, 
ohne fi) durch die Doctrinen des voluntarism irre machen zu laffen. 

Nahden etwa ein Menfchenalter hindurch beide Richtungen in 
unflaren Bewegungen neben und gegen einander gekämpft hatten, tritt 
etwa gleichzeitig mit der Julirevolution in Frankreich ein beftimmtes 
Reſultat vor Augen: einerfeits, daß die Staatögewalt ihre Pflichten 
gegen den fchmächeren jchugbedürftigen Theil der Bevölkerung nicht 
mehr zur Genüge erfüllt; anbdererfeitS, daß im gegenwärtigen Staat 
Pliht und Recht, Befig und politifche Macht ſich nach der Neubildung 
der Geſellſchaft nicht mehr dedien und eine Reform der Verfaſſung be- 
dingen. Die Aenderungen gehen daher in doppelter Richtung. 

Einerfeits werden durch die Reformbill die Stimmredhte fo 
verändert, daß die Städte, und überhaupt die Mittelftände, zu ftärferer 
Geltung ihrer Intereſſen kommen. Die Zahl der Wähler wird an- 
nöbernd verboppelt. Diefen neuen Wählern aber diefelben Pflichten 
verföünticher Selbftthätigkeit aufzuerlegen, wie ber alten Wählerfchaft, 
bielt man weder für nothwendig, noch würde in dem Parteilampf der 
Reformbili eine Majorität dafür zu finden gewefen fein. Ä 

Andererfeits Holt die Geſetzgebung ſolche Pflichten des Staats 
nah, weiche jegt durch die Noth der arbeitenden Klaſſen als unab- 
weiber vor Augen traten: Gefundheits- Baupolizei, Bolksunterricht, 
verbeſſerte Armenpflege. In diefen nenen Gebieten aber den Commu- 
halverbänden ernftliche Zumuthungen perjönlicher Selbftthätigfeit 
zu machen, Bielt man. nicht für. nothwendig; man würde dafür aud) 
in dem Parteiftreit feine Majorität gefunden haben, 
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Die eine Reform war die natürliche Aufgabe der Whigs, die an- 
dere diejenige der Tories. Wir finden beide in vegem Wetteifer, zufekt 
gegenfeitig da8 Nothwendige auerkennend. Selbft die für den Angen: 
blick fchmerzhaften Operationen der Aufhebung der Schug- und Korn: 
zölle, der Navigationsacten, der Zehntablöfung, der fonftigen Befrei 
ungen des Girundbefiges wurden zulest von beiden Seiten zugeftanden. 
Ein wachſender Gefammtwohlftand, relative Verminderung der Noth 
und befiere Erziehung der unteren Klaſſen ftehen bereits vor Augen. 
Alles Einzele jchreitet fort, die Verwaltung des Ganzen wie des Ein 
zelen ift vielfach zwedimäßiger geworden, nur Eines ift zurückgelommen: 
der Zufammenhang des Ganzen, das fichere Bewußtfein eine 
einheitlihen Staatswillens Kine Unficherheit über den end: 
lihen Ausgang herrfcht felbft bei den anerkannten Staatsmännern. 

In den Reformen felbft kann das Staatswidrige der Neubildung 


nicht liegen. Es war in England feit taufend Jahren gar Vieles ge 


waltfamer umgeftaltet und tumultuarifcher erfämpft als diefe Reformen. 


Es ift auch unzweifelhaft, daß eine Aenderung diefer Verhältniffe an ſich | 





nothwendig gewefen iſt. In Teinem Lande waren bie Umbildungen der 


Erwerbs- und Befigverhältniffe in jo gewaltigen Dimenfionen einge 
treten, in wenigen Ländern find die Bedürfniſſe der unteren Klaſſen 


fo dringlid, die gleichzeitigen Forderungen an die Staatögewalt fo 


mannigfaltig geworden. Die ältere Berfaffung, fo vortrefflich fie war 
zur Aufrechterhaltung einer formellen Rechts - Ordnung für einfachen 
ftetige Verhältniffe, jo unzureichend erfchien fie für die Aufgaben dei 
19. Jahrhunderts. Die jetzt nothwendige pofitive Thätigkeit der 
Staatsgewalt machte jedeufalls übergangsweife adminiftrative YBildun- 
gen nöthig, wie bie im Cap. VIII und IX. auftretenden. Es ilt 
daher an fich fchwer zu jagen, ob Lord John Ruſſell's Reformbill oder 
Sir Robert Peel's Fabrikbills und die daran fich knüpfende fociale Gefek 
gebung an fich betrachtet ein ehrenvolleres Denfmal des wohlverjtank 
nen Berufs der regierenden Klaffen bilden. Jedenfalls waren beide 
Richtungen der Gefekgebung ungefähr gleich nothwendig, find beide 
ungefähr mit einem gleichen Maß von praftichem Verſtand und De: 
jonnenheit durchgeführt. Es ift auch im Ernft feine der politifchen 
Parteien gefonnen, das jo Gefchaffene rückgängig zu machen. Wohl 
aber ift eim Gefühl bes Widerſpruchs vorhanden, der durch die Meile 
der Ausführung in verfchiedenen Richtungen entftanden ift, und 
deſſen letter Grund in den Mängeln einer parlamentarifchen Parte- 
regierung Liegt, — in der Unmöglichkeit einer organifchen Geſetzgebung 
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aus dem unmittelbaren politifchen Parteilampfe heraus, welche jchon 
der antike Staat in allen feinen Bildungen ausnahmslos erfahren hat. 

Die früheren organischen Einrichtungen Englands hatten zivar 
theilweife ihren Anftoß auch von Kämpfen der Gefellfichaft, ihre Aus- 
führung aber durch den King in council erhalten, d. h. durch forg- 
fältig vorbereitete Geſetze, die nad) zwei Seiten hin für das ſtaatlich 
Nothwendige gejorgt, die für jedes politiſche Recht eine perfünliche 
Brlicht auferlegt, und dadurch den Beſitz dem Stante dienjtbar erhalten 
hatten. Alle entjcheidenden Grundlagen der Verfaffung waren entftan- 
den vor der Zeit, che das Königthum die Selbftthätigfeit eingebüßt, 
che der alte permanente Rath ſich in ein cabinet verwandelt hatte. 
Die Barteiregierung der Whigs und Tories war erft eingetreten in 
einen Staat mit fertigen Grundlagen. Es gab im achtzehnten Yahr- 
hundert weder fociale Brobfeme zu löſen, noch neue. Kreis- und Ge—⸗ 
meindeverbände zu bilden, noch neue Wahlrechte zu ſchaffen; die grund: 
legende Geſetzgebung war fertig. 

Das Neue in der Reformbill war der Verſuch durch einen 
Farteilampf unmittelbar die organifhen Grundlagen 
des Staats neu zu gejtalten. Es war der erjte Verſuch diefer 
Art in der englischen Geſchichte: und dieſer Verſuch ift allerdings ver- 
ichlt. In Folge des Zufammentreffens alter und neuer Webelftände 
ſiand die Mehrzahl der ftädtifchen Bevölkerung in ihren Wahlbezirfen 
jet faft al® zufammenhangslofe Maſſe da. Wo aber die Selbitthätig- 
fit und folgeweije der Sinn für den Staat fehlt, beruht alle Verbin: 
dung der Menſchen auf den Lebensanfchauungen, die ſich im Erwerb, 
im Befig und in der Geſelligkeit bilden, — auf dem Zuge der Inter⸗ 
dien. Das ihnen geläufige Vorbild der Verbindung von Maſſen ift 
die Actiengefellichaft mit gewähltem Verwaltungsrat. In diefem von 
dem gewaltigen Leben der induſtriellen Geſellſchaft durchdrungenen und 
beherrschten Zeitalter fchieben fi analoge Vorftellungen überall unbe- 
wußt unter. Das Unterhaus erfcheint nicht mehr als eine Vertretung 
der Staatsleiftungen, fondern lediglich als eine Vertretung der „Inter⸗ 
len“, das Oberhaus als eine Vertretung wieder anderer „confervativer“ 
Intereffen. Während grade in England die Inſtitutionen der Ge- 
meinde und des Kreifes, des Staats und der Kirche, Jahrhunderte 
lang daran gearbeitet haben, den Gegenpol der focialen Intereſſen zu 
bilden, den Menfchen zu zwingen und zu gewöhnen, gegen den natür- 
lien Zug des Intereſſes feine perfünlichen Pflichten im Staate zu 
erfüllen: fo erfcheint nach diefer neuen Anficht das Alles unnöthig, 
auch der fittliche und der patriotifche Sinn im Staat erfcheint wie ein 

Gneiſt, Engl. Sommunalverfaffung. 29 


450 Cap. I. Bezirke und Aenıter. 


Erzeugniß ber freien Concurrenz. Das Selbftvertrauen der nen 
Richtung wurde gefördert durch ihre glücklichen Erfolge in Beleitigung 
veralteter und künſtlich verbildeter Gewerbe» und Handelsgeſetze, durd 
‚ anfängliche Erfolge der neuen, bequemeren Communaleinrichtungen, 
durch die Gefammtrichtung. der Zeit auf Erwerb, durch die ‚mangelhafte 
geiftige Entwickelung der Majfen. 

Die fittlichen und geiftigen Potenzen im Staat ignorirend, be 
trachten die neuen Wählerfchaften das fo leicht erworbene politiſche 
Recht als ihren felbftverftändfichen Antheil an der großen Geſellſchaft, 
deren Berwaltungsrath zu wählen fei. Ueberall, wo es gilt, öffentlick 
Pflichten zu erfüllen, ſelbſt zu verwalten, ſelbſt etwas zu thun, ent: 
fteht nur der Drang zu wählen und durch Andere thun zu lallen. 
Alsbald bemädtigt fi nun der neuen Wählerfchaften ein lebendiger 
Trieb, die „Verfaffung auszubauen“. Nach ihrem Muſter ließen ſich 
mit Leichtigkeit Kreis-, Stadt» und Dorfparlamente bilden, und damit, 


wie man glaubte, das parlamentarifhe Syftem in die unterften Kreiſe 


durchführen. Bei dem nod) etwas folideren Verſuch der Städteord- 
nung von 1835 hatte man nod) den guten Willen, die beftehenden Zu: 
ftände erft kennen zu lernen, bevor man fie verbefferte. Jahre lange 
Vorarbeiten gingen auch noch der Kreisarmen- Ordnung voran, welche 
aber die Grundfäße des selfgovernment fchon direct verleugnet. Yon 
ba an ging es weiter abwärts: die Wegeordnung, die Gefundheitsacte, 
die Geſetze über Kreis- und Ortspolizei, das Stadtgefeß für London, 
die Gemeindeordnung von 1858 finfen immer tiefer bis zu dem all- 
jeitigen Anerkenntniß einer Deißgeburt. Dean Hatte unbewußt diejelben 
Wege betreten, welche in Frankreich den conftitutionellen Staat von 
unten herauf unmöglich gemacht, welche es bewirkt haben, daß die con: 
ftitutionelle Verfaffung an der modernen Gefellfchaft nicht haftet. Dir 
dadurch hervorgerufenen Veränderungen beſchränken fich faft ausſchließ 
(ih auf das Syſtem der Communalämter, und treffen in verfchiet: 
nem Maße die Graffchaft und die Ortsgemeindeverfaffung, die regie- 
rende und die Mittelflaffen. 

1. Zn dem älteren Syftem des Selfgovernment beftdt 
das Friedensrihteramt noch als Wurzel und Halt bes Ganzen uner 
ſchüttert, nur hat es einige Elemente feiner Gewalt ald Oberinftani 
der Ortsgemeinde verloren. Auch das Sheriffomt Hat nur folde Re 
formen erfahren, die wie Befeitigung von Roſtflecken ausfehen. Ebenſo 
unangefochten ift die Stellung ber gentry in der großen jury, die 
Stellung der Mittelklaffen in der Urtheilsjury. Gin -gänzlicher Verfall 
aber tritt in das zum Polizeidienerthum herabgefuntene Amt ber alten 
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Ortsſchulzen, Constables. In den ftädtifchen Corporations find 
war die alten Mißbräuche bejeitigt; an ihre Stelle ift aber nur ein 
dürftiged Schema für die Verwaltung ‘ded Stadtvermögens und ber 
jtädtiichen Steuern durch befoldete Unterbeamte getreten. Ueberall, ſo⸗ 
weit das Gemeindeleben nur auf dem Perfonal und auf den Ideen 
der Mittelklaſſen beruht, erjcheint ein mechanifches einförmiges Syſtem, 
welches auf die Anjtellung vemunerirter Beamten für die wirkliche 
Zerwaltung hinausläuft. 

2. In dem neueren Syftem der Kirchſpielsverwaltung 
"it diefe leßtere Weife der Reorganifation die vorherrichende geworben. 
Die alten Armenauffeher werden zurückgedrängt auf einen Keinen Theil 
ihrer alten Amtsgejchäfte; einen ähnlichen Gang, wenn auch etwas 
gemäßigter, nimmt die Stellung der Wegeaufjeher. Die Selbftthätig- 
feit der Gemeinden und neugebildeten Sammtgemeinden beſchränkt ſich 
auf gewählte Ausſchüſſe der Steuerzahler, welche in einer dürftigen 
und bequemen Weiſe fi auf eine öconomifche Controlle beichränten. 
Vie Oberinftanz ſolcher neuen Verwaltungen bildet ſich (nach Heraus» 
drängung des Friedensrichteramts) nunmehr aus Stantsbeamten, Mi- 
niſterialcommiſſarien und Meinifterialdepartemente. Am jtärkiten trifft 
diefe Entartung die neueften Ynjtitutionen für Gefundheits- und Bau⸗ 
polizei, für die Verbefferungsanlagen in Städten und größeren Kirch⸗ 
ipielen, weldje ganz in die Weife der neufranzöfifchen Municipalver- 
jajjung überzugehen jcheinen. 

Der unächſt fichtbare Erfolg des Einfluffes der neuen Gejellfchaft 
it die Verdrängung der alten Gemeindeſchulzen durch ein Gensdarme- 
tie: Corp, Verdrängung der Gemeinde-Armenverwaltung durch ein Corps 
von 10,000 Buchhaltern und Schreibern, eine analoge Stadtverwal- 
tung, eine immer weiter greifende Auffichtsinftanz durch Regierungs⸗ 
Commiſſarien und MinifterialsReferipte, ein Sichzurückziehen der beiten 
Kräfte aus dem Ortögemeindeleben. 

So entarten von unten herauf die Inſtitutionen, welche das Par: 
lament nur zufammenfaßt, und in nothiwendiger Rüchwirfüng reflectirt 
num die Aenderung auf das Haus der Communen, auf die Stellung 
der Barlamentsparteien, der leitenden Parteimänner, der Prejje, der 
Öffentlichen Meinung. Während die „Ideen“ vom Staat in unabfeh- 
barem Reichthum wachjen, werden feine wirklichen Erzeugniffe immer 
dirftiger und mechanifcher, bis bei der Durchfichtigkeit englifcher Ver: 
hältniffe die öffentlihe Meinung und ihre großen Organe zu der 
Zelbſterlenntuiß durchdringen, daß die „PBarlamentsmafchine” von unten 
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herauf erfchüttert fei, daß das neue selfgoverninent zur Garrifatur, 
die Reformbill® zur Charlatanerie zu werben ‚drohen. 

Dieſe Selbfterfenntniß fcheint in den letzten Jahren bie zu einem 
Stillftand gediehen, wie er politifchen Wendungen vorangeht. Tie 
regierenden Klaſſen find bisher zurückgewichen, weil die Macht focialer 
Ideen in der That unwiderftchlich ift in einer Generation, in weldkr 
fo riefenhafte Umgeftaltungen aller erwerbenden Arbeit zufammentrefien 
mit dem Bedürfniß fo vieler und fo tief greifender Reformen. So 
wechjelnd diefe Ideen, ſo muthlos und nadjgiebig werden fie, wenn die 
ſchlimmen Erfolge ihres Thuns fihtbar vor Augen treten. Ihre Macht 
ſinkt von felbft zurüd, in ihrer eignen Weife, wenn Teine neuen An- 
gebote mehr zu machen find. Die möglichen focialen Grundreformen 
find dem Grundfat nad gewährt: etwas Großes, in die Augen allen: 
des, ift von diefer Seite nicht mehr anzubieten. Das Bewußtfein vom 
Staat ift aber grade bei denen geblieben, welche zumächft zu helfen die 
Einfiht und die Maht Haben. Die im Staat noch felbftthätigen 
Klaſſen haben feit Kurzem begonnen, die Pfeudogemeindeorbnnungen und 
Reformbills bei Seite zu ſchieben, und wieder an Gonfolidirung des 
Borhandenen zu denken. Noch beftehen ja die großen Grundlagen des 
selfgovernment in riedensrichteramt und Jury und in dem Shſtem 
der Realftenern der Commune — und fchon Dies berechtigt zu der 
Hoffnung, daß wie in- früheren Jahrhunderten, jo auch in diefem, das 
Alte und dad Neue wieder zu verbinden ift zu einem lebensfähigen 
Ganzen. Um ein genügendes Urtheil darüber zu gewinnen bedarf ct 
zuerft einer umfaffenden Darftellung der gegenwärtigen Zuftände, nad 
welcher wir auf die Frage der Confolidirung zurückkommen. 


Ueber die Neugefialtung der geſellſchaftlichen Grundlagen 
habe ich Bd. I. $ 163 fummarifche Meberfichten gegeben, aus denen erſichtlich 
wird, wie 

1. durch den wachſenden Reichthum eine neue gentry fich herausgebildet 
bat, d. 5. eine große Zahl neuer Elemente mit einem Kapitalbefig, der dem 
Durchſchnittseinkommen der bisherigen regierenden Klafje gleichlommt, ohne dab 
diefe neuen Elemente freilich an der gewohnheitsmäßigen Thätigfeit in höheren 
Communalämtern Theil nehmen. 

2. ergiebt fich aus der neuen Kombination von Befig und Arbeit ımd aut 
der flürferen Verwendung intellectueller und technijcher Kräfte in der inde- 
Nriellen Gejellichaft eine ftarte Bermehrung der Mittelflände, die abet 
noch weniger als die älteren Mittelftände an der Communalvermwaltung jelbf- 
thätig fich betheiligen. 

3. die arbeitenden Klaffen nehmen zwar mit einem Stimmrecht anf 
der Meinften Haueftände in den Ortegemeindeverfammlungen Antheil, — ade 
nur in einer Betheiligung an der Ernennung des Verwaltungsrathe. An ein 
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Seranziehung diefer Klaffen zu einer wirklichen Selbſtthätigkleit hat die Geſetz⸗ 
gebung weder gedacht, noch eine Form dafür gefunden, wie denn auch eine 
iolhe Betheiligung von feiner Seite verlangt war. 

Die daraus hervorgehenden Zuftände ber Ortsgemeindevermwaltung habe ich 
Bd. I. 88 163, 164 fchon in einem gedrängten Bilde gegeben, welches ſeitdem, 
um Laufe der legten 6 Jahre zum Theil noch greller heroorgetreten if. Diefer 
im Fluß befindliche Zuftand bes Gemeindelebens verdoppelt die 
Schwierigkeiten einer fyftematifhen Darftiellung des Ganzen, 

die ſchon vor einem Menjchenalter groß genug waren. 

Die bier gegebene Ueberſicht der Grafichaftsdmter fchließt fi) noch an die 
eimeln citirten Abfehnitte Blackstone’s an, obſchon auch für diefe Abfchnitte 
hiftoriſche Ergänzungen, zum Theil Berichtigungen und furze Angaben fiber den 
heutigen Zuftand nothwendig wurden. Die weitere Darftellung muß ihren 
eigenen, felbftändigen Weg einfchlagen. Blackstone behandelt, wie jchon er- 
wähnt, fein Thema nur beifäufig. Ihm, dem englijchen Rechtslehrer und 
Ipäteren Reichsrichter, lam es darauf an, bie Kreis- und Communalbeamten 
als „Subordinate Magistrates“ einzuflihren, jo weit fie ſich als untere Organe 
der Etaatöverwaltung an die „Königliche Prärogative” anfchließen; ferner jo 
weit Sheriffs, Coroners und Friedensrichter als Glieder der engliſchen Gerichte- 
verjaſſung thätig erjcheinen; und überhaupt foweit die Kommmunalämter in das 
alfgemeine „Recht der Verjonen und der Sachen”, in das Recht der Stände, 
und in die Grundrechte der Unterthanen fich einreihen. Nur in dieſem Zu- 
fammenhang und in zienlich foderer Verbindung werden Aemter und Amts- 
päichten der Grafſchaft, Hundred und Ortögenieinde furz berührt. Ein zujam- 
menhängendes Bild des Kommunallebens zu geben Tag aufer dem Wlan des 
gelehrten Commentators. Das ganze Syſtem der Communalfteuern if. 
faum berührt. Die triedensrichter- Berfaffung ericheint nirgends ale ein zu⸗ 
\ammenhängendes Ganze. Nirgends fann ein nidyt englifcher Leſer auch nur 
ein dürftiges Bild von der Eommunal-Berwaltung gewinnen. 

Für uns dagegen find grade die bei Blackstone fehlenden Seiten die wid. 
tigiten. Uns kommt e8 auf die Einzelheiten des selfgovernment an, vor allem 
auf den lebendigen Zuſammenhang von Perfaffung und Berwaltung. Die eng- 
tifhen Hülfsbücher find fchon durch alphabetifche Anordnung für uns unbrand- 
bar; zur Verarbeitung der unüberjehbaren Maffe der neueren Gejege ift bisher 
faum ein Anfang gemadjt. Wir müffen daher eine nene Darſtellungsweiſe ver- 
ſuchen, an die uns geläufigen Begriffe und Borftellungen möglichft nahe an- 
früpfen, und den Forderungen eines Eyftems nach deutichen Begriffen gerecht 
;u werden fuchen, fo weit es möglich ift ohne bem SDriginal Zwang an— 
athun. 

Bor Allem bedarf es zuerſt einer Grundlegung durch das bei Blackstone 
sam fehlende Capitel von den Communalfteuern. Aus ben beiden 
Giementen, der Realfteuer einerfeits, den ſchon bei Blackstuone gezeichneten 
Armtern andererjeits, entfalten fi) dann die einzelen Inftitutionen des self- 
gosernment. Die Schlußabtheilung endlich faßt die allgemeinen Grund- 
läge des englifchen selfgovernment zufammen in allgemeine Betrachtungen 
über die EIemente und das Weſen beffelben welche ala „Auwenbdbbare 

Grundfäge” bezeichnet find. 





Zweites Capitel. 


Bas Eommunalfleuerfyflem. 


8 11. 
Ueberfiht der Communalſtenern. 


Während der englifche Staat ſchon in der normannifchen Zeit ent 
fchieden in ein Syftem der Geldwirthfchaft übergeht, beruht das Com- 
munalleben noch lange Zeit auf perfönfichen Yeiftungen, insbejondere 
Gerichts⸗, Polizei- und Wegebaudienften. Daneben erfcheinen jedod 
auch ſchon ergänzende Geldfeiftungen, welche ſich theils als Polizeibußen 
‚für verſäumte Dienſte, theils ale Surrogate derſelben darſtellen, und 
in der reichsſtändiſchen Zeit bereits ein zuſammenhängendes Commungal 
ſteuerſyſtem bilden. Da die Steuern nur Umwandlungen ſchon vor- 
bandener Gerichts-, Polizei» und anderer Dienfte find, fo fallen fie 
felbftverftändlich auf die dazu verpflichteten Perſonen, und vertheilen 
fi ebenfo ſelbſtverſtändlich in die drei Abftufungen der Dorficeft, 
Hundertfchaft und Graffchaft als Tithing-, Hundred-, County- 
Rate, je nad) den Obfiegenheiten der Fleineren und größeren Gemeind 
Verbände. Diefe drei rates gelten daher al8 Steuern nach gemeinen 
Landesrecht, common law, d. h. ald Steuern, deren Urfprung man 
nicht genau fennt (Report on Local Taxation 1843 p. 5—7), die 
fi aber al8 Confequenz der mittelalterlichen Gerichts- und Gemeinde 
verfaffung ftilffehweigend bildeten, und daher auch in den Geſetzen der 
reichsſtändiſchen Periode nur felten und beiläufig erwähnt werden, theile 
um fie zu declariren, theil® um fie zu modificiren. Dies mittelalter 
liche Steuerjyftem ruht alfo auf den Gerichtsmännern des county 
court, court leet und den Milizpflichtigen, alfo grundfäglich auf dem 
freehold, mit einigen Ergänzungen, die ſich aus ber Verfaffung de} 
court leet ergaben. 
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Inzwiſchen muß das Erblichwerden der copyholds, die Entftehung 
vieler einer Freifaffen und anderer neuer Befit- und Pachtverhältniſſe 
allmälig Incongruenzen in der Erhebung der Communalfteuern nad) 
dem alten Herfommen veranlagt haben. Wir finden daher unter den 
Tndors neue Verordnungen, welche in ziemlich unbeftimmten Aus- 
drüden die Friedensrichter zur Erhebung gewiffer Beiträge ermächtigen. 
Das st. 22. Hen. VIII. c. 5 zieht ausdrücklich alle Haushaltungen 
zum Brücenbau heran, mögen fie Aeder bejigen oder nicht. 
Kurz darauf ergeht ein ähnliches Gefeß für die Beiträge zum Bau 
der Graffchaftsgefängniffe. Auch die neuen Laften der Armenpflege 
werden auf die Haushaltungen gelegt, und fo gewöhnte fich allmälig 
die Praxis daran, die Nealbefiter im weiteren Sinne (occupiers) al® 
Steuerpflichtige zu behandeln. Diefe allmälig und ftillfchweigend ein- 
getretene Veränderung wird fichtbar in dem st. 13. et 14. Car. II. 
e. 12, in welchem die Aufbringung der Grafichaftsfteuern ohne Wei- 
teres auf dieſelben Pflichtigen gelegt wird, wie die Armenfteuer. Zu 
der Brüden- und Gefängnißftener fam dann dur Specialgefege noch 
hinzu eine Steuer für Ban und Erhaltung von Correctionshäufern für 
Yandftreicher, eine Steuer für den Transport derfelben, eine Steuer für 
Unterhaltung der Gefangenen (gaol money), eine Steuer für Erhal- 
tung armer Schuldgefangenen, eine Steuer für arme Gefangene des 
Ringsbench- und Marshalses- Gefängnijfes. Diefe fieben Steuern 
werden endlich durch 12. George II. c. 29 zu der heute fogenaunten 
County-Rate zufammengefaßt. Wie num aber in der Gerichts⸗ 
md Bolizeiverfaffung eine Anzahl von Städten gefonderte Be: 
zitle bilden: fo hat fich in diefen Städten auch eine ergänzende Bo- 
rough-Rate für Gerichts- und Polizeizwede gebildet. 

Die allmälige Reduction diefer Steuern auf den Fuß der Armens 
ftener führt noch einmal zurüd auf das Mittelalter. Schon im brei- 
whnten Jahrhundert war eine in ihrem Keim unbedeutende Kirchen- 
feuer, Church-Rate, durd die Bedürfniffe des Kirchenbaus und 
für die Materialbedürfniffe des Gottesdienftes entftanden, deren Grund- 
lage offenbar nicht blos der freie Grundbefig fein konnte, ſondern ber 
Öriftliche Hausſtaud (household) als folder. Die Kirchenfteuer er- 
\heint daher von Anfang an als eine Berfonalftener nach dem Maßſtab 
des Vermögens, nad) der Größe des Haushalts, beruhe diefer auf 
freehold oder copyhold, dauerndem oder zeitlichen Beſitz, Miethe 
Oder Baht. Als nun aber unter den Tudors die Erhaltung der 
Armen, Gebrechlichen und Arbeitslofen zu einer Pflicht bes 

Staat wurde, lag es fehr nahe, daß man dabei zuerft an Pfarrer und 
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Gemeinde dachte, d. h. an Kirchfpielsbeiträge, analog der Church- 
Rate, Begonnen unter Heinrich VIII. geftaltet ſich durch das große 
Armengefeß Elifabeths daraus eine förmlihe Poor-Rate, die num 
nicht nach Ortichaften, fondern nach Kirchfpielen, nicht nur vom Grund: 
eigenthümer, fondern von jedem householder und occupier erhoben 
wird. Wie fchon oben erwähnt lenkt die Gejeggebung Heinrichs VII. 
aud) für die Brückenſteuer und Graffchaftsgefängnißftener auf dieſe 
weitere Bahn ein; durch Gewöhnung, praktiſche Bequemlichkeit und 
discretionäre Gewalten ber Friedensrichter jchmelzen die beiden alten 
Steuerfyfteme immer vollftändiger in einander. Das st. 13. et 14. 
Car. II. c. 12 beftätigt diefe Praris; das st. 12. Geo. II. e. & 
jeßt fie in Abſchätzung und Beitragspflicht völlig gleich, fo daß von 
nun an die County-Rate als eine Fraction der großen Poor - Rate 
an die Graffchaftsfaffe abgeführt wird. Einen analogen Verlauf nimmt 
dann auch die Wegejteuer. 

Für die heutige Communaflverfaffung ift es daher zweckmäßig, die 
Sommunalfteuern in folgender Weihe darzuftellen: 
Die County -Rate, Kreiß-Gerihts- und Polizeiftener, 
die Borough - Rate, Stadt: Gerichts= und Polizeifteuer, 
die Church-Rate, ergänzende Rirchenfteuer, 
die Poor - Rate, Haupt Ortögemeindejteuer, 
die Highway -Rate, Wegefteuer für Stadt und Pand. 


Die Entfiehung des Communalfleuerfpfiems in der reichefän- 
difchen Zeit ift in der geihichtlidhen Abtheilung S. 189 — 192 gegeben; dem- 
nächſt die Umgeftaltung und Erweiterung des Communalſteuerſyſtems in der 
Zeit der Tudors S. 286, 287, 239—290, und das Steuerfuften des 1%. Jahr- 
hunderts ©. 362, 363. Die engliſche Yitteratur darliber war bi® in die meucite 
Zeit fehr dürftig, da die verdienftlichen Werke über die engliiche- Steuerveriai- 
jung nur beiläufig daranf Ritdficht nahmen. Bon den älteren Parlamentebe- 
richten gehört hierher der Report on County-rates in Middlesex, 1738, abge 
druct in der großen Sammlung ber Reports von 1715 — 1801 Vol. TI. p. 
3—63. Vergleichende Weberfichten giebt der Report on County-Rates etc. 
1830—1831 Nr. 52 Vol. XI. p. 205. Sehr verdienftlih ift der mehrfach citirte 
Report on Local Taxation, erftattet von dem Armenamt in der Parlamente 
fitung von 1843 (aud) in Separatausgabe v. 1844.) Aus den Materialien dei 
ſelben ift dann von dem Armenaınt eine gute lleberficht, bie Eude 1845 reichend. 
zufammengeftellt unter dem Titel: The Local Taxes oftthe United 
Kingdom, containing a Digest of the law with a summary of statis- 
tical informations concerning the several Local Taxes. Published under 
the direction of the Poor Law Commissioners, J,ondon 184. 
3. Daran reiht ſich ſodann der Oberhausbericht Report on the Laws relating 
to Parochial Assessments, brought from the Lords 26 July 1850, enthal- 
tend unter anderm eine jehr umfländfiche und Ichrreiche Zeugenausfage von Eir 
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G. Cornewall Lewis. — Auf diefen Vorarbeiten beruht auch der wadere, aber 
mit hiſtoriſchen und ſyſtematiſchen Schwierigkeiten fämpfende Aufſatz von Kries: 
Die Gemeindbeftenern in England. Tübinger Zeitichrift für die ge- 
iammte Staatswiffenichaft. 1855. ©. 3—52, 222—258. 

Die WUnüberfichtlichleit der engliihen Darftellungen rührt aus der ftüd- 
weiſen Entftehung des Syſtems her, welche ihre Schwierigleiten jür die Grup⸗ 
pirung, aber ihre großen Vorzüge für die Praris der Befteuerung gehabt hat. 
Die englijche Geſetzgebung hat niemial® Semeindeordnungen machen wollen und 
nebenbei an den Koftenpunft gedacht: jondern man bat erft die communa- 
len Bebürgfnifje formulirt, dann die Mittel zu ihrer Aufbringung bedacht: 
aus der Weiſe der Aufbringung und aus der Geftaltung der 
Aemter dafür bat fich die Sefammtgeftaltung des Communal- 
leben® dann nad einem feiten Typus ergeben. Noch weniger bat man es 
bei der Weiterbildung der Dinge für zuläffig befunden, etwa den Communal- 
verbänden jelbfi die Beftimmung der Zwede und die Art der Auf- 
bringung der Mittel zu überlaffen, wobei durch augenblidliche Stimmungen 
und Machtftelungen über jehr ernfte und dauernde Berhältniffe entichieden, 
und die Steuermafien (wie auf dem Kontinent) von ben ftärleren auf die 
idwächeren Klaſſen gewälzt worben wären. Das alte Herlommen des Mittel- 
alter hat überall nur die Rußeren Umriſſe gegeben. Alles heute PBraftifche 
in diefem Steuerſyſtem beruht auf Sperialgefeßen, welche die Zwecke genau be- 
fimmen, iiber welche hinaus nichts erhoben und nichte verwendet werben darf. 
Die ſtets neuen Bedürfniffe der Geſellſchaft haben dieje Zwecke fletig vermehrt. 
Der Grafſchaftsſteuer find noch ungefähr vierzig Nebenzwecke hinzugefligt; der 
Armenftener faft eben fo viele. Für zahlreiche verwandte Zwecke find nod) be- 
iondere Rebenfteuern, freilich nach demielben Grundtypus gebildet. So er- 
giebt der Report on Local Taxation noch vier und zwanzig gejonberte 
tscaltaren, von welchen aber zehn geſetzlich nach der Grundlage der Armen- 
tare erhoben werben, die übrigen erheblichen Communalſteuern de facto 
ebenfo. Derſelbe Report giebt im Appendir A ein Verzeichniß von 173 
Geſeten darüber, (beginnend mit Edw. I., immer zahlreicher jeit 22. Henry 
VIII. am zahlreichfien in den letzten zwölf Jahren, in welchen der Umfang der 
neueren Geſetze alle Gejege der früheren drei Jahrhunderte überflügelt), Die 
Anfählung der befonderen Zwecke der Sommunalfteuern im Appendix B. er- 
reiht nahezu 200 Zwecke, darunter manche in unglaublicher Spezialifirung. 

Das Armenamt in feiner Denkſchrift jheidet die Communal- 
feuern zunächſt nad den Bezirken: es find entweder felbftändige, Inde- 
pendent Districts, in welchen die Steuer befonders erhoben und verwendet 
wird, wie in einen Kirchipiel; oder vereinigte, Aggregate Districts, die zu- 
nachſt für ein größeres Ganze (Grafichaft, Hundertichaft) ausgeichrieben und 
als Geſammtfonds für den größeren Bezirk verwendet werden. Die meiften 
und wichtigen beruhen auf der Baſis der Armenfteuer; andere find davon 
mabhangig, wenigfiens dem Geſetze nad. Hieraus ergiebt ſich folgende An- 
otönung: 

J Steuern felbfändiger Bezirke auf der Bafis der Armenfteuer: 
Poor Rate, Workhbouse Building Rate, Survey and Valuations’ Rate, Jail 
Fees’ Rate, Constables’ Rate, Highway Rates, Lighting and Watching 
Rate, Militia Rate. ($ 1- 8.) 
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II. Steuern felbfländiger Bezirke nicht auf der Bafis der Armen- 
teuer: Church Rates, Sewers’ Rate, General Sewers’ Tax, Drainag: 
and Inclosure Rates, Inclosure Rate, Regulated Pasture Rate. (8. 1-6.) 

II. Steuern vereinigter Bezirle auf der Bafis der Armenfener: 
fiir Counties: County Rate, Police, Shire Hall, Lunatic Asylum, Burisl 
Rate. — Hundred Rate. — Für Boroughs: Borough Rate, Watch, Jail. 
Prisoners, Lunatic Asylum, Museum Rate. — District Prison Rate ($ 1—13ı 

Als Anhang wird noch Hinzugefligt eine Ueberſicht der Ehanfleegelder, der 
ſtädtiſchen Zollgelder und Gebühren, der Leuchtthurms⸗ und Safengebühren, der 
Kirchengebühren und Sporteln, der Ehe-, Civilftandsregifter- und Friebensrichter 
gebühren, deren Betrag großentheils nicht feftzuftellen if. Den Schluß maden 
Ueberfichten iiber den Gejammtbetrag der Communalfteuern (p. 166—188). 

Für unfere Zvede halte ic) dennoch die oben angegebene Gintheilung ın 
fünf Communalſteuern feſt, welche dem geichichtlichen Entiwidelungsgange ent- 
ſpricht, und zugleich praktiſch überfichtlich und im Zuſammenhang mit den Haupt 
parthien des selfgovernment bleibt. Die übrigen fpecielleren Steuern fin 
theils unpraftifch, theile ſchließen fie fid) als bloße Zufäte und Incidentpintie 
den 5 Hauptſteuern an: 

1. Der County Rate (III $ ı) fchließt ſich an: die Steuer für die be 
joldeten Kreis-Bolizeimannschaften (III. $ 2), für die Erhaltung der Kreitge 
richtslofale (III. 8 3, für die Kreisirrenhäufer (III. 8 4), für die Beerdigung 
unbelmtmter Leichen (III. $ 5), fiir gewiffe polizeiliche Erjatpflichten der bundreil 
(II. 8 6), fitr gemeinfchaftliche Kreis. und Stadtgefängniffe (III. $ 13), zum 
Erfat gemwiffer aufgehobener Gefängnifgebühren (1. 8 4), fitr befoldete Orts 
polizeimannichaften (I. 8 5). 

2. Der ftäbtifchen Gerichts- und Polizeiftener (ITI.S 7) fchließen fi an: 
die Spezialftenern fiir flädtifche Polizeimannſchaften (III. 8 8), Geſängniqj⸗ 
(1. 8 9, 10), Srrenhäufer (III. $ 11), und Muſeen (III. 8 12), gewiſſer 
maßen auch die Ortsbeleuchtungs- und Wachtſtener (1. 8 7). 

3, Die Church Rate ſteht ifofirt in ihrer verfallenen Geſtalt (TI. 8 1ı. 

4. Der Armenfteuer (I. $ 1) jchließt fi an die fir Erbauung der Ar 
menhänfer (I. $ 2), fiir die Koften der Abſchäützung der ftenerpflichtigen Grund 
ftüde (1. $ 3) und einige zufällige Nebenpoften; fodann die aus den neueren Sn 
ftitutionen der Gejundheits- und Banpolizei entflandenen Stenern, Sewers Rates. 

5. Die Wegebanftener (I. $ 6) fteht wieder ifolirt. 

Die no übrigen Beiträge (TI. 8 2-6) find nicht eigentliche Communal 
ſteuern, fondern Beiträge zu den Erhaltungsfoften der Deiche nach 23. Hen. VIII 
c. 5; 2 et 3 Will. IV. c. 22; 4 et 5 Vict. c. 45 in den Commissions ol 
Sewers; ferner zur Aufbringung gewiffer gemeinfchaftliher Koften für Ent 
wäfferungs- Anlagen und Gemeinheitstheilungen 3 et 4 Will. 
IV, c. 35 etc. 

Berbindet man das Stener- mit dem Amtefuftem, fo iſt die Grafſchafteſteuer 
die Grundlage der Ynftitutionen des Cap. III. und IV., die ſtüdtiſche Stener die 
Grundlage der Stadtverfaffung Cap. V., bie Kirchenfteuer die Grundlage det 
Communalarmenverfaffung und ihrer zahlreichen neuften Fortbildungen Cap. VII 
und IX.; die Wegeſtener die Grundlage des Communal-Wegeſyſtems Cap. X. 
Der Berfall des Milizſyſtems (Cap. VI) wird ſchon Auferlich fichtbar darin, 
daß es Feine entiprechende Commuualſteuer mehr bat. 
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8 12. 
Die Graffhaftöftener. 


Diefe jebige eigentliche Kreisſteuer hat ihre heutige Geftalt *) 
gewonnen durch 12. Greo. II. c. 29: „In Erwägung, daß die bieher 
durch verfchiebene Geſetze vorgefchriebene Weife der Erhebung von ein- 
zelen Steuern für die Graffchaftszwede (megen ihrer Geringfügigteit ) 
unpraftifch iſt“, wird eine allgemeine Grafichaftsjteuer an die Stelle 
der bisherigen fieben Specialfteuern geſetzt, zahlbar von jedem Kirdh- 
ipiel oder Ortfchaft in einer Summe, — in ber Regel zu entnehmen 
aus der Armenfteuer, oder doch zu erheben nad) der Weile der Armen- 
ftener. Sie foll in der Regel von den Kirchenvorftehern und Armen- 
auffehern des Orts wie ein Theil der Armenfteuer erhoben, von biefen 
an den High Constable of Hundred eingezahlt, von dieſem an ben 
Kreiseinnehmer abgeführt werden. Wo feine Armenfteuer befteht, ſoll 
der Ortsfchulze die Steuer nach den Grundfäßen der Armentare erhe- 
ben und an ben High Constable abführen. Die Kirchenvorfteher und 
Armenauffeher ſollen da8 Recht der Appellation an die Quartalſitzungen 
wegen Ueberbürdung ihres Kirchſpiels haben. Uebrigens foll durch das Ge⸗ 
ſetz die Steuer nicht erweitert, noch die Steuerpflichtigkeit geändert, ſondern 
nur die Einſammlung der bisher überkleinen Beträge erleichtert werden. 

Als Zwede der Graffhaftsiteuer erfcheinen außer den ur- 
Iprünglichen fieben des Hauptgeſetzes 12. Geo. II. noch mehr als vier- 
ig zum Theil fehr Feine Nebenzwede. Es find im Ganzen die Kreis⸗ 
gericht: und Kreispolizeikoften, die durch eine lange Reihe von Special- 
gelegen **) beftimmt, fich in der heutigen Weife der Verrechnung unter 
folgenden Hauptpoften darftelfen: 

I. County bridges, Erhaltung der Graffhaftsbrücden. 

2. County goals, Graffchaftsgefängniffe, Gehalte, Gefangenenunterhaft. 
3. Houses of correction, Erhaltung der Correctionshäufer. 

4. Transportkoften zum Gefängniß und zu den Straforten. 

5. Erhaltung der Gerichtögebäude und Pogis der reifenden Richter. 
6. Prosecutions, die Strafverfolgungsfoften zur Hälfte. 

ĩ. Coroners Inquest, ZTobdesermittelungstoften. 

8. Lunaties, Preis - Syrrenhäufer. 

9. Weights and measures, Maß - und Gewicht - Berwaltung. 
I0. Clerks of the peace, Gehalte der Kreis- Sefretäre. 

I. County- Treasurers, Gehalte der Kreis: Einnehmer. 

12. Police, Erhaltung der befofbeten Polizei - Mannfchaften. 

13, Vermiſchte Heinere Pofitionen. 
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Der fi) danach ergebende Betrag der County- and Po- 
lice- Rates ***) hat in den lebten Jahren eine Summe von run 
1,200,000 2. erreidtt. 

Die Weife der Ausfchreibung für diefe Kreisfteuern, welche 
aljo im Wefentlichen ein einheitliches Ganze bilden, beruht nocd immer 
auf den Grundzügen des Hauptgejeges 12. Geo. II. c. 29. Die 
Triedensrichter in ihren General- oder Quartalfigungen follen danach 
volle Gewalt und Autorität haben „von Zeit zu Zeit auszujchreiben 
eine allgemeine Steuer oder Schagung für ſolche Geldſummen, weld 
fie nach ihrem Ermeſſen für genügend erachten werden, um zu ent: 
Sprechen allen und jeden Sweden der zuvor citirten Geſetze“. Sobald 
fie aus den vorgelegten Rechnungen erjehen, daß drei Viertel der zulekt 
ansgefchriebenen und eingefammelten Gelder für die befagten Zwede 
ausgegeben jind, Fünnen fie zur Ausschreibung einer neuen Rate jchre: 
ten (8 10). Auch diefe Leichte Beſchränkung ift aufgehoben durd &. 
Geo. III. e. 51, wodurd) fie zur Ausfchreibung nach ganz freiem Er 
meſſen autorifirt werden, jo oft die Umftände eine ſolche zu, erfordern 
fcheinen. Nicht eine Bewilligung der einzelen Ortsgemeinden, fondern 
das Ermeſſen der Friedensrichter bejtimmt alfo das jährlich nothwen- 
dige Quantum — entfprechend der Natur von Gerichts⸗ und Polizei: 
Ausgaben — und unbedenklich, wo wie in Eugland die Friedensrichter 
zugleich die Meiftbefteuerten für die County Rate find. Aud 
find fie nicht ſchuldig Rechnung zu legen, fondern nur die Berhand: 
(ungen öffentlich zu führen, und die Etats bei den Kreis» Einnchmern 
Öffentlich auslegen zu laffen. Ganz allgemein lautet die Ermächtigung 
für die Ouartalfigungen ſchon in 55. Geo. III. c. 5i: auszufcpreiben 
„eine gerechte und gleiche Grafichaftsftener für alle bisherigen und alle 
fünftigen gefeglichen Zwede, für welche das Grafſchaftsvermögen 
oder die Graffchaftsfteuer nad) dem Geſetz aufzufommen Hat, in allen 
Theilen der Sraffchaft, ausgenommen Freibezirke mit coordinirter Juris 
dietion*. Nah 4. et 5. Will. IV. c. 48 follen aber alle Verhand⸗ 
(ungen ſowohl über die Einſchätzung wie über die Verwendung der 
Srafjchaftsfteuer bei den Quartalfigungen in offenem Hof vor ſich 
gehen nad) vorgängiger Benachrichtigung des Publikums. 

Die Bezirke, für welche die Kreisjteuer ausgejchrieben 
wird, find identiich mit den Bezirken der Friedenscommiffionen 12. 
Geo. II. c. 29 8 1. Regelmäßig wird fie alfo für die Grafſchaft im 
Ganzen ausgefchrieben; wo ein Riding oder ähnlicher Unterbezirk eine 
gefonderte Friedenscommiffion hat, kann die Ausfchreibung für diejen 
Bezirk gefondert gefchehen 55. Geo. III. c. 24. Die Ausjchreibung 
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gefchieht gewöhnlich nach gleichem Maßſtab für alle Ortsgemeinden, 
jedoch mit Vorbehalt eines befonderen Herkommens, wo ungleiche Bei- 
tragsquoten einzeler Gemeinden von Alters her üblih (12. Geo. II. 
c.29 81). Jetzt ift eine umbedingte Befugniß zur Steuerausgleihung 
gegeben (rateably and equally according to a certain pound-rate 
55. Geo. III. c. 51 88 1, 14). Nach erfolgter Ausfchreibung ergeht 
die nöthige Anweifung zur Einziehung, event. die Pfändungsorder eines 
Friedensrichters (warrant of distress) zur Zwangseintreibung. 

Die einfammelnden Beamten jind jegt die Armenauffeher, 
weile die County Rate als Theil der Armenfteuer an den Armenrath 
obführen, der fie dann an den County Treasurer einzahlt. Dieſer 
eigentliche Kaffenbeamte oder Kreiseinnehmer wird von den Quartal⸗ 
jigungen der Friedensrichter ernannt, foll Caution ftellen, Rechnung 
legen, auf Anweiſung der Quartalſitzungen Zahlungen leiften, deren 
jonjtige Befehle getreulich ausführen, 12. Geo. II. c. 29 86, und ift 
jederzeit entlaßbar durch die Duartalfigungen, die nach ihrem Ermeſſen 
jein Gehalt beftimmen. Cr hat Bud) zu führen über Einnahmen und 
Ausgaben, feine Beläge zu den Akten der Quartalfigungen einzureichen, 
auf Berlangen eidlih Rechnung zu legen, und erhält feine Decharge 
von den Quartalfigungen. Auch muß er alljährlich bei 50 L. Strafe 
in einer im Kreiſe cireulirenden Zeitung einen genauen Auszug der 
Einnahmen und Ausgaben des Testen Rechnungsjahrs, gezeichnet von 
den revidirenden Friedensrichtern, veröffentlichen. 

Erheblich umgejtaftet ift die Einjhägungsweife ****) in 
der neueſten Zeit. Aus Bequemlichkeit waren oft jeit Menſchenaltern bie 
beitragspflichtigen Grundftüce nicht neu eingefchägt und unangemeffene 
Beitragsquoten von Alter her beibehalten. Schon das st. 55. Geo. III. 
e. 51 Hatte die Quartalfigungen ermächtigt neue Einfchägungen zu ver- 
anlaffen. Eine neue Ordnung dafür enthält das st. 8. et 9. Vict. 
111,88 1—14; 15. et 16. Vict. ce. 81 mit Zufag 21. et 22. 
Viet. ec. 33. Die Friedensrichter können danach aus ihrer Mitte einen 
Aneſchuß von fünf bis elf Mitgliedern ernennen zur Worbereitung 
gleicher county-rates und zu periodifcher Aenderung und Berichtigung 
derſelben. Das Committee kann jederzeit Bericht erfordern von den 
Armenauffehern, constables und fonftigen Einfhägungs- und Einfamm- 
Inngebeamten über den vollen und wirklichen Neinertrag des beitrags- 
pflichtigen Gigenthums, mit Angabe der legten Abfchägung und nament- 
licher Bezeichnung des Tarator ; e8 kann verlangen die Vorlegung aller ſon⸗ 

Higen zu Steuerzwecken gemachten Abſchätzungen, und die betreffenden 
Beamten eidlich vernehmen; es kann auch das ganze Kirchfpiel oder 


| 462 Cap. I. Das Commimnalfteuerjyftem. 


einen Theil deilelben nen abfchägen laſſen und bejoldete Taxatoren da: 
für ernennen. Die Armenauffeher ihrerjeits follen fich dann wieder 
mit den Gemeinden verftändigen und unter Vorlegung der Berichte und 
Aujchläge eine Gcmeinde-Berfammlung zur Erwägung und Berathung 
derfelben berufen. Gegen die Einfchägungen ift jedem Steuerpflihtigen 
für fih und jedem Armenauffeher für das Kirchipiel ein Einſpruchs— 
recht gegeben. 


*) Bon den älteren Reports giebt Auskunft tiber die County Rate in Wit. 
fefer der Report vom 16. März 1738. Zahlreich find die neueren: Report 
from the Select Committee appointed to inquire into the Expenditare of 
County Rates 1825 No. 461. — Report on the County Rates and Highway 
Ratos 1834 No. 542. — Report by the Lords Select Committee appointel 
to inquire into the charges on the County Rates 1835 No. 206. — Report 
on the County Rates and Expenditure Bill 1850 No. 468. Aueführlicee 
Material giebt Burn’s Justice v. County Rate, nnd die Denktichrift des Ar- 
menamts Seite 94-132, 

*+) Die Einzelzwede der County-rate bilden ein fehwer über- 
fihtlihes Aggregat von mehr als 40 Nummern. Cine Ueberſicht der 
Geſetze auf denen fie beruhen giebt der Report von 1825 No. 461 Vol. VL 
p. 1. Noch vollfländiger ftellt fie der Report on Local Taxation 1843, App. 
A. p. 418, 428 vepertorienartig zuſammen, und danad) einigermaßen geordne 
die Denkichrift des Armenamts p. 95—97. ine genaue Verarbeitung der 
bier maflenhaft zufammengeftellten Statuten (ebenfo wie bei der Armenfleueri 
wird noch manchen jchätbaren Beitrag zu der Geſchichte der Communalſtenern 
ergeben. Eine vollftändige Fortführung aller Zufäge aus den neuſten Geſezen 
vom Jahre 1846 an bis heute ift aus den Regiftern der Geſetzſammlung mög 
fh, und ift auch von Burn's Justice v. county-rate zu erwarten, deren 
dreißigfte Auflage fiir 1863 angelündigt if. Einigermaßen überſichtlich nah 
der jetzigen Weife der Rechnungslegung find die 13 oben hervorgehobenen Rn 
brifeu folgende. 

1. Reparatur und bauliche Berbejjerungen der Grafſchafte 
brüden 22. Hen. VIII. c. 5; 1 Anne stat. I c. 18; 12 Geo. II. c. 9°: 
43 Geo. III. c. 59; 52 Geo. III. c. 110; 54 Geo. IH. c. 90; 55 Geo. Ill. 
c. 143; 4. et 5. Vict. c. 49; 5. et 6. Vict. c. 98. Zu Sauptbauten fünnen 
auch Darlehne unter Berpfändung der Steuer (rüdzahlbar binnen 14 Jahren‘ 
aufgertommen werben. Das st. 43. Gev. III. beftimmt, unter melden Bed 
gungen neue Brüden der Srafichaft zur Reparatur zufallen, und ermädtigt du 
Suartal- Sigungen den Kreisverband auch zur Erweiterung, Berlegung und 
zum Neubau von Brlden zu nöthigen. 

2. County Gaols, d. 5. Bau, Reparatur und Verbeſſerung des Unter- 
fuhungs - und Strafgefüngniffes, mit der Befugniß zur Aufnahme von Dar 
lehnen (mit 14jähriger Rüdzahlungsfrift) 4. Geo. IV. c. 64; 5. Geo. IV. c 
85; 6. Geo. IV. c. 40; 7. Geo. IV. c. 18; 5. et 6. Will. IV. c. 36; 6. et 
7. Will. IV. c. 105; 2. et 3. Vict. c. 56; — einſchließlich der Gehalte und 
Emolumente der GSefängnifßbeamten 4. Geo. IV. c. 64, und eines Erfapes für 
aufgehobene &eblibren 55. Geo. Ill. c. 50; 56. Geo. III. e. 116; — fen 
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einichließlich der Koften der Unterhaltung und Beichäftigung der Gefangenen 
14. Eliz. c. 5; 1. Jac. I. c. 25; 21. Jac. I. c. 28; 3. Car. I. c. 4; 16. 
Car. I. c. 4; 12. Geo. 11. c. 29; 4. Geo. IV. c. 64; der Unterhaltung armer 
Gefangenen in Queen’s Prison (Centralfhuldgefängniß) 53. Geo. III. c. 113; 
5. et 6. Vict c. 22, und gewiſſer Bewilligungen an entlaffene Gefangene 4. 
Geo. TV. c. 64; 5. Geo. IV. c. 85. 8 22—2. 

3. Houses of Correction, d. h. Bau und Erhaltung des Arbeite- 
und Strafhaufes der Grafichaft, einfchlieklich der Beamtengehalte, Unterhal- 
tungsfoften u. ſ. w., vgl. 7. Jac. I. c. 4; 4. Geo. IV. c. 64; zum Theil auch 
andere unter Rr. 2 citirte Geſetze. 

4. Transportfoften von Webertretern zum Gefängniß 27. Geo. II. c. 
3; Transport von Berurtheilten zu anderen Etraforten und zu den Depots für 
Transportation über See; Koften der Rücktransporte; Gebühren des Gerichts— 
\hreibere für die Transportationsordres 5. Geo. IV. c. 84 8 21. 

5. Reparatur und Berbefferung der Gerihtsgebäude der Grafſchaft, 
Shire-Halls, 7. Geo. IV. c. 63, und Beiträge fir die Beichaffung von 
Quartieren für die reifenden Richter ıc. 

6. Prosecutions, Strafverfolgungstoften. Anfange nur bei fehr fpe- 
siellen, vereinzelten Klaffen von Vergehen 26. Geo. II. c. 19. $ 8; 32 Geo. 
IM. c. 57, 8 11; 5. Geo. IV. c. 83, 8 12; 9. Geo. IV. c. 61, 8 22; 1 Will. 
IV. c. 64, $ 18 (einfchließlich der Appellationstoften der Friedensrichter aus ben 
letztgedachten beiden Geſetzen 3 29 und 8 17 cit.) — danu generell bei allen 
felonies und fehmwereren Bergeben 7. Geo. IV. c. 64, $ 22—25 — früher nıır 
für unvermögende Prosecutors und Zeugen, jett unbedingt, doch fo, daß das 
Schatzamt die Hälfte erſetzt. 

7. Coroners Inquests, Todesermittelungsloften, einfchlieflicd der Ge— 
bühren und Auslagen der Zeugen, Aerzte u. |. w. 25. Geo. II. c. 29, $ 1, 2; 
ı Viet, c. 68; 7. et 8. Vict e. 92. 

8. Erhaltung geiftestrauler Sträflinge in gewiffen Fällen 1. et 2 
Vict. c. 14; 3. et 4. Vict. c. 54, Erhaltung armer Gemüuthskranker in ge: 
wifien Fällen, 8. et 9. Vict. c. 126, Gehalte und gewiffe Berwaltungstoften 
noch dem Geſetz fiber bie Behandlung der emütpetranten 8. et 9. Vict. c. 
100, 8 38, 

9. Weights and Measures, d. h. Koften der Anſchaffung der Nor- 
mal. Maaße, Gewichte, nebft den nöthigen Stempelungsgebühren und der Re—⸗ 
mmeration der Infpeltoren 5. et 6. Will. IV. c. 63, 8 22, 

10. Zahlung der Ausgaben der Kreisjelretäre, Clerks of the 
Peace, bei Anfertigung der Liften der Stimmberedhtigten, bei dem Wahlver- 
jahren für die Abgeordneten zum Parlament 6. Vict. c. 18, 8 54 und jebt 
generell die Amtsgehalte. | 

11, Behalte der Kreiseinnehmer, County Treasurers und 
Sehühren anderer Beamteter bei Einſchätzung und Einſammlung der County 
Rate 12. Geo. II. c. 29; 55. Geo. III. c. 51; 7. et 8. Vict. c. 33; 8. et 9 
Viel. e. ı11. 

12. Bolizeikoften im engeren Sinne, namentlid, für Beſchaffung und 
Erhaltung von Detentionshäufern, Lock-up Houses, und Gehalte der beauf- 
Rötigenden Constables 5. et 6. Vict. c. 109, 88 22, 23; 7. et 8. Vict. 
e. 52. — Gewiſſe Gebühren der Special Constables 41. Geo. III. c. 78, $ 1; 


‘ 
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it. et 2. Will. IV. c. 41, und der High Constables in Fällen von Aufruhr 
und Tumult 41. Geo. III. c. 78, $ 2. — Die Hauptpoften diefer Rubrit aber 
entftiehen durch die unten zu erwähnende Einführung befoldeter Polizeimann 
fchaften zuerft als Lanbpolizei 2. et 3. Vict. c. 93, dann weiter in allen Grai- 
ſchaften und Diftrieten, 19. et 20. Vict. c. 59. 

13. Bermifchte kleinere Positionen, Beiträge zur Ausführung bei 
Geſetzes itber die VBerbefferung der Erecutions-Commiffionen (for the Relief of 
Insolvent Debtors) 1. et 2. Vict. c. 110, 8 109. — Gewiſſe Beiträge für 
arme Gefangene in Queen’s Prison (jet aufgehoben), ſowie gewiſſe Beiträge ;u 
Hospitälern, Almofenhäufern (und zu Unterftiigungen bei-öffentligen Calanı- 
täten nad Ermeſſen der Friedensrichter) 43. Eliz. c. 2, $ 14, 15; 12. Geo. II. 
c. 29; 53. Geo. III. c. 113. und andere Kleinigleiten. 

Die Liſte ift indeſſen damit noch nicht geichloflen, es müſſen vielmehr noch 
einige gleichartige Zmede "hinzugefügt werben, für die eine dem Namen nad 
gefonderte, der Sache nad; gleichartige (daher in den obigen Rubrifen ſchon 
einbegriffene) Steuer erhoben wird, nemlidh: 

a) Die County Police Rate. Als dur 2. et 3. Vict. c. 9 be 
foldete Polizeimannſchaften für Grafichaften und Grafſchafts⸗Diſtricte eingeführt 
wurden, legte man Anfangs die Koften derfelben anf die County Rate, überli 

- &8 aber den Friedensrichtern, da wo die Mannjchaften nur in einem Difrict 
eingeführt wurden, die County Rate flir diefen Diftrict verhältnigmäßig u 
erhöhen. Im folgenden Jahre zug man es indeflen vor fiir diefe Zroede cin 
eigene Police Rate zu erheben, die aber nad) den Grundfägen und als Theil 
der County Rate zu erheben ift, 3. et 4. Vict. c. 88 $ 3, namentlih die 
Gehalte, Emolumente, Uniformirung, Bewaffnung und fonftige Bebürfnifie da 
Constables (2. et 3. Vict. c. 93 8 18, 20) und die Beichaffung der Erhaltung 
von Stationshäufern umfaffend. Eine Reihe von Spezial-Beftimmungen dab: 
hat nur den Zwed, für befondere Mebrloften eines Bezirks auch nur dicien 
Bezirt ſelbſt heranzuziehen. Das ueuefte Geſetz 19. et 20. Vict. c. 59 führt 
diefe Einrichtungen gleichmäßig durch alle Grafichaften hindurch, wobei ſich der 
Staat vorbehält in den vollftändig organifirten Bezirken ein Biertel der Kofen 
beigutragen. 

b) Die Shire Hall Rate. Das Geſetz 7. Geo. IV. c. 63 zur Best 
derung der Reparatur, baulicher Verbeflerung und des Umbaus der Kreiege 
richtögebäude, Shire Halls, Countg Halls und anderer Gebäude für die Aifien 
und Seifionen der Kriedensrichter, und für die Beſchaffung der Quartiere der 
reifenden Richter — drüdt fi fo ungenau aus, daß dafiir eine bejondere 
Steuer erhoben werden müßte, die aber nicht erhoben wird. Die Koften werden 
iiberall aus der County Rate .beftritten. 

c) Die Lunatic Asylum Rate. Durd 48. Geo. III. c. 36 murde 
zuerft die Einführung von Kreis-Frrenhäufern fiir arme Gemüthskranke autoriftt. 
Darauf folgte eine allgemeine Berordnung 9. Geo. IV. c. 40, weldye wieder et 
jegt wird dur 8. et 9. Viet. c. 126. Danach ift die Errichtung von Irren⸗ 
häuſern zu einer allgemeinen Zwangspflicht der Srafichaften und Städte erhoben, 
beren Koften in der Praris aus der County Rate entnommen werden. 

d) Die Burial Rate, beruht auf 48. Geo. III. c. 75, und verpflidtel 
die Grafſchaft menfchlicdye Leichen, welche von ber See an das Ufer geworien 
werden, durch die Kirchenvorficher und Armenaufjeher anftändig begraben zu lafien. 
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e) Die Hundred Rate beruht auf 7. et 8. Geo. IV. c. 31, wodurch 
die Hundertſchaften verantwortlich gemacht werben fülr doloſe Zerftörung von 
Eigentbum in Tumult oder Aufruhr. Diefe neue Anorduung, (nicht zu ver- 
wechjeln mit der mittelalterliden Hundred Rate) Tann alſo vorlommendenfalls 
für einen Sammtgemeinde⸗Bezirk einen Zufchlag zur County Rate herbeiführen, 
der Übrigens nad) ganz gleichen Grundſätzen erhoben wird. 

f) Die District Prison Rate beruht auf 5. et 6. Vict. c. 53 zur 
Beförderung der Einrichtung größerer gemeinfchaftlicher Sefiingniffe für Städte 
und Grafichaften. (Bgl. 5. et 6. Vict. c. 98 8 14), Es Tünnen dadurch Zu- 
Ihläge zur Kreisftener entftehen, welche ben Kreisverband und einzele Städte 
gemeinfchaftlich treffen. 

Der Bollftändigleit wegen ift noch zu erwähnen, daß and) noch zwei von 
den Orts gemeinde⸗Steuern in der Dentichrift des Armenamts (1. SS 4, 5) 
dem Zwede nad zur County Rate gehören, nämlid) die Jail Fees Rate 
und bie Constables Rate. Das Geſetz 55. Geo. III. c. 50 8 11, welches 
eine Eutſchädigung für aufgehobene Sefängnif -Sporteln zubilligt, weift ſolche 
zunähft auf die County Rate au. In ſolchen Städten und Ortfchaften aber 
die zu feiner County Rate beitragen, auch feine ftädtiiche Steuer noch fonftige 
öffentliche Fonds haben, foll dazu im Nothfall eine eigene Steuer nad) ber Weiſe 
der Armenfeuer aufgebracht werden. Die Constables Rate endlich wird 
noch nach dem älteren Geſetz 13. et 14. Car, II. c. 12 $ 18 in folchen Orts⸗ 
gemeinden erhoben, in denen feine Armenftener vorhanden ift, fo wie in einigen 
nördlichen Sraffchaften, in welchen das Gefet 12. Geo. II. c. 29 nicht zwangs⸗ 
weije eingeführt, fondern freigegeben wurde, die mittelalterliche Constables 
Rate in alter Weife fortzuerheben. Die ftenerpflichtigen Perfonen und das 
fenerpflichtige Gut ift jedoch dafjelbe wie bei der Armenfteuer (und folgerecht 
bei der County Rate); und in Wirflichleit wird fie meiftens mit der County 
Rate erhoben nnd verrechnet. 


” Der Betrag der Grafſchaftsſteuer ift in den lebten hundert Jahren 
ſehr erheblich gewachſen, theils durch Verwandlung von Naturalleiftungen in 
Geidbeiträge, noch mehr durch die Vermehrung der Zwede. Die County Rate 
betrug im Jahre 1792 — 184,080 &., 1802 = 235,844 }., 1812 — 510,730 $., 
1822 — 571,108 2., 1832 — 757,238 2. 


Das Verhältniß der einzelen Ansgabepoften war in Thlr. Gald berechnet: 





1792 1832 
Süden - © 2 2 2 2 0000. 258,422 Thlr. G. 447,006 Thlr. G. 
Geſungniſſe und Eorrectionshäufer 553,914 „ 1,063,470 „ 
Unterhaft der Gefangenen . . 274,710 „ 763,782 „ 
Sndreiher - - - . 100,842 172,838 „ 
Etrafverfolgungeloften . 205,308 „ 942,714 u 
Milizausgaben. 101356, 12,696 „ 
Constables . 3,954 „ 160,128 „ 
Professional 53,90 „ 186,618 „ 
Coroners 4918 „ 9154 „ 
Selle. . . 9780  „ 308,406  „ 
Rebenausgaben . . 104,736 „ 194,886 „ 
Bermifchte Ausgaben 95,390 u 354,366 „ 
Gi, Engl. Gommunalverfaffung. 30 
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Das Durchſchnittsverhältniß der Hauptpoften war von 1830—1838: VBrüden 
9,3 pCt., Sefängniffe 9,7 pCt., Gefangenen-Unterhalt 25,8 p&t., Strafverfolgungs- 
foften 19,9 pCt, Constables und Landftreicher 4,3 pCt. Seit 1841 trat eine 
erhebliche Steigerung durch das neue Syſtem der bejoldeten Constables.ein. Eine 
fummarifche Ueberficht der Fahresbetrlige von 1801—1849 fleigend von 1,956,:& 
auf 8,886,792 Thlr. ©. enthält Porter’s Progress of the Nation 1851, & 518. 
Der Report on the Burdens on Land 1846, vol. II. p. 67 ff. giebt jehr cor- 
vecte Meberfichten, namentlich über das Jahr 1844. Das Berhältniß der ein 
zelen Boften war damals: Briüden 52,208 2., — Strafgefängniffe gaols: Nob- 
rung 30,269 L., Belleidung 5822 2., Gehalte 46,422 2., Nebenausgaben 66,91 ., 
— Houses of Correction: Rahrung 25,259 2., Bekleidung 5431 L., Gehalte 
44,051 X., Nebenausgaben 39,661 2., — Transportloften zu den Gefängnifien 
22,195 2., fonftiger Transport 6824 8, Vagabunden 7810 2., Gerichtggebünde 
26,938 L., Strafverfolgungsfoften bei den Aſſiſen 89,420 2., bei den L:uartal. 
ſitzungen 95, 597 8., Coroners Inquests 51,843 L., arıne Gemitthetrante 21,154 v. 
Map- und Gewichtsauffeher 12,149 8, Kreis. Sehretäre 35,965 2., Kreis-Einnch 
mer 7276 L., Landpolizei 164,128 2. Nebenansgaben 107,703 L., vermildte 
Ausgaben 62,675 L., Geſammtausgabe 1,071,062 2. 

Die Parl. P. 1859 No. 208 geben die Beträge, welche an County, Police 
und Borough Rate, aljo für Kreis- und Polizeizwecke insgefammt erhoben 
worden find (wobei al8 Betrag der Borough Rate jetst ungefähr 250,000 2. jährlid 
in Abzug fommen), in folgenden Zahlen: 


1834: 691,548 8. 1843: 1,295,616%. 1852: 1,344,798 8. 
1835: 705,118. 1844: 1,356,4578%. 1853: 1,106,173 8. 
1836: 699,845%. 1845: 1,279,9628. 1854: 1,481,881 8. 
1837: 604,203%. 1846: 1,297,505 %. 1855: 1,598,401 2. 
1838: 681,842%. 1847: 1,334,7708. 1856: 1,577,359 2. 
1839: 741,407 8. 1848: 1,391,376 8. 1857: 1,776,944 8. 
1840: 855,552% 1849: 1,381,132%. 1858: 1,916,273 £. 
1841: 1,026,035 8. 1850: 1,321,0855%. 1859: 1,915,254 2. 
1842: 1,230,7188%. 1851: 1,392,509 2. 


Eine Epecial-Ueberficht der heutigen Staatszuſchüſſe geben die Parl. Papers 
1862 No. 66 Vol. C. p. 29. — Sodann enthalten die Parlamentspapiere auf 
Grund einer Vorjchrift des st. 15. et 16. Vict. c. 81 8 50 jett alljährlich eine 
Veberficht der Ausgabepoften in den einzelen Grafſchaften unter der Bezeich⸗ 
nung: Abstract of the Accounts of the several County Treasurers in Eng- 
land and Wales. Endlich geben die Parlamentspapiere alljährlich ſummariſche 
Meberfichten über die Sefammt-Einnahmen und Ausgaben. Die Parl. Papers 
pro 1861 No. 2895 vol. LXH. ©. 184—196 enthalten eine vergleichende Zujam- 
menftelung für die Jahre 1857—1859 in folgenden Poſten: 


Einnahmen. 
1857 1858 1859 
County Rate . . 1,157,254  1,221,670 1,162,878 ®. 
Stantszufhuß . . 223,503 217,229 219,110 


Andere Einnahmen. 339,181 361,652 438,366 
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Ausgaben. 
1857 1858 1859 
Brüden 47,779 52,122 47713 8. 
Sefängniffe 358,023 358,527 323,191 
Traneportloften . 25,534 21,826 19,471 
Gerichtsgebäude . 24,972 23,623 21,258 
Strafverfolgung . 145,469 127,219 105,084 
Coroners . 55,305 50,722 48,436 
Lunatics . 163,218 150,976 158,526 
Arme do. . 27,658 30,532 30,724 
Maß u. Gewichwerw. 10,969 13,595 13,306 
Kreis-Selretäre . 42,504 45,864 43,851 
Police . 2. 424,167 562,910 563,826 
Schuldenverzinfung . 84,032 93,775 110,882 
Rüczahlung . 85,850 92,981 92,507 
Nebenpoften . 223,899 216,174 249,872 
Summe 1,716,379 1,840,690 1,828,647 


‚e, Das Berfahren bei Erhebung und Einzahlung der County Rate 
wurde ſchon vereinfacht durch 7. et 8. Vict. c. 33, welches die High -Con- 
stables für die Zukunft von ihrer Mittelftellung babei entbiudet, und die Bei- 
träge der Kirchipiele von den Kreisarmenverbänden an den County Treasurer 
obführen Tüßt. Dazu tritt die umfaffende Einſchätzungsordnung 15. et 16. Vict. 
c.81. — In den letsten Jahren find umfaffende Entwilrfe einer County Rates 
and Expenditure bill in 133 Artikeln eingebracht, Parl. P. 1860 No. 157 (und 
ebenfo 1861). Es follen dadurch Financial Boards, d. h. Kreisperwaltungs- 
täthe nach den Ideen der nenen Gefellichaft gebildet werden. Jeder Kreis- 
armenverband foll in der Regel zwei Mitglieder dazu wählen. Die Hälfte der 
Gemwählten jollen Friedensrichter fein, die andere Hälfte Höchfibeftenerte von einem 
Reuerbaren Einkommen von wenigftens 100 2. Es fol dann in Zukunft eine 
Art von Trennung zwiſchen Juſtiz und Verwaltung eintreten, und das financial 
board die letzteren Geſchäfte übernehmen. Nach den bisherigen Erfahrungen 
fünnen diefe gewählten boards mit ihren geheimen Sigungen die öffentlichen 
Lerhandlungen eines durchweg geichäftstüchtigen Perjonal® wie des der Duar- 
talſitzungen nicht erſetzen. Nach kurzer Zeit fallen die laufenden Gefchäfte der 
boards in die Hände der Sefretäre. Da die große Mehrzahl der Kreisausgaben 
obligetorifche find, alfo von einem Bewilligungsrecht der Repräfentanten nicht 
abhängig fein können, fo entfliehen unvermeidliche Conflicte der gewählten Ge⸗ 
meinderäthe, in die dann wiederum ber Minifter des Innern als die entjchei- 
dende Ober- Inflanz eintreten würde. Diefe Reorganifation nad) dem neuen 
Schema würde alfo in der That das friedensrichterliche selfgovernment zum 
guten Theil auf den Fuß der bureaufratifirten Gemeindeordnungen zurüdführen. 
Der ganze Plan enthält einen fo entfchiedenen Angriff gegen die Wurzeln bes 
friedenerichterinftitut® und der Gentry, daß er vorausfichtlich an einem ent. 
ſchiedenen Widerftand ſcheitern wird. Eine angemeffenere Augfchreibung ber 
Polzeiftenern als diejenige durch die felbftvermwaltenden höheren Beamten, — 
ſelbt zur Zahl der Meiftbefteuerten gehörig — collegialiich vereint in einer 
Hientlihen Sitzung und in Gegenwart der verfammelten Gemeindebeamten, der 
Srefihaft — ift nicht zu erfinden! 

30* 
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8 13, 
Die ſtädtiſche Gerichts- und Polizeiftener. Borough Rate. 


Da die County Rate nad) den Bezirken der Friedenscommiffionen 
erhoben wurde, fo entjtand eine befondere Kreisftener für ſolche friedene- 
richterliche Freibezirke (Läberties), welche eine Polizeijurisdiction unter 
Ausfhluß der Friedensrichter der Graffchaft befaßen, 13. Geo. IL 
ec. 18 8 7; 55, Geo. IH. c. 51 $ 24. Nach demjelben Princip konn: 
ten daher auc Städte mit ausfchlieglicher Friedenscommiffion ihre Ge— 
richts- und Polizeiftener für fich aufbringen, unter dem Namen einer 
City-, Borough- oder Town Rate. Das Herfommen dabei war jo 
mannigfaltig wie die alten Stadtverfaffungen; oft wurde es durd) eine 
Local⸗Acte geregelt; zuweilen auch unter Berufung auf eine Charte, ob: 
gleich e8 für zweifelhaft galt, ob eine bloße Charte ein Beiteuerunge: 
recht geben fünne : Die neue Städteordönung von 1835, 5. et 6. 
Will. IV. c. 76 bat mit den ftädtifchen Verfaſſungen auch die ftädti- 
je Steuer gleihförmig gemadt, und ertheilt dem Gemeinderath die 
Befugniß: 

„wo das fonftige Einfommen des Orts nicht ausreicht, zu allen 
Zwecken des ftädtiichen Vermögens auszufchreiben eine Borough 
Rate in ber Weife einer County Rate, mit gleichen Gewalten 
wie die Friedensrichter in ihren Quartalfigungen.“ 

Die Verwendungszwede des Stadtvermögens,*) Bo- 
rough Fund, zu deren Ergänzung aljo nöthigenfalls die Stadtiteuer 
eintritt, find in $ 92 der Städteordnung aufgezählt, und laffen fi in 
zwei Gruppen fondern: 

(1) Zahlung der Strafverfolgungstoften, Gefangenenunterhalt und 
Straffoften für Uebertreter in Städten, welche ihre eigenen Quartal: 
figungen haben (anderenfall® Beitragsquoten der Stadt dafür an die 
Grafſchaft), Erhaltung des ftädtifchen Gefängniffes und Correctione: 
hauſes, der ftädtifchen constables, Gehalte des Stadtrichters, Polizei— 
richters; 

(2) Bezahlung geſetzlich gültiger Stadtſchulden, Gehalte des Bür: 
germeiftere, Stadtſekretärs, Einnehmers und aller fonftigen befoldeten 
Deamten; Anfertigung und Druc der Bürgerliften, Bezirfsliften, und 
jonftige Wahlkoſten; Erhaltung. der ftäbtifchen Gebäude umd Zahlung 
fonftiger Ausgaben „zur Ausführung der Städteordnung“. 

Die erfte Gruppe find wefentlich die Gerichts- und Polizeikoſten, 
für welde fonjt die county rate beftimmt ift; die. zweite Gruppe 
find wefentlih Drtsgemeindeausgaben, fir welche ſonſt die Ortöge 
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meindefteuern des Kirchſpiels beftimmt find. In beiden Richtungen 
dient die borough rate nur zur Ergänzung fonftiger Fonds. Daher 
auch der verhältnigmäßig geringe Betrag,**) der für alle Städte 
ausfchließlih der city von London die Summe von durchſchnittlich 
250,000 8. jährlich nicht zu überfteigen pflegt. 

Vebrigens kehren die Grundfäte der county rate rüdfichtlich des 
ſteuerpflichtigen Eigenthums, der pflidhtigen Perfonen 
und der Erhebungsmweife 55. Geo. III. c. 51 hier wieder. Die 
Ausichreibung der borough rate ijt obrigfeitlicher Act, ausgehend von 
Bürgermeifter und Gemeinderath (Borough Council) wie in ber 
Srafihaft von den Quarter Sessions; doch mit der Maßgabe, daß 
die Ausfchreibung nur erfolgt, wenn die vorhandenen jtädtifchen Fonds 
nicht ausreichen. Die Order zur Erhebung geht an den High Con- 
stable der Stabt oder den analogen Beamten, der feine weiteren An⸗ 
weifungen an die Armenaufjeher der einzelen Kirchipiele oder die ana- 
flogen Beamten erfäßt. Die Kaffenverwaltung ift bei einem Trea- 
surer of the Borough, welder jährlid vom Gemeinderath 
ernannt wird. Die von ihm vereinnahmten Summen gehen auf Rech⸗ 
nung der Stadtlajje, und find nad Anweifung des Gemeinderaths ober 
der ſonſt competenten Autorität zu verwenden ($ 59). 

Zu einer Rehnungslegung ift der Gemeinderath felbft ebenjo . 
wenig verpflichtet, wie die Quartaffigungen. Nach 1. Vict. c. 78 8 44 
fönnen jedoch die Zahlungsorders des Gemeinderath8 durch Certiorari 
an den Gerichtshof der Königsbank kommen und dort caffirt werden. 
Auch ſoll der Gemeinderath alljährlich dem Miniſter des Innern einen 
Etat aller vereinnahmten und verausgabten ftädtifchen Gelder einreichen; 
ein Auszug daraus ift alljährlidy dem Parlament vorzulegen 6. et 7. 
Will. IV. ec. 104 810; 1. Vict. c.78 843. Für Revifion der 
Rehnungen des Treasurer dagegen ift durch die Städteordnung 
837, 93 Bejitimmungen getroffen. Die Bürgerfchaft wählt dazu 
jährlich zwei Nechuungsreviforen (Auditors). Nad ber Revifion hat 
der Einnehmer einen vollftändigen Auszug anzufertigen und druden zu 
laſſen zur Einficht für jeden Steuerzahler. Außerdem ift der Einneh- 
mer nach 8 60 der Städteordnung auch fchuldig dem: Gemeinderat 
Rechnung zu legen. 

"Die Spezialzwede der boroagh rate werden in der Eihsteordmung 
im bunter Reihenfolge aufgezählt, Iaffen ſich aber ziemlich Teicht in foldhe Kreis- 
jwede, für welche fonft die county rate dient, und Ortsgemeinbeausgaben fon- 
dern Die erfteren find wie bei der county rate durch manderlei Spezial- 


geiehe noch weiter beſtimmt; neben dem 8 92 der Städteorbnung find nament- 
li noch zu bemerken: die Ausgaben der flädtifchen Coroners Inquests 1. Vict. 
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c. 68, $ 3; Erhaltung von gemüthskranken Gefangenen I. et 2. Vict. c. 14, | 
8 2; 8. et 4. Vict. c. 54, 8 2; gewiffe Beiträge zu den Gentral-Berwaltungs 
toften der Irrenhäuſer 8. et 9. Vict. c. 100; Koften der Aufnahme des Be- 
vörferungs» Cenfus an gewiffen Orten 5. Vict. c. 9, $ 2; XTransportloften für 
die Nüdfendung von ausgewiefenen Armen nad; Schottland und Irland aue 
gewiffen zu keinem Armenverband gehörigen Kirchipielen 8. et 9. Viet. c. 117, 
8 5. Wie bei der Grafichaftsfteuer find jedoch ans verfchiedenen Gründen nod 
ergänzende Steuern nad) weientlich gleichen Prinzipien zugefügt, nämlid: 

1. Eine Borough Watch Rate, welche fpeziell erhoben werden fann für 
den Zwed der Polizeiwacht bei Tage oder Nacht, — allein, oder verbunden 
mit anderen Zweden. Der Gemeinderath hat dabei gleiche Gemalten wie bei 
der Borough Rate; der Grund ber Sonderung ift nur, damit die Watch 
Rate auf ſolche Stadtviertel beichränft werden könne, flir die allein das Wacht⸗ 
igftem beftimmt und nöthig ift. Die urſprünglichſte Beſtimmung ($ 92 der 
Stüdteordnung) wurde noch weiter ausgeführt dur 2. et 3. Vict c. 28; 
3. et 4. Vict. c. 28, aus welchen Gefegen nun zwei verjchiedene Wachtfienen | 
conftruirt werben. | 

2. Die Borough Jail Rate 5. et 6. Vict. c. 98. Dies Gef er 
mächtigt den Gemeinderath der Städte mit eigener Criminal -Gerithtebarfeit | 
zur Aufnahme ‚von verzinslihen Darlehnen für Bau, Umbau, Reparatur oder 
Erweiterung des Gefüngniffes, Gerichtshaufes und der zum Gefängniß nöthigen 
Nebenbauten., Die Zahlung der Zinfen und Nildzahlung des Kapitals kann 
aus dem flädtifchen Fonds oder aus der Borough Rate gefchehen; ober es lann 
an Stelle oder zur Ergänzung derfelben eine befondere Jail Rate ausgeſchrieben 
werden, und zwar ganz nad) den Grundſätzen der Borough Rate. 

3. Die Borough Prisoners’ Rate. Nach bemfelben Gefet 5. ei 
6. Vict. c. 98, $ 18, 19 kann eine zweite Jail Rate ausgefchrieben werden 
zur Beftreitung beflimmter Koften für die Uebernahme von ftädtifchen Eriminal- 
gefangenen in das Grafidhaftsgefängniß. 

"4 Die Borough Lunatic Asylum Rate 8. et 9..Vict. c. 126, 
$ 4, 33—38, dient zur Aufbringung oder Ergänzung der Koften der ftädtilchen 
Srrenhäufer, übrigens ganz nad) den Grundfäßen der Borough Rate. 

5. Die Borough Museum Rate 8. et 9. Vict. c. 43. Zur Belör 
derung von Dufeen für Kunft und Wiffenfchaft wird ber Gemeinderath in 
Städten über 10,000 Seelen ermächtigt deren Koften zu beftreiten entweder 
aus der Borough Rate ober aus einer befonderen nad) gleichen Grundſätzen 
ansgeichriebenen Steuer; doch fo, daß in beiden Fällen der Betrag nicht über 
5/94 Proc. (einen halben Penny auf das 2. St.) vom jührlicyen Grtrag dei 
fteuerpflichtigen Vermögens betragen darf. Durch fpätere Geſetze ift dies weiter 
ausgedehnt. 

6. Die District Prison Rate ehrt hier wieder, zur Aufbringung 
der nöthigen Koften für Diftricts-Gefängniffe in Fällen wo ſich Stäbte umd 
Grafſchaft zu einem foldhen vereinigen 5. et 6. Vict. c. 53 c. 98. 

**) Der geringe Betrag der Borough Rate erflärt fi aus ih 
durchweg nur ergänzenden Stellung. Zur Orientirung dient folgende Erin 
nerung an die Verhältniſſe der englifchen Städte. Die Mehrzahl derſelben if 
in der gewöhnlichen Kreisverfaffung und Kreisftener vollſtündig einbegriffen 
Die befondere Borough Rate ber Städteordnung befchräntt fic anf die 200 
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Städte, in welchen fie gilt. Der Grund, aus welchem hier eine Abſonderung 
von dem Kreisfteueriyftem eintrat, lag zurächft darin, daß einige Städte nod) 
en erhebliches Grundeigenthum befiten, fo wie bedeutende Ein- 
nahmequellen aus Hafengebühren und ähnlichen Zöllen und Sporteln (welche 
in der Stäbteordnung 8 92 ausdrücklich ale gefondertes Stabteigenthum be- 
ftätigt werden.) Die Denkſchrift des Armenamts von 1846 giebt S. 158—165 
eine Ueberſicht der Zölle, Sporteln und Gebühren, welche überhanpt, und ins⸗ 
bejondere zu Gunften der Städte befiehen. Das Einlommen aus ben Häfen 
des vereinigten Königreichs allein beträgt jährlich iiber 800,000 2. Anbererfeits 
hat das ftädtifche Leben feine befonderen Ausgaben fir Märkte, Er- 
leudtung, Reinigung, ftädtiiche Gebäude, ſtüdtiſche Wahlen u. j. w., welche 
der allgemeinen Kreisfteuer nicht wohl zur Laſt fallen konnten. Dan geflattete 
daher einen gefonderten ftädtifchen Haushalt mit ber doppelten Maßgabe, daß 
1. die Städte außerdem zu ben wirklich gemeinfamen Kreislaften beitragen 
müffen; 2. daß die zur Ergänzung der flädtifchen Fonds nöthige Polizeifteuer 
nad den Grundfägen der Kreisftener behandelt wird. 

Dos Armenamt giebt eine ſummariſche Weberfiht Uber den Sonberetat 
der mit der Städteorbnung beliehenen Drte für das Fahr 1842—43 wie folgt: 
Einnahmen: borough rates 249,178 L. Zölle und Gebühren 172,911 L., 
Einkünfte aus ſtädtiſchem Eigenthum 520,978 2., Zufchüffe aus ber Staats- - 
fafle 19,676 2. 

Ausgaben: (I) Strafverfolgungstoften 49,769 2. Police and Constab- 
les 161,491 2%, Coroners 7001 L., Gefängniffe und Gefangenennnterhalt 
52,951 2., Srafichaftsbeiträge und Bagabunden 21,061 8. 

(II) Miethegelver, Steuern und Berficherungen 33,909 L., Gehalte und 
Remunerationen 87,565 L., Erleuchtung, Pflafterung, Reinigung 36,178 L., 
öfientlihe Bauten 189,083 2., Märkte 13,285 L., ftädtifche Wahlen 3797 2., 
Trudloften, Sormulare 2c. 6575 L., Prozeßkoſten 34,270 L., milde Stiftungen 
21,465 2, Schuldenrädzahlung und Zinfen 199,250 L., vermilchte Ausgaben 
25,586 £, — Geſammtausgabe 1,083,816 v. 

Die Etats der einzelen Städte giebt der Report on Burdens on Land 
1846. vol. II. Auch eine neuere Ueberficht der einzelen ftädtifchen Etats in 
den Parl. P. 1854 No. 443 Vol. 63 ergiebt nur geringe Erhöhungen; aud) darin 
it die borough rate nur auf 268,237 8. veranichlagt. Nicht eingeichloffen 
in diefe Etats ift aber die city don London, bie mit ihrer alten Berfaflung 
auch ihre fehr ſelbſiändige Kammereiverwaltung hat, deren Gefammtetat in ben 
Parlamentspapieren mitgetheilt zu werden pflegt, beifpielsiweije in ben Parl. 
P. 1859 sess. II. No. 92, und deren Gefammtfumme die aller üübrigen cor- 
porations überſteigt. 

Der geringe Betrag dieſes ftädtifchen Etats erflärt ſich ferner daraus, daß 
and nad der andern Seite hin die Haupt- Ausgaben für Orts— 
gemeindebedürfniffe hier nicht zur Erſcheimung kommen. Die bedeutenden 
Hüdtifchen Ausgaben namentlich. der Armenpflege, Straßenpflafterung, Erleuchtung 
nf. w. liegen dem Kirchſpiel ob. Die fädtifhen Kirchfpiele bilden dafür 
ſelbſtändig verpflichtete Ortsgemeinden mit ihren bejonderen poor rates, 
highway rates, improvement rates, etc. mit befonderen Ortsbeamten, Gemeinbe- 
rätgen uud @emeindeverwaltungen auf Grund allgemeiner Gefege und Lolal- 
octen. Bei allen biefen fläbtifchen Etats ift zu beachten, daß bie engliiche 
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Stadiverfaffung nur eine halbe Stadtverfafjung nad deutichen Begrifien 
ift; daß namentlich für den Foftbarften Theil, die Armenverwaltimg, die Etadt 
einen Urmenverband ober einen Theil einer Poor Law Union bildet, und daß 
dafür ein eigener Armenrath, unter Mitwirkung ber Friedensridhter, mit eigenen 
Beamten und ganz gefonberten Fonds beſteht. Ebenfo bildet die Straßen- 
Pflafterung und Beleuchtung oft ihr eigenes Municipalſyſtem, wie auch ander 
Municipalzwecke unter befonderen Local-Acten ein gejondertes Curatorium (Special 
Trust) bilden. 


8 14. 
Die Kirchenſteuer. Church Rate. 


Diefe aus mittelalterfichem Herkommen datirende Steuer entftand, 
wie öben erwähnt, in jener Zeit, wo man aufgehört hatte ein Dritte 
des Firchlichen Einfommens für die fabrica ecclesiae zurüd zu behalten. 
Die kirchliche Obrigkeit verfuchte ſeitdem die Kirchenvorfteher durch Cr: 
mahnung und Androhung kirchlicher Strafen zur baulichen Inſtand⸗ 
haltung der Kirche anzuhalten. Diefe ihrerfeits beriefen bie kirchliche 
“ Gemeinde, die ſich meiftens bereit fand nad) Maßgabe des chriftlichen 
Hausftandes beizutragen. Die Zwede der Church Rate haben 
fih durdy Herfommen dahin firirt: 

1. Erhaltung, Reparatur und Wiederherſtellung des Tirchlichen 
Hauptgebäudes, einfchlieglich des Thurms und der zur Kirche gehörigen 
Kapellen, fowie der Einfriedigung des Kirchhofes. Die Kanzel (den 
Altar) Hat der Pfarrer oder Vicar in Stand zu halten; doc kann nad; 
Herlommen, wie in London, auch dazu die Gemeinde verpflichtet jein. 
In einzelen Gemeinden find noch befondere Grundftüde und Fonds 
dafiir von alter Zeit her vorhanden. Zu vollftändigen Neubauten ift 
die Gemeinde aber nicht verpflichtet. Solche pflegen durch Kirchencollecten 
und freiwillige Zeichnungen beftritten zu werden, vielfach gefördert durd 
die neue Gefeßgebung der Church Bihildings Acts (58. Geo. Il. 
c. 45; 49. Geo. III, c. 134ff.), wodurch auch die Aufuahme von 
Dorlehnen auf die Kirchenfteuer geftattet wird. 

2. Materialbedürfniffe des Gottesdienftes, Abendmahlstiſch, Brod 
und Wein, Laufftein, Lefepult, Bibel, Agende, Homilienbuch, Almofen- 
büchfe, die zehn Gebote und andere fromme Inſchriften an den Wän- 
den der Kirche, Sitze, Kirchengloden. | 

Die Ausfchreibung der Kirchenſteuer ift Pflicht der Kir⸗ 
henvorjteher (in nicht eingepfarrten Orten analoger, von dem Friedens⸗ 
richter ernannter Beamten 58. Geo. IH. c. 45), unter nomineller 
Beitätigung des Archidiaconus. Die Kirchenvorfteher berufen dazu die 
Gemeindeverfammlung Vestry, weldje durch freien Beſchluß der Mehr- 
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heit bewilligt ober verweigert. Gewöhnlich geſchieht die Bewilligung 
in Form eines Zuſchlags von einem kleinen Bruchtheil auf die gewöhn⸗ 
liche Armenfteuer. Bleibt auf gehörige Ladung die Kirchengemeinde 
aus, Fo können bie Kirchenvorfteher allein die Steuer befchließen; er: 
icheinen aber &emeindemitglieder, fo entjcheidet die Majorität auch ge- 
gen den Wiberfpruch der Vorfteher felbft. Weder die geiftliche Behörde, 
noch die Kirchenvorfteher als folche können eine Steuer ausjchreiben; 
der geiftfiche Gerichtshof kann aber durch Ercommunication die Church- 
wardens nöthigen die Gemeinde dazu zu berufen, und die wirklich auf- 
gebrahten Gelder zu verwenden. Nach älterer Auffaffung konnte die 
firhlihe Obrigkeit auch wohl einzele fteuervermeigernde Gemeindemit- 
glieder ercommuniciren und die ganze Gemeinde mit dem Interdict 
belegen. Au Steffe der jest aufgehobenen Excommunication kann nad 
53. Geo. III. c. 127, $ 1 Gefängnißftrafe treten, durch ein writ 
de contumace capiendo aus der Kanzlei. Aus unten zu erwähnen- 
den Gründen find jedoch diefe Zwangsmittel gegen bie einzelen Ge⸗ 
meindeglieder außer Gebraud). 

Haftbar find für die Kirchen-, wie für die Armenfteuer, die nutzen⸗ 
den Inhaber der Grundftücke, alfo Eigenthümer, Miether und Pächter, 
nah dem Maßſtab des Mieths⸗ und Pachtwerths, der Pfarrer mit 
Ausihlug der Pfarrhufe. Die Einzelabfchägungen und Entjcheidungen 
für die Armenſteuer find aber ftreng genommen nicht bindend für bie 
Kirhenfteuer, die eigentlich befonders eingefchägt werden muß. 

Iſt die Steuer bewilligt, fo findet wieder eine Klage beim geijt- 
lihen Geriht auf Zwangsbeitreibung ftatt, bei welcher im Wege 
der Einrede Mängel der Ausfchreibung gerügt werden können. Zur 
Srleihterung der Beitreibung kann nad 53. Geo. II. ce. 12787 
auch eine ſummariſche Klage bei den Friedensrichtern augebradht werden. 
Wo nämlich der Rüdftand unter 10 %. beträgt, und die Gültig⸗ 
keit der Steuerausfchreibung an fich unbeftritten ift, können je, zwei 
ztiedensrichter auf Mage der Kirchenvorſteher eine Zahlungsorder er⸗ 
laſſen, und den Betrag durch Pfändung in das bewegliche Vermögen 
beitreiben, mit Vorbehalt der Appellation an die Quartalſitzungen. 
Die fummarifche Einziehung durch die Friedensrichter unterbleibt in- 
dein, wo eine Anfechtung der Steuerausfchreibung im geiftlichen Ge⸗ 
richt fon anhängig. oder ein bona fide Grund gegen bie Rechtsgül⸗ 
tigleit der Steuer vorgebracht ift, d. h. ein plaufibfer, nach Ermeſſen 
des Gerichts reelle, nicht blos zur Chikane vorgefchügter Grund der 
Veftreitung, 

Zur Rehnungslegung über Verwendung der Kirchenſteuer find 
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die Kirchenvorfteher dem Pfarrer und der Gemeinde verpflichtet, und 
fönnen deshalb vor das Orbinariat citirt oder durch Civilklage auf 
Rechnungslegung verfolgt werben. Herkömmlich kann die Gemeinde 
auch eine Rechnungsrevifion vornehmen, oder das geiftliche Gericht eine 
folche anordnen. Die Friedensrichter haben fich damit nicht zu befafien. 


Die fo geitaltete Kirchenftener hat Jahrhunderte lang umangefochten | 


beitanden, und in ihrer guten Zeit bie Summe von ungefähr 500,000 v. 
erreicht, **) wovon etwa $ zur Kirchenreparatur, % zu Beamtengehalten, 


3 zu anderen Zwecken verwandt wurden; wobei zuweilen ziemlich fremd | 


artige Dinge, Ortsverfchönerungen, Raupenvertilgung u. a. unterliefen. 
Schon 1837 berechnete man indeffen, daß in 5000 Kirchſpielen kein: 
Steuer erhoben wurde; in manchen beftanden Stiftungen für die Kir: 





chenreparatur; in anderen wid man durch freiwillige Subfcriptionen 


einem Streit mit ben Diffenters aus. In neuefter Zeit find aber jeht 
zahlreihe Verweigerungen, bejonders in den größeren Städten 
eingetreten, und ein Urtheil des Dberhaufes in dem berühmten Braintree 
Case 1853 hat endgültig entfchieden: 


„daß eine-folche Steuer von der Mehrheit beichloffen fein muß, 


und daß Feine andere Steuer gültig it.“ 


Seitdem ift der Ertrag der Steuer fchnell herabgefunfen, für jegt | 


auf etwa die Hälfte. Wiederholte Verſuche, die Church Rate abzu 


Ihaffen, und. einen anderen Fonds für ihre Zwecke zu gewinnen, find 


indeffen bisher gefcheitert.***) 


*) Ueber die Entftiehung der Kirdhenfteuer vergl. die geſchichtliche Ab— 
theilung ©. 208, 209, 211 ımb 212, über bie Zeit ber Tudors ©. 270 um 
271. Es ergiebt ſich daraus, daß ein Zwangsrecht der geiftlichen Obrigkeit 
zunächft gegen die Kirchenvorfieher beftand, um foldhe zur Berufung der &: 
meinde, für die Zivede einer Kirchenreparatur zu berufen. Dabei follte Jeder 
fr den Theil forgen, der ihn zunächſt anging: die Gefamnitheit der Paris 
hioners für die Erhaltung ber Kirche, der Geiſtliche flir bie Erhaltung der 

" Kanzel (des Altars).. Nach Analogie anderer Commumallaften wurben and 
außerhalb Wohnende, nach dem Umfang ihres Realbefizes herangezogen (Jeffres’s 
Case 5 Co. 67). Zur Berzierung der Kirche und zu den Material -Bebürl- 
niffen des Gottesdienftes konnte man freilich außerhalb Wohnende eigentlid 
nicht beranziehen. Nach einer älteren Anſicht hätte es dafür einer zweiten 
Steuer beburft, nad) anderen Grundfähen, mit Heranziehung des beweglichen 
Vermögens. Allein wegen ber Kleinlichkeit und praktiſchen Unausführbarleit 
dieſer Unterſcheidung gab man den Streit darüber auf, die ültere Anſicht lau 
ſogar ganz in Vergeſſenheit, und die Kirchenſteuer ging nach Analogie der übrigen 
Communalſteuern auf den Realbeſitz im weiteren Sinne über. 

Bei der mißbräuchlichen Ausdehnung des kirchlichen Strafiyftems im Ip 
teren Mittelalter hat man wohl gelegentlich mit dem Interdilt gegen gamt 
Gemeinden gebroht, welche den Kirchenbeitrag verweigerten und mit der Cr 


. 
® 
* 
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conmmnilation gegen einzele Steuerverweigererr. Seit der Reformation aber 

ift jedenfalls das Interdilt außer Gebrauch, und auch die Ercommunication ale 

Pittel zur Erzwingung von Geldbeiträgen ift doch wohl nicht in dem rechten 

Geift einer proteftantiichen Kirche. Der Lord-Oberridhter Tindal hat fich ziwar 

beiläufig in einem Urtheil für die Möglichkeit eines Strafverfahren® gegen die 

einzelen Steuerverweigerer in thesi ausgelprochen. „Da der geiftliche Gerichts- 
hof Zwangsmittel gegen bie Kirchenvorfteher durch geiftliche Genfuren habe, um 
die Reparatur der Kirche zu bewirken, fo mifie auch das Recht der Ercom- 

mnnication gegen die einzelen Gemeindeglieder fortdauern, d. h. nad} 53. Geo. III, 

c. 127 das Recht einer arbiträren Gefüngnißftrafe.” Cr vergleicht die Pflicht 

wur Erhaltung der Pfarrlirche mit der zur „Erhaltung der Britden ınd Wege 

im Kirchſpiel“, zu der ja auch der verpflichtet fei, welcher für feine Perfon feinen 

Gebrauch von Wege made, Dagegen erlaunte ber Gerichtshof der Königebant 

auf Prohibition, al8 1842 die geifilichen Gerichte eine Strafffage gegen einige 

Gemeindeglieder von St. George Collegate, Norwich, wirklich zulaffen wollten. 

Zu einer cause cel&bre if der Braintree Case geworden. In dem Kirdjipiel 

diejes Namens hatte die Mehrheit der Gemeinde die Steuer verweigert, bie 

Kirchenvorſteher demnächft aus eigener Autorität die Steuer ausgejchrieben nnd 

zwangsweiſe einzutreiben begonnen. ‘Die Kingsbench ertheilte dagegen eine 

Probibition, welche durch drei Inſtanzen aufrecht erhalten ift. Die Enticheidung 
des Oberhauſes hat jedenfalls im Geiſt der Verfaſſung richtig entichieden, daß 
ane Minorität der Gemeinde Teine giltige Steuer beichliegen kann gegen bie 
Rajorität. 

*#) Meber den Betrag der Churchrate giebt Auskunft ein Bericht ber 
Parl P. 1830 und 1831 No. 52 Vol. XI. ©. 211. Er bezieht ſich auf bie 
einzelen Grafichaften von England für das Jahr vom 25. März 1826— 1827 
und ergiebt eine Geſammtſfumme von 564,388 2. an Kirchenfteuer, wobei aber 
einige Poſten nad) Durchichnittsfägen conjecturirt find. Für das Rechnungs⸗ 
jaht 1833 — 1832 wird die Gefammteinnahme der Kirchenvorfteher auf folgende 
voſten angegeben: 446,247 2. ans der Churchrate, 51,919 8. aus Grund⸗ 
füden ıc. 18,216 2. aus Mortuarien und Begräbnißgeblihren, 41,489 2. Bei- 
träge aus der Armenfteuer, 39,382 2, aus dem Ertrag der Kirchenftühle und 
Zige, 66,559 2. ans anderen Einnahme-Duellen. Die Ausgaben waren: für 
Kirhenteparatur 248,125 L., fir Wein, Bücher 2c. 46,333 L., Gehalt der 
Zatriftane, Kirchipielsjchreiber 124,585 2., für Orgel, Gloden ꝛc. 41,710 2. 
Tie ueneren Barlamentsliberfichten geben den Betrag der Churchrate auf jähr- 
li) etwa 250,000 8. an. Die Parl. P. 1859 sess. II. No. 7 ©. 2— 18 enthalten 
eine namentliche Ueberficht der Kirchipiele, in welchen überhaupt Teine Church- 
rate erhoben wird, mit einem Gejammtbeirag von 21,014,382 2. an ftener- 
pflichtigem Nealbeſitz. 

m) Die Streitfrage über bie Aufhebung der Kirchenſtener zieht ſich 
nm jeit 30 Fahren durch die Parlamentsverhandlungen. Schon bie Parl. P. 
1834 No. 391 enthalten einen Eñntwurf zur Aufhebung. Eine Zufammenftel- 
mg der verfchiedenen Gefetz- Entwürfe von 1841— 1861 enthalten die Parl. 
P, 44 et 25 Vict. (1861) No. 47. Lehrreich ift ber erfte Report from the 
Select Committee on Church Rates 1851 (541) IX. 1; ferner der Oberhans- 
Report on the present Operation of the Law and Practice respecting the 
Assessment and the Levy of Church Rates vom 28. Februar 1860 mit 
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umfangreichen Zengenverhören Parl. P. 1860 No. 154, nebft anderen Report:. 
Sch verweile ferner auf die Unterhausdebatte vom 21. April 1858 über Sir 
John Trelawny’s Aufhebungs-bill, und zahlreiche Auffäße in den verſchiedenen 
Quarteriy Reviews ;. 8. Westminster Review, Juli 1858 ©. 30 ff. Uebe: 
die Ausichlag gebende Enticheidung bes Oberhaufes vgl. Johnson’s Report öf 
the Braintree Church Rate. 3rd. edit. 1843. Als drüdend wurde die Kirchen 
fteuer hauptfächlich von den Diffenters empfunden, und unter ihnen am meifter 
von ben Quäkern. 1840 ließen ſich in London 27, im folgenden Jahre 57 Onä- 
ter unter erheblichen Bermögensverluften auspfänden. Inzwiſchen hat fidh von 
diefer Seite aus eine eigene Gefellichaft „zur Befreiung der Religion von der 
Staat3-Patronage und Eontrolle gebildet’ welche die Parlamentsbejchlüfle über 
die Zurückziehung gewiſſer Staatszufhitffe fiir proteflantifche Religionsgeſel 
fchaften, Oeffnung ber Univerfitäten für die Diffenters und andere durd ihr 
Agitation befördert, und ein eigenes Büreau in Serjeants-Inn gebifdet hat zur 
Berathung und Unterftiitung folcher, welche die Kirchenfteuer verweigern wollen. 
Die neueren Geſetzentwürfe haben feit 1834 verfchiedene Auswege | 
verfucht. Die Bill des Schatzlanzlers Lord Althorp von 1834 verfuchte die 
wirflichden Bedürfniſſe der Kirchenreparatur mit 250,000 8. jährlich anf den 
confolidirten Staatsfonds anzuweifen. Die Materialbebiürfnifie des Gotter- 
dienftes follte der zehntberechtigte Pfarrer (oder Laien-Zehntherr) aufbringen um 
dafür frei von der Reparaturpflicht der Kanzel fein. Kirchenftühle follen ihten 
Inhabern; Gloden, Orgeln und kirchliche Ornamente freiwilligen Beiträgen 
überlaffen bleiben. Diefe Borichläge fcheiterten an dem Widerfpruch der Zi 
fenters: die fpätere Bill des Schatzkanzlers Spring Rice 1837 an dem Rider 
ſpruch der Staatslirchlihen. Diefe Bill wollte den Bedarf von 250,000 v. 
jährlich durch beſſere Verwaltung der Kirchenländereien im Beſitze der Biſchöie 
und Gapitel aufbringen, deren Weberichüffe zunächft hierauf verwendet werden 
jollten. Andere Entwürfe verſuchten rein negativ eine Aufhebung. Während 
aber ſchon vor 5 Sahren „the last days of Church Rates“ überall verfündet 
wurden, zeigt fich jett ein ftarfes Umfchlagen der. öffentfihen Meinung and 
bei diefem Punkte, jo daß felbft im Unterhauſe feine Ausſicht anf eine Weleiti 
- gung der Steuer mehr vorhanden zu fein fcheint. Es ift nicht blos bie ſtaate 
lirchliche Partei, die fie zu erhalten fucht, fondern auch von fehr liberaler Seite 
vermehrt fi) die Oppofttion gegen die focialen Ideen der Trennung von Kirde 
und Staat und gegen die Herabjekung der Staatskirche zu einer Privatgeiel 
fchaft nah dem Syſtem des voluntarism. z. 3. T. Smith’s Parish (185°. 
©. 577 f.: The Parish Church is not the Church of a sect. It is the 
church of the people; free to all, which each has the right to use. — 
The whole question is this: whether it shall, by force, be made unlawfol 
for the people, if they please to do so, to maintain & church bailt for 
the free use of all, and which belongs to all..... Every man has service 
of all the church, and to the free use of the churchyard..... the 
eagerness to enter protest against a differing mode of faith, would sacri- 
fice the highest quality and functions of ceitizenship.... The charch is. 
in fact, used in most Parishes (it ought to he so in all) for Vestry Mee 
tings. The Parish Burying-ground is a matter of plainly direct imper- 
tance to all, totally irrespective of religious opinions, So of many other 
matters etc, 
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8 15. 
Die Armenftener. Poor Rate. 


Die jegige Hauptgemeindefteuer datirt, wie mehrfach erwähnt, 
aus der Periode der Tudors, — aus jener Zeit, in welder der Staat 
eine Reihe der wichtigften humanen Aufgaben der mittelalterlichen Kirche 
m jih aufnahm. Die erſten Anfäge dazu waren erperimental. Durch 
17. Hen. VIII. c. 25; 1. Edw. VI. e. 3; 5. et 6. Edw.VI. e. 2; 
5. Eliz. c. 3; 18, Eliz. c. 3; 39. Eliz. c. 3 fohreitet die Geſetzge⸗ 
bung von freiwilligen Beiträgen zu Zwangsmaßregeln gegen Cinzele, 
und von diefen zur Ausfchreibung einer gleihmäßigen Steuer fort. *) 
Rah dem Hauptarmengejet 43. Eliz. c. 2 $ 1 folfen die Kirchen: 
vorsteher und Armenaufjeher mit Zuftimmung zweier Sriedensrichter 
‚such Abſchätzung eines jeden Einwohners, Pfarrers, Vicars u. a., 
und von jedem nutenden Inhaber (occupier) von Örundftüden, Häu⸗ 
irn, Zehnten, Kohlenbergwerfen, verkäuflichen Niederwaldungen, die 
nah ihrem Ermeſſen nöthigen Summen aufbringen zur arbeitjamen 
Beihäftigung der Armen, zur Geldunterftägung der Arbeitsunfähigen, 
und zur Unterbringung armer Kinder als Lehrlinge “ 

Die Zwede der Armenfteuer Lajfen fich jcheiden in den Haupt- 
id, in eine Reihe fecundärer Zwecke, und in die Stellung der Armen 
fteuer al8 Grundlage anderer in ihrem Entftehen felbftändiger Steuern. 

1. Der PBrimärzwed ift die Aufbringung der Mittel zur Be- 
Mmeitung der durch das Gefeg den Communen auferlegten Pflicht zur 
Erhaltung der Armen, alſo namentlich für die Koften ihrer Ernährung, 
Velleidung, wohnlichen Unterbringung; Koften der Anlegung von Ar- 
menhäufern (für welche auch Darlehne unter Berpfändung der Armen 
teuer aufgenommen werden können); Gehalte der befoldeten Beamten 
der Armenverwaltung; Koften der Unterbringung armer Kinder ale 
!ehrlinge; Koften des Rücktransports zu dem Ort der Nieberlaffung; 
Degräbnigloften; Koften der Abfchägung des armenftenerpflichtigen 
Eigenthums; Prozeßkoften der Nechtsftreitigfeiten aus Anwendung der 
Armengeſetze, welche ſchon nach einer alten feftftehenden Praxis den 
Armentoften beigezähft wurden. 

2. Die Sekundärzwede der Armenfteuer **) find 20 und 
einige Heinere Communalzwecke, welche durch .die neuere Geſetzgebung 
zur Armentare gefchlagen find, weil es angemeffen fchien, fie den ein- 
zelen Lirchſpielen und Ortsgemeinden aufzulegen, nicht den größeren 
Keisverhänden. Es find dies namentlich die Koſten der constables 
in Ausführung ihres Ortsgemeindegeihäfts, Koften der Urliften für 
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den Geſchwornendienſt, der Civilftandsregifter, der Aufnahme des Gen 
ins, Heine Nebenkoften der Deiliz und andere Nebenpunkte. — Durd 
die neue Gefeßgebung der Public Health Act, 1848 und die fih 
daran fchließenden Geſetze wird eine Special und eine Greneral District 
Rate gebildet, welche ebenfall® nad den Formen und Grundſätzen ber 
Armenfteuer zu erheben ift, und welche in etwas vereinfachter Geitalt 
auch ber Local Government Act 1858 zu Grunde liegt (unten 
88 112, 115). 

3. Die Armenjteuer ift ſodann die Contributionsbaſis der 
County Rate und Borough Rate, welde aus der Armenitener 
erhoben werden. Sie ift überhaupt die rechtliche Grundlage für die 
Beitragspfliht und de facto der Maßſtab der Erhebung für alle 
Communalſteuern (Denkfchrift des Armenamts S. 62, Report on 
Local Taxation p. 13, 14, wo diefer Affimilirungsprozeß überſichtlich 
zufammengeftellt wird). Mit einziger Ausnahme der eigentlichen Deid- 
faft Hält die neuere Geſetzgebung das Normale der Armenſteuer bei ber 
Frage nad) den fteuerpflichtigen Perfonen und Objecten durchgehends feit. 

Ehen deshalb überwog der Gefammtbetrag der Armen: 
ſteuer ***) Schon im achtzehnten Jahrhundert alle übrigen Geldbeiträge 
der Commune. Einſchließlich der County Rate wird der Betrag für 
1748—50 auf 730,135 8,, für 1775 auf 1,720,316 2., für 1783 bie 
1785 auf 2,167,749 %., für 1802 auf 5,348,205 L., für 1812 auf 
8,646,841 2., für 1817 auf 9,320,440 8. angegeben. Bon da an 
traten wieder Ermäßigungen ein. Nach Einführung des Armenamts 
(1834) trat jogar eine Ermäßigung auf den Mlinimalbetrag von 
3,935,276 &. (ohne County Rate) für das Jahr 1837 ein. Die für 
die Armenverwaltung wirklich verwendeten Summen haben in den legten 
dreißig Jahren zwifchen vier bis fechs Millionen 2. Sterl., im Durch⸗ 
Schnitt etwas über 5,000,000 2. jährlich betragen. Höchft abweichend 
find natürlich die Armenbedürfniffe der einzelen Kirchfpiele, die in ein 
zelen weniger als 4 pCt. des ſteuerpflichtigen Einkommens, in manden 
bis zu 7O pCt. beanſpruchen. In den verfchiedenen Kirchfpielen der 
Hauptſtadt variirte die Steuer bisher von 4 p&t. bis 40 pEt. 

Die Steuer-Erhebungsweife (assessing, amending, levring, 
account, audit) ift techniſch ſo verwidelt, und bildet zugleich fo ſeht 
das Mufterverfahren für alle Conmmunalftener-Erhebung, daß wir diet 
Thema zu einer eigenen Darftellung (8 17) vorbehalten. 

*) Weber das Geſchichtliche der Armenfteuer verweife ich auf die erfie I 


theilung S. 273—280 zurüd. Bon den älteren Parlaments-Neports gehört 
hierher der Bericht über einige Spezialitäten der Armenfteuer 1812 — 1813 
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No. 113 Vol. III. p. 463. Der Bericht über Armengefebe und Steuerein- 
idäßungen P. P. 1818 No. 107 (die Jahre 1748—1750 betreffend). Der Be- 
rigt über die Beiträge der Arnıenfleuer 1825 Nr. 334 IV. 39, Die Zufam- 
menftellung der Communalftenerbeträge und bes fieuerpflichtigen Eigeuthums in 
den eingelen Grafſchaften P. P. 1830 — 1831. No. 219, 52, 83 Vol. XI. 
p. 201—501. Der Report on Burdens on Land 1846 Vol. I. Die große 
Srteftatiftil der Armenverwaltung in der Parl. Pap. 1854 No. 506 Vol. LVI. 
ergiebt die Beträge der Armenfteuer in den einzelen Kirchſpielen und Ortfchaften. 
Seit dem großen Armengelet von 1834 erftattet das Armeuamt jährlich amtliche 
Berichte über die Einnahmen, Ausgaben und Geſammtverwaltung mit Verbefie- 
rungs-Borfchlägen, welche bereits eine eigene Fitteratur über biefen Gegenſtand 
bilden. Auch die Berichte über das Niederlaffungsrcht (law of zettlement) 
und über die Einkommenfteuer enthalten mancherlei über die Armenftener. 
*#), Ueber die Selundärzwede ber Armenfteuer giebt die Denkſchrift 
des Armenamts von 1846 S. 6—8 folgende Zufammtenftellung: Strafverfolgung 
gegen Berfonen welche umordentlihe Hüäufer halten 25. Geo. II. c. 36 
5 5-8; 58. Geo. III. c. 70 8 7, 8. — Koften der Constables in Ausführung 
ihres Ortsgemeindegejhäfts 18. Geo. III. c. 19 8 4. — Koſten ber Armenauf- 
feher in Strafverfolgung von Lehrherren wegen Mißhandlung von Kirchipiele- 
lehrlingen 32. Geo. III. c. 57 $ 11, und zwar die Hälfte, die andere Hälfte 
trägt die County Rate, — Koften der Strafverfolgung der Pfandleiher in ge- 
wien Fällen 39. et 40. Geo. III. c. 99 8 28. — Gebühr fiir Unterlaffung 
der Beihaffung von Milizmannfchaften 42, Geo. III. c. 90 8 158— 161. — 
Nemuneration für Examiners of Measures bei der Verwaltung der Maße 
und Gewichte, und für Anfchaffung von Normalgewichten in gewiflen Fällen 
55 Geo. Il. c. 43 8 8; 5. Geo. IV. c. 74 8 21. — Gehalte, Gebühren und 
Eutihädigungen für aufgehobene Gebühren in gewillen fällen 55. Geo. III. 
c. 50 $ 12 (vgl. S. 464 Jail Fees Rate). — Koften der Anfertigung bes 
Drads und der Zufammenftellung der Geſchwornenliſten 6. Geo. IV. c. 50. 
8 9, 7, et 8. Vict. c. 101 $ 60. — Koften der Strafverfolgung wegen 
Lergehen oder Verbrechen überhaupt in Orten, die zu feiner County ‚Rate bei- 
tragen 7. Geo, IV. c. 64 8 25. — Schadensbeiträge der Hundertichaften an 
Orten, welche zu feiner County Rate beitragen 7. et 8. Geo. IV. c. 31 8 15 
(vgl. 8.465 Hundred Rate). — Auswanderungskoſten in gewiſſen Füllen 4. et 5, 
Will. IV. c. 76 $ 63, — Bilreaufoften der KCivilftanderegifter - Berwaltung 
md Gebühren der Registrars 6. et 7. Will. IV. c. 86 $ 9, ı8, 29, 30; 
1. Vict. c. 22 $ 19, 20, 25. — Erhaltung von gefährlichen Wahnfinnigen 
(lunatica suspected of crime) 1. et 2. Vict. c. 14 $ 2. — Koften ber öffent- 
lien Bodenimpfung 3. et 4. Vict. c. 29 8 1; 4. et 5. Vict. c. 328 1. — 
Kofen der Aufnahme des Bevöllerungscenfus 3. et 4. Vict. c. 99 $ 17; 4. et 
5 Vie, c. 7 89; 5 Vict c. 9 $.2. — Berichtigung ausflehender Schulden 
und Berbindlichleiten des Kirchipiele 5. et 6. Vict. c. 188 5—8. — Ge- 
büßten und Remmnnerationen an bie Secretäre der Rriedensrichter, die Con- 
stables des Kirchipiele, und Gehalte der Parish Constables 5. et 6. Vict. 
e. 109 $ 17—20. — Koften der Stadtſchreiber und der mwahlleitenden Beamten 
in Städten, fowie der Armenanffeher bei Ausführung des Geſetzes über die 
Barlamentsmwahlen und die Regiftrirung ber Wähler 6. Vict. c. 18 $ 55—57. 
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— Koften ber periodifch alle 3 Fahr wiederlebreuden Grenzfeftfiellungen der Kirch 
fpiele und der ©renzfteine 7. et 8. Vict. c. 101 8 16. — Koften der Ginke 
gung, Bewäfferung und Nivellirung der nad) der Gemeinheitstheilungs. Iro 
nung zu öffentlichen Spiel- und Erholungspläten referpirten Grundftitde 8. eı 
9. Vict. c. 118873. 

Demielben Prinzip find auch 3 oder 4 Spezialfleuern geiolgt, die nominel 
neben der Armenfteuer ſtehen, der Sache nad darin aufgehen, nämlich: 

a) Die Workhouse Building Rate des Armengefehes von 1854. 


Das darin durchgeführte Syſtem der Arbeitshäufer machte bedeutende Bau 
foften nöthig, die durch die Armenfieuer aufgebracht werben follen: doch fo, dei 
der Beitrag des einzelen Kirchſpiels nicht überfchreiten ſoll 300 Thlr. Gold. 
und nicht "/ro des jährlichen Betrags der Armenftieuer, nad) dem Durdicda 


ver legten 3 Jahre berechnet. Es entfteht jo ein temporärer Zuſchlag zur I: 


menftener; ja nad) der Faſſung des Geſetzes könnte unter Umfländen eine Er 


paratfteer nöthig werden, zu der es aber, fo viel bekannt, noch nicht gefommen 
ift 4. et 5. Will, IV. c. 76 8 23, 24, 

b) Die Survey and Valuation Rate, beruhend auf 6. et 7. Will IV. 
c. 96 8 3, wonad) eine Abſchätzung des armenfteuerpflichtigen Eigentums durch 
remmmerirte Taxatoren geftattet wird, wofür die Koften entweder auf die Ar 


menfleuer angewieſen, oder durch eine Separatftener aufgebradht werben follen. 
c) Die Lighting and Watching Rate, fließt fid am nädlıer 


an die unter Nr. 2 erwähnten fecundären Communalzwecke der Armenſienet 


an. Das st. 3. et 4. Will. IV. c. 90 (unter Aufhebung des 11. Geo. IV. 


c. 27) ermädtigt Kirchfpiele, Theile von Kirchfpielen, Hundertſchaften un 


Städte durch Beſchluß der Steuerzahler fi) zu einem Wacht- und Belmd- 


tungsſyſtem nach den Borfchriften dieſes Geſetzes zu vereinigen. Die polizeilicht 


Saite dieſes Syſtems ift größtenteils unpraktiſch geworden durch die fpätert 


- zwangsweile Einführung bejoldeter Polizeimannſchaften in allen Grafſchaiten. 





Dagegen ift das Beleuchtungsſyſtem vielfach adoptirt. Die zur Legung rt 


Sasröhren, Aufftelung der Laternen und Berforgung derfefben mit Beleud 
tungsinaterial erforderlichen Koften werden dann: burch eine Separatfteuer von 
dem armenftenerpflichtigen Eigenthum im Kirchipiel aufgebracht G 9: - 
alfo nochmals ein Zufchlag zur Armenfteuer, jedoch mit der Befonberheit, da 


Aecker (lands) zu diefem Zweck nur A beiftenern, alles übrige fleuerpflichtige 


Eigenthum alſo um foviel höher eingeſchätzt wird. 

d) Die Militia Rate in ihrer neuern geringfügigen Geftalt keit 4? 
Geo. III. c. 90. ſchließt fich ebenfalls den obigen Communalzwecken ale Eupplt 
ment an. Seit 1829 ift nämlich die regelmäßige periodifche Formirung der Rili 
iiberhaupt eingeflellt, und auch bei außerordentfichen Einberufungen dient dit 
Steuer nur zu folgenden Spezialzweden: SHandgelder bis zu 30 Thir. au 
Freiwillige, welche für eine Gemeinde dienen wollen (42. Geo. II. c. % 
8 42); Unterftiigungen bis zur Hälfte des gewöhnlichen Preifes eines Erſatzman 
nes für Leute unter 3000 Thlr. G. Vermögen, die durch das Looe zum ach 
ven Dienft gezogen find $ 121); Ertravergütigungen für Leute, die nach Ab 
lauf ihrer Dienftzeit als Freiwillige fortbienen ($- 124); Erſatzbußen vor 
60 Thlr. G. flir jeden fehlenden Mann (8 161). — Die dafür nötigen Summe 
folfen von den Kirchenvorfiehern und Armenauffehern nach dem Maßſtab der Arme 
fteuer von den Einwohnern aufgebracht werben, 
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Aus der Zeit nad) 1846 gehören unter diefe Gruppe die zahlreichen neuen 
Steuern, welche der Stüdgefeßgebung über Gefundheits- und Bau- 
Bolizei ihre Entflehung verdanfen, und die unter verfchiedenen Namen der 
Sewers-Rate (nicht zu verwechſeln mit der alten Deichlaft), der Special- und 
General-Distriet-Rate, Improvement-Rate etc. auf die Grundfäße der Ar- 
menfteuer bafirt find, mit ber Abweichung, daß für gewifle Zwecke die Aecker 
niedriger befteuert find ale die Gebäude, und für gewiffe Zwede die Unterbe- 
zirke der Kirchipiele verſchieden herangezogen werden. Ich verweife wegen diefer 
ftüdweijen Geftaltung auf $ 111—115, 

***) Weber die Beträge der Armenftener giebt unter ben älteren Reports 
eine zufammenhängende Auskunft fir die einzelen Grafſchaften, (und für die 
Jahre 1825 —1829 aud für die einzelen Kirchfpiele and Ortfchaften) der Bericht 
vom 6. und 20. Dezember 1830 Parl. P. 1830—1831 No. 52, 83. Vol. XI. 
p. 205, 501. In diefen Zufammenftellungen ift freilich bie County Rate mit 
einbegriffen, daneben aber der Betrag der wirklichen Armenausgabe befonders 
ansgeworfen in folgender Meberficht: 

Jahr. Pet. rate. Armenansg. Jahr. PetC. rate. Armenausg. 

1748—50 730,135 2. 689,97 18. 1821-22 7,761,441 8. 6,358,704 2, 
177576 1,720,316 8. 1,530,800%. 1822—23 6,898,153 2, 5,772,962 8. 
1783—85 2,167,749 2. 2,004,239 2. 1823—24 6,836,505 8. 5,736,900 8. 
1802—3 5,348,205 8. 4,077,891 2, 1824-25 6,972,323 L. 5,786,989 ®. 
1812—13 8,646,841 2. 6,656,106 . 182526 6,965,051 2%. 5,928,505 8, 
1813—14 8,388,974 2. 6,294,581 2, 1826-27 7,784,351 2%. 6,441,089 8. 
1814—15 7,457,676 2. 5,418,846.% 1827—28 7,715,055 8. 6,298,003 9. 
1815—16 6,937,425 %, 5,724,839 8%. 1828-29 7,642,171 8, 6,332,411 8. 
1816—17 8,128,418 8, 6,910,925%. 1829-30 8,111,422 8. 
1817—18 9,320,440 8, 7,870,801 8%. 1830-31 8,279,218 8. 
1818—19 8,932,185 2. 7,516,704 v. 1831—32 8,622,920 v. 
1819-20 8,719,655 2. 7,330,254 0, 1832—33 8,606,501 2. 
1820—21 8,411,893 2. 6,959,251 8. 

Die leisten vier Jahre find nachgetragen aus bem Report on Burdens on 
Land 1846 II. 137, weldyer dann die Geſammtſumme der Poor und County 
Rate nach Einführung des neuen Armengeſetzes von 1834 bis 1845 fortführt, 
wobei ich aus einem fpäteren Report die Summen hinzuflige, welche für die 
County, F Police und Borough Rate, alfo fir die Kreisftener und Polizeizwecke 
in Abzug kommen. 

Jahr. Geſammtſteuer. County rate etc. Jahr. Geſammtſteuer. County r. etc. 
183334 8,338,079 2. 691,548 2, 1839 - 40 6,014,605 2, 855,552 f. 
184—35 7,373,807 &, 705,7118. 1840-41 6,351,828 8. 1,026,035 v. 
183536 6,354,538 %. 699,845 2. 1841-42 6,552,890 8. 1,230,718 2. 
1836--37 5,294,566 &. 604, 203 2. 1842—43 7,085,595 2. 1,295,616 8. 
1837-39 5,186,389 %, 681,843 8. 1843-44 6,848,717 9. 1,356,457 8, 
1838-39 5,613,938 %. 741, 407 2. 1844—45 6,847,207 2 1,279,962 2. 

Bon da an Häuft ſich das ſtatiſtiſche Material mit jedem Fehegang der 
Parlamentspapiere. Die ſeit 1834 erſtatteten Berichte des Armenamts insbeſondere 
geben detailirte Refultate der einzelen Einnahme» und Ausgabe» Poften in 
einer Weiſe, welche erſt unten, im Zuſammenhang der neueren Armenverwal⸗ 
mngs-Grundſätze verftändlich dargeſtellt werden kaun (ß 106). Beiſpielsweiſe 

Greiſt, Engl. Communalverfaſſung. 31 
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erinnere ich indeflen ſchon hier an die Parl. P. 1859 No. 208, welche ſehr zu- 
fammenhängende Gefammt- und Spezial -Leberfichten gewähren und ımter an: 
derem auch die Baſis der Einfchätungen nad) dem Brutto- und Netto - Ertrag 
geben. Der Brutto-Ertrag, alſo der jährlide Mieths- und Pachtwerth des jur 
Armenftener eingefchägten Realbeſitzes (na Abzug ber Abgaben) war im Jahre 
1855— 1356 — 86,077,676 2., der nad "Abzug "der Reparaturfoften :c. fi er— 
gebende Netto-Ertrag = 71,840,271 8. Diefelben Parl. P. 1859 No. 118, 171 
geben betailirte Ueberfichten der zur Armenfteuer eingefchäbten Berfonen in 
einer Sefanıntzahl von 2,230,076 Köpfen, auf welche ih im $ 18 zuückkomme. 
Was die Bertheilung auf die Kirchipiele betrifft, fo giebt der Oberhaut 
bericht on Parochial Ass. 1850, S. 168, 169 folgendes Tableau darüber, mie 
viel Procente des eingeſchätzten Realeinlommens die Armenftener beanfprudt: 


In 23 Ortich. °/as Broc. In 523 Ortfh. 15 —1742 Bew. 
— 7 777 . DE TI > 
:- 81 =» Hıs n - 131 20 —2l » 
-» 19»: Br » 1020.02 
170 » Sa MN. > 58 + 25 — il - 
* 246 a 8/6— 1 1/4 * ». 42 a 37 1% ⸗ 
: 305. 11/- = » 18° =» 30 —32 

: 3792 0. 1%p-2/a - .» 12 =» 3219-35 
446 = 2/2! = = 6 = 35 —371a 
„3397. 25 . Te BT 40 

- 3116 -» 5 in » 8 =» 40 —6 

. 2424 ⸗ 7.-10 ⸗ ⸗ 3 ⸗ 45 —60 
1688 - 10-1214 - 22 2 55 
s 954 E 121/2—15 a $ 1 $ 65 —70 ⸗ 

g 16. 


Die Wegelteuer. Highway Bate. 


* Gerade bei der uralten Wegebaulaft dauerte am längften ein Ueber 
gewicht der Naturalleiftungen. Noch die Wegebauordnung von 
1773 hat die Hand- und Spanndienfte beibehalten, und erhebt nur zur 
Ergänzung eine Geldftener des Kirchipiels. Aus dem Jahre 1814 
wird folgende Berechnung gegeben: Werth der Natnraldienfte 551,241 Y., 
Abfindungsgelder für nicht geleiftete Naturaldienfte 287,059 L., Wege: 
bauſteuer 621,504 2, (Rep. on County Rates 1834 p. IV.) 

Die neue Wegebauorbnung von 1835 hebt alle früheren 
Wegebaugefege auf, confolidirt fie in 5. et 6. Will. IV. c. 50, be 
jeitigt da8 Syftem der Zwangs -Naturalleiftungen, und beftreitet nun 
die Geſammtlkoſten der öffentlichen Wege, ſowohl der Ranbftraßen alt 
ftäbtifchen Straßen, burd) eine gleichmäßige Highway Rate, die von 
demfelben Befig und nach denfelben Grundfägen erhoben wirh, wie die 
Armenfteuer ($ 27 a. a. DO.) — mit der Abweichung, daß bier auf 
Erzgruben und Hochwald herangezogen werden, wo died von Alters ber 
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üblih. Für außerordentlihe Bauanlagen können auch außerordentliche 
Zufchläge mit einer gewiſſen Marimalbefhränfung eintreten, fo daß 
nach englischer Ausdrucksweiſe drei Wegefteuern vorfommen, die aber 
auf gleichem Princip ruhend, der Hauptſache nad) Anwendungen des 
Armenſteuerſyſtems bilden. Ergänzend wird die Highway Rate auch 
herangezogen zur Erhaltung der Chauſſeen, wo die dafür gebil- 
deten Shauffee- Berwaltungen folche aus den eigenen Einnahmen nicht 
länger zu erhalten vermögen. 

Der Gejammt- Ertrag der Wegebankoften wurde 1850 auf 
1,850,000 2. beredjnet, darunter 824,000 2. für ftädtifche Straßen. 
Doch kommen in Städten auch noch Special Trusts für diefe Zwecke 
vor. In den leiten Jahren war der Gefammtbetrag in runder Summe 
etwa 2,000,000 %. 

Bon den älteren Reports gehört hierher der Report on the County 
Rates and Highway Rates 1834 No. 542, Anch der Report on Burdens on 
Land 1845, Vol. I. beichäftigt fih) mehrfach mit der Highway Rate. Die 
Tenfichrift des Armenamts von 1846 pag. 172 giebt and) einige Daten aus 
älterer Zeit (Highway Rate 1827: 1,121,812 %., 1837: 1,183,326 $., 1838: 
1,211,191 ®., 1839: 1,312,812 2.). Eine Ueberficht der Ausgaben in den ein- 
seinen Grafſchaften pro 1850 enthalten die Parl. P. 185% No. 96. Die 
neueren Barlamentspapiere ergeben nunmehr jährlich die Gejanmtbeträge in 
einer langſamen Steigerung. 

Ueber die Steuer-Ausjchreibung und Erhebung durch die Wege-Aufjeher 
vgl. Burn’s Justice v. Highways $ IV. und die fogleich folgende Darftellung 
des Gefchäftsgangs der Steuer-Erhebung fiir die Poor Rate. 


8 17. 
‚ Der Gelhäftsgang der Stenererhebung. 


Das Armenamt theilt die Steuererhebungsweiſe in fünf feite Sta- 
dien unter der Bezeichnung: 1. Imposition of the Rate, 
2. Amendement, 3. Levy, 4. Custody and Expendi- 
ture, 5. Accounts. Die Technik diefes Verfahrens ift nicht etwa 
neuen Urfprungs, fondern entfpricht in ihrer Weife den Formen des 
friedensrichterlichen und communalen Gefchäftsganges, wie er ſchon im 
16. Jahrhundert geworben war. Am vollftändigften entwidelt ift die 
Technik bei der Armenfteuer; die Abweichungen der übrigen beftehen in 
der Regel in DVereinfachungen. 


l. Die Steuerausjchreibung, Imposition of theRate') 


beruht bei der Armenftener noch immer auf dem Grundgefeß 43. Eliz. 

e.2 8}, ergänzt durch zahlreiche gerichtliche Entfcheibungen. Die ent 

ſcheidenden Gefegesworte find: 
31* 
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The Churchwardens and overseers shall take order from time to time tv 
raise — weekly or otherwise, — (by taxation etc. — of every inhabitant, 
— in the said parish) — a convenient stock of flax etc. — and also com- 
petent sums of money for and towards the necessary relief of the lame 
etc. — to be gathered out of the same parish according to the ability of 
the same parislı. 


Die einfhägungspflidhtigen Beamten, Kirchenvorfteher und 
Armenaufjeher, find hiernach ſchuldig für die Befchaffung der erforder: 
lichen Summen zu forgen und zwar unter perjönlicher Berantwortlid- 
feit mit ihrem Vermögen. Nach einem berfömmlichen, jett geſetzlich 
vorgeschriebenen Formular (6. er 7. Will. IV. c. 98 8 2) find die 
Einihätungsliften anzufertigen in folgender Geftalt: 
Einſchätzung fiir den Unterhalt der Armen des Kirchſpiels NN. der Gral. 
ſchaft NN. und für die darauf geſetzlich angewieſenen Zwede, angefertigt am 
— Januar 185 nad dem Maßftab von —sh. —d. auf das L. 













Beſchreib. | 
Abjchäk- | Vetrag 




















des ein- |Name oder, Muth- Brutto- 
des geihätten | Situation maßlicher, Ertra barer | der 
Inhabers Gegen- | deffelben | Umfang B Ertrag | Etener 
thilmers _Randes 











a. r. P. L sd|l s. d. l. 8. d 
J. Smith | J. Green Land und | White- | 





Gebäude acre Farm 40 0 0,60 0 0|55 0 0176 

do. do. Haus und | to West 
| Garten | Street |0O ı 0/30 0025 0 01016 

%. Poor do. | Haus to Brick 
Lane |0O 0 0) ı 100|ı1 0 0|00% 








u. |. w. 

Wir Unterfchriebene erflären hiermit, daß die einzelen in den obigen Colonnen 

angegebenen Daten wahr und richtig find, fomweit wir ſolche feftzuftellen im 

Stande gewefen, zu welchem Zived wir unfere Bemühungen angewandt haben. 

Thomas Jones, Armenauffeherr. John Thomas, Kirchenvorfieher x. x. 
Nach diefem Formular find Aecker, Gebäude, Zehnten und aller 
andere nugbare Realbefig (visible profitable property) im Kirdjipiel 
zu verzeichnen, nöthigenfalls mit Beiſtand remunerirter Taxatoren b. 
et 7. Will. IV. c. 96 $ 3. 

Der Gefammtbetrag ber auszufchreibenden Steuer begrenzt 
fih dur die Klauſel des Gejege® „competent sums of money“ 
d. 5. fo viel wie für den Haupt⸗ und die gefeglichen Nebenzwede vor: 
ausfichtlich nöthig fein wird. Die Steuer wird alfo praenumerando 
erhoben, auf- einen gewiſſen Theil des Jahres, nach dem Maßſtab dei 
muthmaßlichen Bedürfniffee. Die Ausfchreibung einer retrospective 
rate oder einer feitftehenden standing rate würde ungültig fein. 
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Die Bertheilung auf die Steuerpflihtigen wird, da das 
Geſetz nichts anderes fagt, felbftverftändlicdh angenommen als eine 
gleichmäßig dur die Größe des Einkommens beftimmte. Es ift 
daher alte Braris die Einfhägung nach — sh. — d. auf das Lit. alfo 
nad gewiſſen Procenten vom fteuerpflichtigen Einkommen anzulegen. 
Das fpätere Geſetz 59. Geo. III. c. 12 $ 19 braucht dafür den Aus- 
drud a fair and equal pound rate. Es ift unftatthaft für eine 
Klaffe von Perſonen einen anderen Abfchätzungsmaßſtab zu nehmen, 
als für eine andere Kaffe. 

Die Perioden der Einſchätzung lauten nach dem Geſetz auf 
„wöchentlich oder in anderer Weiſe.“ Schon die ältere Praris hielt 
daher Ausschreibungen eines Monatsbedarfs für zuläffig. Seit 17. 
Geo. II. c. 38 wurden auch Ausfchreibungen bis zum Bedarf eines 
halben Jahres, ja wohl noc weiter hinaus für zuläffig erachtet. Jedes 
Jahr muß jedoch feine gejonderten Laften tragen, und die Steuern 
eines Jahres können nur ausnahmeweife verwandt werden zur Deckung 
der Laſten eines früheren Jahres 41. Geo. III. c. 23 89. 

Die Bezirke der Steuer-Ausfhreibung find nach dem 
Geſetz Eliſabeths nur die Kirchfpiele, Parishes. Das Geſetz Carls IT. 
geftattet auch die Theilung von Kirchfpielen, jo daß zufammengepfarrte 
Ortihaften und Dörfer unter Umſtänden gefonderte Armenbezirke 
werden dürfen 13. et 14. Car. Il. c. 12 821. Die Entfcheidungen 
der vielen Streitigkeiten tiber die Grenzen der Kirchſpiele werden ver- 
einfaht durch 17. Geo. I. c. 37 81. Die Koften einer Grenz⸗Er⸗ 
neuerung von drei zu drei Jahren, und die der Grenziteine können 
aus der Armenfteuer beftritten werden 7. et 8. Vict. c. 101 8 60. 

St ein Kirchfpiel unfähig, die möthigen Meittel für feine 
eignen Armen aufzubringen, jo können fchon nad) 43. Eliz. c.2 $ 3 
ie zwei Friedensrichter jedes andere Kirchfpiel, oder eine andere Ort- 
haft innerhalb der Hundred, zur Aushülfe für jenes Kirchipiel 
enfhägen; und wenn auch die Hundred dem Bedürfniß nicht genügen 
fann, mögen die Friedensrichter in den Quartalfigungen irgend ein 
anderes Kirchfpiel oder eine Ortfhaft im Bereich der Graffchaft zur 
Aushälfe einfhägen. Die Gerichtöpraris nimmt an, daß diefe Befug- 
niß nicht den Kirchenvorftehern und Auffehern delegirt werden darf, 
und dag die Heranziehung auf eine beftimmte Summe und nur auf 
eine beftimmte Periode gefchehen Tann; librigens aber fowohl die ganze 
Ortſchaft, wie einzele Bewohner herangezogen werden dürfen. Dieſe 
Klauſel ift neuerdings in einem Kirchipiel der Stadt Worcefter wieder 
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zur Anwendung gefommen, Report on Parochial Assessment 1% 
S. 61, und wird in neuefter Zeit mehrfach in Erinnerung gebradt. 

Das Gefammtgejhäft der Einfhäkung, making the 
rate, bis zu diefem Stadium d. 5. alfo Feftftellung des fteuerpflichtigen 
Eigenthums und der fteuerpflichtigen Perfonen, die Abſchätzung dei 
fteuerbaren Werths dieſes Eigenthums, die Abmefjung des Gefammt- 
beitrags, der Periode für welche er erhoben werben foll, und die De 
rechnung der Summe, die auf den einzelen Beitragspflichtigen fällt, it 
noch immer das Hauptgefchäft der Armenanffeher, 7. et 8. Vict. 
c. 101 88 61— 63. Die neuere Geſetzgebung geftattet indeſſen die 
Ernennung von befoldeten Cinnehmern und Assistant Overseers 
(Gap. VIII. $ 105). 


Die von den overseers entworfene Tabelle ift bei Strafe der . 


Nichtigkeit nad) obigem Formular zu zeichnen; wobei ein Widerſpruch 


oder eine Weigerung der Kirchenvorfteher mit zu zeichnen als unerheb 


(ih gilt. Die Tabelle wird fodann zwei Friedensrichtern vorgelegt, 
welche durch Unterzeichnung ihres Namens ihre Zuftimmung atteftiren, 
Allowing of the Rate Nah der Beftätigung dürfen feine 
neuen Namen beigefügt werden. . Ä 

Endli erfolgt die Publikation. Bei Strafe der Nichtigkeit 


müſſen die Armenauffeher am folgenden Sonntag nach der Beftätigung 


die Einſchätzung veröffentlihen, — früher mündlich in der Kirche 11. 
Geo. I. e.3 $ 1 — jest durch fchriftlichen Anſchlag an der Kirchen- 
thür, mit Beifügung einer gedrudten oder gefchriebenen Kopie der Ein- 
Thätungslifte 1. Viet. ce. 45. Zu weiterer Beröffentlichung folien 
die Armenauffeher nah 17. Geo. II. c. 3 jedem Einwohner Ein- 
ficht und Abfchrift gegen gefetliche Gebühr geftatten; nach 6. et 7. 
Will. IV. c. 96 $ 5 kann jede eingefchägte Perfon felbft Abfchriften 
oder Auszüge daraus nehmen. 

Die neue Union Assessment Committee Act, 1862, 25. et 
26. Viet. c. 103, bildet alljährlich eine Einfhägungs - Commii- 
fion von ſechs bie zwölf Mitgliedern, gemählt von dem $reisarınen 
rath — zu #3 aus Kreisarmenräthen, guardians, — zu } aus frie 
densrichtern, und ftellt die Armenaufſeher bei dem Einſchätzungsgeſchäft 
unter eine ftetige Einwirkung diefer Einſchätzungs⸗Commiſſionen. Tas 
Geſetz berührt auch die Grundfäte der Publication, und ändert das 
Reclamationsverfahren, fo daß es rathſam erfcheint am Schluß, Note * 
das nee Geſetz noch einmal im Zufammenhang zufammenzuftellen. 
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II. Das Reflamationsverfahbren, Amendement of 
the Rate.) 


Nah Publikation der Liſten dürfen die Armenaufjeher die Ein- 
ſchätzzung weder aufgeben noch verbeifern: jede Aenderung ſetzt vielmehr 
eine förmliche Appellation eines Intereſſenten voraus. 

Appellation an die Quartalfigungen wird fon durch 
das Geſetz Eliſabeths geftattet, betätigt dur 17. Geo. II. c. 38; 
41. Geo. III. c. 23. Danad kann jede Perfon, die fich beſchwert 
findet durch eine Armenftener, oder welche materielle Einwendungen 
gegen Aufnahme oder Weglaffung einer Berfon in den Liften bat, oder 
Ueberbürdung, oder fonftige Verfäumniß eines Armenauffehers ober 
Friedensrichters behauptet, an die nächſten Quartalſitzungen appelliren. 
Den Armenauffehern des Kirchfpiels und jedem Gegenintereffenten muß 
vorher fchriftliche Notiz von der Appellation und den Appellations- 
gründen gegeben werden, auf welche fid) die Verhandlung zu be- 
ihränten Hat. Bei der Verhandlung müſſen die Armenauffeher auf 
Verlangen Abjchriften aller früheren und gegenwärtigen Einſchätzungs⸗ 
fiten vorlegen. Nach Anhörung beider Theile entjcheiden dann bie 
Quortalfigungen endgültig, indem fie die Einjchägung entiveder beſtä— 
tigen, oder caffiren, oder verbeffern. Die Berbefferung Tann 
geichehen durch Zufügung-oder Streihung eines Namens, durch Aen⸗ 
derung der eingeſchätzten Summe, dur Erhöhung ber Einfchäßung; 
umgelehrt auch wohl durch Anweifung zur Rüdzahlung ſchon gezahlter 
Steuern mit Koften. lleber Gebühr erhobene Summen werden ins 
dejien in der Regel nicht zurüdgezahlt, fondern auf künftige Steuer- 
poiten abgerechnet 41. Geo. III. c. 23. 

Zur Erfparung der Koften ift neuerdings hinzugefommen eine 
Appellation an die Fleinen Bezirlsfigungen der Frie- 
densrichter, Special Sessions, durd) die Parochial Assess- 
ment Act. 6. et 7. Will. IV. c. 96. Die Friedensrichter follen zu 
dem Zweck in jeder Bezirfsdivifion mindeſtens vier Mal jährlich eine 
Specialjefjion für Steuerreclamationen halten, die 28 age vorher 
durh Anſchlag an der Kirchenthür angelündigt wird. Sie haben hier 
zu hören und zu entjcheiden alle Einwendungen gegen die Steuer auf 
Grund. einer Ungleichheit, Unangemefjenheit oder Unrichtigkeit in der 
Abſchätzung ftenerpflichtiger Beſitzungen, aber nicht über das Princip 
der Stenerpflichtigkeit. Cine fehriftliche Anmeldung der Reklamation 
muß der Vejchwerdeführer fieben Tage vorher dem einfchägenden Bes 
amten mittheilen. Erfolgt feine Oberappellation, fo ift die Entjcheidung 
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endgültig. Binnen vierzehn Tagen aber kann jeder Theil nod eine 
Appellation von der Special- an die Quartalfigungen anmelden, deren 
Entfcheidung dann enbgüftig ift für alle Betheiligten, denen es aud 
unbenommen bfeibt, nad) wie vor mit Umgehung der Specialfigungen, 
fogleihh an die Quartalſitzung zu appelliren. 

Finden die Quarter Sessions eine wichtige Rechts- oder Prineip- 
frage zu entfcheiden, jo ſteht e8 ihnen frei, einen status cansae zu 
entwerfen und dem &erichtshofe der Königsbank zur Entjcheidung der 
Rechtsfrage vorzulegen (stating a special case). Terner bleibt 
vorbehalten die Befugniß diefes Gerichtshofes aus dringenden Gründen 
dur ein Certiorari, foldhe vor den Duartalfitungen ſchwebenden 
Fälle abzurufen und an fich zu ziehen. 

Ohne diefe Neclamationen für die einzeln Steuerzahler auf- 
zuheben wird jett eine dritte Reclamationsweife vor der ge 
wählten Einſchätzungs-Commiſſion der Kreisarmenverbände 
eingeführt durch die Union Assessment Committee Act 1862 
88 18, 19, 32. Dana kann 'eder Armenauffeher wegen unrichtiger 
Einſchätzung feines oder eines anderen Kirchfpiels, jeder Cinzele wegen 
unfairness, incorrecetness, omission in den Einfhäßungsfiften an 
das Assessment Committee binnen 28 Tagen Appellation einlegen. 
Für die Gemeindebeamten ift diefer neue Weg der ausfchließliche, wäh: 
rend für den Einzgelen der gerichtliche Weg durch die Sessions bor- 
behalten bleibt. 

Für bloße Niederfhlagungen wegen Unvermögens gilt ein 
fehr einfaches Verfahren. Die befchwerte Berfon kann fi an zwei 
Friedensrichter wenden, welche. mit Conſens der Armenauffeher die aus⸗ 
gefchriebene Summe durd; einfaches Decret niederfchlagen. 54. Geo. II. 
c. 170 8 11. 


II. Die Steuererhebung, Levy of the Rate. ?) 


Die Erhebung ift wiederum Sache der Armenauffeher, do 
jetzt ſehr gewöhnlich mit Hülfe befoldeter Assistant Overseers 59. 
Geo. III. c. 12 87; 7. et 8. Viet. c. 101 861. Die Prayis des 
Armenamts führte auch befofdete Einnehmer Collectors ein, die durd 
7. et 8, Viet. c. 101 8 62 gefelich anerkannt wurden; in Zufunft 
folfen fie aber nur auf Antrag der Armenräthe ernannt werben. 

Fällig und einziehbar ift die Steuer ſchon durch die Bubli- 
cation, vorbehaltlich der Neclamation. Erfolgt weder Reclamation noch 
Zahlung, fo tritt em Erecutionsverfahren durd Pfändung, 
distress, ein. Der Armenauffeher zeigt den Fall (einzeln, ober mit 


& 








8 17. Der Geſchaftsgang ber Steuererhebung. . 489 


Einreichung einer Lifte aller Rückſtände) einem Friedensrichter an, 
3. Geo. II. c. 23, weldher den Säumigen vor zwei Friedensrichter 
atirt, die dann nach fummarifcher Anhörung oder in contumaciam 
einen Erecutionsbefehl zur Auspfündung und zum Verkauf des Mobi- 
liars erlaffen, 43. Eliz. c. 2 84. Im Allgemeinen gelten dabei bie 
Srundfäge von Meobiliarereeutionen. Im äußerften Falle kann «8 and) 
zum Berjonalarreft fommen. Doc findet wegen unrechtmäßiger Steuer: 
erecution eine Regreßklage, und nach 17. Geo. II. c. 38 87 auch eine 
Appellation an die Quartalfigungen ftatt, durch welche die Legalität 
der Steuererhebung gefichert wird. 


IV. Die KRaffenverwaltung, Custody and Expenditure 
of the Rate. ?) 


Nach den Geſetz Eliſabeths haben die Armenauffeher auch die 
Berausgabung der Armenftener zu leiten. Folgerecht fteht ihnen auch 
u die Aufbewahrung der Beftände in der Zwiſchenzeit von der Ein- 
jammlung bis zur Berausgabumg. — Das große Armengefeß von 1834 
führt aber ein ganz neues Spftem der Armenunterftügung ein, und 
ttellt e8 unter die Controffe von Armenräthen, Guardians of the 
Poor, die aus den Kreisarmenverbänden gewählt werden. Die Armen- 
auffeher find danach befchränkt auf die Pflicht der Einfammlung, mit 
der ausgefprochenen Berbindficjkeit den Armenräthen bie zur Ausführung 
irer Functionen erforderlichen Fonds zu liefern, 2. et 3. Vict. c. 84 
81. Die Leitung der Verausgabungen aber fteht jet den Guardians 
zu. Sie dirigiren ebenfo die nothwendigen Zahlungen für die Secun- 
därzwecke der Armenftener, und liefern aus beren Fonds namentlich 
and die Summen ab, die als County Rate der Kreiskaſſe zuflicßen. 


V. Rehnungslegung und Rechnungsreviſion, Accounts 
and Andit. >) 


Alle Communalbeamten, denen die Erhebung, Aufbewahrung und 
Verausgabung der Steuer obliegt, find verpflichtet zur Mechnungslegung 
(4. et 5. Will. IV. c. 76 8 47) in folgender Weife: | 

1) Das noch immer geltende Hauptgefeß über die Ned- 
nungslegung ift 43. Eliz. c. 2 88 2—4. Danach follen die 
Armenauffeher binnen vier Tagen nach Ablauf ihres Amtjahre und 
nach der Ernennung neuer Berfonen „zweien Friedensrichtern vor: 
legen eine wahre und vollftändige Berechnung über alle vereinnahmten 
Summen, alle nicht vereinnahmten Rüdftände, vorhandene Materialien, 
und alle fonftige ihr Amt betreffende Dinge; und folche in ihren Händen 
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befindlichen Summen follen fie zahlen und überantworten ihren gehörig 
ernannten Amtsnachfolgern“. SKirchenvorfteher und Wrmenauffcher, 
welche diefe Rechnungslegung weigern, können durch Haftbefehl zweier 
Friebensrichter in das Grafſchaftsgefüngniß gefeßt werben, um dort zu 
bleiben, unbefreit durch Cautionsleiftung, bis fie gehörig Rechnung ge: 
legt und ihre Beftände vollftändig abgeliefert haben. Auch können zwei 
Triedensrichter einen Pfändungsbefehl erlaffen, um durch Abpfändung 
und Verlauf des Mobiliars die Rückſtände beizutreiben, und im Fall 
die Auspfändung fruchtlos bleibt, den LWebertreter in das Gefängnik 
jegen, um bort (umbefreit durch Caution) zu bleiben bis zur Zahlung 
des Defects. Gegen die friedensrichterliche Entfcheidung geht Appella- 
tion an die Quartalfigungen. Dieſe Vorſchriften galten anderthalb 
Jahrhunderte ohne Zufag und Declaration. Erft das st. 17. Geo. II. 
c. 38 fügt einige Schärfungen Hinzu, und namentlich die Bejtimmung: 
die abgehenden Armenauffeher follen außerdem binnen vierzehn Tagen 
ihren Amtsnachfolgern eine vollftändige Rechnung über alle Gelder und 
Materialien ihrer Amtsverwaltung übergeben, und ſolche verificiren auf 
Eid oder feierliche Bekräftigung vor einem Triedensrichter, der foldes 
zu atteftiren hat mit feiner Namensunterfchrift. 

2) Diefe älteren Geſetze enthalten noch keine ſpeciellere Vorſchrift 
über die Rehnungsrevifion, Audit. Das st. 50. Geo. II. 
c. 49 bejtimmt aber: zwei oder mehre Friedensrichter follen deshalb 
zufammentreten zu einer Bezirksſitzung, Special Session, welder 
das Rechnungsbuch vorzulegen ift; und diefe Priedensrichter follen er⸗ 
mächtigt fein folhe Rechnung materiell zu prüfen, die Armenaufjeher 
auf Eid oder feierliche Belräftigung darüber zu verhören, unbegründete 
Ausgabepoften zu- jtreichen, übermäßige Zahlungen zu ermäßigen und 
folche Defectate mit Angabe der Gründe auf der Rechnung felbit zu 
vermerken, zu atteftiren und zu unterzeichnen. Auch diefe Vorjcriften 
dauern noch fort, find aber zuerft ergänzt, und dann beinahe unpraf- 
tifch geworden: 

3) durd ein neues Syitem von bejoldeten Rechnungs 
reviforen, weldes in Folge der neueren Armeungeſetzgebung eintritt. 
Nah 7. et 8. Vict. c. 101 follen folche Rechnungsreviſoren ernanut 
werden für größere aus mehren Kreisarmenverbänden beftchende Di- 
fteifte ($ 32); und wo die neue Einrihtung durchgeführt ift, gehen 
alle gefeglichen Gewalten ber Friebensrichter und anderer zur Prüfung, 
Revifion, Defectirung der Rechnungen auf diefe Reviforen über (537). 
Nach den fpäteren Kinrihtungen werden diefe befoldeten Rechnungs 
teviforen von der Staatöbehörde ernannt, mit der allgemeinen Be: 
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fugniß „zır controliren und zu überwachen“ die Befolgung der Armen- 
verwaltungsgefeße und der durch Geſetz autorifirten Inſtructionen des 
Armenamts, und nad) diefen Geſichtspunkten die Einzelzgahlungen paffiren 
zu laſſen oder zu defectiven, fo daß nunmehr die eigentlid, wirkfame 
und eingreifende Oberinſtanz in dieſe abminiftrativen Beamten der 
Staatsgewalt gelegt iſt. 

Nebenbei ift auch den Steuerzahlern ein Recht der Eontrofe 
offen gehalten durch die Deffentlichkeit der Verhandlungen über Ned)- 
nungslegung und Reviſion, bei denen jeder Steuerzahler anweſend 
fein und vorher Einfiht von den Büchern und Rechnungen nehmen 
darf 7. et 8. Vict. c. 101 8 33. 

4) Eine Appellation gegen die Entfcheidungen des 
Rehnungsrevifors war in dem Armengejeg von 1834 nicht ge- 
geben. Nach 7. et 8. Vict. c. 101 muß aber der Reviſor auf An 
trag jeder befchwerten Perſon in dem Rechnungsbuch fchriftlich die 
Gründe eintragen, aus welchen ein Poften paffirt, defectirt oder in 
Belaftung gefteltt ift. Dagegen findet dann ein Antrag auf Abberu- 
fung, Certiorari, an bie Königsbank ftatt. Der Revifor kann dabei 
feine Entjcheidung vertheidjgen, und die Koften dafür aus der Armen- 
fteuer des Kirchſpiels erfegßt erhalten. — Die beſchwerte Perfon hat 
aber auch ein Wahlrecht, fintt des Gerichtshofs das Königliche Armen- 
amt im Beichwerdewege anzugehen, welches dann durch eine Order unter 
Handſchrift und Siegel die Streitfrage entfcheidet ($ 36). In Folge 
dieſes Wahlrechts ift die bilfigere und einfachere Beſchwerdeinſtanz beim 
Armenamt fehr bald die überwiegende geworden. Und fo findet denn 
dies Gebiet des Communalweſens durch die Mittelinſtanz der Auditors 
und durd die oberfte Inſtanz des Poor Law Board feinen Schwer- 
punkt bereit8 überwiegend in Adminiftrativbehörden, neben welchen 
ſich aber die Seffionen der Friedensrichter (event. die King’s,bench) 
als eine alternative Befügniß der Berufung auf den Rechtsweg hin⸗ 
durchzieht. 

Dies find in möglichft einfacher Geftaft die Grundzüge des Steuer: 
erhebungs-Verfahrens zunächſt bei.der Poor Rate. Die Abweichungen 
bei der County Rate und Borough Rate find ſchon oben angedeutet. 
Die Befonderheiten der Verwaltung der Highway Rate fommen bei 
dem Wegebauweſen zur Sprache. Der gemeinfame Zwed aller um⸗ 
ſtändlichen Borfchriften ift: 1. die Zwecke jeder Communalſteuer, 
2. das Brincip der Belaftung innerhalb der gefeglichen Grenzen zu 
halten. Eine Befugniß, fih die Zwede einer Communalfteuer und 

die Art der Steuer ſelbſt zu beitimmen, haben, wie ſchon erwähnt, bie 
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englifchen Kreis- und Communalverbände nie gehabt. Selbſt milde 
Zwecke, Unterrihtsausgaben, Koften öffentlicher Feſtlichkeiten, öffent- 
fiher Bauten 2c. Können durch feinen Communalverband autonomijd 
befehloffen werden, wo nit ein Geſetz ober feftes Herkommen fie 
autorifirt. 


*) Einen verhäftnifimäßig verſtändlichen Abſchnitt über das Armenfleuerer 
bebungsmwefen giebt die Dentſchrift des Armienamts on Local Taxes 


1846, ©, 8—36. Es wird dann bei allen übrigen praftifchen und unpraltiichen 


Communalſtenern nad) demfelben Syften, Imposition, Amendment, Levy,Cnstody 
and Expenditure, Accounts in diejer Reihenfolge durchgegangen, — In Buru 


Justice enthält der von der Poor Law handelnde Band im 8 IT., Poor Rate, 


und $ IV. of the Overseers Accounts, das buntgemifchte Material über bie 


Steuererhebung. — Der große Report on Local Taxation ven 1843 enthält 


p. 73 eine Weberfhau iiber die bei den Sommunalfteuern (Assessing. 
Collecting, Levying, Keeping, Expending, Auditing) befhäftigten Com 
munalbeamten. &s werden nicht weniger als 54 verſchiedene Klafien folder 
Beamten aufgezählt, und ihre Geſammtzahl auf 180,000 abgeſchätzt, von denn 
bei Weitem die meiften ein jährlich wechſelndes Amt verſehen. Beigefügt iR 
ein gewaltiges Tableau iiber dieje 54 Klaſſen von Beamten, darunter vieles Un 


praftifche, viele heute nicht mehr correcte Zahlen; doch ift die Leberficht merf- 
würdig als einzige vorhandene fummarifche Ueberfiht über bie 
Zahl der Communalbeanten in England.“ Beſchränken wir uns nur auf 
die praftiichen Poften: 

I. Sir die Verwaltung der Armenfteuer: (1) mindeflens 21,620 


Kirchenvorfteher, für jedes der (damals) 10,810 Kirchipiele, jährlich wechſelnd nad 


43. Eliz. c. 2, $ 1 (2) mindeſtens 29,232 Armenauffeher, fiir 14,616 Kirchipiele 
und Ortſchaften (3) 5270 (nad) einer Zählung des Armenamts 1834— 35) be 
joldete Armenauffeher, 59. Geo. III. c. 12, $ 17 (4) 1239 remunerirte Feld 
meffer und Taratoren (5) 271 befoldete Einnehmer, Collectors {im Jahre 1841". 
Dazu kamen nad) der damaligen Einrichtung 479 befoldete Nechnungsreviſoren 
Auditors, für die Kreisarmenverbänbe. , 

IL Für die Berwaltung der Wegebaufteuer: (12) 14,616 Wege 
auffeher, flir 14,616 Kirchfpiele und Ortichaften, jährlich wechſelnd. 

III. Für die Berwaltung der County Rate: (38) mehre Taufend (heute 
etwa 9000) aktive Kriebensrichter für die 56 Graffchaften und ſelbſtändige 
Ridings, fowie für 29 Liberties mit ausjchließlichen PBolizeiverwaltungen. - 
86 befoldete Kreisjefretäre, Clerks of the Peace. Etwa 1600 High Constab- 
les für 800 Hundreds und ähnliche Bezirke. 86 befoldete Kreiseinnehmer, 
County Treasurers. j 

IV. Für die Verwaltung der ſtädtiſchen Steuern: 177 Bürgermei 
fter, jährlich wechſelnd, fiir die (damals) 177 Städte mit ber Städteorbnung. — 
1080 Aldermen auf je ſechs Jahre. — 3240 Stadtverorbnete, anf je drei Jahre. 
— 177 befoldete Stadtichreiber, Town Clerks. — 177 bejoldete GStadteimuch 
mer, Borough Treasurers. — 531 Rechnungsreviſoren, Borough Auditors, 

. Jährlich wechſelnd. 

Rechnet man dazu noch mehr als 20,000 Constables für die einzelem Town- 

ships, und 17,716 Kreisarmenräthe fir (damals) 571 Kreisarmenverbände, Io 
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hat mau die Hauptmaſſen der engliſchen Communalbeamten vor ſich. Die ſte⸗ 
tige Thätigleit aller diefer Beamten repräfentirt ſchon von diefer Seite bie 
fietige Betheiligung ber zum Parlament wahlfähigen Klaffen an ber täglichen 
Arbeit des öffentlichen Lebeus. Die feit Jahrhunderten alljährlich wiederkehren- 
den Abfchägungen- der fteuerpflichtigen Hausſtände aber erhalten ein lebendiges 
und ganz anderes Gemeingefühl, wie jene todten Grundſteuerkataſter, welche 
man freilich in Frankreich anlegen mußte, wo der Gemeinfinn für Communal- 
weien, uud zugleich die nöthige Rechtichaffenheit fehlt, die eine der Borbedin- 
gungen des englifchen Verfahrens iſt. Borfchläge zu einer Vereinfachung der 
Stenerausfchreibung macht der- Oberhaus-Report on Paruchial Assessment 
1850, pag. IV. . 

I) Die Steuerausfhreibung hat allerdings bei der Armenfteuer Manches 
durch die Gefetgebung der Tudors fpeciell bier Eingeführte. Die allowance 
und publication gilt nicht ald common law, namentlich nicht für die Kirchen- 
Rewer, und ift bei der Armenfteuer pofitiv durch 34. Eliz. c. 2 vorgeichrieben, 
bei der Highway-Rate durch die Wegeordnung. In T. Smith, Parish Seite 
562-564 wird dies wiederum als eine DVerunftaltung der common law durd) 
Barlamentsftatuten betradjtet. Allein die Beftätigung durch den höheren Ge⸗ 
meindebeamten war zur Zeit ber Tudors ſicherlich rathfam, um die neue Ar- 
menverwaltung in Gang zu bringen, fie ift zu rechtfertigen durch die polizeiliche 
Zeite der Armenpflege; und unter allen Umftänden bildet die Beftätigung der 
Sherinfanz einen Schug der Steuerzahler gegen Klaffenintereffen und gegen 
Willkur der Majorität. Die alte Gerwohnheit einer gleihmäßigen Befteuerung 
aller Hausſtäude bat freilich das Veftätigungsrecht im Verlauf der Zeit mehr 
zu einer Formalität gemacht, die nöthigenfalls durdy ein mandamus der Reich6- 
gerihte erzwungen wird. Seit Menfchenaltern ift kaum der. Verſuch gemacht 
worden, willkürlich einzele Klaffen oder Perfonen ber Gemeinde nach ungleichem 
Recht zu befteuern. Nutzlos ift indeſſen eine Oberinftanz zur Kontrole ber 
Beobachtung der Rechtsgrundſätze noch immer nicht. Die allowance ift in 
ihrer rechtlichen Bedeutung zu vergleichen der Beflätigung des Stantsbudgete 
duch das Oberhaus, und ift aud) in bem neuen Gele von 1862 beibehalten. 

2 Tas Reclamationsverfahren !beruht jett auf der Wahl zwijchen einem 
gerichtlichen und einem adminiftrativen Verfahren, durch Beſchwerde bei den 
Special Sessions oder Quarter Sessions, oder jett bei dem Assessment 
Committee, für welches ich auf die unten folgende Leberficht des Geſetzes von 

« 1862 Rote **) verweife. Smith Parish ©, 560, 562 erinnert daran, daß bie 
Eteuerveranlagung der Armenaufieher nad; Rückſprache mit der Gemeinde er- 
folgen jolle, daß alſo Beſchwerden aud) in ber vestry vorgebradyt werden Fün- 
nen, die er als den general appeal, als die „einfachfte und wohlfeilfte Weiſe“ 
der Reclamation bezeichnet. Die praktifche Erfahrung hat indeflen die Recla- 
mation bei einer Oberinftanz, als die wirkfame und allein übliche, durchgeführt. 
H Die Stenererhebung und Erelution konnte urfprünglich dur Pfän- 
dung (distress), unter Order der vestry erfolgen, ift aber durch eine Reihe 
von Eperialgefegen vor- die Sriedensrichter verwiefen, um nad ſummariſcher 
Anhörung der Gründe den PBfändungsbefehl zu erlaffen. Findet fi fein genil- 
gendee Mobiliar im Kirchipiel, jo kann die Bollftredung in andere Mobilien 
innerhalb der Graffchaft erfolgen, und durch ein Indoffament des Bollziehungs- 
beiehle auch in andern Graffchaften, 17. Geo. II. c. 38, $ 9; 54. Geo. II. 
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c. 170, & 12; 33. Geo. III. c. 55, $ 3. SBerfahren und Exekutionskoſten fin 
noch fpezieller geregelt durdy 27. Geo. II. c. 20; 57. Geo. II. c. 93; 7. et. 
Geo. IV. c. 17. Rad) fruchtloſer Auspfändung findet auch Perſonalarreſt Rat, 
43. Eliz. c. 2, $ 4, wonach der Schufdige durch zwei Friedensrichter in dus 
Grafſchaftsgefüngniß abgeliefert werben kann, bis er Kaution ftellt oder zahlt. 
Das Steuererecutionsverfahren durdjläuft alfo folgende Etadien: (1) Anzeige 
eines Armenauffehers bei einem Friedenerichter, Information for Nonpayment, 
gewöhnlich mit Ueberreichung einer ganzen Liſte von Ridfländen, was jett zur 
Eriparung von Koften ftets geichehen foll 25. et 26. Vict. c. 82. (2) Citation 
zur Verantwortung vor zwei Sriedensrichtern, Summons on Nonpayment, 
und nad) Abhaltung des Termins (3) Auspfänbungsbefehl, Warrant of Distress, 
ausgefertigt von zwei Friebensrichtern, adreffirt an die Kirchenvorfteher un 
Armenauffeher. (4) Bericht der Armenauffeher iiber den Ausfall der Erecutio, 
Overseers Return, auf der Ritdfeite dea Erecutionsbefehle. (5) Perſonalhafte 
befehl, Commitment, gegen den frudjtlos ©epfändeten, ausgefertigt von zwei 
Friedensrichtern. Für alle diefe Afte giebt es feftftehende weitläuftige Kormulare 
Die wichtige Frage des Regrefjes wegen unrehtmäßiger Steuer— 
erecution ift dahin geordnet: Bei ganz ungejetlicher Pfändung tritt die 
Klage wegen Weberichreitung bes Pfündungérechts action of replerin ein, 
43, Eliz. c. 2 $ 19; daneben Civilklage auf Ritdgabe der Sache, action ol 
trover, oder auf Geldentichäbigung, action of trespass. IM die Pfändung 
nicht ganz ungefetlich, jo Tann eine action the the case (aetio in factum: 
eintreten, die jedoch ausgeichloffen wird wegen bloßer Kormfehler, wenn bie 
Steuer materiell wirklich gefchuldet wird, 17. Geo. II. c. 38 8 8, — mit ge 
wiffen Schugmaßregeln filr die in gutem Glauben handelnden Beamten. Turd 
17. Geo. II. c. 38 $ 7 wird der beſchwerten Partei auch in der Erecutione 
Inſtanz eine Appellation an bie Dumtalfikungen gegeben. 

4) Für die Kaffenverwaltung der Armenfteuer gelten einfachere Grundſäte 
als für die Kreisfteuer, die aus den Beiträgen vieler Kirchſpiele zufannmenflieit, 
und größere für längere Perioden disponible Summen in Bereitfchaft haben mat, 
daher eines befonderen Kreiseinnehmers bedarf. Seine Fondse bilden eine 
fefte Kreisfaffe (the public stock of the County), deren Auszahlungen ımter 
dem Decernat der Yriedensrichter vor fich geben; während die Armenftener der 
großen Maſſe nad) zur Veransgabung für da8 einzele Kirchfpiel beftimmt, Ad 
zu einer ſolchen centralifirten Kaffenverwaltung nicht eignete. Im Zufammen- 
bang damit flieht dann auch die mehrermähnte Neuerung, durch welde die 
Dber-Eonftabler der Hundertichaften von der Bereinnahmung der County Rate 
entbunden, vielmehr die Beiträge des Kirchſpiels zur Kreisfleuer unmittelbar vos 
ven Armenräthen an ben Kreiseinnehmer und in die Kreislafle gezahlt werde 

7. et 8. Vict. c. 33, — eine Neuerung, die aber erft eintreten foll bei der 
erften Bacanz in dem Amt des High-Constable, der bisher gewifle Tautiemen 
flir dies Geſchäft bezog. ' 

5) Das Syftem der Rednungsrevifion if feit dem Armengeſetz von 1854 
die eigentliche Handhabe für die Seransdrängung der Friedensrichter ale Ober 
inftanz der Gemeindeverwaltung geivorben, an deren Stelle nun eine admiri 
firative Mittel- und höchfte Inftanz wie in den Staateverwaltungen bee Con 
tinents tritt. Die Geſetzgebung ift auf diefem Wege fchrittweile weiter gegangen. 
Das Armengelet; von 1834 fchreibt eine Rechnungslegung liber Einnahmen und 
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Ausgaben im weiteften Sinne vor, alfo namentlich auch mit Einſchluß der Rüd- 
zahlungen ans Armenunterftügung, über die der Armenlaffe zufließenden Straf- 
gelder, Bermäcdhtniffe und Schenkungen. Andererfeits dürfen in den Ausgaben 
nur paffiren die gefetzlich geftatteten, bem Betrage nad) angemeijfe- 
nen, ımd in der Kegel aud) nur die auf das laufende Rechnungsjahr fallenden 
Ausgaben, 4. et 5. Will. IV. c. 76, 8 47. Die Formulare der Rechnungs- 
legung und der Geſchäftsgang ber Revifion werden durch Amtsregulative des 
Staatsarmenamts normirt ($ 15 a. a. O.). Die Rechnungslegung ſoll min- 
deſtens halbjährlich oder auch öfter nad Anwelfung des Armenamts eintreten 
(7. et 8. Vict. c. 101, 8 38). Das Armenamt ift auch ermädtigt, durch 
Amtsanweifungen mehre Armenverbände und Kicchipiele zur Anftellung von 
befofdeten Diftriltsreniforen zu vereinigen und deren Amtsqualification zu 
beftimmen (8 46 des Geſetzes von 1834). Das fpätere Gele 7, et 8. Vict. cit. 
erweitert diefe Befugnifle zur zwangsweiſen Einführung der befoldeten Diſtrikts⸗ 
teviforen und zur periobiichen Abänderung der gebil’eten Diftrifte. Im Jahre 
1850 waren bereit8 50 District Auditors angeftellt (mit durdjichnittlich 
1560 Thlr. &. Gehalt). 

Die Amtsbefugniffe der Neviforen gehen alfo anf vollftändige Revifion 
und Defeftirung. Sie lünnen jede bei der Verwaltung ber Armentare ober 
bei der Armenunterſtützung beibeiligte Perſon zwingen zur Vorlegung aller 
Nennungen und Belege, und zur Zeichnung einer Declaration barliber, bei 
Etrafe von 40 sh. für jeden Ungehorfam gegen ihre Anmeifungen, und bei 
Strafe des Meineids für jede falſche Deklaration (7. et 8. Vict. c. 101, 8 32, 
33). Dameben befteht fort die ältere Borfchrift, daß der Nechnungsleger auch 
zur Erhärtung durch einen förmlichen Eid genöthigt werden kann, und daf die 
Berweigerung defielben ein arhiträr ftrafbares Bergehen bildet (4. et 5. Will. IV. 
c. 76, 8 47). Sie haben auch die Befugniß ber Friedensrichter, den Rechnungs⸗ 
feger anzubalten zum Schadenerſatz für Nachläffigleit und Mißverwaltung und 
zur Berrehnung übergangener Boften (7. et 8. Viet. c. 101, $ 32). Die 
Rechuungsreviforen treten damit in die Stellung von Decernenten einer 
höheren Berwaltung mit der Pflicht zu „controlliren und zu überwachen“ 
die Befolgung der zahllofen Geſetze und der durch Geſetz antorifirten Inſtruc⸗ 
tionen bes Armenamts, und nach diefen Gefichtspuntten alle Einzelzahlungen 
peifiren zu Iaffen oder zu defeftiren. Die dafiir nothiwendig werdende technifche 
Vorbildung Hat in Wechſelwirkung damit die Einführung ftehender, bejoldeter 
Beamten und großer Revifions- Diftrikte herbeigeführt, die nun ale Bezirks⸗ 
beamte des Armenamts eine fefte Mittelftufe bilden. 

#) Die nene Union Assessment (ommittee Act 1862, 25. et 26. Vict. 
c. 103 iR von allgemeinem Intereſſe als ein Verſuch der Fortbildung der 
neneren Gemeindeinftitutionen in conjolidirterer ©eftalt. Obgleich manches darin 
eine Ueberfiht des heutigen Armenverwaltung vorausjeßt, ftelle ich dod) 
die Hauptartikel ſchon hier zuſammen. (art. 2) Das Collegium der Kreisarmenräthe 
ſoll, bei der erſten Zuſammenkunft nach der jährlichen Neuwahl, aus feiner Mitte 
an Valuation Committee wählen, zu 2/s ans guardians, zu 1/s aus ex officio- 
guardians d. 5. Ariedensrichtern, wenn deren fo viele in dem Kreisarmenver⸗ 
band vorhanden find. (3) Wenn die Grenzen einer Armenunion zufammenfallen 
mit denen eine® Municipal Borough, jo mag der Gemeinderath der Stadt aus 
feiner Mitte eine Anzahl Mitglieder dem Committee binzufitgen bis zu einer 
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gleichen Zahl. (7) Die Gewalten des Committee erfireden ſich auf jedes Kirch 
jptel innerhalb der union. (8) An den Situngen des Committee kann jedet 
Mitglied des Kreisarmenraths Theil nehmen, jedoch ohne Stimmredht. (9) Zur 
Beichlupfähigleit des Committee gehören wenigftens !/s der Mitglieder ımd 
nicht unter 3. (11) Die Verhandlungen und Bücher der Commiffion find jedem 
Armenfteuerzahler zur Einfiht offen. (12) Der Kreisarmeurath hat im Monat 
April dem Arımenanıt Bericht zu erftatten über das Verfahren des Einſchätzunge 
Committees. (13) Das Committee kann Bericht erfordern von den Armeneani- 
jehern und auderen Einihätimgsbeamten, Tann ſich die Eteuerliften vorlegen 
lafjen und Zeugen verhören. (14) Binnen 3 Monaten nad) der Ernennung dei 
Committee follen die Armenaufieher ihre Einfchäpungsliften nach dem bisher 
üblichen Formular anfertigen, jedoch unter Befolgung der ihnen vom 
Committee dafir ertheilten Orders. «15) Der Bruttoertrag der Ar- 
menfteuer ſoll wie bisher berechnet werden nad dem Miethſs⸗ und Pachtwerth 
des Realbeſitzes nad Abzug der öffentlichen Abgaben und der Zehutrente. 
(16, 17) Bei den Einſchätzungen und Einfchägungsliften mag das Committee 
nicht nur den Armenauffehern Direktion geben, fondern es kann aud mit 
Genehmigung des Kreisarmenrathd und nad) vorgängiger Anzeige an die over- 
seers eine andere Perſon fir das Geſchäft ernennen; jedoch ſoll and m 
diefem Fall die Lifte von den Armenaufiehern gezeichnet und bei ihnen in ber 
früher übficden Weiſe zur Einficht der Steuerzahler ausgelegt werben. (18) Jeder 
Armenauffeher hat ein Reclamationsrecht, wenn er glaubt, daf fein Kirdyipiel 
durch die Einſchätzungsliſte eines anderen Kirchipiels benachtheiligt if, und jeder 
Einzele hat ein Reclamationsrecht wegen Ungleichheit oder Incorrectheit oder 
wegen Auslafjung eines fteuerpflichtigen Realbeſitzes, binnen 28 Tagen mad 
der Depofition. (19) Das Committee mag von Zeit zu Zeit Sigungen halten um 
folhe Reclamationen zu entfcheiden (hear and determine); 28 Tage vorker 
ift aber den Armenauffehern Kenntniß von diefer Sigung zu geben, und legte 
follen an dem nächftfolgenden Sonntag den Gemeindemitgliedern in der biehe 
üblichen. Weife davon Kenntniß geben. ' (20) Das Board of guardians lm 
nach Bedürfniß weitere Einſchätzungen und die Aufertigung correcter Liſten 
anordnen und folche beftätigen. (21.) Die einzelen Steuerzahler behalten 
ihre bisherige Befugniß der Appellation an die Spezial- und Duartalfipungen 
der Friedensrichter, und das Einſchätzungscommittee ift verpflichtet, dieſen Ext- 
fcheidungen gemäß die Lifte abzuändern. (23) Die formelle Beſtätigung det 
Liſten (allowance) durch zwei Friedensrichter bleibt unverändert. (26) Tor 
Committee mag von Zeit zu Zeit neue Einfhägungen und neue oder ergän 
zende Einſchätzungsliſten anordnen. (28, 30) Die fo angefertigten valnation 
lists find fortan überall zu Grunde zu legen, aud für die Beiträge der einzelen 
Kirchfpiele zu dem gemeinfamen Fonds des Kreitarmenverbandes. (32) Jever 
Armenauffeher hat indeflen ein Reclamationsrecht wenn ex glaubt, daß fein 
Kirdgfpiel in der Beitragsquote durch die zu hohe oder zu niedrige Einſchätzung 
eines Kirchſpiels beſchwert ift und kann deshalb mit Genehmigung einer dazı 
berufenen Gemeindeverfammlung an die Ouartalfitungen appelliren. (35) Die 
Befugniß zur composition for rates bleibt unverändert. (40) Berfonen, melde 
auf eine gefegmäßige Order des Committee zu erſcheinen oder Zeugniß zu geben 
ober ein Steuerbuch oder eine Steuerlifte vorzulegen verweigern, unterliegen 
einer fummarifchen Beftrafung bis zu 20 2. (46) Das Gefe gilt nur für 
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England, und nicht für Ortfchaften unter einer Localacte; es lann jedoch in 
Armenverbänden unter der Gilberts Act durch ®emeindebeihluß eingeführt 
werden, 


8 18. 
Die ftenerpflihtigen Perfonen und Sachen. 

Für diefe Trage, noch mehr als für das Verfahren, ift die Armen- 
ſteuer das Normale aller Communalbeſteuerung geworden. Unter Leitung 
der Kirche war allmälig ein Gemeindeweſen entftanden, welches nicht, 
wie der weltliche Staat des Mittelalters, blos den Grumdbefig zu 
Milize, Gerichtö- und Polizeilaften beranzog, fondern jeden chriftlichen 
Hausftand zu Weiteren focialen Zwecken. Innerhalb diefes neueren 
Syſtems war bie breitere Bafi8 der Church Rate entftanden: zu einem 
gewiffen Abfchluß gebracht liegt e8 vor uns in dem Armengefeß 43. 
Elz. c.2 81: 

Es foll eingefchägt werden jeder Einwohner, Pfarrer, Bicar unb 
anderer, und jeder nußende Inhaber (occupier) von Ländereien, 
Gebäuden, Zehnten, Kohlenbergwerfen und verfäuflichem Nieberwald 
in dem gedachten Kirchjpiel. 
Die Gerihtspraxis hat 200 Jahre hindurch ohne gefegliche ‘Declaration 
diefe Beftimmung gehandhabt, begrenzt und auf das Brincip zurüd- 
geführt, dag die Steuer auf dem fihtbaren nugbaren Realbeſitz in der 
Gemeinde, visible profitable property in the parish, 
rubt. In diefem Sinne find von der Jurisprudenz zunächſt 

I. die Steuerobjecte dahin firirt: 

1) Lands, Ländereien, find ftenerbar nad ihren allmälig 
feigenden Nugerträgen (improved value) — mögen ſolche aus dem 
Verbrauch des Bodens felbft entftehen, wie Steinbrüche; oder aus dem 
natürfichen Quellwaffer, wie Salzquellen; oder aus den darauf wachſen⸗ 
den Früchten; oder aus dem Gebrauch des Bodens als Linterlage von 
Eiſenbahnen, Kanälen ıc. Ausgenommen bleiben die Bergwerksnutzun⸗ 
gen, weil das Geſetz Kohlenbergwerke ausdrüdlich nennt, und damit 
alle anderen außszufchließen ſcheint, „quia expressio unius est ex- 
clusio alterius”. — Uebrigens find Privatwege, Eifenbahnen, Kanäle, 
Waſſerbehälter, Dods, Werften, Brüden, Schmelzöfen, Gaswerke, 
Bafierwerte, Wehre und Schlenfen, Dämme, ftehende ‘Dampf- und 
Wagemaſchinen ftenerbar als „DVerbefferungen des Bodens"; gutsherr⸗ 
lie Rechte, Befigänderungsgebühren von copyhold ꝛc. dagegen nicht, 
weil fie nicht fichtbar, fondern unkörperliche Immobilien find. 

GaciR, Engl. Sommunalverfaffung. 
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2) Houses, Gebäude, umfaflen alle permanenten Baulichkeiten 
zu Schug und Schirm von Menfchen, Thieren und Eigenthum: alfo 
auch Ställe, Wagenhäufer, Scheunen, Waarenhäufer, Comtoirs, Fabriken 
mit Dampfmafchinen und anderem permanenten Apparat. 

3) Tithes, Zehnten, werden in dem Geſetz Eliſabeths uur 
in zwei befonderen Species erwähnt: nämlich Zehnten die von einem 
firhlichen Inſtitut appropriirt find, appropriations of tithes, und 
Zehnten in Laienhänden, tithes impropriate. 3. werden aber alle 
Zehnten unter das Gefe gezogen, da die Geiftlihen ausdrüdlid ale 
fteerpflichtig nach ihrem Einkommen bezeichnet werden, und der Zehnt 
die Grundlage des ordentlichen geiftlihen Einkommens ift. Seit der 
Derwandlung des Zehnten in eine Zehntrente ift jetzt diefe das Steuer: 
object 6. et 7. Will. IV. c. 71. 

4) Saleable underwoods. Das Gefes nennt hier nur 
joe Holzungen, welche ausgehauen wieder nachwachſen, und zum Ber: 
fauf, nicht blos zum wirtbfchaftlichen Gebrauch beftimmt find. Bielleicht 
war es Zufall, vielleicht wollte das Gefeg den Grundeigenthümer von 
Hoch wald abfichtlich Frei Lafjen, während der jener Zeit meift in Padıt 
gegebene Niederwald befteuert werden ſollte. Jedenfalls ift die Aus: 
nahme ziemlich unpraftifch, da nutzbare Hochmwälder in England kaum 
noch vorfommen, fondern nur Parkanlagen, Wildgehege und Aehnliches. 

5) Beweglides Eigenthum ift zwar im Geſetz nicht genannt: 
wohl aber follen „die Einwohner befteuert werden nad ihrer Fähigkeit, 
ability”, wozu freilich auch bewegliches Vermögen anfcheinend gehört. 
Die Gerichte nahmen aber im Geift der älteren Verfaſſung uud nad 
der Conftruction des Geſetzes an, daß auch bier nur bie fichtbare 
Fähigkeit, apparent ability, gemeint fein könne: alfo Vermögen wel⸗ 
ches fihtbar im Kirchjpiel belegen einen Gewinn abwerfe, visible 
profitable property situated in the parish: alfo allenfalls Ge 
werbe- und Handelsvorräthe. Durch neuere Gefege iſt auch diefe Aus: 
dehnung auf ein Heines Gebiet von Mobilien außer Anwendung geſetzt.!) 

Ausgenommen von der Steuerpflidt find die Kirden 
gebäude der Staatskirche und andere gehörig einregiftrirte gottesdienit: 
liche Gebäude, wenn fie ausfchließlich nur für Gottesdienft, Sonntage, 
Kinder» oder Armenjchulen dienen, 3. et 4. Will. IV. c. 30. Ferne 
Ländereien und Gebäude, welche ausfchließlich für Zwede der Wiſſen⸗ 
haft und Kunft beftimmt, ganz oder zum Theil durch jährliche, frei- 
wilfige Beiträge erhalten werden 6. et 7. Vict. c. 386 u. fp. ©. Rach 
gemeinem Recht fchon ift ausgenommen die Krone mit ihrem ausſchließ⸗ 
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(ih zu Öffentlichen Zweden beftimmten Realbefit 3. B. Kafernen, Ar: 
fenalen 20. 2) 

II. Die Beſitzweiſe, an welder die Steuerpflicht haftet wird 
bezeichnet als Occupation, d. h. nutbares Innehaben von 
ertragsfähigem Realbefig.?) Oeccnpier ift der Miether, der 
Pächter, der Nießbraucher, der Pfandfchaftöbefiger, der jelbftnugende 
Figenthümer: d. 5. derjenige, welcher den unmittelbaren nutbaren Ge⸗ 
brauch) eines Immobile im Gemeindeverband hat, foll die Gemeinde: 
laiten tragen, felbft wenn er für feine Perſon außerhalb wohnt. Die 
Communafftener gilt wie jede lebendige Steuer als eine Beſteuerung 
der Berfon von wegen des Befites, a tax upon the per- 
son In respect of property. 

Eine wichtige Ausnahme von diefem Grundſatz unter dem Namen 
Compounding the Rates?) ift indeffen durch die neuere Ges 
ſetzgebung 59. Geo. III. c. 12; 13. et 14. Vict. c, 99; 14. et 15. 
Viet. c. 39 entftanden, wodurd zur Bequemlichkeit der Steuererhebung 
geitattet wird, bei kleineren Miethsgrumdftüden den Eigenthümer ftatt 
des Miethers einzufchägen. In neuejter Zeit haben die Gemeindever⸗ 
ſammlungen von diefer Befugniß in fo weiten Maße Gebraud gemacht, 
daß nach einer Ueberfiht von 1859 nur 2,230,076 occupiers in die 
Stenerliften eingetragen waren, für 1,100,755 Miether dagegen ber 
Eigenthümer die Steuerzahlung übernommen hatte. 

II. Die Abfhähtungsgrundfäge für die Communaljtenern >) 
waren in früheren Jahrhunderten wohl jehr einfah. Bei Aedern fah 
man zunächſt auf das Beſitzmaß. Doch fcheint ſchon im 17. Jahr⸗ 
hundert die gewöhnliche Braris gewefen zu fein, daß man fi) an das 
nirflih gezahlte Mieths- und Pachtgeld hielt. Der Gerichtshof der 
Königebank fprach mehrfach), und namentlich in einem berühmten Urtheil 
von 1830 das Princip dahin aus, daß „die wirkliche Mieths⸗- oder 
Pahtrente, oder die Summe, zu welcher das Grundſtück vermiethet 

oder verpachtet werden könne“, den Maßſtab bilde. ‘Dabei war jedoch 
feine Rüdfiht darauf genommen, daß der Grundherr als folcher noch 
Öffentliche Laften zu tragen bat, landlord’s own taxes, nämlid) 
Staatsgrundfteuer und Deichlaft. Die Miethsrente kann auch deshalb 
nicht a8 reines Einkommen gelten, weil die Erhaltung der Gebäude, 
Verfiherungsfummen u. dgl. davon abzufegen find. Bei Gebäuden 
insbeſondere find die nothwendigen Reparaturkoften verfchieden nad) der 
Vaufälligkeit. Es bildete ſich daher die Praris, bei den Einſchätzungen 
10,20, 25, 33 (bei Gebäuden zuweilen 50) pCt. von dem Mieths⸗ 
ertrag abzufegen, was dann auch feit 1770 durch Gerichtsſprüche im 

32 * 
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Allgemeinen für zuläffig erklärt wurde, „da es auf die concreten lim: 


ftände anfomme, und zu vermuthen fei, daß die Commumalbeamtn 
damit befannt und nah Billigkeit verfahren fein“. Erſt die neue 
Parochial Assessment Act von 1836 hat eine gejetliche Declaration 
versucht durch folgende Worte, 6. et 7. Will. IV. c.96 81: „dab ide 


Armenftener gemacht werden joll nad) der Schägung des jährlichen 


Reinertrags (net annual value) der Grundſtücke, d. h. nach der Rente, 
für welche man das Grundſtück verftändigermweife zu verpachten ober zu 
permietben erwarten kann, — frei von allen üblihden Steuern 
und Laſten des Pähters und der Zehntrente, und nah Ab: 
zug der wahrfcheinlichen jährlichen Koften für Reparaturen, Berfide 
rung umd andere etwa nöthige Ausgaben, um das Grundftüd in dem 
bisherigen ertragsfühigen Zuftande zu erhalten.“ Dieſen Grundjag in 


feinem erfteren Theil wiederholt auch die Assessment Act 1862. 

IV. Die hier entwidelten Grundfäße der Armenftener 
haben fih auf da8 ganze Communalftenerweien ausge: 
behnt. Bald nad ihrer Entftehung war die Armenfteuer wichtiger 
geworden als die Steuern für alle anderen Gemeindezwecke zujammen: 
genommen; ihrer Veranlagung wurde daher die meifte Sorgfalt zuge 
wendet, für fie die Entfcheidung der Gerichte am häufigften angerufen: 
"und fo gelangte fie zu der feften Geftalt, um die Unterlage aller an- 
deren zu werden. ©) 

Ein Syſtem aber, welches beinahe zwei Yahrbunderte Hindurd 
ohne gejetliche Declaration beftand, welches durch die Gerichtspraris 
nad einem feften Princip gehandhabt und fortgebifdet wurde, welches 
in friedensrichterlichen und Gemeindeverfammlungen von Jahr zu Jahr 
nen geprüft und probat befunden wurde (fo daß felbft zufällige legal 
Abweichungen davon ignorirt werden fonnten, ohne daß die Steuer: 
zahler fich befchwerten): ein folches Syftem der Communalſteuern üt 
die größte Autorität, die dafür in irgend einem civilifirten Staate 
Europas gefunden werden kann. Der allgemein richtige Grundiat, 
welcher ein feites Communalwefen begründet, ift gewiß das Princip der 
Befteuerung des fihtbaren Realbeſitzes im Communal— 
verband in der Perfon des nugenden Inhabers. Negatib 
ift damit ausgefprochen, daß der Gemeinde» und Kreisverband fein 
Recht hat, Vermögen und Einkünfte, welche außer ihrem Gebiet beſeſſen 
und erworben werden, heranzuziehen, daß alſo namentlich Einkommen 
ftenern für Communalzwecke unftatthaft und nie verfucht find. VPoſitiv 
ift aber damit außgefprochen, daß ein geſundes Communalleben die 
Communallaften direct auf den Hausftand legt, in dem Umfang, in 
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welchem er ſich danernd und äußerlich erfennbar im Gemeinde- 

verband verförpert. Durch dies Princip hat das engliihe Communal- 

eben feine folide Bafis erhalten, und zugleich feine Biegſamkeit für 
alle Fortbildungen der Communalverfaffung troß des immer wechfeln- 
den Maßes der Bebürfniffe und der Beſitzweiſen. 

1) Eine Steuerpflicht der Mobilien war bei allen wichtigeren Gegenflih- 
den ſchon durch die Faſſung ber Gejete ausgefchloffen, fo daß bie Auslegung ber 
Gerichte darüber niemals zweifelhaft war. Nichtftenerpflichtig find jedenfalls 
Hansgeräth, baare Gelder; denn fie werfen als folche feinen Nuten ab. Nicht 
insbare Eapitalien; denn fie find nicht örtlich firirt im Kirchipiel. Nicht 
Grundrenten, Amtseinfiinfte, Penftonen, Kirchenpatronate, Wilrden; denn fie 
find nicht fichtbar, fondern nnfichtbare Bermögensftiide. Nicht der Erwerb 
aus körperlicher oder geiftiger Arbeit; denn er ift weder ſichtbar no local 
frirt. So blieb nur fibrig das in Handels- und Gewerbe-Borräthen angelegte 
Kapital, stock in trade. Die Frage danach fam erft 150 Jahre nach dem 
Geſetz Eliſabeth's bei den Gerichten zur Sprache, wo Lord Mansfield's fcharfer 
Geiſt ganz richtig das Unpraftifche, dem Geift der Communalſteuern Wider- 
Iprehende einer folchen Heranziehung erkannte. Dennoch fam e8 in einzelen 
Ortſchaften wirklich dazu. Als endlich 1839 bie Gerichtspraris ſich beſtimmt 
bafür entſchied, ſuspendirte ein Geſetz 3. et 4. Vict. c. 89 die Steuerpflicht aus 
dieſem Titel, — zunächſt nıı temporär, das fuspendirende Geſetz wirb aber aus 
anerfannten Gründen ber Nothwendigkeit ftetig prolongirt. Eine Ueberſicht über 
die Meinungen der Gerichtshöfe giebt Sir G. Cornewall Lewis, Rep. on Pa- 
rochial Assessment 1850 ©. 3—8. 

2 Die wenigen Befreiungen von der Communalftenerpflicht folgen 
eigentlich ſchon aus dem Grundprincip der profitable property, und find 
danach begrenzt. Kroneigenthum ift daher doch fienerbar, ſowie e8 in den nutz— 
baren Befi einer Privatperfon tritt (beneficial occupation), alfo Amtswoh⸗ 
nungen, 3. B. fogar das Logis des beauffichtigenden Constable in einen Deten- 
tionshaufe, fobald irgend ein Theil ausschließlich zur Bequemlichkeit eines Ein- 
jelen beftimmt ift. Selbft Berfonen die eine Wohnung in einem Hospital haben 
find davon ftenerpflichtig. Armenhäufer und Armenirrenhäufer die nebenbei noch 
Berfonen gegen Zahlung (felbft unter dei Koftenpreis) aufnehmen, werden durch 
Gerichtsurtheile als fteuerpflichtig anerfannt. „Niemand kann durch Schenkung 
feiner Grundſtücke an eine milde Stiftung folhe von den Communallaſten befreien, 
und dadurch größere Laften feinen Nachbarn zufchieben." Eine ſtatiſtiſche Ueberſicht 
diefer Befreiungen enthalten die Parl. P. 1861 No. 493. LIV. 275. Ein 
im Unterhaus eingebrachter Gejeßentwurf Parl. P. 1859 No. 35, Local Assess- 
ments Exemption Abolition Bill, beabfichtigt aud) die vorhandenen Ausnahmen 
auf Grund der Königlichen Prärogative und auf Grund eines gemeinnügigen 
Zwecks zu befeitigen, unter Aufhebung der st. 4 et 5. Vict. c. 84; 6. et 7. 
Viet. e. 36; 17. et 18. Vict. c. 104. Bei Grundftliden des Staats und öffent- 
fiher Körperfchaften fol Yünftig Ver principal occupant oder ein dazu beftellter 
Beamter oder Agent als Stenerzahler eingejchätt werden und als folder ein 
Stimmrecht fiihren. Streitigkeiten fiber den Mieths- nnd Pachtwerth ſolcher 
Grnndſtucke follen nöthigenfalls durch Schiedsſpruch erledigt werden. Auch in 
Zukunft bleiben jedoch ſteuerfrei die Königlichen Reſidenzen und Parks, Brücken, 
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Chauffeen, Irrenhäuſer, Kirchen, Kirchhöfe und Begrübnißplätze, ſowie bie durch 
Local» oder Privatakten befreiten Grundſtücke. 
3) Die Natur der Communalſteuern als Realſteuern iſt von Altersher 
nicht ſtreitig geweſen, da es durch Geje und Interpretation der Gerichte feh 
j ftand, daß die Perfon des Juhabers von Jahr zu Jahr, nach dem actuellen 
Mieths- oder Pachtwerth einzujchägen fei. Daß die Perjon das zunächſt fleuer- 
pflichtige Subject fei, ergab ſich Hiftorifch daraus, daß ja die mittelalterliche 
Steuern urfprünglid) Ummwandlungen von perfönlichen Dienften in Geld fa. 
Da aber das Maß der Steuer nad) der apparent ability bemeffen wird, io 
fpra man von einer Befteuerung „der Perfon von wegen bes Grundfüds“. 
Die Steuer ift daher beftimmt unterjchieden von Reallaften, bie wie die Deih- 
laft unabhängig von allem Befitwechjel haften, und wobei auch der Beſitzuach 
folger fiir die Ritdftände einfteht, während er für bie Riüdftände von ber Com- 
munalfteuer nicht haftet (Report on Local Taxation 1843 pag. 18). Ta 
Commmmnalfteuerpflichtige ift der occupier, nicht der Grundeigenthümer ad 
folder: die Communalſteuer ift tenant’s own tax (mit einigen Abweichungen 
bei der Wegefteuer, die bier nicht zu erörtern find). Die jährlich wiederlehrende 
Einſchätzung aller Perfonen dur Communalbeamte hielt in Euglaud das te 
bensprincip ‚aller Communaffteuern und alles Communalweſens feft: die er. 
irrung, welde die Pflicht der Perſon mit ihrem fihtbaren Bermögen dem 
Gemeinweſen zu dienen zu einer todten „Reallaſt“ werden Täßt, kommte hier 
nicht entfiehen. Daß die Steuer ihrem dlonomifchen Charakter nach die Grund 
tente des Eigenthümers trifft, beftreitet man nicht, ohne ſich jedoch in princ- 
pielle Controverſen liber die wirtbichaftliche Natur der Grundfleuern zu ver- 
wideln. Die Worte des jpäteren Finanzminiſters Sir ©. Cornewall Lewis dar- 
iiber bebilrfen feiner weiteren Erläuterung: „I have no doubt that local 
rates, so far as they can be foreseen and calculated upon, are deduc- 
tions from the landlords rent. Though they ure paid by the oc- 
cupier, they enter into his calculation in arranging his rent with his 
landlord, and, so far as the amount can be made a matter of pre-contradt, 
I have no doubt they constitute a deduction from the rent. On the otber 
hand, any sudden or unexpected increase of the parochial expenditure 
which leads to an enhancement of the rate which was not foreseen, would. 
until the contract between the landlord and the tenant was re-adjusied, 
fall entirely upon the tenant” (Rep. on Parochial Assessment 1850 p. 106 
4) Die wichtige Ausnahme einer Steuer-Ausgleihung, Compoun- 
ding the Rates, entjtand zuerft im geringeren Umfang durch 59. Geo. TI. 
c. 12 $ 19, wonach die Ortsgemeindeverfammlung geftatten Tann, fir Bohnun- 
gen von 6—20 2. (30-120 Thlr. ©.), welche kürzer als auf Zahresirik wer 
miethet find, den Orundeigenthilmer flatt des Miethers einzuſchätzen (edoch 
mit Ausnahme der Städte, in welchen das ſtädtiſche Wahlrecht zu deu Parla- 
mentswahlen von der Einſchätzung zur Armentaxe abhing), Die Ausnahme 
wurde veranlaßt durch die Weitläuftigleit und Unficherheit der Einſchäthung 
ſolcher Heinen wechſelnden Miether. Mit Recht wurde dagegen geltend gemadit, 
daß die Miteinihätung der Keinen Miether eine vortreffliche Controlle gegen 
bie Unterſchätzung der größeren bildet, daß die Heinen gerade am eiferfüchtigfen 
iiber die richtige Proportion der Einſchätzung wachen, daß fie fih um die Fer 
mögensverhältniffe der Nachbarn am genaueften zu befünmmern und die ftrengken 
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Richter über unbegründete Armennnterfiigungsgefuche zu fein pflegen (Report 
on Local Taxation pag. 37). Auch entfteht dadurch eine bedenkliche Collifion 
mit den Geſetzen, weldje das Stimmredt von ber Einſchätzung zur Armenftener 
abhängig machen (für fläbtifche Parlamentömwahlen 2. Will. IV. c. 45 $ 47, für 
die Municipalwahlen 5. et 6. Will. IV. c. 76 $ 13, für das Stinmmredht bei 
den Ortögemeindeverfammlungen 58. Geo. III. c. 69 $ 3). Berichte über die 
Refultate diefer Anomalie enthalten die Parl. Papers 1837—38 No, 209, 440. 
Darauf erging die mobificirte Small Tenements Act 13. et 14, Vict. c. 99, 
wodurch das Compounding noch erweitert wird. Die Gemeindeverfammlungen 
mögen jest bei allen Grundftüden unter 6 2. Miethswerth, bie burhgän- 
gige Einſchätzung des Eigenthümers ftatt des Miethere beichließen, und zwar 
zı dem ermäßigten Anfat von 3/4 des Brutto » Miethewerths, oder von !/a des 
Miethswerths, wenn die Steuer gleihmäßig auch vou der leerfichenden Wohnung 
entrichtet wird. Das neuere Gefe erfiredt fi nun auch auf die Beiſchläge 
der Armenfteuer (14. et 15. Vict. c. 39 $ 3) und auf die Wegeftener, aber nicht 
auf die Church Rate. Borbehalten bleibt dennoch das Gemeindeftimmrecht bes 
oceupier; auch kann von biefem die Steuer noch immer eingetrieben werden, 
doc) fo, da er fie dem Bermiether von ber Miethe abzieht. Die Parl. P. 1859 
No. 118, 171 geben nunmehr folgende Spectal-leberficht der Zahl ber einge- 
trogenen occupiers und der tenements, flir welde die Eigenthümer einge- 
Ihägt find nach den Stufen ber Miethe: 


Stufe Ooccupiers compounded Stufe Ooccnpiers compound. 
unter 1%, 53,017 47,921 11-—excl. 122. 41,170 2,768 
I—excl. 2 „ 207,800 222,627 12— „ 13 „ 52,284 4,120 
2— „ 3, 235,997 247,698 13— „ 14 „ 35,829 979 
3— „ 4, 195,19 197,238 14— „ 15 „ 37,682 1,012 
I „ 5, 142,682 155,014 15— „ 20 „ 147,733 2,387 
5— „ 6, 94,264 100,414 20— „ 25 „ 101,930 867 
6- „ 7, 97,415 55,183 25— „ 30 „ 69,664 393 
i— u 8. 80,237 21,604 30— „ 40 „ 96,387 667 
3- „ 9, 81,365 19,484 40— „ 50 „ 64,301 294 
9— „10, 59,260 11,099 508. und mehr 271,717 630 
102 „11, 64,088 8,406 Sefammtfumme 2,230,076  1,100,755 


Die Parl. P. von 1860 geben weitere Ueberfichten: Nr. 559 über den Um- 


fang des Compounding bei Gebäuden überhaupt; Nr. 256 über das Com- 
pounding von 4—6 2. in den parlamentswahlberecdhtigten Städten; Nr. 124 
Zahl der männlichen occupiers, die zur Armenfieuer eingefchägt find zc. Die 
älteren Angaben über die Zahl der comımnunalfteuerpflichtigen Perfonen find 
durch diefe zuverläffigen Zufammenftellungen überflüfftg gervorden. Die Dent- 
Khrift des Armenamts on Local Taxes p. 186 gab eine rohe Ueberſicht, welche 
man laum jo nennen kann. Geſchickter ift die von Newmard; in dem Journal 
ofthe Statistical Society 1857 Vol. XX. p. 188 fj. verfnchte Berechnung, welche 
die Zahl der Wohnhäufer in England und Wales als Grundlage nimmt; dar- 
unter 1,713,000 unter 36 Thlr. ©. Miethswerth; 572,000 von 36—60 Thlr. ©. 
Rielhewerth, 990,000 von 60 Thlr. ©. Miethswerth und darliber. Aus ber 
een Klaſſe fallen 24 p@t., aus der zweiten Klaſſe 241/a pCt., aus der dritten 
Hofe 51/2 pCt aus, theils wegen Unvermögens, zum größeren Theil aber wegen 
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Einſchätzung des Eigenthlimers ftatt des Miethers. Der große Orumbbefik 
wird hauptfächlich in der Perſon der Plichter abgeichätt (1851 — 224,066 Far- 
mers, 10,561 Gutsverwalter). , 

5) In Betreff der materiellen Abſchätzungsgrundſütze gebraudt die 
Assessment Committee Act. 1862 8 15 wieberum den Ausdruck — reasonabiy 
expected to be let, free of all Tenants rates and taxes and titbe com- 
mutation rentcharge. Durch die Trägheit der jährlich wechſelnden Ein 
Ihätungs- Beamten aber waren große Uebelftände eingeſchlichen. Die Armen- 
auffeher pflegten fi) gern an die Schätung ihrer Anıtsvorgänger zu halten. 
In manchen Kirchfpielen war man gar bei Abſchätzungen von 1739 ſtehen ge- 
blieben, in manchen hielt man fi an die Einfhäkung zur Staatögrundfleuer, 
in anderen an die Schäkung der Eigenthumsftener von 1814-15; oft ließ man 
die Abſchätzung abfichtlich gering, um den Beitrag des Kirchipiele zur Kreis 
fteuer recht niedrig zu halten. Die Parochial Assessment Act ermächtigt 
daher die Armenverwaltung, da wo ein Bedilrfniß erjcheine, eine regelredte 
neue Einfhäbung durch befoldete Taratoren eintreten zu laſſen 
€. et 7. Will. IV. e. 96, $ 3, weldye dann auf Antrag der Armenräthe vom 
Armenamt, mit oder ohne Aufnahme einer Karte, verfügt wird. In ben näd- 
ften 6 Jahren war davon in 4444 Kirchſpielen und Ortichaften Gebrauch ge- 
macht. Noch immer aber dauern erhebliche Ungfeichheiten in der Abfetung von 
Procenten vom Pachtwerth fort, noch immer ift da8 Armenamt geneigt, die 
Gefammteinfhäßungen zur Armenftener um vielleiht 15—20 pGt. unter dem 
wirflichen Reinertrag anzunehmen. Die neue Committee of Assessment Act 
1862 (oben ©. 496) bildet deshalb jene regelmäßigen Abſchätzungs⸗Commiſſionen 
aus dem Kreisarımenverband, um in Zukunft gleihmäßige Einſchätzungs Grund 
fäbe und öftere Ernenerungen der Taren zu erzwingen. 

Ueber die materiellen Abſchätzungs-Grundſätze enthält ein gewaltiges Ma 
terial der Cberhaus-Report on Parochial Assessment von 1850 (beifpielsweile 
die Zeugenausfagen von Samuel Laing und E. Watkin über die Vefteuerung 
der Eifenbahnen pag. 63—92, 93— 111). Monographien darüber find Bayldon. 
on Valuation of Property for Poor Rates 1334 8. E. V. Lee’s Practical 
Treatise on the Rateability of Property to the Relief of the Poor. 183% 
12. Notizen darüber, wie die techniſchen Taratoren bei Einjchätung des Miethe 
und Pachtiwerths verfahren, enthält u. X. der Report on Burdens on Land 
1846. I. pug. 227 ff. 273 ff. Im letzten Menſchenalter find einige Schwierig. 
keiten entftanden, theils durch die in früheren Seiten unbefannten und un- 
ermeßlid; wichtigen Benutzungen des Bodens, theils andy wohl burd ein 
gewiſſe Inbehoffenheit. Ganz conſequent werden alfo z. B. in Gefängnifien 
nnd Correctionshänfern die Amtewohnungen des Governor eingeichätt, bei 
Chauffeehäufern und Zelegraphenflationen der Miethswerth der Amtswohnungen, 
bei Fabriken der Miethswerth des Gebdludes mit eingemanerten Mafchinen, 
Wafferfraft und allem was wand-, band», niet- und nagelfefl. Bei den Eiſen 
bahnen hat man fi) dagegen nicht begnügt den Miethswerth der Gebände 
als Amtswohnung, Komptoir, Waarenhaus, Wagenhaus, Wärterhaus u. |. w. 
einzufchäten, fondern man hat die Bahn mit den Schienen in jedem Kirchſpiel 
als improvement of land eingeichäßt, während doch der Schienenmweg nut 
als Ganzes einen Nutwerth hat, und das Fragment, welches ein Kirdhipiel 
burchichneidet, ebenjo wenig Verbindung. mit dem Communalverband hat, ol 
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ein burdhgehender Zelegraphendrath. Die Lonbon- und Nerdiven-Eifenbahn muß 
dennoch in den 6 @raffchaften, die fie durchichneidet, Kihrlich 128,000 2. Com⸗ 
mmalfieuern zahlen. Die Brighton-Eifenbahn zahlt in 16 Kirchfpielen jährlich 
10,000 2. d. 5. 55a Thlr. ©. jährlich von jedem Morgen Land, den fie wirklich 
inne hat. Die 8 größten Eifenbahnen zahlen im Durchſchnitt etwa ein Fünftel 
ihrer Dividende an Localfteuern, und dazu nod die Einkommenfteuer und eine 
Abgabe vou 5 pCt. des Paſſagiergeldes! Ein anderer Uebelſtand if, daß bei 
Habriftrifen, in welchen abrilen maſſenweis ftill ftehen, und Tauſeude von 
Wohnhäuſern plöglich ihre Bewohner verlieren, die Communalftenerlaft doppelt 
auf die zahlungsfähigen zurildfälit (Report on Burdens on Land 1846, 1. 
311, 312). Dieſer Uebelftand liegt zıvar in dem Weſen der Communalſteuern, 
wird aber durch die NKleinheit der Nieberlafjungsbezirte jehr drückend. In 
demfelben Bericht tritt daher jchon der von Mr. Coode ausgehende Vorſchlag 
anf, die feften Generalloften Establishment Charges der Armenfleuer (zufam- 
men 17 pCt. der Sefammtansgabe) auf den Staatsſchatz zu übernehmen, und 
da8 Riederlaffungsrecht zu einem Sreisarmenverband - Heimatberecht, Union 
Settlement, fortzubilben (f. Kap. VIIL). 

6) Die Berallgemeinerung der Orundfüte der Armenfteuer für bas 
ganze Gebiet der Communalſteuern ift oben bereits bei den einzelen ausgeführt. 
Die County Rate erſcheint als ein Beitrag bes Kirchipiels zu der Kreislaſſe, 
der wechfelnd etwa !/s, !/s, 1% der Armentare bildet. ‘Die Borough Rate wird 
jwar nur ergänzend, dann aber nad) gleichen Grundfäben erhoben. Für die 
Highway Rate gilt daſſelbe geſetzlich, für die Church Rate faltifh. Derſelbe 
Gang if für die Secundärzwede der Hauptfteuern und für die ziemlich unpraf- 
tiſchen Ergänzungsfteuern in 88 12—15 einzeln nachgewiefen. Allerdings beftehen 
einige gejegliche Abweichungen, manche hiſtoriſch zufällig. Die Yaflung des 
Armengefepes Hatte eine Beſchränkung auf Niederwald und Kohlenbergwerke 
herbeigeführt, während Hochwald nnd andere Bergwerke durch eine ſpitze Inter: 
pretation frei blieben. Die fpäteren Gejeke tiber die Wegebauſteuer wurden 
befier gefaßt, uud fchloffen eine ſolche Interpretation aus. Für die Wirklichkeit 
hat diefer Iegale Unterjchied Leinen erheblichen Umfang. Sogar die Deichlaſt, 
die nach) Marem Geſetz bedeutende Abweichungen enthält, wird faltiſch fehr ge- 
wöhnlich wie die Armenfteuer erhoben. So kann man fchließlich allerdings wohl 
ſagen, „daß das Ganze unferer Tofafen Befteuerung nach dem Gefek, oder durch 
den Gebrauch trots des Geſetzes nad) der Bafis der Armenſteuer auferlegt wird“, 
Report an Local Taxation pag. 25. 

Die fee Verbindung von Stadt und Land zu gleigartigem 
Communalleben und zu feften Wahllreifen für das Parlament 
berußt nad) ihrer materiellen Seite Iediglich auf der directen Commmnalbe- 
Reuerung der local visible profitable property. In früheren Jahrhunderten 
war dabei der ländliche Beſitz ſtark Uberwiegeud herangezogen, im 19. Jahr⸗ 
hundert holt der ſtädtiſche Beſitz mit dem ungeheuren Wachsthum ber Etädte 
ihn alimalig ein. Im Anfang unſeres Jahrhunderts trug ber ländliche Beſitz 
nech mehr als 2/, der Communalſteuern; den ſpäteren Fortgang ergeben die 
unter $ 19 Rote 2) folgenden leberfichten. 

Das Armenamt hatte übrigens jchon in dem Report on Local Taxation 
1813 pag. 86 den Borfchlag gemacht, die noch vorhandenen, gejomberten Com- 
munalfenern in eine General Räte zufammenzufchmelzen, und dann in feften 
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Perioden, etwa jo wie jebt die County und Borough Rate, zu erheben. Fir 
jet haben dieje Borichläge, die fiir da8 innere Communalleben Englands nicht 
ohne Bedenken find, noch feine Folge gehabt. 


8 19. 
Gejammtbetrag der Communalftenern nud Verhältniß zu den 
Staatöftenern. 


Die Denkſchrift de8 Armenamts von 1846 giebt folgende Leber: 
fiht Über den Gefammtbetrag der Gommunalfteuern') in 
England und Wales aus dem damals vorliegenden legten Rechnungsjahr: 

Armenftener im engeren Sinne... . 4,976,093 8. 
Secundärzwede der Armenfteuer .... 567,567 8. 
County und Borough rates... .. 1,356,457 2. 


Highway Rates... ........ 1,312,812 8. 
Church Rate .......2.... 506,812 8. 
Sewers Rate in London... .... 82,097 2. 


Summa 8,801,838 8. 

Bon einigen Poſten (Constables, Lighting, Sewers, Jnclosure 
Rate u. a.) war hiernach der Betrag nicht befannt. Ebenſo fehlen die 
Communaffteuern, welche unter Spezial⸗ oder Lokal⸗Alten am ein: 
zelen Orten erhoben werden. Andererſeits werden daneben aufgezählt 
2,607,241 2. aus Zöllen, Gebühren und Sporteln, jo daß das Ir- 
menamt bie jährlihe Gefammtfumme der Communalbelaftung auf 
12,000,000 2. anfchlägt. | 

Die Beträge früherer Jahre waren zum Theil fehon Höher; die 
Armenfteuer einfchließlih der County Rate hatte ihr Marimum in 
dem Jahre 1817 — 18 erreicht mit 9,320,000 2. Die neueren Par: 
lamentsberichte ergeben jetzt Jahresüberſichten ber local taxation, dir 
aber immer noch fehr unvoliftändig geblieben find, da namentlich die 
Stener der Gefundheitsacte und der ſich daran ſchließenden Geſetzee 
gruppe, die Markt- und Hafengebühren und vielerlei Brtliche Spezial: 
fteuern fehlen. Die Parl. P. 1860 No. 204 geben folgende Summen: 

Poor-County-Borough Rate 1858 . . 8, 188, 880 8. 

Church Rate, ?jähriger Durchſchnitt . 263,710 8. 

(Dazu freiwillige Beiträge 269,560 2.) 

Highway Rate 1857 . . . > .....1,999,837 8. 

Metropolis Local Management Act, 

Greneral Board (ohne Beairtefoften) . 159,886 v. 

Chauffeegelder 1856 . . .. 1.151,050 8. 

 11,613,363 2. 
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In Zukunft ift dur 24. et 25. Vict. c. 51 für eine voll⸗ 
ftändige Einberichtung der Localſteuern geforgt. Erwägt man, daß der 
Geſammtbedarf ftetig wächſt, fo darf man die Communalſteuern von 
England und Wales jet auf jährlich 10 — 13,000,000 8. oder auf 
60 — 80,000,000 Thlr. Cour. veranſchlagen, wobei e8 offen bleibt, 
gewilje Poſten als Communalftenern im engeren Sinne entweder mit- 
zurechnen oder wegzulafien. 

Diefe Steuermafjen ruhen auf der Bafis des NRealbefiges 
in England und Wales,?) deffen fteuerbarer Ertragswerth für das 
Jahr 1815 auf 51,898,423 2. für das Jahr 1841 auf 62,556,696 L. 
geihägt wurde, bei einer Flächenausdehnung von 2742 deutſchen Qua⸗ 
dratmeilen. Es würde dies eine Belaftung von 147, pE&t. des Grund- 
eintommens als Durchfchnitt ergeben. In dem Report on Burdens on 
Land 1846 Vol, I. p. VII. werden 15 pCt. als Durchſchnitt ange- 
nommen. Für das Jahr 1847 wurde das der Armenfteuer untertuor- 
fene Grundeigentfum auf 67,320,587 2. abgefchägt, für das Jahr 
1856 auf 71,840,2712. und fo fteigt fehr allmälig die Baſis der 
Schägung der Erträge, da die correcten Abfchägungen immer nod) 
langſam ins Leben treten. | 

Es dauert alſo in Folge ftetiger Nachhülfe der Gefeßgebung, 
noch Beute fort die mittelalterliche Stellung des Grundbefiges 
zu den Öffentlichen Laften, allerdings mit Ausdehnung des Be⸗ 
griffee von Realbeſitz. Dieſe Belaftung nimmt namentlich den großen 
Befig um fo ftärker in Anſpruch, als die Steuern der Heinen Leute 
nah alter Praxis oft mafjenmweife wegen Unvermögens geftrihen werden, 
fo daß die Beiträge in concreto?) höher find als im Anfchlage. Man 
muß diefen Steuerlaften dann auch noch die Zehntlaft hinzufügen, welche 
den urfprünglichen Beitrag des Grundbefiges zu Kirche und Schule 
darſtellt. Mit Einfchluß der Zehntlaft überfteigt die Grundbelaſtung 
häufig 25 pCt. des jährlichen Einkommens. 

Die bier zufammengefaßten Communallaften repräfentiren zu 
alen Zeiten den bei Weitem größeren Theil der Koften der 
inneren Landesverwaltung,?) fie waren das eigentliche ftehende 
Budget dafür. Die dauernden Laften des Staats, im Gegenjat dazu, 
wurden urfprünglich aus den erblichen Revenüen der Krone bejtritten. 
Ad diefe nicht mehr ausreichten, bildete fich im der reichsftändifchen 
Fit die Sitte, nach welcher von Zeit zu Zeit ein außerordentlicher 
Beitrag, extraordinary revenue, für die Bedürfniffe ded Staats be- 
Ihloffen wird. Diefe unregelmäßigen Subftdien werden mit den wach—⸗ 
\enden Staatsbedürfniffen feit den Zeiten der Revolution eine jährlich 
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wiederkehrende Steuer, und continwiren fich fo in die heutige Staats: 
grundfteuer. Die ungeheuren Mehrkoſten aber, die durch Heer und 
Marine, und bald darauf auch durch die Zinſen der anfchtwellenden 
Staatsſchuld entftehen, werden feit dem 17. Jahrhundert durd ein 
gewwaltiges Syftem von Zöllen, Confumptionsftenern und Stempeln 
gedeckt. So entfteht der moderne Staatshaushalt, der feit dem Frieden 
von 1815 beinahe vier Siebentel für die Zinfen der Staatsſchuld ver: 
wendete, zwei Siebentel für Heer und Marine, und der nur einen un 
glaubfich geringen Beitrag fir die Koften der eigentlichen Landesver⸗ 
waltung übrig ließ. Etwa in den fetten 10 Jahren ift dies Verhält⸗ 
niß durch die außerorbentlichen Mehrkoften für Armee und Flotte noch 
auffalfender geworden, jo daß die Landes⸗Verwaltung ihrem weit über- 
wiegenden Theil nad) auf das Communalſteuer⸗Syftem angewiejen bleibt. 

Da der Grundbefiß hiernach die jährlich mwechjelnden Communal- 
loften trägt, fo entftand das natürliche Beftreben, die noch vorhandene 
Staatsgrundftener®) zu firiren, um nicht nach zwei Seiten hin 
einer jährlich ungewilfen Schägung ausgefegt zu fein. Sie bfieb daher 
fett 1692 ziemlich unbewegfih im Anfchlag, und wurde feit der Mitte 
des 18. Yahrhunderts nominell auf 20 pEt. firirt, aber mit Zugrunde 
legung alter Schäungen, fo daß der gewöhnliche Betrag zwifchen höch 
ſtens 5 bis 10 p&t. ſchwankt. Die ganze Staatsgrundſteuer ſank dgmit 
zu einem verhäftnigmäßig geringen Supplement herab, und ftarb in 
dem Maaße ab, daß in diefem Punkt auch in England die Vorftellung 
von einer „Reallaft" entftand, welche für ablösbar erklärt wurde dur 
38. Geo. III. c. 60. Nachdem auf diefem Wege etwa 2 Fünftel wirf- 
fih zur Ablöfung gekommen find, beträgt bie Grundſteuer heute noch 
1,000,000 8, in runder Summe. 

Die Gefammtbelaftung des Grundeigenthums?) erhöht 
fih aber in neuerer Zeit noch dadurch, daß die Einfommenftener in 
ihrer Schedula A. nochmals den Grundbefig nad) dem Bruttoeinkom⸗ 
men heranzieht; wozu noch die bedeutenden Stempelgebühren und Befik‘ 
übertragungsfoften, einfchließlich des Erbichaftsftempels Hinzutreten. Ets 
Scheint danach die Annahme einer Gefammtbelaftung von etwa 25 pCt. 
des Mieths- und Pachtwerths nicht zu hoch gegriffen, und fo ergiebt 
fich and von bdiefer Seite aus, dag die politifchen echte bes Grund- 
befiges nicht auf einer providenziellen Beftimmung, fondern auf feinen 
pofitiven Leiftungen für Stadt und Gemeinde beruhen. 

1) Zur Feſtſtellung des Befammtbetrages aller birelten Commu- 


nalfteuern, Zölle und Gebühren beſtimmt das st. 23. et 24. Vict. c. Sl, 
dag in Zukunft die Sekretäre der fämmtlichen Localbehörden bei 40 sh. Etrafe 
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im Monat Juni die Beträge dem Minifter des Innern einzuberichten haben 
zur weiteren Borlegung an das Parlament. Spätere Berichte finden ſich in den 
Parl. P. 1861 Vol. LXU. Part. III. p. 184ff., beichränlen ſich aber auf bie 
County expenses. Die Berichte pro 1862 liegen mir noch nicht vor. 

2) Die Bafis der Communalfteuern, alfo der Mieths- und Badt- 
werth des nußbaren Kealbefipes in England, ift erſt im Lauf des letz⸗ 
ten Menfchenalters conftatirt. Das urſprüngliche Uebergewicht des ländlichen 
Pefiges und das jchuelle Steigen der Steuer von Wohnhäufern, Kanälen, Eifen- 
bahnen 2c. exgiebt ſich aus folgender Ueberfiht der Parl. P. 1842 No. 235 in 
drei Jahres⸗Ueberſichten der Armenfteuer. 

Landeigenthum: Wohnhauſer: Anderes Eigenthum: 
1826: 479, 462 82.  1,814,2288, 356,447 8. 
1833: 5,434,800 2.  2,635,258%. 536,353 2.*) 
1841: 3,316,593 2. 2,375,221%. 660,014 8, 
*, Darımter Yabrilen mit 352,479 2, 

In 15 Jahren ift hiernach der Beitrag des Landeigenthums von etwa 70 
anf 53 Prozent geſunken, der Beitrag der Wohnhäufer von 26 auf 37 Prozent, 
der Beitrag ber Bergwerle, Sanüle, Eifenbahnen ıc. von 5 auf 11 Progent ge⸗ 
ſtiegen. Die weiteren Schlüſſe ergeben ſich daraus von ſelbſt. 

Die obigen Einſchätzungsſummen ergeben aber nur den NRettoertrag nad) 
Abzug der Reparaturfoften, Berfiherungäprämien 2c. (rateable value). Der 
Bruttomieths⸗ nnd Papıtwerth war früher nicht mit angegeben, wird aber für 
1856 auf 86,077,676 2. berechnet. Noch höher ift bie Einſchätzung zu der heutigen 
Einfommenfteuer, bei der die Schäkungsgrundfäse firenger, ‚und das von 
der Armenſtener ausgenonmene Realvermögen mit eingerechnet ifl. Hier be- 
rechnete man das entiprechende Realeinkommen für 1842 auf 86,802,735 L., fir 
1857 auf 93,106,362 2. (Parl, P. 1857 Sess. ?. Vol. 25 No. 315), flir 1860 auf 
mehr als 100,000,000 8. (Parl. P. 1861 Vol 62 Part. Ill. ©. 165) darunter 
Lands 42,940,209 %., Messuages 48,779,076 L., Berg- und Eiſenwerke 
4,192,539 2., Kanäle 772,312 2., Steinbrüche 366,222 8. ıc. 

.3) Die Einzelbelaftung ber Srundftüde, namentlich. der größeren 
Güter geftaltet fi) danach ganz anders als die Steuerlaften des großen Grund⸗ 
befiges wie fie auf dem Kontinent durch die Geſetzgebung und Berwaltung bes 
ancien regime geworden waren. Ein Bild davon giebt der Barlamentsbericht 
über die Laften des Grundeigenthums 1846. I. pag. 4 Ein Landgut, Great 
Woodcote Farm, von 2198. preußiſchen Morgen zahlt: 

an Zebntrente . . - » 2... 23460 Th. ©. 
Armenfteuer zu 18 Proe.... 0900 — 
Wegeſteuer zu Yı Proc.. .22865 
Kirchenfteger zu Ya Proc. . . .. 75 . 
Eintommenfteuer des Pühters. . . - 162 »- = 
Summa 38221 - 

Mit Rüdfiht auf diefe Borabziige, die „des Pächters eigene Steuern“ 
bilden, erhält der Grundherr 6060 Thlr. ©. Pacht, begahlt aber davon wieder 
eine Staatsgrundfteuer, welche oft auf 1 bie 2 sh. per acre fteht, alfo hier 
etwa 630 Thlr. ©., und außerdem eine volle Einfommenfteuer von 31/2 Proc. 
Die Zeugenverhöre der Pächter vor demſelben Oberhanscommittee ergeben ale 
ziemlich gewöhnliche Steuerfähe bei größeren und mittleren Gütern in concreto : 


s 
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Armenfteuer 20 pCt., Kirchenfieuer 1 p&t., Straßenbauftener 3 pEt., Poli⸗ 
zeifteuer 1 p&t., Staatsgrundfieuer nominell 8% bis 192 pEt. Zehntlek 
und Armenftener allein fteigen an einzelen Orten bis auf 50 pCt., in ſeltenen 
Füllen erreichen fie den vollen Ertragewerth (bei Gütern des Lord Bivien u. c.) 
Anſchaulich ergeben die Zeugenausfagen der einzelen Pächter die concreten 
Zuftände, beiſpielsweiſe folgende: Pag. 22: Eine Pachtung von 416 preufifchen 
Morgen zahlt an. Armenfteuer 318 Thlr. ©, an Kirchenfteuer I pCt, au 
Wegebauſteuer 3 pEt., an gejonderter Police Rate 1 pCt., Staatsgrimdſtener 
83/4 Prog. — Pag. 145 zahlen alle Ländereien des Kirchſpiels an Armen-, 
Grafihafts-, Kirchen- und Straßenfteuer 39 pCt. — Pag. 165 giebt eine Pad- 
tung von 564 preußifhen Morgen 1335 Thlr. G. Pacht, nachdem vorweg ab- 
gehen: 621%2 Thlr. ©. Zehntrente, 407 Thlr. G. Armenfteuer, 19" Thlr. G. 
Kirchenfteuer, 48 Ya Thlr. ©. Straßenftener, 28 Thlr. ©. Eintommenfteuer x; 
Pachters, 20 Thlr. ©. Fenfterfteuer. Daneben zahlt der Grundherr noch 
49 Thlr. ©. Staatsgrundftauer. — Pag. 176: Ertragswerth per acre 6 Thlr. 
G., davon Armenfteuer 20 p&t., Straßenftener 21/2 pCt., Kirchenſteuer 11/ p£t., 
Staatsgrundfteuer 12/2 p&t. — Pag. 195, 196: In Kent und auf der Aniel 
Thanet fteigt die Abgabe der Zehntrente auf 14 bie 16 sh. per acre, bei einem 
Pachtwerth von 24 sh., alfo beinah auf 2/3 des Ertrage. — Pag. 274: Ammm- 
fteuer 30 pCt., Zehntrente 17'1/% pCt., Straßenfteuer 5 p&t., Kirchenfteuer 
1/3 p&t., jo daß von dem Ertragswerth der Badıtung (1485 Thlr. G.) 784 Thlr. 
&. vorweg abgehen. — Pag. 285: Eine Pachtung von 1243 Morgen zahlt: 
Staatsgrundfteuer 288 Thlr. G., Zehntrente 8981/53 Thlr. ©., Armenfeue 
6271/2 Thlr. &., Straßenfteuer 241 Thlr. G., Kirchenfteuer 222 Thlr. ©. Ta 
Pachtwerth von 4500 Thlr. ©. ſchwindet damit filr den Grundherrn auf 
2088 Thlr. ©, zufammen. — Pag. 679: Der Betrag der Zehntrente in De 
vonfhire ſchwankt von 11 bis 20 pCt.; die Armen-, Straßen- und Kirchenfleuern 
betragen ungefähr 25 pCt. — Uebrigens kommen auch Communalſteuern in con- 
creto von 100 pCt. vor, ja eine von 1074/23 pCt. (pag. 246). 

4) Das Berhältniß der Staatsfteuern zu den Communalfteuern ift 
im Ganzen und Großen während des achtzehnten und neunzehnten Jahrhunderts 
wohl ungefähr bafjelbe geblieben, und erffärt verfländlich genug, warum in dem 
engliſchen Staats⸗Budget verhältnigmäßig fo geringe Summen fir die innere 
Landes-Berwaltung und für Beamtengehalte erfheinen. Der Grund dieſer Er- 
ſcheinung Tiegt keineswegs in der Wohlfeilheit englifcher Adminiftration, fondern 
nur darin, daß die Hauptloften der Landesverwaltung auf Eommunalfteuern be- 
ruhen, und die perfönliche Mühe derſelben durch die Höheren und Mittelflände 
zum größeren Theil in Ehrenämtern übernommen wird. Dies Verhältnif ik 
in allen Jahrhunderten ungefähr daffelbe geblieben. Bei den geringen Veträgen 
der älteren Zeit muß man die Naturalleiftungen einrechnen, den veränderten 
Geldwerth und die verhältnigmäßig niedrigen Summen aud) des Staatsbudgete 
beachten. Schon in ben letzten Jahrzehnten des 18. Fahrgunderte rechnete man 
(freilich nad) fehr ungenauen Schägungen) die Propinziallaften auf 4,333,333 8. 
Kirchenftener und Zehnten auf 3,500,000 2. Für das Jahr 1802 giebt Sinclair 
(History of tbe Public Revenue of the British Empire, 3. Ausg. 1803, 
vol. II. pag. 410) folgenden Staatshaushalt für Großbritannien und Ir- 
Iand; in 2. St. = 6 Thlr. Gold: 
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Bruttoertrag der Gtantsfieuem . . . 227,976,528 zit. G. 37,996,088 2. 


fotterie . . - ee. 3,152,748 . 625,458 v. 
Armen - und Kreisftenern > 2 220. .24,000000 »- 4,000, 000 2. 
öffentliche Hpspitäler 0. . . . 2,10000 =» + 350,000 v. 
Chaufſeegelder in England u. sgemind 3,600,000 - + 600,000 8, 
Etrakenbaubeiträgde . . . . 600,000 = = 100,000 2. 


Einlommen der ftüdt. Sorporationen . . 3,600,000- 600,000 v. 
Kanäle, Flußſchiffahrtsabgaben ꝛc. . . 1,500,000  » = 250,000 8, 
Veleuchtung, Straßenpflafter,- Polizei . 1,600,000 =» + 266,666 8. 
Stsatseinflommen für Irland . . . .  24,000,000 = =  4,000,000 v. 
Staatslirchliches Einlommen . . . 21,000000 - = 3,500,000 v. 
Summe. 310,329,267° - = 51,721,547 8. 
Im erften Fahre der Regierung Wilhelm’ 6 III, hatte fich nad) der Schätsuung 
Cunningham’s der Betrag des Jahresbudgets anf 2,908,680 2. belaufen, im 
letzten Jahre Wilhems III. anf 4,380,045 2. Schon beim Regierungsantritt 
Georg's II. zählte man 83 Arten der Zölle customs, 29 Zweige der excise, 
18 Zweige von Inland Duties. Das Staatshbudget war 1771 auf 8,111,276 v. 
geftiegen. Kür die Budgetfummen des neunzehnten Sahrhunderts Tann ich auf 
die albekannten Leberfichten verweiſen. 

N Kür die Staatsgrundfteuer ergeben ſich die mittelalterlichen Anknüpfun⸗ 
gen aus der reichsftändifchen Periode S. 192-194, ©, 215—247. Cine Um- 
bildungsepoche ift dann -die Zeit der Republik, deren Methode von der Re- 
fauration beibehalten wurde. Bei dem Regierungsantritt Wilhelm’s III. erfolgte 
eıne neue Regelung des Stenerfuftems durdy 1. Will. et M. c. 20; 1. Will. 
et M. sess. 2. c. 1; 4. Will. et M. c. 1. Die auf den Grundbefit fallende 
Staatsſtener dlieb aber durd das zühe Fefthalten der veralteten Einfchätungen 
in Rabilen Berhältniffen, deren relative Bedeutung flir die Staatsbebilrfniffe von 
Jahrzehnt zu Fahrzehnt herabſank. Ueberdies war bei den Matrikel-Einjchäbun- 
gen nad) der Revolution durch die Barteilichleit der einfchätenden Beamten 
eine große und willkürliche Ungleichheit entftanden, fo daß Pitt i. 3. 1798 
feinen andern Ausweg fand, als die alte Staatsgrundſteuer für perpetuirlich 
und für ablösbar zu erklären, d. h. fie in ihrer Eigenſchaft als Steuer auf- 
geben. Die Ablöſungsſumme wird in Staatsfonds fo geleiftet, daß die Zinfen 
um Eteuerbetrag gleichlommen mit 10 p&t. Zufchlag. Die prinzipielle Ber- 
(ehrtheit der Maßregel flihrte zu ber weiteren Conſequenz, daß durch 42. Geo. III. 
ce. 116 au ein Rentenkauf von Brivatperfonen fo geftattet wird, daß fie die 
Grundfiener irgend eines Beſitzes auflaufen, als erbliches freehold befiten, nnd 
lo fi} ein parfamentarifches Stimmrecht faufen können. In ben nädhften 1'/a 
Jahren nach dem Geſetz 38, Geo. III., als die Staatsfonds noch zu 50 pEt. 
Buflih waren, wurde eine Maffe von 435,888 2. wirklich abgelöfl. In ben 
folgenden 57 Zahren find aber zufammen nur 333,757 2. abgelauft. Eine Ab- 
Iimgs. Tabelle der einzelen Jahre giebt Fred. Hendrik im Statist. Journal 
Vol. XX. S. 254—257 (in einem werthvollen, auch volfswirthichaftlich beden- 
tenden Auflag über die Statiftit der Land-Tax-Assessments von a. 1636 bie 
1856). Die gefammte Staatsgrundftener ift danach von 1,989,673 2. im Jahre 
1798, anf 1,128,177 2. im Jahre 1849 gefunten. In den Iekten Jahrzehnten 
find meins nur Meine Summen von jährlich etwa 500 bis 1000 L., hanpt- 
ſächlih bei Anlage neuer Stadtviertel, Eifenbahnen und dergleichen abgelöft. 
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Ein neues Gefet 16. et 17. Vict. c. 74, welches die Bedingungen der Ablstung 
um 1742 pCt. (in Folge eines Rechenfehlers fogar um 19/4 pCt.) billiger fette, 
hat feine Bermehrung der Ablöfung bewirkt. — In ihrer noch mehr mittelal. 
terlichen Geftalt ift die Staatsgrundſtener „Landlord’s own tax“; der Pädter 
hat fie vorzufchießen, darf fie aber geſetzlich vom Pachtgeld abziehen 30. Geo. II. 
c. 2. Ebenſo mittelalterlich find noch manche Aufßere Formen ber Steuererhebung 
welche periodifch durch Geſetze erneut und ergänzt werden, 3. B. durch 16. et 
17. Vict. c. 74, 111 (wo auch die älteren Geſetze citirt find), 17. et 18. Vict 
c. 85 (über das Verfahren ber Collectors), Das Unterhaus ernennt alljährlid 
eine Anzahl größerer Grundbefiger, meiftens Friedensrichter, zu Commissioners 
of the Land Tax. Nad 7. et 8. Geo. IV. c. 75, $ 1 gehören dazu alle aktiven 
Friedensrichter der Grafidhaft von Amtswegen. An dem gefetlich beftinmten 
Tage verfammeln fi} die Sommiffarien zu einem erften Meeting, und erlaffen 
ihre Anweifungen (precepts) zur Ernennung der Einſchätzer, Assessors, die aus 
den Ober-Conftabels, Schulzen und anderen Einwohnern ernanut, zu dem zwei 
ten Meeting einberufen werden 38. Geo. III. c. 5, $ 8. Die friedensricter 
vertheilen ſich dazu in Kleinere divisions, und ertheilen den Einſchätzern die An- 
weifung zur Bertheilung der Steuer auf die Unterbezirle. Während nämlich die 
Graffchaftsbeiträge feftftehen ift die Vertheilung innerhalb der Grafichaft dem Recht 
nad) beweglich geblieben (38. Geo. III. c. 5 $ 8), wenn auch ber Sitte nad ia 
unveränderih. Im dritten Meeting erfolgt die Feſtſtellung der Einfchätunge- 
liften und der Einziehungsbefehl warrant. Im vierten Meeting entjcheiden die 
Commiffarien der Division in einer Heinen Bezirksfigung über etwaige Rellama- 
tionen. Danach erfolgt die Einziehung zur Kreisfaffe, nöthigenfalls durd Pfändung. 

Der Zufammenhang der directen Staatsbeflenerung ınit dem Kommunal. 
ftener-Suftem bes Mittelalters dauert auch noch in dem Grundfat fort, daß nicht 
nur bie Einfhätungen durch Kreis- und Gemeinde-Commiffionen erfolgen, fen- 
bern daß bie Ortsgemeinden auch die Steuererhebungstoften tragen, und für 
die Defecte und Ausfälle aus den Gemeindekaſſen einftehen. An- 
loge Grundfäte gelten für die Assessed Taxes 43. Geo. II. c. 99 5%, 
45, 70 und für bie neuere Income tax 5. et 6. Vict. c. 35 $ 147, welde 
rüdfichtlich der Einſchätzungsweiſe und der Berantwortlichleit der Ortsgemeinden 
noch immer dem mittelalterlidden Steuerjuftem entiprechen. 

Ueber das Ganze diefes Syftems vgl. Burn’s Justice v. Land Taı. 
Einiges Hiftorifhe enthält auch der Report from the Select Committee on 
the Land Tax, as affecting Roman Catholics. Sess. 1828 (650) Vol. IV. 
p. 231; ferner der Report from the Select Committee on the Duties of 
Receivers-General of Land and Assessed Taxes 1821 No. 630, 667 Vol. VIII. 
p. 5, 15. Die Beträge der Stoatögrundfteuer in den eingelen Ortsgemeiuben 
ergeben die Parl. P. 1854 No. 140 Vol. LXIII. 571. Die Beträge und 
Stenerftufen der Einlommenfteuer enthalten von Jahr zu Jahr die Parlamente 
berichte; rückſichtlich der Erhebungsweiſe der letzteren darf ich wohl anf die 
zahlreichen deutichen Schriften und Auffäte über die englifche Einkommenfene 

verweiſen. 

- 6) Für die Geſammtbelaſtung des Grundeigenthums durch Staat 
und Commune dient als Sauptquelle der Report from the Select Com- 
mittee of the House of Lords on the Burdens affecting Real Property 
1846 (411). — Vol. I. enthält den Bericht und die Zeugenausfagen, Vol. I. 
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ſtatiſtiſche Tabellen und Belege; Kortfegungen von geringerer Bedeutung Parl. 
Pap. 1852 No. 354, 510; 1853 No. 378. — Mittelbar gehören dahin auch bie 
Reports über die Einfommenfteuer und beren Literatur (vgl. 3.8. Reports on 
the Income and Property Tax 1851 No. 563, 1852 No. 354, 163 ff. ff. 
Krieg, die engliihe Einlommenfteuer, Tübinger Zeitfchrift für Staatewiſſen⸗ 
haft Bd. 10, ©. 228 ff.) Aeußerſt Iehrreich ift der Report on Burdens über 
die gegemmoärtige Belaftung des Grundeigenthums in confolidirten Daffen. Der 
Flähenraum von England und Wales wirb berechnet auf 36,522,615 Acres = 
57,340,506 preußifchen Morgen. Der zur Armenfteuer pro 1841 eingeichäkte 
Werth ergiebt einen Durchfchnittsertrag von yo Thlr. Sour. pro Morgen, 
und 24 Thlr. Armenfteuer pro Morgen (II. pag. 150). — Am fchwerften bridt 
zunächſt die Zehntrente, die mit dem Fortfchritt ber Kultur hier und da von 
1 Thlr. ©. per acre auf 21%. Thlr. G. per acre geftiegen ift, in einzelen 
Füllen bis iiber 5 Thlr. ©., und beren Geſammtertrag jett auf 4,500,000 2, 
berechnet wird (pag. VI). Dann folgen die eigentlihen Communalfteuern, 
obenan die Armenfteuer, an welche ſich alle anderen wie Zufchläge anjchließen. 
Sodam trifft auch die Einlommenfteuer den Srundbefig, wobei geklagt wird, 
daß fie flärker auf den Grunbbefit falle, ber nad dem Bruttoeinlommen ab- 
geihätt werde und der Schätung nicht entgegen fürne, während Handel und 
Gewerbe durch ziemlich disfretionäre Deklarationen fi) einfchäken (pag. XII). 
Dazu lommen die hohen Stempelgebühren und Beligübertragungs- 
toten, bie bei Verkäufen von 300 Thlr. Werth 30 pEt. betragen, bei 600 Thlr. 
Werth 15 pCt.; die Koften einer Grundverpfändung bei 300 Thlr. Werth 
3% pEt., bei 600 Thlr. Werth 20 p&t., u. |. w. Der Stempel insbeion- 
dere macht bei einem Grundverkauf von 300 Thlr. 121/23 pCt., bei 600 Thlr. 
5 p&t., bei 1800 Thlr. 2’/2 pCt. u. f. w. (pag. VIII) — Die Beiträge 
weiche der Staat jeit 1835 zu den Criminalverfolgungs-, Transportloften, und 
iegt auch zur Erhaltung der befoldeten Polizeimannfchaften giebt, bilden ver- 
glihen mit jenen Steuermaflen einen nicht bedeutenden Zufchuß. — Es wird 
ferner geklagt über den nachtheiligen Einfluß einzeler Confumtionsftenern 
auf den, Grundbefig, und über die Bertheuerung der Handarbeit, die dadurch 
entfiche, daß die Pächter oft ſchlechte Arbeiter in Lohn nehmen müſſen, um bie 
ohnehin übermäßigen Armenunterftügungen nicht noch mehr zu erhöhen (p. V.). 
Die Ueberbürdung des Grundbefigeg mit Steuern und Befigiibertragungstoften 
bei Heinen Grundſtücken ziehe die Kapitalien in andere Induftriezweige, be- 
förderte die Cumulation des Grundbeſitzes und treibe die Käufer vom 
Markt (p. 443.) Wenn feit 1815 bie Pachterträge nicht vermindert feien, fo 
bernhe dies nur darauf, daß die Pacht jetzt immer vollftänbiger den wirklichen 
Ertragswerth erreiche, und der Gewinn der Pächter immer Meiner geworben 
fi. — Berglichen mit dieſen Zuftänden werden die Grundſteuern in Preußen 
nach Hoffmann's Angaben von 1844 (109,104,720 Morgen Land, 10,163,942 Th. 
Eonr. Srundfteuer), und die franzöflfch-rheinifchen Grundfteuern (p. 428, 429). 
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Drittes Capitel. 


Die Eiviljufiz der Graffchaft. 


’ 8 20. 
Die heutige Stellung des Sheriffamts. Sheriff’s Office. 


In der normannifchen Zeit war der County Court der orbdent: 
liche Civilgerichtshof geweſen. Die feit Heinrich II. beginnende Cem: 
tralifation der Civiljuftiz legt den Schwerpunkt der Anwendung und 
Fortbildung des gemeinen Rechts in beamtete Richter; der frühere An: 
theil der Gemeinde wird zur Civiljury. ‘Der daraus allmälig hervor: 
gegangene Zuftand der Civiljuſtiz ift nunmehr folgender: 

1. Gewöhnliche Civilklagen nad) gemeinem Recht werden 
nach Wahl des Klägers angebracht bei einem der drei Reichsgerichtt. 
Die Verhandlung und Entfcheidbung erfolgt vor den reifenden. Richtern 
in der Grafſchaft, fehr felten vor dem Collegium in Weftminfter, in 
banco; in beiden Fällen mit Zuziehung einer Civiljury von zwölf 
Geſchwornen für die question of fact. _ | 

2. Für fleinere gewöhnliche Eivilprozeffe find feit 1846 
Kreiögerichte gebildet, New County Courts, in welchen ein Einzel⸗ 
richter entfcheibet, mit oder ohne Zuziehung einer Civiljury von fünf 
Gefchwornen. 

3. Die Civilprozeffe, welde in das Gebiet der fogenannten 
Billigleitsfälle gehören, werben vom Lordfanzler, oder vielmeht 
in erfter Inſtanz von einem der Bicelanzler ohne Jury entſchieden. 

4. Die geiftliden Gerichte bilden feit der normanniſchen 
Zeit eine gefonderte Jurisdiction für Chefachen, Teſtamente, Nachleß 
ſachen, Zehnten, Patronatsredht ꝛc., welche allmälig zerfallen, und zum 
wichtigeren Theil in die nächftfolgenden Gerichte übergegangen ift. 
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5. Das Ehegeridt, Court for Divorce and Matrimonial 
Causes, errichtet durch 20. et 21. Vict. c. 85, erkennt auf Chefchei- 
dung a vinculo matrimoniü; die reifenden Richter der Aififen als 
Unterinftanz auf gerichtliche Trennung, judicial separation, 


6. Ein Nachlaßgericht, Court of Probate, errichtet durch 
20. et 21. Vict. ce. 77, mit feinen Localbureaus (Registries) leitet 
die Beltätigung und Ausfertigung der Teſtamente (probate of wills), 
die Anerkennung der Synteftaterben (granting of administrations), 
und entfcheidet die dabei vorfommenden Rechtsftreitigfeiten ohne Jury. 
Bei Nachlafftreitigkeiten unter 300 2. Werth entfcheidet das Kreis⸗ 
gericht mit Appellation an den Court of Probate. 


7. Der Bankrutthof, Bankruptey Court, mit feinen De: 
putotionen in den Provinzen, leitet und entfcheidet die Bankruttfälle. 


8. Ein Court of Insolvency entjcheidet über gewilfe In⸗ 
cidentpunkte im Erecutionsverfahren; in den Provinzen ift das Kreis— 
gericht zugleich Court of Insolvency. 

Durch diefe ordentlichen Eivilgerichtshöfe wurde die Jurisdiction 
des Sheriff zurückgedrängt. Es blieb ihm zwar bis zur Errichtung 
der neuen Sreidgerichte die Befugniß, gewöhnliche Perfonalklagen bis 
zu 4) sh. (12 Thlr. ©.) zu verhandeln und zu entjcheiden, aber nur, 
wenn der Grund der Klage in der Grafichaft entftanden, der Beklagte 
dort anfäffig, — mit einem fehr mangelhaften Verfahren, — fo daß 
auch diefer Theil feiner Gerichtsbarkeit längſt im Verfall war. Kleinere 
Civilſachen konnten ihm ferner aus den Reichsgerichten zur Verhand- 
lung und Entſcheidung überwiefen werden; einige Specialfälle waren 
ihm durch befondere Gefege überwiejen. In der Hauptjache aber war 
das „Eivilgericht“ des Sheriff herabgefunten zu einem ministerial 
office der Neichögerichte für VBollziehung von Ladungen und Exeen⸗ 
tionen, um ben reifenden Richtern die Honneurs zu machen und die 
Jury zu geftellen. Diefe Gefchäfte des Sheriff find jegt nach dem 
Herlommen untheilbar. Eremtionen einzeler Ortſchaften, ober Ablö⸗ 
fung einzeler Functionen von dem Sheriffsamt können nur durch PBar- 
lamentsakte erfolgen. Dalton. pag. 6. 

Nachdem der Sheriff in. biefer Weife zu einer bloßen Unter- 
gerihtsftelle geworden, laſſen fich feine laufenden Civil-Ge— 
ihäfte zwedmäßig in 3 Gruppen fondern: 

1. Ladungen im Civilproce (8 22). 

2. Executionen im Civilprozeß ($ 23). 

_ 3. Der Sheriff als Richterkommiſſar ($ 24). 
33* 
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Nur einige wenige Ehrengefchäfte führt ber Sheriff perfönfic 
aus, namentlich die Gefchäfte als Wahllommiffar und die Begrüßung 
der Affifenrichter. Für alle laufenden Amtögefchäfte aber beftelit er 
einen Anwalt als Stellvertreter, Gerichtshalter, Under-Sherifl, auf die 
Dauer feines Amtsjahres. ‘Der Unter-Sheriff bildet ein Centralburean, 
bon dem aus die Einzelgefchäfte durch ernannte Bailiffs of Hundreds, 
und in deren Namen durch beftelfte Huissiers (bound-bailiffs) vollzogen 
werden. Das wirkliche Sheriffamt erfcheint daher als ein Bureau mit 
dienenden Unterbeamten, Sheriff’s Officers ($ 21), für welde der 
Sheriff die Verantwortlichkeit übernehmen muß. 

Diefe Verantwortlichkeit befteht zunädft in Unterorduung 
unter die NeichSgerichte, welche mit ihrer altherkömmlichen Disc: 
plinargewalt einen Ungehorfam gegen die königlichen Prozeßdecrete, 
falfche Berichte und Amtsmißbrauch fummarifch durch attachment 
büßen können. Annahme von Gefchenten, um Jemanden vom Ge⸗ 
ichwornendienft zu befreien, ift durch ein Epezialgefeg 27. Eliz. c. 6 
mit Geldbuße verpönt. Auch in andern fpeciellen Gefegen find Bußen 
und Verwirkungen angebroht, amerciaments, fines, forfeitures, impri- 
sonment. Wenn feine Unterbeamten den Sporteltarif überfchreiten, 
erkennen die Föniglichen Gerichte ſummariſch auf DOrdnungsftrafe und 
Erſatz, 1. Viect. c. 55. Dolofe Amts⸗Mißbräuche fallen unter bie 
allgemeinen Strafgefege gegen Amtsvergehen. Wegen ungeſetzlichet 
Arrefte, Executions⸗Vollſtreckungen, oder Verweigerung einer Amte 
handlung bat die verlette Partei eine Civilentichädigungsflage, von 
welcher häufig Gebrauch gemacht wird. 

Die neueren Schriften über das Sheriffamt find Tompila- 
tionen fürden Gebrauch befondersder Sheriffbüreaus. Es gehören 
dahin: Geo. Atkinson’s Practical Treatise on Sheriff Law; containing 
the Sheriff’s Duties at the County Court, Courts for Election of Coroners 
and Members of Parliament, by Writ of Trial, Inquiry and Railway Com- 
pensation Acts, Interpleader, with Writs, Warrants, Returns, Bills of 
Sale, Bond of Indemnity etc. etc. 34 edit, 8vo. 1854. — W. H. Watson 
Treatise on the Law relating to the Office and Duty of Sheriff. 2nd edit 
1848. 8v0. — lieber die Berantmortlichleit des Sherifie R. Barnes’ Expe 
sition of the Laws respecting Risks attending the Office of Sheriff. 8" 
1816. — J. Burshell on the Question of the Sheriffs Liability for Acts 
done after a Secret Act of Bankruptey. 8vo. 1829. — Aus deuticher Litte⸗ 
ratur gehört Hierher: Mühry, das Amt eines Sheriffs in England, in von 
Jagemann’s Gerichtsſaal 1851, Heft 4, ©. 375ff. Anfchaulicher find die Mit- 
theilungen in der trefflihen Schrift: J. Rüttimann, der englifche Civil: 
prozeß. Leipzig 1851. 8vo. 

Wenn trot der rebucirten Geſchäfte des alten Amts der vicecomites der 
alte Name eines Grafichaftsgerichts, County Court, beibehalten wurde, fo ge 
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ſchah dies in dem Sinne, in welchem man in England überhaupt alte ver- 
faffungsmäßige den Neichögerichten untergeorbnete Behörden Courts nennt. Ein 
politiih wichtiges Gefchäft des County Court blieb noch immer die Wahl der 
Grafſchafts⸗ Abgeordneten zum Parlament, die altherkömmlich als ein Theil und 
in den herfümmlichen Formen der Gefchäfte des Grafſchaftsgerichts vorgenommen 
werden follte 7. Henry IV. c. 15. Seit der Reformbill wird eine beſondere 
Grafihaftsverfamminng, Special County Court, dafür veranftaltet; die frühere - 
Befugniß des Sheriff zur Entſcheidung über die Wahlqualification iſt jet über- 
gegangen an richterlihe Commiſſarlen des Gerichtshofs der Common Pleas 
(revising barristers). &8 bleiben aljo auch hier nur übrig bie formellen Ge- 
ſchäfte eines Wahlcommiſſars. Aehnlich if die Stellung des Sheriff bei ber 
Wahl der Coroners, und ber Waldmeifter (Verderors), welche noch als Geſchuft 
des County Court gilt. 


g 21. 
Sheriff’s Oficers: Under-Sheriff, Deputy-Sheriff, Bailiffs. 


Die zahlreichen Clerks, Ballıvi und Servientes der normanni- 
ſchen Landvögte haben ſich fortgepflanzt in das heutige Unterperſonal 
des Sheriff. 

1. Der Undersheriff fommt ſchon in 13. Edw. I. c. 39 
al$ Subvicecomes vor, in 11. Henry VII. c. 15 als Undersheriff 
oder Shire Clerk. Es war fehon feit Jahrhunderten üblich, daß ber 
Sheriff einem fo(chen General Deputy die ganze laufende Büreauverwal⸗ 
tung oder doch den größten Theil derfelben anvertraute (Dalton on Sh. 
455), namentlich das fog. ministerial office, d. h. feine Gefrhäfte als 
Bollziehungsbeamter im Gegenfag der richterlichen. Nach dem neuen 
&ie 3. et 4. Will. IV. c. 99 folt er innerhalb eines Monats 
nah der Belanntmachung feiner Ernennung im Stantöangeiger durch 
Handſchreiben einen Unterſheriff ernennen. 

Seit 27. Eliz. c. 12 wird der Unterſheriff vereidet, leiſtet den 
Suprematieeid und einen beſonderen Amtseid nach Formular 3. Geo. IL. 
e. 15. Er iſt gewöhnlich ein Anwalt, dem aber durch 1. Henry V. 
c. 4 die Anwaltspraris während des Amtsjahre unterfagt wurde. 
Da indeffen die Umgehung diefer Vorſchrift nicht zu verhindern war, 
ſo ift durch 6. et 7. Vict. c. 73 bie Fortjegung der Anwaltspraris 
geradezu geflattet. 

Der Unterfheriff wird als reiner Amtspertreter bes High 
Sheriff behanbelt, darf fein Privatrecht oder Lehn an dem Amt felbft 
haben, darf Feine Amtshandlung in eignem Namen, fonbern nur im 
Namen des Sheriff ausüben. Er hat dafür feinem Machtgeber Bürg⸗ 
(haft zu leiften, und Tann von ihm jeder Zeit abberufen werden. Mit 
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der Amtsgewalt des Sheriff ift auch die feinige dem Recht nach er- 
fofchen. Sobald er aber einmal ernannt ift, muß nach dem heutigen 
Gebraud; der High Sheriff ihm alle laufenden ministerial acts 
überlaffen, und darf feinen Theil derjelben jich oder einem andern re⸗ 
ferbiren. 
Für alle Alte des GSteffvertreters bleibt der High Sheriff äto- 
nomijch verantwortlich, namentlich fir Verfehen bei Ladungen, Pfän- 
dungen und Erecutionen. Selbft amerciaments fünnen den Sheriff 
für Verfehen feines Beamten treffen; nicht aber Gefängnißjtrafen 
und Griminalflagen, welche gegen den Unterfheriff jelbft gehen Dal- 
ton p. 3. 

Die Dauer der GStellvertretung richtet fi) zunächſt nach dem 
Amt des High Sheriff. Kein Unterfheriff fol daher über ein Jahr 
binaus fungiren, 42. Edw. IH. c. 9. Stirbt jedoch ein Sheriff im 
Amtsjahr, fo foll der Unterjheriff die Geſchäfte fortfegen bie zur 
Ernennung eines neuen, im Namen des Verftorbenen, unter fortdauern: 
der VBerantwortlichfeit der Erben, und unter Fortdauer der geftellten 
Caution 3. Geo. I. c. 15, $ 8. Gewöhnlich wird in ſolchem Falle 
dann der Unterfheriff felbft zum High Sheriff ernannt für den Reſt 
des Amtsjahres. 

2. Der Deputy-Sheriff bildet ein Correfpondenzbureau in 
London für die Gejchäfte des Sheriffamts in der Grafſchaft. Da ee 
äußerft läftig war die Dekrete der Reichsgerichte einzeln von London 
in da8 Bureau des Sheriff zu überfenden, fo wurde fchon durd 
23. Henry VI. c. 10 der Sheriff angewiefen einen Deputy, ge 
wöhnlich einen Anwalt, zu ernennen zur Empfangnahme der Correſpon⸗ 
denz mit der Kanzlei und den drei Reichsgerichten, d. 5. zur Empfang: 
nahme aller writs und warrants aus felbigen, (Dalton on Sh. 
©. 20). Der Deputy Hat ein laufendes Yournal zu führen, in da 
jelbe die empfangenen Urkunden einzutragen, die verfchloffenen Schreiben 
zu erbredden, und nah Datum und Inhalt zu verzeichnen ( Dalton 
©. 456). Nah 3. et 4. Will. IV. c. 42 $ 20 foll das Gor- 
refpondenzbureau im Umkreis einer englifchen Meile (4 Meile) von 
Inner Temple Hall belegen fein. Die Ernennung des Deputy er 
folgt durch einfache Vollmacht, warrant of attorney. Das ganje 
Geſchäft bildet einen Nebenzweig für die vielen Anwaltbureaus in ber 
Hauptftadt. 

3. Die Bailiffs of Hundreds find nad) dem Geſet die 
ausführenden Beamten für die einzelen Gefchäfte des Sheriffamts 
in der Graffchaft. Dur 14. Edw. III. c. 9 wird es dem Sherif 
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zur Pflicht gemacht „Bailifis zu ernennen, fiir welche er einftehen könne 
und wolle.“ Es bildet ſich num ber Gebrauch, daß in jeder hundred 
ein Kreis⸗Gerichtsſchulze Bailiff ernannt wird, zur Beitreibung der 
Geldbußen, zur Ladung der Gefchworenen, zur Aufwartung in ben 
Affifen und Quartalfigungen, zur Snfinuation von Ladungen, zur 
Vollſtreckung von Erecutionen, — womöglich ein angefefiener Dann 
mit der nöthigen Kenntniß von Öertlichfeit und Perfonen. Auch diefe 
Gerichtsſchulzen follen nah 27. Elız. c. 12 den Suprematie- und 
einen Amtseid leiften. Ihr Amtsjahr erlifcht eigentlich mit dem Amts⸗ 
jahr des Sheriff 1. Hen. V. c. 4. (Dalton. Seite 457), und fie 
ſollen erft nach 3 Jahren von Neuem ernennbar fein. Diefe Beamten 
ericheinen noch Heute activ bei Affifen und Quartalfigungen als ge⸗ 
tihtlihe Unterbeamte. Für die laufenden Dienfte eines Boten und 
Erecutors aber zeigten fie fi) frühzeitig al8 ungeeignet: Es entjtanden 
daher neben ihnen: 

4. die Common Bailiffs, Bound Bailiffs, Special 
Bailiffs. Für die eigentlichen Huissiers - Dienfte, Ladungen, Exe⸗ 
cutionen und Aufwartung im Gericht werden nämlich vom Sheriff 
und unter deſſen Werantwortlichleit gemeine Gerihtsdiener dem 
Bailiff of Hundred nad Bedürfniß nebengeordnet, — Perfonen die 
ſich eine gewiffe Geſchicklichkeit in Auspfändung und Ergreifung flüch- 
tiger Schuldner erworben haben. Ein ſolcher Huissier gilt als Pri— 
vatbedienfteter des Sherift, Leiftet feinen Amtseid; feine Pfändung und 
Verhaftung gilt aber als Akt des Sheriff, fein Verfehen, 3. B. auch 
dad Entlaufen des verhafteten Schuldners, als Verſehen des Sheriff, 
für weldhes dieſer der Partei Schadenerfat zu leiften hat. Um fid 
dagegen ficher zu ftellen, läßt fi) der Sheriff bei der Anftellung eine 
Schuldverſchreibung (bond) auf eine erhebliche Eonventionalftrafe aus- 
ftellen. Daher der Name Bound-Bailiffs, vielfach corrumpirt in ber 
gemeinen Volksſprache. Ihre Amtögewalt ift nur abgeleitet aus dem 
Auftragfchreiben warrant under the hand and seal de8 Sheriff; 
übrigens find fie verpflichtet die gefeglichen Vorfchriften über Voll⸗ 
jiehung von Civilarreften, Nichtannahme von Gefchenten, Heilighaltung 
des Sonntags 29. Car. II. c. 7, u. a. zu befolgen, bei Vermeidung 
disciplinarifcher Beftrafung (attachment) durch den Gerichtshof. 

Wenn es eine Partei vorzieht, kann fie auch einen befondern 
Boten Special Bailiff ad hoc, für die Vollziehung einer einzelen 
Ladung oder Execution beftellen, entbindet aber damit den Sheriff 
von der gefeilichen Berantwortlichkeit für den Act, und übernimmt 
ſoiche ſelbſt. 
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5.. Noch andere Unterbeamte des Sheriff find die Gefängniß— 
beamten, Gaolers, welche aber jet mehr in das Bereich der Arie 
densrichterverwaltung fallen; ferner ein County-Ülerk, nomineller 
Protokollführer für die nominellen Gefchäfte de County Court, und 


ein Siegelbewahrer Seal Keeper für ebenfall® nominelle Geſchäfte 

Alle diefe Sheriffsbeamten werben neben einander genannt im 3. 
Geo. I. c. 15 8 10, worin Verlauf, Kauf, Pachtung oder Berpadtung aller 
folher Aemter bei 500 8. Strafe verboten wird. Der Cenfus von 1851 zählt 
746 Sheriff’s Oficers auf, — natürlich wohl nur foldhe, für die das Amt einen 
Lebensberuf bildet; dazu 1838 Gaolers und andere Gefängnißbeamte. 

Im Allgemeinen if das Gebiet des Sherifl’s Oflice kein Muſter der Ee 
fhäftsführung. Die einjährige Amtsdauer des Sheriff, wie alle kurz dauern- 
den Ehrenämter, bringt die Gejchäfte in die Hände von Sefretären und Schrei 
bern. Dies bat man in England längft erfahren an den jährlich wechſelnden 
Bürgermeiftern der Städte; dieſelbe Erfahrung machte man am Cheriffamt. 
Im Anfang des achtzehnten Jahrhunderts war es noch mehr als eim bloßer 
Name. Dalton (p. 20) giebt noch den Rath, die Sheriffs möchten ihren Unter- 
Sheriff und ihr Büreau in ihr Haus nehmen, um darüber ununterbrochen Aui- 
ficht führen zu können. Der High Sheriff fanı nad) Dalton (p. 103) ale 
FSunctionen auch noch ſelbſt üben, Tann feinen Unter-Sheriff und feinen legal 
beftellten Bailiffis noch mündliche Orders ertheilen. Ob er einen Unter-Sherifi 
ernennen wolle oder nicht, galt noch als Sache der Willkür; die Rücknahme dei 
Auftrags wie die Rüdnahme einer gewöhnlichen Vollmacht, felbfi wenn bie 
Anftellung ausdrücklich unwiderruflich gefaßt wäre (pn. 512). Die umfändlide 
Form eines Cautionsinſtruments (indenture) zwiſchen Sheriff und Unter-Sherifi, 
wie fie Dalton 445, 446 giebt, ift im Wefentlichen das noch heute übliche For- 
mular, ebenfo wie die Verfchreibungen, bonds, ber Unter- Beamten und ihre 
Biürgen. — Im Berlauf der Zeit ift es immer mehr das VBerhältniß eines 
Berichtsherrn zu feinem Gerihtshalter geworden. Das ökonomijſche 
Verhältniß ift aus dem Report on Sheriff’s Office (1830) erfichtlih. Die laufender 
Sporteln und Tantiömen find gewöhnlich dem Unter-Sheriff iiberlafien, der des 
Sheriff auch für Regreßklagen ſchadlos zu halten übernimmt. Die Koften dei 
Patents, der Rechnungslegung, der Alfifen und bie fonftigen Ehrenausgaben 
trägt der Sheriff jelbfi, und bezieht daflir die Bergitigungen aus den Schar 
amt (p. 25). Die vom linter-Sheriff beftellte Sicherheit betrug z. B. in einen 
Falle 16,000 8. in Grundſtücken (p. 35). Das Sheriffamt kann daher nur vor 
größeren Anwaltsfirnıen iibernommen werden. Dies folgt ſchon aus der erheb- 
lichen Gefahr der Regreßklagen und wegen der häufigen Interventions-Anfprüdk, 
in welchen eine Dedung gegen Regreß bei aller Vorficht oft nicht möglich if. 
(p. 44). Andererfeits wird das Amt auch von angejehenen Firmen gefucht, weil 
es Einfluß und Bertrauen beim Publitum giebt. Manche Anwälte fuden et 
daher dauernd zu erhalten, und umgehen das gefetliche Verbot, indem fie ab. 
wechſelnd fich felbft oder einen ihrer Sefretäre zum Unter-Sheriff beflellen lafien 
(p. 48). Ebendeshalb üben angefehene Anmälte oft einen großen Einfluß aui 
bie Ernennung ber Sherifis, um für fid) das Unter- Sheriffamt zn gewinnen 
(p. 35). Das Berhältnig des Einfluſſes hat ſich Hier umgelehrt, und das Be 
fireben dem Sheriff feine Unterbeamten nicht über den Kopf wachſen zu laſſen, 
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mdem man and; fie auf eine einjährige Amtsdauer einfchräntt, hat ſich als un⸗ 
wirffam erwieſen. — Um dielen wechſelnden Anwalts - Einfluß auf die Ernen⸗ 
nung des Sheriff abzuwehren, geht der Bericht on Sheriff’s Office (p. 5) fo 
weit, den Borſchlag zu machen: ber Unter-Sheriff jolle fünftig ein permanenter 
Beamter werben, er ſolle künftig eine Lifte aller zum Sheriffamt geeigneten 
Perſonen führen, und diefe Lifte ale Information flir die reifenden Richter dienen. 
Ja der Unter- Sheriff jolle zugleich als Bagatellrichter Meine Civilprozeſſe ent- 
fheiden, da Amt wo möglich mit dem des permanenten Kreiefelretäre, Clerk 
of the Peace, verbunden werben. Die Ernennung dazu folle durch den Lord- 
lieutenant aus drei von den Ariedensrichtern der Grafſchaft benannten Berjonen 
erfolgen unter Beftätigung bes Lord-Ranzlers. In Kent war das Unter-Sheriffamt 
wirllich fchon zeitweife verbunden mit dem bes Clerk of the Peace (p. 46). 

Die Berwaltung der Biireaugefchäfte ift bei diefem Verhültniß begreif- 
licherweife nicht mufterhaft. Die Gebühren des Sheriffamts in Civilſachen find 
neuerding® geregelt durch 49. Geo. III. c. 46 s. 5; 7. Will. IV. und 1. Vict. 
c.55; 5. et 6. Vict. c. 98 s. 31. Unverlennbar Hat jedoch das Sheriffamt eine 
negativen Werth, inlofern es für die Verwaltung der Juftiz hauptſüchlich das 
Aufellungsrecht für die dienenden Untergerichtebeamten bedentet. Durch bie 
eigenthümliche Stellung des Sheriff wird dieſe Patronage und die Bildung der 
Geſchwornenliſten unabhängig von der herrichenden Partei im Parlament. 

Eine abweichende Stellung der Bailiffis fommt noch vor in ben alten Frei- 
beirlen, franchises oder liberties. Nach der normannifchen Weiſe Tonnten 
ſolche Unterämter auch feudal verliehen werden; der beliehene Lehnſchulze, bailiff 
in fee, erhielt. dadurch das Recht und die Pflicht, königliche writs felbft oder 
durch feinen Beamten zu vollfiteden an Stelle des Sheriff. Schon das stat. 
Westminster DI. c. 9 gab jedoch die Vorfchrift, daß wenn der herrichaftliche 
Bailiff den Befehl nicht ausführe, der Sheriff durch die Klauſel non omittas 
ermächtigt werden könne, den Freibezirf zu betreten und den Befehl zu voll- 
freden (Coke 2 Inst. 450, 451). Nach alter Praris wird aber die Klanſel 
non omittas fogleich dem erften Befehl beigefügt, und felbft wenn es von Er- 
trahenten vergeflen wäre, gift doch die VBollftredung als legal Coke 2 Inst. 453. 
Ja der Wirklichkeit rebucirt fich die Anomalie alfo darauf, daß der Sheriff folche 
Bailiffs „requirirt”, nicht anweift; während lbrigen® die Sache den gewöhn⸗ 
den Gang durch das Sheriffshilreau geht. Dalton 459, 460. Die vom Orund- 
bern beſtellten Lehnſchulzen werden vereidet wie andere Bailifis of Hundreds, 
und müflen als folche zur Dienftleiftung bei den Affifen ericheinen. 


g 22. 
Vie Ladungen im Civilprozeß. Distringas. Acht. Capias ad resp. 


Der gewöhnliche Civilprozeß beginnt jegt (1) mit einem Ladungs⸗ 
Ihreiben, writ of summons, d. h. mit einem Gerichtsdecret judicial 
writ, welches nach altem Kanzleifiyl im Namen der Königin in dem 
Vureau des Gerichts audgefertigt wird, bei welchem die lage auge- 
bracht if. Es lautet wefentfich dahin: 
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„Vietoria von G. ©. ıc. an C. D. (den Bellagten) ihren Gruß. Wir beichlen 
Eud innerhalb acht Tagen nad) Mittheilung des gegenwärtigen Schreibens bei 
dem Hofe der Queen’s Bench etc. die Erklärung eintragen zu laſſen, daß Ihr 
auf eine von A. B. (dem Kläger) erhobene Klage, betreffend ein Berfpredhen :c., 
daſelbſt erichienen feid. Und merkt Euch, daß, wenn Ihr dies nicht thut, A.B. 
berechtigt ift, in Eurem Namen die fragliche Erklärung abzugeben, und daran 
bier ein Urtheil auszuwirken, und daſſelbe vollftteden zu laſſen. Dies bezengt 
Lord Campbell, Prüfident des Gerichtshofs" — (Datım). 
Solche Formulare find im YBuchhandel zu kaufen. Der $läger, 
d. 5. der Flägerifche Anwalt, füllt das gedrudte Formular der Be 
Ihaffenheit des Falld gemäß aus, legt es dem Sefretär des Gerichts 
bofes in London vor; diefer brüdt das Gerichtsfiegel daranf und 
macht damit die Urkunde zu einer formellen Ladung, mit welcher ber 
Prozeß eröffnet ift. 

Die Inſinuation diefer Ladung kann vom Kläger felbft, ober 
von irgend einem fchreibensfundigen Beauftragten z. B. durch den 
Schreiber oder Boten ſeines Anwalts gefchehen, mittels Aushändigung 
einer Abfchrift und Vorzeigung des Driginal® auf Verlangen. Ter 
Beklagte Hat fodann regelmäßig im Gerichtsbureau in ein dafür be: 
ftimmtes Buch die Erflärung eintragen zu laſſen, daß er erjcheine, 
entweder in Perfon, oder in der Regel „durch den beftellten Anwalt 
N. N.” Zugleich muß er diefen Anwalt oder eine andere beftimmte 
Stelfe bezeichnen, an welche alle für ihn beftinnmte Prozeßſchriften ab: 
gegeben werden können. 

(2) Gelingt e8 dem Kläger aber nicht, die Ladung fo zu infinuiren, 
jo tritt da8 Distringas ein, d.h. eine durch Pfändung verichärfte 
Ladung. Kläger ertrahirt dann einen Gerichtsbefehl an den Sheriff 
folgenden Inhalts: 

„Victoria etc. an den Sheriff der Grafichaft X. ihren Gruß. Wir befehlen 
Euch, daß Ihr bei C. D. für den Betrag von 40 sh. pfänden ſollt, um ihn zu 
zwingen, in unferem Hofe der Queen’s Bench etc. zu erſcheinen und die Klage 
„bes A. B. betreffend — zu beantworten. Und wie Ihr dies vollzogen habt, 
ſollt Ihr uns nad) unferem benannten Gerichtshofe am — einberichten. Dies 
bezeugt Lord Campbell, Präfident.” (Datum.) 
Diefe Pfändung ift das alte obrigkeitliche Ziwangsmittel im Prozeß der 
Feudalzeit, und aus den alten lateinifchen Formularen dafür ift die 
Bezeichnung Distringas beibehalten. Der heutige Zweck iſt nicht fo 
wohl eine materielle Pfändung, als vielmehr eine in die Augen fallente 
Real-Citation. Das. Sheriffamt Stellt eine Abjchrift diefes Distringas 
mit einem Vollziehungsbefehl (warrant) feinem Bebienfteten zu. Ti 
Pfändung dabei, auf irgend einen unbebeutenden Gegenftand gerichtet, 
ift nur SFormalität. Wenn dann der Beklagte binnen weiteren acht 
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Tagen nicht erfcheint, Tann der Kläger ohne Weiteres einen Erfchei- 
nungsvermert für ihn beim &ericht eintragen ımb ein Contumactal- 
Urtbeil auf Grund deſſen auswirken. 

(3) Wenn der Beflagte latitirt, aber Vermögen zurückgelaſſen bat, 
jo kann der Kläger auch die Civilacht beantragen. Vorausgeſetzt 
wird ein Bericht des Sheriff ber die Fruchtloſigkeit des Distringas 
(non est inventus et nulla bona). Darauf wird durch ein Ge⸗ 
rihtödeeret (exigi facias) der Sheriff angewiejen den Bellagten an 
9 auf einander folgenden Graffchaftsgerichtstagen aufrufen zu laſſen. 
Die Edictal- Citation wird auch im Graffchaftegericht und in den 
Onertalfigungen der Friebensrichter verfefen, und an ben Kirchenthüren 
des Kirchfpiels angeheftet. Dann folgt auf Bericht des Sheriff‘ bie 
Ausſprechung der Acht, und ein an den Sheriff gerichtete capias ut- 
lagatum, d. h. ein Befehl ihn zu verbaften, fein Vermögen mit Zus 
ziehung einer Jury zu verzeichnen, in Beſchlag zu nehmen und dem 
Schatzamt einzuberichten. Die Acht wird wieder aufgehoben ſobald der 
Belagte Gehorſam leiftet und die Koften bezahlt. Die neuere Praxis 
wendet die Civilacht aber nur felten an; durch die neueften Verbeſ⸗ 
ſerungen der Civilprozeßordnung ift fie ziemlich zur Antiquität ge⸗ 
worden. 

(4) Endlich tritt auf Antrag des Klägers auch ein vorläufiger 
Berionalarreft, writ of capias ein, wenn der Slläger eine Be⸗ 
Ideinigung beibringt, daß feine Forderung wenigftes 20 2. betrage, 
und ein woahrfcheinlicher Grund vorhanden fei zu glauben, daß der 
Beklagte im Begriff ftehe, das Land zu verlaffen. "Früher war diefer 
Civifarreft eine gewöhnliche Einleitungsform fir Perſonalklagen; jet 
als folhe aufgehoben burch 1. et 2. Vict. c. 110 s. 3, an Act for 
tbe abolition of imprisonment for debt on mesne process. Das 
Gericht verfügt jest zumächft eine Ladung mit dem Befehl einer 
Cautionsbeſtellung für den Betrag ber ftreitigen Forderung. Nach 
Anfertigung der Ladung wird dann erft auf Beibringung einer Befcheini- 
gung über den Arreftgrund ein Haftebefehl writ of capias außgefertigt. 
Häger händigt den Arreftbefehl dem Sheriff ein, der wieder fchriftliche 
Vollmacht dem Bailiff zur Vollziehung giebt. Der Verhaftete Tann 
fih befreien, wenn er entweber die ftreitige Summe mit 108. für die 
Koften bei dem Sheriffamt deponirt, ober dem Sheriff eine ‚cautio 
jadieio sisti durch Burgen beftellt. Im letzteren Falle ift er ver- 
pflichtet, binnen acht Tagen vor Gericht zu erfcheinen, und Spezial- 
Vürgſchaft für die Sache felbft, bail to the action (cautio judicatum 
solvi) zu Teiften. Wird dies verſäumt, fo kaun fich der Kläger an 
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ben Sheriff halten, der Sheriff an feine Bürgen, ober auch der Kläger 
unmittelbar an die Bürgen des Sheriff. Zur Erleichterung bes Ge⸗ 
ſchaftsganges beftellen die Gerichtshöfe in der Provinz eine Anzahl von 
Anwälten als Commiſſarien zur Annahme von Spezial- Bürg- 
fhaften. 

Ein einfachered Arreftverfahren gegen latitirende Schulduer it 
eingeführt durch 15. et 16. Vict. c. 52 mittel® warrant der Bar 
Erutthöfe und der neuen SKreisgerichte. Auf Grund des warrant über: 
nimmt dann der Sheriff den Arreftirten in die Schulbhaft. 

Kommt ed innerhalb diefes Verfahren® zu einem Regreß gegen 
ben Sheriff, fo ertrahirt der Kläger zumächft einen Gerichtsbeſchluß, 
der das Sheriffamt auffordert binnen 3 Tagen Bericht zu erftatten über 
die Vollziehung des Capias. Innerhalb diefer Srift ift der Sheriff 
berechtigt an Stelle des Beklagten Spezial-Bürgfchaft einzulegen. Ge— 
ſchieht es nicht, fo kann der Kläger eine Beicheinigung (affidavit) durd 
eidliche Zeugenausfagen ꝛc. über das nicht gehörige Verfahren des Sheriff 
amts dem Gerichtshof überreichen, mit dem Antrag auf attachment, 
welches von bem Crown Office der Konigsbank ausgefertigt wird in 
Geftalt eines an die Coroners adrejfirten Haftbefehls. Dem Sherif 
bleibt dann nichts übrig als die Summe nebft Koften zu bezahlen, je 
fern nicht erhebliche Nechtfertigungsgründe vorgebracht werden, über 
welche das Gericht fummarifch erkennt. Der zahlende Sheriff fanufih 
dann wieder an feine Bürgen aus ber cautio judicio sisti halten; 
fowie der Kläger auch vorweg auf ben Regreß verzichten und fich des 
Sheriff Rechte gegen dieſe Bürgen cebiren laffen kann, 4. et 5. Anne 
c. 16 8 20. 

Die hier behandelte Partie ift gut und auch für deutſche Furiften verſtdud⸗ 

(ich gegeben von Rüttimann Engl. Civil⸗Prozeß (1851) S. 89—117. Derge 
meinfame Name für die prozefleitenden Delrete ift process; bie flag. 
einleitenden bilden den original process; die Zwiſchendekrete den mesne od 
intermediate process; die Erecutionsdefrete den process of execution. Der 
Sefammtname practice bezeichnet die Regeln für den äußeren Gang des Brr- 
fahrene, deren Anwendung im englifchen (wie im franzöſiſchen) Prozeß des 
Unterbeamten und den Anwälten zufält, während Richter und Advolaten ua 
ausnahmsweiſe zur Correctur eingreifen. 

Das von Rüttimann bdargeftellte Berfahren ift übrigens durch die neueren 
Eivilprozeß- Ordnungen fchon wieder vielfach verändert, vereinfacht, und dei 
Gebiet bes Berfonal- Arreftes beſchrunkt. Vergl. Finlason’s Common Lar 
Procedure Acts, 1852, 1854, 1860 second Ed. Lond. 1868, 8. Das obigt 
Bid wird indeffen wohl genligen um die Stellung bes Sheriffamts zu den 
prozeleitenden Delreten der Reichsgerichte verfländli zu machen. Gin ge 
brängtes, aber anſchauliches Bild eines Civilprogefles giebt Marquardsen v 
Best’s Engl. Beweisrecht. Heibelb. 1851. Anh. LI. 
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8 23. Ä 
Die Eivilereention. Fieri Facias, Elegit. Capias ad 
satisfaciendum. 


Das Sheriffamt ift ferner das Erecutionsbureau der Reichögerichte. 
Der Erecutionsfucher muß zu dem Zwecke fich zunächſt eine Ausferti- 
gung des Urtheils verjchaffen. Sein Anwalt concipirt fodann einen 
Bolfziehungsbefehl, legt den Entwurf dem Sefretair des Gerichts zur 
Beſiegelung vor, und ftellt das befiegelte Erecutionsmandat dem 
Sheriffsbureau in der Grafſchaft oder dem Korrefpondenzbureau in 
London zu. | 

Das Urtheil lautet entiweder auf Befiteinfegung in eine ftreitige 
Sache, oder auf Gelbleiftungen. Bei dinglichen Klagen auf immobilien 
lantet das Erecutions- Mandat auf Habere facias seisinam, 
bei interdieta adipiscendae possessionis auf ein Habere facias 
possessionem; bei Klagen auf Herausgabe einer beftimmten be⸗ 
weglichen Sache (action of detenue) lautet e8 auf Distringas, 
und geht dann nicht auf unmittelbares Wegnehmen, fondern nur auf 
Anspfänden des Beklagten, bie er Folge Teiftet: 

Bei Weiten die gewöhnlichiten Erecutionsfälle find die auf Geld⸗ 
leiftungen. Urſprünglich gab es auch hiefür nur Pfändung, Dis- 
tringas, welche noch heute bei den alten Untergerichten die einzige 
Beife der Zmangsvollftredung bildet. Bei den Reichögerichten dagegen 
it ein wirkfamerer dreifacher Exekutionsmodus eingeführt, entweder 
duch Mobiliarerecution (Fieri facias), oder durch Einweifung in den 
Befig der Meobilien und Immobilien (Elegit), oder durch Perſonal⸗ 
execution (Capias ad satisfaciendum); doc) fo, daß der Kläger nur 
das eine oder das andere wählen darf. 

1. Das Fieri facias ift die uns befannte Mobiliarerecution 
nah folgendem Formular: 

„Bictoria, von G. ©. ꝛc. an den Sheriff von Middlefer. Wir befehlen Euch, 
daß Ihr mittels der Mobilien (goods and chattels) bes in Eurem Amtsbezirke 
wehnhaften Thomas Jones 100 8. beichafft, die Milliam Smith neulich in 
unferem Gerichtshofe zu Weftminfter erftritten hat — und überdies die Zinfen 
der benannten 100 2. im Berhältniffe von 4 2. auf das Hundert vom 5. No- 
vernber 1840 an 2c.; und Ihr follt das Geld fammt den Zinfen unmittelbar 
nach der Bollziehung diefes Befehls uns nad Weftminfter übermachen, bamit 
der benannte William Smith dadurch für feinen Schabenerfak und ben Zins 
befriedigt werden kann. Alles dies follt Ihr gemäß dem im zweiten Jahre 
unferer Regiernng erlaffenen Statute (1. et 2. Vict. c. 110) volführen, und 
gegenwärtigen Befehl mit bem Berichte über deffen Vollziehung unmittelbar, 
nachdem dieſelbe Statt gefunden haben wird, uns nach Weftminfter übermachen. 
Dies bezeugt Thomas Ford Denman zu Weftminfter am 5. Nobbr. 1840." 
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Diefer Befehl wird dem Executor (Bailiff) ausgehändigt, volfftredhar 
in das gefammte bewegliche Vermögen des Schulbners, mit Ausnahme 
ber unentbehrlichen Mleibungsftüce und gewifjer Inventarſtücke bei einem 
Pachtgut. Der Gerichtsdiener darf jedes Haus betreten, . in welchem 
ſich Mobilien des Schuldners befinden, darf aber Feine Hausthüren 
erbrechen. Die abgepfändeten Gegenftände werden von Amtswegen ver⸗ 
Kauft, der Erlös dem Anwalt des Mlägers ausgehändigt; bei gepfän- 
beten invecta et illata erhält jedod der Vermiether einen einjährigen 
Miethsrückſtand vorweg. Ein Bericht über die Vollziehung wird trag 
des Wortlauts der Erecutionsorder dem Obergericht nur erftattet im 
Valle einer Beſchwerde. 

2. Das Elegit ift in der Weiſe einer missio in bona be 
gründet durch das Statut Westminster II. 13. Edw. I. c. 18, 
welches eine Beſchlagnahme des ganzen beweglichen Vermögens und der 
Hälfte. der Grundftüde Schulden halber geftattet. Durch die neuere 
Geſetzgebung ift dies auf das ganze Smmobiliarvermögen ausgedehnt 
Der Anwalt des Klägers entwirft das dazu gehörige Erecutionemandat 
und fäßt es von einem Gerichtöbeamten befiegeln nad; folgenden 
Formular: ” 

Bictoria ꝛc. am den Sheriff von Middleſer. Da Joſeph Smith neulich durch 
Urtheil unferes Gerichtshofes zu Weftminfter gegen Timothy Jones 100 U 
fritten hat, welche x. Demnach befehlen wir Euch, daß Ahr ohme Berg 
alles Perfonalvermögen (ausgenommen Ochſen und Pflugvieh) und alles Feal 
vermögen, welches T. Jones am 5. Novbr. 1840 oder fpäter beiak, oder über 
welches er am 5. Novbr. 1840 ober fpüter frei verfügen founte, mn einen ım 
gemeſſenen Preis dem Joſeph Smith übertragen Iaffet, damit bderielbe ru % 
fange inne haben tönne, bis er befriedigt jein wird. Dies bezeugt Thomas 
Lorb Denman. 2c. ꝛc. 
Der Sheriff Hat hierauf eine Jury zu berufen, welche zundchtt das 
ganze bewegliche Vermögen (Ochfen und Pflugvich ausgenommen) ju 
ermitteln, zu verzeichnen und zu tariven hat mit Zuziehung des län: 
bigers. Erſcheinen dadurch Schuld und Koſten gedeckt, jo werden dem 
Gläubiger die zur Dedung nötigen Sachen nad; dem Schägmwerth 
übereignet, und das Verfahren ift damit zu Ende. Reicht €8 wicht 
aus, fo wird nun auch das unbewegliche Vermögen verzeichnet, geihärt, 
und ber Gläubiger durch den Sheriff in den Befik (legal possession) 
eingetviefen. Er kann diefen occupiven, oder wenn er Widerftand finder 
durd) action of ejectment einflagen, Er joll wie ein bonus pnter- 
familias verwalten und die Erträge bis zu feiner Befriedigung er: 
wenden. Nachdem er befriedigt ift, muß er den Beſitz wieder abtreten, 
und kann dazu durch Klage oder ſummariſch durch Deeret des Serie 
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genötbigt werben. Leber den Verlauf der Erecution iſt in diefem Fall 
ſtets Bericht (return) zu erftatten. 

3. Das Capias ad satisfaciendum ift die Erecution 
duch Berfonalarreit, d. 5. durch Anweifung an den Sheriff, den 
Schuldner zu verhaften und gefangen zu halten. Durch diefen Antrag 
verzichtet der Gläubiger auf die Execution in das Vermögen. 

Dies dreifache Erecutionsverfahren tritt aber in der Regel nur 
ein innerhalb eines Jahres nach der Urtheilsfprehung. Iſt mehr als 
ein Jahr verfloffen, oder iſt durch Todesfall oder Heirath eine Aen- 
derung in den urjprünglichen Barteien eingetreten, oder ſoll das Urtheil 
gegen einen Bürgen vollſtreckt werden, jo tritt erjt eine actio judicati 
(Seire facias) ein, in der Weife eines Mandatsprozefjes. 


Sut und anſchaulich ift fiir diefe Partie wiederum Rüttimann Cap. 13. 
Zum Berfländniß des Ganges der Erecutionsgefeßgebung muß man an das 
Feudalweſen zurückdenken. Das zu Kriegsdienft verliehene Gut kann nicht 
nah Willkür des Lehnsmannes verpfündet und haftbar gemacht werden; haftet 
daher für Schulden urſprünglich gar nicht. Nachdem der militärifhe Character 
der Lehne fich ſchon modificirt Hatte, giebt da8 Statut Westminster II. die 
Hälfte der Immobilien der Sequeftration des Gläubigers Preis, refervirt das 
Vebrige dem Lehnsherrn für feine Dienftanfpriihe. Den dringendften Forde⸗ 
rungen des Handelscredits und den bejonderen Bedürfnifſen gewiffer Orte wurde 
daneben mittels beionderer Gefeke, des Statute Merchant und des Statute 
Staple, und zwar durch jehr prompte Execution Rechnung getragen. Webrigens 
blieb der Gedanke ſtehen, daß der Grundbefit wegen feiner ſchweren Leiſtungen 
für das Gemeinweſen (Cap. II.) auch einen billigen Anſpruch auf Schuß gegen 
ſchonungsloſe Execution habe. Erft durch 1. et 2. Vict. c. 110 wird der ge- 
ſammte unbewegliche Beſitz der Sequeftration wegen Schulden unterworfen. 
Das ältere Erecutionsverfahren, wie es z. 8. Dalton &. 119 ff. giebt iſt dadurd) 
ziemlich verwidelt, mit Unterfdjeidung von fieben Grecutionsweilen. Bergl. 
Coke 2. Inst. 394, 395. Flir die Berantwortlichleit des Sheriff in den heu- 
üigen drei Sauptfällen mögen noch folgende Erläuterungen dienen: 

Durch das Fieri facias verliert der Schuldner die Fähigkeit zur Ber- 
äußerung in dem Augenblick, in welchen das Srecutionsmandat dem Sheriff- 
amt übergeben wird. Werden dem Sheriff mehre Vollziefungsmandate zuge- 
fellt, fo ſoll er das erft libergebene zuerft ausführen; fehlt ex dagegen, jo ift 
des Berfahren gültig, der Sheriff aber dem verkürzten Gläubiger zum Erſatz 
verhaftet. Verſdumt der Gerichtsdiener vorhandene Sachen des Schuldners zu 
änden, fo ift der Sheriff dem Glänbiger ebenfalls verantwortlich; pfändet er 
aus Verſehen Sachen eines Dritten, fo ift er dem Dritten verantwortlih. Doch 
iR jest daflir ein geregeltes ſummariſches Interventionsverfahren eingeführt 
dur die Interpleader Act, 1. Will. IV. c. 58; 1. et 2. Vict. c,45 $ 2. 

Durch das Elegit wird das Gefammtvermögen des Schuldners gebunden 
von dem Moment der Eintragung des Urtheils an. 

Das Capias ad satisfaciendum, ebenfo wie der vorläufige Fivil- 
are ad respondendum ($ 22) war in England übermäßig ausgedehnt, theils 
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im Geift der Strenge des Handelsrechts, noch mehr aber wegen ber vielſachen 
Beſchränkungen der Erecution in das Vermögen, die nun durch den Berional- 
arreft ausgeglichen wurden. Die Härte des Schuldrechts wurde daher forüd- 
wörtlich, und es mußten wiederholt allgemeine Amneftien bewilligt werben, 
4 8. 1765, too nicht weniger als 18,000 Eduldner auf ein Mal frei gelafen 
wurden. Die neuere Gefeßgebung über Insolvency griff Anfangs etwas ım- 
überlegt in dieſe Zufände hinein durch Aufhebung des Arreſtes wegen Heiner 
Schulden. Almälig findet ſich jet experimental die richtige Mitte. Das dabei 
eintretende Verfahren gehört indefjen nicht vor den Sheriff, fondern vor die 
Ereeutions · Commiſſion, Court of Insolvent Debtors in London, in den Grei- 
haften vor die neuen Kreisgerichte. 

Bon 25,755 Erecutionsdefreten der Reichegerichte im Gefchäftsjchr 1860 
gingene16,468 auf Fieri facias, 8,679 auf Copias, 461 auf Possession, 30 auf 
Elegit, 56 auf Exigi facias, 11 auf Civiladt. 


824. 
Der Sheriff als Richter-Commiſſar. 

"Die frühere Befugniß des Sheriff, Heinere Civilprozefſe bis 40 sh. 
zu entſcheiden, ift zwar befeitigt durch die Einführung der neuen Kreie⸗ 
gerichte. Durch Delegation der Obergerichte und durch einige Spezial 
gefege kann der Sheriff indeſſen noch Heute Richterfunktionen üben in 
folgenden Fällen: 

1) Durd ein Writ of Justicies, erlaffen aus der Kamila, 
kann er ermächtigt werden, ſchleunige einfachere Sachen als delegirter 
Richter an Stelle der ordentlichen königlichen Gerichte zu entjpeiden 
Das königliche Refkript lautet: „Praeeipimus tibi, quod justicies 
etc. (folgen die Namen der Parteien und der Sache), ne amplius 
inde clamorem audiamas pro defectu justitiae“, Die Sadje wird 
dann vor dem Sheriff mit einer Commiffion (inquest) von 12 @ 
richtsmannern entfhieden. Die Gerihtsmänner fungirem dabei in alter 
Weife als Urtheilsfinder. Der Sheriff hegt das Gericht, und leitet die 
Verhandlung. Es trat dies Verfahren zuweilen ein fir einfache Schuld 
und Schadensklagen, ift jedoch durch die neuen Kreisgerichte umndrhin 
geworden. 

2) Durch „Writ of Inquiry* fan die Feſtſtellung einer 
Entſchadigung vor den Sheriff verwiefen werden. Iu gewiſſen Men 
namlich fautet das Urtheil der königlichen Gerichtshöfe dahin, ba der 
Kläger „entfchädigt“ werden foll, mit Vorbehalt eines weitern Verfahrens 
zur Ausmittelung ber Größe bes Schadens. Es tritt dies 1amentlic 
ein bei gewiffen perſönlichen Klagen wegen Vorenthaltung bemeglihen 
Guts, wenn der Beklagte ſich contumaciiren läßt. Das Gericht kann 
dann auf einen Heinen nominellen Schadenerjag erlennen, ober auch 
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einen Secretär mit Berechnung der Summe beauftragen, womit die 
Sache zu Ende ift, wenn ſich der Kläger beruhigt. Wen aber Kläger ° 
auf förmlicher Feſtſtellung feines wirklichen Schadens befteht, fo ergeht 
ein Reſcript des Gerichts an den Sheriff, welches ihn anweiſt „durch 
den Eid von 12 guten und gefegmäßigen Männern feines Bezirks ges 
treulich zu unterfucdhen (inquire), welchen Schaden ber befagte A. B. 
wirklich erlitten bat“, einfchließlich der Koften und fonftigen Prozeß— 
ausgaben. Das Ergebniß wird dem Königlichen Gerichtshof einberichtet, 
der dann definitiv auf die jo ermittelte Schadensſumme Urtheil fpricht 
(Rüttimann, Engl. Civilpr. S. 272, 164). 

3. Writ of Trial, Nach 3. et 4. Will. IV. c. 42 8 17 
fönnen perfünliche Klagen ex contractu oder quasi contraetu bie 
zum Betrag von 20 L., wenn feine fchwierige That⸗ oder Rechtöfrage 
dabei zu erwarten ift, aus dem Gerichtshof wo fie angebracht find dem 
Sheriff delegirt werben. Der zur Beweisaufnahme fertige status 
causae (issue) wird dann dem Sheriff überfandt, der durch jeinen 
Unterfheriff oder einen anderen Stellvertreter 12 Gefchworne beruft, 
und ebenfo verfährt wie ein Affifenrichter in Civilprozeffen. Das 
Refultet des Verfahrens und der Sprud der Yury find dann dem 
Obergericht einzuberichten, welches dem gemäß das Endurtheil fpricht. 
(Rüttimann ©. 70, 273— 275). Auch dies ift durch die neuen Kreis: 
gerihte unnöthig geworden. 

4. Bei wiederholter Befigentjfegung (redisseisin) 
waren dem Sheriff ſchon dur) das Statut Merton befondere Pflich- 
ten auferlegt. Wenn ein Kläger durch Realklage in den Befig von 
Grundftücken eingejegt, und nach BVollftredung des Urtheils durd) den 
Gegner von Neuem bejieirt wird, fo ſoll ein Königliches Specialrefcript 
special writ ergehen, woburd der Sheriff angewiejen wird, ſich per- 
fönlih mit den Coroners und anderen Rittern an Ort und Stelle 
zu begeben, durch eine Jury den Thatbeſtand feftzuftellen, den disseisor 
zu ergreifen und gefänglich abzuliefern bis auf weitere Verfügung höheren 
Orte. Dalton 34, 345, 346. 

6. Bei Pfandftreitigfeiten, Replevin, find dem Sheriff 
beiondere Functionen überwiefen. Sie find Häufig wegen der zahl: 
reihen Fälle gefeglich erlaubter Privatpfändung. Der Eigenthümer 
dev gepfändeten Sachen kann ſich deshalb an den Sheriff oder defjen 
Unterbeamte wenden, um die Pfänder zurückzuempfangen gegen genil- 
gende Sicherheit dafür, daß er das Recht des Pfändenden im Wege 
des Prozeſſes anfechten, und im all des Unterliegens die Pfünder 
von Neuem feinem Gegner ausliefern werde. Der Antrag darauf, 

Gueiſt, Engl. Sommunalverfaffung. 34 
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plaint, wird bei dem Sheriff angebracht, das weitere Verfahren geht 
aber an die ordentlichen Gerichte. Nach st. 1. et 2. Phil. et Mar. 
c. 12 ſoll der Sheriff zur Bequemlichkeit der Gerichtseingeſeſſenen vier 
oder mehre Stellvertreter zur Ausübung feiner Functionen in Pfand- 
ftreitigfeiten ernennen. — Bei Pfändungen wegen rüdjtändiger Rente 
tritt nad) einer Reihe von Geſetzen eine Mitwirkung des Cheriffs auf 
beim Verkanf ein: wenn der Gepfändete nicht binnen fünf Tagen einlöft, 
fol der Pfändende in Verbindung mit dem Sheriff oder Constable 
die gepfändeten Sachen durch zwei Taratoren ſchätzen laſſen und jolde 
zur Zahlung der Nette und Koften verkaufen (Rüttimann S. 15,41). 
Die Coneurrenz der nenen Kreisgerichte hat auch diefe Thätigkeit des 
Sheriff ſehr zurückgedrängt. 

6. Durch neuere Spezialacten des Parlaments wird Eiſen— 
bahn- und ähnlichen Unternehmungen häufig ein Erpro— 
priationsrecht eingeräumt mit der Clauſel, daß die Höhe des dem 
Eigenthümer zu leiſtenden Erſatzes durch den Sheriff mit einer Jury 
von 12 Männern feſtgeſtellt werden ſoll. 


Es find alſo auch Heute noch einige Reſte richterlicher Geſchäfte für der 
Sheriff übrig; obgleich die neueſte Geſetzgebung augenſcheinlich dahin ſtrebt, die 
richterlichen Lolal⸗Geſchäfte in den neuen Kreisgerichten zu concentriren. Bone 
graphien über dies befondere Gebiet find J. Bowditch, Epitome of the 
Practice and Origin of the Sherifi’s Court by Writ of Justicies ete. 1831. 
12°. G. B. Mansel, Practice by Writ of Justicies and Plaint in the 
County Court. 1834. 12°.— Gilbert’s Law and Practice of Distress an 
Replevin 4th. Ed. by Impey 1823. 8. — Das Verfahren durch writ of trial 
war ein Verſuch, den immer lauteren Forderungen nad Einfiihrung ſtehender 
Kreisgerichte fiir Heinere Eivilprozeffe gerecht zu werden. Als 1846 folde New 
County Courts wirffich eingeführt wurden, modificirte ſich nun auch jene Ein 
richtung. In Zukunft follen Perfonalffagen bis 120 Thaler ®. bei ben 
neuen Kreisgerichten angebracht und beendet werden 9. et 10. Vict. e. W. 
Contractsflagen bis zu 300 Thlr. G. können nunmehr dem Kreisrichter durd 
Order eines Keichsrichters zur Beweisaufnahme delegirt werden, worauf der 
Kreisrichter in einem Audienztermin verhandelt, und das Refultat durch ſein 
Bilreau dem Bilreau des Obergerichts remittirt 19. et 20. Vict. c. 108, 5 2%. 
Die Writs of Trial an den Sheriff find danady nicht aufgehoben, aber auf 
Gebrauch geſetzt. 


8 25, 
Der Antheil der Grafidhaftsgemeinde an der Civiljuftiz, die Civiljurs. 
Der bisher gefchilderte Antheil der Graffchaft an der Civilrechte⸗ 


pflege dur) das Sheriffamt enthält wenig volksthümliche Elemente, 
erinnert vielmehr nod vielfach an die Verwaltung normannifcher Yand- 
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vögte mit ihren Clerks und Servientes. Allein fehon in der nor» 
mannifchen Zeit war damit verbunden ein ftarfer Antheil der Graf: 
Ihaftseingejefjenen, deſſen Fortdauer durd die immer wieder: 
holte Zuficherung der Beibehaltung der „Gelege Eduards des Beken⸗ 
ners“ garantirt war. Durch eine Reihe von Gefegen feit Heinrich II, 
geitaltete fich daraus (mit ftarker Umbildung) die Civiljury*). Bei der 
Ausführung des Ynftituts, als es unter Eduard I. eine regelmäßige 
Geſtalt annahm, zeigte ſich aber die Unausführbarkeit eines ordentlichen 
Geſchwornendienſtes durch die Heinen Freifaffen. Das St. West- 
ıninster II. (1296) und fpätere Geſetze des Mittelalters befchränfen daher 
den Dienft auf DBefiger von 40 sh. Grundrente. Das at. 4. et 5. 
Will. et Mary c. 24 nimmt den veränderten Geldwerth entfprechend 
den Maßſtab von 60 Thlr. ©. aus freehold oder copyhold in 
England, 36 Thlr. ©. in Wales. Das st. 3. Geo. II. c. 25 fügt 
hinzu 120 Thlr. Grundrente aus Pachtungen auf 500 Jahre oder auf 
Lebenszeit. Das große Geſetz über die Bildung der Gefchwornenge- 
tihte 6. Geo. IV. c. 50 $ 1 (ein Vorläufer der Reformbill), firirt 
endlich den Dienft ungefähr auf die heutigen Mittelftände, und zwar 
mit Rücficht auf den veränderten &eldwerth: 60 Thlr. G. Rente aus 
treehold, copyhold oder Beſitz auf Lebenszeit, — oder 120 Thlr. ©. 
Rente aus längerer Pachtung, — oder Befig oder Miethe eines Hauſes 
von 15 Fenftern oder eines zu 120 Thlr. ©. Miethswerth bei der 
Armentare eingefchätten Hauſes. Befreit bleiben: Perſonen über 
60 Jahr, Pairs, Richter, Gerichtsfubalterne, practifirende Advokaten 
und Anwälte, Coroners, Geiſtliche, practifirende Aerzte, Wundärzte 
und Apothefer höherer Dualification, active Offiziere, Hofbeamte, viele 
Sinanzbeamte, die Unterbeamten des Sheriff und noch einige Kleinere 
Gruppen.**) 

Bei ihrer Entftehung waren biefe Gejchwornen als Beweiscom- 
mijfionen gemeint, die beeidet werden, die „Wahrheit zu jagen‘ nad) 
ihrer Privatwiſſenſchaft, allenfalls Privaterfundigung. So ftellen fie 
bie mittelalterlichen Nechtsbücher dar; danach wird ihre Glaubwürdig- 
fit und ihre Verantwortlichkeit behandelt. Gegen den Schluß des 
Mittefalters ift aber eine ftillfcehweigende Aenderung der Praxis ein⸗ 
getreten, die im 15. Jahrhundert fchon ficher erkennbar ift. Es be⸗ 
ginuen Zengenverhöre vor der Jury, und damit ein Syſtem rationeller 
Beweisführung, fo wie wir e8 der Neception ber fremden echte ver- 
danken, In der Beriode der Tudors iſt fchon ein regelrechte Beweis⸗ 
verfahren da, und durch 5. Eliz. c. 9 eine gefetliche Anerkennung der 
Zengnißpflicht. Statt eines Zengniffes wird alfo der Yury vielmehr 

34* 
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zugemuthet ein zufammenfaffendes Urtheit über Beweife; ihr Eid lauter 
daher auch fpäter auf „verdiet in Gemäßheit des Beweiſes.“ hr 
Urtheilögebiet (question of fact) umfaßt Fragen, welche nicht nad 
feften Nechtsregeln, fondern nad concreten Lebensverhäftniffen zu be 
urtheilen. find, wie die Glaubwürdigkeit eined Zeugen oder Sachver⸗ 
ftändigen , die Höhe einer Entfchädigung u. dergl. Folgerecht fick dir 
Braris und Gefetgebung allmälig das Prinzip fallen, daB die Gr: 
fhwornen aus der Nachbarfchaft, der engeren Sammtgemeinde entnom: 
men fein follen, 16. et 17. Car. II. c. 8; 4. Anne c. 16; Gerichte 
beſchluß Hilary Term 4. Will. IV. Folgerecht mußte aud) die Ter: 
antwortlichfeit der Geſchwornen wegen falfchen Zeugniſſes wegfallen, 
wie durch berühmte Gerichtsſprüche zur Zeit der Reftauration anet 
fannt wurde. Der Geſchwornenſpruch über die question of fact it 
alfo jetzt ebenfo felbftändig wie der Richterſpruch über die question of 
law. Die VBerantwortlichfeit der Geſchwornen beſchränkt fih auf Br 
ftehung und ungebührliches Betragen, über welches Tetstere aber fein 
Zeugniß von den Gefhwornen ſelbſt verlangt oder angenommen wirt. 

Die heutige Bildung der Gefhwornenliften ift di 
durch Jahrhunderte erprobte Weife unparteiifher Auswahl Die Urliite 
der nad) dem Gefeß Berufenen wird durch die Ortsgemeindebeamn 
aufgeftellt, durch die Friedensrichter in den kleinen Bezirköfigungen in 
öffentlicher Verhandlung berichtigt, und zulegt vom Kreisfecretär zu: 
fammengetragen. Die Dienftlifte der zur einzelen Affife einberufenen 
48 bis 72 Geſchwornen bildet der Sheriff, oder vielmehr Unterſherif 
mit feinen Rocalbeamten, — jedenfalls unabhängig von den herrſchenden 
Parlamentsparteien und von wechfelnden Verwaltungsanfichten, und mu 
Borbehalt einer Verwerfung der ganzen Lifte (to the array), wo ein 
Barteilichfeit des Cheriff nachzuweiſen. — Bei der Ausloofung der 
12 Gefhwornen endlich iſt mit großer Zartheit das Erforderniß eines 
unbefangenen Urtheil® gewahrt durch die Verwerfungsgründe propter 
honoris respectum, propter defectum, propter affectum, propter 
delictum, Coke. Litt. 156. 

Die Fragftellung an die Gefchwornen wird geregelt durd 
einen von den Parteien zu formulirenden status causae (issue, 
und fo gefaßt, daß fie einfach) zu antworten haben: „Wir finden für 
den Kläger; Schaden 50 L., Koften 40 8.” oder ähnlich). 

Die Bedeutung der Civiljury***) Tiegt weniger im eine 
größeren Garantie. für die Sicherheit und Richtigkeit der Entſcheidung 
als vielmehr in dem Gefammtorganismus diefes Gerichtsweſens, in 
weichem fie eine Ermäßigung der ſtark centralifirten und ausgedehnten 
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Rihtergewalt bildet. Ebenfo bedeutungsvoll ift fie als ein Element zur 

Erhaltung des gemeinfamen Nechtsbewußtfeind und des rechten poli⸗ 

tiihen Sinnes innerhalb der nachbarlich verbundenen reife. Mit der 

neuerdings eingetretenen Herſtellung von Iocalen Civilgerichten ift im 

Ganzen die Tendenz eingetreten, das Gebiet ihrer Anwendung zu be⸗ 

ſchränken. 

*) Ueber bie Entſtehung der Civiljury in der normanniſchen Zeit 
vgl. die geſchichtliche Abtheilung S. 72 — 80; tiber die Conſolidirung in der 
reichsſtändiſchen Zeit S. 161—163, 168, 169; iiber die mittelalterliche Abgren- 
zung des Geſchwornendienſtes ©. 163—165, 169, 170. Kemmer Biener, das 
Engl. Geſchwornengericht, Band I. 1852 8 36; Über die Auswahl und Ernennung 
der Geſchwornen Band II. $ 45—49. Für die parallele Stellung der Strafjury 
verweife ich auf Cap. IV. Abſchn. 5. 

Dem großen Geſchwornengeſetz von 1825 gingen einige Geſetzentwürfe vorher, 
Parl, Pap. 1823 No. 484, 523. — 1824 No. 435. — 1825 No. 111, 264. 
Das Geſetz beabfichtigt nur eine Eonfolidirung bes befiehenden Rechts mit 
Rüdfiht auf die neueren Beſitzverhältniſſe. Das heutige practiiche Recht über 
die Bildung der Jury ift überfichtlich gegeben in: Gneiſt, Bildung der Ge- 
ſchwornengerichte. Berlin 1849, S. 80— 107. Ueber das heutige Verfahren 
bet der Bildung der Dienftlifte durch den Sheriff vgl. First Report of the 
Commissioners for inquiring into the Process, Practice etc. 1830. p. 122. 

Wenn das Plaidoyer unter den Parteien auf eine question of fact geführt 
hatte, fo erfolgte die Berufung der Geſchwornen früher durch zwei Befehle, 
weiche im Namen der Königin und mit der Unterjchrift des betreffenden Ge- 
richtspräſidenten an den Sheriff gerichtet wurden. ‘Der erfte hieß das Venire 
facias juratores, der zweite das Distringas juratores, oder bei dem Hofe der 
Common Pleas das Habeas corpora juratorum. Der Befehl lautete nominell 
anf ein Erfcheinen der Geſchwornen „beim Gerichtshof zu Weftminfter,“ und 
zwar auf den nädhften Term nad) den Grafſchaftsaſſiſen, für welche die Ge⸗ 
ſchwornen gewünſcht werden, und es wurbe dann die Klaufel beigefügt „nisi 
prius Justiciarii venerint.“ De aber dieje reifenden Richter ſtets kamen, fo 
tonnte der Sheriff die Gefchwornen ohne Weiteres zu den Alfifen berufen, und 
brauchte dem Weftminfterhofe nur ein Verzeichniß derfelben einzufenden. Ur⸗ 
ſprünglich ſaltte fiir jede Sache eine befondere Geſchwornenliſte eingereicht wer⸗ 
den; nad) der Praris und nach 3. Geo. II. c. 25 wurde aber eine einzige 
Dienfififte fiir jede Aſſiſenſitzung an die Stelle gefekt. Die Weitläuftigfeiten 
bei der Ladung der Geſchwornen find bejeitigt durch die neue Prozekordnung, 
Common Law Procedure Act. 1852, wonad der Sheriff auf Anweifung 
precept) der Affifenrichter die nöthige Zahl zu jeder Affife zu ftellen hat. Der 
Gerichtshof ober der einzefe Richter erlaſſen jetst einfache Befehle zur Geftellung 
der Jury für die bevorftehende Sikung 17. et 18. Vict. c. 125 8 59. Die 
Ladung der einzelen Geſchwornen zur Seffton kann in einfachfter Welfe durch 
die Bor erfolgen 25. et 26. Vict. c. 107 8 11. 

*), Ueber die Befreiungen vom Gefhmornendienft, weldje gerade jo 
viele intelligente Elemente des Mittelftandes fi) allmälig zu verfchaffen wußten, 
vgl. das Geſchwornengeſetz $ 2, 48. Durch 25. et 26. Vict. c. 107 8 2 wer 
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den aud) die einregiftrirten pharmaceutical chemists, die geſchäftsführender 
Clerks aller practifivenden Anwälte und fämmtliche Gefängniß - Unterkeane 
abfolut vom Dienft befreit. Mer in den legten zwei Jahren Dienft geleiftet bat. 
kann fich auf eine gewiffe Frift entfchufdigen ($ 42 Geſchw. Seh). Die ar 
wöhnfichen Juries beftehen daher überwiegend aus Perfonen der Mittelflänte, 
Pächtern, Gewerbtreibenden, Kleinhändlern u. |. w. Kir Fälle fchwieriger Art 
kann indeffen nach alter Gerichtspraris und fpäteren Geſetzen jede Partei cine 
special jury beantragen (3. Geo. II. c. 25), die dann aus Perjonen höbarı 
Stände (Esquires, Merchants, Bankers) gebildet wird, 6. Geo. IV. c. & 
85 30—32; jedoch auf Koften des Antragftellers, wenn nicht der Richter be 
icheinigt, daß aus fachlichen Gründen eine Spezialjury nothwendig geweie: 
24. Geo. II. c. 18; 3. et 4. Will. IV. c. 42 8 35. 


***) Ueber den Werth der Civiljury find aud in England die Meinmagn 


verfchieben, aus dem nahe liegenden Grunde, weil in Feineren Civilprozeſſen cin 
folder Aufwand von Kräften im Mißverhältniß zu dem Gegenftand fleht, un 


weil in den großflädtiichen Bevölkerungen fi) die Meinung gebildet hat, dei 


alle öffentlichen Gefchäfte der Art bequemer und vortheilhafter durch beſoldete 


Beamte abgemacht werden. Es ift auch nicht zu verfennen, daß die beengenpen 


Formen, welche die Civiljury fiir das Plaidoyer bedingt, der materiellen Red 
ſprechnng fchaden, ben Gerichtshof den Rechtſuchenden unzugänglid, den Civil 
prozeß zum Monopol der Anwälte und Advofaten machen. Ebenſowenig ift zu 
leugnen, daß die grundſätzliche Beſetzung der Civiljury mit Perfonen nieder. 
Bildungsgrades die Tiichtigleit und die Achtung vor dem Inſtitut erichüttert 
hat. Am meiften wird dies Nefultat fichtbar bei den neuen Kreisgericter 





(8 26); aber aud) im ordentlichen Civilprozeß bei den Reichsgerichten gekattit 
die nene Geſetzgebung den Parteien die Entſcheidung der question of fact dem 


Richter zu liberlaffen, und befördert dabei ein Schiedsverfahren an Stelle der 
Jury 17. et 18. Viet. c. 125 88 1. et 2. — Dagegen find auch wieder Ei 
weiterungen bes Gebiets der Civiljury hinzugelommen, wie ihre Anwendung 
bei der General - Commiffion zur Feftftellung ftreitiger Grenzen, 8. et 9. Virt 
c. 118; zur Feftfiellung der Trage über die Nothwendigkeit der Zerlegung 
öffentlicher Wege bei den Quartalſitzungen, nad der neuen Wegeordnung: übe 
Haupt zur Feftftellung des Erſatzes im Erpropriationsverfahren. 


8 26. 
Die neuen Kreisgerichte für Civilprozeſſe. 


Die übertriebene Gentralifation der Gerichtsverfaffung Hatte ſchon 
jeit Jahrhunderten das Bedürfniß von Ortsgerichten wieber fühlber 
gemacht. Für einzele dringende Angelegenheiten Half die polizeilidk 
Civiljurisdietion der Friedensrichter aus (88 46— 51). In London 
hatte Heinrih VIII. Civilgerichte für Kleinere Civilprozeffe eingefett, 
nad deren Mufter auch anderen Städten ein Localgericht verliehen 
wurde; oft nur für Bagatellprozeſſe als Court of Request und un 
ter anderen Namen, oft aber auch ohne Beſchränkung auf eine Summe. 
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Zu großen Mängeln de8 Verfahrens kam aber gewöhnlich eine ſchlechte 
Beſetzung diefer Gerichte durch Anwälte und andere ungeeignete Per- 
jonen; fie erwarben fi im Ganzen fein Vertrauen und kamen meiftens 
wieder außer Gebrauch (8 86 Note). Die nominellen Reſte von 
Patrimonial« Gerihten in Civilfachen beftanden nur für Beſitzüber⸗ 
tragungen und andere Acte freiwilliger Gerichtsbarkeit. 

Erjt 1846 fam bie Anſicht zur Geltung, daß eine Civiljuſtiz auch 
für die ärmere Klaffe da fein muß, welche Keinen Prozeß mit Anwälten 
und Advofaten beim Neichsgericht führen kann. Durch 9. et 10. Vict. 
e. 95 wird der Staatsrath (Ministerium) ermächtigt, das Land in 
angemefjene Bezirfe für neue Kreisgerichte einzutheilen. Demgemäß 
wurden 60 Kreißgerichte, ohne Scheidung von Stadt und Land, jedoch 
mit Ausſchluß der City von London, fo gebildet, daß man wo möglich 
immer eine Anzahl von Kreisarmenverbänden zu einem Sreisgerichts- 
bezirfe vereint. Der New County Court gilt als ein Zweig bes 
alten County Court des Eheriff, wird aber unabhängig davon durch 
einen lebenslänglich fungirenden gelehrten Richter befeßt, welchen der 
vord-Ranzler aus der Zahl der Advofaten von jiebenjähriger Praris, 
oder auch aus den bisher fungirenden Ortsrichtern ernennt. Der 
Richter ernennt den Gerichtsjchreiber, Clerk, unter Beftätigung des 
Lordkanzlers, und die nöthigen Huissiers (Bailiffs). Das Finanz- 
minijterinm beftellt die Rendanten ( Treasurers) zur Kafjenverwaltung 
und Pegung einer Jahresrechnung für die Oberrechnungsfanmer. 

Nah dem erften Geſetz follten die NKreisgerihte Schuld- und 
Schadensklagen bis zu 120 Thlr. ©. entfcheiden. Die County 
Conrt Extension Act. 13. et 14. Vict. c. 61 fügte aber zahlreiche 
andere Klagen Hinzu. Die Gerichtstermine follen monatlich wenigſtens 
einmal abgehalten werden. Das Berfahren ift fummarifch, ähnlich 
dem heutigen mündlichen Prozeß vor beutfchen Kinzelrichtern. Der 
Kreisrichter entſcheidet ſowohl die That- als die Rechtsfrage. Bei 
Streitgegenftänden von 30 Thlr. G. und darüber kann aber jede Partei 
gegen Zahlung eines Kleinen SKoftenvorfchuffes eine Jury über die 
question of fact beantragen; auch bei Gegenftänden unter 30 Thlr. 
G. fann der Richter eine ſolche nad) Umftänden bewilligen. Die Yury 
in Bagatellfachen befteht aus fünf Gefchwornen, welche aus der ordent- 
lichen Lifte entnommen, ebenfalls einftimmig entjcheiden. In der Wirk: 
(ichteit wird indeffen felten, nad} den neueften Berichten unter 1000 Fällen 
eva nur drei Mal von dem Recht der Zuziehung einer Jury Ge⸗ 
brauch gemacht. Bis 30 Thlr. ©. findet ein Rekurs wegen der Rechts⸗ 
frage an das Neichögericht ftatt, wenn ein Oberrichter fie durch vor« 
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läufiges Zulaffungsdecret geftattet. Liegt ein zweifelhafter Rechtspunkt 
vor, fo Tann die Sadje in einen status causae zufammengefaßt und 
an zwei Neichsrichter zur Entfcheidung gebracht werden. Kommt eine 
principiell wichtige Nechtsfrage ins Spiel, jo bleibt dem Bellagten das 
Recht durch Certiorari die Abberufung der Sache an eines der Reicht: 
gerichte zu beantragen. 

Die jo geftalteten Kreisgerichte find num in furzer Zeit die Lieb— 
Yinge- des Publikums wie der neueren Geſetzgebung gemorbden. 
Schon dur die Extension Act waren fie für die Schufdflagen, 
Vermädtniffe, Inteſtaterbtheile, Privatdelicte, Schadensklagen, Beſitz 
ftörungen bis zu 300 Thlr. ©. competent geworden; ferner für Er 
miffionsflagen gegen Meiether und Pächter bei Gegenftänden bie 
300 Thlr. G. Miethsrente, oder bei halbjährigen Rückſtänden. Mit 
Conſens der Parteien dürfen fie in Schuld» und Schadensklagen jelbit 
über 300 Thlr. G., über Befigtitel von Grundftücen, Zehnten, 
franchises und über die Gültigkeit eines letzten Willens erkennen. 
Die Krone kann auch Steuer-Contraventionen bis zu 600 Thlr. ©. 
und Streitigkeiten über die Zahlung der Erbfchaftsfteuer bis zu 
300 Thlr. ©. zu ihrer endgültigen Entfheidung bringen; auch Klagen 
gegen einen Zollbeamten wegen ungefeglicher Wegnahme von Gütern 
bis zu 300 Thlr. ©. (hier jedoch mit Vorbehalt einer Appellation). 
Ausfchliegliche Gerichtsbarkeit üben fie für Streitigfeiten zwifchen den 
Mitgliedern und Beamten der Unterftüßungsvereine (Friendly So- 
cieties, Industrial and Provident Societies, Litterary and Scien- 
tifie Institutions) ; nach der neueften Gefeßgebung auch in Angelegen- 
heiten milder Stiftungen, Charities, deren jährliches Brutto-Eintom: 
men nicht 1850 Thlr. ©. überfteigt. — In den Provinzen treten fie 
ferner an die Stelle der Erecutions-Commtiffion, des Court for the 
Relief of Insolvent Debtors, und erfennen als ſolche auf Befreiung 
vom Perfonal-Arreft 10. et 11. Vict. c. 102.— Durch 14. et 15. Vict. 
c. 52 werben fie Hülfsgerichte des Obergerichts bei Volfftredung dee 
Perjonal- Arreits, indem fie einen vorläufigen warrant of arrest auf 
fieben Tage Dauer gegen flüchtige Schuldner erlaffen ditrfen, damit der 
Kläger Zeit gewinne ein förmliches Capias bei den Reichsgerichten 
auszumwirten. Nach 17. et 18. Vict. c. 104 fünnen fie bei gegen 
feitiger Beſchädigung von Schiffen eine vorläufige Befchlagnahme zur 
Sicherſtellung des Erſatzes verfügen ohne Rückſicht auf den Ort dr 
Beſchädigung. Ihre Competenz ift alfo nicht bloß aus den Reicht 
gerichten für das gemeine Recht, jondern aus allen möglichen anderen 
Behörden herausgenommen: aus dem Court of Exchegner die Ent 
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iheidungen über Zoll-Contraventionen und Erbfchaftsftener; aus den 
geiftlichen Gerichten (jeßt ans dem Nachlaßgericht) die Entfcheidung 
Heinerer Zeftaments- und Anteftat-Erbftreitigkeiten; aus der Competenz 
des Lord⸗Kanzlers Entfcheidungen über Vermächtniſſe, Societäts-Con- 
tracte und "Angelegenheiten Tleinerer Charities; in Pfandftreitigfeiten 
(action of replevin) concurriren fie mit dem Sheriff; bei ihren 
Yadungen und Crecutionen verfahren fie überhaupt felbjtändig mit 
eigenen Bureaus und Dienern, ohne fernere Mitwirkung des Sheriff- 
Amts. 

Die Bedürfniffe einer für die ärmeren Klaſſen zugänglichen Eivil- 
yuftiz führen alfo auch England auf das tüchtige Syſtem der deutfchen 
Einzelrichter zurüd, mit dem ergänzenden Vorbehalt einer Civiljury 
für einzele Fälle. 


Der Errihtung der neuen Kreisgerichte gingen mandherlei Ber- 
handlungen iiber den Urfprung und die Nützlichkeit von Ortsgerichten fiir Mei- 
nere Eipilprogefie voran, fo im Report von 1823 Nr, 386, 1825 Nr. 276, 
1832 Nr. 386, 1839 Nr. 387, fiir Middlesex 1843 Nr, 10. Wichtig für das 
Stadium der Zorberathung find au) Lord Brougham’s Letters on Law 
Reform to the Right Hon. Sir Graham. Bart. 1843, Die neue Fitteratur 
barüber befteht aus Compilationen zum practiichen Gebraud), wie J.F.Arch- 
bold’s Practice of the New County Courts. 3. ed, 12. 1848. E, W. Cox, 
Law and Practice of the County Courts. vol. I. 12. 1848. J. Moseley’s 
Treatigre on the Law of New County Courts. 1848. Sehr anfehnlid; ift 
ion jebt die aus ihren Entfcheidungen hervorgegangene Jurisprudenz. 

Das Geſetz 9. et 10. Vict. fchließt fi) möglichſt an die veralteten und 
verfallenen Localgerichte für Civilprogeffe an, und filgt in einem Berzeichniß 
A 60 Orte, in einem Berzeichniß B 45 Orte bei, deren Verhältniffe bei der 
Bildung der neuen 60 Kreisgerichtsbezirfe berückfichtigt werden (8 5). — In 
ſechs Ortfchaften, die ein Verzeichniß C beifiigt, fland einem Grundherrn die Be- 
hıgniß zu den Clerk of the court zu ernennen, in zwei Orten den High bailiff, 
m Shefield auch den’ fogenannten Judge of the court: hier foll die künftige 
Ernennung gemeinfchaftlih durch den Kreisrichter und den Grundherrn erfolgen 
unter Beftätigung des Minifters des Innern ($ 13). — Die durch 58. Geo. III. 
c. 103 ereirten Stewards of the Manor von Sheflield und Ecclesall follen 
w erfien Kreisrichtern für jene Bezirke ernannt werden; ebenfo der durch 
233. Geo. II. c. 33 creitte Clerk of Middlesex (88 11, 12). — Wo noch ein 
Grundherr mit einer Eivifjurisdiction für eine Hundertſchaft oder einen Frei- 
bezick beliehen ift, fol er befugt fein, feine Rechte aufzugeben (surrender), un- 
beichadet fonftiger damit verbundener Ehren ($ 14). — Einzele verfallene Hun- 
dred-courts wurden gelegentlic; durch befondere Barlamentsacte aufgehoben, 
nementfich da, wo es auf Entſchädigung noch vorhandener Beamten anlam, 
Id. et 16. Vict c. 54, 8 11, 12. Bergl. 5. et 6. Vict c. 83, 

Kür die Wichtigkeit und Lebendigkeit der neuen Inftitution fpricht ſchon die 
Reihe der Zuſatzgeſetze: 12. et 13, Vict. c. 101; 13, et 14, Vict. c. 61; 
15. et 16. Vict. c. 54; 16. et 17. Vict. c. 137 8 32; 19, et 20. Vict. c. 108 
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(neue Gerichtsordnung); 20. et 21. Viet. e. 85; 21. et 22. Viet ec. 74 inne 
Abgrenzung der CO Bezirke). — Einen Bericht iiber den Zuſtaud und Geidäite 
gang geben die Parl. Papers. 1855, No. 1914 vol. XVIIT. 149; einen Gene 
ralbericht iiber die Zahl der Fülle, der Termine, der Appellationen :c., Parl 
Papers 1857 Sess. 2 No. 323. 

An die citirten Gefeße fließen fi) dann noch mehre durch das Geſer 
autorifirte Regulative über das Berfahren. Schon das erſte Geſetz enthält in 
143 Paragraphen eine ziemlich anfehnliche Prozeßordnung mit Sporteltarif (aus 
zugsweife überjegt in Rüttimann’s Engl. Civilprozeß Seite 242—250. Ich 
möd)te daraus noch Folgendes nachtragen: 

I) Die Kreisrichter werden vom Ford-Kanzler (unter Mihvirfma 
des Home Secretary) ernannt, und find von diefem entlaßbar wegen „inabi- 
lity ober misbehaviour“ ($ 18), wovon meines Wiffens bisher nur einmal Ee 
brauch gemacht worden ift gegen einen älteren Etadtridjter, der feine Stellung 
zum Publikum durchaus nicht begreifen wollte. Für folche, welche wegen Tient 
unfähigfeit in Ruheſtand verfett zu werden wünſchen, Tann der Lord Kama 
eine Penfion bis zu 2/3 des Gehalts beantragen (15. et 16. Viet c. 15). Geger. 
fonftige englifche Marime ift den Kreisrichtern jede Ndvolatenpraris unbedingt 
unterfagt; ihren Gerichtsfchreibern die Antwaltspraris bei dem Kreisgericht jelbt. 
Feſtgehalten ift der treffliche Grundſatz möglichft wenige, aber ftarfbeichäftigte 
und hochbeſoldete Richter anzuftellen. Die Zahl der Kreisrichter bleibt daher 
auf 60 beichränft 21. et 22. Viet. c. 74 & 3 (jeitdem auf 59), mit Gehälter 
von 7200— 9000 Thlr. ©. 15, et 16. Viet. c. 54 8 14. Der Normaleiat 
der Subalternbeanten wird in den Parl. P. 1861 Vol. XXXIX. p. 124 für 
die Zukunft dahin normirt: Der Superintendent (Bilreauchef: und Erecution: 
Director) 4200 — 5400 Thlr. ©., ber Assistant 2100 — 3600 Thlr. G., ir 
Registrar (Gerichtsſchreiber) 4200 Thlr. ©. Ein Berzeihniß der Zubaltern 
beamten geben bie Parl. P. 1861 No. 398 LI. 497. — Als Stellvertreter de 
Parteien wird ein immmatriculirter Anwalt attorney, oder ein vom attornri 
inftrnirter Abvolat zugelaffen, mit einer beionderen für englifche Verhälmine 
nietrigen Sporteltare. Die Zulaffung eines fürmlichen Plaidoyers hängt in 
deffen von dev Genehmigung des Richters ab. 

2) Die Bildung der Gejhwornenliften geihieht nad) 9. et 10, Vict. 
c. 59 8 72 fo, daß der Eheriff dem Gerichtsfchreiber einen Auszug and dem 
Geſchwornenbuch mittheilt, enthaltend nur die Namen folcher Perſonen, die in 
dem Kreisgerichtsbezirt anſäſſig. Daraus ladet dann der. Gerichtefchreiber eine 
ſolche Zahl von Geſchwornen, wie der Richter für nothwendig erachtet. Die 
Geladenen milffen bei 5 2%. Buße fih zur Situng des Kreisgerichts einfinden: 
doc) braucht Niemand öfter als 2mal im Jahre zu dienen. Wer bei den Alfıten 
einberufen ift, wird dadurd fir ſechs Monate von den Dienft beim Kreisgericht 
befreit. Bei ber geringen Zahl der Fälle, in welchen eine Jury zur Anwen 
dung kommt ift zu beachten, daß fie nur in Prozeſſen über 5 2% gefordert 
werden darf: beichränft man die Proportion darauf, fo wurde in 100 Fällen 
ungefähr 3mal eine Jury zugezogen. 

3) Das Verfahren tft protofollarifh mit Audienzterminen. Die Klage 
wird kurz mit Angabe des Klagegrundes und des Petitum vom Gerichtejchreiber 
in ein Protokollbuch eingetragen. Darauf folgt fchriftliche Citation durch ben 
Gerichtsboten zu einem Audienztermin. Auch die fpäteren Verhandlungen wer- 
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den vom Gerichtsfchreiber im Protokollbuch Furz eingetragen; ein beglaubigter 
Auszug daraus fol ala Beweismittel iiberall zugelaffen werden. Beim Beweis- 
verfahren fönnen die Parteien felbft eidlic) als Zeugen vernommen werden, — 
ein auflälliges, durd) den Mangel der Eidesdelation im englischen Prozeß ver- 
anlagtes Auskunftsmittel. Kein Prozefact, Decret, Verdict oder Urtheil foll 
wegen bloßen Formfehlers nichtig fein ($ 136). Einzele Borfchriften der neuen 
Civilprozeßordnung für die Neichögerichte können durch Verordnung auch auf 
die Nreisgerichte fibertragen werden 17. et 18. Vict. c. 125 $ 105. 

4) Das Erecntions-VBerfahren geht durd das Büreau und durch) 
die Huiſſiers des Kreisgerichts felbft. Der Ereentor kann Geld, geldiwerthe Pa— 
piere, Mobilien (ausgenommen Kleider, Betten, Werkzenge) abpfänden, und 
ansftehende Forderungen mit Belchlag belegen (8 96, 97). Der Richter kann 
auch den Erequendus zu einem Termin zur Manifeftation feines Vermögens 
laden laſſen, bei erwiefenem Betruge den Schuldner zu Gefängnißftrafe bis zu 
40 Tage verurtheilen ($ 104). Die abgepfändeten Sachen werben durch ver- 
eidvete Mälter gegen eine Heine Provifion verfteigert ($ 106). Anterventions- 
Hagen im Laufe der Execution werden ebenfalls beim Kreisgericht entichieden. 

5) Eine Eiviljuftiz- Statiftif enthalten jett alljährlich die Parla- 
mentspapiere. In den Parl. P. 1861 No. 134 Vol. LXII. ©. 114—123 werden 
die Refultate des Geſchäftsjahrs 1859 bei den Kreisgerichten in folgender Weife 
verzeichnet: eingetragene Klagen 714,562 (von den Obergerichten transmittirte 61), 
entichiedene Fälle ohne Fury 372,669, mit Jury 988, Urtheile zu Gunften des 
Klägers 285,984, Agnitionsbeicheide 137,978, Urtheile zu Gunften des Bellag- 
ten 9,089, Mobiliarereentionen 98,589 (3766 Bälle eines wirklichen Verlaufs), 
Perfonal-Ereeutionen 27,284 (wirklich Verhaftete 9,003), Appellationen 20, Ab- 
berufungen durch Certiorari 135, Orders auf Einftellung des Verfahrens 64; 
Geſammtbetrag der eingeflagten Summen 1,754,971 L., erftrittene Summen 
851,732 2., Gefammtbetrag aller Gebiihren 215,623 L., Gerichtsfoften 37,628 v. 
— unter den Prozeffen, waren 250,189 über Gegenftände unter 40 Sh.; 72,829 
von 2—5 2.; 26,790 von 5-10 8.; 11,225 von 10—20 8.; 3,631 von 20 bie 
50 2.; 16 Fälle über 50 8. mit Conſens der Parteien; — Etreitfälle aus mil- 
den Stiftungen 177. — Die Rejultate des Geſchäftsjahres 1860 geben bie 
Parl. P. 1861 Vol. LX. Part. II. &. 140, 141, darunter 387,368 Urtheile ohue 
Jury, 894 mit Jury. 

Im Vergleich damit ergiebt die Civiljuftiz-Statiftif fiir das Gejchäftsjahr 
1860 Parl. P. 1861 Vol. 60 Part. II. die verhäftnifimäßig geringe Zahl der 
Prozeſſe bei den drei Reichsgerichten. Es wurden zwar ertrahirt 97,568 
Ladungen und 512 Arreftbefehle; allein nur iu 25,582 Sachen kam e8 zur Ein- 
tragung einer Widerſpruchserklärung (appearances entered), Es wurden 
35,157 materielle Prozeßdeerete und 25,755 Erecntionsdecrete erlaffen; zu einem 
wirffichen trial mit einer Jury bei den Grafſchafts⸗Aſſiſen kam e8 aber nur in 
928 Prozeſſen und in Weftminfter in 993 Füllen. Von den verdicts fielen 
1424 fir den Kläger aus, 298 für den Beflagten, bie übrigen Fälle nahmen 
einem befonderen Verlauf; darunter waren 343 nur liber 20 2. und darunter; 
412 Fälle von 20—50 2.; 199 von 50— 100 8.; 163 von 100— 200 %.; 200 
don 200— 1000 8.; 54 iiber 1000 8. — Ueber den Umfang der Cipilgeichäfte 
bei den verfalfenen Stadt- und Ortsgerichten vergl. unten $ 87 am Ende. 
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827. 
Ueberſicht und Gruppirung der friedensrichterlichen Amtsgeſchäfte. 


Strafjuſtiz und Polizei war urſprünglich gleich der Civilrechte⸗ 
pflege concentrirt im normanniſchen Landvogt in ſeinem Sheriffs 
Tourn. Schon die Magna Charta hat indeſſen dem verhaßten Vice- 
comes alfe eigentlichen placita coronae ganz entzogen. Bei diefen 
Königlichen Criminalffagen bleibt dem Sheriff nur der erfte Angrif 
und die polizeiliche inquisitio; die Leitung des Hauptverfahrens und 
die Entfcheidung geht auf die Königlichen NRichter-Commiffare und auf 
die Collegia der Reichögerichte über. Der alte Antheil der Gemeinden 
bildet fih in diefen Fällen zur Jury um, und fchon in dem Jahr 
hundert Eduard I.—III. ift ein ziemlich regelmäßiges Syſtem dr 
Eriminaljuftiz vorhanden, beruhend auf einem ftetigen Zuſammenwirlen 
Königlicher Richter mit ernannten Gemeinde-Ausjchüffen. 

Nah Ausscheidung diefer höheren Criminal-Fuſtiz 
befteht das Sheriffamt alfo fort als Strafamt fir die leichteren 
Uebertretungen nad) dem alten Büßungsſyſtem, als Inquiſitiondami 
unter Zuziehung von Gemeinde Ausfchüffen, und mit feinen fonitigen 
Befugniffen zur Bewahrung des Friedens, alfo als Kreispolizeiamt. 
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Der inquest wird periodiſch abgehalten in den turnus vicecomitis 
durch Befragung der verfammelten Hundertfchaft nach beftimmten For⸗ 
mularen (articuli): ob das Regifter der Gemeindebürgen vollitändig; 
ob alle Gerichtsmänner zum Gerichtötag erfchienen find; betreffend 
Hausbrecher, Diebe, und andere Felons und Geächtete; betreffend 
falſche Maße und Gewichte; betreffend Tag- und Nachtwache; betreffend 
Inſtandhaltung der Landftraßen, Brüden u. ſ. w. Es war num aber 
offenbar ein fehr fchwerfälliges Verfahren, und wurde als die drüdendfte 
vaſt des Gerichtsdienftes empfunden, wenn zu dieſen Zweden jährlich 
2mal die Hunbdertfchaften vor dem Sheriff erfcheinen mußten, deifen 
Sinanzftellung eine unerfchöpfliche Quelle des Sportulireng wurde, 
und deffen Unterbeamte ſich auch auf eigene Rechnung allerlei Drud und 
Sportel-Uinfug erlaubten. Der inquirirende Sheriffstourn erhielt des⸗ 
halb nach zwei Seiten hin concurrirende Organe: 

l. übernehmen die reifenden Richter eine concnrrirende in- 
quisitio, indem fie die vorjchriftsmäßigen Frageartikel den verfam- 
melten Grafſchafts⸗Genoſſen vorlegen und durch Ausichüffe ans den 
einzelen Hundertſchaften (juries) auf ihren Eid beantworten laffen; 
Ipäter zieht man dies aus Bequemlichkeit in eine große Jury zufam- 
men, die aus ben angefehenften Männern der ganzen Grafſchaft er- 
nannt wird, und neben diefer grand jury kommen dann die befonderen 
Juries der einzelen Hundertfchaften allmälig außer Gebraud). 

2. ftellt man dem Sheriff’s tourn locale Courts leet zur Seite 
a6 abgezweigte Straf- und Bolizeigerichte mit gleichen 
Functionen. Vielen Klöftern und Städten, und dann auch maffenhaft 
den größeren Grundbefigern im Beſitze eines court baron, wird das 
Privilegium verliehen, nach welchem ihre Eingefeffenen nicht mehr vor 
dem Sheriff’s tourn zu erfcheinen brauchen, ſondern ihr felbftändiges 
Irtspofizeigericht bilden, in welchem der Gerichtähalter, steward, mit 
den Gerichtsmännern ber Ortſchaft ganz ebenfo procedirt wie der 
Sheriff in der Hundertfchaft mit feinen Gerichtsmännern. Der Sheriffs 
tourn tritt dadurch in eine mehr ergänzende Stellung zurüd; er um⸗ 
faft nur noch die Eingefefjenen der Ortfchaften, die zu keinem private 
leet gehören, und tritt in folchen Fällen ein wo ber private leet 
nicht gehörig beſetzt iſt, oder fonft feine Pflichten nicht gehörig erfülft. 
Abgefchen davon Haben die abgezweigten courts leet dieſelbe Competenz 
über Vergehen, die nach dem gemeinen Recht und nach dem alten Buß⸗ 
ſyftem zu ahnden find; nicht aber über placita coronae, bei denen 
wie im Sheriffs tourn nur zu inquiriren ift (S. 101— 104 oben). 
Eine längere Zeit hindurch ift alfo Die niedere Strafjuftiz und Polizei 
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ganz auf die Formation ded Court Jeet bafirt, die feit der Magna 
Charta eine ziemlih populäre Geſtalt gewinnt. Nicht nur it die 
Theilnahme der Gerichtsmäuner (pares) an den Schuldſpruch in diejen 
Fällen zugefichert, fondern auch eine weitere Theilnahme von Gemeint: 
genoffen (affeerors) bei einer billigen Abmeſſung der Poltzeibupen, 
amerciaments, 

Dennoch dauern feit dem Begimm der reichsjtändifchen Periode die 
Klagen über die Mängel der Bolizeigerichte fort. Die mehren Tauſend 
fleinev courts leet zeigten ſich für Aufrechterhaltung der Polizeiord— 
nung nicht hinreichend wirffam, und führten auch zu Gollifionen unter 
jich und mit anderen Gerichtögewalten. Die Hauptfache aber war, daß 
die alten Formen des Gerichts und des Gerichtöverfahrene 
überhaupt niht ausreidhten für eine Reihe von polizeilichen 
Functionen, die vielmehr nur durch Einzelbeamte in unmittelbarer Nähe 
zu handhaben find. Die ftetig wiederhoften Yandesbefchwerden der Par: 
lamente führen endlich nad) langen Zwifchenverjuchen zu der populären 
Maßregel der Einfeßung der Kreispolizeiherren, «Justices 
of the Peace, als dauernder Ynftitution, 34. Edw. II. c. 1 (a. 
1360), welde fortan die herkömmliche Polizeigewalt nad) common 
law, und darüber hinaus eine ordentliche Strafgewalt mit Jury üben 
ſollen, jedoch ohne die vorhandenen Inſtitutionen aufzuheben.*) 

Neben den Friedensrichtern bleiben alſo nod viele 
. Meufchenalter hindurch die courts leet als conceurrirende 
Yocalgerichte ftehenz; aber ohne weitere Reformen ihrer Verfaſſung, 
grundſätzlich befchränkt auf die alte Jurisdiction nad) comnıon law, 
wo ihnen nicht die Strafgewalt über neue Straffälle durch Parle- 
mentsftatuten ausdrücklich beigelegt ift. Syn dieſem Verhältniß der freien 
Soncurrenz find die courts leet allmälig überwachſen durch die neuere 
fräftigere Ynftitution der Friedensrichter. Sie waren jederzeit zugäng- 
ih, während der court leet nur zweimal jährlich auf kurze Zeit er: 
Öffnet wurde. Sie erhielten von Menfchenalter zu Menfchenalter neu 
und wirffame Strafgewalten und Amtsrechte, während der court leet 
auf feine alten Gefchäftsformen und im Ganzen auch auf das alt 
Syſtem der Strafbußen nad) common law befchränft blieb. In noch 
ftärferem Maße galt bies für den ergänzenden court leet, wie er 
nod) in dem Sheriffs tourn fortbeftand, deſſen Unpopularität fort: 
dauert, und deffen Polizeigewalten ſchon durcd den dafür umangeme? 
fenen Wechjel de8 Sheriff» Amts von Jahr zu Jahr weiter verfallen 
mußte. 

Sp ftehen hier zwei Syfteme der Strafjuftiz und Boliv 


. 
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sei nebeneinander, Menſchenalter hindurch im ungehinderter Gon- 
cuerenz ihre Kräfte meſſend, bie das eine, zwar nicht dem Geſetzes⸗ 
buchſtaben nach, aber doch Für das practifche Xeben ftill zur Ruhe geht. 

Der innere Grund dieſer Erfcheinung liegt einerfeits in einem 
allgemeinen Bebürfniß des Staatslebens, welches mit dem Yortichritt 
sur Rechtseinheit immer vollftändiger eine Kechtfprechung durch ftchende 
Richter fordert, den Antheil der Gemeinde immer mehr auf die question 
of fact befhränfen muß. Andererfeits kann Polizei und Strafgewalt 
in feichten Straffällen nur durch Einzelbeamte zweckmäßig geübt wer: 
den, während das Aufbieten der Gemeinden zu folchen Sweden ſchon 
an zweckwidriger Schwerfälligfeit zu Grunde geht, und ganz aufhören 
muß, wenn an die Stelle patriarchalifcher Ordnung eine Polizeiver- 
waltung nach Geſetzen tritt. Ohne Geſetze läßt fid) aber das Berhält- 
nig der befigenden und arbeitenden Klaſſen in volkswirthſchaftlich ent: 
pidelten Zuftänden nicht mehr ordnen. Grade um die Zeit der Ent: 
itehung des Wriedensrichteramts entfaltet fih in England neben der 
alten Friedensbewahrung (d. h. dem bloßen Spftem einer Sicherung 
ver Perfonen und des Eigentums), cine Arbeits- und Lebens— 
mittelpolizes, welche die Beftandtheile, da8 Gewicht und den Preis 
des Brodes regelt; daran fließt fi) eine Normirung der Arbeits: 
löhne für Handwerker, Tagelöhner, Hans: und Wirthfchaftsgefinde, 
Ale neuen Strafgewalten, die fi) daraus entwiceln, kommen Haupt: 
jählih den Friedensrichtern zu Statten, die nun mit den justices of 
labourers verfchmelzen (2. Henry V. c.4, $ 2). Am vollftändigften 
entwiddelt ſich diefe neuere Seite des Polizeiamts im der Periode der 
Tudors zu einem weit verzweigten Spitem einer Arbeits-, Gewerbe: 
und Sittenpolizei, welches fich vollftändig mit den Polizeiſyſtemen deckt, 
weiche in den Zeiten des ancien regime auf dem Gontinent fich ent- 
jalten. Nicht der materielle Umfang der Polizeigewalten, fondern die 
Yandhabung derfelben durch die größeren Gemeindeverbänbe, insbefon- 
dere durch die Selbftthätigkeit der höheren Stände, -fowie die gericht- 
hen Formen und Maximen des polizeilichen ‘Decernats unterfcheidet 
das innere Leben des englifchen Staats von dem Bolizeiftant des Con⸗ 
tinents. Mit diefer weiteren Entfaltung der Aufgaben der Polizei, mit 
der Entwiclung fehriftlicher Borunterfuchungen, mit der Bildung einer 
Oberinftanz über die Kirchipielsverwaltung, war aber auch der weitere 
Lerfall der alten courts leet nothwendig gegeben; denn für dieſe 
nemen Functionen waren die formen des Gemeindegerichts noch uns 
anwendbarer als für die alten. Die localen courts leet dauern nur 
noch fporadifch und in geringem Umfang fort. ‘Dem Sherift’s tourn 
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war durch 1. Edw. IV. c. 2 die eigentliche Vorunterfuchung entzogen; 
er war fchon vor Blackstone’s Zeit zur Antiquität geworden. 

Die Amtsftellung der riedensrichter, welche von Anfang an fo: 
wohl innerhalb wie außerhalb der Freibezirke geübt werden 
follte, alſo über die zerfplitterten Gerichtsbezirfe übergriff, die darin 
enthaltenen Anfänge von PBatrimonialgerichten für Städte und Güter 
und die Anfänge eximirter Gerichtsjtände wieder aufhob, machte fie zu 
den lebendigeren und kräftigeren Organen der Polizeigewalt. Mit 
Abwerfung jener patrimonialen Elemente bat nun bie 
friedensrichterlihe Gewalt ihre alleinige Örundlage in 
der KRönigliden Commiffion, alfo perſönlicher Amtsftel: 
(ung. Schon in 3. Rich. II. enthielt fie weſentlich die Beſtandtheile 
des noch heute gültigen Formulars von 1590, welches ich in dem la 
teinifhen Driginal unten volljtändig abdrude.**) 

Der erfte Abfag der Commiffion ertheilt den Friedensrichtern 
die Gewalten. der Friedensbewahrer nach gemeinem Recht, d. h. die ker: 
tömmliche Polizeigewalt zu ergreifen, feitzunehmen, zu verhaften, jih 
Friedensbürgfchaft beftelfen zu laſſen u. ſ. w. An diefe Klaufel reiht 
fich zunächſt die fummarifche Polizeiftrafgewalt, die durch eine lange 
Reihe von Parlamentsbejchlüffen den einzelen riedensrichtern zuge 
ftanden ift wegen llebertretungen der Gewerbe- und Arbeits» Bolizi: 
ordnung, Bagabundiren, Arbeitsfofigkeit, Wilddieberei, Fluchen, Zrun: 
fenheit, Unfug aller Art (nuisance) und wegen anderer zahlloſer Heiner 
Vergeben. 

Der zweite Hauptabfag giebt den Friedensrichtern in ihren 
Quartalfigungen mit Zuziehung einer Jury eine ordentliche Strof- 
gewalt; diefe Gefchäfte der Seffionen find dann aber viel weiter ont 
gedehnt als die Faſfſfung der Commiſſion andeutet. ‘Die Gefetgebung 
dreier Jahrhunderte Hat dies Gebiet weiter ausgefüllt, und dabei eine 
weitere Unterfcheidung zwifchen den kleineren Bezirks⸗ und den General: 
Berfammlungen herbeigeführt: 

1. In Heineren Bezirtsfigungen special sessions 
werden eine Menge Adminiftrativgejchäfte, Goncejfionsertheilungen, Er⸗ 
nennung von Beamten ꝛc. erledigt. 

2. Die General Quarter Sessions bilden zugleich da# 
locale Strafgericht und die ordentliche Verwaltungsbehörde für die Graf: 
Schaft, fpäter zugleich auch die Appellationd- und Befchwerbe- Yuftan; 
über die Urtheile und Maßregeln der einzelen Friedensrichter und der 
Heinen Seffionen. 

Je mehr alle übrigen Communalämter theils verfallen, theils den 
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Friedensrichtern untergeordnet, oder auf ein ſehr ſpecielles Gebiet be- 
ihränft find: um fo mehr find die Friedensrichter der Mittelpunkt 
aller Kreisverwaltung geworden. Ihre Functionen find daher 
ebenjo ſchwer erjchöpfend aufzuzählen wie die Functionen des modernen 
Staats und die Amtsbefugniffe der Verwaltungsbehörden des Conti- 
nerts. Verglichen damit könnte man verfuchen die Gerichts- und 
Adminiftratid » Sunctionen der Wriedensrichter etwa fo zu fcheiden 
wie ih es an einem andern Ort beiläufig gethan habe: 

I. Richterliche Geſchäfte: (1) Erfter Angriff und Vorunter— 
juhung (examination) bei allen Straffällen. (2) Polizeirichteramt 
in den zahllofen Fällen eines ſummariſchen Strafverfahrens ohne Jury. 
(3) Steuerunterſuchungs⸗ und Strafamt. (4) Bolizeilihe Civiljuris⸗ 
dietion über Gewerbe - und Lohnftreitigfeiten, Alimentation unehelicher 
Kinder, Ermiffionsklagen ꝛc. (5) Eine Appellations-Inftanz für die 
vorigen Fälle in den Quartaljigungen. (6) Ordentliche Criminal: 
Strafgewalt, welche aber ebenfalls nur collegialiih mit Jury in den 
quarter sessions zu üben ift. 

II. Adminiftrative Geſchäfte: (1) Ein Vermwaltungsdecernat 
in den Kreis: Angelegenheiten, namentlich Ausjchreibung der Kreis- 
teuer, Beftätigung der Armenftener, Entjcheidung der Steuer - Recla- 
mationen, Kreiskaffe u. |. w. (in Ouartal-Sigungen). (2) Ein Poli⸗ 
fi: Decernat zur Ertheilung von Conceſſionen, Jagdſcheinen ꝛc., zur 
Anftellung, Vereidigung und Aufficht über die Constables und andere 
Gemeindebeamte (special sessions). (3) Ein Verwaltungs-Decernat 
über Ortögemeinde-Verwaltung, Armenverwaltung, Wegebaumejen, ad- 
miniftrative Maßregeln der Miliz-Berwaltung, Gefängniß-Verwaltung, 
Irrenhäufer. (4) Die Quartalfigungen bilden dann wieder eine Be⸗ 
ihwerde-YInftanz über den Bezirks-Sigungen, einzelen Friedensrichtern 
und jonftigen Sommunal-Beamten. 

Ein Berfuh das Einzele jo mit Trennung von „Juſtiz und Ver: 
waltung“ darzuftellen würde indeffen alles zerreißen und zerſtückeln 
müjlen. Nach der ganzen Anlage der englifchen Communal-Berfaffung 
iind Gerichts⸗ und Verwaltungs» Gefchäfte nicht unterfchieden, da das 
höhere Berwaltungs = Decernat ebenfall8 Jurisdiction ift, d. h. Ent- 
ſcheidung über Nechtsverhältniffe des öffentlichen Rechts, welche die 
Engländer gradezu als jurisdietion bezeichnen. 

Ya England ſelbſt find die Verfuche einer fyftematifchen Ordnung 
allmälig aufgegeben, je mehr die Maſſe der neueren, unverarbeiteten 
Geſetze Ueberhand nahm, fo daß zuletzt uur alphabetifche Anordnung 
unter herfömmlichen Rubriken übrig geblieben ift. Cine diefem Ori- 

Gueiſt, Engl. Sommunalverfafiung. 35 
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ginal näher ſtehende Anordnung, die wenigſtens dem Original nirgende 
Gewalt authut, habe ich in der Darſtellung der Zuſtände des 18. Jahr: 
hunderte S. 364 — 367 gegeben, und in Anſchluß daran ſondert ich 
das bisher unabſehbare Material in folgende 7 Abſchnitte: 


I. Amtsgefchäfte und Perfonal überhaupt. 
II. Amtsgefhäfte der einzelen Friedensrichter. 
III. Die Eleinen Bezirksfigungen. 
IV. Die allgemeinen Ouartalfigungen. 
V. Antheil der Gemeinde an Strafverfolgung und Yury. 
VI Die unteren Polizeiämter, Constables. 
VII. Obrigkeitliche Stellung und Berantwortlichkeit der Friedene⸗ 
richter und Constables,. 


*) Fiir den gefhihtlihen Entwidelungsgang der niederen Ztrai- 
juftiz und Polizei und deren allmälige Zuſammenfaſſung in das Friedene 
richteramt verweife ich nochmals auf die gefchichtliche Abtheilung, namentlid 
für den alten turnus vicecomitis ©. 69, 70, 75; fiir das geſammte norman 
nifche Polizeiſyſtem und die Umgeftaltung der Strafiuftiz S. 81 —104, insbeion 
dere die courts leet S. 101—104; für die reichsftändifche Periode S. 171—15S, 
insbefondere fiir die Entftehung des Friedenerichteramts S. 178— 183, 184— 188; 
für die Fortbildung unter den Tudors und Stuarts ©. 291 — 308; für det 
achtzehnte Jahrhundert S. 364— 368. 

Das Hauptwerk über die heutigen Amtsgefchäfte der Priedensridter 
ift nod) immer R. Burn’s Justice of the Peace and Parish Oflicer. 29. Aui- 
lage, 1845, in ſechs ftarfen Bänden, herausgegeben von Chitty u. A. (Faden: 
preis 39 Thlr. G.). Dazu gehört Edw. Wise, Supplement to the Twenty- 
ninth Edition of Chitty’s Burn’s Justice of the Peace, containing all tbe 
Cases and Statutes to Hilary Term. 1852. Die 30. Auflage von Burn’: 
Justice ift für 1863 angefündigt. — Nächſtdem: Archbold’s Justice vf 
the Peace and Parish Officer 4. ed. 3 vols. 12. 1846. Speciell für die 
Amtsgeichäfte der einzelen Friedensrichter: Deacon’s Guide to Magistrates 
out of Sessions 2 vols. 8. 1843. Arnold’s Summary of duties out of Sex 
sions 1860. — Fir die Gejchäfte in den Seffionen: Diekinsons’ Praciical 
Guide to the Quarter Sessions and other Sessions of the Peace. By Ar. 
Serj. Talfourd. 6: ed. by R. P. Tirrwhitt Esq. 8. 1845. Stone’s, Petts 
Sessions 1863. Die Hanptwerle find alphabetifh; nur Dickinson giebt eine 
einigermaßen fyftematifche Ueberficht über dic Gefchäfte der Seffionen. Zwed- 
mäßig geordnet und abgegrenzt ift auf) H. Leeming and Rich. Cross, 
the General and Quarter Sessions of the Peace, Jurisdiction and Practice 
in other than Criminal Matters. 1858. — Die deutfchen Borflellungen übe 
das fsriedensrichteramt beruhen immer noch vorzugsweife auf: v. Binde, die 
innere Verwaltung Großbritanniens. Berlin, 1815 (1848). 

**) Der Wortlaut der friedensrichterlihen Commiffion wird in 
deuticher Weberfegung von Binde, die innere Berwaltung Grofjbr. Anlage 1. 
gegeben. Ich laſſe den lateinifchen Originaltert aus Dalton Justice £. 16 
hier folgen: 
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Georgius, etc. Praedilecto et fideli King, Domino Custodi Magni Si- 
gilli Angliae, Comiti Thesaurario Angliae etc. Salutem. Sciatis, (1) quod 
assignavimus vos, conjunctim et divisim, et quemlibet vestrum Justiciarios 
nostros, ad Pacem nostram in Comitatu nostro Cantabrigiae conservandam, 
ac ad omnia Ordinationes et Statuta pro bono Pacis nostrae, ac pro con- 
servatione ejusdem, et pro quieto regimine et gubernatione populi nastri 
edita, in omnibus et singulis suis Articulis, in dieto Comitatu nostro (tam 
infra Libertates quam extra) juxta vim, formam, et eflectum eorun- 
dem custodiendum, et custodiri faciendum; Et ad omnes contra formam 
Ordinationum vel Statutorum illorum, aut eorum alicujus, in Comitatu 
praedicto delinguentes, castigandum et puniendum, prout secundum formam 
Ordinationum et Statutorum illorum fuerit faciendum; et ad omnes illos, 
qui alicui, vel aliquibus de populo nostro de corporibus suis, vel de incen- 
dio domorum suarum, minas fecerint, ad sufficientem securitatem de Pace 
ve] bono gestu suo erga nos et populum nostrum inveniendam coram vobis, 
sen aliquo vestrum, venire faciendum; et si hujusmodi securitatem inve- 
nire recusaverint, tunc eos in prisonis nostris (quousque hujusmodi secu- 
ritatem invenerint) salvo custodire faciendum. 

(2) Assignavimus etiam vos, et quoslibet duos vel plures vestrum 
(quorum aliquem vestrum, A. B. C. D. E. F. etc. unum esse volumus), 
Justiciariog nostres ad inguirendum per Sacramentum proborum et lega- 
lium hominum de Comitatu praedicto (per quos rei veritas melius sciri 
poterit), de omnibus et omnimodis Feloniis, Veneficiis, Incantationibus, 
Sortilegiis, Arte magica, Transgressionibus, Forstallariis, Regratariis, In- 
grossariis, et Extortionibus quibuscunque; ac de omnibus et singulis aliis 
malefactis et offensis (de quibus Justiciarii Pacis nostrae legitime inqui- 
rere possunt, aut debent) per quoscungque et qualitercunque in Comitatu 
praedicto factis sive perpetratis, vel imposterum ibidem fieri vel attemptari 
eontigerit: Ac etiam de omnibus illis qui in Comitatu praedicto in Con- 
venticulis contra Pacem nostram, in perturbationem populi nostri, seu vi 
armata ierint vel equitaverint, seu imposterum ire vel equitare praesump- 
serint; ac etiam de omnibus his qui ibidem ad gentem nostram maihe- 
mandum vel interficiendum in insidiis jacuerunt, vel imposterum jacere 
praesumpserint: Ac etiam de Hostelariis, et aliis omnibus et singulis 
personis, qui in abusu Ponderum vel Mensurarum, sive in venditione Vic- 
twalium, contra formam Ordinationum et Statutorum, vel eorum alicujus 
inde pro communi utilitate Regni nostri Angliae et populi nostri ejusdem 
editorum, deliquerunt, vel attemptaverunt, seu imposterum delinquere vel 
atiemptare praesumpserint in Comitatu praedicto: Ac etiam de quibus- 
eunque Vicecomitibus, Ballivis, Seneschallis, Constabulariis, Custodibus 
Gaolarum, et aliis Ofliciariis, qui in executione Officiorum suorum (circa 
praemissa seu eorum aliqua) indebite se habuerunt, aut imposterum in- 
debite se habere praesumpserint, aut tepidi, remissi vel negligentes fue- 
runt aut in posterum fore contingerint, in Comitatu praedicto: Et de 
omnibus et singulis articulis et circumstantiis et aliis rebus quibuscungque, 
per quoscungue et qualitercungue in Comitatu praedicto factis sive perpe- 
tratis, vel quae in posterum ibidem fieri vel attemptari contigerit, quali- 

tercungue praemissorum vel eorum alicujus concernentibus plenius veri- 
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tatem: Et ad indictamenta quaecunque sic coram vobis sen aliquihus 
vestrum capta, sive capienda, aut coram aliis nuper Justiciariis Pacis in 
Comitatu praedicto facta sive capta (et nondum terminata) inspiciendum: 
Ac ad Processus inde versus omnes et singulos sic indictatos, vel que: 
coram vobis in posterum indictari contigerit (quousque capiantur, rediant 
se, vel utlagentur), faciendum et continuandum. Et ad omnia et singula Fe- 
lonias, Veneficia, Incantationes, Sortilegia, Artes magicas, Transgressione:. 
Forstallarias, Regratarias, Ingrossarias, Extortiones, Conventicula, Indic- 
tamenta praedicta caeteraque omnia et singula praemissa, secundıum 
Leges et Statuta Regni nostri Angliae (prout in hujusmodi casu fieri cun- 
suevit), Audiendum et Terminandum ; et ad eosdem Delinquentes, et quus- 
libet eorum, pro delictis suis, per Fines, Redemptiones, Amerciameuts. 
Forisfacturas, ac alio modo (prout secundunı Legem et Consuetudioen 
Regni nostri Angliae, aut formam ÖOrdinationum vel Statutorum praediv- 
torum fieri consuevit aut debuit) castigandum et puniendam. 

Proviso semper, quod si casus difhicultatis supra determinatione \lı- 
quorum praemissorum coram vobis, vel aliquibus duobus, vel pluribus 
vestrum evenire contigerit: tunc ad judicium inde reddendum, nisi iu 
praesentia unius Justiciariorum nostrorum de uno vel de altero Bancı. 
aut Justiciariorum nostrorum ad Assisas in Comitatu praedicto capiend:: 
assignatorum, coram vobis, vel aliquibus duobus, vel pluribus vestrum. 
minime procedatur. 

Et ideo vobis et cuilibet vestrum mandamus, quod circa custodiam 
Pacis, Ordinationum, Statutorum, et omnium et singulorum caeterorun 
praemissorun, diligenter intendatis. Et ad certos dies et loca, quae ve: 
vel aliqui hujusmodi, duo vel. plures vestrum (ut praedictum est) ad haec 
provideritis, supra praemissis faciatis Inquisitionem, et praemissa omnia 
et singula audiatis et terminetis, ac ea faciatis et explcatis in forma 
praedicta inde quod ad Justitiam pertinet, secundum Legem et consue- 
tudinem regni nostri Angliae; Salvis nobis Amerciamentis, et aliis ad nv: 
inde spectantibus. 

Mandamus etiam tenore praesentium Vicecomiti nostro Cantabrigise, 
quod ad certos dies et loca (quae vos vel aliqui hujusmodi, duo vel plures 
vestrum, ut praedictum est, ei, ut praedictum est, sciri feceritis) venire 
faciat coram vobis, vel hujusmodi duobus vel pluribus vestrum (ut dietum 
est) totos et tales probos et legales homines de Balliva sua (tam infra 
Libertates quam extra), per quos rei veritas in praemissis melius scin 
poterit et inquiri. 

Assignavimus denique te praefatum Johan. Cutts, Militem, Custodem 
Rotulorum Pacis nostrae in dicto Comitatu nostro. Ac propterea tu, ad 
dies et loca praedicta, Brevia, Processus, et Indictamenta praedicta, coram 
te et dietis sociis tuis venire faeias, ut ea inspiciantur, et debito fine ter- 
minentur, sicut praedicetum est. In cujus rei testimonium etc. ‚Datum et. 

Zu den einzelen Klaufeln giebt Burn, Art. „Justices of the Peace” $? 
einen ausführlichen Kommentar, worin er 3. B. hervorhebt: daß die fireng per 
fönliche Faſſung der Kommiffion zur Erhaltung „Unferes Friedens“ ıc. eine E 
neuerung bei jedem Hegierungsiwechfel nothwendig macht; — daß unter den 
beobadhtenden Amtsanweifungen und Statuten auch die alten Polizeiordnungen 
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von Winchester und Westminster mit verftanden find, die fchon vor ber Eim- 
iegung der Friedensrichter ergangen, in ben älteren Formularen der riedens- 
commiffion ausbrücdlich mit erwähnt wurden; — daß auch das st. praemunire 
mit einbegriffen ift; — daß aud) Fremde während ihres Aufenthalts in England 
diefer Polizeigewalt ımterliegen; — daf die Klaufel wegen der Maß- und Ge- 
wicht-Bolizei aus 34. Edw III. c. 5, die Klauſel wegen des Verlaufs von Le⸗ 
bensmitteln aus 2. et 3. Edw. VI. c. 15 datirt; das Auffichtsrecht iiber Sheriffe, 
Bailiffs, Constables und Unterbeamte aus 4. Edw. III. c. 2 2c.; daß endlich 
die Klaufel „alle und jede Strafgeſetze“ auch die ganze Maffe der fpäteren 
Bolizei - Verordnungen bis zum heutigen Tage zu einem Beftandtheil der Frie- 
denscommilfion macht. 

*) Bon einer ſyſtematiſchen Anordnung der friedensridhterliden 
Geſchäfte im eigentlihen Sinne ift in England nie die Rede geweſen. Zur 
Zeit Eliſabeths konnte man noch eine Art von Syſtematik verfuhen. Lam- 
bard’s Eirenarchia hat daher nod) am meiften Ueberfichtlichkeit, und handelt 
im 1. Buch ſummariſch von dem Friedensrichteramt überhaupt; im' II. von den 
Geſchäften, die ein einzeler Friedensrichter vornehmen kann; im III. von den 
Geſchäften, bei denen mehre einzele Friedensrichter concurriren; im IV. von den 
Sessions. Einen Uebergang bildet Dalton’s Justice. Im Cap. 1—6 werden 
Gedichte, Begriff, Inhalt der commission und Vorbemerkungen iiber die Ge- 
walt der Friedensrichter voran geſchickt. Dann folgen Cap. 7—113 die ordent- 
fihen Amtsgeichäfte alphabetifch geordnet von Alehouse bis Words. Dann 
Cap. 115-195 Betrachtungen über die Friedenscautionen, Befigentfetungen, 
Anfruhr, Borunterfuchung bei ſchweren Verbrechen, Grundzüge des Berfahreng, 
Hormulare zu Decreten, Urtheilen, Conceifionen, friedensrichterliche sessions, 
jury, certiorari. Als Anhang folgt eine zweckmäßige alphabetiiche Jurisdic⸗ 
tionstabelfe. — Burn’s Justice kommt ſchon vollftändig in das breite Geleis 
der alphabetifchen Anordnung, wobei aber einzele Artifel, wie Criminal Law 
und Poor in den jpäteren Auflagen zu felbftändigen Hauptbänden geworben find. 
Die herfümmlichen alphabetiichen Rubriken find dem englifchen Juriſten unge- 
fähr das geworden, was einft dem römischen Juriſten feine Titelrubrilen waren. 
<ie find daher auch in unferer Darftellung (zur Orientirung in englifchen 
Düchern) möglichft hervorgehoben. 


8 28. 
Das heutige Perfonal der Friedensrichter. 


Je umftändficher und fehwieriger ſchon nad) diefer vorläufigen 
Ueberſicht das Amt der Kreispolizeiherren erfcheint, um defto forgfäl- 
tigere Beachtung bedarf die Auswahl des Perſonals. Es kommt dabei 
in Betracht 1. die ältere Zufammenfegung aus Grundbefigern und 
techtöfundigen Beamten, 2. der Bezirt der Commission, 3. die Amts- 
und Quafificationseide, 4. die heutige Zufammenfegung des Perſonals, 
5 deſſen Heutige Statiſtik. 

I, Bei der älteren Zuſammenſetzung des Perſonals!) 
war von Anfang am gedacht an größere Grundbefiger, doch ohne Rechts⸗ 





550 Kap. IV. Abfchn. I. Amtsgeichäfte und Perſonal der Friedensrigter. 


fundige auszufchfießen, und ohne das Ermeffen der Krone in der Aus- 
wahl erheblich zu beichränfen: 34. Edw. III. c. 1; 13. Ric. II. c. 7; 
2. Hen. V. st. 1 c.4; st. 2 c. 1. Einen beftimmten Cenſus führt 
erft das st. 18. Hen. VI. c. 11 ein: „daß fein Friedensrichter in die 
Commiſſion gefett werden foll, der nicht Xändereien zum Werth von 
20 pfd. Silber jährli Hat.“ Es folgt jedoch das Proviso 82: 
„daß wenn in der Graffchaft nicht genügende grundangejeffene Perfonen 
vorhanden feien, welche der Rechte und der Verwaltung kundig, der 
Lord-Ranzler befugt fein joll nach jeinem Ermeſſen andere zuverläflige 
Verfonen, die der Rechte Fundig, in ſolche Commiſſion zu jepen.“ 
Diefer Zuftand dauerte einige Jahrhunderte, fo fehr auch mit dem 
Seldwerth ein Genfus von 20 2. an Bedeutung herabjanf. Erſt die 
statt. 5. Geo. II. c. 18; 18. Geo. II. c. 20 retabliren den Genjus, 
und verlangen „eine Grundrente von 100 2%. aus freehold oder 
copyhold, erblid oder auf Lebenszeit oder auf mindeſtens 21 ‘jahre 
Pacht, belegen in irgend einem Theil von Großbritannien, berechnet 
vom Reinertrag nach Abzug der Laſten.“ Gleichgeſtellt wird eine ding 
fiche Anwartſchaft (immediate reversion or remainder) auf 3W!Y. 
Grundrente. Ohne Cenſus qualificirt find Lords vom Parlament, ihr: 
älteften Söhne und Erben, jo wie die älteften Söhne und Erben einer 
Perfon die nad) 9. Anne c. 5 Abgeordneter einer Graffchaft fein 
kann, alfo eines Beſitzers von 600 8. Grundrente. Auch ift durd 
jenen Cenſus die Rückſicht auf ftädtifchen Beſitz nicht ausgeſchloſſen. 
Der im Gefeg genannte Grundbefig an freehold, copyhold ete. 
umfaßt gleihmäßig Gebäude und andern ftädtifchen Beſitz, umfaht aud 
den Pfarrbefit der Geiftlichen als frechold auf Lebenszeit. 

Noch immer beitand ferner die Quorum-Rfaufel, nad melder 
eine höhere Klaſſe von Rechts- und Gefchäftskundigen in der Commiſſion 
hervorgehoben wurde, von denen Einer zu den wichtigeren juriſtiſchen 
Gefchäften zugezogen werden mußte. Den PVorftellungen feiner Zat 
gemäß ift bei Blackstone dies Verhältniß bereits verwifcht, und die 
wichtige Notiz Lambard’s (p. 48) unterdrüdt: 

„die quorum follten wegen ihrer Rechtskenntniſſe befonders ernannt 
iverden, und dies veranlaßte die verfchiedenen älteren Geſetze (3. 
Edw. II. c. 1; 10. Ric. II. c. 7.) zu der ausdrücklichen Be⸗ 
ftimmung, daß einige Rechtsgelehrte in die Commiſſion aufgenom: 
men werden follten; und (um die Wahrheit zu fagen) alle Sr: 
feße, weldhe die Gegenwart der quorum verlangen, 
meinen damit ftillfhweigend einen folchen rechtsgelchr: 
ten Mann.” 
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Es dauert ferner nody immer fort die Friedensrichtergualität für alle 
Mitglieder des Staatsraths und der Neichögerichte, den Attorney 
General und Solicitor General, die Unterftaatsfefretäre, einzele höhere 
Hof- und Marinebeamte, die befoldeten Stadtrichter, die Bicefanzler der 
Univerfitäten, die heads of colleges darin, 5. Geo. II. c. 18 8 6, 
ĩ; 18. Geo. I. c. 20 $ 15. Erſt fehr langfam hat ber Grund⸗ 
beſitz das berufsmäßige Beamtenthum aus den Friedenscommifflonen 
faft verdrängt, und zwar einerfeitS dadurch, daß er die nöthigen Eigen⸗ 
haften für jolche Aemter fich felbft erwarb (worauf ich unten zurüd- . 
fomme), andrerjeits durch den Verzicht auf Sporteln, in Folge deffen 
das berufsmäßige Beamtenthum ftillfchweigend zurücktritt. Solche Tage: 
gelder von 4 sh. waren durch 12. Ric. IL; 2. Hen. V.; 18. Hen. V]. 
den Tjriedensrichtern namentlich für die Theilnahme an den Quartal« 
figungen zugefihert. Der eigenthümliche Geiſt der engliichen gentry 
hat darauf meiſtens verzichtet (ebenfo wie auf die Parlaments⸗Tagegelder) 
und dadurch das Tsriedensrichteramt immer vollftändiger zu einem 
Chrenvorbehalt der höheren Stände erhoben. Diefer Verzicht, und die 
Unzuläffigteit einer Stelivertretung in ihrer verantwortlichen Stellung, 
haben das Amt vor einem Rückfall in die Weife der verfallenen Feudal⸗ 
und PBatrimonial-Aemter des Kontinents bewahrt. 

IH. Die Bezirke der commissions find regelmäßig 
ganze Graffchaften,?) ausnahmsweiſe Unterbezirte der Graffchaft. 
Tie Regel ift alfo, daß die Kreispolizeiherren für das ganze Gebiet 
eines Kreisverbandes mit concurrirenden Gewalten beftellt, und den 
Rechtſuchenden überlaffen wird, fih an den einen oder andern Friedens⸗ 
tihter zu wenden, den Friedensrichtern felbft, die Vertheilung gewiſſer 
Geſchäfte unter fich zu arrangiren. In einigen Graffchaften wird die 
Kommiffion für die Unterbezirke ausgefertigt, in York für die 3 ridings, 
ähnlich in Isincolnsbire, und fo auch für die Inſel Ely nad) 6. et 7. 
Will. IV. ce. 87; 1. Viet. c. 53, abgefondert von der Graffchaft 
Cambridge. Es werben aus biefem Grunde 56 Commissions für 
die 52 Graffchaften auegefertigt. 

Für einige Diftrikte innerhalb der Grafſchaft wird ferner auf 
Grund älterer Zuſicherungen und zum Theil lokaler Bedürfniſſe eine 
befondere commission ausgefertigt. Es find dies Liberties für 
das Friedensridhteramt, aljo in dem Sinne von Ausnahme- 
bezirfen mit gefonderter königlicher Bolizeiverwaltung. 
Solder Spezialcommiffignen beftanden bisher 29, darunter bie erheb- 
liheren: die Fünf- Häfen, die Inſel Ely, St. Albans in Hertford, 
Cawood, Ripon in Yorkshire, Peterborough in Northampton, 
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Auch in einem großen Theil der incorporirten Städte war früher 
das Friedensrichteramt durch Charte beſonders geftaltet, iüft indeſſen 
durch die neue Städteordnung im Ganzen auf den Fuß der gewöhn: 
lichen commissions gebracht. 

Eine folhe Commiſſion wird nun von Zeit zu Zeit, nad Bedürf: 
niß, für den einen oder andern Bezirk neu ausgefertigt, ſobald Per: 
anlaffung ift eine Zahl von neuen Namen anzunehmen oder von aut- 
gefchiedenen zu ftreichen. Es hat fid) dabei von felbft die Praxis gebildet, 
daß Geſuche um Aufnahme in die commission zur Kenntniß der 
Quartalfigungen fommen, daß fie von dem Custos Rotulorum (Lord- 
Lieutenant) begutachtet werden, und daß jeder geſetzlich qualificirie 
refpectable Dann auf Befürmwortung des custos in die Commission 
aufgenommen wird, — nicht mit Rüdficht auf eine politifche Partei: 
meinung, fondern vielmehr mit dem Beftreben möglichft viele unabhän⸗ 
gige, gefchäftsfähige Perfonen zu gewinnen. 

Die Zahl der in die Commission aufzunehmenden 
Friedensrichter war in einigen älteren Gefegen auf Wunſch dei 
Parlaments befhräntt.e Nah 14. Ric. II c. 11 follten nur 8 ın 
jeder Graffchaft ernannt werden, umgerechnet die zu Friedensrichtern 
ernannten Lords. Diefe Vorjchriften wurden aber niemals genan 
beobachtet, vielmehr blieb mit der Zahl der Bevölferung und der Zu 
nahme der Gefchäfte die Gefammtzahl in ftetigem Steigen. Schon zu 
Coke’s Zeit galt der Sag als feftftehend, daß der König „in jeder 
Grafſchaft fo viele ernennen möge wie ihm beliebt.“ 

III. Amts- und Qnalificationseide.?) Der in der Con- 
mission ernannte Friedensrichter ift zunächft nur Qitular - Friedens 
rihter. Mancher Eapitalift, der fid) vom Geſchäft zurückgezogen und 
Güter gefauft hat, ebenfo wie mancher junge Mann von Familie, läßt 
fich nur Ehren halber in die Commission aufnehmen, ohne die Abſicht 
zu praftifiren. Manche höchftgeftellte Bairs und Großbeamte des Reit 
werden ebenfo in einzelen Grafſchaften nur Ehren halber an der Spike 
der Commission genannt. Will der Ernannte wirkliche Amtshand: 
lungen vornehmen, fo bat er zuvor ein writ of dedimus po— 
testatem von dem Rronfchreiber in der Kanzlei zu ertrahiren. Es 
wird darin ein älterer Friedensrichter oder eine andere Perſon bezeich 
net, welche ihm 1. den Amtseid, 2. den Huldigungs-, Suprematie- und 
Abſchwörungs-Eid, 3. einen Eid über feine Befigqualification abzu 
nehmen bat, worauf er erſt activer Friedensrichter wird. 

Der Amtseid ift kurz angedeutet in 13. Ric. II. c. 7, und 
wird altherkömmlich dahin gefaßt: 
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„Ihr ſollt ſchwören, daß als riedensrichter in der Grafichaft W., Ihr in allen 
Artileln der Königl. Commiffion gleiches Recht thun werdet dem Armen und 
dem Reichen nach Eurem beften Berftändniß, Wiffen und Vermögen, ımd nad) 
den Geſetzen und Gewohnheiten des Reich und den darfiber erlaffenen Statuten; 
und daß Ihr Niemanden Rath ertheilen follt in irgend einem Streit, der vor 
Euch anhängig ift; und dag Ihr Eure Seffionen abhaltet nad) der Form der 
darüber erlaffenen Statuten; Und bie Gefälle, Bußen und Bolizeibußen, welche 
zu erheben find, und alle Berwirlungen, welche vor Euch eintreten werden, ſollt 
Ihr eintragen laſſen ohne Berhehlung (oder Unterfchlagung), und getreufich folche 
einfenden an des Könige Schatzamt. Ihr follt nicht verpachten noch überlaffen 
Euer Amt um Geld oder Gut, fondern wohl und treulic Euer Amt ale Frie 
densrichter in foldyer Beziehung erfüllen: Und daß Ihr nichts nehmen folft für 
die Erfüllung Eures Friedensrichteramt® anders als vom König, und die üblichen 
Gebühren, und die durch Geſetz normirten Koften. Und Ihr follt nicht adrei- 
firen noch adreifiren Taffen irgend einen von Eud) zu erlafienden warrant an 
die Parteien, fondern Ihr follt ihn richten an den Bailiff der gedachten Graf- 
Ihaft oder andere Königl. Beamte oder Diener oder andere unbetheiligte Ber- 
ſonen zur Vollziehung deſſen. So helfe Euch Gott.“ 

Der Huldigungs-, der Suprematie- und der Abſchwö— 
rungs-Eid können insgeſammt bei Gelegenheit einer Quartalfigung 
abgeleiftet werden, und follen nad) bem Geſetz binnen fechs Monaten 
abgeleiftet werden. An die Stelle der Abendmahlsprobe, sacramental 
test, tritt feit 9. Geo. V. c. 17 eine einfache Deflarätion, in welcher 
der Ernannte verfpricht feine Amtsgewalten nicht zum Nachtheil der 
Staatskirche und zur Kränkung der Staatsgeiftlichkeit in ihren Rechten 
zu gebrauchen. Für Katholiken ift durch 10. Geo. IV. c. 7. ein an- 
gemefjener Eid normirt, der an die Stelle bes Huldigungs-, Supre- 
matie: und Abfchwörungs-Eides treten fol. Endlich find durch 21. et 
22. Viet. c. 48 die Unterthanens, Suprematie- und Abjhwörungs-Eide 
für alle Beamte zufammengezogen in folgendes vereinfadhtes Formular: 

„Ih A. B. ſchwöre, daß ich will treu fein und wahre Unterthanentreue halten 
Ihrer Majeftät der Königin Victoria, und Sie vertheidigen will mit alfen 
meinen Kräften gegen alle Verſchwörungen und jedwede Angriffe gegen Ihre 
Perion, Krone oder Würde, und daf ich mein Außerfies Bemühen amvenden 
werde zu entbeden oder anzuzeigen Ihrer Majeftät, Ihren Erben und Nadhfol- 
gern, allen Verrath und verrätherifche Verſchwörungen gegen Sie, und ich ver- - 
ſpreche getreufich aufrecht zu erhalten, zu unterftiiten und zu vertheidigen nach 
meinen äußerften Kräften die Thronfolge wie fie durch eine Parlamentsacte :c. 
MR und beſchränkt ſteht auf die Prinzeffin Sophia Kurflirfiin von Hannover 
und ihre proteftantifchen Leibeserben, indem ich hierbei verzichte und abſchwöre 
jeden Gehorfam oder Unterthanentreue gegen irgend eine andere Perſon, welche 
beanſpruchen oder prätendiren mag ein Recht auf die Krone diefes Reiche; und 
id erffäre, daß fein fremder Fürft, feine fremde Perſon, Prulat, Staat oder 
Botentat, Hat oder haben ſoll irgend eine Jurisdiction, Gewalt, Superiorität, 
Hang oder Autorität, kirchliche oder geiflliche, innerhalb dieſes Reichs: Und ich 
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made dieje Decharation auf den wahren Glanben eines Chriften, jo wahr mir 
Gott helfe.” 

Der Befigqualificationseid umfaßt die Verficherung, daß 
der ernannnte Friedensrichter die nad) dem Geſetz erforderliche Grundrente 
beſitzt. Es bedarf dafiir feines befonderen Nachweifes; im alle un- 
richtiger Angabe kann aber jeder Dritte dem Friedensrichter eine Straf: 
klage auf 1008. zuziehen. Die Formel lautet: 

„Ih N. N. ſchwöre, daß ich in Wahrheit und gutem Glauben nad) Gefet oder 
 Billigkeitsrecht zu eigenem Recht und Gebrauch einen Realbefttt habe, beſtehend 
aus (mit Aufzählung der einzelen Realien), wie folder mich quafificirt um ale 
Friedensrichter für die Grafichaft N. N. thätig zu fein, gemäß dem wahren Zwed 
und Sinn der PBarlamentsacte 18. Geo. II. etc. 
Erſt dur die Beobachtung aller diefer Formen und nad) Leiftung 
diefer Eide wird der in der commission Ernannte zu Amtshandlun- 
gen befähigt, activer Friedensrichter, acting magistrate. 
Einmal geleiftet, brauchen die Eide nicht wiederholt zu werden bei Gr: 
neuerung der commission, wohl aber find fie von neuem zu feiften 
beim Eintritt eines Regierungswechfels 7. Geo. III. c. 9. 

Die fo ernannten Friedensrichter verfehen ihr Amt thatſächlich 
lebenslänglich, in gleicher Weife wie die Aemter ber deutſchen 
Vermwaltungsbeamten als Lebenslängliche gelten, obwohl dem Recht nad 
die Krone jederzeit die Commiſſion im Ganzen und die Ernennung des 
Einzelen widerrufen kann. Die Commiffion lautet unbeftimmt, weder 
auf Lebenszeit, noch auf beftimmte Srift Lambard p. 26. Id er 
innnere indeffen nochmals an die Grundfäge über die Beendigung des 
Amts: 1) durch Thronwechſel, wobei jedoch der Regierungsnachfolger 
herkömmlich die Ernennung erneuert; 2) durch Cabinetsorder unter dem 
großen Siegel (alfo durd den Lord: Kanzler und den Miniſter dei 
Innern), wodurd ein Friedensrichter feines Amtes direct enthoben wird; 
3) durch Ausfertigung einer neuen commission, wenn der Name eined 
Friedensrichter8 darin nicht wieder aufgenommen wird; 4) Su6penfion 
der Amtögewalten mittels writ of supersedeas; 5) Antritt eine 

unvereinbaren Amts. 
| IV. Die heutigen Berfonalverhältniffe der Friedens- 
ridter*) führen Immer wieder auf die Frage zurüd, wie es möglich 
ift, Nittergutsbefigern, Grundrentnern, Geiftlichen, ftädtifchen Hondra⸗ 
tionen eine fo verwidelte Verwaltung, die tägliche Anwendung einer jo 
unüberfehbaren Maſſe von Gefegen und durch die Praris feftgeftellten 
Rechtsgrundfägen zuzumuthen und anzuvertrauen? In früheren Jahr⸗ 
hunderten genügte dazu bei der größeren Einfachheit der Verhältniſſe die 
ruftifale Bildungsſtufe der englifchen Land-gentry, unter Mitwirkung 
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von Rechtsfundigen für die ſchwierigen Gefchäfte, von geſchäftskundigen 
clerks für da® Formularweſen. Seit dem 18. Jahrhundert aber hat 
der Standesgeift der höheren Stände das dabei Fehlende freiwillig er- 
gänzt. Nach dem Vorbilde des Lords wird auch der englifchen gentry 
ihr öffentlicher Beruf zur Lebensaufgabe, und immer allgemeiner wird 
die Sitte der Vorbereitung dazu auf Gymnafien und Univerfitäten. In 
Wechſelwirkung damit fteht das Zurückziehen auch des kleineren Land⸗ 
adels von den Gütern, welche immer maſſenhafter in Verpachtung über⸗ 
gehen. Die politiſchen Rechte waren immer nur abhängig gemacht von 
dem Befigrecht: man fonnte alfo vermiethen und verpachten, und zählte 
doch als 600 L., 300 2., 100 2. Befiger, blieb qualificirt zu Parla- 
ment und Friedensrichteramt. Dies, die wachiende Wohlhabenheit, die 
Zunahme der Familienftiftungen, die Annehmlichkeiten des ftädtifchen 
Yebens, beförderten jenes Zurüdziehen von der Landwirthſchaft, und die 
damit zufammenhängende Sitte, im Winter abwecjelnd in den Städten, 
im Eommer auf dem Lande zu leben. Die fichere durch Erftgeburt 
concentrirte Rente gewährt vorzugsweife den Familienhäuptern die Muße, 
obrigkeitfiche Aemter als freien Lebensberuf zu wählen. Der vor- 
nehmſte diefer Rebensberufe geht durch da8 Ehrenamt der Friedensrichter 
hindurch, welches von den Söhnen der vornehmften Klaffen fchon vom 
21. Zahre an nachgefudt zu werben pflegt; während Geiftliche, Ad⸗ 
votaten, ftäbtifche Honorationen, Kapitaliften die ſich vom Geſchäft 
wrüdgezogen und angelauft haben, erft in fpäteren Jahren um die 
Friedenscommiſſion fich zu bewerben pflegen. Für die Hälfte folder 
Männer ift das Amt nur titulär: für die activen Friedensrichter aber 
bildet die laufende Beichäftigung in ihrer Gerichtsftube, in Bezirks⸗ 
ſitzungen, Quartalfigungen und Kreisverwaltungs- Ausfchüffen eine 
durhaus tüchtige Schule des praktiſchen Staatödienftes. Ein natür: 
(ihe8 Uebergewicht gewinnen dabei die vornehmften Klaffen durch Cha- 
taftereigenfchaften, höhere Bildung, frühzeitige Uebung, gejellfchaftliches 
Anfchen und Berbindungen. 

Juriftiſch wird diefe veränderte Lage der Verhältniffe fichtbar in 
der veränderten Bedeutung der quorum Klauſel. Nad 
26. Geo. II. c. 27 (7. Geo. III. c. 21) foll fein friedensrichter- 
licher Act bloß deshalb kaſſirt werden, weil darin nicht ausgedrückt fei, 
daß einer ber fFriedensrichter zu den quorum gehöre. Seit dem 
18. Jahrhundert wird es aber überhaupt Sitte alle ernannten Friedens⸗ 
rihter in der quorum Klauſel zu wiederholen, d. h. alle zugleich mit 
der höheren Qualification zu ernennen. Erft damit find die Rückfragen 
bei einer höheren rechtskundigen Klafje weggefallen. Der eigentliche Typus 
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des Friedensrichteramts ift nun der des gentleman, unter Einreihung 
des bernfsmäßigen Beamten in gleicher Eigenſchaft. Es ift damit der 
beherrfchende Einfluß der regierenden Klaſſe auf die Grafſchaftsämter 
im @inzelen ebenfo entfchieden, wie um diejelbe Zeit ihr Einfluß im 
Barlament. 

V. Die heutige Gefammtzahl der Friedensridter?) ın 
den commissions ift nicht ganz correft zu conftatiren, da amtliche 
Zufammenftellungen in älterer Zeit überhaupt nicht vorfamen, die fon- 
ftigen Angaben bald nur die activen, bald auch die titulären einbegrei 
fen. Stets gefondert von den Kreispolizeiherren werden die befonderen 
ftädtifchen Friedensrichter (Kap. V.) Am Jahre 1796 zählte man 
2656 active Friedensrichter, 2357 in England, 305 in Wales, (Kep. 
from the Committee of Statutes 1796); im Yahre 1831: 4330 
active Friedensrichter in England, 512 in Wales. In Dodd, Manual 
of Dignities 1843 p. 552 — 555 wird die Zahl nad) den einzelen 
Grafſchaften zufammengeftellt, active und titufäre zuſammen 1375. 
Erft die Parl. Papers von 1853 und 1856 geben zuverläffige Ber: 
zeichnijfe, nach weichen in runden Zahlen 18,300 Kreispolizeiherren in 
den Grafjchafts- Commiffionen enthalten waren, darunter über 8210 
active, über 10,000 tituläre (wozu dann nod) etwa 2000 bejondere 
jtädtifche Friedensrichter Hinzutreten). Nach dem Areal berechnet würden 
biernach auf die deutfche Quadratmeile 7 Friedensrichter, und auf etwa 
1000 Seelen ein Friedensrichter fallen, wovon jedoch nur die Hälfte 
activ ift. Die große Mehrzahl derfelben find in der Commission als 
Esquires bezeichnet; doch ftehen an der Spite auch zahlreiche Pairs, 
Honourables, Baronets, geiftlihe Würbdenträger, und überhaupt mehr 
als 1300 Geistliche. 


1) Ueber das Bedürfniß der Rechtskunde neben dem Grundbelik 
in den Friedenscommiffionen ſpricht ſich Lambard p. 48, 49 aus: Foralbeit 
that a discrete person (not conversant in the studie of the laws) may 
sufficiently follow sundrie particular directions concerning this service of 
the peace: yet when the proceeding must be by way of presentment upon 
the evidence of witnesses and oathes of jurors, and by the order of hea- 
ring and determining, according to the streight rule and course of the 
law, it must be confessed, that learning in the lawes is so necessarie 3 
light, as without the which, all the labor is but groping in the darke. 
the end whereof must needes be errour and daungerous falling. Ese war 
das der Standpunft des 16. und 17. Zahrhunderts. (Ueber das Gejchichtlick 
des Perfonals vgl. oben S. 180, 181, 298, 299) — Andererjeits ift das Frie 
densrichteramt unvereinbar mit gewiffen anderen, namentlid nie 
deren Aemtern. Dem Sheriff wurde fchon durch 1. Mary sess. 2 c. 3 die 
currente Praris als Friedensrichter während des Amtsjahres unterſagt, um die 
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Civiljuſtiz und andere Gefchüfte des Sheriff von den polizeilichen getrennt zu 

halten. Aus ähnlichen Gründen gift die Ausilbung der Friedensrichterpraris 
durch einen Coroner als unſchicklich. Ferner fol die niedere Klafle der An- 

wälte, attorneys, sollicitors, proctors nicht zu Graffchafts-Friebensrichtern er» 
nannt werden 5. Geo. II. c. 18 $ 2; 6. et 7. Viect. c. 73 $ 33, weil diefe Klaſſe 
als Snbalternbeamte der Gerichte und als Gerichtsjchreiber der Friedensrichter 
fungirt. Als unvereinbar gelten ferner ſolche Aemter über welche fie felbft eine 

Controle zu führen haben, wie das eines Armenauffehere. Als vereinbar gelten 

dagegen bie höheren und höchften Aemter. Die Friedensrichter find fehr ge- 
wöhnfidy zugleich deputy-lieutenants, und behalten auch als Parlamentsmit- 

glieder, al8 Staatsminifter ꝛc. ihren Ehrenplat in der Friedenscommiffion. 

2) Die Rormalbezirte der Friedenscommiffion find von Anfang 
an die Grafſchaften. Die Declaration 27. Henry VIII. c. 24 ftellt noch⸗ 
mals den Grundſatz fe, „daß Niemand Friedensrichter ernennen kann als der 
König”, und behält nur vor, die befonderen Berleihungen an corporirte Städte, 
an die Bilchöfe von Ely, Durham und den Erzbifchof von York. Das letztere 
proviso beruhte auf parlamentarifchen Berleihungen; dod) find diefe fogenannten 
justices by act of parliament durch die neue Regelung der Bisthümer un- 
practifch geworben ; die ftübtifchen justices by .charter durch die Städteordnung 
bis auf einige Heine Refte verſchwunden (Cap. V.). 

Die Entftehung der liberties auf diefem Gebiet hat ihre eigene Ge⸗ 
ihihte. Die der fünf Häfen 3.8. beruhte auf aften Berleihungen, neu gesrdnet 
dur) 51. Geo. III. c. 36. Leber die von St. Albans geben Auskunft die Re- 
ports on Municipal Corporations IV. 2918. In manchen derfelben war einem 
Localbedürfniß entſprechend von einer Dualification der riebensrichter- durch 
Grundbeſitz abftrahirt; ebenfo bei den befonderen ftädrifchen Friedensrichtern, die 
überhaupt in diefem Abjchnitt noch aufer Betracht bleiben. Auch bier bemüht 
ih übrigens die neuere Gefehgebung die Ausnahmebezirte aufzuheben. Nach 
13. et 14. Vict. c. 105 fann, auf gemeinfcdaftlichen Antrag der Friebensrichter 
der Grafichaft und der liberty, durch Staatsrathsbeſchluß (Minifterium) der 
Freibegirt mit der Grafſchaft unirt werden, worauf dann die Sefftonen für die 
Srafichaft die liberty einbegreifen, die Einwohner der liberty zum Geſchwor—⸗ 
nendienft der Grafichaft herangezogen werden, das etwa vorhandene ©efängnik 
Grafſchaftsgefängniß, die befondere Kreispolizeiftener der liberty ein Theil der 
County Rate wird. 

3) Die Außerfi verwidelte Gefehgebung über die Amtseide hängt 
wiaommen mit der gewaltigen Bedeutung ber Aemter für die vegierende Klaffe. 
Die einzelen Gruppen diefer Gefee bilden zugleich Capitel der VBerfaffungs- 
geihichte. Es find dies namentlich; 1) über den Amtseid im engeren Sinne 
1. Rie. I. c. 7, 5. et 6. Will. IV. c. 76; 2) über den Huldigungseid 
3. Jac. I. c.4 815; 13. Car. Il. st. 2 c. 1; 1. Wm. et M. sess. I c. 8; 13. 
et 14. W. II. c. 16; 1. Anne st. I c. 22; 1. Geo. I. st.2 c. 13; 2. Geo. U. 
e. 313 9. Geo. II. e. 26; 3) über den Abfhwörungseid 13. W.IIL c. 6; 
l, Geo. I. st.2 e.13; 2. Geo. II. c. 31; 9. Geo. II. c. 26; 6. Geo. III. c. 53; 
4) über den Suprematieeid 1. Eliz. c. 1 819; 1. Wm. et M. sess.1 c. 8; 
I. Geo. 1. 8t. 2 c. 13; 2. Geo. I. c. 31; 9. Geo. II. c. 26; 5). über den Eid 
gegen die Transfubftantiation 25. Car. II. c. 2; 10. Geo. IV. c. 7; 
Öl über die Declaration an Stelle der Abendmahlprobe 9. Geo. IV. c. 17; 
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7) über die Eide der Katholiken 10. Geo. IV. e. 75 8) über 
qualificationseid 18. Geo. II c. 20. — Es fpiegehn fih d 
flüffe der kirchlichen und politiſchen Parteien im Staat Die u 
charaeteriſirt ſich durch das Zuricktreten der Staatsfirhe aus t 
Beziehungen zu den Aemtern, und es find damit fehliehfich auch 
Hinderniffe für die Ju den weggefallen. Frilher waren fie ſch 
sacramentul test ausgejchloffen, und durch die an die Stelle tı 
vation, deren Schlufworte „auf den wahren Glauben eines Chr 
Da indeffen eine Verſaumung derjefben weder mit Strafe bedrobi 
Ungütigteit der Antsacte für dritte Berfonen, die fih in bona, 
fo waren früher wohl ſchon gelegentlich, einzele Juden in die Ec 
genommen, und Hatten aud) als ſoiche fungirt. Zu den ftäbtifcher 
Virgermeifter, Rathoherren, Stadtrichter ıc. wurden fie durch 8. ei 
zugelaffen, durch Abänderung der. gefetlichen Declaration- filr fi 
et 22. Viet. 49 wird aber jedes der beiden Parlamentshäufer ern 
feiftenden Eide fo zur modifieiren, daß fie auch vom Juden geleiftet 1 
In anderen Fällen (alfo bei den Amtseiden) jollen die Worte „at 
Glauben eines Ehriften" in dem Eid fiir Juden wegbleiben, jı 
Vorbehalt ihrer unbedingten Ausichliefung von den Aemtern einer 
ſchaft, des Lord-Kanzlers und des Statthalters von Irland. Au 
das Parlament alljährlich eine Aete, durch welche gegen. die za 
fäummiffe in dem venwidelten Syſtem der Amtseide eine allgen 
und Bewilligung von Nachfriſten ausgeſprochen wird, 
Die Qualification der gentry zum Friedensrichters 
England ſelbſt zuweilen in Zweifel gezogen. Schon Hussey, Chiel 
Heinrich VI., meinte, daf man den Friedensrichterit die 
ſetze pumnthe; Zur Zeit Eliſabeths Magt Lambard’s 1 
Anhäufung ganzer Heufhober (stacks) von Statuten auf 
Noc) begreiflicher Hagt Blackstone über „Die umendliche 
auf fie gehäuften Geſchäfte.“ Seitdem hat das Alles ſich 
zwanzigfacht. Die Maffe der Gejege, 
Formulare, welche: Burn’s Justice jetst sufommenbringt, ift 
umfaffend wie die preußiſche Geſetſammlung, in einer Kwierig 
den faft unverſtändlichen Sprache. Die Möglichteit ihr 
eben in dem Zuſammentreffen der oben augedeuteten 
humaniſtiſchen Borbildung auf —— und it 
weiſen Gejhäftsbildung die das Friet 
in dem collegialifhen Zufammenwirken der F 













höheren Ständen, jo mangelhaft auch die allgemeine ji 
bei den Auriften ) in brauchbaren Hilfsbit 
und innerlich wenig geordnet, aber doch in hei 

das Nöthige fo zufammenfaffen, daß es filr dem 
4) in der Mitwirkung gefhäftstundiger Anwälte 
Büreanbeamte nicht nur in ben Gejfionen, i 
vichtern dienen, ſowie in dem Gebrand) von vie 

durch Gefeß und Braris gebildet bem Geſa 
selfgovernment überhaupt unentbehrlich 
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gabe 1758. II. p. 307 räth dringend, fi) gute gebrudte Kormulare zu halten, 
und regelmäßig Duplicate bei den Acten zurldzubehalten. Mag aud; in tech— 
nüchen Dingen der Büreaubeamte oft überlegen erjcheinen: fo bleibt doch in. 
Seffionen wie in den Einzelgeichäften die höhere allgemeine Bildung und die 
Sinnesweije des englifhen Gentleman vorherrſchend. Es ift darin manches 
(hwerfälig, manches mangelhaft, aber der Siun diefer Verwaltung macht folche 
Mängel reihlid gut. Die Abftreifung aller patrunonialen Elemente, das zarte 
Ehr- und Rechtögefühl, mit welchem die Friedensrichter vermeiden, da Rechte 
üben zu wollen wo fie al® Arbeitsherren nicht Obrigkeit fein können, hat das 
Bertrauen und die Volksbeliebtheit der Justice of the peace begründet; ee 
verfhmilzt die Unabhängigkeit des Grundbefiters mit der Bildung und dem 
politiichen Einfluß des ſtudirten Beamtenthums. — So lernten die höheren 
Stände in England durch die tägliche Beichäftigung felbft das rechte Verhält- 
niß der „Stände” zu dem berufsmäßigen Beamtenthun vwilrdigen und richtig 
behandeln. Das profeffionelle Beamtenthum tritt in dieſem echten selfgo- 
vernment nur ergänzend ein, das juriftiiche Element der Reichsgerichte aber 
controlirend. Jahrhunderte lang haben Advolaten und Landedelleute im Frie- 
densrichteramt concurrirt: erft durch die unbeftreitbare Tüchtigleit der Leiftun- 
gen ift der Gentleman in den Bordergrund, der technifche Beamte in den Hit- 
tergrund getreten. Eben dadurch hat fich die gegenfeitige Achtung beider er- 
halten. „Die unbefoldeten Friedensrichter,“ erflärte noch neuerlich die Queen’s 
Bench, „find eine Klaſſe von Berfonen, denen das Land fo große Berpflichtun- 
gen ſchuldet, wie diefe oder irgend eine andere Nation fie jemals Mitgliedern 
det Gemeindeweſens geſchuldet hat“ R. v. Borron (3 B. et Ald. 433). Unver- 
geilen ift noch heute das alte Wort des Chief Justice Coke „das Amt deflen 
„Gleichen die ganze chriftliche Welt nicht hat, wenn gehörig ausgeführt.“ Auch 
Dalton wiederholt diefe Worte mit dem Zuſatz: vieles von der Gliüdfeligfeit 
diefer Nation hängt ab von unſeren Friedensrichtern, von der guten umd treuen 
Erfüllung ihrer Pflicht” (p. 590). 

5; Die Parl. Pap. 1853 No. 558 Vol. LXXVIIL 329 geben die Zahl der 
griedensrichter in jeder Grafichaft mit Unterfcheidung der activen und nicht 
activen. Es läßt ſich daraus folgende Weberficht zuſammenſtellen, abgeſtuft nach 
der Einwohnerzahl von 1851: 


Friedens⸗ Darunter 
D Meilen Einwohner richter active 


Rutland . .... 7 22,983 292. 3 
Westmoreland. . . 36 58,287 94 69 
Huntingdon. . . . 17 64,183 65 38 
Hereford. . . . . 39 115,489 225 148 
Bedford . . . . . 22 124,478 260 74 
Monmouth . . . . 27 157,418 158 154 
"Buckingham . . . 35 163,723 220 (100) 
Hertford. . . . . 28 167,298 685 214 
St. Alban’s, Liberty . 248 73 
Berks. . ....383 170065 468 166 
OXford » 2.2.2.8 170,439 159 116 
Dorsett . ..2...4 184,207 409 116 


Cambridge . . . . 39 185,405 90 50 
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[IMeilen Einwohner Friedensr. active 
. 65 34 





Isle of Ely. . . 
Cumberland. . . . 74 195,492 383 114 
Northampton . . . 47 212,380 525 98 
Peterborough, Liberty 47 24 
Salop. . 2... 61 229,341 427 141 
Leicester -. . . . 838 230,308 142 76 
Wils. 2222.06 254,221 244 182 
_ Nottingham. . . . 39 270,427 361 89 
Worcester . . . . 3 276,926 311 235 
Derby.. 119 296,084 202 124 
Northumberland . ., 92 303,588 507 103 
SUSSeX : 2 2.2.69 336,844 479 252 
Suffok . - ...% 337,215 256 219 
Cornwall. . 2. ..6 355,558 418 130 
Essex. . 2... 0... 78 369,318 628 244 
Durham . . . ..%6 390,997 216 160 
Hants. . . ...29 405,280 341 241 
Lincoln . . . . . 132 406,222 
lite Divisin . . 399 26 
2te do. .. 355 50 
3te do. .. 555 134 
Norfolk . . . . .100 442,714 329 253 
Somerset . . „. . 77 . 443,916 442 237 
Chester . . .....50 455,725 556 176 
Gloucester . . . . 59 458,805 507 246 
Warwick. . . .. 42 475,013 237 141 
Devon . .....122 567,089 292 278 
Stafford . . . ... 54 608,716 568 228 
Ket ......70 615,766 532 262 
Surrey ... 35 683,182 542 228 
York East Riding . 57 220,383 130 88 
„ North Riding . 100 261,116 401 159 
„ West Riding . 126 1318,896 517 299 
Middiesex . . . . 13  1,886,576 690 (311) 
Lancaster . . . . 9 2,031,136 482 482 
Radnor . . . . ...20 24,716 97 64 
Merioneth . . . . 28 38,83 43 26 
Anglesey . ... 15 57,327 107 25 
Brecon . . ......34 61,474 128 77 
Montgomery . . . 36 67,335 147 58 
Fit. 2.222.214 68,156 141 63 
Cardigan. . . ... 833 70,796 175 71 
Carnarvon . . 2. 97 87,870 303 7 
Denbigh . . . . 28 92,683 149 72 
Pembroke . . . . 239 94,140 299 94 
Carmarthen. . . . 45 110,632 186 88 


Glamorgan . . . . 40 231,849 165 115 
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Es fehlen in dem amtlichen Berzeichniß die Angaben über Buckingham- 
shire und Middiesex. Ic habe deshalb oben bie fehlenden zwei Pofitionen 
aus dem älteren Berzeichniß bei Dodd entnommen, und die Zahl der activen 
Ariedensrichter darımter nad) dem Durchfchnittsverhältniß vermuthungsweiſe 
ergänzt, um annähernd die Gefammtzahl zu finden. Diefe beträgt danach für 
England und Wales: 18,284 Grafichaftsfriedensrichter, darunter 8236 active, 
10,048 tituläre. Crgänzend kommt dazu ein Namensverzeichniß von 165 Frie⸗ 
densrichtern, welche im Bereich der Pfalzgrafſchaft Lancaster in den Jahren 
1854— 1858 neu ernannt find (Parl. P. 1859 sess. 2 No. 98). 

Die Parl. P. 1856 No. 110, 235 Vol. L. p. 161, 525, 541 geben ſodann eine 
Zufammenftellung nach den Heinen Polizei-Berwaltungsbezirken, auf welche ich 
in Abſchn. III. bei den petty sessional divisions zurückkomme. Es wird hier 
die Zahl der Friedensrichter in den einzelen Commiffionen angegeben, darunter 
die Zahl der in den Jahren 1852, 1853 und 1854 activen; ſodann aud) mei- 
Reng die Namen der in den einzelen Unterbezirken gewöhnlich thätigen Frie— 
densrichter. Gewöhnlich bemerkt ift, wie viele Friedensrichter durch Grundbefit 
(by estate), wie viele als Söhne von Bairs 2c. (by degree), wie viele als 
Richter, Staatsräthe sc. (by oflice), qualificirt find. Der Grunbbefit ift dabei 
überall vorherrichend, in manchen Graffchaften ausfchlieflid. In Devonshire 
eriheinen 3. B. in der Commiſſion 4 Earls, 2 Viscounts, 4 Lords, 3 Honou- 
rables, 14 Baronets, 1 Doctor der Theologie, 1 Doctor der Medicin, 176 Es- 
quires, 37 Geiftlihe. In einigen Grafſchaften wird eine erhebliche Zahl von 
Richtern und hohen Reichsbeantten herkömmlich in die Commiffion aufgenommen. 
Ueberhaupt ergiebt ſich daraus die fortbauernd ſtarke Vetheiligung der Pairs 
und ihrer Kamilien und der alten landed gentry. Der zahlreicäfien Klaffe der 
Esquires iſt e8 allerdings nicht anzufehen, wie viele Rittergutsbefiter, Rentiers, 
kädtifhe Honorationen, ſtudirte Advocaten 2c. darunter begriffen find. Die Zahl 
der Geiftlihen in den Friedenscommiffionen- ift neuerdings auf 1357 feftgeftellt, 
Parl. P. 1861 No. 198 LI. 665: 1153 in England, 174 in Wales. Cs fehlt 
dabei der Bericht über die Graffchaft Somerset. Uebrigens findet ſich das geift- 
liche Element ziemlich gleichmäßig in allen Grafichaften vertreten, nnd unter 
den in der Commiſſion enthaltenen Namen fcheinen ducchichnittlich etwas mehr 
ale die Hälfte active Friedensrichter zu fein. In der Grafſchaft Middlesex 
fiehen die Erzbifchöfe von Canterbury und York und der Bifdjof von London 
an der Spike der Commiſſion. 

Ergänzend für die ſtädtiſchen Friedensrichter geben die Parl. P. 1859 
sess. 2 No. 2, 96 ein Nameneverzeichnig der etwa 1000 Friedensrichter, welche 
in den Jahren 1850— 1859 in 163 Städten neu ernannt find. Dazu kommen 
noch 164 ſtädtiſche Friedensrichter, welche in den Jahren 1850— 1859 für bie 
11 Städte im Bereich der Pfalzgrafichaft Lancaster ernannt wurden (Nr. 98 
ebendafelbft). Einſchließlich des ülteren Beftandes der ſtädtiſchen Friedenscom⸗ 
milfionen, ift alfo auch dies Friedensrichter - Perfonal gewiß auf 2000 zu ver- 
anihlagen. 

8 29. 


Der Custos Rotulorum. 
Vahrſcheinlich bald nad Einführung der Friedensrichter zeigte ſich 
das Vedürfniß eines beftimmten verantwortlichen Beamten zur Auf- 
Gueiſt, Engl. Eommunalverfaffung. 36 
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bewahrung der friedensrichterlichen Acten und Urkunden. Ein folder 
custos rotulorum befand ſich als Ardhivar bei der Kanzlei und bei 
anderen Königlichen Behörden, und wurde für die zerftremt wohnenden 
Friedensrichter Thon deshalb nothwendig, um eine gewiſſe Ueberfict 
und Controle über ihre einzelen Acte zu gewinnen, und um zugleid 
dem Publikum die Möglichkeit zu gewähren, in Fällen des Bedürfnifſes 
folche Acten an einer beftimmten Stelle einzufehen. Es war deshalb 
am Schluß der Friedenscommiffion die Klaufel Hinzugefügt: 
Endlich haben Wir Euch den vorgedadhten A. B. ernannt zum Bewahrer der 
Urkunden Unferer riedensverwaltung (Keeper of the rolls of our peace) ın 
Unferer gedachten Grafſchaft, und demgemäß follt Ihr herbeiichaffen Taflen vor 
Euch) und Enren Collegen an den vorgedachten Tagen und Orten die Allerhöd- 
ften Erlaffe, Anweifungen, Prozefdecrete und Anflageacten, damit fie eingelehen 
und im gehörigen Laufe Rechtens entjchieden werden. 
Es wird alfo dazu einer der Friedensrichter ernannt, deſſen Name die 
Reihe in der Commiljion eröffnet. Selbſtverſtändlich muß er zu der 
Klaffe der Quorum gehören. Sehr nahe lag es bei der Untrennbarteit 
vieler Gefchäfte der Miliz: und der Friedens-Verwaltung den Chef der 
Miliz zugfeich zu diefem Amte zu berufen. Schon feit vielen Men- 
Schenaltern .ergeben daher die Amtsliften, daß ziemlich regelmäßig cin 
angefehener Lord in jeder engliichen Grafſchaft zum Lord-Lieutenant und 
Custos Rotulorum zugleid) ernannt wird. Eine Ausnahme machte die 
Graffhaft Durham, wo der Bifchof durd alte Verleihung zugleid 
Custos Rotulorum war. Seltener wird wohl einmal ein nicht adliger 
Grundbefiter zu beiden Aemtern ernannt; nur in Wales ift dies dad 
Gewöhnliche. 

Dennoch ſind und bleiben beide Aemter rechtlich geſchieden, wie 
auch die Ernennung dazu. Die Ernennung zum Lord⸗Lieutenant erfolgt 
direct durch Königliches Patent, die zum Custos Rotulorum durd 
Königliches Handichreiben, welches den Lord-Kanzler anmeift den deſig 
nirten als Keeper of the Rolls in die auszufertigende Commiifion 
aufzunehmen. Ueberhaupt ift das Amt in feinem Cntftehen nur ale 
ein ministerial office gemeint, al8 Unteramt des Reichskanzlers als 
des hödjften Custos Rotulorum des Reichs. Seine gefegliche Amt 
pfliht beſchränkt fich eigentlich) darauf, den Friedensrichter - Seffionen 
perfönlid) oder durd) einen Stellvertreter mit den Acten des Amts kei: 
zumohnen. Als ſolchen Stellvertreter ernennt er ben Kreisfekretair, 
Clerk of the Peace, nad) geſetzlich anerkanntem Herkommen 31. 
Hen. VIII. ec. 1 8 3, und übt damit das wichtige Anftellungsreht 
über diefen ftändigen Sefretair der Kreisverwaltung. Unter dem Namen 
ded Custos Rotulorum befinden fid) nun die Acten der Kreisverwal: 
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tung unter der Negiftratur-Verwaltung des Clerk of the Peace. In 
Fällen eines Acten-Verluſtes oder Mißbrauchs ift aber der Custos 
jelbft für feinen Stellvertreter verantwortlich. 

Der Custos Rotulorum in folder Stellung wurde fchon früh: 
zeitig zu einem Chrenpräfidenten des Collegiums der Friedensrichter, — 
ein lebenslänglicher Statthalter der Grafſchaft. Denn wenn auch dem 
Geſetze nach widerruflich, ift thatſächlich das Amt ein lebenslängliches in 
gleichem Maße wie die höheren deutjchen Verwaltungsämter. 

Rah dem Herabfinten des jährlich wechſelnden Sheriffamts fand der 
Custos rotulorum da als permanenter Chef der Miliz und ber Polizei, alfo 
thatfächlich als der erfie Grafichaftsbeamte. Der Lord-Kanzler konnte daher nicht 
umbin, bet der Ernennung oder Entlaffung von Friedensrichtern die Stimme 
bes erſten permanenten Beamten zu hören, der zugleich die nöthige PBerfonal- 
befanntfchaft hat. Und eben deshalb gilt feit langer Zeit ſchon der Lord⸗Lieu⸗ 
tenant als der wahre und verantwortliche „Wächter des öffentlichen Friedens “ 
bei ernfihaften Wechjelfällen, und als das regelmäßige „Organ der Correſpon⸗ 
denz” zwiſchen der Grafichafts-Bermwaltung und dem Minifter des Innern. Im 
14. und 16. Jahrhundert, als die Lords mehr Staatsräthe als Pairs waren, er- 
iofgten in diefem Sinne and) die Ernennungen des Custos rotulorum. Erft 
feit der Zeit der Neftauration änderte fich dies mit dem Syftem ber conftitu- 
tionellen Dlinifterien, welche vacant werdende Stellen aus Evelleuten der bie 
zeitige Berwaltung bildenden Partei belegen, doc mit großer Scidlichkeits- 
rüdficht anf örtliche Einflüffe. Einmal ernannt ift der Lord⸗Lieutenant erfah- 
rungsmäßig von Parteieinflüffen unabhängiger als ein deutſcher Regierungs- 
Präfident. Die neueren befannten Beifpiele einer Abſetzung wegen Oppofition 
beichränfen fich auf zwei Lorb-Lientenants im Jahre 1780, den Lord-Lieutenant 
des West-Riding von York 1819, den von Nottingham 1832. Die alten 
Verleihungen an den Erzbiſchof von York und an die Biſchöfe von Durham 
und Ely zur Ernennung eines Custos rotulorum find durch die neue Geſetz- 
gebung aufgehoben. 


8 30. 


Ser Clerk of the Peace. Clerks to Justices. 
Clerks of Magistrates. 


Der ftändige Kreisfecretair, Clerk of the Peace, ijt ber 
geſetzliche Stellvertreter des Custos Rotulorum, weldher das Amt aber 
nicht verfaufen noch um Geldeöwerth verleihen foll 37. Hen. VIII. 
ce. 1; 1 Will. et M. st. 1 c. 21. In älteren Urkunden heißt er 
attornatus D. Regis, attorney for the crown, clerk of the crown, 
clerk of the justices (12. Ric. II. c. 10), jest officielf Clerk of 
the Peace. Seine Amtöfunctionen find folgende: 

1. Er ift der ordentliche Gerichtsfchreiber der Quartals 
fisungen, forgt für die Bekanntmachung ihrer Abhaltung oder Ver⸗ 

36* 
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tagung, expedirt die Ladungen und andere proceßleitende Decrete, er: 
öffnet die Quartalſitzungen durch Vorleſung der üblichen Publicande, 
ruft die Gefchwornen auf und fchwört fie ein, beantragt für aueblei— 
bende Geſchworne Entichuldigung oder Strafe, ruft die Parteien und 
Zeugen auf, nimmt die Eide ab (nad) der Prarid meiftens durch den 
Huissier), proflamirt die Verhandlungen, das verdict und den Ge: 
richtsſpruch, regiftrirt die Urtheile ein, tarirt die Koſten. Er vermittelt 
die Eorrefpondenz der Quartal: Situngen mit dem Sheriffamt und 
anderen Behörden; insbefondere expedirt er die writs of capias un 
distringas an den Sheriff zur Verhaftung und Realcitation von An: 
geflagten und zur Einziehung der Geldbußen und Verwirkungen. Nah 
3. Geo. IV. c. 46 jolfen alle einzelen "riedensrichter die von ihnen 
erfannten Bußen, Polizeibußen und verfallenen Cautionen dem clerk 
of the peace notifieiren, der fie in ein Verzeichniß bringt nebjt allen 
bei den Seffionen erfannten Bußen, folches Verzeichniß eidlich erhärtet, 
und eine Abjchrift davon mit einem Vollſtreckungsbefehl (distringas, 
fieri facias, oder capias) dem Sheriff überſendet. 

2. Der Kreisfecretär übt einzele ergänzende Functionen 
eines Staatsanwalts, wie joldye bei den Ajfifen der reiſenden 
Richter durch beſondere Clerks of indietments etc. bejorgt werden. 
In Fällen von felony, wo der verfolgende Ankläger ſich feinen Anwalt 
genommen hat, foll er die Anklageacte für eine Gebühr von 2 sh. an: 
fertigen. Er hat fodann die Anklageacte der Anklagejury zu präjentiren 
und von ihr wieder in Empfang zu nehmen; weiter den Angeklagten 
vor die Schranken zu ftellen, und für die Krone den Urtheilsbeſchluß 
zu beantragen (joining the issue for the crown) in analoger Weile 
wie der master of the crown office in der Königsbanf. Alle writs 
of mandamus und certiorari der Neichögerichte werden an die Arie 
densrichter adrejfirt zu Händen des Clerk of the Peace. Auch iſt 
e8 Sitte ihm als Anwalt des Collegiums der Friedensrichter die Redts- 
vertretung der Graffchaft in Prozeffen anzuvertrauen, die er dann in 
der Weiſe eines gewöhnlichen Prozeßanmwalts führt. Selbft bei Ueber: 
tragung von Grundſtücken kann er die Graffchaft repräfentiren 21. et 
22. Vict. c. 9. 

3. Als Bureauchef ber Kreisverwaltung führt er aud die 
General-Regiftratur über das höhere Perfonal der Verwaltung, 
bei welcher die Anftellungs- Urkunden des Sheriff, des Unterſheriff— 
die Protofolle iiber die Beeidigung der Friedensrichter u. f. w. einre 
giftrirt werden. Durch feine Regiftratur geht die Zufammenftellung 
der Gejchwornentiften, nad) Special: Gefegen die Einregiftrirung der 
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Statuten der Sparfaffen und gewiſſer Vereine, fowie die Aufbewahrung 
von Dokumenten, welche nach der Gefchäftsordnung des Parlaments 
bier depomirt werden müſſen. 

Diefer Gefchäftsführung entfprechend wird in der Regel ein 
jolider Anwalt,attorney, zum Rreisfecretair ernannt. Bei feinem 
Amtsantritt foll er einen befondern Eid leiften „daß er durchaus nichts 
für feine Ernennung gezahlt habe.” 1. Will. et M. c. 21. $ 6. Cr 
darf feine Praris als Anwalt fortfegen, doch mit Ausschluß aller Ge- 
ihäfte, mit welchen er als Unterbeamte der Friedensſeſſionen zu thun 
hat, 22. Geo. II. c. 46 $ 14. Unter Beftätigung des Custos Ro- 
tulorum darf er ſich durdy einen Deputy Clerk vertreten Laffen 
37. Hen. VIII. c. 1. Die Anftellung verfteht fi auf Lebenszeit, 
quamdiu se bene gesserit, 1. Will. et M. c. 21 $ 5; die Juris— 
prudenz behandelt fein Hecht als freehold auf Lebenszeit unter Be- 
dingung. Seine Anftellung ift daher unabhängig von der Amtsdauer 
des Custos Rotulorum; Anftellung auf Zeit oder Widerruf wäre 
nichtig. Er ift aber verantwortlich für feine Amtsführung den Frie- 
densrichtern in den Quartalfigungen, 37. Hen. VIII c 1, und kanu 
von ihnen auf fchriftliche Auflage und geführten Beweis in öffentlicher 
gerichtlicher Verhandlung fuspendirt oder feines Amtes entjegt werden. 
In diefem alle hat der Custos Rotulorum bi8 zur nächſten Quar⸗ 
talfitung einen andern zu ernennen, widrigenfalls das Ernennungsrecht 
auf die Quartalfigungen übergeht 1. Will. et M. c. 218 6. 

Nicht zu verwechfeln mit diefem Generalfecretair der Friedensrichter 
iind die Clerks to Justices, welche aud) bei den Heinen Bezirks⸗ 
iitungen von den dabei betheiligten Friedensrichtern als Protofollführer 
und Bureaubeamte ernannt werden. Aud) die einzelen activen Frie— 
dengrichter pflegen fich zu wichtigeren Acten befonderer Protofollführer 
Clerks of Magistrates zu bedienen; fei e8 der Olerk ber Be- 
irkefigungen oder ein anderer. Das Recht der TFriedensrichter zur 
Ernennung der Clerks gilt als felbftverjtändlich, Coke 2 Inst. 425. 
Immer regelmäßiger wird es Sitte, dazu einen Anwalt der niederen . 
Kaffe zu engagiren, wie folche in den Keinen Kreisftäbten der Bezirks- 
ſizungen ftets zu finden find. Die Bezirksfigungen find"wohl jest 
überall in dieſer Weife genligend bedient; die einzelen Friedensrichter 
wenigftens da, wo ihre Gefchäftsführung einen erheblicheren Umfang hat. 
Auch diefe Clerks haben gewiffe Sporteln für Aufnahme von Denun- 
ciationen, Ausfertigung von Dekreten u. |. w. zu fordern, welche in 
den neueren Gebührentaxen ebenfalls normirt find, und welde der 
Sriebensrichter gewwohnheitsmäßig feinem Clerk überläßt. Sie reichen 
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natürlich nicht aus zum Unterhalt eines Gerichtsfchreibere; der Clerk 
treibt aber feine Anmaltspraris daneben, und empfängt zuweilen eine 
Feine Remumeration vom Triedensrichter. 


Ueber die ältere Stellung des Clerk of te Peace und beien 
Regifiratur vergl. Lambard III. c. 3. Welche Gejchäfte ein ſolcher Attorner 
heutigen Tages in ſich vereinigen Tann, ergiebt ein neueſter Gerichtefal in 
Wise-Burn’s Supplement pag. 700 wo derjelbe Anwalt zugleich Clerk of the 
Peace, Clerk to Magistrates, Clerk to Commissioners of Landtax, Clerk 
to Commissioners of Sewers, Clerk to Deputy Lieutenant, Steward «f 
manor, Coroner, Clerk to conservative association war! Inter den neuerer 
Borichlägen zur Einführung einer Staatsanwaltfchaft im Strafprozeß war aud 
der naheliegende Borfchlag, dem Clerk of the Peace dieje Stellung zu geben. 

Die Gebihrentare des Kreisfecretärs wird von den Duartalfitungen von 

‚ Zeit zu Zeit normirt, mit Vorbehalt einer Beftätigung oder Abänderung dur 
die Affifenrichter 57. Geo. III. c. 91. Weberfchreitung der Gebührentare if mit 
58. und gerichtlicher Amtsentſetzung bedroht. Nach der neueften Geſetzgebung 
ſollen möglichft fefte Gehalte, zahlbar aus den Gebühren, an die Stelle der Re 
nıuneration dur) Sporteln treten. Vergl. darliber die Parl. P. 1844 No 6%: 
1845 No. 75, 224. Die Polizeiprozeßordnung 11. et 12. Vict. c. 43 88 30, 31 
macht die Clerk to Justices der Heineren Bezirfefigungen zu ordentlichen Ein- 
nehmern der von den Friedensrichtern erlannten Strafgelder, und unterwirft die 
von den Quartalſitzungen feftgeftellten Sporteltarifs der Beftätigung des Hin 
fters des Innern. Das neue Sportelgefeß 14. et 15. Vict. c. 55 bezieht fid 
auf alle Klaffen der friedensrichterlichen Clerks, geftattet überall feſte Gehalte 
an Stelle der Gebühren, verpflichtet die Clerks danı zur Rechnungslegung über 
die Gebühren, und giebt den Friedensrichtern allgemein ein Gebührennieder 
ſchlagungsrecht. Die Parl. P. 1861 No. 520 Vol. LI. 459 enthalten das Fer 
jonalverzeichnig der heutigen Clerks of the Peace. Es ergiebt ſich daran, 
daß in der Mehrzahl der englifchen Grafichaften die Kreisjecretäre jetzt auf ieh 
Gehalte von 200 — 1600 2., in Westmoreland 120 ®., in Wales 80 —4W!. 
firirt find. In Middlesex, Lancaster, Durham, im Ganzen etwa in einem 
Dutzend Grafichaften, begiehen fie aber noch die meiftens ſehr arſhnigen 
Gebühren. 


831. 
Beſoldete Friedensrichter Stipendiary Magistrates. 


Obgleich die beſonderen ſtädtiſchen Friedensrichter in dem Abſchnitt 
von der Stadtverfaſſung folgen, fo mag doch ſchon hier erwähnt wer⸗ 
den eine wefentlich dem 19. Jahrhundert angehörige Aenderung, weldt 
an einzelen Orten befoldete Polizeirichter an die Stelle der Friedent 
richter gejegt hat. In einigen großen Städten, und zuweilen in einem 
dichtangebauten Fabrikdiftrift, hat die Geſchäftslaſt, der Geift der neun 
ftädtifchen gentry, und die nahe liegende Collifion der Intereſſen von 
Kapital und Arbeit, die Anftellung folcher beamteter Richter rathſam 
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eriheinen laſſen, die nach ber Weiſe englifcher Yuftiz - Verwaltung 
Iebenslänglich ernannt werden. Dies Syftem beginnt in London fchon 
1792, dehnt fich zunächft auf einige große Städte aus, und wird durd) 
die nene Städteordnung begänftigt. Nach 3. et 4. Vict. c. 84 genügt 
u ihrer Einfeßung auf Antrag der ftädtifchen Berwaltung ein Beſchluß 
der Königin. im Rath (des Stantsminifteriums). Die Befugniffe 
diefer richterlichen Beamten find dahin ermeitert, daß ihre Einzelent- 
ſcheidung auch da. genügt, wo fonft nad) dem Geſetz zwei Friedensrichter 
zujommenmirfen müſſen. Auch find fie mit der Einrichtung einer neuen 
befoldeten constabulary force in eine gewiffe zweckmäßige Verbindung 
gelegt; und dies ift der Grund, aus welchem fie Thon an dieſer Stelle 
vorläufig ermähnt werben müſſen. 


Die Parliamentary Papers 1856 Vol. 50 No. 371 geben das Berzeichniß 
der beioldeten Polizeirichter außer- London für folgende Städte und Diftricte: 
Brighton, Kingston-upon-Hull, Liverpool, Manchester, Merthyr Tydvill, 
Newcastle-upon-Tyne, Salford (17. et 18. Vict. c. 23), Land-Bezirk Man- 
chester, Stafford (9. et 10. Vict. c. 65), Wolverhampton, Worcester. Ueber 
die Qualification und die Befugniß zur Ernennung eines Ctellvertreters 21. 
et 22. Viet. c. 73. Es find dies Orte von 64,000 — 374,000 Seelen, die Ge- 
halte der Richter betragen 600— 1000 2. Nur fiir Worcester (26,000 Einw.) 
befteht da8 Amt in kleinerem Maßſtabe. 
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7) über die Eide der Katholiten 10: Geo. IV: €. 758) übe 
qualificationseid 18. Geo, IL c. 20, — Es fpiegeln fid) 
flüffe der kirchlichen und politiihen Parteien im Staat Die 1 
haracterifirt ſich durch das Zurüctteten der Staatsfirhe aus | 
Beziehungen zu den Aemtern, und es find damit jchfiefilich auch 
Hinderniffe für die Ju den weggefallen. Früher waren fie jd 
sacramentul test ausgeſchloſſen, und durch die an die Stelle t 
vation, deren Schlufnvorte „auf den wahren Glauben eines Eh 
Da indeffen eine Berfäumung derfelben weder mit Strafe bebrof 
Ungüiftigfeit der Amtsacte für dritte Berfonen, die ſich in bona 
fo waren früher wohl ſchon gelegentlich einzele Iuden in die € 
genommen, umd Hatten and) als ſolche fungirt. Zu den fädtifcht 
Vürgermeifter, Rathsherren, Stadtrichter sc. wurben fie durch 8. € 
sugelaffen, durd Abänderung der. gefegfichen Declaration für f 
et 22. Viet. 49 wird aber jedes der beiden Parlamentshäufer er 
feiftenden Eide fo zu mobificiren, daß fie and) von Juden geleiſtet 
Im anderen Fällen (affo bei den Amtseiden) follen die Worte „a 
Glauben eines Chriften* im dem Eid fir Juden wegbleiben, | 
Vorbehalt ihrer unbedingten Ausichließung von den Aemtern eine 
ſchaft, des Lord-Kanzlers und des Statthalters von Irland. U 
das Parlament alljährlich eine Acte, durch welche gegen 
fäummiffe in dem verwickelten Syſtem der Amteeide eine al 
und Bewilligung von Nachjfriften ausgefproden wird, 
4) Die Qualification der gentry zum Friedensridhter 
England felbft zuweilen in Zweifel gezogen. Schon Hussey, Chie 
Heinrich VI, meinte, daf man den Friedensrichtern bie Anwendu 
fee zumuthe. Zur Zeit Elifabeths Nagt Lambard’s a 
Anhäufung ganzer Heufhober (stacks) von Statuten auf d 
Noch begreiflicher tagt Blackstone itber „die unendliche 
auf fie gehänften Geſchäfte,“ Seitvem hat das Alles fih 
zwanzigfadht. Die Maffe der Geſetze, n 
Formulare, welche Burn’s Justice jetzt 
umfaffend wie die preußiſche Geſetzſammlung, im 
den faft unverſtändlichen Sprache. Die it 
eben in dem Zufammentreffen der oben angedeuteten 
humaniſtiſchen Borbil dung auf Gym — und Uni 
weiſen Gejhäftsbildung die das a 
im dem colfegiafifchen Zuſammenwirten der Ariel 
verbreiteten Kenntnif; der Gef hichte und Berfai 
höheren Ständen, fo mangelhaft auch die allgemeine j 
bei den Juriſten ift; 3) iu brauchbaren Hilfsbi. 
und innerlich wenig geordnet, aber doch in herkömm! 
das Nöthige fo zufammenfaffen, dat; es ſur dem 


4) in der Mitwirkung gefcäftsfundiger Anwälte 
Bureaubeamte nicht nur in den Seffionen, ſondern 
tichtern dienen, ſowie in dem Gebrauch von 
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gabe 1758. II. p. 307 räth dringend, fi) gute gebrudte Formulare zu halten, 
und regelmäßig Duplicate bei den Acten zuriidzubehalten. Mag aud in tedj- 
niihen Dingen der Büreaubeamte oft überlegen ericheinen: fo bleibt doch in. 
Schfionen wie in den Einzelgeichäften die höhere allgemeine Bildung und die 
Sinnesweije des englifhen Gentleman vorherrihend. Es ift darin manches 
Ihwerfällig, manches mangelhaft, aber ber Sinn biefer Verwaltung macht folche 
Mängel reichlich gut. Die Abftreifung aller patrimonialen Elemente, das zarte 
Ehr- und Rechtsgefühl, mit welchem die Friebensrichter vermeiden, da echte 
üben zu wollen wo fie als Arbeitsherren nicht Obrigkeit fein können, bat das 
Bertrauen und die Bolfsbeliebtheit der Justice of the peace begründet; es 
verſchmilzt die Unabhängigkeit des Grundbefiters mit der Bildung und dem 
politiihen Einfluß des ſtudirten Beamtenthums. — So lernten die höheren 
Stände in England durch die tägliche Beichäftigung jelbft das rechte Berhält- 
ig der „Stände” zu dem berufsmäßigen Beamtenthum würdigen und richtig 
behandeln. Das profeifionelle Beamtenthum tritt in dieſem echten selfgo- 
vernment nur ergänzend ein, das juriftiiche Element der Reichsgerichte aber 
controlivend. Jahrhunderte lang haben Advolaten und Landedelleute im Frie- 
densrichteramt concurrirt: erft durch die unbeftreitbare Tüchtigkeit der Leiftun- 
gen ift der Gentleman in den Vordergrund, der techniſche Beamte in den Hitt- 
tergrund getreten. Eben dadurch Hat fich die gegenfeitige Achtung beider er- 
haften. „Die unbefoldeten Friedensrichter,“ erklärte noch neuerlich die Queen’s 
Bench, „find eine Kaffe von Berfonen, denen das Land jo große Berpflichtun- 
gen fchuldet, wie diefe oder irgend eine andere Nation fie jemals Mitgliedern 
de6 Gemeindeweſens geichuldet hat“ R. v. Borron (3 B. et Ald. 433). Unver- 
geilen ift noch heute das alte Wort des Chief Justice Coke „das Amt deffen 
„Gleichen die ganze Khriftliche Welt nicht hat, wenn gehörig ausgeführt.“ Auch 
Dalton wiederholt diefe Worte mit dem Zuſatz: vieles von der Glüchſeligkeit 
diefer Nation hängt ab von unferen Sriedensrichtern, von der guten und treuen 
Erfüllung ihrer Pflicht“ (p. 590). 

5; Die Parl. Pap. 1853 No. 558 Vol. LXXVIIL 329 geben die Zahl der 
driedensrichter in jeder Grafichaft mit Unterfcheidung der activen und nicht 
activen. Es läßt fich daraus folgende Ueberſicht zuſammenſtellen, abgeſtuft nach 
der Einwohnerzahl von 1851: . 


' Sriedens- Darunter 
[_JMeifen Einwohner richter active 





Rutland . .... 07 22,983 292 25 
Westmoreland. . . 36 58,287 94 69 
Huntingdon. . . . 17 64,183 65 38 
Hereford. -. -. . . 39 115,489 225 148 
Bedford . . . . 22 124,478 260 74 
Monmouth . . . . 27 157,418 158 154 
"Buckingham . . . 3 163,723 220 (100) . 
Hertford. . . . . 28 167,298 685 214 
St. Alban’s, Liberty . 248 73 
Berks. . . . . 83 170,065 458 166 
Oxford » 2.2... 170,439 159 116 
Dort . 2... 184,207 409 116 


Cambridge . . - . 39 185,405 90 50 
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D Meilen Einwohner Friedensr. active 
Isle of Ely. .. 65 34 


Cumberland. . . . 74 195,492 383 114 
Northampton . . . 47 212,380 525 98 
Peterborough, Liberty 47 24 
Salop. . 2... 61 229,341 427 141 
Leicester -. . . .. 38 230,308 142 76 
Wils. 2222. 064 254,221 244 182 
Nottingham. . . . 39 270,427 361 89 
Worcester . . . . 35 276,926 311 235 
Derby. . . 2... 296,084 202 124 
Northumberland . ., 92 303,588 507 103 
Sussex . 2 .2....69 336,844 479 252 
Suffok . . ...7%0 337215 286 219 
Cornwall. . . ...65 355,558 418 130 
Essex. . »...2.0..78 369,318 628 244 
Durham . . . .». 46 390,997 216 160 
Hants. . ....79 405,280 341 241 
Lincoln . . . . .132 406,222 
lte Division . . 399 26 
2te do. .. 355 50 
3te do. .. 555 134 
Norfolk . . . . .100 442,714 329 253 
Somerset . . .„. . 77T . 443,916 442 237 
Chester . . . ...50 455,725 996 176 
Gloucester . . . . 59 458,805 507 246 
Warwick. . ... 4 475,013 237 141 
Devon . . . . ..122 567,089 292 278 
Stafford . . .... 54 608,716 568 228 
Kat ......70 615,766 532 262 
Surrey ... 35 683,182 542 228 
York East Riding . 57 220,383 130 88 
„ North Riding . 100 261,116 401 159 
„ West Riding . 126 1,315,896 517 299 
Middiesex . . . . 13 1,886,576 690 (311) 
Lancaster . . . . 90 2,031,136 482 482 
Radnor . . . . . 20 24,716 97 64 
Merioneth . . . . 238 38.843 43 26 
Anglesey . ... 15 57,327 107 35 
Breccon . . .. 0.834 61,474 128 77 
Montgomery . . . 36 67,335 147 58 
Flint.» 2.220.014 68,156 141 63 
Cardigan. . . .. 833 70,786 175 71 
Carnarvon . . 2. 27 87,870 303 7 
Denbigh . . . . 28 92,583 149 73 
Pembroke . . . . 239 94,140 299 94 
Carmarthen. . . . 45 110,632 186 88 


Glamorgan . . . . 40 231,849 165 115 
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Es fehlen in den amtlichen Verzeichniß die Angaben iiber Buckingham- 
shire und Middlesex. Ich habe deshalb oben die fehlenden zwei Poſitionen 
aus dem älteren Verzeichnig bei Dodd entnommen, und die Zahl der activen 
griedensrichter darunter nad) dem Durdfchnittsverhältnig vermuthungsweife 
ergänzt, um annähernd die Geſammtzahl zu finden. Dieſe beträgt danach für 
England und Wales: 18,284 Graffchaftsfriedensrichter, darunter 8236 active, 
10,948 tituläre. Ergänzend kommt dazu ein Namensverzeihniß von 165 Frie- 
densrichtern, welche im Bereich der Pfalzgrafidhaft Lancaster in den Jahren 
1854—1858 neu ernannt find (Parl. P. 1859 sess. 2 No. 98). 

Die Parl. P. 1856 No. 110, 235 Vol. L. p. 161, 525, 541 geben fodanı eine 
Zufammenftellung nad) den Heinen Polizei-Verwaltungsbezirfen, auf welche id) 
in Abjchn. III. bei den petty sessional divisions zurückkomme. Es wird Bier 
die Zahl der Friedensrichter in den einzelen Commiſſionen angegeben, darunter 
die Zahl der in den Jahren 1852, 1853 und 1854 activen; fodann auch mei- 
fens die Namen der im den einzelen Unterbezirfen gewöhnlich thätigen Frie— 
densrichter. Gewöhnlich bemerkt ift, wie viele Friedensrichter durch Grundbeſitz 
(by estate), wie viele als Söhne von Bairs 2c. (by degree), wie viele als 
Richter, Staatsräthe ꝛc. (by oflice), qualificirt find. Der Grundbefit ift dabei 
überall vorherrfchend, in manchen Grafſchaften ausſchließlich. In Devonshire 
ericheinen z. B. in der Commtiffion 4 Earls, 2 Viscounts, 4 Lords, 2 Honou- 
rables, 14 Baronets, 1 Doctor der Theologie, 1 Doctor der Medicin, 176 Es- 
quires, 37 Geiftlihe. In einigen Grafſchaften wird eine erhebliche Zahl von 
Richtern und hohen Reichsbeamten herkömmlich in die Commiffion aufgenommen. 
Ueberhaupt ergiebt ſich daraus die fortdauernd ſtarke Betheiligung der Pairs 
und ihrer Familien und ber alten landed gentry. Der zahlreichften Klaffe ber 
Esquires ift es allesdings nicht anzufehen, wie viele Rittergutsbefiter, Rentiers, 
Rädtifhe Honorationen, fudirte Advocaten ꝛc. darunter begriffen find. Die Zahl 
der Geiftlichen in den Friedenscommiffionen- ift neuerdings auf 1357 feftgeftellt, 
Parl. P. 1861 No. 198 LI. 665: 1153 in England, 174 in Wales. Es fehlt 
dabei ber Bericht iiber die Grafichaft Somerset. Uebrigens findet fid) das geift- 
Ihe Element ziemlich gleigmäßig in allen Grafichaften vertreten, und unter 
den in der Commiſſion enthaltenen Namen fcheinen durchſchnittlich etwas mehr 
als die Hälfte active Friedensrichter zu fein. In der Grafſchaft Middlesex 
ftehen die Erzbifchöfe von Canterbury und York und der Biſchof von London 
an der Epite der Commiſſion. 

Ergänzend fir die Hädtifchen Friedensrichter geben bie Parl. P. 1859 
sess. 2 No. 2,96 ein Nameneverzeichniß der etwa 1000 Friedensrichter, welche 
in den Jahren 1850— 1859 in 163 Städten nen ernannt find. Dazu kommen 
noch 164 ſtädtiſche Friebensrichter, welche in den Jahren 1850— 1859 für die 
11 Städte im Bereich der Pfalzgrafichaft Lancaster ernannt wurden (Nr. 98 
ebendaſelbſt). Einſchließlich des älteren Beſtandes der ſtädtiſchen Friedenscom— 
miffionen, iſt alſo auch dies Friedensrichter-Perſonal gewiß auf 2000 zu ver- 
anſchlagen. 

8 29. 


Der Custos Rotulorum. 
Wahrſcheinlich bald nad, Einführung der Friedensrichter zeigte ſich 
dat Bedürfniß eines beftimmten verantwortlichen Beamten zur Auf- 
Gueiſt, Engl. Sommunalverfaffung. 36 
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bewahrung der friedensrichterlichen Acten und Urkunden. Ein folder 
custos rotulorum befand fi) al8 Archivar bei der Kanzlei und bei 
anderen Königlihen Behörden, und wurde für die zerftreut wohnenden 
Friedensrichter ſchon deshalb nothwendig, um eine gewiſſe Ueberſicht 
und Gontrole über ihre einzelen Acte zu gewinnen, und um zuglad 
dem Publikum die Möglichkeit zu gewähren, in Fällen des Bedürfniſſes 
folche Acten an einer beftimmten Stelle einzufehen. Es war deshalb 
am Schluß der Friedenscommiffion die Klaufel hinzugefügt: 
Endlich haben Wir Euch den vorgedadhten A. B. ernannt zum Bervahrer der 
Urkunden Unferer Sriedensverwaltung (Keeper of the rolls of our peace) m 
Unferer gedachten Grafſchaft, und demgemäß follt Ihr herbeijchaffen laſſen vor 
Euch und Euren Eollegen an den vorgebacdhten Tagen und Orten die Allerhöd- 
ften Exlaffe, Anweifungen, Prozeßdecrete und Anklageacten, damit fie eingelehen 
und im gehörigen Laufe Rechtens entjchieden werden. 
Es wird alfo dazır einer der Friedensrichter ernannt, deffen Name die 
Reihe in der Commiſſion eröffnet. Selbftverftändlic muß er zu der 
Klaffe der Quorum gehören. Sehr nahe lag es bei der Untrennbartat 
vieler Gefchäfte der Miliz und der Friedens: Verwaltung den Chef der 
Miliz zugleich zu diefem Amte zu berufen. Schon feit vielen Men- 
fchenaltern .ergeben daher die Amtsliſten, daß ziemlich regelmäßig cın 
angefehener Lord in jeder englifchen Graffchaft zum Lord-Lieutenent und 
Custos Rotulorum zugleid ernannt wird. Eine Ausnahme madhte dic 
Graffhaft Durham, wo der Bifchof durd alte Verleihung zugleich 
Custos Rotulorum war. Seltener wird wohl einmal ein nicht adliger 
Grundbefiter zu beiden Nemtern ernannt; nur in Wales ift dies das 
Gewöhnliche. 

Dennoch ſind und bleiben beide Aemter rechtlich geſchieden, wie 
auch die Ernennung dazu. Die Ernennung zum Lord⸗Lieutenant erfolgt 
direct durch Königliches Patent, die zum Custos Rotulorum burd 
Königliches Handjchreiben, welches den Lord-Kanzler anmeift den deſig 
nirten als Keeper of the Rolls in die auszufertigende Commiſſion 
aufzunehmen. Ueberhaupt ift das Amt in feinem Entftehen nur ale 
ein ministerial office gemeint, als Unteramt des Reichskanzlers als 
des hödjften Custos Rotulorum des Reiche. Seine gefegliche Amt 
pflicht beſchränkt ſich eigentlich darauf, den Friedensrichter » Sejjionen 
perfönlid) oder durch einen Stellvertreter mit den Acten des Amts bei: 
zumohnen. Als folchen Stellvertreter ernennt er den Kreisjekretair, 
Clerk of the Peace, nad) gefeglic anerfanntem Herkommen 31. 
Hen. VIII. c. 1 8 3, und übt damit das wichtige Anftellungsreht 
über diejen ftändigen Sefretair der Kreisverwaltung. Unter dem Namen 
de8 Custos Rotulorum befinden fid) num die Acten der Kreisverwal: 
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tung unter der Regiftratur-Verwaltung des Clerk of the Peace. In 
Fällen eined Acten-Verluſtes oder Mißbrauchs ift aber der Custos 
jelbft für feinen Stellvertreter verantwortlid). 

Der Custos Rotulorum in folder Stellung wurde ſchon früh- 
zeitig zu einem Ehrenpräfidenten des Collegiums der Friedensrichter, — 
ein lebenslänglicher Statthalter der Grafſchaft. Denn wenn aud dem 
Geſetze nach widerruflich, ift thatfächlich da8 Amt ein Tebenslängliches in ° 
gleihem Maße wie die höheren deutfchen Verwaltungsämter. 

Rah dem SHerabfinfen des jährlich wechfelnden Sheriffamts ſtand der 
Custos rotulorum da als permanenter Chef der Miliz und der Polizei, alfo 
thatſächlich als der erfte Grafſchaftsbeamte. Der Lord-Kanzler konnte daher nicht 
umbin, bet der Ernennung oder Entlaffung von Friedensrichtern die Stimme 
bes erften permanenten Beamten zu hören, der zugleich die nöthige Perfonal- 
befanntichaft Hat. Und eben deshalb gilt feit langer Zeit fchon der Lord⸗Lieu⸗ 
tenant als der wahre und verantwortliche „Wächter des öffentlichen Friedens * 
bei erufihaften Wechielfällen, und als das regelmäßige „Organ der Correfpon- 
denz“ zwifchen der Grafſchafts-Verwaltung und dem Minifter des Innern. Im 
14. und 16. Jahrhundert, als die Lords mehr Staatsräthe als Pairs waren, er- 
folgten in diefem Sinne auch die Ernennungen des Custos rotulorum. Erft 
jeit der Zeit der Reftauration änderte fi) dies mit dem Syſtem der conftitu- 
tionellen Mlinifterien, welche vacant werdende Stellen aus Epelleuten der die 
zatige Berwaltung bildenden Partei beieten, doch mit großer Schicklichkeits⸗ 
südficht auf örtliche Einflüffe. Einmal ernannt ift der Lord-FLientenant erfah- 
rungemäßig von Barteieinflitffen unabhängiger als ein deuticher Regierungs⸗ 
Präfident. Die neneren befannten Beilpiele einer Abſetzung wegen Oppofition 
beſchränken fich auf zwei Lord-Kieutenants im Jahre 1780, den Lord⸗Lieutenant 
des West-Riding von York 1819, den von Nottingham 1832. Die alten 
Berleifungen an den Erzbifchof von York und an die Biſchöfe von Durham 
und Ely zur Ernennung eines Custos rotulorum find durch die neue Gejeh- 
gebung aufgehobent. 


8 30. 


Der Clerk of the Peace. Clerks to Justices. 
Clerks of Magistrates. 


Der ftändige Kreisfecretair, Clerk of the Peace, ijt der 
geiehliche Stellvertreter des Custos Rotulorum, welcher das Amt aber 
nicht verfaufen noch um Geldeöwerth verleihen ſoll 37. Hen. VII. 
«1; 1 Will. et M. st. 1 c. 21. In älteren Urkunden heißt er 
attornatus D. Regis, attorney for the crown, clerk of the crown, 
clerk of the justices (12. Ric. II. c. 10), jetzt officiell Clerk of 
the Peace. Seine Amtsfunctionen find folgende: 

1, Er ift der ordentliche Gerichtsfchreiber der Quartal» 
figungen, forgt für die Bekanntmachung ihrer Abhaltung oder Ver⸗ 
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tagung, expedirt die Ladungen und andere procepleitende Decrete, er: 
öffnet die Quartalfigungen durch Vorleſung der üblihen Publicanda, 
ruft die Gefchwornen auf und ſchwört fie ein, beantragt für aueblei— 
bende Geſchworne Entfchuldigung oder Strafe, ruft die Parteien und 
Zeugen auf, nimmt die Eide ab (mad) der Praxis meiftens durd den 
 Huissier), proflamirt die Verhandlungen, das verdict und den Ge⸗ 
richtsſpruch, regiftrirt die Urtheile ein, tarirt die Koften. Er vermittelt 
die Eorrefpondenz der Quartal: Sigungen mit dem Sheriffamt und 
anderen Behörden; insbejfondere expedirt cr die writs of capias und 
distringas an den Sheriff zur Verhaftung und Realcitation von An: 
geflagten und zur Einziehung der Geldbußen und Verwirkungen. Nach 
3. Geo. IV. c. 46 jollen alle einzelen Friedensrichter die von ihnen 
erkannten Bußen, Polizeibußen und verfallenen Cautionen dem clerk 
of the peace notificiren, der fie in ein Verzeichnig bringt nebjt allen 
bei den Sejfionen erfannten Bußen, folches Verzeichniß eidlich erhärtet, 
und eine Abjchrift davon mit einem Vollſtreckungsbefehl (distringas, 
fieri facias, oder capias) den Sheriff überſendet. 

2. Der Kreisfecretär übt einzele ergänzende Functionen 
eines Staatsanmwalts, wie foldye bei den Aſſiſen der reijenden 
Richter durch befondere Clerks of indietments etc. beforgt werben. 
In Fällen von felony, wo der verfolgende Ankläger ſich keinen Anwalt 
genommen bat, foll er die Anklageacte für eine Gebühr von 2 sh. an: 
fertigen. Er hat ſodann die Anflageacte der Anklagejury zu präfentiren 
und von ihr wieder in Empfang zu nehmen; weiter den Angeklagten 
vor die Schranken zu ftellen, und für die Krone den Urtheilsbeſchluß 
zu beantragen (joining the issue for the crown) in analoger Weiſt 
wie der master of the crown office in der Königsbanf. Alle writs 
of mandamus ımd certiorarı der Reichögerichte werden an die Frie— 
denerichter adrefjirt zu Händen de8 Clerk of the Peace. Aud iſi 
e8 Sitte ihm als Anwalt des Collegiums der Friedensrichter die Rechts⸗ 
vertretung der Graffchaft in Prozeffen anzuvertrauen, die er dann in 
der Weife eines gewöhnlichen Prozeßanwalts führt. Selbft bei ehr: 
tragung von Grundſtücken kann er die Graffchaft repräfentiren 21. et 
22. Vict. c. 9. 

3. Als Bureauchef der Kreisverwaltung führt er aud die 
General-Regiftratur über das höhere Perſonal der Verwaltung, 
bei welcher die Anftellungs - Urkunden des Sheriff, des Unterſheriff 
die Protokolle über die VBeeidigung der Friedensrichter u. ſ. w. einre⸗ 
giftrirt werden. Durch feine Regiftratur geht die Zuſammenſtellung 
der Gejchwornenliften, nad Special Gefeten die Cinregiftrirung der 
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Statuten der Sparkaffen und gewifjer Vereine, fowie die Aufbewahrung 
von Dokumenten, welche nah der Gefhäftsordnung des Barlaments 
bier deponirt werden müſſen. 

Diefer Gefchäftsführung entfprechend wird in der Regel ein 
jofider Anwalt,attorney, zum Rreisjecretair ernannt. Bei feinem 
Amtsantritt foll er einen befondern Eid leiſten „daß er durchaus nichts 
für feine Ernennung gezahlt habe.” 1. Will. et M. c. 21. $ 6. Gr 
darf feine Praxis als Anwalt fortjeßen, doch mit Ausſchluß aller Ge- 
ihäfte, mit welchen er al8 Unterbeamte der Friebensfeffionen zu thun 
hat, 22. Geo. II. c. 46 $ 14. Unter Beftätigung des Custos Ro- 
talorum darf er ſich dur einen Deputy Clerk vertreten Taffen 
37. Hen. VIII. c.1. Die Anftellung verfteht fi auf Lebenszeit, 
quamdiu se bene gesserit, 1. Will. et M. c. 21 8 5; die Juris- 
prudenz behandelt fein Recht als freehold auf Lebenszeit unter Be⸗ 
dingung. eine Anftellung ift daher unabhängig von ber Amtsdauer 
des Custos Rotulorum; Anftelflung auf Zeit oder Widerruf wäre 
nichtig. Er ift aber verantwortlich für feine Amtsführung den Frie- 
d&endrichtern in den Quartalfigungen, 37. Hen. VIII. c 1, und kann 
von ihnen auf fehriftliche Anklage und geführten Beweis in öffentlicher 
gerichtlicher Verhandlung fuspendirt oder feines Amtes entſetzt werden. 
In diefem alle hat der Custos Rotulorum bis zur nächſten Quar- 
talfigung einen andern zu ernennen, wibrigenfalls da8 Ernennungsredht 
anf die Quartalſitzungen übergeht 1. Will. et M. c. 218 6. 

Richt zu verwechſeln mit diefem Generaljecretair der Friedensrichter 
ind die Clerks to Justices, welche aud) bei den Heinen Bezirks⸗ 
ſitungen von den dabei betheiligten Friedensrichtern als Protofollführer 
und Bureaubeamte ernannt werden. Aud) die einzelen activen Frie— 
densrichter pflegen fich zu wichtigeren Acten befonderer Protofollführer 
Clerks of Magistrates zu bedienen; fei es der Clerk der Bes 
irkefigungen oder ein anderer. Das Hecht der Friedensrichter zur 
Ernennung der Clerks gilt als felbftverftändlich, Coke 2 Inst. 425. 
Immer regelmäßiger wird e8 Sitte, dazu einen Anmalt der niederen . 
Klaſſe zu engagiren, wie folche in den Eleinen Kreisftäbten der Bezirke- 
ſitumgen ftets zu finden find. Die Bezirksſitzungen ſind' wohl jest 
überall in diefer Weife genügend bedient; die einzelen Friedensrichter 
wenigſtens da, wo ihre Gefchäftsführung einen erheblicheren Umfang hat. 
Auch diefe Clerks haben gewiſſe Sporteln für Aufnahme von Denun- 
ciationen, Ausfertigung von Defreten u. f. w. zu fordern, welche in 
den neueren Gebührentaxen ebenfall® normirt find, und welche der 
Sriedensrichter gewohnheitsmäßig feinem Clerk überläßt. Sie reichen 
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natürlich nicht aus zum Unterhalt eines Gerichtsfchreibers; der Clerk 
treibt aber feine Anmwaltspraris daneben, und empfängt zuweilen eine 
fleine Remuneration vom Yriedensrichter. 


Ueber die ältere Stellung des Clerk of the Peace und deſſen 
Regiftratur vergl. Lambard III. c. 3. Welche Gefchäfte ein foldyer Attorner 
heutigen Tages in ſich vereinigen Tann, ergiebt ein neuefter Gerichtsfall in 
Wise-Burn’s Supplement pag. 700 wo berjelbe Anwalt zugleich Clerk of the 
Peace, Clerk to Magistrates, Clerk to Commissioners of Landtax, Clerk 
to Commissioners of Sewers, Clerk to Deputy Lieutenant, Steward of 
manor, Coroner, Clerk to conservative association war! Unter den neueren 
Borichlägen zur Einführung einer Staatsanmwaltjchaft im Strafprozeß war and 
der naheliegende Borfchlag, dem Clerk of the Peace dieſe Stellung zu geben. 

Die Gebührentare des Kreisfecretärs wird von ben Duartalfikungen von 

. Zeit zu Zeit normirt, mit Vorbehalt einer Beftätigung oder Abänderung durd 
die Affifenrichter 57. Geo. III. c. 91. Weberjchreitung der Gebilhrentare if mit 
58. und gerichtficher Amtsentfebung bedroht. Nach der neueften Gejegebung 
follen möglichft fefte Gehalte, zahlbar aus den Gebühren, an die Stelle der Re- 
muneration dur Sporteln treten. Bergl. darüber die Parl. P. 1844 No 60: 
1845 No. 75, 224. Die Bolizeiprogeßorbnung 11. et 12. Vict. c. 43 8$ 30, 31 
macht die Clerk to Justices der Heineren Bezirksſitzungen zu ordentlichen Ein- 
nehmern der von den Friedensrichtern erfannten Strafgelder, und unterwirft die 
von den Quartalſitzungen feftgeftellten Sporteltarifs der Beftätigung des Mini 
fierd des Innern. Das neue Sportelgefeg 14. et 15. Vict. c. 55 bezieht ſich 
auf alle Klafjen der friedensrichterlichen Clerks, geftattet überall fefte Gehalte 
an Stelle ber Gebühren, verpflichtet die Clerks danu zur Rechnungslegung über 
die Gebühren, und giebt den Kriedensrichtern allgemein ein Gebührennieder- 
ſchlagungsrecht. Die Parl. P. 1861 No. 520 Vol. LI. 459 enthalten das Ver 
fonalverzeihnißg der heutigen Clerks of the Peace. Es ergiebt ſich daraus, 
daß in der Mehrzahl der englijchen Grafichaften die Kreisiecretäre jetst auf fee 
Gehalte von 200 — 1600 2., in Westmoreland 120 2., in Wales 80 — 400 }. 
firirt find. Inu Middlesex, Lancaster, Durham, im Ganzen etwa im einem 
Dutzend Graffchaften, begichen fie aber noch die meiftens ehr anſehulicen 
Gebühren. 


831. 
Beſoldete Friedensrichter. Stipendiary Magistrates. 


Obgleich die beſonderen ſtädtiſchen Friedensrichter in dem Abſchnitt 
bon der Stadtverfaſſung folgen, jo mag doch ſchon hier erwähnt wer: 
den eine wejentlic dem 19. Jahrhundert angehörige Aenderung, welche 
an einzelen Orten befoldete Polizeirichter an die Stelle der Friedens 
richter gefett hat. In einigen großen Städten, und zuweilen im einem 
dichtangebauten Fabrikdiſtrikt, Hat die Gefchäftslaft, der Geiſt der neuen 
ftädtifchen gentry, und die nahe liegende Collifion der Intereſſen von 
Kapital und Arbeit, die Anftelung folcher beamteter Richter rathſam 
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eriheinen laſſen, die nach der Weife englifcher Yuftiz » Verwaltung 
kenslänglich ernannt werden. Dies Spftem beginnt in London fchon 
1192, dehnt ſich zunächſt auf einige große Städte aus, und wird durch 
die nese Städteordnung begünftigt. Nach 3. et 4. Vict. c. 84 genügt 
u ihrer Einſetzung auf Antrag der ftädtiichen Verwaltung ein Beſchluß 
der Königin im Rath (de Staatsminifteriume). Die Befugniffe 
diefer richterlihen Beamten find dahin erweitert, daß ihre Einzelent⸗ 
ſcheidung auch da. genügt, wo fonft nad dem Gefet zwei Sriedensrichter 
zujommenmwirfen müſſen. Auch find fie mit der Einrichtung einer neuen 
bejoldeten constabulary force in eine gewifje zwedmäßige Verbindung 
geſetzt; und dies ift der Grund, aus welchem fie ſchon an diefer Stelle 
vorläufig erwähnt werden müfjen. 


Die Parliamentary Papers 1856 Vol. 50 No. 371 geben das Berzeichnif 
der befoldeten Polizeirichter außer London filr folgende Städte und Diftricte: 
Brighton, Kingston-upon-Hull, Liverpool, Manchester, Merthyr Tydvill, 
Newcastie-upon-Tyne, Salford (17. et 18. Vict. c. 23), Land-Beirt Man- 
chester, Stafford (9. et 10. Vict. c. 65), Wolverbampton, Worcester. Weber 
die Oualification und bie Befugniß zur Ernennung eines Stellvertreters 21. 
et 22, Vict. c. 73. Es find dies Orte von 64,000 — 374,000 Eeelen, die Ge- 
halte der Richter betragen 600 — 1000 8. Nur fiir Worcester (26,000 Einw.) 
befteht das Amt in Meinerem Maßſtabe. 
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bewahrung der friedensrichterlichen Acten und Urkunden. Ein folder 
custos rotulorum befand fich als Archivar bei der Kanzlei und bei 
anderen Königlichen Behörden, und wurde für die zerftremt wohnenden 
Friedensrichter fchon deshalb nothwendig, um eine gewiſſe Ueberſicht 
und Gontrole über ihre einzelen Acte zu gewinnen, und um zuglad 
dem Publikum die Möglichkeit zu gewähren, in Fällen des Bedürfniſſes 
folche Acten an einer beftimmten Stelle einzujehen. Es war deshalb 
am Schluß der Friedenscommiffion die Klauſel Hinzugefügt: 
Endlid haben Wir Euch; den vorgedachten A. B. ernannt zum Bewahrer der 
Urkunden Unferer Sriedensverwaltung (Keeper of the rolls of our peace) ın 
Unferer gedachten Grafſchaft, und demgemäß follt Ihr herbeilchaffen Taflen ver 
Euch und Euren Collegen an den vorgedadhten Tagen und Orten die Allerhöd- 
ften Erlaſſe, Anmeifungen, PBrozefdecrete und Anflageacten, damit fie eingelchen 
und im gehörigen Laufe Rechtens entichieden werden. 


Es wird alfo dazu einer der Friedensrichter ernannt, deffen Name die 
Reihe in der Commiffion eröffnet. Selbftverftändlih muß er zu ber 
Klaffe der Quorum gehören. Sehr nahe lag es bei der Untrennbarleit 
vieler Gefchäfte der Miliz und der Friebens-Vermwaltung den Chef der 
Miliz zugleich zu diefem Amte zu berufen. Schon feit vielen Men 
Schenaltern .ergeben daher die Amtsliften, daß ziemlich regelmäßig cin 
angefehener Lord in jeder englifchen Graffchaft zum Lord-Lieutenant und 
Custos Rotulorum zugleih ernannt wird. Eine Ausnahme machte die 
Grafſchaft Durham, wo der Bifchof durch alte Verleihung zugleid 
Custos Rotulorum war. Seltener wird wohl einmal ein nicht adliger 
Grundbefiter zu beiden Aemtern ernannt; nur in Wales ift dies dat 
Gewöhnliche. 

Dennoch find und bleiben beide Aemter rechtlich gefchieden, wie 
auch die Ernennung dazu. Die Ernennung zum Xorb-Lieutenant erfolgt 
direct durch Königliches Patent, die zum Custos Rotulorum durch 
Königliches Handjchreiben, welches den Lord-Kanzler anmeift den defig 
nirten als Keeper of the Rolls in bie auszufertigende Commiſſion 
aufzunehmen. Ueberhaupt ift das Amt in feinem Entftehen nur ale 
ein ministerial office gemeint, als Unteramt des Reichskanzlers alt 
des höchſten Custos Rotulorum des Reiche. Seine gefetliche Amte 
pfliht bejchränft ſich eigentlich darauf, den Friedensrichter - Sejfionen 
perjönlich oder durch einen Stellvertreter mit den Acten des Amts bei: 
zumohnen. Als folchen Stelfvertreter ernennt er ben Kreisfelretair, 
Clerk of the Peace, nad geſetzlich anerfanntem Herkommen 37. 
Hen. VIII. c. 1 8 3, und übt damit das wichtige Anſtellungerecht 
über diefen ftändigen Sekretair der Kreisverwaltung. Unter dem Namen 
de8 Custos Rotulorum befinden ſich nun die Acten ber Kreisvermal: 


$ 30. Der Clerk of the Peace. Clerks to Justices. Clerks of Magistrates. 563 


tung unter der Kegiftratur-Verwaltung des Clerk of the Peace. In 
Fällen eine® Acten= Verluftes oder Mißbrauchs ift aber der Unstos 
jelbft für feinen Stellvertreter verantwortlich. 

Der Custos Rotulorum in folder Stellung wurde fehon früh: 
zeitig zu einem Ehrenpräfidenten des Collegiums der Friedensrichter, — 
ein lebenslänglicher Statthalter der Graffchaft. Denn wenn auch dem 
Geſetze nach widerruflich, ift thatjächlich da8 Amt ein ebenslängliches in 
gleichem Maße wie die höheren deutfchen Verwaltungsämter. 

Rah dem Herabfinfen des jährlich wechſelnden Sheriffamts fand der 
Custos rotulorum da als permanenter Chef der Miltz und der Polizei, alſo 
thatfächlich als der erfte Sraffchaftsbeamte. Der Lord-Kanzler konnte daher nicht 
umbin, bei der Ernennung oder Entlaffung von Friedensrichtern die Stimme 
des erften permanenten Beamten zu hören, der zugleich die nöthige Perfonal- 
befanntichaft hat. Und eben deshalb gilt feit langer Zeit ſchon der Lord-Lieu- 
tenant als der wahre und verantwortliche „Wächter des öffentlichen Friedens“ 
bei ernfihaften Wechielfällen, und als das regelmäßige „Organ der Correipon- 
denz” zwifchen der Sraffchafte-Berwaltung und dem Minifter des Innern. Im 
14. und 16. Jahrhundert, als die Lords mehr Staatsräthe als Pairs waren, er- 
iolgten in dieſem Sinne aud) die Ernennungen des Custos rotulorum. Erft 
ieit der Zeit der Neftauration änderte fi) dies mit dem Syſtem der conftitu- 
tionellen Minifterien, welche vacant werdende Stellen aus Edelleuten ber die 
jeitige Berwaltung bildenden Partei beieten, doc mit großer Schicklichkeits⸗ 
rüdficht auf örtliche Einflüffe. Einmal ernannt ift der Lord⸗Lieutenant erfah- 
rungsmäßig von Barteieinfliffen unabhängiger als ein deutfcher Regierungs- 
Präfident. Die neueren befannten Beifpiele einer Abſetzung wegen Oppoſition 
beichränfen fich auf zwei Lord-Lieutenants im Fahre 1780, den Lord-Lieutenant 
des West-Riding von York 1819, den von Nottingham 1832. Die alten 
Serleipungen an den Erzbiſchof von York und an die Biſchöfe von Durham 
und Ely zur Ernennung eines Custos rotulorum find durd) die neue ©ejeß- 
gebung aufgehoben. 


8 30. 


Ser Clerk of the Peace. Clerks to Justices. 
Clerks of Magistrates. 


Der ftändige Kreisfecretair, Clerk of the Peace, iſt der 
geſetzliche Stellvertreter bes Custos Rotulorum, welcher das Amt aber 
nicht verfaufen noch um Geldeswerth verleihen foll 37. Hen. VII. 
ce. 1; 1 Will. et M. st. 1 c. 21. In älteren Urkunden heißt er 
attornatus D. Regis, attorney for the crown, clerk of the crown, 
clerk of the justices (12. Ric. II. c. 10), jeßt officiell Clerk of 
the Peace. Seine Amtsfunctionen find folgende: 

1. Er ift der ordentliche Gerichtsfchreiber der Quartal» 
figungen, forgt für die Bekanntmachung ihrer Abhaltung oder Ver- 
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tagung, expedirt die Ladungen und andere procepleitende Decrete, er: 
öffnet die Quartalfigungen durch Vorleſung der üblichen Publicanda, 
ruft die Gefchwornen auf und ſchwört fie ein, beantragt für aueblei⸗ 
bende Gefchworne Entfchuldigung oder Strafe, ruft die Parteien und 
Zeugen auf, nimmt die Eide ab (nad) der Praxis meiftend durch den 
Huissier), proffamirt die Verhandlungen, das verdict und den Gt 
- richtsfpruch, regiftrirt die Urtheile ein, tarivt die Koften. Er vermittelt 
die Correfpondenz der Quartal: Situngen mit dem Sheriffamt und 
anderen Behörden; insbefondere erpedirt cr die writs of capias und 
distringas an den Sheriff zur Verhaftung und Realcitation von An 
geflagten umd zur Kinziehung der Geldbußen und Verwirkungen. Nad 
3. Geo. IV. c. 46 jollen alle einzelen Friedensrichter die von ihnen 
erfannten Bußen, Polizeibußen und verfallenen Cautionen dem clerk 
of the peace notificiren, der fie in ein Verzeichnig bringt nebjt allen 
bei den Seffionen erfannten Bußen, folches Verzeichniß eidlich erhärtet, 
und eine Abfchrift davon mit einem Vollſtreckungsbefehl (distringas, 
fieri facias, oder capias) denn Sheriff überfendet. 

2. Der Kreisfecretär übt einzele ergänzende Functionen 
eines Staatsanwalts, wie folche bei den Ajfifen der reijenden 
Richter durch befondere Clerks of indietments etc. bejorgt werden. 
In Fällen von felony, wo der verfolgende Ankläger fid feinen Anwalt 
genommen hat, foll er die Anflageacte filr eine Gebühr von 2 sh. an: 
fertigen. Er bat ſodann die Anklageacte der Anklagejury zu präfentiren 
und von ihr wieder in Empfang zu nehmen; weiter den Angeklagten 
vor die Schranken zu ftellen, und für die Krone den Urtheilsbeſchluß 
zu beantragen (joining the issue for tlıe crown) in analoger Weiſe 
wie der master of the crown office in der Königsbank. Alle writs 
of mandamus und certiorari der NReichsgerichte werden an bie Frie: 
densrichter adreffirt zu Händen des Clerk of the Peace. Auch üi 
es Sitte ihm als Anwalt des Collegiums der Friedensrichter die Rechto⸗ 
vertretung der Grafjchaft in Prozeffen anzuvertrauen, die er dann in 
der Weile eines gewöhnlichen Prozeßanwalts führt. Selbft bei Ueber: 
tragung von Grundftücen kann er die Graffchaft repräfentiren 21. et 
22. Vict. c. 92. 

3. Als Bureauchef der Kreisverwaltung führt er aud bie 
General-Regiftratur über das höhere Perfonal der Berwaltung, 
bei welcher die Anftellungs- Urkunden des Sheriff, des Unterſheriff— 
die Protokolle über die Beeidigung der Friedensrichter u. f. w. einre 
giftrirt werden. Durch feine Regiftratur geht die Zuſammenſtellung 
der Geſchwornenliſten, nad Special: Gefegen die Einregiftrirung ber 
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Statuten der Sparkaffen und gewifjer Vereine, fowie die Aufbewahrung 
von Dokumenten, welche nach der Geihäftsordnung des Parlaments 
hier depomirt werden müſſen. 

Diefer Gefchäftsführung entfprechend wird in der Regel ein 
jofider Anwalt,attorney, zum Rreisfeeretair ernannt. Bei feinem 
Amtsantritt foll er einen befondern Eid leiften „daß er durchaus nichts 
für feine Ernennung gezahlt Habe.” 1. Will. et M. c.21. $ 6. Er 
darf feine Praris als Anwalt fortfegen, doch mit Ausichluß aller Ge- 
Ihäfte, mit welchen er als Unterbeamte der riedensfejfionen zu thun 
hat, 22. Geo. II. c. 46 $ 14. Unter Beftätigung des Custos Ro- 
tulorum darf er fih durd einen Deputy Clerk vertreten Laffen 
37. Hen. VIII. c. 1. Die Anftellung verfteht fi auf Yebenszeit, 
quamdiu se bene gesserit, 1. Will. et M. c. 21 $5; die Juris— 
prudenz behandelt fein Recht als freehold auf Lebenszeit unter DBe- 
dingung. Eeine Anjtellung ift daher unabhängig von der Amtsdaner 
de8 Custos Rotulorum; Anftellung auf Zeit oder Widerruf wäre 
nichtig. Er ift aber verantwortlich für feine Amtsfüihrung den rie- 
densrichtern in den Quartalfigungen, 37. Hen. VIII. c 1, und kann 
von ihnen auf fchriftliche Anklage und geführten Beweis in öffentlicher 
gerichtlicher Verhandlung fuspendirt oder feines Amtes entjeßt werden. 
In diefem Falle hat der Custos Rotulorum bis zur nächſten Quar- 
talfigung einen andern zu ernennen, widrigenfall® da8 Ernennungsrecht 
auf die Quartalſitzungen übergeht 1. Will. et M. c. 218 6. 

Richt zu verwechſeln mit dieſem Generalfecretair der Friedensrichter 
ind die Clerks to Justices, welche auch bei den Heinen Bezirks⸗ 
ſitzungen von den dabei betheiligten Friedensrichtern als Protofollführer 
und Bureaubeamte ernannt werden. Aud) die einzelen activen Frie— 
dengrichter pflegen fich zu wichtigeren Acten befonderer Protokollführer 
Clerks of Magistrates zu bedienen; fei e8 der Clerk der Bes 
irtefigungen oder ein anderer. Das Recht der Friedensrichter zur 
Gruennung der Clerks gift als felbftverftändlich, Coke 2 Inst. 425. 
Immer regelmäßiger wird e8 Sitte, dazu einen Anwalt der niederen . 
Kaffe zu engagiren, wie folche in den Eleinen Kreisftädten der Bezirks⸗ 
ſitzungen ftets zu finden find. Die Bezirksſitzungen find "wohl jett 
überall in dieſer Weife genügend bedient; die einzelen Friedensrichter 
wenigſtens da, wo ihre Geſchäftsführung einen erheblicheren Umfang bat. 
Auch diefe Clerks haben gewifje Sporteln fir Aufnahme von Denun- 
eintionen, Ausfertigung von Defreten u. f. w. zu fordern, welche in 
den neueren Gebührentaren ebenfall® normirt find, und welche der 
driedensrichter gewohnheitsmäßig feinem Clerk liberläßt. Sie reiden 
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natürlich nicht aus zum Unterhalt eines Gerichtéſchreibers; der Clerk 
treibt aber feine Anwaltspraris daneben, und empfängt zuweilen eine 
fleine Remuneration vom Triedensrichter. 


Ueber die ältere Stellung des Clerk ofthe Peace und dein 
Regiftratur vergl. Lambard III. c. 3. Welche Gefchäfte ein ſolcher Attorner 
heutigen Tages in fich vereinigen Tann, ergiebt ein neuefter Gerichtsjſall in 
Wise-Burn’s Supplement pag. 700 wo berfelbe Anwalt zugleich Clerk of the 
Peace, Clerk to Magistrates, Clerk to Commissioners of Landtax, Clerk 
to Commissioners of Sewers, Clerk to Deputy Lieutenant, Steward cf 
manor, Coroner, Clerk to conservative association war! inter den neueren 
Borfchlägen zur Einführung einer Staatsanwaltichaft im Strafprojei war auf 
der naheliegende Vorſchlag, dem Clerk of the Peace diefe Stellung zu geben. 

Die Gebihrentare des Kreisfecretärs wird von ben Ouartalfitungen von 

. Zeit zu Zeit normirt, mit Vorbehalt einer Beftätigung oder Abänderung durd 
die Affifenrichter 57. Geo. III. c. 91. Ueberſchreitung der Gebührentare if mit 
5 8. und gerichtlicher Amtsentfegung bedroht. Nach der neueften Geſetzgebung 
follen möglichſt fefte Gehalte, zahlbar aus den Gebühren, an die Stelle der Ke- 
muneration dur Sporteln treten. Bergl. dariiber die Parl. P. 1844 No 60: 
1845 No. 75, 224. Die Polizeiprozeßordnung 11. et 12. Vict. c. 43 88 30, 31 
madjt die Clerk to Justices der Heineren Bezirksſitzungen zu ordentlichen Ein 
nehmern der von den Friedensrichtern erfannten Strafgelder, und unterwirft die 
von den Quartalſitzungen feftgeftellten Sporteltarifs der Beftätigung bes Pim 
fier8 des Innern. Das neue Sportelgefeg 14. et 15. Vict. c. 55 bezieht fich 
auf alle Klafjen ber friedensrichterlichen Clerks, geftattet überall feſte Gehalte 
an Stelle der Geblihren, verpflichtet die Clerks danı zur Rechnungelegung über 
bie Gebühren, und giebt den Kriedensrichtern allgemein ein Gebührennieder 
ſchlagungsrecht. Die Parl. P. 1861 No. 520 Vol. LI. 459 enthalten das Fr 
ſonalverzeichniß der heutigen Clerks of the Peace. Es ergiebt ſich darant, 
daß in der Mehrzahl der engliſchen Graffchaften die Kreisfecretäre jetst auf jeſte 
Gehalte von 200 — 1600 8., in Westmoreland 120 2., in Wales 80 —400t. 
firirt find. Sm Middlesex, Lancaster, Durham, im Ganzen etwa in einem 
Dutzend Graffchaften, beziehen fie aber noch die meiftens ſehr anſehnlichen 
Gebihren. 


831. 
Beſoldete Friedensrichter. Stipendiary Magistrates. 


Obgleich die beſonderen ſtädtiſchen Friedensrichter in dem Abſchnit 
von der Stadtverfaſſung folgen, fo mag doch ſchon hier erwähnt mer’ 
den eine wefentfich dem 19. Jahrhundert angehörige Aenderung, weht 
an einzelen Orten befoldete Polizeirichter an die Stelle der Friedens 
richter gejett hat. In einigen großen Städten, und zuweilen in einen 
dichtangebauten Fabrikdiſtrikt, hat die Gefchäftslaft, ber Geift der neun 
ftädtifchen gentry, und die nahe liegende Kollifion der Intereſſen vet 
Kapital und Arbeit, die Anfteluug folcher beamteter Richter rathſan 
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erſcheinen Taffen, die na der Weife englifcher Yuftiz - Verwaltung 
iebenslänglich ernannt werden. Dies Syſtem beginnt in London fchon 
1792, dehnt ſich zunächſt auf einige große Städte aus, und wird durch 
die neue Stäbteorbnung begünftigt. Nach 3. et 4. Vict. c. 84 genügt 
zu ihrer Einſetzung auf Antrag der ftädtiichen Verwaltung ein Beſchluß 
der Königin im Rath (des Staatsminifteriums). Die Befugniffe 
diefer richterlichen Beamten find dahin erweitert, daß ihre Einzelent- 
ſcheidung auch da. genügt, wo fonjt nach dem Geje zwei Friedensrichter 
zuſammenwirken müſſen. Auch find fie mit der Einrichtung einer neuen 
bejoldeten constabulary force in eine gewifje zweckmäßige Verbindung 
gelegt; und dies ift der Grund, aus welchem fie fchon an diefer Stelle 
vorläufig erwähnt werden müſſen. 


Die Parliamentary Papers 1856 Vol. 50 No. 371 geben das Verzeichnif 
der befofdeten Polizeirichter außer. London fir folgende Städte und Diftricte: 
Brighton, Kingston-upon-Hull, Liverpool, Manchester, Merthyr Tydvill, 
Neweastie-upon-Tyne, Salford (17. et 18. Vict. c. 23), Land-Bezirk Man- 
chester, Stafford (9. et 10. Vict. c. 65), Wolverhampton, Worcester. Ueber 
die Oualification und die Befugniß zur Ernennung eines Stellvertreters 21. 
et 22. Viet. c. 73. Es find dies Orte von 64,000 — 374,000 Seelen, die Ge- 
halte der Richter betragen 600 — 1000 8. Nur fiir Worcester (26,000 Einw.) 
befteht da8 Amt in Meinerem Maßftabe. 
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Die einzelen Friedensrichter. 


832. 
Gruppirung der Amisgeſchäfte der einzelen Friedensrichter. 


Als unter Eduard III die dauernde Einſetzung der Friedensrichter 
erfolgte, war es ein herkömmlicher Inbegriff von Gewalten welchen 
man ihnen übertrug, indem man fie zu „Bewahrern des Friedens 
ernannte, — ein Complex von Befugniffen, der aus dem normannijden 
Verwaltungsrecht entftanden, alfo auf die fogenannte common law zu⸗ 
rüdgeführt ward. Die Commiffion enthielt den Auftrag fefter bekannter 
Amtsgeichäfte. 

Der erfte und gemwiffermaßen ber legte Verſuch, dieſe Geſchäfte 
ſyſtematiſch zu ordnen, ift der mehrerwähnte in Lambard’s Eirenarchia. 
Er unterfcheidet lib. II. Gefchäfte, welche ein einzeler Friedensrichter 
vorzunehmen hat von denen, welche mehre einzele Kriedensrichter aus— 
zuführen haben, und dann weiter die Gefrhäfte der Seffionen. Be 
dem Zuftande der Geſetzgebung zur Zeit Elifabeths ließen fich die Ge— 
ſchäfte der einzelen noch ziemlich kurz zufammenftellen, und lib. U. 
cap. 7. in ein kurzes Tableau bringen. Seitdem hat ſich jedoch mit 
ber wachſenden Maffe der Parlamentsftatuten Alles in alphabetifde 
Aufzählungen aufgelöft, für die namentlich Burn’s Justice die 
herfümmlichen Rubriken gebildet hat, welche auch in Rechtswörterbüchern 
und popufären Hülfsblichern beibehalten wurden. Dabei ift felbit die 
einfachfte und äußerlichſte Scheidung in Amtsgefchäfte eines einzefen 
Sriedensrichters und Amtsgefchäfte, bei welchen zwei Friedensrichter 
zuſammenwirken müfjen, nicht mehr durchgeführt und nicht durdführ 
bar. Sie Hatte von Anfang an auf feinem feſten Princip berubt. 
Die älteren Gefege hatten zwei Friedensrichter meift da gefordert, wo 
es auf Rechtskenntniß anzulommen ſchien, und wo dann einer der 
Quorum mitwirken follte. Die fpätere Gefeßgebung fcheint mehr auf 
die principielle Wichtigkeit der zu entfcheidenden Fragen zu fehen; oft 
bat auch wohl der politifche Zeitgeift, oft der Zufall entſchieden. 
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In der alphabetischen Aufzählung werden materielle Rechtsvor⸗ 
ihriften und Proceßgeſetze, Tpezielle und generelle Rechtsnormen durch 
einander gemengt; und fehon bei der Aufzählung der einzelen Straf 
fälle fommen wieder Rubrifen vor wie nuisances, tresspasses, rogues 
and vagabonds etc., welche ganze Familien von Vergehen in ſich ber 
greifen, und folche, welche zufjammenhängende Polizetordnungen bilden. 
Bon Menſchenalter zu Menſchenalter häuften ſich nad) dem practifchen 
Bedürfniß ſolche Gejeßesgruppen auf einander, ohne daB man zu einer 
Art von Rejume oder fyftematifcher Rechenschaft gefommen wäre. lm 
dazu zu kommen, hätte man die continentalen Verwaltungsſyſteme ken⸗ 
nen müſſen, wie auch Blackstone burd feine Belanntichaft mit 
Montesquieu und einigen Naturrechtsichriften des Continents zu feiner 
claſſiſchen Darftellung des englifhen Staats weſens angeregt wurde. 
Allen für die einzelen Theile der continentalen Landesverwaltung 
fehlte den Engländern jedes Intereſſe; für die ‘Darftellung des eng- 
lichen SCommunalwefens fand fih daher fein fhftematifirender Black- 
stone, fonbern nur fleißige Eiinpilatoren. 

Um aus dem vorhandenen Chaos herauszufommen, bleibt nod) 
heute fein anderer Ausweg als die Vergleihung mit dem Kontinent. 
Die Kreisverfaffung und Verwaltung Englands ift zwar in dem äußer- 
(hen Rahmen der „jurisdietion“ der Friedensrichter ftehen geblieben, 
jedoch mit Einfchiebung einiger ftarken Nachhülfen, namentlid 1. mit 
Hülfe von Popularklagen, welche das ganze Gebiet beherrichen, 
und einen Theil unferer Polizeiorgane erjegen; 2. mit unabjehbarer 
Specialifirung der Straffälle, wobei der Thatbeftand oft fo 
weit gefaßt ift, daß darin fehr Ddiscretionäre Verwaltungsbefugniſſe 
Raum haben; 3. mit einem ziemlich freien arbitrium bei Abmeffung 
der Strafe, oft mit dem Recht die Strafe ganz oder theilweis zu er- 


laſſen; 4. mit Einſchiebung abminiftrativer Hülfsbeamten, wo eine 


poſitid fördernde Amtsthätigfeit unentbehrlich ſchien; 5. zumeilen mit 
einem gemeſſenen Controlrecht einer Gentralftelle, und in der Regel 
mit einer coneurrirenden und controlivenden Gewalt der Reichsgerichte. 
Mit diefen Maßgaben ift e8 allerdings möglich gewefen, den continen- 
talen Bolizeiorganismus abzuwehren: man darf aber nicht glauben, 
daß eine folche Weife der inneren Landesverwaltung jemals einfach ge⸗ 
weien wäre, oder hätte fein können. 

Soli dabei die englifche ‘Darftellung nicht bis zur Unerkennbarkeit 
serriffen werden, fo bedarf es eines gewiſſen Mittelweges zwifchen einer 
ſyftematiſchen Orduung der Polizeifyfteme und einer bloßen Aufzählung 
von Etraffällen, an welchen man feine zu ftrenge Forderung der Syſte⸗ 


- 
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matit machen barf. Von diefen Gefichtspunften ‚aus wähle id) fol- 
gende Anordnung: i 

I. Die Friedensrichter ald Friedensbewahrer nad) gemeinem 
Recht (S 33), d. h. in Ausübung einer Reihe von Präventingewalten 
welche Schon dem Recht des Mittelalters angehören. 

1. Die Friedensrichter ald VBorunterfuhungsrichter ($ 3) 
für Straffälfe aller Art, wie diefe Function in der Periode der Tudors 
entftanden, neuerdings in eine Vorunterſuchungsordnung von 1843 
confolidirt ift. 

III. Die Friedensrichter al8 Polizeiſtrafrichter (S 35), wo 
bei die einfachen Polizeiſtraffälle angereiht werben, und al® Anhang 
die Stellung der Friedensrichte als Steuerunterfuhunge- md 
Strafridhter, welche fi durch das Verfahren und durch dem einfachen 
Charakter des Straffall® hier am natürlichften anreibt. 

IV. Ein angewandte Polizeiftrafredt, d. 5. ein Syftem 
von Polizeibußen und Popularklagen, durch deſſen Einflechtung zuſam⸗ 
menhängende Eyfteme einer Sicherheits, Sitten-, Gemerbepofizei in 
England gebildet worden find. Hierher gehört die Gefeßgebung über 
Anfruhr und ungefetliche Verfammlungen (8 36), welcher ich die Preß⸗ 
gefeßgebung in ihrer neuen Geftalt anfüge (F 36a.); ein Spftem 
der Bettel- und Landftreicher- Polizei (8 37); ein Syftem ber Gewerbe 
polizei ($ 38), welches dann fpäter in noch engeren Gruppen wieder 
fchrt; ein Syſtem der Sittenpolizei ($ 39); Bier- und Gafthauspoligei 
(8 40); Berfonenfuhrwefen und Wegepolizei (8 41-43); Jagd⸗ und 
Fifchereiordnungen (8 44, 45). 

V. Ein Syſtem ber Arbeitspolizei, wie e8 zur Regelung der 
Löhne, zur Nöthigung dev arbeitenden Klaſſen in Dienftverhältniffe zu 
treten, überhaupt zur Regelung der Gefinde- und Lehrfingsverhäftnifie 
aus der Stellung der Friedensrichter als chemaliger justices of la- 
bourers hervorging, durch die Geſetzgebung Efifabeths zu unglaublichem 
Umfange wuchs, und fich zum Theil in den neuen Fabrikreglementé 
wieder verjüngt ($ 46 — 48); das Charakteriftifche diefer Gruppe iſt 
die Einflechtung einer polizeilichen Civil jurisdiction, und ebendeshalb 
fnüpft fich auch die Entfcheidung in Mieths⸗ und Bachtftreitigkeiten, 
und in einigen anderen Nebenfällen bier an (8 49, 50), in melden 
der Mangel an Ortsgerichten für Civilprozeffe die Verleihung einer 
Civifjurisdietion an die Friedensrichter hauptſächlich veranlagt Hat. 

VI. Daran reihen fih einige allgemeine Grundfäge über 
friedensrichterliche Decrete und deren Vollſtreckung (8 51); endlich eim 
Ueberficht über da Decernat der einzelen Friedensrichter bei 
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Erhebung der Communalſteuer, in der Stadtverwaltung, in der Miliz- 
und Militärverwaltung, in der Armenverwaltung, in den neueren In⸗ 
ftitutionen der Gefundheits- und Baupolizei, — wobei jedoch an dieſer 
Stelle furze Vermweifungen genügen (8 52). 

Wenn auch die in der Commiffion aufgezählten Friedensrichter 
für alfe diefe Gefchäfte in der Regel concurrirende Gewalten fammt 
oder fonders üben, fo daB es von dem Hülfefuchenden abhängt, an 
welchen Friedensrichter er ſich wenden wolle: jo bejchränfte ſich doch 
von jeher die Praris in der Negel auf die Friedensrichter der Nadh- 
barihaft, und meiften® erfcheinen die Friedensrichter nur’ innerhalb 
der sessional division thätig, in welcher fie anfäflig find. Ihren 
Special Sessions und den General and Quarter Sessions ift fo- 
dann noch eine Reihe der allerwichtigften abminiftrativen Gefchäfte vor- 
behalten, welche nachher in Abfchnitt III. und IV. folgen. 


*) Die Anordnung der Geſchäfte der einzelen Friedensrichter bei 
Lambard Lib. IE. enthält c.2 einen wohlgeorbneten Abfchnitt über bie Friedens⸗ 
bürgfchaften; c. 3 über das Verhalten bei affrays, assaults und einfachen Frie- 
densbrlichen (Recht des erſten Angriffs, Verhaftung 2c.); c. 4 gewaltſame Befig- 
entiegungen, forcible entries; c. 5 geſetzwidrige Verſammlungen, riots, routs, 
nnlawful and rebellious assemblies; c. 6 Statuten, die in der Friedenscom- 
miffion einbegriffen und gemeint find. Die Amtsgeichäfte daraus werben nad) 
vier Geſichtspunkten geordnet: command (hue and cry, Nachtwachen, Haus- 
ndımgen, Erweiterung öffentlicher Wege, Anftellung der constables); forbid 
(Märkte auf Kirchhöfen), compell (den Frieden zu beſchwören), charge (die 
Gonftables zur Verhaftung von Verbrechern). — Cap. 7 folgen die Amtsgefchäfte 
ang Statuten, die in dem urfprünglichen Formular der Friedenscommilfion 
weder erwähnt noch gemeint find,. aufgezählt unter 50 Rubriken in bunter 
Reihe: Strompolizei, Streitigleiten zwiſchen Herrichaft und Gefinde, Jagdver⸗ 
geben, unerlaubte Spiele, Zechen in Bierhänfern, reglementswidriges Anfertigen , 
von Dachziegeln und Uebertretung anderer Gewerbegeſetze, verfäumter Kirchen- 
bein, Abnahme des Unterthaneneides, Beſtrafung von Bagabunden, Borunter- 
mung und Haftbefehl gegen felons, Cautionsbeftellung der prosecutors und 
Zeugen, Einfchätung der Graffchaftöfteuer, Ausftellung gewiſſer Attefle ꝛe. — 
Lib. IT. e. 1 folgen dann die Gefchäfte, welche von zwei friedensrichtern zu 
beforgen find: zuerft ein wohlgeordneter Abfchnitt von den riots, dann 24 Fälle 
nad Parlamentöftatuten in bunter Reihe; c. 2 von bailements, dann noch 19 
vermiſchte Fälle, mit einem Anhang von einigen private bills, in welchen zwei 
Ariedensrichtern Amtsgeſchüfte zugedacht werden; c. 3 von Amtsgefchäften, welche 
nach einigen Statnten durch drei, vier, beziehungsweife ſechs Friedensrichter zu 
vollziehen find; c- 4 von der Berantwortlichfeit der Friedensrichter. 

Bei der Anordnung für unfere Zwede kommt e8 an: 1) auf eine Orien- 
tirung in der Weife, daß die Hauptgruppen friedensrichterlicher Verwaltung 
ſo hervortreten, wie fie ganzen Theilen unferes abniniftrativen Syſtems ent- 
ſprechen; 2) auf die deutliche Hervorhebung der Methode, durch welde die 
Beibehaltung gerichtlicher Formen und Schranken für die Polizeiverwaltung 
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möglich wurde; 3) auf eine folche hiftorifche und ſyſtematiſche Bollftändig- 
feit, welche die fefte Begrenzung des Gebiets des Selfgovernment ertennen 
läßt. Bei der Gruppirung der einzelen Gefchäfte find möglichft ſchon im den 
Meberjchriften die englischen Hauptrubrifen angegeben, unter welden fie in 
Burn’s Justice, in den fonftigen Friedensrichterbiichern, Rechtsbüchern, Rechts 
wörterbüchern, Monographien und Inhaltsverzeichniffen mit zahlreichen Gerichts 
enticheidungen zu finden find. Wo das Material zu mannigfaltig und mafien- 
haft auftritt, find in ben Noten die alphabetiihen Rubrifen wiedergegeben. 
Die Citate befchränken fid) hauptſächlich auf Geſetze, um nicht das ungeheure 
Material noch mit Citaten zu überladen. 


8 33. 


Die Friedensrichter als Friedensbewahrer nach gemeinem Recht. 
Apprehension. Surety for the peace and good behaviour. 
Forcible entry. 


Die Friedenscommiffton ernennt die Friedensrichter zu Königlichen 
Bolizeicommiffariten im Kreife. Dies ift der kurze Sinn der Friedent 
bewahrung nad) gemeinem Necht, d. 5. der herkömmlichen Polizeigewal 
ten zur Sicherung der Perfonen und des Eigenthums, wie fie fic ſeit 
der normannifchen Zeit in den Händen Königlicher Landvögte und 
Spezialvögte geftaltet hatte. Die „Friebensbewahrung“, fagt Lambard, 
„befteht in 3 Dingen: 1. vorzufehen, daß nichts gefchieht, was direct 
oder mitttelbar zu einem Bruch des Friedens (der Rechtsordnung) führt; 
2. darin, daß man zur Ruhe und zum Triedehalten diejenigen bringt, 
die in einem Bruch des Friedens begriffen find, und 3. in der Be 
ftrafung folcher, die den Frieden fchon gebrochen haben.“ Etwas br 
grenzter bezeichnet Dalton, Justice cap. 1 die affgemeine Pflicht der 
Friedensbewahrer nad) gemeinem Recht: „Anzuwenden die eigne Gewalt 
und zu befehlen die Beihülfe Anderer, um feſt zu nehmen und zur 
Ruhe zu bringen alle ſolche, welche in ihrer Gegenwart und in ihrem 
Amtsbezirk durch Wort oder That dem Frieden zu brechen im Begrifi 
ſtehen.“ Alte Gerichtspraris in zahllofen Präjudicien leitet daraus 
unmittelbar und zunächſt ab die Befugniffe: 1. zu fummarifcher Er 
greifung, 2. zur Friedensbürgfchaft, 3. zur Bürgichaft für gutes Ber 
halten; der Sache nad) gehört dazıı auch das Einfchreiten gegen gemalt: 
fame Befitentfeßung. 

Il. Apprehension in biefem Sinne ift da8 Recht des Frie⸗ 
densrichters felbft zu ergreifen, oder durch mündlichen Befehl irgend 
eine Berfon zu beauftragen zur Ergreifung jedes Uebertreters, der eine 
felony oder einen Friedensbrud in feiner Gegenwart begeht. Daſſelbe 
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Recht Hat jeder Friedensbewahrer, auch der Constable felbftändig von 
Amtswegen, ja fogar jede Privatperfon in gewiffen Grenzen. Führt 
dies Recht des erften Angriffs nun aber wie gewöhnlich zu weiteren 
Lerhandlungen, fo erjcheint ein fchriftlicher warrant of apprehension 
und ein förmliches Vorunterfuchungs- Verfahren, welches fpäter folgt 
(8 34). 

II. Eine Surety for the Peace,*) Zwangsbürgfchaft zur 
Erhaltung des Friedens tritt ein, wenn Jemand gerechten Grund zu 
der zurcht hat, „daß ein Anderer ihm fein Haus anfteden, oder ihm 
eine körperliche Unbill durch Zödtung, Gefangennchmung oder Schläge 
zufügen, oder ſolches durch Andere thun Laffen werde“. Der Bebrohte 
fann fi) dann mit einer Denunciation (Information) an einen Frie- 
densrichter wenden, welche mit Angabe der Handlungen und Worte, 
der Zeit und des Orts und mit der Verficherung, daß er diefen An- 
trag nicht aus Haß oder böfem Willen, fondern nur zur Bewahrung 
jeined Yebens und feiner Berjon vor Unbill ftelle, zu Protokoll ge- 
nommen und beeidet wird. ‘Diefer Alt Heißt „‚Swearing the peace 
against another“. Der Friedensrichter erläßt darauf einen Bor- 
führung&befeh!l warrant an einen 'Constable, in welchem der 
Hergang wiederholt, und der Beamte angemwielen wird den C. D. zu 
ergreifen und vorzuführen, damit er auf die gedachte Beſchwerde ant- 
worte und genügende Sicherheit ſtelle. Nach fummarijcher Anhörung 
des Beklagten kann dann das Verfahren entweder eingeftellt, oder die 
Bürgsfchaftsftellung definitiv angeordnet werden. Im legtern Fall 
fteht e8 in richterlichem Ermeifen, auf wie lange Friſt, auf welde 
Summe, und mit wie vielen Bürgen fie geftellt werden fol. Die 
Form ift die gewöhnliche der Proceßbürgſchaften (recognizances), alfo 
folgenden Inhalts: 

„A. B. erfennt an, der Königin 100 8. zu ſchulden, der Bürge C. 50 L., der 
Bürge D. 50 2., unter der Bedingung, wenn A. B. die unten ftehende Auflage 
nicht erfüllen follte." — „Die Bedingung ift, daß A. B. verbunden fein joll 


Friede zu halten gegen die Königin und alle ihre getreuen Unterthanen, und 
inebefondere gegen den Kläger N. N. fir den Zeitraum von zwölf Monaten.” 


Veigert fi) der Beklagte, dieſe Caution zu ftelfen, fo ergeht ein 
commitment for want of sureties to keep the peace, 
d. h. ein formeller Haftbefehl unter Handichrift und Siegel des Frie⸗ 
densrichterö „den C. D. in das Graffchaftsgefängniß abzuliefern, und 
dort ficher zu bewahren auf den Zeitraum von zwölf Monaten, Jofern 
er nicht in der Zwiſchenzeit die oben angegebene Sicherheit beftellt.“ 
In der Regel begnügt fich jedoch der Friedensrichter mit einem 
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milderen Verfahren. Er nöthigt den Angeklagten nur zu einer Caution 
mit zwei Bürgen dafür, „daß er bei den nächſten Quartalſitzun— 
gen erſcheinen, umd in der Zwiſchenzeit den Frieden halten werd 
gegen die Königin ꝛc.“ Den Quartalfigungen fällt dann die definitive 
Beihlußnahme zu, fofern er erfcheint. Bleibt er aus, jo ift die Pro- 
ceßbürgfchaft verfallen. Weigert er fi, folche zu beftellen, jo tritt 
wiederum ein Haftbefehl ein bis zur nächſten Quartalſitzung. 

Die Friedensbürgfhaft ift verfallen durch jede thätliche 
Gewalt gegen die PBerfon, durch die Theilnahme an einer gefetwibdrigen 
Berfammlung in terrorem populi, felbft durch Worte mit der Ten— 
denz eines Friedensbruchs, wie durch Herausforderung zum Zweilampf, 
Bedrohung eined Gegenmwärtigen mit Schlägen, oder Auflauern zu 
diefem Zweck. 

Umgelehrt wird die Caution erledigt (discharged) durd 
einen Thronwechſel, dur den Tod der Bürgfchaft ftellenden Partei, 
oder durch Beichluß der Quartalfigungen, Affifen oder eines höheren 
Gerichtshofes, welche jederzeit aus genügenden Gründen die Cautiond: 
ftellung wieder aufheben fünnen. Zum Zweck der Controfe ift aud 
jeder einzele Friedensrichter, der eine Friedensbürgichaft abnimmt, ſolche 
den Quartalfigungen anzuzeigen fchuldig. 3. Henry VII. ce. 1. Tas 
(egte Urtheil darüber, ob die Saution verfallen ift, ergeht bei einem 
der brei Reichögerichte. 

III. Die Surety for the Good Behaviour**) ift noch 
ftrenger als die bloße Friedensbürgfchaft, welche darin zugleich mit. 
enthalten ift. Sie wurde fchon aufgenommen in die urfprünglide 
Verordnung über die Einfegung der Friedensrichter 34. Edward II. 
c. 1, welche fie ermächtigt, genügende Sicherheit zu nehmen von allen, 
„die nicht von gutem Ruf find“ für ihr gutes Verhalten gegen den 
König und fein Volk, damit das Volk nicht in Schreden und Schaden 
gejettt werde, noch der Friede vermindert, noch Kaufleute und Andere 
auf den Landftraßen geftört und gefährdet werden. Die Braris wr: 
ftand unter üblem Ruf fehon frühzeitig ein Verhalten ſowohl contra 
bonos mores, wie contra pacem, alfo aud gewohnheitsmäßigen 
Befuch Tiederlicher Häufer, Halten Tiederlicher Weiber im eigenen Haufe, 
Schmähmorte gegen die Regierung und gegen bie Gerichtsobrigkeit im 
Amte; ferner Nachtſchwärmer, Beſucher von Diebeskneipen, notoriſche 
Diebe und Gauner, gemeine Trunkenbolde, Kuppler, notoriſche Tage 
diebe -u. f. w. Dieſe weite Interpretation iſt etwa feit 13. Hen. VII. 
in Folge der Nachwehen des Kampfes der Nofen, eingetreten. Nach 
Burn’s Bemerkung giebt es kaum ein Statut, welches in fo extenſiver 
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Weiſe interpretirt worden wäre. Das Verfahren ift analog der Frie⸗ 
densbürgfchaft. 

IV. Ein Bolizeifhug gegen forcible entry,***) ge= 
waltfame Befigentfeßung, gehörte ſchon nach gemeinem Recht 
recht eigentlich in das Gebiet der Friedensbewahrung. Die friedens- 
rihterfichen Befugniffe dabei find aber durch zwei mittelalterliche Geſetze 
declarirt, erweitert, und fo ftehen geblieben bis heute. Nach 15. Ric. II. 
c. 2; 8. Henry VI. c. 9 ſoll jeder einzele Friedensrichter auf Klage, 
(oder fonjt erhaltene Kenntniß) von gewaltſamen Befigentjegungen an 
Immobilien einfchreiten, und zwar 

1. mit Aufgebot genügender Mannfchaften aus der Grafſchaft auf 
Koften der verlegten Partei, fih an Ort und Stelle verfügen, den 
Augenfchein einnehmen, und wenn er die behauptete ‘Dejection und 
Gewalt als richtig befindet, ein Protokoll (record) über den That- 
beitand aufnehmen, den Thäter verhafteni und in das Grafſchaftsgefängniß 
legen, bis er durch eine Buße an den König (fine and ransom) ſich 
auslöft. Es ift dabei Feine Unterfuchung über den title zum Grund» 
ſtück anzuſtellen, ſondern nur über die ftattgefundene gewaltfame De— 
jection, die durch das Protokoll mit vollem gerichtlichen Glauben, un- 
anfechtbar, bis zur vollen Ueberführung des Thäters feftgeftellt wird. 

2. Zugleih kann der Triedensrichter mit Hülfe einer jury ben 
gewaltfam entzogenen Befit reftituiren. Er erläßt zu dem Zwed ein 
precept an den Cheriff, eine Lifte von 24 qualificirten Gejchwornen 
(von 40 sh. Grundrente) zu geftellen, bildet daraus eine jury of 
inquiry, und wenn diefe die gewaltfame Dejection (entry) begründet 
findet, kann der Friedensrichter felbft den Befig zurück erftatten oder 
das Sheriffamt dazu anweifen. 


*) Die genaueren Vorausſetzungen der Friedensbürgſchaft find durch 
die Praxis begrenzt. Das Recht eine Friedenscaution zu beantragen hat jeder 
unter Königlicher Protection ftehende Unterthan oder Fremde, jelbft Ercommu- 
nicirte, bürgerlich Todte, Unmundige; auch die Ehefrau gegen den Dann, der 
Mann gegen die Frau. Der Antrag kann nicht nur gegen Privatperfonen, ſon⸗ 
dern auch gegen obrigkeitliche Beamte geftellt werden; ein Friedensrichter lann 
fogar den anderen dazu nöthigen. — Auch ohne Antrag fann ein Friedensrich⸗ 
ter ale Friedensbewahrer ex officio Friedensbürgſchaft fordern von bem, 
welcher in feiner Gegenwart einen gewaltjamen Angriff macht, einen Anderen 
zu tödten oder zu fchlagen droht, oder mit ungewöhnlichen Waffen oder tumul- 
tuariicher Begleitung einhergeht zum Schreden des Volle; ferner gegen foldhe, 
die ihm ale gewaltthätige Zänler bekannt find, oder welche ihm vom constable 
wegen Kriedensbruchs auf friiher That vorgeführt werden, ober welche eine 
früher geftellte riedensbürgfchaft gebrochen und verwirft haben. Angewandt 
wird dies auch auf forderungen zum Zweikampf (challenges to fight); auf 
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Anzeige von einer Herausforderung erläftt der SFriedenerichter einen Zwangt 
vorführungsbefehl,, verurtheilt den Herausforderer zu einer Trriedensbürgidhait 
von beifpieleweife 200 2. mit zwei Bilrgen: im Fall der Weigerung, warrant 
of commitment zur Abführung in das Graffchaftsgefängniß auf ein Jahr ode: 
bis zur Beftellung der Friedenscaution. Das Obergericht betrachtet dies alle 
ale Segenftand des freien Ermeffens der Tocalbeamten, und verweigert in ſolchen 
Fällen jede Interceifion. Mündliche und ſyniboliſche Drohungen können eine 
Friedensbürgſchaft motiviren, wenn nur beftimmte Acte beeidet werden; auch 
brieflichde Drohungen, — body dürfen Leine aus dem Zufammenhang geriliene 
Worte, fondern nur der ganze Brief vorgelegt werben. Der Gefldhtspunft da 
bei ift immer ein metus qui in constantem hominem cadere possit. 

Dies Zwangsrecht zur Friedensblirgfchaft als ein allgemeiner Beftandtheil 
der Friedensgewalt ſteht auch anderen Friedensbewahrern von Amit 
wegen zu; zwar nicht den Staatsjecretären und Staatsräthen, wohl aber dem 
Tordfanzler und der Queen’s Bench, welche eine concurrirende und oberaui 
jehende Gewalt dabei übt. Weigert fich ein Friedensrichter dem Antrag Statt 
zu geben, fo kann das Obergericht ihn durch ein Hefeript (sapplicavit) zwingen 
das Zerlangte als ministerial ofhicer ohne eigene Berantivortlichkeit vorzunehmen, 
und daß dies gejchehen, gebührend einzuberichten. In der Regel aber läßt bes 
Obergericht die Friedensbürgichaft ſich felbft nach 21. Jac. I. c. 8 befichen. 
Die Pair des Reichs haben hierbei einen privilegirten Gerichtsftand, und Fünnen 
nur vor Qucen’s Bench oder Chancery zur Friedensbürgihaft gezwungen 
werden. Die Queen’s Bench erkennt nach alter Praris auf eine Caution Für 
zwölf Monat, und hebt foldhe auf, wenn in der Zwiſchenzeit keine Anklage vor- 
gebracht iſt. Die Ouartalfibungen dagegen pflegen die Kaution don Eeifion 
zu Selfion zu prolongiven, fo lange eine Beranlaffung dazır fcheint. 

+) Die Bedingungen der Bürgſchaft für gutes Verhalten beruhen 
ganz auf der Praxis. Nach einigem Schwanken entichieb fi) die Praris auf 
dahin, daß jeder einzele Friedensrichter dazu competent fei, obwohl es tür 
rathſam gilt, daß zwei zuſammen wirfen. Grinde, wie fie der Praris vorge 
tommen find: Gegen „Perjonen, die verdächtig find, ftreitfüchtig zu fen“: 
oder ſolche, „bie bei Tage jchlafen und bei Nacht ausgehen” ; oder „verdächtige 
Perfonen, die müßig leben und mit Aufwand gelleidet, während fie nichte zu 
leben haben”, würden allerdings jehr bedenklich fein, ohne bie eigenthümliche 
Stellung des Friedensrihteramts, und ohne die Controlgewalt der Gerichtshöie. 
In der Praris verfährt man jett mit großer Vorſicht, und verlangt eidliche 
Bemeife über Thatſachen und Handlungen. Gewöhnlich wird durd 
warrant zweier Friedensrichter zuerft eine Realcitation angeordnet, und eine 
vorläufige Prozeßbürgſchaft verlangt bis zu der nächſten Quartalſitzung, die 
dann befinitiv beichließt. In vielen Strafgejetgen wegen ſchwerer und leichter 
Bergeben ift als ein Zuſatz zur Strafe die Zmangebürgichaft für gutes Fer- 
halten (an Stelle unferer Stellung unter PBolizeiauffiht) hinzugefügt. 

Berichärfte Orundfäge gelten hier auch für den Verfall der Cantion, 
weiche nicht blos verwirkt wird durch thatfächlichen Friedensbruch, fondern audı 
durch ein Verhalten, welches dazu führt, wie ein bewaffnetes Einhergehen mit 
einer großen Zahl von Perfonen in terrorem populi, aufrühreriſche Worte x.: 
doch nicht durch ein blos „verbächtiges” Benehmen. 

Blackstone IV. c. 18 bezeichnet das Syſtem der Zwangsbürgichaiten gan; 
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richtig al8 da® präventive Element im Friedensrichteramt, und als 
hervorgegangen aus der fächfifhen Sefammtbürgichaftpflicht der Gemeinden, nad) 
deren Berfall eine von dem Beamten zu erfordernde Specialbirgfchaft übrig 
kei. Wenn auch das Verfahren in der heutigen Praxis nicht fehr häufig eintritt, 
fo iſt doch das facultative Hecht der Obrigfeit dazu von ungemeiner Wirkſam⸗ 
teit, Teiftet 3. B. gute Dienfte bei Herausforberungen zum Zweikampf. Eine 
Beguahme diefer Befugniffe würde eine Lüde in der heutigen Polizeigewalt 
zurüdlaffen. Die Juſtizſtatiſtik fiir das Jahr 1860 ergiebt beifpielsweije 3309 
Berhaftungen wegen Mangels an Bürgfchaften; die Polizeiftraftabellen für 1860 
9144 Fälle eines Friedensbruchs. 

rt) Borbedingung des Berfahrens bei forcible entry ift ein vio- 
lentiy taking or keeping possession of land or tenements with menaces, 
force and arms (vis atrox) and without the authority of law. Es gehört 
dahin auch ein forcible detainer, d. h. jede ınrechtmäßige Befikergreifung, 
wenn fie durch vis atrox behauptet wird. Das Formular des Protocolls ſ. bei 
Dalton c. 182. Nicht blos die Friedensrichter, fondern aud; andere höhere 
Polizeibeamte find durch das Geſetz zu diefen Verfahren ermächtigt, alfo der 
Eheriff, die bailiffs der liberties, in den Städten die mayors. Die Mitwir- 
fung des Sheriff und bailiff ift aber mit dem court leet verfallen, die der 
mayors fpäter mit ihrer Friedensrichterftellung verflochten. So fiel dies Amts⸗ 
gefchäft den einzelen Friedensrichtern zu; doch gilt es dabei für rathſam, daß 
fi) der Friedensrichter der Affiftenz eines oder zweier Kollegen bedient. Sehr 
practifch ift indeffen da® ganze Verfahren nicht, weil eine Civilklage mit brei- 
iahem Koftenerjats daneben fteht, fo wie ein ordentliches Criminalverfahren bei 
den quarter sessions, da forcible entry zugleich ein indictable misdemeanor 
nad) common law ift. — Das Einjchreiten der Friedensrichter bei riot, welches 
im Mittelalter auf gleicher Stufe fand, ift durch die fpätere Gefetgebung zu 
einem weiteren Syſtem ausgebildet (8 36). 


8 34. 


Der Friedensrichter als Borunterfuchungsrichter. Summons. 
Warrant of apprehension. Examination. Commitment. 


Die Friedensrichter, bald einzeln, bald je zwei nach VBerjchiedenheit 
der Bälle, führen die Vorunterſuchung wegen ſolcher Verbrechen und 
Bergehen, welche zur definitiven Verhandlung und Entjcheidung vor bie 
Aſſiſen oder Quartalfigungen gehören. Das Verfahren dabei hat ſich 
geihichtlich aus den Amtseinrichtungen des Meittelalters entfaltet. ALS 
man dem Sheriff die eigentliche Strafjuftiz abnahm, als Sheriff und 
court leet in fchweren Straffällen auf eine inquisitio beſchränkt 
wurden, behielt man natürlich das frühere Verfahren bei bis 
zu dem Punkt, wo der Angefchuldigte an das höhere Strafgericht ab» 
zuliefern ift. In die Stelle des Sheriff und court leet find dann 
immer mehr die Friedensrichter eingetreten, und die Marimen ihres 
Verfahrens find überall durchdrungen von dem Geift der common 

Gneiſt, Engl. Eommunalverfaffung. 37 
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law, gelegentlich ergänzt und declarirt durch einige Geſetze. Schon in 
der Periode der Tudors find die heutigen Grundzüge des Verfahrens: 
eidlihe Information, protofollarifche Zeugenverhöre, Zeugencautionen, 
warrant of commitment ausgebildet 2. et 3. Phil. et M. c. 10, 
Lambard Il. cap. 7. 

In den legten Yahrzehnten wurde durch eine Reihe von Einzel: 
geſetzen dies Verfahren in feinen einzelen Punkten genauer declarirt, 
und endlich unter Aufhebung derfelben in eine Vorunterſuchunge 
ordnung vom 14. Auguft 1848 conjolidirt, 11. et 12, Vict. 
c. 42, an Act to facilitate the Performance of the Duties of 
Justices of the Peace out of Sessions with respect to Persons 
charged with indictable Offences, — mit 33, meift älteren For⸗ 
mularen. Das Gefeß will zur Beförderung der Strafrechtepflege bie 
darauf bezüglichen Statuten fo confolidiren, daß die Amtöpflichten des 
Triedensrichterd dabei „durch pofitive Verordnung Klar begrenzt werben“, 
zugleih mit Zufägen und Abänderungen, welche freilich zuweilen auf 
Abflachungen Hinanslaufen. Schon deshalb ift es fehr rathjam zu: 
nächſt auf die ältere Praxis und Gefetgebung zurückzugehen. Die ein: 
zelen Hanptacte der Vorunterſuchung, die mehrfach, auch in veränderter 
Anordnung auftreten können, find folgende: 
| I. Eine Juformation, Charge, Complaint,') d.h. eine 
zu Protokoll genommene Anzeige von dem begangenen Verbrechen. Eie 
giebt den erften Anftoß zur Vorunterfuhung, wo nicht eine fumma: 
rifche apprehension durch einen Constable oder anderen fFriedent- 
bewahrer die Sache fogleih in ein weiteres Stadium bringt. Nah 
18. Eliz. c. 5; 19. Eliz. c. 5 folf folche Anzeige von dem Denun: 
cianten in Perfon, nicht durch Beauftragte abgegeben werden. Es foll 
- Niemand als Informer zugelajfen werden, der durch einen Königlichen 
Gerichtshof wegen eines Vergehens für unfähig erklärt ift 31. Eliz. 
e. 5. Die Ynformation foll bei 40 sh. Strafe von dem Clerk mit 
dem richtigen Datum notirt werden, und wird in der Regel fogleid 
beeidet. , 

II Summons, einfade Ladung,?) tritt fodann ein, wo 
die Anzeige ein leichteres Vergehen betrifft, und kein Beweis für einen 
dringenden Verdacht des Flucjtverfuch vorliegt; in&befondere aud dann, 
wern noch feine eidlich erhärtete Information da iſt. Das Form 
lar lautet: 


Braffhaft N.N. An den Conftable von 8. — Nachdem (eidliche) Anzeige und 
Klage vor mir N. N., Friedensrichter, erhoben ift, daß der Arbeitemann C. D. 
(folgt die Angabe der Thatfachen mit Zeit und Ort): fo werdet ihr hiemit an- 
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gewieſen unverzüglich den gedachten C. D. vor mir (oder vor foldem anderen 
Königlichen Friedensrichter, mweldyer dann anweſend fein wird) am ....... 
ericheinen zu laſſen, um die gedachte Anzeige und Klage zu beantworten. 
Die Ladung kann entweder an einen Constable oder andern Beamten 
adreifirt fein, in welchem Falle der Geladene eine Abfchrift erhalten 
joll; oder fie kann an den Geladenen in Berfon. adreffirt werben, in 
welchen alle der Geladene das Original erhält, der ladende Theil die 
Abſchrift. Die Inſinuation foll in der Regel an die Berfon felbft 
geichehen; ſchon nach älteren zahlreichen Gejegen genügt aber auch eine 
Zuftellung an die Angehörigen. Wefentlich ijt nur die Unterjchrift des 
Friedensrichters; ein Siegel nur, wo es Specialgejege verlangen. Er- 
Icheint der Geladene. nicht, fo kann der Friedensrichter eine Nealcitation 
veranlaffen. | 
II. Ein Warrant of Apprehension,?) fhriftlider 
Vorführungsbefehl, kann erlaffen werden gegen den, der durch 
eidlihe protofollarifche Ausfage einer Perfon befchuldigt wird, eine 
felony, ein anflagbares Vergehen (indictable misdemeanor) oder 
einen Friedensbruch begangen zu haben; oder wenn der Denunciant 
ſtarke Gründe für einen folchen Verdacht erhärtet, deren Schlüffigfeit 
der Richter zu erwägen hat. Das gewöhnliche Formular lautet: 
Grafſchaft W. Zur Nachricht. An den Konftable von S. und alle anderen 
griedensbeamten in der gedachten Grafihaft-W. Sintemal der Bauer A. B. 
aus X. heute Anzeige und Klage auf feinen Eid erhoben hat vor mir N. N. 
Esq., $riedensrichter, daß der Arbeitsmann ©. D. aus X. am... . (Angabe 
der ftrafbaren Handlung mit Zeit und Ort) — demgemäß befehlen wir Euch 
im Ramen des Königs, fofort zu ergreifen und mir ober einem anderen Frie⸗ 
densrichter diefer Grafſchaft vorzuführen den Körper des gedachten C. D. zur 
Lerantwortung und zum weiteren gefetlichen Berfahren. Wonah Euch zu 
achten. Gegeben ':c. 


Ter Befehl muß enthalten: die Graffchaft, für welche er beftimmt ift; 
den Vor⸗ und Zunamen der zu ergreifenden Perfon, der niemals in 
blanco bleiben darf, und nur in Nothfällen durch eine ftreng indivi- 
duelle Demonftration erjeßt werden kann; den concreten Grund ber 
Lerhaftung und die Angabe, daß eine eidliche Information voranging; 
die Berfon, welcher der Verhaftete vorzuführen ift; Unterfchrift und 
Siegel des Friedensrichters, Datum und Ort der Außsftellung. Der 
Befehl kann adreffirt fein an einen beftimmten Constable oder an alle 
Constables des Bezirks, oder auch an irgend einen Nichtbeamten, 
welchen ber Friedensrichter zu beauftragen für gut befindet. — Der 
Mogiftrat, weicher den Haftbefehl erlaffen, hat auch die Befugniß, den- 
felben zurückzunehmen (countremand). 
37* 
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Wirkſam ift der Haftbefehl aljo regelmäßig nur in dem Besirl 
der Friedenscommifjton, in welcher er cerlaffen wurde. Um in eine 
andern Grafſchaft zu gelten, muß er erjt von einem dortigen Friedens: 
richter indoffirt fein (backed). Nach 24. Geo. II. c. 55 $ I mu 
ein jeder Friedensrichter eines andern Bezirks dies Indoſſament er: 
teilen, wenn ihm die ˖ Aechtheit der Unterfchrift des Haftbefehls eidlich 
bezeugt wird. Der Vermerk auf der Rückſeite des Haftbefehld lautet 
dann dahin: 

Nachdem vor mir N. N., Friedensrichter, eidlich erhärtet ift, dat der Ram 
A. B. von der Handichrift des Infeits erwähnten Friedensrichters herrühtt, 
ermächtige ich hiemit den C. D., der mir diefen Haftbefehl vorlegt, und alle 
anderen Berfonen, an welche er gerichtet ift, felbigen zu vollftreden in der 
Grafihaft N. N. Gegeben unter meiner Handſchrift ꝛc. 


Die Verhaft- und Transportkoſten werden erjegt aus der Kreie 
fajfe der Graffchaft, aus welcher der Haftbefehl erging. Die Volt 
ziehung des Haftbefehl muß ftreng nad) der Anweifung des Warrant 
erfolgen. Ueberſchreitung defjelben, z. B. Verhaftung einer andern 
Perfon, macht den Ausführenden verantwortlih. Der zu Verhaftende 
bat das Recht Einjicht und Abjchrift von dem Warraut und Indoſ⸗ 
fament zu nehmen, kann aber feine Aushändigung deffelben verlangen. 

IV. Bail,*) heißt die Zulaffung eines Angefchuldigten zur Be: 
freiung aus der Unterfuhungshaftgegen Beftellung einer 
Caution, in Form einer recognizance, gewöhnlich mit Zutritt von 
zwei Bürgen, nad) folgendem Formular: 

Sussex. Zur Nachricht. Es wird hiemit vegiftrirt, daß am .... 184. AB. 
aus N., Landmann, G. H. aus N., Landmann, J. K. aus N, Landmann vor 
uns J. P. und R. L. Esq. zwei Königlihen Friedensrichtern der gedachten 
Grafichaft erfchienen find, und einzeln anerlannt haben zu fchulden unjerer ge 
dachten Herrin der Königin, nämlich: A. B. die Sunme von 20%, G.H. mt 
J. K. die Summe von 10%. ein jeder, wofür ihre Grundſtücke und beweglichen 
Gitter haften follen, wenn der gedadjte A. B. fehlen follte in der Erfüllung der 
unten verzeichneten Bedingung. — Die Bedingung diefer Saution if: da 
wenn der oben verhaftete A. B. perſönlich erfcheinen wird vor ben Friedent 
richtern 2c. bei den nächften Duartalfitungen, um dann und dort fid zu kr. 
antworten unferer Herrin der Königin in Betreff des Diebftahls von —, Eigen 
thum des N. N., deffen verdächtig A. B. vor ung unter Anklage fleht, und thun 
und empfangen wird, was danı und dort von dem Gerichtshof ihm auferlegt 
werden wird, ohne den Hof zu verlaffen ohne Erlaubniß: dann die obige Jan 
tion erledigt fein, fonft aber in voller Kraft und Wirkſamkeit bleiben fol. 


Nach älteren Gejegen war den Friedensrichtern unterfagt eine Gaution 
leiftung zuzulaffen bei Anklagen auf Hochverrath, Mord, Verjtümme: 
lung, Brandftiftung, Zalfhmünzerei, Fälſchung, Sodomie, Diebjtohl 
mit Hausbruch, handhaftem Diebftahl und Todtſchlag. In dieſen Faͤl⸗ 
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(en konnte nur die Queen’s Bench als ordentliches Obergericht die 
Gaution zulaffen. Nah 5. et 6. Will. IV. c. 33 8 3 aber können 
die Friedensrichter, welche den Haftbefehl erlafjen haben, in allen 
vällen von Felonie Eautionsleiftung geftatten, jedoch mit Beobachtung 
des durch 7. Geo. IV. c. 64 ſpeziell vorgefchriebenen Verfahrens, 
namentlich erft nachdem die Ausfage des Angefchuldigten und der Zeugen 
gehörig‘ protofolfirt ift, welche Protokolle dann mit der Bürgſchafts⸗ 
Verhandlung dem competenten Strafgericht einzufenden find. Die Ab- 
wägung der Verdachts- und Gegenverdachts- Gründe wird ihrem Er- 
meſſen überlaffen, ebenjo wie die Höhe der Saution, die Zahl und bie 
Qualität der Bürgen. 

V. Examination heißen bie mündlichen Verhandlungen 
der Borunterfuchung,?) welde ſchon nad alter Praxis der Ab- 
lieferung der Angefchuldigten an die Ajfifen oder Quarlalfigungen vor- 
anzugehen pflegten, unb welche nad) 7. Geo. IV. c. 64 82,3 jedem 
commitment vorangehen müſſen. Sie beftehen in einem DVerhör der 
weientlihen Zeugen und in einer Befragung des Angefchulbigten über 
das, was er zu jeder Zeugenausfage und Anfchuldigung rechtfertigend 
zu jagen hat. Die Hauptpunkte dabei find: 

1. Die Zeugenladung (Gef. 8. 16). Jeder Friedensrichter, 
der auf Grund einer eidlihen Ausſage Beranlaffung zu der Annahme 
bat, daß eine dritte Perfon materiellen Beweis für die Anklage geben 
werde, kann folche Berfon durch fchriftliche Ladung citiren (L. 1), 
md im Fall bes Ausbleibens auf eidliches Zeugniß über die gehörige 
Inſinnation durch Haftbefehl (L. 2.) geftellen Laffen, der nöthigenfalls 
in andere Graffchaften indoffirt werden mag. Der Richter ift au 
befugt in Fällen, wo er von Anfang an eine Weigerung des Zeugen 
vermuthet, Togleich einen Vorführungsbefehl (L. 3) zu erlaſſen. Wenn 
endlih der Zeuge den geſetzlichen Eid oder die Verficherung, die an 
deſſen Stelle tritt, verweigert, oder ohne genügenden Eutſchuldigungs⸗ 
grund Antwort auf die geftellten ragen verweigert, kann ein Straf- 
haftbefehl (L. 4) zur Ablieferung in das Grafſchaftsgefängniß oder 
Correctionshaus bis auf 7 Tage erlaffen werden. 

2. Die Zeugenverhöre. Alle Zeugenverhandlingen, auf 
Grund deren eine Ueberweifung an das Strafgericht oder eine Zulaf- 
fung zur Bürgfchaftsbeftellung befchloffen werden foll, müffen nad) dem 
Geſ. 8 17 und nach älterer Praxis fo aufgenommen werden, daß bie 
tagen den Zeugen in Gegenwart des Angefchuldigten geftellt, dem 
Angeſchuldigten feinerfeits die Stellung von Fragen geftattet, das 
Beientliche der Ausfage protrofollarifch verzeichnet (Formular M.), das 
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Protokoll vorgelefen wird, unb von dem Zeugen und dem Richter zu unter: 
zeichnen ift. Vor dem Verhdr tft der Zeuge gefetzlich zu vereidigen. 
Sind biefe Formen beobachtet, ift namentlich das Zeugenverhör in Ge 
genwart des Angefchuldigten und fo aufgenommen, daß er volle Ge⸗ 
fegenheit gehabt, felbff oder durch feinen Anwalt ein Sreuzverhör vor- 
zunehmen, fo kann die Zeugenausjage auch in ber fpäteren dauptver 
handlung als Beweisſtück verlefen werben. 

3. Gehör bes Angellagten. Nach beendetem Berbör der 
Anſchuldigungszeugen ſoll der Richter dem Angeſchuldigten die proto⸗ 
kollirten Ausſagen vorleſen oder vorleſen laſſen mit der Aufforderung: 

„Nach Anhörung des Beweiſes, wünſcht Ihr irgend etwas zn 
jagen zur Beantwortung der Anfchuldigung? Ihr ſeid nicht ver: 
pflichtet, irgend etwas zu fagen, wenn Ihr es nicht zu thun wänfdt; 
was Ihr aber jagen werbet, wird fchriftlich aufgenommen, und kann 
in Eurem Hauptproceß ald Beweis gegen Ench vorgelegt werben. 
Das, was der Angefchuldigte darauf erwiedert, wird protofollirt (Fer: 
mular N.), dem Angefchuldigten vorgelefen, vom Richter gezeichnet, 
* mit den Zeugenprotofollen aufbewahrt, und gilt als Beweisſtück für 
das Hauptverfahren, mit Vorbehalt nur des Gegenbeweijes, daß der 
unterzeichnete Name des Friedensrichters nicht von diefem unterfchrieben 
ſei. — Der Friedensrichter foll, ehe er zu biefem Act fchreitet, dem An- 
geflagten jagen und Elar zu verftehen geben, daß er nichts zu 
hoffen Hat von irgend einem Verſprechen der Begünftigung, nod zu 
fürchten von einer Drohung, um ihn zu einem Geſtändniß zu bewegen; 
daß aber, was er aud) fagen mag, künftig im Hauptverfahren gegen 
ihn als Beweis vorgelegt werden wird troß ſolches Verſprechens und 
folder Drohung. 

4. Die Deffentlichleit der Vorunterſuchung berubt zwar 
auf alter Praris, ift aber niemals durch ein Gejek anerkannt. Ee 
bat daher fein Dritter ein Recht den Vorunterſuchungsverhandlungen 
beizuwohnen, Dickinson, Qu. Sessions c. 1. sec. 2. Auch bes 
Gef. 8 19 erflärt ausdrücklich, daß das Lokal der Vorunterfudhung 
nicht als öffentlicher Gerichtshof anzufehen, und daß der Richter er 
mächtigt ift, dritte Perfonen entfernen zu laffen, wenn es ihm ſcheint, 
daß die Zwecke ber Rechtspflege dadurch beffer erreicht werden. 

5. Die Zulaffung von Anwälten in der Vorunterſuchung 
ift zwar in ber Praris die Regel, war in den Gefeßen gelegentlich ale 
gewöhnliche Verfahren vorausgefettt, und durch 6. et 7. Will. I. 
c. 114 8 2 anerkannt. Das neue Geſetz hebt nun zwar das Geſedt 
6. et 7. W. IV. auf, fett indeffen die Mitwirkung eines Anwaltet 
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beim Zeugenverhör doch als zuläffig- und gewöhnlicd) voraus (als matter 
of courtesy). Nach der herrjchenden Anficht würde nur in feltenen 
Fällen die Verfagung eines Anwaltes fich rechtfertigen lajjen. Burn’s 
Supplement 1852 pag. 56. 

6. Remand. Wenn das Verhör mit dem Angefchuldigten und 
den Zeugen nicht in einem Termin zu beenden ift, fo wirb ber ver- 
haftete Angefchuldigte in das Gefängniß zurüdgeführt. Das Verfahren 
wird gewöhnlich indeffen nur auf einige Tage ausgefeßt; eine längere 
Ausfegung bes wiederholten Verhörs, etwa auf 10 oder 15 Tage, gilt 
nad der Praxis als ungehöriges Verfahren, welches den Friedensrichter 
verantwortlich madjt, 2. Hawkins 119, Nach dem Gef. $ 21 foll 
das Commitment for reexamination dur fhriftlihen Warrant 
(Formular Q. 1) und auf höchſtens 8 Tage gefchehen. Soll das 
Berfohren nur bis auf 3 Tage ausgeſetzt werdensfo genügt eine münd⸗ 
lihe Anweifung. 

VI Schluß der Vorunterſuchung. Commitment.®) 
Sobald der unterfuchungsführende Richter der Meinung ift, daß der 
vorhandene Beweis nicht genüge, um den Angejchuldigten wegen einer 
indictable offence zum Hauptverfahren vor das Sriminalgericht zu 
ftellen, fo foll er das Verfahren wegen der vorliegenden Information 
einftellen (discharge). 

ft er dagegen der Meinung, daß der Beweis für da8 Haupt- 
verfahren genüge, oder mwenigftens eine ſtarke oder wahrjcheinliche Ver- 
muthung der Schuld begründe, fo foll er den Angefchuldigten zum 
Hauptverfahren überweifen (commit). Die einzelen Punkte des Ver- 
fahrens find dann folgende: 

l. Die Xcten der Borunterfudung, d. 5. Information, 
Zeugenprotofolle, Verhöre des Angefchuldigten, Cautionsverhandlun- 
gen, recognizances find den Affifen oder Quartalfigungen einzufenden 
Geſ. 8 20). | 

2. Ob die Ueberweifung zum Hauptverfahren an die Aſſiſen 
der reifenden Wichter oder an die Duartalfigungen ber Friedeng- 
richter gefchehen folle, hing friiher mehr von der Convenienz ab, mit 
Ausnahme der fchwerften Fälle, welche den Affifen vorbehalten blieben 
l.et 2. Phil. et M. c. 13. Jetzt find die fchwereren Fälle durd 
ausdrückliches Gefe 5. et 6. Will. IV. c. 76 den Affifen vorbehalten, 
ſo daß fich die Competenz der Quartalfigungen einigermaßen den fran- 
zoſiſchen Eorrectionafgerichten vergleichen läßt. 

3. Soll der Angeſchuldigte in Haft bleiben, To ergeht nunmehr 
in Warrant of commitment, d. h. ein definitiver Ulnter- 
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fuchungshaftbefehl, welcher ſtets vorausgefett einen „prima facie“ 
Beweis gegen ben Angefchuldigten, durch einen oder mehre glaubwürdige 
Zeugen. Das gewöhnliche Formular lautet: 
Lancashire, zur Nachricht. J. P. Esq. Friedensrichter an ben Constable 
von S. und den Vorfteher des Kreisgefängniffes zu L. Ihr, der gebacdhte Con- 
stable, werbet hiemit angewiefen, im Namen ber Königin, unverzüglich abzs- 
führen und abzuliefern den Körper bes A. B., der heute vor mir beſchuldigt ıf 
auf den Eid des Pächters C. D. zu S. und anderer, daß ber gedachte A. B. am 
2. Juli 1848 zu N. fünf Souveraind'ors, eine filberne Uhr 2c., Eigenthum des 
gedachten C. D., verbredherifcher Weife, geftohlen, genommen und weggefühtt 
hat: Und Ihr, der gedachte Gefängnigvorfteher, werdet hierdurch angewieſen. 
ben gedachten A. B. in Eure Haft zu nehmen, und ihn dort ficher zu bewahren 
bis er daraus befreit werben wird im geordneten Lanfe Rechtens. 
Der Befehl muß fchriftlich fein, mit Unterſchrift und Siegel dei 
Triedensrichters, mit Angabe von Zeit und Ort der Ausftellung, ge 
nauer Bezeichnung der Perſon, Angabe des Verbrechens, in der Regel 
auch Erwähnung der eidlichen Ausfagen, und mit der Schlufan- 
weifung: ihn zu bewahren biß er befreit fein werde im geordneten 
Laufe Rechtens. 

4. In beiden Fällen verpflichtet der Nichter ſowohl ben Pro- 
secutor wie die für das Hauptverfahren nöthig fcheinenden Zeugen 
zum Erjcheinen bei der nächſten Situng, nad) der gewöhnlichen Weile 
der Prozeßcautionen, recognizances. Der technifche Ausdruck dafür 
ift: binding over to prosecute and to give evidence, 
— wichtig wegen der periodifchen Sigung der Criminalhöfe und wegen 
der fchweren Berlegenheit, welche bei fo zufammengefeßten Gerichtt- 
förpern durch das Ausbleiben eines Zeugen entfteht. Der Zeuge, 
welcher die Prozeßcaution verweigert, Tann durch warrant of commit- 
ment fofort in das Gefängniß abgeführt werden. Die mehr erwähn⸗ 
ten Formulare der recognizances find durd) 7. George IV. c. 64; 
11. et 12. Vict. c. 42 8 20 ($ormular O. und P.) vorgefchrieben. Die 
Aufnahme derfelben erfolgt in der Regel am Schluß bes Verhörs mit 
jedem einzelen Zeugen. 

5. Der Angefchuldigte ift berechtigt nach Abſchluß der Exami- 
nation und vor dem erften Tag der Affifen oder Seffionen eine Ab⸗ 
fhrift zu erhalten von allen Ausfagen, auf Grund beren er com 
mitirt oder zur Bürgfchaftsleiftung verftattet ift, Gef. 8 27 (gegen 
Gebühr von 3} d. für das Blatt von neunzig Worten). 

Die Gefammtrefultate der friedensrichterlichen Bor: 
unterfuhungen werden alljährlich fichtbar in der Criminafftatiftif.**) 
Im Yuftiziahr 1860 fanden rund 16,000 commitments ftatt, ven 
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welhen etwa 3 den Quartaljigungen, + den Aſſiſen überwiefen 
wurden. Etwa 3 der Fälle endeten mit einer Verurtheilung. 


*) Ueber die gefhichtlihe Entwidelung des Borunterfuhungsamts 
der Friebensrichter vgl. oben ©. 296, 305— 308. Die Borunterfuchungepraris 
im Ginzelen berubte bis zu der neueſten Geſetzgebung auf deu älteren Schriften 
befondere von Hale und Hawkins iiber Strafverfahren (Pleas of the Crown) 
018 Hanptantoritäten. Bei Blackstone- fehlt eine zufammenhängende Dar- 
ſtellung. Bei Burn ift fie zerfireut unter den obigen, alphabetiſch geordneten 
Rubrifen. Die ueneren criminalrechtlihen Schriften und die Parlamentsberichte 
über die Reform bes Strafverfahrens enthalten ein unliberjehbares Detail. Bon 
den neueren deutfchen Schriften bebe ich nur hervor bie trefflidde Mitter- 
maier’s, das englifche, fchottifche und norbamerifanifche Strafverfahren. Erlang. 
1851. Es foll hier nur das zum Verſtändniß der Sriedensrichter-Berfaffung 
Nöothige gegeben werden, was freilich mit dem Criminalrecht und Prozeß der 
ordentlichen Criminalhöfe jo zuſammenfließt, daß Burn’s Justice in dem Haupt- 
bend Criminal Law ein beinahe vollfländiges Strafrecht und Verfahren giebt. 

Eine Anzeige iiber die Borunterfuchungsordnung von 1848, 11. et 12. Vict. 
c. 42, ift gegeben in der Zeitfchrift fiir ausländifche Geſetzgebung Band XXT. 
101. Die Anordnung des Geſetzes ift folgende: (Art. 1) Der Yriebensrichter 
fanı auf erhobene Charge entweder einen Vorführungsbefehl, oder eine Ladung, 
oder nad) vergeblidher Ladung einen Haftbefehl erlaffen. (2) Auch wegen Ber- 
brechen auf hoher See. (3) Haftbefehle gegen folche, die ſchon durch indictment 
in Anklageſtand verfett find, werben auf Certififat eines Secretairs des Gerichts, 
bei welchem die Anklage fiir begründet erfunden wurde, erlaflen (Formular F. 
@. HA. J.). (8) Form der Information. (9) Form der Summons und Inſi⸗ 
nuation. (10) Form des Warrant und Vollftreduug. (11— 15) Indoſſament 
der Warrants. (16) Ladung der Zeugeu. (17) Berhör der Zeugen. (18, 19) 
Verhör des Angeichuldigten. (20) Berpflichtung der Zeugen und des Profecutor. 
(21) Remanding for reexamination. (22) Forum der Vorunterſuchung; ale 
Gerichtoſtand der Borunterfuchnng wirb regelmüßig vorausgejett der Friedens⸗ 
bezirk des begangenen Berbrechens. Wird indeffen der Thäter in einer anderen 
Grafſchaft ergriffen, jo kann die Eramination auch dort bis zum Schluß geführt 
werden. Erfcheinen jedoch dem Richter die vorhandenen Beiveije fir das Haupt- 
verfahren nicht genügend fo foll er den Angefchuldigten durch warrant (For⸗ 
mular RB. 2) an einen friedensrichter des forum delicti commissi abliefern ; 
der letztere Richter faßt dann definitiven Beſchluß iiber Fortſetzung oder Ein- 
ſtellung des Verfahrens. (23, 24) Zulaffung der Bürgfchaftsftellung, bail. 
(25, 26) Commitment oder Discharge; Transport des Angefchuldigten. (28) 
Die beigefügten Formulare A—T, oder weſentlich gleichlautende ſollen gefeiglich 
gültig fein. (34) Aufhebung von 11 älteren Gefeten, von 13. Geo. II. c. 31, 
bis 6, et 7. Will. IV. c. 114. Als Einzelnachweiſung dient noch das Folgenpde: 

1) Für das Informationsprotololl giebt das Geſetz $ 1, 8 ein Formular 
(a) Die eidliche Aufnahme ift in dem neuen Geſetz vorgefchrieben, jofern 

« darauf ein Haftbefehl erlafien werben fol. Zum Erlaß einer einfachen Ladung 
gexügt eine mindliche unbeeibete Anzeige. Auch fol kein Einwand hergenom- 
men werden aus einem Formmangel oder einer Nichtübereinſtimmung ber fpä- 
teren Beweifung mit der Information. 
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2) Für die Ladung wird im Geſetz $ 9 ein Formular (C.) gegeben, welches 


an den Gelabenen felbft adreifirt ift. Die Ladung foll den kurzen Inhalt der 
Information enthalten, Zeit und Ort des Erſcheinens vor einem (ober poei 
Friedensrichter beftimmen, durch einen Conftabfe oder andern Boligeibesmten 
‚dem Angeſchuldigten in Perfon, „oder an einen Andern für ihn, in ſeinem 
letzten oder gewöhnlichften (most usual) Aufenthaltsort” infinwirt werden. Der 
ladende Beamte foll im Termin erfcheinen, um nöthigenfalls iiber die Iufinustion 
Zeugniß zu geben. Bleibt ber Geladene aus, fo kann der Priedensrichter einen 
Borführungsbefehl (Formular D.) erlaſſen. Keine Ladung foll wegen Form 
mangels angefochten werden. 


3) Für den erfieu Haftbefehl pflegt das Kormelle des Verfahrens unter 


der Rubrik Warrant vorzufommen. Hegelmäßige Borausfekung iR eine 
eidfiche protofollarifche Ausfage, enthaltend eine beftimmte Aufchufdigung. Coke 
4. Inst. 177. Hale ift dagegen der Anſicht, daß ein Friebensrichter and ohne 
das den Wurrant erlaffen könne. Hawkins beflätigt dies, empfiehlt jedoch 
Borficht, da dies Verfahren mehr auf Convenienz als auf Geſetz beruhe. Ju 
der Praris galt es jedenfalls für zuläffig nach vorangegangenem Berhör des zu 
Berhaftenden bei dringendem Verdacht einer felony oder eines thätlichen Frie 
densbruches. 

Die materiellen Bedingungen des Haftbefehls kommen unter der Ru 
brif Arrest, criminal law vor. Als justa causa gilt: der gemeine Ruf, wenn 
er auf einem plaufiblen Grunde ruht, nahe Indicien der Schuld, Yiuchtveriudh, 
ſchlechte Geſellſchaft, vagabundirendes unordentfiches Leben ohne fichtbare Mittel 
des Unterhaltes u. ſ. w. Geſchieht die Verhaftung auf Antrag eines beftimmten 
Denuncianten, fo ift diefer flir den materiellen Grund verantwortlich: bie Ber: 
antwortlichleit des bdefretirenden Beamten richtet fi nach dem Sauptgeficdtd: 
punlt, ob er in bona fide hanbelte. 

Für die Frage, ob mit einfaher Ladung oder mit Haftbefehl 
begonnen werden joll, hatte die Praris einige Maximen gebildet. Die Hait 
trat als Regel ein bei felonies und bei Vergeben, die einen großen und un 
mittelbaren Schaben drohen oder einen Verſuch zur Begehung einer felony 
involviren, und ſelbſt bei Meineren Vergehen, wenn ein Beweis fiir den Verdacht 
der Flucht vorliegt. Keine Verhaftung pflegt einzutreten bei ſolchen Vergeben, 
bei welchen ein Privatintereffe zum Mißbrauch des Anklagerechtes nahe liegt 
(perjury, conspiracy, private libel), bei Anlagen, die von privatredtliden 
Borfragen abhängen, und bei einfachen Polizeilibertretungen. Nach 11. et 12. 
Viet. c. 42 & 1, 9, 10 entjcheidet Die reine Discretion ber Friebensridter 
zwifchen einfacher Ladung und Vorführungsbefehl. Auch wo einfache Labımy 
ſchon verfügt ift, kann noch ein Haftbefehl nachgefandt werden. (Man beadile 
dabei jedoch die Kürze der englifchen Borunterfuchung). Der Warrant (For 
mular B.) ift nicht anfechtbar wegen Formmangels. Er if vollfiredber inner 
halb der Grafſchaft ober bes jonftigen Bezirkes der Friedenscommiſſion, und im 
Falle des frifchen Verfolgung in ber nächflanliegenden Grafichaft sder Orticait 
und innerhalb 7 engl. Meilen von ber Grenze des. Polizeibezirke gerechnet 
Um darüber hinaus zu gelten bedarf es eines Indoflaments. Dies Verfahren if 
auch ausgedehnt auf .‚Haftbefehle von England nad Schottland und umgelehrt 
13. Geo. II. c. 31 8 1, nad Irland und umgelehrt 44. Geo. II. c. 9%. 
8 3, und überhaupt auf alle Theile des vereinigten Königreiche gegenſeitig 
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54. Geo. IH. c. 186. Das Indoffament kann durch mandamus erzwungen 
werden; andererfeits ift der indoffirende Friedensrichter nicht verantwortlich für 
die Bollziehung, welche ganz von dem vertreten werben muß, ber den urſprüng⸗ 
fihen Haftbefehl erließ. Der indoffirende Friedensrichter ift auch befugt 
Eantionsftellung in der gewöhnlichen Weife von dem zu Berbaftenden anzu⸗ 
nehmen. Im 11. et 12. Vict c. 42 $ 11—15 werben die älteren Borfchriften 
über da6 Indoſſament der Warrants wieder znfammengefiellt (Formular K.). 

Einen Incidentpunft bilden noch die Hausfucdhungsbefehle, Search 
warrants, welde in ber älteren Praris eigentlich nur zur Ermittelung des 
geftohlenen Guts vorlamen, durch 7. et 8. Geo. IV. c. 29. aber dem richter⸗ 
lichen Ermeſſen anheim gegeben find in allen Fällen eines Strafverfahrens, 
mit Einfchluß der bloßen Polizeivergehen. Vorausgeſetzt wird eine eidliche 
Zengenansfage mit Angabe eines planfiblen rundes zu der Bermutbung, daß 
eine Perſon irgend welche Bermögensftüde, in Bezug auf welche ein ftrafbares 
Vergehen begangen ift, in ihrem Beſitz oder in ihren Räumlichkeiten habe. Die 
Serantwortlichleit dafiir trägt der Denunciant. Der Befehl darf nur an einen 
Constable oder öffentlichen Beamten, nicht an eine Privatperfon gerichtet wer⸗ 
den; er ſoll in der Regel nur auf Hausſuchung bei Tage lauten, und nur auf 
beftiimmte von dem Denuncianten eidlich bezeichnete Lolalitäten. General 
search warrants für ganze Bezirke gelten als illegal. 

4) Die Bürgichaftsftellung, bail, war durch eine Reihe von Geſetzen näher 
beſtimmt. Nach der Bill der Rechte darf Teine übermäßige Caution gefordert 
werden 1. Will. et M. st. 2 c 1; die Praris hat daher gerichtsübliche Sätze 
angenommen mit ilberwiegender Riüdficht auf den Stand. Bei leichteren Ber- 
gehen unter dem Grad ber Felonie Bat der Angeklagte nach bisheriger Praris 
ein beftimmtes Recht auf Zulaffung zur Kaution, der weigernde riedensrichter 
unterlag fogar einem Strafverfahren und einer Civil-Entichädigungsflage. Die 
älteren Geletze über die Zulaffung der Cautionen 3. Edw. I. c. 15; 1. et 2, 
Philip et M. c. 13 waren indeſſen fchon durch die Prozeßcautionsordunung 
7. Geo, IV. c. 67 aufgehoben, und diefe durch 11. et 12, Vict. c. 42 88 23, 24, 
Die Zulaflung ift hier wieder in die Discretion der Friedensrichter geftellt, 
mit einziger Ausnahme bes Hochverraths, wo fie nur mit Order eines Stants- 
minifter6 erfolgen darf, oder durch die Queen’s Bench, ober in den ferien 
duch einen einzeln Richter derfelben. Die Formulare S. 1—5 entiprechen 
der Älteren Praris und enthalten noch einige Erleichterungen. Die Tendenz 
der Geſetzgebung biieb überhaupt feit Fahrhunderten, die Haftfreiheit gegen 
Caution zu begünftigen und möglichft vielen Friedensbeamten concurrivend bie 
Befugnig zur Annahme von Sautionen beizulegen. So hat auch der requirirte 
Friedensrichter, der einen Haftbefehl indoffirt, die Befugniß bail dabei anzu- 
nehmen. Iſt der Berhaftete gegenwärtig, fo wird er unmittelbar auf freien 
Fuß gefeht; ift er im Gefängniß, fo erlaflen die beiden Friedensrichter ein 
Warrant of deliverance an ben Gefüngnifßbeamten. Die übermäßige Be- 
gänkigung des Vermögenden, welche darin liegt, wird gemildert durch die Ab- 
Rufungen der Caution nad dem Stande. Gemwöhnliche Cautionsſummen für 
feine Leute find 10 L., fiir Mittelftände 50 L., fiir Sonorationen 300 L., für große 
Grimdbeſitzer 600 2., das geſetzliche Maximum für einen Bair 1200 2. In einem 
lebendigen Communalleben findet ber ehrenhafte Mann, auch wenn er unvermö- 
gend iR, wohl noch feinen Vürgen. In England ift aber dod die Gautions- 
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zufaffung fiir die höheren Stände zu weit getrieben, befonders durch bie nenefte 
Geſetzgebung. 

5) Examination. Die vorſichtige Vorhaltung, welche den Angeſchul⸗ 
digten von einem Geſtändniß geradezu abmahnt, entſpricht ſchon dem ülteren 
Prozeſſe (Dalton c. 164) und iſt durch 11. et 12. Vict. c. 42 8 18 zum Geſetz 
erhoben. Das zulett erwähnte Provifo gift jedoch nur als veglementariid 
(directory). Nur wenn etwa Drohungen und Verfprechungen wirklich voran- 
gegangen wären, würde auf Unterlafjung der Belehrung darüber ein Gewidt 
gelegt werden (Präjubizien in Burn’s Supplem. 1852. p. 194). Das Formu⸗ 
far N. fiber die Erflärung der Angefchulbigten (Statement of the Accusel) 
lantet: 

„A. B. ſteht angeſchuldigt vor wir J. S. Königl. Friedensrichter für die 
Grafſchaft N. N. heute am .. 1848 deshalb, weil ber. befagte A. B. am... 

. (die Anſchuldigungspunkte fo, wie im Tenor ber Zeugenausſagen) ımd 
nachdem die gedachte Anfchuldigung dem gedachten A. B. vorgelefen, und die 
Anſchuldigumgezeugen C. D. und E. F. einzeln in feiner Gegenwart verhört 
find, ift der gedachte A. B. jett von mir angeſprochen, wie folgt: „Rad An- 
börung des Beweiſes wünſchet Ihr irgend etwas zu fagen zur Beantwortung 
der Anſchuldigung? Ihr feid nicht verpflichtet irgend ettwa® zu jagen, wenn 
Ihr es nicht zu thun wünſcht; was Ihr aber fagen werdet, wird ſchriftlich 
aufgenommen und Tann in Eurem Hauptprozeß als Beweis gegen Euch vor- 
gelegt werden; " worauf der gedachte A. B. folgendes fagt: (möglichft wörtfih 
und von ihm unterzeichnet, wenn er will). Aufgenommen von mir x. J. 8S.“ 

Die praftifhe Regel fiir alle diefe Verhandlungen ift feit Menſchenaltern 
die Deffentlichfeit geblieben, und die Erfahrung der englifchen Polizeibeamten, 
Richter, Advocaten ımd Anwälte fpricht fich daflir aus, weil bie Deffentlichteit 
diefelben einfacheren Formen, welche für das ſummariſche Strafverfahren gelten, 
auch für die Borunterfuchung anwendbar macht; weil fie das Miftranen bed 
Publikums gegen die Inquifttionsthätigfeit des Nichters aufhebt; weil fie zut 
Ermittelung der Wahrheit und Entdedung neuer Thatumftände weſentlich bei- 
trägt. Selbſt ſolche, die fonft zur Nahahmung franzöfifcher Inftitutionen hin- 
neigen, find bier entichieden fir die Deffentlichfeit, wie Lord Brougham, Report 
on P. Prosecutors 1855 p. 10. 

6) Warrant of commitment, Die Ablieferung zur Unterfuchungshaft geſchah nad 
älteren Geſetzen in allen Fällen von felony an das Kreisgefängniß, common 
'gaol of the county, 5. Hen. IV. c. 10; 23. Hen. VIII. c. 2. Später ba 
leichteren Bergehen entweder an das Kreisgeflingnig oder Eorrectionshant 
6. Geo. 1. c. 19. Jetzt nach freier Wahl des Friedensrichters an das dem 
Alftfenort nächfte Gefängnif 5. et 6. Will. IV. c. 38 83. Die Unterfuchumgt 
haft dauert bis fie entweder burch ein Decret des Obergerichts (Habeas corpus) 
aufgehoben, oder durch Entbindung von der Anflage durch die Große Jun, 
oder durch Freifprehung in dem Hauptverfahren erledigt wird. Die Koften det 
Unterfuchungshaft trägt der "vermögende Angeffagte 3. Jac. I. c. 108 1; Mi 
deffen IUnvermögen (was durch eidliches Verhbr feftzuftellen) erläßt der Frie⸗ 
densrichter eine Zahlungsorber an die Kreiskaſſe 27. Geo. IT. c, 3; 11. et 12. 
Vict c, 42 8 26. 

”) Die Refultate der friedensridterlihden Borunterfuhungen 
werben alljährlich ſichtbar durch die Eriminalftatiftil. Die Zahl ber committals 
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for trial betrug i. 3. 186015999; 185916674; 185817855; 1857 == 
20269; 1856 — 19437; die Durchſchnittszahl der vorangegangenen 10 Sabre 
war 27000 gewefen. Die Statiftit für das Gefchäftsiahr 1860 Parl. P. 1861 
Vol. IX. Part. I. ergiebt, daß von den 15,999 committals dieſes Jahres 
6632 Fälle vor die Duartalfitungen der Graffchaft verwiefen wurden, 1626 
fälle vor die Middlesex County Sessions, 3547 Fälle vor die ftädtifchen 
Suartalfigungen, 3108 Fälle vor die Affifen der reifenden Richter, 1086 Fälle 
vor den Central Criminal Court in London. In 12,068 Fällen erfolgte eine 
Berurtheilung, in 3,907 Fällen eine Freiſprechung oder Entlaffung, darunter 
69 Fälle einer Zurückweiſung der Anflage durch die große Jury. Die Ge- 
fauımtzahl der neuen Berhaftungen wegen folcher fchwereren Sriminalfälle betrug 
in demjelben Geſchäftsjahr 16190. Eine vergleichen.e Statiftil der drei vor- 
angegangenen Juſtizjahre 1857, 1858, 1859 geben die Parl. P. 1861 Vol. LXU. 
Part. II. ©. 51 ff. | 

Ergänzend tritt zu diefer Borunterfuchungsthätigleit der Friedensrichter dann 
allerdings noch da8 Gebiet der ungewöhnlichen Todesfälle, welde in 
den Geidhäftsfreis der Coroners (Cap. I. $ 4) fallen, die bei der Protocollirung 
der Berhöre und der Zeugenausfagen, bei Beftellung der recognizances und 
bei Einfendung der Acten an das Strafgericht weſentlich diejelben Vorſchriften 
zu befolgen haben. Die Juſtizſtatiſtik für das Geſchäftsjahr 1860 Parl. P. 1861 
Vol. LX. Part. I. ergiebt 21,173 coroners inquests. Dabei Yauteten die 
verdicts der Geſchworenen auf Mord 268, auf Todtichlag 144, auf gerechtfer— 
tigte Tödtung 8, auf Selbfimord 1357, zufälligen Tod 9225, unbefannte Gründe 
313, todtgefunden 2858, ilbermäßiges Trinken 285, vernadläffigte Krankheit 
137, Mangel, Kälte ꝛc. 215, andere Fälle eines natürlichen Todes 6258. 


8 36. 


Der Zriedensridter als Bolizeiftrafrichter. Information. 
Summons. Hearing and Evidence. Conviction. 


Die Magna Charta hatte bei jedem ordentlichen Strafverfahren 
die Mitwirkung von Gerichtsmännern (judicium parium) zugejidert. 
Die Ausführung diefes Grundrechts war nicht anders möglich gewefen, 
als durch Umgeftaltung und Beſchränkung der Gemeindegerichte auf die 
Thatfrage; die common law hatte nun fein anderes Strafverfahren 
als vor Richter und jury. Die Erfahrung zeigte aber frühzeitig die 
Unmöglichkeit der Durchführung diefes . Principe auf alle Straffälle. 
Tie Ueberhäufung der ordentlichen Strafgerichte mit Heinen Fällen, die 
Rothwendigkeit einer prompten Juſtiz durch Rocalrichter in Heinen Fällen, 
und die frühzeitig entftehenden Gewerbe: und Arbeitspolizei-Ordnungen 
wurden gerade Hanptgründe zur Einführung der Friedensrichter. Ym 
Entftehen war es eine Art von Adminiftrativ-Juftiz, wenn einzele Polizei- 
Verordnungen ben KreispolizeisCommiffarien auch das Recht der ſum⸗ 
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marifchen Abftrafung beilegten. Frühzeitig aber ging das Verfahren in 
richterliche Formen über, die Stellung ‚der Polizeiberren in eine richter: 
fie; und die Gefeßgebung häufte nun von Meenfchenalter zu Menſchen⸗ 
alter durch Spezialgefeße die Fälle, in welchen bald ein, bald zwei 
Friedensrichter fummarifch ohne Jury auf Strafe erkennen durften. 
Dies ganze Gebiet der friedensrichterlichen Thätigkeit beruht alfo nit 
auf common law, fondern auf Statuten. 

Das Berfahren Hatte fi durch die Praris gebildet, ergänzt 
durch verfchiedene Gefege von 18. Eliz. c. 5. herab bi® zu 6. et 7. 
Will. IV. c. 114, neuerdings confolidirt durch 11. et 12. Vict. c. 33, 
an Act to facilitate the Performance of the Duties of Justiees 
of the Peace out of Sessions with respect to summary Con- 
vietions and Orders, eine Prozeßordnung für das polizeiliche Eivil- 
und Strafverfahren, mit 37 Formularen. Es beginnt mit einer Denun: 
ciation (Information); darauf folgt eine Citation (summons); der 
im Termin erfcheinende Angefchuldigte wird gehört, die Zeugen in 
feiner Gegenwart vernommen (hearing and evidence); dann folgt 
das Strafurtheif (conviction), welches in den meiften Fällen durd 
Pfändung vollitredt wird (distress); in vielen Fällen mit Appellation 
an die Quartalfigungen (appeal). Died Verfahren deckt fid zum 
großen Theil mit dem Vorunterjuchungsverfahren. Viele Artikel der 
beiden an einem Tage erlaffenen Berordnungen 11. et 12. Vict. 
c. 42, 43 ftimmen wörtlid) überein, was um fo fachgemäßer', da der 
Sriedensrichter oft erft am Schluß der Verhöre fich entfchließt, ob er 
nach Lage der Sache jelbit jummarifch ftrafen, oder die Sache an einen 
höheren Gerichtshof verweifen foll. 

I. Die Information ift die Grundlage ded Verfahrens, und 
wird meiſtens in Geftalt eines fchriftlichen beeideten Protofofle aufge: 
nommen nach folgendem Formular: 

Kent, zur Nachricht. — Es wird hiermit regiftrirt, daß am 16. December 18.. 
zu M. in der gedachten Grafſchaft Kent, A. B. aus N. in der gedadzten Oral 
ſchaft, Arbeitsmann, perſönlich ericheint vor mir J. P. esq. Friedensrichter, und 
mir anzeigt, daß C. D. aus N. in der gedachten Graffchaft, Arbeitsmann, am 
15. December 18.. in der Gemeinde N. (folgen die einzelen Thatſachen, Um 
fände, Zeit, Ort), entgegen der Form des für folcden Fall ergangenen Statutt, 
wodurch Kraft jenes Geſetzes der gedachte C. D. verwirkt hat für das gebadte 
Bergehen, L. —: Deromwegen der gedachte A. B. mein Einfchreiten erbittet, und 
daß der gedadhte C. D. überführt werben möge der obengedachten Uebertretung, 
und daß der gedachte C. D. geladen werden möge zu erfcheinen vor mir, zu 
antworten auf die gedachte Anklage, und daß mit ihm weiter verfahren werden 


möge gemäß dem Geſetz (Unterichrift des A. B.). — Aufgenommen vor mir am 
obengedachten Tage und Ort. J. P. 
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Die Subftanz der Anklage muß die directe und pofitive Behauptung 
der Uebertretung enthalten, nicht bloß die Angabe von Verdachtögrün- 
den dafür; die einzelen Thatſachen möglichft jo wie fie im Strafgeſetz 
bezeichnet find oder mit gleichgeltenden Worten; Perfonen, Sachen und 
Summen möglichft genau. “Der leitende Gefichtspunft dabei ift, daß 
die Denunciation einer Anklageacte im ordentlichen Strafverfahren 
entſpreche. 

Auch da, wo das Geſetz das Zuſammenwirken mehrer Friedens⸗ 
richter zur Verhandlung der Entſcheidung der Sache fordert, iſt doch 
ein Friedensrichter competent zur Annahme der Information und zum 
Erlaß der Ladung (welche dann aber auf Erſcheinen vor 2 Friedens⸗ 
richtern lautet), überhaupt zum Erlaß aller prozeßleitenden und Exe⸗ 
cutionsdecrete (beftätigt durch 11. et 12. Vict. c. 43, 8 29). 

U. Summons. Warrant. Der Friedensrichter erläßt hier⸗ 
auf eine Citation in der vorgejchriebenen Form, adreifirt an den Be⸗ 
ihuldigten, kurz wiederholend den Inhalt der information, mit dem 
Befehl, in einem Termin vor dem Friedensrichter zu erjcheinen, fich 
ju verantworten, und das weitere Geſetzliche zu gemwärtigen. Die 
vadung muß durch einen Constable oder eine andere Perfon entweder 
perſönlich inſinuirt oder in dem legten befannten Aufenthaltsort zu- 
rüdgelaffen werden, worüber der ladende Beamte nötbigenfalis Zeugniß 
abzulegen bat. Bleibt der Geladene aus, fo ergeht ein warrant of 
apprehension auf zivangsweife Vorführung, erlaffen unter Handſchrift 
und Siegel des Tsriedensrichtere, wieder mit kurzer Angabe des Inhalts 
der Information. Durch das neue Geſetz ift es in das reine Ermeſſen 
des Friedensrichters geftellt, auch in diejen Fällen das Verfahren fo- 
gleich mit einem Vorführungsbefehl zu beginnen. 

II. Hearing and Evidence, mündliche Verhandlung umd 
Beweisaufnahme. Der Ort diefer Verhandlung gilt nach der Praris 
und jegt nach ausdrücklichem Geſetz als öffentlicher Gerichtshof, in 
wilden das Publikum das Recht des Zutritts, der Beklagte das Recht 
voller Bertheidigung, der Anweſenheit beim Seugenverhör, und das 
Recht des Kreuzverhörs hat. Gleiche Rechte hat der Kläger. Der 
Gerichteohof kann auch nach Bedürfniß die Verhandlung von Termin 
zu Zermin vertagen. 

Der Richter beginnt damit dem Beklagten den Inhalt der In⸗ 
formation mitzutheilen, mit der Frage, ob und welche Gründe er gegen 
die beantragte Berurtheilung anzuführen habe. 

Geſteht der Bellagte zu, jo wird die Ausfage protofollirt, und 
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auf Grund dieſes vollbeweifenden gerichtlichen Geftändniffes ſofort das 
Strafurtheil gefprochen. 

Läugnet er, jo wird ein etwaiges Geſuch um Pertagung zur 
Vorbereitung feiner Vertheidigung in der Regel bewilligt. Die gewöhn- 
fiche erjte Antwort ift, wie im ordentlichen Strafverfahren, ein „nicht 
ſchuldig“, oder auch wohl Stillfchweigen des Beklagten; morauf der 
Richter zuerft den Kläger und feine Zeugen, dann den Beklagten und 
feine Zeugen hört. Nach jeder Zeugenausfage wird der Beklagte mit 
einer Entgegnung darauf gehört. Jeder Zeuge wird vereidet, und 
feine Ausſage möglichjt wortgetreu zu Protofoll notirt. Am Schluß 
wird die Zeugenausfage vorgelefen, und gewöhnlich auch zur Unter: 
zeichnung vorgelegt. Auch wenn in der Praris der Clerk das Verhör 
leitet, foll e8 wenigſtens unter Aufficht und in Gegenwart des Frie⸗ 
densrichter8 in den entfcheidenden Momenten gefchehen. Weide Parteien 
fünnen fi bei der Verhandlung eines Anwalts oder Advolaten be 
dienen: früher nach der Praris, jet nach dem Geſetz. 

Die fogenannten rules of evidence, Beweisgrundfäge de 
ordentlichen Strafverfahrens, gelten auch Hier. In der Regel genügt 
daher ein Zeuge zur Ueberführung. Zeugnißunfähig find erklärt 
Atheiften, und Eheleute für und wider einander. Die früheren Un: 
fühigleitögründe wegen interest und orime find durch die nenere Ge⸗ 
feßgebung als abfolute Gründe der Ausfchließung befeitigt; felbft ein 
beitimmtes Alter wird nicht vorausgefegt. Das Urtheil über die 
Glaubwürdigkeit aller Beweismittel aber hängt von dem gewiffenhaften 
Ermeſſen des Richters ab, der hier an der Stelle der Yury fteht. 

IV. Conviction. Nad dem Schluſſe der Verhandlung erfolgt 
da8 Endurtheil: entweder Freiſprechung (order of dismissal), von 
welcher der Beklagte Abjchrift verlangen kann, — oder Berurthei: 
lung zu Strafe. Die Faſſung des Strafurtheil® wurde von jeher mit 
großer Sorgfalt behandelt. Zahllofe Geſetze fchreiben die Urtheilsfor: 
mel fogar wörtlich vor. Es foll daraus erhellen die Kompetenz ded 
Triedensrichters und die Beobachtung der weientlichen Prozeßformen, 
namentlih: Information, Ladung, Erfcheinen oder Nichterfchenen, 
Geftändnig oder Vertheidigung, Anfchuldigungsbeweis, Endfprud. Ein 
Hauptunterfchied zwifchen bloßen Orders und Convictions inbbeſon⸗ 
dere befteht darin, daß die legteren die Subftanz der Beweiſe wicht: 
geben müfjen, und zwar des Beweiſes von beiden Seiten. Ebenſo 
muß eine beftimmite Strafe in dem Tenor (adjudication) ausgefproden 
und auf die gefeglichen Verwirkungen erfannt werden. Zugleich werden 
dem einen oder andern Theil die Koften auferlegt: früher nur wo ed 
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das Statut beftimmte, jegt allgemein feit 18. Geo. III. c. 19; doch 
fo, daß bei Geldbußen von 5 2. und darüber nad) Ermefjen des Rich 
ters die Koften von der Strafe bis zu % abgezogen werden fönnen. 
Turd 3. Geo. IV. c. 23 wurde folgendes allgemein anmwendbare 
dormular einer conviction vorgejchrieben: 
Grafihaft N. N. — Es wird hiermit beurfundet, daß am 16. December 184. 
zu N. in der Grafſchaft W. der A. B. aus N., Arbeitsmann, perfönlich erfchien 
vor mir C. D., Sriedensrichter, und mir Anzeige machte, daß E. F. aus N. am 
15. December 184. am gedachten Ort (folgt der thatfächliche Inhalt der In— 
formation), gegen bie Form bes für folchen Tall erlaffenen Statuts: worauf der 
gebadhte E. F. nad) gehöriger Ladung zur Verantwortung vor mir erfchien am 
20. December 184. zu N., und nad) Anhörung der in der Information enthal- 
tenen Anklage erflärte, er fei nicht ſchuldig: worauf ich, der gedachte Friedens- 
richter, dazu fchritt, die Wahrheit der in der Information enthaltenen Anklage 
zu prüfen und am 21. December 184. zu N. ein glaubroürdiger Zeuge A. W. 
aus N. eidlich deponirt und jagt in Gegenwart des gedachten E. F., daß (folgt 
die Zeugenansfage, oder die mehren Zeugenausfagen der Reihe nad): und da 
hiernad es mir offenbar erfchienen ift, daß der gedachte E. F. ſchul⸗ 
dig des in der Information ihm zur Laft gelegten Vergehens, erkläre ich ihn 
hiermit ſchuldig des vorgedachten Vergehens, und declarire und 
\prede Recht, daß er, der gedachte E. F. verwirft hat die Summe von £ 
— geſetzliche Münze von Großbritannien fiir das gedachte Vergehen, zu ver- 
wenden nach Borjchrift des darliber erlaflenen Geſetzes. Gegeben unter meiner 
Handſchrift und Inſiegel sc. C. D. 
Man ſcheidet in einer ſolchen adjudioation zwei Theile: die con- 
viction und die sentence, Erwägungsgründe und Tenor, deren 
genaue Formulirung wefentlich ift wegen einer möglichen Caffation. 
Der Angeklagte ift berechtigt zu einer Urtheilsabfchrift; in wichtigeren 
Fällen erfolgt eine fürmliche Ausfertigimg, fogar auf Pergament. In 
allen Fällen muß die conviction dem Kreisfecretair eingefandt und 
in der Regiftratur der Quarter Sessions aufbewahrt werden, theils 
mit Rüdficht auf mögliche Appellationen, theil® zur Rechnungscontrole 
über die erfannten Bußen, theils zum Ausweis über frühere Beftrafuns 
gen gegen Rückfällige. 

V. Die Bolfftredung des Urtheils?) erfolgt bei erkannten 
dreiheitsftrafen dur warrants of commitment, nad) neuerer 
Geſetzgebung meistens alternativ im Kreisgefängniß oder Corrections⸗ 
haus. Eine Strafermäßigung fteht dem Friedensrichter nach ergan- 
genem Urtheil nicht zu: wohl aber enthalten viele neuere Polizei-Straf- 
gefeße die alfgemeine Rlaufel, daß der Richter, wenn mildernde Gründe 
vorliegen, alle im Gefeg genannten Strafen um % oder 4 oder noch 
weiter herabſetzen bürfe. 

Am- häufigften lauten die Urtheile auf Geldbußen: und dann 

Gneiſt, Engl. Eommunalverfaffung. 38 
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ergeht ein Abpfändungsbefehl, warrant of distress, auf Eirafe 

und Roften; fällt die Erecution fruchtlos aus, ein Haftbefehl. Na 

vielen neueren Gefegen kann auch da, wo das Geſetz Geldbuße beftimmt, 
fogleihh auf Gefängniß erkannt werden, wenn die Friedensrichter ge: 
nügend überzeugt find, daß eine Auspfändung dem Nahrungszuftand der 

Verurtheilten verderblih, oder fruchtlos fein würde. Die erkannten 

Geldbußen und Verwirkungen konnte früher jeder Friedensrichter, jo: 

wohl für ſich wie für einen Colfegen, einziehen und vorläufig an ſich 

- behalten, mußte aber barüber Buch führen zum Zweck der jährliden , 

Abzahlung an den Sheriff 41. Geo. III. c. 85. Das Berzeichnif 

wurde bis zur nächften Quartalfigung dem Clerk of the Peace mit: 

getheilt, ber die weitere Verrechnung mit dem Sheriff übernahm, 

3. Geo. IV. c.46 82. Nach dem neuen Gefeß buchen die clerks dir 

friedensrichterfichen division diefe Geldbußen. 

VI. Appeal. Die Appellation®) von dem jummarifchen Strf- 
urtheil an die Quartalfigungen verfteht fich nicht von felbft, wenn fe | 
niht durch das Statut ausdritdlich geftattet ift, was aber im jehr 
zahlreichen Fällen gefchieht. 

Umgefehrt verfteht ſich in polizeilichen Straffällen das Recht der 
Abberufung an die Queen’s Bench durd Certiorari von 
jelbit, fofern es nicht durch das Statut ausdrüdlich entzogen it. 
Vorausgeſetzt wird aber ein dringender Grund, 3. B. eine Rekuſation 
gegen den Friedensrichter. Auch ift die Abberufung erfchwert durch 
eine Proceßcaution von 300 Thlr. ©. und andere Formvorſchriften 
5. Geo. II. c. 19. 

*) Weber die ſtückweiſe Entftehung des ſummariſchen Strafredte 
der Friedensrichter vergl. die geichichtliche Abtheilung S. 295, 2%. Am 
Schluß des Mittelalters find nur Bruchſtücke davon vorhanden (S. 180); die 
Beriode der Tudors und Stuarts tritt aber direlt und bereits maſſenweiſe mit 
fummarifchen Beftrafungen ohne Jury hervor, wie fie S. 295, 296 zuſammen 
geftellt. find. Das achtzehnte Jahrhundert häuft dieſe Fälle in unabſebbarer 
Weiſe (S. 365). Das Berfahren war lange Zeit faft ganz ber Prarie d. h. 
der Analogie und dem Geift des ordentlichen Criminalverfahrens mit Ju 
überlaffen, und noch im achtzehnten Jahrhundert oft etwas patriarchaliſch in 
feiner Wirklichkeit. Schon die älteften Ausgaben von Burn’s Justice v. Cun- 
viction geben folgendes Bild des Verfahrens: „wo alfo von einem Veriahten 
mit Jury dispenfirt ift, muß nichts defto weniger der Friebensrichter procediren 
nad) dem Prozeßgang des gemeinen Rechts mit juries, und fich betradgten 
als an Stelle von Richter und jury fiehend. Daher muß eine infor- 
mation oder charge gegen einen Angefchuldigten vorhanden fein; dann muß 
er geladen werden, oder Kenntnig haben von ſolcher Anfchuldigung, und eine 
Selegenheit haben, feine Bertheidigung anzubringen; und der Beweis gegen 
ihn muß fo fein, wie ihn das gemeine Recht verlangt, wenn nicht'das Gejed 
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es anders verordnet; ſodann, wenn die Perſon ſchuldig befunden, muß conviction, 
judgment und execution nach dem Lauf des gemeinen Rechts ergehen, modi- 
ficirt durch die fpezielle Autorität des Statut; und am Schluß muf ein record 
über bie gefammten Proceduren da fein, worin der Friedensrichter Die befondere 
Weite und Umftände jo auseinander jegt, daß wenn er zur Rechenfchaft darüber 
von einem Obergericht aufgefordert wäre,” e8 ſich ergiebt, daß er dem Geſetz 
gemäß verfahren und die ©renzen feiner Iurisdiction nicht überjchritten hat.“ 

Schon Blackstone hatte große Bedenken wegen der Ausdehnung des funt- 
marifchen Strafverfahrens, mit Ausichliegung der Jury, auf eine Ueberzahl 
von Fällen. Er ſpricht von ſtillen Madinationen zur Untergrabung der Frei⸗ 
heiten England's durch Einführung neuer und willkürlicher Prozeßweiſen vor 
Friedensrichtern, vor Commiſſarien der Finanzverwaltung, und vor andern 
ähnlich gebildeten Tribunalen. „Und wie bequem dies auch beim erften Anblid 
feinen mag (unzweifelhaft find alle arbiträren Gewalten, wohl gehandhabt, die 
allerbequemften): jo laſſet uns doch immer wieder in unfere Erinnerung zurück⸗ 
führen, daß Weitläufigleiten und Heine Unbequemlichleiten in den Formen der 
Rechtspflege der Preis find, welchen alle freien Nationen zahlen müſſen für 
ihre Freiheit in wichtigeren Dingen; und da ſolche Eingriffe in dies geheiligte 
Bollwerk der Nation (die Jury) von Grund aus entgegengejett find dem Geift 
unferer Berfaflung; uud daß, wenn auch begonnen in Heinen Dingen, der Bor- 
gang fich fchrittweile erweitern und verbreiten kann bis zur gänzlichen Abjchaf- 
fung der Schwurgerichte in Fragen von der hödjften Bedeutung“ (Comment. III. 
p. 350). Bowyer Const. Law 1846 p. 344, 345 fügt hinzu: „Es find dies 
Abweichungen von dem Gerichtöfyften, die man nur aus Gründen der Roth: 
wendigleit entichuldigen, und deren Grenzen man nicht eiferfüchtig genug be- 
wahren kann. Dieſe discretionäre Gewalt ift jchon gefährlich genug in ben 
Händen von gentlemen und Ehrenmännern; fie würde unerträglich werden, 
foflte fie unteren Beamten der Krone oder unteren Klaſſen anvertraut werden.” 

Eine recht brauchbare Monographie Über das ganze Gebiet des fummari- 
fchen Strafverfahrens ift Paley, Law and Practice of Summary Couvictions 
on Penal Statutes by Justices of the Peace. 4. ed. by H: T. J. Macnamara. 
1856 8. Die älteren Schriften find zum Theil veraltet durch die neue Bro- 
zeßordnung 11. et 12. Vict. c. 43. Die einzelen Klaufeln derfelben find unten 
angegeben; die Schlußllaujeln 88 32 — 39 ebenfo gefaßt, wie die entiprechen- 
den Schlußklauſeln der Vorunterfuchungsorbnung 11. et 12. Vict. c. 42. Im 
8 36 werben 8 ältere Geſetze von 18. Eliz. c.5 bis 6. et 7. Will. IV. c. 144 
ganz oder theilweis aufgehoben. Die Berorduung bezieht fich aber nicht auf 
das Berfahren der Friedensrichter als Stewerunterfuchungsrichter ($ 35b), auch 
nicht auf das Verfahren bei den Armentransportorders (8 100), bei Ber- 
waltung der Irrenhäuſer (8 62a); auch nicht auf die Orders in Bastardy 
(8 56). Die nene Prozeß - Orbrung ift überhaupt nicht fo gefaßt, um 
uns ein anfchauliches Bild zu gewähren. Schon aus biefem Grunde habe 
ich den Gang bes Verfahrens nach der älteren Praris und Gejetgebung an- 
gegeben, unter Anſchluß der Artilel des neuen Geſetzes. Zum Nachweis bes 
Einzelen dient das Folgende: 

1) Anzeige, Information. — Die neue Poligeiprogeßordnung handelt zu- 
gleich vom polizeilichen Civil⸗ und vom polizeilichen Strafprozeß, Ipricht 
baber alternativ von Complaint oder Information, Order oder Gonviction; 
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während hier zunächft nur die frafrechtliche Seite in Betracht kommt. Tat 
Formular einer Information wird im Geſetze als befammt vorausgeſetzt, und 
nur Regeln iiber die Abfafjung gegeben: (8 4) Weber die Bezeichnung der 
Eigenthums und des Eigenthümers in den Informations, namentlid; dam, 
wenn es fid) um Eigenthum von Kreis-, Ortsgemeinden oder Communalverbän- 
den handelt. (8 8) In polizeilichen Civil prozeſſen bedarf es eines ſchriftlichen 
Complaint nur, wo e8 die Barlamentsacte befonders verlangt. ($ 9) Geringere 
Abweichungen zwifchen der Information und ber Beweisführung follen unſchöd 
Yich fein, namentlich Abweichungen in der Zeitangabe, wenn nur das Vergeben 
noch nicht verjährt ift; Abweichungen rüdfichtlich des Orte, wenn nur das Ber. 
gehen in dem Iurisdictionsbezirk der Friedensrichter begangen ift. ($ 10) Eine 
Beeidigung der Information ift gefeßlich nur nothivendig, wenn darauf fo 
gleich ein Haftbefehl erlaffen werden fol. Jede Information oder Complaint 
foll nur ein Vergehen oder ein Object (matter) betreffen, nicht zwei oder mehte, 
und foll entweder von dem Denuncianten in Berfon, oder von einem Advola 
ten, Auwalt oder Bevollmächtigten eingebracht werben. (8 11) Wo das Geſet 
feine andere Verjährungsfrift vorfchreibt, follen alle polizeilichen Eivil- und Stral- 
fälle verjähren binnen ſechs Kalendermonaten nad) Entftehung des Klagegrundes. 
2) Ladung, Borführungsbefehl. Aus der neuen Prozeßordnung gehört 
hierher: ($ 1) Der Richter joll befugt fein, auf angebrachte Information 
zunüchſt eine einfache Ladung zu erlaffen (Yorm. A), flir welche dieſelben 
Grundſätze gelten, wie in der Borunterfuhung. (8 2) Erfcheint der Angellagte 
nicht, jo kaun auf eidliches Zengniß liber die. gehörige Infinuation ein Bor- 
führungsbefehl, warrant (B) erlaffen werben, der auch nad; freiem Ermehlen 
des Richters auf Grund eidlicher Information fogleich erlaflen werden darf. 
Es fteht dem Richter aber auch frei, beim Ausbleiben des Angefchuldigten ein- 
feitig in contumaciam (ex parte) zu verfahren. (8 3) Korm des warrant, 
Bezirk der Vollftredbarfeit, Indoffament in andere Polizeibezirke, Formjehler, 
fo wie in der Vorunterfuhung. (8 5) Das forum delicti commissi iſt aud 
competent zur Strafverhandlung gegen Theilnehmer, Anflifter, Gehülfen. ($ 7) 
Vorfchriften übel die Zeugenladung, welde fchon in biefem Stadium ein 
treten Tann. 
3) Mündliches Verfahren. Aus der neuen Prozeßordnung gehört hierher: 
$ 12. Allgemeine Grundſüätze. Wo das Gefeg nicht ausdrücklich zwei 
Friedensrichter verlangt, erfolgt die Verhandlung vor einem Friedensrichter 
des Bezirks, in welchem das Bergehen begangen if. Das Lokal der Verhand 
fung ift ein open and public court, zu welchem das Bublilum freien Zutritt 
hat, ſoweit es der Raum geftattet. Der Angellagte hat ein Recht auf volle 
Beantwortung und Bertheidigung und auf Berhör und Kreuzverhör der Jengen 
durch feinen Advofaten oder Anwalt; das gleiche Recht fteht dem Informant 
zu (wie ſchon nad) 6. et 7. Will. IV. c. 114 8 2). 

8 13. Ausbleiben einer Partei. Bleibt der Bellagte im Zermin 
aus, fo Tann der Richter entweder 1. den Hal in feiner Abweſenheit hören 
und entjcheiden, oder 2. einen Ergreifungsbefehl erlaſſen und zu den fpäteren 
Terminen den verhafteten Angefchuldigten durch remand ſich wieder vorführen 
laffen. — Bleibt der Kläger aus, fo kann entweder 1. auf Einftellung des Ber- 
fahren® erfannt werben (diemiss), oder 2. auf Bertagung ber Sache unter fort- 
dauernder Haft des Angefchuldigten, oder auch Freilaffung gegen Gaution. (E. F. 
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8 14 Regeln für bie zweifeitige Verhandlung. Dem Ange- 
ichulbigten ſoll zuerft der Inhalt der Information mitgetheilt werden mit der 
Frage, welche Grimde er gegen feine Strafüberführung anzugeben habe. Ge⸗ 
fieht er die Wahrheit der Anfchuldigung ein ohne genügende Entichuldigungs- 
gründe, fo erfolgt der Urtheilsſpruch. Leugnet er, fo fchreitet der Richter zum 
Berhör des prosecutor, der Anfchuldigungszengen und jonftiger Anfchuldigungs- 
beweife; dann zur Anhörung des Angefchuldigten, feiner Zeugen und Beweiſe. 
Beide Theile haben das Recht des Krenzverhörs, aber Fein Recht zur Replik. 
Defenfionalzeugen, welche nur über die gute Führung des Angelchuldigten ans- 
fagen, ımterliegen feinem Gegenverhör des prosecutor. 

8 15. Zeugenbeweis. Der prosecutor gilt als vollgültiger Zeuge, 
iofern er nicht ein Geldintereſſe hat; der complainant im polizeilichen Civil⸗ 
verfahren unbedingt. Jeder Zeuge ift gejeglich zu vereidigen. — Ein Recht zur 
Zeugenladung fand dem Richter früher nur nad) fpeciellen Geſetzen zu, jett 
allgemein ebenfo wie in ber Borunterfuchung. Die Zeugen können durch Ladung 
oder Borführungsbefehl (G. 1—3) citirt werden. Bermeigerung der Antwort 
oder des Zeugeneides mird durch commitment bis zu fieben Tagen geahndet. 
($ 16) Bertagung der Berhandlung. 

4) Conviction. Aus der neuen Prozeßordnung gehört hierher: 

8 16. Nach dem Schluß der Verhandlungen foll der Richter deren Ge- 
jammtinhalt in Erwägung ziehen, und danach entweder 1. auf Entbindung 
vom Berfahren erfennen (dismiss the information or complaint), und dann 
auf Verlangen, oder nach Ermeſſen eine Order of Dismissal (L.) erlaſſen, und 
dem Angefchuldigten ein Gertificat darliber geben (M.), welches gegen wieber- 
holte Anbringung derſelben Beſchuldigung die exceptio rei judicatae begrün- 
det, oder 2. auf Berurtbeilung des Angejchuldigten erkennen, für welche drei 
Kormulare einer Conviction (J. 1—-3) und drei Kormulare einer Order (K. 1—3) 
gegeben werben. Das Urtheil foll in einer Minute oder Memorandum erpe- 
dirt, danach fpäter die Heinjchrift unter Handichrift und Infiegel des Richters 
ausgefertigt, und das Driginal an die Regiftratur der Quartalſitzungen ein- 
geiandt werben. 

8 17. Die gegebenen Sormulare follen gültig fein für alle fälle, auch 
wo ein Specialgefets eine befondere form of conviction vorſchreibt. 

8 18. Der Koftenpuntt wird in das Ermefjen des Richters geftellt, die 
Koftenliquidation der Ausfertigung des Urtheils beigefligt. 

5) Vollſtreckung. Aus der neuen Prozeßordnung gehört hierher: 

$ 19. Urtheile anf Geldftrafe werben zunächſt vollftredt durch einen War- 
rant of Distress (No. 1, 2), auch im folchen Fällen, wo das Strafgejet 
dies nicht ausdrücklich jagt. Findet der Richter, daß eine Erecution in das 
Bermögen dem Berflagten und feiner Familie verberblic, fein würde, oder er- 
ſcheint es ihm, nach dem Gefländnif des Beklagten oder fonft, daß fein Ber- 
mögen vorhanden ift, fo kann jogleich ein Gefängnifhaftbefehl ergehen, als ob 
die Execution fruchtlo® vollſtreckt wäre. 

8 21. Nach eingehenden Bericht über fruchtlofe Execution (N. 4) kann 
en Warrant of Commitment (N. 5) erlaffen werden auf eine folche 
Sefängnif- oder Korrectionsfirafe wie das Geſetz vorfchreibt. (8 22) Auch wo 
die ipecielle PBarlamentsacte eine folche Klaufel wegen der Strafverwandlung 
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nicht enthält, kann der Richter nach fruchtloſer Execution auf Gefängniß oder 
Correctionshaus bis auf drei Monate erfennen. 

8 24. Generell fol in allen Füllen, namentlich auch wegen ber rüdkän- 
bigen Koften, nach fruchtlofer Execution auf Gefängniß oder Correctionsheus 
bis auf einen Monat erlannt werben. ($ 26) Bei Entbindung von ber Anlage 
tönnen die Koften auch vom Kläger durch Distress und Commitment bis zu 
einem Monat eingetrieben werden. 

8 29. Die Erecutions- und Strafvollfiredlungsbecrete mag ein eimeler 
Friedensrichter erlaſſen. 

8 30. Den Sporteltarif fir ben Clerk of the Peace, Clerk of the 
Petty or Special Sessions und Clerks to Justices ftellen die Quartalſitzungen 
feft, unter Beftätigung des Minifters des Innern. 

8 31. Alle durch Straferecution eingetriebenen Summen find einzuzahlen 
an den Clerk of Division; von Berhafteten an den Vorfteher des Gefängniffes, 
und von diefem an den Clerk. Der Lettere vertheilt jofort das Geld nad Maß 
gabe der Geſetze; wo das Geſetz nichts beftimmt, zahlt er an die Kreisfafle. 
Die laufende Rechnung (T.) ift allınonatlich den Heinen Besirffigungen der 
Friedensrichter vorzulegen. 

6) Appeal. Das Appellationsverfahren vor ben Duartalfigungen folgt unten 
im Abfchnitt IV. Es kann dabei unter Umfländen eine neue VBeweisauf- 
nahme eintreten; doch ift der Appellationsrichter zunächſt an die Feſtſtellung 
ber Thatfrage durch den Richter erfter Inftanz ebenfo gebunden, als ob fie durch 
Jury feftgefteflt wäre. Eben deshalb findet gegen freiiprechende Urtheile feine 
Appellation im Intereſſe der Anflage ftatt; das Urtheil gilt in diefer Beziehung 
ebenfo rechtsfräftig "wie eine Freiſprechung durch das Schwurgericht. Die Ay 
pellation dreht fich alfo zunächft um Nechte- und Formfragen; und auch dabei 
haben die neueren Geſetze eine Eaffation wegen Formfehler meiftens befeitigt, 
fofern nur die merita causae gehörig erwogen find 3. Geo. IV. c. 23 83. 
Ein neues Appellationsverfahren durch Einfendung eines status causae an bie 
Queen’s Bench mit Weberfpringung der Quartalſitzungen if eingeführt durch 
20. et 21. Vict. c. 43. — Ich kann indeffen fchon bier bemerlen, daß aus dem 
ganzen Gebiet von etwa 400,000 ſummariſchen Straffällen, jährlich nur etwa 
60 durch Appellation an die Duartalfigungen zu gelangen pflegen. 


8 35a. 
Die einzelen Bolizeiftraffälle. 


Die einzelen Bolizeiftraffälle find ebenfo ſchwer zu fyjtematijiren 
wie die contreventions oder Polizeiibertretungen in den Geſetzgebungen 
des Gontinente. Das practifche Bedürfniß ift nah Ort und Zeit 
wechjelnd für das was öffentliches Wohl und fociale Bequemlichkeit zu 
erfordern fcheinet. Zugleich ift aber auch eingereiht eine Reihe wirl- 
licher Delicte, die wegen des geringen Strafmaßes und zur Erfparung 
von Zeit und Koften al® Polizeiftraffälle behandelt werden. Im Mit 
tefalter waren dies bie Hauptgefchäfte der courts leet. Mit dem 
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Berfall derfelben fielen fie den Friedensrichter anheim, und wur⸗ 
den nun Gegenftand einer centralifirten Geſetzgebung in noch höherem 
Maße als auf dem Continent, da nicht nur die Bebürfniffe der Ge- 
ſellſchaft, ſondern aud die Parteifämpfe von Menfchenalter zu Dien- 
ſchenalter neue Bälle hinzufügten. Gerade in neuerer Zeit ift indeffen 
dabei manches wieder den Lokalpolizeis Verordnungen überlaffen, na⸗ 
mentlic den bye-Jaws der Städte. 

Wenn man eine Gruppirung ber einzelen verfucht: Sachbeſchädi⸗ 
gung, Straßenunfug, Schlägerei, Trunkenheit, Verlegung der Sonn: 
tagsfeier, Kleine Diebftähle an Früchten, Holzdiebftähle 2c. fo wird man 
jih überzeugen müſſen, daß für die einfachen Bolizeiftraffälle kaum 
eine andere Anordnung ausführbar ift als die englifche nad) dem Alpha- 
beth; vorbehaltlich derjenigen, welche in den nachfolgenden 88 zu größe- 
ren Gruppen zufammentreten. 

Auch das Strafmak der fummarifchen Straffälle ift nicht durch⸗ 
greifend begränzt. In concreto beſchränkt fich die große Maſſe der- 
jelben auf Geldbußen bis 5 2., Gefängniß bis zu 3 Monaten: in 
thesi gehen viele Strafgefete darüber weit hinaus. 

Die Reſultate dieſer fummarifchen Beftrafungen werden fichtbar 
aus den jährlich erfcheinenden Polizeiftraftabellen. Sie umfaffen in den 
legten Jahren durchichnittlich etwa 400,000 anhängig gemachte Fälle, 
von welchen 4 mit Freifprechung, 3 mit Beitrafung zu enden pflegen. 
Von den Beftrafungen pflegen 3 auf Geldbußen, 4 auf Gefängniß- 
itrafen zu lauten. Etwa 4 alfer Anklagen fallen auf die Polizeirichter 
der Metropolis. Die Statiftit des Yuftizjahres 1860 ift unten am 
Schluß*) gegeben. Einige Hauptrubriken umfafjen bereit die größere 
Hälfte aller Straffälle, fo die Thätlichkeiten und Widerjeglichkeiten, 
assaults (77,000), Drunk 'and Disorderly (88,000), Kleinere ‘Dieb- 
itähle (37,000), u. ſ. w. Die nachſtehende Ueberficht enthält die her- 
kömmlichen Rubriken der einfachen Polizeiftraffälle und zugleich eine 
Berweifung auf die nachher folgenden angewandten Polizeifyfteme, fo- 
weit e8 zum Verftändniß der jährlich erfcheinenden Straftabelle nöthig: 


Assault (injuria atrox) kann durch Eivilflage, durch Strafverfahren, 
oder durch Beides zugleich verfolgt werden. Die ſchwerſten Fülle, assaults 
gegen öffentliche Beamte, Iagdaufieher, assaults in Folge von Verbindungen 
zur Erhöhung der Arbeitslöhne, gefundheitsgefährliche assaults von Haus- und 
Lehrherren gegen ihre Untergebenen ꝛc. fteigen bis zu brei Jahr Gefängnig und 
fieben Jahr Transportation; doch werden die gewöhnlichen Fälle befonders der 
Widerjelichleit gegen Polizeibeamte ſummariſch erledigt. Die aggravated 
assaults gegen Frauen und Kinder, 16. et 17. Vict. c.30, und bie große Maſſe 
der common assaults werden durch 9. Geo. IV. c. 31 8 27 unter das 
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ſummariſche Strafverfahren geftellt, zu verhandeln vor zwei Friedenerichtern 
mit Geldbußen bis zu 5 2., zahlbar. an einen Armenaufjeher für die County 
Rate, in Ermangelung der Geldbuße Gefängniß bis zu zwei Monat. In ge 
ringfügigen Fällen kann auch der überführte Uebertreter mit Strafe verjcont 
werden. Der ſummariſch Berurtheilte oder Freigelprochene wird frei von jeder 
anderen Verfolgung durch KEivil- oder Strafffage ($ 28). Die Klage verjährt 
in drei Monaten ($ 34), mit Ausſchließung des Certiorari ($ 36). Das Geſet 
fchreibt die Urtheilsformel vor ($ 35, did violently assault and beat him). 

Bastardy orders, Alimentirung unehelicher Kinder |. $ 56. 

Breaches of the peace, Friedensbrüche |. 8 33. 

Chimney Sweepers Act, Schomfleinfegerorbnung ſ. $ 38. 

Cruelty to animals. Das st. 5. et 6. Will. IV. c. 59 enthält eine 
Verordnung gegen Thierquälerei (wantonly and cruelly beat, ill-treat, abuse): 
Strafe 5—40 sh. außer dem Schadenerjat, event. Gefängniß bis zu 14 Tagen 
vor einem Friedensrichter. Jeder Conftable, Polizeibeante, und unter gewiſſen 
Borausfegungen der Eigenthümer des Ihiers kann ohne Haftbefehl den Thäter 
einem Friedensrichter vorführen. Weigerung den Namen -zu nennen if mit 
Gefängniß bis zu einem Monat bedroht. Die Hälfte der Strafe dem Denun 
cianten, die Hälfte der, Ortögemeindelafle. Die Klage verjährt in einem Monat 
Appellation an die Quartalſitzungen⸗ Crweiternde Zufäge: 12. et 13. Vic. 
c. 92; 17. et 18. Vict. c. 60 etc. | 

Dog stealing, nad 8. et 9. Vict. c. 47 im erften Webertretungsial 
bis zu ſechs Monaten und Geldbuße bis 20 L. vor zwei Friedensrichtern. Gleiche 
Strafe fir verbäcdhtigen Befitz geftohlener Hunde oder Hundefelle. 

Drunkenness, Sittenpolizei |. & 39. 

Factory Acts, Arbeitspolizei |. 8 46. 

Fences. Diebftahl an lebendigen Heden oder Zäunen, Zaunpfählen, 
Stadeten ꝛc.: Geldbufe bis zu 5 8. vor einem Friedenerichter; im Rüchal 
Gefängniß bis zu zwölf Monaten; bei Ueberführung vor zwei Friedensrihtern 
darf gegen männliche Perjonen auch auf körperliche Züchtigung erfannt werdet 
1. et 8. Geo. IV. c. 29 8 40. — Böswillige Zerftörung von Heden x. is 
gleiher Weife 7. et 3. Geo. IV. c. 30 8 23. 

Game Acts, Jagdordnung f. SS 44, 45. 

“ Gardens. Diebftahl an Pflanzen, Wurzeln, Früchten oder anderen Te 
getabilien aus Garten, Obftgarten, Baumfchule, Gewächshaus: Gefängnik bit 
zu ſechs Monaten oder Geldbuße bis zu 20 8, vor einem Friedensrichter, 7. 
et 8. Geo. IV. c. 29 8 42. — Bei gleichen Diebftählen aus nicht umfriebeien 

. Räumen: Gefängniß bis zu einem Monat oder Geldbuße bie zu 20 sh. — 
Gleiche Strafen vor einem Friedensrichter bei böswilligen Beſchädigungen von 
Pflanzen ıc. 7. et 8. Geo. IV. c. 30 8 21. 

Juvenile Offenders. Gewiſſe Heinere felonies jugendlicher Berbredet 
bis zum 14. resp. 16. Jahr können ftatt vor den ordentlichen Criminalgerichten 
ſummariſch abgeftraft werden von zwei’ Friedensrichtern nach den Juvenile O!- 
fenders Acts 10. et 11. Vict. c. 82; 13. et 14. Vict. c. 37. Nach öffentliche 
Berhandlung kann dann auf Gefängniß bis zu drei Monaten erlannt werde, 
oder auf Geldbufe bie zu 3 2.; gegen Knaben bis zum 14. Jahr auch anf ein 
leichte Züchtigung. Das Gericht Tann auch auf Berfchonung mit Sieafe er- 
kennen. Bormweg muß aber dem Angeklagten die geſetzlich vorgefchriebene Frage 
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geſtellt werden: ob er einen Prozeß mit Jury verlangt; in welchem Fall die 
ſummariſche Beſtrafung wegfüllt und die Verhandlung nur als Borunter- 
ſuchung dient. 

Larceny. Einfacher Diebftahl bie zum Werth von 5 sh., oder Verſuch 
eines Diebflahls von der Berfon, kann jetst mit Zufttmmung des Angeffagten 
von ziwei Priedensrichtern fummarifch abgeftraft werden, Criminal Justice Act 
18. et 19. Vict. c. 126. Nah dem Schluß der Zeugenverhöre muß den An- 
gellagten der wejentliche Inhalt der Anklage nochmals belannt gemacht, und 
die gefeglich vorgeichriebene Frage geftellt werden: ob ſummariſch, oder mit 
Jury verfahren werden foll. @iebt er feine Zuſtimmung zu dem Erfteren, fo 
wird die Anklage formell redigirt, ihm vorgelefen und der Geftändige bis zu 
drei Monaten Gefängniß mit harter Arbeit condenmirt. Bei befonders mil- 
dernden Umftänben kann indeſſen der Bellagte mit Strafe verfchont werden. 

Auch ohne Beſchränkung auf jene Heinen Diebfiähle können die Friedens⸗ 
rihter nad) dem neuen Geſetz den erfien gemeinen Diebſtahl fowie bie 
larceny as a clerk or servant ſummariſch abftrafen, wenn ihnen der 
Fall dazu angethan fcheint. Die Anklage foll dann fchriftlich gefaßt und dem 
Angeflagten vorgelefen werden, mit der Trage: ob er fi} „ſchuldig oder nicht 
ſchuldig“ bekennt. Belennt er fich ſchuldig, fo it das Geſtändniß zu protofolli- 
ten, und die beiden Friedensrichter können dann auf Gefängniß und harte Ar- 
beit bis ſechs Donate erfennen. Vorweg ift aber dem Angeflagten zu eröffnen, 
daß er nicht ſchuldig fei ſich vor den Friedensrichtern einzulaflen, und daß er 
andernfalls vor das ordentliche Strafgericht im ordentlichen Strafverfahren ge- 
ftellt werden wird. — Die Juſtizſtatiſtik 1860 ergiebt unter der Rubrik Stealing 
folgende Gruppen von ſummariſchen Diebftahlfirafen: Larceny von Berfonen 
unter 16 Jahren 6048; Larceny unter 5 sh. mit ®eftändniß 13,416; Dieb- 
Rohleverjuche 12,990; Diebflahl an Hunden, Vögeln und anderen Thieren 717; 
Diebfl. an Früchten und Vegetabilien 3002; Diebft. an Heden, Bäumen ıc. 682. 

Der Hauptzmwed der Juvenile Offenders Act und der Criminal Justice Act 
war Koftenerfparung. In dem Jahre vom 30. Juni 1858—1859 betrugen bie 
Koften der darunter fallenden Fälle duschfchnittlich nur 6 Thlr., bei den Aſſiſen 
und Quartalſttzungen durchſchn. 51 Thlr. Neu codiflcirt ift die ganze Strafgefeß- 
gebung über Diebftahl und Eigenthumsbefchädigungen durch 24 et 25 Vict. c.96, 97. 

Licensed victuallers, Gaſt- und Bierbauspolizei ſ. 8 40. 

Malicious mischief. Boshafte Beichädigung von öffentlichem oder 
Privateigenthum, wo nicht fr befondere Fülle befondere Geſetze ergangen find, 
werden vor einem Friedensrichter mit Buße bis 5%. belegt, 7. et 8. Geo. IV. 
c.30 8 24. Der anf der That Ertappte kann unmittelbar durch einen Polizei- 
Beamten, oder durch den Eigenthlimer, feinen Diener oder Beauftragten einem 
Ariebensrichter vorgeführt werden. In Ermangelung der Zahlung Gefängnif 
bie zu zwei Donaten. Bei erkannten Strafen iiber 5 2, Appellation an bie 
Dnartaffigungen unter Prozeßeaution mit zwei Bilrgen. 

Mercantile Marine Acts, Schiffahrtsordnung ſ. $ 48. 

Mutiny Act, fummarifhe Straffälle der Milttärjuftiz ſ. 88 91, 98. 

Nuisances ift da8 allgemeine Wort für eine Reihe von annoyances zur 
Beſchüdigung oder Beläftigung Anderer. Sie zerfallen in öffentfiche und pri- 
date. Als public oder common nuisances gelten 1) Hinderung und 
Geſahrdung der Paffage auf Uffentlichen Landſtraßen, Brücken, Flüfſen durch 
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pofitive Hinberniffe oder durch Unterlaffung der ſchuldigen Reparatur. Unbe- 
fügte Bauanlagen und Einfriedigungen daran bilden das bejondere Delict der 
purpresture. 2) Dem Publikum nadhtheiliger Betrieb fchädlicher Gewerbe md 
Sabricationen. 3) Tiederliche Wirtbichaften und Bierhäufer, Bordelle, Spieihäufer, 
unconceffionirte Theater, Seiltänzerbuden. 4) Beranftaltung von Lotterien 19. 
et 11. Will. III. c. 17. 5) Anfertigung, Verlauf und Ausiwerfen von Feuer 
werfsförpern 9. et 10. Will. III. c. 7. 6) Haushorcher, eaves-droppers, „die 
unter fremden Dachtraufen und Fenftern borchen, und daraus böswilliges Ge- 
rede machen." Die Praris hat aud) die Straßenhurerei, lärmenden Spectale 
in der Nacht mit Trompeten ꝛc., Aulegung von Schroefel-, Vitriol⸗Fabrilen xx. 
in der Nähe von Wohnhänfern, unter den Begriff der public nuisances geflelt, 
die in der Regel im ordentlichen Criminalverfahren vor Quartalſitzungen 
oder Alfifen verfolgt werden. — Die neuefte Geſetzgebung hat eine Maſſe dic 
Falle zu fummarifchen Straffällen gemacht durch die Nuisances Removal and 
Diseases Prevention Acts 1848 und 1855. Es werden auch lnterlaffungs- 
acte der nothwendigen Reinigung, und ilbermäßige Aufbäufung von Schmus 
und libelriechenden gefunbheitsgefährlichen Subftanzen unter Strafe geftellt, und 
dadurd ein Syſtem einer Bau- ımd Gefundheitspolizei für Städte geſchafſen 
Die einzelen Straffälle diefer Rubrik waren 1860: Public Health Acts 569: 
Smoke Acts (Selbftverzehrung des Rauchs) 228; Sewers Acts 75; Nuisances 
Removal Acts 1073; Berfauf ungefunder Lebensmittel 412; andere Bergehen 
gegen die Geſundheitspolizei 954. Durch die Einfchiebung von Communalbehörden 
entfieht daraus ein neneres Syitem von Communalinftitutionen (Cap. IX.) 

Private nuisances umfaffen 3) Weberbauen in des Nachbars Luftraum 
hinein. 2) erbauen alter enfter, die ilber 20 Jahre befiehen. 3) Anlage von 
ſchädlichen Gewerben und Fabriken, deren Dünfte dem Nachbar die Wohmung 
verleiden, die Vegetation verderben; auch Färbereien, welche dem Nachbar bat 
Waſſer verderben 2. Es entftehen daraus nad) gemeinem Recht nur Eivil- 
Magen, von denen die action on the case noch practifch if; durch die neuen 
Nuisances Acts fallen fie aber mafjenhaft aud) unter die ſummariſchen Straffälle. 

Pawnbrokers, Pfandleiher, Gewerbepolizei |. $ 38. 

Police Acts. Unter diefer allgemeinen Rubrik werden verſchiedenartige 
Fälle zufammmengefaßt, die in den Polizeiordnuugen für London und andere mu- 
nicipal corporations beſonders formulirt find. In dem Juſtizjahr 1860 werden 
folgende Fälle aufgezählt: Unrechtmäßiger Befit von Sachen 4173; Vergeben, 
die als misdemeanors ftrafbar 8344; Amtsvernadjläffigungen der constables 

. 101; andere Webertretungen 4146. 

Poor Law Acts, biefe Rubrik begreift ſolche Vergehen, welche in dad 
VBereich der neueren Armenverwaltung fallen, und im Gap. VITI. ihre Stelle 
finden. Es waren im Juftiziahr 1860 folgende Fälle: Berlaflen der Familie 
3450; Webertretungen in den Arbeitshäufern 1117; Beichädigungen der UÜten 
filien in den Arbeitshäufern 578. 

Receivers of stolen goods werden fummarifch geftraft in den Fallen 
wo der Dieb felbft fummarifcher Beftrafung unterliegt 7. et 8. Geo. IV. c. 29. 

Revenue Acts, Steuerbefraudationen ſ. $ 35 b. 

Servants, apprentices, Arbeitspoligei |. SS 46, 47. 

Sunday. Lord’s day. Die Verlekung der Sabbathfeier wird größten. 
theil® noch nach alten Strafgefegen gebüßt: Abhalten von Märkten durch Gon- 
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fiscation der ausgeftellten Waaren 27. H. VI. c. 5; Abhalten von Jagden, lär- 
menden Spielen und Vergnüguugen nut 3 sh. Buße fir die Armenkaſſe von 
jedem Theilnehmer 1. Car. I.cc. 1; Frachtfuhrleute, welche am Sonntag fahren 
20 sh.; Fleifcher, weiche Vieh jchlachten oder Fleiſch verlaufen 5 sh. 3. Car. I. 
e.2. — Das st. 29. Car. U. c. 7 verbietet alle weltlicye Arbeit außer Werken 
der Nothwendigkeit und Barmherzigkeit, allen Verlauf von Waaren, außer Le- 
bensmitteln in Gaſt⸗ und Speifehänfern und Milchverlauf: Strafe 5 sh. und 
Verwirkung der Waaren fiir die Armenlafle, ſummariſch vor einem Friedens- 
riter, der dem Denuncianten !/s zubilligen kann. Die neueften Geſetze machen 
mandperlei Ausnahmen im Intereffe von Reifenden, Bergnügungsfahrten zu Waſſer, 
Berlauf von Lebensmitteln. Das Baden der Bäder für ihre Kunden wird zu 
den Werten der Nothwendigkeit gerechnet; der Transport von Fiſchwagen durch 
2. Geo. II. c. 15 $ 7, das Lohnfuhrwerk am Sonntag durch 1. et 2. Will. IV. 
c. 22 $ 37 geftattet 2. Neuefte Gejete: 3. et 4. Vict. c. 15; 11. et 12. Vict. 
e.49; 17. et 18. Vict. c. 79. 

Swearing. ottlofe Schwüre werden nad) 21. Jac. I. c.20; 6. et 7. 
Will. HI. c. 11;:19. Geo. II. c. 21 $ ı mit Geldbußen vor einem Friedens⸗ 
rigter gebüßt: von Tagelöhnern, gemeinen Soldaten und Matrofen mit 1 sh., 
von anderen PBerfonen unter den Rang eines gentleman mit 2 sh., von einem 
gentleman oder einer Perfon höherer Stände mit 5 sh.; im erften Rückfall 
da8 Doppelte, in wiederholten Rückfall das Dreifache; in Ermangelung der 
Zahlung Correctionshaus auf zehn Tage. Unbekannte Berfonen, welche in Ge— 
genwart eines Constable ſchwören und fluchen, können unmittelbar feſtgenommen 
und dem nächften riebensrichter vorgeführt werben. Kein certiorari. Die 
Mage verjährt in acht Tagen. 

Trees. Große Holzdiebftähle werben als felony beftraft; Heinere Holz- 
diebflähle von Ya — 30 Thlr. ©. Werth ſummariſch vor einem Friedensrichter, 
im erfien Straffalle mit Geldbuße bis zu 5 2.; im zweiten Fall mit Gefängniß 
und harter Arbeit bis zu zwölf Monaten; vor zwei Friedensrichtern Töunen 
männliche Berfonen auch mit Peitichenhieben gebüßt werden; im dritten Straffall 
felony 7. et 8. Geo. IV. c. 29 $$ 38, 39. Analoge Strafen bei boshaften 
Beihädigungen an Bäumen 7. et 8. Geo. IV. c. 30 88 19, 20. 

Vaccination. Durd 16. et 17. Vict. c. 100 wird die Podenimpfung 
wangsweiſe eingeführt mit Polizeiftrafen vor zwei riedensrichtern. 

Vagrant Act, Bettelpofizei |. 8 37. 

Ways Acts, Fuhr⸗ und Wegepolizei |. SS 41, 42. 

Weights and Measures, Maß—- und Gewichtordnung |. $ 60. 

2) Die Straftabelle für das Juſtizjahr 1860 Parl. P. 1861 Vol. 60 
Part.I., welche hieraus nunmehr verffändlich fein wird, umfaßt 
folgende Rubriken mit Hinzuflügung der Zahl der Straffälle: 

Assaults aggravated . . 2,948 | Factory Acts. . . . .» 511 


„ on Peace Officers. . 11,594 | Game Acts. . . . . . 8,654 

»„ Common. . . . . 62,788 | Licensed Victuallers and 
Bastardy Orders. . . . 4,630 Beer Acts . . . . . 11,602 
Breaches of the Peace . 9,154 | Lord’s Day Act. . . . 1,032 
Chimney Sweepers Act . 76 | Local Acts and Borough 


Craelty to Animals. . . 2,433 Byelaws . . . » . .. 26,881 
Drunk and Disorderiy. . 88,361 | 
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Maliciously destroying Poor Law Acts . . . . 5,145 
Fencee . ». . . .....1,946 | Revenue Acts. . „ . . 19 
„ Fruit and Vegetables 935 | Sale of Poisons Act . . 3 
„ Trees, Shrubs etc. . 821 | Servants, Apprentices . . 11,938 
Malicious domage, Trespass 11,125 | Stealing or Attempts to Steal 36,855 
Mutiny Acts . . . ... 5612 | Vagrant Act . . . . . 23,748 
Mercantile Marine Acts . 2,235 | Ways Acts. . . . 2. 20,561 
Nuisances, Health Acts . 4,376 | Weights and Measures Act 6,212 
Pawnbroker’s Act . . . 933 | Other Offencs . . . . 418 


Police Acts 16,764 Summe 384,918 


Bon diejen 384,918 Perſonen wurden 255,803 beftraft, 129,115 nicht be 
firaft. Die erfannten Strafen waren: Gefängnifftrafen 53,330; Geldbußen 
165,165; Prügelſtrafen 413; Berurtheilung zu Friedensbürgſchaft ꝛc. 11,845; 
abgeliefert an die Militärbehörden 3355; andere Strafen 21,715. — Die Ab 
ftufungen ber Freiheitsftrafen waren: in reformatory schools 1049; unter 
14 Tagen 17,484; 14 Tage bis 1 Monat 17,261; 1—2 Monat 8200; 2 bis 
3 Monat 6942; 3— 6 Monat 2302; iiber 6 Monat 92. 

Die vergleichenden Polizeiftraftabellen für die Jahre 1858/59 fiehe in den 
Parl. P. 1861 Vol. LXII. Part. III. ©. 89, 90. 


8 35b. 


Die Friedensrichter als Stenerunterfuhungs- und Strafridter. 
Excise. Customs. Smuggling. Post. Stamps. 


Den einfachen Polizeifällen fchließt ſich zunächſt an ein ſumma 
riſches Strafverfahren wegen Steuerdefraudationen und Contraventionen, 
deſſen Zweck nur Vereinfachung, Beſchleunigung und” Koſtenerſparung 
iſt. Im Allgemeinen findet dabei nach Wahl der Steuerbehörde oder 
des Denunciaten ein zwiefaches Verfahren ſtatt: 

1. entweder eine ordentliche Klage bei einem der Reichsgerichte in 
den Formen des Civilprozeſſes, oder auch wohl in dem fiscaliſchen Ver 
fahren durch Information; in Zollſtraffällen bis 100 L. auch vor den 
neuen Kreisgerichten; 

2. ein ſummariſches Strafverfahren meiſtens vor zwei Friedens 
richtern, entweder mit Appellation an die Quartalfigungen, oder doch 
mit Vorbehalt der Abberufung an die Reichsgerichte. Im Gebiet des 
Hauptfteneramts London haben 3 Commissioners des Generaliteuer: 
amts die Urtheilscompetenz ber Friedensrichter; jedod wieder mit Bor: 
behalt von Prinzipienfragen für die Entfcheidung der Reichsgerichte. 

Im Allgemeinen ift diefe jummarifche Erledigung der Straffälle 
im eignen Intereſſe ber Betheiligten. Die große Härte ber englifchen 
Zolle und Steuergefege wird durd das Strafmilderungsredgt der Rid- 
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ter und des Generalſteueramts einigermaßen ermäßigt. Die Wahrung 
der Rechteprinzipien ift durch die Reichegerichte als concurrirende oder 
Appelfationsinftanz im Wefentlichen geſichert. Wo das Gefet direct 
Gefängniß oder Transportation droht, gehört das Verfahren mit wenigen 
oder gar keinen Ausnahmen vor die ordentlichen Strafgerichte mit jury. 
Das fummariſche Strafverfahren befchräntt ſich alfo weſentlich auf das 
große Syſtem der Bußen und Gonfiscationen, und auf deren nachherige 
Verwandlungen in Freiheitsſtrafen. Die Formen des Verfahrens find 
dem Bolizeiftrafverfahren analog, doch durch die Steuergeſetze oft jehr 
im Einzelen und mit zahlreihen Formularen geregelt. Ein Mufter 
für den Continent wird man darin ſchwerlich juchen, vielmehr hat die 
deutfche Geſetzgebung im Ganzen humanere Verfahrungsmeifen mit den 
Intereffen einer wohlgeordneten Steuerverwaltung zu vereinigen gewußt. 
Die einzelen Gebiete diefes jummarifchen Strafverfahrers bilden: 

l. Die Contraventionen und Defraudationen gegen die Gejege 
über die inländischen Verbrauchsſteuern Excise; 

2. da8 Strafverfahren gegen smuggling, Zofldefrandationen 
und Gontraventionen; 

3. die Boftdefraudationen und Contraventionen; a 

3. Die Stempeldefraudationen und Contraventionen (Stamps). 

Biele Befonderheiten dabei waren mehr hiftorifch zufällig, beruhten 
auf der älteren Geftalt der Finanzbehörden und auf der ftüchweifen 
Geſetzgebung. Die neuefte Geſetzgebung ftrebt nad) Gleichförmigkeit 
und Bereinfachung. 

Die einzelen Gruppen diefes Straffyfiems find alfo: 

I, Excise. Die umendlich zahlreichen fiscalifchen Geſetze über diefe Ber- 
braucheſteuern find erft in nenerer Zeit confolidirt, insbeſondere durch 7. et 8. 
Geo. IV. c. 53; 4. et 5. Will. IV. c. 51; 13. et 14. Vict. c. 67, 95; 15. 
et 16. Vict. c. 61 etc.; fiir die Accife von Spirituofen 23. et 24. Vict. c. 114. 
Schon das ältere Hauptgeſetz 7. et 8. Geo. IV. c. 53, $ 65 verweift alle Straf: 
fälle im Gebiet des Hauptſteueramts zu London vor je drei Kommiffarien der 
Aecciſe zur Enticheidung, Fälle in den Provinzen vor zwei Friedensrichter. Ent- 
Iheidend für das forum ift der Ort, wo das Vergehen begangen, oder wo der 
Ihäter betroffen, oder wo die Gitter beſchlagen find. Kein Accifebeamter und 
len Gewerbetreibender,, deſſen Gefchäft den Accifegefegen unterliegt, lann in 
Öteuerfällen, welche feinen bejonderen Geſchäftszweig angehen, als Friedens⸗ 
richter fungiren, bei Strafe der Nichtigkeit. Die ordentliche Defrandations- 
firafe iR Confiscation und dreifacher Werth der confiscirten Gitter, oder 100 2, 
Strafe nah) Wahl der Stenerbehörbe. Widerſetzlichkeit oder Hinderung eines 
Accijebeamten in Ausübung feines Amts, 200 2. Auf eidliche Anzeige eines 
Steuerbeamten mit Angabe der Verbachtsgriinde kann ein Friedensrichter einem 
Stenerbeamten einen Sausfuchungs-Befehl ertheilen, Hausſuchungen bei Nacht 
aber nur mit Zuziehung eines Polizeibeamten. Die Anklagen werben auf An- 
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weifung des Generalſteueramts im Namen eines Steuerbeamten oder im Namen 
des Attorney oder Sollicitor General erhoben uud verjähren in 4 Monaten. Im 
Intereffe der Verwaltung werden dabei vielfach erleichtert die fonftigen Kegeln 
über Kompetenz, Ladung und Beweis. Zeugniffähig find aud) Steuerbeante, 
bie zu einem Antheil an der Strafe oder dem Konfiscat berechtigt find ige 
ändert durch 13. et 14. Vict. c. 95 8 17). Der Richter hat die Befugniß, bie 
gejegliche Strafe bis auf ein Viertel zu ermäfßigen; das ©eneralfieneramt kam 
fie ganz erlaffen. Appellation an bie Ouartalfitungen, jedoch erft nad vor: 
läufiger Einzahlung der erfannten Strafe. In Ermangelung der Zahlung er- 
läßt ein Friedensrichter einen Haftbefehl, der durch einen Steuerbeamten voll 
zogen, den Berurtheilten in das Korrections- oder Kreisgefängniß abführt, bit 
er Zahlung leiftet, oder das Generalſteueramt feine Freilaffung verfügt. Die 
Geldftrafen in der Regel halb der Krone, halb dem Denuncianten. — Ein 
analoges Berfahren vor zwei Friedensrichtern findet auch flatt, wenn ein Be 
theiligter eine Steuerüberlaſtung behauptet. 

2. Customs. Smuggling. Die Gefege über Zolldefrandationen und 
Contraventionen find ungeflihr ebenjo umfaſſend. Das Hauptgefet 3. et 4. 
will. IV. c. 53 wurde wieder durch zahlreiche Rovellen ergänzt und dann end 
lich zu einer neuften Customs Consolidation Act 1853 zufammengefaßt. Die 
Bewalten der Steuerbeamten find bier noch weitergehend ale bei der 
excise, insbejondere für Hausſuchung, Thürenerbredung, Auhalten verdäcdtigen 
Fuhrwerls u. ſ. w. Jeder, deffen Perfon von einen Steuerbeamten durdiudt 
werden foll, hat aber das Recht zu verlangen, zuerft einen Friedensrichter oder 
einem Hauptftenerbeamten vorgeführt zu werben, damit diefer entjcheide, ob ein 
erheblicher Grund zur Durchfudjung vorhanden ift; Frauen dürfen mır von 
Frauen durchſucht werden. Die ordentlihe Strafe deflen, ber den Befz 
zollpflichtigen Gute auf Befragen eines Zollbeamten ableugnet und defien über- 
führt wird, ift Konfiscation mit dreifachen Werth des Guts. Finanzminiſterium 
und Generalfteneramt können confiscirte Güter ganz oder theilmeis zurückgeben 
und Zollftvafen ermäßigen. — Schwere Strafen, bis zur Transportation aui 
Lebenszeit treten ein gegen bewaffnete Banden, und im Kal thätlicher Wider 
jeglichkeit. Die Geldfirafen und Eonfiscationen werben im Namen dei 
Attorney General, ober eines Zollbeamten, entiveder im Civilprozeß bei den 
Reichsgerichten eingeflagt, oder auf dem Wege der Information vor zwei Frie 
densrichtern ſummariſch verfolgt. Kein Zoll- oder Steuerbeamter darf is ſolchen 
Füllen als Friedensrichter fungiren. Die erkennenden Friedensrichter können 
die Strafe bis auf ein Viertel herabfeten; doch ift durch fpätere Geſetze dice 

- Befugniß anf Fälle einer erſten VBeftrafung und burch andere Klauſeln vielfach 
befchräntt. Vielfach erleichtert find auch die Beweisgrundfäte, und lelbit 
die zu einem Antheil an ber Strafe berechtigten Beamten für vollgültige Zen 
gen erffärt (fpäter modificirt). In Ermaugelung der Zahlung erfäßt ein Frie 
densrichter den Haftbefehl, doch fol der Gefängnifdirector bei Strafen 
unter 100 2. nad) Ablauf von ſechs Monaten den Berhafteten frei laſſen. Die 
Zollbeamten haben and) ein vorläufiges Berhaftungsredt, müſſen aber 
den Verhafteten einem Friedensrichter vorführen, der eine kurze Ftiß zur Bor 
bereitung der Information umd bes förmlichen Strafverfahrens fest, nach deren 
Ablauf der Berhaftete zwei Kriedensrichtern zur endgültigen Entſcheidung vor⸗ 
geführt werben muß. Gin writ of certiorari und habeas corpus if 
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zwar zuläffig; der Grund der Einwendungen muß aber durch formale Beichei- 
nigungen, aflıdavits, fofort liquid jein. 

3. Post. Die Boflordnung 7. Will. IV. et 1. Viet. c. 36 enthält zunächſt 
für Briefdiebfrähle und andere Verbrechen Criminalftrafen bie zur Transporta- 
tion auf Lebenszeit. Die ſummariſchen Fälle find zunächſt enthalten in & 2: 
Beförderung poftpflichtiger Briefe, oder Annahme oder Einſammlung folder, 
oder wiſſentliche Abiendung folcher durch unbefugte Perfonen: 5 8. für jeden 
Briefe. Gemwerbemäßiger Betrieb folder Defraudationen: 100 8. für jede Woche. 
Dabei jo der Angeklagte die Berweislaft tragen, db. h. darthun, daß er bei dem 
in Anklage geftellten Act den Poftgefegen gemäß gehandelt habe. Mißbrauch 
der Krenzconverts wird mit dem dreifachen Porto, nad) Gewicht und Entfer- 
nung gerechnet, gebüßt, oder nad) Wahl des Generalpoftamte als misdemeanor 
mit Gefängnißftrafe oder Geldbuße verfolgt. Alle Geldfirafen können durch 
Bopulartiage bei den Reichsgerichten verfolgt werden; Geldbußen bis zu 20 8. 
auch vor einem Friedensrichter ($ 13) mit Strafmilderungsredht. Nach frucht- 
fofer Auspfändung Gefängniß bis zu drei Monaten, ‚bei Bußen über 20 8. auf 
drei bis fechs Monate. Appellation an die Onartalfigungen unter Prozeß- 
caution mit zroei Bürgen. Die Klagen verjähren in einem Jahr. 

Ebenſo findet eine ſummariſche Klage auf rückſtändiges Poftporto bie zu 
5 2, und gegen Boftbeamte auf erhobene Poftgelder bis zu 20 v. vor einem 
Friedensrichter ſtatt. Zufäge 10. et 11. Vict. cap. 85; 18. et 19. Vict. 
cap. 27. etc. 

4. Stamps. Auch die ältere Stempelgeſetzgebung ift vielfach zerſtreut un- 
ter den Hauptartikeln des Stempels (Kalender, Karten, Zeitungen, Flugfchriften, 
Silber⸗ und Goldgefchirr, einzele Gewerbe-Conceffionen) bis zu der confolidirten 
Stempelordnung 55. Geo. III. c. 184. Schon das Hauptgeſetz 10. Anne c. 19 
verweift faft alle praktiſch vorkommenden Straffälle (bis 20 ©.) vor die Frie- 
densrichter, mit Appellation an die Duartalfigungen, aber ohne Certiorari. Die 
Richter haben ein Strafmilderungsrecht bis zum Betrag der doppelten Stempel- 
fiener herab, fpäter bis 1/4 der Strafe. Die Anklage darf jett nur erhoben 
werden im Namen bes Attorney General, des Stempelfiscals, oder eines 
andern Stempelbeamten 44. Geo. III. c. 98, $ 10. Der Stempelverlauf ge- 
ſchieht durch conceifionirte Diftributeure; Annahme einer ſolchen Firma durch 
unconceffionirte Perjonen wird mit 10%, für jeden Tag gebüßt, Verkauf durd) 
unconceffionirte PBerfonen oder in einem unconceffionirten Lofal mit 20 2. Kon- 
enrrirend ift auch bei den Stempelftrafverfahren eine Civilklage bei den Reiche: 
gerichten fliehen geblieben 35. Geo. III. c. 556, 8 12, 13. Das neuere 
Stempelgeieg 13. et 14. Vict. c. 97 hat das ältere Prozeß- und Strafiyftem 
wieder aufgenommen. 

Die Zahl der ſummariſchen Straffälle diefer Gruppe betrug im Jahre 1860: 
excise acts 1015, customs 918, Post Office acts 15, Stamp acts 6. Appellirt 
wurde nur in einem einzigen Fall unter der excise law. Ob weldje, und wie 
viele Fälle durch Civilklage an die Reichsgerichte gelommen find, ift aus dem 
Gehäftsberichte nicht erfichtlich; ebenfo wenig, ob ein Fall dieſer Art durch 
certiorari an die Kingsbench gefommen ifl. Die Kompetenz der Gerichte ift 
aber fo georbnet, daß die frage nach der Fegalität auch jeder indirecten Steuer 
bei einem Reichsgericht zum Austrag gebradjt werden Tann. 
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8 36, 


Aufruhr und ungeſetzliche Verſammlungen. Riot. Unlawful 
Assemblies. Strafgefege gegen Religionsfetten. 


Die mittelalterliche Praris und Gefekgebung über Friedensbrüche 
durch eine verfammelte Menge war fo vag, daß nur allmälig die Ge— 
rihtshöfe (Hawkins I. c. 65. Blackstone 111. 176) den That: 
beftand des Aufruhr (riot und rout) und der aufrührerifden 
Berfammlungen (unlawful assemblies) firirt haben, unterjdjieden 
vom einfachen Auflauf (affray). 

I. Riot, Aufruhr. Bei dem fortfchreitenden Verfall der Sheriffe 
Gewalten jchien es im fpäteren Mittelalter nöthig, ihre Gewalten in 
Aufruhrsfällen zu verjtärfen, oder vielmehr in Erinnerung zu bringen. 
Nah 2. Edw. III. c. 3 darf der Sheriff alle Berfonen verhaften, 
welche mit Angriffswaffen einhergehen oder reiten auf Märkten oder 
fonft wo in terrorem populi, und fie in das Gefängniß abliefern, 
um dort zu bleiben nad Beftimmung des Königs (d. h. im der Regel 
bis zur Ankunft der Aſſiſenrichter). Der Sheriff mag auch jolde 
Waffen wegnehmen und configeiren. 12. Ric. II. c. 6; 17. Rie. II. 
cap. 8. 

Inzwiſchen war auch den Friedensrichtern gleich bei ihrer dauern: 
den Einſetzung das Recht beigelegt rioters zu verhaften. Dur 
13. Hen. IV. c, 7. werben zwei Triedensrichter unter Zutritt dee 
Sheriff oder Unterfheriff ermächtigt, mit dem aufgebotenen Posse 
Comitatus oder fonft mit Aufgebot einer beliebigen Zahl von Gerichte: 
eingefeffenen, fummarifch gegen aufrührerifche Verſammlungen einzu: 
Schreiten, die Thäter zu verhaften, und auf frifcher That ein ſchriftliches 
Protofoll (record) aufzunehmen über alles was fie jelbjt wahrgenom- 
men, (Sormular Lambard Ill. c. 1). Dies Protokoll gilt zur Leber: 
führung der Schuldigen ohne Jury als vollbeweifend. Die durd das 
Protokoll Ueberführten können fogleich durch die Friedensrichter in eine 
Geldbuße genommen und bis zur Zahlung derfelben in das Gefängniß 
abgeführt werden. Die Gerichtsprarxis beſchränkte dies alles jedoch auf 
Fälle eines großen notorifchen Aufruhre, und nahm e8 fehr ftreng mit 
Beobachtung der Formen und mit Beſchränkung des Thatbeſtandes — 
Hat fih der Aufruhr verlaufen vor Ankunft der Friedensrichter und 
des Sheriff, fo follen nach demjelben Geſetz zwei Friedensrichter inner: 
halb eines Monats den Zhatbeftand feftitellen mit einer Jury, zu 
welcher der Sheriff 24 Berfonen zu gejtellen bat. Spricht die Jun 
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„Schuldig“, jo können die Friedensrichter ſummariſch auf eine Yuße 
ertennen, Haben jedoch) auf erfolgten Einſpruch die Sache an das or- 
dentlihe Strafgeriht abzugeben. — Sind endlich die Schufdigen auf 
diefem Wege überhaupt nicht zu ermitteln, fo follen Tsriedensrichter 
und Sheriff Bericht erftatten an den Staatsrath, oder an die Crimi- 
ual-Abtheilung des Staatsraths (Sternfammer), oder an die King’s 
Bench, über alle Limftände der That und mit Angabe der der That 
verbächtigen Hauptperfonen, welche dann eben fo behandelt werben fol- 
len „als wären fie durch eine Jury in Anklageftand verfegt“. Nach 
2. Hen. V. st, 1 c. 1 fann aud) der Lord-Kanzler, wenn die Frie⸗ 
densrichter ihre Pflicht verfäumen, eine Spezial-Commijfion ernennen, 
die im ordentlichen Verfahren mit Jury gegen die Uebertreter und 
gegen die ſäumigen Friedensrichter einfchreitet. Bei der Abmeffung der 
Strafe der rioters wurde ein Aufruhr von 12 oder mehr Perfonen als 
felony, ein Aufruhr von 3—11 Berfonen als misdemeanor geftraft. 
Die Ausnahmegefege der Reformationszeit ftellten den Aufruhr 
fogar unter die Hochverraths⸗Geſetze, 3. et 4. Edw. VI. c. 5, — ein 
Geſetz, welches unter Marie aufgehoben, mit gemilderten Strafen 
wieder hergeftellt, unter Elifabeth erneuert, mit deren Regierung erlofd). 
Bei dem Regierungsantritt des Haufes Braunfchweig hielt man 
indefien ein neues Aufruhrgejeg!) für nöthig 1. Geo. I. st.2 c.5. 
Wenn zwölf oder mehr Perfonen ungefeglich aufrührerifch oder tumul⸗ 
tuariſch verfammelt find zur Störung des öffentlichen Friedens, fo 
holen fie durch einen Friedensrichter oder den Sheriff oder den Unter- 
Sheriff oder den Bürgermeiſter der Stadt durch Proflanation auf: 
gefordert werden, friedlich auseinander zu gehen. Diefe (ſchon früher 
übliche, Lambard 1I. c. 5) Proflamation lautet: 
„Unſer fouveräner Herr der König gebietet und befiehlt allen ver- 
fammelten Berfonen unverzüglich ſich zu zerftreuen, und friedlich nad 
Haufe oder an ihr gefegmäßiges Gefchäft zu gehen, bei Vermeidung 
der Strafen, welche enthalten find in dem Geſetz aus dem erften 
Regierungsjahr König Georg’8 zur Verhütung von Tumult und 
aufrührerifchen Verfammlungen. Gott erhalte den König.“ 
Die Proklamation ift durch den Friedensbeamten oder einen von ihm 
Beauftragten nach vorgängigem Gebot des Stillfchtweigens (nad alter 
Sitte: Oyes, Oyes, Oyes!) mit lauter Stimme zu verlefen in ber 
Mitte der Aufrührer oder in möglichfter Nähe derjelben. Werden 
zwölf oder mehr Perfonen eine Stunde nad der Proklamation in auf- 
rührerifcher Haltung beifammen betroffen, fo folfen fie wegen felony 
die Todesftrafe erleiden, an deren Stelle jetzt Transportation auf Le⸗ 
Gueiſt, Engl. Communalverfaffung. 
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benszeit oder auf 15 Jahre, oder Gefängniß bis zu 3 Jahren tritt 
1. Vict. c. 91. Wer mit Gewalt und Waffen den Beamten an Ber: 
fefung der Proffamation hindert oder denfelben in diefem Beginnen 
befchädigt, iſt ebenjo mit Todesstrafe (jet mit Transportation) bedrodt; 
dig Aufrührer, welche eine Stunde nad verhinderter Leſung, zwölf ober 
mehre, an dem Ort betroffen werden, unterliegen berfelben Strafe ale 
ob die Berlefung gejchehen wäre. Jeder Friedensbeamte und jeder ‘von 
ihm zur Affiftenz Befohlene hat das Recht nad) verlefener Proclamation 
jeden in aufrührerifcher Haltung Zurücdbleibenden zu ergreifen und einem 
Friedensrichter vorzuführen, wobei die Tödtung oder Beſchädigung eines 
Widerftandleiftenden für ftraflos gilt. Durch mündlichen Befehl tann 
der Friedensrichter jede Privatperfon zur Hülfeleiſtung befehlen, und 
der zur Affiftenz Befohlene .muß bei Geldbuße und Gefängnißftrafe 
Affiftenz leiften IV. Blackstone 146. Auch können ſich Privatper: 
fonen zur Unterdrüdung eines Aufruhrs bewaffnen, und im "all der 
Nothwendigkeit von den Waffen Gebrauch machen. 1. Hawk. c. 65, 
s. 11. _ 

II. Unlawful Assemblies?) find nad) gemeinem Recht 
Berfammlungen von drei oder mehr Perfonen, mit der Yntention, 
eine gewaltfame Friedensitörung oder fonft einen geſetzwidrigen Act 
unter gegenfeitiger Beihilfe zu begehen, ohne daß es dazu fommt. 
Die Streitfragen über den Begriff laufen darauf hinaus, ob in ge 
wiſſen Fällen die tumultuarifche oder gefährliche äußere Erjcheinung 
der Verſammlung fchon eine praesumptio juris für die aufrührerifd« 
Antention begründet. Abgejehen von den verbotenen Religionsgejell- 
Schaften, auf welche nachher zurüdzulommen ift, war aber die ganz 
Lehre nicht ſehr praktiſch. 

Die unruhigen Zeiten der franzöfifchen Revolution veranlaßten ein 
temporäres Ausnahmsgejeß 36. Geo. III. c. 8 (vgl. 37. Geo. II. 
c. 123), welches mit feiner Beranlaffung wieder erlofch. Erſt dat 
st. 39. Geo. III. c. 79 enthält dauernde Strafbeftimmungen gegen 
beftimmte jtaatögefährliche Elubs und gegen folche politifche Vereine, 
welche ihre Mitglieder gefegwidrig auf Eid oder an Eidesſtatt ver- 
pflichten. Nach 8 18, 26 follen auch Lokale für öffentliche Vorlefungen 
oder Debatten, fowie Lejezimmer welche dem Publikum für Geld er⸗ 
öffnet werden, einer Conceffion durd) zwei ober mehre Friedensrichter 
bedürfen, widrigenfalls fie als unordentliche Häufer mit 100 8. für 
jeden Tag gebüßt werden. Nach Beendigung der franzöfifchen Kriege 
ſchritt das Zoryminifterium weiter zu befannten Ausnahmögefegen, von 
denen das wichtigfte noch geltende 57. Geo. III. c. 19 gegen die com: 
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muniftifchen Vereine gerichtet ift, Spencean societies, fowie über: 

haupt gegen ſolche politifche Vereine oder Clubs, die Commiſſionen, 

Deputirte oder Abgeordnete ernennen zur VBerfammlung, Verhandlung 

oder Communication mit anderen Clubs oder Gejellfchaften, — welche 

ſämmtlich unter die Strafgefege über die geheimen Verbindungen (39. 

Geo. III. c. 79) geftellt werden. Schon wegen der Wichtigkeit ber 

Brincipienfragen gehören dieſe Straffälle meiftens vor die ordentlichen 

Strafgerihte mit Jury, ausgenommen die Teichten Geldbußen von 

5—20 2. im erjten Uebertretungsfalle. Durch Nichterhebung der 

Anklage find diefe Gefege jedoch ziemlich unpraftifch geworden und in 

die Reihe der „ruhenden“ Polizeigewalten getreten. 

111. Befondere Strafgefege gegen Religiongfecten,?) 
Katholiken und Diffenters, waren feit der Reformation fehr 
zahlreich und umfafjend geworden, und führten unter den Tudors zeit- 
weife zu allerlei Polizeiquälereien, während fie feit der Reſtauration 
mehr den Intereſſen der politifchen Parteien dienten. Vollſtändig und 
buchſtäblich waren fie nie ausgeführt, durch Zolerationsacte und Praxis 
ziemlih außer Kraft gefeßt, und find dann im leßten Menſchenalter, 
erft ftüchweis, dann maſſenweis aufgehoben 7. et 8. Vict. c. 102; 
9. et 10. Vict. c. 59. Die leßtere Acte hebt 26 ältere Strafgefete 
auf. Beibehalten ift die Einregiftrirung der diffenterifchen Kapellen; 
eine Strafverfolgung wegen unterlaffener Einregiftrirung ift aber durd) 
18. et 19. Vict. c. 86 aufgehoben, fo daß fie nur Vorbedingung ge: 
wiſſer Rechte von Religionsgefellfchaften bleibt. 

1) Das neue Aufrubrgefet 1. Geo, I. st.2 c.5 murde zunädhft durch tumul⸗ 
tuarifche Angriffe der hochkirchlichen Partei gegen Dissenters und Kapellen in 
London und Staffordshire veranlaft, und bat wie ein neuerer Schriftfteller 
fi) ausdrückt „wohl eben jo viel wie irgend eın anderes Geſetz dazır beigetragen, 
die Gewohnheit der Ordnung im englifchen Volke zu erhalten zugleich mit dem 
Recht der freieften Meinungsäußerung“. Raikes on Engl. Constitution II. 
(1854) ©. 348. ' 

Ans dem Net der Friedensrichter jeden Anweſenden zu ihrer Alfiftenz zu 
eutbieten folgt auch das Recht Militär und Miligen zu requiriren. 
Der Eoldat if dann verpflichtet, aljo berechtigt, von feinen Waffen Gebraud) 
zu machen; der Friedensrichter ift allein verantiwortlidy, und zwar wie ber Ge⸗ 
rihtshof in dem Fall der Tumulte zu Bristol entſchied: „alles zu thun was in 
feinen Kräften flieht, und was verfländigerweife erwartet werden fann von einem 
Dann von Ehrenhaftigleit, von gewöhnlicher Klugheit, Feftigleit und Thätigfeit 
unter den gegebenen Umftänden; während bloße Reinheit der Intention bei 
jolcher Gelegenheit, wo das öffentliche Wohl auf dem Spiel fteht feine Ent- 
ſchuldigung if, wenn er in feinen Pflichten fehlt“. Doch ift er nicht verpflichtet, 
Soldaten und Constables in Berfon anzuführen. Die neueren Parl. P. geben 

39* 
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eine Ueberſicht der Fälle, in welchen es zu einer Requifition von Militär gegen 
Aufruhr gekommen if. 

Die Zeit der Mafchinen- und Fabril- Zerftörungen veranlakte das Zuſatz 
gefe 7. et 8. Geo. IV. c. 30 8 8 gegen tumultuarifche Zerftörung von 
Gebäuden und Mafchinerien, deren Strafen auf Transportation nicht 
unter fieben Jahren oder Gefängnig bis zu drei Jahren ermäßigt find durd 4. 
et 5. Vict. c.56 8 2. — Zugleich wurde eingefchärft die Haftung der Gefammt- 
gemeinden, bie einen gemeinfamen High Constable haben (bundred.etc.) zn 
vollem Schadenerſatz bei tumultuarifcher Zeritörung oder Beichädigung von 
Gebäuden, Mafchinen und Bergiwerkseffecten, im Wege der ordentlichen Civil 
lage bei den Reichsgerichten 7. et 8. Geo. IV. c. 31 82. Die Gerihtöpragie 
verfteht dies aber nur von eigentlichen Aufruhrsfällen, die als felony unter 
1. Geo. J. st.2 c. 5 fallen, und von der Intention der Zerftärung, nidt 
3.8. vom Einwerfen der Fenſter wegen unterlafiener Illumination. Das Ge— 
feb verlangt ferner gewiſſe Maßregeln zur Feftfiellung des Thatbeftandes binnen 
fünf Tagen, und läßt die Klage binnen drei Monaten verjähren. Diejelbe Haf- 
tung ift ausgebehnt auf tumultuarifche Plünderung oder Beichädigung verun 
glückter Schiffe 9. et 10. Vict. c. 90 $ 44. Ueber das Verfahren der Meinen 
Bezirksſitzungen bei kleineren Schadenaniprühen aus diefen Gejeten fiehe Ab 
ſchnitt II. 

2) Unerlaubte Berfammlungen. Als Autorität für die Begrenzung des 
Begriffs der unerlaubten Verſammlung gelten die neueren Rechtsſprüche des 
Oberrichters Patteson von 1831 und 1848, 3 B. et A. 957. Burn’s Supple- 
ment 1852 ©. 887, 888. Das ſchwierigere Gebiet der polizeilichen Handhabung 
des Berfammlungsredte zeichnet fi) in England durch folgende rechtliche 
Morimen aus: 1) daß das gemeine Recht nur ſolche Vereine unter Strafe fiel, 
die mit auf rührerifcher Intention oder in äußerlich aufrithrerifcher Haltung 
zufammentreten, 2) daß auch in den befonderen Gefegen die ordentliche &- 
richtsbarkeit feftgehalten wird, 3) daß die Ausnahmegefege mäfig gehalten 
find; das Gefe 39. Geo. III. c. 79 gegen die geheimen Verbindungen gleicht 
ungefähr dem preußifchen Edict von 1798, 4) daß die Ausnahmsgeſetze gewöhn 
lich nur auf kurze Friſt erlaffen find, wie das st. 60. Geo. III. et 1. Geo. IV. 
c. 6, welches politiiche Berfammlungen über 50 Berfonen auf das Gebiet einet 
Kirchſpiels oder einer Ortichaft befchränft, nur bie darin anfäffigen Berfonen 
zulüßt, und eine vorgängige Anzeige von fieben anfäffigen Perfonen bei dem 
Sriedensrichter verlangt. — Im Jahre 1846 wurde ein Berfuch gemadt zu 
einer Abſchaffung oder Milderung der nod) beftehenden Gefete, welcher den nicht 
glücklichen Ausgang nahm, daf nad) 9. et 10. Vict. c. 33 ſolche Anklage nut 
von der Staatsanwaltichaft, den law oflicers of the crown (alfo im Intereſſe 
der regierenden Partei) erhoben werden follen, was bisher glücklicherweiſe un 
practifch geblieben ift. Ohne Bedeutung find die „ruhenden“ Polizeigewalten 
allerdings nicht, — Die fpäter aufgehobenen Geſetze der Arbeitspolizei gegen 
bie Combinations der arbeitenden Klaſſen folgen unter 8 46. 

3) Die Entwidelung der Religionspolizei im 16. und 17. Jahrhundert 
fiehe oben ©. 203, 204 Blackstone IV. 55—58. Im 18. Zahrhımdert waren 
diefe Strafbeftimmungen durch die Toleranzacten gegen proteftantifche Diffentert 
mit gewiffen Vorbehalten außer Anwendung gefetst. Noch mehr that die Prarie. 
Dann folgten ſtückweiſe Aufhebungen von Strafgefegen gegen Katholifen 11. 
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Geo. HI. c. 60; 31. Geo. III. c. 32; 10. Geo. IV. c. 7; Aufhebung der Refte 
der Corporations- und der Teftacte durch 9. Geo. IV. c. 17; dann maffenhafte 
Aufgebungen durch die oben citirten Geſetze. 


8 36a. 


Vie Preßgefeggebung. Printers. Newspapers. Pamphlets, 
Periodical Publications. 

Seit 1694 ift die Cenſur in England aufgehoben ,*) und unter 
der Regierung Georg's III. verjchwinden auch die fonft noch gelegent- 
lich angewandten Präventivmaßregeln. Die englifche Preßgefeßgebung 
beruht alfo jet auf einem reinen Repreſſivſyſtem, ohne Con— 
ceffionswefen und ohne das Recht einer polizeilihen Be- 
Ihlagnahme wegen Gemeingefährlidhfeit. Zur Sicherung ber 
Grmittelung des Urhebers eines Preßvergehens beftehen aber gewiſſe 
Polizeigefege, die größtentheilg in das Gebiet der friedensrichterfichen 
jurisdiction fallen. Für Zeitungen, periodifche Preſſe und Kleine poli- 
tiſche Flugſchriften befteht jodann ein Stempel» und Cautionsfpften, 
welches zunächſt der Steuerbehörde anheimfällt. ‘Die Friedensrichter 
erfennen indeffen auch bier auf die verwirkten Strafen, deren Berfol« 
gung in der Regel der fiscalifhen Behörde vorbehalten ift. 

Ä I. Das allgemeine Hauptgefeg') über die Preffe ift 39. 

Geo. III. c. 79, wonach Befiger, Fabrilanten und Verkäufer von 
Trudpreffen oder Typen eine formulirte von einem Zeugen atteftirte 
Anzeige von ihrem Gefchäft bei ber Kreisverwaltung (Clerk of the 
Peace) zu maden, und gewiſſe Gefchäftsvorjchriften zu beobachten 
haben, unter Androhung hoher Polizeibußen. 

Daſſelbe Geſetz und das st. 2. et 3. Vict. c. 12 verpflichtet 
ferner jeden Druder auf dem erften und Iegten Blatt jedes Drucks 
Namen und Wohnort zu vermerken, mit Ausnahme der gewöhnlichen 
gefhäftlichen Druckſachen. 

Die erfte diefer Geſetzesvorſchriften wird durch Popularklage, Die 
zweite durch fiscalifche Klage erzwungen. 

2. Das Hauptgefeg über die Zeitungspreffe2) 38. Geo. 
II, c. 78 ift fpäter erſetzt durch die Stempelgefege 6. et 7. Will. IV. 
e. 76; 13. et 14. Viet c. 97 etc., welche nebft 60. Geo. III. c. 9; 
1. Wil. IV. c. 73 die jet geltenden Beftimmungen über die nöthigen 
Kautionen und Anzeigen enthalten. ‘Der Druder bat mit zwei oder 
drei Bürgen auf 400 8. (beziehungsmeife 300 2.) eine Gaution zu 
beftellen, welche für Geldbußen, Schadenerfag und often in Preßpro- 
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zeffen haftet. Er muß ferner bei einer Strafe von 50 L. pro Tag 
dem Hauptſtempelamt eine fchriftliche Declaration einreichen, enthaltend 
den correcten Titel der Zeitung, die richtige Bezeichnung des Haufe, 
in welchem ſolche gebrudt und ausgegeben wird, den wahren Namen, 
Titel und Wohnort jedes intendirten Druders und Herausgebers und 
(mit gewiffen Vorbehalten) aud den Eigenthümer des Blatts. Tas 
Verzeichniß diefer Angaben Tiegt in dem Hauptſtempelamt zu Welt: 
minfter zur fojtenfreien Einficht für das Publifum offen. Bon. jeder 
erfcheinenden Nummer muß ein Eremplar mit eigenhändiger Unter: 
Schrift des Druckers oder Herausgebers mit Angabe des Wohnorts bei 
dem Hauptftempelant deponirt werden. Am Schluß jedes Blattes 
oder Supplementblattes muß Vor: und Zuname, Charakter und Wohn: 
ort des Druders und Herausgebers, das Druck- und Herausgabelokal 
und das Datum der Ausgabe verzeichnet fein bei 20 2. Buße auf fit 
califche Anklage. 

3. Das Syſtem der Cautionen und Stempel ift durd die ge 
dachten Geſetze auch ausgedehnt auf Flugſchriften und ambdere 
Papiere, enthaltend öffentliche Meinungen,?) Anzeigen oder 
Begebniffe, oder" Bemerkungen oder Beobachtungen darüber, oder über 
irgend welche Angelegenheiten in Kirche oder Staat, wein folde nidt 
zwei Bogen überjchreiten, oder zu einem geringeren Preis als ! Thir. 
verfauft werden. Das Stempelgeſetz erſtreckt die auch auf periodiſche 
Publifationen in Zwifchenräumen bis zu 26 Tagen, wenn bie einzelen 
Nummern nicht zwei Bogen von 21 Zoll Länge und 17 Zoll Breite 
überfchreiten, oder wenn fie für einen Verkaufspreis unter 4 Thlr. 
ausgegeben werden. 


*) Die Geſchichte der Kenfur in England fiehe iu der gefchichtlichen Ab- 
theifung S. 262—264. Als mit st. 4 Will. et M. c. 24 die Geſetze über die 
Senfur erlofchen waren, wurde doch die Frage wegen Wiedereinführung gele- 
gentlic; erneut; aud) wurde in der Act of Settlement und einigen anderen 
Gefeten die Diskuffion einzeler Verfaflungsartifel bei Hochverraths⸗ und Auf 
rubrftrafen unterfagt. Ferner hielten ſich die Reichsrichter vermöge ihrer Bolizei- 
gewalt noch immer ermächtigt Beſchlagnahmen und Hausſuchumgen in Preßſachen 
zu verfügen, unter oft dralonifcher Anwendung der vorhandenen Strafgeſetze 
gegen politifhe Flugſchriften und Schmähartikel. Selbft generelle Befehle zur 
Beſchlagnahme aufrührerifcher Schriften und zur Verhaftung ber Berfaffer wur 
den gelegentlich nod; von den Staatsjecretairen erlaffen, bis zu dem berühmten 
Urtheilsipruch des Hofes der Common Pleas von 1764. Die Verwaltung det 
Whigs und die gewöhnliche Stimmung des Unterhaufes waren überhaupt einer 
freien Preffe wenig geneigt, behandelten noch immer den Abdrud der Parla- 
mentsverhandlungen als „hohen Privilegienbruch“, unt zeigten fi Außer 
empfindlich gegen Tadel ihrer eigenen Beſchlüſſe. 
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Erft unter Georg III. gewinnt die Meinung die Oberhand, daf nicht 
die Preffe die Ideen und Parteien jchafft, ſondern daß die Ideen und Parteien 
die Preſſe ſchaffen; daß Feine regierende Klaffe ihre Gewalt behaupten Tann 
ohne freie geiftige Bewegung der Parteien; daß ein präventiver Preßzwang der 
Berwaltung die abjolute Herrichaft über die Verfaſſung giebt. Erſt unter 
Georg IH. tritt daher mit dem Abichluß der Berfaffung und der vegierenden 
KHafie das reine Repreſſiv⸗Syſtem auf, welches fich beichränkt auf Anwendung 
der ordentlichen Strafe durch die Gerichte auf die durch die Preffe begangenen 
Verbrechen und Vergehen, ergänzt durch einige Polizei-Strafgefete zur Sicherung 
der Feftftellung der Perfon des Thäters und im Stempelinterefie. Die Hand- 
babung dieſer Strafgefetge war keinesweges eine humane, und die Parlaments- 
parteien zeigten fich zeitweile zu einer fehr firengen Berfolgung der Prefver- 
geben geneigt, (vgl. die Zufammenftellung in Fischel, die Berfaffung Englands, 
Berlin 1862 ©. 82—88). 

Die materielle Geſetzgebung für die durch die Preffe begangenen 
Vergehen liegt außer dem Bereich diefer Darftellung. Doch will ich erinnern 
an die ſcharfen Strafen gegen libel, und Lord Campbell’s mildernde Libel 
Act, 6. et 7. Vict. c. 96; an das st. Geo.IV. c. 8 gegen Berfaffer, Druder 
oder Berbreiter aufrügrerifcher oder gottesläfterlicher Druckſchriften, und an die 
hauptftäbtifche Polizeiordnung 2. et 3. Vict. c. 47 8 54 gegen Verfauf und 
Vertheilung profaner, indecenter oder obſeöner Schriften. Das st. 20. et 21. 
Viet, c. 83 ermächtigt je zwei Friedensrichter auf eidliche Anzeige durch einen 
warrant obfcöne und unfittliche VBitcher und Bilder wegnehmen zu laflen, wo⸗ 
bei jedoch die Faſſung bes Geſetzes eine Ausdehnung auf Gefichtspunfte poli- 
tier Gemeingefährlichleit ausfchließt. Eine umfaflende fleißige deutſche Schrift 
über den Gegenftand if: J. Lorbeer, die Grenzlinie der Rede- und Preß— 
freipeit in England. Crlangen 1851 8. Ueber die Theatercenfur fiehe $ 52 
am Ende. 

I) Allgemeine Anzeigepfliht von Drudprefien und Typen. Die 
nad 39. Geo. III. c. 79 zu machende Anzeige ift von dein SKreisfecretair zu 
buden, eine beglaubigte Abjchrift dem Miniſter bes Innern zu überjenden, dem 
Druder ein Atteft über die gefchehene Anzeige zu ertheilen. Cine gleihe An— 
jeige ift dem Kreisfecretaiv einzureihen von jedem, der eine Drudtypen- 
gießerei oder eine Drudprefjen-Fabrif anzulegen beabfichtigt, — für alle 
Betheiligte bei 20 8. Strafe und mit erweiterter Befugniß der Friedensrichter 
zur Beſchlagnahme nicht angezeigter Preffen und Typen. Bei gleicher Strafe 
ioll jeder, der Drucktypen oder Preſſen verkauft, ein fchriftliches richtiges Ver⸗ 
zeihnig halten von allen Berfonen an welche er verkauft, und Dies 
Verzeichniß auf Verlangen jedem Friedensrichter vorlegen. 

Ein jeder ferner, welcher gegen Entgeld irgend ein Papier druckt, ſoll forg- 
fältig aufbewahren wenigftens ein Eremplar des Druds, darauf mit richtigen 
und feierlichen Buchftaben verzeichnen den Namen und Aufenthaltsort der Per- 
jon, von welcher er zu dem Drud beauftragt ift, und dies Exemplar jedem 
Briedensrichter auf Verlangen binnen 6 Monaten zur Anficht vorlegen, bei 
20 !, Strafe. Jede Berfon, welcher (oder in deren Gegenwart) ein gedrudtes 
Papier ohne gefetliche Verzeichnung des Namens und Wohnorts des Druders 
oder mit erbichteter oder falfcher Bezeichnung verkauft oder angeboten wird, 
oder welche ein folche® angeheftet oder ausgelegt an einem öffentlichen Urt oder 
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zur öffentlichen Anficht vorfindet, Tann jeden in diefer Weile Betrofienen er 
greifen, feftnehmen und einem Friedensrichter vorführen zum weiteren geſetzlichen 
Berfahren. Strafen bis 20 8, gehören vor einen ‘Friedensrichter, die Häljte 
der Krone; nach fruchtlofer Auspfändung 3—6 Monate Gefüngnif. 

Das Zufatgejeß 2. et 3. Vict. c. 12 verordnet bei 5 2. Strafe für jedes 
Eremplar: „daß jeder, welcher ein Papier oder Buch drudt zum med der 
Veröffentlichung oder Verbreitung, auf dem erſten oder auf dem letzten Blatt 
des Druds in leſerlichen Buchftaben feinen Namen und gemwöhnlicyen Auient- 
halt8- oder Gefchäftsort abdruden ſoll.“ Derfelben Strafe unterliegt, wer ein 
nicht fo gedrucktes Blatt veröffentlicht, verbreitet oder dabei affiftirt. Eine 
Strafverfolgung ift aber nur im Namen des Attorney General om 
Sollieitor General ftatthaft. Ausgenommen von der Borjchrift über den Kamen 
des Druders bleiben alle Drude unter Autorität und zum Gebranch des Par- 
Iaments oder einer üffentficen Behörde, Geichäftsanzeigen durch Briefpreile, 
Auftions- nnd andere Berlanfs- Anzeigen, Banknoten, Zahlungsanmweilungen, 
Prozeßvollmachten, Bertragsformulare, Dividendenicheine, Empfangeiceine für 
Gerd oder Gliter, gerichtlihe Verhandlungen. Durch diefe Ausnahmen und 
dur) die Nichterhebung der Anlagen gehören auch biefe Geſetze zu den 
„ruhenden“ Gewalten. 

2) Cautions- und Stempelpfliht für Zeitungen. Zu der verſcharſten 
Anzeigepflicht kommt hier alfo noch die befondere Rückſicht auf das Stempelin- 
terefie. Die Anzeige der Drudoffiin und die Einreihung eines Eremplare 
jedes Zeitungsblatts binnen einer gefeglich beftimmten Friſt iſt bei 100 !. 
Strafe vorgefchrieben. Dies Eremplar kann binnen zwei Jahren bei den Ge— 
richtshöfen als Beweisſtück producirt werden. Drud, Beröffentlichung und 
Befit eines nngeftempelten Zeitungsblatte ift mit 20 %. bedroht. Die Preile 
der Zeitung müſſen auf dem Blatt vermerkt, und dürfen bei Etrafe nicht 
überfchritten werden. Die Strafen über 20 2. werden von den Keide 
gerichten durch Civilklagen, die Strafen bis zu 20 2. ſummariſch vor 
einem Friedensrichter eingetrieben ohne Appellation und Certiorari. — Dat 
st. 55. Geo TII. c. 185 fügt Beftimmungen über den Zeitungsſtempel und 
Zeitungspreife hinzu; das Stempelgeſetz Vorfchriften über Supplement-Blätter, 
Sansfuchungsbefehle nad) ungeftempelten Zeitungen und Beſchlagnahme der 
Preſſen, Strafen fiir die dabei jäumigen Polizeibeaniten (10 2.) Die Stra 
verfofgung joll aber nur im Namen des Staatsanwalts oder der Steuerbehörde 
erfolgen. Die Stempelbehörde hat das Recht der Strafmilderung, der Nieder 
ſchlagung des Verfahrens, und kaun dem Denuncianten einen Antheil zubilligen. 
Nebenbei erftredt fi) die funmarifche Iurisdiction der Friedensrichter auch au 
rüdftändiges Zeitungsporto bis 20 2. — Bon den Berichten liber die Re 
form des Zeitungsftempels nenne ich den Report on Newspapers Stamps 
1851 No. 558 XVII. 1; 1858 No. 186 XXXIV. 199. Früher diente der Stem 
pel zugleich als Poftportomarke: jet tritt nah 18. et 19. Vict. c. 27 die 
BVortopflichtigfeit an die Stelle des Stempels. 

3) Für Flugſchriften und periodifche Blätter if das Hauptgeſetz 60. 
Geo. III. c. 9. Solche Flugſchriften mifjen Preis und Tag der Publilation 
enthalten, auch gewiſſe Drucktage inue halten. Der Druder foll Caution br- 
ftellen durch Berfchreibung mit zwei oder drei Bürgen auf 300 2. in London, 
auf 200 8, in den Provinzen, zur Sicherung ber Geldbufien, bie megen bei 
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Drucks oder der Veröffentlichung folder Schriften etwa erkannt werben möchten, 
— bi 20 2. Strafe. Ein Erenplar muß bei dein Stempelanıt niedergelegt 
werden, eigenhändig unterjchrieben von dem Druder oder Gerausgeber mit 
Namen und Wohnort, bei 100 8. Etrafe. Dies Eremplar ſoll forgfältig auf, 
bewahrt, und auf Perlangen der Verkaufspreis daflir von dem Stenipelamt 
vergütigt werden. Die Gelbbußen find entweder vor den Reichsgerichten oder 
vor zwei Friebensrichtern Magbar und event. in Gefängnißfirafen bis zu ſechs 
Dionaten zu verwandeln. Die Richter haben ein Strafmilderungsrecht bis auf 
Us der Strafe. Appellatton findet nur mit Beftellung einer Prozeßcaution bie 
zum Betrag der erfannten Etrafe ftatt, mit Ausfchliegung des Certiorari. Alle 
Anklagen find nur im Namen des Staatsanwalts oder der Stempelbe- 
börde zu erheben. 


8 37. 
Bettel- und Randftreiher: Polizei. Vagrant Act. 
Rogues and Vagabonds. . 


Die frühzeitige Verwandlung der gebundenen in freie Arbeit, ver- 
anlaßte in England frühzeitig befondere Gejege gegen Lundftreicherei 
und Bettelei, weldye feit 23. Edw. III. ziemlich zahlreich werden. 
Unter den Tudors ift die DBettelei zu einer beunruhigenden Landes⸗ 
beihiwerde geworben, und veranlaßt harte und übereilte Geſetze. Unter 
Eliſabeth kommt zuerft der Name „Rogues“ in dem Sinne von ge 
werbmäßigen Bettlern und herumziehendem Gefindel vor, deſſen beun- 
rubigende Zunahme 1597 die Einjeßung eines LUnterhaus-Committee’s 
veranlaßte, welches die zu ergreifenden Maßregeln der öffentlichen 
Bohfthätigkeit, Zwangsbefchäftigung der Armen, Beftrafung der Bettelei 
und Zandftreicherei, in eine zufammenhängende Erwägung nahm. Das 
Reiultat war das st. 39. Eliz. c. 3, die Grundlage der ganzen engli- 
ihen Armengefeßgebung In Berbindung mit diefer Bettelftrafgefeß- 
gebung wurde ein Shftem von Landarmenhäufern houses of correction 
eingeführt, weiches jebod; in größerem Maßſtab erft unter Jakob I. zur 
Ausführung fam, 7. Jac. I. c. 4. 

Unter Zugrundlegung der älteren Vagabunden-Geſetze bildet fodann 
das st. 17. Greo. II. c. 5 die nod) heute beftehenden 3 Klaffen 
von Bagabunden, die durd die weite Faſſung des Thatbeſtandes 
weit mehr enthalten, al8 das Wort ausdrüdt, nämlich eine weitgreifende 
Landes: Bolizeiordnung. An deifen Stelfe ift 100 Jahr fpäter das noch 
iegt geltende Geſetz H. Geo. IV. c. 83 mit noch erweiterten Gewalten 
der Friedensrichter getreten. 

Die erfte Klaſſe bilden die mäßigen und unordent- 
liden Berfonen, Idle and Disorderly Persons, das ift 
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„Jeder, welcher im Stande ift ganz oder theilweis ſich oder feine 
Familie durch Arbeit oder andere Mittel zu erhalten, und welcher vor: 
fäßlich die8 verweigert oder verfäumt, fo daß er oder ein alimentatione- 
berechtigtes amilienglied der Armenpflege zur Laft fällt; “— ferner 
der, weldjer durch Order der riedensrichter legal ausgewieſen ift, und 
doh an jenen Ort zurüdfehrt und der Armenverwaltung zur Laft fällt; 
— ferner Kleinhändler, Trödler und Haufirer, welche ohne Gewerb⸗ 
Schein Haufiren; — gemeine Lohndirnen, welche in Öffentlichen Straßen 
und Orten umberwandern und fi im tumultuarifcher oder imdecenter 
Weife gehaben; — oder Perfonen welche umberwandern und ſich an 
öffentlichen Orten zum Betteln Hinftellen, oder Kinder dazu gebrauchen. 
Alle diefe lönnen von einem riedensrichter, fummarifch überwiefen durd 
Augenfchein oder Zeugniß, zu Correctionshaus mit harter Arbeit bis zu 
1 Monat verurtheilt werden. 

Die zweite Rlaffe, Gefindel und Bagabunden, Rogues 
and Vagabonds, umfaßt zunächſt alle NRüdfälligen der erjten 
Kaffe nach vorgängiger Ueberführung; ſodann betrügliche Wahrfager 
und Zeichendeuter; — Vagabunden, die in Scheunen, unbewohnten Ge 
bäuden ꝛc. lögirend vorgefunden werden ohne fichtbare Mittel des Un- 
terhalts, und ohme ſich genügend ausweifen zu können; — Perjonen 
die an Öffentlichen Orten objcöne Drude, Gemälde oder andere Dinge 
ausstellen; — Berjonen, welche vorfäglich öffentlih und ſchamlos ihren 
Körper an einem öffentlichen Ort ausftellen in der Abſicht eine weib: 
liche Perfon zu infultiren; — umberwandernde Perfonen, welche durd 
Ausstellung von Wunden und Gebrechen Almofen ſuchen; — Bettler 
oder Beitragsfammler unter faljchen oder betrüglichen Vorwänden: — 
Berfonen, welche weglaufen und Frau und Kind der Armenpflege zur 
Last zurücklaſſen; — Berfonen, welde auf öffentliden Straßen oder 
Plätzen Glüdsfpiele treiben; — Berfonen im Befig von Dietricen 
oder Nahfchlüffeln mit der Abficht des Einbruch in ein Gebäude oder 
mit Spießen und anderen Angriffswaffen in der Abficht eine verbrede 
riihe Handlung zu begehen; — Perjonen, welche in einer Behaufung 
oder Einhegung gefunden werden mit einer gejegwidrigen Intention; — 
verdächtige Perjonen, oder befannte Diebe, welche einen jchiffbaren 
Fluß, Kanal, Dod, Quai, eine Werfte oder ein Waarenbaus oder 
eine dazu leitende Straße frequentiren in der Abficht ein Verbrechen zu 
begehen; — Perſonen, welche wegen eines Vergehens der erjten Klaſſe 
ergriffen, dem Polizeibeamten gewaltjanıen Widerjtand leiften und nad: 
her des DVergehens überfügrt werden, — können ſämmtlich vor einem 
Friedensrichter zu Correctionshaus mit harter Arbeit bie zu 3 Mo 
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naten verurtheilt werben, unter Confiscation der vorgefundenen Waffen 
und Diebeswerkzeuge. | 

Die dritte KRlaffe, unverbefferlihes Gefindel, In- 

corrigible Rogues, umfaßt zunächft alle, welche wegen eines Ver⸗ 
gehend aus dieſem Geſetz zur Haft gebradht, vor Ablauf ihrer Strafzeit 
ausbrechen oder entjpringen; fodann alle Rüdfälfigen der zweiten Klaſſe 
nad vorgängiger Ueberführung; — endlich alle als Rogues and 
Vagabonds Ergriffenen, welche dem Polizeibeamten gewaltfamen Wider- 
itand leiften, und nachher des Vergehens überführt werden. Alle diefe 
Berfonen können nad Ueberführung durd einen Friedensrichter vor- 
läufig in da8 Gorrectionshaus zu harter Arbeit abgeliefert werden bis 
zur nächſten Quartalſitzung. Die Quartalfigung fann fodanı nad) 
Erwägung der Umſtände des alles eine weitere Verurtheilung zu 
harter Arbeit bi zu einem Jahre verfügen, bei männlichen Individuen 
auch Peitſchenhiebe. 

Die Geſchichte der Bettel- und Bagabunden-Bolizei im Mit- 
telalter und in der Periode der Tudors fiehe oben ©. 278 — 280. 
S. 900. Die reifere Geſetzgebung Eliſabeth's Tiegt allen fpäteren Gejeken zu 
Grunde. Zwar wurde in jedem Menfchenalter das Bagabundengefek erneut, 
ſo in 1. Jac. I. c. 1 $25; 13. et 14. Car. II. c. 12 8 16; 11. et 12. Will. III. 
c.18; 12. Anne c. 23, jedoch fo, daß dem neueren Gejeg gewöhnlich die Sub- 
ſtanz des älteren wieder einverleibt wird. Prügeligftem und Arbeitshaus beftan- 
den dabei in gegenjeitiger Ergänzung. Ein friedensrichterlicher Warrant vor 
100 Jahren lautete auf diefen Gebiet aljo: 

„Nachdem A. O., ein Bettler und Bagabund, heute wandernd und bettelnd 
„in dem Kirchipiel N. ergriffen und mir J. P., Pfarrer, einem Königlichen 
„Sriedensrichter, vorgeführt ift, befehlen wir euch hiermit, auszupriügeln oder 
„ausprügeln zu Yaffen den gedachten A. O. nadt von dem Mittelförper an 
„aufwärts, oder öffentlich) an dem Gemeindeprilgelpfahl in eurem gedachten 
„Kirdjipiel, und demnächft den A. O. nad) Anweifung des beifolgenben Zwangs⸗ 
„pafles zu transportiren.” Gegeben ıc. 
Auch die jetzt geltende Vagrants Act enthält manche vage, polizeilich gefaßte 
Klaufeln wie „verbächtige Perſonen,“ „belanute Diebe“ ꝛc., welche in Händen 
anderer Beamten als englifcher Friedensrichter zu bedenfliher Willliir dienen 
würden. Die discretionären Gewalten auf dieſem Gebiet find abfidhtlich bei- 
behalten. Jeder Privatmann Tann einen Uebertreter diefes Gefetes unmittelbar 
ergreifen und einem Yriedensrichter vorführen, oder einem Constable oder an— 
dern Polizeibeamten, der bei beftimmter Strafe daffelbe zu thun hat. Alles 
Gepäd, welches der Uebertreter bei ſich führt, jein Wagen oder Karren, kann in 
Gegenwart des Friedensrichters und des Uebertreters unterfucht, das gefundene 
Geld zu den Unterfudhungs- und Strafloften verwendet, und wenn es nicht 
andreicht, die vorgefundenen Effecten zu dem Zweck verkauft werden. Jeder 
Friedensrichter kann auf eidliche Anzeige, daß ein Bagabund verborgen ift (oder 
daß ein genügender Grund zu dieſer Annahme vorhanden ift) in einem Logir⸗ oder 
Gaſthaus zur Beherbergung von Fremden, einen jchriftlichen Haftbefehl ausftellen, 
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ber zu jeder Tag- oder Nachtzeit voliftredbar iſt. Verfolgungs- und Zeugen 
foften werden aus ber Kreislaffe erftattet. — Appellation an die Onartalfitungen 
nad) Beftellung einer Prozeßcantion. — Befondere Strafbeftimmungen find nod 
hinzugefügt fiir fäumige Polizeibeamte und Privatperfonen, welche den Bolizei- 
beamten ſtören oder hindern. 

Unter der Rubrif der Vergehen gegen die Vagrant Act giebt die Juſtiz 
Statiftif 1860 folgende Zahl von Straffälfen: Prostitutes 6694; Betteln 7545: 
Mangel an fichtbaren Subfiftenz- Ditteln 2c. 3030; VBefig von Inftrumenten zum 
Einbrechen 2c. 43; verdädjtiges Betroffenfein in verfchloffenen Räumen 228°; 
Jncorrigible rogues 250; andere Bergehen unter ber Vagrant Act 1879. 


g 38, 
Gewerbe: Bolizei. 


Die Nichttrennung von Stadt und Land, die fehr gemäßigte Ab- 
Schließung der Gewerbeinnungen, machte fchon im Mittelafter eine 
allgemeine Gewerbegefeßgebung in England möglich umd nöthig. 
Was auf dem Gontinent der Autonomie der Städte und gewerbliden 
Körperfchaften überlaffen blieb, wird hier Gegenftand allgemeiner An- 
ordnuungen. Gleichzeitig mit, und zum Theil fchon vor Entftehung der 
Triedensrichter, finden wir baher ein frühreifes Syftem einer Gewerbe 
und Arbeit8polizei, anf welche letztere Später (im $ 46) zurüdzufommen 
ift. Von der unglaublichen Specialiſirung diefer älteren Gewerbegeſetz 
gebung mag eine Probe das st. 49 Gen. III. c. 109 geben, weldes 
40 Geſetze über Wollmanufactur von 2. Edw. III. bis 5. Geo. Ill. 
aufhebt; ferner das st. 19. et 20. Viet. c. 64, durch. welches eine 
lange Reihe veralteter Gefeße aufgehoben wird, darunter etwa 40 dieſer 
Gruppe angehörige Gefege, beifpielßweife: 37. Edw. III. c. 15 etc. 
über richtige Anfertigung der Wollenzeuge; 25. Henry VIII. c. 5 
über richtige Preffung der Wollenzeuge; 8. IIenry VI. c. 22 über 
richtige Verpackung der Wolle; 17. Ric. II. c. 4 über Dialzanfertigung: 
2. et 3. Edw. VI. c. 9, 11; 1. Eliz. c. 8, 9; 5. Eliz. c. 8 und 
3. Jac.I. c.6 über die rechte Zurichtung und Verarbeitung des Leders: 
23. Eliz. c..8 über richtige Wachsfabrication; ferner Geſetze über 
Bäcker, Fleiſcher, Tapezierer, Vergolder ꝛc. Durch 3. Edw. IV. c.4 
waren die Bürgermeifter und Ortsvorſteher, fowie Master and Wardens 
der vorhandenen Innungen in Stadt und Land ermächtigt, auf Märkten, 
in offenen Läden und Vorrathshäufern Nachſuchung zu halten nad) allen 
in ihr Gebiet fallenden Gewerbeerzeugniffen, und die nicht gefegmäßig 
und richtig angefertigten als verwirft wegzunehmen. 

Bei der Beftrafung diefer Gewerbsübertretungen concurriren An: 
fangs noch die Sheriff 13. Ric. II. c. 8; aud) diefer Neft der Straf: 
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gemalt hört indeffen feit 1. Edw. IV. c. 2 auf, und wir finden von 
da an bie Gewerbepofizei in Händen der Friedensrichter, mit Vorbehalt 
der ſchwerſten Straffälle für die ordentlichen Strafgerichtee Die Ger 
fihtspunfte dabei haben ſich aber im Verlauf der Zeit verändert, und 
find Heute noch folgende: 

1. Die nur im Stenerinterejfe erlajfenen Gewerbevorfchriften 
fommen in den zahlreichen Stenergefegen vor, wobei die Friedensrichter 
nur als Steuerrichter concurriren. Ebenſo wenig gehören hierher die 
nur im Steuerintereffe erforderlichen Gewerbfcheine (licenses). Dod) 
find zuweilen einzele Vorfchriften über den Gewerbebetrieb mit‘ folchen 
Steuergefegen veriwebt. 

2. Zur Sicherung des Bublitums vor Betrug ift der 
Gewerbe- und Handelsbetrieb gewiffer Gefchäfte mit polizeilichen Ord⸗ 
nungen bedacht, namentlich für Bäder und Brauer, für YButterhandel, 
Kohlenhandel, für Mefferfchmiede und Fabrikanten von Feuerwaffen, 
für Strumpfwirfer, Müller, Händler mit Marine= und Kriegemate- 
rialien; endlich für den Handel mit Thee, Kaffee, Wein und einigen 
anderen gemeinverfäuflichen Lebensmitteln zum Schuß gegen Waaren- 
fälſchung. Die Geſetzgebung begnügt fid) hier mit Strafandrohung 
und Bopularklage. 

3. Zur Sicherung des Bublitums vor gewerblidem Miß— 
brauh und anderem Schaden find gewiffe Gewerbe unter ftrin- 
gentere Regulative gejtellt, oft mit dem Erfordernig einer befonderen 
Conceſſion, zumeilen mit Einſchiebung von vifitirenden Beamten. Hier: 
ber gehören Apothefer, Abdeder, Schornfteinfeger, Schießpulvermanu- 
facturen, Trödler und Haufirer, Pfandleiher, Lootfen; zum Theil auch 
die etwas verfallene Marktpolizei. Die auf diefem Gebiet vorlommen- 
den Gewerbsconcejfionen kehren bei den Geſchäften der friedensrichter- 
lihen Seffionen wieder. 

4. Zur Förderung eines befferen Gewerbebetriebe und 
im Schutzzol lintereſſe beftanden früher umftändliche Regulative für 
Boll:, Baumwoll⸗, Rnopffabrication u. a., welche meiftens veraltet find. 
Das fortichreitende Syſtem der Gewerbefreiheit hat fie meiftens ftill- 
ſchweigend befeitigt. Die neuere Steuergefeggebung in fchrittweifer Auf- 
bebung der Schugzölle, die neue Städteordnung, das st. 7. et 8. Vict. 
e. 24 und andere einzele Gefege haben fte nachträglich auch ausdrücklich 
aufgehoben. Doc kommen noch vereinzelte Süße der Art vor bei Zie- 
gelbrennerei und Wollmanufactur. Gewöhnlich find hier vifitirende 
Beamte, searchers, inspectors, eingefchoben. 

Der vorberrfchende Character des Ganzen ift ein Syftem von 
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Popularklagen, gewöhnlic mit Zubilligung eines Denunciantenantheile, 
meiftend der Hälfte, für den Kläger. Der Urtheilöfpruch gehört vor 
einen, jelten vor zwei Sriedensrichter, oft mit Strafmilderungsredt. 
Die größten Geldbußen find ber ordentlichen Civilklage vor den Reihe. 
gerichten vorbehalten, die ſchweren Griminalftrafen den Strafgerichten. 
Vielfach erweitert ift da8 Haft und Hausfuchungsredht. Die Formu— 
lare zur Verurtbeilung, öfter aucd zu anderen Prozeßacten, find in dem 
einzelen Geſetz bejonders vorgejchrieben. Meiſtens ift Appellation an 
die Quartalfigungen geftattet, certiorari und Gaffation wegen Form 
fehlers ausgeſchloſſen. Regelmäßig ift auch eine kurze Berjährungsirift 
vorgejchrieben. Viele der Gefege enthalten ein unnüges Detail über 
Zeugenpfliht und andere Cinzelheiten des PVerfahrens, oft zufällige 
Variationen über die Art der Pfändung, der Verwendung der Strafe, 
der Strafverwandlung, der Koften. 


Jedes diefer Geſetze fucht etwas an ſich vollfländiges für den befonderen Kreis 
bon Geſchäftsleuten zu geben, flir den es beftimmt ift; während bie Gewerbe 
geſetze des Kontinents, zunächſt für die Beamten gefchrieben, itberfichtlicher zu jein 
pflegen. Fiir eine Zuſammenfaſſung entflehen daraus faft unüberwindliche 
Schwierigkeiten. Zur Charafteriftit der Geſetzgebung alter und nener Zeit nad) 
allen Seiten hin werden aber wohl folgende Rubrifen genügen: 

Apothecaries. Die Apotheferordnung 55. Geo. II. c. 194 (an Ztele 
älterer Verordnungen und Beſtimmungen in Charten) enthält. zahlreiche & 
ftimmungen über den Gefchäftebetrieb. Strafen über 5 2. werden burd 
Civilffage bei den ordentlichen Gerichten eingeklagt; Strafen unter 5 2. vor 
einem friedensrichter (8 26). Strafen unter 5 8. Tommen aber im Geex 
nicht vor! Für Strafen von 5 2., welche wirklich vorkommen, giebt es hiernod) 
feine Klage. Die Apothefer-Conceffionen werden von ber Londoner Cor- 
poration ertheilt, die auch das PVifitationsrecht ausübt und die Examina leitet. 
Unconceffionirten Apothelern ift gefetslich das Klagrecht entzogen. Auf chemists 
und droguists bezieht fi das Geſetz nicht. 

Arsenik, Regulativ über den Berlauf 14. et 15. Viet. c. 13. 

Bakers and Bread. Schon im Mittelalter war den Friedensrichtem 
das Recht eingeräumt durch Bolizei-Regulative (Assizes of Bread) das Bäde- 
gewerbe von Zeit zu Zeit zu regeln 18. Ric. II. c. 8. Das st. 8. Anne c. 18 
nahm wejentlid nur die herlömmlichen Artifel aus diefen Regulativen aui. 
Die jet nad) vielen Zwiſchengeſetzen geltende allgemeine Bäckerordnung if 6. 
et 7. Will. IV. c. 37. Es werden beftimmt vorgejchrieben die Materialien, 
welche verbaden werden dürfen: Strafe 5— 10 8. vor einem fgriedensricter, 
event. 6 Don. Gef., unter Umftänden Berdffentlihung des Namens in eitem 
cireulirenden Blatt. Es darf nur nach dem Gewicht verfauft werben (and 
genommen fancy bread), und nur nach dem üblichen Krämergemwicht. In jedem 
Laden miüffen richtige Waagen und Gewichte gehalten werden an einem fidt- 
baren zugänglichen Ort; ebenfo bei Brod, welches mit Fuhrwerk verfahren wirt. 
Alles, was nicht Weizenbrod ift, muß mit einem großen M. bezeichnet fein: 
Strafe 10 sh. für jedes Pfund. — Die Friedensrichter können perfönfich ober durch 
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Hausſuchungsbefehl von Zeit zu Zeit eine Tifitation der Bäderei veranlaffen. 
findet fi bei einem Bäder, Miller oder Mehlhändler ein zur Fälſchung von 
Mehl oder Brod beftimmtes Material: 2—10 v., event. ®ef. bis zu 6 Mon. 
und Veröffentlichung des Namens. Borfügliche Hinderung der Bifitation: 
102. Giebt ein Gehülfe oder Diener die Veranlaſſung zu einer Gewerbſtrafe, 
fo Tann der Friedensrichter auf eidliche Ausfage durch Dekret eine Entfchädigungs- 
jnmme für den Herrn feftfegen, in Ermangelung der Zahlung Gefängniß mit 
harter Arbeit auf 10 Tage bis zu 1 Monat gegen den fchuldigen Gehülfen. 
Boden am Sonntag, oder Verlauf nach 1'/2 Uhr Mittags: 10-40 sh. Kein 
Müller, Mehihändler oder Bäder darf als Friedensrichter unter dieſem Geſetz 
agiren: Strafe 100 8. mittels Civilflage bei den Neichsgerichten. Widerfep- 
lihleiten gegen Beamte in Ausführung des Geſetzes: Gelb. bis zu 10 8. 
Die Geldbußen find Tlagbar vor einem Friedensrichter, die Hälfte dem Denun- 
cianten, die Hälfte der Kreiskaſſe. Nach fruchtlofer Pfändung: Gefängnif bis 
in 1 Mon. Kein Certiorari, wohl aber Appellation an die Oxartalfitungen. 
Zür die Hauptftadt gilt die befondere Bäckerordnung 3. Geo. IV. c. 106, aus 
weicher übrigens das allgemeine Geſetz entnommen ift. 

Brewers. Die Brauorbnung 42. Geo. III. c. 38 (5. et 6. Vict. c. 30; 
10. et 11. Vict. c. 5) giebt hauptfächlich Strafbeftimmungen gegen bie Fälfehung 
des Biere. Miſchung von flarfem Bier mit Dünubier oder Waſſer nad) erfolg- 
ter Bifitirung: 200 2. — Miſchung mit Zuder (jett geändert), Molaffen, Bitriol, 
Quaſſia, Baradiesäpfeln, Opium und anderen namentlich genannten Subftanzen 
(außer Malz und Hopfen), oder wiffentlicher Verlauf gefälfchten Biers an Brauer 
oder Wiederverfüufer oder Andere: 200 8. für jede Uebertretung, nebft Confis- 
lation. — Beſitz gefälfchter Waare: 100. 2. Befig von Fälfchungsmaterialien: 
200 2. Drogniften, welche wiflentlich joldhe an Brauer oder Wiederverkäufer 
verlaufen: 500 2. — Die Steuerbeamten haben ein Bifitationsrecht auch wegen 
vermutheter Fülſchung. 

Bricks and Tiles. Schon das st. 17. Edw. IV. c. 4 enthielt un- 
glaublich minutiöſe Borfchriften tiber die Anfertigung von Mauer- imd Ziegel- 
feinen, die noch übertroffen wurden durch 12. Geo. I. c. 35. Die Buße ift 
nach 17. Edw. IV. fir das Tauſend veglementswidrige Mauerfteine 5 sh., für 
das Hundert Dachſteine 6% sh., für das Hundert Ed- und Hohljiegeln 2 sh. 
Die Friedensrichter können auch Perfonen :ur Bifitation ernennen, searchers. 
Einfadyer ift das neuere Geſetz 17. Geo. III. c. 42; die Geldbufen vor einem 
Kriedensrichter mit Appellation. 

Butchers. Einige gewerbliche Borfchriften filr die Fleifcher 4. Hen. VII. 
c. 3; 24. Hen. VIII. c. 9; 1. Jac. I. c. 22, 25; 3. Car. .c. 183; 9. 
Anne c. 11 8 46. 

Butter and Cheese. Ein Regulativ für den Butterhandel enthielt 
ſchon 13. et 14. Car. II. c. 26; 4. et 5. Will. et Mary c. 7, jest 36. Geo. III. 
c. 86. Für die Gefäße zur Berpadung wird Material, Stärle, Gewicht und 
Naaß vorgefchrieben: Strafe 10 sh. für jedes fehlerhafte Stüd. Der Fabrilant 
muß Namen und Gewicht einbrennen. Verkauf oder Beſitz eines nicht regle- 
mentsmäßigen Gefüßes: 20 sh. — Milchpädhter, Gutspächter oder andere But- 
terverläufer müffen ebenfalls Namen und Gewicht einbrennen, wenn fie Butter 
zum Berfanf verpaden: 5 2. — Unvollftändiges Gewicht, Mifchung alter Butter, 
Riſchung verfchiedener Sorten, überſalzene oder mit grobem Salz verfekte But- 
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ter: 5 2. Die Strafen vor einem riedener. mit Appellation. Regulatio fı:: 
die Berfchiffung von Butter und Käje nach London 4. Will. IH. c. 7; für den 
Berfauf in London 4. Will. III. c. 4; fiir York 8. Geo. III. c. 27. 

Buttons. Schon fo. Will. ILL. c. 2 und 8. Anne c. 6. enthalten Regu 
lative flir die Anfertigung von Knöpfen, verbieten (zur Beförderung der Seiden 
fabrifation) Holz, Zeugfnöpfe u. a. Die neuere Gruppe von Geſetzen 4. Geu. 1. 
c. 7, 7. Geo. I. st. 1 c. 12; 36. Geo. III. c. 60 enthält Geldbußen von 20 sh. 
fir das Dutzend reglementswidriger Knöpfe vor einem Friedener., event. Gei. 
anf 3 Mon. Kleidungsftüde mit uurichtigen Knöpfen unterliegen der Konfie 
tation. Berjonen, die folhe an ihren Kleidern tragen: 20 sh., doch mit Appel 
lation. Metallinöpfe mit unrichtigem Stempel bezeichnet als vergoldet, plattırı 
x. 5 2. Verlauf oder Vertrieb faljch bezeichneter Knöpfe 20 2. Schon ältere 
Darfteller bemerken, daß diefe Geſetze wenig in Gebrauch feien ; drei der älteften 
find durch 21. et 22. Vict. c. 64 aufgehoben. 

Callicoes. Die älteren Geſetze zur Beſchränkung des Gebraucht von 
Baummollenzeugen 7. Geo. I. c. 7. etc. find theils veraltet, theils aufgehoben. 

Chimney Sweepers. Das st. 4. et 5. Will. IV. c. 35 enthielt veı 
fuchöweife ein Regulativ fiir das Schornfteinfeger-Geiwerbe, veranlagt zumähit 
durch die Harte Behandlung der Kinder, die als Armenlehrlinge bei Schom 
fteinfegeru untergebracht waren. Das jetzt geltende Regulativ 3. et 4 Vict. 
c. 85 duldet feinen Lehrcontract mit Knaben unter 16 Jahren, und kaſſfirt ale 
früheren Berträge der Art. Gefährliche Arbeiten näher bezeichneter Art dürien 
einem Lehrling (Gefellen) unter 21 Jahren nicht zugemuthet werden: 5— 20°. 
8 6 enthält zugleich Bauvorjchriften iiber Schornfleine. Die Strafen vor zwei 
Friedensr. mit Appellation. 

Clothiers, Tuchmacher, waren ſchon durch 37. Edw. II. c. 15; 4. 
Edw. IV. c. 1; 27. Hen. VIII. c. 12 mit Regulativen bedacht für die Braie 
und Länge der Tuche; mit der Verpflichtung ihre Marke einzumweben, umd au' 
einem Bfleifiegel die Länge anzugeben. Berlauf fehlerhafter Tuche, uud An 
wendung von lodwolle: 5 2, 5. et 6 Edw. VI. c. 6. Die friedensricter 
iollen jährlich Perfonen zur Viſitation, searchers, ernennen 39 Eliz. c. %: 
4. Jac. L c. 2; 21. Jac. I. c. 18. Die Tuche follen auf der Wallmühle vor 
dem Mihlenmeifter gemeflen, und diefer vor einem Friedensrichter auf richtige 
Meffung vereidet werden. Das danach angeheftete Bleifiegel bezeichnet die Lange 
und Breite, und gilt ale Zahlungsnorm fir den Käufer 10. Anne c. 16. Rene 
Borfehriften über die Meſſung 1. Geo. I. c. 15. und 12. Geo. I. c. 3, uni 
Einführung von Infpeltoren, die nach einem gefeglichen Tarif von den Betbei 
ligten zu remuneriren. Dazu kamen noch befondere Geſetze über die Wollen 
manufalturen in Norwich u. a. Orten, iiber die Anfertigung von Bettdeden u 
York 34. et 35. Hen. VIII. c. 10. Viele diefer Geſetze find durch 19. et 20. 
Viet. c. 64 aufgehoben (vgl. Woollen Manufacture). 

Coals. Der Kohlenhandel war fchon feit 9. Hen. V. st. L c. 10 mi 
zahfreichen Regulativen bedacht, die friiher mehr eine lokale Beftimmung hatten, 
fi) aber immer mehr generalificen 16. et 17. Car. II. c. 3; 30. Car. 1. c. 8: 
6. et 7. Will. c. 10; 9. Anne c. 28 etc. etc. Die Breife werden burd dit 
Friedensrichter normirt mit Vorbehalt eines angemeflenen Gewinnd für den 
Wiederverfäufer 16. et 17. Car. II. c. 2; 17. Geo. II. c. 35 8 1. Ein as 
führliches Kohlenreglement für London und den Umkreis von 25 engl. Meilen 
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(vom General-Boftamt aus) enthält das st. 1.’et 2. Will. IV. c. 76; 1. et 2. 
Viet. c. 6; 14. et 15. Vict. c. 78. Der Verkauf muß nad dem Gewicht, nicht 
nad dem Maaß geichehen. Bei Ablieferung von Ouantitäten iiber 650 Pfund 
m Wagen muß dem Käufer eine gefeklich formulirte Deflaration übergeben 
werden. Die Kohlenfäde dirfen nur zu 112 oder zu 224 Pfund verpadt wer⸗ 
den. Die Kohlenwagen müſſen einen genichten Waageapparat mit Gewichten 
bei fi führen, und die Waare auf Verlangen des Känfers vorgewogen wer- 
den. Auf den Bolizeiftationen joll ein Waageapparat gehalten werben, oder 
nad) Anweifung des SFriedensrichters an einem anderen Ort, auf Koften der 
Semeindelaffe. — Strafen bis zu 25 8. vor einem friedensrichter, event. 
Gef. bis zu 6 Mon. mit Appellation, ohne Certiorari. 

Corn. Schon im Mittelalter war die Ausfuhr von Korn in der Regel 
verboten. Käufer zum Wiederverlauf bedurften einer Conceſſion von ben 
Friedensrichtern 5. Eliz. c. 12. Die zahlreichen fpäteren Geſetze waren größe- 
ventheils durch die Kornzölle veranlaßt, und find mit diefen veraltet. Für die 
Fefftellung der Marktpreiſe find befondere Amtseinrichtungen getroffen. 

Cutlers. Nach 59. Geo. IH. c. 7, dem Regulativ für Mefferfchmiede, 
darf nur gehämmerte Waare mit dem Zeichen des Hammers bezeichnet wer⸗ 
den, bei Strafe der Confiscation und 5 2. pro Dutend. Die boppelte Strafe 
für eine unrichtige Bezeichnung als „London made,‘‘— Ueberführung vor zwei 
Friedensr. mit Appellation. 1/3 der Strafgelder der Armenkaſſe, 2/s dem De- 
numcianten, ber jelbft von der Strafe frei wird, wenn er die Berfon angiebt, 
auf deren Anweifung er eine Webertretung begangen hat. 

Fairs. Alle Marktgerechtigkeiten beruhen auf Königlicher Verleihung, ober 
auf der Vermuthung einer Berleihung wo fie unvordenflich (ſeit 1. Ric. 1.) 
beſtehen. Sie finden gewöhnlich zwei⸗ oder dreimal jährlich flatt in gemefiener 
Zeit, deren Weberfchreitung durch Sequeftration und Buße gegen den Beliehenen 
geahndet wird 2. Edw. III c. 15, und noch fchärfer an dem Verkäufer, ber 
noch geſchloſſener Marktzeit verlauft 5. Edw. III. c. 5. Die mit dem Marft- 
recht beliehene Corporation oder Grundherrſchaft ſoll fir rechtes Maaß und 
Gewicht forgen, und zur Handhabung der Marktpolizei einen Clerk of the fair 
einfegen, deſſen Yurisdiction (Court of Pie-powder) freilich veraltet ifl. Ein 
Marktzoll darf nur verliehen werden, flir eine reelle Leiftung, die dem Markt⸗ 
publifum dafiir gewährt wird, und nicht übermäßig, widrigenfall® die Berlei- 
bung nichtig ift Coke II. Inst. 220. Der Marftherr muß aud) einen Zoll- 
erheber oder Buchführer einfeen, der von 10 Uhr Vormittags bis Sonnenun- 
tergang anmejend fein foll, 2. et 3. Phil. et M. c. 7. $ 2, und welcher Pfer- 
deverfänfe mit Angabe des ihm befannten oder gehörig vecognoscirten Verldufers 
buchen ſoll, bei 5 2. Strafe, 31. Eliz. c. 12 8 2, Für die Märkte in Lon- 
don und 15 engl. Meilen im Umkreis enthalten die neuen Geſetze über die 
Metropolitan Police aud eine Marktorbnung. Wit einzele Märkte ift durch 
Polalacte geforgt; und um nicht die regelmäßig darin wiederkehrenden Klauſeln 
fiets von Neuem zu wiederholen, erging bie Markets and Fair Clauses Act 
1847, 10. et 11. Vict. c. 14, mit Beſtimmungen über den von dem Beliehenen 
(undertaker) zu beftellenden Marktauffeher, Widerjelichfeit gegen deſſen An- 
ordunngen, Waageordnung, Ortsregulative (bye-laws). 

Firearms. Dos Regulativ für bie Fabrilation von Feuerwaffen 55. 
Geo. IL. c. 59 unterwirft Blinten- und Biftolenlänfe einer vorgängigen Prüfung 
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in den Brilfungsbureau der Flintenmacherinnung von London oder an einigen 
anderen beftimmten Stellen, mit Strafen gegen Anfertiger, Ferfänfer ungeprü' 
ter Maffen und PVerfälfcher der Prüfungsmarke. Ztrafv. vor zwei riedener. 
mit Appellation. 

Forestallers and Ingrossers. Auf- und Torfänferei, ſchon in den 
mittelalterlicyen Friedenscommmiffionen regelmäßig erwähnt, ift mit anderen F- 
ſchränkumgen der freien Koncurrenz aufgehoben dur 7. et 8. Vict. c. 24. 

Frame -work Knitters. Die Etrumpfwirfer - Ordnung 6. Geo. II. 
c. 29 fchreibt eine geſetzliche Marke fir die Waaren vor bei 5 2. Etrafe pro 
Stid, für den Yabrilanten wie fir den Verkäufer, nebft Confiecation. Ztrair. 
vor einem Friedensr., der felbft fein Strumpfwirler, Strumpfmwaarenhändier 
oder Eigenthiimer von Werkſtühlen fein darf, mit Appellation. 

Fuel. Der Brennholz-Verfauf unterlag einer friedensrichterlichen Assize 
of Fuel, beflätigt dur 7. Edw. IV. c. 786; 43. Eliz c. 14; 9. Anne 
cap. 15 8 2; jebt aufgehoben durch 5. Geo. IV. cap. 74; 19, et 20. Viet. 
cap. 64. 

Gilding. Die Verbote des Vergoldens 5. Hen. IV. c. 13; 2. Hen. V. 
st. 2. c. 4 waren veraltet, und find durch 19. et 20. Vict. c. 64 aufgehoben. 

Gunpowder. Die Schießpulver-Fabrilation iſt durch 5. Geo. I. c. 
12. Geo. III. c. 61; 14. et 15. Viet. c. 67 geregelt, an eine Conceition 
gebunden, ftreng örtlich begrenzt, mit Verbot der Mörſerkenlen bei der Anier 
tigung, und Beſtimmung der Ouantitäten, welche anf einmal angefertigt, ge- 
trodtnet, verwahrt, vom Detailhändler gehalten und transportirt werben bür 
fen; nebft Rorjchriften iiber die Art des Transports und die Art der Rerpadung. 
Die Strafen vor zwei Friedensr. 

Hackney Coaches fiehe unter Lohnfuhrweſen 8 41. 

Hawkers and Pedlars. Unter Aufhebung aller älteren Geſetze 8. et 
9, Will. III. c. 24 u. ff. enthält 50 Geo. III. c. 41 das geltende Geſes üker 
Trödler und Haufirer. Es verlangt einen Gewerbeichein, ſowie die I 
zeichnung aller Badete, Kiften, Gefäße, Wagen, aller Räume, aller Anzeigen x. 
mit dem Vermerk „Licensed Hawker,“ mit Namen und Nummer des Gewerb 
fcheins bei 10 8%. Strafe. Handel ohne Gewerbichein, ober Weigerung ter 
Gewerbfhein vorzuzeigen jedem Stenerbeamten, Friedenerichter und jeder Perion, 
welcher Waaren zum Verkauf angeboten find: 10 2,, event. Correctionebaut 
nad) Maßgabe des Vagabunden-Geſetzes. Jede Privatperfon kann in ſolchem 
Fall den Hanfirer fefthalten und einem Friedensrichter vorführen. Constable: 
und andere Beamte, welche die geſetzlichen Vorfchriften nicht befolgen: 10 L. 
vor einem Friedensrichter. Der Friedensrichter kann flatt einer einfacher. 
Ladung fogleich einen Haftbefehl erlaffen. Wird der Angellagte überwieſen einee 
wiffentlichen Handels mit Contrebande, geftohlenem oder betrüglich erworbenem 
Gut, fo tritt hinzu eine Verwirkung des Gewerbſcheins und Unfähigfeit su 
Wiedererlangung eines folchen fllr immer (durch Spruch des ordentlichen En- 
minalgerichts) oder Gelbbußen bis zu 20 2. vor einem Friebener., event. 3 Mon. 
Gef. mit Appellation. 

Horses. Ein Regulativ für Abdeckerei und Pferdeſchlächterei enthält 26. 
Geo. III. c, 71, ergänzt durch 5. et 6. Will. IV. c. 59. Es verlangt polizei 
liche Conceſſionen, firenge Buchführung über die gefchlachteten Thiere und die 
Perſon des Berfäufers. Ein von der Gemeinde ernannter Aufjeher bat ben 
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Gewerbebetrieb ftetig zu beauffichtigen, barauf zu fehen, daß nicht kranke oder 
gefohlene Thiere gefchlachtet werben, darüber ein Eontrolbuch zu führen, ver: 
dächtige Fälle in öffentlichen Blättern befannt zu machen u. f. w. 

Leather. Curriers. Shoemakers. Tanners. Die älteren Ver⸗ 
ordnungen über die richtige Bereitung und Verarbeitung des Leders, iiber Roth- 
gerberei u. f. w. 2. et 3. Edw. IV. c. 9, 11 etc. waren fo umfangreid) ge- 
worden, daß burch 1. dac. I. c. 22 ſchon eine Konfolidation der Ledergeſetze 
eintrat. Bürgermeifter und Rath von London wird verpflichtet 8 erfahrene 
Männer aus den 4 Innungen der Echuhmacher, Rothgerber, Gürtler und Sattler 
als Sifitatoren für alles gegerbte Leder zu ernennen, von denen einer der Siegel- 
bewahrer fein fol. Bierteljährlic) wenigfiens einmal follen alle Lederwaaren 
vifitirt, und unrichtig. gearbeitete weggenommen werben. Gerber, welche un⸗ 
zureichend gegerbtes und getrodnetes Leber verlaufen, unterliegen geſetzlicher 
Strafe. Schuhmader, welche Stiefeln, Schuhe 2. nicht von gutem unb ge- 
nügendem Stoff maden, oder nicht ordentlich nähen, verwirken 3 sh. für 
jedes geſetzwidrig angefertigte Paar. Schließlich find mit der Lederſteuer 
1, Will. IV, c. 16 diefe Gefete befeitigt, und durch 19. et 20, Vict. c. 64 
ansdrüdlich aufgehoben. 

Linen. Die Leinenweberei wurde durch 28. Hen. VIII. c. 4 ähnlichen 
Beftimmungen unterworfen wie die Tuchweberei; 15. Car. II. c. 15 $ 2 er- 
Härte fie für ein freies Gewerbe. Nad 17. Geo. II. c. 30 8 1 fteht jedoch 
eine Buße auf Bezeichnung fremder Leinenwaaren mit engl. Fabrikmarken. 

Malt. Die Malzfabrilation wurde fchon durch 2. et 3. Edw. IV c. 10 
84 mit Polizeimaßregeln gegen Fälſchung bedacht, anch ber Gewerbebetrieb von 
einer Genehmigung der Friedensrichter abhängig gemacht durch 39. Eliz. c. 16, 
1. Das st. 2. et 3. Edw. VI, enthielt auch gewerbliche Vorjchriften Liber 
die Weiſe des Malzens; während die fpäteren Gefee mehr den Steuergefichts- 
yantt feſthalten, conſolidirt durch 7. et 8. Geo. IV. c. 52. 

Marine Stores. Der &ewerbebetrieb und Handel in Materialien für 
die Schiffahrt ift an die Vorſchrift gebunden, daß der Befiter feinen Namen 
mit dem Zujat „Dealer in marine stores“ an alfen Lokalen für die Nieder- 
fage feiner Artilel mit 6 Zoll hohen Buchftaben verzeichnen muß, bei 10— 20 2. 
vor einem Friedensr. 1. et 2. Geo. IV. c. 75 $ 16. Der Kanf von Schiffs⸗ 
labeln ift wegen ber Gefahr des Diebftahle an eine Permilfion des Friedens⸗ 
richters nnd ein Legitimationsatteft gebunden; auch muß über alle gelauften 
Materialien ein Buch mit Angabe des Verkäufers geführt werden bei 10-50 2. 
mit Appellation. 

Medicines. Der Medizin» Berfauf ift zunlichſt an einen Gewerbeſtener⸗ 
\hein gebunden, und an die Verpflichtung alle verkauften PBadete, Offer ꝛc. 
mit geflempelten Etiketten und Schachteln auszugeben bei 10—20 2. für Unter⸗ 
faflung, für zweimaligen Gebrauch ober für Auflaufen gebrauchter Schachteln 
42. Geo. III. c. 56; 43. Geo. III. c. 73; 44. Geo. III. c. 98; 53. Geo. III. 
e. 100. Der Gefichtspunkt dabei ift nur der der Stemergejeßgebung, weshalb 
au das Geſez den Berlauf aller Quackmedizinen offen läßt; anbererjeits auf 
gelemte Aerzte, Apotheker und Droguiften ſich nicht bezieht. Strafverfolgung 
rur im Namen des Staatsanwalts oder der Stempelbehörde. 

Millers. Müller müffen in ihrem Locale Waagen für den Gebrauch 
ihrer Lunden halten, mit genichten Gewichten, umterworfen einer periobifchen 
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Neviſion 36. Geo. III. c. 85. Weigerung auf Verlangen des Mablgaftes bat 
Korn vorher, und das Gemähl vachher zu wiegen: 40 sh. — Buße für Manco⸗ 
gewicht: 1 sh. per Bushel. Aud muß in der Mühle mit leſerlicher Schrift 
ein Tarif des Mahlgeldes für die verſchiedenen Operationen ber Mühle aut 
hängen (20 sh.). 

Pawnbrokers. Das Gewerbe der Pfandleiher unterliegt ſtrengen Re- 
gulativen zunäcft wegen der Gewerbefteuer, — in London jährlid 15 2, in 
den Provinzen die Hälfte, — geltend nur für ein Haus und auf ein Jahr, 25. 
Geo. III. c. 48. No umftinblicher find die Vorfchriften über ben Gewerbe⸗ 
betrieb 39. et 40. Geo. III. c. 99. Die Höhe der Zinsfäge iſt au einen feften 
Tarif gebunden. Ein vollftändig geführtes Buch muß Namen, Wohnung und 
Stand des Berpfänders und des angeblichen Eigenthümers verzeichnen, dem 
Erfteren muß ein gefetlich vorgejchriebener Pfandſchein ausgeftellt werben. Un- 
befugte VBerpfänder fremden Eigenthums können ſummariſch verhaftet, und von 
einem Friedensr. mit 1-5 8. geftraft werden. Verpfänder, welche faljche oder 
ungenigenbe Angaben itber ihre Berfon oder über den Erwerb des Guts madıen, 
fönnen fummarifch verhaftet, und wenn ſich findet, da das Gut unrechtmäßig 
erworben war, bis zu 3 Mon. Gef. verurtheilt werben, auch one Rüdficdt auf 
perfönliche Betheiligung. Daran reihen fi Borjchriften über den Verlauf ver- 
fallener Pfünder, Führung der Firma, Borlegung der Bücher u. ſ. w. Tie 
zahlreichen Borfchriften über den Gefchäftsbetrieb werden durch Gelbbußen vos 
2— 10 8. fanctionirt, die Kirchenvorfteher und Armenaufieher ermädtigt die 
Strafverfolgung auf. Koften der Gemeinde zu übernehmen; vorbehalten eime 
Appellation. Zufäbe 19. et 20. Viet. c. 27. In den Zabellen flir 1860 fin- 
ben fi: Webertretungen der Pfandleiher 124, unbefugtes Verſetzen fremder 
Sachen 792, andere Uebertretungen 17. 

Pilots. Das Lootſenweſen ſteht altherlönmlich unter der Kontrolle der 
Corporation der Trinity House, Deptford Strond und drei anderen Innungen. 
Die Geſetze darüber find confolidirt durch 6. Geo IV. c. 125: Geldbutzen bie 
zu 20 2. vor. einem friedener. mit Appellation. Bis zu gleichem Betrage 
lnnen auch rüdftändige Lootfengebühren ſummariſch eingeflagt werben. 

Porterage. Dur 39. Geo. DII. c. 58 ift ein Reglement fir die Padet- 
träger in London gegeben, mit genauem Tarif, Zeit der Ablieferung, Form det 
Begleitzettel 2c. Die Gelbbußen vor einem Friedensr., ohne Appellation. 
Auch der Trägerlohn wird ſummariſch vor einem Yriedener. eingellagt. 

Postmaster. Das Berleihen von Reit- und Wagenpferden iſt durch 2. 
et 3. Will. IV. c. 120 8 55 ff., abgefehen von der Gewerbeſteuer, einigen Br- 
triebsvorfchriften unterworfen wegen Bezeichnung der Lolale, der Wagen, Ant- 
fiellung der Rechnungen an die Kahrgäfte mit richtiger Angabe der Meilenzebl, 
Zahlung der Chauffeegelder ꝛc. Auch rückſtündiges Leihgeld bie zu 50 % kann 
fummarifh vor einem Friedensrichter eingeflagt werden: nach fruchtlofer Aue- 
pfändung Gefängnißftrafe bis zur Zahlung bes Rüdfkanbe. 

Stores of War. lnbefugte Bezeichnung von Kriegevorräthen mit dem 
Zeichen der Königlichen Armee oder Marine, und Beſitz foldyer Artikel ohne 
Legitimation der Behörden, war ſchon nad älteren Geſetzen mit firengen Stre- 
fen bedroht, wobei gewiſſe Beamte der Marine-Berwaltung (treasurer, compt- 
roller, surveyor, clerk of the acts, commissioners of the navy) als $rie- 
densrichter bei Ergreifung, Berhaftung und Berfolgung agiren, und die com- 
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missioners der Marine, bed Yeldzeugamts und des Proviantamts aud Haus 
iudumgsbefehle erlaffen dürfen 9. Geo. III. c. 30, 8 5; 39. et 40. Geo. III. 
c. 89. Die leichteren Strafen vor einem Friedensr. oder commissioner bie 
zu drei Mon. Gef., endgültig und obne Certiorari. Durch neuere Geſetze iſt 
dies Berfahren ausgedehnt auf unbefugten Beſitz von Materialien ber Artillerie- 
Bermaltung ꝛc. 

Sheep. Die Geſetze der Tudors liber die Anlegung der Arbeitermohnun- 
gen, über die Zahl des Wirthſchaftsviehes und der Schafe (25. Henry VIII. 
c.13; 2. et 3. Phil. et Mary c. 3; 7. Jac. I. c. 8) find längft außer Gebrauch; 
aufgehoben ift das st. 25. Henry VIII. durd) 19. et 20. Vict. c. 64. 

Tea. Durd zahlreiche neuere Geſetze ift bie Fülſchung von Thee, Kaffee 
and einigen anderen gemeinverfänflichen Confumtions-Artifeln, ſowie bie Aus- 
ſtellung gefälfchter Waare zum Verkauf, mit Geldbußen, und in einigen Fällen mit 
Begnahme und Vernichtung der Borräthe beproht. Die Beſtimmungen ſchließen 
fh an Ältere an, die weit in das Mittelalter zurüdkeichen, und bie damals 
wichtigen Konfumtions-Artilel betrafen. So bedroht das st. 51. Henry III. 
st. 6, und die Ordinance for bakers c. 7 den Berlauf von verfälſchtem Wein, 
von kranken ober ungefundem Fleiſch, oder von Fleiſch welches von Juden ge- 
lauft iR, mit Polizeibuße für den erftien Fall, Pranger für den zweiten, Geld⸗ 
und Gefängniffirafe für den dritten, Ortsvermweifung für den vierten Ball. 
Nah 12. Car. II. c. 25 $ 11, und ı Will. et M. st. 1 c. 34 $ 20 fir 
Beinverfälihung: 40 2. und 300 8. 

Tobacco. Mit Rüdfiht auf die Tabadsfteuer wurde der Tabadeban 
durch 12. Car. II. c. 34; 22. et 23. Car. II. c. 26 verboten, mit firenger Ber- 
pflichtung der Constables zu periodifcher Bifitation. Durch 5. et 6. Vict. c. 93 
$ 13 it aller Haufirhandel mit Tabad oder Schnupftabad, mit Ausnahme ber 
conceffionirten Tabadfabrilanten und Händler, unterfagt bei Confiscation und 
100 2., event. drei Don. Gef. 

Turpentine-, Pech⸗ und Theer⸗Fabriken, I. et 2. Viet c. 75. 

Woollen-Manufacture. Die Wollenausfuhr, die Ausfuhr von Schafen 
war durch ein Gefſetz 27. Edw. II. für felony erflärt; andererfeits war die 
Einfuhr und die Fabrilationsweiſe durch fo viele künſtliche Vorſchriften vegulirt, 
daß endlich das st. 49. Geo. IIL c. 109, 40 foldye Geſetze ganz oder theilmeife 
aufheben mußte. Durch 50. Geo III. c. 83; 19. et 20. Vict. c. 64 wurben 
no einige früher überfehene nachträglich befeitigt. Noch immer aber beftehen 
einige Gefee iiber den Gewerbebetrieb vgl. Burn h. v., und oben unter 
„Clothiers.” 

Die befonderen Gruppen der Schant- und Wirthshausgewerbe, Theater, 
des Lohnfuhrweſens, Schiffahrtsgemwerbes und das gefammte Lehrlingsweſen 
lommen in den nachfolgenden 88 vor. 


8 39. 
Sitten: und Vergnügungs- Polizei. Disorderly Houses. 
Games. Drunkenness. Indecency. Theatres. 


Seit Eduard III. beginnt eine Reihe von Luxusgeſetzen über 
Lleidung, Mahlzeiten und anderen Aufwand, welche wohl einigermaßen 
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veranlaßt waren durch die täglichen Berührungen zwifchen Klaſſen, bie 
auf dem Continent gefchiedener von einander lebten, und durd das 
abenteuerliche Treiben, welches die Sold-Armeen aus den franzöftfchen 
Kriegen zurückbrachten. Sie veralteten frühzeitig, find aber formell 
aufgehoben erft durch 1. Jac. I. c. 25; 19. et 20. Vict. c. 64. 
Die Aufrechterhaltung der äußeren Zucht wurde durch Bolizei- 
ftrafgefege gegen Truntenheit und outrage publique à la 
pudeur mit Hülfe der gewöhnliden Popularklagen ziemlid ge 
nügend bewirkt. Gonceffionen für Bordelle find feit Heinrich VII. 
nicht mehr ertheilt worden. Uebrigens waren die vorhandenen Strafen 
gegen folche hinreichend ftreng, die Praris der Strafverfolgung freifid 
zeit- und ortsweife fo far, daß die neue Geſetzgebung die unteren Bo- 
lizeibeamten durch Strafandrohungen, Privatperfonen dur Prämien 
zur Anklage zu veranlaffen fucht. Außerdem enthält das Vagabunden⸗ 
gefeß allgemeine Klaufeln über unordentliche Häufer, die vielfach aus⸗ 
gedehnt wurden auc auf öffentliche Vergnütgungsorte und Debattirclubs, 
welche am Sonntag dem Publikum für Entgeld geöffnet werben. 
Einen langen hartnädigen. Kampf führte die Geſetzgebung ſeit 
SKahrhunderten gegen Spielhäuſer und Glücksſpiele, die in der frie 
densrichterlichen Adminiftration nur zu lange Duldung fanden. Erft 
im 19. Jahrhundert ift die Gefeßgebung fo fcharf und entfchieden auch 
gegen die Lieblingspaffionen der höheren Stände vorgegangen, daß nun: 
mehr Spielhäufer, Pharaofpiel, Wettbureaus, Lotterien und Ausfpie- 
gefchäfte vielfeitiger und Tchonungslofer verpönt find als in den meiften 
Staaten de8 Eontinents 8. et 9. Vict. c. 109; 16. et 17. Vict. c. 119. 
Ein Syftem von Eonceffionsertheilungen wurde durch 
39. Geo. III. c. 79 für nothwendig erachtet bei Localen für öffentliche 
Borlefungen oder Debatten, und für Lefezimmer, die ſich Entree zahlen 
laſſen. In London und der nächſten Umgebung hatte das st. 23. 
Geo. III. c. 36 für alfe öffentliche Tanz⸗, Muſik⸗ und Vergnügunge- 
tocale eine jährlich zu erneuernde Caution eingeführt. Noch ftrenger 
behandelte man die Theater. Aus dem älteren Syſtem allgemeiner 
Derbote ging man bier zu ftreng verclaufulirten Conceffionen über, und 
zu einer Xheatercenjur, welche durch den Lord-Kammerherrn, freilich jo 
gelinde gelibt wird, daß Fälle eines Verbots kaum befannt find. Durch 
6. et 7. Vict. c. 66 ift nunmehr ein allgemeines Theater » Regulativ 
eingeführt, mit Vorbehalt von Local-Bolizeiordnungen für die einzefen 
Theater, bie vom Miniſter des Innern zu beftätigen find. Theater: 
Borftellumgen in Buben bei Märkten oder: öffentlichen Feften bedürfen 
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jedodh nur der Erlaubniß eines Friedensrichters oder der Marktpolizei 
6. et 7. Vict. c. 66 8 23. 

Ergänzend fteht daneben noch eine arbiträre CStrafgewalt des or- 
dentlihen Strafgerichtshofs, der Queen’s Bench als custos 
morum, ein Reſt des normannifchen Bolizeifyftems. Lord Mansfield 
machte davon Gebrauch zur Verfolgung der noch zumeilen vorfommen- 
den Unfitte eines Verkaufs der Ehefrau, der übrigens niemals legal 
war. Endlich enthält and) die discretionäre Gewalt der Friedensrichter, 
Sautionsftellung für gutes Verhalten zu erzwingen, hinreichende 
Sewalten zur Unterdrüctung öffentlicher, anftößiger Umnfittlichkeit. 

Apparel. Diet. Das st. 37. Edw. II. c. 8— 14 über Kleidertracht 
und Mahlzeiten, und bie jpäteren Geſetze von Eduard IV. und Heinrich VIII. 
find niemal® genau inne gehalten, und aufgehoben durch 1. Jac. I. c. 25. Län- 
ger dauerte dem Buchftaben nad) das für die Praxis verichollene Tafelgeſetz, 
10. Edw. III. st. 3 de cibariis utendis, welches zum Dlittag- und Abendbrod 
nur zwei Gänge geftattet, an großen Feiertagen drei Gänge, — aufgehoben durd) 
19. et 20. Vict. c. 64, 

Bawdy Houses. Disorderly Houses. Surenhäufer wurden ſchon 
nad) common law b. 5. nad} mittelalterlicher Polizeipraxis ald common nuisance 
beftraft, Coke III. Inst. 205, mit Geld, Gefängniß, Pranger. Beſucher folder 
Häufer können zu einer Cautionsftellung für gutes Verhalten genöthigt werben. 
Die früher conceffionirten Häufer der Art wurden durch Heinrich VIII. 1546 
unterdrüdt. Seit den Zeiten ber Reftauration war indefjen bie Praris jo far 
gervorden, da das st. 25. Geo. II. c. 36; 28. Geo. II. c. 19 verjchärfte Vor⸗ 
ihriften über die Strafverfolgung gab. Wenn zwei anfäffige Steuerzahler in 
der Gemeinde einem Constable Anzeige machen, daß eine PBerfon ein Bordell 
bafte, fo foll der Constable mit ihnen zu einen riedensrichter gehen, und wenn 
fie ihre Angabe eidlich erhärten und eine Kaution auf 20 8. zur Ablegung eines 
förmlichen Zeugniffes darüber fiellen, fol der Constable zur Strafverfolgung 
bei der. nächften Quartalſitzung oder Alfife durd) Caution verpflichtet, die Straf- 
verjolgungsfoften durch zwei Friedensrichter feftgeftellt und aus der Armentaffe 
erfegt werden. Im Fall der Ueberführung follen die Armenanfjeher jedem der 
beiden Denuncianten unverziiglid) eine Prämie von 10 2. zahlen. Der pflidt- 
ſaumige Constable: 20 2. Das Gejeß bezieht fich zugleich auf Epielhäufer und 
andere unordentliche Häufer, und es joll dabei der Verwalter oder Vicewirth 
als wirklicher Eigenthiimer, Bordell» und Spielwirth behandelt werben. Wie 
wenig wirkſam jedoch die Popularklage war, wo eine ſtillſchweigende Connivenz 
von Gemeindebeamten und Nachbarn eintrat, zeigt der Report on Constabu- 
lary Force 1819, der feiner Zeit in dem hauptftädtiichen Bezirk nicht weniger 
als 933 Brothels aufzählt, in Liverpool 520, in Bristol 150, in Bath 24, in 
Hull 88, in Newcastle 71, fogar mit Angabe der gewöhnlichen Zahl der täg- 
lichen Befuche. — Durch ziemlich willkürliche Uebertragung wurden dann nod) 
einige andere Klaffen von Häufern unter diefelben Straigefete geftellt. Nach 
21. Geo. IIL c. 49 8 1 fol jedes Haus oder Local, welches am Sonntag 
dem Publikum zum Vergnügen, zu öffentlicher Debatte oder Unterhaltung für 
Geld geöffnet wird, für ein „unorbentliches Haus“ erachtet und als foldhes nad 
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dem Bagabunbengefets verfolgt werben, mit ſchweren im Civilprozeß zu verfel- 
genden Geldbußen. — Nad st. 39 Geo. III. c. 79 $ 15, follen Häufer oder 
Lokale fiir Uffentlihe Borlefungen, Debatten oder Leſezimmer gegen Ent- 
geld einer bejonderen Conceffion bebirfen, in beren Ermangelung fie den Stra 
fen eines disorderly house und 100 8. Buße unterliegen. Der Dirigent, Bor: 
fitende, Kaſſirer 2c. 20 2. Jeder Friedensrichter kann auf eidliche Anzeige davon 
Eintritt verlangen; die Verweigerung bes Eintritts felbft macht das Local zu 
einem disorderly house mit 20 2. Buße für jeden Weigernden. Geldbußen 
bis 20 8. vor einem Friebensrichter event. 3—6 Mon. Gef. — In London 
und 20 engl. Meilen im Umkreis bedarf jedes Haus, Local oder Garten, be- 
ftimmt zu öffentlichen Tänzen, Muſik oder ähnlicher Unterhaltung, einer jührlich 
zu erneuernden Eonceffion 25. Geo. II. c. 36 $ 2, bei Strafe eines disorderly 
house nebft 100 8. Buße. Weber der Eingangsthür müſſen die Worte affigirt 
werden: „conceifionirt in Gemäßheit der Parlamentsacte 25. Geo. II.“; das 
Local darf nicht vor filnf Uhr Nachmittags geöffnet werben; jeber Constable 
hat das Recht des Zutritts mit jehr ſummariſchen Berhaftungshefugnifien. 

Drunkenness. Im Mittelalter unterlag bie Trunfenheit firchlichen 
Cenfuren. Nach 4. Jac. I. c.5; 21. Jac. I. c. 7 wird ber, welcher vor einem 
FSriedensrichter durch Augenfchein oder Zeugeneid der Trunfenheit überführt if, 
mit 5 sh. gebißt, event. mit Fußblock auf jehe Stunden. Im Rüdfall klann 
er zu Kaution für gutes Verhalten mit zwei Bürgen auf 108, genäthigt werden. 
Auch Saufgelage in Wirthshäufern (tippling) werden burch die Bierhausord- 
nungen an jebem Theilnehmer mit 3 sh. oder Fußblod auf vier Stunden, an 
dem Wirth mit 10 sh. event. Gefängniß und Unfähigkeit zum Betrieb des Ge 
werbes auf drei Jahr gebüßt. — Die Polizeiordnung fiir Lonbon droht für 
Truntenheit verbunden mit lärmenbem oder inbecentem Betragen 2 2. oder 
Sorrectionshaus bis zu fieben Tagen nad) Ermeflen des Polizeirichtere 2. et 3. 
Vict. c. 54 $ 58. Die Zahl der Straffälle unter Drunkenness, Drunk and 
disorderly war 1860 nicht geringer al® 88,361. 

Games. Gaming Houses. Schon in 39. Edw. III. war eine ®oli- 
zei-Ordonnanz gegen Hahnengefechte et „alios ludos vanos“ ergangen; eine 
ähnliche 20. Henry VIII. gegen Witrfel, Karten und Bälle. Im Allgemeinen 
galten jedoch Spiele ohne gemwinnfüchtige Abficht zur gefelligen Unterhaltung für 
erlaubt, und nur öffentliche Spielhäufer als eine common nuisance 1. Hawkins 
c. 75 86. Das umfaffenbe st. 33 Henry VIII. c. 9 erließ nun aber Strafbe 
fimmungen in doppelter Richtung: (1) Gegen Bejiter öffentlicher Hän- 
fer, welche zu ihrem Gewinn ober Lebensunterhalt Locale zu beftinmten be- 
nannten oder anderen ungeſetzlichen Spielen halten: Strafe 2 2. für jeden Tag- 
Friedensrichter und Gemeindevorfteher bürfen Orte, welche defien verdächtig find, 
jeder Zeit betreten, und ben Wirth und die Spieler verhaften, bis fie eine 
Caution beftellen für Nichtwiederholung des Vergebene. Die Bürgermeifter ber 
Städte follen wöchentlich oder wenigftens monatlich einmal alle werbächtigen 
Orte der Art vifitiren. (2) Handiverfer, Handarbeiter, Lehrlinge, Gefinde, Ma 
trofen, Fiſcher und andere Berfonen niederer Stände, welche Karten, Bäür- 
fel oder andere unerlaubte Spiele jpielen, werben mit 20 sh. bedroht; ausge 
nommen zu Weihnachten, wo fie in ihres Herrn Haus und Begenweart fpielen 
bilrfen. Kugeljpiel an öffentlichen Orten, gewohnheitsnäßiger Beſuch von Epiel- 
Iocalen: 62% sh. gegen alle Klaflen von Berfonen. Die Hälfte der Geldbußen 
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ı Denuncianten. Die Friebensrichter Tönnen anf Augenichein oder Noto- - 
it Spieler verbaften und fefthalten, bis fie Kaution flellen für Unterlaffung 
‚tiaubter Spiele. , 

In beiden Nichtungen ging die Geſetzgebung weiter. Das st. 16 Car. I. 
erſtreckt das Berbot auch anf höhere Stände, droht das Dreifache der im 
iel gewonnenen Summe als Strafe, erflärt Spielfchulden und bie darauf 
‚elten Sicherheiten im allgemeinen für klaglos und nichtig. Wiederholt wirb 
Nichtigkeit aller Noten, Wechſel, Schulpverfchreibungen, Pfünber und Sicher- 
‚en Über im Spiel gewonnene Summen oder Wetten durch 9. Anne c. 14. 
‚valtthätigleiten und Serausforberungen zum Zweilampf auf Beranlaffung 
es Spielgewinnes werben mit zwei Jahren Gefängniß und Confiscation bes 
seglihen Vermögens bedroht. Je zwei SFriedensrichter koönnen verbächtige 
ieler fh vorführen laſſen, und wenn ſolche nicht darzuthun vermögen, daß 

ihren Aufwand aus anderen Duellen als aus dem Spiel beflreiten, eine 
ntionsbeftellung fir gutes Berhalten auf zwölf Donate erzwingen. Die üblen 
itten ber höheren Stände biefer Zeit machten jedoch immer neue Strafan- 
:ohungen nöthig. In der Zroifchenzeit waren durch 10. et 11. Will. III. c. 17 
te Lotterien fiir eine public nuisance erflärt worden, und die Geſetze über 
29 Spiel erfcheinen von num an vielfach durchmengt mit den Lotteriever⸗ 

‚ten, und häufen ziemlich planlos neue Geldftrafen auf die alten. „Es waren 
ht fowohl die Geſetze gegen das Spiel fo mangelhaft, als wielmehr wir felbft 
and umfere Yriedensrichter bei ber Ausflihrung biefer Geſetze“ Blackstone IV. 
Comm. 173. Beiläufig erwähnenswertb ift das st. 8 Geo. I. c. 2 8 36 gegen 
Ansfpielgefchäfte mit einer Buße von 500 2. vor zwei Friedenerichtern; 9. Geo. I. 
°.19 84 gegen Spiel in fremben Lotterien mit 200 8.; 2. Geo. II. c. 25 89; 
12. Geo. II. c. 28; 13. Geo. II. c.19 89 mit namentlichem Verbot des Pharao, 
Hafardipiels, und einiger anderer beftimmt genammter; 18. Geo. II. c.34 81,2; 
25. Geo. D. c. 36 8 5 ſucht die Strafverfolgung durch einen Constable auf 
Koſten der Armenkaſſe zu erzwingen, und fihert dem’ Denuncianten eine befon- 
dere Prämie zu; 42. Geo. III. c. 119; 3. Geo. IV. c. 114; 3. Geo. IV. c. 79; 
3. Geo. IV. c. 61. — 2. et 3. Vict. c. 74 8 48 brobt im Bereich des haupt- 
kädtifchen Polizeibezirts gegen Spielhauswirthe, Banfhalter, Eroupiers, und 
andere bei der Leitung bes Spiels befchäftigte Berfonen entweder Geldbuße bie 
zu 100 2. oder Eorrectionshaus mit oder ohne harte Arbeit bis zu ſechs Mon.; 
jede in folddem Local ohne genügende Entichufbigung betroffene Perſon unter⸗ 
fiegt einer Geldbuße bis zu 52. — Die neueften Geſetze 8. et 9. Vict. c. 109; 
17. et 18. Viet. c. 38 haben die Saupttendenz einer Erleichterung des Beweiſes 
und der Strafverfolgung, durch verflärkte Befugniffe der Polizeibeamten den 
Eintritt in verbäcdhtige Häufer und Zimmer zu erzwingen, fummarifches Berhaf- 
tungsredht, verfchärfte Strafen gegen Verhinderung des Eintritts; der Hinbe- 
rungsverſuch ſelbſt gilt fchon als Beweis, daß da® Haus ein dffentliches Spiel- 
haus iſt. Dur 16. et 17. Vict. c. 119 werden auch die Wettbureaus 
betting offices für Bferberennen unterdriidt, die in Folge einer laren 
Interpretation der Geſetze mafjenweis entflanden waren. Unternehmer folcher 
Hänfer, Annahme von Depofiten, Ausgabe von Plalaten und öffentlichen An- 
zeigen: 30—100 2. oder Gefängniß von 1—6 Monaten. 

Indeceney. Berjonen, welche vorfätlich an dffentlichen Orten umzlichtige 
Drude, Gemälde oder Darftellungen ausflellen, oder öffentlich unzüichtiger ſcham⸗ 
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dem Bagabundengefets verfolgt werden, mit ſchweren im Civilprozeß zu verfel- 
genden Geldbußen. — Nach st. 39 Geo. III. c. 79 $ 15, follen Hänfer oder 
Lokale für Bffentlihe Borlefungen, Debatten oder Lejegimmer gegen Ext- 
geld einer befonderen Conceffion bedürfen, in deren Ermangelung fie den Stra- 
fen eines disorderly house und 100 2. Buße unterliegen. Der Dirigent, Bor: 
fitende, Kaffirer 2c. 29 2. Jeder Friedensrichter lann auf eidliche Anzeige davon 
Eintritt verlangen; die Verweigerung bes Eintritts jelbft macht das Local zu 
einem disorderly house mit 20 2. Buße für jeden Weigernden. Geldbußen 
bie 20 2. vor einem Friebensrichter event. 3—6 Mon. Gef. — Im London 
und 20 engl. Meilen im Umfreis bedarf jedes Haus, Local oder Garten, be 
ftimmt zu öffentlichen Tänzen, Muſik oder ähnlicher Unterhaltung, einer jährlid 
zu erneuernden Conceffion 25. Geo. II. c. 36 $ 2, bei Strafe eines disorderly 
house nebft 100 8. Buße. Ueber ber Eingangsthür müſſen die Worte affigirt 
werben: „conceifionirt in Gemäßbeit der Barlamentsacte 25. Geo. II.“; bat 
Local darf nicht vor fünf Uhr Nachmittags geöffnet werben; jeder Constable 
hat das Recht des Zutritts mit jehr ſummariſchen Berhaftungsbeingniffen. 

Drunkenness. Im Mittelalter unterlag bie Trunkenheit lirchlichen 
Genfuren. Nah 4. Jac. I. c.5; 21. Jac. I. c. 7 wird ber, welcher vor einem 
FSriedensrichter durch Augenjchein oder Zeugeneid der Trunkenheit überführt if, 
mit 5 sh. gebüßt, event. mit Fußblock auf jechs Stunden. Im Rüdfall kann 
er zu Eaution für gutes Verhalten mit zwei Bürgen auf 108. genöthigt werben. 
Auch Saufgelage in Wirthshäufern (tippling) werben durdh die Bierhausord- 
nungen an jebem Theilnehmer mit 3 sh. oder Fußblock auf vier Stunden, an 
den Wirth mit 10 sh. event. Gefängniß und Unfähigkeit zum Betrieb des Ge⸗ 
werbes auf drei Jahr gebüßt. — Die Polizeiordnung fir London droht für 
Trunlenheit verbunden mit Tärmendem ober indecentem Betragen 2 2%. oder 
Correctionshaus bis zu fieben Tagen nad) Ermeſſen des Polizeirichtere 2. et 3. 
Viet. c. 54 $ 58. Die Zahl der Straffälle unter Drunkenness, Drunk and 
disorderly war 1860 nicht geringer ale 88,361. 

Games. Gaming Houses. Schon in 39. Edw. III. war eine $oli- 
zeiOrdonnanz gegen Hahnengefechte et „alios ludos vanos” ergangen; eine 
ähnliche 20. Henry VIII. gegen Würfel, Karten und Bälle. Im Wlgemeinen 
galten jedoch Spiele ohne gewinnflichtige Abficht zur gefelligen Unterhaltung für 
erlaubt, und nur öffentliche Spielhäufer ale eine common nuisance 1. Hawkins 
c. 75 86. Das umfaffenbe st. 33 Henry VIII. c. 9 erließ nun aber Strafbe 
ftimmungen in doppelter Richtung: (1) Gegen Befiger öffentlicher Hän- 
fer, weldje zu ihrem Gewinn oder Lebensunterhalt Locale zu beſtimmten be 
nannten ober anderen ungefetlichen Spielen halten: Strafe 2 8. für jeden Tag 
Friedensrichter und Gemeindevorfteher dürfen Drte, welche deſſen verbächtig find, 
jeder Zeit betreten, und den Wirth und die Spieler verhaften, bis fie eine 
Caution beftellen fiir Nichtwiederholung des Vergebene. Die Bilrgermeifter der 
Städte jollen wöchentlich oder wenigfiens monatlich einmal alle verdächtigen 
Orte der Art vifitiren. (2) Handwerker, Handarbeiter, Lehrlinge, Gefinde, Ma- 
trojen, Fiicher und andere Berfonen niederer Stände, welche Karten, Bir: 
fel oder andere unerlaubte Spiele jpielen, werben mit 20 ah. bedroht; anöge- 
nommen zu Weihnachten, wo fie in ihres Herrn Haus und Gegenwart fpielen 
dürfen. SKugelipiel an öffentlichen Orten, gervohnheitemäßiger Beſuch von Spiel⸗ 
focafen: 62/ sh. gegen alle Klafien von Berfonen. Die Hälfte der Geldbußen 
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dem Denuncianten. Die Friedensrichter können anf Augenidhein oder Noto⸗ 
rietät Spieler verbaften und fefthalten, bis fie Kaution ftellen für Unterlafiung 
anerlanbter Spiele. ‚ 

In beiden Richtungen ging die Geſetzgebung weiter. Das st. 16 Car. II. 
c. 7 erſtreckt das Berbot auch auf höhere Stände, droht das Dreifache der im 
Spiel gewonnenen Summe ale Strafe, erflärt Spielichulden und bie darauf 
geſtellten Sicherheiten im allgemeinen für klaglos und nichtig. Wiederholt wird 
die Richtigkeit aller Noten, Wechiel, Schulöverfchreibungen, Pfünder und Sicher- 
heiten über im Spiel gewonnene Summen oder Wetten durch 9. Anne c. 14. 
Gemwaltthätigleiten und Serausforderungen zum Zweilampf auf Beranlaffung 
eined Spielgewinnes werden mit zwei Jahren Gefängniß und Eonflscation bes 
beweglichen Vermögens bebroht. Ye zwei Sriedensrichter Tönnen verbächtige 
Spieler fi vorführen laffen, und wenn folche nicht darzuthun vermögen, daß 
fie ihren Aufwand aus anderen Quellen als aus dem Spiel beftreiten, eine 
Sautionsbeftellung fiir gutes Verhalten auf zwölf Monate erzwingen. Die üblen 
Eitten ber höheren Stände diefer Zeit machten jedoch immer neue Strafan- 
drohumgen nöthig. In der Zwiſchenzeit waren durch 10. et 11. Wil. III. c. 17 
alle Lotterien filr eine public nuisance erklärt worden, und die Geſetze über 
das Spiel erfcheinen von nun an vielfach durchmengt mit ben Xotteriever- 
boten, und häufen ziemlich planlos neue Geldſtrafen auf die alten. „Es waren 
nicht ſowohl die Geſetze gegen das Spiel fo mangelhaft, als vielmehr wir felbft 
und umfere Yriedensrichter bei der Ausführung diefer Geſetze“ Blackstone IV. 
Comm. 173. Veiläufig erwähnenswerth ift das st. 8 Geo. I. c. 2 8 36 gegen 
Ausfpielgefchäfte mit einer Buße von 500 2. vor zwei Friedensrichtern; 9. Geo. I. 
c.19 54 gegen Spiel in fremden Lotterien mit 200 8.; 2. Geo. II. c. 25 89; 
12. Geo. II. c.28; 13. Geo. II. c. 19 89 mit namentfihem Verbot des Pharao, 
Safardfpiels, und einiger anderer beftimmt genammter; 18. Geo. II. c.348 1,2; 
235. Geo. II. c. 36 8 5 ſucht die Strafverfolgung durch einen Constable auf 
Kohlen der Armenkaſſe zu erzwingen, und fichert dem’ Denuncianten eine befon- 
dere Prämie zu; 42. Geo. III. c. 119; 3. Geo. IV. c. 114; 3. Geo. IV. c. 79; 
9. Geo. IV. c. 61. — 2. et 3. Vict. c. 74 8 48 droht im Bereich bes haupt- 
ſiadtiſchen Polizeibezirts gegen Spielhauswirthe, Bankhalter, Croupiers, und 
andere bei der Leitung des Spiels befchäftigte Perfonen entweber Geldbuße bis 
in 100 2. ober Correctionshaus mit oder ohne harte Arbeit bis zu ſechs Mon. ; 
jede in ſolchem Local ohne genügende Entichulbigung betroffene Perſon unter⸗ 
liegt einer Geldbuße bis zu 52. — Die neueften Geſetze 8. et 9. Vict. c. 109; 
17. et 18. Viet. c. 38 haben die Haupttendenz einer Erleichterung des Beweiſes 
und der Strafverfolgung, durch verftärfte Befugniſſe der Polizeibeamten den 
Eintritt in verbächtige Hüuſer und Zimmer zu erzwingen, fummarifches Berhaf- 
tungsrecht, verfchärfte Strafen gegen Verhinderung des Eintritts; der Hinbe- 
rungeverſuch ſelbſt gilt fchon als Beweis, daß das Haus ein Öffentliches Spiel- 
hans iR. Durch 16. et 17. Viet. c. 119 werden au bie Wettbureaus 
betting office» für Pferderennen unterdrückt, bie in folge einer laren 
Interpretation der Geſetze maſſenweis entftanden waren. Unternehmer folcher 
Hanſer, Annahme von Depofiten, Ausgabe von Plakaten und Bffentlichen An- 
zeigen: 30—100 2. oder Gefingniß von 1—6 Monaten. 

Indecency. Berjonen, welche vorfäglich an Bffentlichen Orten unzlichtige 
Drude, Gemälde oder Darftellungen ansftellen, oder öffentlich unzüchtiger ſcham⸗ 
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loſer Weiſe ihre Perſon auf einer Straße oder öffentlichem Platz aufftellen, faler. 
unter da8 Vagabundengeſetz 5. Geo. IV. c. 83 8 4: Eorrectionshaus mit harter 
Arbeit bis zu drei Monaten. Dazu fol auch gerechnet werden die vorſätzliche 
Ausftellung ſolcher Gegenftände in einem Fenſter, Schaufenfler oder einem an- 
deren Theile eines Ladens in einer Straße oder an einem öffentlichen Platz zur 
öffentlichen Anficht 1. et 2. Vict. c. 38 82. — Erweiterte Hausfuchungsgemal- 
ten 20. et 21. Vict. c. 83. Nach der hauptftädtifchen Polizeiordnung wird der 
Berlauf, die Bertheilung oder das Anerbieten dazu, oder die öffentliche Schan 
ftellung profaner, indecenter oder objcöner Bücher, Papiere, Drude, Zeichnungen, 
Gemälde oder Darftelungen, das Abfingen profaner, inbecenter ober obfcönr 
Sefünge oder Ballaben, das Auffchreiben ober Aufmalen indecenter obfeöne 
Worte, Figuren oder Darftellungen, der Gebraud) einer profanen, indecenten 
ober obfeönen Redeweiſe zum Aergerniß (annoyance) der Eimpohner oder Bor- 
übergehenden mit 2 2. bebroht. 

Playhouses. Theaters. Die firengeren Anfichten der Reformation 
erflärten die Schaufpieler für Rogues and Vagabonds 39. Eliz. c. 4, mt 
Ausnahme folcher, welche ale Spieler von Interludes einem Lord oder einer 
anderen Berfon von hohem Range dienten. Durch 12. Anne st. 2 c. 23 werden 
gewöhnliche Spieler von Interludes wiederholt fiir Gefindel und VBagabunden 
erflärt. Nach) 10. Geo. II. c. 28 werben unter jene Aubril geftelt nur Schev- 
fpieler für Geld, welche feine gefetliche Nieberlafjung an dem Ort wo fie ipie 
fen und feine Königliche Conceſſion haben, und ſolche die an Orten fpielen, an 
welchen geiftige Getränfe verfauft werben. In den neueren Bagabundengeſehen 
find fie weggelaflen; dagegen tritt mit dem 18. Jahrhundert ein Concejfiont 
wefen ein, auf welches unten (8 57) als ein Geichäft der Seſſionen zurüd;ı 
fommen ift. Inter Aufhebung der früheren Gejege erging dann ein allge- 
meines Theater-Regulativ G. et 7. Vict. c. 68, welches für Provinzial 
Theater eine Konceffion von wenigſtens vier Friedensrichtern erfordert. Tie 
Friedensrichter find ermächtigt, Localverorbnungen zu erlaffen zur Sicherung 
der Ordnung und Schidlichkeit, und zur Beſtimmung der Zeit, in welcher dar 
Theater geöffnet werden darf — Regulative, die von einem Staatsjecretär (dem 
Minifter des Innern) caffirt oder geändert werben können. Im fall emrt 
Tumults oder einer Webertretung des Regulativs fönnen bie Friedensrichter 
das Theater fchließen. — Im Bereich der Hauptftadt, der nächften Umgebungen 
und der Königlichen Refidenzen übt der Lord-Kammerherr das Recht der Con- 
ceifions - Ertheilung mit der Befugniß der Schlieung im Fall eines Tumulte 
oder einer fonftigen öffentlichen Beranlaffung. Er übt außerdem eine allgemein: 
Theatercenjur. Ein Eremplar jedes neuen Stids, Acts, Theilse, Prologe, 
Epilogs, und jeder Zufat zu einem folchen, beftimmt zur Aufführung gegen 
Entgeld in irgend einem Theater von Großbrittannien, joll fieben Tage zuvor 
dem Lord- Kammerherrn (oder dem von ihm befiellten Beamten) zur Genehmi 
gung zugelandt werden. Diejer kaun die Aufführung ganz oder theilmeis au 
terjagen ans Gründen der Sittlichleit, Schicklichkeit oder öffentlichen Ruhe, unter 
Androhung von Geldbuße und Verwirkung der Conceſſion gegen den Uebertreter. 
— Ueber die Befugniß zur Ergreifung aller in unconceffionisten Theatern vor 
gefundenen Berfonen im Hauptftäbtiichen Bezirk vergl. 2. et 3. Vict. c. 47 5 46 
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Ss 40. 


Geft:, Bier: und Xogirhaus: Polizei. Alehouses. Beershops. 
Inns. Common Lodging Houses, 


Im Mittelalter galten Gaft- und Bierhäufer als freie Gewerbe, 
die nur durch einen notoriſch unordentlichen oder lärmenden Betrieb 
unter die common nuisances fielen. Zuerſt durch st. 5. et 6, 
Edw. VI. c. 25 wurde das Syſtem von polizeilichen Gewerbeconceffios 
nen für allen Eingelverfauf geiftiger Getränfe eingeführt. Solche Con⸗ 
ceſſionen follen ertheilt werden von den Friedensrichtern, welche ſich 
von den Wirthen zugleich mäßige Sautionen beftellen lafjen, im äußer- 
jten Fall mit der Befugniß zur Schließung der Wirthfchaft. Seit der 
Zeiten der Stuarts kam hinzu eine Verpflichtung zur Zahlung einer 
excise, mit bem Charakter einer Gewerbefteuer, welche feitbem ein 
Segenftand fehr zahle und umfangreicher Steuergefeße wird. Die Ge- 
jebgebung ift aus diefen Anfängen in ein immer größeres ‘Detail einer 
befounderen Bolizeiordnung für Gaſt- und Bierbäufer 
übergegangen, welche in ihrer jegigen Geftalt drei Syfteme bildet: 

1. Eine zwiefache Eoncefjion iſt'als Regel nothwenbdig für 
Gaſtwirthe, .Reftaurationen, Speifehäufer und alle fonftigen Gefchäfte, 
die mit einem Cinzelverfauf: von geiftigen Getränken zur Verzehrung 
im Local verbunden find. Sie bedürfen einerfeit8 eines Steuer- 
gewerbicheind excise licence, andererſeits eines Bolizeigewerbfcheing 
magistrates licence, der von den Friedensrichtern in den Kleinen Be⸗ 
zirksſitzungen mit Rüdficht auf Umſtände und Perfonen ertheilt oder 
verweigert wird. Beide Gewerbfcheine find von Jahr zu Jahr zu er- 
neuern. Die Entziehung der Eonceffion gefchieht aus gefelichen Grün- 
den durch Urtheilsſpruch der Duartalfigungen mit Jury; nur. in we— 
nigen gefeglich genau begrenzten Fällen durch Urtheilsfpruch zweier 
Ariedengrichter nach vorgängigem öffentlichen Beweisverfahren. Das 
jegt geltende Hauptgefeß ift 9. Geo. IV. c. 61. ’ 

2. Ein einfacher Steuergewerbfchein ift genügend für ben 
Detailverfauf von Bier und Obftwein außer dem Haufe, und nicht 
jur Berzehrung im Local 1. Will. IV. c. 64. Doch unterliegen 
auch diefe Hänfer im Uebrigen der ftrengen Polizeiordnung der Bier- 
häuſer. | 

3. Ein Mittelweg zwifchen den beiden vorigen Syſtemen tritt ein 
bei Bier- und Obftweinverfauf zur Verzehrung im Local nach 4. et 
5. Will. IV. c. 85. Danach ertheilt die Stenerbehörbe ben Gewerbe: 
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Schein erft nach Beibringung eines Sittenzeugniffes, welches von ſeche 
anfäffigen Gemeindegliedern auszuftellen, von einem Armenaufjeher zu 
beftätigen, und jährlich zu erneuern tft. Für London und die Städte 
mit eigener Stadtverfaffung oder Wahlrecht zum Parlament find dieſe 
Sittenzeugniffe nicht erforderlich. Alle Steuergemwerbefcheine follen aber 
nur für Locale von einem gewiffen Miethswerth (48—150 Thlr. ©.) 
ertheilt werben. 

Allgemein gilt eine fcharfe Polizeiordnung für allen Gewerbebetrieb 
mit geiftigen Getränfen. ‘Die Hauptartikel derfelben werben ale Be 
dingungen der Verleihung in den Gewerbefchein aufgenommen. Gaft- 
böfe für Neifende unterliegen auch noch befonderen aus älteren Geſetzen 
herrührenden Gewerbebeftimmungen. Die Strafverfolgung ift bie ge 
wöhnliche durch Popularklage; in beftimmten gefetlichen Fällen können 
auch zwei Friedensrichter durch Urtheilsfpruch nad öffentlicher Beweis⸗ 
aufnahme eine Unterfagung des Gewerbes auf zwei Jahre ausſprechen 

Die neuefte Gefeßgebung hat endlich bie gemeinen Logirhäufer 
Common Lodging Houses für ärmere Leute einem Conceſ⸗ 
fionswefen und fortlaufender Inſpection durch die Localpolizeibehörden 
unterworfen 14. et 15. Vict. c. 28. 


Burn’s Justice giebt das ganze Thema unter der Rubrit Alehouses. Die 
fonft üblichen Rubriken find: Beershops, Inns, Common Lodging Houses. 
1. Alehouses unterliegen feit 5. et 6. Edw, VI. c. 25 unbedingt der 
polizeilichen Conceffionirung, jeit den Zeiten der Stuarts auch der Stenercon- 
ceffion; ber Tetteren bei 50 2. Strafe. Das heute geltende polizeiliche Syſtem 
it in feinen Orundzligen fchon im Geſetz Edw. VI. enthalten, weiter in 2%. 
Geo. II. c. 41; das jetst geltende Hauptgeſetz 9. Geo. IV. c. 61 iſt wieder eine 
weitere Ausführung des zulett gedachten. Es bedarf danach einer jährlich ja 
erneuernben magistrates license fiir den Detailverfauf accifepflichtiger Getränte, 
wenn ſolche in dem Lokal jelbft verzehrt werden. Die Konceffion enthält aber 
die folgende Klauſel: 
„vorausgeſetzt, daß er ſolche (Getränke) nicht betrüglich verdinme, wet 
„fälfche, noch wiſſentlich dergleichen verkaufe; daß er fi beim Bertani 
„keiner Maaße und Gewichte bediene, die nicht der gefetlichen Probe ent 
„ſprechen; daß er nicht vorſätzlich und wiſſentlich Trunkenheit und anderes 
„unordentliches Betragen in feinem Lokal dulde; daß er nicht wiſſentlich ver 
„botene Spiele oder fonft irgend welche Spiele geftatte: daß er nicht wiflent 
„Lich geftatte, daß Perſonen von notorifch fchlechtem Character ſich dort ver 
„jammeln und zufammenlommen; daß er fein Haus nicht dffne an Sonntagen, 
„am Weihnachtstag und am Charfreitag, außer zur Anfnahme von Reiſenden, 
„noch geftatte die Kortichaffung von Getränten während der tiblichen Stunden 
„des Morgen - und Nachmittag » Gottesdienftes, fondern gute Ordnung md 
„Regel darin halte,“ 
Die Eonceffion felbft enthält alfo die wichtigften Artilel der Boligei-Orbuumg. 
Zede Viebertretung berfelben, offence againstthetenorofthelicence, 
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wird ſummariſch vor zwei Friebensrichtern geftraft: für ben erften Straffall mit 
Buße bis zu 5 8, für den zweiten Straffall mit 10 2. Beim dritten Straffall 
(d. 5. nachdem er innerhalb dreier Jahre wegen zwei befonberer Bergehen verur- 
theilt iR) foll der Uebertreter vor eine Heine Beirkefikung citirt und nad) er- 
folgter Veberführung bis zu 50 2. gebüßt werden. Die Bezirkoſitzung kann aber 
and einen Constable mit Caution verbindlich machen, und fo den Fall ber 
nähften Duartalfigung zum ordentlichen Strafverfahren mit Jury übermeifen, 
wo nach erfolgtem Schuldfpruch auf Geldbuße bie zu 100 2. und auf Verwir⸗ 
hıng der Conceſſion erkannt werden fann. Im letzteren Fall ift zugleich ber 
Steuergewerbichein erfofchen, und der Berurtheilte unfähig zur Erlangung eines 
neuen Gewerbſcheins anf drei Jahre. — Nach 39. Geo. III. e. 79 8 21 fünnen 
zwei Friedensrichter die Eonceffion für verwirkt erflären auf geführten Beweis, 
daß aufrähreriiche und unfittliche Schriften zum Zweck des Lefens gewohn⸗ 
heitsmäfig in einem conceffionirten Haufe vertheilt werden; ebenſo nad) 57. 
Geo. III. c. 19 $ 28 auf geführten Beweis, daß eine gefehwidrige Verſamm⸗ 
lung zu einem aufrährerifchen Zwed mit Wiffen und Zuftimmung bes Wirth 
abgehalten if. In Fällen eines Aufruhrs Tönnen je zwei Friedensrichter die 
Schliefung des Haufes anordnen: Geftattung des BVerzehre in Räumen, bie 
nicht in der Eonceffion fpecificirt find: 5—20 2, Gebrauch ungenichter Gewichte: 
2°, ımd Eonfislation für jeden Uebertretungsfall. Die Nebenftrafen vor einem 
Friedensrichter, tiberall mit Borbehalt der Appellation. Die Hälfte der Geld- 
buße dem Denunecianten, die Hälfte der Kreistafle — Durd 2. et 3. Vict c. 47 
88 42, 44 wird im Londoner Polizeibezirt der Verkauf von Getränfen an Sonn- 
und Fefltägen von 1 Uhr Mittags an, und außerdem für bona fide Reifende 
geftattet; der Verlauf an innge Leute unter 16 Jahren zur Berzehrung im Lokal 
mit 1—5 2. bebroht; wiflentliche Geftattung von Zrunfenheit, unordentlichem 
Betragen, Spiel oder von Zuſammenkünften Proftituirter, oder von Perſonen 
notorifch fchlechten Charakters mit 5 2. Weitere Beflimmungen fiber den Ber- 
lanf geifiger Setrünle am Sonntag enthält 11. et 12. Vict. c. 49; 17. et 18. 
Viet, c. 79; 18. et 19. Vict. c. 118. 

2, Beershops. Das Bedenfliche eines jo weit ausgebehnten polizeilichen 
Eonceffionsiyftems, theils and) der ausgeiprochene Zived den Detailverlauf von 
Bier zu befürbern, veranlaßte das st. 1. Will. IV. c. 64, woburd) die Bolizei- 
Eonceffionen für den Einzelverfauf aufgehoben werben, der fi auf Bier (porter 
und ale) und Obftwein beichräuft. Es bedarf dazu fortan nur eines Stener- 
gewerbfcheins, in welchem aber als Provifo diefelben Klaufeln aufgenem- 
men werben wie in die Polizeigewerbfcheine; auch unterliegt der Conceſſionirte 
derfelben Bolizeiorbnung fir Maaß und Gewicht und wegen Schließung des Totale 
im Fall eines Aufruhrs. Analog ift auch das Strafverfahren wegen Webertre- 
tungen gegen den tenor of the licence: im erften Webertretungsfall Gelbbuße 
von 2-5 2,, im zweiten 6— 10 L., im britten 20-50 L. vor zwei Friedens⸗ 
richtern, welche im dritten Webertretungsfalle anch den Vierverfauf auf zivei 
Jahre unterfagen dürfen. Diejelbe Gewerbsunterfagung tritt ein nad) einer 
zweiten Berurtheilung wegen Bierfälſchung. Die Polizeiftunden werben auf 
Morgens 4 bis Abends 10 Uhr firirt; am Sonntag die Stunden von 10 —1 
md von 3—5 Uhr unterfagt. Haupt- und Nebenftrafen in der Regel vor zwei 
Priedensrichtern, mit Borbehalt der Appellation. Fiir den Detailverfauf auf 
Meſſen und Märkten bleibt ‘es beim Herkommen. — Nach wenigen Jahren ift 
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„Fuhrwerk, welches durch animalifche Kräfte zur Beförderung von Paflagieren 
gegen Entgelb gebraudht wird zu dem Satz von brei oder mehr engl. Meilen 
in der Stunde, und wofür von jedem PBaflagier ein befonderes Fahrgeld er- 
hoben wird.” Jedes ſolches Fuhrwerk bedarf eines jährlich zu erneneruden 
Steuergeiverbfcheins, bei 20 8. Strafe. Die Wagen miüffen verjehen fein mit 
numerirten Schildern und anderen Bezeichnungen, namentlid dem Bor- and 
Zunamen bes Eigenthiimers, der Hufßerften Entfernung, auf welche ſich die Con 
ceifion erftredt, und der Zahl der Infeit- und Außenfeitpaffagiere. Die Führer 
und Eonducteure bedürfen zwar feiner perfünlichen Conceffion und feiner Edi. 
der, unterliegen jedoch ftrengen Strafen wegen Führung eines Wagens ohne 
Gewerbfhhein, ohne bie gehörige Bezeichnung des Wagens, wegen Ueberladung 
mit Paffagieren oder Gepäd, — ferner wegen Trunlenbeit, Rachläffigleit oder 
Uebelverhaltens der Kutfcher oder Conducteure, fofern dadurch Berfonen oder 
Eigenthum gefährdet werben. (Bejonderes Gele gegen übermäßig ſchnelles oder 
Wettfahren öffentlicher Wagen. Geo. IV. c. 4). Die Beftimmungen find Außer 
minutids. Die auf dem Wagen befindlichen Namen und Nummern miüflen in 
feferliher und in die Augen fallender Schrift mit Buchladen von einem Zoll 
Höhe, verhältnigmäßiger Breite, und hervorftechenden Karben auf beiden Seiten 
des Wagens verzeichnet fein, bei 5 2. Strafe. Die Höhe des einzuladenden 
Gepäds vom Boden auf wird nad) Fußen und Zollen vorgefchrieben. Jeder 
Polizei-, Steuer-, Wegebeamte, Chauffeegeldeinnehmer und jeber der Paſſagiere 
hat das Recht, die aufgenommenen Perſonen nachzuzählen und die Höhe bei 
Gepäds nachzumeſſen. Mißhandlungen, Schimpfreben oder brutales Betragen 
gegen Reiſende und gegen Perjonen, die fie begleiten, ober bei ihrer Antumit 
erwarten, ift mit 5 2. bedroht. Die zahlreichen Strafen bie zu 20 2. vor einem 
Friedensrichter, event. Gef. von 1—3 Mon., mit Appellation ohne certiorari. 
Der Richter hat das Strafmilderumgsrecht bis auf ein Biertel, und kann an- 
dererfeitö bei grundlos befundener Klage dem Eigenthilmer, Kutſcher oder Wärter 
billige Berfäummnißkoften zuertennen. Wenn ein Kuticher, Conducteur oder Yahr- 
gebülfe fich gegen das Geſetz vergangen hat, und ber Thäter nicht zu ermitteln 
ift, jo der Eigenthümer für alle verwirkten Strafen auflommen bis zum Beweit 
völliger Schuldlofigleit. Das Zuſatzgeſetz 3. et 4. Will. IV. c. 48 beſtimm 
noch genauer die Zahl der aufzunehmenden Baflagiere, die Breite ber Ein 
(16 Zoll für jede Perfon). Jeder Steuerbeamte darf am Ort ber Ankunft der 
Kutiher, Tonducteur ober Wärter eines nicht regelmäßig bezeichneten Yult- 
werks fefthalten ımd einem friebensrichter vorführen. Weitere Detailbefim- 
mungen find nachgeholt in 2. et 9. Vict. c. 66; 5. et 6. Vict. c. 79 etc. 

2. Hackney-carriages. Das Straßenfuhrwerk von Loudon hat durch 
1. et 2. Will. IV. c. 22 (mit Zufag 6. et 7. Vict. c. 86 u. fi.) unter Asi- 
hebung ber früheren Geſetze eine noch ſchärfere Polizeiordnung erhalten. Cs 
find darunter einbegriffen alle „Fuhrwerke, welche zur Miethe, oder zum gewöhn- 
lihen Gebranch an irgend einem Ort im Bereich des hauptſtädtiſchen Polijei 
bezirks bereit fiehen.” Beſitzer und Kuticher bedürfen eines Stenergewerbidein. 
Jedes Fuhrwerk muß gewiſſe vorgefchriebene Schilder und Nummern führen, 
enthaltend den Bor- und Bunamen des Eigenthümers und bie Rummer bei 
Stempelamts, welche in einer von ber Behörde zu beflimmenden Weile mt 
feferlichen Buchftaben verzeichnet fein follen (5 2.). Jedes nicht reglementemäßis 
betroffene Fuhrwerk kann von einem Steuer- oder Bolizeibeanten abgeführt 
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werden; der Führer wird mit 5 2., ber Eigenthümer mit 10 2. gebüßt. In 
Ermangelung der Zahlung werben Pferde und Wagen verlauft; beziehungsweife 
die Buße in Gef. auf drei Monate vermanbelt. Aud die Perfonen, welche als 
Bärter (watermen) auf den Fialerfländen den Kutichern Hilife Leiften, find mit 
aumerirten Sonceffionsfcheinen und mit Anweiſung eines beftimmten Halteplatzes 
zu verfehen. Kutfcher und watermen haben ein numerirtes Schild zu führen. 
Diefe Eonceffionen find ftempelpflichtig, alljährlich zu erneuern, können nur er- 
teilt werben anf genügendes Atteft über gutes Verhalten und Brauchbarkeit; 
feinen Bagenführer unter 16 Jahren; fie können aud) widerrufen und fuspen- 
dirt werden. Das numerirte Schild muß im Dienft offen getragen werben. 
Die Kutſcher find verpflichtet bis auf eine Entfernung von 5 englifchen Meilen 
vom Generalpoſtamt zu fahren, und miüffen den Beweis eines wirklichen Enga- 
gements führen, wenn fie, auf einem Salteplat betroffen, fchon gemiethet zu 
fern behaupten. Der Fahrtarif nad Entfernung und Zeit ift durch das Gefeh 
vorgeihrieben, jebe Weberfchreitung mit 2 2. gebüft, jebe Verabredung tiber 
einen höheren Sat unverbindlich. Umgekehrt kann auch das ſchuldige Fahrgeld 
vom Fahrgaft ſummariſch vor einem Friedensrichter eingellagt werden, nebft 
einer Entichädigung für den Kläger wegen Zeitverluftes: in Ermangelung der 
Zahlung kann ber Fahrgaſt bis zu einem Dion. Gef. mit oder ohne harte Arbeit 
verurteilt werben. Im Wagen liegen gebliebenes Gepäd ift beim Stempelamt 
abzuliefern bei 20 2. Strafe. Ungehöriges Betragen der Kuticher auf bem Halte- 
plat, reglementöwidriges Füttern, Berfperrung der Communikation, Verlaffen des 
Bagens ohne Auffiht: 20 sh. Trunkenheit, beleidigende Sprache ober brutales 
Betragen gegen Privatperjonen, Widerjetlichfeit gegen einen Steuer- ober Po- 
Igeibeamten: 5 L., event. ®ef. bis zu zwei Mon., wobei die Steuerbehörde aud) 
die Couceſſion des Eigenthiimers, oder waterman zurädnchmen, und die Er» 
theilung einer neuen verfagen kann. Wird eine Klage erhoben gegen den Kutfcher, 
fo kann nad; Ermeffen bes Richters auch der Eigenthlimer citirt werben mit der 
Aufloge, den Kutjcher zu geftellen bei 7 2. Buße. Die verwirfte Strafe kann 
dann dem Eigenthlimer auferlegt werben, ber fie wieder ſummariſch vor einem 
Friedeusrichter von dem Kutjcher beitreiben mag (event. ®ef. bis zu zwei Mon.) 
Auch fonftige Streitigfeiten zwifchen Eigenthlimer und Kutjcher werben jummae- 
riſch vor einem Friedensrichter entjchieden, dev beide Theile zu Schabenerjak, 
event. Gef. bis zu zwei Mon. verurtheilen ann. — Einen neuen Tarif für 
Fahrpreife und Gewerbeftener giebt 16. et 17. Vict. c. 33, 127. Schon durch 
13. et 14. Vict. c. 7 war das Amt des Registrar of Metropolitan Public 
Carriages mit der Londoner Polizei-Präfeltur, Commissioners of Police ver- 
einig. Durch 16, et 17. Vict. c. 33 werben bie Commissioners ermächtigt, 
in Zukunft nad) Prüfung der Tüchtigfeit des Fuhrwerks ein Certificat zu er- 
theilen, anf Grund deffen erft das Steueramt den Gewerbſchein ertheilen fol. 
Die Commissioners follen ferner eine fortlaufende Infpection barüber führen, 
die licence flir ımbrandbar geworbenes Fuhrwerk fuspenbiren, und das vom 
Steueramt ertheilte Schild (stamp office plate) widerrufen. — Die Parl, 
Papers 1852 No. XLI. 547 enthalten einen Spezialbericht über das conceffio- 
nirte Lohnfuhrwerk der Hauptſtadt, betreffend alle vom 5. Januar 1333 bie 
1. September 1851 ertheilte licences, Zahl ber conceffionirten Führer und der 
vorgekommenen Straffälle. Es waren am 1. Sept. 1851 3548 Fuhrwerlke con- 
teifioniet, weiche wöchentlich 13,522 Thlr. ©. Steuer zahlten. 
Gueiß, Engl. Eommunalverfaffung. 41 
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3. Metropolitan Stage Carriages. Auch da® nicht auf Halte 
plägen ftehende Lohnfuhrwerk in ber Hauptſtadt ift neuerdings dem firengeren 
Reglement für bie Fiakers unterworfen durch 1. et 2. Vict. c. 79; 6. et’. 
Vict, c. 86. Der Eigenthiimer ift verpflichtet, die Bezeichnung „Metropolitan 
Stage Carriage“ auf ber In- und Aufenfeite des Fuhrwerks anzubringen, mit 
der Nummer des dazu gehörigen Schildes, fowie im Innern des Wagens einen 
leſerlichen Tarif über die Fahrgelder. Ferner gelten auch Hier die ſtrengeren 
Beftimmmngen über perfönliche Conceffionen und numerirte Schilder für alle 
Kutſcher und Conbucteure, fowie bie jonftigen firengeren Strafbeflimmungen des 
oben erwähnten Fuhrreglements. Die neuen Geſetze 16. et 17. Vict. c. 33, 137 
enthalten Beftimmungen über beide Klaffen des Hauptftädtiichen Kuhrwerks, und 
beichränten jett das Strafverfolgungsrecht auf die Steuer- und Polizeibeamten 
16. et 17. Vict. c. 127 8 18. 
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Die Wege: Polizei. Highways. Turnpike roads. 
Paving Acts. Railways. 


Schon das gemeine Recht enthielt Grundfüge über Beftrafung 
von Unfug an oder auf öffentlichen Wegen Hawkins Pl. Cr. c. 16 
$ 48. Dalton Justice c. 26, namentlich wegen Hinderung der Pafjage 
durch wilffürliche Anlagen, Anhäufung von Schutt und Dung, Leber: 
ladung der Wagen ꝛc. Die MWegeordnungen des 18. Yahrhunderte 
haben daraus eine ſehr fpecialifirte Wegepolizei gebildet, und dieſe 
Straffälle den einzelen Friedensrichtern zur fummarifchen Beſtrafung 
überwiefen. “Die jeßige allgemeine Wegeordnung 5. et 6. Will IV. 
c. 50 enthält, außer ihrem im Cap. X. zu erörternden Hauptinhalt, 
auch eine umfafjende Polizeiordnung über Befchädigungen und Hinde 
rung der Paſſage auf öffentlichen Wegen,. Bezeichnung der Laftwagen 
und Fuhrwerke mit dem Namen des Cigenthümers, nebft zahlreichen 
Vorſchriften über das Verhalten der Wagenführer, — überall mit 
Tefthaltung des einfachen Syftems der Popularklagen und Polizeibußen. 
Die neue Wegeordnung von 1862 bat diefe Polizeiorbnung wiederum 
aufgenommen. 

Im 19. Yahrhundert Hat die Vermehrung der Kunftftraßen, 
Turnpike Roads, auch zu einer confolibirten Chauffeeorbuung 
3. Geo. IV. c. 126 geführt, und zu einer confolidirten Paving 
Act 10. et 11. Viet. c. 34, die zugleich der Wegeordnung analoge, 
zum Theil noch ftrengere PolizeirRegulative enthalten. 

Die Bebürfniffe der neueften Zeit haben auch die Eijenbahnen 
einer gewilfen Staatscontrolle unterworfen; und die darüber erfaflenen 
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Einzelgefege enthalten unter anderem Bolizeiftrafflaufeln für leichtere 
Uebertretungen der Eifenbahnbeamten, die fi zunächſt an die Wege— 
polizeiOrdnung anjchließen. 
Die Zahl der Straffälle diefer Gruppe war im Jahre 1860: 
Highway Act 7173, Turnpikes Act 6164, Railways Act 936. 
Die alte Rubrik iſt Ways, in weicher der Abfchnitt „nuisance“ bereits die 
Grundzüge einer Polizeiorbnung nach Common Law enthält. Die hentigen 
Aubriten find: Highways, Turnpike-Roads, Paving Acts, Railways. 

I. Higways. Die ber ®egeordnung 5. et 6. Will. IV. c. 50 einverleibte 
Wegepolizei iſt unter zwei Haupt-Rubrifen und in einigen zerfireuten Säben zu 
finden ($ 64—79, 96 ff.) 

1. Nuisances and Injuries to Highways. Rene Anpflanzungen 
von Bäumen, Büfchen, Gefträuchen an einem öffentlichen Fahrweg oder in Ent- 
fenung von 15 Fuß vom Centrum milffen auf Antrag bes Wegeaufſehers bin- 
nen 21 Tagen niebergehauen und weggeräumt "werben bei 10 sh. Strafe. Auch 
in anderen Füllen kann auf Antrag des Wegenuffehers eine Heine Bezirksſitzung 
darüber befinden, ob jchon vorhandene Bänme oder Heden am Wege fchädlich 
find: ein Ungehorfam gegen die darauf getroffene Anordnung wirb mit Geld⸗ 
buße bis 40 sh. bedroht, und der Wegeaufjeher ermächtigt, die Order auf Koften 
des Eigenthiimers auszuführen. Aenberung ober Störung der vorhandenen 
Regeanlagen, Gräben, Abzugslanäle, Britden ꝛc. ift mit Erfa der Wiederber- 
Rellungeloften und Strafe des Dreifacdhen bedroht. Nenanlagen von Gebiiuden, 
Gräben, Einhegungen, mit Eingriffen in das vorhandene Wegegebiet, mit Erjat 
der Wiederherftellungstloften und 40 sh. Eine Reuanlage von Gruben, Schädh- 
ten, Dampfmafchinen, Rannngerüften in der Entfernung von 25 yards ift mit 
528. pro Tag bedroht, ſofern fie nicht ficher eingehegt find in Gebäuden ober 
hinter Mauern. Ebenfo Brennöfen, Ziegelbrennereien in einer Entfernung von 
15 yards; neue Mühlen dürfen iınerhalb 50 yards nicht angelegt iwerden. — 
$ 72 enthält fodann einen ganzen Catalog Heiner Eontraventionen, bedroht mit 
Shadenerfau und Buße bis 40 sh,; vorfäßliches Reiten, Biehtreiben, Fahren, 
Karren oder Schleifen auf dem Fußwege, Beichädigungen der Straße, der Ein- 
hegungen, Pfoſten, Geländer, Mauerwerke; abſichtliche Hinderung ber Fußpaſſage, 
muthwillige Entfernung oder Belchädigung der aufgeftellten Grenz» oder Prell- 
Reine, Abgraben oder Niedertreten der Böſchungen, Beichädigungen der Brücken, 
Neilenfeine; Ball⸗ und andere Spiele auf Landftraßen zur Hinderung ber 
Poflanten; Anfftelung von Gerüften, Buden 2c. durch Haufirer, Höfer oder 
Reiſende; Anmachung eines Feuers oder Abſchießung eines Feuergewehrs inner- 
halb 50 Schritt von der Mitte der Straße; Bullenhetzen an oder auf der Strafe; 
Ablagerung von Holz, Steinen, Stroh, Dung, Aſche, Kehricht 2c.; Ab- 
lettung von Schmuts und Jauche aus benachbarten Grundſtücken auf die Straße; 
endlich generell alle vorfäglichen „Obftructionen” der freien Paffage. Auf ber 
Strafe betroffenes Bieh kann gepfändet werden, und zahlt außer dem Schaben- 
efag I Thlr. ©. Pfandgelder pro Stück. Auch die zu Cap. X. gehörigen 
Borihriften tiber die Breite der Wege, Setzung von Wegweiſern nnd Meilen- 
feinen, fallen in die Zurisdiction der Friedensrichter. 

2. Regulations as to Carts and Carriages etc. Der Eigen- 
thümer jedes Frachtwagens, Karren oder Fuhrwerls, welches auf öffentlichen 
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Landftraßen gebraucht werben foll, muß feinen Bor- und Zunamen, Charakter 
und Wohnort in leferlihen Buchſtaben, einen Zoll hoch, ſchwarz auf weiß oder 
weiß auf ſchwarz, auf dem Wagen verzeichnen, bei 40 sh. Buße. Kein Magen 
führer darf mehr als ein Fuhrwerk fahren, ausgenommen zwei einfpännige 
Karren, wenn das Hinterpferb mit bem Zügel an dem vorderen Wagen befeftigt 
ift, nicht Über 4 Fuß lang ab. — 8 78 enthält fodann die Mebertretungen 
ber Wagenführer (5—1O 2. event. Gef. bis zu 6 Wochen): Beſchädigung 
von Perfonen ober Sachen auf der Landſtraße durch Nachläjfigleit oder vorfät- 
Tiches Uebelverhalten; Verlaſſen des Wagens in ſolcher Entfernung, daß der 
Führer die „Leitung bes Geſchirrs außer Hand läßt;“ Stehenlafien des Fuhr— 
werks zur PVerftopfung ber Paſſage; Nichtausweicdhen den entgegenlommenten 
Geſchirren zur Tinten Seite; vorſätzliche Hinderung des Borbeifahrens; vorläg. 
fie Hinderung oder Unterbrechung der freien Paſſage; überſchnelles Reiten 
oder Fahren zur Geführdung von Leib und Gliedern paſſirender Perſouen: 
Wagenführer die ihren Namen zu nennen weigern: Gef. bis zu drei Mon. Jede 
unbelannte Berfon kann vom Wegeauffeher oder unter feiner Autorität wegen 
aller folcher Uebertretungen ſummariſch ergriffen unb einem Friedensrichter vor- 
gefiihrt werden. — Die meiften Gelbftrafen vor zwei Priedensrichtern, die Hälfte 
dem Denumncianten, die Hälfte zur Wegebaukaſſe. Appellation mit Beftellung 
einer Prozeßcantion, ohne Certiorari. 

I. Turnpike Roads. Die Chauffee- Anlagen beruhen auf einzelen 
Lofalacten, die für jede Kunftftraße eine Spezial-Bermwaltung (special trust 
aus anfäffigen Gemeindegliedbern und Friedensrichtern bilden. Kine allgemein 
Chaufjee-Ordnung 3. Geo. IV. c. 126 tritt ergänzend zu biefen Lolalacten, faßt 
bie in den Einzelgefehen vorlommenden Klaufeln zufammen, deklarirt und ergänjt 
fie. Es ift darin auch eine Polizeiorbnung, analog der für gewöhnliche Land 
firaßen (8$ 113— 132, und in zerfireuten Artifen).. Sie betrifft ebenjals 
Hinderungen und Beichädigungen der Strafe, der Gräben, Brüden ıc., Ab- 
pflügen oder Umwenden bes Pfluges auf der Chauffee, Auftreiben von Vieh 
(2 sh. Pfandbgeld pro Stüd); Uebertretungen der Wagenführer, — dabei die 
Vorſchrift, daß kein Führer unter 13 Jahren geduldet werben fol; Vorſchrijten 
über die Konftrultion der Ruder, von benen and; ein höheres oder niederei 
Chauffeegeld abhängig if; Vorfchriften iiber Hemmjchuhe ꝛe. Sobann über hie 
Beitreibung der Ehauffeegelder; der Einnehmer darf zu dem Zweck pfänden und 
nad vier Tagen das Pfand verfaufen; Streitigkeiten über Wegegeld oder Piand- 
geblihr entjcheidet ein Friedensrichter. Betrligliche Angaben zum Zwec eine 
Befreiung dom Chauffeegeldb: 5 2. Die Chauffeebeamten Lönnen unbelannte 
Vebertreter einem riedensrichter vorführen. Bußen über 20 L. durch Civil 
Mage, unter 20 8. ſummariſch Hagbar; doch in der Kegel mit Appellation bei 
Bufen über 5 2. Ergänzende Strafbeftimmungen 4 Geo. IV. c. 9. 

IH. Die Paving Acts find Lofalgefete für öffentliche Etraßen, welche 
dur Städte gehen. Kin berühmtes Muſtergeſetz baflir ift Angelo Taylor: 
Act. 57. Geo. III. c. 29 über die Pflafterung ber Straßen von London. Anker 
dem beftanden ſeit alter Zeit befondere Geſetze für die City von London zut 
Verhütung des ebelverhaltens der Kutjcher, Regelung der Belaftung von Wager 
und Karren, Eonftruction der Räder zc. 1. Geo. 1. st.2 c. 57; 6. Geo.1.c 6; 
18. Geo. II. c. 33; 24. Geo. II. c. 43; 30. Geo. II. c. 22; 11. Geo. IH. c. 31. 
Die gewöhnlichen Klaufeln der einzelen Paving Acts find confolidirt dur 
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10. et 11. Vict. c. 34; die darin enthaltene Polizei⸗Ordnung analog der 
Chauffee-Orduung. 

IV. Railways. Die neuere Geſetzgebung hat eine neue Kentralbehörbe 
für das Eiſenbahnweſen gejchaffen (Sneift Bd. I. $ 112) und eine Staatscon- 
trofe eingeführt über den Bau und zur Berhiltung von Schädlichleiten im Be⸗ 
trieb. Sie kommen etwas zerftüdelt zum Borfchein in vielen neneren Statuten 
2. et 3. Vict. c. 45; 3. et 4. Vict. c. 97; 5. et 6. Vict. c. 55; 7. et 8. Vict. 
85; 8 et 9. Viel. c. 96; 9. et 10. Vict- c. 28, 57, 105 n. fp. ©. Das 
st, 8. et 9. Vict. c. 20, the Railway Clauses Consolidation Act, enthält 
eine Confolidirung der gewöhnlichen Klaufeln bei Ertheilung neuer Einjenbahn- 
Konceffionen. Die dadurch geichaffene Eifenbahn-Bau-Polizei, und bie baflir 
eingeſetzten Infpectoren, fallen in das Gebiet der Central⸗Verwaltung. And) 
die Beihädigung von Eifenbabnen und Hinderung der Paflage bilden Vergehen’ 
ihwereren Charakters, bie meiftens den ordentlichen Strafgerichten zufallen. 
Analog der Chauffee- Polizeiorduung kommen aber aud) bier zerfireute Straf- 
befimmungen vor, welche zur friedensrichterlichen Jurisdiction gehören: Bor- 
ſchriften über die Anlegung der Barrieren, wo fi Eifenbahn und Landftraßen 
kreuzen $. et 3. Viet. c. 45; 5. et 6. Vict. c. 55 $ 9; Berpflichtung zur An- 
zeige von Unglücksfüllen 3. et 4. Vict. c. 97 8 7, 8; fummarifche Beftrafung 
der Locomotivenführer, Eonducteure, Wärter, Träger oder Diener, welche be- 
trunken im Dienft, oder in Uebertretung irgend einer Vorſchrift der Statuten 
oder Regulative der Gefellfchaft, oder fonft bei einer vorjäglichen Handlung oder 
Unterlaffung betroffen werben, wodurch Perjonen oder Eifenbahnanlagen ge- 
ſährdet, ober die Paffage der Mafchinen oder Wagen gehindert wird. Der fo 
Betroffene Tann von jedem Beamten ber Gefellichaft, jedem Congtable ober deſſen 
Aſſiſtenten ſummariſch ergriffen und einem Rriedensrichter vorgeführt werben, 
zur Beftrafung mit Geldb. bie 10 L., event. Gef. bis zwei Mon., ſowohl für 
den Uebertreter ala für jeden Theilnehmer oder Gehülfen 5. et 6. Vict. c. 55 
8 17; 7. et 8. Vict. c. 85 $ 15. 


8 43, 


Flußpolizei. Seepafingierweien. Lootjenweien. Rivers and 
Canals. Passengers Acts. Harbours and Pilots. 
Thames Watermen. 


Polizeiliche Regulative über die Waffer-Communicationen beginnen 
in England auf fehr fpeciellen Gebieten. Es gehört dahin eine Ver- 
ordnung für die Meiethsfchiffer der Themſe unter Marie, eine Leucht- 
tburms= umd Lootjenordnung unter Eliſabeth, — gleichzeitig mit der 
Bildung privilegirter Corporationen für diefe Zwede. In der alten 
Berfaffung der fogenannten fünf Hafenftädte waren auch Negulative 
für Häfen und Schiffahrt enthalten. Für viele wurde durch Localacte 
ine befondere Hafenordnung gefchaffen. In ähnlicher Weife ergingen 
ipäter Roenlacten für Kanäle. Auch in den fogenannten Navigatione- 
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acten find einzele Elaufeln polizeilichen Characters enthalten. Seit dem 
18. Jahrhundert aber confolidirt fich die Gefeßgebung allmälig, und 
man kann nunmehr folgende Gruppen unterfcheiden: 

1. Eine allgemeine Schiffahrtsordnung entjteht ſtückweiſe in 
den Hauptpunkten durch die General Passengers Act 12. et 13. 
Vict. c. 33; 15. et 16. Vict. c. 44; 18, et 19. Viet. c. 119; 
durch das Geſetz über das Bergweſen 9. et 10. Vict. c. 99; durch 
das Negulativ für Dampffchiffe 9. et 10. Vict. c. 100; 14. et 15. 
Vict. c. 79; und confolidirt fi) endlich in die Merchant Shipping 
Act. von 1854, die aber wegen des darin enthaltenen Syjtems der 
Arbeitspolizei unten ($ 48) wieberfehrt. 

2. Das Hafen- und Xootfenwefen erhielt generelle Geſetze 
in der Hafenordnung 10. et 11. Vict. ec. 27, und in der Lootien: 
ordnung 6. Geo. IV. c. 125; die erftere überläßt indeſſen die meiften 
Detaifbeftimmungen den Regulativen der Admiralität. 

3. Eine Kanal- und Stromfdiffahrtsordnung ift in yr- 
ftreuten Gefegen enthalten, mit Einführung eigener constables für 
die8 Gebiet 3. et 4. Vict. c. 50, mit erweiterten PVerhaftungs- und 
Durchfuchungsgewalten. 

4. Die Miethichiffahrt auf der Themfe beruht jet auf einem 
umfaffenden Reyulativ 7. et 8. Geo. IV. c. 75; wobei die Detail 
beftimmungen durch Regulative des Raths der City von London er: 
gänzt werden. 

Am Ganzen begnügt fi die Gefeßgebung dabei mit einem ein- 
fahen Syftem von Polizeiftrafen, jedoch mit Einfchiebung einiger Auf- 
fichtsbeamten und eines Conceſſionsweſens für Pajjagierfchiffahrt und 
Lootſen. 


1. Die Passengers Acts enthalten eine Polizeiordnung für das Ge 
werbe des Paflagiertransports über See. Schon das st. 4. Geo. IV. c. 8 
war ein ziemlich ausführliches Negulativ fir Großbritannien und Irland; 5. et 
6. Vict. c. 107 für Baffagierfchiffe :wiichen Großbritannien und auferenropäi 
ichen Häfen; die Chinese Passengers Act 18, et. 19. Vict. c. 104. In st. 12. et 
13. Vict. c, 33 erjchien eine confolidirte Passengers Act, deren Ausführung einem 
Departement des Eolonial-Aınts Colonial Land and Emigration Commissio 
ners (Gneist ®b. I. $ 83) und feinen linterbeanten übertragen wurde. Ab 
gehende Paflagierfchiffe werden einer vorgängigen Revifton entweder durch einen 
Smigrations - Agenten oder durch einen Zollbeamten unterworfen. Die Ber 
fchriften tiber Prüfung der Seetüchtigleit der Schiffe, Hühe des Dede, Bemei- 
fung der Zahl der Pallagiere nad) Tonnengehalt und Quabratfußen, Conftruc 
tion des Unterdeds, Ventilation des Mitteldeds, Größe der Schlafräume, Wafler- 
verforgung, Schiffs-Apothele und Berproviantirung find nunmehr gemeraltft. 
Gewiſſe Mafler und Agenten fir Ausiwanderungs- und Seepaflagier - Geidälte 
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bedürfen einer polizeilichen Conceſſion. Die üußerſt zahlreichen Strafklauſeln, 
meiſtens von 5—50 L., find regelmäßig ſummariſcher Iurisdiction überwieſen. — 
Erneute Passengers Acts find dann einander fehr ſchnell gefolgt: 12. et 13. 
Vict. €. 33; 15. et 16. Vict. c. 44; 18. et 19. Vict. c. 119 oder Passengers 
Act 1855, welche in 103 Artikeln mit Benutzung der gemachten Erfahrungen 
die meiften Klauſeln der früheren Geſetze incorporirt und verallgemeinert. Die 
ansführenden Beamten find die Emigration Officers (& 6). Kein Baflagier- 
ſchiff darf ohne Certificat des competenten Beamten auslaufen ($ 11). Dem 
Miniſterium ift der Erlaß von Regulativen, rules, vorbehalten ($ 59). Das 
Strafverfolgungsredht für die fummarifchen (von zwei Friedensrichtern zu er- 
feunenden) Strafen ift den Emigration Officers beigelegt, welche ſelbſt die Civil⸗ 
jurisdietion aus dem Gejet üben ($ 84). 

2. Harbours. Pilots. Die Ordnung der öffentlihen Häfen ift durch 
bie Königliche Prärogative und die daraus folgenden adminiftrativen Gewalten 
der Admiralität hinreichend gefichert. Aeltere Hafenpolizeis und Hafenbaugejete 
waren 19. Geo. II. c. 22; 46. Geo. III. c. 153. Das geltende Hauptgeſetz 
54. Geo. III. c. 159 ermächtigt die Admiralität, Berwaltungs- Regulative für 
das Anfern und Anlegen von Schiffen in Häfen und Flüffen zu erlaffen, und 
Königliche Hafenmeifter anzuflellen, — mit Bolizeivorfchriften über Feuer an 
Bord, Schiekpulver, Auswerfen von Ballaſt und Unrath in Häfen 2c. Sehr 
detaillirte Beftimmungen enthalten meiftens ſchon die Lofalacten für einzele Häfen ; 
die darin regelmäßig enthaltenen Klaufeln find dann confolidirt durch 10. et 11. 
Viet. c. 27. 

Die Regelung der Leuchtthürme, Balen, und das gejammte Lootſenweſen, 
von Haufe aus ebenfalls ein Theil der Königlichen Prärogative, war durch 8. 
Eliz c. 13 der Corporation des Trinity House von Deptford Strond ilber- 
tragen, einer eigenthümlich geftalteten Corporation, neben welcher noch Heinere 
kootienigfteme jortbeftanden. Cine allgemeine Lootjen- Ordnung wurde dann 
durch 6. Geo. IV. c. 125 gegeben, mit zahlreichen auch in die ſummariſche 
Jurisdietion ber Friedensrichter fallenden Klauſeln. Bald darauf folgt eine 
Aufhebung der Lootiengewerbsmonopole, 12. et 13. Vict c. 88. 

3. Rivers and Canals. für die Schiffahrt auf Strömen und Ca- 
ndlen enthielten 19 Geo. II. c. 22; 54, Geo. III. c. 159; 7. et 8. Geo. HI. 
c. 30 mehrfache ſummariſche Strafflaufeln: über Schießpulver, feuergefährliches 
Theeren, veglementswibrige Einnahme und Auswerfen von Ballaft, erweiterte 
Beiugniffe der Polizei-Beamten zur Durchſuchung 2c.; wobei die Commissioners 
of the Navy concurrirende Strafgervalten mit den fyriedensrichtern üben, jedoch 
mit Xppellation an die Duartalfigungen. — Durch 3. et 4. Vict. c. 50 werben 
je zwei Friedensrichter und die Polizei-Verwaltungen der Städte ermächtigt auf 
Antrag der Eigenthümer eines Kanals oder ſchiffbaren Stroms befondere Con- 
stables für dies Gebiet zu ernennen ans Perfonen, welche die Gefellichaft dazu 
vorkhfägt, und die von einem Friedensrichter zu ihrem Amt verpflichtet werden. 
Es entfieht fo eine eigene Strom- oder Kanalpolizei mit erweiterten Gewalten 
zur Serhaftung und Durchſuchung. Die Strafen vor zwei Friedensrichtern, mit 
Appellation bei Bußen tiber 3 L. 

4 Thames. Watermen. Schon durch 2. et 3. Phil. et Mary waren 
die Miethefchiffer (watermen) und Bootsleute der Themfe in eine Compagnie 
vereinigt, mit einem Regulativ für ihre Discipfin, für Sicherheit und VBequent- 
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lichkeit ihrer Boote, Feftftellung ihrer Breife. Die Geſetze darüber find jest 
confolidirt durch 7. et 8. Geo. IV. c. 75. Die watermen bilden eine Eoryo- 
ration mit dem Monopol der Mietheichiffahrt auf der Themfe. Ihre Statuten 
unterliegen der Revifion von Bürgermeiſter und Rath in London, und der Be- 
flätigung durch einen Richter der Oberhöfe. Zu ihren Pflichten gehört die 
Anweifung von Anlageplägen, die Ernennung von Auffehern baflir, die Erthei⸗ 
Yung von Conceffionen für die einzelen Miethsboote, Regiſtrirung derſelben, 
Annahme von Lehrlingen, die nad fiebenjährigem Dienft zur ſelbſtändigen 
Meifterichaft berechtigt find. Der Tarif wird durch den Rath von London unter 
Betätigung des Staatsminifteriums (Privy Council) feftgeftellt. Die zahlreichen 
Strafflaufeln für Uebelverhalten der Bootsmänner, Meberjchreitung des Tariis, 
ungebührliches Betragen und Schimpfwörter 2c. gehören zur fummariſchen Be 
ftrafung vor den Lord Mayor, oder einen Alderman, ober einen Friedens 
richter: Perſonen, die das tarifmäßige Fahrgeld zu zahlen weigern, werben 
ebenfo jummarifch zu Schadenerfag mit Koften, event. zu Gef. bis einen Mon 
verurtheilt. Weigerung ben Namen zu nennen, oder Angabe eines falſchen 
Namens und Wohnorts: 5 2. Klagen der Schiffsleute gegen einander wegen 
eines Vergehens gegen die Acte fünnen concurrirend von je zwei Vorſtehern der 
Compagnie, oder vom Lord Mayor, oder einem Friedensrichter entichieden wer- 
den. Auch wegen Beihädigung eines Boots oder Schiffegefähes kann junıme- 
riſch auf Schadenerfa bis 5 L. erfannt werden. Vorbehalten bleibt Appel⸗ 

‚ Iation unter Beftellung einer Progeßcaution. Die Zahl der Straffälle war 
1860 — 202. 


8 44. 
Die Jagdordnung 1. et 2. Will. IV. 0.32. Game Laws. 


Das Jagdrecht war durch die normannifche Verfaffung vollftändig 
Regal geworden, zur Tebhafteften Beſchwerde aller Stände. Allmälig 
ift dies Jagdregal indeffen gemildert in zwiefacher Richtung: 

1. Durch Berleihung des Jagdregals an Privatperfonen in 
beftimmten Bezirken; doch immer nur eines niederen ober mittleren 
Jagdrechts ohne Aurisdiction. Das mittlere Jagdrecht in eingehegtem 
Revier heißt park, in uneingehegtem Revier chase, das niebere Jagd⸗ 
recht warren. Die Verleihung des letzteren an größere Grundbefiker 
auf eigenem Boden war häufig gefchehen; das Recht der chase fan 
auch auf fremden Boden verliehen fein, ift aber verhältnißmäßig felten 
ertheitt. \ 

2. Sodann trat eine mildere Handhabung des ZJagdregalt 
ein, beſonders feit ben Zeiten der magna charta und ihrer Begleiterin 
der charta de foresta. Seit diefer Zeit finden wir gegen bie höheren 
Stände eine gewiffe Connivenz, weldye wenigftens den größeren Be 
figern die Jagd auf eigenem Boden aud) ohne verlichenes Regal ge 
ftattet, d. 5. die Strafgefeße dagegen außer Anwendung läßt. 
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Mit dem Anfwachfen der parlamentarifhen Verfaffung und dem 
Entftehen einer regierenden Klaſſe entſteht daraus die nahe Tiegende 
Borftelflung von dem ftandesmäßigen Jagdrecht ber höheren 
Stände, welches ſchon im 15. Jahrhundert vorhanden, in der Pe- 
riode der Stuarts zur vollftändigen Entfaltung fommt. Das Jagd⸗ 
recht (d. 5. ein ausſchließliches Recht zur Jagd auf eigenem Boden ) 
wird demgemäß an einen Paſſiv-Cenſus gebunden, faſt analog dem 
Genfus zum Friebensrichteramt; während für die niederen Klaffen das 
normannifche Jagdverbot fortdauert. Bon da an wird das Jagdrecht 
zu einem Lieblingsthema der regierenden Klaſſe, ſowohl für ihre Geſetz⸗ 
gebung im Parlament, wie fir ihre Jurisdiction als Friedensrichter 
in den Sraffchaften. Es häuft fi) fo allmälig eine planloje Maſſe 
von harten Yagdftrafgefegen auf, welche mit den herrſchenden Boritel- 
lungen des 19. Jahrhunderts in Conflict fommen mußte. Nach eini- 
gem Sträuben erging endlich die neue Jagdordnung 1. et 2. Will. IV. 
c. 32, welche unter Aufhebung von 27 älteren Jagdgeſetzen folgende 
Grundfäge annimmt: 

l. Die Qualification zur Jagd ift abhängig von einem bei der 
Steuerbehörde zu löſenden jährlichen Jagdſchein. Vorbehalten blei⸗ 
ben die (micht zahlreichen) Fälle eines fpeciell verlichenen Jagdregals 
auf fremdem Boben, und die noch vorhandenen Yorft- und Jagdrechte 
der Krone. 

2. Die Einhaltung einer gejeglihden Schonungszeit wird durd 
gewöhnliche Polizeiftrafen erzwungen. 

3. Die Beltrafung der gewöhnlihen Jagdeontraventionen 
ft unter mäßige Geldbußen und Gefängnißftrafen geftelft, zur fumma- 
riihen Beftrafung vor zwei Friedensrichtern. Wilddiebftahl bei Nacht- 
git, in bewaffneten Banden und an Hochwild unterliegt jedoch ſchwe⸗ 
teren Sriminalftrafen. 

4. Befigern von großen Gütern ift das unter Carl II. entftan- 
dene Recht der Beitellung von Gamekeepers vorbehalten, d. 5. 
von MWildhegern mit dem befonderen Recht der Beſchlagnahme von 
Jagdhunden, Neben und Jagdgeräthſchaften unbefugter PBerfonen. 

5. Der Wildhandel ift an eine Polizeiconceffion und an einen 
Steuergewerbfchein gebunden. 

Die Zahl der Straffälle war im Jahre 1860: Jagdvergehen 
bei Tage 7564, bei Nacht 1054, verbotener Wildfauf 37, Appellas 
tionen 20. 


Geſchichtliches über das Jagdregal |. oben ©. 302, 303. Der Abſolu⸗ 
tiomus der Normannen - Könige zeigte fich am ſtürkſten auf bem Gebiet, wo er 
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mit den teblingsneigungen der höheren‘ Stände unmittelbar zufanmenfieh. 
Das Königliche Jagd⸗Regal ift abgeleitet aus der Stellung des Könige als ein⸗ 
zigem echten Eigenthilmer des ganzen Landes; nebenbei aud aus dem Kronrecht auf 
bona vacantia. Geſchichtlich befannt ift die furdhtbare Strenge, mit welder 
es gegen alle Stände gehandhabt wurde. Die erfte maſſenhafte Auflehirumg der 
Barone und Prälaten gegen bas Königthum hatten daher die charta de forests 
zur Folge (Begleiterin der magna charta), mit der freilich nur ber willfärlicen 
Ausdehnung der Einforftung Schranken gefetst, und bie Handhabung des Regale 
gemildert ward. Uebrigens blieb das jus forestae, die hohe Jagd mit der daran 
hängenden Jurisdiction, Königliches Reſervat, jo daß grundfäglich alles Jagen 
ohne Königliche Licenz, auf eigenem wie auf fremdem Boden, firafbar war; nur 
mit Milderung ber alten Strafen und nachfichtigerer Hanbhabung ber alten 
firengen Ordnung gegen das Halten von Jagdhunden zc. 

Als nun aber in dem Jahrhundert Eduard's I. II. III. die Parlaments 
verfafjung ihre Grundlage erhalten hatte, wurde dies Suftem den höheren Stän- 
den unerträglih. Die Anwendung des Jagdregals auf fie ift daher ſtillſchwei 
gend außer Anwendung getreten, und es beginnt nun umgekehrt ein Behte 
ben, bie niederen von diefem Toleranzſyſtem auszufchliefen. Die Regierung 
Richard's II. war der Wendepunkt dafür (13. Ric. II. st. 1. c. 13) Die 
Periode der Tudors war biefer Richtung nicht günftig: defto günſtiger die der 
Stuart. Das st 1. Jac. I. c. 27 $ 3 bedroht das Halten von Jagdhunden 
und Jagdnetzen mit drei Monat Gefängnig — aufer filr Beſitzer von 10%. 
Grundrente aus erblihem Eigenthum, 30 2. aus lebenslänglichem Grundbefit 
oder Befiber von 200 2. an beweglichen Bermögen, oder Söhne eines Lord, 
eines Ritters, oder Erbföhne der Esquires. Das st. 3. Jac. I. c. 13 befcränft 
den Beſitz von Jagdgewehren und Geräthichaften durch einen ähnlichen Cenſus; 
vgl. st. 7. Jac. I. c. 118 7. Das st. 22. et 23. Car. II. c. 25 beicränft 
den Gebrauch von Jagdgewehren auf Perſonen von 100 2%. Rente aus freehold 
etc. und geflattet den Grundherren eine® manor vom Range eines Esquire zum 
erftenmale das Recht, unter ihrer Handichrift und Siegel Wildbeger Game 
keepers, zu ernennen, mit der Befugniß, im Bereich des Gute Flinten, Jagd- 
hunde und Yagdgeräthichaften ungualifictrten Berjonen wegzunehmen, und 
"auf Grund eines friebensrichterlihen warrant auch Sansfucdjungen danach 
anzuftelfen. | 

Diefer Gang der Gefeßgebung und die fortfchreitende Macht ber regierenden 
Gentry erzeugten naturgemäß die Borftellung, daß das Jagdrecht ein Standet 
recht der regierenden Klaffe fei; wogegen Blackstone Hiftorifch richtig erinnert: 
„daß niemand, der. nicht ein mittleres oder niedere® Jagdrecht von der Krone 
„verliehen erhalten, oder durch unvordenfliche Verjährung (feit 1. Ric. I.) eine 
„vermuthete Berleihung geltend machen kann, das Jagen auf frembem Boden 
„rechtfertigen, ja daß er nach der vollen Strenge des gemeinen Rechte eigentlich 
„gar nicht jagen darf, auch nicht auf eigenem Boden,” II. Bl. Comm. 416, und 
daß alle fogenannten Dualificationen zur Jagd eigentlich nur Eremtionen von 
der gejetlichen Strafe find IV. Comm. 175. Die biftorifchen Verhältmiſſe find 
indeffen der heutigen regierenden Klafje fo fremd geworden, daß fpätere Herant 
geber Blackstone’s Auffaffung in Zweifel gezogen haben. Blackstone ſelbſt be- 
trachtet einen jo hohen Baifiv- Eenfus filr die Jagd (50mal höher als zu den 
Parlamentsmahlen) ale etwas Unvernünftiges, Anbererfeits fanden ſich aber 
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doch Niltzlichkeitsgründe, Erhaltung des Wildes, Verhütung von Gewaltthätig- 
feiten und Zeitverfäumniß der niederen Klaffen, aus denen nıan das Syſtem 
entichuldigen Tonnte, Jedenfalls fuhr die regierende Klaffe fort jett ihr er- 
worbenes Standesrecht gegen Unqualificirte mit der Eiferfucht zu behaupten, mit 
der überall das flandesmäßige Jagdrecht betrachtet zu werben pflegt. Die unab- 
jehbare Reihe von Strafgefeen hat nun die doppelte Richtung gegen ungqualifi 
cirte Perſonen überhaupt, und gegen qualificirte Perſonen wegen geſetzwidriger 
Ueberichreitung des Jagdrechts. Strafgejeke diefer Art find 11. Henry VU. 
c. 17; 33, Henry VIU. c. 6, mit 100 2. Strafe gegen unqualiftcirte Perfonen, 
Jagen auf fremden Grund ꝛc. Daran fchliehen ſich 23. Eliz. c. 10; 1. Jac. I. 
c. 27; 9 Anne c. 25; 8. Geo. I. c. 19 und zahlreiche andere Geſetze unter 
ben drei erften Georgen. — Eine bejondere Gruppe von Geſetzen und Artileln 
ſirirt eine Shonungszeit; andere verbieten das Wildfangen mit Schlingen 
und anderen Inftrumenten. — Cine befondere Gruppe ftellt den Wilddiebftahl 
bi Naht, an Hochwild, und unter anderen erſchwerenden Umfländen, unter 
Criminalſtrafen. Zu diefer Gruppe gehört die vielgenannte ſchwarze Acte 9. 
Geo. I. c. 22, mit Fortfegungen 6. Geo. II. c. 37; 10. Geo. IL. c. 32; 27. 
Geo. II. c. 15, wodurch qualificirte Jagdvergehen als felonies mit Todesftrafe 
ohne benefit of clergy bedroht werden. — Wieder andere erleichtern das ſum⸗ 
marifche Strafverfahren, erweitern die Befugniffe zur Verhaftung und 
Sausjuhung, und fihern dem Denuncianten bedeutende Vortheile zu. — Wieder 
andere verbieten den Handel mit Wild, und machen benfelben von einer be- 
jonderen Gerwerbs-Conceifion abhängig 5. Anne c. 14;.9. Anne c. 25; 23. 
Geo. II. c. 12. — Wieder andere Geſetze beziehen ſich auf die Stellung der 
dur 22. Car. II. c. 25 eingeführten Wildheger. Thütliche Widerſetzlichkeit 
gegen felbige zur Nachtzeit wird unter bie Strafgefehe vom’ Widerſtand 
gegen die alten Königlichen Forſtbeamten geftellt. Der Gamekeeper als fol- 
Ger übt urſprünglich nur einzele Polizeibefugniffe zur Beichlagnahme aus, die 
dur 7. Jac. I. c. 11 dem Constable und dem Gerichtsſchulzen gegeben maren; 
5. Anne c. 14 $ 4 geftattet indeflen dem Gutsherru, dem Wildheger auch die 
Auskbung der Jagd in dem Gebiet des Gute zu übertragen, jedoch immer nur 
einem Gamekeeper auf einen manor, 9. Anne c. 25 $ 2; 3. Geo. I. c. 1. 
Die Stellung ber Gamekeepers hatte übrigens im 18. Jahrhundert die weitere 
irrige Borfiellung veranlaßt, als ob der Befiter eines manor ein höheres Jagd⸗ 
recht habe als jeder andere Freigutsbefiter innerhalb des manor, wenn er die 
nötgige Brundrente hat; dagegen Blackst. II. p. 418 n. 

Das fo geflaltete Jagdrecht und die daraus fließende Furisdiction war ein 
fiebfingsthema der Friedensrichter des 17. und 18. Jahrhunderts geworden, 
wurbe mit einer fprichwörtlich geroordenen patriarhaliichen Willkür und unbün- 
digen Eifer gehandhabt, und war ohne Zweifel einer der ſchwächſten Punkte 
des Kriedensrichter-Inftituts. Dennoch wurde es im Ganzen geduldig ertragen 
als ein gewohntes Verhältniß. Es Hatte nicht die Gehäßigkeit eines geſchloſ⸗ 
jenen Gutsrechto gegenüber einem Bauerſtande als ſolchem, war vielmehr eut⸗ 
weder beſonders verliehenes Regal, oder gemeinfames Recht auf eigenem 
Boden für alle größeren Grundbefiger, deren folide Leiftungen für Grundflener 
und Gommunal-Berwaltung eine gewifle Nachgiebigfeit gegen Lieblingsneigun- 
gen billig erfcheinen ließ. Erf im 19. Jahrhundert kam das alte Iagdrecht in 
ernſtere Sollifion mit ben Intereflen bes Aderbanes, unb mit der Siferfucht ber 
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geiwaltig emporwachfenden ftädtiichen Klaſſen. Die regierende Mafle hat and 
hier mit bewnndernswürdiger Mäßigung dem Zeitgeift nachgegeben, alles fan- 
desmäßige Vorrecht auf die Jagd aufgegeben, und unter mafjenhafter Aufhebung 
der älteren Jagdgeſetze in die nene Jagdordnung 1. et 2. W. IV.c. 32 
eingewilligt, welche nunmehr auf folgenden Grundzügen berubt: 

1) Die Onalification zur Jagd ift nicht mehr ein Vorrecht gewiffer Stände 
und Befihweifen, fondern ſteht jedem zu, der einen Jagdſchein bei der Stener- 
behörde loſt. Dies Syſtem der Game Certificates, eingeführt durch 25. 
Geo. II. c. 50; 31. Geo. III. c. 21; 52. Geo. III. c. 93 ift durch die Fagd- 
ordnung beftätigt. Die Tare ift 211/2 Thlr. ©. filr einen jährlichen Jagdſchein 
mit der Befugniß, Schießgervehre, Hunde, Nete und andere Fagdgeräthichaften 
zu gebraudden. Der Gamekeeper, wenn er perfönlicher Diener eines Herm 
if, der einen vollen Jagdſchein gelöäft hat, bezahlt die niedere Tare von 71/s Thlr. 
G. Gehilfen und Diener, die in Gejellichaft und Gegenwart des Jagdſchein 
berechtigten Dienfte leiften, find fteuerfrei 54. Geo. IH. ec. 141. Die !ifımg 
des Jagdſcheins tritt durchweg an die Stelle der friiheren Qualification durch 
Grundbeſitz und Stand ($ 6). Es liegt darin aber nur die Befugniß, zanädhk 
anf eigenem Boden zu jagen, während das Betreten fremden Bodens einer action 
of trespass ünterliegt. Borbehalten find indeffen herfümniliche Rechte des Guit 
herren zur Iagd auf gemeinfchaftlichem Gemeindeland, waste. Es bleiben ferner 
refervirt die Forftrechte der Krone, und die von der Krone verliehenen Jagd- 
rechte tiberhaupt. Bei verpachteten Grundſtücken bleibt dem Grundherrn das 
Jagdrecht, wenn es nicht ausdrücklich mit verpachtet if. Feder Jagende iſt ver- 
pflichtet, auf Verlaugen eines Steuerbeamten, eines Gutsherrn innerhalb jeinet 
manor, oder bes Grundbefitzers, ſeinen Jagdſchein vorzuzeigen, und · Abſchrift 
davon nehmen zu laflen, event. wenigftens Namen und Wohnort anzugeben bei 
20 2. Strafe fir den Yall ber Weigerung oder falfher Angabe. — Durd 11. 
et 12. Vict c. 29 wirb ausnahmeweife den Beſitzern eingebegter Bündereien 
geftattet, perfünlich oder durch einen fchriftlich Beauftragten Hafen zu tödten aui 
ihrem eingehegten Boden ohne Löfung eines Jagdſcheins. 

2) Die Schonungszeit dauert nach Verichiedenheit des Wildes vom 1. Februar 
bis 1. September ober 1. Oftober; fir Schwarzwilb vom 10. Dezember bis 
20. Auguft 2c. 2c. Strafe 20 sh. für jedes Stüd, und ebenfo viel fir den Wild- 
händler, der nach einer gewiſſen Zahl von Tagen nach gefchloffener Zeit damit 
betroffen wird. Die Strafen vor zwei Friebensrichtern. 

3) Die Beftrafung der wichtigeren einzelen FJagbübertretungen if 
nach der neuen Jagdorbnung folgende: Jagen ohne Jagdſchein oder Gebrand 
von Flinten, Jagdhunden, Fagdgeräthfchaften in der Abficht zu jagen ohne Schein: 
b L., außer der durch fonflige Geſetze verwirkten Strafe, namentlich der Stener- 
firafe von 20 L., Zerftörung der Eier von dem unter Jagdſchutz gefteliten Gr 
flügei 5 sh. das Stüd. Ausubung der Jagd durch einen Pächter, dem fie 
nicht. mit verpacdhtet ift: 40 sh. für das Stüd. Unbefugtes Betreten fremden 
Bodens, in der Abficht zu jagen: 40 sh., unter erſchwerenden Umfänden: ST. 

- Die Geldbußen vor zwei Friedensrichtern. Appellation findet nur flatt, went 
der Berurtheilte in Haft bleibt oder Prozekcaution mit Bilrgen befiellt; Cer- 
tiorari und. Caffation wegen Kormfehlers bleibt auegefchlofien. Uebertreter, 
welche gegen einen anderen Webertreter denunciren oder Zengniß ablegen, follen 
firaffrei bleiben (6. et 6. Will. IV. c. 20 8 20), Die Gtrafverfolgung ver⸗ 
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jährt in drei Monate nach der Begehung. Webertreter, welche Ramen und 
Wohnort zu nennen fi) weigern, dürfen feftgenemmen, einem Friedeusrichter 
vorgeführt, doch nicht über 12 Stunden betinirt werben. — Onalificirte Jagd⸗ 
vergehen gehören meiftens vor die Griminalgerichte. Die älteren jehr ver- 
widelten Fagdftrafen waren ſchon confolibirt durch 7. et 8. Geo. IV. c. 27, 29; 
9. Geo. IV. c. 69. Das letzte Geſetz ift durch bie neue Jagdordnung beftätigt, 
und ahndet das unbefugte Jagen zur Nachtzeit (night poaching) im erften Straf- 
fall mit Gef. bis zu drei Mon vor zwei Friedener., nach deren Ablauf Bürg- 
fgaft für gutes Berhalten auf ein Jahr mit 20 8. und zwei Bürgen, event. 
weitere Haft mit harter Arbeit auf ſechs Monat; im zweiten Uebertretungsfall 
werben alle diefe Säte verdoppelt; ber britte Uebertretungsfall iſt misdemeanor 
vor den gewöhnlichen Strafgerichten mit Transportation auf 7 Jahr oder Gef. 
mit harter Arbeit bis zwei Jahr. Diefelbe Strafe trifft den bewaffneten Angriff 
und jede Gewaltthätigleit mit Waffen gegen Perfonen, welche den Uebertreter 
feftzuhalten befugt find. Die Nadhtzeit wird berechnet von einer Etunde nad 
Sonnenuntergang bis zu einer Stunde vor Sonnenaufgang. Beibehalten ift 
ferner die ſchwere Beftrafung des Wilddiebſtahls an Hochwild, Deer, 7. et 8, 
Geo. IV. c. 29 8 26 ff. — Ebenfo treten die Diebftahlsftrafen ein bei Ent- 
wenbung von Haſen ober Kaninchen aus dem Gehege. Die ältere Strafgeſetz⸗ 
gebung hatte die bejonderen Strafandrohungen fo fpezialifirt, daß die einzelen 
Etrafgefete wieder unter den Rubrilen Deer, Hares, Conies, und unter ben 
wichtigſten Rubriken des jagbbaren Geflügels vorkamen. 

4) Beibehalten ift ferner das Syftem ber Gamekeepers. Ein fol- 
her lann ernannt werden von jedem Gutsherrn eines manor ober eines Gute, 
weiches fo genannt oder betrachtet wird (reputed manor or lordship), unter 
Sandfhrift und Siegel des Gutsherrn, zur Hegung des Wildes, und mit ber 
Bcfugniß, zu jagen für die Herrſchaft oder für beftimmte in der Beftallung be— 
nannte Berfonen. In Wales giebt der Beſitz eines Grundftilds von 3000 Thlr. 
G. Rente das Recht zur Beftellung eines Gamekeeper. Alle Wildheger müſſen 
dem SKreisfecretair angezeigt und einregiftrirt werden, und haben dann das 
Recht der Beichlagnahme von Jagdhunden, Neten und Geräthichaften von Ber- 
fonen ohne Jagdſchein für den Gebrauch der Herrſchaft. Das Recht, einen 
fremden Jagdhund zu erichießen, wird von den Gerichten nur anerlannt, wein 
dies zur Erhaltung des Wildes im einzelen Falle nothwendig gewefen. 

5) Der Betrieb des Wildhandels ift an einen Poligeigewerbfchein gebunden 
(licenee), der von den riebensrichtern in den Heinen Bezirksfigungen zu er- 
theilen und jährlich zu erneuern iſt. Er gilt nur fülr das darin bezeichnete be- 
Rimmte Lokal, welches als „conceifionirt zum Wildhandel” ausdrücklich zu be- 
zeichnen iſt (88 17— 29 der Jagdordnung). Die Eoncefflon iſt verwirft und 
nichtig, wenn der Inhaber während des Taufenden Jahres wegen Uebertretung 
der Acte beftraft wird. Conceffionirte Wildhundler, welche Wild von Perfonen 
ohne Iagdfchein Laufen, verwirten 10 L., Perfonen, weldye Wild an unconcef- 
fionirte Händler verlaufen: 2 8. für das Stüd vor zwei friedensrichtern. 
Ehenfo Berfonen ohne Jagdſchein, weiche Wild verlaufen ober zum Kauf an- 
bieten. Käufer welche Wild von anderen als conceffionirten Wildhändlern 
faufen: 5 2. fir das Stiid. Doch dürfen Gaftwirthe unmittelbar von Perfonen 
mit Jagbſcheinen kaufen. 

Eine Zufammenftellung des faft unüberfehbaren Themas giebt Burn’s Ju- 
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stice in ihren verfchiedenen Auflagen. Monographien über die Jagdgeſetze find: 
Chitty’s Treatise on the Game Laws and on Fisheries. 2 edit. 1826 8; 
Deacon’s Practical Treatise on the New-Act of the 1. et 2. Will. IV. 
c. 32, 1831, 8; Pemberton Leigh’s Treatise on the Game Laws 1838 
12; Locke on the Game Laws 3. ed. 1849, 12. Reports über bie &räute 
der Aufhebung der älteren Jagdgeſetze Parl. P. 1816, No. 504, 1823, No. 260. 
1828, No. 235. 


8 45, 
Die Fiſchereiordnungen. Fishes and Fisheries. 


Mehr als hundert Geſetze haben feit dem Mittelalter den Betrieb 
der Fifcherei von verfchiedenen Gefichtspunften aus zu regeln gejudt: 
teil zur Schonung der Brut und Sicherung eines nachhaltigen Be— 
trieb8; theils zur Beförderung des Fifchergewerbes; theils zur Aegelung 
des Fifchhandels im Intereſſe des Publikums; theils vom Standpuntt 
des Schutzzolls zur Ausſchließung fremder Fifcher und Fifche; theils 
von alfgemeineren polizeilichen, fowie auch völferrechtlichen Gefite: 
punften aus, wie beim Wallfifch- und Häringefang. Ein Theil diejer 
Geſetze ift veraltet, andere find confolidirt und vereinfacht; die mod 
geltenden find etwa unter folgende Geſichtspunkte zu bringen: 

1. Gefeggebung über Hegungszeit und Schonung der Brut, 
ergänzt durch das Necht der friedensrichterlichen Seffionen zum Erlaß 
von Local-Verordnungen über die Hegungszeit des Lachſes (24. et &. 
Viet. c. 109); des Magiftrats von London zum Erlaß von Fiſcherei⸗ 
Regulativen für die Themſe. 

2. Strafgejege gegen unbefugtes Fiſchen und Angeln, unter 
Aufhebung der älteren confolidirt in 7. et 8. Geo. IV. c. 29. En 
ausfchliegliches Fifchereiregal darf feit der magna charta feinem Pr 
vatmann mehr verliehen werden, und kann nur noch vorlommen, wo 
es jeit Heinrich II. beftanden hat. Blackstone II. 417. 

3. Zahlreiche Gefege zur Regelung des Fifhhandels in London. 

4. Gefege über den Häringsfang, Wallfiſchfang zc. in gewilfen 
Regionen aus internationalen Gefihtspuntten. 

Das Spftem diefer Fifcherei- Ordnungen ift das gewöhnliche der 
Bopularfingen, meiftens vor einem Friedensrichter. 

Burn’s Justice v. Fishes giebt bavon nur ein unvoflfländiges Bil. 

Der Gang der Gefebgebung läßt fih ungefähr in folgenden Zügen anbenten. 
Die ülteſten Geſetze find fpeciell befchränkte: fo das st. 13. Edw. I. c. 47; 13. 
Ric. II. c. 19 über Lachsfang und Segimgseit; 31. Edw. IH. st. 2 c. I und 
die Ordinance of Herrings 35. Edw. IH. über Häringefang und Borkäufern: 
31. Edw. IIT. st. 2. c. 2 über den Häringeverfauf zu Yarmouth, c. 3 über Etod- 
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fiiche. — Das st. 17. Ric. II. c. 9. ernennt die riedensrichter zu Conservators 
der Flüffe, den Mayor von London zum Conservator der Themje-— 22. Edw. IV. 
c. 2; 11. Hen. VII. c. 23 über Büdlinge und geräucherten Lachs. — 14. 
Hen. VI. c. 6 verbietet den Fifchverlauf durch Ausländer. — 35. Eliz. c. 7 
unterfogt zur Beförderung der Fifcherei das Filcheffen am Freitag oder Sonn- 
abend und an den fonftigen Filchtagen bei 20 sh. Buße, event. 1 Mon. Gef. — 
1. Eliz, c. 17; 3. Car. I. c. 4 regelt die Weite der Nebe, verbietet das Ein⸗ 
fangen und den Berfauf Heiner Fiſche. — 31. Hen. VII. c. 2; 22. et 23. 
Car. II. c. 25; 4. Will et Mary c. 23 gegen unbefugtes Fiſchen in fremden 
Gewäflern; 5. Geo. III. c. 14 droht 7 Jahre Transportation gegen Fiſchdieb⸗ 
ſtahl aus Teichen und wiffentliche Annahme geflöhlener Fiſche. — 10. et 11. 
will. II. c. 4; 9. Anne c. 26; 2. Geo. III. c. 15 etc. zur Regulirung des 
Fiſchmarkte Billings Gate zu London; 29. Geo. II. c. 39; 33. Geo. II. c. 27 
zur Kegelung des Filchverlaufs in der Hauptftabt überhaupt. — Die Gefeke 
über Lachs, Häringe, Wallfiſche, Aufternfang, bilben daneben wieder gefonderte 
große Familien einer Gefeßgebung, bie erft in neuefter Zeit durch ſchrittweiſes 
Anfgeben det Schutzzollfyſtems und der Ausfuhrprämien wieder vereinfacht ift. 
Eine ungefähre Weberficht des geltenden Rechts ift folgende: 

1. Gefege über Hegungszeit und Schonung der Brut. Schon 
das st. 1. Eliz. c. 17; 3. Car. I. c. 4 verbietet den Gebrauch zu .enger Nebe 
und das Einfangen junger Fiſche unter einer gefetlich beflimmten Länge bei 
20 sh. Strafe, und verpflichtet die Friedensrichter und die Gerichtsherren im 
court leet zur Ausführung des Geſetzes. Das st. 3. Jac. I. c. 12 8 2 ımter- 
fagt die Zerfiärung des Laichs und der Brut von Seefifhen bei 10 2. vor 
einem friedensrichter. Das st. 1. Geo. I. st. 2. c. 18 verbietet bei der ge- 
wöhnlichen Küftenfiicheret (mit Ausnahme der Häringe und einiger anderen 
Heinen Fiſche), den Gebrauch engerer Nete als von 31/2 Zoll von Knoten zu 
Knoten und fonftiges Einfangen und Zerftören Teiner Fiſche nad) diefem Ber- 
hältnig: Strafe, auf Ueberführung durch zwei Zeugen vor einem Friedensrichter; 
Verwirkung der Nete 20 2., event. 12 Mon. Gef. Fang und Berlauf von 
Steinbntten unter 16 Zoll, von Heinen Butten unter 14 Zoll, von Schell« 
ſiſchen unter 12 Zoll, von Weißlingen unter 6 Zoll, von Seebarfchen und Bar- 
ben unter 12 300, von Zungen unter 8 Zoll, von Klieſchen unter 8 Zoll, von 
Flundern unter 7 Zoll, gemeffen von den Augen bis zum Ende des Schwanzes: 
Eonfication und 20 sh. Buße event. Gef. von 6—14 Zagen und Beitichen- 
hiebe. Dazu 33. Geo. II. c. 27 8 13—19 gegen Kauf und Berkanf des Laichs 
und der Fiſchbrut. — Eine befondere Gruppe bilden die Geſetze über die He- 
gungszeit des Lachſes in Lancashire 13. Ric. Il. st. 1. c. 19; in Devon- 
shire 43. Geo. III. c. 61. In anderen Grafſchaften können die Friedensrichter 
in den Seffionen nach Bedürfniß Conservators ernennen, und Hegungstage 
(fence days) feftjegen, mit Strafen von 5—15 2. vor einem friedensrichter 
8. Geo. II. c. 41; 6. et 7. Viet. c. 33; 11. et 12. Vict. c. 52. Neuer- 
dings erging darliber das st. 24. et 25. Vict. c. 109, nebft einem ſehr umfang- 
reihen Bericht Parl. P. 1861 Vol. XXI. vergl. P. P. 1862 No. 2939. 

In der Theme fieht dem Bilrgermeifter und Rath von London als Con- 
servator die Feſtſtellung der Fiſcherordnung zu, unter Betätigung des Lorb- 
Kanzler und der Präfidenten der Reichsgerichte oder je zweier von ihnen 30. 
Geo. DI. c. 21. Diefe Regulative können näher beftimmen bie Weiſe der 
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Filcherei, die Art ber Nebe, die Segungszeiten, die Zünge der zu fangenden 
Fifche, die Erhaltung der Brut, bie Bezeichnung der Fifcherboote, und die Geld⸗ 
bußen bie 5 2. Der Strom-Bogt, water-bailifl, und feine Aſſiſtenten lönnen 
jederzeit die Fiſcherboote betreten, und in Beichlag nehmen alle Fiſchornt, 
Aufternichleim, kranke Fiſche, Filche unter dem reglementsmäßigen Maof oder 
außer der Fangzeit, ſowie reglementswidrige Nee und Infirumente, ımd foldt 
dem Mayor oder einen Alderman, oder außer der City einem Friedensrichter, 
zur Beichlußnahme über die Vernichtung vorführen. Den Genannten fieht auf 
die ſummariſche Jurisdiction über die einzelen Straffälle zu, unter Appellation 
an den Gerichtshof des Lord-Mayor und der Aldermen, ohne Certiorari; die 
Hälfte der Strafen dem Denuncianten. 

2. Strafgefeße gegen unbefugtes Fifhen, 7. et 8. Geo. IV. 
c. 29. Diebftahl in eingehegtem Wafler an Wohnbäufern ift criminalvechtlidet 
misdemeanor. Diebflahl aus anderen Privatgewäflern: 5 2. vor einem frie- 
dener. Angeln bei Tagzeit im erfteren Fall Geldbuße bie 5 L., im Ichteres 
Fall bie 40 sh. vor einem Friedensr.; doch kann ſich der Eigenthümer dei 
Waſſers auch die Angelgeräthichaften zueignen, womit eine weitere Beſtrafung 
wegfällt. 

3. Importirung fremder Fifche umb durch frembe Fiſcher war früßer 
bei Strafen von 100 2. und 50 8. verboten: durch 6. Geo. IV. c. 107 if mit 
einigen Ausnahmen dies Schutzſyſtem aufgehoben. 

4. Der Fiſchhandel in London und die Berforgung ber Stadt 
mit frifgen Fiſchen ift der Gegenſtand zahlreicher Gefeke, in Berbindung 
mit der Fishmongers Company, der vierten großen Iunung von London, deren 
Corporations>Berbältniffe dur 9. Anne. c. 27 normirt find. Eine PBelgei- 
Drdnung dafür, liber die water bailifis, und ben großen Kifchmartt von Bil 
lings Gate enthält 2. Geo. III. c. 15; 39. Geo. III. c. 18, über den Bild. 
marlt in Westminster 30. Geo. III. c. 54; über den Hungerford Martt 11. 
Geo. IV. c. 70; über die Art des Sciffstramsports und zur Sicherung dei 
Berlaufs aus erfter Hand mit Berbot des Zwifchenhandels 29. Geo. IL c. 39; 
33. Geo. III. c. 27; 4. et 5. Will. IV. c. 20. Die Fiſche müflen am erfen 
Morgen nad) dem Cintrefien bes Transports zum Verlauf ansgeftellt werden 
(100 2.) unter Verbot von Lieferungsverträgen an Zmilchenhändler (5 2.) 

5. Gefege über den Fifhfang in gewifien Regionen find zu 
nächſt für den britifchen Häringsfang fehr zahlreiche von 26. Geo. IIL c. 81 
bis 1. Will. IV. c. 54 (vergl. 14. et 15. Vict, c. 26), fiir die iriſche Fiſcherei, 
für New Foundland, Grönland, das Sudmeer. 


8 46. 
Arbeitspolizei. Geſindeordnuug. Lohnftreitigteiten. Kabritreglementt. 
Servants. Artifioers. Labourers. Wages. Combinations. 
Manufactures. Factories,. 


Zu den bisher characterifirten Gruppen der Gewerbepolizei tritt 
noch eine allgemeine Arbeitspolizei, welche den Geſch äftskreis der 


& 46. Arbeitepolizei. Geſindeordnuug. Tohnftreitigleiten. Fabrikreglements. 657 


Sriedensrichter als Nachfolger der justices of labourers bildet, und 
welhe Jahrhunderte hindurch einerfeits die Arbeitslühne durch Die 
Obrigkeit zu normiren unternahm, und felbft directen Zwang zur Ar- 
beit gegen den Lohnarbeiter übte; andererfeits aber auch jchon früh: 
zeitig ſchützende Maßregeln ebenfo fiir die arbeitenden Klaſſen ergriff. 
Das erfte Statute of Labourers 23. Edw. III. c. 1, erlaffen nad) 
‚ einer großen NYandescalamität, gebietet den Arbeitern jedem Arbeitögeber 
zu den gewohnten Lohnjägen zu dienen. Spätere Gefege drohen 
harte Strafen für die Weigerung; mit der Stürfe ober Schwäche ber 
darauf Folgenden Regierungen wechjelt auch die Strenge der Arbeite- 
polizei (oben S. 174). So ijt im 14. und 15. Jahrhundert ein zwei» 
jeitiged Polizeifyftem vorhanden, welches durch Localverordnungen der 
sriedensrichter in jeder Graffchaft die Preife regelt, durdy Assizes of 
Bread and Ale etc. für die Lebensmittel, dur) Assize of Wages 
für die Löhne. Die volfswirthfchaftlichen Fehler folder Maßregeln 
wurden durch ihre Zweifeitigkeit, ihr gegenfeitiges Sneinandergreifen, 
durh die infulare Lage des Landes, durch den aufblühenden Handel 
lange Zeit verdeckt; ihr Druck dur die allmälige Verbeſſerung der 
friedensrichterlichen Verwaltung, die Mäßigung und das Chrgefühl der 
regierenden Klaffen gemildert. Die Yocalverordnungen über die Ar- 
beitslöhne kamen allmälig ftilffchweigend in den einzelen Graffchaften 
außer Gebrauch, und waren fchon ein todter Buchſtabe, als man fie 
im 19. Jahrhundert aufhob. 

Zurückgeblieben aus dieſem mittelalterlichen Gejammtverhältniß 
ft aber die polizeiliche Behandlung der Lohnarbeitsverhältniſſe, die in 
den Geſetzen ber Tudors ihren Höhepunkt erreicht hat. Das Geſetz 
5. Eliz. c. 4 (an Act touching divers Orders for Artificers, 
Labourers, Servants of Husbandry and Apprentices, in 48 Ar- 
tileln) faßt dies weitgreifende Syftem einer Arbeitspolizei 
in eine allgemeine Ordnung zufammen, mit einem umfalfen- 
den Syitem von Geldbußen vor zwei Friedensrichtern, die Hälfte dem 
Denuncianten. Sie gilt nicht nur für ländliches Gefinde, fondern aud) 
für ländliche und ftädtifche Lohnarbeiter, für die gefammte Lohnarbeit 
in Gewerbe und Manufactur, in folgenden Hauptjägen. 

Alle Berfonen, welche ohne fihtbare Mittel des Lebens» 
unterhalts find, können im der Megel durch die Friedensrichter ges 
mungen werden zu einer Lohnarbeit in Landwirthſchaft oder beftimme 
ten Gawerben. 

Perfonen zwifchen zwölf und jechzig Jahren, die weder in ber 
Yandwirthfchaft noch in beftimmt genannten ftäbtifchen Gwerben gegen 

Greif, Engl. Communalverfaffung. 
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Lohn noch font in einem rechtmäßigen Dienft beſchäftigt find (ansge- 
nommen geborene gentlemen, litterati, Befiger eines Grundeintomment 
von 40 sh., oder beiveglichen Bermögens von 10 V., und Kinder fo 
vermögender Tebender Eltern), Fönnen auf Verlangen eines Land: 
wirths genöthigt werden landwirthſchaftliche Lohndienſte 
in der Grafſchaft zu leiften, wo ihre Dienfte verlangt werden. 
Auch Perfonen, die in gewohnheitsmäßiger Handarbeit aufgemaden, 
fünnen unter obigen Maßgaben zur Arbeit in dem Gewerbe, in weldem 
fie geitbt find, genöthigt werben. 

Insbeſondere findet ein Preffen der arbeitenden Klaffen zum fand: 
wirthfchaftlihen Gejindedienft in Jahresmiethe ſtatt auf 
Berlangen von Wirthfchaftsbefigern; mobei die Friedensrichter den Be: 
trag des Jahreslohns feſtſetzen und nöthigenfalls beitreiben. Ebenſo 
fünnen Mädchen vom zwölften bis zum vierzigften Jahre durd zwei 
Friedensrichter, oder den Gemeindevorfteher zum jahrweifen Dienft in 
der Wirthichaft genöthigt, und im Fall der Weigerung in's Gefängniß 
geſetzt werden bis ſie fich Fügen. 

Für das landwirthichaftliche Gefinde ift in dem Gefeg Eliſabethe 
eine förmlide Gefindeordnung gegeben. Kinfeitige Entlaffung 
ohne vorhergegangene vierteljährlice Kündigung, oder ohne erheblichen 
durch zwei Zeugen zu erweijenden Grund, büßt die Herrſchaft mit 
40 sh.; DBerlaffen des Dienftes andererfeits oder Weigerung der Er: 
fülfung der Dienftpflicht, wird mit Gefängniß beftraft bie der Unge— 
horſame fich fügt. Kein ländlicher Dienftbote darf feine Ortfchaft oder 
feinen Bezirk verlaffen, um in einem anderen zu dienen, ohne Zeugniß 
unter dem Siegel de8 Constable oder Gemeindevorftehers oder zweier 
anfäffiger Einwohner, einzuregiftriven bei dem Geiftlichen des Kird- 
fpiels. Niemand darf in Dienft genommen werden ohne Vorzeigung 
eines folchen Atteftes. Vorzeiger falfcher Attefte find als Vagabunden 
auszupeitſchen. Gefinde, welches in eine andere Grafichaft emtläuft, 
wird dur) writ of capias verfolgt, und gefänglich eingezogen bie 
zur Beſtellung einer Bürgichaft für das Weiterdienen bei derſelben 
Herrſchaft. 

Das Geſetz überläßt den Friedensrichtern ferner durch Localder⸗ 
ordnungen (assizes) nach hergebrachter Weiſe die Höhe der Löhne 
zu beſtimmen für Tagearbeiter in den einzelen Hauptzweigen der Land⸗ 
und Hauswirthſchaft. Die Lohnſätze werden durch Sheriff und Frie⸗ 
densrichter in der Ofterfigung, in Corporations durch den Bürger 
meifter normirt, mit Androhung von zehn Tagen Gefängniß für den, 
welcher mehr fordert, und den, welcher mehr giebt; jedoch mit Borbe 
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halt perfönlicher Sratificationen. Es bezieht fich dies auf die Löhne 
der Handwerker, Handarbeiter, Feldbauarbeiter, mögen fie nach Yahren, 
Monaten, Wochen oder Tagen gebungen fein, fogar mit einem Special 
tarif für Mähen, Drefchen, Heumachen, Graben, Wegearbeit, Zäune- 
machen ıc. Dies Firiven der Nöhne wird dur 1. Jac. I. c. 6 nochmals 
beftätigt, ift aucd in fpäteren Specialgefegen gelegentlich erneut, wie 
durch 8. Geo. III. c. 17 gegen die Schneidergejellen in London, kam 
aber dennoch außer Gebrauch und ift fchließlich befeitigt dur 53. 
Geo, IIE. c. 40. — Sogar die Arbeitsftunden werden in dem 
Geſetz Eliſabeths normirt: im Sommer von fünf Uhr bis Abends 
fieben oder acht Uhr, mit zwei Freiſtunden für Frühſtück und Mittag, 
und noch eine halbe Stunde Ruhe in den heißeften Monaten; in den 
fieben Bintermonaten von Zwielicht zu Zwielicht, mit 14 Zreiftunden. 
Das Berlaffen einer beftimmten libernommenen Arbeit wird mit 5 X. 
bedrobt. — In der Zeit der Erndte können Tagelöhner gezwungen 
werden beim Mähen, Binden, Einfahren, Heumachen gegen übliche Ge⸗ 
bühr Lohnarbeit zu leiften, bei Gefängnig im Block auf zwei Zage und 
eine Nadıt. 

Einen fehr umfangreichen Theil bes Geſetzes 5. Eliz. c. 4 bildet 
ferner eine allgemeine Gewerbeordnung mit umfangreichen Beſtim⸗ 
mungen über die Lehrlingfchaft, apprenticeship, welche fich zu einer 
geionderten Darftellung (8 47) ausfcheiden läßt. 

Eine beſondere Geſetzgebung auf Grund älterer Praris verbietet 
Berbindungen der arbeitenden Klaſſen zur Erhöhung der 
Löhne combinations. Schon die mittelalterliche Geſetzgebung darüber 
iſt fehr ftreng feit Eduard III. Das st. 2. et 3. Edw. VI. c. 15, 
droht 10 L., im Rückfall 202. Buße, event. Pranger; das st. 12. 
Geo. I. c. 34; 22. Geo. II. c. 27 Correctionshaus auf drei Donate. 

Wieder eine befondere Gruppe bilden die Gefege über Berun: 
treuungen in einzelen Manufacturzweigen, namentlich in der 
Seidenmanufactur 13. et 14. Car. II. c. 15; 20. Car. Il. 0.6; 8. 
et 9. Will. III. c. 36; 5. Geo. IV. c. 66; in der Zuchmadherei 7. 
Jac. I. c. 7; 14. Geo. IIL c. 25; in Wollen⸗, Leinen⸗ Baummollen- 
und Eifenmanufactur 1. Anne st. 1 c. 18; 13. Geo. Il. c. 8 etc. 
Die Reihe diefer Geſetze ift faft unabfehbar, darunter auch viele nur 
für den hauptftädtifchen Bezirk oder andere beftimmte Orte. Sie be 
treffen hauptfächlich die Beitrafung von Betrügereien, Entwendungen 
und Unterfchlagungen an Arbeitömaterialien und im fonftigen Bereich 
des Gewerbes. 

Eine befondere Gruppe bildet endlich die Gefeggebung im 
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Lohn noch fonft in einem rechtmäßigen Dienft befchäftigt find (ausge: 
nommen geborene gentlemen, litterati, Befiter eines Grundeinkomment 
von 40 sh., oder beiveglichen Vermögens von 10 V., und Kinder fo 
vermögender lebender Eltern), können auf Berlangen eines Land 
wirth8 gendthigt werden landwirthſchaftliche Lohndienſte 
in der Grafſchaft zu leiften, wo ihre Dienfte verlangt werden. 
Auch Perfonen, die in gewohnheitsmäßiger Handarbeit aufgemadjien, 
fönnen unter obigen Maßgaben zur Arbeit in dem Gewerbe, in weldem 
fie geübt find, genöthigt werden. 

Insbeſondere findet ein Preſſen der arbeitenden Klaffen zum land: 
wirthfchaftlihen Gejindedienft in Jahres miethe ſtatt auf 
Berlangen von Wirthfchaftsbefikern; wobei die Friedensrichter den Be: 
trag des Jahreslohns feitjegen und nöthigenfalls beitreiben. Ebenſo 
können Mädchen vom zwölften bis zum vierzigften Jahre durch zwei 
Friedensrichter, oder den &emeindevorfteher zum jahrweiſen Dienft in 
der Wirthſchaft genöthigt, und im Fau der Weigerung in's Gefängniß 
gefettt werden bis ſie fich fügen. 

Für das landwirthichaftliche Gefinde ift in dem Geſetz Eliſabeths 
eine förmlidhe Gefindeordnung gegeben. Einſeitige Entlajjung 
ohne vorhergegangene vierteljährliche Kündigung, oder ohne erheblichen 
durch zwei Zeugen zu erweijenden Grund, büßt die Herrſchaft mit 
40 sh.; Verlaſſen des Dienftes andererfeitd oder Weigerung der Er: 
füllung der ‘Dienftpflicht, wird mit Gefängniß beftraft bis der Unge⸗ 
horſame fich fügt. Kein Ländlicher Dienftbote darf feine Ortfchaft oder 
feinen Bezirk verlajfen, um in einem anderen zu dienen, ohne Zeugniß 
unter dem Siegel des Uonstable ober Gemeindevorftehers oder zweier 
anfäffiger Einwohner, einzuregiftriven bei dem Geiftlichen des Kird- 
fpiels. Niemand darf in Dienft genommen werden ohne Borzeigung 
eines folchen Atteftes. Vorzeiger falfcher Attefte find als Vagabunden 
auszupeitichen. Gefinde, welches in eine andere Grafſchaft entläuft, 
wird dur writ of capias verfolgt, und gefänglich eingezogen bie 
zur Beitellung einer Bürgſchaft für das Weiterdienen bei derfelbrn 
Herrichaft. 

Das Geſetz überläßt den Friedensrichtern ferner durch Localder⸗ 
ordnungen (assizes) nad) Hergebrachter Weife die Höhe der Löhne 
zu bejtimmen für Qagearbeiter in dem einzelen Hauptzweigen der Land⸗ 
und Hausmwirthichaft. Die Lohnſätze werden durch Sheriff und Frie⸗ 
bensrichter in der Ofterfigung, in Corporations durd den Bürger: 
meister normirt, mit Androhung von zehn Tagen Gefängniß für den, 
weicher mehr fordert, und den, welcher mehr giebt; jedoch mit Borbe 
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balt perfünlicher Gratificationen. Es bezieht fich dies auf die Löhne 
der Handwerker, Handarbeiter, Feldbauarbeiter, mögen fie nach Jahren, 
Monaten, Wochen oder Tagen gebungen fein, fogar mit einem Specials 
tarif für Mähen, Drefchen, Heumachen, Graben, Wegearbeit, Zäune- 
machen ꝛc. Dies Firiren der Nöhne wird durd) 1. Jac. I. c. 6 nochmals 
beftätigt, ift auch im fpäteren Specialgefegen gelegentlich erneut, wie 
durh 8. Geo. III. c. 17 gegen die Schneidergefellen in London, kam 
aber dennoch außer Gebrauch und ift fchließlich Defeitigt durch DB. 
Geo, IIE. c. 40. — Sogar die Arbeitsftunden werben in dem 
Geſetz Eliſabeths normirt: im Sommer von fünf Uhr bis Abends 
fieben oder acht Uhr, mit zwei Freiftunden für Frühſtück und Deittag, 
und noch eine halbe Stunde Ruhe in den heißeften Monaten; in den 
fieben Wintermonaten von Zwielicht zu Zwielicht, mit 14 Freiftunden. 
Das Verlaſſen einer beftimmten übernommenen Arbeit wird mit 5 X. 
bedroht. — In der Zeit der Erndte können Togelöhner gezwungen 
werden beim Mähen, Binden, Einfahren, Heumachen gegen übliche Ge⸗ 
bühr Lohnarbeit zu leiften, bei Gefängniß im Bloc auf zwei Zage und 
eine Nacht. 

Einen fehr umfangreichen Theil des Geſetzes 5. Eliz. c. 4 bildet 
ferner eine allgemeine Gewerbeordnung mit umfangreichen Beſtim⸗ 
mungen über die Lehrlingſchaft, apprenticeship, welche ſich zu einer 
gelonderten Darftellung (8 47) ausfcheiden läßt. 

Eine befondere Geſetzgebung auf Grund ülterer Praxis verbietet 
Berbindungen ber arbeitenden Klafjen zur Erhöhung der 
Löhne combinations. Schon die mittelalterliche Gefeßgebung darüber 
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droht 10 L., im Rückfall 208. Buße, event. Pranger; das st. 12. 
Geo.I. c. 34; 22. Geo. II. c. 27 Correctionshaus auf drei Monate. 

Wieder eine befondere Gruppe bilden die Gefege über Berun- 
treuungen in einzelen Manufacturzweigen, namentlich in der 
Seidenmanufactur 13. et 14. Car. II. c. 15; 20. Car. II. c.6; 8. 
et 9. Will. IH. c. 36; 5. Geo. IV. c. 66; in der Zuchmadherei 7. 
dac. I. c, 7; 14. Geo. III. c. 25; in Wollen», Leinen», Baumwollen- 
und Eifenmanufactur 1. Anne st. 1 c. 18; 13. Geo. H. c. 8 etc. 
Die Reihe diefer Geſetze ift faft unabfehbar, darunter auch viele nur 
für den hauptſtädtiſchen Bezirk oder andere beftimmte Orte. Sie bes 
treffen hauptfächlich die Beitrafung von Betrügereien, Entwendungen 
und Unterfchlagungen an Arbeitömaterialien und im fonftigen Bereich 
des Gewerbes. 

Eine befondere Gruppe bildet endlich die Geſetzgebung im 

42* 


662 Cap. IV. Abſchn. II. Die einzelen Friedensrichter. 


einer Arbeiterverbindung oder einem gemeinfamen Fonds beizutreten, 
bei Gefängniß bis zu drei Monaten. Ausdrücklich geftattet dagegen iſt 
das Zufammentreten zur Berathung und Beſchlußnahme über die Höhe 
der Arbeitslöhne, die Zahl der Arbeitsftunden und Abſchließung münd- 
ficher oder fchriftlicher Verträge über die fo zu ftellenden Forderungen. 
Die gleiche Befugniß ſteht aber den Arbeitsgebern zu. Jeder Theil⸗ 
nehmer an einer Verbindung ift verpflichtet Zeugniß abzulegen; dann 
aber auch ftraffrei. Das ſummariſche Verfahren darüber findet vor 
zwei Friedensrichtern ftatt, Appellation unter Prozeßcaution auf 02. 
mit zwei Bürgen. — Außer diefer Rechtsausgleichung Hat die Geſetz 
gebung fodann einen weiteren Schu des fchwächeren Theils unter- 
nommen durch folgende Schritte: 

3. Berbot des Truck - und Cottage- Spfteme. Die 
befannten volfswirthichaftlichen Folgen einer Zahlung der Löhne in 
Naturalien veranlaßten fchon ältere Verbotsgeſetze in einzelen Arbeite 
zweigen. ‘Dur 1. Aune st. 2 c. 19 wird das Verbot auf die damals 
wichtigften Manufacturzweige ausgedehnt, dur 13. Geo. II. ce. 18 
auf Lederarbeiter, dur 19. Geo. III. c. 49 auf Spikenarbeiter x. 
Unter Aufhebung von achtzehn älteren Gefegen confolidirt fi) ſodam 
diefe Regislation in 1. et 2. Will. IV. c. 36, 37. Verboten ift jeder 
Lohncontract mit dem Lohnarbeiter anders als auf Baarzahlung in 
eurrenter Yandesmünze, bei 10 L. im erften Liebertretungsfall, 20 Y. 
im zweiten, Griminalftrafen im dritten. Jede Stipulation des Arbeitt- 
gebers über eine Naturalverwendung der Löhne ift in der Regel nichtig; 
jede Auszahlung anders als in baarem Gelde illegal, jo daß eine mod: 
malige Einklagung ftattfindet. Keine Abrechnung irgend einer Art von 
Natnralleiftungen aus dem Gefchäftsbetrieb des Arbeitögebers wird ge 
ftattet. ‘Die einzelen Gewerbe, auf die fich das Geſetz bezieht, find an 
drücklich aufgezählt ($ 19), darunter Baummwollen-, Wollen-, Leinen, 
Seiden:, Metallwaaren⸗, Bergwerks⸗Arbeiter. Nicht anwendbar ift bee 
Geſetz auf alle Gefinde-Verhältnifie; nicht auf Verträge Über ärztliche 
Hiffeleiftung und Lieferung von Feuerungsmaterialien, Inſtrumenten, 
auf Local für die Arbeit ſelbſt, auf Mahlzeiten unter Dach des Arbeit: 
gebers, auf Vorfchüffe zu Kranfen- und Unterſtützungskaſſen. Die 
Geldbußen vor zwei riedensrichtern, event. Gefängniß auf drei Monat. 
Kein Arbeitgeber in dieſen Gefchäftszweigen, und ebenſo wenig ber 
Bater, Sohn oder Bruder eines ſolchen Arbeitsgebers darf ale Arie 
bensrichter fungiren; an. Stelfe der ftädtifchen können dann Grafichafte- 
Friedensrichter eintreten. Ein Zuſatzgeſetz 5. et 6. Vict. c. 99 wr- 
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bietet auch die Zahlung der Löhne an Bergleute und Grubenarbeiter 
in Wirthshänfern bei Strafe der Nichtigkeit. 

4. Die Fabrifgefege, Factory Bills. Die von Robert 
Peel unternommene Fabrikgeſetzgebung gewährt ans dem Gefichtspunft 
der Wohlfahrts- und Gefundheitspolizei einen Schutz gegen bie ver- 
derblichen Folgen der Fabrifarbeit für die Gefundheit und für die kör⸗ 
perliche und geiftige Entwidelung der arbeitenden Jugend. Das ältere 
umfaffende Gefe 42. Geo. III. c. 73 bezog ſich auf Fabriken, bie 
eine beftimmte größere Anzahl von Lehrlingen und Arbeitern verwenden, 
mit Borfchriften über das Ausweißen und die Ventilation der Räume, 
Belleidung der Lehrlinge, Arbeiteftunden, Nachtarbeit, Zwangsunterricht 
der Xehrlinge im Lefen, Rechnen und Schreiben, insbefondere an Sonn- 
tagen, erzwingbar durch zahlreiche Polizeibußen vor zwei Friedensrich- 
tern, und controlirt durch zwei Inſpectoren (visitors), welche die Frie- - 
densrichter alljährlid, in den Quartalfigungen ernennen follen. — Da 
fih das Geſetz nicht recht wirkfam erwies, folgte das vollftändigere 3. 
et 4. Will. IV. c. 103, mit erweitertem Verbot der Nachtarbeit für 
jugendliche Fabrifarbeiter, weiterer Erhöhung der Altersvorfchriften, 
weiterer Beſchränkung der Arbeitöftunden, weiteren Zwangsvorſchriften, 
und zahlreichen Polizeibußen vor einem Friedensrichter, event. Ge- 
fängnißftrafe auf einen oder zwei Monat. Die Hauptnenerung ift aber 
die Ernennung von Staatsinfpectoren, Inspectors of Factories. 
Sie üben die polizeilichen Befugniſſe der Friedensrichter iiber Consta- 
bles und untere Polizeibeamte, mit dem echte des Eintritts in bie 
Yocale und mit concurrirender Strafgewalt zum Erkenntniß über die 
Bolizeibußen des Geſetzes, die gegen den Arbeitsherrn auf 20 2. nor- 
mirt werben, mit Vorbehalt eines Milderungsrechts für den Friedens- 
rihier oder Inſpector; aber ohne Appellation an die Quartalfigungen, 
denen nur die Strafurtheile einzufenden find. Die Inſpectoren halten 
regelmäßige Sigungen, wenigftens zweimal jährlich, und erftatten Be⸗ 
richte an den Minifter des Innern (3.3. Parl. P. 1862 No. 2923). 
Auch dies Geſetz bezeichnet die Arbeitszweige, für die e8 gilt, nament- 
ih: Baumwollen-, Wollen-, Leinen-, Seiben-Fabrifen, u. ſ. w. Ein 
Specialgefeß gleichen Charakters für Bergwerks- und Grubenarbeiter 
it 5. et 6. Viet. c. 99. Unter diefelbe Rubrik gehört zum großen 
Theil die Schornfteinfegerordnung 3. et 4. Viet. c. 85, fowie einige 
fpätere ſtückweiſe ergänzende Geſetze: 7. et 8. Vict. c. 15; 8. et 9. 
Viet. c. 29; 10. et 11. Vict. ce. 29; 13. et 14. Vict. c. 54; 16. 
et 17. Viet. c. 10; 19. et 20. Viet c. 38 etc. 

5. Eine Reihe pofitiver Maßregeln der Armenpflege, des Armen- 
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ſchulweſens, der Gefundheitspolizei und fonftige Maßregeln der Wohl 
fahrtspolizei folgen unten im Gap. VIII. IX. Die bisher gemadten 
Anfänge zu einem Syſtem des Volksunterrichts gehören der Gentral- 
verwaltung an. Noch immer bildet da8 Ganze ein zweifeitiges 
Syſtem, in welchem die Gewerbefreiheit und ber humanere Geift des 
neunzehnten Syahrhunderts viele Härten des älteren Rechts gemildert 
haben, und in welchem man ben noch fortdauernden Arbeitszwang durch 
- eine gejegliche Fürforge für den fchmwächeren Theil auszugleichen ver- 
fucht. Gegenüber den Streitargumenten der focialen und politiicen 
Barteien ift es jedenfalls nothwendig dies Syftem als ein umfaſſendes, 
ineinandergreifended® Ganze vor Augen zu behalten. 


Die geſchichtliche Entftehfung der Arbeitspolizei im Mittelalter |. S. 275, 
in der Zeit der Tudors ©. 300. Das ganze Gebiet der Arbeitspolizei gehört 
zu denjenigen, welche zu einiger Weberfiht und Zuſammenhang zu bringen 
fehr ſchwer ift, und eine Monographie erfordert. In Burm’s Justice find die 
Hauptmaſſen der Gefeßgebung unter der Rubrik Servänts gegeben. In an 
deren Darftellungen ift Vieles unter den Rubriken Apprentices, Combination, 
Factories, Labourers, Manufactures, Wages zerftreut, und dann nod zer 
fplittert unter den Rubrifen der einzelen Gewerbe und Manufacturen. Zur 
Drientirung fir den Kontinent bedarf es noch einiger Scheidung der verſchiede 
nen arbeitenden Klafien, die in England von Haufe aus mehr in einander 
fließen, da eine innungsweile und lokale Abſchließung der Arbeit im Mittel 
alter nicht al8 Regel, jondern als Ausnahme eingetreten iſt. Die Lehrlinge 
Verhältniffe find im 8 47, fo weit es möglich, ausgefondert. Die übrigen 
Gruppen find folgende: 

1. Das reine Hausgefinde Domestic oder Menial Servants. 
wirb in den Geſetz 5. Eliz. c. 4 nad) der Ufualinterpretation von ber Polizei 
Jurisdiction der Triedensrichter ausgenommen. Wahrſcheinlich Tag der Grund 
darin, daß bie herkömmliche Arbeitspolizei fi) nur auf das Landwirtbicaftäge 
finde und wechjelnde LTohnarbeiter erſtreckte, und das Geſetz Eliſabeth's darin 
nichts ändern wollte. Im Verlauf der Zeit freilich, als die Ortsgerichte zer 
fielen, entftanden daraus Webelftände, am meiften filr das Gefinde. Das fäd- 
tiſche Hausgefinde-Verhältniß bleibt nunmehr durch Common Law und Geridte- 
praris geregelt, ein Gegenfiand der gewöhnlichen Eivil- und Strafgerichte. M 
Ermangelung eines ausdrüdlichen Bertrags wird angenommen, daß der Vertrag 
auf ein Jahr, doc mit einmonatlicher Kündigung gefchlofien fei. Ohue Kin 
digung kann die Entlaffung gefchehen wegen moralifchen Mißverhaltens, wegen 
vorfäglichen Ungehorfams gegen einen rechtmäßigen Befehl und wegen Berfän- 
mung der Dienftpflicht. Entlaffung ohne Grund berechtigt das Gefinde zu einer 
Lohnforderung bis Ende ber contractlichen Miethoperiode, reip. auf einen Morst. 
Ein Zuchtigungsrecht ſteht der Herrichaft gegen das großjährige Gefinde nicht 
zu. Nichtgewährung der nöthigen Nahrung und Erwärmung begründet eine 
Grintinalffage gegen die Herrichaft nach gemeinem Hecht, verjchärft durch 14 
Viet. e. 11. Das st. 32. Geo. III. c. 56 enthält fodann eine ergänzende Ber- 
ordnung liber Ausftellung der Gefinde-Zeuguiffe; wahrheitswidrige Austellung 








3.46. Arbeitspolizei. Gefindeorbnung. Lohnftreitigkeiten. Fabrikreglements. 66H 


von Atteften, Anfertigung falfcher, Fülſchung nnd Aendernng echter Attefte, und 
gewifle andere faljche Angaben des Gefindes werden mit 20 8. bedroht, event. 
Gef. von 1 —3 Don. vor zwei fsriedener., mit Appellation nad Beftellung 
einer Prozeßcaution. Webertreter, die ihre Mitfchuldigen vor der Demunciation 
anzeigen, find firaffrei. 

2. Das Landwirthſchaftsgeſinde, Servants in Husbandry, 
terliegt fchon durch 5. Eliz. c. 48 7 ff. einer polizeilichen Gefindeordrtung. 
Nach der neuen Gefegebung 20. Geo. II. c. 19 8 1; 53. Geo. III. ec. 40 
werden nun auch Lohnftreitigleiten bis zu 10 8. fummarijch vor einem frie- 
densrichter abgemadjt. Durch 20. Geo. II. c. 19 entfteht überhaupt eine frie- 
densrichterliche PBolizeijurisdietion im weiteften Sinne. Auf eidliche Klage bes 
Arbeitögebers wegen „Uebelverhaltens im Dienft“ kann der Kriebensrichter ent- 
weder auf Correctionshaus und harte Arbeit bis zu 1 Monat erfennen, oder 
anf Berluft eines Theile der Töhne: andererfeits Tanıı, auf eidliche Klage des 
Dienfboten gegen den Hausheren wegen Mißhandlung, Borenthaltung der nö- 
thigen Pebensbedürfnifle ꝛc, der FFriedensrichter nach Anhörung des alles und 
gehöriger Berweitaufnahme den Dienftboten feines Dienficontracts entbinden. 
Nach 4. Geo. IV. c. 34 8 3 kann ein Friedensrichter, wenn der Dienftbote 
den Antritt eines ſchriftlich vollzogenen MiethscontractE weigert, oder fi) aus 
dem angetretenen Dienft vor Ablauf der verabredeten Dienfizeit entfernt, oder 
ſich eines fonftigen „Webelverhaltens und Vergehens im Dienft oder in Bezug 
auf den Dienft“ ſchuldig macht, anf eidliche Anzeige des Dienftheren, feines Ber- 
walters oder Beauftragten einen Borführungsbefehl erlaſſen, und den jchuldig 
Beiundenen entweder zu Gefängnif mit harter Arbeit bis zu drei Monat, mit 
verhältnigmäßiger Verkürzung des Lohne verurtheilen, oder auf Berluft des 
ganzen Lohns oder eines Theile, oder anf Entlafjung aus dem Dienft. 

3. @ewerbe-, HDandarbeiter und Tagelühner, Labourers, Ar- 
tificers and Workmen, find durch biefelbe Geſetzgebung einer analogen 
Polizei - Iurisdiction unterworfen. Rad) 20. Greo. II. c. 19 8 1 werben ihre 
tohnfreitigleiten bis -zu 5 8. vor einem friedensrichter entfchieden.. Nach 
8 2 unterliegen fie derfelben Beftrafung wegen „Uebelverhaltene im Dienft“ 
mit Correctionshaus bie zu 1 Monat; nad 4. Geo. IV. c. 34 5 3 der ge- 
ihärften Beftrafung wegen Contractbruchs oder Uebelverhaltens ꝛc bis zu drei 
Monat Gefängniß ıc. Doc ſetzt dieſe letztere Verordnung ein ausſchließ 
liches Dienfiverhältnig voraus, umd gift nicht für Arbeiter auf Stüdarbeit. 
Sandwerler oder Sandarbeiter aber, welche auf Stückarbeit engagirt, ihr Wert 
unvollendet laſſen (es fei denn wegen Nichtzahlung des Lohns oder aus einer 
anderen rechtmäßigen Urfache), öunen ſchon nach 5. Eliz. c. 4 zu Gefängniß bie 
I Honat und Buße bis zu 5 2 verurtheilt werden. 

4. Gegen die Fabrikarbeiter waren zunächft zahlreiche Spezial-Straf- 
gelege ergangen, die dann in 22. Geo. II. c. 27; 17. Geo. III. c. 56 confo- 
lidirt find (vergl. 6. et 7. Vict. c. 40; 8. et 9. Vict. c. 77, 128), . Es werden 
darin zahlreiche Polizeiftrafen gegen Baummollen-, Wollen, Leinen -, Seide-, 
Giien-, Yeber-, Hutarbeiter, Seiler, Fürber angedroht wegen Unterichlagungen 
und Entwendungen von Fabrilmaterial, (Gef. von 14 Tagen bis zu drei Dion. 
vor zwei Friedensrichtern, unter erſchwerter Appellation). Analoge Strafen 
treten ein wegen nicht abgelieferter Daterialien nnd fiir Berfauf oder Ber- 
Mänduug folder. Dazu erweiterte Befugniffe zu Hausfuchungen, und Straf⸗ 
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beftimmungen gegen Dritte, die Habritmaterialien von ſolchem Arbeiter lauten 
oder annehmen (20—100 2. und Gef. von I3—6 Mon). Durch 1. Anne. Sess. ? 
c. 18 folgt dann die Anerlennung einer zweileitigen Polizeijuriebiction «ud 
über Lohnfireitigleiten in den wichtigfien Fabrilzweigen. Durd 10. Geo. IV. 
c. 52 wird die polizeiliche Civiljurisdiction über Lohnftreitigfeiten, nad bie 
ganze Bolizeiftrafgewalt des Geſetzes 4. Geo. IV. c. 34 ausgedehnt auf alle 
oben gedachten Klaſſen von Fabrifarbeitern. Die VBergwerls-, Kohlen-, las 
und Töpferei-Arbeiter waren jchon in dem st. 20. Geo. II. c. 19; 4. Geo. IV. 
c. 34 ausdrüdlich mit erwähnt: jo daß nun fchlieklich daſſelbe Syſtem ſich über 
das ganze Gebiet der Kabrilarbeit erfiredt. 

Der große Hintergrund des Ganzen ift noch immer das Geſetz Elijabethe, 
ſcheinbar freilih außer Anwendung geſetzt durd die Bedürfniffe des neneren 
Berlehrs, den meiſten Engländern in feiner Tragweite faum befannnt, durd 
die Sinnesweije der friedensrichterlichen Gentry vor grobem Mißbrauch ge 
ſchützt: doc immer eine Wurzel vieler latenter Gewalten der Friedensrichter ein 
Machtelement in ben Händen einer regierenden Klaſſe. Wie viel and die 
Mäpigung und der Nechtsfinn der regierenden Klaſſe gethan haben, um ein jol- 
ches Syſtem rechtlich und fittliich möglich zu erhalten, wie groß and die Ee— 
fepgebung in der Periode Sir Rob. Peel’s den dürftigen Syſtemen des blokes 
voluntarism gegenüberftieht, immer liegt an diefer Stelle eine Gefahr für eir 
Umfichgreifen bes Socialismus und Communismus anch über die großen Städte 
hinaus, eine Gefahr der politifhen Freiheit iiberhaupt, die nur durch ein zwei⸗ 
jeitiges und ausgleichendes Verfahren der Geſetzgebung abzuwehren ift. 


8 47. 
Die Iurisdiction über Lehrlingsverhältniſſe. Apprentices. 


Das Syſtem der Gewerbegeſetzgebung, welches ſich ale cin 
engerer Kreis aus der Justice of Labourers und dem Gejeg Elia 
beth8 ausfondern läßt, ift in England wieder abweichend vom Conti 
nent geftaltet wegen der Nichttrennung von Stadt und Land, und wegen 
der frühzeitigen Aufhebung der Leibeigenſchaft. Der Gewerbebetrieb wer 
nad) common law grundjäßlicdh frei, eben deshalb Gegenitand eines 
reinen PBrivatvertrages; wobei der Begriff der Lehrlingfchaft, apprentice- 
ship, nicht bloß auf Gewerbe von bejtimmter Handfertigkeit fih be 
Schränfte, fondern auch auf das förmliche contractliche Anlernen dei 
landwirthfchaftlichen und häuslichen Gefindes ausgedehnt wurde. Tie 
Lehrcontracte lauten meiften® auf eine längere Zrift, in der Kegel | 
Jahre, zuweilen 10 Jahre, begreifen alfo zum Theil ein Geſellenver 
hältniß in fid. Zur Gültigkeit bedarf es eines Formal -Contractt, 
deed indented, indenture. — Dies gemeinrechtliche Syſtem ift nun 
aber nach zwei Richtungen hin mobificirt: 

1. Zn einigen Städten wurden dur Königliche Verleihung Gr 
werbscorporationen mit ausfchließlichen Rechten creirt, die aber 
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niemal® fehr umfangreich waren, und durch die nene Städteordnung 
aufgehoben find, mit Vorbehalt der City von Yondon, wo bie Zünfte 
von jeher mehr politifche al8 ansfchließlich Gewerbscorporationen waren. 
Dem fetten Erfolg nach hatten jene Privilegien weder den incorporirten 
Städten noch den Gilden einen wirthichaftlichen Vortheil gebracht; wäh⸗ 
rend die ArbeitSpolizeigefegebung unleugbar eine arbeitfame Bevölkerung 
erzogen und außerhalb ber corporirten Städte die heute bedeutenden 
Mittelpunfte der Induſtrie emporgehoben hat. 

2. Die Fürforge der Zudors für die Pflege der mittleren und 
niederen Stände führte zu einer allgemeinen Gewerbeordnung in d. 
Eliz. e. 4, die den ftädtifchen Gewerbebetrieb in der Regel von einer 
fiebenjährigen Lehrzeit abhängig macht, dem Ausgelernten dann aber ben 
Betrieb an jedem Ort nach feiner Wahl geftattet. Die Ordnung 
wurde indeilen durch Ausleguug der Gerichte auf ſolche Gewerbe be» 
ſchränkt, die ausdrücklich genannt find, oder eine technifch zu erwerbende 
Handfertigfeit (craft, mystery) vorausfegen (alſo 3. B. Handlung, 
Gärtuerei un. ſ. w.); fodann nur auf Gewerbe, welche ſchon zur Zelt 
Elifabeth’8 in Uebung (used) waren. Frei blieb ferner der Gewerbe⸗ 
betrieb auf dem Lande. Ueberhaupt waren die Gerichte der Geiverbe- 
ordnung als einem exceptionellen Recht wenig günftig; ebenſowenig die 
mehr Aderbau und Handel vertretenden Parlamente. Die Gewerbe 
ordnung war läugft in Verfall, als durch 54. Geo. III. c. 96 das 
Prinzip der unbedingten Gewerbefreiheit proffamirt wurde. Folgerecht 
fefen damit auch weg die conneren Vorfchriften, nad) welchen in ge- 
willen Gewerben nur Kinder refpectabler Eltern nach einem gewiſſen 
Cenſus in die Lehre genommen werden konnten; nad) welchen in ge 
willen Gewerben der Meiſter auf je drei Lehrlinge wenigftens einen 
Geſellen (journeyman) halten follte; ferner daß iu gewifjen Gewerben 
die Dienftcontracte mit den Arbeitern (Geſellen) wenigftend auf ein 
Jahr geichloffen werden ſollen 5. Eliz. c. 4 8 3u. ſ. w. Einen 
daueruden Einfluß bat die Geſetzgebung Eliſabeth's aber dadurch gebt, 
daß fie 1) das Lehrlingsverhältnig zu einem ©egenftand der Polizei- 
jnrißdietion macht, mit fehr ausführlichen Regulativen; 2) daß fie die 
zwangsweiſe Unterbringung von Lehrlingen im befonderen Intereſſe der 
Armenpflege zu einem verwidelten Syſtem ausgebildet hat. 

I. Die Jurisdiction über Streitigfeiten zwifchen 
Meifter und Lehrling*) fteht nach 5. Eliz. c. 4 den Friedens⸗ 
rihtern zu. In Ermangelung glitlicher Einigung vor einem Frie⸗ 
densrichter entfcheiden darüber die Quartalfigungen, und entbinden ent ' 
weder den Lehrling durch formalen Beſchluß vom Lehrcontract, oder 
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erfennen andererfeitS gegen dem ſchuldigen Lehrling auf Correctionshaus, 
oder eine andere angemeſſene Züchtigung. Durch 20. Geo. II. c. 19 
und fpätere Gefege ift diefe Yurisdiction dahin ausgedehnt, daß ie 
zwei Friedensrichter auf Klage ded einen oder anderen Theile auf 
Geldbußen, Entfchädigung, Entlaffung, oder Entbindung vom Lehreon- 
tract, event. auf Eorrectionshausftrafe gegen beide Theile wegen „Uebel- 
verhaltens’ erkennen können; unter Umftänden auch auf Rüdzahlung 
des Lehrgeldes. Zugleich erkennen fie über Lohnftreitigkeiten aus Lehr 
fingichaft bie zu 10 8. 

II. Die Zwangslehrlingſchaft bildet Yahrhunderte hindurch 
ein verwideltes, jest veraltetes Verhältniß. Die Gefeßgebung Eliſa⸗ 
beth’8 betrachtet die Unterbringung minderjähriger Perſonen durch 
Lehrcontract einerfeits ald ein Hauptmittel zur Verhütung der Ar 
muth (5. Eliz. ce. 4), andererfeits eine folche Unterbringung armer 
Kinder als ein Hauptmittel zur Verminderung ber Armenfojten 
(43. Eliz. c. 2). 

Nah 5. Eliz. c.4 8 25 kann jeder Beſitzer eined Haushalts und 
einer halben Hufe Land einen Lehrling vom 10. bis zum 18. Jahr 
annehmen, zum Dienft in der Landwirthſchaft bis zum 21. oder 24. 
Jahr. Nah S 35 Tann jeber foldher Beſitzer minderjährige Perſonen 
auffordern, ihm als Lehrlinge zu dienen in der Landwirthſchaft oder in 
einem anderen benannten Gewerbe; im Fall der Weigerung foll auf 
erhobene Klage der Weigernde. mit feinen Gründen vor einem Frie 
densrichter gehört, und wenn diefer das Lehrverhältniß pafjend befindet, 
fo lange zur Haft genommen werden bis er ſich dem proponirten Lehr 
oder Dienftvertrag fügt. -Diefe Seite der Verpflichtung ift durd jr 
Syſtem der Gewerbefreiheit weggefallen. Nah 54. Geo. III. c. 

8 2 kann jeder Lehrling werben, und jeder Lehrlinge nehmen und x 
halten, and ohne Beobachtung der Vorfchriften des Geſetzes Eliſabethe. 

Ein noch verwidelteres Syftem bildeten andererfeits die Zwange‘ 
lebrverträge der Kirdfpielstchrlinge in der Armenvermwaltung. 
Nah 43. Eliz. c. 2 $ 5 können die Kirchenvorfteher und Armenauf‘ 
feher, mit Zuftimmung zweier Friedensrichter alle Kinder (nicht unter 
9 Jahren), deren Eltern fie zur Unterhaltung der Finder für unfähig 
erachten, zwangsweife in die Lehre bringen, — Knaben bis zum 2. 
Jahr, Mädchen bis zum 21. Jahr oder bis zu ihrer Verheirathung. 
Jeder Befiter eines Hausftandes und mindeftend einer halben Huft 
vand ift verpflichtet, auf Verlangen der -Gemeindevorfteher, arme Kin 
der in folchen Lehr- oder Dienftvertrag aufzunehmen bei 10 2. Strafe, 
8. er 9. Will. III. c. 30, auch höhere Stände und Geiſtliche nicht 
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ausgenommen Blackstone 1. 426; nur active Offiziere wurden durch 
die jährliche Mutiny Act von der Verpflichtung, Lehrlinge zu nehmen, 
befreit. Das umftändliche Verfahren dabei (binding) tritt jedoch nur 
ein, wo es unter Widerfpruch des Lehrlings gefchieht; während bei 
dejlen Conſens die gewöhnlichen formellen Xehrcontracte genügen. Durch 
56. Geo. III. c. 139, (an Act to regulate the binding of parish 
apprentices), wurde noch einmal der Verſuch gemacht, mit Beibehal⸗ 
tung der fchwerfälligen Formen friedensrichterlicher Jurisdiction manche 
Härten diejes VBerhältnifjes zu mildern. ‘Das ganze feit Jahrhunderten 
gehandhebte Verfahren hatte indeſſen trog der Nachhülfe der Gefeg- 
gebung zu jo vielerlei Bejchwerden und anftößigen Härten geführt, daß 
die Armengefeßgebung von 1834 das Armenamt ermächtigt, binbende 
Regulative (rules) darüber zu erlaffen, und dadurd) da8 Syſtem ge- 
Ienfiger und abminiftrativer zu geitalten. Durch das neue Gefek 7. 
et 8. Vict. c. 101 ift die Zwangslehrlingfchaft überhaupt aufgehoben, 
und damit ein ſehr charakteriftifcher Theil der Triedensrichterverwaltung 
veraltet. 


*) Die Bolizeijurisdiction zwifhen Lehrherrn und Lehrling iſt 
zweifeitig, ziemlich complicirt und durch die neue ftüdhweile Geſetzgebung 
nichts weniger als vereinfacht. 

Einerjeits fann der Lehrling gegen den Meifter klagen wegen 
„übler Behandlung oder Nichterfüllung der Meifterpflichten oder fonftiger Gründe 
zur Beſchwerde“ 5. Eliz. c. 4 8 35. Der Meifter mag danıı vor einen frie- 
densrichter geladen werden, der durch eine order den Streit nach Billigfeit 
beilegt, wenn fich der Meiffer der Anoronung fügt. Im Fall des Widerſpruchs 
aber wird der Meifter zur nächften Quartalfitzung geladen, wo nach Berhand- 
lung vor wenigſtens vier Friedensrichtern auf Entbindung des Lehrlinge von 
dem Lehrcontract erfannt werden kann, welche dann unter Handichrift und Sie- 
gel ansgefertigt, den Lehrvertrag aufhebt. Wird der Lehrling als fchuldiger 
Theil befunden, jo kann auf angemefjene Strafe gegen ihn erkannt werden. Nach 
20. Geo. Il. c. 19 darf der Lehrling auch vor zwei Friedenerichtern wegen 
Mißhandlung oder üble Behandlung Hagen, die dann durch warrant unter 
Handichrift und Siegel auf Entbindung vom Lehrvertrag erfennen mögen; nad) 
3. Geo. IIL aud auf eine Geldbuße bis 40 sh., event. Correctionshaus bie 
zu 10 Tagen. Dies einfachere Verfahren war uriprünglich auf Fälle beichräntt, 
wo das Lehrgeld nicht mehr ale 10 2. beträgt; wurde aber ſpäter auf Lehr⸗ 
eoutracte bie 25 2. ausgedehnt. Nach 4. Geo. IV. c. 29 $ 2 fünnen zwei 
Sriedensrichter, wenn fie auf Entbindung vom Lehrcontract erfennen, den Meiſter 
and zur Rückzahlung des Lehrgeldes oder eines Theiles verurtheilen, und nad) 
fruchtloſer Pfändung auf Eorrectionshaus bis zwei Monat. Uebrigens wird nad) 
gemeinem Recht anerfannıt, daß der Meifter den Lehrling wegen Nachläſſigkeit 
oder Uebelverhaltens zurechtweiſen und „mit Mäßigung zlihtigen” darf. Nach 
4. Geo. IV. c. 34 8 2 können zwei Friedensrichter Streitigkeiten über Yöhne 
66 10.8, zwifchen Lehrling und Meifter entfcheiden. Nach 14. Vict. c. 11 kann 





‚670 Eap. IV. Abſchn. II. Die einzelen Friedensrichter. 


die Unterlaſſung des Meiftere, den Lehrling mit der nöthigen Nahrung us 
Kleidung zu verjehen, ober lebensgefährlide Mifhandlung, oder dauernde ge 
fundheitsgefährliche Behandlung vor den Eriminalgerichten mit Gefängniß bit 
zu drei Jahren beftraft werden. 

Andererfeitsfann auch der Meifter wegen „Uebelverhaltens“ Magen, 
und die Ouartalfitung nach 5. Eliz. c. 4 $ 35 auf Correctionshaus mit harter _ 
Arbeit oder eine angemeflene Züchtigung erfenuen. Nach 20. Geo. IL c. 19 
S 4 können zwei Friedensrichter, nad) eidlicher Anhörung des Meiftere, wegen 
„Webelverhaltens im Dienft“ auf Correctionshaus bis zu einem Monat, oder 
auf Entlaffung aus dem Lehrcontract erfennen (bei Lehrcontracten bie 25 !. 
Lehrgeld). Wenn der Lehrling in eine andere Graffchaft entläuft, Können dw 
Friedensrichter nach dem Geſetz Eliſabeths ihn ergreifen, und ins Gefängsik 
feten Iaffen bie zur Stellung genügender Bürgichaft. Nach 6. Geo. III. c. 3 
8 1 fol der Lehrling, ber ſich vor Ablauf der Lehrzeit entfernt, entweder um 
fo viel länger in der Lehre bfeiben, oder vollen Erfat leiſten; im Fall der 
Beigerung Correctionshaus bis drei Monat, mit erfchiwerter Appellation. Rad 
4. Geo. IV. c. 34 lann flatt des Meiſters auch fein Verwalter, Factor oder 
Agent mit einer Klage gegen den Lehrling eiblich gehört werben, und umge 
ehrt die Klage des Lehrlinge wegen Lohnes bis 10 2. gegen den Berwalte, 
Factor, Agenten, Werkmeifter gerichtet und durch Pfändung in das beweglicht 
Gut des Meiftere vollftredtt werden. 

®r) Dies Berfahren zur Zmangsunterbringung der Armenlehrlinge 
ift ein intereffantes Muſter friedensrichterlicher Jurisdietionsform für admmi 
firative Geſchäfte. Auf Antrag der Kirchenvorfteher oder Armenauffeher erlaften 
die Friedensrichter causa cognita zunächſt eine Order, in welcher fie conflatiren, 
daß „wir genau unterfucht haben die Angemefienheit einer ſolchen Unterbringung 
diefes Kindes als Lehrling bei dem gedachten G. H., insbefondere erwogen haben 
die Entfernung des künftigen Lehrherrn von dem Ort der Anfäffigleit des Muaber, 
und alle fonftigen Umftände, und nachdem wir jet hier unterſucht haben die 
Umftände und den Charakter des zufimftigen Lehrherrn G. H.; nad folder 
Prüfung und Unterfuhung ... declariren wir hiermit, daß der gebagitt 
G. H. eine paſſende Perfon ift, bei welcher das gedachte Kind angemeflen un- 
tergebradjt werden kann, und ermächtigen die gebadhten Armenaufjeher dem 
gemäß." — Auf Grund diefer Order fchliefen nun die Gemeinbebeamten einen 
Lehrcontract ab in Geſtalt eines Formalcontracts, indenture of apprenticeship. 
nach herkömmlichem Formular, welcher von dem Friedensrichter mit Unteridrit 
und Infiegel zu beſtätigen ift. 

Durch 42. Geo. III. c. 46 wird die Führung volfländiger Berzeiduite 
über die Kirchfpielelehrlinge den Semeindebeamten bei Geldbuße zur Pflicht ge⸗ 
macht. Nach 2. et 3. Anne c. 6; Geo. II. c. 25 konnten Armentinder and 
als Schiffsiungen in Lehre ansgethan werben, jetst anfgehoben burd 5. et 6- 
will. IV. c. 19 $ 1; doc fo, daß ber freiwillige Gintritt im ben Geedient 
möglichft befördert wird, wenn ber Knabe über 13 Jahr alt, umb der Contract 
von zwei riedensrichtern beftätigt ift. (Eine ſtatiſtiſche Ueberficht über Die Zahl 
der Lehrlinge im Seedienſt geben die Parl. P. 1854 Nr. 233). Rad 28. 
Geo. IH. c. 48 fonnten achtjährige Armentuaben auch als Schormfteinfegericht- 
linge ausgethan werden, was durch die fplieren Echornfeinfeger - Orbuungtt 
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- befeitigt if. Die friedensrichterliche Jurisdiction tiber Streitigleiten zwiſchen 
Lehrling und Meifter wer durch 32. Geo. III. c. 57 $ 11 ff. geordnet. 

Rad 7. et 8. Vict, c. 101 8 12, 13 werden aber jett die Lehrlings⸗Con⸗ 
tracte der Armenkinder von der Armenverwaltungsbehörbe (guardians of the 
poor) abgeichloffen ohne Veftätigung und Betheiligung der Kriedensrichter. Das 
Königliche Armenamt beftimmt dur Order die Pflichten der Meifter und 
ſchreibt die Eontractferniulare vor. Niemand ift verpflichtet einen ſolchen Lehr⸗ 
fing zu nehmen. Kin Coutractsbruch Seitens des Meifters aber ift mit Boli- 
zeibufen bis 20 2. vor zwei Friedensrichtern bedroht Alle früheren Befugnifie 
der Armenauffeher find auf die guardians of the poor übergegangen, deren 
Secretair auch die Liſten der Armenlehrlinge führt. Kinder unter 9 Jahren, 
und ſolche die weder leſen noch ihren Namen fchreiben können, follen in ber 
Regel nicht in die Lehre gegeben werden. 


8 48. 
Tie Kauffahrtei-Schiffahrts-Ordnung. Merchant Shipping Act. 


Für die befondere Gruppe der auf Brivat-Schiffen dienenden See 
feute lag zwar die Analogie einer Gefinde- Ordnung jehr nahe. Die 
ältere Praxis ließ indeifen die Grundfäge vom Lehrverhältniß, appren- 
ticesbip, die Faſſung des Dienftvertrages, und feercchtlihe Gewohnheiten 
walten: wonach die Cognition über Streitfälle bald den Friedensrich⸗ 
tern, bald den Civilgerichten zufiel. Erft im 18. Jahrhundert tritt 
eine Gruppe vegelnder Gefeße auf 2. et 3. Anne. c. 6; 2. Geo. II. 
ec. 36; 2. Geo. III. c. 31 u. ſp. Die Streitigkeiten zwijchen Ma—⸗ 
trofen und Schiffsfapitänen werden immer volljtändiger der ſummariſchen 
Jurisdiction der Friedensrichter unterworfen, und mancherlei fürſorg⸗ 
lihe Anordnung nad Analogie der Fabrikregfements eigeführt. Ber: 
Inheweije wird die Gefeßgebung darüber confolidirt 4. et 5. Will. IV. 
e. 52; 5. et 6. Will. IV. c. 19; 8. et 9. Vict. c. 116 (Seamen’s 
Protection Act); 13. et 14. Vict. c. 93 (Mercantile Marine Act 
1850). Jedes Schiff muß eine Mufterrolle führen nach geſetzlich 
vorgefchriebenem Formular über das Gejammtperfonal, über die Per: 
fonaländerungen während der Reife, Todesfälle, Beichäbigungen, Nach⸗ 
Inßeffecten 2c., wovon ein Duplicat dem Zollamt des Hafens, zu wel- 
chem das Schiff gehört, auszuhändigen ift, bei 5 2. Strafe für Vers 
ſammiß des Schiffskapitäns oder Führers. Die von den Matrofen 
verwirkten Strafen werden von den Löhnen abgezogen, und in ein bes 
jonderes von dem Schiffsfepitän zu beeidigendes Verzeichniß eingetragen 
20 v.) Der Kapitän bat ſich auf vorgängige Labung der Zollbeam- 
ten zum Verhör über die Mufterrolle zu ftellen, bei LOL. Buße. Für 
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invalide Seeleute, deren Wittwen und Kinder ift ein Unterftügunge- 
fonds gebildet, mit Zwangsbeiträgen der Schiffefapitäne (monatlid 
4 Thlr.), der Lootſen und Matrofen (monatlid 4 Thlr.). Altes 
Schiffsvolk in Schiffen von 80 Tonnen Gehalt oder darüber darf nur 
auf Grund fchriftlihen Lohncontracts heuern; der Contract 
muß dem Matrofen deutlich vorgelefen, und ein Dupficat bei dem 
Zolfamt deponirt werden, bei 5—50 X. Buße. Matroſen, die den 
vertragemäßig übernommenen Dienft anzutreten weigern, können auf 
eidliche Ausfage vor einem Friedensrichter, und uach Gchör über die 
Gründe, zu Correctionshaus bis zu 30 Tagen mit harter Arbeit ver- 
urtheilt, oder mit Conſens der Betheiligten dem Kapitän zur Diec- 
plinarbeftrafung während der Seereife überlaffen werben. Verlaſſen 
des Schiffs ohne Urlaub wird in gewöhnlichen Fällen mit Abzug 
der zwiefachen Yöhnung für die Zeit der Abwefenheit gebüßt; Verlaſſen 
des Schiffs nad) der Rückkehr, vor der fürmlichen Entlaffung, mit 
Verluft einmonatlicher Köhnung, (vorausgefegt eine gehörige Eintragung 
im Logbuch, welche im Fall des Streits von einem glaubhaften Zeugen 
zu beeidigen.) Ein Dejerteur verwirkt fänımtliche Kleidungsftüde und 
Effekten an Bord nebft fämmtlihen Yöhnen; Abweſenheit ohne Urlanb 
in den legten 24 Stunden vor der Abfahrt gilt als Defertion, (vor- 
ausgefegt eine gehörige Eintragung im Logbuch.) Der Deferteur kann 
auch fummarifch verurtheilt werden zur Erftattung der höheren Yöhne, 
die für einen Stellvertreter jenfeitS der See zu zahlen gewejen jind. 
Wiffentliches Verbergen eines Deferteurs: 1OY. Das Gefeg beftimmt 
ferner beitimmte Termine für die Zahlung der Löhnung. Ale 
rüdftändigen Löhne bis 20 %. find klagbar vor einem Friedensrichtet 
in dem Bezirk, wo das Schiff die Reife beendet, Elarirt, oder entladen 
ift, oder wo der Gapitän oder Schiffseigenthümer wohnhaft. Rad 
beendeten Bontract muß der Sapitän anf Verlangen ein Dienftzeug: 
niß ausftellen (5 %.). 

Diefe und fonftige Bußen bis 20 2. find in der Regel vor einem 
Friedensrichter klagbar (die Hälfte dem Denuncianten), jedoch mit rich 
terlihem Ermäßigungsrecht bis zur Hälfte der Strafe. Analog den 
Strafgefegen über die combinations of workmen wird aud die ge 
waltfame Hinderung der Seeleute am Antritt ihres Dienftes mit Ge— 
fängniß bie drei Monat und harter Arbeit vor zwei Friedensrichtern 
bedroht 9. Geo. IV. c. 31 8 26. 

Diefe und andere ſchon im $ 39 erörterte Geſetze find- endlid 
nach gründlichen Vorarbeiten confolidirt in die Merchant Shipping 
Act von 1854, 17. et 18. Vict. c. 104. 
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Die umfaffende Kanffahrteifhiffahrts-Ordnung (1854) in 548 Ar⸗ 
tifeln bildet folgende 11 Theile: I. Ueber die Funktionen des Handelsamts in 
der Rauffahrtei. II. Ueber britiſche Schiffe, Schiffseigenthum und Regiftrirung. 
111. Rechtsverhältniſſe zwiſchen Capitän und Seeleuten. IV. Sicherheitsmaß- 
regeln zur Berhütung von Unglüdsiällen. V. VI. Ueber Lootjenwejen und Leucht- 
thürme. VII. Ueber den Kauffahrtei-Unterftügungsfonde. VIII. Ueber Sciff- 
bruch und Bergelohn. IX. Ueber die Berbindlichleiten der Schiffseigenthümer. 
X. Ueber das gerichtliche Verfahren. XI. Ueber vermijchte Materien. Eine 
Tentihrift über die Redaction des Geſetzes und die darin geänderten Punkte 
enthalten die Parl. Pap. 1854 Bd. LAXIX., einzele Ergänzungen 16. et 17. 
Vict. c. 131; 17. et 18. Vict. c. 120; 18. et 19. Vict. c. 91; 25. et 26. 
Vict. c. 63. Die aufgehobenen älteren Geſetze find in 17. et 18. Vict. c. 120 
zuſammengeſiellt. Die Central-Behörde für das ganze Gebiet ift das Handels- 
miniflerium ; die unteren Organe theil® die Marineoffizianten, Conſuln, Zoll⸗ 
beamten, — für einzele Zwede bejonders ernannte Inspectors und gewählte 
Local Marine Boards, mit Shipping Offices als linterftellen. Unverändert 
befiehen daneben die oben erwähnten Passengers Acts. " 

Aus dem umfangreihen Geſetz gehört in dies Gebiet, hauptfächlid 
Theil III., der indeffen im Wefentlichen nur die Klaufeln der früheren Geſetze 
teprodigirt. Als connere Beftimmung ift noch hervorzuheben, daß Gaft- und 
Logirwirthen das Retentionsrecht an ben Kffeften der Matroſen wegen con- 
trahirter Schulden entzogen ift, ſolche vielmehr auf eidliche Angabe durd) 
warrant eines Friedensrichters weggenoinmen und dem Matrojen ausgehändigt 
werden lönnen. Ueberhaupt beftehen noch mancherlei privatrechtliche Ausnah- 
men und Erleichterungen ber dienenden Seelente. Der für fie gebildete Unter- 
ſtützungsfonds beruhte ſchon auf 20. Geo. II. c. 28. Einige Notizen iiber das 
ältere Recht giebt Burn’s Justice v. Soamen. 


8 49. 


Summarifche Inrisdittion über Mieths- und Pachtverhältniſſe. 
Landlord and Tenant. 


Das alte Privat-Pfändungsrecht der Grundherren wegen rückſtän⸗ 
diger Mieths- und Pachtgelder erfegte einigermaßen den Mangel der 
örtlichen Civilgerichte. Im 18. Yahrhundert führte indeffen auch hier 
das praktiſche Bedürfniß zu einer Jurisdiction der Friedensrichter. 
Dos Beifeitefchaffen der dem Pfändungsrecht des Vermiethers oder 
Berpächters umterliegenden Mobilien wird durch 11. Geo. II. c. 19 
mit der Strafe de8 Doppelten vor zwei Friedensrichtern gebüßt, bie 
Viederherbeifchaffung der Güter erleichtert, und ein ſummariſches Ver⸗ 
fahren vor zwei Friedensrichtern eingeführt, um ben Verpächter in den 
Befig derefinquirter Pachtgrundftücte zu fegen. Durch 1. et 2. Vict. 
c. 14 wird bei Miethen und Pachtungen bis 20 2. jährlich eine ſum⸗ 
mariihe Ermiffionsflage vor zwei Friedensrichtern gegeben, um den 
Grundherrn nach beendetem Contract wiederum in Beſitz zu fegen; 
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woran ſich noch einige Öefete über den Koftentarif und Nebenpuntte 


anreihen. 

Die Rubrif Landlord and Tenant, unfaft folgende Fälle: 

1. Beifeitefhaffen des der Pfändung unterliegenden Mo- 
bifiare 11. Geo. II. c. 19. Wenn der Tenant beträglicy oder Hinterlifiig die " 
Mobilten in eine fremde Behaufung geichafft hat, fo fann der Grundhert oder 
fein Bevollmädhtigter einen Constable zur Aſſiſtenz rufen, zur Tageszeit in die 
Räume eintreten oder ſolche gewaltfam öffnen, und die Güter wegnehmen als 
ob fie auf offenem Felde gefunden wären. Bei Wohnhäufern bedarf es jedoeh 
zuvor einer eidlichen Erhärtung der Gründe filr die Bermuthung, daß fich folde 
Mobilien darin befinden, vor einem Sriedensrichter. In der Praris if ch 
üblich, daß der Friedensrichter in allen Füllen auf eidliche Klage des Grund 
herm eine Affiftenz-Order an ben Constable erläßt. Das wiflentliche Beifeite- 
ſchaffen oder wiffentliche Beihülfe dazu wird mit dem doppelten Werth der 
Güter im Wege der Civilklage verfolgt; mo ber Werth jedoch nicht über 50%. 
beträgt, Können auch zwei riedensrichter ſummariſch darauf erfennen, (event. 
auf ſechs ſechs Monat Correctionshaus mit harter Arbeit). Im hanptflädtiicen 
Bezirk können auch die Constables Möbehvagen von Abends 8 bis Morgens 
6 Uhr polizeifich fefthalten bis zum Nachweis eines rechtmäßigen Geſchäfts 2. 
et 3. Vict. c. 47 8 67. 

2. Regelung der Koften für Privatpfändungen 57. Geo. II. 
c. 93. Bei Pfändungen wegen riidftändiger Miethe oder Pacht bie 20 2. dari 
dem Schuldner nicht mehr berechnet werden, als 3 sh, filr die Pfändung, 2! sh. 
pro Tag fitr die Aufbewahrung der Sachen, 21/2 pEt. für die Abſchätzung, 
5 p&t. für Katalogifirung, Commiſſion und Verkauf von dem Retto- Berlauit 
preis, bei Strafe des Dreifachen für jede Ueberhebung. Dur) 7. et 8. Geo. IV. 
c. 17 werden dieſe Borjchriften ausgedehnt auf Steuererecutionen wegen Etantt 
und Communal- Abgaben und Zehnten bis zu 20 2. In dem hauptftädtiicen 
Bezirk kann der Polizeirichter Klagen Meiner Miether, welche wochen⸗ nud me 
natmweis bie zu 60 Thlr. ©. Jahres⸗Miethswerth gemiethet haben, wegen an- 
rechtinäßiger oder unregelmäßiger Pfändung annehmen, nad) ſummariſchem Fer- 
hör die Sachen zurückgeben oder auf Schadenerfat nach Abzug der rüdfändigen 
Miethe ertennen. 

3. Berfahren bei derelinguirten Pachtungen. Nah 11. Geo. Il. 
c. 19 88 16, 17 Tann der Verpächter fit) an zwei Friedensrichter wenden, 
fobald der Pächter mit einer Jahrespacht (oder halbjährlicher Pacht 57. Geo. 
IU. c. 53) in Rüdftand ift, das Pachtgut uncultivirt und fo verlaflen hat, dei 
nicht gehörige Pfündungsgegenflände zur Deckung des Rückſtandes vorhanden 
find. Die Sriebensrichter (von denen feiner ein Intereſſe an dem Grundſtüd 
haben darf), follen dann den Augenſchein einnehmen, und durch einen jhriftlicen 
Anſchlag an fihtbarer Stelle ihre Rückkehr zu einer zweiten Vefichtigung nad 
früheſtens 14 Tagen anfündigen. Und wenn in diefem zweiten Termin Rie 
mand für den Pächter erſcheint, um die Pacht zu zahlen, noch genligende Pin 
dungsgegenftände fi) vorfinden, mögen die Friebensrichter durch amögefertigkt 
Urkunde (record) den Grundheren in Beſitz ſetzen, wodurch ber Pachtcontrect 
eo ipso erlofhen if. Die Appellation geht in diefen Fällen an die Affen 
rihter. Analog im hauptftädtifchen Bezirk 3. et 4. Vict. c. 84 8 13. 

4. Ermiffionstlagen. Nach 1. et 2. Vict. c. 74 kann bei Zeitmiethen 
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und Pachten nicht iiber 7 Fahre und nicht fiber 20 2. Jahresbetrag, der Tenant 


nach beendetem Contract durch fummarifchee Verfahren des Befites entfet wer- - 


den. Der Grundherr Hat dann eine jchriftliche Anzeige nad) vorgeichriebener 
Form dem Gegner zu infinuiren, und felbigen vor zwei friebensrichter zur 
laden, von denen, nad) Anhörung der Sache und geflihrtem Beweis über die 
Beendigung des Contracte, ein warrant an den Constable erlaffen wird, in 
geſetzter Frift von B—4 Wochen die Grundſtücke nöthigenfalls mit Gewalt zu 
betreten, und den Landlord oder feinen Beauftragten in den Befit zu ſetzen. 
Findet fi) fpäter, daß der Ertrahent fein Beſitzrecht hat, fo unterliegt er einer 
action of trespass (nicht aber der Friebensrichter oder ausflihrende Constable). 
Rad 9. et 10. Vict. c. 95 $ 122 (107) findet jetzt ein analoges Verfahren bei 
den Kreisgerichten ftatt, und zwar bei Miethen und Pachtungen bis 50 2. Aus⸗ 
einanderfegung wegen ber nützlichen Berwendungen ıc. 14. et 15. Vict. c. 25. 

5. Wegen Beihädigungen ber Miethswohnung oder der Möbel‘ 
findet im bauptftädtifchen Bezirk eine fummarifche Klage auf Schadenerfab bis 
90 Thlr. ©. vor einem Friedensridhtet flatt 2. et 3.” Vict. c. 71 8 38. 


8 50. 


Rückſtändige Zehnten und Nebenfälle einer polizeilichen Civiljuris⸗ 
diction. Tithes. Friendly societies. Loan societies. 


Die Schwerfälligfeit und Umftändlichkeit der geiftlichen Gerichte, 
denen die ordentliche Gerichtsbarkeit über Zehnten bisher zuftand, machte 
eine ergänzende Jurisdiction der Triedensrichter zu einer Wohlthat für 
alfe Betheiligten. Die häufigſte Veranlaffung zur lage gaben bie 
Quäfer mit ihren Zchntverweigerungen aus Gemiffensgründen. Schon 
durch 7. et 8. Will. III. c. 34 wurde daher die Zehntklage gegen Quäker 
bis auf 108. vor zwei Friedensrichtern zugelajien; durch 53. Geo. III. 
c. 127 wegen aller Zehnten, Oblationen und Compofitionen bis auf 10%. 
(Ergänzend 1. Geo. I. st. 2 c.6; 7. Geo. IV. c.15). Durd) 5. et 6. 
Wil. IV. c.74 81; 4. et 5. Vict. c. 36 wird mit Ausfchließung der 
geiftlichen Gerichtsbarkeit dies Verfahren für das ausschließliche erklärt; 
jedoch mit Vorbehalt der Fälle wo der Titel zum Zehnten oder bie actuelfe 
Rechtsverbinblichkeit des Zehntpflichtigen bona fide in Frage geftelit ift.*) 
Durch die jet beinahe vollendete Abldfung des Zehnten in eine Zehnt- 
rente fällt die geiftliche Gerichtsbarkeit auf dem Gebiet der Zehnten 
ganz Binweg, da nunmehr das fummarifthe Pfändungsverfahren (distress) 
wegen Grundrente eintritt. 

Es ift dies ber letzte erhebliche Punkt einer polizeilichen Civil⸗ 
Jurisdietion, wie foldhe auch im Verlauf der fritheren Darftellung 
verflochten mit der Boltzeiftrafgerichtsbarfeit mehrfach aufgetreten ift. 
Ich erinnere beifpielsweife an die Einklagung des Poftporto, der Loot⸗ 
ſengebühren, des reglementsmäßigen Trägerlohns, des Pferdeverleiher⸗ 
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geldes ꝛc. in 88 3dff. Als Nebenfälte**) find in menefter Zeit 
noch hinzugetreten: eine Jurisdiction über einzele Streitpunfte inner- 
halb der Gefellichaften zur gegenfeitigen Unterftügung, Friendly So- 
cieties, und der Darlehnskaffengefellfchaften, forwie bei Exrpropriationen 
über Bagatellobjecte.. Der Zwed diefer Einflechtung war zunädhft den 
Mangel an Ortsgerichten für Civilprozeffe in gewiffen dringenden und 
geringfügigen Fällen zu erfegen; eben deshalb findet fich feit Entftehung 
der neuen Kreisgerichte nun auch eine concurrivende Gerichtsbarkeit der 
Rreisrihter. Principiell jollen die "riedensrichter aber nicht über 
freehold-Rechte erkennen, über welche die Entfcheidung ſchon nach deu 
Grundrechten der Magna Charta vor Gericht und Jury gehört. Es 
ift namentlich alte, durch zahlreiche Gerichtsurtheile anerkannte Marime, 
daß der Friedensrichter nie über einen title to property erfennt. 

Daß alle Eiviljurisdiction der TFriedensrichter ihrem Entftehen und 
ihrem Grundgedanken nah ein Annerum der Polizeigewalt ift, 
wird in der Gerichtsverfaffung dadurch anerkannt, daß, wo das Verfahren 
an die Neichsgerichte abgerufen wird, der Wall an die Kronfeite der 
Königsbank, alfo die Strafabtheilung geht. 


*) Kür rückſtändige Zehnten ift das ſummariſche Verfahren ımftatthaft, wo 
eine Anfechtung der Steuerausichreibung im geifllichen Gericht ſchon anhängig, 
oder wenigften® angemeldet (a caveas entered) oder ein „bona fide Grumd“ zur 
Beitreitung der Rechtsgültigkeit der Steuer vorgebracht ift, d. h. ein plauſibler 
nad Ermeſſen des Gerichts reeller, nicht bloß zur Chicane vorgefchütster Grund 
der Beftreitung. Für Beiträge über 10 2. blieb das Eintreibungsrecht der geilt- 
lichen Gerichte unverändert; ebenfo wie deren ausfchliefliches Eutſcheidungsrecht 
iiber die formale Gültigkeit der Ausfchreibung und tiber die Beitragspflicht, vor- 
behaltlich eines writ of prohibition. der Neichögerichte gegen Competenzüber 
ichreitungen. Durch die Zehntablöfungen ift bie ganze Frage ziemlich unpraltiſh 
geworden. 

**) Die drei Nebenfülle einer Kiviljurisdiction find erft durd bie 
nenefte Gefetgebung hinzugekommen: 

1. Die Jurisdietion über Friendly Societies: Nach 10. Geo. 
IV. c. 56 $ 25 Tann auf eibliche Mage eines Beamten der Gejellicheft vor 
zwei Friedensrichtern fummarifch erlannt werden gegen Perſonen, welde fd 
betrüglih in den Befit von Geldern der Gejellichaft geſetzt haben, ober ſolche 
betrüglich vorenthalten. Nach 8 27, follen Streitigfeiten aus dem Geſellſchafte 
vertrag einem geordneten Schiedsverfahren endgültig unterworfen werden. Die 
Entſcheidung ift durch Order zweier Friedensrichter vollfiredibar, und wird 
durch Pfändimg vollzogen. Nach 8 28 kann durch die Befellichafts-Statuten die 
endgültige Entfcheidung ebenfo auf zwei Sriebensrichter geftellt werben. Rad 
$ 8 können die Schiedsrichter oder Friedensrichter and) erfennen auf Wiederauf- 
nahme eines zu Unrecht ausgejchloffenen Mitglieds, event. auf entipredyend 
Geldentſchüdigung nad) ihrem Ermeflen. Durch $ 29 werben Appellation und 
andere Rechtsmittel in biefen Fällen ausgeſchlofſen. Borausgefeit wird jebod 
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überall, daß die Geſellſchaft ben geſetzlichen Borichriften wegen vorgängiger 
Prüfung der Statuten durch einen dazu ernannten Rechtsverftändigen genügt 
hat. (Aehnliche Borjchriften über ein Zwangfchiedsverfahren kommen vor 
bei den Zparlaffen, bei den Streitigfeiten zwiſchen Arbeitsheren und Arbeiter in 
gewiſſen Manufalturzweigen, bei Matrofenjold und Bergelöhnen.) 

2. Die Darlehnskaſſen-Geſellſchaften, LoanSocieties, lönnen 
nach 3 et 4. Vict. c. 110 (fpäter continnirt) rüdfländige Darlehne aus Schuld- 
Idheinen, die auf den Namen des Cchatmeifters zu ftellen find, nach geſetzlichem 
Formular fummarifh vor einem Friedensrichter einflagen (vorbehaltlich der 
Klage gegen die Bilrgen), und dieſer Friedensrichter das Urtheil durch einen 
Pfändungs- und Verlaufsbefehl vollftreden. 

3. Bei Erpropriationen nach der Lands Clauses Consolida- 
tion Act 8. et 9. Vict c. 18 entſcheiden in Ermangelung gütlider Einigung 
zwei Sriedensrichter fummarifch über die Höhe der Entfchädigung der entzogenen 
Immobilien, wenn der darauf erhobene Anſpruch nicht 50 8. üiberfteigt. Bei 
größeren Objeften tritt ein umfländlicheres Verfahren ein. 


g 51. 


Gemeinfames über die Decreie der einzelen Friedensrichter 
und deren Bollfirtedung. Warrants. 


Die friedensrichterlichen Geſchäfte 88 35—15 kann man ale Bor 
fizeiftrafgerichtöbarkeit bezeichnen, doch mit gelegentlicher Einflechtung 
emer Civiljurisdietion. Die Gruppe 88 4650 ift überwiegend eine 
poligeifihe Siviljurisdiction, aber wiederum burchflochten mit Straf- 
gewalten. Dies polizeiliche Civilverfahren von der Klage (complaint) 
bi6 zum Urtbeif (order) ift fo analog dem polizeilichen Strafprozeß 
von der information bis zur conviction, daß beides in eime gemein- 
ſame Polizei⸗Prozeßordnung 11. et 12. Vict. c. 43 confolidirt werden 
tonnte, die oben bereits jo mitgetheilt ift, daß eine Wiederholung‘ der 
Grundzüge des Berfahrens nicht nöthig if. Nur einige gemeinfame 
Grnndfäge über die Vollſtreckung der friedensrichterlichen Decrete, die 
Rh aus der Entftehung des Amts erklären, find bier noch nachzutragen. 

Da die friedensrichterliche Jurisdiction eine ftatutarifche Ausnahme 
vom gemeinen Recht (der älteren auglo-normannifchen ®erichts- und 
Polizeiverfaffung ) bildet, fo verfteht fich eine Zwangsvollſtreckung in 
dad Vermögen wicht eigentlich von felbft; fie ift aber in den meiften ein- 
xien Gefetsen beſonders vorgefehen, und das dabei Fehlende durch fpä- 
tere Statuten nachgeholt. ‘Die friedensrichtsrlichen VBollziehungsbefehle 
zerfallen nach üblicher Dreitheilung überhaupt in 1. Warrants of Appre- * 
hension, 2. Warrants of Commitment und 3. Warrants of Distress. 
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Die Warrants of Apprehension, vorläufigen Ergrei- 
fungsbefehle, fallen in da8 Gebiet der Friedensbewahrung i. e. S. und 
der Vorunterfuhung, und find bort erörtert (88 33 -- 35). 

Commitment ift ein allgemeiner Ausdrud für jeden Befehl 
zur Abführung in das Gefängnik, deſſen Vieldentigkeit aus der ur- 
ſprünglich polizeilichen Weiſe des friebensrichterlihen Verfahrens zu 
erflären ift. ‘Das bunte Zufammenwerfen verfchiedenartiger Fälle un- 
ter einem Namen erfchwert aber das PVerftändniß der Darſtellung. 

1. Das commitment erſcheint zunädft als Zwangsmittel, durd 
welches Barteien und Zeugen zur Sautionsftellung genöthigt werden. 
„Weberall ferner wo ein Friedensrichter durch Geſetz ermächtigt ift etwas 
beftimmtes zu thun, und die verpflichtete Perſon fich deifen weigert, 
darf er fie in das Gefängniß abführen laffen, um dort zu bfeiben, bis 
fie Folge leiſtet“ 2. Hawkins c. 16 $ 2. Das Commitment ift 
aljo auch Zwangsmittel gegen Verweigerung eines Zeugnifjes; Zwangt⸗ 
mittel zur Erfüllung einer Amtspflicht 3. B. gegen einen Gemeinde 
beamten, welcher nach dem Geſetz Rechnung zu legen fich weigert. Dies 
commitment fteht an der Stelle ber &recutivftrafen unferer Verwal 
tungsbehörden, kommt aber felten zur Anwendung, da in allen practiſch 
wichtigen Fällen beftimmte Geldbußen zur Erzwingung des Gehorjamt 
in den Specialgefegen gedroht find. Commitment auf beftimmte Zeit 
fann verfügt werben wegen contempt of the court; als Polizeihaft 
gegen gefährliche Tobfüchtige 39. et 40. Geo. III. c. 94 83 ı. 
Alle folhe commitments for safe custody müflen den Grımd der 
Berbaftung jo genau enthalten, daß der Verhaftete wiſſen kann, we 
er zu than bat um frei zu kommen; auch ift der Sheriff ober Gefüng- 
nißinfpector fchuldig ſolche Verhaftungen ben nächſten Eriminefaffier 
zn notificiren 3. Henry VII. c. 3. Endlich tritt durch bie Habess 
Corpus Act eine Generalcontrolle der Reichsgerichte ein. 

2. Das commitment for trial am Schluß ber Borunterfugung 
(8 34) ift der formale Ausſpruch der Unterſuchungshaft unter Leber 
weilung des Straffalls an die Affife oder Quartalſitzung. Nach 5. 
et 6. Will. IV. c. 38 dürfen die Friebenerichter den bis zu den 
nächſten Affifen oder Quartaffigungen in Unterfuchungspaft m 
Haltenden an das Eorrectionshaus abliefern, ftatt an das Sreisgefäng. 
niß, wo dies von dem Ort der Affifen oder Sefftonen weit entfernt liegl 

3. Commitment in execution ift ein Haftbefehl zur Voliftredung 
einer erfannten Wreiheitsftrafe oder einer folchen, welche nach fruchtloſer 
Auspfändung an die Stelle einer Geldftrafe tritt. Die zahliofen Ge 
jege enthalten gewöhnlich ausdrückliche Vorfchrift, ob ſolche im Kreie⸗ 
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gefängniß oder Gorrectionshaus, mit oder ohne harte Arbeit zu voll- 
ftreden. Urfprünglich follte die Strafhaft wegen felony unbedingt 
im Grafichaftögefängnig verbüßt werben 5. Henry IV. c. 10; 12. 
et 13. Will. IH. c.19 83. Schon 6. Geo. I. c. 19; 27. Geo. III. 
e. 11 enthalten aber eine allgemeine Ermächtigung dahin, „daß die 
Friedeusrichter discretionär auf Kreisgefängniß oder Correctionshaus 
erfennen bürfen wegen aller in früheren oder künftigen Gefegen mit 
Freiheitsftrafen belegten Vergehen.“ Wo das Geſetz den einzelen Frie- 
densrichtern eine unbegrenzte Befugniß zur Strafhaft giebt, foll der 
Uebertreter in das Correctionshaus abgeliefert werden, bis zur nächſten 
Quartalfigung, die feine Freilaſſung verfügen kann oder Fortdauer der 
Haft bis auf drei Monat. Doch Tann der committirende Friedens⸗ 
rihter mit Zutritt eines zweiten auch ſchon vor der Quartalfigung die 
Wiederfreilaffung verfügen 17. Geo. II. c. 5. 

Ein Warrant of Distress,*) Abpfündungsbefehl, verftand 
fi) für den Friedensrichter nach gemeinem Recht nicht von ſelbſt; viel- 
mehr war eine gejesliche Geldbuße nicht vollſtreckbar, wenn der Gefeg- 
geber eine Klauſel der Art etwa vergejfen Hatte. Ebenſo verfteht ſich 
die Befugniß das Abgepfändete zu verkaufen nicht von felbit, wo nicht 
da6 Geſetz distress and sale Hinzufügt. Auch die Verwandlung einer 
Geldſtrafe in Freiheitsftrafe ift nicht felbftverftändlich, und in fehr 
jahlreihen Fällen abfichtlih unterlaffen. Wo fie angeordnet ift, muß 
die geſetzlich vorgefchriebene Reihenfolge innegehalten werben. Durd) 
die meuelte Geſetzgebung find indeſſen alle diefe Gewalten generalifirt 
und nit nur die Verwandlung der Geld⸗ in Gefängnißftrafe, fondern 
auch die Wahl zwifchen beiden bei jummarijchen Straffällen auf rich: 
terliches Ermeifen geftellt 11. et 12. Vict. c. 43 8 17—24. 

Zur Finanzcontrole der erfannten Geldbußen,**) Ver— 
wirlungen, und verfallenen Prozeßcautionen beftanden ſchon feit dem 
Mittelalter fefte, wohlgeordnete Einrichtungen, die durch die neuere Ge- 
feggebung von Zeit zu Zeit declarirt wurden. Nach 41. Geo. I. 
e. 85 fonnte jeder Friedensrichter alle fines, forfeitures und penalties, 
die von ihm oder einem andern Friedensrichter auferlegt waren, ver: 
einnehmen, und dem Zahlenden rechtsgültige Quittung ertheilen. Er 
jolite darüber Buch führen, jährlich vor der Michaelisfigung alle Be⸗ 
träge an den Sheriff abführen, und von diefem darüber die Quittung 
alten. Nah 11 et 12. Vict. c. 43 $ 31 ift der Secretair der 
Heinen Bezirföfigungen die Rechnung führende Berfon, ar welche alle 
beigetriebenen Strafen abzuführen find. Ein Rechnungsextract nad; 
geſetzlichem Formular foll monatlich einmal bei den Heinen Bezirks⸗ 
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figungen vorgelegt werden, und dann am den clerk of the peace jum 
weiteren Verfahren gehen. Lieber das Berechnungsverfahren zwiſchen dem 
clerk of the peace, dem Sheriffamt und dem Finanzminifterium enthal- 
ten 3. Geo. IV. c.46; 4. Geo. IV. c. 37 weitere Verordnung, gleid- 
mäßiges Verfahren bei verwirkten Prozeßcautionen, und namentlich das 
wichtige Recht der Ouartaffigungen Perfonen, die wegen Nichtzahlung 
gefänglich eingezogen find nad jummarifcher Anhörung und Erwägung 
der Umftände von einer rüdftändigen Straffumme zu entbinden, und 
eine -geftellte Prozekcaution zu erlaffen 3. Greo. IV. c. 46 8 6. 


*) Kür den warrant of distress erinnere ich zur Orientirung nocmale 
daran, daß der Distress das Zwangsrecht des Grundherrn in der Fendalperiode 
iß, die gemeinfchaftliche Wurzel der heutigen obrigfeitlichen wie der Privatpfän- 
dung, — alfo 1) zur Eintreibung riidftändiger Gr 'ndrenten und zwar jett ohne 
wefentlichen Unterfchied der rents; 2) zur Pfändung eines fremden fchadenbrin- 
genden Hausthiers (damage feasant); 3) wegen gewiſſer altherkommlicher &- 
bühren und Bußen. Da aber der Pfändende einer action of trespass und 
anderer Berantwortlichkeiten ausgeſetzt ift, fo war eine ſummariſche Kognitisa 
der Obrigkeit im Intereſſe beider Theile oft wünſcheuswerth. Privatpfändung 
und fummarifches Verfahren concurriren daher häufig in Fällen, wo wir Arrel, 
Bolizeierecution, Steuererecution, Mandatsproceß u. ſ. mw. haben. Aus em 
ſchwer aufzulöjenden Knäuel von Zwangsmaßregeln unter dem Namen distress 
gehören felbftverftändlich hierher nur friedensrichterliche Zmargsvollfiredungen. 

Die Berallgemeinerung der Befugnif; der Friedensrichter zu Ahpfändungen 
und der Befugniß zur Berwandlung der Gelb- in Gefängnißftrafen war durch 
ältere Geſetze mehrfach vorbereitet, wie durch 5. Geo. IV. c. 18 $ 2. Jene 
wurde zur Ergänzung der Pfändungsbefugniß ſchon durch 27. Geo. II. c. 20 
beftunmt, daß die gepfändeten Güter in einer Krift von 4— 8 Tagen verkauft 
werden follen, wenn nicht inzwiſchen Buße und Koften eingezahlt werden. Die 
Verfleigerungstoften darf der Beamte von dem Erldſe abziehen, nach einem bil. 
ligen, ſpäter auch durch Geſetz geregelten Maßſtab. Nach 33. Geo. LIL. c. 5553 
kann ein Pfändungsbefehl durch Indoffament eines Friedener. in jeder anderen 
Grafſchaft vollſtreckbar gemadyt werden. Durch 7. et 8. Geo. IV. c. 295 6 
und nod) einige ergänzende Geſetze werben die discretionären Gewalten zwiſchen 
Geldbuße und Gefängniß noch mehr generalifirt. Der normale Berlauf einer 
friedensrichterlihen Execution: Warrant of Distress: Constable’s Return of 
Nulla Bona: Commitment for want of Distress, fann aljo in deu meiften 
Fällen aud) fogleih in einen Strafhaftbefehl auslaufen. Die Polizeiprozeßord 
nung von 1848 hat diefe Beftimmungen nur zufammengefaßt. 

*) Zur Binanzcontrole der erfannten Geldbufen waren in den wehl⸗ 
geordneten Sinrichtungen bes englifchen Schakamts folche Proceduren, nament- 
ih das Einfenden von Ertracten (estreats) an Sheriff und Schatamt won jeher 
üblih. Vgl. 3. 8. 7. Henry IV, c. 3; 22. et 23. Car. Il..c. 32 58 7, 8. 

Nach 3. Geo. IV. c. 46 88 2, 3 find alle von den einzelen riedensric- 
tern erfannten fines, issues, amerciaments, forfeited recognizances dem 
Kreisfecretair einzuberichten. Derjelbe hat daraus periodiſch ein Verzeichnis zu 
fammenzuftellen (unter Beifügung der bei den Ouartalfigungen erlannten 
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Bußen) und deflen Richtigkeit und Vollſtündigkeit vor einem Friedensrichter 
zu beeidigen. Gine Abſchrift davon geht dann an den Sheriff mit Beifligung. 
eines Formulare für ein writ of distringas et capias oder fieri facias et, 
capias nah Formular A., zur Bollftredung der bei den Seffionen erlannten 
Bußen dur das sheriff’s office. Jeder fo durch das Sheriffamt Verhaftete 
bleibt im Grafichaftsgefängnig bis zur weiteren Enticheidung der nüchſten Ge- 
neral- oder Duartalfitumg, welche Buße und verwirkte recognizance nad 
Umfländen niederſchlagen kann (& 6). — Weitere Zuſätze enthält 4. Geo. IV. 
c. 37, darunter die Bollfitedbarleit ‚des writ in einer anderen Grafſchaft und 
die Verpflichtung des Sheriff und des clerk of the peace, Duplicate und 
Strafliften dem Yinanzminifterium einzufenden. Bgl. 12. et 13 Vict. c. 45 $ 17. 

Rückſichthich des Koſtenpunktes enthält 18. Geo, III. c. 19; 11. et 
12. Vict. c. 43 88 16, 18, 21, 24 bie allgemeine Ermächtigung für die Frie⸗ 
densrichter bei allen auf dem Wege der Klage vor fie gebrachten Entſcheidun⸗ 
gen anf billigen Koftenerfat zu ertennen, und das Abpfändungeverfahren darauf 
mit zu erfiredien. Wo die Geldbuße auf 5 2. oder darüber lautet, follen die 
Sriedensrichter die Koften bis zum Betrage von I, der Strafe davon abziehen. 
Zugleich giebt das Belek Formulare für das Koftenfeftiegungs- Dekret (Form 
of awarding costs), und für den Warrant of Distress and Sale. 


8 52. 
Decernat einzeler Friedensrichter ala Ober-Inſtanz der 
Ortsgemeinde: Verwaltung. 


Neben Strafjuftiz und Polizei, in welchen von Haufe aus der 
Schwerpunkt des FFriedensrichteramts liegt, ift es auch beftimmt die 
Cherinftanz der Ortsgemeindeverwaltungen zu bilden, und 
diefe Seite ift vorzugsweiſe durch die Geſetzgebung der Tudors forgfältig 
entwicelt worden. Als ordentliche Oberinftanz find aber die Quartal- 
figungen der Friedensrichter beftimmt, und namentlich feit dem acht⸗ 
zehnten Jahrhundert für eine Menge von Gefchäften aud die Epezial- 
fitungen der Unterbezirke. Dieſe Seite des Amts folgt daher zunädhft 
im Abfchnitt III. IV. Für gewiffe currente Geſchäfte des Decernats 
in Sommunal-Angelegenheiten find indeſſen auch die einzelen Friedens- 
tihter competent. Um die wichtigeren hervorzuheben: 

1) fie deeretiren Steuererecutionen und Gteuerniederjchla- 
gungen, und beftätigen die ausgejchriebene poor rate. 

2) im Gebiet der Miliz- und Armeeverwaltung haben fie 
formelle Gefchäfte bei Einftellung und BVereidigung, bei Eingquartirung 
und Geſtellung von Militärfuhrwerf, und überhaupt an jolhen Stellen, 
wo die Mifttärverwaltung in das Gebiet des bürgerlichen Yebens und 
der Brivatrechte möglicherweife collidirend eingreift. 

3) im Gebiet der Armenverwaltung erlaffen fie die Auswei- 
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ſungs⸗ und Transportordere, verordnen in dringenden Füllen eine zeit: 
weife Armenunterftägung, und find jeßt ex officio Mitglieder det 
Kreis-Armenraths in ihrem Bezirk. 

4) Analog ift ihre Stellung im Gebiet der Wege- und Brüdern: 
verwaltung. 

Diefe Einflehtung der einzelen Friedensrichter in die Urtäge- 
meindeverwaltung ift indeffen anfchaulich erft im Verfolg der nächſten 
Sapitel darzuftellen, und hier nur vorläufig zu erwähnen. 


Die gefchichtlihe Ausbildung der friedensridgterliden Ober- ' 
inftanz iiber die Gemeindeverwaltung'|. Geſch. Abth. S. 291—293 ©. 365, 366. 
Zur Drientirung hebe ich nad) der Folge der Kapitel folgenbes hervor: 

Cap. IL im Gebiet der Communalfieuern decretirten zwei Arie 
densrichter Steuererecutionen, Steuernieberichlagungen, formelle Betätigung der 
Armenfteuer ($ 17); während die Ausichreibungen der Grafſchaftsſteuer, Necla- 
mationen und andere wichtigere Geſchäfte den Seſſionen zufallen. 

Cap. III. im Gebiet der Eivilgetichtsverfaffung tritt die Ihi- 
tigfeit der Friedensrichter ganz zurüd, mit Ausnahme eines untergeordneten 
Antheils an der Bildung der Geſchwornenliſten ($ 63). 

Cap. V. im Gebiet der ffädtifchen Verwaltung haben die flädn- 
ſchen Friedensrichter im Ganzen die Stellung der Kreispolizeiherren. Ein Theil 
der Geſchäfte ift jedoch dem Gemeinderath überwieſen ($ 86, 87). 

Cap. VI. im ®ebiet der Milizverwaltung find die Hauptbeamten 
die Deputy lieutenants, deren Berfonal größeren Theils mit dem der Frie 
densrichter zuſammen fällt. Die einzelen Friedensrichter als ſolche haben einige 
Geſchäfte bei Einftellung und Bereidigung der Milizen und der Rekrnten der 
fiehenden Armee; bei Einguartirung, Geftellung von Militärfuhrwerk; fomte 
ſummariſche Strafgewalten auch bei geringeren Bilitärvergehen (8 91, 93). 

Cap. VII im Bebiet der firdlihen Gemeindeverfaſſung treten 
die Friedensrichter ganz zurüd. 

Eap. VII. im Gebiet der Armenverwaltung ($ 100) find bie 
Friedensrichter jett ex officio Mitglieder des Kreisarmenraths im ihren Bezirken. 
Je zwei Friedensrichter erlafien die orders of removal gegen andzumerieadt 
nicht anfäffige Arme. Einzele Friedensrichter können in dringendfien Yülen 
eine zeitweile Armenunterftütgung und ärztliche Behandlung verordnen. Ihre 
frühere Stellung bei der Rechnungs-Revifton und manche andere wichtige de 
fugniß ift aber durch die neueren Einrichtungen verloren gegangen. 

Eap. IX. in den neueren Einridhtungen der Communal-Ge⸗ 
fundheits- und Baupolizei treten fie hauptſächlich als Bofizeirichter in 
den erweiterten Fällen der nuisances auf, fo wie in dringlichen Fällen mit 
einzelen Maßregeln fir die öffentliche Sicherheit ($ 112— 115). 

Cap. X. im Gebiet der Wege- und Brüdenverwaltung if ihre 
Stellung analog der Armenverwaltung ($ 121, 123). 
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8 53. 
Berhältmiß der Petty Sessions und Special Sessions. 


Es ift nad) der Geftaft der ‚englischen Gefeßgebung unansführber, 
aus der Thätigleit der einzelen. Friedbensrichter diejenigen Fälle ſyſte⸗ 
matiſch anszufondern, in welchen zwei Friebensrichter zuſammenwirken 
müflen, weil namentlich in fpäteren Gefegen oft der Zufall darüber 
gewaltet hat; diefe Fälle find daher: im vorigen Abfchnitt mit einbegrif- 
in’ worden. in folches Infammentreten von zwei oder mehren 
driedensrichtern heißt aftherfömmtich eine Kleine Sigung, Petty 
Session*). Es gilt babei die Marime, daß wenn der Act ein ridj 
terliher ift, beide Friedensrichter perfönlich zufammentreten, gemeinjam 
berathen und befchließen müfjen in wefentlicher unitas actus; während 
ki adminiftrativen Gefchäften der Art, ministerial acts, wo die Frie⸗ 
densrichter nur als Drgane einer höheren Gewalt handeln, ein form- 
loſes Iufannnentreten oder fchriftlicher Conſens ohne folche Erforder- 
niffe genügt. 

Natürlich bleibt es aber in allen Fällen jedem einzelen Friedens⸗ 
tißter überlafien den Beirath und die Mitwirkung eine® oder mehrer 
Collegen zu erbitten, wenn es fih um große Vermögensintereffen oder 
um ſchwierige Nechtöfragen handelt, bejonder& in Füllen, wo die Ent- 
ſcheidung nicht appellabel ift, oder „wo lofafe Vorurtheile oder Partei- 
leidenfchaften e8 wünſchenswerth erfcheinen Taffen, durch Zuziehung An- 
derer jeden Verdacht der Befangenheit ober Willkürlichkeit fern zu 

Gueiſt, Engl. Gommunalverfaffung. 43+* 
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halten.” Solche freiwillig herbeigeführte Petty Sessions find nicht 
nur erlaubt, fondern gelten unter Umftänden für fehr rathſam und 
werden ziemlich häufig veranftaltet. 

Weſentlich verfchieden von den petty sessions find aber bie 
Special Sessions,**) welde das nun folgende Gebiet bilden. In 
gewilfen Fällen nämlich fchreibt das Geſetz die Verfammlung aller 
Triedensrichter einer Hundertfchaft oder eines analogen Be: 
zirks zu beftimmten Zweden vor, fo daß dann ein Act von minde- 
ften® zwei der jo Verſammelten vorgenommen werben muß, 
wie zur - Ernennung der Armenauffeher nah 43. Elız. c. 2; 54. 
Geo. III. e. 91; zur Ernennung der Wegeauffeher 13. Geo. III. 
e. 78; 5. et 6. Will. IV. c. 50 845; zur Ernennung der Examiners 
von Gewichten und Maaßen 37. Geo. HI. c. 143 8 4; zur Ertke- 
fung der Conceffionen für Bierhäufer 9. Geo. IV. ec. Gl, fowie zur 
Uebertragung der Conceffionen; zur Ertheilung der Jagdſcheine und der 
Concefjionen zum Wildhandel 1. et 2. Will. IV. e. 32; zur Bor- 
nahme gewiffer Acte der Gemeinheitstheilung nad) der General En- 
closure Act u. f. w. Gewöhnlich fchreibt das Geſetz dann bei wieder- 
fehrenden Gefchäften, zur Erzwingung eines regelmäßigen Gefchäftsgangee, 
Tag und Monat und noch andere Spezialitäten vor. Wo nichts 
Abweichendes verordnet ift, wird die Spezial-Sigung berufen durch cin 
Labungsfchreiben, erlaflen entweder durch zwei Friedensrichter, oder 
durch den Custos Rotulorum, oder durch Den Kreifecretair, adreſſirt 
zunächſt an den High Constable. ‘Der fo Angewiejene erläßt fein 
weiteren Befehle an die Iinter-Conftables. Die Ladung muß den Zwed 
der Zufammenfunft, Zag, Stunde und Ort ansdrüden, und jedrm 
Sriedensrichter des Bezirks in angemefjener Zeit, d. h. wenigſtens lün- 
ger als einen Tag vor der Sitzung, infinuirt werben. Bei den Ber 
handlungen felbit wird nach der Praris ein ftehender Serretair zuge 
zogen, Clerk to Justices, über. den ſich die Friedensrichter eimigen 
und der deshalb aud dem Recht nach von jedem Einzelen entlaffbar iſt. 
Ebenjo vereinigen ſich die Friedensrichter über den Vorſitz, ohne dab 
dem Vorſitzenden ein ſtärkeres Stimmredt zufteht. Soweit das Geſet 
nichts Beſonderes vorfchreibt, haben die Special Sessions die Befugniß 
eines jeden court of law, ihre Gejhäftsordnung ſelbſt zu beftimmen, 
3. B. wegen Zulaſſung von Advelaten, 

Die alten Bezirfe der Hundreds behielten dadurch die WVebeutung 
von Fleineren Polizeiverwaltungstreifen, für die ber gewöhn⸗ 
liche Verfammlungsort der Friedensrichter ein Heiner Kreisort (Kreit⸗ 
ftadt) wurde. Man bediente fich dazu der Lolale, die zu Gebote fanden, 
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wo möglich des Nathhaufes, wo die Kreisftadt ein ſolches darbot, oder 
des Geſchaftsbüreaus des Anwalts, der als Bezirksfecretair fungirt, 
ober eines anftändigen Gaſthofes; zumeilen auch einer Polizeiſtation, 
eines Kreisgerichtslokals, oder eines befonderen Sessions Room oder 
Justice Room in einem öffentlichen oder Privatgebäude, namentlich) 
auch in Poligeiftationen und Gefängnißgebäuben. 

Alte diefe Berhättniffe waren durch practifche Condenienz ſchon 
ziemlich feft geordnet, als die neuere Geſetzgebung auf den Uebelſtand 
aufmerkſam wurde, daß die uralten Bezirke der Hundreds durch die 
veränderte Strömung der Erwerbseverhältniſſe und der Anſiedelung, 
theil® unförmlid; groß, theils unförmlich Hein geworden, theils unzweck⸗ 
mäßig abgegrenzt, durch Enclaven unterbrochen, zumeilen auch weit zer- 
ftreut belegen. Durch 9. Geo. IV. «. 43 und fpätere Gefege ift des⸗ 
halb eine durchgreifende Organifation der kleineren Polizeiverwaltunge- 
bezirfe unter der Bezeichnung Sessional Divisions oder Distriets 
durchgeführt, die einer befonderen Darftellung bedarf. 


*) Bei den Petty Sessions ift jeßt immer nur von zwei Friedensrichtern 
die Rede. Die Fälle, in welchen das Beleg ein Zufanımemwirlen von drei, 
vier oder ſechs Friedensrichtern erfordert (Lambard III. c. 3), find weder zahl- 
reich noch practiich, und werden in den heutigen Darfiellungen kaum mehr 
berührt. 

Drei Friedensrichter (darumter ein Quorum) follten die order zur 
Entlaſſung eines Verhafteten erlaſſen, der wegen gewiſſer Vergehen gegen die 
älteren Geſetze über die unerlaubten Berfammlungen committirt war. 1. Mary 
I. Parl. c. 12; 1. Eliz c. 17. — Drei $riedensrichter mit dem Bilchof oder 
keinem Kanzler follten in gewiffen Fallen unterjuchen, wie viel Geld für die 
Armenverpfliegung, Wege oder Brücken verausgabt fei, und die Gmpfänger zur 
Kehaungslegung anhalten 14. Eliz. c. 5; 39. Eliz. c. 18. — Drei friedene- 
richter follten die Borunterfuchung bei gewiſſen Verbrechen gegen das heilige 
Zalrament führen 1. Edw. VI. c. 1. 

Tier Sriedensridter (1 Qu.) ſollten, wo eine Brücke verfallen ift, oder 
zweijelhaft, weiche Grundftiide zur Reparatur verpflichtet, die Einwohner dazu 
tinfgägen, die Stenereinfammler und die Aufſeher dazu ernennen 22. Henry VIII 
5. — Bier Friedensrichter mit fchriftlicher Zuſtimmung des Biſchofs oder des 
Yiratemants ber Orafſchaft durften einem verhafteten recusant einen zeitweilen 
Urlaub zur Beforgung jeiner Gejchäfte ertheilen 3. Jac. I. c. 5. 

Echs Friedensrichter follten in verjiedenen ©rafichaften bie Ber- 
waltung der Graffchaftsgefängnifje durd ihre orders regeln 23. Henry VIII. 
e.2; 13. Eliz, c. 25. — Sechs Friedensrichter (2 Qu.) können nad Ablauf 
einer commission of sewers die laufenden Geſchafte des Deichverbandes für das 
folgende Jahr beforgen, bis eine wene Commission ernannt ift 13. Eliz. c. 9. — 
Dazu lamen noch einige Special- und Localacten aus älterer Zeit (Lambard Ill. 

| 30.6), in welchen vier oder mehr Friedensrichter mit der Pflafterung einer 
Srtkheft, Baı von Gefängniffen, Brüden, Wegen, Häfen und anderen Baur 
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Anlagen beauftragt wurden. Die fpätere Geſetzgebung hat biefe Weile nicht 
fortgefett, vielmehr jolche Fälle, in denen die Betheiligung einer größeren Zahl 
von Friedensrichtern wünſchenswerth fchien, zu einer special nession verwichen, 
die Verwaltung der Gefängniffe aber vor einen Ausſchuß der Onartalfitungen 

Eine Monographie über das ganze Gebiet if Stone’s Practice of the 
Petty Sessions. 5 th. Ed. by, Welsby 1849. 12. 

**) Der rechtliche Unterſchied ſolcher Special Bossion oder Speesial 
Petty Session von den vorher erwähnten Tiegt alſo in der Nothwendigleit 
ber vorgängigen Ladung aller Bezirks. Friebensrichter. Im gemeinen Leben 
werden freilich die Petty und die Special Sessions aus nahe liegenden Gründen 
vielfach verwechfelt. Es lag in der Natur der Sadje, daß bie Special Sessions 
auch für Gejchäfte benubt wurden, bei welchen das Geſetz iiberhaupt mır dat 
Zuſammenwirken zweier Friedensrichter fordert. Sie boten die ſchicklichſte Zeit 
und den fhiclichften Ort daflir dar. Die geſetzliche Faſſung -der Friedens⸗Cemn 
miffion, durch welche alle friedensrichter „fanmmt oder ſonders“ comcnrrirende 
Bolizeigewalten in jedem Theile der Grafſchaft erhalten, jchloß von Anfang an 
nicht aus die practifche Kückſicht auf die Ortsnachbarfchaft, die es mit ſich bringt, 
daß jeder Hechtfuchende wo möglich einen nächft wohnenden angeht, und fen 
Sriedensrichter fi) ohne Noth mit einer Yurisdiction im entfernteren Theilen 
der Grafichaft befaffen mochte. Durch flillfchweigende Praris fland es daher 
längft feft, daß jeder fich in der Regel auf eine Hundertſchaft ober einen anc- 
fogen Geſammtgemeindebezirk beichräntt, und in benachbarten Diftricten nur 
einmal aushillflich eintritt, wenn zufällig dort das obrigkeitfiche Amt nicht zu 
Hand ift, oder etwaige Bedenken gegen die Unparteilichleit oder Unbefangenkelt 
der dortigen Friedensrichter obwalten. Das fächfifche Element des zühen Yeh- 
halten? an dem engeren Communalbezirk, und das normannifche Element einer 
möglichft unbegrenzten Yeudal- (mifitärifch-polizeilichen) Obergewalt, haben hier 
ſtillſchweigend tranfigirt. Modern ansgedrüdt: man bat bie Polizeigewalt in 
der Regel auf den engeren Bezirk beſchränkt, aus VBerwaltungsrüdfichten aber 
doch eine concurrirende Polizeigeivalt in dem ganzen Kreisgebiet offen gelaflen, 
da eine wirkſame Polizei an einem Heinen Bezirk Teine abfolute Grenze finden 
darf; wie fie ja auch von Grafſchaft zu Grafſchaft durch Indoſſament der frie 

- denerichterlichen warrants ſich mit Leichtigfeit fortpflanzt. Jeder einzefe Frie 
bensrichter gewann dadurch auch die Möglichkeit fich fir Beichifte Wen einiger 
Bedeutung des Bezirlsjecretärs, aljo gewöhnlich eines geſchüftskundigen Anwalt! 
zu bedienen. Wo die Geichäftsmaffe einen gewiſſen Umfang hatte, wurden darch 
Berabredungen der Friedensrichter periodifhe Zufammenklinfte vereinbart und 
dem Publikum bekannt gemacht: entiveder Zufammenfünfte als Special Sessions. 
oder nur al8 Petty Sessions, oder als gemiſchte Sigungen (f. 8 54 a. E.). 


’ 


8 54. 


Die Neugeftaltung der engeren Polizeiverwaltuugäbezirke. 
Sessional Division». 


Das Geſetz 9. Geo. IV. c. 43 verordnet: „Sintemal nad ver- 
Schiedenen geltenden Gefegen verordnet ift, daß gewiffe Angelegenheiten 
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und Sachen verhandelt und entjchieden werden follen innerhalb. ber 
Divifionen oder Bezirke, innerhalb welcher der Grund der Verhandlung 
entitanden ift, oder in welchen die betheiligten Parteien wohnen, ober 
ihr Gewerbe oder ihren Beruf ausüben; oder daß fie verhandelt oder 
entihieden werden follen vor einem, zwei oder mehren riedensrichtern 
weiche wohnhaft find in oder zunächft foldhen Divifionen oder Bezirken, 
ober weiche gewöhnlich in folchen Amtsgeſchäfte ben: Lind fintemal die 
Grenzen folcher Divifionen oder Bezirke in einigen Fällen ungewiß 
iind, und in vielen unbequem geworden find für bie Einwohner wegen 
des Wechſels oder Zuwachſes von Gewerbe oder Bevölkerung oder aus 
anderen Gründen: Und fintemal Zweifel .entftanden find üher die Aus. 
torität, durch welche ſolche Divifionen oder Bezirke von Zeit zu Zeit 
feftgeftefft, begrenzt, oder verändert werden können; und es angemeflen 
it, daß folche Zweifel entfernt und gehörige Fürſorge getroffen werde, 
um von Zeit zu Zeit folche Divifionen oder Bezirke fo feftzuftellen, zu 
begrenzen und zu reguliren, wie es die Bequemlichkeit ihrer Ein⸗ 
wohner erfordern mag“ — deshalb wirb hiermit Folgendes verordnet: 

Die Duartalfigungen der Friedensrichter können durch 
einen Beſchluß dieje Bezirke neu geftalten, (mit Ausnahme 
der Graffchaft Middlesex) unter Beobachtung des folgenden Verfah⸗ 
end. Zunächft können je zwei ober mehre Friedensrichter der Graf: 
haft einen fchriftlichen von ihnen unterzeichneten Antrag dem Kreis⸗ 
ſecretair übergeben, enthaltend eine Bezeichnung der Ortſchaften inner- 
halb der Grafſchaft, welche nach ihrer Meinung eine zweckmäßige ‘Division 
zur Abhaltung von Spezialfigungen in Zukunft bilden, oder welche einer 
beftehenden Divifion einverleibt werden mögen. Dieſer Antrag wird 
der nächften Quärtalfigung vorgelegt, kommt aber erft in ber folgenden 
Sigung zur Erwägung, nachdem er inzwifchen in drei auf einander 
folgenden Nummern eine oder mehrer Kreisblätter oder Zeitungen durch 
den Kreisfecretaie veröffentlicht if. In der folgenden Sigung kommt 
dann der veröffentlichte Vorjchlag zur Berathung und Beſchlußnahme, 
weihe durch eine Drder ausgeführt wird. Die Bildung einer neuen 
Diviſton darf aber nur befchloffen werden auf eidlichen Beweis, daß 
m dem proponirten Bezirk zur Zeit wenigftens fünf anfäffige oder dort 
gewohnheitsmußig fungirende Sriedensrichter vorhanden find. ‘Der Be⸗ 
Art erhäft dann feinen feiten Namen von einer Hauptortichaft. Die 
beichloftene gehörig zu publicivende Order gilt auf 21 Jahre (nach dem 
Ipäteren Geſetz auf 3 Jahre). 

Die Friedensrichter in den Quartalfigungen können aber au 
fatt der Organifation einzeler Divifionen einen Generalplan zu 
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einer Neun: Eintheilung ber ganzen Grafichaft vorlegen, die 
nöthigen Unterſuchungen veranlaffen über die Grenzen, den Umfang 
und die Lofalumftände aller betehenden Divifionen; dann in einer 
Quartaffigung die ganze Divifionseintheilung nengeftalten, den Namen, 
die Ortichaften unb die Grenzen jeder Divifion feftftellen. Die jo 
beſchloſſene Order ift durch drei auf einander folgende Nummern der 
Kreishlätter ober Zeitungen zu veröffentlichen, und durch die Peft den. 
Kirchenvorftehern und Armenanffeher jedes Kirchipiels zum Anfchlag 
an die Kirchenthlir zu überfenden. Diefe Order gilt al8 Provisional 
Order vorläufig auf etwa Jahresfrift. Es wird nämlich zugleich 
öffentlich befannt gemacht, daß in einer jpätern, früheſtens in der vierten 
Duartalfigung nad) Erlaß der Order, jelbige definitiv einregiftrirt 
werden wird. Inzwiſchen wird ein Reclamationsverfahren dagegen er- 
Öffnet. Privatperfonen und Gorporationen können ſammt ober fondere 
Schriftliche Betitionen gegen die ganze Order oder einen Theil einreichen, 
und einen Zeugenbeweis zur Unterftügung ber Petition antreten. Bei 
Einreihung der Petition ift aber nachzumweijen, daß jie minbeftens 10 
Tage vor Beginn der Sitzung einem Armenaufjeher, Dorfichufzen oder 
Constable, oder zwei angefejfenen Einwohnern der Ortfchaft, der bie 
Petenten angehören, mitgetheilt if. Schon 20 Tage vorher ift biejelbe 
Notiz im Büreau des Kreisfecretairs niederzulegen, der eine Abjchrift 
davon jedem in dem betreffenden Bezirk gewöhnlich amtirenden Frie⸗ 
densrichter zu überjenden hat. Auf die darin angegebenen Gründe be 
fchränft fich bie Verhandlung und Beweisaufnahme der Quartalſitzung, 
die demgemäß die Order abändern kann. Sie wird dann formell cin: 
regiftrirt, in drei Nummern der Kreisblätter veröffentlicht, eine Ab- 
schrift jedem Friedensrichter der Grafichaft durch den Kreisjecretais 
überfandt, und gilt num unveränderlich auf 10 jahre (nach dem neueren 
Geſetz auf drei Jahre). Kaffation wegen Formfehlers und Certiorari, 
alfo ein Kingreifen der oberen Inſtanz, find ausgeſchloſſen. 

Als nun aber im Jahre 1834 die große Reform ber Armengeiet 
gebung und bie Bildung der neuen Kreisarmenverbänbe eintrat, über 
zeugte man ſich bald, wie wimjchenswerth die Lebereinftimmmng 
ber Tleineren Bolizeiverwaltungsbezirte mit den ments 
Kreisarmenverbänden fe. Zu dieſem Zweck erging das st. 6. 
et 7. Will, IV. c. 12, welches die Quertalfisungen ermächtigt, die 
unter dem früberen Gefetz gebitbeten Divisions ſchon nad Ablauf von 
drei Jahren wieder zu ändern (während fie.eigentlich auf 21 bezichung® 
weile 10 Jahre Hatten unabänderlich bleiben jollen): und zwar in der 
erklärten Abſicht bei diefer Nengeftaltung die möglichfte Webereinitim: 
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mung mit den Kreisarmenverbänden herbeizuführen. Syn diefer Richtung 
ift nun die Reform mit großer Entfchiedenheit vorwärts gegangen, unter 
häufiger Zerfchneidung und Zufammenfegung der aften Hundreds, felbft 
mit Zufammenlegung von Kirchipielen verfchiebener Graffchaften. Es 
jind dadurch die 675 BPolizeiverwaltungsbezirfe*) entjtanden, welche in 
der Statiſtik der Territorialbezirke jchon oben gegeben find. 


*) Ueber dieſe neuere Zerritorialeintheilung vergl. oben ©. 414—416. 
Durch 7. et 8. Vict c. 61 wurde die früher vorgenommene Arrondirung der 
Graffchaften für die Parlamentswahlen auch auf die Communalverwaltung aus- 
gebehnt, fo daß die früheren Enclaven jetzt der Divifion einverleibt werden, 
von der fie eingeſchloſſen find, ober fo, daß fie eine neue Division bilden. Bgl. 
and) 12. et 3. Vict. c. 18; 14. et 15. Vict. c. 55; 23. et 24. Vict. c. 65. 

Ueber das Perſonal der Friedensrichter in den Divisions f. oben ©. 559— 
561. Bon den heutigen 675 Divifionen fallen 576 auf England, 99 auf Wales. 
Tie Divifion umfaßt danach durchfchnittlich 4 deutiche D Meil. und 27,000 Einw. 
Eine namentlihe Aufzählung der einzelen, nebft Angabe des Orts, an welchem 
die Heinen Sigungen abgehalten werden,.geben die Parl. Pap. 1856 No. 235 
vol. L. ©. 525, 541. Noch anfchaulicher ift die beinahe vollftändige Weberficht 
der einzeln Grafichaften und Divifionen in demfelben Band pag. 161 (No. 110). 
Es wird hier die Zahl der in den einzelen Unterbezirfen gemöhnlid 
thätigen Kriebensrichter, die Termine, in weldyen Special und Petty 
Sessions abgehalten worden find, und die Präfenzlifte der einzelen Situngen 
angegeben. Bei der Wichtigfeit des Gegenftandes will ich folgende Auszüge 
geben, die wohl nach allen Seiten hin die wirflihen Zuftände veranjchaulichen. 

Graffhaft Bedford. Ampthill Division hatte 1853: 8 active 
Friedensrichter, 6 Geiftliche und 2 Esquires. Abgehalten wurden 27 Special 
and Petty Sessions; anweſend 2—4 Friedensrichter. — Bletsoe Division: 
8 active Kriedensrichter, darunter Lord St. John, 1 Geiftlicher, 6 Esquires. 
Petty and Special Sessions 23; praesentes 2 bis 6 Friedensrichter. — Leighton 
Buzzard Division: 10 active Friedensrichter, 4 Geiftliche, 6 Esquires. — 
Luton Division: 5 active Sriedensrichter, 49 Heine Bezirksfigungen; praesentes 
in der Regel 2 Friedensrichter. — Woburn Division: 7 active Friedensrichter, 
darunter Lord Ch. Russel, 2 Geiſtliche, 4 Esquires, 34 Bezirksſitzungen; 
praesentes 2 bis 6 (2 Mal indeſſen war fein Friedensrichter erfchienen). 

Grafſch. Berkshire. Faringdon Division: 16 active Friedens- 
Tihter, darunter der Graf von Radnor, Lord Barington, deſſen Sohn, 1 Ba- 
ronet, 1 PBarlamentsmitglied, 1 Staatsrath, 1 Ardidialonus, 3 Pfarrer. — 
Abingdon Division: 7 active Friedensrichter, 47 Heine Sigungen, praesentes 
2 bi# 6. — Newbury Division: 11 active Friedensrichter, Bezirlsfigung an 
jebem Donnerftag, anweſend durchichnittlich 4 oder 5. — Reading Division: 
16 active Kriebensrichter, von welchen 7 gewöhnlich an den Sigungen Theil 
nahmen, an jedem Sonnabend eine Petty Session und auferdem 23 Special 
Sessions. — Forest Division: 13 active riedensrichter, darunter 1 Parla- 
mentsmitglied, 2 Baronets, 10 Esquires. 

®rafihaft Cambridge: 291 Friedensrichter in der Commifften, 91 
active. Dazu bie Infel Ely mit 61 Kriedensrichtern, darunter 32 active. — 

Queiſt, Engl. Eommunalverfaffung. 44 
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Whittlesey Division: 3 active Friedensrichter, 15 Bezirkefigumgen, 23 addi- 
tional Sessions vor 1 oder 2 Friedensrichtern. — Hundred of Wisbeach: 3 
Geiſtliche und 2 Esquires, 52 Heine Sigungen. — Ely Division: 8 active 
Friedensrichter, darunter der Dechant, :6 Geiſtliche, 1 Esquire; 32 Epejiul. 
ſitzungen an feftftehenden Tagen, außerdem an jedem Donnerftag Petty Session. 

Graffhaft Cumberland: lntereintheilung in 6 Wards mit 10 bie 
33 Friedensrichtern, die fi) dann weiter in kleinere Divifionen vertheilen; dar- 
unter die City von Carlisle mit 10 $riedensrichtern, einfchließfich des Mayor. 
welche 3 Dal wöchentlich Heine Situngen abhalten. 

Grafſchaft Devon. Im der Cullompton Division find 3 Abtheilungen 
von 11, 10 und 4 Friedensrichtern gebildet, welche an verfchiedenen Orten bie 
Heinen Situngen abhalten. 

Liberty von St. Albans: 169 $riebensrichter, darunter 70 active in? 
Divifionen. 

Sraffhaft Middlesex: In 12 Divisions werben 148 active Frieden: 
richter aufgezählt; in der St. Margareth Division beſchränkt ſich jebod dat 
Geſchäft auf Tonceffions-Ertheilungen und reine Communal-Angelegenheiten, da 
übrigens der Bezirk unter den Polizeigerichten fteht. » 

Grafſchaft Rutland: 293 Nanten in der Commiſſion, darunter 19 ge 
wöhnlich thätig (2 Lords, 3 Honourables, 1 Baronet, 8 Esquires, 5 @eif. 
liche). Die Graffchaft bildet nur eine Division mit 14 Bezirks⸗Sitzungen. 

Graffchaft Stafford. Die Divifion Stock-upon-Trent hat einen be- 
foldeten Sriedensrichter, der wöchentlich flinfmal Petty Sessions hält an 6 ver 
fchiedenen Orten, zuweilen unter Mitwirkung anderer Friedensrichter. 

Grafſchaft York. Liberty of Ripon: 89; darunter 25 active, bei denen 
feine Oualification durch Eigenthum nöthig, davon 13 gewöhnfich thätige. In 
der Carphilly-Upper Division werben außer 10 Special Sessions 154 Peitr 
Sessions abgehalten, mit Affiftenz des befoldeten Merthyr Tydfil Magistrate. 


8 55, 
Die Amtsgeihäfte der Special Sessions. 


Die durch Geſetz den Special- Situngen überwiefenen Geſchäfte 
bilden regelmäßig wiederkehrende Kreisverwaltungsge: 
ſchäfte, nämlich: die Ernennung oder Beftätigung gewiffer Communal- 
beamten (Armenauffeher, Constables, Wegeaufſeher), die wichtigeren 
Derwaltungsmaßregeln der Wegeadminiftration, Entfcheidung von Yr: 
menjtenerreclamationen, Zeftftellung der Geſchwornenliſten, Feſtſetzung 
der Strafverfolgungsfoften, Ertheilung ber Schanfconceffionen und 
einiger anderen. Eine Nebengruppe bilden Entfcheidungen einer 
fummarifchen Polizei-Yurisdiction über umeheliche Vaterſchaft 
und Alimentationspflicht und über Erfagpflicht der Gefammtgemeinden 
für kleinere Vermögensbeſchädigungen. 
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I. Die Ernennung resp. Beftätigung der unteren 
Sommunalbeamten bezieht ſich auf folgende Gruppen: 

1. Ernennung oder vielmehr Beftätigung der Armenaufſeher. 
Die Kirchfpielsverfammlung vestry reicht zu dem Zweck alljährlich der 
Bezirksſitzung eine Lifte der geeigneten Perſonen ein, aus welchen die 
Sriedensrichter die beiden an erjter Stelle Genannten zu ernennen 
pflegen ($ 100). 

2. Ernennung der unbefoldeten Gemeinde - Constables, in 
der Regel in folgender Weiſe: Alljährlich am 25. März erläßt die 
Bezirksſitzung eine Anweifung zur Einreichung von Liſten geeigneter 
Perfonen zum Conftablerdienft für das nächſte Jahr. In der nächſt—⸗ 
folgenden Spezialfigung erfolgt die Ernennung, in einer dritten Sigung 
die Einfchwörung der fo ernannten Constables ($ 68). In der Be- 
fugniß zur Ernennung liegt auch das Recht der Entlaffung. Ebenſo 
fönnen die neuerdings eingeführten Special Constables wegen Lebel- 
verhaltens oder Dienftverfäumniß entlaffen, und Amtsregulative für 
ihre Amteführung in einer Spezialfigung erlaffen werden (8 69). 
Modifieirt ift die Einrichtung durch die neuejte Geſetzgebung, melde 
ejoldete Constables an die Stelle der alten Polizeiſchulzen oder neben 
diefelben jest (8 71). | 

3. Die Examiners of Measures zur Bifitation der Maße 
und Gewichte bei Gewerbetreibenden werden noch in den Spezial- 
Sikungen ernannt; früher auch die Inspectors of Weights and 
Measures 37. Geo. III. c. 143, deren Ernennung jest auf bie 
Duartalfigungen übergegangen tft (8 60). 

4. Die Ernennung der Wegeauffeher erfolgte nach den älteren 
Wegeordnungen ebenfalls in einer Spezialfigung. Nach der neuen 
Vegeordnung werden fie jährlich von der Ortsgemeindeverfammlung 
gewählt. Erft in dem Falle, daß die Wahl verfäumt, oder der Wege: 
aufjeher während des Amtsjahrs verftorben oder unfähig geworden, 
oder jein Amt anzutreten verfäumt, oder bie Pflichten des Amts zu 
erfüllen verweigert hat, follen die Friedensrichter in ihrer nächſten Ver- 
ſammlung für Wegeangelegenheiten einen neuen ernennen, bis zur nächſten 
Bahl-Periode ($ 120). | 

U. Die Spezialfigungen für Wegeangelegenheiten 
jollen 8—12 mal jährlich ftattfinden für folgende Gefchäfte: 

1) Revifion der Wegebinrehnungen. In der nächſten 
Spezialſitzung nach dem 25. März hat der Wegeauffeher einen fchrift- 
lien Bericht zu erftatten über den Zuftand aller Landftraßen, Land» 


wege, Brücken mit Zubehör. Die vorher der Gemeinde⸗Verſammlung 
44* 
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vorgelegten Berechnungen werden ſodann der Bezirkefigung vorgelegt, 
die den Wegeauffeher über die Richtigkeit verhört, die dagegen oder gegen 
die Verwendung der Gelder vorgebrachten Beſchwerden prüft, und durch 
eine Order erledigt. 

2. Entfheidbung von Streitigkeiten zwifhen dem 
Wegeauffeher und den Grundnahbaren, wegen unterlajjener 
Lichtung, Köpfung, Beſchneidung von Bäumen und Heden oder wegen 
Befeitigung fonftiger Behinderungen der Paffage. Sie erfolgt nad 
gehöriger Vorladung des Eigenthümers durch Order der Bezirksfigung; 
neben der Befeitigung des Hindernifjes kann auch auf Geldbuße bie zu 
40 sh. erfannt werben. 

3. Erlaß der Reparatur-Orders. Auf eibliche Anzeige über 
den nicht reglementsmäßigen Zuftand eines Weges follen die Friedens— 
richter den Wegeauffeher oder die fonft wegebaupflichtige Perſon zu einer 
Bezirksfigung für Wegeangelegenheiten laden, anhören und nöthigenfalle 
eine Befichtigung anordnen. Nach Maßgabe des Befundes können fie 
die verantwortliche Berfon in eine Geldbuße bis zu 5 2. nehmen und 
eine beftimmte Frift fegen zur Ausführung der Reparatur. Bei fort- 
gejegter Unterlaffung ergeht eine zweite Order, durch welche eine andere 
Perfon mit Ausführung der Reparatur beauftragt, der muthmaßlidk 
Koftenbetrag dafür fummarifch feftgeftellt, und in der Weife einer Geld 
buße beigetrieben wird, — Immer voraudgefegt, daß die Verpflichtung 
zur Wegereparatur nicht ftreitig ift; denn eine Entfcheidung darüber 
gehört vor die Affifen oder Quartaffigungen im formellen Anklage: 
verfahren. 

4. Beihaffung der Wegebaumaterialien. Zwei Friedene 
richter in einer Bezirksfigung Fönnen dem Wegeauffeher eine Ermächti 
gung (licence) ausfertigen, um Steine von allen Ländereien innerhalb 
des wegebaupflichtigen Kirchipiel® zum Zweck der Reparatur herbeizu 
Ihaffen. Die Höhe der dabei vorlommenden Entſchädigungen wird 
ſummariſch von der Bezirksfigung feftgeftellt. 

5. Bildung von größeren Wegebaudiftriften, namentlid 
zum Zweck der Anjtellung beſoldeter Wegebau⸗Inſpectoren, kann eben: 
falls von den Special- Sitgungen ausgehen, welche nach Anhörung der 
Betheiligten mehre Kirchfpiele zu einem größeren Diftrikt vereinigen 
mögen. Nach den älteren Wegebauordnungen konnten bie Bezirke 
figungen aud die Verlegung Öffentlicher Wege befchließen, — eine Br 
fugniß, die jegt in andere Hände übergegangen ift, mit Vorbehalt des 
Rechtswegs an Ouartalfigungen und Jury. 

II. Die Entfcheidung der Reclamationen gegen bie 
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Armenfteuerveranlagung ift fchon im Zufammenhang des Com⸗ 
munalfteuerfpftems 8 17 ausgeführt. Während früher dieſe Recla⸗ 
mationen ausjchließfih vor die Duartalfigungen gehörten, kann jet 
nah 6. et 7. Will. IV. c. 96 8 6 ber Reclamant zur Vereinfachung 
und Erfparung von Koften ſich an die Spezialfigungen wenden. Es 
jollen zu dem Zweck jährlih mindeftens viermal befonbere 
Sigungen abgehalten werden, in welchen die Friedensrichter alle Be- 
Ihwerden wegen Ungleichheit oder Unrichtigfeit der Einſchätzung zu 
hören und zu entfcheiden Haben; doch nicht über das Prinzip der 
Steuerpflicht. Die Entfcheidung ift endgültig ohne Abberufung durd) 
Certiorari, wenn nicht die Partei binnen 14 Tagen fchriftliche Ap- 
pellation an die Quartalfigungen bringt. 

IV. Die Feftftellung der Gefhmwormenliften fällt nad) 
dem Geichwornengefe 6. Geo. IV. c. 50 zunächft den Ortsgemeinde- 
beamten zu. SKirchenvorfteher und Armenaufjeher müflen am erften 
Sonntag des Monats September die Urlifte für ihren Ort nach ge- 
ſetzlihem Formular beendet haben, welche drei Wochen lang ausgelegt 
und an den Sirchenthüren ausgehängt wird. In ben legten fieben 
Tagen des September findet dann eine Spezial-Sigung ftatt, in welcher 
die Friedensrichter wahnfinnige, blödfinnige, blinde, taube, preßhafte 
Perſonen ftreichen, bie irrthümlich etwa Ausgelaffenen Hinzufügen, 
jouftige Irrthümer nad) Anhörung der Betheiligten berichtigen, die 
Öezirksliften ihrer Divifion zufammenreihen, und durch zwei Friedens⸗ 
richter atteftirt dem High Constable aushändigen zur weiteren Be- 
förderung an die Quartalfigungen. Die Entfcheidung ber Bezirks⸗ 
reclamationen erfolgt in der gewöhnlichen fummarifchen Weiſe; wobei 
fh die Bezirfefigung bis auf 4 Tage adjourniren kann, um die Be⸗ 
theiligten, welche etwa noc zu hören find, nachträglich zu laden. Zur 
Berichtigung der Liften können die SFriedensrichter auch Einſicht und 
Auszüge nehmen aus allen Staats- und Communalfteuerliften. 

V. Die Feftfegung der Strafverfolgungstoften, ins 
beiondere der Zeugen⸗ und Anmwaltsgebühren, welche jetzt Kreisfajfe und 
Staatsfhag zur Hälfte zu tragen haben, erfolgt ebenfalls periodifch 
in Spezialfigungen. Der Natur der Sache nad) ift dies überwiegend 
Büreaugefchäft des Bezirks⸗Secretairs, doch unter Controle der Frie- 
densrichter, von denen das Feſtſetzungsdecret ausgeht. 

VI Das Gefhäft der Eonceffions-Ertheilungen für 
Shankgerechtigkeiten und in einigen anderen Fällen bildet ein fo um- 
fefiendes Gefchäft der Specialfigungen, daß es zu einer eigenen Dar: 
fellung auszufondern ift (8 57). 
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VII. Bon den Bolizeijurisdictionsgefhäften der Beirke 
figungen find die wichtigften die Orders in bastardy, welde 
ihre eigene fehr weitläuftige Gefchichte haben (8 56). Werner gehört 
hierher die nicht fehr praktische Feitftellung des Schadenserjages, 
den eine Hundertjchaft für Aufruhr und Tumult zu leiten 
hat bis zum Betrag von 30 8.*) 


*) Die früheren Gefete über die Haftung der Hundred find jekt aui- 
gehoben durch 7. et 8. Geo. IV. c. 27 c. 31 8 2 ff. In Fällen einer Zer 
ftörung von Maſchinen und anderer Eigenthumsbeichädigungen in Aufruhr ımd 
Tumult ift die Sammtgemeinde, Hundred, für vollen Schadenserfat verant- 
wortlich, der in wichtigeren Fällen vor die ordentlichen Strafgerichte gehört. 
Wo aber der Schaden nicht 30 2. itberfteigt, fol der Beichädigte binnen 7 Tagen 
nad) der Begehung des Delicts dem High Constable der Hundred ſchriftlich 
die Schadensforderung anmelden in geſetzlich vorgeſchriebenem Formular. Gleich 
zeitig foll der Kläger binnen 7 Tagen nad; Begehung des Delicte fi) an eimen 
benachbarten fFriedensrichter wenden, eidlich die Namen der Mebertreter angeben, 
wenn ſolche befannt find, das Beweismaterial für die einzelen Umftände dei 
Delicts dem Friedensrichter unterbreiten, und durch Kaution fid) zur Strafver- 
folgung der Uebertreter verpflichten. Ebenſo muß der Kläger an 2 Sonntagen 
vor dem Termin zur Hauptverhandlung an der Kirchenthür des Orts einen 
fchriftlichen Aushang nad) gejetlichem Formular anheiten laſſen. Der Frieden! 
vichter hat binnen fieben Tagen foldye Anzeige zweien Friedensrichtern vonule 
gen, welche darauf eine Specialfigung aller activen Friedensrichter der Divifion 
in einer Frift von 21-30 Tagen berufen zur Anhörung und Eutſcheidung aller 
ſolcher Anſprüche. In dem Termine verhören die Friedensrichter (mindefene 
zwei) den Kläger, die freiwillig erfehienenen Einwohner der Hundertſchaft und 
ihre Zeugen, entfcheiden daranf durch Order über Schadenerfat und Koften, und 
weifen den Betrag auf die Kreisfaffe (Treasurer of the County) an, wo ft 
daun wieder durch einen Zufchlag auf die Kreisftener für die Hundred verein 
nahmt werden. Durch 2. et 3. Will. IV. c. 72 find dieſe Vorſchriften anch 
ausgedehnt auf die Zerſtörung von Dreſchmafſchinen. 

Gelegentlich können auch Criminalgeſchäfte, die nach dem Geſetz vor zwei 
Friedensrichter in einer petty session gehören, ebenſo von einer special session 
verhandelt werden, namentlich aucd die leichteren felonies jngendlider 
Berbreder, und die erften gemeinen Diebftähle. 

Der Terminkalender der Heinen Be irksfigungen kann bei diefer Geftaltung 
der Geſchäfte jehr compficirt fein, wie aud die parlamentarifchen Ueberfihten 
1856 Nr. 110 ergeben. In Diftricten, mo die Gejchäfte einen geriffen Umjang 
haben, kommen 32 Epecialfitungen an feftftehenden Tagen vor, darnnter ein 
zur Ertheilung der Bierhaus-Conceffionen, acht zur Uebertragung von Bierhaus 
Conceffionen, acht für Wegebanangelegenheiten, eine zur Revifion der Wege 
auffeher-Rechnungen, drei für Anftellung und Beeidigung der parish constable:. 
eine zur Anftellung der Armenanffeher, vier zur Feſtſtellung der Strafverfolgung? 
foften, vier zu Appellationen gegen die Armenfleuer, eine zur Ertheilung der 
Eonceffionen zum Wildhandel, eine zur Feflftellung der Geſchwornenliſten. Vo 
dann nod) beiondere Petty Sessions im Boraus feftgeftellt find, erſcheinen mo 
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natlih wohl vier, ſechs oder noch mehr Heine Bezirksſitzungen; während bei 
geringerer Geſchäftslaſt ſich alles in zwölf Bezirksſitzungen oder noch wenigere 
zufammenbdrängt. 


8 56. 


Entſcheidung der Klagen ans uneheliher Schwängerung. 
Orders in bastardy. 


Die Verpflichtungen des unehelichen Waters wurden bis in bie 
neuefte Zeit nur vom Gefichtöpunft ber Armenpflege behandelt.*) “Die 
Gefeßgebung Eliſabeth's ſchritt zuerft polizeilich gegen uneheliche Schwän- 
gerungen ein, unterwarf beide Betheiligte arbiträren Strafen, und Tieß 
auf Antrag der Armenverwaltung durd Order zweier Friedens- 
rihter den natürlichen Vater zu einer periodifchen Alimentenzahlung 
verurtheilen 18. Eliz. c. 3 $ 2. Vorbehalten blieb eine Appellation 
an die Quartalfigungen, die nad) der Faſſung eines ſpäteren Geſetzes 
auch ſchon im erfter Inſtanz Urtheil fprechen können. Die fpäteren 
Gefege 13. et 14. Car. II. c. 12819; 6. Geo. II. ce. 51 fchärfen 
dies Verfahren, insbejondere durch eine fummarifche Verhaftung des 
angegebenen Schwängererd. Auf Grund biefer Geſetze wurde nun Die 
Grlafiung von Orders of filiation and maintenance durcd zwei Frie⸗ 
densrichter ein gemöhnliches Geſchäft ber Meinen Bezirksſitzungen (ent⸗ 
weder petty oder special sessions), wobei ſich aus dem Verhör der 
Mutter und der Zeugen, die zur Unterftügung ihrer Ausfage vernom⸗ 
men werden mußten, ein fürmlicher Prozeß eutwidelte. 

Die Härte und der nahe liegende Mißbrauch diefer älteren Geſetze 
führten eine Aufhebung herbei durch das Armengefet von 1834, 4. et 
5. Will. IV. c. 768 69. Dies Gefeg gab den Quartalfigungen das Recht, 
auf Antrag der Kreisarmenräthe den angeblichen Vater eines unehelichen 
der Armenpflege zur Laſt fallenden Kindes vorzuladen, und nad fum- 
mariſcher Verhandlung, „wenn das eidliche Zeugniß der, Mutter durch 
andere Beweiſe in mehren wefentlichen Einzelheiten beftätigt wird“, die 
natürliche Vaterfchaft anzuerkennen, und den natürlichen Water zu 
wöchentlichen Alimentenzahlungen zu verurtheilen. Das Geſetz 2. Vict. 
e. 85 trägt die Yurisdiction indeffen wieder auf die Meinen Bezirks⸗ 
figungen zurüd. Das Prozeßverfahren blieb bei diefen Schwankungen 
der Geſetzgebung ziemlich unverändert. Eine Order of Maintenance 
lautet nach dem gewöhnlichen Formular, aus welchem zugleich der Gang 
des Verfahrens erfichtlich ift, alfo: 

In einer Specialfigung der Königlichen Friebensrichter für die Divifion N. im 
der Graijchaft N , abgehalten zu N. am 17. Juli 1842. Nachbem auf erhobenen 
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Antrag und Klage der Armenräthe des Kreisverbandes N., betreffend ein männ- 
Tiches unehelicyes Kind, geboren von der M. Y., einem ledigen, dem gedachten 
Armenverband zur Laft fallenden Frauenzimmer, es uns, den gedachten Friedens 
richtern, forwohl auf die Beſchwerde der gedachten Armenräthe al® auf den Eid 
der gedachten M. Y. erjcheint, daß die gedachte M. Y. am 6. Mai 1842 entbun- 
den worben ift von einem männlichen unehelichen Kinde, welches wegen Unver 
mögens der M. Y. dem gedachten Armenverband zur Laft gefallen ift, und wahr: 
ſcheinlich ferner zur Laft fallen wird: Und nachdem die gedachten Armenrätke 
nach forgfältiger Ermittelung darüber den C. D. aus N., einen Schneider, ax 
Magen als den muthmaflichen Vater bes Kindes, und uns gehörig nachgewieſen 
if, daß eine fchriftliche Anmeldung des Armenrathe von der anzuftellenden Klage 
bem C. D. nad Vorſchrift des Geſetzes fieben Tage vorher gegeben if: Und 
nachdem der gedachte C. D. vor uns erjchienen iſt zur Verantwortung auf bie 
gedachte Anklage, und feinen genügenden Grund nachgewiejen hat, warım er 
nicht in Wirklichkeit der Vater des gedachten Kindes fein ſollte: Nunmehr nad 
gehdrigem Berhör und Unterfuhung über die Wahrheit der gedachten Auflage 
und nad) Anhörung der Beweife darüber, ſowohl auf den Eid der unverehelichten 
M.Y., al® anf die Eide anderer Perſonen, nämlich des G. H. nnd K. V. welde 
zu unferer Befriedigung in mehren weſentlichen Einzelheiten das Zeuguiß 
der gedachten M. Y. befräftigen; und nad Anhörung deſſen, was der gebadite 
C. D. zu feiner Bertheidigung zu fagen hat: — find wir die gedachten Frie 
densrichter nunmehr genügend überzeugt, und verorbnen und urtheilen 
demgemäß, daß der gedachte C. D. der putative Bater bes gedachten Kindes if; 
und wir finden, daß dieſes Kind wegen Unvermögens ber M. Y. dem Kreis 
arınenverband am 7. März 1842 zur Laft gefallen, feitdem zur Laft geblieben 

iſt, und wahrſcheinlich fo bleiben wird: Und wir verordnen und urtheilen ferner, 
daß der gedachte C. D. fofort zu erftatten hat dem Armenrath die Summe von 
2... als den Betrag der flir Erhaltung des Kindes vom 7. März 1842 bis 
beute wirklich veransgabten Koften, feftgeftellt durch den Eid des N. T., eines 
Beamten des Armenraths, und anf andere Weile: Und wir verorbnen und ur- 
theilen. ferner, daß C. D. zu zahlen hat dem gedachten Armenrath wöchentlid 
und für jede Woche von num an, bis das Kind das Alter von fieben Jahren 
erreicht haben wird (wenn es fo lange lebt, und dem Armenverbanbe fortbauernd 
zur Saft bleibt), eine ſolche Geldſumme, wie wöchentlich verausgabt werden wird 
zur Erhaltung des Kindes, nicht lberfteigend den Betrag von — (25 Ger.) in 
jeder einzelen Woche. Gegeben x." (Dazu zahlreiche Formulare, inebefondere 
auch für die nachfolgenden Warrants zur Berhaftung und Auspfänbung dei 
Berurtbeilten, und zur Beſchlagnahme der Arbeitslöhne.) 


Durch die Gejeßgebung feit 1844 ift nun aber die materielle Behand- 
(ung der Paternitätsklagen noch einmal, und zwar von Grund aus 
geändert. Durch 7. et 8. Vict. c. 101 wird das Recht der Pater 
nitätöflage von der Armenverwaltung auf die Mutter des Kindes 
übertragen, und damit aus einer polizeilichen Maßregel der Armen 
verwaltung zu einem Alimentationsanfpruch aus Quaſi-⸗Verwandtſchaft 
umgebildet. Die Mutter fann während der Schwangerfchaft, oder binnen 
12 Monaten nad) der Geburt, oder binnen 12 Monaten nachdem der 
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Bater aufgehört Hat freiwillig Alimente zu zahlen, felbigen vor eine 
Heine Bezirksfigung laden laffen. Nach gehöriger Verhandlung zwijchen 
beiten Parteien (oder beim Ausbleiben des Beklagten in contumaciaın) 
wird ſodann, wenn das eidliche Zeugniß der Mutter durch andere Be- 
weife in mehren weientlichen Einzelheiten beftärkt wird, in Geftalt eines 
Reſoluts (Order) die natürliche Vaterfchaft anerfannt, und der Be⸗ 
Magte zur Zahlung von wöchentlich 13. Thlr. für die nächften 6 Wochen 
nah der Geburt, und von da an zu wöchentlich 2 Thlr. Alimenten 
verurtheilt bis das Kind das 13. Jahr volfendet Hat, oder ftirbt, oder 
die Mutter fich verheirathet. Bleiben die Alimente rückſtändig, fo tritt 
Mobiliarerecution ein (bis zu deren Ausgang der Beklagte vorläufig 


verhaftet werden kann), und nad) fruchtlofer Execution Gefängnißhaft 
auf drei Monate. 


Das Recht der Bastardy if in England eigenthümlich geftaltet, ſeitdem 
die Barone auf dem Reichstag zu Merton mit den hiftorifch gewordenen Worten 
„Nolumus legem terrae mutare“ da8 fchon begonnene Eindringen des römiſch⸗ 
lanoniſchen Rechts abgewehrt hatten. Der römifche Sag pater est quem nuptiae 
demonstrant gilt in dem Sinne, daß jebes nach der Hochzeit geborene Kind die 
vermuthung der ehelichen Geburt für ſich hat, mit Vorbehalt überzeugender 
Gegenbeweife. Legitimation durch nachfolgende Che ift ausgefchloffen. Das 
Erbrecht des Baftard ift activ und paffiv befchränft dadurch, daf er feine Agnaten- 
familie hat. Das perfänliche Verhältniß zum Erzeuger ift feine Verwandtſchaft, 
das fttfiche Bergehen der Mutter nnd des Erzeugers füllt der Kirchencenſur 
anheim, und feit der Reformation einer Polizeigeſetzgebung, die fi ausichlief- 
li auf den Gefichtspunkt der Armenpflege beichräntt. Nach 18. Eliz. c.3 $ 2 
fönnen je zwei Friedensrichter eine Order erlaffen zur arbiträren Beſtrafung 
beider Betheiligten und einen Befehl an bie Mutter oder den Bater, „das Kind 
zu alimentiren durch wöchentliche Zahlung, oder in anderer Weiſe,“ und wenn 
die Betheiligten ungehorfam find, „ſolche in das Grafſchaftsgefüngniß abzuliefern, 
618 fie genügende Sicherheit beftellen, daß fie entiweder die Order befolgen oder 
perfönfih vor den nüchſten Quartalſitzungen erfcheinen und den Beſchlüſſen der 
höheren Inftanz Folge leiften werden,” möge diefe die urſprüngliche Order be- 
Rätigen oder mobdificiren. Durch 3. Car. I. c.4 8 15 werden die fümmtlichen 
Friedensrichter nochmals ermächtigt und angemwiefen, dies Geſetz auszuführen. 
Die Prarxis nahm nach diefer Faſſung an, daß nunmehr die Quartalſitzungen 
and in erſter Inſtanz eine Order of filiation and maintenance erlaſſen 
dürfen. Der practifche Zuftand, der daraus hervorging, fllhrte zu folgender 
Alternative: 

1. Wenn Vater oder Mutter für das uneheliche Kind ſorgen, fo miſcht ſich 
die Obrigfeit nicht ein. Der Vater, obgleich nicht verwandt, wird doch in fo- 
weit als natürlicher Bormund betrachtet, als er ein Recht hat, das Kind ſelbſt 
m erhalten und zu erziehen. Nur fo lange das Kind an der Mutterbruft ift, 
darf es ihr nicht wider Willen entzogen werben. Der Bater kann ferner einem 
voligeilichen Verfahren entgehen, wenn er freiwillig fi mit den Kirchſpiels⸗ 





698 Eap. IV. Abſchn. IL. Die Heinen Bezirksſitzungen der Friedensrichter. 


beamten abfindet, entiveder durch eine runde Summe im voraus, ober durd 
fortgefegte Zahlungen auf Berjchreibung. 

2. Tritt dies aber nicht ein, fo findet das polizeiliche Verfahren ftatt, weldes 
durch die fpätere Geſetzgebung noch erheblich verfchärft if. Nah 7. Jac. J. 
c. 4 $ 7 tönnen die Friedensrichter die Mutter eines Baftard, fobald es wahr: 
ſcheinlich ift, daß derfelbe der Armenpflege zur Laft fallen wird, auf ein Jahr 
in das Correctionshaus ſchicken, und im zweiten Uebertretungsfall auf jo lange, 
bis fie Sicherheit für ihr gutes Berhalten ftelt. Nach 13. et 14. Car. IL 
c. 12 8 19 können die Armenauffeher, wenn Vater oder Mutter ans dem Kirch 
ſpiel fortlaufen, mit Autorifation zweier Friedensrichter das bewegliche Bermd- 
gen mit Beichlag belegen und verlaufen. Nach 6. Geo. I. c. 31; 49. Geo. III. 
e. 68 Tann die Mutter eines unehelicyen Kindes, vor oder nad; der Geburt, iel- 
biges einem Dritten anjchwören; der muthmaßliche Erzeuger foll dann auf An- 
trag der Armenauffeher ergriffen und in das Gefängniß geliefert werden, bie 
er Sicherheit beftellt für Schadloshaltung des Kirchipiels, oder für fein Erſchemen 
vor den nächften Ouartalfigungen. Das Ganze hatte zu fo viel Härten md 
Mißbräuchen Veranlaffung gegeben, daß die Arınengefeggebung von 1834 anch 
hier eine Totalreform herbeiführte. Durch 4. et 5. Will. IV. c. 76 8 69 werden 
alle Geſetze über die Affiliation aufgehoben für die nach dem Geſetz gebo- 
renen Kinder; ebenjo die Geſetze über die Beftrafung der Mutter und br 
muthmaßlien Erzeugers. Der Baftard folgt jet bis zur Vollendung det 
16. Jahrs dem gejetlichen Niederlaffungsort der Mutter, welche zur Erhaltung 
zunächft verpflichtet ifl. VBeibehalten wurde aber das Syſtem ber Orders in 
Bastardy auf Antrag ber Armenverwaltung, deren Erlaß auf die Quarial 
figungen übertragen ward ($ 72), vor denen nun jummarifche Verhandlung und 
Beweisaufnahme über die uneheliche Vaterſchaft ftattfinden ſollte. Sie erfaunten 
nad) Mafgabe der Beweife auf die nothwendigen Alimente für das Kind 
bis zum fiebenten Jahre, — nicht zu Gunſten der Mutter, ſondern nur zur 
Berwendung für das Kind felbf. Da dies Verfahren fich aber bald ale zu 
weitläufig und unpractijch erwies, fo folgte das st. 2. et 3. Vict. c. 855 I, 
wodurd die Jurisdiction über Paternitätsflagen in erſter Inflanz wieder au! 
zwei Sriedensrichter in einer Special oder Petty Session zurüd 
übertragen wird. Die Klage wird noch immer erhoben durch den Armenratt 
der Union, binnen drei Monaten, nachdem das Kind dem Kirchfpiel zur Sail 
gefallen, und geht gegen den natürlichen Bater auf Schabloshaltung des Armer- 
verbandes für die Koften der Alimentation. Zur Vermeidung von Härten find 
einige adminiftrative Gewalten des Königlichen Arınenamts eingejchoben. 

Ein völlig neues Grundprincip, und mittelbar auch eine Aenderung det 
Berfahrens, ift nun aber eingetreten durch 7. et 8. Vict. c. 101. Wan hat end 
lich eingejehen, daß das bloße ökonomiſche Intereffe der Armenpflege nicht MT 
einzige Gefichtspunft der Frage fein Tann, daß vielmehr analog der ehelichen 
Baterfchaft, der nädjfte Gefichtspunft die Berpflichtung des unehelichen Batert 
zur Alimentation if. Man bat daher das Klagerecht der Armenverwaltung, 
fowie das Grundprincip der Chargeability für die Armenverwaltung jallen 
laflen, giebt der Mutter die Paternitätsffage, und kommt damit wejenilid zu 
dem deutichen Syſtem. Der ©erichtsftand und das Verfahren find aber unnr- 
Ändert vor den Friedensrichtern geblieben, theil® weil man einmal gerotm! 
war, die Baternitätsflagen als Gegenftand der Bolizeijurisdiction zu behandeln, 
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theif8 weil es damals an einem localen Civilgericht noch fehlte. Das Geſetz 
nennt als entjcheidend die petty sessions, behandelt alfo juriftifch den Fall wie 
die obigen Fälle einer polizeilichen Civiljurisdietion 88 46—51. Ich habe in- 
defien die alte Stellung des Falles unter der Rubrik adminiftrativen Seffions- 
geichäfte beibehalten, um fo mehr als er auch gejchäftlich meiftens in Special 
Sessions verhandelt wird. ine flatiftiiche Weberficht liber bie in den Jahren 
1845 — 1859 erlaffenen orders in bastardy geben die Parl. P. 1861 No. 55 
Vol. LV. 37. Im Jahr 1860 waren e8 4630 Fälle. 


8 57. 
Erteilung ber polizeilichen Gewerbe: insbefondere Schant-Eon- 
ceſſionen. Magistrates licences. 


Die verwidelte Rubrik der Licences in England Tichtet ſich durch 
die beftimmte AUnterfcheidung von 4 Arten. Es werden erfordert: 

1) Steuergewerbefheine, excise licences, deren Gebiet fo 
weit reicht wie die Gejeßgebung über die excise. 

2. Die Conceffionen für Gewerbe zu denen eine ted)> 
nifhe oder wiſſenſchaftliche VBorbildung für erforderlich er- 
achtet ijt, werden von jelbftändigen Corporationen ertheilt, die 
niht unter dem Kinfluß des zeitigen Meinifteriums ftehen. Hierher 
gehören Apotheker, Aerzte, Xootjen. 

3) Eigentlihe Polizei-Conceffionen, bei denen fich der 
kinfluß einer Partei- Patronage geltend machen Tann, bejchränfen ſich 
auf die Schanfitellen, Theater und drei Nebenfälle, und find durch die 
Stellung der Spezialfigungen wenigftens unabhängig von der zeitigen 
Ninifterial-Bartei. Aus dem Gebiet der Quartalfigungen gehören hier- 
her namentlich die Conceſſionen für Privatirrenhäufer. 

4) Ein gemifchtes Syftem tritt ein bei dem befchränften De« 
tailverfauf von Getränfen, und bei einigen in das Gebiet der Quartal- 
Aeumgen fallenden Gonceffionen (für Abdeder, Auswanderungsagenten 
.), wo entweder ein Sittenzeugniß, oder eine Öffentliche Bekanntmachung, 
oder ein gewiffer Miethswerth des Geſchäftslokals als Cautel vor- 
ausgefegt wird. — Trödler und Haufirer bedürfen eines Steuerfcheins 
mit Sittenzeugniß. — Den Common Lodging Houses kann eine 
Sonceffion verfagt werden, wenn fie fein Sittenzeugniß vorzeigen. — 
Singulär ift die Ertheilung eines Certificate für Drofchfen und Om- 
nibus durch die Polizeipräfettur in London, die ſich aber nur auf die 
Tüchtigkeit des Fuhrwerks beſchränkt (8 41), fo wie Conceffionirung 
der dazu gehörigen Kutſcher und Wärter. 

Das Conceſſionsweſen, joweit es in den Heinen Bezirksfigungen 
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gehandhabt wird, alfo hierher gehört, umfaßt die Schanfconceflionen 
und einige Nebenfälle. 

I. Die Ertheilung der Schanfconceffionen beruht, nad 
Aufhebung aller früheren Gefege darüber, jet auf dem Hanpigeſetz 
9. Geo. IV. c. 61. Altjährlicd zwischen dem 20. Auguft und 14. Sep- 
tember (in Middlesex und Surrey in ben erften 10 Tagen des Mär;) 
fol ein General Annual Licensing Meeting abgehalten 
werden, behufs Ertheilung der Conceffionen zum Verkauf accisbarer 
Getränke im Detail, in Wirths⸗, Bier- und Speifehäufern, zur Ber: 
zehrung in den darin benannten Räumen ($ 1). Wenigftens 21 Tage 
vorher treten zwei Friedensrichter zufammen, verabreden Zeit und Ott 
de8 General Meeting, und erlaffen fchriftliche Anweifung an den 
Ober⸗Conſtabler des Bezirks, der folche binnen 5 Tagen durd) die 
Unter-Conftabler an der Kirchthür befannt zu machen, jedem Friedens⸗ 
richter der Divifion, jedem Inhaber einer Schantitelle, und jebem Br 
werber um eine Conceffion eine Abjchrift ber Bekanntmachung zuzuftellen 
bat ($ 2). Jeder Bewerber um eine neue Conceſſion hat an- der Ein 
gangsthür des Haufes, und an der Kirchthür des Orts, oder an einer 
fonftigen öffentlichen in die Augen fallenden Stelle, an brei verſchie⸗ 
denen Sonntagen im Monat Yuni und Juli von 10 Uhr Vormittags 
bi8 4 Uhr Nachmittags eine Notiz über die beabfichtigte Schantjtelle 
leferlich gejchrieben auszuhängen, und eine Abjchrift davon einem 
der Armenauffeher auszuhändigen, nach folgendem gejeglichen Yormu- 
lar ($ 10): 

„An die Armenauffeher und Constables des Kirchſpiels N., und am alle bie et 
angeht. — Ich A. B., Specereihändler, jetzt wohnhaft zu N. in dem Kirchſpiel N. 
der Grafihaft N., während der letzten ſechs Monate anfäffig zu N., gebe bier 
dur Nachricht, daß es meine Abficht ift, bei der nächften allgemeinen Jahrre 
verfammlung zur Ertheilung der Konceffionen am nüchſten 3. September mich 
zu bewerben um eine Conceſſion zum Verkauf aceisbarer Getrünke im Deten. 
in dem Haufe oder den bazu gehörigen Räumen (hier folgt die Beſchreibung 
des Haufes nad Strafe und Lage, Name des Vermiethers und Miethere, An 
gabe ob es innerhalb der letzten drei Jahre ſchon als Schantflelle conceifionirt 
geweſen, von wem und unter welcher Firma), und welches ich beabſichtige alt 


Gaft-, Bier» oder Speifehaus einzurichten. Gegeben unter meiner Handicritt 
am ..ten Juni 1853,” 


Die in dem General Meeting verfammelten Friebensrichter er 
theilen oder verweigern die erbetene Concefjion nad; ihrem 
freien Ermeſſen (discretion), je nachdem fie die Perfon dazu geeignet 
halten oder nicht. Ausgefchloffen von ber Entfcheidung bleiben ale 
Friedensrichter, welche ein Intereſſe bei der Ertheilung haben fünnen. 
Kein Brauer, Branntweinbrenner, Malzverfertiger, Malzverfäufer im 
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Detail, Einzelverfäufer accisbarer Getränke, und fein Theilnehmer an 
einem folchen Geſchäft, darf mitwirken ober gegenwärtig fein bei einem 
folden Meeting, oder Theil nehmen an der Erörterung oder Beichlup- 
nahme der Sriedensrichter über ein Eoncefftonsgefuch, bei LOO X. Strafe. 
Kein Friedensrichter darf fiäh ferner dabei betheiligen, fofern das con- 
celffionirte oder zu conceffionirende Haus „ihm als Eigenthümer gehört, 
oder fofern er Verwalter oder Agent des Eigenthümers ift, oder fofern 
es ein Haus ift im Eigenthum eines Brauerd, Branntweinbrenners, 
Nalzfabrifanten, Detailverfäufers von Malz oder accisbarem Getränte, 
mit welchem ſolcher Friedensrichter durch Blutsverwandtſchaft oder Ehe, 
al8 Vater, Sohn oder Bruder verwandt, oder mit welchem er als 
Sefhäftstheilnehmer in Verbindung ſteht,“ bei 100 L. Strafe. 
Iſt die Ertheilung der Conceſſion befchloffen, jo wird ſolche 
ausgefertigt nach folgendem vorgefchriebenen Formular ($ 13): 
„Bei der allgemeinen jährlichen Berfammlung fiir Ertheilung der Konceifionen 
der Königlichen Friedensrichter fiir die Divifion N. N. der Grafſchaft W. ge- 
halten am 10. Juli 18.. ermächtigen wir hierdurch den A. L. jetzt wohnhaft 
zu N. in der Gemeinde N., Befiger eines Gaft-, Bier- oder Speifehaufes, mit 
der Bezeichnung „das blaue Zifferblatt“ zu N., in felbigem und in den dazu 
gehörigen Räumlichkeiten zu verlaufen alle ſolche accisbaren Getränke, wie der 
A.L. durch Stenerfchein zu verkaufen conceffionirt fein wird, und zu geftatten 
folge Setränfe in dem gedachten Haus und den dazu gehörigen Räumlichkeiten 
verzehren zu laflen: voransgeſetzt daß er ſolche nicht betrüglich verbilnne, 
verfälfche, noch wiffentlich dergleichen verfaufe; daß er ſich beim Berlauf feiner 
Maße und Gewichte beviene, die nicht der gefetlichen Probe entipredyen; daß 
er nicht vorfätlich und wiſſentlich Trunkenheit und anderes unordentliches Be⸗ 
tragen in feinem Local dulde; daß er nicht wiffentlich verbotene Spiele oder 
fonft irgend welche Spiele geftatte; daß er nicht wiſſentlich geftatte, daß Per- 
\onen von notoriſch fchlechtem Character fi) dort verfammelnt und zufammen- 
fommen; daß er fein Haus nicht öffne an Sonntagen, am Weihnachtstag und 
am Sharfreitag, außer zur Aufnahme von Reifenden, noch geftatte die Fort— 
Idaffung von Getränfen während der üblichen Stunden des Morgen- und 
Radymittag-Cottesdienftes, fondern gute Ordnung und Regel darin halte. Und 
diefe Eonceffion fol in Kraft bleiben vom 1. September 18... bis zum nädjft- 
folgenden 1. September und nicht länger; vorausgefett daß der gedachte A. L. 
nit in der Zwifchenzeit ein Sheriffsbeamter werde 2c. Gegeben unter unferer 
Handſchrift und Siegel.“ 
Die Conceffion gift auf ein Jahr vom 10. Oktober bis 10. Oftober. 
Erft auf Grund derfelben Tann dann der Steuergewerbichein, excise 
hoence, gelöft werden, welcher ohne jene ungültig ift (8 17). Seine 
Conceſſion darf ertheilt werden an Unterbeamte des Sheriff, und alle 
mit Ausführung von Procekdecreten beauftragte Beamte. Die Gebühren 
werden auf 3—5 Thlr. ©. feftgeftellt ($ 15). 
Die fo ertheilten Conceffionen find mit polizeilicher Genehmigung 
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übertragbar, und zur Erleichterung diefer Uebertragungen trifft det 
Geſetz Fürſorge durch folgende Anordnung (8 4). Die Quartalſitzungen 
folfen alljährlich mindeftens vier, höchſtens acht Spezialfigungen in jeder 
Divifion feftftellen, in möglichft gleichen Perioden eine von der andern 
entfernt, zu dem ausdrüdlichen Zweck des Transfer of Licences. In 
diefer Sigung kann nad) freiem Ermeffen und nad vorgängiger Prü: 
fung der Qualification einer dritten Perfon geftattet werden, in cine 
Schon verliehene Conceffion einzutreten für den Fall, dab der Erftke- 
liehene ausſcheiden oder umziehen will. Zugleich trifft das Geiet 
Sürforge (8 14), daß eine Erneuerung der Gonceffion im Laufe des 
Jahres ftattfinden Tann im Wall eines nothwendigen Wechſels durd 
Tod oder Gefchäftsunfähigkeit des Eonceffionirten. 

Eine Appellation findet nicht nur gegen die Beſchlüfſe der 
Bezirkefigung über Crtheilung oder Verweigerung einer Gonceilion 
oder Conceſſionsübertragung ftatt, Tondern auch gegen alle Maßregeln 
der einzelen Friedensrichter in Ausführung des Gefeges. Kein Frie— 
densrichter darf in der Appellationsinftanz mitwirken, der bei dem X 
ſchluß in erjter Inſtanz betheiligt war. Gegen die Verweigerung einer 
Conceſſion insbefondere geht eine Appellation an die nächfte Quartal 
figung, mit beftinnmter Angabe des Grundes und Gegenftandes, un 
nach Beitellung einer Prozeßcaution; die Entſcheidung der Quartal⸗ 
figungen darüber ift „endgültig.“ 

Das Strafverfahren wegen Uebertretung der Bedingungen MT 
Conceſſion ift ſchon oben ($ 40) behandelt, und hier nur fo weit ji 
wiederholen, als e8 zu einer Conceffions-Entziehung führen kann. 
Jeder dritte Beitrafungsfalf foll zu der nächften Spezial-Seffion oder 
zum nächften general annual meeting verwiefen werden, weldes auf 
Geldbuße bis zu 50 %. erfennen mag. Die Spezialfigung fan 
aber die Sache auch vertagen an die nächte Quartalſitzung, zur 
Verhandfung mit Jury, wo dann der ſchuldig Befundene entweder zu 
Geldbuße bis 50 L., oder zu Concefjiondentziehung, oder zu beim 
condemnirt, und auf den Zeitraum von drei Jahren für unfähig zu 
einer Gemwerbsconceffion erklärt werden Tann. 

Die nach diefem Syſtem zu ertheilenden Polizeiconceffionen hatten 
einen folchen Umfang erlangt, daß fehon i. 3. 1831 50,947 licensed 
victuallers in England und Wales vorhanden waren. Man zählte 
darımter i. J. 1840 7610 Häufer unter 48 Thlr. G. Miethewertt: 
10,769 Häufer unter 60 Thlr. G. Miethswerth. Um bie Zeit dt 
Reformbill erhob ſich aber theils eine gewiſſe Eiferfucht gegen jo au® 
gedehnte Polizeigewalten der Friedensrichter, theils das Syſtem ir 
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Sewerbefreiheit, insbefondere der ausgeſprochene Zwed, den Detailver: 
fauf von Bier zu befördern. Aus diefer Richtung ging ein neueres 
Spftem gewerbefteuerliher Schankconceffionen**) hervor, 
bei welchen die discretionäre Gewalt der Polizeibehörden wegfallen 
fol. Nach st. 1. Will. IV. c. 64 foll es für den Einzelverkauf, der 
fih auf Bier (porter und ale) und Obftwein befchränft, nur eines 
Steuergewerbfcheins bebürfen, der aber nur an Berfonen mit eigenem 
Hausjtand (householders) ertheilt wird. Das darüber geführte Ver- 
zeichniß liegt zur Einſicht der Friedensrichter offen. In dem Steuer: 
gewerbfchein wird als proviso biefelbe ftrenge Wirthöhausordnung auf: 
genommen, wie in die friedensrichterlichen licences; auch muß ber 
Wirth einen autionsfhein mit Bürgen auf 20 2. ausftellen zur 
Sicherung der etwa verwirften Polizeibußen. 

Nach einigen Jahren kam man indeffen für Land- und Fleinere 
Stadtgemeinden auf das Erforderniß eines Führungsatteftes zurüd. 
Nah 4. et 5. Will. IV. c. 85 follen Bier- und Obftweinverfänfer 
wenn fie eine Conceſſion zur Verzehrung in ihrem Lokal verlangen, der 
Steuerbehörde zuvor ein Certificate of good character vorlegen, ge: 
seihnet von ſechs anſäſſigen Einwohnern, die zu wenigftens 5 2. Ein- 
fommen bei der Armenftener eingefchätt, oder zu wenigftens D L. 
Miethe wohnhaft find, von denen keiner ein Malzer, Brauer, oder 
conceifionirter Bierwirth fein darf. Das Atteft ift von einem Armen: 
aufſeher zu beftätigen, der fih im Fall der Weigerung vor einem Frie—⸗ 
densrichter über feine Weigerungsgründe auszumeifen hat. Die Ber: 
faufsichilder müſſen num ausdrücklich den Vermerk enthalten: „;Licensed 
to sell beer or cyder by retail to be drunk on the premises.‘ 
(Bei ſolchen, die nicht zum Ausfchant im Lokal conceffionirt find, muß 
ausdrücfich da8 „not to be drunk on the premises‘‘ beigefügt 
werden). In London dagegen, "und in den übrigen Municipal und 
Parliamentary Boroughs, wo man weniger Gewicht auf ein Nadj- 
barzeugniß legen zu können glaubte, wird nur verlangt, daß das Schank— 
Iofal ein Gebäude von wenigitens 60 Thlr. G. Miethswerth fei- 
Turd 3. et 4. Vict. c. 61 werden einige ergänzende Beftimmungen 
hinzugefügt, und es wird num für alle zu conceffionirende Bierhäuſer 
in drei Abftufungen ein Miethswerth von 48, 66, 90 Thlr. G., mit 
Rüdfiht auf die Größe des Orts vorgefchrieben. Keiner Perſon, die 
Degen felony oder wegen Verkaufs von Getränken ohne Gewerbſchein 
verurtheilt ift, darf bei Strafe der Nichtigkeit ein Schanfgewerbichein 
ertheilt werden. 

. Durch dies neuere Syſtem ift alfo afternativ eine zweite Weife 
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der Conceſfionirung gebildet, in welcher die Rückſichten der Sicherheits: 
und Sittenpolizei gewahrt werden folfen (1) durch die dem Steuerge⸗ 
werbjchein injerirte ftrenge Hausordnung, und durch das Erfordernik 
einer dafür zu ftelfenden Caution mit zwei Bürgen; (2) durd das 
Erforderniß eines Lofals von gewiffem Umfang und Miethewerti; 
(3) durch das Erforderniß eines nachbarlichen vom Ortsvorftand zu 
beftätigenden Sührungsattejtes, welches wenigftens für Heine, 
namentlich Landgemeinden verjucht ift. 

Dies neuere Syitem ift nun auch für den Detailverfauf von Wein 
und Spirituojen zur Anwendung gelommen, der für England geringer 
Bedeutung bat als die Bierhäuſer. Nach 11. et 12. Vict. c. 121; 
13. et 14, Vict. c. 67; 23. et 24. Vict. c. 27 werden die wine 
licences und refreshment huuses gebunden an Lokale von 60 Thlr. 
G. Miethswerth; in Städten über 10,000 Einwohner den doppelten 
Miethöwerth. Den Friedensrichtern ift ein Einfpruchsrecht gegen de 
ihnen mitzutheilenden Gewerbicheine vorbehalten, ſowie der Erlaß von 
örtlichen Polizeiordnungen für ſolche Häuſer. Im Wall der dritten 
Mebertretung der Hausordnung kann fummarifh auf Geldbuße bie 
50 % und auch auf LUnterfagung des Gewerbes erkannt werden, 
wenn die früheren Bejtrafungen innerhalb der legten zwei Jahre cr: 
folgt find. Allgemein vorbehalten ift die Appellation. 

Ziemlich unerheblih find im Vergleich mit den Schanfconcejfionen 
die übrigen Fälle: 

II. Die Ertheilung der Zheaterconcejfionen in den 
Provinzen, die früher nur ausnahmsweiſe durch den Lord⸗Kanzlet ın 
Königlichen Refidenzen erfolgen follte (10. Geo. IL. c. 25), dann durd 
Lokalacte erweitert war, (fo durd 8. Geo. III c. 10 für Bath, durg 
11. Geo. III. c. 16 für Liverpool, durch 18. Geo. IH. c. 8 für 
Bristol) wurde durch das allgemeinere Gefeh 28. Geo. III. c. # 
den Quartalfigungen übertragen, unter Vorbehalt der Hauptitadt und 
der Königlichen Refidenzen für die Conceffion des Lord Kammerherrn, 
und unter Einfchärfung der ftrengen Theaterpolizei. Das allgemein 
Theatergefeß 6. et 7. Vict. c. 68 begnügt fi) mit einer Goncejjion 
von vier Friedensrichtern in einer Heinen Bezirksſitzung, jedoch mit 
Sautionsftellung und einigen Sicherungsmaßregeln.***) | 

III. Zum Halten von Billards und ähnlichen öffentlichen 
Spielen bedarf es jest nad 8. et 9. Viet. c. 109 8 10 einer Pr 
fizeiconceffton, die jährlich in dem General Annual Licensing Mee- 
ting erneut wird, und auch übertragbar iſt. Im dem hauptſtädtiſchen 
Bolizeibezirt bedürfen alle äffentlihen Bergnügungslofale 
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für Mufit und Tanz einer Polizei » Eonceffion 25. Geo. II. 
c. 36 8 2. 

IV. Deffentlihe Lokale für politifche Debatten und 

öffentliche Leſezimmer bedürfen einer BolizeisConceffion nach 39. 
Geo. III. c. 79 8 15— 20. Eine ſolche Tann von zwei Friedens⸗ 
rihtern in einer Quartalfigung oder in einer befonders dazu berufenen 
Spezialfigung ertheilt werden, und barf durch zwei Friebensrichter für 
verwirkt erflärt werden, „auf eidliches Zeugniß, daß ein folches Lokal 
gewohnheitsmäßig gebraucht wird zu Vorlefungen oder Debatten auf- 
rübreriicher oder unfittlicher Tendenz, oder daß Bücher oder andere 
Beröffentlichungen aufrührerifcher oder unfittlicher Art dort gewöhnlich 
gehalten und zur Leſung verabreicht werden.” Dem Erfolge nad; ift 
dadurch eine gewiſſe Cenſur über die Artikel ſolcher Leihbibliotheken 
entſtanden. 
.. V. Zum Betrieb des Wildhandels wird nad der Jagd⸗ 
Ordnung 1. et 2. Will. IV. c. 382 8 18; 2. et 3. Vict. c.35 84 
eine Bolizeiconceffion erfordert. Die Friedensrichter jollen dazu im 
Monat Juli eine Spezialfigung halten, die Conceffion nur an anfäffige 
Perfonen in ihrem Bezirk ertheilen, und zwar mit Ausfchluß von Gaft- 
und Speifewirthen, Detailverfäufern von Bier; ferner mit Ausfchluß 
der Eigenthümer, Wärter oder Kutfcher von öffentlichem Perfonenfuhr- 
wert, von Lohnfuhrlenten, Hökern, Haufirern, und allen im Dienft 
jolher Berfonen Stehenden. Das Formular der Concejfion ift im 
Geſetz vorgefchrieben, lautet nur auf ein Jahr und auf ein be- 
ſtimmtes Lokal. Jede Weberführung wegen eines Vergehens gegen die 
Jagdordnung macht die ertheifte Conceffion null und nichtig. 


*) Die Schanlconceifionen der Friedensrichter datiren ans der Polizei- 
gefeßgebung der Tudors (oben S. 302). Das Geſetz 11. Hen. VII. c. 2 ermädtigt 
zum erfien Male je zwei $riedensrichter, den öffentlichen Bierverlauf nad) ihrem 
Ermeflen zu unterbrüden, fich Sicherheiten für gutes Verhalten beflellen zu 
foffen, und darüber in ben Seffionen zu beichließen. Beftimmter lautet da® 
st. 5. et 6. Edw. VI. c. 25, welches zwei Friedensrichter ermlchtigt, den Ber- 
kauf von Vier in gemeinen Bierhäufern und Kneipen zu unterfagen, unb feine 
Bierwirthfchaft zu dulden, welche nicht öffentlich geftattet und zuge- 
laffen fei von den Sefflonen oder von zwei Friedensrichtern. Wer ohne Ge⸗ 
Rattung der Friedensrichter ein öffentliches Bierhaus hält, foll auf drei Tage 
in das Gefängniß abgeliefert werden, und vor der Freilaffung Sicherheiten 
hellen wegen Nichtwiederholung des Bergehene. Mit dieſem Geſetz beginnt ein 
vegelmäßiges Conceſſionsweſen. Durch 2. Jac. I. c. 9; 4. Jac. I. c. 4, 5; 
1. Jac. 1. c. 10 wird die Wirthshansordnung eingeſchärft, mit weiteren Strafen 
gegen unconceffionirte Wirthe, und mit Androhung einer Unterſagung des Ge⸗ 
qafte His auf drei Jahre als zuſätzliche Strafe. Das st. 3 Car. I. c. 3 fügt 
Greiſt, Engl. Gommunalverfaffung. 45 
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auch, Gefängnißftrafe Hinzu für den Fall eines zweiten und dritten Vergebene. 
Erft 1729 folgt wieder das durchgreifende Gejet 2. Geo. TI. c. 28 8 11, wel⸗ 
ches „in Erwägung, daß die Eoncejfionsertheilung durch entfernt wohnende und 
deshalb mit den Localverhältniffen nicht vertraute Friedensrichter zu Uebelſtänden 
geführt habe”, in Zukunft ein General Meeting der Friebensrichter der Di- 
vifion einführt, in welchem die Eonceffionen ertheilt werden follen. — Gerade 
in diefer Zeit hatte das Branntweintrinken Ueberhand genommen, weshalb auch 
Liqueur- und Branntweinläden durch eine befondere Clauſel des Geſetzes unter 
diefelben Beſtimmungen geftellt werben. Unter dem Namen „Bierhäufer" find 
von nun an auch die Branntweinläden einbegriffen, unb es entftanden ſeitdem 
mandherlei Kollifionen der Bolizeiverwaltung mit den Anfichten der Stenerver- 
waltung. Ein noch vollfländigeres Gefe 26. Geo. II. c. 31 verordnete: Jeder 
Bierwirth fol bei Ertheilung der Eonceffion eine Sicherheit auf 10 2. mit Bir, 
gen für Erhaltung guter Ordnung darin ftellen ; jeber Bewerber um eine neue 
Conceffion fol ein Sittenzeugniß beibringen vom Pfarrer und von ber 
Mehrheit der Kirchfpielebeamten, ober von 3 oder 4 refpectabfen angejeheneren 
Einwohnern; alle Eoncefftonen jollen in einer Bezirfeverfammlung ber fFriebent- 
richter am erſten September oder innerhalb 21 Tagen nachher ertheilt werden, 
und nur auf ein Fahr; die Ouartalfigungen können Anklagen wegen Bruce der 
geftellten Caution mit einer Jury verhandeln, im Fall des Schuldſprucht bie 
Caution dem Schatamt fur verfallen erflären, und damit ben Berurtheilten auf 
brei Jahre für unfähig zum Detailverfauf fpirituofer Getränte. Die Uebelfände 
welche ſich ergeben, fobald das Barteitreiben fich in das Conceſſionsweſen mifdt, 
bat man aud in England in analogen Perioden empfunden. 1682 beſchloſſen 
die Quartalſitzungen in London allen „Beſuchern von Conventikeln“ Conceffionen 
zu verweigern. Um dieſelbe Zeit fpielt Locke in feinen Briefen über Zoleran; 
auf die Leute an, die „zum Abendmahl gehen müflen um Schanfconceffionen zu 
erhalten”. Auch in der ſpätern beflern Zeit der friedensrichterlichen Verwaltung 
tauchten mannigfaltige Verfuchungen zum Barteiunfug auf, namentlich zum Aul- 
ſtellung willfürliher Bedingungen für die Eonceffionsertheilung. In Sachen 
Rex v. Athay, 2. Burr. 653, erkannte jedoch das Reichsgericht einſtimmig, 
„daß die Friedensrichter keine Befugniß haben, andere als die geſetzlichen 
‚Bedingungen ber Eonceffionsertheilung beizufügen“. In Sachen Rex v. Wil- 
liams and Davis 3 Burr. 1317 fam es zur Sprache, daß flädtijche Friedene⸗ 
vichter den Wirthen bie Konceffion verweigert hatten, bie gegen ihren Eandidaten 
für die Abgeordnetenwahlen zum Parlament geftimint hatten. Sie hatten fogar 
vorher gedroht, diejenigen durch Conceffionsvermeigerungen zu ruiniren, die 
gegen ihren Candidaten ftimmen witrben. Lord Mansfield erklärte dieſen Fall 
für ein injust and oppressive refusing, und ein Strafverfahren durch infor- 
mation für zuläffig wegen bes „corrupt motive‘ der Verweigerung. rnei® 
licher vorfäglicher Mißbrauch ber discretionären Gewalt kann Gegenftand einer 
criminal information bei der Königsbant werden. Rex v. Young, 1 Burr. 556. 
Insbefondere kann eine Verweigerung aus Gründen perfünlicher Rache oder aus 
anderen jchledhten Berveggründen mit Gelbbuße und Gefüngniß gebüßt werben. 
Rex v. Williams, 3 Burr. 1317; Rex v. Hann, id. 1617, 1687. Rex v. 
Holland, 1 T. R. 692. 

Die nenere Geſetzgebung wird vorbereitet durch 48. Geo. II. c. 143 (Ein 
führung des Syſtems der Steuergewerbſcheine). Darauf folgt das Hauptgefer 
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9. Geo. IV..c. 61, ans welchem noch einige Nebenpunkte nachzutragen find. 
Erleichterte Formen der Eonceffion treten ein fr den Fall des bloßen Wechſels, 
namentli wenn ber Conceffionirte im Lauf des Jahres ftirbt, oder durch Krank⸗ 
beit gefchäftsunfähig wird, oder in Bankrutt geräth, oder wenn das Gebäude 
zu Öffentlichen Zwecken erpropriirt, oder durd Feuer ober Unglüdefälle zerſtört, 
oder zur Gaftwirtbichaft unbrauchbar wird, ober wenn die Erneuerung durch 
entſchuldbare Berfäummniffe unterblieben if. Die Friedensrichter können dann 
den Teftaments- oder Inteftaterben, dem Ceffionar, Eurator, ober einer fonft 
bona fide affignirten Berfon die Eonceffion erneuern, oder auch eine Konceffion 
auf ein anderes geeignetes Gebäude transferiren, bie zum nächſten 
10. Dftober. Auch im Fall der Uebertragung einer Conceffion oder einer Er- 
neuerung im Lauf bes Jahres bedarf e8 übrigens eines Aushange, wenn ein 
bisher noch nicht conceffionirtes Haus eine licence erhalten fol. Es ift dann 
innerhalb der nächften 6 Wochen an irgend einem Sonntag eine Belauntmachung 
an der Hausthiür und Kirchenthitr ebenjo zu affigiren, wie fie einer Eonceffions- 
ertheilung auf dem General Annual Meeting vorangehen muß. Noch mehr 
erleichtert wird die Uebertragung durch das neuere Geſetz 5. et 6. Vict. c. 44. 
Die Mojorität der Friedensrichter in irgend einer Petty Session, außer 
der Zeit in welcher Spezialfeifionen in der Divifion abgehalten werden, können 
ımter ihrer Saudichrift und Siegel eine früher ertheilte Conceffion auf eine 
andere qualificirte Perſon übertragen, und diefe dadurch ermächtigen, das Schant- 
geihäft in den ſelben Räumlichkeiten in der bisherigen Weiſe fortzufegen, 
und ebenfo kann bie Steuerbehörde auf Grund defien den Steuergewerbſchein 
indoffiren. Die fo ertheilte Conceſſion gilt interimiftifch bis zum Zufammentritt 
ber nächſten Spezialjeifion, die dann definitiv enticheidet. Im hauptftädtifchen 
Bezirk ertheilen die Polizeirichter das proviforifche Indoſſament. 

m Das nenere erleihterte Syſtem der Schanlconceffionen knüpft 
theilweis wieder an einzele Clauſeln des oben erwähnten st. 26. Geo. 11. 
«31. Das st. 1. Will. IV. c. 64 geftattet ben Detailverfauf von Bier und 
Apfelwein gegen einen Steuergewerbſchein von zwei Öuineen, unterwirft 
jedoch die jo Eonceifionirten derjelben Polizeiordnung und Bürgſchaftsſtellung, 
und droht im Kal wiederholter Beftrafung wegen Webertretung der Polizeiord⸗ 
zung mit Conceffions-Entziehung auf zwei Jahre durch Urtheilefprudy zweier 
Friedensrichter. Die für Kleinere Orte vorbehaltenen Yührungsattefte zeigten fich 
nicht recht wirffam. Obgleich indeflen im Ganzen die Orbnung biejer Häufer 
erfahrungsmäßig nicht ſchlechter war, fo veranlafte doch die übermäßige Ber- 
mehrung der Bierhäuſer die wieder etwas befchränfenden Geſetze 4. et 5. Will. IV. 
c. 85; 3. et 4. Vict, c. 61, wonach der Steuerjchein in Städten liber 10,000 
Seelen nur einem Miether von 90 Thlr. G. Miethswerth eriheilt werben darf; 
in Mitteltäbten ift ein Miethsſatz von 66 Thlr. G.; in Heinen Städten unter 
3500 Seelen ein Miethsſatz von 48 Thlr. G. zu Grunde gelegt. Der Bewerber 
um die Eonceffion muß nun ein Atteft vom Armenaufieher über fein Miethe- 
verhältniß beibringen. 

Zur Eontrofe läßt fi) das Parlament alljährlich ftatiftiiche Tabellen vor- 
fegen, fo in ben Parl. P. 1862 Vol. 34 pag. 563 Vol. 35 pag. 249. Im 
Jahre 1860 waren in Großbritannien und Irland vorhanden: polizeilid con. 
ceffionirte Schankftellen 64,458, mit bloßem Gewerbſteuerſchein 41,094, Wein- 
und Bierfchenlen 25,897, Bierverfäufer ohne Ausichankbefugniß 2,947 (Parl. P. 

45* 
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1861 Vol. 63 pag. 543). Einen GSpezialbericht über die Conceifionen im 
hanptftäbtifchen Bezirk, insbejondere auch die Zahl der Berfagungen und 
Entziehungen fiehe in den Parl. P. 1856 No. 222. Gin ziemlich umfang- 
reiches Material über die Eoncefftonirung von Schanfflätten enthält der 
Report from the Select Committee appointed to inquire into the Laws 
and Regulations which restrict the Sale of Beer by retail 1830. No. 253 
(X. 1). ferner der Report über die Refultate des Geſetzes 1. Will IV. 
c. 61 Parl. Pap. 1833 No. 416 (XV. 1). XBeweisprotofolle bes Oberhauiet 
Parl. Pap. 1847-1848 No. 501 (XVI. 615). Report des Oberhaufes Parl. 
Pap. 1850 No. 398 (XVII. 483). Report itber die Wirkungen ber neun 
Geſetzgebung Parl. P. 1855 No. 107. (X 339) 

”) Das Eonceffionswefen für die Theater beginnt mit dem adhtzehuten 
Jahrhundert, nachdem bie frühere Stellung der Schaufpieler ımter dns Bage- 
bundengefeg aufgehört hatte (8 39). Durch 10. Geo. II. c. 28 wird ein Eon- 
ceſſionsweſen eingeführt, welches ſich zunächft auf Fondon und Königliche Ref 
denzen beichränfen follte, Durch Localacten aber aud) auf Provimzialfiädte ansgebehnt 
wurde. Durch 28. Geo. III. c. 80 wurden bie Ouartalfigungen ermädtigt in 
Provinzialäbten und Ortfchaften Theater - Eonceffionen mit gewiffen Beſchtzn⸗ 
fungen zu ertheilen, jeboch mit Ausfchluß eines Umkreiſes von 20 engl. Meilen 
um Wefiminfter, 10 Meilen um eine andere Königliche Refidenz, 8 Meilen um 
ein förmlich patentirtes Theater. Die Eonceifion gilt aber nur „zur Aufführung 
folcher Tragddien, Eomödien, Zwifchenfpiele, Opern, Schaufpiele oder Farcen. 
die auf den patentirten oder conceifionirten Theatern in Weftminfter" anfge- 
führt oder dem Lord Kammerherrn zur Einficht gehörig vorgelegt feien. Die 
Eonceifion darf nur auf eine beftimmte Anzahl von Tagen, und immer mur für 
den Polizeibezirk ertheilt werben. Dabei dauern fort die Strafandrohungen dei 
früheren Geſetzes: 50 2. fir Unconceffionirte,‘ und die Strafen eine 
Rogue and Vagabond für nicht conceffionirte und nicht anfäffige Schanfpieler. 
Strafen für die Aufführung eines vom Lord Kammerherm unterfagten oder 
nicht vorher zur Genfur eingefandten Stüdse: 50 2. und Verwirlung 
der Eonceffion. Die Strafen find durch Civilklage oder fummarifch vor zwei 
Friedensrichtern einzuflagen; event. Gefüngniß ober Eorrectionshaus bis zu 
ſechs Monaten, mit Borbehalt der Appellation. Unter Aufhebung der früheren 
Geſetze erging dann ein allgemeines Theater-Regulativ 6. et 7. Vict 
c. 68, welches für Provinztaltheater eine Eonceffton von wenigftens vier Frie 
densrichtern in einer Heinen Bezirfefigung erfordert. Sie darf nur dem ver- 
antmortlicden und actuellen Unternehmer des Theaters ertheilt werben, welder 
Eaution zu ſtellen hat für die gehörige Befolgung der obrigkeitlichen Anorbnungen. 
Die Friedenerichter find ermächtigt, Tolalverorduungen zu erlaffen zur Sicherung 
der Ordnung und Schidlichleit, und zur Beſtimmung der Zeit, in welcher das 
Theater geöffnet werben darf — Regulative die von einem Staatefecretait (dem 
Minifter des Innern) Taffirt oder gelindert werben Tünnen. 











Viertes Capitel. IV. Abſchnitt. 


Bie Auartalſitzungen der Sriedensridter. 
General and Quarter Sessions. 


—— 


8 58. 
Die Organifation der Onartalfigungen. 


Sogleich bei der erften permanenten Einfegung der Triedensrichter 
36. Edw. III. .c. 12 wurde verordnet: es folle in den Friedenscom⸗ 
milfionen ausgedrüdt werden, daß die ernannten Justices ihre gemein. 
Ihaftlihen Sigungen viermal jährlich zu halten haben: die eine in ber 
Woche nad) Epiphanias, die zweite in der zweiten Mittfaftenwoche, bie 
dritte zwifchen Pfingften und Johannis, die vierte binnen 8 Tagen nad) 
Michaelis. 12. Riv. II. c. 10 fügt Hinzu, daß die Friedensrichter 
wenigftens in jedem Quartal Sigungen halten follen, und zwar „nd» 
thigenfall® drei Tage lang”, bei Vermeidung einer arbiträren Beftra- 
fung durch den Königlichen Rath, auf Klage eines Jeden der klagen 
will. Sie follen dabei unter Anderem forgfältig unterfuchen, ob die 
Mayors, Bailiffs, Stewards, Constables und Gefängnißbeamten bie 
Berorbnungen über die Diener und Arbeitsleute, über Bettler und 
Bogabunden, gehörig ausgeführt haben, und die Säumigen mit 100 eh., 
in anderen Fällen nach ihrem Ermeffen betrafen. Durch 2. Hen. IV. 
sess. 1. c. 4 wird hinzugefügt: fie follen viermal jährlich in den geſetz⸗ 
lichen Wochen ihre Sigungen abhalten „und noch öfter, wenn 
nöthig.“ 

In Folge diefer legten Klauſel Tonnten nun allgemeine Verſamm⸗ 
lungen auch außer den regelmäßigen Quartalfigungen abgehalten werben, 
woraus ein Unterfchied zwifchen General Sessions und General 
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Quarter - Sessions entftand. Die General Sessions umfafjen 
alle General-Berfammlungen der in einer Commiffion genannten Frie⸗ 
densrichter zu gefeßlichen Gefchäften, die General Quarter Sessions 
insbefondere die in der gefeglihen Zeit periodisch abgehaltenen. 
In den meiften Gefegen werden beide neben einander genannt; die 
General: Sigungen haben daher im Allgemeinen diefelben Amtsbefug⸗ 
niffe wie die Quartalfigungen. In einzelen Gefegen aber find zufällig 
oder abſichtlich nur die General Quarter - Sessions genannt; wovon 
die Folge ift, daß die außerordentlichen General Sessions einige’ Be: 
fugniffe weniger haben als die normalen Quartalfigungen. Der Unter: 
ſchied ift imdefjen nicht bedeutend. Es genügt vielmehr in dem Nach— 
folgenden von den Quartal-Sigungen zu fpredhen, mit einer Er 
innerung baran, daß zwiſchendurch auch einmal eine außerordentliche 
General Session auögejchrieben werden kann, mit ungefähr gleichen 
Befugniffen. 

I. Die Perioden der Quartaljisungen find “Jahrhunderte 
fang unverändert geblieben. Wenigftens beftehen die älteren Geſetze 
unaufgehoben for. Durch 11. Geo. IV. et.1. Will. IV. c. 70 
werden fie jedoch dahin mobificirt, daß die vier Sigungen in der erjten 
Woche nad) dem 11. Dftober, 28. Dezember, 31. März, 24. Yuni 
ftattfinden, und dur 4. et 5. Will. IV. c. 47 wird für die Quar- 
talfigung vom 31. März noch ein weiterer Spielraum vom 7. Mär; 
bis zum 22. April offen gehalten, damit eine Collifion mit den Früh: 
(ingsaffifen der reifenden Richter vermieden werbe. Ueberhaupt gelten 
die Vorfchriften über die Periode nur als regulative (directory), jo 
daß auch eine von dem Geſetz abweichende Zeit die Verhandlungen nit 
ungültig macht. 

U. Die Ausfchreibung jeder einzelen Quartal-Sigung 
oder außerordentlichen Greneral- Session erfolgt durch ein Precept 
unter Handfchrift zweier Friedensrichter, adreffirt an den Sheriff, mit 
der Anweifung eine große Jury zu der Sigung zu ftellen und alle 
fonftigen Berfonen zu laden, die dazu erfcheinen follen. Um dafür 
genügende Zeit zu laffen, fol diefe Ausfchreibung wenigftens 15 Tage 
vor der Seffion erfolgen. Sie lautet dahin: 

Grafſchaft N. N. — ®ir A. B. und C.D. Esqrs,, zwei fsriedensrichter unferer 
fouveränen Herrin ber Königin, ernaunt zur Bewahrung des Friedens im der 
vorgedachten Grafichaft von N. ıc., einer von uns zu den Quorum gehörig, an 
den Sheriff derſelben Grafſchaft, Gruß zuvor: Im Namen unjerer gedachten 
lonveränen Herrin ber Königin befehlen wir euch, daß ihr (ohne Nüdficht auf 
etmanige befreite Bezirke in eurer Grafichaft) veranlaffen möget zu erfcheinen 
vor uns oder einigen anderen riedensrichtern zur Erhaltung bes Friedens in 
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der gedachten Grafſchaft am 3. April c. 9 Uhr Vormittags zu N. in der ge- 
dachten Srafichaft eine genilgende Anzahl (menigftens 24) gute und geſetzmäßige 
Männer aus dem Körper der gedachten Stafichaft, um "dann und dort zu unter- 
ſuchen, anzuffagen, zu thun und zu vollführen alles das, was von Seiten 
unferer fouveränen Herrin ber Königin ihnen zugewieſen werben wird; — aud) 
daß ihr befannt machet allen Coroners, Auffehern der Gefängnifie und Cor⸗ 
rectionehäufer, High Constables und Bailiffs der Freibezirke innerhalb der ge- 
dachten Srafichaft, daß fie dann und dort thun und vollführen alles, was 
ihnen vermöge ihrer Aemter obliegt. Fernerweitig, daß ihr proclamiren Taflet 
durch die gedachte Grafichaft an den gehörigen Orten die Abhaltung der vor- 
gedachten Tage und Ort, und daf ihr dort anweſend feiet, um zu thun unb 
auszuführen alles was zu eurem Amt gehört. Und ihr follt dann und bort 
bereit haben ſowohl die Berzeichniffe der Geſchwornen, Coroners , Aufjeher der 
Sefängniffe und Correctionshäufer, High Constables, und Bailiffs, als auch 
diefes Precept. Gegeben ꝛe. 

Nach Empfang diefes Precept erläßt der Sheriff die dem ent- 
ſprechenden einzelen Warrants an den High Constable jeder Hun- 
dertihaft und an den Bailiff jedes Freibezirks, in welchen er fie anweift 
„Sofort durch öffentliche Broclamation befannt zu machen in jeder 
Marktſtadt und an allen angemefjenen Orten innerhalb der Hundert⸗ 
ſchaft von N., daß die nächſte allgemeine Friedens - Quartalfigung für 
die gedachte Grafſchaft abgehalten werden foll auf dem Rathhaus in 
der Stadt N. am 3. April, 9 Uhr Vormittags; und daß Ahr Nadı- 
richt gebt allen Friedensrichtern, Coroners, Auffehern der Gefängniffe 
und Correctionshäufer, und High Constables der ‘gedachten Hundert- 
haft, daß fie dann und dort anweſend feien, um zu thun und zu 
vollführen, was zu ihren verfchiedenen Aemtern gehört; und da ihr 
veranfaßt zu erfcheinen alle. ., welche verpflichtet find zu einer Straf- 
verfolgung oder um als Angeklagte oder als Zeugen zu erjcheinen.., 
ferner alle in dem untenftehenden Verzeichniß für die große Jury be- 
zeichneten Perfonen .., ferner alle in dem untenftehenden Verzeichniß 
für den Dienft der Kleinen Jury bezeichneten Berfonen: und daß ihr 
jelbft dann und dort anweſend feiet, um darüber Bericht zu erftatten.“ 

Ueber die fo gefchehene Ausführung des empfangenen Precept 
hat dann der Sheriff den ‚anmweifenden Friedensrichtern einen Rüd- 
bericht zu erſtatten, Sheriff’s return of Process to the Sessions. 
Beigefügt find diefem Bericht zwei Verzeichniffe auf Pergament, ent- 
haltend die Namen ber Geſchwornen der großen und der Heinen Jury. 


Grand Jury. Petty Jury. 
A. B. Egs, A.B. 
C.D. C. D. etc. 
E. F. etc. (wenigſtens 22, gewöhnlich 46, zumeilen 


(12—23 Namen). bie 70 Namen). 
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Ferner beigefügt find die Namens-Verzeichniſſe der Friedensrichter 
Coroners , Auffeher, der Gefängniffe und Correctionshäufer, High 
Constables, ⁊c. 

III. Die zum Erſcheinen bei der Quartalfigung ver- 
pflihteten Berfonen ergeben fi aus diefem Hergang der Aus⸗ 
ſchreibung, nämlich folgende 10 Klaffen: 

1) Alle Friedensridhter der Grafſchaft oder des Bezirke 
auf. den fich die Friedenscommilfion erjtredt. Weſentlich nothwendig 
ift zwar nur das Erfcheinen von mindeftens zwei Friedensrichtern, von 
denen wenigftens einer zu den Quorum gehören foll. Die Gelege 
darüber datiren aus einer Zeit, in welcher die Zahl und der Geſchäfts⸗ 
freis der Friedensrichter kaum größer war, als in den heutigen Ver⸗ 
bältniffen die einer Heinen Bezirksſitzung. In der Wirklichkeit erfcheint 
regelmäßig eine bedeutende Zahl, und es kann als das Gewöhnliche an- 
genommen werben, daß die‘ in dem einzelen Divisions als „gewöhnlid 
thätige“ (usually attending) bezeichneten Friedensrichter auch in der 
Generalfigung erfcheinen, fofern fie nicht verreift, oder beſonders ver- 
hindert find. Würde dur nachläffiges Ausbleiben der Friedensrichter 
eine Seffion vereitelt, fo würden die Schuldigen nad) 12. Ric. I. 
ec. 10 ftrafbar fein. 

2) Der Custos Rotulorum, d. h. in der Praxis deſſen 
Stellvertreter, der Clerk of the Peace, mit den Aften (rolls). _ 

3) Der Sheriff, d. 5. in der Regel der Unterfheriff, mit der 
Verpflichtung ſich auszumeifen über die Geftellung der von ihm defig- 
nirten großen und kleinen Jury und über die Inſinuation der fonit 
nöthigen Ladungen. 

4) Die Coroners, die jedoch feine eigentlichen Amtögefchäfte 
bei der Quartalfigung haben (Lambard IV. c. 3), fondern nur etwa 
erfcheinen, um ihre Rechnungslegung eidfich zu verificiren, nad) 1. Vict. 
c. 68 8 3, oder um ihre Gebühren feitjegen zu laſſen nah 25. 
Geo. III. c. 29 jj. 

5) Die High Constables der Hundertfchaften (Kreisſchul⸗ 
zen) und die Bailiffs der etwa vorhandenen Freibezirke (Lehnſchulzen). 

6) Der Auffeher des Graffhafts-Gefängniffes, Gaol- 
keeper, mit der Verpflichtung die Verhafteten, welche vor die Quartal 
Sigungen zu ftellen find, mitzubringen, und Neuverhaftete anzunehmen. 

7) Der Auffeher des Correctionshaufes, mit analogen 
Verpflichtungen für Unterfuchungsgefangene, und mit der Auflage ein 
Verzeichniß Calendar über alle in feiner Verwahrung befindlichen Per 
fonen vorzulegen. 
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8. Das Berfonal einer großen Jury, die aber nicht wie 
bei den Aſſiſen der reifenden Richter aus Friedensrichtern und anderen 
gentlemen, fondern aus denjelben Elementen wie die Kleine Jury, alfo 
gewöhnlich aus Mittelftänden befteht. 

9) Das Perfonal zu einer Keinen oder Urtheilsjurpg. 

10) Alle Berfonen, welche zur Strafverfolgung als prosecutors, 
zur Verantwortung ala Angellagte, oder zur Beweisgebung als Zeugen 
zu erfcheinen verbunden find, und die in Befolgung diefer Pflicht eine 
Befreiung vom common arrest beanspruchen fünnen. 

Die fo conftituirte Verfammlung bildet einen Kreisverwal— 
tungstag im mweiteften Sinne des Worts. Die anmwefenden 
Friedensrichter wählen fich herkömmlich einen Vorfigenden, Chairman, 
zur formellen Leitung der Gejchäfte, — zuweilen einen Lord, nicht 
jelten einen prattifchen Yuriften (Advolaten), immer einen der gejchäfts- 
gewandteften und lange Zeit in der TFriedens- Commiffion thätigen 
Collegen. Dieſer Vorfigende ift indeffen nur primus inter pares, 
ohne verftärktes Stimmredt. 

IV. Die Amtsgeſchäfte der Quartal-Sigungen find entfpre- 
chend den Gefchäften der einzelen Friedensrichter und der Heinen Bezirks⸗ 
fgungen: es find die friedensrichterfichen Gefchäfte in höchfter Potenz, 
unterjcheidbar im folgende drei nachher genauer auszuführende Gruppen: 

I) ALS ordentlihes Strafgericht erfter Inſtanz mit 
Jury haben die Duartalfigungen eine concurrirende Strafgerichtsbar- 
keit mit den Eriminalajfifen der reifenden Richter, dem Umfang nad) 
vergleichbar den franzöfifchen Correctional-Gerichten. 

2) Die Eipil- Yurisdiction und Adminiftrativgefchäfte der 
Suartalfigung erſtrecken fich auf aligemeine Einrichtungen der Kreis- 
verwaltung, Ernennung vieler Communalbeamten, Rechnungslegungen, 
Concejfions - Ertheilungen, Eingreifen in faft alle Zweige der Com⸗ 
munalverwaltung mit den Befugnifien einer Kreis - Polizebehörbe. 
Unter den Namen des County business wird diefe Gruppe von Ge- 
ihäften wo möglich am erften Tage der Seſſion erledigt. 

3) Als Appellations- und Befchwerdeinftanz ftehen 
die Quartalfigungen fowohl über den Heinen DBezirfsfigungen wie 
über den Amtsacten der einzelen Friedensrichter, und zwar in doppelter 
Richtung: 

einerſeits bilden fie für die Strafurtheile der einzelen Friedens⸗ 
richter und Heinen Situngen in fehr vielen Fällen eine ordentliche 
Appellations⸗Inſtanz; 

andrerſeits für die Orders und andere Verwaltungsmaßregeln der 
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Special Sessions und ber einzelen Friedensrichter find fie die Be- 
ſchwerdeinſtanz, die aber nach englifcher Weife ebenfalls in den Formen 
einer Givilappellation verhandelt wird. 

V. Die Eröffnung der Quartalfigung erfolgt an dem 
herfömmliden Ort, gewöhnlich dem Hauptort der Grafſchaft, in 
dem Lofal\für die Grafjchafts-Affifen, oder in einem bejonderen Seſ⸗ 
fionshaufe, oder auf dem Rathhauſe, oder in einem fonft geeigneten 
Lokal. Das Gefe hat dies in der Regel der Conventenz überlafien. 
Nöthigenfall® muß der Sheriff für ein geeignetes Lokal forgen. Ir 
manchen Grafſchaften, bie feine pafjende Kreisftabt haben, werben die 
Duartalfitungen abwechſelnd nad) einem Zurnus in mehren Städten 
abgehalten. In anderen hilft man ſich dadurch, daß die Seffion in 
der Kreisftadt begonnen wird, und dann vertagt und fortgefegt an 
einem oder mehren anderen Orten, um weldye ſich eine zahlreiche Be 
völkerung zufammendrängt; damit der Transport der Unterfuchungt 
Gefangenen möglichit vermieden werde: 

Die gewöhnliche Eröffnungsftunde ift 9 Uhr Vormittags; jeden- 
falls muß die Eröffnung vor 12 Uhr gefchehen, um den Perfonen, 
die einen Suprematie- oder Amtseid zu leiſten haben, den Gejegen 
gemäß diefe Eide Vormittags abnehmen zu können. Die Eröffnung er 
folgt nach altem Herfommen durch folgenden Ausruf eines Bailiff: 

„Hört! Hört! Hört! (oyez). Die Richter der Königin heiben 
und befehlen ftrenge allen Leuten Stillfehweigen zu halten, während der 


Königin Friedens-Commifften für diefe Graffhaft N. N. öffentlih 


verlefen wird, bei Gefängnißftrafe.” (Aeltere Formen, Burn v. Sessions.) 
Sodann foll die Friedenscommiffion verlefen werden, die Konig⸗ 


liche Proclamation gegen Entweihung des Sonntags, und dem Geh 


nad; noch einige andere Statuten, deren Verlefung jedoch allmälıg 
abgefommen: ift. 

Demnächſt werden die Perfonen aufgerufen, welche Amtseide zu 
feiften haben, die in gewöhnlichen Fällen der Kreis-Secretair abnimmt. 
Die höheren Beamten, denen bei den Quartalfigungen Amtseide abge 
nommen werden können, find: die neu eintretenden Friedensrichter felbit, 
der Clerk of the Peace (1 Will. et M. st. 1c.218 9); die Deputy 
Lieutenants (42. Geo. III. c. 19 8 13); die Commissioners of 
Sewers (23. H. VI. c.5 85; 3. et 4. Will. IV. c. 2 $ 3). 

Weiter ruft der Kreis-Secretair die einzelen Ober⸗ und Unter: 
Sonftabler auf, und zwar. die beim erften Aufruf fehlenden zum zweiten, 
und dann zum dritten Mal, worauf gegen die Ausgebliebenen eine Buße 
erfannt werden mag. 
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Darauf folgt der Aufruf der Lifte der großen Jury, mobei 
dem Hofe die Befugniß zufteht, ungeeignet ſcheinende Perfonen noch 
bei dem Aufruf zu ftreichen, und andere inferiren und laden zu laffen. 
Andererfeitö können die Perfonen, welche eine Befreiung vom Geſchwor⸗ 
nendienft. behaupten, in diefem Zeitpunkt ihre Reclamation bei dem 
Borfigenden anbringen, über welche dann furzweg entfchieden wird. 
Sobald 16-— 17 Namen aufgerufen find, pflegt die große Jury als 
genügend conftituirt angefehen, und die mehren dazu Erfchienenen ent- 
iafien zu werden. Es folgt darauf die Einſchwörung der grand jury, 
welcher der Borfigende mit einer Einleitungsrede (charge) die einzelen 
vorliegenden Anflagen übergiebt zur weiteren Verhandlung in einem 
Rebenzimmer. 

Denn die Verhandlungen fo weit gedichen find, fo wird die wei⸗ 
tere Erwägung eintreten müffen, ob es. zweckmäßig ift die vorliegenden 
Griminalverhandlungen durch Theilung bes Hofes in zwei Ab- 
theilungen zu befchleunigen. Durch 5. et 6. Vict. c. 38 werden 
nämlich die Quartalfigungen ermächtigt zwei oder mehre Friedensrichter 
als ftellvertretende Vorſitzende, deputy chairmen, zu ernennen, um 
gewilfe ihnen übermwiejene Sachen zu hören und zu entjcheiden; wäh— 
end die übrigen Friedensrichter unter dem Borfigenden die übrigen 
Geihäfte verhandeln. Es tritt dies ein, wenn eine erhebliche Gefchäfts- 
maſſe vorliegt, jo daß vorausfichtlich mehr als drei Tage für die Seffion 
erforderlich fein würden. Wird die Theilung befchloffen, fo figen num 
die beiden Abtheilungen gleichzeitig in verfchiedenen Gefchäfteräumen. 
Der Kreisfecretair ift verpflichtet einen Deputy Clerk zu ernennen; 
die Friedensrichter ernennen dafür einen zweiten Huissier, additional 
eryer. Es Tann auch für eine beliebige Anzahl von Situngen eine 
ſolche Theilung im Voraus befrhloffen werden. Noch mehr generalifirt 
it die Befugniß dazu durch 21. et 22. Vict. c. 73, 

VI. Die Beendigung der Quartalſitzung tritt ftill- 
Ihweigend ein durch Abreife der Friedensrichter, vorbehaltlich einer 
formellen Bertagung. Die ganze Sikung gilt nach älterer germanifcher 
Rehtöfitte noch als ein Tag: alle Proceduren werden auf den erften 
Tag zurücdatirt, und die Friedensrichter find ermächtigt, im Laufe der 
Seſſion eine befchloffene Order oder Urtheil noch zu.amendiren. Diefe 
Befugniß erlischt, ſobald die die Quartalfigung conftitwirenden Frie- 
densrichter den Ort verlaffen haben. Für die Fälle, in welchen wegen 
Stimmengleichheit oder aus anderen Gründen fein definitiver Mehr⸗ 
heitsbeſchluß zu Stande kommt, forgt das Inſtitut der Vertagung. 

Bor dem Schluß Tann namlich eine förmliche Verta— 
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gung, adjournment, beliebt werden, bie dann in Gegenwart von 
wenigſtens zwei Friedensrichtern zu proclamiren, und von dem Kreis⸗ 
fecretair einzuregiftriren ift. Die Vertagung gefchieht zu einem Zermin 
vor der nächſten General- oder Quartalfigung, mit Beſtimmnng 
von Ort, Tag und Stunde. In der vertagten Sigung fönnen zwi 
oder mehr Friedensrichter die Geſchäfte fortfegen, als ob eine blok 
Continuation der Sefjion vorläge, fo dag alles bisher Geſchehene in 
statu quo bleibt und ex vi termini fortgefegt wird. ine Bertagung 
wird gewöhnlich auch dann befchloffen, wenn neue Geſchäfte vor der 
nächftfolgenden Quartalfigung in Ausficht ftehen. 

Die Monographien über die Ouartalfigungen find bereits früher augegeben 
Die befte: W. Dickinson’s Practical Guide to the Quarter Session. 

“6. Aufl. von Tyrwhitt. 1845. Demnächſt Archbold’s Jurisdiction and 
Practice of the Court of Quarter Sessions. 1836. Für die Gejhäfte mit 
Ausfchluß der rein firafrechtlihen; H. Leeming and R. Cross, the Ge 
neral and Quarter Sessions of the Peace, their Jurisdiction and Pracuce 
in other than criminal matters. Lond. 1858. Bgl. auch Dalton’s Ju 
tice c. 185; Burn’s Justice, v. Sessions. Im Einzelen ift noch Folgender 
nachyutragen: 

1) Perioden der Qu. Sessions. Anjekung der Ouartalfigung ur 
diefelben Tage, an welchen die Affifen der reifenden Richter in derſelben Gral 
haft abgehalten werden, gilt als ungehörig, Smith c. Reg. 13. Jar. 18%. 
Für die Ouartalfigungen in London und Middlesex galten von jet 
beiondere Borfchriften. In Middlesex brauchten urfprünglich nur zwei Sitzunger 
abgehalten zu werden, 14. Henry VI. c. 7. Das praltiihe Bedürfniß hatte 
aber zu wenigftens 8 Eitungen jährlich geflihrt, von denen vier als Quarter 
Sessions abgehalten wurden, (ungefähr in denfelben Perioden wie in den Fir 
vinzen), vier als General Sessions: wozu noch die Befonderheit kam, daß di 
Seffionen von Middlesex durch befonderen Auftrag, Commission of Oyer and 
Terminer, eine erweiterte Strafjurisdiction vor anderen Seffionen voraus hattet 
Durch 7. et 8. Vict. c. 71; 14. et 15. Vict. c. 55 ift diefen Sitzungen eme 
befondere Berfaffung gegeben, mittels Anftellung eines bejolbeten lebenslänglid«: 
Richters, Assistant Judge, der nun monatlicd) zweimal zu Gericht ſitzt Dutch 
dieſe Ernennung eines Assistant Judge 7. et 8. Vict. c. 71 wurde eine Gin 
richtung geichaffen, die man jpäter auch in weiteren Kreifen auf die Provingn 
auszudehnen gedachte (ſ. unten). Die Krone wirp ermächtigt, einen ordentlihen 
Advofaten (Serjeant oder Barrister), der mindeftens ſchon feit 10 Jahren ale 
Friedensrichter an der Commiſſion betheiligt geweſen, als präfidirenden Rider 
in Strafſachen (mit 6000 Thlr. ©. Gehalt) zu ernennen; der fich dann cine 
qualificirten Stellvertreter ernennen darf, im Fall von Krankheit oder une: 
meidlicher Abweſenheit, oder bei folchen Beranlaffungen, welche ein Stasi 
jecretair (der Minifter des Innern) geftatten werde. 

2) Ausfchreibung der Sigungen. Ueber die Dienftliftien der &- 
ſchworenen zur einzelen Situng vgl. unten $ 63; über die Anflagejum $ 64 

3) Berfonal der Situngen Nach 12. Rice, II. c. 10 fönne die 
Friedensrichter 4 sh., d. h. nad) dem damaligen Münzfuß 4 Zhfr., nad 
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heutigem 11 Thlr., Tagegelder für ihre Anweſenheit bei den Seffionen for- 
dern, zahlbar aus den fines und amerciaments burd) Bermittelung des Sherif. 
Da num aber nach den Gefegen Richarb’s II. nicht über 8 Friedensrichter in 
der Grafſchaft ernannt werden follten, jo fah man in ber Braris die 8 älteften 
Kriedensrichter als biätenberehtigt an. In der einen und anderen Grafichaft 
hat fi diefe Sitte bis heute erhalten, als Regel ift fie außer Gebrauch. 

4) Geſchäfte der Sitzungen. Die nähere Ausführung ber Correctional- 
gerihtebarkfeit folgt im 8. 59, die ber Civil Jurisdiction und Verwaltungs: 
geihäfte im S 60, bie Appellations- und Beſchwerdeinſtanz im $ 61, woran 
fh dann noch der Kreisverwaltungsausihuß für die Gefängniffe anſchließt 
($ 62), und die Adminiftration ber Kreisirrenhäufer (S 62a.). 

5) Eröffnung der Sikung. Der Clerk of the Peace follte dabei 
nad älteren Gefegen mit Iauter Stimme verlefen: bas st. 5 Edw. VI. c. I 
gegen Bapismus; 30. Car, II. c. 3 iiber das Begräbniß der Todten in wollenen 
Gewändern; 11. et 12. Will. III. c. 15 betr. die Biermaße; 1. Geo. I. c. 5 
betr. Aufruhr und Tumult; 9. Geo. I. c. 22 die fogenannte fchwarze Acte, — 
alle dieje bei jeder Quartalſitzung. Sodann das st. 4. et 5. W. et M. c. 24; 
7. et 8. Will. III. c. 32; 3. et 4. Anne c. 18; 3. Geo. Il. c. 25 betr. die 
Geſchwornen, — die nur in der Sommerfikung verlefen werden follen; 2 
Geo. TI. c. 24 zur Verhütung von Wahlbeftehungen, — vorzulefen in jeder 
Oſterſizung. Einige dieſer Geſetze find ausdritdflich aufgehoben, andere fo außer 
Gebrauch gelommen, daß die Berlefung allmälig in Vergeſſenheit fam. Vergl. 
au Lambard IV. cap. 4 a. E. über die Proflamation zur Zeit der 'Tudors. 

Das Syſtem der Theilung der Ouartalfigungen begidit mit 59. 
Geo. III. c. 28: „In Errvägung, daß die Quartalſitzungen durch die große Vermeh⸗ 
tung ihrer Geſchäfte neuerdings oft mehre Tage hinter einander thätig geweſen 
zur großen Zeitverfäumniß der Parteien, zur Beſchwerde der Zeugen und Ge— 
ſchwornen und zur Erhöhung der Kreisftener: — mögen die verfammelten Frie 
densrichter am eriten Tage ihrer Berfammlung in Erwägung ziehen den wahr 
iheinliden Umfang der Geſchäfte; und wenn es ihnen wahrſcheinlich fcheint, 
daß ſolche mehr als drei Zage, einfchlieflich des Tags der Berfammlung, erfor- 
dern werden, fo jollen fie ermächtigt fein, zwei oder mehre Friedensrichter, dar- 
unter wenigften® einen aus ber Zahl der Quorum, zu defigniren, um getrennt 
von den Übrigen an demjelben Ort, in oder nahe dem Gerichtslofal, dort zu 
hören und zu rnticheiden folche Geſchäfte, welche ihnen überwieſen werden, 
während die übrigen gleichzeitig die fonftigen Geichäfte des Hofes erledigen.“ 
Ter Kreisfecretair foll eine Perſon als Gerichtsfchreiber für die gefonderte Ab- 
Heilung ernennen, und dafür eine angemeflene Remuneration auf Anmweifung 
ber Friedenerichter aus der Kreiskaſſe erhalten, ebenſo wie ber hülfeleiſtende 
Huissier. Das st. 1. Vict. c. 19 dehnt diefe Einrichtung auf die ftädtifchen 
Onertalfigungen aus, bei denen der Stabtridyter, Recorder, einen zweiten 
Abvolsten als Stellvertreter zu ernennen bat, und ermächtigt zugleich alle 
Euartalfigungen auch in den vertagten Seffionen ſolche Sonderabtheilungen zu 
bilden. — Noch allgemeiner find bie Befugniffe zur Theilung ausgedrüdt in 
5. et 6. Vict. c. 38 8 4; 21. et 22. Vict. c. 73. — Bei ber Bertheilung ber 
Geihäfte ſorgt mar gerodhnlich dafiir, daß die eine Abtheilung ben Theil des 
Iriminafgefchäfte Abernimmt, der bie Anwefenheit von Rechtsanwälten erfordert, 
während ber andere Hof bie Strafverfolgungen behandelt, bei benen kein Advolat 
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zur Aſſiſtenz engagirt ift, — wobei zugleich die Abkürzung der Bartegeit hi: 
Geſchworne und Zeugen berüdfichtigt wird. Appellationen und funmartic: 
Straffälle bleiben dem Plenum vorbehalten. 

Bei den erften Entwürfen für bie Bildung der nenen Kreisgerichte w 
Cipvilſachen 1830—1832 war die Abficht, den neuen Kreisrichter in die Friedens 
Commiſſion aufzunehmen (ohne Dualification durch Grundbefiß), mit der aue 
gedrücten Erwartung, daß jelbiger regelmäßig zum Chairman der Öuartal- 
fitungen ermwählt werden würde, ebenfo wie in Irland herlömmlid die Frie 
densrichter einen remunerirten Assistant Barrister al® Borfigenden zu wähles 
pflegen. In das fpätere Geje wurde auch wirklich die Claufel aufgenommen, 
daß der Kreisrichtes ohne Befitqualification in die Friedenscommilfion auige 
nommen werden faın. Es geichieht dies auch gewöhnlich: es ift aber mod lein 
Beiſpiel befannt, daß er in England zum Vorfigenden der Ouartalfigungen ge 
wählt wäre, vielmehr fühlen fi die gentlemen der Grafichaft noch immer den 
Geſchäften gewachſen, und haben aus ihrer Mitte noch immer einen geſchäfte 
fundigen Chairman gefunden. 

6) Bertagung vgl. die Rechtswörterbücher v. Adjournment. 


8 59. 


Die Strafgeridtsbarleit I. Inſtanz mit Jury. 
(Correctionaljurisdiction. ) 


Schon bei der erften dauernden Einſetzung der Friedensrxichter 
wurde ihnen durd 34. Edw. III. c. 1 die Befugniß beigelegt zu 
verhandeln und zu entjcheiden „über felonies, misdemeanours, tres- 
passes, und alle anderen crimes und oflences“, — unter Auf 
fung einzefer, aber mit Beifügung fo allgemeiner Rubriken, daß darın 
eine ordentlihe Strafgerichtsbarkeit erfter Inftanz jomohl 
über Vergehen nad) gemeinem Recht, wie über Vergehen nach Statutes 
enthalten war. Ausgefchloffen wurde durd die Wortfaffung zunädit 
nur der Verrath treason; durch Interpretation noch einige bejondert 
Fälle. Da indeffen die Friedenscommiffion die Klaufel enthielt, dab 
fie in fchwierigeren Fällen fid) an den Rath rechtsverftändiger Richter 
halten follten, fo bildete fich die ftillfehweigende Praxis, die meiltn 
fchwereren felonies den Affifen der reifenden Richter zu überlaſſe. 

Diefe Abgrenzungen der Prarid wurden dann neuerdings fhärt 
gezogen durch das Geſetz 5. et 6. Viet, c. 38 8 1.*) Es werden den 
Quarter Sessions ausdrücklich entzogen: Verrath, Mord, capital 
felonies, felonies welche im erften Straffall mit Transportation auf 
Lebenszeit bedroht find; außerdem 18 namentlich genannte Verbreiien, 
und zwar ſolche, welche entweder wegen der Schwere der Beſtrafung 











8 59. Die Strafgerichtebarteit I. Inftanz mit Jury. 719 


oder wegen politifcher Wichtigkeit, oder wegen der dabei vorfommenden 
Ihwierigeren Rechtsfragen ungeeignet für die Friedensrichter erfcheinen. 
Daffelbe Geſetz ermächtigt auch die Königlichen Richter der Criminal- 
Afıfen, durch Certiorari oder anderes Decret jeden bei den Quartal- 
Sigungen fchwebenden Fall abzuberufen, mit allen bieherigen Verhand- 
lungen und Acten an ſich zu ziehen und zu entjcheiden, vermöge einer 
beiegirten Gewalt, welche verfaflungsmäßig bisher nur den Reiche: 
Gerichts⸗Collegien zuftand. Auch find die Reichsrichter ermächtigt 
nöthigenfall® dur) Writ of Habeas Corpus jeden Unterfuchungs: 
Gefangenen in das ordentliche Kreisgefängniß abführen zu laffen, zum 
Zwed der Verhandlung vor den nädjften Criminal-Affifen. 

Als connere Punkte reihen fich diefer Strafjuftiz erfter Inftanz**) 
noch ein Paar ziemlich unpraktiiche Fälle an, in weldyen nach Spezial- 
gejegen die Seffionen fummarifd ohne Jury auf Strafe erkennen follen, 
jo wie ein gewiffes Recht der Eontrole über die Strafurtheile der ein- 
zelen Friedensrichter. 

Das Berfahren vor den Quartal-Sikungen. mit gro-= 
Ber und Heiner Zury***) ift ein Abbild des Verfahrens vor den 
Affen der reifenden Richter, und bedarf deshalb nur einer kurzen 
Angabe der Umriffe. 

Sobald nah Eröffnung der Seffton die große Fury gebildet ift 
(©. 715), wählt fie ihren Vormann, der zuerft vom Sreisjecretair 
vereidet wird, worauf die übrigen Großgefchwornen ihren Eid nach⸗ 
Iprehen. Der Borfigende wendet ſich ſodann an die grand jury mit 
einer Anrede und Inſtruction (charge), in weldyer eine Weberficht über 
die vorliegenden Anklage» Entwürfe gegeben, zuweilen aud eine Er⸗ 
läuterung des Rechtspunkts bei der einen oder andern Anklage Hinzu- 
gefügt wird. Hierauf werden die durch Prozeßcaution zur Etrafver: 
folgung oder Zeugnißablegung Verpflichteten (prosecutors and wit- 
nesses) aufgerufen, und die Privatankläger, deren Anklage - Akten 
(indietments) noch nidjt in Ordnung find, vom Kreisſecretair aufge- 
fordert, foldhe in feinem Büreau von einem geeigneten Unterbeamten 
concipiren zu laſſen. Dieſe Anklage- Entwürfe (bills) werden auf 
Pergament ausgefertigt, auf der Rückſeite mit dem Verzeichniß der 
Zeugen in der Ordnung, in der fie verhört werden follen. Die ein- 
len Zeugen werben aufgerufen, in öffentlicher Gerichtsfiung einge: 
ihworen, und mit den Anklage-Entwürfen vor die große Jury gefandt. 
Tiefe hat fich inzwifchen in ihr Gefchäftszimmer zurückgezogen, verhört 
Mm geheimer Sitzung die zu jeber Anklage gehörigen Zeugen fehr ſum⸗ 
mariſch, und entfcheidet fih dann mit Stimmenmehrheit und mindeftens 
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12 Stimmen, ob die Anklage zuzulaffen oder zu verwerfen. Sn 
Ihwicrigen Fällen kann fie fi) vom prosecutor oder deſſen Anmalt 
Beiftand leiſten laffen bei dem Zeugenverhör und der fonftigen Beweis 
prüfung. Bei Zweifeln über einen Rechtspunkt Tann fie in den Hof 
zurüctehren, und fich den Rath des Vorſitzenden erbitten. . 

Die von der großen Jury beftätigten Anklagen fommen dann 
gewöhnlich in derfelben Seffion zur Hauptverhandlung vor dem Hofe, 
d. h. vor dem chairman (oder deputy chairman der zweiten Ab 
theilung) mit Zuziehung einer Fleinen oder Urtheilsjury. Tieie 
wird ausgelooft in etwas einfacherer Weife als bei den Criminal⸗ 
Alfifen der reifenden Richter, übrigens ift die Stellung des Ange 
klagten vor die Schranken, Zeugenverhör, Kreuzverhör zumeilen ein 
kurzes Reſumé des Borfigenden, analog wie vor den großen Grimi- 
nalaffifen. 

Nach gefchloffener Verhandlung giebt die Jury einftimmig ihr 
verdict: „ſchuldig“ oder „nicht ſchuldig“, worauf der Vorfigende ge 
wöhnlich mit kurzen Worten das Endurtheil ſpricht. Die ganz 
Prozefleitung liegt in den Händen des Vorſitzenden; doch koͤnnen 


dem Recht nach die übrigen Triedensrichter bei Abmefjung der Strafe | 


mitfprechen. 

Die Bollftredung der erfannten Strafen fält zum 
Theil in das Gebiet der Gefängniß-Verwaltung. Die erkannten Geld 
ftrafen, Confiscate, Bußen, verwirkten Prozeßcautionen , werben con: 
trolirt durch Verzeichniffe, welche der Kreißfecretair nad) 3. Geo. IV. 


c. 46, 47; 4. Geo. IV. c. 37 zu führen bat. Eine Abfchrift erhält 


der Sheriff mit dem Auftrag die Rüdftände zu erheben. Neben dr 
Strafe kann ber Hof auch auf Reftitution ded durch Delict ent: 


zogenen Guts erkennen. Das writ of restitution aus 21. Hen. VI. 


ec. 11 ift zwar längft außer Gebrauch, vielmehr pflegt nach einer Ver— 
urtheilung wegen felony die Rückgabe der in das Gericht gebrachten 
Gegenftände des Delict® brevi manu zu erfolgen. Durd 7. et ®. 


Geo. IV. c. 29 wird jedod) die Befugniß durch fürmlides writ 


oder durch order nebenbei auf NReftitution zu erkennen ausdrüdlih 
erneut. nn 

Der Koſtenpunkt iſt in vielen Fällen durch das Geſetz aut 
drüdfich geregelt. Ohne ein folches darf die Quartalfitzung fen 
Koften zuerkennen. Wo das Gefeß fie dazu ermächtigt, bilden die 
Koften einen Theil des Urtheils; der Betrag muß in der order ſo 


gleich mit angegeben werden, nad) vorgängiger Austarirung durch 


den Sreisfecretair. 
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Nicht felten befürworten die Quartal: Situngen gleichzeitig mit 
dem Urtheil ein Begnadigungsgefud. Der Borfigende indoffirt 
auf ein folches Geſuch entweder bloß feine Zuftimmung zur Einreichung, 
oder er fügt auch wohl eine bejondere. Empfehlung zur Gnade nad) 
feiner Anſchauung von der Sache bei. Diejelbe Befugniß bat auch die 
Mehrheit der Friedensrichter der Seſſion. Das Begnadigungsgeſuch 
wird dann durch den Sreisjecretair den Minifter des Innern einge- 
reiht. Auf ein direct befürmwortetes Gefuch ift eine Gnadenbewilligung 
regelmäßig zu erwarten. Gnadengeſuche, welche unmittelbar eingereicht 
find, pflegen an die Quartalfigung zur Authentication zurüdgefandt zu 
werden, und im alle folche verweigert wird, ift es „nicht üblich“, daß 
der Minifter da8 Gnadengeſuch der Königin vorlegt. 

Die Oberinftanz gegen die friedensrichterlichen Entfcheidungen 
folgt fpäter al zufammenhängendes Ganzes 8 73. Die Rechtsmittel 
in dem bier vorliegenden Kreis der Strafjuftiz find folgende: 

1. Dem Reichögericht, und jett auch den einzelen Richtern der Affi- 
fen, ift dna8 Certiorari vorbehalten, um in Fällen, wo eine lokale 
Befangenheit der Duartalfigungen bei Entjcheidung eines Falles zu 
befürchten ift, oder aus ‚anderen Gründen den Fall an fich zu ziehen. 

2. Eine Eaffation durch Writ of Error findet ftatt wegen 
offenbarer aus dem Gerichtsprotofoll erfichtlicher Verftöße gegen das 
jus in thesi, namentlich auch wegen Weberfchreitung des gefeglichen 
Strafmaßes. Es ift dies das ordentliche Nechtsmittel des Criminal- 
prozeſſes. Bon der King’s Bench geht dann wieder eine Appellation 
an das Plenum der Reichögerichte (Court of Exchequer Chamber), 
umd von da an das Oberhaus. 

3. Nah 11. et 12. Vict. c. 78 kann aber auch der vorfigende 
Richter fchwierige Rechtsfragen zur Entfcheidung eines ans den drei 
Reichögerichten gebildeten Appelihofes vorbehalten. Schon in der älte- 
ven Praxis kam eine ſolche Einholung der Entfcheidung des Reichs⸗ 
gerihts über einen vorbehaltenen Rechtspunkt vor durch einen foge- 
nannten Special Case. Gewöhnlich entwirft dann der Advokat der 
Partei, die darum nachſucht, einen status causae, und.theilt ihn dem 
Advolaten des anderen Theild zur Genehmigung mit. Differenzen 
zwiſchen beiden werden durch Bezugnahme auf die fehriftlichen Notizen 
des Borfigenden unter deſſen Vermittelung gefchlichtet, worauf beide 
Advofaten den status vollziehen. In Ermangelung von Advofaten, 
oder wenn feine Einigung zwifchen beiden zu erwirfen wäre, entwirft 
der Borfigende felbft unter Zuftimmung der Mehrheit der Friedens⸗ 

Vueiſt, Engl. Eommunalverfaflung. 
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ridhter den status causae, der dann zur Einholung des Rechtsenticeidt 
an das Obergericht abgeht. 


*"), Die Eompetenz ber Quarter Sessions hatte ſich durchſchnittlich dahin 
geftaltet. Aus der Reihe der felonies befchränften fie fih gewöhnlich auf Dieb- 
ftahl, Unterfchlagung und analoge Vergehen ohne erſchwerende Umſtünde; und 
ſelbſt beim Diebftahl meiftens nur auf Fülle bis zu 15h. Werth hinauf. Man 
gab jehr gewöhnlich bei Heineren Diebftählen den Werth pro forma auf 1 sh. 
an, um den Fall als einen Heinen für die Quartalfipungen geeigneten zu cha⸗ 
rafterifiren. Ausgefchloffen waren und blieben dem Recht nach and) die ſchwe 
reren Fülle nicht, und es find in der Praris feltene Fälle vorgelommen, ix 
welchen die Duartalfitungen fogar auf lebenslängliche Transportation, je wohl 
einmal auf Todesftrafe erkannt haben. Aubdererjeitd waren nun aber aud bie 
reifenden Richter filr die Heineren Straffälle competent, jo daß in zahlreichen 
Füllen der Wunfch des prosecutor, die Anficht des committirenden Friedens. 
rihters, die Rüdficht auf Zeit- und Koften-Erfparnif und andere Gründe der 
Convenienz darüber entjchieden, ob ein Fall vor die Quartalfitzungen oder vor 
die Aſſiſen gebracht wurde. 

Die nunmehr im Geſetz 5. et 6. Vict. c. 38 den Ouartalfigungen nament- 
ich entzogenen 18 Fälle find: 1) Verfäumte Anzeige beim Berrath, misprison 
of treason; 2) Vergehen gegen den Königlichen Titel, die Königliche Prärogatiw, 
Berfon oder Regierung; 3) Vergehen die unter die Strafen des Praemunir 
fallen; 4) Gottesläfterung und Bergehen gegen die Religion; 5) Abnahme om 
Ableitung ungefeglicher Eide; 6), 7) Meineid oder Anftiftung zum Meineid, und 
gleichgeftellte eidesftattliche Verſicherungen; 8) Fülſchung; 9) vorfägliche Fener⸗ 
anlegung an Kornhaufen, Heu, Baumpflanzungen, Torfmooren 2c.; 10) Bigamie 
und andere Bergehen gegen die Ehegeſetze; 11) Entführung von Frauen und 
Mädchen; 12) verheimlichte Geburt eines Kindes; 13) Vergehen gegen bie 
Bankrutt- und Infolvenzgefete; 14) gottesläfterliche, aufrühreriſche oder ver: 
Iäumberifche Libelle; 15) Beſtechung; 16) gefettwidrige Verbindungen und Fer- 
abrebungen, in fchwereren Fällen; 17) Diebflahl ober betrügliches Wegnehmen, 
Beſchädigen oder Zerflören öffentlicher Urkunden oder anderer gerichtliher To 
fumente; 18) Entwendung, betrügliche Zerftörung oder Verheimlichung von 
Teftamenten, lettiwilligen Verordnungen, oder Beſitzdokumenten iiber unbeweg 
liche Sachen. Noch weiter ausgedehnt ift die Strafgerichtebarfeit des König. 
lien Centralhofes in London gegeniiber den dortigen Quartalſitzungen dur 
4. et 5. Will. IV. c. 36 8 17. 

So lange die ältere unbeflimmtere Abgrenzung ber Competenz dauerte, jaben 
fi) die Anleitungen für die Friedensrichter genöthigt, den größten Theil des 
ganzen Strafrehts in ihre Darftellung aufzunehmen, wie denn auch Burn’s 
Justice in Vol. III. ein fehr ausführliches Strafrecht mit Strafprozeß is 
alphabetifcher Anordnung giebt. Seit der geſetzlichen Begrenzung ift das Gebiet 
ber Quartalfigungen etwas vereinfacht, und hat nun feinen Schwerpunkt in den 
indictable misdemeanors, namentlich: assaults in fhwereren Fällen, inebe- 
fondere gegen Beamte in Ausübung der Amtsgewalt (die leichteren Fälle gehören 
zur fummarifhen Jurisdicttion), — Unterfcjleife barratries, — Herausforde 
rungen, challenging, — Betrligereien und Bermögensübervortheilnugen unter 
falſchen Vorwänden, — leichte Münzvergehen, — leichtere conapiracies, — Ri 
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handlung von Kindern und Dienern, — einfache Unterfchlagungen, — gewalt- 
ſame Befigentjeßungen, — Jagdvergehen, — leichtere Vergehen gegen die Re- 
Iigion umd öffentliche Gottesverehrung, — einfache Bergehen gegen die. Obrig- 
keiten, — Vergehen gegen public decency and feeling (namentlich) auch Libelle 
gegen die Regierung und Religion, und foldhe Libelle gegen Brivatperfonen, 
die durch ihre Tendenz geeignet find, den verleßten Theil zu einem Friedens⸗ 
brusch zu probociren), — nuisanoes in dem oben berührten weiteren Sinne, 
namentlich unterlaflene Reparatur von Öffentlichen Wegen und Britden, abfidt- 
lie Hemmniſſe in öffentlichen Communicationen, Betrieb gefundheitegefährlicher, 
lärmender oder unfittlicher Gewerbe, — verweigerte Uebernahme von Genieinde- 
ämtern, al8 Constable, Armenauffeher, Geſchworner einer Coroner-Jury, oder 
in einem anderen ministerial oflice, — Amtserpreffungen und betrügliche Hand⸗ 
lungen im Amt, — vorjäpliche Berfäumung oder Mißverwaltung eines Amts, 
— Ungehorfam gegen eine Order der riedensjeflion oder einzeler Friedens⸗ 
richter, — Aufruhr, Tumult, geſetzwidrige Verſammlungen. 

») Die conneren Punkte zu dieſer ordentlichen Strafgerichtsbar— 
feit find: 

I. Die Duartalfitungen haben ein Recht der Kenntnifinahme von allen 
fummarifchen Entſcheidungen der Friedensrichter. Nach älterer Praxis, beftätigt 
dur 11. et 12. Vict c. 43 8 14, find alle convictions und orders dem Kreis- 
felretair zu überſenden, der fie zu den Alten zu nehmen hat; doch ift eine be- 
fimmte Frift dafür nicht vorgefchrieben. Das Bilreau des Clerk of the Peace 
wird dadurch eine Generalregiftratur, in welcher alle Straffälle der Kreisftraf- 
juſtiz mit dem wefentlichen Inhalt der Verhandlung zu finden find. 

2. Die Duartalfikungen können auch gelegentlich ſolche ſummariſche 
Straffälle aburtbeilen, fiir die das Gejet nur zwei Friedensrichter überhaupt 
verlangt; ausgeſchloſſen bleiben jebod, die Fälle, wo das Geſetz ausdrücklich 
eine Appellation an die Quartalſitzungen giebt. 

3. Die Duartalfitungen haben in einigen fingufären Fällen eine aus⸗ 
ſchließliche ſummariſche Strafgewalt ohne Zuziehung einer Jury. 
So nach I. Will. et Mary sess. 2 c. 3 8 6 gegen hartnädige Störer des Got- 
tesdienftes (jetzt außer Gebrauch). Nach 17. Geo. II. c. 56 $ 4; 6. et 7. Vict. 
c.40 88 1, 34, bei einem zweiten Vergehen des Ankaufs von Fabrikmaterialien 
von Kabrifarbeitern in gewiffen Gewerbszweigen (50—100 2.) Nach 9. 
Geo. IV. c. 61 $ 21 wegen dritten Vergehens der Bierhauswirthe gegen den 
tenor of licence, fofern babei nicht auf Conceffionsentziehung erlaunt werden 
ſoll; ebenfo nach 8. et 9. Vict. c. 109 $ 12 bei Conceffionen für ein billard 
room. Nahe daran gränzen die $ 60 Note*) erwähnten Fälle einer polizeilichen 
Civiljnrisdiction der Quartalſitzungen. 

m) Wegen des Geſammtganges des Strafverfahrens, wie es in den 
Hauptpartien auch für die Quartalſitzungen gilt, darf ich hier wohl verweiſen 
af Mittermaier’s treffliche Schrift: Das engliſche, ſchottiſche und nord⸗ 
amerilanifche Strafverfahren. Erlangen 1851; auf Best, Grundzüge des engl. 
Beweisrechts, bearbeitet von Marquardsen. Heidelberg 1851; Rüttimann’s 
Bericht über die englifche Strafrechtspflege. Zürich 1837; auf Stephen, Yand- 
duch des Engl. Strafr., überfegt von Mühry. Gött. 1843. 

Die Anmwaltsgefchäfte bei den Quartalfigungen werden von der großen 


Klafie der attorneys ketrieben. Jeder bei einem Weſtminſterhofe immatrikulirte 
46” 
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Anwalt ift im Allgemeinen auch zur Praris bei den Quartalſitzungen beingt: 
ausgenommen der Kreisfecretait, der Unteriheriff und deren Stellvertreter, bei 
50 2. Strafe. Im Heineren entfernteren Grafſchaften, in welchen Tein Abrelat 
der höheren Kaffe (barrister) praftifirt, geriren ſich dieſe Anwälte zugleid als 
Advolaten, plaidiren und adreifiren die Jury als ſolche (wenigſtens der Eitte 
nad, obgleich fie ftreng genommen fein Recht dazu haben). In den größeren 
Quartalfigungen pflegen die Barristers regelmäßig zu erſcheinen, obwohl ee für 
titufirte Advolaten (Queen’s Counsel und Serjeants-at-Law) als unfidlid 
gilt, bei den Duartalfitungen zu praktiſiren. Aud von ben gewöhnlichen 
Barristers find ausgeſchloſſen diejenigen, welche als Friedenerichter, Kreisjece- 
taire ober Beamte des Hofes fungiren. Die fo pralftifirenden Barristers haber 
dann das ausjchliefliche Recht der Audienz, fo daß Anwälte zu dem eigentlichen 
Plaidoyer nicht verftattet werden, fo lange Barristers ammefend find. Burns 
Supplement 1852 pag. 898. 


8 60. 


Die Quarter Sessions als ndminiftrirende Kreis-Polizeibehörke. 
County business. 


Die einzige englifche Darftellung, welche einen Verfuch zu fufteme: 
tiiher Anordnung der Seffions-Gefchäfte macht (Dickinson) ſcheidet 
einigermaßen überfichtlich ihre Stellung als Strafgerichtshof erfter 
Anftanz, jo wie das ganze Gebiet der Appellation ($ 61). Was nach 
Ausfonderung deſſen übrig bleibt, wird in zwei Capiteln zuſammenge 
faßt: cap. VIII. on the original jurisdiction of the sessions in 
civil matters; cap. XV. on other matters within the juris- 
diction of quarter sessions. Die neuefte Darftellung von Leeming 
und Cross unterfcheidet nur eine original jurisdietion und ein 
appellate jurisdiction, und löſt das Material unter diefen Rubriten 
wieder in alphabetifche Artikel und Tabellen auf. Folgen wir der An: 
ordnung Dickinson’s, fo ift 

1. unter der original jurisdietion in civil matters 
zunächſt einbegriffen: die Entfcheidung über Streitigkeiten zwiſchen Lehr: 
bern und Lehrling nach 5. Eliz. c. 4 $ 35; ihre Gewalt zur Be— 
ftellung einer Bürgfchaft für den Frieden und für gutes Verhalten zu 
nöthigen (articles of the peace); die Beftrafung der incorrigible 
rogues nad der Vagrants Act. Da diefe Gefchäfte nicht umter di 
orbentliche Eriminaljurisdietion mit Jury fallen, und andererfeits auch 
nicht unter die appellate jurisdiction, fo ift die Rubrif einer „originsl 
eivil jurisdiction‘“ dafür angenommen, im Sinn einer polizeilihen 
Civilgerichtsbarkeit erfter Inſtanz. In umferer Darftellung find diit 
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Bälle Shon in anderem Zujammenhang erörtert und ale Geſchäfte der 
Quartalſitzung überdies zum Theil veraltet.*) 

2. Die vermifhten Bälle (matters) einer Yurisdiction 
der Sessions, weldje Dickinson im Cap. XV. zufammenftelit, 
find alphabetifch geordnet: chapels of dissenters, county rates, 
friendly and loan societies, gaols, highways, inclosures, Iunatic 
asylums, polling places at county elections, shire halls, theatres 
licensing, vagrants, weigbts and measures. 

Eine folche Behandlung des ſogenannten county business ift nun 
aber zum Berftändniß gerade diefes Mittelpunkts des Selfgovernment 
durchaus ungeeignet. Die Unbeholfenheit der englifhen Jurisprudenz 
hat gerade bier dem Fremden das Verftändniß unendlich erfchwert, und 
andererfeitd den Engländern ſelbſt Verftändnig und Urtheil über Ver⸗ 
waltungszuftände des Continents unmöglich gemadt. Es ift vielmehr 
nothwendig das county business fo vollftändig und fo fyſtematiſch 
zu geben, daB es als das erfcheint, was es ift: das Syſtem der 
Kreisverwaltung, welches für alle Kreisordnungen des Continents 
ein wichtiges Muſter bildet, vor allem für die Frage, welche Gegen- 
ftände und welche Gefchäfteformen fich für eine Kreisverwaltung im 
Unterfchied von der Ort s gemeindeverwaltung eignen. 

Die Quarter Sessions bilden nämlich die ordentliche 
Kreispolizeibehörde im Gebiet des Capitel IV. d.h. in 
allen Angelegenheiten der Strafjuftiz und Polizei, welde 
zur Berwaltung eines collegialifchen Kreistages ſich eig: 
nen. Für ſolche Gefchäfte, für die diefer Kreistag und fein Gebiet 
zu groß erfchien, find dann die Heinen Bezirköfigungen (special 
sessions) eingefchoben. Dieſe Gefchäfte Lafjen fich in 7 Rubriken ord- 
uen. Als achte Gruppe fchließt fi) daran der Antheil ber Quarter 
Sessions an der Steuer», Miliz⸗, Armen, Brücden- und Wegever⸗ 
waltung. 

1. Aufbringung der Koſten der geſammten Kreispo— 
lizei- und Juftiz⸗Verwaltung!), umfaſſend folgende drei Punkte: 

(1) Ausſchreibung der Kreisjuſtiz- und Polizeiſteuer 
(county rate) nach dem vorausſichtlichen Bedürfniß der Ver— 
waltung, durch gleichmäßige Einſchätzung des geſammten Realbeſitzes 
der Grafſchaft. Der Grund der Selbſtändigleit des engliſchen Self- 
government wird ſchon an diefem erften Punkt erfichtlid. Die fries 
densrichterfiche gentry, welche täglich felbft Juſtiz und Polizei verwaltet, 
bat ein competente® Urtheil darüber, welche Geldmittel dazu erforderlich 
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find; und diejelben zur couaty rate höchftbeftenerten gentlemen find 
eben fo competent die Steuerzahler dabei zu repräfentiren. 

(2) Diefelbe Behörde verwaltet das Grund- und Gapi: 
talvermögen der Grafſchaft (county stock), wobei zur Berein: 
fachung des Verfahrens das Grunbvermögen auf die Perfon des clerk 
of the peace übertragen ift (vested), der unter dem Decernat der 
Quartalſitzungen auf feinen Namen Eontracte fchließt und Eigenthums 
übertragungen (conveyances) vornimmt 21. et 22. Vict. c. R. 

(3) Folgerecht hat diefelbe Behörde den Rendanten der Kreis- 
faffe County Treasurer anzuftellen und zu entlaffen, Gehalt 
und Gebaltszulagen zu befchließen, Anordnungen über die Kafjenver- 
waltung und einzele Zahlungsmandate an ihn zu erlaffen, und nad 
geregelter Rechnung ihm Decharge zu ertheilen 43. Eliz. c. 28 1: 
43, Elız. ec. 3 8 7, 12. Gco. II. c. 29. 

II. Die Quartalfigungen forgen für die Lokale der 
Rreisgerihts- und Polizei-Berwaltung,?) namentlid: 

für Umbau und Neubau der Shire Halls 7. Geo. IV. 
c. 63, Erwerbung von Grundftüden dazu, Aufnahme von Darlehnen unter 
Verpfändung der County Rate, Verkauf überflüffiger Gebäude; ebenio 
für die Lokale der Heinen Bezirksfigungen 12. et 13. Vict. c. 18: 

für Judges Lodgings, Lokale zur Einlogirung ber reiſen⸗ 
den Affifenrichter, in gleicher Weife 7. Geo. IV. c. 63; 2. et 3. 
Vict. c. 69. 

Sie haben ferner für Beichaffung, Neubau und Umbau des Graf: 
fhaftsgefängniffes und Korrectionshaufes zu forgen. Ti 
dafür beftehende durd einen Ausſchuß der Quartalfigungen geführt 
Verwaltung hat aber folche Dimenfionen angenommen, daß fie eine 
gefonderten Darftellung bedarf (8 62). 

III Die Quartal-Sigungen ernennen diejenigen Kreit: 
beamten,?) die einerfeitS nicht von den Ortsgemeinden zu wählen 
find, amdererfeits fich zur Ernennung durch eine größere SKreisver 
fammlung eignen. Mit Rückſicht auf dieſen letzteren Gefichtepunft 
fallen die zahlreicheren Ernennungen den Special Sessions zu. Et 
gehört zur patronage her Quarter Sessions nur: 

Ernennung und Entlafjung des County Treasurer. 

Bedingte Ernennung und Entlaffung des Clerk ofthe Peace. 
Die ordentliche Ernennung gebührt dem Custos Rotulorumn; die Cut 
faffung kaun nur durch Urtheil und Recht erfolgen, in welchem Falle 
die Quartalfigungen einen neuen ernennen mögen, fofern der custos 
darin fäumig ift. 
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Anftellung befonderer collectors und surveyors für die 
Berwaltung der Graffchafts - Brüden 22. Henry VIII c.58$ 4. 

Anftellung der Inspectors of weights and measures 
für die Maß⸗ und Gewichts-Verwaltung. 

Anftellung von Conservators zur Schonung bes Lachſes 
und ber Lachsbrut 58. Geo. III. c. 43 $ 1 ıc.; der Visitors of 
factories zur Ueberwachung der Ausführung des Fabrikgeſetzes 42. 
Geo. II. c. 73 8 9 (jet unpraltifch geworden durch die Einführung 
von Staatsinfpektoren); der Inspectors of yarn nad 17. Geo. III. 
ec. 11 un. a. Geſ., die aber ebenfo wie die worsted committees zur 
Eontrole der Wollmanufactur nicht fehr praftifch find; ferner der 
Inspectors für Abdedereien. 

Ym Gebiet der neuen befoldeten Constabulary: Ernennung 
des superintending constable für eine division 13. et 14. Vict. 
c. 20 8 6; des aufjehenden constable für ein Detentionshaus 5. 
et 6. Viot. . c. 109; des chief constable fir die geſammte Graf- 
ſchaftspolizei 20. Vict. c. 2 8 2. | 

IV. Die Quartalfigungen bilden nach Umftänben die berathende 
oder die befchließende Inſtanz für eintretende Aenderun— 
gen in der Bildung der Unterbezirte, Sammtgemeinden 
und Gemeindebegrenzungen *) in der Graffchaft: 

Sie befchließen tiber bie Neneintheilung der ganzen Grafſchaft oder 
einzeler Theile in Sessional Divisions (8 54). 

Durch fie geht die Verhandlung und Berichterftattung an die 
Königin im Rath, wenn die Bereinigung einer Liberty mit 
der auliegenden Srafichaft vor fich gehen foll 13. et 14. Vict. c. 105. 

Ebenfo erlaffen fie die Order zur Berbindung eines extra- 
parochial place mit einem benachbarten Kirchfpiel, fobald eine 
Bereinigung darüber ftattgefunden hat 20. Vict. c. 19. 

Auf Antrag der Quartalfigungen (nach öffentlicher Verhandlung 
und gehörtem Einſpruch) kann die Königin mit Beirath des Privy 
Comeil (Staatsminifterium) die Theilung der Graffchaft in ange 
meſſene Abftimmungsbezirfe Polling Districts für die Parla- 
mentswahlen geftatten G. et 7. Will IV. c. 102. 

V. Die Quartal-Sigungen können für beftimmte Ge— 
biete ihrer Verwaltung Regulatived) erlaffen, die aber niemals 
ben Charakter einer Freisftändifchen Autonomie gehabt haben, fondern 
nur zur Ausführung beftehender Polizei Gefege durch fpeziellere Ver⸗ 
weltungss- Anordnungen dienen follten. Manche diefer Regulative find 
nenerdings ans guten Gründen den Spezial-Sigungen überlaffen; fo 
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die Lofal- Verordnungen über die Polizeiftunde in Bier- und Gaft- 
wirthfchaften 4. et 5. Will. IV. c. 85; Orteregufative über bie 
common lodging houses 14. et 15. Vict. c. 28; für die conce- 
fionirten Theater nad) 6. et 7. Vict. c. 68. In das Gebiet der 
Duartalfigungen aber gehören: 

(1) Die älteren assizes of bread and ale, fuel, coals, 
assizes of wages etc. zur polizeilichen Normirung der Lebensmittel: 
preife, Arbeitslöhne 2c., veraltet durch die neue Gefeßgebung ($ 46). 

(2) Regulative für die Verwaltung der Gefängniffe und Bri- 
vat-Yrrenhäufer, die in dem Zufammenhang diefer Adminiftrationen 
vorfommen ($ 62, 62a.) 

(3) NRegulative zur Beftimmung der Hegungszeit des 
Lachſes und der Fifchbrut 583. Geo. IIL. c. 43 $ 2; 6. et 7. Viet. 
c. 33; 11. et 12. Vict. c. 52 $ 1; 24. et 25. Vict. c. 109. 

(4) Regulative für die Abdedereien 26. Geo. III. e. 71. 

(5) Saving banks. Die Bildung neuer Sparkaſſen und 
die gefetslichen Vorrechte derfelben jind abhängig von einer vorgängigen 
Beitätigung ber Quartalfigungen und der Staatefrhuldenverwaltung 
9. Geo. IV. c. 92 $ 2; durd eine fummarifche Order der Quartal: 
figung kann auch jeder Kaffenbeamte zur Rechnungslegung und Ablie 
ferung der Beltände endgültig gezwungen werden. 

(6) Friendly and Loan Societies etc. Die Verein 
zu gegenjeitiger Linterftügung friendly societies bebürfen einer Be 
ftätigung ihrer Statuten nad) 4. et 5. Will. c. 40; 18. et 19. Vict. 
c. 63; die Darlehusfaffen nad) 5. et 6. Will. IV. c. 23; 21. Viet. 
c. 19. Es ift zu dem Zweck ein remunerirter KRechtöverftändiger 
Certifying Barrister vom Staat angeftellt, dem zwei Eremplare des 
Statutenentiwurfs vorzulegen find. Er hat zu prüfen und zu atteftiren, 
daß ſolche „in Uebereinftimmung mit dem Geſetz“ entworfen find. 
Das Duplicat überjendet der Barrister der nächſten Generalfeffion, 
die es endgültig beftätigt (allow and confirm), wodurch es für alle 
Mitglieder und Beamte der Gefellfchaft und fonftige Syntereffenten 
rechtsverbindlich wird. Mit Aenderungen und Zufägen zu den Statw 
ten ift dann in gleicher Weife zu verfahren. Auch die Statuten der 
scientific and litterary societies, und der Gemeinnügigen Baugeſell⸗ 
haften benefit building societies, find nach der Reviſion durch den 
barrister von der Quartalfigung zu beftätigen 6. et 7. Vict. c. 36; 
6. et 7. Will. IV. c. 32 8 4. 

(7) Viele Lolalacten enthalten die Elaufel, daß die Etatuten 
(bye-laws) der dadurch) gebildeten Verwaltungen (commissionere), 
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ehe fie in Kraft treten, einer Betätigung durch die Quartal: 
Sigungen bedürfen. Dahin gehören aud einige der General Con- 
solidation Acts von 1847, nämlid 10. et 11. Vict. c. 14 für 
Jahr» und Wochenmärkte; 10. et 11. Viet. c. 27 für Hafen: und 
Dockanlagen; 10. et 11. Vict c. 34 für towns improvement. 

(3) Beitftellung des Gebührentarifs für die Unter- 
beamten der Gerichts⸗- und Bolizeiverwaltung: Coroners, friedens» 
rihterfiche Clerks und Constables. 

VI. Die Quartalfigungen ertheilen diejenigen Polizeiconcef- 
lionen, die fi Überhaupt zu einer Ertheilung durd einen 
großen Kreistag eignen.d) Wegen der dabei nothivendigen Ortes 
und Perſonenkenntniß fällt der Schwerpunft des ganzen Conceſſions⸗ 
weſens in bie Kleinen Bezirksfigungen (Schankeonceffionen, Theater, 
dergnügungslofale 8 57). Vor die Quartal-Sigung gehören aber: 

die Conceffionen für Privatirrenhäufer in den Provinzen; 

zur Anlage von Schießpulverfabrifen und Magazinen; 

zur Anleguug von Abbedereien, slaughtering houses. 

Auch gehörte unter diefe Rubrik die jet veraltete Einregiftrirung 
der Kapellen der Diffenters. 

VII Die Quartal- Sigungen find die Kreis-⸗Behörde für 
die gefammte Maaß- und Gewihtsperwaltung,!) Weights 
and Measures, 5. et 6. Will. IV. c. 63. Sie haben 

I) feftzuftellen die Zahl der Normaleremplare von Reichs⸗ 
maßen und Gewichten, für deren Aufchaffung zu forgen, und die Orte 
zu beftimmen, wo folche niederzulegen. ‘Die Gentralitelle der Maaß⸗ 
und Gewichtsverwaltung ijt feit alter Zeit der Exchequer. Das 
Normalpfund und die Normalelle find neuerdings nad) wifjenfchaft- 
lichen Grundfägen reftaurirt 18. et 19. Vict. c. 72. 

2) fie haben die erforderliche Zahl von Inspectors of 
Weights and Measures zu ernennen zur Aufbewahrung der 
Rormalmanße und zur Ausführung der fonftigen Obliegenheiten der 
Maaß⸗ und Gewichtsorduung; ihre Remuneration zu beftimmen, fie 
nöthigenfall® zu fuspendiren, zu entlaffen. Sie haben die Aichungs- 
ämter zu beftimmen, jedem Inſpector feinen Bezirk anzumeifen, 
und fi von demfelben eine Sautionsverfchreibung auf 200 X. aus⸗ 
fellen zu laffen. Die Ouartalfigungen beftimmen fodann, an welchen 
Tagen jeber Inſpector mit den Normalmanfen und Gewichten fidh 
in jeder Marktftadt, und an anderen geeigneten Orten einzufinden 
bat, zur Prüfung und Stempelung der ihm vorgelegten Maaße und 
Gewichte und zu einigen anderen Functionen. 
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3) Die Koften der Verwaltung trägt die Kreiskaſſe 5. et 6. 
Will. IV. c. 63 $ 17, 21 —24. Nach Ortsbebürfnig können aud 
die Heinen Bezirksſitzungen Examiners zur PVifitation der Magße und 
Gewichte bei den einzelen Gewerbtreibenden ernennen. Die zahlreichen 
Geldbußen wegen Gebrauchs ungeaichter Maaße und Gewichte werden 
ſummariſch von zwei Friedensrichtern erfannt, mit Appellation an die 
Onartalfigungen. Die Zahl diefer Straffälfe war i. %. 1860-6212. 

VIII. Als Kreisbehörde greifen die Quarter Sessions 
endlich auch in andere Gebiete der Kreis- und Communal- 
verwaltung,**) weldhe ihren gefonderten Organismus bil: 
den, ergänzend ein, entweder als Beſchwereinſtanz oder 
zur Oberleitung beftimmter Gefchäfte. Soweit die Quartal: 
figungen dafür die Beſchwerdeinſtanz bilden, folgen diefe Functionen 
al8 Appellate Jurisdietion im $ 61. Als original jurisdietion 
erfter Inſtanz gehören Hierher aber hauptfächlich folgende Geſchäfte: 

1) Die Verwaltung ber Kreisgefängniffe. und Kreisirrenhäuftr, 
welche bereit8 oben zu einer abgejonderten Darftellung (8 62, 62a.) 
vorbehalten ift; 

2) ans dem Gebiet der Milizverwaltung die Beſthaffung der 
Kreis- Zeughänfer, fo wie eine Oberleitung des Militair-Einquartierung®: 
und Transportweſens; 

3) aus dem Gebiet der Armenverwaltung der Erlaß der order: 
an die alimentationspflichtigen Berfonen und ein concurrirendes Bil: 
tationsrecht der Arbeitshänfer; 

4) die gefammte Kreisverwaltung der Brücken, die Entſcheidung 
über Erweiterung, Verlegung und Schließung öffentlicher Wege, und 
gewiffe Eontrolfacte in der Verwaltung der Chauffeen. 

Verbinden wir die zufammenfaffende Darftellung diefes gejamm: 
. ten county business und die vorbehafteıe Verwaltung der Kreidge 
fängniffe und Sreisirrenhänfer mit den Gefchäften der Spezialfigungen 
(8 57), mit dem Decernat der einzelen Friedensrichter in Communal⸗ 
angelegenheiten (8 52), und mit den Gefchäften der Duartaffigungen 
als Befchwerdeinftanz (8 61), fo befinden wir uns in dem Mittelpunft 
der adminiftrativen Gefchäfte, welche nad den Bebürfniffen des Eon 
tinent® das: Gebiet einer Kreisverwaltung (mit Ausſchluß der 


Juſtizgeſchäfte) bilden. 


*) Die Civiljurisdiction der Qu. Sessions bildet bei Dickinson folgende 
4 Rubriten: 

1) Apprenticeship, ſchon obeu erörtert in $ 47. Die Ouartalfigungen 

follen nach 5. Eliz. c. 4 $ 35 zwifchen Lehrling und Lehrherrn in erfer Ja 
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Nanz entiheiben, wenn fich der Letztere der verſuchsweiſen Enticheidung eines 
Friedensrichters ober des Gemeindevorftehers nicht filgen will. Nach der neueren 
Geſetzgebung fallt indeflen die Entſcheidung faft aller wirklich vorkommenden 
Falle zwei Friedensrichtern zu, fo daß diefer Punkt ziemlich unpraftifch gewor⸗ 
den if. Ebenſo verhält es fi mit ber Civiljurisbiction Uüber das Tändliche 
Geſinde 5. Eliz. c. 4 SS 5, 6, 8. 

2) Articles of the Peace. Die Ouartalfigungen üben eine controli- 
rende und concurrirende Gewalt bei dem Berfahren zur Erzwingung von Boli- 
zeicautionen ($ 33). Zwar find die einzelen Friedensrichter dafiir competent; 
bie befiere und regelmäßige Praxis ift aber, daß der Friedeunsrichter den Ver⸗ 
dächtigen durch Prozekcantion nur bindet zum Erſcheinen vor der nächſten 
Ariedensfeifton, und in der Zwiſchenzeit „zur Bewahrung des Friedens ber 
Königin gegen alle ihre Unterthanen und insbejondere gegen den Kläger N.“ 
In der Situng überreicht dann der Anwalt bes Klägers formulirte Friedens⸗ 
artikel, anusgefertigt auf Pergament, die vom Kreisſecretair verlefen, vom Kläger 
beichworen werden. Der Hof enticheidet darauf, für weiche Summe und für 
welchen Zeitraum bie Kaution mit zwei Bürgen beftellt werben foll, und läßt 
den Beflagten gefänglich abführen „bis er fie beſtellt.“ Meiſtens wird die 
Kaution nır von Eeifion zu Seffion verlangt; der Kläger muß dann von 
Neuem erfcheinen, und darthun, daß die Griiude ber Yriedensblirgichaft noch 
fortdauern. 

3) Orders in Bastardy, ſchon erörtert im 8 56. Nach 3. Car. I. 
c. 4 $ 15 klonnten bie Quartalſitzungen allenfalls ſchon in erfter Inſtanz darliber 
eriennen; nad) dem Armengeſetz von 1834 wurden fie jogar auf wenige Jahre 
die ordentliche erſte Inſtanz. Durch die neuefte Geſetzgebung ift aber die Ent- 
ſcheidung erſter Inſtanz ausſchließlich den Meinen Sitzungen vorbehalten, und 
damit dieſer Punkt veraltet. 

4) Vagrants, jchon erörtert im 8 37. Die Quartalfigungen erfennen 
in erſter Inflanz gegen die ſchwerſte Klaſſe der vagrants act, die incorrigible _ 
rogues (entfprungene Strafgefangene, rüdfällige rogues and vagabonds und 
jolche, die fich der Verhaftung gewaltſam wiberjeten), auf Correctionshaus bis 
zu einem Jahr und körperliche Züchtigung. 

Man kann zu diefer civil Jurisdiction auch das Berfahren rechnen, welches 
bei Erpropriationen unter der commission of sewers eintritt, wo in Erman- 
gelung gätlicder Einigung die Quartalſitzungen die Höhe des Erſatzes fefiftellen 
mit einer Jury, zu welcher ber Sheriff 24 qualificirte Geſchworne zu geflellen 
bat 3. et 4. Will. IV. c. 22 88 26—29. 

Rad) Ausfcheivung diefer Füße Tiegt der Schwerpunkt in den nachfolgen- 
den Kreisverwaltungsgeichäften : 

)) Ansihreibung der Kreisftiener und Verwaltung des Grund- und 
Kapitalvermögens. Die VBerhältniffe der county rate find oben in $$ 12, 
17, 18 im Zufammenbange gegeben; ebenfo das ergänzende Geſetz 8. et 9. 
Viet. e. 111 88 1—14, wonach die Friedensrichter einen Ausſchuß von 5-11 
Nitgliedern zur gleihmäßigen Vertheilung der Kreisfteuer auf die Kirchipiele, 
zu periodiſcher Aenderung und Berichtigung berfelben ernennen. Alle Verhand⸗ 
Imgen über die Einſchätzung, Verwendung und Berwaltung der Kreisfonds und 
Kreisftener milſſen öffentlich vor den Quartalſitzungen vor fich gehen, 4. et 
>». Will. IV. c. 48. Jeder Steuerzahler kann bei diefen Verhandlungen gehört 
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werden, hat jeboch fein beftinnmtes Recht darauf, ebenjorwenig wie auf Einkdt | 
der Kreisrechnungen R. v. Justice of Staffordshire 6. A. et E. 84. Bou Tag | 
und Stunde der Berbandlung über die Kreisftenern wird dem Bublilum wenig- 
ſtens zwei Wochen vorher durch zwei im Kreiſe circulicende Blätter Nachricht 
gegeben. Unter Aufhebung der ülteren Geſetze 12. Geo. II. c. 29; 13. Geo. II. 

c. 18; 37. Geo. III. c. 65; 55. Geo. III. c. 51; 56. Geo. II. c. 49; 51. 
Geo. III. c. 9; 1. et 2. Geo. IV. c 85; 1. Will. IV. c. 48; 4. et5. 
will. IV. c. 48; 8. et 9. Vict. e. 111; 12, et 13. Vict c. 65, — doch unter 
Wiederaufnahme des weſentlichen Inhalis — find dann die Grundfähe über 
Einſchützung und Erhebung der County Rate confolidirt im 15. 

et 16. Vict. c. 8l. Sie wird nad) wie vor aus der Armenſtener des Kirch⸗ 
ſpiels an die Kreisfaffe abgeführt. Die Duartalfigungen erlaflen aber ihre 
Zahlungsanweifung jet an die KreiSarmenräthe (Guardians of Unions), melde 

bie Gejammtbeträge dem Kreisrendanten einzahlen ($ 26). Dazu Borfchriften 
über Appellation und Redjnungsrevifion ($ 33 ff.), über ſummariſche Feſi 
ftellung ftreitiger Polizeigrenzen durch Commiffarien der Quarter Sessions, über 

die Legung der Jahresrechnung und Veröffentlichung eines Auszuges darane. 
Ueber die neuerdings projectirten Financiul Boards f. oben S. 463. 

2) Beſchaffung der Gerichts“, Bolizei- und Gefängniflofale Tie 
Bernadhläffigimg mancher Gerichtslofale und die wachſenden Bebürfnifie riefen 
mehre neue Gefege für die Gerihtsgebäude Shire Halls hervor. Rad 
9. Geo. III. c. 20 ſollen die Duartalfigungen auf Antrag der großen Yu 
in den Alfifen, wenn jolche vorftellig wird wegen Baufälligfeit der Graficheite- 
halle oder des fouftigen Gebäudes zur Abhaltung der Affifen, die näthigen An- 
ordnungen zur Reparatur nach ihrem Ermeſſen treffen, und zu dem Zweck eine 
Stener (einen Zufchlag zur Kreisfteuer) ausichreiben. Noch unbebingter ermäd- 
tigt st. 7. Geo. IV. c. 63 die Ouartalfisungen zur Anordnung von Reparaturen 
und Umbau der Grafichaftshallen und der Räume zur wohnlichen Unterbringung 
der reifenden Richter. Das Publikum muß inbeflen von den darüber zu füh- 
senden Berhandlungen vorher durch öffentliche Bekanntmachung benachrichtigt 
werden. Ueber die Bereinigung ber Grafſchaften mit benachbarten Städten zum 
gemeinfchaftlihden Gebraud von Nathhäufern 2c. als Gerichtölolale 1. Vict. 

c. 24; 10. et Il. Vict. c. 28 8 1. 

Rüdfichtlicd der Sefängnifverwaltung ($ 62) ift hier fchon zu bevorworten 
daß auch die Beſchaffung ber polizeilichen Detentionshäufer, lock-up houses, 
den Sessions zufällt. 

3) Die Ernennung der Unterbeamten der Kreisverwaltung umfeit 

einen verhältnigmäßig Heinen Kreis. Die Nüdficht auf Berfonen- und Urt 

fenntniß hat den Srundfat herbeigeführt, daß bie große Mafle der ernannten 

Ortsgemeinbebeamten von ben einen Bezirksſitzungen beftellt wird, nämlich 

bie Armenauffeher, die unbefoldeten Constables, bie Examiners fü 

Maaße und Gewichte, und bedingungsweife die Wegeanffeher (8551, 
feruer bie Inspectors of common lodging houses 14. et 18. Vict. c. 28: 
16. et 17. Viet. c. 41. 

4) Bildung neuer Kreis- und Unterbezirfe. Die Hauptbejzirke für die 
Parlamentswahlen fiehen durch Geſetze feft; es handelt ſich hier nım um polling 
places und polling districts zur Bequemlichkeit der Abftimmenden, welche dazn 
durd) den Staatsanzeiger zu veröffentlichen. Durch Order ber Quartalſttungen 
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werden auch die Koften fir das gefammte Regiftrirungsverfahren der Barla- 
mentewähler auf die Kreislaffe angewiefen 6. et 7. Vict. c. 18. — Ueber Bil- 
dung neuer Unterbezirle für die Wahl der Coroners f. oben &. 432. 

5) Reglements und Tarife Das Gebiet der Gebihrentarife umfaft: 

}) Die Gebühren der coroners und bie fonft bei ben coroners in- 
quest vorfommenden, 1. Vict. c. 68 (j. oben $ 4); fowie die Koftenliguidation 
in den einzelen Unterfuchungen, mit der Befugniß unnite Poften zu ftreichen. 

2) Feſtſtellung des Gebührentarifs aller friedensridhterlichen 
clerks burd die Duartalfisungen und den Minifter des Innern. Der vom 
Miniſter beflätigte oder geänderte Tarif wird mit einem @ertiflcat an ben 
Kreisfecretair zurlidgefandt zur Mittheilung an alle einzelen clerks. Nach 14. 
et 15. Vict. c. 55 8 9-— 12 fünnen die Friedensrichter in einer vorher dffent- 
lich bekannt zu machenden Sefflon Beſchluß faffen iiber die Berwandlung folcher 
Gebühren in fefte Gehalte unter Beftätigung des Minifters. 

3) Gebühren der Constables. Durch 18. Geo. III. c. 19 8 9 wer- 
den bie Friedensrichter ermächtigt, periobifh in den Quartalſitzungen Tarife 
unter VBeflätigung eines Affifenrichters feftzuftellen. Nach 5. et 6. Vict. c. 109 
& 17 haben fie Tarife für die Ausführung von Ladungen, Bollftredung von 
Decreten und andere gelegentliche Dieufte feftzuftellen, bei welchen fie die Fort⸗ 
daner befonderer Gebühren für angemeffen halten. Auch hier ift die Beſtäti⸗ 
gung des Minifters vorbehalten 13. et 14. Vict c. 20 8 2. — Die Feſtſetzung 
der Strafnerfolgungsfoften in dem einzelen Prozeß gehört vor die Spezialfikun- 
gm. ($ 55 V.) ' 

Die Ouartalfigungen können auch den high constables außerordentliche 
Koften bei Unterdrüdung eines Tumults 2c. aus der Kreisfafle bewilligen 41- 
Geo. III. c. 78 8 2; 7. et Geo. IV. c. 31 8 7. 

6) Eonceffionsertheilnngen. Der Anfang des Conceffionswefens Tiegt in 
ber Periode der Tudors. Nach 5. Eliz. c. 12 8 45 war eine Conceſſion auch 
nöthig für alle Setreideauflänfer, Lader, Kornfuhrleute und Transporteure, 
welche nur an verheirathete Männer, Inhaber eines felbftändigen Hausftandes und 
Berfonen, die feit drei Jahren in der Grafſchaft anfälfig, in öffentlicher Ver⸗ 
handlung vor den OQuartalfigungen ertheilt, nnd durch drei Friebensrichter voll- 
zogen werden follte. In dieſelbe Rubrik gehören die licences filr verhaftete 
recusants zu einer zeitweifen Beurlaubung, und einige noch fpeziellere jetzt ver- 
altete Fälle. Die heutigen hierher gehörigen Rubriken find: 

1) Lunatic Asylums, aber befchränft anf die Conceffion von Pri⸗ 
datirrenhäufern außer dem hauptflädtifhen Bezirk ($ 62a). 

2)Gunpowder Mills. Rad 12. Geo III. c. 61 & 13 ertheilen die 
Duartalfigungen die Eonceifion für Errichtung von Pulvermühlen und Maga- 
men, jedoch mit Ansichluß von London und Weftminfter nebfi einem Umkreis 
von drei engl. Meilen; auch nicht im Umfreis von zwei engl. Meilen um eine 
Königliche Reſidenz oder Königliche Pulvermagazine; noch in einer Stadt oder 
einem Marktfleden oder eine engl. Meile im Umkreis, noch im Umkreis von !/a 
engl. Meile von einer Pfarrlirche. Bon dem Eonceffionsgefuh muß wenigſtens 

14 Tage zuvor den Kirchenvorfiehern Nachricht gegeben und der Antrag darauf 
an einem Sonntag dffentlich verliefen werden. Beſchwerden über die Verweige⸗ 
tung Runen durch special case an die Queen’s bench gebradjt werden. 

3) Eonceflionen für die slaughtering houses, d. h. „Huuſer zur 
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Tödtung oder Schlachtung von Pferden, Füllen, Rindvieh, Schweinen umd an- 
derm Bieh, welches nicht zum Berlauf als Metgerfleiich (zur Beret 
rung) getödtet wird.” 26. Geo. III. c. 71; 7. et 8. Vict, c. 87. Die Eoncd- 
fion wird ertheilt für höchftens ein Jahr anf ein Zuverfäffigleitsatteft entweder 
des Geiftlichen und der Kirchenvorficher und Armenanffeher, ober des Geiß⸗ 
lichen und zweier angefeffenen substantial householders. Bei der Erneuerung 
ift Tein neues Atteft nöthig. Auf erhobene fchriftliche Beſchwerde einer Privat- 
perion daun nad gehöriger Ladung und Berhandlung die Eonceflien wegen 
Berletung einer der Beftimmungen obiger Geſe tze laſſirt werben. 
Das Berzeihniß über das getddtete Vich und die Controlblicher des Juſpectore 
find bei jeder Quartalſitzung vorzulegen. — Die firengen Borfchriften des Et 
ſetzes erſtrecken fich aber- nicht auf Gerber und Fellhändler, welche alte Thiere 
nur zu dem „bona fide Zweck“ ihres befonuderen Gerwerbee ſchlachten, noch aui 
ſolche, welche alte Thiere nur zum Futter für Hunde m. f. w. auflaufen. (Die 
neuen Vorfchriften der public health act über Schlachthäufer beziehen ſich nur 
auf ſolche Orte, wo dies Geſetz eingefithrt ift, und fallen nicht den Quartal 
fitungen, fondern anderen Behörden zu). 

4) Die Einregiftrirung der difjenterifhen Kapellen war durd) 
die Toleranzacten feit 1. Will. et Mary c. 18 eingeführt, durd 5°. 
Geo. III. c. 55 vollftändig durchgeführt. Keine Verſammlung zu proteſtantijchem 
Gottesdienft von mehr als 20 Berfonen (umgerechnet die Kamilienglieder und 
Dienerfchaft des Hausherren) follte flattfinden ohne fchriftliche Anzeige bei der 
bifchöffichen Behörde oder bei der Quartalfikung. Analog aber etwas einfader 
war das Gejets iiber die Einregiftrirung der römiſch⸗katholiſchen Verſammlungt 
orte 31. Geo. III. c. 32. — Dur 15. et 16. Vict. c. 36; 18. et 19. Vie. 
c. 81 find diefe älteren Regiftrirungsgefetse aufgehoben; die Einregifrirung c- 
folgt jet bei dem Registrar General für das Civilftandsregifterwefen in ton 
don; alle Strafverfolgung wegen unterlaffener Regiftrirung ꝛc. wird außer 
Anwendung gejett durch 18 et 19. Vict, c. 86. 

7) Die Maaf- und Gewichtsverwaltung gehört mit zu dem Beläge 
für die frühzeitige Eentralifation Englands. Heinrich I. beſtimmte die Elle nad 
der Lünge feines Arms; jpäter erging darüber die unter dem Namen cam- 
positio ulnarum et perticarum befannte Beroronung. Richard I. auf bem 
Hoftag zu Westminster 1197 befiehlt, daß im ganzen Reich nur ein Mash 
und Gewicht gebraudyt werde; man datirt ans jener Zeit das Amt des King 
:Aulnager (weiche Sinecure erft nach der Revolution aufgehoben wurde). Tir 
Mißbräuche unter König Iohann veranlaften auch iu der Magna Charta ein 
Einfhärfung des pondus regis und der mensura domini regis, deren Rormalt 
in dem Schatz aufbewahrt wurden, während in den einzelen Städten, Warlt: 
fleden und Ortichaften ein Exemplar in der Kirche gehalten wurde. Durd 16. 
Car. I. c. 19 wird der Gebrauch nicht norımalmüßiger Maaße und Gewichte 
beim Kauf und Berlauf mit fchwerer Buße bebroht Dalton c. 113. Tros 
diefer und fpäterer Geſetze erhielten fich doch abweichende Kornmaafe und Cr- 
wichte, im Parlament wurden von Zeit zu Zeit Magen über Maaß⸗ und & 
wichtsverwirrung laut, und veranlaßten Unterfimhungscommifjionen und nat 
Gelege. Dur 5. Geo. IV. c. 74 8 23 werden ſodann alle früheren 
Gefehe über die Rormalmaafe umd Gewichte aufgehoben und ein gleichförmiget 
Syſtem in dem ganzen vereinigten Königreich durchgeführt. Wald baranf folgt 
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das st, 5. et 6. Will. IV. c. 63 enthaltend ein vollftändiges Regulativ filr die 
Rormalmaafe und Gewichte mit zahlreichen Polizeiftrafen. Das Normalgewicht 
für ordentlichen Handel und Wandel bildet das gemeine Krämergewicdht avoirdu- 
pois weight zu 16 Unzen; fir Gold, Silber, Blatina und Evelfleine das Gold- 
gewicht troy weight zu 12 Unzen; Droguen dürfen nach dem Apothekergewicht 
verlanft werben. (Geſetz über das Gewicht für den Verlauf edler Metalle 16- 
et 17. Vict. c. 28). Report in den Parl. P. 1862 No. 411. 

Die Manß- uud Gewichtverwaltung nach diefen Gejehen fand im 
Mittelalter hauptſächlich unter der Controle der Biſchöſe; eine Hauptunterfielle 
dafür war der jett längft veraltete Clerk of the Market. Im fpäteren Bit. 
telalter ging das Geichäft auf die Friedensrichter über; Hauptunterftellen dafür 
waren die Ortsvorftände der Marlifleden 11. Henry VIII. c. 4. Rad) der 
ipäteren Einrichtung wurden remunerirte Infpectors ernannt durch die Heinen 
Bezirksſitzungen 37. Geo. III. c. 143; jet durch die Quartalfigungen 5. et 6. 
Will. IV. c. 63 8 17. Nach diefem geltenden Hauptgeſetz befteht die Laufende 
Berwaltung: 

1) in dem Amt der Inspectors of weights and measures 
als Aichungsämter. Jeder riedensrichter und jeder Inſpector mit fchriftlicher 
Auweifung eines Friedensrichters ift befugt, zu angemeſſener Zeit jeden Laden, 
iedes Lager und jedes Waaren- oder Waagelokal zu betreten, alle Maaße, Ge— 
wichte, Schnellwaagen und Wägemafchinen nad dem Normale zu vergleichen, 
und unrichtig befundene wegzunehmen (die dann verwirkt find mit Geldbuße 
bis 5 L., und gleicher Strafe für den, der ſich der Prüfung entzieht, oder ſolche 
verweigert oder verhindert). Dieje und fonftige Strafen find klagbar vor zwei 
Friedensrichtern mit Denunciantenantheil, vorbehaltlid) der Volizeiftrafgewalt 
des court leet, wo ein foldher noch in Gebrauch ift. 

2) In dem Amt der Bifitatoren oder Examiners of weights 
and measures. Nad) 37. Geo. III. c. 143 können die petty sessions 
eine oder mehre Berfonen zur Bifitation der Maaße und Gewichte ernennen, 
vereibigen und anweiſen bei Tagzeit Läden, Fabriken und andere Geſchäftslolale 
um Detailverlanf zu betreten, Gewichte und Wangen zu prüfen, unridhtige in 
Beſchlag zu nehmen: worauf die petty sessions auf die Konfiscation mit 
Geldbuße von 5— 20 sh. erkeunen mögen. Wenn die Bewohner eines Kirch- 
piels oder einer Ortfchaft den Examiner zu nominiren wänfchen, jo können fie 
einen honseholder dazu namhaft machen, der von den petty sessions beftätigt 
und ernennt wird: die Gemeinde muß dann aber aus der Armenſteuer die 
Rormalgewichte vorher anfchafien, und die Remuneration des Examiner 
beftreiten. Diefe Vorſchriften werden wiederholt und erweitert durch 55. 
Geo, III. c. 45. , 

3) Ein befonberes Geſchäft ift die Feſtſtellung des Berhältniffes 
der Maaße und Gewichte, wo auf Grund dauernder Contracte, Renten- 
pflicht, Zoll- oder Steuerpflicht, eine Präftation nad) altem Maaß oder Gericht 
sm leiten if, welches mit dem neuen Normalmaaß und Gewicht nicht über- 
einſtimut. Die Oxnartalfigungen haben binnen ſechs Monaten nach Erlaß des 
Geſetzes dafür eine jury of inquiry zu bilden aus 12 freeholders von 100 2. 
Grundrente oder darüber. Nachdem die Jury das Verhältniß fefigeftellt, wird 
der Spruch dem Court of Exchequer zur formellen Einregiftrirung als be⸗ 

weilende Urkunde überfandt, die Koften aus der Kreislaffe beſtritten. 5. Geo. IV. 
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c 748 17; 5. et 6. Will. IV. c. 63 8 14. Es tritt dies namentlich auch 
ein, wo frühere Leiftungen nad; Maaß und jetst gefetlich nach Gewicht zu be- 
rechnen find, oder nnigefehrt. 

*8) Die Adminiftrativgefhäfte der Duartalfipungen aufer dem po: 
Tizeilihen Gebiet Laffen fi) durch Verweiſung auf die Eapitelfolge, ähnlich 
wie das Decernat der einzelen Friedensrichter in diefen Gebieten, dahin orbuen: 

Cap. II. im Gebiet der Commmnalfteuern find die Onartalfitungen 
die ordentliche Inſtanz fir Steuer-Reclameationen und in einzelen Bunlten des 
Rechnungsweſens ($ 17). Zur Erfparung von Zeit und Koften find neuerbinge 
die special sessions als Nebeninftanz fir ſolche Reclamationen eingeſchoben, 
welche nur die Höhe der Einſchätzung betreffen. — Im Gebiet der county rate 
find fie, wie erwähnt, die felbftändig ausfchreibende, im Gebiet der Armenſtenet 
und ihrer Verzweigungen nur die controlirende Behörde; doch befteht auch hier 
noch die Befugniß zu dem rating in aid, zur Seranziehung der Nachbarn, wo 
ein Kircdhfpiel zur Erhaltung feiner eigenen Armen unfähig wird. 

Cap. III. im Gebiet der Civilgerichtsverwaltung treten fie sa 
rüd. Als Incidentpuntt mag erwähnt werben, daß fie zu Händen des Kreis 
fecretaire die berichtigten Geſchwornenliſten annehmen, und daraus das Gt. 
ſchwornenbuch fir den Sheriff zufammenftellen laſſen. NReclamationen gegen 
die Juryliſten entſcheiden die Special Sessions. 

Gap. V. im Gebiet der Städteverwaltung haben die Duarid 
figungen zu Heineren Städten im Ganzen diefelbe Stellung wie zu den übrigen 
DOrtsgemeinden. In den größeren Städten, welche mit einem eigenen Sof det 
Duartalfigungen belieben find, treten die flädtifchen Quarter Sessions an ihte 
Stelle; geben aber wichtige Befugniffe an den Gemeinderath ab ($ 86, 87) 

Cap. VI. im Gebiet der Milizverwaltung fAlt ihnen zu die & 
ſchaffung der Borrathshänfer, die Aufbringung der dazu nöthigen Gelder dırd 
Zufchlag zur county rate oder Aufnahme von Darlehnen, die Kenntnißnahme 
von dem Beſtande der Mannfchaften. Yür die ftehende Armee haben fie ned 
den jährlichen mutiny acts die DOberleitung tiber Beichaffung der Zransypert 
wagen, Pferde und der Eingnartirung (8 91—93). 

Cap. VII. im Gebiet der reinen Kirdhfpielsnerfafinng treten fe 
gänzlich zurück. 

Cap. VII. in der Armenvermwaltung erlaffen fie die orders an ti 
alimentationspflichtigen Verwandten zur Zahlung der Erhaltungsfoften arme 
Berfonen 43. Eliz. c. 2 8 7; die orders zur Vollſtreckung der Mobiltarert 
cution in das hinterlaffene Bermögen von entlaufenen Berfonen, bie ihre Fewilie 
hüulflos und zur VBeläftigung der Armenverwaltung zurüdgelafien haben 5. Geo. 1. 
c. 8 8 1. Beibehalten ift ferner. die Bifitation der workhouses 30. Geo. Ill. 
c. 49 $ 1, 2 mit der Befugniß, unmittelbare ärztliche Hulfe, Berabreihung 
genügender Nahrung, und Abfonderung von Berjonen, die au anſteckenden Krant 
heiten leiden, zu verordnen ($ 100, 106 II.). 

Cap. IX. im ®ebiet der Public Health Act beſteht ihre Simwir- 
fung nur in der Ernennung eines Obmanns bei dem Schiedsverfahren jeher 
die Sciedsmänner felbft fi binnen fieben Tagen nad) Aufforderung cine 
Bartei darüber nicht vereinigen. Grundſätzlich treten fie in diefen neueren In⸗ 
fitutionen nur ein als Oberinftanz für die fnmmarifchen Gtrafurtheile der ein 
zelen Friedensrichter G 112, 113, 116). 
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Cap. X. im Gebiet der Briiden- und Wegeverwaltung führen 
fie zunächft direct die Berwaltung der Grafichaftsbrüden, die aus der county 
rate zu erhalten find, durch Contractſchließung für die Reparatur, Erwerbung 
von Grundftüden für Erweiterung und Aenderung, Darlehnsaufnagne gegen 
Zerpfändung, Ernennung der Brülckenmeiſter, unmittelbare Anordnung dringen- 
der Reparaturen, Beihaffung von Baumaterialien aus benachbarten Grund- 
Küden ($ 117). — Auf dem Gebiet der Wegeverwaltung füllt ihnen zu 
die Erweiterung, Berlegung und Schließung der öffentlichen Wege, und die 
Einregifirirung einiger Acte; in der Chauffeeverwaltung die Befeitigung unge- 
jeglicher Schlagbäume und die Einregiftrirung der Einnahmeüberfichten. Die 
zahlreicheren Geſchäfte diejes Gebiets fallen dagegen den Epesialfitungen zu: 
Nevifion der Wegebaurechnungen, Enticheidung von Etreitigfeiten zwiſchen 
Pegeaufiehern und Grundnachbarn, Erlaß der Reparaturorders, Beichaffung 
der Materialien aus benachbarten Orundftilden, Bildung größerer Weseban-⸗ 
diſtrikte (8 121, 122). 


8 61. 
Die Appellate Jurisdietion der Onartal: Eigungen. 


Am gefchichtlichen Theil ift nachgewiefen, daß die Stellung der 
Quarter Sessions als Appellationsinftanz verhältnißmäßig neuen Ur- 
iprungs ift. Alle friedensrichterlichen Geſchäfte waren unmittelbarer 
Ausflug der Königlichen Prärogative; einige diefer Geſchäfte waren den 
Einzelen überwiefen, andere den Friedensrichtern ſammt und jonders 
in den Seffionen. Die Oberinftanz für beide bfieben die unmittels 
baren Königlichen Räthe, die King’s Bench und die Kanzlei. Die 
Sessions bilden alfo einen befonderen Geſchäftskreis für 
wihtigere Angelegenheiten, aber feine Mittelinftanz. Erft 
in der Periode der Reftauration, als ſich das Uebergewicht der gentry 
und die heutige Geftalt der Graffchaftsverfaffung confolidirte, beginnt 
eine Gejeßgebung, die in immer zahlreicheren Fällen Appellation von 
den einzelen Friedensrichtern und Heinen Situngen an die General 
Sessions geftattet, und damit bie Kreisverwaltung immer jelbftändiger 
in fih abfchließt. Noch heute ift diefer Hergang in vielen wichtigen 
Säben erfennbar. 

Das Appellationsrecht verfteht fich baher nicht von felbft, 
tritt vielmehr nur ein, wo die einzelen Gefege ausdrücklich einen 
appeal an. die Duartalfigung geben. Das Recht zu appelliren wird 
auch nicht durch analoge Ausdehnung (equitable construction) er- 
weitert, fondern ftreng auf bie im Gejeg erwähnten Bälle bejchränft. 

Yede Appellation bleibi in dem Bereich der Friedenscommilfion, 
im welder der anzufechtende Act erging. Man appellirt „ale von dem 

Gueiß, Engl Sommunalverfaffung. 
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Friebensrichter der Graffchaft an die Quartalfigungen feiner County, 
Riding oder Liberty; von ben ftädtifchen Friedensrichtern an die 
ftädtifche Quartalfigung. 

In der Mehrzahl der Geſetze ift ausdrücklich die „n üchſte“ Quar: 
talſitzung genannt, (was dann als tempus utile zu verſtehen iſt, d.h. 
als die nächſte „possible“ oder „practicable‘ session). In manchen 
Geſetzen ift e8 den Friedensrichtern zur Pflicht gemacht, den Berur: 
theilten mit dem Recht der Appellation und den dazu nöthigen Schritten 
befannt zu machen. 

Gewöhnliche Vorbedingung ift ferner cine Appellationsanmel- 
dung (notice), adrefjirt an den Gegenintereffenten, und oft aud die 
Beitellung einer Prozeß - Caution für Verfolgung der Appellation. 
Vebrigend find einige Unterfchiede zwifchen den beiden Hauptgebieten 
der convictions und der orders, alſo zwifchen dem criminellen und 
civifen Gebiet. 

I. Die Appellation gegen Convictions!) ift in zahl: 
reihen Gefegen mit ber fummarifchen Strafgewalt der einzelen Arie 
densrichter zugleich eingeführt. Oft ijt fie aber auch durd Stil: 
Schweigen ausgefchlofjen, oder ausdrücklich unterjagt ; oder die Entſcheidung 
erfter Inſtanz ausdrücklich für endgültig (final) erflärt. Viele neuere 
Strafgefeße befolgen den Grundfaß, die Appellation zu geftatten gegen 
fummarijche Strafurtheile über 5 X. Buße, oder über einen Monat 


Gefängnißftrafe. Diefe Appellationen find indeffen fo felten, das die 


meilten Quartalfitungen ohne einen einzigen all vorübergehen. Tie 
Gefammtzahl aller appeals gegen convictions betrug im Jujtiziaht 
1860==58, von welchen 33 zur Beftätigung, 25 zur Aenderung det 
angefochtenen Urtheils führten. 

1. Die Appellation gegen orders der specialsessions 
und andere Giviljurisdictiondg- und VBerwaltungsacte?) 
der einzelen Triedensrichter bildet nach unferen Begriffen eine Dr: 
ſchwerde-Inſtanz, die aber öffentlich, contradictorifch, in den ge 
“wohnten gerichtlichen Formen behandelt wird. Das Gebiet diefer Civi- 
Appellationen reicht fo weit wie die polizeiliche Civiljurisdietion und 
dad Communal- Decernat der Friedensrichterr. Es greift daher nad 
der Reihenfolge unferer Capitel in folgende Weiſe ein. 

Aus Cap. II. gehören hierher die Appellationen gegen die Armen: 
fteuer»Beranlagung, die nach der neuen Geſetzgebung zunächſt an 
die Spezialfigungen gehen kann. “Die Quartalfigung kann alfo ſowohl 
in zweiter al8 in dritter Inſtanz über die Abfchägung, im zweiter 
Inſtanz über die Steuerpflichtigkeit entjcheiden. ‘Die Entjcheidung 
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kann auf Beftätigung, Caffirung, oder Emendirung der Veranlagung 
im Ganzen oder im Ginzelen gehen. Analog ift die Appellation gegen 
die Einſchätzung zur Grafjchaftsftener, wobei aber nur das Kirchfpiel 
wegen Weberbürdung in Vergleich zu anderen Ortjchaften reclamiren 
kann. Die Reclamationen gegen die borough rate als Freißftener 
folgen dem Gange der county rate; die district, borough and 
watch-rate dem Gange der poor rate. Beſchwerden gegen bie 
Einfhägung der church rate gehören hierher nur bis zu 10 V., und 
unter der Vorausſetzung, daß die Gültigkeit der Ausschreibung unbe- 
tritten ift. Die Reclamationen gegen die highway-rate, die Steuern 
der public health act, die lighting and watching-rate, die Steuern 
der Metropolis local management act und ber nuisances removal 
acts folgen im wejentlichen dem Reclamationsverfahren gegen die Ar: 
menftener. Allgemein findet ein Beſchwerderecht ftatt gegen die Steuer- 
erecutiond=Decrete. 

Cap. IV. Abjchn. Il. Beſchwerden gegen das Verfahren der 
Friedensrichter in Ausführung der Schanf- und WirthHshausordnung 
9. Geo. IV. c. 61; gegen Anordnungen der Theaterpolizei; in Strei« 
tigleiten zwifchen Meifter und Lehrling; gegen Entfcheidungen und 
Pfändungs - Decrete in Mieths- und Pachtſachen; Entjcheidungen über 
Fabrik- und Arbeitslöhne; Streitigfeiten zwijchen Herrſchaft und Ge⸗ 
ſinde; rücftändige Zehnten. bis zu 10 v. 

Cap. IV. Abſchn. IH. Beſchwerden über ertheilte oder verwei- 
gerte Schankconceffionen und andere licences der Spezialfigungen, ſo⸗ 
wie gegen bie orders in bastardy. 

Sap. IV. Abſchn. IV. Beichwerden gegen orders und Entfcei- 
dungen aus der Maaß⸗ und Gewichtordnung, der Verwaltung der 
Rreisgefängniffe und Kreisirrenhänfer, fowie gegen die orders betr. 
die Unterhaltung der lunatics und die Conceſſionirung der Privat: 
irrenhäuſer. 

Cap. IV. Abſchn. VII. Beſchwerden der constables und anderer 
Polizeibeamten (fowie der Armenauffeher) gegen Ordnungsſtrafen wegen 
Berfäumung ihrer Amtspflichten oder wegen Ungehorſams gegen ein 
warrant oder eine order eines Friedensrichters, 33. Geo. III. c. 55 
$1; 11. et 12. Vict. c. 43 8 86, 

Cap. V. In der Bolizeiverwaltung der Städte ift die Be 
Ihwerdeinftang an bie ftäbtifchen Quartalfigungen nach analogen Grund» 
lägen gebifbet. 

Cap. VIII. Im Gebiet der Armenverwaltung haben zunächſt 
gegen die Ernennung der Armenauffeher „alle“ Anterejjenten ein 
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Appellationsreht nah 43. Eliz. c.2 $ 6; 17. Geo. II. e. 38; und 
zwar fowohl der Ernannte, der feine Verpflichtung zum Amt beftreitet, 
al® die einzelen Gemeinbeglieder, die feine Fähigkeit, Zahlungefähigfet 
ꝛc. beftreiten. Das Urteil lautet auf Beftätigung oder Kafftrung der 
Wahl. Einen Hauptgegenftand bilden ferner die Beſchwerden gegen die 
orders of removal, alfo die Streitigkeiten der Gemeindeverbände über 
die Armenlaft; fodann die Streitigkeiten über die Rechnungslegung der 
Armenauffeher und Defectirung einzeler Rechnungspoſten; überhaupt 
Beichwerden gegen „alle orders ber ?Friedensrichter aus dem Armen- 
gefeß, 4. et 5. Will. IV. c. 76 8 103. 

Cap. IX. In dem Gebiet der neueren Geſetzgebung über die 
Verfchönerung, Gejundheits- und Baupolizei der Städte und 
Rirchfpiele ift den Quartalfigungen eine Befchwerdeinitanz regelmäkis 
vorbehalten zunächſt durch die ſtückweiſe Geſetzgebung der ſogenannten 
consolidation acts. Im Gebiet der public health act find ihnen 
nur die Steuerreclamationen vorbehalten ; ähnlich unter der Metropolis 
management act und der local government act. Dagegen bleibt 
unter den nuisances removal acts ein weites Gebiet der Beſchwerden 
gegen die polizeilichen orders der einzelen TFriedensrichter. 

Cap. X. In ber Berwaltung ber Graffhaftsbrüden get 
ein Beichwerderecht zumächft gegen die Maßregeln zur Befchaffung dee 
Baumateriald. Bei Streitigkeiten über Bau und Reparatur von Graf: 
ſchaftsbrücken können die Friedensrichter aus ihrer Mitte cin Unter 
fuhungscommittee zur Einnahme des Augenjcheind oder zur jonftigen 
Teftftellung des Sacjverhältniffes ernennen, und demnächſt den Beriht | 
des Committee zum Beſchluß der Seffion erheben. — Ein weitgehend: 
Beſchwerderecht für „alle Intereſſenten ift aber gegen die orders in 
der Wegeverwaltung, insbefondere auch gegen Maßregeln der Ermeite 
rung, Verlegung oder Einziehung öffentlicher Wege gegeben, und in 
ähnlichem Umfang für das Gebiet der Chauffeevermwaltung. 

Es find mehr als 100 geltende Geſetze, in welchen dieſe Br 
fchwerdeinftanz pofitiv geregelt ift, mit genauen Beftimmungen, ob jet 
Intereſſent, oder ob nur beftimmte Intereſſenten, Gemeindevorſteher. 
Beamte, das Appellationsrecht haben follen. In der Mehrzahl vr 
Fälle ift gefagt, daß die Entfcheidung endgültig (final), und dab mt 
Rechtsmittel des certiorari ausgefchloffen fein foll, was indeſſen mit 
einigen Vorbehalten zu verftehen ift (8 73). Diefe Hunderte von gel 
tenden und aufgehobenen Gejegen ftehen an der Stelle des in den Ge— 
meindeordnungen des Gontinents gewöhnlich vorbehaltenen Auffihtt- 
rechts der Oberbehörden des Staat®. 
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III. Der gemeinfame Gang der Appellations-Berhand- 
(ungen?) ift weſentlich folgender: Die einzelen Fälle werben nad 
der Ordnung aufgerufen, in welcher fie in dem Verzeichniß des Clerk 
of the Peace ftehen, vorbehaltlich einer Abänderung durch den Ge- 
richtshof. Nach dem Aufruf der Sache verlieft der Kreisfecretair zu— 
nädhft den angefochtenen Beſchluß. Demnächſt ift die Beobachtung der 
dormalien, d. h. rechtzeitige Anmeldung (notice) und Beftellung der 
Prozeß⸗Caution, wo das Gefet fie erfordert, nachzumeifen. Dann er- 
öffnet der Anwalt des Appellaten (respondent) jein Plaidoper, 
führt die Beweiſe zur Aufrechterhaltung des Urtheil® vor, ohne dabei 
ftreng an die Beweiſe erfter Inſtanz gebunden zu fein. ‘Die Zeugen 
unterliegen dem Streuzverhör durch den Gegner. Darauf beginnt der 
Anwalt des Appellanten (appellant) fein Plaidoyer, bekämpft entweder 
die Beweisführung des Gegners, oder bringt Gegenzeugen, ohne ftreng 
an die Beweiſe erjter Inſtanz gebunden zu fein. :Der Anwalt des 
Gegners hat in diefem Tall wieder das Necht des Kreuzverhörs und 
der Replik. Die Plaidirs Regeln find analog ben gewöhnlichen des 
Civilprozeſſes; die Beweisregeln denen des Civil» und Criminalprozeſſes. 
Nach dem Schluß der Debatte fammelt der Vorfigende die Stimmen 
der Friedensrichter, und veröffentlicht den Beſchluß der Meehrheit auf 
deftätigung oder Caſſirung des angefochtenen Urtheils, der Order, 
oder der Steuerveranlagung. Bis zum Schluß der Seilion kann die 
Entiheidung noch berichtigt werden, ja fogar noch in einer vertagten 
Sigung. Uebrigens entfcheidet der Gerichtshof über Factum und Recht 
zugleich, — in der Negel ohne Jury. 

Erſt die neueſte Gefeßgebung hat einige Weberjichtlichkeit und 
Gleichmäßigkeit in das Appellationsverfahren gebracht. Für die Appel- 
lation gegen convictions entjtand eine ſolche durch die Polizeiprozeß- 
ordnung von 1848, 12. et 13. Vict. c. 43. Für die Appellation in 
EStenerftraffälfen, gegen die orders in bastardy, orders of removal 
und pauper lunatics war die neuere Gefeggebung jo ausführlid und 
jo jahgemäß, daß darin nichts zu ändern war. Für fämmtliche übrige 
zerſtreute Fälle, in denen die Geſetzgebung oft planlos variirte, erging 
eine gemeinfchaftliche Appellationsorduung durd) Baines’ 
Act, 12. et 13. Vict. c. 45. Es foll vorangehen wenigftens 14 Tage 
vorher eine fchriftliche Anmeldung, notice, des Appellanten oder feines. 
Anwalts, enthaltend die Spezification der Appellationsgründe, auf die 
N dann die Hauptverhandlung zu befehränten hat. Die materielle 
Entiheidung der Sessions ift in der Regel endgültig. Vorbehalten 
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wird aber die 1leberleitung an ein Neichögericht durch special case 
und die Vereinbarung über ein Schiebsverfahren. 

IV. Die Oberinftanz über den Entjcheidungen der Quartal⸗ 
figung *) ift nach Verſchiedenheit der Fälle fehr verfchieden geftaftet. 

Zunächſt find auszufcheiden diejenigen Fälle, in melden die Quar 
talfigungen eine ordentliche Strafgerichtsbarkeit erfter Inſtanz ausüben 
($ 59), in welchen nad) dem ordentlichen Lauf des gemeinen Prozefiee 
der Inſtanzenzug an Neichögerichte und Oberhaus geht. 

Für die Übrigen fehr mannigfaltigen Fälle giebt es feine Ober: 
appellation, ſondern nur Rechtsmittel in folgender Art. 

1) Im Fall offenbarer Rechtsverweigerung fehreitet die King's 
bench durd) ein Mandamus ein, namentlicd) wegen verweigerter 
Zulaffung der Appellation, wo das Gefet fie zuläßt, oder wegen gröb 
licher Verlegung ber Grundregel vom gegenfeitigen Gehör; nicht aber 
wegen Zulaffung oder Verwerfung von Beweifen, da das ganze Gebie 
der question of fact den Quartalfitzungen vorbehalten ift, und fen 
new trial in biefen Fällen geftattet wird. Selbft mit Conſens ber 
Parteien kann feine question of fnct dem Obergericht zur Emntidei- 
dung vorgelegt werden. 

2) Selbftverftändlich vorbehalten ift ein Abberufungsrecht durd 
Certiorari an die Queen’s Bench, wo es nicht ausdrücklich unterjagt 
ift. Das Neichsgericht nimmt ein folche® Geſuch aus erheblichen Grün- 
ben an, befonders wo ein Grund zur Necufation der Quartalſitzungen 
vorhanden ift. Das Certiorari ift aber durch Prozeß⸗Caution un 
fonft erheblich erfchwert 5. Geo. II. c. 19 8 2; 13. Geo. II. ce. !* 
8 5, und durch die neueſte Gefetgebung in der Regel verfchräntt. 
Die wirkliche Anwendung beſchränkt ſich auf ein Paar Fälle jährlid. 

3) In Fällen, in welchen nicht das Certiorari ausdrücklich ab 
geichnitten iſt, kann (vergleichbar der deutfchen Aftenverfendung ) burd 
einen fogenannten special case bie Entfheidung der Redts' 
frage an die Reichsgerichte gebracht werden. Es war dies ſchon 
nad) älterer Praris und Gefeßgebung zuläffig. Die Quartalfigung mut 
dann aber erjt beftätigend oder reformirend ein bdefinitives Urtkeil 
ſprechen, mit Vorbehalt der Meinung der King’s Bench über die ker 
vorgehobene Rechtsfrage. Es kann dies ex oflicio befchloffen werden, 
oder auf Antrag einer Partei; auch im legteren Fall hängt aber di 
Zulaffung von einem Mehrheitsbefchluß der Friedensrichter ab. Theil 
wei geändert wurde dies Verfahren durch 12. et 13. Viet. c. # 
$ 11. Das Obergericht wird dadurch mit ber Mechtöfrage befaht, 
und Tann, foweit es anderer Anficht ift, die Entfcheidung der Quarial⸗ 
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figung ändern (overrule). Im Juſtizjahr 1860 wurde davon in 22 
Fällen Gebraud) gemacht. 

4) Durd die neuefte Geſetzgebung ift Died zu einem ordentlichen 
Rechtsmittel mit Ueberfpringung der Quarter Sessions Wweitergebildet 
durh 20. et 21. Vict. c. 43. Der Appellant hat in diefem alle 
jein Altenverfendungsgejuch binnen drei Tagen beim judex a quo ge- 
hörig anzumelden und Prozeß-Caution zu ftellen. Die riedensrichter 
fönnen frivole Anträge zurüchweifen; doch kann auch dann ein Decret 
der Queen’s Bench die Einleitung befehlen. Das Obergericht ent- 
Icheidet die Rechtsfrage auf Grund des status causae endgültig; auch 
kann ein einzeler Richter im Namen des Gerichtshofes das Urtheil 
ſprechen. Ein formelle8 certiorari tft zur Einleitung dieſes Verfah— 
rend nicht mehr nöthig. Das Obergericht kann das Verfahren durd) 
eigene Regulative beftimmen. Die gewöhnliche Appellation an die Quar- 
talſitzung iſt durch den Antrag auf dies Verfahren ausgefchlofjen; das 
neue Rechtsmittel fteht alſo alternativ neben bem Appeal. Im Yuftiz- 
jahr 1860 wurde davon in 59 Fällen Gebrauch gemadt. 


1) Ueber die Appeals gegen Strafurtheile ergeben die Judicial Statistics 
alljährlich Auskunft z. B. die Parl. P. 1861 Vol. LX. Part. I. pag. 37. 
Unter den 58 Fällen des Jahres 1860 waren 20 wegen JIagdvergehen, 7 aus 
der vagrants act, 5 Fälle aus der Maaf- und Gewichtorbuung, 4 aus der 
Bierhansordnung, 3 aus dem Gefinde- nnd Lehrlingsverhältniß, I Fall aus den 
Fabrikgeſetzen, 1 Fall der Widerſetzlichkeit gegen die Obrigkeit, 1 Fall der Dienft- 
vernachläffigung eines Constable, 1 Fall aus der Public Health Act, 1 Fall 
der excise acts, 1 Fall aus der Chauffeeorduung. 

Die Geſetze über summary convictions enthalten eine in der That unnüße 
Reihe von Clauſeln, die ziemlich gleichartig, oder doch nur mit prinzipfofen 
Bartationen immer wiederkehren. Bald heißt es, die Appellation foll an die 
„nächſten“ Seffionen gehen, oder an die nächſten Eeffionen nad) Ablauf eines 
Monats u. f. w.; bald fol eine Prozeß- Kaution fofort beftellt werden, bald 
binnen zehn Tagen nach der Ueberführung u. f. w.; bald foll die notice von 
der Appellation, oder von der Intention zu appelliven, ober von dem Grunde 
und dem Gegenftande der Appellation gegeben werben u. |. w. Die acten- 
mäßige Grundlage ift bei den Duartalfitsungen regelmäßig ſchon vorhanden, ba 
einzele Friedensrichter ihre convictions nach umftändlichen Kormular einberich- 
ten müſſen. Blos technifche Fehler des angefochtenen Urtheils ſollen nad) 5. 
Geo, II. c. 15 brevi manu und foftenfrei von dem Gerichtshofe emendirt wer- 
ben. Ad causam ift das weitere Verfahren ziemlich gleihmäßig für alle Fälle; 
iR daher unter III. zufammengefoft. Dem Wefen nach gilt die eriminale Appellation 
nur als Redjtsmittel iiber die Rechtsfrage, ähnlich dem writ of error, ohne 
Zulaffung neuer Thatfacyen (jedoch mit Ausnahmen, namentlich in Steuerftraffadhen). 

8) Appeais gegen orders und Verwaltnuugsakte. Die neue Schrift von 
Leeming und Cross, Quarter Sessions, macht es ſich zur befonderen Auf- 
gabe, die Appellatiousfülle zufammenzuftellen ©. 314 — 443; allein es fommt 
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dabei wieder nur ein Alphabeth von 103 Rubrilen zum Vorſchein. Ueberfigt- 
fig ift aber die Zufammenftellung durch tabellarifhe Form. Es wird in der 
erften Colonne die gejetliche Materie der Appellation und die Partei bezeichnet, 
der das Appellationsrecht gegeben if. Kolonne II.: an welche Seifionen zu 
appelliven, Zeit und Ort. Colonne III.: die Vorſchriften über die Appellatione- 
Anmeldung (notice) und über die Angabe der Appellationsgründe. Colonne IV.: 
ob und welche Prozecaution nöthig. Colonne V.: Vorjchriften über das münd- 
liche Verfahren, Urtheil und Koften. — Die Zufammenftellung tft eine nützliche 
zur Controle des ganzen adminiftrativen Gebiets der Friedensridter. Will 
man freilich eine Einficht in das Eingreifen der Appellationsinftanz in die ein- 
zelen Commmunalgebiete gewinnen, fo muß man die darauf bezüglicden Artikel 
zufammenfuchen, wobei ich auf die 88 umferer Darftellung verweile. 

3u Cap I. Borough Rate ($ 13). Church Rates ($ 14). Counts 
Rates ($ 12). Poor Rate. Parochial Rates. Public Health. Ligthing- 
and Watching. Nuisance Removal. Towns Improvement ($ 15, 17. 
Highway Rate ($ 16). 

Cap. IV. Abfchn. II. Alehouses ($ 40). Apprentice (& 47). Beerhouses 
($ 40). Distress for rent ($ 49). Factories, Manufactures, Master and 
Servant ($ 46), Theatres ($ 39). Tithes ($ 50). 

Cap. IV. Abjchn. III. Alehouses ($ 57). Bastardy ($ 56). Theatres ($ 5°. 

Cap. IV. Abſchn. IV. Gaols ($ 62). Lunatics ($ 62a). Weights and 
Measures ($ 60). “ 

Cap. IV. Abſchn. VII. Constables ($ 74—76). 

3u Cap. V. Boroughs. Towns Police ($ 86, 87). 

3u Cap. VIIL Overseers. Poor. Workhouses ($ 99, 100, 106). 

3u Cap. IX. Baths and Washhouses. Burial Ground. Üemeteries. 
Commissioners Clauses Act. Gasworks. Public Health. Lighting and 
Watching. Metropolis Local Management. Nuisances Removal. Towns 
Improvement ($ 111—115). 

3u Cap. X. Bridges ($ 117). Highways ($ 120, 121). Turnpike 
Acts ($ 122). 

Einige neuere Gejege, wie die Wegeordnung und verfchiebene Lolalacten 
über Candle und Eifenbahnen, fchreiben die Zuziehung einer Jury be 
den Ouartalfigungen vor zur Feſtſtellung verjchiedener Fragen wegen Schließung 
oder Verlegung von Wegen, wegen Feftftellung des Schadenerjages, bei Er: 
weiterung von Wegen, und iiberhaupt in Fällen von Erpropriationen, — eine 
Fury, die dann von dem Sheriff zu der Duartalfitung geftellt wird. Sperber 
gehört aud) die Jury, welche bei dein Gemeinheitstheilungsverfahren, inclosures, 
6. et 7. Will. IV. c. 115, eintritt, wenn die Interefienten wegen ber Pläne, 

Abſchätzungs- und Zheilungsgrundfäte an die Ouartalfigungen appelliten 
Auch Tann hier an die Jury erinnert werden, die bei Aberfennung einer Schau! 
Conceſſion zugezogen wird. Man kann diefe Fülle ſyſtematiſch verſchieden Hai 
fifieiren; der nächſte Geſichtspunkt ift wohl der einer Provolation auf volfän 
diges geridhtliches Verfahren. 

3) Uppellationsverfahren. Leeming und Cross, Quarter Sessions, ent 
Halten S. 172— 313 eine ziemlich überſichtliche Verarbeitung des Stofft, M 
welcher die Hauptgrundfäge, Controverſen und Präjudicien unter folgende Au 
brifen gruppirt werden: 
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I. Bon der Appellation Überhaupt. a) Vom Recht zu appelliren. 
Ein ſolches muß durch ausdrückliches Geſetz gegeben fein. Der Appellant hat 
ein Necht der Appellation gegen die Order in ihrer urfprlnglichen Geftalt, 
weshalb eine Abänderung von Beichlüffen nad dem Schluß der Sikung un- 
ſtatthaft. b) Bon der Wirkung der Appellation. In vielen Fällen bat das 
Gele ausdrücklich den Suspenfiveffeft anerkannt; auch wo es nicht gejchehen, 
gilt die Vollſtreckung des angefochtenen Urtheils nach erfolgter Appellationsan- 
meldung in der Regel als „ungehörig“. c) Bon der Eumulation (joinder), 
mehrer Appellationsbefchwerben. 

2. Bon den Barteien der Appellationsinftanz: einerfeits der 
Appellant (the person grieved, injured, affected), andererfeits der Respon- 
dent (the party concerned, the party appealed against, the party by whose 
act the appellant thinks himself aggrieved). Die Controverjen dabei find 
Zweifel iiber die Sachlegitimation. 

3. Zeit und Ort der Apppellation: wo das Geſetz nichts beflimmt, 
ift eine reasonable time nad) Ermeffen des Gerichts anzunehmen. 

4. Notice of appeal: Anmeldung nad) den ſchon oben erörterten 
Srundfägen, meiftens fhriftlich mit wenigſtens vierzehntägiger Friſt. Wo das 
Geſetz nichts beftimmt, genügt auch eine mündliche Anmeldung. Wo der 
Appellant eine Progeßcaution zu beftellen bat, kann diefe die Anıneldung erſetzen, 
wenn nicht das Geſetz eine bejondere notice verlangt. 

5. Grounds of Appeal, Die Appellationsgründe follen nach Baines 
Act mit der Anmeldung verbunden werben. Ebenſo nad) mehren Spezialgejegen. 
Nach anderen können fie in einen befonderen Schriftfat gegeben werden, nach 
anderen find fle überhaupt nicht nötbig. 

6. Recognizances. Prozekcautionen find nur nöthig, wo fie das Gejet 
dorfchreibt, dann meiftens auf beftimmte Summe, mit oder ohne Bürgen. 

7. Entry, Introduction: vor der Hauptverhandblung muß die Ap- 
pellation bet dem Kreisfecretair eingeführt werden zur Eintragung in die Rolle. 

8. Respite, Bertagung ber Verhandlung. 

9. Trial, Hauptverfahren, beftehend aus dem Plaidoyer und Zeugenverhör 
(hearing); dem Urtheil, bei welchen: jeder Friedensrichter gleiches Stimm- 
teht Hat (mit Ausfchluß derer, die an dem angefochtenen Urtheil oder fonft bei 
der Sache betheiligt find), und dem jetzt biecretionären Nebenpunft der Koften. 
Eine förmliche Ausfertigung des Urtheils ift in gewöhnlichen Fallen nicht nöthig, 
wird aber auf Verlangen ertheilt. 

4) Die Oberinftanz der friedensrichterlichen Jurisdiction jolgt im 
ihrem Gefammtzufammenhang nochmals unten in 8 73. 

Was insbefondere das Syſtem der Rückfragen betrifft, jo gingen in älterer 
Zeit dergleichen Ridfragen vielfah auch an die einzelen Aſſiſenrichter in 
Geniäßheit der Faſſung der Friedenscommilfion. Dem Buchſtaben nach ift dies 
noch heute zuläffig, wenn auch praftiich fo ziemlich außer Gebrauch. Die frie- 
densrichterliche Gentry hatte Feine Neigung ſich in diefer Weiſe den einzelen 
Atfenrichtern unterzuordnen. Nach 12. et 13. Vict. c. 45 kann jetzt fogar die 
Competenz der Affifenrichter bezweifelt werden. 

Durch 7. et 8. Geo. IV. c. 53 $ 84 wurden die Sefjionen fpeziell ermäch⸗ 
tigt, zweifefhafte Fragen des Steuerrecht, in einen special case gebracht zur 
Entiheidung des Court of Exchegquer zu bringen. 
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Dur 12. et 13. Vict. e. 45 8$ 12, 13 wird auch die ſchon im früheren 
Hecht enthaltene Befugnik, ein Schiedsverfahren über die Etreitpunkte ver 
Appellation einzuleiten, erneut und wirkſamer gemacht. 

Leeming und Cross geben daher ©. 288-—311 ſechs Weifen einer Oben 
Inſtanz an: 1) Reference an einen einzelen Affifenrichter (unpraltiid); 2) Be- 
ference an die Queen’s Bench durch special case nach der älteren Pragis, io 
daß die Quarter Sessions erft jelbft erfennen und den Rechtspunkt vorbehalten: 
3) Reference an ein Reichsgericht mit Ueberjpringung der Quartalſitzunger 
nad 12. et 13 Vict. c. 45 $ 11 (war aber in diefem Gefet von der Zulsi 
fung eines Reicherichtere abhängig gemacht) 4) Reference an ein Reichegerich 
rad 20. et 21. Vict. c. 43, 5) Reference an den Exchequer wegen Fragen 
des Steuerrechts; 6) Reference to arbitration. 


8 62, 
Die Gefängniß- Verwaltung der Duartal-Situngen. 
Gaols. Houses of Correction. 


Dem oben gemachten Vorbehalt gemäß ift noch fpeziell die Ler- 
waltung der Kreisgefängnifle und der Kreisirrenhäufer darzuftellen. 

Nach dem Grundſatz des gemeinen Rechts*) kann fein Gefängnis 
errichtet werden ohne Parlament Coke II. Inst. 705. ‘Die Errichtung 
ift alfo Gegenſtand der Gefeßgebung. Einmal errichtet gehört dat 
Gefängnik dem König; alle Adminiftration wird daher geregelt durd 
Anordnung der Staatögewalt, Staatsämter und Staatöbeamte. 

Als gefelicher Gefängnigbewahrer, Head-Gaoler, galt feit dem 
Mittelakter der Sheriff. Durch 14. Edw. III. c. 10 wird dies Ber: 
hältniß ausdrücklich anerkannt, insbejondere das Recht des Sheriff den 
Underkeeper einzufegen, — nochmals beftätigt durch 19. Hen. VIL 
c. 10; 23. Hen. VIII. c. 2; 11. et 12. Will. III. c. 10, ind 
durch die neue Gefängnißordnung, nach welcher noch immer der Sheriff 
von Fahr zu Jahr den Direktor von Neuem einjett, d. 5. in der 
Regel den bisherigen beſtätigt. Das Kreisgefängnig, Common 
Gaol, County Gaol gilt als da® einzige legale Gefängniß ſowohl 
für Unterfuhungs- wie für Strafgefangene, wo nicht durch bejondere 
Gefege ein anderes angeordnet ift. 

Seit den Zeiten Elifabeth8 war nun aber eis zweites Syſtem von 
Landarmen- und Arbeitshäufern entftanden, Houses of Cor- 
rection. Das zu Bridewell in London angelegte veranlaßte dir 
Bezeichnung bridewells für alle Häufer der Art. Durd die &kiey 
gebung Jacob's I. (Hauptgefeg 7. Jac. I. c. 4.) wurden fie im ganjen 
Lande durchgeführt, und als Ergänzung des Armenſyſtems für Arbeitt- 
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iheue, Bettler, weggelaufenes Gefinde, Vagabunden und dgl. benutt 
Coke II. Inst, 728—35. Die geringe Zahl von Strafgefängniffen 
führte jedoch allmälig einen Nothſtand herbei, in welchem man bie 
Gorrectionshäufer auch zur Unterbringung eigentliher Stra fgefangener 
benugte. Es gefchah dies nach Bequemlichkeit und praftifchem Bedürf⸗ 
mE, dem die Gefege fo entgegenfommen, daß im zahlreichen cinzefen 
dälfen die Strafe alternativ auf Gefängniß oder Eorrectionshaus lautet; 
jpäter fo, daß durch allgemeine Gefege eine alternative Befugniß 
gegeben wird. Die Gorrectionshäufer wurden von Haufe aus als po- 
lizeifiche Einrichtungen behandelt, fielen aljo in den Geſchäftskreis ber 
Friedensrichter ohne Concurrenz des Sheriff. 

Da nun aber feit den Zeiten ber Tudors auch für das Graf⸗ 
ihaftsgefängnig den Friedensrichtern immer weiter gehende Gewalten 
beigelegt wurden, fo confolidirte fich die Gefängnipadminiftration immer 
vollftändiger in: den Quartalfigungen. Den bringendften Mißbräuchen 
wurde ſtückweiſe durch einzele Geſetze abgeholfen. Durchgreifende Re⸗ 
formen indeifen blieben fchwierig, da bie Gefängniffe durch Kreisfteuer 
erhalten wurden, — immer mit dringender Rüdficht auf die Defonomie 
des Bezirks. Es war dadburh ein Miſchſyſtem entftanden, welches 
Schuld», Unterfuchungs- und Strafgefangene, Sträflinge, Bettler und 
Bagabunden; fchwere, leichte Verbrecher und bloße Uebertreter in einem 
Yolal und unter einer Adminiftration vereinigte, und dadurch eine Ver- 
waltung herausbradjte, welche ſchwerlich beifer war als die bekannten 
Auftände der Gefängniffe auf dem Eontinent. 

Erft im legten Menſchenalter, hervorgegangen aus dringendftem 
Debürfniß, erging eine umfaffende Gefängnißordnung 4. 
Geo. IV. c. 64, welche 22 ältere Geſetze von 1. Edw. III. bis 58. 
(eo. I1I. ganz oder theilweis aufhebt, ihrem Hauptinhalt nach aber 
doh nur Clauſeln älterer Geſetze confolidirt, declarirt, fortbildet, und 
die Amtsgewalten der Behörden fo erweitert, um eine fernere Benugung 
odminiftrativer Erfahrungen zu ermöglichen. 

Nach der neueren Gefängnißordnung fol nunmehr jede 
Graffhaft neben ihrem County Gaol mindeſtens ein Corrections- 
haus haben. Wenigftens ein folches foll ferner vorhanden fein für 
jeden Kreis oder ftädtifchen Bezirk, der feine gejonderte Friedenscom- 
miffon und eigene county rate hat. Bei der Ausführung find in- 
defien fehr Häufig Grafichaften und Städte zu einem Gefängniß ver- 
einigt, fehr gewöhntich auch County Gaol und Eorrectionshaus unter 
einem Dad geblieben.**) 

Die ordentliche Berwaltungsbehörde dafür find bie Quartalfigungen 
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und ein ans ihnen gebildeter Verwaltungsausfchuß von visiting Justices. 
Bon den feften Beitimmungen der Gefüngnigordnung werden auege- 
fchieden die Hausordnungen (rules), die einer Fortbildung durch die 
Quartalfigungen unter Einwirkung des Miniftere des Innern unter: 
liegen 5. et 6. Will. IV. c. 38 8 2. 

Die fo geftaltete allgemeine Gefängnißordnung und ihre Zuſetz 
geſetze foll fortan gelten für jedes beftehende gaol, house 
of correction, bridewell und penitentiary in England 
und Wales, aud für Fünftig zu errichtende, die nicht aut: 
Schließlih für Schuldgefangene beftimmt find. 2. et 3. Vict. 
c. 56. Die Gefängnißverwaltung ift nunmehr ziıfammengefegt aus 
folgenden vielfach ineinander greifenden Faktoren. 

I. Den Quartal: Sigungen ber Friedensrichter gebührt: ') 

1) die Befhlußnahbme über Neubau, Umbau und er- 
hebliche bauliche Veränderungen der Kreisgefängniffe. Wenn 
auf Vorftellungen zweier Friedensrichter, der großen Jury, oder ſonſt, 
die Seffion Kenniniß erhält von dem unzureichenden Zuftand des 
Kreisgefängniffes oder Gorrectionshaufes, fo foll darüber im einer 
Generalfeffion verhandelt werden, von welcher das Publikum durch die 
dreimalige Ankündigung in den Zeitungen in Kenntniß zu fegen ift. 
Die Majorität kann darauf eine Aenderung, Erweiterung, Reparatur 
oder Umbau befchließen, die erforderlichen Baucontracte eingehen, die 
erforberlihen Grundftüce anfaufen. Gef. Ord. 88 45, 46. 

2) Die Duartalfigungen überwachen die Ausführung 
der neuen Gefängnißordnung und erlaffen in&befondere aud die 
zur Durchführung des Claſſificationsſyſtems erforderfichen An- 
ordnungen. Mäunliche und weibliche Gefangene follen unter alien 
Umftänden getrennt bleiben, und dann weiter folgende ſechs Klaſſen 
gebildet werden: (1) Schuldner und Verhaftete wegen Ungehor⸗ 
ſams (contempt) im Eivilprogeß. (2) Strafgefangene wegen felony. 
(3) Strafgefangene wegen misdemeanour. (4) Unterfuchungsgefan 
gene auf Anklage wegen felony. (5) Unterfucdhungsgefangene wegen 
misdemeanour oder wegen Mangels an Bürgen. (6) Vagabunden. 
— Die erfte Kaffe kann nur in dem gaol vorfommen, bie ſechste Klaſſe 
nur in dem Gorrectionshaus; bie übrigen Klaſſen find beiden ge 
meinfam. 

5) Die Qu. Sessions haben das Anftellungsreht der Ge— 
fängnißbeamten, mit Ausnahme de8 Keeper of the Couuty 
Gaol, für den es herfümmlic den Sheriff verbleibt. Sie ftellen die 
Etats der Beamtengehalte feft, und können den Directoren auf 
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eine Benfion nad) Maßgabe der Dienftzeit und der Dienftleiftungen 
bewilfigen. Das alte Syftem der Gefängnißgebühren gaol fees 
ift jegt durchgängig aufgehoben durch 55. Geo. III. c. 50. (vgl. 56. 
Geo. III. ce. 116), und fefte Gehalte an die Stelle geſetzt. 

4) Sie ernennen einen Gefängnißverwaltungsaus- 
ſchuß von zwei oder mehren Friedensrichtern als „Visitors of the 
Gaol and House of Correction“ in ihrem Bezirk, und laffen fich 
in der Michaelisſeſſion von dem Kreisfecretair einen Generalbericht 
erftatten, begründet auf die Berichte der visiting magistrates und des 
Sefängnißgeiftlichen. Der Generalbericht wird von der Seſſion ge- 
prüft, beftätigt, vom Vorſitzenden gezeichnet und dem Miniſter des 
Innern eingereicht zur Vorlegung beim Parlament. 

5) Für die Vollftredung der Strafen an jugendliden 
Berbrederu!*) fönnen die Onartaljigungen auch Contracte fchließen 
mit den Unternehmern von Erziehungsanftalten für verwahrlofte Kinder, 
reformatory schools 20. et 21. Vict. e. 55. Eine Bewilligung 
von Zujhüffen aus der Kreisfajfe darf zunädhit zur Anlage von 
reformatory schools gejchehen. Es können dabei den Directoren 
oder Berwaltern befondere Bedingungen geftellt werben. Doch muß 
die Sigung, in welcher darüber verhandelt werden joll, dem Publikum 
vorher befannt gemacht werden. Die Zuſchüſſe dürfen nur zur Bau⸗ 
anlage, Erweiterung oder bauernden Ausftattung folcher Anftalten 
gegeben werden, die vom Minifter des Innern genehmigt find. Durch 
ein ernanntes Committee kann dann auch ein Abkommen mit den Bor- 
jtehern getroffen werden über Ablieferung jugendlicher Verbrecher, die - 
zur Detention in eine folche Anftalt verurtheilt find und über perio- 
diiche Zahlung der Strafvollftredungsfoften. Ale Bewilligungen zu 
diefen Zwecken find nach den Grundfägen gewöhnlicher Gefängnißkoſten 
zu behandeln. 

U. Der Gefängnifverwaltungsausfhuß,?) Visiting 
Justices (Gef.-Ord. $ 16), wird von der Quartalfigung 
aus zwei oder mehren Friedensrihtern ernannt, deren Ra- 
men dem Meinifter des Innern einzuberichten find. Ein Visitor muß 
perjönfich jedes Gefängnik mindeitens dreimal im Quartal befichtigen, 
den Zuſtand der Baulichkeiten fo prüfen, um darauf ein Urtheil über 
etwa nöthige Reparaturen oder Aenderungen gründen zu fünnen. Die 
Visitors haben ferner genaue Eontrole zu üben über die Elafjifictrung, 
Beauffihtigung, Beſchäftigung und den Unterricht der Gefangenen; 
über die Amtsführung und das Betragen ber Beamten; über die Ber 
handlung, Führung und den Zuftand der Gefangenen; über die vor- 
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handenen Mittel zu ihrer Befchäftigung und ben Betrag ihres eigenen 
Berdienftes; über die Ausgaben der Gefängnißverwaltung; über alle 
Mifbräuche im Bereich derfelben. In dringenden Fällen follen fie 
ihre Amtsgewalt als Triedensrichter jofort gebrauchen, und als Unter: 
ſuchungs⸗ und Strafrichter einfchreiten. Wenn ein Strafgefangener fid 
schuldig macht wiederhofter Webertretung der Hausordnung, oder eines 
Vergehens, welches die Strafgewalt des Director überschreitet, fo joll 
diefer einem Visitor Bericht erftatten: und diefer oder ein anderer 
Friedensrichter des Bezirks darf dann nach gehöriger Unterfuchung und 
eidlihem Verhör auf engen Gewahrfam bis zu einem Monat erkennen; 
bei folchen, die wegen Welonie oder zu harter Arbeit verurtheilt find, 
auch auf förperlicdhe Züchtigung. Gef.:Drd. 8 42. Concurrirend mit 
den Visitors hat auch jeder einzele Friedensrichter das echt jederzeit 
das Gefängniß zu betreten, und etwa bemerfte Mißbräuche der nächſten 
Quartalfigung anzuzeigen. Ge.-Ord. 8 17. 

Il. Die erecutiven Sefängnißbeamten: zerfallen in den 
Direftor, Keeper, die Unterbeamten, den Gefängnißgeiftlichen und den 
Gefängnißarzt, und werden (mit einer Ausnahme) von den Quartal: 
figungen nach ihrem Ermeſſen ernannt und entlaffen. 

1) Der Keeper foll feine Amtswohnung im ®efängniß jelft 
haben. Er hat bei jeder Ouartalfigung einen fchriftlichen Bericht über 
ben gegenwärtigen Zuftand der Anftalt, über die Zahl und Befchaifen: 
heit der Gefangenen abzuftatten, fich perfönlich einzufinden, und auf 
Berlangen eidlich alle Tragen der Friedensrichter darüber wie über den 
ganzen Kreis feiner Verwaltung zu beantworten. Er bat ein Unter 
fuchungs- und Strafrecht wegen folgender Vergehen: (1) Ungehorſam 
gegen einen Artikel der Gefängniß⸗Ordnung. (2) Leichtere körperliche 
“ Angriffe der Gefangenen unter einander. (3) Gottlojes Fluchen und 
Schwören. (4) Indecentes Betragen und unchrerbietiges Benehmen 
in der Capelle. (5) Abwefenheit vom Gottesdienft ‚ohne Urlanb. 
(6) Vernadläffigung der Arbeit oder abſichtliches Verderben derjelben. 
Er kann deshalb nad vorgenommenem Verhör auf engen Gewahrjam in 
der Straf- oder Yfolirungszelle bei Waſſer und Brod bis anf ad 
Tage erfennen. Gef.Ord. 8 41. 

2) Der Gefängnißgeiftlihde, Chaplain, mirb ebenfalls 
von den Quartalfigungen angeftellt, mit einem Gehalt von 150250 !. 
und kann von den Duartalfigungen ebenfo entlaffen werden. Gef.Ord. 
88 28— 32. Er foll ein clergyman ber Staatskirche fein, und be 
darf einer Licenz des Biſchofs. Nah 2. et 3. Vict. c. 56 $ 16 
fönnen die Quartalfigungen auch einen assistant chaplain anftellen, 
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wo die Durchfchnittszahl der Gefangenen in den legten drei Jahren 
250 überftig.‘ Er foll ein Journal Halten, und darin feine Beob⸗ 
achtungen eintragen, den Quartalfitungen zur Mlichaelisfigung Jahres⸗ 
bericht zu erftatten. Gefangene anderer Gonfeffionen können auf be- 
fondere® Verlangen von Zeit zu Zeit von einem Geiſtlichen bejucht 
werden, nad) näherer Beftimmung der Visitors. 

3) Der Gefängnißarzt wird von den Quartalfigungen aus 
der Zahl der Mitglieder des Königlihen Gollegiums der Wundärzte 
widerruflich ernannt, unter Beltimmung feines Gehalts und der fon» 
jtigen Medicinalkoſten. Er hat wöchentlich mindeftens zweimal das 
Gefängniß zu beſuchen, ein Journal zu führen zur Vorlegung bei den 
Quartalfigungen, und folchen jedesmal einen Bericht über den Status 
des Gefüngniffes und über den Öefundheitezuftand der Gefangenen zu 
erftatten. Gef.-Ord. 8 33. 

4) Die erecutiven Unterbeamten, Hausmutter (Matron), 
Verfmeifter, Lehrer, Schließer 2c. werden ebenfall® von den Quartal: 
figungen angeftellt und nad freiem Ermeffen entlaſſen. Gef.-Ord. 
8 25. Die Quartalfitung beftimmt zugleich die Gehalte, Remune- 
ration und die Bedingungen der Anftellung, mit dem Rechte, folche zu 
ändern, herabzufegen, zu erhöhen, zu entziehen. 

IV. Die Hausordnung der Gefängniffe ift dem $ 10 des 
Sefeges zur gleihmäßigen Beobachtung in allen Gefängniffen einver- 
leibt. Sie zerfällt in 24 Artikel, die an einem in die Augen fallenden 
Ort fo angeheftet werden follen, daß fie jeder Gefangene lefen Tann. 
Reh S 12 der Gef.-Ord. können die Quartalſitzungen auch nod) 
additional rules für die Verwaltung und für die Gefchäftsführung 
der Beamten erlaffen, die den Königlichen Richtern der Affife vorgelegt 
werden follten, um zu atteftiren, daß darin „nichts den Gefegen Wider: 
jpechendes“ enthalten fei. Die Zufäge follen binnen 14 Tagen nad) 
der Michaelis-Situng dem Minifter des Innern nachrichtlich eingefandt 
werden, in deſſen Büreau auch ein Situationsplan des Gefängniffes 
nad dem Maßftab von „I; Zoll auf den Fuß und von allen fpäteren 
baufichen Wenderungen niederzulegen ift. Das fpätere Gefeß 5. et 6. 
Will. IV. c. 38 8.5. 6 ändert da8 Verfahren für die rules dahin, 
daß am 1. November ber Sreisfecretaiv dem Minifter des Innern 
ein Eremplar aller am 25. September in Anwendung gewefener Re⸗ 
9ulative einfendet, nebft den Entwürfen zu etwaigen neuen ober 
additional rules. Der Minifter darf diefe Entwürfe ändern, ober 
Zufätze dazu machen, und fie bemnächft mit einem ‚Beftätigungs-VBer- 
merf, der ihnen bindende Kraft giebt, überfenden. Sofern der Kreis- 


752 ap. IV. Abſchn. IV. Die Duartalfigungen der Friedensrichter. 


fecretair die Einfendung unterläßt, kann der Minifter am 1. Dezem⸗ 

ber die ihm nöthig fcheinenden Regulative der Verwaltung octroyiren 

(certify). 

V. Der Antheil der Staatsverwaltung an dieler Kras- 
gefängnißadminiftration ift fchon in dem Bisherigen angedeutet. 

1) Nach 5. Geo. IV. c. 85 8 8 Hat der Vorfigende der Michatlis 
Onartalfigung binnen 14 Tagen dem Minifter des Innern einen cor: 
recten Etat aller angeftellten Beamten, ihrer Gehalte und Emolumente 
einzufenden, und in jeder folgenden Meichaefisfigung. die eingetretenen 
Aenderungen in diefem Etat anzuzeigen. 

2) Durch ö. et 6. Will. IV. c. 388 7; 6. et 7. Will. IV. e. 10 
wird fodann das Amt der General-Inſpectoren, Inspectors of 
prisons, gejchaffen. Der Minifter des Innern kann dazu geeignete 
Perfonen (nicht über fünf) ernennen, um fammt oder fonders jedes 
Gefängniß oder Correctionshaus zu vifitiren und zu infpiciren, mit 
der Befugniß alle Beamte oder Unterbeamte des Gefängniffes zu ver: 
hören, alle Büder und Scriftitüde der Verwaltung einzuſehen, 
Unterfuchungen zu halten über alle Gegenftände der Verwaltung, und 
darüber am 1. Februar eines jeden Jahres dem Miniſter einen fchrift: 
lichen Bericht zu erftatten zur Vorlegung beim Parlament. Borfäglice 
Hinderung (obstruction) eines folden Beamten in feinem Amtage: 
ihäft ift mit 20 %. Buße bedroht. Auch kann der Minijter jederzeit 
ſelbft PVifitation halten oder andere Perſonen durch fchriftliche An- 
weifung dazu autorifiren. 

3) Dem Staat und der Gentralverwaltung vorbehalten bleiben 
die Staatsgefängniffe ***) zur Abbüßung der fehmwereren Frei⸗ 
heitsftrafen, welche dem deutfchem Syſtem der Zuchthaus: und Feſtunge⸗ 
ftrafen entſprechen. 

*) Die älteren Darftellungen der Gefängnif-Berwaltung erfcheinen 
zerftüdelt, gewöhnlich unter der Rubrik des Sheriffamts, in Burn v. Gaol. 
Iedenfalls mußten bis zu der neuen Gefängnißordnung die Gaols und die Houses 
of Correction ftreng gejchieben werben. 

1) Das Common County Gaol ift nach mittelalterlicher Zerfaflung 
ein Theil des Cheriff- Amts. Der Sheriff hat alfo nad der Ansdrudsiweiie 
der Geſetze die ihm anvertrauten Gefangenen ficher zu transportiren, zu be 
wachen, Berzeichnifle derfelben (3. H. VII. c. 3) vorzulegen den Königlichen 
Affifenrichtern, die auch das Recht haben, Beſchwerden gegen die Gefängnif- 
beamten zu hören, und die Schuldigen zu beftrafen. Alle diefe Verantwortlich 
teiten der Gefängnifbeamten find nod immer auf den Namen bes „Shenft" 
geftellt. Schon durd) dies Prinzip der Unterwerfung der Gefängnißvermaltung 
unter die ordentlihen Strafgerichte wurde der Sheriff aber aud der 
Ouartalfigungen untergeordnet. Es verftand fi), daß er ihren Anweiſungen 


$ 62. Die Gefäugniß-Berwaltung der Quartalfitzuugen. 153 


wegen der Strafvollfiredung Folge leiften, bei den Duartalfitungen in Perſon, 
oder durch feinen Unteriheriff erjcheinen, ſich verantivorten, Berzeichniffe vor- 
legen mußte, fi) ausweiſen über die Beobachtung der Geſetze (39. Geo. III. 
c. 67) — woraus dann durch Praris und neuere Geſetzgebung das Oberver- 
waltungsrecät der Duartalfitung ſich weiterfchreitend entiwidelte. 

Dieſelben Grundfüge haben denn auch entichieden über die rechtliche Be- 
handlung der patrimonialen Reſte der Gefängnißverwaltung. Nach nor- 
mauniſchem Berwaltungsrecht war das Halten eines Gefängniffes Königliches 
Kefervat; ein Gefuch der Lords auf dem Neichstage zu Marlebridge um Kon- 
ceffion eigener Sefängniffe für die Uebertreter in ihren Parts wurden abge- 
ichlagen. Eimgelen Grundherren war wohl gelegentlich mit der Gerichtegewalt 
auch ein Sefängnißrecht verliehen, welches indeflen wegen Mißbrauchs ſehr leicht 
wieder eingezogen (seized) werden Tonnte, wie in dem viel erörterten all des 
Abt von Croyland. Unter dem Hauje Lancaster fcheinen Webergriffe der 
Großen das st. 5. Hen. IV. co. 10 veranlaßt zu haben: „daß niemand durch 
„einen Friedensrichter anders als im gemeinen ©rafichaftsgefängniß eingezogen 
„werden ſoll, vorbehaltlich der franchise von Lords und Anderen, welche Ge⸗ 
„fängniſſe haben.” Dies Geſetz iſt nur eine Declaration des gemeinen Rechts 
Coke 2. Inst. 43. Auch verlieheue Gefängniffe find des Königs Gefängnifle 
pro bono publico 2. Inst. 589; fie gehören dem König, obgleich ein Unter⸗ 
than die custodia und Verwaltung derfelben haben mag 2. Inst. 100, 589- 
Tie Zahl und der Umfang folder Anomalien war indefien äußerſt geringfügig, 
und fie begründeten nur eine Befonderheit in der Nomination der Gefängniß- 
beamten. Die noch vorhandenen fieben franchise prisons find endlich aufge- 
hoben durch 21. Vict. c, 22. Es waren dies das Swansea Debtors Prison 
für die Liberty von Gower, da Newark Liberty Prison, das Halifax Home 
Gaol für den Manor von Wakefield, das Forfigefängnig umd das Stadige- 
füngniß von Knaresborough (beide zum Herzogthum Lancaster gehörig), das 
Sheffield Debtors Gaol fir die Liberty von Hallamshire, und da8 Hexham 
Debtors Prison. , 

2) Die Correctionshäufer, houses ofCorrection, entflanden in 
Berbindung mit ber Armengefeßgebung Eliſabeth's. Dur 6. Geo. I. c. 19 
wird es geflattet auch Unterfuchungsgefangene in dem Correctionshaus un- 
terzubringen; durch 5. et 6. Will IV, c. 38 88 3, 4 wird es allgemein aus⸗ 
geiprochen, daß Unterinchungsgefangene in das dem Ort der Affifen oder Seflionen 
nähfigelegene Correctionshaus abgeliefert werden, und daß es zur Auf- 
nahme aller Arten von Strafgefangenen dienen könne. Nach 14. et 15. Vic:. 
ec. 55 8 20 können die Ouartalfigungen durch eine von dem Miniſter zu be- 
fätigende Order ein für allemal declariven, welches Grafichaftsgefängniß oder 
Correctionshaus fich zur Aufbewahrung der flädtifchen Unterjuchungsgefangenen 
bid zur nächften Affife eignet. Die beiden Klaffen der Gefängniffe treten alfo 
im Ganzen in ein concurrirendes Verhältnig, mit dem Vorbehalt, daß Schuld- 
und Sivilgefangene dem gaol, Bagabunden dem Correctionshaus ausſchließlich 
vorbehalten find (Gef. Ord. 8 7). 

3) Die nene, beide Klaſſen umfaſſende Gefängnißordnung 4, 
Geo. IV. c. 64 wird eingeleitet durch folgende Erwägungsgründe: „Da es 
„augemeflen ift, nicht bloß für die fichere Aufbewahrung zu jorgen, ſondern 
„au wirffamere Fürſorge für die Geſundheit und die Verbeſſerung der Sitten 
Guein, Engl. Sommunalverfaffung. 48 
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„der Sefangenen zu treffen, nnd das rechte Maß der Beftrafung zu fiher: 
„und da gehörige Elaffificirung, Beauffiähtigung, regelmäßige Arbeit und &k- 
„ſchäftigung weientlich find für die Disciplin eines Gefängniffes und für die 
„Bellerung der Lebertreter: und ba die jetzigen Geſetze über Trennung, lieber: 
„wachung, VBeichäftigung und Unterricht der Sefangenen einer Berbefierung und 
„Erweiterung beblirfen und der gleichförmigeren und firengeren Durdgführung, 
„und es deshalb angemeſſen ift, die brauchbarften Borfchriften der früheren 
„Geſetze darüber zu confolibiren, und einige nene Borfchriften hinzuzufügen: 
„wird hiermit verordnet 2c.” 

Ergänzend zu dem nachfolgenden Syften der Kreisgefängniffe gehören dann 
nod die polizeifihen Detentionshäufer, lock-up-houses, welche Abſchn. VI. in 
Zerbindung mit dem neuen Syſtem befoldeter Polizeimanuſchaften folgen. 


**) Eine Statiftil der Grafſchafts⸗ und ftädtifchen Gefängnuifte um 


% 


der ©efangenen geben die P. P. 1861 Vol. 60 Part I. ©. 63—89. Es werk 
aufgezählt 155 Graffhafts- und ftädtifche Gefängniffe: darunter 9 aufſchließ 
liche County gaola, 53 County gaols welche zugleid) houses of correetion 
find, 26 gefonderte County houses of correction; ſodann 56 ftädtifche City-, 
Borough-, Town-gaols und Correctionshäufer, 6 Gefängniffe für Diftriete und 
drei gefonderte Schuldgefängniffe. Diftrictsgefängniffe in liberties beftchen: 
3 für die Infel Ely, ı fiir St. Albans, 1 für Romney-Marsh, 1 für Peter- 
borough, 1 für Ripon. 

Die Geſammtzahl der Verhaftungen, Unteriuhungs- und Etri- 
haft zufammengenommen, betrug in dem Gefichäftejahr 1860: Im Eriminel- 
verfahren 16,190; im fummarifchen Strafverfahren 79,151; for want of su- 
reties 3,309, on remand aud discharge 10,964; in Schuldſachen 11,70%: 
unter der Mutiny Act (Militärgefängniffe) 3,961. (P. P. 1861 Vol. LX. 
p. XXI). Die Geſammtſumme der Berbaftinigen betrug biernady 116,282, 
(85,513 männliche, 30,769 weibliche Perfonen), und durchſchnittlich waren Tag 
fitt Tag mehr ale 15,000 Berfonen im Gefängniß. 

Zu den Geſammtkoſten der Gefängniffe mit 533,407 8. wurde an6 ben 
Communalſteuern beigetragen: Von ben counties 287,684 L., von den cities 
und boroughs 96,493 2., von anderen Städten 14,608 8. (P. P. 1861 Vol. LX 
p. XXIX.). 

In den Grafſchaften, die aus mehren Ridings oder Divisions mit gefen- 
derten Friedenscommifjionen beftehen, hat das st. 5. Geo. IV. c. 12 die be- 
jondere Fürſorge getroffen, daß die Friedensrichter des Riding von Zeit zu Zeit 
zu einem Court of Sessions for the Gaol zufammentreten. Tide 
Gaol Sessions erhalten die Gewalten der Quarter Sessions ad hoc. Zugleich 
wird Fürforge für die Bertheilung der Koftenbeiträge getroffen, und im falle 
eines Streites ein Schiedsverfahren angeordnet. Andererfeits wird die Ber- 
einigung von Gefängnißbezirken, die zur Ausführung größerer Bauten 
nicht die gehörigen Mittel haben, mit anderen Verbänden befärdert. Der Et⸗ 
meinberath einer incorporirten Stadt kann mit den Friedensrichtern einer Graf 
haft iiber gemeinfamen Gebrauch des Gefängniffes contrahiren 5. Geo. IV. 
c 85 88 1, 4; umgelehrt eine Grafſchaft mit einer Stadt wegen Benupung 
des ftädtiichen Gefängniffes, mit Genehmigung des Miniftere 6. et 7. Will. IV. 
c. 105 8 1. Mit Genehmigung des Minifters können auch die visiting justices 
zweier Örafichaften ein folches Abkommen treffen 16. et 17. Vict. c. 43. Endlich 
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wird durch 5. et 6. Vict. c. 53 die dauernde Bildung von district prisons 
zum gemeinfchaftlichen Gebrauch fir Grafſchaft und Städte befördert. 

2) Die Gefängnißverwaltnug der Quartalfigungen, beruht noch unver- 
ändert auf den VBeftimmungen der Gef.-Ord. Sie können auch Darlehne dazu 
aufnehmen von den Commissioners of the Public Works unter Berpfändung 
der Kreisſteuer. Zur Wiederaufbringung derfelben in gefetlich beftimmiter 
Zeit kann nöthigenfalls eine AZufatzlreisftener ausgeſchrieben werden. Auf 
ausdrückliche VBorftellung, daß die vorhandene Tage des Gefängnifles ungeeignet 
oder ungefund ift, fanı auch eine Verlegung des Gefängniſſes uud der 
damit verbundenen Räumlichkeiten zur Abhaltung von Aflifen und anderer Ge- 
richtololale befchlofien werden; doch bedarf es dariiber eines wiederholten Be- 
ſchluſſes in zwei Seffionen. Ueberflüffig gewordene Baulichkeiten und Bauplätze 
können dann auch wieder veräußert werden 7. Geo. IV, e. 18. Die Gef.Ord. 
5 58—60 giebt ferner Borfchriften über das Erpropriations-Berfahren. 
Wenn der Befiger eines zum Bau erforderlichen Grundſtücks fich weigert in 
Verhandlung darüber zu treten oder den angebotenen Preis anzunehmen, jo foll, 
nady fruchtloſem Ablauf von 21 Tagen, die Sache in einer folgenden Seſſion 
in Envägung gezogen werden, nachdem das Publikum durch dreimalige Bekannt⸗ 
mahung in einem öffentlichen Blatt davon in Kenntniß geſetzt ifl. Der weigernde 
Interefient kann dort erfcheinen, und die Gründe feiner Weigerung auseinander⸗ 
ſetzen. Wenn dennoch beichloffen wird, auf Erwerbung des Grundſtücks zu be- 
Reben, jo wird der Sheriff angewiefen, 24 qualifieirte Perfonen zu einer Yury 
zu ftellen, von welchen 12 ausgelooft und eingejchivoren werden, die dann nad) 
Einnahme des Augenſcheins und eidlichem Verhör von Zeugen und Sachver⸗ 
Händigen unter Leitung der fsriedensrichter, oder wenigftens zweier committir- 
ten FSriedensrichter, ihr verdict liber den Werth der Cache abgeben. 

Die Sef.-Ord. 8 49 giebt gewifle Srundzlige fir die Baupläne, die mit 
Rückſicht auf Sicherheit, Geſundheit, Beaufſichtigung, religiöfen und moralifchen 
Unterricht der Gefangenen entworfen werden jollen, mit gefonderten Abtheilun- 
gen und Iuftigen Zellen. Dazu befondere Kranlenzimmer für beide Geſchlechter, 
talte und warme Bäder, befondere Höfe zur- körperlichen Bewegung für die 
verfchiedenen Klaflen; Borfchriften über die Schlafräume, Waflesverforgung, 
Holirgellen zur Verbüßung von Strafen, eine Kapelle mit abgetheilten Sigen 
nach Gefchlechtern und Klaſſen. Wo im einem Kreife mehre Gefüngniffe vor- 
handen find, Tönnen fie aud) "gefondert filr verfchiedene Klaffen von Gefangenen 
befimmt werden. Wegen der Schwierigkeit der Durchführung hat indeflen das 
Geſetz vom folgenden Jahre 5. Geo. IV. c. 85 $ 10-13 einigen Spielraum 
in der Haffificirung gelaffen, die Zutheilung nad) dem Unterjchied von felony 
und misdemeanour ift in das Ermeflen der Visitors geftellt; bei Frauen genügt 
allenfalls eine Bertheilung in drei Klaſſen ꝛc. Noch einige Klaflificationsregeln 
enthält das st. 2. et 3. Vict. c. 56. Die Trennung der felons von den 
Schuldgefangenen war übrigens fchon durch 22. et 23. Car. Il. c. 20 an- 
geordnet. 

ls) Die Befferungsanftalten für fittlich verwahrlofte Kinder, Re- 
formatory und Industrial schools find neuerdings vielfach Gegenftand 
der Aufmertfamkeit geworden. Zu den zahlreichen Geſetzen kommt jetzt noch 24. 
et 25. Viet c. 113, an act for amending and consolidating the Law 
relating to industrial schools. Weber die Erfolge werden jährliche General- 

48* 
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berichte erftattet, 3. 3. Fourth Report Parl. P. 18614 No, 2874. Die Judicial 
Statistics, Parl. Pap. 1861 Vol. 60 pag. 92—94 geben eine Statiftif der be 
ſtehenden 48 Reformatory schools ımter 17. et 18. Vict. c. 86 und 19. et 20. 
Viet. c. 109. Es wurden in viejelben abgeliefert während des Bermwaltunge- 
Jahres 1860—= 868 Knaben, 212 Mädchen. Dazu kommt die Middlesex in- 
dustrial school unter 17. et 18. Vict. c. CLAIX., in welche 191 Snaben ab- 
geliefert wurden. Der Beftand der Reformatories am 1. Januar 1860 waren 
1968 Knaben, 437 Mädchen; in ben Middlex Industrial schools 261. Ferner 
befanden fich, in 12 privaten industrial schools mit Certificat nad) 20. et 21. 
Vict. c. 48= 124 Knaben und 42 Mädchen. 

») Der Gefängnißverwaltungsansfchuß der Visiters hat noch folgende 
Spezialbefugniffe. Im Fall fie eine außerordentlich gute Führung eines Gejan 
genen bemerken, follen fie der nächften Quartalſitzung Bericht erftatten, damit bier 
über. Befürwortung eines Begnadiguugsgefuche beichliefe. Im Fall der Bewil 
figung wird dann dem entlafjenen Sträfling die nöthige Kleidung, eine Uuter- 
flügung von 5—20 sh. nad Ermeflen der Visitors bewilligt. — Anch die 
in engen Gewahrfam gefetsten Gefangenen können von einem Visitor beſucht, 
und über ihre Behandlung gehört werden. Gef.-Ord. 8 18..— Bei jet 
Quartalſitzung haben die Visitors eimen fchriftlichen Bericht zu erftatten über 

. den Zuftand eines jeden Gefängniſſes, Über etwa vorgenommene oder etwa 
nöthige Reparaturen, Erweiterungen oder Aenderungen, über wahrgenommene 
oder in Erfahrung- gebracdgte Mißbrüuche, über den Zuftand der Gefangenen in 
Bezug auf fittliche Führung, Discipfin, Beichäftigung und harte Arbeit, und 
über die Befolgung der Hausordnung (rules) Gef.-Ord, 8 23. — Jeder Visitor 
kann durch fchriftlihe Order die Beichäftigung eines. Unterfuchungsgeias- 
genen unter deſſen Zuftimmung mit einer angemeffenen Arbeit genehmigen 
und dafür einen Lohn bewilligen. Gef.-Ord. 8 37; jedoch vorausgeſetzt einen 
vollfommen freien Conjens, und niemals eine Beidhäftigung bei der Zretmähle 
5. Geo. IV. c. 85 $ 16. — Zwei Visitors fönnen durch fchriftliche Order jeden 
Strafgefangenen, der fi nicht aus eigenen Mitteln erhält zu einer angemd- 
fenen nicht harten Arbeit anhalten, fo lange es deffen Gelundheitszuftend ge 
ftattet; im Fall der Weigerung braucht die Kreiskafle jeine Unterhaftungslofen 
nicht zu tragen (der Gefangene kann dann alfo auf Wafler und Brod geieet 
werden) Gef.-Drd. $ 38. — Dringende zur Sicherheit des Gefängnifjes nöthige 
Reparaturen oder bauliche Aenderungen lann in der Zwiſchenzeit der Ouartal- 
figungen jeder einzele Visitor anordnen, wit Borbehalt der Berichterftatiung 
und Beftätigung bei der nächften Quartalfitung. Gef.-Ord. 8 47.— Im Falk 
anftedende Krankheit oder Unglücksfülle eine Tofortige Translolation der Geian 
genen nöthig machen, können die Visitors durch order unter ihrer Handichrift 
und Infiegel (bei dem Grafichaftsgefängnig mit Zuſtimmung des Sheriff) den 
Director dazu anmweifen; doch muß die order ber nüchſten Session vorgelegt 
werden. Gef.⸗Ord. 88 52, 53. — Dem entlaffenen Strafgefangenen fertigen 
die Visitors den nöthigen Paß nebft Signalement nad) geſetzlichem formalar 
aus, beftimmen feine Reiferonte in der dafür beftimmten Kolonne, und weile 
das gejetsliche Meilengeld (11/2 d. fir die engliſche Meile) auf die Gemeint 
armenlafje der Orte an, durch welche er paſſirt, nach Umſtünden auq eine Geld 
unterſtützung. 5. Geo. IV. c. 85. 88 22—24. 

3) Die exekutiven Gefängnißbeamten find in den Einzelheiten des Dienft 
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auf die Sansorbnung verwielen. Das allgemeine Geſetz ordnet ein umfaflendes 
Syſtem von Berichten an, welche ihren Mittelpunkt in dem Divector haben. 
Er hat den Affifen der reifenden Richter fchriftlichen Bericht zu erftatten über 
die zu harter Arbeit Berurtheilten umd die Art ihrer Bejchäftigung. Bef.-Ord. - 
8 19. Am zweiten Tage nach dem Schluß jeder Criminalaſſiſe oder Quartal- 
figung bat er tem Minifter des Innern ein Berzeichniß alfer Namen, Ber- 
brechen und "Urtheifefprüche einzufenden, bei 20 2%. Buße. Gef.-Ord. 8 20. 
Den Quartalſitzungen ftattet er ferner einen Spezialbericht ab, wiefern die 
Regulative für die Berwaltung inne gehalten, und welche Abweidyungen da- 
von etwa flattgefunden haben, bei 60 8. Buße. Gef.-Ord. 8 21. Eine Woche 
vor der Michaelis-Seffion erftattet er einen Jahresbericht nad) vorgeichriebenem 
Formmlar in 34 Rubriken. Gef.-Ord. $ 22. — Ueber bie Beſuche des GBeift- 
lichen und aller fonft periodifch viſitirenden Beamten fol ein Präfenzbuch geführt 
und von dem Director den Quartalfigungen und den Visitors zur Einficht vor- . 
gelegt werden. Gef.Ord. 8 34. . 

Die Juſtiz-Statiſtik 1860 (P. P. 1861 Vol. LX. p. XXVII.) ergiebt die 
Summe von 2385 Gefängnißbeamten; nämlich governors und deputy gover- 
nors 183; chaplains 145; surgeons 148; clerks, Lehrer ıc. 147; Oberwär- 
ter 263; Unterrvärter 719; Anbere Linterbeamte 320; — und an weiblichen 
Beamten: 7 Lehrerinnen, 172 Oberwärterinnen, 213 Unterwärterinnen, 68 an- 
bere weibliche lnterbeamte. Für den Director ımd den Geiftlichen ift ein 
Benfionirungsfyftem eingeführt; nicht aber für die niederen Beamten. 

4) Die Artifel der Hansordunng find folgende: Art. 1. Der Director ſoll 
im Gefängniß wohnen, darf nicht ein Unter-Sheriff oder Bailtff fein, nicht be- 
theiligt bei irgend einem erwerbenden Gejchäft oder bei einem Lieferungscontract 
für die Anftalt. — 3. Er foll, foweit es ansführbar, alle 24 Stunden jebe 
Abtheilung befichtigen, jeden Gefangenen fehen, jede Zelle befuchen; weibliche 
Sefangene in Begleitung der Hausınutter. — 4. Er foll ein Journal führen 
zur Eintragung der voliftredten Strafen und fonftiger Ereigniffe, zur Vorlegung 
bei den Duartalfigungen. — 6. Klaflificirung der Gefangenen (wie oben); aus- 
genommen bleiben die zu häuslichen Dienften und als Lehrer verwendeten; 
auch kann der Director auf erhebliche Beranlaffung einen Gefangenen zu einer 
anderen Klaſſe verſetzen, muß aber fchleunigft die Genehmigung der Visitors 
einholen. — 8. Zu harter Arbeit Verurtheilte dürfen nicht fiber 10 Stunden 
täglich zur Arbeit angehalten werben, und nicht an Sonn- und Fefttagen. — 
10, Unterricht im Lefen und Schreiben nad) Anordnung der Visitors. — 12. An- 
ſchliezung eines Gefangenen in Eifen nur in Fällen dringender und unbedingter 
Rothwendigkeit, mit fofortiger Anzeige an einen Visitor, und nicht liber 4 Tage 
ohne deifen fchriftliche Order. — 14. Schuld» und Unterſuchungsgefangene dilrfen 
zu angemeflenen Stunden Speijung, Bettung, Kleidung und andere Bedürfniffe 
fh ſelbſt beſchaffen; jedoch mit Ausichluß von Ertravaganz und Lurus. — 
15. Strafgefangene erhalten Gefängniffoft und Kleidung, mit Vorbehalt von 
Annahmen, weiche Ouartalfitungen oder Visitors filr gewiſſe Maffen oder 
Umfände geftatten können. — 16. Der Verkehr der Unterfuchungsgefangenen mit 
anderen ift mit gewiſſen Vorbehalten freigegeben; fir den der Strafgejangenen 
mit-ihren Angehörigen, und fiir die Correfpondenz der Gefangenen, erlaffen die 
Quattalſitzungen angemeffene Regulative. — 17, 18. Kleidung und Bettung. — 
19, Die Räumlichkeiten und Wände find jährlich wenigſtens einmal abzuputzen 
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und anzuftreihen; die Wohn-, Arbeits- und Schlafräume wöchentlich einmal 
oder öfter zu reinigen. — 21. 22. Berbot ber Spirituofa und des Spiele. — 
24. Jeder Todesfall eines Gefangenen ift fofort einem Visitor und dem Coroner 
anzuzeigen (der fchon nach der mittelalterlihen Geſetzgebung über folde Todes 
fälle inquest zu halten Hat). 

5) Das Syſtem der Berichterftattungen an die Sentralverwaltung 
ift neuerdings vereinfacht. Nach 8 24 der Gef.-Ord. follte in jeder Michael 
Dvartalfigung ein Generalbericht von dem Kreisiecretait zufammengefelit 
werden aus dem Jahresbericht der vifitirenden riedensrichter nnd aus den Be 
richten der Gefängnifdirectoren. Der Generalbericht jollte von den Friedensrich 
tern genehmigt, vom Vorſitzenden gezeichnet, mit einer Abjchrift. der ſtatiſtüchen 
Tabellen (B) dem Minifter des Innern überreicht werden zur Borlegung beim 
Parlament. Durch 21. et 22. Vict. c. 68 find indefien die Berichterftattungen 
ber Friedensrichter an den Minifter nach 4. Geo. IV. c. 64 $ 24; 2. et 3. 
Viet. c. 56 8 10 wieder aufgehoben. 

++) Die Staatsgefänguifle zur Abbüßung der ſchwereren Zreiheitt- 

ſtrafen find theils dur allgemeine, theils durch Spezial-Geſetze geott- 
net: die Penitentiary zu Milbank durch 56. Geo. III. c. 63; 6. et 7. Vict 
c. 82; das Dluftergefängniß zu Pentonville dur 5. et GC. Vict. c. 9. — 
Ebenfo das Centralſchuldgefängniß Queen's Prison 5, et 6. Vict. c. 22, welchet 
die früheren Gefangenen aus dem Queen’s Bench Prison, Fleet Prison und 
der Marshalsea aufnimmt (vgl. den Report darüber in den Parl. Papers 
1814/15. No. 152 Vol. IV. 531). Die 10 &taategefängniffe von Pentonrille, 
Millbank, Portland, Portsmouth, Chatham, Dartmore, Lewes, Parkhurst, 
Brixton, Fulham, hatten am 1. Jaunar 1860 einen Beſtand von 6650 män- 
fien, 1202 weiblichen Gefangenen. Parl. P. 1861 Vol. LX. pag. XXX. 
Gegenſtand einer eigenen Fiteratur ift die Reform des englifchen Gefünguik 
weiens, ſowie das reiche Material der Reports darüber und bie Berichte ber 
Generalinſpektoren. Den neneften 27. Generalberidht enthalten die Parl. P. 
1862 No. 2991. . 


8 62a. 


Berwaltung der Kreisirrenhänfer und Aufſicht über die Privat: 
irrenbhäufer. Lunatic Asylums. 


Diefer Tettte Gegenftand friedensrichterficher Adminiſtration durd 
die Quartalfigungen und deren Verwaltungsausfchüffe datirt erft aus 
dem neunzehnten Jahrhundert.“) Bis zum Anfang deijelben war die 
Öffentliche Fürforge für die Gemüthskranken, lunaties und idıots, 
überaus mangelhaft geblichen. Das gerichtliche und vormundidaftlid 
Verfahren ftand unter dem Lordkanzler mit ſchwerfälligen und veralteten 
Büreauformen. Die Erhaltung armer Gemüthstranter blieb der Kird- 
fpielSarmenpflege überlaffen, die fi durch Unterbringung in Hodpi 
tälern, Arbeitshänfern und bei Privatperfonen helfen mußte. Für die 
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der Griminaljuftiz anheimfalenden Iunaties war außer den Hospitälern 
und Gefängniffen fein Unterfommen zu finden. Die Zahl der in 
England vorhandenen öffentlichen Irrenhäuſer älterer Stiftung war 
nun aber bis zum Anfang des 19. Jahrhunderts fehr Kein. Es 
waren folcde in Bethlem, London (geitiftet 1547), St. Peter’s 
Klospital, Bristol (1696), Bethel Hospital, Norwich (1713), 
St. Luke’s (1751), zwei Häufer in York (1777, 1796), Liver- 
pool (1792). Diefe wenigen Häufer waren überfüllt, und der Mangel 
as öffentlichen Irrenauſtalten um jo beunruhigender, als man ftatiftifch 
einne verhältnigmäßige Zunahme der Geiftesfrankheiten in England zu 
bemerfen glaubte. Es wird daher die Errichtung von Grafſchafts— 
und Stadt- $rrenhäufern vorgefchrieben durh 48. Geo. II. 
ec. 96; 4. Geo. IV. c. 40; 11. Geo. IV. c. 1, an deren Stelle 
jpäter das Hauptgefeg 8. et 9. Vict. c. 126 tritt, mit Zuſatzakten 
9. et 10. Viet. c. 84; 10. et 11. Viet. c. 43. Nach diefen Gefeken 
follen die Friedensrichter der Grafjchaft jowie der Städte mit eigener 
sriedenscommiffion überall beichaffen ein Irrenhaus für gemlthsfranfe 
Arme und criminals, entweder gejondert für fi), oder in Verein mit 
anderen Sraffchaften oder Städten, oder mit den Unternehmern einer 
ſchon bejtehenden Privat-Yrrenanftalt. Die Koften find aus der County 
Rate beziehungsweiſe Borough Rate zu beftreiten. Baupläne, Ber- 
einbarungen mit anderen Syrrenanftalten und alle rules und regulations 
ind den Commissioners in Junacy, alle Contracte und Etats dem 
Minister des Innern zur Beſtätigung vorzulegen. Zugleich foll durd 
eine Reihe formeller Vorfchriften dem mannigfaltigen Mißbrauch bei 
der Aufnahme in folde Anftalten vorgebeugt werden. 

Diefe öffentlichen Irrenhäuſer Haben uun ihre Beſtimmung in. 
einer doppelten Nichtung: 

1) Zur Unterbringung der der Armenverwaltung anheimfallenden 
Gemüthskrauken, pauper lunatics, bie zwar in großer Zahl in bie 
Arbeitshäufer der neuen Kreisarmenverbände aufgenommen werden; doch 
jo, daß gefährliche (dangerous) Gemüthskranke nicht länger ald 14 Tage 
darin bleiben dürfen, dann aber in rrenanftalten untergebracht wer⸗ 
den müffen. 

2) Zur Unterbringung der criminal lunatics, lunatics 
suspected of crime, die wieder in mehre Unterklaſſen zerfallen: 
(1) folche, welche im ordentlichen Strafprozeß von der Jury als ge 
müthefranf freigefprochen find, acquitted insane by jury; (2) ſolche, 
die unter Anklage geftellt beim Beginn des Hauptverfahrens durch eine 
zu dem Zweck gebildete Jury als gemüthöfranf befunden find, found 
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insane by jury. (3) ſolche, die von den Friedensrichtern als gemüth?- 
frank überiwiefen find, -insane committed by justices. (4) folde, 
die von ben Friedensrichtern überwieſen find als ergriffen unter Um⸗ 
ftänden, welche Gemüthskrankheit und eine Neigung zur Begehung eines 
Verbrechens anzeigen, oder welche ſich umhertreibend ohne gehörige Auf- 
ficht gefunden find, dangerous lunatics comınitted by justices. 
(5) folche Angeſchuldigte, welche bei ihrer Ueberweifung zum Haupt- 
verfahren dem Meinifter des Innern als gemüthsfrant bezeichnet, und 
brevi manu im adminiftrativen Wege nad) st. 3. er 4. Viet. c. 54 
einem Irrenhaus überwiefen find, by order of secretary of state. 
(6) folcdhe, welche in den Strafgefängniffen als gemüthskrank befunden, 
aus dem Strafgefängniß dem Irrenhans überwiefen werden, convicts 
becoming insane (zufammen gegen 1000 Berfonen alljährlich). 

Für beide Klaffen, von denen die armen Gemüthskranken die bei 
weitem zahlreichere Gruppe bilden, find nunmehr die Kreisirrenbänier 
beftimmt, unter einer friedensrichterlihen Verwaltung analog der Ge⸗ 
fängnißverwaltung. Unter Aufhebung der früheren Geſetze confolibirt 
ſodann da8 st. 16. et 17. Vier. c. 97 im Wefentlicyen die bieher 
Schon geltenden Grundfäge al® „Lunatic Asylums Act 1853* 
in 136 Artifeln: 

I. Die Quartalfigungen!) aller Graffchaften um 
Städte, welde noch fein eigenes Irrenhaus haben, follen für em 
foiches forgen (8 2) und werden event. durch den Miniſter dazu 

angehalten ($ 29). Jede Stadt, bie nicht wenigftens ſechs eigene 
Friedensrichter Hat, ſoll fich der Sraffchaft anfchließen, in der fie liegt, 
und kann aud wider ihren Willen durch den Miniſter des Innern fo 

e unirt werden (SS 9, 10). In Städten mit eigener Bolizei- 
verwaltung foll der Gemeinderath die Functionen der Quartalfigum: 
gen üben und das Committee of Visitors ernennen. Andere Städte 
und Freibezirke find für die Irrenverwaltung der Graffchaft zu an- 
nectiren und als Theile der Grafichaft zu beftenern (K 131). 

II. Die Quartalfigungen haben aus ihrer Mitte ein 
Committee?) zu ernennen, zunächft zur Anfchaffung eines Irren 
hauſes oder zur Vereinbarung mit einer anderen Graffchaft, Stadt, ꝛc. 
(88 3, 4). Nach der Beſchaffung der Anftalt tritt da8 Committee 
of Visitors al8 Oberbehörde für die laufende Verwaltung ein, und 
zwar ein befonderes für jede Anftalt, mit einem Chairman und Se 
eretair (SS 24— 26). Die Committees jchon befteherider Anftalten 
fönnen ſich nach vorgefchriebenem Contractsformular zu einer Anftalt 
vereinigen (8 5, 10). Die Visitors fönnen wegen Aufnahme armer 
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Gemüthskranker aud; mit anderen Kreis-rrenhäufern oder conceffio- 
nirten Privatanftalten Sontracte fchließen ($ 42). Ihre general rules 
oder Verwaltungsregulative find in Webereinitimmung mit den Norma- 
tiwbeftimmungen des Minifters des Innern zu erlaffen und dem Mi⸗ 
nifter zur Beftätigung vorzulegen ($ 53). Sie firiren die Tare für 
die Aufnahme eines Kranken, doch nicht Über 43 Thlr. G. wöchentlich, 
wenn nicht die Duartalfigungen einen höheren Sat genehmigen (8 54). 
Sie haben wenigftens alle zwei Monat einmal die Anftalt zu vifitiren, 
jährlich einmal Generalbericht den Quartalfigungen zu erftatten und 
den Commissioners in Innacy abſchriftlich einzureichen (8 62). Alle 
befofdeten Beamten, namentlich der Geiftlihe, Arzt, Secretair, 
Nendant und die fonft nöthigen Beamten und Diener werden von den 
Visitors ernannt, auch fünnen Benfionen bis auf 2 des Gehalts be- 
willigt werben (88 55—57). Wo über 100 Kranke find, bedarf es 
ftet8 eine® refidirenden Medical Attendant. Der Secretair hat voll- 
ttändige Verzeichniffe der Aufgenommenen zu führen und nebft Abfchrift 
der Annahmeordere und der ärztlichen Attefte den Commissioners ein» 
wienden (8 89). Todesfälle find dem Civilftandsbeamten, den Com- 
missioners und den Urmennnterftüßungsbeamten anzuzeigen ($ 92). 

Für die in die Anftalt aufgenommenen pauper lunatics tritt 
no eine beſondere Controfe der Armenverwaltung ein. Die Secre- 
taire der Armenverbände haben jährliche PVerzeichniffe der geiftes- 
franfen Armen einzureichen. Armenarzt, guardians und Armenauffeher 
fönnen die ans ihrem Bezirk in die Anftalt aufgenommenen Rranfen 
von Zeit zu Zeit vifitiren ($ 65). Auch die nicht in eine Irrenan⸗ 
ttaft Aufgenommenen find wenigftens vierteljährlih einmal von dem 
Bezirksarmenarzt zu befuchen und Verzeichniffe derfelben den Commis- 
sioners ın Lunacy einzufenden ($ 66). 

III. Die einzelen Friedensrichter haben die fummarifche 
Unterfuchung über den Gemüthszuftand zu führen und die orders über 
die Aufnahme der pauper unb criminal lunaties zu erfaffen. Die 
detaiffirten Vorfchriften ?) darliber, welche die öfter vorgefommenen Miß- 
bräuche in Zukunft verhüten follen, find aus den älteren Geſetzen wieder 
aufgenommen. Die einzelen Friedensrichter haben auch noch die gene» 
teile Befugniß, die Armenbeamten zur Erhaltung gemüthskranker Per- 
tonen anzumeifen (8 96). Ye zwei Friedensrichter entfcheiden über 
Riederlaffungsrecht und Unterftügungspflicht, und erlaffen demgemäß 
die Zahlungsorders ($ 97). In Fällen, wo das Heimathorecht nicht 
zu ermitteln, trägt die Graffchaft die nöthigen Koften ($ 98). — Ueberall 
vorbehalten Appellation an die Quartalfigungen (8 128). 
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IV. Eine allgemeine administrative Aufſicht über die 
Privat-Frrenanftalten wurde zuerft dur 14. Geo. IL. c. 49; 
26. Geo. II. c. 91 zur Milderung der ärgften Mißbräuche einge 
führt. Dann folgt eine Erweiterung dieſes Syſtems durch 2. et 3. 
Will. IV. ce. 107; 3. et 4. Will. IV. ce. 64; 5. et 6. Will. IV, 
c. 22; 1. et 2. Vict. c. 73; 5. Viet. c. 4; 5, et 6. Viet. c. Si, 
namentlich durch Einfeung einer Staatsaufſichtsbehörde, Sonceffionirung 
und Pifitation der Yrrenanftalten. Unter Aufhebung diefer frühen 
Geſetze erfolgt dann wieder eine Conjolidirung in 8. et 9. Vict. c. IW. 
Die Hauptpunfte find: 

1) Alle Privat-Frrenanftalten bedürfen einer obrig- 
feitlihen Koncefjion, welde in dem hauptitädtifchen Bezirk von 
der Centralbehörde, in den Provinzen von den Quarter Sessions er: 
theilt wird auf höchftens 13 Monate, nad Ablauf deren bie Conceſſion 
zu erneuern ift. 

2) Alle Irrenhäuſer unterliegen gewiſſen gefundheitspolizeis 
lien Regulativen. Häufer mit 100 und mehren Kranken müſſen 
einen resident medical attendant haben. Ueberhaupt fuchte man 
die Schlimmften Mißbräuche der auf Privatfpefulation angelegten Irren⸗ 
häufer, welche unter unfähigen Direktoren maffenweis Kranke zu nic 
drigen Preifen aufnahmen, durd einige Beſchränkungen zu mildern. 

3) Alle Yrrenhäufer unterliegen einer periodifchen Bifitation. 
Die Friedensrichter haben für jedes von ihnen conceffionirte Haus cine 
Commiffion zu ernennen, beftehend aus drei Friedensrichtern, einem 
Arzt, Wundarzt oder Apotheker. Die Commifjarien follen jährlid 
zweimal in unbeftimmten Zwifchenräumen vifitiren, können jede Stunt, 
auch zur Nachtzeit, das Haus betreten; können jeden ohne genügenden 
Grund Detinirten freilaffen, mit ‚Ausnahme der durch gerichtlice 
Decret Aufgenommenen. Verhehlung gewiffer Umftände vor den Com- 
missioners wird an dem Befiger des Haufes mit gefeglichen Straja 
geahndet. Die Visitors berichten dann wieder an die Centralbehörk. 

V. Die adminiftrative Staatsbehörde für das ganjt 
Gebiet bilden die Commissioners in’ Lunacy, welche an 
log dem Armenamt über die alten Amtsgewalten der Tsriedendrihtr 
vielfach übergreifen, untergeorbnet dem Departemement des Lord Kanzkre, 
dem fie jährlich einen Generalbericht erftatten. Die Commiſſarien ſollen 
einmal jährlich die öffentlichen Irrenhäuſer vifitiren, fowie die Gefäng 
niffe und Arbeitshäufer, in welchen Gemüthskranke detinirt werden, 
und Bericht erftatten über ben Zuftand, das Spitem und die Regu⸗ 
lative diefer Anftalt. Der Lord Kanzler oder ein Staatsfecretair fan 
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auch durch coınmission jederzeit unterfuchen laffen den Zuftand eines 
jeden Geiftesfranten, der unter Obhut eines Curators oder einer an- 
deren Perſon oder fonft unter irgend einer Beſchränkung als gemüths- 
frank detinirt wird. Dies Vifitationsrecht erftredt fih nun auch auf 
das Königliche Hospital von Bethichem, welches von den Beftim- 
mungen der Irrengeſetzgebung früher ausgenommen war. 


*), Die öffentlihe Fürſorge für das Irrenweſen war in ber erfien 
Auflage im Anfchluß an die Armenverwaltung Cap. IX. $ 110 behandelt, ifl 
aber in der neuen Auflage hierher geflellt worden, da die blonomiſche Seite der 
Armenverwaltung dabei mehr zurücktritt, der Schwerpunft vielmehr in der frie- 
bensrichterlichen Verwaltung, aljo in den von ber polizeilidden Seite aus ge- 
trofienen Maßregeln liegt. 

Ueber das Geſchicht liche vgl. Blackstone und die Rechtswörterbücher v. 
Jdiots, Lanatics. Das engliiche Rechtsigftem berührt bie Junatics und idiots 
von einem vierfadhen Gefichtspunft aus: (1) vom Standpunkt ihrer ftrafrecht- 
lihen Zurechnung; auch die als unzurecinungsfühig Yreigeiprochenen können 
„nach Ermeſſen der Krone“ in ſichern Gewahrſam genommen werden 39. et 40. 
Geo. III. c. 94; 1. et 2. Vict. c. 14; (2) von dem Gefihtspunft einer noth- 
wendigen Bevormundung, verbunden mit einer Beichränfung der Bermögens- 
verwaltung und der perfönlichen Freiheit; nach Aufhebung des alten court of 
wards fiel diefer Zweig der Königlichen Prärogative durch Spezialcommiffion 
dem Lord Kanzler zu, gehandhabt durch jogenaunte writs de lunatico inquirendo. _ 
(3) vom Standpunkt einer polizeilichen Fürſorge joll der Staat dem Geiftes- 
franfen Schuß gegen Mißhandlungen gewähren, eine gewiſſe gejundheitspolizei- 
liche Aufficht führen, und die Einſperrung von Perſonen unter dem faljchen 
Borgeben einer Geiftestrankheit verhindern; (4) vom Standpunkt der Armen- 
pflege ans fallen geifteäfranfe Arme in die Eategorie der unbedingt vom Armen- 
verband zu Unterfiligenden. In allen vier Richtungen war die frühere englifche 
Geſetzgebung äußerft mangelhaft; im letzten Menſchenalter ift man aber eifrig 
bemüht gewejen das Berfäumte von Staatswegen nachzuholen durch Kinfegung 
einer Behörde für das gerichtliche Berfahren bei Wahn- und Blödfinnigfeitser- 
flärıngen (Masters in Junacy), einer Bormundichaftscommiffion fiber ſolche 
Berfonen (Visitors of lunacy), und einer Stantsauffichtebehörde über das ge- 
ſammte Irrenweſen (Commissioners in lunacy, 8. et 9. Viet. c. 100). Dieje 
ſtaatliche Seite der Berwaltung gehört in das Syſtem der Staateverwaltung 
(Gneist, Bd. I. $ 128). Das gerichtliche Verfahren bei Wahn- und Blödfinnig- 
teitserflärungen ift veformirt durch die Lunacy Regulation Act 1853, 16. et 
12. Vict. c. 70. 

Für das Communalweſen dagegen kommt die Behandlung der Irren in 
Betracht: 1) ale Theil der Armenverwaltung, welde die Geiftesfranfen 
theils in den Arbeitshäufern, theile in bejonderen Kreis- und ſtädtiſchen Irren⸗ 
bäufern unterzubringen bat; 2) ale Theil ber Bolizeiverwaltung, wonach 
die Quartalſitzungen der riedensrichter das Bifitationsrecht über die Jrren- 
hänfer der Provinz zu führen, Privatanflalten zu conceflioniren und zu beauf- 
ſichtigen haben. 

Reports über die älteren Zuflände, durch welche bie neue Geſetzgebung 


764 Cap. IV. Abſchn. IV. Die Ouartaffigungen der Friedensrichter. 


hervorgerufen ift, enthalten die Parl. Papers 1807 No. 39 (in der Sammlung 
der älteren Reports Vol. II. p. 69); ferner die Parl. Papers 1814 No. 2% 
(Sammlung Vol. IV. p. 800, 801); drei Reports von 1816 ebendajelbit Vol. VI. 

“ p. 249, 349, 353. Die neuere Geſetzgebung hat die Zuſatz- und Confolibations 
gejete in bdiefem Gebiete fo gehäuft, daß die neuefte Amendment Act 25. et 
26. Vict. c. 113 in augenfcheinfiche Berlegenheit gekommen ift, wie bie vor 
handenen Geſetze überfichtlich zu bezeichnen. Dies neuefte Geſetz bericht ſich 
wieder auf die abminiftrative Behandlung der Irrenhäufer und der Gemüths 
kranken überhaupt, jedoch mit Auefchluß der criminal lunatics. Die Julpe 
daraus find in den folgenden Noten berlidfichtigt. 

1) Den Ouartalfigungen fallen auf biefem Gebiet nur die allgemeinen Mob 
regeln der Anlage der Irrenhänfer zu, während die Regufative mud alle 
Speziellere dem Committee der Visitors zufällt Webrigens ift die Errichtung 
der Grafichafte-Irrenanftalten ziemlich langſam vorgefchritten. Im Jahre 188 
waren 12 County Asylums vorhanden, 5 County and subscription, II zum 
Theil auf milden Stiftungen beruhend, 1 fir Militär, ı für Marine, un 
142 Privatanftalten, von denen 14 für die Aufnahme von Armen benuri 
wurden. Seitdem ift die Zahl der öffentlichen Anflalten erheblich gewachien, 
die meiften auf 150-400 Kranlke beredinet, übrigens ziemlich thener gebaut 
(f. Note **) 

Zufäpe iiber Nebenpunfte enthält noch 18. et 19. Vict. c. 105; 19. et 2. 
Viet. c. 87. Nach 25. et 26. Viet. c. 111 $ 4 find die Anlagepläne de 
Visitors, wenn fie von ben Onartalfitungen nicht genehmigt werden, dem 
Miniſter des Innern zur weiteren Veranlaſſung zu ſubmittiren. 

2) Das Committee of Visitors beſtimmt in Gemußheit der Regulative 
auch die Zahl, Amtsftellung und Gehalte der Beamten und Diener, fowie die 
Tare, welche wöchentlich für jeden Kranken zu zahlen ift, hat auch das Ent 
Taflungsrecht der Beamten. Man hat ferner dabei Bedacht genommen anf eine 
zwedmäßige Claffificirung der Irren; die Scheidung der heilbaren und unkeil 
baren ift fpäter auch geſetzlich vorgefchrieben. Sin langer Streit wurde gerührt, 
ob dem Arzt oder dem Oekonomieverwalter die oberfie Leitung einzurürmen, 
und iiber das nonrestraint system, d. i. die Abſchaffung der körperlichen Züd 
tigung. Die erfahrungsmäßig bewährten Grundfäge kommen dann almälig 
durch die Negulative zur Geltung. 

3) Die Aufnahme in das Irrenhaus ſetzt nach ben verichiedenen Geſeten 
voraus: 

1. Bei gemüthefranten Armen eine fummariiche Vorunterfucung- 
Der angeblidde Gemüthskranke wird durch die Arınenauffeher einem Frieden! 
richter zum Verhör vorgeführt, im Nothfall auch dem Geiſtlichen im Berein 
mit einem Armenauffeher. In beiden Fällen ift die Afliftenz einer Medizinal 
-perfon nöthig. Erft nad) diefer Unterfuhung wird die Aufnahmeorder in des 
Irrenhaus und die Zahlungsorder wegen der Koften an das Kirchſpiel der Kie 
derlaffung erlaffen (vgl. 25. et 26. Vict. c. 111 8 19, 31, 34). 

2. Analog ift das Verfahren beit vagabundirenden ®eiftestranten, 
auch wenn fie feinem beftimmten Kirchſpiel zur Laft fallen. Die Order wird 
in diefem Falle, nad) Anhörung einer Medizinalperfon, von zwei Kriedenerid 
tern erlaffen, welche zugleich die alimentationspflichtigen Verwandten oder da) 





8 628. Kreis» Irsenhäufer, Lunatic Asylums. 765 


etwanige eigene Vermogen des Gemilihskranken beranziehen, event. den Seimathe- 
ort nad) Möglichkeit zu ermitteln fuchen. 

3. Wegen der gemüthelranten criminals beftimmt zunächft das st. 1. et 
2. Vict. c. 14, daß wenn Jemand betroffen wird unter Umftänden, welche eine 
Gemüthszerrüttung und den Vorſatz anzeigen, eine ftrafbare Handlung zu be- 
gehen, je zwei Friedensrichter mit Zuziehmg eines Arztes den Gemüthszuſtand 
feftftellen und die Annahmeorder erlaffen ſollen. Nach 3. et 4. Viet. c. 54 
jollen verhaftete Berfonen, die, zu Eriminalftrafe verurtbeilt oder unter Anklage 
geftellt, geiſteskrank befunden werben, auf Atteft von zwei FFriedensrichtern und - 
zwei Aerzten oder Wunbdärzten durch Order des Minifters des nern in eine 
Irrenanftalt gebracht werden. In analoger Weife können and, die wegen Ge— 
müthekrankheit Freigefprochenen durch minifterielle Order in eine Irrenanftalt 
gebracht werden. Ein gleiches Berjahren ift in diefen Fällen nothivendig zur 
Entlaffung nach feftgeftellter Geneſung. 

Zum Zwed einer polizeilichen Controle follen die Armenaufſeher alljähr- 
(ih einmal den kleiuen Bezirksſitzungen ein Berzeichnif aller geiſteskranken 
Berfonen ihrer Gemeinde nad gefetlihem Formular einreichen. Auch können 
ie zwei riebensrichter nad) vorgängiger ärztlicher Unterfuchung ex ofßcio die 
Abführnng eines Armen in das Irrenhaus veranlaffen. Andererjeits bedarf es 
auch einer Order ziveier Friedensrichter und ärztlicher Unterſuchung bevor ein 
Detinirter als geheilt entlaffen werben barf. 

Vorbehalten bleibt eine Appellation an die Duartalfisungen, denen auch 
jeder Friedensrichter jeden einzelen Fall einer erlaffenen oder einer verweigerten 
Order einzuberichten bat. 

4) Die Eonceffionirung der Brivatirrenhäufer ift vertheift zwiſchen die 
Gentralbehörde und die Duartalfipungen. Die letzteren follen jett die Conceſſion 
erſt ertheilen, wenn eine Iufpeltion durch die commissioners vorangegangen 
it. 25. et 26. Viet. c. 111 $ 14. Wird die Erneuerung einer Conceflion ver- 
weigert, fo foll an den Lord Kanzler berichtet werden, der innerhalb eines Monats 
die Weigerung formell beftätigt, was auch ftillfehweigend angenommen wird, 
wenn fein anderer Beſcheid erfolgt. 

Haltung eines unconceflionirten Hauſes, Borlegung unrichtiger Plüne bei 
Nachſuchung der Conceſſion, Aufnahme eines Kranken ohne ärztliches Atteft 
nach gejetslich vorgefchriebenenm Formular, oder eines armen Kranken ohne die 
geleglich vorgejchriebenen Orders, wird als arbiträr zu firafendes misdemeanour 
behandelt. Ebenſo die unterlaffene Anzeige von der Aufnahme und Entlaffung 
und von ben Todesfällen bei der Auffichtsbehörde. Für alle diefe Alte find 
genane Formulare vom Geſetz vorgejchrieben. Privathäufer find von ber Beob- 
achtung diefer firengen Borjchriften nur dann befreit, wenn fie ſich auf ein 
oder zwei Krauke beſchränken. 

) Eine Generalftatifiil des Irrenwefens ergiebt fich aus den General- 

beriten, welche die commissioners alljährlich zu erftatten haben. Den 16. 

Jahresbericht enthalten die Parl. P. 1862 No. 417. Aus der Reihe der ülte- 

vn Berichte giebt beifpielsmweife der Report der Commissioners in Lunacy 

von 1854 Spezialtabellen über den damaligen Zuftand von 181 Irrenhäuſern. 

Taranter find Nr. 1—33 die County Asylums; dann folgen die ſtädtiſchen und 

größeren fonftigen Frrenanftalten; am Schluß eine ſummariſche Ueberficht der 
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Heinen Häufer. Seite 61 wird fodann folgende ſummariſche Statiſtik vem 
1. Januar 1854 gegeben. 

Gerichtl. Sträf- auf Kofen 

Private: Arme: Summe: | Erfärte: linge: der Kreile. 





in Asylums 23 12,669 12,962 10 241 833 
- Kranlenanftalten 1,397 216 1,613 23 -nı 13 
- concefl. Hänfern 
in London . 1,206 1,141 2,347 88 26 147 
- concefl. Häufern 
i. d. Provinzen 1,533 1,000 2,533 105 145 85 
im Marine-Hospital 109 — 109 
-Militärirrenhaus 95 — 95 
Summe: 4,633 15026 19,659 226 523 1,078 


Eine Ueberfiht über alle Lunatic Asylums in England und Wales mit 
dent Datum der Errichtung, Bauloften, Zahl der Patienten am 1. Junuer 
1858 und den Geſammtkoſten; forwie die Zahl der conceffionirten Privatanflalteı 
und ihre Patienten geben die P. P. 1858 No. 299 XLIX. part L 355. 
Einen jpäteren Bericht darüber enthalten die Parl. P. 1861 Vol. 57 pag. Sl. 

Die jebige Zah! der county asylums ift etwa 40, ba für Cardigan, 
Glamorgan, Cumberland, Westmoreland nod fein Irrenhaus befleht, un 
18 andere Grafichaften 6 gemeinfante Irrenhäufer angelegt haben. (P. P. 1861 
Vol. LXII. Part II. &. 126). 

Die Zahl der Gemüthskranken war am 1. Fanuar 1860 folgte: 

I. auf Privatkoſten: In Sraffchafts- und ftäbtifchen Irrenhänfern 22°: 
in Hospitälern 1752; in conceflionirten Häujern 2948 — Summa 4927. 

II. Arme Gemüthskranke: (1) in Graffchafts- und flädtifchen Irren- 
häufern 17,205; (2) in Hospitälern 233; (3) ig conceflionirten Häufern 135°: 
(4) in union workhouses 8210; (5) in Privathäufern 5989 — Summa 328. 

il. criminal lunatics 737; (P. P. 1861 Vol. LXII. Part Ill. 
Seite 125). 

Die Gefammtzahl der Gemüthslranten in Heilanftalten vertheilte Ad 
am 1. Januar 1860 wie folgt: In county and borough asylums 17,4%: 
in Sospitälern 1849; in metropolitan licensed houses 1944; im provincial 
licensed houses 2356; in royal naval hospital 136 — Eumme 23,121. 
(P. P. 1861 Vol. LXII. Part III. ©. 125). 

Unter ben criminal lunatics insbefondere befanden ſich 1860 folgend 
Rubriten: Found Jnsane by Jury 142; Acquitted Jnsane 132; Jnsam 
committed by Justices 78; Dangerous Lunatics committed by Justices 14; 
Order of Secretary of State 591. — Summa 957. Davon fielen der County- 
Rate zur Laſt 4061 L., den Borough fund 881 2., den Kirchſpielen 589 L. 
dem Staatsſchatz 13,044 2., Privatmittelu 1664 8. Dieſe criminal lunaties 
vertheilten fi auf 35 County Asylums, 1 Borough Asylum, 3 Hositäle, 
7 <onceflionirte Irrenhäufer in London, 12 conceflionirte Irrenhänfer in der 
Provinzen und 1 Armenverbandshaus (Judicial Statistics part I. P. P. 1861 
Vol. 60 p. 95/96). Das ergänzende Geſetz über die Behandlung ber criminsl 
lunatics ift st. 23. et 24. Vict. c. 75, prarallel gehend dem st. 25. et 36. Vict. 
c. 11 flir da® ganze übrige Gebiet. 





Viertes Capitel. V. Abſchnitt. 


Bie Theilnahme der Grafſchaftseinſaſſen an der Strafjuſtij⸗ 
und Polizriverwaltung der Grafſchaft. 


8 63. 
Die Urtheilsjury in Straffachen. 


Die bisherige Darftellung diefes Capitels ergiebt nur eine Theil—⸗ 
nohme der höheren Stände in obrigkeitlihen Ehrenämtern, aus ber 
ih die Heutige Stellung der regierenden Klaſſen vorzugsweife ent- 
widelt hat. Wie hoch man aud) die Tüchtigkeit derjelben veranfchlagen 
mag, fo würde doch weder der Geiſt des Selfgovernment, nod die ' 
Einheit und Harmonie des ganzen Staatslebens daraus hervorgegangen 
jein, wenn nicht auch auf diefem Gebiet eine weite Betheiligung der 
gefammten Graffchaft hinzugetreten wäre, die fich in folgenden 3 Punkten 
äußert: 

l. Unmittelbare Theilnahme der Deittelftände an dem Strafurtheil 
im ordentlichen Strafverfahren, als petty jury, Urtheil®- Jury. 

2. Entfcheidung der grand jury, Antlagejury, über die 
Terfegung in den Anklageftand im ordentlichen Verfahren. 

3. Betheifigung des gefammten Publitums an der Strafverfols 
gung durch Anklagepfliht und Zeugnißpflicht. 

Ich beginne mit der Urtheilsjury, die fih am nächſten an bie 
fihterfiche Thätigkeit der Friedenerichter anſchließt. Sie ift die mittel- 
alterlihe Theilnahme der Gemeinde am Gericht, zufammengefchmolzen 
zu einer Entfcheidung fiber die question of fact, ſeitdem das neuere 
Staatöwefen zu einer Einheit des Rechte fortgefchritten war, in welcher 
nur ernannte Richter das pofitiv feftgeftellte Recht anwenden, nicht 
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aber die einzelen Kreis- und Gemeindeverbäude fich ihr eigenes Recht 
finden können. Es ift. die höhere, reifere Stufe des Gerheinwefens, 
auf welcher an die Stelle der „Rechtsfindung“ die Rechtsanwendung 
tritt. Die question of fact umfaßt aber im Etrafprozeß, ebenfo wie 
der altgermanifche Beweis, wefentlic die ganze Schuldfrage, die durd 
die Frageftellung der Anklageacte auf ein „Schuldig“ ober „Nichticul: 
dig“ zur Beantwortung der Jury geftellt wird. Sie tritt zu dieſem 
Zwede fowohl den Affifen der reifenden Richter wie den Quartal: 
figungen der Friedensrichter hinzu, fie tritt alſo überall ein, wo 
in dem ordentlichen Strafverfahren erfannt wird, im Gegenfak der 
feftbegrenzten Fälle, in welchen ſummariſch, d. 5. ohne Fury auf ge 
ringere Geld«, Gefüngniß- und Körperitrafen erfannt werden dari. 
Die Anwendung der Griminaljury trat im Jahre 1860 in 15,9% 
Fällen ein; in den vorangegangenen 10 Jahren war die Zahl der Fälle 
durchfchnittfich 27,000 gewefen. Bei den Aififen der reifenden Richter 
dient jetzt daffelbe Perfonal zur Bildung der Juries in Civil- um 
Strafprozeffen, und ift in diefer Verbindung ſchon oben ($ 25) m: | 
örtert. Es ift aber hier, wo die ftärfere und häufigere Mitwirkung 
der Jury eintritt, vorzugsweife die praftiiche Geftaltung des Geſchwor 
nendienftes in's Auge zu faſſen. Es kommt dabei auf drei weſentliche 
Atte an: die Bildung der Urlifte, der Dienftlifte und die Ausloofung 
der zwölf Geſchwornen für den einzelen Fall. 

1. Die Bildung der Urliſte!) fcheidet vorweg diejenigen aus, 
* welche wegen Mangels des Staatsbürgerrechts, Deinderjährigfeit oder 
Mangels der bürgerlichen Ehre zum Gemeindedienft unfähig find. 
Sodann diejenigen, die wegen mangelnden Bermögens nicht zu regel: 
mäßigem, unentgeltlihdem Dienft herangezogen werben fünnen. 
Es entftand daraus fchon im Mittelalter die Beichränfung des Ge 
fchwornendienftes auf 40 sh. freeholders. Das Gefeg 4. et 5. Will. 
et Mary c. 24 erhöht dem veränderten Geldwerth entſprechend bickn 
Eenfus, nimmt die copyholders auf und kommt dadurch zu einem 
Anfag von 10 L. reinem Einfommen aus freehold oder copyhold. 
und analogen Eigenthumsrechten mindeftens auf Lebenszeit; für Wales 
auf 3 diefer Anfäge. Das neue Gefchwornengejeg 6. Geo. IV. c. & 
fügt hinzu einen Pachtbefig von 20 L. aus Pachtungen auf Lebentyit 
oder auf 21 Jahre und darüber, oder Inhaber eine Hauſes von 
20 2. Miethöwerth, oder eines Hauſes von 15 Fenſtern. 

Da der Gefchwornendienft Kreis- Communallaft ift, fo ift auch 
die Anlegung und Berichtigung der Urliften Eommunaliedk. 
Der Kreisfecretair erläßt deshalb in der erften Woche des Juli fernen 
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warrant an die High Constables, und biefe wieber ihre precepts 
an die Kirchenvorfteher und Armenauffeher der einzelen Kirchipiele, mit 
der Anmeijung bis zum erften September vollftändige Urliften der nad) 
dem Geſetz gualificirten und verpflichteten Berfonen anzufertigen. Darauf 
folgt eine Spezialfigung der Friedensrichter der Divifion, in welcher 
die Kirchipielsbeamten erfcheinen, ihre Liften vorlegen, und eidlich die 
etwanigen Fragen der Friedensrichter beantworten. Ebenſo erfcheinen 
Berfonen, die als nicht verpflichtet oder nicht qualificirt gegen ihre 
Aufnahme in die Urlifte reclamiren, deren Namen dann auf eidliche 
Verſicherung, Notorität oder fonftigen Beweis geftrichen werden. Ferner 
ſtreichen die Triedensrichter wahnfinnige, blödfinnige, taube, blinde und 
preßhafte Perſonen. „Umgelehrt können irrthümlich ausgelaffene Namen 
aufgenommen, oder Irrthümer im Namen oder in der Bezeichnung 
berihtigt werden. “Die fo berichtigten Liften werden den High Con- 
stables zurückgeſtellt, die fie bei der nächften Quartalfigung-überreichen 
zur Aufbewahrung in ber Regiftratur (among the records) der 
Seilion. Der Kreisfecretair ordnet fie nach Hundertichaften in alpha⸗ 
betiſcher Reihe, trägt fie reinli und correct in ein Buch ein, und 
händigt ſolches als Jurors Book für das nächſte Gerichtsjahr dem 
Sheriff aus. 

2) Die Bildung der Dienftlifte, d. h. die Einberufung der 
zu jeder Seſſion für den wirklichen Dienft erforderlichen Geſchwornen, 
it em richterlicher Act, bei dem es auf Vermeidung auch des 
Scheins von Parteilichkeit an erfter Stelle anfommt. Die dem Weſen 
des Gerichts und ber Jury widerfprechende dee, eine Dienftlifte durch 
Wahl zu bilden, ift in England nie aufgetaucht. Ebenſo wenig foll 
die zeitige Minifter-VBerwaltung oder die Polizeiverwaltung des Kreifes 
die Dienftlifte influiren. Man blieb daher einfach beim Alten. Die 
Entftehung des Gefchwornengerichts felbft wies dieſe Function dem 
alten Direktor des Kreisgerichts, dem Sheriff zu: und dies Verfahren 
it beibehalten, nachdem die Ernennung des Sheriff auf Vorfchlag der 
Reihsrichter und die fonftige Stellung feines Chrenamts hinreichende 
Garantien gegen die Beeinfluffung der herrſchenden Partei gefchaffen 
dat. Der Sheriff (Unterfheriff) defignirt alfo zw jeder Affife 48—72 
Perfonen, zu jeder Quartalſitzung 24, 36, 48, oder nad) Be- 
durfniß auch noch mehre Gefchworne, die dann in den gewöhnlichen 
Formen, jetzt durch die Poſt geladen werben. 

3. Die Ausloofung der 12 Gefhworenen aus der 


Vienftlifte für den einzelen Fall ift aus deut chen Prozeß⸗ 
Gueiſt, Engl. Communalverfaſſung. 
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Ichriften hinreichend befannt. Die Namen der erjchienenen Gefchworuen 
werden in eine Urne geworfen, durch das Loos herausgezogen, wobei 

a) jede Partei ein motivirtes Verwerfungeérecht übt, propter 
honoris respectum, propter defectum, propter affectum, propter 
delictum, mit zarter Rüdficht auf jeden Grund von Parteilichkeit, 
auf Verwanbdtichaftsverhäftniffe fogar bis zum neunten Grad. 

b) In Strafiachen tritt dazu das peremtorifche Verwerfunge- 
recht des Angeklagten, der bei Anklage auf felony 20 Namen, kei 
Anklage wegen Verraths 35 Namen ohne Angabe von Grümden ver: 
werfen mag. Syn ber Wirklichkeit hat gerade dies Liberale Syſtem der 
Berwerfung den Erfolg gehabt, das Mißtrauen gegen die ZJujammen: 
jegung der Jury vorweg zu brechen, und die praktiſche Handhabung 
zu vereinfachen. Es werden eben deshalb jelten Recufationen vorge: 
bracht, weitläuftige Verhandlungen darüber vermieden, und die bei dem 
erften Straffall conjtituirte Jury mit Auftimmung der Angeklagten 
gewöhnlich fogleich für eine weitere Reihe von Fällen unverändert 
beibehalten. 

Die fo conftituirte Jury entjcheidet einftimmig, — biftoriid 
erflärbar aus einer Zufammenfchmelzung von Gemeindezeugniß mit 
Elementen der Eideshülfe, — politifch richtig, um die Parteiungen in 
der Jury zu brechen, — praftifch richtig, wie die Erfahrung jeit ſecht 
Jahrhunderten gezeigt bat.**) 

*) Weber die Geftaltung des Gefhhmwornendienftes feit dem fpäterer 
Mittelalter vgl. die Geſch. Abth. S. 169, 170, 310, 311, 364. Ueber det 
heutige Berfahren Gneift, die Bildung der Geſchw. Ger. Berlin 1349, 
©. 80-107. Kine nody brauchbare Monographie it Kennedy, Treatisc of 
the Law and Practice of Juries. 1326 8; auch noch Sir. R. Philipps. 
on the Powers and Duties of Juries. 1811. 12, 

1) Die Bildung der Urfiften iſt durd) 25. et 26. Vict. c. 107 dahin ge 
ändert, daß die Mitwirkung der High Constables wegfällt. Der Clerk vi 
the peace iiberjendet die precepts unmittelbar durch die Poſt an die Kirch 
fpielsbeamten ; die angefertigten Ortsliften werden durch den clerk der friedens- 
richterlihen division an den clerk of the peace remittirt. Herlömmlid 
befreit vom Geſchwornendienſt bleiben Pairs, Königliche Richter, Geiſtlich 
der Staatsfirche und anderer einregiftrirter Religionsgefellichaften,, practifirendt 
Advolaten, Anwälte, Unterbeamte der Gerichtshöfe, Coroners, Gefängnißdirel 
toren, Mitglieder der Königlichen Colleges der Aerzte und Wundärzte, conce- 
ſionirte Apothefer, Offiziere der Armee und Marine auf Vollſold, Lootjen, Yeamte 
der Königlichen Haushaltung, Beamte der Zoll- und Steuerverwaltung, Beamte 
des Sheriff, High Constables und Parish Clerks; — ferner regiftrirte Phar- 
maceuten, geichäftsführende clerks der Anwälte, untere Gefängnißbeamte (25. 
et 26. Vict. c. 107. 8 2). Kein Friedensrichter ſoll als Geſchworner bei der 
Duartalfigungen herangezogen werben, zu deren Bezirk er felbft ale Friedent 
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richter gehört. Perſonen aus den Klaſſen ber Esquires laſſen ſich überhaupt 

gern für den Dienſt der special jury list ausſondern, jo daß für den wirklichen 

Dienſt der Urtheilsjurg eigentli nur Mittellaffen übrig bleiben, und auch 
dieie mit Ausicheidung grade der intelligenteften Klaffen, die weit über das 
wirkliche Bedürfniß hinaus (und zum Schaden ihrer eigenen Entwicelung und 
ihres politifchen Einfluffes) fi) im Berlauf der Zeit Befreiungen zu verfchaffen 
und zu behaupten wußten. Die Parl. Pap. 1854/55 No. 134 (Vol. XLIII. 
p. 814) geben nad} einzelen Sraffchaften geordnet die Urliften der fo gelichteten 
Wittelftände der Grafichaften von England und Wales mit 316,746 Perfonen 
für das Jahr 1853. (Es find dabei die Grafichaften Bucks, eine Divifion von 
Lincoln und der Freibezirk Peterborough nicht conftatirt), 9718 Honorationen 
waren in die special jurors list für Eivil- Prozeffe aufgenommen. — In den 
Städten und Freibegirten blieb es bei dem Herkommen; die neue Städteord- 
nung 5. et 6. Will. IV. c. 76 aber macht das neue Stadtburgerrecht zugleich 
zum Geſchwornen⸗Cenſus, und hebt alle Befreinngsgründe mafjenhaft auf. Die 
citirte Parfamentsüberfiht 1855 Nr. 134 giebt danad) die Urlifte (jury list 
and burgess roll) von 67 Städten. 

N Bildung der Dienflliften. Die frühere Rüdfiht, nach welcher eine 
Anzahl von Geſchwornen für den einzelen Prozeß aus beftimmten Hundert- 
ihaften entnommen werben follte, ift jetst weggefallen; die Dienftlifte wird 
vielmehr aus dem ganzen Bereich der Sraffchaft entnommen. Umgelehrt werden 
vielmehr zuweilen in folhen causes celöbres, welche eine gewiffe Befangenheit 
der Bewohner eines engeren Bezirks beforgen laſſen, grade aus diefem Bezirk 
für diesmal feine Geſchwornen geladen. Der wirkliche Dienft tritt in den 
Srafihaften gewöhnlich ſechsmal jährlih ein: zweimal zu den Aflifen der 
Neiherichter fir Civil- und Straf-Prozeffe, viermal zu den Quartalfitinıgen- 
Er lann aber auch noch öfter eintreten durch vertagte Ouartalfigungen, durch 
außerordentliche General Sessions oder zu außerordentlichem Dienft eines _ 
Sheriffs jury bei Erpropriationen 2c. (ober 8 24. vgl. $ 60, 61) ſowie zum 
Dienft der neuen Kreisgerichte, (8 26). Eine theil weiſe Weberficht der Zahlen 
geben die Parl. Pap. 1854/55 No. 134: Return of the Number of Persons 
actually returned to serve on any Panel at any Assizes, Sessions or 
Sittings in England and Wales for the Years 1852 and 1853. Die Zahl 
der Common Jurors war 1853: im Home Circuit 774, im Midland Circuit 
1509, im Norfolk Circuit 810, im North Circuit (nicht einberichtet) im Ox- 
ford Circuit 1773, im Western Circuit 1042, in Wales 1943; zum special 
Jury Dienft waren in jenem Jahre 3025 SHonorationen anfgeboten. In ben 
einzelen Grafichaften ſchwankte die Zahl der Common Jurors zwiſchen 72 
und 323, Die Ladung der Geſchworenen erfolgt jett durch Hffene Zufendung 
ver Bor 25. et 26. Vict. c. 107. Sehr gemildert wird die Einziehung ber 
Strafen von den ausgebliebenen Geſchworenen, die nunmehr der vorfigende 
Richter kurzweg niederſchlagen kann ($ 11, 12 a. a. OD). 

*) Die Urtheilsjury in diefer Zufammenfehung und Stellung 
iR der treueſte Ausdrud des zarten Rechtsgefühls in germanifchen Etaats- 
bildungen. Die durch Jahrhunderte alte Erfahrung feftgeftellte Methode unpar- 
teifher Answahl eines Gemeindeausſchuſſes zur Feftftellung der question of 
fact ſteht daher unverändert und unangefochten da. Daß bier nnd da ein 
lleytiſcher Paſtor in England die Nothwendigkeit der Einftimmigfeit nicht begreifen 
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kann, oder ein Juriſt, der auf dem Continent gereift if, Jurybeſchlüſſe durch 
Majorität viel bequemer und praftifcher findet, bilden in England noch leine 
Gegenautorität. Cinige Gefahr für den Fortbefiand der Jurg kam aber aus 
der Gesinnung entftehen, die fi in lodern durch keinen alten Commune!- 
verband verbundenen Wählermaffen bildet, welche nicht einzufehen vermag, tat 
die Theilnahme am Staat in etwas Anterem befteht, als in periodijchem Käh 
Ien, Vergeben von Aemtern und unmittelbarem Einfluß des Beſitzes. Im jolder 
Kreifen hat fi) aud) in England jene Idee der Arbeitstheilung gebildet, weld« 
ſolche Dinge viel einfacher durch bezahlte Beamte bewerfjtelligen möchte, fü 
jelbft aber nur die Annehmlichleit der VBertheilung von Ehren und Aemter 
vorbehätt. " 

Allerdings hat die Anwendung der Jury eine praftiiche Grenze darin, duä 
die große Mehrzahl der Heinen Straffälle, ohne Mißverhältniß zwiſchen Brezr- 
gegenftand und Prozegmittel, nicht durch große Gemeindeausſchüſſe entjchieden 
werden kann. Im Juſtizjahr 1860 kamen auf 335,000 fummarifche Strafäle 
nur 16,000 ordentliche Straffälle vor Richter und Jury (Seite 604). Mei 
wenn ſich auch die Zuziehung der Gefchworenen in neuerer Zeit auf jährl 
3—4000 Fälle in den Affifen, 1000-3000 Fälle in dem Central. Erimimalhe, 
8 — 12,000 Fälle in den Quarter Sessions, 3 — 4000 Fälle in ben flädtılder 
Quarter Sessions beſchränkt: jo ift es doch unleugbar, daß dieje Anwendurg 
Form und Geift der Strafjuftiz in allen Fällen gebildet un! 
befiimmt hat und noch beftimmt, und daß fie namentlich den regierm 
den Klaffen im Befit der obrigfeitlichen Aemter, ihren Verhältniß ;u den 
Mittelftänden,, die vechte Lage, dem Rechtsbewußtſein des Volls feine Einheit 
und Harmonie giebt. Bowyer Const. Law 305 vergleicht mit Recht die Stel 
lung der Krone als Duelle der Gerichtsgewalt, der Richter als feſter Lrgart 
der Rechtipredjung, und der Geſchwornen für die question of fact, dt 
Sliederung der Gefammtverfafiung in Krone, Oberhaus und Unterhaus: „der 
„Volt hat itberdies eben fo fehr Ehre wie Vortheil aus der Uebung in den 
„praftiichen Geſchäüften der Juſtiz-Verwaltung.“ 


8 64. 
Die Auklage-Jury. Grand Jury. 


An die Theilnahme der Graffchaft bei der Urtheilsfprechung reiht 
fi) ihre weitere Betheiligung bei der Beſchlußnahme über dic 
Berfegung. in den Ankflageftand in Geftalt der großen oder 
Anklagejurg, und zwar wieder in zwei Hauptanwendungen: 

1) Bei den Eriminalaffifen der reifenden Richter er 
Scheint eine grand jury zur Beichlußnahme über die hier eingebradhten 
Anklagen. Sie conftituirt fich überhaupt als ein Kreisausſchuß zur 
Berathichlagung über Gegenftände der Graffchafts- Verwaltung, insbe⸗ 
fondere zur Rüge allgemeiner Uebelftände Die große Jury pflegtt 
in der älteren Praxis allerlei Anträge und Beſchwerden vorzubringen, 
die dann den reifenden Richtern zur Beförderung an den König über: 
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eben wurden. Dieſe Gefhwornen müſſen anfäfjige freeholders der 
Sraffchaft fein, und obwohl fein allgemeines Gefeß einen Cenſus be- 
timmt, fo ift e8 herkömmlich, fie aus Friedensrichtern und gentlemen 
leicher Klaffe (men of the best figure) zu bilden. Nur in der 
Sraffchaft York ift ein Cenſus von 80 L., in Lancaster von 5 2. 
vorgefchrieben. Wirkfamer als das hat die Sitte, und früher die nicht 
unmwichtigen politiichen Gefchäfte, eine Befegung aus den höheren Ständen 
herbeigeführt. 

2) Ebenfo verfammelt fi bei jeder Quartalfigung eine 
große Fury, zu welcher der Sheriff 24 Männer zu geftellen angewiefen 
wird. Nach der Praxis und dem Gefhwornengefeß von 1825 bedürfen 
diefe Geſchwornen nur derjelben Qualification wie die Urtheils + Ge- 
ihwornen. Die Klagen itber die Meangelhaftigkeit der Anklagejury 
beziehen fich faft nur auf die grand jury der Quartalfigungen, bei 
der die Triedensrichter nicht zugleich al8 Geſchworne geladen werden 
joffen, die daher überwiegend aus Meittelftänden zufammengefegt ift, 
welche den ſchwierigen, viel mehr juriftiichen Anforderungen an eine 
Anklagejury nicht gewachfen find. 

Ergänzend tritt bazu der Coroner’s Inquest ($ 4) bei 
ungewöhnlichen Todesfällen. Lautet hier der Spruch dahin, daß der 
Tod durh Schuld einer beftimmten Perfon herbeigeführt fei, fo geht 
der Spruch in der Weife einer Anklageacte an die Affifen. 

Die Thätigfeit ber Anklagejury ift eine doppelte: entweder 
eine Anklage von Amtöwegen presentment, oder Prüfung ber von 
einem Privatankläger angebrachten Anklage, imdictment. 

1) Das Presentment, praesentatio, ift die aus ber ur- 
Iprünglichen Rügepflicht der Gemeinde hervorgegangene unmittelbare 
amtliche Anzeige oder Anklage vor dem Königlichen Richter, gegründet 
auf eigene Wiffenfchaft oder Erkundigung. Es ift alfo eine unmittelbar 
verfolgende, inquifitorifche Thätigfeit der Kreisgemeinde, die in früheren 
Jahrhunderten häufig vorkam, oft noch durch fpätere Gefege einge- 
\härft wurde, wie namentlich wegen unterlaffener Wegereparatur nad) 
der Wegeordnung (13. Geo. III. c. 78 88 4, 21). In der neueren 
Uebung ift das presentment jedody beinahe gänzlich verdrängt durch 
bie folgende Weife. 

2) &in Indictment, indictatio, ift eine geprüfte An- 
age, welche ein Privatmann, im Namen des Königs wegen eines 
Verbrechens vorbringt. Diefer Prosecutor bringt einen formell re- 
digirten, auf Pergament gefchriebenen Entwurf zur Antlageacte (bill) 

ein, auf deffen Rückſeite die Namen der Anflagezeugen notirt find. 
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Sämmtliche fo vorliegende Acten werben von dem vorfigenden Rihter 
in einer Einleitungsadreffe (charge) den Großgeſchwornen übergehen 
mit den zu einzelen etwa nöthig jcheinenden Erläuterungen. Die groß 
Jury zieht fi dann in ihr Zimmer zurück, beeidigt (19. et 20. Vict. 
c. 54) und verhört unter Leitung ihres VBorfigenden fehr Tummarich 
die einzeleri Anflagezeugen, und entfcheidet dann nach Stimmenmehrkeit, 
aber mit mindeftens 12 Stimmen, ob genügender Grund zur Erhebung 
der Anklage vorhanden ift (whether there be sufficient cause to call 
upon the party to answer it). Die Bejahung wird mit dem Vermerl 
„a true bill“ auf dem Entwurf verzeichnet, der num erft ein wirkliches 
indietment bildet. Die Verſetzung in den Anflageftand ift damit dr 
finitiv ausgefprocen. 


Geſchichtlich if die Ankllagejnry eine Anwendung der zahfreider 
Beweiscommiffionen, deren fich die normannifche Verwaltung zu vielerlei Zwei 
bediente. Sie ift hervorgegangen aus der ftrengen Unterwerfung alles Gemeinde 
lebens unter Königliche Commiffarien und Vögte, und iſt feit der Zeit als vol 
endet anzujehen, feitdem die periodifche Verbindung ſolcher Gemeindeaneidür 
mit den Criminalaffifen der Königlichen Richtercomniiffare fefte Eitte wart. 
Ueber die normannifche Zeit vgl. oben S. 83 — 86, 96, 97 über das Ipätr 
Mittelalter S. 162, 168, iiber die Zeit der Tudors ©. 305—307, 310 mt 
Diener, Geſchw. ©. Bd. I. ©. 139 fi, Anklagejury und Coroners Inquest 
find alfo nur Anwendungen eines weiter verzweigten Syſtems und haben aut 
noch weitere freilich wenig in Uebung befindliche Functionen. Die englifche Juri⸗ 
prudenz unterfcheidet noch immer: 

1. Prozeßjuries, juries for trial, find die mit dem ordentlichen Cri 
minalverfahren verbundenen bei Aflifen und Quartalfigungen. 

2. Semeindeunterfuhungscommiffionen, juries for ingair,, 
find der Coroner’s Inquest; die Juries zur Feftftellung ‚des Thatbeſtandeé ein 
Aufruhrs (riot) und bei gewaltfamen Befitentfegungen (forcible entries); ferne 
die Juries zur Feſtſtellung einzeler Thatfragen vor dem Sheriff ($ 24), ver 
den Escheators, vor den Clerks of the Market, nad; dem Statute of Bank- 
rupts n. ſ. w., die zum Theil veraltet find. Als Incidentpunkte anderer Fa 
waltungen fommen noch vor: inquisitions of lunney zur Feſtſtellung einer 
Gemiüthelranfheit; juries of matrons de ventre inspiciendo, beſtehend ans 1? 
Frauen zur Feftftellung behaupteter Schwangerſchaft einer zum Tode verurtheil 
ten Frau; pix juries von Goldſchmieden zur periodifchen Prüfung der Bollkal 
tigkeit der Münzen; juries of triers zur Feſtſtellung der Unparteilichkeit eine 
recufirten Gefchwornen, wenn der Verwerfungsgrund von eimer question of 
fact abhängt. Aud die befannten juries bei den Induſtrieausſtellungen find 
Anwendungen diefer vollsthlimlichen Form von Unterfuhungscommifliswen. 

Was die Redaction des Indictment betrifft, fo ift dabei folgender Geidättt 
gang üblich. Iſt der Prosecutor mit einem Anwalt verfehen, fo formalirt 
diefer die Anflageacte; die Gebühren des Anwalts oder Advokaten werben nach 
den neuen Geſetzen größtentheils erſetzt (ſ. $ 65). Hat der Prosecutor feinen 
Anwalt, fo entwirft ihm bei den Aflifen der clerk of indietments, bei ba 
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Quartalſitzungen meiftens ein Bireaubeamter des Kreifecretaird das nöthige 
Formular. Diefe Anflageformulare beruhen auf Jahrhunderte alter Praris, 
und richten ſich nad; genauen techniſchen Regeln, in welchen wichtige Grund- 
fühe des englifhen Eriminalprozeffes enthalten find. Eine anſchauliche Ueberficht 
über das Berfahren giebt Mittermaier, das engl. Strafv. Erl. 1851 ©, 244 ff. 

Ueber den im Jahr 1849 gemachten Borfchlag zur Abjchaffung der großen 
Jury bei dem Gentralgerichtshof in London und über die dabei conftatirten 
Mängel der Ankfagejury itberhanpt |. Mittermaier in der Zeitichr. für Rechtsw. 
des Aust. Bd. XXI. 325 XXII. 139—155. 


8 69. 
Die Anklage und Zengenpflidht. 


Die frühe Verförperung der Staatögewalt in dem normannifchen 
Könige führte auch fchon frühzeitig ein Syſtem ber Anklage im 
Namen des Königs*) herbei, durch welches die alte Privatanklage 
überwachfen und verdrängt ijt. Die Pflicht, Verbrechen im. Namen 
des Königs vor Gericht zu verfolgen, geftaltete fi dadurd analog wie 
die Pflicht zum Zeugniß auf dem Gontinent, und fließt mit der Zeugen- 
pflicht vielfach zufammen. Der die VBorunterfuchung leitende Magiſtrat 
hat nun den Berjonen gegenüber, deren Ausfagen feiner Meinung nad) 
im Hauptverfahren von Bedeutung fein werden, eine doppelte Befugniß: 

l) to bind over to prosecute and to give evidence,**) 
da8 heißt, er kann eine geeignete Perfon durd) Zwangscaution verbind⸗ 
lid) maden, die Anklage an die große Jury zu bringen, demnächft im 
Danptverfahren zu vertreten und zu verfolgen. ‘Der Prosecutor fann 
das Formelle dabei ſelbſt beforgen, oder einen Anwalt nehmen, oder 
au eiyen Anwalt und Advofaten zugleih. In dem DBeweisverfahren 
(trial) erfcheint er jehr gewöhnlich als Hauptzeuge und wird als foicher 
von feinem Advolaten, anderenfali® vom vorfigenden Nichter verhört. 

2) to bind over to give evidence,***) d. h. ber vor- 
unterſuchende Magiftrat Tann jeden erheblichen Zeugen durch Zwangs⸗ 
cantion zum Erſcheinen im Hauptverfahren nöthigen. Auch dieſe 
Zwangspflicht geht weiter, als wir es gewohnt find. Außer Eheleuten, 
welche nach engliſchem Recht gegen einander fein Zeugniß ablegen kön⸗ 
nen, find felbft die nächſten Verwandten zeugnißpflichtig. ‘Der die 
Kaution Weigernde kann gefänglic abgeführt werden bis zur nächjten 
Scffion; der im Hauptverfahren jelbft den Eid Verweigernde kann 
wegen Ungehorfams (contempt) mit einer leichten arbiträren Geld» 
oder Gefängnißſtrafe belegt werden. 

Das gemeinfame Verfahren bei diefen Zwangscautionen ift, daß 
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der magistrate am Schluß der Vorunterfuhung das herfümmlick 

Formular einer Caution (recognizance) unterzeichnen läßt wie folgt: 
„Grafſchaft N. N. — Es wird hiermit beurfundet, daß am 13. Eeptbr. 185 . 
A. B. aus N., Arbeitemann perfünlich erichienen ift vor mir W. D. Ex. 
FSriedensrichter, und ſich anerkannt hat als Schuldner unferer fonveränen Herrin, 
der Königin, auf die Summe von 24 £, beizutreiben aus feinem beweglichen 
und unbeweglichen Vermögen, kraft einer recognizance für Ihre WMaichät, 
unter der Bedingung, daß wenn der fo gebundene A. B. perjönlid er- 
fcheinen wird bei der nächſten Generalquartalfigung für die gedachte Grafſchaft 
zu N., und dann und dort vorbringen wird eine Anffage gegen C. D. aus N. 
Hutmacher, und dann und dort Zeugnif ablegen wird darüber den Geſchwornen, 
die darüber Unterfuchung halten werden von Seiten unferer gedachten Herrin 
der Königin, und wenn er den Gerichtähof nicht verlaffen wird ohne Urlaub: 
dann diefe Caution erledigt fein, anderen Falle in voller Kraft bleiben iol. 
Aufgenommen 20." W. D. 

Die Anklage geſtaltet ſich danach in folgender Weiſe: 

1) In der Mehrzahl der Fälle wird ein gewöhnlicher Bri: 
vatmann!) von dem committirenden Magiſtrat als Profecutor ver: 
pflichtet, gewöhnfidy ein Hauptzeuge der That; bei Privatverbreden 
häufig der Dammnificat. Unfähig dazu ift nur der nach dem Geſeck 
Zeugnißunfähige. Ein Indirecter Zwang dazu Tiegt auch in dem Grund- 
fat des gemeinen Rechts, daß niemand zu einer Civilentfchädigunge- 
Mage aus felony zugelaffen wird, bevor er als Profecutor die Straf: 
lage verfolgt Hat. Auch bei anderen Vergehen (misdemeanours) bat 
der Berlette den Bortheil al8 Zeuge verhört zu werden, wenn ein 
Strafverfahren dem Civilprozeß vorangeht. 

Tür das Gebiet der fummarifchen Klagen hat fi) das Syſtem 
der actiones populares, das Intereſſe der Betheiligten, der Vorbehalt 
eines Denunciantenantheild bisher als ausreichend erwiefen, um ohne 
einen Polizeianwalt die Strafverfolgung zu fihern, und nur in einzelen 
Fällen find dabei noch einige Nachhülfen nöthig befunden. 

2) Ebendeshalb kann au ein Gemeindebeamter oder Po: 
fizeibeamter?) das Amt des Profecutor verfehen, nicht felten wird 
ein Armenauffeher (3. B. bei Anklagen wegen Kindesmorde) herange 
zogen, oder erbietet fich dazır freiwillig oder auf Wunfch der Gemeint. 
Seit Einführung der befoldeten Conftabler in London 1829 gebrauchten 
die Polizeirichter oft auch einen ſolchen policeman als Proſecutor, 
was dann in den Provinzen mit der befoldeten Constabulary zuweilen 
fi) weiter ansdehnte. In einigen Städten fing man neuerdings an 
den Stadtfchreiber oder einen Secretair befjelben gegen feftes Gehalt 
al8 Profecuter zu engagiren, der dann die formelle Einleitung der 

Sache und das Engagement des Anwalts übernimmt. 
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3) Ebendeshalb fteht auch der Staatsverwaltuug?) 
das Recht eines jeden Privatmanns zur Strafverfolgung zu, welches 
entweder durch den Attorney oder Solicitor General im all: 
gemeinen Intereſſe der Rechtspflege, oder von dem Solicitor to 
the Treasury im fiscalifchen Yutereffe gebt wird. In wenigen 
ſehr wichtigen Fällen übernimmt der General-Staatsanwalt die Führung 
der Strafverfolgung wohl perſönlich; in der Mehrzahl der Fälle aber 
beichränft fich die Staateverwaltung darauf, gewöhnlichen Anwälten 
und Advolaten Auftrag und Information zur Führung der Sache zu 
ertheilen. 

Die fo geftaltete Anklage» und Zeugenpflidht in der 
Weile früherer Jahrhunderte enthielt nun aber eine fehr ungleich und 
ungerecht vertheilte bürgerliche Lat. Sie nahm bei der Geftaltung der 
Aſſiſen und Seffionen Prosecutors und Zeugen mehre Tage hinter⸗ 
einander in -Anfpruc, und fügte dem Dammnificaten zu den Folgen des 
Verbrechens oft noch fchwere Koften und Zeitverlufte zu. Die neuere 
Geſetzgebung ift daher mit Recht bedacht gewefen, fowohl dem Prosecutor 
feine Anwaltsgebühren, wie den Zeugen ihre Reiſe- und Zehrungstoften 
nah anftändigem Maaßftab zu .erfegen (Hauptgefege 7. Geo. IV. 
c. 64; 14. et 15. Vict. c. 45). Um die dadurch entftehenden neuen 
Communallaften dem Grundbefig zu erleichtern, übernahm zuerft die 
Verwaltung Sir Robert Peel’s im Auguft 1835 die Hälfte der Straf: 
verfolgungsfoften; feit 1846 ift den Kreisfaffen und der County Rate 
auch die andere Hälfte abgenommen, fo daß jetzt das Schatzamt die 
vollen Criminalkoſten bezahlt, F) unter Controle eines eigenen Büreaus, 
des Law Clerk im Finanzminifterium. Raum überrafchend ift unter 
diefen Umftänden die neuefte Wendung der Sache. Durch 14. et 15. 
Viet. c. 45° wird die Befugniß der Quartalſitzungen zum Erfaß von 
Koftenregulativen nad) 7. Geo. IV. c. 64 aufgehoben. Der Minifter 
des Innern erläßt fortan die Negulative über Eriminalfoften, Aus- 
lagen und Entfhädigungen. Die vorunterfuchenden Friedensridhter follen 
darüber Certificate ertheilen. Die Koftenfeftfegungs-Certificate ſollen 
aber nicht endgilltig fein, fondern unterliegen einer genauen Controle 
des Spezialdepartement® (Law Clerk) im Finanzminifterium. Vor⸗ 
behalten bleibt das Mecht der Friedensrichter auf Koftenniederfchlagung. 

Bei diefer Lage der Sache mar bie Forderung ber Ein- 
führung eines öffentlihen Organs für die Strafverfol- 
gung und einer Staatscontrole darüber ſchon des Finanz- 
puntts wegen eine naheliegende. ‘Der Report on Public Prosecutors 
1856 Mr. 206 (Vol. VIII. 347) enthält darüber ein reiches Material, 
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und hebt als Hauptübeljtände des bisherigen Syſtems der Privatan- 
Hagen hervor: (1) Mangel der Strafverfolgung in vielen Fällen, in 
denen ein geeigneter Intereſſent fehlt, um die Sache gerichtlich anhän⸗ 
gig zu machen. Es treffe died namentlich die ärmeren Klaſſen, indem 
Mißhandlungen der dienenden Klaſſen, Mißhandlungen der Eltern und 
Stiefeltern gegen ihre Kinder und dergl. gar nicht anhängig gemalt 
würden. In anderen Fällen fehle e8 namentlich an einem Organ zur 
Feitftellung des Thatbeſtands, wie bei Brandftiftungen. (2) Die Pri⸗ 
vatanklage führe zu vielfachen Compromiſſen und Collufionen. Reiche 
Verbrecher Taufen die Zeugen aus und bezahlen die verfallenen Gantio: 
nen de8 Prosecutor wie der Zeugen. Viele Auflagen werden ohne bie 
ernftliche Abficht einer Strafverfolgung augeftellt, nur um den Gegner 
zu fchreden uud durch plößliche Verhaftung zum Vergleich über der 
Civilanfprud zu nöthigen, wozu namentlich die Abberufungen an die 
King’s Bench gemißbraucht werden, durch welche die Caution zur 
Strafverfolgung erledigt wird. (3) Es entftehe ein fehr ungleiches Ber- 
fahren in der Führung der Anklage, befonders mangelhaft in den klei⸗ 
neren entlegenen Quartalfigungen, bei denen feine Advokaten, jondern 
nur Anwälte practifiren; überhaupt wird geklagt über verſchiedene 
Praktiken der Attorneys, um fi möglidhft viele Strafverfolgungen 
zu verfchaffen. (4) Als mangelhaft wird fo ziemlich von allen Seiten 
der Umftand anerkannt, daß zwifchen dem Schluß der Borunter: 
fuhung und den Affifen fein Organ vorhanden fei, um lüden: 
hafte Beweiſe noch zu ergänzen, und ben Fall für die Verhand⸗ 
lung in der Affife vollftändiger vorzubereiten. In fehr vielen Fällen 
beftehe die ganze Information der Advolaten in einer nackten Abſchrift 
der friedensrichterlichen Protololfe, weshalb denn auch die Anklagejury 
der Quartalfitungen aus vielen Anklageacten nicht Klug zu werden 
wife. Fühlbar werde dies namentlich) bei verwidelten Fällen cine 
Beweiſes durch Indicien. Alle bisher gemachten Vorfchläge haben in 
defien noch feine Wenderung des beftehenden herbeigeführt.}?) 


*) Ueber das Geſchichtliche des Etrafverfolgungsrechts vgl. die Ausführung 
©. 305—307. Die Unterlage defjelben ift die urſprüngliche Pflicht der Meineren 
und größeren Gemeindeverbände zur Friedensbewahrung, die ſich fpäter in ein 
Zufammenwirlen ber Friedensrichter und großen Jury mit einem informer 
umgeftaltet. Der informer erjcheint dabei al® ein verantwortlicher promotor 
inquisitionis. oo 

**) Zwangscaution to prosecute. Lord Brougham fagt in dem Report 
on Public Prosecutors pag. !: es ſei ganz einerlei, ob der Magiftrat Jeman- 
den binde to prosecute, ober to give evidence. @in erheblicher Unterjchied 
liegt aber immer darin, daß ber Prosecutor feine Anwaltkoſten erjeit erhält, 
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andererfeits einer Eivil- und ÖStrafflage unterliegt wegen wiſſentlich falfcher 
Anlage und grober Fahrläſſigkeit. 

+) Die Zwangscantion zum Zeugniß ift nur Verfiherungsmaßregel, 
legalifirt durch 1. et 2. Phil. et M. c. 13; 2. et 3. Phil, et M. c. 10 (oben 
S. 296). Zengen, die nicht durch Kaution zum Erfcheinen gebunden find, können 
auch durch bejondere Kitation (subpoena ad testificandum) geladen werden, 
weiche der Kreisjecretaiv auf Verlangen einer Partei nnter dem Siegel des 
Custos Rotulorum ausftelt. Wohnt der Zeuge außer dem Bezirk der Graf- 
haft, jo muß die Partei die Citation in dem Büreau des Reichsgerichts 
(Crown oflice of the Queen’s bench) gegeu ®ebühr auswirken. Dem Zeugen 
werben die Reifeloften und billige Verſäumnißloſten erjegt; fein Strafverfahren 
wegen Ungehorfams tritt gegen ihn ein, wenn ihm nicht auf Verlangen die 
Koften der Hin- und Nüdreife vorgeichoffen find 18. Geo. III. c. 19; 7. 
Geo. IV. c. 64 $$ 22. et 23; 45. Geo. III. c. 92. Zeugen, die ſich zur Zeit 
im Gefäugniß befinden, werben geladen durch ein writ of habeas corpus ad 
testificandum, welches auf eidliche Beicheinigung des Sachverhalts (affidavit) 
ieder Reicherichter ausftellen fann. 

I, Prosecution dur einen Privatmann. Es lag bei dieſer Geftaltung 
der Sache nahe, daß fid) auch mehre Hundert große und Heine Berfiderungs- 
gejellichaften bildeten, welche in einem kirchlichen, fittlichen, politiichen oder 
Privatintereffe Strafverfolgungen übernehmen, ein Anwaltsbiireau dafür euga- 
giren, und den beitragenden Mitgliedern die Mühe und Koften dafiir abnehmen. 
Solche Geſellſchaften jegen dann aud) Prämien für die Entdedung von Ver— 
breden aus. In einzelen Fällen hat auch das Geſetz Vortheile und Belohnungen 
zugefihert denen, welche zur Perurtheilung eines felon beitragen werben. 
(Ebenfo zuweilen Prämien filr die Erben, 3. B. durch 4. et 5. Will. et Mary 
c. 8 8 3, wonach den Erben defien, der bei dem Verſuch, einen Räuber zu 
verhaften, getödtet wird, 40 L. zugefichert werden). Scharfe Strafen gegen den 
nahe liegenden Mißbrauch dabei enthält jedoch das st. 7. et 8. Geo. IV. c. 29 
88 58, 59. Namentlich find öffentliche Anzeigen einer Belohnung für Wieber- 
beihaffung geftohlenen Eigenthums mit der Zuficherung der Nichtverfolgung im 
Etrafverfahren mit 50 8. Buße bedroht. 

2) Prosecution durd einen Gemeinde- oder Polizeibeamten. Bei 
der Verwendung der Conſtables als Profecutors zeigen ſich nicht unerhebliche 
Vebelflände. Es bilden fich Leicht ſtillſchweigende Arrangements, wonad ein 
Anwalt dem Eonftable gewiffe Procente veripridht, dafiir daß diefer ihm die 
Führung der Anklage überträgt. Auch kann die glüdliche Durchführung einer 
großen Zahl von prosecutions leicht zu einem falſchen Mafftab für die Dienft- 
befliffenheit und Tüchtigkeit des Eonftable werden. Die beflere Praris verwen⸗ 
det Daher die Policemen lieber nur zur Einziehung von Erkundigungen, nament- 
ih zur Ausfundichaftung von Zeugen, wenn fich bei Entiwerfung der Auflage- 
acte Lücken im Beweiſe zeigen. Böllig fremd geblieben ift aber die Idee von 
einem polizeilihden VBorverhör. Alle Thätigleit der einzelen Polizeibeamten 
md der Bolizeiftationen beichränft ſich auf einfache tabellarifche Anzeigen (charge 
sheets), nicht Verhöre oder Protololle. 

Eigenthümlich if die Einrichtung zu Liverpool, wo ein Clerk bes Stadt- 
ſchreibers mit 300 2. Gehalt das Geſchuft der Erpedition der Anflageacten 
(mie es auch bei den Duartalfigungen im Büreau des clerk of the peace be- 
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forgt wird) mit der Stellung eines ftehenden Prosecutor verbindet. Tie 
Protofolle der Borunterfuhung werden ihm liberfandt; er prüft fie nach dem 
Geſichtspunkt der Pollftändigfeit des Beweiſes, ergänzt das Fehlende dur 
Nachfragen, oder nachträgliche Verhöre, und entwirft Danach die Information 
(brief) für die Advolaten, auf die er nun die Führung der einzelen Eadhen, 
ſowohl bei den Affifen als bei den Quartalſitzungen vertheilt, Report on Public 
Prosecutors p. 225. In Manchester, Leeds, Durham, Northumberland. 
im West Riding von York hat man fich entjchloffen, die ſämmtlichen Anklagen 
wenigftens in einem Anwalt zu concentriren. 

3) Prosecution durd) die Staatsbehörde, Die fpezielleren Einrichtungen 
beruhen auf adminiftrativer Praxis, bei der zu beachten ift, daß der Minifter 
des Innern gewilfermaßen das Criminal-Departement der Juſtizverwaltung 
darftellt, die Treasury dagegen ein „Staatsminifterium“, welches, wie der 
Premierminifter felbft, über die anderen Departements übergreift. 

1. Der Minifter der Innern (Home Office) beſchließt zuweilen hei 
jehr ſchweren oder politifch wichtigen Anklagen eine Strafverfolgung durd die 
law officers of the crown eintreten zu laffen: Es geichieht dies nicht leicht 
ohne einen Antrag der Friedensrichter, die etwa vorfiellig werden, daß es an 
einem geeigneten Privatprofecntor fehlt, oder fonftige dringende Gründe einen 
gewichtigen Prosecutor fordern. In folchen Fällen pflegt dann der Attorner 
General oder Solicitor General die Anklage in Berjon zu führen — mit ge- 
wiffen Ehrenrechten vor den gewöhnlichen Advpfaten und mit einem Necht der 
Replik; übrigens aber mit gleichen Parteirechten. 

2. $n dem FKinanzminifterium bildet der Solicitor to the Trea- 
sury ein Generalfiscalat, welches die Erhebung von Anklagen nicht blos 
wegen Steuervergehen, fondern auch int Gebiet der übrigen Minifterialdepar- 
tements bejchließt und leitet. Es gehören dahin 3. B. Anflagen wegen ſchwerer 
Gewaltthätigfeiten gegen Polizeibeamte, gegen unerlaubte Lotterien, Mänzver- 
folgungen u. |. w. Die Centralbehörde engagirt dafür einen gemöhnlicdyen An- 
walt, welcher der erhaltenen Information gemäß wie jeder Brivatanwalt ver- 
fährt. Bei dem Engagement des Advolaten oder über einzele Rechtsfragen 
wird dann der Attorney General oder Solicitor General confuftirt. ei 
wichtigen Fällen am Centralhofe in London führt auch in diefem Gebiet der 
©eneralftaatsanwalt wohl einmal eine Sache in Perſon. Doc ift die Ge— 
fammtzahl der Fälle feine erhebliche; fie wird auf etwa 40 im Zahre veran- 
ichlagt, ungerechnet die Fälle der Munzvergehen. 

Nicht zu verwechfeln mit diefem Verfahren find die Fälle der fog. infor- 
mation, in welchen ein Kronbeamter wegen gewiffer misdemeanours ohne 
Zwiſchentreten der Anklagejury einfchreitet, vergl. darüber Mittermaier, Engl. 
Straf. S. 136— 143, Die Zahl folcher informatians ex oflicio (befonbders 
wegen Preßvergehen und wegen Amtsmißbräuche) beichräufte ſich im 3. 1859 
auf 1 Fall, im J. 1860 auf 10 Fälle. 

+) Uebernahme der Strafverfolgungstoften auf die Staatslajle. 
Dies bedenfliche Gefchen! traf zufammen mit der Aufhebung ber Kornzölle. 
Die Billigfeit verbot es grade damals dem Grundbefitz neue Laſten zuzumuthen. 
Unfeugbar enthält aber die Maßregel einen fehr bedenklichen Niß in die Bolizei- 
und Juſtizverwaltung der Grafſchaft, da es unftatthaft ift die Strafverfolgung? 
foften aus Staatefaffen zu zahlen, ohne folgerecht die Strafverfolgung unter 
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unmittelbare Controle des Minifters zu fielen. Bei dem neuen Verfahren zeigte 
fih fofort der Mangel einer Controle der Koftenfeftfegung. Bei den Aflifen 
foflte der Clerk of assize gewöhnlich am letsten Tage feiner Anweſenheit 50 
oder mehr Anmwaltsrechnungen in aller Haft feftfeßen. Bei den Quartalfitzungen 
prüfte ebenfalls ein Secretair die Koftenliquidation unter Dezernat der Frie- 
densrichter. Daher die Klagen wegen Uebertheuerung. Bei den Aſſiſen be- 
trugen die baaren Auslagen für den einzelen Straffall durſchnittlich 100 — 150 Thlr. 
G., bei den Ouartaffipungen 44— 92 Thlr. G. (Parl. Pap. 1855 No. 481 
p. 248— 254). Bei den einzelen Grafichaftsaffifen ſchwankten die Durchichnitts- 
koften nad) der Schwere der Fälle von 80—210 Thlr. ©., bei den ftädtiichen von 
32—468 Thlr. ©., bei den Grafichafts-Onartalfigungen von 34—121 Thlr. ©. 
Ungemein abweichend waren auch die herfömmlichen Anwaltsgebühren. Im 
Norfolk Circuit 9 Thlr. ©. für den einzelen Sal; im Western Circuit 
61% Thlr. ©, im Oxford Circuit 18% Thir. ©., im Northern Circuit 
48% Thlr. G., bei den Ouartalfigungen durchfchnittlih 19 Thlr. ©, (a. a. O. 
p. 220). In Yorkshire wurde durch etwas beſſere Controle der Koſtenrechnun⸗ 
gen der Durchſchnittsſatz der Affifen von 348 Thlr. ©. auf 144 Thlr. ©. her⸗ 
abgeſetzt. Die Koftenfefliegungen bei ſchweren Anllagen wegen Morde und dgl. 
wuchlen oft auf 1200-1800 Thlr. ©. (ungerechnet die hoben Ertrahonorare 
der Advolaten, die nicht erjettt werden). Geklagt wurde namentlich iiber un- 
nüge Zeugenfoften, deren jet durchichnittlich vier auf jeden Straffall kommen, 
während ein Sachverſtändiger behauptet, daß wenigſtens 3000 Anklagen bei 
forgfältigerer Borprüfung, und im Ganzen vielleicht 40,000 Zeugencitationen 
hätten erfpart werden können (a. a. O. p. 206). Ebenſo kamen willfürliche und 
übermäßige Koftenfäge unter der Rubrik „Aufſuchung des Angellagten, Koften 
der Ergreifuug, Einleitung der Sache (getting up case) u. ſ. w.“ vor (p. 98). 

Eine Speification der von dem Staatsſchatz in den einzelen Bezirken zu- 
geſchoſſenen Strafverfolgungstoften pro 1851 enthalten die Parl. Papers 1852 
No. 66 Vol. C. p. 29; fir 1852/56 die Parl. P. 1858 No. 52 XXXIII. 545. 
Die Juſtiz⸗Statiſtik 1860 (P. P. 1861 Vol. LX. p. XXI.) giebt folgende Ueber- 
fiht der jett ermäßigten Strafverfolgungstoften für das Jahr vom 30. Juni 
1858— 59: Koften eines Erimimalfalls in den Alfifen 12 2. 13 sh.; in den 
Onartalfigngen 7 2%. 14 sh.; im Centralhof 5 8. 15 sh.; in den ftädtifchen 
Qu. Sessions 5 8, 13 sh.. Neuefter Report on prosecution expenses vom 
14. Juli 1862 in den Parl. P. 1862. 

Fr) Unter den bisher gemachten Vorfchlägen zur Einführung einer 
Staatsanwaltſchaft flieht im Bordergrund die Verweilung auf das jchot- 
tifhe Syſtem, wo bei jedem Kreisgericht, County Court, ein vom Kreisrichter 
(Sheriff) defignirter Advofat als Staatsanwalt (procurator fiscal) fungirt. In 
den erhebliheren Städten wird ein ſolcher vom Gemeinderat ernannt. Alle 
Staatsanwälte flehen unter dem Lord Advocate und deſſen Stellvertreter. 
Daneben ift aber das Recht der Privatanklage rejerpirt, zu der es nad den 
bisherigen Erfahrungen freilich felten kommt (a. a. O. p. 18, 19, 193).— Andere 
sieben das Borbild des District Attorney aus Nordamerila heran, und 
wünichen einen rechtsverftändigen Lolalbeamten zur Ueberwachung der Borberei- 
tung der Beweiſe. — Andere glauben, daß die Secretaire der Friedens 
richter die dazır geeigneten Perfonen wären, befonders wenn fie auf feftes 
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- Gehalt ftatt auf Geblihren gejett wilrden. Insbeſondere empfiehlt die Societr 
of Magistrates Clerks bie Secretaire der Heinen Seffionen als prosecators. 
Die bisherigen Verhandlungen zeigen, daß man fidh in England die Zrag- 
weite der Einführung einer Staatsanwaltichaft noch wenig far gemacht hat: 
insbefondere die Frage, ob der Staatsanwalt ein controlirender (decretitender 
Beamte der Borunterfuchung fein, oder nur zur Ergänzung der Beweife in dem 
Zwiſchenſtadium und zur Sntwerfimg und Bertretung der Anklageacte dienen 
fol. Am wahrſcheinlichſten dürfte etwa die Einführung eiues Difiricts-Prose- 
cutor fein, ohne das richterliche Verfahren ex oflicio in der Borunterfuhung 
aufzugeben. Weber einen Punkt find aber alle Urtbeile Mar, und alle Beut 
theiler einig: über die verfaffungsmäßige Unftatthaftigleit eines Auklage 
monopols für einen public prosecutor. Auch die fortgeichrittenften Kenner 
und Bewunderer der Zuftände des Kontinents verftehen biefen verfaflungsmät- 
gen Bunlt der Frage vollkommen richtig. 

&o Lord Brougham p. 4: wenn ber öffentlidde prosecutor die Ver 
folgung weigert, fei es durchaus nicht feine Abficht, die klagende Partei zu 
hindern, auf eigene Gefahr und Koften den Straffall vor die große Jury zu 
bringen; p. 16: noch weniger jet es feine Abficht, die unteren Etaatsanwälte 
etwa einem mit dem Attorney General wechſelnden Syſtem zu unterwerfen, 
— ein Zuftand, der allerdings unerträglich fein wilrde. 

Mr. R. M. Straight p. 53: „Sch denke, daß die verletste Perſon ein 
Recht haben muß, die Verwaltung anzullagen, ohne die Erlaubniß des öffent 
lihen prosecutor, durch Bermittelung einer großen Jury. Die große Jun ıf 
ein fehr großes verfaffungsmäßiges Recht. Die Krone kann niemand wegen 
felony oder Verraths in Anklageſtand verſetzen ohne Inftimmung der großen 
Jury, welche da® Boll repräjentirt; andererfeits kann das Voll vermittels der 
großen Jury, d. 5. mit deren Zuflimmung, jeden Beamten der Krone anflagen. 
In politiſchen, das Gemeinweſen angehenden Fällen ift eine große Jury unent 
behrlich, und ihrer Wirſamkeit follte feine Beſchrünkung gejetst werden.“ 

J. Napier, Attorney General für Irland, p. 253: „Er habe feinen 
vwirffichen Uebelftand von der Zulaffung der Privatanklage bemertt in Fällen, 
wo der Attorney General die Verfolgung weigert. Die Fälle feien felten: cr 
ſehe aber nicht ein, warum eine abfolute Schranke der Privatankiage gelegt 
werden fol, die vielmehr felbft eine wohlthätige Controle und Gegengewicht 
neben dem Staatsanwalt bilde.” 

Lord Campbell, PBräfident der Queen’s Bench, p. 65: „3% 
ſelbſt denle, daß es ein Privifegium ift, welches jebem Engländer gehört, dat 
Strafreht in Wirkſamkeit zu ſetzen unter eigener Autorität. Ich möchte et 
nicht leiden, hier ein Syſtem einrichten zu jehen, nach welchem keine Strafver- 
folgung eingeleitet werben dürfte anders als durch einen öffentlichen Beamten: 
aber... ich würde empfehlen, bei einigen ergeben (perjury conspiracy etc.) 
eine Beſchrünkung eintreten zu laſſen, nad) welcher ſolche Anklagen nur mit 3u- 
fimmung eines öffentlichen verantwortlichen Yunctionärs erhoben werben bürften.“ 


Biertes Eapitel. VI. Abſchnitt. 


Bie Conftables. 
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8 66. 
Die High Constables, 


Schon in dem fpäteren Mittelalter waren bie unteren Gefchäfte 
der Polizeiverwaltung auf die Aemter ber Kreis- und Ortsſchulzen 
High Constables und Petty Constables bafirt (8 6), die nad) Ein- 
ſetzung der Friedensrichter diefen Königlichen Commiffarien als untere 
driedensbewahrer fich eben fo unterordneten wie früher den Königlichen 
Landvogten. 

Die Einſetzung von höheren Bezirks-Constables dauert in etwas 
verfallener Geftalt fo fort, daß in ber Mehrzahl der alten Hundreds 
in High Constable, in vielen auch zwei High Constables ernannt 
werden. Das Amt läßt ſich noch heute bezeichnen als das eines 
Kreisſchulzen oder Oberſchulzen, hauptſächlich beftimmt zur 
Ausführung. friedensrichterlicher Befehle, die an mehre Unterconftabler 
gerichtet find. Die Gefchäfte beruhen theil® auf alter Polizeiverfaffung 
(common law), theil® auf ausbrüdlichen Statuten, Coke 4. Inst. 
267, namentlich: 

1) follen fie die Unterconftabler in ihren Geſchäften anweiſen, 
eontroliren; wo folche für Polizeizwede verjammelt find, fie an- 
führen und befehfigen. Schon Lord Bacon bemerkt indeifen, daß nad) 
common law der High Constable Gefhäfte in einem größeren 
Beirt, der Petty Constable analoge Geſchafte in einem kleineren 
Bezirk übt, die Stellung aber eigentlich nicht die eines Vorgeſetzten 
und Untergebenen ift. 

2) Gewiffe Ladungen zu Seffionen und andere Publikanda 
werden von den Friedensrichtern an den High Constable erlaffen zur 
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weiteren Publication an die Unterconjtabler. ‘Doch bilden fie ten 
Mittelinftanz, vielmehr find die Friedensrichter befugt grundſätzlich jeden 
Befehl unmittelbar an einen Unter-Conftabler zu erlafien. 

3) Sie müffen bei den Quartal-Sigungen erjcheinen und 
Bericht erftatten über die auszurichtenden Ladungen. Der Theorie nad 
folfen fie dabei über den Bolizeizuftand ihrer Diviſion berichten und 
Inſtructionen von den Friedensrichtern empfangen; ebenjo follen ſie 
bei den Affifen der reifenden Richter nad) älterer Auffajfung die von 
den Unter-Conftablern gemachten Dienftanzeigen, über Verbrechen (pre- 
sentments) einberichten. Auch bei den Special Sessions hat der 
High Constable de8 engeren Polizeiverwaltungsbezirts analoge Ge— 
fchäfte der Einbringung der Gefchwornenliften ꝛc. Diefe ZTheilnahme 
an ber Bildung ber Gefchwornentiften haben aber durd) 25. et 26. Vict. 
c. 107 aufgehört. 

4) Sie bildeten bisher die Unterftelle zur Einfammlung der 
County Rate, was zwar nad) 7. et 8. Vict. c. 33 aufhören und 
auf die Armenverwaltung übergehen foll, doch erft bei eintretender 
nächſter Vacanz. Für das letztere Gefchäft erhielten fie bisher eim 
Heine Zantieme; außerdem nod Kleine Gebühren für einzele Amtege: 
fchäfte, in neuerer Zeit auch wohl Heine Gehalte. 

Das ganze Amt ift Fein judicial, fondern ein ministerial oflice, 
(äßt daher auch Stellveriretung zu. ‘Der High Constable faun unter 
eigener DBerantwortlichkeit, felbft durch mündlichen Auftrag, feine Or: 
ſchäfte durch andere bejorgen laſſen. 

Das PBerfonal der High Constables follte in den alten 
Gerichtöverfammlungen (court leet) der Hundertfchaft oder des Frei⸗ 
bezirts ernannt werden. Mit dem Verfall diefer Verſammlungen ging 
durd Sitte und Geſetz die Ernennung auf die Friedensrichter-Berfamm: 
lungen über, wo fie num bald in General» bald in Spezial: 
Sigungen, bald auf ein Jahr, bald auf Lebenszeit, bafd einer bald 
zwei für die Hundertichaft ernannt zu werden pflegten. Das heut: 
jehr verjchiedeie Herfommen beruht größtentheild auf adminiſtrativer 
Convenienz früherer Meenfchenalter. Nach 7. et 8. Vict. c. 33 $ 5 
follen fie jegt regelmäßig (in Ermangelung eine Court leet für die 
Hundred oder den Freibezirt) nicht mehr in einer Quartalfigung er⸗ 
nannt werden, jondern in einer Spezial-Sigung für Steuerrecla⸗ 
mationen; zugleich werden fie vom Erfcheinen bei den Quartalſitzungen 
in gewiſſen Fällen befreit. Sie werden auch eingeſchworen bei einer 
Spezialfigung, oder durch einen von der Seffion committirten Frie⸗ 
densrichter. Bon jeher galt der Grundſatz, daß diefelbe Behörde, die 
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fie ernennt, auch das Recht hat fie ans erheblihen Gründen zu 
entlaffen. 


Ueber die im Mittelalter bedeutendere Stellung der High Constables 
i. oben ©. 150 187, 188. Auch die Geſetzgebung der Tudors berührt noch 
einzele ihrer Zeit erhebliche, jetzt meift verfallene und vergefiene Gefchäfte. 
Nach 5. Eliz. c.4 fann der High Constable fogenannte Statute Sessions ab- 
halten zur Regelung von Gefindemiethen; nad) 4. Edw. IV. c. 1; 39, Eliz. 
ec. 20; 13. Geo. 1. c. 23 Beichwerden und Mißbräuche in der Tuchmacherei 
bejeitigen; nach 13. Edw. I. c. 6 diejenigen anzeigen, welche Fremde beherber- 
gen, für die fie nicht einftehen wollen. Dahin gehört aud) die Verfolgung auf 
friiher That wegen robbery (8 Geo. II. c. 16); Ueberwachung der Ausfüh- 
rung der Gefege gegen gottlofes Schwören 19. Geo. II. c. 21 u. f. w. Im 
der Miliz-Berwaltung foll er die orders der Deputy Lieutenants den einzelen 
Constables mittheilen; woran fid) dann gewiſſe Amtsgejchäfte bei der Gin- 
gquartirung der Truppen anfchließen. Neuerdings wird ihm durch 41. Geo. III. 
c. 78 8 2 noch der Erſatz auferordentlicher Ausgaben zugefichert bei der Aus- 
übung feines Amts in Fällen von Aufruhr, Tumult oder felony. Vincke, innere 
Verwaltung Großbritt. 1815 ©. 157 giebt aus feiner Zeit eine nicht uninter- 
effante Dienftanweifung fiir die Ober-Conftabler in Gloucestershire: 

„Ihr feid die erfien ausführenden Beamten in den verjchiede- 
„nen Bezirken, und als folche verpflichtet, alle Anweifungen und Borfchriften 
„auszuflihren, welche die oberen Beamten (Magistrates) an Euch richten, und 
„ihren Aufforderungen zu genügen. 

„Ihr feid nad) gemeinen Recht Erhalter des Friedens, und übet die gleiche 
„Gewalt in Euern Hundreds wie die Eonftabler in ihren Kirchipielen. 

„Es ift Eure Pflicht zugegen zu jein bei deu Situngen der Friedensrichter 
„für Euer Hundred; bei den Vierteljahrsverſammlungen habt Ihr zu berichten 
„über den Zuftand und bie Umſtände des Hundreds, dem Ihr vorftehet; Ihr 
„habt dort alle ſolche Berfonen und. Dinge anzuzeigen (present), welche ben 
„öffentlichen Frieden flören und die öffentliche Sicherheit gefährden. 

„Berfonen, Enter bejondern Aufmerkſamkeit empfohlen, find die Halter 
„liederlicher Wirthichaften und diejenigen, welche Dinge treiben und befördern, 
„wodurch die öffentliche Eittlichleit verdorben, Mitfiggang und Laſter befördert 
„werden, Trinler und Spieler in Wirthshäufern. 

„Dinge Euerer vorzüglichen Beachtung find die öffentlichen Wege, Brliden, 
„Brunnen, Schädlichleiten (nuisances) aller Art, welche Ihr angeben müßt, 
‚wenn fie den Neifenden und dem Gemeinwohl verberblid werden können. 

„Als Männern von vorzüglichem Auſehen und Vermögen ift Euch die Er- 
„hebung der County Rate übertragen: hierbei ift von Euch das richtige Ver— 
„hältniß der Beiträge in den verjchiedenen Kirchipielen Eueres Bezirks zu be> 
„achten c. Wenn Ihr die Anweiſung erhaftet, die Liften der zu Geſchwornen 
„geeigneten Perfonen einzureichen (return), fo erfaffet Ihr Enre Vorfchriften 
„an die Lnter- Eonftabler zu deren Aufnahme in vorgefchriebener Korn, umd 
„übergebet dann ſolche in den Michaelis⸗Seſſions.“ 

Bon den noch vorhandenen auf Rebenszeit angeftellten High Constables 
geben eine Ueberfiht die Parl. Papers 1854—55. No. 534 Vol. XLIN. 
p- 8277—841., nach den Grafichaften geordnet. In Bedford find deren noch 4 
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auf Ausfterbeetat, in Cambridge 14, Injel Ely 4, in Cornwall 20, in Cum 
berland 5, in Derby 4, in Durham 4, in Huntingdon 5, in Leicester 11, 
in Lincoln 18, in Norfolk 1, in Northampton 27, in Surrey 24, in War- 
wick 3, in Westmorland 4, in York 33. Wo noch ®ehalte von einiger & 
deutung (10— 70 2.) vorkommen, fiehen fie im Zuſammenhang mit dem Ge 
fchäft der Einſammlung der County Rate (gemwöhnlidy eine Guinea für dei 
Kirchipiel), weiches erft nach dem Abgang des zeitigen Juhabers der Stelle ani 
die Armenverwaltung übergehen fol. 


8 67. 
Die Amtsgefchäfte der Petty Constables. 


Die einzelen Kirchfpiele ftellen nach der heutigen Einrichtung einen 
Unterconftabler, Petty Constable, als erecutiven Unterbeamten der 
friedensrichterlichen Yurisdiction und Verwaltung. ‘Dies ift wenigitene 
der heute im Vordergrund ftehende Charakter des Amts. Im Mittel. 
alter war der Constable noch ein Glied ber Milizverfaffung, und in 
noch lebendigerem Zufammenhang mit der Gemeinde als Ortsſchulze 
Mit dem Vebergewicht der regierenden Kaffe ift von Jahrhundert zu 
Jahrhundert die Stellung der Constables eine immer befcheibenere ge: 
worden. Selbit die Bezeichnung Polizeifchulzen im allerbürftigften 
Sinne des Worte fagt jegt noch zur viel; fie find im ihrem wirklichen 
Walten zu bloßen Polizeidienern herabgefunfen. 

Es ift eben deshalb fcehwierig, die FZunctionen des Con- 
stable**) jcharf abgegrenzt zu geben, da in den verfchiedenen Jahr: 
hunderten das Amt eine etwas verfchiebene Stellung hatte. Selbit 
Lambard in feiner Schrift über die Constables hat Feine folde Ab: 
grenzung der Amtsgejchäfte Herauszubringen vermocdt, wie er fit 
bei den riedensrichtern gegeben Hat. ‘Die fpäteren Darjtellungen 
geben nur eine repertorienartige Aufhäufung von Gefchäften mad 
Common Law und Statuten. Der Verſuch einer überfichtlichen Ar- 
ordnung kann daher nur unvollkommen, etwa in folgender Weife ge 
geben werdet. | 

1. Der Constable als felbftändiger Friedensbeamter, 
Ortspolizeifchulze, bat die eigene Pflicht zur Aufrechterhaltung 
der Öffentlichen Sicherheit, to repress felons and to keep the 
peace. Als ſolcher ſoll er feinen Bezirk fleißig begehen, dahin fehen, 
daß die Geſetze beobachtet, Verbrechen verhltet, die Einwohner gegen 
Gewaltthat gefchütt, die Sonntagsfeier und die Ordnung der öffent: 
lichen Schanlhäuſer erhalten werde; als folder hat er Trunkene zu 
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verhaften, unerlaubtes Fluchen zu verbieten, TLiederliche Häuſer zu 
vifitiren, unerlaubte Spiele zu hindern, Landftreicher, verdächtiges 
Diebeögefindel, Trödler und Hanfirer ohne Gewerbichein u. f. w. feft 
su halten. 

Aus diefer Stellung folgt ein jelbftändiges Verhaftungs- 
reht!). Er kann Jedermann aus eigenem Recht feftnehmen (arrest) 
wegen einer vor feinen Augen begangenen Felonie ober Friedensbruchs ; 
oder wenn er einen vernünftigen Grund zu der Vermuthung hat 
(reasonable cause to suspect), daß eine Felonie begangen worden ; oder 
auf glaubhafte Ausfage einer anderen Perfon, daß eine Felonie began⸗ 
gen fei. Nach der Praxis darf er auch rechtmäßig eine Perſon vers 
haften um zu verhindern eine nad den Umſtänden wahrjcheinliche Be⸗ 
gehung einer Felonie. Dalton, Justices c. 116 8 3, Er foll fid 
jofort dahin verfügen, wohin er zu kommen aufgefordert wird, um ben 
srieden heranftellen und die Friedensſtörer feitzunehmen. Er kann jelbft 
Außenthüren erbredien von Gebäuden, in welchen ein Lärm auf die 
Abficht eines Friedensbruches deutet. Er Tann dabei jeden Dritten zu 
ſeiner Affiftenz befehligen, der zu diefer Hülfeleiſtung bei arbiträrer 
Strafe verpflichtet ift, und als Hülfsbeamter dann auch mit allen 
Rechten des Beamten felbit handelt. 

2) Der Constable als Bollziehungsbeamter bes Frie- 
densrichter®?) voliftredt die zahlreichen ‘Decrete und Urtheile pre- 
cepts, warrants, orders, convictions ber einzelen Friedensrichter 
md der Seffionen, wie ſolche im Abſchnitt II. — IV. (vergl. 8 51) 
sujammengeftellt find. Er Handelt alfo bier bald als Bote, bald ale 
Ereeutor, unter Verantwortlichkeit deilen, der den Befehl erläßt, — 
als ministerial officer, der einer Strafe unterliegt wegen Ungehor⸗ 
ſams gegen den Befehl, nicht aber einer Strafe wegen materieller Uns 
gerechtigleit deſſelben. Insbeſondere hat auch die Haftbefehle warrants, 
die er jo vollſtreckt, nur der Sriedensrichter zu verantworten. Den 
Terhofteten ſoll er unverzüglih, nah Faſſung bes Haftbefehls, 
dem Friedensrichter vorführen; ift e8 aber zur Nachtzeit oder fonft 
unausführbar, oder Gefahr der Entweichung vorhanden, fo kann er 
ihn in einem Haufe oder anderen ficheren Ort betiniren, bis die Vor⸗ 
führung geſchehen kann. Da nun aber eine wirffame Vollziehung 
ſolcher Befehle nicht wohl ausführbar ift, wenn man fich ftreng an 
das Kirchfpiel des einzelen Constable hält, fo erklären ältere und 
neuere Gefege den Constable auch für competent zu Vollziehungsadten 
außer feinem Bezirk, fo lange er nur im Yurisdictiondbezirk des 
Stiedensrichters handelt, der den Befehl erläßt 28. Geo. ILL. c. 49; 

50* 
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5. Geo. IV. c. 18 86 zc., boch obme ihn zur Vollziehung unbedingt 

zu verpflichten. Schon im der älteren Praris half man jid bdurd 

Ausftellung der warrants auf mehre Gonstables ober auf alle Con- 

stables des Bolizeibezirfd. Der praftifche Erfolg ift, daß dadurd in 

den größeren wie in den kleineren Verwaltungsbezirken die ganze 

Constabulary wie ein Corps von Polizeidienern den Friedensrich 

tern zu Dienften fteht. 

Die Constables erfcheinen ſodann als regelmäßige Theiluchmer 
der friedensrichterlichen Sessions, wo fie im Beginn der Verhandlung 
aufgerufen, die Ausbleibenden gebüßt werden. Wie die High Con- 
stables über bie Hundertfchaft, fo follen fie der Theorie nad Bericht 
erftatten über den Polizeizuftand ihres Kirchſpiels, über den Zuftand 
ber parish stocks, über die Ausführung der empfangenen Beiche; 
Rede und Antwort geben über alle Dinge, welche ihr Amt angehen 
fowohl ale Schulzen wie al8 Polizeidiener. In letzterer Eigenſchaft 
feiften fie zugleich den Friedensrichtern, der großen und Heinen urn 
einzele Boten- und Huissier-Dienfte. 

3) Der Constable als Hülfsbeamter anderer Behör— 
den hat auf Grund von Spezialgefegen beftimmte ‘Dienfte zu ver: 
riten, namentlich Anweifungen der Coroners auszuführen, der Mili- 
verwaltung bei Cinguartirung, Vorſpann ꝛc., der Militärverwaltung 
bei ähnlichen Gefchäften, den Steuerbeamten bei Hausjuchungen und 
Beſchlagnahmen Hülfe zu leiften. Die einzefen Verpflichtungen find 
bier in der Regel im Geſetz beftimmt formulirt, mit beftimmten ge 
wöhnlid; vor einem Friedensrichter einziehbaren Geldbußen. 

Für zahlreiche hier aufgezählte Gefchäfte fan der Constabie 
Gebühren***) Tiquidiren. Im Allgemeinen gilt dabei der Grundfet, 
daß für die Ortsfchulzengefchäfte die Ortskaſſe (Poor Rate), für 
bie Polizeidienergejchäfte als allgemeine Polizeikoften die Kreistafle 
(County Treasurer) auffommt. 

*) Die mittelalterlihe Stellung ber Petty Constables (vgl. S. 18°. 
188), war noch im Zufammenhang mit dem Syftem der Gefammtbürgicgaft uud 
Rügepflicht. Es war eine Arbeitstheilung, vermöge deren bie Anzeige 
pfliht und die Pflicht den Friebensbrecher zu ergreifen einem bejouderen Be 
amten in der Ortsgemeinde überlaffen wurde. Die älteren Aufzählungen der 
Pflichten des Constable fallen daher großentheils zufammen mit der Rügepfirkt 
der Gemeinden uud mit ben SIngnifitionsartilein bei bem Sherifl’s Tour: 
bie alte Pflicht der Gemeinden in corpore zu rügen, geht ſtilljchweigend 
üper in eine Pflicht dein Constable dabei zu affiftiren. Noch zur Zeit de: 
Königin Elisabeth braucht Thomas Smith den Ausdrud „jeder Engländer ia 
ein Serjeant zur Ergreifung des Diebes.“ Grundfäglich feftgehalten wird aud 
fpäter noch immer die Pflicht aller Gemeindegenofien dem Aufgebot durch bue 
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and crye bei ®eld- und Gefängnißftrafe zu folgen, und noch in 8. Geo. II. 
c. 16 wird der dabei ſäumige Constable mit 5 8. Geldbuße bedroht. Im 
Zuſammenhang mit diefer urfprünglichen Stellung ftanden die bis zu 7. et 8. Geo. 
IV. e. 38 fortdauernden Presentments der Constables bei den Affifen und frie- 
densrichterlichen Seffionen wegen Blutvergießend und anderer Friedensbrüche. 
m) Die Amtsgeihäfte der Petty Constables werden in Rechtswörter⸗ 
büchern und ähnlichen Werken in alphabetiiher Ordnung gegeben. Die Haupt. 
rubrifen find etwa folgende: Affray, Pflicht zur Ergreifung folcher, die ſich 
eines gewaltſamen Angriffe auf die Perſon 2c. ſchuldig machen. — Alehouses, 
Aufrechterhaltung der Bierhausorduung (8 40), — Arrest of felons (fiehe 
unten). — Bawdy houses, liederliche Hüufer (oben $ 39). — Breaking open 
doors (fiehe unten). — Bridges (Einfhätung der Steuer zur Reparatur der 
Brüden nad älterer Berfaffung 22. Hen. VIII. c. 5). — Customs (Affiftenz 
für die Steuerbeamten bei der Hausjuhung, Ergreifung der Contravenienten ic). 
— Deserters (Aufgreifung von Deferteuren mit einer Prämie von 20 sh. für 
jeden nach der jährlien Mutiny Act). — Distress (Affiftenz bei der Pfän- 
dung des Grundherrn wegen ridftändiger rents, oben $ 49). — Drunken- 
ness. — Disorderly Houses and Persons. — Fires (Hitffeleiftungen bei 
Seuersbränften). — Fishing, Game Acts (Ausführung der Jagd⸗ und Fifcherei- 
Ordnungen). — Hawkers and Pedlars (Ausführımg der Gefete iiber Trödler 
und Haufirer). — Highways (Dienftleiftungen bei Ausführung der Wege-Orb- 
nungen) — Hue and Crye (Aufgebot des Yandfturms zur Verfolgung von Ber- 
bredern 13. Edw. I. st. 2 c. 6; 27. Eliz. c. 13; 8 Geo. II. c. 16). — 
Hasbandry (Ausflihrung der Arbeitspolizeiorduung 5. Eliz. c. 4, Ausftellung 
der Grlaubuißfcheine für das Gefinde zur anderweiten Bermiethung, Zwangs⸗ 
geftellung von Arbeitern in der Erntezeit u. f. w.). — Imprisonnient. — Inn- 
keepers (Nöthigung der Gaftwirthe zur Aufnahme von Reifenden ıc.) — Juries 
(Einbringung der Urlifte aus den einzelen Gemeinden 4. et 5. Will. et M. 
e. 20, 7. et 8. Will. III. c. 32; 8. et 9. Will. III c. 10; 3. et 4. Anne 
e. 18; 3. Geo. II. c. 25). — Labourers (fiehe Husbandry). — Land-tax 
Aifiſtenz bei Erhebung der Staatsgrundfteuer). — Lottery (Ausführung der 
Geſetze über Unterdrüdung der Lotterien 27. Geo. III. c. ı u. ff.). - Lunatics, 
Madmen (Pflicht zur Ergreifung und ficheren Unterbringung von Tobflichtigen 
IT. Geo. II. c. 5. $ 20 2c.). — Measures (Auffuhung und Beichlagnahme 
ſalſcher Maaße 22. Car. II. c. 8 u. ff.). — Militia (Hülfeleiftung bei verſchie⸗ 
denen Alten der Miliz - Verwaltung). — Physicians (Aſſiſtenz bei Ausführung 
der Geſetze über die Berechtigung des Doctoren»Collegiums zu London). — 
Plague (Germirung kranker Berfonen in ihrer Wohnung zur Zeit anſteckender 
Rtanfgeiten 1. Jac. I. c. 31). — Poor Rate (Aififten; bei der Ausichreibung 
und Erhebung der Armenfteucr, die dann nach der älteren Verfaſſung an den 
High Constable eingezahlt wurde 43. Eliz. c. 2 88 12, 35). — Postage (Ein- 
jehung von rüdfindigem Porto 9. Anne c. 10 8 30). — Presentments (fiehe 
oben). — Riots (8 36). — Scolds (Einfeung derjelben in den cucking-stool). 
— Soldiers (@inquartierung des Militairs, Anfhaffung der Transportwagen 2c. 
nad der. Mutiny-Act). — Statutes (Hülfeleiftung bei Ausführung unzähliger 
varlaments⸗Acten vermöge einer befonderen darin enthaltenen Clauſel). — 
Sunday (Ansführung der Geſetze iiber die Sonntagefeier 1. Car. I. c. I; 29. 
Car II. c. 7. u. fl), — Swearing (Ausführung des Geſetzes über gottlofe 
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Schwüre 19. Geo. II. c. 21. ff.). — Turnpikes (Ausführung der Chanfer- 
Drdnungen). — Vagrants ($ 37). — Warrants of Justices (Ausführung der 
verichiedenen friedensrichterlicden Decrete & 51). — Weights (Aufbewahrung 
der Normalgerwichte und fonftige Ausführung ber Geſetze 8. Hen. VII. c. 5, 
16. Car. I. c. 19 ff.) — Wreck (Hülfeleiftung bei Schiffbrüdhen 12. Anne 
st. 2. c. 18 ff.). 

1) Selbftändiges Berhaftungsreht des Constable. Die Gteflmg 
der verhaftenden Polizei ift ungefähr überall dieſelbe. Auch in England bat 
der niedere Polizei- und Gemeindebeamte felbftändige Beiugniffe zum zei 
nehmen, die ziemlich arbiträr gehalten find bei felonies und bei ſolchen Ver 
gehen (misdemeanours), welche den Charakter der Gewaltthätigleit gegen die 
Perfon tragen (affrays, assaults mit Friedensbruch). Zweifelhafter find die 
Befugniſſe bei gewöhnlichen misdemeanours. Die ältere Bolizeiprayis (common 
law) nahm allgemein an ein Berhaftungsrecht gegen fremde Berfonen, die fd 
in der Nachtzeit herumtreiben. Allein man erfennt jett an, daß dies mit 
dem veralteten Syftem des watch und ward zufammenhing. Die neue Polizei 
ordnung für die Hauptſtadt fand daher ein Bedürfniß, die Haftbefugnig an: 
drücklich auszudehmen auf „mißig umhbertreibende unordentliche Berfonen (loos⸗ 
„idie and disörderly persons), welche fie vorfinden in Störung bes Öffentlicher 
„Friedens, — alle Perfonen, gegen welche eine beftinumte Anſchuldigung (charg: 
„eines Fürzlich begangenen ſchwereren assault vorliegt, — Perſonen, gegen die 
„fie einen gerechten Grund haben üble Abfichten (evil designs) anzunehmen, — 
„Perſonen, welche fie von Sonnenuntergang bie Morgens 8 Uhr liegend oder 
„ſich umbertreibend (loitering) anf öffentlichen Wegen, Plätzen, Höfen vorin 
den.“ — Aehnlich, aber beichräntter, lautet die in der Stüdteordnung von 1835 
enthaltene Bolizeiclaufel. In der Kreis- und Landpolizei bleibt es beim Alten: 
aljo keine Verhaftung wegen gewöhnlicher misdemeangurs oder wegen ent! 
unbeftimmten Berdachts ohne beftimmte charge. Allgemeine Erweiterungen 
enthält aber wieder das st. 14. et 15. Vict. c. 19 88 10, 11, namentlich dai 
allgemeine Recht eines jeden Privatınanns, zur Nachtzeit zu verhaften jeder, 
welcher ein indictable misdemeanour begeht. Wo eine beftimmte Anfcyulbiguns 
vorliegt, ift der Urheber dafiir verantwortlich, wo feine vorliegt, if eb dei 
Constable: in allen Fällen enticheiden nöthigenfalls die Gerichte Aber die Inn: 
haltung der Grenzen des Verhaftungsrechts auf Klage wegen false imprison- 
ment u. ſ. w. Auch das Berhaftungsreht der Nachtwächter watchmen 
wurbe bisher auf ihre Stellung ale Hilfsbeamte des Constable zuridgeführ 
(vgl. 13. Edw. I. c. 4). Wenn Blackstone I. 356 Hinzufügt, daß die Con- 
stables glüdlicherweife ihre gejeglichen Befugniffe zur Berhaftung und zum 
Thürenerbrechden nicht Tennen, fo fteht dies im Zufammenhang mit bem damali 
ichon jehr gelunfenen Zuftand der alten Schulen. 

2) Der Constable als ausführender Unterbeamter der Friedent 
richter braucht fi in feinem Bezirk als bailiff juratus et cognitus nidt = 
legitimiren. Außerhalb des Bezirks muß er auf Berlangen den Befehl vorzeigen. 
braucht ihn aber nienial® auszuhändigen, da er feine Legitimation im Hänken 
behalten fol. ben deshalb braucht er ihn auch dem Friedensrichter nicht zu 
rüdzuftellen. In der heutigen Stellung bes Constable ift diefe Poligeidierer 

. Rellung fo überwiegend, daß fle in den gewöhnlichen Dienfkanweifungen vor 
anfteht: „Ihr ſeid die unmittelbaren Untergeorbnneten der Friebenericter, 
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„verpflichtet, alle warrants, summonces und precepts, welche euch bon ben 
„Hriedenerichtern ober nad) deren Borjchrift von den Ober-Conftabler zugeben, 
„mit Scnelligleit und Willigleit auszuführen” (Polizeidieneramt). — „Der 
„wejentlihe Theil enrer Amtspflicht beruht in allgemeiner Oberaufficht auf den 
„Frieden und die gute Ordnung in eurem Bezirk.“ (Polizeiſchulzenamt). 

Cs iſt beinahe auffallend, daß in keinem allgemein gefaßten Geſetz die 
Bolizeidienerfkellung ausbrädlich hervorgehoben wird. In zahllofen einzelen Ge- 
jegen aber wird ihm die Vollziehung der friedensrichterlichen Befehle zur Pflicht 
gemacht; jehr häufig mit Androhung beftimmter Strafen. Aus dent Begriff 
der Friedensbervahrung Tieß fich ferner ein Recht arbiträrer Büßung für die 
Onartalfigungen herleiten, aus welchem in der neuften Geſetzgebung eine allge- 
meine Befugniß der Quarter Sessions zur Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen ge- 
worden if. Schon die ältere Jurisprudenz nahm daher an, daß, wenn ein 
Geſetz die Friedensrichter zu Strafurtheil und Strafvolljiehung ermächtige, der 
Coustable dabei ſtillſchweigend als verpflichteter VBollziehungsbeamter gemeint 
jei, 2. Hawkins 62. Immer aber beruht die Stellung des Constable ale 
Bolljiehungsbeamten mehr auf der neueren Geftaltung bes Friedensrichteramté, 
al® auf der urfprünglichen Beſtimmung des Constable. 

s, Die Gebühren des Constable find gewöhnlich /s Thlr. für warrants 
oder summonces innerhalb einer engl. Meile, für jede weitere Meile !/s Thlr. 
Meilengelder. Er darf auch von Privatperfonen Belohnungen für ſpezielle Dienft- 
leiſinng annehmen. Nach 27. Geo. II. c. 20 $ 2 fann er beim Verlauf abge- 
pfändeter Güter billige Koften vorweg abziehen. Nach 3. Jac..T. c. 108 1; 
27. Geo. II. c. 3 $ 1—4 werden die Transportloften eines Gefangenen durch 
Decret eines Friedensrichters auf die Kreislaffe augerwiejen. Nach 18. Geo. III. 
e. 198 4 foll er die Koften des parislı business, d. 5. als Drtsichulge, 
vierteljährlich in ein Rechnungsbuch eintragen, den Armenauffehern vorlegen, 
die nach Rückſprache mit der Gemeindeverfammlung (vestry) Zahlung aus der 
Srtsarmenfteuer leiften; im Kal des Streits Tann ein Friebensrichter die ftrei- 
tigen Boften feftfegen, mit Vorbehalt der Berufung an die Onartalfigungen. 
Nach demſelben Geſetz 5 9 werden die Friedensrichter ermächtigt, periodiſch in 
den Quartalfigungen Tarife für die Schulzengebühr aus diefem Geſetz unter 
Beftätigung eines Ajfifenrichters feftzuftellen. Nach 5. et 6. Vict. c. 109 8 17 
entwerfen die Cuartalfitungen unter Beftätigung des Minifters des Innern 
einen Tarif der Gebühren des Constable für Ladungen, Ausführung von 
Warrants, und gelegentliche Dienfte, für welche den Friedensrichtern eine Ber- 
gütigung billig fcheint. Wo ſolche Gebühren nicht geſetzlich der Kreislaſſe zur 
Yaft fallen, follen fie von den Armenvorftehern ars der Ortölafie Poor Rate 
gezahlt werden auf Order einer Heinen Sitzung, und unter Regulativen, welche 
die Quartalſitzungen daflir mit Betätigung des Miniſters des Innern erlaflen. 


8 68. 
Das Perfonal der Petty Constablen. 


Auch bei der Ernennung der Constables tritt bie urfprüngliche 
Stellung des Ortoſchulzen hervor. Wo noch die alten Ortsgerichte 
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abgehalten werden (Courts leet), ſoll die Ernennung in der Ge⸗ 
rihtsverfammlung geſchehen; wo ein Grnundherr ein jolche® Gericht 
hat, bald durch die Gerichtsmänner (homagers), bald durd; den herr- 
Ichaftlihen Steward. Zumeilen bat fid) auch ohne eigentliches Dorf 
gericht ein Wahlrecht der anſäſſigen Gemeindeglieder erhalten. Auch 
in diefen Fällen üben jedoch die Sriedensrichter ein Verwerfungsrecht, 
und fchwören ben Constable ein; auch hier bleibt ihnen das Recht 
den Constable abzufegen und einen andern zu fubjtituiren, bis die 
wahlberechtigte Körperfchaft einen neuen ernennt, 15. et 14. Car. U. 
c. 12 8 15. Je mehr, nun die Polizeidienerftellung in den Border: 
grund trat, um fo regelmäßiger erfolgte die Ernennung der Con- 
stables durch die Friedensrichter. Beim Verfall der Dori- 
gerichte und bei Verſäumniß der Gemeinde devolvirte die Ernennung 
eo ipso an die Friedensrichter. Ferner bildete ſich das Beſtätigungs 
und Verwerfungsrecht bei dem Lebergewicht des Friedensrichteramts 
leicht ftilljchweigend zu einem Ernennungsredt um. Das praftid 
Gewöhnliche war daher Längft eine Ernennung in den Heinen Bezirks- 
figungen. Selbjtverftändlic erfolgt auch die Einſchwörung des Con- 
stable bei den Seffionen, erzwingbar dur) Mandamus der Ober: 
gerichte. 

Der Counstable Teiftet den Unterthanen:, Suprematie- und X: 
ſchwörungseid in feiner durch die neuefte Gefebgebung vereinfachten 
GSeftalt. Da die Abendmahleprobe und die Declaration gegen Trane- 
fubitantiation hier wegfällt, fo war das Schulzenamt von je her audı 
ein Amt für Katholiken und Diffentere. Wo die Gemeinden cia 
Wahlrecht übten, wurden zumeilen ſogar Ausländer mißbräuchlich mit 
der Wahl zu dem unangenehmften der Aemter beehrt. 

Die Qualification beruhte nach dem bisherigen Recht auf dem 
Grundfag, daß jeder permanente Einwohner innerhalb des Kirch⸗ 
ſpiels oder der Ortſchaft verpflichtet ift ein Jahr lang als Constable 
zu dienen: vorandgefegt 1) allgemeine Unbeicholtenheit (good character) 
und Brauchbarfeit (ability), worüber die Friebensrichter bei der Gr- 
nennung oder Beftätigung ihr pflihtmäßiges Ermeifen üben, aljo ;. ©. 
gebrechliche, fchreibensuntundige oder gar zu einfältige Perſonen nicht 
zulaffen jollen; 2) vorausgefegt ferner, daß ihm nicht eine befondere 
Befreiung *) zu Statten kommt, welche durch Gefe und Freicharten 
in zahlreichen Fällen ertheilt ift, analog den Befreiungen vom Gr 
fhwornendienft. 

Wer nad) diefen Grundfägen befühigt und verpflichtet, und durd 
die competente Autorität zum Constable ernannt ift, muß dae Ami 
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annehmen, den Eid leiften und die Gejchäfte übernehmen: wibrigen- 
falls er einem fürmlichen Strafverfahren, indictiment, unterliegt umd 
von den Seffionen in arbiträre Strafe verurtheilt wird. In Fällen 
von Krankheit und Abweſenheit ließ jedoch ſchon eine alte Praxis 
Stellvertreter zu. Wllmälig gab man dem Wiberftreben gegen 
Uebernahme des Amts fo weit nad), daß überhaupt die Stellung eines 
Subftituten (der gewöhnlich für 5—10 L. zu finden ift) geftattet wird. 
Der Stellvertreter wird, nachdem die Friebensrichter feine Tüchtigkeit 
geprüft, eingefhworen, und übernimmt das ganze Amt und deffen 
Verantwortlichleit für den zunächſt Berufenen. Es entftand dadurch 
eine Unterfcheidung wifchen Stipendiary Constables und Constables 
in their own right, die bereit6 den Uebergang "bildet zu dem fpäteren 
Spftem der befoldeten Constabulary. - 

Die Entlaffung der Constables fann aus erheblichen 
Gründen (for good cause) durch diefelbe Autorität erfolgen, bie fie 
ernmnt. 2. Hawkins c. X. 8 38. Die Entlaffung erfolgt daher 
dur förmlichen Beſchluß der Quartalfigung oder einer Spezialfigung; 
und diefe Form wird bei den High Constables auch ftets inne ge 
halten. Bei den Unterconftableen kann indeffen die Entlaffung in 
dringenderen Fällen auch durch zwei Friedensrichter erfolgen, wie folche 
auch in dringenden Bällen zur Ernennung befugt find. Die im Court 
leet ernannten werden auch im Court leet entlaffen. 

Der Berfall des Conftableramts leuchtet ſchon in dem 
Borftehenden aus vielen Momenten hervor. Die felbftändigeren Com- 
munalgefchäfte der Ortsgemeinde und das Recht ber Berufung der 
Gemeinde waren im Verlauf der Jahrhunderte immer mehr auf Kir⸗ 
heuvorfteher, Armenauffeher, Wegeauffeher übergegangen. Das bloße 
Polizeifehulzenamt trat immer paffiver zurück vor dem Geſchäft dee 
Polgeidieners, deffen bie SFriedensrichter doch einmal benöthigt waren. 
Der jährliche Wechfel des Amts vermehrte deſſen Haltloſigkeit. Die 
lichte Zulaſſung der Subftituten hatte den Erfolg, daß ber Berufene 
ih den bilfigften fuchte, und die fFriebensrichter nicht zu ftreng mit 
der Prüfung der Qualification verfuhren. Wo die Gemeinde noch ein 
Wahlrecht Hatte, artete es nicht felten dahin aus, daß man aus Chikane 
Berfonen nur wählte, um ihnen eine Geldbuße abzudrüdten, ober eine 
Remuneration für einen Subftituten. Geſucht wurde das Amt faft 
nur von folchen, die Lieber durch einen Botendienft Gebühren verdienen, 
als regelmäßig arbeiten wollten. Am wunderlichften ſah e® aus, wo 
das Herlommen gar einen Meihedienft daraus gemacht hatte. So war 
die gewöhnliche Erfcheinung de8 Constable fchon lange bie eines 
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verfommenen, wenig wirffamen, wenig juverläffigen Polizeidieners 
geworden. 

Der legte Verfuh das alte Amt zu reftauriren und 
mit dem Character eines Gemeindeamts zu erhalten, ift 
gemadht dur die Ortsfhulzenordnung**) Parish Con- 
stable’s Act 5. et 6. Vict. c. 101, welche durch Ernennungseile 
und Vorfchriften über die Qualification eine Beſetzung mit ehrbaren 
Berfonen erftrebt, in folgenden Artikeln: 
| Art. 1. Die Friedensrichter jeder Divifion follen alljährlich eine 
Speztalfikung halten zur Ernennung der Conftabler in ben Zagen 
zwifchen dem 24. März und 9. Aprit. 

Art. 2. Zur Vorbereitung derjelben erlajfen zwei Friedensrichter 
in ber erften Woche des Februar eine Anweifung an die Armenauf 
feher, eine Lifte zu entwerfen über eine genligende Zahl von Männern, 
welche befähigt und verpflichtet find al8 Constables zu dienen. 

Art. 3. Die Armenauffeher nad) Empfang diefer Anweifung be 
rufen binnen 14 Zagen eine Kirchipieldverfammlung, vestry, welche 
die Lifte der ſo geeigneten Perſonen feftftelt, mit Angabe des Namens, 
Wohnorts und Lebensberufs; auch allenfalls mit einem Nachtrag von 
Perfonen, die geſetzlich nicht qualificirt find, aber dienen wollen (ver: 
wendbar als Subftituten). 

Art. 4. Die Friedensrichter können auch in einer Specialfeffion 
vorber beſchließen mehre Kirchipiele zum Zweck diefes Geſetzes zu ver 
einigen, oder nicht eingepfarrte Orte mit dem Kirchfpiel zu verbinden; 
die Bewohner der zugelegten Ortichaften künnen dann mitftimmen bei 
der Gemeindeverfammlung des Kirchipield dem fie zugelegt find. 

Art. 5. Qualificirt zum Conftableramt ift jeder körperlich fähige 
Dann im Alter von 25—55 Jahr, wohnhaft im Kirchfpiel, einge 
ſchätzt zur Armenftener oder Kreisftener mit einem Eigenthums⸗ oder 
Miethsbefig von 24 Thlr. ©. Grundrente oder darüber. 

Art. 6. 7. DBefreiuugsgründe und Disqualificationen.*) 

Art. 8S— 10. Die Armenauffeher haben die entworfene Liſte an 
den drei erften Sonntagen des März an jeder Kirchthür auszuhängen, 
mit der Anzeige, baß bei der bevorftehenden Spezialfigung Einwendun⸗ 
gen dagegen von den Friedensrichtern gehört werden. Die Armenauf 
jeher follen in diefer Spezialfigung erfcheinen, ihre Lifte verificiren, 
darüber geftellte Fragen eidlich beantworten. Wer reclamirt, fann anj 
eidliche Angabe, fonftigen Beweis oder Notorität als nicht qualificitt 
oder befreit geftrichen werden; ebenfo Wahnfinnige, Blöbfinnige, Taube 
Stumme oder wegen anderer Korpergebrechen Dienftunfähige. Die 
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jo berichtigte Lifte wird von mindeſtens zwei Friedensrichtern beftätigt 
(allowed ). 

Art. 11. 12. Aus der beftätigten Lifte ernennen ſodann die Frie⸗ 
densrichter mit Rüdficht auf Umfang und Bevöfferung des Kirchſpiels 
die nöthige Zahl von Constables für das folgende Dienftiahr. Wer 
einmal gedient hat Tann eine Wiederholung ablehnen fo lange irgend 
eine geeignete Perfon im Kirchfpiel vorhanden ift, die noch nicht gedient 
hat. Der Ernannte leiftet den Amtseid, kann aber mit Genehmigung 
der Friedensrichter einen Subftituten ftellen. 

Art. 15. Verweigerung ber Uebernahme des Dienftes ohne er- 
heblichen von den Friebensrichtern anerfannten Grund, oder Verweige⸗ 
rung des Eides, wird mit Geldbuße bis 10 %., verweigerte Ausführung 
nach der Beeidigung mit Geldbuße bis 5 2. vor zwei Friedensrichtern 
geahndet. 

Art. 14. Belanntmahung der Anftellungen. 

Art. 15. Die fo ernannten Constables haben im ganzen Bereich 
der Graffchaft einjchließlich aller Preibezirfe und Enclaven und im 
Bereich der unmittelbar anjtoßenden Graffchaft alle Gewalten, Privi- 
legien, Immunitäten, Pflihten und Verantwortlichfeiten eines Con- 
stable in feinem Gonftablerbezirt, find jedoch nur durch Spezial- 
Warrant eines Friedensrichters verpflichtet außer ihrem Gemeindebezirt 
zu fungiren. 

Art. 16. Im Falle ein Constable ftirbt oder amtsunfähig wird, 
joll der Armenauffeher einem activen Friedensrichter fofort Nachricht 
geben, ebenjo wenn ein Ernannter die Uebernahme des Amts weigert. 
Es foll dann im Nothfall der Constable des letzten Dienftjahres 
wieder eintreten, bis bei ber nächften Heinen Sigung (petty session) 
ein neuer für den Reſt des Amtsjahrs ernannt ift. 

Art. 17. Die Quartalſitzungen unter Beftätigung des Miniſters 
des Innern haben einen Gebührentarif für die Eonftabler zu entwerfen. 

Art. 18—20. Die Gemeindeverfammfungen können aud die Er- 
nennung befoldeter Konftabler befchließen (S. 8 71). 

Art. 21. Alle noch bei einem Ortsgericht Court leet, Tourn, 
oder fonft im abweichender Weije ernannten Constables werden 
fortan nach den Beftimmungen diefes Gefeges oder ber 
Geſetze über die befoldete Constabulary ernannt. Die alte Ernen- 
nungsweife darf nur fortbauern, für andere Gemeindezwede außer ber 
Polizeivermaltung (unconnected with the preservation of the peace). 

Art. 22 ff. Die Duartalfigungen können an Orten, wo es ihnen 
nöthig ſcheint, die Einrichtung von polizeilichen Detentionshäufern 
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lock-up-houses, auf Koften ber Kreiskaſſe anordnen; der dafür er: 
nannte Superintending Constable fann dann als Oberconftabler 
den Ortsconftäblern vorgefekt werben. 


*) Die Befreiungsgriinde haben fid) durch gegenfeitige Analogien für Jury- 
bienft und niedere Gemeindeämter ziemlich gleich geftaltet. Befreit vom Dienft 
der Constables find: Pairs, Parlamentsmitglieder, Kreisrichter, Friedenkrich 
ter, Deputy-Lieutenants der Miliz, ſtaatskirchliche Geiftliche , katholiſche und 
diffenterifche Geiftliche nad Erfüllung der gefetlichen Formalitäten, praltifitende 
Advofaten und Anwälte im weiteften Sinne, aktive Unterbeamte der Gerichte, 
Coroners, ®efüngnißdireftoren, Aerzte und Wundärzte die zu den großen ärtt- 
lichen Colleges gehören, praltifivende formell conceffionirte Apotheler, Offiziere 
ber Marine und des Heers auf Bellfold, Perjonen die in der freimilligen Yand- 
wehr-Cavallerie, Yeomanry, dienen, Lootfen, Beamte des Konigl. Hanshalis, 
alle Zoll - und Accijebeante, Cheriffs und Sherifisbeamte, High Constables, 
Secretaire der Armen »Unionen und Rorfteher der Arbeitshäufer der Unionen, 
Kirchenvorfteher, Armenaufjeher, Armenunterftügungsbeamte, Eivilftandsregifter- 
beamte, &emeindefchreiber, Parish Clerks, befoldete Grafſchafts⸗ uud Bezirle- 

‚ Eonftabler. Im Einzelen war in der früheren Gerichtepraris mandgerlei Streit. 
Die hier gegebene Lifte ift jet durch 5. et 6. Vict. c. 109 8 6 feftgeftellt; die 
Poftbeamten (1. Vict. c. 33 8 12) find dabei vergeflen. — Ausdrädlid di3- 
qualificirt find: conceffionirte Gaſt-, Bier-, Speijewirthe, Cinzelverfäufer 
von Spirituofen, Wildheger, und alle wegen felony oder infamirender Ber 
brechen Berurtheilte (a. a. D. 8 7), Im Allgemeinen gilt der Grundfas, bie 
höheren Stände zu verichonen. In Ermangelung anderer geeigneter Perjonen 
find freilich in der älteren Gerichtspraris jelbft Eapitäne der Garde zum Con- 
ftablerbienft genöthigt werden, 2. Hawkins c. X. 8 41. Bei vorhandener Orti 
gewohnheit, die den Konftablerdienft zum Reihedienſt gemacht hat, find auch 
anſäſſige Frauen dazu genöthigt worden (a. a. O. $ 37). Kir ſolche Fälle hilft 
dann bie Zufäffigfeit von Stellvertretern. 

*) Das neue Reformgejek bat nur wenig zur Wiederbelebung beizutragen 
vermocht. In einigen Agriculturbezirten hatte das Amt in der Perſon eine 
Pächters wohl nod) das ehrbare Ausfehen eines deutichen Schulzenamts; in der 
Regel aber wurde es in der Stadt und Land gemieden von den fleißigen or 
dentlichen Mittelffaffen, gefucht von heruntergelommenen Heinen Gewerbtreiben 
den, Kleinhändlern, Tagearbeitern, die lieber 2 sh. durch einen Gang verdienen 
als ihrem Beruf nachgehen wollten. Auf dem Lande famen Ichreibensuntuubige 
Constables in großer Zahl vor Dabei entwidelte fich die in dem verlomme- 
nen Gemeindediener herkömmliche Anfchauung, daß, das fo verdiente Geld nie 
mals der Familie gehört, jondern von Rechts wegen im Bierhaus zu verzehren 
iſt. Unſer vertrunfener, Heinftädtifcher Polizeidiener älteren Styls enthält die 
meiften Analogien dafür. 

Borverhandlungen zu dem Geſetz 5. et 6. Vict. c. 101 enthalten bie Minutes 
of the Proceedings of the Select Committee on the Parish Constable’s Bill 
1842 No. 470 XIV. pag. 107; Heine Zufüte das st. 7. Viet. c. 52; 13. et 
14. Vict. c. 20. Ausgejchloffen bleibt es in den Londoner Bezirken, den Etäbdten 
mit der neuen Städteordnung , den Ortfchaften, welche die befondere Wachtacte 
3. et 4. Will. IV. c. 90 oder eine Lokalacte erhalten haben und in ber Graf 
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jchaft Chester, die ſchon früher ein vollfidudiges Syſtem bejoldeter Constabu- 
lary durchgeführt Hatte. Die neuefte Wendung der Sache folgt im $ 71. 


8 69. 
Die Special Constables. 


Der Berfall der alten Gemeinde -Constables und das Beblirfnif 
einer wirkſameren Polizei hat vor einem Meenfchenalter ben Verſuch 
herbeigeführt, in alt und ächt englifcher Weile das Fehlende wieder zu 
ergänzen durch eine zwang&weife Heranziehung der Gemeinde 
in Majje zum Conftablerdienft in außerordbentliden Fäl— 
len. Das erfte Gefeß 1. Geo. IV. c. 37 wurde fpäter erfegt durch 
das vollftändigere 1. et 2. Will. IV. c. 41. Die Kreis⸗Verwaltung 
wird dadurch ermächtigt in Fällen eines dringenden Bebürfniffes die . 
Einwohnerſchaft mit den Rechten und Pflichten eines Constable auf 
furze Friften einzufhwören in folgender Weife: 

Art. 1. Sobald zwei oder mehre Friebensrichter eines Bolizei- 
Berwaltungsbezirks auf den Eid eines glaubhaften Zeugen hin befinden, 
daß in dem Gemeindebezirk Tumult, Aufruhr oder felony eingetreten 
oder mit Wahrfcheinlichkeit zu erwarten find: und fie der Anficht find, 
daß die ordentlichen Polizeibeamten unzureichend für die Erhaltung des 
drieden®, für den Schug der Einwohner und die Sicherheit des Eigen⸗ 
thums in ſolchem Ort erfcheinen: fo find fie ermächtigt durd ein 
Idriftliches precept fo viele anjäffige Bewohner (householders) oder 
andere nicht gefeglich vom Konftablerdienft befreite Perfonen, wie ihnen 
gut Scheint, als Spezial- Conftabler auf beftimmte Zeit zu ernennen 
und einzufchwören; haben aber fofort dem Meinifter des Innern und 
dem Lord- Lieutenant der Graffchaft Anzeige zu machen von der 
Ernennung und von ben Umftänden, unter welchen folche erfolgte. 
Der Amtseid foll dahin lauten: „in dem Amt als Special Constable 
für das Kirchſpiel N. nach beften Kräften zu bewirken, daß der Friede 
bewahrt und erhalten werde und zu verhüten alle Vergehen gegen Perſon 
md Eigenthum Königlicher Unterthanen.“ 

Art. 2. In Fällen der Art kann auch der Minifter bes Innern 
auf Vorftellung zweier Zriedensrichter anordnen, daß gefeglich von dem 
Amt befreite Perſonen troß ihrer Exemtion zum Dienft herangezogen 
und auf höchſtens zwei Monate eingeſchworen werden. 

Art. 3. Der Minifter Tann auch von Amtöwegen den Lord- 
Lieutenant ber Graffchaft anweifen, Spezial⸗Conſtabler in der vor- 
gedachten Weife in der ganzen Graffchaft oder in einzelen Ortfchaften 
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ernennen und einfchwören zu laffen, ohne Rückſicht auf Bereiunge: 
gründe, auf eine Frift von höchſtens drei Monaten. 

Art. 4. Die Friedensrichter in einer Spezialfigung können Re 
gulative erlaffen für die Amtsführung der Special Constables und 
die Einzelen wegen Webelverhaltens oder Dienftverfäumnig entlaffen. 

Art, 5. Jeder Spezial-Eonftabler bat in jeiner Gemeinde und in 
dem ganzen Bereich der Yurisdiction der ihn beftellenden Friedensrichter 
alfe Amtsgewalten, Immunitäten, Pflichten, Verantwortlichkeiten eines 
ordentlichen Constable innerhalb feines Bezirke. 

Art. 6. Die Friedensrichter benachbarter Graffchaften (je zwei 
oder mehre) können auch übereinfommen, die Spezial-Eonftabler-DRann: 
haften in einer angrenzenden Graffchaft zu verwenden. 

Art. 7. 8. Weigerung der Lebernahme des Amts, des idee, 
Ungehorfam gegen rechtmäßige Amtöbefehle, find mit Geldbuße bis 
5 L. vor zwei Friedensrichtern bedroht, doch mit billiger Rückſicht auf 
Krankheit und unvermeidlice Hinderniffe. 

Art. 9. Die fo ernannten Spezial» Conftabler können durch Be: 
ſchluß einer Spezialfigung ganz oder theilweis ſuspendirt oder entlafjen 
werben, mit fofortiger Anzeige an ben Minifter und den Loord-Lieu- 
tenant. Der Entlaffene hat feinen Stab wieder abzuliefern. 

Art. 11. Angriff oder thätliche Widerſetzlichkeit gegen einen fol: 
hen Beamten im Dienft, oder Anftiftung oder Ermunterung anderer 
Perjonen dazu, wird alternativ entweder mit Geldbuße bis 20 2. vor 
zwei riedensrichtern, oder mit den ordentlichen Eriminalftrafen der 
Widerjeglichleit gegen Constables gebüßt. 

Art. 13. Die Koften ber Special Constabulary, und nah 
Umftänden billige Remuneration für Berfäumniß, können in eine 
Spezialfikung feitgejett und auf die Kreiskaſſe angerwiefen werden. 

Nach 5. et 6. Will. IV. c. 43 können auch ſolche Perfonen als Spezial 

Conftabler eingefchrworen werben, die nicht an dem Orte wohnhaft find, wo ft 
fungiren jollen. In bringenden Fällen kann eine Special Constabulary aud 
ohne beftimmten Antrag ex oflicio aufgeboten werben. — Für bie Fälle, me 
Unruhen durch die Eijenbahn- und ähnliche große Anlagen veranlaft find, ver 
ordnet 1. et 2. Vict. c. 80, daß die Koften einer dadurch veranlaßten Aufrufung 
von Special Constables von der Gefellichaft getragen werben müffen. Die 
Specialfeffionen anf Grund von drei Zeugenausfagen können bann eime order 
erlaffen, bindend für die Gefellfchaft, jeboch mit Rekurs an den Miniſter bei 
Innern, der die Order kaſſiren (disallow) ober die liquidirten Beträge ermäßl- 
gen Tann. Das durch die Ermäßigung Wegfallende wird auf bie Kweilafle 
angewiefen. Das Gejeg ilber die Special Constables gilt nicht für Schottland 
und Irland, wo man dergleichen nicht verfuchen fann. 
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8 70. 
Die hanptftädtifde Polizei. Metropolitan Police. 


Einen völlig entgegengefegten Verlauf wie die zuletzt geichilderten 
Verſuche einer Wiederbelebung der communalen Clemente der Polizei 
nahm die Geftaltung der Dinge in der Metropolis b. h. in dem 
Aggregat von Kirchipielen, welche die City von London umgeben. Die 
kosmopolitiſchen Verhältniffe diefer Häufer- und Menfchenmafien, welche 
Stüde verfchiedener Graffchaften bedecken, hatten jchon in älterer ein- 
facher Zeit”) Fein geichloffenes Communalweſen entftehen laſſen. In 
der großen Mehrzahl der Kirchfpiele hatte man feit mehren Menfchen- 
altern zufrieden fein müffen, die dringendften Communalbedürfniſſe 
durch Specialgefege und Specialverwaltungen zu befriedigen, die man 
bei ihrem Entftehen gewöhnlich als große Fortſchritte begrüßte; ein 
Menſchenalter fpäter als unzureichende, verfallene, verwahrlofte Infti⸗ 
tutionen zu bezeichnen pflegte. 

Wie nun aber auch in den fräftigften englifhen Communal-Ber- 
bänden das Conftableramt den ſchwächſten Theil darftellt: fo war in 
diefen loofe verbundenen Maſſen das Conftabler- "und Nachtwachtweſen 
einer der ſchwächſten Punkte, und hatte am Ende bes 18. Jahrhun⸗ 
dert in Verbindung mit fchlechter Straßenbeleuchtung unglaubliche 
Zujtände der Unficherheit in den unmittelbaren Umgebungen der Haupt- 
ſtadt herbeigeführt. Der Hauptgrund lag in der Abgefchloffenheit der 
Kirchfpielsverwaltungen, die auf eigene Finanzen angewiefen waren. 
Sir Robert Peel hat hier das Verdienft einer Radikalreform an einem 
Buntte, wo fie wirklich unvermeidlich geworden war. Durch 10. Greo. IV, 
e. 44 wird die Hauptftadt in einem Umfang zuerft von fieben engli- 
ſchen Meilen um Charing Cross zu einem Bolizeibezirt formirt, der 
dann fpäter erheblich erweitert ift. Die vorhandenen Wachtmann⸗ 
ihaften werben aufgehoben, und an ihre Stelle eine halb militäriſch 
organifirte befoldete Mannfchaft gefeßt. Zugleich tritt eine Sonderung 
der adminiftrativen von ber richterlicden Polizei ein. Für die erftere 
wird eine Art von Bolizeipräfeltur gebildet: für die leßtere werben die 
Bolizeirichterämter neu geftaltet. Gleichzeitig mit der Neugeftaltung 
tritt dann auch der moderne Name „Police“ an die Stelle der alten 
Stiedensbewahrung. Zur Aufbringung der bedeutenden Koften wird in 
dem ganzen Bezirk eine police rate von der real visible property 
aufgebracht, deren Maximum 3! pCt. des Eintommens, wie es zur 
Kreiöftener eingeſchätzt ift, nicht überfteigen fol. Durch 3. et 4. 


, 
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Will. IV. ce. 89 entftand aber ein fehr folgenreiches Syitem von 
Staatszufhüffen. Auf Eertificat des Minifter des Innern, daß 
Steuern und Rückſtände in einem Kirchfpiel richtig gezahlt find, be: 
wilfigt das Finanzminifterium Zuſchüſſe aus dem confolidirten Fonde; 
Anfangs mit dem Vorbehalt, daß die Gefammtfumme jährlich nicht 
über 60,000 %. betrage.. Dies Syſtem ber Staatszuſchüſſe bie zu 
+ der Gefammtloften wurde dann eine Haupthandhabe für die weiter 
Gentralifation der Polizeiverwaltung und das Vorbild für ein jpäterre 
analoges Verfahren im ganzen Lande. 

1. Die Anftellung balbmilitärifch formirter Mann. 
ſchaften!) bildet ben erften Grundzug des neuen Syſtems, bei wel: 
chem indejjen militärische Namen, Uniformen und jede Nachahmung 
de8 ftehenden Heeres möglichft vermieden find. Die Deannfchaften jtchen 
unter einem oberjten Inſpector, Inspecting Superintendent (3600 Zflr. 
G.): unter ihm Oberinfpectoren (1500 Thlr. ©.), Infpectoren (700 Zhlr. 
©.), Sergeanten (380 Thlr. G.), einfache Constables (255 — 3% 
Thlr. ©.) Die Gefammtzahl beträgt jett etwa 6000. Alte did 
Mannſchaften haben die Amtsgewalten ber Constables in dem 
ganzen Bolizeibezirt, in den Graffchaften Berkshire und Bucking- 
hamsbire, auf der Themfe, und noch in einigen benachbarten Bezirken 
(2. et 3. Vict. c. 47 $ 5). Einige werden auch als Constables 
im Bereich ber Königlichen Paläfte befonders beeidigt. jedem Bolt 
zeihof wird ferner die nöthige Anzahl zugewiefen zur Beſorgung der 
Ladungen und Ausrichtung aller richterlichen Befehle. 

Die Unterordnung der Mannfchaften unter die adminiftratine 
Gewalt ift dadurch bewirkt, daß 1. ihre Anftellung unter Anweiſung 
(direction) de8 Minifters des Innern erfolgt; 2. daß fie allen gr 
fegmäßigen Befehlen der vom Staat angeftellten Commmissioners gr 
borchen follen als Friedensrichtern unter dem neuen Geſetz; 3. daß de 
Commissioners in ihrer Eigenfchaft als justices alle Conftabfer Tut: 
pendiren oder entlaffen können, welche fie für „ſchwach oder nachläjfig 
im Amt oder ſonſt für untüchtig* halten. Ferner werben bie Etat 
der Gehalte und Gebühren durch den Meinifter feftgeftellt, Gratifice- 
tionen für außerordentliche ‘Dienftleiftungen vorbehalten, und ein Pen 
fionsfonde für die Mannfchaften gebildet. Unterſagt wird den Mann: 
Schaften, ihren Offizieren, fowie den Beamten der Bolizeipräfeetur jede 
Betheiligung an den Parlamentswahlen durd) Abreden oder Zureden 
u. f. w. bei 100 2. Strafe, beizutreiben im Wege der Popularklage bei 
den Reichsgerichten, die Hälfte dem Kläger. 

Die eigentliche Strafgewalt über Amtsvergehen der con- 
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stables ift dagegen den Polizeirichtern beigelegt. Für Berfäumniß 
oder Berlegung der ‘Dienftpflicht ift generell eine Geldbuße bis zu 10 L., 
abziehbar von der Löhnung, angedroht, oder nad Ermeſſen des Nichters 
Gefängniß bis zu einem Monat mit ober ohne harte Arbeit. Wer den 
Dienft verläßt ohne ſchriftlichen Entlaffungsjchein des Inſpectors und 
ohne einmonatlihe Kündigung, verwirft die Löhnungsrückſtände, event, 
Geldbuße bis 5 8. 

Dem Bublifum gegenüber ift die Stellung der Constables 
prinzipiell diefelbe wie die der Gemeinde-Constables mit folgenden 
Modificationen. Körperliher Angriff oder thätliche Widerfeklichkeit 
gegen die Mannfchaften, oder Anftiftung und Beihilfe dazu, wird nur 
mit Geldbuße bis 5 2. oder Gefängniß bis zu einem Monat bedroht 
($ 18). Wefentlich erweitert find die Befugniffe der Mannfchaften zur 
Viitirung der auf der Themfe liegenden Schiffe und Boote ($ 33—35), 
das Recht der Verhaftung auf frifcher That (8 54. 62), gegen unbe 
farinte Perſonen ($ 63), gegen Herumtreiber ($ 64), wegen ſchwererer 
Assaults ($ 65) und gegen verdächtiges Fuhrwerk ($ 66. 67). In 
leichteren Fällen fann der Constable auch bail annehmen, d. h. den 
a gegen Caution aus dem Detentionshaus entlaffen 

8 70. 71). 

II. Die Bildung einer abminiftrativen Polizeiprä— 
fectur?) iſt das zweite Element der Neugeſtaltung. In dem Frie⸗ 
densrichteramt war bisher der richterliche Charakter überwiegend geblieben 
(in dem Sinne, in welchem Gemeindeverfajjung und Gemeindegericht 
jih im Mittelalter dediten). Ebenjo war das Verfahren der Friedens⸗ 
rihter dem Vorbild des ordentlichen Gerichtsverfahrens nachgebildet. 
Der Name „Triedbend- Bewahrung” war hier die vollsthümliche Be⸗ 
zeichnung einer in vichterlichem Geift gehandhabten Polizei. So wie 
ih nun aber die hauptſtädtiſche Polizeiverwaltung ganz aus dem com⸗ 
munafen Verbande ausfchied, fo trat wie auf dem Kontinent die Noth- 
wendigleit der Scheidung von Verwaltung und Juſtiz ein, bie 
in dem reinen DBeamtenftant nöthig wird, damit nicht der bewegliche 
den feften Theil der Gefeganwendung mit fich reife, der feite Theil 
den beweglichen lähme. Das Friedensrichteramt fpaltet ſich daher in 
ein Polizeirichteramt und in eine Art von Polizeipräfeetur. Die legtere 
wird bei der erften Bildung aus zwei coordinirten Commissioners 
infommengefegt, die nur zu „Sriedensrichtern für die Zwede der 
Polizeiacte* ohne richterliche Functionen ernannt werden und eine wider- 
ruflih ernannte Verwaltungsbehörde bilden, welcher zufteht: 

(1) Die Leitung und stonomifäe Berwaltung bes 

Gneif, Engl. Sommunalverfaffung. 
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Constabulary und ihrer Inſpectoren; fiir die Constables das An 
ftelfungsrecht, für die höheren Beamten das Vorſchlagsrecht, wobei fih 
fehr bald ein Auffteigen aus den unteren Stellen in bie höheren gebil: 
det hat. Sie verteilt die Mannjchaften nad den verſchiedenen Dienit- 
zweigen und bildet die Oberbehörde für die Statione- und Detentione- 
häujer. 

(2) Erlaß von Regulativen zur Verhütung einer Hemmung dei 
Straßenverfehrs und zur Abhaltung von Märkten, mit ber Befugnik 
nihtconcefjionirte Märkte zu unterdrüden. 

(3) An Stelle des aufgehobenen Registrar of Hackney Car- 
riages beftimmt bie Präfektur die Haltepläte des Straßenfuhriverte, 
prüft die ZTüchtigkeit des Fuhrwerks, ertheilt die Conceffionen für 
Kutſcher, Conducteure.und Wärter an den Halteplägen. 

(4) Sie überwacht die Ausführung der Polizeicontrole über Logit- 
bäufer nah der Common Lodging Houses Act. 

(5) Sie kann ihre Beamten ermädhtigen nicht concejfionirte 
Theater, Spielhäufer 2c. zu betreten und die dort betroffenen Perfonen 
zu verhaften. 

In der fpäteren Fortbildung wurde die Verfajfung der Behörk 
noch büremskratifcher, infofern Ein erfter Commissioner (Pr 
fizeis Bräfident) mit zwei Untercommiffarien (19. Vict. c. 2) einge 
ſetzt ward. 

Die City-Verwaltung ahmte diefe Bildung nad), und fete 1839 
ebeufalls ihren ftädtifchen Polizeidirector, Commissioner ein, wählber 
vom Gemeinderath, beftätigt von der Krone (Minifter des Inner). 

III. Coordinirt mit diefer adminiftrativen Behörde ftehen dann 
die befoldeten Polizeiridhter, Stipendiary Magistrates, di 
durch 2. et 3. Vict. c. TI ein neues Meglement erhalten haben. 
Ihnen gebühren die Functionen des Strafrichters, des Vorunterſuchunge 
richters und bie eigentliche Strafgewalt über die Mannfchaften aut: 
fchließlich. Ihre Bezirke werden durch Geheimrathsorder (Miniſterial⸗ 
beſchluß) regulirt, ihre Geſchäftsführung durch Regulative des Miniftert 
bes Innern geordnet. Die Qualification zu dieſem Richteramt berußt 
niht auf Grundbeſitz, fondern fiebenjähriger Advolatenprarie, die An: 
ftellung ift Icbenslänglich, die Gehalte (6000 Thlr. ©.) wie alle Ri 
tergehalte auf den confolidirten Fonds angewiefen. Auch bier treten 
fhon Symptome ber Confolidirung eines Beamtenftandes ein. Durch 
21. et 22. Vict. c. 73 werben bejoldete Polizeirichter in den Provin⸗ 
zen für anftelungsfähig in den Londoner Polizeirichterftellen ertlärt, 
and wenn ihnen das Erforderniß fiebenjähriger Advokatenpraris fehlt. 
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Auch wird ihnen geftattet mit Genehmigung des Minifters einen Stell: 

vertreter zu ernennen. 

IV. Das Hauptftäbtifche Polizeigeſetz enthält zugleich 
eine ziemlich vollſtändige Polizeiordnung, die ſich zwar dem 
Grundcharakter nach innerhalb des Gebiets der ſummariſchen Strafge- 
walt Hält, jedoch nach dem Lokalbedürfniß einer Weltſtadt die Straf- 
fälle vervielfacht, und häufig den Thatbeſtand weiter faßt. So wird 
im $ 94 eine Straßenpolizeiordnung in 17 Artikeln gegeben mit 
Apdrohung von Geldbußen bis zu 40 sh., und mit der Befugniß des 
Constable jeden Liebertreter, welchen er ſelbſt betrifft, ohne Haftbefehl 
feft zu nehmen. ine zweite Reihe von Strafbeftimmungen gegen 
Hinderung der freien Paffage enthält der $ 60 in 8 Artikeln. 

Der Zotaleindrud des Syſtems, bisher unter geſchickter 
und vorjichtiger Leitung eines gewandten Polizeichefd, ift unbejtreit- 
bar ein günftiger geweſen. Es ift richtig, daß feine Polizei des Eon- 
tinents fo „geräufchlo8 und doch fo energifch“ wirkt, ohne Paßweſen, 
ohne Wohnungsanmeldungen, und fcheinbar ohne alle Beläftigung des 
Publikums, wenigftens ber höheren Stände. Diefe günftigen Erfah- 
rungen verichafften dem neuen Syſtem eine gewifle Popularität in 
nem Bezirk, der bereits mehr als ein Siebentel der Geſammtbe⸗ 
völferung von England und Wales umfaßt, und konnten nicht ohne 
entjcheidende Rückwirkung bleiben für die „öffentliche Meinung“ über 
Polizeiweſen. 

) Die ältere Polizeiverfaſſung der Metropolis iſt nicht zu ver- 
wechſeln mit der Corporationsverfafſung der engeren City, welche im 8 97. 
folgt. Die Hauptgruppirungen diefes großen Häuſer- und Menſchenknäuels 
laffen fi} etwa in folgenden leichten Zügen geben: 

1. Die City von London, bie eigentliche Altftadt und Handelsſtadt 
(die jet faum 1/25 der Gefammtbevölferung in fich ſchließt), hat feit dem Mit- 
telalter ihre fehr felbftändige Etadtverfaffung unter Polizeigerichtebarfeit bes 
Lord Mayor und der Aldermen. Durch 10. Geo. II. c. 22 erhielt fie ein 
Plofterungs-, Erleuchtungs⸗, Reinigungs- und Wachtſyſtem; durch 11. Geo. 
IH. c. 29 eine flädtifche Bauordnung, ein Straßenpofizei- Reglement und ein 
Sofem von Abzugskanälen, welches eine Zeit lang für mufterhaft galt. Dazu 
eine Menge ergänzender Geſetze und Lofalakten für einzele Plätze, Dods, 
Straßen und Anlagen. 

2. Die City und der Freibezirt von Westminster bildeten einen 
berrihaftlichen court leet unter einem febenslänglihen High Steward, Under 
Steward and High Bailiff, eingefetst durch das Kapitel ber Weftminfter-Abtei. 
Durch Privatalten 27. Eliz. und 16. Car. I. waren 12 Stadtviertel, wards 
gebildet, in jebem eim Bürger als Polizeiherr eingefegt, welche dann mit bem 
Dechauten obew High Steward von Westminster die Ortöverwaltung führen. 


Dur 29. Geo. II. c. 25 wird der Dechant oder fein Obervogt ermächtigt, 
51* 
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80 Constables in einem Court leet gu ernennen. Zugleich wird eine Gr. 
meindepolizei-Commiffion (annoyance-jury) von 48 Einwohnern gebildet zu 
Prüfung von Maßen und Gewichten, und mit einer Anzeigepflicht wegen öflent- 
fihen Unfuge. Durch 2. Geo. III. c. 21 wird ein verbeffertes Pflafterunge , 
Reinigungs-, Erleuchtungs- und Wachtſyſtem eingeführt, unb namentlich dee 
leßtere durch fpätere Geſetze verbeffert. 

3. Der Wahlfleden Southwark fteht in vielen Punkten umter der 
Boligeiverwaltung der City, erhielt aber durch 28. Geo II. c. 9; 6. Geo. IIL 
c. 24 feine eigene Pflafterungs-, Erleuchtungs-, Wacht⸗, Markt-, Strafen, 
Fuhrwerks⸗Polizeiordnung. 

4 Die übrigen Maſſen von Kirchſpielen, ehemalige Freibezie, 
ehemalige Dörfer und Vorwerke, fliliten wie eine zufammenhängende Stadt de 
übrige „London“ aus, mit ihrer eignen Ortsgemeindepolizei und einer Ge 
meindeverwaltung, die für Bewachung, Reinigung und Ordnung der trier: 
durch das gewöhnliche Kommunalftener-Syftem ſorgte. Zur Vervoliftändigung 
der Berwaltungsbefngniffe wurden aber aud) hier vielerlei Lokalakten nöthig, 
durch welche häufig Berwaltungscuratorien (local trusts) eingefett werden, :2 
denen die Kirchenvorfteher und Armenauffeher als ex oflicio Mitglieder zu ge 
hören pflegen. 

In einigen diefer Gruppen waren ziemlid frühzeitig übergreifende 
Einrihtungen nöthig geworden: 

a. Für die Polizeiverwaltung war fchon von Alters her ein fünigl. 
Polizeiamt mit 3 befoldeten Richtern in Bow-street gebildet. Durch 32. Gew 
IIL c. 58; 42. Geo. III. c. 76; 47. Geo. III. c. 42 dehnt ſich dies Sufen 
um den ganzen Umkreis der City aus. Es kommen dadurch 21 Polizeirichter Hinz, 
vertbeilt auf 11 Höfe, die nun das Bolizeiftrafrichter-Amt und die Vorunter 
ſuchung übernehmen, aud) manche andere friedensrichterliche Geſchäfte, Con 
ceffions- Ertheilungen, Orders of Removal u. a. Analog geftaltet fih die 
Flußpolizei durch die Thames Police Acts 39. et 40, Geo IIL c. 57 un ii 
Es wird bereits fihtbar, daß ohne lebendigen feflen Communalverband di 
Friedensrichteramt ale Ehrenamt nicht ausreicht. 

b. Für das Syftem der Rinnfteine und Abzugslanäle, Com- 
missioners uf Sewers, ergehen manucherlei über viele Kirchſpiele übe: 
greifende Lolalatten nad) Analogie der alten Deichorbnung aus den Jet 
Heinrich's VI. und VIU. Daran jchließen fi weitere Lokalakten über bit 
Waſſerverſorgung dur Wafferleitungen feit Facob I. Im der neueften Zeu 
tft daraus ein ganz neues Communalfyfiem geworden. ($ 114.) 

c. Für das Straßenfuhrmwmejen Hackney Coaches entfand kit 
9. Anne c. 23 eine allgemeine Ordnung, an welche fich fpätere Verordnungen 
über das Fuhrweſen im weiteren Sinne anjchließen, namentlich 34. Geu. II. 
st. 2. c. 27 u. a. (dgl. $ 41.); fiir den Perfonentransport anf der Themie die 
Ordnung filr die Watermen 34. Geo. IH. c. 56 mit ergänzenden Regnlativer 
des Stadtraths der City (vgl. 5 43.). 

d. Seit dem großen euer von 1666 entflanden auch allgemeint 
Beuer, und Bauordnungen vom Standpunkt der Feuerpolizei aus, dit 
zu einem gewiſſen Abſchluß fomen durch 14. Geo. Ill. c. 78. &o mar am 
Schluß des 18. Jahrhunderts für die dringendften Municipalbedürjniſſe leidlich 
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geforgt. Eine interefjante Weberficht über die Zuflände diefer Zeit giebt der 
Treatise on the Police of the Metropolis. . London 1796. 8v0. 

*"), Der Bezirt der Metropolitan Police ift fucceifiv erweitert. Dent 
Sauptgejeß 10. Geo. IV. c. 44 folgte zuerft das temporäre 3. Will. IV. c. 
19., dann weitere Amendments. Der Londoner Bolizeibezirt ſoll möglichft 
mit dem des Central Criminal Court zufammenfallen (ber nad) 4. et 5. Will. 
IV. c. 36 London, bie ®rafichaft Middlesex, Stüde ber Graffchaft Essex, 
Kent und Surrey umfaßt), Nad 2. et 3, Vict. c. 47. & 2, kann bie Königin 
durch Order im Rath jede Ortichaft Hinzufügen, welche zum Bezirk des 
Sriminafhofes gehört, oder nicht liber 15 engl. Meilen von Charing Cross 
abliegt. 

1) Die befoldeten Mannfchaften der Metropolitan Pellce find in 
einem Menſchenalter nur um ein Mäßiges gewachlen. Als 1829 die Mann 
ſchaften eingeflihrt wurden befanden in der Metropolis ſchon 797 Kommunal- 
polizeidiener, 2785 Nachtwächter, mehr als 100 Privatwüchter und Patrouillen 
des Bolizeiamts in Bow-street. Die Zahl ber befoldeten Constabulary war 
affo nicht übermäßig. Sin Etat der Mannjchaften nebft Medizinalkoften, 
Bierden, Stationshäufern, Feuerung und Licht ift früher gegeben (Gneist, Th. 
l. 8 74). Aeltere ſtatiſtiſche Ueberfihten giebt Fletcher, Statistical 
Account of the Police of the Metropolis. Journal of the Statistical 
Soeiety XIII. 221. (gl. Vol. I. 96.). Weber bie gefonderten, aber ähnlich 
jormirten Eonftabler der City vgl. die Ueberſicht Parl. Papers 1852. No. 
491. Vol. XLI. pag. 477. 

Die Parl. Papers 1857. Sess. I. No. 66. Vol. XIII. 243. ergeben die 
Gefammtloften der Metropolitan Police auf 2,849,114 Thlr. © 
Davon brachten die Kirchipiele durch die police rate 2,130,336 Thlr. G. auf; 
das Uebrige berubte auf Parlamentszufchlifien und Beiträgen von Inſtituten 
und Geſellſchaften. Hauptpoften: Die Bolizeipräfektur ſelbſt, Beamte, Lolal- 
und Büreaukoſten 64,542 Thlr. ©.; die Mannſchaften 2,300,868 Thlr. ©.; 
Medizinal- und Beerdigungsloften 17,850 Thlr. ©. ; Pferde 56,298 Thlr. G.; 
Etations- und Sektionshäufer 131,424 Thlr. ©. (vgl. 20. et 21. Vict. c. 64); 
Fenerung und Licht 81,210 Thlr. G. Dazu aus confolidirten Fonds: 213,576 
Thlr. ©. Benfionen für 1187 Penfionäre; Koften der Polizeigerichte 202,036 
Tr. G. (Zugleich ift die Bertheilung ber Polizeiloften auf bie einzelen 
Kirchipiele beigefügt.) Die Mannfchaften befanden am 31. Dezember 1856 
aus 18 Superintendents (1200—2640 Thlr. ©), 142 Inspectors (710— 
1200 Thir. ©.), 631 Serjeants (502—655 Thlr. ©.), 5056 Constables 
(296328 Thlr. ©). ES erfcheinen zetzt alljührlich Weberfichten in ben 
Parl. P. Es waren im J. 1858 vorhanden: 18 Superintendents (Poligei- 
Hauptiente), 143 Inspectors (Bolizeilieutenants), 623 Sergeants, 5355 Con- 
stables. (P. P. 1859. No. 48.) Vergleichende Weberficdhten pro 1851 —61 
geben die P. P. 1861. No. 200; den neueften wieder fehr ſperialiſirten Etat 
die P. P. 1862. No. 108. 

2) Die Polizei⸗Präfectur der Metropolis iſt Adminiſtrativbehörde. Selbſt⸗ 
verſtändlich iſt fuür dieſe Commissioners von keiner Qualifiecation dutch 
Grundbeſitz die Rede. Es iſt das reine Verwaltungsbeamtenthum, weldjeß 
bier zur Erfcheinung kommt. Der Commissioner feiftet einen Amtseid als 
jüstice, aber mit dem Zufah, daß er „die Gewalten und Pflichten eines 
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Kriedensrichters unter und kraft der Xfte 10 Geo IV. erfülen werk.“ 
Das Geſetz felbft ſchließt ihn von allen Gelchäften ſowohl der Ouartalfigungen, 
wie von den Gefchäjten ber einzelen Friedensrichter out of sessions aus, um 
befchränft ihn auf die Geſchäfte „zur Erhaltung des Friedens, zut 
„Berhütung von Verbrechen, zur Entdedung und Berhaftung 
„von Webertretern und zur Ausführung des gegenwärtigen 
„Geſetzes.“ 

Die reglementariſchen Einrichtungen dieſer neuen Polizei ſind begreiflicher 


weiſe ein Gegenſiand der Aufmerkſamkleit für den Continent geworden. Es 


gehört dahin das- Reglement für die neu errichtete Polizei in London. (Ham- 
burg 1830. 8.) Das Inſtructionsbuch der Polizeiwache der Hauptſtadt Yondez. 
(Erlangen 1849.) 
3) Die Polizeigerichtsämter der Metropolis beftehen meiſtens aus ° 
Richtern, welche abwecjjelnd je 3 Tage in der Woche figen, mit je 2 Clerk: 
‚und einigem Unterperfonal. Das neue Reglement für die Polizeigericte ?. 
et 3. Vict. c. 71, ergänzt durch 3. et 4. Viet. c. 84, überläßt die Zahl der 
Bolizeihöfe, ihrer Bezirke, Zahl der Richter und Ort der Abhaltung admı- 
niftrativer Anordnung. Im all der Errichtung von Lolalcivilgericten wir 





eine Ernennung der Poligeirichter gleichzeitig zur Stelle eines Eivilrihters 


vorbehalten, ohne daß daraus ein Anſpruch auf Gebaltzulage folgen joll. Die 


Gerichteftunden find von 10—5 Uhr, vorbehaltlich einer Aenderung durd den 


. Minifter. Wo gefetlih 2 Friedensrichter zufammenwirken müflen, genügt | 


diefer Yurisdiction der Alt eines Polizeirichters. Die Polizeirichter unten 


Vorſitz ihres Chief Magistrate follen eigene Duartalfigungen abhalten nat 
näherer Anweifung des Diinifters, ihre Erfahrungen aus ber Polizeiverwaltung 


austaufchen und Berichte an den Minifter erflatten. Der Rendant, Re- 


ceiver, die Gerichtsichreiber und Unterbeamten werben von Miniſter ernannt, 
der ihre Etats firirt, die Clerks aus der Zahl der Anwälte und nad gewifen 


Grundſätzen der Beförderung ernennt ($ 4.—9.). 
Im $ 17. fi. 45 fi. und fonft zerftreut enthält das Geſetz auch pro 
zeijualifhe Beftimmungen, meiftens Bereinfachungen. Im 8 43 am 





einfache und niedrige Gebührentaxe. Im $ 35 wird dem Polizeirichter ein 


allgemeines Milderungsredht filr das gefammte Strafgebiet, ohne Feſiſtellung 
eines Minimum beigelegt (mit dem einzigen Vorbehalt, daß bei Steuerfraid 
das ©eneralfteueramt einer Herabſetzung unter das gefetliche Minimum ji 
ſtimmen muß). Im $ 33 wird dem Richter die Befugniß beigelegt, den 
Denunciantenantheil des informer ganz oder theilweis zu ftreichen. Jm 
$ 50 wird eine Appellation an die Ouartalfitung der Grafichaft vorbehalte 
in allen Füllen, two die zuerfanute Strafe 3 8. oder 1 Mon. Gef. überlegt 
Eine gute Ueberficht über die Stellung der Polizeirichter enthalten die 
Extracts from acts of parliament for the information and guidance of 
. Metropolis Police London 1850. Statiſtiſche Ueberſichten: das Journal of tbe 
Statistical Society IX. 292. Straftabellen über die bei dem Polijeiperſoual 
vorgelommenen Straffälle und Dienftentlaffungen: Parl. P. 1863. No. 544 
Neuefter Etat der Bolizeigerichtsämter Parl. P. 1861. Vol. 39. p. 125. 
4) Die Wolizeiorbunug ber Metropolis bildet jolgenbe Hauptrobrilen 
1. Bergehen begangen auf dem Themjefrom (Anlauf von Gegen⸗ 
flinden aus einer Schiffeladung oder einem Dod von einem Matrofen; Ant 


® 
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werfung von Gegenftänden in den Strom; fenergeführliches Anmachen von 
Teuer an Bord ꝛc.). 2. Vergeben in Dods, Kanälen ꝛc. Geſitz von 
Infirumenten zur Entleerung von Fäflern, Waarenballen ꝛc.). 3. Wirths- 
baus-Anordnungen (Sonntagsjeier, Berlauf von Spirituofen an junge 
Lente, Duldung eines disorderly conduct), 4 Spielhäufer (Bifitations- 
recht, Befugniß alle vorgefundenen Perſonen zu verhaften, Spieltiihe und 
Iuftrumente weg zu nehmen und zu zerftören, vorgefundene Gelder in Beichlag 
zu nehmen, mit 100 2. Strafe gegen den Unternehmer, Bankhalter und alle 
an der Leitung betheiligten Perfonen oder alternativ Korrectionshaus bis zu 
6 Monaten mit oder ohne harte Arbeit). 5. Pfandleiher, 6. Theater, 
7. Hahnengefechte, Bärenheten 2c., 8. Straßenunfug (in 17 Artikeln: 
Beläftigung des Publikums durch Manipulationen mit Fuhrwerk, Pferden und 
anderen Thieren auf der Straße, ungefllimes Fahren oder Reiten, Fahren und 
Reiten auf Fußwegen, unbefugtes Anheften von Plalaten, prostitutes welche 
das Bublifun beläftigen, Verkauf unzüchtiger Bücher, Bilder, Abfingen 
unzüchtiger Lieder, Droh- und Schimpfworte zur Gefährdung des öffentlichen 
Friedens, Feuerwaffen, Spiele, weiche bie Baflage hindern 2c.). — Weitere 
Beftimmungen iiber Hundervagen, tolle Hunde, Straßenmufil, Trunkenheit; — 
fodann nochmals in 3 Artileln: Obftruetionen der Paſſage durch Reinigung 
von Gegenftäuden, Auswerfen von Steinen, Abfüllen, Reinigung der Latrinen 
außer zur Nachtzeit, verfdumte Fegung des Bürgerſteigs 2c.). 9. Beſchädi— 
gung fremden Eigenthums (fummarifche Verhaftung, und im Falle der 
Weigerung des Schadenserfabes, Vorführung vor den Polizeirichter, Geldbuße 
bie 10 2. und Schadenserfag; wenn jeboch der Denunciant ber einzige Zenge 
ift, fo foll der erfannte Schadenserfag als Strafe behandelt werden). — Für 
alle Fülle, in denen nicht eine Spezialftrafe geſetzt ift: Geldbuße bis 5 L. oder 
Gefängniß bis zu einem Monat. 

Im 88. 24.—29. find dem Gefek and) einverleibt materielle Straf- 
beſtimmungen von großer polizeilicher Tragweite. Der Beſitzer von Gegen- 
fländen, von denen aus erheblichen Gründen zu vermuthen ift, daß fie geftohlen 
oder rechtswidrig erworben find, gilt ſchon dann, wenn er feine geniigenbe 
Rechenschaft über den Erwerb geben Tann, ale ihuldig eines misdemeanour 
mit Geldbuße bis 5 L. oder Gef. bis zu 2 Mon. (eine maslirte poena 
extraordinaria). ir denfelben Fall wird eine ganz arbiträre Befugniß zum 
Erlaß von Hausfuchungsbefehlen gegeben, ſowie zur brevi manu Rüdgabe bes 
verbächtigen Guts. — Durch $ 40, wird der Polizeirichter ermächtigt, unredjt- 
mäßig detinirtes Gut bis zum Werth von 15 2. nad) vorgängiger Prüfung 
des Beſitztitels reftitniren zu faffen, entweder unbedingt, ober Zug um Bug 
mit einer Gegenleiftung, auf die er gleichzeitig erfennen ntag. Es ift damit 
für ein fehr nmfaffendes Gebiet von Civilprozefien ein Lolalgericht gefchaffen, 
‚ für das gerade in London ein Bedürfniß vorlag. Ebenfo ift etwas ausgedehnt 
die Jurisbiction über Dlietheftreitigleiten und Ermiffionen (88 38. 39, 3 et 4 
Viet. c. 84. 8 13.). — Nach $ 41. tann der Richter auch den Befiger eines 
Gebäudes, in welchem eine geiundheitsgefährliche Unreinlichkeit eingerifien iſt, 
auf Antrag der Armenverwaltungsbeamten citiren und nad) gehörter Sade die 
Oemeindebeamten ermüchtigen, die nöthige Reinigung vornehmen zu laffen, 
und die Geldkoſten vom Beſitzer durch Execution beizutreiben, — ein Keim zu 
den puteren Nuisances Remoral Acts. 
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s 71. 


Die Totalreform des Eonftabler-Suftemd. Die neue engliſche 
Gensdarmerie. 


Seit der Bildung der hauptftäbtifchen Polizei ftand ein gefchlei- 
jenes, modernes Bolizeifyftem dem alten, verfallenen Polizeidienermweien 
gegenüber, in einem Contraft, in welchem der heutigen Anjchaunnge- 
weife der ſtädtiſchen Bevölkerung in England eine Wahl nicht ſchwer 
wurde. Ä 

Es ift unbeftreitbar richtig, daß das ältere Bolizeifyften auf ein: 
fachere Verhältuiffe berechnet war, in welchen der Schuß gegen per: 
fünlihe Gewalt der Schwerpunkt der Polizeithätigkeit if. Im Zu 
ſammenhang damit ftand auch der lebendige Eifer der älteren Zeit in 
Erfüllung perſönlicher Polizeidienfte, da8 Gemeindeaufgebot zur Verfol- 
gung des fliehenden Thäters (hue and crye), welches von Jahrhun— 
dert zu Jahrhundert in Erinnerung gebracht war durch einzele Gejeke, 
die dann durch 7. et 8. Geo. IV. c. 27 auf einmal aufgehoben wur: 
den, ohne jedoch das Princip (hue and crye nad common law) auf: 
zubeben. Das neuere Polizeibebürfnig fordert in viel ftärferem Maß 
einen Schuß gegen Diebftahl, Betrug, gegen Vergehen mit dem Charafter 
der Lift, erfordert aljo ein anderes Präventivſyſtem, erfordert ferner 
eine pofitive ZThätigfeit der WohlfahrtSpolizei, und oft ein Einfchrei 
ten von Amtswegen, wo die ältere Friedensbewahrung eine Information 
vorausſetzt. Wirklich genügte alfo das patriarchalifche Conſtablerthum 
niht dem Bedürfniß großer Städte und Fabrikdiftricte mit einem 
fluctuirenden Proletariat. 

Aber weit über das Bedürfniß hinaus zeigte fich in England ein 
Geiſt der Polizeibebürftigkeit, deifen letzte Grund in dem Sinn ber 
Bequemlichkeit und der auf den Staat übertragenen Arbeitstheilung 
fiegt, welcher in den erwerbenden Klaſſen der ſchnell aufwachſenden 
großen Städte ſich fchneller und ftärker ausbildet al8 der Communal- 
finn. Mehr Polizei und bezahlte Polizei zu fordern galt allmälig 
als Zeichen einer fortgefchrittenen Gefinnung. 

Die Stüdteordnung von 1835 gab diefer Richtung nad, und 
nahm eine Nachbildung des hauptftädtifchen Syftems fogleich als einen 
Theil der neuen Stadtverfaffung mit auf. Etwas längeren Widerftand 
feifteten die Fleineren Ortögemeinden und die Kreisverbände. Das Ge 
jeß 3. et 4. Will. IV. ec. 90 hatte zunädft einen fehr ſchonenden 
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Verſuch gemacht, das neue Polizeiſyſtem durch freiwillige Annahme in 
Stadt« und Dorfgemeinden einzuführen. Viel entſchiedener trat die 
1837 ernannte Unterſuchungs⸗Commiſſion auf, mit dem bejtimmten 
Vorſchlag, eine bezahlte Polizeimacht durch das ganze Gebiet der eng⸗ 
lichen Graffchaft durchzuführen. Ein folches wurde dur 2. et 3. 
Viet. e. 95 u. fp. ©. wirklich aufgeftellt und ben Quartalfigungen zur 
Aunahme empfohlen; Hand in Hand damit fchritten die befoldeten 
Constables in ben &inzelgemeinden weiter. Die Auffaffungen und 
Borfhläge der Unterfuhungs: Commiffion*) von 1837 
gehen wie ein rother Faden 20 Jahre lang durch eine Reihe von Ges 
ſetzvorſchlägen und NRegierungsmaßregeln, bis endlich durch 19. et 20. 
Viet. e. 69 die zwangsweife Durchführung bes neuen Syſtems aus- 
gefprochen wird. Der Gang „der Gefeßgebung bildet hiernach vier 
Hauptgruppen: Durchführung der befoldeten Polizeimannfchaften 1. durch 
die incorporirten Städte, 2. durch andere Ortsgemeinden, 3. durch eins 
ide Graffchaften und Grafſchaftsdiſtrikte, 4. Generalifirung für das 
gefammte Land. 

I. Die Einführung der befoldeten Polizeimannfchaf: 
ten in ben incorporirten Städten!) erfolgt durch die Städte: 
ordnung 5. et 6. Will. IV. c. 76. 8 76-86. Die Polizeiverwal⸗ 
tunge- Commiffion (Watch Committee) des Gemeinberaths wird 
ermächtigt, die bemöthigte Anzahl taugliher Männer zum Conftabler- 
dienft bei Tag und Nacht zu ernennen, die dann von einem ftäbtifchen 
Ftiedensrichter einzufchwören find, und ihre Amtsbefugniffe im Umkreis 
von 14 deutfchen Meilen um bie Stadt ausüben. Die Commilfion 
oder je zwei ftäbtifche Friedensrichter Tünnen jeden Constable wegen 
„Dienftnachläfftgkeit, oder Unbrauchbarkeit“ entlaffen, deſſen Wiederan- 
ſtelling dann nur mit Zuftimmung fofcher beiden Friedensrichter ge 
Ihehen darf. Die Befoldungen und Nemunerationen werben von ber 
Commiffion feftgeftellt unter Beftätigung des Gemeinderaths; diefer 
genehmigt auch die Erftattung außerordentlicher Dienftausgaben nad) 
vorgängiger Feſtſetzung durch einen Friedensrichter. Die Commilfton 
dat vierteljährlich dem Minifter einen Bericht einzufenden über den 
ztitigen Zuftand der Constabulary. 

U. Die Einführung des Syftems in anderen nicht in« 
orporirten Ortsgemeinden?) wurde zunächſt verfucht durch 
3. et 4. Will. IV. c. 90. „Eine Acte für die Bewachung und Er- 
leuchtung der Kirchſpiele“ (vergl. 3. et 4. Vict. c. 88 8 20). Auf 
Antrag von mindeſtens drei ftenerzahlenden Gemeindemitgliedbern Tann 
eine Verſammlung aller Steuerzahler berufen werben, welche beſchließt, 
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ob die Acte anzunehmen ift. Wird die Annahme befchloffen, jo werden 
die Inſpectoren ernannt ($ 8), melde von Zeit zu Zeit eine ange 
meffene Zahl von Wachtmännern, Batronillen und anderen Berfone 
zum Schuß der Einwohner bei Tag und Nacht ernennen. Die Mam— 
haften werden eingeſchworen wie Constables mit allen Amtegewalten 
ſolcher ($ 42), und es werden ihnen beftimmte Wachtbezirke und firirte 
Befoldungen angewiefen, wie die Inſpectoren fie für angemeſſen er: 
achten (8 39). Die Koften werden beftritten durch eine Lofalfteuer, 
ale Zufhlag zur Armenfteuer, jedoch nur bis zu einem DMarimum, 
welches im Voraus durch Gemeindebeſchluß feftgeftellt ift (88 32, 
33, 39). 

Weit erfolgreicher wirkte da® Geſetz über die neue Ernen— 
nungsweife der Kirdfpiel-Conftabler 5. et 6. Vict. ce. 19. 
Es Stellt den Gemeindeverfammlungen gerade in dem Augenblid, we 
eine Lifte der zum Constable-Dienft verpflichteten Perſonen ben Frie 
densrichtern zur Auswahl überreicht werden ſoll, die verführerifche Wahl, 
ftatt deifen eine Arbeitstheilung einzuführen. Die fo berufene Berfamm- 
lung kann durch einfache Nefolution die Ernennung eine® oder mehrer 
befoldeter Constables für das Kirchfpiel befchließen. Eine Abſchrijt 
des Beichluffes mit Angabe der Gehafte, welche die Gemeinde bewilligen 
will, wird dann durch die. Armenauffeher den Friedensrichtern im der 
Specialfigung für Ernennung der Constables überreiht (8 18). Sind 
bie Friedensrichter einverftanden mit dem beiilligten Gehalt, fo ernen 
nen fie die beantragte Zahl von Constables, und behalten das Recht 
der Entlafjung wegen Uebelverhaltens. Haben ſich mehre benachbarte 
Kirchfpiele über, gemeinfchaftlihe Constables vereinigt, jo erfolgt di 
Ernennung für fie gemeinfchaftlih. Es hängt dbabgi vom Ermeſſen der 
Friedensrichter ab, ob unbefoldete Constables überhaupt noch daneben 
fortdauern follen, oder ob etwa in geringerer Zahl als früher. Doch 
fann die Gemeindeverfammlung Jahr für Jahr den früher gefahtn 
Beichluß, und damit die ganze Einrichtung wieder aufheben. Die Ee— 
halte werden von den Armenauffehern aus der Poor Rate, alſo Ort® 
faffe gezahlt (8 20). Dur 8 22 ff. des Geſetzes werden ferner de 
Quartaffigungen ermächtigt die Einrichtung von polizeilihen Dr 
tentionshäufern, lock-up-houses, für die von den Konftablern 
verhafteten Berfonen anzuordnen an folchen Orten, wo dazu nad) ihrem 
Ermeffen ein Bedürfniß if. Sie können bie nötigen Grunditüde 
dazır erwerben, müſſen aber ben Bauplan dem Minifter zur Beftät- 
gung einreichen. Die Koften werden au6 der Kreisfaffe (County Rate) 
beftritten. Den beauffichtigenden Superintending Constable ernenut 
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die Duartalfigung, die auch fein Gehalt beftimmt, ihn entläßt und ihn 
nah Umftänden zum Wachtmeifter über eine Anzahl von Kirchipiele- 
Conftablern beftellt. j 

I. Die Einführung der befoldeten Constabulary 
in ganze Graffchaften und Graffchaftsbezirfe?) erfolgte 
durh 2. et 3. Vict. c. 93; 3. et 4. Vict. ec. 88. Die Quartal- 
figungen werden dadurch ermädtigt, eine allgemeine Polizei für 
die ganze Graffchaft zu organifiren, unter Leitung eines oder 
zweier Kreispolizei- Infpectoren, Chief-Constables, ernannt von den 
Quartalfitzungen unter Genehmigung des Deinifters des Innern. Die 
Constables werden auf Vorſchlag des WPolizeiinfpectors durch die 
griedensrichter in den Beinen Bezirfsfigungen ernannt. In jedem Flei- 
neren Polizeibezirk (division) wird ein Superintendent über bie an- 
deren Conſtabler geſetzt. Diefe Mannſchaften haben dann alle gejeg- 
lihen Gewalten der Constables nad) gemeinem Recht, wie nach Statuten, 
im ganzen Bereich der Graffchaft und in den unmittelbar anftoßenden 
Grafichaften. Amtövernachläffigung oder Amtsverlegung wird durch 
Urtheil zweier Friedensrichter an den Mannfhaften mit 10 8. ober 
mit Gefängniß bis zu einem Monat mit ober ohne harte Arbeit ge- 
büßt. Die Koften werden durch eine Polizeifteuer (Zufchlag zur County 
Rate), aljo als Kreislaſt beftritten. Die Quartalfigungen berichten 
dem Minifter über die Zahl der Constables, bie fie für nöthig, und 
über die Gehaltfäge, die fie für angemeffen halten. Dem Minifter des 
Innern wird überhaupt eine fehr weit reichende Befugniß zum 
Erlaß von bindenden Regulativen (rules) beigelegt für die 
Berwaltung (government), indbefondere Befoldung, Bekleidung und 
Ausrüftung der befolbeten ‘Constables, doc ohne die Befugniß die 
Zahl derfelben zu vermehren. Die vom Minifter befchloffenen Regu⸗ 
lative find dem Rreisfecretair zu überfenden: und auf Borftellung der 
Sriedensrichter unter Angabe befonderer Gründe mag der Minifter 
ſolche amendiren, und den befonderen Umftänden ber Grafſchaft an- 
paſſen; auch find die rules dem Parlament zur Kenntniß vorzulegen. 

Statt für die ganze Grafjchaft können die Friebensrichter aud) 
time constabulary für jebe einzele sessional division beſchließen, in 
welchem Falle dann die Keine Bezirksſitzung alle Gewalten der Quar⸗ 
talfigung für die weitere Organifation ausüben fol. Die Bildung 
einer Grafſchafts-⸗ ober Bezirkspolizei unter diefem Geſetz bewirkt, daß 
ale Befugniffe zur Ernennung von Constables in einer einzelen 
dundertſchaft oder Ortsgemeinde erlöfchen ($ 25), jedoch mit Vorbe⸗ 
halt der herkömmlichen higb constables, der special constables nad} 
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1. et 2. Will. IV. c. 41, der ftäbtifchen constables nad} der Stäbteord- 
nung, und unter Beibehaltung der alten parochial constables ale 
Hüffsbeamten bei den Wahlen. Enclaven können für die Zwecke dieſer 
Rreispofizei einverleibt werden; auch find fonftige Arrondirungen unter 
Autorität der Onartalfigungen ftatthaft (3. et 4. Vict. c. 88 8 2). 
Städte können ihre gefonderte Polizei aufgeben, und ſolche mit der 
Graffchaftspolizei vereinigen. In diefem Falle geht die Gefammtver: 
waltung der Polizeimannfchaften nebft dem Entlaſſungsrecht auf den 
Chief Constable der Grafſchaft über; die ftädtifche Polizeicommilfion 
behält aber das Anftellungsrecht, wenn nicht in der Uebereinkunft aus 
drücklich darauf verzichtet ift. 

Einmal eingerichtet kann eine ſolche constabulary nur wieder 
aufgehoben werden, wenn 3 der Briedensrichter, nachdem ber Grgen- 
ftand der Berathung 6 Monate vorher dem Publikum gehörig angezeigt 
ift, für die Wiederaufhebung ftimmen, einen dahin gehenden Beriät 
dem Minifter einreichen, und diefer den Antrag beitätigt. 

IV. Die zwangsweife Durdhführung des Syſtems durd 
das ganze Land*) Tann nach diefen Vorgängen kaum überrafcen. 
In der einen Hälfte der Graffchaften wollten freilich die Friedensrichter 
fi von der Nothwendigkeit noch immer nicht überzeugen. Vergeblich 
hatten die Reports von 1853 die zwangsweife Durchführung beantragt; 
vergebfidh hat Lord Brougham (3. 8. im Oberhaus am 23. Mär; 
1855) befoldete Conftabler und beſoldete Polizeirichter warm befür- 
wortet, vergeblidh Lord Palmerston Gefegentwürfe in diefer Richtung 
eingebradht. Noch immer leiftete die Land-gentry Widerftand. End⸗ 
fi in günftiger Zeit ging das st. 19. et 20. Vict. c. 19 durch, ın 
Folge deffen die Quartalfigungen jeder Grafſchaft, in welcher die 
Constabulary noch nicht für das ganze Gebiet durchgeführt iſt, furz- 
weg angewiefen werden, in der nächiten Quartalfitzung nad dem 
1. Dezember 1856 die beiden Gefege über die County Police durch 
zuführen, und die Koften durch eine Police Rate (Zuſchlag zur Kreis 
fteuer) aufzubringen. Die Hauptclaufeln des Gejeges find: 

Art. 14. Zwangsdurchführung in allen Graffchaften, wo nidt 
ihon unter 2. et 3. Vict. c. 93 das Syſtem correct durchgeführt ill. 
Für einzele Diviftonen eingerichtete Mannjchaften find mit der Countr 
Police Force zu confolidiren. Durch Staatsrathsbeſchluß (Staatt- 
minifterium) können aber aud) gefonderte police districts in der 
Sraffchaft gebildet werben. 

Art. 5 Durch Staatsrathebefchluß auf Antrag des Stabtratht 
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können Bedingungen der Vereinigung der ftädtifchen mit der Graf⸗ 
Schaftspolizei arrangirt werden (auch ohne eine gütlidhe Einigung). 

Art. 6. Die Srafichaftsconftabler in der Etadt, die ftädtifchen 
Conſtabler in der Grafſchaft follen concurrirende Gewalten üben. 

Art. 8. Die Constables follen. für einzele Amtsgejchäfte feine 
Gebühren auf eigene Rechnung mehr beziehen, 

Art. 15. Die Königin mag Staatsinfpectoren ernennen zur Un⸗ 
terfuchung und Berichterftattung über den Zuftand und die Wirkfam- 
feit der Polizei in Graffchaften und Städten. 

Art. 16. 17. Auf Certificat des Minifters des Innern darüber, 
dag eine wirkfame (in Zahl und Disciplin genügende) Polizei in einer 
Grafſchaft oder Stadt eingerichtet ift, bewilligt das Yinanz-Minifterium 
einen Beitrag von 4 der Koften zur Befoldung und Uniformirung. Es 
geichieht dies aber nicht in Städten unter 5000 Einwohnern, die ſich 
nicht der Grafjchafts- Polizei angefchloffen haben. 

Art. 19. Gefonderte Polizeifgfteme in Ortſchaften von 15,000 
Seelen oder darüber dürfen nicht ohne Genehmigung des Miniſters 
verſchmolzen werden. 

Durch diefen letzten Ausgang der Gefeßgebung hat nunmehr das 
alte Polizeifchulzenamt entweder ganz aufgehört, oder der parochial 
constable hat jeden Zujammenhang mit der Polizeiverwaltung ver- 
(oren, und verfieht nur noch Kleine Communalgeſchäfte außer Zufam- 
menhang mit der Polizei: Gejchäfte bei dem Coroners Inquest, Ein: 
quartirung der Milizmannschaften, Anzeige von Spiel- und unordentlichen 
Häufern, unter fortdauernder Verpflichtung zur Vollziehung friedensrich- 
terliher warrants innerhalb feines Kirchſpiels. Ebenſo ift die Auflöfung 
der befoldeten Lokal polizeimannſchaften grundfäglich ausgefprochen, mit 
Ausnahme der incorporirten Städte, welche dem Verſuche der Conſo⸗ 
idirung noch widerftehen. Die neue Constabulary ift eine Kreis- 
gensdarmerie, die unter ben Negulativen des Minifters des Innern 
und unter Inſpection von Staats-Commiffarien (Brigadiers) immer 
mehr die Geftalt continentaler Gensdarmerie-&orps annimmt. Die 
Regulative des Minifters über Verwaltung, Befoldung, Ausrüftung 
der Constabulary — nicht minder bedeutungsvoll als die Geſetze 
jelbft, — find nunmehr mit bindender Kraft über das ganze Gebiet 
des Reichs ansgedehnt.*) 

Nah Durchführung des Syſtems waren am 29. September 1860 
in England und Wales vorhanden: 4 Commissioners und Assistant 
Commissioners, 56 Chief’ Constables für Grafſchaften, 107 Head 
Constables für Städte, 498 Superintendents, 705 Inspecters, 
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1969 Serjeants, 16,853 Constables, 408 Additional Constables, 
160 Detective Öfficers, zufammen 20,760 Mann, von welden un: 
gefähr 4 auf die Graffchaften, 4 anf die Provinzialftädte, 4 auf die 
Metropolis fallen, bei einer Bevölkerung von 20,066,224 Einw. in 
England und Wales, und mehr als drei Millionen Einwohner in dem 
Metropolitan District (nad) dem Genfus von 1861). Die Gefammt: 
foften betrugen 1,531,111 8%. 5 sh. 7 d., wovon die Staatelaiie 
327,493 2. 13 sh. 9 d. übernommen hatte. =) 

Das Geusdarmeriefpyitem fcheint hiernach über einen Theil 

der englifchen Communal⸗Verwaltung vollftändig gefiegt zu haben. {m 

Unterfchied von analogen Bildungen des Continentd darf man imdejien 

nicht vergeffen, daß 1) die Constabulary noch immer durch den 

Grumdbefig im Kreife bezahlt umd erhalten wird, — freilich mit 

einem Staatszuſchuß von ein Viertel, — daß aljo auch für die Ju 

funft ein ſtarkes Gegengewicht gegen die Gentralifation übrig bleibt; 

2) daß die Gensdarmerie noch immer unter dem Geſetze jteht, d.h- 

unter der Strafgewalt der Friedensrichter ſowohl wegen Amtever 

nachläjfigung als wegen Amtsüberfchreitung, und daß dabei das An 
klagerecht eines jeden Privatmanns grundfäglich beibehalten ift; 3) daß 
fie für. ihre Thätigkeit im einzelen Fall noch immer unter friedensrich 
terliher Leitung und ‘Decernat fteht, alfo noch nicht unmittelbar Ga: 
ftrument der herrichenden Partei in der Gentralverwaltung wird. Dieſt 

Gegengewichte fünnen in einiger Zeit wieder eine andere Richtung her: 

beiführen, wie ſchon in früheren Jahrhunderten der englifchen Berfai- 

fung. ebenfalls aber wird die Erhaltung eines hefferen Geiſtes nicht 
das Verdienft der Staatsmänner fein, die in fügfamer Nadhgiebigfeit 
gegen die Vorftellungen bes induftriellen Capitals und der ſtädtiſchen 

Bevölferungen, in denen der Gommunalgeift abhanden gekommen ifl, 

die Patrone der allgemeinen Landgensdarmerie geworden find. 

*) Die Unterfuhnungscommiffion von 1837 hatte Berichte der Frieden 
richter aus ben kleineren Provinzialverwaltungsbezirten eingeforbert. Bon 49 
divisions erllärten fi 123 für die Einführung einer befoldeten Landpolixi. 
13 ebenjo, aber mit dem Vorbehalt, daß fie ausjchließlih unter Verwaltung 
der Friedensrichter bleibe; 77 waren für Einflihrung befoldeter Additional 
Constables; 37 hielten eine „Verftärfung" der Sicherheitspolizei im Alge 
meinen für nöthig; 122 wollten es beim Alten belaſſen. Der baranf erfettett 
Bericht der Commiſſion (Parl. Pap. 1839 Nr. 169) feildert die Ungelänglid- 


feit des heruntergelommenen Syſtems der Gemeinde⸗Conſtabler ſehr eindringiid. | 


Di: Aushülfe der Special Constables wird wegen Mangels ber nöthigen 
Disciplin für unzureichend befunden. Das Bedürfniß einer ftärkeren Crgam 
ſation ergebe ſich fchon aus dem Dafein fo zahlreicher Privat-Affociationen ja 
Beförderung der öffentlichen Sicherheit. Es bleibe aljo nichts übrig afe de 
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bejoldeten Mannfchaften überall dircchzuführen, da eine theilweile Durch— 
führung die Diebesbanden aud den organifirten Bezirken in die fchutlofen 
treibe, wo es danıı um fo ſchlimmer werde. Im weiteren Verlauf treten die 
Borftellungen der Manchester-Schule, d. 5. die Xorftellungen des Kauf- und 
Fabrilherrn vom Staat, in dem Commissions-Bericht immer fihtbarer hervor. 
„Jede vom Verbrechen lebende Perſon fofte dent Gemeinweſen mehr als ein 
bezahlter Konftabler". Außer den Richtergehalten werden jchon jetst in 
England mehr ale 2,000,000 2. jährlih für die Repreifion von Verbrechen 
gezahlt, wozu noch die von freiwilligen Vereinen aufgebrachten Mittel hinzu— 
treten. Dazu komme die Erfparung der Zeitverfäumniß für mehre taujend 
Perſonen, welche jetzt beinahe Autzlos als Conſtabler aufgeboten werden, und 
die Eriparung der Gelder für Beftellung von Eubftituten, Statt dejjen werde 
mon für die Provinzen eine Constabulary von ungefähr nur 8000 Dann 
bedürfen, mit einem jährlichen Koftenaufivand von 450,000 L., wovon 
überdies die Staatslaffe ein Biertel übernehmen könne. Das Anftellungsrecht 
der Mannichaften folle denjenigen zuftehen, welche direkt für ihre Wirkfamfeit 
verantwortlich find, womit eine „Aufficht und Controle“ der Lokalbehörden 
wohl vereinbar jein werde. Eine fo organifirte Macht werde die perjünliche 
greiheit weniger befchränfen, al8 eine unzufammenhängende Menge von Ge— 
meindeconftablern. Denn eine Belanntfchaft mit den gejesslichen Obliegen- 
heiten bilde einen Theil der Ausbildung der Mannſchaften, die in allen’ Fällen 
Regulative für ihr Verhalten empfangen müßten. Zugleid) werde empfohlen 
die Dannfchaften periodiſch aus einem Bezirk in den andern zu verjegen, wie 
dies bereits eingefiihrt jei bei den Beamten für die Verwaltung der inneren 
Steuern, 

Die liberale Bartei der englifchen Staatsmänner in ihrer Nachgiebigfeit 
gegen die rein vollswirthichaftlichen Anfchauungen einflußreicher Klaffen, und 
affiltirt mit einer bureaufratiichen Schule, die ihren Schwerpunkt im Armenamt 
findet, Hat fi ſchnell mit diefen Auffaffungen befreundet. Die friedens- 
rihterliche Gentry dagegen leiftete einen länger dauernden Widerftand. Man 
blieb in vielen Kreifen der Meinung, daß die Einführung nur ein Yolal- 
bedürfniß ſei (nämlich in loderen Verbänden in denen die perjünliche Belannt- 
ihaft der Gemeindemitglieder aufgehört hat und in denen, unter heutigen 
Lerhältniffen wenigftens, der Communalgeiſt fehlt), Wenn die theihweife 
Durhführung für den Augenblid die Diebesbanden in die ländlichen Bezirke 
treibe, jo würden fie unzweifelhaft bald wieder zurückwandern müffen, weil im 
den Meineren, noch durch PBerjonenbelanntihaft verbundenen Communen auf 
die Dauer ihres Bleibens nicht ift. Eine Durchführung disciplinirter Mann- 
\haften durch das ganze Land, geleitet durch Inftructionen des Minifters, der 
dermehrte Einfluß der Central-Berwaltung überhaupt, werde zu weiteren Ein- 
griffen in die innere Landesverfafjung führen. Diefe Mannfchaften würden 
en „Inſtrument Heinlicher Tyrannei werden über die unteren Klaſſen durch 
Einmiſchung in ihre Lebensgemwohnheiten, und unnöthige Beſchränkungen ihrer 
verfönlihen Freiheit“. Beläftigungen diefer Art in dem täglichen Leben des 
Bolls, feinen Vergnügungen, Beſchäftigungen und Lebensgewohnheiten erzeugen 
mehr als alles Andere einen Geift der Unzufriedenheit und Abneigung gegen 
ale Autorität. Der Sieg der erften über die zweite Anſchauung in den nad)- 
ſolgenden Stadien der Geſetzgebung ift in Heinerem Maßſtab ein Abbild des 
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Wandlungsprozeſſes in der engliſchen Verfaffung , welcher zu einer Serfärhng 
des monardhifchen Princips zurückführen muß. 

1) Borough Police. Die Städteordnung enthält zugleich einige Role. 
Haufeln, auf welche im 8 86. zurückzukommen if. Mit Darhführumg dider 
Einrichtung Hören die etwa ſchon vorhandenen unter einer Lolalakte gebildeten 
ſtädtiſchen Bolizeimannfchaften auf ($ 84.). Die Koften fünnen and) durd eine 
ergänzende Watch Rate aufgebradjt werden, zu der dann die Stadtviertel, fü: 
die noch fein Bedürfniß dazu ift, nicht beitragen 2. et 3. Vict. c. 28; 3. et 4. 
Vict. c. 28. — Die Parl. Papers 1852 No. 490. Vol. XLIL 477 fi. ge 
eine Weberficht der befoldeten Constables in den Boroughs. Im 164 Ir 
Ichaften war damals die Gefammtzahl 4119 (in Liverpool 806, in Manchestc: 
445, in Birmingham 327, in Bristol 252, in Kingstonupon-Hull 135, ir 
Leeds 145, in Sheffield 122.) Die heutigen Zuftände ergeben fich aut der 
Geſammtüberſicht am Schluß. (Note **) 

2) Ortspolizeimannfhaften. Eine ftatiftifche Ueberſicht tiber die nad diee: 
Gefegen angeftellten Mannfchaften geben die Parl. P. 1853. No. €:. 
Vol. 78. pag. 511. — Dur 13. et 14. Vict. e. 20 wurden dem Grit 
noch eine Reihe vermifchter Amendements hinzugefügt. Wo ein lock-uy- 
house errichtet wird, follen die Friedensrichter einen beauffichtigenden Con- 
stable ernennen; unabhängig davon aber einen befonderen Superintenden! 
Constable fir die division. Die Superintendent Constables follen überbaur 
auf Lebenszeit (quamdiu bene se gesserint) und mit feften Gehalten angeficht 
werben. Das Syſtem ber lock-up-houses wird anf größere Bezirke erweiten 
Benachbarte Grafichaften können auch ein gemeinfchaftliches auf der Eren 
einrichten; Duartalfigungen und Städte Committees ernennen, um fih IK 
ein gemeinjchaftliches lock-up-house zu vereinigen. Weber den Verlauf übe 
flüffig geroordener lock-up-houses vergl. 19. et 20. Vict. c. 69. 

Die Biegfamkeit diefes Syſtems ließ es auch zu, Privatgefeflichaften zu: 
Einrichtung einer Constabulary zu verpflichten und zu berechtigen. Zt 
nöthigen die einzelen Eiſenbahngeſetze die Gejellfchaft zur Einſetzung emr 
Constabulary während des Baues. Analog die Alte 3. et 4. Vict. « * 
zur Erhaltung des Friedens auf Kanälen und ſchiffbaren Strömen. Privait 
Watchmen werden aud) in Docks und Waarenhäufern unterhalten, die jett 
immer den allgemeinen Anordnungen über die Konftabler und den Veieblet 
des Chief Constable unterworfen find 3. et 4. Vict. c. 88. $ 19. 

3) County and District Constabulary. Zum Theil wicht med! 
praftifch, aber von Intereſſe fiir den Gang der Geſetzgebung find folgen 
ergänzende Beftimmungen. Nach dem Geſetz 2. et 3. Vict. c. 93. 5 1. sol 
die Zahl der anzuftellenden Constables nicht einen auf 1000 Einwohner übt 
ſchreiten, eine Beſchrünkung, die aber Später aufgehoben wurde. — Ein Chi 
Constable fann auch angeftellt werden für jede Sauptabtheilung der nei 
Ichaft, die einen gefonderten Wahlbezirk flir das Parlament bildet. Der Chil 
Constable fann unter Beftätigung der Quartalſitzung einen Etellvertre® 
ernennen. — Kein Constable darf währenb feiner Anıtszeit und 6 Mes 
nad) der Entlaſſung ein Wahlrecht bei den Parlamentswahlen üben, anf 
feinem Wähler bei Abgabe feiner Stimme zu- noch abreden bei 20 2. Puit. 
Kein Constable darf ein Nebengefchäft betreiben. Kein Gaſt- oder Schnl 
wirth darf wiſſentlich einen Constable beherbergen oder traftiren, oder ıbm 
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während der Dienftfinnden den Aufenthalt im Lokal geftatten, bei Geldbuße 
bis 5 2. vor zwei Friedensrichten. — Der Chief Constable ſoll jeder 
General» oder Duartalfigung beiwohnen, vierteljährliche Generalberichte iiber 
die Kreispolizeiverwaltung erftatten, und allen gefetsmäfßigen orders und 
warrants der Friedensrichter Folge Leiften. ine gleiche Verpflichtung hat der 
Bezirksoffizier (superintendent) bei jeder Heinen Bezirksſitzung. Die Liqui- 
datton befonderer* Auslagen der Chief Constables wird von der Duartal- 
fitung revidirt. Die noch fortdauernden unbefoldeten Konftabler werden eben- 
jalld der Amtögewalt des Chief CGonstable und den Amtsregulativen des 
Minifters untergeordnet (3. et 4. Vict. c. 88. 8 16.). — Der Chief Con- 
stable mit Genehmigung der Quartalſitzung kann aud) Privatperfonen 
geftatten, additional constables anf eigene Koften anzuftellen, mit der 
Befugniß nad) einmonatlicher Kiindigung eine ſolche Anftellung wieder auf- 
hören zu laffen. — Wo eite Diftricets-Constabulary eingerichtet wird, trägt 
die Grafſchaft die Generalkoſten, der Diftrict die Spezialfoften, namentlich 
Gehalte und Kleidergelder der Mannfchaften. 

Die Parl. Papers 1852 No. 490. Vol. XLI. 477 geben eine Ueber- 
fiht über den Stand der Grafſchaftspolizei im Fahre 1851. Zu 
24 Grafſchaften war damals noch feine beioldete Constabulary vorhanden; in 
6 Grafſchaften war fie nur fragmentarifch vorhanden. Eine Spezialüberficht iiber 
die Etats und über die Vertheilung der befoldeten Constabulary auf die ein- 
zelen Unterbezirke enthalten fodann die Parl. Pap. 1852. No. 321. 
Vol. XLI. 495. Die wohlthätigen Folgen der neuen Einrichtung filr das Land 
werden in dem First und Second Report on Police 1853. Vol. XXXVI. - 
pag. I. fi. geichildert. 

=), Nah Durchführung des Syſtems ergiebt fich aus den Reports der Infpec- 
toren folgende Generalftatiftit der Constabulary. 

Das Land zerfällt in 3 Inſpectionsbezirke: der öftlihe und Midland 
Diftrilt unter General-Major Cartwright, der nördliche unter Oberft-kt. 
Woodford, der fildfiche unter Kapitän Willis. Die Metropolitan Police 
bildet ihren eignen Diftrikt. 

Die Mannſchaften beftehen (1860) aus: 56 Chief Constables, einer 
für jede Grafichaft und die 3 Ridings von York, und 107 Head Con- 
stables fiir jede Stadt, mit ©ehalten von 150—650 2. und Nebenemolu- 
menten bis 200 2.; ſodaun 498 Superintendents in 6 ®ehaltsflaffen von 
85—250 %.; 705 Inspectors in 6 Gehaltsllaffen von 60—175 %.; 1969 
Serjeants in 4 Gehaltsffaffen von 21—26 sh. wöchentlich; 16,853 Constables 
in 7 Gehalteflaffen von 16—24 sh. wöchentlich; dazu 408 Additional Con- 
stables und 160 Detective Officers (Criminal-Bolizei), zufammen 20,760 
Rann. Die 3 ungefähr gleichen Hauptmaffen find: (1) Grafſchafts⸗Con- 
stables nach den Gejegen von 1839 und 1840: 7761. (2) Stäbtifche Con- 
stables nad) der Städteordnung von 1835: 6082. (3) Metropolitan Police 
Constables nad; dem Gefe von 1829: 6289, und dazu noch die befonderen 
Mannſchaften der City von London 628. 

Die Sejfammtloften betrugen: Gehalte 1,120,807 L., Emolumente 
35,568 2., Belleidung und Ausrüftung 120,240 L., Benfionen und Grati- 
Rcationen 64,704 2., Pferde 33,023 L., Stationshänfer, Drudloften ac. 

136,728 L., vermijchte Ausgaben 20,038 L. Es Toftete: 
Gneiſt, Engl. Eommunalverfaffung. 52 
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die County Constabulary 605,228 2. incl. 114,822 2. Staatöbeitrag, 

die Borough Police 383,888 v. incl. 78,991 2. Staatöhbeitrag, 

bie Metropolitan Police, 494,222 8. incl. 133,673 2%. Staatöbettrag, 

bie City of Loudon Police 47,772. 

Bon den Städten haben 107 ihre gejonderten Poligeimannicaiten 
behalten, wie dies die Zahl der Head Constables ergiebt. Ein Berzeihnik 
ber Städte, welche den Staatezufchuß von !/s angenommen und berienigen, 
weiche ihn abgelehnt haben, enthalten die Parl. Papers 1861. Vol. LII. 619. 

Die Generalberichte der Anfpectoren werden nach 19, et 20. Viet 
c. 69. alliährlich erftattet für jeden der 3 Inſpections-Bezirle; für die letzten 
Jahre vgl. die Parl. Papers 1860. No. 30., 1861. No. 67, 1862. No. 2%. 
Jeder Brigadier berichtet Über den Gejammtzuftand, über die Verhältniſſe der 
Städte, welche mit ihren Einrichtungen noch im Rüdftand find, über das 
Zuſammenwirken der Mannſchaften in Grafichaften und Ztädten, über Reben- 
ämter, Stationshäufer, über Kleinere militärifche Uebungen (bejouders in ben 
Srafichaften, wo die Chief Constables meiftens Officiere auf Halbſold fiabi, 
fodann über den actuellen Zuftand in jeder einzelen Grafichaft und Stadt. 
Den Schluß machen tabellarifche Leberfichten über den Perfonaletat, und eine 
Berechnung auf wie viel acres und auf wie viel Eimvohner ein Constable 
in jeden Bezirt lommt; dies letztere Verhältniß jchivankt begreiflicder Dem 
von I Constable auf 200 Einm. und I Constable auf I0N0 Einw.; in ber 
Grafſchaften ift das Berhältnig von 1 zu 1—2000 Einwohnern das gewöhnlich 

Ueber den Zuftand der Metropolitan Police werden alliährlıd 
befondere Berichte erftattet z. B. für das Gefchäftsiahr 1860 in den Parl. 
Papers 1861. Vol. LXIH. Part. III. &, 93. 94. Die Zahl der Serhafteter 
war i. 3. 1858=74,360; i. J. 1859—=64,281; i. 3. 1860= 62,937. Tat 
Verhältniß der Beftrafungen correfpondirte mit den oben &. 603, 604. ange 
gebenen DVerhältniffen. Eine vergleichende Ueberſicht über die Refultate dei 
Bolizeiverwaltung von Liverpool, Manchester, Edinburg, Dublin für die Jahre 
1858—60 fügen hinzu dic Parl. P. 1861. Vol. LXII. Part. UI. S. 93—114. 

Biel Gewicht pflege man daranf zur legen, daß die neue engl. Gensdarmerie 
jede Nahahmung der Militäruniformen vermeidet, daß fie im gewöhnlichen 
Dienft keine Waffen trägt, daß fie gegen das Publikum (wenigftene geger 
Berfonen von Etande) eine bejcheidene Haltung bewahrt. Es hängt dies ju- 
ſammen mit der nationalen Abneigung gegen fichende Armeen, und mit dem 
Bewußtjein der Oberherrlichleit einer regierenden Klaffe über ein beſoldetet 
Bolizeidienerthfum. Der blaue Civilrock mag den englifhen Policeman viel 
feiht vor Anmaßlichkeit bewahren: gegen die Gefahren der Korruption und 
bes Mißbrauchs einer centralifirten Polizei zu Barteizweden giebt er feine 
dauernde Garantie. Das wirkſamſte Gegengewicht dagegen, unter den heutigen 
Berhältniffen vielleicht das einzige zuverläffige, ift die Decentralifation drr 
Bolizeiloften. 

Da England auf diefem Gebiet fo viel von dem Continent angenommen 
hat, fo hätte man auf dem Kontineut wenigftens einige verfländige Maximen 
fir das Polizei-Decernat von England annehmen können. Bas man biehe 
nachgeahmt hat, betrifft gewöhnlich nur die Röcke. 


vn 


Viertes Capitel. VII. Abſchnitt. 


Bir obrigkeitliche Stellung der Sriedenerichter und Conflables. 


s 72. 
Das Amt der Justices als perſönliches Staatsamt. 


Das Friedensrichteramt in dem ungeheuren Umfang feiner Thä— 
tigfeit bildet fo fehr den Schwerpunkt des Selfgovernment, daß eitte 
nohmalige Zufammenfaffung feiner perfönlihen Stellung im Vergleich 
mit den Aemtern des Gontinents zur Befeitigung feitgewurzelter Irr— 
thümer nothwendig wird. Nachdem die patrimonialen Elemente ſchon 
im fpäteren Mittelalter verfallen find, ift die friebensrichterliche Gewalt 
tein und volfftändig als eine vom- Könige (Staat) verlichene 
obrigleitliche Gewalt ftehen.geblieben. Der Volksſprachgebrauch erkennt 
dies in ber befiebteften Bezeichnung „Magistrate“ au. Bon den nor 
malen Friedensrichtern durch Commission galt dies von jeher; die 
Ftiedensgewalt by office ift nur ein weiteres Amtsattribut höherer 
Rihter- und Verwaltungsämter; das ftäbtifche Sriedensrichteramt, wel 
66 durch ältere Charten zum Corporationsrecht geworden war, beruht 
in Folge der neuen Städteordnung wieder auf befonderem Königlichen 
Auftrag (mit der einzigen Ausnahme, daß der gewählte Bürgermeifter 
während feines Amtsjahrs Friebensrichter ex officio ijt). So unter 
ſcheidet fich das Zriedensrichteramt von den reinen ftaatsrechtlichen 
Amtöverhäftnifen des Continents nur dadurch, daß es gewohnheits 
mäßig von den höheren Ständen als Ehrenamt verwaltet wird 
Es fommen dabei folgende Momente in Betracht: 

I Das Friedensrichteramt beruft auf perjönlidher 
Verleihung des Königs, und kann von Niemandem beanjprucht 
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werden von Beſitz oder Standes wegen. Yahrhunderte hindurch haben 
darin Rechtskundige (Quorum) und Grundbefiger concurrirend neben 
einander gejtanden. Der gefeßliche Cenfus (100 %. Grundrente) hat 
nur den Sinn, den Klafjen der Gefellfchaft, welche gewohnheitsmäßig 
die Mühen des Amts übernehmen, auc ein Klaffenrecht bei der Be 
ſetzung zu fihern. Der Genjus entftand erft, als bie Lcbernahm: 
ſolcher Aemter längſt eine gewohnheitsmäßige Laſt des großen Befitee 
war, und er bewährte fih in der Kreisverwaltung, ‘indem er nur 
Perfonen zuließ, die ein Amt von folcher Bedeutung wirklich zu tragen 
vermodhten. Wo die Friedensgewalt Attribut eines höheren Staats 
amts ift, fällt diefer Cenſus weg; ebenfo bei den ftädtifchen Friedens 
rihtern und da, wo ausuahmeweife ftudirte Juriſten als bejolket: 
Polizeirihter an die Stelle der Friedensrichter treten. 

II. Als perfönlih verlichenes Amt duldet das Frie— 


densrichteramt Feine Stellvertretung. ‘Der Friedensrichtet 


feiftet perfönlich die gewöhnlichen Amtseide der Obrigfeiten, und fann 
Schon deshalb jeine Functionen feinem Schreiber auftragen. Anzeigen 
und Zeugenausjagen beifpielsweife, die von dem Secretair eines Frit 





densrichters ohne deffen Gegenwart aufgenommen find und „ohne dei | 


diefer wenigſtens felbjt eine Zeit lang zufieht, fragt oder hört, find un 
regelmäßig und feine gültige Grundlage von gerichtlichen Proceduren.’ 
Caudle v. Seymour, @. B. Rep. 889. Wo ferner bei richterliden 
Acten zwei Friedengrichter zuſammenwirken follen, müffen fie aud 
perſönlich zufammentreten, berathen und bejchließen bei Strafe dr 
Nichtigkeit. 

III. Kein Friedensrichter darf in eigener Sache thätig 
werden, d. h. nicht in folden Saden, in welden er alt 
Grundherr, Gefhäftsherr, oder fonjt als Privatmann 
vermögensrechtlich betheiligt ift.*) In allen folchen Fällen jol 
er den Uebertreter anderen Friedensrichtern vorführen Taffen, oder einen 
andern etwa gegenwärtigen Friedensrichter um Amtsleiftung erfuchen. 
Dalton Justices Cap. 173. Diefer Grundfag ift in zahlreichen Ge 
richtöurtheilen anerkannt, ſowohl durch Eaffation von friebensrichterlichen 
Acten als durch Strafurtheile gegen Friedensrichter. 

IV. Der Friedensridhter als ordentlider Königlider 
Richter, judge of record, hat alle Anfprüde auf Ehr- 
erbietung und Gehorfam, die einer obrigkeitlichen Perfon (ma- 
gistrate) al8 folcher zulommen.**) Es folgt daraus: 

(1) Wegen unehrerbietiger Worte, welche gegen ihm gejproden 
find „in Ausübung feines Amts und in feiner Gegenwart“, bat 
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er die Befugniß durch fchriftlichen Haftbefehl (warrant) den Uebertre- 
ter auf angemeffene Zeit in das Gefängniß zu fegen mittel® fınnma- 
rifchen Strafverfahrens wegen „contempt“. Dod) gilt es für fchieklich, 
dag der jriedensrichter davon nur Gebrauch macht, wenn es unter 
Umftänden vorkommt‘, in welchen der gehörige Pauf der Rechtspflege 
durch ein ſolches Betragen verhindert wird. Dickinson Qu. Sessions 
cap. 2. | 

(2) In allen Fällen kann er wegen unehrerbietiger Worte eine 


Sriminalflage (mdietment) auf Geldbuße bei den Sessions oder eine 


Civilklage einbringen; mögen die Worte auch nicht in feiner Gegen- 
wart gefprochen fein. Dabei gelten Worte, die unter Privatperfonen 
feine ftrafbare Beleidigung fein würden, als ftrafbar, wenn fie in Bezug 
auf feine Amtsführung als Obrigkeit gejprochen der Würde des Amts 
widerjprechen, jogar einfache Schimpfworte, die fonft nach englifchemn 
Recht Feine Injurienklage begründen. (Dickinson a. a. DO.) Nicht 
itrafbar dagegen find beleidigende Aeußerungen im Gebiet öffentlicher, 
politiicher Thätigkeit, wie bei Gelegenheit einer Parlamentswahl, felbit 
wenn einem Candidaten beiſpielsweiſe eine fchlechte Verwaltung als 
Sriedensrichter vorgeworfen würde. (Ex parte The Duke of Marl- 
borough, 5 Q. B. 953). 

(3) Thätlihe Angriffe, assaults, gegen einen Friedensrichter 
gehören zu der jchmereren Klafje diefer Vergehen, und berechtigen ben 
Richter auch zu fofortiger Verhaftung und Abführung in das Ge⸗ 
füngnig bis der Webertreter Friedensbürgfchaft ftellt; im Fall einer 
gewaltiamen Beſitzentſetzung darf der Friedensrichter ſogar in eigener 
Sade ein beweifendes Protokoll aufnehmen. Wood’s Institutes 81. 
Iſt jedoch ein anderer Friedensrichter gegenwärtig, fo gift es für ſchick⸗ 


4 


licher in Fällen eines assault deſſen Hülfe zu requiriren. Eine 


Nöthigung zur Friedensbürgſchaft kann auch wegen eines jeden ges 
waltthätigen unehrerbietigen Betragens vor dem Friedensrichter er- 
kannt werden. 


(44 Der Ungehorſam gegen die geſetzmäßigen Befehle eines 


Friedensrichters iſt in den einzelen Geſetzen mit Zwangs-, Executions⸗, 
Haft- und Strafmaßregeln bedroht. Dazu kommt die allgemeine 
Maxime, daß wenn ein Geſetz allgemein etwas verbietet, daraus auch 
ein arbiträres Strafrecht gegen den Uebertreter folgt. Coke II. 
Inst. 163. Ferner die Maxime, daß „wo das Geſetz einen Friedens- 
rihter ermächtigt. eine Perſon zur Cautionsleiftung oder zu irgend einer 
anderen Handlung zu nöthigen, und die gegenwärtige Partei fich deffen 
weigert, der riedensrichter fie in das Gefängniß abführen laſſen darf 
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um dort zu bleiben bis fie Folge leiftet.“ 2. Hawkins cap. 16 82 
Endlich die Maxime, daß wo das Geſetz einem Friedensrichter „Juris 
diction“ giebt, ohne Angabe der Folgen des Ungehorjams, der Unge 
horſam felbft ein anklagbares Vergehen bildet. Say 163 R. v. Lach, 
1. Star. Rep. 441. 

V. In verftärftem Maße gelten diefe obrigfeitliden 
Rechte für die in den Seffionen verſammelten Friedens 
richter. Als court of record fteht natürlich auch ihnen ein Straf- 
recht wegen contempt zu, mit der Befugniß zu arbiträrer Geld- oder 
Gefängnißftrafe wegen aller Ungebühr, die im Gerichtshofe jelhit 
begangen wird. Das Strafverfahren dabei ift ein ſummariſches ohne 
formale Anklage, attachment, und feine Oberbehörde hat die Befugniß 
„die Eriftenz oder Nichteriftenz der babei zu Grunde fiegenden That- 
Sachen zu prüfen, ober über die Angemeffenheit der dabei erkannten 
Strafe zu entjcheiden." Die Sejfioneu haben auch die Befngniß, je 
Privatperfon wegen contempt im Angeficht des Hofes gefünglid 
abführen zu laffen auf die Dauer der Sikung, namentlich wegen Un 
gehorſams gegen das Gebot zu jchweigen, wegen rohen. ober beleidigenden 
Betragens, wegen ausgeftoßener Schimpfworte gegen die Nichter, wegen 
hartnäckiger Weigerung eines Geſchwornen oder Zeugen fich beeidigen 
zu laſſen, wegen vorzeitiger Entfernung aus dem Gerichtshofe, wegen 
gewaltfamer und hartnäckig fortgefegter Ausbrüche des Beifalls oder 
des Mißfallens (R. v. Stone T. R. 530), wegen Friedensbruchs, Zu: 
mults oder böswilfiger Störung der Gerichtsverhandlung (Dickinson 
Qu. Sess. cap. 2 8 2). Auch ein ungefchliffenes Betragen ber Par 
teien oder Anwälte gegen einander und grobe Schmähungen gegen ab 
weiende Perfonen Fönnen unter diefer Rubrik gebüßt werden. Ebenſo 
das ungehorfame Ausbleiben von Gefchwornen, wofür jett noch cumu- 
fativ eine Strafe durd Statut hinzufommt. 6. Geo. IV. c. 50 $ 5°: 
25. et 26. Vict. c. 107. Auch eine Veröffentlichung der Anklage vor 
dem Schluß der Verhandlung gegen ausdrüdliches Verbot des Gerichte 
kann als contempt mit Geldbuße geahndet werden (Dickinson cit.). 
Wegen gewaltfamen Betragens verfteht ſich auch hier die Befugniß 
Triedensbürgfchaft für gutes Verhalten zu fordern. 

* griedensrichterlide Acte inpropria causa. Der Fundamentalgrund 
ja „Aliquis non debet esse judex in propria causa, quia non potest es. 
'judex et pars,“ wirb in Coke Litt. 141 a. und in vielen Rechtiprüden 
wiederholt. In Sachen R. v. Hoseason, 14 East. 608. fpridt fi die 
King’s Bench wider einen Friedensrichter aus, der eine Anklage feines Gute 


infpector® gegen einen Arbeitgmann auf dem eigenen Gut wegen Berweigerung 
der contractlic, übernommenen Arbeit angenommen hatte. In Füllen biefer Art 
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jei offenbar der Gutsherr der eigentliche Kläger, und es fei „eine höchft miß- 
bräuchliche Geſetzinterpretation, wenn ein Mann fich nicht ſcheue, ſich aufzu- 
werfen zum Strafrichter über die Dienftlente feiner eigenen Gutswirthſchaft 
wegen eined Vergehens gegen den Herrn ſelbſt.“ An einen anderen Fall 
wurde ein Friedensrichter zu Gefüngniß verurtheilt, weil er in einer Sache 
anf Ermiſſſon des Miethers aus einem Grundſtück ertannt hatte, defien Ver— 
miether er felbft war. Allgemein gilt der Grundfab auch fir Lohn- und 
Tienfiftreitigleiten, in weldyen der Friedensrichter Arbeitsherr iſt; ebenfo felbit- 
verftändlich für Feldpolizeivergehen, in welchen der Friedensrichter Partei ift. 
Zur Kontrofe dienen dabei die friedensrichterlichen Alten, die ja in allen Füllen 
der Seſſion eingefandt werden milffen. Auch bei Ertheilung der Schant- 
concejfionen darf (bei 100 8. Strafe) kein Friedensrichter ſich betheiligen, der 
mittelbar oder unmittelbar an folchen Gewerbe oder an der Benutzung des 
concejfionirten Grundſtücks dazu für fi) oder jeine nächften Angehörigen 
betheiligt if. An den Beſchlüſſen einer Quartalſitzung darf fein als Partei 
intereffirter Friedensrichter bei Strafe der Nichtigkeit Theil nehmen; jelbft die 
Aufführung jeines Nanıens im Eingang einer Order faun unter folchen Um— 
Händen ein Kaflationsgrund fein, Dalton cap. 185, oder der bloße Umftand, 
daß ein Friedensrichter, der bei der Entſcheidung intereffirt war, mit den 
Kollegen converfirt, ohne mitzuftiimmen. Wise, Burn’s Suppl. 1852. ©. 547. 
Tiefe Grumdfäge gelten auch in Fällen, wo der Friedensrichter collidirende 
Amtsintereflen vertritt. So wurde eine Selfionsorder in Wegenngelegenheiten 
taffirt, weil in dem Cingang der Nanıe eines Friedensrichters mitgenannt 
war, der dabei als Wegenufjeher betheiligt (Foxham Tithing, Wilts, 2 Salk 
607.) Nur die bloße Eigenschaft als Steuerzahler macht nicht incompetent. 
Zo ift ausdrücklich deflarirt, daß die Friedensrichter Theil nehmen dürfen an 
orders in Armen- und Niederlaffungsjachen, an Beftrafung von Landftreichern, 
Wegebefferung, Sonmunalftener- Ausichreibung, auch wenn fie ale Steuer- 
pflichtige betheiligt find 16 Geo. II. c. 18. $ 1. Doc dürfen fie in folchen 
Fällen, fobald von ihrer Entſcheidung appellirt ift, an der Oberenticheidung 
der Seſſion nicht Theil nehinen. ($ 3. a. a. O.) 

Dies Verhältniß ſchloß vorweg jede patrimoniale Geftaltung des Friedens. 
rihteramts aus. In früheren Jahrhunderten, ale der Landedelmann noc 
ſelbſt wirthichaftete, half man fi) dadurd), daß eine erhebliche Zahl von 
Friedensrichtern mit concnrrivenden ©ewalten vorhanden war, und daß die 
techtsgelehrten Collegen (Quorum) eintreten konnten, wo eine Kollifion bes 
Gutsbefitere als Gutsheren mit feinen Pflichten als Friedensrichter eintrat. 
Ja, der Geift des Selfgovernment hat hier jogar die Mängel der PBarlaments- 
verfaffung gut gemacht, die Praris im Einzelen die jchlechten Geſetze korrigirt. 
Freilich geht durch die englifche Geſetzgebung jeit dem 18. Jahrhundert ein 
Örundzug, dem man anfieht, daß dieje Geſetze von "den Reichen für die 
Reihen gemadt find. Es gehören dahin die maßlos harten Strafen der 
Eigenthumsverbrechen, das ungeheure Vorwiegen des Syſtems der Geldbußen, 
welches in dieſem Umfange den Reichen begünftigt; die übermäßig ausgedehnte 
Zulaffung der Haftbefreiungscantionen, die ftarfen Gewalten der Arbeitspolizei, 
die Verſchränkung der Eiviljuftiz für den Armen. Allein den Parlament und 
dem Geſetz zum Trotz hat ſich geltend gemacht der ſittliche Einfluß der berufs- 
mäßigen Befchdftigung im obrigleitlichen Amt, der Einfluß des collfegialen 
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Geiftes, der bejonders durch die Seffionen erhalten wird, und das dadurch 
erwedte und rege gehaltene Ehr- und Rechtsgefühl der höheren Stände. Ba 
einer täglichen Anſchauung dieſer Poltzeivertvaltung fommt man dod zu dem 
Urtheil, daß fie ficherer und zuverläffiger in diefen Händen ruht, ale fie in 
den Händen befoldeter Landräthe, Unterpräfelten oder Polizeicommiſſarien ruhen 
wiirde, befonders da, wo der Einfluß der politiichen Parteien auf das beioldete 
Beamtenthum ſich geltend macht. Es ift wahr, daß der gemeine Mann in 
der Friedensrichterfiube oft zu barſch, der Dann von Stande oft zu höflich 
behandelt wirb: aber dennoch herricht in Sinn und Geift der Entſcheidungen 
gemohnheitsmäßig die Gerechtigkeit fchlichter und wahrer als irgendiwo. Und 
dies ift denn auch die herrichende Vorftellung der niederen Klaſſen Englands 
ſelbſt, an denen periodifche Aufreizungen gegen die Ariftofratie ohne nach 
haltige Wirfung vorlibergehen, weil fie fühlen, daß das, was biefer regierenden 
Klaffe Englands folgen würde, ihnen fiher nichts Beſſeres brächte. 

**) Ehrenlränfungen im Amt. Burn v. Justices of the Peace & VI. 
No. 1. giebt eine Sanımlung von Gerichtsurtheilen über Beleidigungen ber 
Friedensrichter, und iiber die früher ftreitige Frage, ob der einzefe Friedens 
richter wegen contempt brevi manu verhaften faun, fowie ein Formular für 
den Abfüihrungsbefehl in folchen Fällen. Es Tommt darımter freilich aud die 
Entfheidung vor, daß ein Friedensrichter, der ſelbſt zuerft geichlagen hatte, 
mit einer Anlage wegen assault zurüdgewiefen wurde, weil Lord Hard- 
wicke der Meinung war, daß das Recht anf geſetzliche Protection dadnrd 
verwirft fei. 

***) Die Orbnungsftrafgewalt der Sessions wegen contempt gilt 
nur bei Bergehen im Gerichtshofe. Ein contempt out of court bereditigt 
nur die Reichegerichte zu einem attachment; die Seffionen müſſen in ſolchem 
Falle eine. ordentliche Anklage wegen misdemeanour erheben. Dies Recht 
der arbiträren Beſtrafung erſtreckt fich ſelbſtverſtändlich auch auf die Llnter- 
beamten des Hofes, jogar auf den Sheriff, foweit er bei Infinuationen von 
Ladungen 2c. als Unterbeamter der Seſſionen handelt, 2 Hawkins cap. 22. 
8 2. Dies Disciplinar-Strafrecht flieht indeffen den Seifionen nicht zu gegen 
die einzelen Friedensrichter, quoniam inter pares nulla potestas. Wen 
jedoch ein riedensrichter einen Friedensbruch oder ein Verbrechen begeht, io 
fann er von jedem anderen riedensrichter verhaftet, ja in dringenden Füllen 
auch zur Friedensbürgfchaft gezwungen werden, 2 Hawkins cap. 8. $ 46. 


8 73. 


Competenz: Berhältnifie der Friedensrichter. Untererbuung muter 
die Reichsbehörden. 


Die friedensrichterlichen Akte unterliegen einer Controle und Re 
vifion durch Höhere Königliche Behörden in einem Umfang, welder 
urfprünglich) weit hinausgeht über das, was wir als einen geordneten 
AInftanzengang betrachten. Es erklärt fich die® hiſtoriſch aus dem nor- 
mannifchen Verwaltungsrecht, einem Syſtem perjönlicher, thatfächlich able 
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[uter Regierung. Alle Gewalten der Friedensrichter galten Yahrhun- 
derte hindurch al8 perfünlicher Auftrag des Königs, wobei es 
den Machtgeber unbenommen bleibt, auch das ſchon begonnene Geſchüft 
dem Commiſſar wieder abzunehmen und durch feine ordentlichen Beamten 
(Justitiarıi) erledigen zu laſſen. So ergab fi ein Abberufungsredht 
durh writ of certiorari fowohl gegen die einzelen Triedensrichter 
wie gegen bie Sejfionen. Die Oberinftanz mit concurrirender 
Gewalt für beide war und blieb die Königsbank, oder die Kanzlei, oder 
in gewilfen Fällen der Hof der gewöhnlichen Civilprozeſſe. Die ftarfen 
verfaffungsmäßigen Garantien der englifchen Rechtspflege entftanden 
erit allmälig durch die richterliche Stellung und die fefte Beſetzung die- 
jer Reichsbehörden. Dem Rechte nad) beftanden auch die Oberbehörden 
nur aus widerruflich ernannten Yuftitiarien, die aber ſchon gegen Enbe 
des Mittelalters de facto lebenslänglich, und feit der Vertreibung der 
Stuart8 auch verfaffungsmäßig als unabfegbar anerfannt wurden. Erft 
dadurch hat die urfprünglich büreaufratifche Verwaltung den Charakter 
einer feiten Rechtsordnung für das öffentliche, wie für das Privatrecht 
erhalten. Mit derfelben Zeit beginnt nun aud die Spezialgefetgebung 
da8 Certiorari in unzähligen Fällen aufzuheben, und damit in zahl- 
reihen Gebieten die Beichlüffe der Duartaffigungen für endgültig und 
jelbftändig zu erffären. 

Analog verhält es fi) mit einem zweiten Ergänzungsmittel, dem 
Mandamus, welches in Fällen der Unterlaffung am die Stelle 
unferer Auffichtsinftanz tritt. Ergänzend tritt dazu endlich die Stel- 
lung des Minifters des Innern für folche Gebiete des Communal- 
lebene, in welchen eine durchgreifende neue Organifation eingetreten ift. 
In diefer Neihenfolge follen nun die Competenz - Verhältniffe darge- 
tellt werden. 

I. Das Abberufungsreht durch writ of certiorari 
it das Recht der alten verfaffungsmäßigen Behörden, Königliche Amts- 
geichäfte von einer Unterftelle an fich zu ziehen und jelbjt vorzunehmen 
(Hawkins Pl. IT. cap. 27). Für die Gefchäfte der Friedensrichter, 
deren Schwerpunft Strafjuftiz und Polizei bilden, ift die verfaffungs- 
mäßige Oberbehörbe die King’s Bench. „Es bedarf dazu feines be- 
„jonderen Geſetzes; denn es ift eine Folge der Stellung aller unteren 
„Jurisdictionen, mögen fie alt oder neu gefchaffen fein, daß ihre Acte 
„in den Hof der Königsbank durch Certiorari einberichtet werden 
„müffen, um dort geprüft zu werden“ Hawkins a. a. DO. 8 22. 
Auch wo ausdrücklich eine Appellation gegeben wird, ift das Certiorari 
damit nicht weggenommen. Wo ein Verfahren erfter ober zweiter 
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Inſtanz ausdrücklich für endgültig erklärt ift, verfteht ſich doch noch 
das Uertiorari. Auch wo es ausdrüdlic weggenommen ift, bleibt es 
doch im Zweifel noch der Krone vorbehalten, und fann vom Attorney 
General geltend gemacht werden ſowohl für die Anklage, wie zu Gunſten 
eines Angeklagten. Selbſt wo e8 unbedingt genommen ift, bleibt es 
doch Stehen gegen ſolche Acte, welche ein Friedensrichter vorgenommen 
bat in Fällen, für welche er gar Feine Yurisdiction hat, oder for 
fraudulent or collusive purposes. 

Das Gebiet der Abberufung umfaßt alle friedensrichterlicen 
Urtheile (convictions, judgments), Anflagebefchlüffe (indietments, 
presentments, orders), Anjtellungsbefchlüffe, überhaupt alfe judicial 
acts, durch welche causa cognita Gejee angewandt werden, und für 
die nicht eine ordentliche Rechtsinftanz durd) writ of error gegeben it. 
Keine Anwendung findet e8 auf warrants mit dem Charakter prozeß 
leitender Decrete, Vollftredungen, recognizances. Das Gebiet der 
Anwendung läßt ſich aljo etwa fo jcheiden. 

1. Gegen Borunterfuhungsacte (before imdietment 
found), auch bei misdemeanours (60. Gen. III. c. 4 8 4). 

2. Segen erhobene Anflagen indictments, welde di 


Triedensrichter fogar von Amtöwegen der King's Bench zum weiteren , 


Berfahren einfenden fünnen. Dalton ce. 195. In der Regel aber gr 
ſchieht es nur auf Antrag einer Partei, und gewöhnlich nur bei felo- 
nies, nicht leicht bei misdemeanours 2. Hawkius cap. 27 $ 28, 
Beantragt e8 der prosecutor, fo galt die Zulajjung früher als jelbit 
verjtändlih, da der prosecutor im Namen ded Königs auftritt, der 
„die Wahl hat, zwilchen feinen Gerichtähöfen.” Beantragt es de 
Beklagte, jo bedurfte e8 von jeher der Angabe eines beftimmten erheb 
lichen Grundes. Nah 5. et 6. Will. IV. c. 33 foll jegt immer 
eine Vorprüfung eintreten zur Vermeidung grundlofer Abberufungen; et 
foll ausdrüdlic eine Motion darauf bei dem Gerichtshofe oder einem Reichs 
richter angebracht werben, und in allen Fällen erſt ein Zulaſſungedecret 
ergehen, fowohl für den prosecutor wie für den Beklagten. Die Ge 
währung kann zivar ex debito justitiae verlangt werden, aber immer 
nur aus einer probabilis causa, über deren Erhehlichkeit das Gerich 
nach freiem Ermeſſen entjcheidet. Hauptgrund der Zulaffung ift „wenn 
ein befcheinigter Umſtand vorliegt, der es wahrfcheinlich macht, dab bei 
einer Verhandlung der Anklage vor ben Quarter Sessions nit un 


parteiifche Juſtiz gehandhabt werden wird.” Gin Spezielgrund il, 


wenn der Angeklagte eine Königliche Begnadigung vor dem Urtheil 
geltend machen will, die als Einrede nur bei der King's Bench, nid! 


* 
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bei den Provinzialgerichten geltend zu machen ift. — Außerdem ift die 
Abberufung erfchiwert durch ftrenge Prozekformen. Schon nah 5. et 
6. Will. et Mary e. 11; 8 et 9. Will. et Mary e. 33 bedarf 
es der Motion eines Rechtsanwalts, einer Beichlußnahme in öffentlicher 
Sigung, und von Seiten des Angellagten der Beftellung einer Prozeß- 
caution mit zwei zahlungsfähigen Bürgen auf 20 x. Für den Fall 
des Unterliegens werden dem Gegner und den verfolgenden Beamten 
volle Koften zugejichert. Neuerdings ift durch 5. et 6. Will. IV. c. 33 
dad Verfahren weiter erjchwert, die Caution Schon vor Ertheilung 
des Certiorari zu beftellen. 

3. Gegen Urtheile erfter oder zweiter Inſtanz und 
gegen orders. Da bei summary convictions überhaupt feine or- 
dentlihe Oberinſtanz bei den Neichögerichten (writ of error) ftattfindet, 
jo ijt da® Certiorari (vergleichbar unferer Aftenverjendung) das einzige 
Mittel ein Reichsgericht mit‘ Polizeiftraffälfen zu befaffen. Wo indeifen 
das Gefeg eine Appellation an die Quartalfigungen giebt, muß erft 
der Ausgang der Appellation, oder wenigftens der Ablauf der Appel- 
(ationsfrift abgewartet werden: event. findet dann noch Abberufung 
tatt. Die Ertheilung foll au hier nur aus einer probabilis causa 
eintreten, wenn dringende Gründe vorliegen, eine parteiische Entfcheidung 
u erwarten. Am ftrengften ift man in Wällen, wo an einem Appel: 
lation®urtheil TFriedensrichter theilgenommen haben, die in der Sache 
betheiligt find; hier tritt das Certiorari auch dann ein, wenn da® 
Geſetz das Abberufungsredht weggenommen hätte. 1 Queen’s Bench 
Rep. 467. Mebrigene wird e8 dem prosecutor unbefchwert ertheilt, 
dem Beklagten mit bedeutenden Beichränfungen. Nach 13. Geo. 11. 
c. 13 85 muß ber Antrag binnen ſechs Monaten geftellt, und den 
sriedensrichtern, deren Urtheil oder order angefochten wird, mindeſtens 
ich® Tage vorher fchriftliche Anmeldung zugeftellt werden; ferner muß 
der Bellagte nad) 5. Geo. II. c. 19 vorher eine Prozeß-Caution mit 
genügenden Bürgen für prompte Verfolgung der Sade und vollen 
Kojtenerfag ftellen. Der Erfolg ift, daß die Entjcheidung des früheren 
Richters durch die Einlegung fuspendirt, die Beurtheilung der Haupt: 
jahe an das Obergericht devolvirt wird zur Entſcheidung liber die 
Rechtsgültigkeit des angefochtenen Acts. 

Das Rechtsmittel. in diefer Geftalt ift alfo ein wichtiger Regu⸗ 
lator für die Competenz und für bie richtige Geſetzanwen⸗ 
dung, umd als folches noch immer von großer "Bedeutung, obgleich 
jeit Wilhelm III., wie ſchon oben erwähnt, in zahllofen Gefegen das 
Certiorari ausdrücklich weggefchnitten ift. 
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II. Das Mandamus entwidelte fi analog ans normanniſchem 
Berwaltungsredt. Da Neichsgerichte und TFriedensrichter von Hanle 
aus nur Obercommilfarien und Untercommiffarien derfelben Königlichen 
Gewalt find, jo verftand fi, daR das Reichsgericht durch pofitiven 
Befehl den Friedensrichter anweifen Tann, unterlaſſene Amtsgeſchäfte, 
die er nad Gefek und Auftrag vornehmen muß, zu vollziehen. Et 
bildete fich dafür die Form eines Mandatsprozeffes, damit dem Unter- 
richter Gelegenheit gegeben werde fich erft über Gründe feiner Weige 
rung auszufprechen. Form und Fälle des Mandamus beruhen auf 
der Gerichtspraris, und bilden das Rechtsmittel gegen Rechtsverweige 
rung. Es erfcheint daher als Befehl aus dem Reichsgericht der King’: 
Bench im Namen des Königs, gerichtet an eine untere Gerichtöftele, 
Corporation oder Perſon, mit der Anweifung einen darin genannten 
Act vorzunehmen, welcher zu feinem Amt und zu feiner Pflicht gehört, 
insbefondere an untere Gerichtsftellen als „Befehl Recht zu ertheilen 
nach ihren Amtögewalten, wo folches verzögert ift“ (Blackstone II. 
110). Es ift alfo ein Act eigentlicher Staat8hoheit (prerogatıre 
writ), vergleichbar einer querela proractae vel denegatae justitiae 
für öffentliches und Privatrecht, — ein Zmwangsmittel gegen alle unteren 
AYurisdictionen, mögen fie durd altes Herfommen, Charte oder Parla- 
mentsacte gefchaffen fein. Da ‚aber der Hauptzwed nur die Bermei— 
dung eine® defect of justice ift, fo folgt ſchon daraus die fubfidiäre 
Natur, vermöge deren es nur eintritt, wo ein legales Rechtsmittel fehlt, 
und auch dann nur nad biscretionärem Ermeſſen, nicht ex debito 
justitiae. In befonderer Anwendung auf Friedensrichter tritt dat 
Mandamus ein: 

1. Bei Acten der einzelen Friedensridter out of 
sessions, namentlich) wenn ein Friedensrichter auf angebradte ın- 
formation die Einleitung eines Strafverfahrens ohne Grund vermei- 
gert; oder wenn er die Anftellung eines Armenauffehers in der geſetzlich 
vorgefchriebenen Frift und Weile verweigert; oder die eidliche Nechnungs- 
abnahme der Armenauffeher (17. Geo. II. c. 38); ober bie Beitäti- 
gung einer Armenſteuer⸗Einſchätzung; oder die erecutivifche Beitreibung 
eines Steuerrückſtandes; oder die Zulaſſung einer gehörig erhobenen 
Steuerreclamation; ebenfo wenn er die Zulaffung und Beeidigung eine? 
gehörig ernannten Communalbeamten verweigert, oder was ihm jonft 
al® Pflicht der Nechtsertheilung obliegt, — immer mit dem Vorbehalt, 
daß fein anderes ordentliches Nechtsmittel zur Abhülfe deffen gege- 
ben ift. 

2. Gegen Ucte der Friedensrichter in sessions, wenn 
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ie gegen einen Angeklagten ohne vechtliched Gehör verfahren, überhaupt 
jegen die Regel audiatur et altera pars verftoßen; wenn fie die Zu- 
ajlung einer Appellation verweigern, wo das Geſetz eine ſolche zuläßt; 
vo fie nach Zulaffung eines special case die Einjendung eines folchen 
ın das Dbergericht verweigern; wo fie die Zulaſſung eines diflenteri- 
hen Geiftlichen zur Ableiftung der gefeglichen Eide verweigern u. f. w. 
Immer erjtredt ſich jedoch die Cognition des Obergerichts nur auf .die 
ormelle Frage der Nechtöverweigerung, nicht auf die materielle Voll- 
tändigfeit eines Verhörs oder einer Beweisaufnahme. 

Das Verfahren ift ähnlich dem deutſchen bedingten Mandatspro- 
zeß. Es beginnt mit einer eidlichen Erhärtung bes Antragftellers über 
jein Recht und die Rechtsverweigerung. Darauf ergeht ein vorläufiger 
Befehl an den Beamten zur Angabe der Gründe (to show cause), 
aus welchen ein Mandamus nicht erlaffen werden folle. Fallen diefe 
ungenügend aus, fo ergeht num ein mandatum cum clausula, ent- 
weder das Verlangte zu thun, oder einen beftimmten Grund für das 
Gegentheil anzugeben. Darauf muß der Unterrichter bis zu einem be- 
timmten Tage Bericht erftatten. Fällt diefer ungenügend aus, fo er- 
geht ein peremptorifchee Mandamus, auf welches fein anderer Bericht 
zugelaſſen wird, als ein Attejt über die vollftändige gehorjame Ausfüh- 
rung des Befehls; event. erfolgt die fummarifche Beſtrafung durd 
Ordnungeftrafe, attachment for contempt. 

Mandamus und Certiorari in ihrer gegenfeitigen Ergänzung find 
die wichtigften Rechtsformen zur Erzwingung der Yegalität der 
Yandesvermaltung. Polizei», Finanz-, Militärhoheit waren in 
England ſchon im zwölften Jahrhundert vollftändig entwidelt. Seit 
dem vierzehnten Jahrhundert aber beginnt. eine langfame, mühjame 
Arbeit der ftändifchen Geſetzgebung, welche allmälig diejenigen Beftand- 
theile der Staateverwaltung abfondert, welche fic zu einer feiten Con- 
tole nad) Rechtsgrundfägen eignen, von denjenigen, welche dem freien 
Etmeſſen der ausführenden Beamten überlaffen bleiben müffen zur Er- 
haltung der Einheit und Kraft der Staatsregierung. Dieſe Controle 
hat ihren Schwerpunkt in dem Verhältniß der Reichgerichte zu den 
Stiedensrichtern, alfo im Gebiet der Polizeiverwaltung im weiteften 
Sinne. Sie befteht aber analog für alle übrigen Gebiete und bildet 
daher ihren eigenen Abfchnitt in jedem Capitel diefer Darftellung, mit 
dem felbftverftändlichen Vorbehalt, daß fie in jedem Gebiet der Staats⸗ 
hoheitörechte einen verjchiedenen Umfang hat, in der Finanz: und Mi- 
Itärhoheit einen engeren als für die Polizeiverwaltung. Alle Staate- 
Hoheitsrecgte find hierin vollem Maße entwidelt: Die Auslegung 
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der ihre Ausübung normirenden Gefege erfolgt aber im (all 
des Streits nicht durch die Departementschefs der Verwaltung, fon- 
dern durch die Reichegerichte. Je durchgreifender diefer Grundſatz zur 
Geltung fam, um fo mehr wurde die Yegalität ber Verwaltung die 
Regel. Die gerichtliche Controle der Gefammtverwaltung bes grof- 
britannifchen Reich befchränfte fich im Juſtizjahr 1860 auf 61 Fälle 
einee Mandamus und 69 Fälle eines Uertiorari. Dieſe einfade 
Mafchinerie, welche für ſich betrachtet nur einen Theil der Arbeitexeit 
eined Reichsrichter® in Anfpruch nehmen würde, bejteht nun feit ah: 
hunderten. Nicht die Gerichte beftimmen dad Maß und die Weife der 
Ausübung der Staatöhoheitörechte, fjondern das Geſetz (und zum 
feinen Theil alte® Sewohnheitsrecht) beftimmt die Grenzen im einz- 
(fen: die Gerichte haben nur über Auslegung und Anwendung fefter 
NRechtsnormen zu befinden, durch melde auch die Yegitimation zu 
Klage (nah Umftänden für den Einzelen, für die Gemeindebeamten, 
für die Nörperfchaften, für den Attorney General) näher be 
ſtimmt iſt. 

Ergänzend tritt zu dieſem Syſtem noch das writ of prohibition, 
quo warranto, die informations ex officio ‘und ba6 habeas cor- 
pus 2°), die in dem friedensrichterlichen Verwaltungsgebiet feltener zur 
Anwendung kommen, aber doc zu dem Organismus diefer Staats- 
verwaltung gehören, der ein zufammenhängendes Ganze bildet zur feiten 
Megelung der Rechte der Gefammtheit gegen den Einzelen. 

III. Neben den Reichsgerichten fteht dann noch die Amtsgewalt 
des Minifters des Innern?) Diefer ehemalige „Cabinetsrath 
ift in der neueren Geftalt allerdings ein Miniſter des Innern um 
der Polizei zu nennen (Gmneist Bd. I. 8 73). Er ijt Friedensrichtet 
ex offhicio in dem Gebiet des Reiche. ' Durch das jolidarifche Berhält 
niß des Staatsminiſteriums (cabinet) und durch das Recht bed Se- 
eretary die Erlafje welche das große Siegel paffiren vorzuzeichnen, it 
ed dahin gefommen, daß die Ertheilung der Friedensrichtercommiffionen, 
die Ernennung des Lord Lieutenants und die Entlafjungen der Arie 
densrichter in der Megel mit feinem „Beirath“ erfolgen. Er ſteht in 
laufender Eorrefpondenz mit dem Lord Lieutenant und anderen jelbit: 
ftändigen Local Polizei Verwaltungen, und’ gewährt ihnen jeberzeit 
feinen Rath und feine Affiftenz, insbefondere auch zur Verwendung ber 
regulären Truppen in Zeiten eines Aufruhrs oder Tumults. 

Bei weitem tiefer eingreifend ijt aber feine Stellung geworden in 
den neu organifirten Theilen der Communalverwaltung, umd 
feine Mitwirkung bei diefen neuen Organifationen felbft. Es tritt Diet 
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namentlich hervor bei der Neugeftaltung der constabulary force 
($ 70, 71) mit weitgehenden Befugniffen zum Erlaß von Verwal: 
tungeregulativen und Anftellungsrechten. Daran reiht fich feine neue 
Stellung in der reformirten Verwaltung der Gefängniffe und des 
Irrenweſens, ($ 62) und bei der Verwaltung des Criminalfonde 
(8 65). So fehr indeffen auch das englifche Minifterium des Innern 
modernifirt erfcheint, fo bleibt doch für die alten fertigen Gebiete des 
Communalweſens der Grundgedaufe beftehen, daß ſich die Einwirkung 
des Miniiters auf Organifations- und Etatsfragen befchränft; 
während die materielle Entfcheidung von Beſchwerden, aljo der Streit 
über Auslegung und Anwendung des öffentlichen Rechte, den Reiche: 
gerihten durch Certiorarı und Mandamus zufällt. 


1) Das Certiorari in den Borfladien vor dem Urtheil erjekt das im englifchen 

Recht fehlende Relujationsrecht gegen die beamteten Richter. Doch ift 
man bei der Ertheilung ziemlich fireng. Es genügt nicht der Nachweis, daß 
ungünftige „Borurtheile" gegen den Angeflagten in der Gegend herricden, 
Iondern es muß nachgewieſen werden, warum grade bei dem fo bejetten 
Gericht eine Befangenheit zu vermuthen fei. In vielen neueren Ent- 
iheidungen ift ausgeſprochen, daß bei den Duartalfitungen einer großen 
Grafihaft noch immer eine unparteiifche Beſetzung zu finden fein werde mit 
Hülfe des weit ausgedehnten Berwerfungsrechts gegen‘ die Gefchworenen 
Ueberzeugt fi) aber die King’s Bench von einem erheblichen Reknſations⸗ 
grund, fo wird die Endenticheidung gemöhnlid in eine andere Grafichaft 
verwieien, um ein „fair trial“ zu gewinnen. 

Das Berfahren nad bewilligtem Certiorari ift fehr formell. Die 
King’s Bench fordert die Alten ein zur weitern Verhandlung durch ein an 
zwei riedensrichter der competenten Quartalfitung adreifirtes Reſcript, deſſen 
älteres Tateinifches Formular (Dalton c. 195) dahin lautet: 

„Georgius, Dei gratia etc. Custodibus Pacis nostri in Com. Contab. 
et eorum. cuilibet salut’. Volentes certis de causis Certiorari super 
tenor’ cujusdam Securitatis Pacis, quam A. P. Armiger nuper invenit 
coram vobis, vel aliquo vestrum, de eo quod ipse dampnum vel malum 
aliquod R. S. aut alio alicui de populo nostro, de corpore suo nec 
faceret, nec fieri procuraret quovis modo; vobis mandamus, quod 
tenorem Securitatis Pacis predict’ nobis in Cancellar’ nostr’ in Octabis 
Purificat. Beatae Mariae prox’ futur’ ubicunque tunc fuer’, sub sigill’ 
vestr' ve] unius vestr’ distincte et aperte sine dilatione mittatis: Et hoc 
sub poena cent’ libr’ nullatenus omittatis, nec aliquis vestr’ omittat. 
Teste meipso apud West. 28 die Nov. anno Regni nostri sexto.“ 

Die angewieſenen Friedensrichter müſſen dann auf Pergament unter 
ihrem Infiegel in ber vorgefchriebenen Weije rückberichten nad) folgendem 
Formular: 

„Ego M. C. Armig’ unus Custod’ Pacis ac Just’ etc. virtute istius 
Brevis mihi deliber’, indietament’ illud (unde in dicto Brevi fit mentio) 
una cum omnibus indictament’ tangentibus, in Cancellar’ dieti Dom. 











832 Eap. IV. Abſchu. VII. Die obrigleitliche Stellung der Friedensrißter x. 


Regis - distincte et aperte sub sigillo meo certifico. In cujus ra 
testimonium etc. 

Das mit den Boralten eingefandbte indietment, die Friedenscautim x. 
werben nach ihrer rechtlichen Seite geprüft, und können kaſſirt oder befätic: 
werden; im erfteren Fall wird verordnet, was weiter damit geſchehen ſol 
Mt auf das indietment ſchon eine förmliche Einlaſſung eingetreten tissue 
joined), oder fchon ein Verdikt gefprochen, jo findet das Certiorari in dem 
Zwifchenverfahren nicht mehr ftatt, fondern nur nod) gegen das Endurtheil. 

Das Verfahren gegen Urtheile, orders und convictions, ift begreiflidher Veie 
eben fo formell. Das Reichsgericht fordert den Sprud) mit den Akten originaliter 
zum weiteren rechtlichen Verfahren ein: das Untergericht berichtet in cheir 
formaler Weiſe. Durch die Zulaflung bes Certiorari fubflitwirt ſich du 
Obergericht für die Rechtsenticheidung der Sache, einſchließlich der acceſſorüſcher 
Theilnehmer, vollftändig den Untergeriht. Dickinuson, Qu. Sessions cıp. 
13. s. 3. Doch beſchränkt fi) die Beurtheilung auf die Rechtsgültigta: 
des Spruchs, ob er regular in form and in practice; eine neue Beweitaui 
nahme und neue Beurtheilung der question of fact findet ſelbſt auf beige 
brachte Bejcheinigungen affidavits nicht ftatt. 

Ueber die Beichränkungen des certiorari feit den Zeiten der Revolution |. 
Geſch. Abth. ©. 387. Schon dur 12 Car. II. c. 23. 24. wurde in ganife 
Steuerfällen das Certiorari weggenommen; dann folgen im 18. Jahrhunden 
maffenhafte Aufhebungen bei der Wege- und Brüdenbauverwaltung, bei & 
Einihätung der Kreisftenern und in zahllofen Bolizeiregulativen. Ja dr 
Mehrzahl der neueren Gefehe wird die Wegnahme des Certiorari eine Reha 
Klaufel. Der Gejeßgeber war dadurch genöthigt, fich im jedem Ginzeliek: 
beftimmt Har zu machen, bei welchen Fragen eine endgültige Entſcheidung tt 
Duartalfigungen unbedenklich fei. Stehen geblieben ift das Certiorari hau! 
ſächlich bei folhen Fragen, welche auf die Innehaltung von Grundredten un 
durchgreifende Prinzipien des Rechtsſyſtems hinauslaufen. 

2) Das Mandamus, obgleih nur aushülflich, kann zuweilen auch nebt 
einem Strafverfahren eintreten, wo das leßtere nicht ebenſo vollßändige 
Rechtshillfe gewähren würde. Keine Anwendung findet es aber gegen Unte 
beamte mit dem Charakter bloßer ministerial officers, 3. B. gegen em 
Kreisrendanten, der einer order der Quartalſitzung Folge zu leiſten weg! 
da hier die Strafgewalt des Vorgeſetzten als volllommen ausreichend gilt. - 
Beifpielsweife findet es dagegen in Comununal-Angelegenheiten flatt, um d* 
Hecht der Steuerzahler zur Einfiht der Steuerliften und Rechnungen zu fi 
zwingen, :u welchen Zweck in neueren Gejegen meiftene noch beſondeit 
Strafen den mweigernden Communalbeamten angedroht find. Die vielen bier 
deren Geldbußen, welche in neueren Geſetzen fir einzele Uuterlaffungen N 
Beamten angedroht werden, haben nur den Sinn, ein kurzes funmmaride 
Berfahren zu ermöglichen. Berfaffungsmäßig erzoingbar find folde Aew 
der Regel jchon auf anderem Wege. 

Das Verfahren bei dem Mandamus bewegte ſich urfprünglich nur de 
den Rechtspunkt auf Grund der von der Unterbehörde berichteten Thatjechen 
Auf die Ermittelung von Thatfachen ließ ſich der Gerichtshof nicht ein, aut 
nicht auf Beſcheinigung (affidavit). Die thatfichlichen Angaben des Vellagten 
(dev Behörde) wurden vielmehr als richtig angenommen, und nad Maßgede 
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derfelben das Mandat beftätigt oder zurüdgenommen. Behauptete der Antrag- 
Keller thatfächliche Unrichtigkeit, fo hatte er eine actio in factum wegen 
fatfchen Berichts, und konnte, wenn dies durch eine Fury feftgeftellt war, vollen 
ES chadenserfat und ein peremptorifhee Mandamus verlangen, 3 Blackstone 
111. Nur in feltenen Fällen eines Maren Unrechts kann auch vorweg ein 
unbedingtes mandatum sine clausula erlaffen werden. Einige Verbefferungen 
des Berfahrens durch 9 Anne c. 20. 8 1. (fiir einen befonderen Fall) find 
ietst ausgedehnt auf alle Fälle des Mandatsprozeſſes durch 1 Will. IV. c. 21. 
Sie Ianfen hinaus auf Vereinfahungen, Berichterftattung fchon auf das erfte 
Mandat, ſummariſche Erörterungen des Thatfächlichen ſchon im Mandats- 
prozeß; der Koftenpunft wird in das freie Ermeflen des Gerichts geftellt, un) 
im Ganzen mehr fir die Schonung der Beamten geforgt, indem es dabei 
weniger auf Schadenserjag, als auf Feitfielung von Rechteprinzipien abge- 
ſehen if. Weitere Fortbildungen des NRechtsmittels enthält 6. et 7. Vict. c. 
67; 17. et 18. Vict. c. 125. 8 76. 

Eine bejonders häufige Anwendung des Mandamus, die hier des Zufam- 
menhangs wegen jchon erwähnt werden mag, ift die zur Erziwingung der Zu- 
faffung gehörig gewählter Corporationsbeanten und gegen unrechtmäfige 
Entſetzung eines folhen, 9 Anne c. 20;6. et 7. Vict. c. 89. 8 5., insbejondere 
auch der ftädtijchen Blirgermeifter 11. Geo. I. c. 4; 1. Viet. c. 76. $ 26. Das 
Mandamus ift bier eine ordentliche Klage — die Rechtsform, in welcher die 
Reichsgerichte befaßt werden mit der Aufrechterhaltung der verfafjungsmäßigen 
Zelbftändigfeit der Communalämter (vgl. 8 87a unten). 

?a) Writ of probibition. Information. Qno warranto. Habeas eorpus. Diefe 
collateralen Beſchwerdemittel greifen nur nebenbei in das friedensrichterliche Amts- 
gebiet, find aber (wenn auch felten angewandt) grundfätlich wichtig als Schußmittel 
gegen willfürliche Ausdehnungen der Gewalten weltlicher und geiftlicher Behörden. 

Das Writ ofProhibition ift ein direftes Neflript der Reichsgerichte, 

regelmäßig aus der King’s Bench (in einigen Fällen auch aus der Kanzlei 
oder aus einem anderen Reichsgericht), erlaflen gegen Anmaßungen einer 
Jurisdiction Seitens einer Behörde, der eine folche nicht zufteht (Natura 
brevium 39). Es kommt praltifch hanptfächlich vor gegen Weberfchreitungen 
der geiftlichen Behörden; könnte aber auch vorkommen gegen Anmaßung einer 
Appellation Seitens einer weltlichen Behörde, wo fie nicht das Recht hat 
Appellationen anzunehmen (1 Term. Rep. 552), oder in Füllen, wo ein County 
Court, Hundred Court, Court Baron, oder ein anderes Untergericht fic mit 
Brogefien befaßt, die liber feine Competenz gehen. Der Grund, aus welchen gegen 
jriedensrichterliche Urtheile die Prohibition nidyt zur praktiſchen Entwidelung 
tom, fiegt darin, daß das Certiorari Jahrhunderte lang jede mögfiche Ueber- 
ihreitung abſchnitt, und darin, daß die friedensrichterliche Iurisdiction ihrer 
Anlage nach Leine Tendenz hatte mit den geordneten Gewalten des Landes in 
Colliſion zu kommen. Das eigentliche Gebiet des Writ of Prohibition find 
die Ausnahmägerichtsbarfeiten, die ihrem Weſen nach, und megen der darin 
geltenden fremden Rechte, eine ftetige Tendenz zu Weberfchreitungen haben, 
namentlich) die geiftlichen, Lniverfitäts-, Militärgerichte, der alte Court of 
Chivalry, der Court of Admiralty und die Pfalzgraffchaftsgeridhte. Diefen 
gegenüber fpielt das writ of Prohibition fchon feit dem Mittelalter feine gewal- 
tige Rolle zum Schuß des Tandesrechts, the remedy provided by the Common 
Oneift, Engl. Sommunalverfaffung. " 53 
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Law against the encroachment of jurisdiction, 3 Blackstone cap. ?. It 
folhen Fällen Tonnten auch die Barteien, die fich unbefugt am ein feldee 
Gericht wandten, wegen contempt geftraft werben, 3 Blackstone p. 112. 115. 

Das writ of quo warranto war bau beftimmt, die Aamakun: 
von königlichen Rechten (Staatshoheitsrechten) durch den Einzefen zu verjolger. 
e8 war im Mittelalter das unpopuläre, aber üuferfi wirkſame Mittel dr 
Aneignung von Jurisdictionsrechten durch den großen Grundbeſitz, jede Cı 
weiterung des Yendalismus in der Weife des Kontinents zu befämpfen. Als 
feit den Zeiten der Reformation diefe Gefahr befeitigt war, wurde es meh 
gegen die Stadtcorporationen gewendet. In der neueren jeltenen Weile I 
Anwendung ericheint es als ein fistalifches Strafverfahren, ale informativ. 
„in der Weile eines quo warranto.“ 

Die information ex officio al® ein auferordentliches ſiscalijche 
Strafverfahren, anwendbar nur bei misdemeanours, und namentlid geger 
Amtsvergehen, ift oben S. 782 berührt, und kommt ebenfalls nur felten zut 
Anwendung. 

Ergänzend gehören dazu endlich die habeas corpus Alten, mittee 
derer ein Mißbrauch der adminiftrativen Gewalten durch Gingriffe in die 
perfönliche Freiheit verhindert, und bie gerichtliche Entſcheidung über jede 
Berhaftung (mit Abjchneidung eines jeden Auswegs und einer jeben Um 
gehung derſelben) erzwungen wird. Eben dazu dient die allgemeine Cr 
mädtigung der Neichsrichter zur Gefängnißausleerung (gaol delivery), du 
Befugniß der grand jury zur Kenntnißnahme von den Gründen der ve 
haftung und die im 8 60. berührte Aktenverfendung durdy special cases 

Die Geſammtpraris der Crown Side der King’s Bench, in der fid dri 
Alles concentrirt, beftand im Juſtizjahr 1860 aus 61 Anträgen auf Write 
mandamus; 69 Writs of certiorari; 7 informations on quo warrant: ! 
Anträgen auf writs of habeas corpus; 10 informations ex officio; 81 Alter 
verjendungen (Parl P. 1861. Vol. LX. Part II. ©. 132.) 

3) Die Stellung bes Minitters des Innern zu diefen älteren ferbar 
Gebieten des Communalweſens ift allerdings durch die Neugeftaltung d 
Gefänguiß- und der Irrenverwaltung ($ 62., 8 624.), durch bie Uebernahnt 
der Sriminalloften auf die Staatsfonds ($ 65), durch die Neugefaltung I 
Gensdarmeriejgftems ($ 70. 71.) und durch die etatsmäßige Ordnung M 
neuen Kreiögerichte ($ 26.) bedeutend erweitert. Folgerecht wirkt dies auj Mi 
Dberinftanz der ftäbtifchen Verwaltung zurüd (unten $ 87a.) Der Charalin 
dieſer erweiterten Miniftergewalt beichränft ſich aber doch anf Regulative u 
Etats. Die Entſcheidung über Auslegung der Geſetze des öffentlichen Kethit: 
alſo die materielle. Beſchwerdeinſtanz, ift auf diefen Gebieten M 
Heichsgerichten geblieben. Die Vereinigung wirklicher Entfcheidungsgeweitt 
mit den abminiftrativen Gentralbehörden gehört erſt der neuflen Geſtalt der & 
meindeorbnungen an (Cap. VIIJ. IX.), auf welche hier vorläufig zu verweit 
if. Diefe Bereinigung der allerwichtigften Jurisdictionsbefugniffe mit X 
allgemeinen Recht der Kenntnignahme, Controle, Ausführung und Lrgen 
fation bildet in den Berfaffungen des Gontinents die Allgerwalt der „Büress 
kratie“; während die englifche Verfaffung durch Sonderuug der Gefcäitäfrelt 
und Weberweifung aller wirklichen Jurisdiction an unabſetzbare Codegit. 
einen feften Rechtöfchug gegen die Mebergrifie der zeitigen Verwaltung giebl 
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und dadurch erft conftitutionelle Regierung in parlamentariicher Verfaffung 
möglid) macht. Die Polizeigewalt ift überall vollſtändig da: aber fie ift ein- 
gehegt zwiſchen Corporationen und Gerichte, die ſich gegenfeitig ſchützen und 
in herkömmlicher Verfaſſung erhalten. Auch die adminiſtrativen Formen unſerer 
Verwaltung find vorhanden: Berichterſtattung, Reſtript, Beftätigung, Geneh— 
migung oder Abweiſung: aber nicht als Form einer Jurisdiction über die 
wichtigſten Fragen des öffentlichen Rechts. Eine feſte Haltung gegen eine 
unbeſtimmte Ausdehnung der Miniſtergewalten hat bisher in England nur 
das alte Syſtem des Selfgovernment gezeigt, foweit e8 auf Ernennung — 
nit auf Wahlen — beruht. England ift vielleicht das einzige Fand, wo fogar 
noch Geſetze vorkommen, welche Berichterfiattungen an den Minifter als üiber- 
düſſig geworden wieder aufheben; wie 11. et 12. Vict. c. 67, weldes 5 
Zyiteme von Berichterftattungen bejeitigt. 


8 74. 
Die ftrafredhtlihe Berantwortlichleit der Friedensrichter. 


Daß die Friedensrichter, abgefehen von der Correctur ihrer Maß- 
regeln durch die Dberbehörden, auch perfönlich als Königliche Com— 
miffarien verantwortlich jeien, verjtand ſich im Mittelalter von jelbft, 
ihon fraft der arbiträren Strafgewalt des Königs in der Feudalperiode. 
Auch die feit der Magna Charta allmälig durchgeführten Grundrechte 
nahmen diefe Strafgewalt über die eigenen Beamten des Könige 
niht weg. Noch felbftverftändlicher war das Entlaffungsrecht gegen » 
die Friedens : Sommifjarien wegen Uebelverhaltens, und das Recht der 
Anklage wegen vorfätzlicher pofitiver Berlegungen der Amtopflicht, die 
nah gemeinem Recht ein klagbares misdemeanour bildet. Es 
war daher nur eine Declaration des gemeinen Rechts, wenn in 4. 
Hen. VII. c. 12 von einer Klage bei dem Aſſiſenrichter oder bei dem 
rord Kanzler die Rede ift, in Folge deren ein yriedensrichter vom Lord 
Kanzler entlaffen und nad) Verdienft geftraft werden fünne. Noch unter 
den Tudors und Stuarts war es fehr gewöhnlich, dak die Yord Kanzler 
dtiedensrichter mit Entlafjung bedrohen wegen biefer oder jener Miß- 
bräuche in der Verwaltung, 3. B. folche, welche leichtfinnig zu viele 
Scantftellen conceffioniren würden (Howell’s State . Trials III. 
pag. 835). In wichtigeren neuen Gefegen werden den Friedensrich— 
tern auch beftimmte Geldbußen gedroht, wie in 14. Eliz. c. 5 eine 
Buße von 5 L. für Unterlaffungen in Ausführung der Armengefege 
(Lambard IV. c. 21). | 

Trotz der großen Schonung, bie im 18, Jahrhundert mit ber 
wachſenden Selbftändigkeit des Friedensrichteramts und ber regierenden 

53* 
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Klaffe eintrat, ift dieſe Auffaffung principiett beibehalten, jedoch dur 
die Praxis der Reichsgerichte auf feſte Grundſätze zurücgeführt. Tas 
feitende Princip ift, daß ein Friedensrichter für materielle Unrichtigkeit 
feiner Entfcheidung nicht ftrafbar ift, jo lange feine Intention ein: 
“ reine war. Wo aber ein Mißgriff nicht aus Irrthum entipringt, 
fondern aus Parteiintereffe, Rachſucht oder Uebermuth (private interest 
resentment, oppression) tritt eine ftrafrechtliche Verantwortung ın 
mehrfacher Weife ein. 

1. Eine Criminalanklage indictment ift begründet we 
gen eines vorſätzlichen Amtsmißbrauchs aus corrupt, partial or 
malicious motives. Das Verfahren ift das gewöhnliche: prosecution 


durch einen Privatmann im Namen des Königs, Prüfung der Anklag 


durch eine grand jury, Entjcheidung durch Richter und Jury (mobi 
die Feftitellung des boshaften Vorfages den Schwerpunkt des Schuld 
ſpruchs bildet), und arbiträre Strafe in Geld oder Gefängniß. Br 
ſpielsweiſe gehört dahin die Verhaftung eines Unſchuldigen aus boshaften 
Vorſatz, erweisliche Parteilichleit bei Ertheilung von Gemerbecone'- 
flonen. Ein befonderes Vergehen bildet die extortion, unrechtmäßige 
Erpreffung von Vermögensvortheilen by colour of office. Die Bor: 
prüfung der Anklage findet hier bei keiner Staatsanmwaltfchaft ode 
Bermwaltungsbehörde ftatt, jondern durch die einzelen Borunterfuchmg!: 


richter (Friedensrichter) und durch die Anklagejury. Bei einer Antlan 


gegen einen Großwürdenträger tritt da8 verfalfungsmäßige impeach- 


ment im Parlament ein, welches ebenfalls zu Amtsentfegung, Get | 


buße, Gefängniß nad) der Schwere, des Verbrechens führen Tann. 

2. Ein fiscalifhes Strafverfahren von Amtswegen 
eriminal information tritt ebenfo ein, wenn auf Grund vorge 
legter Beſcheingungen (affıdavits) ein Amtsmißbrauch aus einem 
corrupt, partial, oppressive motive erfichtlich wird. Beiſpiele aut 
der Praris find: vorjätliche Verhaftung einer PBerfon wegen Nichtzah 
fung einer ungefeglichen Gebühr; Ausſpruch eines Strafurtheile obn 
den Berurtheilten zu laden oder zu hören; Verweigerung einer Et 
werbeconcejfion aus den Motiv ber Privatrache (2. Burr. 1317, 1716:: 
Ertheilung einer Conceffion aus corrupt motives (1. T. R. 6%: 
2. Str. 1210). In fehr flagranten Fällen kann ein ſolches Verfahren 
fogar gegen Acte der riedensrichter in den Sejfionen eintreten wegen 
eined manifest act of oppression, or wilful abuse of power. 
2. Barnard. 249, 250. R. v. Seton, 7. T. R. 374. In allen 
ſolchen Fällen muß jedoch die Gegenpartei mit „reinen Händen‘ vor 
Gericht erſcheinen, d. 5. felbft von dem gerechten Vorwurf ſchulobarer 
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Zeranlaffung frei fein. Auch Unterlaffungen können dahin gehören, 

wenn fie den Charakter einer gross and wilful negligence in Aus- 

führung des Amts tragen, 3.3. Unterlaffung eines durch Geſetz pofitiv 
vorgefchriebenen Acts in Fällen, wo das Geſetz feine Discretion läßt; 
sreilaffung von Haft bei Anflagen auf eine capitale felony; grobe 

Nachläffigkeit und feiges Benehmen bei Unterdrückung eines Aufruhre 

(R. v. Pinney, 3. B. et Adol. 949). Ein fpezielle® Gebiet bilden 

die Gautionsbeftellungen: wenn der Friedensrichter eine geſetzlich zuläffige 

zurüdweift, ober eine unverhältnigmäßig große fordert, oder eine unge- 
nügende annimmt und dadurd da8 Verfahren illuforifch macht. 

3. Eine ſummariſche Beftrafung durd attachment, 
vergleichbar unferem Syftem der Orbdbnungsftrafen, tritt baupt- 
ſächlich ein wegen directer Widerfeglichfeit gegen einen pofitiven Befehl 
der Oberbehörbe, z. B wenn nad) bewilligtem Certiorari die Abgabe 
der Sache, nach bewilligtem Habeas Corpus die Auslieferung des 
Verhafteten verweigert wird, oder bei Ungehorſam gegen ein writ of 
prohibition, writ of error, supersedeas u. ſ. w. In der Praris 
it e8 zumeilen auch angewandt gegen Friedensrichter die in eigner 
Sache verfahren. 

4. Eine einfadhe Amtsentlaffung bleibt endlich vorbehalten 
jowohl wegen offenbarer Vergehen wie wegen Nachläffigfeit eines Frie— 
densrichterd. Es fteht der durch einen Act verlegten Partei aud) frei 
bi dem Lord Kanzler auf eine ſolche Entlaffung anzutragen. Sie 
kann entweder durch ein fpezielles Nefeript des Lord Kanzler erfolgen, 
oder ftillichweigend dadurch, daß eine neue Friedenscommiſſion ausge⸗ 
fertigt, und der Name des ungeeigneten Friedensrichter8 darin Wegge- 
laffen wird. Aus natürlichen Rückſichten ift dies letztere das gewöhnliche, 
und fommt mit möglichſter Vermeidung eines auffälligen Verfahrens 
noch heute zuweilen vor. 

Ih Kür die ordentlihe Strafflage, indictment wegen Amtsmißbrauche, 
wird durch die Vorunterſuchung umb durch die grand jury immer feftgehalten 
die Grenze des injust, partial, oppressive, corrupt motive (einfchließ- 
ih der Furcht und Gunſt). Bloße Irrthümer und Webereilimgen bilden 
feinen Thatbeſtand eines ftrafbaren Delifts; „denn diejenigen, welche Recht 
„verwalten, ſollen frei fein in ihren Gedanfen und unabhängig in ihren 
„Urtheil.” Eben deshalb ift freilich auch der Beweis einer ſolchen An- 
Nage ſchwierig, und im Ganzen gilt die Durchführung für ziemlich 
unpraftifch. — Webrigens find „weder Parteien, noch Zengen, noch Anwalt, 
„noch Jury, noch Richter verantwortlidy für bloße Worte, welche geiprochen 
„find im Amt“ (Lord Mansfield). Für nicht zur Sache und zur Amtefährımg 
gehörige Worte (extrajudicial language) iſt indeffen auch ein Friedensrichter 
verantwortlich, Dickinson cap. Il. 8 2. a. €. 
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2) Fiskaliſches Strafverfahren ex officio. Der Antrag (motion) ar 
ein ſolches Verfahren muß in der Regel angebracht werben in ber erien 
Gerichtsperiode (term) nad) Begehung des Altes, nad vorangehender jchnit 
licher Notiz an den Friedensrichter, mit Ausführung der Gründe, damit er 
noch innerhalb diefer Zeit feine Einwendungen gegen die Anzeige erheben 
fönne. Iſt der angefochtene Akt ein ſummariſches Strafurtheil, fo muß e 
zuerft durch Certiorari an das Reichsgericht gebradgt werben, und der Antrag 
fteller ein eidliches affıdavit über feine Nichtſchuld darbringen, nebſt der ei 
lihen Verſicherung, daß er poſitiv von den corrupt motives de& Friedene 
richter® überzeugt fei. Sehr gewöhnlid) verlangt der Gerichtshof, daR der 
Antragfteller zuvor auf feine Civilregreßklage verzichte. Wo em Anklage 
verfahren durch indietment ſchon tm Gange ift, pflegt es der Attoraeı 
General dur eine nolle prosequi vorher niederzufchlagen, ehe durch infer- 
mation verfahren wird. — Findet der Gerichtshof den Beamten ſchuldig, io 
ſoll er in der Kegel perſönlich erjcheinen, um fein Etrafurtheil in Bern 
zu empfangen (außer dem alle, wo nur auf Oeldfirafen erfaunt wird). Tat 
Strafmaß m Geld und Gefängniß ift arbiträr; in der älteren Praris ifi an 
Summen wie 1000 2. und darüber erfanıt worden. Ebenſo ift der Kofice 
punkt discretionäw Soll ver Beflagte leicht davon kommen, fo wird zuweiler 
nur auf Verweis erfannt, und Erſatz ſämmtlicher Koften an den Kläger. „Wie 
„groß auch die Unregelmäßigleit fein mag, wenn fie nicht auf cormupte 
„oder perjünliche Berveggründe hinweiſt, oder aus überlegter Geſetzwidriglen 
„hervorgeht, wird fie durch den Gerichtehof mit Feiner Sriminal-Informatte: 
„verfolgt werden; benn bie frage bleibt immer, nicht ob der Aft bei volle 
„und veiflider Prüfung dem ftrengen Recht gemäß befunden wird, ſonderr 
„aus welchem Beweggrunde er hervorging; ob aus einem dishonest, oppre:- 
„Sive oder corrupt motive, unter welde Bezeichnung im Allgemeinen aud 
„Furcht und Gunſt eingejchloffen werden mögen, — oder nur ans Kif 
„verftändnig oder Irrthum. Nur in dem erfteren Kalle wird ein Trieben 
„Lichter Gegenſtand emer Beftrafung. Denn eine Perſon ale Berbredper 7 
„beftrafen, die in der unentgeltlihen Ausiibung einer Yunction in rrtbem 
„oder Mißverſtändniß verfallen fein mag, gehört fid) nur für dem despotilden 
„Negierer eines gefnechteten Volks, und wiberftrebt durchaus den Grundiägen 
„englifcher Rechtspflege.“ R. v. Borron, 3. B et Ald. 434. . 

3) Die Ordnungsftrafe, attachment, kommt am Häufigften vor gegen 
Sherifis, Bailiffs, Gefängnif- und Subalternbeamte des Gerichte, daher aud 
gegen die Anwälte niederer Klaſſe, wegen offenbaren Ungehorſams oder lie: 

vorliegender Dienftvergehen. Gegen Friebensrichter ift es feltener geworden 
mit dem wachjenden Anjehen bes Amts. In einfachen Hüllen der Gehorjem: 
verweigerung genügt gewöhnlich ein Mandamus, welches allein eintreten fanı. 

Yo es an einem corrupt oder improper motive fehlt. Dem Recht nad au! 
gegeben ift es indeſſen nicht; es fteht and) den Alfifenrichtern gegen die Friedent 
richter zu, nicht aber den Ouartalfigungen gegen ihre Collegen, quia inter 
pares non est potestas. 

4) Die einfade Amtsentlaſſung ifl dem Recht nach bei den Gruennungen 
durch commission überall vorbehalten. Friedensrichter, die auf Sr» eine 
fünigl. Charte (alfo namentlich in ber älteren Stadtverfaflung) ernunst find. 
fünnen nur in regelmäßigen Strafverfahren wegen misconduct abgeſedt 
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werden. Auch bei deu Friedensrichtern durch Commission ebenfo wie bei ben 
Lord Lieutenants ift eine Entlafjung aus politifchen Parteiridfichten in 
neufter Zeit nicht mehr vorgefommen. Doc; wurden, wie früher bemerft ift, 
nod) 1780 zwei Lord Lieutenants wegen Oppofition removirt; fodann einer 
1819, und noch einer 1832. 


$ 75. 


Die rivilrechtlihe Berantwortlidfeit (Regreßpflicht) der 
Friedensrichter. 


„Wo ein Friedensrichter einzeln oder in den Seſſionen richterlich 
handelt, in Materien, in welchen er Jurisdiction (obrigkeitliche Amts⸗ 
gewalt) Hat und feine Ynrisdiction nicht überfchreitet, unterliegt er 
teiner Givilflage, wie irrthümlich auch. feine Entfcheidung fein mag; 
und jelbft mern er aus böfem Vorſatz formell richtig, materiell un- 
gerecht Handelt, unterliegt er einem Strafverfahren, feiner Eivilflage.‘ 

„Wo aber ein Friedensrichter überhaupt Teine Yurisdiction hat, 
dder feine Jurisdiction überjchreitet, oder innerhalb feiner Yurisdiction 
die wefentlichen Formen fo verlegt, daß fein Verfahren wichtig wird, 
oder wenn er einen Voliftredungsbefehl aus einem Strafurtheil erfäßt, 
welches nachher von einem höheren Gericht befeitigt wird: jo wird fein 
At als ein Verfahren coram non judice angefehen, -und es tritt 
eine Sivilflage auf Schadenserfaß ein wegen der dadurch veranlafßten 
freiheitberaubung, ‚Pfändung oder fonftiger Beſchadigung, auch wenn 
er ohne böſen Vorſatz handelt.“ 

Dieſe in der Gerichtspraxis oft ausgeſprochenen, aus der Natur 
des obrigkeitlichen Amts abgeleiteten Grundſätze beſchränken die Re- 
grebpflicht Des Friebensrichter8 auf ein ziemlich enges Gebiet. Bei- 
ipiele dazu find: ein Verbaftungsbefehl außer feinem Yurisdictiondfreis ; 
Eröffnung eines Haft- und Strafverfahrens ohne vorangegangene eid- 
liche Information; nach einzelen Gerichtsurtheilen auch Fortfegung einer 
Unterſuchungshaft mit übermäßig langer Aubfegung des weiteren Ver- 
höre, oder in der Abficht ein Geftändniß zu erprefien. Die Civilklage 
ft dann eine action of trespass,*) beruhend auf dem Grund- 
gedanten, daß ein Magiftrat außerhalb der formellen Grenzen und 
Formen feiner Jurisdiction PBrivatmann ift, und darum verant- 
wortlih wie jeder Private dem Privaten für rechtswidrige Eingriffe. in 
den Kreis der perfünlihen und Vermögensrechte eine® Anderen. 

Aber auch in den Fällen, in welchen die formelle Ueberſchreitung 
mer Eivifffage unterliegt, hat die Gefeggebung bem Triedensrichter 

ine pofitive Protection zu Theil werden laffen durch eine Reihe 





840 Cap. IV. Abſchn. VII. Die obrigteitliche Stellung der Friedeusricter x. 


von bejchränfenden Maßregeln, deren letzter Grund in der nothwendigen 
Rückſicht auf den Charakter des friebensrichterlichen Ehrenamts Fit. 
„Verſchiedene Gefete haben von Zeit zu Zeit. eine fo unendliche Man- 
„nigfaltigfeit von Gefchäften auf die Friedensrichter gehäuft, — ſie 
„ſind der Art und von fo großer Bedeutung für das Gemeinweien, 
„daß das Land höchlich verpflichtet ift jedem würdigen Magiftrat, der 
„ohne Nebenabfichten ſich mit diefem mühevollen Dienft befaſſen mil; 
„— und wenn daher ein wohlmeinender Friedensrichter einen unüber- 
„legten Fehltritt in feiner Amtsführung begeht, erweifen ihm bie 
„Rechtshöfe eine große Milde und Nachficht, und viele Geſetze jint 
„erlaffen, um ihn zu ſchützen in ber rechtſchaffenen Ausübung feinet 
Amts.” Blackstone I. 354. .Gemeinfame Vorausſetzung diejer Schut- 
maßregeln ift aber die bona fides des Beamten, Irrthum, Mißver 
ftändniß, worüber als question of fact die jury entjcheidet. Nicht 
gefchütt werden ſollen dadurch Acte, die colore officii, nicht virtute 
officii vorgenommen find. Die einzelen Schugmaßregeln find:**) 

1. Alle Regreßklagen gehören zu den Lokalklagen, und habm 
ihren Gerichtsftand nur in derjenigen Grafſchaft, in welcher der ange 
griffene Act vorgenommen wurde, 21. Jac. I. c. 128 2. 

2. Bei allen Regreßklagen bat der Beklagte die vortbeilhafteie 
Weife der Vertheidigung, d. h. er Kann fich generell für nicht ſchuldig 
erflären (plead the general issue), und dabei alle Spezialumftänk 
die zur Entſchuldigung dienen, in. feiner Beweisführung den Gejhwor 
nen vorführen. Es gilt diefe Marime aud) für Constables un 
andere Beamte bei allen Regreßklagen aus ihrer Amtsführung (action, 
bill, plaint, suit upon the case, trespass, battery, false imprı- 
sonment), ebenfo für die, welche in der Amtsausführung ihnen Hält 
geleiftet. 7. Jac. I. c. 5; 21. Jac. I. c. 12. 

3. Regreßklagen verjähren in 6 Monaten nad) Begehung dei 
Acts. 24. Geo. II. c. 44 8 8. 

4. Dem Beamten muß wenigftend einen Monat vor ber Ein 
leitung des Prozeſſes Far und deutlich durch eine fchriftliche Anzeige 
ber Grund der Klage eröffnet werben, und die Beweisführung dr 
Klägers muß fich jedenfalls auf die in diefer Anführung beftimmt an 
gegebenen Gründe befchränfen. 24. Geo. II. c. 44 $ 1. Die Un 
terlaffung oder die nicht gehörige Inſinuation begründet Ungültigfeit 
der Klage. Auf der Rücdkfeite muß Name und Wohnort des Hägerijden 
Anwalts fo verzeichnet fein, daR ihn der Beklagte aufzufinden vermag. 

5. Nah Empfang der Anmeldung Tann der beklagte Friedens‘ 
richter dem Kläger eine gütliche Entſchädigung anbieten, Weift 
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der Kläger diefe zurüd, jo fann das Anerbieten als &inrede im Haupt= 
verfahren geltend gemacht werden, und wenn die Jurh die angebotene 
Summe billig und geredjt befindet, folgt eine Freiſprechung des Be— 
Magten mit Koftenerfag. Auch noch im Yauf des Prozefjes fann der 
Beklagte eine angemeſſene Geldſumme baar einzahlen, und auch dann 
noch denfelben Erfolg erreichen. 24. Greo. II. c. 44. Nach dem Gefet 
joll die Einzahlung der Geldfumme.vor der litis contestatio gejchehen 
(before joining issue); die Praris fest ſich indeffen auch darüber 
hinweg, und geftattet fie jederzeit bi8 zum Schluß der Verhandlung. 

6. Bei Regrebflagen wegen eines Acts, der auf Grund eines 
ipäter fafjirten Strafurtheil® erlaffen war, foll dem Kläger nur ein 
nomineller Scadenserfag von 2 d. (2 engl. Pfennigen) und fein 
Koftenerfaß zuerfannt werden, wenn nicht die Klage ausdrücklich anführt 
und der Kläger den Beweis führt, daß der Act aus böjem Vorſatz 
und ohne reasonable oder probable cause vorgenommen wurde, 43. 
Geo. III. c. 141, worüber nicht die Jury, fondern der Richter ent- 
iheidet (West v. Baxendale, 19 C.-J. 149). Ueberhaupt foll gar 
fein Schadenserjat zuerfannt werden, wenn ſich ergiebt, daß der Ver— 
urtheilte wirklich ſchuldig war, und feine ſchwerere als die durch das 
Gejeß vorgefchriebene Strafe erduldet hat. 

Neuerdings ift endlich der ganze Punkt der Regreßklagen in einem 
Sefeg confolidirt, 11. et 12. Vict. c. 44. (An Act to protect 
Justices of the Peace from vexatious actions for acts done 
hy them in execution of their office 14. Aug. 1848), und dabei 
it die Unverantwortlichkeit der Friedensrichter in mehren Fällen aus- 
geiprochen.***) 


*; Das Syfiem der Civilklagen oder des Regreſſes ift hienach eng 
begrenzt. Bon keiner Civilllage ift 3. B. die Rede wenn der Friedensrichter 
auf Grund einer eidlichen Information formell richtig verjährt, mag ſich auch 
die Ausſage fpäter als unrichtig ergeben. Umgekehrt paffirt freilich auch ein 
Nechtsirrthum, ſobald ein materieller Grund zu einem Verfahren vorliegt, 
3. 8. wenn er einen Haftbefehl wegen felony erläßt, wo ein genügender 
Grund zur Verhaftung wegen misdemeanour war. — In feltenen Fällen kann 
eine actio in factum ex delicto (action on the case) auf Schadenserſatz ein- 
treten, auch wenn er innerhalb feiner Jurisdiction handelt ohne probabilis 
causa für fein Berfahren. Der Kläger muß dann aber nicht bloß feine 
Unſchuld darthun, fondern auch den Mangel der probable cause als Klag- 
grund geltend machen, und der Jury geniigend barthun, daß dieſer Mangel 
der probable canse in der Sache, wie fie dem Yriedensrichter vorlag, offenbar 
war, Dickinson Qu. Sessions c. II. $ 2. Die Eivilffage wird hier wie eine 
actio Legis Aquiliae auf einen criminellen Hintergrund baflrt. 

Gine Anwendung der action of trespass ift die fogenannte action of 
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‚ false imprisonment. Schon im Mittelalter Hatten die unbegreniten 
Berhaftungsbefugniffe der Königlichen Beamten verichiebene Schutmittel dagegen 
herbeigeführt (ein writ of mainprice, odio et atia, homine replegiando. 
habeas corpus)., Die Gerichtepraris bildete dafür zwei Givilffagen: eine 
action of trespass gegen ben, von dem ber unrechtinäßige Aft der Verhaftung 
unmittelbar ausgeht; eine action on the case (in factum) gegen den, der 
durch faliche Information einen Anbern zur Berbaftung veranlaft. Dos 
Prinzip indeſſen iſt aucd Hier, daß die Klage gegen den Beamten wur 
wegen formeller Sompetenzüberfchreitung eintritt, z. B. gegen den Sheriff oder 
Bailiff, der außer feiner Grafſchaft oder nad) Niederlegung feines Amts ver 
haftet; oder auf Grund bes Haftbefehle eines Friedensrichters, deſſen com- 
mission widerrufen ift; oder gegen einen Gefängnißbeamten, der ben Ber 
bafteten über die angewiefene Zeit hinaus feftbält,; oder wegen einer gran 
famen Behandlung im Gefängniß, die über die Grenzen einer geſetzlichen 
Behandlung eines Gefangenen hinausgeht. Keine Klage dagegen gegen den 
Beamten, der auf Grund eines formell richtigen Haftbefehls handelt, auch 
wenn 3. B. der Verhaftete gejetslich haftfrei wäre. Anders iſt es wieder, wo 
der Haftbejehl völlig außerhalb der Grenzen der Juriédiction erlafien, du 
Berfahren. aljo coram non judice ift, tu welchem alle auch der Unterbeamte 
verantivortlich bleibt, z. B. ein Haftbefehl wegen einfacher Injurien (slanderı, 
wegen deren gar feine Klage ftatt findet. Bei diejer formellen Geftaltung der 
Sade kommt die action of false imprisonment hauptfädfi nur geget 
Privatperfonen zur Amvendung, gewöhnlich zugleich mit einer Stage wegen 
assault und battery. 

**) Die Protection der Friedensrichter gegen Eivilkfagen wird im dem 
Hauptgeje 24. Geo. II. c. 44 eingeleitet mit folgenden Worten : „Sintemal die 
Friedensrichter entmuthigt werden in der Ausübung ihres Amts durd 
veratoriiche Klagen wegen Meiner und unwillkürlicher Irrthümer im ihren 
Proceduren: und fintemal es nothiwendig ift (fo weit e8 vereinbar mit der 
Gerechtigkeit und mit der Sicherheit und Freiheit der Unterthanen, über weldt 
fid) ihre Amtsgewalt erftredt), fie ficher zu flellen in ber Ausführung ihrer 
Ehren- und Bertranenamts: Und fintemal es auch nothivendig ift die Unter 
thanen zu ſchützen gegen allen vorſätzlichen und bebriidenden Migbraud der 
verichiedenen Geieke und Statuten, deren Ausführung den Friedensrichtem 
anvertraut iſt; wird hiermit verordnet ꝛc.“ 

Was den Nebenpunlt der Koften betrifft, fo ſollen nad 24. Geo. 11. c. 
44. 5 7. dem Kläger doppelte Koften zuerlannt werden, wenn der Nichte 
atteftirt, daß der angegriffene Alt des Fsriedensrichtere aus bösmilligem Borlat 
hervorging (mobificirt durch 5. et 6. Vict. c. 97.88 1. 2). 

*+#), Das neue Geſetz, die Protection Act. 11. et 12, Viet. c. 44, Wi 
die dritte der Sir John Jervis’ Acts zur Conſolidirung der friedensrichtet 
lihen Prarie. Sie enthält meiftene nur Formulirung ſchon beſtehender 
Praris, und ift ohne ſolche beinahe unverfländlih. Klagen wegen begangen 
Alte innerhalb der Yurisdiction müſſen als actio in factum ex delicto, 
(action on the case as for a tort) formulirt werden, die Klageſchrijt mui 
ausdrüchic, angeben, daß der Act maliciously und ohne reasonable und 
probable cause vorgenommen wurbe; im Fall des unvollfländigen Beweiſes 
darüber folgt Freiſprechung (8 1.). — In Füllen eines Wflts ohne Juriedictica 
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oder mit formaler Ueberſchreitung der Turisdietion bleibt die bisherige Regreß- 
lage ſtehen and) ohne Klaggrund aus boshaitem Vorſatz; fie kann aber aus 
einer conviction oder order erft angeftellt werden, wenn foldye durch das 
Shergericht kaſſirt ift ($ 2). — Wenn nachdem ein Friedensrichter das formell 
fehlerhafte Strafurtheil oder die order erlaffen hat, ein zweiter daraus bona 
fide den Vollſtreckungsbefehl erläßt, fo fol die Regreßklage gegen den erfteren 
gehen ($ 3). — Keine Regrekllage gegen einen Steuererelutionebefehl, wegen 
Irregularität der Armenfteuer-Ausfchreibung ; feine Regreßklage aus Alten, bei 
denen das Geſetz den Friedensrichter ausdrüdlich discretionäre Gewalt "giebt 
($ 4.). — Trägt ein Friedensrichter Bedenken, einen zweifelhaften Alt aus 
Furcht vor einem Regreß vorzunehmen, fo kann fich der Antragfteller mit 
ſchriftlichen Beicheinigungen an die Queen’s Bench wenden, und dieje durch 
Reſolut in der Weile eines mandatum cum clausula den Alt anorbnen; wo⸗ 
dur der ausführende Friedensrichter regreßfrei wird ($ 5.). Keine Negreß- 
tage wegen Vollftredung einer mangelhaften conviction oder order, die in 
der höheren Inftanz materiell beftätigt wird (8 6.). — Verjährung der Regreß 
Mage in 6 Monaten (8 8.). — Anmeldung der Klage einen Monat vorher 
(8 9.). — Gerichteſtand und Bertheidigung durch general issue ($ 10.). — 
Gutliches Anerbieten des Schadenserfages und Berfahren dabei ($ 11.). 
— Schabenserfat auf 2 d. in gewiffen Fällen (F 13.) — Koſtenpunkt ($ 14.). 
-- Theilweije Aufhebung der älteren Gelee ($ 17.). 

Bon unverlennbarem Einfluß auf die Behandlung der ganzen Frage der 
Berantmortlichfeit ift die veränderte Stellung der Friedensrichter geweſen. Man 
dachte ihr Amt ſich früher nach unten hin als ein reines Richteramt. Die Frie⸗ 
denscommiffion überläßt „ıvenig oder nichts der Discretion der Friedensrichter, 
jondern bindet fie feft mit den Ketten der Geſetze, Gewohnheiten, Ordonnanzen 
und Statuten“, (Lambard 1. cap. 11). Dalton in feiner Vorrede datirt die 
discretionären Gewalten erft jeit der Zeit der Tudors, und macht noch den 
Verſuch, die Fälle, wo fie nad) „Discretion” verfahren, vollftändig zufanımen 
u Reflen (cap. 6.). Im weiteren Verlauf find aber die discretionären (admi- 
niftrativen) &ewalten jo unabfehbar gewachſen, daf die Obergerichte nicht nur 
durh die Stellung des Ehrenamts, fondern auch durch die Natur jo vieler 
Geſchäfte zu einer milden Praris genöthigt wurden. Bei Richtern, die täglich 
öffentliches und Privatrecht handhaben, findet fi) dann der praftifche Takt 
an, der weder das Öffentliche dem Privatrecht, noch das individuelle Recht 
den „höheren Rüdfichten" (den Anſchauungen des Bolizei-Dezernenten) opfert. 


8 76. 
Die verfofiungsmäßige Stellung der Constables,. 


Wie bei den Friedensrichtern fo ift auch bei den umteren exe» 
futiven Polizeibeamten zu unterfcheiden: ihr obrigkeitliches Recht, ihre 
traf: und civilrechtlihe Verantwortlichkeit, ihr Verhältniß zu den 
Oberbeamten, namentlich zu den fFriedensrichtern. 

1. Ihr obrigfeitlihes Necht*) beiteht in verftärkten Rechts⸗ 
Ihug gegen Gewalt, welche ihnen in Ausübung des Amts zugefügt 
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wird. Schon nad) gemeinem Recht Tann der Constable Perfonen, 
die ihn in Ausübung feines Amts mit Wort oder That beleidigen, 
angreifen ober fich ihm widerfegen, (insulting, assaulting, opposing), 
in Haft nehmen 1 Co. Rep. 238. Assault gegen einen Constable 
durch einen wegen felony zu Verhaftenden ift durch 1 et 2 Geo. 
IV. ce. 88. mit Transportation auf fieben Jahre bedroht. Na 9 
Geo IV. e. 31. 8 25. wird jede perfönliche Gewalt (assault) gegen 
einen Beamten in Ausübung feiner Amtspflicht und jede Beihülfe 
zum Zweck des Widerftands oder zur Verhinderung der Verhaftung 
als misdemeanour mit Gefängniß bis zu 2 Yahren gebüßt, um 
nach Ermeſſen des Gericht mit Zwangscaution für Erhaltung dei 
Friedens. Vorſützliches Schießen oder Verſuch dazu, Stechen, Schneiden 
oder Verwunden einer Perfon in der Abficht des Widerftande oder 
der Verhinderung der gefegmäßigen Ergreifung oder Feſthaltung if 
nad) 1. Vict. c. 85. $ 4. felony, ftrafbar mit Transportation auf 
Lebenszeit oder auf mindeftens 15 Jahr, oder Gefängniß bis 3 Jahr. 
Nochmals ergänzend droht das st. 14. et 15. Vict. c. 19. drei Jahr 
Gefängniß wegen thätlicher Widerfetlichfeit gegen die Verhaftung von 
Berbrechern bei Nachtzeit. Die vorfägliche Weigerung der Hülfe 
leiftung, wenn ein Triedensbeamter ſolche von einer Privatperjon ver: 
langt, ift nad) gemeinem Recht al® misdemeanour mit arbiträre 
Strafe bedroht. Körperverlegungen, die ein Constable oder eine ihm 
affiftirende Perfon in Ausübung der Amtspflicht zufügen, find ftraflot 
2. Hale P. C. 97; umgefehrt hat der Constable wegen körperlichet 
Beihädigung in Ausübung feines Amts eine Civilentſchädigungsklage 
action of trespass. Bei ben befoldeten Constables als bloßen 
Bolizeidienern hat die neuere Geſetzgebung die Strafen der ein 
fachen Widerfeglichfeit milder normirt, auf Geldbußen bis 20 2. bei 
den Gonftablern des Hauptjtädtifchen Polizeibezirts, und im jpäteren 
Gefegen nur bis 5 2. event. 1 Monat Gefängniß. 

2. Die ftrafrehtlihe VBerantwortlicdhleit**) der Con- 
stables erftredt fid) analog wie die der Friedensrichter auf jeden 
Amtsmißbraund) aus corrupt, oppressive motives im Wege der 
gewöhnlichen Criminalklage. Sie kommt indeffen dem Publikum 
gegenüber nicht zur Ausführung, wo der Constable auf Befehl dei 
Obern handelt, deffen Veruntwortlichkeit ihn ſchützt ſo weit die Juris⸗ 
dietion des Obern reicht. ' 

So weit der Constable al8 Friedensbeamter aus eigenem Recht 
handelt, find freilich‘ feine Haftbefugniffe nach den obigen Grundjägen 
(8 34.) zu beurtheilen. So weit er aber als Polizeidiener ben 
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warrant eines Friedensrichterd ausführt, deckt ihn die Verantwort⸗ 
lichkeit des Friedensrichters, und er ift nicht fchuldig die materielle 
Richtigkeit de8 Befehls feines Oberen zu prüfen. 

Defto häufiger ift die Straffälligleit de8 Constable wegen Ver- 
jäumung feiner Pflicht, die ſchon nad; gemeinem Recht als mis- 
demeanour mit arbiträren Strafen gebüßt wird, insbeſondere dann, 
wenn fie als eine Hinderung der Öffentlichen Rechtspflege auftritt. 
Borfägliches. Entweichenlaffen eines felon ift fogar felbjt felony, 
Hale P. C. 596. Eine befonder8 wichtige Gruppe von Straffällen 
bildet natürlich der Ungehorfam gegen die friedensrichterlichen 
Befehle. Schon nad) gemeinem Recht ift der Ungehorfam der High 
Constables und Petty Oonstables gegen „gefegmäßige Befehle der 
Seffionen oder der einzelen Friedensrichter‘ ein misdemeanour mit 
arbiträrer Strafe im ordentlichen Prozeß. Ein Ilngehorfam in Aus- 
führung eines warrant oder in Berichterftattung darauf, oder in dem 
jonftigen currenten Verfahren wurde ſchon nad) älterer Praxis mit 
Polizeibuße (fine) belegt, Ungehorfam gegen die Anordnungen der 
Sessions als ®ontempt fummarifch beftraft. Diele Spezialgefege 
enthalten dann wieder Spezialftrafen fir einzele Fälle des Ungehor⸗ 
ſams. In den meiften neueren Gefegen find, wo dem Constable 
neue Amtspflichten auferlegt werden, auch Heine Geld- und Gefäng- 
nißjtrafen im Fall der Säumniß ſummariſch angedroht. Allgemein 
ergänzend tritt endlich Hinzu das st. 58. Geo. III. c. 55, wonad) je 
2 Friedensrichter in eimer einen Situng auf eine eidliche Zeugen⸗ 
ausfage jeden Constable oder Kirchjpielebeamten in eine Ordnunge- 
itrafe (fine) bi8 40 sh. nehmen fünnen, wegen jeder Verfäumniß der 
Piliht und wegen eines jeden Ungehorfams gegen einen warrant oder 
eine order eine® jeden Friedensrichters. 

3. Eine civilrehtlihe Berantwortlidteit der Con- 
stables würde nad Analogie der Friedensrichter nur eintreten 
fünnen bei formeller Ueberfchreitung der Kompetenz. So weit nun 
aber ein Constable in Ausführung eines friedensrichterlicden warrant 
handelt, hat er denfelben Anfpruch auf Protection wie der Zriedend- 
rihter rückſichtlich des Gerichtöftandes der Regreßklage, der Berjüh- 
rung, der vorgängigen Klaganmeldung, der Erleichterung der Vers 
theidigung. Das st. 24. Geo. II. c. 44. 8 6. fügt noch die fpezielle 
Beitimmung Hinzu, daß feine Klage gegen einen Constable oder feinen 
Aftftenten angebracht werden darf wegen irgend einer Amtshandlung 
in Ausführung eines friebensrichterlichen warrant, wenn nicht zuvor 
eine Schriftliche Aufforderung an ihn erlaſſen ift auf Vorlegung und 
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Seftattung einer Abfchrift von dem friedensrichterlichen Befehl, und 
diefer Aufforderung binnen 6 Tagen nicht Folge geleiftet wird. Iſt diet 
gefchehen und die Klage wirb dennoch gegen den Constable allein an: 
gebracht, ohne den TFriedensrichter der den warrant erließ mit unter 
Klage zu Stellen, fo joll die Jury auf Freiſprechung des Constable 
erfennen trog eines Mangels’ in der Yurisdiction des Friedensrichtert 
Und auh dann, wenn die Klage gemeinschaftlich gegen de 
Friedensrichter und Constable angebradt wird, foll auf geführten 
Beweis von dem Dafein des warrant die Jury den Constable frei- 
ſprechen und nur den Friedensrichter wegen Mangels der Juriediction 
zu Schabenserfag und Koften verurtheilen. Auch die Protection Act, 
11. et 12. Vict. c. 44, bat darin nichts geändert. 


.*%) Die Befrafung der Widerjeglichfeiten beruht auf eimer verfländigen 
Unterfheidung der gewöhnlichen von den grundfäklich bedeutenden Fällen. 
Auch verfteht es fih, daß man bei Unterjuchungen wegen Widerſetzlichleit fh 
nicht mit der Verficherung auf Amtseid eines Bolizeivieners (!) begnügt, — 
was ;ahlloje faljche Angaben veranlaft, — jondern daf man ordentliche Eide und 
Beweiſe verlangt. Die milde ſummariſche Beſtrafung hat ſich in der Pranö 
durchaus bewährt. Die harten Strafen wegen Widerfegffihleit in den ge 
wöhnlichen Källen eines Konflifts ber PBolizeigewalt mit dem Publikum 
find nicht nothwendig zur Aufrechterhaltung der obrigfeitlichen Würde, meh 
aber tragen fie dazu bei, das Polizeidienerthum zur anmaßlichen Weberheburg 
zu verleiten und verhaßt zu machen. Das ordentliche Criminalverfahren mit 
ben ſchwereren Strafen bleibt alternativ daneben vorbehalten; die kluge 
englifche Polizeipraris macht aber fehr jelten davon Gebrauch, Webrigens vet 
ſteht fi, daß die Berhaftungs- und alle fonftigen Befugniſſe der Polizei die 
jelben find auch gegen Militärperfonen in Uniform. 

*) Die Anllagen wegen Amtsüberſchreitung der Constables find m 
Ganzen nit häufig. Ziemlich zahlreich find indefien die Conflikte mit dem 
Bublitum in der großftäbtiichen Polizeivermaltung, und hier hat die haum- 
tädtifche Polizeiordnung die zweckmäßige und bewährte Anordnung getrofes. 
ben Constable derſelben fummarifhen Jurisdiction und Etrait 

- zu unterwerfen wegen Ueberfhreitung feiner Amtebefugniie 
wie das Publikum wegen gewöhnlicher Fälle der Widerferlid- 
feit. Findet ſich alfo bei dem fummarifchen Strafverfahren der Bolizeirichter 
irgend eine Schuld oder Ueberſchreitung auf Seiten des unteren Polii 
beamten, fo wechjelt derfelbe jofort den Plab mit dem Angeſchuldigten, um 
wird als Angellagter in dafjelde Maß der Geldbuße bis 5 2. oder Gefängait 
bis zu I Monat genommen 2. et 3. Vict. c. 44. Das Anfehen der Poli 
obrigfeit wird dadurch befier erhalten und geftärkt, als durch die bomirt 
Marime, daß der Bolizeibeamte nie oftenfibel im Unrecht fein bürfe. 











Füäünftes Capitel. 


Die Städte-Berfalfung. 
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877—79. 
Geſchichtlicher Rückhlick. 


Die Stadtverfaſſung ſchließt ſich am nächſten an die Darſtellung 
des Kapitel III. und IV. an, weil ſie zunächſt eine Modification 
der Gerichts- und Polizei-Verfaſſung darſtellt, nicht aber 
wie die deutſche ein in ſich vollſtändiges Communalweſen. 

Die engliſche Stadtverfaſſung iſt ſtets eine halbe Stadtverfaſſung 
geweſen und geblieben. Die koſtbarſten und mühevollſten Functionen, 
das Armenweſen, Pflaſterung, Beleuchtung, Geſundheits- und Bau⸗ 
Polizei ſind mit dem Kirchſpiel verbunden, welches ſeit der Periode 
der Tudors ſich zu einem ſelbſtändigen Ortsgemeindeleben entwickelt 
hat. Für dieſe Zwecke bildet alſo jedes ſtädtiſche Kirchſpiel einen 
ſelbſtändigen Gemeindeverband, ohne Verbindung mit der Stadt- 
corporation, welche vielmehr überwiegend folche öffentliche Functionen 
übt, die parallel der Graffchaftsvermaltung gehen, alfo den Eharafter 
von Kreisgefchäften haben. 

Die außerordentlich fchwierigen und vielfach ftreitigen Verhält— 
niffe der englifchen Stadtverfajfung machen es indefjen rathfam die 
Hauptmomente ihrer Gefchichte hier gedrängt zu wiederholen. 

I. Die erfte Periode, die normanniſche Zeit!) hat bie 
allmälige Ausfonderung einer erheblichen Zahl von Städten aus ber 
Verwaltung der Grafſchaft herbeigeführt, welche auf zweierlei fünig- 
lichen Berfeihungen beruft. 
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1. Es wird erheblicheren Ortſchaften geftattet die dem König zu 
feiftenden Gefälle und Schagungen, tallagia, in Selbftpadht, firma 
burgi, fee farm, zu übernehmen. Während bis dahin die Föniglichen 
Renten aus folchen Orten entweder vom Vicecomes, ober von einem 
Spezialpächter Fermor, oder von einem befonderen Provost erhoben 
waren, wird es den „Männern ber Stadt‘ erlanbt die bieher von 
dem töniglichen Rentmeiſter erhobenen Gefälle in einer Summe an 
das Schatzamt abzuführen. Man prüfentirt dann dem Exchequer 
eine geeignete Perfon, die zum Stadtvogt, reeve, bailıfl, provost 
mayor, ernannt, die Verantwortfichleit für Zahlung der Pachtſumme 
mit Bürgen übernimmt, und welche wieder von den Einzelen Gebühren 
und Gefälle einzieht. Dieſer Stadtvogt fteht unter ftrenger Red: 
nungspflicht und Berantwortlichfeit gegen das Schatzamt wie all 
normannifchen Vögte. Längere Zeit Hindurch blieb ein folches Ber: 
hältnig prefär, infofern bei den Pachtgeboten zuweilen auch wieder cin 
normannifcher Herr Meiftbietender blieb. Die Selbftpachtung war in- 
deſſen für beide Theile ein fo angemeſſenes Verhältniß, daß fie in der 
Praxis des Schagamts immer mehr die Regel und durch charters 
zu einem Rechtsanſpruch wurde. 

2. Diefelben Ortfchaften bilden in der Regel für die Gerichte 
und Polizeiverwaltung einen eigenen court leet. Abgeſehen von 
einigen Drtfchaften, die fchon frühzeitig das Privilegium bejonberer 
Civilgerichte oder eines befonderen Gerichtsvogts erhalten hatten, 
ftrebten die Ortichaften, die fi) durch feefarm felbftändiger gemacht. 
alfgemein dahin, wenigftens für die niedere Strafiuftiz und Polizei, 
fowie fie im turnus vicecomitis verwaltet wurde, ein Gericht für 
fih zu bilden. Es geichah dies theil8 wegen des natürlichen De 
ditrfniffes einer dichter wohnenden Bevölferung zu einen eigenes 
Polizeigericht, theild auch um von der läftigen Gerichtsfolge bei dem 
turnus vicecomitis befreit zu werden. Auch biefe Berleihungen er: 
folgen durd) königliche Charten gegen hohe Gebühr, befonders zahlreich 
feit König Johann. Der wachſende Wohlitand der Städte fett ſit 
in Stand, durch bedeutende Geldzahlungen für Erneuerung ımb Be 
ftätigung der Charten öfter auch noch weiter gehende befondere Rechte 
(franchises) zu erlangen. Die damalige Geftalt des Rügeverfahrent 
giebt .aber den ftädtifchen courts leet eine fehr Lebendige Geftalt, 
um fo mehr als jeit dem Statut Marlebridge 1267 die allgemeine 
Pflicht der Graffchafts- Einfaffen zum Erſcheinen vor dem Sherifis- 
tourn verfiel.’ 

Das Zufammentreffen und Zuſammenwachſen diefer beiden Ele 
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mente bildet nun einen ſtädtiſchen Communalverband, borough. 
Die Männer der Stadt, welche periodifh zum court leet zufammen 
fommen mußten, vereinigten fih nun auch leichter zur Webernahme 
der ftädtifchen Schagungen in Selbftpadht und umgelehrt. Dies öfo- 
nomifche Element war es namentlich, an weldyes ein Wahlrecht fich an- 
fnüpfte. Der von der Bürgerſchaft bezeichnete bailiff oder mayor 
wurde nun dem König oder feinen Beamten präfentirt, und durch die 
Stellung des Exchequer wurde die Annahme, Beftätigung und 
Beeidigung der ftädtifchen Bürgermeifter ein regelmäßiges Gefchäft 
des Treasurer und der Barons of Exchequer. Der Gefchäftstreis 
dieſer Municipalverwaltung war die Erhebung der Xofalftenern, die 
Verwaltung oder Verpachtung des ftädtifchen Eigenthums, die Er- 
nennung von Unterbeamten für diefe Verwaltung: wobei die Bürger- 
verfjammlung in analoger Weife Theil nahm, wie fie im 
court leet al8 Gerihtsmänner an der Rechtspflege her- 
kömmlich betheiligt war. Da nad dem germanischen Princip 
die communalen Rechte aus den communalen Pflichten folgen, fo 
veritand es fich, daß active Theilnehmer der Stadtcommune diejenigen 
find, welche an der Zahlung der ftädtiichen Gefälle (scot) und an 
dem Gerichts: und Polizeidienft des Stadtgerichts (lot) Theil nehmen. 
In der ländlichen Gemeindeverfaffung fett die eigene Wirthfchaft ein 
freies oder balbfreies Grundeigenthum voraus. Am ftädtifchen 
veben waren fchon frühzeitig auch Hausftände auf der Grundlage von 
Gewerbe und Handel entjtanden, denen man eine Gleichſtellung im 
diefen Kreifen jchon deshalb nicht verfagen fonnte, weil man ihrer 
bei den ſtädtiſchen Laften nicht entbehren fonnte. Es find danach vier 
Merkmale, auf denen das mittelalterliche Bürgerthum beruht: 

1) Liberi homines, freemen, — perfönliche Freiheit. 
Nicht zur Bürgerfchaft gehören alfo unfreie Bauern, villani ale 
johe, und Perſonen, die an ihrer Ehre unvollfommen find. 

2) Resiants, d. 5. ber ftädtifche Bürger muß mit eigenem 
Hausftand dauernd angefeffen fein, fei ev übrigens Eigenthümer oder 
Miether. Ausgefchloffen werden dadurd bloße ZTagelohnarbeiter, Ein- 
lieger, Säfte, Fremde. Die fpäteren Titel zum ftädtifchen Bürger: 
recht durch Geburt (birth), Gewerbebetrieb (apprenticeship) und 
Heirath (marriage) find nur die normalen Weifen zur Begründung 
eines eigenen Hausftandee. 

3) Paying scot, b. h. der Bürger muß zu den ftädtijchen 
Abgaben und Laften beitragen; ausgefchloffen bleiben daher Arme. 

4) Bearing lot, d. h. nur folche, die am der ftädtifchen Ge⸗ 
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richtspflicht (suit), ftädtifchen Aemtern und Dienften Theil nehmen: 
nicht active Bürger find alfo Minderjährige, rauen, Geiftestrante 
und Geiftliche. 

Die Prüfung der erforderlichen Kigenfchaften ftand der &e- 
meindeverfammfung zu, wie fie ſich periodijch zum court leet ver 
fammelte. Das formelle Merkmal des recipirten Bürgers ift daher: 
to be sworn and enrolled at the court leet. 

Außer den Thon im Domesdayhook (al8 Spezialpachtungen 
bervorgehobenen etwa 80 boroughs tauchen nun im Laufe ber nor: 
mannifchen Zeit auch neue auf, die nach den obigen Grundfägen 
felbftändig geworden. Cie find zufammengeftellt bei Merewether IIL 
p. 2274—2276 mit Angabe des Jahres ihrer erften Erwähnung, 
und zwar bis zum Schluß des Mittelalters: unter Heinrih 1. 4, 
unter Stephan 1, unter Beinrih II. 3, unter Yohann 23, umter 
Ric. I. 8, unter Heinrich III. 24, unter Edw. I. 54, Edw. IL 
16, Edw. III. 28, Heinrih IV. 3, Heinrihy VI. 4, Edw. IV. 2 
(In fpäterer Zeit find noch Hinzugefommen: unter Edw. VI. 3, 
unter Mary 6, unter Glifabeth 13, unter Jacob I. 3, unter Cart I. 1.) 

Il. In der zweiten reihesjitändifchen Periode jeit 
Eduard I. beginnt die Sitte periodifch Abgeordnete der Grafſchaften 
und einzeler Boroughs einzuberufen, um den endlojen Peclamationen 
‚und Streitigkeiten über die Einfhägung zu den Tallagia und Hülfe 
geldern durch gütliche Berathung ein Ende zu machen. Es lag dabei 
nahe, daß man diejenigen Boroughs einberief, die als Steuerkörper 
für das Schagamt eine gewifje felbftändige Bedeutung hatten; Anfange 
in geringerer Zahl, im 26. Regierungsjahr Eduard I. ſchon in cine 
planmäßigeren Geftalt, und zwar aus Devonshire 7 boroughs, aut 
Somerset und Yorkshire je 6, aus Sussex und Wiltshire ie 5, 
aus Cornwall und Surrey je 4, aus Dorset, Hampshire, Nor- 
folk, Suffolk je 3, aus Hereford, Kent, Lancashire, Lincol». 
Salop, Warwich, Worcester je 2, aus 13 Graffchaften ie I 
Borough (namentlich aufgezählt bei Merewether und Stephen I. 
p. 2277). Unter Eduard I. find fpäter noch 32 Boroughs nu 
berufen; 24 unter Eduard IL; 33 unter Eduard III; 5 unter 
Henry VI.; 2 unter &duard IV., worunter jedoch viele ihr Recht 
wieder aufgaben und in Bergefjenheit fommen ließen. Später find 
unter den Tudors noch 64, unter den Stuart noch 11 Hinzugelommen. 

So wichtig diefe neue Stellung für die politiiche Geltung der 
Städte wurde, To hat fie doch zunächſt die äußere Gejtaltung dee 
Stadtrechts wicht geändert. harten, Parliament Rolls, Parlia- 
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ment Writs ergeben unverfennbar noch immer, daB das ftäbtifche 
Recht in den obigen 3 Punkten befteht, und daB es für die Bo- 
roughs im Wefeutlichen gleichartig iſt. Seit Johann find die 
ſtädtiſchen Charten fehr zahl: und umfangreid; geworden; zugleich ent- 
fteht ein Regifter derfelben durdy den Magnus Rotulus Chartarum 
(bis zu Ende des Mittelalters gedrudt in dem Calendarium Ro- 
tulorum Chartarum 1803. Record Commission). Der innere 
Charakter der öffentlichen Pflichten, auf denen die normannifche Stadt» 
verfaffung beruht, wandelt fid) aber in diefer Zeit völlig um, und 
übt damit eine ftillfchweigende, aber ſehr bedentungsvolle Rückwirkung 
auf den Charakter und die Zufammenjegung der Bürgerfchaft. 

1. Die Stadtverfaffung beruht noch auf der Selbftpadt der 
fönigliden Gefälle, firma burgi. Died ölonomifche Verhältniß 
wird aber bei den im Parlament vertretenen boroughs bald über⸗ 
wogen durch das neue politifche Recht, nach welchem der König mit 
Grafichaften und Städten in eine förmliche Berathung über feine 
außerordentliche Revenüͤe tritt. Die Anfangs noch ftattfindenden 
Berathungen der Bürgerfchaft über die Geldaufbringungen und die 
den Abgeordneten der communitas mitgegebenen Ynftructionen ver- 
lieren ihren Inhalt, jemehr die wiederkehrenden Geldbewilligungen einen 
gleichmäßigen Charakter annehmen. Seit Eduard III. haben Graf- 
haften und Städte die dem König zu bewilligenden Subfidien unmit- 
telbar nach einem feſten Mapftab übernommen. Nachdem die Bei⸗ 
tragequoten der einzelen Communen firirt waren, mußte bie ‘Dring- 
(keit der Beranlaffung zu den vom König geforderten Auflagen im 
legten Refultat einer Erwägung der Abgeordneten im Barlament 
überlaffen bfeiben. Der Auftrag der Abgeordneten geht damit unmerk⸗ 
ih in ein allgemeines Vertrauensmandat über. Auch bei der Um⸗ 
legung der Steuern im Bereich der einzelen Stadt war nad Ent- 
widelung des Communalſteuerſyſtems (oben S. 188—194) der 
Maßſtab ein feftftehender, bei welchem das Hauptgefhäft in die Ein- 
ſchätzungs⸗Commiſſion fiel. 

2. Die Städte bilden noch immer einen court leet oder 
jonft gefonderten Gerichtsbezirk. Die Gerichtsverfaffung ſelbſt 
aber ändert fich in dieſer Periode. Die fortfchreitende Einheit der 
Rechtsbildung concentrirt die Nechtfprechung in rechtögebildeten könig⸗ 
lihen Richtern, und fett den Antheil der Gemeinde zum Dienft der 
Jury für die question of fact herab. Die localen Civilgerichte 
werden dadurch am ftärkften ergriffen und zerjegt. Aber auch die 


traf: und Polizeigerichtsbarfeit folgt allmälig einem neuen Gange, 
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befonders feit der Einfegung der Friedensrichter unter Eduard II. 
Verhältnißmäßig lange erhalten fih zwar daneben gerade die ſtädtiſchen 
Courts leet wegen lofaler Bolizeibebürfniffe. Indeſſen gehen and 
fie dem Verfalle entgegen. Die kleineren Lente entwöhnen fich damit 
des regelmäßigen Gerichtsbienftes, da zu dem Gefchwornendienft eim 
fleinere Zahl herangezogen wurde. Die Geſchwornenliſten ſchmolzen um 
fo mehr zufammen, als regelmäßig ein bloßer Unterbeamter die Jury 
einberief. Am meiften aber treten hervor die höheren Stände, welche die 
neuen Stellen der Polizeiherren als Ehrenämter zu verwalten anfangen, 
und dadurch eine angejehene einflußreiche Stellung gewinnen. Die neueren 
Stadtcharten gehen daher fchon Häufig feit Ric. II. auf eine abge: 
fonderte Friedenscommiffion, oft mit der non-intromittant-Klaufel; 
die ftädtifchen Quartalfigungen werden zu einem ordentlichen Strafge: 
richt; eine kleinere Zahl von Städten fondert ſich ſogar vollftändig von der 
Grafichaft ab, als Counties Corporate. 

Die periodifhen Berfammlungen der Bürgerfhaft verloren 
damit ihre praftifh wichtigen Gefhäfte Die laufenden 
Geichäfte der Polizei-Verwaltung gingen immer mehr auf die Friedens⸗ 
richter über, ſowohl da, wo bie Friedensrichter der Grafichaft thätig 
waren, wie da wo ber Stadt eine eigene Friedens-Commilfion verlichen 
war. Die Theilnahme am ftäbtifchen Gemeinweſen beſchränke fich de- 
mit von felbft auf einen engen Kreis von Perfonen. Die noch fort: 
dauernden Geſchäfte des verfalfenden court leet ließen ſich bequem in 
einem engeren Ausfchuß beforgen, der leicht in eine ftehende leet jury 
überging. Diefe leet juries oder fonftige Verwaltungsausſchüſſe, 
town councils, beforgten auch die ſtädtiſche Vermögensverwaltung 
Daneben konnte noch eine Einfhägungs-Commiffion beftehen oder aud) 
damit zufammenfallen. Für die Seite der Steuern repräfentirt ber 
höher Beſteuerte die Kleinen Steuerzahler; für die perſönliche Seite des 
Gemeinwefens verdrängen die thätigen Elemente die unthätigen. Alk 
politiſch wichtigeren Gefchäfte werden aber durch das Tsriedensrichter: 
perjonal und durch die Abgeordneten im Parlament bejorgt und damü 
nur den höheren Klaſſen ein Impuls zur öffentlichen Thätigkeit and 
ein permanenter politifcher Einfluß gegeben. Die einfache Grundlage 
des Bürgerthums, ‚welches alle Theilnehmer an scot und lot umfaht 
hatte, ging auch durch die verfchiebene Entwidelung der wirtbfchaftlichen 
Berhältniffe der Städte vielfach auseinander, je nachdem das Aderkär: 
gerthum, Gewerbe und Handel in Heinerem oder größerem Maßitab, 
- in zünftiger oder nicht zünftiger Geftalt fich entwickelte. In London 
und einer Feineren Zahl von Städten wird die Stadtverfaffung joger 
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von den Zünften durchbrochen. In York wird fpäter durch Charte 
9. Henry VIII. 1517 ein Zunftregiment eingeführt, in welchem die 
13 höheren Zünfte je zwei Gemeinderäthe, die 15 niederen Zünfte je 
einen Gemeinderath ernennen. 

Die alte auf der Gleichheit des perſönlichen Dienftes ruhende 
Steichheit der GerichtSmänner im court leet paßte in der That nit 
mehr al8 Grundlage der Verfaffung einer Bürgerjchaft, in welcher eine 
höhere Klaſſe und ein viel engerer Kreis nicht blos als Meiftbeftenerte, 
jondern mehr noch durch ihre perjönliche Thätigkeit alles für die 
Stadtverwaltung Wichtige ausschließlich beforgten. Schon lange, bevor 
eine rechtliche Anordnung in diefen Verfaſſungen eintrat, befchräntte fich 
faktiſch das Gemeindeleben der meiften boroughs auf jenen Ausschuß, 
der al8 capital burgesses, town council, leet jury ftehend wurde 
und bei dem Abfterben der Bürgerverſammlungen die Tendenz erhielt 
ih dur ECooptation zu ergänzen. Die wirkliche Theilnahme an den 
Öffentlichen Gefchäften, die Geftalt der Verwaltung, Hat auch hier 
über die Berfaffung entichieden, und hat am Schluß des Mittelalters be- 
jondere durch das Friedensrichteramt der ummwohnenden Tändlichen 
Gentry, und im zweiter Linie einer neuen ftädtifchen Gentry einen be⸗ 
herrichenden und ficheren Einfluß verfchafft. 

III. In der dritten Periode, der Zeit der Tudors und 
Stuart, ift die rechtliche Form für diefe Neugeftaltung des ftädti- 
hen Gemeinweiens bie der Incorporationscharten geworben. 
Schon gegen Schluß des Mittelalters war zum erften Mal in 18. 
Henry VI. (1439) der Stadt Kingston upon Hull, und ungefähr 
gleichzeitig der Stadt Plymouth, eine charter of incorporation ver- 
lichen worden. Bis zum NRegierungsantritt der Tudors waren noch 
24 Städte nad) diefem Vorgang incorporirt. 

Der urfprünglihe Sinn diefer incorporations war freilich nur 
geweien, nach dem Worbild des canonifchen Rechts ein künſtliches 
Rechtsſubject im Privatrecht zu fchaffen, und namentlich Prozeßführun⸗ 
gen und Eigenthums-Webertragungen zu erleichtern. Nachdem indeſſen 
die Sefbftthätigfeit der Bürgerfchaft in dem Stadtwefen einmal auf- 
gehört hatte, nahmen diefe Eorporationen ebenjo wie auf dem Conti- 
nent den Charakter willkürlicher Rechtsfictionen an, fraft deren jeder 
beliebige engere Körper dem Necht nach die ganze „Stadt“ und „Bür⸗ 
gerſchaft“ repräfentiren konnte. Die corporation ift nidht mehr ein 
lebendiger Perfonenverein, begründet auf gemeinfame perfönliche Leiftun- 
gen und Steuerpflichten, fondern eine pofitive Schöpfung der Charte, 
die nur die wefentlichen Beftandtheile des engeren Körpers (mayor, 
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aldermen, common-councillors) beftimmt, deſſen Wahl oder Coop: 
tation aber bejonderer Beitimmung oder befonderem Statut oder be 
Sonderer Gewohnheit überläßt. 

Gerade um bieje Zeit begann allerdings die Geſetzgebung ber 
Tudors bie Kirchſpielsverfaſſung durch das Kirchenvorjteher-, Armen- 
und Wegeauffeheramt und neue Steuern pofitiv zu erweitern. Diele 
Neubildung ging aber ihren felbftändigen Weg ohne in eine Verbindung 
mit dem alten Stadtregiment zu treten. In den Kirchipielen, (aljo meijtene 
engeren Stabdtbezirfen) bildet ſich nun ein neues Gemeindelchen, wäh 
rend die alte Stadtverwaltung nad; wie vor nur für Gericht und Po 
fizei, für Friedensrichter-Amt und Bildung der Jury, fowie für die 
Verwaltung des überfommenen Corporations-⸗Vermögens dient. Dice 
enge Beitimmung der corporations war nun ihrer fortichreitenden 
Unabhängigkeit und Iſolirung von einer activen Bürgerſchaft ungemein 
förderlih; denn der court leet hatte meiftens nichts mehr zu thun: 
das alte Stadtvermögen war in den meiften Städten unbedeutend; die 
Gefchwornenliften wurben von einem Unterbeamten des Gerichts bejorgt. 

Für die zum Parlament berufenen Städte dagegen war inzwiſchen 
das Unterhaus eine einheitliche Körperjchaft geworden, deren Deitglieder 
ih nicht mehr al8 die Beauftragten der comniunitas, jondern dr 
Landes anfahen. An diejer politifchen Gefammtheit nahmen die Stüdte 
einen minbeftens zehnmal höheren Antheil, als er ihnen nach Bevöl- 
ferung, Befit und öffentlichen Leiftungen zufam. Die Ausgleihung 
dagegen trat num ftilffchweigend ein, durch den perſdulichen Einflus, 
welchen die benachbarte Grentry in Polizei: und Milizverwaltung und 
al8 Oberinftanz der Kirchſpiele übte. Die ftädtifchen Abgeordneten 
find daher nicht mehr regelmäßig burgessses wie im Mittelalter, 
Sondern in wachjender Zahl gehören fie der Ereisverwaltenden Grentrs 
an, zu der ſich der größere Theil der Städte in ein Verhältniß der 
Abhängigkeit gefeht fah. 

Seit den Zeiten der Reformation entjteht daraus zunächſt cin 
gouvernementales Syftem, welches Unterhaus und Staatsregierum 
in Uebereinftimmung zu haften fich bemüht, und zu dem Zweck aud 
neue, der Krone präfumtiv ergebene Wahlfleden creirt. Die neu er 
theilten Charten geben die Stadtverwaltung meiftens in die Hände von 
Ausfchüffen, welche das erjte Mal von der Krone ernannt, ſich Ipäter 
durch Cooptation ergänzen, wobei and) das Vorbild der analogen Ber- 
waltung der Graffchaft durch ernannte commissions wohl mitwirke. 
Ein berühmtes Gutachten der Richter aus 40. et 41. Eliz. jprad 
fich allgemein für die Zuläffigkeit ſolcher select bodies und für die 
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Zuläffigfeit von Statuten bye laws aus. Die neue Richtung biefes 
Corporationsweſens tritt nun allmälig in drei Punften hervor: 

1. Die Wahl der ftädtifhen Beamten erfolgt nach zahlreichen 
Charten ausdrüdlich durch einen engeren Ausſchuß, select body, 
common council etc., der ſich ſelbſt wieder durch Cooptation er: 
gänzt. Wo die Charte es nicht enthält, kann ein ſolches Verhältniß 
auch durd „Verjährung“ oder „alten Gebrauch“ begründet werben, ohne 
bis auf Richard I. zurückzugeben. 

2. Die innere Berwaltung der Stadt kann durch Statuten 
byelaws der engeren Körperjchaft gejtaltet werden, wobei felbft Ab- 
weihungen von der Grundverfaffung durch einen „Tangjährigen Gebrauch‘ 
geheilt werden. | 

3) Charten, Statuten und Uebung fchaffen allmälig eine Kaffe 
von Ehrenbürgern honorary freemen, ohne allen Antheil an seot 
und lot, fogar außerhalb Wohnende, mit Stimmredt. Der alte Zu- 
ſammenhang zwiſchen Rechten und Pflichten geht jo auch nad) der an- 
deren Seite hin verloren; der neue Begriff eines Corporationsmitgliedes, 
freeman, tritt al8 eine willfürliche pofitive Schöpfung an die Stelle 
des mittelalterlihen Bürgerrechts. 

Einem analogen Gange folgt num auch das parlanıentarifche Stimm- 
recht, theil® pofitiv, indem es nach Charte oder Herkommen analog den 
jtädtifchen Wahlen behandelt wird, noch mehr aber negativ, indem fich 
das Wahlrecht ſtillſchweigend auf dei engen Kreis von Perfonen beichräntt, 
die bei ſolcher Geſtalt der corporations überhaupt noch am Gemein- 
weien betheiligt waren. In der Beriode der Stuarts bewegen fich 
nun in diefem Rahmen die Bejtrebungen und Barteifänpfe, ſowohl des 
Adels und der Gentry, wie der neu aufftrebenden Meittelftände Die 
urſprüngliche Beſtimmung der Stadtverfaffungen tritt immer mehr 
wrüd vor der Bedeutung bes ftädtifchen Stimmrecht im Parlament, 
in welchem die kleinſte corporation an politifchem Einfluß foviel be- 
deutete wie die größte Graffchaft. Die Stuarts hatten in diefer Lage 
nicht die Staats⸗Aufgabe einer dauernden Umgeftaltung des Stadtweſens 
und ſtädtiſchen Stimmrechts, jondern ftet® nur das augenblidliche 
Partei⸗Intereſſe der ftädtifchen Etimmen im Unterhaufe vor Augen. 
Schon Jacob I. hielt eine ftändijche Gliederung und Bildung von 
close borough und select classes für jehr „ſtaatsmänniſch“, und 
nad} diefem Muſter wurden denn aud) die neuen Parlamentöfledten ge- 
alte. Das Unterhaus, welches nunmehr die ausschließliche Entſchei⸗ 
dung liber feine Wahlen beanfprucht, erkennt ebenfalls den Grund⸗ 
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fat an, daß eine Beſchränkung der Wahlen auf einen engeren Kreis 
durch Verjährung und unvordenflicde Gewohnheit erfolgen könne. 

-Anftatt durch eine fachgemäße Verſchmelzung der Kirchſpielsver⸗ 
fafjung, insbefondere der Armenpflege und Straßenverwaltung mit der 
ftädtifchen corporation eine felbftthätige Bürgerjchaft wieder herzuſtellen; 
anftatt einen Cenſus nad der activen Theilnahme an scot unb lot 
und Gefchwornendienft Herzuftellen und zu erhöhen, anftatt die Zahl 
der Sraffchaftsabgeordneten nach diefem Maßſtab zu vermehren, die der 
ftädtifchen zu vermindern; anftatt das Königliche Ernennungsrecht der 
Friedensrichter auch in den Städten wieder herzuftellen: haben bie 
Stuarts ihre zeitweife dazu ausreichende Madhtftellung immer nur be 
nubt, um ihre „Königskunſt“ auch in den Städten zu treiben. 

Vergeblich war die kurze Andeutung gewefen, welche Cromwells 
Berfafjungsproject gab, nach welchem die Städte.nicht $ fondern nur 
4 der Abgeordneten des Unterbaufes fenden follten. Die Reftaura- 
tion fehrte nur um fo eifriger zu dem Stimmredt der verfallenen 
Ortfchaften und zu den alten Grundfägen zurück. Die Kirchliche und 
politifche Oppofition ber ftädtifchen Meittelftände wird durch die Cor: 
porations⸗ und Teftacte und fortgefeßte polizeiliche Behandlung der Frage 
zum Schweigen gebradht. Kronbeamte, auswärtige Ehrenbürger, eifriee 
PBarteigänger, werden in die ftädtifchen Bürgerliſten und in die „ge 
reinigten“ Stadtverwaltungen gejeßt. Durch Gerichtsurtheile und Ein- 
ſchüchterungen wird zuletzt eine maſſenhafte Kaffirung oder freimillige 
Aufgabe der alten Stadtcharten herbeigeführt, um neue Stabtverwal- 
tungen mit select bodies und wiberruflichen Aemtern an die Stellt 
zu ſetzen. Auch der Widerruf diefer Maßregeln durch die Ordonnan; 
vom 17. October 1688 bradte die Städte nur- in den verkünftelten 
Zuftand zurüc, welchen Jacob II. bereits vorgefunden Hatte. 

IV. Die vierte Beriode, das adhtzehnte Jahrhundert, 
zeigt uns die ftädtifchen corporations in einem hüfflofen und unkeil 
baren Zuſtande. Nachdem einmal die ftädtiichen Parlamenteftimmen 
mit den Machtverhältniffen einer regierenden Kaffe und ihrer Parteien 
fejt verwachfen waren, war eine gefetliche Reform allerdings unmöglic 
geworden. Das abgefhwächte Königthum und die Adelsparteien beſaßen 
weder die Macht noch den Willen, unbefümmert um den nächften Erfolg 
und Nuten die Stadtverwaltungen ihrer ftantlichen und natürlichen De 
ftimmung zurücdzugeben. Wie die Burgen des Mittelalter6, waren 
diefe boroughs befeftigte Pläte geworben für den politifchen Cinfluß 
des whigiftiichen und torpijtifchen Adels, nur zum Heinen Theil eines 
bejonderen ftädtifchen Patriziats. Alle Verfuche zur Wiederheritellung 








8 77-79. Geſchichtlicher Rüdblid. 857 


einer activen Bürgerfchaft waren von Anfang an unaufridtig und 
blieben erfolglos; ja das Conventionsparlament beftätigte ausdrücklich 
alle Mißbräuche der select bodies. Die Entfcheidungen des Parla⸗ 
ments über die Gültigkeit der Wahlen blieben nach wie vor bald par⸗ 
teiiich, bald principlos und fchwankend. Die eifrigften Whigs erwieſen 
ih bald als die eifrigften Vertreter der Mißbildungen im Corpora- 
tionsrecht, der ausgebehnteften Befugniffe der Gemeinderäthe und des 
Stimmrechts der non residents. Die Meinungen Brady’s fanden 
iegt in fiberalen Parlamenten ebenſo lebhaften Beifall als einft bei 
Hofe. Dur ein neues Geſetz wurden die Sheriffs angewiefen bei den 
Wahlen ftets zu verfahren nad) der letzten Entfcheidung des Unter⸗ 
hauſes. Die Gerichtshöfe, wo fie mit der Trage befaßt wurden, hielten 
ih an das Gutachten unter Elifabeth (den case of corporations), 
und legalifirten die Stellung ber select bodies, die Geltung eines 
„längeren Gebrauchs‘ und der Ortsftatuten, und die willfürlichite 
Zulaffung von non residents. 

Mit dem Regierungsantritt der Königin Anna tritt der Einfluß 
der Krone ganz zurüd, und es beginnt nun die neuere Weife der 
Parlamentsregierung unter dem berportretenden Einfluß der Ma— 
jorität des Unterhaufes. Im Zufammenhang damit wird die Neuer: 
theiflung von Charten feltener. In der willfürfichen Geftaltung der 
Corporation aber „unterfcheiden fich die Patente Georg's III. in nichts 
von denen, welche in der fchlechtejten Periode der englifchen Stadtge- 
ihihte ertheilt wurden.“ (Report of Commissioners of Corpo- 
ration Inquiry pag. 17). Defto größeren Reiz fand das Unterhaus 
darin durch Lokalacten die einzelen Stadtverfaffungen zu ergänzen und 
umzumodeln, und zwar im einem folchen Umfange, daß fpäter bei Erlaß 
der neuen Städteordnung 700 folche, in die Heinften Zweige der 
ttädtifchen Verwaltung eingehende Lokalgefege vorhanden waren. Trotz 
der willfürlichften Mannigfaltigfeit geht dabei ein Grundzug hindurch: 
Aufopferung der Lokalintereffen zu Gunften der parlamentarifchen Par⸗ 
teiintereffen, Verehrung des Theilnahmrechts an der Corporation, um 
der regierenden Klaffe ihren Einfluß auf Bejegung des Unterhaufes 
zu fihern. Das Geſetz gegen Barlamentöbeftechungen, die Bribery Act 
2. Geo. II. c. 24, beftätigt den Grundfag, daß die legte Entſchei⸗ 
dung des Haufes endgültig zu allen Sweden über das Wahlrecht ent- 
ſcheiden ſoll; bleibt übrigens zur Verhinderung von wirklichen DBe- 
ftehungen ebenſo unwirkfam wie die fpäteren Gefege. Unter Georg III. 
dehnt fi) vielmehr das ſchon im Unterhaus geläufige Syftem der Be 
ftehung fuftematifh auch auf die Wahlfürper aus. Ein Geſetz 3 
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Georg III. follte zwar die ſchlimmſten Mißbräuche der Aufnahme von 
Gefegenheitöbürgern (occasional freemen) zum Zweck einer bevor: 
ftehenden Wahl dadurch bejeitigen, daß bei 100 2. Strafe fein Bürger 
mitftimmen folfte, der nicht ſchon 12 Monat vor der Wahl das Bürger⸗ 
recht erworben habe. Allein der praftiiche Erfolg war nur, daß du 
Beitehung fi mit um fo größerem Eifer auf die fleine Zahl der 
ärmlichen Mitglieder der close boroughs warf. Am Schluß des acht⸗ 
zehnten Jahrhunderts war in dem englifhen Städteweſen fein ſtaats⸗ 
rechtlicher Srundfa mehr zu entdeden. 


1) Weber die erfie Periode, die normannijche Zeit fiehe die geſchich 
liche Abtheilung S. 104—112., wo auch die geſchichtliche Literatur, insbejondere 
die Sauptfchrift von Merewether und Stephen, History of the Borough: 
1835 hervorgehoben if. Der Beweis der obigen Zäte ift unter ermüdenden 
Weitläufigkeiten ımd Wiederholungen, aber unwiderlegt und unwiderleglich, in 
der Schrift von Merewether und Stephen geführt, gegenüber den mißver 
fündlichen Auffaffungen, die durch Rückübertragungen aus fpäterer Zeit eine 
formelle Iucorporation zur Grundlage der mittelalterlichen Stadtverfahlun- 
gen machen wollten. Die jpäteren Parteiftreitigleiten haben die wirfliche Geſchichte 
der Stadtverfaflung ebenjo verunftaltet wie die wirkliche Gejchichte dea Parlamente. 
Die Hauptargnumente filr die richtige Meinung find: 1) daß alle Namen fehlen, 
welche auf eine Incorporation deuten. Ton den 77 Charten, weldye König Johann m 
9 Tahren feiner Regierung au Etädte erlaffen Hat, ſowie in den fpäteren, find die 
Zerleihungen ausdrücklich an die citizens oder an die burgesses, oder au Die 
Männer der Stadt, oder an die jreien Männer, die freien und gelegmäßigen 
Männer, die guten Männer, in den 5 Häfen an die Mannen barons ge 
richtet; ebenfo die Charte für London 16 Jo. an die barons der city. Unter 
Heinrich III. finden wir eine Verleihung an die „eitizens“ von London, un 
von demjelben Tage an die „barons‘‘ von Youbon. In 37. Hen. III. wird 
eine frühere Verleihung Johann's an die „barons‘ der city beftdtigt ale eine 
Verleihung an die „citizens“ u. |. w. (Merewether I. 378. 385. fi. ? 
Unzählige Zeugniffe und Rechtsautoritäten bejchreiben das mittelalterlide 
Bürgerthum nad) den oben angegebenen Merkmalen; 3. ®. werben in den 
Sahrbiichern Edw. III. die Bürger von London befchrieben ale die Erbeinge 
jeffenen und die fonft Angefeffenen, welche zu scot und lot beitragen. Die 
Häufung folder Zeugniffe, die bei Merewether und Stephen mehre hundert 
mal wiederfehren, war nothiwendig wegen der eingeivurzelten, faft nnüberwind 
lichen Idee der Incorporation. 3) Auch das Gefets Heinrich’ V. über die 
ſtädtiſchen Parlamentswahlen bezeichnet bie wahlberechtigte Bürgerſchaft nur 
als resident, dwelling, free of their borough. 4) Wo bie Vürgerihaft 
vor Gericht klagt oder verklagt wird, wird fie unter dem Collectivnamen der 
Bürger in den Prozeß gezogen, durch 6 oder mehre der meliores et dis- 
cretiores unter den Eimwohnern vertreten, welche die übrigen erwählen, oder 
durch jonft ernannte Repräjentanten. 

2) Ueber die zweite Periode, die reihsftändifche Zeit, ſ. die Geld. 
Abth. S. 194—204, insbefondere auch fiber deren Wichtznfammenhang der 
Stadtverfaffungen mit dem Gildeweſen. Schließlich mögen hier mod bie 
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Theſen Bla finden, welche Merewether und Stephen ale das Refultat ihrer 
weitläufigen, der Form nad ungenießbaren Unterfuchungen binftellen: 1) daß 
boroughs in England ſeit der älteften Zeit beftanden; und daß, obgleich nicht 
alle boroughs cities waren, doc alle cities boroughs waren, und ihre Muni- 
cipafrechte nur in jener Eigenfchaft hatten; 2) daß alle Stadtrechte weſentlich 
gleihartig waren in Gegenftand, Berfafiung und allgemeinem Charatter; 3) 
daß Diefelbe Klaſſe von Perſonen urjprünglih bie Bürgerſchaft in allen 
boroughs bildete; 4) daß biefe Klaffe nie direlt geändert worden ift von ber 
älteften Zeit bis auf bie Gegenwart; 5) daß bie hurgesses die permanenten 
freien Einwohner ber boroughs waren, welde die ftäbtiichen Pflichten 
erfüllen und bie ftädtifchen Vorrechte geniehen, als freie anfälfige Inhaber 
eines Hausſtands, paying scot and bearing lot, präfentirt, eingejchworen und 
enroflirt bei dem court leet; 6) daß fie keinen auberen Charalter hatten bis 
zur Regierung Heinrichs VI., ale die erfie Municipal-Fucorporationscharte 
ertheift wurde, die dem urfjpringlichen Begriff des Bürgers noch den des 
Corporationsmitgliedse hinzufügte zum Zweck der Succeifionsfähigfeit in 
Grundftüden ımd der Legitimation in Prozeflen; 7) daß die fpätere Befugniß, 
Bürger willfürlich zu creiren, durch die Corporation oder ihren engeren Aus- 
ſchuß nur auf Ufurpation beruht; 8) daß namentlih der Mißbrauch auswärts 
Wohnende zu Bürgern zu machen zuerft bei ſolchen Perſonen vorfam, die zu 
ftadtiichen Parlamentsabgeordneten erwählt waren, ſich dann weiter ansdehnte 
und feinen Höhepunkt unter der Reftauration erreichte. (Introd. pag. V. 
VI.; maflenhaft find die Zengnifle zufammengeftellt im Regiſter v. Burgesses. 
(orporations). 

3) Ueber die dritte Beriode, die Zeiten der Reformation und der 
Revolution, ſ. die Geſch. Abth. S. 318S—25. Das Verhältniß der Corpo- 
rations- und der Nichtcorporationscharten ift nad) der Zufanımenftellung bei 
Merewether nnd Stephen: 

Incorporationscharten. Nichtincorporationscharten. 


unter Heinrich VI. 10. 20. 
„Eduard IV. 10. 12. 
" Richard 111. 6. 3. 
„Heinrich VII. — 7. 
„SHeinrich VIII. 6. 13. 
„Ednard VI. 19, 4. 
„ Marie 13. 6. 
" Eliſabeth 25. 13. 
" Jakob I. 27. 3. 
„Carl I. 12. 2. 
„Cromwell 1. — 
” Carl II. 13. — 
" Wilhelm III. 4. — 


„ Anne 3. — 

9 Ueber die vierte Periode, das achtzehnte Jahrhundert, ſ. die 
Geſch. Abth. S. 370—72. Beſtechung, Verſchleuderung und Mißan— 
wendung bes Communalvermögens in der zahfreichften Klaſſe ber 
Bahlfärper, aus denen ſich das Unterhaus zulammenjett: das find die mwirf- 
lihen Zuftände, unter denen die Normalzeit parlamentariicher Regierung, die 
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5Yjährige Periode Georg’ III. inaugurirt wird, — die Periode, im welcher 
das parlamentarifche Regiment eine Einheit und Kraft der Action gewinnt, 
wie weder früher noch jpäter, — die Zeit in ber die regierende Klaſſe n 
einer glänzenden und tüchtigen Stellung bafteht, wie in feinem anderen Lande 
der Welt. Diefe feltfame, widerſpruchsvolle Erfcheinung, aus der nod) ielt- 
famere Folgerungen gezogen find, hat nad) wie vor den einfachen Grund, den 
feine Parlaments-Commission bemerkt bat, — das verfehrte Stimmverhältuik, 
welches den Städten gegeniiber ben Kreisverbänden eine Stimmzahl verlih, | 
die ihnen nicht zulam, und welche die regierende Klaſſe nöthigte, das innere 

“ Leben dieſer ftäbtifchen Berbände zu verbifden. Ebenſo merhvürdig if die 
Berlehrung der geſchichtlichen Auffaffung, die in ſolchen Zuftänbe 
fid) bildet. Der fchlichte Grundgedanke des Mittelalters, welches die Rechte 
aus den Pflichten hervorgehen läßt, alſo die Theilnehmer am scot und lot 
zu Theilnehmern am ftädtifchen Gericht und an der Bürgerverfammlung macht, 
war fo gänzlich verbrängt durch die neuere „Incorporationsidee“, welche will: 
firlih die Theilnehmer an den Laften ausſchließt, die Nichttheilnehmer an den 
Laften zu Hauptbürgern macht, daß man den mittelalterlichen Begrifi de 
court leet und der burgesses gar nicht mehr verftand, die flädtifchen Charter | 
des Mittelalters für lauter Imcorporationscharten hielt, bie select bodis, 
die non residents, die bye-laws fir Acht englifche, alte Stadtinftitutionen. 

Das formelle Refultat des langen Herganges find 1497 Charten 
und 708 Lokalakten, auf denen im 19. Zahrhundert die engl. Municipal: 
verfaffung beruht. Das Statistical Journal Vol. V. 101. giebt folgende 
aus den Parlaments-Reports zuſammengeſtellte Ueberſicht der Boroughs. 
weiche unter jeber Regierung Charten erhielten, und ber eimzelen ihnen 
ertheilten Charten: 


Regierung. Boroughs. Charten. | Regierung. Boroughs. Charten. 





Edward d. Bek. 1. 1. Henry VIIL 72. 104. 
William I. 1. 1. Edward VI. 75. 84. 
William II. 2. 2. Mary 27. 28. 
Henry ]. 9. 9. Philipp and Mary 40. 2. 
Stephen 2, 2. Elizabeth 123. 156. 
Henry II, 29. 37. James I. 110, — 
Richard I, 16. 17, Charles I. 41. 4. 
John 47. — Cromwell 5. 5. 
Henry III. 52. 114. Charles IH. 81. ı1l. 
Edward I. 46. 62, James II. 59. — 
Edward II. 38. 42. William and Mary 9. 9. 
Edward III. 75. 128. William IN. 10. 11 
Richard II. 66. 88, Anne 7. 7 
Henry IV, 60. 60. George I. 3. 3 
Henry V. 35. 42, George II. 6. 1. 
Henry VI. 69. 98, George Ill. 16. 16. 
Edward IV. 59. 74. George IV. 6. 7 
Richard III. 19. 22. William IY. 3. 2 
Henry vo. sl. 61. Summe: 1,356. 1,497. 
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Ferner folgende Weberficht über die Lokalakten für einzele Städte: 


Borougbs. Acts. Boroughs. Acts. 
Edward III. 1. 1. William et M. 13. 11. 
Richard Il. 1 l. Anne 9. 10. 
Henry V. 1 1. George I. 10. 15. 
Henry VI. 3. 4. George II. 3. 46. 
Henry VIL 4. 3. George III. 118. 400. 
Henry VID. 7 18. George IV. 81. 154, 
Elizabeth 9 12. | William IV. 18, 26. 
Charles II. 4 8. Summa: 310. 708, 


Sin ſpezielleres Repertorium in 53 Klaſſen getheilt, giebt der Index von 
1839 zu den großen Reports über die Municipalcorporationen. 


8 80. 
Zuſtand der Municipal: Corporationen zur Zeit der Reformbill. 


Als man im Jahre 1833 eine Mufterung des Zuftandes vornahm, 
der im Laufe der Zeit dur 1497 Charten, 708 Lolalacten und durch 
das Herfommen in den ftädtilchen Verfaſſungen entjtanden war, fand 
fih ein buntes Gemisch von Einrichtungen, die nur in dem Merkmale 
übereinzuftimmen fehienen, daß fie nicht dem Gemeinmwohl der ftädtifchen 
Bevölkerung, fondern anderen Zwecken dienten. 

Die damald eingefeßte Königliche Linterfuchungscommiffion fand 
in England und Wale® 246 corporations vor, welche noch Muni⸗ 
cipalfunctionen ausübten, und ftellen bei 233 (234) diefer Corporatio- 
nen die Entftehung und den actuellen Zuftand näher feft. ‘Die zeitige 
Berfaffung beruhte in 33 auf „Herkommen“ (prescriptive customs), 
bei den übrigen auf noch geltenden governing charters; darunter 
zwei aus der Zeit Eduards III, drei von Henry VI., je eine von 
Edw. IV., Ric. II, Henry VII., drei von Henry VIII, drei von 
Edw. VI., 8 von Mary, 23 von Eliz,, 31 von Jac. IL, 22 von 
Car. I., 36 von Car. H., 10 von Jac. U., 11 von Will. III, 
3 von Anne, Geo, I., Geo. II. 7 von Geo. III., 2 von Geo. IV.; 
— 21 Hatten harten von verfchiedenem Datum, 6 noch baronial 
charters. Als äußere Form ging bei den meiften hindurch eine Glie- 
derung in Bürgermeifter, Rath und Bürgerfchaft in folgen- 
der Weiſe. 

1. Der Ortsvorſteher!) führt in der Kegel den Titel Mayor, 
nd vereint in einer Anzahl Heiner Städte die ganze ftädtifche Ver⸗ 
waltung in ſich; in vielen ernennt er die Unterbeamten. Er erhäft in 
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der Regel ein Gehalt. Zumeilen bezieht er das ganze ſtädtiſche Ein- 
fommen ohne Rechnungslegung, wie in Buckingham; oft werben we 
nigftens die Zölle für feine Rechnung erhoben. Meiſtens ift ihm ein 
firirtes, doch für die Chrenausgaben nicht hinreichendes Gehalt ange: 
wiefen. Man erwartet von ihm ‚‚Saftfreiheit gegen die übrigen Mit- 
glieder der Corporation und gegen bdiftinguirte Beſucher der Stadt“. 
Am Zufammenhang mit diefem Charakter der Ehrenrepräfentation fteht 
dann auch ber jährliche Wechfel de8 Amts. Neben ihm ſteht in der 
Regel ein Stadtrichter Recorder, ein Stadtfchreiber Town Clerk, 
ein Kämmerer Chamberlain; ferner befondere ftädtifche Friedensrichter: 
außerdem zahlreiche befoldete und unbefoldete Beamte und Diener unter 
den mannigfaltigften Namen. 

2. Der ftädtifche Rath?) befteht fehr gewöhnlich aus zwei Klaſ⸗ 
fen von Ehrenämtern, von denen die eine den Kamen von KRathöherren 
Aldermen, die andere den Namen von Gemeinderäthen Common 
Councilmen führt. Oft bedeutet der Name Alderman nur einen 
Ehrentitel, oft find damit höhere Verwaltungsbefugniffe verbunden. 
Zuweilen fommen auch mehr als dieje zwei Klaſſen im Rath vor. 
Die Mitglieder des Gemeinderaths werben meiſtens durch Kooptation 
ernannt, entweder vom ganzen Council, oder nur von den Aldermen, 
zuweilen auch nur von dem Mayor. Balanzen unter den Alderınen 
werden in der Regel aus dem Common Council ergänzt, oft auch 
jo, daß alle gewefenen Mayors unter die Aldermen eintreten. Lie 
Aldermen werden in der Regel auf Lebenszeit ernannt; fehr oft aud 
die Councilmen, die zuweilen aber auch nur auf ein Jahr gewählt 
werden. Ortsanfäfjigleit ift oft ausdrücktich erfordert, oft nicht. 

3. Neben dem Rathsförper befteht gewöhnlich noch eine Bürger- 
haft der Freemen oder Corporatiousmitglieder.?) Ti 
freedom wird erworben durch Geburt, durch Heirath mit der Tochter 
oder Wittwe eines freeman, durch Dienft oder Lehrfingfchaft auf 
eine gewijfe Zahl von Jahren; in London uud im einigen wenigen 
Städten durch vorgängigen Einfauf in beftimmte Gilden. Sonitig 
Verleihung der freedom beruht auf einer Zulaffung des regierenden 
Körpers, by sale oder free gift. In Kleinen Städten beſteht die 
ganze Corporation oft nur aus dem ruling body, oder aus einer Zahl 
von Kleinbürgern, die erft durch Cooptation in den Rath Vollbürger 
werden. Die gemeinen Rechte der freemen find gewöhnlich öfone 
mifche, namentlich; Freiheit von gewiffen Zöllen und Gebühren, oft 
auch ausfchließliches Recht der Wittwen und Kinder auf lolale Stij 
tungen, zuweilen Anrechte auf Gemeindeholzungen, Torfftih und Geld— 
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perceptionen; in Oxford, York und einigen wenigen Städten aus 
ichließliche Handels: und Gewerbsrechte. In der Mehrzahl von Städten 
find ferner die freemen außjchlieklich in den Rath wählbar (cooptivbar). 
Einen unmittelbaren Antheil an der ftädtifchen Verwaltung haben fie 
aber gerabe in den Städten, wo ihre Zahl noch unbegrenzt und um⸗ 
fangreich ift, nicht. Gerade hier ift die Stellung der Bürgerfchaft in 
der Regel fo paffiv, daß fie ſich felbft gar nicht als Stadtbürger ans 
fehen, zur „Eorporation“ vielmehr nur den regierenden Körper felbft 
rechnen, der als eine gefonderte und erclufive Körperfchaft innerhalb 
der Stadt dafteht. 

Manche Eorporationen befaßen ein erheblihes Vermögen aus 
Grundbefig und Zehnten, Einnahmen aus Marktzöllen, ftädtifchen Aus⸗ 
und Eingangszöllen, Hafen-, Quai» und Grundbefigveränderungäge- 
buhren, aus Sporteln von Aemtern und Gelöbußen, in einem Umfang, 
der nicht jelten zu allen Communalausgaben hinreidhte. Dieſe Ein- 
nahmen wurden für Juſtizkoſten, Gefängniffe und die jonftigen Yalten 
der county rate verwendet. Durchjchnittlich ein großer Theil war zu 
Gehalten und Remunerationen der fehr zahlreichen Beamten nöthig. 
Sehr oft wurde ein bedeutender Theil für Feſtlichkeiten des Gemeinde: 
tath8 verwendet, wobei die periodifchen Diners für den Gemeinderath 
und feine Freunde felbitverftändlicd der Stadtfajfe zur Yaft fielen. ‘Die 
Gehalte der höheren Beamten waren zuweilen anfehnlich, aber doch faft 
nie ausreichend für die Koften der Feſtlichkeiten, die ihnen oblagen. 
Die einzige Beſchränkung die man fich auflegte war, dergleichen Aus- 
gaben nur aus den permanenten Einkünften zu beftreiten, nicht durch 
beiondere ausgefchriebene Stenern. Sehr dürftig waren die Verwen- 
dungen zu Polizeizweden, noch dürftiger und feltener die zu Öffentlichen 
Anlagen und Berfchönerungen. Selten fam eine geregelte Rechnungs⸗ 
legung vor; in der Regel fand nur eine unvollftändige, oft gar feine 
ſtatt. — Da die Corporation nicht einmal Straßenpflafter und Straßen: 
beleuchtung als ihren Gegenftand anzujchen pflegte, jo mußte, wo es 
niht länger ging, für ſolche Municipalzwede durch Lokalacten gejorgt 
werden. Unter dem Namen Commissioners entftehen dafür in vielen 
Städten Spezialverwaltungen (special trusts), und zu den Laſten 
werden dann alle anjäffigen householders herangezogen ohne Rück⸗ 
licht auf Bürgerrecht oder Nichtbürgerreht. So beftanden oft zwei 
oder mehre corporations in derfelben Stadt; oft war jedoch der alten 
Corporation das Recht verliehen eine Anzahl der Commissioners für 
die neue Verwaltung zu ernennen. Seit den Zeiten der Revolution 
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wurde dies die dringendfte Veranlaffung zur Ertrahirung ber fo zahl: 
reichen Lofalacten. 

Ye weniger die corporation fo mit den lebendigen Bedürfniſſen 
der Bürgerfchaft ſich befaßte, um fo lebendiger waren ihre Bezie: 
hbungen zum Parlament und zu den politijhen Parteien. 
Charakteriftifch zur Inauguration ber neuen Zeit ift der Beſchluß des 
Gemeinderath8 zu Colchester fur; nad Bertreibung der Stuartt 
(1689) „daß Sir Francis Walsingham die Ernennung ihrer Ab- 
geordneten zum Parlament haben foll.” Da der Gemeinderath fid 
durch Cooptation ergänzte, jo war ein einmal croberter Burgflecken 
eine ziemlich jichere Erwerbung für jede der großen Adeleparteien. In 
vielen Kleinen Flecken überlebte dieſer Zweck alle anderen Zweclke einer 
städtischen Verwaltung. Nicht ſowohl die Sicherung von ausſchließli⸗ 
chen Gewerbörecdhten, wie auf dem Kontinent, fondern die Sicherung 
eines Parlamentöfites war der Grund der Monopolifirung der jtädti- 
Shen Rechte in einem gefchloffenen Körper, — dies der Grund, warum 
die Bürgerfchaft entweder auf eine möglichft Kleine Zahl befchräntt, 
oder doch von aller activen Stadtverwaltung fern gehalten wurde. Die 
Zulaffung von Auswärtigen, non residents, unter Ausjchließung der 
anfäffigen Steuerzahler, die ftädtifchen Wahlen und Beamtenernennun: 
gen, die ftädtifche Polizei, die Verwaltung des Stadtvermögene, die 
Verwendung der Stiftungen ordnete fich ſehr gewöhnlich diefem einen 
Zweck unter. Selbft die den Städten verliehene Criminaljuftiz umd 
das Triedensrichteramt wurden oft fichtbar parteiifch in diefem Sinne 
verwaltet. Die durch zahlreiche Yolalacten verlichene Civilgerichtsbar⸗ 
feit verfiel hauptſächlich wegen der fchlechten und parteiiichen Beſetzung 
der Stadtrichterftellen. Da die Mitglieder des Gemeinderath grund 
fäglich einer Partei angehören, fo gab es Keinen Theil der ſtädtiſchen 
Intereſſen bis zur Ernennung der Polizeidiener herab, der nicht mit 
Barteianfichten und Parteiintereffen verflochten worden wäre. Xrog 
der Aufhebung der Corporations- und Teftacten blieben aus diefem 
Grunde Diffenters und Katholifen von den ftädtifchen Aemtern in der 
Regel ausgeſchloſſen. 

Viele Städte traten eben deshalb in ein dauerndes Verhältniß zu 
großen Adelsfamilien. Es diente dazu hauptſächlich das Ehrenamt dr 
High Steward, welches. in 51 Städten vorkommt, und fonft feine 
Beziehung zur ftädtifchen Verwaltung hat. Er wird in der Regel vom 
Gemeinderath auf Lebenszeit gewählt, zuweilen von der Krone beftätigt. 
Er ift in der Regel ein Herzog, großer Pair, ein zeitiger Lord Kanzler 
oder anderer Großwürdenträger. Wahrſcheinlich war die Sitte zu der 
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Zeit entftanden, in welcher die Städte ſich eines einflußreichen Patrons 
am Hofe verfichern wollten gegen die ftetige Gefahr des Verfufts ihrer 
Privilegien. In biefer Zeit der parlamentarifhen Parteiregierung 
wurde daraus eine dauernde Verbindung der Familienintereſſen des 
großen politifchen Adels mit beftimmten corporations. Zumeilen hat 
auch das Amt des Recorder diefe Bedeutung, in welchem Falle der 
zum Stadtrichter ernannte Pair die Gefchäfte natürlich durch einen 
deputy recorder beforgen läßt. In Heinen Burgfleden, deren Ein- 
fünfte für Deunicipalzwede nicht ausreichen, deckt der reiche Batron die 
yüden der Stadtkaſſe; in anderen Flecken pflegen die ftädtifchen Abge— 
ordneten zum Parlament das Fehlende Herzugeben; in einigen be- 
sohlte der Patron vor der Reformbill ſämmtliche Municipalausgaben. 
Als Gegenleiftung erwartete man einen geficherten Einfluß bei den Par- 
lamentswahlen.*) 


1) Mayor und fäbtifhe Beamte. In den verfchiebenen Korporasions- 
harten Tommen nicht weniger als 76 verfchiedene Arten und Namen von 
höheren ſtädtiſchen Beamten, und 288 Namen und Arten von Unterbeamten 
vor. Die Barlamentscommiffion hat in 263 zu dem Zweck unterfuchten Cor: 
porationen folgende am häufigften wiederkehrende Aemter vorgefunden, mit 
Angabe der Zahl der Stäbte, in welchen fie vorlommen: 

Höhere Beamte: Mayors (241), Mayors Deputy (62), Recorders 
(244), Recorders Deputy (61), Justices of the Peace (190), High Stewards 
(51), Scepterträger Serjeants-at-Mace (177), Stabtoögte Bailiffs (120), Al- 
dermen (138), Coroners (151), Chamberlains (203), Town Clerks (256), 
Marftichreiber Clerks of the Market (111), Gaolers (58), Auditors (23), 
Clerks of the Peace (189), Escheators (27), Jurats (18), Portreeves (18), 
Sheriffs (18 in den incorporirten Grafichaften) u. |. mw. 

Unterbeamte: Aletasters Bierlofter (25), Bailiffs Untervögte (45), 
Beadles Rathsdiener (44), Bellmen Glockner (22), Borsholders, Headboroughs 
Schulen (10), Clerks of the Market (87), Chief Constables (14), Criers 
Auerufer (50), Macebearers Stabträger (23), Portreeves (18), Serjeants-at- 
Mace Scepterträger (29), Stewards (30), Swordbearers (21), Waterbailiffs 
Flußvögte (29) u. |. w. 

2) Rah der BSeftaltung der Gemeinderäthe theilt die Commiſfion bie 
233 genauer feftgeflellten Corporations-Berfafjungen in 13 Klaſſen. Die 
große Majorität bildet die erfie Klaſſe, beftehend aus Gemeinderäthen, die 
ih durch Selbſtwahl auf Febenszeit ergänzen. Es find barımter 
nur 3 anf mittelalterfichen Eharten beruhend, 2 auf „Herlommen” begründet, 
24 durch die Tudors, 77 durch die Stuarts, 21 aus der Zeit nad) der Revo- 
Intion, 13 auf harten von verfchiedenem Datum beruhend. — Die Übrigen 
12 Haffen von Eharten, zufammen nur 91 Städte umfaflend, laufen größeren- 
theils auf ebenfo fünftliche Zufammenfegungen hinaus; nur in 24 (Alaſſe XII.) 
befteht der beichließende Körper aus allen Mitgliedern der Corporation, in 11 
(Kaffe XIII) aus einem ernannten Gemeindeauefhuß leet jury. (vgl. 
Rote 3.) 
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3) Gefaltung der Bürgerjchaft. Auch da wo die freemen in groher 
Zahl vorkommen, haben fie in der großen Mehrzahl der Fülle keinen Antheil 
an den ftädtifchen Wahlen. Sn Berwick, Ipswich, Norwich und in einiges 
wenigen anderen Städten wählten die Bürger noch die Mehrzahl der ſtädtiſchen 
Beamten, in einigen nur den Mayor; in Plymouth, Oxford, Swansea hatten 
fie ein Wahlrecht ans einem select body; in’ der City von London und ia 
einigen wenigen Städten waren die Bilden zur Baſis der ſtädtiſchen Ver 
tretung geworden. Ueberhaupt fand die Unterfuchungscommiffioun in M 
Städten Gilden vor, die in der einen oder anderen rechtlichen Beziehung noch 
eine Bedentung hatten; in der Mehrzahl feine in die Ztadtverfafjung ein 
greifende. 

Ein großes Tableau der Zuſammenſetzung von 263 alten Corporatiouen 
(einschließlich vieler nur nominellen) geben die Journals of the Statistical 
Society V. ©. 105—118. Noch nicht jo vollftändig ift das Tablean in dem 
Index der Unterjuchungscommiffion (1839) S. 668—678, umfafleud 24 
municipal boroughs, 18 manorial boroughs (eheinalige Mediatfleden). Eine 
Ueberſicht iiber die Refultate der Zufammenjegung der Corporationen je nad 
der Cooptation oder nad dem verichiedenen Wahlflafien in 14 Gruppen 
geordnet giebt derſelbe Index von 1839, ©. 458—461. Eine Zujanımer- 
fiellung der Städte tabellariich nach diejen 14 Klaſſen a. a. DO. S. 123—1H. 
In der erſten unnfaflendftien Klafie von 143 Städten (mit dem eiujecden 
Cooptationsprinzip) ift die Geſammtſumme der Cuuncilmen 8343, der freemen 
einjchließlid; der vorigen 53,283, die Geſammtbevöolkerung 1,194,278 Ciuw., 
mit den Vorfläbten 1,393,743 Einw. — Die Geſammtzahl aller freemen in 
234 Städten ift 104,352, einfdjließli von 15,072 Councilmen; die da 
malige Sefammtbevöllerung 1,972,576 Einw. im alten Stadtgebiet, 2,266,146 
Einw. einfchließlich der Vorſtädte. 

*) Leber die Sejanmtverhältniffe der corporations enthalten die Reports 
der Unterfuchungs-Commiffionen von 1833 die mannigfaltigfien Beläge. Der 
Index von 1839 p. 208 giebt bei 23 Städten den Familieneinfluß nameantiıd 
an; ©. 475—478 die Stellung der politijchen Parteien zu den Wahlen bei 
32 Städten. Yür die Verlehrtheit folcher ftädtifcher Verfaſſungen if es lsum 
nöthig nod) eine Auslefe von Beiſpielen hinzuzufigen. In der City vor 
Norwich waren 3225 anfäffige Bilrger vorhanden, darunter 315 Almofen 
empfänger, 808 unbefleuert. In Lincoln waren beinahe %/; der Steuerzahler 
von der Corporation ausgejchloffen, während von den Mitgliedern der Kor 
poration 3/4 feine Steuern zahlten. In Cambridge waren unter 20,00 
Einw. nur 118 Bürger. In Ipswich waren unter mehr als 20,000 Einw 
bie anfäffigen freemen ungefähr '/s;s der Bevöllerung, davon Ya unbeReuett, 
viele Eingeſchätzte wegen Unvermögens entichuldigt, ungejähr !,» der freemen 
Almofenempfänger. Mehr als !Yız alles abgefchägten Grundeigenthume is 
der Stadt gehörte Einwohnern, die von der Corporatiou ausgeſchloſſen were. 
Es wurden mehr ale 30,000 Thlr. &. flädtiihe Steuern alliährlich bezahlt, 
durch eine Lolalafte waren alle Mieter tiber 24 Thlr. ©. dazu herangezogen, 
nur Ns der fo Eingeſchätzten gehörte aber zu den freemen. In Plymouth 
zählte man unter 75,000 Einwohnern nur 437 Bürger nnd darunter 145 
non residents. In Liverpool unter 165,000 Einwohnern unt 5,000 Bürger, 
in Portsmouth unter 146,000 Einwohnern nur 102 Bürger, und eine Ent- 
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ſcheidung des Unterhanfes hatte fogar dahin geführt, dag uur 50 an den Bar- 
famentswahlen Theil zu nehmen hatten, und darıımter die Mehrzahl mon resi- 
dents. Der Unfug der Ereirumg von auswärtigen Ehrenbürgern trat in jedem 
Jahre hervor, in welchem allgemeine Barlamentsiwahlen vorzunehmen waren. 
So waren 1826 10,797 Augbürger in 128 Städten anfgenonmen; im Jahre 


1830 9321. Bei der Wahl von 1826 waren in dem einzigen Wahlfleden 
Maldon 1000 Bürger creirt worden u. |. w. 


8 81. 
Die heutige Klaffification der Städte. 


Ueber die Stellung der englifden Städte herrſcht auf dem Con- 
tinent viel Unflarheit, und in der That ift nad dem Hergang ihrer 
Entftehung eine überfichtliche Klaſſification nicht Leicht. 

Die Stärke der Königlichen Gewalt und die frühzeitige Bildung 
eines gemeinen Rechts feit.dem zwölften Jahrhundert hatte in England 
gemeinfame Sommunalinftitutionen geichaffen. Die einzelen Beſitzgrup⸗ 
peu bilden aljo nicht jelbjtändige Communalverfaſſungen wie auf dem 
Kontinent; es entfteht feine prinzipielle Scheidung von Stadt und Land. 
Die Verbindung von großen und Heinen Ortfchaften zu Kreisverbän- 
den war und blieb vielmehr die Regel. Sheriffs, Friedensrichter, Miliz, 
die ganze felbftverwaltende Gentry, das vielbewiunderte selfgovernment 
it in feinen charafteriftiichen Elementen eine Kreisverfaffung, inner⸗ 
halb welcher eine Stadtverfajlung nur die knapp begrenzte Ausnahme 
bildet. Man muß daher in England Städte im volfswirth- 
Ihaftlihen und Sädte im rechtlichen Sinne fcheiden. 

Vorweg auszufcheiden find ſolche Begriffe, die fein Element ber 
Stadtverfaffung enthalten. Dahin gehört der Name City, ber alte 
britifch= fächfifche Ehrentitel civitas, der nur eine Reminiscenz an 
eine uralte jtädtifche Blüthe ift, und daher meiftens mit Biſchofsſitzen 
zujammenfältt. In fpäterer Seit fam es dann auch wohl vor, daß 
durch Königliche Verleihung einer Ortfchaft der Ehrentitel city gegeben 
wurde. An fich bezeichnet derfelbe aber feine beftimmte Verfaſſung. 
Es giebt ebenfowohl nicht corporirte wie corporirte cities, wie folche, 
die eine eigne Grafſchaft bilden; und aud im Parlament haben die 
cities feine andere Beſonderheit als die herfömmliche Ehre, daß bie 
eitizens vor den burgesses genannt zu werden pflegen. Ebenſo ift 
das Marktreht nur eine zufällige ebeneigenfchaft; ebenſo der 
Vorzug, dag in einer Stadt als Kreisftadt die Affiien abgehalten 
zu werden pflegen. 

55* 
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Der eigentlihe Charafter des borough, der Stadt 
im rehtlihen Sinne, hatte urfprünglich in einer gewiſſen Selb: 
ftändigfeit al8 Ortsgerichtsbezirk und in der Selbftpacdht der Königlichen 
Gefälle gelegen. Von biefen boroughs wurde dann feit 1265 aus 
Finanz-Rücfichten eine große Zahl berufen, um befondere Abgeordnete 
zum Parlament zu fenden; eine große Zahl blieb aber unvertreten, und 
nahm nur an den Graffchaftswahlen Theil. Wenn nun im Gebiet der 
Parlamentsverfaffung von boroughs die Rede, fo waren damit dieie 
befonderen Wahlfreife für das Parlament gemeint; der neuere Sprach 
gebrauch nennt fie Parliamentary Boroughs. — Seit Heinrid VI. 
ferner erhielt allmälig eine große Zahl von boroughs Yncorpora 
tionscharten, durch welche fie unter einem befonderen Namen zu ju: 
riftifchen Perfonen wurben. Einige wurden fogar aus dem Graficafte: 
verband gänzlich ausgefchieden und als Graffchaftsverbände für ſich 
incorporirt. Eine namhafte Zahl blieb aber nicht incorporirt, alfo auj 
der urfprünglichen mittelalterlichen Grundlage eines Court leet. Da 
incorporirten Städten, foweit fie als felbftändige Communen lebene: 
fähig erfchienen, Hat dann die Städteordnung von 1835 eine nen 
gleichmäßige Verfaſſung gegeben; der neuere Sprachgebrauch nennt de 
fo geftalteten Municipal Boroughs. Es ergeben fich Hieraus drei 
rehtlih gefchiedene Klaffen von Städten nad Einthei- 
(ungsgründen, welche einander durdfreuzen. 

l. Counties Corporate.!) Es giebt in England 17, in 
Wales 2 Städte, welche eine Grafichaft für fich bilden. In England 
die 12 cities: London, York, Chester, Bristol, (Coventry), 
Canterbury, Exeter, Gloucester, Lichfield, Lincoln, Norwich, 
Worcester; fodann die 5 boroughs Kirgston-upon-Hull, Not- 
tingham, Newcastle-upon-Tyne, Pool und Southampton; in Wa- 
les: Carmarthen und Haverfordwest. Sie haben wie jede ſelb⸗ 
ftändige Grafſchaft ihren eigenen Sheriff und Coroner und if 
eigenes Milizſyſtem. 

2. Parliamentary Boroughs.?) Mehr als zweihundert 
Städte von England und Wales fenden al8 befondere Wahlkreiſe 
ftädtifche Abgeordnete, citizens and burgesses, zum Barlament. Ti 
Zahl derjelben war unter den Stuarts fo abgefchloffen, daß 25 cities 
50 citizens, 172 boroughs 339 burgesses, die Seehäfen 16 Ab- 
geordnete fandten. Dur die Reformbill wurden 56 Wahlfleden ale 
befondere Wahlfreife befeitigt, 54 auf einen Abgeordneten beſchränlt. 
bagegen eine entjprechende Zahl unvertretener Ortfchaften zu Par- 
liamentary Boroughs erhoben. Die größere Hälfte der Parlament: 
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fleden Hat zugleich eine incorporirte Stadtverfaffung, fällt aljo zugleich 
unter die folgende Rubrik. 

3. Municipal Boroughs.?) Ueber 200 Städte haben feit 
der Zeit Heinrich's VI. technifche Incorporationscharten und dadurd 
eine gefchloffene Organifation mit Biürgermeifter und Rath erhalten. 
Nachdem zwei Yahrhunderte Hindurd mittels Charten, Orteftatuten, 
Barlamentsentjcheidungen und Localacten diefe Stadtverfaffungen in die 
buntefte Berwirrung gerathen waren, ift in Folge der Neformbill eine 
Radicalreform eingetreten. ‘Die damals ernannte Commiffion fand 
285 Ortſchaften vor, welche nominell eine „Corporation“ bildeten. 
Bei 18 berubte der Anſpruch anf einem Mißverftändniß; 89 andere 
blieben unverändert, — außer der City von London meift unerhebliche, 
verfallene Ortſchaften. In 178 aber wurde die neue Städteorduung 
ſogleich eingeführt, und durch jpätere Verleihung nod) auf 30 ausgedehnt. 

Etwas überfichtlicher geftalten fich diefe Eintheilungen, wenn man 
die Eigenſchaft einer incorporirten Graffchaft nur als einen (heutigen 
Tages nicht ſehr bedeutungsvolfen) Zufag zu der Verfaffung der 
municipal 'corporation anſieht. Es bleiben dann nur zwei Einthei⸗ 
(ungsgründe übrig, welche auch den neueren Genfusliften zu Grunde 
gelegt werden: 

(1) Gewiſſe Städte befigen eine corporative Stadtverfaf- 
jung, und unter der Bezeichnung „municipal* boroughs rechnet ber 
Genius dahin die Städte, in welchen die Städte-Ordnung von 1835 
fogleich oder fpäter eingeführt wurde. Darunter find aud die Counties 
corporate einbegriffen. ‘Dahin wird endlich die City von Xondon ge- 
ftellt; nicht aber der Reſt der alten Corporations, bie al® zu unbe- 
deutend und nicht lebensfähig bei Erlaß der Städteordnung unreformirt 
blieben. In diefem Sinn hat der Cenfus von 1851 =199 Municipal- 
Sorporationen aufgezählt. Seit jener Zeit ift aber die Städteordnung 
noch eingeführt worden in folgenden 10 Ortfchaften: Aberavon, 
Brighton, Burnley, Dewsbury, Hanley, Margate, Middles- 
berough, Rochdale, Stalybridge, Wresham, Yeovil; fo daß bie 
Emfusfiften von 1861 die Zahl auf 209 angeben. 

(2) Die Zahl der im Parlament vertretenen Städte, 
Parliamentary Boroughs, wurde feit Erlaß der Reformbill nur dar 
durch verändert, dab die Wahlflecken Sudbury und St. Albans wegen 
Bahldeftehung unterdrüdt find. Anbererfeits wurden von den dadurd) 
bacant gewordenen vier Stimmen die eine wieder an die Ortſchaft 
Birkenhead verliehen 24. et 25. Vict. c. 112. Ferner entfteht eine 
doppelte Zählungsweife dadurch, daß in Wales 53 Städte und Städtchen 
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(Contributory Boroughs) zu 13 &offectiv-Stimmen vereinigt find, 
die num nad) dem Hauptort als Beaumaris Distriet, Cardiff Dis- 
trict ete. bezeichnet werden, und die in dem unten folgenden Namens 
verzeihniß mit * bezeichnet find. Mit Einzählung biefer vielen Heinen 
Ortfchaften, giebt num der Cenſus von 1861 die Zahl von 246 Par- 
(amentöfleden. 

Beide Eigenfchaften ale Municipal und Parliamentary Boronghs 
falfen in der Mehrzahl der obigen Städte zufammen. Doch bleibt and 
eine erhebliche Zahl von Städten übrig, die nur Municipal Borougbs 
find, und eine noch größere Zahl, die nur Parliamentary Boronghs 
find. Die Cenfustiften haben überhaupt den Uebelſtand, daß fie in 
alphabetifcher Ordnung alle Ortfchaften durcheinander werfen (vide 
auch doppelt zählen). Ich Habe es daher für rathſam befunden, am 
Schluß ein geordnete Namensverzeichniß der Städte nad dem Cenſut 
von 1861, (abgeftuft nad) der Einwohnerzahl) Hinzuzufiigen, umd zwar: 

I. von 163 Municipal and Parliamentary Boroughs; wohr 
fi) die doppelte Einwohnerzahl darans erklärt daß der zu den Parle- 
mentswahlen berechtigte Stadtbezirl in vielen ein weiterer ift als der 
incorporirte Stadtbezirk, 

Il. von 46 Municipal Boroughs, 

III. von 83 Parliamentary Boroughs, 

IV. von 284 Städten, die weder Municipal- noch Parlamentt- 
recht haben, (27 über 20,000 Einw.). Es find darunter mehr ale 
ein halbes Hundert aufgenommen, die in dem Genfus von 1851 ned 
nicht als Städte verzeichnet waren. Als ftädtifche Ortichaften im 
weiteften Sinne zählt alfo der neueſte Cenſus 576 insgefammt.*) 


1) Counties Gorporate. Für London entfland diefe Befonderheit feltiid 
ſchon ſeit Heinrich) I. durch Ertheilung der Befugniß der Wahl eines eigenen 
Cheriff; Heinrich III. fügt das Recht Hinzu, den Eheriff von Middlevex zu 
ernennen; beides entftand in einer Zeit, two noch Niemand an „Ancorpora 
tionen” dachte. In Chester hing das Privilegium mit aften Rechten ww 
Pfalzgrafſchaſt zufammen (deffarirt 42 Eliz.). Lincoin wurde 1415 von der 
Grafſchaft getrennt. Bristol 1426, auf Grund einer älteren nicht vollftändig 
ausgeführten Verleihung 47. Edw. III. Kingston-upon-Hull 18 Henry VI. 
Nottingham 20 Henry VI. Anch fir Newcastle-upon-Tyne und Southampton 
fällt die Trennung von der Graffchaft unter diefelbe Regierung. ir Canter- 
bury liegen die Anfänge unter Eduard III., die fachlich wichtige Verleihung 
in einer Charte von 1448. Filr Coventry erging eine formelle Incorpore 
tionscharte als eigene Grafichaft 1451, 30 Henry VI. Norwich if unter 
Eduard IV. abgefondert (ohne Incorporationsklauſel). Exeter erhielt jein 
Graffchaftsprivilegium 1536 von Heinrih VII. York 32 Henry VII. auf 

“ Älteren Grundlagen von Ric. TI.; Lichfield unter der katholiſchen Werie: 
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Carmarthen unter Jacob I. Als Monographie fiber dies Thema wird citirt: 
Corbet’s History of Counties of themselves. Die Angaben in den 
Reports der Unterfuhungscommiffion find unzufammenhängend und Tiüden- 
haft. — Die 17 Counties Corporate von England werden in dem Gefet 3, 
Geo. I. ce. 15 aufgezählt, und dann nochmals (einfchlieflich der beiden Städte 
in Wales) in der neuen Städteordnung 8 61 .betreffend die Wahl der flädtifchen 
Sheriffe, melde alljührlih am .1. November von: Gemeinderath sc. vorge- 
nommen wird. Da nun aber eine jelbfländige Polizeiverwaltung und Straf- 
inftiz fchon durch jeparate Friedenscommiſſion verliehen wird, und da viele Städte 
durch Localacte ſogar ein eigenes Civilgericht hatten, jo befteht der Vorzug der 
incorporirten Grafichaft hauptjächlih in dem zweifelhaften Werth, den das 
Sheriffamt als lintergerichtsftelle hat (Cap. III.) Da übrigens die ftädtifchen 
Sheriffs von der Amtödeclharation 9. Geo. IV. c. 17 entbunden find, fo konnten 
ihon danıald auch Juden dies Sheriffamt verwalten (vgl. Oberhausdebatte 
Hansard 1833. vol. 41. p. 990. sqq., 5. et 6 Will. IV. c. 28). &benfo- 
wenig hat das Privilegium einer bejondereu Stadtmiliz einen fonderlichen 
Werth mehr. Andererjeitd war die. ifolirte Stellung diefer Städte nachtheilig 
für ihre Berufung zun Parlament. Nur die Diinderzahl hatte auch ein Pri- 
vilegium als Wahlfleden (borough) erhalten. Dreizehn derjelben find durd) 
die Reformbill ausdrüdtid,) mit den anliegenden Grafichaften zur Wahl von 
Grafichaftsabgeordneten vereint. 2. Will. IV. c. 45 $ 17. (Nachträgliche Zu⸗ 
fäße über die incorporirten Grafichaften enthält 51. Geo. III. c. 100; 1. Geo. 
IV. ec. 4; 2. et 3. Viet. c. 72. Die Stadt Coventry ift jebt durch ein 
Geſetz 5. et 6: Vict. c. 110 wieder mit der Grafſchaft Warwick vereint.) 

2), Die Parliamentary Boronghs nad dem Cenſus von 1861 fiehe unten 
am Schluß. Der Cenfus von 1851 Vol. I. p. LXX. XXXIV. gab eine 
Kiaffification der ungefähr 206 Parlamentsfleden nebft dem fteuerpflichtigen 
zur Armentare eingefchäbten Realbefit., Es find darunter 75 Städte unter 
10,000 Einw.; die damalige Sejammtbevöllerung — 7,438,679 Einw. ine 
erhebliche Zahl diefer parlamentariihen Wahlfleden find nicht zugleich 
municipal boroughs, alfo ohne volftändige Stadtorgantfation; die 
wichtigen darunter die hauptſtädtiſchen Wahlfleden: 


Tower Hamlets mit 539,111 Einw. | Eambeth nit 251,345 Einw. 
Marylebone „ 370,957 „ Westminster „ W4l6ll „ 
Finsbury „ 323,772 „ Greenwich „ 105,784 „ 


Dazu kamen 1851 noch 10 Ortichaften tiber 20,000 Seelen Es ift dabei 
indefien zu beachten, daß ſolche Ortfchaften nicht nur die gewöhnliche Kirch- 
ſpielsverfaſſung, fondern oft durch Localacten oder Herkommen eine fiehende 
select vestry, und damit eine corporationsähnliche Berfaflung erhalten haben. 

3) Die Municipal Boroughs nad dem Cenſus von 1861 fiehe unten am 
Schluß. Ein Berzeichnif derfelben giebt der Cenſus v. 1851. LXVIII. Tab. 
XXXII.: on der Spike Liverpool mit 375,955 Einw., Manchester mit 
303,382, Birmingham mit 232,841, Leeds mit 172,270, Bristol mit 137,828, 
Shefield mit 135,310 (City von London mit 127,869), Bradford mit 103,778 
Einwohnern, und fo herab bis auf Chippenham mit 1707 Einwohnern. Es 
find darunter 8 Städte fiber 100,000 Einw., 14 Städte von 50 — 100,000 
Einw., 30 Städte von 20—50,000 Ginw., 38 Städte von 10—20,000 Einw., 
43 Städte von 5—10,000 Einw., 64 Städte von 1707—5000 Einw. 














872 Kap. V. Die Stüdteverjaffung. 


Das Statistical Journal V. 119 gab folgende für ihre Zeit (1842) correcte 
Total»Ueberfidt ilber die juriftifchen Verhältniſſe der Städte: 
144 Städte mit der neuen St.-Ord. und PBarlamentsvertretung 2,023,592 Einw. 


34 „ Mit n obne or 171,572 
19 „ obne „ aber mit n 28,045 „ 
65 Corporations ohne St.-Ord. unb ohne " 38,01 „ 
City von London. . . . een. 1235 „ 
5 nachträglich ertheifte Stüdte-Orbuungen rennen A225 


Zuſammen 268 Städte mit Dunicipal-Berfaffung . - - 2,915,800 
64 Parliamentary Boroughs ohne Stadt⸗Verfaſſung.. 700,70 m 
7 do. do. in der Haupfflat . - . . 1,389,1%8 

* Die Beneral-Statiftil ber Städte war nad ihren hiflorifchen, yoliti- 
{hen und wirthichaftlichen Berhältniffen natürlich eine ſchwierige. Die Cenſus 
fiften von 1851 geftehen ihre Verlegenheit ein, nad) welden Merkmalen bie 
Abgrenzung von Stadt und Land zu geben fei, da. viele jog. boroughs wirth- 
ſchaftlich zu Dörfern herabgefunten, noch viel mehr Ortichaften aber, obgleich 
ohne Parlamentswahlreht und ohne Incorporation, dor Städte mit wirklich 
ftädtifchem Leben find. So zählt der Cenſus von 1851 vol. I. p. CCIV- 
CCVI. in England und Wales rund 530 cities, boroughs und „principal 
towns* auf, mit zufammen 8,990,809 Einw. (während auf die Landbejirle 
8,936,800 Bewohner gerechnet find). Es find dabei als Städte gezählt: die 
municipal boroughs, die parliamentary boroughs und bie Marltpläge von 
2000 Seelen und darüber. Bei biefer Zufammenflellung ericheinen 37 munt 
cipal boroughs, 85 parliamentary boroughs, 161 municipal and parlis- 
mentary boroughs, die übrigen etiva 240 Ortfchaften find durch feines der 
beiden Merkmale beftimmt charalterifirtt. Die Durchſchnittsbevöllerung ver fo 
berechneten Städte ift etiva 17000 Einwohner. — Bon bejondern Staudpunftens 
aus werden noch hervorgehoben: 49 Grafidhafts- oder Alfifenftädte in Eugland, 
14 in Wales. Sodann vom volklswirthſchaftlichen Standpunkt: 26 GSechäfen 
(außer London), 15 Babeorte, 51 Fabrilfiäbte, 28 Bergwerlsflädte und felde 
mit Metallfabrication; unter den Fabrikſtädten wieder 14 befonders für Baum- 
wolle, 15 für Wolle, je 5 für Seide und Leinen; unter den VBergfäbten 3 
für Kohlen, 7 für Eifen, 2 für Hartiwaarenfabrication, 7 fir Kupfer und Zinn 
u. ſ. w. Ueberwiegend ift die ftädtiiche Bevölkerung dur Anhäuſung der 
großen Städte nur in Lancashire, Warwick, Gloucester, Stafford, York 
(East) und Sussex. In den Städten werden 5%Yı0 Perſonen auf 1 Acre 
Land gerechnet, auf dem Lande 5%/ı0 Acres auf 1 Perfon. Nach dem neuche 
Cenſus ergiebt ſich nunmehr folgende 


General: Statiftil der Städte von 1681. 


| I. Mauielpal and Parliamentary Boroughs. 
Liverpool ... . 443938| London... .... 112063|Portsmouth . . . . 19 


Manchester .. , 338722) Newcastle upon Tyne |Preston ...... 82985 

(357979) 109108/Sunderland 7831 1 (8579) 
Birmingham . . . 296076) Bradford .... . 106218!Brighton . 77693 (87317) 
Leeds....... 207165| Salford . . . . . . 102449 Norwich .. . . . - 74891 
Shefüeld ..... 185172) Kingston upon Hull 97663 Nottingham ..... . 746% 


Bristol ...... 154093 Hull .. ..... . 97661 Oldham . . 72333 (9444) 
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Bolton ....... 70395|Glonucester.. ... . . 16512]Ripon ........ 6172 
Leicester ..... 68056/Kings I,ynn.... .. . 16170)*Denbigh . 5942 (17888) 
Blackburn... .. 63126/Hereford..... . - 15585/Tewkesbury ... . . 5876 
Plymouth ... .'. 62599/Kidderminster. ... 15399 *Monmouth 5783 (30577) 
Wolverhampton . 60860|*Pembroke 15071 (21773) Abingdon ........ 5680 

(147670)| Winchester . . . . 14776\Leominster ... ... . 5658 


Stockport .... . 54681/Boston . . 14712 (17893)|*Aberystwith.. . . . 5641 
Bath ........ 52528|L,ancaster . 14487 (16005)|Pontefract . 5346 (11736) 
Devonport 50440 (64783)|Durham ....... 14088/Brecknock . 5235 (5639) 






Southampton .. . 46960|Bedford ..... . 13413|Andover . . 5221 (5430) 
Derby ....... 43091|Bury St. Edmundsa . 13318|Ludlow . . . 5178 (6033) 
*Swansea . 41606 (57488)|Berwick upon Tweed |Harwich ...... 5070 
Coventry . 40936 (41647) 13265/Grantham . 4954 (11121) 
York . ... 40433 (45385)I|Stafford . . . . . . 12532|Maldon . . . 4785 (6261) 
Rochdale . 38114 (38184)|Salisbury . . ... - 122783! Liskeard . . 4689 (6585) 
Ipswich ...... 37950/Kendal...... .. 12029 Evesham ...... 4680 
Walsall ...... 37760|Newark .. ... . 115l1ölWells . : . 2.2... 4648 
Wigan ....... 37658/Melcombe Regis and Bodmin .. .. 4466 (6381) 
Halifax ...... 37014 Weymouth 11383!Dartmouth .. .... 4444 
Macclesfield ... 36101|Truro ...... . 11337\Tamworth . 4326 (10192) 
South Shields . . 35239jBridgwater ....... 11320/Morpeth . . 4296 (13794) 
Ashton under Great Grimsby . . 11067|Richmond . . 4290 (5134) 
Lyne 34886 (33917) (15060)! Chipping Wycombe 4221 
Great Yarmouth . 34810jBarnstaple .. . . 10743 (8373) 
Tynemouth ... . 34021|Warwick .... . 10570|Thetford . .:... 4208 
Exeter . . 33738 (41749)|Tiverton . ... .. 10447|Banbury . . 4059 (10216) 
Grateshead ... ... 33587|*Carmarthen 9993 (21439) Totnes . . 2... 4001 
Cardiff ... 32954 (35541)|Poole . . .. ... .. 9759 Buckingham 3849 (7626) 
Northampton . .. . 32813jBeverley . . 9654 (10868)|Hlelston . . . 3843 (8497) 
Worcester... . . 31227/Windsor ...... 9520 Huntingdon . 3816 (6254) 
Chester... ... 31110j*Carnarvon 8512 (22907) Rye ..... 3738 (8202) 
Carlisle ...... 29417 |Chichester ... . . . 8059|Marlborough 3684 (4893) 
Oxford... .... 27560iStamford .... . » 8047 |*Cardigan . 3543 (11646) 
Warrington 26431 (26947)lGuildford ...... ... 8020|*Fjint ... 3428 (18845) 
Cambridge . . . . 26361lNewport ...... 794 Ruthin ....... 3372 
Dover ....... 25325jBridport ...... 2719/Honiton ....... 3301 
Reading .... . . . 25045 Wrexham ..... 7662|*LJanidloes ... ... . 3197 
Colchester.... . . 23809|*Welshpool . 7304 (5004)|Droitwich . . 3124 (7086) 
Wakefield 23350 (23150)|St. Ives . . 7027 (10353) Hythe........ 3001 (21367 
"Newport ..... 23249|*Haverfordwest . . 7019/East Redford 2982 (47330) 
Maidstone 23016 (23068) (9821)|*Tenby ........ 2982 
Hastings . 22837 (22910)|Chitheroe . 7000 (10864)|*Aberavon . 2916 (7754) 
Shrewsbury .... 23163 Lichfeld . .. . ... 6893 Bewdley . . . 2905 (7084) 
Canterbury ... . . 21324/Dorchester ..... 6823*Pwllheli ........ 2818 
Lincoln ...... 20999|Neath......... . 6830| Wallingford 2793 (7794) 
Wenlock . 19699 (21580)|Hertford ..... . . . 6769lLaunceston . 2790 (5140) 
Starborough . . . 18877|Devizes .. ..... 6638/Newcastle under Lyme 


Rochester .„...... . 18662!Bridgnorth , 8340 (7699) 2659 (12938) 
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Lymington . 2621 (5179) Shaftesbury . 2497 (8983) 
Calne ... . . 2494 (5179) 
Eye ..... 2430 (7038) 


*Beaumaris 2558 (13275, 
Arundel....... 2498 





Lyme Regis 2318 (3215, 
Chippenham 1608 (0751 





Il. Munleipal Boroughs. 





Hanley....... 31953jMargate ...-... 8874Southmolton ... . 38% 
Burnley ...... 28700|Folkestone .... . 8507/Tenterden ..... 3:62 
Stalyhridge .... . 249211Yeovil. ....... 7957'/Stratford on Avon 36:3 
Middlesborough . 18992|St. Albans ..... 1675'Penryn ....... 354 
Gravesend..... 18782)Deal.......-. 7531 Glastonbury .... 4% 
Dewshury ..... 18148 Ä Sudbury ......- 6879|Torrington ..... 329 
Doncaster .. ... 16406 Newbnry . ..... 6161 Chipping Norton . 313: 
Stockton...... 13357/Faversham ...... 5858 Sandwich ........ 234 
Congleton .. ... 12344Bideford .. .... 5742 (rodmanchester .. 2438 
Hartlepool..... 12245 Falmouth . ..... 5709 Godalming ....- 2321 
Louth ....... 10560|Saffron Walden . . 5174 Chard ........ it 
Chesterfiell ... . 9836/Oswesiry .... . - 5414 Romsey .. ..... 2116 
Kingston upon Tames |Basingstoke ... . 4654'Soutlwold ..... 208? 

9790Beccles .....-. 4266|Llandovery ..... 1855 
Penzance ...... 9414: Daventry .... . - 4124 Blandford ..... 1521 
Wisbech ...... 9276|Maidenhead .... . 3895 


I. Parliamentary Beronghs. 
Tower Hamlets . 647845 Peterborough .... 11735!Northallerten. . . . #35 





Whitby ...... 12051 *Holywell..... . 


Marylebone .... 436252, *Llanelly ... ... 11446*Mold ........ 33 
Finsbury... ... 387278 Reigate . ...... 9975/*Alnwick 30 
Lambeth ..... 294883 Lewes ........ 9716]Ashhurton ..... 308? 
"Westminster... . 254623 Frome .. ..... 9522]*Milford ...... 30 
Southwark .... 193583,Christchwich . . . . 9368 |*Cunway ee 7) 
Greenwich ... . . 139436, Tavistock ... . . . 8357:*New Randır 2262 (71. 
Stoke upon Trent. 101207; Wilton ....-.. 865718. Asaph .....? We 
Merthyr Tydfil .. 83875, New Malton .... 8072*Nevin ....... 1818 
Birkenhead .... 51649, Woodstock ..... 1827, * Presteigne .. . 174 
Dudley....... 44975 Cockermouth . . . 7057*Knighton ..... 163) 
Cheltenbam ..... . 39693 Malmsbury ....... 6881 *Machynlleth ... 168 
Bury ........ 37563 Horsham ..... . 6747|*Fishguard nen 159 
Crickdae ..... 36893 Bangor ....... 6738 *Usk ....... 1585 
Chatham...... 86177\Wareham. .. ... 6694, *Liantrisaint . ..... 149 
Stroud ....... 35517,Great Marlow ..... 6496, *Adpar ....... 1473 
Huddersfield ... 34877, Westbury ... ... . 6495, *Rhydddan . .... 1406 
New Shoreham . . 32622'Midhurst ...... c405j*Overton . .. .. 13 
Aylesbury ..... 27090 Cirencester . . ..... 6336,*Llangefni ..... 131° 
Whitehaven....... 18842, *Holyhead ..... 6133 Montgomery 1376(180%6) 
Taunton ...... 14667:Newtown ...... 5916/*Narberth ..... 1209 
Falmouth and Penryn Petersfield . .... 5655/*Cowbridge. . . ... 109 

14485 Knaresborough.. . . 5402]*Llanfyllin ....... 1069 
Sandwich and Deal 13750, Thirsk ....... 5350,*Rhayader ....... 10% 


6335. Holt . . 2»... . 1008 
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*Lampeter .. .. 989*Wiston....... 713[*Kenfigg ...... 442 
*J,ouglor ...... 876. *Caerwys ...... 637/*Knucklas ..... 377 
*Caergwyle..... 844:*Criccieth . ..... 498. *Cefullys ....... 39 
W. Städte ohne Stadt⸗Verfaſſung und ohne Barlamente:Bertretnug. 
Croydon ...... 20325jLuton ....... 15329 Hartlepool, West 12608 
Glossop ...... 19126|Wednesbury ... 15298,Sheerness ..... 12015 
st. Helens .... 18396 Dukinfield ..... 15024|Ramsgate ..... 11365 
Leamingtoen .... 17958 Chorley . ... . - 15013'Todmorden .... 11797 
West Bromwich . 17024 Keighley ..... 15005|Longhborangh . . 10830 
Torquay ...... 16419 Darwen, Over .. 14327Lowestoft ...... 10663 
Stratford ..... 15994: Turnbridge Wells 13807Leigh ....... 10621 
Darlington .. .. 15781,llyde. ....... 13722 Runcorn . ..... 10434 
Oldbury .. .... 15615 Heywood ..... 12824 Leek .. ...... 10045 


Dazu noch 70 Etädte von 5—10000 Einwohnern, 137 Städte von 
2000—5000 Einwohnern. 


8 82. 
Die Städteordnung von 1835, 5. et 6. Will. IV. ce. 76. 


Es war die natürliche Aufgabe der Whig-Verwaltung, nad) durch⸗ 
geführter Neformbill auch in der Verfaſſung der Stübte das aufge 
hobene Gleichgewicht von Rechten und Pflichten wieder herzuftelfen. 
Es wurde daher am 18. Zuli 1853 .eine Königliche Unterfuchungscom- 
miffion eingeſetzt und ihr der Auftrag ertheilt, „mit möglichfter Eile 
zu unterfuchen den gegenwärtigen Zuftand der Meunicipalcorporationen 
in England und Wales, information zu fammeln über die Mängel 
in ihrer Berfaffung, zu unterfuchen das Verhältniß ihrer Jurisdiction 
und Gewalten, die Weile der Yuftizverwaltung und alle anderen Be- 
ziehungen; ſowie auch die Weife der Wahl und Ernennung der Mit- 
glieder und Beamten ſolcher Corporationen, die Privilegien ber Bürger 
und anderen Mitglieder derjelben, und die Natur und Bermaltung der 
Einkünfte und Fonds der gedachten Gorporationen.“ Die aus 20 
Mitgliedern beftehende Commiſſion vertheilte ihre Arbeiten nad) Be⸗ 
iirten, fammelte das Material über die einzelen Stadtcorporationen in 
fünf Hauptbänden, und erftattete fodann unter Zufammenftellung der 
Dauptmaterien einen Generalbericht (First Report of the Commis- 
sioners appointed to inquire into the Municipal Corporations 
of England and Wales. Ord. to be printed 30. March 1835), 
mit dem Antrag auf gleichmäßige durchgreifende Reformen des ganzer 
Syſtems.*) 

Es ließ ſich nicht verkennen, daß die regierende Klaſſe im Intereſſe 
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ihrer Machtverhäftniffe im Parlament, da8 selfgoverument gerade an 
den Orten verunftaltet hatte, wo e8 einen vorzugsweife günftigen Boden 
gehabt hätte. Die Vereinigung einer größeren Bevölferung in engem 
Raum, das Bebürfnig einer ftärteren Polizeiverwaltung und maucherlei 
Anftalten für Gefundheitspflege, Bequemlichkeit und Berfchönerung, 
hatten ja auf dem Continent gerade bie Städte zu Hauptfigen der bür- 
gerlichen Selbftthätigfeit gemacht. ‘Der Widerftand der Torypartei in 
diefer Zeit verfannte liber dem großen Werth alter Corporationsver- 
bände das höhere, ja abfolute Geſetz des Sleihgewidts 
zwifchen Rechten und Pflichten im Staat. Die Berfehrung 
diefes Principe in den ftädtifchen Gorporationen fowie das chroniſche 
Mißverhältniß in dem Stimmverhältniß von Graffchaften und Städten 
hatten dahin geführt, daß man gerade ſolche Mißbräuche als das Xor- 
male, echt Conſervative im Staatsleben anzufehen fich gemwöhnte, und 
daß alle Intereſſen, die an irgend einem Mißbrauch hafteten, ſich zu 
einem factiöfen Widerftand vereinigten. Unter folchen nicht günftigen 
Umftänden mußte das Whigminifterium eine neue Städteordnung eilig 
und mit Rüdfiht auf zu gemwinnende Majoritäten entwerfen. Si 
wurde am 5. Juli 1835 von Lord John Russell eingebracht, durd 
die Seffion getrieben, und am 9. September 1835 publicirt unter dem 
Titel „an Act to provide for the regulation of Municipal Cor- 
porations in England and Wales 5. et 6. Will. IV. c. 76 
Kleinere Zuſätze dazu enthält das st. 6. et 7. Will. IV. e. 108 
(Erweiterung der ftädtifchen Gebiete); G. et 7. Will. IV. c. 104; 1. 
Viet. c. 78. 81; 16. et 17. Vict. e. 79. Für Schottland erging 
eine befondere Acte 3. et 4. Will. IV. c. 76; für Irland 3. et 4. 
Vict. c. 100. 

Die Städteordnung ift in 142 Paragraphen verhältnigmäßig pri. 
cife gefaßt. Sie erklärt im Eingang, daß es nöthig befunden fei die 
"vorhandenen ftädtifchen Charten der in den beigefügten WBerzeichniffen 
A. und B. genannten Städte „in der nachftehend verzeichneten Weile 
zu verändern, unter Aufhebung aller Gefege, Statuten und Gebrände 
und aller Charter, Bewilligungen und Patentbriefe, foweit fie unser 
einbar find oder widerfprechend den Beſtimmungen diefer Acte.“ 

Der äußere Umfang der Geltung**) erſtreckt ſich fogleih 
mit der Publication auf 178 Städte, und zwar 128 in dem Verzeichniß 
A, denen eine gefonderte Bolizeiverwaltung (commission of tbe 
peace) fofort zugefichert ift; 50 in dem Verzeichniß B, denen cim 
eigne Bolizeiverwaltung in Ausficht geftellt ift. Darunter find 98 zu 
gleich parliamentary boroughs, deren Stadtgebiet in Folge der Ar 
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formacte durch 2. et 3. Will. IV. c. 64 theilweis erweitert war, und 
für die nun die Städteordnung in biefem ermeiterten Gebiet gilt, 
während die übrigen ihre alten Stadtgrenzen behalten. ad) dem 
Senfus von 1841 enthielten biefe 178 Städte 2,195,164 Einwohner. 
Im 8 141 der Stäbteordnung wird aber die weitere Ertheilung 
derjelben an andere Städte durch Königliche Charte vorbehalten. Eine 
ſolche kann auf Petition der anfäffigen Einwohner mit Beirath des Privy 
Couneil (Staatsminifteriums) ertheilt werden, doch muß wenigften® einen 
Monat vorher durch den Staatsanzeiger Öffentlich befannt gemacht wer- 
den, wann die Petition in Erwägung genommen werben wird. Auf dieſem 
Wege ift die Städteorbnung nachträglich an 30 Städte verlichen worden. 

Dem Inhalt nach umfaßte die Städteordnung drei Gebiete: 

1. Die Gegenftände der Stadtverwaltung find durd 
das Gefe nicht erweitert, und befchränfen ſich auf die drei Haupt- 
punlte: (1) Oekonomiſche Weunicipalverwaltung, d. h. Verwaltung 
des Stadtvermögens, der ftädtifchen Steuern, Anftellung des Ber- 
waltungsperfonals, einige Bananlagen, zuweilen Straßenpflafter, Be: 
leuchtung, Reinigung. (2) Polizeiverwaltung nebft Polizeirichter:, 
Vorunterfuchungsamt und Gefängniß- Verwaltung. (3) Ordentliche 
Strafjuftiz in ftädtifchen Quartalfigungen. Es mag dabei nochmals 
daran erinnert werben, daß die Armenpflege und alle auf die Kirdh- 
Ipiele gelegten Laften und Leiftungen nicht zur Stadtverwaltung ge- 
hören.***) 

1. Die Geftaltung von Bürgermeifter, Rath und 
ſtädtiſchen Beamten ift dem Grundgedanken nach die der früheren 
Eorporationsverfaffung geblieben, nur vereinfacht, von alten Miß⸗ 
bräuchen befreit, und gleichmäßig gebildet. Jede Stadt hat (1) einen 
VBürgermeifter Mayor; (2) Rathsherren Aldermen, die eigentlich nur 
Mitglieder des Gemeinderaths mit verlängerter Amtsdauer find; (3) 
einen von der Bürgerfchaft gewählten Gemeinderath Common Council. 
Die Leitung der ökonomiſchen Municipalverwaltung ift wejentlich bei 
Dürgermeifter und Gemeinderath mit einem Stadtfchreiber, Stadtren- 
danten und anderen befoldeten Beamten nad Bebürfniß; die admini- 
ftrative Bolizeiverwaltung bei einer Bolizeicommiffion von Rathöherren. 
Das Polizeirichter- und Vorunterfuchungsamt üben ftädtifche vom König 
ernannte Friebensrichter, zu denen in jeden Fall auch der Bürger⸗ 
meifter gehört; fehr häufig ift dafür aber ein befoldeter Polizeirichter 
ernannt. Die Strafjuftiz in dem ftädtifchen Correctionalgericht (quarter 
sessions) übt ein vom König ernannter befoldeter Stabtrichter, recorder, 
als einziger Richter mit Zuziehung einer ftädtifchen Jury. 
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III. Die Seftaltung und Abgrenzung der Bürgerihaft 
ift in der That Wiederheritellung des wmittelalterlichen Prinzips: re- 
sident houscholders paying scot bearing lot. Mau wollte die 
dauernd anfälfigen, an dem Geſchwornendienſt, ftädtifchen Ehrenämtern 
und ftädtifchen Steuern regelmäßig betheiligten Einwohner wieder voll: 
jtändig zum Communalverband vereinigen, fam dadurch auf eine Reihe 
befchränfender Beitimmungen, behielt aber innerhalb diefer Grenzen das 
altherfömmliche gleiche Stimmredht der Bürgerjchaft bei. Die erjte 
neugebildete Bürgerlifte von 1835 umfaßte 124,650 burgesses. 

Die hier hervorgehobenen Grundzüge I.—IIL. find nun in um 
gefehrter Reihenfolge nachfolgend $ 83—87 genauer auszuführen. 


*) Der Generalberiht vom 30. März 1835 fagt zufammenjafjend: 

„Selbft wo diefe SInftitutionen in ihrer am wenigfien unvolllommenen 
Geſtalt beftehen, und wo fie am redhtichaffenfien verwaltet werden, find fie 
unzureichend für die gegenwärtigen Bedürfniſſe der Geſellſchaft. In ihrem 
wirklichen Zuftand befiehen fie, two nicht als Quellen pofitiver Uebel, in der 
großen Mehrheit der Fälle für feinen Zweck allgemeinen Nutzens. Die Kr. 
fehrung der Stadtverfaffungen zu politifchen Zwecken hat veranlaft die Aui 
opferung von Lolalintereffen zu Gunften von Parteizwecken, welche häufig ver 
folgt wurden durch Beſtechung und Demoralifation der Wahlkörper.“ 

„Schließlich berichten wir Ew. Majeftät, daß unter den Einwohnern eiser 
großen Mehrheit der äncorporirten Städte eine allgemeine und nad) unſerer 
Anficht gerechte Unzufriedenheit mit ihren Mumnicipalinftitutionen herridt, — 
ein Mißtrauen gegen die durch Selbftergänzung ſich bildeuden Stadtrüthe, 
deren Gewalten keiner Controle der Biirgerfchaft unterliegen, deren Acte und 
Proceburen geheim gehalten werden, und welche lein Gegengewicht finden in 
den Einfluß einer öffentlichen Meinung, — ein Mißtrauen gegen die frätiihe 
Magiftratur, welches die Tocalverwaltung der Juſtiz verdächtig made, oft 
begleitet von einer Mißachtung der Perfonen, durch welche das Geſetz gehand- 
habt wird, — eine mißmithige Unzufriedenheit unter der Laſt örtliher I 
fteuerung, während die Einkünfte, die zum öffentlichen Beſten verwandt werder 
follten, ihrem gefetlichen Zweck entfreimdet, und oft vergeudet werden zum 
Beften von Einzelen, oft verfchleudert zu bemoralifirenden Zwecen!“ 

„Wir halten es daher für unfere Pflicht, Ew. Majeflät vorzuftellen, def 
die beftehenden Miunicipalcorporationen das Vertrauen und die Achtung Ihrer 
Untertbanen weder befigen noch verdienen, und daß eine Reform von Orum 
aus bewirft werden muß, bevor fie nützliche und wirffante Inſtrumente der 
Localadminiftration werden lönnen.“ 

Zu dem Generalberiht und 6 Foliobänden Waterialien kommen dası 
noch Nachtragsreports vom 25. April 1837 (betreffend London und South 
wark), vom 6. Auguft 1838 (betr. einige früher übergangene Städte) un 
ein ©eneralregifter: Analytical Index to the Reports etc. Ord. w be 
printed 15 July 1839. 

Die neue Literatur über die englifche Städteordnung enthält merken! 
Eompilationen. Doch find hervorzuheben: Archbold’s Municipal (a 
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poration Act. 1836. 12. W. Glover, Practical Treatise on the Law of 
Municipal Corporations. 1841. 8. A. J. Stephen’s Treatise on the 
Municipal Corporation Act. Ed. 2. I. II. London. 1847. 8. C. Rawlin- 
son’s Municipal Corporation Act. Ed. 5. by W. N. Welsby. 1863 8. 
Von den fpäteren Unterhaus-Reports iſt etwa zu nennen: Report on the 
operation of the Municipal Reform Act on the Privileges and Private 
Property of the Freemen of Cities and Boroughs in England and Wales. 
1810. No. 456. Vol. XI. 1. 

2) Umfang der Beltung ber St.-Ord. v. 1835. Die Unterſuchungs— 
Commiffion von 1835 fand 285 Drtfchaften vor, in weldyen nominell eine 
corporation vorlam. Ju vielen war indeffen jede Municipalverwaltung läugft 
verfommen, jedenfalls die Lebensfähigkeit für eine Stadtverfafjung nicht vor⸗ 
handen. So blieben 89 vorläufig in umveränberter Lage; erheblich if 
darunter nur die City von London, bie wegen bejonderer Berhältnifie (unten 
$ 88) nuverändert blieb. Der Genius von 1851 bat die Mühe uuter- 
nommen, die Zuflände dieſer dormant and extinct corporations näher feft: 
zufellen, und giebt in Tabelle 18. Vol. L pag. CVII. eine lieberfiht, aus 
der fi) ergiebt, daß die Mehrzahl derjelben wenig unter oder liber 1000 
Emm. zählt, eilf 2000 Einw. und darüber, drei 3000, eine 4000, vier 6000 
Seelen zählen. Etwa bci 24 Ortfchaften ift noch eine active „Corporation“ 
vorhanden; bei den übrigen find entweder gar feine ftädtiichen Beamten vor- 
handen oder ihre Yunctionen nur nominell. 

Die fpäteren Einführungen bezogen fich auf meiftens jehr bedeutende 
Orte, namentlic) umfaflen die bis zum Cenſus von 1851 eingetretenen Ein- 
führungen folgende Orte iiber 20,000 Seelen: Manchester 303,382. -Birming- 
ham 232,841. Sheflield 135,310. Bradford (York) 103,778. Brighton 69,673. 
Salford 63,850. Bolton 61,171. Oldham 52,820. Wolverhampton 49,985. 
Blackburn 46,536. Devonport 38,180. Halifax 33,582. Ashton-under- 
Lyne 30,676. Tynemouth 29,170. South Shields 28,974. Warrington 22,894. 
Wakefield 22,065. Auch die im Cenſus von 1861 hinzugelommenen Orte 
fud zum Theil nicht unbedeutend: Rochdale (38,114) Hanley (31,953) Burn- 
ley (28,700) Stalybridge (24,921) n. ſ. w. 

Ein älteres Berzeihnig der im Befig der Städteordnung befindlichen 
Städte geben die Parliamentary Papers 1852. No. 347. Vol. LIII. 245. 
Ein Berzeihniß derer, die darum petitionirt haben, geben die Parl. Papers 
1853. No. 267. Vol. LXXVIII. 335. Ginigen ift das Geſuch aus erheblichen 
loealen Gründen abgeichlagen worden. Die reichhaltigfte Statiftil gab das 
Journal of the Statistical Society Vol. V. London 1842. p. 97—168; 
freilich nocdy nach dem Cenſus von 1841. 

Nah) den Beftimmungen der Städteordnuug hätte es für die Verleihung 
an andere Städte Feines befonderen Geſetzes bedurft. Wegen einzeler technifcher 
Schrierigleiten find jedoch filr einzele Städte nod) beftätigende Parlaments- 
acten nachgefolgt, 11. et 12. Vict. c. 93; 13. et 14. Vict. c. 52; 18. et 19. 
Viet c. 31. 

) Die Begenftände der Stadtverwaltung werden in der obigen 
Reihenfolge nachher in den 88 35—87 näher zu erörtern fein. Der Aufſatz 
von Fletcher in dem Statistical Journal V. 133 giebt folgende 9 Objecte 
der Stadtverwaltung: I) Local-Juflizverwaltung, Polizeirichter- und Vor⸗ 
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unterfuchungsamt. 3) Gefängnißverwaltung. 4) Berwaltung des Stabteigen- 
thums und Erhebnung ber ergänzenden Borough Rate. 5) Deconomiſche Ani 
fiht über die fläbtifehen Etats, Ernennung und Entlafiung der fläbtiihen 
Beamten und Erlaf von Statuten. 6) Pflafterung, Erleuchtung, Reinigung, 
Erhaltung und Berbefferung der Durchläffe, Sanäle und oft befonderer Waſſer 
verforgungsanftalten. 7) Erhaltung ber öffentlichen Gebäude und Anlagen, 
des Rathhaufes , der Markipläte, Brüden, Monumente und PBromenaben. * 
Anlage und Erhaltung der Häfen, Docks und Schiffahrtsanlagen. 9) Ver 
waltung milder Stiftungen. (In nichtcorporirteu Städten fallen die 5 erſten 
Punkte den Friedensrichtern der Graffchaft zu; die 4 letzteren bejonderen Ver 
waltungscuratorien (Commissioners), die, wo ein Bedürfniß dazu vorhanden 
ift, durch Localacte beftellt zu fein pflegen.) — Diefe Anordnung if indeſſen 
beffer zu vereinfachen. Eine Civilinrisdiction der Städte bat durch die Ein 
fesung der neuen Kreisgerichte aufgehört (8 87 a. E.). Die @efängnißwe: 
waltung ift mit ber Polizeiverwaltung verbunden ($ 86) und zugleid der 
Erlaß von Statuten dabei erörtert. Die Verwaltung der milden Stiftungen 
fieht immer unter befonderen vom Lord Kanzler ernannten Euratorien; die 
Hafenanlagen bilden regelmäßig eine gejonderte Beriwaltung, das Straßen 
pflafter, Erleuchtungs- und Reinigungsweien wenigſtens in der Mehrzahl der 
Orte. Das ftark geſchmälerte, faft dürftige Gebiet reducirt ſich danach in der 
That anf die obigen drei Rubriten. 


8 8. 


Die Geftaltung der Bürgerichaft. 
Städteorvnung $$ 2—5. 9I—24. (29 — 46.) 


Bürger burgess im Sinne ber neuen Städteordnung ($ 9) 


ift jeder männliche großjährige Engländer, welcher als occupier inne 
hat irgend ein Wohnhaus, Waarenhaus, Comtoir oder einen Laden 
innerhalb der Stadt am 31. Auguft, und zwar während des laufenden 
Jahres und volle 2 Jahre vorher, — und welder während dieſer 
Zeit auch ein anfäffiger Hausbewohner innerhalb der Stadt oder im 
Umkreis von 7 (1% deutſchen) Meilen gewefen, — zugleich während 
diefer Zeit wegen dieſes Realbefiges zu allen Armentaren und ftädti 
fhen Zaren eingefchätt gewefen, und foldye wirklich gezahlt hat (abge: 
jehen von den legten ſechs Monaten) — auch innerbatb der legten 
zwölf Monate feine Armenunterftägung erhalten bat — und dem 
gemäß gehörig in die Bürgerrolle eingetragen ift. 

Selbftverftändlich ift vorausgefegt Großjährigleit (21 Jahr) und 
Beſitz des Staatsbürgerrehts (fein alien). ‘Die pofitiven Erforder 
niffe des Cenſus laufen hinaus auf die mittelalterlichen: resident 
householders, paying scot, bearing lot.*) 
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l. Resident householders d. h. der Bürger muß mit 
feiner Berfon und feinem Hausftand als feſtes Clement ber 
Sommune angehören. Dazu gehört: einerfeits ein fefter Beſitz, 
mit dem fich der Hausſtand in der Commune verförpert, alſo Real— 
befig eines Haufes, Waarenhauſes, Comtoird oder Ladens innerhalb 
des Stadtgebiets, fei es ein Befig als Eigenthümer oder Meiether 
(oceupier): andererfeit perfünliches Domicil in der Stadt oder 
im Umfreis von anderthalb Meilen. Und damit der jo angefeffene 
Bürger als ein dauerndes Element der Kommune zu betrachten fei, 
wird dies Erfordernig der Anſäſſigkeit auf einen Zeitraum von bei- 
nahe drei Jahren erftredt. 

2. Paying scot, db. h. Bürger foll nur fein, wer zu der 
ordentlichen DOrtsgemeindefteuer (Poor Rate), zu der ftädtifchen Ge- 
rihts- und Polizeiftener (Borough Rate), und zu ben fonftigen 
Communalabgaben mit feinem in der Stadt belegenen Realbeſitz 
wirfiich beiträgt, d. h. während der dreijährigen Anjäffigfeitsperiode 
dazu eingefchäßt gewefen ift und folche wirklich gezahlt Bat. Zur Ver- 
meidung von Chicanen kommt es jedoch bei dem Nachweis der Steuer: 
sahlung auf die letzten 6 Monate nicht an. Dagegen fchließt das 
Element, welches die SZerrüttung des jelbjtändigen Hausſtandes ans 
deutet, Empfang von Armenunterftügung während der lebten 12 
Monate (vor dem 31. Auguft), das active Bürgerreht aus. Es 
gehören dahin alle Unterftügungen, Almofen oder Benfionen aus der 
jtädtifchen Armenverwaltung oder aus ftädtifchen Stiftungen; aber 
nicht eine bloß ärztliche Beihülfe aus folchen Anftalten, auch nicht die 
bloße Zulaffung der Kinder zu einem auf Wohlthätigkeit beruhenden 
Schulunterricht. 

3. Bearing lot, d. 5. die jo begrenzte Bürgerfchaft wird num 
auch wieder vollftändig zum Gefchwornendienft herangezogen ($ 121 
— unter Aufhebung der früheren Befreiungsprivilegien), zur Ueber: 
: nahme anderer Communalaͤmter genöthigt. Freilich hat die Er⸗ 
fahrung gelehrt, daß die fo begrenzte Bürgerfchaft den perſönlichen 
Dienft der Communalverwaltung in jehr ungleihen Maße trägt. 

Die neuere Geftaltung des Communallebens machte ferner nöthig 
an förmliches Einregiftrirungsfyftemn der Bürger (8 15—24 
der Städt.⸗O.).““) Die Armenauffeher entwerfen alljährlich am 
d. September die Urliſten der in ihrem Kirdfpiel zum Bürgerrecht 
qalificirten Berfonen. Diefe Liften find vom 5. bis 15. September 
auszulegen, bi® zu melden Tage Reclamationen gegen ungehörige 
Aufnahme oder Weglaffung eines Namens von bem Stadtfchreiber 
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angenommen werden. Die Lifte der Reclamationen wird 8 Tage vor 
dem 10. October an der Außenthür des Rathhaufes oder an einem 
anderen dazu geeigneten Ort ausgehangen. In der erften Hälfte dee 
Dctober hält dann der Bürgermeifter mit den zwei von der Bürger- 
Schaft gewählten Wahlbeifigern (assessors) einen öffentlichen Gerichte: 
tag, unter Beilabung der Armenauffeher, des Kirchfpielsfchreibers und 
der Armenfteuereinnehmer, in welder nad) gerichtlichen zzormen (mit 
eidfichen oder eibesftattlichen Verhören) über die Reclamationen fum- 
marifch entfchieden wird. Bis zum 22. October hat der Stadt: 
Schreiber endlich die berichtigten Yiften in einem Buch zujammenzu- 
jtellen, welches vom 1. November an bis zum folgenden erften Ro- 
vember als ordentliche Stadtbürgerlifte (burgess roll) den Wahlen 
zu Grunde gelegt wird. 

Die Bedeutung des fo begrenzten Bürgerrechts joll 
eine commmumale fein im Gegenſatz der früheren Corporationdredite, 
bie theils eine privatrechtliche, theil® eine politifche (der regierenden 
Klaffe und ihrer Parteiverwaltung dienende) geworben war. Ter 
Hauptwerth des neuen Bürgerrechts befteht daher in der Theil- 
nahme an den Communalwahlen, durch welche die Communal 
beamten wieder Bertrauensmänner derer werden follen, deren Ange 
legenheiten fie verwalten, und rechnungspftichtig denen, deren Geld fie 
verausgaben. Andererſeits ijt das neue Bürgerrecht mit fein 
luerativet Vorrechten verbunden: die früher in den Corporatione- 
harten und Statuten vorfommende Beſtimmung, nad) welder nar 
Stadtbürger oder Mitglieder gewiffer ftädtiicher Zünfte befugt waren 
gewifje Läden zu halten und gewiſſe Gewerbe und Hanbelsgejchäfte zu 
treiben, wird ausdrüdfich aufgehoben ($ 14). Da das neue Bürger: 
recht feiner urjprünglihen Beftimmung gemäß auf perföntichen Ver— 
pflichtungen ruht: jo kann es auch in keiner andern Weiſe erworben 
werden als durch die Erfüllung der obigen Qualificationen zum 
Bürgerthum, alfo residence, scot and lot. Niemand foll künftig in 
die burgess roll ohne diefe  Vorausfegungen aufgenommen werden 
($ 13). Ein Zurüdfallen in jene privatrechtliche Geſtaltung ſoll für 
die Zufunft unbedingt verhindert werben. 

Nah der alten Korporationsverfafjung wurde das Bürgerrecht 
erivorben durch Geburt, Heirath oder Dienft, d. h. durch eheliche Ab 
ſtammung von einem Bürger, dur PVerheirathung mit ber Tochter 
oder Wittwe eines Bürgers, dur Tjährige Lehrlingichaft bei einem 
Bürger, oder durch befondere Verleihung oder Einkauf. Dieſe privat: 
rechtlichen Titel verloren nunmehr ihre Bedeutung für das nene active 
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Bürgerreht. Da die vorgefundenen Zuftände aber auf entge- 

gengefegten Principien, theil® politifcyen theils  privatrechtlichen 

Charakters beruhten, fo wurde es nothwendig, theil® aus Gründen der 

Parlamentsverfafjung, theils aus Gründen des Privatrechts, folgende 

3 Rechte zu referviren. . 

1. Wo das alte Stadtbürgerredt ein Wahlreht zum 
Barlamentgab, ift ein ſolches beibehalten***) für die Perfon des 
jest Berechtigten und continuirt fi) auch noch durch Geburt und 
durch Yehrlingfchaft. Der Etadtfchreiber hat zu dem Zweck eine 
bejondere Altbürgerrolle, Freemen’s ‚Roll zu führen, welche die 
jtädtifchen Bewohner enthält, die nad) der Städteorduung nicht Bürger 
jind, aber bei den Parlamentswahlen mitftimmen (88 4. 5). 

2. Der Genuß der Iucrativen Privatrehte wird den 
Altbürgern, freemen, und ihren Angehörigen vorbehalten ($ 3), und 
dies altbürgerliche Recht wird auch ferner noch erworben durch Geburt, 
Heirath oder LXehrlingfchaft, nicht aber durd) Verleihung oder Einkauf. 
Die vorfommenden Rechte diefer Art, beftehend in Antheil an Weide, 
Torfſtich, Holzgerechtigkeiten, Geldantheilen und dergl. (zuſammenge⸗ 
jtellt im Statistical Journal V. 133) waren öfter von nicht uube- 
deutendem Werth, und häufig aus einem läftigen Zitel erworben. 
Unſchädlich gemacht wird der Vorbehalt indefjen durch die Claufel, daß 
der Sefammtbetrag der fo zu ertheilenden percipienda nicht über: 
jteigen darf den Ueberfhuß, welcher nach Zahlung der Zinfen der 
Stadtfchuld, der ftädtifchen Gehalte, und der fonft der Stadtkaſſe ob- 
liegenden Verpflichtungen übrig bleibt. Auch die fo berechtigten Alt: 
bürger werden in die freemen’s roll anfgenommen;. über die darauf 
erhobenen Anfprüche entfcheidet ber Mayor. 

3. Herkömmliche Befreiungen der Einwohner von 
tädtifhen Zöllen und Gebühren (tolls and dues) werden 
war für die Zukunft aufgehoben, jedoch den am 5. Juni 1335 vor- 
handenen freemen und ihren Angehörigen noch perſönlich vorbehalten 
unter Vorausſetzung der dabei etwa üblichen Gegenleiftungen. 

Ausdrücklich vorbehalten find aud die befonderen echte der 
Univerfitäten Oxford, Cambridge und Durham, verſchiedene Rechte 
der ZünfsHäfen und der Dock yards. 

) Bei den Erforberniffen zum ſtädtiſchen Bürgerredt find bie 
gelunden mittelafterlihen Grundlagen dem Erfolge nad doch zum Theil nicht 
wieder erlangt worben. 

(1) Bei dem Erforderniß der resident householders war bie 


engliiche Bolksfitte zu beachten, nach welcher der normale Hansftand fein eignes 
inne bat. Wo (wie in Schottland) Etagen ber Häufer und ſonſt 
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gejonderte Wohnungen vermiethet werben, verficht ſich der Beſih eme 
gejonderten Wohnung. Die obigen Erforberniffe mußten aber cumulirt werden, 
da die Sitte immer weiter greift, nach welcher Handels- und Gewerbe 
treibende ein vom Geſchäftslocal völlig gefondertes Wohnhaus in oft erkeb- 
licher Entfernung von der Stadt beziehen, und die höheren Stände überhaupt 
gern eine ländliche Wohnung außerhalb dir Stadt ſuchen. Ob das Erfordernit 
einer dreijährigen Anfäffigleit in diefem Sinne nicht etwa zu weit gegrifien 
fei, war von jeher fireitig; es wird aber gemildert dadurch, daß Beſitzer darch 
Inteftat- oder Teftamentserbfolge, Heirath, Heirathevertrag, oder Befiger ver. 
möge einer Pfründe oder eines Amts ſich die Befitzeit ihres Vorgängers em- 
rechnen birfen (8 12). 

(2) Das Erforberniß der Steuerzahlung, paying scot, wurde 
inconfegnent durchgeführt, infofern man die Zahlung der Conununalabgabeı 
bei Heinen WMiethswohnungen durch den Hauseigenthümer (compounding 
rates) geftattet hatte”? Wo die Steuern fo nicht vom nutenden occupier, 
fondern vom Grundeigenthümer zahlbar find, Tann doch der Miether des 
Haufes, Waarenhaufes, Comtoirs oder Ladens verlangen, felbft zur Armenfieuer 
eingefchätt zu werben, und verlangen, daß er gegen das Anerbieten des lert 
fälligen Steuertermins in die Bürgerlifte aufgenommen werde ($ 11). Tie 
fpäteren Geſetze 13. et 14. Vict. c. 99; 21. et 22. Vict. c. 43 erllären den 
occupier ohne weiteres aud in diefem Fall für ſtimmberechtigt. Tiefer imma 
weiter greifende Widerfpruc (oben S. 502. 503) der nun ſchon !/3 der Kir. 
miether fteuerfrei Tat, fie von jeden Intereffe und Zuſammenhang mit der 
ſtädtiſchen Verwaltung ablöft, kann confequent nur mit einer rechtlichen Aue 
ſchließung derfelben enden, welche factiich bereits vorhanden ifl. 

(3) Die Bfliht zu den Amtslaften, bearing lot, hat in den mit 
telalterlichen Verfaſſungen überall zum Begriff der Pairie, d. i. der gleichen 
Theilnahme am gemeinfamen Recht geführt, weil die perjönlichen Yeiftunger 
(Kriegs-, Gerichts-, Polizeidienft) der Schwerpunkt des Gemeindelebens water, 
die Geldbeiträge nur unbedeutende, zufällige Ergänzungen. Anf diefer Grunt- 
lage waren die alten Stadtverfaffungen entftauden, aus dem Organiemus eimet 
Court leet. Diefer Grundgedanke ift auch in der Städteordnung feftgehalten: 
er begründet ein kräftigeres Communalleben, und entſpricht alter Rechtevor 
ſtellung. Man Tegt alſo bei diefer Auffaffung das Hauptgewicht noch auf die 
perfönlichen Leiftungen des Bürgers in Gemeindeämtern, Gefchiwornendien. 
als special-constable, Allein bei der Ausführung zeigt fich, daß diefe Gleich 
heit doch nur nominell if. Die Maffe der Sleinmiether und arbeitenden 
Klaffen kann den Ehrendienft heute ebenfowenig wie im Mittelalter gewohnheite 
mäß:g tragen. Dieje Betheiligung ift ſporadiſch; die Pflicht zum Dienf wirt 
mit äußerſter Schlafiheit gehandhabt und begründet feine nachbarliche Lebent 
gemeinichaft mehr. 

In dem zweiten Communal-Organienıns (Gap. VIIL-X.), ber ſeinen 
Schwerpunlt in der Armenvenwaltung, d. h. jett faft ausſchließlich im Steuer 
zahlen hat, ift das Princip des abgeftuften Stimmrechte nad) 6 Klaſſen zur 
Geltung gelommen. In der Stadtverwaltung werden eine Steuerzahler 
durch bie pofitiven Erforderniffe des Bürgerrechts in großer Zahl bei Zeit 
geihoben; dagegen behalten die zu Gemeindelimtern und Geichwormendienf 
Berpflichteten ihr volles gleiches Stimmrecht. In dem Communalſyſtem de 
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Armenverwaltung bat auch der Heinfte Steuerzahler einen ſichern Theil, aber 
nur einen Bruchtheil am Stimmredht. So durchkreuzt ſich dies zweite Syftem 
mit dem erfien, ohne ein lebendiges Bewußtſein der Zufanmmengehörigfeit in 
gemeinfamen öffentlichen Pflichten zu begründen. Es Tiegt in der Natur ber 
Sache, daß beide Syſteme mit der Zeit mehr verſchmelzen müffen, und daß 
ihre Verjhmelzung weiter auf das Parlamentswahlredjt zurückwirken wird. 
Das rechte Princip der Aneinanderfügung ift aber noch nicht gefunden. 

**) Die Anlegung der Bürgerliften ift eine Neuerung. In der alten 
Weiſe des Court leet, als die Bürgerverfammlungen noch periodiich flir 
Ianjende Gejchäfte znfammentraten, und jeder jeden zu kennen pflegte, bedurfte 
es freilich feiner befonderen Bürgerliften. Wohl aber bedarf es folcher, wo 
ein Wahlact in längeren Zwifchenrdumen noch das einzige Geſchäft ift, welches 
die ganze Bürgerſchaft zuſammenführt. Das jett eingeführte Verfahren ent- 
fpriht den gewohnten Geichäftsformen friedensrichterliher Adminiftration. Für 
bie Urliſten und die Neclamationsfiften giebt die Städteordnung gefetliche 
Formulare, D. No. 1—5. Die Koften gehören zu den ftädtifchen Verwaltungs⸗ 
foften. Die vorhandenen Lebelftände in der Aufftellung der Bürgerliſten 
hängen größtentheils mit der Theilnahmloſigkeit großftädtifcher Bevölkerungen, 
und mit der Entwöhnung flädtifcher Klaffen von der Communalverwaltung zus 
ſammen. Für das erfte Jahr nad Einfiihrung der Städteordnung wurden 
dieſelben rechtsverſtändigen Commiflarien revising barristers, welche die 
PBarlamentsiwahlliften zu berichtigen haben, auch mit der Berichtigung der 
ſtädtiſchen Wahlliften beauftragt. 

+) Das vorbehaltene Parlamentswahlredht der Altbürger hatte 
mehr politifche al8 communale Gründe für fih. Man hatte gute Gründe 
diefen Heinen ftädtifchen Wählern das Wahlrecht nicht zu nehmen, da fie 
Elemente der arbeitenden Klaffen im engern Sinne, alfo des heutigen dritten 
Standes enthielten, und weil die Aufhebung ihres Wahlrechts die PBarlaments- 
wahlen depopnfarifirt haben wiirde. Dies vorbehaltene Wahlrecht dauert zu- 
nähft für die Berjonen fort, die es zur Zeit der Einführung der Städte- 
ordnung hatten, fett fig dann aud) fort durd Geburt und Tehrling- 
haft. Eine neue Verleihung und Cinfauf (gift and purchase) ift aber 
ausdriidtich aufgehoben ($ 4), der Erwerbstitel durch Heirath hier ſtillſchweigend 
übergangen. Auch erlifdht dies Wahlrecht ſchon nad der Reformbill durch 
Aufgabe des Wohnorts. 

Die neuften Parlamentsberichte enthalten genaue Ueberſichten der 
Sarlamentswähler. Die Parl. Pap. 1858. No. 31. XXXIV, 363, geben 
die Bevölkerung der Wahlkreiſe, die Zahl der Wähler, das fteuerpflichtige 
Grundeigenthum und die Grundftenerimaffen. Die Parl. Pap. 1858. No. 63. 
L. 1. enthalten noch detailirter die einzelen Kirdjfpiele und die Stufen der 
Steuerzahler. Eine lehrreiche Parlamentsiwahlftatiftit geben namentlich die Jour- 
nals of the Statistical Bociety Bd. XX. 176. 182. 185. Die Gefammt- 
bevötferung der ftädtiichen Wahltreife betrug 1851 7,433,000 Seelen, darunter 
410,929 einregiftrirte Wähler (1,231,475 Einfchägungen zur Armenfteuer). Die 
Zahl der ftädtifchen Wähler war 1837/38: 321,369; 1846/47: 372,258; 
1852/53: 404,393. — Da die Reformbill das ordentliche Wahlrecht auf 10 2. 
= 60 Thlr. ©. jährlicdden Miethewerth ſtellt, die altſtädtiſchen Wahlrechte 
aber in der angegebenen Weife vorbehält, fo bilden nun die Rädtifchen Wähler 
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zwei Reihen, die das Statistical Journal AX. 176. nad den vollſtändigen 
Liften von 1846/47 in folgender Weife zufammenftellt: 


Neues ſtädt. Stimmredt. | Alte vorbehaltene Stimmredte. 
Miethe von Thl. G. 60— 90. 92,039. | Freemen, Burgesses and 
„ n n 90-120. 45,890. Liverymen . . 2. ..4533. 
nonın 120—150. 29,741, | Frecholders anıl Burgess 
" n n 150—180. 23,645. Tenants . . 8379 
n n n 180—240. 30,982. | Scot and Lot voters Tat, 
n u " 240— 300. 20,079. | Potwallers. 275097. 
J3000420. 21,992, | Corporate Oficers . . . 90 
"on „ 420—600. 14,754. | Bereinigte Onalificationen . 14,59. 
„ über 600. 20,096. | Andere Oualificationen .„ . 2,2%. 
Summa: 298,218. | Summe: : 80, 112. 


Mit Rückſicht auf einige Doppelzählungen veranſchlagt der engliſche Zta- 
tiftifer die Gefanumtfumme der freemen voters für 1837—38 auf 79,607, für 
1846/47 auf 72,289, fiir 1852/53 auf 60,565, an welchen Zahlen das allmälige 
Ansfterben der alten Oualificationen fichtbar wird. Die Proportion der 
Wähler nad Miethswerth wird für 1351—52 auf 83,3 pCt., die Wähler alter 
DOualification auf 16,2 p&t. veranjchlagt. 


S 84. 


Bürgermeifter, Rath und ftädtiihe Beamte. 
Et.-Ord. 88 6. 25—70, 98. 108. 


An Stelle der früheren mannigfaltigen Corporationsnamen, die 
in den Berzeichniffen A. und B. der Städteordnung angegeben werden 
(Mayor Aldermen and Burgesses; Bailiffs Burgesses and Com- 
munalty; Portreeve Aldermen and Burgesses u. f. mw.) trit 
fortan der gleichmäßige Zitel „Mayor Aldermen and Bur 
gesses der Stadt N.“, unter weldem Namen die früheren Cor 
porationsrechte gelibt werden follen (St.-Ord. 8 6.) Die jo geftaltete 
Gemeinde übt jedoch nur die Öconomifche Municipafvermwaltung und 
adminiftrative Polizei, während für Strafjuftiz und Polizeirichteram 
ein abweichender Organismus eintritt. 

I. Bürgermeifter und Gemeinderath, die ordentlichen 
Vertreter der Stadtgemeinde filr die eigentlihe Municipalverwaltun, 
beftehen aus dem Mayor und den Town Conncillors, die dam 
wieder einen engeren Ausfchuß von Aldermen wählen. Die Zahl 
der Councillors (12-—48) und der Aldermen (4— 16) wird in dm 
der Städteordnung beigefügten Verzeichniffen A und B nady der Grökt 
der Städte abgeftuft. Mayor Aldermen und Councillors bilden j#° 
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fammen bie befchließende Behörde „the Council“ (8 25). Die Bes 
ftandtheile derfelben find aljo nad) der Reihenfolge ihrer Conſtituirung: 

1. Die Councillors, Stadtverordneten, Gemeinde- 
räthe i. e. S., müjfen Bürger von einem höheren Genfus fein, mit 
einem beweglichen oder unbeweglichen Vermögen von 3000 Thlr. ©., 
oder eingefchäßt zur Armentare mit einer Wohnung oder einem anderen 
Realbefig von 90 Thlr. ©. jährlich. In Städten, die in 4 oder 
mehre wards getheilt find (großen Städten, meift über 20,000 Einw.), 
ift diefer Genjus verdoppelt. Nicht wählbar find Geiftliche der ver- 
Idiedenen Confeſſionen, befoldete Stadtbeamte, Perſonen die in Con- 
tractöverhältniffen mit der Commune ftehen und deren Afjocies. Die 
Wahl der Gemeinderäthe erfolgt am 1. November jährlich durd) die 
Sefammtheit der Burgesses, jo daß } jährlich ausfcheidet, 4 neu ge- 
wählt wird. Die Ausfcheidenden find wieder wählbar. Größere Städte 
find in 2—16 wards getheilt, die eine beftimmte Zahl von Gemeinde- 
räthen (durch 3 theilbar) zu erwählen haben.*) Ergänzt wird die Re— 
präjentation der VBürgerfchaft danı noch durch die Assessors ımd 
Auditors. Die Assessors find je zwei Wahlbeifiger, welche in 
jedem Wahlbezirt von der Bürgerfchaft in der Weile der Stadtverord- 
neten gewählt werden, den Biürgermeifter bei Revifion der Wahlliften 
und bei der Leitung der Wahlen unterjtügen; fie müfjen die Qualifi- 
cation der Councillors haben, dürfen aber nicht zugleich Stabtverord- 
nete ſein (88 37, 43). Die Auditors find zwei Rechnungsreviforen, 
welche die Bürgerfchaft bei Abnahme der ftädtifchen Rechnungen vertreten, 
gewählt in der Weife und mit der Qualification der Stadtverordneten. 

2. Die Aldermen Rathsherren bilden einen engeren Aus— 
ſchuß des Gemeinderaths, deſſen Meitgliederzahl auf 4 der Zahl der 
Stadtverordnneten bemeſſen ift (St. Ord. 88 25, 26). Sie werden 
von den Stadtverordneten gewählt auf ſechs Jahre aus der Zahl der 
Stadtverordneten oder anderen dazu MWählbaren. Von drei zu Drei 
Jahren fcheidet + aus, bleibt aber wieder wählbar. Sie haben einen 
Ehrenvorrang vor den Stabtverordneten, vertreten in gewiljen Fällen 
den Mayor, find vorzugsweife an den Verwaltungscommiſſionen mit 
beteiligt, haben jedoch im Wefentlichen nur die Stellung der Stadt- 
verordneten, bilden alfo Fein gejfondertes Magiftratscollegium. 

3. Der Mayor, Bürgermeifter, ift wie die Aldermen 
ordentliches Mitglied des Council, und wird alljährlid am 9. No- 
vember von dem gefammten Gemeinderat auf ein Jahr aus der Zahl 
der Rathsherren oder Stadtverordneten gewählt ($ 49). Er ift or- 
dentlicher Vorjigender des Gemeinderaths, Triedensrichter von Amts⸗ 
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wegen während feines Amtsjahres und während des darauf folgenden 
Jahres, wahlleitender Beamter für die ftädtifchen und Parlamentswahlen 
(8 57), Chef der ganzen ftädtifchen Verwaltung. Seine Qualification it 
alfo die eines Councillor, feine Stellung mehr die eines Ehrenrepräjen: 
tanten der Bürgerfchaft und Stadtverordnetenvorftehere, als die eines 
adminiftrirenden Chefs. Schon die jährlich wechjelnde Stellung führt 
dahin, daß der permanente, geſchäftsgewandte Stadtfchreiber (meiftens 
ein Anwalt), trot feiner befcheidenen Stellung die Seele der eigentlichen 
Adminiftration wird. 

Die fo conftituirte Repräfentation der Städte beftand 1835 bei 
der erften Einflihrung der Städteordnung aus 178 Bürgermeiftern, 
1080 Rathsherren, 3240 Stadtverordneten, und der entfpredenden Zahl 
von Auditors und Assessors. 

Das Verhältniß der Thätigkeit der fo conftituirten Gemeindebe⸗ 
hörden**) ift im Allgemeinen folgendes: 

1. Die Befchlüffe des GemeinderathH8 Common Coun- 
cil (8 69 der St.-DOrd.) find die eigentlich entfcheidende Autorität für 
die Acte der ftädtifchen (in biefem Gebiet hauptſächlich öconomiſchen) 
Verwaltung. Nach Analogie der Friedensrichter hält derfelbe vier or 
dentliche Quartalfigungen. In der erften, am 9. November mit der 
Bürgermeifterwahl beginnend, werden zugleich die drei folgenden firirt. 
Außerdem kann dee Mayor fo oft als nöthig außerordentliche Ver⸗ 
fammlungen einberufen, zu welchen die Mitglieder befonders zu laden 
find. Auch Haben je fünf Mitglieder ein Einberufungsrecht, felbit 
wider Willen des Mayor; müffen dann aber den Gegenftand der Be 
rathung vorher öffentlich anzeigen und ſich darauf beſchränken. Zur 
Gültigkeit eines Gemeinderathsbejchluffes gehört die Anweſenheit 
von wenigſtens 4 der Mitglieder. Nur zu Beſchlüſſen über bie An 
nahme eines Ortsftatuts (bye-law) bedarf e8 ber Anweſenheit von 
wenigstens 3 der Mitglieder. Den Vorſitz führt der Mayor, welder 
bei Stimmengleichheit den Stichentfcheid giebt. In Abweſenheit det 
Maypr wird ein Alderman, event. ein Gemeinderath von der Ver— 
fammlung zum PVorfitenden gewählt. Das Protokoll führt ber Stadt 
fchreiber; die Protokollbücher find gegen eine Heine Gebühr zur Einſicht 
für jeden Bürger offen. 

2. Berwaltungsausfditffe, Committees (St.Ord. 870), 
werben ſtets gebildet für die abminiftrative Polizeiverwaltung unter dem 
Namen des Watchcommittee, zu welchen ber Bürgermeiſter ex 
officio gehört. Außerdem Können von Zeit zu Zeit fo viele General‘ 
und Spezial-Ausjchüffe gebildet werben, wie fie der Gemeinderath dm 
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Bedürfnijfen der Verwaltung für ent|prechend hält. Die Beſchlüſſe 
(acts) aller Committeed unterliegen aber der Betätigung des Ge⸗ 
meinderath8. 

3. Die Einzeladminiftration, insbejfondere das Bü— 
reau- und Kaffenwefen ift befoldeten Linterbeamten ***) anvertraut 
($ 58), zu welchen weſentlich ein Stabdtfchreiber und ein Schatmeifter 
gehören. 

Der Stadtfchreitr Town Clerk. ift der Secretair de Ge- 
meinderaths, wird von diefem ernannt, führt das Protokoll über die 
Semeinderaths - Verhandlungen, ift Büreauchef und Archivar für die 
ttädtifchen Acten und Urkunden, fertigt die Bürgerliften, die Altbürger- 
fiften und die Bezirkgliften an, ift dem Gemeinderath „verantwortlich“, 
rehnungspflichtig, von ihm centlaffbar, und zu einer Menge einzeler 
Amtsacte unter Androhung von beftimmten Geldbußen durch fpezielfe 
Geſetze verpflichtet. Er wird gewöhnlich aus der Zahl der Anwälte 
widerruffich (durante bene placito) ernannt, und darf nicht Mitglied 
de8 Gemeinderaths fein. 

Der Treasurer, Scagmeifter, Rendant, iſt der ordentliche 
Kaſſenbeamte, der auf Anweiſung von Bürgermeiſter und Rath in 
verfaſſungsmäßigen Formen die ſtädtiſchen Gelder zu vereinnahmen oder 
zu verausgaben hat. Er wird jetzt nicht mehr alljährlich gewählt, ſon⸗ 
dern durante bene placito vom Gemeinderath angeftellt 6. et 7. 
Vict. cap. 89. 

Außerdem kann ber Gemeinderath die Anftellung von fo vielen 
befoldeten Stadtbeamten befchließen wie ihm nöthig und 
zwedmäßig erfheint, alfo 3. B. von ftädtifchen Bauinſpectoren, 
Beleuchtungs⸗ und Straßenreinigungs-nfpectoren u. dgl., wobei aud) 
Rüdfiht genommen werden kann auf bie früher in der Corporations- 
Verwaltung eingeführten Arten von Beamten. Viele der Amtejtellen 
der alten Corporation - Verfaffung dauerten auf Grund diefer Claufel 
fort; neue wurden dazu creirt, ohne daß Geſetzgeber oder ftädtifche 
Verwaltungen bemerkt zu haben fcheinen, zu welchem Endziel diefer 
bequeme Weg führt. Gehalte, Nemunerationen, Benfionen und die 
Veife der Beſtellung von Amtscautionen beftimmt für alle dieſe 
Beamten ‚der Gemeinderath. 

1. Wo die Stadt eine felbftändige Friedenscommiffion, 
alſo Polizeirichter⸗ und Vorunterfuhungsamt hat, beftehen dafür (ge- 
jondert von WBürgermeifter und Rath) die vom König ernannten 
Friedensrichter, einſchließlich des Mayor. In Städten, die eine 
Grafſchaft für fich bilden, tritt noch hinzu ein jelbftgewählter Sheriff 
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(St.-Ord. $ 61). In Städten, die ihre eigenen Quarter 
Sessions of the Peace, alfo ordentlihe Strafjuftiz haben, br: 
fteht dafür ein befoldeter Stabtrichter Recorder, der mit einer ftäbti- 
hen Jury Gericht hält, ein ftädtifcher Coroner und Clerk of tbe 
Peace. Tür die fo gegliederten Stadtbehörden find nun die drei 
Zweige 1) der Öconomifchen Wunicipalverwaltung, 2) der Polizei und 
3) der Strafjuftiz nachfolgend genauer auszuführen. 


*) Das Repräfentationsprincip der Bürgerichaft ift in dem Gemeinte 
rath faft vollftändig nad nenen Ideen durchgeführt. In dem nriprünglicen 
Geſetzentwurf war kein Wählbarleitscenfus für die Conncillors mt 
Aldermen; das Oberhaus beftand aber darauf in Gemäßheit des Grun- 
princips der englifchen Zerfaflung, nach welchem die höheren Stände durg 
höhere Leiftungen und dem entiprechend durch einen Paffivcenfus für Ehren 
ämter bervortreten. Nach den Localacten, in welchen Commissioners für neue 
Verwaltungen creirt waren, war faft ohne Ausnahme ein Mählbarkeitscenius, 
und zwar ungefähr nad) demielben Mafftab, zu Grunde gelegt. 

Der Wahlmodus ift in 88 32—36. 47. 48. der Et. Drd. beftimmt. Ge 
wählen alle Burgesses und nur Burgesses. Der wahlleitende Beamte ij 
der Bürgermeifter und 2 gewählte Wahlbeifiber Assessors. Die Wahlſtunder 
find von O—4 Uhr. Die Wahl gefchieht durch Wahlzettel, auf welchen jeder 
Wähler die nöthige Zahl der zu Wählenden mit feiner Namensunterfchriit ver 
zeichnet, und dies voting paper den Wahlcommiffarien fibergiebt. Jeden 
Wühfer dürfen drei Kragen geftellt werden: betreffend feine Identität umd ob 
er ſchon einmal votirt hat bei der gegenwärtigen Wahl. Die Wabhlzettel Kat 
gegen eine Heine Gebühr einzufehen. Alle Yunctionen der Wahlcommifiarier 
und Sonmmunalbeamten bei ber Wahl werden durch Straffanctionen von su ! 
und 100 8. erzwingen. — In Städten, die in mehre wards zerfallen St. 
Ord. 8 39—46), bilden die Bürger befondere Wahlbe zirke für die ſtädtiſche 
Wahlen, für die dann befondere Liften, ward lists geführt, und für die’ 
beiondere Wahlbeifiger Assessors gewählt werden. Die Gintheilnng der 
Städte in ſolche Bezirke, (mit möglichfter Rüdficht anf alte Bezirkseintheilungen 
wurde rechtsverftändigeun Commiſſarien, den Revising Barristers, nad Fir 
führung der Etädteordnnung überlaſſen, die auch nad) gewiſſen Regulativen um 
unter Betätigung des Minifterinms die Zahl ber zu wählenden Stabtwerord 
neten anf die Bezirke zu vertheilen hatten. Jeder Bürger wird in bem Ward 
eingeichrieben, in welchen fein Grundftid liegt. Da die wards nichte # 
verwalten haben, fo find es unzujammenhängende, todte Wahleinſchnin 
geblieben. Liverpool wurbe in 16 wards getheilt, 4 Städte in 8—12 ward, 
24 in 5—8 wards; 20 in 2—4 wards, bie ilbrigen find ungetheilt gebtiebe. 

Die Städteordnung wurde eingeführt unter einem allgemeinen KXadrom 
der ftädtifchen middle classes zur Theilnahme am Staat. Die Borfiellung! 
jofcher Zeiten und Klaffen verlangen nur nad Wahlrecht, Vergebung we 
Aemtern, politiſchem Cinfluß, nicht nach Selbfiverwaltung. Dielen Fir 
ftellungen entfprechend hatte der Entwurf der Städteordnung gar feine Aller 
nen, fondern nur einen Gemeinderath, der mit einem gewählten Vürgermert! 
Alles dirigirt (db. h. durch Schreiber beforgen Täßt), wie in den Tramdiik 
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rheinifchen Mumicipal-Ordnungen. Das Oberhaus, als Vertreter ber Rechts⸗ 
und Berwaltungd-Ordnnung des Landes, verlangte dagegen einen feften, felbft- 
fländigen, adminiktrivenden Wagiftrat in der Weile der deutlichen Städte⸗ 
veriaflung. Das Refultat war der oben bezeichnete Mittelweg, nach welchem 
13 des Gemeinderaths einen engeren Ausſchuß mit längerer Anıtsdauer bildet, 
der fih dem Erfolg nad) immer nod) als eines der beften Elemente der Städte- 
orduung bewährt und der neuen Stadtverwaltung einige Confiftienz gegeben 
hat. Werben Stadtverorbnete zu Aldermen gewählt, jo wird die nöthige Zahl 
durch Nachwahlen ergänzt. Nach Specialbeftimmungen find übrigens bie 
Rathsherren befreit vom Geſchwornendienſt und nicht wählbar ale Coroners 
oder Recorders. 

Gemeinſame Befimmungen enthalten nod die SS 50-56 der 
St. Ord. Jeder gewählte Mayor, Alderman oder Conneillor muß vor feinem 
Amtsantritt eine Declaration unterzeichnen, durch welche er getreuliche Amte- 
führung verfpriht und im Beſitz der gejetlichen Bermögensqualification zu 
jein verſichert. Benwveigerung der Liebernahme eines ftäbtiihen Wahlamte 
wird mit 50 8, gebüßt, die durch Erecntions-warrant eines Friedensrichters 
iummarifch eingetrieben werden; für Ablehnung der Bürgermeiftennvahl kann 
die Strafe durch Ortsftatut bis anf 100 2. erhöht werden. Befreiungsgründe 
fud indeffen: körperliche oder geiftige Gebrechen, Alter von 65 Fahren, activer 
Dienſt in Heer, Marine oder Militärverwaltung; auch ift der, welcher ein 
Amt verwaltet oder die Strafe fir die Ablehnung gezahlt hat, auf 5 Jahr 
beireit. Bankrutt und Accord mit den Gläubigern ziehen den Berluft des 
ädtifchen Amts nad ſich. Uebernahme des Amts ohne die geſetzliche Ouali- 
fication ift mit 50 L., Wahlbeftehung mit gleicher Buße und Berlufß der 
Wahljähigleit für ftädtiiche und Parlamentswahlen bedroht. Bon einer 
Beftätigung der Wahlen ift nirgends die Rede; wohl aber kann die Zulaſſung 
eines verfaflungsmäßig Gemwählten durch ein Mandamus der Neicdhögerichte 
erzwungen, die Entfernung eines nicht verfaffungsmäßig Gewählten durd ein 
quo warranto der Neichögerichte berirft werden. Nähere Beflimmungen über 
das Berfahren dabei enthalten 9. Anne c. 20; 32 Geo. II. c 58; 1. Vict. 
0. 78, 6. et 7. Viet. c. 89. (vgl. unten $ 87a.) 

Zuſatzgeſetze fiber die ftädtifchen Wahlen find 6. et 7, Will. IV. c. 
105. 8.5.5; 1. Viet. e. 78 88 1. 11. 14. 18. 25. 26.; 3, et 4. Viet. c. 47, 
31,6. et 7. Viet, c. 89.38 1.2.3. 5.; 15. et 16. Vict. c. 5. (Corpo- 
rations Act); 16. et 17. Vict. c. 79. („the Municipal Corporation Act 
1853, befonders tiber Ergänzungswahlen. Dur 1. et 2. Viet. c. 5. 15. 
find QOuäler und Separatiften, dur 8. et 9. Vict. c, 52 Juden zu ben 
Stadtämtern ausdrüdlich für wählbar erflärt. 

*) In dem gegenfeitigen Verhältnif der ſtädtiſchen Körper ift ber 
Gemeinderath alfo namentlid 1) wählender Körper, welcher den Bürger⸗ 
meifter, die Aldermen, die Berwaltungsausfchüfie, den Stadtichreiber, Schab- 
meifter und die fonftigen befoldeten Beamten der Hauptverwaltung ernennt; 
2) befchließender Körper über die Ausfchreibung der ftädtifchen Stenern, 
Verwendung ber ftädtijchen Fonds, Verpachtung ftädtifchen Eigenthums, und 
alle wichtigeren Acte der Bconomifchen Municipalverwaltung; 3) controfi- 
render Körper für die ernannten Verwaltungsausſchüſſe zur Adminiftration 
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der ftädtifchen Irrenhäufer, Muſeen, Inftitute und flir das geſammte fädtiiäe 
Nechnungsiweien, unter weiterer Mitwirlung der Rechnungsreviforen. 

Da die ganze Armenverwaltung und viele andere Zweige beuticher Com⸗ 
munalverwaltung bier fehlen, fo ift die Thätigfeit des Gemeinderats wie der 
Verwaltungsausſchüſſe eine ziemlich dürftige, was dann wieder auf die mangel- 
hafte Beſetzung der ftädtiichen Aemter zurückwirkt. Es zeigt fi, dab wer 
ſelbſt feine laufende Berwaltung führt, auch weder Beamtenfiellen gehörig 
beſetzen, nod Verwaltungen gehörig controliren kann. 

“rr), Die befoldeten Büreaubeamten find die Seele einer ſolchen Rmi- 
cipalverfoffung. Eine fehr bedeutende Rolle fpielte fchon in ber älteren GCer- 
porations-Berfaflung der town clerk als Rechtsanwalt, Rechtsconfulent um 
Brotofollführer der Corporation. Er ıwar gewöhnlich ein attorney, der zugleic 
zum clerk of the peace, clerk to the magistratcs, attorney to the cor- 
poration und oft aud zum Stellvertreter des Stadtrichters ernannt wurde. 
In jedem Falle war er registrar und Büreauchef auch des Kädtifchen Civi- 
gerichts. Er erhielt zwar in der Regel ein Gehalt, doch meiftene von ich 
geringem Umfang. Dagegen liquidirte er Anmaltsgebühr fir die einzelen 
Geſchüfte; auch wurden die Stellen fehr gefucht wegen der Verbindungen und 
des Anfehens, welches für die Privatpraxis eines Anwalts ans der Stellung 
ale Stadtichreiber fich zu ergeben pflegte. 

Die Zahlungsanweifungen an den Treasurer miüffen von wenigſtens 
Mitgliedern des Gemeinderathe gezeichnet und vom Stadtſchreiber gegen 
gezeichnet fein, in gerichtlihen und polizeilichen Ang:fegenheiten von dem 
Court of Sessions oder von einem Yriedensrichter innerhalb feiner Competn; 
ZR und Weife der Rechnungslegung beftimmt der Gemeinderath. Bei em 
tretender Weigerung oder Differenz wird der Rendant zweien Ariedensrictern 
vorgeführt, welche ſummariſch entjcheiden, Rüdflinde durch Pfändungsbeic! 
eintreiben, event. den Rendanten in das Gefängnif oder Correctionshans ab 
führen laſſen bis auf 3 Monat oder bis zur Erledigung der Differem Et. 
Ord. 88 59. 60). 

Die aus der älteren Corporationsverivaltung vorgefundenen Commuzel- 
beamten kann der Gemeinderath entlaflen, und ihnen eine angemeffene Amit 
eutſchädigung feftfegen mit Recurs an dos Yinanzminifterium. Ebenſo find 
berfömmliche Penſionen an Beamte, Wittwen nnd Kinder, Geiſtliche, Saul 
vorfteher u. dgl. von der neuen Etadtverwaltung fortzuzahlen (55 6568). 
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Die öconomiſche Municipalverwaltung. 
St.Ord. 88 71—75. 87—97. 


Dieſe Mumnicipal-Berwaltung umfaßt folgende Puntte: 

1) Die Verwaltung bes ſtädtiſchen Grundeigenthume, 
der ſtädtiſchen Gefälle und fonitigen Einkünfte der Stadt, 
welche von dem Schagmeifter auf Rechnung des borongh fund ver 
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einnahmt werden zur Verausgabung für die geſetzlich beftinmten 
Zwede (St.-Ord. 88 92, 94-97). Die fchlimmen Erfahrungen, 
welche man in der Berwaltung der alten Corporationen gemacht, haben 
jedoch Beſchränkungen in der Berfügung über die Subftanz herbeige- 
führt. Beräußerung und Verpfändung bes Grundbefiges oder des 
Stammpermögens der Stadt, und Verpachtung über 31 Jahre hinaus, 
ift in der Regel unterfagt. Soll ein Geſchäft der Art gefchloffen 
werden, jo bedarf ed einer Genehmigung des Finanzminifteriums auf - 
erjtatteten Bericht, welcher zur Einfiht der Bürger offenliegen muß; 
auch ſoll das abzufchließende Geſchäft vorher bekannt gemacht werden. 
Abgejehen von diefen Befchränkungen erfolgt die Direction der einzelen 
Berwaltungsoperationen durch Befchlüffe de8 Gemeinderaths. 

2) Ausfhreibung und Erhebung der ergänzenden 
Etadtftener, borough rate (St.-Ord. 8 92). Wo das Xctiv- 
Bermögen der Stadt nicht ausreicht, darf der Gemeinderath für die 
geſetzlichen Verwendungszwecke des Stadtvermögens eine Stadtfteuer 
in der Weife einer county rate ausſchreiben, mit gleichen Gewalten 
wie die Friedensrichter bei der county rate üben. Für diefen Zweck 
bat da8 common council die vollen Gewalten der Quarter Ses- 
sions. Die Order zur Erhebung ergeht an den Higlı Constable 
oder den analogen Beamten der Stadt, der feine weiteren Anmeifungen 
an die Armenauffeher der Kirchipiele erläßt. Die Eintreibung der 
Rüdftände verfügt der Mayor durch Erecutione-warrants Die 
Enticheidung der Stenerreclamationen geht an den Re.order in 
der ftädtifchen Quartalfigung, event. an die Quartalfigungen der 
Grafſchaft. 

3) Berausgabung der ſtädtiſchen Einkünfte zu den 
gefeglich bejtimmten Zweden, von welchen die wichtigften im 
$ 92 der St.-Ord. in folgender Ordnung aufgezählt werden: Til 
gung verfaffungsmäßig contrahirter Schulden und der Zinjen davon; 
Gehalte der Bürgermeifter, Recorder, Bolizeirichter, Stabtfcjreiber, 
Schagmeifter und der jonftigen befoldeten Beamten; Koften der 
Dürger» und Bezirksliften und andere Wahlfoften; Strafverfolgungs- 
toften, Unterhalt der Strafgefangenen, Stadtgefängniß und Correc- 
tonshaus; andere ftädtiche Gebäude; Bezahlung der befoldeten Con- 
stables; andere zur Ausführung der St.Ord. nothiwendige Ausgaben. 
Bleibt dann ein Ueberſchuß, fo darf diefer durch Beſchluß des Ge- 
meinderath8 „zum gemeinen Beſten der Einwohner und zur Der: 
Idönerung der Stadt" verwendet werben. 

4) Die ftädtifche Rehuungslegung wird im $ 93 der 
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St.⸗Ord. dahin normirt: der Schatzmeiſter foll vollſtändig Bud 
halten über fämmtliche Einnahmen und Ausgaben zur Cinfidt für 
ieden Alderman und Stadtverordnetn. Im Monat März um 
September follen dann die Rechnungen mit allen Belegen und dan 
gehörigen Papieren den beiden Rechnungsreviſoren und einer Anzahl 
vom DBürgermeifter ernannter Mitglieder bes Gemeinderaths zur 
Prüfung vorgelegt werden. Die richtig befundene Rechnung wird von 
den Auditors gezeichnet, und fodann im Monat September ein 
Rechnungsextract gedruckt zur Einfiht für jeden Steuerzahler und zum 
Berfauf für einen angemeſſenen Preis. Auch hat der Gemeinderath 
alljährlich dem Deinifter des Innern einen Etat der Einnahmen und 
Ausgaben nad beftimmtem Formular einzureichen zur weiteren Vor— 
fegung an da8 Parlament 6. et 7. Will. IV. c. 104. $ 10; 1. 
Viet. c. 88. 88 43. 49. Unabhängig davon ijt die nad 8 60 de 
St.-Ord. dem Gemeinderath oder einem von diefem ernannten Com 
miffar zu Legende Rechnung. 

5) Das ftädtifche Pflajterungs:, Beleuchtungs- und 
Straßenreinigungswefen (St.-Ord. 55 75. 87—39) war ſchon 
zur Zeit des alten Corporationsweſens größtentheil® durch Yocalacten 
geordnet. (Unter folchen wurde zur Zeit der Einführung der St. 
Ord. eine Summe von 142,603 X. hauptjächlich für diefe Zwede er- 
hoben, unter ordentlicher ftädtifcher Verwaltung dagegen nur 38,319 Y.) 
Die St. Ord. läßt es im allgemeinen bei dem vorgefundenen Syſtem 
und zählt in einem Anhang E die einzelen Lolalacten auf; doch 
können die Suratorien ihre Gemwalten dem Gemeinderath übertragen, 
und ed Tönen durch Gemeinderathsbefchluß auch ſolche Theile der 
Stadt, die von der Rocalacte ausgenommten waren, dem Beleuchtung: 
fyſtem der Localacte eingefügt werben. In ben Städten, in welchen 
das Beleuchtungsſyſtem des st. 3. et 4. Will. IV. c. MO eingeführt 
ijt, wird es dem Gemeinderat anheim geftellt die Gewalten der nah 
jenem Geſetz zu ernennenden Beleuchtungsinfpectoren felbft zu über: 
nehmen. Durch 20. et 21. Vict. ge. 50 ift jegt der 8 75 ber 
Städteordnung aufgehoben, und beitimmt, daß bei Fünftigen Verleihungen 
der Städteordnung die Gewalten, Berbindlichfeiten und das Vermöger 
vorhandener special trusts fir Pflafterung, Beleuchtung sc. anf 
Dürgermeifter und Rath übertragen werden mögen. 

6) Die Verwaltung ftäbtifher Hospitäler und Stif: 
tungen (St..Ord. $ 71—74) wird vom 1. Auguft 1836 au grund 
fäglich unter die Oberleitung des Lordkanzlers geftellt, der die Der 
waltungscuratorien (trusts) dafür zu ernennen hat. Wo indeſſen die 
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Sorporation nad) bejonderen Geſetzen fchon ausſchließlich das Cura— 
torinm ex officio bildet, bleibt auch der &emeinderath in Zukunft 
als Stiftungscuratorium beftehen; ferner bleiben. die Curatorien umver: 
ändert, die nach früheren Specialgefegen für eine beftimmte Zeitfrift 
ernannt waren. Für gewilfe Communalzwecke ordnet der Gemeinde- 
rath eine Anzahl von Mitcuratoren (joint trustees) dem ordentlichen 
Cıratorium zu. 


1) Städtiſche Vermögens-Verwaltung. Ergänzende Geſetze über die 
Verwaltung der ſtädtiſchen Fonds find 6. et 7. Will. IV. c. 105. 114, ine- 
befondere über die Berpacdhtungen auf Zeit 6. et 7. Will. IV. c. 104. 8 2.; 
über den Berfauf der Kirchenpatronate 1. et 2. Vict. c. 31.; allgemein über 
Beräußerung und Berpfändung des Grundeigenthums mit Genehmigung der 
Treasury 23. et 24. Vict. c. 16. Die Einnahmen der Städte aus eigenem 
Zermögen für das Rechnungsjahr 1842 — 1843 (ohne London) find oben 
S. 471 angegeben, namentlich: Zölle und Gebühren 1,037,466 Thlr. G.; Grund: 
eigenthbum und vermilchte Sinnahmen 3,125,868 Thlr. G. Die vorhandenen 
Häfen, Dods und Sciffahrtsanlagen, welche 4,800,000 Thlr. &. jährlich ein- 
tragen, find durch Localacten geregelt, und haben dadurch ihr eigenes Ber: 
waltungscuratorinn erhalten; zuweilen bildet aber ber Gemeinderath das 
Curatorium, gewöhnlich wenigftens einen Theil deffelben. Nach deu Parl. I’. 
1862. No. 437 war die Einnahme daraus 2,510,414 L., die Ausgabe 
2577,653 L., da nämlich die Ueberfchüffe zu Neubauten verwendet wurden 
(349,171 2.). | 

2) Die Stadtfleuer Borough-Rate. Die Einzelheiten diejer ftädtifchen 
Etenerausfchreibung find fchon oben $ 13 erörtert, fowie die dazu gehörigen 
Ergänzungsfteuern: die ftädtifche Wachtfteuer, Gefängnißſteuer, Muſeumsſteuer, 
Irrenhausſtener, Diftrictsgefängnißftener, nebft den dazu gehörigen Gefegen, zu 
denen noch 17. et 18. Vict. c. 71 kommt, für die Borough Rate in Städten 
ohne die Städteordnung. Die Parl. Papers 1840 No. 610 geben ein Ver—⸗ 
jeihnig von 95 Städten, in weldyen die Borough Rate nad der Stäbte- 
ordnung erhoben wird. Im Jahr 1854 erreichte diefelbe einen Betrag von 
311,953 2. (Parl. P. 1862 No. 437.). Dazu kommen noch 81 Städte, in 
welchen eine Stadtſteuer unter Focalacten erhoben wird; folde find in dem 
Verzeichniß E der St.-Orb. beigefügt und beftätigt. Der Gefammtbetrag ber 
unter befonderen Localacten erhobenen Steuern war damals 142,603 v. 

3) Die ſtäüdtiſchen Ausgaben bilden 2 Gruppen: I) Gerichts- und 
Bolizeiloften, welde normal der County Rate zufallen, fo wie fie oben 
$ 12 zufammengeftellt find einjchließlich der Erhaltung der Brüden (13. et 14., 
Viet. c. 64.) Sie bilden in den Etüdten mit eigener commission of the 
peace einen Criminal- und Bolizei-Fonde; in den librigen Städten ericheinen 
fie als Beiträge, welche zur Kreislaffe zu zahlen find. — 2) Eigentlidhe 
tocalausgaben wie fie jonft der Ortsgemeindefteuer (poor rate $ 15) zur 
Laſt fallen: fiir ſtüdtiſche Gebäude, Neubauten, Reparaturen (jährlich ungefähr 
1,000,000 Thlr. ©.), Koften der Märkte und Meffen (ungefähr 70,000 Thlr. ©.), 
Beamtengehalte und Penfionen (ungefähr 500,000 Thlr. G.), Grundſtenern, 
Geuerverficherungen 2c., Koſten der fiddtiichen Wahlen und Stadtichulden- 
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Conto. In der alten Corporationsverwaltung lamen dazu gelegentilich and 
Ausgaben für Köche, Weinkeller u. dgl. Ziemlich erheblih war unter der 
Corporationsverwaltung auch das Stadtjchuldenconto angewadlen :Parl. 
Papers 1841. No. 70). Ueber die Ermächtigung fädtifche Fonds zur Anlegung 
und Ausflattung von ftädtifhen Bibliothefen und Mufeen zu vermen 
ven 8. et 9. Vict. c. 43; 13. et 14. Vict. c. 65; 18. et 19. Vict. c. 70. 

Eine ganz zufällige änßerlidde Verbindung dagegen ift es, wenn zuweilen 
der Rath zugleich Armenverrvaltungsbehörde ift, wie in St. Ives, wo bie Al- 
dermen von Haufe aus weiter nichts als eine select vestry des Kirchſpielt 
waren. In Bristol, Exeter und einigen anderen Orten bilden einige Rit- 
glieder der Corporation einen Theil der Armenverwaltung. 

4) Rehnungslegung. Ein Ertract aus der Generalrechnung der ſtädtiſchen 
Einnahmen und Ausgaben ift jchon oben pag. 85—87 gegeben. Die ftandichen 
Rechnungen pro 1855 enthalten die Parl. Papers 1856. No. 350. VoLLIN. 
pag. 321. Die Einfilhrung diefer Rechnungsreviſionen und die Beröfient 
lichung der ftädtifchen Etats wurde das wirkſamſte Gegengewicht gegen die 
financiellen Mißbränche der alten Eorporationen, gegen die Berwendung de: 
Kädtifchen Mittel zu Feſtlichkeiten, zu den Privatinterefien des governing body. 
und namentlich auch zu Beſtechungen und Wahlumtrieben in allen mögliches 
Geftalten. 

5) Bflafterungs-, Beleudhtungswefen. Auch in Stadtvermwaltungen, bie 
das Pflafterungs: und Beleuchtungsweien mit einbegreifen, bildet dafſelbe ned 
immer häufig ein befonderes Berwaltungscuratorium, entweder nach Maßgabe | 
der Städteordnung, oder nad) dem Geſetz 3. et 4. Will, IV. c. 90. Durd 
1. Geo. I. st. 2. c. 52. $ 9.; 9. Geo. I. c. 18 $ 3. war den DQuartal 
fisungen für Städte und Marktflecken die Befugniß beigelegt scavengers füi 
die Straßenreinigung anzuftellen, nothivendige Reparaturen anzuorbnen und 
nöthigenfalle Beiträge bie höchftens 21/2 pCt. des Realeinkommens dafür aus 
zufehreiben. Bon diefer Befugniß wurde aber ein fehr wenig wirffemer & 
brauch gemacht. 

6) Hospitäler und Stiftungen. Ein Verzeihnig der Charitable Fund; 
geben die Parl. Pap 1834 No. 460. Vol. 45 pag. 1., das der Verwaltungs 
curatorien fir 1837 giebt das Statistical Jonrnal V. pag. 167 mit einem 
Jahreseintommen von 96,856 %. (Die in den ftädtifchen Rechnungen vor 
fommende Rubrik charities bezeichnet Beiträge der Stadtgemeinde zu ſoichen 
Anfalten.). Es ift Fein günſtiges Zeichen für das Vertrauen in die frädtiice 
Verwaltung, daß man dergleichen Euratorien grundfäglich davon trennte. Cint 
ähnliche, zugleich aber auch politiiche Veranlaſſung hat die Borfchrift der £L- 
Orb 8 139 und das Gefeh 1. et 2. Vict. c. 31, welches den Berlauf der 
Kirchenpatronate an die Ecclesiastical Commissioners gebietet. 

Wie beſchränkt und dürftig diefe Municipalverwaltung auch erideinen 
mag, wenn man fie vergleicht ınit einer Stabtverwaltung nad beuticem 
Mufter, fo ift doch ein Hauptziwed der St.-Ord. von 1835 erreicht: die Pr 
feitigung der groben Mifbräude der Finanzverwaltung im da 
alten Corporationen. Wenn der rechte Geift der Commmunalverwaltung fid in 
den Städten wicht finden will, fo liegt die® in dem fpäter zu erörternden alge 
meinen Gründen. Auf die Gebredhen dieſer Berwaltung ift fchon früher er 
einem anderen Orte aufmerffam gemadt. (Gneist I. pag. 711). | 
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8 86. 
Die ftädtifche Polizeiverwaltung. 


St.-Orb. 88 57. 76— 86. 90. 91. 98— 102. 116. 117. 126— 133, 


Die ftädtifche Polizeiverwaltung umfaßt die drei Gebiete der ad⸗ 
miniftrativen Polizei, bed BPolizeirichter- und Sorunterfuchunge- Amts, 
und der Gefängniß- und Irrenhausverwaltung. 

I. Die adminiftrative Polizei, St.-Ord. 88 (1686) 
beftand in den älteren Corporationen in ziemlich verfalfenem Zuftand, 
mit einigen leet constables nad alter Weife, daneben zuweilen 
watchmen durd eine Privatfubfceription unter den Einwohnern, oder 
befoldete Polizeidiener auf Grund einer Localacte unter einem dafür 
beitelften Board of Commissioners. Die St.-Ord. verpflichtet nun⸗ 
mehr jeden Gemeinderath eine Polizeiverwaltungscommijfion aus feiner 
Mitte zu ernennen, an deren Spige ftetd der Bürgermeifter fteht. 
Zu ihrer Befchlußfähigkeit gehören wenigftens 3 Mitglieder. Die 
Commiſſion jtellt die nöthige Zahl von befoldeten constables an, und 
erläßt die Regulative (regulations) „zur Verhütung von “Dienftver- 
nachläffigung oder Mißbrauch, und um folche Constables wirffam zu 
machen in der Ausführung ihrer Amtspflichten“. Somohl das 
Committee wie je zwei Friedensrichter können jederzeit einen Con- 
stable wegen „Dienftnacdjläffigfeit oder Unbrauchbarkeit“ entlaffen; je 
zwei Friedensrichter üben jummarifche Strafgewalt über die Amtsver⸗ 
schen der Constables. Gehalte und Remunerationen werden durd) 
Deichlüffe des Gemeinderath8 beftimmt. Vierteljährlich aber follte das 
watch committee dem Minifter des Innern Bericht erftatten über 
die Zahl der angejtellten Constables, ihre Bewaffnung und Bes 
Heidung ze: (jet aufgehoben durch 21. et 22. Vict. c. 67 $ 1.) 

Ergänzend tritt dazu das Syſtem ber special constables, 
welhes nach dem Muſter des st. 1. et 2. Will. IV. c. 41 in diefen 
Städten zu einer dauernden Einrichtung wird. Je 2 Friedensrichter 
nämfih haben alfjährlih im October durch fchriftliches precept fo 
viel Einwohner aus der Zahl derer, bie nicht gejeßlich vom constable- 
Dienft befreit find, zu special constables zu ernennen, und mit dem 
in dem st. 1. et 2. Will. IV. vorgefchriebenen Dienfteid einzu⸗ 
ſchwören. Die fo defignirten Mannfchaften können jederzeit durch 
warrant eine® Friedensrichters aufgeboten werden, wenn der Friedens⸗ 
fihter darin amtlich bezeugt, daß nach feiner Meinung die ordentliche 
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ftädtifche Polizei zur Zeit unzureichend ift für Aufredhterhaftung bee 
Friedens. Die aufgebotenen Mannjchaften erhalten täglich 1 Xhlr. 
Tagegelder. 

Die Verhältniſſe der neuen bejoldeten Mannſchaften und ihre 
Statiftit find fhon oben S. 809. 812 im Zufammenhang mit der 
gefammten constabulary force angegeben. Die Etats für Gehalte 
und Nebenremunerationen entwirft das watch committee unter De 
ftätigung des Gemeinderathe, der die Zahlungen auf den Treasurer on: 
weilt. Der Gemeinderath hat ebenfo die Auszahlung außerordentlicder 
Koften für Ergreifung von Verbrechern und Ausführung friedene- 
richterlicher warrants nad vorgängiger Feſtſetzung durch den Friedens⸗ 
richter anzuweifen. Auch Tann das watch committee unter Be— 
ftätigung des Gemeinderaths außerordentliche Prämien, Gratificationen 
und Ruhegehalte bewilligen, für welche durch I1. et 12. Vict. c. 14 
ein Penfionsfonds gebildet wird. Die ftädtifchen Constables haben 
alle Amtsrechte und Amtspflichten der alten Constables nad common 
law und Parlamentsatten, und zwar im Bereih der Stadt, im 
Bereich der Grafichaft in welcher die Stadt liegt, und überhaupt im 
Umtreis von 7 englifchen Meilen um die Stadt, innerhalb aller ın 
diefem Bereich gelegenen Theile der Graffchaft oder Freibezirke. 

Zunächſt an dieje administrative Polizeiverwaltung fchließt ſich dic 
Befugniß des Gemeinderath® zum Erlaß von Ortsftatuten bye 
laws (St.-Ord. 88 90. 91). Solche können crlajfen werden „für 
die gute Ordnung und Verwaltung der Stadt und zur Verhütung umd 
Unterdrüdung alles ſolchen Bolizeiunfuge, der jchon kraft einer in der 
Stadt geltenden Acte jummarifch ftrafbar iſt.“ Es können darın 
Geldbußen bis zu 5 %. feftgefeht werben, die event. in Gefängnik 
bis zu einem Monat zu verwandeln find, und für deren Feſtſetzung 
und Eintreibung alle Formvorſchriften der St..Ord. über ſummariſchee 
Strafverfahren ($ 126— 132) gelten. Zur Annahme eines ſolchen 
Statut8 muß der Gemeinderat) mit wenigftens % feiner Mitglieder 
verfammelt jein, und das Statut tritt erft nach LO Tagen in Kraft, 
nachdem ein Eremplar unter dem Siegel der Stadt auegefertigt dem 
Minifter des Innern eingereicht und zugleich au der Außenthür dee 
Rathhaufes ausgehangen ift. Innerhalb bdiefer 40tägigen Friſt fann 
die Königin mit Beirath des Privy Council (Staateminifterium) dat 
Statut oder einzele Clauſeln deffelben kaſſiren (dissllow). Schon 
nach „‚gemeinem Recht‘ darf das Statut nichts gegen die Yander: 
gejege und gegen die Verfaſſung der Körperſchaft enthalten, 
namentlich Wahl- und Wählbarkeitsrecht nicht ändern. ine neu 
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Berbildung des Stadtrehts dur ſolche Statuten ift alſo nicht mehr 
zu befürdhten. 

1I. Ein Bolizeiridter- und PVorunterfuhunge-» Amt 
ıft in jeder Stadt vorhanden durch die Einfegung Königlicher Friedens 
richter und deren verfaffungsmäßige Befugniffe out of sessions. In 
den alten Gorporationen waren folche in großer Zahl ale „justices 
by charter“ vorhanden, mit erheblichen Abweichungen von den Grund- 
fügen der Ernennung der Grafjchafts- Friedensrichter. In der Regel 
nämlich wurden diefe Friedensrichter gewählt, entlajfbar nur wegen 
misconduct, alfo nur im gerichtlichen Verfahren. Der Bericht der 
Unterfuhungs-Commiffion von 1835 fand in 188 corporations foldhe 
befondere ftädtiche Triedensrichter, die al8 corporators das Friedens⸗ 
amt ausübten; (während in 49 Heinen Städten feine corporators ale 
Friedensrichter vorkamen). Sie waren faft immer Mitglieder des 
Common Council, und zwar der Klaſſe der Aldermen, wo foldhe 
vorhanden, gewöhnlich gewählt von dem Common Council. Der 
Mayor war ftetS ber erfte Friebensrichter im Ort, verfah gewöhnlich 
die Hauptmaffe der friedensrichterlichen Gejchäfte, und blieb oft noch 
ein Jahr nach Ablauf feiner Amtszeit Friedensrichter ex officio. In 
ſechs Städten war der Bürgermeiſter zugleich ex officio Friedensrichter 
der benachbarten Sraffchaft. In der Negel gehörte auch der Recorder 
zu den Friedensrichtern, in vielen größeren Städten ſämmtliche 
Aldermen; in vier Städten nur die Aldermen, welde das Amt des 
Mayor verwaltet haben. 

Dies Wahlrecht der WBolizeiobrigkeit wurde um fo unhaltbarer, 
ald gerade in der neueren ftädtifchen Eutwidelung durch Umbildung 
der erwerbenden Arbeit der Klaſſengegenſatz fchroffer hervortrat, und 
dringender als je die Ernennung aller Richter durch den König for- 
derte. Die neue St.-Orb. hebt daher in ihrem ganzen Gebiet 
die alten justices by charter auf, und führt das Syftem 
der ernannten Friedensrichter aud in den Städten durch, 
mit einziger Ausnahme des gewählten Bürgermeiſters, der für fein 
Amtsjahr und für die Dauer des folgenden Jahres Friedensrichter 
I officio bleibt. Das Spftem geftaltet fih nunmehr in folgender 

eiſe: | 

Mindeftens zwei Friedensrichter find in jeder Stadt ohne Aus- 
nahme vorhanden in ber Perfon des gegenwärtigen und des 
dorjährigen Bürgermeifters. Beide üben die verfaffungsmäßigen 
Vefugniſſe der einzelen Friedensrichter als Polizeiftraf- und Vor⸗ 
unterfuchungsrichter, wo der Stadt kein befonderes Recht verliehen ift. 
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c. 64, 5. Geo. IV. c. 85. Die in der Gefängnißordnung ben Uuar- 
talfigungen beigelegte Adminiftration ift aber in den Städten getheilt: 
1) Die öconomiſchen Befugniffe der Quartalſitzungen der 
Grafſchaft find in den Städten dem Gemeinderat beigelegt, ($ 116), 
namentlich die Befugniß zur Regelung der Etats, Ausfchreibung ergän- 
zender Gefängnißftenern, Beichlußnahme über Erbauung, Erweiterung, 
Reparatur der Gebäude, ſowie die Ernennung des Gefüngnikvermal- 
tungs-Committees nnd die Beſchließung über reformatory schools. 

2) Den Friedensrichtern dagegen verbleibt die Anftellung det 
Beamtenperfonald® und die Befugniß zum Erlaß von Regulativen, 2. 
et 3. Vict. c. 56 $ 1; 1. Viet. c. 78 8 38. 

In analoger Weife ift die Verwaltung der ftäbtifhen Irren⸗ 
bäufer, foweit fie.in den Graffchaften der Quartalfigung zufteht, 
von der oeconomiſchen Seite auf den Gemeinderath übergegangen, woge 
gen der Erlaß der Regulative und Orders den Triebensrichtern vorbe 
halten bfeibt. 


1) Dur die Bolizeiverwaltungs- Commifjion Watch - Committee 
ſcheidet fid) die oveconomijche Seite der ftädtifchen Polizeiverwaltung von dem 
Friedensrichteramt. An der Spite der Konmiffion ſteht indeffen der Mavor. 
der in feiner zweiten Eigenſchaft als erfter Kriedensrichter der Stadt die Ein- 
heit mit der friedenerichterlichen Conipetenz erhält. Das Hauptgebiet dice 
Berwaltung nmfaßt die Polizeimannfchaften und die Bolizeifolale, % 
fimmung der Etats und Erlaß von Dienftinfiructionen. Im Kal eimer Fer 
einigung der Stadtpolizei mit ber Grafihaft geht die Bermwaltung und det 
Entlaffungsreht auf den Chief Constable der Grafſchaft über, das watch 
committee behält aber das Anftellungsrecht, wenn nicht auch darauf ausdrücklid 
verzichtet if. (3. et 4. Viet. c. 88. $ 15.) Mit der Einführung der Stadu 
ordnung treten alle vorhandenen Rolizeimannfchaften der alten Gorporatisa 
ſowie alle Kofalacten zur Einfegung von watchmen aufer Geltung; ebene 
alle Polizeieinrichtungen, die auf Grund der Watching and Lighting At 
3. et 4. Will. IV. c. 90 eingeführt find, ſowie die befonderen darauf begrün- 
beten Steuern. Alle vorhandenen Wachthäuſer, Waffen und Ausräfunge 
gegenftänbe find der ftädtifchen Polizeiverrwaltungscommiffion zu itbergeben. 

Das Berhaftungsredht der Constables ift hier allgemein gefaht 
ergreifen alle miüßigen und unordentlichen Berjonen, welche fie in Störung det 
öffentlichen Briedens vorfinden, oder gegen die fie einen gerechten Grund haben, 
die Intention der Begehung einer felony zu vermuthen.“ Cie haben den iv 
Berhafteten dem dienſtthuenden Constable des nüchſten Wachthaufes akzulichenn 
zur fiheren Aufbewahrung bie er einem Friedensrichter vorgeflührt werder 
kann. Wegen Eleiner misdemeanors fann der Constable ſelbſtändig Für 
haft annehmen und den Detinirten entlaffen ($ 79). Wegen Dienſwernach 
läffigung oder Ungehorſams gegen irgend eine geſetzmüßige Order kann der 
Constable auf fummarifches Verfahren vor 2 Friedensrichtern entweder 
Sefüngnig bis zu 10 Tagen oder Geldbuße bis 40 sh., oder m Diet 
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entlaffung verurtheilt werden. Umgekehrt wird Widerſetzlichkeit, Beihülfe oder 
Anſtiftung dazu ſummariſch vor 2 Friedensrichtern mit Geldbuße bis 5 8, 
(event. bie 1 Monat Gef.) gebüßt; wobei alternativ ein ordentliches Straf- 
verfahren, und bei den Schwurgericdhten die ſchwere gejeßliche Strafe der Wider⸗ 
ſetzlichkeit vorbehalten bleiben. 

Im einzelen Ortichaften in welchen die Städteorbnung nicht gilt, und doch 
em Bebürfnig zu analogen Einrichtungen war, hat man durch Tolalacten nach⸗ 
geholfen. Die darin gewöhnlich enthaltenen Clauſeln find dann „um nicht die 
einzelen Beftimmungen im. jedem Geſetz immer zu wiederholen,” in der Town 
Police Clauses Act 1847, 10. et 11. Viet. c. 89 confolidirt. Sie 
enthält in 75 Artileln die Organifation bejoldeter Bolizeimannichaften nad) dem 
obigen Mufter. Berjüumnig oder Verlegung der Amtspflichten wird vor 2 
Friedensrichtern ınit Geldbuße bie 10 X. oder Gefängnig bis zu einem Monat 
mit oder ohne harte Arbeit gebilßt ($ 16). Im 8 21 ff. folgt eine Polizei- 
ordnung betreffend verhinderte Paflage in den Straßen, Verfahren bei Feuers- 
brünften, Bergnügungsorte, Lohnfuhrwerk, Bäder, forwie die gewöhnlichen 
Clauſeln über ſummariſche Beitreibung von Schadenserfag nnd Bußen. 

2) Das ſtädtiſche Friedensridhteramt war von jeher in enger Verbindung 
mit der Stellung des Mayof. Schon in der älteren Berjaffung (Dalton, 
Justice c. 192) war dafiir geforgt, daß die Mayors auch ohne befondere 
Friedenscommiffion die nothdürftigen Gewalten eines Friedensrichters für 
dringende Fälle durch Specialgejete hatten, jo die Brodpolizei, assize of bread 
uadh 5. Henry III. st. 6, die assize of ale and beer nad) 23. Henry VIII. 
c. 4, das Berhaftungsrecht gegen bewaffnete Tumultuanten 2. Edw. III. c. 
3, das Polizeiftrafrecht gegen Trunkenheit, bie friedensrichterlichen Befugniſſe 
bei gewaltjanıen Befigentfegungen 8. Henry VI. c. 9, das Einfchreiten gegen 
Spielhäufer 33. Henry VIII. c. 9, gewifje Beingniffe der Geiwerbepolizei, Ge— 
findepofizei 5. Eliz. c. 4, Gewichtspolizei 8. Henry VI. c. 5, Vorleſung der 
Aufrudrsproclamation 1. Geo. I. st. 2. c. 5. n. |. w. — Specialbeflinmungen, 
die jet Durch die volle Friedensgewalt des Mayor ihr Intereſſe verlieren. 

Rad) der Städteordnuug ift nun der Mayor für die Dauer feines Amts- 
jahres und für das folgende Jahr Teriedensrichter kraft des Geſetzes. Der 
active Bürgermeifter ſoll als folder den „Bortritt haben vor jedem Friedens- 
tihter der Stadt," und den Vorſitz führen bei allen Berfammlungen der 
Friedensrichter innerhalb der Stadt, 24. et 25. Vict. c. 75. Ueberhaupt gilt 
die Geſetzgebung über die Amtsrechte umd Pflichten der einzelen Friedens⸗ 
tichter wie der Seffionen aud für das ftädtifche Friedensrichteramt. Die 
befonderen Verhältniſſe der Städte machten indeffen doch ſchon in der Stäbdte- 
ordnung eine Reihe bejonderer Clauſeln nöthig, die fich fpeciell auf das 
ſtädtiſche Friedensrichteramt beziehen (8$ 7—-9, 101, 103, 104, 107, 109, 111.; 
6. et 7. Will. IV. c. 105) Namentlid) machte die Abzweigung einer Menge 
Öconomifcher und abminiftrativer Gefchäfte fir den Gemeinderath eine Reihe 
von Specialclaufeln nöthig, die nun in zahlreichen einzelen Gejeten vorkommen. 

Im Allgemeinen waltet der Grundfaß vor, alle obrigfeitlichen Acte, wichtigere 
Anftefflungsrechte, und ſolche Beſchlüſſe, von welchen Barteieinflüffe fern zu 
halten find, nicht dem Gemeinderath zu überlaffen, fondern dem friedensrichter- 
amt vorzubehalten. Wegen der Ertheilung der Schanfconceffionen und der Er- 
neanung der Maß ˖ und Gewichtinipectoren vergl. jet 24. et 25. Viet. c. 75. 
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Uebrigens find die befonderen Gejetes-Claufeln, durch welche ſich der eine oder 
der andere Punkt des Friedensrichteramts in den Städten mobdificirt, nugemerz 
ſchwer überfihtlich zufammenzubringen. Nach 12. Vict. c. 18 foll jede Sitzung 
und jeder Amtsact der Friebensrichter (oder des bejoldeten Bolizeiridgters: in 
dem Bolizeihofe oder an einem anderen dazu beftimmten Ort als eine petty 
session of the peace im Sinne des Geſetzes gelten, und der Bejirk, für 
den fie gehalten wird, als eine sessional division im Sinne der Geſete. 
Die Quartalſitzungen follen für ein geeignetes Lokal forgen, und fünzen ſich 
auch mit der Graffchaft iiber gemeinjame Lokale vereinbaren. Eine Neden⸗ 
beftimmung der St.-Ord. ($ 100) verpflichtet die Städte, denen eine bejonbdere 
Commission verliehen ift, ein bejonderes Yolal (oder nach Bedürfnif mehre 
als Polizeiamt, police office, einzuridten und die Koften der Anfcheffung 
und Einrichtung aus der Stadtlaffe zu tragen. Kein Polizeiamt ſoll fi i⸗ 
einem conceffionirten Bier- oder Wirthshaus befinden. 

Die Polizeiftrafen „in Städten mit eigener Ouartalfikung fallen in die 
Stadtlaffe, mit Ausnahme der Zoll-, Steuer: und Pofftrafen. Geldbußen bis 
5 2. werden in Gefüngniß oder Correctionshaus bis zu 1 Monat vermanbelt, 
höhere Bußen bis zu 2 Monaten. Die Appellation geht au bie Borough 
Quarter Sessions; wo folche wicht vorhchden, an die County Quarter 
Sessions. Sein Certiorari. Bei Regreßflagen kommt auch dem ftädtrichen 
Friebensrichtern die gefetliche Protection zu flatten. 

Daß die ftädtifche Friedensrichterverwaltung im Ganzen nicht ganz gleich 
fieht der Landed Gentry in den Grafichaften, ift anerkannt. Bedenklich wir 
namentlich die Lage in großen Städten und Fabrif-Diftrieten, wenn ein Kampi 
des Capitals mit den Arbeiterverbindungen und bie Arbeitseinftellung begonnen 
bat. Hier muß man hoffen, daß das lebendige Ehrgefühl aus ber alten in die 
neue Gentry fid) fortfeen werde. Wo diefe focialen Berhältniffe (im großen 
Städten namentlich) eine unparteiifhe Stellung der Friedensrichter gefährden, 
ift die Subftitwirung befoldeter Polizeirichter wohl indicirt, wie ja aud das 
englifhde Syſtem von jeher auf die Concurrenz eines ebrenhaften befoldeten 
BeamtentHums mit den Ehrenämtern der Gentry berechnet war. Die neuere 
Geſetzgebung befördert indeſſen ‘die Anftellung der bejoldeten Polizeirichter wohl 
in höherem Maße als nöthig und rathſam ift. 

3) Ueber die Gefängnifverwaltung vergleihe die obige Darſtellung 
8 62. Es tritt hier wiederum die Scheidung ein, nach welcher ber beonomiſche 
Theil dem Gemeinderath, das obrigkeitliche Decernat und das Anftellungsredt 
den Friedensrihtern zufält. Durd 5. et 6. Vict. c. 53 wird die baueradr 
Bildung von distriet prisons zum gemeinfchaftlihen Gebrauch für Graficeit 
und Städte befördert; das Gefängnifveriwaltungsconmittee wird dan aus 
einem Friedensrichter gebildet, welchen bie Duartalfitungen der Grafideit, 
und einem anderen, welchen die Generalſitzung ber flädtifchen Friedencrichter 
ernennt. Die Verwaltung der polizeilichen Detentionshäufer wird ber ad 
miniftrativen Polizei überlaffen. 

Ueber die analoge Irrenhausverwaltung vergl. $ 62a. — Stäbte, welche 
nicht wenigſtens G eigene Friedensrichter haben, müſſen ſich der Grafſchaft an 
fhliegen und können aud wider ihren Willen durd; den Deinifter bes Iuzers 
annectirt werden. 16. et 17. Vict. c. 97 8 9. 10. Das Committee of 
Visitors wird entweder vom @emeinderath ernannt oder von ben Friedent 
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rihtern (& 129, 2—7, 131, 28, 11, 12.) Die Beftimmungen find bier jehr 
complicirt. 


g 87. 


Die ſtädtiſche Strafiuftiiz. Borough Quarter Sessions. 
Et Orb. 88 103— 125. 62—64. 


Die älteren Stadteharten hatten die Strafjuftiz den Städten ziem- 
fih planlos verliehen. Von den 234 corporations, welche die Unter: 
fuhungs - Commiffion von 1833 feftftellte, hatten 43 gar feine oder 
eine ruhende Strafjuftiz, 67 eine mit den Graffchaftsfriedensrichtern 
concurrirende, 124 eine ausſchließliche. In A5"Städten erftredte fich 
die Verleihung auf alle felonies, in ben übrigen mit mancdherlei Ab⸗ 
ftufungen. Die wunderlich zufammengefegte Magiſtratur, größtentheile 
alfo gewählte Friebensrichter? übte diefe Gewalten ungefähr in der 
Weiſe ber Quarter Sessions der Grafichaft, öfters auch mittels einer 
periodifch ertheilten commission of gaol delivery. Die dazu ge- 
hörige Jury wurde von dem Stabtfchreiber oder einem anderen Unter⸗ 
beamten geftellt. Sie beftand bald nur aus Corporationsmitgliedern 
(freemen), bald aus Einwohnern ohne Unterichied. Im eriteren Yall 
war die Zahl oft viel zu Kein, wie in Pontefract, wo nur 26 freemen 
für die Urlifte vorhanden waren, oder in Haverfordwest, wo von 
141 Bürgern nur 50 allenfalls berufen werben konnten, und mo es 
\prühmörtlich geworben war, daß es unmöglich fei einen Schuldfpruch 
gegen einen burgess zu erlangen. Weberhaupt waren diefe Strafgerichtö- . 
beirfe von unförmlichen Proportionen. Aus Städten wie Bath mit 
50,000 Seelen mußten Verbrecher 18—50 engl. Meilen weit vor das 
Strafgericht gefandt werden; während Winchelsea mit 772 Einwoh- 
wrn, Dunwich mit 232 Einwohnern den Blutbann über capital 
felonies hatte. Die Führung der Prozeffe bei den kleineren Stadt- 
gerihten durch bloße Anwälte unterer Kaffe war anerfannt mangelhaft, 
die Stellung des Town Clerk oft fehr bedenklich, indem er als Se- 
retair des Vorunterfuchungsrichters, als attorney for the prose- 
»ation, als Stellvertreter deö recorder zugleich die Jury berief. Am 
Vedenklichſten war vielleicht die Stellung der SFriedensrichter felbft, bie 
ale Mitglieder des Raths grundfäglic einer Partei angehörten (Rep. 
1835 p. 39). 

Die Städteordnung hebt daher vom 1. Mai 1836 ab alle 
Strafjuftiz ber Corporationsbeamten fraft eines Geſetzes, Statuts, 
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Patents, einer Verleihung ober Charte, beftehe jie in dem Recht Arie 
densrichter zu ernennen, oder in dem Recht der Gorporationdbeamten 
als Friedensrichter zu agiren, volljtändig auf ($ 107). Dagegen wir: 
ed den Städten freigeftellt, welche einen befonderen Court of Quarter 
Sessions zu haben oder zu behalten wünfchen, darum zu petitioniren 
bei der Königin im Rath (St.-Ord. 8 103). Es find dann die 
Gründe für das Geſuch, der Zuftand des vorhandenen Gefängniijee 
und das Gehalt, welches die Stadt dem Richter beiwilligen will, anzu: 
geben. Wird das Geſuch bewilligt, jo ernennt die Königin für die 
Stadt oder auch für mehre Städte gemeinfchaftlich eine zum Richter 
amt geeignete Perfon (einen Advofaten von fünfjähriger Praxis) zum 
Stadtrichter Recorder auf Lebenszeit (quamdiu bene se gessentı 
der nun als alleiniget Nichter die Borough Quarter Sessions mu 
einer ftädtifhen Jury abhält, mindeſtens viermal jährlich oder öfter 
nad) Ermeffen des Recorder oder nad Königlicher Anordnung. Dieier 
Gerichtshof ift ein court of record, mft der gewöhnfichen Competen 
in Straffahen wie die Quartalfigungen der Grafſchaft. Im Mär 
1838 waren 79 erheblichere Städte mit diefer Strafjuftiz belichen 
(Parl. Papers 1838 No. 939); jpäter iſt die Zahl noch vermehrt- 
Eine Ueberjicht über die Quarter Sessions von 84 Städten mit der 
Zahl der von ihnen verhandelten Straffälle giebt der Report on Public 
Proseeutors 1855 p. 25, 2051. Die früher auch einzelen Städten 
verliehene Admiralitätsjuftiz ift mit einigen lofalen Meodificationen be- 
feitigt (St.-Ord. $ 108, 109). Die ftädtifhe Strafjuftiz bilder ſich 
nach diefer neuen Cinrichtung aus folgenden Elementen: 

, 1. Der Recorder Stadtridter (St.Ord. 8 103— 16) *ı 
ein lebenslänglicher Königlicher Richter, ift zugleich Friedensrichter um 
Stadtgebiet, mit dem Chrenvorrang in der Stadtverwaltung nädii 
dem Mayor. Er bezieht das in der Petition des Gemeinderaths an- 
gebotene, von dem Staatsrath feitgejekte, Gehalt aus der Stadtfajir, 
darf nicht Mitglied des Gemeinderaths, noch befoldeter Polizeirichter 
der Stadt fein, noch die Stadt im Parlament vertreten. Gr leiſtet 
die gewöhnlichen Friedensrichtereide mit Ausnahme des Grundbeiik- 
qualificationseides, und unterzeichnet eine Declaration, im welcher er die 
Pflichten eined Recorder getreulich und unparteiifch zu erfüllen ver- 
fpriht. Auf diefes Nichteramt befchränkt fich aber feine Gewalt, mit 
ausdrücklicher Ausfchliegung jeder Theilnahme an der Stenerausfchreibung, 
die dem Gemeinderath vorbehalten bleibt, und mit Ausſchluß der Con 
cefftonsertdeilungen, welche den jtädtiichen Friedensrichtern mit Appel: 
(ation an die Qu. Sessions der Grafſchaft zuftehen. 
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2. Ein Clerk of the Peace wird mit analogen Befug: 


niffen wie bei den Quartalfigungen der Graffchaft von dem Gemeinde 
rath ernannt, der auch den Gebührentarif für den Clerk of the Peace, 
wie für die Clerks to the Justices feitfegt unter Beftätigung des 
Minifters des Innern (St.-Ord. $ 103, 124, 125). 

3. Die zu den ftädtifhen Quartalfigungen nothwen» 
dige große und kleine Jury (St.-Orb. 8 121-—— 123)**) wird 
fo beftellt, daß der Clerk of the Peace die für die Anflagejury 
nöthige Zahl fieben Tage vor der Sigung ladet, und außerdem 
3660 Berfonen zum Dienft der Urtheilsjury. Die ordentliche Bür⸗ 
gerlifte (burgess list) dient zugleich al8 Urlifte der Geſchwornen, indem 
unter Aufhebung aller früheren Befreiungen durch Privilegium, Her⸗ 
tommen oder Geſetz, wiederum die ganze Bürgerfchaft zum Gefchwor- 
nendienft berangezogen wirb. 

4. Ein ftädtifher Coroner (St.“Ord. 8 62—64) wird für 
die Städte mit befonderen Quarter Sessions von dem Gemeinderath 
ernannt auf Xebendzeit (quamdiu bene se gesserit), mit dem gewöhn- 
lichen Gefchäftsfreis im Gebiet der Borough Quarter Sessions, mit 
Anspruch auf die gefelichen Gebühren aus ber Stabtkaffe, und mit 
der Pflicht alljährlich einen Gefchäftsbericht über die vorgefommenen 
gewaltfamen Todesfälle dem Minifter einzureichen. 

Das Yurisdictions-Verhältniß der ftädtifhen Quar- 
ter Sessions zu den Quartalfigungen der Graffdhaft wird 
durch 8 110—117 der St.Ord. im Allgemeinen dahin beftimmt, daß 
die Straffälle der Städte, die ihre eigene Criminal-Jurisdiction ver- 
(oren haben, vor die Criminal» Gerichte der Grafichaft gehören; daß 
die Friedensrichter der Grafſchaft hier alfo volle Eriminaljurisdiction 
üben, jo wie umgefehrt die Städte mit eigener Quartalfigung die der 
Grafſchaft ausfchließen. Selbftverftändlich hört der Beitrag der Städte 
mit eigenen Quarter Sessions zu der County Rate auf, vergl. 12. 
et 13. Vict. c. 82; während umgefehrt die Städte ohne foldhe die 
Strafverfolgungstoften an die Kreisfaffe zu zahlen haben, die ſich mit 
der Stadtfaffe berechnet, wobei im Fall des Streits ein Schiedsver⸗ 
fahren nach 5. Geo. IV. c. 58 eintritt. Wo eine Stadt das Ge⸗ 
fängnig der Graffchaft oder einer anderen Stadt mit benugt, finden 
analoge Ansgleihungen der Criminalkoſten ftatt, 13. et 14. Vict. 
91; 14. et 15. Vict. c. 55. Durd 5. et 6. Vict. ec. 53 8 36 

N. wird zur befferen Abgrenzung der Strafgerichtsbezirfe eine Vereini⸗ 
ung von Stüden einer Graffchaft zu einem Distriet Court of 
Sessions geftattet, in weichem Fall dann der Stadtrichter ein Re- 
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corder für den vereinigten Diftrict werben foll, und ebenfo das Amt 
des Clerk of the Peace und bie Gejchwornenliften für den ganzen 
Diftriet gebildet werden und gelten. 

Die St.Ord. $ 118—120 beftätigt noch die vorgefundene Ci⸗ 
viljurisdiction der Städte, die feitbem durch Einführung der 
neuen Kreißgerichte nahezu aufgehört hat. Nach den Zufammenftellun: 
gen der Commiſſion von 1833 war nod eine Civiljuriediction in 116 
Städten vorhanden, in 57 bei Klagen aller Art, in anderen mit Aus— 
Ichließung der Realklagen, und zwar bald ohne Beichränfung des Be 
trags, bald unter Beichränfung auf einen gewiffen Werth mit Barie- 
tionen von 2—200 8. Diefe Civiljurisdietion wurde regelmäßig ſchlecht 
verwaltet, mit unzureichenden Richtern befeßt, und war trog des Be 
dürfniffes von Rofalgerichten in offenem Verfall. Der vorfitende Richter 
war fehr gewöhnlich der Mayor, daher auch bie oft vorkommende Be- 
zeichnung the Mayors Court. Oft fungiren neben ihm die Bailiffe 
oder der Recorder, zuweilen auch einige Aldermen als beifitende 
Richter. In vielen Fällen hatte jedoch der Recorder gar feinen Ar: 
theil an den Gefchäften des Civilgerihts. Der Town Clerk beforgte 
als Büreauchef in der Regel die meiften formellen Geſchäfte, häufig 
auch mit der Befugniß den Richter zu vertreten; in vielen Städten 
war er praftiih der einzige Richter. Die Untergerichtögefchäfte, 
die von dem Sherifl’s Office für die Neichögerichte beforgt werden, 
wie Yufinuationen, Erecutionen und Berichterftattung darauf, beſorgten 
im Stadtgeridht die Bailifis oder Serjeants-at-Mace. Eine Civiljurt 
war nur bei den Civilgerichten einiger großen Städte noch in wirfli- 
hem Gebrauch. ALS Hauptgrund des Verfalls giebt der Bericht der 
Unterfuhungscommiffion von 1835 (p. 41. 42) an: den Mangel pro- 
feffioneller Ausbildung der ftädtifchen Richter, und den Mangel an Ber- 
trauen auf den Richter in Folge der parteiifchen Beſetzung aller Stadt: 
ämter. „Wenige Minuten genügen bei diefer Berfaffung um den 
Geſchäftsmann und den Kunden in den Richter und die Partei zu 
verwandeln.“ Kin weiterer Grund fei die Leichtigkeit, jede Sade von 
ſolchem Hofe an das Neichögericht abzuberufen und die gewöhnlid« 
Neigung der Anwälte ihre Sache Tieber beim Obergericht zu führen. 


*), Der ftädtiihde Recorder vereinigt die Rechtſprechung dem Recht nah 
in fi, fo wie fie der Chairman in den Qu. Sessions der Graſſchaft de facto 
im Namen ber verfammelten Friedensrichter übt. Er bat ferner die Gewalten 
der Friedensrichter iiber die Maß- und Gewichtpolizei 5. et 6. Will. IV. c. 6 
S 17, bildet die Appellationsinftanz gegen die Etrafurtheile der einzelen Arie 
densrichter, gegen orders of removal in Armenſachen und in einigen anderm 
Füllen; aber nicht wegen Verweigerung eines Gonceffionsgefnde. Seht 
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bedeutend ift die Stellung des Recorder umb feines Stellvertreter in London, 
wo er noch zugleich Stabtrichter für Eivilprogefie ift (mit einem Amtseinfommen 
von über 21,000 Thlr. ©.). 

In Fällen von Krankheit oder nothwendiger Abweſenheit kann der Re- 
corder einen Advocaten von fünfiähriger Braris mit Genehmigung des Ge- 
meinderath8 unter feiner Handichrift und Siegel als Deputy Recorder 
für die gegenwärtige ober nüchſte Quartalfitzung beflellen (St.-Ord. $ 103, 
6. et 7. Vict. c. 89. 8 8). In Abweſenheit des Recorder kam auch ‘der 
Mayor den Gerichtshof eröffnen, vertagen, und die Brogeßcautionen verläigern, 
aber keine richterlichen Geihäfte vornehmen (St.-Ord. $ 106). Menn vorher 
zu fehen ift, daß die Duartal-Seffionen wegen Geihäßsüberhäufung über 3 
Tage dauern werden, kann er mit Genehmigung bes Gemeinderaths einen 
Assistant Barrister von gleider Dnalification ernenuen, deflen Wahl 
vom Minifter des Innern zu genehmigen ift, und der dann einen zweiten Hof 
abhält, analog wie bei den getheilten Quartalſitzungen der Grafichaft. 

*#, Leber die ſtädtiſchen Gefhwornenliften vgl. auch $ 63, Note. 
Bereit vom Geſchwornendienſt find nur die actuellen Mitglieder des Ge- 
meinderaths, die ftädtifchen Friedensrichter, der Schatsmeifter und der Stadt- 
ſchreiber. Der bejondere Geſchwornendienſt bei der ſtädtiſchen Duartalfigung, 
fowohl im Intereſſe der dienftpflichtigen Einwohner wie des Gerichts felbft, 
war ein Hauptgrund zur Beibehaltung befonderer flädtifcher Quarter Sessions. 
Tie zum ftädtifchen Gefchwornendienft verpflichteten Bürger find von dem 
Geihmwornendienft in der Grafſchaft befreit; die Städte ohne ihre eigene Eri- 
minaljurisdiction dagegen ftellen ihr Contingent zu der Graffchaftsjurg. Nie- 
mand foll öfter als einmal in Jahre zum Dienft herangezogen werden. Freilich 
bat diefe Ausdehnung des Dienftes doch nur ein Scheinleben, da die kleineren 
Miether maſſenweis außer Stande find, den Ehrendienft zu tragen, weshalb 
denn auch der Zwang dazu ſehr nachſichtig — eigentlicher fehr ſchlaff — mit 
leichten Geldbußen durch den Recorder gehandhabt wird. 

—) Ueber die ehemalige Kiviljurisdiction der Städte findet fi 
ıegt eine zuverläffige Auskunft erft in der neueften Juſtizſtatiſtik, die zugle'ch 
die Refte alter Patrimonialgerichtsbarkeit umfaßt, forweit ſolche aus localen 
Gründen an ein Paar ifolirten Punkten noch vorfommt. Die Kiviljuftiz- 
Statiftit fiir 1860 P. P. 1861. Vol. 60. part II. 656 giebt nemlich eine 
lleberficht über die 34 Borough, Hundred und Manorial courts, deren 
Civiljurisdietion als noch fortdauernd betrachtet wırd. In 8 courts fand in- 
defien im Jahre 1860 kein Berfahren mehr ftatt; von einem (dem Waker 
field manor court) war fein Bericht eingegangen. In 8 biefer Höfe beträgt 
die Durchſchnittszahl der Prozeffe nur 23. Unter diefen 34 alten Local-Civil- 
gerihten befinden ſich 20 alte Stadtgerichte, darunter der Sherifl’s Conrt von 
London, der ungefähr die Hälfte aller noch, vorkommenden Sachen enticheidet ; 
ſodann 5 Hundred courts, ferner der Blackburn Hundred Court Baron, 
Bradford Manor Court, Egremont Court Baron, der Court Baron bes 
Invalidenhoſpitals zu Greenwich, der Ostwestry Court of Record, Peter- 
borough Court of Common Pleas, Pontefract Court of Record, Whithaven 
Court Baron for the Manor of St. Bees, und die beiden Courts des Uni- 
verfitätefanzlers von Oxford und Cambridge. Die Gefammtzahl der ange- 
braten Klagen betrug 17,356 unter 20 Sh., 2248 iiber 20 Sh. Entſchieden 





919 Gay. V. Die Städteverfaflung. 


wurden 267 Külle mit Jury, 5870 Külle ohne Jurv. Bon den entjchiedenen 
Fällen fallen 5119 auf den Sherifis Court von London, 453 auf ben Hei ;n 
Newcastle, 149 auf ben Sof zu Bristol, 154 auf den zu Liverpool. Dezen 
gelondert wird noch ber Lord Mayor’s Court von London aufgeführt mt 
3187 Mlagefällen. Der Sheriffs Court von London ift neuerbinge den ge 
wöhnlichen Kreisgerichten in feinem Berfahren gleichgeftellt durch 15. Viet. c. 7. 

Ueber das heutige Verhältniß der Kreisgerichte für Civilprszeſſe vergl 
oben 8 26. And die befondere Eipitiurisdictton der 5 Häfen iR nadhträgiıh 
befeitigt durch 18. et 19. Vict. c. 48. 


8 87a. 
Die Oberinftanz der ftäbtilhen Verwaltung. 


Ueber dem gefammten Diunicipalwefen fteht eine höhere Jr: 
ftanz mit der doppelten Beftimmung einerfeits die felbftändigen Rechte 
der corporation aufreiht zu erhalten, andererfeit8 die Ueberjchreitung 
diefer Rechte nad) oben oder unten in die gefeglichen Schranfen zurüd 
zuführen.*) 

Die Zerftüdelung der öffentlichen Functionen im dem engliſchen 
Stüdtewefen, — verglichen mit einer vollen deutſchen Stadtverfaflung 
— macht aber eine Weberficht diefer Stellung zu den Oberbehörben 
ihwierig, ja nad der englifchen Darftellungsweife für uns unertenn: 
bar. Es ift deshalb rathſam die Erinnerung voranzujchiden, daß die 
Elemente der deutfchen Stadtverfaffungen hier in anderen Gruppirunge, 
aber doch der Sache nad, vollftändig vorhanden find. 

1) Die Elemente eines deutfhen Magiftrats Liegen 
in der Stellung des mayor und der Friedengridter. Turd 
das jtädtifche TFriedensrichteramt werden die wichtigen Yunctionen MT 
ftrafrechtlichen Vorunterfuhung und des Bolizeirichteramts ein Theil 
der ftädtifchen Volalverwaltung. Eben damit fällt die Gewerbe⸗ ua 
Sittenpolizei, die VBettelpolizei, daS Decernat der Gaft: und Bierhant 
polizei, die Wegepolizei, die Arbeitspofizei, die Entfcheidung über Lehr: 
und Lohnftreitigfeiten, mit Einem Wort das gefammte ‘Decernat (ju- 
risdiction) der einzelen Friedensrichter in dem llmfang der 88 32—? 
in das Bereich der ftädtifchen Lolalverwaltung. Dazu kommt durd 
den Geſchäftskreis der Heinen Bezirksfigungen ($ 55) aud die Er 
nennung einzeler Unterbeamten, das Decernat der Wegebauftreitigfeiten, 
die Entfcheidung von Armenfteuerreclamationen und die Ertheilung der 
Öewerbeconceffionen. Da ferner etwa die Hälfte diefer Städte auch 
einen court of quarter sessions erhalten hat, to tritt mod hinzu 








8 87a. Die Oberinftanz ber ſtädtiſchen Verwaltung. 911 


einne beſondere ſtädtiſche Strafjuftiz; während die übrigen Geſchäfte der 
Quartalfitzungen ($ 60— 62) fih zwifchen Friedensrichter, recorder 
und Gemeinderath nad eigenthümlichen Grundfägen vertheilen. Für 
diefen Geſchäftskreis iſt nun eine Mehrheit von höheren Beamten, 
thatfädhlich auf Lebenszeit ernannt, unter dem jährlich mechjeln- 
den Borfig des mayor vorhanden, melde ben ſtabilen Elementen der 
alteren deutſchen Stadverfaſſung entſprechen. 

2) Die Elemente eines deutſchen Gemeinderaths ſind 
vorhanden in aldermen und council unter Vorſitz des mayor, 
der in dieſer Stellung ein jährlich wechjelnder Vorfigender des Ge— 
meinderath® it. Diefem gewählten Repräfentativförper fällt ziemlich) 
felbftändig die Verwaltung des ftädtifchen Vermögens, die Ausfchrei- 
bung und @rhebung der borough rate, die Beſchließung über bie 
ftädtifchen Ausgaben (in diefem engeren Rreife), häufig auch über das 
Pflaſterungs⸗, Beleuchtungs: und Straßenreinigungsmwefen, nebjt der 
Rehnungscontrolle zu. Für eine Reihe von Beſchlüſſen, die in der 
Grafſchaft den Quartalfigungen zugehören ($ 60) — hauptjächlich Acte 
der Bermögensvermaltung und Anftellungsrechte — ijt kraft des Ge- 
jege® der Gemeinderath direct an die Stelle der Quartalfigun- 
gen gejtellt._ Insbeſondere concurrirt er auch bei der Bildung der 
Polizeiverwaltungscommiffton und bei der Verwaltung des Gefängnif- 
und Irrenweſens. 

3) Die nad deutſchen Begriffen noch fehlenden Theile 
der Stadtverwaltung fallen in den Kreis des Kirchſpiels. 
Für die Armenpflege bildet die Stadt entweder einen jelbftändigen Ger 
lemmtarmenverband, oder einen Theil einer größeren union, in welchem 
ein gewählter Armenverwaltungsrath fungirt, zu dem aber auch die 
stiedensrichter ald ex officio Mitglieder gehören (8 104). Für die 
Begebauangelegenheiten und für die neueren Snftitutionen der Gefund- 
heits- und Bau Polizei bilden die einzelen Kirchfpiele ihre gewählten 
boards ($ 111-- 115, 120); in Angelegenheiten der Wegeordnung 
bleibt indeffen auch Hier den Friedensrichtern ein einflußreiches Decernat 
($ 121). 

Die Oberinftanz beftimmt ſich nun diefem zuſammen⸗ 
gejegten Organismus.entfprechend, und nad dem durch— 
gehenden Grundzug, die ftädtifche Lokalverwaltung wie 
die ganze innere Landesverwaltung von einem materiellen 

Entfheidungsreht der wechſelnden Departementschefs 
(Minifter) frei zu erhalten. 

l.-Zur Aufredterhaltung der ſelbſtändigen Corpo- 
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rationsverfafjung dient das Rechtsmittel des Mandamus, 
durch welches die Stabtverfaffungen unter den Schuß der Heichegerichte 
geftelit find, einerfeits gegen das Beſtreben der Eentralifirung, anderer: 
feitS gegen den möglichen Mißbrauch der politifchen Parteien. Dat 
Mandamus in biefer Anwendung berubte ſchon auf alter Braris, 
welche aber nach manchen Erfahrungen durch 9. Anne c. 20 jpezieller 
ausgebildet wurde. ‘Das Mandamus in diefer Anwendung ift nicht 
discretionär, fondern al8 ordentliches Rechtsmittel gegeben alien 
Beamten und Mitgliedern einer Corporation, wenn fie rechtswidrig 
ihres Amts oder ihres Corporationsrechts beraubt zu fein behaupten. 
Durch Mandamus wird erzwungen die Production und Einſicht der 
ftädtifchen Bücher und Rechnungen für die dazu berechtigten Interefſenten 
Blackstone III. 110. Durch Mandamus wird die Zulaffung einer 
Berfon zu Aemtern und Stellen im einer corporation erziwungen, 
wenn fie dazu gefetlich berechtigt ift, und der Befiger eines Amts 
gefchügt gegen den Verfuch einer Verdrängung durch eine andere Perfon. 
Durch Mandamus werden auch die verfafjungsmäßigen ftädtiſchen 
Wahlrehte und anderen franchises eine® burgess oder freeman m 
zwungen. Ebenſo die periodifche Wahl des mayor 11. Geo. I. c.4, 
und bie durch Vacanz nöthig werdende Ergänzungswahl. Die Praxie 
hat dies ausgedehnt auf die Erzwingung des Wahlacts für alle jähr- 
lich zu erwählenden und jonftigen Beamten, nad) einer Reihe von Ge 
rihtsentjcheidungen, namentlich auch auf die Zulaffung und Wiederein: 
fegung eines alderman, comınon councilman, liveryman, town 
clerk, bailiff, clerk of the peace, treasurer, parish elerk, church- 
warden, overseer, surveyor of highways etc. Comyn Digest 
tit. Mandamus A. Es geht gegen Friedensrichter, welche fich weigern 
einer qualificirten Berfon die Amtseide abzunehmen. Das Mandamus 
entjcheidet über die gefeglichen Titel zum Bürgerreht. Auch auf diejem 
ganzen Gebiet wird bie feite und gleichmäßige Auslegung der Gelege 
des Öffentlichen Rechts durch die Reichsgerichte erzwungen. Ebendeshalb 
aber ift die praftifche Anwendung auch auf diefem Gebiet auf eine 
Heine Zahl von Fällen befchräntt, da die Grundfäge fi durd die 
Praris firirt haben, und die Gewißheit, daß das wirkliche Recht cr 
zwingbar ift, die Verſuche eines Parteimißbrauchs befeitigt hat. 

ALS umgekehrtes Rechtsmittel war urfpünglid dat 
writ of quo warranto dazu beftimmt, die corporations bi 
Veberfchreitung ihrer verfafjungsmäßigen Befugniffe und Aumaßung 
von StantShoheitsrechten in ihre gefeglichen Schranken zurückzuweiſen. 
Durd die Corruption des Nichterperfonals unter den Stuarts führte 
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dies Rechtsmittel zu mafjenhaften KRaffirungen der Stadtcharten, und 
fieß damit eine omindfe NReminifcenz zurüd. Durch 9. Anne c. 20 
wird ein einfaches fiscalifches Verfahren eingeführt, welches als in- 
formation in nature of quo warranto auf Antrag eines SYnteref: 
fenten (relator) mit Genehmigung des Gerichtöhofes eingebracht werden 
kann gegen jeden, der fich ein bürgerliche Amt oder Corporationsrecdht 
unbefugt anmaßt (against any person usurping, intruding into, 
or unlawfully holding any franchise or office in any eity, 
borough or town corporate), mit einem jehr vereinfadhten Verfahren. 
Durch 32. Geo. IU. c. 58; 7. Will. IV. et 1. Vict. c. 78; 6. 
et 7. Viet. c. 89 wird die Dauer diefer Verfolgungen befchräntt; die 
Anmaßung der Stelle eined ınayor, alderınan or burgess nad) der 
neuen Städteordnung verjährt jegt in 12 Monaten nad) der Wahl oder 
nach dem Zeitpunkt, in welchem der Beklagte dazu disqualificirt wurde, 
Bei der feftftehenden Legalität der öffentlichen Rechtsverhältniſſe ift die 
Anwendung dieſes Nechtsmitteld jet äußerft felten, faſt unerhört. 

II. Gegen die einzelen Acte der ftädtifhen Obrigkeit 
und des Gemeinderaths fteht den einzelen Intereſſenten 
diefelbe Beſchwerdeinſtanz zu wie bei den entfprechenden Acten 
der Sraffchaftsverwaltung. Die orders und convictions der ftädtifchen 
Sriedensrichter in ihrem Polizeirichteramt, namentlich alfo auch in dem 
Decernat der Sicherheitö-, Gewerbe-, Sitten-, Wege-, Arbeitspofizei gehen 
an den recorder in der Quartalfigung. Von dem Decernat in den 
sessions wegen Schanfconceffionen, Wegebanftreitigfeiten, Steuerrecla- 
mationen findet ebenfo der appeal ftatt, nach den Grundjägen der 
8 60, 61. Für gewiffe Gefchäfte ift aber der Gemeinderath an die 
Stelle ber Quarter sessions gerüdt. Darüber wieder tritt die höchfte 
Inftanz der Neichögerichte ein, um nach den Grundjägen des $ 73 in 
bihtigeren Prinzipienfragen durch Abberufung (certiorari), durd Ans 
frage (special case), oder Mandatsprogeß (mandamus) die gleid)- 
mäßige Auslegung und Handhabung des Verwaltungsrechts zu er- 
Wingen. Ergänzend endlich tritt für Organifationd- und Etatöfragen 
der Minifter des Innern ein. 

IU. Für die dconomifhe Municipalvermwaltung find 
die Befchlüffe des Gemeinderaths in den meiften Fällen endgültig ($ 85). 
dir die Zahlungsorders bes Gemeinderaths ift zur Aufrechterhaltung der 
geieglichen Ordnung das certiorari beim Neichögericht vorbehalten. 1. 
Viet, c. 78 8 44. Anderen Grundfägen dagegen folgen die Theile der 
Communalverwaltung, welche den Kirchfpielen vorbehalten find. 
dr die Armenvermaltung und fiir die Gefundheits - und Baupolizei 


Gneiſt, Engl. Eommunalverfaffung. 


914 Cap. V. Die Städteverfaffung. 


teitt ein weitgreifendes Auffichtsrecht der Staatsbehörde ein (8 108, 

112, 114, 115). Soweit indeffen das Decernat ber Friedendrichter in 

diefen Gebieten reicht (8 100, 113, 121), bleibt auch hier der Ja: 

ftanzenzug an die Neichsgerichte. 

Der Grundgedanke, daß die Oberinftanz alles Commmunalweiens 
nach der VBeichaffenheit des Gegenftandes ſich geftalte, und dab die 
Selbftändigfeit der Communen eben darin befteht, daß dieſe Oberge- 
walt nicht weiter reiche als e8 der Gegenftand bedingt, fpecialijirt ſich 
bier in ein faſt unabjehbares Detail. 

*) Diefer Abfchnitt enthält nur eine Zufammenfaffung ber in früßeren m 
fpäteren 88 bargelegten Grundſätze, zu der die englijche Auffafſfungsweiſe ten 
Bedürfniß empfindet. Ich glaube aber, daß gerade für das Berſtändniß der 
Dinge auf dem Continent, insbejondere aud) für. Tegislatorifche Arbeiten, dick 
(in der erften Auflage fehlende) Zujammenfaffung nöthig if. Es kanm nament 
id) empfohlen werden von hier aus die englifhe Stadtverfaffung im ihren 
Einzelheiten mit ber einen oder andern Gtübteordnung oder Gemeindeordnung 
des Kontinent zu vergleichen, die in der engliſchen St.-D. v. 1835 jcheinber 
fehlenden Partien aus dieſer Zufammmenfaffung zu ergänzen. Es wird üch 
dann ein ziemlich Hares Gejammtbild ergeben. 

1) Die Redhtsmittel zum Shut der Corporationsverfafjung, alte 
zur Anfrechterhaltung der Selbftändigleit der Stadtverwaltung, ihrer Aemter 
und der Anfprüche des Einzelen daraus, iſt in ben engl Darfiellnugen une 
den Rubrilen Mandamus und Quo warranto zerftreut. Weber die allgemeun 
Bedeutung des Mandamus j. oben $ 73. No. Il. Das vereinfachte Fer 
fahren beim Mandamus sad) 9. Anne c. 20. ift fpäter generalifirt dur 
t. Will. IV. c. 21. Die neue Eivilprozeßorbnung der Reichsgerichte hat über 
haupt einen ausgebehnten Gebrauch von der Form des Mandatsprozeſſes ge 
madıt. Die hier vorliegenden Anwendungen auf das Gebiet des öfſentlichen 
Rechts werden dadurd; aber nicht berührt. Unter den corporations, deren Ft 
faffung dur) das mandamus garantirt wird, find übrigens wicht bloß dx 
Stadtgemeinden, fondern alle biirgerlichen Corporations in dem unten zu ert— 
widelnden Umfang (Cap. XI.) einbegriffen. 

Ueber das quo warranto vgl. $ 73. Not. 2a. 

2) Die materielle Beihwerdeinftanz gegen die Beichlüffe und Acie der 
ftädtifchen Obrigkeit ift in der Geſetzgebung über das Friedensrichteramt ein 
begriffen. Die ftädtifche Polizeiverwaltung umfaßt da® ganze Gebiet Mi 
Friedensrichterverwaltung out of sessions ($ 32—52) in fi}, fo wie dat 
Gebiet der Verwaltungsacte der Heinen Eitungen ($ 55—57). Ebenſo and 
die Befugnifie der Quarter Sessions, wo ſolche der Stadt verliefen find: cs Mi 
aber in 8 87. 88 nachgewiefen, daß ſich diefe Gefchäfte in der Stadt jo wr- 
theilen, daß die öconomiſche Seite derfelben für den Gemeiuderatk, mander 
rein Juriftifche fiir den recorder abgezweigt if. Wo dies Scheidungemertwal 
nicht genau inne gehalten ift, wolle man ſich erinnern, daß die St.O. anter 
dem Einfluß der Reformbill entftand, welche einige Ausbiegungen zu Gunfen 
ber repräfentativen Wahlverfammlungen erfläirlich macht (vgl. dagegen wieder L 
Vict. €. 788 44). Die appellate jurisdiction der Quartalſitzungeun ($ 61) iſt danz 
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die Mittelinſtanz und nächfte Bafis, von der aus das Gingreifen der Reiche- 
gerichte durch certiorari, mandamus und special case ($ 73) aud in ber 
Nädtifchen Verwaltung verſtändlich wird. 

3) Die Oberinftanz der in das Kirchfpiel fallenden Communal— 
angelegenheiten kann erft im Cap. VIII., IX., X. im Zuſammenhang ge- 
geben werden. Soweit dabei daB Decernat der Friedensrichter veicht, ift 
auch die Dberinftanz der Reichegerichte und damit die rechtliche Selbſtändigkeit 
dee Communalweſens erhalten. Die PVerflahung der Oberinftanz in ein 
„berauffichtsrecht” einer Staatsbehörde bildet ſich erft aus deu Theilen der 
neuen &emeindeordnungen, die in der Weife der franzöfifchen Diunicipalver- 
faflungen alles auf gewählte Gemeinderepräfentanten, boards (Birgermeifter 
nnd Gemteinderath) fielen. Für biefen Theil der ftäptifchen Gefchäfte ift dann 
jedes Kirchipiel ein Gemeindeverband für fich, ohne unmittelbaren Zuſammen⸗ 
hang mit der Stadtgemeinde als Ganzes (corporation). Die meiſten Städte 
enthalten aber eine Mehrheit von Kirchſpielen, die aus den Specialliften dee 
Cenſus fichtbar werden. Für die Parliamentary Boroughs geben jett die 
Parl. P. 1862 No. 33. folgende Zuſammenſtellung. Nur in 17 Städten 
bildet die Stadt 1 Kirchfpiel; 98 Städte beftehen aus 2—5, 43 Städte aus 
6—19, 18 Städte aus I1—I5, 5 Städte aus 16—20 Kirchſpielen. Noch 
zahlreicher find die Kirdjipiele in folgenden: Winchester (21) Droitwich (21) 
Radnor (22) Ipswich (22) Oxford (22) Tower Hamlet (22) Bristol (24) 
Canterbury (26) Aylesbury (27) Exeter (27) York (38) New Shoreham 
(42) Norwich (44) Cricklade (51) East Retford (85) City of London 127), 
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Die Berfajfung der London City kann als Anhang den Schluß 
der Stabtverfajfungen bilden. Die Stellung Londons zu der Geſammt— 
verfajfung Englands war zu allen Zeiten anomal wegen der abnormen 
Größe der Stadt, wegen der mafjenhaften Zujfammendrängung von 
Handel und Gewerbe welche bier zu allen Zeiten ihren Hauptſitz hatten, 
und wegen der daraus folgenden Neigung, abgefchlofjene ftädtifche 
Stände und eine ihnen entiprechende befondere Verfafjung zu bilden, 
welche der Landesverfaſſung widerjtrebte. 

Schon feit Henry I. beginnt die wachſende Selbftändigkeit, in⸗ 
dem die Stadt ſich mit dem Schatzamt durch Paufchguanta abfindet, 
und an der Spige der Städte bleibt, die fi) durch eine Reihe von 
Charten ihre eigene Gerichtöverfaffung und üconomifche Verwaltung 
verihaffen. Beim Regierungsantritt Richards Löwenherz erjcheinen 
zwei Bailiffe als Stadtvögte, und bald nachher ein Mayor, defjen 
gene Wahl (Nomination) durch Charte 10. Jo. den Bürgern geitet- 
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tet wird. Unter Heinrich III. wird ihnen auch die Befugniß beigelegt, 
den Sheriff der Heinen Grafſchaft Middlesex zu nominiren. Seit der 
Entftehung des Unterhaufes tritt London an die Spise der Cities und 
Boroughs, mit denen der König von Zeit zu Zeit über die Leiftung 
von Subfidien und Einkommenſteuer Verhandlung führt. Schon ımter 
der Negierung Eduard’8 III. zeigt ſich indeffen eine Neigung zu ab: 
weichenden ftändifchen Bildungen. Der hier zufammengehäufte ſtädtiſche 
Beſitz Hat fi zu Gilden und Brüderjchaften gruppirt, die aus jih 
heraus eine eigene Notablenklaffe bilden. Der Verſuch diejer Gilden dir 
Bürgerfchaft (inhabitant citizens paying scot bearing lot) ass 
den ftädtifchen Wahlen zu verdrängen, wird zwar unter Eduard II. 
noch einmal zurücgewiefen; allein der innere Kampf der Zunft: unt 
Commumalverfaffung dauert von da an ununterbrochen fort, die Zünfte 
behalten fortwährend Einfluß auf die ftädtiihen Wahlen, und erringen 
von Zeit zu Zeit auch einzele rechtliche Erfolge.*) 

Erft 1725 gelang es der regierenden Klaffe, was die Stuarie 
vergeblich verfucht Hatten, der City von London eine Verfaffung auf: 
zudringen, durch die fie in Webereinftimmung mit den fonftigen Jniti: 
tutionen des Landes gebracht werden follte. Die Selbſtändigkeit dieſer 
auf Handel und Gewerbe beruhenden Klaffen, in welchen ſich allmälig 
ein ungeheurer Gapitalreihthum aufhäufte, widerjtrebte allerdings der 
regierenden Klaffe, deren Stellung auf Grundbeiig, communalen 
Kreis: Anftitutionen und Parlament beruhte, verbreitete einen oppo- 
fitionelfen unfteten Geift in der City, und erzeugte einen ſtets op- 
ponirenden Gemeinderat, der dem regierenden Adel zum Aergernik 
wurde. Mit Hülfe von aufgefahrenen Kunonen wurde daher durd 
11. Geo. I. c. 18 „eine Acte zur Regelung der Wahlen in 
der City von London und Erhaltung des Friedens, guter 
Ordnung nnd Berwaltung der Stadt“, eine neue Verfaſſung 
eingeführt, deren nächſter Zmwed ift, den „umbändigen“ Gemeinderath 
zu demüthigen durch Bildung eines feften Collegiums von lebensläng⸗ 
lihen Rathsherren (Court of Aldermen) und durch ein Veto von 
Mayor und Aldermen gegen die Befrhlüffe des Gemeinderaths. Kine 
Aenderung in diefem Sinne war indeifen auch aus anderen Gründen 
nöthig geworden, im Intereſſe der Stadtverwaltung felbft. &ben det 
halb beitand die widermillig angenommene Verfaffung über hundert 
Jahre lang unangefochten, und Hat auch einige Materialien zu der 
Städteordnung von 1835 geliefert. Die Hauptelemente derjelben find 
folgende: 

I. Die Eonftituirung ber Bürgerfchaft beruht auf einer 
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eigenthümlichen Verſchmelzung der Zunftverfaffung mit der alten Com⸗ 
munalverfaffung. Die weltbürgerlichen Berhältniffe der Welthandels⸗ 
ftadt, umgeben von Maffen unverbundener Kirchfpiele, die zunehmende 
Sitte der wohlhabenden Einwohner, ihre Wohnungen außerhalb der 
City zu nehmen in angenehmeren Stadttheilen und Landfigen, hatte 
gerade hier das nachbarliche Verhältniß, den eigentlich communalen 
Zuſammenhang frühzeitig aufgelöft. Die fehlende Hauptfache konnte 
durch ein periodifches Zufammenbringen unzufammenhängender Wähler- 
maſſen zu einem Wahlact nicht erfegt werden. Dean fuchte daher hier 
ausnahmsweise ben Communalverband theils auf Stadtbezirke, theile 
auf Gewerbsgifden zu bafiren, die durd, Vererbung und durd) gemein- 
jame bedeutende Linterftüßungsinftitite noch mehr als durd) gleicharti- 
gen Gewerbebetrieb eine feftere Zuſammengehörigkeit und Elemente einer 
itetigen Berwaltung in fid) Hatten. Es entiteht dadurch eine überaus 
fünftlicde Verflechtung der Zunftangehörigfeit mit dem ftädtifchen Bür⸗ 
gerrecht in folgender Weife: 

1. Die City enthält 91 (nad anderer Zählung 69) große 
und kleine Gewerbs- und Handelsgilden, companies, mit 
Einſchluß einiger ganz verfallenen und nur dem Namen nad) nod) vor: 
handenen. Sie werden in dem Report der Unterfuchungscommiffion 
von 1837 einzeln aufgezählt mit Nachrichten über ihre Entjtehung und 
Verfaſſung. Darunter bilden nur die Apotheler eine geſchloſſene 
Zunft, und drei oder vier andere Üben noch praftifhe Functionen der 
Gewerbepolizei. Webrigens haben die meiften nur den Namen von 
einem Gewerbebetrieb, von dem weder die Aufnahme noch die Innungs⸗ 
tete abhängig find. Das Hauptintereffe der Zugehörigkeit ift vielmehr 
die Theilnahme an den bedeutenden Unterftügungsfaffen und Armen: 
anftaften, Theilnahme an den periodischen Gewerbefeften; 52 der In⸗ 
nungen haben auch noch ihre befonderen Verſammlungshäuſer (halls). 
Die Eigenfchaft eines Innungsangehörigen wird erworben durch Geburt, 
vehrlingſchaft (servitude) oder ein Einfaufsgeld, welches in einigem 
Verhältniß zu den öconomiſchen Vortheilen zu ftehen pflegt. 

Die meiften der Zünfte haben dann wieder einen Zunftaug- 
ſchuß livery, deſſen fehr zahlreiche Mitglieder, wenn fie zugleich das 
Stadtbürgerrecht befigen, unter dem Namen der liverymen eine erheb- 
lihe Rolle in der Stabdtverfaffung fpielen. Gegen Zahlung bes Ein- 
trittögeldes findet die Aufnahme in die livery in der Regel ohne 
Schwierigkeit ftatt, mit Ausnahme der apothecaries, die ihre gefchlof- 
ſene Zahl fefthalten, fo wie der cloth workers und stationers, bie 
auf einigen Vorbedingungen beftehen. Die Aufnahme ift übrigend fo 
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jehr zur Formalität geworden, daß die Unterfuchungscommiüilften mar 
zwei Beifpiele einer Zurückweiſung eines Geſuchs ermitteln konnte mm 
auch diefe nicht aus der neueften Zeit. 

Die äußere Verfaffung der Innnng befteht ziemlich gleichmäßig 
aus einem Vorfteher, warden, und mehren Beifigern, assistants, 
Zwölf unter den Innungen, welche ungefähr auch die äfteften find, 
führen das Ehrenprädicat the honourable companies, und haben det 
Vorrecht, daß der Lord Mayor einer diefer Innungen angehören oder 
in folche fich aufnehmen laffen muß, wie denn auch andere Großwin 
denträger und Pairs fehr gewöhnlich zu der einen oder anderen honou- 
rable company gehören. 

2. Die Eigenfdaft eines Stadtbürgers der City von 
Yondon, freeman, Mitglied der corporation, ift normil 
abhängig von der Aufnahme in eine diefer companies, ausgenommm 
die Fälle einer honorary freedom dur formelfen Beſchluß der cor- 
poration. Wenn jemand durch Geburt, Lehrfingfchaft oder Einlanj 
Mitglied einer company geworden, hat er damit einen Titel (inchoste 
right) auf das Stadtbürgerrecht erworben, welches ihm gegen Zahlung 
einer nicht erheblichen Gebühr ausgefertigt wird. Dies Stadtbürger 
reht an ſich giebt das Recht der Befreiung von Zöllen in der Ci 
und außer derjelben, Exemption von der Matrofenpreffe; es ift dt 
Borbedingung zum Gewerbe eines Meäffere (broker), und dem Red 
nad) die Vorbedingung zum Betrieb des Detaifhandeld im der CM, 
die aber in neuerer Zeit nicht ftreng beobachtet wird. 

3. Die ftimmfähige aktive Bürgerfchaft befteht num (N) 
zu gewiljen Zweden aus der Geſammtheit der Perfonen, welde die 
beiden vorigen Eigenfchaften freeman and liveryman vereinigen, (?) 
zu anderen Jweden aus den freemen, welche das Bürgerrecht mit der 
Eigenfchaft eines householder paying scot and bearing lot wr- 
einigen. Unter household ift verftanden Eigenthum oder Miethe eine 
ganzen Hanfes von wenigftens 10 X. Miethswerth feit mindeftens 12 
Monaten vor der Wahl. Unter scot ift gemeint ein Beitrag zu alfen 
Kirchen, Armen-, Straßenreinigungs-, Waifen:, Wacht: und anderen 
ftädtifchen Abgaben, oder die Zahlung von 3 L. zu einigen derjelben. 
Mit lot ift gemeint die Verpflichtung zur Uebernahme der Commanal: 
ämter des Bezirke. 

Ad. (1) bildet die zunftgefeffene Bürgerſchaft der freemen and 
liverymen al® Ganzes den Court of Common Hall, der als folder 
alljährlich die beiden Kandidaten zu dem Amt des Lord Mayor m 
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minirt, die Sheriffs, den Stabtfämmerer, die anditors und einige 
andere Beamte wählt. 

Ad. (2) bilden die freemen householders eine erbgefeffene Bür- 
gerſchaft, welche die Stadtverordneten und Aldermen nach der Gliede⸗ 
rung in Stadtbezirte wards wählt. | 

Der Grundgedanke der Zufammenfegung ift alfo, daß die Re— 
präfentation der Aftiobürgerfchaft nach Bezirken zufteht, die Be- 
fegung der Hauptverwaltungsämter dagegen der Bürgerſchaft in 
ihrer Gliederung nah Gilden unter Mitwirkung des Collegiums der 
febenslänglichden Aldermen. 

H. Die regierende Corporation befteht aus Oberbür- 
germeifter, Rath und Stadtverordneten in folgender Zufam- 
menfeßung: 

1. 240 Stadtperordnete Conncillors, Cominon Gonncil- 
men, werden alljährlih am 21. Dezember von der Activblirgerfchaft 
in den 26 Stadtbezirken (wards) gewählt. Da die Ausfcheidenden 
wieder wählbar find, fo ift das Perfonal ziemlich ſtetig. Sie bilden 
(mit den Aldermen) die befchließende Körperfchaft für die Vermögens 
verwaltung der Stadt und zugleich einige Verwaltungsausichüffe (Com- 
mittees), deren Beſchlüſſe aber der Beftätigung des Plenum unter- 
fiegen. Die Zahl der Stadtverordnneten ift auf die einzelen wards in 
verſchiedenen Proportionen vertheilt. 

2. Die 26 Aldermen find febenslängliche Vorfteher und Re- 
präjentanten der 26 wards und bilden als ſolche ein Magiſtratscolle⸗ 
gium (Court of Aldermen). Bei eintretender Vacanz wird der neue 
Alderman durch die Bürgerfchaft des Bezirks gewählt; das Collegium 
bat aber ein künſtlich geordnetes Verwerfungsrecht gegen welches an 
die Queen’s bench appellirt werden fanı. Die Aldermen baben 
zugleich Sig und Stimme in dem Common Council und in der 
Common Hall. 

3. Der Lord Mayor ift zugleich Präſident des Court of 
Aldermen, be8 Common Couneil und der Common Hall. Seine 
Stellung al® Chef der Verwaltung (III.) ift aber in biefer Verfaſſung 
mehr bervortretend wie bie als Borfißender des Gemeinderathe. 

IH. Das ftädtifche Vermaltungsperfonal erfcheint bier 
im felbftiindigen Aemtern, in wefentlichen Beziehungen unabhängig von 
der Repräfentation der DBürgerfchaft, und zwar: 

1. Der Lord Mayor als Chef der gefammten ftädtifchen Ver⸗ 
waltung, Repräfentant der Königin in der Civilregierung der City, 
Chefeommiffar der ftädtifhen Milizen, Confervator (Polizeiherr) der 
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Themfe, Chief Coroner für bie City, ihre Freibezirke und für den 
Tlecdten Southwark, Chief Justice der Griminafjurisdiction von 
Newgate und nad) der neuen Einrichtung erſtes Mitglied des Gentrol- 
criminalhofe®, erfter Friedensrichter für die City als welcher er in 
Mansion House Polizeigeriht hält, und fonft mit mancherlei Ehren- 
rechten ausgeftattet. Er wird alljährlih am 29. September gewählt 
und zwar nur aus folchen Aldermen, die ſchon das Amt eines Sheriff 
verwaltet haben. ‘Die Livery nominirt dazu zwei Sandidaten, unter 
welchen der Court of Aldermen wäßlt. 

2. Die zwei Sheriffs (der eine für Middlesex, und beide zu⸗ 
gleich für London fungirend) bilden eine juriftiiche Perſon. Sie wer- 
den von der Livery gewählt (der eine regelmäßig aus der ‚Zahl ber 
Aldermen), ernennen jeder feinen Unterfberiff, die dann gemeinjam 
da8 Sheriffs Office für die City als incorporirte Grafſchaft und für 
die Grafſchaft Middlesex bilden. 

3. Der Recorder, der erjte rechtsverftändige Beamte der Cor: 
poration, wird aus der Zahl der angefehenften Advolaten gewählt, 
fungirt als Synditus der Stadt, ald Richter im Central Criminal 
Court und im ftädtifchen Civilgeriht. Er ift zugleich Rathgeber und 
Advokat der Corporation und nimmt als Stadtfyndilus auch an den 
Sitzungen der Aldermen, de8 Common Council und der Common 
Hall Theil. Er wird von dem Court of Aldermen erwählt und 
beeidet, auf Lebenszeit ernannt, nur abjegbar im ordentlichen Geridts- 
verfahren wegen incapacity oder misconduct. Außer einem firirten 
Gehalt von jett 15,000 Thlr. ©. bezieht er ein Advolatenhonorar für 
die einzelen ftädtifchen Prozekführungen und Rechtsgutachten, und kann 
feine Praxis als Advokat fortjegen. Sein Affiftent, gewiſſermaßen 
der zweite Stadtrichter, ift ber Common Sergeant. 

4. Ein Doroner für Xondon und zwei Coroners für South- 
wark werden nad) alten Privilegien vom Lord Mayor und Rath er- 
nannt mit den gewöhnlichen Amtsrechten und Amtspflichten. 

5. Die Aldermen find Friedensrichter ex officio und halten 
ihrer je zwei als Polizeirichter ein Strafgericht zu Guildhall. 

6. Der Chamberlain, Stabtlämmerer wird jährlich vom 
der gejfammten Livery erwäblt; doch ift es üblich, ben einmal Ge 
wählten von Jahr zu Jahr zu beftätigen. Er Bat außer der Ober: 
leitung der Stadtfaffe auch gewiſſe Furisdictionsbefugniffe und regelt 
die Sulaffung der Freemen. 

7. Außerdem hat die Stadt ihren Town Clerk, City Re- 
membrancer, Solicitor und fehr zahlreiche befoldete Unterbeamte. 
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IV. Die Hauptzmweige der ftädtifhen Bermwaltung find 
erfennbar übereinjtimmend mit den drei Hauptgebieten, welche 
das englifche Recht den corporations von jeher anwies, aber extenfiv 
und intenfiv ftärfer als gewöhnlich: (1) eine öconomifche Drunicipal- 
verwaltung unter Direction hauptſächlich des Gemeinderaths, für welche 
der Stadtlämmerer Chamberlain der Hauptbeamie ift, und welche in 
den großen Gütern der Stadt in der irifchen Provinz Ulster noch 
einen Fehr foliden Fonds beſitzt; (2) adminiftrative Polizei einſchließlich 
der gewöhnlichen Gefängnißverwaltung, unter bem Court of Aldermen, 
während die einzelen Aldermen bie vollen Gewalten der Friedensrichter 
üben; zumächft daran reiben fich erhebliche Zweige der Gewerbepolizei; 
(3) ſtädtiſche Civil- und Strafjuftiz. Die leßtere ift jeßt verfchmolzen 
mit der Strafgerichtsbarfeit ber benachbarten Graffchaften innerhalb 
des großen hauptjtädtifchen Polizeibezirts zu dem Central Criminal 
Court. In der dafür. vom Lord Kanzler ausgefertigten commission 
wird der Lord Mayor noch Ehrenhalber an erfter Stelle genannt, 
doh ohne an dem richterlichen Geſchäft i. e. S. Theil zu nehmen. 
Ueber die Verhandlung der einzelen Straffälle pflegen ſich die Reichs— 
tihter der commission mit den ftädtijchen Richtern fo zu arrangiren, 
daß die Teßteren die Verhandlung leichterer Fälle in einer befonderen 
Abtheilung des Gerichte übernehmen. Bon den ftäbtifchen Civil⸗ 
gerichten befteht als praftifch noch fort der Lord Mayor’s Court und 
der Sherifis Court, zuweilen mit Zuziehung einer ftäbtifchen Jury. 

Die Armenverwaltung bildet auch in der City ein befonderes 
Sommmnalfyftem, welches durch die neuere Gefeßgebung dem gewöhn⸗ 
lichen Syſtem der Kreisarmenverbände affimilirt ift (8 109). Für 
Abzugskanäle, Pflafter, Beleuchtung ꝛc. beftanden zahlreiche Lokalakten, 
aus denen 1855 ein neues gefondertes Communalſyſtem gebildet ift 
durh die Metropolis Management Act ($ 114). 

Wie veriworren auch das Gonglomerat der Cityverfaflung dem 
Fremden erfcheinen mag, mit feinen 500 Lofalacten und zahllojen 
Municipalcharten alter, mittlerer und neuerer Zeit, jo war es doch 
bisher eine großartige Erfcheinung des englifchen Lebens: das Feft- 
halten an Communalinftitutionen unter großftädtifchen 
Berhältniffen, weche den nachbarlichen Zufammenhang der Zufam- 
mnwohnenden unrettbar aufzulöfen und das Communalleben zu zer⸗ 
ftören Scheine. Nach der Weife franzöfifchen Municipalwefens und 
franzöfifcher Präfefturverwaltung würde es freilich fehr leicht fein, 
einem Fremden ein anſchauliches Bild hauptftädtifcher Verwaltung, 
Finanzen und Stadtfhulden zu geben. Daß es fo weit in London 
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noch nicht gefommen ift, obgleich der Sinn eine® großen Theile der 
jtädtifchen Bepöfferung offenkundig dahin ftemert, ift ein Beweis immer 
Lebenskraft. Wenngleich ringsherum der Metropolitan Distnet am 
Polizeipräfeftur bildet, Armenverwaltung, Straßen: und Gefnudheis 
polizeiſyftem fih in der neueren Verwaltungsweiſe verflachen, iit die 
City im Wefentlichen noch ımveräudert geblieben. ‘Die Reformbill 
brachte nur eine ziemlich gemäßigte Aenderung des PBarlamentewchl- 
rechts. Die Lokalacte 12. et 13. Vict. ec. 94 beſchränkt ſich darf 
die Grundlage der Bürgerfchaft für die Wahlen der Aldermen, Stadi- 
verordneten und der Bezirfsbenmten mit den allgemeinen Recht jo 
weit in Mebereinftimmung zu bringen, daß jeder anfäffige Fuhaber eines 
Haufes, Waarenlagers, Comptoirs, Geſchäftslokals oder Ladens cin 
Wahlrecht haben foll, wenn er freemann ift, unabhängig von jonftigen 
Erforderniffen. Die weiter gehenden Anträge: der Stadt die Polixi 
zu nehmen, befoldete vechtsgelehrte Diagiftratsmitglieder anzuftellen, das 
felbftändige Magiſtratscollegium aufzuheben, alle Beamte vom kr 
meinderath wählen zu laſſen 2c. find bisher zuridgewielen.**) 


*) Weber das Geſchichtliche der Stadtverf. v. London ſ. oben E. Ill, 
112, 202, 324, 371. Ein Repertorium ber älteren Stadtcharten 
findet ſich chronologiſch in Merewether ımd Stephen’s History of Borougks 
III. p. 2360—65 (Regiſter). Auch die Unterſuchungscommiſſion von 1833 het 
ein großes Material gefammelt in dem bejonderen Bande über London, 
Southwark und über die hauptftädtifchen Gilden. (Vergl. den Regifterband 
v. London). Bon den Monographien möchte ich etwa hervorheben: G. Nor- 
ton’s Commentaries on the History, Constitution and Charterial 

- Franchises of the City of London. By E. Tyrrel. 1829. 8. A. Pulling’s 

‘ Practical Treatise on the Laws, Customs and Regulations of the Citi 
and Port of London. 1849. 8, 

1) Das Verhältniß der liverymen, frermen uud householders wird hie 
durch die Verflechtung ineinander ſchwierig. 

(1) Die liverymen find die ordentlichen Mitglieder der Gilden. Im 
Jahre 1501 zählte man 51 foldher Gilden mit 1458 liverymen, im Jahte 
1725 61 &ilden mit 8514 liverymen, im Jahre 1832 75 Gulden mit 12,080 
liverymen, nad einem amtlihen Bericht des Gemeinderathe. Die Unter 
inhungscommiffion betrachtet 69 Gilden als thatſächlich nod vorhanden, und 
theilt fie in getwerblicher Beziehung in 3 Gruppen: 

1. Solche, die noch eine wirffame Controfe über ihren Gemerbebetrich 
führen, wehin unr bie Apotheler und Goldſchmiede gehören. 

2. Solche, die noch ein Nachſuchungsrecht nach mangelhaften Waaren und 
einige gewerbepolizeiliche Befugniffe haben: die Apothecaries, Stationers 
(Gunmakers, Founders, Sadlers, Painters, Pewterers, Plumbers, darantet 
viefe nur noch nominelle Befugniffe. 

3. Solche, in welche ein Gerverbetreibender einzutreten genäthigt wird, 

‚ bevor er das betreffende Gewerbe in ber City betreiben darf: Apotbecaries, 
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Brewers, Pewterers, Butchers, Barbers, Bakers, Sadlers, Painters, 
Stainers, Plumbers, Innholders, Founders, Ponlterers, Cooks, Wearvers, 
Scriveners, Farriers, Spectacle-makers, Clock-makers, Silk-throwers, 
Distillers, Tobacco-Pipe-makers, Carmen. 

In älterer Zeit war wohl die Abficht geweſen ans den liverymen eine 
Art von Notabeln zu bilden. Nach einem Beſchluß des Court-of Aldermen 
vom 27. Juli 1697 follte Niemand in die livery einer honourable company 
ohne ein Bermögen von 6000 Thlr. ©., in die livery einer unteren company 
ohne ein Bermögen von 3000 Thlr. &. eintreten. Allein allmülig blieb nur 
die Zahlung des Aufnahmegeldes ernfllich gemeinte Borbebingung ; der aus 
jchließliche Gewerbebetrieb der Kaffe Nr. 3. wurde niemals fireng gehandhabt 
und ift Heute ziemlich in Vergeffenheit gelommen, außer bei den Apothelern; 
die &erverbepolizeibefugniffe Nr. 2. bilden einen fehr engen Kreis. md fo 
bfeibt denn die Theilnahme an den Unterſtützungsanſtalten und Feſten der 
Innung das einzig durchgreifende Merkmal der Angehdrigkeit. Die Unter- 
flügungen befiehen in Brod, Fleiſch, Wohnung, Schulunterricht, Stipendien, 
Kranfenpflege, Hofpitalitenanftalten; wofür die bedentenderen 20 Innungen 
itber 62,000 2. alljährlich verwenden. Abgefehen etiva von deu Apotheraries 
und Carmen gehört nicht einmal die Majorität der Innungsgenoffen wirklich 
dem Gewerbe an, von dem die Innung den Namen führt. Ueber die An- 
iertigung der Liſten ſ. 5. et 6. Viet. c. 18 8 20. 

(2) Die freemen find die mit Bürgerbrief verjehenen Mitglieder ber 
Stabteorporation. Die Zahl der freemen ift bebeutend. Die Unterfnchungs- 
commiffton fand, daß in den letzten 0 Fahren burdhfchnittlich etwa 1000 
Birgerbriefe jährlich ertheilt waren, konnte jedoch die Gefammtzahl ber 
zeitigen freemen nicht correct ermitteln. Bei weiten nicht alle houscholders 
find freemen. Umgekehrt aber find fehr viele freemen non residents; nur 
ruhen die Bürgerrechte, die von der Anfäffigkeit abhängen, (wie die Zoll⸗ 
freiheit) fo lange wie der freeman außerhalb wohnt. — Für die Ausübung 
der meiften politifchen Rechte zerfiel num aber die Bürgerſchaft ſchon in der 
normanniſchen Zeit in 24 wards, Stadtbezirke, mit analogen Rechten wie 
eine hundred. Durch Parlamentsbefhlug 17. Ric. II. kam ein 2öfter ward 
durd eine Theilung von Farringdon Hinzu, und fpäter noch ein Halbbezirt. 
Dur Charte 1. Edw. III. und Batent 4. Edw. VI, verlieh der Körlig ben 
Bürgern „the 'villa, manor, and borough of Southwark“, woraus durd) 
Rathsbeſchluß ein 26fter Stadtbezirk, das Brückenviertel außerhalb, Bridge 
Ward without gebildet wurde. Jedes Stadtviertel hat einen Alderman ale 
Berirtevorfteher;; der filr das Brückenviertel befteht aber nur nominell, indem jeder 
Alderman von London nach der Anciennetät das Recht hat, fi dies Stadt- 
viertel in partibus zu wählen nnd zeitlebene zu behaften. Die dadurch ent- 
ſtehende Bacanz in den 25 fibrigen Stellen der Aldermen wird dann durch 
eine Nachwahl ergänzt. Uebrigens find die Stadtviertel von ſehr ımgleicher 
Größe, namentlich in dem alten Theil der City, within the walls, Meiner ale 
die Außeren Bezirfe without the walls. In den meiften wards find Unter- 
eintheihingen in preeincts fir Wahlzwede, die fi) wieder mit den Kirch— 
Ipielen bunt durchtreuzen. — Der Alderman und die zu jedem ward ge- 
börigen Stadtverorbneten bilden fiir gewiffe Zwede ein Common council of 
the ward, eine engere Commune für fi), zu der namentlich eine inquest jury 
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in der Weije eines court leet gehört. An einigen Commemalgejchäften dieies 
engeren Bezirks haben alle inhabitant householders, au anderen die homse- 
bolders zu 10 2. Miethswerth Theil, auch wenn fie nicht Bürger find. 

(3) Die politiſchen Redte beruhen auf einer Gombinatien ve 
vorigen Qualitäten mit einem jelbftändigen household. Nach dem Gar 
tl. Geo. I. c 18 fol jeder Wähler bei den Parlamentswahlen, und bei dene 
des Mayor, Sheriff und Chamberlain ſchwören, „daß er ein freeman and 
liveryman jei jeit 12 Monaten.“ Bei den Wahlen ber Aldermen um 
Common Councilmen beſchwört der Stimmmende dagegen, daß er ein „Kreeman 
und FHouseholder“ ſei, wobei das Geſetz dann noch die Requifite ven 
household, scot und lot näher begrenzt. Das Barlamentswohlred;t wurde in 
Folge der Reformbill der fonftigen Grundregel gemäß neben den liverymen 
zugeftanden allen householders von 10 2%. Miethswerth. — Ein Verzeidmiß 
der Stadtbezirke mit der Zahl ber dazu gehörigen Aldermen und Stadt 
verordneten, bie Zahl aller zur Armenftener eingejchätten Berjonen in jedem 
Kirdyipiel, die Zahl der Parlamentswähler mit befonderer Angabe der Liverr- 
men und die Zahl der ftädtiichen Wähler geben die Par!. Pap. 1852. No. 22. 
Vol. XLII. 517.; eine topographifhe Statiftif der City das Statistical 
Journal VII. 69. fi. Bei einer Bevölkerung von ungefähr 120,000 Einw. inne- 
halb der City jelbft, Hatte die Altjtadt 1850/51 nicht weniger ale 20,54? 
Etimmberedtigte zu den Barlamentswahlen, darunter 7312 liverymen 
und 13,230 householders d. h. Miether zu 10 2. Miethe und darüber: bie 
letteren großentheils in Wohnungen außerhalb der City. Die Zahl der bei 
den ſtädtiſchen Wahlen Stimmberedtigten wird in den 26 wards eimeln 
aufgezählt, im Ganzen 5817 liverymen, 

2) Die Befuguiffe von Aldermen nud Council find hier zuſammengeſetzter 
al8 bei anderen ftädtiichen Körperfchaften, namentlid: 1) eine Befugniß zur 
Beſchließung über Meodificationen der Corporations- Berfaffung in erheblich 
weiterem Umfange als ſolche fonft geftattet find. Dieſe weitere Beingaik 
beruhte urfprünglich auf Gewohnheit, fpäter anerfannt durch Geſetz, und wird 
fortwährend geübt; 2) verfligt da8 Common Council ilber die Stadtlafje, und 
bat die ausjchließliche Verwaltung des großen fläbtifchen Grundeigenthums: 
3) find ihm fpecielle Berwaltungen anvertraut, wie die London- und Bluck- 
friars-Bridge, die Thenife-Schiffahrt, Kornmefferei, Kohlenhandel ꝛc.; 4) die 
Wahl jehr zahlreicher Beamten, des Common Serjeant, Town Clerk, Judges 
of Sheriff’s Court, Coroners und anderer Finanz- und Polizeibeamten. 

Die Aldermen jollen ſchon nad) 17. Ric. II. c. 11 nicht jährlich gewählt 
werden, fondern im Amt bleiben, bis fie aus einem erheblichen Grunde daran? 
entfernt werden, Ihr Recht des veto gegen Beichlüffe der Stadtverordzeten 
11. Geo. I. c. 18 war fo unpopulär, daß es fchon durch 19. Geo. II. c. $ 
wieder modificirt wurde. Uebrigens bilden fie einen fiimmberechtigten Theil 
des Common Council, und find in diefem Sinne in demfelben einbegrifien. 
Außerdem bilden fie nun aber auch in ihrer Gefammtheit einen Court of 
Aldermen mit felbfländigen Rechten, namentlich (1.) Entſcheidung über die 
Bültigkeit der Wahlen der Aldermeun, Stadtverordneteu und einiger Rädtilgen 
Beamten; (2.) mit einem jelbfländigen Recht der Verfügung über die Gelder 
der Stadtlaffe, wobei fie fich jedoch in der Praris auf poligeilidye Auegaber 
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und friedensrichterliche Geſchäfte zu beichränten pflegen; (3.) Eonceffionirung 
der Miäller; (4.) Ernennung einiger Juftlz- und Polizeibeamten. 

Eowohl in dem Court of Aldermen wie in bem Common Council wer- 
den manche wichtige Gejchäfte durch Committees beforgt, theils standing 
committees, theils fpeciell ernannte. Sie werden gewöhnlich nad dem Princip 
gebildet, die Gewalten möglichft gleichmäßig auf Mitglieder der verichiedenen 
Stadtviertel zu vertheilen. In einigen Berwaltungscommittees werden Eleine 
Präjenzgelder vertheilt, welche ſehr wohlthätig wirken follen. Beiläufig bemerkt 
{don die Commission of Corporations Inquiry, daß fi die vornehmften 
Claffen bei der City-Verwaltung faft gar nicht betheiligen, „wovon freilich 
bisher Fein pofitiver Uebelſtand zu bemerken fei.“ 

3) Mayor Chamberlain und ftädtifche Beamte der elty. Die Wahl des 
Lord Mayor ift in der Regel nur nominell, indem gewöhnfich die Liverymen 
die Reihenfolge beobachten, und der Hof ber Aldermen von den 2 Vorge— 
ſchlagenen ben im Dienft Aelteren wählt. Er hat ein Gehalt von 8,000 L., 
eingerichtete Amtswohnung und das Gebrauchsreht an den flädtifchen 
Equipagen: doc überfleigen die Ehrenausgaben um ein Bedeutendes feine 
Einnehmen. Zu den Ehrenrechten gehört anfer dem Titel „The Right 
Honourable the Lord Mayor“ unter anderen die herlömmliche Ernennung 
zum Baronet bei einem NRegierungsantritt oder bei der Geburt eines Thron⸗ 
folgers. In den Gerichtsgejchäften und vielen Bolizeiverwaltungszieigen iſt 
indeffen feine Stellung als Chef nur nominell. 

Der Kämmerer, Chamberlain ſoll unter Anderem auch die Strafper- 
jolgungen gegen Perlonen leiten, die ein Detailgeidäft in der City führen 
ohne das Bürgerrecht gewonnen zu haben. Seine firirte Remuneration beläuft 
fi} auf 1000 2., und noch höher der Zinsgewinn aus den hohen Befländen, 
die oft längere Zeit in feinen Händen bleiben. 

Die in der Weife der älteren Corporations-Verfaflung ſehr zahfreichen 
Beamten der Etadt werben Überhaupt in 9 Klaſſen getheilt: 1. Die Aldermen 
und höheren Beamten mit legislatorifher Gewalt. 2. Die Beamten ber 
Gerichtshöfe. 5. Die ftädtifchen Polizeibeamten. 4. Die ftädtifchen Gefängniß- 
beamten. 5. Die ftädtifchen Baubeamten. 6. Die Beamten zur Berwaltung 
des ftädtifchen ECigenthums. 7. Die Beamten zur Aufficht über Märkte, Zölle, 
Koblennieffer und andere Zweige der Gewerbepolizei. 8. Der fogenannte 
household of the Lord Mayor, d. h. Unterbeamte, die fich wieder auf ver- 
ſchiedene Zweige der ftädtifhen Abminiftration vertheilen. 9. „Bermifchte 
Beamte,” bei öffentlichen Aufziigen ꝛe. Das Ernennungsrecht ift fehr ver- 
ſchieden vertheilt: auf den Gemeinderath, Court of Aldermen, Court of 
Common Hall; einige werden durch Berwaltungscommittees ernannt, andere 
von den Oberbeamten, unter denen fie dienen; einige wenige Stellen blieben 
bie in die neufte Zeit verfäuflih. Mm deſto mehr war die flädtifche Ber- 
tretung geneigt die von ihr zu vergebenden Aemter nach den Borftellungen 
einer ämtervergebenden Wahlverfammlung zu geftaften. Dit Ausnahme der 
Tichterlihen Beamten und des Town Clerk werben feit 1816 die ftädtifchen 
Beamten von dem Council nur auf ein Jahr ernannt, aber regelmäßig nach 
Ablauf deſſelben beftätigt. Bei jeder Vacanz pflegt ein committee nieber- 
geiest zu werben, um die Pflichten deffelben zu prüfen und Bericht zu er- 
ftatten, ob nicht das Amt aufgehoben oder mit einem anderen vereint, oder das 
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Gehalt geändert werden könne x. Der Report der Unterfwdgungecemmiiken 
von 1837 p. 10 rühmt diefe Einrichtung als Duelle wichtiger Reformen und 
werthuoller Materialien iiber die Stadtänıter. „Die Geſchichte Reiner anderen 
Corporation gebe fo ehrenhaftes Zengniß von der Wacdjianteit, dem gefunden 
Sinn und der Gerechtigleit eines Iegislativen body.“ 

3) Die einzeleu Theile der Stadtverivaltung der City find hienad: 

(!) Die dcon omiſche Muntcipalverwaltung; fie umfaßte Ichen zur 
Zeit der Unterfuhungscommilfion von 1833 einen jährlichen Cimmahmeetat von 
450,000 2. Eine Ueberſicht des Etats der leiten vier Fahre, jowie der Stadt. 
ſchulden geben die Parl. Papers 1858. No. 350. XLVIII. 305. Atfäkdig 
wird eine neue Weberficht gegeben. Die Berwaltung der Güter, welche bie 
Stadt in Irland befigt, fleht unter einem beionderen Committee des Ge 
meinderaths unter den Namen ber Irish Soeiety. Außerdem verwaltet bie 
Corporation einen großen Separatfonde, der für die Erhaltung der London- 
und der Blackfriars-Bridge beftimmt if. Der Känımerer verwaltet einer 
befonderen Waijenfonds,. Orphan’s Fund, der uriprünglicd 750,000 2. betrug 
6. et 6. Will. et Mary c. 10; 21 Geo. II. c. 29; 7. Geo. III. c. 37. Um 
fo beftehen unter verichiedenen Special. und gofalacten noch jo viele Separat- 
fonds und Separatcontos unter Berwaltung des Kämmerers, daß die Kämmerei: 
vechnungen im meiteren Sinne jährlihe Summen von 1,000,000 2%. über: 
ſchreiten, die aber nicht mit’ den laufenden Stadtverwaltungsfofen zu wer: 
wechſeln find. 

(2.) Die adminiftrative Polizei fteht unter dem Court of Aldermen 
der ſchon ziemlid) früh befoldete Mannschaften anſtellte. Epäter entſchloß man 
fi) zu einer durchgreifenden Nachbildung der Metropolitan policemen, md 
ftellte dafiir einen eigenen befoldeten ftädtiichen Polizeidirector Commissioner 
(mit 1000 8.) an. Das Polizeimejen wurde dadurd mehr centraftkr: 
während friiher das Nachtwachtweſen in jedem Bezirk unter Alderman und 
Common Council of the Ward ſtand. Die Koften werden durch eine warl 
rate beftritten, bet deren Einſammlung dad Common Council des Bart 
noch mitwirkte, Zunächft daran reiht fi) die Verwaltung der fudtiſchen Ee 
fängniffe unter dem Court of Aldermen. Weiter übt die Corporatien ein 
Markt⸗ und Gemerbepolizei. Abgejehen von den beionderen Märkten bat bie 
City offenen Markt an jedem Wochentage, wobei die Sharte Carl's L ein an« 
ſchließliches Recht der freemen auf den Kleinhandel in der Stadt antrlanst 
hat. — Alle Mälter in London müſſen Bürger, und von dem Court uf 
Aldermen conceffionirt jein. Dazu tommt eine Gewerbepolizei über Kohlen 
handel, Kornmefler, Laftträger (Porters) x. Der Hafen von Londen flieht zum 
Theil unter dem Lord Mayor, zum Theil unter dem Navigation Committee 
des Gemeinderaths. 

(3.) Die Stadtjuftiz befleht zwar unter alten anſehnlichen Namen fort. 
ift aber in Civilſachen überwachen von der comcurrirendben Juriedictten der 
Heichsgerichte, in Straffadhen von dem Central Criminal Court. Des alle 
große Stadtgericht, the Court of Hustings, wird nominell vor Mayor und 
Aldermen gehalten, ift aber außer Gebranch, weil die alte Weife der Geridtr 
vor Richter und Gemeinde überhaupt nicht mehr anwendbar if. Ad 
praftifch dagegen ift der Lord Mayor’s Court, der (unter dem Namen bei 
Lord Mayor) vom Recorder abgehalten wird in perfönlichen und gemüchten 
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Klagen nad) gemeinem Mecht ohne Beichräntung anf einen Betrag und mit eigen- 
thumlichen Befugnifien einer Arrefiiegung auf ausſtehende Forderungen (foreign 
attachment), Er hat auch eine Billigfeitsgerichtsbarkeit, und eine Straf- 
gewalt in Angelegenheiten ber bejonderen Geruohnheiten von London. Die 
Appellstion fan an eine von der Königin ernannte Specialcommilfion geben, 
die zuweilen ernannt wird, unb von da an das Oberhand. Koncurrirend 
damit iſt die Gewalt des Sherifl’s Court, doch beichräntt auf Civilprozeſſe 
nad; gemeinen Recht. Durch 15. et 16. Vict. c. LXXVIL iſt der Sheriff's 
Court weſentlich auf den Fuß der neuen Kreisgerichte gebradht. Zum Jury: 
dienft in diefen Kivilhöfen werden Beirksliften aus substantial householders 
der einzelen wards gebildet nuter Bermittelung des Court of Aldermen. 
Angeblicg wegen bes geringen GebührentarifS war die Prozeßführung bei 
diefen Sinvilhöfen bisher auf 4 beiondere Anwälte, die Common Pleaders 
beichräntt, die ihre Stellen dur Kauf erwarben. Monographien: T. Lewis 
Treatise on the Sherifl’s Court 1833. 8. H. Ashley’s Attachment in 
the Mayor’s Court 2. edit. 1819. 8. etc. — Daneben befteht noch ber 
wenig praftifhe Chamberlain’s Court fitr gewiſſe Erbichafte-Bormundicafts- 
fadgen und Lehrlingsftreitigfeiten. 

*) Die Reformvorſchläge fcheinen für jett aufgegeben. Die Berhandlungen 
jeigen freilich Har das Kortichreiten einer den franzöſiſchen Municipalverfaſſungen 
geneigten „öffentlichen Meinung.” Den neueften @ejekentmurf, a Bill for 
the better Regnlation of the Corporation of the City of London ent- 
halten die Parl. P. 1858. No. 8. 86. Vol. III, 243. 275; die Berhandlungs- 
protocolle dazu Vol. XI. 673. Eine Stadt, die feinen nacdhbarlichen Zuſam⸗ 
menhang mehr hat, fondern nur bei Tage während der Gejchäftsftuuden ein 
rendez-vous für die Kauf- und Geichäftsherren, ihre Buchhalter, Commis und 
Diener ift, läßt fih nun einmal nicht nach dem gewöhnlichen Schema einer 
modernifirten Stadtverwaltung behandeln ! 

Die Beziehungen der Corporation zu den umgebenden Se 
meinden, die mit ihr zufammengenommen das geographifd ſo— 
genannte London, die Metropolis bilden, find von der polizeilichen Seite 
hen im $ 70 Note *) behandelt worden. Diefe Umgebungen find eine An- 
häufung von Kirchſpielen, alten Dörfern, Ritterglitern, Bormerlen, Freibezirken, 
meiftens gruppirt zu Parlamentewahlfieden. Darunter die felbftändige City 
von Weftminfter und der: wie eine Mediatftadt der London City untergeordnete 
Aleden Southwark. Für diefe Umgebung gilt als Grundlage die gewöhnliche 
Kirchipiels-, Bezirks⸗ und Kreisverfaffung (parish, sessional division, quarter 
sessions), zum Theil anch ftädtiiche Inftitutionen durch Xocalacten. Die 
notwendigen Wechfelbeziehungen diefer Menſchen- und Häuſermaſſen, welche 
doch thatfächli wie Stadtviertel einer großen Stadt aneinandergereiht find, 
haben fo mandye Knoten der Berwidelung gejchürzt, die dann durch eine lange 
Reihe von befonderen Gejeten bald gelöft, bald durchhauen find. Ein gemein- 
ſames Inftitut, welches feit 1592 datirt und im folgenden Dtenfchenalter auf 
eine große Zahl von Kirdjipielen weiter ausgedehnt wurde, war ein Civil- 
fianderegifterfuftem, unter dem Namen der Bills of Mortality. Es hängt 
damit zufammen der häufig vorkommende Ausdrud „innerhalb der Bills of 
Mortality,“ d. h. innerhalb des weiteren Stadtbezirks, in welchem geſetzlich 
dies Eivilftanderegifterweien vorgefchrieben war, an deſſen Stelle neuerdinge 
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andere Einrichtungen treten. In neueſter Zeit find für dieſen weiten Kren 
-große gemeinfame Yuftitutionen hervorgegangen: fo ein Gentral-Erimmnalbei 
der vollftändig das ganze Gebiet umfaßt; eine hauptflädtifche Poligei mi 
Bolizeirichterämtern (8 70), das Ganze außer ber City umfafjend ; gemeinſame 
Armenverwaltungsfyfieme (F 109); gemeinfame Ganalifirumgeiufteme, Yan 
polizeiordnungen 2c. ($ 114). Man könnte daraus das Thema einer fehr mn 
faffenden Schrift bilden. Schon früher hat Herr Joseph Fletcher in kı 
Journals of the Statistical Society reichhaltige Zufammenflellungen gegebes 
(1) über Grenzen, Umfang und Gintheilungen fir die Lolalverweltung der 
Hauptftadt VII. 69. 103. (2.) über die Berfaffung und Thätigleit der haupt 
ſtädtiſchen Criminalhöfe IX. 289. (3.) Statiftifche UWeberficht über die Man 
cipal-Einrichtungen für Pflafterung, Erleuchtung und Reinigung der Straf 
und öffentlichen Pläte der Hauptſtadt IX. 204. Cine Zuſammenſiellung ük: 
die Länge und bie Koften der hauptſtädtiſchen Straßen geben die Parl Pap. 
1857. Sess. I. No. 8. Vol. XIII. 141. Eine Gelammtüberfigt über die 
Berhältniffe der Parlamentswahlen enthalten die Parl. P. von 184-5. 
Der Metropolitan District bildet 8 gefonderte flädtiihe Wahlkreife, par- 
liamentary boroughs. Außerdem gehören noch 5 einzele Kirchfpiele und Irı 
fchaften zur Grafſchaft Middlesex, 7 zur Grafichaft Surrey, 6 zur Grafideit 
Kent. Bon biefen Bezirken wird die Bevöllerung und die Zahl der bewohnte: 
Häufer nad) dem Cenſus von 1851 beigefügt, ſowie das jährliche Einlommea 
aus Grundbeſitz (1.) nad) der damaligen Einſchätzung zur Einkommenſtenet: 
(2.) nad) der Schäkung zur county rate von 1855; (3.) nach der Schägung 
zur Armenftener fiir das Jahr 185152, 


Häuſer. Einw. Hunſer. Cm. 
City von London 14,590 127,869 Bor. Southwark 23,751 172,863 
„ Westminster 24,755 241,611 „ Lambeth . 40,317  258,80% 
Bor. Marylebone . 40,513 370,957 „ Greenwich 14,383 99,365 
„ Finsbury . 37,353 323,830 Einzele Kirchipiele . 34,714 228,91 
„ TowerHamlets 75,710 539,111 Summa: 306,088 2,363,46 


Für das Communalweſen ift zur Vermeidung der naheliegenden Fer 
wechfelungen nochmale zu erinnern, daß die Metropolis ein vierfades & 
meindefgftem darſtellt: 

I, Die Corporationsverfaffung der eigentlichen City ($ 88.) 

2. Die Bolizeiverfaffung der weiteren Metropolis ($ 70.) 

3. Das Armenverwaltungsfuften der Metropolis ($ 109.) 

4. Das Abzugscanal- und Straßenverwaltungsiuften der Metropolis ($ 114- 
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Die Miliz-Verfaſſung. 


889. 
Die ältere Milizverfaſſung. 


Die Milizverfaffung bildet den legten und den heute am meiften 
verfallenen Theil der alten Inſtitutionen des selfgovernment, mit 
dem Charakter einer Kreisverfaffung, die nur für Grafichaften und . 
ſolche Städte befteht, welche eine Graffchaft für füch bilden. 

Die Militärverfaffung wird ſich der Natur der Sade nad) 
überall zunächft nach der Lage des Landes richten, demnächſt nach den 
Beſitzverhältniſſen, Gewohnheiten und Neigungen der Völker. Eng- 
fand ftand darin ifolirt zu allen Zeiten. Es Hatte fich in der angel- 
lähfifchen Zeit länger als andere germanifche Stämme gegen die 
nothwendige Umbildung der alten Volksmilizen in ein ftehendes 
Keiterheer gewehrt, und war eben beshalb dem neuen Kriegsſyſtem 
unterlegen, 

Die normannifche Eroberung brachte das neue Heer⸗Syſtem in 
einer Schärfe, Beftimmtheit und Bollftändigkeit wie in feinem an- 
deren Rande Europa’s. Der ganze Boden verwandelt ſich in ein 
Soldmaterial zur Erhaltung eines ftehenden Heeres von berittenen 
Milizen, die von normannifchen Herren (seigneurs) unter commis- 
sion und in ftrenger Abhängigkeit vom König befehligt werden. Früher 
aber als auf dem Continent ift dies Syftem in England wieder zer 
jest, d. h. die Befigelemente deſſelben dauern fort, die militärifchen 


Elemente aber verfchwinden, oder bfeiben nur als Namen und Titel 
Vreik, Engl. Eommunalverfaflung. 59 
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für Befigrechte und Steuerpflichten. England bedurfte, nachdem die 
Gefahr der dänifchen Einfälle aufgehört hatte, Feiner ftchenden Ber: 
theidigungsarmee mehr, außer für cinige Grenzmarken, die Jahr: 
hunderte hindurch noch cine abweichende Mititärverfafjung behielten. 
Schon Heinrich IT. entjchloß fid, daher zur Herftellung der altn Graf: 
fhaftsmiliz durd adminiftrative Anordnung, die Assize of Arms 
27 Henry II., durch welche die kleineren Freiſaſſen und Statt 
bewohner (liberi homines) zu, einer ergänzenden Bewaffnung im 
Fußdienſt herangezogen wurden. Erjt hundert Jahre fpäter folgt mit 
Zuftimmung des Parlaments das st. Winchester 13. Edw. I. c. 
6, welches die waffenfähigen liberi homines vom 15. bie zum WW. 
Jahre nad) dem Beſitz einfhägt in 5 Stufen von 15, 10, 5, 2-5 
und unter 2 Pfund Silber Grundrente. Unverfennbar iſt der nächſte 
Zweck diefer Miliz hauptfählid die Aufrechterhaltung der inneren 
Landesordnung. Sie erjcheint daher von Anfang au verwachſen mu 
einer gefchärften Yandespolizeiorduung. Die beiden constables, welde 
in jeder Hundertichaft ernannt werden follen, find nicht ſowohl active 
Dfficiere ald Beamte für die Friedensverwaltung, für die Enrolli⸗ 
rungs- und Meufterungegefchäfte, denen fich die alten Dorfjchulzen al 
fleine constables unterordnen. Chef der laufenden Verwaltung it 
der Sheriff; alle activen Commandos aber beruhen bei den Graf: 
ſchafts⸗ wie bei den Lehnsmilizen auf königlichet commission. Ter 
Einfluß der Parlamente nöthigt dem König die ausdrüdliche Zu: 
ficherung ab, die Graffchaftsmilizen nicht über ihren urfprünglichen Zwed 
hinaus zu verwenden, d. h. nicht außerhalb des Reichs, und in ge 
wöhnlichen Zeiten nicht außerhalb der Graffchaft 1. Edw. III. st. 2. 
c. 5. 7; 5. Edw. Ill. st. 5. c. 8. 

Es hört damit weder die Friegerifche Neigung noch die Eriegeriict 
Vebung des großen Grumdbefiges ‚auf; es tritt nun aber eine Arbeite: 
theilung ein, bei welcher der jchwere Reiterdienſt vorzugemeije ven 
denen, welche Beruf und Neigung dazu fühlen, in&befondere auch von 
jüngeren Söhnen gegen Soldzahlung verjehen wird; während die 
Kitterlehne zur Aufbringung diefes Soldes gleihmäßig fteuern. Gegen 
gute Dezahlung fanden fih dann auch aus der Graffchaftemilis 
Schwer: und Leichtbewaffnete zu Fuß, Bogenfchügen zu Fuß und zu 
Pferde, die ſich der alten Lehnsreiterei anfchloffen, und dem englijden 
Heere eine größere Beweglichkeit, Brauchbarfeit im Garnifondienit, 
Verwendbarkeit in weiten Entfernungen, und eine ganz beſondere 
Geſchicklichkeit im Angriff mit Wurfgefchoffen verliehen. Seit Eduard 1. 
confolidirt ſich dieſe Verſchmelzung der Lehns- und Grafjchaftsmilizen. 
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Unter Eduard III. und durch da8 Genie des ſchwarzen Prinzen ift 
daraus ein neues taktifches und ftrategifches Syften gebildet. Der 
Fußſoldat, den die Lehnsmiliz nur als Knecht zu verwenden wußte, 
erfcheint al8 gefonderte Waffe, und das Verhältniß des Ecywer- und 
Veichtbewaffneten, des Reiterd und des Fußmanns nicht mehr als das 
Berhältnig des Herrn zum Diener, fondern des Officiers zum Sol- 
daten. Beſitz, friegeriiche Gewohnheit und altes Ehrenherfommmen 
macht aber die größeren Kronvajallen und die friegserfahrenen Heinen 
Kronvafallen zu natürlichen Führern der Sompagnien und Fähnlein, 
die fie fich durch Soldvertrag mit der Krone aus ihren Angehörigen, 
Nachbarn, Dienftleuten, Pächtern und anderen fampfluftigen Leuten 
der Srafichaftsmiliz bildeten, und die eben deshalb auch nod) mit der 
alten Bezeichnung eines Gefolge (retinne) benannt wurden. freilich 
ging fchließlich der Ruhm und Glanz diefer zufammengefegten Heeres⸗ 
ordnung wieder verloren, nad) außen durch deu Verlauf der franzöfi- 
ihen Kriege, nad) innen durd den 3Ojährigen Streit der beiden Roſen. 

In der Beriode der Tudors wurde die königliche Gewalt in 
der Milizverfaffung wieder hergeftellt, das Gefolgichaftsweien des 
Adels ftreng unterdrüdt. Die einzige legale Yandesbewaffnung ift 
jest die Miliz. Die militärifchen Gewalten des Cheriff gehen immer 
regelmäßiger auf einen ftehenden königlichen Commiffarius, den (Lord) 
Lieutenant über. Das Bewaffnungsiyftem wird den neueren Be: 
dürfniffen gemäß geändert; eine regelmäßige, nad) dem Cenſus abge- 
itufte Anshebung hat jedoch unter den Stuarts gänzlich aufgehört. 

In der Zeit der Bürgerfriege war das Commando der 
Milizen befanntlih das Signal zum Ausbrud des Kampfes. ‘Der 
Krieg wird dann einige Jahre hindurch zwijchen Yandedellcuten, 
bewaffneten Bächtern, Knechten und halb disciplinirten Milizen geführt; 
julegt aber durch ein ftehendes Heer nach dem „Modell“ Cromwells 
beendet. 

Unter Carl II. werden um fo eifriger die alten Milizen und die 
föniglihen Milizgewalten reftaurirt, und durd einen hohen Cenſus 
abgeichloffen, 13. Car. II. c. 6; 13. et 14. Car. Il. c. 3; 15. 
Car. 1I. c. 4 Die Miliz ift von da an nur cine Organifation im 
‚sntereffe der regierenden Klaſſe. Nach dem Hauptgeſetz 13. et 14. 
Car. II. c. 3. 8 2. eruennt der König den Lord Licutenant in 
jeder Graffchaft, county of city und in analogen Bezirken. Dieſer 
präfentirt ihm eine Anzahl von Deputy Lieutenants zur Beſtäti⸗ 
gung, vorbehaltlich des königlichen Rechts folche auch ſelbſt zu ernennen 
oder zu entlaffen. Der Lord Lieutenant certheilt die Offizier. Patente 
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(commissions) an die Oberften, Majors, Capitäns und andere Offi⸗ 
ziere. Die Laft der Miliz ift mac) folgendem Cenfus ($ 3) vertkeilt, 
in welchem die mittefalterlihen Proportionen von 20 L. und 40 Sh, 
freehold mehr al8 zwanzigfad erhöht find. 

1. Befiger von 500 2. Grundrente oder 5000 2. anderem Va⸗ 
mögen (ungerechnet das Hausgeräth) ftellen einen gerüfteten Daun zu 
Pferde; fiir ein höheres Vermögen verhältnigmäßig mehr. 

2. Befiger von 50 2. Grundrente oder 500 2. beivegl. Vermögen 
(ungerechnet das Wirthichaftsinventar) ftellen einen gerüfteten Mann 
zu Fuß; für ein höheres Vermögen verhältnigmäßig mehr. 

3. Befiger unter 50 2. Grundrente oder 500 2. Vermögen wer: 
den durch die Constables angehalten nad billiger Einfchätung bei- 
zutragen. 

Zur Einfhägung der Pairs ernennt der König eine eigene Com⸗ 
miffion von wenigftens 12 Pairs, die ihre Einfchägungslifte dem Lord- 
Lieutenant mittheilen. Niemand braudt in Perfon zu die 
nen, fondern Tann dem Gapitän zur Beftätigung einen Stellvertreter 
präfentiren ($ 25). Zur Befchaffung von Munition und zu anderen 
Kriegsbedürfniffen und Nebenkoften fönnen Lord Laeutenant un 
Deputy-Lieutenants eine Grundfteuer in der Grafſchaft ausfchreiben, 
die aber nicht mehr betragen darf als 4 Monatsbetrag der Staate: 
grundfteuer, wie fie damals nad) 12. Car. II. c. 29 eingefchägt war. 

Geſetze diefer Richtung kehren im ahtzehnten Jahrhundert 
mehrmals ziemlich) monoton wieder. Die fo geftaltete Miliz wurd 
indeffen niemals eine lebendige Inſtitution, und zeigte fich bei dem 
Kämpfen mit dem Prätendenten als eine fehr ſchwache, fchon durd 
Schwerfälligkeit und Koftbarfeit zwedwidrige Bewaffnung. Im Jaht 
1756 Hatte der drohende Einfall einer franzöfifchen Armee zu dem era? 
tüchtigeren Milizgefeg 30. Geo. II. c. 25 geführt, weldyes ipätr 
wieder durch das umfaſſende Geſetz 26. Geo. III. c. 107 erfegt wurde, 
und diefes wieder durd; 42. Geo. III. c. 90, welches als Codification 
des Milizrechts die Grundlage bis in die neuefte Zeit gebfieben ift. 

Die Gefhichte der Milizverfaffung ift in der Geſchichtlichen Ib 

theilung gegeben, für die angelfächfiiche Zeit S. 9—ı18; für die normannijſche 
Zeit S. 61—68. (über die Assize of Arms ©. 67. 68); für bie zufammen- 
geſetzte Heeresordnung der reichsftändifchen Zeit S. 149 — 159; für die at 
der Tudors und Stuarts ©. 311—318; für das achtzehnte Jahrhundert, ins 
bejondere für das Verhältniß der ftehenden Armee zur Miliz S. 372—3°6, 
wo auch am Schluß die anomalen Verhältniffe der englifchen Landesbewafttung 


gruppirt find. Der Berlauf feit den Zeiten der franzöfiichen Revolution folgt 
im $ 9A. 
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Die Gefchichtlichen Hauptmomente find hier wiederholt, theils als Grund⸗ 
lage des geltenden Milizrechts, theils zur nochmaligen Erinnerung daran, daß 
in der europäifchen Welt von je her das Heerweſen in erfter Stelle die Landes- 
verfafjung beſtimmt bat, — aljo aud in England nad feiner eigenthin- 
lichen Weiſe. 

Die Litteratur des Milizrechts war zu allen Zeiten unbebentend; bie 
Schriften des neunzehnten Iahrhunberts find Eompilationen der Milizgeſetze, 
und felbſt als ſolche großentheil® veraltet. Vgl. jett Saunders, Militia Law. 
inter den antiquarifchen Schriften ift etwa hervorzuheben: Grose’s Military 
Antiquities. 


8 90. | 
Das Milizgefeg von 1802, 42. Geo. II. c. 90. 


Die Milizgefege des achtzehnten Jahrhunderts enthalten fo con- 
ftante Grundzüge der Berfaffung und Verwaltung, daß faft jedes 
fpätere als eine Confolidation des früheren erfcheint. Die Hauptgeſetze 
find Manifeſtationen des Parlaments, welche den guten Willen aus⸗ 
drücken follen, die eingefchlafene Miliz wieder Tebendig zu machen. 
Durch die drohenden Gefahren der franzöfifchen Kriege ift dies wirklich 
herbeigeführt. _ Dann aber beginnt im neungehnten Jahrhundert eine 
Gruppe von Gefegen, die mehr den Charakter von Broteften und Re- 
fervationen haben, d. h. die wirkliche Miliz juspendiren, mit dem An- 
erfenntniß, daß es eigentlich anders fein follte. Mit diefen Vorbehalten 
ft das Milisgefeg von 1802 die Grundlage des Inſtituts für ein 
halbes Jahrhundert geblieben. Die fehr zahl» und umfangreichen 
Clauſeln deffelben Laffen fich in folgende Rubriken gruppiren: 

I. Ernennung des Lord Lieutenant, der Deputy 
Lieutenants und Offiziere. Nach dem Milizgeſetz (8 2. 5) er- 
nennt der König in jeder Graffchaft oder analogem Bezirk einen (Lord) 
Lieutenant mit der Befugniß „zu berufen, zu armiren, in Ord⸗ 
nung zu bringen, auszubilden und zu ererciren“ die Milizmannſchaften 
einmal im Jahr in der geſetzlich vorgefchriebenen Weiſe. Er foll zu 
dem Zweck wenigftens 20 oder mehr Deputy Lieutenants 
ans anfäffigen Männern mit dem gefeglichen Genfus zu den Miliz- 
verwaltungsgefchäften ernennen und dem König zur Betätigung prä- 
fentirn. Der Lord Lieutenant ernennt auch die gehörige Zahl von 
Oberften, Oberft-Lieutenants, Majors und anderen Offizieren, und 
berichtet folche dem König ein. Der fo Defignirte ift definitiv er- 
nannt, wenn nicht der König innerhalb 40 Tagen nad) Vorlegung bes 
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Berichts die Ernennung mißbilligt. Der Milizoffizier rangirt mit den 
Offizieren des jtehenden Heeres als jüngfter feines Ranges. Der 
König kann durch ein Cabinetsfchreiben die Entlaſſung jedes Deputy 
Lieutenant oder Offiziers anbefehlen ($ 17). 

Der Normalcenfus der Milizoffiziere (8 6) iſt abge 
meſſen zunächſt nach Grundbefig: freehold, copyhold, oder analogm 
Grundeigenthum, erbfich oder auf. Lebenszeit, oder auf 21 Jahre Vacht 
(8 11) in folgenden Stufen: der Deputy Lieutenant 1200 Thlr. 6. 
Grundrente, der Obrift 6000 Thlr. ©., der Obriftlieutenant 3600 Thlr. 
G., der Major 2400 Thlr. G., der Capitän 1200 Thlr. G., der 
Lieutenant 200 Thlr. ©. (oder ein perjünfiches Recht auf ein Grund 
ftüd von 6000 Thlr. G., oder ein Gefammtvermögen von 12000 Thlr. 
G.), der Fähnrihd 120 G. Griumdrente (oder ein perfünliches Recht 
auf ein Grundftüd von 3000 Thlr. ©., oder ein Gefammtvermögen 
von 6000 Thlr. G.). — Gleichgeitellt dem Befiger ift der fichere Erbe 
(heir apparent) einer doppelt fo hohen Grundrente, oder dingliche 
Anwartfchaft (immediate reversion) auf den dreifachen Genius. Zum 
Capitän ift qualificirt aud der jüngere Sohn einer Perfon, die den 
dreifahen Genfus hat; zum Lieutenant der jüngere Eohn einer Berjon 
mit doppeltem Cenſus. An einigen nördlichen Grafſchaften und in 
Wales find die Anfäge um 3—} niedriger. — In den Städten, bie 
eine Örafichaft für fich bilden: der Deputy Lieutenant 900 Thlr. ©. 
Grundrente oder 18000 Thlr. ©. Vermögen; der Stabsoffizier IX 
Thlr. ©. Grundrente oder 30,000 Thlr. ©. Vermögen; der Capitän 
900 Thlr. ©. Grundrente oder 15,000 Thlr. G. Vermögen; der 
Lieutenant 180 Thlr. G. Grundrente oder perjönlicher Beſitz eines 
Grundſtücks von 4500 Thlr. G.; der Fähnrid) 120 Thlr. ©. Grund⸗ 
rente oder perjünlicher Beſitz eines Grunditüde von 2400 Zhlr. 8. 
Ein Bair des Reiches und fein heir apparent bedürfen feines Cenſus. 

U. Normalzahl der Mannjhaften in jeder Graffdait. 
Das Mil.-Geſ. 8 19 (wie dies auch ſchon in den früheren Gejfehen 
geichehen war) beftimmt eine Normalzahl der Maunfd,aften, — damals 
40,963 Mann für England und Wales insgefammt, vertheilt nad 
feften Zahlen auf die einzelen Graffchaften. Die drei größten Eontin- 
gente ftellt Middlesex (3038), Lancaster (2439), York, West 
Riding (2429); die drei Hleinften Contingente: Rutland (83), Me- 
rioneth (121), Anglesea (128). Das Privy Council iſt indeſſen 
ermächtigt von Zeit zu Zeit die Quoten zu ändern (8 20); aud if 
die Gefammtzahl jpäter bedeutend erhöht. In Fällen einer drohenden 
Invaſion oder Rebellion kann durd Königliche Proclamation eine 
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supplementary militia gebildet werden ($ 146) bi& zu hödhitens 4 
des ordentlihen Etats. Die PVeranlaffung dazu ift dem Barlament 
zuvor mitzutheilen, oder wenn dies nicht verfammelt, durch Proclamation 
zu veröffentlichen. 

III. Bildung der Urliften und Reclamationsverfahren. 
Für diefe und die folgenden Verwaltungsgeſchäfte bildet der Lord 
Lieutenant mit feinen Deputy Lieutenants ein General Meeting 
der ganzen Grafſchaft. In den hundreds, divisions oder analogen 
Unterbezirken bilden die dazu gehörigen Deputy Lieutenants ein 
Subdivision Meeting. Beide analog den Quartal» und Spezial« 
igungen der Friedensrichter; beide mit ihrem befonderen Secretär; und 
mit dem gemwohnten friedensrichterlichen Gefchäftsgang. 

Da® General Meeting beiteht aus wenigſtens zwei Deputy 
Lieutenants unter dem Lord Lieutenant, oder in deſſen Abwefenheit 
aus wenigftens drei Deputy Lieutenants. Ein folches wird zunädjft 
abgehalten am Dienftag vor dem 10. Oftober, und beichließt im Bor- 
aus, an welchen Tagen des laufenden Gefchäftsjahrs die folgenden Ge- 
neral Meetings abzuhalten, die dann durch Staatsanzeiger und Zeitun- 
gen wenigftens 14 Tage vorher zu veröffentlichen find (8 21). | 

Zu einem Subdivision Meeting gehören menigften® zwei 
Deputy Lieutenants, im Nothfall ein Deputy Lieutenant und ein. 
sriedensrichter (3 22). Die erfte Zuſammenkunft eines ſolchen wird 
batdmöglichft nad) dem 10. Dftober durch da8 General Meeting in 
jedem Unterbezirk geordnet (8 25); die fpäteren Zufammenfünfte bes 
ſtimmt die Bezirksverſammlung felbit. 

Gleichzeitig mit der erjten Ausfchreibung der erften Bezirks-Ver⸗ 
ſammlung ergeht fodann eine Anweifung an den High Constable, 
dur weitere orders an die Ortsconjtables oder analoge Beamte voll- 
tändige Stammliften aller Männer ihres Kirchfpiels zwifchen 18 
und 45 Jahren anzufertigen ($ 25), enthaltend Vor- und Zunamen, 
"Alter, Zahl der Kinder, und etiwanige Befreiungsgründe ($ 26). Die 
Ortöftammliften find binnen einem Monat zu vollenden und an einem 
Sonntage an der Kirchthür auszuhängen mit Angabe des Tages der 
Eigung, in welcher Neclamationen angenommen werden ($ 28; 46. 
Geo. III. c. 91). Sie werden demnächſt in der Bezirkefigung ein« 
gereicht und von jedem Constable eidlich verificirt (8 30). 

Jeder in die Stammlifte Aufgenommene, der fi) dadurch oder durch 
die Weglafjung anderer Namen befchwert fühlt, oder wer eine nicht 
anerkannte Befreiung vom Dienft behauptet, kann an die Bezirksſitzung 
appelliren, im welcher wenigften® zwei Deputy Lieutenants die 
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Reclamationen endgültig entfcheiden. Nach Maßgabe folder Berukti- 
gungen fenden fie die volljtändigen Liſten in vorgejchriebener Torm au 
den Secretär des General Meeting ein ($ 30). 

Gefeglich befreit vom Milizdienft ($ 43) find: Pairs, active 
Offiziere und Offiziere auf Halbfold in Armee und Marine; Unter- 
offiziere und Soldaten aller Königlichen Truppen; Berfonen die ale 
Offiziere in der Miliz ſchon dienen oder früher vier Jahre fang ge- 
dient haben; Geiftliche der Staatskirche; refidirende Mitglieder der 
beiden Landesuniverfitäten; conceffionirte Lehrer einer einregiitrirten 
Religionsgefellfchaft; constables und andere Friedensbeamte; Schreiber 
der Rechtsanwälte (articled clerks); Lehrlinge, Matroſen und fer 
fahrende Leute, Mannſchaften der Königlichen Docks, Arſenale, Pul- 
verfabrifen und Waffenvorrathshäufer unter Verwaltung des Feldzeng 
amts; Bootsleute von der Themfecorporation; arme Leute, die mehr 
- al8 ein ehelich gebornes Kind haben. Ferner nach 44. Geo. I. 
c. 54 8 7. 8. ſolche die Schon als active Mitglieder der Yeomanry 
oder einer Boluntärmiliz dienen und als ſolche einregiftrirt find; ober 
in einer local militia nad) 52. Geo. III. c. 38, $ 39; ober nad 
19. Geo. III. c. 44 die Geiftlichen einregiftrirter Religionsgefellfchaf- 
ten (vergl. 52. Greo. III. c. 155 $ 9). 

IV. Ausloofung, Einfhwörung und Enrollirung der 
Mannfchaften. Die Zahl der nad dem Vertheilungsplan aus jeder 
Kirchfpiel auszuloofenden Mannſchaften wird durch die Constables 
alfen dienftpflichtigen Mannjchaften befannt gemacht, fowie der Termin 
in welchem die Auslooſung ftattfinden wird. In der dazu angefekten 
Bezirksſitzung laffen die Deputy Lieutenants aus jeder Ortslifte die 
erforderte Zahl von Namen durch das Loos ausziehen (8 41). 
Jeder einzele durch das Loos gezogene Dann wird benachrichtigt, 
daß er auf fünf Jahre zu dienen, oder einen Subftituten zu ftellen, 


und fi in dem anberaumten Zermin zur Eibesleiftung einzufinden 


hat (8 41). 

Wer in dem Termin ausbleibt, oder bei den fpäteren Acten den 
Eid verweigert, auch Teinen geeigneten Subftituten beftellt , verwirft 
eine Geldbuße von 10 L., umd ift nach Ablauf von fünf Jahren von 
Neuem dienftpflihtig. Im Ball der Nichtzahlung tritt Zwangkein 
ftellung ein. — Findet fi) aber, daß der Ausgeloofte nicht 5 Fuß 
4 Zoll (engl. Maß) groß, ober nad ärztlicher Unterfuchung nicht 
dienftfähig ift, ober nicht in dem Beſitz von 100 2. Vermögen nad 
feiner eidlichen Verſicherung, fo wird durch Nachlooſung aus ber 
Stammtlifte fofort ein anderer fubftituirt (8 53). Analoge Nachloofungen 
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treten ein bei Bacanzen durch Tod oder Beförderung, oder durch fpäter 
eingetretene Dienftunfähigfeit (8 55—60). 

Der tauglich Befundene hat fodann den Dienfteid zu feiften 
(57. Geo. III. c. 118) und einen weiteren Eid über feine Perjonal- 
verhältniffe (43. Geo. III. c. 50) folgenden Inhalts: 

„Ich ſchwöre, daß ich von Profeffion ein .... bin, gewöhnlich wohnhaft in dem 
Kirchipiel N., daß ich unverheirathet bin (oder..... ); und daß id) feine Kinder 
habe (oder nur ein uneheliches Kind 2c.); und daß ich feinen Bruch habe, und 
feine böfen Zufälle; daß ich nicht durch Lahmheit oder fonft unfähig, ſondern 
im vollen Gebrauch meiner Glieder bin; daß ich fein Matrofe oder jeefahrender 
Diann oder Lehrling bin; daß ich nicht zur Königlichen Armee, Marine, Ma— 
rinecorp® oder zu einem anderen Milizcorps gehöre. Zum Zeugnif deffen 20.” 
— beſchworen vor mir am... ." „N. N. Deputy Lieutenant.” 

Der Ausgeloofte kann aber au einen Erfagmann ftellen, 
vorausgeſetzt, daß felbiger dienfttüchtig befunden wird ımd nicht mehr 
als ein eheliches Kind Hat. Der danach geprüfte und angenommene 
Erfagmann tritt auf fünf Jahr für den „principal“ ein und befreit die 
ſen, al8 ob er gedient hätte ($ 41). Die Kirchenvorfteher und Armen- 
auffeher des Kirchſpiels fünnen aber auch auf Grund eines Gemeinde: 
beichluffes in dem Ausloofungstermin Gemeindeerfakmänner 
(volunteers) ftellen. Ein Ballot tritt dann in dem Kirchfpiel nur 
ein für eine folche Zahl, die durch die Gemeindevolontairs nicht gedeckt 
ft. Die Gemeindevorfteher mögen einem ſolchen volunteer ein Hand- 
geld bis zu 6 2. bewilligen, und als Zufchlag zur Armenfteuer mit 
Beftätigung eines Friedensrichters in der Gemeinde ausjchreiben. Kein 
Gemeindeglied aber, welches perſönlich oder durch Subftituten in der 
Miliz dient oder gedient hat, braucht zu diefer Stener beizutragen. 
Gegen die Ausfchreibung findet eine Reclamation an die Seffionen 
ftatt, wie gegen die Armenfteuer ($ 42). 

Die fo dienfttüchtigen und eingeſchwornen Mannfchaften und Stell- 
vertreter werden fodann in die Bezirkslifte enrollirt (8 41), 
weiche der Clerk binnen 14 Tagen dem Clerk bes General Meeting 
abfchriftlich einzufenden hat bei 20 2. Strafe für Verfäumniß oder 
wiffentlich falfche Eintragung (8 36). In dieſer Dienftlifte find die 

enrollirten Mannfchaften in fünf Klaſſen zn fondern mit Rüdficht auf 
ihre Abkömmlichkeit: (1) Männer unter 30 Jahren und ohne Kinder, 
(2?) über 30 Jahre ohne Kinder, (3) mit Kindern über 14 Jahren, 
(4) mit Kindern unter 14 Jahren, (5) Alle anderen, die nicht unter 
die vorigen Rubriken falten (8 54). | 

V. Formirung der Milizgregimenter. Die enrollirten 
Dannfhaften werden in Sompagnien von 60-120 Gemeinen formirt, 
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jede mit einem Sapitän, einem Lieutenant und einem Fähnrich. Wo die 
Mannschaften einer Graffchaft dazu Hinreichen, werden daraus Regimen⸗ 
ter von 8— 12 Gompagnien gebildet, anderenfalls ein Bataillon von 
4-7 Compagnien, event. ein Korps von wenigjtend 3 Compagnie, 
Das Regiment von wenigftens E00 Gemeinen erhält einen Oberſt, 
einen Oberjtlieutenant, 2 Majors; das Kleine Regiment von wenigitens 
480 Mann einen Oberft, einen Oberftlieutenant, einen Major; des 
Bataillon einen ÖOberftlientenant und einen Major; das Corps einen 
Oberftlientenant oder einen Major (8 6%). 

Als Adjutanten ernennt der König einen Offizier des ftchenden 
Heeres, oder einen Meilizoffizier welcher fünf Jahre in der formirten 
Miliz Dienfte getan. Einem ſolchen kann dann Capitänsrang ver- 
(iehen werden auch ohne den gefeglichen Cenſus (8 77). 

Der Lord Lieutenant kann ferner einen Regimentsarzt ame 
der Zahl der approbirten Aerzte ernennen, der während der Uebungs 
zeit Diäten, nad der Mobilmahung Gehalt erhält ($ 73). 

Der Oberft unter Königlicher Beitätigung kann für das Regi- 
ment oder Bataillon einen gedienten Militär als Quartiermeifter 
ernennen, ($ 79). Der Oberft kann aud einen Regiments - oder 
Bataillonsfchreiber mit den Functionen eines Zahlmeifters ernennen: 
in kleineren Abtheilungen unter 3 Compagnien muß der commandirend 
Offizier diefe Stelle mit verjehen ($ 80). 

Das Berhältnig der Eorporale, Sergeanten und Tam- 
boure wird dahin firirt: außer dem activen Dienft 1 Sergeant und 
1 Corporal auf 30 Mann, 1 Zambour auf die Compagnie; im acti: 
ven Dienft 1 Sergeant und 1 Corporal auf 2) Mann, 2 Zamboure 
auf die Compagnie (8 83). Lord Lieutenant oder Regimentscom- 
mandeur können indejfen auf ihre Koften ein förmliches Muſilchor 
über den Etat halten ($ 85). 

VI Uebungen der Miliz (training and exercise). Die 
Miliz foll jährlich einmal einberufen werden zum Exerciren auf den 
Zeitraum von 21 Tagen. Die Uebungen können auch in ffeineren 
Abtheilungen von wenigftens 2 Gompagnien gefchehen. Während der 
Zeit der Uebung unterliegen die Mannfchaften dem Kriegeredht (Mu- 
tiny Act), den Kriegsartifeln und deu Sriegegerichten ($ 89), doch 
mit Ausfhluß der Strafen an Leben und Gfliedern. Sie erhalten 
Löhnung von dem Tage an wo fie beim Regiment eintreffen (3 92). 
Die Einquartirung der Offiziere und Gemeinen während der Uebunge 
zeit erfolgt in Gaſthöfen und Bierwirthichaften nad denjelben Grund⸗ 
fügen wie die des ftehenden Heeres, durch Requiſition des Lord 
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Isteutenant oder commandirenden Offizird an den Bürgermeifter, 
Constable oder fonftigen Ortsvorftand; im Fall der Weigerung oder 
Abweſenheit des Ortsbeamten durch einen benachbarten Friedensrichter 
(5 94). In gleicher Weife wird das nöthige Fuhrwerk geftellt durch 
Requifition eines Friedensrichters, der feinen warrant an die Con- 
stables erläßt; die Zaren dafür find gefeglich beftimmt, etwanige 
Mehrzahlungen trägt die Kreistaffe (8 95). Jeder Eompagniechef kann 
jeine Mannfchaften auch bis zu einem Sag von 3 Sgr. täglid in 
Accord geben zur Beichaffung von Wäfche, Waffenreparatur und an- 
deren Bedürfniffen, muß fi; aber mit jedem Dann berechnen, und 
am Ende der Uebung den Weberfchuß der Löhnung auszahlen (8 96). 

Mannſchaften, die nad) der gefetlihen Belanntmachung fih am 
Uebungsort nicht einftellen (außer dem Fall der Unfähigkeit durd) 
Krankheit) verfallen fo lange die Uebungszeit dauert dem Kriegsgericht; 
werden jie erft nach beendeter Liebung ergriffen, jo verwirfen fie 20. %. 
als ſummariſche Strafe der Defertion vor einem Friedensrichter. Ebenfo 
diejenigen, die während der Uebungszeit unbeurlaubt fic) entfernen. Im 
Fall die Zahlung nicht jofort erfolgt, erkennt der Friedensrichter auf 
Gorrectionshaus mit harter Arbeit oder Gefängniß auf ſechs Monat 
($ 99). Die Verfolgung des Deferteurs kanu durch Order des com- 
mandirenden Dffiziers einem Unteroffizier aufgetragen werden, wird 
erleichtert durch ſummariſche Haftbefehle der Friedensrichter (8 108), 
befördert durch eine gefetliche Brämie von 20 sh. aus der Regiments 
kaſſe für Ergreifung eines jeden Deferteurs ($ 109), und durd) eine 
Geldbuße von 5 2. für wiffentlihe Beherbergung eines Deferteurs 
($ 110). 

VI. Einberufung der Miliz zum activen Dienft. Eine 
jolche tritt ein „in Fällen einer actuellen Invaſion oder bei drohender . 
Gefahr einer folchen, und in Fällen einer Rebellion oder Ynfurrection“ 
kraft Königlicher Order an die Lord Isieutenants, oder in deren 
Abweſenheit an mindeftend® 3 Deputy Lieutenants ($ 111). Iſt 
d08 Parlament verfammelt, fo ift ihm zuvor die Veranlaſſung zu 
communiciren; ift e8 nicht verfammelt, jo wird die Order im Staats» 
rath declarirt und durch Proclamation veröffentliht. Die Einberufung 
(draw out and embody) fann die ganze Miliz oder einen Theil der- 
jelben treffen. Die einberufenen Mannfchaften werden unter das Com⸗ 
mando ſolcher General-Offiziere geftellt, welche der König zu ernennen 
beliebt, und nad) Bedürfniß verwendet in jedem Theil von Groß- 
dbritannien. Sie find vollftändig dem Kriegsrecht und den Kriegs⸗ 
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artifeln unterworfen ($ 111) fo lange, bis fie in ihre Graffchaft zu- 
rücdgelehrt und durch Königliche Order entlaffen find (disembodıed). 

Das Verfahren ift folgendes. Nach Empfang der Mobilmachungt 
order erläßt der Lord Lieutenant feine weiteren Orders durch die 
High Constables an die einzelen Unter-Constables zur fchriftlichen 
Ladung der einzelen Milizmänner (8 114). Die Ausbleibenden werden 
al® Deferteurs nad den Kriegsartiteln behandelt, wilfentliche Beherber 
gung eines ſolchen ift mit 100 2. bedroht (S 116). Offiziere und 
Mannſchaften erhalten vom Tage der Mobilmachung an den gewöhn- 
lichen Sold der ftehenden Infanterie (88 117. 118). Außerdem erhält 
jeder eintretende Milizmann eine Guinea Gratification, Mindervermö- 
gende noch weitere Geldbewilligungen (SS 121, 122). Vacanzen durd 
Defertion oder Abwefenheit werden durch Nachloofung in der betreffen: 
den Subdivifion ausgefüllt (8 128). Wo nur ein Theil der Milizen 
mobil gemacht wird erfolgt die Aushebung und PVertheilung durch das 
2008 in einer Subdivifionsfigung (88 129—132.) Dabei wirb jebod 
die Klaffenfolge der Abkömmlichkeit beobachtet: zuerft die ganze erfte 
Klaffe, dann die zweite Klaſſe und fo fort; erft in der Kaffe die nur 
theilweife einzuberufen ift tritt die Roofung ein (88 133, 134). Wäh- 
rend ein Theil der Miliz mobil gemacht ift, kann der nicht mobil 
Theil auf eine durch Königliche Anordnung zu beftimmende Friſt ein- 
egercirt werden (8 142). MWeberhaupt Tann während der Zeit der 
Mobilmahung durch Königliche Anordnung jederzeit ein Theil der 
Milizen entlaffen und wieder einbeordert werden (8 144). 

VII. ®Waffenvorräthe und ftehende Stämme. Alle der 
Miliz gelieferten Musketen follen mit der Marte M. und mit dem 
Namen der Grafichaft bezeichnet fein. Verlauf, Berpfändung oder 
. Berlieren von Waffen, Uniformftüden, Ausrüftungftüden oder Muni—⸗ 
tion, oder Nichtzurücklieferung derfelben im guten Stande wird an dem 
Milizmann mit Geldbuße bis 3 2., event. mit Correctionshaus bis 
zu drei Monat mit harter Arbeit gebüßt; am dritten Perfonen, die 
ſolche wiffentlih Laufen, verhehlen, annehmen, mit 5 2. event. ſecht 
Monat Gefängniß oder Ausprügelung (8 102). 

Alle Waffen, Uniformen, Armatur» und andere Vorräthe des 
Regiments werden außer der Zeit der Einberufung an einem folden 
Ort aufbewahrt, welchen der NRegimentscommandenr mit Genehmigung 
de8 Lord Ineutenant beftimmt. In Ermangelung eines dazu geeig 
neten Lokals Tann da® General Meeting auf Koften der Kreiskafſe 
ein ſolches befchaffen oder erbauen (8 106). 

Auch während der Zeit, in welcher die Miliz nicht einberufen iſt, 
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werden ftehende befoldete Stämme bei jedem Regiment erhalten, 
beftehend aus einem Adjutanten, sergeant-major, mehren sergeants 
und Tambouren. Diefer Stamm foll an dem Ort ftationirt fein, wo 
ji das Waffendepot deö Regiments befindet. Der Abdjutant ift vers 
antwortlihd für die gefammten Waffen-, Montirungs- und anderen 
Borräthe unter Aufficht des Commandeurs. Fir Neparatur- und au⸗ 
dere Berwaltungsloften wird 1d. monatlih (4 XThlr. jährlich) auf 
jeden Dann bewilligt. In Abwefenheit des Adjutanten führt der 
sergant major da8 Commando des Stammes, 

IX. Berfönlihe Rechte und Brivilegien ber Manns 
haften. Unter diefe Rubrik wird zunächſt gerechnet der Anſpruch 
der Offiziere, Unteroffiziere und Gemeinen auf ben gefeßlihen Sold 
während der Periode der Mobilmachung und der jährlichen Uebungen. 
Normal gelten dafür die Soldfäge der ftehenden Linieninfanterie mit 
Heinen temporären Abweichungen, zeitweife aud mit allerlei Nebenre: 
munerationen zur Beförderung der Dienftwilligfeit. Subalternoffiziere, 
Unteroffiziere und Gemeine verlieren durch Dienft und Befoldung in 
der Miliz ihren Anſpruch auf Militärpenfionen nicht, für die Adju- 
tanten ber Miliz tritt nach längerer ‘Dienftzeit ein befonderes Penſions⸗ 
reglement ein. 

Sergeanten, Corporale und Tambours, die nach zwanzigjährigem 
Dienft in der Miliz als invalide entlaffen werden, können auf Ger- 
tificat des Commandeurs und dreier Deputy Lieutenants die kleine 
Penfion im Militärinvalidenhaufe erhalten (8 86). Uuteroffiziere 
und Soldaten, die im activen ‘Dienft verwundet werden, haben gleiche 
Anfprüce auf das Invalidenhaus wie in der ftehenden Armee (8 117). 

Wegen der Unterftügung der Familien einberufener Miliz: 
männer dur die Armenvorftcher aus der Armenkaſſe find zahlreiche 
Speziafgefege ergangen, die ziemlich hohe Bewilligungen enthalten; 
unter andern auch die Clauſel, daß foldhe Familienmitglieder in Tein 
Armenarbeitshaus gefandt werden dürfen, und daß die Annahme einer 
fofhen Mnterftügung das Stimmrecht bei den Parlamentswahlen nicht 
alterirt. 

Perfönlihe politifhe Rechte der Milizen find dann nod: 
daB die Ertheilung einer Commission als Milizoffizier den Parla- 
mentöfig nicht erledigt, aljo keine Neumahl nöthig macht (8 172); 
das Recht auf Beurlaubung zur Ausübung des parlamentarifchen 
Wahlrechts (8 173); Befreiung vom Amt eine® Sheriff, Constable 
oder anderer Gemeindebeamten (88 172, 174): Befreiung von der ges 
jeglichen Wegebaupflicht (8 174). Früher, vor Einführung der abfo- 
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[uten Gewerbefreiheit, gehörte dazu auc das Recht des gedienten Miliz. 
manns Gewerbe ohne vorgängige Yehrlingfchaft zu betreiben ($ 175). 

X. Suspenfion der jährliden Milizübungen. She 
dad Milizgeſetz enthält mancherlei Clauſeln, die auf eine voramegr: 
fehene Suspenfion deuten. Die Mifizverwaltung foll am Schluß jedes 
Kahres den Duartalfitungen ein PVerzeichniß der Mannſchaften und 
einen Bericht ‚über die Uebungen einjenden ($ 157), und wenn ſich 
dabei ergiebt, daß eine Graffchaft innerhalb ſechs Monaten nad em: 
pfangener Order die ihr zufommende Quote an Mannſchaften nict 
vollftändig geftellt hat, fo fol die Summe von ION. jährlid ge: 
zahlt werden für jeden fehlenden Mann. Solde ift af 
Eertificat der Milizverwaltung durch die nächſte Quartalfigung a Conto 
der Grafichaft einzuſchätzen, und auf die Kirchipiele nach Verhältniß 
der fehlenden Mannſchaften zu vertheilen (88 158 — 160). Die jo 
erhobenen Summen werden zu Prämien für volunteers verwandt, 
weldye die Deputy Lieutenants befchaffen (88 161, 162). Jede 
Ortſchaft wird nad) Zahlung folder Summe von der Verantwortlid- 
feit für fehlende Mannſchaften befreit. Mit der Beendigung der frau 
.zöfifchen Kriege trat bald die Suspendirung der jährlichen Uebungen 
als Regel ein. 

) Erueuuung bes Lordlieutenant etc. Der Lordlieutenant fam 
in Fällen der Bacanz oder der Abweſenheit außer Landes durch 3 depaty 
lieutenants vertreten werden, unter königl. Autorifation auch bei Ertheilung 
von Officierpatenten (M.:&. 8 3). Mit Tönigliher Genehmigung fanı anch 
ein Deputy Lieutenant als Bicelieutenant ernannt werden, ober als Liente⸗ 
nant für eine befondere division 46. Geo. III. c. 90. 8 45; 55. Geo II. 
c. 65.89, 

Kein Deputy Lieutenant oder Officier über dem Range des Lientenaris 
darf angeftellt werden, bevor er eine fchriftliche Specification über jeinen gefet- 
lichen Befit dem Clerk of the Peace eingereicht hat, welche diefer einregifrit, 
und im Januar jährlich eine Ueberficht der Oxnalificationen dem Minifter dei 
Innern einreicht ($ 12 13). Alle commissions find durch den Staatsanzeige 
zu publiciren, wie bei den Officieren der fiehenden Armee. Rad; der Ernen 
nung find die höheren Amtseide binnen 6 Monaten bei einer Ougrtalfitung 
oder einem Meichsgericht abzulegen. Ein Stabsofficier , welcher ohne Qualifi 
cation activ wird , verwirkt 200 8., ein Kapitän 100 L.; wobei ber Vellagte 
den Beweis über feinen Befit zu fiihren hat (8 14). 

8) Die Quotenverhältnifie des Geſetzes follten zunüchft bie zum 25. Jam 
1805 gelten (M.-&. 8 20), und dann von 10 zu 10 Jahren nem firirt werben 
(6 38, offenbar mit Rüdficht auf den 1Ojährigen Cenſus). Wird bei ber nenta 
Firirung der Quoten die Gefammtzahl der Grafſchaft erhöht, fo verteilt bat 
General Meeting das Mehr nad; feinen Ermeſſen auf die divisions; wird die 
Duote herabgefet, fo werden die überzähligen Mannfchaften durch das Fort 
entlafien. 
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3, Das Verfahren zur Bildung der Urliſten wird durch Beſchluß des 
General Meeting gleidyeitig in Gang gebradht für alle subdivisions. Zu⸗ 
nächft 1) ergeht die Anweifung No T. (M.G. 8 25) an den High Con- 
stable der Divifion, mit der Anweifung an die Ortsconftables die nöthige 
Order zur Einreichung der Ortsfiften zu erlaffen. Die Ortsconflabler werden 
dadurch aufgefordert die beigefügten gedrudten Formulare jedem occupier eines 
BVohnhaufes und jedem Inhaber einer gefonderten Wohnung oder eines Zim- 
mer® darin zu infinuiren (46. Geo. III. c. 91 Form. A): 

„Srlaffen am 12. Nov. 1841. A. C., Constable. 
Name Etand. Alter. Kinderzahl. Bereit? Befreiungsgrund, 


A.B. Hausherr 40 Kinder unter 14 befreit @eiftlicher 
C.D. Diener 328 feine nicht — 
E.F. Miether 21 feine nicht _- 
G. H. Einlieger 30 feine nicht — 


NB. „Eine Berſdumniß dieſer Anweiſung zu genügen unterwirft ben Be⸗ 

theiligten einer Strafe von 10 2. Dabei iſt zu beachten, daß am 16. December 

18... 13 Uhr Bormittage zu N. ein Termin anfteht zur Anhörung ber 

Reclamationen jolcher Berjonen, die vom Milizdienft befreit zu fein behaupten.” 
A. C., Constable von N. 

Binnen 14 Tagen hat jeder, dem eine ſolche Fifte infinnirt ift, dies For⸗ 
mular auszufüllen und zu unterzeichnen, bei Berwirktung ber obengedachten 
Etrafe im Fall der Berfäumung, der Weglaffung eines Namens oder 
narihhtiger Angabe. " 

(2) Binnen einem Monat nad) Austheilung diefer Liſten bat nun jeber 
Drtsconftabler eine Stammliſte feines Kirchſpiels nad Formular B. zu- 
ſammenzuſtellen (16. Geo. III. c. 91), enthaltend (wie oben) Namen und Bor- 
namen aller Männer zwifchen 18 und 45 Jahren, die fich zur Zeit gewöhnlich 
am Ort aufhalten, Stand, Kinder unter 14 Jahren, Befreiungsgründe. Die 
legteren find in 3 Rubriken zerlegt: a) allgemeine gejegliche Befreiungs- 
gründe; b) ob der Mann fchon ale volunteer oder in der yeomanry gedient; 
c) conceffionirte Lehrer, fofern fie nicht ein Gewerbe treiben, welches den 
Befreiungsgrund wieder aufhebt ($ 28). Zugleich joll bemerkt werden, ob bie 
Berfon „körperlich anicheinend dienftunfähig” iſt. Doch fehlt in dem Formular 
aus Berjehen die Rubrik dafür. Ein Verſuch den Constable zu unrichtiger 
Angabe oder Weglafjung eines Namens zu bewegen, ift mit 50 2. Buße 
bedroht, Weigerung den Namen zu nennen oder den eines Hausbewohners, 
oder unrichtige Angabe eines Namens mit 10 2. (8 31). Die fo zufammen- 
geſtellte Ortsftammtlifte wird an einem Sonntag Morgen an der Kirchenthür 
außgehängt (8 28). 

(3) In der Heinen Bezirklsfigung überreichen dann die Con- 
stables eine getrewe Abfchrift ihrer Ortslifte (& 28) und befräftigen bie 
Richtigkeit derfelben mit ihrem Eide. Demnächſt hören die anmefenden Deputy 
Lieutenants die erhobenen Reclamationen, entfcheiden, berichtigen die Lifte, 
laffen daraus die Bezirkslifte zufanımenftellen, und überſenden folche nach geſetz⸗ 
lihem Formular C. dem Clerk des General Meeting ($ 30). Bei biefer 
und bei den fpäteren Bezirfefigungen können die Deputy Lieutenants die 
Anweienheit der Constables und analogen Beamten zur Auslunftsertheilung 
ordern, und dabei jeden ungehorfamen und jeden der ſich eines Betrugs, vor- 
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ſätzlicher Parteilichleiten oder grober Dienftvernachläffigung ſchnldig mact, zu 
2—20 8. Buße oder zu einem Mon. Gef. verurtheilen ($ 332). Ergiebt ſich 
bei dem Reclamationsverfahren der Verdacht, daß ein fingirter Yelrverttag 
aufgenommen ift, um einen BBefreiungsgrund vom Dienft zu erſchleichen, ie 
fönnen 2 Deputy Lieutenants nad; eidlichem Zeugenverhör den angeblihen 
Lehrling zum Milizdienft bei nächfter Bacanz verurtheilen ($ 49). 

(4) Die in der erften Bezirksfigung nach Erledigung der Rerlamaticam 
zufommengeftellte Bezirfstifte fol enihalten die Gefammtzahl der dien. 
pflichtigen Perfonen in jedem Kirchipiel in 4 Rubriken (1.) kinderloſe um 
30 Jahr (2.) Tinderlofe über 30 (3.) mit Kindern über 14 Jahr (4) mit 
Kindern unter 14 Jahren. — Sodann die bienfibefreiten Perjonen iu 4 
Rubriken (1.) wegen Dienftes in einem yeomanry ober volunteer corps (?.: 
im ftehenden Heer oder in ber Seewehr (3.) die fonft Befreiten ala Geiflide, 
Aerzte, Constables :c. (4.) die körperlich Dienftunfähigen. Die daraus zu 
fammengezogene Summe ergiebt die Sefammtzahl der in jeder subdirisior 
zur Ansloofung disponiblen Mannichaften (Formular C. 46. Geo. IIL c. 9). 
Aus diefen Bezirksliften bat dann der Clerk bes General Meeting rin 
Generallifte der Grafſchaft nad; gleichen Rubriken (Formular D. 46. Geo. II. 
c. 21) zufammenzuftellen, und binnen einem Monat bei 100 2. Etrafe dem 
Privy Council eifzufenden ($ 37). 

(5) In einer weiteren Bezirlsjigung vertheilen fobaun bir 
Deputy Lieutenants die Zahl der wirklich zu geflellenden Rauı- 
[haften auf die einzelen Kirchſpiele ($ 41). Wieviel jede Subdivision 
zu ftellen hat, ift durch das General Meeting vorher beftimmt (8 40). 

Durch das mehrfach erwähnte Zufaggejeg 46. Geo III. c. 91 wurde dei 
Berfahren bei Anlegung der Stammliften mehrfach ergänzt und unter anderem 
auch Geiftliche, Kirchenvorfteher, Armenaufieher und andere Parochialbeamut 
verpflichtet den Constables dabei Affiftenz zu leiſten. 

4) Auslofung und Eurollirung. Die ärztlihe Unterfuhung im Ee 
ftelungstermin geſchieht wo möglich durch den Regimentsarzt einer bencd 
barten Milizabtheilung, event. durch einen anderen qualificirten Arzt 55. Geo. 
III. c. 65 $ 8. In beiden Füllen wird ber Arzt befondere beeidet auf ge- 
treulihe Unterfuhung und Nichtannahme eines Geſchenks. Wer fi ie 
törperlichen Unterfuchung zu unterwerfen weigert, Tann durch 2 Depaty 
Lieutenants oder Friedensrichter zu Gefängniß bis auf eine Woche veruttheilt 
(43. Geo. IU. c. 50 $ 14) und ohne Unterfuchung eingeftellt werden 43 Geo. 
III. c. 1008 1. 

Ein Subftitut oder Gemeinde-volunteer, der nad Annahme det 
Handgelds nicht zu dem Einſchwörungstermin erjcheint, kanu auf Ueberführung 
vor einem Deputy Lieutenant ober friedensrichter zur Rüchzahlung der 
Sandgeldes und 10—20 sh. Buße verurteilt werden, event. zu Gefänguiß 
bis zu 14 Tagen (8 62). Andererjeits können ben enrollirten Stellvertretem 
auch beſondere ©ratificationen durch 2 Deputy Lieutenants bewilligt werdet 
fir eigene Rechnung oder zur Unterſtützung ihrer Kamilien (3 63). Alle Era’ 
gelder wegen verweigerten Eintritts in den Dienft find zunäcft durch Order 
jweier Deputy Lieutenants für die Beichaffung eines Subftituten zu m 
wenden, der etivanige Ueberſchuß au die Regimentslafle zu zahlen ($ 66) 

- Die Enrollirung eines Dienftboten hebt den Dienftvertrag erh au, 
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wenn bie Diiliz zum activen Dienft einberufen wird, oder wenn ber Dienftbote 
iiber die 21tägige Exercirzeit hinaus aus dem Dienft fortbleibt. Für dieſe 
Verſänmniß kann ein Abzug am Lohn gemacht werden; Streitigfeiten barliber 
enticheidet ein Friedensrichter (8 61). 

Bei 20 L. Strafe ift allen Werbebeamten flir das ftehende Heer die An- 
werbung eines enrollirten Milizmannes für das ftehende Heer unterfagt, und 
ieder Aumerbungsvertrag der Art für nichtig erflärt. Ein Milizmann, der 
dabei falfche Angaben macht, oder fich bei einem anderen Milizregiment zum 
zweiten Mal enrolliren läßt, wirb auf Weberführung vor einem fyriedens- 
richter durch einen Zeugen, mit Gefängniß bis zu 6 Monaten beftraft ($ 64). 
„Jeder Privatmann, der einen Sergeanten oder anderen Milizmann engagirt, 
um in einer Stadt oder Ortſchaft volunteers für die Miliz zu werben, ver- 
wirkt 20 8,, der Milizmann Gefängniß bis zu 3 Monat, wenn er den Auf- 
traggeber zu nennen verweigert ($ 65). Den Constables, Officieren und 
Unterofficieren der Miliz ift überhaupt jede Betheiligung bei einem Verfiche- 
rungsgefchäft oder bei Beſchaffung von Subftituten bei 50 2. unterfagt. 

5) Formirung der Negimenter. Kein Oberſt oder Stabsofficier der Miliz 
darf zugleich Capitain einer Compagnie fein. Bei größeren Regimentern und 
Bataillonen kann aud) eine bejondere ©renadier- oder leichte Infanterie- 
compagnie mit. Erhöhung ber Zahl der Tieutenants gebildet werben (& 68). 
Ein Theil der Mannſchaft kann in Artilleriedienft geübt, und dazu befondere 
Lfficiere commandirt werben ($ 69). 

Eingele Compagnien, die nicht zur Bildung eines größeren Körpers aus⸗ 
reihen, fönnen mit Regimentern ober Compagnien benachbarter Grafſchaften 
bazu vereinigt werben. Wo tiberhaupt das Geſetz feine befondere Vorſchrift 
enthält, ift die Kormirung der Truppenkörper Sache der königl. Verwaltung 
($ 71). In Füllen einer Bacanz kann aud) der Lord Lieutenant als Oberft 
das Kommando eines Regiments, Bataillons oder Corps übernehmen ($ 72). 
Höhere Officiere von kleineren Abtheilungen können das Patent, aber nicht den 
Sold eines höheren Ranges erhalten ($ 73. 74). . 

Die Chargen eines Adjutanten, Regimentsarztes, Regimentsichreibers, 
Zahl⸗ oder Quartiermeifters find unvereinbar mit der des Capitäns einer Com- 
pagnie ($ 81). Dfficiere der ftehenden Armee auf Halbjold können ale Sub- 
alternofficiere in der Miliz diefen Sold fortbeziehen (8 82). 

Kein Gaſt⸗ oder Bierwirth darf zum Sergeant, Corporal oder Tambour 
ernannt werden ($ 83). Die linterofficierdjargen werden überhaupt von dem 
commanbdirenden Officier befett, der auch das Entlaffungsrecht bat (5 84). 

6) Hebungen nnd Kriegsgerichte. Die geſetzliche Uebungszeit von 21 
Tagen ($ 87) wurde durch jpätere Geſetze bald auf 28 Zage verlängert, bald 
wieder abgekürzt nach Ermefjen des Privy Council (Staatsminifterium), bald 
au zeitweife ganz fuspendirt. Die Beftimmung der Abtheilungen und ber 
Orte der Uebung erfolgt in ber Hegel durch die General Meetings (8 89). 
Binnen 14 Tagen nach beendeter Uebung hat der Oberft bei 50 2. Strafe 
über den Zufland des Regiments Bericht zu erftatten. Die Abtheilungs-Com- 
mandeure berichten an den Oberft ($ 97). Jeder Eapitain hat nad) geſetz⸗ 
lihem Formular eine Specification feiner Compagnie binnen einem Monat 
einreichen ($ 98), welche den weiteren Berichten zu Grunde liegt. Die Eom- 
pagniefifte (F.) enthält: (1) die Divifion und das Kirchſpiel (2.) die Namen 
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der einzelen Mannfchaften unter den Rubrilan principals, substitutes, volun- 
teers (3.) das Alter (1.) ob zur 1., 2., 3, 4., 5. Klaſſe gehörig nach den 
obigen Grundfäten der Abkömmlichkeit. Das zweite VBerzeihniß (G.) enthält 
die Zahl der principals, substitutes und volunteers; wieviel Manufcaiten 
darunter, welche noch 1, 2, 3, 4, 5 Jahre zu dienen haben; wieviel Mans 
ſchaften der 1., 2., 3., 4., 5. Klaſſe. 

Das Berfahren zur Berfolgung der Deferteurs ($ 103) ıf 
folgendes. Wenn der Commandirende oder der Adjutant Kenntuiß erhält von 
dem wahrſcheinlichen Aufenthalt eines Deferteurs, fo erläßt er eine ſchriftliche 
Requifition mit Signalement, und fenbet foldhe durch einen Gergeanten, 
Corporal oder Tambour an den Adjutanten oder serjeant-major der Milt, 
abtheilung, innerhalb welcher der Dejerteur vermuthet wird. Diejer com 
mandirt fofort eine Anzahl Sergeanten, Gorporale oder Tambonte zur Et 
greifung und Borführung vor einen Friedensrichter. Nach Konftatiruug dei 
Thatbeftands vor einem Priedensrichter wird der Deferteur kraft friedene 
richterlihen warrants durch die betreffenden Militärperjonen in das Haupt 
quartier des nächſten Milizregiments abgeführt, und von da weiter zu jemen 
Regiment. Weitläufige Borichriften beflimmen die Einquartirung der trame- 
portirenden Militärs, die Zahlung der Transportloften :c. 

Ueber die Abhaltung der Kriegsgerichte enthält das Wilizgeies 
Ss 103—105, 115 einige bejondere Beftimmungen. Wo die nöthige Zahl von 
Dfficieren dazu fehlt, Hilft man fi) durch Heranziehung aus benadpbarten 
Milizregimenten. Das Urtheil bedarf der Beflätigung des Commandente, 
der das Kriegsgericht berufen bat. Uebrigens ſoll fein Miligofficier an einem 
Kriegsgericht über das ftehende Heer Theil nehmen und umpgelehrt. — Rad 
55. Geo. Ill. c. 168 können Vergehen gegen Kriegsrecht und SKriegsartilel 
während der Vebungszeit auch nad Entlaffung der Mannſchaften vor em 
Kriegsgericht gebracht werden; Deferteure jederzeit, mögen fie ergriffen je 
wann und wie fie wollen (6. Geo. III. c. 64 8 5.). Nach 22. et 23. Vict 
c. 38 fann. jett die Dejertion in der Miliz immer alternativ entweder ver 
einem SKriegsgericht oder ſummariſch (mit Geldbuße, event. Gef.) vor ben 
einzelen Friedensrichtern verfolgt werden. 

7) Mobilmachungen,. Während derfelben ernennt der Regimentscommandeur 
(wie bei der ftehenden Arınce) einen Agenten, läßt fi von ſolchem Eidyerheit 
beftellen, und bat für die Defecte einzuftehen (H 120). Die durch das roet 
getroffenen Männer, welche ihr Bermögen eidlich unter 500 v. angeben, und 
einen geeigueten Subftituten beftelit haben, erhalten auf Order zweier Deputy 
Lieutenants (Formular Nr. 8.) von den Kirchenvorftehern und Armenaui- 
jehern ihres Kirchipiels eine Summe ausgezahlt, die möglichft entfpreden fol 
der Hälfte des currenten Preifes um welchen ein Subfiitut oder volunteer 
in der Graſſchaft zu haben ift, zahlbar aus der Steuer fir Aufbringung von 
Kirchſpielvolontairs ($ 122). Wer freiwillig über 5 Iahre dient, erhält die 
Prämie von einer Guinea ($$ 125. 126). — Männer, die nicht durch ber 
2008 getroffen find, unter 35 Jahre alt und ohne Kinder unter 14 Jahren, 
tönnen jederzeit von den Deputy Lieutenants als volunteers angenomınen 
werden an Stelle eines durch das Loos getroffenen Manns ($ 136). 

s, Milizftämme. Die Löhnungsfäge für den Stamm wurden von Jeit ja 
Zeit durd) temporäre Acteit feftgeftellt, gewöhnlich für den Adjutanten 323 Zhr. 
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täglich, fiir ben sergeant major und die sergeants 11/—4/s Thlr., für die 
Zamboure 43—!a Thlr. täglich. Für die Tage des Urlaubs wird Yes Thlr. 
abgezogen. Dem sergeant major werben 38 Thlr., dem sergeant 20 Thlr. 
Uniformgelder in gewiflen Perioden bewilligt. Dem Adjutanten beim Stamm 
fann in der Regel nur ein Urlaub bis zu 3 Monat bewilligt werben, von ben 
sergeants darf höchftens der dritte Theil gleichzeitig beurlaubt werden. Die 
ipäteren Gejetse iiber Suspendirung der Miliz haben auch diefe Stämme nod 
unter den urfprünglichen Etat redicirt. 

9) Berfönliche Nechte und Privilegien. Unterftütungen an die Familien 
von Sergeants und Tambours werden aus der Kreislafle erjett; ebenfo die 
Unterftitgungen fir die Kamilien ſolcher Gemeinen, die in einer anderen Graf- 
ichaft dienen, als in welcher die Unterftiigung gezahlt wird. Gewiſſe Streitig- 
keiten dabei werden von dem Lord Lieutenant oder 3 Deputy Lieutenants 
entſchieden. Wo die zu unterſtützende Familie zahlreicher ift als Fran und 
3 Kinder unter 10 Jahren, ift e8 den Armenauffehern geftattet, einen taug- 
(ihen anden Mann als Eubftituten zu beftellen. Das Unterſtützungsgeſchäft 
Keht unter dem Dezernat ber einzelen Friedensrichter mit Appellation an die 
Suartalfigungen. 

10) Zuspenfion ber Uebungen. Ueber den weiteren Verlauf und Berfall 
der Miliz ſ. $ 92. Sehr zahlreich find die dem Geſetz beigefügten Formulare, 
darunter wichtig für den Gefchäftsgang: die Hausliften zur Vorbereitung der 
Ztammlifte (A.), die Orteftanmlifte des Constable (B.), die Stammlifte für 
die Subdivifton (C), die Stammtlifte filr die Grafſchaft (D.), die Enrollirungs- 
lifte (E.), die Compagnielifte (F.) und viele Formulare für warrants an die 
Constables; die Order für die Cinberufung zu den jährlichen Webungen 
(No. VI.) nnd die Mobilmadhungsorder des Lord Lieutenant (No. VII); 
endlich Formulare für das Unterftitungsgeichäft (No. IX—XI.). 

Ausgenommen von dem Milizgeſetz blieb die Miliz von London und 
Tower Hamlets unter Specialgefegen 36. Geo. III. c. 92; 39, Geo. III. c. 
82; 37. Geo. Ill. c. 75. 25. Ferner die Milizen der Bergleute ans den 
Zinnbergwerlen von Devon und Cornwall 42. Geo. 11. c. 72. Für einige 
Srafihaften wurden noch untergeordnete Nebenbeftimmungen beigefügt, 


8 91. 


Stellung der Deputy Lieutenants, der Friedensrichter und der 
Oberinftanz in der Miligverwaltung. 


Es wird zwar kaum Jemand auf den Gedanken kommen die eng- 
liſche Miligverfaffung ale ein Muſter für deutfche Landwehren zu em⸗ 
pfehlen. Politiich aber hat fie ein Intereſſe für die Frage, in welchen 
Formen selfgovernment für eine bewaffnete Macht beftehen kann. 
Es ift dabei zu unterjcheiden die rein militärische und die abminiftra- 
tive Seite. 

Der-rein militärifhe Organismus ift der des ftehenden 

60* 











948 Cap. VI. Die Milizverfaffung. 


Heeres. Formirung der Regimenter, Bataillone, Eompagnim und 
Erercierreglement find die der englifchen Linieninfanterie des achtzehn⸗ 
ten Yahrhunderts, wie fie auch noch in dem ftehenden Heere großen: 
theil® fortdauern. Das überzahlreiche Dffiziercorps fommt aud im 
ftehenden Heere vor. Kriegsrecht, Kriegsartifel und Kriegegerichte find 
für die einberufene Landwehr ebenjo nothwendig wie für das ftehend 
Heer. Nirgends in dein ganzen Militärfyftem ift Raum für Anwen- 
dung eines Wahlrechts. Die Hauptabweichung vom ftehenden Heer 
beiteht in der Qualification des Dffiziercorpe, bei welchem nad) den 
Anfchauungen ber regierenden Klaſſe Grundbefig weſentlich, militäriſcht 
Ausbildung unmelentlih iſt. Diefen Mangel fucht man dann zu er- 
gänzen durch einen gedienten Offizier als Adjutanten und durch eine 
Anzahl gedienter Feldwebel und Sergeanten. 

Der adminiftrative Organismus andererjeitd iſt entlehut 
der Friedensrichter-Verwaltung, alfo mit ftarfen obrigfeitlichen Gewal- 
ten aus Königliher Ernennung, niht aus Wahl. In Form, Geift, 
und großentheild auch im Perjonal, füllt da8 Ganze mit dem Friedent⸗ 
richterfpftem zufammen. Es gilt dies zunächſt ſchon vom Chef der 
Verwaltung, dem Lord Lieutenant, der mit dem Custos Rotulorum 
der Tsriedensrichter identisch if. Er wird durch Patent unter dem 
großen Siegel (alfo durch den Minifter des Innern und Xord Kanzler) 
durante bene placito ernannt, leiftet feinen Eid vor der Königin im 
Rath, ernennt das ganze Perjonal der Deputy Lieutenants und 
Offiziere für Miliz- und Voluntärcorpe, wie er auch als Custos 
Rotulorum die Vorfchläge wegen Neuanftellung der Friedensrichter 
macht. Er ift Ehrenchef der Milizregimenter, wie er Ehrenchef ber 
Kreisverwaltung ift; er ernennt den Kreisfecretair für die Milizver⸗ 
waltung, wie er als Custos Rotulorum den Clerk of the Peace 
ernennt, und ift in eben diejer ‘Doppeljtellung „das ordentliche Organ 
der Correfpondenz zwifchen dem Minifter des Innern und der Graf: 
haft“. Auch für die Verwaltung der Einzelgefchäfte tritt dieſelbe 
Scheidung ein wie bei ben Friedensrichtern: in Gejchäfte der Quar— 
talfigungen, Spezialfigungen und der einzelen Friedensrichter. 

1. Da8 General Meeting, '!) parallel den Quartalfigungen, 
befteht aus dem Lord Lieutenant und fämmtlichen Deputy Laäeu- 
tenants für die allgemeinen Rreisperwaltungsgefchäfte. Dem 
Wefen einer Militärverwaltung entfprechend ift dabei etwas mehr auf 
die perjönliche Mitwirkung des Chefs gerechnet, als bei den Quartal: 
figungen,; doch Tann auch Hier der Lord Lieutenant überall durd 
drei Deputy Lieutenants vertreten werden. Die Gefchäfte bes General 
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Meeting fommen zerftreut in ben einzelen Paragraphen des Miliz- 
gefeßes vor (88 2. 5. 18. 21—23. 25. 37. 39. 40. 41. 87. 90. 
98. 106. 124 u. f. w.). Der Schwerpunft liegt in dem erften Greneral 
Meeting ($ 21), in welchem zugleich die Termine für die fpäteren 
meetings fejtgefeßt werden. Ihr Hauptgeſchäft ift die Stammliften- 
bildung in den Unterbezirken in Gang zu bringen, gewiffe Anordnungen 
über die jährlichen Uebungen und Anfchaffung der Zeughäufer. 

2. Die Subdivision Meetings,?) parallel den Spezial- 
figungen der Friedensrichter, beitehen aus den zur Divifion gehörigen 
Deputy Lieutenants, und zwar aus minbeftend zwei, ober aus einem 
Deputy Lieutenant und einem Friedensrichter (8 22). Ihre Gefchäfte 
erjcheinen wieder in dem Milizgeſetz fehr zerftreut (SS 22 bis 25. 29. 
32. 3. 35. 40. 41—43. 52 ff. un. ſ. w.). Ihr Schwerpunft ift die 
Bildung der Bezirksftammliften, das Ausloofungs- und Enrollirungs- 
gefchäft, und die Neclamationen gegen Aufnahme in die Lifte der dienft- 
pflihtigen Mannschaften (8 29), bie fie endgültig entfcheiden. Die 
Büreauverwaltung beforgt hier wieder der Clerk of the Subdivision 
Meetings nad; gefetzlihem Gebührentarif. 

3. Die einzelen Deputy Liieutenants?) find zunächft be- 
fugt die nach dem Miilizgefeg nöthigen Eide abzunehmen ($ 67). So- 
dann üben fie in ein Baar Fällen eine jummarifche Strafgewalt analog 
den einzelen Friedensrichtern (SS 14. 62. 63. u. a.). Außerdem be- 
treiben fie die Strafverfolgung gegen Lehrlinge, die fich betrüglich ein- 
ſchreiben laſſen (8 49), und ordnen die Auszahlung der Prämien bei 
Mobilmahungen an (8 122). 

In der Regel jedoch werden die einzelen im Gefeß angeordneten 
Bußen bis 20 2. von einem Friedensrichter jummarifch erkannt. 
Die Friedensrichter greifen hier wieder als Polizeiftrafrichter ein, mit 
der Befugniß in Ermangelung der Zahlung bis auf drei Monate Ge- 
fängnig zu erkennen (8 176). Strafen über 20 2. werden durch 
Kivilffage vor den Neichögerichten verfolgt. Werner concurrirt ein 
Sriedensrichter bei der Auszahlung der vereinbarten Summe an einen 
Stelivertreter ($ 63). Ein Friedensrichter kann bei Säumniß des 
Ortevorftandes unmittelbar die Einguartirung von Milizmannfchaften 
anordnen (8 94), und erläßt auf Requifition der Milizverwaltung den 
warrant an die Constables zur Geftellung des nöthigen Fuhrwerks 
(8%). Endlich ftellt ein Friedensrichter bei Verfolgung der Dejerteure 
vorläufig den Thatbeftand feit, decretirt danady den weiteren Transport 
derfelben durch die verfolgenden Sergeanten oder bie vorläufige Deten⸗ 
tion im Gefängniß ($ 108), fowie die gefegliche Prämie für die Er⸗ 
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artikeln unterworfen ($ 111) fo lange, bis fie in ihre Grafichaft zu 
rückgekehrt und durch Königliche Order entlaffen find (disembodied). 

Das Verfahren ift folgendes. Nach Empfang der Mobilmahungs 
order erläßt ber Lord Lieutenant feine weiteren Orders durd die 
High Constables an die einzelen linter-Constables zur ſchriftlichen 
Ladung der einzelen Milizmänner ($ 114). Die Ausbleibenden werden 
als Deferteurs nad) den Kriegsartiteln behandelt, wiffentliche Beherber 
gung eines foldhen ift mit 100 2. bedroht (8 116). Dffiziere und 
Mannfcaften erhaften vom Tage der Mobilmachung an den gewohn⸗ 
fihen Sold der ftehenden Infanterie (88 117. 118). Außerdem erhält 
jeder eintretende Milizmann eine Guinea Gratification, Mindervermd- 
gende noch weitere Geldbewilligungen (88 121, 122). Vacanzen durch 
Defertion ober Abwefenheit werden durch Nachlooſung in ber betreffen: 
den Subdivifion ausgefüllt (8 128). Wo nur ein Theil der Miliyn 
mobil gemacht wird erfolgt die Aushebung und Vertheilung durch des 
2008 in einer Subdivifionsfigung (88 129—132.) Dabei wird jeboh 
die Klaſſenfolge der Abkömmlichkeit beobachtet: zuerft die ganze erftt 
Klaſſe, dann die zweite Klaffe und fo fort; erft in der Klaſſe die mar 
theifweife einzuberufen ift tritt die Zoofung ein (8$ 133, 134). Wir 
rend ein Theil der Miliz mobil gemacht ift, kann ber micht mobile 
Theil auf eine durch Königliche Anordnung zu beftimmende Friſt ein 
exereirt werden ($ 142). Weberhaupt kann während der Zeit der 
Mobilmahung durch Königliche Anordnung jederzeit ein Theil der 
Milizen entlaffen und wieder einbeordert werden (8 144). 

VII. Waffenvorräthe und ftehende Stämme. Alle der 
Miliz gelieferten Musketen follen mit ber Marke M. und mit im 
Namen der Grafichaft bezeichnet fein. Verlauf, Verpfändung oder 
- Berlieren von Waffen, Uniformftüden, Ausrüftungftüden oder Muni⸗ 
tion, oder Nichtzurüdlieferung berfelben im guten Stande wird an dem 
Milizmann mit Geldbuße bis 3 2., event. mit Correctionehaus bit 
zu drei Monat mit harter Arbeit gebüßt; an dritten Perfonen, dir 
ſolche wiffentlich Taufen, verhehlen, annehmen, mit 5 2. event. feht 
Monat Gefüngniß oder Ausprügelung (8 102). 

Alle Waffen, Uniformen, Armatur⸗ und andere Vorräthe de 
Regiments werden außer der Zeit der Einberufung an einem folden 
Ort aufbewahrt, welchen der NRegimentscommandeur mit Genehmigung 
des Lord Lieutenant beftimmt. In Ermangelung eines dazu geeig 
neten Lokals kann das General Meeting auf Koften der Kreislofk 
ein ſolches befchaffen oder erbauen (8 106). 

Auch während der Zeit, in welcher die Miliz nicht einberufen if, 
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werden ftehende befoldete Stämme bei jedem Regiment erhalten, 
beftehend aus einem Adjutanten, sergeant-major, mehren sergeants 
und Tambouren. Dieſer Stamm foll an dem Ort ftationirt fein, wo 
fih das Waffendepot des Regiments befindet. Der Adjutant ift vers 
antwortlih für die gefammten Waffen-, Montirungs⸗ und anderen 
Vorräthe unter Aufficht des Commandeurs. Für Reparatur: und an- 
dere Berwaltungstoften wird 1d. monatlih (4 Thlr. jährlich) auf 
jeden Mann bewilligt. In Abwefenheit des Adjutanten führt der 
sergant major da® Commando des Stammes. 

IX. Perſönliche Rechte und Brivilegien der Manns 
ihaften. Unter diefe Rubrik wird zunächit gerechnet der Anſpruch 
der Offiziere, Unteroffiziere und Gemeinen auf den gefeßlichen Sold 
während der Periode der Mobilmachung und der jährlichen Uebungen. 
Rormal gelten dafür die Soldfäge der ftehenden Linieninfanterie mit 
Heinen temporären Abweichungen, zeitweife auch mit allerlei Nebenre: 
munerationen zur Beförderung der Dienftwilligfeit. Subalternoffiziere, 
Unteroffiziere und Gemeine verlieren durch Dienft und Befoldung in 
der Miliz ihren Anspruch auf Militärpenfionen nicht, für die Adju- 
tanten ber Miliz tritt nad) längerer ‘Dienftzeit ein befonderes Penfions- 
reglement ein. 

Sergeanten, Corporafe und Tambours, die nach zwanzigjährigem 
Dienft in der Miliz als invalide entlaffen werden, können auf Ger: 
tificat des Commandeurd und dreier Deputy Lieutenants die kleine 
Penfion im Militärinvalidenhaufe erhalten ($ 86). Uuteroffiziere 
und Soldaten, die im activen ‘Dienft verwundet werden, haben gleiche 
Anſprüche auf das Invalidenhaus wie in der ftehenden Armee ($ 117). 

Wegen der Unterftügung der Familien einberufener Miliz: 
männer durch die Armenvorftcher aus der Armenkaſſe find zahlreiche 
Spezialgefege ergangen, die ziemlich hohe Bewilligungen enthalten; 
unter andern auch die Elaufel, daß foldhe Familienmitglieder in fein 
Armenarbeitshaus gefandt werden dürfen, und daß die Annahme einer 
folgen Mnterftügung das Stimmrecht bei den Parlamentswahlen nicht 
alterirt. 

Perfönlihe politifche Rechte der Milizen find dann nod: 
daß die Ertheilung einer Commission als Milizoffizier ben Parla⸗ 
mentöfig nicht erledigt, alfo Leine Neumahl nöthig macht (8 172); 
dad Recht auf Beurlaubung zur Ausübung des parlamentarifchen 
Wahlrechts (8 173); Befreiung vom Amt eines Sheriff, Constable 
oder anderer Gemeindebeamten (88 172, 174): Befreiung von der ges 
jeglichen Wegebaupflicht (8 174). Früher, vor Einführung der abfo- 
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luten Gewerbefreiheit, gehörte dazu auch das Recht des gedienten Mılı; 
manns Gewerbe ohne vorgängige Lehrlingſchaft zu betreiben (8 175). 

X. Suspenfion der jährlihen Milizübungen. Schon 
das Milizgeſetz enthält mandherlei Claufeln, die auf eine vorandge: 
ſehene Suspenfion deuten. Die Mifizverwaltung joll am Schluß jedet 

Jahres den Uuartalfitungen ein Verzeichniß der Mannſchaften und 

einen Bericht über die Uebungen einjenden ($ 157), und wenn ſich 

dabei ergiebt, daß eine Grafichaft innerhalb ſechs Monaten nach m 

pfangener Order die ihr zulommende Quote an Mannfdaften nict 

vollftändig geftellt hat, fo foll die Summe von 10 v. jährlich ge: 
zahlt werden für jeden fehlenden Mann. Sole ift anf 

Eertificat der Milizuerwaltung durch die nächte Quartalfigung a Conto 

der Grafichaft .einzufchägen, und auf die Kirchipiele nad Verhälmiß 

der fehlenden Mannfchaften zu vertheilen (8 158 — 160). Die io 
erhobenen Summen werden zu Prämien für volunteers verwandt, 
welche die Deputy Lieutenants beſchaffen (88 161, 162). ee 

Ortichaft wird nad) Zahlung folder Summe von der Berantwortlid- 

feit für fehlende Mannfchaften befreit. Mit der Beendigung der frau 

.zöfifchen Kriege trat bald die Suspendirung der jährlichen Lebungen 

als Regel ein. 

3) Ernennung bes Loordlieutenant etc. Der Fordlieutenant fax 
in Füllen der Bacanz oder der Abweſenheit außer Landes durch 3 deputr 
lieutenants vertreten werden, unter königl. Autorifation auch bei Ertheilung 
von Officierpatenten (M.:&. 8 3). Dit königlicher Genehmigung kann auf 
ein Deputy Lieutenant als Bicelieutenant ernannt werden, oder ale Fieute 
nant für eine befondere division 46. Geo. III. c. 90. 8 45; 55. Geo II. 
c. 65. 8 9. 

Kein Deputy Lieutenant oder Öfficier über dem Range des Fientenant 
darf angeftellt werden, bevor er eine fchriftliche Specification über jeinen geleg 
lichen Befit dem Clerk of the Peace eingereicht hat, welche diefer einregifttt, 
nnd im Januar jährlich eine Weberficht der Onalificationen dem Miniſter dei 
Innern einreicht (3 12 13), Alle commissions find durch den Staateenzeiget 
ia publiciren, wie bei den Lfficieren der flehenden Armee. Nach der Eram 
nung find die höheren Amıtseide binnen 6 Monaten bei einer Ongrtalfigung 
oder einem Reichsgericht abzulegen. Ein Stabsofficier, welcher one Qualifi 
cation activ wird , verwirft 200 2., ein Eapitän 100 2.; wobei ber Vellagte 
ben Beweis tiber feinen Befit zu fülhren hat (8 14). 

») Die Qnotenverhältniffe des Geſetzes follten zunächkt bie zum 25. Juri 
1805 gelten (M.-©. $ 20), und dann von 10 zu 10 Jahren nem figirt merden 
($ 38, offenbar mit Rüdficht auf den 10jährigen Cenſus). Wird bei ber neun 
Firirung der Onoten die Gefammtzahl der Grafſchaft erhöht, fo vertheilt dat 
General Meeting das Mehr nad) feinem Ermeffen auf die divisions; wird Ne 
Duote herabgeſetzt, fo werden die überzähligen Mannfchaften durch dat doof 
entlaffen. 
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3 Das Verfahren zur Bilbung der Nrliften wird durch Beſchluß des 
General Meeting gleichzeitig in Gang gebracht für alle subdivisions. Zu⸗ 
nähft 1) ergeht die Anmweifung No 1. (M.-®. 8 25) an den High Con- 
stable der Divifion, mit der Anweiſung an die Ortsconftables die nöthige 
Drder zur Einreichung der Ortsliften zu erlaflen. Die Ortsconflabler werden 
dadurch aufgefordert die beigefligten gedrudten Formulare jedem occupier eines 
Bohnhaufes und jeden Inhaber einer gefonderten Wohnung oder eines Zim- 
mers darin zu infinuiren (46. Geo. III. c. 91 Form. A): 

„Erlaffen am 12. Nov. 1841. A. C., Constable. 
Rame Stand. Alter. Kinderzahl. Bereit? Befreiungsgrumnd, 


A.B. Hansherr 40 Kinder unter 14 befreit Geiſtlicher 
C.D. Diner 28 feine nicht — 
E.F. Miether 21 feine nicht _- 
G. H. Einlieger 30 feine nicht — 


NB. „Eine Berſäumniß dieſer Anweiſung zu genügen unterwirft den Be- 

theiligten einer Strafe von 10 2. Dabei ift zu beachten, daß am 16. December 

18..11 Uhr Bormittage zu N. ein Termin anfteht zur Anhörung der 

Reclamationen foldher Berfonen, die vom Milizdienft befreit zu fein behaupten.” 
A. C., Constable von N. 

Binnen 14 Tagen Hat jeder, dem eine foldhe Fifte infinnirt iſt, dies For⸗ 
mular auszufüllen und zu unterzeichnen, bei Berwirfung der obengebadhten 
Etrafe im Fall der Berfäumung, der Weglaffung eines Namens ober 
unrichtiger Angabe. " 

(2) Binnen einem Monat nad) Austheilung diefer Liſten bat nun jeder 
Urtsconftabler eine Stammilifte feines Kirchſpiels nad Formular B. zu- 
lammenzuftellen (46. Geo. III. c. 91), enthaltend (wie oben) Namen und Bor- 
namen aller Männer zwilchen 18 und 45 Jahren, die fich zur Zeit gewöhnlich 
am Ort aufhalten, Stand, Kinder unter 14 Jahren, Befreinngsgründe Die 
fegteren find in 3 Rubriken zerlegt: a) allgemeine geſetzliche Befreiungs- 
gründe; b) ob der Mann ſchon al® volunteer oder in der yeomanry gebient; 
c) conceffionirte Lehrer, Sofern fie nicht ein Gewerbe treiben, welches ben 
Vefreiungsgrund wieder aufhebt ($ 28). Zugleich fol bemerkt werden, ob die 
Perſon „körperlich anjcheinend dienftunfähig” iſt. Doc, fehlt in dem Kormular 
aus Berjehen die Rubrik dafiir, Ein Verſuch den Constable ;u unrichtiger 
Angabe oder Weglaffung eines Namens zu beivegen, ift mit 50 2. Buße 
bedroht, Weigerung den Namen zu nennen oder den eines Hausbewohners, 
oder unrichtige Angabe eines Namens mit 10 8. (8 31). Die fo zufammen- 
geftellte Orteſtammliſte wird an einem Sonntag Morgen an der Kirchenthür 
ausgehängt (8 28). 

(3) In der Meinen Bezirlsfigung überreichen dann die Con- 
stables eine getreue Abfchrift ihrer Ortslifte ($ 28) und befräftigen die 
Richtigkeit derjelben mit ihrem Eide. Demnächſt hören die anweſenden Deputy 
Lieutenants die erhobenen Reclamationen, entfcheiden, berichtigen die Lifte, 
laſſen daraus die Bezirfelifte zufanmenftellen, und überjenden ſolche nach gefet- 
lihem Formular C. dem Clerk des General Meeting ($ 30). Bei dieſer 
und bei den fpäteren Bezirksfitungen können die Deputy Lieutenants bie 
Anwefenheit der Constables und analogen Beamten zur Ausfunftsertheilung 
fordern, und dabei jeden ungehorfamen und jeden der fich eines Betrugs, vor- 
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ſätzlicher Parteilichleiten ober grober Dienftvernachläffigung ſchuldig macht, zu 
2—20 8. Buße oder zu einem Mon. Gef. verurtheilen ($ 32). (rgiebt Kg 
bei dem Reclamationsverfahren der Verdacht, daß ein fingirter Lehrverttag 
aufgenommen ift, um einen Befreiungsgrund vom Dienft zu erſchleichen, fo 
fünnen 2 Deputy Lieutenants nad eidlichem Zeugenverhör den angeblichen 
Lehrling zum Milizdienft bei nächſter Bacanz verurtheilen (3 49). 

(4) Die in der erſten Bezirksſitzung nach Erledigung der Reclamatituen 
zufammengeftellte Bezirksliſte foll enthalten die Geſammtzahl der dienſt 
pflichtigen Perjonen in jedem Kirchſpiel in 4 Rubriken (1.) Tinderloje unte 
30 Jahr (2.) kinderlofe über 30 (3.) mit Kindern über 14 Jahr (4) mit 
Kindern unter 14 Jahren. — Sodann die dienfibefreiten Berfonen in 4 
Rubriken (1.) wegen Dienftes in einem yeomanry oder volunteer corps (?.: 
im fiehenden Heer oder in der Seewehr (3.) die jonft Befreiten als Geiſtliche, 
Aerzte, Constables ꝛc. (4.) die körperlich Dienftunfähigen. Die daraus zn 
fammengezogene Summe ergiebt die Gefammtzahl der in jeder subdirision 
zur Ausloojung disponiblen Mannichaften (Formular C. 46. Geo. II. c. 9i). 
Aus diefen Beirksliften hat dann der Clerk des General Meeting ent 
Generalliſte der Grafſchaft nach gleihen Rubriken (Formular D. 46. Geo. II. 
c. 21) zufammenzuftellen, und binnen einem Monat bei 100 2. Strafe dem 
Privy Council eittzufenden ($ 37). 

(5) In einer weiteren Bezirlsfigkung vertbheilen fodaun di 
Deputy Lieutenants die Zahl der wirklich zu geflellenden Maur- 
ſchaften auf die einzelen Kirchfpiele (8 41). Wieviel jede Subdirision 
zu fiellen hat, ift durch das General Meeting vorher beftimmt (8 40). 

Durch das mehrfach erwähnte Zuſatzgeſetz 46. Geo III. c. 91 wurde it 
Berfahren bei Anlegung der Stammliften mehrfach ergänzt und unter anderem 
auch Geiftlihe, Kirchenvorfteher, Armenauffeher und andere Parodjialbeamte 
verpflichtet den Constables dabei Aififtenz zu Leiften. 

4) QUuslofung uud Enrollirung Die ürztlihe Unterſuchung im & 
ftellungstermin gefchieht wo möglich durch den Regimentsarzt einer benadı 
barten Milizabtheilung, event. durch einen anderen gqualificirten Arzt 55. Geo. 
1. c. 65 8 8. In beiden Fällen wird der Arzt befonders beeidet anf ge 
treuliche Unterfuhung und Nichtannahme eines Geſchenlks. Wer fih der 
körperlichen Unterfuhung zu unterwerfen weigert, kann durch 2 Deputy 
Lieutenants oder friedensrichter zu Gefängniß bis auf eine Woche verurthalt 

. (43. Geo. IU. c. 50 $ 14) und ohne Unterſuchung eingeftellt werden 43 Geo. 
II. c. 100 8 1. 

Ein Subftitut oder Gemeinde-volunteer, der nad; Annahme bei 
Handgelds nicht zu dem Einſchwörungstermin erjcheint, kann auf Ueberführuzs 
vor einem Deputy Lieutenant oder Friedensrichter zur Rüchzahlung dei 
Handgeldes und 10—20 sh. Buße verurtheilt werden, event. zu Gefängsik 
bis zu 14 Tagen (8 62). Anbererjeits könneu den enrollirten Stellvertreter 
auch befondere Gratificationen durch 2 Deputy Lieutenants bewilligt werden 
fir eigene Rechnung oder zur Unterſtützung ihrer Familien (5 63). Ale Etrei- 
gelder wegen veriweigerten Eintritts in den Dienft find zunüchſt durch Lrier 
zweier Deputy Lieutenants für die Beichaffung eines Subftituten zu ver 
wenden, ber etwanige Ueberſchuß an die Regimentslaffe zu zahlen (5 6. 

« Die Enrollirung eines Dienftboten hebt den Dienfivertrag erſt a, 
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wenn die Miliz zum activen Dienft einberufen wird, oder wenn ber Dienftbote 
über die 21tägige Erercirzeit hinaus aus dem Dienft fortbleibt. Fur diefe 
Serfäumniß ann ein Abzug am Lohn gemacht werden; Streitigfeiten darüber 
entjcheidet ein Yriedensrichter (F 61). 

Bei 20 8. Strafe ift allen Werbebeamten für das ftehende Heer die An- 
werbung eines enrollirten Milizmannes fiir das ftehende Heer unterfagt, und 
ieder Anwerbungsvertrag der Art für nichtig erffärt. Ein Milizmann, der 
dabei faljche Angaben macht, ober ſich bei einem anderen Milizregiment zum 
zweiten Dal enrollicen läßt, wirb auf Ueberführung vor einem Friedens⸗ 
rihter durch einen Zeugen, mit Gefängniß bis zu 6 Monaten beftraft ($ 64). 
Jeder Privatmann, der einen Sergeanten oder anderen Milizmann engagirt, 
um in einer Stadt oder Ortichaft volunteers für die Miliz zu werben, ver: 
wirft 20 L., der Milizmann Gefängniß bie zu 3 Monat, wenn er den Auf- 
traggeber zu nennen verweigert ($ 65). Den Constables, Officieren und 
Unterofficieren der Miliz ift überhaupt jebe Betheiligung bei einem Verfiche- 
rungsgefchäft oder bei Befchaffung von Subftituten bei 50 8. unterfagt. 

5) Formirnug der Negimenter. Kein Oberft oder Stabeofficier der Miliz 
darf zugleich Sapitain einer Compagnie jein. Bei größeren Regimentern und 
Bataillonen kann auch eine bejondere Grenadier- oder leichte Infanterie⸗ 
compagnie mit Erhöhung der Zahl der Lieutenants gebildet werden ($ 68). 
Ein Theil der Mannſchaft ann im Artilleriedienſt geitbt, und dazu bejondere 
Officiere commandirt werden ($ 69). 

Einzele Eompagnien, bie nicht zur Bildung eines größeren Körpers aus⸗ 
reihen, Tönnen mit Regimentern oder Compagnien benachbarter Grafichaften 
dazu vereinigt werben. Wo überhaupt das Gefe keine befondere Borfchrift 
enthält, ift die Formirung der Truppenkörper Sache der königl. Verwaltung 
($ 71). Zn Fällen einer Bacanz fan aud) der Lord Lieutenant als Oberft 
das Kommando eines Regiments, Bataillons oder Corps übernehmen ($ 72). 
Höhere Dfficiere von kleineren Abtheilungen können das Patent, aber nicht den 
Sold eines höheren Ranges erhalten (8 73. 74). . 

Die Chargen eines Adjutanten, Regimentsarztes, Hegimentsichreibers, 
3ahl- oder Onartiermeifters find unvereinbar mit der des Kapitäns einer Com⸗ 
pagnie ($ 81). Officiere der ftehenden Armee auf Halbſold Tünnen ale Sub- 
alternofficiere in der Miliz diefen Sold fortbeziehen ($ 82). 

Kein Gaft- oder Bierwirtb darf zum Sergeant, Corporal oder Tambour 
ernannt werden ($ 83). Die Unterofficierchargen werden überhaupt von dem 
commandirenden Officier befett, der auch das Entlaffungsrecht hat ($ 84). 

6) Uebnugen nnd Sriegsgerichte. Die geiegliche Uebungszeit von 21 
Tagen (8 87) wurde durch fpätere Gelee bald auf 28 Tage verlängert, bald 
wieder abgekürzt nach Ermeſſen des Privy Council (Staatsminifterium), bald 
auch zeitweife ganz Juspendirt. Die Beftimmung der Abtheilungen und ber 
Orte der Uebung erfolgt in der Regel durch die General Meetings ($ 89). 
Binnen 14 Tagen nad) beendeter Uebung hat der Oberft bei 50 2. Strafe 
über den Zuftand des Regiments Bericht zu erftatten. Die Abtheilungs-Com- 
mandenre berichten an den Oberft ($ 97). Jeder Gapitain hat nad geieß- 
lihem Kormular eine Specification feiner Compagnie binnen einem Monat 
einzureichen (8 98), welche den weiteren Berichten zu Grunde liegt. Die Com⸗ 
pagnielifte (F.) enthält: (1) die Divifion und das Kirchipiel (2.) die Namen 
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der einzelen Mannfchaften unter den Rubrilen principals, substitutes, volun- 
teers (3.) das Alter (4.) ob zur 1., 2., 3., 4., 5. Klaſſe gehörig nad den 
obigen Grundfägen der Abkömmlichkeit. Das zweite Verzeichniß (G.) enthält 
die Zahl der principals, substitutes und volunteers; wieviel Menuigeitcı 
darunter, welche noch 1, 2, 3, 4, 5 Jahre zu dienen haben; wieviel Mamnn— 
Ichaften der 1., 2., 3., 4., 5. Klaſſe. 

Das Berfahren zur Berfolgung der Dejerteurs (5 108, iß 
folgendes. Wenn der Eommandirende oder der Adjutant Kenntniß erhält von 
dem wahrfcheinlichen Aufenthalt eines Deferteurs, fo erläßt er eime jchriftlihe 
Requifition mit Signalement, und fendet ſolche durch einen Sergeanten, 
Corporal oder Tambour an den Adjutanten oder serjeant-major der Wut; 
abtheilung, innerhalb welcher der Dejerteur vermuthet wird. Diejer com 
mandirt fofort eine Anzahl Sergeanten, Corporale oder Tamboure zur Cr. 
greifung und Vorführung vor einen Friedensrichter. Nach Conftatirung dee 
Thatbeftands vor einem Yriedensrichter wird der Deferteur kraft friebene: 
richterlihen warrants durch die betreffenden Militärperjonen in das Haupt 
quartier des nächften Milizregiments abgeführt, und von da weiter zu jenen 
Regiment. Weitläufige Borjchriften beſtimmen die Ginquartirung der trass- 
portirenden Militärs, die Zahlung der Transportloften ꝛc. 

Ueber die Abhaltung der Kriegsgerichte enthält das WRiliigeiet 
Ss 103-105, 115 einige bejondere Beftimmungen. Wo die nöthige Zahl vor 
Dfficieren dazu fehlt, Hilft man ſich durch Heranziehung aus benachbarter 
Milizregimentern. Das Urtheil bedarf der Beftätigung des Commandenit, 
der das Kriegegericht berufen bat. Uebrigens jol Fein Milizofficier an einem 
Kriegögericht Über das ftehende Heer Theil nehmen und umgelehrt. — Rad 
55. Geo. Ill. c. 168 können Bergehen gegen Kriegsrecht und Kriegsartite 
während der Uebungszeit auch nad Entlafjung der Mannichaften vor cin 
Kriegsgericht gebracht werden; Dejerteure jederzeit, mögen fie ergriffen iem 
wann und wie fie wollen (56. Geo. III. c. 64 8 5.) Nach 22, et 23. Vict 
c. 38 ann. jet die Dejertion in der Miliz immer alternativ entweder vor 
einem Kriegsgericht oder ſummariſch (mit Geldbuße, event. Gef.) vor dat 
einzelen Friedensrichtern verfolgt werden. 

7) Mobilmadhungen. Während berfelben ernennt der Regimentscommandeut 
(wie bei der ftehenden Armee) einen Agenten, läßt fich von ſolchem Eicherheit 
beftellen, und hat für die Defecte einzuftehen (H 120). Die durch das Too 
getroffenen Männer, welche ihr Vermögen eidlich unter 500 v. angeben, um 
einen geeigneten Subftituten beftellt haben, erhalten auf Order zweier Deputy 
Lieutenants (Kormular Rr. 8.) von den Kirchenvorfichern und Armenazi- 
jehern ihres Kircchipiels eine Summe ausgezahlt, die möglichſt entipreden jol 
der Hälfte des currenten Preiſes um welchen ein Subflitut oder volunteer 
in der Graſſchaft zu haben ift, zahlbar aus ber Steuer für Aufbringung von 
Kirchſpielvolontairs ($ 122). Wer freiwillig über 5 Jahre dient, erhält die 
Prämie von einer Guinea ($$ 125. 126). — Männer, die nicht durd dat 
Loos getroffen find, unter 35 Jahre alt und ohne Kinder unter 14 Jahren, 
können jederzeit von den Deputy Lieutenants als volunteers angenommen 
werben an Stelle eines durch das Loos getroffenen Manns ($ 136). 

8) Milizftämme. Die Töhnungsfäge für den Stamm wurden von Zeit ze 
Zeit durd; temporäre Acten feftgeftellt, gewöhnlich für den Adjutanten 2%% Zhir. 
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täglich, für den sergeant major und die sergeants 11/a—4/s Thlr., für die 
Zamboure 1a —!/a Thlr. täglich. Für die Tage des Urlaubs wird Na Thlr. 
abgezogen. Dem sergeant major werden 38 Thlr., dein sergeant 20 Thlr. 
Uniformgelder in gewifjen Perioden bewilligt. Dem Adjutanten beim Stamm 
tan in der Regel nur ein Urlaub Bis zu 3 Monat bewilligt werden, von den 
sergeants darf höchſtens der dritte Theil gleichzeitig beurlaubt werden. Die 
ipäteren Geſetze Uber Suspendirung der Miliz haben auch diefe Stämme noch 
unter den urfprünglichen Etat vebucirt. 

9) Perfönliche Nechte und Privilegien. linterftügungen an die Familien 
von Sergeants und Tambours werden aus der Kreislaffe erſetzt; ebenſo bie 
Unterftügnngen für die Familien folcher Gemeinen, die in einer anderen Graf- 
ſchaft dienen, als in welcher die Unterſtützung gezahlt wird. Gewiſſe Streitig- 
teiten dabei werden von dem Lord Lieutenant oder 3 Deputy Lieutenants 
entihieden. Wo die zu unterftügende Familie zahlreicher ift als Frau und 
3 Kinder unter 10 Jahren, ift e8 den Armenauffehern geftattet, einen taug- 
hen andern Mann als Subftituten zu beftellen. Das Unterftiigungsgefchäft 
Neht unter dem Dezernat der einzelen SFriedensrichter mit Appellation an bie 
Quartalſitzungen. 

10) Zuspenſion der Mebnugen. Leber den weiteren Verlauf und Verfall 
der Miliz |. $ 92. Sehr zahlreich find die dem Geſetz beigefügten Formulare, 
darunter wichtig für den Gefchäftsgang: die Hausliften zur Vorbereitung der 
Stammliſte (A.), die Ortsſtammliſte des Constable (B.), die Stammliſte fir 
die Subbivifion (C), die Stammlifte für die Grafſchaft (D.), die Enrollirungs- 
lite (E.), die Sompagnielifte (F.) und viele Formulare fir warrants an die 
Constables; die Order fiir die Einberufung zu den jährlichen Uebungen 
(No. VI) nnd die Mobilmachungsorder des Lord Lieutenant (No. VII.); 
endlich Formulare für das Unterftüßungsgefchäft (No. IX—XIL.). 

Ausgenommen von dem Milizgefek blieb die Miliz von London und 
Tower Hamlets unter Specialgefegen 36. Geo. III. c. 92; 39. Geo. III. c. 
82; 37. Geo. III. c. 75. 25. Ferner die Milizgen der Bergleute aus den 
Zinnbergwerken von Devon und Cornwall 42. Geo. III. c. 72. Für einige 
Srafichaften wurden noc untergeordnete Nebenbeftimmungen beigefügt, 
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Stellung der Deputy Lieutenants, ber Friedensrichter und der 
Oberinftanz in der Milizverwaltung. 


Es wird zwar kaum Jemand auf ben Gedanken kommen die eng- 
liſche Milizverfaffung als ein Mufter für deutfche Landwehren zu em⸗ 
pfehlen. Politifch aber hat fie ein Intereſſe für die Frage, in welchen 
dormen selfgovernment für eine bewaffnete Macht beftehen kann. 
Es ift dabei zu unterjcheiden die rein militärifche und die adminiftra- 
tive Seite. 

Der- rein militärifhe Organismus ift der des ftehenden 
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indeffen wieder ziemlich regelmäßig die fuspendirenden Geſetze zuräd, fo im dem 
Jahrgang 1858, 21. et 22. Vict. c. 86. wegen fortdauernder Autorijetien de: 
Staatsregierung zur Einberufung von Milizen nah Bedürfniß; c. 39 wege 
Suspenfion der Liftenanfertigung und Ausloofung, alfo auch Suspenfim der 
General und Subdivision Meetings, vorbehaltlidy außerordentlicher Berfemm 
lungen für Beichaffung und Berwaltung der Vorrathshäuſer; c. 82 wegen 
Beftreitung der Koften der aufgelöften Milizen resp. der Milizftämme; c. 85 
wegen Kortdauer der Autorifation der Staatsregierung zur Annahme der 
Dienfte der Miliz außerhalb des vereinigten Königreiche. 

“+, Die Erhaltung eines Landwehrſyſtems neben einer Armee ver 
Berufsfoldaten ftößt in den neueren Staaten in dem Stadium ber Lmbildung 
der erwerbenden Arbeit auf faft unüberwindliche Schwierigleiten. Die 3: 
fhauungen der induftriellen Gefellichaft find dagegen, roeil die Laudwehren 
allen bewährten Grundfägen der „Arbeitstheilung” widerfprechen und cin 
„unproduftive” Arbeit darſtellen. Die büreaufratifhen Vorſtellungen de: 
ftehenden Armee find der Landivehr grundjäglich abhold, jchon deshalb, weil 
der Soldat von Profeffion darin die Concurrenz des Dilettantismns erblidı, 
und in einem DOfficier der ohne Eold um die Ehre dient eine Art der Arike 
fratie, welche der Militärehre eines bejoldeten DOfficiercorpe mit der Neigung 
zu Reibungen gegenüber fteht. Bei abfoluter Trennung beider Syſteme ver 
liert die Miliz ihre Kampftüchtigleit, bei zu naher Berührung und Bermidung 
erdrüdt das bilreaufratifche Syftem der Armee die Ehrenämter der Rılı; 
Diefe Schwierigkeiten ‚- die im monardiichen Staat durch einen ſtetigen Bila 
zu überwinden find, waren in der parlamentariichen Parteiregierung ief 
unüberwindlich. Auch in der Zeit der Harmonifchen Geftaltung der Berfalun 
unter Georg IIl. war Armee und Miliz ſachwidrig geftaltet. Die Mil; we 
und blieb eine Bewaffnung von müßigen Leuten unter dem Commando mes 
Grundbefitern zur Aufrechterhaltung der inneren „Ordnung“, und ein trat 
tionelles Gegengewicht gegen die geflirchteten Sympathien einer ſtehenber 
Armee für ein jelbfiregierendes Königthum. Die neufte Begümſtigung de 
Bildung von Freiwilligencorps in England hat hauptfädjlich die Tenden 
die tief gemwurzelte Verachtung gegen den Soldatendienft zu liberwinden, wat 
demjelben die „Reipectabilität“ wiederzugeben. Bevor dies gefchehen, und di 
Waffenübung in Geftalt der Volontär⸗Corps nicht wieder popularifirt ifl, wird 
fein englifches Minifterium den Muth haben mit einem allgemeinen Ge 
feriptionsfuftem hervorzutreten, deſſen Ginführung allerdings im Susi 
grund liegt. 
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Die Mitwirkung der Friedeneridter im der Berwaltung der 
ftehenden Armee. 


Wie die Miliz fo folgt auch die ftehende Armee nothwendigen 
Verwaltungsgrundſätzen, die feine Theorie zu ändern vermag. du 
Formation der ZTruppenförper, Organifation und Verfahren der Mil— 
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tärverwaltung ift daher durch die jährliche Mutiny Act, durch Gefeg- 
gebung und Praris wefentfich auf gleichen Fuß geftellt wie die Mifitär- 
verwaltungen des Continents. Die der britifchen Inſel eigenthimlichen 
Borftellungen über dad PVerhältuiß von Heer und Volk haben in der 
Wirklichkeit keinen anderen Erfolg gehabt, als daß die englifche Armee 
in Formirung, Ausbildung und Verwaltung hinter vielen Armeen des 
Continents zuriickgeblieben ift, troß perfönlicher Tapferkeit, Tuchtigkeit 
des Materials und hohen Soldes. 

Eben deshalb giebt es auch wie auf dem Continent einige Be—⸗ 
jiehungen zwifchen dem ftehenden Heer und der Kreisverwaltung, die 
hier noch anhangsweife zu berühren find. Sie beruhen theils auf be- 
jonderen Gefegen, theil® auf der Mutiny Act, die ziemlich gleichlau- 
tend Jahr für Jahr erlaffen wird: 1862, 25. et 26. Vict. c. 5, an 
Act for punishing Mutiny and Desertion and for the better 
Payment of the Army and their Quarters, nebft einem bejonderen 
Selen für die Verwaltung der Marinetruppen (c. 6). Die einzelen 
Punkte der friedensrichterlichen Mitwirkung find folgende: 

1. Nach Abjchliegung eines Werbevertrags Hat ein Friedensrichter 
das Werbeprotofoll aufzunehmen,') die Berfonalverhältniffe des 
Rekruten feftzuftellen, den geieglichen Soldateneid abzunehmen und 
darüber ein Gertificat zu ertheilen. Er kann bei diefer Gelegenheit den 
Rekruten gegen eine geſetzlich beſtimmte Fleine Geldbuße noch vom 
Verbevertrag entbinden. Wegen falfcher Angaben bei dem Werbege- 
ihäft können aud) zwei Friedensrichter jummarifch den Geworbenen in 
die gefeglichen Strafen eined rogue and vagabond verurtheilen. 

2. Insbeſondere entfcheidet ein Friedensrichter aud) die Lehr— 
lingsreclamationen bei dem Werbegefhäft,?) wenn der ans 
geworbene Rekrut von einem dritten Meifter als jein Lehrling bean- 
Iprucht wird. Nach Eonftatirung diefer Thatfache muß der Rekrut des 
Verbevertrags entbunden werden mit Vorbehalt der gejetlichen Strafe 
wegen falfcher Angaben. 

3. Bei gewiffen Rehnungsgeichäften der Intendantur- 
und Mnfterungsbeamten find Beglaubigungsprotofoffe vor einem 
Sriedensrichter aufzunehmen. Namentlich legen die Commifffariatsbeam- 
ten ihre Rechnung mit einer Declaration, die nach gefetslihem Formular 
vor einem Friedensrichter aufzunehmen ift. Ebenfo find die Muſte⸗ 
Tungsrolfen und Zahlliften, ſoweit fie eidlich zu verificiren, koſtenfrei 
vor einem Friedensrichter aufzunehmen. Außerdem fallen bei dem 
jährlihen Mufterungsgefchäft den Triedensrichtern einzele Functionen 
zu, namentlich eine fummarifche Beitrafung auf 20 X. Buße gegen 
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jede durch zwei Zeugen überführte Perfon, welche fich fälſchlich zu einer 
Mufterung bergiebt oder wifjentlich ein Pferd dazu leiht. 

4. Die Einquartierung ber Truppen erfolgt nah der 
Mutiny Act durch die Constables der Kirchfpiele in Häufern, welcht 
zum Detailverfauf fpirituofer Getränke conceffionirt find. Neclam. 
tionen dagegen entſcheidet in der Regel ein Friedensrichter. Die Be: 
quartirung im Einzelen erfolgt durch die Constables. Beſchwerden 
wegen lieberbürdung gegen einen Constable werden vor einem Art: 
densrichter angebracht; Hat ein Friedensrichter unmittelbar die Einquar⸗ 
tierung angeordnet, fo geht die Beſchwerde dagegen an zivei Friedent 
richter. Erfcheint fie begritndet, fo wird das Zuviel der Einquartierung 
auf andere Häufer vertheilt. Zur Berhütung von Mißbräuchen lann 
jebet Friedensrichter durch -‚[chriftliche Order ben Constable anhalten, 
ihm fchriftliche Verzeichniffe der Zahl der einquartierten Truppen und 
der Bertheilung auf die einzelen Häufer einzureichen. Strafen von 
2—D5 %. treffer den Einquartierungspflichtigen, der die Aufnahme der 
Einquartierung verweigert oder nicht die reglementsmäßige Speifumg, 
Bettung oder fonftige Lieferung, oder nicht bie reglementsmäßige Ztal: 
lung mit Heu und Stroh liefert, oder der dem Soldaten fett der 
Nahrung und des Dünnbiers Geld zahlt (1. Vict. c. 7). 

5. Die Befhaffung der nöthigen Wagen und Pferd: 
für Zruppenmärfche erfolgt durch Requifition der Militärbehördk 
an die Triedensrichter in ihren Jurisdictionsbezirken. Auf VBorzeigung 
der fchriftlihen Drder können die Friedensrichter jeden Constable 
durch warrant autorifiren die darin benannten Wagen, Pferde, 
Ochſen und Knechte durch Zmwangsrequifition aus jedem Kirchipiel ;n 
ftellen, doch in der Kegel nur auf einen Tag, niemals über eine Ent- 
fernung von 25 engl. Meilen hinaus, und gegen Zahlung einer tarij 
mäßigen Vergütigung. Zur möglichjten Vertheilung der Laſten tom 
ein Friedensrichter alljährlih an jedem Ort ein Berzeicdhniß der vor- 
ſpannpflichtigen Perfonen aufnehmen laffen, mit Angabe der Zahl und 
der Art des TFuhrwerle. Er kann dann auch im Voraus durd 
fchriftfihen warrant den Constable zur Requifition ſolcher Gejpann 
nad) einem gleihmäßigen Turnus autorifiren. Die einzelen Frieden® 
richter erkennen zugleich ſummariſch auch die gefetliche Geldbuße gegen 
die Uonstables und gegen die fonft bei der Einquartierung oder Se: 
ftelung bejchäftigten Beamten. Officiere, welche gegen bie Geſey⸗ 
über Einquartierung und Geftellung von Trausportfuhrwerl verftoen, 
find auf UWeberführung vor einem Kriegsgericht mit Caſſation bedroht. 
Eine, Geldbuße von 2—5 L. ift dem Officier gedroht, der ein Fuhr⸗ 
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werk über die im friedensrichterlichen warrant bezeichnete Entfernung 
hinaus zu fahren zwingt, oder über die gefeßte Zeit hinaus feſthält, 
oder nöthigt (außer in Fällen der Dringlichkeit) Soldaten oder andere 
Perfonen aufzunehmen, oder durch drohende Worte einen Constable 
zur Beihaffung von Neitpferden nöthigt ꝛc. 

6. Bei der Verfolgung von Deferteuren hat ein Friedens: 
rihter durch feinen warrant die verfolgenden Militärperfonen zur 
Feſtnahme des angeblichen Dejerteurd zu autorifiren, oder die vor: 
läufige Aufbewahrung des Feltgenommenen im Civilgefängniß anzu= 
ordnen, in gewiljen Fällen auch ein Protokoll über den Tchatbeftand 
aufzunehmen und dem ergreifenden Beamten bie gefegliche Prämie zu 
zahlen. Privatperfonen, welche einen Soldaten zur Defertion verleiten, 
werden mit Sriminalftrafen belegt; wiffentliche Unterftügung oder Vers 
behlung eines Deferteurs wird fummarifh mit 20 8. gebüßt; ebenfo 
der Officier, der ohne friedensrichterlichen warrant gewaltfam in ein 
Hans dringt, um nach Deferteuren zu fuchen. 

7. As Polizeirichter üben die Friedensrichter ihre fum- 
marifche Strafgewalt gegen Uebertretungen der Militärperfonen in 
ganz gleichem Umfang wie gegen Givilperfonen. Ein Officier, wel: 
her überhaupt den Verſuch macht, einen Soldaten der bürgerfichen 
Obrigkeit zu entziehen, foll nad) der Mutiny Act ipso facto caffirt 
fein. Nach derfelben Acte kommt Hinzu die Beftrafung _ des 
Officiers, der einer Yagdcontravention vor einem Friedensrichter durch 
einen glaubhaften Zeugen überführt ift mit 5 2. Auch fonft kommen 
in den Militärgeſetzen noch zerftreute Strafclaufeln vor, welche zur 
Competenz der Friedensrichter gehören. 

Die praftifche Bedeutung diefer Einfchiebung des Friedensrichter⸗ 
amts ift, daß auch bei der Verwaltung des jtehenden Heeres die bür- 
gerlihde Obrigkeit die Rechtsgrenze Handhaben ſoll, aljo 
namentlich bei dem Eintritt aus dem bürgerlichen Leben in das Militär: 
verhältnig (Werbecontract), bei der Einquartierungs- und Vorſpann⸗ 
pflidt. Mit dem TFriedensrichteramt tritt dann auch der Infſtanzen— 
zug an die Quartalfigungen, event. an die Neichsgerichte ein. Re⸗ 
greßffagen wegen eines Amtsacts auf Grund der Mutiny Act bürfen 
bei feinem Ortögericht, fondern nur bei den Neichsgerichten angebracht 
werden. Dies Syſtem ift ſoweit ausgedehnt, um eine einfeitige Aus⸗ 
legung der Gefeßgebung über das ftehende Heer durch die Sriegöver- 
waltung zu verhüten, und einen etwanigen Mißbrauch der Militär: 
gewalt zu Parteizweden zu verhindern. Es Tann deshalb auf das 
Berhältniß der Oberinftanz in der Milizverwaltung $ 92. a. €.) 
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zurücigewiefen werden. Vorzugsweiſe ift aber die überängftlide Er: 
neuerung des Militärverwaltungsgefeßes (der Mutiny Act) von Yalr 
zu Jahr darauf berechnet, dem Parlament eine ftetige Controle darüber 
zu geben, daß in den Verhältniffen der ftehenden Armee (vgl. Bi. 1. 
F 87—100) nichts Fuß faſſe, was die Landesverfaffung und bürger: 
lihe Rechtsordnung gefährde. 


I) Werbeverträge. Nah Abſchluß des Werbevertrags foll frühſtens 24 
Stunden, jpäteftens 4 Tage nachher, der Augeworbene mit dem Werbebeamtes 
ericheinen vor einem Friedensrichter der Divifion, der nicht activer Officier der 
Armee fein darf. Sobald dann der Rekrut erflärt „freiwillig“ angeworben 
zu fein, nimmt der riedensrichter ein Protokoll nach geſetzlichem Yorwmlar 
mit ihm auf, in welchem beftimmte ragen iiber Namen, Wohnort, Alter, 
Beruf, ob durch Lehrvertrag gebunden ? ob verheirathet? ob mit körperlichen 
Gebrechen behaftet? ob fchon in der Armee oder Miliz dienend? umd über die 
Modalitäten der Werbung zu beantworten find. Sodann werben beftunmte 
Sectionen der Kriegsartifel verlefen, der Rekrut nad; -gefetlicdem Formulat 
vereidet, das Eidesprotofoll von ihm vollzogen, und über den ganzen Sergans 
ein Certificat des Friedensrichters ausgeftellt. Das Eidprotofoll Tantet: 

„IH N. N. beſchwöre, daß mir die obigen Fragen einzeln vorgelegt ſind, 
daß mir die Antivorten darauf protofollarijch vorgelefen find, daß es bielelben 
find, die ich gegeben habe, und daß fie wahr find.“ 

„Ich beſchwöre auch, daß ich treu fein will und wahre Uinterthanentren 
halten Ihrer Majeftät, Ihren Erben und Nachfolgern, und baf ich pflichtmäkig 
redlich und treu vertheidigen will Ihre Majeſtät, Ihre Erben und Nachfolger, 
in’ Perfon Krone und Würde, gegen alle Feinde, und daß ich folgen und ar 
horchen will allen Orders Ihrer Majeftät, Ihrer Erben und Rachfolger un 
der mir vorgefettten Generale und Officiere. So wahr mir Gott helfe.“ 

„Bezeugt durch meine Handſchrift. N. N.” 

„Beſchworen vor mir am 11. Januar 18... 11 Uhr. J. P.“ 

Weigert der Rekrut den Eid zu leiften, jo kann der Werbebeamte ihn gefäny- 
lich detiniren bis er den Eid leiftet 5. et 6, Vict. c. 12. 8. 36 u. fp. Geſ. Te 
Rekrut kann aber auch bei Gelegenheit diefes Protokolls noch von dem Werbe 
vertrag zurlüdtreten gegen Niücderftattung der empfangenen - Föhnung wm 
20 sh. für Untoften. Erfolgt aber diefe Zahlung nicht binnen 24 Etunden, 
fo gilt er als angervorben, wie wenn er das Friedensrichterprotololl vollzeger 
hätte. — Wenn ferner der geworbene Rekrut latitirt, oder fidy weigert bot 
dem Friedensrichter zu erfcheinen, oder fi) fonft von dem Werbebeamten ent 
fernt, fo gilt er auch ohne Protokoll als enroflirter Soldat, und fann nad Kt 
Kriegsartileln als Deferteur geftraft werden (vgl. 5. Vict. c. 2 8 38) Het 
ein gemworbener Rekrut feine körperlichen Gebrechen wiſſentlich verkeimlidt, 
oder fonft wiffentlich faljche Angaben gemacht, fo kann er vor 2 Friedentrichten 
als rogue and vagabond geftraft werden. Sat er durch ſolche wiſſentlich 
falfche Angaben ſich bereits ein Werbegeld verichafft, jo treten die Erimindl 
firafen fir Verfhaffung von Geld unter falichen Vorwänden ein, wobei It 
friedensrichterliche Protokoll zur Feſtſtellung des Thatbeftande genügen fol 
Hat er wilfentlich verſchwiegen, daß er ein activer Milizmann if, jo mit 
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außerdem noch eine Sefängnißftrafe bis zu 6 Monat hinzu und Zwangsein⸗ 
fielung in die Armee während ber Zeit, in welcher die Miliz nicht einberufen 
iR und nad Ablauf der Milizdienftzeit. 

2) Lehrlings-Reclamationen. Lehrlinge, die unter Berfchmweigung des 
Lehrcontralts ſich anwerben laſſen, unterliegen Eriminalftrafen und einer 
Zwangseinſtellung nad) Ablauf der Lehrzeit, event. den Defertionsftrafen, 
wenn fie fi nicht freiwillig dazu ftellen. Jeder Meifter muß inbeffen, wenn 
er den Lehrling reclamiren will, binnen einem Monat nad) der Entfernung 
defielben vor einem Friedensrichter erfcheinen, einen Eid darüber leiſten, und 
ſich ein Certificat ertheilen laſſen. Der Meifter kann auch binnen einem 
Monat anf feinen Anſpruch aus dem Lehrvertrag verzichten und die Auszahlung 
des noch rücfändigen Werbegeldes nach) Abzug von 2 &uineen fir eigne 
Rechnung ale Entſchädigung beanfpruchen. 

3) Das Mufterungsgefchäft, muster findet jährlich wenigſtens zweimal bei 
den größeren und Fleineren Abtheilungen der Armee flatt. Officiere, die dabei 
wiffentlich falfche Attefte ausftellen, oder faljche Angaben machen, oder Geld 
oder Gratificationen annehmen, unterliegen auf lieberführung vor einem 
Kriegsgeriht dur 2 Zeugen der Kaflation und Amtsunfähigleit; andere 
Berfonen einer Buße von 50 8. für jedes falfche Attefl. Bei den Mufterungen 
in dem Bezirt von Westminster und Southwark werben 6 Friedensrichter 
defignirt, aus welden die Commiſſion wenigftens 2 zu dem Mufterunge- 
geihäft und zur Vollziehung des Protolkolls zuzuziehen hat. 

4) Einguartierungsgefhäft, billeting. Die der Cinquartierung unter- 
worfenen Gaſthäuſer, Miethsftälle, Bierhäufer, Weinſchenken und fonftigen 
Häufer zum Detailverlauf find in dem Geſetz fpezialifirt. Frei von Ein- 
quartierung find aber die Mitgliever der Weingroßhändler-Corporation (vint- 
ners company) ferner Materialhändler und Deftillatenre, die nur ale Neben- 
geihäft Spirituofen verkaufen. Sind Häufer die feine geeigneten Ställe 
haben, mit Kavallerie belegt, fo ſoll auf ſchriftliche Requifition des comman- 
direnden Officier der Constable joldhe in andere geeignete Stallungen aus- 
quartieren, die ber Einguartierung unterliegen. Auf Beſchwerde wegen lieber- 
bürdung können aber 2 Friedensrichter den erfteren Servispflichtigen zu einer 
billigen Entſchädigung an den Tetteren verurtheilen. Die commandirenden 
Officiere lönnen aud) eine Umlegung der Mannjchaften und Pferde im bienft- 
lichen Imtereffe anordnen, ſofern die Zahl nicht überfchritten wird. Auf 
Requifition des commandirenden Officiers kann ein Sriedensrichter Die 
Einguartierungsbezirte und Routen nad) Bedürfniß ausdehnen. Eine Geld- 
buße von 2—5 8. wird durch die Mutiny Act allen Constables und fonft 
bei der Singuartierung beichäftigten Perfonen angebroht, wenn fie nichtein- 
quartierungspflichtige Häufer ohne Zuſtimmung des Beſitzers belegen, oder das 
reguifitionsmäßige Quartier zu befchaffen verweigern, oder Geld oder Geldes⸗ 
werth fir die Freilafſung eines Quartiere fordern oder annehmen; oder die 
Fran, Kinder oder Dienftboten einer Militärperfon ohne Zuftimmung des 
Hausbeſitzers mit einguartieren; oder den Requifitionen wegen Geftellung von 
Pferden und Fuhrwerk (f. nachher) nicht nachkommen; oder mehr als tarif- 
mäßige Säße baflir fordern oder die von den riedensrichtern erforberten 
Kſten nicht einreichen oder unvollftändig anfertigen. 

5) Borfpann- und Reguifitionsmwefen, carriages. Nach der Mutiny Act 

61* 
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erläßt das &eneralcommando die jchriftliden Requifitionen zur Gefellung, 
die dann der commandirende Officier oder Unterofficier der marſchitenden 
Truppe in dem Büreau der Special Sessions ober fonft den Friedens 
richtern vorzeigt. Ein riedensrichter erläßt daranf den warrant an be 
Constables. Sind in dem Specialbezirt nicht Wagen und Pferde zur Genüge 
zu beichaffen, jo fol ein Friedensrichter des benachbarten Bezirks das Fehlende 
beforgen. Die Entſchädigungsſätze fir bie verjchiedenen Gefpanne werden 
durch die jährlide Mutiny Act auf Ye bis 1 Thlr. für die emglilce 
"Meile normirt, die Quartalſitzungen aber ermächtigt, mit Rüdficht anf die 
Kornpreife den Tarif noch um Y/ zu erhöhen. In dringlichen Källen lam der 
Kriegsjetretär einen General- oder Stabsofficier oder den birigirenden Juten- 
banturbeamten ermädjtigen, durch fchriftliche Requifition an die Friedensrichter 
nicht nur Transportfuhriwert zu geftellen, jondern auch Reitpferde, Kutſchen 
oder anderes vierrädriges Miethsfuhrwerk und Boote zum Waſſertrauspon. 
Etwanige Mehrausgaben, bie der Constable mit Rüdficht auf die Yahrekrit 
und die Beichaffenheit der Wege iiber die tarifmäßigen Sätze hinaus hat 
zahlen müſſen, können dur) Order der Quartalfitung zur Zahlung auf die 
Kreistaffe angewieſen werben. 

6) Bei Berfolgung von Deferteuren bient die Controle des Friedens 
richteramts dazu, damit nicht die Militärbehörde irrig oder fälſchlich Periouen 
veclamire, welche gar nicht dem Berband der ftehenden Armee angebören. 
Nach) der Mutiny Act tann ein Constable oder, wo ein foldyer nicht zu 
Hand ift, jeder Töniglicde Officier oder Soldat die als Deierteur verbid- 
tige Perſon einen benachbarten Friedensrichter vorführen. Wenn fich bei dem 
Berhör der Berbadht beftätigt, fo ordnet der Tyriedensrichter die vorläufige 
Feftnahme in einem Gefängniß an. If bie Perfon von Eoldaten des eigene 
Kegiments ergriffen oder in der Nähe des NRegimentsdepots, jo lam de 
Friedensrichter auch die Perfon ven verfolgenden Militärbeamten ausantworten. 
In jedem Fall ſoll er den Hergang dem Kriegsjelretär einberichten unter Ve 
zeichnung der Perſonen, durch welche der Dejerteur ergriffen ift, denen er bamn 
auf Anweifung des Kriegsjecretärs eine Prämie bis zu 40 sh, zu zahlen het. 

7) Die fummarifhe Strafgewalt der Friedensricdhter über die ge 
wöhnlichen Uebertretungen der Officiere und Soldaten ift ſelbſtverſtändlich, da 
ale Militärjurisdiction fi nur auf delicta militaria beſchränkt. Die Mutiny 
Act fügt der gewöhnlichen Gefetsgebung über die jummarifche Beſtrafung bet 
Polizei⸗Uebertretungen nur noch einige einzelne Fälle hinzu, welche durd die 
befondere Stellung der Werbenrmee veranlaßt waren. Rad der Jufi, 

‚ Ratiftil betrug die Zahl der friedensrichterlichen Strafurtheile wegen lieber 
tretung der Army Act i. 3. 1860 — 3627 (unter ber Navy Act = 11. 
Beildufig ift Hier auch das Konceifionswejen zu erwähnen, welches jonk ben 
Specialfitungen der Friedensrichter zufällt. Die Ertheilung von Conceſſionen 
fir Militärmarketenderbuden (canteens) wird zunächft vom Feldzeugamt ertheilt. 
Auf Grund berfelben können dann nad) der Mutiny Act 2 Friedenctrichter 
eine Konceifion zum Ausſchank von Bier, Wein und Spirituofen ohne Beobachtung 
der fonftigen Yörmlichleiten bei Schanl-Konceffionen ertheilen. 
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Die Verfaſſung des Kirchſpiels Parish. 


8 94. 
Entftehung und Charakter der Kirchſpiele. 


In den bisher entwickelten Gruppen des englifchen Selfgovern- 
ment (Gerichts-, Polizei» und Militär -BVerfaffung) fehlen gerade bie 
Momente, auf welche die heutigen Vorftellungen von einer Communal- 
verfaffung das Hauptgewicht zu legen pflegen. 

Es fehlt das Brincip des Wahlrechts. Sheriff und Frie- 
densrichteramt, Jury⸗, Constable- und Milizdienft beruhen auf Ernen— 
nung; die dazu nöthigen Steuern werden nicht bewilligt, fondern aue- 
gefchrieben. Es fehlt ferner das Brincip der Rofalifirung der 
Verwaltung. Eivil-, Strafjuftiz, Polizei und Miliz werben nah Be- 
zirken verwaltet. Auch die Stadtverfaffungen, welche vermöge befon- 
deren Privilegs fich örtlich abjchließen, haben aus fich Heraus Feine 
jelbftändige Rofalverwaltung für einzele Stadtviertel bilden fünnen. Die 
alten Zehntfchaften, tithings, find in der normannifchen Verfaſſung 
zu Unterpofizei» und Gerichtöftellen in dem bejcheidenften Sinne eines 
Schulzenamt3 geworden. Gefchloffene Bauerdörfer mit zufammenhän- _ 
genden Hoflagen waren in England von jeher die Ausnahme gewefen; 
feit dem 18. Jahrhundert befteht die Maſſe der Tändlichen Bevölkerung 
aus Pächtern, Hauseigenthümern mit einigem Land, (freeholders oder 
copyholders), Schanfwirthen, Gewerbetreibenden und arbeitenden Klaf- 
fen. Wo noch eine Gutsherrfchaft (manor) vorhanden tft, übt fie nur 
nominelfe Ehrenrechte nebft reellen Anfprüchen auf Zinfen, Pachtgelder, 
Befigveränderungsabgaben, appropriirte Zehnten. 
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Der eigentliche fefte Mittelpunkt, die Seele der Fleinen Ortsge⸗ 
meinde, wurde damit Kirche, Pfarre und Schulhaus. Die ſonn 
tägliche Vereinigung zum Gotteödienft, die Feier kirchlicher Acte und 
Tefte, und der gemeinjame Begräbnißplat wurden hier ftärfere Elemente 
für ein örtliche® Gemeindeleben als die fendalen Ynftitutionen. An 
die Stelle der altfächfiichen Zehntſchaft tithing tritt alfo allmälig durd 
eine ftillichweigende Aenderung das Kirchipiel. Die Geſetzgebung ber 
Zudors namentlich bafirt auf die Steuern und Aemter des Kirchſpielt 
widjtige neue oder erweiterte öffentliche Functionen. In der Verfaſſung 
der Rirchipiele find daher drei große Entwidelungsftufen zu fcheiden.*) 

1. Im Mittelalter ift das Kirchfpiel nur ein Element ber 
Kirchenverfoffung, eine Linterftelle, das normale Ortsamt der 
firhlihen Hierarchie. Der Pfarrer ift Haupt und Obrigkeit der 
Gemeinde, die beiden Kirchenvorfteher kirchliche Hülfsbeamte. Aus ber 
Berfaffung der kirchlichen Nügegerichte befteht noch fort eine Anzeige: 
pflicht für notorifche Vergehen gegen die Kirchenzucht. 

Dennoch wurden ſchon im fpäteren Mittelalter die Grundlagen 
zu felbjtändigerer Theilnahme der Gemeinde daburd gelegt, daß aut 
neu übernommenen Pflichten neue Rechte erwuchſen. Im 13. Jahr⸗ 
hundert waren die Einkünfte der reich dotirten Kirchen nicht mehr aus 
veichend für die Erhaltung der kirchlichen Gebäude, da Prälaturen und 
Klöfter immer mafienhafter Kirchengut und Zehnten in Anſpruch nah 
men. Dean wandte fid) daher au den guten Willen ber Pfarrfinder 
und half im Weigerungsfall nad durch die Mittel, über welche das 
abjolute Regiment der Kirche verfügte. So entftand die Church Rate 
($ 14), deren natürliche Bafis der hriftlihe Hausftand als fol: 
her ward, ohne daß es darauf ankommen konnte, ob er als freehold 
an den Gerichts⸗, Polizeilaften und Parlamentsjubfidien teilnahm. Die 
Erhebung derfelben wurde nunmehr ein Hauptgeſchäft der Church- 
wardens. Da aber das urfprüngliche Verhältnig ber Freiwilligkeit 
unvergelien blieb, fo war eine vorgängige Beiprechung mit der Ge 
meinde unabweisbar. Die Verſammlung der Gemeinde erfolgte dem 
Zwed entſprechend in der Safriftei, vestry, wovon die Gemeinbever: 
fammlung felbft den Namen vestry erhielt. Die Abftimmung geſchah 
mit gleihem Stimmredt nach Analogie ber alten Gemeindeverfamm- 
(ungen und der Parlamentswahlen. Das gleiche Stimmrecht galt daher 
als „common law“. Durch dies Steuerbewilligungsrecht tret bie 
Heine Ortsgemeinde aus ihrer befcheidenen Stellung zur kirchlichen 
Obrigkeit allmälig in analoger Weife heraus, wie die große Verſamm⸗ 
lung der Commoners im englifhen Parlament. Der gute Wille der 
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Majorität entjchied jedenfalls über Maß und Art ber Bewilligung. 
Bofitive Weigerungen waren zwar felten, und konnten allenfalls durch 
firchliche Senjur und Excommunikation geahndet werden; doch verloren 
diefe Zwangsmittel allmälig ihre Wirkfamfeit. Das Herfommen, 
weiches fich dabei ftillfchweigend bildete, ift der unmilffürliche Ausdruck 
eines Verhältniſſes gegenfeitiger Berechtigung. 

2. Seit der Reformation ermwäcft diefer Kirchfpielsverfaf- 
jung mit gewaltigen neuen Laften auch allmälig eine neue Bedeutung, 
fo wenig auch die bifchöfliche Kirche geneigt war der Gemeinde Rechte 
einzuräumen. Die Gejeßgebung der Tudors nämlich (vollendet in dem 
großen Armengefe Eliſabeths) übernimmt die Armenpflege als öffent- 
liche Laſt, aufgebradht durch eine Poor Rate der Kirchfpiele, ungefähr 
nach dem ſchon vorhandenen Syſtem ber Church Rate. ‘Die Kirchen⸗ 
vorfteher werden Armenaufjeher. Neben ihnen befondere Overseers of 
the Poor, die nun zwar nad) Kirchſpielen ernannt werden, übrigens 
unabhängig von der kirchlichen Obrigfeit als weltliche Ortsgemeindes 
beamten baftehen. ‘Da das verfallende Constable-Amt für viele Func⸗ 
tionen eines Schulzenamts auf dem Lande, eines Bezirksvorſteheramts 
in den Stäbten, nicht mehr zuverläffig genug erfchien, fo wird allmälig 
eine ganze Reihe von neuen Pflichten eines Ortsvorfteheramts auf 
Kirchenvorfteher, oder Armenauffeher, oder auf beide gemeinschaftlich 
gelegt, fo daß nun das deutfche Schulzenamt in England auf bie 
Aemter ber Constables, Churchwardens und Overseers ziemlid 
wilffürfich vertheilt erfcheint; wozu noch al8 viertes Amt das der Wege- 
auffeher kommt, nachdem die Geſetzgebung der Tudors auch die Wege- 
baulaft in geregelte Verbindung mit dem Kirchipiel gebracht hat. In 
der Geſtalt der vestries aber macht fich unverkennbar geltend ein Ein- 
fluß der regierenden Klaſſen wie in der Stadtverfaflung. In vielen Kirch- 
ſpielen bildet ſich durch das Zurücktreten der Heineren Steuerzahler eine 
Art von governing body, unter dem Namen einer select vestry. 

3. Im neungehnten Jahrhundert tritt mit dem ungeheuren 
Uebergewicht der Armenftener auch die weltliche Seite ber Kirchſpiels⸗ 
verfaffung naturgemäß in den Vordergrund. Hand in Hand mit den 
Bewegungen ber Reformbill lebt auch hier das abgeftorbene Recht ber 
Steuerzahler wieder auf. Das Armengefeß von 1834 giebt dem gan⸗ 
zen Gebiet eine burchgreifend neue Geftalt und jäcularifirt die Kirch⸗ 
Ipielöverfaffung in einer Weife, von der bei Blackstone noch nichte 
erfichtlich ift. Die vestry ift jegt in ihrer Hauptbedentung eine welt- 
lihe Gemeindeverfammlung, welche die fchwerften Geldfaften der Com- 
mune trägt und ein äußert verwideltes Armenweſen zu bejorgen bat, 
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wobei aber dem Geiftlidhen und den Kirchenvorftehern alte Ehrenrechte 
and kirchliche Gemeinderechte verbleiben. Durch dies Tefthakten der 
legalen Identität der kirchlichen und geiftlichen vestry entfichen 
freilich Widerfprüche in einer Zeit, in welcher die Hälfte der Bevölkerung 
fi nicht mehr zur Staatsfirche bekennt, — Widerfprüche, die fidh zu 
nächſt in den wunderlichen Schickſalen der Church Rate offenbaren. 

Es ſoll nunmehr im Cap. VII. die kirchliche Seite der Kirchfpield 
Berfaffung, im Cap. VIII. die weltliche Seite der Armenverwaltung, 
im Cap. IX. die analoge Fortbildung des weltlichen Syſtems gegeben 
werden. Die drei Seiten ber Rirchfpielsverfaffung, welche fid für dieſe 
Dorftellung zwechnäßig fcheiden Laffen, find (1) das Gebiet der Kird- 
jpiele, (2) die Kirchipiele-Beamten, (3) die Kirchfpield-Verfamminngen. 

Parish, parochia, ift der Gemeindebezirk einer Pfarrtirde, 
d.h. ein Bezirk, deſſen Geiftlicher zur Seelforge, zum Bezug der Zehn- 
ten und geiftlihen Oblationen in feiner Gemeinde befugt iſt. Die 
Bildung der Pfarrbezirfe hat ſich im Mittelalter .fehr langſam voll- 
endet, unter ftarfer Mitwirkung von Laien-Fundationen, daher and 
mit einem weit ausgedehnten Patronatsrecht, welches die Regtel der 
englifchen Kirche bildet. Das Gebiet der Kirchfpiele ift bis im die 
nenejte Zeit ziemlich ftetig geblieben. Ein im Jahre 1288 aufgenom: 
menes Verzeichniß, die fogenannte Taration des Papftes Nicolaus, 
fonnte Jahrhunderte Tang benutt werben. Aus ben Sherifföberichten 
vom Jahre 1371 Hat Stowe 8632 Kirchfpiele zufammengeredhnet. In 
den nördlichen Graffchaften waren und blieben fie auffallend groß, öfter 
1—2 deutfhe Quadratmeilen umfaffend; in den füdlichen Grafichaften 
durchichnittlich Heiner als die norddeutſchen Pfarren. Im Jahre 1520 
wurbe die Zahl auf 9407, unter Jacob I. auf 9284 angegeben. Tier 
Senfus von 1851 giebt die Zahl der wirklichen Pfarrkirchen und Pa- 
rochial⸗Capellen auf 10,477 an. **) 

Als Ausnahmsbezirke find Hier fchließlih noch die Ertrape: 
rodialpläße zu erwähnen. In ber mittelalterlihen Bildung dr 
Pfarreien waren nämlich aus verfchiedenen Gründen einige Bezirke (die 
Rechtsinnungen zu London, die Colleges der Univerfitäten, die näd- 
ften Umfreife der Kathedralkirchen, die Königlichen Forften u. f. w.) 
-uneingepfarrt geblieben, alfo frei von Armentare, Landftraßenfteuer 
und den entfprechenden Communaleinrichtungen. Es handelte ſich da 
bei um 557 Plätze mit einer Bevölferung von 105,000 Seelen. Die 
nteufte Geſetzgebung Hat fie indeffen bei Gelegenheit neuerer Reformen 
dem Armen- und Polizeiverband wieder foweit eingereiht, als ein pral- 
tifches Bedürfniß dafür vorhanden zu fein ſchien. Die kirchliche Ber 
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waltungscommiffion hat viele auch dem Parochieverband wieder ein- 
verleibt. ***) . 


) Die geſchichtliche Antnüpfung der Kirhfpielsverfaffung an bie 
Entſtehung der Kirchenftener feit dem 13. Jahrhundert ift in der Geſch. Abth. 
S. 208. 209. 211. 212. gegeben worden. Demmächſt ift die Reugeftaltung 
und Sonfolidirung der Pflichten und Rechte des Kirchfpield durch die Geſetz⸗ 
gebung der Tudors S. 267—273. 285—291 im Zuſammenhang dargeflellt; 
die fpäteren Zuflände des achtzehnten Jahrhunderts, S. 376—378. Es bedarf 
daher hier nur einer Wiederholung der Hauptmomente. 

Aus der Literatur ber Kirchipielverfaffung ift hervorzuheben: John 
Steer, Parish Law, 2nd ed. by George Clive. London 1843, 8. Diefe 
in England am meiften gebraudte Monographie behandelt alle Theile der 
Kommunalverfaffung vom Standpunkt des Kirchipiel® aus (alfo auch die Com- 
munalfteuern, Wegeverwaltung, Friebensrichter, Constables und das Armen- 
verwaltungsinften). Es fehlen darin die biftorifchen und ſyſtematiſchen Zu- 
lammenhänge, die gerade hier fo dringend nöthig waren. Uebrigens gehört die 
Schrift zu den befferen und zuverfäffigen Compilationen. Es gehört hierher, 
femer R. Burn’s Ecclesiastical Law, Ed. Phillimore 4. Vol. 1842, in der 
feider alphabetifhen Anordnung namentlid die Artikel: Churchwardens I. 
398—415., Parish III. 73, Parish Clerk III. 82., Sexton III. 602. ®ieber- 
holt if in dem gefchichtlichen Theil hervorgehoben die Schrift von Toulmin 
Smith, the Parish, its Powers and Obligations at Law, 2nd Edit. London 
1857, namentlid) Cap. IIT. itber die Kirchipiels-Beamten, Cap. IV. iiber die 
Uommittees des Kirchſpiels, cap. VII. über die Gegenflinde der Kirchfpiels- 
verwaltung, cap. VIII. über die Kicchipielefteuern. 

*, Die kirchliche Statifil der Parochien wird nur beiläufig in den 
Rarfamentsberichten berührt. Die Parl. P. 1852/53. No. 72. geben bie 
heutige Gefammtzahl der kirchlichen Pfründen auf 11,728 an (mit 8214 
Pfarrhäuſern, 8077 refidenten Pfarrgeiftlichen, 2952 non residents, von 
weichen aber 1137 auch amtiren, und dazı 699 vermifchte Fälle). Einen Plan 
it weitere Zerlegung der großen Kirchipiele in kleinere Pfarreien bie zu 
höchſtens 4000 Seelen geben die P’arl. Papers 1855. No, 1922. vol. XV p. 
377, eine Generalftatiftit der Confelfionen die Parl. Papers 1853. No. 
1690. vol. LXXXIX. Einen Bericht iiber die durch Theilung nen entftandenen 
Kirhipiele unter den Church Building Acts enthalten die Parl P. 1861 
Vol. XLVHL pag. 3—82. Cine beiläufige Ueberfidht über die (66) manors 
bie fi zur Zeit in Beſitz der Ecclesiastical Commissioners befinden, geben 
die Parl. Papers 1862 No. 74. 

Faſt um die Hälfte größer ift die Zahl der Ortsgemeindeverbände für die 
Armenpflege, da viele Kirchfpiele flir diefe Zwecke in mehre townships zerfallen, 
die nad} dem neuen Sprachgebrauch des Armenamte nun fämmtlich als parishes 
zum Zweck der Armıenpflege bezeichnet werben: darunter 737 nur bis 50 Seelen, 
1907 Bis 100 Seelen, 6681 bis 300 Seelen, im Ganzen ungefähr 12,000 unter 
300 Seelen. Diefe Differenz der Zahlen beruht darauf, daß nad) 13. et 14, 
Car. II. c.12 8 21 die Kirchfpiele befonders in den nörblichen Grafichaften bie 
Unteremtheilung des Kirchfpiel® in townships fr die Armenpflege beibehalten 
fonnten, und dadurch einige taufend Ortsgemeinden für die Armenverwaltung 
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mehr zum Borfchein kommen. Außerdem ift bie Grenze zwiſchen Kirchen mit 
und ohne den Charakter ber Pfarrkirche häufig ftreitig. Dieſe weltiide 
Kirchipielsftatiftif ift bereits oben S. 116. 417 zufammengeftellt. 
Ein jummarifches Verfahren zur Feſtſtellung fireitiger Kirchfpielegren- 

zen ift neuerdings eingeführt bei der Generalcommiſſion fiir Zehntabläfung 2. 
et 3. Vict. c. 62 88 34— 36; 3. Vict. ec. 15 $ 28. Im Mittelalter wurden 
die Grenzen der Kirchipiele mit fliegenden Fahnen, Lichtern und anderen Co 
(ennitäten progeffionsweife von Zeit zu Zeit „begangen“, und dabei die Geh. 
freundfegaft der Nachbarn in dem Maße in Anſpruch genommen, baf die Ge 
richte die Sitte niemals als consuetudo rationabilis anerleunen wollten, und 
die Tudors dagegen mit Polizeiverboten einfchritten vgl. Smith, Parish 
©. 442—451. 

**+) Ueber die Gleihftellung der Extraparochial Places für ix 
neuere Armenverwaltung vergl. unten 8 99 Note **). 


g 9. 
Die Stellung der Kirchenvorfteher Churchwardens. 


Der Hauptbeamte des Kirchipiels, der Pfarrer, Rector oder 
Vicar, je nachdem er im Befig der orbentlichen Zehnten ift oder nidt, 
- gehört in feiner Hauptftellung der Kirchenhierarchie an. In bie Kird 
fpieleverfaffung gehört nur das Ehrenrecht bes Vorſitzes in der Kirk: 
ſpielsverſammlung und fein Antheil an Ernennung der Kirchenvorftckr. 
Die Geſetzgebung der Tudors hat ihm zwar gelegentlich aud einig 
Bolizeiamtspflichten auferlegt, namentlich die Regiftrirung von Ge 
findezeugniffen, Atteftirung der Vollftredung der Prügelftrafen an rogues 
Controle des Kirchenbefuch® der popish recusants und einige ähnliche 
Dinge. Aus begreiflichen Gründen hat fich aber dieſe Richtung der 
Geſetzgebung nicht fortgefegt. 

Die Kirchenvorſteher Churchwardens,*) die einzigen 
Repräfentanten der Gemeinde in der Kirchenverfaffung, find vom Stand: 
punkt der Kirche aus nur als untergeordnete Gehülfen gedacht, haben 
aber durch weltliches Gewohnheitsrecht eine felbftändigere Stellung er 
balten. Es find ihrer regelmäßig zwei in jedem Kirchſpiel; doch gieht 
ed auch einige Kirchfpiele, in welchen das Amt fehlt. Nach den fird 
lichen canones von 1603 (can. 89) follen fie alljährlich gewäßll 
werden durch vereinigten Confens des Geiftlichen und der Piarrkinder, 
und in Ermangelung einer Vereinbarung der Eine vom Geiſtlichen, der 
Andere von der Gemeinde. Jene Canones, durch das Parlament mic! 
beitätigt, haben allerdings feine rechtlich bindende Kraft für Laim: 
allein der Ortögebrauch ftimmt damit in der Regel überein, und für 
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außerdem nocd eine Sefängnißftrafe bis zu 6 Monat hinzu und Zwangsein— 
fiellung in die Armee während der Zeit, in welcher die Miliz nicht einberufen 
iR und nad) Ablauf der Milizdienftzeit. 

2) Lehrlings-Reclamationen. Lehrlinge, die unter Verſchweigung des 
Lehrcontrafts fich anwerben laſſen, unterliegen Criminalſtrafen und einer 
Zwangseinftellung nad) Ablauf der Lehrzeit, event. den Defertionsfirafen, 
wenn fie ſich nicht freiwillig dazu fielen. Jeder Meifter muß indeffen, wenn 
er den Lehrling reclamiren will, binnen einem Monat nad) der Entfernung 
deffelben vor einem Yriedensrichter erfcheinen, einen Eid darüber leiften, und 
fi) ein Certificat ertheilen laſſen. Der Meifter kann auch binnen einem 
Monat anf feinen Anſpruch aus dem Lehrvertrag verzichten und die Auszahlung 
des noch rückſtändigen WWerbegeldes nah Abzug von 2 Guineen fir eigne 
Rechnung als Entiädigung beanſpruchen. 

3) Das Mufterungsgefchäft, muster findet jährlich wenigftens zweimal bei 
den größeren und Fleineren Abtheilnngen der Armee ftatt. Officiere, die dabei 
wiffentfich falſche Attefte auaftellen, oder faljche Angaben machen, oder Geld 
oder Gratificationen annehmen, unterliegen auf Ueberführung vor einem 
Kriegsgeriht durch 2 Zeugen der Kaffation und Amtsunfähigkeit; andere 
Berfonen einer Buße von 50 8. für jedes falfche Atteft. Bei den Mufterungen 
in dem Bezirk von Westminster und Southwark werben 6 riedensrichter 
defignirt, aus welchen die Kommiffton wenigftens 2 zu dem Mufterunge- 
geſchüft und zur Vollziehung des Protokolls zuzuziehen hat. 

4) Einquartierungsgeichäft, billeting. Die der Cinguartierung unter- 
worfenen Gafthäufer, Mietheftälle, Bierhäufer, Weinſchenken und fonftigen 
Häufer zum Detailverlauf find in dem Geſetz fpezialifirt. Frei von Ein- 
guartierung find aber die Mitglieder der Weingroßbändler-Corporation (vint- 
ners company) ferner Materialhändler und Deftillateure, die nur als Neben- 
geſchäft Spirituofen verlaufen. Sind Häuſer die Teine geeigneten Ställe 
baben, mit Kavallerie belegt, fo ſoll auf ſchriftliche Requifition des comman- 
direnden Officiers der Constable ſolche in andere geeignete Stallungen aus⸗ 
quartieren, die der Einquartierung unterliegen. Auf Beſchwerde wegen Ueber⸗ 
bürdung können aber 2 Friedensrichter den erfteren Servispflichtigen zu einer 
billigen Entſchädigung an den letzteren verurtbeilen. Die commandirenden 
Dfficiere können auch eine Umlegung der Mannichaften und Pferde im dienft- 
lichen SIntereffe anordnen, jofern die Zahl nicht überfchritten wird. Auf 
Requifition des commandirenden Dfficiers Tann ein Friedensrichter die 
Einquartierungsbezirte und Ronten nad) Beblirfnig ausdehnen. Cine Geld- 
buße von 2—5 8. wirb durch die Mutiny Act allen Constables und fonft 
bei der Einguartierung beichäftigten Perſonen angedroht, wenn fie nichtein⸗ 
quartierungspflichtige Säufer ohne Zuftimmung des Befigers belegen, ober das 
tequifitionsmäßige Duartier zu beichaffen verweigern, oder Geld ober Geldes- 
werth für die Freilaffung eines Quartiere fordern oder annehmen; oder die 
Srau, Kinder oder Dienftboten einer Militärperfon ohne Zuſtimmung des 
Sanshefigers mit einguartieren; oder den Requifitionen wegen Geftellung von 
Bferden und Fuhrwerk (f. nachher) nicht nachlommen; oder mehr als tarif- 
mäßige Süße dafür fordern oder die von ben Friedensrichtern erforderten 
Liften nicht einreichen oder unvollfländig anfertigen. 

5) Borfpann- und Regquifitionswefen, carriages. Nach der Mutiny Act 
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erläßt das Generaleommando die fchriftliden Reguifitionen zur Gefellung, 
bie danu der commanbirende Officier ober Unterofficier der marjchirenden 
Truppe in dem Bilreau der Special Sessions oder fonft den Friedene 
richtern vorzeigt. Ein Friedensrichter erläßt darauf den warrant an bie 
Constables. Sind in dem Specialbezirt nicht Wagen und Pferde zur Gens 
zu beichaffen, fo joll ein Friedensrichter des benachbarten Bezirks das Fehlende 
beforgen. Die Entſchüdigungsſätze fiir die verichiedenen Geſpanne werde 
dur) die jährliche Mutiny Act auf Ye bis !s Thlr. für die englische 
"Meile normirt, die DOuartalfigungen aber ermächtigt, mit Nüdficht auf die 
Kornpreife den Tarif no um Ns zu erhöhen. Yıı dringlichen Füllen lann ir 
Kriegsjelretär einen General- oder Stabsofficier oder den dirigirenden Inten 
banturbeamten ermächtigen, durch fchriftlidde Requifition an die Friedensrichter 
nicht nur Transportfuhrwerk zu geftellen, fondern auch Reitpferde, Kıtichen 
oder anderes vierrädriges Mietbsfuhrwert und Boote zum Waſſertransport. 
Etwanige Mehrausgaben, die ber Constable mit Rückſicht auf die Jahreszeit 
und die Beichaffenheit der Wege über die tarifmäßigen Sätze hinaus hat 
zahlen müffen, können durch Order der Quartalſitzung zur Zahlung auf bie 
Kreistafle angerwiefen werben. 

6) Bei Berfolgung von Defjerteuren dient die Controle bes Friedens 
richteramts dazu , damit nicht die Militärbebörbe irrig oder fälfchlich Perionen 
reclamire, welche gar nicht dem Berband ber ftehenden Armee angehören. 
Rad) der Mutiny Act kann ein Constable oder, wo ein foldyer mit zu 
Sand ift, jeder königliche Officter oder Soldat bie als Deſerteur verdäd- 
tige Berfon einen benachbarten Friedensrichter vorführen, Wenn fich bei dem 
Verhör der Verdacht beftätigt, fo ordnet ber Friebensrichter die vorläufige 
Feftnahme in einem Gefängnig an. Iſt die Perfon von Eoldaten des eigenen 
Regiments ergriffen oder in ber Nähe des Regimentsdepots, jo kann dr 
Friedensrichter auch die Perfon den verfolgenden Militärbeamten ausantıwerten. 
In jeden Fall joll er den Hergang bem Kriegsjelretär einberidhten unter & 
zeichnung der Perjonen, durch welche ber Deferteur ergriffen ifl, denen er dam 
auf Anweifung des Kriegsfecretärs eine Prämie bis zu 40 sh. zu zahlen hat. 

7) Die ſummariſche Strafgewalt der Friedensrichter über bie ge 
wöhnlichen Uebertretungen der Officiere und Soldaten ift ſelbſtverſtändlich, da 
ale Militärinrisdiction ſich nur auf delicta militaria beſchränkt. “Die Mutiny 
Act fügt der gewöhnlichen Geſetzgebung über die fummarifche Beſtrafung der 
Polizei-Uebertretungen nur noch einige einzelne Fälle hinzu, welche durch die 
befondere Stellung ber Werbearmee veranlaßt waren. Nach der Faf- 

‚ Ratiftil betrug die Zahl der friedensrichterlichen Strafurtheile wegen leber- 
tretung ber Army Act i. 3. 1860 — 3627 (unter ber Navy Act = 1100. 
Beildufig ift hier auch das Conceſſionsweſen zu erwähnen, welches fonk de⸗ 
Specialfigsungen der Friedensrichter zufält. Die Ertheilung von Gonceffisar 
für Diilitärmarletenderbuden (canteens) wird zunächft vom Feldzengamt ertheilt. 
Auf Grund derfelben können dann nad) der Mutiny Act 2 fyriedensridter 
eine Konceffion zum Ausſchank von Bier, Wein und Spirituofen ohne Veobadytung 
der fonftigen Förmlichkeiten bei Schaul-Eonceffionen ertheilen. 


Siebentes Capitel. 


Bie Berfaffung des KRirchſpiels Parish. 
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g 94. 
Entſtehung und Charakter der Kirchſpiele. 


In den bisher entwickelten Gruppen des englifchen Selfgovern- 
ment (Gerichts, Polizei» und Militär -Verfaffung) fehlen gerade die 
Momente, auf welche die heutigen Vorftellungen von einer Communal- 
verfaffung das Hauptgewicht zu legen pflegen. 

Es fehlt da8 Brincip des Wahlrehts. Sheriff und Frie- 
densrichteramt, Jury⸗, Constable- und Milizdienſt beruhen auf Ernen- 
nung; bie dazu nöthigen Steuern werden nicht bewilligt, fondern aus- 
gefchrieben. Es fehlt ferner das Princip der Lofalifirung der 
Bermwaltung. Civil-, Strafjuftiz, Bolizet und Miliz werben nad) Be- 
zirten verwaltet. Auch die Stadtverfaffungen, welche vermöge befon- 
deren Privilegs fich örtlich abſchließen, haben aus fich heraus feine 
felbftändige Lokalverwaltung für einzele Stadtviertel bilden fünnen. Die 
alten Zehntfchaften, tithings, find in der normannifchen Verfaffung 
zu Unterpofizei» und Gerichtöftellen in dem befcheidenften Sinne eines 
Schulzenamts geworden. Gefchloffene Bauerdörfer mit zufammenhäne 
genden Hoflagen waren in England von jeher die Ausnahme gewefen; 
feit dem 18. Jahrhundert befteht die Maſſe der Ländlichen Bevölkerung 
ans Pächtern, Hauseigenthümern mit einigem Land, (freeholders oder 
copyholders), Schanfwirthen, Gewerbetreibenden und arbeitenden Klaſ⸗ 
fen. Wo noch eine Gutsherrfchaft (manor) vorhanden ift, übt fie nur 
nominelle Ehrenrechte nebft reellen Anfprücden auf Zinfen, Pachtgelder, 
Befigveränderungsabgaben, appropriürte Zehnten. 
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Reformation aufgelegt find, zum Theil concurrirend mit den Constables 
und Overseers, Sie erheben bie Strafe von 12 d. für jeden Som: 
tag von den Berfonen welche nicht zur Kirche kommen, 1. Elız. c. 2; 
von denen welche Fleiſch eifen an Fafttagen 5. Elız. ve. 5; die Straie 
von 3 sh. von denen welche an Sonn» und Feſttagen agb und un: 
gefeßliche Kurzweil treiben 1. Car. I. c. 1; von denen welche an geitg- 
widrigen Conventifeln theilnehmen 22. Car. II. cap. 1; von dem 
weiche weltlihe Geſchäfte an Sonn- und Feiertagen betreiben 29. 
Car. II. c. 7. Sie follen die Strafen erheben für Zehen und Tem: 
fenbeit 4. Jac. I. ce. 5; 21. Jac. I. c. 7; von Gaftwirthen welche 
Saufgelage dulden 1. Jac. I. c. 9; von Jagdcontravenienten 1. Jac.L 
c. 29; von denen welche unconceffionirte Bierhäufer halten 3. Car. J 
c. 3; die Strafen für Webertretung des Reglements für den Butter: 
und Käſeverkauf 13. et 14. Car. II. c. 26; für Uebertretungen der 
Maaß⸗ und Gewicht-Reglements 16. Car. I. c. 19; 22. Car. II 
ce. 8; Tröbler und Hauftrer ohne Gewerbichein einem Friedensrichtet 
vorzuführen 9. et 1O. Will. III. c. 27; die Strafgelder erheben gr 
gen Gefinde welches ſorglos mit Feuer umgeht 6. Anne c. 31; di 
Strafen von denen welche mit Spirituofen baufiren 9. Geo. I. c. 3; 
die Strafe gegen Lehrlinge, Dienftboten und Tagelöhner, welde in 
öffentlichen Häufern fpielen 30. Geo. II. c. 24. 

4. Sie haben einzele Communalgeſchäfte eines DOrtege: 
meindevorftehers, welche ihnen ebenfalls gelegentlich durd die Ee⸗ 
feßgebung auferlegt find: Abführung der Beiträge des Kirchſpiels aus 
den Armenftenern zur County Rate 12. Geo. II. c. 29; eine vflict 
zur Anfchaffung von Räumlichkeiten zur Aufbewahrung ber Uniformen 
und Armaturftüde der Miliz, nach verſchiedenen Milizgeſetzen; Wit- 
wirfung bei den Neuwahlen der Wegenuffeher nach der älteren Ber: 
faffung 3. Will. III. c. 12; Anlage der Urliften für den Gefäwer: 
nendienft, gemeinfchaftlich mit den Armenauffehern 6. Geo. IV. c. 0; 
gewifle Hülfsfunctionen in dem neuen Civilftandsregifterverfahren. 

Trog diefer Mifchung der Gefchäfte find die Kirdhenvorfteher m 
ihrer Amtsverantwortlichkeit im Allgemeinen den kirchlichen Be— 
hörden (courts) untergeordnet. Am Schluß ihres Amtsjahres habs 
fie dem Geiftlichen und der Gemeinde Rechnung zu legen, und fönnen 
dazu durch presentment bei der kirchlichen Obrigfeit oder durch Rech 
nungsffage bei dem Bifchof oder durch Civilffage bei den Gerichter 
genöthigt werden. **) Auf die Verhäftniffe ber Oberinftanz ift inbefim 
nochmals zurücdzufommen. (8 96a.) 
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*) Die befondere Literatur über die Churchwardens befteht meiftene 
ans praftifhen Hilffeblichern (Anderson, Ashdown, Bird, Brady and Ma- 
hon, Prideaux etc). Ein zuverläffiges Material enthält auch dafiir Steer, 
Parish Law. Ueber die gefchichtliche Entwidelung des Amts der Church- 
wardens ©. 172—173 und T. Smith, S. 68—103. 

Bom Standpunkt der Kirche aus flieht der Pfarrer allerdings felb- 
fändig liber der Gemeinde. Bon dem kirchlichen Standpunkte aus fagt Steer 
p. 279: It has already been stated, that the minister has a right to 
preside at all vestry meetings; for a minister is not a mere indivi- 
dual of vestry; on the contrary, he is always described as the first, 
and as an integral part of the parish; the form of citing a parish 
being, „the minister, churchwardens, and parishioners;“ and that he 
and any other individual should be put in competition for the offce of 
chairman, would be placing him in a degraded situation, in which he 
is not placed by the constitutional establishment of this country. In 
sound legal principle he is the head and praeses of the meeting 
(Wilson v. M’Math, 3, Phil. Ec. Ca. 87; 3. B. et Ald. 246, notis.) Xeb- 
haft befümpft if diefer kirchliche Standpunlt in T. Smith, Parish cap. VI. 
©. 288—330, wie denn auch der Berfafler den Churchwardens eine ilber- 
wiegend weltliche Stellung und der Gemeinde das Wahlrecht für alle Beamte 
vindieirt. Diefe Differenzen beruhen großentheils darauf, daß die geiftlichen 
und weltlichen Behörden die Entfcheidungen von verjchiedenen Standpunkten 
aus motivirt haben; in der Praris ftehen die wichtigeren ragen ziemlich 
ficher feft. 

1) Die firhlihen Kunctionen der Churchwardens umfaſſen zunächſt 
dos Bermögen der Kirche, aber nicht das ganze Bermögen. Im Grunbbefik 
nämlich hat. der Pfarrer ein freehold Recht auf Lebenszeit an dem Kirchen- 
gebäude, dem Pfarrhaus und der Pfarrhufe nach Common Law. Nur für das 
bewegliche Vermögen wurde die Eigenſchaft der Kirchenvorfieher als Corporation 
anerlannt. In London indefien bilden die Kirchenvorfteher eine Corpo- 
ration für alle Zwecke aljo aud) zur Rechtsvertretung für den Grundbeſitz 
ber Kirche. Neuerdings ift durch 59. Geo. III. c. 12. 8 17; 5. et 6. Will. 
IV. c. 69 8 4 ihnen überhaupt die Befugniß beigelegt, Grundftüde und 
andere Immobilien auf Grund neuer Zuwendungen als Corporation zu 
befigen und im Brozeß zu vertreten. 

Eine eigene Jurisprudenz hat fi} gebildet für Kirhftühle, pews. 
As gemeines Recht gilt ein Gemeingebraud aller Pfarrlinder daran, welchen 
der Ordinarius durch die Kirchenvorfieher nad; Rang und Stand regeln foll, 
Coke 3. Inst. 202. Jeder Eingepfarrte kann alfo verlangen, daß jeder Nicht- 
einwohner ihm weiche, und daß ihm Platz gefchafft werde foweit wie möglich. 
Es if dies das Gefchlift der Churchwardens unter Controle des Biſchofe, bei 
welhem Pfarrer und Gemeinde höcftens eine gutachtliche Stimme haben, 
Steer Parish Law. 25. Durch biſchöfliche Licenz (faculty) kann aber auch 
ein (vielfach fireitiges) Privatrecht file Perjonen und Familien entftehen; 
unftreitig entfteht es durch Herkommen. Wo ein Kirchftuhl dadurch Pertinenz 
eines Hauſes geworden, entfcheiden dariiber die weltlichen Gerichte. Durch bie 
nenen Kirchenbaugefee und Specialacten ift indeflen ein vermwideltes Syſtem 
von Berlauf und Vermiethung von Kirchenfigen entflanden. 
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Für Neubauten, zu denen die Gemeinde nicht verpflichtet iR, werben 
Häufig Collecten (briefs) ausgefchrieben, zu denen die Kanzlei durch Patent 
die Erlaubniß giebt, und welche dann die Kirchenvorfteher eltzarfammeln ua 
abzuführen durch 4. Anne c. 14 verpflichtet find. 

An die Kirhenpolizei zunächſt ſchließt ſich die Pflicht der Church- 
wardens zu presentinents an Stelle der alten Synodaljeugen, deren Ver 
pflichtungen in ihren Amtseid aufgenommen find, nämlich „anzeigen ak: 
notorifchen Vergehen in Bezug auf Kirche, Geiftlihe und Bfarrlinder,“ wie 
ſolche durch die Canones von 1603 neu eingejchärft, aber dennoch in Ber- 
geifenheit gelommen find. Es gehören dahin and gewifle Vergehen ke: 
Geiftlihen gegen die Kirchenorduung. Andererfeits fol der @eiftliche ſelbj 
die Anzeigepfticht üben, wenn d'e Kirchenvorfteher darin ſäumig find (Can. 
113). Nach 3. Juc. I. c. 4 gehört dazu auch das presentment ber reru- 
sants, nach 4. Jac. I. c. 5 das presentment der Zecher und Trunlenboik, 
welches bereits in ihre weltlichen Polizeipflichten hinüberreicht. 

Die Gefetgebung über Führung ber Kircheubücher beginnt umter den 
Tudors. Die kirchlichen Injunctions von 1847 fchreiben vor, daß „Pierre 
und Gemeinde“ in jedem Kirchſpiel ein Buch oder Regifter halten jollen, iz 
welchem Tag und Jahr einer jeden Hochzeit, Taufe und Begräbniſſes verzeich 
net werde. An jedem Sonntag ſoll der Pfarrer in Gegenwart eines Kirchen 
vorftehers die Eintragungen der letzten Woche machen, bei 3 sh. 4 d. Strafe für 
jeden Fall der Säumniß. Dieje Verpflichtung wurde durch 6. et 7. Wil. HL 
c. 6 8 20 auch geſetzlich anerfannt. Durch 52. Geo. ILL. c. 146 wurde dir 
Form der von den Kirchenvorfiehern anzujchaffenden Kirchenbücher, die Authei 
fung eines eifernen Kaftens zur Aufbewahrung, die Form der jährlich dem 
Registrar der Didceje einzureichenden Duplilate genauer beſtimmt; dod if 
nach Einführung des neuen Civilſtandsregiſterweſens (fiehe 8 116), jetzt nur die 
Eintragung der Ehen nad) ſtaatskirchlichem Ritus übrig geblieben. 

2) Die weltlihen Sunctionen der Churchwardens folgen der Haupt 
farhe nach in dem fpäteren Kapitel über die Armenverwaltung. Ihre Eteluss 
zur Church-Rate ift oben $ 14 im Zufanumenhang gegeben. Die vereinzelten 
Gejchäfte eines Schulzenamts bei Ausführung gewiffer Polizeiordnungen, bi 
Gemeindewahlen und nad den Milizgejegen ſchließen fich am nächſten an die 
Amtsgefchäfte des Constable, mit welden fie auch zum Theil concurrirer 
Sie find daher im Zufammenhang jener Communalzweige beilänfig ennähet 

**) Für die Rechnungslegung der Kirchenporfteher haben fid di 
Gewalten der Gemeinde, der firchlichen und weltlichen Obrigleit cummlirt, de 
man von jedem Standpunkte aus ihre Rechnungspflicht anerlaunte. Binz 
einem Monat nad) dem Schluß des Amtsjahrs jollen fie dem Geiflihen ze} 
der verfammelten Vestry ihre Rechnung legen, von foldhın ihre Dedarge ei 
halten und den Beftand ihren Amtsnachfolgern aushändigen (Can. 89) „Te 
geiftliche Gerichtshof kann fie zur Vorlegung der Rechnungen nöthigen, wiät 
aber über deren Richtigkeit enticheiden; benn der Ordinerins hat wicht dei 
Recht, fih Rechnung legen zu Iaffen, fondern nur Urtheil zu geben, daß ſie 
Rechnung legen.“ Steer’s Parish Law. 110. Dod kann ber Ordinarwe 
auch nad) gelegter Rechnung vor der Gemeinde fie zur Rechenſchaft ziehen 
wegen ungebübrlicher Verwendung von Kirchengut zu ben Zwecken ber Arma- 
ſteuer, felbft wenn folche mit Genehmigung der Gemeinde gefchehen. Steer a C. 
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Die Unterbeamten des Kirchſpiels. Sidesmen. Parish-Clerk. 
Vestry-Clerk. Sexton. Beadle. 


Nachdem gegen den Schluß des Mittelalters die Churchwardens 
eine bebeutendere Stellung eingenommen haben, erjcheinen nun ver⸗ 
ihiedene untergeordnete Beamte zu ihrer Afjiftenz in einzelen Funce 
tionen, bei denen jedoch der weltliche Charakter viel entichiedener her- 
vortritt, foweit ihr Amtseintommen regelmäßig auf einer Bewilligung 
der Gemeinde beruht. 

}. Die Sidesmen (synodsmen), Questmen, find die mit- 
telafterlichen Synodalzeugen, mit der urſprünglichen Beitimmung zu 
amtlihen Anzeigen (presentments) bei den Firchlichen Rügegerichten. 
Noch heute kommen in einzelen großen Gemeinden zwei folche Männer 
vor, die aber nicht als Gehülfen bei den veralteten presentinents, 
tondern überhaupt als Affiftenten der Kirchenvorfteher bei ihren ver⸗ 
ſchiedenartigen Geichäften behandelt werden. Sie werden ebenfalls in 
der Ofterwoche gewählt und leiften einen Amtseid, an deſſen Stelle 
neuerdings eine einfache Declaration getreten ijt. 

2, Der Parish-Clerk war im Mittelalter wohl urfprüng- 
lich als ein jüngerer Cleriker gemeint, nicht felten felbft ein ordinirter 
Geiftlicher, der gewiſſe Gejchäfte eines Hülfsgeiſtlichen verſah. Noch 
jet ift er fehr gewöhnlich Rejpondent in der Liturgie, ‘Diefe geiftliche 
Stellung ift ihm aud in den neueren Church Building Acts gege- 
ben, nach denen er von Jahr zu Fahr in den neuen Pfarrfyftemen vom 
Beijtlichen ernannt werben fol. Nah 7. et 8. Vict. c. 54 fünnen 
überhaupt orbdinirte Perfonen dazu ernannt werden, welche mit Licenz 
des Biſchofs ale Hitlfsgeiftliche fungiren, doc ohne Recht an Pfarre 
oder Amt, jederzeit entlaßbar durch diefelbe Autorität. — In den 
meilten Kirchfpielen wurde jedoch der Parish Clerk mehr zu den Ge⸗ 
Ihäften der Kirchenftener. und öconomiſchen Gemeindeverwaltung ge- 
braucht, daher auch von der Gemeinde remunerirt, woraus dann ein 
Wahlrecht der Gemeinde hervorging, welches als „Herkommen“ von 
den Gerichten anerkannt ward. Die Stellung ift daher örtlich eine 
verfchiedene, und eben fo vartiren die Gefchäfte nach dem Bedürfniß. 
Die Beftimmung der Canones von 1603 can, 91, wodurch die Er- 
nennung durch den Pfarrer erfolgen follte, weicht nach den Gerichts- 


entiheidungen dem „Hertommen“, wo died für ein Zohlrecht der 
reift, Engl. Communalverfaſſung. 
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Gemeinde ift. Ebenfo nimmt Lord Coke eine Entlafjung durd die 
Gemeinde an, 13 Reports p. 70. Das Einfommen des Clerk wird 
entweder durch einen jährlichen Gemeindebefchluß oder durch herfönm- 
liche Gebühr befchafft. Nicht felten ift das Amt vereinigt mit dem 
des Sexton. 

3. Das Amt des Vestry-Clerk entjtand erft in fpäterer Zeit 
aus den wachfenden weltlichen Gefchäften und Laften des Kirchſpiele, 
als das eines Protokollführers und Secretärs für die Geſchäfte der 
Gemeindeverwaltung, ähnlich dem Town Clerk in den Städten. Es 
ift alfo von Haufe aus nad Entftehung und Zwed ein weltliches Amt, 
deffen Gefchäfte in Heineren, namentlich Landgemeinden, von einem fir: 
chenvorfteher mit verfehen werden. In den Gemeinden, in melden es 
vorkommt, wird es meiftens von Jahr zu Lahr durch Gemeindewahl 
beſetzt. Gehalt, Gefchäfte und Dauer des Amts hängen rein drtlih 
vom Gemeindebefchluß ab. Nah der Reformbill foll der Vestry- 
Clerk bei den Wahlliften affiftiren, ebenjo bei den Juryliſten; jedoch 
unter eigentlicher WVerantwortlichleit der Armenauffeher. Das st. 13. 
et 14. Vict. c. 75 legt ihm die Pflicht auf Nachricht zu geben und die 
Ladungen zu beforgen zu den Gemeindeverfammlungen, den Kirchenvor⸗ 
ftehern und Armenauffehern als Protokolle, Rechnungsführer und Büreau⸗ 
beamter zu dienen, Steuerliften zu führen, u. f. w. Dies Geſez gilt 
jedoch nur in den Sirchfpielen, welche daffelbe freiwillig annehmen. 

4. Der Sexton, Safriftan, war urfprünglich ein Diener 
für kirchliche Gefchäfte ber Parish, mit der Pflicht die Kirche zu 
reinigen, die Stühle zu öffnen, bie Lichter zu beforgen, Störungen zu 
verhüten und mit den fonftigen Gefchäften eines Kirchendienere. {a 
Heinen Gemeinden fann er zugleich den parish clerk vorftellen. Sein 
Iufrativftes und infofern das Hauptamt ift das des Todtengräber 
Je mehr aber das Amt auf den reichlidhen Beiträgen der Gemeinde 
beruhte, um fo häufiger wurde e8 zu einem Wahlamt. Die Beridit 
praxis erfannte auch in diefer Beziehung ein “Hertommen* an. Tes 
Gehalt beruht auf Bewilligung der Gemeinde, und wird burd die 
Churchwardens bezahlt, die Gebühren meiftens durch eine order dr 
vestry normirt, der Tarif in der Safriftei aufgehängt. 

5. Der Bebell, beadle, ift Aufwärter in den Gemeinbever: 
fammlungen, ®emeindebote zur Beforgung von Ladungen und Beſtel⸗ 
lungen aller Art, in manden Gefchäften auch ein Gehülfe des con- 
stable. Wahl und Einkommen hängen lediglich von Beſchlüſſen der 
Gemeindeverfammlung ab. 

Auf diefe Unterbebeamten ift die Aufzählung an diefer Stelle za 
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beſchränken. Die Hanptbeamten für die weltlichen Zwecke, Armen- 
aufjeher, Wegeauffeher, inspectors of watching and lighting etc. 
find zu verbinden mit ber zufammenhängenden Darftellung diefer Func- 
tionen des Kirchſpiels Cap. VIII—X, ebenfo wie die Functionen des 
constable in der Polizeiverwaltung Cap. IV. Abſchn. VI, und die 
gelegentlich vorkommenden befoldeten collectors bei den Gemeindefteuern 
Gap. II. erwähnt find. 


I) Ueber die Sidesmen vgl. Toulm. Smith, Parish S. 70, 71, der hier die Ber- 
faffung der lirchlichen Rügegerichte des Mittelalters ignorirt und Alles auf geift- 
liche Ufurpation zurüdführen will. 

2) Ueber die Stellung des Parish Clerk find die Angaben der Rechtsautoritäten 
nad) dieſem Hergang begreiflicder Weiſe jehr ſchwankend. Blackstone fieht 
dos Amt als ein auf Landesrecht beruhendes an, Ein- und Abfetung aljo 
den weltlichen, nicht den geiftlichen Gerſchten nnterworfen, al® „freehold 
am Amt.“ Burn, Justice fieht es als eine reine Privatftelung an, abhängig 
vom Belieben der Gemeinde, die fich zu jeder Sigung einen anderen wählen 
tönne, ohne beftimmtes Recht auf Amt oder Gehalt (Churchwardens $ III. 
1. ımter Berufung auf 5 T.R. 714). Steer p. Il4fagt: „Die Ernennung des 
Clerk gehörte von Haufe aus dem Pfarrer. Der Canon 91 beftätigt dies 
ausdrücklich; doch wurde die Frage oft ftreitig zwifchen Pfarrer und Gemeinde. 
Die weltlichen Gerichte erlannten ein Wahlrecht der Gemeinde nach Her- 
fommen an, und fchritten, wo eine Berufung darauf eintrat, mit einem writ 
of prohibition ein.” Ausführli behandelt die Frage T. Smith, Parish 
S. 197—203. Das Amt war darnad) wirklich ein urſprünglich clericales. 
Rad) den Injunctions Heinrich’s VIII. fol der Clerk „nicht mehr wie früher 
mit dem Weihmafjer herumgehen, fondern vielmehr den Kirchenvorfichern bei 
der Buchführung über die Beiträge zum Unterhalt der Armen Hülfe Teiften.“ 
Seit biefer Zeit fieht Smith das Amt als ein weltliches unter Wahlrecht der 
Gemeinde an, und betrachtet die Beſtimmung des can. 91 ale eine geiftliche 
Uurpation. Er citirt auch einen Ausſpruch des Erzbiſchofs Whitgift a. 1590, 
der ſich emtichieden für das Wahlrecht der Gemeinde ausipricht, da bie Thätigkeit 
des Clerk für alle Bfarrgenofien beftimmt jei und er von diefen alle Ge⸗ 
bühren und Einkünfte beziehe (Strype’s Annals, vol. IV. p. 45.) Nod 
immer erfolgt gewöhnlich eine Eonceifionirung und Einſchwörung durch ben 
Biſchof, die aber nach Gerichtsurtheilen nicht wejentli if. Im Ganzen 
ſtimmen mit diefer Auffaffung die in Burn’s Ecclesiastical Law II. ©. 
82—100 gejammelten Autoritäten. 

9) Ueber das Amt bes Vestry Clerk vgl. T. Smith, Parish ©. 204—210 mit 
lebhafter Polemik gegen einen Verfuch des Armenamts den Vestry-Clerk zu 
einem Unterbeamten der Armenverwaltung zu machen. Die Ernennung ift 
formlos und ebenfo beruht die Amtsinftruction auf Gemeindebeichlüffen, oft in 
jehr umfangreicher Weile. (Ein Beifpiel Smith S. 207.) Wo das st. 13. et 
14. Vict. c. 75 adoptirt ift, erfolgt die Ernennung oder Entlaffung durch eine 
Order des Königl. Armen-Amts; ebenfo die Anmweifung oder Abänderung des 
Gehalte und die nähere Beftimmung, Leitung und Controle der Amtsgeichäfte. 

4) Ueber das Amt des Sexton vgl. T. Smith ©. 193—196, wo wiederum 

62* 


080 Cap. VII. Die Verfafſung des Kirchſpiels Parish. 


behauptet wird, daß es urfprünglich ein weltliches Amt unter Wahl der Ge 
meinde geweſen fei. Richt felten werden rauen zu dem Amt gewählt; zu- 
weilen find ſogar weibliche Gemeindemitglieder bei der Wahl mit zugelailen 
worden 7. Modern Rep. 263. Fiir das Gejchäft der Reinigung und Oefinung 
der Kirchflühle und den fonftigen Kirchendienft ift oft noch ein beionderer 
Kirchendiener ihm nebengeordnet. Die oft wiederholte Behauptung, daß der 
Sexton ein freehold an feinem Amt babe, if irrthümlih, und beruht nut 
auf einer Gerichtsenticheidung in einem einzelen Fall, wo behauptet war, & 
beftehe eine Ortsgervohnheit, den Sexton auf Lebenszeit zu ernennen. Richtig 
iſt es, daß in der neueren Praris der Sexton immer mehr als ein Peamter 
der Gemeinde behandelt wird, von der fein ganzes Amtseinfommen abhängt. 
Smith citirt fogar eine Aeußerung aus 2. Levinz p. 18: „The Sexton is 
only to ring the bell and dig the graves, and is only an officer at will 
as the coaherd or swine herd of a village. Ein neueres Gerxichtsurtheil 
jagt darüber: „Die Grmennung des Sexton gehört keinesweges prima 
faeie der Gemeinde, Wo die Pflichten des Amts in der Yürforge für die 
gemweihten Gefäße und Gewänder, in Keinhaltung der Kirche, Glockenläuten, 
Deffnung und Schließung der Kirchenthüren befieht, haben die Kirchenver 
ſteher die Vermuthung des Ernennungsredhts für fi); wo fi das Amt eri 
den Kirchhof und die Stellung eines Todtengräbers beſchrünkt, hat der Piorrer 
die Bermuthung fir fidh; wo das Amt beide Arten von Amtepflichten umiaht 
it die Vermuthung fir eine gemeinjchaftliche Ernennung durch Pfarrer und 
Kirchenvorfieher.“ (Causfield v. Blenkensop 4. Exch. 334). Dennod ii 
eine Wahl (Nomination) dureh bie Gemeinde thatfäcdhlich Die gewöhnliche 

. Weife.. Steer,. Parish Law 118. In den neuen Bfarrigfiemen nad ir 
New Parishes Act. 1856 ift er freilich wieder zu einem rein firchlicdhen Ve 
amten gemadjt, der vom Pfarrer ernannt werben joll. 

5) Weber den beadle vgl. Smith 190192, der mit Bezugnahme auf die angel. 
fachfiiche Weberfegung des Neuen Zeftaments das Wort von dem ſächfüchen 
biddan oder beodan ableiten will. Bei dieſem ımterfien Gemeindediener iR 
die Ernennung durch die Gemeinde auf beliebigen Widerruf unftreitig. Die 
Wahl geichieht von Jahr zu Jahr, doch meiftene unter Beibehaltung bderjelben 
Perſon. Ein Feines Gehalt oder Gebühr hängt von Gemeindebeſchluß ab. 
Als Gemeindebote dient der beadle gewöhnlich aud) dem constable kei 
Ladung der Coroners jury. Nicht jelten wird er aud zum Hülfe-constable 
ernannt, und bat auch ohne befondere Ernennung einige Befugniffe eine 
folhen zur Ergreifung von Nachtſchwärmern u. ſ. w. In einigen wards ke 
City von London wurde er altherfönmlich ale constable eingeſchworen. Rad 
dem Berfall der courts leet wird dem beadle oft and das Amt eines Feld 
hilters aufgetragen, welches eigentlich durch Beſtellung im court leet beiegt 
werden follte (ale common driver, hayward etec.). 

Die meiften diefer Meinen Aemter bilden eine Nebenbeichäftigung neben 
anderen Berufen. Der Genius von 1851 zählt baher nur eine geringere Zehl 
von firhlichen Beamten auf: 756 church officers, 2386 parish-dierks, 1% 
choristers, 815 sextons, grave-diggers, 372 cemetery-servants. 
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8 96, 
Die Gemeindeverjammlungen. General and Special Vestries. 


Schon gegen Ende des Mittelalters hatte ſich aus dem häufigen 
Bedürfniß einer Kirchenftener eine ziemlich gleichmäßige Praris der 
Kirchipielöverfammlungen gebildet. Die jteuernden Gemeindegenofjen 
verfammelten fich in der Safriftei, vestry, um unter Vorfig des Pfar- 
rers Beichlüffe zu faſſen, die von einem clerk protofollirt, von ben 
Kirchenvorftehern ausgeführt wurden. Selten waren befondere Gemeinde- 
häuſer, vestry-rooms, dafür vorhanden. Für wichtigere Beſchlüſſe 
wurden befondere Verſammlungen angefagt, am Sonntag vorher von 
der Kanzel oder an der Kirchthür verkündet, die Verfammlung aud) 
wohl mit den Glocken eingeläutet. Für die Theilnahme an der Ver- 
lammlung galt in Grmangelung eines Geſetzes das mittelalterliche 
Princip des gleichen Stimmrechts (wie im court leet) für alle, welche 
zur Kirchenſteuer oder zu scot und lot der Gemeinde beitragen. ‘Dem 
Seiftlihen ward ein Stimmrecht abgefehen von der Stenerzahlung zu- 
erkannt; umgelehrt ftimmen Grumdbefiger, die zur Kirchenſteuer bei- 
tragen auch ohne Rüdficht darauf, ob fie im Kirchſpiel wohnen.*) 

Die vestry wird berufen durd die Kirchenvorfteher, in älte- 
rer Zeit mit Genehmigung des Pfarrers. War diefer anweſend, fo 
wurde fein Ehrenrecht auf den Vorfig als Regel anerfannt, vorbehalt- 
lich der Barität in den materiellen Beichlüffen; weshalb denn auch das 
Recht der Bertagung uicht dem Vorfigenden, fondern der Majorität 
zukommen ſoll, quia inter pares non est potestas. In Abwefen- 
heit de8 Pfarrers führte der ältere Kirchenvorfteher oder ein gewählter 
cheirman ben Vorſitz. - 

Hauptgegenftände der Beſchließung waren die Wahlen 
der Rirchenvorfteher, (des beadle, oft de8 sexton und des parish 
clerk), und die Bewilligungen der church rate, wobei die weltlichen 
Gerichte die Entfcheidung durch Meajoritätsbefchlüffe aufrecht erhielten 
(Braistree case 1853). Das Controlvecht, welches die Gerichts- 
praris ber vestry beilegte, erſtreckte fich auf die öconomifchen Proce- 
duren der Kirchipielsbeamten, namentlich auf das Recht der Prüfung 
und Befchränfung der Ausgaben des Kirchipielsfonds, auf Entjcheidung 
über die Zweckmäßigkeit von Erweiterungen und baulichen Aenderungen 
der Pfarrkirche, die Vermehrung, Veräußerung oder fonftige Verfügung 
über die beweglichen Vermögensſtücke und Berzierungen der Kirche. 
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Für die zweckmäßigere Verwaltung diefer Gegenftände wurden jehr 
gewöhnlich Gemeindeausſchüſſe Parish Committee’s**) ernannt, 
deren Blüthezeit in die Periode der Tudors fällt. Aus dem Mittel: 
alter dauerte nicht felten nod) fort ein Committee for Assessment 
für die Steuereinfchägungen, und ein Committee for Watch and 
Ward für Erhaltung der polizeilichen Ordnung (eine Fortſetzung des 
Schulzen und der vier Männer in der normannifchen Polizeiordnung). 
Unter dem Namen eined® Committee of Assistance bildete fi fern 
die zweckmäßige Sitte, aus Gemeindegliedern, welche früher ein Ge— 
meindeamt befleidet haben, einen Ausfchuß zur Berathung der active 
Gemeinbevorfteher zu bilden, fowie ein Committee of Jurats von 
Schiedsmännern zur gütlichen Beilegung nachbarlicher Streitigfeiten. 
Nah Bebürfniß wurde auch ein Committee of Audit für die Revi 
fion der Rechnungen gewählt. 

Die fo geftalteten vestries find für England eine in ihrer Art 
eigenthüämliche Erfcheinung. Sie waren Jahrhunderte hindurch bie ein- 
zigen Gemeindeverfammlungen mit einem Steuerbemilli- 
gungsredht, während die County Rate von den Friedensrichtern 
nah ihrem Ermeſſen ausgefchrieben, die Armenftener und Wegefteuer 
von den Armen» und Wegeauffehern eingefchätt wird, nad) dem Br 
dürfniß, über welches endgültig Beſchlüſſe der Friedensrichter entſcheiden. 
Dennoch ging es bis in das letzte Menfchenalter in ber Hegel frieblid 
zu in dieſen SKirchipielsverfammlungen. Bei der Gleichheit des Steuer 
maßſtabs Fonnte fein Klaſſenſtreit entftehen; die Church Rate geftal- 
tete fi in der Negel als ein Feiner Zufchlag zur Armenftener, durd 
die man an ganz andere Laften gewöhnt war; die Gleichheit des Mafftahe 
hatte die Folge, daß die Heinen Steuerzahler ſich durch die großen hin 
reichend vertreten ſahen. Es wiederholte fi die das Mittelalter durd 
ziehende Erfahrung, daß bei Verfammlungen mit gleichem Maßſtab der 
Laſten die Heineren Theilnehmer fi) meiftens ſtillſchweigend zurüdziehen 
und die dem Namen nad großen Verfammlungen in der Wirklichkeit 
oft fehr Kleine find. 

Abgeſehen Hiervon tritt aber mit der Periode der Stuarts allmälig 
jene Umwandlung in dem inneren Staatsleben ein, welche der Selbft- 
thätigfeit der Mittelftände in dem öffentlichen Leben in 
vielen Richtungen nachtheilig wird.***) 

Die mittelalterliche Verfaſſung hatte den Heinen Ortsgemeinden 
ſchwere Polizeipflichten auferlegt, welche im Sheriff’s tourn umd 
Court leet zu erfüllen waren. Dur die Friedensrichterverfailung 
baben ſich aber diefe Pflichten erleichtert und vereinfacht. Die höhere 
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Amtsthätigfeit comcentrirt ſich in den Triedensrichtern, die niederen 
Bolizeipflichten in den Constables, deren Amt immer unfelbjtäudiger 
neben den Sriedensrichtern zu einem Polizeidienertfum herabfintt. 

Die Gefeßgebung der Tudors Hatte ben Kirchfpielen bebeutfame 
Armenverwaltungsflidhten auferlegt, die aber in dem Armen- 
aufjeheramt concentrirt und dem Friedensrichteramt untergeordnet, feit 
den Zeiten der Stuarts in eine gewiſſe Unfelbftändigfeit und mechanische 
Geſchäftsführung zurückſanken, wozu namentlich auch die engherzige Ab- 
Ihliegung des Niederlaffungsrechts in die Heinften Gemeindebezirke das 
Ihrige beitrug. 

Etwas lebendiger erhielt fi das Wegeauffeher- Amt, welches 
nad den Wegeorönungen die Einfaffen zum periodifchen Wegedienft an- 
zuhalten hatte; doch Titt auch diefe Verwaltung durch die Kleinheit der 
Gemeindebezirke. 

Ueberhaupt war die politiſche Tendenz der Staatskirche ſeit der 
Reſtauration einer Selbſtändigkeit der Churchwardens in ihren 
firhlichen &emeindefunctionen wenig geneigt. 

Allgemein nachtheilig für die Kirchfpielsämter wirkten die zahl: 
reihen Befreiungen von der Gemeindeamtslaft, welche grade wohlhaben- 
dere und gebildetere Klaffen ſich zu verjchaffen wußten. Nach einer 
furzen Blüthezeit eines Einfluffes der Mittellaffen zur Zeit des Bür⸗ 
gerkrieges erfcheint mit der Reſtauration diefer politifche Aufſchwung 
gebrochen, und es treten nun in dem inneren Leben des Kirchipiels 
diefelben Grjcheinungen hervor wie in den Deunicipalcorporationen. 
Die Selpftthätigleit beginnt zu ſchwinden. Die Ortögemeinde-Aemter 
werden an vielen Stellen zu einem läſtigen Reihedienſt. Die Kirch⸗ 
ſpielsverſammlungen finden meiltens geringe Theilnahme. Mit der 
Selbftthätigkeit ftirbt das Intereſſe, mit dem fchwindenden Intereſſe 
ftirbt die Selbftthätigfeit ab. Die regierenden Klaffen hatten hier zwar 
fein birectes Intereſſe dieſen Entwidelungsgang künſtlich oder gewalt- 
lam herbeizuführen, wie in den parlamentswahlberecdhtigten Städten ; 
allein fie zeigen aud fein Intereſſe den Verfall abzuwenden. Die 
Thätigkeit im Gemeindeleben beichränft fi alfo gar bald auf ein 
Committee of Assistance oder einen ähnlichen Ausschuß, oder auch 
nur auf bie zeitigen Kirchjpielsbeamten unter der überall dominirenden 
Leitung der Friedensrichter; umd bei der Theilnahmlofigfeit der weiteren 
Gemeinde erhielten auch die Kirchſpielsämter und Gemeindeausfchüffe 
die Tendenz, ſich durch Cooptation felbft zu ergänzen, ‘Diefe That⸗ 
ſache verwandelt fi nun an vielen Orten in ein Recht auf brei- 
fachem Wege. 
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I. Durd Gewohnheit bildete ſich in vielen Gemeinden em 
ftehender Verwaltungstörper, welchem ftillichweigend feine Selbftergäu- 
zung dur Cooptation iüberlaffen ward. So entftanden die „select 
vestries“, analog wie in den Stadtcorporationen. Die Bildöfe er: 
theilten daflir als Auffichtsbehörde nicht felten ausdrückliche Yicenyn, 
und die weltliche Jurisprudenz trug allmälig fein Bedenken mehr, eine 
folhe Gewohnheit als eine good custom, und die jo geftalteten 
vestries als gültige Gemeindevertretung by prescriptive custom ober 
immemorial usage anzufehen.T) 

2. Dur Barlamentsafte wurden beim Neubau von Kirden 
select vestries direct eingeführt. Nach 10. Anne ce. 11 wurde die 
Commiffion zum Neubau ven 50 Kirchen in und bei London zugind 
ermächtigt, unter ihrem Siegel mit Zuftimmung des Bifchofs eine an 
gemeffene Zahl mohlhabender Einwohner in jedem Kirdhfpiel zu einer 
select vestry zu ernennen, die dann Balanzen durch Majoritäteke 
ſchluß cooptando ergänzt. Auch die neueren Kirchenbauacte 59. 
Geo. III. e. 134 8 30 u. fp. Gef. ermäcdhtigen die Commiſſion für 
die neu fundirten Kirchen mit Zuftimmung des Bifchofs eine select 
vestry aus den wohlhabenden Einwohnern für die Wahl ber Kirden 
vorfteher und für die Verwaltung der Kirchenangelegenheiten zu eruen 
nen, die ſich durch Selbftwahl ergänzen, jedoch keine Kirchenftener be 
Schließen foll, 3. Geo. IV. ec. 72 8 10. 

3. Dur Lokal- und Perfonalacten wurden wid jelten 
seleet vestries für einzele Rirchfpiele nad) ähnlichem Muſter ſpeciell 
gebildet. Die Hauptmufter dafür wurden Lofalacten für Kirdfpiee 
in London und feinen nächften Umgebungen. So ſoll nach 2. Geo. 1. 
c. 10 in Spittlefields die select vestry aus dem Pfarrer, den Sir: 
henvorftehern, Armenauffehern und ben Berfonen beftehen, welche ein 
ſolches Amt einmal verwaltet, oder die Ablehnungsbuße dafür gezahlt 
haben, fo lange fie householders im Rirchfpiel bleiben und die Ar 
menfteuer zahlen. Nach 2. Geo. II. c. 30 foll die vestry im Lirch 
fpiel Wapping, Stepney, beftehen au8 dem Pfarrer, den Kirchenvor 
ftehern, den Armenanfjehern umd allen Perſonen, welde 2 sh. oder 
mehr an Armenftener zahlen. 

Man unterfchied nunmehr die Kirchfpielsverfammlungen in ge- 
neral ober open vestries, in welchen nad) gemeinem Recht jeder 
parisbioner mitzuftimmen befugt ift, und special vestries nah 
Gewohnheitsrecht, Spezialgefeß oder Lolalacte, in denen gar manche 
den ftädtifhen corporations ähnliche Mißbränche walteten.}Tr) 
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2) Die Stimmberedhtigung bei den Kirchſpielsverſammlungen iſt, 
wie ſchon im geſchichtlichen Theil nachgewieſen wurde, ans Analogien der 
Common Law hauptſächlich durch die Rechtsſprüche der Gerichtshöfe gebildet. 
Die engliiche Jurisprudenz conftrnirt im öffentlichen Recht ex ratione civili 
ebenfo wie die römische Jurisprndenz ihr Privatrecht bildet. Die ſcheinbaren 
Schwankungen in dieſem Gebiet rühren nur von der Berflechtung kirchlicher 
und weltlicher Gemeindeverhältnifie her. Für die conftitwirenden Theile der 
kirchlichen Gemeindeverfammiung kommen daher auch viel unbeftimmtere Aus- 
dritde vor wie bei den weltlichen Gemieindeförpern. Der Ausdrud „Parishioner“ 
umjapt auch außerhalb Wohnende, weunn fie wegen des Grundbefites zur 
Kirchenfteuer beitragen. „Inhabitants“ find alle Berfonen, welche das gefeh- 
fihe Nieberlafjungsrecht haben mit oder ohne eigenen Grundbeſitz, mit oder ohne 
eigenen Hausftand, mit oder ohne Beitrag zur Kirchenſtener. Es liegt in der 
Natur der Sache, daß die Mitglieder einer chrifilichen Gemeinde nicht in jeder 
Beiehimg nad dem Maßſtab und Genius einer Gerichts- und Polizeigemeinde 
behandelt werden konnten. Nach einem neueren PBräjudiz Faulkner v. Eiger, 
4. B. et C. 449. ift das Stimmrecht nnabbängig davon, ob der zur Church 
Rate Eingeſchätzte die Steuer wirklich bezahlt Hat. Man nahm das Ber- 
pflichtetfein zu scot nnd lot als die eigentliche Baſis des Stimmrechts an; 
ein Ausweis der wirklichen Steuerzahlung durch Quittung erichien als eine 
beſchrünlende Bedingung, die nur pofitiv durch Parlamentsaete geftellt werben 
tönne, wie dies denn in vielen Geſetzen fpäter wirklich geichehen if. Bgl. 
T. Smith Parish ©. 63, 64. lieber diefe Rechtebildung aus Analogien |. die 
Geſch. Abth. 212, 227. 

**, Ueber die Parish Committees giebt T. Smith S. 227—265 einen lehr⸗ 
reihen Abfchnitt, in welchen freilich ohne Hiftorifche Unterfcheidung folgende 
19 Arten aufgezählt werden: (1.) Committee of Jurats, eine Zahl von 
Semeindegenofien, die nad der Praxis gewählt wurden, um ale Schieds- 
männer nachbarliche Etreitigleiten (offences given and taken) zu vermitteln. 
(2.) Committee of Assistance, ein noch heute in manchen Gemeinden 
vortommender Ausschuß, beftehend ans allen früheren Beamten des Kirchipiele 
zur Berathung nnd Hülfeleiftung für die jest activen Beamten, ebenfalls aus 
der Braris des Gemeindelebene hervorgegangen. (3.) Synodsmen, b. h. 
die im 8 95a. erwähnten Synobalzeugen, welche, wo fie noch vorlommen, als 
Hülfsbeamte ber SKicchenvorfieher behandelt werben. (4.) Committee for 
Watch and Ward, hervorgegangen aus den Provost und und ben 4 
Männern, welche im Bittelalter die Zehntſchaft in ihren polizeilichen Pflichten 
bei dem Sheriff’s Tourn zu vertreten hatten, und die in manchen Kirchipielen 
neben dem Constable vorlommen, um als „Schulze und Gerichtsmänner“ Die 
Polizeipflidgten der Gemeinde zu erfüllen. -JLambard, Constable pag. 7, 8. 
(5.) Committee for Assessment, die im Mittelalter entflandenen, in den 
Inquisitiones Nonarum erwähnten Einfchäßungscommiffionen zur Vertheilung 
und Berichtigung der Staatöfteuern in den einzelen Gemeinden, welche 
auch ipäter noch ſporadiſch vorlommen. (6.) Committee for raising and 
distributing Poor Relief d. h. die aus den Kirchenvorfiehern und Armen- 
anfiehern gebildete Gemeinde⸗Commiſſion, als welche das Armenaufjeheramt 
nad, der Geſetzgebung ber Tudors urfprünglich gedacht iſt. (7.) Committee 
for Audit, ber Ausichuß zur Priifung der Gemeinde-Rechnungen, wie er 
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nach 27. Henr. VIIT. c, 25. 8 14., beftehend aus 4 oder 6 &emeinbe-Benofien 
zu den Kirchenvorftehern hinzntreten follte, und wie er auch im fpäterer und 
heutiger Zeit noch in manchen &emeinden von’ der Gemeinde-Beriammiung 
ernannt wird. (8.) Committee for Destruction of Vermin, ein häufig 
vorlommender Ausfhuß zum Zweck der Bertilgung gemeinfchädlicher Bögel und 
Raupen. Rad} 24. Henr. VIII. c. 10.; 7. Eliz. c. 15; 14. Ellz. c. 10, 9. 
Eliz, c. 18, tönnen beſtimmte Taren ansgefett werben für das Cinbringen 
von Köpfen und Eiern von Krähen und andern für ſchädlich gehaltenen Vögeln; 
für Ottern, Ratten, Iltiſſe, Marder, Raupen werden in den Gemeine 
rechnungen häufig Prämien erwähnt, welche durch ſolche Committees zu wr- 
theilen waren. (9.) Committee for holding Land etc., d. 5. die Kirchen 
vorfteher und Armenauffeher in ihrer Eigenſchaft als Corporationen zur As 
ihaffung von Grundftüden, zum Zwed des Uuterhalte der Armen (bie erfe 
Geftalt der Armenhäufer) nach 9. Geo. I. c. 7 (10) Committee for managing 
Poor Relief, d. h bie Armenverwaltungsausichüfle nach ber Gilberts Act, 
22. Geo. III. c. 82, vergl. unten 8 101 (11) Select Vestry for Poor 
Relief, d. 5. die neu gebildeten Armenverwaltungsausichiiffe nach der Sturge 
Bourne’s Act, 59. Geo. III. c. 12, vergl. $ 101 (12) Select Vestry under 
Hobhouse’s Act, I, et 2. Will. IV. c. 60 vergl. 8 101 (13) Inspectors of 
Lighting and Watching für Strafien-Belendtung unb befoldete Pelze; 
Mannfchaften nach der Lighting and Watching Act, 3. et 4. Will. IV. c% 
vergl. $ 111. (14) Das Highway Board, der gewählte Anusſchuß für die 
Wegevermwaltung nach den neuen Wegeordnungen, vergl. $ 119. 120. {15 
Baths and Wash-houses Committee, zur Beſchaffung und Verwaltung 
von Bade- und Wafchhäufern, nad 9. et 10. Vict. c. 74; 10. et 11. Vict 
c. 61 vergl. $ 111. (16) Public Library and Museum Committee, ;a! 
Beſchaffung und Berwaltung von dffentlichen Bibliothefen in Orten von mehr 
als 5000 Seelen nad) 18. et 19. Vict. c. 70; die Annahme diefes Geſehtes if 
facnttativ, die Rechnuugslegung den Poor Law Auditors untergeorbnet. (17: 
Burial Boards, die neun Commiffionen fir Erweiterungen und beſſere 
Verwaltung der Begräbnißpläte nach 18. et 14. Vict. c. 52; 15. et 16. Vict 
c. 85; 16. et 17. Viet. c. 134; 17. et 18. Vict. c. 87; 18. et 12. Vi. 
ec. 128 vergl. unten $ 111. (19) Nuisances Removal Committee, die 
Gemeinde -Commiffion zur Handhabung der neueren Straßen, und Reinlich 
feitspolizeiordnungen nach den Nuisances Removal Acts, vergl. unten $ 113. 
— Es ergiebt fi fchon aus diefer Ueberſicht, dag die älteren Committee“ 
diefer Art großentheils veraltet find. Die Mehrzahl derielben iR eine Schäpfuns 
der neueren Gefehgebung. In Strypes Annals I. p. 463 findet fich die imter 
effante Notiz aus einer Schrift von a. 1564, daß damals ſelbſtverſtändlich ze 
jedem Kirchipiel gehörten: „vier oder acht Jurats for offences given anl 
taken; an Assistance, befiehen aus dreizehn Perfonen, und nur ſolchen die 
frither Kirchenvorfteher und Constables gewefen find; eine Vestry beü gan 
Kirchſpiels, beftehend in der Bffentlichen Berfamminng aller Jung uud Alt.“ 
”*), Der Verfall der Selbſtthätigkeit im Bereich des Kirchfpielt 
hat feine bedeutungsvolle Barallele in der analogen Zerjekung der Stabtveriai 
jungen, (vergl. die gefch. Abth. 197. 198. 202. 2083. 318. 319). Es fat bie 
weg das gewaltfame Eingreifen der Stuarts und ber regierenden Laffen; bar 
denn auch die Bildung governing bodies langſamer und ungleidimäßiger vor 
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fit} geht. Um fo nnabweisbarer drängt ſich aber die politifche Wahrheit auf, 
dag feine Steuerbewilligung und fein Wahlrecht die politifhe Freiheit zu er- 
haften vermag, ohne eine gleihmäßige Selbftthätigleit der twahlberechtigten 
Kaflen, die fi) niemals ohne ernfien Zwang und ohme tetige Nach— 
hülfe der Geſetzgebung bildet und erhält. Die Klagen liber biefen 
Verfall der Gemeindeverſammlungen beginnen an einzelen Orten fchon ziemlid) 
früh. Henry Spelmann in feiner Abhandlung de sepultura 1641 pag. 22, 23 
jagt von den vestries: „Laßt nicht ein Dutzend oder 16 Privatperfonen Orders 
machen, um wie ein Geſetz das übrige Kirchipiel zu binden ohne feine Zuftim- 
mung. Ich ftelle nicht in Frage, was man in Zeiten zu thun pflegte, die 
außer der Erinnerımg liegen; wohl aber dieſe vestries, welche innerhalb der 
teten 30 Jahre oder ungefähr fo (alfo etwa feit den Canones von 1603!) 
ihre alte rechtöverjährte Korm verlaffen haben, — eine neue Körperichaft, Gewalt 
und Jurisdiction Über den Reſt des Kirchfpiels, geſtützt auf eine Urfunde vom 
Biſchof unter dein Siegel feines Kanzlers, und (wie neue Dinge neue Namen 
haben miiffen) gewöhnlich Seleet Vestries genannt werden .. Sch verftehe 
nit nad) welchem Geſetz fie foldye Körperichaften errichten mögen, ober fie 
ausftattern mit folchen prätendirten Autoritäten. Ic gedente ſolche Zuftrumente 
bringen mehr Geld an die Kanzler al8 an die vestries..... Ohne Zweifel 
begreifen da8 viele der weifen Kirchipielsgenoffen, und einige Kirchipiele haben 
darauf verzichtet und find zuritdigelehrt zu ihren alten Genieindeverfammlungen." 
— Mit Bezug anf diefe nnd ähnliche Zeugniffe, auf die ältere Verfaffung und 
verfhiedene Statuten ift denn auch die Xegalität der select vestries in den 
Serichtsurtheilen zumeifen in Frage gezogen, und jedenfalls das Stimmrecht 
eines jeden &emeindeglieds in der Kirchſpielsverſammlung ale 
dag normale Recht geltend gemacht. Beiſpielsweiſe in Phillibrown 27. 
Ryland 8. Modern Reports pp. 52. und 351 bei T. Smith ©. 238 Rote. 
„By the Common Law, all the parishioners who paid scot and lot have 
a right to be of the Vestry.*“ Lord Kenyon, in Berry v. Banner, |! 
Peake, 161. 

Sin meiner Ueberzeugung nach übertriebenes Gewicht legt T. Smith in der 
guten Zeit anf die Befugniß der Kirchfpiele zum Erlaß von Statuten, bye 
laws, die immer nur zur Erfüllung gefetlich feftftehender Gemeindepflichten er- 
fafien werden fonnten (vergl. oben Seite 287—290). Es ergeben dies andy die 
Beifpiele, nemlich Strafbeſtimmungen wegen Richtbegahlung der Gemeinde- 
feuern p. 48 Not., wegen verweigerter Webernahme von Gemeinbelimtern 
510. 532, wegen Berfünmung gewiffer Obfiegenheiten der Kirchenvorfteher 
511. 512, wegen verweigerter Zahlung der Armenfteuer 613; wegen geſetzwi⸗ 
driger Anlegung von Meinen Arbeiterrvohnungen 515. 528, wegen tibermäßigen 
Auftreibens von Bieh auf die Gemeindeweide gegen das Herkommen 526. 528, 
wegen eigenmächtiger Annahme von Lehrlingen 627. Weberall liegen hier feft- 
ſtehende gefetliche Pflichten zu Grunde, nicht aber eine wirkliche Autonomie der 
Kirchſpiele. Diefe Vorliebe fiir die Byelaws gehört dem modernen Streben 
nad einer Lolalgefehgebungsgewalt an. 

1) Die Entftehuug der Select Vestries wird von T. Smith Parish, Seite 
237—239 aus dem Comniittee of Assistance abgeleitet. Wo abgeftorbene Refte 
eines Court leet beftanden, kann aud) eine ftehend gewordene Leet jury bie 
Grundlage fein. Die Entftehung der governing bodies in den Städten geht 
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damit jedenfall parallel; beide Bildungen erfäntern fich gegenfeitig. Zebalt 
wegen Theilnahmlofigkeit die größeren Gemeindeverfanmlungen aufhören, 
machte ſich die Ergänzung von Vacanzen durch Cooptation der vorhandenen 
Committees ganz von felbft, und galt dann nad einigen Jahrzehnten ala Ee 
wohnheitsreht. Nach Common Law jreilid) fol eine Gewohnheit, mın gültig 
zu fein, iiber den Regierungsantritt Richard's I. zurückreichen, — ein Gab, der 
fid vom Standpunft des öffentlichen Rechts aus ſehr wohl erflärt mt 
rechtfertigt, weil ımveräußerliche Regierungs- und Repräſentationsrechte durd 
Indolenz oder Connivenz der Borfahren fpäteren Generationen nicht verloren 
gehen follen. Bei den Stadtcorporationen und bei den select vestries abe 
zeigen die Gerichtshöfe eine auffallende Larheit in der Handhabung diefer Recht 
regel, auf welche die politifchen Strömungen des 17. und 18. Jahrhundern 
wehl nicht ohne Einfluß gewefen find. Bergl. z. ®. Golding v. Fenn. : B. 
et C. 765 und zahlreiche PBräjudicien in Burn’s Justice. So gilt aud hur 
für den Beweis des unvordenklichen Herlommens eine ziemlich laxe Berwriswer- 
muthung: a regular usage for twenty years, unexplained and uncosträ- 
dicted, is sufhcient to warrant a jwy in finding an immemorial castom. 
(Rex v. Joliffe, 2. B. et C. 54; 3.D. et Ryl, 240; 2. Saund. 175 a. d.; Peake': 
Evid. 336). Steer Parish Law 278 fagt darüber: „Select vestries jean 
entftänden zu fein aus der Praxis, Gemeindeausichüffe für die Kirdyipielever 
waltung alljährlich zu wählen, welche danı allmälig ftehend wurden, und die 
Gemeinde nicht nur von der Theilnahne an der Verwaltung ausfchlofien, ſer 
bern meiſtens auch von dem Recht, die Verwalter zu wählen... .. Begret 
lierweife wurden die Mißbräuche ſolcher Berwaltimgen am drückendſten, ne 
die Mitglieder einander durch Cooptation fjelhft wählten (4 Burn’s Ecde. 
Law. 10), Alle Erfahrung ehrt, daß governing bodies, deren Gewalten is 
einem geheimen Conelave gehandhabt werden, uncontrolirt durch eine höher 
Autorität oder durd) den Einfluß öffentlicher Meinung, mit der Zeit verdorber 
werden; nicht immer aus fchlechten Motiven der Mitglieder, jondern durch jent 
Liebe zur Bequemlichkeit (und die folgeweife Pflichtvernachläffigung‘. 
welche betrachtet wird als das Gegengewicht jener Liebe zur Gewalt. 
welche die Menſchen in erfter Inſtanz beivegt unentgeltlich auf fidy zu nehme 
die Bürde der Verwaltung öffentlicher Angelegenheiten.“ 

tr) Ueber die thatffächlichen Zuſtände ber Select Vestries geben ern 
Reihe von Zeugenausfagen die Reports om the general operation and efer 
of the Laws and Usages under which select and other vestries are con 
stituted in England and Wales 1830 No. 25. 215. Vol. IV, pag. 425. 569 
Der erfte Report enthält hauptſüächlich Kirchipiele von London, namentlid 
Marylebone (pag. 5—44), ein Muſter einer auf 8 Barlamentsacten beruhendrt 
Verwaltung durch eine select vestry, welche die Gemeinderngelegenheiten rin 
Kirchſpiels von 11,000 Häufern und 120,000 Einw. mit einem jährlichen Ge 
meindeetat von 750,000 Thlr. G. ohne eine Controle ber Steuerzahler un? 
ohne ordentliche Rechnungslegung verwaltet. Kirchipiel Paddington (p. 41-5" 
mit einem gewählten Gemeindeausſchuß von 45 Mitgliedern; St Martin 
(p. 50—76) mit einer special vestry durch Gewohnheit, firirt feit 1662, unter 
Angabe von Präjudicien; St. Lucas (p. 82—86); St. Pancras (p. 89— 18: 
unter Lokalacten ſtehend. — Auch der zweite Report behandelt hauptjädliä 

“ Londoner Kirchipiele, unter anderen aber auch Liverpool (p. 7-17) Bristel 
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(p. 94— 97.) Der Bericht des select committee fommt zu dem Schluß, daß 
eine weitverbreitete lnzufriedenheit in der Berwaltung der Ortsgemeinden 
herrſche, hauptſächlich veranlaßt durdy den Mangel einer Controle über bie 
vestries, Kirchenvorfteher und Armenverwaltungsbeamten, daß fich dagegen bie 
Einfegung gewählter Genieindeausichiiffe als jehr wohlthätig bewährt habe 
and prinzipiell zu empfehlen ſei. 


8 96a. 
Die Oberinftanz der Kirchſpielsverwaltung. 


Für die rein weltlichen Gefchäfte namentlich der Armenpflege und 
der Wegeverwaltung, wie fie durch die Gefeggebung der Zudors voll: 
ftändig geordnet war, wurden die Drtsgemeinde-Beamten dem Friedens 
rihteramt untergeordnet, und traten damit in den verfaffungsmäßigen 
Inſtanzenzug unter der oberften Controle der ReichSgerichte. 

An diefer Stelle ift nur die Dberinjtanz des Amts der 
Churchwardens zu erörtern, alfo die Beſchwerdeinſtanz über 
jolhe Functionen, die urfprünglic der Kirchenverfajfung angehören, 
bei denen aber durch die Entftehung der Kirchenfteuer und durch den 
Einfluß der Reformation beftimmte Gemeinderechte anerfannt wurden, 
deren Rechtsgrund auch hier in den Leiftungen der Gemeinde liegt. 

I. Als ein Glied der Kirchenverfaffung unterliegt das Amt der 
Kirhenvorfteher der ordentlihen Oberinftanz der geiſtlichen 
Gerichtshöfe, welche wie alle verfaffungsmäßigen Behörden des 
Mittelalters die Bezeichnung courts führen, und in der Weife der 
firhlihen Gerichte mit Einzelrichtern unter Gerichtsherrlichleit des 
Bischofs befegt werden. Sie können indeffen heutigen Tages eher ale 
„geiftliche Behörden‘ bezeichnet werden, nachdem die wichtigften Fälle 
einer eigentlichen Yurisdiction ihnen entzogen find, Die geiftliche Be⸗ 
börde übt alſo eine ‘Disciplinargewalt, mit der DBefugniß die 
churchwardens aus dringenden und gerechten Gründen zu entlaffen. 
Sie entfcheidet zunächſt über die Beobachtung der Ernennungsformen 
der Kirchenvorfteher unter dem Gefichtepunft eines false return (Ld. 
Kaym. 138 etc.). Der geiftliche Hof entjcheidet von diefem Geſichts⸗ 
punkt auch über Störungen, Unfug und Ungebühr bei dem Wahlart 2 
Barn et A. 43. Die Competenz ber churchwardens richtet ſich 
nicht nach der weltlichen, fondern nach den geiftlichen Gemeindebezirlen 
Shaw, Par. L. 86. Die geiftlihe Behörde zwingt den gewählten 
Kirchenvorſteher zur Uebernahme des Amts, urſprünglich durch Excom- 
munication, an deren Stelle durch die neuere Geſetzgebung eine arbis 
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träre Gefängnißftrafe getreten ift. Der Gewählte leiftet feinen Amte- 
eid in die Hände des Archidiaconus oder feines Commiffare. Beſchwer⸗ 
den wegen Vertheilung der Kirchenfite gehen, foweit nicht wohlerwor⸗ 
bene Privatrechte in Frage ftehen, an den Bifchof zur endgültigen 
Entſcheidung. Der geiftlihe Hof zwingt die Kirchenvorftcher, die 
Gemeinde zur Beichlußnahme über eine church-rate zu berufen, und 
die dazu aufgebrachten Gelder zur Kirchenreparatur zu verwenden. Ter 
Arhidiaconus pflegt auch die befchloffene church-rate formell zu k- 
ftätigen. ‘Der Geiftliche Hof verfügt die Zwangsbeitreibung der Steuer 
rückſtände über 10 L und in allen Fällen, wo die Gültigkeit der Anusſchrei⸗ 
bung beftritten wird. Er nöthigt auch den Kirchenvorfteher zur Erfüllung 
der Pflicht der Rechnungslegung. Diefe Amtsverantwortlichkeit gejtal- 
tet ft) aljo analog wie die der weltlichen Gemeindebeamten gegen die 
Dberinftanz der Friedensrichter (die Hier völlig ausgeſchloſſen find). 
Einer ftrafrechtlichen Verfolgung unterliegen die Kirchenvorfteher nur 
wegen vorjäßlicher, nicht wegen bloßer cuipofer Mißverwaltung (imdis- 
cretion). Bei einer Negreßflage haben fie einige Vortheile in der 
Weife der Vertheidigung und des doppelten Koftenerfages. 7. Jac. 1. 
c. 5; 21. Jac. 1. c. 12. Die höoͤchſte Inſtanz diejer geiftlichen de 
börden ift indeſſen felbjt wieder eine gemifchte Commiffion, d. h. eim 
Abtheilung de8 privy council, zu der nur für einzele Zwecke eint 
Anzahl Biſchöfe al8 Mitglieder ex officio gehören (Gneist. 3b. J 
8. 98). 

Il. Andererfeits befteht aber aud eine Entjcheidung 
und Oberinftanz der weltlichen Behörden, die auf bem &- 
fihtspunft beruht, daß fowohl der Einzele wie die Gemeinden 
ein Recht auf DBefolgung der Gejeke, und wohlerworbene, erzwingbatt 
Rechte aus ihren Leiftungen für die Kirche haben. Zunächft kann di 
Stimmberechtigung des einzelen Gemeindemitglied® in der Gemeinde 
verfammlung gegen willkürliche Beichränfungen fogar durch Civilllagze 
erzwungen werden. &8 ift dies grundfäglich auerkannt in einem br 
rühmten Präjudiz Phillibrown c. Ryland 11. Geo. I., wonad ci 
special action upon the case (actio injuriarum) für den Ausgeſchloſ⸗ 
jenen ftatthaft ift, 1 Strange 624. 1 Raym. 1388. Es ift übe: 
haupt grundfäglic anerkannt, daß die weltlichen Gerichte über die 
Gültigkeit der Stimmen in der Gemeindeverfammlung entſcheiden Burr. 
1420; ebenfo entjcheiden die weltlichen Gerichte über die behauptetz 
Ortsobfervanz für Wahlen und Stimmrechte. Cro. Cas. 22 fj. „Ant 
Prüfung, ob die gewählte Perſon geeignet fei, fteht jedoch weder dem 
weltlichen noch dem geijtlichen Gericht zu, fondern nur der Gemeinde.“ 
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1 Salk. 166. Zahlreiche Gerichtsurtheile erfennen namentlih an, daß 
das Recht auf einen Kirchenftuhl, wo es dur Herkommen Pertinenz 
eines Hauſes geworden, zur Entfcheibung der Gerichte gehört. Ebenfo 
ift die Civilklage geftattet, wegen wilffürlicher Befeitigung eines Fami⸗ 
(ienmonuments in der Kirche durch den Biſchof. Cro. Jac. 367. 
Selbftverftändlich gehört die Criminal» Anklage gegen einen Kirchen- 
vorfteher wegen ſtrafbaren Amtsmißbrauchs (corruption and extortion) 
vor die weltlichen Gerichte in der gewöhnlichen Weife einer prosecu- 
tion durch Private. 1. Sid. 307. 

Das Recht der Gemeinde und des Staats auf Befolgung des 
Landesgeſetze durch die geiftlichen Behörden wird aber erzwungen durch 
die gewöhnliche Control⸗Inſtanz der Reihögerichte, nament- 
li dur) writs of prohibition und mandamus, welde jchon im 
Mittelalter zu einem bedeutenden Umfange der Anwendung kamen, da 
die geiftlichen Behörden zu allen Zeiten geneigt waren, ihre Lebens⸗ 
anfhaunngen aus dem forum internum auf das äußere Leben zu 
übertragen. 

Das writ of prohibition (ähnlih dem appel comme 
dabus) findet im Allgemeinen ftatt gegen willkürliche Ausdehnung 
geiftlicher Amtsgewalt über das ihr beftimmte Gebiet. Da dies Gebiet 
auf Randesverfaffung und Landesgefegen beruht, fo kann den geiftlichen 
Behörden Keine fonveräne Auslegung der Geſetze zuftehen. Es gilt 
daher die Grundmarime, daß die prohibition überhaupt ftattfindet, 
wo die Entfcheidung des geiftlichen Hofes von Landesgefegen abhängt, 
deren irrige Auslegung oder Mißanwendung behauptet wird. Burns, 
Eccl. Law. III. ©. 392 ff. Die Anwendungen diefes Grundfages 
in der Praxis find begreiflicher Weife überaus zahlreih und mannig- 
faltig. Eine probibition wird gewährt, fobald die geiftlichen Behör⸗ 
den mit Bejeitigung eined Ortsherkommens entfcheiden; oder wenn ein 
Biſchof einen Kirchenfig entzieht, der durch Verjährung Eigenthum ge: 
worden, Co. 12 Rep. 106; oder wenn die geiftlichen Behörden über 
reitige Grenzen von Kirchſpielen entfcheiden wollen Gibs. 212. Die 
endgültige Entfcheidung über die Nechtsgültigfeit einer Ausfchreibung 
der Kirchenſteuer kann durch prohibition an Reichögerichte und Ober- 
haus kommen (Braintree case 1853). Der geiftliche Gerichtshof 
hat überhaupt nur bie Befugniß, die Kirchenvorfteher zur formellen 
Pfliht der Rechnungslegung anzuhalten, nicht aber materiell die Rich— 
tigfeit der Rechnung feftzuftellen. Strange’s Rep. pp. 974, 1133 etc.; 
es wurde daher auf prohibition wegen excess of jurisdiction er: 
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fannt, als die geiftliche Behörde die Decharge einer Rechnung durch die 
Gemeindeverfammlung nicht anerkennen wollte. 3 Term Rep. 3. 

Andererfeit8 wird? durch Mandamus ber Neichögerichte dee 
Recht der Gemeindeglieder auf Einſicht der Gemeinderechnungen er: 
zwungen, vorausgefegt den plaufiblen Nachweis eines Intereſſes. Durch 
Mandamus wird der Archidiaconus gezwungen den gewählten Kirden: 
vorſteher einzufchwören, und dadurch die Aufftellung neuer Requifite 
zu dem Amt Seitens der geiftlichen Behörden verhindert, Comyn Di- 
gest. v. Mandamus (A). In gleicher Weife wird durch Manda- 
mus bie Einſetzung eine® parish clerk erzwungen. Cowp. 3. 
Durch Mandamus wird dad Recht der Gemeinde auf Vertagung ir 
Sigung gegen ein einfeitiges Verfahren des Vorfigenden aufrecht a 
halten 2 Nev. et M. 464. Durch Mandamus wird die willkürlicht 
Verweigerung Eirchlichen Begräbniffes gegen die Kivchenvorfteher erzwun: 
gen. In allen Fällen erzwingen die Reichsgerichte Das, was den 
Kirchipielebeamten nad) Gefeg, nach allgemeinem oder örtlichem Ge 
wohnheitsrecht obliegt. Es find alſo aud) von diefer Seite aus bie ver⸗ 
faffungsmäßigen Rechte der Gemeinde bei Wahlen und Beſchlüſſen 
unter den Schutz der Reichsgerichte geitellt. 

Auch auf diefem Gebiet ift demnach der Grundfag durchgeführt, daß 
die Auslegung des gefammten Öffentlihen Rechts endgül 
tig nur dur die Reichsgerichte (event. das Oberhaus) gr- 
Schehen fanı. Im Sntereife der Kirche wie der Communen ift jede 
nterpretation der Gefeße durch die Chefs der laufenden Verwaltung 
(das zeitige Minifterium) unbedingt ausgejchloifen. 


1) Die kirchliche Oberinſtanz ift em Glied der Kirchenverfaffung, für die ıd 
anf Gneift Bd. I. $. 135—141 zurückverweiſen kann, forwie anf die obigen Be 
merkungen ©. 377. 378. Die Selbftändigkeit der Kirchenvermwaltung wird hie: 
aufgefaßt als ihre Unabhängigkeit von der Miniftervermvaltung und von der 
politiſchen Parteien, nicht aber als das Recht der ſouverünen Anslegung N! 
Yandesgeieke, und nicht mehr ale das Recht der Selbfigefegebung. Die Ciq- 
beichließung der convocations war von jeher eine legislatio subordinata, und 
ift feit den Zeiten der Königin Anna fuspendirt, in Anerkennung, dab mit 
zwei gejetgebende Gewalten in einem Staat fein fünnen. Wohl erkennt mat 
an, daß Dogma und Kirchenverfaffung Punkte darbieten, die auch für dem King 
in parliament ein noli me tangere bilden. Ebenſo if aber auch die Lander⸗ 
verfaffung ein noli me tangere für die Kirche. Es fragt ſich nur, bei welcher 
der beiden hohen Gewalten die formelle Beingnig Tiegen fol, die Lebe: 
griffe der andern zu verhüten. Nach den Erfahrungen der Jahrhunderte hat 
fi) England dahin entfchieden, daß die dreigliederig zufanmengeiegte volle 
thümliche Landesverfaffung, in ihren King in parliament und King m wur 
cil, eine höhere Garautie gegen Leberfchreitung der Rechteichranfen darbietet au 
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die Berfaffung ber Kirche. Die fouveräne Geltung der Barlamentsgejebgebung 
auch über die Kirche feste fich daher fchrittweife ſchon gegen Ende des Mittel. 
alter®, und vollftändig in ber Reformation durch. Ihre praktiſche Geltend- 
machung beruht darauf, daß die höchfte Entjcheidungsinftang das judicial com- 
mittee des Staatsraths bildet, 2et 3 Will. IV. c. 92. „Es giebt feine äußere 
Gerichtsbarkeit weder geiftliche noch meltfiche in diefem Königreich als eine folche 
von der Krone abgeleitete” (Lord Hale). Auch da, wo in neuerer Zeit für Re- 
formen der kirchlichen Berwaltung adminifirativ geftaltete Behörden nöthig wur- 
den, find gemifchte Commiffionen von Bifhöfen und Staatsbeamten gebildet, — 
die Ecclesiastical Commissioners und die jeßt darin aufgegangenen commis- 
sions unter den church buildings acts (Bd. I. 8. 141). 

2)Ueber die Controlinftanz der Reichsgerichte ift auf $. 73 zuriidzu- 
weifen. Das writ of prohibition ift im Mittelalter ber gewaltige Regulator 
firhlicher und weltlicher Gewalten, für welchen jchon 1285 Eduard I. in bem 
fogenannten Statute of Circumspecte agatis eine grundlegende Inftruction gab. 
In neuerer Zeit find die Fülle des prohibition, welches noch zur Zeit des 
Lord Coke einen wichtigen Streitpunft bildete, jelten geworben. Nachdem es 
endgültig feftfteht, daß die Kirche dem Landesgejeg unterworfen ift, und deſſen 
Auslegung nicht einfeitig durch die geiftlichen Behörden erfolgen kann, fällt die 
Berfuhung zu kirchlichen Uebergriffen von jelbft weg. Die Einzelenticheidungen 
fiegen in den gemöhnlichen Darftellungen ver ecclesiastical law und der pa- 
rish law freilich chaotifc) durcheinander. Allein die wichtigen Grundſütze find feft- 
Rehende; nur Nebenpunkte find ftreitig geblieben. So die frage, ob die church- 
wardens dur) Mandamus genöthigt werden können eine Wahlverfammlung 
bes Kirchipiels zu berufen (Stra. 686 u. 52). Die geiftliden Behörden mad): 
ten ferner zumeilen den Anfpruch einer jurisdictio ratione loci iiber Gemeinde- 
verſammlungen, die im Bereich der Kirche oder des Kirchhofes abgehalten wer- 
den; während daraus doch nur ein Recht die Befolgung der äußeren Ordnung 
u überwachen, nicht aber ein Entfcheidungsrecht iiber Beichlüffe und Wahlrechte 
zu folgern ift, vergl. Smith, Parish. ©. 316. 

Ein writ of quo warranto findet bei den: Streit über die Gültigkeit die— 

fer Wahlen nicht flatt, „da bie Ernennung des Kirchenvorftehers des Könige 
Krone und Würde nicht berührt.“ 4 Term. Rep. 382. 


8. 97. 
Reform der Kirchſpielsverfaſſung. General Vestries Act. 


Das repräfentative Element in der Parish bejchränfte ſich bis⸗ 
ber auf die Churchwardens und die Church Rate, und war auch 
dabei verfiimmert durch Bildung der select vestries und allgemeine 
Theilnahmlofigfeit der Mittelftände. Die ganze Armenverwaltung hatte 
ih durch die Gefeßgebung Clifabeths nur wie ein Anhang daran ge- 
knüpft; die Kirchfpiele hatten zwar ein Präfentationsrecht bei der Er- 


nennung der overseers of the poor, aber feinen wirffamen Einfluß 
Oueiſt, Engl. Sommunalverfaffung. ’ 63 
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auf die Maßregeln ber Armenverwaltung erhalten. Dies Verhältnis 
wurde zum Mißverhältnig mit dem fortfchreitenden Wachſen der Armen⸗ 
steuer, die ihren Höhepunkt im Jahre 1817/18 mit 55 Mill. Thlr. ©. 
erreichte. Die regierende Klaffe Hatte durch das Friedenorichteramt 
bisher den beherrichenden Einfluß geübt: die mittleren und niederen 
Stände erhoben jet allmälig ihren Anſpruch auf einen Antheil an der 
Verwaltung als Steuerzahler.*) 

Auf diefem Gebiet, welches bie Parlamentswahlen nicht fo un: 
mittelbar berührte wie die Reform der Stadtcorporationen, verftanden 
fich denn auch die regierenden Klaſſen ſchon feit 1818 zu einigen Con: 
ceffionen an die Steuerzahler al8 ſolche, namentlich fofern dadurd ein 
erhöhter Einfluß der Meiftbefteuerten gefichert wurde. Die Form 
ber allgemeinen Kirchfpielsperfammlungen open vestries 
wird gefeglich beftimmt, und das Stimmredt der Steuer: 
zahler nah 6 Klaffen abgeftuft, durch die General Vestries 
Act 58. Geo. III. c. 69, der fid im folgenden Fahr die Zufagactı 
59 Geo. III. c. 85 anſchloß. 

Reine Gemeindeverfammlung foll abgehalten werben, ohne daß 
mwenigftens 3 Tage zuvor ben Gemeindegliedern eine öffentliche Ankün- 
digung gegeben ift von Drt, Stunde und Spezialzwed der Berjamm: 
ung durch öffentliche Bekanntmachung in der Pfarrkirche am Sonntag 
während oder unmittelbar nach dem Gottesdienft und durch geſchriebe⸗ 
nen oder gedructen Anjchlag an der Hauptthür der Kirche (8. 1). 
„In Abwefenheit des Pfarrers" follen die Gemeindeglieber durd 
Stimmenmehrheit einen borfigenden chairman wählen, der bei Stimmen- 
gleichheit den Stichentfcheid giebt, und der die jchriftlich aufzunehmenden 
in ein Bud, einzutragenden Protokolle über die Verhandlungen und 
Beichlüffe der Verfammlung zu zeichnen hat. 

Bei der Abftimmung werden die anweſenden Gemeindeglieder nad 
ihrer Einſchätzung zur Armenfteuer fo abgeftuft, daß jeder Steuer 
zahler, der zu einem jährlihen Grundertrag unter 300 
Thlr. ©. eingefhägt ift, eine Stimme führt, wer zu 300 
Thlr. ©. und darüber eingefhäßt ift, foll immer aufvolle 
150 Thlr. &. eine Stimme haben bis zu einem Marimum 
von 6 Stimmen (8. 2). Der fteuerpflichtige Miether oder Eigen⸗ 
thümer bis 49 2 Mieths⸗ oder Pachtertrag führt alfo 1 Stimme, von 
50-742 = 2 Stimmen, von 75—99 & = 3 Stimmen, von 10-124? 
— 4 Stimmen, von 125—149 2 = 5 Stimmen, von 150 8 und 
mehr = 6 Stimmen nad) diefem Syſtem ber „plurality of votes.‘**) 

Vorbedingung des Stimmrechts ift in allen Klaſſen, dab ber 
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Stimmende ald Einwohner oder Steuerzahler der Gemeinde 
angehört, mag er auch erft nach der letzten Ausſchreibung der Armen» 
ftener angezogen oder fteuerpflichtig geworden fein, fobald er fih nur 
bereit erflärt zur Steuerzahlung ($ 4). Wer dagegen die Steuer ver- 
weigert, oder nad vorgängiger Aufforderung eine ſchuldige Zahlung 
verfäumt, Soll als Stimmender nicht zugelaffen werden. Ein Druds» 
fehler dabei ift berichtigt dur; 59 Geo. III. c. 85. 8 3., mit der 
Deklaration, daß auch die im Kirchfpiel nicht Wohnhaften ftimmberech- 
tigt find, fobald fie wegen eines Grundbefiges im Kirchſpiel fteuern; 
daß ferner auch Corporationen oder Geſellſchaften durch ihren Sekretär 
oder Agenten nad Maßgabe des fteuerpflichtigen Beſitzes mitjtimmen 
(88 1. 2.). Nah dem fpäteren st. 16 et 17 Vict. c. 65 ift «8 
jedoch nicht erforberlih, daß die erft in den letzten 3 Monaten vor 
einer vestry fällig gewordenen Steuern gezahlt feien. 

Das Geſetz foll fich erftreden auf alle Kirchfpiele oder Ortſchaf⸗ 
ten, die ihre befonderen Armenauffeher und ihre gefonderte Armenpflege 
haben, und auf alle Gemeindeverfammlungen für alle in diefem Geſetz 
ausgedrückten Zwede ($ 7). Aber e8 foll in keiner Weife ändern oder 
ſchmälern bie gejeglichen Befugniffe einer vestry oder Gemeindever⸗ 
jammlung, die auf Grund einer Spezialacte oder alten Herfommens 
(ancient and special usage or custom) abgehalten wird, aud nicht 
ändern das Recht oder die Weife der Abftimmung in einer fo regulir- 
ten vestry ($ 8). 

Dur diefen Vorbehalt war die Wirkſamkeit des Geſetzes grade 
on den Stellen gebrochen, an welchen die Reform am meiften noth 
that. Der innere Widerſpruch dauerte fort und mußte den Zeitgenoffen 
an der Armenfteuer von Jahr zu Jahr greller vor Augen treten. Für 
die unbedeutende Church Rate, die in der Wirklichkeit als ein kleiner 
Zuſchlag von 1, 2 oder 3d auf das L. Einkommen bewilligt wurde, 
beftand eine Gemeinderepräfentation und Controle; für die 20—30 mal 
höhere Armenfteuer aber beftand nur das Amt ber Armenauffeher, ohne 
wirkſames Wahl- und Controlrecht der Gemeinde. Wo die Kirchipield- 
verfaffung zu einer select vestry zufammengefchrumpft war, Tonnte 
es vorlommen, daß (wie in Marylebone), eine eine, ſich durch 
Selbftwahl ergänzende Körperfchaft über Gemeindefteuern von 750,000 
Thlr. ©. jährlich verfügte, ohne fih um die Steuerzahler zu bes 
fimmern. 

Bei diefer Lage der Sache war es unvermeidli, daß die Ört- 
lide Armenverwaltuug fich von der kirchlichen Seite der 
parısh ablöfen mußte, da es nicht möglih war die Hälfte ber 

63* 


996 


Cap. VII. Die Berfaffung des Kirchſpiels Parish. 


Steuerzahler, welche im Letzten Menſchenalter nicht mehr zur Staats 
Yirche gehörte, in die Kirchenverfafjung einzuzwängen.***) Unmittelbar 
nah der Reformbill folgen daher durdhgreifende Umgeftaltungen 
der ganzen Armenverwaltung. Das dadurch geichaffene neue Commu 
nalſyſtem treibt dann weitere Wurzeln zur Neubildung von Gom- 
munalverbänden (Cap. VIII. IX.), für welche die alte Kirchſpiels⸗ 


verfaffung nod) 
ergiebt. 


immer den dußeren Rahmen und die Anknüpfung 


*) Ueber dag Mifverhältniß der verfallenen Gemeindeverfaffung 


zu der Steuerpflicht der Ortsgemeinden (analog wie in den Municipal corpr 
rations) giebt erft die neuere Statiftil eine Hare Einficht, namentlich über die 
Theilnahme der mittleren und niederen Stände an den Gommunal- 
grundfieuern, jo hoch hervorragend auch die Leiftungen des großen Grat- 
befittes daſtehen. Die P. P. 1849. No. 630 enthalten eine ſchon hier herwar- 
zubebende Gruppirung der fteuernden Beſitzklaſſen in 4 Grafſchaften, welche aut 
Agricultur- und Induſtriebezirken jo ausgewählt find, daß ſte instar omnium 
zur Charafterifirung ber Zuftände im ganzen Lande dienen können. Ich lafe 
fie hier folgen zur vorläufigen Veranſchaulichung der Befitverhältnifie, anf de⸗ 
nen die nunmehr folgende Gruppe von Reformen beruht. Zur Armenftar 
nämlich) waren eingefchägt mit einem jährlichen Ertragswerth (Mieihe- oder 
Pachtwerth ihres Realbeſitzes) folgende Perfonenzahlen: 


Lancaster. Suffolk. Hampshire. Gloucester. 
unter 34 Thlr. ©. 91,677. 42,226. 23,051. 39,368. 
24—30 „u excl. 47,207. 4,467. 6,544. 6,259. 
30-6 5 un 35,483. 2,951. 3,384. 4,282. 
SCH u, un 45,013. 3,348. 6,952. 6,09. 
4-60 5 un 30,298. 2,398. 4,172. 4,180. 
6-72 vv» on 19,623. 1,886. 3,152. 2,6%. 
2% vv» un 19,358. 1,982. 3,492. 2,473. 
90- 120 un 19,842. 2,258. 3,822. 2,900. 
120 Thlr. ©. und darüber 60,545, 10,237. 11,033. 12,731. 
total assessments . . . 369,046. 71,753. 65,605. 80,979. 
Geſammtzahl d. Wohnhäuſer 340,070. 59,064. 59,765. 67,874. 
Gefammtertrag des fleuer- Thlr. ©. Thlr. ©. Tr. ©. Thlx. ©. 
pflichtigen Einfommens 39,660,000. 8,160,000. 8,700,000. 11,760,000. 
Durchſchnittsertrag der 
geihätten Grundſtücke 108. 116. 132. 144. 
Poor Rate 1849... .. 3,910,000. 3,070,000. 1,260,000. 446,000. 
Procentjag d.Armenfteuer 10pEt. 37a pCt. 11p&t. 3%, pt. 


**) Die General Vestries Act zeigt ſchon durch bie Steuerabfiufur- 
gen, daß es fid) mehr um erhöhten Einfluß der Meiftbeftenerten als Wieberbeichung 
des Gemeindeſinnes handelt. Es ergiebt fich aus der obigen Tabelle wie hoch gegti 
fen die Abftufung von 50 2 jährlichen Mieths⸗ oder Pachtwerths if, die wobl 
durchfchnittlich mehr als Yıo der Steuerzahler in die unterſte Llaſſe fept, uud 
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mit dem Wahlrecht zum Parlament durchaus nicht ftimmt. Man kann das abge- 
ſtufte Stimmrecht aud) jo ausdrücken, daß wer zu 900 Thlr. ©, Grundertrag 
als Eigenthlimer, Miether oder Pächter eingefchägt ift, eine volle Stimme 
führt, zu 750 Thlr. ©. = %s Stimme, zu 600 Thlr. ©. = %s Stimme, zu 
450 Thlr. = % Stimme, zu 300 Thlr. ©. — 2% Stimme, unter 300 Thlr. 
®. = Ye Stimme. Da die Zahl der Perfonen in den höheren Stimmklaſſen 
aber fehr gering ift, jo war es ſchon der Rechnung wegen praktiſcher und ge- 
wohnten Anſchauungen gemäßer, das Stimmrecht der unterften Klaffe als Ein- 
heit zu betrachten, die höheren Stimmrechte dagegen als eine „plurality of vo- 
tes‘ bis zu höchſtens 6. Auch durch die Aftiengejellichaften gewöhnte man fich 
an Ähnliche Abftufungen des Stimmredts. Wer mit anderen wegen eines ge- 
meinfamen Beſitzes eingeſchätzt ift, ftimmt mit feinem Antheil an der Steuer- 
laft des Geſammtbeſitzes, wenn aber der Mitbefiter nicht erfcheint, für das 
Ganze ($ 3.). 

Durch ben Vorbehalt der select vestries ift jedenfalls die Tragweite der 
Reform fehr bedeutend herabgefegt; außerdem find die Kicchipiele der City von 
London und von Southwark ausdrüdlich ausgenommen (88 9. 10.). Die be- 
ſchränkten select vestries (8 96. Nr. 1—3) bleiben alfo befteheh, nur die open 
vestries gewinnen wieder eine feftere Geftalt; und in vielen Gemeinden, in mel- 
hen thatfächlich die Berfammlungen nur aus einer Heinen Zahl von angefehe- 
nen Einwohnern zu beftehen pflegten, wurden von nun an befler befuchte Ver⸗ 
fammlungen wieber häufiger. 

Ein Heiner Schritt weiter zur Trennung der weltlichen Gemeindeverwal- 
tung von der Kirche erfolgt durch st. 1 Vict. c. 64, welches als unweſentlich er- 
Härt die Ankündigung der vestries in der Kirche, und nur einen Anjchlag an 
der Kirchenthür (gezeichnet von einem Kirchenvorfteher, oder Armenaufſeher, 
oder vom Pfarrer) beibehält. — In Orten, io feine Pfarrkirche befteht oder 
fein Sottesdienft gehalten wird, follen die vorgängigen Anzeigen der Gemeinde- 
verfammlung „in folcher Weile veröffentlicht werden, wie Bekanntmachungen 
gleicher Art veröffentlicht zu werben pflegen, oder wie es am wirkſamſten 
geihehen Tann zur Mittheilung berfelben an die Bewohner” 58 Geo. III. c. 
69. 8 7. 

=), Die Borftellung von einer „Trennung von Kirhe und Staat,” 
bat gleichzeitig mit der General Vestries Act auch nad) der anderen Seite 
bin Fortſchritte gemacht. Um dieſelbe Zeit beginnt nemlid die Bildung 
nener ſtaatskirchlicher Pfarrjyfteme, in welden der Zufammen- 
bang der kirchlichen mit der weltlichen Gemeinde vollffändig 
gelöft wird. Durch die church building acts 59. Geo. III. c. 134; 3 Geo. 
IV. c. 72; 3 et 4 Viet. c. 60 werden grundjätlicy Select Vestries fiir die 
Zwede der Kirchenverwaltung gebildet, mit der ausdrüdlichen Clauſel, „for 
ecclesiastical purposes only“ und für feinen anderen Zweck irgend einer Art 
99. Geo. III.c. 134. 8 6; Let 2 Will.IV.c. 38. $ 10; 1 et 2 Vict. c. 106. 
$ 26; 19 et 20 Vict. c. 104. 8 18. 25. Diefe neuen Gemeinden find nur 
firhlihe Bereine der Belenner ftaatslirchlicher Eonfeffion. Active Gemeinde- 
glieder find nur die Miether eines Kirchſtuhls. Es entfteht dabei ein verwidel- 
tes Syſtem von Verkauf und Bermiethbung der Kirchenſitze, welches Fein günſti⸗ 
ges Licht auf den Geiſt diefer rein Fircdhlichen Gemeinden wirft. Die Vermal- 
tung der firchlichen, ober genauer Kicchftuhlsangelegenheiten fieht unter einer 
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abminiftrativen Oberenticheibung der Tirchlichen Behörden. Parish Cierk at 
Sexton werden vom Pfarrer ernannt. Troß des Vorbehalte einer Intl 
Gratisfirchenftiihle für die Armen ift der wirklich kirchliche Sinn in diefen une 
Pfarrſyſtemen ſchwerlich gewachfen, der Communalſinn aber durch die wöhige 
Auseinanderreißung der kirchlichen und weltlichen Gemeinde noch weiter gefäht 
bet. Die Sache iſt auch nicht beſſer geworden, nachdem durch 14 et 15 Vict. 
c. 97. die Select Vestries aufgehoben, und das Stimmrecht aller Kirchſtah.t 
miether in open vestries bergeftellt iſt. Für die Rechtsperhältniffe dieler neuen 
Kirchſyſteme, welche außer dem Gebiet des Kommunalweſens liegen, tanz 
jetzt auf bie New Parishes Act 1866. 19. et 20. Vict. c. 24. verwieſen wer 
den. Dan mag die Trennung nach der heutigen Stellung der Staatefirde 
als einen Nothbehelf anerkennen: das Communalweſen ale primäre rm: 
lage alles politifchen Lebens und aller politifchen Freiheit haben bisher uateı 
biefer viel verfprechenden „Trennung von Kirche und Staat” wur Schaden ge 
litten, und diefe Erfahrungen find es, welche in ben letzten Jahren bie Ber: 
werfung aller Gefegentwürfe iiber Aufhebung der church rate auch von mal 
fangener Seite aus motivirt haben. Die Parl. Papers 1861. Vol. XLVIII. 
No. 3. 137. p. 3—82 geben eine namentlide Zufammenftellung ber nen 
Pfarriufteme, die durch Neuerrichtung, Theilung oder veränderte Aufammen 
legung entflanden. Es find 1077 aus der Zeit der church bnildings acts som 
Juli 1818 bis 31. Dezember 1856, und 283 unter Verwaltung der eccie 
siastical commissioners bi® zum 31. October 1861. 
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Die Communal-Armenverwaltung. 


8 98. 
Das Armengejeb Eliſabeths. 


Unter Heinrih VIII. war die Armenpflege zu einer Zwangs⸗ 
pfliht der Ortsgemeinden geworben, und nad) langjährigen Verſuchen 
war 1601 durd) 43 Elız, c. 2 die Armengefeßgebung zu einem Ab- 
ſchluß gediehen, welcher 233 Jahre hindurch in allen wefentlichen Grund- 
zügen fortbeftanden hat. 

Das große Armengefeß enthält zwei leitende Grundfäge: 1. daß 
jeder Arme entweder mit Arbeit verfehen oder unterftütt werden muß; 
2. daß dies Kirchipielsweife geſchehen foll, d. h. durch Mittel, welche 
zu erheben und zu verwenden find durch Ortsgemeindebeamte inner- 
halb der Grenzen ihrer Kirchſpiele. 

Das Geſetz erlaubt aber nicht jedem Armen ſich nach freier Wahl 
an ein beliebiges Kirchfpiel zu wenden: vielmehr war ſchon durch frü- 
here Geſetze (19 Hen. VII. c. 12; 1 Edw. VI.c.3; 3 et 4 Edw. 
VI. e. 16; 14 Eliz. c. 5) keftimmt, daß Perfonen, welche nicht ar- 
beiten Tönnen oder wollen, genöthigt werden follen in dem befonderen 
Kirchſpiel zu bleiben, in welchem fie einheimifh, d. h. in welchem fie 
geboren ober feit drei Jahren wohnhaft find (im Fall von Vagabun- 
den ein Jahr). Schon vor dem Gefek Eliſabeths war daher zugleich 
die Grundlage eines Niederlaffungsrechts gelegt. 

Die Armenperwaltungsmarimen werben in dem Gefek 
dahin formufirt: in jedem Kirchfpiel follen zunächft die Kirchenvorſteher 
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Armenväter fein, und neben ihnen zwei oder mehre Overseers of the 
Poor, melde von Jahr zu Jahr aus den anjäffigen wohlhabenden 
Einwohnern (substantial householders) von den Friedensrichtern zu 
ernennen find. Dieſe Armenaufjeher follen „Mlaßregeln treffen zu 
„einer arbeitfamen Beſchäftigung der Kinder aller folcher Eltern, welche 
„außer Stande erfcheinen ihre Kinder zu erhalten,“ fowie aud „aller 
„ſolcher Perfonen, die ohme die Mittel zu leben kein ordentliches Ge⸗ 
„werbe oder Gefchäft treiben zur Erwerbung ihres Unterhalts.“ Zu 
diefem Zwed find fie ermächtigt „wöchentlich oder fonft durd Ab 
„ſchätzung eines jeden Gemeindebewohners oder Realbefiterd in der 
„Semeinde (oben 8 15) ſolche Geldjummen aufzubringen, wie fie deren 
„bedürfen werben zur Anfchaffung eines genügenden Vorraths von 
„Flachs, Hanf, Wolle und anderen Waaren oder Stoffen, um bie Ar 
„men zu beichäftigen; fowie auch die nöthigen Summen für bie Unter- 
„ſtützung lahmer, blinder, alter und arbeitsunfähiger Berfonen und zur 
„Unterbringung von Kindern als Lehrlinge.” Perſonen, welche zu ar: 
beiten fich weigern, Tönnen fie in ein Arbeitshaus oder Gefängniß 
ſchicken, und auch ein befonderes Armenhaus für die Aufnahme der 
arbeitsunfähigen Armen des Kirchipiel® anlegen. Armenkinder können 
zwangsweife als Lehrlinge untergebracht werben. 

Das Geſetz Eliſabeth's ſtellt alfo im die erfte Linie den poligei- 
fihen Geſichtspunkt der Beſchäftigung arbeitsfähiger, im zweite fi: 
nie die Humanitätsforderung ber Unterftügung arbeitsunfähiger Ar: 
men. Beide Zwede werben fachgemäß verbunden in dem Amt der 
Armenauffeher, denen die nöthigen Geldmittel, und durch die Polizei« 
gejeße auch die nöthigen Zwangsgewalten zur Verfügung geftellt find. 
Bei der Kleinheit der Kirchſpiele blieb es zwar ſchwierig, ausreichende 
Anftalten zu einer Beihäftigung der Arbeitsfähigen zu treffen. In⸗ 
deſſen hat der blühende Zuftand des Landes bis zu den Zeiten der 
Bürgerkriege auch das Armenweſen zufriebenftellend geftaltet. Faſt 
zwei Menſchenalter hindurch iſt wenig davon die Rede. Ohne ein 
ängſtlich bemeſſenes Niederlaſſungsrecht fand der Arme die nothwendige 
Unterſtützung in ſeinem zeitigen Aufenthaltsort, und nur bei rogues 
oder vagabonds konnte ein Rücktransport eintreten nach dem Beburtt 
ort, oder dahin, wo fie in den letten drei Jahren getvohnt hatten. 

Die Reftauration aber führte nach längeren Stürmen bie alte 
Gentry in das Parlament zurüd, d. h. eine Mehrzahl von Perfonen, 
die gewohnt und gerade damals fehr geneigt waren, Fragen der inne 
ren Landesverwaltung nur vom Standpunkt des großen Grundbeſihet 
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aus zu betrachten. Diefe Strömung führte zu der Settlement Act, 
st. 13 et 14 Car. II. c. 12. 8 1: 
„Sintemal in Folge einiger Fehler im Gefeß arme Yeute nicht ver- 
„hindert find aus einem Kirchipiel in das andere zu gehen, und zu 
„verfuchen fich in folchen Kirchipielen feftzufegen, wo der beſte Vieh⸗ 
„fand ift, die größte Gemeindeweide, Gemeindeland um Arbeiter: 
„wohnungen zu bauen, und das meifte Holz für fie zu verbrennen 
„und zu zerjtören, und wenn fie es conjumirt haben, dann nad) 
„einem anderen Kirchſpiel, bis fie zuletzt Bettler und Landftreicher 
„werden, — zur großen Entmuthigung der Kirchfpiele fi Vorräthe 
„anzufchaffen, wo ſolche Gefahr laufen von Fremden verfchlungen 
„zu werben, — wird hiermit verordnet, — daß auf Klage der Kirchen⸗ 
„vorfteher oder Armenauffeher innerhalb 40 Tagen, nachdem eine 
„solche Berfon gekommen ift ſich feftzufegen in irgend einem Grund⸗ 
„ſtück unter jährlich 10 L. Werth, es gefetlich fein ſoll für je 2 
„Friedensrichter der Divifion wo eine Perjon, die muthmaßlich der 
„Armenpflege zur Laft fallen kann (likely to be chargeable), ſich 
„einfinden follte, durch einen warrant zurücdzufenden und transpor- 
„tiren zu laffen ſolche Perfonen nad) dem Kirchfpiel, in welchem fie 
„zuletzt eine gefegliche Niederlaffung hatten (legally settled), ent- 
„weder durch Geburt, eigene Wirtbfchaft, Aufenthalt, Lehrlingichaft 
„oder Dienft für den Zeitraum von wenigftens 40 Tagen.” Bor: 
behaltlich einer Appellation an die Quartalfigungen. 
Es war das der Standpunkt des Squire und des wohlhäbigen Groß⸗ 
bürgers, welcher den Staat von ſeinem Dorf oder ſeinem Stadtviertel 
aus betrachtet, und vor Allem an Erleichterung ſeiner Armenlaſt denkt, 
unbekümmert darum, welche Wirkungen ein ſolches engherziges Hin- 
und Herſchieben der Armen für die arbeitenden Klaſſen, für die Ent- 
widelung der Städte, und für die Gefammtentwidelung der Volks⸗ 
wirthichaft Haben mußte. Ya e8 war von diefem Standpunkt aus das 
Kirchſpiel als Armenbezirk fogar noch zu groß. Es wird daher ben 
Kirchipielen die mehre Ortfchaften umfaffen auch geftattet, die Armen- 
pflege auf den noch Hleineren Bezirk der townships zu bafiren. So 
entftand ein engbegrenztes Niederlaffungsrecht für die kleinſten Ort- 
Ihaften im Lande und für die Stadtviertel in den Städten, welches aud) 
den arbeitsfähigen und fleißigen Arbeiter hinderte, ſich nach freier Wahl 
den Ort feiner Befchäftigung zu fuchen. Jede Perfon, deren Umſtände 
es „wahrſcheinlich‘“ machen, daß fie ber Gemeinde „zur Laft fallen 
fönnte”, wird damit confinirt an den Drt ihrer Niederlaſſung. Diefe 
Niederfaffung wird erworben durch ein Wohnen während einer beftimm- 


‘ 
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ten Zeit, die zwar nur auf 40 Tage bemeifen ift, die aber fehr bald 
durch viel fchwerer wiegende Vorbehalte verfünftelt wurde. Da uem- 
lich jeder linvermögende ausgewiejen werden Tann, nad 40 tägigem 
Wohnen aber Niemand mehr ausgewiefen werden foll, fo war bie na 
türliche Zolge, daß wer ein Niederlaffungsreht in einer beftimmten 
Gemeinde zu erwerben wünjchte, ſich heimlich einfchlich und feftjegte, 
wenn es nicht den Armenaufjehern gelang, binnen 40 Tagen den Ein: 
dringling zu ertappen. Um Unfug zu verhüten folgt daber die Be 
ftimmung (1. Jac. IH. c. 17. $ 3.), daß die 40 Tage erft gerechnet 
werden follen von dem Augenblid, in welchem fchriftlicde Anzeige 
von dem Anziehen den Kirchſpielsbeamten (jpäter audy der Gemeinde 
gegeben ift. Diefe Anzeige wird nur in foldden Fällen nachgelafien, 
wo der Anzug mit gewiffen notorifchen Umftänden verbunden ift, wie 
der Eintritt in einen jahresweilen Dienft service, oder in em 
Lehrlingſchaft apprenticeship, I Jac. II. c. 17. $ 3; 3 Will 
et Mary c. 11. Da bie Niederlafjung überhaupt die Natur cine 
wohlerworbenen Nechts annahm, fo folgerte die Gerichtöpraris darans, 
daß fie wie ein Statusrecht auch von den- Eltern auf die Kinder, von 
dem Ehemann auf die Ehefrau übergee. So entitanden die Titel 
zum Nieberlaffungsreht by birth, marriage, biring and service. 
apprenticeship, .renting a tenement, by a person’s own estate, 
by serving an offfce in a parish, by being charged with and 
paying towards the public taxes or levies of the parish, ack- 
nowledgment of settlement by certificate, by relief, by order 
of removal unappealed against, — jeder diefer Titel deffarirt und 
reftringirt durch befondere Geſetze und eine unabjehbare Reihe von ge 
richtlichen Präjudicien. 

Die ganze Armen-Gejeßgebung des adhtzehnten Jahr: 
hbunderts dreht fih um Jünfteleien an diefem Niederlaffungereit. 
Die Kleinheit der Armenbezirte hatte zufammenhängende Waßregeis 
für die Befchäftigung der Armen an ſich ſchwierig gemadt. Der jähr- 
liche Wechfel des Amts der Armenauffeher, die verführerifche Bequem 
lichkeit die Armenpflege lediglih in Geldunterftügungen aufgehen 1 
laffen, deren Ausfchreibung geringere Mühe machte al® jede andere 
Fürforge, ließ das Armenauffeheramt wie alle Thätigfeit der Mittel- 
ftände diefer Zeit in eine mechanische Routine herabfinten, der aud de 
Friedensrichter durch ein ſporadiſches Eingreifen feine andere Richtung 
gaben. Die Armenlaft wurde dadurch eine bloße Geld- und Intereſſe 
frage, und troß des faft allfeitigen Anerlenntniffes, daß das Nieder 
(offungsrecht in unerträglicher Weife verwidelt fei und die arbei 
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tenden SKlaffen beichädige, kam aller Streit nicht über die zeitigen 
Einzelintereffen hinaus, und eben deshalb nur zu Balliativen, die 
augenblicklich den Ueberlafteten erleichterten, den Druck auf bie arbei- 
tenden Klaſſen aber bald nur verfchlimmerten. 

Um diefen Zuftand zu mildern, war das Nothmittel der Orts⸗ 
angehörigfeitsattefte entftanden. Wer von dem Ort feiner Nie- 
derlaffung ein Gertificat der Ortsobrigleit über feine Ortsangehörig- 
feit mitbracdhte, durfte erft ausgewiefen werden, wenn er dem Kirchſpiel 
wirffich zur Laft fiel: andererfeits folfte er aber auch umter folchen 
Umftänden eine Niederlaffung nur gewinnen durch Miethung einer 
Wohnung oder Ausübung eines jährlichen Amts, nicht durch -die fon- 
ftigen Titel. 8 et 9 Will. III. c. 30; 9 et 10 Will. IIl. c. 11; 
12 Anne. c. 18. 8 2; 3 Geo. Il. c. 29 88 8 et 9. Die Rüd- 
wirfung dieſer Geſetze auf ben fleiigen Arbeiter zeigte fich nur noch ver- 
derblicher. Nirgends verfolgt diefe Gefeßgebung einen zufammenhängen- 
der Plan zur Erhöhung der Gejammtarbeitsfraft des Volks, jondern 
immer nur die Geſichtspunkte einer regierenden Klafje, welche um Ver⸗ 
theilung der Armenlaft ftreitet. Arbeitsherren wie Armenauffeher find 
nur bejtrebt die Entjtehung aller Verhältniffe zu verhindern, durch 
welche der Arbeiter ein Niederlaffungsrecht erwerben könne, wie denn 
auch in diefer Zeit die jahresweile Miethe des Gefindes immer mehr 
außer Gebrauch kommt, damit nicht nach einem Jahre ein Heimathe- 
recht entſtehe. Die möglichfte Ausbeutung der Arbeitskraft unter Ver⸗ 
meidung jeder Gefahr einer Erhöhung der Armenlaft führt zu einem 
bellum omnium contra omnes; während fie andererfeits dem Ar- 
beiter nicht nur die Gelegenheit, fondern auch die Neigung benimmt, 
außerhalb feines Heimathsorts eine lohnende Thätigkeit zu ſuchen. 

Endlich wurde den arbeitenden Klaſſen durch 35 Geo. III. c. 
110. $ 1. die entfcheidende Conceſſion gemacht, daß niemand mehr 
ausgewieſen werben foll auf Grund ber bloßen Wahrſcheinlichkeit, 
daß er dem Kirchfpiel zur Laft fallen werde, fondern erft dann „wenn 
er actuell zur Laft gefallen ift durd Empfang einer Unterftügung 
oder Bitte darum:“ woburd denn am Schluß des. 18. Jahrhunderts 
der Zuftand vor dem Geſetz Carls II. in gewiffem Maße wieberher- 
geftelit ift; jedoch mit dem wichtigen Unterfchied, daß gerade der nor- 
male Titel zum Erwerb des Heimathsrechts durch eine gewilfe Dauer 
des Aufenthalts aufgehoben ift. 

Ehe jedody auf die durchgreifenden Reformen diefer Gefeßgebung 
einzugehen ift, bebarf es einer zufammenhängenden Darftellung der 
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Stellung der Armenauffeher und Friedensrichter in der jo abgeſchloſſe⸗ 

nen Geſtalt der Armengefeßgebung (8 90. 91.). 
Die Geſchichte der englifchen Armengefeggebung if im Zulamme- 
hang oben ©. 273—281 gegeben (das achtzehnte Jahrhundert S. 379). Ueber 
bie Fitteratur vergl. ©. 278. Die Hauptichrift Sir Geo. Nicholl’s, Historr 
of the English Poor Iaw 1854. 2 Vol. 8. ift namentlich bedeutend und reich 
baltig für die Zeit nach der Reftauration. Ueber die Entftehung ber Settle- 
ment Act 14 Car. II. c. 12 fiehe Vol. I. ©. 293—302. Es if richtig, dei 
das Hauptgeſetz zunächft auf Antrag der Abgeordneten ver City of London erlafien 
wurde, mit Rüdficht auf die immer wiederlehrende Beſorgniß einer Lebernöflerung 
der Hauptftadt. Allein die befitenden Klafien der City haben in ſolchen Ve⸗ 
rioden ſtets gemeinichaftliche Sache mit dem großen Grunbbefig gemadt, um 
ſowohl die Motivirung des Gefeges, wie noch mehr die Handhabung umb hr 
fpäteren Berbefferungen des Geſetzes ergeben, daß es vorzugsweiſe die Ju- 
terefien des großen Grundbefites find, welche diefe @eftaltung des Nieder 
lafjungsrechts aufrecht erhalten. Nachdem einmal ber Armenunterhalt im mehr 
ale 14000 townships eine feft vertheilte Geldlaſt bildete, war es allerdings 
ſchwer, ein neues Syſtem zu Gunſten der arbeitenden Klaſſer zum 
Geltung zu bringen, am ſchwierigſten war es einer Regierung die unmittelbar 
durch die Intereſſen der befikenden Klaſſen beftimmt und durch berem wechjeln 
den Parteihäupter geführt wurde. Auch die Vertreibung der Stuarts hat nat 
zu einer Berichärfung der Strenge geführt und zu immer neuen Borfichteme}- 
regeln gegen Erſchleichung des Niederlaſſungsrechts. Dahin gehört namentlih 
die Nothrvendigfeit der Mittheilung des Anzugs an die Gemeinde, und di 
Vorfchrift, daß unverheirathete Berfonen nur durch Dienftvertrag auf ein voller 
Jahr, und nur dann, wenn der Dienft wenigftens ein ganzes Jahr gedauert 
bat, beimathsberechtigt werden. 3 Will. et M. c. 2. Die Behandlung der 
ganzen Frage ift auch im Zufammenhang mit dem Gefammtfyftem der Arbeits 
polizei ($ 47) zu würdigen. Daß die Armen, namentlich dur das Spfiem 
der Heimathsicheine ganz in die Willliir der Gemeindebeamten gegeben waren, 
hat niemals einen Anftoß erregt. Titel zur Begründung des GHeimatheredits, 
die fi) nicht bevährt hatten, bob man imfach auf, ohne an die Subfitumung 
anderer zu denfen. Der einfache Srundfak, daß redlihe Arbeit wenigſten 
nad) 2 oder 3 Jahren einen natürlichen Anfpruch auf Gemeindezugehörigkei 
geben müſſe, konnte neben ben einmal verkünftelten Einzeltiteln nicht mehr zu 
Geltung fommen. Schon Blackstone I. 362—65 hat die heillofen Zuflände, 
weiche aus einem fo verzwidten Niederlaffungsigften hervorgegangen wear, 
eindringlich gefhilvert. Die geſammten Domicil- und Arbeitsverhältnifie um 
Lande waren dadurch verfünftelt; die darüber geführten Prozeffe lofeten den 
Kirchipielen in manchen Fahren über 1,000,000 Thlr. G.; das Ganze führte 
zu einem Syſtem gegenfeitiger Weberliftungen, in welchem ſich hier ein Ein- 
dringling einſchlich und als Penfionär des Kirchipiels feſtſetzte, dort gan 
Häuferreihen und Dörfer niedergerifien wurden, um einen Grundherrn von dr 
Armenfteuer frei zu behalten, — alles das ſchon bevor große fociale Ummmäl- 
zungen dieje Zuftlände noch verfchliimmerten. 
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8 99. 
Das Amt der Armenanffeher. Overseers of the Poor. 


Die Communalarmenverfaffung bis zum neunzehnten Jahrhundert 
eoncentrirte fich in dem Amt der Armenauffeher unter dem De- 
zernat der Friedensrichter. Die Ortsgemeinde hatte praftifch nichte 
weiter zu thun als die ausgefchriebene Steuer zu bezahlen, mit Vor⸗ 
bebalt einer Beſchwerdeinſtanz. Die Stellung der Armenaufjeher be- 
ruhte auf folgenden Worten des Armengefeges 43 Eliz. c. 2. $ 1: 

„Die Kirchenvorfteher jedes Kirchfpield und 4, 3 oder 2 wohlha- 
„bende angefeflene Einwohner (substantial householders), je nad) 
„dem Verhältniß und der Größe des Kirchfpiels, follen jährlich er- 
„nannt werden in der Ofterwoche, oder binnen einem Monat nad 
„Dftern, unter Handfchrift und Inſiegel zweier oder mehrer Friedens- 
„richter der Graffchaft (darımter eines von den Quorum) wohnhaft 
„in oder nahe dem Kirchfpiel ober der Divifion, in welcher das 
„Kirchſpiel belegen, und follen heißen Overseers of the Poor bes 
„gedachten Kirchipiels.‘ 

Die Bezirke, für welche die Beftellung der Armen- 
ſeher erfolgt, find alfo nad dem Geſetz bie einzelen Kirchen- 
fpiele. Nah 13 et 14 Car. II. c. 12. 8 21 wird e8 aber ben 
Kirchſpielen nachgelaffen, „welche wegen des großen Umfangs die Wohl⸗ 
that des Geſetzes 43 Eliz. nicht genoffen haben ober nicht Haben ge⸗ 
nießen können,“ die Armenpflege zu beforgen durch befondere Armen- 
anffeher innerhalb der einzeleg Ortfchaften oder Dörfer (townships 
or villages), welche das Kirchfpiel bilden. Bon diefer Clauſel ift bie 
zu ihrer Aufhebung (7 et 9 Vict. c. 101. 8 22.) namentlich in den 
nördlichen Grafſchaften häufig Gebrauch gemacht, und es ift dies ber 
Hauptgrund, aus welchem die Zahl der Ortsverbände für die Armen: 
pflege um mehre Tauſend die Zahl der kirchlichen parisbes über- 
fteigt®), | 

Anbererfeits blieben von der Verpflichtung zur Beftellung von 
Armenaufjehern befreit die Ertraparodhialpläge Die neuefte 
Geſetzgebung hat indeffen dieſe Exemtion vollftändig befeitigt. Nach 
20. Viet. c. 19 follen mit dem 1. Januar 1858 alte folche Ort- 
haften als Kirchfpiele für die Zwede der Armenfaft gelten, und die 
Stiedensrichter dafür overseers of the poor ernennen. In Erman: 
gelung geeigneter Berfonen genügt ein overseer; im Nothfall kann 
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auch ein geeigneter Mann aus einem benachbarten Kirchfpiel, allenfallb 
gegen Remuneration dazu ernannt werden.**) 
Die Zahl der zu ernennenden Armenauffeber ift ge: 
wöhnlich zwei, nach dem Gefeß 2, 3 oder 4; eine Weberfchreitung 
diefer Zahlen macht die Ernennung ungültig für Alle. 
Die Ernennung erfolgte in der Ofterwocde ober inne: 
halb eines Monats nad Oftern. Dies ift fpäter geändert durd 54 
Geo III. c. 91, wonad die Ernennung am 25. März gefcheben ſoll, 
oder innerhalb 14 Tagen nachher. Kine Ueberfchreitung bdiefer nur 
reglementarifchen (directory) Frift bat aber feine Ungültigkeit zur 
Folge. Cinmal erfolgt, ift die Ernennung unabänderlich außer durd 
Appellation an die Quartalſitzung. 
Das Gefeg felbft giebt ben Friedensrichtern ein un- 
bedingte® Ernennungsredht (nominate under the hand and 
seal of the justices, was ungezwungen nur eine Ernennung, nicht 
bloße Betätigung einer Wahl bedeuten fann, A. M. Smith, Pa- 
rish ©. 145.). Nach alter Braris nehmen fie indeflen Vorſchläge der 
Gemeinden entgegen, und fordern deshalb die Armenauffeher auf, vor 
der Ernennung eine Xifte qualiflcirter Perfonen einzureichen. Die 
Armenaufjeher pflegen darüber wohl mit der Gemeindeverfanmlung 
zu berathen, und gewöhnlich ernennen dann die Friedensrichter die 
in der Lifte an erfter Stelle genannten Berfonen. Ein Wahlrecht der 
Gemeindeverfammlung wird jedoch durch die Gerichtöiprüche ausdrüclich 
verneint, möge dafür auch ein noch fo langer Gebrauch beftehen (Rex 
v. Forrest 3 T. R. 138. 1 Bott. 17. I Nol. P. L. 54). Ned 
der Ernennung, die jet in den Kleinen Bezirköfigungen erfolgt (S. 691) 
it den Armenauffehern eine Beftallugg auszufertigen nach folgen- 
dem Formular: 
„Staffordshire zur Nachricht. Wir E. M, und G. C. Esqq., zivei Tänigl. 
„Kriedensrichter für die Grafſchaft Stafford, Einer von uns von ben Quorum, 
„ernennen und beftellen hiermit den A. B. und C. D. als wohlhabende ange 
„ſeſſene Einwohner von und in dem Kirdjipiele E. in der gedadyten Grafidet 
„als Armenaufjeher des gedachten Kirchſpiels E., zufammen mit ben Sirder- 
„vorſtehern deſſelben, für da8 gegenwärtige Jahr nad) den Anweijungen et 
„darüber erlaffenen Geſetzes Gegeben etc.” 

Diefe Formſchriften gelten aber nur für die Overseers; die Church- 

wardens find mit und neben ihnen Armenauffeher ex officio ohne 

friedensrichterliche Beitallung und ohne befondere Amtsqualififation. 

Die Qualification der Armenauffehber wird in dem Gr 
jeg dur die Worte „substantial householders im Kirchſpiel“ be 
zeichnet, und fo müſſen fie auch in der Beſtallung bezeichnet werden. 
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Dies abzumeſſen fällt den Friedensrichtern anheim mit Rüdficht auf 
die örtlichen Verhältniſſe. In einzelen Füllen hat man auch wohl 
Zagearbeiter mit Garten und einigem Landbeſitz zugelaffen in Orte 
Ihaften, wo nur Kleine Hausftände vorhanden; jogar Frauen, wo «8 
an männlichen householders fehlte. Die mannigfaltigen Schwierig: 
feiten der Beſetzung des Amts in Heinen Ortichaften veranfaßten ſpü— 
ter da8 st. 59 Geo. III. c. 12. 8 6, wonach die Bezirfsfigungen 
der Friedensrichte auf Vorſchlag der Gemeinde auch außerhalb 
Wohnende ernennen dürfen, wenn fie- felbft einwilligen, zur Armen- 
ftener de8 Orts eingefchätt find, und nicht Über oder 2 engl. Meilen 
von der Kirche entfernt wohnen. Abgejehen davon ift der Ernannte 
Armenauffeher auf 1 Jahr, fo lange er ortsanfäffig und zahlunge- 
fähig bleibt. Nach Ablauf des Jahres erlifcht das Amt, auch wenn 
kin Nachfolger ernannt ift. 

Wer nach diefen Grundfägen qualificirt, ift auch ver— 
pflidhtet da8 Amt anzunehmen bei Vermeidung eines indictment 
auf arbiträre Strafe. Durch Gerichtspraris und Spezialprivilegien 
haben fi aber im Ganzen dieſelben Befreiungsgründe wie für das 
Amt der Kirchenvorfteher geltend gemacht: churchwardens während 
der Dauer ihres Kirchenamts; ftaatsfirchliche Geiftliche mit Seelforge; 
diffenterifche Geiftliche nad Beobachtung der gefetlichen Formalitäten; 
Paird und Parlamentsmitglieder; Aldermen von London; Friebens- 
richter; praktifirende Advolaten und Anwälte; Aerzte, Wundärzte und 
Apotheker mit gewiffen Maßgaben; Unteroffiziere und Mannfchaften 
der Miliz während der Dienftzeit; Offiziere des Heeres und der Ma- 
tine auf Boll» ober Halbjold; einige Hofbeamte und ſämmiliche Zoll- 
und Finanzbeamte. Die Finanzbeamten fünnen jedoh im Nothfall 
berangezogen werden. Diffenters mögen das Amt wie das eines 
Kirhenvorftehers durch einen Stellvertreter verwalten. 

Die Amtsgefhäfte ber Overseers, welde fie jammt und 
ſonders mit den Kirchenvorftehern zu verwalten haben, find in dem 
Geſetz Eliſabeths's ziemlich fummarifch zufammengedrängt: (1) Be- 
ſchaffung ber nöthigen Geldmittel von den Einwohnern des Kirchfpiels 
um genügende Borräthe zur Beichäftigung der Armen anzujchaffen; 
(2) Beichaffung der nöthigen Geldfummen zur Unterftügung der Lah— 
men, Arbeitsunfähigen, Alten, Blinden und Bebürftigen; (3) Unter: 
bringung der Armenkinder als Lehrlinge; (4) Ausführung aller fon 
ftigen Borfchriften des Geſetzes nach beſtem Ermeffen. — Zur Aus- 
führung dieſer Gefchäfte ſollen fie mit den Kirchenvorftehern wenig- 
tens monatlich einmal am Sonntag Nachmittag nach dem Gottesdienft 
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in der Kirche zufammentreten, um ben Gang ber Gefchäfte zu berathen, 
bei 20 sh. Strafe für den Ausbleibenden. Im Verlauf der Zeit ift 
daraus eine verwickelte Abmtiniftration geworden, und es erfcheint zued- 
mäßig, die Gefchäfte hier fo zu gruppiren, wie fie bei der nenern Reform 
ber Armenverwaltung gefondert, und durch Arbeitstheilung auf andere 
größtentheils befoldete Beamte übergegangen find: 

1. Ausfhreibung und Einfhägung der Armenfteuer, d. h. 
Entwerfung der Einfchäßungsliften nach dem gefeßlichen Formular mit 
einer Abtarirung ber visible profitable property in the parish. 
berechnet nach Prozenten vom fteuerpflichtigen Einfommen, nad wel 
chem fie dann periodifch den muthmaßlichen Bedarf ausfchreiben; fer: 
ner die Pflicht zur Publikation der entworfenen Steuerlifte und zur 
Seftattung einer Einficht und Abfchrift an jeden Steuerzahler 17 Geo. 
Il. c. 3. " 

2. Eintreibung ber Steuerrefte d. 5. Anzeige der Küd: 
ftände bei einem riedensrichter 3 Geo. II. c. 23, Ertrahirung cines 
Auspfändungsbefehle 43 Eliz. c. 2. $ 4, und üußerften Falle dei 
BVerfonalarreft, unter Beobachtung ber fpäteren Geſetze über die Ar— 
menfteuererecution. 

3. Aufbewahrung und Verwendung (coustody and ex- 
penditure) der Armenfteuer und fonftigen Armeneinnahmen, d. h. zu 
nächft fichere Aufbewahrung der eingegangenen Gelder unter peridn: 
licher Verantwortlichkeit bis zur Verwendung. ‘Diefe Verwendung wer 
nach) dem Geſetz Eliſabeths zunächſt auf die Befhäftigung ber Ar: 
beitsfähigen zu richten, auf die Unterbringung der Armenkinder; dam 
auf ben Unterhalt der Arbeitsunfähigen. In der Wirklichkeit wurd 
daraus ein fich immer breiter ausdehnendes Syſtem von Geldunter: 
ftägungen, über beren Nothiwendigfeit und Maaß ihr Diefretionäre 
Ermeſſen entjchied, mit Vorbehalt einer Beſchwerdeinſtanz bei den Be 
zirföfigungen, fowie des felbftändigen Rechts ber Friebensrichter Unter- 
ſtützungen anzuordnen. 

4. Rechnungslegung, accounts, d. h. zunädft die Ver— 
pflichtung nach Ablauf ihres Amtsjahres zweien Friedensrichtern vol: 
ftändige Rechnung vorzulegen und die vorhandenen Summen und & 
ftände ihren Amtnachfolgern auszuhändigen, 43 Eliz. c. 28 4. bi 
Vermeidung von Perfonalhaft und Pfändung. Sobann kumnlativ de 
mit die Pflicht ihren Amtsnachfolgern eine vollftändige Rechnung vor: 
zulegen 17 Geo. U. c. 38. Endlich die Pflicht in einer Meinem Be 
zirfsfigung perfönlich zu erfcheinen, fic einem Verhör und materieller 
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Prüfung der Rechnung vor den Friedensrichtern zu unterwerfen, 50 
Geo. II. c. 49. 

5. Meberwahung der Niederlaffungen, insbefondere 
Stellung der Anträge auf Ausmweifung, Betrieb der orders of remo- 
val, nöthigenfalis Appellation gegen die Entfcheidungen der Friedens⸗ 
tichter, Correspondenz mit dem betheiligten Kirchfpiel über die Armen- 
verpflegung, Ausführung der friedensrichterlichen warrants in Nieder: 
faffungsjachen. 

b. Einzele Berwaltungsgefhäfte eines Ortsvor— 
ſtands (Schulzengefchäfte), melde ihnen gelegentlich durch die Gefeg- 
gebung auferlegt And, ähnlich wie den Kirchen-Vorftehern, und zum 
Theil concurrirend mit folhen. Wichtig darunter ift namentlich die 
Pflicht zur Veranlagung der Urliften für den Gefchworenenbienft und 
der Urliften für die Parlamentswahlen nach gejeglih vorgefchriebenen 
dormularen, wozu die Armenauffeher als die ordentlihen Beamten 
zur Führung der Gemeindefteuerliften am meiften geeignet erfchienen. 
Ebenſo follen fie die Kiften der zum Constable-Amt geeigneten Per: 
jonen führen 5 et 6 Vict. c. 109., und gewiffe Liften der gemüthe- 
tranten Perſonen nach 16 et 17 Viet. c. 97. Sie haben ferner die 
polizeiliche Verpflichtung zur Beſorgung des Begräbniſſes unbelannter 
Yeihen 7 et 8 Vict. c. 101. $ 31., die Ausftellung von Certififaten 
an Perfonen, die fih um eine Schanf-Conceffion bewerben 3 et 4 
Viet. c. 61., eine Mitwirfung bei Verfolgung von unordent- 
fihen und Spielhäufern nad 58 Geo. III. c. 70. 8 7. Endlich 
haben fie die Pflicht zur Berufung einer Gemeinde-VBerfommlung für 
gewilfe Zwede, nämlih zur Worlegung der Rechnungen der Parish 
Constables 18 Geo. III. c. 19., zur Anfertigung der DVerzeichniffe 
der zum Amt der Parish Constables geeigneten Perfonen 5 et 6 
Viet. e. 109. $ 3. und zur Feftftellung des Berichts an die Frie- 
densrichter Für die DVertheilungsbafis der Graffchaftefteuer 15 et 16 
Vict. c. 81. 88 4. 13. 

Die diefen Gefchäften entfprecdende Verantwortlichleit der 
Armenauffeher unterjcheidet fi) von derjenigen der Kirchenvorfteher wes 
jentlich dadurch, daß fie in feiner Weife der geiftlichen Behörde (court) 
untergeorbnnet find, fondern nur der Oberinftanz der Triedensrichter. 
Zunächft unterliegen fie 

(1) einer vollftändigen Befchwerdeinftang bei den Seffionen. 
„Perfonen, die ſich durch irgend eine Handlung oder Unterlaffung der 

„Rirhenporfteher oder Armenaufjeher beſchwert fühlen, mögen nad 
„Dorgängiger Anzeige in angemeffener Friſt an die näcften Quartals 
Greif, Engl. Eommunalverfaffung 


1010 Cap. VIII Die Communal-Armenverwaltung. 


„figungen appelliven“ 43 Eliz. c. 2.-8 6; 17 Geo. Il. c. 8. Cs 
gilt dies namentlich auch von Einwendungen gegen die Rechnungslegung 
und gegen einzele Rechnuugspoſten. 

(2) Ein Strafverfahren findet im ordentlichen Prozeß durd 
indictment ftatt wegen „Amtsmißbrauchs und gröblicher Verſäumniß 
der Amtspflichten.” In flagranten Fällen jchreitet die King's Bench 
auch wohl durd) information ein. Nach Präjudicien der Gerichte gilt 
bösliche Verweigerung einer begründeten Armenıumterftügung und um: 
gefehrt grundlofe Gewährung al® ein indietable misdemeanor.****) 
Dazu kommen zahlreiche Spezialgefee, die ein ſummariſches Straf: 
verfahren vor den Friedensrichtern (zumeilen auch im Wege des Civil⸗ 
prozeſſes) vorjchreiben. So eine Strafe von 20 sh. event. Gefäng 
nißhaft für Armenauffeher, die fi ohne rechtmäßigen Grund von den 
ordentlichen Monatsverfammlungen entfernen oder jonft ihr Amt ver: 
nachläffigen 43 Eliz. c. 2. 8 2; eine Strafe von 1-5 L. für alle 
Berfäumniffe aus 17 Geo. Il. c. 38. $ 14; eine Strafe von 2— 
2. fir Verſäumniß der Anzeigen über arme Geiftesfranfe 48 Geo. IL 
c. 9%. 8 18; 59 Geo. III. c. 127. 8 3.; eine Strafe von 100 % 
weger Betheiligung an Lieferungscontraften fiir die Armenverwaltung 
zu eigenem Bortheil 55 Geo. III. c. 173. $ 6. Dazu kommt de 
generelle Strafflaufel 33 Geo. III. c. 55. $ 1, wonad 2 Friedens: 
richter in einer special oder petty session auf eidliche Anzeige über 
- eine Amtsverfäumniß oder einen Ungehorfam gegen einen gefegmäßigen 
warrant oder eine order eines Friedensrichterd auf Geldbuße bis 2 
L. event. Correctionshaus bis zu 10 Tagen erkennen dürfen, mit 
Vorbehalt der Appellation an die Quartalfigung. 

(3) Eine civilrehtlihe Verantwortlichkeit durd action 
of trespass 2c. Tann unter ben gewöhnlichen Borausjegungen formel: 
fer Amtsüberfchreitung eintreten. ‘Doch gilt dabei die gewöhnliche Be: 
amtenprotection rüdfichtlich der Erleichterung der Vertheidigung 
und die Vorſchrift 24 Geo. II. c. 44. 88 68 über den Schu 
der Unterbeamten, die auf Grund eines friebensrichterlichen warrant 
gehandelt Haben. 

*) Weber die Theilung der Kirchſpiele fiir die Armenlaft hat fi eime 
Gerichtspraris nad) Maßgabe der Worte des Geſetzes 13 at 14 Car. II. $ 21 
gebildet. Die Seffionen der Friedensrichter unter Rekurs an die Reichegerichte 
befiimmten nun nad) Faſſung des Geſetzes, ob (1.) eine zu einem größeren 
Kirchſpiel gehörige Ortichaft wirklich den Charakter eines gefonberten Doris 
habe, wa8 weniger nad) dem Namen (vill, hamlet etc.) als vielmehr nad der 


Zahl der Häufer, den Wohnungsverhältniffen und dem Herfommen abgemeflen 
wurde; (2.) ob das Kirchfpiel wirklich fo groß fei, um eine gemeinſchaftliche 
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Armenpflege al® unangemeffen (inconvenient) erſcheinen zu Taffen. Zahlreiche 
Präjudicien der Keichsgerichte darüber, unter welchen Vorausſetzungen eine 
Häuſergruppe als Dorfichaft gejonderte Armenpflege erhalten kann, giebt Burn’s 
Justice v. Poor $ 1. No. 1. 2. 5. — Benn ein Kirchjpiel innerhalb. mehr als 
einer Grafſchaft Liegt, fo folen die Armenanfleher die Verwaltung umgetrennt 
führen. Die delretivenden Friedensrichter follen ſich aber auf die Theile be- 
ſchränken, welche in ihrer Grafichaft Tiegen 43 Eliz. c. 2. $ 9. 

*) Ueber die Extraparochial Places vergl. oben die Bemerkung ©. 968. 
Schon nad dem Geſetz Carl's IL. wurden gelegentlich einzele ſolche Plätze, in 
welchen ein wirkliches Bedürfniß zur Armenpflege vorhanden war, als town- 
ships für die Arınenlaft organifirt, und darin den Kirchſpielen weientlich gleich 
geſtellt. Durch 7 et 8 Vict. c. 101 8 22 wurde zwar eine Fortiegung diefes 
Berfahrens für die Zukunft unterfagt; bald nachher folgte jedoch das durd)- 
greifende Geſetz 20 Vict. c. 19, welches die altherkömmliche Befreiung ohne 
Umftände aufhebt, und diefe Orte der gefetlichen Armenlaft unterwirft. Die 
Zahl dieſer Ortfchaften wird nicht völlig übereinftimmend angegeben. Nad) dem 
Generalbericht des Armenamts pro 1858 S. 290-308 werden 597 meiftens 
unbedeutende Diftricte namentlich aufgezählt mit Angabe des Areals, der Ein- 
wohnerzahl und ihrer Fünftigen Stellung als Armengemeindeverband. Kine 
Nachleſe der für die einzelen Ortfchaften getroffenen Armeneinrichtungen geben 
die Generalberichte von 1861_App. No. 40, 1862 App. No. 43. Dem Re- 
fultat nach ift nunmehr jene alte, auf dem Kontinent viel befprochene Euriofität 
weggefallen. . 

”*) Leber die Amtsgefhäfte der overseers Tann auf bie umſtändliche 
Darftellung der Erhebung der poor rate zurückverwieſen werden ($ 17). Um 
eine zufammenhängende Weberfiht zu gewinnen find indeffen hier die Haupt⸗ 

punkte wiederholt, Flir die meiften und wichtigften diefer Gefchäfte dienten 
zur Beihilfe die unteren Kirchipielsbeaten, namentlich der Vestry Clerk 
ale Setretär, der Beadle als Bote der Armenverwaltung. Der Vestry 
Clerk übernahm dabei jehr gewöhnlich die mühſame Arbeit ber Tiftenflihrung, 
das Detail des Rechnungsweſens, die Protofollführung bei wichtigeren Be- 
rathungen und den Regiftraturdienft, jo daß er in großen Kirchipielen leicht 
die Hauptperfon für die ganze Armenverwaltung werden fonnte. Schon aus 
diefem Grunde famen nicht felten Anwälte mit anfehnlichen Gehalten als Clerks 
vor. Insbeſondere gehörte auch die ſchwierige Prüfung der gejeßlichen Nieder- 
(affungsverhältniffe ſehr gewöhnlich zu den Geſchüften des Clerk. Durch 13 et 
14 Vict. c. 57. wird derfelbe in allen diefen Gefchäften den Inftruftionen des 
Armenamts untergeordnet in den Kirchfpielen, welche jene Acte annehmen. 

Die firafrehtlihe Verantmwortlichleit wurde -in der Praris ziem- 
ih fitenge gehandhabt. Wenn 3. B. die Gerichtspraris wegen dolofer Ver⸗ 
weigerung der Armenunterfliigung, oder wegen grundlofer Gewährung einer 
folhen, oder wegen verweigerter Aufnahme eines Armen auf Grund einer 
order of removal, oder wegen brutalen Verfahrens bei der Ausmweilung und 
beim Transport ſchwangerer Frauen, oder wegen Collufionen zum Zweck ber 
Hinäberfchiebung eines Armen in ein anderes Kirchſpiel criminalrechtlich durch 
indictment einfchreitet, fo liegt darin zugleich eine Controle der materiellen 
Verwaltung. IR durch die Fahrläffigfeit eines Armenauffehers ein Todesfall 
verichufdet, fo führt auch der coroners inquest durch feinen Ausſpruch nicht 
jelten zu einer ſchweren Criminalllage gegen den Beamten. 
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Das Dezernat der Friedensrichter und die Oberinftanz ber 
Armenverwaltung. 


Die Amtftellung der Friedensrichter ift theils foeben als Gor: 
relat der Stellung der Overseers, theil® oben in dem Abfchnitt von 
der Armenftener ($ 17) und von den friebensrichterlichen Seffionen 
($ 55. 60. 61.) erörtert. Der Ueberſicht wegen ftelle ich die einzelen 
Amtsgefchäfte hier nochmals zufammen. 

I. Ernennung der Armenauffeher, orders of ap- 
pointment 43 Elız. c. 2. $ 1, und zwar am 25. März oder in 
den nächften 14 Tagen 54 Geo. III. c. 91, wozu jegt regelmäßig 
eine Spezialfigung der Divifion ftattfindet. Durch die Ernennung 
entfcheiden die Friedensrichter zugleich über die Frage, ob nad 13 et 
14 Car. II. c. 12. $ 21 etwa eine einzele Ortfchaft -innerhalb des 
Kirchfpiels einen eigenen Armenverband bilden foll, was aber auch durch 
ein Mandamus zur Entfcheidung der King’s Bench gebracht werden 
fann. Sie entfcheiden zugleich, ob die Ernannten die nöthige Quali: 
fikation als substantial householders haben, wieder mit Vorbehalt 
eines Mandamus. Anbererfeit8 kann auch der Ernannte gegen die 
Ernennung an die Quartalfigungen appelliten 43 Eliz. c. 2.8 6, 
und ebenfo Tann nad der allgemeinen Faſſung des Geſetzes jedes Ge— 
meindeglied wegen Ernennung ungeeigneter Berjonen dorthin appelliren. 
Zweifelhafte Fragen kann die Quartalfigung aud mit Einreichung eines 
status causae (reserving a case) zur Entſcheidung ber King's 
Bench bringen; ebenfo kann eine Partei ftatt der Appellation oder 
nach der Appellation die Entjcheidung durch Certiorari anf Grund 
beigebrachter Beicheinigung an jenen Gerichtshof bringen. 

U. Das Dezernat ber Friedensrichter über die Poor 
Rate begreift nad) dem oben angegebenen Gefchäftsgange folgende 
Acte: 

(1) die Beftätigung ber angefertigten Stenerliften durd 
2 Sriedensrichter, allowing the rate, jet ein Formalakt, der nöthigen- 
falls durch Mandamus der King’s Bench erjwungen wird. 

(2) Entſcheidung über die Steuerrellamationen, entiveder 
in Form einer Appellation an die Quartalfigungen, oder an eine spe- 
cial session, im legteren Fall wieder mit einer Oberappellation an 
die quarter sessions. Vorbehalten bleibt ein special case oder cer- 
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tiorari beim Neichögeriht. Daran reihen fi die Niederfchla- 
gungsdekrete, die mit Zuftimmung der Armenauffeher dur 2 
Sriedensrichter erlaffen werden 54 Geo. III. c. 170. 8 11. 

(3) Die Steuer-Erecutionen, welche nach fummarifcher An- 
börung des Reftanten vor 2 Friedensrichter durch Dekrete auf Pfän- 
dung und Verkauf, nach fruchtlofer Pfändung auch durch Perfonalhaft- 
Befehle vollftredit werben. 

(4) Entgegennahme der Schluß-Rehnung nad) beendeten 
Amtsjahr der overseers 43 Elız. c. 2. 88 2—4, nöthigenfall® er- 
zwingbar durch Haft: und Pfändungsbefehle, mit Vorbehaft der Ap- 
pellation an die Quartalfigungen. Auch die nah) 17 Geo. II. c. 
38 dem Amtsnachfolger zu fegende Rechnung ift vor einem Friedens 
rihter zu verificiren und von ihm zu atteftiren. 


III. Als Beſchwerdeinſtanz über die laufende Ber- 
waltung können zunächſt die Quartalſitzungen eingreifen nad der 
olfgemeinen Faflung des st. 43 Eliz. c. 2. 8 6.; 17 Geo. II. c. 
33, auf Appellation von „Perfonen, die fi) durch irgend eine Hand⸗ 
lung oder Unterlaffung der Kirchenvorfteher oder Armenaufjeher be⸗ 
ſchwert fühlen.‘ 

Nah 55 Geo. III. c. 173 Tann ferner jeder einzele Friedens- 
rihter die Unterftligung eine Armen in feiner eigenen Wohnung bis 
zu einem Zeitraum von 3 Monaten anordnen; je zwei Friedensrichter 
fönnen eine jolche order verlängern bi8 auf 6 Monate, und dann 
die order auch periodifh erneuern oder nad Umftänden zurüd- 
nehmen. 

Die ſpeziellſte Oberaufficht ift aber in der materiellen Rechnungs: 
revifion (audit) enthalten, welche eine nachträgliche Controlle für alle 
mit Geldausgaben verbundenen Amtshandlungen der Armenauffeher 
herbeigeführt, die nach 50 Geo. III. c. 49 einer Spezialfigung der 
Sriedensrichter zufiel. Wird dabei ein Nechnungspoften als ungefet- 
li monirt und defektirt, fo ergiebt fich eine Haftung des Armenauf- 
ſehers aus eigenem Vermögen, jedody mit Vorbehalt einer Oberinftanz 
beim Reichögericht. 

IV. Die Entfheidung der Friedensrichter über Strei- 
tigfeiten aus dem Niederlaffungsredt, orders of remo- 
val, bildete den fchwierigften und verwideltften Theil ihrer Armen- 
verwaltung feit 13 et 14 Car. c. 12 in der angegebenen Fafjung: 

„Auf angebrachte Klage der Kirchenvorfieher oder Armenauffeher eines Kirch⸗ 


wiel® bei einem Sriedenrichter innerhalb 40 Tagen nach dem Eintritt eines 
Armen in das Kirchipiel in eine Wohnung unter 10 2. Miethewerth, mögen je 
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2 Friedensrichter der Divifion, ſolche Perſon, welche dem Kirchipiel muikmak- 
lich zur Laft fallen könnte (likely to be chargeable), durch einen warrant aus- 
weifen und zuridtransportiven nad dem Kirchfpiel wo fie die letzte geiesliche 
Niederlaffung hatte, fofern fie nicht eine von den Yriedensrichtern genügend be- 
fundene Caution filr Entlaftung des Kirchſpiels ſtellt.“ 
Diefe Säge enthalten die eigentliche Grundlage der orders of remo- 
val, die dann durch ſpätere Gefege näher begrenzt und modificirt wird. 
Die Anwendung derjelben geftaltet fich zu feiten Prozeßformen, in 
folgenden Stadien: (1) Schriftliche Anzeige der Kirchenvorfteher und 
Armenauffeher (information and complaint) gegen den nicht anfäf- 
ſigen N. N. auf Aus- und Zurüchweifung nad) dem Ort feiner Nie 
derlaffung. (2) Ladung des N. N. zum .Verhör vor ben Frieden 
richter über feine Anfäffigfeits-Verhältniffe; auch können noch andere 
Zeugen dazu “citirt werden; dem Kirchfpiel, in welches bie Zurüd: 
weifung beantragt wird, ift davon Nachricht zu geben zur Geltend- 
machung etwaniger Einwendungen, „to show cause why N. N. 
should not be removed.“ (3) Verhör von 2 Friedensrichtern be 
‘treffend die Bebürftigleit (chargeability) und die Anfäffigfeitever- 
hältniffe. Wenn irgend möglich, ift der Arme felbft zu verbören, im 
Nothfall genügen auch andere Zeugen. ‘Die Ausfagen find genau za 
protofolliren,. da in der Appellationsinftanz fein Ausweifungsgrund 
gilt, der nicht fpeziell in diefen Protofolfen conftatirt ift. (4) Ant: 
weifungsurtheil zweier Friedensrichter nad dem unten folgenden For: 
mular. (5) Notiftcatorium der Armenaufjeher, wodurd fie die Kird- 
jpielsbeamten des Orts, wohin die Ausweifung erfannt ift, von dem 
Urtheil in Kenntniß fegen. (6) Unter Umftänden ein Indossament, 
durch welches die Vollſtreckung der Order zur Zeit fiftirt wirb. 
Eine order of removal lautet nad) 13 et 14 Car. II. (zu 
gleih mit Rückſicht auf das neue Armengefeg) volfftändig alſo: 
Kent zur Nachricht. An die Kirchenvorfieher und Armenanfjeher des Kirch 
ipiels A. in der Grafſchaft B. und an die Kirchenvorfteher und Armenanficher 
des Kirchipiels C. in der Grafſchaft D. — Nachdem uns unterfchriebenen zwei 
öniglichen Friedensrichtern der Grafſchaft Kent (einer von uns von den Quo- 
rum), Anzeige gemacht ift durch die Kirchenvorſteher und Armenauffeher des 
Kirchſpiels A. in der gedachten Grafſchaft, daß W. O. und feine Fran C. und 
ihr 2 Jahr alter Sohn John ſich als Bewohner eingefunden haben in dem ge- 
dachten Kirchipiel A. ohne dort eine gefeßliche Niederlaffung gewonnen zu be 
ben, und daß die gedachten W. O. C. nınb John jettt wirflich zur La gefallen 
find (actually chargeable) dem gedachten Kirchſpiel: Demgemäß erfennen wir, 
die gedachten Friedensrichter nach gehörig geflihrtem Beweis defien durch eid 
liches Berhör des W. O. und auf andere Weife, und nach gehöriger Erwägung 
des Obenerwähnten, die Richtigleit bes Angeflihrten; und wir erfennen gleicher 
maßen, daß die gefeliche Niederlaffung des gedachten W. O. und feines Beibes 

















8 100. Das Dezernat der Friedensrichter und die Oberinflanz xc. 1015 


und bee Kindes in dem gedachten Kirchſpiel C. der Grafichaft D. ift: Wir weifen 
auch die Kirchenvorfieher und Armenauffeher des Kirchipiels A. oder einen von 
euch hiermit an, den gedachten W. O. mit Weib und Kind aus dem Kirchfpiel 
A. in das Kirchipiel C. überzufühhren und fle den Kirchenvorftehern und Armen- 
auffeher des gedachten Kirchipiels C. zu itberweifen (oder einem bderfelben) gleich- 
zeitig mit dieſer unferer Order oder einer richtigen Abfchrift berjelben unter 
Lorzeigung bes Originals; und wir weifen end, die Kirchenvorfieher und 
Armenaufjeher des Kirchipiels C. hiermit an, den W. O. mit Yrau und Kind 
aufzunehmen nnd für fie zu forgen nach dem Geſetz: Ihr aber die Kirchenvor- 
fieher und Armenanfleher des Kirchipiels A. werdet hierdurch angerwiefen darauf 
zu achten, daß die gedachten armen Perfonen durch euch in Gemäßheit diefer 
Order nicht eher zu transportiren find als 21 Tage nachdem fchriftliche Anzeige 
gemacht ift von ihrem Zurlaftfallen für euer Kirchipiel, nebft einer Abfchrift 
diefee Order und ber Protofolle auf Grund deren fte erlaflen ift, den Armen- 
aufiehern des Kirchipiels C. durch die Poft oder fonft: und ihr die Kirchenvor- 
fieher und Armenauffeher des Kirchfpiels A. ſeid angerviefen zu beachten, daß 
wenn ihr eine Appellationsanmeldung gegen diefe unfere Ausweiſungsorder in 
jener Frift von 21 Tagen erhaltet, folche arme Perjonen gejeilich nicht eher 
transportirt werden dürfen, bevor die Zeit zur Verfolgung foldher Appellation 
abgelaufen, oder auf bie Appellation entgültig entſchieden if. Gegeben ꝛc. 
(Daran reihen fid) event. Pfändungsbefehle zur VBeitreibung der Berpflegunge- 
Transport- und Prozeßkoſten.) 
Gegen dieſe Orders findet Appellation an die Quartalſitzun— 
gen der removing parish ftatt, nad vorgängiger Anmeldung (notice) 
in gemejjener Zeit, und mit beftimmter fchriftlicher Angabe der Appel- 
lationsgründe, auf welche ſich die Verhandlung befchränken muß. Wird 
die Order faffirt (quashed), fo gilt dies nur unter den Parteien; 
wird fie beftätigt (confirmed), oder die Appellationsfrift verfäumt, 
oder feine Appellation eingelegt, jo gilt fie endgültig auch für dritte 
Intereffen (conclusive against all the world), und die Niederlaf- 
jung des Armen ift damit ein für allemal entfchieden. — Bloße Form- 
mängel des angefochtenen Urtheils follen in zweiter Inſtanz brevi 
manu foftenfrei berichtigt werden 5 Geo. II. c. 19. $ 1. Uebri» 
gend entfcheiden die Quartalfigungen nur principiell über Beftätigung 
oder Kaffirung, ohne Verfügung in der Sache ſelbſt. In fchwierigen 
Fällen können fie auf Antrag einer Partei einen status causae be- 
willigen (grant a case), um die Rechtöfrage zur Entſcheidung ber 
King’s Bench zu bringen. Auf beigebrachte Befcheinigung erheblicher 
Sründe kann auch die Abberufung durch Certiorari an das Reichs⸗ 
gericht eintreten. 
Die fpätere Geſetzgebung 10 et 11 Vict. c. 33; 11 et 12 Vict. 
e. 31. hat jedoch) auch bei diefem Punkt bie Entjcheidung der Quar⸗ 
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talfigungen mit Wegnahme des certiorari uud mandamus für md- 
gültig erklärt, und überhaupt einige Punkte bes Verfahrens vereinfaht. 
V. Durch diefe Stellung des Friedensrichteramts ift der ganze 
Inſtanzenzug der Armengefekgebung an das Reicht- 
gericht als legte Stelle hingeleitet, wie die® bei den einzelen Puntten 
der Ernennung ber Armenauffeher, der Steuerausſchreibung, der Be: 
Ichwerdeinftanz über das Unterftügungsgefchäft und der orders of re- 
moval bereit angegeben. Auch Bier ift alſo die gleichmäßige Ausle 
gung des öffentlichen Rechts durch die Gerichtsinftanz gefichert, und 
in den Fällen, in welchen das certiorarı binweggenommen ift, die 
Entjcheidung ber quarter sessions für endgültig erflärt. Erſt mit 
dem "Armengefeß von 1834 beginnt in diefen Gebiet zum erften Mal 
die Bildung einer oberften Beſchwerdeinſtanz bei einer Adminiftrativ: 

behörde (unten 8 108). 

*) Die Ernennung der Armenauffeher ift ein judicial act, bei welden 
minbeftens 2 Friedensrichter perfönlich gegenwärtig zuſammenwirken müfſen 
Stirbt oder verzieht im Lauf des Amtsjahrs ein Overseer, fo ernennen ? 
Kriebensrichter einen. andern für den Reſt des Amtsjahrs 17 Geo. II. c. 33. 
8. 3. Berfäummniß der Friedensrichter bei der Ernennung ift mit einer Gel 
buße von 5 8. bedroht 43 Eliz. c. 2. 8. 10. 

Na 43 Eliz. c. 2. 8 8 follen die Bürgermeiſter und Ortevorflände der 
corporirten Städte, wenn fie zugleich, Friedensrichter find, dieſelben Befugniſſe 
haben zur Ernennung der Armenanfieher im Stadtgebiet wie die Friedent 
richter der Grafſchaft. Nach 12 Vict. c. 8 haben die flädtifchen Friedensricter 
ftets ein ausſchließliches Net zur Ernennung der Overseers im Etadt- 
gebiet. In London ernennt jeder alderman die Armenaufjeher innerhalb feines 
ward. 

**) Das Dezernat der Poor Rate vgl. in der ausführlicderen Darftellung 
oben 8 17., wo die Aenderungen der neuen Armengefeggebung bereite ange 
ſchloſſen find. 

**) Die Befhwerdeinftan; der Armenperwaltung war volllommen 
genügend, jo weit es ſich nur um eine Controle der Geſetzanwendung handelte. 
Die Armenpflege bedarf aber einer adminiftrativen Oberinftanz wegen der 
mannigfaltigen Erwägungen bes Einzelfalls, fir welche die Lolafbeamten det 
Kirchipiels oft engherzige Gefichtspunkte befolgen. In den deutfchen Stabtver- 
faffungen ift dies Poftulat durch eine organifche Verbindung von Magifret. 
Bezirfsbeamten und Gemeindevertretung erfüllt. In England diente dazu bie 
concurrirende Gewalt der Friedensrichter Armenunterflügungen zu 
defretiren. Diefe außerordentlichen Unterftiigungsdecrete führten aber des 
frühzeitig zu Uebelſtänden, da die Friedensrichter, bei der Taufenden Ber 
waltung nicht betheifigt, nicht wohl im Stande waren, das Bebürfaiß «b 
zumefjen. „Da fi auf Grund einer Klaufel des st. Will. et Mary c. 11. 
8 ı1 viele Perfonen an die Friedensrichter gewandt haben hinter bem 
Rüden der Kirchipielsbeamten, und fo auf unrichtige Angaben nud zmmeilen 
unter falfchen und frivolen Vorwänden Unterftägung erlangt haben, welde 
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weſentlich beigetragen hat zu der Steigerung ber Communalſteuern,“ fo wird 
durch 9 Geo. I. c. 7. verordnet, daß fein Friedensrichter einem Armen Unter⸗ 
ſtützung gewähren foll, ohne daß der Grund vor den riedensrichter eidlich er- 
härtet ift, und bevor fich die Perſon an das Kirchfpiel gewandt hat und ihr die 
Unterſtützung verweigert if. — Nach demjelben Geſetz 8 4. follten Arme, die 
fi) weigerten in einem Arbeitehaus untergebracht und erhalten zu werden, aus 
dem Unterftügungsbuch geftrichen werden und keine Unterſtützung mehr erhalten. 
Durch 36 Geo. III. c. 23. wurde dies Verfahren für zu hart erflärt, „infofern 
8 oft arbeitfame arme Perfonen verhindert gelegentlich ſolche Unterſtützung zu 
erhalten, die ihrer bejonderen Lage am meiften angemefjen ift, und weil biefe 
Klaufel oft der häuslichen Bequemlichkeit und dem häuslichen ©lii des Armen 
fi nachtheilig erweiſt.“ Die Armenauffeher dürfen daher mit Genehmigung 
der Gemeinde oder eines Friedensrichters arbeitswillige Perfonen in ihrem 
eigenen Haufe unterflüten unter Umfländen vorübergehender Krankheit oder 
Roth umd in anderen disfretionären Fällen, auch wenn der Arme fid) weigert 
in das Armenhaus zu gehen (36 Geo. III. c. 23. 8 1.) Ja der Friet ensrichter 
kann auch aus eigener Bewegung eine Order zur Unterſtützung im Haufe er- 
loffen, und der Armenauffeher muß derjelben Folge Teiften. Der fpecielle Grumd 
folder Unterftüßungen muß indeffen in der Order ausdrüdlich angegeben wer⸗ 
den, die Order gilt nur auf einen Monat, kann aber von Monat zu Monat 
erneuert werben. Der unterftügungfuchende Arme muß zuvor einen Eid leiften 
über die Nothwendigkeit und der Armenauffeher zuvor geladen werden, um mit 
feinen etwanigen Einwendungen dagegen gehört zu werden. Die ganze Bor- 
ſchrift ſollte überhaupt nicht gelten fiir folche Kirchipiele, in denen houses of 
industry unter Gilbert’s Act oder unter einer Spezialacte ſchon eingerichtet 
waren Natürlich hatten aud die Seſſionen eine concurrivende Gewalt in Er- 
laß von Orders zur außerordentlichen Unterſtützung. Auch dann mußte jedoch 
der durch 9 Geo. I. c. 7 erforderte Eid zuvor geleiftet werden, und in der 
Order die Perſon ausdrücklich als „arm und hülflos“ bezeichnet werden. Aud) 
bezog fich die Unterſtützungsbefugniß nur auf eigentliche Unterſtützung, nicht 
3.B. auf Bezahlung eines Arztes fiir Behandlung eines Kranken. Dieſe älteren 
Lariationen und Berllaufulirungen in der Stellung ber Friedensrichter waren 
die natürliche Folge ihrer Abneigung fi an der faufenden Verwaltung bes 
Unterftitungswefens zu betheiligen und nur in der vornehmeren Stellung ale 
Polizeirichter und als Viſitors gelegentlich einzugreifen. Ein gelegentliches 
Unterftiigungspelret des einzelen Friedensrichters konnte daher nur planſos und 
oft wirklich flörend in die laufende Berwaltung eingreifen. Diefer Punkt wurde 
zur Adhillesferje des alten Syſtems, vgl. Nicholls II. p. 233., bier drang 
mit Berdrängung des Briedensrichteramte jpäter die büreaukratiſche Umgeſtal⸗ 
tung am tiefgreifendften ein. 

4) Das Verfahren bei Erlaß der orders of removal folgt den Ge— 
Ihäfteformen polizeilicher Civiljuriediction, auf welche bier im Allgemeinen 
wrüdverwiejen werben kann. In Burn’s Justice bildet daffelbe den Schluß- 
abſchnitt des Bandes über die Armenverwaltung. Weber die in Folge der 
neueren Geſetzgebung abnehmende Zahl der Ausweifungen, die verfchiedenen 
Mafien und Koften derfeiben geben die Parlaments-Papiere periodiiche Auskunft 
8. die Parl.P. 1854 No. 87; 1856. No. 436; 1858. No. 506., Vol. XLIX, 
Part. I. 275 u. f. w. Nach dem Iehtgebachten Ausweis waren im Jahr 
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1856/57 16,546 orders of removal erlaffen mit 21,560 2. Koflen. Außerdem 
noch 384 fchottiiche und 3436 irifche removals. Bis zur Bollſtredung Tann 
die erkennenden Friedensrichter eine irrige Ausweifungsorder ohne Aypelation 
durch ein einfeitiges Dekret (supersedeas) zurlidinehmen. 

Außer dem beſchwerten Kirchſpiel bat aud) der Arme felbf ein Appelle 
tionsrecht. Gegen eine Order ftädtiicher Friedensrichter geht die Appellatica 
regelmäßig nicht an die Borough Quarter Sessions, fondern an die Uuarial- 
fitung der Grafſchaft 8 et 9 W. III. c. 30. 

Connexe Geichäfte der Seifionen find endlich noch die orders an bie alı 
mentationspflichtigen Zerivandten 59 Geo. III. c. 12. $ 26, Crecutionsdefrete 
in das Vermögen weggelaufener Kamilienväter 5 Geo. I. c. 8, und bie orders 
of bastardy in ihrer älteren Geſtalt (oben $ 56). 

5) Für die Oberinftanz der Reichsgerichte verweife ich nochmals an 
die zufammenhängenbe Darftelung im $ 73 zurüd; filr die Bildung einer cn- 
eurrirenden Beſchwerdeinſtanz bei der adminiftrativen Gentralbebörde aut den 
unten folgenden Abjchnitt 8 108. 


8 101. 


Berfall des Armenweſens und Reformperſuche. 
Gilbert’s Act. Sturges Bourne’s Act. Hobhouse’s Act. 


Der Verfall der Kommunal Armenverwaltung wurde am Ende 
des achtzehnten und im Anfang des neunzehnten Jahrhunderts zunäcft 
fühlbar durch das Anfchwellen der Armenlaft. Die Armentoften, weld« 
in runden Zahlen 1750 noch 4,000,000 Thaler G. betragen hatten, 
waren 1776 auf 9,000,000 Thlr. ©., 1783—85 auf 12,000,000 Tr. 
&., 1801 auf 24,000,000 Thlr. ©., 1813 auf 39,000,000 Thlr. ©, 
1818 auf 47,000,000 Thlr. ©. geftiegen. Diefe Zahlen wieſen nicht 
bloß auf eine mangelhafte Entwidelung der arbeitenden Klaſſen, fon- 
dern auf ſchwere Fehler und Mifbräuche der Armenverwaltung hin. Cine 
angemefjene Beichäftigung der arbeitsfähigen Armen war jchon wegen 
der Kleinheit der Armenverbände jo gut wie außer Gebrauch gekommen: 
in größeren Kirchfpielen waren die Gefchäfte der Armenaufjeher zu 
vielfältig; in allen war der jährliche Wechfel der Beamten der Ver 
waltung nachtheilig. Die Bequemlichkeit einer tabellarifchen mechaniſchen 
Buchhaltung Hatte ganz gegen den Sinn der Elifabethifchen Gefekgr: 
bung direkte Geldzahlungen zur Regel gemacht. Ohne Controle, ohne 
Rechenschaft, ohne Verantwortlichkeit gegenüber den eigentlichen Steur- 
zahlern, wurde die immer mehr anfchwellende Poor Rate vielfach ihren 
Zweden entfremdet, analog ber Verwaltung der inforporirten Städte: 
die vielen Prozeßfoften aus dem verkünftelten Niederlaſſungsrecht allein 
verfchlangen jet manches Jahr über 2,000,000 Thlr. &. Die friedent 
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richterliche DOberverwaltung, die nur die formelle und rechtliche Seite 
des Armenwefens wirkfam treffen konnte, hatte nicht die Mittel hier 
wirffam zu helfen. Dazu kam feit bem Ende des 18. Jahrhunderts 
die Berfünftelung der Preisverhältniffe im ganzen Lande durch Korn⸗ 
zölle und kunſtvoll niedergehaltene Tagelöhne, die nun auch mit der 
Armenverwaltung in ein tief verfchlungenes Verhältniß trat. 

Das fogenannte allowance system, zuerft im Mai 1795 
aus Humanitätsrüdfihten und mit vielem Beifall eingeführt in 
Berkshire, bewilfigte den Rohnarbeitern nach Verhältnig der Höhe der 
LYebensmittelpreife einen Zufchng aus der Armenkaſſe für jeden Kopf 
der Familie. Dies Syſtem dehnte fich fchnell über das ganze Land 
aus, ohne daß die Arbeitgeber bemerken wollten, wie die Steuer der 
übrigen Steuerpflichtigen damit verwandelt wurde in einen Zuſchuß 
für die Arbeitgeber. Da man es nun einmal vortheilhafter fand „bie 
Arbeitsföhne auf ihrer alten Stufe zu erhalten,“ und Tieber von Zeit 
zu Zeit aus der Armenfteuer Zuſchüſſe zu zahlen, fo perpetuirte fich 
das Syſtem zunächft im Intereſſe der befitenden Klaſſen. Die ar- 
beitenden Klaſſen umgekehrt betrachteten ſich folgerecht bald ale Pen- 
fionäre der Armenkaffe, auf die fie rechtliche Anfprüche zu Haben 
glaubten, unabhängig von dem Maaß und dem Werth ihrer Arbeit. 
Es war damit bem Arbeiter ein Jahreseinkommen ausgefeßt, welches 
mit der Zunahme feiner Familie von Jahr zu Jahr, mit dem Steigen 
der Rornpreife von Woche zu Woche ſtieg. Ein Syſtem, welches den 
faulen Arbeiter beſſer ftellte als den fleißigen, die Arbeitslöhne jo 
berabdrückte, daß der tüchtige Arbeiter felbft wiberwillig auf das Niveau 
der Armenzufchüffe herabgefegt wurde, welches nebenbei auch die vor- 
zeitigen Heirathen durch birefte Prämien befürderte, hatte natürlich die 
verderblichjten Folgen zur Beförderung der Faulheit, Sorglofigfeit, des 
Yafter8 und der Maffenarmuth. An manden Orten begann man zur 
Abhülfe der Noth planlofe und unfruchtbare Wege- und Feldarbeiten zu 
unternehmen. Wo in den Rirchjpielen auch fogenannte Armen- oder 
Verfgäufer vorhanden, waren es der Mehrzahl nach verfallene Häufer 
mit freier Wohnung für einige armen Familien, welche ohne Aufficht, 
ohne Krankenpflege, ohne Unterricht der Kinder ſich nur gegenfeitig 
demoralifirten. *) 

In diefe Zuftände nun griffen folgende Reformgeſetze etwa ein 
Menſchenalter hindurd experimental ein, bis der Boden für durch⸗ 
greifendere Umgeftaltungen gewonnen war: 

J. Die fogenannte Gilbert’s Act,!) 22 Geo. III. c. 83, 
enthält wefentlich neue Grundfäge für die Verwaltung bed Armen- 
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weſens (ergänzt durch 33 Geo. III. c. 35; 41 Geo. III. e. 9, 8 
Geo. III. c. 110, deren Hauptbeftimmmngen nachher eingeichaltet 
find); freilich mit dem wichtigen Vorbehalt, daß die Annahme des 
neuen Verwaltungsſyſtems in die freie Wahl der Ortsarmen: 
verbände geftellt wird (8 44). Die neuen Berwaltungsgrundiäge 
find: 

1. Theilung der vorhandenen Aemter und Einführung 
eines Syſtems befoldeter Armenverwaltungs-Beamten. 
Wenn die Gemeinde durch Zweidrittelbefchlug das Gefeg annimmt, je 
ſoll fie zugleich 3 qualificirte Perfonen vorjchlagen, aus melden je zwei 
Sriedensrichter einen befoldeten Armencurator, Guardian, ernennen 
(88 3. 7), fowie einen Vorfteher des Arbeitshauſes; zugleich wird das 
Gehalt firirt, zu beftätigen durch fchriftlichen Conſens zweier Friedens: 
richter. Die Friedensrichter können auf Wunfd ber Gemeinde and 
zwei guardians ernennen 33 Geo. III. c. 35. $ 1, und nad Be 
dürfniß felbft nod) mehre Al Geo. IH. c. 9. $ 1. Die fo ernannten 
Guardians übernehmen die currente Armenverivaltung, care and 
management of the poor, während den Armenauffehern und Kirden- 
vorftehern nur die Einfhägung und die Einfammlung der Armenftener 
bleibt. Sie haben demgemäß die nöthigen Summen von Zeit zu Zeit 
an die Guardians zu zahlen (88 7. 8). Die letteren können durch 
Order von Zeit zu Zeit die benöthigten Summen ausjchreiben und 
im Fall der Verweigerung die fteuereinfchägenden Beamten durd Pfän—⸗ 
dungsbefehl eines Friedensrichters zur Beſchaffung dieſer Summen 
zwingen 41 Geo. III. c. 9. $ 2. 

2. Mehre Kirchfpiele können fih aud zu einer ge 
meinfamen Armenverwaltung vereinigen, Union of Pa- 
rishes ($ 4), auf Grund eines fchriftlihen Ablommens, und nah 
vorhergehenden legalem Gemeindebefchluß von zwei Drittel Stimmen. 
Diefe Vereinigung läßt zwar die Armenbeiträge und Steuern zur Ber- 
pflegung der Ortsarmen unverändert, bewirkt aber eine gemeinſchaft 
fihe Beamtenverwaltung von Jahr zu Yahr, und ermöglidt die ge 
meinfchaftliche Anlegung eines Armenhauſes. Die Guardians der 
vereinigten Kirchſpiele haben den Friedensrichtern 3 Perfonen vorzu 
Schlagen, aus welchen diefe einen Visitor des Armenhaufes ernennen. 
Die Annahme diefed Amts ift freiwillig, befreit aber den, der es über- 
nimmt, von anderen Communalämtern ($S 10). Will Niemand das 
Amt übernehmen, fo fungirt monatfidy wechſelnd ein Guardian alt 
Visitor unter Controle ber Friedensrichte. “Der Visitor hat dat 
Armenhaus zu controfiren, für Erfparung von Ausgaben zu forgen, 
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Rechnungsdifferenzen zwifchen dem Guardian und dem Schatmeijter 
zu fchlichten. 

3. Die Einrihtung von Armen- oder Arbeitshäufern, 
poor houses, ift fortan mit jeder Vereinigung von Kirchfpielen noth- 
wendig verbunden. Die Friedensrichter ernennen dafür nad) Vorfchlag 
der Gemeinde den Governor, der „wegen Mißverhaltens ober Unfähig- 
keit“ durch den Visitor und die Mehrheit der Guardians, oder durch 
zwei Friedensrichter entlaffen werden faın (9 3). Die Guardians 
haben die nöthigen Gebäude durch Neubau, Kauf oder Miethe anzu- 
ichaffen, mit Genehmigung des Visitor wohnlich einzurichten, die 
nöthigen Geräthfchaften und Dtaterialien zur arbeitfamen Befchäftigung 
der Armen anzufchaffen ($ 17), und bilden dafür mit dem Visitor 
gemeinschaftlich eine juriftifche PBerfon (body corporate $ 21-27; 
42 Geo. III. c. 74; 43 Geo. III. c. 110. 8 1; 1 et 2 Geo. IV. 
e. 56. $ 1). Für die Bekleidung hat der Guardian des betreffenden 
Kirchipiel® jogleich bei der Aufnahme zu forgen ($ 33). Uebrigens 
werden die Unterhaftungsfoften auf die Kirchfpiele vertheilt nad) dem 
Durchſchnittsverhältniß der Armenkoften jeder Kinzelgemeinde in den 
legten drei SYahren vor dem jhriftlichen Unions⸗Vertrag (88 24—26). 
Am erften Montag eines jeden Monats halten die Guardians eine 
gemeinschaftliche Sigung im Armenhaus, in welcher der Treasurer 
feine Rechnungen vorlegt und folche feftftellen läßt. 

4. MUeberhaupt Tehrt die Tendenz der älteren Gefegge- 
bung die Armen zunächſt dur Arbeit zu unterhalten mit 
Gilbert’s Act wieder zurüd. Es dient dazu zunäcdft das Syſtem 
der Armenbäufer unter geregelter Verwaltung. Sodaun folgende Spezial: 
beftimmungen. Unmiündige Rinder können entweder in das Arbeits- 
haus aufgenommen, ober von dem Guardian mit Zuftimmung des 
Visitor einer Privatfamilie in Penfion gegeben werden, bis jie in bie 
Yehre oder ein Gefchäft gehen können ($ 30). Faule und unordent- 
liche Berfonen, welche obgleich „fähig zur Arbeit, fich weigern zu ar- 
beiten und fih und ihre Familien felbft zu unterhalten,” follen ale 
idle and disorderly persons nad) der Vagrant Act von den Guar- 
dians verfolgt werden, unter Androhung einer Strafe für den Säu⸗ 
migen (8 31). Wo die Gelegenheit zur Arbeit fehlt, foll der Guardian 
eine angemeffene Privat-Befchäftigung für den Armen fuchen, das da- 
durch gewonnene Arbeitslohn einziehen und zu feinem Unterhalt mit 
verwenden (5 32). Generell wird Binzugefügt die Befugniß, faule und 
mordentlfiche Ehemänner und Väter zu Correctionsftrafe von 1 bis 3 
Monaten ſummariſch zu verurtheilen (8 35). 
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Vorbehalten bleibt die Befugniß der Friedensrichter auf eidliche 
Anzeige eined Armen über Verweigerung einer Armenunterftügung und 
nach Unterfuchung der Umftünde auf Eid durch fhriftliche Order at: 
weder eine zeitige Unterftügung oder die Aufnahme in das Armenhaus 
zu verfügen (88 35. 37); dergleichen Geſuche follen aber zuerjt beim 
Guardian, dann beim Visitor und zulegt beim Friedensrichter ange: 
bracht werden ($ 36). Die Friedensrichter Fünnen überhaupt für die 
Zwede des Geſetzes von’ Zeit zu Zeit Speziaffigungen halten mit Gin: 
berufung der Friedensbeamten und Guardians ($ 16). 

- Berfonen, die fich durch Alte eines Friedensrichters in Ausführung 
diejes Geſetzes bejchwert halten, fünnen an die nädjfte Quartaljikung 
appelliven nach vorgängiger Anmeldung (notice) mit achttägiger Friſt 
und mit Cautionsbeftellung für die Prozeßkoſten. 

II. Durd) die Select Vestries oder Sturges Bourne's 
Act 59 Geo. III. ce. 12°) wird zunädjft die Verfaffung der Ortege 
meinden für die Zwede der Armenverwaltung umgeftaltet, und dem 
nächſt auch eine Aenderung in der Einrichtung der Aemter und in 
den Berwaltungsmarimen getroffen. 

Es foll fortan den in einer vestry verfammelten Einwohner 
eines Kirchſpiels geftattet fein, eine select vestry (hier in m 
Sinne eines gewählten Gemeindeausſchuſſes) für die Zwede der 
Armenverwaltung zu bilden. Nad der kurz vorber erlafienen 
General Vestries Act 58 Gen. III. c. 69 kam dabei ein Haffin: 
cirtes Stimmredt in 6 Stufen zur Anwendung. Als Armenvermwal: 
tungscommiffion find 5—20 wohlhabende anjäfjige Einwohner (sub- 
stantial householders or occupiers) zu ernennen, wozu ber Orte 
pfarrer die zeitigen Kirchenvorfter und Armenauffeher ald ex oflicio 
Mitglieder Hinzutreten. Die fo gewählten Mitglieder erhalten eine 
ſchriftliche Beitallung unter Handfchrift und Siegel eines Friedens⸗ 
richter®, der dazu durch das Geſetz ermächtigt und verpflichtet wird. 

Diefe vestry übernimmt die Fürſorge und Verwaltung für die 
Armenangelegenheiten des Kirchfpiele. Drei Deitglieder gehören zur 
Beichluffähigkeit. Die Dauer der vestry erjtredt ſich zunächſt auf 
da8 Amtsjahr der Armenauffeher bis 14 Tage nach Ernennung dr 
Överseers für das nüchſte Yahr, fann aber von Jahr zu Jahr er⸗ 
net werden. Sie verfammelt fich wenigftens einmal alle 14 Tage, 
wählt in jeder Verfammlung durch Stimmenmehrheit einen Borfigen- 
den mit. dem Recht des Stichentfcheide. Die vestry Hat die Befug⸗ 
niß „zu prüfen den Zuftand und das Verhältniß der Armen des 
Kirchſpiels; feftzufegen die Gegenftände und den Betrag der Armen⸗ 
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anterftügung;; daber in Betracht zu zichen Charakter und Führung der 
Unterftügungsbedürftigen, wobei fie einen Unterfchied in der zu gewäh— 
renden Beihülfe machen kann zwifchen dem Würbigen und zwifchen 
den Faulen und Unwirthſchaftlichen;“ fie kann fchriftliche orders dar- 
über erlajjen, fowie unterfucdhen und beanffichtigen die Einſammlung 
und Verwaltung aller durch die Armenfteuer aufzubringenden Gelder 
und anderer Armenunterftigungsfonds. Die Armenauffeher werden 
angewviefen fi) in ihrer Amtsführung nah den Anweifungen ber 
select vestry zu richten, und Armenunterftügungen in der Regel mur 
auf deren Order zu gewähren, mit Vorbehalt unvorhergefchener dring- 
licher Fälle und befonderer Unteeſtützungs-orders der Friedensrichter 
($$ 1. 2.) 

Eine wichtige Verwaltungs-Neuerung ift die Einführung 
befoldeter Armenauffeher, Assistant overseers ($ 7). 
Die verfammelten Einwohner des Kirchfpiels können dazu eine oder 
mehre zuverläffige Perfonen ernennen, die Amtspflichten des Beamten 
näher beftimmen und demfelben ein Gehalt feitfegen, zahlbar aus der 
Poor Rate. Je zwei Friedensrichter find ermächtigt ihm eine Be— 
jtallung auszufertigen. Der fo Ernannte hat alle Funktionen eines 
gewöhnlichen Armenauffehers, welche in dem Batent aufgezählt find. 
Das Amt dauert fo lange bis e8 von einer fpäteren vestry wider: 
rufen ift. Nah 8 35 erjtredt ſich diefe Einrichtung auf alfe Dorf- 
und Ortfchaften, die ihre eigenen Armenaufjeher und ihre gefonderte 
Armenverwaltung haben, und fie fand durch das Bedürfniß in jo 
weiten Kreifen Aufnahme, daß fchon 1832 2234 select vestries und 
3134 Assıstant Overseers gezählt wurden, die fih dann in die 
Kreisarmenverbände der neuen Armengefeßgebung leicht einreihten. 

Die bedeutungsvollfte Neuerung der Sturge Bourne’s Act ift 
aber die Einführung eines neuen VBerhältniffes zwiſchen 
Berfaffung nnd Berwaltung Während Gilbert’s Act nad) 
älterer Weife den Friedensrichtern das Ernennungsrecht der neuen 
Armenbeamten giebt, ift in Sturges Bourne’s Act das Princip ber 
Wahl durchgeführt, und damit den Stenerzahlern der entfcheidende 
Einfluß auf die Beſetzung der Aemter, auf die Maximen ber Verwal: 
tung und auf die Vertheilung der Einzelunterftigungen gegeben. Die 
ötiedensrichter haben nach der Faſſung des Gejeges nur das Recht ber 
formelfen Beglaubigung des von den Einwohnern gewählten Gemeinde- 
ansihuffes. Sie können alfo feinen Namen eines Gewählten mweglafjen, 
„auch wenn fie einen erheblichen Grund dafiir anzugeben vermöchten.“ 
R. v. Adams 2 Ad. et E. 409. Eine folche Beftellungsorder, 


1024 Sap. VIII Die Sommunal-Armenverwaltung. 


appointment of select vestry under 59 Geo, III. c. 12, lamete 

num weſentlich dahin. 
„Sintemal durch ein Geſetz 35”"Geo, TIL. verorbnet ift x... .. . und nachden 
heute uns N. N., Friedensrichtern, angezeigt iſt, daß die Bewohner des Kird⸗ 
jpiels N. in der vorgedadhten Weiſe nominirt und ernannt haben 20 substantial 
householders and occupiers innerhalb des gedachten Kirchipiel®, deren Nomex 
folgen, als Mitglieder einer select vestry für die Arımenangelegenheiten dei 
Kirchſpiels: fo beftellen wir kraft obigen Geſetzes den A. B., Pfarrer, C. D. 
E. F., Kirchenvorſteher, G. H. J. K., Armenauffeher, L. M.. N. O. x. (mit 
über 20) als eine select vestry für bie Bejorgung und Berwaltung ber 
Armenangelegenheiten des Kirchipiels N. für die Dauer des nächfien Jahrer. 
Gegeben ꝛc.“ 

Bon diefem Geſetz bleiben aber unberührt alle Gewalten die durd 
eine Lokal- oder Spezialafte fir die Armenverwaltung einer Ortſchaft 
oder eines Bezirks conftitwirt find. Auch follen unverändert” und un- 
geſchmälert bleiben alle beftehenden select vestries auf Grund eines 
„ancient usage or custom‘ (8 36) jowie die Armenvermwaltungen 
in Wales (8 37). 

Ill. &in weiterer Schritt war die Bildung von Gemein: 
räthen oder Gemeindeausſchüſſen auf der Grundlage bee 
allgemeinen Stimmredt$ für größere Ortſchaften durd 
Hobhouse’s Act 1 et 2 Will. IV. c. 60. Dies Geſetz bezieht 
fih nicht nur auf die Armenverwaltung, fondern auf alle Befug: 
niffe der open vestries, foll aber nur gelten für größere Kirch 
fpiele, welche mindeftens 800 Steuerzahler enthalten, jo wie für in 
ecorporirte Städte ($ 43) — und aud für diefe nur unter der Bor: 
ausfegung einer freiwilligen Annahme durd) Majoritätsbeſchluß der 
Gemeinde ($ 1). | 

Der nad) dem Gefe zu bildende Gemeinderath foll mad der 
Größe des Kirchfpield aus .12 bis 120 Repräfentanten beftehen, welche 
anfäffige householders jein müffen, eingefehäßt zur Armenſtener mit 
einem Realbeſitz von jährlich wenigitend 60 Thlr. ©, — in dem 
bauptftädtifchen Polizeibezirk oder in großen Kirchfpielen von mehr als 
3000 anfäffigen householders mit 240 Zhlr. ©. Ein Drittheil der 
Repräfentanten ſcheidet alljährlich aus und wird dur Neuwahl ergänit 
(88 24—26). Die Zahl der Gemeindeverordneten ift 12 für Ge 
meinden bis zu 1000 fteuernden householders; 24 fir 1000-2000 
householders; 36 für 2000-3000 householders, und fo weitere 
12 für weitere 1000 bis zu einem Maximum von 120. Der Orte 
pfarrer und der Kirchenvorfteher find ftimmberechtigte Mitglieder der 
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Verſammlung ex officio, von mehren Pfarrern. für ein Kirchfpiel 
aber nur einer (8 23). 

Der jo gebildete Gemeinderath tritt vollftändig an die 
Stelle einer jeden bisher vorhandenen vestry, als gejeß- 
licher Vertreter alles Gemeindeeigenthums, als Vertreter der Gemeinde 
in Prozeßführungen und Verträgen und für die ganze Parochialver- 
waltung mit dem Recht auf Rechnungslegung wie es bisher der 
vestry zuftand. Vorhandene Lokalakten und Spezialgefete über die 
Bildung von parish vestries, oder von befonderen Armens oder 
Lirchenverwaltungsräthen werden indeffen auch durch die Gefeß nur 
modificirt in Bezug auf die Form der Wahl der vestrymen ($ 27). 
Zur Beichhlußfähigkeit der Verfammlung gehört die Anwefenheit von 
5—9 Mitgliedern, je nach der Größe der Verfammlung „In Ab- 
wefenheit einer Perſon, die nad) Gefeß oder Gewohnheit zum Vorfig 
berechtigt ift“, wählt fi) die Verfammlung beim Beginn jeder Situng 
ihren chairman ($ 30). 

Dies Geſetz hatte indeffen weder die gehofften noch die gefürchte- 
ten Wirkungen, wurde nur in wenigen Gemeinden angenommen, und 
blieb für die Gefammtgeftaltung des Armenweſens ohne Einfluß. 

IV. Zwifchendurd) wurden durch zahlreiche Lokalakten für 
größere Kirchfpiele eigene Armenverwaltungen gewöhnlich 
in Geftalt von Gemeindeausjchüffen mit befoldeten Unterbeamten ge- 
bildet; nicht felten auch mehre Kirchfpiele durch Lokalakte zu einem 
Armenverband vereint. Das adminiftrative Curatorium der Guar- 
dians trat auch Hier in der Verwaltung meiftene an die Stelle der 
Overseers, die aber in der Regel noch die Armenftener auszufchreiben 
und den Gruardians die nöthigen Geldmittel zu befchaffen hatten. 


RuUeber die wirtbfhaftlihe und adminiftrative Berwirrung diefer 
Zeit vgl. Nicholls II. p. 300 ff. und Chadwick, The Parish and the Union. 
London 1837. p. 6—17. Der Grundton der Verwirrung liegt in dem völligen 
Turcheinanderwerfen der arbeitsfähigen und der arbeitsunfähigen Armen, welches 
feinen letzten Grund in der mechaniſchen Verwaltung des Amts durch die over- 
seers und in dem unzuſammenhängenden Eingreifen der Kriedensrichter mit 
ihren einzelen Unterſtützungsdekreten hatte. Freilich durchkreuzten fi) damit die 
theueren Kornpreife, die fozialen Einflüffe der Kriegsiahre, die allmälige Ent- 
widelung bes Syſtems der Fabrikarbeit und andere Calamitäten in einer Weife, 
die auch einer tüchtiger geftalteten Verwaltung ſchwere Verlegenheiten bereitet 
haben würde. 

I) Giübert’s Aet ändert nicht die Verfaffung, fondern nur die Verwaltung des 
Armenwefens , und nur in den Gemeinden, welche da® Geſetz annahmen. Es 
wird vorausgeſetzt, daß zwei Drittheile der zur Armenftener eingejchägten 
Eigenthiimer und Miether, beredjnet „nach Zahl und Werth," in einer Öffent- 
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lichen Gemeindeverſammlung bie Alte annehmen (S 3). Boran geht eine ihitt. 
liche Ankündigung der Verfammlung an der Kirchenthilr an 3 Sonutagen ı5 6). 
In der Berfammlung follen nur mitfiimmen Cigenthiimer oder Pädter von 
Ländereien, die zur Armenfteuer nad) einem Ertrag von 5 2. jährlich eingeihägt 
find, occupiers nur wenn fie perfönlich zur Armenfteuer eingeihägt ſind 
(8 6). Wo jedoch nicht mwenigftens 10 fo qualificirte Perſonen vorhanden fat, 
darf jeder Armenftenerzahler mitflimmen. Nah 33 Geo. III. c. 35 8 1 gilt 
die Alte als angenommen, wenn 2 Drittel der anweſenden Gemeindemu 
glieder dafür ſtimmen. 

Die einzelen Kirchſpiele zahlen im Falle der Bereinigung ihre Armenbei 
träge an die Kaffe des vereinten Diftrifts. Die Rechnungen ſowohl der Kircher 
vorfteher und Armenauffeher wie der Guardians follen dann monatlid ven 
Visitor geprüft werden, nachdem fie vorher eidlich vor einem Yriedeusrichter 
verificirt find ($ 8.). Zugleich können die guardians einen ans ihrer Witte 
den Friedensrichtern zur Beftellung als Schatimeifter Treasurer vorichlagen. 
Die Friedensrichter mögen den nominirten oder einen anderen Guardian bau 
ernennen. Der Treasurer jol Sicherheit ftellen für gehörige Rechnungslegung, 
überhaupt die Rechnung führen, Zahlungen Ieiften, feine Rechnungen bei jeder 
Zufammenfunft der Guardians vorlegen und ein Mal jährlich Rechnung und 
Bericht erftatten iiber die Verwaltung des Armenhauſes zur weiteren Vorlegung 
an die Quartalfikung. Den Treasurer faun ein Gehalt bis zu 10 2. jährlid 
bewilligt werden ($ 12; 41 Geo. III. c. 9. $ 3.). Die Aemter eines Guar- 
dian, Governor, Visitor und Treasurer enden alljährlih in der Cfherwoik 
unter Vorbehalt eines Erneuerungsbefchluffes ($ 14). 


Die Visitors und Guardians lünnen auch die Verpflegung und Bekleidung 
der Armen auf höchſtens 12 Monat einem Unternehmer in Entreprife gebe, 
unter fortlaufender Controle von Governor, Visitor und Guardians, fowie der 
Friedensrichter. Auf geführten Beweis einer Mifverwaltung können je 2 Frie 
densrichter einen ſolchen Vertrag wieder auflöfen. Dagegen ift das ältere durd 
9 Geo. I. c. 7 geftattete Bermiethen der einzelen Armen zur Arbeit (farming 
out the poor) wegen vorgelommener Mißbräuche in Zukunft unterfagt. 


Für die Verwaltung der Arbeitshäufer giebt jchon das Geſetz ein Rormal- 
regulativ, welches durch Beichlüffe der Sriedensrichter in einer Epezialfigung 
ergänzt werden kann, vorbehaltlich der Befugniß der Quartalfigung, jolde Zu 
fäße wieder aufzuheben ($ 34). Die rules, orders und regulations des Ee 
ſetzes können durd) einen Beichluß einer Heinen Bezirksfigung auch für anwend 
bar erflärt werben in Armen- und Arbeitshäufern ſolcher Kirchfpiele, in welchen 
Guilbert’s Act nicht eingeführt ift, 49 Geo. II. c. 124. 8 5; 50 Geo. lll.c. 
50.8 1. 5. 


Die zwedmäßigen Beflimmungen ber Gilbert’s Act find fpäter durd dei 
große Armengefeg von 1834 nicht forwohl aufgehoben, al® vielmehr generaliftt. 
Nach einer Meberficht des Armenamts von 1858 beftehen noch heute 12 Unions 
unter Gilbert’s Act, umfaffend 200 Ortsgemeinden mit 153,864 Seelen, towte 
2 große Kirchfpiele mit 19,656 Seelen. Eine Aufzählung der eimzelen Kirch 
fpiele dieſer Gruppe enthalten die Parl. Pap. 1866. No. 212; einen BVericht 
über die praltiichen Erfolge der Unions under Gilbert’s Act die Parl Pap. 
1844 No. 543, X. 1; 1845 No. 409, XII. 1. 
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2) Starges Bourne’s Act enthält ducchgreifende Aenderungen ſowohl der Berjaffung 
wie der Berwaltung. Die select vestries find im Grunde nur eine Wieder- 
belebung des alten Syftems der Paris Comittees. Die öconomifche Thätigfeit 
gewählter Gemeindeausſchüſſe joll die concrete Ermittlung und Envägung 
der einzelen Lnterfiigungsfälle ben unzureicdyend gewordenen overseers ab- 
nehmen. Die select vestry bat ein Protokollbuch zu halten zur vollftändigen 
Eintragung aller Berfammlungen, Verhandlungen, Beichlüffe und aller nad 
ihrer Anweifung vereinnahnten und verausgabten Gelber. Ein ſummariſcher 
Bericht über die Verhandlungen und Rechnungen fol zweimal jährlich im März 
und Oktober den Gemeindemitgliedern in einer Generalverjanunlung vorgelegt 
werden ($ 3), zu welcher Kirchenvorfteher und Armenauffeher durch öffentliche 
Belauntmadhung 10 Zage vorher einladen. Diejelbe Weife der Bekanntmachung 
mit Angabe des Spezialzweds ift nöthig filr jede Verſammlung, die über die 
Einfeßung einer select vestry oder über die Wahl von Mitgliedern dazu be- 
ſchließen ſoll ($ 4.). 

Freilich hob das Geſetz die herfömmlichen auf Cooptation beruhenden select 
vestries nicht auf. Die Gerichtspraris ift aber bier bei ber Auslegung des 
unvordenllichen Herlommens etwas flrenger geworden, ba es fih um Armen- 
verwaltungsbefugniffe handelt, die doc, notoriſch erft feit den Zeiten Eli— 
ſabeths datiren, alfo nicht über 1 Ric. I. zurückreichen können. Man nahm 
daher ar, daß die Befugniß der Gemeinde wenigfiend ihre Arnıenangelegen- 
heiten durch Semeindebeichluß zu regeln, unverjährt fortbefiehe. Es konnten 
nun alfa 2 select vestries in einem Kirchfpiel vorlommen, die eine gewählt 
unter 59 Geo. Ill. c. 12, die andere durch Herkommen beftehend. Die „erftere 
hat dann alle Geſchäfte auszuführen, welche die letztere nicht verjehen Tann.” 
R. v. St. Martin in the Fields, 3 B. et Adol. 907. Denn „eine select 
vestry durch alte Gewohnheit Tann nicht beanſpruchen ein unvordenfliches Recht 
auf Erhebung von Zivangsarmenfteuern, welche zuerfi durch 43 Eliz. c. 2 ge- 
geben worben if.” R. v. St. Bartholomew the Great. 2 B. et Adol. 506. 
Da das Geſetz ausdrüdiih nur die inhabitants of the parish in vestry 
assembled zur Wahl einer select vestry ermächtigt, jo fonnte auch eine alte 
durch Herkommen beftehende vestry feine select vestry im Sinne diefes Ge⸗ 
ſetzes erwählen, fondern nur die Gefammtheit der Gemeinde, R. v. Woodmann 
4 B. et Adol. 507. — Ein Berzeihnif der unter diefem Geſetz gebildeten 
select vestries geben die P. P. 1826/27 Vol. XX. p. 673. 

Durch die jpätere Armengejegebung find diefe Armengemeinderäthe dann 
dem neuen Syſtem und der Kontrole bes Armenamts unterworfen 4 et 5 Will. 
IV. c. 76. 88 21. 54.; 10 et 11 Vict. c. 109. $ 10. 

3) Hobhouse’s Act gilt wieder nur in den Gemeinden die fie freiwillig annehmen. 
Das Geſetz $ 1—11 enthält das Verfahren für diefen Borbeihluß. Der An- 
trag anf Annahme der Alte muß von wenigfiens !/; der Steuerzahler oder 
wenigſtens 50 fteuerzahlenden Bfarrgenofien jchriftlich angebracht werden bei 
einem der Kirchenvorfieher. Am erſten Sonntag im März Haben dann bie 
Kicchenvorfieher die Gemeinde zu einer Berfammlung Behufs der Beſchlußnahme 
fir oder wider die Annahme der Alte einzuladen. Die Abflimmung geſchieht 
ſchriftlich nach einem gefehlichen Formular für oder wider. Die Kirchenvor- 
Reber zählen die Stimmzettel und erklären die Alte für angenommen, wenn die 
Rajoritdt der Stenerzahler anwefend war und 2/3 der Anweſenden dafür 
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ſtimmen. Stimmberedtigt im Sinne des Geſetzes follen iudeſſen nur Perienen 
fein, die ein volles Jahr vor Abgabe ihrer Stimme zur Armenfteuer eingeſchätt 
und alle innerhalb der 6 unmittelbar vorhergehenden Monate fällig gewordenen 
Communalabgaben gezahlt haben. Communalbeamte, die ſich weigern aui gr- 
feßliches Berlangen die Gemeinde zur Beſchlußnahme zu berufen, ımterliegen 
einem Strafverfahren wegen misdemeanor. 

Das Wahlverfahren für den Gemeinderath wird im 88 12—2 k 
fiimmt. Die Wahlen finden alljährlih im Mai flat. An einem Zountas, 
wenigfiens 21 Tage vor dem Wahltermin, Haben die Kirchenvorfteher eine 
ſchriftliche Ladung der Stimmberedhtigten an der Hauptthür der Kirche und az 
anderen üblichen Orten auszuhängen. Die Steuereinfammler werben za 
Wahltermin mit vorgeladen zur Controle der Steuerqualifilation der eride- 
nenden Wähler. Zur Einfamunlung der Stimmen werden 8 Inspectors vf 
votes ernannt, 4 von ben Kirchenvorftehern, 4 von der Terfammlung. Tie 
Wahl gefchieht zunächft durch Handaufhebung nad) abjoluter Majorität: ie 5 
Steuerzahler können aber auch eine Abflimmung durd; Stimmzettel (poll br 
ballot) verlangen, die an die Stimmenzähler abzuliefern find. Um 4 Uhr wer. 
den die Stimmurmen geichlofien, die Stimmzettel von den inspectors geählt: 
bei Stimmengleichheit entjcheidet da8 Loos. Strafen für Stimmfälihung und 
unrichtige Stimmzählung 8 19. 

Die Berfamminngen des Gemeinderaths follen nicht in der Kirche gehalten 
werden. Weber die Verhandlungen werden Protokollbücher geführt zur Einſich 
für jeden Steuerzahler, welche der Sekretär der vestry bei 10 2, Strafe ge 
ftatten muß, ebenſo wie die Einficht in die Rechnungen der vestry. 

Unabhängig von dem Gemeinderath ernennen die Gemeindeglieder jährlich 
auch noch 5 Rechnungsreviſoren Auditors, welde gleichzeitig bei den 
Wahlen zum Gemeinderath mitgewählt werden, mit gleidher Dualififation mie 
die Gemeinderäte. Doch ift das Amt eines Auditor und eines Vestryman 
unvereinbar ($ 33). Alljährlich zweimal verſammeln fi) die Auditors in dem 
Geſchäſtslokal der vestry und prüfen die ihnen vom clerk der vestry voll 
ftändig mit DBelägen vorzulegende Rechnung des Gemeinderaths oder ihres 
Treasurer aus dem Ietten Halbjahr, ſowie die Rechnungen der Kirchenver 
fteher, Armenaufieher und aller fonftigen Beamten der Gemeinde ($ 34), Tie 
geprüften Rechnungen liegen im Büreau zur Einficht für alle Stenerzehler auf: 
14 Tage nad) der Revifion find Ertracte daraus von dem Gemeinderath jchriit 
lid) oder durd den Drud zu vervielfältigen und gegen eine kleine Gebühr ax 
jeden Steuerzahler zu verabfolgen (88 37. 38.). Zu Auditors follen nur $er- 
fonen gewählt werben, die vorher jchriftlich ihre Zuftimmung zur Annahme der 
Amts erflärt haben. Die Unterbeamten find verpflichtet fi) bei den Auditors 
zum Berbör zu geftellen und ihnen die nöthigen Bücher und Papiere vorzuiegen 
bei Vermeidung eines Strafverfahrens wegen misdemeanor. 

Borbehalten werden alle Furisdictionsrechte der Staatskirche in Bezug au 
die Geiftlichen und in Kirchipielsangelegenheiten mit einziger Ausnahme der im 
Geſetz verordneten NReubildung ber vestry. 

Durch die fpätere Armengeſetzgebung find auch diefe Gemeinderäthe dem 
Armenamt unterworfen „in Bezug auf allgemeine Regulative für Armienunter- 
ſtützung, Rechnungsweſen und Contractfchliegungen”, 4 et 5 Will IV. c. 
76.8 15. 
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4) Lokalakten. Eine namentlihe Ueberficht der Kirchſpiele unter folhen Lofal- 
alten geben die Parl. Papers 1856. No. 212. Aus diejen Lolalverwaltungen 
bildete ſich ebenfalls ein reiches Material für eine zufünftige durdhgreifende 
Armengefeßgebung. Aud) nach dem nenen Armengefet beftehen noch 21 Unions 
und 15 einzele Kirchipiele unter einer Verwaltung nach Lokalakten. 


8 102. 
Das Armengejeb von 1834, 4 et 5 Will. IV. ce. 76. 


Der fortdauernd mangelhafte und fehr ungleihmäßige Zuftand der 
Armenverwaltung veranlaßte 1833 die Einfegung einer Unterfuchungs- 
commiffion, welche unter Benugung der Erfahrungen, die num feit 
Gilbert’s Act ein halbes Jahrhundert hindurd) mit Einzelverbefferun- 
gen gemacht waren, im Februar 1834 Bericht erftattete. Die wichti- 
geren Borfchläge der Commiſſion wurden dann im Auguft 1834 zum 
Gefeß erhoben durd; die Poor Law Amendment Act 4 et 5 Will. 
IV. e. 76. Sie enthält eine Zufammenfalfung und. Generalifirung 
der früheren Einzelreformen durch Gilbert’s Act, Sturges Bourne’s 
Act und Localacten, alfo des Syſtems der Kreisarmenverbände, ber ge: 
wählten befchließenden Gemeindeausſchüſſe (guardians), der befoldeten 
Armenbeamten und der Arbeitehäufer, — Alles freilich unter einer 
weit ausgedehnten Drganifationsgewalt und Controle einer Königlichen 
Gentrafbehörde. Der Zweck des Ganzen ift die möglichfte Rückkehr 
zu dem Geſetz Eliſabeths, „daß die arbeitsfähigen Armen befchäftigt 
werden ſollen“ — durch Gewöhnung aller Arbeitsfähigen, welche öffeut- 
liche Hilfe in Auſpruch nehmen „zur Arbeit, zu geregelter Xebensweife 
md wirthfchftlicher Selbftändigkeit.” Die Hauptglieder des jehr um- 
faſſenden Gefeges find nad) der Legalordnung und in der Gruppirung, 
nad) welcher die fpätere Einzelausführung folgt, nachſtehende: 

1. Der König wird ermächtigt, unter dem Handfiegel (alfo durch 
den Minifter des Innern) eine Gentralbehörde „The Poor 
Law Commissioners for England and Wales“ zu er: 
nennen (SS 1—14), beftehend aus 3 Commissioners und hödjitens 
9 Assistant Commissioners, nebſt Sefretären und Büreauperfonal. 
Die Behörde war periodifch ernannt, und wurde dann durch 10 et 11 
Viet. c. 101 new conjtitwirt unter dem Titel „Commiffarien für die 
Verwaltung der Geſetze über die Armenpflege in England,“ von wel⸗ 
hen der an erfter Stelle Genannte der President und dirigirende Chef 
der Behörde ift. 
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Der Gefhäftstreis des Armenamts (8$ 15--20) ift die „Ti 
reftion und Controle“ der ganzen Armenverwaltung in England md 
Wales, nnmentlid) Erlaß allgemeiner Regulative (rules) über die Ber- 
pflegung der Armen, Einrichtung der workhouses, Erzichung und 
Unterbringung der Armenkinder; jedod mit Ausjchluß der Verfügung 
in einzelen Unterftügungsfällen. Daran fließt ſich die Auffiht und 
Leitung des Verfahrens bei Ankauf, Neu: oder Umbau, Beränfe- 
rung der Arbeitshäufer und Anleihung von Kapitalien dafür 
(88 21—25) ') 

2. Zwangsweife Bildung neuer Kreisarmenverbändt 
(88 26—37). Das Armenamt foll ermächtigt fein „nach feinem Er- 
mefjen eine Anzahl von Kirchfpielen“ für die Armenverwaltung zu einer 
Union mit gemeinfchaftlichem workhouse zu vereinigen; fo jedoch, def 
jedes Kirchipiel für die Erhaltung feiner Armen fowohl in wie außer 
dem Arbeitshaus feine gefonderten Verpflichtungen behäft. Ebenfo fanı 
die Sentralbehörde mit Zuftimmung von z der vorhandenen Guar- 
dians ſchon vorhandene Unionen ganz oder theilweis auflöfen und die 
Gemeinden mit anderen verbinden. 

Doran reihen fich die Vorfchriften über die Repräfentation dr 
Kreis-Armen Verbände durch gewählte Kreis-Armen- Käthe, 
Boards of Guardians ($$ 38. 41). . Jedes Kirchſpiel wählt nah 
einem Haffificirten Stimmrecht der Eigenthümer und Steuerzahler dazu 
gewöhnlich einen oder zwei Guardians, denen die Friedensrichter dee 
Bezirks als ex officio Guardians hinzutreten. 2) 

3. Die Anftellung befoldeter Beamten, fowohl für das 
Unterftügungs- wie für das Rechnungswefen ($ 46) muß anf Anwei- 
fung des Armenamts in den einzelen Armenverbänden erfolgen. Daran 
reihen ſich Vorſchriften über die Nechnungslegung der Armenbeamten 
($ 47), und die allgemeine Vorſchrift, daB die Vorſteher der Arbeit 
häufer und alle befoldeten Beamten der Armenverwaltung durd das 
Armenamt entlaßbar jind. ?) 

4. Regulative für bie Verwaltung der vorhandenen 
Armenhäufer und der neu zu bildenden Kreisarmenhäufer ($$ 42 
bis 45) werden vom Armenamt erlaflen, ihre Befolgung von der 
Friedensrichtern überwacht. 

Borfchriften über die Contractfchließungen (SS 49-51). 

Vorfchriften über die Weife der Armenunterftügung ($S 
52—61), die für Arbeitsfähige in der Regel im Wrbeitshaus, aut 
nahmsweiſe im Haufe gewährt werben, nad Regulativen des Armen- 
amts unter dem Dezernat der Boards of Guardians, jedod unter 
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Coneurrenz der Friedensrichter. Dazu einige Vorfchriften über die 
Aufnahme von Vorſchüuſſen fir beftimmte Zwecke (88 62. 63). *) 

5. Bereinfadhung des Niederlaffungsreht (SS 64—68), 
unter Aufhebung der Niederlaffung durch Miethung und Dienft und 
durch Amt; Modification der Niederlaffung durd) Miethe oder Pacht 
von Grundſtücken, durch Lehrlingſchaft und durch Grundbefig. Daran 
reihen fih neue Rechtsſätze über das Niederlaffungsrecht unehelicher 
Kinder (858 69— 76). Endlih Vorfchriften über das Verfahren bei 
den Orders of Removal ($$ 79-88). °) 

6. Vermiſchte adminiftrative Anordnungen (88 77. 
78. 85—109) maden den Schluß in ziemlich bunter Reihe. 6) 

Diefem Geſetz gemäß ift num fehrittweife die große Mehrzahl der 
Rirchipiele zu Kreisarmenverbänden, Poor Law Unions, wirffid) ver- 
bunden worden, wobei jeboch einzele große Kirchipiele aud für ſich 
Boards of Guardians nad) dem Armengejeg erhalten haben. 

In anderen find die unter Lokalakten entitandenen Verfaffungen 
beibehalten, wieder in anderen die unter Gilbert’s Act entftandene 
Verfaſſung. 

Einige wenig bedeutende endlich ſind noch unverändert unter einer 
Verwaltung nach dem Geſetz 43 Eliz. c. 2. Das Armenamt behan⸗ 
delt in feinen neueften SYahresaerichten 624 Verbände als formirte 
Unionen mit dem neuen Verwaltungsfyften der Guardians, was je 
doch nicht ausschließt, daß fait in jedem Jahre noch ein oder ein Paar 
fehr volfreihe Unions durch Xheilung verkleinert werden, fo daß jett 
647 formirte Unions vorhanden find (SYahresberiht 1862. ©. 99) 
mit 17,642,840 Einwohnern nach dem Cenſus von 1851 berechnet, 
während der Neft (mit ungefähr 400,000 Einw.) noch zu Armen- 
verbänden nach abweichendem Syſtem verbunden ift. 

Die Fortbildung des Syftems ift feit der Einführung des Armen⸗ 
gefees nicht nur durch zahlreiche Novellen, fondern auch durch ebenfo 
umfaſſende und einflußreiche Regulative des Armenamts erfolgt. Ein 
reichhaltiges Material über die Erfolge und die noch bemerkten Män- 
gel geben die alljährlich dem Parlament vorgelegten Generalberichte des 
Armenamts.*) 

I) Die Gefammtftellung des Armenamts als Centralbehörbe zu ben Kreis- und 
Eommunalverbänden folgt unten im Zuſammenhang $ 108. 

2) Die Bildung der Kreisarımenverbände und der Boards of Guardians folgt 
$ 104. Ebendaſelbſt ift auch die Statiftil der Armenverbände angereiht. 

3) Das neuere Syftem der befoldeten Armenbeamten mit der Statiftil des Beamten- 
perſonals folgt 8 105. | 

4) Die neneren Armenverwaltungsgrundfähe mit den ftatiftiichen Hauptdaten 
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folgen im $ 106; zugleich eine Spezialausflihrung über die Armenſchulddiſtricte 
8 107. 

5) Die heutige Geftaltung des Niederlaffuugsrechts und der Orders of Remoral 
folgt im 8 103. 

6) Die vermifchten Anordnungen betreffen die Nichtbetheiligung der Armenbe- 
amten an *ieferungs- Verträgen, Rechnungslegung liber milde Stiftungen, 
Stempel- und Bortofreiheit, Defeltirung illegaler Poften in den Armenrech 
nungen, Verbot geiftiger Getränke in den Arbeitshäufern, Orbrungsftrafen der 
Beamten wegen Ungehorfams gegen die Anordnungen der Guardians, und geger 
die geſetzmäßigen rules, orders und regulations des Armenamts; gemeinjame 
Vorſchriften tiber das fummarifche Strafverfahren, Appellationen und Certioran, 
fowie eine lange Reihe von Interpretationsflaufeln. — Dieje vermifchten Kauſele 
find in den nachfolgenden 88 möglichft überſichtlich an ihrem Ort eingereiht 

*) Die Zahl der Statuten Über die Armenpflege aus den Jahren 1603 bie 1855 
wird auf 160 berechnet, davon etwa 40 aus der Zeit nad Einfegung det 
Armenamts. Daran reihen fi) fiber 1900 Gerichtseutisheidungen, zerfireut iz 
etwa 149 Bänden Präjubicien. 

Seit dem Erlaß des Armengefekes von 1834 find Jahr für Jahr Zujer 
geſetze gefolgt: jo 5 et 6 Will. IV. c. 69; 6 et 7 Will. IV c. 107; 7 Will. 
IV. et ı Vict. c. 50; 1 et 2 Vict, c. 25; 2 et 3 Vict. c. 83; 2 et 3 Vkt. 
c, 84; 3 et 4 Vict. c. 42; 5 et 6 Vict. c. 57; 7 et 8 Vict. c. 101 (erheb 
liche Reformen im Berwaltungsiuftem); 10 et 11 Vict. c. 109 (Ginfegung 
eines neuen Armenamte), von wo an dann wieder eine neuere Gruppe von 
Amendements anhebt, welche unten im Verlauf der Einzeldarfielung eingefügt 
werden. Eine Zufammenfiellung der Orders des Armenamts enthält: Glen's 
Poor Law Board Orders. Lond. 1859. 

Bon den Reports aus der Zeit nad Einführung des Armenamts er 
wähne ich den Bericht über den praftifchen Erfolg der Regulative des Armen 
amts Parl. Pap. 1837—38. No. 691. Vol. XVII Die Eorrefponden übe 
die Eobiftfation dev Poor Law 1856 Wr. 68, 

Die eigentlich juriftifche Litteratur über das neue Armengefeg enthält 
meiftens nur Compilationen, 3. ®. Archbold’s New Poor Law Act 1942. 
Cox’s Practice of Poor Removals 1849. Ein großes Material für die un 
mittelbar vorangegangenen Rechtszuſtände enthält M. Nolan’s Treatise on 
the Law for the Relief and Settlement of the Poor. 4 ed. 3 Vols 8. 1825. 
Ueber die hHiftorifche Litteratur |. oben S. 278. Die vollswirthſchaftliche Seite 
der Armengefetgebung ift in engliſchen und bdeutfchen Schriften, Zeitſchriften 
und Auffägen fehr reichhaltig vertreten. Hervorzuheben find etwa die beiden 
Schriften Kleinschrod’s: Der Bauperismus in England (Regensburg 1845), 
die neue Armengefetgebung Englands und Irlands (Augsburg 1849). Sodann 
Kries in der deutſchen Vierteljahrsſchrift 1854 ©. 114 ff. und Kries, die engl. 
Armenpflege, herausgegeben von K. Frhr. von Richthofen. Berlin 1863, wo 
auch die auf befonderen Geſetzen beruhende Armenpflege in Schottland und 
Irland mit behandelt ift, welche bier nach dem Plan ber Schrift aufidneidet 
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8 103. 
Das heutige Nieberlaffungsreht, Law of Settlement. 


Der nächſte Geſichtspunkt für das engliiche Heimathsrecht war 
ſchon nad) der ältern Auffaffung der Gerichte der Geburtsort, 
welcher al® „prima facie settlement‘ gilt, fo lange bis ſich aus 
dem Berhältnig der Eltern, aus Heirath oder aus einem qualificirten 
Domicil ein anderer Ort ergiebt. Die Titel zum Niederlaffungsrecdht 
bilden danach 2 Gruppen: (1) natürliche, ober fog. derivative 
Heimathsrechte durch Geburt, Eiternverhältnig oder Heirath, wobei es 
auf den thatfächlichen Wohnfig nicht anfommt ; (2) erworbene Heimaths⸗ 
rechte durch Wohnfig von 40 Tagen, verbunden mit befonderen gejeß- 
lichen Merkmalen permanenter Anfäffigkeit (Lehrlingfchaft, Dienftmiethe, 
Grundbeſitz, Wohnungsmiethe, Zahlung von Commumnalfteuern, Com: 
munalämtern). Durd die formellen Grundfäge des Verfahrens kam 
dazu noch ein Heimathsrecht durch Anerkenntniß und durch rechtskräf⸗ 
tiges Urtheil. *) 

Die ziemlich durchgreifenden Vorſchläge der dem Armengeſetz vor: 
angehenden Sommiffion wurden in dem Geſetz felbft nicht angenommen. 
Nur ein wichtiger Niederlaffungsgrund durch Dienftmiethe (hiring and 
service) wurde aufgehoben, einige andere Titel modificirt, mit dem 
Beftreben chiklanöſe Prozeſſe und Erfchleihung des Niederlaſſungsrechts 
zu verhäten. Im Ganzen aber wurde vorfichtig die bisherige Law of 
settlement erhalten. Die 7 nocd geltenden Titel der Niederlaffung 
find danach folgende: **) 

1. Durch Geburt (by birtb). Wo ein Kind zuerft zum 
Vorſchein fommt, da ift „prima facıe“ fein Heimathsort bis zum 
Nachweis eines andern. Haben die Eltern aber ein Heimathörecht in 
einem andern Kirchipiel, fo tritt fogleich die Nieberlaffung durch Ab- 
ftammung (Nr. 2) an die Stelle. 

2. Durch Elternverhältniß (by parentage). Alle ehe 
lihen Kinder haben die legte Niederlafjung des Waters und nad) 
deifen Tode der Mutter, bis fie von der väterlichen Gewalt befreit 
find durch PVerheirathung, oder durch Grokjährigfeit mit Anlegung 
einer eigenen Wirthichaft, oder durch Eintritt in ein fonftiges mit 
häuslicher Gewalt unvereinbares Verhältniß. Ein uneheliches Kind 
folgt jet der Nieberlaffung feiner Mutter bis es das Alter von 16 
Jahren erreicht, oder eine Niederlaffung aus eigenem Recht erwirbt. 
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3. Durd Heirath (by marriage). Die Ehefrau hat das 
Heimathsrecht ihres Mannes, und behält ſolches nach deſſen Tode. 

4. Durd Lehrlingſchaft (by apprenticeship) auf Grund 
eines fchriftfichen Lehrvertrags verbunden mit einem wenigftens A0tägigen 
Wohnſitz auf Grund deifelben. 

5. Durch Grundbefig (by estate), fei e8 freehold, copy- 
hold, leasehold, fei es dingfiches Recht nad) common Jaw oder ned 
Billigkeitsrecht. Es beruht dies auf dem Grundfah des gemeinen 
Nechts, dag Niemand von feinem Grundeigentum ausgewiefen werden 
kann, ift jedoch neuerdings zu einem temporären Heimathsrecht herab 
geſetzt, abhängig von fortdauernden Aufenthalt. 

6. Durch Mietdung eines Grundftüds (by renting a 
tenement) von 10 2. Mieths- ober Pachtwerth, verbunden mit einew 
Aufenthalt von wenigftens 40 Tagen in demfelben Kirchipiel und Zah⸗ 
(ung der Armenfteuer für das Grunbdftüd. 

7. Durch Einfhägung zu den ordentliden Gemeinde 
fteuern (by being charged to and paying the public tases 
and levies of the Parish), verbunden mit anderen Umſtänden, die 
mit den Bedingungen des Titels durh Wohnungsmiethe (Nr. 6) 
zufammenfallen, nur daß es bier auf perfönlichen Wohnſitz nit 
anfommt. 

Auf diefe 7 Titel beſchränkt fi) das Heimathsrecht feit dem 
14. Auguft 1334, dem Tage des Armengefehes, mit Vorbehalt der 
nach dem früheren Recht bereitd erworbenen Titel. Bei Beurtheilung 
ber vor dem Geſetz begründeten Niederlaffungs-Berhältniffe kommt aljo 
noch immer das ältere Recht zur Anwendung. ***) 

Der Erwerb des Niederlaffungsrechts nad) diefen Grundfägen it 
unabhängig vom Indigenat, kann alfo au von Fremden er 
worben werden; jedoch vorbehaltlic, des Ausweiſungsrechts für Arme, 
die in Irland, Schottland oder auf den Inſeln geboren find, in ihre 
heimathliche Niederlaffung. Das erworbene Niederlafiungsredht dauert 
fort, bis es erfeßt wird durch ein neues. 

Rechtsfolge des Niederlafjungsrehts ift der Anſpruch auf Ar- 
menunterftügung unter folgenden Modalitäten. Jedes Kirchipiel 
ift verbunden den thatſächlich Hülfsbedürftigen in feinem Bereich vor 
(äufig Unterftügung zu gewähren ohne Rückſicht auf ihr Heimathe 
recht. Die fo nicht heimathsberechtigten Armen heißen die casual 
poor 33 Geo. III. c. 35. $ 3. Nur wenn biefe Unterflägung 
längere Zeit hindurch erforderlich wird (wenigftene 21 Tage, f. unten), 
fo kann durch order of removal eine Zurückweiſung in den Heimatht- 
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ort eintreten. Bis zur wirklichen Ueberlieferung an diefen Ort trägt 
aber noch das Kirchipiel, in welchem ber Arme hülfsbedürftig gefun- 
den wurde, die Unterftügung einschließlich der Transportkoſten. Die 
im Kirchipiel Heimathöberechtigten heißen die settled poor und 
fallen der Armenverwaltung dauernd zur Laft. Die Gemeinde wird 
jedoch unmittelbar befreit von der Yaft, wenn ein zur Alimenta- 
tion verpflichteter Verwandter vorhanden ift, d. h. Vater und 
Großvater, Mutter und Großmutter, ober die eigenen Kinder de Ar⸗ 
men 43 Eliz. c. 2. $ 7.}) 

Wichtige materielle Aenderungen hat aber das st. 9 et 10 Vict. 
c. 66 (Peel’s Act) Hinzugefügt. Niemand foll fortan ausge— 
wiefen werden aus einem Kirchfpiel, in welchem er ge- 
wohnt Hat 5 Yahre lang vor dem Antrag auf Ausweifungsorder. 
Richt eingerechnet wird bie Zeit, welche im Gefängniß, im föniglichen 
Militär: oder Seedienft, im Irrenhaus oder Hospital zugebracht, ober 
während welcher eine fürmliche Armenunterftügung angenommen: ift. 
derner folf die Ausweifung wegen einer durch Krankheit oder Zufall 
notwendig gewordenen Armenunterftügung nur eintreten, wenn die 
Order of removal als genügend erwiefen feftgeftellt, daß die Krank⸗ 
heit oder der Zufall eine dauernde Arbeitsunfähigkeit herbeiführen 
werde. Eine Ehefrau, welche bei ihrem Ehemann gemohnt, darf fo 
fern jie Witte bleibt erft 12 Monat nad) deſſen Tode ausgewieſen 
werben. Kinder unter 16 Jahren bürfen nicht mehr ausgewieſen wer- 
den, wenn fie mit Vater oder Mutter, Stiefvater oder Stiefmutter 
im Kirchfpiel wohnen, und die Eltern felbft nicht geſetzlich ausweisbar 
find. Im folgenden Jahre wurde durch 10 et 11 Vict. c. 110 
(Bodkin’s Act) der Schug des fünfjährigen Wohnfiges ausgedehnt 
auf jolche, die fünf Jahre lang in einer Armenunion wohnen. Doch 
wird durch diefe Vorbehalte nur ein Schuß gegen Ausmweifung, nicht 
aber ein neuer Theil zur Niederlaffung begründet. Zwiſchen den bei- 
den Klaſſen der settled poor und der casual poor entiteht fomit 
eine Mittelflaffe berirremovable paupers, deren Unterhaltung dem 
Kirchfpiel abgenommen und der Armennnion auferlegt ift. Im Lauf 
der leuten Jahre betrugen die Armenunterhaltungstoften diefer Kaffe 
don annähernd ein Viertel der Gefammtlaft. 

In Berfolgung des fo eingefchlagenen Weges erging nun aber 
1861 die irremovable Poor Act fr) 24 et 25 Vict. c. 55. 
Der Zeitraum der Anfäffigfeit ift damit von 5 auf 3 Jahre herab- 
geſetzt, jo daß ein Aufenthalt von drei Jahren in dem Kreisarmen⸗ 
verband ſchon den Schuß gegen Ausweifung giebt. Die Erhaltung 
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diefer Armen auf Koften der union, die bisher nur auf temporären 
Geſetzen beruhte, wird durch dies Geſetz für permanent erflärt. Ueber: 
haupt follen vom 25. März 1861 an alle Beiträge der Kirchfpiele an 
den Unionsfonde nad) dem Ertragswerth des Grundbefiges berechnet 
worden, für deſſen gleichmäßige Abfchägung zur Armenftener ſodann 
die union assessment committee act 1862 beftimmt ift. 

Die meitergehenden Pläne des Armenamts wegen Aufhebung des 
ganzen Syſtems der Heimathsrechte haben bisher feinen weiteren Er- 


folg gehabt. ++?) 

*) Die älteren Grundlagen des Nieberlaffungsrechts find im 8 98 ge- 
geben. Der Zuftand, welchen das Armengefeß vorfand, knüpfte fich zunächſt an 
das Geſetz von 1795, 35 Geo. III. c. 101., wonach eine fchriftliche Anzeige und 
40tägiger Aufenthalt überhaupt keine Niederlaffung mehr begründet; dagegen 
fol die Ausweifung erft eintreten, wenn der Angezogene dem Kirchfpiel actually 
chargeable wird, d. h. Unterftikung vom Kirchipielsbeamten empfangen 
oder erbeten hat (8 1). In diefe Kategorie follen aber ſtets gerechnet werden 
beftrafte Diebe, wegen felony Berurtheilte; ferner rogues, vagabonds, idle or 
disorderly persons im Sinne des Geſetzes, nnd foldhe, die auf Grund eine 
eidlihen Zeugenausfage von 2 Sriedensrichtern als Perjonen von ſchlechtem 
Auf oder notorifche Diebe erachtet werden ($ 5 vgl. 5 Geo. IV. c. 83. 5 2uı. 
Diele Gejette wurden ferner ergänzt durch Teitende Principien des gemeinen 
Rechts. Niemand darf durch eine order of removal von feinem Grimbeigen- 
thum, fei e8 freehold, copyhold, Pfandſchaft, Miethebefit, nutzbare Berwal- 
tung getrennt werden. Keine Ehefrau barf vom Manne getrennt werben, daber 
weder ausgewiejen werden ohne Mann, noch von dem Orundbefit des Maunrt. 
Kinder unter 7 Jahren können nicht von der Mutter, Dienftboten nicht von 
dem Dienftherrn getrennt werden. Für die Ausweifung fchottifher und iriſcher 
Armen waren Spezialgefetse erlaffen. Freilich waren diefe Zuftände durch dat 
BZufammentreffen mit der Umbildung der erwerbenden Arbeit überkümſtelt und 
verzerrt. Dahin gehörten namentlich die Zuftände der close parishes, — 
Kirchipiele, in welchen alles Grundeigenthum in den Händen eines oder weniger 
Grundeigenthiimer liegt, welche feine neue Niederlaflung dulden, zuweilen bie 
Arbeiterrvohnungen (cottages) maſſenweis niederreißen und die Arbeiter, deren 
fie ſelbſt bedürfen, den benachbarten Kirchipielen zuſchieben. Humane Aende 
rungen in dem Niederlaffungsredht haben iiberhaupt oft die Folge gehabt, die 
Städte und größeren Gemeinden zu itberlaften zu Gunften engherziger Grund 
herren. Das neue Armengefet hat wieder ein Paar an fich wohlbegrümdete, aber 
viel gemißbraudhte Titel aufgehoben. 

Die juriftifche Litteratur iiber das Niederlaffungsreht ift unter dieſen Um⸗ 
fländen viel mehr umfangreich, als für das Ausfand in ihren Einzelheiten von 
Snterefle. In Burn’s Justice bildet e8 den größeren Theil des ſtarken Vandes 
über die Armenverwaltung (Poor). 

++) Zu den im Armengeſetz von 18834 anerlaunten fieben Rieber: 
laffungstiteln ift im Einzelnen etwa noch Folgendes zu bemerfen: 

1) by birth. Das Heimathsrecht durch Geburt fommt hauptſächlich bei eltern 
fofen, früher auch bei umehelichen Kindern zur Anwendung; oder wenn ber 
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Niederlaffungsort der Eitern unbelannt ift, oder wenn die Eltern gar fein 
Heimathsrecht haben. Kinder unter 7 Jahren bürfen aber nie von den Eltern 
getrennt werden; es fann daher vorlommen, daß das Kirchipiel bes Geburtsorts 
die Berpflegungsloften eines Kindes tragen muß, welches in einem andern Kirch⸗ 
ipiel bei feinen Eltern lebt. 

2) by parentage. Nach früherem Recht hatte der Baftard überhaupt keine Nieder- 
laffung aus Eiteruverhältniß, fondern durch Geburt. Die Folge war ein fyfte- 
matifches Austreiben unehelicd, gejchwängerter Frauen aus den Kirchfpielen, ba 
feines fi mit dem Baftard beſchweren wollte; fowie auch manche Schwierig- 
teiteu für die Entbindungsanftalten. Das Arınengefeg ($ 71) macht diefen Ver— 
hältniffen für die feit Erlaß des Geſetzes geborenen Kinder ein Ende. 

3) by marriage. Dat der Ehemann kein Heimatherecht, oder ift jolches unbe- 
fannt, fo behält die Frau ihr früheres Heimathsrecht. Sie kann jedoch in keinem 
Falle ein neues ermerben aus eigenem Recht, fo lange die Che dauert. 

4) by apprenticeship. Der Contract muß entiveder vom Lehrling vollzogen fein, 
oder bei ausgethanen Armenlehrlingen von den Kirdjipielsbeamten. Keine Nieder- 
lafjung foll jebod) jetst mehr erworben werden durch Lehrlingfchaft im Seedienft 
oder im See» ober Fiſchereigewerbe (Arıneng. 3 76). 

5) by estate. Bei ererbtem ober durch Heirath oder fonft erworbenen Beſitz 
fommt es auf den Werth nicht an; durch Kauf erworbene Grundſtücke müſſen 
iedoch wenigftens 30 2. Werth haben. Die jo erworbene Niederlafjung joll aber 
jet nicht länger dauern als der Befiger im Ort oder innerhalb 10 engl: Meilen 
davon wohnt. Berläßt er piefen Wohnfig und wird ſpäter unterſtützungsbedürftig, 
jo kann er zurückgewieſen werben in das Kirchſpiel, in welchem er aus einem 
anderen Titel heimathsberechtigt ift (Armeng. 8 68). 

6) by renting and tenement. Gerichtspraris und neuere Geſetze haben dies 
näher begrenzt. Es muß gemiethet oder gepadhtet jein bona fide ein tenement, 
jet es ein befonderes Wohnhaus oder Gebäude, oder ein Ackerſtück, oder beides 
verbunden, fir die Summe von 10 L. jährlid auf wenigftens ein ganzes Jahr; 
Miether muß auf Grund der Miethe das Grundftück bezogen, die Miethe zum Be- 
trag von 10 8. für den Zeitraum von wenigftens einem Jahre wirklich gezahlt 
haben , und während derfelbeu Periode zur Armenfteuer eingejchätt geweſen 
jein und ſolche bezahlt haben, 6 Geo. IV. c. 57, 8 2; 1 Will. IV. c. 18. 
$ 1; Armeng. 5 66. 

‘*) by public taxes. Andy auf die Einfchägung zur Straßenreiniguungs-, Straßen-, 
Hans» und Fenſterſtener kommt es dabei nicht an. Webrigens hat die Geſetz⸗ 
gebung feit 1691 mit dieſem Titel mehrfach exrperimentixt, und ift bei dem 
Berfuh ihn abzufchaffen unwillkürlich immer wieder darauf zurüdgelommen. 
Dur 35 Geo. III. c. 101. $ 4 wurde er beichränft auf Grundſtücke, die zu 
10 2. Jahresertrag eingejchätt find; durch 6 Geo. IV. c. 57 auf Grundſtücke, 
die ein jelbfländiges Wohnhaus oder Gebäude bilden, oder ein Aderftüd oder 
beides verbunden, bona fide gemiethet für wenigftens 10 2. auf wenigftens ein 
Jahr und bezogen auf Grund des Contrakts für mindeſtens ein Jahr. 

+) Bon den aufgebobeuen Titeln der Niederlaffung kommt für ältere 
Fülle noch zur Anwendung der Titel durch Dienftmiethe (by hiring and 
service), wonad) eine unverheirathete, tinderlofe Perjon das Heimathöredht ge- 
warn, wenn fie auf ein Fahr gemiethet, ein Jahr in demfelben Dienftverhältni 
geblieben, und an wenigftens 40 Tagen auf Grund des Dienfiverhältnifjes fich 
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will be herded in crowded places, away from neighbours; and, instead 
of feeling humiliated by their dependent position, and so stimulated to 
effort, they will be kept in countenance by their numbers, hbardened 
against shame or self-respect, and the few of worst character will de 
prave. the whole. 


8 104. 


Die Bildung der neuen Rreisarmenverbände und Kreis: 
armenräthe, Boards of Guardians. 
Armengefeb 85 26—41. 


Der nächfte Zweck ber Bildung von Kreisarmenverbänden mar 
das Perjonal zu gewinnen für eine intelligentere Verwaltung und die 
Mittel zur Anlegung größerer Arbeitshäufer Behufs einer Verminde 
rung der Armenkoſten. Cine noch vollftändigere Vereinigung der fe: 
nen Kirchfpiele follte damit nicht ausgefchloffen fein, wurde aber der 
freiwilligen Vereinbarung überlaffen. Die wefentliden Punkte dabei 
find folgende: 

I. Die zwangsweiſe Vereinigung von Kirchfpielen 
wird prinzipiell ausgefprochen im 8 26 des Armengefeßes: 

das königliche Armenamt (Commissioners) foll ermächtigt fein 
durch Order unter Handfchrift und Inſiegel fo viele Kirchfpide, 
wie ihm angemefjen erfcheint, als vereinigt zu erklären für die er: 
waltung der Armenunterftügungsgefege; und jolche Kirchſpiele follen 
darauf erachtet werden als eine Union für folchen Zwed, und dem 
gemäß das Arbeitshaus oder die Arbeitshäufer folcher Kirchſpielt zu 
ihrem gemeinfamen Gebranche bienen. 
Die Vereinigung zu einem Sreisarmenverband ift grundfäglich umab 
bängig von der Zuftimmung der einzelen Kirchfpiele, — auch jolder 
die unter bejonderer Lokalacte verwaltet werden. Das Armenamt fans 
ebenfo alfe vor oder nad dem Gefe gebildeten Uuions wieder auf: 
heben, oder einzele Kirchfpiele ablöfen oder Binzufügen. Nach dem 
Armengeſetz follte freilich die Aufldfung, Aenderung oder Hinzufügung 
nicht gefchehen ohne Zuftimmnng von 2 der Guardians. Allein diefet 
Vorbehalt wurde fpäter modificirt durch 7 et 8 Vict. c. MI. 
88 64, 66. dahin, daß es nur bei Kirchipielen über 20,000 Einmoh: 
ner unter einer Xolalafte der Zuftimmung von 2 der Guardians jur 
Zulegung oder Auflöfung bedürfen fol. Die danach wirklich formir 
ten Unions führen die Zahl Nr. 1 bis 623, jedoch mit weiteren Theu 
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lungen fchon vorhandener Verbände, jo daß jebt actuell 647 größere 
Unions vorhanden find. !) 

U. Nad der Bereinigung zu einer Union tritt ſo— 
dann folgende normale Bertheilung der Armenlaft ein. 

1. jedes einzele Kirchſpiel trägt nach wie vor die befonde- 
ren Koſten feiner Armen in und außer dem Arbeitshaus, und contri- 
buirt nach demfelben Verhältniß auch zu den gemeinfamen SKoften bes 
Arbeitshaufes. Zu diefem Zweck hat das Armenamt feitzuftellen den 
Betrag der Armenverwaltungs-Ausgaben der legten 3 Rechnungsjahre 
in jedem Ortsverband, und nad) diefen Beträgen die Proportionen zu 
berechnen, nach welchen jedes zu dem gemeinfamen Sonde beiträgt, d. 5. 
zu Anlauf, Bau, Miethe, Erweiterung, Ausftattung und laufender 
Unterhaltung der Gebäude und Beichäftigung der Armen im Arbeits- 
haus, zu den Gehalten der Beamten und zu den fonftigen Gemein- 
foften, fog. Establishment Charges. Das Armenamt Tann nad 
feinem Ermelfen von Zeit zu Zeit diefe Beitragsberechnung erneuern 
laſſen. 

2. die Union als ſolche trägt in dem bemerkten Verhältniß 
zunächſft die Bau⸗ und Unterhaltstoften der Arbeitshäufer und die 
Establishment charges; ferner die Unterftütungsfoften von wan⸗ 
dernden Perſonen und Findlingen, und der irremovable paupers, 
welche wegen Sjährigen Aufenthalts nicht mehr ausgewiefen werden 
fünnen. ine Ausgleichung der Armenlaft wurde dadurch info- 
fern nicht erreicht, als die einzelen Kirchfpiele nach dem dreijährigen 
Durchſchnitt ihrer Armenlaft beizutragen hatten, alfo nicht nach dem 
Verhältniß ihres Wohlitandes, fondern fteigend mit dem Verhältniß 
ihrer Armuth. Nach dem neueren Geſetz 24 et 25 Vict. c. 55. tritt 
nun aber eine wirkliche Ausgleichung ein, indem vom 25. Mär; 1862 
an die Beiträge der Kirchfpiele zur Union nach dem fteuerpflichtigen 
Werth (rateable value) des Grumdbefiges zu berichtigen find. Durch 
daflelbe Gefe werden auch noch die Koften ber armen Gemüthskranken 
dem Unionsfonds zur Laft gelegt. 

3. ein kleiner Theil der Armenfoften ift fodann vom Staat 
übernommen. Die Staatstaffe trägt nämlich die Koften des Ars 
menamts, die Gehalte der Bezirfs-Nechnungsreviforen, die Hälfte der 
Gehalte der Bezirks⸗Armenärzte und bewilligt eine jährlihe Summe 
für die Gehalte der Lehrer und Lehrerinnen, — ein Gefammtbeitrag, 
der indefjen wenig über 3 pCt. der Armenlaft beträgt. 

Bis zu der neueſten Aenderung fielen reichlich zwei Drittel der 


Armenlaft auf die einzelen Kirchfpiele, etwas weniger au ein Drittel 
Gneiſt, Engl. Communalverfaſſung. 
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auf die Unions. Seitdem indeffen die Irremovable Poor Act einen 
dreijährigen Wohnfig als Schug gegen die Ausweifung gelten läßt, 
werden fich die Koſten ber irremovable paupers ımb ber pauper 
lunatics vorausfichtlich fo fteigern, daR binnen Kurzen Kirchipiel ud 
Union die Armenlaft zu gleichen Theilen tragen werden. 

Diefe normale Geftalt der Armenunion Tann aber erweitert wer- 
den durch freiwillige Uebereinkunft (Armengefeg FF 33—36). Die 
Guardians einer Union können zunädjft unter Beftätigung der Com- 
missioners beſchließen, daß der Kreisarmenverband für die Zwede 
der Niederlaffung als ein Kirchjpiel behandelt werden foll (union 
for settlement); in weldhem Falle dann die Prozekloften, welche aus 
den Heimathsverhältniſſen entftehen, zum gemeinfamen Fonds gehören. 

Wenn aber die Kirchfpiele einer Union ſämmtlich in berfelben 
Grafſchaft und unter Yurisdiction derfelben Triedensrichter bele⸗ 
gen find, fünnen die Guardians unter Betätigung des Armenamıe 
auch befchließen, daß die Union für die Zwede der Erhebung 
der Armenfteuer als ein Kirchſpiel betrachtet werden foll (union 
for rating), Die Uebereinkunft wird daun formell andgefertigt; 
es erfolgt unter Anweifung des Armenamts eine neue Einſchätzung 
des Grundeigenthums in allen Kirchfpielen, und es wird fortan 
eine gemeinfchaftliche gleichmäßige Armenfteuer für den ganzen Beirt 
erhoben. 

Die fo zufammengefchmolzenen Unions for seitlement und 
Unions for rating fünnen dann auch durch feine Order des Armen- 
amts mehr aufgelöft werden. Die Zahl der engeren Verbände tft je 
doch bei der Schwierigkeit eines einftimmigen Beſchluſſes nur eine ſehr 
geringe geblieben. 

III. Das Wahlprinzip in den neuen Kreisperbänden 
(Armengefeg 8 40) ift eine der folgenreichiten Neubildungen für die 
Kreis- und Communalverfaffung. Man war dur die Gefege über 
Reform der vestries fchon feit einer Reihe von Jahren an ein claffi- 
ficirteg Stimmrecht gewöhnt. Setzt follte für das gefammte Land im 
größeren Kreisverbänden ein wahrjceinlic dauerndes Stimmmverhältnif 
gebildet werden. Die ſchwer wiegende Armenftener wird zwar von dem 
occupier erhoben, fällt aber doch zulegt auf die Grundrente des 
Eigenthümers zurüd. Man glaubte daher neben dem unmtittelberen 
Steuerzahler aud) dem Eigenthümer al® dem dauernden Vertreter 
des Grundſtücks da8 Stimmrecht geben zu müffen, und behielt num 
gerade für die Eigenthümer die Stimmanfäge in den Kirchipielverjamm- 
lungen nah 58 Geo, III. c. 69 bei: bis zu 50 % Grundertrag 
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1 Stimme, für je 25 2 eine Stimme mehr, bis zu 6 Stimmen. Für 
die Steuerzahler als ſolche, alfo fir Miether, Pächter und andere 
oceupiers bie nicht Eigenthlimer find, wurden folgende 3 Stufen 
gebildet: 
Ratepayers unter 200 2 Grundertrag 1 Stimme, 
„ bis 400 2 Grundertrag 2 Stimmen, 
von 400 L oder darüber 3 Stimmen. 

Iſt der Eigenthümer zugleich bona fide occupier feines Grund⸗ 
eigenthums, fo ſoll er befugt fein zu ftimmen ſowohl in Bezug auf 
die eine al8 die andere Eigenfchaft (as well in respect of his oc- 
eupation as of his being such owner), alſo mit Weiter addirter 
Stimmzahl. Eigenthümer können ihre Stimme aud durch einen ſchrift⸗ 
(ih bevollmächtigten Stellvertreter proxy abgeben; Corporationen, 
Aftiengefellfchaften und andere companies können als Grunbeigen- 
thümer durch ihre Beamten nach gehöriger Eintragung in das Stimm 
buch votiren. Ratepayers follen nur ftimmberedtigt fein, wenn fie 
wenigftens ein volles Fahr vorher zur Armenfteuer eingejchätt und 
alle Barochialftenern und Beiträge für ein ganzes Jahr gezahlt Haben, 
wobei e8 jedoch auf Rüdjtände der letzten 3 Monate nicht ankommt 
(7 et 8 Vict. c. 101. $ 16). 

Nach einer zehnjährigen Erfahrung ift indeffen dies Wahlprinzip 
erheblich mobdificirt worden durch 7 et 8 Vict. c. 101. 88 14—16. 
Eigenthümer und ratepayers follen fortan diefelbe Zahl 
und diefelbe Proportion von Stimmen haben nad fol- 
genden 6 Klaſſen der rateable value: 

Bei einem Grundertrage unter 50 2. oder 300 Thlr. ©. excl. 1 Stimme, 
„Grundertrage von 300—60 „ u „ 2Stimmen, 
„  »  Grumdertrage von 600— 00 „ 3 u 
" _ » G©rundertrage von 00—1200 „ 4 „ 
”» _ »  Grundertrage von 1200-1500 „ „ Db „ 
» n  Grunbertrage von 1500 Thlr. ©. u. daruber 6 „ 

Eigenthümer und occupier in einer Perſon können in beiden 
Eigenschaften ihre Stimmzahl addiren. Die Ernennung von Stell» 
vertretern proxies wird dahin befchräntt, dag niemand für mehr als 
4 Eigenthlümer Stimmen führen darf, ausgenommen ein Pächter oder 
Gutsverwalter (tenant, bailiff, steward, land agent, collector of 
rents), Das Erforbernig der Einfhägung ber Stimmenden zu den 
Parochialftenern wird auf bie Armenfteuer befchräntt. Bei Kleinen 
Miethswohnungen bis 36 Thlr. G. wird die Einfhätung des Eigen⸗ 
thümers ftatt de8 occupier nad) Möglichkeit befördert durch 13 et 14 

66* 
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Vict. c. 99; fie kann durch einfachen Beſchluß der vestry eingeführt 
werden, und führt in diefem Fall zur Ausfchliegung vom Stimmreht 
bei den Wahlen zum Armenrath. 

IV. Die fo begrenzte Wählerfhaft wählt von Jahr 
zu Jahr einen Armenrath (I.) nad dem Armengefeß 8 38 und 
(IL) nad) der Zuſatzakte 7 et 8 Vict. c. 101. 88 14—21, unter 
folgenden Maßgaben. Jede Ortfchaft, parish oder township mit 
eigener Armenpflege, wählt wenigftens einen Guardian, größere Ort- 
Ichaften mehre Guardians nad Feſtſetzung des Armenamts (I. 8 38), 
und in Zukunft ift auch bei wachjender Bevölferung für eine Ber: 
mehrung der Guardians Sorge getragen (II. $ 18). Der Wahlakt 
erfolgt binnen 40 Tagen nad) dem 24. März (II. $ 17). Der &- 
wählte muß mit einem fteuerpflichtigen Realbefit von 240 Thlr. 
G. Ertragswerth in der Union anfäffig fein, ift nad Ab 
(auf des Jahres wieder wählbar (I. u. II.), und diefe Wiederwahl ift eine 
jehr gewöhnliche. Nicht wählbar aber ift, wer innerhalb der legten 5 
Jahre ein bezahlter Beamter der Armenverwaltung geweſen, oder 
irgend eine Remuneration aus der Armenftener bezogen hat (II. 8 14). 
Die Annahme des Amts ift eine freiwillige; von Zwang und Strafe 
der Ablehnung ift weder im Gefeß noch in den Orders des Armen: 
amts bie Rede. — Kirchipiele über 20,000 Seelen können durch das 
Armenamt in Wahlkreife wards von mindeftens 400 eingefchägten 
Häufern getheilt werden mit gefonderten Wahlaften; Wahlliften und 
Wahlaualifitationen (II. 88 19—21). Die Feftftellung der Einzl- 
heiten des Wahlverfahrens wird dem Armenamt überlaffen (Armen: 
gefeß $ 40). In Gemäßheit dieſes Vorbehalt ift die Leitung der 
Wahlen dem Clerk ber Union übertragen, welcher unterfchriebene 
Stimmzettel einfammelt und danach die Wahlrefultate feſtſtellt. Strei⸗ 
tigfeiten über die formelle Wahl eines Guardian entſcheidet ebenfalls 
das Armenamt durch order, wogegen ein Certiorari bei der Queen's 
Bench nur im nädjten Term ftatt findet (Armengefeg 8 8). 

Der fo gewählte Guardian bleibt bis zum folgenden 15. April 
im Amt, 14 et 15 Vict. c. 105.82. Kommt indeffen eine Jahres 
wahl der Guardians nicht zu Stande, fo können die für das vorige 
Yahr gewählten ihr Amt fortfegen bis zur nächften Jahreswahl 
(Armengefeg 8 10). Das Armenamt kann auch aus erheblichen Grün- 
den einem Guardian bie Niederlegung des Amts geftatten und eine 
Neuwahl anordnen ($ 11.). 

V. Die Eonftituirung des Kreisarmenraths erfolg 
durch da8 Zufammentreten der jo gewählten Guardians, welche unter dem 
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Zitel „The Gruardians of the Poor of A. B. Union in the 
County of N.“ eine Corporation bilden (Armengefet $ 7.). Als 
Mitglied ex officio tritt aber noch Hinzu jeder Friedensrichter, 
welder aktiv ift innerhalb der Grafſchaft oder bes Ri- 
ding, in welchem die Union, das Kirchſpiel oder ein Theil 
deffelben belegen iſt (every justice of the peace acting for 
the county, riding or division in whieh such union or parish, 
or any part thereof is situated 7 et 8 Vict. c. 101. $ 24.). 
Diefe Amtsftellung fol ihn nicht hindern als Friedensrichter auch in 
folhen Angelegenheiten zu fungiren, in welchen ber Kreisarmenverband 
betheiligt ift, 5 et 6 Viet. c. 57. 8 15. Für die ftädtifchen Friedens- 
rihter gilt diefe Stellung als ex officio guardians nit; doch ift 
die Wahl dazu auch in inforporirten Städten zuläffig und nicht ums» 
gewöhnlich. 

Das fo conftituirte Board wählt fich iu der erften Sigung einen 
Borfitenden Chairman, und einen oder zwei ftellvertretende Vor⸗ 
fitende auf die Dauer des Amtsjahres. 

Seine Hauptgefchäfte find: die Anftellung der befoldeten Beamten 
der Union, die Mitbefchließung über Neubau der Arbeitshäufer und 
Einfegung bes visiting Committee dafür, und das currente Gefchäft 
der Prüfung und Bewilligung der Unterftüßungsgefuhe. Die Ver- 
ſammlung kann für diefe und andere Spezialzwede Verwaltungs- 
ausſchüſſe Committees ernennen. Jusbeſondere kann nad 5 et 6 
Viet. c. 57. 8 7 für Kirchfpiele, bie über eine deutſche Meile von 
dem Sit des Kreisarmenraths entfernt find, auf Antrag deflelben durch 
das Armenamt eine Diftriktsftommiffion ernannt werden, zur Annahme 
von Unterftügungsgefuchen, Prüfung der Bebürftigleit und Bericht- 
eritattung an da8 Plenum. Ueber das Verfahren diefer Commiffionen 
muß jedoch ein eignes Buch geführt und von Zeit zu Zeit in den 
Sigungen des Kreisarmenraths aufgelegt werden. Auch bleibt dem 
Armenrath die Befugniß, noch nicht ausgeführte Anordnungen der 
Unterfommiffion zu ändern, und auf Unterftügungsgefuche felbftändig 
zu verfügen. 

VI. Das Armengefeß enthält endlich einige Klaufeln über die Ge- 
Idäftsordnung. Unvollftändig bejstte Boards fünnen, wenn we: 
nigftend 3 Mitglieder vorhanden find, gültig die Gefchäfte Führen 
($ 12). Mängel der Qualifikation oder Wahl einzeler Guardians 
machen die Majoritätsbefchlüffe nicht ungültig ($ 13). Ihre amtlichen 
Verhandlungen, Refolutionen 2c. haben in gewifjer Form gerichtlichen 
Glauben (8 17). Um den Gefchäftsgang gegen Caffationen wegen 
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Formfehler zu [hüten enthält das st. 5 et 6 Vict. c. 57 eine Rabe 

von nachträglichen Klauſeln. 

Die große Maſſe der Einzelheiten der Geſchäftsordnung iſt aber 
durch die General Orders feftgeftellt. Das Armengefeß ermächtigt 
nämlich die Centralbehörde zum Erlaß allgemeiner Gefchäftsordnungen 
mit Gefegesfraft, unter denen die Greeneral Order vom 26. Yali 
1847 in der That ein zweites Armengejek in mehren hundert 
Artikeln bildet, welche im Verlaufe der weiteren Darftellung einzu 
reihen find. ‘Der Armenrath bat fein Sigungszimmer regelmäßig in 
dem Arbeitshaufe, und hält wöchentlid eine ordentliche Situng, in 
welcher der Clerk of Union das Protokoll führt. Zur Bedlup- 
fähigkeit genügen 3 Deitglieder. Zuerſt berathen werden nene Unter: 
ftügungsgefuche, dann die Fortbewilligung früher gewährter Unter: 
ftügungen. Eben deshalb müſſen die Unterjtügungsbeamten perjönlih 
an der Situng Theil nehmen. Jedes Unterftügungsgejudy wird mit 
Angabe der Gründe redigirt. Weiter werben die Berichte über da 
Zuftand des Arbeitshaufes verlefen und die darauf bezüglichen Be⸗ 
Schlüffe gefaßt. Endlich find die Berichte des Treasurer zu verleſen 
und die Anmweifungen an die Overseers wegen Beſchaffung ber erfor: 
derlichen Gelber zu erlaffen. 

Alle Sigungen diefer Armenräthe find nicht öffentlich; für de 
Kenntniß der Steuerzahler wird das Hecht der Einficht in die State: 
liften und die Veröffentlichung der Nefultate der Armenverwaltung als 
genügend angejehen. 

1) Die Statiftil der Kreisarmenverbänbe, wie fie fiy nad Cimführang 
bes Armengeſetzes zunüchft gefaltet hatte, geben bie Journals of the Statistical 
Society Vol.I. p. 52. 123. Die umfaſſendſte amtliche Ueberficht geben die Parl. 
Papers 1854. No, 509. (Vol. LVI.), enthaltend eine alphabetifche Aufzählımg 
der Kreißarmenverbände in England und Maler, mit Angabe der einzelen das 
gehörigen Kirchfpiele und townships. Bei jeder Ortfcheft iſt das Areal, die 
Bevölkerung von 1851, der Werth des zur Armenfteuer eingefchägten Grund 
befige® und die jährliche Armenausgabe flir das Rechnungsjahr vom 25. Mär; 
1851—52 angegeben (mit einer Vergleichung der Bevöflerung von 1801 un? 
der Einſchätzungen des Grundbefites zur Einlommenfteuer von 1815 und 1843. 
— Die zweite Hälfte deffelben Bandes (No. 490) giebt eine nochmalige Ueber 
fit der Unions, ber einzelen Kirchipiele und Ortichaften, das Datum, unter 
welchem bie Union gebildet oder deklarirt ifl, ben Sahresbetrag ber Armenſtenet 
ſodann die Angabe des Polizeibezirks (petty sessional division) und des alten 
hundred-Bezirke, zu welchem die einzele Ortichaft gehört, ſowie der Poftkadt. 
In den Noten ift noch genauere Ansfunft über die Zuſammenſetzung der eit- 
zelen Ortfchaften gegeben; im Eingang p. U. IU. eine Generalüberſicht über 
die verfchiedenen Klafien von Unions; endfih &. 373—85 eine Ueberſicht ber 
85 Orte, welche noch nad) dem Arınengefek 43 Eliz. c. 2 adminiftrirt werben, 
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— meiſtens ganz Heine Ortichaften, nur 13 darunter über 1000 Seelen. — 
Die Zahl der zu einer Union vereinigten Kirchfpiele variirt natürlich) nad) der 
Größe. Wo viele Heine vorhanden waren, ift die Durchſchnittszahl bedeutend 
überfchritten. So ift die Caisdor Union in Lincoln aus 76 Ortsgemeinden zu 
einer Union von 34,291 Einwohnern zufammengelegt; die Hexham Union in 
Northumberland ans 71 Ortsverbänden zu einer Union von 30,420 Seelen. 
Die zufammenfaflende Meberficht ergab damals (1854) folgende Gruppen: 

1) 586 Unions, gebildet nad dem neuen Armengejeg, um- 
ſaſſend 13,963 Kirchfpiele mit 14,774,755 Einw. nad) dem Cenfus von 1851. 
Geder Kreisarmenverband enthielt alſo durchichnittlich 24 Kirchipiele mit 25,213 
Einwohnern. Daran reihen ſich (foordinirt den Unions) 20 große Kirchfpiele 
mit eigenem Board of Guardians nad) dem neuen Armengefe und einer Be⸗ 
völferung von 1,051,272 Einw., alfo jedes mit durchſchnittlich 50,000. 

2) 30 Kreisarmenverbände (Incorporations), gebildet unter 
Lokalakten, enthaltend 319 Kirchipiele mit 801,009 Einwohner: daran fidh 
reihend 15 einzele Kirchipiele unter Lokalakte mit einer Bevöllerung von 
1,478,282 Einw. 

3) 12 Unions gebildet unter Gilbert’s Act aus 200 Ortichaften 
mit 153,864 Einw. Dazu noch 2 einzele Kirchfpiele mit 19,656 Einm. 

4) 85 Kirchſpiele oder Ortfchaften mit einer Bevöllerung von 81,669 
Einw., weldje noch nach 43 Eliz. c. 2 verwaltet werden. 

Lüßt man den legteren unbedeutenden Reſt des alten Syſtems aufer Be⸗ 
rechnung, fo ergeben ſich aus ben organifirten Gruppen Nr. 1—3: 619 zu- 
ſammengeſetzte Unions, mit einem Durchſchnitt von etwa 25,000 Einw.; die 
daneben ftehenden 37 einzelen Kirchipiele find felbft wieder große Communal⸗ 
verbände von meiftens 50—100,000 Einw. 

Eine fpätere tabellariishe Ueberfiht geben bie Parl. Pap. 1858 N. 230. 
Vol. XLIX, Part. I. pag. 75.; P. P. 1861, Vol. LIV. 1., und ſummariſch 
auch die jährlichen Generalberichte. In dem Generalbericht 1361—62, p. 33. 
wird folgendes Gejammtverbältniß angegeben: 

Unter der Poor Law | 588 Unions, enthaltend 14,069 Kirchſpiele. 


Amendment Act 22 große Kirchfpiele 22 n 
Unter befonderen 21 Unions, enthaltend 320 n 
Lokalalten 15 einzele Kirchſpiele 15 " 

Unter Gilbert’s Act 12 Unions, enthaltend 188 " 
22 Geo. III. c. 83. 2 einzele Kirchfpiele 2 " 


Unter 43. Eliz. c. 2. 118 eingele Kirchipiele 118 " 
Total: 14,734 Kirchfpiele, 

Die legte Rubrik ift in den letzten Jahren feit dem st. Vict, c. 19. 
dadurch um etwa 30 Kirchfpiele vermehrt, daß eine Anzahl früherer Ertra- 
parochialpläge nad) dem Geſetz Elifabeths formirt wurden. Diefe uud die Ber- 
bände unter Gilbert’s Act, zuſammen aljo 308 Kirdgipiele, betrachtet das Armen- 
amt noch als erimirte Bezirte, während bie übrigen 14426 Kirchſpiele im 
Weſentlichen unter einem Berwaltungsiyften und unter Leitung des Eentralarmen- 
amts fiehen. Die Armenverwaltung der unter Lokalakten fiehenden Verbäinbe 
war durch 7 et 8 Vict. c. 102. $ 64 dem Syſtem des Armengeſetzes eingereiht. 
Diefes normale Syftem bildet danach 646 formirte größere Armenverbände 
denen nach Abſchluß der Tabelle durch Theilung der Wirral Union nod) ein 647ter 
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binzugelommen if. In ben Tabellen des Armenamts führen die Berbäzde 
ſchon feit mehren Jahren die ftehenden Nummern 1-—623.; wo fpäter eine 
Theilung eingetreten ift, hat man mit bem Zuſatz a., b., c., d., bie alte Rum 
mer beibehalten. Da nad dem Cenſus von 1861 die Gefammtbenöäfterung von 
England und Wales auf 20,061,725 Einwohner geftiegen war (wovon 19,813,984 
auf das Verwaltungsgebiet des Poor Law Board fallen), fo ergiebt fi, da} 
in runden Zahlen 30,000 Einwohner auf eine Armenunion fallen, durdiänitt- 
lich 23Ya Kirchipiele auf eine Union, 1370 Einwohner auf ein Armenficdipiel. 
Berglichen mit ben Zuftländen des Eontinents, if die Armenunion Heiner ale 
ein Kreisverband, aber größer als die nach franzöſiſcher Weile gebildeten Ge 
fammtgemeinben. Dan kann daher zweifelhaft fein, ob nach Berfaffung mb 
Umfang der eine oder andere Ausdrud für die engliiche Armen-Union ber an- 
gemeffenere ift. 

Schon feit 1836 bemüht ſich das Armenamt, eine Auflöfung der Incorpo- 
rations unter Gilbert’s Act auch wider deren Willen herbeizuführen, (Re- 
port of Poor Law Commiss, 1840. pag. 27), bisher jedody ohne Krfofg. 

2) Die Wertheilung ber Armenlaft auf Unton und Kirdfpiele ſaßt fh 
anfchanlicher geben, wenn man die Ausgaben für ein beftinmtes Jahr zu 
Grunde legt, wie dies Kries, Englijche Armenpflege 1863. S. 53. 54. aus ber 
Berichten und Tabellen für das Jahr 1857 thut: 

1) Die Kirchſpiele trugen unmittelbar die Koften: 

a) file den perfünlichen Unterhalt ber Armen. . . . 3,303,619 2. 

b) ärztliche Hilfe, Begräbniffe, lunatics oo. 803,095 2. 

Summa 4,106,714 $, 

2) Die Unions beftritten die Koften: 


a) für den Unterhalt der Irremovable Paupers. . . 937,216 2. 
b) Beſoldung der Unions-Beamten . . . » - 0. 637,629 2 
c) Zinfen und Amortifation der Baulapitalin . . . 217,196 2. 


Summa 1,792,041 8. 
3) Der Staat trug die Ausgaben: 


a) fiir die Centralbehörde und Infpectoren . . - - 36,600 2. 
b) Gehalte der Bezirlsrechnungsreviforen -. -. - - - 15,500 2. 
c) " n Lehrer und Lehrerinnen. -. © » - - 29,398 2. 
d) die Hälfte der Gehalte der Bezirfsäizte. . . . - 90,000 2. 

Summa 171,498 %. 


Der Hauptpoften der Unionsloften, nämlich die Irremovable Paupers, waren 
in den legten Jahren in fletigem Steigen. In den Jahren 1855—1861 waren 
fie im Verhältniß von 20,77 pCt. auf 24,18 p&t. der Armenunterhaltungstofen 
geftiegen, und werden nun durch Verliizung der Frift von 5 auf 3 Jahre fih 
ſchnell und bedeutend erhöhen. 
Eine Ueberficht iiber die Unions in England und Wales, die ſich bi zum 
25. März 1860 als Unions for Rating vereinigt hatten, geben bie Parl. 
Papers 1861. Vol. LV., 453. Es find 17 Verbände, weiftens GStäbte, and 
darunter 14 von altem Datum. Aus der Zeit der neuen Armengeſetzgebung 
nur Cambridge (1837), Lossop (1837), Docking (1846), 
3) Die Statiftil der Wählerfchaft zu den Armenverbänden iR mitte 
bar befördert durch die genauere Statifiil des Barlaments-Wahlredgis, die 
zum Zweck ber neueren verunglückten Reformbills veranftaltet wurde. Zu dieſen 
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Zweck find amtliche Zufaınmenftellungen der Armenftenerfinfen in den Parl. Papers 
1854. No. 69 (Vol. LIII. p. 219) gegeben, aber nur mit fummarifcher Unterfchei- 
bung der über 10 2. in den Grafidhaften, über 6 2. in den parlamentäwahlbe- 
rechtigten Städten Eingefchätten. Für die Berhälftniffe der Heinen Stenerzahler 
giebt einen ziemlich fiheren Anhalt die fchon früher berührte in den Parl. 
Papers 1849. No, 830 von Mr. Poulet Scrope veranlafte Zufammenftellung 
der Armenfteuerverhältnifie in 4 ausgewählten Graffchaften, welche die ver- 
ſchiedenen ſocialen Hauptgruppen des Landes darfiellen und zufammen Y/s aller 
bewohnten Häuſer in England, !/s des zur Armenfteuer eingeſchätzten Grund- 
eigenthume, !/s des Landesgebiets darftellen. In dem Statistical Journal XX. 
p- 230 finb daraus fpeciellere Tabellen zufammengeftellt. Die Häufer (d. 5. 
in England Wohnungen) unter 36 Thlr. ©. Miethswerth betragen hiernach 
52,3 p&t. der Häuferzahl, und darunter gehen 24,1 pCt. wegen Unvermögens 
ab; die Häufer von 36 bis excl. 60 Thlr. G. betragen 17,5 p&t., darunter 
24,5 pCt. Abzug; die Hlufer von CO Thlr. ©. und barliber machen 30,2 pCt. 
der Geſammtzahl aus mit 5,6 pCt. Abzug. Dehnt man dies Verhältniß, wie 
es ungefähr ftatthaft ift, auf ganz England und Wales aus, fo wären vorhanden, 
— wieder mit Beifligung der Abzüge: 
unter 6 2. oder 36 Thlr. ©. Miethäwerth . . . . 1,713,000 —412,000. 
von 6—10 2. oder 36—60 Thlr. G. Miethewertb . 572,000 — 140,000. 
von 102. ober 60 Thlr. ©. und dariiber Miethswerth 990,000 — 55,000. 
zufammen 3,375,000 —607,000. 
Es ergäben ſich daraus 2,668,000 occupiers und ratepayers ale mögliche Stimm- 
berechtigte für die Gemeinbewahlen. Aus der höchſten Klaſſe von 120 Thlr. ©. 
Miethowerth und barüber wären 935,000 occupiers vorhanden, ungefähr über⸗ 
einftimmenb mit der Zahl der PBarlamentswähler im Jahre 1852—53 (940,000 
Stimmberechtigungen, und etwa 860,000 ftimmfähige Perſoneu). Freilich be- 
barf es dabei noch der Aufklärung über die Zahl von Steuerausfällen „excu- 
sals“, bei der anfjcheinend Mikverfiändniffe in der Anlage der Tabellen unter- 
gelanfen find. Anch bebarf es noch einer Angabe itber bie Zahl der Grund- 
eigenthilmer (owners), bie in diefer Eigenfchaft noch befonders abftimmen. Eine 
ſpeziellere und geeignetere Ueberficht über die Wahlberechtigten giebt die Tabelle 
ber Parl. P. 1859. No. 118. 171, welche das Verhältniß der Armenfteuer 
foweit jolche vom Eigenthümer flatt vom Miether gezahlt wird (compounding 
rates) zufammenftelit, und die ich nach Seite 503. wieder abdrude. 


Stufe. occupier. compounded. | Stufe. occupier. compounded. 
mter ı 9. 53,017 47,921 | 11—excl. 12 2. 41,170 2,768 
i-excl. 2 2. 207,800 222,627 i— 13, 62,284 4,120 
2— „3, 235,997 247,698 | 13— „ 14, 35,829 979 
3- „4, 195,194 197,238 14— „ 15 37,682 1,012 
4— 5, 142,682 155,014 | 15— „ 20, 147,733 2,387 
u, 94,264 100,414 | 20— „ 25 „ 101,930 867 
6 u 7. 97415 56,188 235— „ 30, 69,664 393: 
I u 8, 80,297 21,604 | 0— „ 40 „ 96,387 667 
8.9, 81,365 19484 40— „ 50, 64,301 294 
9-„ 10. 59,260 11,099 | 50 2. u. mehr 271,717 630 
10—- „ 11, 64,088 8,406 | Gefammtfunme 2,230,076 1,100,755 
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Summirt man dieſe Zahlen in größeren Gruppen, fo ergeben fich folgende ber 
hältniffe: 
unter 6 2. Mietbewertb . - . . 1,898,866— 970,912 componnded. 


von 6—10 2. Miethswertb . . .  425,647— 107,370 . 
von 10 8. und barüber. - . » . 1,004,498— 322,523 
zufammen 3,330,831—1,100,755 " 


Es ift daraus erfichtlich, daß unter ben Stenerzahlern 57 pt. der Stufe unter 
6 2. Miethswerth angehören, und daß davon faft genau die Hälfte burd des 
Syftem des compounding rates ihr Stimmredt für die Armen verweitus 
verlieren. Zu der mittleren Klaſſe von 6—10 2. Miethswerth gehören 13 Pit. 
der Steuerzahler, von welchen 1/ı durch das compounding ihr Stimmredit wer 
tiert. Zu der dritten Klaffe gehören 30 p&t. der Steuerzahler, und für dieſe üñ 
das Syſtem des compounding ziemlich einflußlos. Für die Stenerfinfen von 
I0- 50 L., jedoch mit Ausfchluß der Parliamentary Boroughs, geben die P. P. 
1854 No. 508 Vol. LV. folgende jummarijche Ueberſicht: 
England. Wales. Summe. 


von 10—excl. 208. . » . . 165,351 12,046 177,39 
2 u OT... 75,649 6,726 83,375 
30— „ MR 2.2200 44,623 4,350 43,973 
„40—2 u OR . 2.2.0 380,834 3,209 34,043 
über 508. .. “2. 179,846 9,831 182,677 


Es ergiebt ſich daraus, daß die Abſtufungen in Stadt und Sand ungeräht 
gleichartig find; nur ift die höchſte Stufe von 50 2. und darüber anf ven 
Lande ftärfer vertreten, weil bier die mehr als 100,000 größeren Pachtunger 
über 50 2. ins Gewicht fallen. Die fpeziellfie Ueberficht der oecupiers, welche 
zur Armenſteuer eingeichägt find, geben die Parl. P. 1860. No. 23. Vol. LV. 
©. 177—138 für jede Graficgaft und mit Hervorhebung der einzelen Orticeiten 
über 5000 Einw., jedoch mit Ausſchluß der parlamentsberechtigten Städte ud 
ohne Summirung der Zahlen (vergl. jedoch S. 233). Derfelbe Band enthält 
No. 341. 572. 569. 2739. 124. 256. ftüdhveife Angaben auch über jewe Städte. 
Die Zahl der male oocupiers von 6—excl. 10 %. war danach in den Barla- 
mentsftädten = 288,889, von 10 %. u. dariiber = 566,175. In Sunmma ergiebt fi. 
daß nad) Abzug der compounded rates 2,230,000 Steuerzahler übrig bleiben 
von denen mehr als %/4 auch die fonftigen Dualificationen zur Wahlberechtigung 
haben mögen. Die Steuerpflichtigen von 50 2. und barliber, (mit 2—6 Stm 
men), betragen = 271,700, alfo = 81,6 pCt. aller Steuereinfgägungen, und nah 
Abzug ber compounded rates = 12%, p&t. Eine fpeziellere Abftufung ber 
Wahlberechtigten mit einer plurality of votes unb ber in befonderen Files 
geführten Grundeigenthümer ift flir jetst nicht zu ermitteln. 

Auf Anweiſung des Armenamts laun dies neue Wahliuflem aud ang 
wandt werben auf die Wahlen fämmtlicher Beamten in Berbänben, welche 
nad Gilbert’s- Act oder unter Lolalaften abminiftrirt werden (Armeng. 8 +1) 

4) Für das Wahlverfahren ergaben ſich anfangs einige Inconvenienzen, Bep- 
Poor Law Commiss. 1840. pag. 25. 26. Am 30. Januar 1843 erließ dei 
Armenamt in Gemäßheit der gefetlichen Ermächtigung ein Regulatio, wened 
ber Sefretür des Kreisverbands (clerk of the union) die Fiften der Stimmbr 
rechtigten zu prüfen und über Reklamationen dabei in den Formen de6 friedent- 
richterlichen Verfahrens zu enticheiden hat. Die General order von 
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26. Juli 1847 enthält fodann in Art. 1-27 eine umfändlide 
Bahlordnung, die das Borbild der neuften Gejeßgebung auf weiteren Ge- 
bieten geworben if. (1.) Die Overseers follen alljährlich vor dem 26. Mürz 
in dem Steuerbuch die Namen derer auszeichnen, die in dem vollen letzten 
Zahr zur Armenftener eingejchätt waren, und folche auf ein ganzes Jahr ge- 
zahlt haben, abgeiehen von den letttvorangegangenen 6 Monaten. (2.) Der 
Hauptbeamte für den Wahlalt ift der Clerk of the Union. (3.) Die Guar- 
dians mögen zu feiner Unterftiigung eine Anzahl von Hülfsbeamten fir den 
Wahlakt ernennen; wenn fie ed verfäumen, ernennt folde ber Clerk ſelbſt. 
(4.) Diefe Hülfsbeamten find allen Anmeifungen des Clerk bei dem Wahlakt 
unterworfen. (5.) Die Overseers follen ſich beim Clerk einfinden, jo oft er 
ihre Anweſenheit bei dem Wahlgefhäft verlangt. (6.) Bor dem Wahlakt ift 
das PBublifum über die Zahl, Qualififation der Guardians, den Wahltermin 
und den Modus der Abftimmung durch eine formmlirte Bekanntmachung in 
Kenntniß zu feßen, die an der Thür des Arbeitshaufes und an fonft itblichen 
Orten auszuhängen. (7.) Jeder Wahlberechtigte Tann nach Formular B. eine 
Anzahl von Berjonen in feinem Kirchipiel durch fchriftliche Anzeige nominiren 
und feinen Vorſchlag zwifchen dem 15. und 26. März einfenden. (9.) Wenn 
die Zahl der jo Nominirten die Zahl ber zu Wählenden nicht überfleigt, fo gilt 
der Borgefchlagene ohne Weiteres als gewählt, und erhält als ſolcher vom Clerk 
ein Certifikat. (10.) Wenn aber die Zahl der Nominirten größer ift, fo foll 
eine ſchriftliche Abfimmung eintreten, zu welcher der Clerk Stimmzettel nad) 
Formular C. vertheilen läßt, und zwar fo, daß (11.) am 5. April jeder quali- 
fieirte Steuerzahler, Eigenthlimer oder proxy einen Zettel (voting paper) er- 
hält, in welchen die bisher nominirten Candidaten ber Reihe nach abgebrudt 
find. (12.) Hält der Clerk einen der Nominirten fir nicht qualificirt, fo foll 
dies in dem voting paper neben dem Namen bemerkt werben. (13.) Wenn 
einer der Nominirten dem Clerk jchriftlich feine Ablehnung anzeigt, jo gift die 
Romination als nicht geſchehen. (14.) Jeder Stimmberedhtigte ſchreibt bie 
Anfangsbuchftaben feines Namens auf die Stimmyettel neben bie Namen ber 
Berfonen, die er gewählt wiſſen will. (15.) Schreibensunfundige fügen am 
Schluß ihr Handzeichen bei, weiches von einem Zeugen zu attefliren ift, der 
dann auch flatt des Schreibensunfundigen bie Anfangsbuchftaben des Namens 
neben jedem Candidaten notirt (16.) Zettel, auf denen mehr Candidaten als 
zu wählen find durd) die Anfangsbuchftaben markirt werben, oder bei denen die 
Unterjchrift oder die Atteftirung der Unterfchrift fehlt, oder in welchen ber 
proxy fich nicht gehörig als ſolcher unterjchrieben hat, find ungiiltig und mer- 
den bei der Zählung der Stimmen weggelaflen. (17.) Die vertheilten Stimm- 
zettel läßt der Clerk am 7. April durch feine Beamten aus der Wohnung des 
Stimmberedtigten abholen. (18.) Wer aus Berjehen feinen Stimmzettel zu- 
gefandt erhalten bat, kann vor dem 8. April ſich im Büreau bes Clerk 
einfinden, und dort im bdeffen Gegenwart einen Stimmzettel ausfüllen. 
(20.) Iſt aus Verſehen ein Zettel von dem Stimmberechtigten nicht abgeholt, 
jo kann derſelbe bis zum 8. April 12 Uhr den Zettel perjönlich abliefern. 
(21—23.) Am 9. April und nöthigenfalls an dem nächſtfolgenden Tage findet 
fi der Clerk in dem Büreau der Guardians ein, ftellt die Gültigkeit der 
Stimmen durch Prüfung der Steuerbücher und fonftigen Berzeichniffe feft, zählt 
die giftigen Stimmen zufammen und ftellt den Kandidaten, welche die Mebr- 
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heit erhalten haben, ihr Eertificat nach Formular D. aus. (24.) Stimmiehellen 
und Stimmzettel werben dann bem Board of Guardians bei der wählen 
Sitzung überliefert und 2 Jahre lang aufbewahrt. (25. 26.) Eine Life der 
Candidaten, der abgegebenen Stimmen und der mit Stimmenmehrheit Ge 
wählten wird gebrudt, den Armenaufiehern tiberfandt und an den übficken 
Orten ausgehangen. — Dies Verfahren dient offenbar dazu, jebe Berathung 
Berfändigung und jeden lebendigen Zufammenhang umter ben Gemeinbegenofien 
aufzuheben, und hat diefen Zweck auch erreicht. 

5) Amtliche Meberfichten über das Perſonal der Guardians ergiebt eie 
Parish and Board of Guardians Almanack, der mir aber nicht zu Geſich 
gefonmen. Gelegentliche Angaben tiber die Zuſammenſetzung einzeler Armen 
räthe fommen in den Parlamentspapieren vor, 3. B. in dem Rep. of Pour 
Law Commiss. 1840. &. 83 über folgende aus vielen Meineren Kirchſpielen 
zufammengejeßten Unions: 


Zahl der Zahl der Bevbller ng. Durdsichnittsbeitreg 


Union: Ortichaften. Guardians. jedes Kirchipiele. 
Alnwich 62. 88. 17,263. 666 Thlr. ©. 
Castle Ward 77. 79. 15,539. 444⸗ 
Hexham 69. 80. 27,271. 76 u 
Morpeth 72. 17. 44,340 4A ur 
Rothbury 71. 72. 7,716, 32 u m 
Stockton 4. 54. 23,236. 10890 u m 
Teesdale 44. 53. 19,839. 1060 u m 
Penrith 39. 50, 21,280. 9 5 
Cockermouth 47 58. 81,836. 4 „ . 


Die Sefammtzahl der Guardians mag (nrit Rüdficht auf ihre bedeutende 
Zahl in den großen Kirchſpielen) jet 15,000—17,000 betragen, wozu ned ein 
großer Theil der 10,000 aktiven Friedensrichter der Grafichaft hinzutritt 

Wo das Armenamt anordnet, daß ein einzeles Kirchfpiel wie eine befonbere 
Union durch ein gefondertes Board of Guardians vermaltet werbe, (affo grofe 
Kirchipiele den Unions coordinirt), jo ift das board in eben der vorgedachten Weile 
zu wählen und zu conftituiren (Armengeſetz $ 39). 

Obgleich die Mehrzahl der gewählten Guardians gewöhnlich Pächter en! 
dent Lande, shopkeepers in den Städten find, fo rühmt doch das Armenamt 
von Zeit zu Zeit fehr Tebhaft die „praftiiche Tuchtigkeit der aus fo vielartigen 
Elementen zufammengejetten Berfammlung, ihre Berträglichleit und das yraf- 
tiſche Geſchick in der fchwierigen Gefchäftsführung." Dafür loben aber and; die 
Boards das Tönigliche Armenamt. Es ift richtig, daß ein Graficdhaftefriedent- 
richter ſehr gewöhnlich die Ehrenftellung eines erſten Vorſitzenden anninımt, uud 
daß in den Städten auch angefehenere Männer eine Wahl annehmen; leider if 
indeffen die Theilnahme der höheren Klaſſen eine nur ſporadiſche, der Mehrzahl 
nach für die Einzelgeſchäfte nur nominell. 

6) Meber deu Gefchäftsgaug ber Armenräthe verbreitet ſich ſchon feht 
vollſtündig bie Order as to the proceedings ofthe board of guar 
dians vom 20. April 1842. Sie handelt von den Sikungen ber Boards 
Art. 1—11 (in der Regel einmal wöchentlich, doch auch abweichend, mit Geneh 
migung des Armenamts). Zur Beſchlußfühigkeit gehören wenigſtens 3 ax 
wejende und zuftimmende Guardians. Anf Antrag von 2 Guardians, abrefkrt 
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an den Clerk, muß eine außerorbentlihe Situng einberufen werden. — 
Proceedings of the Board (Art. 13—14): in Abweſenheit des Borfigen- 
den fann die Berfammlung einen foldhen pro hac vice wählen. Jede Sikung 
beginnt mit ber Borlefung des Protololls, Bemerkungen dazu, Beſchlußna hme 
über die Unterftügungsgefuche u. |. w. nad; beſtimmt vorgefchriebener Tages⸗ 
ordnung. — Contractjchließungen Art. 15—20 (Verfahren bei Lieferungs- 
Eontracten und anderen Ficitationen.. — Erlaß ber Order zur Zahlung ber 
Beiträge an die Overseers der einzelen Kirchſpiele Art. 21—23. — Cautions- 
fellung der Beamten Art 24. 25. Den Schluß madt eine explanation of 
terms und eine Anzahl Formulare, — Die große General Order vom 26. Juli 
1847 nimmt im Wefentlichen dieſelben Beftimmungen über die Gefchäftsord- 
nung ber Boards of Guardians auf: Art. 28—36 über die meetings der 
guardians, Art. 37—43 proceedings of the Guardians, Art. 44—51 contracts 
of guardians,. 

Es kam fchon bei der erften Geſchäftsordnung (First Annual Report 1835. 
Appendix A. No. 6) die Frage über [Deffentlidhleit der Verhand— 
lungen ber Kreisarmenräthe zur Sprache, die von der Behörde abgelehnt 
wurde nad dem Princip, „daß die Berathungen adminiftrativer Körper nicht 
öffentlich fein follten.” (Second Annual Report 1836, App. C.). 


8 108. 


Das nene Syitem der befoldeten Armenverwaltungsbeamten. 
Armengefet 55 46—48. 95 ff. 


Das Armengefeg giebt die abjichtlich unbeftimmte allgemeine Er- 
mädtigung zur Anftellung befoldeter Beamten in den folgenden bedeu- 
tungsvollen Worten des 8 46: 

„Das Armenamt foll ermächtigt fein, wie und wann es ihm angemeſſen er- 
ſcheint, durch Order unter Handichrift und Siegel anzumeifen die Armenaufjeher 
oder guardians jeder Gemeinde oder Union, — oder fo vieler Kirchipiele oder 
Unionen, wie dad Armenamt in folder Order jpezificirt, und vereinigt erffärt 
für den Spezialzwed der Anftellung bejonderer Beamten: — anzuftellen jolche 
beſoldete Beamte mit ſolchen Dualifilationen wie das Armenamt nothmendig 
erachtet für bie VBeauffichtigung oder Hiülfeleiftung in ber Verabreichung der 
Unterftügung und Beichäftigung der Armen, und für die Prüfung und Re- 
vifion, Kaffirung oder Defectirung der Rechnungen in ſolcher Gemeinde, Union, 
oder vereinigten Kirchipielen, und zur jonftigen Ausführung der Borjchriften 
diefes Gefees; und das Armenamt foll ermächtigt fein, feftzuftellen, zu fpezifi- 
ciren, und zur Ausführung bringen zu laſſen die verfchiedenen Amtspflichten 
folder Beamten, und die Orte oder Bezirke, innerhalb welcher folche erfüllt 
werden follen, und die Art der Ernennung zu beftimmen, und zu entjcheiden 
über die Beibehaltung im Amt, oder die Entlaffung folder Beamten, und 
über den Betrag und die Weife der von ihnen zu beftellenden Kaution; und 
wo eine Beranlaffung dazu ift, zu reguliren den Betrag, die Termine und 
die Weife der zu zahlenden Gehalte und die Bruchtheile, nad) welchen die ein- 
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zelen Gemeinden oder Unionen dazu beitragen follen; und folche Gehalte elen 
zur Laft fallen der poor rate ſolcher Gemeinde ober Union, zahlbar darans in 
der von dem Armenamt feftgeftellten Weife und Broportion, einzutveiben von 
den Armenauffehern und guardians in berjelben Weife, wie die Gehalte ber 
assistant overseers oder anderer befoldeten Beamten einer Gemeinde ee 
Union nad; dem Geſetz beizutreiben find; und alle ſolche Zahlungen ſollen gül- 
tig fein und paffiren in den Rechnungen ber overseers oder guardians, weid 
solche zahlen.“ 
Ebenfo bedeutungsvoll find die Klaufeln des $ 43, welche die beſolde⸗ 
ten Armenverwaltungsbeamten der adminiftrativen Gewalt und dem 
Entlaffungsrecht des Töniglichen Armenamts unterwerfen: 
„Das Armenamt wird hierdurd ermächtigt, iwie und wann es ihm angemefen 
ericheint, mit oder ohne Antrag der overseers oder guardians, durch Order 
unter Handichrift und Siegel zu entfernen (remove) jeden Borfteher einet 
Arbeitshaufes, ober assistant overseer, oder fonftigen beſoldeten Beamten jeder 
Gemeinde oder Union, welchen das Armenamt für ungeeignet oder ungenägent 
zur Erfüllung der Pflichten eines ſolchen Amts erachtet, oder welcher zu irgend 
viner Zeit verweigern, ober vorjätlich verfäumen follte Gehorſam zu Teilen oder 
auszuführen irgend eine der rules, orders, regulations, byelaws des Arme: 
amts, — und von Zeit zu Zeit bie competenten Perjonen veranlaffen, eine x 
eignete und paſſende Perfon an deſſen Stelle zu ernennen; ein jo entlaffese 
Beamter joll in keinem bejoldeten Armenverwaltungsamt wieder angeſtellt wer- 
den ohne Conſens des Armenamts unter Handjchrift und Siegel: mit dem al- 
gemeinen Vorbehalt, daß Niemand zu einem Armenamt oder zu einer Betheiligung 
an ber Armenverwaltung zugelaffen werden foll, welcher überführt if eine 
felony, eine® Betrugs oder eines falfchen Eides.“ 
Diefe Klauſeln führten eine völlige Umbildung des Beamtenthume 
herbei, welches ſich nun Hberfichtlich in drei Gruppen bdarftellen läßt: 
die Overseers und ihre befolbeten Hitlfsbeamten; die befoldeten Ber- 
waltungsbeamten der unions; die befoldeten Beamten der Arbeitshäufer 
insbeſondere. 

I. Die Overseers of the Poor, ſonſt die einzigen Beam⸗ 
ten erfter Inſtanz für die ganze Armenverwaltung, find durch das 
neuere Verwaltungsſyſtem hauptfächlich auf die Armenfteuererhebung 
beſchränkt, und auch darin wieder vielfach verdrängt durch bejoldete 
Hülfsbeamte. Ihre heutigen Funktionen find da, mo das Syſtem der 
guardians durchgeführt ift, noch folgende:*) 

(1.) Die Ausfhreibung und Erhebung aller Steuern 
zum Unterhalt der Armen und zur Beftreitung der geſetzlich auf die 
poor rate gelegten Laften; Rechnungslegung darüber am Ende jedes 
Quartals; Auszahlung folder Summen aus den gefammelten poor 
rates, wie folche durch fchriftliche Zahlungsanweifungen de Board 
of guardians von Zeit zu Zeit zur Beftreitung der Koften der Armen 
unterftügung und zu den Generalausgaben der Union von ihnen ver 
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langt werden. Im Gebiet diefer Stenererhebung gelten noch die 
im 8 17 gegebenen Grundfäte über imposition, amendment, levy, 
eustody und accounts. Die Friedensrichter haben noch ihre alte 
Stellung bei der Betätigung der ausgefchriebenen Steuern und bei den 
appeals; die Armenauffeher ihre alte Verpflichtung zur Anlegung der 
Steuertabellen und zur Ausfchreibung der periodischen Beiträge. Das 
Syitem der Rechnungslegung ift aber vereinfacht, da die Overseers 
nicht mehr die Einzelvertheilung der Armengelder beforgen, fondern nur 
die von den guardians dazu erforderlichen Summen in größeren Pos 
iten von Zeit zu Zeit einzahlen. “Die materielle Rechnungsrevifion 
durch die riedensrichter ift verdrängt durch bie der District Audi- 
tors. Auch das Geſchäft der Steuererhebung ift erleichtert durch 13 
et 14 Vict. c. 99, d. 5. die Einziehung der Steuer vom Eigenthüümer 
itatt vom Miether bei Keinen Wohnungen. Auch das Beranlagungs- 
gefhäft ift durch die Parochial Assessment Committee Act 1862 
völlig unter die Leitung von Ausfchüffen des Kreisarmenraths getreten 
($ 17. a. E.), und die Thätigkeit der Overseers zum Theil durd 
befoldete Taxatoren erfeßt. 

(2.) Armenunterftügung zu gewähren fteht dem overseer 
nur noch in Fällen plöglicher und dringender Nothwendigkeit zu; er 
kann dann eine zeitweife Unterftigung außer dem Arbeitshaus geben, 
aber nicht in Geld, fondern nur in Naturalgegenftänden abfoluten Be⸗ 
dürfniffes. Mag er dies aus eigner Bewegung oder auf friedens- 
rihterliche Order thun, jo Hat er in möglichiter Eile dem geordneten 
Unterftügungsbeamten davon fchriftliche Anzeige zu machen. 

(3.) Einzele Communalgeſchäfte eines Ortsporftandes 
dauern aus der älteren Geſetzgebung fort, und find noch durch 
einige neue vermehrt. Dahin gehört die Verpflichtung zur Feftftel- 
lung der Niederlaffungsverhältniffe der permanenten Armen, 
die Beantragung der orders of removal und die Herbeifchaffung der 
nöthigen Beweiſe. Ferner die Verpflichtung zur Beerdigung unbelann- 
ter Leichname; die Verpflichtung zur Strafverfolgung von Spielhäufern, 
brothelse und anderen unorbentlichen Häufern, 58 Geo. II. c. 70. 
8 7; die Anlegung der Urliften für den Gefchworenendienft, 6 Geo. 
IV. c. 50; die Mitwirkung bei der Negiftrirung der Parlaments» 
wähler, 6 Vict. c. 18; 11 et 12 Viet. c. 99; 14 et 15 Vict. c. 
14; endlich nach) den Negulativen des Armenamts Führung der Urliften 
für die Wahlen der Kreisarmenräthe, und nach einer generellen Klau⸗ 
jel dieſer Hegulative „Affistenzleiftung in allen Dingen zur Ausführung 
der orders der guardians, zur Beobachtung alfer gefegmäßigen or- 
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ders des board of guardians und aller rules des fönigliden Ar⸗ 
menamts.“ 

In ihrer Amtsverwaltung find alfo die overseers jetzt ſowehl 
den Kreisarmenräthen als den Friedenerichtern unterworfen infomeit, 
daß „jeder vorfägliche Uingehorfam gegen die legal reasonable orders 
der Friedensrichter und guardians in Ausführung der rules, orders 
und regulations ded Armenamts, der Generalinfpeltoren und de 
Armengefeges” auf Ueberführung vor zwei Friedensrichtern mit Geld⸗ 
buße bi8 5 L geahndet wird (Armengeſetz 8 95, 54.) Bei Unter: 
fchlagungen und Veruntreuungen ift außer der gefeglichen Criminal: 
ftrafe noch Geldbuße bis 20 L und die Strafe des Dreifachen gedroht 
($ 97), im Unvermögensfall Gefängniß oder Correctionehaus bis y 
3 Monaten, jedoch mit Appellation an die Quartalfigungen (8 9. 
104). Daran reiht ſich die fehr fpecialifirte Rechnumgsrevifion durd 
die Diftriftsauditord, die durch Defectirung aller „nicht gejekmähig 
geleifteten" Zahlungen den overseer perſönlich regreßpflidhtig madt, 7 
et 8 Vict. c. 101 8 63; 11 et I2 Vict. c. 91; 12 et 13 Vict. 
c. 103. 8 7. 

Die Overseers- in diefer Stellung follen noch immer ein un: 
entgeltlihes Ehrenamt verwalten, und dürfen keinerlei Remune 
ration bafür aus den Armenfonds liquidiren, 7 et 8 Vict. ce. lol; 
11 et 12 Vict. c. 91. Das praftifhe Bebürfniß Hatte jedoch in 
großen Kirchipielen fchon feit längerer Zeit die Zahlung von Gehalten 
herbeigeführt. In vielen Lofalakten wurde die Anftellung befoldeter 
Steuereinnehmer (collectors) geſtattet. Durch Sturges Bourne's 
Act 59 Geo. III. c. 12 war die Anftellung befoldeter Assı- 
stant Overseers allgemein erlaubt. Das Armengefe enthielt 
ebenfo unzweifelhaft die Ermädtigung zur Anftellung von befoldeten 
Assistant Overseers, wobei dad Armenamt möglichft auf Anftellung 
für gleichzeitig 5 oder 6 Ortfchaften Bedacht nahm. Natürlich nahen 
das durch Geſetz, die Oberbehörde und den berrfchenden Sinn ber 
Steuerzahler gleichmäßig begünftigte Syitem fchnell überhand. Auf 
Grund der allgemeinen Ermächtigung zur Anftellung befoldeter Beam- 
ten hielt ſich das Armenamt auch für befugt die Anftellung befon- 
derer Collectors neben bejoldeten oder unbefoldeten Orerseers 
zu verfügen. Die orders dazu waren für etwa 4600 Kirchſpiele er- 
faffen, als 1859 die Queen’s Bench eine foldhe Order als illegal 
kaffirte. Ein deffarirendes Geſetz, 2 et 3 Vict. c. 84, beftätigt nun 
zwar die einmal erlaffenen Orders als gültig, macht aber neue von 
einem Antrag der Armenräthe abhängig. Etwa in einem Drittel der 
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Kirchſpiele können alfo noch befondere befoldete collectors vorflommen ; 
in alien Kirchfpielen befoldete assistant overseers fir Einſchätzung 
und Steuereinnahme zugleich beftimmt. **) 

Durch diefe Gefchäftstheilungen und durch die Anftellung befol- 
deter Assistant Overseers und Collectors in den erheblicheren Kirch⸗ 
fpielen wurde die Auffaffung befördert, welche in dem einft bedeu⸗ 
tungsvolfen Gemeindeamt eine Kleine Buchhalterſtelle fieht, der zugleich 
die Verpflichtung obliegt, da8 Conto der fleinen und unficheren Re 
ftanten jährlich in Ordnung zu bringen. 

DO. Das Syſtem ber befoldeten Berwaltungsbeamten 
für die Union, alfo beftimmt für bie Verwendung der Armen- 
ftener, und insbeſondere für die Einzelunterftügungen, beruht auf der 
alfgemeinen Ermächtigung des 8 46 des Armengefeges. Auf Grund 
derfelben Hat das Armenamt durch general orders ein Amtsfchema von 
befofdeten Clerks, Treasurers, District Medical Officers und Re- 
lieving Offhicers durch alfe Armenverbände gleihmäßig durchgeführt. 

1. Der Clerk to the Guardians,!) Sefretär bes 
Kreisarmenraths, (fehr gewöhnlich ein Anwalt), hat regelmäßig 
beizumohnen den Sigungen der guardians, das Protokollbuch zu füh- 
ren, alfe Rechnungen, Rechnungsbücher und Alten als Calculator und 
Regiftrator, alle Eorrefpondenz als erpebirender Sekretär, Prozeſſe als 
Anwalt zu führen, Eontractdentwürfe anzufertigen, alle orders des 
Armenamts und des Sreisarmenraths gehörig bekannt zu machen, zu 
vertagten und außerorbentlichen Sigungen einzuladen, das ganze Wahl- 
geſchäft für die Kreisarmenräthe zu leiten und überhaupt „allen geſetz⸗ 
lihen orders des Kreisarmenraths und des Armenamts Gehorjam zu 
leiſten.“ 

2. Der Treasurer, Schatzmeiſter, Rendant?), hat die 
Amtspflicht zu vereinnahmen alle von den einzelen Kirchfpielen zur 
Unionskaffe eingezahlten Summen, auszuzahlen auf Anweifung des 
Armenraths die einzelen zur Unterftügung nöthigen Gelder, Buch zu 
führen über diefe Einnahmen und Ausgaben, Rechnung zu Tegen 
dem Armenratd auf Verlangen; in beftimmten Perioden aber feine 
Bücher und Beläge dem District Auditor zur materiellen Reviſion 
vorzulegen. 

3. Der District Medical Officer, Bezirtsarmen- 
arzt,?) wird aus der Zahl der praftifirenden Aerzte, surgeons (über 
deren Qualifikation das Armenamt von Zeit zu Zeit Regulative er- 
läßt), vom Kreisarmenrath ernannt für einen feften Bezirk, der in 


England nicht über 15,000 acres (ungefähr 1 bdeutfche DiMeik) und 
Gueiſt, Engl. Sommunalverfaffun‘ 
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nicht über 15,000 Seelen umfaſſen darf. Er hat gehörig und pünft- 
lich alle der ärztlichen und wundärztlichen Hülfe bedürftigen Armen in 
feinem Bezirk zu behandeln, die nöthigen ärztlichen Attefte anszufteen, 
wöchentliche Berichte unter Einzeichnung der einzelen Beſuche an den 
Kreisarmenrath in einem vorgefchriebenen Formularbuch zu eritatten, dem 
ein jührliches alphabetifches Regiſter beizufügen ift; auf Erfordern auch 
in einzelen Fällen Spezialberichte, über epidemifche Krankheiten allge 
meine Berichte. Auf Verlangen foll er auch den Sigungen des Board 
of Guardians beimwohnen. 

4. Die Relieving Officers,*) Unterftüßungsbeam: 
ten, (durchfchnittlich etwa 2 für jede Union mit einem Durchſchnitts 
gehalt von 500 Thlr.) follen ernannt werden aus Perfonen, die dei 
Rechnens und der Buchführung kundig, fich verpflichten in einem Kird- 
fpiel der Union zu wohnen, und ihre ganze Zeit dem Amt zu widmen 
mit Ausschluß jedes andern Gewerbes oder Geſchäfts. Der Unter- 
jtüßungsbeamte bat in Empfang zu nehmen alle Iinterftügungsgefud 
innerhalb feines Diftrikts, jofort durch perfünlichen Befuh im der 
Wohnung die Umftände jedes Falle zu prüfen, inebefondere den Gr: 
fundheitözuftend, die Arbeitsfähigfeit, die Mittel des Bittſtellere, 
und darüber zur nächften orbentlihen Situng dem Armenrath Bericht 
zu erftatten. Er bat diefen Sigungen perſönlich beizumohnen, auf be 
fondere Ladung auch den außerordentlichen ıwmeetings. In dringenden 
Fällen kann er ohne Anfrage Unterftügung gewähren, entweber durd 
Aufnahmeorder in das Armenhaus oder dur) outdoor relief, im leg: 
teren Falle aber nur in Naturalien, nicht in Geld. Negelmähig 
hat er die vom Armenrath bewilligten Wochenunterftügungen pünltlich, 
in der vorgefchriebenen Weife zu zahlen und zu gemähren, voll 
ftändige Rechnung zu führen über empfangene und verausgabte Gelder 
und Naturalien, wöchentlich feine Bilance zu ziehen und dem Clerk 
zur Einficht vor der ordentlichen Sigung, dem board of guardians 
in der Sigung zur Genehmigung vorzulegen; endlich Bücher, Rech 
nungen und Beläge in reglementsmäßigen Perioden dem District 
Auditor zur Reviſion vorzulegen. 

5. Superintendents of Pauper Labour, Armes: 
arbeitöaufjeher, kommen nur in einzelen Kreisarmenverbänden vor, in 
welchen periodifch arbeitsfähige Arme ausnahmeweife außer dem 
Armenhaus befchäftigt werden. Sie merden angeftellt wie die übrigen 
Unionsbeamten, aber meiftens nur auf Lürzere Perioden, wo ein befom- 
deres örtliches Bedürfniß auf eine beftimmte Zeit Gervortritt, wie bei 
Stodungen in den großen Fabrifationszweigen. 
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II. Die befoldeten Beamten der Union Workhou- 
ses bilden in Folge des durchgeführten Syſtems der Arbeitshäufer 
eine zahlreiche eigene Klaſſe. Zur periodichen Bifitation der Häufer 
hat nad) $ 41 (43. 22) des Armengefeßes und nach den General 
Orders des Armenamts der Kreisarmenrath zunäcft ein Visiting 
Committee aus feiner eigenen Mitte zu ernennen, welches menig- 
jten® einmal wöchentlich den Zuftand des workhouse zu unterfuchen, 
die legten Berichte des Hausgeiftlichen und Hausarztes einzufehen, die 
Borräthe zu prüfen und erhobene Befchwerden zu unterfuchen hat. Syn 
einem Visitor’s Book haben fie dann nad bejtimmtem Formular 
gewiffe Fragen zu beantworten und dies Bud) in den ordentlichen 
Situngen des Kreisarmenrath6 vorzulegen. Die Wahlen der Visi- 
tors und der Arbeitshausbeamten fowie die Entwerfung ber 
Regulative für die Arbeitshäufer find den Anordnungen des Töniglichen 
Armenamts unterworfen. Dies hat überall von feinen Befugniffen 
Gebrauch gemacht, womit die älteren Vorfchriften 22 Geo. III. c. 83. 
$$ 10. 34; 49 Geo. III. c. 124. 8 5; 50 Geo. II. ce. 50. 881. 
5. veraltet find. ‘Die bei jeden Arbeitshaus nad) den Greneral Or- 
ders normalmäßig anzuftellenden Beamten find: ein In⸗ 
jpeftor, eine Hausmutter, eine Kranlenwärterin, ein Hausgeiftlicher, 
Xehrer, Lehrerin, Hausarzt, Portier, nebft den nöthigen assistants 
und Dienern. 

1. Der Haus-Ynfpeftor, Master of the Work- 
house, veranlaßt die Aufnahme in das Haus auf Order des Kreie- 
armenraths, in dringenden Fällen aud felbftändig, vorbehaltlich der 
Berichterftattung; er überwacht die gefammte Hausordnung, insbefon- 
dere die Beichäftigung der Arbeitsfähigen während der Arbeitsftunden, 
Kleidung, Speifung, Bettung, ärztliche Behandlung; führt Buch nad) 
»vorgefchriebenem Formular zur Einficht für die Guardians; controfirt 
die Naturaflieferungen; führt über die Vorgänge im Haufe ein lau- 
fendes Journal, und hat dem Armenrath und den visitors jederzeit 
Bericht und Auskunft zu erftatten. Die Dienftinftruftion geht in 29 
Klauſeln in die Kleinen Details ein bis zum Hausfchlüffel und zum 
Tiſchgebet. 

2. Die Hausmutter, Matron, vertritt den Inſpektor in 
Abweſenheitsfällen bei Aufnahme der Ankömmlinge, und dirigirt das 
weibliche Departement einſchließlich der Kinder bis zum Tten Jahre 
unter Affiften; von nurses für Kinder und Kranke. Die Dienft- 
inftruftion in 16 Klauſeln erftredtt fich auf die Kleidung und Wäfche, 

67* 
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ſowie auf eine generelle Ueberwachung ber dienenden Beamter weiblichen 
Geſchlechts. 

3. Der Hausgeiſtliche, Chaplain, hält den fonntägficen 
Sottesdienft, examinirt die Kinder, Tatechifirt die zur Kirche von Eng 
land gehörigen .monatlich wenigftend einmal, und erftattet periodiſche 
Berichte. Zur Anstellung bedarf e8 der fchriftlichen Genehmigung des 
Bifchofs der Diöcefe. Der „Chaplain’s Report‘ wird fortlaufend 
in ein Buch eingetragen, in welchem der Geiftliche die Tage feines 
Beſuchs einzeichnet, über die Bortfchritte und den Zuftand der Kinder, 
über das moralifche und religiöfe Verhalten der Einſaſſen berichtet. 

4. Lehrer und Lehrerin, Schoolmaster, School- 

mistress, ertheilen den Unterricht an die Armenlinder nach befon- 
deren Armenfchulinftruftionen; zugleich mit der Verpflichtung auf Rein- 
fichleit zu achten, die Kinder von Zeit zu Zeit ind Freie zu führen, 
dem Inſpektor und der Hausmutter bei Aufrechterhaltung der Haue⸗ 
ordnung Affiftenz zu leiften. 
5. Der Hausarzt, Medical Officer, bat periobiid 
Hausbefuche nad Reglement des board of guardians abzuftatten, 
fowie in dringenden Krankheits- und Unglücksfällen auf Requiſition 
des Inſpektors, der Hausmutter oder des Portier; er hat den Gefund- 
beitözuftand der Armen bei ihrer Aufnahme in das Haus zu unter: 
ſuchen; die Patienten in den Krantenabtheilungen zu befuchen, ihre 
Diät, Klaffifilation und Behandlung zu beftimmen; dem Armenrath 
wöchentlich Bericht zu erftatten in einem Buch nad) vorgefchriebenem 
Sormular mit Vermerk jedes Beſuchs und genauer Eintragung jede 
Todesfalls und Angabe der Todesurſache. Bon den Gemüthskranken 
bat er die gefährlichen auszufcheiden zur Ablieferung an das Irren⸗ 
haus; bei Kindern die Nahrung zu überwachen und die Pockenimpfung 
zu beforgen; auf Erfordern über einzele Krante und über epidemilde- 
Krankheiten zu berichten, aud) den Armenrathe-Sigungen beizumohnen, 
wenn es verlangt wird. 

6. Die Kranken- und Kinderwärterin, nurse, fol 
mit Kranken und Kindern umzugehen wiffen und einige Senntniß 
von der Berabreihung der Medizin unter Anweifung eines Arztes 
haben. 

7. Der Bortier, Porter, überwadht das Aus- und Ein 
gehen fremder Perfonen, die (außer den Beamten) einer Spezialerlanb⸗ 
niß des Inſpektors bedürfen, notirt in einem Buch jeden Aus⸗ umd 
Eingehenden mit Angabe der Stunde, revidirt die Armen bei ihrer 
Aufnahme und Entlaffung, fowie alle eingebrachten Gegenftände. In 
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ſehr Kleinen Arbeitshäufern begnügt man fich wohl mit der Anftellung 
eines Armen al8 Porter, troß der weitläufigen Dienftinftruftion, 

IV. Gemeinfame Beftimmungen ***) für die Anftel- 
lung diefer Beamten (zu denen noch die im $ 106 zu erwähnen 
den Rechnungsreviſoren hinzutreten) geben bie Reglemente des 
Armenamts in folgender Weife: 

Bor ber Anftellung fol in 2 ordentlichen Verfammlungen des 
Armenraths die bevorftehende Ernennung befannt gemacht, unter Um⸗ 
jtänden auch im öffentlichen Blättern angezeigt werden. Die Anftel- 
lung erfolgt durd Stimmenmehrheit der anmwefenden Guardians in 
einer Berjammlung von wenigftend 3 Mitgliedern, und ift durch ben 
Schretär dem königlichen Armenamt einzuberichten. Von den vorgefrhrie- 
benen Amtsqualififationen kann der Kreisarmenrath mit Genehmigung 
des Armenamts im einzelen Fall dispenfiren. 

Für die Gehalte und NRemunerationen aller Beamten und As- 
sistants wird der Etat durch Anweifung oder mit Genehmigung des 
Armenamts von Zeit zu Zeit feitgeftellt, und grundfäglich fein Gehalt 
über die Dauer des Amts hinaus gezahlt. 

Die Aemter find an fi lebenslängliche, d. h. fie dauern 
„bi8 der Beamte ftirbt, refignirt oder vom Armenamt entlaffen wird.“ 
Die außeretatsmäßigen Hülfsbeamten (assistants) und die beamteten 
Diener (servants, nurses und porters) kann da8 board of gnar- 
dians felbftändig entlaffen, muß jedoch über den Entlaffungsgrund an 
da8 Armenamt berichten. Inspectors, Matrons, Lehrer, Bezirfsärzte, 
Hausärzte und Unterftügungsbeamte kann das board of guardians 
vom Amt fuspendiren, doch unter Berichterftattung an das Armenamt, 
welches definitiv entfcheidet. 

Bei zeitweifer Dienftunfähigkeit durch Krankheit, Unglücksfall oder 
aus fonftigen genügenden Gründan fünnen die guardians einen remu- 
nerirten Stellvertreter ernennen unter Berichterftattung an das 
Armenamt. 

Schatmeifter, Unterftügungsbeamte, und alle anderen Beamten 
auf Verlangen des bonrd of guardians, haben eine Kaution burd 
Berfchreibung auf eine beftimmte Summe zu beftellen mit zwei genügen⸗ 
den Bürgen nach Ermeffen der guardians. 


*) Die heutige Stellung der overseers ift wejentlich vereinfacht durd 
die Ausſcheidung des ganzen Gefchäfts der Armenunterftügung, ber Arbeits. 
häufer und überhaupt aller mühſamen Einzelverwaltung. Auch die frühere 
Berpflichtung der Overseers, den Beitrag bes Kirchfpiels zur County Rate ab- 
wführen, hat durch 7 et 8 Vict. c. 33 aufgehört. Die Friedensrichter erlaffen 
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jet ihre Zahlungsorder direft an die Guardians, die dann eine Jahlanz 
aus ihrer Kaffe an den County Treasurer veranlaffen. Sollten indefien die 
Guardians der Regnifition nicht Folge leiften, fo können die Friedensrichter ik 
Order auch noch an die Overseers erlaffen, im äußerfien alle ſogar dark 
Pfändung erzwingen. 

Was hiernach übrig bleibt ift weſentlich Liftenführung und Buchhalter 
iiber die Steuereinnahmen. Schon in einer general order vom 22. April 
1842 ftellt da8 Armenamt in einer Dienftinfiruction für die overseers 
die wichtigften Punkte in 9 Artikeln zufammen, und giebt dabei ein gleich 
mäßiges Formnlar, nad) welchem alle Armenfteuerbildjer (rate-books) geführt 
werden follen; ferner ein Formular, nad) dem die Liſten der Gigenthümer, 
welche bei den Kreisarmenwahlen mitfiimmen wollen, zu führen find, und bie 
Berzeichniffe ihrer proxies. 

Dem overseer ift nun etwa folgender Lebenslauf vorgefchrieben. Beim 
Antritt feines Amts ſoll er vor Allen fi in den Befiz der Bücher und Te- 
fumente des Kirchſpiels jegen, die Bilance mit feinem Amtsvorgänger ordnen 
und vorhandene Steuerrückſtände beitreiben. Er wird ſodann mit feinen College 
bald zu einer neuen Steneranlage fchreiten müſſen, für die das oben bezeichnete 
Berfahren $ 17 im Wefentlichen noch gilt, jedoch ziemlich mechaniſch gehandhaht 

wird. Bei den dagegen erhobenen Reflamationen hat er das Eteuerinterefe 
vor den Spezial- und Quartalſitzungen als Appellat zu vertreten. Er bat ie 
dann die feftgeftellten Beiträge einzuziehen, die nöthigen Erekutionsdekrete wegen 
der Steuerriidflände bei den Friedensrichtern zu ertrahiren, nebenbei aud die 
feftgeftellten Alimente von den Bätern unehelicher Kinder beizutreiben. Er führt 
darüber ein Steuerbudy nach Formular des Armenamts. Bei wichtigeren GEe 
ſchüften fol er Vorfichts halber beim board of guardians anfragen. Am Ende 
jedes Duartals wird er jodann eine Ladung von dem District Auditor erhalten, 
um in einen Termin feine Rechnungen unter Borlegung aller Stenerbüder, 
Belege und Alten zur Revifion vorzulegen, 7 et 8 Vict. c. 101. $ 33. Außer 
der Armenfteuer hat er aud) die Einkünfte des etwa fonft vorhandenen Kirch 
ipielvermögens einzufammeln, und zu Michaelis ein Grundbuch (terrier) der 
Fändereien und Grundftilde, ſowie ein Inventarium der beweglichen Saden, 
Vorräthe und Effeften, welche dem Kirchipiel gehören, oder zur Beihülfe der 
Armenverwaltung beftinmt find, anzufertigen. Vierzehn Tage nad) dem 25. War; 
folgt dann die materielle Schlußreviſion der Jahresrechnung durch den Distriet 
Auditor. 

Anders ift freilid) die Stellung ber overseers in den Krchfpielen, iz 
welchen das Syſtem der guardians noch nit durchgeführt ift, wo fie die 
alten Gewalten und Verpflichtungen behalten. In den general orders ber 
des Armenamts pflegt daher eine generelle Schlußflaufel enthalten zu fein :im 
ber explanation of terms), wonad) alle Vorſchriften für die guardians ım 
folhen Kirchſpielen von den overseers zu verftehen find. Die Armenver 
waltungsgrundfäte ftehen aber auch hier unter der „direction and contrul” 
des Armenamts. 

**) Ueber die befoldeten assistant overseers und collectors wgL 
T. Smith, Parish ©. 161—165. 180, Der Berfaffer findet die Befugmiß zur 
Anftellung befoldeter Hitlfebeamten in dem alten Recht des Kirchipiele zum Er- 











$ 105. Das neue Syſtem ber bejoldeten Armenverwaltungsbeamten. 1063 


laß von Statuten bye-laws, und betrachtet die Erlaubniß zur Anftellung folcher 
bejoldeten Beamten in Gilbert’s Act, Sturge Bourne’s Act und zahlreichen. 
Lokalakten nur als Deflarationen der common law, Allein die Gerichtspraris 
beichräntte die Befugniß zu Geldausgaben durch bye-laws ſtets auf geſetzlich 
anerlannte Zwecke, und dazu gehörte die Befugniß Amtefunctionen, die das Ge⸗ 
jet als munus personale den Gemeindegliedern auflegt, eigenmächtig durch be- 
foldete Beamte beforgen zu lafien, entjchieden nicht. Die ganze innere Landes: 
verwaltung beruhte feit dem Mittelalter auf dem Zwang zur perfönlichen Leiftung 
der öffentlichen Fınktionen, dies war die common law (ratio civilis); die Er- 
gänzung durch bejoldete Functionäre ift die feftbeftimmte Ausnahme. Das 
Reichsgericht entichied daher ganz conjequent, daß die orders des Armenamts 
auf Anftellung befoldeter collectors zu Taffiren ſeien, weil ratione civili (wie 
die römiſchen Juriften gelagt haben würden) die Amtsfunctionen ber Gemeinde 
als Ehrenämter verwaltet werden müſſen, jo weit nicht das Geſetz expresse und 
explicite eine Ausnahme geftattet. Und in der That war diefer Fall im 
Armengejeg nicht fpeziell vorgefehen. Die Praris der Reichsgerichte hat hier, 
wie oft, den ächten und rechten Sinn ber beftehenden Inftitutionen aufrecht 
erhalten; freilich” bat vie Parlamentsgejeßgebung bier wie gewöhnlich die er- 
mäßigende Einwirkung der Gerichtsenticheidungen wiederum faſt unwirkſam 
gemadt. Die allgemeine, rückſichtslos durchgeführte Ermächtigung des Armen- 
amts, die Anftellung bejoldeter Beamten zu erzwingen, hat dennoch ben Erfolg 
herbeigeführt, daß für die Praris die befoldeten Assistant Overseers und 
Collectors ziemlich in einander fließen, und auch auf dieſem Gebiet die Ber- 
wüftung des Sclfgoverument und Gemeindelebens durch eine Verwaltung be- 
foldeter Schreiber und Buchhalter ziemlich ungeftört ihren Fortgang nimmt. 

Ich finde feine amtliche Ueberficht über bie Zahl der vemunerirten over- 
seers, welche oftenfibel zu zeigen Niemand Beranlaffung zu haben fcheint. 
Doc. hat das Syſtem unter diejer Art von Adminiſtration jedenfalls reißend 
überhand genommen, und iſt in größeren Kirchipielen die Regel. Natürlich 
wird bie größere „Ordnung“ der Buchführung unter diefen vielen Heinen Red- 
nungsbeamten gerühmt, verglichen mit unbefoldeten Steuereinnehmern, und da⸗ 
bei freilich auch zur Sprache gebracht, daß in den engliichen Grafichaften gar 
viele „substantial householders,* die mit dem Amt bes overseer beehrt find, 
nicht leſen und fchreiben können! 

I) Der Clerk to the Guardians, mit einem Durchnittsgehalt von 660 
Thlr. ©., ift durch die neuere Geftalt der Armenverwaltung die eigentliche 
Seele der Adminiftration geworben. Nicht nur bie einflußreiche Stellung als 
wahlleitender Beamte, jondern mehr noch der Durchlauf aller Geſchäfte des 
Collegiums durch feine Perfon und die dauernde Stellung gegenüber den wech⸗ 
ſelnden guardians macht ihn zur dominirenden Berfon. Schon die general 
order von 1842 Art. 17. und dann die general order vom 26. Juli 1847 
enthalten feine Dienftinfiruction mit genauen Vorfchriften über das Hauptbuch 
der Einnahmen und Ausgaben, das Unterſtützungsorder⸗Buch und andere jchenta- 
tiſche Nachweifungen, aus denen dann vorzugsweiſe die ftatitiihen Zufammen- 
ftelungen des Armenamts fundirt werben. Insbeſondere hat er auch zu con⸗ 
trafigniren (unter Prifung der Legalität) alle Zahlungsanmweifungen des Board 
uf guardians an die overseers und au ben Schatmeifter der Union; auch 
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rechtliche Verhandlungen zu führen im Namen des Board of guardians, bei 
welchen er (außer in ordentlichen Civilprozeſſen) nur baare Auslagen liquidirer 
darf; ferner die Entwerfung der Berichte an die Oberbehörde u. f. wm Be 
ben Friedensrichtern und der friedensrichterlichen Seffion dari er Prozefie m 
Namen der Union führen trot des Berbots der Anwaltsordnung. Im Yale 
der Berbinderung kann der Armenrath einen zeitweifen Stellvertreter ernennen: 
im Notbfall kann auch der flelivertretende Vorſitzende oder ein vom Chairman 
ernannter guardian bie Stelle vertreten. 

2) Der Treasurer, Schaßmeifter, foll nad} der General Order vom 26. Yatı 
1847 Art. 174 in der Hegel Fein befonderes Gehalt erhalten, fondern die Zins 
nugung ber in jeinen Händen befindlichen VBeftände foll ald Remnueration gelten. 
Die einzelen von den Armenamt auf den Treasurer gezogenen Zahlunge 
Orders müffen reglementemäßig gezeichnet fein von ben Chairman und zwei 
anderen Guardians, contrafignirt von dem Clerk oder deffen Stellvertreter. 

3) Der Bezirfsarmenarzt (nicht zu verwechſeln mit dem Armenhausarzt) er- 
hält ein Durchſchnittsgehalt von 300 Thlr. ©. und befonderes Honorar für 
Operationen und Entbindungen. Die General Order vom 26. Inli 1847 
handelt Art. 168—170 von der Qualifikation der Armenärzte; Art. 158—161 
von der Bildung der armenärztlichen Bezirke (fein Bezirk größer afe 15,000 
acres); Art. 177—200 von ber Medicinaltare xc., Art. 205—207 von ber 
Amtsgefchäften der Armenärte. 

Die erforderlichen Arzneimittel werben entweder auf jchriftliche Order des 
board, oder eines Unterftüßungsbeamten, ober eines Armenaufſehers in dring 
lichen Fällen, oder auf ein ticket verabreicht. Alle 6 Monat läßt nämlid ber 
Armenrath ein Verzeihniß der altersſchwachen nnd dauernd kranken Perſenen 
entwerfen, denen ein vorgeichriebener Krankenfchein ticket ausgefertigt wird, 
auf beffen Borzeigung ber Ar t behandelt und Medicin verſchreibt ohne Spezial- 
order. Im Fall des Mißbrauchs kann auf Bericht des Arztes der Schein zu- 
riidgenommen werden. Der Arzt foll in der Regel perfünlich behandeln, iR für 
jeden Stellvertreter verantwortlih, und muß in feinem Wochenbericht jeden 
nicht in Perſon gemachten Beſuch notiren. Aud) hat er ein für alle Mal dem 
Armenrath einen qualificirten medical practitioner namhaft zu maden, bei 
dem in Fällen feiner Abweſenheit oder Berhinderung Medicin und Rath amt 
deſſen Koften zu holen ift. 

Die Medical Ofüicers bildeten Anfangs eine Ausnahme von ber leben⸗ 
länglihen Stellung der Arınenbeamten. Die General Order vom 26. Juli 
1847 Art. 191 ftellt fie jedoch im Ganzen glei, fo daß fie im Amt bleiben 
jollen „bis fie fterben ober reſigniren oder gefetlih unfähig werben zu einem 
ſolchen Amt oder entfernt werben durch das Armenamt.” Durch vie fpäteren 
Orders vom 15. Febrnar 1855 und 25. Mai 1857 ift ihre Icbenslänglide 
Stellung noch beftimmter anerkannt. 

Eine genaue Statiftil der Perjonal- Berhältnifie der Bezirkearzte, ihre 
Approbation, ihre Bezirke und Gehalte am 25. März 1861 enthalten die Parl. 
P, 1861. Vol. LV. 131. 

4) Die Unterfiligungsbeamten, Relieving Officers, nehmen allerbingt 
für geringes Geld ben mühevollſten und verantwortliciften Theil der Defchäfke 
auf fich, welche ohne das durch eine mindeftens zehnfach größere Zahl von Ehres- 
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ämtern verjehen werben müßten. Allein grabe an diefer Stelle trifft die Ein- 
ſchiebung karg remunerirter Subalternbeamten die eigentlihen Wurzeln ber 
Armenpflege und des Sommunalwefens, und ſetzt an die Stelle nadbarficher 
Kenntniß und moralifher Beziehungen unter den Gemeindegenoffen ein todte® 
Schema von Berichterfiattung und Buchhaltung. In Krankheits- und Unglücks⸗ 
füllen erläßt der Unterftüßungsbeamte jelbftändige Orders an den Beirksarzt, 
bat aber darüber, forwie iiber bie außerordentlihen Fülle, in denen ein Over- 
seer Unterftiigung gewährt hat, dem Armenrath Bericht zu erflatten; liberhaupt 
in Krankheits- und Unglücksfällen häusliche Befuche zu erflatten und zur nlchften 
Sitzung zu berichten. Ebenfo hat er die in die Lehre gegebenen Armenkinder von 
Zeit zu Zeit zu befuchen. Die relieving oflicers derfelben Union follen einander 
gegenfeitig bei Unterfuchungen auf Verlangen unterftigen. — Er bat ferner 
dem clerk bei dem jährlichen Wahlgeſchüft Aſſiſtenz zu leiften nach Inſtruktion 
des Armenamts, und „auszuführen alle gefegmäßigen orders uud Anmweifungen 
der guardians,” welche in feinen Amtokreis fallen. 

—) Ginige allgemeine Klaujeln über die Stellung der Armenbe- 
amten enthält zunüchſt das Armengefet, wie das Berbot ber Betheiligung bei 
Lieferungsverträgen flir die Armenverwaltung bei 5 %. Buße (6 51). — 
Nach 13 et 14 Vict. c. 101. 8 9; 14 et 15 Vict. c. 103, 8 18 fol ein 
assault gegen jeden Beamten der Armenverwaltung in Ausübung feines Amts, 
und gegen alle Berjonen, die zu feiner Aififtenz thätig find, ua den Gejegen 
über thätliche Widerfetlichkeit gegen Polizei- oder Steuerbeamte behandelt umb 
geahndet werden. 

Die eigentliche Hauptquelle fir die Amteftellung ber Armenbeamten find 
indeffen die Orders des Armenamts, und da namentlich die General Order 
vom 26. Inli 1847 die Bedeutuug eines zweiten Armengejehes hat, fo will 
ih eine Ueberſicht des Hauptabſchnitts (Art. 153—223) itber die befoldeten 
Beamten ber Verwaltung geben. Art. 153 zühlt vorweg die 13 Klaſſen der 
etatsmäßigen Beamten auf, wie fie oben zufammengefiellt find. (Art. 154). Die 
Amtspflichten aller Beamten werden zunächſt durch die rules des Tüniglichen 
Armenamts beflimmt; jeder einzele Kreisarmenrath kann ihnen aber auch noch 
weitere Amtsgejchäfte auflegen, jofern folche „mit der Natur des Amts verein- 
bar“ find. (155. 156.) Weber den Modus der Anftellung. (162—160.) Weber 
die Qualififation der Armenbeamten: fir die höheren Beamten ein Alter von 
21 Jahren, Lefen, Schreiben und Rechnen. (172—176.) Ueber bie Remune- 
ration der Beamten. (184—186.) Ueber die Sicherheitsbeftellungen. (187—193.) 
Ueber Suspenfion und Entlaffung der Beamten. (194—197.) Verfahren bei 
eintretenden Bacanzen. (198.) Bertretung der Beamten. (202.) Die einzelen 
Amtsgeihäfte des Clerk, (203.) des Treasurer, (205. 206.) de8 Bezirksarmen- 

“ arztes, (207) des Armenhausarztes, (208. 209.) des Armenhausinfpeltors, (210.) 
der Matron, (211.) des Hausgeiſtlichen, (212.) des Schullehrers, (213.) ber 
Nurse, (214.) des Porter, (215. 216.) des Relieving Officer, (217.) des Ar- 
beitsanfiehers. 

Begreiflichermweife ift hiernach die Zahl der bejoldeten Beamten fehr 
erheblich. Fur das Jahr 1844—45 wurde in ben Parl. Papers ein nicht voll» 
ſtandiges Verzeichniß gegeben, mit Angabe der Gefammtgehalte. Gin ſpüteres 
Verzeichniß giebt Sir Geo, Nicholls H. p. 439. Ich flelle beide vergleichend 


1066 Cap. VIII Die Communal-Armenperwaltung. 
neben einander und zwar 1. nad) der Zahl ber befoldeten Beamten, 3. ud 
dem Durchfchuittsgehalt derjelben, welches für ihre Stellung charafteriänä ıf. 
Es ergiebt ſich daraus folgende 


Statiftil der befoldbeten Armenverwaltungsbeamten. 


Beamte 1844 1850. 1844. 1850. 
I. Collectors . 49 3,042 Beamte. 277 Thlr. | 144 Thit. @. 
Asisstant Overseers 
H. 1. Clerks. . 590 64 „5 605. 660 
II. 2. Treasurers 52 622 „ 112 „ 12 n 
11.3. III. 5. Aerzte 2,680 3,156 „ 278 n 300. 
II. 4. Unterftligungs- 
beamte. . . . 1,257 1377 „ 496 492 „ 
II. 5. Arbeitsauf- 
ihr . ... 20 69 „ 285 " 234 n 
II. 1. Xrbeite- 
hausinfpeftoren 1,238 1,359 „ 215 „ 22 _” 
'111.2.Hausmittter 
111.3. Hausgeiſtliche 415 466 „ 277 " 288 „ 
III. 4. Schullehrer 284 383 „ 163 n 186 n 
Scyhullehrerinnn. 423 50 „ 100 n 126 n 
III.6.®örterinnen 171 248 „ 75 u 84 n 
Männt. Dienft- 
ben . . . 8347 42 , 10 „ 108 „ 
Andere Beamte . 264 505 „ 176 n 156 u 
IV. Diſtrikt⸗Au⸗ 
ditor® 2 22.050 9 5 151 „ 1608 . 


zufammen 8,290 12,853 Beamte 304 Thlr. ©. 352 Thlr. G. 

Diefe Zahl ift natürlich im Wachſen. Im Cenſus von 1851 wird bie Zahl 
der relieving officers anf 1,414 angegeben. Rad) dem Armenbericht pro 
1860 (p. 25) waren vorhanden: 653 Clerks; 1,356 Relieving oflicers; 713 
Arbeitshansinfpeltoren; gegen 5000 collectors und assistant overseers; 653 
Treasurers, Die Summe ber Gehalte und Remmnerationen welche 1850 = 
548,690 8 betrug, wird fiir 1860—61 anf 660,370 F erhöht angegeben. Die Zahl 
der bejoldeten Beamten hat jedenfalls 15,000 fiberfchritten. 


$. 106. 
Die neueren Armenverwaltungsgrundſätze. 


Die neue Armenverwaltung beruht auf einer Ddirchgreifenden 
Arbeitstheilung. Es ift jet getrennt (1.) die Armenftener-Erbebung, 
(2.) die Armenfteuer-Verwendung, Armenunterftügung. Die letztere 
ift wieder getheilt in die Unterſtützung (1.) im Arbeitshaus, in-door- 
relief, (2.) außer dem Arbeitshaus, out-door-relief. Das neuere 
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Bermaltungsfpftem hat ferner (3.) eine fehr fpezielle Rechnungsreviſion 
audıt herbeigeführt. Die Stenererhebung ift bereitS oben mit dem 
Amt der overseers verbunden ($ 105. I). Es bleiben daher die 
letztgedachten drei Gebiete zu näherer Erörterung. 

I. Das Spyftem der Arbeitshausvermwaltung, in- 
door-relief,'!) ift ein durchgreifender neuer Verwaltungsgrundfak 
(Armengefeg $ 52), hervorgerufen durch die in die Augen falfendften 
öfonomifchen Mängel des älteren Syitems. Die Aufnahme in 
das Armenhans foll die Regel fein für arbeitsfähige 
Arme und ihre Familien, damit (1.) die Nöthigung zur Arbeit 
und die Befchränfung der perfünlichen Freiheit die fichere Probe werde 
(workhouse test) für die wirkliche Hulfsbedürftigkeit des Bittſtellers, 
und damit (2.) der normale Arbeitspreis nicht verfchoben und ber 
Arbeitslohn der freien Arbeiter nicht herabgedrückt werde durch Verab⸗ 
reihung von Geldunterftägungen an Arbeitsfähige.e Durch Ablehnung 
der Unterftügung im workhouse ift ber Anſpruch auf eine andere 
Unterftügung verwirkt. Es folf überhaupt dafür geforgt werden, daß 
die Rage der Unterftüßten feine vortheilhaftere fei, als die von Berfo- 
nen, welche fich durch eigene Arbeit jelbftändig erhalten. Für folche 
Arbeitsfähige, welche die Arbeit dennoch verweigern, fteht im Hinter- 
grund die gefetliche Drohung mit Gefängnig oder Correctionshaus 43 
Eliz. c. 2. 8 4; 55 Geo. III. c. 137; 7 et 8 Vict. c. 101. 88 
57. 58, und bie Strafen ber danach abgepaften Vagrants Act 
(oben $ 37.). “ 

Diefer neue Verwaltungsgrundſatz foll die Steuerzahler ſchützen 
„gegen die Indolenz und Bequemlichkeitsneigung der Lokalbeamten,“ 
für deren Verwaltung das. einfache Geldgeben bei weiten das Be— 
guemfte ift. Nach den thatfächlichen Zuftänden war diefer Gefichte- 
punft leider ein berechtigter und bei der periodifchen Maffenarmuth eines 
Welthandelsftants der bringendfte geworden. Wenn die nachbarliche 
Bekanntſchaft fehlt, und das Verftändniß für das Maß der Noth und 
die rechten Mittel der Abhilfe, die eine perfönlidhe und Orte- 
bekanntſchaft vorausfegen, wie fie nur in Hleineren, lebendigen Come 
mimafverbänden vorhanden fein Tann: fo kommt man nothwendig zu 
dem Schematismus des working house test, auf Koften der Huma⸗ 
nität, und zur fittlichen Erniedrigung der arbeitenden Klaffen führend, 
Die question of fact des Grundes der Noth läßt fih in einem 
lebendigen Gemeindeverband dur die Gemeindegenoſſen feſtſtellen: 
fehlt e8 daran, fo kommt die vorforgende Staatsgewalt auf den me- 
chaniſchen workhouse test aus demfelben Grunde, aus welchem die 


1068 Cap. VIII. Die Commumal-Armenverwaltung. 


jtrafende Staatögewalt auf die Folter fommt.- Um den Vebergang in 
den neuen Zuftand zu vermitteln fol indeflen das Armenamt bereb- 
tigt fein (Armengejeg $ 52) feftzuftellen, in welcher Ausdehnung und 
bis zu welcher Zeit die bisher an arbeitsfähige Perfonen umb deren 
Familien verabreichte Unterſtützung fernerhin außerhalb des Armen 
baufes gegeben, ob und in weldem Berhältniß fie in Nahrunge. 
mitteln oder in Kleidungsſtücken gewährt werben folle. Die Abwei- 
Hung von der Regel bleibt alfo der Gentralverwaltung überlafſen und 
ift jeßt durch eine order vom 14. Dez. 1852 beftimmt, wit beion- 
derer Rückſicht auf zeitweife Arbeitsſtockungen. 

Im Einzelen umfaßt das Arbeitshausfgften folgende Puntte: 

l. Bau, Ankauf oder fonftige Beſchaffung der Arbeits 
häufer fann zwar noch auf Grund der älteren Gefeke über Dielen 
Gegenftand von den dazu autorifirten Perfonen bewirkt werben, jeded 
durchweg unter Controle des königlichen Armenamte, und unterworfen 
ben rules, orders und regulations deffelben (Armengeſetz 8 21) 
Die Neuerrichtung eines Arbeitshaufes ſoll nur auf Antrag des Board 
of Guardians erfolgen, bloße Umänderungen auch ohne deſſen Zu 
ftimmung, wenn die Koften 50% oder „'; der Armenjtener wicht über- 
fteigen.. Die dazu nöthigen Kapitalien können mit Genehmigung de 
Armenamts aus einem Staatsfonds entliehen werben mit periodifden 
Rüczahlungen. Mit diefen Modalitäten kommen noch zur Anwen 
dung die älteren Geſetze 22 Geo. III. c. 83. 88 17—19. 27. 8: 
59 Geo. III. c. f2. 88 8—10; wegen der Gelddarlehne 22 Geo. 
II. c. 83 8 20; wegen der Rüdzahlung mit jährlih 7, 53 Geo. 
Ill. ec. 110. $ 2; wegen der Steuerausfchreibung dazu 59 Geo. Ill. 
c. 12. 8 14. | 

2. Das Syſtem der Lieferungs- und Entrepriie- 
Contracte für Erhaltung, Bekleidung, wohnliche Unterbringung oder 
Unterftügung ber Armen ift durchgängig unter die rules, orders md 
regulations de8 Armenamts geftellt (Armengef. $ 48); davon abwen 
chende Verträge, wenn nicht ſpeziell beftätigt, können vom Armenamt 
faffirt, die darauf geleifteten Zahlungen für ungültig erklärt und im 
den Rechnungen der Beamten defectirt werben. Die Armenvermwal- 
tungsbeamten ſelbſt dürfen fich bei Feinem Vertrag der Art betheiligen 
bei 5 2 Strafe (Urmengefeß 8 77.). 

3. Die Aufnahme und Behandlung ber Armen im 
workhouse ift jest durchweg den Negulativen des Armenamts 
unterworfen (Urmengefeg 8 21), mit dem Vorbehalt, daß dadurch fein 
Einſaſſe genöthigt werden darf dem Gottesdienjt einer anderen Com 
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feffion beizumohnen als zu welcher er gehört, und daß die Kinder ohne 
Zuftimmung der Eltern, Waifen ohne Zuftimmung der Pathen in 
feiner andern als der Religion ihrer Eltern erzogen werden, und jeder 
concejfionirte Geiftliche jedes Belenntniffes Zutritt haben foll zu feinen 
GSlaubensgenofjen ($ 19). Mit dem Vorbehaft ferner, daß kein gefähr- 
licher Gemüthskranker länger ale 14 Zage in dem Arbeitöhaus bfei- 
ben foll (8 45). Mit diefen Vorbehalten hat das Armenamt von 
jeiner Befugniß Gebrauch gemacht, und von Zeit zu Zeit durch Gene- 
ral⸗Inſtruktion und nachträgliche orders die geſammte Arbeitshaus⸗ 
verwaltung regulirt. Die order vom 5. Februar 1842 enthält bereits 
vollftändig die Grundzüge des heutigen Syſtems, welches dann in der 
General Order vom 26. Juli 1847 codificirt iſt. 

Die Stellung der Friedensridhter tritt auf dem Gebiet 
der Arbeitsverwaltung fo fehr zurüd, daB fie nur einer beiläufigen 
Erwähnung bedarf. Nach $ 27. des Armengejeges können 2 Friedens- 
rihter durch order beftimmen, daß ein Armer wegen Alters oder Ge- 
brechlichleit außer dem workhouse unterftügt werde. Nach $ 43 
deö Armengefees hat noch jeder Sriedensrichter der Graffchaft ein con- 
currirendes Bifitationsrecht, „um fich zu überzeugen, ob die Regulative 
des Armenamts beobachtet werden, ſowie auch zu den fonftigen Zwecken“ 
des älteren Geſetzes 30 Geo, III. c. 49. Wird dabei eine Weber: 
tretung befunden, jo kann der BVifitirende vor 2 Friedensrichter laden, 
welche nach gehöriger Lieberführung auf die Strafe der Uebertretung 
der Regulative des Armenamts erkennen mögen. In der Wirklichkeit 
wird davon felten Gebraud; gemacht. Selbftverftändlich tritt dazu noch 
die Stellung der Friedensrichter als Bolizeirichter für die vereinzelten 
jummarifchen Strafflaufeln, 3. B. wegen Einbringung von geiftigen 
Getränken in das Armenhaus (Armengefeg 8 93); Verbot der körper⸗ 
lichen Züchtigung gegen Erwachſene (54 Geo. III. c. 170. 8 7,); 
Berbot der Anlegung von Ketten und Handjchellen (56 Geo. Ill. c. 
129. 8 2.) u. f. w. 

U. Das Spyftem der Unterftügung außer dem Ar- 
beitshaus, out-door-relief,2) ſoll nad der Anlage des Ar» 
mengefeges für Arbeitsunfähige, d. h. Krauke, Altersfchwache, Gebrech⸗ 
liche, Kinder, die Regel fein, während für Arbeitsfähige das Arbeitshaus als 
Probe der Bebürftigkeit dient. Für jene fteht der humane, für dieſe 
der polizeiliche Gefichtepuntt im Vordergrund, Der dem Armenamt 
vorbehaltene Uebergang in diefen neuen. Zuftand wurde allmälig, aber 
mit Energie durchgeführt. Nach Befeitigung der fchlimmften Uebel⸗ 
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ftände des alten Spftems ift dann wieder eine mildere Proyis cin- 
getreten. 

Nach der general order vom 2. Auguft 1841 follen arbeite 
fühige Männer wie rauen, fobald fie Unterftügung nachſuchen, voll: 
ftändig im Arbeitshaus erhalten werden, einjchließlich der bei dem 
Manne wohnenden Frau und der Kinder, foweit fie nicht in Arbeit 
find. Ausgenommen: (1.) Fälle plößlicher und dringender Noth 
wendigkeit. (2.) Fälle von Krankheit, Unglücksfall, körperlicher oder 
geiftiger Schwäche. (3.) Bloße Begräbnißkoſten. (5.) Wittwen mit 
ehelichen Kinderu, welche fich nicht jelbftändig erhalten können. I6.) 
Straf- oder Unterfuchungsgefangene. (7.) rauen und Kinder von 
Männern im königlichen Heer= oder Marinedienft. (8.) Frauen ımd Kin- 
der von Männern, bie nicht in dem Kreisarmenverbandb wohnen, nah 
Ermeſſen der guardians. Conſolidirt find diefe VBorfchriften dann 
wieder in der Greneral Order vom 26. Juli 1847 Art. 75 f. In 
der Wirklichkeit ift daher die gleichzeitige Zahl der außer dem Arbeits 
haus Unterftügten durchſchnittlich 5—6mal größer als die der Arbeit 
hauseinfaffen; darımter die Mehrzahl nur auf Fürzere oder länger 
Berioden im Jahr Unterftütte, mit folgenden Unterfcheidungen: 

1. Die regelmäßigen Armenunterftügungen, beitchen 
in wöchentlichen Geldfpenden oder Naturalien, werden auf Bortren 
des Unterftügungsbeamten von dem board of guardians defrefitt, 
welcher dafür die ordentliche Inſtanz bildet. Weder die Centralbehörde 
noch die Friedensrfchter Sollen fich in dieſe laufende Beſchließung ein 
mifchen. Freilich Hat die Uebertragung der Unterfuchungen aller Ber: 
fonal-Verhältniffe an bie relieving officers biefen wichtigſten Z heil 
des Communalwefens wiedernm auf da8 Schema der Buchhalterei ge 
bracht und den moralifchen und politifchen Einfluß der wohlhabender 
anf die armen Klaſſen untergraben. 

2. In Fällen einer plötzlichen oder dringenden Roth 
wendigfeit, sudden and urgent necessity, fowohl bei angejeflenm 
Armen wie bei den casual poor, kann nicht nur der Unterftüßung® 
beamte fondern auch noch der Armenauffeher Unterftügung gewähren; 
aber nur temporär und mit Artikeln des abjoluten Bedürfnifſes, Rab 
rungsmitteln, Kleidung, Feuerung, nicht in baarem Gelde. Im Fall 
der Berfäumniß kann er dazu durch order eines Friedensrichters bei 
5 8 Buße gezwungen werden. Auch ber Arbeitshausinfpeltor har in 
diefen Fällen ein Annahmerecht ohne order. Für dies Gebiet find alio 
die Unterftiigungsbefugniffe möglichft concurrirend gefaßt. Daffelbe Fri 
zip gilt insbeſondere auch von der ärztlichen Hülfe. Doc find dide 
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außerordentlihen Fälle mit möglichiter Eile dem Kreisarmenrath zur 
Kenntniß und definitiven Beſchlußnahme einzuberichten. 

3. Das friedensrichterliche Dezernat hat auf dem Ge: 
biet der Unterftügungen feine früheren discretionären Gewalten großen- 
theiß verloren und tritt jeßt num noch ein in drei Fällen: (1.) Wenn 
der Armenauffeher in dringenden Fällen einem anfäffigen Armen die 
Nothhülfe in Naturalien verweigert, kann fie der Friedensrichter durch 
igriftliche order verfügen; (2.) für jeden Armen kann in Fällen plög- 
liher und gefährlicher Krankheit ein Friedensrichter ärztliche Unter: 
ftügung anordnen (Armengefeg $ 54); (3.) für gänzlich Arbeitsunfä- 
hige wegen Alters- oder Körperfchwäche können 2 aktive Friedensrichter 
aus dem Bezirk der Union durch fchriftlihe order eine angeineffene 
Unterftügung außer dem Arbeitshaus feftjegen; vorausgefet, daß die 
Berfon unterftügungsberechtigt in diefem Verbande ift, und daß einer 
der Friedensrichter aus eigner Wiffenfchaft die gänzliche Arbeitsunfähig- 
feit in der order atteftirt (Armengejeb $ 27). 

4. Modalitäten diefer Unterftügungsmweife können mit 
Genehmigung des Armenamts unter allen Umftänbden eintreten. So 
hat man periodifch in einzelen Unionen die Beichäftigung erwachſener 
arbeitöfähiger Armen außer dem Armenhaus nachgegeben, und dafür 
die Superintendents of Pauper Labour angeftelit, womöglich aber 
jofche Arbeiten gefucht, die mit den im Bezirk üblichen Gewerbs⸗ und 
Sabrifationszweigen nicht concurriren. 

5. Rad) 8 59. des Armengeſetzes wird alle “Armenunterftügung 
an Berfonen über 21 Jahr, einfchließlid) der Frau und der Familien- 
mitglieder unter 16 Jahren, als Darlehn behandelt, welches im 
Fall verbeiferter Vermögensumftände znrückgefordert werden mag. Es 
kann deshalb auf Antrag der Armenbeamten durch order eines Frie- 
densrichters Arreit auf Lohn oder Arbeitverdienft gelegt, ein angemeſſe⸗ 
ner Theil deſſelben durch Abzüge der Armenverwaltung übereignet und 
ſummariſch durch Exefution von den Arbeitgebern eingetrieben werden. 
Ebenfo die Armenvorfhüffe an Militär- und Seeinvaliden, 2 et 3 
Viet. c. 51. 8 3. 

6. Das Syſtem ber Unterbringung der Armenlehr- 
linge ift durh 7 et 8 Vict. c. 101. 8$ 12. 13. ebenfalls den 
Friedensrichtern entzogen, die alte Zwangslehrlingfchaft aufgehoben, bie 
Unterbringung armer Rinder in diefer Weife bei Meeiftern, die fi 
dazu bereit finden, den Guardians liberlaffen nach den vom Armen- 
amt jehr jpeziell normirten Contractformularen. Wegen des älteren 
Verfahrens Tann auf S. 607 zurüdverwiefen werden. 
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6. Armenfchulgelder werden erſt feit dem neuen Geſez 18 
et 19 Vict. c. 34 bewilligt; während nad) der früheren Bermwaltunget- 
weife nur eine Aufnahme der Kinder in das Arbeitshaus ftatihaft wer. 
‚Der weitere Verſuch das Armenſchulweſen zu verbefferten durch Ank- 
gung gemeinſchaftlicher Armenſchulen für mehre Unionen folgt nachher 
$ 107 unter der Rubrik District Schools, deren aber nur 6 za 
Stande gelommen find. Die Mehrzahl der Armenfinder, für welde di 
Armenverwaltung überhaupt nach der bisherigen Einrichtung forgt, be 
findet fi) alfo noch immer in den Workhouse Schools. 

II. Das Syftem der Rehnungscontrole, audit,’ 
ift unter dem Einfluß des Armenamts auf das ganze Gebiet der Arme: 
verwaltung bis zurüd auf die Steuerhebung ausgedehnt. Nach 7 et? 
Viet. c. 101. $ 32 follten Rechnungsreviforen für große aus mehren 
Kreisormenverbänden gebildete Diftrikte ernannt werden durch die Bor: 
fißenden und ftellvertretenden Chairmen der dazu gehörigen Berbänd. 
Später hat die Staatskaſſe die Gehalte der jo eingejetten 50 (jekt 49) 
District Auditors übernommen, und damit ein neues gewaltiges Ele 
ment der Gentralifation gefhaffen. Da diefe Staatscontrolbeamtn 
„jede bei der Verwaltung der Armenunterjtügung betheiligte Perſon 
durch Strafe nöthigen können zur Borlegung aller Rechnungen und 
Beläge und zur Zeichnung einer eibeöftattlichen Deklaration darüber: 
da fie in der Ausgabe nur paffiren laſſen „die geſetzlich geftatte- 
ten und dem Betrag nad) angemefjenen Verwendungen," 
jo entjteht daraus eine neue fehr jehwerwiegende Amtsgewalt der Red 
nungebeamten über die Communalverbände, die in der That hinaus⸗ 
läuft auf ein allgemeines Necht zu „controliren und zu überwachen 
die DBefolgung der Gefege und der Inſtruktionen des Armen: 
amts,“ mit Vorbehalt einer befchränkten Abhülfe durch Certiorarı 
bei ber Queen’s Bench oder alternativ einer Beſchwerdeinſtanz beim 
Armenamt. Weitere VBorfchriften über das audit enthält das st. 11 
et 12 Vict. c. 91, einige unbedeutende Beichränfungen für die Amt 
gewalten der audıtors 11 et 12 Vict. c. 104. An Stelle frühen 
Friedensrichtergewalten ift alſo durch dies NRepifionsverfahren eine nen 
Inſtanz gefchaffen, welche ex post nochmals controlirt und regelt: 

1. die gefegmäßige Berwendung der Armenſtener 
überhaupt, indem fchon nad dem Armengefeg $ 98 weder den 
overseers noch den guardians irgend ein Rechnungspoften paffirt im 
Widerfpruch mit dem Armengefeß oder ben rules des Armenamte; 

2. die Innehaltung der geſetzlichen Beitrageverhält: 
niffe der einzelen Ortfchaften des Kreisverbandes, alfo Dre 
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Grundſatzes, daß jedes Kirchipiel die Unterftügungstoften feiner Ar- 
men, fowohl settled wie casual poor trägt, unb bisher auch nad) 
bemfelben Verhältniß zu den establishment charges des Armenhaufes 
contribuirte. . 

Diefe abminiftrative Controlle der Geſammtverwaltung erftredkt 
fi fowohl auf die Legalität wie auf die Angemeffenheit aller Aus» 
gaben, hat in den Distriet Auditors ihre fefte Mittelinftanz, in dem 
Armenamt ihre endgültige höchfte Inſtanz. 

Der Grundcharakter des neuen Syftems, über welchen 
fih das Armenamt in feinen Sjahre&berichten ſehr umſtändlich und 
forgfältig ausweift, ift gleichmäßige Ordnung der Verwaltung, ökono⸗ 
mifche Verwendung der Gemeindefonds, verhäftnigmäßige Erfparung 
in den Oefammtfoften der Armenpflege, möglichjte Beſeitigung ber 
ftörenden Einflüffe des früheren Syſtems auf die Höhe der Arbeits« 
(öhne, Milderung der Härten des Niederlaffungsrechts und einige Aus- 
gleihung der fo ungleich laſtenden Armenftener.*) Diefe Verwaltung 
hat auch die neueſte Krifis der Fabrikdiftrifte ehrenvoll überſtanden. 
Man kann jedoch die Verdienfte des Armenamts vollkommen anerten- 
nen, ohne zu verfennen, dab die Kortdauer der jegigen Berfaf- 
fung die Grundlagen des englifchen Gemeindelebens untergräbt. 


) Das Arbeitshausſyſtem, In-door Relief, bietet unverlennbare Analogien 
mit der Hausordnung einer Strofanftalt. Die Rechtfertigung dafür 
ſucht man in dem Umftand, daß die beffere Wohnung, Heizung, Nahrung, 
Bettung, Kranfenpflege, den Einſaſſen beſſer ftellen wilrde als den fleifigen 
Arbeiter in feiner Meinen Hütte, wenn nicht eine wenig unterhaltende Arbeit, 
bie Disciplin und Befchränfung der perfönlichen Freiheit hier ein Gegengewicht 
bildeten. Die dagegen erhobenen zum großen Theil begründeten Beſchwerden 
(vgl. z. B. Engels, die Lage der arbeitenden Klaffen in England. 2. Aufl 
1848.), insbeſondere auch die Härte einer Trennung der Familienmitglieder, find 
ducch die Anordnungen der letzten Jahre gemildert, freilich durch Maßregeln, 
weiche die Verwaltung noch verwidelter machen. 

Die Order des Armenamts vom 5. Febr. 1842 enthält in weſentlichen 
Grundzügen die Orbnung einer Strafanftalt: 

Art. 1-8 von der Aufnahme in das Armenhaus. Sie gejchieht 
regelmäßig unter fchriftlicher Order des Board of Guardians, gezeichnet vom 
Clerk; oder unter einer provisional order, gezeichnet von einem Unterflägungs- 
beamten ober Armenauffeher; oder in dringenden Fällen von dem Inſpeltor 
ober der Hansmutter; in den beiden letteren Füllen muß aber ber definitive 
Beſchluß des board of guardians bei deflen nächſter Sigung eingeholt werben. 
Der Aufzunehmende wird erft im Aufnahmezimmer vom Arzt ımterfucht; wird 
jodann gereinigt und erhält die Arbeitshausfleidung. Die eigene Kleidung und 
die dem Armen abgenommenen reglementswidrigen Artikel werben ihm bei der 
Entlaffung wieder ausgehändigt. 

Oneiſt, Engl. Sommunalverfaffung. 68 
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Art. 9-12. Klaffifilation der Armen in 7 Klaflen: (1.) Altere- 
ſchwache und arheitsunfähige Männer. (2.) Arbeitsfähige Männer und Kuabex 
über 15 Jahre.. (3.) Knaben von 7—15 Jahren. (4—6,) Frauen in denſelben 
drei Abftufungen. (7.) Kinder unter fieben Jahren. Jede Klaffe erhält ihre 
gefonderten Räume ohne Communication mit anderen Klaſſen; jedoch mit Bor- 
behalt von Modalitäten für verheirathete Paare durch Beichlüffe der guardians 
unter Beftätigung des Armenamte. Als Arbeiten wählt man Holzipalten, Steine 
flopfen, Tauzupfen u. dgl. und die Hausbedürfniffe bes workbouse, unter 
möglichfter Vermeidung einer Concurenz mit der Privatinduftrie. Beſchäftigung 
der Frauen in Hauswirthfchaft oder Krankenpflege. Zutritt der Eltern zu den 
Kindern. Abfonderung der Bagabunden. — Das Armenamt fekt das Mar— 
mum der aufzuuehmenden Zahl feft; im Notbfall müſſen Nebenräume beichafit 
werden. 

Art. 13-33. Disciplin und Didt der Armen. Feflfekumg ber 
Arbeitsftunden, der Mahlzeiten, der Speifung (mobei auf Verlangen die vor: 
gefette Portion nachgervogen werden muß). Knaben und Mädchen erhalten 
täglich, an Stelle von wenigftens 3 Arbeitsftunden, Unterricht im Leſen, Schrei⸗ 
ben, Rechnen, Religion und „anderen Dingen insbefondere zu Zwecken eines 
tünftigen Dienftes.“ (Art. 22.) Entfernung aus dem Haufe ift an eine Erlaubniß 
des Inſpektors gebunden; ein Arbeitsfähiger, welcher ohne Erlaubniß das Hans 
verläßt, hat zu gewärtigen, daß feine fänmtlichen Familienmitglieder mit ihm 
in das Arbeitshaus zuritdgejdhict werden. Ebenſo iſt die Annahme von Be 
ſuchen an befondere Erlaubniß gebunden; Kartenjpiel und Rauchen unterlegt 
Gewöhnlich wird aud) ein fonntäglicher Beſuch des Gottesdienſtes außer dem 
Haufe geftattet, mit Ausnahme arbeitsfähiger weiblicher Armen, welche ein um- 
cheliches Kind haben. 

Art. 34—55. Strafordnung für Mifverhalten. Die Vergehen 
zerfallen (1.) in geringere: Weigerung zu arbeiten, Kartenfpiel, unzüchtige ober 
beleidigende Sprache, Unreinlichleit, Weberfchreitung des Urlaube, Uugehoriam; 
ein folcher Webertreter darf als disorderly mit Schmälerung der Koſt oder 
Waffer und Brod bis auf 48 Stunden gebüßt werden. (2.) Schwerere Ber- 
gehen, d. h. Wiederholung eines der vorigen Vergehen innerhalb 7 Tagen, Be⸗ 
feidigung eines-Beamten, Ungehorfam gegen wiederholten Befehl, Thätlichkeiten. 
Trunkenheit, unzücdhtige Handlungen, muthwillige Beſchädigungen von Eigen- 
thum und Borräthen: ein folcher Uebertreter wirb als refractory mit Einzel⸗ 
haft und Schmälerung der Koft bie auf 24 Stunden belegt. In gewöhnlichen 
Füllen verfügt der Armenrath die Strafe, die auch durch Sträflingellcidung 
verfchärft werden darf. Verlängerung der Einzelhaft über 24 Stunden hinaus 
kann von einem Friedensrichter nach Vorführung des Thäters erlannt werben. 
Beim Zufammentreffen der erfchiverendften Umftände kann der Imipeltor aut 
eigener Autorität Einzelhaft bis zu 24 Stunden verfügen. Körperliche Zäd- 
tigung gegen Erwachſene und Frauen ift unftattbaft; gegen Knaben nur unter 
14 Jahren, nur durch ben Lehrer oder Inſpektor oder in deſſen Gegenwert, zur 
mit einem Stod, den der Armenrath oder bie visitors vorher approbirt haben, 
und nicht früher als 6 Stunden nach begangenem Vergeben. lieber die ver⸗ 
fügten Strafen wird ein vollſtündiges Buch geflihrt, welches bei den Eipumgen 
des Kreisarmenraths aufliegt. Ein leferliches Exemplar der Strafregulative jol 
in Eß⸗, Schul- und Aufnahmezimmer aushängen. — Strafen für Unterflagangn, 
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Arbeitsweigerung und Einbringung fpirituofer Getrünke werden nad) Speztal- 
gefegen von ben Friedensrichtern erfannt. 

In der großen General Order vom 26. Juli 1847 find biefe Normativ- 
beſtimmungen nochmals confolidirt: Art. 148. 149. von der Bildung und An- 
ftellung des Visiting Committee; Art. 88—97 über die Aufnahme ber Armen 
in das Arbeitshaus; Art. 98—101 über die Klaſſifikation in 7 Klaſſen, wobei 
jedoch der Lolal- Verwaltung einige begrenzte Modifilationen geftattet werben; 
Art. 102—127 discipline and diet; Art. 127—147 punishment. — Mit diefen 
weitläufigen Regulativen durchkreuzen ſich dann noch die vereinzelten Klaufeln 
von Geſetzen, welche in die Armenhausverwaltung einſchlagen, wie das Berbot 
der Einbringung von geifligen Getränken in das Armenhaus (Armeng. 8 93); 
ferner die Borjchrift, daß Ehemann und Ehefrau im Arbeitehaus nicht von 
einander getrennt werden follen 13 et 14 Vict. c. 109. 8 23. sc. — Für Armen- 
Hospitäler, die nicht zu den Union workhouses gehören, enthält einige Be⸗ 
flınmungen das st. 12 et 13 Vict. c. 13. Nach diefem Geſetz fünnen einzele 
Bartien von Armen, die in die Arbeitshausverwaltung gehören, auch noch 
Brivatunternehmern in Entreprife gegeben werden, doch fo, daß das Armen- 
amt die Hausordnung beftimmt, die Direktion der Beamten, das Entlaffungs- 
recht, Bifitation und Annullirung des Kontrafts ſich vorbehält. 

Ueber die Taufende Berwaltung ber Armenhäufer wird dem Board 
of Guardians von Woche zu Woche Bericht erftattet nah umftändlichen For⸗ 
mularen, aus denen dann das Armenamt nad) gleihförmigem Schema feine 
Jahresberichte über bie Verwaltung der Arbeitshäufer zufammengeftellt. Das 
für die neueren Generalberichte eingeführte Schema (in welchem id) Beifpiele 
batber die Zahl der aufgenommenen Perfonen am 1. Januar 1856) beifüge, ift 
folgendes. 

I. Arbeitsfähige und beren Kinder: 

1. Erwachſene (a.) verheirathete Männer 998; (b.) verheir. rauen 1265. 
(a.) andere Männer 5495; (b.) andere Frauen 15,738. 
23. Kinder derf. unter 163. (a.) uneheliche 8,927; (b.) andere Kinder 12,365. 

IH. Nichtarbeitsfähige und deren Kinder: 

1. Erwachſene (a.) verbeirathete Männer 1342; (b.) verheir. Fraueu 1247. 
(a.) andere Männer 22,886; (b.) andere Frauen 17,642. 
23. Kinder derf. unter 16 3. (a.) unehelihe 1136; (b.) andere Kinder 2690; 
(c.) Waiſen und von ihren Eltern getrennte Kinder 26,379. 
II. WBahnfinnige, Blödfinnige und Gemüthskranke: 
(a.) Männer 2668; (b.) Frauen 3542; (c.) Kinder unter 16 3. 270. 

IV. Summe der vorigen Rubrilen: 124,693. 

Erw. Männer 33,421: erw. Frauen 39,421; Kinder unter 16 J. 51,251. 

V. Bagabunden 94 VI G®ejammtfumme 125,597. 

Die Yahresberichte geben danach die Summen der Arbeitshausbewohner 
am 1. Ianuar und am 1. Juli jedes Jahre, und dann auch vergleichende 
Ueberfichten über eine Reihe Jahre zurück; mobei die „angenommene Bevölle⸗ 
rung“ ſich nur auf das Bereich der Unions erftredt, die unter Verwaltung des 
Armenamts ftehen. Aus dem Jahresberichte von 1857 gebe ich diefe Zahlen 
mit Hinzufügung der letzten beiden Zahlen aus dem Jahresbericht 1861—62, 
wie folgt: 
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587 | 14,760,000 |Yan. 1849 | 33,000 ‚ 12060 
587 | 14,850,000 IYufi 18491 24,021 , 1625 | 95,283 
590 | 14 947, ‚000 |Fan. 1850 31,780 , , 1021 | 110,328 
593 15,195, ‚000 [3ufi 1850 22,721 | 25,526 | 38,105 | 8t1ı | 87,163 
595 | 15, ‚383, 000 |$an. 1851| 30,756 | 30,295 | 43,138 | 1170 | 105.359 
597 | 15, 414, 000 IYuli 1851| 22,867 | 25,632 | 36,888 | 679 | 85,966 
597 | 15,567, ‚000 |3an. 1852 29,267 | 29,010 | 40,557 | 739 | 99,55 
597 15, 668 000 Juli 1852| 23,445 | 25,566 | 36,401 | 585 | 85,977 
598 | 15, ‚790.000 Yan. 1853 | 27,814 | 28,794 | 39,812 | 548 | 96,9% 
611 |ıe, 325,000 Yuli 1853| 22,100 | 25,843 | 35,911 | 644 | 84,49% 
614 | 16, 526) ‚000 ISan. 1854 | 31,770 | 33,538 | 45,431 | 653 | 111,302 
619 16, 901 ‘000 Juli 1854| 25,832 | 31,307 | 43,224 [| 823 | 101,185 
620 | 17, ‚019.000 |Yan. 1855| 32,089 | 36,867 | 49,513 | 745 | 119,214 
623 | 17, 245 ‚000 Juli 1855 | 26,337 | 32,304 | 44,628 | 955 | 104,2% 
624 | 17, 455 ‚000 San. 1856 | 33,421 | 39,421 | 51,851 | 904 | 125,5% 
624 | 17, ‚560, ‚000 Juli 765 |] 102,46 
624 17,665,000 Ian, 1032 | 123,382 
646 | 19,837,000 — 1] 11350 
646 | 20,062,000 — 1 125,866 


Die fpäteren Generalberichte folgen einer etwas modifizirten Berecinungeweik. 
Nach dem Generalberiht 1862 p. 11 war die Durchichnittsgahl der Arbeit 
hausinfaffen im Jahr 1858—122,613; 1859=121,232,; 1860—113,507: 1861 
— 125,866. 

Unläugbar flieht trot aller tabellarifchen Ordnung das Syſtem ber Arbeite- 
häufer fiberhaupt noch auf einer Stufe der Entwidelung, welche die Etaatt- 
verwaltungen des Kontinents meiften® überſchritten haben. Sin foldhes Haus ich 
zugleich fein: (1.) Arbeitshaus filr erwachſene Arbeitsfähige, welche keine Arben 
finden fünnen oder mollen. (2.) Hospital für altersſchwache, blinde, taub 
ſtumme ober fonft gebredhliche Arbeitsunfähige. (3.) Krankenhaus für arm 
Kranke. (4.) Armenfchule, Waifen- und Findelhaus. (5.) Entbindungsasfeit 
für Arme. (6.) Irrenanftalt, jedoch mit Ausſchluß gefährlicher Geifteskranter. 
(7.) Bagabundendepot fitr folhe, die man nicht in eine Strafanfalt ſchicken 
kann oder will. Diefe fich woiberfprechenden Zwede machen die Verwaltung 
mangelhaft für alle, verunehren ganze Klaſſen von Perfonen, die man nicht ı 
ſolche Gejellichaft bringen darf, und find namentlich in ihrer Eigenſchaft ale 
Armenſchule unbedingt verwerfli. Die District Schools ($ 107) und bie un 
folgenden Kapitel darzuftellenden Inftitutionen find die erſten Berfuhe an! 
diefem Zuftand berauszulommen. 

Eine zufammenfaffende Weberfiht der Baukoſten für alle feit 1840 in 
England und Wales errichteten Arbeitshäufer geben die Parl. Papers 1658. 
No. 337. Vol. XLIX. Part. 1. 379. zugleich mit Angabe der Zahl, für bie Re 
nach dem Bauplan eingerichtet find, und der burchfchnittfichen Koſten für Er- 
nährung und Kleidung aus den letzten 5 Sahren; bis zum 1. Janner 1859 
waren 4,961,531 8. dafiir verausgabt. Die Kortfchritte der Banten ergeben 
bie jährlichen Generalberichte. 
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2) Das Syftem bes Ont-door Relief außer dem Arbeitshanſe ift aller- 
dings mit vieler Umſicht und Rüdficht geregelt, aber doc in einer Weife, die 
immer richtiger durch Lokalbehörden nach Zeit und Verhältniſſen als ſchematiſch 
durch Meinifterialregulative beftinnmt wird. Im Einzelen ift dabei noch zu 
bemerlen: 

1) Die gelegentliden Unterftüßungspdelrete der Friedens— 
tichter batten früher nur ziemlich planlos und oft wirklich flörend in die 
laufende Verwaltung eingegriffen. Die Betheiligung der Friebensrichter ale 
bloßer ex ofiicio Guardians in den neuen Kreisarmenverbänden hat darin nicht 
viel gebeflert; vielmehr halten ſich die Yriedensrichter meiftens noch vornehm 
von der Iaufenden Verwaltung zurüd. Für die Zukunft ift dabei kaum ein 
anderer Ausweg als die Bildung vermifchter Verwaltungscommittees unter 
regelmäßiger Betbeiligung der Friedensrichter, natürlich mit Wiederher- 
ſtellung ber Selbfiftändigkfeit der Lokalbehörden unter einem codiftcirten Ar- 
mengejet. . 

2) Die Modalitäten ber Armenunterftütung find zu allen Zeiten 
mit vieler Umficht geftattet worden, vgl. 3. B. die Out-Door Labour Test 
Order vom 30. April 1842. Auch in diefem Falle muß der Arme ganz für 
Rechnung der Armenverwaltung arbeiten (weder ganz noch theilweis für 
einen Privatarbeitgeber), und erhält wenigftens die Hälfte des Lohne in Na- 
turalien. — Gelegentlich kann auch in einzelen Kirchipielen noch die Anſchaf—⸗ 
fung fleiner Aderftüde für den Gebrauch und die Befchäftigung der Armen 
vorflommen nad 59 Geo. III. c. 12. 8 12; 1 et 2 Will. IV. c. 42. — Wegen 
der Beförderung ber Auswanderungen durch Beiträge aus der Unionskaſſe 
vergl. 11 et 12 Vict. c. 110. 8 5. — Wegen ber Armenbegräbnifje ent- 
hätt die lebten Beftimmungen das st. 18 et 19 Vict. c. 79. 

3) Bei Unterbringüng der Armenlehrlinge beftinmt das Armen- 
amt durch feine Orders mit Gefeteskfraft die Pflichten des Meifters, deſſen 
Sontractbrud mit Bußen bis 20 8, bedroht ift. Alle friiheren Geſchäfte der 
Armenaufieher dabei find auf die Guardians übergegangen, deren Clerk aud) 
die Liften der Armenfehrlinge führt. Ein umftändliches Regulativ filr das 
jegige Berfahren enthält die General Order vom 26. Juli 1847 Art. 52—74, 
namentlic; aud) die Verpflichtung ber Guardians, die aus den Arbeitshäufern 
in die Lehre gegebenen Kinder von Zeit zu Zeit zu vifitiren. Weber das ältere 
Berfahren vor den Friedensrichtern vergl. oben S. 668-671. 

4) Die Zahlung von Armenfchulgeldern ift bisher nur in geringem 
Umfang bewilligt; doch Tiegt darin ein weiterer Schritt ber Trennung der 
Armenſchule vom Arbeitshaus. Cine Ueberficht über die Zahl der fo unter- 
ſtützten Kinder geben die Parl. Papers 1857. sess. II. No. 313. XXXII. 71, 

Ueber die Sefammtzahl der Berfonen, die nad dieſen Grund— 
fäßen einen out-door relief beziehen, werden Tabellen nad) gleich- 
fürmigem Schema geführt, und in dem jährlichen Generalbericht folgende Ru⸗ 
brifen gleihmäßig zujammengeftellt (wobei id; Beiſpiels halber aus dem Ge⸗ 
neralbericht von 1856 S. 153 die damaligen Zahlen Hinzuflige): 

I. Arbeitsfäbige und Samilienmitglieber folder. 

1. Erwadjjene Männer unterftügt in plötzlichen Unglücksfällen 146. 
2. Erw. Männer unterflüst in Krankheitsfällen 2c. 18,526. 
3. Erw. M. unterft. wegen Krankheit od. Unglücksfall d. Familie 7,519. 
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III. 
IV, 


V. 
VI. 
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Cap. VIII. 


Die Commnnal-Armenverwaltung. 


. Eriv. Männer unterſtützt wegen Mangels an Arbeit ?⁊c. 4,7. 
. Yamilienmitglieder der vorigen Klaſſen ad 1—4: 


(a) Ehefrauen 25,595; (b.) Kinder unter 16 93. 74,903. 


. Wittiwen 52,653, 
Kinder unter 16 J. von Wittiwen 124,960. 

Ledige Frauenzinmer ohne Kinder 5,820. 

Uneheliche Kinder und deren Mütter: Mütter 2,381; Kinder 5,310, 
Bamilienmitglieder von Berfonen im Gefängniß :c.: 


rauen 2,182; Kinder 6,392. 
11, Familien von Soldaten, Matrofen, 2c.: rauen 2,794; Kinder 6,48. 
12. Anfäffige Familienmitglieder anderer nicht anfäffiger Männer: 

(a.) Frauen 5,117; (b.) Kinder 13,724. 

I. Nictarbeitsfähige: (a.) Männer 99,135; (b.) Frauen 320,804: 
(c.) Kinder unter 16 %. bei ihren Eitern 87,675; (d.) Waiſen ode 
Kinder nicht bei den Eltern 15,136. 

Bahnfinnige, Blödfinnige und Gemüthstrante 
(a.) Männer 5,305; (b.) Frauen 6,632; (c.) Kinder unter 16 3. %7. 

Summe ber vorigen Klaffen ad I.—IM. 

(a.) Männer 136,113; (b.) Frauen 325,281; (c.) Kinder 289,9. 

Bagabunden mit out-door relief 991. 

Totalfumme der Berjonen 752,170. 

Bon Zeit zu Zeit flellt dann das Armenamt die Nefultate ganzer Jahre 

vergleichend gegenüber, und zwar die Geſammtſumme der in jedem Jahre m 

door und out-door Unterftiigten, und welchen Procentſatz der zeitigen Vevölle 

rung fie darftellen. So in dein Generalberidht von 1862 ©. 11. 


Fahr endend Bevölke⸗ 


Marientag: rung: 
1844 17,534,000 
1850  17,765,000. 
1851 _17,927,609 
1852 18, 205, 000 
1853 18,402, ooo 
1864 18,617, 000 
1855 18, 840, 000 
1866 19,043,000 
1857 18, 207, 000 
1868 19,444,000 
1859 18,578, 000 
1860 19,837, 000 
1861 20, 062, ooo 


In-door 
relief: 
133,513 
123,004 
114,367 
111,323 
110,148 
111,635 
121,400 
124,879 
122,845 
122,613 
121,232 
113,507 
125,866 





Out-door Total: Brocente 

der Beväll. 
955,146 1,088,659 6,2 
855,696 1,008,70 5,7 
826,948 941,315 5,3 
804,352 915,675 5,0 
776,214 886,362 48 
152,982 864,617 46 
776,286 897,686 4,8 
792,205 917,084 4,8 
762,165 885,010 46 
776,233 908,866 47 
744,214 865,446 44 
731,126 844,633 43 
759,055 883,921 44 


Es ift dabei namentlich auch eine verhäftnigmäßige Abnahme der erwarhlene 
arbeitsfähigen Armen bemerfbar, welche 3. B. 1849 26,558 in-door, 202,26 
out-door betrug; 1857 dagegen 19,660 in-door, 120,415 out-door. Dat 
Berhältnig der erwachſenen arbeitsfähigen Armen zu der Gefammtzahl iR el 
mälig von 21 pEt. auf 15,6 pCt. herabgefimfen; beträgt pro 1861 aber wieder 
16,5 p&t. Da das Armenamt in feinen Tabellen indeffen nur bie Unter: 
ſtützungen angiebt, die an einem beftimmten Tage (1. Januar ımd 1. Zaliı 
gleichzeitig gezahlt werden, die Empfänger der Unterftägung aber durchſchnittlich 
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nur etwa 3 Monate im Jahre Unterftügnng empfangen, fo ift die Gefanımtzahl 
der linterftügten mindeftens Ifach größer als jene Zahlen ergeben (Kries Eng- 
Iifche Armenpflege 1863, ©. 35,36). 

3) Das Syitem der Nechnungscontrole, Audit, if bereits in $ 17. im 
Zufammenhang der Armenfteuer behandelt (S. 490. 491. 494. 495.). Die Um⸗ 
geftaltung der Berwaltung begann ſehr wirkſam (order vom 1. März 1836) 
damit, daß das Armenamt diejenigen Armenausgaben im Einzelen feftftelite, 
welche aus der Poor Rate gemadjt werden dürfen. Nicht bloß bie overseers, 
fondern alle Beante der Armenverwaltung werben für die Innehaltung diefer 
Schranken mit ihrem Bermögen verantwortlid) gemadt. Kein Friedensrichter, 
fein overseer, feine Gemeindeverſammlung, fein Armenrath darf andere Aus- 
gaben bewilligen, al® zu ben fpezialifirten Zweden. Kein Befehl des Borge- 
fetten entbindet von diefer Berantwortlichleit. Natürlich waren dieſe Mafßregeln 
populär, fo lange e& fid) darum handelte, die übermäßige Armenlaft herabzu- 
fegen. Man wollte dabei nicht bemerken, wie alle Selbfiftändigleit der Ge- 
meindebeamten und ber Gemeinden befeitigt wurbe. 

Eonfolidirt wurde diefe abminiftrative Rechnungsrevifion durch das st. 7 
et 8 Vict c. 101., wodurd) in Verbindung mit den Negulativen des Armen- 
amts die materielle Rechnungsreviſion den Wriedensrichten völlig entzogen und 
auf Recdnungsräthe, District Auditors, übertragen wurde. Die Borjchriften 
3. B., daß alle Zahlungsorders über 5 2. von dem chairman und 2 guar- 
dians gezeichnet fein miüffen, daß alle Rechnungen über 6 Thlr. ©. von dem 
board genehmigt fein milffen, daß die overseers Prozefjfoften nur liquidiren 
dürfen (außer dringlichen Fällen) nad) vorgängiger Anfrage bei ber Gemeinde- 
verfammfung u. dgl., werden nach diefer Einrichtung erzwungen durch eine 
empfindliche Haftung des betreffenden Beamten aus eigenem Bermögen. Es 
wurde fogar der Verſuch gemacht, 1856 die Ernennung der District Auditors 
dem Staats. Armenamt zu vindiciren, diefer Verſuch aber noch einmal vom 
Parlament zurückgewieſen (hiernach iſt die Bemerkung ©. 490. Zeile I v. u. zu 
berichtigen). Die jet angeftellten 49 District Auditors werden von den Bor- 
federn der Armenverbände allerdings noch angeftellt, im Durchſchnitt für je 13 
Unions einer. Sie werben aber vom Etaat befoldet, find nur vom Armenamt 
entlaßbar, nur der Disziplin, Aufficht und Anweifung des Armenamts unter- 
worfen. Sie find daher im Weientlichen als Staatsbeamte anzujehen, bei deren Er- 
nennung die Armenverbände noch eine Stimme haben. Eine bedeutende Anzahl 
derfefben widmet fich ausfchließlich diefem Beruf (und deren Gehalte fteigen bis 
auf 4000 Thlr. jährlich); für andere ift die Stelle ein Nebenpoften. In Ber- 
bindung mit den 12 Staateinfpeftoren bilden fie eine fefte Kette, welche dem 
bureaukratiſchen Syſtem des Armenamts das ganze Eommumnal-Armenwejen mit 
unwiderftehliher Macht unterwirft. 

Das Verfahren bei der Rechnungsabnahme (vgl. S. 494, 495) ifl dem 
friedensrichterlichen Gefchäftsgange nachgebildet, findet aljo in einem öffentlichen 
Audienztermine flatt, in welchen die Steuerpflichtigen anweſend fein können. 
Die Bücher müflen 7 Tage vor dem Termin abgeichlofen fein und auch den 
Stenerpflichtigen zur Einficht offen Tiegen. Die Beſchwerdeinſtanz ift alter- 
nativ entweder beim Armenamt oder durch Certiorari beim Reichsgericht. Nur 
das erftere hat aber die Befugniß vom Gefekesbuchftaben abzuweichen und aus 
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abminiftrativen Gründen (durch equitable jurisdiction) defectirte Poſten paikıes 
zu laffen, und bildet daher die regelmäßige Oberinftanz. 

4) Die deonomifchen Gefammtrefultste des neuen Wertwaltunge 
ſyſtems find aus den zahlreichen Tabellen der jährlichen Generalberiäte zu 
entnehmen. Seit der neuen Conftituirung beginnt eine neue Reihenfolge dieie 
Generalberichte, von denen jettt der fourteenth Annual Report of the Poor 
Law Board 1861-62 (306 Eeiten 8°) vorliegt. Das ſtatiſtiſche Metena! 
häuft fi mit jedem Jahrgang der Barlamentspapiere faft überreichlich; eberic 
die generellen Reports über die Refultate der Verwaltung und bie fpeciella 
Reports über einzele Gejeßgebungsfragnen. Aus ben Jahrgang 1861 bebe ih 
beifpielsweife hervor, die fech8 allgemeinen Berichte on Poor Relief No. 1“. 
323. 474. I. II. III. (und den Bericht über das Armen-Medicinalmelen No. 32? 
Parl Pap. 1861, Vol. 1X. Aus den Gefammtrefultaten find filr unfere Zwede 
zunächſt hervorzuheben die Gejfammtbeträge der Poor Rates und der eigat- 
lichen Armenkoſten. Die älteren Beträge bis zur Zeit des Armengejehes find 
ſchon Seite 481 gegeben, es bebarf daher uur folgender neuerer Zahlen: 
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Jahr. Poor rate. Armenausgabe | Fahr. Poor rate. Armenautgabr. 
1833-34 8,338,079 2. 6,317,255 2. | 1847-48 7,817,430 2. 6,180,764 8. 
1834-35 7,373,807 „ 5,526,418 „ | 1848-49 7,674,147 „ 5,792,9%63 . 
1835-36 6,354,538 „ 4,717,630 „ I 1849-50 7,270,493 „ 5,395,022 . 
1836-37 5,294,566 „ 4,044,761 „ | 1850-51 6,778,914 „ 4,962,704 
1837-38 5,186,389 „ 4,123,606 „ | 1851-52 6,552,298 „ 4,897,685 
1838-39 5,613,938 „ 4,405,907 „ I 1852-53  6,522,412 „ 4,939,064 
1839-40 6,014,605 „ 4,576,965 „ | 1853-54 6,973,220 „ 5,282,853 
1840-41 6,351,828 „ 4,760,929 „ | 1854-55 7,864,149 „ 5,890,041 
1841-42 6,552,890 „ 4,911,498 „ | 1855-56 8,201,348 „ 6,004,244 
1842-43 7,085,595 „ 5,208,027 „ | 1856-57 8,139,003 „ 5,898,756 
1843-44 6,847,207 „ 4,976,093 „ | 1857-58 8,188,880 „ 5,878,542 
1844-45 6,791,006 „ 5,039,703 „ | 1858-59 8,108,222 „ 5,558,689 
A456 6,800,623 „ 4,954,204 „ | 1859-60 7,715,948 „ 5,154,964 
1846-47 6,964,825 „ 5,298,787 „ 1360-61 7,921,619 „ 5,778,943 „ 





Das Armenamt berechnet dauady den Betrag ber Armenlofen, weiche al. 
jährlich auf jeden Kopf der Bevölkerung fallen, ſowie die Procente von dem 
armenfteuerpflichtigen Grundeinfommen. Im Jahre 1834 fielen auf jeden 
Kopf der Bevölkerung 8 s. 91 d. (88 Sgr.) Armentoften, — nad dem Durch 
fchnitt der nächften 22 Jahre nur 6 s. 2 d. (614 Sgr). Im Jahre 1834 be 
trugen bie wirklichen Armenfoften 1 s. 10} d. auf das L., d. 5. 9,2, pt. von 
ben fteuerpflichtigen Grundeinkommen; — nad) dem Durchſchnitt der nähen 
22 Jahre waren es nur 1 8. 6} d. auf das L., d. h. nur 7% pPCt., wobei anch 
zu beachten ift, daß die Einſchätzungen zur Armenfteuer hinter dem wirhliches 
seinen Ertragswerth der Grundftüde noch immer erheblich zurüdbleiben. Sen 
1850 find die Koften in ber Regel unter dieſem Durchſchnittemaßſtab ge 
blieben. 

Die Generalberichte ergeben ferner das Berhältnig der wirklichen Musgeben 
fir die Armenpflege zu den Ausgaben für andere Communalzwecke, bie aus den 
Armenfonds zu beftreiten find, in folgenden Rubrifen: (1.) Berwaltungeieht, 
endend mit bem 25. März bes angegebenen Jahres, (2.) Einnahme aus der 
Armenfteuer, (3.) Nebeneiunahmen aus Strafgeldern u. ſ. w. — Sodann bir 
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Ausgaben: (4.) eigentliche Arnıenausgaben, bie ſich dann wieder vertheifen: auf 
in-door relief; out-door relief; Ructzahlung und Berzinfung der Arbeitshaus- 
anfeihen, Beamtengehalte und Rationen; fonftige Armentoften (zur Beförderung 
von Auswanberungen, Erhaltung der Armen in den Irrenhäufern, außerorbent- 
fie Medicinalloren und Armenbegräbnißtoften). — (5.) Progehtoften aus den 
Streitigfeiten über das Nieberlaffungsreht. (6.) Auszahlungen aus der Poor 
Rate zu der County Rate etc., alfo zu ben Kreisgerichte- und Polizeifoften. (7.) 
Xoften bei dem Berfahren vor den Friedensrichtern, 3. B. bei Steuerrellama - 
tionen, Gebühren der Constables 2c. (8.) Koften der Eivilftandsregifter, Ge- 
büßren der Geiftlichen dabei 2c. (9.) Koften der Podenimpfung. (10.) Koften 
der Wahl- und Zurpliften-Anfertigung. (11.) Koſten aus der Parochial Assess- 
ment Act für bie Abſchatzung der fleuerpflichtigen Grundftüde und Rüczahlung 
von Darlehnen daraus. (12.) Sonftige vermifchte Ausgaben für die Zivede ber 
Poor Rate (oben $ 15), die nicht unter die eigentlichen Armenloſten fallen. 
(13.) Mebicinaftoften, die ſchon in Rubrik 4 enthalten find, aber nochmals be- 
ſonders hervorgehoben werden wegen der Beiträge der Staatelaffe, die feit 1839 
zu diefer Rubril geleiftet werden. Nach diefen Rubrifen laſſe ich nunmehr bie 
Yanpttabelle folgen, in der ſich die Gefammtrefultate diefer Armenverwaltung 
in einer bequemen Anordnung am compafteften zufammenbrängen, wobei jedoch 
zur Erfeichterung der Ueberficht der großen Summen die 000 2. St. weggelaf- 








3. Neben» 
einnahmen. 
. Eigentliche 
(rınenausgab. 





3. Mebicinal. 


Assessments.| 


1 


855 || 4461 


1840 | 6,014 | 227 !a,578| 67 

1841 16,351 | 226 14,760 69| 1,026 | „ | 53 | in || 43'527 | 154 
1842 | 6,552 | 201 |4,s11 | 681 1,230 „ | 52 | 33 |, | 40 375] 158 
1843 | 7,085 | 219 |5,208| 84] 1,205 | „ | 53 | ı6 |. | 30 346 | ı60 
1844 | 6,847 | 219 14976105 1,3°6| „ | 56 | 16 | „| 30 |350 | 166 


1845 | 6,791 | 218 |5,039| 951 1,279 | 57 | 57 | 25 |20| 22 ‚258 | 174 
1846 | 6,800 | 187 |4,954| 83| 1,297 | 52, 54 | 97 jaı| 2ı | 234 175 
1847 | 6,864 | 152 |51298 | 76| 1,884, 51 | 59 | 18 125] ı7 |213 | 170 
Isa | 7817| 158 |&,180| 7a|1a00 | 58 | 56 | 2ı 24, 14 | 226 1107 
1849 | 7,674 | 199 |5,792| 701 1,381 | 62 | 57 | 29 20 ı5 [273 211 
1850 | 7,270 | 230 [5,392 | 77| 1,321 | 65 , 88 | 23 j28| 14 |376.| 227 
1851 | 6,773 | 181 14,962 | 68) 1,392 | 61 | 56 28| 14 | 309 | 209 
1852 | 6,552 | 3ı8 |4,897| 62| 1,344 | 60 | 58 | 25 |30| ı2 | 325 | 212 
1853 | 6,522 | 282 |4,039| 52| 1,406 | 55 | 60 | 27 30 ı2 |269 | 215 
1854 | 6,973 | 278 |5,282| 46| 1,481 | 56 | 60 | 45 |31| ı2 | 299 | 290 
1855 | 7,864 | 310 |5,890| 5ı| 1,598 | 58 | 65 | 54 |sı| 10 | 328 | 231 
1856 | 8,201 | 295 |6,004| 53] 1,577 | 61 | 63 | 44 |a1| 12 |363 | 231 
1857 [8,139 | 301 !5,898| 59] 1,776 | 59 | 63 | 4ı |32| 13 |393 1231 
1888 | 8,188 | 303 |8,452| 60| 1,916 | 50 | 64 40 |32| ı6 | 389; 230 
1859 | 8,108 | 326 |8,434| 65| 1,915 | 46 |. 66 , 46 |32| 15 |403 | 233 
1860 | 7,715 | 317 18,033) 61 | 1,936 | 42 | 67 46 134) 16 | 416 , 236 
ıssı | 7,921 | 330 | 8,252] 59| 1,925 | 43 | 66 ' 47 1394| 15 428 | 238 


As dreijährige Vergleichung geben die P. P. 1861. Vol. LXIT. ©. 35. 
folgende Ueberficht der Gefammtverwenbung der Poor Rate 1858-60, bie 
ich zur nochmaligen Veranſchaulichung beifüge: 
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1858. 1859. 1860. 
Für die Arbeitshäufer. . 1,067,803 8. 954,510 2. 912,360 :. 
Außenunterftügung . . . 3,117,274 „ 2,923,199 „ 2,862,,3 - 
Bauconto und Zinfen . . 202,605 „ 194,579 „ 182,294 . 
Beamtengebalte .... . 638,441 „ 638,206 „ 64,9. 
Andere Armenausgaben . 454,593 „ 434,838 „ 433,298 . 
Arme Gemlithstrante .. 397,825 „ 413,357 „ 419,505 . 
Summa der Armenloften 5,878,551 2. 5,558,689 . 5,454, L X. 
Prozehloften ....... 60,473 „ 65,088 „ 61,19. 
Nebenausgaben: 
Zur County etc. Rate . 1,916,273 2. 1,915,256 ®. 1,936,549 X. 
Constables expenses etc. 50,043 „” 46,059 „ 42,08 , 
Regiftrirungstoften 2c.. . 64,948 „ 66,441 „ 6797. 
Podenimpfungen 2c. . . . ‘40,761 „ 46,472 „ 46,0% . 
Wahlregifterloften ... . . 32,466 „ 32,302 „ 34,8 . 
Einihätungsfoften.. . . . 16,484 „ 15,922 „ 16,705 . 
Eonflige Zwecke..... 389,638 „ 403,228 „ 416,315 . 
GSefammtausgabe . . . . 8,449,657 8 B,149I56 2.. —— BOTEIRN. 


Bei den eigentlichen Armentoften iſt das gewöhnliche Berhältniß dee ir- 
door relief zu dem out-door relief ımgefähr wie 1 zu 3 und beide zuiamme 
bilden etiwa 2 der Armentoften, während auf Ritdzahlungen, Beamtengebalte ::. 
noch 4 fallt. In dem Jahresbericht pro 1859—60 faht das. Armenamt jeine 
finanziellen Berdienfte in folgenden Zahlen zufammen: in der Periode ver 
1813— 34 betrugen bei durchſchnittlich 12,853,000 Einwohnern die durchſchuin 
lichen Armentoften jährlich 6,505,037, alfo 10 s. 4 d. per Kopf der Bevollt 
rung; in der Periode von 1835—1859 betrugen bei 17,087,297 Einwohnm 
Die durchſchnittlichen Koften nur 5,169,073, alfo 6 s. $ d. auf den Kopf der 
Bevdlferung. 


8 107. 


Die Armenihnldiftriltee School Districts. 
(District Asylums.**) 


Diefe Diftriftsbildungen find als Zufag zu dem neuen Armen- 
verwaltungsſyſtem vorbehalten, weil fie ausnahmsweife über mehr ale 
eine Armenunion übergreifen, und zugleih für eine Ueberſicht dei 
Armenfchulweiens eine Aufnüpfung geben. ‘Die neue Armenverwaltung 
hatte, wie erwähnt, die Arbeitshäufer zu Armenfchulen beftimmt. Rad 
dem Sahresbericht des Armenamts 1862 fielen 33,476 Kinder in die 
fer Weije den Arbeitshäufern anheim, d. h. durchſchnittlich etwa 50-6 
Kinder auf jeden Armenverband. Da num aber in vielen Unionen nur 
die Zahl von 20 oder 30 und oft noch weniger Kinder zu unterrichten 
find, fo war es fchwer die nöthigen Lehrer und Linterrichtemittel 
zu befchaffen, und die Armenfchulen genügend zu beaufficytigen. Nod 
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weniger ließ fich der machtheilige Einfluß der Verbindung der Armen: 
ſchule mit einem Arbeits:, Irren⸗, Krankenhaus und Bagabundendepot 
verfennen (Report of Poor Law Commiss. 1840. p. 34). 

In 7 et 8 Vict. c. 101 machte man den Verſuch diefem Webel- . 
ftand abzuhelfen durch Bildung von großen Diftriften, beſte— 
hend aus mehren Armenverbänden und Kirchfpielen, zur Ein- 
rihtung eined gemeinfamen Armenfchulhaufes.*) Das Armenamt wird 
ermächtigt nach Umftänden folche Diftrifte zu bilden, vorausgefegt, daß 
nur Kirchſpiele innerhalb eines Bereichs von 15 engl. (34 deutfchen) 
Meilen dazu gezogen werden; Kirchipiele über 20,000 Seefen oder 
unter Lokalakte nur mit fchriftlicher Einwilligung der Mehrheit der 
guardiens. Da die ganze Einrichtung nur eine Auszweigung aus 
dem Syftem der workhouses bildet, fo follen die Koften ebenfo wie 
für die Arbeitshäufer nach dem Durchſchnitt der bisherigen Armen- 
foften auf die Kirchfpiele vertheilt werden (88 40—55.). Für die 
Verwaltung der Diftrittsarmenfchule wird ein board of management 
gebildet aus ex officio und aus gewählten Curatoren, managers. Ex 
ofticio Mitglied ift jeder chairman der zum Diftrift gezogenen Union 
oder eine® analogen größeren Armenverbandes. Die Zahl der gemwähl- 
ten Mitglieder für jeden Armenverband fett das Armenamt bei der 
Bildung des Diftrifts feft, fowie die Qualifikation der zu wählenden 
Mitglieder bis zu einem maximum von 240 Thlr. ©. Grundrente. 
Mit diefer Maßgabe werden die Euratoren von jedem board of guar- 
Jians von 3 zu 3 SYahren gewählt. Das uratorium ftellt mit Zu- 
ftimmung des Bischofs den Geiftlichen der Anftalt fowie alle fonfti- 
gen Lehrer und Beamten an. Es kehrt dabei wieder ber gefekliche 
Grundſatz, daß Fein Kind genöthigt werden foll dem Gottesdienft einer 
Confeffion beizumohnen, welche nicht die feinige oder die feiner Eltern 
und Berwandten ijt. Ferner der Grundfaß, daß arbeitsfähige Kinder 
in irgend einer gewerblichen oder Tandwirthichaftlichen oder Haushal- 
tung8- Arbeit unterwiejen, bejchäftigt, und damit für ihren Fünftigen 
Beruf vorgebildet werden follen. Bei ſchlechter Aufführung Tann ein 
Kind zur Strafe in das Arbeitshaus zurückgeſandt werden. Durch 11 
et 12 Viet. c. 82 wurden die &ewalten des Armenamts zur Bil: 
dung der Schuldiftrifte noch etwas erweitert, dur 13 et 14 Vict. 
e. 11 die Beitragspflicht der Armenverbände dazu noch näher ge- 
regelt. 

Es find im Ganzen jedoh nur 6 ſolche Schuldiftrifte gebildet 
worden, und troß der nicht unerheblichen Beiträge, welche das Barla- 
ment jährlich zu den Lehrergehalten giebt, fteht feit Länger als 10 Jah⸗ 
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ren bie Weiterbildung des Syſtems ftill, anfcheinend wegen der ver- 
hältnißmäßig hohen Kojten der Einrichtung. Statt dies Syſtem wei- 
ter fortzubilden hat man in neufter Zeit angefangen, wo es ausführ- 
bar ift, befondere Schulhäufer für die Armenfinber dee 
Arbeitshaufes in einiger Entfernung davon anzulegen. Das Par: 
fament bewilligt ferner jährliche Zufchüffe zu den Gehalten der Lehre 
der Armenhaus: und Diftriftsfchulen (1861: 31,188 L.). Die Maf- 
regeln, die ein weiteres fFortichreiten des Syſtems der School distriets 
unnöthig machen follen, find im Zufammenhang folgende: 

1: Die Abfonderung der Schulgebäude von ben Ar- 
beitshäufern, zu denen das Armenamt fortwährend aufmuntert, 
und welche in einer nicht geringen Zahl von unions wirklich zu Stande 
gebracht ift. Die neueren Berichte des Armenamts können für de 
großen hauptjtädtifchen Bezirk fchon die erfreuliche Thatſache melden, 
„dag mit Hülfe dieſer Sonderung und der dortigen großen Diftrift- 
fchulen bereit3 784 p&t. der Armenlinder außer dem Arbeitshauje er- 
zogen werden.“ 

2. Noch bedeutungspoller für die Zukunft ift das neue Spftem 
der Armenfchulgelder 18 et 19 Viet. c. 34. Während bie ä- 
tere Geſetzgebung nur eine Armenfchulerziehung durch Aufnahme in 
das Arbeitshaus oder die Diftriftsfchule anerfannte, find jegt die 
Kreisarmenräthe ermächtigt außerordentliche Unterftüßungen an Arme 
außer dem Arbeitshaus zu gewähren, um fie in Stand zu feßen, ihren 
Kindern Unterricht in folhen Schulen zu verjchaffen, welche die guar- 
dians als dazu geeignet bezeichnen und für welche fie weitere Regula: 
tive erlaffen Fönnen. Nach dem Jahresbericht von 1857 erhielten fre- 
(ich erft 3,986 Kinder auf diefe Weife ihren Unterricht (neben 3,732 
in district schools, 35,082 in workhouses schools). 

3. Durch 5 et 6 Will. IV. c. 70; 4 et 5 Vict. c. 38 wer 
den PBrivatftiftungen zur Erbauung und Ausftattung von Armen- 
Schulen befördert, mittel Erleichterung der rechtlichen Formen der 
EigentdHumsiütbertragung und geſetzlicher Regelung einer Verwaltung fol’ 
her Stiftungen durd den Pfarrer und die Kirchenvorfteher des Kirch 
jpield. Die Einwirkung der Privatfchulvereine, insbefondere der Na- 
tional School Society, auf das Armenfchulwefen muß einem ande 
ren Zuſammenhang vorbehalten bleiben. 

4. Durh 20 et 21 Vict. c. 55 werden die Ouartalfigungen 
ermächtigt, zu den Befferungsfhulen für jugendlide Ber- 
breder Reformatory Schools Zufhüffe aus der Kreislaſſe zu be⸗ 
willigen. Durch 20 et 21 Vict. c. 48; 24 et 25 Vict. c. III. 
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wird die Errichtung von Industrial Schools für die Erziehung vaga- 
bundirender Kinder befördert, und das board of guardians ermäd)- 
tigt unter Zuftimmung de8 Armenamts mit den Verwaltern einer fol 
den Schule Eontracte über dire Aufnahme von Armenfindern zu 
fchließen. Statiftifche Ausmweife über die vom Minifter des Innern 
approbirten Reformatory Schools enthalten die Parl. P. 1859 No. 
204 XLVII. 385. No. 2426. XXIV. 811. (vergl. oben S. 749). 

Die weitere Verbeſſerung des Armenſchulweſens ift aber nur von 
der fortfchreitenden Ausbildung des öffentlichen Unterrichtsweſens über: 
haupt zu erwarten, und wird hoffentlich nicht jowohl von dem Armen- 
amt, als von dem neu freirten Unterrichtsminifterium (Staatsraths⸗ 
abtheilung) ausgehen. 


*) Die Generalberichte des Armenauts geben alljährlich eine Weberficht 
über den Stand des Armenfchulwefens, der Bericht von 1861—62 ©. 268 
bie 290 und 293. Die Sefammtzahl der Armenfchullinder war 1861==33476, 
und zwar 8799 Kıaben, 9753 Mädchen unter 10 Jahren; 7926 Knaben, 6948 
Mädchen über 10 Jahren. Davon befanden ſich jedoch in den 6 District- 
Schools nur 2752 Kinder. 

Die 6 District Schools find: 1. Central-London für die city und 14 
andere Kirchipiele; 2. South Metropolitan für 11 meiftens große Kirchipiele; 
3. North-Surrey fir 43 Kirchſpiele: 4. Farnham and Hartley Wintrey; 
5. Reading and Wokingham; 6. South East Shropsire. 

Die Statistical Journals 1858 Bd. XXI. 179. geben auch die Zufammen-. 
jegung der Berwaltungs-Euratorien der 3 hauptftädtifchen Schuldiſtrikte 
In Central-London befteht das Curatorium aus 5 ex officio Mitgliedern und 
18 gewählten, im South Metropolitan aus 6 ex officio Mitgliedern und 17 
gemäßlten, in North Surrey aus 6 ex officio und 12 gewählten. 

Die Zahl ber Kinder in ben workhouse schools ift aus ben 
oben angegebenen Gründen ziemlich ftabil. Kine vergleichende Ueberficht der 
Jahre 1857, 1858, 1859 ergeben bie Parl. P. 1861 vol. LXII. 428. Die 
Lerwaltung befördert jet namentlich eine Abfchliefung von Verträgen, durch 
welche die Fleineren unions und Kirchipiele ihre Armentinder bei den größeren 
Verbänden einſchulen. 

**) In demjelben Abfchnitt des Geſetzes, welches die District Schools autorifirt, 
wurden auch die fog. District Asylums eingeführt, veranlaßt durch den 
Mangel ordentlicher Logirhäufer (Herbergen) fir obdachloſe, wandernde Arme 
(houseless poor) befonders in großen Städten. Die Ausführung war analog 
wie für die District Schools. Durch 7 et 8 Vict. c. 101. 88 41—46. 48. 
53 wird das Armenamt ermächtigt in dem Polizeibezirt von London, Liverpool, 
Mancheſter, Briftol, Leeds und Birmingham eine angemefiene Zahl von Kirch⸗ 
fielen zu Diſtrikten für die Beichaffung und Verwaltung folher Asylums zur 
Unterftügung und Beichäftigung obdadjlofer Armen auf kurze Zeit zu beichaffen, 
wofür die Koften auf den Grundbefit aller Kirchipiele gleichmäßig vertheilt 
werden. Die Regulative fir die Verwaltung werden von einem District 
Board unter Anweifung des Armenamts entworfen. Die Polizeibeamten find 
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ermächtigt, wanbernde, obdachloſe Arme, denen ſonſt fein Vergehen zur !ak 
fallt, unmittelbar in das Zufluchtshaus abzuliefem. Die Aufgenommeren er⸗ 
halten Speife und Duartier für die folgende Nacht, und dürfen in der Reg! 
wider ihren Willen nicht länger als 4 Stunden nad; dem Frühſtück am folge 
den Tage bdetinirt werden. Im Webrigen gelten weſentlich die Vorſchriften wie 
fiir die Workhouses, namentlich rüdfihtlich der Hausordnung. Für die Bi. 
dung der District Boards und die "allgemeinen Amtegewalten gelten dieielben 
Borfchriften wie für die Distriet Schools. — Durd) 14 et 15 Vict. c. 105. 8& 114 
ift das Armenaınt ermächtigt, auf Antrag bes District Board eine ſolche Unica 
wieder aufzulöfen. Und dies ift auch fpäter gefchehen, da die Einrichtung fd 
als nicht praktiſch erwies. 


8 108. 


Die Stellung der Centralbehörde, Poor Law Board. 
Adminiſtrative und gerihtlihe Oberinfanz der Armenverwaſtung 
Armengeſetz $ 1—20. 


Gleich bei der Einführung des Armengefegcs wurde eine königlice 
Gentralbehörde unter dem Namen „the Poor Law Commissioners 
for England and Wales“ zur Ausführung, bes Geſetzes eingelekt, 
deren Direktion und Controle die ganze Armenverwaltung unterliegea 
fol. Sie mag erlaffen „alle rules, orders nnd regulations über die 
Behandlung der Armen, über Berwaltung der Arbeitshäufer, Erziehung 
der Kinder darin, Beauffihtigung und Regulirung aller Häufer, in 
welchen Armenfinder erhalten werden, Austhuung der Armenfinder ale 
Lehrlinge; ferner zur Leitung und Controle alfer guardians, vestries 
und Kirchfpielsbeamten in Beziehung auf die Behandlung der Armm: 
unterjtügung, Führung, Prüfung, Revifion der Rechnungen und Con: 
tractfchliegungen in Bezug auf die Armenverwaltung, oder jedwede 
Ausgabe für die Armenunterftügung;“ — doch ohne die Befugaiß 
im einzelen Fall zum Zwede einer ordentlichen Unterſtützung einzu: 
ſchreiten. 

Die Behörde beſtand in ihrer erſten Geſtalt aus 3 Commis- 
sioners, ernannt unter dem Handſiegel (alſo durch den Miniſter dee 
Innern), mehren ex officio Commissioners, und 2 befoldeten Secre- 
taries, einem parlamentarifchen und einem permanenten. Sie ſollte 
in diefer älteren Geftalt coflegialifh verhandeln, mit der Be— 
fugniß Zeugen eidlich zu verhören und die Vorlegung von Urfunder 
mit eidlicher -Beftärfung zu verlangen, und mit der Verpflichtung der 
Beridterftattung an den Minifter des Innern, der fie ald Theil je: 
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nes Departements -im Parlament vertrat. Die Zahl der ihr zur Bei⸗ 
hülfe bewilligten befoldeten Assistant Commissioners ftieg durch die 
gehäuften Gefchäfte der erften Organifation bi8 auf 21. ‘Die jo cons 
ititwirte Behörde wurde aber in der Weiſe der meiften Parliamentary 
boards nur periodifch eingefeßt, vorläufig auf 5 Jahre, und dann 
von Zeit zu Zeit durch PBarlamentsafte continuirt. 

Bei der Erneuerung durch 10 et 11 Vict. c. 101 bildete man 
aus dem Armenamt eine felbftändige Behörde unter einem verantwort- 
lihen Spezial-Chef, mit Sit im Parlament und (nad) Convenienz) aud) 
im Sabine. Das Armenamt befteht nun aus dem Präfidenten des 
Staatsraths, dem Privatfiegelbewahrer, dem Meinifter des Innern, dem 
Schatzkanzler und einer Zahl bejonderd ernannter Commissioners, 
unter welchen der zuerft Genannte dirigirende Chef der Behörde Pre- 
sident ift, der nur zum Erlaß von General⸗Inſtruktionen rules, 
d. h. Verordnungen für mehr als einen Armenverband, der Mitunter: 
ihrift anderer Commissioners bedarf. An Stelle der Assistant 
Commissioners werden jet Inspectors ernannt in analoger Stel- 
lung. Nach 12 et 13 Vict. c. 103 $ 21 darf die Behörde amtlich 
als „Poor Law Board“ bezeichnet werden. Durch 23 et 24 Vict. 
e. 101. iſt das Armenamt bie zum 23. Juli 1863 continuirt.*) 

Durch die weitgehenden Gewalten des Geſetzes von 1834 und 
dur die jene Gewalten immer weiter cumulirende jpätere Geſetz⸗ 
gebung ift nunmehr eine abminiftrative Centralinſtanz entftanden, wie 
lie bis vor einem Menfchenalter in der inneren Landesverwaltung 
Englands völlig unbekannt war. ‘Daneben bleibt die verfaffungsmäßige 
Gontrolinftanz der Neichsgerichte grundfäglich erhalten, fo daß an biefer 
Stelle zwei oberfte Controlinſtanzen concurrirend nebeneinander ftehen. 

I. Die adminiftrative Controlinftanz bildet das 
StaatSarmenamt, Poor Law Board, in ber weitgreifendften 
Veife einer Minifterial-Verwaltung des Kontinents, und zwar in drei- 
facher Richtung. Das Armenamt übt: 

1. eine ergänzende Gefeggebung durch NRegufative, 
general rnles, mit Gejegesfraft im ganzen Bereich der Armen- 
verwaltung. ') Keine general rule foll jedoch früher in Kraft treten 
als 14 Tage nachdem fie einem der Staatsjefretäre (dem Minifter 
des Innern) unterbreitet ift; innerhalb diejer Frift Tann fie noch durch 
den König im Rath außer Kraft gejegt werden (Armengefeß $ 16). 
Ale general orders müffen ferner dem Parlament zur Kenntniß- 
nahme vorgelegt werden. 

Diefe organifirende Gewalten, wie fie im $ 104— 106 
ausgeführt find, erſtrecken fih namentlih auf zwangsweiſe Bildung 
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neuer Kreisarmenverbände; Leitung des Baues der Ar— 
menhäufer und Controle der EContractfchließungen; fowie auf des 
Anftellungswefen, mit ber Befugniß, die Anftellung beſoldeter 
Beamten zu erzwingen, die Qualififation der Anzuftellenden vorzu 
fchreiben, die Gehaltsetats feftzufegen. Daran reiht ſich das ausſchlich 
liche Recht die etatemäßig angeftellten befoldeten Beamten zu entlafien. 

2. ALS Defhwerdeinftanz?) deckt das Armenamt ungefäh 
den Verwaltungsfrei® der guardians und der befoldeten Beamten. 
Es folgt dies ſchon aus ber allgemeine. Unterordnung dieſer Beamen 
im 8 98 des Armengefeßes, wonach „ai fichtlihe WBerfäumung oder 
Ungehorfam gegen eine rule, order oder regulation der Commis- 
sioners oder Assistant Commissioners unb jeder contempt ker 
Oberbehörde“ für den erften Fall mit Geldbuße bis 5 L., das zweite 
Mal von 5—20 8, das dritte Mal als misdemeanor mit arbiträren 
Strafen bedroht if. Die Geldbußen find vor 2 Friedensrichterr 
Hagbar, werden im Unvermögenafall in Gefängniß oder Gorrectiont 
haus verwandelt, vorbehaltlich der Appellation an die Duartalfigungen 
bei Bußen über 5 2. (Armengefeg SS 98—103). 

Nah) 11 et 12 Vict. c. 110. 8 4 können auch Streitiglei: 
ten über Niederlaffungsreht und über Erfag und Ausgleichung von 
Armentoften durch freie Wahl der Parteien, ftatt an die Quartal: 
fitungen und Neichdgerichte zur Enticheidung des Armenamts gebredit 
werden. Nach 14 et 15 Vict. c. 103. & 12 fünnen die Guardians 
zweier Armenverbände durch fchriftliche Uebereinkunft jede ftreitige Fragt 
überhaupt dem Armenamt zur legten und endgültigen Ent: 
ſcheidung unterbreiten. 

3. Eine fortlaufende Oberauffidht und Controle?) der 
geſammten currenten Lokal⸗Verwaltung wird namentlich durch bee In— 
ſtitut der Inspectors geübt, welche ſeit der Umbildung des Arme 
amts an die Stelle der früheren Assistant Commissioners gettt 
ten find. Daran reiht ſich der Vorbehalt der Beftätigung für zahl 
lofe Moßregeln des Kreisarmenraths, namentlich aller Abweichungen 
vom normalen Verfahren. 

Ton den 12 Inſpektoren refidiren 11 in der Hauptſtadt ihre 
Inſpektionsbezirke (Division), die aus durchfchnittfich etwa 60 Armen 
Unionen gebildet find. Der Inſpektor hat die Befugniß jeder Sitzung 
eine® board of guardians oder einer select vestry an Ort me 
Stelle beizuwohnen, jedoch ohne Stimmrecht (Armengefeg 8 21), um 
fich zu überzeugen, daß die Verwaltung nach den Geſetzen und Juſtrul⸗ 
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tionen geführt und Mißbräuche befeitigt werden. Er revidirt jährlich 
mindeften® zweimal jedes Arbeithans. Ueber diefe Revifionen werben 
fodann dem Armenamt periodifche Berichte erftattet. Bei Beſchwerden 
über die Amtsführung der befoldeten Armenbeamten führt der Inſpek—⸗ 
tor als Commiſſarius der Stantsbehörde die Unterfuchung an Ort 
und Stelle und berichtet darüber an da8 Poor Law Board. Alle 
fonftigen Beichwerden, Eingaben und Gorrespondenzen des Armenamts 
mit den Lofalbehörden und Cinzelen paffiren das Büreau des Inſpek— 
tor8 behufs der Berichterftattung oder Beifügung feiner Bemerkungen. 

Die Mittelinftanz für das materielle Dezernat bilden fodann 
die 49 ftehenden Rehnungsreviforen, Distriet Auditors, bie 
durch die. ftetige Monitur der einzelen Armenausgaben das eigent- 
lich materielle Berwaltungsdezernat der Localverwaltung führen, und 
durch ihre von der Staatsbehörde abhängige Stellung in der That zu 
itehenden Organen der Staatöbehörde geworben find. 

Die unbedingte Unterwerfung diefer Mittelorgane unter das Ar» 
menamt berubt nicht bloß auf den Geſetzen und allgemeinen Regula— 
tiven, fondern nod mehr auf dem Syftem der Ordnungsftrafen, wel: 
ches hier nicht bloß auf die Fälle einzeler Uebertretungen, jondern ges 
nerelf auf „Nichtbefolgung der Anweifungen ded Armenamts“ gerichtet ift. 

Am wirkfamften endlich hat ſich erwieſen der Grundfag, nad 
welchem alle Diſtrikts- und LolalsBeamten (mit Ausnahme der bloß 
dienenden) vom Armenamt und nur vom Armenamt im admini⸗ 
ftrativen Wege entlaßbar find. Dies Entlaffungsrecht durd die Gen- 
tralbehörde, welches die „Selbitändigfeit” der Beamten gegenüber den 
Kofafbehörden fchüten fol, führte in der That zur unbedingten Abhän- 
gigfeit von der zeitigen Staatsverwaltung, und Hat fich für die lau- 
fende Adminiftration viel wirffamer erwiefen, als das bloße Ernen- 
nungsrecht, welches den boards of guardians geblieben ift. 

I. Die Eontrolinftanz der Reihsgerichte ift dane- 
ben allerdings ftehen geblieben, aber überall befchnitten und 
innerlih ausgehöhlt durch die überwiegende Macht des Gentralamts, 
welche nur fo viel übrig gelajien hat, um nothdürftig die Grenzmarfen 
der Berfaffung, Gefeggebung und der Einzelrechte gegen eine Ausle- 
gung der zeitigen Minifterverwaltung zn ſchützen. 

Die Neihsgerihte controliren zunädft dur cer- 
tiorari die Ausübung ber Regulativgemwalten des Armen» 
amts. Jeder Intereſſent kann durd) Uertiorarıi die Legalität der 
rules, orders oder regulutions zur Entſcheidung der Queen’s Bench 


bringen, nad) fchriftlicher Anmeldung bes Rechtsmittel mit 50 8. 
Gneif, Engl. Sommunalverfaffung 69 
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Prozepcaution (Armengefeg $ 105—108). Eine etwanige Ueberſchtei⸗ 
tung führt dann zu einem Kaſſationsſpruch, der in allen Berbäuden, 
in welchen die Order publizirt war, bekannt zu machen ift, womit bie 
Order ipso jure außer Kraft tritt. Bei der weiten Faſſung des Ar- 
mengeſetzes kann diefer Fall zwar felten eintreten; das certiorarı ver: 
mag jedoch eine Ausdehnung der Gewalten auf andere Gebiete ale dat 
der Armenverwaltung wirkſam zu verhindern. 

Für die Bejhwerdeinftanz der laufenden Berwaltung 
ift das Reichsgericht zwar aud im Allgemeinen als concurrirende X: 
hörde ftehen geblieben, jedody factiich auf eine geringe Zahl von Fällen 
befchränft. 

1. Für die Steuerausfchreibung der Poor Rate bleibt des 
Beitätigungsrecht der Triedensrichter, und darüber ein Mandamus der 
Reichögerichte. 

2. Für die Steuerreclamationen bleibt die Oberentſcheidung 
der Quartalfigungen, und darüber ein certiorari oder special case 
bei den Reichsgerichten. 

3. Für das große Gebiet der materiellen Rehnungslegung 
find die Entfcheidungen des Armenamts, jofern daffelbe angerufen if, 
endgültig. Es bleibt freilich den Beamten und den Interefſenten altır: 
nativ ein certiorari bei dem Neichögericht offen; ba aber das Armaı: 
amt die ausfchlieglihe Befugniß hat aus adminiftrativen Gründen 
(durd) equitable jurisdiction) einen defectirten Boften paſſiren zu 
foffen, auch gegen den Buchſtaben des Geſetzes, fo ift die abminiftre 
tive Beſchwerdeinſtanz natürlich die Hegel. 

4. Das Recht der Ortsgemeinde und der Gemeindewähler 
zur Ernennung der overseers war bisher durd; ein certiorari 
gejchütt, welches gegen das Ernennungsbdefret ber Friebensrichter bei 
dem Reichsgericht anzubringen war. Dagegen follen Wahlſtreitigkeiten 
. über die Ernennung der guardians jebt von dem Armenamt entfdhie 
den worden ($ 104 Nr. 3.): überhaupt wird aber das Anftellungeredt 
der befoldeten Beamten Seitens der Armenverbände ziemlich illuforii 
durch das Entlaffungsrecht de8 Poor Law Board. 

5. Die Entſcheidung der Streitigkeiten der Einzelverbände 
über die Armenlaft durd die orders of removal geht den alten 
Inſtanzenzug an die Quartalfigungen der Friedensrichter; doch ift aud 
dabei das gewöhnfiche Certiorari und Mandamus burd 11 et 12 
Viet. e. 31. weggenommen. Streitigfeiten über die Beitragsquote der 
einzelen Kirchfpiele zu den Laften der Union entfcheidet jegt die gr 
mifchte Commifjion der Union Assessment Committee Act 1862. 
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Die Oberinftanz foll dafür ausfchließlich beim Armenamt fein, info: 
fern die Appellation der Gemeindebeamten nur an dad Armenamt 
gejtattet wird. Den Privatintereffenten bleibt jedoch auch ferner das 
Wahlrecht der Anrufung des Reichsgerichts (oben S. 496). | 

*) Weber die Geftaltung bes Poor, Law Board als Staatsbehörde vergl. 
Gneift Bd. I. $ 116. Ueber die Umgeftaltung im Jahre 1847 |. den Bericht 
der Poor Law Comissioners von 1846 bei Nicholl’s II. S. 402—408. Die 
Einreihung des President unter die aus Unterhausmitgliedern zu befetenden 
Aemter hatte den erflärten Zwed, das Arınenamt gegen die zahlreichen Angriffe 
im Unterhaus wirkſam zu vertreten. Der Präfldent ift wie bei allen diefen 
Parliamentary Boards der allein dirigirende, „verantwortliche Chef (Il et 12 
Viet. c. 109. 8 7). Er 'bezieht das Heine Miniftergehalt (2000 8.), und hat 2 
Secretaries und 2 Assistant Secretaries al® vortragende Rüthe zur Seite. 
Ob ihm ein Sig im Cabinet (Minifterrath) zu ertheiten, hängt bei der heu- 
tigen Bertheilung der Aemter von dem Ermeſſen des zeitigen Cabinet ab. 
Das Amtslofal ift in Somerset House. 

1) Die anomale Gefetgebungsgewalt fucht das Armenamt gegen die be- 
greiflichen Anfechtungen unter anderem zu rechtfertigen durch analoge Berord- 
nungen, welche Treasury und Generaffteuerämter fir die Einfammlung der 
revenue, der Öeneralpoftmeifter für die Briefbeförderung, der Commander in 
chief für die Armee, die Admiralität fiir die Marine, die Gerichtöhöfe des ge- 
meinen Rechts und der Billigfeit für die Regelung des Prozeßganges durd) 
rules of court erlafien tönnen, ſowie durd; die Polizeireglements und Gebühren- 
tarif6 der Quartalfigungen (wobei freilich fehr verſchiedenartige Dinge zufam- 
mengeworfen werden. Auch wird geltend gemacht, die Faflung der Par- 
famentsalten fei fo fchwer verftändlich, daß dem Publikum eine Behörde, welche 
die Gefege für die Anwendung handlicher mache und verftändlich ausdrilde, nur 
erwänfcht fein fünne. Report Poor Law Commiss. 1840. ©. 12 ff. Der 
eigentliche Grund der anomalen Stellung war die tiefzerfahrene Geftalt der 
Semeindearmenverwaltungen und die ftreitenden Intereffen von Land und Stadt. 
Man wußte in diefem Ehaos nur durch eine erperimentale Adminiftration den 
Ausweg zu finden. j 

Bevor eine rule oder order in einem einzelen Verband in Kraft tritt, muß 
fie unterfiegelt der Armenverwaltungsbehörde und dem Clerk ber friedengrich- 
terlichen Divifion zur Publikation überfandt werden, — und fo, daß jeder 
Steuerpflichtige Abfchrift davon nehmen mag. In gleicher Weife ift jeder Wider- 
ruf einer order zu notificiren (Armeng. $ 18). Keine rule, order oder regu- 
lation tritt in Kraft vor Ablauf von 14 Tagen nad) Abfendung einer Aus- 
fertigung in obiger Weife ($ 20). Wo eine general rule einmal in Kraft ge- 
treten, lann das Armenamt folche durd, feine Spezialorder an einen einzelen 
‚Armenverband . aufheben oder fuspenbiren ohne Genehmigung eines Staats- 
felretärs 5 et 6 Vict. c. 57. 8 3. Als genügende Eontrole diefer Geſetzge⸗ 
bungsgemwalt ſah man an: (1.) die Befugniß des Staatsminifteriums binnen 40 
Zagen eine general rule in oben gedachter Weiſe außer Kraft zu ſetzen ($ 16 
cit., 5 et 6 Vict. c. 57. $ 3.) (2.) die Kenntnignahme des Parlaments 
($ 17 cit, 1 et 2 Vict. c. 56. 8 123). (3.) Die vorbehaltene Kaflation durch 
die Reichögerichte im Fall der Kompetenzüberfchreitung (oben No. II.). 

69*" 
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2) Die Befhwerdeinftanz ift unter die vortragenden Räthe vertheilt. Tie 
juriftifchen Entfcheidungen gehen durch den erflen Assistant Secretarr als 
Auftitiar der Behörde; in das fonftige Dezernat theilen ſich die anderen Secre 
taries unter Gegenzeichnung des Präfidenten, wobei die Bertheilung nad, ma 
teriellen Gefchäftszweigen immer vollfländiger an die Stelle der älteren geographi 
ſchen nad) Infpeltionsbezirfen getreten ift. 

3) Für die Auffihtsinftanz bilden die General- und Spezialberichte der I1 
Inspectors gewöhnlich, die Hauptgrundlage, und zwar ebenfo für die einzeien 
Detrete wie filr die Generalinftruftionen. Dur 5 et 6 Vict. c. 57. 8 2 wa: 
auch die Ernennung von Spezial-Commiffarien vorbehalten aus der Zahl prai 
tiicher Aerzte, Advokaten, Baumeifter oder Feldmefier, die mit Genehmigurg 
des Minifters des Innern nnd des Finanzminiſteriums auf Fürzere Zeit ale 
commissioners for inquiry zu Spezialzweden vereidet wurden, und dann ale 
delegirten Gewalten des Armenamts ausüben follten. Das neuere Beleg hebt 
diefe Einrichtung wieder auf. Für die Zwecke amtlicher Feſtſtellungen un 
Unterfuchungen ift ben Commissarien des Armenamts überhaupt das Recht eid⸗ 
licher Zeugenverhöre beigelegt. 

Einer der 12 Inspectors ift den Piftrift- Auditors befonders überge- 
ordnet; die Superrevifion bildet wieder ein Spezial-Degernat im Armenamt. 
Diefer Gefchäftslreis umfaßt, wie da8 Armenamt rühmend bemerkt, jährlich 
zweimal eine materielle Prüfung der Berhandlungen von 628 (647) Boards ofGuar- 
dians und mehr al® 36,000 rechnungspflichtigen Beamten einfchließlid der 
overseers (Generalbericht 1858 ©. 8. 

Außer den guardians und befoldeten Beamten erftredt ſich diefe Aim 
fterialgewalt auf die overseers als Steuerhebuugsbeamte. Site .greift end 
ein in die Verwaltungsgrundfäße der Armenverbände, die noch nnter Spezal⸗ 
ſyſtemen fortbeftehen. In gleicher Weiſe ift dur) 13 et 14 Vict. a 57 der 
Amt des Vestry Clerk dem Armenamt untergeordnet, wo jene Alte von der 
Gemeinde angenommen ift. 

**) Für die gerichtliche Sontrolinftanz vergl. die älteren Berhältuie m 
F 100 und die parallel gehenden normalen Berhältnifie in 8 73. 87a. 91. Ha 
Wie überwiegend die Thätigfeit der adminiftrativen Oberinſtanz if, ergiebt 
namentlich folgende Tabelle über die Appeals an das Armenamt. Parl. P. 
1861, Vol. LXV. 33: 

Jahr. Total. c. Distr. Aud. beftätigt aber rem. reversed. 


1854 322 . 301 219 31 
1855 349 319 234 27 
1856 448 396 300 29 
1857 450 383 284 30 
1858 780 553 420 31 
1859 937 565 459 27 
1860 868 674 350 20 


Es iſt dies 1. bie Zahl der Beſchwerden überhaupt, 2. die vom Distriet Au- 
ditor an da8 Poor Law Board insbefondere; von letzteren wurden 3. die 
angegebene Zahl der Defectate zwar begriindet befunden, aber die Poſten pa'- 
firten vermöge der equitable jurisdiction, 4. Fülle in denen die Entideibung 
des Auditor kaſſirt wurbe. 


& 
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8 109. 
Das Armenverwaltungsiuften der Hanptftadt. 


Auch auf diefem Gebiet erfcheint es zweckmäßig zum Schluß einen 
lleberbfid über die Armenpflege zu geben, wie fie ſich unter dieſer 
Geſetzgebung für die Hauptftadt geftaltet hat. Da die Armenverwal- 
tung auf die Kirchfpielsverfaffung bafirt war, und dieſe felbft in der 
City von London bie gewöhnliche Geftalt hatte, fo war auch das 
Bedürfniß und die Weife der Reform diefelbe wie in den Provinzen. 
Die Armenpflege der Hauptftadt ift daher eine bloße Recapitulation 
der bisher dargeftellten Grundfäße. 

Die City bildet für die Armenpflege 108 kleine parishes mit 
dem Charakter eigener Armenverbände und mit eigener Armenftener. 
Die kirchliche Eintheilung war zwar in Folge der großen Feuersbrunſt 
durh 22 et 23 Car. II. c. 11 auf 51 Kirchfpiele vermindert; für 
weltlihe Zwecke aber blieben die Fleineren Kirchipiel unverändert, fogar 
noh mit Unterabtheilungen, bejtehen. Das Armengefeb 13 et 14 
Car. II. c. 12 enthielt einige Spezialklauſeln, wonad) in der city von 
Yondon, Weftminfter und in dem weiteren Stadtbezirk innerhalb der 
bills of mortality incorporirte Verwaltungen und Arbeitshäufer ge- 
bildet werden jollten, welche indefjen wegen der Peſt und bes Feuers 
erft nach Langen Jahren und nur theilweis zur Ausführung kamen. 
Zeit jener Zeit hat ſich der großftädtifche Charakter über die bills of 
mortality hinaus auf nod) eine Reihe gefonderter Ortſchaften ausge: 
dehnt, die jegt die Metropolis bilden, und außer der city von London 
noch 68 meiftens unförmlich große Kirchfpiele, 6 fogenannte hamlets, 
4 liberties, 5 procincts und 1 township umfafjen. Die Verwal- 
tung durch die Armenauffeher war jowohl für Erhebung wie für Ver- 
wendung der Steuern die gewöhnliche; doc Hatten im Verlanf der 
Zeit nicht weniger als 63 Kirchipiele ſich bejondere Lokalakten ver- 
Ihafft, und dadurch ihre Verwaltung nad Bedürfniß oder Geihmad 
geregelt. Bisher gehörten aud) 12 extraparochial places zu dieſem 
Gebiet, — der Tower, bie Weftminfterabtei, das Charterhans, und 9 
Gebäudecomplexe der Advolateninnungen, zufammen 62 Acres umfaf- 
ind. Durch 20 Viet. e. 19 find indeffen aud) diefe Bezirke auf ben 
gewöhnlichen Fuß der Armenftener und Armenverwaltung gebradt. 

Die Armenfteuermaffen für dies Gebiet betrugen 1776: 
%5,664 Thlr. G.; 1783 — 85 durchfchnittlih 1,272,624 Thlr. ©.; 
im Jahre 1803: 2,435,352 Thlr. G.; im Jahre 1856: 5,122,140 
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Zhlr. ©., im Jahre 1861: 7,695,912 Thlr. G. Die YBenölterung 
war von 958,863 im Jahre 1801 auf 2,362,236 im Jahre 1851, 
2,803,000 im Sabre 1861 geftiegen. Das fteuerpflichtige Grin 
einfommen betrug nad) der höheren Einſchätzung zur Einkommenſtener 
1855: 78,765,456 Thlr. ©. (ohne Eifenbahnen und Canäle), — nach 
der niedrigeren Einſchätzung zur Armenftener 1847: 50,761,860 Thit. 
G.; 1852: 62,124,888 Thlr. ©. 

Die Bildung der Kreisarmenverbände erfolgte nad der 
Armengefeggebung von 1834 in der Weife, daß zunächſt die jämmt: 
lichen Kirchfpiele der City zu einer Poor Law-Union vereint, außer: 
dem noch 14 Unions aus zufammengelegten Kirchſpielen gebildet wur: 
den. Zwölf große Kirchfpiele wurden als eigene Kreisarmenverbänd 
mit eigenen Boards of Guardians formirt. In 11 Kirchſpielen blie- 
ben die alten Verwaltungskörper unter Trustees, Governors oder 
Directors, fo wie fie durch Lokalakte eingejett waren, unverändert. ° 
In denjenigen, welche Theile einer Srafjchaft find, treten die Bezirte- 
Friedensrichter ex officio dem board Hinzu. Die Zufammenfegung 
ber neu geftalteten Boards of Guardians mit ihren gewählten 
und ihren ex officio Mitgliedern ift folgende: 


Unions, | Parishes. 
Gewählte. Ex off. Gewählte. Ex of. 

Greenwich 24 24 Bethnal Green 20 1 
Lewisham 20 6 Chelsea 20 4 
Fulham 17 4 St. George in 
Hackney 11 1 the East 18 1 
Holborn 28 3 Hampstead 11 4 
City of London 101 — Kensington 18 11 
East London 21 — St. Martin in the 
West London 20 — Fields 24 4 
Poplar 15 2 Paddington 18 12 
Stepney 15 — Bermondsey 18 3 
Strand 30 2 Camberwell 18 3 
Whitechapel 27 — St. George, 
St. Olave 15 3 Southwark 18 _ 
St. Saviour 17 — Lambeth 20 7 
Wandsworth etc. 20 17 Rotherhithe 15 _ 

Summe: 381 38 Summe: 218 50 


In den 11 Kirdhfpielen, deren Verfaffung nad) der vorhandenen Lolal⸗ 
akte unverändert blieb, waren 477 gewählte Guardians, Trustees, 
Governors oder Directors, und 70 ex officio Mitglieder thätig, ie 
daß aljo für den ganzen Bezirk der Metropolis 1076 gewählte und 
158 ex officio (ruardians als Armenräthe vorhanden find. 


& 109. Das Armenverwaltungsfyftem der Hauptftadt. 1095 


Wenigftens ein Armenarbeitshbaus ift in jedem dieſer Ver⸗ 
bände vorhanden; 14 Verbände haben 2 Workhouses, 2 Verbände 
jogar 3 Workhouses Wo eine Mehrheit von Häufern vorkommt, 
ift das. eine gewöhnlich zur Aufnahme von Kindern oder von Vagabun⸗ 
den oder ſonſt zu befonderen Ziveden beftimmt. Die 65 workhouses 
insgefammt find zur Aufnahme von 30,091 Berfonen eingerichtet. 
Außerdem find 3 School Distriets gebildet, eingerichtet auf 2,549 
Kinder. Nah dem Durdidnitt von Sommer und Winter werden 
täglich jet ungefähr 100,000 Berfonen in- und out-door unterftüßt. 

Die befoldeten Beamten diefer Verbände erreichen die runde 
Zahl von 1000, nämlid 60 Clerks und Assistants, 38 Treasurers, 
304 Workhousea officers, 211 Workhouses assistants and ser- 
vants, 101 Relieving officers, 143 Medical officers, 13 Arbeits- 
auffeher und für die 3 School Distriets: 3 Clerks, 3 Treasu- 
rers, 23 officers, 101 assistant officers and servants. 

Die nächte Bemerkung, welche fich dabei aufbrängt, ift die große 
Einfachheit der Verfaſſung, die fi) aus dem neuen Verwaltungsſyftem 
ergiebt. Die Verfaffung der Metropolis hat auf biefem Gebiet be- 
reits die Einfachheit einer franzöfiichen Municipalverfaſſung erreicht, 
die nur noch übertroffen wird durd die neuefte Geftalt der Metropo- 
lis Management Act 1855 für Straßen- und Baupolizei (8 115). 


*) Einen vortrefflihen Aufjap über die Armenverwaltung der Metropolis giebt 
W. G. Lumley in den Statistical Journals XXI. 169 ff. mit Speziaftabellen, 
S. 311—38. In den jebigen Generalberichten des Armenamte wird bdiefelbe 
leicht überfichtlih, infofern die Metropolis die erfte Division bildet. Der 
Bericht von 1861—62 giebt folgende ſummariſche Data: 


Bevölkerung 2,803,000 Einw. In-Maintenance 275,422 v. 
Gebiet 78,029 acres Out relief. . . 208,674 8. 
Poor rate 1,282,652 2. Lunatis . . . 94,748 
Armenausgabe 832,155 2. Bau und Amortifat. 50,863 2. 
per Kopf 5 sh. 11,3. d. Gehalte . . . . 93,460 8. 


Andere Ausgaben. 109,030 2. 

Die wirkliche Armenausgabe iſt von 1803— 1860 wefentlich vermindert, 
und zwar in den Theilen, bie zu Kent, Surrey und Western Middlesex ge- 
bören, faſt genau auf ”2, in den fibrigen Theilen von Middlesex auf !/s des 
Procentſatzes von 1803. Zur Vereinnahmung derfelben find wenigſtens 1665 be- 
foldete collectors und 32 assistant overseers angeftellt. Cine genane Ueber- 
ſicht geben die Parl. Papers 1858 No. 208. Part. I. 1. Jahr für Jahr ent- 
halten die Parl. P. neue Ausweife iiber die Local Taxation of the Metropo- 
lis, 3. B. drei Reports in den Parl. P. 1861, Vol. VIII. 1. 135. 38, 


Neuutes Gapitel. 


Reue Communalinftitutionen zu Zwecken der Gefundheils- 
und Saupolizei. Civilftanderegiftermefen. 
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Stüdweife Geſetzgebung für Zwecke der Geſundheits⸗ und Banpolizei 
Commissioners of Sewers. Building Acts. Bath and 
Washhouses. Lodging Houses. Lighting and Wat- 
ching Act. Gasworks-, Waterworks-, Interments-, 

Commissioners Clauses-, Towns Improvement Acts. 


An das neuere Syftem der Armenverwaltung fchließen fid m 
wunderbar gleichartiger Nachbildung eine Reihe neuer Commmmnalinitt 
tutionen, die ihren Entftehungsgrund in dem verhältnigmäßigen Zu- 
rücbleiben der Wohlfahrts-, insbefondere Gejundheite- und Baupolizei 
haben. So günftig die innere Randesverwaltung England’s für die 
Aufrechterhaftung rechtlicher Ordnung und für die Entwidlung der hö— 
heren Klaſſen war, fo vernachläffigt blieb bis in die neueſte Zeit dad 
Meifte, was dem Gebiet der Wohlfahrtspofizei im weiteren Sinne an 
gehört. Die alte „Friedensbewahrung“ war auf Sicherung der Per 
fon und des Eigentums berechnet, das Syſtem der Arbeitspolizei auf 
eine äußerliche Auseinanderfagung zwifchen Befit und Arbeit, bie Ar- 
menverwaltung nur auf die Franken Elemente der Geſellſchaft. Tie 


— 





*) Im $ 110 der erften Auflage war früher die Verwaltung der Irrenhäukr 
behandelt, welche jetst al8 Anhang zu den Duartalfigungen der Friedertrichter 
im $ 62a., Seite 758—766. oben gegeben ift. 
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gemejfenen Gewalten der Obrigkeit unb die gemeffenen Zwecke der 
Communalftenern Tießen im Verlauf der Zeit eine Menge driückender 
lebelftände aufwachſen, die befonders in engbewohnten Ortfchaften, in 
Berbindung mit der Umbildung der ganzen erwerbenden Arbeit, ſchwer 
fühlbar wurden. ine regierende Klaffe in der Etellung der englifchen 
überzeugt ſich nicht Leicht von dem Beruf der Stantögewalt pofitiv 
fördernd für die unteren Klaſſen einzutreten. Die friedensrichterliche 
jurisdietion auf dem Lande ging ihren gemefjenen Gang. Die Stadt- 
forporationen waren im 18ten Jahrhundert den eigentlichen Zweden 
einer Meunicipalverfaffung großentheils entfremdet; von dem, was eine 
Stadtverfaffung auf diefen Gebieten leiften Tann, hat man in England 
zu feiner Zeit ein lebendiges Bild gehabt, bis die Anforderungen fo 
dringend und mannigfaltig wurden, daß in den letzten Jahrzehnten 
übereilte, den alten Inſtitutionen des selfgovernment wenig entfpre- 
hende Einrichtungen entitanden. 

In älterer Zeit gab es einige .engbegrenzte Einrichtungen für 
ſolche Zwecke, namentlih aus der Periode der Tudors, die dafür gün- 
ftiger war. Es gehörten dahin die Deichverbände, Commissions of 
Sewers, bie ſchon im Mittelalter ein gutes Mufter gefunden hatten. 
In London und nächfter Umgebung forgten einige Gefege für Zwecke 
der Straßenreinigung und Erleuchtung, wie da8 st. 2 Will. et Mary 
c. 8. $ 15, meldye8 die Anwohner der Straße verpflichtet von Mi- 
haclis bis Marien Lampen auszuhängen bis 12 Uhr Nachts, fowie 
Mittwochs und Eonnabende die Straßen zu fegen. Noch befcheidener 
it der Maßftab der allgemeinen Straßenreinigungsgefege, Scavengers 
Acts, I Geo. I. st. 2 c. 52; 9 Geo. I. c. 52, die nur eine Er- 
mädhtigung zur Ausfchreibung und Verwendung von Geldern dafür 
enthalten. 

In einzelen Städten ſchuf man fodann durch Lokalakten die noth- 
durftigften Grundzüge einer Feuer- und Baupolizei, Straßenreinigung, 
Beleuchtung ꝛc. Im Laufe des achtzehnten Jahrhunderts ſchon find 
ſolche Nachhülfen in den größeren Städten zur Regel geworden. Diefe 
Sejege Titten aber an vielen Mängeln aller Lolal- nnd Gelegenheits- 
geſetze. Verwickelt, oft ſich wiederfprechend, wuchlen fie zu ſolchem 
Umfang an, daß einzele Lokalakten die Geftalt eines Geſetzbuchs anzu⸗ 
nehmen drohten, bis man ſich im Jahre 1847 entfchloß, durch eine Reihe 
von Consolidation Acts die gewöhnlich vorfommenden Klaufeln ein für 
allemal zu formuliren, um fie nicht hundertmal zu wiederholen. Die 
\o gefaßten Klauſeln werden nun künftigen Lokalakten durch Verweis 
jung inforporirt. Diefe Clauses Acts find infofern wichtig, als fie 
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einen gewiffen Abfchluß der Prinzipien für wichtige Communaleturid- 
tungen anzeigen. Zwiſchendurch gehen wieder einige Geſetze für gem 
jpezielle Zwede, wie für die Anlage von Logirhäufern, Bade- ud 
Wafchhäufern. Sodann ein allgemeines Gefeß über ein Beleuchtungt⸗ 
und Bewachungsſyſtem der Städte, welches aber nur in einem gerin 
gen Umfang angenommen und zur Ausführung gefommen ift. 

Bei der Anordnung biefer gemifchten Gruppe ift es zwecknaßig 
im Ganzen einer hiftorifchen Ordnung zu folgen, mit einiger Nüd- 
fiht auf den Zufammenhang der Gegenftände, nnd namentlich dabei 
von den jpezielleren zu den allgemeineren Gebilden fortzufcgreiten. Ich 
Schließe deshalb mit der Gruppe, welche den Uebergang bildet zu den 
geichloffenen Inſtitutionen der folgenden 88. 

I. Commissions of Sewers. Die Anlage von Ted 
verbänden war durch das örtliche Bedürfniß ſchon im Mittelalter zu 
Stande gelommen, — neu geregelt, aber im Geift ber äfteren Ber- 
faffung, durch 23 Henry VIII. c.5. Die dazu nöthigen obrigkeitlichen 
Gewalten werden durch eine königliche Kommiffion ertheilt vom Yord 
Kanzler, Lord-Schagmeifter und den Chief Justices der Reichsgerichte 
Die Commission überwadht in ihrem gemeijenen Bezirk die Erhal⸗ 
tung und Reparatur der See- und Stromdeiche, Reinigung der Flum̃e 
und Abzugsfanäle, Aufbringung der nöthigen Gelder durch Sewers 
Rates, die nad) dem Geſetz auf dem Grundeigenthümer, nicht aui 
dem nugenden Inhaber, occupier, ruhen. — Durd 3 et 4 Will 
IV. c. 22, mit Zufag 12 et, 13 Vict. c. 50, wird eine allgemeine 
Deihordnung für neue Anlagen biefer Art erlajfen. Die Mitglie⸗ 
der der Commission bedürfen eines Cenfus von 100 % Grunbdrente 
aus freehold oder Pachtung auf 60 Jahre, 200 2 aus Padtungen 
von 21 Jahren zc.; für Corporationen mit einem Grundbefig von 300 x 
Rente kann der Agent in die Commission ernannt werden. Ex of- 
ficio Mitglieder wie die Mayors ⁊c. bedürfen Teiner Onalifilation 
durh Befig. Die Commissioners werben vereidet und bfeiben iz 
Thätigfeit auf 10 Jahre, wenn die Commiſſion nicht früher wider⸗ 
rufen wird. Sie find die gefeßlichen Vertreter des Grundeigenthumst 
des Deichverbandes, erlaffen GeneralsRegufative, ernennen einen Clerk 
und nach Bedürfniß Surveyors, Collectors, Bailiffs und andere be 
foldete Beamte. Zur Anlage neuer Werke bedarf es der fhriftlichen 
Zuftimmung von drei PViertheilen der Eigenthümer und Occapiers 
der beitragspflichtigen Grundſtücke. Zu den Sigungen des court wird 
durch precept an ben Sheriff eine Graffcgafte-Yury geladen, bie anf. 
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Grund eidliher Zeugenverhöre als jury of inquiry über das Be⸗ 
dürfniß von Schutzanlagen oder die Befeitigung von nuisances ent» 
ſcheidet. 


Die Commission bildet einen court of record, und verfährt nach Umſtünden 
durch Augenſchein, oder mit einer Jury, entweder nach alter Deichverbands⸗ 
Gewohnheit, oder „nach eigenem Ermeſſen“ (discretion), welches in dem Ge⸗ 
jeg Heinrich's VIII. in zahlreichen Klauſeln ausdrücklich verftattet wird. Die 
ipäteren Geſetze find: 25 Hen. VIII. c. 10; 3 et 4 Edw. VI. c. 8. Wegen der 
Stenerrüdftände hat die Commission ein Erecntionsrecht in bewegliches Bermögen, 
freehold-®rundftüde, und nach 7 Anne c. 10 auch in copyhold-Grundftide. 
Daneben waren noch Spezialalten fiir einzele Deichverbände gegeben. Für 
tondon befand unter Spezialaften 3 Jac. I. c. 14; 22 et 23 Car. Il. ce. 17 
u. fi. ein befonderes Syften der Abzugsfanäle, welches durd) 11 et 12 
Viet. c. 112 20. ernent, fchließlich aber in das Syſtem der Metropolitan Ma- 
nagement Act ($ 115) aufgegangen ift. 

Die Eontrofinftan; ift bei der Queensbench; ein Verſuch des Privy Council 
diefe Oberinftanz zu urfurpiren unter Jac. I. (Ord. v. 8. Nov. 1616) war nur 
vorübergehend. Der Betrag der Deichbeiträge, sewers rates, ergiebt ſich jet 
ziemlich vollftändig aus dem General Return Parl. P. 1862, No. 437 pag. 
IV. und 307—8313. Es waren im Jahre 1860—61: 43 Commissions of se- 
wers unter dem Großen Siegel in Altivität, welche 35,323 v. an laufenden 
Beiträgen erhoben. Dazu kommt nod mit 8389 8, der älteſte englifche Deich— 
verband, ber Level of Romney Marsh in Kent, deffen ‚mittelalterliche Ver⸗ 
faſſung das Muſter der fpätern Deichordnungen geworden ifl. In demielben 
Bericht werden angereiht die Sahresbeiträge der neueren Geſetze zur Beförde— 
tung der Trockenlegung von Ländereien, 5 et 6 Vict. c. 89 etc., und nad) der 
neueften Land Drainage Act 1861. Dieſe Meliorationsanlagen gehören zwar 
nicht in da8 Bereich der Communalinftitutionen; unter den jährlich ausgejchrie> 
benen drainage and embankment rates (65,651 %.) befinden fich indefjen eine 
Anzahl die dem Zweck nad zur Deichlaft gehören. 


II. Building Acts. Das ältere Syjtem der nuisances 
dient? zur Berhinderung der gröbften Beläftigungen unter Nachbarn 
durch Bauanlagen, und konnte für einfache, namentlich ländliche Ver: 
hältniffe genügen. Wo in den enger gebauten Städten das Bedürfniß 
einer” Baupolizei auftrat, half man durch einzele Klaufeln in Lokalakten 
nad. London erhielt Baupolizeiordnungen feit den Zeiten der Köni- 
gin Anne, unter denen die von 1774, Robert Taylor’s Act 14 Geo. 
II. c. 78, eine gewiſſe Berühmtheit erlangte. Sie fette Bezirksbau⸗ 
infpeftoren zur Ueberwachung der Ausführung des Gefeges ein, unter 
Rekurs an die Polizeirichter, welcher zur Difpenfation von der buch— 
ftäblihen Ausführung des Geſetzes und im Ganzen zu einer laren 
Handhabung führten. Einigermaßen praftifch erhielten fich noch bie 
Feuerreglements und Löfchanftalten. Inzwiſchen Häuften fich aber die 
Uebefftände ber eg gebauten großen Städte, die Sterblichkeit der in 
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überfülften Häufern und engen Gäßchen wohnenden arbeitenden Kiaiien, 
die Gefahren für den allgemeinen Gefundheitszuftand, die Beſchwerden 
auch der beffer logirten Klaffen und der beiferen Stadttheile. Nad- 
dem der Entwurf einer allgemeinen Bauordnung von 1841 gejdeitert 
war, fam wenigftens eine neue Bauordnung für London, 7 et 8 Viet. c. 
84, zu Stande, mit fehr fpezialifirten Beſtimmungen, deren Auefüh- 
rung Bezirksbau⸗Inſpektoren, Surveyors, anvertraut ift, die in der 
City von dem Court of Aldermen, in den übrigen Bezirken von 
den Quartalfigungen ernannt werden. Die Oberinftanz bilden mid 
mehr die Polizeirichter, fondern eine Minifteriafbaufommiffton, brite- 
hend aus drei Official Referees und einem Registrar. 
Vergl. dariiber Gneift Bd. I. S 114. Hauptzweck des Geſetzes ift nicht mehr 
die Feuersgefahr allein, fondern auch Beförderung der Ventilation, Trodenkeit, 
Reinlichleit und andere Geſichtspunkte der Gefundheitspolizei, 3. B. das Verbet 
der Bermiethung gewiffer Kellermohnungen, Entfernung ſchädlicher und ſtörer 
der Fabrikationen aus den bewohnten Stadtfheilen. Die Beamten find mi 
discretionären Gewalten auögeftattet von der buchfläblihen Ausführung ir 
Verordnung Nachlaß zu ertheilen, weßhalb denn auch die Oberinftan; eine a 
miniftrative Stellung und Zufammenfegung erhalten hat. Hauptabſchnitte det 
Geſetzes find die über die Brand- und gemeinſchaftlichen Grenzmauern 68 
bis 39), über die Breite der Straßen (wenigftens 40 Fuß, und wo die Gebäude 
noch höher find, in gleicher Breite damit; für Gäßchen 20 Fuß), ferner ter 
bedingte Verbot ter Kellerwohnungen ($ 53), Anlage feuergefährlicher und ge- 
fundheitsjchädlicher Gewerbsfofale (88 54. 55). An Detaifirung der Beine. 
mungen läßt das Geſetz faum etwas zu wilnfchen übrig (3. B. Schedula K.. 
Aus der Literatur vergl. J. Elmes’ Practical Treatise on Architectural 
Jurisprudence 1827. F. Chambers’ and Tattershall’s Metropolitas 
Buildings Act, 7 et 8 Vict. c. 84. 1845. H. W. Woolrich’s Law of 
Party Walls and Fences. 8. 1845. 

II. Bath- and Washhouses. Zur Beförderung de 
Anlage von Bader und Wafchhäufern erging das st. 9 et 10 Vict. 
c. 74 mit Zuſatz 10 et 11 Vict. c. 61. Die Annahme des Geſetzes 
kann in den inkorporirten Städten von dem Gemeinderath beichloffen, 
die Anlage aus dem Stadtfonds beftritten werden. In anderen Ort- 
ſchaften kann durch Beſchluß einer vestry mit zwei Drittel der Stim⸗ 
men und unter Beftätigung des Minifters die Akte angenommen wer: 
den. Die Gemeindeverfammlung ernennt dann 3 bie 7 Steuerzahler 
al8 Commissioners zur Ausführung des Geſetzes, zur Beſchaffung 
der Baulichkeiten, die aus der Armenfteuer zu beftreiten, zur Anftellung 
der Beamten und Entwerfung der Regulative für die Verwaltung. 

Das Geſetz fügt einige Normalbefiimmungen Hinzu filr die vom Miniſter ın 
befiätigenden Regulative (Bye-Laws), ſowie die höchſten erlaubten Eige für bie 
einzelen Klafien der Bäder und für den Gebraud der Wajchanftalten. Für den 
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Fall einer nothivendigen Erpropriation kommt hier, wie bei den meiften jpäteren 
Geſetzen die Land Clauses Consolidation Act zur Anwendung. ' 

IV. Die Labouring Classes Lodging Houses Act 
1851, 14 et 15 Vict. c. 34, follte dem Mangel von Logirhäufern 
dadurch abheffen, daß die Communalbehörden ermächtigt wurden, ſolche 
für die ärmeren Klaffen aus Communalfonds anzulegen. In Ge— 
meinden, wa feine organifirte Commnnalbehörde für folche Zwecke be- 
fteht, fann eine vestry mit zwei “Drittel der Stimmen die Annahme 
des Geſetzes befchließen, und Uommissioners zur Ausführung dejjel- 
ben, zur Anjtellung der Beamten und zur Entwerfung der Verwal: 
tungsregulative wählen. Die Koſten können durch einen Zujchlag zur 
Armenfteuer beftritten werden. Die von den Commissioners er: 
(ajjenen bye laws bedürfen der Beſtätigung des Miniſters; übrigens 
bleiben die Quarter Sessions der Friedensrichter ordentliche Bejchwerde- 
nitanz. 

In den Städten kann der Stadtrath oder and) ein jchon vorhandenes Buard uf 
Health oder Improvement Board die Annahme und Ausführung des Geſetzes 
beihließen. Nicht zu verwechſeln ift dies Geſetz mit der gleichzeitigen Common 
Lodging Houses Act, 14 et 15 Vict. c. 28, weldye nur die polizeiliche Be— 
auffihtigung der Privatlogirhäufer zum Gegenftand hat (oben ©. 638). Dieſe 
Logirhäufer treten an die Stelle unjerer jog. Schlafftellen für Perjonen ohne 
eigenen Hausſtand, und unterſcheiden ſich von den Gaſthäuſern durch die ihnen 
fehlende Schanfconceffion. Charalteriftiſch für das alleinſeligmachende Syſtem 
des voluntarism iſt übrigens der Umſtand, daß die freie Coneurrenz nicht ein- 
mal die nothdürftigen Logirhäufer für die ärmeren Klaffen in England jo be- 
ihafft hat, daß fie ohne Gefahr fülr die Sicherheits-, Gefundheits- und Sitten- 
polizei beftehen. Ueber die nicht praktiſch befundenen District Asylums für 
wandernde Arme vgl. oben 8 107, Note **. 

V. Die Lighting and Watching Act, 3 et 4 Will. 
IV. c. 90, war ein Verſuch einzele Kirchipiele oder Theile von Kirch— 
Ipielen, Städte und größere Diftrifte zu vereinigen zu einem gemein: 
ſchaftlichen Beleuchtungsſyſtem und zur Beſtellung gemeinjchaftlicher 
befoldeter Constables. Der legtere Theil ift durch die Gejeßgebung über 
die Constabnlary unpraftifch geworden ($ 17.). Aber auch das Beleud)- 
tungoſyſtem Hat nur einen geringen Umfang gewonuen, da die Annahme 
des Geſetzes vom Beſchluß der Steuerzahler abhängig gemadjt war, 
die auch nad) Ablauf von 3 Jahren das angenommene Syſtem wieder 
aufgeben können. Die Steuer wird in der Weife der Armenfteuer 
aufgebracht, wobei die Inhaber von Häufern für die Beleuchtung drei- 
mal Höher eingefchägt werden, als die Eigenthümer von Ländereien. 

Rad einer Mittheilung im General Return P. P. 1862, No. 437. ©. IV. 
war die Lighting and Watching Act in den nüchften 2 Jahren nad dem 
Erlaß in ungefähr 1000 Kirchſpielen angenommen. Als aber jpäter die Städte- 
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ordnung von 1835, die Public Health Act 1848, die Local Government A«ı 
1858 eingeführt wurde, gingen jene älteren Gewalten meiften® in bie neueren 
umfaflenderen Syſteme auf. Der Bericht nimmt indeflen an, daß die Ahe not 
immer in mehren hundert Kirchipielen und Theilen von Kirdjipielen zur 
wendung fommt, von welchen freilich nur Il den Betrag ihrer lighting ard 
watching rate zu Qeleuchtungszweden, zuſammen mit 4597 %., einberictca 
hatten. 

VI. Die Gasworks Clauses Act 1847, 10 et 11 Vıct. 
ec. 15, faßt die in Yofalaften für Anfegung von Gaswerken zur Be 
leuchtung von Ortſchaften gewöhnlichen Klaufeln ein für alle Mal zo 
fammen, vamentlid) über die Legung der Gasröhren, Nieferung it 
Gaſes, Defraudation, Belhädigungen durch die Gasanlagen, Verthei 
fung der Dividenden, fummarifche Yurisdiction Über Schadensanjprüdk 
und Uebertretungen dabei, die vor einem Friedensrichter klagbar fine. 
Ergänzend fommt dabei auch die Railways Ulauses Consolidation 
Act zur Anwendung. 

VI. Die Waterworks Clauses Act 1847, 10 et il 
Vict. e. 17, conjolidirt in ähnlicher Weife die bei der Anlegung von 
Wafferwerken gewöhnlichen Klauſeln. Die Beiträge (rates) werden 
bier nad) dem Miethswerth der mit Waller verjorgten Gebäude ver: 
anlagt, bei Miethöwerthen unter 5 L die Eigenthümer herangezogen. 
Auch hier kehren die Klaufeln wegen der Dividenden und die jummae 
rifche Jurisdiction wegen der’ Beichädigungen und Webertretungen we: 
der. Für die Wafjerverforgung Londons erging zu manchen älteren 
Geſetzen neuerdings das st. 15 et 16 Vict. c. 84. Statiſtiſche Ueber: 
ficht über die englifchen Wafleranlagen geben die Parl. Papers 185° 
No. 137. XLVIII. 445. 

VII Die Cemeteries Clauses Act 1847, 10 et 11 
Viet. c. 65, confolidirt die in Lokalakten über die Anlegung und Fer: 
waltung von Begräbnißpfägen gewöhnlichen Klaufeln, ergänzt durch 
die Lands Clauses Consolidation Act wegen ber Erpropriation. £ır 
enthält NRegulative für die Beerdigungen, über ausfchließliche Begrät: 
nißpläße, Gebühren der Geiftlichen, Strafflaufeln gegen nuisances, 
fummarifche Yurisdiction über Beſchädigungen und Uebertretungen 
Der jehr üble Zuftand der Begräbnißpläge und des ganzen Beer 
gungsweſens veranlaßte dann aber meiter eine fürmliche Begräbnis: 
ordnung für London, 13 et 14 Vict. c. 52, und die Ausdehmme 
gewiffer Hauptbeftimmungen auf das ganze Land dur 15 et 16 
Vict. c. 85; 16 et 17 Viet. c. 134; 18 et 19 Vict. c. 12. 
Auf Antrag von wenigftens 10 Steuerzahlern haben die Kirchenvorfte- 
ber eine vestry zu berufen zur Beſchlußnahme über Befchaffung eince 
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Begräbnißplages. Im Falle der Bejahung ift ein Gemeindeausſchuß 
von 3—9 Steuerzahlern zu wählen, welcher Korporationsrechte kraft 
des Gefees Hat. Ein Drittel der Gewählten ſcheidet alljährlich aus, 
ift aber wieder wählbar; ebenfo der Pfarrer. Dem gewählten board 
gebührt die Anftellung, Befoldung und Entlaffung der Beamten. Pro- 
tofoffe und Rechnungen müffen zur Einficht der Kirchenvorſteher, Ar- 
menauffeher und Steuerzahler offen Tiegen; die Rechnungen werben 
jährlich) durd,) 2 gewählte auditors geprüft. Dir nothwendigen Koften 
fönnen mit Genehmigung der Gemeindeverfammlung aus der Armen: 
fteuer entnommen werden; im Fall folche verweigert wird, fann das 
board fi} an den Miniſter des Innern wenden und and) ohne Ge⸗ 
nehmigung der vestry die nöthigen Verwendungen machen. Es kön— 
nen auch mehre Kirchfpiele fich zu bdiefem Zweck vereinigen. Mit Ge- 
nehmigung der vestry kann da8 board Grundſtücke erwerben und ver- 
äußern. Der Tarif der Begräbnißgebühren unterliegt der Betätigung 
des Minifters, der auch Regulative über die Verwaltung der Begräb- 
nigpläge erlaffen mag. Auf Antrag deffelben kann durch Staatsrathe- 
beſchluß (Minifterium) die Scliefung vorhandener Begräbnißpläge 
angeordnet, und die Anlage neuer aus Rückſichten der Gefundheitspoli- 
zei Befchränfungen unterworfen werden; doch iſt eine gewiffe Zeit vor- 
ber die Gemeinde durch. die Churchwardens zu berufen, um die 
Gründe ihres etwanigen Widerfpruch8 geltend zu machen. SYn.inkor- 
porirten Städten hat der Gemeinderath die Funktionen des burial 
board, 17 et 18 Viet. c. 87; ebenfo verbinden die neuen Behörden 
unter der Public Health Act und Local Government Act biefelben 
mit ihren fonftigen Geſchäften. 

Weber die daraus bervorgegangenen „burial boards“ vgi. T. Smith, Pa- 
rish, ©. 254. 255. 443—50. Nach gemeinem Recht hat jedes Kirdjipiel die 
Berpflihtung einen Begräbnißort zu beichaffen für jeden im Gemeindebezirk 
Berftorbenen, ohne Rildficht auf den religiöfen Glauben. In dies Begräbnif- 
weien, unter Leitung der Kirchenvorfteher, waren aber vielerlei Mifbräuche, na- 
mentlich durch Gebührenüberhebung eingeſchlichen; an vielen Orten machte die 
Ueberfüllung der Kirchhöfe und deren unangemeflene Rage inmitten bemohnter 
Häufer die Beichaffung neuer Plätze nöthig. Der Zuſtand des Begräbnißweieng, . 
wie er in dem Report on the Practice of Interment in Towns und in 
Edwin Chadwick’s Supplementary Report on the Practice of Interment in 
Towns 1843, nnd im Report on a general Scheme for extramural Sepul- 
ture. 1850, zur Sprache kommt, ift wieder ein Beweis filr das Unzulängliche 
des voluntarism, der den Armen fo begräbt, daß durch Aufbäufung von 6 bie 
12 Leihen über einander, Straßen und Brunnen verpeftet werden, welcher für den 
Reihen aber ſolche Begräbnißeinrichtungen ſchafft, daß die Begräbnißfoften eines 
Mannes von Rang auf 5000 bis 9000 Thlr. © , eines gentleman auf 1900 
bie 2400 Thlr. &. veranſchlagt werden. Die Begräbnißkoften in London wur- 
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den auf jährlich 3,159,664 Thlr. &., in ganz England und Wales anf 29,22:,0% 
Thlr. ©. berechnet. Auch die Bildung von Altiengejellidyaften hatte die Koñer 
jehr wenig zu vermindern vermocht, die in London von 24 Thlr. & für ewer 
Arbeitsmann bis zu 6000 Thlr. ©. für einen Geutleman berechnet wurder. ?. 
bh. nur à conto bes Agenten (undertakers bill) ohne die Nebenkoſten. Roc 
bedenflicher find freilich die immer noch fortdauernden Begräbnifie m im 
Kirhen und auf Begräbnißplägen innerhalb der Städte, die Lange Ambe 
wahrung der Leichen in Heinen mit Menſchen überfüllten Wohnungen rr: 
dergl. — Die Spezialgefege über die Armenbegräbnifle, 7 et 8 Vict. c. ul. 
ss 31. 56; 13 et 14 Vict. ec. 101. 8 1; 18 et 13 Vict. c. 79 find oben ka 
der Armenverwaltung erwähnt. 

Was die Koften der neuen Einrichtung betrifft, jo beftreiten bie burisl 
boards unter 15 et 16 Vict. c. 85; 16 et 17 Vict. c. 134 ihre Koſten au 
der poor rate. Wo der Stadtrath nad 17 et 18 Vict. c. 87 die Amaltionen 
deſſelben übernimmt, werden die Koften aus der Stadtlaffe und borough rate 
beftritten; doch kann nach 20 et 21 Vict. c. 81. eine Separatfteuer dafür aut 
gefchrieben werden. Ebenfo kann unter der Local Government Act 21 et? 
Vict. c. 98. das local board jene Funktionen übernehmen und die Koften dutch 
befondere Steuer beftreiten. In dem General Return P. P. 1862, No. #:. 
p. V. 337—55 finden fid) demgemäß die Berichte von 325 burial boanl:. 
welche einen efammitbetrag von 103,706 X. an rates, 44,505 %. an @ebüb:r:, 
20,469 8. aus auderen Einnahmen beziehen. Weitere Erleichterungen der Etern 
verwendung zu diefem Zweck enthält 23 et 24 Vict. c. 64. Ueber das Emtrel 
amt zur Infpection der Begräbnißpläge |. P. P. 1861, Vol. XXIX. 97. 

IX. Die Commissioners Clauses Act 1847, Wet 
11 Vict. c. 16, confolidirt die in Lokalakten gewöhnlich vorkommen 
den Klaufeln über die Wahl von Commissioners zur Ausführung 
von Unternehmungen für VBerfchönerungen, BPflafterung, Reinigung 
Beleuchtung und andere Unternehmungen öffentlicher (communaler) Ra 
tur. Sie giebt alfo den Grundtypus für die Bildung von Comm 
nalförperfchaften in ſolchen Ortfchaften, die keinen Gemeinderath oder fonit 
nach dem Gefeß conftituirten Vorftand haben. Die Commissioners 
werden durch Wahlrecht mit THaffificirten Stimmen der Steuerzahle 
und Eigenthümer in 6 Stufen erwählt ($ 14). Es find dies dicſel 
ben 6 Stufen von 50—250 X Realeinkommen wie in der Armenver 
waltung. In größeren Gemeinden werden wards gebifbet; jeder Wäb- 
‘fer wählt in dem Bezirk, in welchem fein Grundeigenthum liegt ($ 2. 
wahlleitender Beamter ift der vorfigende Commissioner ($ 22). m 
Drittel der Commissioners fcheidet jährlicd) aus und wird durch Neu 
wahl ergänzt (8 17). Die Commissioners können nad; Bedärfsit 
PVerwaltungscommittees ernennen (8 49). Der Treasurer, Clerk, 
Collector und andere nöthige Beamte werden nad Bedürfniß ven 
den Commissioners ernannt, entlafjen, ihre Gehalte und Remuncre: 


tionen geregelt ($ 65), mit einem fehr fummarifchen Verfahren um 
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eine Rechnungslegung felbft dur Gefängnißftrafe zu erzwingen’ (8 71 
u. ff.) Rechnungsrevifion dur” Auditors. Die Commissioners fün- 
nen au bye laws zur Regelung der Amtspflichten der Beamten er- 
laſſen, Geldbußen für die Uebertretung derſelben feftfegen, wobei ein 
Strafmilderungsrecht vorbehalten werden joll. Das Ganze ift gewiſſer⸗ 
maßen ein Schema für die Bildung neuer Commimalverbände in 
blanco, wobei das Vorbild der Armencommunalverbände das maßge- 
bende gewejen, bier jedoch ohne eine bevormundende Gentralbehörbe. 
Die fummarifche Yurisdiction wird in der Regel durch zwei Friebens- 
richter gehandhabt, die Appellation wegen der Steuerveranlagung, Red) 
nungsdifferenzen 2c. geht an die Quartalfigungen. Parallel mit die⸗ 
fem Geſetz geht die ältere Companies Clauses Consolidation Act, 
8 et 9 Viet. c. 16, aus welcher viele Artikel wörtlich aufgenome 
men find.‘ 
X. Die Towne Improvement Clauses Act 1847, 

I0 et 11 Vict. c. 34, confolidirt die in Lokalakten für Pflafterung, 
Zrodenlegung, Reinigung, Erleuchtung und Verſchönerung von Stäb- 
ten und engbewohnten Diftrikten gewöhnlich vorfommenden Klaufeln, 
und bietet in 206 Artifeln einen fchon viel mannigfaltigern und reis 
hern Inhalt dar. Wo eine organifirte Communalbehörde fehlt, wer- 
den Commissioners gewählt, welche einen Surveyor und einen In- 
spector of Nuisances (die auch beide eine Perjon fein können) an- 
itellen, nad) Bedürfniß auch einen Stabtphyfifus, Officer of Health. 
Wegen der Anlage der Abzugsfanäle und Hausrinnen wird einigen 
Anforderungen einer Gefundheitspolizei genügt. Die Commissioners 
fungiren al8 Surveyors of Highways ($ 48) und für die Verwal- 
tung des Straßenpflafters. Bei der Anlage neuer Straßen, Verbeſſe⸗ 
rung vorhandener, Befeitigung von Einfturz drohenden Baulichkeiten, in 
dem Verfahren bei Reklamationen gegen beabfichtigte Neubauten ift wefent- 
lichen Anforderungen einer Bauordnung Rechnung getragen. ‘Die spe- 
cial orders ber Commissioners folfen jedoch vorher gehörig befannt 
gemacht werben, und wenn eine Majorität der ftimmberechtigten Steuer: 
zahler ihren Widerfpruch dagegen erklärt, ſoll die Ausführung derfel- 
ben unterbleiben. Die nuisances find unter fummarifche Yurisdiction 
geftellt. Dazu Spezialregulative über Straßenreinigung, Rauch, Ven⸗ 
tilation, LZogirhäufer, Erleuchtung, Wafferverforgung, Schlachthäufer, 
Bade- und Wafchhäufer; — Generafregulative über die Aufbringung 
der rates (erweitert durch 23 et 24 Vict. c. 30.) nad) Weife ber 
Armenftener, vorbehaltlich befonderer Beiträge für private improve- 


ments; Vorbehalt einer Appellation an die Spezial» und Quartal» 
—* Engl. Communalverfaſſung. 70 
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fitungen wegen der Steuereinfhätung; Abfaſſung der bye laws; 
fummarifche Yurisdiction wegen Beichädigungen und Lichertretunge. 

Die Towns Improvement Act foll zwar nur im demjenigen 
Ortfchaften gelten, für die fie Fünftig als Theil einer Lokalakte imeor- 
porirt fein wird. Allein die Zahl folder Ortfchaften und ber dauek 
gebildeten Improvement Committees ift ſchon an ſich nicht unbeden: 
tend. Noch wichtiger erjcheint aber die Zufammenfajfung der im der 
älteren Gemeindeverfaffung fehlenden Momente in eine codificirte Supp: 
lementar-Gemeindeordnung. Auf Grund derfelben folgen nun ver: 
hältnißmäßig raſch allgemeine Gefeße für Gefundheits-, Bau⸗ und Etrafer- 
polizei im weiteften Sinne, die in der Zwifchenzeit durch umfangreide 
Borarbeiten des Armenamts vorbereitet,*) in die Public Health Act, 
‚die Nuisances Removal Acts, bie Metropolis Management Act 
und die Local Government Act auslaufen, — alle freilich in der 
Ichematifchen Weife der neueren Armenverwaltung, nicht mehr auf cin 
wirkliches sclfgovernment, fondern nur auf Anftellung von bejoliten 
Beamten durch gewählte boards der Steuerzahler berechnet. Zugleich 
ergiebt ſich an diefer Stelle eine Ueberſicht der ergänzenden Irte 
gemeinbefteuern, die ein General Return vom Yuli 1862, Parl P. 13@. 
No. 437 auf rund der Local Taxation Returns Act (S. xä 
Note) ermöglicht, und welche am Schluß des 8 115 gegeben werden jol. 


Durch die Bildung des Armenamts war ein Mittelpunkt filr die Neuge- 
ftaltung diefer ganzen Gruppe von Inftitutionen gegeben. Die Vorarbeiten des 
Armenamts wurden daher die Unterlage einer Reihe von Gefetzesporfchläges, 
umd ziehen fi) als Hintergrund über das ganze vorliegende Gebiet. Schon am 
i4, Mai 1838 überreichte da8 Armenamt dem Minifterium mehre Gutachten 
angefehener Aerzte über den beunrubigenden Gefundheitszuftand der arbeitender 
Klaſſen in gewiſſen Bezirten der Hauptftadt. Im folgenden Jahre erhielt bet 
Armenamt den Auftrag zu einer generellen Unterfuchung des inzwiſchen and 
vom Oberhaus angeregten ©egenftandes. 1840 fette das Unterhaus ein select 
committee nieder, „to inquire into the circumstances affecting the hecaltk 
of the inhabitants of large towns and populons districts“, 1840. No. 34. 
IX. 277. Im Juli 1842 erftattete das Armenamt feinen erflen großen Beridt, 
Report on the sanitary condition of the labouring population of Great 
Britain, dem fich 26 Lolalberichte und ein Supplementary Report on th? 
praetice of interment in towns anſchloß. Am 9. Mai 1843 wurde eue 
königliche Commission of Inquiry ernannt mit dem Auftrag zur Unte- 
fuchung des gegenwärtigen Zuftands ber großen Städte und volkreichen Tiftritte 
in England und Wales, und über die beften Mittel zur Beförderung umd Tide 
rung der öffentlichen Gefundheit. Der First Report der königlichen Conmmiſſtos 
vom Juni 1844 enthält bereits ein verarbeitetes Dlaterial mit einem Anheng 
von ärztlichen Spezialberichten über cinzele Städte. Der second Report dei 
Commissioners, Yebruar 1845, enthält Betrachtungen über die Hanptgründe Mt 
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mangelhaften Geſundheitszuſtands und über die einzelen Maßregeln zur mög- 
lichen Abhülfe, mit einem Anhang über Abzugslanäle, Logirhäuſer u. dgl. Die 
zufammıengeftellten Thatſachen ergaben, daß die von ben arbeitenden Klaffen, 
öfter aud) von den Gewerbsleuten bewohnten Diftrifte in großen Städten, aud) 
in vielen Feineren, und zuweilen felbft in Tändlichen Bezirken, an einem ge- 
fundheitsihädlihen Mangel an Entwäflerung, Neinigung, frifchen Wafler, an 
fehlendem Luftzug und Vebervölferung litten, worauf Typhus, Fieber, Cholera, 
Schwindſucht, ferophulöfe und zahlreiche andere Krankheiten zurüdzufüihren feien, 
welche maſſenweis die Bevölkerung hinwegraffen. Die Spezialunterfuchung über 
50 Etädte ergab jehr in die Augen fallende Zahlen der Mortalität, z. B. für 
Liverpool. Ein Bericht des Registrar General ftellte aus den General-Ta- 
bellen auf eine Million Lebende jährlich 27,000 Todesfälle in den großen 
Städten feft, in den Tändfichen Diftrikten 19,300. In Liverpool ergab fidy für 
die gentry ein mittleres Alter von 35 Jahren, für Gerwerbtreibende aber 22 
Jahre, filr die arbeitenden Klaſſen 15 Jahre. Aehnliche Ahftufungen fanden 
fh) an anderen Orten vor. Mit fehr jeltenen eng beſchränkten Ausnahmen 
waren die ehemaligen courts leet aufer Thütigfeit getreten, und wo fie noch 
beftanden, war die alte Thätigleit gegen public nuisances in der Hegel einge- 
ichlafen. Die Commission of Inquiry fam zu den 5 leitenden Geſichtspunkten 
der Abhülfe: 1) Zrodenlegung der Häufer und Straßen; 2) Pflaflerung der 
Straßen, Höfe und Durchgänge; 3) Reinigung und Entfernung von nuisances; 
4) genügende Beichaffung von Waffer für öffentlihe und häusliche Zwecke; 
5) Bauanfage und Ventilation der Wohnhäufer. Das nun folgende große Ge— 
ſetz ift die erſte Kodificirung der ſtückweiſen Geſetzgebung. 


g 112. 


Communal⸗Inſtitutionen für die Gefundheitspolizei. General 
Health Act, 1848. Local Boards of Health, 


Der ſtückweiſen Gefeßgebung der vorigen Gruppe folgte ſchon 


1848 ein Geſetz, welches die 5 leitenden Gefichtspunfte der Reports 
of Commissioners über den Gefundheitszuftand der großen Städte 
in ein zufammenhängendes Syſtem zu bringen ſucht, namentlich (1.) 
die Trodenlegung von Häufern und Straßen; (2.) die Pflaflerung 
von Straßen, Höfen und Durchgängen; (3.) Reinigung, Befeitigung 
von nuisances; (4.) Wafferbefhaffung für öffentliche und Häusliche 
Zwecke; (5.) beifere Baufichkeit und BVBentilation der Wohnhänfer wie 
folhe in dem Seccnd Report ber Commiffion zu 30 beftimmteren 
Lorfchlägen formulirt waren. Nach Tebhaften Debatten und mit vie- 
{rm Amendements erging darauf das Gefunbheitsgefeg von 1848, 11 
et 12 Vict. c. 63, an Act for Promoting the Public Health, 


in 152 Artikeln: 
70* 
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„In Erwägung, daß weitere und wirkfamere Vorkehrung getroffen 
„werden follte zur Verbeſſerung des Geſundheitszuſtands der Städte 
„und volfreichen Orte in England und Wales, und es angemeflen 
„ist, daß die Wafferverforgung derjelben, das Syſtem der Abjnge- 
„tanäle, der Entwäfferung, Reinigung und Pflafterung derjciben, 
„joweit e8 ausführbar, unter ein und dieſelbe Lofal-Berwaltung und 
„Controle geftellt werden, unterworfen einer allgemeinen Oberanj⸗ 
„Sicht, wird Hiermit verordnet :“ 

I. Einführung bes neuen Spyftems.!) Wo nidt cn 
Gemeinderath oder eine ſonſt conftituirte Gemeindebehörde fchon vor: 
handen ift, follen befondere Lokalbehörden für die Zwecke des Geier, 
Local Boards of Health, gebildet werden unter Oberleitung eine 
General Board of Health ($ 4). Ausgenommen bleibt der haupt 
ftädtifche Bezirk, Auch in fonftigen Ortfchaften tritt da® neue Syſtem 
nur unter folgenden VBorausjegungen ein: Wenn „', der Steuerzahler 
einer Stadt oder anderen Ortſchaft, wenigftens 30 an Zahl, bei dem 
General-Gefundheitsamt wegen des Gefundheitszuftands des Orte 2or: 
ftellung machen, oder wenn aus den amtlichen ftatiftifchen Aufnahme 
fich ergiebt, daß nad) dem Durchſchnitt der letzten 7 Jahre die Zahl 
der Todesfälle jährlih 23- auf 1000 überfteigt: fo mag das Geinnt: 
heitsamt durch einn feiner Inſpektoren eine vorläufige öffentliche 
Unterfuhung mit Zeugenverhör über den Gefundbeitszuftand und di 
fonftigen Communalverhältniffe des Orts veranftalten und daruber 
Bericht erftatten laſſen ($ 8). Bei der Unterjuchung follen die Zar- 
mine zur Verhandlung öffentlich bekannt gemacht, Perfonen, die gehört 
zu werden wünfchen, vernommen werden. ‘Der Bericht des Inſpeltors 
ift an dem Ort zu veröffentlichen, und bei dem Stadtſekretär oder anc- 
fogem Beamten zur Einficht nieberlegen (8 9). Wenn das General 
Geſundheitsamt nach diefem Bericht und nad) etwa ergänzenden nad: 
. träglichen Unterfuchungen und Berichten der Anficht ift, daB es ange- 
meſſen fei das Geſetz ganz oder theilweis an folddem Ort einzuführen, 
jo kann die Einführung durch Staatsrathsbeſchluß (Staatsminifterium 
definitiv erfolgen ($ 10). Wo es aber einer Aenberung der vorhande 
nen Communalbezirfe zu bedürfen jcheint, oder wo es an einer vorar 
gegangenen Petition der Gemeindefteuerzahler fehlt, oder mo eine Yolal 
afte für analoge Zwecke ſchon vorhanden ift, ergeht nur eime prori- 
sional order des Generals®efundheitsamts, die dann in obiger Weije 
zu veröffentlichen ift, und erft dann definitive Geſetzeskraft erhält, wenz 
und fo weit fie durch eine Parlamentsakte beftätigt ift. Faſt jeder 
Jahrgang der englifchen Gefegfammlung enthält daher Parlaments 
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often, durch welche provisional orders für einzele Städte beftätigt 
werden. - 

II. Die Zwede des Geſetzes (88 41—85) fallen im We- 
jentlihen zufammen mit den Hauptanträgen der vorangegangenen com- 
mission of inquiry.?2) Die Communalbehörde übernimmt: 

1. Die Verwaltung des Syftems ber Abzugsrinnen, sewers, 
mit der Befugniß des Ankaufs, der Wenderung der Befeitigung, Rei⸗ 
nigung und polizeilicher Fürforge für Abzugsröhren, Dunggruben und 
Apartements in den Privathäufern. 

2. Die Behörde übernimmt die Straßenreinigung eimjchließ- 
(ih des Bürgerfteigs, und nach Bedürfnig die Beiprengung mit Waf- 
jer; ſorgt für die Wegſchaffung von Straßenſchmutz, Aſche, Schutt 
und Kehricht, erläßt Regulative iiber die Wegihaffung deſſelben durch) 
die occupiers der Häufer und zur Verhinderung der Ablagerung fol- 
her Subftanzen in Straßen und Straßenrinnen. 

3. Die Behörde übt die Polizeicontrofe über Abdedlereien und 
unterwirft neu anzulegende, der Nachbarfchaft läftige oder gefund- 
heitsgefährliche Gewerbsanlagen polizeilichen NRegulativen. Neu 
angelegte Blut» und KRuochenbrennereien, Schlachthäuſer, Talg- und 
Seifenfiedereien und andere fchädliche ober Täftige Gewerbe bedürfen 
zur Anlage eines Conſenſes des local board (wo nit das general 
board eined Anderes beftimmt), bei Strafe von 50 2, und 40 sh. für 
jeden Tag des Fortbetriebs. Für den Betrieb ſolcher Geſchäfte kann 
dad Lokalamt auch bye-laws erlaffen ($ 64). Gewöhnliche Logir⸗ 
häufer find einzuregiftriren und nah Maßgabe von bye-laws des 
Ortsamts einer Inſpektion und gewiffen Betriebsvorſchriften unter- 
worfen (8 66). 

4. Rellerwohnungen. Neu erbaute Keller follen nicht ale 
Bohnungen vermiethet werden; "auch ſchon vorhandene nad Ablauf 
eines Jahres ferner nur vermiethet werben, wenn fie gewiſſen baupoli- 
zeilichen Vorſchriften entfprechen ($ 67). 

5. Die Behörde übernimmt die Verwaltung aller öffentlichen 
Straßen, deren Pflafterung, Inſtandhaltung; Straßenrinnen, Prell⸗ 
pfähle; mit der Befugniß eine Verlegung der Gas⸗ und Wafferröhren 
zu veranlaffen, Gebäude zur Erweiterung ber Etraße zu erwerben, und 
bei der künftigen Anlage neuer Straßen Niveau und Breite zu be» 
ſtimmen. | 

6. Wafferanlagen. Die Behörde kann für öffentliche und 
für Häusliche Zwecke die nöthigen Waſſermaſſen befchaffen durch Con⸗ 
tract mit Brivatgefellfehaften oder durch eigene Anlage mit Genehmi« 
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gung des Generalamts, nuc öffentliche Eifternen zum nnentgeltlihen 
Gebrauch anlegen. 

7. Begräbnißpläbe. Die Behörde faun Lokalitäten anicet- 
fen für die Niederfegung von Leihen vor dem Begräbniß, und geiund- 
heitögefährliche Begräbnißplätze ſchließen. 

Schließlich finden die generellen Geſetze über Expropriation aud 
hier ſtatt ( 84). Dazu Vorſchriften über Contractſchließungen, Ent 
werfung der Anſchläge und Veröffentlichung der Contractsentwürie 
über 100 2 ($ 85). 

III. Steuerfyftem (88 86—-114).?) Zu ben baufichen An 
lagen und Aenderungen der sewers, zu allen fonftigen Bauanlagen 
und permanenten Zwecken des Geſetzes, die für einen Gefumdheitepoli- 
zeidiftrift oder für einen Theil eines folchen ausgeflihrt werden, fell 
das Local Board ausjchreiben und erheben eine Steuer nad Weiſt 
der Armenfteuer von allen Grundſtücken und Immobilien des Bezirke, 
zu deſſen Beften die Anlage dient, bi zu dem Betrag der nothwendi 
gen Koften, und fo daß Kapital und Zinfen dadurd in fpäteftens * 
Fahren gedeckt werden. ‘Diefe ordentliche Stener Heißt die specıal 
district rate, 

Außerdem wird nad Bedürfniß ein Zufchlag dazu unter dm 
Namen der general district rate von dem ganzen Beirl ır- 
hoben zur Beſtreitung der Generalfoften, die das Geſetz ausdrüdii 
darauf oder fonft auf feine andere Steuer anweiſt. Das darüber zu 
führende Conto Heißt der distriet fund account. 

Sowohl die special wie die general rate werben erhoben von 
den occupiers alle8 zur Armenfteuer eingefchägten Eigenthums, und 
zwar nach dem Maßſtab der zuletzt cingefchäkten poor rate. Dibe 
gilt aber der Grundfat, daß Aderlard, Wiefe, Weide, Holzungen, Cr 
müfe-Baumgärten, Waſſerflächen, Cifenhahnen nur zu 4 des reium 
Yahresertrages eingefchättt werden (die volle Steuer für Zwece de 
Gefundheits- und Baupolizei, alfo nur auf den Gebäuden ruht). 

Für Anlagen, die ausfchließlih zum Beſten eines befonderen 
Grundſtücks dienen, wird davon eine befondere private improre- 
ment rate erhoben, die mit Einſchuß der Kapitalienabzahlung un) 
Zinfen nit 5 pCt. vom SYahresertrag überfteigen darf. Für die Ver 
forgung der Gebäude mit Waffer wird nad dem Miethséwerthe cin 
befondere water rate erhoben. 

Diefe Steuern werden nach den Formen der Armenftenern aut 
geſchrieben, auf erhobene Reklamation berichtigt, ebenfo eingetrichen, 
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fönnen aber wegen Unvermögens vom Local Board erlaſſen werben. 
Perjonal und Gefchäftsverwaltung beftimmt da8 Local Board. 

IV. Die Beamten der Öefundheitsverwaltung (85 37 
bis 40) *) anzuftellen und bie nöthigen Amtslokale zu befchaffen wird 
dem Local Board überlaffen. Ausdrüdlic erwähnt wird ein Surve- 
yor, ein Inspector of Nuisances, ein Clerk und Treasurer, fowie 
die nöthigen Stenereinnehmer und „andere Beamte und Diener zum 
Zweck der Ausführung dieſes Geſetzes. Das Local Board entwirft 
die bye-laws zur Regelung der Amtspflichten und Amtsführung, be- 
ftimmt angemejjene Gehalte, Gebühren und Remunerationen, zahlt 
ſolche aus der Seneral-Diftriktfteuer, und entläßt die Beamten nad 
jeinem Ermeſſen; den Surveyor jedoh nur mit Genehmigung des 
Generalamts. Auch kanu ein qualificirter Arzt als Ortsphyſikus offi- 
cer of health ernannt, ein Regulativ für feine Amtsführung beftimmt, 
fein Gehalt aus der Generalftener entnommen werden; feine Entlajjung 
it vom Conſens bes Generalamts abhängig gemacht. 

V. Die für diefen Gefhäftsfreis beftimmten Local 
Boards of Health (8$ 12—36)5) werden gebildet nach ber 
neueren Weife öfonomifcher Meunicipalinftitutionen. In Torporirten 
Städten ift VBürgermeifter und Rath (Town Council) zugleich das 
Sefundheitsamt, fobald die Akte eingeführt if. Wo fehon ein Local 
Board für Pflafterung, Reinigung 2c., oder Commissioners of Se- 
wers, oder fonft organifirte Behörden für gleichartige Zwede vorhan- 
den find, können fie nad Einführung des Gefeßes zugleich als Geſund⸗ 
heitsämter fortdauern. Wo ed aber daran fehlt, oder wo inkorporirte 
Städte mit anderen Ortfhaften oder Bezirken für bie Zwecke dieſes 
Geſetzes vereinigt werden follen, erfolgt die Einfeßung eines befonderen 
Local Board of Health nad) diefem Gefeß, und zwar in Geftalt 
einer Behörde, die weniger felbjt zu verwalten, als vielmehr befoldete 
Beamte zu den Zweden des Gefeges anzuftellen, alfo hauptſächlich 
patronage zu üben hat. 

Wähler für das Gefundheitsamt find alle Steuerzahler 
und alfe Eigenthümer von fteuerpflichtigem Grundeigentum nad) dem 
Sechsklaſſenſyſtem der Armenverwaltung: alfo für ftenerbares Eigen- 
thum von einem SYahresertrag unter 50 2 = 1 Stimme, 50-99 % 
= 2 Stimmen, 100--149 8% = 3 Stimmen, 150—199 2 = 4 Stim- 
men, 200-249 2 = 5 Stimmen, über 250 2 =6 Stimmen. Wer 
Eigenthümer und bona fide occnpier in einer Berfon ift, Tann in 
beiden Eigenschaften feine Stimmen abdiren. Der ftimmende Steuer- 
zahler muß aber für die ganze Dauer eines vorangegangenen Jahres 
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zur Armenfteuer eingefchäßt gewelen fein, und muß, abgefehen von deu 
letzten 6 Monaten, feine Armenſteuer und alle nach diefem Gefek zahl⸗ 
bare Steuern eingezahlt Haben. Da die Eigenthümer aus den Steur- 
(iften nicht erfichtlich find, fo muß (wie bei der Armenvermwaltung) eine 
Schriftliche Anmeldung derfelben bei dem Clerk vorangehen. Yu glei- 
cher Weife haben corporations den von ihnen ernannten Stellverire 
ter (proxy) für die Abftimmung dem Sekretär vorher namhaft zu 
machen ($ 20). 

Die Zahl und Wählbarkeit der Mitglieder des board 
wird durch die Staatsrathsorder oder provisional order firirt. Der ;a 
Wählende muß anfäffig fein in dem Diftrikt des Gefundheitsamts oder 
innerhalb 7 engl. Meilen im Umkreis; der Baffivcenfus kann entieber 
nach dem beweglichen Vermögen, oder nach dem armenftenerpflichtigen 
Grundeigenthum, oder gemijcht nach beiden durch die Order firirt wer: 
den, mit Innehaltung des geſetzlichen Marimums ($ 14) von höd- 
ftens 180 Thlr. ©. Grundrente nad) Einſchätzung zur Armenftener 
oder höchſtens 1000. Thlr. ©. an beweglichen Vermögen. Bon ka 
Gewählten fcheidet jährlich 4 aus und ift durch Neuwahl zu ergänzen; 
der Ausfcheidende ift wieder wählbar. Von einem Zwang zur An 
nahme der Wahl ift nicht die Rede. 

Für das Wahlverfahren ift eine Abftimmung nach dem Ma: 
fter der General Orders des Armenamts eingeführt, durd zuge: 
fandte und eingefammelte Stimmzettel, ohne daß eine Berfammlung 
der Stimmberedtigten ftattfindet. Zunächſt genügen fogar ſchriftliche 
Borfchläge einzeler Steuerzahler, wenn die Zahl der fo Nominirten bie 
Zahl der zu Wählenden nicht überfteigt. Wenn aber die Zahl dr 
Nominirten größer ift als die der zu wählender Mitglieder, fo tritt 
eine förmliche Zettelwahl ein, für die das Geſetz folgendes Formmlar 


vorſchreibt: Voting Paper. 
District N. N. 





No, des Wahlzettels. | Name u. Adr. des Wählers. 





14, 






John Green etc. ale Sigen- | ale Etener- 


thümer 3, aabler 5. 








Anfangsbuchftabe. | Name des zu Wähl. | Wohnort. | Profeifion.| Nominators. 







J. G. Will. Brown. 
J. G. Rob. Owen. X. Y. 
J. G. do. Clerk. Y. z. 


u. ſ. w. 
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„Ich flimme für die Berfonen in obiger Lifte, neben beren Namen bie Anfangs- 

buchftaben meines Namens fliehen. John Grey.” 
Der Wähler füllt diefen Zettel fo aus, daß er die Anfangsbuchftaben 
feines Namens neben die Namen aller Perfonen fett, denen er feine 
Stimme geben will. Die letzte Rubrik (Nominators) enthält Na- 
men und Adreffe der Perfonen, die bei der erften verfuchsiweifen Wahl 
(nomination) den Candidaten vorgefchlagen haben. Schreibensunfun- 
dige ſetzen ihr Handzeichen unter den Zettel, atteftirt von einen 
Zeugen. 

Das fo gewählte Board hält eine jährliche Generalverfamm- 
lung ab, und monatlich mindeftens einmal oder öfter eine Verfamm- 
fung für die laufenden Gefchäfte, wobei wenigftens 4 der Mitglieder 
zur Beichlußfähigkeit gehören. In der Generalverfammlung wird ein 
Chairman für das Gefchäftsjahr als Vorfigender mit dem Recht des 
Stichentfcheibs gewählt. Das Board hat für ein Gefchäftslofal und 
für ein Dienftfiegel zu forgen, kann audy nad Bedürfniß Verwaltungs⸗ 
ausfchüffe (committees) ernennen, deren Befchlüffe aber der Geneh- 
migung des Plenum unterliegen. Es kann fi) eine Gefchäftsordnung 
(bye-laws) zur Regelung des Orts und der Zeit der Verfammlungen, 
der Einladungen und der ganzen Gejchäftsverwaltung entwerfen. “Die 
bye laws follen unter Handfchrift und Anfiegel von 5 Deitgliedern 
de8 Local Board erlaffen werden, und können Geldbußen bis 5 2 
und weitere 40 sh. für Fortfegung einer Webertretung androhen, dür⸗ 
fen aber nichtS gegen bie gemeinen Lundesgeſetze oder gegen den In⸗ 
balt der Gefundheitsacte enthalten, bedürfen der Beitätigung des 
Staatsſekretärs (Minifters des inneren), und find vor und nad der 
Beitätigung in vorgefchriebener Weife zu veröffentlichen. ($ 115. 116.). 

Für die laufende Gefchäftsführung ift überhaupt das Board bei 
der technifchen Natur feiner meiften Gefchäfte fehr liberwiegend auf 
feine Baus, Medizinal- und Nechnungsbeamten, und noch mehr auf Die 
Anweifungen ber Oberbehörde verwiejen. Für die ihm übertragenen 
Entfcheidungen über Bauanlagen und Verbefferungen, welche zum heil 
tief in Privatrechte eingreifen, fehlt den fo gewählten Boards nicht 
bloß gewöhnlich die Geſchäftskenntniß, fondern auch die Unparteilich- 
feit und Unbefangenheit, welches das Friedensrichteramt nach feiner 
Stellung und gewohnheitsmäßigen Beftätigung befigt. Es Liegt daher 
in der Natur der Sadje, daß der Schwerpunkt biefer Boards in bie 
Anftellung der Beamten (patronage) gefallen ift, und daß felbft 
diefe durchſchnittlich mangelhaft gehandhabt wird. 
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VI. Die Oberinftanz der Publie Health Act‘) ht 
fih unter diefen Umſtänden analog der Armenverwaltung geftalte. 
Einer überaus verkiimmerten gerichtlichen Controfinftanz fteht gegenüber 
eine immer weiter greifende und centralifirende abminiftrative Ober 
inftanz. 

Die gerihtlide Oberinftanz geht Hier wieder fo weit ter 
die Mitwirfung der Priedensrichter. Allerdings Hat das Geſetz zahl: 
reiche Fälle, in welchen die Friedensrichter durch orders und convie- 
tions eingreifen, von welchen dann der Inſtanzenzug an die Unartal- 
figungen geht ($ 135; 20 et 21 Vict. c. 38). Allein daneben fie 
hen die ungewöhnlich ausgedehnten adminiftrativen Emtfcheidungen dee 
local board. In den Fällen, wo das Geſetz eine ſummariſche Civil: 
jurisdiction zur Feftftellung von Entjehädigungen und Koften giebt, 
follen zwei Friedensrichter zufammentreten; ebenfo bei ſummeriſchem 
Strafverfahren. Es gilt dabei ein analoges Verfahren wie nad der 
Polizei-Prozeßordnung von 1848 (SS 129—132). Ein unbedingtes 
Strafverfolgungsrecht hat jedoch nur der Beſchädigte, das Geſundheitt 
amt, die Kirchenvorfteher und Armenauffcher; ein common informer 
bedarf einer fhriftlichen Zuftimmung des Attorney General, — & 
das Gefe zur Feftftellung eines Schadens ein Schiebsperfahren 
vorfchreibt, fünnen die Barteien durch Uebereinfunft einen arbitrator 
ernennen, event. ernennt jeder Theil einen, und die arbitrators felbft 
einen Obmann unter Handfchrift und Inſiegel. Berfäumen fie die 
nach gefchehener Aufforderung, fo devolvirt die Ernennung des Obmann 
(umpire) auf die Quartalfigungen (8 123—128). Vollftändig er- 
- Halten ift endlich: das Entfcheidungsredht der Quartalfigungen über alle 
Reklamationen gegen die Steueransfchreibung ($ 135—137), jedoch 
mit Ausfchliefung bes Certiorari. 

Die adminiftrative Oberinftanz ift dagegen in dem 
Maße begünftigt, daß fie das ganze Gebiet der laufenden 
Bermwaltung burhdringt und beherrfcht. Analog der Armen 
verwaltung lehrt bier wieder 

1. eine belegirte Sefeggebungsgewalt der Minifter. 
Sie wird zwar bem Namen nad durch „Staatsrathsorders“ gehand 
habt, welche aber nach der heutigen Verfaffung nichts weiter als Be 
Schlüffe de8 Stantsminiftertums find, die durch das admtiniftrative Ge— 
neralamt vorbereitet werden. Das Greneral Board erhebt durd einen 
Inspector die Borunterfuhung wegen Einführung der Gefund 
heitsalte in den einzelen Ortfchaften, und berichtet darüber am ben 
Staatsrath in den Fällen, wo die Einführung durch order in coun- 
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cil definitiv erfolgt. In den übrigen Fällen entwirft das Generalamt 
nur eine provisional order, die erft durd) Genehmigung des Parla- 
ments wirffam wird (SS 8—10). In gleicher Weife .wird bei fpä- 
teren Abänderungen der orders ımd provisional orders verfahren 
(SS 141. 141.). Dabei ift vorgefchrieben eine Veröffentlichung ber 
orders im Staatsanzeiger und eine Vorlegung der Berichte ber In—⸗ 
ipeftoren beim Parlament ($ 142). — Alle Regulative und Ge- 
ichäftsordnungen der Local Boards ($ 115) bedürfen der Beftäti- 
gung durch einen Principal Secretary of State (Minifter des In⸗ 
nern, natürlich unter Begutachtung des Generalamts). 

2. Eine Control- und Auffihtsinftanz übt das General 
Board, indem e8 feinen fehriftlichen Conſens giebt zu allen Berpfän- 
dungen der district rates ($ 119), zur Entlaffung der vom Lokalamt 
angefteliten Beamten, namentlich des Surveyor ($ 57), und zur An 
ftellung und Entlaffung des Ortsphufifus (8 40), deffen Amtsanwei- 
jungen und Gehaltsverhältniffe ebenfalls vom Generalamt normirt 
werden. Die Conſenſe zu Darlehnen und Verpfändungen werden na- 
mientlich benugt, um die mannigfaltigften Bedingungen für Ausfüh- 
rung der Bauten und Anlagen anzuknüpfen. Cbenfo führt die Zu: 
ftimmung des Generalamts zur Entlaffung ber höheren bejoldeten Be⸗ 
amten, wie in der Armenverwaltung, zu einer größeren Abhängigkeit 
jener Beamten vom Generalamt al8 von der Lokalbehörde. Bei linter- 
fuhung thatfächlicher Verhältniffe auf Grund des Geſetzes haben die 
Superintendent Inspectors als Regierungstommiffarien bie Befug- 
niß zu eidlichen Vernehmungen, Einfiht von Plänen, Karten, Steuer: 
büchern und ähnlihen Dokumenten ($ 121). Dazu kommt eine gene: 
relle Strafandrohung bi8 5 L gegen alle, welche einen Inſpector oder 
einen Beamten in Ausführung des Geſetzes behindern ($ 148). 

3. Auch ein materieller Dezernat und Entſcheidungs— 
recht fteht dem General Board foweit zu wie ben Local Boards 
ein folches beigelegt if. In Fällen, wo das Gejek eine ſummariſche 
Beitreibung der Koften für ein Verfahren des GefundheitSamts vor- 
jchreibt, oder eine Ausgabe der Art für ein private improvement 
erklärt, hat der Beſchwerte binnen 7 Tagen nad) Mittheilung der Ent- 
ſcheidung das Net des Rekurſes an das Generalamt in Form 
einer Denffchrift, memoriai, mit volfftändiger Angabe der Befchwerde- 
gründe. Das Generalamt entfcheidet darauf endgültig durch order 
($ 120). 

Endlich ift der wichtige Punkt der Rechnungsrevifion dem Ver⸗ 
fahren des Armenamts nachgebildet. Fine Rechnungsreviſion findet 
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altjährlih wenigftens einmal ftatt, und zwar in den nen gebildeten 
Diftritten durh den District Auditor der Armenperwaltung, 
nach vorgängiger öffentlicher Vekanntmachung des Repifionstermmne 
und öffentlicher Auslegung der Dofumente. Die Koften de audıt 
werben aus der general district rate beftritten ($ 122). Die Ent- 
Icheidungen des auditor find endgültig. 

Die perfönliche Verantwortlichkeit der Beamten ift ausdrücklich 
dahin begrenzt, daß fie völlig unverantwortlich fein follen wegen aller 
Alte, welche bona fide zur Ausführung des Geſetzes unternommen 
find, ($ 140). Auch wo eine Regreßklage wegen UWeberfchreitung der 
Befugniffe ftattfindet, gelten die Begünftigungen des Beklagten analog 
wie bei den Friedensrichtern (8 139). 

Das fogenannte General Board of Health, in weldem 
der Schwerpunft diefer adminiftrativen Gentralinftanz liegt, beitaub 
bei feiner arſprünglichen Einfegung auf 6 Jahre aus dem First Com- 
missioner of the Woods and Forests al8 Präfident, einem befol- 
deten und mehren ex officio Mitgliedern, einem Secretary und dem 
nöthigen Büreauperſonal. Die Behörde wird ermächtigt die erforder: 
(ihe Zahl von bejoldeten Superintendent Inspectors zu ernennen, 
die gleich bei der erjten Einrichtung als Hauptbeante gemeint waren. 
— Bei der Erneuerung bes General Board wurde ein befonderer 
Präfident als aktiver Chef eingefett; mit ihm die Staatsjekretäre, der 
Präfident und BVicepräfident des Handelsamts als ex oflicio Mitglie⸗ 
der, 17 et 18 Viet. c. 95. Bei dem Verſuch der Erneuerung im 
Jahre 1858 wußte indeffen das Gefundheitsamt in feiner bisherigen 
Geftalt weichen. Durch 21 ct 22 Vict. c. 97. (perpetuirt durd 24 
et 25 Vict. c. 3) ift mit Aufhebung deffelben die Oberleitung der 
Gefchäfte der Public Health Act einjchließlich ber befonderen Being: 
niffe nad der Nuisances Removal Act 1855 ($ 113) auf dab 
Privy Council übergegangen. Der Umfang der abminiftrativen Cen- 
tralinftanz ift aber unbeichränft geblieben. 


1) Die Anordnung der einzelen Artikel bes Geſetzes ifi folgende: 5 3 
Ueber die Tofalbehörden zur Ausführung bes Geſetzes. SS 4—7. Ueber bat 
Generalamt. 88 8-10. Vorunterſuchung und Berfahren bei der Einführneg. 
88 12 -34. Wahl und Conſtituirung der Lokalbehörden. SS 35 — 40. Anſtellung 
der Beamten. 88 41-85. Zwecke und Geſchäftskreis der Behörde. 88 86 I 
109. das Steuerſyſtem. 88 107—114. 118. 119. Anleihen, Berpfändungen. 
$$ 115. 116. bye-laws. $ 117. Webertragung der Wegeverwaltung auf die 
neue Behörde. 88 120—144. Oberinftanz, Rechnungsrevifionen, ſunmariſchet 
Strafverfahren, Regreßklagen gegen die Beamten, Abänderungen darch prori- 
sional orders, Verfahren wegen Erfat von Eigenthumsbeſchäüdigungen x 94. 145 
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bis 152. Allgemeine und vermifchte Beftimmungen. In der obigen Dar- 
ftelung des Einzelen folge ich einer etwas abweichenden Anordnung: (1.) Ein- 
führung des Gefetes, (?.) Zwecke des Gefetes, (3.) Steuern zur Beftreitnng der 
Koften, (4.) Bejoldete Beamte zur Ausführung, (5.) Semeinderäthe zur Beichluß- 
nahme, (6.) Oberinftanz. — Diefer Gedantengang geht feit dem Armengefet er- 
tennbar durch alle neuen Communalinftitutionen hindurch. 

Eine Monographie itber diefe Gefeßgebung ift Glens’ Law of Public 
Health. 1862, Einen ®eneralberidht bes General Board of Health über 
die Verwaltung der Gefundheitsalte und der Nuisances Removal Acts für 
die Jahre 1848—54 enthalten die Parl. Papers 1854, No. 1768. XXXV. 1. 
Einen Bericht iiber die einzelen Local Boards 1855, No. 15. LIII. 19, Eine 
Statiftil der einzelen Local Boards (enthaltend die einzelen Namen, ben Tag 
der Einfeßung, die Vevölferungsverhältniffe 2c.) Parl, Papers 1857. Sess. II. 
No. 328. XLI. 3. 

Nach dem Report von 1854 hatten bis dahin 284 Ortfchaften Anträge auf 
Einführung des Geſetzes gemacht, in 182 Ortichaften war den gejetlichen Bor- 
bedingungen und Yormen der Annahme bes Geſetzes ſchon vollftändig geniigt. 
Diefe Orte umfaßten eine Bevölferung von 2,100,000 Einwohnern. Die nad 
den approbirten Banpläuen in 31 Ortfchaften noch zu machenden Anlagen be- 
rechnete dus Geſundheitsamt auf ungefähr 16,000,000 8. Koften. 

2) Die Zwecke bes Geſetzes (F 41—85) find überaus mannigfaltig und 
umftändlich formulirt. Im Einzelen ift etwa noch Folgendes hervorzuheben: 
(1) Sewerage: bdiefer Ausdrud wird in Gemäßheit bes gemeinen Sprad)- 
gebrauch® von den ftäbtifchen Kloafen und Abzugscandien gebraucht, während 
die älteren Sefete unter den Sewers nur Seebeiche und Anlagen gegen Waſſers⸗ 
gefahr verfiehen. Die Communal-Gefundheitsbehörde wird Eigenthlimerin aller 
öffentlichen sewers und der dazu gehörigen Gebäude und Materialien mit der 
Befugniß, PBrivatrechte der Art an ſich zu kaufen (kß 43. 44). Sie forgt für 
die Reinigung, für die Beihaffung der nöthigen Refervoirs, Mafchinen und 
fonftigen Anlagen. Eigenmächtige Anlegung von sewers, Ueberbauen derjelben, 
oder eigenmächtiges Unterbauen der Straßen durch Keller und Gewölbe, wird 
mit Niederreißung und Geldbußen fummarifc verfolgt (8 47). Bei einem 
Reu- und Umbau von Gebäuden fanıı eine polizeiliche Anlage der Abzugs- 
rinnen mit Geldbußen bis zu 50 2. im Wege der Eivilffage erziwungen werden, 
der nöthige Bau auch mit Beobachtung gewifler Kormen auf Koften des Eigen- 
thiimers ausgeführt werden ($ 49). Bei einem Neu- und Umbau fann in 
ähnlicher Weife die polizeimäßige Anlage von Apartements und Abfallgruben 
erzwungen werben, Ebenſo in Fabriken und Geſchäftslokalen, in welden 20 
oder mehre Berfonen beihäftigt zu werben pflegen (68 51—54). — Eingefchoben 
ift dabei die Klauſel ($ 50), daß auch wo die Gefundheitsalte nicht eingeführt 
it, durch Gemeindebeſchluß von 35 der Steuerzahler eines Kirchſpiels oder einer 
Drtfchaft tiber 2000 Seelen beichloffen werden kann, vorhandene Teiche, Pfützen 
oder Abzugslanäle troden zu legen, zu reinigen, zu bededen oder auszufüllen, 
oder theilweije Keinigungsmaßregein vorzunehmen, durch bie Kirchenvorfteher 
und Armenauffeher auf Koften der Armenfteuer des Drts, jedoch unter Vorbe⸗ 
dingung einer öffentlichen Verathung darüber und unter Beobachtung gewiſſer 
Formen. 
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(2) Straßenreinigung Die Behörde befchafft geeignete Stellen u: 
Ablagerung von Schmutz, Schutt und Kehridyt ($ 56), forgt für die Anlage 
öffentficher Biffoirs und Apartements ($ 57), läßt geſundheitsgefährliche Piuhte, 
Kanäle, Pfützen ꝛc. reinigen, bededen, ansfiilen und zwar auf Koſten tes 
Grundeigenthiimers nad) vorgängiger Aufforderung, unter Umfländen jedoch end 
auf öffentliche Koften. Strafen fiir Anlegung von Schweineflällen, Dungpfützen, 
Aufhäufung von Schmuß ($ 59); zwangsweiſe Reinigung von Hänfern ani 
Sertificat des Iuſpektors ober ziveier Aerzte ($ 60). 

(3) Sefundheitsgefährliche Gcwerbsanlagen. Abdedereien (Schlacht 
hänfer) find binnen 3 Monaten einzuregiftriren ($ 61), ihr Betrieb Tann durch 
bye-laws geregelt, es fünnen von der Behörde auch öffentliche Schlachthänſer 
angelegt werden ($ 62). Orte, in welchen Fleiſch, Fiſche, Geflügel x. verkauft 
werden, können periobifh von dem Inſpektor vifitirt, Verdorbenes in Veſchlag 
genommen und anf eidliches Zeuguiß einer fachverfiändigen Perſon vernichtet 
werden, mit Geldbußen bis zu 20 8, vor 2 Friedensrichtern (8 63). 

(4) Straßenbaupofizei. Beichädigungen und willkürliche Aenderungen 
am Straßenpflafter und Zubehör werden mit Geldbuße bie zu 5 2. und 5 xh. 
für jeden Ouadratfuß bedroht ($ 68). Die. Behörde kann aud) die Cigenthäme 
von Privatfiraßen nad vorgängiger notice zur Pflafterung nnd Anlage von 
Rinnſteinen zwingen und die Koften ſummariſch beitreiben nach Einſchätzung dee 
Surveyor, im fall des Streits nad) einem Schiedsverfahren ($ 69.) Mit Be 
obachtung gewiffer Formen können and Brivatfiraßen file öffentliche erflärt um 
ihre Inftandhaltung auf Gemeinkoften übernommen werden ($ 70). Auf Le. 
Tangen der Behörde und auf Koften ber Genteindefteuer müſſen Waſſer⸗ und 
Gasröhren tiefer gelegt oder verändert werden ($ 71), Anlage neuer Strafaı 
($ 72). Die Behörde kann aud mit Oenchmigung des Generalamts öffentlich 
BVromenaden und Bergnigungspläge anlegen oder zur Unterhaltung berfefben 
Beiträge gewähren ($ 74). 

(5) Wafferanlagen. Wo eine Brivatgefellichaft das Waſſer zu angemeſſenen 
Breifen zu befchaffen bereit und im Staude ift, fol die Behörde keine eigen 
Anlagen machen ($ 75). Auf Bericht des Surreyor lönnen auch Privathan: 
befiter genöthigt werben, ihren Waflerbedarf zu entnehmen, wo dies zu einem 
Sat von nicht ber 2 d. (12/3 Sgr.) per Wodje ausführbar ift, welche bazı 
als water rate nebft den Einrichtungsfoften fummarifch beizutreiben ($ 6. 
Dit Bade» und Waſchhäuſern und Fabriken können Contralte über Lieferung 
des Waſſerbedarfs geſchloſſen werden. Dazu Polizeiſtrafen für Beſchädigung 
der Waſſerwerke, eigenmächtige Ableitung oder Erweiterung der Wafferrähren. 
Berumreinigung, VBerurfahung von Fuulniß oder ſonſtiges Berderben des Balkıs 
($ 80). 

(6) Begräbnißpläbe. Für die Leichenhäufer find die Negulative ur) 
Sebührenfäge durch bye-laws feflzuftellen. Die Schließung eines Begräbwi- 
platzes kann nach vorgängiger Unterfuchung und Bericht eines Staatsinipeltert 
(welcher zu veröffentlichen und dem Biſchof der Didcefe mitzutheilen iR) ar 
Anweifung bes Generalamtsé erfolgen. Die erfolgte Schließung wird durch 
den Staatsanzeiger belannt gemacht, doch können in dem Certiflcat anenalum“ 
weile Beerdigungen in hergebrachter Weife vorbehalten werden (3 8N. Die 
Anlage neuer Begrübnißgewölbe unter den Kirchen und neuer Kirchhöſe wird 
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vou ber Genehmigung des Generalamts abhängig gemacht, bei Geldbußen bie 
50 2. für jeden Uebertretungsfall im Wege der Civilklage ($ 83). 

3) Stenerfuftem der Public Health Act. Bon der Special District rate für 
neue sewers lönnen folche Grundſtücke befreit bleiben, die nad) Ermefjen des 
J,ocal Board ſchon vor Anlage des neuen Abzugskanals hinreichend troden ge- 
legt waren (8 86). Aus der general rate ($ 87) werden die Wahlfoften und 
Seneralloften der Berwaltung nach verichiedenen im Geſetz zerfirenten Rlaufeln 
beftritten. An Orten, wo feine Armenfteuer erhoben wird, erfolgt die Aus- 
ſchreibung nach der Parochial Assessment Act, aljo nad) gleichen Grundfäßen 
(8 88). Wo durch Lolalalte beſtimmten Grundftiiden eine Stewuerbefreiung zu- 
geftanden ift, dauert diefelbe zivar fort, aber genau nur in dem angegebenen 
Umfang und für die augegebenen Zwede (8 88). Die Steuer faun praenu- 
merando oder postnumerando ausgefchrieben werden; im Teßteren Kalle aber 
mr file Verwendungen innerhalb der Ietten 6 Monate. Für unbewohnte Grund⸗ 
ftüde bleibt fie temporär fuspendirt ($ 89). Die private improvement rate 
ift jedoch vom Grundeigenthümer einzuziehen, fo lange das Grundſtück uuver- 
miethet bleibt; auch kann bei dieſer Steuer der gewöhnliche Pächter oder 
Miether in der Regel 3/ı des Sezahlten von der Mieths- und Pachtrente ab- 
ziehen (6 91). Special district rate und improvement rates fünnen für die 
Dauer der Zeit, auf die fie ausgeichrieben find, auch mit einer Summe abgelöft 
werden ($ 92). Die water rate wird ebenfo nad) dem reinen Miethsertrage 
eingefchätt, ift praenumerando zahlbar; im Fall des Rückſtandes kann auch bie 
fernere Waſſerlieferung eingeftellt werden. Für Heine Miethen bie zu 10 8, 
jährlich , oder für wöchentliche, monatliche oder bloße Miethe einzeler Zimmer, 
farm eine composition mit dem Örundeigenthilmer getroffen werden, wobei der 
Eigenthümer mit einem Rabatt von %4—1/; ftatt des occupiers bie Steuer 
zahlt. Im Fall der Weigerung kann ber Grundeigenthümer ohne Weiteres zur 
Steuer herangezogen werben; aud Tann die Steuererecution alternativ gegen 
den oecupier gehen, ber danı den Betrag wieder von der Rente abziehen darf 
(8 3%). 

Bor ber Ausfchreibung aller district rates ſoll das Local Board einen 
Etat der nöthigen Koften des fteuerpflichtigen Eigenthums und der dazu nöthigen 
Brocente zufanmenftellen laſſen in ein rate-book, welches während der Ge- 
(häfterunden im Bürenu offen liegt ($ 98—100),. Das Local Board hat bie 
Befugniß die Steuerausfchreibung ſelbſt von Zeit zu Zeit zu anıendiren. Der 
dadurch Beſchwerte behält dagegen fein Rellamationsrecht fo, als ob die Steuern 
an dem Tage, wo ihm die Aenberung bekannt gemacht ift, in Bezug auf ihn 
nen ansgefchrieben würde (8 102) Die Bublilation der Steuer erfolgt wie 
bei der poor rate. Berjonal und Weife der Einfammlung wirb von 
dem Local Board beſtimmt; Rückſtände durch friedensrichterlichen war- 
rant of distress wie die Armenfteuer eingetrieben ($S 103, 104). Die Steuer 
kanu verpfänbet werben und ziwar ohne Priorität des Älteren vor dem jüngeren 
Bande, wo das Darlehn für Anlagen bauernder Natur erhoben ift, und der 
Betrag nicht überfteigt den ſteuerbaren Jahresertrag der fteuerpflichtigen Grund- 
flüde ($ 107). Form und Webertragung der Berpfündungsafte ift durd; das 
Geſetz vorgefchrieben (SS 111, 112) ebenfo wie die Bildung des Tilgungefonde 
($ 113). Jede Berpfändung bedarf aber der Zuftimmung des Generalamts 
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(8 119). Darlehen können auch durch Borfchüfle ber Commissioners of peblic 
works nad; 5 et 6 Vict. c. 9 entnommen werben ($ 108). 

Der General Return P. P. 1862, No. 437 enthält jekt am Schluß S. 
358—360 ein Verzeichniß von 177 Local Boards mit einer Sahreseinnehme 
von zufammen 850,528 L. und einer Jahresausgabe von 779,959 8. Auf 
Pfandſchaft oder Verſchreibung waren im Ganzen 1,823,777 2. aufgenommen, 
im laufenden Jahre waren auf die rates 163,815 2. geborgt. Dies Bergidmit 
enthält indeffen nicht bloß Boards of Health, fondern auch Boards nater de: 
Local Government Act ($ 115) und andere. Anbererfeits ifi das Bergeidkis 
nnvollftändig, da viele Ortſchaften trot des Geſetzes 23 et 24 Vict. c. 51 
feinen Bericht eingefandt hatten. In der größeren Hälfte der’ angegeben 
Drtichaften überfteigt die jährliche Einnahme 1000 2.; das Marimum findet id 
in Briftol mit 74,204 2. Einnahme, 49,370 2. Ausgabe. 

4) Das Syſtem ber befolbeten Beamten ift analog ber Armenverwaltung 
gebildet, nur dem Geſchäftokreis entiprechend einfacher. Surveyor und Inspector 
können Eine Perfon fein, nicht aber der Clerk und der Treasurer bei 100 !. 
Strafe (8 37). Kein Beamter darf bei Tieferungscontracten ꝛc. betheiligt fein, 
Geſchenke annehmen oder ungefetliche Gebühren nehmen, bei 50 2%. Eireie 
($ 38). Beamte der Geldverwaltung haben Kautionen zu fielen und Töuse 
fummarifch zur Rechnungslegung gezwungen werden ($ 39). Die Ortsyhukc 
tönnen auch für 2 oder mehre Bezirke beftellt werben, in welchen Fall bet 
Generalamt die Gehaltsbeiträge normirt ($ 40). Ueber die mangelhafte &- 
ſetzung diefer Stellen durch die gewählten boards ift in Gueiſt Bd. I. ©. 6%, 
647 eine Schilderung gegeben, unter anderen aud) die Thatjache, daß 25 Eräbte 
die Anftellung ihrer Baninfpectoren freiwillig der Staatsbehörbe überfieken, um 
das Cliquenweſen in den boards los zu werden. 

5) Die Wahl des Board of Heslih ift nach dein Muſter der Wahlinfiruftiesen 
des Armenamts darauf berechnet das perjönliche Zuſammentreten einer Ee⸗ 
meindeverfammlung zu verhüten, und zugleich im Sinne des modernen fädtiihen 
Lebens die Wähler möglichft wenig zu bemühen. Wahlleitender Beamter if 
der Vorſitzende, Chairman of the Local Board: bei der erfien Einführung em 
in der order bezeichnete PBerfon ($ 21). Dem Chairman wirb durd das Yolal- 
amt bie nöthige Zahl von Gehülfen zu den Wahlgefchäft beigeordnet, mit ie: 
Befugniß zur Einficht der Steuerliften und zur Entwerfung einer alphabetiides 
Wählerlifte, wo dies zwedmäßig ericheint (66 21, 22). Bor dem Wahlact bei 
der Chairman zu veröffentlichen: die Zahl und Oualifilation der zu Bähler- 
den; Name und Wohnort der Perfonen, welche die vorläufigen Vorſchlöge (no- 
mination papers) an fidy nehmen, und bis zu weldem Tage; die Weile der 
Abftimmung im Fall beftrittener Wahlen, und die Tage, an welchen dam di 
Stimmzettel abgeliefert und eingefammelt, fowie Zeit und Ort, we die Ball. 
zettel gepritft und zufammengeftellt werden follen. Diefe Belauntmadung i 
an der gewöhnlichen Stelle für Gemeindepublifationen zu veröffentlichen ($ 33- 
Feder Wähler Tann hierauf durch fchriftliche Anzeige mit feiner Nemensunter- 
fchrift eine oder mehre qualificirte Perfonen (auch fich ſelbſt) nominiren, und 
diefe Anzeige dem Chairman einfenden. If die Zahl der fo Borgeflegesen 
nicht größer als die der zu Wählenden, fo find diefe Nominirten eruanut ua 
erhalten darüber ein Gertififat de8 Chairman. IR die Zahl aber größer, fo 
tritt die Zettehwahl ein. Der Chairman fendet nun jedem Wähler einen ge- 
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druckten Wahlzettel zu, in welchem alle nominirten Berfonen in der Reihenfolge, 
in welcher fie vorgefchlagen find, aufgezählt werben. 3 Tage vor der Wahl 
fol jeder Wahlberechtigte im Beſitz eines folhen Zettels fein. Sollte indeffen 
in der Zmifchenzeit der eine oder andere Nominirte die Wahl ablehnen, und da⸗ 
durch die Zahl forweit vermindert werden wie die der zu Wählenden, fo nnter- 
bleibt die Zettelwahl, und es wird den Nominirten ſofort ihr Certififat auöge- 
fertigt. Kommt es zu einer wirklichen Wahl, fo bezeichnet jeder Wähler auf 
feinem Zettel die von ihm Gewünſchten in der obigen Weile ($ 25). Der 
Chairman läßt die Zettel durd) Beauftragte einfammeln. Hat ein Berechtigter 
aus Verſehen Teinen Zettel zugefandt erhalten, fo kann er nachträglich einen 
Zettel erhalten, foldden in Gegenwart bes Chairman ausfüllen und abliefern. 
If aus Berjehen ein Zettel nicht abgeholt, fo kann ihn der Wähler in Berfon 
am Wahltage bis 12 Uhr Mittags an den Chairman abliefern (8 26). Am 
folgenden Tage begiebt ſich dann der Chairman in das Amtslofal, fiellt die 
Gültigkeit der Stimmen feit durch Bergleihung mit den Steuerblihern und 
anderen Dokumenten, nöthigenfalls auch durch Zeugenverhöre, ftellt die Stim- 
menzahlen zuſammen und fertigt den danach Gewählten ihr Certifikat aus. Die 
Zuſammenſtellung der Wahlzettel ift in der Negiftratur des Amts niederzulegen 
zur foftenfreien Einfiht binnen 6 Monaten. Die Lifte der Gewählten ift außer- 
dem durch Drud und Anſchlag zu veröffentlichen ($ 27). Berfäumniffe und 
Abweichungen von dem gejetlichen Wahlverfahren find mit 50 2. gegen bie 
mahlleitenden Beamten, 5 2. gegen die Unterbeamten bedroht (8 28), Form- 
fehler der Wahl follen aber feinen Akt bes local board ımgilltig machen 
(8 29). — Der Zwed diefer Wahlordnung ift infofern erreicht, als Theilnahm- 
Iofigfeit der Gemeindeglieder bei diefen Wahlen die Regel bildet. Durch das 
Syſtem der Nominations fommen die Wahlen in die Hände Heinerer Gruppen 
von Perjonen, die fi für die Anftellung des einen oder anderen Bau- oder 
Medizinalbeamten intereffiren (vgl. unten $ 114). 

Der Gewählte muß unterzeichnen eine formulixte Deklaration über feine 
Beſttzqualiſikation, deren Unrichtigleit ale misdemeanor beftraft wirb (8 17). 
Berfäumung diefer Deklaration auf 3 Donate nad der Wahl oder Nichttheil- 
nahme an den Sigungen auf 3 Monate gilt als Berzicht auf das Amt. Bor- 
nahme von Amtsgeichäften durch einen Ungnalificirten ift mit 50 8. Strafe im 
Wege der Civilklage bedroht ($ 19). 

Werden 2 inlorporirte Städte zu einem Geſundheitsdiſtrikt vereint, jo be- 
ſteht das board aus den beiden Bürgermeiftern und einer durch die order 
firirten Zahl von qualificirten Perfonen, gewählt durch die Gemeinderäthe 
(S 12). Werden andere Ortfchaften mit einer inkorporirten Stadt verbunden, 
jo wird ein gemifchtes board nad) analogen Grundſätzen gebildet (K 13). Die 
Zahl der Mitglieder mag mit Rückſicht auf den Umfang ber Ortichaften und 
die jonftigen Umflände von Zeit zu Zeit durch die order geändert werben 
($ 14). 

6) Die adminiftrative Oberinftanz ver Public Health Act hat wie das 
Geſetz jelbft und feine Handhabung von Anfang an Widerfpruch veranlaßt. 
Schon bei der Berathung der Public Health Act im Parlament war ber 
Widerftand jo lebhaft, daß die Bill wegen immer neuer Amendements achtmal 
umgebrucdt werben mußte. Auch die Verlängerungen bes Geſundheitsamts find 
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nicht ohne Widerftand erfolgt durch 17 et 18 Vict. c. 95; 18 et 19 Vxt c. 
115; 19 et 20 Vict. c. 86. 

Es war vor Allem das mannigfaltige Eingreifen der Gefundheite- mb 
Baupolizei in das Privateigenthum, welches heftigen Wibderſpruch der befbeuben 
Klaſſen (vgl. Sn. Bd. I. $ 113, Note) hervorrief. Sodann das Beſtreben det 
General Board durch feine adminiftrativen Gewalten überall die unmittelbare 
Leitung an fi zu reißen. So wurde der Conſens zur Aufnahme von Darlehen 
abhängig gemacht von der Bedingung, daß die Ausführung der Banten „nah 
ben von der Centralbehörde genehmigten Plänen“ und unter „Anfficht der 
Staatsinfpector” -erfolge. Ebenjo wurde ber Conſens zu Berpfändungen un 
alle jenftigen Beftätigungsrechte bemubt, um eine fortlaufende Einwirkung um 
Aufficht durch die Commtiffarien bes Centralamts herbeizuführen. „Jeder Schin 
zu dem Beamtenverwaltungsfgften ftrebt gleich den Hinterliftigen Schritten ber 
rufſiſchen Diplomatie dahin, feine künftige weitere Ausdehnung vorzubereiten. 
Es if die Aufftellung ber trägen, jelbfiflüchtigen, despotifchen Doctrin des 
Zwanges von Oben, an Stelle ber erleuchteten, patriotifhen und allem philar- 
tropifchen Doctrin der moralischen und focialen Erhebung und Berantwertlid- 
teit. Das Gejundheitsamt ift ein reiner Beamtenkörper, bezahlt aus Etastt 
mitteln, und intereffirt in Feſthaltung feiner Aemter. Daher find fie nnunte- 
brochen thätig, neue Fülle und Bebärfniffe zu entdeden (getting up cases, 
aus denen der oberflächliche Benrtheiler jchließen mag, wie groß das Bebürizit 
ift nach einer powerful agency (nach ihrer eigenen Ausdrucksweiſe), wie jene 
®ejunpgeitseset. T. Smith, Parish S. 401. Bor allem war es der rad 
ſichtsloſe Eifer eines höheren Beamten, der das Geſundheitsamt bepopnlarikrt 
hatte. Bon wohlmeindem Eifer für die Intereffen der Gefundheitspolizet beieeit 
war ba8 General Board ohne Kenntniß und Rüdficht auf Rechts⸗ und Com 
munal- Berhältnifje mit fo foftbaren und zum Theil nicht bewährten Octrst- 
rungen vorgegangen, daß i. J. 1858 das General Board of Health in feine 
bisherigen Geftalt weichen mußte. Durch die Aenderung ift zur Zeit Die medi⸗ 
cinal-polizeiliche Einfeitigleit der Behörde allerbinge ermäßigt, der abmiziftratiw 
Charakter der Sentralinftanz aber beibehalten. Ein mehr untergeorbnetes Reben- 
bitreau trit nun gefchäftlich ar die Stelle des feefigen Board of Health, welchet 
als „Local Government Ofüice (late Board of Health)“ in den jährlichen 
Etats bezeichnet wird. Sachlich iſt dadurd wenig mehr erreicht als eine 
andere Gejchäftevertheilung unter den Miniftern umd ein theilweifer Perſenen⸗ 
wechſel. 

Allgemeine Bemerkungen über ven Zuſtand des Medicinalmweiens at: 
hält Gneist Bd. I. $ 114, Es kommt dazu jekt noch das Geſetz 21 et *2 
Vict. c. 90 über die Regelung der Dualifilation der praltifchen Aerzte zu 
Wundärzte, und die im folgenden $ 113 zu ermähnenden Geſete zur Berbätung 
der Ausbreitung anftedender Krankheiten. Durch die Berbindung gemiffer Br- 
bizinal- Angelegenheiten mit dent Privy-Council ift jeßt die Bildung einer Art 
von Minifterium der Unterrichte- und WMedizinal» Angelegenheiten beabſichtigt. 
aus welchem nun auch jährliche Generalberichte über den Geſundheiteprfterd 
des Landes hervorgehen 3. 8. der Report of medical oflicers of the Priv 
Council 23 et 24 Viot. P. P. 1860, No. 2736. Third Report of medical 
oficers of the Privy Council 24 et 25 Vict. P. P. 1861, No. 161. 
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Berfhärftes Polizeifyftem der Nuisances Removal and Di- 
seases Prevention Acts 1848, 1849. 1855. 


Das tief eingreifende, weitläufige und koſtbare Syſtem der Public 
Health Act war aus guten Gründen zugedacht nur foldhen Stäbten 
und dicht bevöfferten Diftrikten, in welchen die lange verfäumte Ge⸗ 
ſundheits- und Baupolizei jo fchlimme Zuftände herbeigeführt hatte, 
daß nur ein ſtarkes adminiftratives Einfchreiten ſchnell Helfen konnte. 
Die ungefähr 200 Orte, in denen fie eingeführt wurde, zählen durch- 
Ihnittfich mehr als 10,000 Einw. Für alle übrigen Ortfchaften glaubte 
man ohne fo draftifche Mittel auszureichen. Die Gefetgebung kam 
auf den guten und nahe liegenden Gedanken, an zwei altherkömmliche 
Verhältniffe anzuknüpfen: einerjeits an die altherkömmliche Pflicht der 
Wegeauffeher die Wege und Durchläſſe troden und rein zu halten; 
andrerfeit8 an den Grundſatz des gemeinen Rechts, bie Beſchwerung 
des Nachbars durch übelriechende, gefundheitsfchädliche Anlagen als 
public nuisances zu ftrafen. Es fam nur darauf an beide Grund» 
fäge wirkfamer zu machen: (1) durch Verftärkung der Strafverfolgung, 
nöthigenfall® durch Gemeinde-committees und mit Affiftenz von ärzt- 
lichen und anderen Beamten, (2) durch ſummariſche Strafflaufeln für 
die wichtigften nuisances, (3) durch das Necht der Friedensrichter zu 
Strafniederfchlagungen, wobei zugleich dafür geforgt werden mußte, 
gewiſſe Koften durch ergänzende Gemeindefteuern beftreiten zu können. 
So ließ fich nad) vielen ältern Vorgängen das alte verfaffungsmäßige 
Spitem des selfgovernment auf diefem Gebiete erhalten, und in diefem 
Sinne wurde ſchon faft gleichzeitig mit der Public Health Act durd) 
die Nuisances Removal and Diseases Prevention Act 
1848, 11 et 12 Vict. c. 123, ein im ganzen Lande anmwendbares 
Straffgftem gefchaffen, etwas erweitert im folgenden Jahr durch 12 et 
13 Viet. c. 111.9 

1. Der Hauptartikel ift folgender: auf ſchriftliche Anzeige 
von 2 anfäffigen householders über den ſchmutzigen, geſundheit s— 
nahtheiligen Zuſtand eines Wohnhaufes oder andern Gebäudes, 
oder über das Vorhandenfein eines übelriechenden gefundheitsgefährlichen 
Abzugsfanals, Appartements, einer Dunggrube, Pfütze, eines Schweine- 
ftalls, oder fonftiger Aufhäufung von Dung und Schmug, Tann bie 
vorhandene Lokalbehörde (Stadtrath, Commissioners für Pflajte- 
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rung, Straßenreinigung, Beleuchtung, oder analoge Behörde, oder bie 
Guardians of the poor) eine Unterfudung veranlaffen durch be- 
ſonders Beauftragte, oder auch durch eine befonders gebildete Com: 
miffion von höchſtens 12 Mitgliedern, Nuisances Remoral Cou- 
mittee, zu welchem die Wegenufjeher als ex officio Mitglieder gehören. 
Die Behörde kann nach fchriftlicher Ankündigung 24 Stunden vorke, 
. (oder in dringlichen Fällen aud) ohne das), perſönlich oder durch ihre 
Diener ober Agenten, mit oder ohne medicinifche oder andere Affijtenten, 
ſolche Grundſtücke betreten, und felbige mit Bezug auf jene Anzeige 
unterfuchen und alles zu dem Zwed Erforderliche vornehmen. Und 
wenn nach folcher Prüfung oder auf fchriftliches Atteft zweier gejcklid 
qualificirten Aerzte eine ſolche oben bezeichnete Schädlichkeit fih als 
wirklich vorhanden ergiebt, Toll die Lofalbehörde Beſchwerde vor 
einem Friedensrichter erheben, und diefer nad) gejeglichem For⸗ 
mular den Eigenthümer oder occupier vor zwei Friedensrichtet 
zur Verantwortung laden. Wird diefen Richtern der Grund der Be: 
ſchwerde überzeugend dargethan, fo folfen fie durch Schriftliche Order 
unter Handfchrift und Siegel nach vorgejchriebenem Formular ei 
Reinigung, Abweißung der Baulichkeiten und Beſeitigung der font 
angezeigten muisances verfügen. Das Formular einer foldyen order 
of removal of nuisances lautet (Formular C): 
„Nachdem am — — 1848 Beſchwerde erhoben ift vor mir J. P. von dea 
Armenvorftehern 2c. der Gemeinde N., daß das in der bortigen Gemeinde be 
fegene Grundſtück — Str. — Nr. in einem fo ſchmutzigen und gejundbeite 
Ihädlihen Zuftand ift, um eine nuisance zu fein ... . .: Und nachdem der 
Mietber des gedachten Gebäudes heute vor ıms J. P. und J. K., zweien Tunis 
lichen Friedeusrichtern, erjchienen ift, um den Inhalt der gedachten Beſchwerde 
zu beantworten... . .: Und nachdem heute zu unferer Genüge erwicſen ik, 
daß... . [wie oben]: verordnien wir hierdurch in Gemäßheit des Geſetzee, uf 
ber gedachte Miether jchuldig, binnen 24 Stunden nad) Empfang dielet ; 
reinigen 2c.; und im Kalle diefer Order nicht genügt wird, ermächtigen wit 
hiermit Die gedachten Armenanffeher sc... . - - das gedachte Grundfüd zu ie 


treten und alles Nöthige einzurichten und vorzunehmen zur Ausführung die 
Order." Gegeben ıc. 


Im Tall des Ungehorfams tritt eine Geldbuße von 10 sh. täy 
ih für die Fortdauer der nuisances ein, und die Lokalbehörde iſt be 
rechtigt, perfünlich oder durch beauftragte Diener und Agenten dt 
Grundftüd zu betreten um die verordnete Reinigung und Beſeitigung 
jelbft vorzunehmen. Die Koften dafür werden ſummariſch vor zwei 
Sriedensrichtern nad) Anhörung des Beklagten feftgeftellt und dard 
Erefution beigetrieben, wobei den Friedensrichtern ein Niederjchlagunge- 
reht Armuths halber oder wegen bejonderer Umſtände zuſteht. Die 
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auf biefem Wege wicht gedeckten Koften werden durch fchriftliche 
Order zweier Friedensrichter auf die Orts-Armenkaſſe angewiefen. 
Diefe Hauptklauſel?) des Geſetzes erſtreckt fich aber nicht auf Orte, in 
welchen die Gefundheitsafte von 1848 ganz oder theilweife einge- 
führt ift. 

2. Die fchon in der Wegeordnung enthaltene Ermächtigung der 
Wegebehörbe zur Reinigung und Deffnung aller Abzugsgräben, Ranäle ıc. 
längs de8 Weges, im Fall der Linterlaffung des Eigenthümers, wird 
zu einer Pflicht erhoben. 

3. Wer aus einem Gebäude, welches vor Erlaß des Geſetzes 
unbeivohnt war, oder aus nen errichteten Appartements Schmuß, Ab- 
Hänge, und anderen Inhalt einer Goffe in einen offenen Teich, Abzugs- 
graben ꝛc. ablaufen läßt, ſoll eine8 misdemeanor ſchuldig fein, mit 
Geldbuße bis 5 Y. täglich für die Fortbauer des Vergehens. 

4. Jeder Neubau und jede Eröffnung eines Krankenhauſes 
für anftedende Krankheiten muß der Staats: Gejundheitsbehörde zuvor 
angezeigt und von derfelben jchriftlich genehmigt werden. 

5. Der Staatsrath (Minifterium) oder 3 Mitglieder des- 
felben, darunter der Lord Präſident oder ein Stantsfetretär, find er- 
mächtigt von Zeit zu Zeit nach Yeblirfnig gewiffe benannte Maßregeln 
zur Verhütung der Ausbreitung epidemifcher, endemiſcher 
oder anftedender Krankheiten zu erlajfen: woranf das Gefund- 
heitsamt die zur Ausführung nöthigen Spezialanordnungen und Regu- 
lative zu erlajfen, abzuändern resp. wieder aufzuheben Hat, mit der 
Befugniß eine außerordentliche Reinigung von Straßen, Plägen, Häu— 
fern, Kirchen, Gebäuden und VBerfammlungsorten wider die Wegen, 
Sommunalbeamten, Eigenthümer, Miether und Pächter zu erzwingen, 
die nöthigen Anordnungen wegen der Zeit der Beerdigung, und fonftige 
adminiftrative Maßregeln nad, Umſtänden zu treffen.?) 

6. Das Armenamt wird ermädtigt die fänmtlihen Beamten 
der Armenverwaltung anzuhalten zur Vornahme von Unter- 
ſuchungen, Beauffichtigungen und DBerichterftattungen auf Anwei— 
fingen und Regulative des Geſundheitsamts „ebenfo als ob 
dergleichen Gefchäfte einen Theil der gefeglihen Armenverwaltung 
bildeten.“ Die Koften für die Ausführung und für die dazu nöthigen 
remumnerirten Beamten werden anf die Armenfteuer und die gewöhn- 
lichen Armenfonds angewiefen unter Order zweier Friedensrichter. In 
Ausführung diefes Prinzips wurde insbefondere die Bodenimpfung 
durh 16 et 17 Vict. c. 100; 21 et 22 Vict. ce. 97 mit Beihilfe 
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der Beamten der Armenverwaltung ımd der Civilſtandsregifterbeamten 
zwangsweife durchgeführt. 

7. Durch 12 et 13 Vict. c. 111. 88 9—12. wird des Ar: 
fundheitgamt ermächtigt „durch einen Inſpektor oder ſonſt“ unterjuden 
zu laſſen den Zuftand der Begräbnißpläge an allen niät de 
Public Health Act unterworfenen Orten; durch ſchriftliche Order 
die nöthigen Gefundheitspolizeimaßregeln treffen zu laſſen, die Kirchen 
porfteher und fonftigen Verwalter des Begräbnißplages mit den nöthign 
Anweijungen bafür zu verfehen und die Koften aus der Armenſtener zu 
beftreiten. *) 

, 8. Borfägliche Hinderung einer Perfon in Ausführung dieſet 

Geſetzes oder vorſätzliche Verlegung einer Anweifung des Ge 
fundheitsamts in Ausführung beffelben wird mit Geldbuße bi6 5 Y. 
bedroht. Die Strafandrohungen des Geſetzes find vor zwei Friedent 
richtern Tagbar und werben. event. in Gefängniß bis zu 14 Tagen 
verwandelt. Nah 12 et 13 Vict. c. 111. $ 3 Tann and ie 
Sefretär des Gefundheitsamts auf Anmweifung diefer Behörde 
alte vorfäglichen Verlegungen oder Verſäumniſſe gegen eine Anweiiung 
oder ein Negulativ derielben zur Ausführung des Geſetzes ſtrafrechtlich 
verfolgen; ebenfo werden die Armenverwaltungsbehörden und die unt 
Lokalakte für Straßenreinigung zc. gebildeten Behörden zu einer gleichen 
Strafverfolgung ermädtigt ($ 4). 

Die beiben Nuisances Removal Acts, wie fie in ben bieher 
erörterten Slaufeln ſich ergänzen, wurden dann confolidirt in de 
Nuisances Removal and Diseases Prevention Act 
1855, 18 et 19 Vict. c. 121.) Die nuisances werden uoch genaue 
formulirt, und danach viele jchädliche Gewerbe und Fabrikationen, ge 
fundheitsgefährliche Ausflüffe und Ausdünftungen zur Benachtheiligung 
und Beläftigung anderer, durch die Rofalautoritäten den Friebensrihtern 
zur Beitrafung angezeigt. Als nuisance im Sinne dieſer Geſehge 
bung ſoll fortan gelten: 

1) jede Gebäulichkeit in gejunbheitsgefährlichem Zuſtand; 

2) jeber Pool, Ditch, Gutter, Watercourse, Urinal, Cess 
pool, Drain, Ashpit, so foul as to be a nuisance or injurious 
to Health; 

3) jedes Thier, welches unter ſolchen Umftänden gehalten wird: 

4) jede accumulation unter ſolchen Umftänden, außer zu ge 
werblichen Sweden, die Beobachtung der gewöhnlichen Vorſichtemaß 
regeln vorausgefekt. 

Der erfte Uebertretungsfall ift mit 5 L. Buße bedroht, de 
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wiederholten Fälle mit Verdoppelung bie zu 200 2. Ebenfo unterliegt 

jede „obstruction‘“ der Friedensrichter in Ausführung des Gefeges 

einer jummarifchen Buße bis 5 NY. 

Die folidere Grundlage diefer Gefeßgebung bewährt fih nun auch 
in ber Stellung der Oberinftanz. Durd bie Feſthaltung des 
Friedensrichteramts ift auch die gerichtliche Beſchwerdeinſtanz er: 
halten. Bon allen orders und convictions, bei denen die gewöhnliche 
Bolizeiprogegordnung 11 et 12 Vict. c. 43 Anwendung finden foll, 
geht die ordentliche Befchwerde an die Quarters Sessions ber Friedens⸗ 
richter, mit Wegfall des certiorari in gewöhnlichen Fällen und der 
Kaſſation wegen Yormfehler, jedoch mit Vorbehalt eines special case 
bei der Kingsbench. Vorbehalten bleiben neben den ſummariſchen 
Proceduren des Gefeges die alten Strafflagen der common law wegen 
public und private nuisances (oben S. 601. 602) mit dem In⸗ 
ftanzenzug an die Reichsgerichte. Ueberhaupt Tann jeder Intereſſent, 
der ein ordentliches Kechtsverfahren zu haben glaubt, unter Beſtellung 
einer Kaution die Einftellung des fummarifchen Verfahrens bis zur 
Beendigung des Prozeſſes verlangen. | 

Daneben fteht allerdings die Befugniß des Privy Council (Mi- 
nifterium) zum Erlaß von NRegulativen für Zwecke der Gefundheits- 
polizei, wie folche wegen des temporären und erperimentalen Charakters 
vieler folcher Maßregeln nicht zu entbehren find. Keine Rede ift da- 
gegen von einem materiellen Entſcheidungsrecht über Privatrechte, 
feiner Auslegung der Gefete, Keiner Rechnungsrevifion, Inſpection, Ans 
ſtellungsrechte ꝛc. durch eine Gentralbehörbe. 

So fteht da8 Syſtem biefer Nuisances Removal Acts als das 
verfaffungsmäßige gegenüber dem bireaukratifch- centralifirten der Public 
Health Act für größere Städte. Zwiſchen beiden wird die nächte 
Zukunft entfcheiden müſſen. 

1) Die etwas abgeriffene Beftalt dieſer Geſetzgebung entſtand durch 
das Veftreben, die nöthigften Grunbziige einer Gefundheitspoligei gleichmäßig 
im ganzen Lande durchzuführen, auch in folchen Orten, die zu ben großftäbtifchen 
und bitreaufratifchen Ginrichtungen der Public Health Act weber geneigt noch 
geeignet find. Sie verfucht eine ſtückweiſe Ergänzung, ohne nene foftbare 
Local Boards zu bilden. Die raftlofen Bemlihungen des Advocaten Toulmin 
Smith, (vgl. feine Parish, 2. Aufl. 1857. ©. 25660, 340 ff. und bie von 
ihm entworfene praltifche Anleitung zur Selbfihülfe der Gemeinde auf diejem 
Gebiet: Practieal Proceedings for the Removal of Nuisances etc.) haben 
große Berdienfte um diefe beffere Richtung der Parlamentsgefeßgebung. Herr 
Smith bemüht fi} darzuthun, daß mit Hllfe ſolcher Geſetze alle bevormunden- 
den bürenufratifcgen Einrichtungen der neueren Gejundheitspoligei überflüſſig 
feien. Das einfache Syfem der Bopularflagen ift freilich für die verwahrloften 
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Zuftäude großer Städte wohl unzureichend, die Armeren Klafien in ihrem jekigen 
Zuftand zu inbolent und unbeholfen, die Friedensrichter in ihrer jetigen Eiel. 
lung, in welder die Polizeiverwaltung von ter Armenvermwaltung :c. losge 
riffen dafteht, zu einer ſachgemäßen Entfheidung nicht vollftändig geeignet Er 
bedarf vielmehr erft einer Zufammenfchmelzung der Inftitutionen des alten mm 
neuen Selfgovernment, einer Betheiligung der Friedensrichter an ber lanier 
den Sommiunalverwaltung auch außer dem Kreije einer bloß richterlidhen TU 
tigleit, überhaupt eines gewohnheitsmäßigen Zufammenwirtens da 
höheren Intelligenz ber höheren Klaffe mit den wirthſchaftlichen Erfahrunzer 
der Mittelftände, unter Benutung der Ortskenntniß, um ein Tebendigee & 
meinbdeleben auf diefem Gebiete jo herzuftellen, wie dies in deutſchen Stadter 
faffungen unter glücklichen Umftänden oft gelungen ifl. 

2) Das Syſtem der friedensrichterlihden orders of removal of 
nuisances (Rolizeirefolute mit mündlichem, contractorifchen Verfahren um 
gerichtlichem Inftanzenzug) bildet den Schwerpunft des Geſetzes. Dies Ter- 
fahren geht zumächft gegen den occupier des fchädlichen Grundftüde. Im Falle 
aber der Miether fich weigert die nöthigen Anordnungen zu treffen, mag be 
Eigenthlimer ihn vor einen Friedensrichter Taden lafjen, und es kann dann nad 
Anhörung über die Weigerungsgründe durch Order (Formular D.) der Eigen 
thümer ermächtigt werden das Grundſtück zu betreten und das Nöthige ver- 
zunehmen. 

Nach 12 et 13 Vict. c. 111, $ 6 Tönmen auch die Guardians, Overserrs 
oder andere Armenverwaltungsbeamte auf Atteft des Armenarztes oder Un 
terfüäungsbeamten einfchreiten, in gleicher Weile wie nach dem erfen 
Geſetz auf die Schriftliche Anzeige zweier anjälfiger Bervohner. — Wenn bie ui 
der Armienlaffe zu beftreitenden Koften nicht über 10 sh. betragen, fo bebdari es 
feiner bejonderen friedensrichterlichen Zahlungsorder an die Armenvermaltung 
mehr ($ 7). 

3) Die Orders in Council zum Erfaß von Gefundheits-Regule 
tiven, die übrigens an feſte Formen gebunden und in Mar befchränften Gren 
zen gehalten find, fiehen in Verbindung mit ber nenen Geflaltung einer Ab 
theilung des Privy Council zu einem Minifterium der Unterrichts und 
Mevdicinalangelegenheiten. Die jo ausgedehnten Befugniffe des Privy Council 
bilden wieder eine befondere Geſetzesgruppe, zu welcher weiter gehört das st. 
il et 12 Vict. c. 105, betreffend das Verbot der Importation von Bich zar 
Zeit anftedender Biehkrankheiten; das st. 18 et 19 Vict. c. 116 betr. erweiterte 
Sewalten zum Erlaß abminiftrativer Anordnungen zur Berhiitung anftedendet 
Krankheiten; das st. 21 et 22 Vict, c. 97 mit nochmaligen Erweiterungen. 
Den Anfang bdiejer Gefetgebung machte ſchon das tranfitorife st. 9 et 10 

. Vic. c. 96. Alle Orders des Privy Council und des Gejundheittamie = 

« Ausführung des Geſetzes follen aber dem Barlament vorgelegt und in bem 
Staatsanzeiger veröffentlicht werden. 

4) Die Klaufel wegen der Begräbnißpläbe follte vorläufig nur bie zum 
Schluß ber nächſten Parlaments» Seffion gelten. Die Kicchenvorficher werben 
auch ermächtigt im Fall einer Gejundheitsgefährlichleit des Begräbnigplatet 
Contralte zu fchließen wegen der Benutzung eines anderen anf Kofen der 
Armenfteuer. Das Gefundheitsamt lann auf Unterfuchung und Bericht each 
Inſpektors auch die Schliefung eines Begräbnifplages amerbuem, md 


$ 113, Berſchürftes Bolizeifgftene der Nuisances Removal Acts. 1129 


die Beſchaffung eines neuen oder bie Vereinigung oder fonftiges Arrangement 
mit einer anderen Gemeinde oder Gefellfchaft veranlaffen. Es ſchließen ſich 
Daran weiter die fhon im $ 111, No, VII. erwähnten Spezialgejeke tiber das 
Begräbnißwefen. 

5) Die confolidbirende Nuisances Removal Act 1855 hebt zunächft im 
Eingang die Nuisances Removal Acts 1848, 1849 für England auf, und 
bildet dann in feinem biepofitiven Theil 3 große Abjchnittee Part. I. von 
der Conftituirung der lofalautoritäten, von den Geldmitteln für 
die Zwede des Geſetzes, von dem Begriff der nuisances, von der 
amtlihen Befngniß zur Betretung von PBrivatgrundftüden und 
zur amtlichen Unterfuchung des Zuftands, power of entry (Art. 3—-11), Die 
Lolalautorität zur Ausführung des Gefehes, wo fein Gemeinderath, fein Ge⸗ 
fundheitsamt und Feine fonft conftituirte Gemeindebehörbe befteht, bilden die 
Guardians of the Poor in Berbindung mit den Wegeauffehern 
der Gemeinde. Die Lolalbehörde hat die Befugniß Verwaltungscomite's zu er- 
nennen. Die Koften der Ausführung werden beftritten: (1.) wo ein Board of 
Health befteht durch die general district rate; (2.) wo ein ftädtifcher Ge⸗ 
meinderath ift durch die borough rate; (3.) wo eine Improvement Act er- 
gangen ift durch die improvement rate; (4.) in London durd) bie sewers rate 
der Commission of Sewers; (5.) wo ein Highway Board fir die Wegever- 
waltung oder ein ſchon früher gebildetes Nuisances Remoral Committee be- 
fteßt durch die highway rate; (6.) wo ein Board ef Inspectors unter der 
Lighting and Watching Act befteht durd) die lighting and watching rate; 
(7.) wo es an allen diefen Vorausfeungen fehlt, durch die poor rate, auf 
deren Syſtem im WWefentlichen ja auch die vorgenannten Steuern beruhen. 
— Artikel 8 formulirt dann den Begriff der gefundheitspolizehvibrigen nui- 
sances, behält aber den Angeklagten vor, den Gegenbeweis vor den Frie- 
densrichtern zu führen, daß die angebliche Beläftigung der Nachbarn Folge 
feines Gewerbes ift, nicht längere Zeit andauert als es das Gewerbe mit ſich 
bringt, und daß dabei alle erfahrungsmäßigen Borfichtemafiregeln beobachte 
find, um die Beläftigung der Nachbarn möglichft zu verhliten und zu mildern 
Art. 9. erteilt die Befügniß zur Anftellung und Bejoldung eines Sanitary In- 
Bpector. Art. 10 von der Anzeige der nuisances. Art. 11 power of entry 
mit beftimmter Formulirung der Befugniffe der Beamten. — Part. II han- 
delt von der Befeitigung der nuisances (Art. 12—30), namentlich von 
den Grundfägen, nad) weldyen die friedensrichterlidhen orders zur Befeitigung 
gegenmwärtiger und zulünftiger nuisances zu erlafien, alfo nad unferer Aus- 
drucksweiſe Grundfäte über Erlaß der Polizeirefolute auf biefem Gebiet, — 
Part, IIL Procedure (Art. 31—46) handelt von den Ladungen und von 
der Strafordnung. Vorbehalten wird eine Appellation an die Quarter Ses- 
sions ohne certiorari. (Die Zahl der Straffälfe unter den P. Health und Nuisan- 
ces Acts war i. 3. 18604376.) Vorbehalten bleiben neben den ſummariſchen 
Proceduren des Geſetzes die common law remedies, d. h. bie alten Klagen 
wegen nuisance nad) gemeinen Recht (S. 600). Den Geſetz angehängt find 
folgende Formulare: A. Friedensrichterliche Order wegen Zulaffung des 
Beamten der Lolalbehörde zur Unterfuhung. B. C. Formulare zur notice of 
nuisance. D. Ladungsformular. E. F. Orders of Removal. G. Orders to 
permit execution of works by owners. H. J. K. Erecutionsformtlare. 
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L. Formular für das Gejhäftsjonrnal des Borfigenden der Lekalbehörde, aı- 
haltend: 1. Datum der Anzeige; 2. durch wen; 3. Natur ber nuisanse; 4. de} 
darauf eingefchlagene Verfahren; 5. Bemerkungen. 

Die Parl. Papers 1857 No, 36. Vol. XLI. 225. geben eine Weberlidt 
der einzelen Orte, in welchen dies Geſetz (insbefondere mit Anftellung eiset 
Drtephufllus) ausgefiihrt ift, entweder: 1. dur ein Local Board of Health, 
2 durch den Gemeinderath, 3. durch Improvement Commissioners, 4. durq 
ein Higway Board, 5. dur) ein Nuisances Removal Committee, 6. dırd 
Inspectors of Lighting and Watching, 7. dur Guardians, Armenauſicher 
und Wegeauffeher. Ergänzend dient auch das st. 23 et 24 Vict. c. 20 
dazu, bie Kirchipiele iiber 500 Seelen zu ermädhtigen, in Berfanrminngen von 
2/3 ihrer Mitglieder eine ergänzende improvement rate für ſolche nun burä 
Erfahrung und Analogie der Geſetze Ferftebende Zwecke zu beichliehen. Aler 
lei Einzelkorrekturen filgt dem Hauptgefet endlich noch das st. 23 et 24 Vict 
c. 77. hinzu. _ 


8 114. 


Das Gelundheitd: und Straßenbaupolizeiſyſtem ber Heuptkedt. 
Metropolis Local Management Act, 1855. 


Das Bebürfniß einer gemeinfamen Gefundheits- und Baupolizi 
für die Hauptftädtifchen Commmnalverbände hat. die Eonjolidirung der 
früher (in Lokalakten und theilweifen Codifikationen) ſtückweis vor 
bandenen Elemente herbeigeführt zu einer Mlunicipalverfaffung im 
größten Maßftabe für die sewerage and drainage, für Pflafterung, 
Straßenreinigung, Crleuhtung und ftädtiihe Berfchönerungsanlagen. 
Das Gefeg vom 14. Auguft 1855, 18 et 19 Vict. c. 120, 
ift eine Ausführung der Public Health Act mit Einfdliegung der 
Nuisances Removal Act, im weiteften Maßſtab, und bildet num die 
vierte Ortsgemeindeverfajfung der Metropolis, neben ber 
Corporationsverfaffung der City ($ 88), dem hauptſtädtiſchen Poligi- 
inftem (8 70) und der hauptftädtifchen Armenverwaltung (8 109). 
Wie zu erwarten war, hat auf diefem Gebiet die centralifirende Rich 
tung- de8 neueren Communalweſens wieder gewaltige Fortſchritte gemacht. 
Da die Grundgedanten de8 Geſetzes mit der Gejundheitsakte überes- 
ftimmen, fo ordne ich auch die einzelen Grundzüge deifelben nad dem 
felben Syſtem. 

I. Einführung und Umfang des Gefeges. Das Eirk 
verbindet zum erften Mal die Maffe der zum hauptſtädtiſchen 
Polizeibezirt vereinigten Communalverbände zu einem 
großen Verband für Zwede der Gefundheits- und Yan 
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polizei, welcder fid) in dem Metropolitan Board of Works centrali- 
firen fol. Das beigefügte Verzeichniß A. enthält 23 große Einzelge- 
meinden, die fchon für fich beftehend die Elemente zu einem großſtädtiſchen 
Gemeinderath zu enthalten jchienen. Das Verzeichniß B. enthält 56 
etwas Kleinere Stirchfpiele, welche zu 15 Geſammtgemeinden vereinigt 
werden, mit einem Sammtgemeinderath district board. Jedes di- 
strict board und jeder foordinirte Gemeinderath wählt in der Regel 
ein Mitglied zu dem Metropolitan Board; die 6 größten Kirchipiele 
wählen dazu 2, die City 3 Mitglieder. Borbehalten ift die Ausdeh- 
nung auf benachbarte Kirchfpiele von wenigftene 750 Efteuerzahlern 
durch Staatsrathsbefchlug (8. 249). 

Gewijfermaßen ber Stern der neuen Inſtitution war die fchon 
vorhandene Metropolitan Commission of Sewers, welde nunmehr 
vollftändig in das neue Metropolitan Board aufgeht. 

I. Die Zwede des Gefetes find in weſentlicher Ueberein- 
ftimmung mit den Zweden der Public Health Act: Anlage und Ber- 
waltung des Spitems der Abzugsfanäle, sewers, deren Eigenthum 
Adminiftration und Neuanlage auf die vestries und district boards 
übergeht, und zwar mit der Befugniß' jeder Lofalbehörde, ihre Ge— 
walten bem metropolitan board zu übertragen; ferner die Strafen- 
pflafterung mit allen Rechten und Pflichten der Surveyors of High- 
ways; Straßenreinigung und Beiprengung; Straßen - Erleuchtung. 
Zugleich find diefelben Behörden die local authority zur Ausführung 
der Nuisances Removal Acts, beren ganzer gefundheit3- und 
baupofizeilicher Inhalt damit der neuen hauptftädtifchen Verwaltuug 
einverleibt ift. 

Die ordentliche Behörde dafür ift in den großen Kirchipielen des 
Verzeichniffes A. der Gemeinderath (vestry), in ben combinirten 
Sammtgemeinden (B.) der Sammtgemeinberath, district board; das 
Spftem der Hauptabzugslanäle, main sewers, ift dem Metropolitan 
Board zur unmittelbaren Verwaltung übereignet. 

Hm Anſchluß daran erging gleichzeitig die revidirte Bauord⸗ 
nung für die Hauptftadt 18 et 19 Vict. c. 122. Sie folgt mit 
einiger Erweiterung der Beamtengewalten ben früheren Bauordnungen, 
und tritt in Verbindung mit bem Metropolitan Board of Works 
als Oberbehörbe. 

II. Die Steuern zur Ausführung des Geſetzes werden 
durch die vestries und district boards nad) der Weife der Armen- 
feuer aufgebracht, von den Armenauffehern eingefammelt, wobei Ader- 
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ländereien zu der sewers rate nur nah dem Maßſtab von } de 
Jahresertrags beitragen. 

IV. Das Beamtenperfonal für die Einzel-Ausfik 
rung diefer Zwede befteht aus befoldeten Beamten der Gemeinde 
verbände, namentlich einem Clerk, Treasurer, Surveyors, und im 
„sonft nöthigen Beamten und Dienern.“ Für die Zwecke der nui- 
sances removal etc. tritt noch Hinzu ein befoldeter Bezirtephnufitue, 
Medical Officer of Health, und ein Inspector of Nuisances. Te 
Metropolitan Board hat das unbedingte Anftellungsrecht für dee 
Beamten der Gentrafverwaltung, das district board für die Sammt- 
gemeinde, die vestry für das Kirchſpiel; die letzteren beiden nah 
Maßgabe des Gefetzes. Jede Lokalbehörde erläßt jelbjtändig bye-laws 
für die Anftellung, Entlaffung, Amtepflichten, Führung und Kemune: 
ration aller ihrer Beamten und Diener. 

V. Die Berfaffung der befihließenden Vofalbehörbden 
für die Zwede diefes Gefeßes ift, dem Syftem der Public Health 
Act entjprechend, eine Neprüfentation der Steuerzahler zur 
Bildung von Gemeinderäthen, weldje (1.) ein central board, 
(2.) eine Anzahl befoldeter Beamten ernennen follen. Es ift alfo eim 
Verfaſſung faft nur zur Ausübung eines Anftellungsredhts, patronage, 
wobei man für die befonderen Berhältniffe der Hauptitadt die Einfäh- 
rung eines gleihen allgemeinen Stimmredts für angemefien 
befunden hat. Das Gefe enthält formell beinahe eine Verwirkfidung 
der Chartiſten⸗Ideen: allgemeines Stimmrecht, jährliche Wahlen, Ur: 
wahlen und nichts als Wahlen. Das Syftem des Geſetzes beſteht 
darin: in jedem Kirchfpiel zunächſt einen Gemeinderath vestry in 
bilden; aus den kleineren Kirchſpielen des Verzeichniſſes B. einen 
Sammtgemeinderath distriet board; endlich durch alfe Gemeinde: un? 
Sammtgemeinderäthe ein hauptftädtifches Gentralamt Metropolitan 
Board zu formiren, — Alfes durch Moajoritätswahlen mit allgemeinen 
Stimmredt von unten nad oben auffteigend. 

1. Der Gemeinderath bes einzelen Kirchſpiels wir 
aus 18—120 Mitglichern, vestrymen, gebildet, und zwar 18 in Ge 
meinden, in denen die Zahl der eingefchäßten householders nicht über 
1000 .beträgt; 24 bei mehr als 1000 Steuerzahlern; 36 bei mehr alt 
2000 Steuerzahlern; dann je 12 mehr für jedes Taufend Steuerzahler 
bis zu dem Maximum von 120. Pfarrer und Kirchenvorfteher dee 
Kirchſpiels treten als ex officio Mitglieber Hinzu. Kirchfpiele von 
mehr als 2000 Steuerzahlern werben durch Commiflarien, welche ber 
Minifter des Innern ernennt, in Wahlbezirfe wards getheilt, die 
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fünftig auch geändert werden können, wenn jid bei einem neuen Cenſus 
erhebliche Aenderungen der Bevölkerung ergeben (88 3—5). — Wähler 
ift jeder, welcher im letten Jahr vor der Wahl eingefhäßt war, und 
alle Communalſteuern (parochial rates, taxes and assessments) 
bezahlt hat, abgefehen von den legten 6 Monaten vor der Wahl. Die 
Wahl gefchieht zuerft verfuchemeife durch fchriftliche Vorſchläge (nomi- 
nations); anf Verlangen von 5 Steuerzahlern tritt aber ein fehrift- 
liches Ballot ein nad) dem Vorbild der Public Health Act (88 16. 
17). Neben den Gemeinderäthen werben nad den Vorbild der 
Städteordnung noch befondere Rechnungsreviſoren auditors ernannt. 
Für die Wahl jedes Gemeinderath8 und auditors hat jeder Steuer- 
zahler eine Stimme, und nicht mehr als eine Stimme ($ 17). 
— Die gewählten Gemeinderäthe müſſen occupiers eines Haufes oder 
Grundſtücks jein, welches innerhalb des Kirchfpiels zur Steuer einge- 
ſchätzt iſt, und zwar Befiker einer armenftenerpflichtigen Grundrente 
von wenigſtens 240 Thlr. G. ($ 6). Ein Drittel der Gewählten 
ſcheidet altjährlich aus umd wird durch Neumahl ergänzt. — Die ge 
wählten Mitglieder wählen fi „in Abmejenheit deffen, der nach Gefets 
oder Gewohnheit den Vorfi in der Gemeindeverfammlung zu führen 
hat“, in jeder Sigung ihren Chairman mit dem Recht des Stichent- 
ſcheids (8 30). 

2. Die Bildung eines Sammtgemeinderaths district 
board tritt ein in den 56 etwas kleineren Kirchipielen des Verzeidh- 
nifies B., die das Gefeg in 15 Gefammtgemeinden vereint, und je 
nad der Zahl der Steuerzahler den einzelen district boards 27—-58 
Mitglieder zuweift ($ 31). Die Wahl erfolgt durch die Gemeinde: 
räthe der Einzelgemeinden aus Perjonen mit dem gefeglichen Cenſus. 
Das distriet board wählt ſich für jede Sigung den Chairman mit 
dem Recht des Stichentſcheids (8 41). 

Yebes district board wird unter dem Namen „the Board of 
works for the N. N. Distriet,“ und jeder felbftändige Gemeinde- 
rath in den Kirchipielen des DVerzeichniffes A. unter dem Namen „the 
Vestry of the Parish of the County of N.“ durch das Geſetz für 
eine Corporation erklärt, mit dem Recht perpetuirlicher Suceceffton, dem 
Recht eines Gemeindefiegels und dem Necht zum Erwerb von Grund: 
beji one befondere Konceffion für Acquifitionen zur todten Hand ($ 42). 

3. Da8 Metropolitan Board of Works, eine Central⸗ 
behörde von 46 Mitgliedern, welche aus der Wahl der vorgedachten 
Gemeinde und Sammtgemeinderäthe hervorgehen foll, ift unter diefem 
Namen inforperirt, und wird zufammengefegt aus 3 Mitgliedern für 
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die City von London, 2 Mitgliedern für die 6 alfergrößten felbfän- 
digen parishes und district boards (88 43-45). — Ein Hapt- 
zweck des Gefees war die Liebereignung der Hauptabzugsfanäle (man 
sewers), welche in dem Berzeichniß D. dem Geſetz beigefügt find, an 
diefe Gentralftelle, mit der Befugniß noch andere ſchon vorhandene se- 
wers für Hauptfanäle zu erklären, und deren neue anzulegen (8$ 1% 
bi8 137). Die Centrafftelle kaun ferner durd) ihre Orders die Se 
meinderäthe und district boards bei der Anlage von sewers contre 
liren, und bat noch einige allgemeine Befugniffe rückfichtlich der Be 
nennung der Straßen und der Bornahme fonftiger ftädtifcher impro- 
vements. Das Metropolitan Board (ebenfo wie die district boards) 
fönnen auch nad) freiem Ermejjen Verwaltungsausſchüſſe committees 
zur Beſorgung einzeler Berwaltungsangelegenheiten ernennen, vorbehalt- 
fich der Beftätigung aller Akte des committee durd) ba® general 
board und der Befugniß in jeder Sigung ein foldes Committee zu 
verändern (8 58). 

VI Die Oberinftanz für biefe Gefammtverwaltung 
theift fich wieder im eine gerichtliche und eine adbminiftrative. 

1. Die gerichtliche Oberinftanz bilden die Quartalſitzun⸗ 
gen der Friedensrichter für die Stenerreflamationen, für bie ven 
den einzelen Friedensrichtern nach dem Geſetz erfannten Pofizeibußen 
und Verwirkungen (8 231) und für den dabei erfannten Scabent- 
erfat (8 228). Allgemein können Streitigleiten über Schadenserjak, 
Koften oder zu erfegende Auslagen nach junmmarifcher Verhandiung 
durch Order zweier Friedensrichter erledigt werden. Das gewöhnliche 
certiorari ift zwar ausgefchlojfen; durch 25 et 26 Vict. c. 102 5 38 
wird aber die Oberinftanz der Reichsgerichten durch ein certiorari ge 
gen die Entfcheidungen der auditors bei Reviſion der Rechnungen au 
drücklich wieder hergeftellt. 

2. Die adbminiftrative Oberinftanz ift in diefem Zalle 
abweichend conftruirt, da man Bedenken trug das Syſtem der 
Gentralämter und Staatsinfpektoren in die großartigen Berhältnitie 
der Metropolis einzuführen. Es wird daher der neue Verſuch gemadit, 
eine Oberbehörde aus der Wahl der Gemeinden ſelbſt hervor- 
gehen zu laffen. Die ordentliche Apellations⸗ oder WBefchwerbeiuftan; 
gegen die orders und acts der Gemeinberäthe und district boards 
in baulichen Anlagen ift das Metropolitan Board, welches einen 
eigenen Ausfhuß für Appellationen zu bilden hat (88 111. 112.). Et 
regelt die Formen der Appellation an fein Appellationscommittre und 
erfäßt überhaupt „Megulative zur Ausführung des Geſetzes.“ 
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Die Minifterial- Inftanz ift an diefer Stelle auf ein fehr 
befcheidenes Maß zurücgeführt. ‘Der Minifter des Innern hat feine 
Zuftimmung zu geben zu allen Exrpropriationsaften des Metropolitan 
Board ($ 152) und zu gewiffen einzel erwähnten Aenderungen der 
Organifation. Eine Order in Council (Staatsminifterialbefhluß) 
kann auf Antrag der Gemeindebehörden Lokalakten mobificiren, die in 
Couflikt mit diefem Geſetz kommen (8 248), fo wie die Ausdehnung 
des Geſetzes auf benachbarte Kirchfpiele autorifiren ($ 249). 

Das Syftem der bye-laws ift dahin geregelt ($ 220), daß 
jede Gemeindebehörde ſelbſt die Regulative entwirft für ihre Gefchäfts- 
führung, für das Verfahren bei ihren Verfammlungen und ber von 
ihr ernannten committees, für Ernennung und Entlaffung ihrer Be⸗ 
amten und Diener, fowie für deren Amtspflichten, Amtsführung und 
Remuneration. — Das Metropolitan Board entwirft die bye-laws 
zur Regelung der Pläne, Niveaus, Breite und Material der Pflafte- 
rung und Chauffirung neuer Straßen und Wege; Bau⸗ und Nivelli- 
rungspläne für die Conftruftion, Reparatur und Reinigung der Röh— 
ven, Rinnfteine und andere Communilationen der Abzugsfanäle; für 
die Entleerung, Reinigung, Schließung und Ausfüllung von Dung- 
gruben und Pfützen und andere Reinigungsarbeiten. — Jede Gemeinde- 
behörde Tann in den byc-laws Geldbußen bis 12 Thlr. ©. feftfegen, 
und für fortgejette Vergehen Bußen bis 6 Thlr. ©. für jeden Tag; 
mit Vorbehalt des Rechts der Friedensrichter zur Strafniederichlagung. 

Ein Syftem der Berichterftattung ift von dem Geſetz dahin 
durchgeführt, daß jede vestry und jedes district board einen Jahresbericht 
erftattet und gewiſſe Verzeichnifje öffentlicher Unterſtützungsfonds ver- 
öffentlich. Der von dem Metropolitan Board erjtattete Jahres⸗ 
bericht ift dem Parlament vorzulegen (88 198—201). 

Der Erfolg diefer Oberinftanz aus gewählten Behörden ift indeifen 
ungefähr derfelbe gewefen, wie der der Armenverwaltung, namentlich 
n der Tendenz zu Willfür und bireaufratifchen Gentrafifation. Die 
District Boards neigen dahin, die Geſchäfte der vestries an ſich zu 
jiehen, ba8 Metropolitan Board abforbirt immer mehr Gejchäfte der 
Iofafen Boards. Diefe Richtung dauert auch in der amendirenden 
Geſetzgebung fort, 3. B. in der Amendment Act 1862 8 72, 83. 
87. u. f. w. 


I) Die Anorbuung bes Geſetzes in 20 Abfchnitten und 250 Artileln ift 
folgende (1.) Wahl d:r vestries und auditors in den einzelen Kirchipielen 88 1 
bi6 30; (2.) Zufammenfaflung Heinerer Kirchfpiele in Sammtgemeinden unb 
district boards 88 31—42; (3,) Bildung einer Gentralbehörbe, Metropolitan 


1136 Cap. IX. Neue Communalinftitutionen für Gefumdheitspolizei x. 


Board of Works 8$ 43—53; (4.) Gemeinfchaftliche Verfaffungsgrundfäge und 
Beamte 88 541—66; (5.) Pflichten und Gewalten ber vestries und district 
boards 88 67—134; (6.) Pflichten und Gewalten des Metropolitan Boarl of 
Works 88 135—144; (7.) Aufhebung der Metropolitan Commissioners of 
Sewers 88 145—157; (8.) Beftreitung der Koften der vestries und distrirt 
boards 88 158—169; (9.) Beftreitung ber Ausgaben des Metropolitan Board 
sg 170—179;5 (10.) Abwidelung der beftehenden Verpflichtungen für Pilabe 
rung 2c. 58 180—182; (11.) Allgemeine Befugnifle zur Aufnahme von Zar- 
(ehnen SS 183—191; (12.) Recdhnungsrevifion audit 88 192—197; (13.) Jabi 
liche Berichte SS 198--201; (14.) Etatuten und Regulative, bye-laws SS A 
bis 210; (15.) Appellationen 8$ 211. 212; (16.) Benftonen für bie früheren 
Beamten 88 213. 214; (17.) Bermifchte Klaufeln 88 215—234; (18.) Speial- 
beftimmungen und Vorbehalte 85 235—218; (19.) Befugniffe zur Ausdehnung 
des Geſetzes auf benachbarte Kirchipiele 8 249; (20.) Interpretation und As 
fangsterniin des Geſetzes $ 250. — Beigefügt ift ein Verzeichniß A. und B. 
über die einzelen Kirchfpiele, ein Verzeichniß C. über bie Ertraparodial:Fläke, 
D. ein 2erzeihnif der Hauptflränge des Syſtems ber Abzugslanäle, F. eir 
Formular für Verpfändungscontracte. 
Die hanptftädtifche Commission of Sewers, erft neuerlich confolidirt dur 
ll et 12 Vict, c. 112; 12 et 13 Vict. c. 93; 14 et 15 Vict. c. 75; li «t 
16 Vict. c. 64; 16 et 17 Vict. c. 125; 17 et 18 Vict. c. 111 folm te 
durch das Geſetz SS 145—157 beſtimmten Weife in das neue board übe 
gehen. Ein Verzeichniß der von der früheren Behörde an die neue überge 
zahften Fonds enthalten die Parl. Papers 1858 No. 336. Die gefuzdhrit- 
gefährlichen Zuftände der Hauptftadt, welche jo große Anfttengungen und Aufalter 
veranlaßten, find aus vielfachen Zeitungsberichten befannt. 
| Zu dem Hauptgefetz find jehr umfangreiche Zujäte und Abänderungen € 
Ä gangen: 18 et 19 Vict. c. 120; 19 et 20 Vict. c. 112; 21 et 22 Viet c- 
| 104; 25 et 26 Vict. c. 162, die lettere in 11788. Diefe Novellen werben uns 
al8 Metropolis Local Management Amendment Acts 1856. 1858. 1868. 
citirt Eine Monographie darüber iſt: Toulmin Smith, tbe Metropolis Local 
Management Act 1855, with an introduction, notes etc. London 1853. 
2) Die Zwecke des Gefetes find jolgendermaßen geordnet: 
EigenthHum und Verwaltung der Sewers gebt auf die vestrie 
' und district boards iiber ($$ 67, 68) mit der Befugniß von Zeit zu Zeit next 
zu banen und die Koften von Berbefferungsanlagen zu vertheilen auf Wojacenten, 
Kirchfpiel und Diftrilt (6 69. 70). Befugniß der Lolalbehörde zur Reiniguas 
der sewers ($ 72). Nöthigung der Hauseigenthümer ihre Rinnfteine in de 
common sewer zu leiten ($ 73). Kein Haus darf erbaut werben ohne Abzuge 
rinnen, nad) Anweiſnng der Lofalbehörde conftruirt ($ 75). Kein Reuben ede: 
Umbau eines Wohnhaufes ohne gehörige water closets 2c.; andy die Giger 
thlimer fchon vorhandener Hüufer lünnen durch die Lokalbehörde dazu genöthigt. 
event. die Anlage anf ihre Koften ausgeführt werden (3 81). Benuffichtigass 
der Abzugsrinnen, Appartements und Düngergruben ($ 82), trafen für un 
gehörige Anlage oder Aenderung der Abzugsrinnen ($ 83). Anlage Mentlihe 
Piſſoirs und Commoditäten, Eutfhädigung der Adjacenten, Koften der Iluter- 
haltung ($ 88). Die Lolalbehörde Tann ihre Gewalten in Bezug auf bie se 
werage dem Metropolitan Board übertragen. 
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Alle vorhandenen Gewalten rüdfichtlih der Straßenpflafterung gehen 
auf die Lofalbehörden über (S 90). Die Pflafterungstoften gelten fortan als 
„Ausgaben zur Ausführung diefes Geſetzes“ ($ 92). Auch die Gewalten und 
das Eigenthum der bisherigen Surveyors of Highways gehen auf die Lolal- 
behörde über ($ 96). Sie fann die Neupflafterung von Straßen übernehmen 
(3 98), die Eigenthlimer von Höfen und Winkeln (courts) zur Pflafterung, 
Zrodenlegung und Inſtandhaltung durdy Geldbuße nöthigen (SS 99. 100), 
Unterwölbung und Kellerban unter der Straße nicht ohne Eonfens der Lokal 
behörde. 

Straßenreinigung und Beſprengung ($$ 116—118). Anſtellung 
von Straßenfehrern. Künftige Vefeitigung ber Kellerhälfe und Ausbaue ($ 119). 

Straßenerleudtung ($ 130). Aufftellung der nöthigen Laternen, Be- 
ftimmung der Erleudhtungszeit, Beichaffung des Gajes oder andern Materials. 
Das Eigenthum des gefamniten Materials gehört der Lokalbehörde. 

Anlegung von Schlahthäufern muß vor Ertheilung der Koncelfion 
nad) 14 et 15 Vict. c. 61 der Xolalbehörde angezeigt werden ($ 131). 

Ueber die älteren Bauordnungen fiehe oben (Seite 804. 805.) Die 
neue Bauordnung zerfällt in 5 Theile: I. Regulation and Superrevision of 
Buildings $$ 6—30. District Surveyors $$ 31—68. II. Dangerous struc- 
tures $$ 69—81. III. Party structures $$ 82—96. IV, Miscellaneous 
58 97—108. V. Aufhebung älterer Geſetze und Uebergangsbeftimmungen 88 109 
bis 114. Angehängt find zahlreiche Formulare und äußerſt verwidelte Spezial- 
Regulative fiir einzele Bauanlagen. 

Ein Verzeichniß der von den einzelen Kirchfpielen des hauptftädtifchen Be- 
zirts zu erhaltenden Straßen, Chauſſeen, Wege, Durchgänge, der Meilenlänge 
und der dazu nöthigen Fonds enthalten die Parl. Papers 1848. No. 329. 
XLVII. 401. 

3) Steuerſyſtem. Die Klaufeln wegen der Ausichreibung und Erhebung der 
Steuern ($$ 158—179) haben wieder das Armenfteueriuften (88 17. 18) als 
Grundlage. Die Lolalbehörden haben aud, das Recht der Darlehnsaufnahme 
und Berpfändung mit Bildung eines Tilgungsfonds ($ 190). Die Hauptred;- 
nungelegnng findet am Schluß des Jahres flatt ($ 192). Zur Rechnungs⸗ 
revifion werden neben den Semeinderäthen bejondere auditors ernannt (ftehe 
uuten). Ueber das Verhältniß der Eigenthümer und Miether bei der Steuer- 
sahlung (58 217—219). 

Die Parl. Papers 1858 No. 336. XLVII. 3. enthalten die Einfchäßungs- \ 
fummen der einzelen Kirdyipiele, und die einzelen Ansgabepoften, insbejondere 
für da8 Conto der Abzugslanäle. Die Parl. Papers 1858 No. 141 geben dann 
noch die Beträge des eingefhätten Orundeigenthums, das Verhältniß dieſer 
Zufchläge zu der ordentlichen Armenſteuer und die Gefammtbeträge beider 
(XLVIII 351. 389). Einen neueren Bericht gleichen Umfangs enthalten die 
P. P. 1861. Vol. XXIV. 489. Ein Berzeichnif der Zahl der Steuerzahler in 
jedem Gemeindebezirk die P. P. 1862. No. 240. Einen ſpezifizirten Steuer: 
bericht giebt ſodann der General Return 1862. No. 437. S. 321—325. liber 
die einzelen großen Kirchipiele ımd Distriets. Es betrugen danad) die General 
Rates im legten Jahre 472,643 8,, die Lighting Rates 97,661 2., die Sewers 
Rates 146,815 L., die Maindrainage Rate 161,016 2, andere Special Rates 
71,069 2., die gefanımte Jahreseinnahme 1,161,149 &. — Die Ausgaben: für 
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die Erhaltung der Straßen 238,054 8., für Straßenreinigung 62,518 2., far 
Straßenbeiprengung 39,519 2., für Straßenerleuchtung 168,329 2., für Sewage 
and Drainage Works 63,048 L., Zahlungen an das Metropolitan Bearl 
267,912 2., Beamtengehalte 48,127 %., Tantiemen der Collectors 13,078 %, 
Gerichtskoſten 7,263 L., Zinfen 27,072 L., zurüdgezahlte Anleihen 45,440 £, 
andere Verbefferungs- Anlagen 10,962 2., vermiſchte Ausgaben 90,012 2., &- 
fammtausgabe 1,081,741 2. 

4) Das Syſtem der befoldeten Beamten ift im Geſetz jehr einfach bebe: 
delt, da die Hauptfachen den byelaws ber ſtädtiſchen Behörden überlaflen fer. 
($ 62. 132. 183. 202.) — $ 65. Beamte mit Geldverwaltung follen Cart:e: 
fielen, und können im ſummariſchen Verfahren vor den Friedensrichtern sw: 
Rechnungslegung gezwungen werden. — 8 66. Die Gentral- und die Yolalke 
hörde haben für die Aufchaffung eines gecigneten Amtelolal® zu forgen, iz 
welchem der Clerk oder ein jonft autorifirter Beamter an jedem Wochentaz 
anweſend fein muß, um Anzeigen entgegen zu nehmen und bie laufenden Dienß 
geichäfte zu beforgen. — 88 203. 204. Benfionirung der Beamten der früherer 
Commission of Sewers und ber boards für die Straßenpflafterung. Cu 
Ueberficht über die Gehalte der vestry clerks in den einzelen Kirdyipielen der 
Metropolitan Management Act enthalten die Parl. Papers 1857. Sess. IL 
No. 345. ®Die Parl, Papers 1858. No. 149. geben ſodam eine namentlk 
Veberficht der einzelen clerks, surveyors, collectors, health-oflcers, inspecum 
of nuisances: und anderer befoldeter Beantten nebft Gehalt, Gebühren, Zus 
tiemen, Amtswohnungen und anderen Berquifiten. Einen gleichen Bericht übe 
das Metropolitan Board für das Jahr 1860 geben dic P. P. 1861, Vol. L 
647. Es find zur Zeit angeftellt: ein Chairman (9000 Thir. ©.) 1 Redt: 
confulent (4800 Thlr. ©.), 1 Engineer als Oberbauinipeltor (7200 Tihlr. ©., 
4 Bauinfpeltoren (3300 Thlr. ©.), ungefähr 100 clerks und Unterbeamite. 

5) Die Zufammenfegung der Local Boards ergiebt eine dreifadze Abſtufung 

1. Die Gemeinderäthe der einzelen Kirchipiele bilden, ſich durch Romi- 
nation, nöthigenfals Zettehvahl nad) dem allgemeinen gleichen Stiumteit 
alfer Steuerzahler mit Beobachtung des Wählbarkeitscenfus. Wo in einem 
Kicchipiel fo wenig Grundrentner mit dem Cenſus von 210 Thlr. ©. find, et 
deren Gefammtzahl nicht !/s der Steuerzahler tiberfteigt, foll der Wählbarfeitt 
ceufus auf 150 Thlr. ©. geſetzt werben (8 6). Die wahlleitenden Beamter 
für die Wahldezirfe wards werden von den Kirchenvorftehern ernannt ($ 14. 
— Bei der Wahl dur Ballot bat jeder Steuerzahler 2 zujammengefaltcte 
Zettel niederzulegen, von denen der eine die Namen der zu wählenden & 
meinderäthe, der andere die Namen des zu wählenden auditor enthält. — Fu 
Beichlußfähigleit des Gemeinderaths gehören 5, 7 oder 9 Mitglieder, je nah 
der Größe defielben ($ 28), — Ein Berzeiihniß der Zahl der fünmtlider 
Wähler in Kirchfpielen und Unterbezirfen bei ber erſten Hauptwahl im Xe 
vember 1855 enthalten die Parl. Papers 1857. sess. 2. No. 3. XLL 223. 
Es waren damals 367,000 Wahlberechtigte vorhanden, von denen fi ungeläht 
die Hälfte an der Wahl betheiligte. Bei den fpäteren Wahlen ik aber we 
Theilnahme gewaltig in Abnahme gelonmen. 

2. Die District Boards bilden fih durd Wahl der Gemeinde 
räthe der Meinern zu einer Gefammtgemeinde vereinigten Kirchſpiele. Am 
erftien Mittwoch nach der Wahl um 10 Uhr Vormittags, an geſetzlich ix 
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fimmtem Ort, hält das district board feine erfte Sahresverfammlung, und 
beftimmt dann von Zeit zu Zeit die fpäteren Situngstage fir die ordent- 
fihen Zufammentünfte ($ 39). Auf Berufung von 5 Mitgliedern oder des 
Clerk of the board kann aud) ein special meeting berufen werben, nach 
fohriftlicher Einladung der Mitglieder wenigfiens 48 Stunden vorher und mit 
Angabe des Gegenſtands der Berathung ($ 40). — Das district board fteht 
in etwas genirter Stellung zwiſchen den Gemeinderäthen der einzelen Kirchipiele 
und dem Metropolitan Board, welches dieſe Mittelinftanz wohl allmälig ab- 
forbiren wird. 

3. Das Metropolitan Board bildet fid) aus der Wahl der Gemeinde- 
räthe der großen Kirchfpiele und der District Boards der Sammtgemeinden 
nah analogen Grundſätzen. Amtsdauer der Mitglieder ($ 48), Wahl bes 
Chairman ($ 49). Zur Beichlußfähigfeit gehören wenigſtens 9 Mitglieder 
($ 51). — Alle Prozeduren des Hauptamts, der district boards und vestries 
folfen formell protofollirt werden ($ 60), alle Bücher zur Einficht offen Tiegen 
($ 61). — Das Centralamt kann auch Theile eines Kirchipiels unter die Ver⸗ 
waltung des Gemeinderaths eines benachbarten Kirchfpiels ftellen, oder eine 
Straße oder emen Platz in verſchiedenen Kirchfpielen unter eine vestry ($ 140). 
Es regelt die Benennung der Straßen und die Numerirung der Häufer 
($$ 141, 142). Verbot von Hausbauten über die Straßenlinie hinaus ($ 143). 
Allgemeine Befugniß zu improvements ($ 144). Cine Weberficht über die 
Proportionen ans denen diefe Central» und centralifirende Behörde hervorgeht, 
ergiebt der Bericht der P. P. 1862, No. 240, durd) Augabe 1. der Steuerzahler 
in jedem Kirchipiel und Sefammtgemeinde, 2. der Zahl der vestrymen (unten 
in Parenthefe angegeben), die an der Ietten Wahl bes Mitglieds für das Me- 
tropolitan Board Theil genommen haben, wie folgt: 


&irdjipiel oder Distr. Steuerz. Kirchipiel oder Distr. Steuerz. 

St. Marylebone. . 14,400 (109) St.GeorgeintheEast 2,590 (35) 
St. Mary, Lambeth 23,356 (78) S.Martinin theFields 2,232 (21) 
St. Pancras . . . 22,000 (75) Mile End . . 7,180 (60) 
St, George, Hauov, 10,300 (57) Woolwich . . . . 2,401 (21) 
St. Mary, Islingt. . 19,924 (97) St. John, Hamp. . 2,085 (17) 
St. Leonhard, Shor. 12,149 (36) Whitechapel Distr. 4,178 (24) 
Paddington . „ . 8,747 (48) Westminster Distr. ? (29) 
Bethnal Green . . 5,150 (42) Greenwich Distr. . 5,908 (17) 
St, Mary, New... . 7,654 (50) St. Giles Distr.. . 3,600 (14) 
St. James, Westm. 3,300 (40) Holborn Distr. . . 3,872 (?) 
St. James, Clerk. . 5,532 (5) Fulham Distr. . . 3,709 (20) 
St. Luke, Chelsea .- 5,288 (26) Limehouse Distr, . ? (33) 
St. Mary, Abbots . 9,600 (52) Poplar Distr, . . 4,605 (25) 
St. Luke, Middl. . 4,579 (29) St. Saviour Distr. . 4,648 (34) 
St. George, Southw. 3,500 (27) St. Olave Distr. . 2,704 (61) 
Bermondsey . . . 3,205 (21) Summe 210,134 (1,251) 


Es fehlen hiernady die Angaben tiber etiva 8 große Gemeinden und Geſammit⸗ 

gemeinden, insbefondere aber die City von London. Es erhellt aber aus biejen 

Zahlen, welchen Sinn und welches Intereffe eine Gemeindeverfaffung für 

210,134 Steuerzahler haben kann, welche durch 1,251 vestrymen als Wahl- 
72* 
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männer eine Körperichaft von 46 Obergemeinderäthen zu wählen bat ;s tim 
Zwed um — 7 Bauräthe und höhere Beanıte zu ernennen, ımd ein Veichwerde 
comite für alle Straßen- und Baupolizei- Angelegenheiten zu bilden! Es ii 
einleuchtend, daß bier von nachbarlicher Kenntniß uud gemeinfamer Gewobarr; 
an Eelbftthätigfeit im Gemeindeleben nicht mehr die Rebe if, tomdern x 
einer Actiengefellichaft der Stenerzahler, welche ſich Verwaltungsrath nur Tuck 
torium wählen. 

6) Die Oberinftauz der hauptitäbtifchen Straßen: nub Banyelijei 
fiir adminiftrative Zwecke ift in ganz nener Reife alsein gewählter Köwe x 
ftaltet, in offenem Widerfpruch mit allen Grundfägen des Selfgovernment. T 
ganze Metropolis- Management-Berfaffung hat augenfcheinlich den Charatır: 
einer Communalverfaſſung völlig vertaujcht mit dem der Aktiengefellichaft, es:e 
jedes folide Element "einer ftetigen Verwaltung. Gerade diefer Theil des Cor 
munallebens hat allerdings mehr einen ölonomifchen Charakter ale die übrige, 
und neben der SZunftverfaffung der City, dem Präfelturfgftem der Metropolitaa 
Police, dem Haffifizirten Stimmrecht der Armenverwaltung glaubte man we‘! 
den Lieblingsvorftellungen der großftädtiichen Bevöllerung und der „pub 
opinion“ ein Kleines Gebiet zugeftchen zu können, damit die neuen Geldorc. 
der nöthigen theuren Anlagen .williger getragen würden. Der zunädit fe! 
bare Erfolg ift eine ftarfe Neigung zur Centralifation und adminifreii« 
Willkür in diefer Verwaltung. Bon einem Einfluß der Intelligenz und © 
wedung des fehlenden Bürgerfinns ift darın nichts zu bemerken. Bie gie 
aud) die Verſuchung fein mochte, die Etraßenvenwaltung der Metropolis ar 
den Leiften einer Gijenbahngejellfchaft zu bringen, jo macht ſich doch der Umer 
jchied beider Dinge, daß es fi nämlich hier um Perwendung von Zwang! 
fteuern und Erfüllung von öffentlihen Pflichten handelt, mit jedem Sa: 
fühlbarer geltend. Die gewählte Behörde, die fo wichtige Funktionen üben ’el, 
hat: 1. nicht die praftifchen Kenntniffe von den Dingen, die in diejer Kkiic «= 
adminiftriren find; 2. nicht die nöthige AUnparteilichlelt des Kriedeneridterart: 
fir die mannigfaltigen in Privatrechte eingreifenden Entjcheidungen, bie fic v 
geben bat. Das Ganze ift ein monftröjer Apparat für das Anftellungmrr: 
(patronage) einer Heinen Zahl von Beamten, welche mindeflen® eben te cr: 
von der Staatsbehörde arngeftellt werden fünnen. Dan würde auf dicfen m: 
geheuerlichen Apparat auch fchmwerlich gelonmen fein, wenn nicht die Aid 
grade auf Kentralifation der bisher ifolirten Kirchfpiele für gewifle Zmede ge 
gangen wäre und auf die Gewinnung reichlich fließender Mittel für die bes: 
fihtigten großen Anlagen der Ab ngelanälfe. Diefe beiden Zwecke find alı.- 
dings erreicht. Es zeigt fi, daß die Wahlbehärden, welche durch zwei 7! 
dreifache Deftillation ans dem allgemeinen Stimmrecht hervorgehen, wicht ex 
reichlich, fondern verfchwenderifh Steuern bewilligen. Es zeigt fidy ferner, d 
gewählte Körper, die iiber andere Heinere Wahlkörper gefetst find, fi ala ?: 
größere Autorität in allen Dingen anjehen, alle Berwaltung der einzelen Hirt 
fpiele immer tiefer gehend am ſich reißen und damit die Selbſtändigkeit &: 
Ortsgemeinde in nicht geringerem Maße abforbiren ale die Beamten des härter 
kratiſchen Syſtems. Bon einem wirklichen Gemeindeleben und Selfgovernmeni 
ift hier nicht mehr die Rebe. 
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8. 115. 


Allgemeine Ortöverfaflung für die Zwede der Geſundheits⸗ nnd 
Baupolizei. Local Government Act 1858, 


Nad dem zehnjährigen Beſtehen der Public Health Act glaubte 
man, troß der nicht günftigen Erfahrungen, die Zeit gefommen für ein 
Geſetz, welches diefe Inſtitutionen in etwas erleichterter Weife auf 
Stabt- und Dorfgemeinden gleihmäßig übertragbar maden fol. Es 
ift das st. 21 et 22 Vict. c. 98, in 82 Artikeln, „ein Gefeg zur 
Berbefferung der öffentlihen Gefundheitsafte und zur weiteren Für- 
jorge für die Rofalverwaltung von Ortſchaften und volfreichen Diftrif- 
ten.“ Es ſoll al8 eine Fortfegung der Public Healtlı Act angefe- 
ben werden und für die Zwede der Interpretation mit derfelben ein 
GBanzes bilden, weshalb denn auch diefelbe Gliederung nod einmal 
wiederfehrt. 

I. Einführung des Gefeges (88 12—23). Dies Gefek 
mag eingeführt werden: (1) in intorporirten Städten, in denen 
die Public Health Act noch nicht gilt, durch einen Beſchluß des &e- 
meinderath3 mit 2 der gegenwärtigen Stimmen; (2) in Ortfchaften 
unter Verwaltung von Improvement Commissioners, welde 
ganz oder zum Theil von den Steuerzahlern gewählt werben, durd) Be⸗ 
ſchluß von 3 Stimmen; (3) in allen Ortfchaften, welche bekannte 
oder beftimmte Begrenzung haben (a known or defined boundary), 
durch Beſchluß der Steuerzahler und Eigenthümer nach Haffificirtem 
Stimmredt. Die Annahme ift durch den Staatsanzeiger zu ver⸗ 
öffentlichen. 

II. Die Zwede der neuen Communaleinridtungen 
find übereinftimmend mit der Public Health Act und der Nuisan- 
ces Removal Act: Regelung des Syftems der Abzugskanäle, Straßen 
reinigung und Abfuhr des Unrath8 aus den Gebäuden, Neuanlage umd 
Berbeilerung von Straßen, Inſtandhaltung der highways, Pflafte- 
rung der Ortöftraßen, Beſchaffung des Wafferbebarfs. 

Außerdem aber werden dem Geſetz inforporirt gewiffe Hauptarti- 
tt der Towns Police-Clauses- und der Towns Improvement 
Clauses Acts 1847 über Straßen- und Fenerpofizei, Droſchkenfuhr⸗ 
weſen, Benennung und Numerirung der Straßen und Häufer, gewiffe 
Baupolizeiffaufeln, Befeitigung des Rauche, Abdedereien, Thurmuhren; 
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— endlich vorbehalten die Anlage neuer Märkte, und die Annahme 
des Geſetzes tiber Verbefferung des Begräbnißweſens. 

Die Ausübung des Erpropriationsrehts für die Zwecke des Gt 
fetge8 ift einer Interfuchung des Minifters des Innern umd definitive 
Beichließung des Parlaments vorbehalten. 

1I Das Stenerfyftem zur Aufbringung der Koften 
des Gefetes ift das der Public Health Act mit einigen Berein- 
fahungen. Es wird nur eine Steuer in der Weife der general 
district rate ber Geſundheitsakte erhoben, unter Zugrundelegung der 
feßten Einſchätzung zur Armenfteuer. Nicht Gebäude, alfo Aderland, 
Wiefen, Wafferflächen, Eifeubahnen 2c. werden bier nur zu 4 des Rein- 
ertrages eingeſchätzt. Die Heranziehung des Eigenthümers ftatt de 
Miethers ift bei Heinen Poften noch über die fonftige Regel hinaus 
erweitert. Die Aufnahme von Darlehuen wird an den Conſens des 
Minifters gebunden. — Die Rechnungsreviſion ift dem District Audı- 
tor des Kreisarmenverbandes anvertraut unb den gefeßlichen Regelu 
über Revifion der Armenrechnungen unterworfen. 

IV. Ueber das Beamtenwefen zur Ausführung det 
Gefeges find feine befonderen Beftimmungen getroffen, es gilt alio 
unverändert da8 von ber Public Health Act adoptirte Beamte: 
Syitem. 

V. Die Bildung der Local Boards (88 24—328) für 
die Ausführung des Gefetes folgt wieder dem Syſtem der Ge— 
- fundheitsafte, d. 5. es ift auf Bildung von Gemeindeausſchüfſen ab⸗ 


gefehen, die nicht ſowohl felbft . verwalten als remunerirte Beamte zur - 


Verwaltung anftellen follen. Das Local Board befteht 

1) in den inforporirten Städten aus Bürgermeifter und Rath; 

2) in Ortfchaften unter Lofalafte mit einem Board of Impro- 
vement Commissioners aus diefem ; 

3) in anderen Ortfchaften aus einem gewählten Gemeindeaus 
ſchuß nad) den Grundſätzen der Public Health Act, alfo nad Mei: 
fifizirtem Stimmrecht erwählt. Wie groß die Zahl fein foll, wird 
durch eine Refolution der Gemeinde ſelbſt beftimmt nach der Weite der 
Abftimmung, die fir die Annahme des Geſetzes jelbft gilt. Jedes ı= 
wählende Mitglied muß anfällig fein in bem Gemeindebezirk oder « 
engl. Deeilen im Umkreis, mit einem Paffivcenfus, — unterfdieden 
nad) großen Gemeinden von 20,000 Einwohnern oder barüber um 
Heineren. In kleineren Gemeinden wird ein beivegliches Bermögen vor 
3000 Thlr. ©. oder 90 Thlr. G. Srundrente nad) der Einfchägung 
zur Armenfteuer erfordert; in großen Städten ber doppelte Anſat 
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Das Wahlverfahren folgt den bequemen Formen ber Geſundheitsakte. 
Zufällige Bacanzen Tann das Board felbft durd) Cooptation qualifi- 
cirter Perfonen fir die Zeit der Vacanz ausfüllen. Mit Conſens des 
Meinifters Tönnen fi auch benachbarte Local Boards unter ver: 
abredeten Bedingungen zu einem gemeinfchaftlichen Board vereinigen 
(S 27). 

VI. Die ordentlide Oberinftanz für das Spyftem der 
Local Government Act ift theils eine gerichtliche, theils eine 
ad miniſtrative. 

Die gerichtliche Oberinſtanz iſt hier auf ein Minimum 
zufammengefchrumpft. Abgefehen von den wenigen Fällen einer fum- 
marifchen Zurisdiction, welche in diefem Geſetze vorkommen, bleibt den 
Friedensrichtern nur übrig ihre Mitwirkung bei dem Schiedöverfahren 
iiber gewiffe Streitigkeiten. Beträgt der Gegenftand weniger als 20 
V., fo ſollen 2 Friedensrichter ſummariſch den Entſchädigungsbetrag 
feſtſtellen, wobei fie ſich Bericht erſtatten laſſen können von einem anderen 
Surveyor als dem des local board ($ 64). Wegen vorfäglicher 
Beſchädigung der Anlagen des local board wird noch eine allgemeine, 
Strafflaujel auf Buße bis 5%. Hinzugefügt ($ 66). Im diefen Fäl- 
len gebt dann der Yuftanzenzug an die Quarter Sessions. 

Die adminiftrative Oberinftanz abforbirt folgerecht an bie- 
fer Stelle alle wichtigen Funktionen, und fpigt fich, nachdem bie foli- 
deren Elemente de Selfgovernment aufgegeben find, nach allen Nid)- 
tungen in dem Principal Secretary of State, den Minifter des In⸗ 
nern zu. 

1. Die gejeggebende und organifirende Gewalt des 
Miniſters ift am vollftändigften durchgeführt bei der Einführung 
dieſes Geſetzes in die einzelen Gemeinden. Er kann zunächſt Ortfchaf- 
ten, die Feine befannte oder beftimmte Begrenzung haben, auf Antrag 
von „', der Steuerzahler nach commiffarifcher Unterfuchung durch eine 
Order abgrenzen und damit in den Stand feen dies Gefeß anzuneh- 
men ($ 16). Die Gemeindebefchlüffe über Annahme des Geſetzes find 
ihm einzuberichten ($ 19). Er kann auf erhobene Appellation fogar 
die Gültigkeit der Abftimmung über Annahme des Geſetzes entfcheiden 
(88 16. 17). Er kann die Ansfonderung eines kleineren Gemeinde- 
bezirks aus einem größeren, welcher die Akte angenommen Hat, geftatten 
($ 14). An Orten, wo weder Kirchenvorfteher noch Armenauffeher 
vorhanden find, kann er deu Commiſſar ernennen, der die Gemeinde 
zur erjten Beſchlußnahme beruft ($ 13). Er entjcheidet auf Petition 
die Theilung des district in wards ($ 24). Er geftattet durch Or- 
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der die Vereinigung benachbarter Diftrikte zu einem board ($ 27) 
Er entfcheidet überhaupt (auf Petition eines local board oder eimer 
Ortsgemeinde oder der Majorität der Steuerzahler und Eigenthüner 
in einem Theil einer folchen) über Inkorporation oder Separation 
mit oder von einem anderen Gemeindeverband, und über fonftige „Afte 
die zur Vorbereitung der Annahme dieſes Geſetzes nothwendig erſchei— 
nen,“ ramentlich auch iiber etwa nothwendig werdende Abänderuug von 
vorhandenen Spezialatten auf Grund von Gemeindebejchlüffen und 
commiffarifcher Unterfuchung durch eine provisional order, die aber 
einer Betätigung durch das Parlament bedarf ($ 77). 

Die bye laws de local board bedürfen der Beftätigung 

des Miniſters, wie fchon nach der Public Health Act ($ 4) & 
fann dispenfiren von gefetlichen Disqualififationen, und troß collidi 
render Intereſſen eine Theilnahme an den Abftimmungen des boarıl 
geftatten (8 25). Er kann die Exemtionen, welche das local: board 
von der Anwendung der Rauchbefeitigungsflaufeln geftattet hat, wieder 
aufheben ($ 45). Er hat neu eingeführte Marktzölle zu genehmigen 
(8 50). 
Seine Orders in Ausführung diefes Gefekes find überhaupt bin 
dend und endgültig in allen daranf bezüglichen Gegenftänden; in&beion 
dere Tann er auch ein Regulativ für die Koften der an ihn gerichteten 
Appellationen erlafien (8 81). 

2. Die Auffihts- und Controlinftanz bes Miniſtere 
richtet fi auf folgende Punkte. Sein Confens ift zu gewiflen anßer: 
ordentlihen Berwaltungsalten nothivendig, namentlich zur Auf: 
nahme von Darlehnen (SS 57. 78), womit natürlich ein entſcheiden 
ber Einfluß auf die vorgelegten Pläne zur Ausführung von Werten 
verbunden ift. Bon feiner Genehmigung ift die Ermerbung von Grund 
jtücen zur Anlage neuer Straßen abhängig ($ 36), fowie bie ganx 
Anwendung des Erpropriationsrehts ($ 75). Die local boards be 
ben jährlihe Berichte an den Mimnifter zu erftatten über alle 
ausgeführten Arbeiten, eingenommenen und andgegebenen Gelder, in 
ber Form und Zeit, welche der Minifter vorfchreibt ($ 76). Te 
Minifter hat dann wieder einen Jahresbericht über die Ausführung 
des Gefeßes an das Parlament zu erftatten. Insbeſondere kann der 
Minifter alle im Gefeg vorgefchriebenen Unterfuchungen vornehmen: 
zu dem Zwed auch die nöthigen Beamten, clerks und Diener ar 
ftellen, deren Gehalte das Finanzminifterium beftimmt ($ 79). Tie 
von ihm ernannten Unterfuhungscommiffarien haben alle ®r 
walten der Superintending Inspectors nad der Publie Health 
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Act (8 80). Alle Koften und Ausgaben, die durch geſetzmaͤßige Anord- 
nungen des Miniſters entftehen, fallen nad Feftjekung ber Treasury 
der district rate zur Laſt (8 23). 

3. Der Minifter bildet eine vollftändige Befhwerde- 
injtanz: ‘Die Befchwerdefchriften, memorials, wegen der private 
improvement charges, die nad der Gefundheitsafte ($ 120) 
bei dem Geſundheitsamt anzubringen waren, alfo Befchmerden über bie 
zwangsweiſe Nöthigung von Privateigenthümern zur Bezahlung der 
Koſten von Anlagen, die da8 board aus gefundheitspolizeilichen Rück— 
ſichten auf ihrem Grundftücd vorgenommen hat, gehen an den Mini- 
fter (8 65). Eine Appellation gegen die Rechnungsreviſion 
der District Auditors geht nad) Wahl der Appellanten an die Qneen’s 
Bench oder an den Minifter ($ GO), mit allem Einfluß, den das 
audit auf die laufende Verwaltung giebt. 

So werden an diefem Schlußpunkt die Folgen der unangemeffe- 
nen Grundfegung fihtbar. Doch ift mit diefer extremen Geſtaltung auch 
feit 1858 ein Stilfftand in diefer Richtung der Geſetzgebung fichtbar. 


ı) Einführnng des Geſetzes. Auf fchriftfichen Antrag von je 20 Steuer- 
zahfern oder Eigenthiimern fol der Gemeindevorftand, alfo entweder (1.) der 
Mayor ober (2.) der Chairman of Commissioners, oder (3.) ein Kirchenvor- 
fteher, event. ein Arntenauffeher, event. ein vom Minifter des Innern ernannter 
Commiſſar die Gemeinde berufen (8 13), die ſodann nad) Haffificirten Stimm- 
recht, d. h. Eigenthiimer und Stenerzahler mit 1—6 Stimmen nad) der Ab- 
ftufung der Public Health Act, tiber die Annahme bejchließt. Für diefe Ab- 
ftimmung find folgende Stimmzettel vorgeichrieben: 

Voting Paper: 










Zahl der Stimmen 
Für | Wider 
als Eigenthlimer | als Steuerzahler 


Stimmt Ihr für oder 
gegen die Annahıne diejer 
Reiolution? 


Der Abflimmende zeichnet die Anfangsbuchftaben feines Namens in die Rubrik 
für oder wider. Uebrigens gelten die Abftimmungsvorjchriften der Public Health 
Act. Im Fall der Annahıne kann 120 der Eigenthiimer oder Stenerzahler, be⸗ 
rechnet nad) Köpfen oder nad) fteterpflichtigem Eigenthum, an den Minifter des 
Innern appelliren mit dem Antrage, das Gefe in der Ortichaft oder in einem 
Theil derfelben nicht zur Anwendung zu bringen: worauf der Minifter nad, 
commiffarifcher Unterfuchung durch eine Order endgliltig entfcheidet ($ 17). 
Auch geht eine Appellation wegen behaupteter Ungliltigkeit der Abſtimmung an 
denfelben Minifter (6 18). Ebenſo Tann in Ortfchaften, die feine befannte oder 
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befiinmte Begrenzung haben, Y/ıo der Steuerzahler eine Abgrenzung vorſchlagen 
und ducch Petition an den Miniſter briugen, welcher nach commiffarijcher öfient- 
fiher Unterfuchung der Sachlage durd) Order eine Begrenzung feſtſtellt, immer- 
halb derer dann das Geſetz angenommen werden kann (S 16). Mit Recht ge- 
tadelt ift dabei das Linflare einer „known or defined boundary.“ 

2) Die Zwecke bes Geſetzes uub die Powers of Local Boards (53 39-52: 
werden vom Geſetz felbft in folgende Rubrifen gebradtt: 

I. Sewerage ($$ 29-31), Anlage ber Abzugslanäle. Die Ortsbehörde 
fol au das Recht haben, da® Local Board einer benachbarten Gemeinde vor 
einen riebensrichter zu laden und zur Reinigung übel riechender Kanäle x. 
nad) der Public Health Act zu nöthigen. 

2. Scavenging and Cleansing ($$ 32—34, unter Aufhebung der 
Geſundheitsakte 83 55. 56. 53. 72.) Das Lofalamt kann ſelbſt übernehmen 
oder in Eutreprife geben: die Straßenreinigung und Waflerbefprengung; bie 
Abfuhr des Hausunraths; die Reinigung der Appartements, Aſch⸗ und Tunz- 
gruben. Wo die Behörde dies nicht ſelbſt unterninmt, kann fie durch bye laws 
die occupiers der Örundftüde dazu, forwie zur Abfuhr von Schnee, Kchrict, 
Schutt ꝛc. nöthigen, auch das Halten gejundheitsgefährlicher Thiere verbieten. 
Wenn die Behörde jelbft die Abfuhr übernimmt, kann fie die Koften ſummariſch 
vom occupier, event. vom Eigenthümer beitreiben. 

Sie fann ferner bye laws erlaſſen tiber die Nivellirung, Breite und Con- 
firuftion neuer Straßen, einfchlieklid) der Abzugslanäle; über die Stärle de 
Mauern bei Neubauten zur Sicdyerung vor Einſturz oder Feuer; zur Offer 
laſſung gewifler Zwiſcheuräume bei Neubauten; für die draluage der Gebäude, 
Appartements, Dunggruben und wegen Ecliegung geſundheitsgefährlicher, zut 
Wohnung ungeeigneter Lolalitäten, doc ohne Rüchvirlung auf Gebäude, die 
vor Einfiihrung des Gefetzes errichtet waren. 

3. Regulation of Buildings (85 35. 36.). Die Lolafbehörde lam 
bei niedergeriffenen Gebäuden die Linie des Wieberaufbaus beftimmen mit Ir 
obachtung der Expropriationsgeſetze; auch Grundſtücke erwerben zur Anlage 
neuer Straßen. 

4. Highway Repairs ($ 37), Wo die ganze Ortjchaft gleichmäßig ;a 
einer district rate filr dies Geſetz eingeſchätzt ift, foll daraus auch die Erhaltung 
der highways beftritten werden: event. wird dafiir noch eine befondere highwar 
rate erhoben, die aber keiner Beftätigung durch die Friebensrichter mehr bedari, 
und deren Erhebung vereinfacht wird. 

5. Streets and Roads ($$ 38—42). Privatftraßen können ned ge- 
böriger Vollendung nicht nur zur Pflafterung auf Gemeindelofen übernommen 
werden, fondern auch zur Beleuchtung, metalling ꝛc. ober zur Grhaltung von 
Fußwegen oder einzeler Theile des Weges; durch Beichin von 2/s der Mit 
glieder des board Tanır auch contraltlich zur Neuanlage foldyer Straßen dem 
Unternehmer ein Zufhuß bewilligt werben. Unter ähnligen Modalitäten künues 
Brüden, Tunnels, Durchwege über Kanäle und Eiſenbahnen aus Privatbert 
übernommen werden. Mit Chauffeeverwaltungen können Abfindungsverträge 
geichloffen werben über Aufhebung von Schlagbänmen in der Entfernung von 
2 engl. Meilen vom Dittelpuntt des Orts. 

6. Incorporated Powers (85 44-50). Wit dieſem Geſet joßen 
inlorporirt fein: a. Die Klaufeln der Towns Police Clauses Act I: 
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iiber obstructions and nuisances in the streets, fires, places of public 
ressort, hackney carriages, bathing. — b. Die Beftimmungen der Towns 
Improvement Clauses Act 1847 iiber Benennung der Strafen, Nunteri- 
rung der Häujer, über Sorrection der Straßenlinie und Befeitigung von ob- 
structions, fiber banfäflige uud gefährliche Gebäude, fiber Sicherungsmaßiregeln 
bei Bau und Reparatur von Abzugsfanälen, Etrafen, Gebäuden; tiber Be- 
Ihaffung des Woaflerbedarfs, tiber Befeitigung des läſtigen Rauchs, über 
slaughter houses, über Thurmuhren, — jebod) mit Vorbehalt einiger Milde- 
rungen wegen des Rauchs in gewiſſen Fabrikzweigen, und mit einem Straf- 
niederſchlagungerecht der Friedensrichter bei diefen Punkten. Die Borfchriften 
der Sefundheitsafte iiber die slaughter houses werden aufgehoben. — c. Wo 
die Gemeinde das Gefeis über die Anlage dffentliher Bade- und 
WBaihhänfer annimmt, fungirt das Local Board zugleich als Commissioners 
unter jenem Geſetz 10 et 11 Vict. c. 74. — d. ®o die Gemeinde bas Geſetz 
über das Begräbnißweſen, the Act to amend the Burial Acts 20 et 21 
Viet. annimmt, fungirt das Local Board zugleich als Begräbnifamt unter 
jenem Geſetz. — e. Anlage von Märkten. Durd) Beichluß der Gemeinde 
nad) den Formen, in melden die Annahme der Alte votirt wird, resp. durch 
2/3 Beſchluß des Local Bourd, fan die Beichaffung eines Marktplatzes, Marft- 
hauſes, Wagehaufes, und fonftigen Zubehörs zu einem Markt, der Ablauf von 
Marktrechten und Zollen befchloffen werben, mit Vorbehalt fchon vorhandener 
Rechte der Art. Es follen in diefen Falle die Hauptlfaufeln der Markets and 
Fairs Clauses Act 1847 mit diefem Geſetz inkorporirt fein. — f. Wo bie 
Lighting and Watching Act 3 et 4 Will. IV. c. 90 eingeführt war, wird 
fie durch Annahme dieſes Geſetzes befeitigt und aufgehoben. 

7. Water Supply (88 51-53). Die Beftimmungen der Public 
Health Act über bie Beihaffung des öffentlichen Wafferbebarfs werden nod) 
etwas erweitert, namentlich auch ber Zwang gegen Hausbefiger ihren Waſſer⸗ 
bedarf zu entnehmen, wo diefer zu der gefetlichen niedrigen Tare geliefert wer- 
den Tann. 

Roc einige allgemeine Klaufeln folgen in 88 68-73 (unter Aufhebung 
des & 145 und theilweis 8 43 der Geſundheitsalte). Es wird darin vorbehalten 
das Necht vorhandener Deichverbände, Kanalanlagen, und anderer conceifionirter 
öffentlicher Werke, privilegirter Waffercompagnien 2c. gegen etwanige Eingriffe 
des Local Board, in Eollifionsfälfen ein chiedsverfahren vorgefchrieben. Das 
Erpropriationsrecht defjelben wird unterworfen der obern Inftanz des Minifters 
des Innern, der anf Petition der Lolalbehörde und nach conmiffarijcher Unter⸗ 
fuchung eine provisional order erldßt, welche erft durch Beſtätigung bes Bar- 
faments definitiv wirffam wird. 

3) Stenerfyftenm: Nah 8 54 (unter Aufhebung der Geſundheitsalte $ 86) 
wird nur eine Steuer in der Weife der general rate der Gejundheitsalte er- 
hoben auf der Grundlage der Armenfteuer mit einen Vereinfachungen dee 
Verfahrens. 

8 55 (unter Aufhebung der Gefundheitsalte 88 88. 95.) wird zu Grunde 
gelegt die letzte Einſchätzung zur Armenfteuer, wobei der Eigenthümer ftatt bes 
oceupier eingefchätt werden darf: überall wo der fteuerbare Jahreswerth 
10 2. nicht ilberfteigt; wo die Wohnung wöchentlich oder monatlich vermiethet 
if; wo nur einzele Zimmer vermiethet oder die Miethe in kürzeren Friſten 
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als vierteljährlich zahlbar if. In diefen Fällen Taun der Schäuugewerth 
nach Ermeflen der Lolalbehärbe auf 24 bie */ reducirt werden, bei unver 
mietheten Gebäuden bis zu -/s herab. — Zehnten, Zehntrenten, Aderlamd, 
Miejen, Weiden, Holzungen, Gemilfegärten, Wafferflächen, Eiſenbahnen, wer- 
den nur zu !/s des Reinertrages eingefhätt. Borbehalten bleiben Stenerbe- 
freiungen unter Lokalakten, aber genau unter Innebaltung der wriprängliden 
Grenzen. oo. 

8 56. Wo feine poor rate erhoben wird, ift die Steuer nach der Paro- 
chial Assessment Act, aljo wefentlich nach denfelben Grundſätzen zu erheben. 

8 57 (unter Aufhebung der Gefundheitsalte 88 107. 113. 119) Die Ani 
nahme zinsbarer Darlehne unter Berpfündung der Steuern wird beichräsft (1.) 
auf permanent works; (2.) durch das Erfordernig des Conſenſes des Blinife:t 
des Innern; (3.) das Darlehn darf den Fahresertrag der eingefchätten Grund⸗ 
ſtücke des district in der Regel nicht überſteigen; (4.) die Amortifation muß 
nit Zuſtimmung des Minifters normirt, und darf auf höchſtens 30 Jahre aus- 
gebehnt werden. Das Darlehn kann auch für einzele Theile des district auf⸗ 
genommen werden. 

85 58. 59. Die Aufnahme von Geldern Tann auch durch Rentenverjchrei⸗ 
bungen zum Sat von höchſtens 6 pCt. geichehen, deren Formular und RWedhts- 

" verhältniffe das Geſetz vorfchreibt. 

8 60. Audit of Accounts (unter Aufhebung der Geiundheitsalte 
$ 122). Die Rechnungsrevifion erfolgt in den inforporirten Städten durch bie 
ftädtifchen Auditors wie bei anderen ftädtifchen Rechnungen. Die der amderen 
Drtfchaften erfolgt durch die District Auditors des Kreisarmenverbaudes mit 
den gewöhnlichen Befugniffen der Revifion der Armenrechnungen. Berfahren 
und Beitreibung der Beftünde wie bei den Armenrechnungen. Leber die Revijion 
hat der Auditor einen Bericht zu erftatten und dem Clerk anszuhändigen, 
welcher einen Auszug baraus veröffentlicht. 

4) Das Beamtenſyſtem ift das der Local Boards of Health, alfo befoldete 
Surveyors, Inspectors of Nuisances, Clerks, Collectors, Treasurers. Tie 
Ausführung bleibt den vom Minifter beflätigten byelaws vorbehalten, und 
ſolche Rormalbeftimmungen und Amteinftruftionen fir die Beamten wurden 
auch gleich nach der Einführung des Geſetzes vom Minifter erlaflen: First 
Annual Report on the execution of the Local Government Act. 18859 
©. 18-30, Im dem Geſetz jelbft wird mur der Clerk of the Board ımd de: 
Surveyor beiläufig erwähnt ($ 61. 64). 

5) Bildung ber Local Boards. Unter Abänderung der Befimmungen der Ge— 
ſundheitsakte follen anch folche Berjonen wählbar fein, die ein Intereffe haben 
an Berlauf oder Verpachtung von Grundſtücken, oder Darlehnen an das Local 
Board, oder an Entreprife-Eontracten oder Altiengefellichaften für Gas-, Waſſer⸗ 
lieferung 2c., jedoch mit Ausſchluß einer Theilnahme an der Abflimmung bei 
collivirenden Intereffen. Durch Nicht-Theilnahme an den Sitzungen des Board 
während der Dauer von 6 Monaten fol die Mitgliedfchaft nicht mehr erlöſchen. 
Der Minifter kann fogar dispenfiren von der Klauſel der Geſundheitsalte $ 19 
nach welcher ein Altionär einer Waflercompagnie 2c. bei Fragen, in welchen die 
Geſellſchaft jelbft betheiligt ift, nicht ‚mitfiimmen follte. 

6) Die Oberinſtanz macht die fehlerhaften Grundlagen hier wie bei allen Rex 
bildungen fichtbar. ine Heine Tritifirende Monographie iiber das Geſet if 
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Toulmin Smith, the Local Government Act 1858 with an Introduction 
and Notes, London, 1858. Natilrlich haben die neuen Gewalten des Miniſters 
des Innern hier die Tebhaftefte Oppofition hervorgerufen. 

Das ganze Geſetz ift ein ziemlich getreuer Ausdrud der Confuſion und 
Verlegenheit in den „verantiwortlichen” Parteiverivaltungen der letzten 10 Jahre. 
Seit 1854 waren in jeder Seffion umfaflende Gefegentwürfe diefer Art einge- 
bracht, zuriidgezogen, ganz umgearbeitet, liegen geblieben, bis die Tory⸗Ver⸗ 
waltung von 1858 die Baterjchaft fiir das gegenwärtige Geſetz übernahm. Eine 
große Zahl einfiußreicher Perfonen war äußerſt erbittert über die Stellung des 
General Board of Health wegen unerträglicher Eingriffe in das Privateigen- 
thum, ja fogar in bie Intereffen großer Aktiengeſellſchaften und Spekulationen, 
— und das Alles nur um die Arbeiterrvohnungen in Städten wohnlich zu 
maden. Daß das Gefnnoheitsamt dabei geopfert werden mußte, verftand fich 
vorweg; denn es hatte Schon feit Langen durch feine „bilreaukratiſchen“ Ten- 
denzen den Unmillen auf fich gezogen. Ein Comité des Staatsraths filr ſolche 
Zwecke mißfälit der öffentlichen Meinung aber eben jo jehr, da es nicht „ver⸗ 
antwortlich” genug ift. Die Friedensrichter find, wie man verfichert, eigenfinnige 
Gegner aller gefundheitspolizeilichen Neuerungen. Die Quarter Sessions find 
zur Einführung durchgreifender Neuerungen in der That wohl wenig geeignet. 
Da nun aber dody etwas geichehen mußte, fo blicb zulett der Miuiſter des 
Innern übrig, der eigentlichfle und „verantwortlichfte” unter den parlamenta- 
rifchen Miniftern; d. h. die Oberverwalting wird grade an die Stelle geworfen, 
die dem wechlelnden Parteitreiben und der Partei-patronage am meiften aus- 
gefett if. Diefe Local Government Act, die fi) formell als einen Abfchluß 
ankündigt, ift hoffentlich ein noch unfertiges Syſtem, welches fpäteren folideren 
Bildungen Platz machen wird. 

Vebrigens fol in den Fällen, wo nad) der Gefundheitsafte das General 
Board of Health eine Sanction, Genehmigung, Direction oder Beſtätigung 
fiir Alte der local boards geben follte, folche jetzt nicht mehr erforderlich fein 

(88, — freilih if in den meiften Fällen diefer Art, unb noch in vielen 
neuen, die Zuflimmung bes Minifters an die Stelle getreten. 

Amendements zu dem Geſetz enthält der st. 24 et 25 Vict. c. 61. Der 
erfte Generalbericht von 1859. ©. 9. giebt das Verzeichniß von 34 Ortichaften, 
in denen das Gejet angenommen wurde, und 37 Ortichaften, in denen es theil- 
weis zur Ergänzung von Lokalakten adoptirt wurde. Die Geſetzſammlung ent⸗ 
halt auch von Zeit zu Zeit Beſchlüſſe iiber Veftätigung einzeler provisional 
orders. Die jährlichen Generalberihte (Fourth Report on Local Govern- 
ment Act l’arl P. 1862 No. 505) ergeben indeffen, daß dies unglüdliche Ge⸗ 
bilde der Gefehgebung einen fehr dürftigen, kaum nennensiverthen Fortgang 
nimmt. 

=, Gine Gefammtüberficht ber burch biefe neneren Communalinſti⸗ 
tntionen veranlaßten Stenern ift erft durd) den General Return P. P. 
1862 No. 437 möglid) geworden und wird nun pag. V. bahin gegeben: 


. 8. d. 
1. Sewers Rate . . . 2 2 2 2 en 3,322 19 3 
2. Drainage and Embankment Rates . . . . . 65,671 15 3 
3. Lighting and Watching At . » 2 2 2.2.4597 16 5 
4. Improvement Commissioner8 . - » x... 912 51 
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Lo 2.d. 
5. Local Management of the Metropolis . . „. - 949,205 19 7 
6. City of London Commission of Sewers . . . . 21,057 19 — 
7. Burial Boards. . . 2 2 2 2 02 2 2 00. 103,706 14 3 
8. Local Boards . . » 2 2 > 2 nr 2 2 nn. 850578 1 3 


Bollftändig iſt freilich auch diefe Leberficht der ergänzenden Communal- 
fteuer noch immer nicht. Damit ftellt nun der Generalbericht die Haupt 
Eommunalfteuern nad der letzten Angabe zufammen, nämlich: 


Poor Rate incl. County Rate (1860). „. . . 7,715,98 2 
Borough Rate 1854 ...: 2 2 2 0 0. 311,953 „ 
Church Rates. . . 2 2 2 022000. 233,560 „ 
Highway Rates 1859 . . 2 2 2 020.00 2,024,797 „. 


Mit Einfchluß der Hafengebühren (1,201,398 %.), der Chauffeegelder (1859: 
1,029,849) und der Lootfengebühren (288,313 2.) lommt cine Geſammt 
jumme von 14,855,122 8. ale Local Taxation für England nnd 
Wales zum Vorſchein, weldye nunmehr mit den obigen Angaben ©. 506. 807. 
ergänzend zufammenzuftelleu ift. 


$ 116. 
Anhang. Das uenere Civikftandsregifterweien. 


Wie die bieher dargeftellten Ymftitutionen der Gefundheite: und 
Baupolizei fid) zunächlt aus dem Syſtem der neueren Armenverwal: 
tung entwicelten und der neuen Methode adminiftrativer Gentralija- 
tion folgten: fo fchloß fi an das Syftem, und zum großen Theil 
auch an das Berfonal ber Armenverwaltung noch das Nebeninjtitut 
der neueren Civilftandsregifter. 

Die Pfarrgeiftlichfeit der Staatskirche Hatte feit der Periode der 
Tudors weſentlich die Stellung von Kivifftanderegifterbeamten dee 
Staats eingenommen.*) Schon feit langer Zeit war indeffen die groß 
Unvollſtändigkeit, zuweilen Unzuverläffigfeit diefer Kirchenbuchführung 
eine anerkannte Thatſache, und noch lebhafter waren die confeſſionellen 
Bedenken und Beſchwerden der diſſenteriſchen Glaubensgenoſſen gegen 
dieſe Stellung der ſtaatskirchlichen Geiſtlichkeit bei den Eheſchließungen 
geworden. Das Vorbild der franzöfifchen Civilſtanderegiſter wies auf 
die Möglichkeit einer vollſtändigen Abhülfe hin, welche ein von Broug- 
ham eingebrachter Vorfchlag zuerft mit Hülfe der Steuerbeamten durd- 
zuführen gedachte, wie ja auch in der älteren Geſetzgebung Cintragun: 
gen diefer Art lange Zeit Gegenftand einer befonderen Steuer- oder 
Stempelabgabe gewefen waren. Man fand indeffen die durchſchnitt⸗ 
liche -Bildungsftufe der unteren Steuerbeamten einer foldhen Function 
nicht entfprediend. 
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Dagegen fand ſich jeit 1834 in dem neuen Syſtem der Armen- 
verwaltung die gefuchte Anknüpfung, indem fowohl die Verbände und 
Unterverbände wie das Perfonal und die VBerwaltuugsmarimen auf die 
Givifftandsregifter durchfchnittlich anwendbar erfchienen. Ein von Lord 
John Russell eingebrachtes Geſetz, an Act for registering births, 
deaths and marriages in England, 6 et 7 Will. IV. c. 86, eng- 
verbunden mit dem Geſetz über die Eheichließungen 6 et 7 Will. IV, 
ce. 85, ordnet nunmehr das Civilftandsregifterwefen in Anſchluß an 
da8 Armenverwaltungsfyften wie folgt. **) 

In London wird zur adminiftrativen Leitung ein Ceutralbüreau 
unter dem Namen de Registrar General of births, deaths 
and marriages, eingefeßt, untergeordnef dem Minifter des Innern. 
Das Centralamt hat alljährlich einen Generalbericht zu erjtatten. 

Jede Armenumion bildet meiftens einen Oberbeirl, regıs- 
tration district, unter einem Superintendent Registrar, 
zu welchem Amt der Clerk to the guaraians in der Regel beftimmt 
ift; infofern er das Amt nicht übernehmen kann, wird ein anderer ge 
eigneter Beamte von dem Armenrath unter Genehmigung de8 Armen: 
amts dazu ernannt. Diefer Oberbezirt wird dann in subdistriets 
mit Rückſicht darauf eingetheilt, daß die Entfernungen für die Ein- 
wohner nicht zu groß, und damit die Anzeigepflicht nicht zu läſtig 
werde. In jedem subdistrict wird ein Registrar für die Ge- 
burts= und Todesfälle von dem Armenrath ernannt, deren Berfonal 
ungefähr zur Hälfte aus den Beamten der Armenverwaltung ſelbſt 
entnommen wird. Nah dem Genfus von 1851 waren 624 re- 
gistration districts und 2190 subdistriets nad) diefem Syſtem ge: 
bildet; feitdem find e8 631 geworden. 

Die befonderen Rückſichten, welche bei der Zorn der Eheſchlie— 
Bung zu nehmen waren, madten aber noch befondere Einrichtungen 
dafür nöthig.***) Es war die Abficht ſtaatskirchlichen und difjenteri- 
ihen Slaubensgenoffen in der Regel die freie Wahl zwifchen kirchlicher 
Trauung und Civilehe zu lafjen; andererfeits die Stellung der Staats- 
geiftlichkeit zu der kirchlichen Eheſchließung, Eintragung und Beur⸗ 
kundung berfelben nicht zu alteriren. Die ftaatsfirchliche Geiftlichkeit 
behält daher ihre Stellung ale Kivilftandsregifterbeamte für bie 
Trauungen nad ftaatsfirchlihem Ritus, ift aber verpflichtet die Ver- 
zeichniffe nach gefeglihem Formular zu führen, und Duplikate viertel: 
jährlih dem Register Office einzufenden. Die befonderen Civil- 
ftandsregifter-Beamten führen ergänzende Verzeichniffe der Ehefchließung 
nach anderen Formen, und üben für das ganze Gebiet nur eine con- 
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trolirende und ergänzende Function. Dem entfprechend erftredt ſich 
das Amt des Superintendent Registrar zwar auch auf das Gebiet 
der Ehefchlichungen: für die Linterbezirfe dagegen find befondere Re- 
gistrars of marriages eingefegt, in geringerer Zahl, und deren 
Perſonal ift mit dem der Registrars für Geburten und Sterbefälle nah 
Umftänden entweder identiſch oder davon verfchieden. 

Für Geburten und Sterbefälle dient alſo das neue Civil 
ftandsregifterwefen ausschließlich; für die Eintragung der Eheidlie: 
Bungen concurrirt es mit den Kirchenbüchern; die Eintragung der 
Taufen und Begräbniffe in die Kirchenbücher bleibt dagegen un- 
verändert. Auch der Gebührenpunft ift mit einer gewiffen Billigkeit 
für alle Betheiligte geordnet. Die Lolalbeamten find auf die Gebüh- 
ren der Attefte angewicien. ‘Die Gebühren für die Eintragung und fonfti- 
gen Koften ber. Ortöverwaltung und der Lokale trägt Die poor rate. 


*) Weber die ültere Weife der Führung der Kirchenbücher f. oben 
&. 990., T. Smith, Parish. S. 187--189 und am umfaflendfien im Report 
vom 15. Aug. 1833, No. 669. XIV. ©. 505. Einen Auszug darane umd eine 
anſchauliche Darftelung der heutigen Geſetzgebung giebt A. v. Daniels, die 
Civilftandsgefeggebung fir England und Wales, Berlin 1851. 8. Das grund 
Iegende Geſetz ift 6 et 7 Will. IV. c. 86. (17. Auguft 1836), in 50 Artifela 
mit beigefügten Formularen. Das Statt über die Heirathen in Gngland rom 
17. Auguft 1836, 6 ct 7 Will. IV. c. 85., fol als „ergünzender Beſtandtbeil 
des Geſetzes iiber Geburten, Heirathen und Sterbefälle angejehen werden,“ in 
aber aus fuftematifchen Gründen jenem Hauptgeſetz vorangefiellt. Erhebliche 
Zuſätze enthält die Amendment Act 1 Vict. c. 22. Die fpäteren Geſetze fur: 
3 et 4 Vict. c. 92; 15 et 16 Vict. c. 25; 19 et 20 Vict. c. 119; 21 et 
22 Viet. c. 25. Weber den Registrar General vgl. Gneist Bd. I. & 73. 

**) Das heutige Eivilftandsregifterwefen war durch die drildenden 
Vebelftände und durch die Mangelbaftigleit der Kirchenbücher herbeigefäktt, 
welche der angeführte Report iiberzengend darthut. Das neue Gefek trat mit 
bem erften Juli 1837 in Kraft. Im Eingang wird zunächſt die Einjegung des 
Centralamts geordnet; die Beamteninftruftionen follen vom Minifter des Imen 
entworfen werben (8 2—6). Die Guardians der Armenverbände follen forenz 
die Union oder das Kirchſpiel in Diftrikte theilen nach Anweifung des Registrar 
General, und dafür Registrars und Superintendent Registrars ernennen, !* 
fern dies Amt nicht von dein Clerk to the Guardians verjehen werben lanz 
($ 7). Die Register ofices: müſſen von den Armenräthen befchafft werten. 
In Ortfchaften, deren Armenverwaltung noch nicht nad) dem Eyftem des Fonigl. 
Armenamts geordnet find, werden nur interimiftiiche Registrars ernannt. Tie 
Formen der Regifter iiber Geburten, Todesfälle und Cheichliegungen werden 
vom Gefe genau vorgeichrieben (Formular A. B. C. $ 17.), mit fpezielifirten 
Borichriften über die Art und Weiſe, in welcher ſich bie Civilſtanderegiſterbe 
amten über das Thatfächliche zu informiren haben, über die Zeit der Eiz- 
tragung und über die Perfonen, welche den Cintragungsvermert zu zeichnen 
haben ($ 18—30, 40 ff.). Weitere Vorfchriften über die beglaubigten Duplilate, 
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beglaubigte Ertracte und deren Beweiskraft, Anlegung von alphabetifchen In— 
haltsverzeichnifjen, Ausfunftsertheilung, Gebühren, enthalten die $ 31 ff. 

Die Ausführung des Geſetzes erfolgte zumächlt durch eine Oeneralinftruction 
des Registrar General vom September 1836 an die Boards of Guardians,. 
Man ſchloß fich dabei zwar nad) Möglichkeit ven vorhandenen Armen-Unionen 
an, fo daß jede Union wo möglid) ihren Oberbeamten, Superintendent Re- 
gistrar und durchſchnittlich 3—4 Registrars in subdistricts erhielt. Da aber 
die damaligen Armen-Unionen zwiſchen 2000—80,000 Einwohnern variirten, fo 
wurden doch zahlreihe Theilungen und Zufammenlegungen fir rathfam befun- 
den, und noch viel zahlreichere Theilungen großer Kirchipiele in subdistricts. 
Der Registrar für Geburten und Sterbefälle wirb von dem Armenrath ange- 
ftellt, der Registrar für die Ehefchließungen von dem Superintendent Regist- 
rar ernaunt, von dem board of guardians beftätigt. Im Jahre 1838 waren 
in diefer Weife 618 Superintendent Registrars eingefeßt, und in den sub- 
distriets 2,193 Registrars, unter welchen 1021 Beamte der Armenverwaltung, 
Im erften Jahre nad) der Einführung des Gefeges betrug die Zahl der Ein- 
tragungen: Geburten 399,712, Sterbefälle 335,956, Eheſchließungen 111,814. 
Es zeigte fid) dabei eine fehr fatale Unvollftändigkeit der Geburtsfälle, die in 
der Wirklichkeit um etwa Ne zahlreiher waren. Spätere Einrichtungen, na- 
mentlich die Einfegung von vifitirenden Inspectors, haben diefen Mangel 
großentheils, jedoch immer noch nicht bis zur vollen Correctheit aufgehoben. 

*##) Das befondere Regifrirungsverfahren für Eheſchließungen 
wurde dadurch herbeigeführt, daß man befirebt war die nach dem Geſetz 22 
Geo. II. c. 33 und in der Bollsfitte vorgefundene Eheſchließung nach den Ri⸗ 
tus der Staatskirche möglichſt ſchonend zu vereinigen mit einer Tirchlichen &he- 
ſchließung nad) bdiffentirenden Glaubensbelenntniffen und mit reiner Civilehe. 
Mar hat daher nad) Wahl der Eheleute eine cunmlative oder alternative Aı- 
wendung der kirchlichen und der Kivilehe in der Regel nebeneinander geftellt, 
und nad der Ausdrudsweife des Geſetzes werden nun fakultativ veridjiedene 
Eheformen coordinirt: (1) Trauung in der Pfarrfirche nad) dem Ritus der 
Staatsfirche, die noch immer die entichiedene Regel geblieben ift, felbft für die 
Eheichliegungen anderer Confeſſionen. (2) Ehefchliegung durch Dispenfation des 
Primas nnter Entbindung von Aufgebot und Trauung. (3) Eheſchließung in 
einem Gotteshaufe auf Grund eines vom Superintendent Registrar ertheilten 
Aufgeboticheins, berechnet auf diffenterifche Glaubensgenoſſen. (4) Eheſchließungen 
der Quäker unter ſich und der Juden unter fi, auf Grund eines Aufgeboticheing 
des Superintendent Registrar und mit befonderen Eintragungen in die Re- 
gifter dieſer Religionsgefellichaften. (5) Reine Eivilehe in dem Registrar’s 
Office in öffentlicher Urkunde und in Gegenwart des Superintendent Registrar. 
— Zur Ausführung dieſes Syftems war es allerdings rathfam bei der unteren 
Regiftrirungsftelle die EhHeichliegungen durch befondere Beamte regiftriren zu 
laffen, namentlich glaubte man bei der Auswahl der Perſonen mannig- 
faltige .confeffionelle Rüdfichten nehmen zu müffen. Im Jahre 1838 waren 
Formularbicher zu Eheichließungen verabfolgt: an 11,694 Geiftliche der Staats⸗ 
kirche, 90 Regifterbeamte der Ouäler und 36 Schriftführer der jüdiichen Syna- 
gogen; fodann an 817 Registrars of Marriages, von denen 419 zugleich Re- 
gistrars of births etc. waren. 
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Theil der county rate. Die nöthigen Gelder werden durd Zahlungt- 
order auf die Kreiskaſſe angewiefen. ***) 

8. Die laufende Beauffihtigung und Reparatur wurd 
durch Surveyors of county bridges geführt, welde die Cuartal- 
figungen ernennen unter zahlreichen veglementarifchen Beltimmungen 
22 Henry VIII. c. 5 $ 4; 43 Geo. III. c. 59; 54 Geo. II. e. 
90; 55 Geo. III. c. 143. Nad 52 Geo. III. c. 110 können die Seſ⸗ 
fionen auch jährlich zwei oder mehre Friedensrichter einer benachbarten 
Divifion als Auffichtscommittee ernennen, mit der Befugniß Reparc- 
turarbeiten bis zu 20 2. durch fchriftliche Order an eine dazu beauf 
tragte Perfon ohne Rückfrage vornehmen zu Laffen. Nach Bebürfnit 
find auch bejoldete Brückenmeiſter angeftellt. Zur Erzwingung der 
Inſtandhaltung dient ein alted Syftem von Bopularklagen, durch pre- 
sentment oder indictment. Diefe Behandlung der Brückenbaupflicht in 
Form einer Criminalanflage ift ein Stüd mittelalterliden Berwaltung:- 
rechts, welches Hier beibehalten wurde, da es im Wefentliden dem 
Zwed genügte. Die Methoden dabei find folgende drei: 

a) Eine criminal information, fifalijche8 Strafverfahren 
ex officio bei dem Reichögericht, welches aber in der neueren Fraris 
nur in fehr erfchwerten Fällen einer Vernachläſſigung und fehr felten 
eintritt. 

b) Ein presentment, dienftliche Anzeige der großen jury oder 
auch einzeler Friedensrichter, Tonnte im Mittelalter bei der King's 
Bench, bei den reifenden Richtern, bei den Eriminalaffifen oder vor 
dem Sheriff dur‘ commission angebradht werben. Dur 23 Edw. 
UL c. 9 wurden ſolche Strafcommiffionen an den Sheriff unterjagt. 
Dur das Statute of Bridges $ 1 werden presentments auch vor 
den Generalfigungen der Friedensrichter mit gleicher Wirkung wie vor 
den Aſſiſen eingeführt, vgl. 1 Anne sess. 1. c. 18; 12 Geo. II c. 
29. 8 13; 55 Geo. III. c. 134.8 5. 

c) Ein indietment, Anflageverfahren in den gewöhnfiden 
Formen des Anklageprozefies, Tann gegen jeden einzefen Bewohner 
der Grafichaft oder jeden Beſitzer eines beitragspflichtigen Grundſtüds 
wegen unterlafjener Reparatur angebracht werden. Der jo Angeklagte 
fann von dem Gerichtshofe in die ganze Buße verurtheilt werden, und 
bat dann wieder einen Regreßanfpruch gegen ſämmtliche Beitragepftic 
tige der Graffchaft. 

4. Selbftverftändlih treten endlich die einzelen Friedens 
richter als Polizeirichter ein, zur fummarifchen Beſtrafung von 
DBrüdenfreveln mit Geldbuße bis 40 sh. aufer dem Schadenecriar, 
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event. Gefängniß bis zu 3 Monaten 3 Geo. IV. c. 126. $ 121; 


5 et 6 Will. IV. ce. 50. 8 72. In erfchwerten Fällen treten "Arie 
minafftrafen ein. 


Hierdurch bejtimmt fi auch da8 Verhältniß der Oberinftanz, 
die durch die Quarter Sessions an die NReichsgerichte geht. Das 
ganze Gebiet ift rein friedensrichterfiche „jurisdietion“ mit Fernbal- 
tung adminiftrativer Controlen. Auch wo da8 certiorari ausdrück—⸗ 
lich weggenommen ift, verftcht es ſich doch für den prosecutor, alfo 
im öffentlihen Intereſſe der Erhaltung der Brüden. 


*) Die Brüdenbaulaft ruht in einigen feltenen Fällen ausnahmeweife anf 
einem Privatbefik als Bedingung einer alten Verleihung (by tenure), wie 
ſolche anf Veranlafinng befonderer Lolal-Berhäftniffe in. alter Zeit zumeilen 
vorgelommen if. Auch kann durch ımvordenfliche Verjährung im Sinne des 
englifchen Rechts ſowohl ein Privatmann als eine Corporation mit der Erhal- 
tung einer Britdle belaftet fein. Prima facie ift indeffen immer die Grafſchaft 
die Verpflichtete bis fie den Gegenbeweis eines befonderen Rechtegrundes fir 
die Verpflichtung einer Privatperfon, eines Kirchipiels oder einer Hundertichaft 
führt. 

Andererfeits ift die Erhaltungspflicht gejetfich erweitert auf ein Stück des 
an die Brücke anfloßenden Weges. Zur Vefeitigung der Streitigkeiten zroifchen 
den Wege- und Britdenbaupflichtigen beftimmte das Statute of Bridges 8 9, 
daß der Brüdenbanpflichtige nicht bloß den öffentlichen Weg ſoweit er tiber die 
Brüde führt im Stande erhalten muß, fondern and ein Stück von 300 Fuß 
Länge vom Ende der Brüde an gerechnet anf beiden Seiten derjelben. Die 
dadurch entflandenen neuen Inconvenienzen veranlaßten jedoch die Wegeord⸗ 
nung 5 et 6 Will. IV. c. 50. $ 21, zu der umgekehrten Beftimmung, daß 
auf allen fortan neu gebauten Brüden die Erhaltung der darliber führenden 
Etraße und der Anfahrt dem Kirchfpiel oder dem jonft Wegebaupflichtigen ob- 
liegen fol. Der Grafichaft bleibt jebod ihre frühere Verpflichtung zur Er- 
haltung alles Mauerwerls, der Dänme, ber Einhegungen, welche zu den er- 
böhten Seitenwegen der Anfahrt gehören, und der überwölbten Bogen auf dem 
Lande. 

Die Brüdenlaft wurde herkömmlich fo fehr als Kreislaft angefchen, daß 
die Freibezirke, welde fiir die Kreispolizeiverwaltung ihre eigene Friedens⸗ 
commiffton bilden, auch fiir die Brüdenlaft befonders herangezogen wurden. In 
Laneashire ruht ſte nach einem urfprünglich ungefeßlichen, nun aber feit zwei 
Jahrhunderten beftehenden Herfommen, auf den einzelen hundreds. Dafjelbe 
Prinzip wurde auf die Städte ausgedehnt, die eine Grafſchaft für ſich bilden. 
Auch in einigen anderen inforporirten Städten hat das Herkommen der Muni- 
cipal Corporation die Britdenlaft auferlegt, bei der dann aber nach dem Bo- 
rough Bridges Statute 13 et 14 Vict. c. 64. der Gemeinberath für bie 
dconomifchen Fragen der Verwaltung wieder an die Stelle der Quarter 
Sessions tritt. 

**) Ueber die Erleichterungen für den Neubau vergl. den Report über 
die Erweiterung der friedensrichterlichen Befugniß bei Brildenbanten Parl. 
Papers 1801. No. 78, III. 209, 1802/3 No. 61. V. 302. Die jegt geltenden 
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Geſetze find: 14 Geo. II. c. 33. $ 1; 43 Geo. III. c. 59; 52 Geo. II. e. 
110Y 54 Geo. III. c. 90; 55 Geo. III. c. 143, 5 et 6 Wil. IV. ci“, 
$s 21. 22; 4 et 5 Vict. c. 49. Durch das letzte Geſetz iſt namentlich arch 
die Aufnahme von Kapitalien fir Bridenbauten näher geregelt. Turd 5: 
Geo. IIT. c. 143 wurde der Brildleninfpeftor, resp. der Baunnternehmer, te: 
mit den Dxartalfigungen wegen Umbau oder Reparatur contrahirt bat, ermach 
tigt mittel Order ziveier Friedensrichter Steine mit gewiſſen Vorbehalten and 
aus Steindriichen wegzuführen, gegen Erfat des Werths der Zteine umd Ext 
ſchädigung, worilber in Ermangelung gütliher Einigung die Seifionen mit eine 
Jury entſcheiden. 

***) Zu der ehemaligen befonderen Brückenſtener nach 22 Hen. VIII. 
c. 5 ſollten alle householders beitragen „mögen fie Ländereien beſuen 
oder nicht, und alle nutzenden Befiger von Grundſtücken, mögen fie in der 
Sraffchaft wohnen oder nicht." Entſtand darüber ein Zweifel, fo ſollten die 
Friedensrichter in der Ouartalfitung auf presentment ber großen Jury causı 
cognita eine Orber erlaffen, die constables der einzelen Kirchſpiele zu einen 
Termin citiren, und dann jeden Einwohner einſchätzen. In der Praxis indene: 
hielt man fih an die Sammtgemeinden (hundreds), legte jeder hondred cıı 
beſtinimtes Quantum anf, und wies die High Constables durch warrant: ai, 
dur) die petty constables die Vertheilung auf die einzelen Einwohner k 
wirken zu Taffen. Durch I Anne c. 18 wurden die Quartalſitzungen wie 
augewiefen, die Kirchipiele und DOrtfchaften einzeln einzufchägen. Durch die 
nenere Öefetsgebung 12 Geo. II. c. 29; 52 Gev. III. ce. 110; 55 Gea. Ill. e. 
143 wurden indeffen die nöthigen Sunnnen einfad) auf die county rate ange 
wiejen, nud bilden nunmehr einen jährlichen Pollen von etiwa 50,000 !. ar! 
Rechnung der ordentlichen Kreisfteuer (fiehe oben S. 465— 07). 


| 8 118. 
Die Wegebanlaft nad) den älteren Wegeordunngen. 


Nah Common Law ift ein Öffentliher Weg, highwas, 
jede Paffage für das Publikum, fei es ein Fuß-, Neit- oder Fahrıwig 
Coke 1. Inst, 56. Das Eigenthum bleibt dem früheren Figenthümer 
des Bodens, vorbehaltlich des öffentlichen Gebrauchs. „Der König 
hat nur die freie Paffage für fid) und fein Voll.“ 2 Inst. 705. Tie 
neue Wegeordnung nennt um Alles zu begreifen: roads, bridees, 
carriageways, cartways, horseways, bridgeways, footways, cau- 
soways, churchways und pavements. 

Ein folder Weg kann entftehen durch prescription, dedica- 
tion oder act of Parliament. Unter prescription ijt bier nicht 
bloß eine unvordenfliche Verjährung feit 1 Ric. I. gemeint, fondern 
e8 genügt fchon ein 25jähriger Gebrauh durch das Publikum; nad 
der Praxis begründet fogar ein Gebrauch) von etwa 4 oder 5 Jahren 


$ 118. Die Wegebaulaft nad) den älteren Wegeordnungen. 1109 


für die Jury fchon eine Vermuthung der Zuftimmung des Eigenthüs- 
mers, aljo einer dedication, fofern e8 ein Verbindungsweg zwifchen 
Ortſchaft und Ortfchaft if. Durd) dedication wird ein Weg zum 
öffentlichen, fobald der Eigenthümer eines bisherigen Privatwegs durch 
Urfunde, oder mündlich, oder durd) concludente Handlungen einen Weg 
dem gemeinen Gebrauch überläßt, namentlich wenn er fange Zeit hin- 
durd fremden Perfonen nad ihrem Belieben und ohne Widerfpruc) 
den Gebrauch geftattet. 

Die Erhaltung der jo abgegrenzten Öffentlichen Wege ift Ge- 
meindelaft nad mittelalterlichem Herfommen, common law, und 
liegt als folche jedem Kirchſpiel ob für jeden Theil des öffentlichen 
Weges innerhalb feiner Feldmark. Wie beim Brüdenbau kommt es 
aber in feltenen Fällen vor, daß auf Grund alter Belchnungen einer 
Privatperfon (by tenure) oder einem befonderen Theil des Kirchfpiele 
die Erhaltung des Weges als Reallaft obliegt, 3 Geo. IV. c. 126. 
8 107; 5 et 6 Will. IV. c. 50. 8 62. Die VBermuthung fpricht 
aber ftets fir Kirchipielslaft; eine folhe Behauptung muß daher ale 
Spezialeinrede geftellt und bewieſen werden. | 

Die Ausführung diefer Communalpfliht war im Mittelalter den 
einzelen Gemeinden überlajfen, und wurde im Geift des normannifchen 
Verwaltungsrechts erzwungen durch ein Strafverfahren gegen bie Ge— 
meindemitglieder auf erhobene Anklage oder auf dienftliche Anzeige, pre- 
sentment. Das Läjtige und Unzureichende eines folchen Verfahrens 
führte aber in der Periode der Tudors zur Greirung des neuen Kirch- 
ipielamts eines Surveyor of Highways, 2 et 3 Phil. et Mary 
c.8. Auf ihn ald Organ der Gemeinde geht nun. die nächſte Ver⸗ 
pflihtung zur Inſtandhaltung der Wege über. Dem entjprechend er- 
mächtigt ihn das Geſetz die anfäffigen Bewohner der Gemeinde in un- 
gefähren Abftufungen nad) der Größe de8 Grundbeſitzes zu den nöthi⸗ 
gen Naturalleiftungen für den Wegebau heranzuziehen. Jeder Beſitzer 
eines Geſpanns oder Pfluges im Kirchſpiel Hat einen Wagen mit 2 
Männern zu ftellen; jeder andere Einwohner, householder, cottager 
and Jabourer, der arbeitsfähig und nicht auf Jahresdienſt im Ge- 
findeverhäftuiß fteht, muß perfönlich oder durch einen arbeitsfähigen 
Stelfvertreter Handdienft leiſten. Allmälig werden jedoch aud) in der 
Geſetzgebung fchon einige wirthfchaftliche Aenderungen fichtbar, die zu 
einer Ergänzung durch Geldbeiträge hinneigen. Die Gefeßgebung die— 
fer Mebergangszeit ift äußerft verwidelt und ſchwankend. Das Syſtem 
der Naturalleiftungen war noch die Regel; die immer nöthiger werden: 
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den Ergänzungen durch Geldbeiträge find erperimentale Maßregeln, die 
häufig wechſeln. 

Endlich gewinnen die Gefeße eine mehr confolidirte Geftalt in 
einer großen Wegebanordnung, 13 Geo. III. c. 78 (a. 1773. 
Sie bezieht fi auf alle Verbindungswege von Ortſchaft zu Ortfcaft 
und verpflichtet die Wegeauffeher (1.) für Wegfchaffung affer Hinter: 
niffe des Verkehrs zu fergen oder dem Grundeigenthümer Anzeige 
zu machen zur Beſeitigung bei geſetzlicher Strafe. (2.) Sie können 
alle Einwohner, Eigenthümer, Miether und Pächter im Kirchſpiel ſecht 
Tage im Jahr berufen zur Heranſchaffung von Materialien oder zu 
Reparaturarbeiten. Alte Befiger von Gefpannen müffen anf je 3 oder 
mehr Pferde oder auf je 502. Grundrente ein Zweigefpann ftelfen; Heiner: 
Grundbefiger ein geringeres Maß; andere Perfonen zwifchen 18 um 
65 Zahren Handarbeit in Perfon oder durch Ctelfvertreter. Tot 
find auch geſetzliche billige Zaren zur Ablöfung der Naturafdienfte firirt. 
* Spätere Geſetze ermächtigen die Friedensrichter den Kopfbeitrag von 
2 sh. jährlid) armen Miethern und Einliegern zu erfaffen. (3.) Die 
MWegeauffeher können die Koften des Materials der Reparaturen, dr 
Wegweiſer und der Abzugsgräben vorfchießen, und erhalten fold 
erftattet durch eine von den Kleinen Bezirfsfigungen der Friedensrichter 
ausgefchriebene Wegefteuer. (4.) Wo die Naturaldienfte nicht ansre- 
hen, können die Auffeher mit Genehmigung der Quartalfigungen cine 
Hütfsftener auf das Kirchſpiel legen, deren Gefammtbetrag widt 
mehr als 9 d. auf das 2. Grundeinfommen (33 pCt.) betragen dert, 
nad) 54 Geo. III. c. 109 bis zu 83 pEt. in Nothfällen. Ent 
im letzten Meenfchenalter Hat die Entwicelung des Syftans der Agri 
fulturinduftrie den Uebergang in die reine Geldwirthichaft herbeigeführt. 


*) Das Gefhihtlihe der Wegebaulaft namentlich ihre genanere Anebil 
bung in der Periode der Tudors fiehe in der geſch. Abth. S. 284—286; der 
allmäligen Webergang in ein Syſtem der Geldwirthichaft im achtzehnten Jahr 
hundert |. ©. 381. 382, Man vergleiche von dieſer Seite ans, wie mod 
die Beftimmungen der Wegeorbnung von 1773, 13 Geo. III. c. 78. 85 4 ii 
38 Tauteten: Feder nutende Inhaber eines Grundſtücks von 300 Thir. ©. Cr 
tragswerth, der ein Geſpann von 3 Pferden befigt, hat ſolches Geipann mit 2 
Mann jährlich auf 6 Tage zur statute duty zu geftellen. Für jede weiter 
300 Thlr. ©. Ertragswerth find auf 6 weitere Tage die gleichen Wegediesit 
zu leiften, Befiger von 300 Thlr. G. Jahresertrag ohne eigenes Geſpann habes 
ein folches zu beichaffen. Befiter eines Gefpanns mit weniger ale 180 Thit. 
Gold Jahresertrag ſchicken einen Mann mit dem Gefpann. Befiter eines & 
ſpanns unter 300 Thlr. ©. Iahresertrag mögen ı2 pCt. ihres Sahreseintom 
mens für jeden Tag Wegebaudienft zahlen. Die Pfrlinden der Geiftlihen find 
in gleihem Maße twegedienfipflichtig Coke, 1 Inst. 734. Wer einen Kaya 
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unb ein Pferd befitt, foll entweder foldhe mit einem Mann zum Wegeban fen- 
den, oder die tarifmäßige Geldabfindung zahlen, nad) Wahl bes Surveyor, 
Wenn feine Spanndienfte erforderlich find, follen dafür 3 Dann geſchickt oder 
5 sh, gezahlt werden. Der Wegedienft dauert 8 Stunden täglich; jeder Ar- 
beiter bat ſich mit den nöthigen Werkgengen ſelbſt zu verjehen. Wird aufer 
tem Führer des Geſpanns nicht ein tlichtiger Arbeiter mitgefchidt, oder ver- 
weigern die Arbeiter dem Surveyor ben Gehorfan, fo mag der Wegeaufjeher 
fie entlaffen und die entfprechenden Geldfummen einziehen, als ob gar Hein 
Dienft geleiftet wäre. Ein einjpänniger Karren wird fiir ein Halbgefpann ge- 
rechnet, ein zweiſpänniger Karren für 2/3 Geſpann. Der Surveyor fol 4 Tage 
vorher die statute duty und die einzelen Tage, an welchen fie erforderlich, an- 
Hindigen. Wer fünmig ift mit einen Geſpann verwirkt 10 sh., fiir Karren, 
Bferd und 2 Mann 5 sh., für Karren, Bferd und Mann 3 sh., flir einen Ar- 
beitgmann 2 sh. inter Anweilung der Kriedensrichter kann auch eine Geld⸗ 
ablöfung der Naturaldienfte eintreten, jebod) widerruflih im Fall eines Be- 
dilrfniffes (SS 38. 39). Die Einwohner können 3 Monate im Jahre firiren 
für Saat, Heu⸗- und Erndtezeit, innerhalb deren fein Wegebaudienft geleiftet 
werden foll ($ 43). Die Friedensrichter find generell angewieſen dies Geſetz in 
ihren Bezirken auszuflihren ($ 54). 

Dies ganze Syften fett einen lebendigen Gemeindeverband von Bauern, 
oder wenigftens Pächtern und kleineren fett anfälfigen Leuten voraus. Schon 
zur Zeit der Wegeordnung, 1773, war aber der engliſche Bauernftand in 
weiterer Abnahme begriffen. Durch 34 Geo. III. c. 74; 44 Geo. III. c. 52 
fchreitet daher das Syſtem der Geldabfindungen fichtbar weiter. Man Hagte 
iiberall itber den geringen -realen Werth der Naturalleiftungen, über die Un⸗ 
möglichkeit tur) den Surveyor, — gewöhnlich, einen ziemlich ärmlichen Land⸗ 
mann ober Gewerbtreibenden, — mit ſchlecht geleifteten Naturaldienften bie 
Wege wirkſam in Stand zu halten. Die verfchiedenen Geſetze über die Geld- 
ablöfungen waren allmäfig fo verwickelt und confus geworden, baf fie ſich nicht 
mehr correct handhaben Tiefen. Bergl. 3. 8. ben Report on County Rate 
1834 p. 9. 12. 16 ff. Am entſcheidendſten wirkte jedoch im lebten Menſchen⸗ 
alter die induftrielle Weile der Agrilultur auf den Uebergang in bie reine 
Geldwirthſchaft. | 

Einen ziemlich anſchaulichen Artikel iiber die Wegeorödnungen giebt Burn’s 
Justice v. Highways. Die älteren Monographien, faft nur Compilationen, 
find größtentheils durch die neue Wegeordnung veraltet. Zu nennen ift etiva 
H. W.Woolrych, on the Law of Ways, including Highways, Turnpike 
Roads, etc. 2nd edit. 8. 1847. 


"8119. 
Die nene Wegeordunng, 5 et 6 Will. IV. c. 50. 
Unter gänzlicher oder theilweifer Auffebung von 11 älteren Ger 


fegen erging mit Gefegesfraft vom 26. März 1836 eine neue Weges 
ordnung in 119 Artikeln, 5 et 6 Will. IV. c. 50, an Act to 
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eonsolidate and amend the Laws relating to Hich- 
ways in England, welche fowohl da8 Wegefteuerfgftem als die 
Grundfäge der Verwaltung und die Etellung der Aemter nit une: 
heblich abändert (vorbehaltli der Pavinz Acts für Yondon, der Kunft: 
jtraßen unter Lofalaften und der vorhandenen Commissions of &- 
wers). Die Wegevermwaltung ift nunmehr auf das Syitem der reinen 
Geldwirthſchaft zurückgeführt. Es zeigt fi daher auch die Analogie 
de8 neueren Armenverwaltungs-Spftems: Ernennung der Wegeaufjcher 
durch Wahl der Steuerzahler nach klaſſificirtem Stimmredt in 6 Kal: 
fen, der Verſuch größere Wegebandiftrifte aus vereinigten Kirchipielen 
zu bilden, Anftellung befoldeter Wegebauinfpeltoren. Die Hauptglieder 
des Geſetzes find folgende: 

1. Ernennung der Wegeauffeher und Bildung von 
Parish Boards (88 6—19). Die Wahl der Wegeaufjcher er 
folgt jett durch das Kirchfpiel aus Perſonen von cinem bejtimmmten 
Wähfbarkeitscenfus nach den Grundfägen von der Wahl der Armen: 
auffeher. Es können fid) auch mehre Kirchſpiele unter Genehmigung 
der Friedensrichter fiber einen befoldeten District Surveyor einigen. 
Große Kirchſpiele über 5000 Seelen mögen fi) aud) einen Gemeinde: 
ausſchuß von 5—20 qualificirten Perfonen zur Verwaltung der Brge: 
angelegenheiten bilden, einen befoldeten Einnehmer Treasurer und einen 
befoldeten Assistant Surveyor beftellen. 

2. Reparatur der öffentlihen Wege (88 21—23.) Tie 
neue Wegeordnung Täßt die alte Pfliht der Kirchipiele zur Inſtand⸗ 
haltung unverändert, und fügt nur einige unbedeutendere Modifikationen 
hinzu. ‘Daran reihen fi) einige Vorfchriften für Fülle, wo ein Weg 
der Länge nach getheilt zu verfchiedenen Kirdjfpielen gehört, oder wo 
ein Privatmann ratione tenurae zur Reparatur verpflichtet ift, für 
welche Fülle ein Arrangement durch die Friedensrichter ermöglicht wird. 
(88 58—62). 

3. Die Wegefteuer, Highway Rate, (88 27—-39) tmtt 
vollftändig an die Stelle der alten Naturalmegebaupflicht, indem alle 
älteren darauf bezüglichen Gefege aufgehoben find. Sie wird durch den 
Surveyor ausgefchrieben von alfer visible profitable property im 
Kirchſpiel, wie fie zur Armenfteuer eingeſchätzt ift, einſchließlich aud 
der Holzungen, Bergwerfe und Steinbrücdhe, foweit fie herkömmlich bie 
ber dazır eingefchätt worden find. Keine Steuer darf für den einzelen 
Erhebungstermin 44 pCt. überfteigen, und nicht 124 pCt. auf ein 
ganzes Jahr, ohne Zuftanmung von + der Steuerzahler, die zur We 
ſchlußnahme darüber befonders zu berufen find. Vorbehalten bleibt die 
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Befugniß für Kleinere Grundſtücke ſich mit dem Eigenthimer ftatt des 
Miethers wegen der Etenerzahlung zu vereinbaren, wie bei der Arnıen« 
jtener ($ 30). Wegen der Beitreibung ber Steuern hat der Sur- 
veyor alle Gewalten der Armenauffeher. Mit Genehmigung der vestry 
kann er aber auch einen oder mehre remunerirte collectors .mit glei- 
her Befugniß anftellen, fi) Sicherheit beftellen und fchriftliche Ned)- 
nung legen lafjen (88 3638). 

4. Rechnungslegung des Surveyor (88 3945). Der 
Wegenuffeher hat gefonderte Contos zu führen über alle erhobenen Wege⸗ 
jteuern mit Angabe der einzelen Summen und der Berjonen, von wel⸗ 
hen folche gezahlt und durd) wen fie erhoben find. Er hat ferner 
nad) geſetzlichem Formular Spezialrechnung fiber fämmtlihe Wegeaus⸗ 
gaben zu führen und eine Jahresrechnung ſowohl dem Kirchſpiel als 
den Spezialſitzungen der Friedensrichter zu legen. 

5. Beſchaffung von Wegebaumaterialien (88 46—57). 
Der Surveyor iſt befugt Steine, Kies, Sand und andere Wegebau⸗ 
materialien aus Gemeindegrundſtücken, öffentlichen Flüſſen und Brüchen 
zu entnehmen, auch von uneingehegten Privatgrundſtücken gegen Erſatz 
der angerichteten Beſchädigung, im Nothfall ſelbſt von eingehegten 
Grundſtücken gegen vollen Erſatz. Er kaun mit Zuſtimmung der 
vestry die Beſchaffung derſelben auch in Accord geben, ſich aber da- 
bei nicht ſelbſt betheiligen. 

6. Die Befeitigung von Begehinderniffen und Wege: 
polizei (SS 63—69) ift Schon im Zuſammenhang der Wegepolizei 
(oben 8 42) erörtert. Die darauf bezüglichen Befuguiſſe find theile 
dem Surveyor als bejondere Amtspflichten auferlegt, theild werden 
fie durch Popularklage auf eine Bolizeibuße gegen den Uebertreter gel- 
tend gemacht. 

7. Erridtung von Meilenfteinen und Wegmweijern 
($ 24). In allen Kirchſpielen, die über 3 englifche Dieilen vom Ge— 
neral-Poftamt abliegen, foll der Surveyor auf Beichluß der Vestry 
oder auf Anmweifung der Special Scasion Wegweifer fegen. 

8. Erweiterung, Verlegung und Schließung der Wege 
(868 80-93). Nach der mittelalterlihen Verfaſſung bedurfte es zu 
folhen Acnderungen eines Gabinetsbefchl® aus der Kanzlei, writ ad 
quod damnum, gerichtet an den Sheriff mit der Anweiſung durch 
eine Unterfuchungscommiffion aus der Gemeinde feſtzuſtellen, ob bie 
beabfichtigte Aenderung dem Publifum nachtheilig fein werde. Die. 
neuere Wegeverfaffung überträgt diefe Befugniffe den friedensrichter- 
lichen Sefjionen. 
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9. Berfahren zur Erzwingung der Reparaturen 
(88 I94— 100). Auf eidliche Anzeige eines glaubhaften Zeugen dar- 
über, daß ein Weg nicht in genügenden Stande gehalten ift, Tann je 
der Triedensrichter den Surveyor vor eine Spezialfejjion laden. Dice 
fann einer geeigneten Perfon den Auftrag zur Defihtigung und Br: 
ridhterftattung in einem anzufegenden Zermin geben, zu dem aud) der 
Surveyor zu laden ift; fie kann aud in Perſon oder durch mindejtens 
2 FTriedensrichter Augenschein einnehmen. Wird die Beſchwerde be⸗ 
gründet gefunden, fo verurtheilt die Spezialfigung den Surveyor in 
Geldbuße biß zu 5 2, erläßt eine order zur Vornahme der Reparatur bin: 
nen gefetter Friſt, und erkennt nach fruchtlofem Ablauf derfelben auf eine 
erneute Strafe nad) ben Maßſtab der Koften, die zur Vornahme dr 
Reparatur erforderlich fein werden; vorausgefegt, daß die Verpflichtung 
zur Reparatur nicht ftreitig if. Im legteren Ball laſſen die Arie 
densrichter eine Anklagefchrift (indietment) anfertigen, verpflichten 
die dazu nöthigen Zeugen, und bringen das indietment zur or 
nungsmäßigen Verhandlung an die nädhften Affifen oder Quartal 
figungen. 

10. Beitreibung der Bußen und Prozeßvorſchriften 
(88 101—111). Die Beitreibung der Strafen erfolgt in der Regel 
vor 2 Friedengrichtern, ohne daß es einer fehriftlichen information 
bedarf. Die Bußen werden regelmäßig für Rechnung der Wegebau- 
verwaltung erhoben, die Hälfte dem Denunzianten, außer wenn dieſer 
der Surveyor felbft ift. Beſchwerden gegen eine Steuerausfchreibung, 
Order, Conviction, Judgment oder Determination eines Friedene 
richters oder einer anderen Berfon auf Grund diefes Geſetzes gehen, 
wo nicht ausdrücklich ein Anderes verordnet ift, an die Quartal- 
figungen. Auch können die Ouartalfigungen ex officio durd einen 
status causae bie Entfcheidung der Rechtöfrage an die King's Bench 
bringen. 


*) Bis zı ber neuen Highway Amendment Act 1862, welche im $ 1223. be 
jonders behandelt ift, betreffen die Zuſatzgeſetze zur Wegeordnung m 
vereinzelte Punkte. So 2 et 3 Vict. c. 45; 4 et 5 Vict. c. 59; 5et 6 Vict 
c. 55. 8 9; 8 et 9 Vict. c. 20. $ 47. betreffend die Berpflichtung der Eiſer 
bahngefelfichaften gegen die Wegeverwaltung; 4 et 5 Vict. c. 51 über die Ve 
Ihaffunz von Wegematerialien ans Privatgrundfüden; 8 et 9 Viet. c. TI 

- über Veräußerung von Gemeindegrundftüden zu Wegezweden; 12 et 13 Vic. 
c. 35 betreffend die jährliche VBerichterftattung liber die Koften der öffentlichen 
Wege in England und Wales an den Miniſter des Innern und zur Vorlegung 
beim Parlament; 14 et 15 Viect. c. 16 über die Wegeverwaltung in Cüt 
Wales; 14 et 15 Vict. c. 39 fiber die Einfchägung Meiner Grundſtücke zur 
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Wegeftener. — Auf Grund des Geſetzes 12 et 13 Vict. c. 35 erfcheinen nun 
alljährlich in den Parlamentspapieren Jahresberichte ifher die Einnahmen und 
Ausgaben der öffentlichen Wege in jeder einzelen Grafſchaft, mit Untericheidung 
derer, die von Städten, Ortfchaften, Boards of Health und unter Lolalaften er- 
halten werden. So in den Parl. Papers 1857. Sess. 2. No. 208. XXXVII. 
463. 415. 1858. No. 404. LII. 533. 539. u. ſ. w. 

1) Bei der Ernennung der Wegeauffeher tritt bereits in der neuen Wege- 
ordnung das Prinzip der Arbeitstheilung md ber bejoldeten Beamten auf, 
woranf nachher in dem Abſchnitt vom Amt der Wegcauffeher ($ 120, 120a.) 
zuriichulommen if. Das Board kann auch Grundftüde für die Zivede der 
MWegeverwaltung erwerben. 

2) Die Reparaturpfliht der Wege it nur in Nebenpunkten modificirt: 
s 21 (22) ändert die oben erwähnte Beſtimmung, nad) welcher die Anfahrt zu 
einer Brüde 300 Yuß weit vom Ende berfelben von der Grafidhaft übernom- 
men werden follte, und legt jett diefe Laft dem Kirchfpiel auf. — — Im 8 23 
wird eine wichtige Klaufel hinzugefügt, welche einen naheliegenden Mifbraud) 
der dedication verhiten fol. Damit nicht durch willkürliche dedication eine 
&emeinde mit ber Reparatur eines unnützen oder fchlecht gebauten Weges be- 
laſtet werde, fo foll 3 Donate vorher dem Wegeauffeher des Kirchſpiels Kennt- 
niß gegeben werden von der Abficht, einen Weg dem gemeinen Gebrauch zu 
wibmen. Darauf wird eine Gemeindeverfanmmlung berufen, um zu erwägen, 
ob der Weg von Hinreichendem Nuten if, um eine Uebernahme ber Reparatur 
durch die Gemeinde zu rechtfertigen. Stimmt die Ortsgemeinde dagegen, jo 
haben die Friedensrichter in der nächften Spezialfeifion für Wege-Angelegenheiten 
die Frage zu enticheiden. Der Weg muß jedoch folide ud dauerhaft angelegt 
fein, wenn die Gemeinde zur Erhaltung genöthigt werden fol. Cine Berfüu- 
mung diejer Kormvorfchriften entbindet die Gemeinden von der Reparaturpflicht; 
iibrigens bleibt es ein öffentliher Weg in anderen Beziehungen, 3. B. fiir die 
Stage nad) der Strafbarkeit von Wegeunfug (Roberts v. Hunt, 15 Q. B. 17). 

3) Wegefteuer. Das Geſetz giebt ein Formular (No. IV.) für die Einſchätzungs⸗ 
Iiften enthaltend (1.) den Namen bes .eingefchätten occupier, (2) die Vezeich- 
nung des Grundſtücks, (3.) den Jahresertrag, wie fiir die Armenftener, (4.) die 
Eumme, zu weldher der occupier nad) dem flir das nächſte Jahr angenoit- 
menen Progentfag, aljo 3. B. 10 d. auf das L., eingeihätt wird. Die Ein- 
fhätungalifte wird vom Surveyor gezeichnet, von 2 riedensrichtern beftätigt 
und publicirt. Das nähere itber die Highway Rate fiehe oben $ 16. Str» 
thilmer in der Veranlagung darf der Surveyor mit Genehmigung der Special 
Sessions verbeffern. Auch können 2 Sriedensrichter in einer Spezialfigung 
einen ansgefchriebenen Beitrag nad) Anhörung des Surveyor Armuthshalber 
niederjchlagen ($ 32). Grundftlide, die bisher durch Spezialakte beitragsfrei 
waren, follen e8 auch ferner bleiben ($ 33). 

Obgleich tie alte statute duty grundſätzlich aufgehoben ift, fo kann fie 
doch nah 8 35 der Wegeordnung gewiflermaßen fubfidiär wieder aufleben. 
Auf Antrag zweier Steuerzahler foll nämlich der Surveyor eine Gemeindevta⸗ 
fanımlung berufen zur Beſchlußnahme darüber, ob etiva die Steuerzahler, welche 
Beſitzer von Gefpannen find, das Anfahren der Wegebanmaterialien unter ſich 
vertheilen wollen nad) Verhältniß ihres Steuerſatzes. Wenn die Majorität dies 
befchließt, ſo foll der Surveyor nach einem bon der Spezialjeifion feftgeftellten 
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Tarif pro Kubikyard und Meile ihnen die uhren bezahlen, voransgeſetzt, tır 
der Naturaldienft in der vom Surveyor angeordneten Weiſe und nad deic: 
Zeit- und Ortsbeſtimmung erfolgt, worüber im Fall des Streits die Spezial 
jeffion entjcheidet. Durch 25 et 26 Vict. c. 61. 8 42. ift auch dieier lerie 
Heft von Naturalleiftungen aufgehoben. 

4) Rechnungslegung. Das Formular für die Epezialrechnungen No. V :ükc: 
Tagelohn, Koften fir Sefpann, Dlaterialien, SHandwerlerrehnuugen, Acc 
arbeiten 2c.) ift im Geſetz fehr detailirt vorgezeichnet, und foll bei 5 L. trat 
zur Einſicht der Steuerzahler offen liegen ($ 40). Die Jahresrechnung ick 
binnen 14 Tagen nad) Ernennung des nenen Wegeanffehers der vestry vorge 
legt und nad Befinden ein Ertract daraus gedrudt werden (3 44). BRinnca 
einem Monat ift dann die Jahresrechnung den Spezialfitungen der Friedene 
richter zu Tegen, wo die Rechnung zu verificiren, zu prüfen und der Survever 
über einzele Punkte nöthigenfalls eidlich zu Hören ift (SS 44. 45). Ablieferung 
an-den Amtsnacdjfolger bei 5 2. Etrafe ($ 42). 

5) Beichaffung der Banmaterialien. Wenn der Wegeaufjeher Steine rcı 
Privatgrumdfiiden entnehmen will ohne Conſens des Eigenthiimers, fo bei 
e8 einer vorgängigen Ladung vor zwei Friedensrichtern, die nach Anbörun; 
der Weigerungsgräünde eine fchriftliche Licence zn ertheilen haben ($ 51. Fet 
mular X.). Will er das Material von eingehegten Grundſtücken entnehmen, ic 
bedarf e8 einer fchriftlichen Anzeige einen Monat vorher, Ertheilung einer order 
nach contradictorifchhenm Verfahren (F 53), mit vollem Erſatz auch des Waten:i: 
nad) Feftftellung der Special Sessions ($ 54). Gruben, Höhlen sc., die ha 
diefer Gelegenheit entftanden, foll der Surveyor bei 10 2. Buße zumerien, at- 
flachen oder ficher einhegen, nud die Einhegungen erhalten ($ 55). Unter 5. 
Buße muß bei den Nachgrabungen eine Gefährdung von Brüden, Gebänter, 
Bergwerlen, öffentlichen Wegen nnd anderen Bananlagen vermieden werk: 
($ 57). — Beiläufig mag hier die Beftinunung ermähnt werden ($ 25), d35 
während der Reparatur eines öffentlichen Weges die. benachbarten Grumdbrize 
fi) interimiftifch das Meberfahren über ihre Grundftüde mit Ausnahme von 
Parks, Gärten und eingehegten Grundſtücken gefallen laſſen müflen gegen cız 
von den Special Sessions zu arbitrirende Entſchädigung. Schon nad) gemeinen 
Recht durfte Teder iiber das Nachbargrundftüc gehen, wo ein öffentlicger Sez 
nicht paffirbar war. 

6) Die Wegehinderniffe fielen fchon nad} Common Law unter die publi. 
nuisances I Hawkins cap. 76. $ 48. Die Wegeordnung bat fie jehr ipe 
zialifirt. Wegehinderniffe durch Schneemaffen oder Abftürzung hat der Sur- 
veyor wegzufcaffen, binnen 24 Etunden nad erhaltener Notiz von einen: 
Triedensrichter ($ 26. Formular VII). Keine Anpflanzungen in einer Gate 
nung von 15 Fuß von dem Kentrum des Weges follen geduldet werden (5 4 
Berfahren gegen ſchädliche Heden, befchattende Bänme ꝛc. (SS 65. 66. Te 
Surveyor hat die Seitengräben rein zu halten und nad; Bebürfnig Rinmen :ı 
Tegen und Brücken auch in benachbarte Grundftlide gegen eine von der Speciil 

® Session zu arbitrivende Entſchädigung (88 67. 68). Bananlagen und andere 
Eingriffe in das Wegegebiet hat der Surveyor zır befeitigen; die Koſten durü: 
werden von einer Special Session fetgeftellt und mit der Polizeibuße von dem 
Vebertreter eingezogen. — Anlage von Mühlen, Dampfmafchinen :c. im gewiñer 
Entfernung vom Wege (8: 70). Berpflihtung der Eifenbahnen zur Einbegung 
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der Kreuzwege ($ 71). Strafordnung für eine Tange Reihe von Fällen eines 
Wegeunfugs (88 72. 73). Pfändung von dibergetrichenem Vieh (88 73—75). 
Vorſchrift über Zeihnung aller Wagen mit dem Namen des Kigenthiimers 
($ 76). Ueber die Pflichten der Wagenführer und Verhaftung unbekannter 
Uebertreter (88 77-79). 

7) Die Wegeweifer follen errichtet werben in Stein oder Holz an der geeig- 
netfien Stelle, wo ſich miehre Wege kreuzen, mit leferlichen Buchjtaben von wenig: 
ſtens 1 Zoll Höhe und verhältnifmäßiger Breite, enthaltend den Namen der 
Drtfchaft wohin er führt. Ebenfo find Steine oder Pfoften zu ſetzen zur Be- 
zeichnung der Grenzen des Fandiveges, mit der Bezeichnung des Kirchfpiels, zu 
welchem folcher gehört. Fuß⸗ und NReitwege find durd Pfoften, Steine oder 
fonft gegen den Fahrweg einzuhegen. Wo Ueberſchwemmungen eintreten, ift 
durch Fluthpfoften die R'chtung des Weges anzugeben. 

8) Erweiterung und Schließung der Wege Die Normalbreite eines 
Fahrweges foll 20 Fuß fein, eines Reitweges 8 Fuß, eines Seitenweges für 
Fußgänger wo mögli 3 Fuß ($ 80), worauf der Surveyor bei Aulage der 
Wege zu fehen Hat. Auf Angenſchein zweier riedensrichter kaun aber auch im 
Tall des .Beditrfniffes die Heine Bezirksfigung eine Erweiterung des Fahrweges 
bis auf 30 Fuß anordnen, vorbehaltlic) der Schonung von Gebäuden, Gärten 
uud eingehegten Grumdftücen ($ 82. Formular XVL) Der Erfaß dafür wird 
in Ermangelung gütlicher Einigung durch eine Jury feftgeftellt. Wo die Wege- 
fteuer nicht ausreicht, fan die Duartalfitsung einen Zufchlag bis zu "a 
ansfchreiben. Durch Zahlung der Entfchädigungsfinnme wird das dazu abge- 
tretene Land ein Theil des öffentlichen Weges ($ 82 cit.). Das noch umftänd- 
lichere Berfahren bei Verlegung und Schließung von Wegen f. nachher bei den 
Tunktionen der Friedensridhter $ 121. 

3 Erzwingung der Reparaturen. Iſt der aufer Reparatur befindliche 
Weg eine turnpike road, fo wird der Echatsmeifter, Surveyor oder fonftige 
Beamte des Ehauflee- Verbandes zur Verantwortung geladen ($ 94). Kommt 
die Rechtsfrage über bie Reparaturpflicht zur Entjcheidung der Duartalfigung, 
fo wird dem Augellagten das Certiorari au die King’s Bench ausdrüdlid) 
vorbehalten ($ 95. Das frühere Berfahren von Amtswegen durd) present- 
ment gegen die Bewohner eines Kirchipiels oder gegen den Reparaturpflichtigen 
wird ausdrücklich aufgehoben ($ 99). Von nenem geändert ift das Berfahren 
durch 25 et 26 Vict. c. 61 (unten $ 121a.). 

10) Prozeßvorſchriften. Ueber Zengenladungen ($ 102), Beitreibung der 
Bußen und Koften (SS 103. 104), Appellationen (105—108). Kaffation wegen 
eines Formmangels und Certiorari ift dabei ausdrücklich ausgeichloffen, ausge» 
nonimen für den Angellagten, der prinzipiell feine Reparaturpflicht beftreitet 
($ 95). — Alle Klagen aus dem Geſetz wegen irgend eines Acts, der in Ge— 
mäßheit oder unter Autorität diefes Gejees vorgenommen ift, verjähren in 
drei Monaten. 


8 120. 
Das Amt der Surveyors of Highways. 


Einer befonderen Hervorhebung bedarf nod) da8 Amt, in welches 
ſich jeit der Zeit der Tudors die alte Wegepflicht der Gemeinden durch 
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Arbeitstheilung concentrirt hatte. Wie die Armenverfafjung Jahr⸗ 
hunderte lang eigentlih nur in dem Amt der Armenaufjeher beftcht, 
jo ift die Wegeverfaffung enthalten in dem Amt der Surveyors unter 
Decernat der Friedensrichter. Die einzelen Amtegefhäfte des Sur- 
veyor find zwar im Verlauf der Zeit äußerlich ungefähr diefelben ge: 
blieben, das relative Verhältniß ihrer Wichtigkeit Hat ſich aber ge- 
ändert feit der Aufhebung der alten Wegebaudienfte.. ES fteht jegt 
obenan: . 

1. Das Gefhäft der periodifchen Einfhägung, Ausſchrei— 
bung uud Beitreibung der Highway Rate, weldye der Sar- 
veyor, ganz analog dem Verfahren der Armenauffeher, periodijch vor: 
zunehmen hat, W.-D. 88 27 —34; 12 et 13 Vict. c. 14. Ad 
hier tritt jedoch ſchon das Syſtem der Arbeitstheilung ein. ‘Der Sur- 
veyor darf mit Zuftimmung der vestry einen oder mehre Collectors 
anjtellen, folche nad) Befinden entlaffen und dem Collector aus ber 
Steuer eine Remuneration bewilligen wie jie die vestry angemeijen 
befindet. Der Collector übernimmt dann bie Einfammlung und die 
ereeutivifche Beitreibung der ausgefchriebenen Beiträge, und unterliegt 
einer ſummariſchen Beftrafung der Friedensrihter im Fall irgend einer 
„Säumniß in feinen Amtspflihten,” (W.-D. 88 36—38). 

2. Die urfprüngliche Hauptpflicht des Aufjehere zur wirklichen 
Knftandhaltung der Gemeindemwege beftcht jetst nicht mehr in 
einer Berufung der Gemeinde zu Hand» und Spaundienften, jondern 
in der Annahme von Lohnfuhrwerk und Lohnarbeitern, unter fort- 
dauernder Befugniß Steine und andere Baumaterialien auch von Privat- 
grundftücen zu entnehmen. Mit Conſens der vestry Tann er jold« 
Gefchäfte in Accord geben. Erzwungen wird diefe Verpflichtung durd 
Strafbefchle der Friedensrichtr. Auf Anweifung der Friedensricter 
in den Spezialfigungen oder mit Zuftimmung der Vestry hat der 
Surveyor fodann reglementsmäßige Wegeweifer, Grenzpfähle 
und dgl. ſetzen zu laſſen. 

3. Er Hat zu überwachen die Beobachtung der polizeilichen Bor: 
fchriften über die Erhaltung der freien Paſſage und über die 
Benugung der Wege (oben ©. 643), wobei ihm neben den vom &%: 
jet gegebenen Popularklagen noch bejondere Pflichten auferlegt find zur 
Befeitigung von Schneemaffen und anderen Hinderniffen, Pfändung 
don Vieh u. dergl. Dazu Spezialftrafandrohungen für den Fall, daß 
er felbft Steine oder Baumaterialien zur Nachtzeit in einer ber Paflage 
gefährlichen Weife liegen läßt (W.-D. $ 56). Zu den allgemeinen 
Obliegenheiten gehört die wichtige, auch in England freilid ſehr 
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vernachläffigte Pflicht, die der Bffentlichen Fußſteige gegen eigenmäch⸗ 
tige Einziehung zu fchäken. 

4. Seine Pflicht zur Rehnungslegung umfaßt ſowohl die 
Buchung aller Einnahmen und Ausgaben in eine Generalrechnung, als 
die Führung laufender Spezialvehhnungen über Materialien, Tagelühne 
und fonftige Einzelverausgabungen, die jpäteftens binnen 8 Tagen einzu» 
tragen find zur Einſicht für jeden Steuerzahler (W.⸗O. 8 40). 
Am Schluffe des Amtsjahrs Hat er die eidlich verificirten Rechnungen 
feinem Amtsnachfolger auszuhändigen, feine Schlußrechnung ſowohl 
der verfammelten vestry wie der Spezialfikung der Friedensrichter 
vorzulegen, über deren Richtigkeit und über etwa erhobene Beſchwerden 
ih von den Friedensrichtern eidlich verhören zu laffen und einen Gene⸗ 
ralbericht*) über den Zuftand der Wege zu erftatten ( W.⸗O. 88 42 - 45). 

Diefen Amtsgeſchäften entfprechend erfolgt die Anftellung des 
Sarveyor nad) Analogie der Armenaufjeher in älterer wie in neuerer 
Zeit. Nach der Wegeordnung von 1773 8 1 follten fi Beamte und 
Kirchſpielsgenoſſen jährlih am 22. September 11 Uhr verfammeln, 
und mit Stimmenmehrheit eine Lifte von 10 zum Amt geeigneten Ge- 
meindemitgliedern entwerfen aus Perfonen von 60 Thlr. ©. Grund- 
anfommen, oder 180 Thlr. ©. Miethe, oder 600 Thlr. G. in beweg⸗ 
lichem Bermögen. Die jo Nominirten werden zu einer Spezialfigung 
geladen, damit der von den Friedensrichtern Ernannte das Amt ent- 
weder annehme oder feine Gründe für die Ablehnung vorbringe. Die 
Sriedensrichter ernannten mach diefer Vorerörterung einen oder mehre 
Surveyors, gewöhnlich aus der Lifte, doc, ohne rechtlich daran gebun- 
den zu fein. ‘Der Ernannte mußte bei 5 %. Buße das Amt annehmen. 
Im Nothfall Tonnten auch benachbarte Einwohner der Grafichaft im 
Umfreis von 3 engl. Meilen ernannt werden. Wer ein Jahr gedient 
hatte war für die folgenden 3 Jahre befreit. Im Falle keine Lifte ein⸗ 
gereicht wurde oder der Ernannte die Uebernahme verweigerte, Tonnten die 
Friedensrichter auch einen bejoldeten Auffeher ernennen, deſſen Gehalt 
aus den Wegebußen zu beftreiten und nicht 4 der Wegefteuer (zu 24 
p&t.) überfteigen follte (8 2). Auch mochte die Gemeindeverfammlung 
mit 4 der Stimmen ben Friedensrichtern die Anftellung eines befolde- 
ten Aufjehers anempfehlen ($ 5). 

Als num aber mit der neuen Wegeordnung die reine Gelbwirth- 
ſchaft auftrat, ergab fich fehr bald eine Wegeftenerlaft von 10,000,000 
Thlr. &. und darüber, bei welcher fich das Recht der Steuerzahler 
ebenjo wenig ignoriren ließ wie bei ber Armentaxe. Daher die neue 
Borichrift 5 et 6 Will. IV. c. 50, nad; welcher bie Steuerzahler des 


Gneiſt, Engl. Communalverfafſung. 
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Kirchſpiels bei ihrer erften Gemeindeverfammlung zur Nomination der 
jährlichen Armenauffeher zugleich die Wahl eines. oder mehrer Survey- 
ors für das nächſte Amtsjahr in analoger Weife nach Haififteirtem 
Stimmreht vorzunehmen haben. Der Gewählte muß Beſitzer von 
60 Thlr. G. Grundrente, oder Miether oder Pächter von 120 Thfr. 
G. jährlich, oder Befiger eines beweglichen VBernrögens von 600 Thir. 
G. fein, kann jedoch mit fchriftlicher Genehmigung der Spegialfejjion 
einen geeigneten Subftituten beftellen ($ 7). Wer die lichernaßeme 
ohne Nachweifung eines genügenden Grundes (nad) Analogie der Ar: 
menauffeher) verweigert, verwirkt eine Geldbuße bis 20 L. vor 2 Are 
dbensrichtern (8 8). Der frühere Surveyor ijt wieder wählbar. Aue 
der älteren Geſetzgebung ift beibehalten das fubfidiäre Eruenuung* 
recht der Triedensrichter, melches eintritt, wenn die Gemeinde-Berfamm: 
fung die Wahl vorzunehmen verfäumt, ober verweigert, oder der Er: 
nannte ftirbt, oder die Qualification verliert, oder Die Uebernahme dr 
Amts verweigert, oder die Ausführung der Pflichten des Amts ver: 
fänmt: in welchen Fällen die Friedensrichter biß zum nächſten Wahl: 
termin einen andern ernennen mögen, mit oder ohne Gehalt. Wie bei 
der Armenveriwaltung zeigt fi) nun aber mit der Geldwirtbfcheft and 
die Neigung zur weiteren Zertbeilung des Amts und zur Subftitnirung 
befoldeter Beamten, der die neue Gefeßgebung nad allen Seiten hin 
Vorſchub leiftet. 

1. Schon nad) der Wegeorbnung ($ 9) Tann die Gemeindener: 
fammlung mit einfacher Majorität befchließen, anjtatt den Fricdent 
richtern eine Lifte verpflichteter Perjonen einzureichen, einen bejoldeten 
Surveyor zu ernennen, ihm eine ftempelfreie Veftallung durch deu 
Borfigenden auszufertigen, und fein Gehalt aus der Wegeftener belie 
big zu beftimmen. Auch können die Friedensrichter, wo fie ex oflcio 
eine Ernennung vornehmen, fogleich nad) Belieben einen befoldeten e: 
nennen.**) 

2. Es fünnen auch mehre Kirdhfpiele zu dem Zweck zujammen- 
treten und durch Beſchluß einer Spezialfikung vereinigt werben, — 
oder wenn fie verichiedenen Diviftonen zugehören, durch Beſchluß der 
Quartalfigung (88 13. 17). Die Friedensrichter ernennen dann aut 
den von den einzelen Kirchfpielen vorgefchlagenen Perfonen einen Di- 
strict Surveyor, der mit Ausnahme der Ausfchreibung und Cr: 
bebung der Wegefteuer alle Verwaltungspflichten eines Gemeinde-Sur- 
veyor bat, und die auflommenden Gelder getrennt für die Wegerer 
waltung der einzelen Kirchfpiele verwendet. Er erhält darans von ir 
dem Kirchſpiel das vereinbarte Gehalt. Die Vereinigung dauert vor 
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läufig auf 3 Jahre, und dann weiter fo lange bis ein Kirchfpiel mit 

zwölfmonatlicher Kündigung feinen Rücktritt erklärt. 

3. Kirchſpiele über 5000 Seelen fünnen auch durch einen Ge: 
meindebefchluß mit 3 der Stimmen die Bildung eines Gemeindeaus⸗ 
ihufjes für Die Wegeverwaltung, Board for Superintendence 
ofthe Highways einfegen, weldher aus 5—20 Berfonen, — an- 
fäffigen zur Armenfteuer eingefhägten householders mit dem Quali— 
fikationscenſus zu einem Surveyor — gebildet wird. Auf dies 
board geht dann die Ausführung des Wegegeſetzes über mit allen 
verfajfungsmäßigen Rechten der Vestry und des ordentlichen Sur- 
veyor. Das board Hat nad) dem Geſetz die Rechte einer Corpora- 
tion und die Befugniß einen bejoldeten Clerk to the board, einen bejolde- 
ten Collector, einen befjoldeten Assistant Surveyor für die laufende 
Vegeverwaltung, einen Treasurer für die Kaffenverwaltung zu ernen- 
nen. Am Schluß des Jahres ſoll das Board der Gemeindeverfamm- 
lung feine Protokolle und Abjchrift aller Rechnungen vorlegen. Nach 
den jpäteren Nuisances Removal Acts hat das board auch die weis 
ter gehenden Gewalten jenes Geſetzes zur Bejeitigung bon nuisances 
(oben 8 113). 

*) Zu dem Generalberidht des Surveyor giebt das Geſetz das Formular 
No. IX. nad) folgenden 12 Rubrilen: Zuftand der Straßen und Landıvege, ber 
Drüden, der Damme, der Heden und Abzugsgräben, der Durchläufe; Weberficht 
aller Fälle eines Wegeunfugs und aller Eingriffe in das Wegegebiet; Aus- 
dehnung der Straßen und Landivege, welche das Kirchfpiel zu erhalten ver- 
pflichtet ift; welcher Theil berjelben ift reparirt? mit welchen Materialien? mit 
welchen Koften? welcher Betrag an Wegefteuern ift während des Jahres er- 
hoben ?_ Dies Syftem der Generalberihte kommt auch ſchon in der Älteren 
Wegeordnung vor. 

*+) Die Anftellung befoldeter Surveyors wurbe durch die wirthichaft- 
lichen Anfchauungen der neuen Gejellfchaft hier wieder über das Bebürfniß 
hinaus befördert. In Gemeinden mit einem umfangreichen Wegeſyſtem, tie 
fie zuweilen mit einer Wegeverwaltung von 45 engl. Meilen vorlommen (vgl. 
Report on County Rates 1834 p. 7), modte dieſer faufmännifche Berwal- 
tungsmodus wohl indicirt fein. Aber weit über dies Bedürfniß hinaus beför⸗ 
dert die Gejetgebung Hier wieder eifrig die Zerftörung des alten Gemeinde- 
amts durch befoldete Beamte mit Heinem Gehalt. Hand in Hand damit geht 
die Zertheilung. Neben die alten Surveyors Tann bie Vestry durch beliebigen 
Beſchluß befoldete Collectors ftellen; neben ben District Surveyors dauern bie 
Kirchfpiels-Surveyors nur fir die Einſchätzung ber Wegefteuer fort. Nach der Bil- 
dung eines board Iöft fi alles in das Schema der Armenverwaltung auf, wie 
denn auch fchon ein Geſetzentwurf eingebradjt wurde, um dem Board of Guar- 
dians das Recht der Vereinigung von Kirdjipielen und die NRevifion der Red- 
nungen zu übertragen. Wäre der Gejekentwurf durchgegangen, der die Ab- 
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übertragen wollte, fo wäre damit folgerecht die materielle Eontrole ver genen 
Verwaltung auf diefe vom Armenamt gänzlich abhängigen Beamten übergegangen, 
und damit der Kreis des minifteriellen Oberanfficätsrechts im neuen Selfgovern- 
ment ziemlid) abgerundet worden. Pollftändig wird ein Syſtem von befoldetea 
Beamten in Berbindung mit ziwangsweifer Bildung von Sammtgemeinden ia 
der neuen Amendment Act durdägeführt, jedoch unter Beibehaltung der örie⸗ 
densrichterlichen Gewalten. Diefe neufte Reform bildet fo fehr ein zujamme- 
bängendes Ganze, daß fie nunmehr als folches in dem nächſtfolgenden Pare- 
graphen zu geben ift. 


8 120a. 


Die Nenbildung von Sammtgemeinden für die Wegepermwaltung. 
Distriet Boards, 25 et 36 Vict. c. 61. 


Das neue Geſetz 25 et 26 Vict. c. 61, An Act for the bet- 
ter management of highways, hat die Abfiht, die ſchon im ber 
Wegeordnung enthaltenen District Boards, alfo die Bildung von 
Sammtgemeinden für Zwecke der Wegeverwaltung, zwangsweiſe 
durchzuführen, um dadurd die Mittel zur Anftellung techniſcher 
und gefchäftsfundiger Beamten zu gewinnen, in ähnlicher Weiſe wie 
für die Armenverwaltung. Wo diefer Zweck fchon erreicht mar, bleibt 
das neue Gefe außer Anwendung; es gilt alfo nur in subsidium. 

Ausgefchlofen bleiben nämlich (nad) 8 7) die Bezirke, melde nadı 
der Wegeordnung von 1836 8 18 zu Sammtgemeinden und Distriet 
Boards fon verbunden find, oder binnen 6 Monaten nach Bublite- 
tion des neuen Geſetzes ſich in ſolcher Weife verbinden; in folden 
Kirchipielen foll das neue Gefeß wenigftens nicht ohne Zuftimmung 
der vestry erfolgen. In ftädtifchen Kirchipielen ſoll es nicht oba 
Zuftimmung des ftädtijchen Gemeinderath8 und ber befonderen Kird- 
ſpielsverſammlung eingeführt werden. Es bleibt ferner ausgejchloffen, 
wo unter der Public Health Act bereitS District Boards beftehen, 
und da, wo bie Metropolis Management Act, die Local Goren- 
ment Act, oder eine befondere Lokal⸗Akte diefe Verhältniffe bereits ge: 
ordnet hat. Es bleibt ferner außer Anwendung in Sid-Wales, we 
gen des jchon vorhandenen befonderen Geſetzes 14 et 15 Vict. c. 16 
Jedes Kirchipiel, wenn auch dem neuen Gefeß bereits einverleibt, fann 
wiederum ausfcheiden, wenn es ſich nachträglich der Local Gover- 
ment Act unterwirft ($ 41). 

Mit Ausschluß diefer Fälle fo fich aber die neue Formation auf 
alte Graffchaften von England und Wales erftredten und demnach alle 
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(ändfichen Gemeinden auch wider ihren Willen durch Beſchlüſſe der 
driedensrichter zu Wegediftriften vereinigen, foweit nad) Ermeffen der 
Onartalfigungen ein praftifches Bedürfniß dafür vorhanden if. Zu— 
gleich find damit fo mannigfaltige Aenderungen. verbunden, daß, ver: 
pleihbar dem Syſtem der Public Health Act, folgende 6 Richtun⸗ 
gen hervortreten. 

I. Die Einführung des Geſetzes ift obligatorifch, nad) 
endgültiger Entfcheidung der Quartalfigungen. Auf Antrag von 5 oder 
mehren aus ihrer Mitte können die riedensrichter in einer general 
session befchließen, ihre Grafſchaft oder einen Theil der Graffchaft in 
„Highway Disiricts für die beffere Verwaltung der Wege“ zu thei- 
In. Es geſchieht dies durd eine provisional order, welche den Na⸗ 
men des Diftrilts und die Zahl der in jeder Wegebaugemeinde in Zu- 
kunft zu wählenden Unterauffeher, waywardens, beftimmt. Inner⸗ 
halb 6 Monaten wird dann in einer weiteren Generalfigung jene 
Order nad nochmaliger Prüfung der Verhältniſſe für endgültig er- 
klärt und publicirt; nachdem inzwischen durch formelle Bekanntmachun⸗ 
gen und Notifilationen an die Ortögemeindebeamten (Kirchenvorfteher, 
Armen- und Wegeaufjeher) hinreichend dafür geforgt ift, daß alle los 
kalen Intereſſen und Anfprüde vor der endgültigen Beichlußnahme 
gehört und berüchfichtigt werden können (SS 5. 6). Drei Monate 
nach der Publifation wird die definitive Drder abjolut unanfechtbar 
(8 3). 

1. Der Zwed des Gefeges ift, die laufende Adminiftration 
der Wege den biöherigen surveyors of higbways abzunehmen, und 
dafür gewählte boards mit befoldeten Beamten zu fuhftituiren. Das 
Eigenthum und die Fonds, die Rechte und die Verbindlichkeiten der 
bisherigen Wegeverwaltungen in dem einzelen Kirchfpiel gehen auf das 
District Board der Sammtgemeinde über ($ 11), welches zu dieſem 
Zwed incorporirt wird ($ 9) und als Nechtsnachfolger, successor in 
oflice, der früheren surveyors of highways behandelt wird (8 43). 
Den Ortsbeamten bleiben nur die älteren Pflichten bei der Steuer- 
erhebung (S 43 cit.). Folgerecht ift das nächſtverpflichtete Sub- 
ject für die Unterhaltung der Wege das District Board und feine 
Beamten (8 17). Bei dem Anflageverfahren wegen verfäumter Re⸗ 
paratur ergeht die Ladung zur Verantwortung an das Board, und 
wenn es jchliehlich bis zu einer Vornahme der Wegebefferung durch 
einen Dritten im Wege der executio ad faciendum fommt, fo bil- 
den diefe Wegekoften ebenfo wie alle Prozeßkoſten nur eine Geldver- 
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pflichtung des Wegefonds, unter Wegfall aller perfönficher Verhaftung 
der örtlichen Beamten. ” 

III. Die Wegefteuer, Highway Rate, dauert al® geion⸗ 
derte Steuer nur in den verhältnigmäßig feltenen Fällen fort, wo ın 
einem Kirchipiel Grundſtücke vorfommen, die zur IWegeftener verpflich 
tet, aber von der Armenfteuer befreit find. Abgeſehen davon werden 
die fümmtlichen Koften der Wegeverwaltung künftig aus der ponr 
rate beftritten, und es wird dafür (1) ein District Fund gebildet, 
der die Beamtenbefoldungen und Gemeinkoften des Wegebaudiftritts 
trägt, und zu welchem jedes Kirchfpiel nach dem Durchſchnittsbetrog 
feiner Wegeloften in den legten 3 Jahren beiträgt. (2) Alfe übrigen 
Koften, alfo namentlich die Erhaltungskoften jedes einzelen Weges in 
feinem Gebiet trägt jedes Kirchſpiel gefondert aus jeiner Armenfteuer. 
(88 2224). 

IV. . Die befoldeten Beamten, welde zur Ausführung ds 
neuen Syſtems beftimmt find, werden nunmehr durch das District 
Board ernannt. ($ 12). Daffelbe beruft unter Handjchrift md Sir 
gel einen Treasurer, einen Clerk, einen District Surveyor, unt 
nöthigenfalls einen affiftirenden surveyor, beſchließt über die Cutisi 
jung, und beftimmt die Gehalte diefer Beamten, deren Amtopflichter 
da8 Geſetz näher normirt (88 13—15). 

V. Das abminiftrirende District Board nah bem 
neuen Gefet wird zufammengefeßt aus ben gewählten Ortsbeamten 
(waywardens), denen die aktiven Friedensridhter des Bee 
diftrictd ex ofhicio hinzutreten. Jede wegebaupflichtige Gemeinde, — 
parish im Sinne diefer Wegeordnung, — wählt einen waywarden: 
größere Gemeinden deren mehre, nad Feitfegung ber friebensrihte: 
(ihen order. Das Wahlamt dauert ein Jahr, vorbehaltlidh der 
Wiederwahl. Für den Wahlaft gelten die bisherigen Grundfäge der 
Wegeordnung für die Wahlen der surveyors of highways. Da aber 
die jegigen Beamten nur einen Theil der Amtspflicdhten der älteren 
Surveyors in Unterordnung unter das board üben, fo ift der beidri- 
denere Name „waywarden“ fubjtituirt. Das board ift durd det 
Geſetz inkorporirt. Seine Verhandlungen haben öffentlichen Glauben. 
Es finden alljährlich mindeftens 4 Siyungen ftatt, fiir welche bie Ee 
feg eine kurze Gefchäftsordnung beifügt. 

VI Die Oberinftanz ift durch das nene Geſetz nicht verän 
dert. Den Friedensrichtern bleibt ihre Stellung als Strafrichter für 
das Bußfuftem und bei dem Strafverfahren wegen verfäumter Repe 
. raturpflidt. Doc fol kein Friedensrichter als Obrigkeit decretiren in 
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Dingen, in welchen er als Mitglied des board thätig gewejen (8 38). 
Beftreitet eine Gemeinde auf erlaffene Reparaturorder die Erhaltungs- 
pfliht de8 Weges, jo follen die Friedensrichter ein indietment ver- 
anlafjen, und jo bei den nächſten Affifen oder Quartalfikungen 
die Frage danach im geordneten Rechtswege zum Austrag bringen 
($ 19). Bei allen Entjcheidungen, beren Objekt über 5 2. beträgt, 
ift Appellation an die Quartaffigungen, bei Fragen der Unterhaltungs- 
pflicht auch das certiorari ausdrücdlid vorbehalten ($ 18). Die ma- 
terielle Rechnungsrevifion (audit) erfolgt dur) das District board 
felbftändig, ohne Einwirkung einer adminiftrativen Oberinftanz (8 25). 
Wegen Ueberbürdung ift fowohl den waywardens wie den einzelen 
Stenerzahlern die Appellation an die Quarter Sessions gegeben ($ 26). 
Die Befugniffe des Minifters des Innern beſchränken ſich auf bie 
jährlich einzureichenden Etatsüberfichten, die nach vorgefchriebenen For- 
mularen anzufertigen find (88 27. 29). 


1) Die Einführung des Geſetzes erinnert in manchen Beziehungen an das 
zwedimäßige Verfahren bei der Neubildung der engeren Polizeiverwaltungs- 
Bezirke, Sessional Divisions nad). 9 Geo. IV. c. 43. (oben $ 54.) Das Ge- 
ſetz fol Novelle und integrirenber Theil Ber Hauptwegeordbnung von 
1836 fein, die nun im Sprachgebraud; bes Gefetes „the principal act“ heißt. 
Es ift dies wichtig für die Interpretation, und zugleich erflärt fih daraus bie 
bei aller Umfländlichleit etwas fragmentarifche Anordnung der Novelle: Vorbe⸗ 
ffimmungen und Interpretationsklauſeln (Art. 14); Bildung der Highway 
Distriets (5—8); Bildung der Highway Boards (9); Wahl der Waywardens 
(10); rechtliche Folgen ber Bildung eines Highway District (11); Ernennung 
der Beamten (12—16); works and duties of board (17—19); Beftreitung ber 
Ausgaben (20-24); Rechnungslegung, accounts (235—31); supplemental pro- 
visions (32—41); Anwendung ber Principal Act (42—A7). — Diefe 47 Ar- 
tilel des neuen Geſetzes find alſo jnriftiich zu behandeln als ein nener Abichnitt 
der Wegeordnung von 1836. Es werben jedoch geändert in der Principal Act 
die 88 9. 10. 13—19. 20. 35. 39. 40. 43 -45., es werden namentlich feine 
befoldeten surveyors in den einzelen Kirchipielen mehr angeftellt; die District 
Boards werden jetzt in anderer Weife gebildet; es findet feine perſönliche Straf- 
flage gegen den surveyor wegen unterbliebener Reparatur mehr flatt; Teinerlei 
NReaturalleiftung zum Wegebau; auch fallen bie älteren Beſtimmungen über die 
Rechnungslegung der surveyors fort. ' 

2) Der Zwed des Geſetzes ift Mobdernifirung der eigentlichen Adminiſtration 
nad) dem Syſtem der boards und der befoldeten Beamten. Das Grundprinzip 
wird hauptſächlich im $ 11 umd 17 ausgeiprodden; die Conſequenzen erjcheinen 
im 8 18 in einem etwas veränderten Verfahren bei Erzwingung ber 
Begebanpflicht. Auf complaint bei einen Friedensrichter wegen unorbdent- 
lichen Zuftandes eines Weges wird forwohl das Board wie der waywarden bes 
betreffenden Kirchfpiel® vor eine petty session der fyriedensrichter geladen. Er⸗ 
Märt fi) das Board bereit, die Reparatur zu libernehmen, und gefdhieht dies, 
fo ift damit die Sache abgemadt. Auf wiederholte Beſchwerde aber wegen 
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unterbliebener Reparatur ernennen die Friebensrichter einen Eommiflar zar Be- 
fichtigung, ober 2 Friedensrichter nehmen die Beſichtigung jelb vor, und e- 
laſſen dann, wenn die Beſchwerde begründet erfcheint, ein Erecutionemandet 
mit beftinmter Friſtſetzung. Nach deren fruchtloſem Ablauf lafjen bie Friedene 
richter die nothwendige Arbeit durch einen Dritten vornehmen, und treiben die 
Koſten dafür und für die Beaufſichtigung der Arbeit durch Bahlungsanweiiuzs 
auf die Fonde des District Board ein. Gegen dieje Erecutionsmandate wirt 
aber das certiorari bei dem Neichögericht ausdrücklich vorbehalten. — Ju de 
SS 34—36 wird zugleich ein furzes Verfahren eingeführt, um durch Order bei 
Friedensrichter Privativege für Bffentfiche zu erffären, und um in den gile 
wo die Wegebaufaft bisher noch ratione tenurae einem Privatmann oblag ſoiche 
für eine Gemeindelaft zu erflären. Den bisher Verpflichteten wird dann cm 
entiprechender jährlicher Geldbeitrag auferlegt und in der Weile ber Polizei 
bußen ber Wegeordnung ſummariſch beigetrieben. Die Verpflichtung des Pr 
vaten kann aber auch mit einer Geldſumme ein für allemal abgelöft werden, 
die wenn fie iiber 50 2. beträgt, in Staatspapieren anzulegen if zum bauen 
den Berwendung der Zinfen flr diefe Wegereparatur. In beiden Fällen wirt 
gegen bie Entfcheibung der petty session Appellation an die Ouarielftuss 
vorbehalten. 

3) Steuerfyftem. Ueber den muthmaßlichen Bedarf des kommenden Jahres 
fol der district surveyor in der erfien Situng des Board einen Auihlag 
vorlegen $ 17. Die für die Verwaltung nöthigen Summen werben durd 
orders bezogen, welche num in der Hegel das board an bie overseers of the 
poor erläfit, zahlbar als ein gewöhnlicher Theil der Armenfteuer (5 21). Tod 
ift dabei die Beſchränkung beibehalten, daß die Wegefleuer nicht mehr als 3": 
sh. per. 2. (aljo 12/2 p&t.) des armenfleuerpflichtigen Einfommens in eisen 
Jahre betragen darf; darüber hinaus nur mit Zuftimmung von 1/s der Stee- 
zahler der Gemeinde. Die Erecntionsorders folgen den Grundfägen der Poor 
Rate ($ 24). Die bisherige Highway rate wird demnach als beſondere Ken 
mumalfteuer allmälig verſchwinden, jo weit das neue Syſtem zur Durchführung 
fommt. | 

4) Das Syfiem der befoldeten Beamten hat hier deu analogen Charafırr 
wie in der Armenverwaltung. Durd die Bereinigung in Sammtgemeindes 
follte die Möglichkeit gewonnen werden, bau- und rechnungéverſtändige Yeamt: 
mit Gehalt anzuftellen. Die Anftellung jedes Beamten ift jedem Mitglied des 
Board zu notificiren ($ 12). Auch bier fällt der Schwerpunlt ber Etellung 
bes Board hauptſächlich in das Anftellungsmejen. 

5) Die Bildung der highwayboards unterjcheidet fi nem Syſtem ba 
Armenverwaltung hauptſächlich dadurch, daß fie durch order ber Friedenerichte 
jelbftändig,. ohne Einwirkung einer Eentralbehörde erfolgt. Yür die Wahl er 
waywardens gelten noch bie obigen ©runbjäte der Wegeorbuung von 18% 
(S. 1170). Der gewählte waywarden bfeibt im Amt bis fein Rachfelger ein- 
teitt ($ 10). Kein At des board fol der Kaflation unterliegen wegen einet 
Mangels der Oualification oder der Wahl eines Mitglieds ($ 9). Die & 
jchäftsordnung des board enthält eine den Geſetz beigefügte Schedule. 

6) Die Oberinftanz ift mit unverlennbarer Vorſicht von jeder Regulinungege- 
walt, Auffichts- oder Beſchwerdeinſtanz einer abminiftrativen Stelle freigehalten 
Die Rehnungeprüfung ift formell der Armenverwaltung uachgebilbet (5 25). 
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anferdem jeder Beamte für vechnungspflichtig erllärt (8 31). Die jährlichen 
Etatsüberfichten bat der Clerk of the board einzureihen, nach Formularen 
die der Minifter vorjchreibt ($ 29). Die Zufammenftellungen daraus treten 
an die Stelle der nah 12 et 13 Vict c. 35 erforderlichen Generalberichte zur 
Borlegung bei dem Parlament. 


"gs 121. 
Stellung der Friedensrichter und Oberinftanz der Wegeberwaltung. 


Die Stellung der riedensrichter war hier ſchon in früherer Zeit 
ziemfich unabhängig von einer Oberinftanz, und ift es aud nad) den 
neuen Reformen geblieben. Bei der Vertheilung der Gefchäfte find 
den Special Sessions die meiften Funktionen zugefallen, da es bei der 
Wegeverwaltung vielfach auf Lokalkenntniß und unmittelbares Einfchrei- 
ten anfommt. Die Quartalfigungen treten nur als Oberinftanz und 
als Gerichtshof für beſtimmte Fragen ein mit einer in ber Regel end» 
gültigen Entſcheidung. Die Abftufungen des friedensrichterlichen De⸗ 
cernats find hiernach folgende: Ä 

1. Die einzelen Friedensrichter!) üben zumächit gewiſſe 
mehr formelle Functionen: (1.) fie laden auf erhobene Anzeige von 
dem unordentlichen Zuftand eines Weges den Sürveyor zur Ber- 
antwortung vor die nächſte Spezialfigung. (2.) Zwei Friedensrichter 
beftätigen die Einfchägungsliften zur Wegefteuer analog wie bei der 
Armenfteuer. (3.) Sie erfennen fummarifch auf eine Geldbuße gegen bie 
Ortsbeamten wegen einzeler Unterlaffungen, bei denen Died durch Die 
Wegeordnung beftimmt ift. (4.) Sie erkennen als Bolizeirichter auf 
Popularklage die zahllojen Bußen der Wegeordnung wegen nuisances 
und obstructions. 

II. Die Special Sessions für die Wegeverwaltung?) 
find durd die nene Wegeordnung der Schwerpunft der höheren Ver⸗ 
waltung geworden. In jeder Divifion follen folche Wegedivifionen, 
nicht weniger al® 8 und ‚nicht mehr als 12, zur Ausführung ber 
Wege-Orbnung gehalten werden. In den nächſten 14 Tagen nad 
dem 20. März haben die Tsriedensrichter die Termine derfelben im 
Boraus zu beftimmen, zu denen dann eine befondere Ladung der Ein⸗ 
zelen nicht erforderlich ift (W.-Ord. 8 45) Diefe Wege-Sefflonen 
(theilweis auch die petty sessions) find: 

(1.) die vorgefegte Behörde für die Wegeauffeher mit 
der Befugniß der Ernennung, fo weit eine jolche noch fubfidtär ftatt- 
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findet, der Abnahme und Revifion der Schiußrechnung und der Eut- 
gegennahme des Generalberihts über den Zuftand der Wege, Sie er⸗ 
zwingen im Allgemeinen die Erfüllung der Amtspflichten der Orts. 
beamten durch Yuße bis 5R. auf Grund der allgemeinen Strafflaufel des 
8 20. ®.-Ord. „wegen Verſäumniß ihrer Amtspflidht.“ Bermög 
diefer Stellung beftätigen fie auch die Vereinigung mehrer Kirchſpiele 
zur Anftellung eines District Surveyor nad) 5 et 6 Will. IV. c. M. 

(2.) fie erzwingen auf formlofe Anzeige (complaint) die noth 
wendigen Wegereparaturen, indem fie nach vorgängiger Ladung 
des Surveyor durd) order das Nöthige verfügen, durch Augenſchein 
die Ausführung feftftellen, äußerftenfall® durch dritte Berfonen die Re 
paratur vornehmen laffen, und die Koften von dem fchuldigen verpflid: 
teten Beamten, beziehungsweife von dem pflichtigen board eintreiben, 
— vorausgeſetzt, daß die Pflicht zur Wegebefferung an fich nicht ftrei- 
tig ift. 

(3.) Sie entfcheiden nach eingenonimenem Augenfchein über ein 
nöthig befundene Verbreiterung des Weges, und laſſen die dafür 
zu leiftende Entfehädigung in Ermangelung gütlicher Einigung durd 
eine jary feitftellen. W.⸗Ord. $ 82. 

(4.) Sie beſchließen durch order die Uebernahme eines von Pri- 
vaten zu erhaltenden Weges (ratione tenurae) auf Commmmal- 
foften, und fixiren den von dem bisher Verpflichteten zu leiftenden Bei⸗ 
trag, beziehungsweile die Ablöfungsfumme, 25 et 26 Vict. c. bl. 
8 34. 35. 

(5.) Sie entjcheiden die Streitigleiten zwijchen dem Wegeanfjeher 
und den Grundnachbarn wegen unterlafjener Lichtung, Köpfung, 
Beichneidung, Befeitigung von fchattenden Bäumen und Heden, erlaſ⸗ 
fen die darauf bezüglichen Strafen und Zwangs-orders und ertheile 
die Licences zur Beichaffung von Baumaterialien aus Brivatgrund- 
ſtücken. 

(6.) Sie entſcheiden analog wie bei der Armenſteuer über Wege: 
fteuerreflamationen, fofern nit das Princip der Steuerpflicht, 
fondern nur die Höhe der Steuer ftreitig if. Auch haben fie cin 
Steueritiederfchlagungsrecht wegen Unvermögens (W.-Ord. $ 32). 

Wo dad Syitem der neuen District boards durchgeführt ift, gebt 
im Allgemeinen die beonomiſche Leitung der Geſchäfte auf dee 
board über, namentlich die Feftftellung der Beamtenetats und die ma- 
terielle Rechnungsreviſion. Das Erefutionsverfahren wegen verjäumter 
Reparatur geht in die Geldfonds des board. Uebrigens bfeiben die 
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Befugniſſe der Friedensrichter unverändert, die auch ſelbſt ordentliche 
Mitglieder des board find. 

II. Die Ouartalfigungen bilden die oberfte Inſtanz für 
die MWegebauverwaltung, in verfchiedenen Kichtungen. ?) 

(1.) Sie genehmigen die Bereinigung mehrer Kirchfpiele zur 
Beftellung eines District Surveyor, fofern ſolche zu verfchiedenen 
Divifionen gehören. Nah 25 et 26 Vict. c. 61. $ 5. 6. feßen fie 
durch eine provisional und final order die Formiruug der Graffchaft 
in Highway distriets und die Geftaltung der district boards end- 
gültig Feft. 

(2.) Sie entjcheiden definitiv über Erweiterung, Verlegung 
oder Schließung eines Weges. Nach vorgängigem Augenfchein er- 
laſſen zwei Friedensrichter darüber eine provijorifche Order. - Im Fall 
des MWiderfpruch® wird die definitive Order von den Quartalfigungen 
erlajfen unter Zuziehung einer Jury über die question of fact, na- 
mentlich über die Zwedmäßigleit der Verlegung und über die Höhe 
einer ftreitigen Entfchädigung. 

(3.) Sie bilden die Appellations- (Beichwerde-) Inſtanz 
für die orders der Spezialfigungen in den verfchiebenen Richtungen, 
in welchen folche thätig werden, namentlich) auch die Oberinftanz für 
alle Sintereffenten bei der Rechnungslegung (W.-D. 8 44). 

(4.) Sie enticheiden definitiv über da8 Prinzip der Wege- 
baupflicht, wo folche® unter verjchiedenen Wegeverbänden jtreitig 
wird, und zwar jett in der regelmäßigen Form eines Anklageverfah- 
rend durch bill of indietment. In diefem Falle ift beiden Parteien 
das Recht vorbehalten durch Certiorari die Entfcheidbung an die Queen’s 
Bench zu bringen. 

(5.) Nach demfelben Prinzip gehen auch die Wegefteuer-Neflama- 
tionen in letter Inſtanz an die Quartalſitzung und können dann durch 
status causae zur prinzipiellen Entſcheidung an ein NeichSgericht 
fommen. 

IV. Die Controlinftanz der Reihsgeridhte beichränkt 
fi) wie angegeben auf ein Oertiorari im Fall ftreitiger Wegebaupflicht, 
und eine Aktenverſendung (special case) im Fall von Steuerreclama- 
tionen. ine abdminiftrative Oberinftanz findet in der Wegevermal- 
tung micht ftatt. Der Minifter des Innern Hat nad) dem alten wie 
nad dem neuen Syſtem nur die Einreihung der jährlichen Wegeetats 
zur Kenntnißnahme zu beanfpruchen. *) 


I) Die Stellung der einzelen Friedensrichter als Polizeirichter, mit 
dem Syſtem ber Popularflage und einiger Nachhülfe durch Anzeigepflicht der 
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Ortsbeamten ift jeber Zeit genügend befunden worden, nicht nur um zehlreiche 
einzele Amtsfunftionen ber Unterbeamten, fondern namentlich auch um we 
ganze Wegepolizei i. e. ©. durchzuführen. Diefe letztere Thätigleit iſ kei 
Weitem die umfaſſendſte. Die Geldbußen werden regelmäßig für Kecnung 
der Wegebanfaffe erhoben,- und zwar in der Regel vor zrwei Friebensriäter. 
Borbehalten ift die Appellation an die Duartalfibung, doch mit Ausichhiekung 
bes Certiorari (vgl. oben ©. 643. 644.) 

2) Die Stellung der Special Sessions ift bereits in dem Abſchnitt vor 
den Heinen Situngen 8 55. Abſchn. II. erörtert, und bort auch der Grund ar- 
gegeben, warum der Unterſchied von special und petty sessions hier nıdt 
ganz accurat innegehulten wird. Bei fchleunigen Verhandlungen (mie denen 
über die Reparaturpflicht) genügt eine Verhandlung vor 2 Friedensrichtern in 
einer gewöhnlichen petty session; praftiich indefien hat die Oberinſtanz der 
Wegeverwaltung dod) ihren eigentligen Sig in den periodiſchen Special Ser 
sions. Weber das Verfahren zur Erzwingung der Wegereparaturen usd 
5 et 6 Will. IV. c. 50. f. oben $ 119. Nr. 9., itber da® neue Beriahren ge 
gen die District boards $ 120a. Note 1. Ueber das Verfahren bei Berbrei- 
terung der Wege $ 120. Note 8. — Die Trennung der polizeilichen &- 
ſchüfte der Friedensrichter von ben öconomifchen Geſchäften der boards erizuert 
an bie analoge Trennung in den Stadtverwaltungen, oben $ 89a. 

3) Die Stellung der Ouartalfigungen bei Organilation der Distnit 
boards f. oben $ 120a. Abſchn. I. Ein Hauptgefchäft ift ihr Berfahren bei 
Berlegung und Schließung von Wegen (diverting and stopping.- 
Wenn die Kirchipielsverjemmlung die Verlegung oder Schließung eines Weget 
für angemeffen erachtet, fo ſoll der Borfikende den Surveyor anweiſen bei ? 
Friedensrichtern die Einnahme des Augenſcheins zu beantragen und die bazı 
nöthigen Koften anweijen. Sind die Friedensrichter einverfianden, und ebene 
die Eigenthitmer des Grund und Bodens über den die Neuanlage gehen fol, ie 
it eine Belanntmahung der beabfitigten Aenderung an dem eg 
ſelbſt in öffentlichen Blüttern und an der Kirchtbür zu veröffentlichen, von einem 
Feldniefler ein vollfländiger Plan anzufertigen, von den infpictrenden Frieden 
richtern ein Atteft auszufertigen, alle biefe Schriftftüde von dem SKreisjelretär 
bei der Quartalſitzung öffentlich vorzulegen und einzuregifiriren, und m be 
Zwifchenzeit zur Einficht für Iedermann auszulegen (B.-Ord. $ 85). Wird ge 
gen den Plan ein Widerfpruch erhoben von irgend einem ber Interefjenten, der 
fi) dadurch beſchwert fühlt, fo gebt derjelbe in Form einer Appellation au Ir 
Quartalfigung, welche bie proviforijche Order beftätigen, Taffiren oder äuben 
mag, wobei eine Jury von 12 nicht intereffirten Perfouen die question of fat 
über die Zweckmäßigkeit der beabfichtigten Aenderung feſtſtellt ($$ 38. 39), Wird 
fein Widerſpruch erhoben, oder ein erhobener Widerfpruch veriworfen, fo beihliek! 
die Duartalfitung durch definitive Orber die beabfichtigte Aenderung, wober 

die bisherige Pflicht zur Unterhaltung des Weges unverändert ber Gemeinde 
bleibt, ber fie bisher oblag ($ 91). — Daffelbe Verfahren fol jetzt and fiatl- 
haft fein bei Wegen, welche unter befonderer Localalte fiehen 25 et 26 Vict 
c. 61. 8 44, 

4) Die Oberinftanz der Wegeverwaltung war bier nur aus $ 119 a © 
und 8 1208. Abichn. VI. zufammenzufaffen. 
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Die Chauffee-Berwaltungen. General Turnpike Act 
3 Geo. IV. co. 126. 


Im Laufe des 18. Jahrhunderts entftanden in England ſchon 
eine Anzahl von Kunftftraßen, deren Rechtsverhäftniffe durch Lokalakten 
geregelt werden mußten, um ihnen die nöthigen Erpropriationsbefug- 
niffe, die Möglichkeit zur Ermwerbung von Grundftüden und zu ande⸗ 
ren Rechtsgeſchäften, die nöthigen Verwaltungsbefugniffe und Gewalten 
über ihre Beamten zu geben; fodann um ihr Verhältniß zu der gefek- - 
lihen Wegepflicht der Gemeinden zu ordnen, die Erhebung von Zöl- 
fen zu ermöglichen, und eine in vielen Punkten ftrengere Wegepolizei 
zur Anwendung zu bringen. In der Mitte des 18. Jahrhunderts 
confolidirten fich einzele Klauſeln foldher Spezialakten in allgemeinen 
Gefegen wie 8 Geo. II. c. 20; 28 Geo. 11. c. 17 u. ff. Diefe 
confolidirenden Geſetze werden jpäter unter Einhaltung eines gleichförs 
migen Syſtems immer umfangreicher bis zu der Greneral Turnpike 
Act 13 Geo. III. c. 84. Die neuefte Chauffeeordnung 3 Geo. IV. 
c. 126, welche 16 ältere Gefeße ausdrüdlich aufhebt, erftredtt fi) vom 
1. Januar 1823 an auf alle bejtehenden und alle Tünftig zu erlaf- 
ienden local acts für. Chauſſeen ala felbftverftändlih, und fol in 
fünftigen Acten nur infoweit befonders citirt werden als eine Aende- 
rung einzeler Klaufeln beliebt wird. Es findet dabei feine analoge 
Vebertragung aus der allgemeinen Wegeordnung ftatt, die vielmehr für 
Ehauffeen nur in den wenigen Spezial-Artifeln gilt, in denen dies aus⸗ 
drücklich gefagt ift, 5 et 6 Will. IV. c. 50. $ 113.*) 

Der Sade nad) find die Ehauffeen öffentliche Wege, highways, 
die aber nicht unter die Verwaltung von Parish Surveyors, jonbern 
unter Boards of Trustees oder Commissioners geftellt find durch 
ein Spezialgefeß, welches die nüchſte Grundlage der Chauffee - Berwal- 
tung bildet. Jedem Spezialgefeg ift dann wieder die allgemeine 
Chauffeeordnung mit ihren Novellen als einverleibt anzufehen, joweit 
fie nicht für die einzele Straße ausdrücklich mobificirt ift. Die Haupt» 
elemente des Syſtems find folgende: 

I. Die Bildung des Verwaltungskörpers, Turnpike 
Trust, beftehend aus einer erheblichen Zahl Trustees oder Com- 
missioners, wird zunächſt durch die Spezialafte beftimmt, und dadurch) 
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denen, welche die Geldmittel aufbringen (undertakers, subsenber:\ 
ein gebührender Antheil an der Verwaltung dur gewählte Tru- 
stees zugeſichert. Es ift dabei indeffen die Tendenz, die Chauſſee Ver 
waltung nach dem reinen Schema der Actiengefellfchaften zu behandeln 
nicht durchgedrungen. Man hielt vielmehr den Grundgedanfen fet, 
daß die Kunftftraßen nur qualificirte highways find, nothwendige 
Communicationsmittel für das Publikum, für deren Erhaltung die 
einzelen Gemeinden mitverpflichtet bleiben, und für die eine Wegeord 
nung in noch größerer Strenge aufrecht erhalten werben muß, als für 
gewöhnliche highways. Es find daher die Formen, Grundfäke un 
Elemente der Kreisverwaltung dabei in viel ſtärkerem Maße beibehalten 
al8 in anderen Geftaltungen analoger Art. — Nah 8 62 der 
Ch.Ord. fol Niemand gewählt oder ernannt werben zum Trustee 
‘oder Commissioner, der nicht aus eigenem oder feiner Frauen Recht 
Srundeigenthümer von 600 Thlr. ©. reinem Yahresertrage oder cin 
heir apparent auf 1200 Thlr. ©. Grumdrente ift (oder im Bent 
von Yondon ein 'perfünliched Vermögen von 60,000 Thir. beſitzt), was 
dur einen im Geſetz vorgefchriebenen Eid, nach fpäteren Gefſetzen 
durch eine Deklaration zu erhärten ift. Auch hat der Gewählte ein 
im $ 32 formulirten Amtseid zu leiften, bevor er als folder activ 
wird, bei 50 X. Strafe. Nah 8 61. follen alle activen Friedensrich 
ter der Grafjchaft oder Graffchaften, durch welche die Wegegeldftrait 
paffirt als ex officio Mitglieder den Trustees oder Commissioners 
binzutreten als ob fie namentlich dazu ernannt oder gewählt wären: 
nach 5 Greo. IV. c. 69 auch die Friedensrichter felbftändiger ridings, 
divisions oder sokes. 

U. Das Syſtem der remunerirten Beamten für di 
Einzelverwaltung ift da® gewöhnliche der neueren englifchen Comm 
naleinrichtungen. Der Trust hat als ein Kreisperwaltungerath Me 
Recht der Beichlufnahme, Kenntnißnahme und Controle; während di 
Einzelverwaltung hier der Natur der Sache nad fein Gebiet für Ehren 
ämter bildet. Nah 8 43 ernennt die Behörde die erforderlichen Col- 
lectors, Clerks, Treasurers, Surveyors und die fonft nöthigen Be 
amten mit der Befugnig zur Entlaffung und zur Abmeſſung ihrer 
Gehalte. Ein großer Theil der Chauffeeordnung befteht aus Dienft: 
inftruftionen für diefe Beamten. 

III. Die Berwaltungs- Grundfäge für die Turnpike 
Trusts find, ihrem Grundcharakter entfprechend, aus dem doppelten Ge⸗ 
fihtepunft einer ölonomifchen Verwaltung der Fonds im Intereſſe der 
subscribers, und zugleich der Wahrung der pntereffen der Commme 
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und des Publikums conftruirt, und dadurch) äußerſt verwidelt. Die 
Trustees ſollen alljährlih im April, September oder October ein 
general meeting of the trust halten, zu welchem die Ladungen 21 
Tage vorher durd) die öffentlichen Blätter erfolgen ($ 69). Nach 3 
et 4 Will. IV. c. 80. $ 2 foll das meeting ftet® am 15. März 
oder vor diefem Tage obgehaften werden. In dem general meeting 
werden zugleih die Rechnungen der Treasurers, Clerks und Sur- 
veyors geprüft, revidirt und feſtgeſtellt. Ein Etat der Einfünfte, 
Ausgaben und Schulden ift ſodann durch den Clerk zu entwerfen 
(Sormular XXIV.) und nad) erfolgter Genehmigung, von dem DVor- 
figenden gezeichnet, binnen 30 Tagen dem Sekretär der Quartalſitzun⸗ 
gen zu überjenden, dort den Friedensrichtern vorzulegen, einzuregiftris 
ren umd gegen Gebühr zur Einficht auszulegen (88 78. 79). Auch 
jind gedrucdte Eremplare allen trustees zu überfenden ($ 80), fowie 
dem Miniſter des Innern (3 et 4 Will. IV. c. 80) zur Vorlegung 
beim Barlament. 

Die Hauptpunkte der laufenden Adminiftration find: 

(1.) Die Berwaltung des Grundfapitals, welches auf 
Grund der Specialakte meiltens durch Subfcription aufzubringen und 
aus den Chauffeceinnahmen zu verzinfen ift. Das Eigenthum an ber 
Shauffee, den Chauffeehäufern und Pertinenzen ift auf den Namen der 
Trustees geftellt (vested), die Prozeßdertretung auf den Namen des 
Clerk. Spezialbeftimmungen betreffen namentlich die Aufnahme von 
Darlehnen unter Verpfändung der Chauffeegelder (Ch.-Ord. $ 81. u. 
ip. Gef.) und die Erpropriationen. 

(2.) Die Inftandhaltung der Wege wird in gleicher Weiſe 
durch ein ſummariſches Einſchreiten der Friedensrichter erzwungen wie 
nach der Wegeordnung 5 et 6 Will. IV. c. 50. 8 94. Der Sur- 
veyor der &hauffeeverwaltung ift zur Lichtung fehädlicher Bäume und 
Gebüſche, Erhaltung der Abzugskanäle, der Seitenmwege, Befeitigung 
aller Hindernifje der freien Bafjage, Segung von Meilenfteinen, Weg⸗ 
weifern, Ueberwachung der Befolgung der Wegeordnung ebenfo verhaf- 
tet wie der Surveyor of Highways. Neben der Chaufjeeverwaltung 
bleiben aber concurrirend auch noch die Kirchipiele reparaturpflichtig, 
und im Tall e8 zu einer Straffeftfegung wegen unterlaffener Repara⸗ 
tur kommt, vertheilen die Friebensrichter das .Strafgeld nad) ihrem Er- 
meſſen zwifchen Kirchipiel und Chauffee-Verwaltung. Ch.-Ord. 8 110; 
T et 8 Geo. IV. c. 24. 8 17; 4 et 5 Vict. c. 9. 

(3.) Die Erhebung ber Chauffeegelder (tolls) beruht zu- 
nächſt auf einem Zarif, den jede Spezialafte beitimmt. Dazu treten 
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aber ehr umſtändliche allgemeine Regulative der General Tun- 
pike Act. 

IV. Die Stellung der Friedensrichter zu der Chaufſee 
Berwaltung ift, abgejehen von ihrer Mitwirkung als ex oflicıo 
Mitglieder des Verwaltungsrathe, analog wie in der Wegeverwaltung 
folgende: 

1. Die einzelen Friedensrichter erfennen auf Popular 
lage oder auf Anzeige des Chauffeebeamten die zahlreichen Bußen für 
Hinderung der Paflage, Wegeunfug und für Amtsunterlaffungen der 
Chauffeebeamten. Es kommen bier nod) hinzu die Bußen wegen De: 
fraudation der Wegegelder. Neben ber Buße können die eingelen Frie 
densrichter auch ſummariſch auf Schadenderfag erkennen. Ebene im: 
mariſch entjcheiden fie Streitigkeiten über die Höhe der Wegezölle, über 
das Gewicht der Wagen und über Pfändungsftreitigleiten. 

2. Die Spezialfigungen der Friedensrihter bilden, mu 
für die Wegeverwaltung, die ordentliche Oberinftanz, weiche durch ihre 
Straforders die AYnftandhaltung der Wege erzwingt, Streitigkeiten 
zwifchen den Wegebeamten und den Grundnachbarn über Lichtung der 
Bäume und Heden, Scadenserfak bei der Abfuhr von Steinen um 
Baumaterialien entfcheidet, und fonftige Anordnungen als Kreispolize 
behörde trifft. 

3. Die Quartalfigungen bilden die Appellationsinftanz für 
die convictions ber einzelen Friedensrichter und für die orders br 
Spezialfigungen, alfo namentlich auch über die wichtige Frage wegen 
der Höhe der Beiträge eines jeden Kirchipield zur Erhaltung der 
Chauſſee. Wenn die Chauffeeverwaltung von ihrem Expropriatione 
recht Gebrauch macht, jo wird in Ermangelung gütlicher Einigung dir 
Höhe der Entfchädigung durch eine Fury feftgeftellt, welche der Sie 
riff zu ber Quartalſitzung zu geftellen hat (Cb.-Orb. 8 85). 

An feltenen Fällen Tann biernah auch eine Oberinftanz der 
Reichsgerichte durch certiorarı eintreten; dagegen feine Ginmirtung 
einer adminiftrativen Gentralftelfe, 


*) Als ergänzende und amendirende Geſetze fließen ſich an die allge 
meine Chauffeeordnung nod an: 4 Geo. IV. c. 16. 35. 95; 5 Geo. IV. e 
69; 7 Geo. IV. c. 64; 7 et 8 Geo. IV. c. 24. 30; 9 Geo. IV. c. 77; 1e 
2 Will. IV. c. 25; 2 et 3 Will. IV. c. 184; 3 et 4 Will. IV. q. 80; t e 
5 Will. IV, c. 81; 5 et 6 Will. IV. c. 18. 62; 2 et 3 Vict. c, 46; 3 et t 
Vict. c. 39; 4 et 5 Vict. c. 33, 51; 12 et 13 Vict. c. 46; 14 et 15 Vict ı. 
38 für Süd⸗Wales 7 et 8 Vict. c. 91, amendirt durch 8 et 9 Vier, c. 61: 
10 et 11 Vict. c. 72); 14 et 15 Viet. c. 16. 8 1; 17 et 18 Via. °. 8 
und fpütere Geſetze, welche die fubfibiäre SHaftbarfeit der Highway Rate für 
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Chauſſeen, die ſich nicht felbft erhalten Türmen, continniren. Die Klauſeln bie- 
fer allgemeinen Geſetze find jett fo umfaffend, daß die einzelen Lokalakten in 
jehr abgekürzter Geftalt erfcheinen und ſich meiftens auf Spezialvorichriften über 
die Anlegung der Straße, Ernennung ber trustees, Zahl und Lage der 
Chauſſeehäuſer und den Tarif der Chauffeegelder beichränten. In ber Regel 
lauten die Lolalakten anf eine gemeffene Zahl von Jahren, werden indeffen jetzt 
meiſtens durd) eine General Act alljährlich in Pauſch und Bogen verlängert. 

Die außerordentliche Weitläufigkeit der Chauffee-Drdnung wird durch die 
Sombination der oben bezeichneten Elemente wohl verftändlich; ebenfo der praf- 
tiſche Zweck der mehr als 40 geſetzlichen Formulare, die der Geſetzgebung bei- 
gefügt find. In Burn’s Justice bildet die Chauſſeeverwaltung bie 2te Abthei- 
fung bes Artifel8 Highways. Die Barlamentspapiere geben von Zeit zu Zeit 
große Leberfichten über den Zuftand der Chauffee-Verwaltung. So die P. P. 
1852. No. 12. Vol. 107. 477. eine Weberfiht der Gefammteinnahmen, Aus- 
gaben und Schulden der Chauffeeverbände in England und Nord-Wales von 
1834 — 1850. — Die P. P. 1854. No. 1805. 1851. LXIV. ı. 95, üüber den 
Zuftand der Chauffeen in Englaud und Wales für die Jahre 1851. 1852. — 
Die P. P. 1858. No. 140. XLVIII. 411. über den Zuftand am Schluß bes 
letzten Rechnungsjahrs (25. März 1857), zugleich, mit einer Angabe der gefamm- 
ten Meilenlänge, der einzelen Spezialaften und der Namen der Clerks für die 
einzelen. Trusts. Für die Hauptftadt nördlich der Theme find die ver- 
fchiedenen Chauffeeverivaltungen in eine große Adminiftration confolidirt durch 
7 Geo. IV. c. 142; 10 Gco. IV. c. 59. Den 32ften Jahresbericht der Com- 
missioners für diefe Verwaltung enthalten die P. P. 1858. No. 238. XXXII. 
403. Eine tabellarifche Weberficht über alle hauptftädtifchen Chauffee-Berwal- 
tungen im Umkreis von 6 engl. Meilen um Charing Cross enthalten endlich 
die P. P. 1858. No. 364. XLVIII. 393., zugleih mit Angabe der einzelen 
Barlamentsalten, der Meilenlänge, der Schlagbäume, der Zahl der Beamten ıc. 

1) Die Bildung des Verwaltuugstörpers beruht wie in dem neuern Com⸗ 
munalfgftiem überhaupt auf Verbindung gewählter Reprüäfentanten mit ben 
Friedensrichtern zu einem board. Niemand darf Mitglied des Bermaltungs- 
törpers fein, der durch Entreprije-Eontracte, durch ein befoldetes Amt, oder jonft per- 
fönlich an der Berwaltung betheiligt ift (8.61 ff.). Die Trustees find fo lange 
fie formell in den Grenzen des Geſetzes handeln, perfönlich nicht regrefpflichtig. 
Klagen gegen den Chauffeeverband gehen aktiv und paffiv auf den Namen bes 
clerk 7 et 8 Geo. IV. c. 24. 88 2. 3. 

2) Das Spiten ber befoldeten Beamten ift wieder analog den neueren 
boards. Die Aemter eines Surveyor und Clerk, eines Treasurer und Clerk 
find unvereinbar; auch dürfen folche Beamte nicht an den Eontracten der Ge⸗ 
ſellſchaft betheiligt fein. Die Rechnungslegung wirb auf erhobene Klage vor 
einem riedensrichter fummarifch erzwungen 4 Geo. IV. c. 95. 8 47. Beanite, 
die vorfätlich eine Woche lang die im Geſetz vorgefchriebenen eiblichen Anzeigen, 
informations, vor einem Ssriedensrichter verfäumen, werben mit einer Buße 
bis 5 8. vor einem riedensrichter bedroht $ 136. Ebenfo die constables und 
analoge Beamte wegen ber ihnen im Geſetz auferlegten Speialpflichten. 

Unter den Dienftinftruftionen für die einzelen Beamten find am um⸗ 
faffendften die der Chauffeeeinnehmer. Sie haben auf der Borberfeite des 
Chauffeehaufes ihren Bor- und Zunamen auf einer Tafel zu verzeichnen in einer 
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vom Geſetz beftimmten Weife, und iiber jedes empfangene Ehanfleegeld ar: 
Empfangichein augzuftellen nad gejetlichem Formular. Ein Verſtoß dagearı, 
oder Weigerung ben Namen zu nennen, ober Hinderung einer PBerfen den cr 
Chauffeehaus ausgehängten Tarif zu lefen, ift mit Geldbuße bie 5 2 bedrstt. 
Der Einnehmer ift in gleicher Weiſe ftrafbar, wenn er einen Wagen pafncı 
läßt, der gegen die Borjchriften über Konftruktion ber Räder, die ZJabl der 
Pferde, die Bezeichnung des Namens veritößt, ohne Veftrafung zu beantrager. 
Ebenfo wenn er einen Wagen oder PBaflagier ohne Chauſſeegeld paffiren läkt, 
oder einen größeren ober geringeren Zoll nimmt, oder einen Zoll von einer beira 
ten Berfon, die fi) auf die Befreiung beruft, oder wenn er willinlid eincn 
Baflagier aufhält, oder Schimpfworte gebraucht gegen einen Commissioner oe 
Paſſagier, oder wegen fonftigen „Uebelverhaltens im Amt.” 

3) Verwaltungsgrundfäge. Die nad) 3 et 4 Will. IV. c. 80. 8 4 alljährlıd 
zu entwerfenden Etats enthalten folgende Rubriten: Handarbeit, Spanndirnite 
und Fuhren, Baumaterialien, angelauftes Land, Schadenserfats bei Gelegenbrıt 
des Abfahrens der Baumaterialien, Handwerkerrechnungen, Gehalte, Brest 
foften, Zinſen der anfgenommenen Darlehne, Koften der Beiprengung, Kofen 
der Erleuchtung, zufällige Ausgaben. — Der jährliche Generaletat, Gener.l 
Statement, umfaßt die 4 Rubrifen: (1.) Einkommen aus den Chaufſeegeidera 
aus den Abfindungsgeldern der Kirdhipiele für die urfprünglich zu leiſtenden 
Wegebandienfte (composition in lieu of statute duty), Einlommen aus Strai 
geldern, aufgenommene Darfehne. (2.) Ausgabe nad den obigen Rubriken ix 
Etats, insbejonbere auch die Gehalte des treasurer, clerk, surveyor. (3.) Te 
status der Schulden bes Ehauffeeverbandes. (4.) Die Ridflände der Eir 
nahmen. 

„Der Zived der Turnpike Acts ift nicht die Kirchipiele von der Reyere 
tur der Wege zu entbinden; darin ift vielmehr prinzipiell nichte geändert Sie 
fügen nur eine Geldtare in Geftalt von Wegezöllen zum Beften des Publikum 
den ſchon vorhandenen Mitteln, den dffentlichen Weg im Etand zu erhalten, 
hinzu, Taffen übrigens den Antheil der Gemeinden an der Wegeerhaltungepfuct 
unverändert” 4 B. et Adol. 109. Die herkömmliche Verpflichtung der & 
meinden (Statute duty) dauerte daher unverändert aud für die Chauſfſeen fert 
3 Geo, IV. c. 126. 8$ 105. 106. 109; 4 Geo. IV. c. 95. 8S 80-82. 72, 0 
lange fie noch beftand. Das darans hervorgehende ziemlich verwidelte Berkält 
niß wurde gewöhnlich fo vereinfacht, daß die Kirchipiele fi durch ein Park 
quantum (composition) mit der Ehauffeeverwaltung abfanden, wofür diefe zum 
die Reparatur ausfchlieglih auf ihre Fonds Ubernahm (Ch.⸗O. 55 108-108 
Später fiel num aber durch die neue Wegeordnung das ganze Syſtem der Best 
baudienfte weg, und damit eine Bafls fiir die Beiträge der Kirchſpiele Hberhamt. 
Die verhältnigmäßig geringen Beiträge der composition und die ſtarke Con 
curren; der Eifenbahnen haben überaupt den Yinanzzuftand vieler Ehanflerer 
waltungen jo zerritttet, daß die neufte Geſetzgebung ſich entichließen mußte dic 
Highway Rate heranziziehen, und damit bie einzelen Kirchipiele wieder eintte 
ten zu laſſen zur Erhaltung der Chauffeen, die ſich aus eigenen Mitteln sicht 
mehr zu erhalten vermögen. Die Geſetze bdarliber werden von Jahr zu 2aht 
continuirt. 

Sehr umſtündlich find die Regnlative fr die Chauſſeegelderde 
bung. Sie beftimmen das Marimum des Gewichte fir Beladung der Bagen ır 
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nach ihrer Conſtruktion, mit Einrichtungen für das Nachwiegen derfelben an den 
Chaufjeehäufern; ferner die Breite ber Räder (9, 6, 44 Zoll oder darunter), 
nad) der fi) die Höhe der Ehanffeegelder richtet; die Chauffeegelder für Rück⸗ 
fuhren, und die jehr zahlreichen Befreiungen vom Ehauffeegeld. Für Umgehung 
der Ehauffeegelder werden ſummariſche Klagen und Polizeibußen feſtgeſetzt. Mit 
Berfonen, bie einen regelmäßigen Verkehr an der Zollftätte haben, können auch 
Abfindungen in runder Summe (compositions) auf höchſtens ein Jahr verab- 
redet werben. Die durch die Spezialafte feftgeftellten Tarife können durch Ber- 
waltungsbeichluß herabgeletst und wieber erhöht werden; wo indeſſen eine Ber- 
pfändung der Chauffeegelder ftattgefinden hat, bedarf e8 der Zuftimmung von 
# der Öläubiger zu einer Herabjegung. Die laufenden Chauſſeegelder können auch 
bis auf höchſtens 3 Jahre verpachtet werden. — Für den Fall der Zollumge- 
bung bat der Einnehmer das Pfändungsredht mit der Befugniß nad) 4 Tagen 
das Pfand zu verlaufen. Streitigkeiten iiber den Betrag des Chauffeegeldes 
oder der Pfändungsgebühr eutjcheidet ein Friedensrichter. Die fehr zahlreichen 
gefetslichen Befreiungsgründe erftreden ſich auf alles königliche Fnhrwerk, Offt- 
jiere und Soldaten in Uniform, Beamte in Amtsfuhren, Filialfuhren, Leichen- 
fuhren, Kirchgänger an Sonntagen, Wähler bei den Parlamentswahlen, Dung- 
und Wirthichaftsfuhren, Adergeräthichaften auf Entfernungen von nicht über 
100 Yarde. 

4) Die Stelluug der Friedeusrichter ift analog der Wegeverwaltung. Die 
Aufredhterhaltung ber umfafjenden Wegepolizeiordnung (S. 644 oben) beruht 
auch hier ganz auf dem Polizeirichteramt der einzelen Friedensrichter. Wider⸗ 
ftand oder gewaltiame Wiberfeglichleit gegen Perfonen in Ausführung vieles 
Gejeizes, oder bei Wegebau oder Reparatur, und Gewaltthätigfeiten gegen einen 
Surveyor oder Collector, oder Durchbrechen der Barrieren ohne Zahlung bes 
Wegegeldes wird mit Geldbußen bis 10 2. vor einem Friedensrichter bedroht 
$ 139. Die Trustees Tünnen dur Beihluß der Berfammlung Strafverfol- 
gungen auf Koften ihrer Fonds anordnen. Die Bußen (Bormular 17—22) zur 
Hälfte dem informer, zur Hälfte dem Treasurer of the trust; event. Gefäug- 
niß bis zu 3 Monat. Bußen über 20 2, durch Civilklage bei dein Neichs- 
gerichten ($ 143). Keine Appellation wegen Bußen bis 2 L. 

Als beionderes Geſchäft der Heinen Sitzungen tritt nach der neuen Geſetz⸗ 
gebung über die fubfidiäre Haftung der Highway Rate noch bie wichtige Be- 
fugniß Hinzu, auf Anzeige des Beamten der Ehaufjeeverwaltung liber bie Un- 
zulänglichkeit der Fonds zur Erhaltung der Chanffee nad vorgängiger Prüfung 
des Finanzzuftandes und der Schulden bes Chauffeeverbandes, des Zuflandes 
und der Länge bes Chauſſeeweges innerhalb jedes Kirchipiels, durch Order feft- 
zuftellen, welchen Betrag alljährlich das Kirchfpiel ans feiner Wegefteuer zur 
Erhaltung des Weges an die Ehaufjeeverwaltungstaffe zu zahlen bat 2 et 3 
Vict. c. 46, und fpäter continuirt, durch 23 et 24 Vict. c. 67 bis zum 1. Ok⸗ 
tober 1865. 
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8 122a. 


Rüdblid auf die Neubildung der Grafidaftsbiftrikte und Sammt- 
gemeinden. 


Mit der Neugeftaltung der district boards für die Wegener: 
verwaltung ift eine Neubildung abgefchloffen, die für das englijche Ge— 
meindeleben wahrjcheinlid auf eine lange Zukunft hinaus den feiten 
Rahmen enthält. 

Die engliiche Grafſchaft mit ihrem Durchſchnittsmaßſtab von 60 
Quadrat⸗Meilen, und beinahe 500,000 Einwohnern (nach dem Genius 
von 1861), ift zwar bedeutend Heiner als die deutichen Regierunge 
bezirke, aber doch für viele Anforderungen an eine Kreisverfaſſung 
offenbar zu groß. Die mittelalterliche Untereintheilung der bundreds 
war im Laufe der Jahrhunderte durch veränderte Befik- und Erwerbe 
verhältniffe incongruent geworden. Seit einem halben Jahrhundert tritt 
daher von zwei Seiten aus eine Zerlegung der Grafſchaft in Unterfreiie 
oder Sammtgemeinden ein, die den erklärten Zweck hat, einer: 
ſeits das obrigfeitliche Amt zu zertheilen, wo dafür der Grafjcafte: 
bezirk zu groß iſt; amdererfeits die Fleinen Ortsgemeinden, ſoweit fie 
zur Erreihung von Communalzweden nicht Iebensfähig erfchienen, zu 
größeren Verbänden zu confolidiren. Beides konnte fo gefchehen, das 
der Unterbezirk für die Polizeiverwaltung mit der Sammtgemeinde für 
die Communalverwaltung ſich möglichit dedt. 

1. für die Polizei-Berwaltung ift die neue Eintheilung in 
rund 670 Divifionen ($ 55) burh 9 Geo. IV. c. 43.; 6 et 
Will. IV. c. 12. fo erfolgt, daß die friedensrichterliche Division mit 
dem Bezirk einer Poor Law Union (deren jegt 650 beftchen) mög: 
licht zufammenfält. Diefe Bezirke find dann auch bei der Bildung 
der neuen Kreisgerichte fo benugt, daß man eine größere Zahl zu 
einem County-Court combinirte ($ 26). Für die Milizvermwaltung 
find nach dem neuen Geſetz 23 et 24 Vict. c. 120 die Subdiri- 
sions of Lieutenantey ebenfall$ in Uebereinftimmung mit den di- 
visions gebracht. Schließlich ift alfo das obrigfeitfidhe Gommu- 
nalamt im eigentlichen Sinne auf die neuen Yezirkseintheilungen bafırt. 

2. Die Geftaltung der Sammtgemeinben beginnt mit 
den neuen  Armenverbänden nad) der Poor Law Amendment 
Act ($ 104). Die neuen Wege-Diftritte können durch Befchlüffe der 
Friedensrichter damit in möglichfte Uebereinftimmung gebracht werden. 
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($ 120a.). Die Local Boards of Health können wenigftens klei⸗ 
nere Gruppen von Ortfchaften in ähnlicher Weife zufammenfaffen. In 
dem neuen Givilftandsregifterweien fallen die registration districts 
grundfäglic -mit den Armenunionen zufammen. In diefem Spitem 
der Sammtgemeinden ift nun die Neubildung von gewählten boards und 
die Repräfentation der Steuerzahler nad) 6 Klaſſen zur Geltung ge- 
fommen, in einer Weife, die freilich viel weniger intenfiv ein Commu⸗ 
nal-Xeben darftellt, fich vielmehr überwiegend auf Beichlüffe in dcono- 
mifchen Angelegenheiten und Anftellung befoldeter Beamten befchränft. 
So bedenklich die Symptome biefer Neugeftältung nun aber ein- 
zeln betrachtet auch ausfehen, fo darf man bei einer Vorausfage für 
die Zukunft auch nicht überfehen, daß die älteren folideren Inſtitu— 
tionen, namentlich Friedensrichter und Jury daneben fortbeftehen und 
daß unmittelbar an einander gerüdt, beide Syſteme fi 
allmälig durchdringen, die lodere Sammtgemeindebildung durd) 
die alten feften Inſtitutionen wieder Halt und Selbftändigleit gewin- 
nen kann. Die wichtigen Verbindungsglieder Tiegen (1.) darin, daß 
die Bezirke der friedensrichterlichen Divisions und der Armen-Union 
ih faft decken, alfo diefelbe Nachbarjchaft verbinden, (2.) darin, 
daß die Friedensrichter ex officio Mitglieder der Armenunion 
und der fonftigen Boards find, in denen fie durch eine einfichtige 
Theilnahme an der laufenden Verwaltung einen wachfenden Einfluß 
wieder zu gewinnen vermögen, (3.) darin, daß das englifche Syſtem 
der Sommunaffteuern, auf den Realbefit bafırt, ftets ein folideres 
Band der Nachbarfchaft bildet als indirecte ımd Einkommenſteuern. 
Diefe allmälige Durchdringung wird denn auch in ben Tetten 
Jahren negativ fichtbar in ber Abwehr einer weiteren Gentralifation 
und Berunftaltung bes Selfgovernment. Unzweifelhaft find aber 
diefe Unterkreife und Gefammtgemeinden als die eigentlich Tebendigen 
Communalförper, als der Schwerpunkt des Communalweſens für 
da8 nächfte Menfchenalter anzufehen. | 
Der große Grafſchaftsverband behäft iiber den Divisions und Unions 
feine vierfache Bedeutung (1.) als Untergerichtsbezixk fiir die Neichsgerichte, Af- 
fiien, Sherif’s Office, Jury und fllr den ordentlichen Gerichteftand in Civil⸗ 
und Straffahen, (2.) ale Bezirk der Quarter Sessions mit ihrer Strafjuftiz 
und ihrer Oberinftanz in Juſtiz- und Verwaltungsangelegenheiten, (3.) als Be- 
jirt der County Rate, (4.) als Bezirk für die Parlamentswahlen, in legterer 
Beziehung jedoch oft mit einer Trennung in zwei Abtheilungen. 


Elftes Capitel. Anhang. 


Ergänzende Elemente der Communalverfaffung aus dem 
Corporationsredt. 


8 123. 
Die einzelen Arten der Corporations. 


Die größeren und Heineren Communalverbände, welche fich au® den 
Anftitutionen der obigen Capp. III.—X. ergeben, Counties, Ridings, 
Hundreds, Tithings, Parishes, Poor Law Unions, Highway 
Boards etc. pflegen im Allgemeinen zu den bodies corporate, Cor 
porationen, gerechnet zu werden. 

Am engliihen Mittelalter fehlt e8 an einer technifchen Be 
zeichnung diefer Art, vielmehr begnügt man fi) die einzelen bei ihrem 
Namen zu nennen. Als gemeinfame Bezeichnung kann etwa ber Raw 
communa, communitas angejehen werden, der gelegentlich vou den 
Hleinften wie von den größten, ja von der tota commupitas populi 
oder terrae gebraucht wird. Das Mittelalter fieht fie als das an, 
was fie find: Perjfonenverbände, — nachbarliche Bereinigungen 
zur Erfüllung gemeinfamer öffentlicher. Pflichten. Erft am Schluß det 
Mittelalters beginnen technifche Charters of Incorporation für ein- 
zele Stäbte (S. 203. 853), welche eine verhängnißvolle Bedeutung 
gewinnen, feitbem Parlamente und Gerichte anfangen, die Grundjäg 
des StadtrechtE aus dem Begriff der corporation zu beftimmen 
Einen ähnlichen Verlauf nehmen die select vestries der Heinen Orte 
gemeinden (S. 983). Die Gerichtspraris legt fodann aud) den Church- 
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wardens die Gigenfchaft einer corporation bei, ohne jedody in biefen 
und anderen Fällen aus dem Corporationsrecht weitere Folgen zur 
Berunftaltung des Gemeinderechts abzuleiten.*) 

Die nene Städteordnung bat nun aber die ftantsrechtlichen Fol— 
derungen aus dem Corporationsbegriff für die Städte befeitigt. Kin 
Gleiches ift durch die reformirende Geſetzgebung für die Kirchſpiele ge 
ſchehen. Uebrigens werden durch die neue Geſetzgebung Städte und 
iirchjpiele und die mannigfaltigen Geſammtgemeinden (Poor Iaw 
Unions, Distriet boards) ausdrüdlidh für „bodies corporate“ er- 
flärt und damit die gemeinfamen (Srundjäße von corporations auf 
dad ganze Gebiet ded Communalweſens anwendbar erklärt. Es zeigt 
fi) aber im Ganzen, wie in jeder Einzelheit, daß diefer Nechtsbegriff 
nicht das beftimmende Merkmal des Communalweiens ift, viel- 
mehr nur ein ergänzender, jecundärer Beftandtheit für einzele 
privatrechtliche und technifchjuriftiiche Beziehungen. Um Mißverftänd- 
niß und Mißbrauch abzuwehren bedarf e8 vielmehr einer Scheidung 
dreier Gruppen, für welche ber Corporationsbegriff eine jehr verjchie- 
dene Bedeutung hat. 

I. Die erfte Rlaffe bilden die öffentliden Corpora- 
tionen auf ftaatlider Grundlage zu ftaatliden Zweden, 
die Counties, hundreds, tithings, parishes und die jämmtlichen 
neueren Sammtgemeindebildungen, — nachbarlic” verbundene Haus⸗ 
ftände zur Erfilllung nothwendiger Functionen des Staats.!) Sie 
unterfcheiden fi) von ben folgenden Gruppen durch zwei Merkmale 
(1.) dur ihre Grundlage: fie können nicht gruppirt fein in der 
Weiſe, in welcher die Menſchen zu Beſitz und Arbeit, zu Erwerb und 
Genuß mit einander vereinigt leben, aljo nicht in der Weife der Ge⸗ 
ſellſchaft, ſondern nur in der Weife der nachbarlich verbundenen Haus- 
ftände, alfo durch das ſtaatliche Territorialprincip, weil Polizei, Ar- 
menpflege, Wegeerhaltung ꝛc., überhaupt die für das heutige Gemein- 
weien nothwendigen Steuern und Amtöpflichten nur fo erfüllt werben 
können; (2.) durch die ftantlihe Weife der Verbindung, aljo 
durch gefeglichen Zwang, da die Erfüllung der nothwendigen Func— 
tionen des Staats nicht von dem Intereſſe der gefellfchaftlichen Klaf- 
fen, fo wie fie fich durch Erwerb und Beſitz zufammenfinden und 
icheiden, erwartet werden Tann und darf, fondern vom Standpunft 
einer höheren Einheit aus erziwungen werden muß. 

Das Wefentlihe diefer communalen corporations wird alſo 
durch die organifche Geſetzgebung des Staat 8 beſtimmt. Die 
Obliegenheiten des Ganzen wie der Mitglieder, die Geftalt der Steuern 
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und Aemter, aktive und paffive Theilnahmrechte, waren ſchon im Wit- 
telalter bis in die genaueften Details normirt. Gewarnt durd den 
Unfug, den BPolitif und AYurisprudenz dennod) mit den Folgerungen 
aus dem Begriff der corporation getrieben, hat die Geſetzgebung der 
neunzehnten Jahrhunderts an Spezialifirung diefer Geſetze Alles über: 
boten, was davon in Europa vorfommt. Das Merkmal eines body 
corporate beftimmt hier nur fecundär gewiffe Formen für Eigen- 
thumsermwerb und Eigenthumsübertragung, für die Vertretung in ver- 
mögensrechtlichen Streitigkeiten mit. dritten Privatperfonen, aljo eine 
Anzahl technifchejmriftifche Fragen. Wie das englifche Communalweſen 
in feinen ſtarken Grundzügen jederzeit unabhängig von den jnriſtiſchen 
Feinheiten des Privatrechts war, fo ift aud) heute für dies ganze Ge— 
biet der Einfluß der Eigenfchaft eined® body corporate von jchr 
untergeordneter Bedeutung. 

II. Die zweite Klaffe bezeichne ich mit dem abſichtlich une 
ftimmten Ausdrud gemischt öffentlihe Corporationen, Kör— 
perfchaften auf gefellfichaftliher Grundlage, aber zu ſtaatlichen 
Zweden.? ) 

Wenn Kirche, Univerfitäten und colleges nicht in ihrer Hifteri- 
chen Geftalt daftänden, hätte man fie fpäter in England für bie Par 
laments-Berfafjung corporativ umgeftalten müffen, weil für Kirche und 
Schule, für das geiftige Leben des Volks der Gemeindeverband mit 
ausreiht. Sie gehen daher in dem Communalorganismus nicht auf, 
fondern haben felbftändigere Berfaffungen behalten, anknüpfend theils 
an die mittelalterliche Kirche, theil® an die königliche Prärogative. 
Diefe englifhen Incorporationen haben in mehrfacher Beziehung ein 
gefchloffenere Geftalt al8 auf dem Eontinent, weil (1.) die früßzeitige 
Macht der Parlamente e8 nothwendig machte, der Kirche eine Etellung 
zu wahren, in der das Kirchenregiment nicht unmittelbar Majoritärt 
befchlüffen der Lords und Gemeinen fi fügen mußte, (2.) weil die 
frühzeitig gefchloffenen Communalverbände mit ihren befchränften Steuer 
zweden und Aemtern Teinen Raum hatten für die Erfüllung mander 
neuen Functionen, die auf dem Continent der Staat mit feinem ie 
weglicheren Berwaltungsorganismus übernehmen konnte. Kirche umd 
Univerfitäten traten daher in ein künſtlich verflochtenes Verhäftnig mit 
der Parlamentsverfaffung, und in analoger Weife ſchützten ſich die 
übrigen Hauptzweige der geiftigen Arbeit durch Incorporirung vor der 
Gefahr, Inftrumente in den Händen ber Parlamentsparteien zu werden. 
So die Advofaten und Anwälte, die Aerzte und Wunbärzte, die Fönig- 
lichen Societäten der Wiffenfchaften und der bildenden Künſte, des 
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britifche Mufeum, fogar das Trinity House der Lootfeninnung. Un- 
terrihts-, Medicinalmefen und manche andere untergeordnete Zweige 
continentaler Staatsverwaltung fcheiden fo mit einer gewiffen Selb- 
ftändigfeit aus der parlamentarifchen Etaatd-Verwaltung aus. 

Eine engere Gruppe diefer Corporations dient mehr zur Ergän- 
zung der Communal- nftitutionen, wie die meiften charitable in- 
stitutions, Hofpitäler, Stiftungen, welche durch die Kirche centrafifirt 
waren, während fie Gegenftand der Kreis- und Communal- Armenver- 
waltung fein können, und unter anderen Verhältniſſen auch find. Da 
die englifchen Communen in der Steuerperwendung eng befchränft wa⸗ 
ren, fo fiel in heuerer Zeit manches auch im den Kreis von Privat- 
vereinen, was eben fo gut Communal-Inſtitution fein fann, und un- 
ter anderen VBerhältniffen ift: Sparfaffen, Vereine für das Wohl der 
arbeitenden Klaſſen, gemeinnügige Baugeſellſchaften ꝛc. 

Dieſe Elemente des Staatslebens haben von „der Seite des Pri⸗ 
vatrechts den Rechtsanſpruch auf Schuß ihrer perpetuirlichen Vermö⸗ 
gensrechte durd, den Gerichtsorganiemus. Da ihre Unterlage aber 
ausfchließliche Berufsftände, gefellfchaftliche Klaſſen find, fo ericheinen 
fie ftets confervativer in Anfrechterhaltung ihrer Nechte als in Erfül- 
fung ihrre öffentlichen Pflichten. Es tritt daher ftets ein Zeitpunkt 
ein, in welchem fie ſich ihrer urfprünglicden Beftimmung entfremden, 
und in welchem das Recht der höchften Gewalt zu ihrer Abänderung 
eintreten muß. Sie find in England wohl ohne Ausnahme in dem 
Zuftand einer ftarken Neformbedürftigfeit, während die heutige Barla- 
ments-Pegierung nicht recht die Stetigfeit zu getwinnen vermag, um 
fie fahgemäß zu reformiren. Wie für die Entftehung ber öffentlichen 
Gorporationen, jo enthält auch für die Reform ber gemifchten ein in 
feinem Walten ftetiger Organismus (King in council) die ficherfte 
Garantie und die nöthige Kraft zur Ausgleihung der Rechte und 
Pflichten. 

III Die dritte Klaffe bilden Brivatcorporationen,?) - 
Bereinigung gefellfchaftlicher Gruppen zu Privat-, befonders Vermö⸗ 
genszweden. Es find freiwillige jociale Vereine, welche gewiſſe Ver⸗ 
mögensmafjen dauernden Zwecken bauernd dienjtbar machen, und die 
nöthige Einheit und ‘Dauerhaftigkeit der Verwaltung durch Privatredhts- 
fiction gewinnen, 3. B. zu Handels- und Gewerbezweden, Entwäſſe⸗ 
rungs-Anlagen, Kanälen, KRunftftraßen, Feueraffeturanzen, friendly 
societies etc. Dabei tritt wieder ein faft unmerflicher Uebergang zu 
Öffentlichen AZweden ein, der auch mande im Entjtehen private 
Sorporationen in ihrer Fortbildung zu gemifcht öffentlichen macht, wie 
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die Bank von England, die oftindische Compagnie. Für diefe Gruppe 
ift der privatrechtliche Begriff der corporation (ebenjo wie der Begrifi 
der juriftiichen Perfon auf dem Continent) die beftimmende Grund: 
lage, ihre Hülfeleiftung zu Staatszweden eine zufällige und meiſten 
tranfitorifche Nebenfunction. 

Die englifche Yehre von den bodies corporate od 
corporations Hat zu allen Zeiten die nöthige Rückſicht auf da 
Zufammenhang von öffentlihen und Privatrecht genommen. hr 
Eintheilungsgründe find aus-der englifchen Nechtsgefchichte entnommea, 
und zwar zunächit aus formalen Merknialen, hinter denen der urſprümg 
fihe Dualismus des genofjenfchaftlihen (germanifchen) Principt 
der common law und des ftaatliden Principe des camonijden 
Nechts liegt. 

Die erfte Eintheilung ift die in corporations aggre 
gate und corporations sole. Eine genoſſenſchaftliche Corpo 
ration, corporation aggregate, befteht aus einer Mehrzahl von Trr: 
fonen, 3. 3. Mayor und Bürgerfchaften eir Stadt, Haupt: und Mu 
glieder eines Collegiums, Decan und Gapitel einer Kathedrallirde. 
Einzelperfönliche Corporationen, corporations sole, dagegen beſtehen 
aus einer einzelen Perfon, und deren Rechtsnachfolger in einer bejon: 
deren. Stellung. In diefem Sinne ift der König eine Gorporatise 
(Coke Litt. 43), ein Bifchof, ein Pfarrer und Vikar, nad Black- 
stone auch die Kirchenvorfteher. 

Die zweite Eintheilung tft in kirchliche und Lan: 
corporationen. ALS kirchliche gelten nur die, deren Mitglieder 
ausschließlich geiftlihe Perfonen find, ale Biſchof, Pfarrer, Tec 
und Gapitel, Prior und Convent. Alle übrigen gelten als Laicncar- 


‘ porationen, welche dann wieder zerfallen (1.) in rein bürgerlide, cin 


corporations, zu den mannigfaltigjten weltlichen, ſowohl Staats alt 
Sommunal- und Brivatzweden, fowie für „andere Spezialzwede, we 
die Collegien der Aerzte und Wunbärzte, die königliche Geſellſchaft zur 
Beförderung der Naturwifienichaften, und die Univerſitäten, die alt 
Ganzes weder zu ben kirchlichen Corporationen noch zu dem milder 
Stiftungen gerechnet werden. (2.) Milde Stiftungen, eleemosy- 
nary corporations, zur perpetuirlichen Vertheilung von Almojen od 
Prämien nad dem Willen des Stifters, namentlich: Hoſpitäler für 
Arme, Kranke und Gebrechliche, und alle colleges in und auperhalb 
der Univerfitäten, die zu den Paiencorporationen gerechnet werden, auh 
wenn fie aus geiftlichen Perſonen beftehen, obwohl fie „in einigen Dr 
ziehungen“ die Privilegien der geiftlichen Körperfchaften theilen. 
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*) Die englifhe Lehre von den juriftifgen Perſonen erhielt ihre 
Hauptgrundlage im 18ten Jahrhundert durch Verſchmelzung der Grundſätze des 
canoniſchen und gemeinen Rechte unter Bermittelung des Lord Kanzlers. Sie 
bildete eine der Grundlagen ber bevorftiehenden Verſchmelzung des weltlichen 
und des kirchlichen Staatsorganismus. Die deutfche Lehre von den jurifli- 
ichen Berfonen bildete fi zuuächſt nach dem Borbild des römiichen Rechte, alfo 
des römischen Kaiferftaats, in welchem Befig und öffentliches Hecht fich bereits 
gefchieden hatten. Sie paßte aljo ungefähr für die Zuftände bes Kontinents, 
feitdem die öffentlihen Pflichten fi von den alten Genoſſenſchaften ab- 
löften, die Gerichte allmälig zu Staatsanftalten für Privatrecht wurden, das 
öffentliche Recht immer mehr in dem beweglichen Organismus der Berwal- 
tungsbehörden anfging. In dieſem Zuftand dienten die Grundſätze von den 
„juriftifchen Perſonen“ freilich zur Abwehr willkürlicher Eingriffe der Verwal⸗ 
tung; fie erfiarrten aber in rein privatrechtlicher Anſchauung, die durd) die fort- 
fchreitende Beichräulung der Rechtswiſſenſchaft auf Privatrecht ftetig befördert 
wurde. Auch die hiſtoriſche Richtung der neueren Jurisprudenz ift bier nicht 
jehr fruchtbar gewefen, vielmehr dauert die fletige Tendenz fort öffentliche Rechte 
zu Brivatrechten zu machen, oder wenigſtens ben Anjchauungen bes Privat- 
rechtsjuriften anzupaffen, vor allem die bartnädige Berwechjelung einer Incor- 
porirung gelellichaftlicher (fendaler, zünftiger 2c.) Gruppen mit öffentlichen Cor⸗ 
porationen. 

1) Organiſche Glieder des Staats, weldhe mit allen ihren Sunc- 
tionen dem Staat dienen ift das eigentlich enticheidende Merkmal ber 
commmunalen corporations. Der Ausdrud communa hat fid) allmälig 
auf die einzelen Glieder, die durch Staatspflichten verbundenen NRachbarfchaften, 
vicineta, beſchränkt. Den Staatslörper ale Ganzes bezeichnet man feit der 
Bereinigung des kirchlichen und weltlichen Staats (Reformation) in England 
niet mehr als communitas universi populi, omnium liberorum etc., fon- 
den als „body eorporate,‘‘ beftehend aus dem König, den’ geiftlichen Lords, 
den weltlichen Lords, und den im Parlament vereinigten commoners. Der 
Grund der Aenderung ift, weil die commumalen Unterlagen feit der Wefor- 
mation den Staat nicht mehr erichöpfen, ber aufßerden auch die folgende 
Klaffe der Eorporationen in eine Einheit zufammenfaßt. Immer aber bleibt die 
Commune die Hauptgrundlage des englifchen Staats, welche vorwiegend den 
Charakter der Verfaffung und di: Vorftellungen des Volks beftimmt. Dieſe 
Gewöhnung, öffentliche Pflichten gemeinſchaftlich zu tragen, hielt auch ben 
Zinn lebendig neuen Bedürfniffen durch vereinigte Kräfte zu genügen, — ben 
yatriotifhen Sinn der Betheiligung an gemeinnütigen Unternehmungen, die 
praktiſche Gewöhnung der Drganifation, der fachgemäßen Beſchränkung der 
Zwede, der richtigen Berechnung der Dlittel; wobei ſich unwillkürlich eine Nach- 
ahbmung der PBarlaments- und Communalformen einfand. „Dieſem Geift iſt 
fein Gegenftand fremd, feiner zu geringfligig, welcher ein öffentliches In⸗ 
terefie darbietet, oder das menſchliche Gefühl ergreift." (v. Binde, Großbritan- 
nien, ©. 135.) 

2) Der weitefle Ausdrud für die gemifcht-öffentliden corporationg zu 
Specialzweden iſt charitable uses. In Neminiscenz an die mittelalter- 
liche Kirchenverfaffung umfaßt der Ausdrud charitable uses, public cha- 
rities, eine ſehr gemifchte Gruppe folcher Inftitutionen, wie ſie das st. 43 


’ 
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Eliz. c, 4 aufzühlt. Es wird darin ernannt eine Commiffton zur Unteriuhenz 
des Zuſtands der Fündereien, die durch wohlmeinende Perſonen gegeben ſeien 
„Zur Unterftigung bejahrter unfähiger und armer Lente; zur Erhaltung fras- 
fer und verftimmelter Soldaten und Seeleute, für gelehrte Schulen, Freiſchule 
und die Scholaren an den Univerfitäten; zur Reparatur von Brüden, dä. 
geebneten Wegen, Kirchen, Seedämmen und Landfiraßen; zur Erziehung mm 
Beförderung des Fortlommens von Waiſen; zur Ausftattung und Unterhaltung 
von Correctionshäufern; zur Berheirathung armer Mädchen; zur Ctabtinnz 
und Aufhülfe junger Geſchäftsleute, Handwerker und beruntergelommener $er- 
onen; zur Unterfiligung und Auslöfung von Gefangenen, und zur Anfbil: 
und Erleichterung armer Einwohner in Bezahlung der Bffentlichen Steuern: jr 
Ausrüftung von Soldaten, und zu anderen Taren.” Dem Gegenfag dieſer cha- 
ritable uses bilden dann die superstitious uses für Seelenmeſſen, Wacheler 
zen ac. 1 Edw. VI, c. 14. Cine Ueberſicht für London giebt: Sampsor 
Low jun., the charities of London, comprehending the benevolent, edu- 
cstional and religious institutions, their origin and design, progress and 
present position, London 1850, 

3) Die dritte Gruppe der Privatcorporationen ift nad) dem Gasx 
der focialen Entwidelung erft in neuerer Zeit Gegenfland einer wmfafjenden Im. 
cialifirten Gefegebung geworden, welche im $ 115. folgt. 

**) Blackstone’s Dogmatik der corporations if natürlich nur en 
Zufammenfaflung des Eorporationswefens, wie es in der englifchen Kedte 
geichichte auftritt. Die Controverfe, ob der Begriff der corporations sole wi 
Blackstone IV. 469. behauptet, eine Bereicherung des englifchen Rechts uns 
dem canonifchen, oder ob der Begriff (mie Andere meinen) ilberhaupt munäthis 
und incorrect jei, hat als Hintergrund das Sträuben der an genoſſenſchaftliche 
Formen gervöhnten englifchen Juriſten gegen die abſtrakte Bildung perfonar 
ter Bermögenszwede. Auch im Einzelen tritt die tiefe Bedeutung der Stellxug 
der Oberinftand, die Tiefe des Unterfchieds der aus dem weltlichen Staat it 
vorgegangenen jurisdiction, und der aus dem geiflliden Stant hervorgegenge 
neu visitation, bei Blackstone nicht in bewußter Klarheit hervor. Exdlıd 
aber ift die englifche Lehre von den corporations fo reich an gefunden fasik 
rechtlichen Prinzipien, daß eine genaue Zerglieberung derſelben änferf Ichid 
und befruchtend für die deutſchen corporations ſich erweiſen würde. Sie be 
darf jedoch einer eigenen umfaſſenden Darſtellung. Im dem folgenden get 
ich möglichft unverändert die traditionelle englifche Generaltheorie der nik. 
ſchen Perjonen. 


8 124. 
Die engliſche Generaltheorie der Corporationen. 


Blackstone I. 467—485. 


Trog der Verfchiedenheiten des Grundcharakters gelten für die 
corporatione folgende allgemeine Grundfäge, betreffend die Stiftung 
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die Gewalten, das Bifitationsreht und die Auflöfung der Corpora⸗ 
tionen: 
1. Zur Stiftung gehört bie ausdrüdliche oder ſtill— 
ſchweigende Genehmigung der Krone ine ftillichweigende 
Genehmigung aber wird angenommen für die Corporations, welche 
beftehen kraft bes gemeinen Rechts (mittelalterlicher Verfaffung), wie 
für den König felbft, Bifchöfe, Pfarrer, und andere corporations 
virtute oſſicii. Ebenſo bei den Gorporationen durch Verjährung, wie 
bei der Eity von London und anderen, die über Meuſchengedenken hin⸗ 
aus beftanden haben, oder wenigftens fo behandelt werden. Coke 11. 
Inst, 330. Die Reife, in welcher ein ausdrädlicher Conſens ber 
Krone ertheilt wird, ift entweder Parlamentsalte oder harte; die alt- 
herlömmliche Formel der Errichtung: creamus, erigimus, fundamus, 
incorporamus. Obgleich unter Heinrich VII. noch ftreitig, fteht der 
Krone auch ein Delegationsreht zu. Vermöge deifen bat der 
Kanzler der Univerfität: Orford das Recht Innungen von Gewerbe: 
leuten zum Dienft der Studirenden zu incorporiren. Die Errichtung 
durch Parlamentsakte läuft meiftens ebenfalls auf ein Tönigliches Pa⸗ 
tent hinaus; denn die meiften Parlamentsaften diefer Art beftätigen 
entweder nur eine jchon creirte Corporation, oder ermächtigen den Kö⸗ 
nig in Zukunft eine ſolche mit gewiffen Vorrechten zu creiven, wie für 
da8 Collegium der Aerzte 14 et 15 Henry VIII. c. 5, für die Bank 
von England 5 et 6 Will. et-Mary c. 20, für die ftädtifchen Cor- 
porationen 5 et 6 Will. IV. c. 76. Die Krone kann nämlich eine 
Corporation creiren mit Gewalten, die das Geſetz überfchreiten, na⸗ 
mentlich nicht mit Verleihung eines Monopols 21 Jac. I. c. 3, noch 
mit der Gewalt andere Perfonen zu befteuern. Zur Verleihung folcher 
Borrehte muß alfo „die königliche Prärogative durch Parlamentsbes 
ſchluß ergänzt“ werden. — Weſentlich ift zur Errichtung endlich noch 
die Ertheilung eines individuellen Namens, der ihr Eigen» oder Tauf⸗ 
name ift, wie ihn Sir Edward Coke nennt. 

I. Die „Befugniffe und Gewalten“ der Corporations find 

1. die privatredhtlihe Perſönlichkeit in perpetuirlicher 
Succeſſion, alfo zunächſt die Fähigkeit Grundftüce zu erwerben und 
zu befigen für fi) und ihre Nechtsnachfolger, vorbehaltlich der geſetz⸗ 
lihen Beſchränkungen über Erwerb zur todten Hand und gewiffer 
Veräußerungsverbote. Die Fähigkeit zu Hagen und beklagt zu werden, 
zu veräußern und zu erwerben, und fonftige Rechtsakte vorzunehmen im 
Namen der Corporation, wobei die Anbeftung des Siegeld als wefent- 
liche Form gilt „die Corporation handelt und fpricht nur durch ihr 
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Siegel." Ein Act der Majorität wird angeſehen als Act der Sk: 
fammtheit 33 Henry VIII. c. 27. Corporations aggregate tin 
nen auch bewegliche Güter erwerben für fi) und ihre Rechtsnachfolget: 
corporations sole nı mit Unterfchied. Diefen Rechten entiprecen 
aber auch umgekehrt einige Dishabilitäten.*) 

2. Ein Wahlredt für ihre eigenen Mitglieder und 
Beamten. Wenn die Stiftungsurkunde nichts anderes beftimmt. 
fo gebührt dies Recht der Meajorität allen zu diefem med gehörig 
zufammenbernfenen Mitgliedern. „Es kann jedod auch dur Statt 
einem engeren Ausfchuß der Corporators delegirt werden (f. unten), 
die dann in diefer Beziehung die Geſammtheit repräjentiren. Gin 
Ausnahme macht die Wahl von Parlamentsmitgliedern in Municipal- 
Korporationen. Die Zahl der wählbaren Perjonen dagegen kann durch 
“fein Statut befchränft werden.“ 

3. Das Recht Statuten, bye laws, zu erridten für 
die Berwaltung der Corporation (for the better govern- 
ment of the corporation),**) mit Innehaltung der Schranle, dab 
Solche weder ben Lartdesgefegen entgegen, noch mit ihrer Stiftunge-lir 
funde unvereinbar, noch irrationabiles fein dürfen (d. h. nicht wider 
fprechend den leitenden Principien des gemeinen Rechts). Die Stat 
ten der Gewerb8-Innungen insbefondere bedürfen nach 19 Henry VII. 
ec. 7. der Genehmigung des Kanzlere, Schatmeifter8 und der reifen: 
den Richter, und felbft die genehmigten find nichtig To weit fie den 
Landesgefeten widerfprechen. In den neueren Eifenbahngefegen und 
Lokalakten für Märkte, Dods 2c., in der neuen Städteordnung und in 
der ganzen neuen efetgebung über die Befugniß zum Erlaß von Le⸗ 
falpolizeiverordnungen ift durch die fcharfe Fafſung des Gebiets der 
“ bye-laws und durch die Betätigung der Oberinftanz dafür geforgt, 
feine Sonderrechte entftehen zu Laffen. 

III. Das Bifitationsredht bildet die ordentliche Oberia- 
ftanz über den Corporationen.***) „Das Geſetz hat befondere Per: 
ſonen beftimmt um zu vifitiren, zu unterfuchen und zu corrigiren ale 
Unregelmäßigleiten im Schooße derjelben im meiteften Umfang.“ 

Für bie geiftlichen Corporationen ift der Ordinarius Bifiteter 
ihon nad; canonifhem Recht. Der Bapft, „jett die Krone ale ober- 
fter Ordinarius,“ ift Bifitator des Erzbifchofs; der Erzbiſchof über 
feine Suffraganbifchöfe; ber Biſchof in feiner Didcefe über Kapitel, 
Pfarrer, Vicare und über alle anderen geiftlichen Perfonen in reis 
geiftlichen Dingen. 

Für die Laiencorporationen mit Einfluß der milden Stiftungen 
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ft e8 nicht der Ordinarius, fondern zunächſt der Stifter und feine 
Erben, oder der von ihm ftiftungsmäßig bezeichnete visitor. Im all- 
gemeinften Sinne ift aber der König Stifter „da er allein fie incor- 
poriren fann.“ » Die Krone allein hat daher das Viſitationsrecht bei 
bürgerlichen Corporationen in Ermangelung eines Stifterd oder einer 
ftiftungsmäßigen Anordnung. 

Bei milden Stiftungen, die durch Verlehung von Grundſtücken 
entſtanden, unterſcheidet man die fundatio incipens oder incorpora- 
tion, die ſtets von der Krone ausgeht, und die fundatio perficiens 
oder fundation durch den Berleiher der Einkünfte, der für ſich, feine 
Erben oder den von ihm Deſignirten das nächfte Anrecht auf die visi- 
tation übt, während das eventuelle Necht auch hier der Krone zufteht 
und durch Delegation an den Pordfanzler geübt wird. Wo der Sous 
verän und eine Privatperfon gemeinfchaftlic cine Stiftung ausftatten, 
übt der Souverän allein das Bifitationsrecht aus. 

Die Pflihten des Bifitators beftehen in der Controle aller 
Irregularitäten in der Stiftung, in Entfcheidung und Abhilfe aller 
Streitigkeiten unter den Mitgliedern, und in Auslegung ihrer Gefege 
und Statuten. Er hat ſich dabei leiten zu laſſen von den Jutentionen 
des Stifters, fo weit fie ans den Statuten oder. aus dem Zweck der 
Stiftung zu entnehmen, und ift im Gange ded Verfahrens an feine 
beftimmten Formen gebunden. UWeberfchreitung der vom Stifter ge 
jegten Schranken des PVifitationsrechts begründet allerdings eine Klage; 
„jo fange ſich aber der Bifitator innerhalb feiner Competenz hält, find 
feine Entfcheidungen endgültig und unterliegen feiner Prüfung durch 
irgend einen andern Hof,“ (fo entfchieden vor dem Oberhaus in einem 
berühmten Präcebenzfall, Philipps v. Bury). 

IV. Eine Auflöfung der Corporationen fann nit im 
Verwaltungswege erfolgen (the queen cannot by her prerogative 
dissolve a corporation), wohl aber (1.) durch Parlamentsafte un- 
bedingt, (2.) bei aggregirten Corporationen durd ben natürlichen Tod. 
aller ihrer Mitglieder; (3.) durch freiwillige Aufgabe ihrer Privilegien 
in die Hände des Souveräns, (4.) durch Verwirkung der Charte we- 
gen Berfäumung oder Mißbrauchs der Privilegien mittel8 einer In- 
formation in der Weiſe eined® writ of quo warranto, wobei der 
Mißbrauch als Bruch der Bedingungen der Incorporation behandelt 
wird. Für Communalcorporationen ift biefe Verwirkung nad der 
Natur ihrer Zwecke unanwendbar und durd die Geftaltung der Ober- 
inftanz unnöthig geworden. Das befannte Urtheil gegen die City von 
Yondon wurde auch fpäter kaſſirt durch Parlamentsafte 2 Will. et 
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Mary c. 8, und die Privilegien der City für unverwirkt erklärt. 
Durch 11 Geo. L c. 4 und bie neue Städteordnung ift dann nod 
fpeziell.vorgejehen, daß die Nichtwahl oder nichtige Wahl eines Mayor 
oder anderen Beamten an den in der Charte feſtgeſetzten Tagen kein 
Verwirfungsgrund fein ſolle. Ueberhaupt wird die Erlaubniß zur 
Einbringung der Informaticn von dem Gerichtshofe nur nach eine 
fachlichen Vorprüfung der Umftände des "alles ertheilt. 

Eine ſolche Auflöfung ift „der bürgerliche Zod der Corporation‘: 
ihre Grundſtücke und Befigungen kehren daher an den Stifter und 
deifen Erben zurüd, da die Verleihung nur als auf Yebenszeit der Eor: 
poration gemacht, anzufehen iſt. Ebenjo erlöfchen die Schuldverhält- 
nijfe einer corporation aggregate activ und pajfiv, da fie nicht fän- 
ger Tagen noch beklagt werben kann. 


*) Als Dishabilitäten der corporation aggregate bezeichnet Blackstone tie 
Nöthigung vor Gericht durch eimen Anwalt zu ericheinen. Sie kann kein 
Berbrechen begehen, ift aber verantwortlich auf Schadenserfat aus rechtewidri 
gen Handlungen ihrer Agenten, unterliegt einer Anklage wegen verjäumter 
Brildenreparatur und in einigen analogen Fällen. Sie kann nicht eyfonmz 
nizirt und nicht vor ein geiftliches Gericht geladen werden. Sie unterliegt 
nicht der Perfonenhaft, wohl aber der Auspfändung, unter Ilmftänden einen 
Fiat im Bankrutthofe. Sie kann im Erbrecht nicht executor oder adımini- 
strator fein, nod) fonft perfönliche Pflichten üben; „denn fie kann feinen Amts 
Eid leiſten.“ 

**) Die Statuteu, bye-laws, der öffentlichen Sorporationen find 
nur Modalitäten der Ausübung öffentliher Pflihten, und können daher 
nur foweit gelten, wie fie der Erfitlinng diefer Obliegenheiten dienen, ſolche 
fördern und erleichtern. Dieſen Charakter hatten die alten bye-laws der coarts 
leet, der Kirchipiele, der Quarter Sessions, die älter find ale die heurige 
Theorie der Korporationen, und fich wefentlich auf den Charakter von Belize: 
regulativen und Amtsinftruftionen zur Ausführung von Communalpflidgten be 
ſchrünken (oben ©. 289). Die bye-laws der PBrivatcorporationen find Mods 
Iitäten der Ausübung eines Brivatrecdhts, ımd reichen fo weit wie die Die 
pofition über Privatrecdhte. Bei den gemilcht öffentlichen Gorporationen wuf 
der Geſichtspunkt des Privatredhts dem höheren Geſichtspunkt der Erfüllung 
öffentlicher Pflichten weichen. — Wenn auch in der Theorie nicht Nar geicz- 
den, find diefe Gefichtspunfte von den englifchen Gerichtshöfen weſentlich izze 
gehalten. So bei dem Grundfag, daß die Zahl der wählbaren Berjonen durd 
fein Statut befchränkt werden darf. Conſequent follte auch niemand, der ſeine 
öffentlichen Pflichten erfüllt, durch Statut von der Wählerſchaft feiner Piliht 
genoflen ausgejchloffen oder dariı beichräuft werden. Kine Unſicherheit Der Ge 
richtshöfe bei diejer Frage entftand nur durch den unglüdlichen Zuftand der 
municipal corporations, deren Analogie dann auf die select vestries weuer 
wirkte, bis die neuere Geſetzgebung das Recht der Statuten ani die gebührrr 
den Schranken zurüdfiihrte Wichtig war in diefer Richtung auch der vom der 
Serichtshöfen angenommene Sa: „that wbere the power of making bye- 
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laws is by charter given to a select body, they do not represent the 
whole community, and therefore cannot assume to themselves what be- 
longs to the body at large. But where the power of making bye-laws 
is in the body at large, they may delegate their right to a select body, 
who thus becomes the representative of the whole community“ (Bunt, 
1837). Auf allen übrigen Gebieten wurden bie PBrincipien ber common law 
ziemlich ficher und gleichmäßig gehandhabt. So wird 3. B. ein Statut einer 
Gewerbeinnung, welches die Zahl der Lehrlinge beſchränkt, die ein Mitglied 
nehmen dürfe, fir illegal erachtet. Ebenfo alle Statutenzur Befhränfung 
der Sewerbefreiheit. Statuten von Privatcorporationen binden nur ihre 
eigenen Mitglieder. Nur Corporationen mit obrigfeitlichen Rechten wie die Stadt- 
magiftrate können dritte binden. Die Androhung einer Strafe durch Statut 
kann nur durch Pfändung oder Civilklage janetionirt werden, nicht durch Ge⸗ 
fängnißftrafe oder Berwirlung beweglicher Güter, Die ſyſtematiſche Tendenz 
der incorporirten Geſellſchaftsklaſſen des Continents zur Ueberſchreitung ihrer 
Schranken war in England nicht vorhanden, da der ftarfe Bau der öffentlichen 
Corporationen richtigere Anfichten von dem BVerhältnig von Rechten und Pflich⸗ 
ten.im ganzen Bolle lebendig erhielt. Wo eine Gefahr der Ueberſchreitung 
nad) der Tendenz der Genoſſenſchaft wahricheinlich war, behielt man die Be- 
ftätigung durd) Kanzler und Richter vor, wie bei den Statuten ber Gewerbs- , 
innungen durch 19 Henry VII. c. 7, bei der Conceifionirung des Lohnfuhr- 
werks durch 5 et 6 Will. et Mary c. 22. $ 17. Es ergiebt fich hieraus, in 
welchem Sinne feit der normanniichen Zeit in England nod von einer Auto- 
nomie der Eorporationen gejprochen werden Tann. Die Liebhaberei deutſcher 
Juriften für jede Art von Autonomie erflärt fih aus der Beihäftigung mit _ 
dem Privatrecht und aus der Freude noch heute Recht ohne die Obrigkeit ent- 
ſtehen zu feben, iiber welcher man vergißt, daß wenn bas Wefentliche der öffent- 
lichen Pflichten vom Staat erfüllt wird, auch das gemeinfame Recht vom Staat 
ausgehen muß.. 

**) Das Bifitationsredht wird bei Blackstone faft ausſchließlich als eine 
Lehre der gemifcht-öffentlichen Corporationen behandelt. Fir die Communen 
enthält die fpezialifirte Gejetgebung überall genau die Verhältniſſe der Ober- 
inftanz (jurisdiction), die in einigen neuen Inftitutionen den Charakter einer 
adminiftrativen Centralftelle hat. Nur bei dem Amt der churchwardens con- 
currirt die weltliche Oberinftanz mit dem bifchöflichen Viſitationsrecht ($ 96a). 
Für die gemifcht-Öffentlichen Körperjchaften aber mußte ſich nad) ihren Grund⸗ 
lagen uud nad) der Weife ihrer Entflehung ein gewiffes Schwanlen der Grund- 
ſätze ergeben. 

Fiir die bürgerlichen Taiencorporationen giebt es nad) einer an- 
dern Anficht feinen eigentlichen Pifitator, „fondern ihr Mißverhalten erhält Ab- 
hülfe umd ihre Streitigkeiten werden entichieden in dem Hofe der King’s Bench 
nach den Orundfähen des gemeinen Rechts." Die Oberinftenz hat hiernach den 
Charakter einer englifhen jurisdiction, nicht den Charakter des canonifchen 
Oberauffihtsrechts. In diefem Sinne wurde ein berühmter Fall des Colle- 
giums der Aerzte entjchieden. . 

Das LVifitationsrecht der Hospitäler wurde durch 2 Henry V. c. 1 all- 
gemein dem Ordinarius zugefprocdhen, ohne wie in der früheren Gerichtspraris 
zwifchen geiftlichen und Laien-Hospitäfern zu unterfcheiden. Dur 14 Eliz. c. 

Sneift, Engl. Commmnalverfaffung. 76 
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5 wird das bifchöfliche Bifitationsrecht aber wieder auf foldhe Hoepitäler be 
Ichräntt, für welche der Stifter feinen Viſitator ernannt hat. 

Die colleges an den Univerfitäten wurden vor der Neformatic 
als geiftliche oder wenigftens Ferifale Sorporationen beanſprucht, und im einige 
das Bifitationsrecht durch den Bifchof von Lincoln wirklich geübt. Jedt gi: 
e8 als „teftftehendes Hecht,“ daß fie Laiencorporationen find, und daß in & 
mangeflung eines ftiftungsmäßigen Bifitators der Lord Kanzler im Namen da 
Krone die Viſitation übt. 

Das Lifitationsrecht des Lord Kanzler beruht auf befonderer Delegetie 
der Krone, und ift verichteden von feiner Civilgerichtsbarkeit über ale 
zu milden Sweden verliehene Eigentum, welches zu feiner veriaflung: 
mäßigen jurisdiction gehört. Auch dabei weicht die Kanzleigerichtsbarleit vom 
gemeinen Recht ab durtch jehr discretionäre Interpretationen und analoge Ars 
dehnungen liber den Buchftaben der Stiftung hinaus. In Ermangelung eine: 
deutlichen Zwedbefiimmung der Etiftung befiimmt ſolche der Gerichtshei. Is 
ber urfprüngliche befondere Zweck ganz oder theilweiſe verfehlt wird, befimm: 
der Gerichtshof die Verwendung zu möglich nahe fiegenden analogen Zpoeder 
nach dem fogenannten principle of cypres. 

Die ordentliche Brocedur gegen Mißverwaltung milder Fonds ift derd 
information „im Namen des Attorney General von Seiten der Krone“ une 
Affiftenz eines verantwortlien relator. (Das befondere dur 43 Eliz. c. 4 
eingeführte Verfahren fam als unzweckmäßig wieder außer Gebrauch.) Turh 
52 Geo. III. c. 101, Sir Samuel, Romilly’s Act, wird ein ſummariſchet &r 
fahren auf Petition von zwei oder mehren Perfonen eingeführt; durch 59 Lei. 
III. ce. 91 u. ff. eine information des Attorney General ohne Zuziebung ext 
relator nad) beigebradytem Certificat von 5 Commissioners of charitir: 
(Gneist ®b. I. 8 129) darüber, daf der Kal für ein ſolches Einſchreiten gr- 
eignet fei. Die neuefte Geſetzgebung zeigt ein fehr vorfichtiges aber ſietige: 
Fortfchreiten in den Reformen der Univerfitäten und Stiftungen. 
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Die alte Theorie der Korporationen ift im letzten Meenfchenalter 
weſentlich modificirt für eine große und wichtige Gruppe, welche au? 
den Bedürfniffen der neuen Gefellichaft Hervorgehend, hauptſächlich da 
Charakter von Actiengefellfchaften für induftrielle und Handelsunter 
uehmungen an fi trägt. Die Gefeßgebung darüber hat ein Menjchen 
alter hindurch mehr einen erperimentafen Charakter, und ift erit m 
den letzten Jahren zu einem gewiffen Abjchluß gekommen. Eie kann 
bier berührt werden, weil einige der wichtigften den Charakter gemiſcht 
Öffentlicher corporations an ſich tragen. Vielleicht noch bedeutung? 
voller ift der ideelle Einfluß, den diefe Bildungen auf die neuere Ge 
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ftaltung des Communalweſens und auf die herrjchenden politifchen 
Borjtellungen uumillfürlich gelibt haben. | 

In früheren Jahrhunderten hatte England ſolche corporations 
in Geftalt von großen Handelscompagnien. Erft feit der Revolution 
entfaltete fich ein leidenfchaftliher Specnlationsgeift mit dem Princip 
der Actiengefellichaften, der in der Südjeefompagnie einen unglücklichen 
Berlauf nahm, und während bes 18. Jahrhunderts feine recht folide 
Beftalt wieder gewinnen konnte. Im 19. Jahrhundert wurde diefer 
Seift Schöpferifch in Kanälen, Brüden, Häfen, Docks und vor Allem 
in dem großartigen Syſtem der Eifenbahnen. ‘Die dabei nothwendigen 
Befugniſſe zur Erpropriation, zur Erridtung von bye-laws mit ver- 
bindliher Kraft für das Publikum, und andere zu ihrem Fortlommen 
nöthige Gewalten wurden durch Parlamentsakten gefchaffen. Die Bil- 
dung ſolcher Gefellichaften ftieß jedoch auf erhebliche juriftifche Schwie⸗ 
rigfeiten. Die Errichtung eine8 deed of settlement, mit Ernennung 
von Trustees für die Eigenthumsverwaltung, Directors für die Ge- 
ihäftsführung, Auditors für die Rechnungslegung, war felbft für das 
Berhäftniß der Mitglieder unter ſich unvolffommen, und führte in Be- 
zug auf ihre Haftbarkeit gegen Dritte zu unabfehbaren Schwierigfeiten. 
Man verfchaffte ſich aljo private acts of Parliament, welche bie 
Geſellſchaft ermächtigten unter dem Namen eines Sefretärs oder an⸗ 
deren Beamten zu Flagen und beklagt zu werden, jedocd mit dem aus⸗ 
drücklichen Proviſo, „daß dadurd) Feine Incorporation ausgedrüdt fein 
jolfe,“ damit nämlich die perfünliche Haftbarkeit der Meitglieder nicht 
jerftört werde. Die Weitläufigfeit und Koſtbarkeit der Beſchaffung 
ſolcher Privataften veranlaßte zuerft da8 st. 6 Geo. IV. c. 91, mo: 
durch die Krone (Minifterial-Verwaltung) ermächtigt wurde, die folchen 
Geſellſchaften nützlichſten Corporationsrechte durch Patent zu verleihen, 
ohne damit alle Rechtsgrundſätze der Corporationen zu übertragen. Da 
ſich das Geſetz indeffen aus technischen Gründen faft unausführbar und 
unwirffam erwies, fo folgte das st. 4 et5 Will. IV. c. 94, wonach bie 
Krone die einfache Befugniß „auf den Namen eines Beamten zu kla— 
gen und beklagt zu werden” verleihen mag. Da dies nicht auge 
reichte, fo folgte das st. 7 Will. IV. et 1 Vict. c. 73, wonad) die 
Krone durch Patent auch ohne fürmliche Incorporation einzele nützliche 
Privilegien, „welche nach gemeinem Recht durch Incorporationscharte 
verliehen werden könnten,“ durch Patent Übertragen mag. Auch davon 
war indefjen ein wenig wirkffamer Gebrauh zu machen, und wurde 
jelten Gebraud; gemacht. Es folgte daher st. 7 et 8 Vict. c. 110, das 


erfte große Gefeg über die Registration, Incorporation 
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and Regulation der Xctiengefellfhaften. Ohne Charte 
und ohne Parlamentsakfte wird nunmehr durch die definitive Einregiit- 
rung fraft des Geſetzes die Gefellfchaft eine „corporation zum Zu:! 
der Ausführung des Gefchäfts, für welches fie gebildet ift, nad Pur 
gabe ihres deed of settlement;“ für Bantgefellfichaften erging de 
befondere Gefeß 7 et 3 Vict. c. 113; für die Abwidelung der Tier 
bindlichfeiten verunglüdter Gefellfchaften die Winding-up Arts 
11 et 12 Vict. c. 45; 12 et 13 Vict. c. 108, die aber unvorker 
gejehene Schwierigkeiten und fo unabfehbare Berwidelungen und Fre- 
zeffe herbeiführten, daR endlich eine Grundrevifion der Principien nöttz 
wurde, die unter Aufhebung ber Registration- und der Winding-nj. 
Acts das große confolidirende Gefeg 19 et 20 Vict. c. 47 und nod- 
mals 25 et 26 Vict. c. 89 herbeiführte, wodurch nun auch das lanı 
ftreitige Princip der limited liability zur Geltung kommt — die be 
ſchränkte perfönliche Haftbarkeit ber Mitglieder auf den Betrag dee 
gezeichneten Kapitals, unter der Bedingung der vorgängigen Cinre- 
giftrirung und unter Beobachtung gewiffer Formvorſchriften. Ansur- 
nommen bfeiben die durch Parlamentsacte, königliche Charte oder Pe 
tent fchon gebildeten Gefellichaften, alle Bank: und Berficherunge-& 
jellfchaften und die Zinnbergwerks-Geſellſchaften, die ihr herkömmliche: 
Cost-Book-System (nad) Kuren) beibehalten. Diefem Gange ir 
Geſetzgebung gemäß ergeben fid) nunmehr 3 beftimmt zu ſcheidende 
Klaſſen: 

1. Erwerbsgeſellſchaften, die durch Spezialakte dee 
Parlaments incorporirt find Es gehören dahin die Eifen- 
bahn, Dod-, Hafen- und Kanalgefellichaften, eine große Menge von 
Verſicherungs⸗-Geſellſchaften und anderen Unternehmungen. Die nädrte 
Grundlage ihrer. Nechtsverhältniffe ift das Spezialgefeg. Um aber 
nicht eine Ueberzahl von Klaufeln in jedem einzelen zu wiederholen, 
und um nah Möglichkeit eine Gleihförmigkeit der Grundzüge zu er- 
halten, erging die Companies Clauses Consolidation Act 8 et ? 
Vict. c. 16, enthaltend eine vollftändige Kodification ber Grundiär 
über Verwaltung und Uebertragung der Actien. Zur NRegdung ir 
Erpropriationen erging in ähnlihem Sinne die Lands Clauses Cor- 
solidation Act 1845, 8 et 9 Viet. c. 184. 

In das Gebiet der gemifcht:öffentlichen Corporationen gehöree 
namentlih die Eiſenbahn-Geſellſchaften, die wegen ihrer Bid 
tigkeit und wegen ihres Zufammenhanges mit dem Spftem der öffent 
lichen Communikationen eine eigene Gefegesgruppe bilden: 7 et 8 Vret. ec. 
85 über den Bau von Eifenbahnen; 8 et 9 Vict. c. 0 die Rail- 
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ways Olauses Consolidation Act 1845; 8 et 9 Viet. c. 96 be 
treffend die Webertragung von Eifenbahnen; 9 et 10 Vict. c. 28 über 
die Auflöjung von Cifenbahngejellichaften; 13 et 14 Vict. c. 83 über 
dic Aufgabe von Eifenbahnprojecten. Die Clauses Act enthält voll: 
jtändige Regulative für die techniſche Ausführung der Werfe, über 
Tarıf und Beitreibung der Perjonen- und Frachtgelder, über die Be: 
grenzung der bye-laws für die Geſchäftsverwaltung. Dazu tritt das 
durchgreifende Geſetz über die Controlgewalten des Handelsamts 14 et 
15 Vict. c. 64, und nochmals das durchgreifende Gefeß über die Con⸗ 
itruction der Eiſenbahnen 17 et 18 Vict. c. 31.*) 

2. Die Registered Joint Stock Companies, ge: 
wöhnlichen Actiengefellihaften, wurden zunächft durch 7 et 8 
Viet. ec. 110 (10 et 11 Viet. c. 78) regulirt. Im Sinne des Ge- 
ſetzes ſollen dazu gehören alle Gejellichaften, deren Kapital in Actien 
getheilt ift, übertragbar ohne ausdrückliche Zuftimmung aller übrigen 
Theilnehmer;, ferner Lebens- und Eigenthums-Verſicherungs-Geſellſchaf⸗ 
ten, wenn fie gewiſſe im Geſetz genannte Merkmale haben; Renten: 
Verfiherungs-Gefellichaften; friendly societies, wenn fie Xebend-Ver- 
ſicherungen über 200 2. gewähren; endlich jede Gejellfchaft, die bei ihrer 
Bildung oder jpäteren Ausdehnung aus mehr als 25 Mitgliedern be- 
ſteht. (Ausdrücklich ausgenommen find Bantgefellfchaften, Sculen,. 
wiſſenſchaftliche Inſtitutionen, gewöhnliche Gefellichaften zur gegenfeiti- 
gen Unterftügung und gemeinnügige YBaugefellichaften.) Für die Joint 
Stock Companies in diejem Umfang wird zuerft eine provijorifche 
Regiftrirung vorgefchrieben, auf Grund deren noch Feine öffentlichen 
Bekanntmachungen, feine Contractjchließungen, feine Webertragungen 
von Fnterimsfcheinen ftatthaft find. Dann eine definitive Negiftrirung, 
durch welche die wichtigften Rechte einer Incorporation kraft des Ge—⸗ 
ſetzes entſtehen, ohne die perfönlicde Verbindlichkeit der Actionäre (in 
subsidium) aufzuheben. Durch Joint Stock Companies Acts 
1856. 1857, welche für die Interpretation ein Ganzes bilden, werden 
die früheren Verwicklungen der Einregiftrirung vereinfacht. Aktien⸗ 
Sefellfchaften zu Handelszwecken von mehr ald 20 Mitgliedern müf- 
jen nunmehr auf Grund eines vom Geſetz formulirten Affociations- 
memorandum zujammen treten, welches der Staatsbehörde (Registrar) 
zu überreichen und bei derjelben einzuregiftriren ift. Die Unterzeich⸗ 
nung de8 Memorandum durch 7 Mitgfieder enthält die juriſtiſche 
Conjtitwirung der Gefellfchaft; jedes fpäter Hinzutretende Mitglied ver- 
pflichtet fich durch Unterfchrift mit der Wirkung eines Formalcontracts. 
Tas Memorandum firirt Firma, Sig, Gegenftand der Gefellichaft, 
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Haftbarkeit und Zahl der Aktien. Ebenjo enthält das Geſetz cin Eu. 

tut für den Geſchäftsbetrieb (regulations for the management of 

the company), fo weit ſolches nicht in befonderen articles der Sri 
tungsurfunde abgeändert wird. Die den DVerfehr hemmende und dem 

Credit nachtheilige proviforifche Einregiftrirung des älteren Geſeter 

ift danach weggefallen. Nach der Durchführung des Principe de 

limited liability mögen alfo nunmehr 7 oder mehre Berfonen, vereinig: 
zu einem rechtmäßigen Zwed, mittels Unterzeichnung ihres Nomen: 
unter ein memorandum of association und unter Beobachtung ke 

Vorſchriften des Geſetzes über die Regiftrirung, fich im eine incorme- 

rirte Gefellfehaft formiren mit oder ohne limited liability. Für Te: 

ficherungsgejellfchaften blieb c8 bei dem jchwerfälfigeren Verfahren dee 

Gefeßes 7 et 8 Vict. c. 110. Conſolidirt ift das gefammte Rech 

der Trading Companies endlich in 25 et 26 Vict. c. 89.) 

3. Die dritte Klaſſe find die jeit 1844 gebildeten 

Bant:Gefellfchaften, 7 et 8 Vict. c. 113. Alte Sic 

Ichaften von mehr al8 6 Theilnehmern zur Ausführung von Dal 

gefchäften bedürfen danach eines Föniglichen Patents, welches in gege— 

bener Form die Bedingungen des Gejellfchaftsvertrags, deed of part- 
nership, enthalten muß. Die Gefellichaft wird dadurch incorpert: 
ohne die perſönliche Verbindlichkeit der Actionäre aufzuheben, unterlich 
den Banfruttgefegen und den Beitimmungen der Winding-up Acts. 

Durd) die Joint-Stock-Banking Companies Act 1857, ZU et 21 

Vict. c. 49 wird aud) für fie das Syftem der Kinregiftrirung einge 

führt, unter Beibehaltung der perjünlichen Haftbarfeit der Mitglieder. 

Durh 21 et 22 Vict. c. 91 wird endlich auch Hier die Bildung von 

Bankgeſellſchaften nad) dem Grundjag der limited hability unter ge 

wiffen Vorfichtsmaßregeln geftattet. ***) 

*) Ue ber die Stellung der Staatsbehörde zu den Eifenbahngeiel: 
haften ift bereits Band I. $ 106 gehandelt. Sie war nothmendig gast 
den durch die gemifcht öffentliche Natur derfelben, durch ein unglaubliges I: 
von Schmuß und Schwindel, welches aus der Eijenbahnfpekulation tiei in det 
Unterhaus eingedrungen war, und dur die Unmöglichleit das Intereie de 
öffentlichen MWegeverwaltung und des Publikums dem Geift und den Intrreiz 
der Ermerbsgejellichaften unbedingt unterzuordnnen. Weber das Gehdicrl:de 
vergleihe John Francis, a llistory of the English Railways, its daiu 
Relations and Revelations. 1820. 1845. 2 Vols. Die eingelen Eriebir- 
gen aus dem Gebiet der englifhen Eifenbahnverwaltung gehören zwar 8 
unmittelbar hierher, find aber mittelbar wichtig ale Beweis, daf die anget 
liche „Harmonie der Imtereffen” (d. 5. die Anfchanungen der erwerben: 
Klaffen und die Gewohnheiten der bloßen Erwerbsgefellſchaften) nicht ausreicher 
um nad) diefem Muſter Staat, Kreis und Kommune zu organifiren. Sie te 
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weijen vielmehr, daß Kauf-, Fabrif- und Kapitalherren in ihrer englifchen Ein- 
jeitigleit, mit den gewohnten Geichäftsformen des Comtoirs und ber Bärfe, 
nicht einmal ihre eigenen materiellen Intereffen genügend zu wahren wiffen, 
geichweige denn die Intereſſen des Publikums. 

**) Die Einregiftrirung der Aktiengeſellſchaften fett jetzt voraus ein dem 
Registrar of Joint Stock Companies vorzulegendese memorandum of asso- 
ciation, enthaltend den Nanıen, das Geichäftslofal, die Objelte, den Betrag des 
Stammlapitald, die Weile der Haftbarfeit der Mitglieder und gewiffe Affo- 
ciationd-Artifel nad; vorgefchriebenem Schema. Durd die Regiftrirung werben 
die Unterzeichner des Memorandums und die weiter aufgenommenen Aftionäre 
ein body corporate unter dem in der Denffhrift genannten Namen, mit per- 
petuirlicher Succejfion, mit dem Recht des Corporationsfiegels, mit der Befug- 
niß Grundſtücke zu befigen bis zu einem gewiſſen Umfang, und mit Genehmi- 
gung des Handeldamts unbeſchränkt. Wo das Prinzip der beichränkten Haft- 
barkeit angenommen ift, muß das Wort „limited“ dem Namen der Compag- 

nie angehängt werden und ift davon untrennbar. Ueber die theilnehmenpden 
Altionäre muß ein fortlaufendes Regiſter geführt werden mit Angabe ihrer Ak⸗ 
tien und des eingezahlten Betrages. Dies Regifter ift jährlich zu revidiren 
und abſchriftlich dem Registrar zu überſenden zur Einficht für das Publikum, 
damit jedermann von allen Einzelheiten der Verfaſſung der Compagnie jeber- 
zeit Kenntnig nehmen könne. Gewiffe Verträge müffen unter dem Corpora- 
tionsfiegel geichloffen werden, andere find verbindlich ſchon durch Alt der Be⸗ 
amten und Agenten. Das „registered office,“ an welchem der Name der 
Geſellſchaft Teferlich verzeichnet werden muß, bildet das gejetliche Domicil der 
Geſellſchaft. Auf Antrag von } der Aktionäre, berechnet nach Zahl und Werth, 
muß fi) die Geſellſchaft einer Prüfung ihrer Geſchäftslage durch Infpeltoren 
unterwerfen, die das Handelsamt ernennt. Ein eigner Abfchnitt des Geſetzes 
betrifft die Abwidelung der Gejchäfte an Stelle der früheren Winding-up Acts. 
3m Fal der beſchränkten Haftbarleit wird jedes Mitglied, welches inner- 
halb eines Jahres vor Beginn des Winding-up Berfahrens ausgeſchieden ift, 
noch als altueller Aktionär behandelt; bei dem Prinzip der unbeſchränkten 
Haftbarkeit erftredt fi diejer Zeitraum auf 3 Jahre. Im erfteren Falle ge- 
hört das Berfahren vor den Banfrutthof, im letzteren Falle vor die Kanzlei. 
Dazu noch mancherlei Spezialbeftimmungen über die Weije der Haftung, Cau- 
telen zur Berhütung von Betrligereien bei der Auflöfung und Abwidelung ber 
Geſchäfte und bei der Dividenden-Bertheilung: Beſtimmung ber Fälle, in wel- 
chen die ziwangsweife Auflöfung eintritt und der Vorausfegungen, unter welchen 
eine eingetretene Zahlungsunfähigfeit anzunehmen ift. 

Ueber die Borbereitungsftadien des Geſetzes von 1844 vergl. den Report 
on Joint Stock Companies 1843. No. 523, XI. 215; 1844 No. 119, VIL 1. 
Die Reihe der neuften Gejege ift: 18 et 19 Vict. c. 133; 19 et 20 Vict. c. 
47; 19 et 20 Vict. c. 100 (über die Wahl der Direktoren in den Joint Stock 
Banks); 21 et 22 Vict. c. 60 (jur Emendirung der Joint Stock Compa- 
nies Act 1856. 1857. und der Joint Stock Banking Companies Act 1857); 
21 et 22 Vict. c. 91, betreffend die Bildung von Joint Stock Banking Com- 
panies nad) dem Prinzip der beichränften Haftbarkeit (ſ. No. 3); 25 et 26 
Vict. c. 89 (Codifizirung). Eine Statiftit der nad) dem Geſetz von 1856 ent- 
jtandenen Aktiengefellichaften enthalten die Parl. Papers 1856. No, 60. LXV. 
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425; einen Bericht fiber die Geſellſchaften mit limited liability die P. P. ti? 
No. 58 einen Bericht iiber die Fälle von Zahlungseinftellung die P. P. 1. 
Vol. XXXIV. 509. 

Ueber den Gang dieſer Gefeßgebung vgl. Fick, in ter Zeitihrift fin du 
gefanmte Handelsrecht V. 50 ff.; Schwebemeyer, das Aktiengeſellſchaits⸗ Ba! 
und Berfiherungsmweien in England. Eine anfchauliche Bearbeitung de: 
Hanptgeſetze von 1856. 1857 giebt: Güterbock, die engliichen Aktiengeieke ver 
1856. 1857. Berlin 1858. 8. Das nene Confolidationsgefeg von 1862 erlcıh 
tert nunmehr die Ueberſicht des verwidelten Ganzen. 

**+) Der Bang der Bankgeſetzgebung (7 Geo. IV. c. 46 n. fi.) wx:n 
gehemmt durch den langen, ſchweren und noch nicht gefchloffenen Kamp' « 
gen das Monopol der Bank von England. Nach dem Gefe von 1844 7 erä 
Vict. c. 113 fol jede projeftirte Aktienbanf der Königin im Rath (Miniic 
rium) zuvor eine von wenigftens 7 Altionliren gezeichnete Petition um Erttei 
fung des königlichen Patents einreichen. Diele Petition muß enthalten (1 
Namen und Wohnort aller Theilnehmer, (2.) den proponirten Ramen der Bart, 
(3.) ihr künftiges Gefchäftelofal, (4.) den Betrag des proponirten Stammiaz:- 
tals, welches nicht unter 100,000 L. betragen darf, und die Weiſe, in welde: 
es aufgebracht werben foll, (5.) den Betrag des eingezahlten Etammlapitc. 
und wie e8 angelegt ift, (6.) die proponirte Zahl der Aktien, (7.) die Höhe de: 
einzelen Altien (nicht unter 100 2.). Dieje Petition wird dann dem Handen 
amt überwiefen zur Berichterftattung, ob den VBeftimmungen des Geſetzet ge 
nügt ift: worauf die Ertheilung des Patents erfolgen fan. Der Gefelliheite 
vertrag deed of partnership muß in Uebereinftimmung mit einem vom fa: 
delsamt genehmigten Schema gefaßt werden und Regulative enthalten über du 
ordentlichen und außerordentlichen Generalverfanmmlungen, über Oualikletr- 
und Wahl der Direktoren, von denen 4 wenigftens alljährlich ausicheiden \ck. 
über die monatliche Veröffentlichung des Statuts der Bank, über die ühl: 
Rechnungslegung vor gewählten auditors, fiber die jährliche Mittheilung des 
auditor’s report und der Bilance an jeden Altionär. Dies Geſetz hat fe 
dauernde Geltung für die danad) gebildeten Banken. Kür die nenemidtar 
Dagegen gelten nad) der Joint Stock Banking Companies Act 1857, dt 
21 Vict. c. 49, jegt im Allgemeinen die Grundfäge der gewöhnlichen Aftıre 
gejellfchaften, nur mit Abweichungen wegen der limited liability. Eine Statif! 
aller Privatbeamten in den Jahren 1857. 1858. 1859, geben die Parl. P. 181. 
Vol. LII. p. 603—611. 

Das Berhältnig der Directors zu den ausführenden befoldeten Beamim 
bei den Bank. wie bei den übrigen Aktiengefellfchaften bietet in allen Richtr 
gen überraichende Analogien zu ben Boards of Guardians und dem gamft 
Syſtem des neuen selfgovernment in England dar. 





Dritte Abtheilung. 


Die anwendboren Grundſätze 


des 


Selfgovernment. 


I. 
Das Welen deö Selfgovernment. 


Bgl.: Ueberficht des Entwidelungsganges S. 402—410, 
Das Lebensprinzip der Parlamentsverfaffung ©. 396—400. 
Altes und neues selfguvernment ©. 444—453, 


Selfgovernment heißt in England die Verwaltung 
der Kreiſe und Orteögemeinden nad den Geſetzen des Lan— 
des durh Ehrenämter der höheren und Mittelftände mit- 
teils Communal-Örundfteuern. 

Diefes trotz aller verwicelten &inzelheiten dem Grundgedanken 
nad einfache Syftem liegt nunmehr vollftändig, bis zur Unmöglichkeit 
einer Verkennung auegeprägt, vor und Volle fünfhundert Yahre find 
heute verfloffen feit der Einfegung des Friedensrichter- Amts. Seit je- 
ner Zeit beruht die organifche Gefeggebung Englands auf einem Grund» 
gedanken, welcher in einzelen Richtungen jogar 1000 Yahre zurückreicht, 
in die angelfächfiiche Zeit hinein, — ein Grundgedanfe, der erjt im 
letzten Menjcjenalter unter dem übermältigenden Einfluß einer Umge- 
ftaftung der Gefellfchaft hie und da verfannt und verlaffen ift. Ein— 
faher ausgebrüdt ift da8 Selfgovernment ein Auftrag der 
Staatsfunftionen an die Sommune in verhältnigmäßiger Ver⸗ 
theifung der öffentlichen Pflichten des Gemeinweſens auf die verfchiede> 
nen Klaffen des Befites. Und biefe Vertheilung ift es, welche jeit 
fünfhundert Jahren die englifche Verfaffung begründet, entfaltet und 
unter den äußerften Schwierigfeiten der heutigen fociafen Verhältniſſe 
erhalten bat. Diefe Vertheilung hat die englifche Freiheit begründet 
in dreifacher Richtung. 

1. Da das normannifche Königthum ſtark genug war, die großen 
Krondafallen in gefeglich gleihmäßiger Dieuftpflicht zu erhalten, fo 
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wurde die Entſtehung einer Grundherrlichfeit verhütet. Das Recht d:a 
größten Grundbefiges beſchränkt fi) auf eine perfönfiche, allmälig erb 
ih) gewordene Theilnahme des Kamilienhaupts an dem Königlichen 
Kath; während die Kamilienmitglieder dem gemeinfamen Stande der Com- 
inoners zugehörig bleiben. Die gleiche Lehndienſt- und Gerichtepflict 
verſchmilzt ferner die kleineren Barone mit den Aftervajallen zu einem 
ritterfchaftlichen Stlaffenrecht, ohne Bildung eines Geburtsadele. Tic 
gleiche Miliz-, Gerichts- und Steuerpflicht, insbeſondere aber das Arie 
densrichteramt, verschmilzt die Nitterfchaft mit den ftädtifchen Honora- 
tionen, umd in weiteren reifen mit den jtudirten Klaſſen, zu einer 
felbftverwaltenden Grentry oder „regierenden Klajfe,“ für welde auc 
Würden des Reichs einfchlieglih der Pärie zugänglich bleiben. Tie 
gleiche Miliz, Gerichts-, Polizei= und Steuerpflicht vereinigt jodann 
den ganzen laftentragenden Beſitz (freehold auf dem Yande, scot und 
lot in den Städten) zu einem politifch berechtigten, an der Gejeggebun, 
betheiligten Ganzen. ‘Die alte Ausdchnung der Ürtspolizeigericdte 
(conrts leet) und der fpäteren Communaljteuern auf alle Hauejtänd 
erftrecit den Grundſatz der privatrechtlichen Gleichheit audy auf die che 
maligen villani und arbeitenden Klaffen, unter frübzeitiger Aufhebung 
der Yeibeigenfchaft. So bildet fi in immer weiter ausgedehnten Krei- 
fen eine Gleichheit des Familien» und Vermögensrechts ald common 
law für alle Klaffen. Auch die ehemaligen Herrichaften und Ritter⸗ 
lehne werden durch das Geſetz ausdrüdlich auf den Fuß des gemeinen, 
(aftentragenden Grundbefige® (free and common socage) zurüdge- 
führt, unter grundfätlicher Veräußerlichkeit und Theilbarleit des Grund: 
befiges, mit Feſthaltung der Gewerbe: und Handelefreiheit, des freien 
Erwerbs eines jeden Beſitzes, der Befähigung zu jedem Amt. Dies 
Selfgovernment ift aljo mit einem Wort: die Wurzel der jo- 
cialen Freiheit. 

2. Da das normannifche Königthum ftark genug war die großen 
Kronvafallen in gleicher Unterwerfung wie die Heinen, die unmittel: 
baren Unterthanen in gleichem Gehorfam wie die mittelbaren zu erhal 
ten, jo nimmt der Widerftand gegen den Mißbrauch der königlichen 
Gewalt feit der Magna Charta die Richtung anf Gewinnung einet 
gemeinfamen Schuges gegen die Willkür von Oben. Die geforder: 
derten Freiheitörechte find von Anfang an gemeinfame. Der urſprüng 
liche Plan einer bloßen Reichsſtandſchaft der barones majores et mi- 
nores wird von beiden Seiten aufgegeben. Der reichftändifde Körner 
nimmt aud) die Untervafallen und Freiſaſſen als Weitglieder der Graf 
Ihaftsverfammlung, die burgesses al8 Mitglieder des ftädtifhen Ge: 
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richts- und Stenerverbandes in die Repräfentation auf. Eine ftetige 
Geſetzgebung vertheilt die Amtsgefchäfte der ehemaligen Landvögte in 
immer weiteren reifen als Amtspflichten auf die befigenden Klaffen. 
Eine immer weiter fpecialifirte Gefeßgebung begrenzt die Befugniffe 
der Polizei=, Finanz-, Juſtiz- und Militärhoheit fo, um aud) dem Ein- 
zelen einen Schuß gegen den Mißbrauch der Staatögewalt zu gewäh- 
ren, ohne deren rechtmäßigen Gebrauch zu hindern. Als mit dem 18. 
Jahrhundert der überwiegende Einfluß der politifchen Parteien auf die 
Stanteregierung begann, war auch diefe Fixirung der Staatshoheits- 
rechte, ihre Controle durch die Reichögerichte und die Unabſetzbarkeit 
der Richter, namentlich aber die Einhegung der Bolizeiverwaltung durch 
Gerichte und Corporationen, im Wefentlichen durchgeführt zu dem fog. 
Syſtem der Grundrechte. Das Selfgovernment ift mit einem Wort: 
die Wurzel der perſönlichen Freiheit. 

3. Da das normanniihe Königthum ftarf genug war, bie gleich- 
mäßige Unterwerfung der großen und der Heinen Vafallen, der unmit- 
telbaren und mittelbaren Unterthanen zu erhalten, fo find die Staats⸗ 
hoheitsrechte ſchon im Feudalſtaat voll entwidelt. Die militärifche 
Poltzeigewalt der normannifchen Zeit Hatte die Miliz-, Gerichts-, Po⸗ 
lizei- und Steuerpfliht aud) in die Heinften Gemeindeverbände gleich- 
mäßig durchgeführt. Mit dem PVerfchmelzen der Nationalitäten, mit 
dem Wiedererwachen des Freiheitsfinns, geftalten fid) die politischen 
Rechte als gemeinfame Attribute öffentlicher Körperfchaften, die vom 
großen Rath nnd Parlament herab bis zur Zehntfchaft und zum Kirch» 
ipiel, eine gemeinfame Thätigfeit im öffentlihen Xeben er- 
zwingen. Die reichsftändifche Zeit hat das wichtige Mittelglied der 
Friedensrichter und der Quartalſitzungen, dle Zeit der Tudors die 
Confolidirung der Ortsgemeinde, die Reftauration eine formirte Graf- 
ſchaftsmiliz, das achtzehnte Jahrhundert ein SYneinandergreifen und An- 
einandergewöhnen aller Klaſſen in dieſer Thätigkeit begründet. Das 
deben der höheren Stände ift durchweg durchdrungen von diefer öffent⸗ 
fihen Thätigkeit; das der Meittelftände bis zu einem gewiffen Maß. 
Die nachbarlihe Verbindung durch die gleichen Gemeindelaften im en- 
geren Kreis, die Gleichheit ihrer Durdführung im ganzen Lande, die 
Gleichheit der Steuerpflicht und des Privatrechts, erzeugen hier ein ges 
waltiges, die gefchiedenen Intereſſen der Geſellſchaft beherrfchendes Band, 
welches dem englifchen Wolf das richtige Verftändnig und den rechten 
Sinn für öffentliche Gefchäfte und damit die Fähigkeit zu gemeinfamer 
Selbftthätigkeit in Gefegebung, in Steuerbewilfigung und Steuerver- 
wendung, ja zu einer dominirenden Controlfe der königlichen Staats- 
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verwaltung gegeben hat. Dieſe Selbitthätigfeit, wo fie zur Yebens- 
gervohnheit der gefellfchaftlichen Klaſſen wird, giebt auch die Fähigkeit, 
das im Ganzen zu regeln, was man im Kinzelen ſelbſt thut. Tas 
Selfgovernment ijt mit einem Wort: die Wurzel der politifchen 
Freiheit. 

E8 Tiegt in diefem Syſtem der inneren Landesverwaltung mithin 
jene Verbindung von Staat und Gefelljchaft vor, in der po- 
fitiv da8 Problem gelöft ift, weldyes die gefonderte Doctriun vom „Staat* 
und von der „Geſellſchaft“ nicht zu löjfen vermag, an deifen Yölung 
Deutichland zweifelt, Frankreich verzweifelt. 

Sind freilih auch die Elemente der Gejellichaft und die Anforde: 
rungen an den Staat in dem mitteleuropäifchen Staatencompfler im 
Ganzen gleichartiger al8 man anzunehmen pflegt, jo hat doc ein rich⸗ 
tige® Gefühl fchon feit langer Zeit dem Continent gefagt, daß auf dem 
Boden feiner gegebenen Verhältwiffe eine unmittelbare llebertragung 
englifcher Gemeinde- und Staatseinrichtungen nicht möglich ift, daß ein 
Berfuh der Art fogar entgegengejetste Erfolge haben müßte, da die 
Combination von Staat und Gejellichaft durch den verfchiedenen Gang 
des Feudalweſens für uns ein anderer geworben ift. Es find nicht die 
Namen und die fertigen Inſtitutionen, jondern es find bie großen 
Grundfäge über das BVerhältniß von Staat und Geſellſchaft, für 
welche England die muftergültige Geftalt des öffentlichen Rechts cbeno 
fiher darjtellt, wie einft diefelben Völker ihr Privatrecht nach römiſch 
kanoniſchem Muſter umformten. Diefe NRechtsbildung beurkundet in 
den Zeiten der Magna Charta diejelben erfahrungsmäßigen Wahrheiten 
wie im neunzehnten Jahrhundert. Jedes Problem des heutigen Staate: 
rechts und ber Politik findet in diefen Combinationen einen empiriſchen 
Borgang. Um aber diejen Zweden zu genügen, reichen weder allge 
meine biftorifche Meberjichten über den Entwidelungsgang, noch alige: 
meine Betrachtungen über das Wefen des Selfgovernment aus. Es 
‚bedarf vielmehr einer weiteren Zerlegung feines Wefens in folgenden 
Hauptrichtungen. 

1. Das Selfgovernment ift in feiner jegigen Ge 
ftalt das Erzeugniß einer bewußten Gejeßgebung Ver 
aus dem Meittelalter herausfchreitende Staat mußte au in England 
nach Gefegen regiert werden, nicht nach freiem Ermeſſen erwählter 
oder ernannter Obrigfeiten, noch weniger durch, Autonomie von Stän- 
den, Gemeinden oder Gorporationen. Der Beweis diefes Satzes liegt 
in der ganzen Gefchichte der europäifchen Gefellichaft. England wurde 
ſchon in der normannifchen Zeit durch königliche Amtsordnungen regiert, 
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die fich fpäter uiſter Mitwirfung des Parlaments zu organifchen Ge: 
feßen entfalten. Es unterſcheidet fi vom Eontinent dadurch, daß es früher 
und entſchiedener den Grundſatz der Regierung nad) Gefeen zur Gel- 
tung bringen fonnte, umd daß er dort weniger durch gefchichtliche und 
philofophifhe Studien als vielmehr durch Erfahrung feftfteht. Am 
fefteften fteht er in den Anfchauungen der höheren Stände, die an der 
Regierung des Staats jelbftihätig betheiligt find, und deshalb wiſſen, 
daß ein Zufammenfeben der durch Beſitz und Arbeit gefchiedenen Stände 
in unferen großen zujammengejeßten Staatskörpern nır. nad) durchgrei- 
fend gleichen Geſetzen möglich ift, am meiften für die Millionen der 
arbeitenden Klaffen, die jeit dem Mittelalter aus der Unterthänigfeit 
auf eine höhere Stufe erhoben find, für deren wirthfchaftliche, fittliche 
und geiftige Erhebung die Staatsgewalt pofitiv zu forgen hat. Eben 
deshalb find die Formen des altgermanijchen Gemeindeleben für ung 
gleih unanwendbaer wie die Formen der antiken Republik, weil beide 
für ganz andere Klaffen der Bevölkerung entitanden und beftanben, 
und nur für Kleine Gemeindelörper, nicht für große aus urfprünglic) 
jelbftändigen Gliedern zufanmengefegte Staaten. 

III. Der Gang der englifchen Gefegebung ergiebt zugleich über: 
zeugend die Gebiete und Grenzen, innerhalb deren eine Selbit- 
thätigkeit der Gefellichaft im Staate durchzuführen if. Die Frage 
nach der fog. Centraliſation und Decentralifation ift hier mit 
einer Sicherheit der Prinzipien gelöft, die für die mitteleuropäifchen 
Staaten um fo gewiffer gilt, als die induftrielle Gefellfchaft über das 
bier erreichte Maß der Selbftändigfeitt der einzelen Glieder niemals 
binausfommen wird. 

IV. Da das Selfgovernment eine Bertheilung der öffentlichen 
Pflichten ift, fo ergiebt fi) aud) die Abgrenzung der Gemeindelaften 
der größeren und kleineren Verbände, die Grenzlinie zwiſchen 
einer Orts- umd einer Kreisgemeindeverfaffung, als eine 
durch die Natur der Öffentlihen Pflichten gegebene. Eng . 
fand Hat daher feine „confolidirte” Kreis: und Gemeindeordnung. Dieſe 
Kreis- und Gemeindeverfaffungen find zu feiner Zeit entftanden aus 
der Abſicht, innerhalb der Communal-Verbände der einen oder der an- 
deren Beſitzklaſſe gewiſſe Repräjentationsrechte, Stimmrechte, politifche 
Stellungen zu geben, nit um Kreis-, Stadt: und Dorfparlamente zu 
bilden: fondern fie find fo geftaltet zur befferen und Träftigeren Aus- 
führung (for the better government) der Polizei-, Gerichts⸗, Fir 
nanz- uud Militärhoheit des Staate. Der Staat bedarf diefer Glie⸗ 
der zur volleren und nachhaltigeren Erfüllung feiner Pflichten; woraus 
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ih dann folgerecht, aber erft hinterher die Commmınaffreiheiten ent- 
widelt haben. Nur bei einem Iranfen Gliede des Commnunalweſens, 
welches in ähnlicher Weiſe verunftaltet war wie das des Continents durd 
den zerfalfenden Feudalismus — nur für die Städte it der Erlaß 
einer confolidirten Städteordnung als nothwendig befunden worden. 

V. Die felbftthätige Betheiligung des Einzelen an 
den Pflihten dieſes Staatswefens befteht in Aemtern 
und Steuern. Das lettere Element ift ftetig wachfend mit der 
Erweiterung der Aufgaben bes Staats und mit der wachſenden Er- 
gänzung der Chrenämter durch ein befoldetes Beamtenthum. Deunet 
find die Elemente des Staatsweſens in den mannigfaltigften Form 
der Bertheilung diejelben geblieben, und grade England gibt den be 
ftimmteften Beweis, daß der heutige Staat nicht anders zu regieren 
ift, al8 mit dem Maß von Stenern, fittlichen und geiftigen Kräften, mit 
welchen unfere Staaten regiert werben. Wichtig für dem Continent 
ift namentlich die Wahrheit, daß alle® Selfgovernment lediglich un} 
denfelben Aemtern und Steuern befteht, mit denen die Staaten dei 
Continents verwaltet werben: daB es fich aljo lediglich um andere Ver⸗ 
theifung ber Laften, um eine andere Combination von Amt nm 
Befiß handelt, welche den conftitutionellen Staat vom abfoluten fdeidet 

VI Aus dem Amtsorganismus tritt in&befondere die wichtige 
Scheidung des Grundfages der Wahl und des Grundjaget 
der Ernennung in feiten Marimen uns entgegen. Daß die Cd: 
Schaft aus fich Heraus nie andere als Wahlämter zu bilden vermag, 
zeigt auch England, wo ſich zur Zeit der Magna Charta derjelbe 
Gedanfengang, wie in der Gefellichaft, des neunzehnten Jahrhunderte 
vorfindet. Erft nach gemachten Erfahrungen bat die pofitive Geſch— 
gebung vom Standpunkt: der Staatögewalt aus den Grundiat 
durchführen müffen, daß die höheren Aemter bes Gerichts, der Polizi 
des Heeres und ber Kirche nur durch ernannte Beamte befelt werben 
dürfen, weil diefe Aemter die Anwendung der Gefete, alſo eine „Ja 
risdiction“ handhaben, die nicht von zeitigen Majoritäten abhär 
gen darf. | 

VII. Ebenſo unverrückbar feft beftimmt das Selfgovernment dit 
Weife des Stimmredhts und Wahlverfahrene. Des ginde 
Stimmrecht ift der mittelalterliche Grundfag der Rechtögenoffenfdaft, 
beruhen auf dem Gedanken, daß Muth, geiftige Kraft, Charakter und 
die darauf beruhenden Leiftungen für den Staat keiner äufßerlicen 
Meffung fähig find, fondern fich ihr Ma im reife der Gleichen ſelbi 
geben. Diefe Gleichheit ift das Ehrenrecht der Perfönfichfeit, weldet 
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in edlem Wetteifer die politifche Freiheit begründet. Dehnt man es 
ans auf Klaffen, weldhe diefen perſönlichen Dienft nicht leiften, 
fo erzeugt es die Gleichgüftigkeit gegen die perfünlich erworbene Geltung, 
und Löft in Indifferenz die ftändifchen Rechte überhaupt auf. — Das Flaf- 
fificirte Stimmredt dagegen entjpricht den Klaſſen, welche nur durch 
Seldfteuer oder vertretbare Arbeit am Gemeimnweſen betheifigt find. Es 
ift daher modernen Urjprungs für Verhältniffe, in melchen jene per- 
fönlihe Yeiftung für das Gemeinwefen wegfält. Dehnt man es 
darüber Hinaus, fo Löft es den Zufammenhang der Rechtsgenoſſen⸗ 
ſchaft, den perfönlichen Wetteifer und dad Bewußtſein der Perſönlich⸗ 
feit im Staat, und zerfett ein freied Staatsweſen in fittliche Indiffe⸗ 
renz. — In nothwendigem Zujammenhang damit fteht die Weife der 
Abſtimmung, welche im Selfgovernment ein perfönlicher Act der ver- | 
ſammelten Gemeindegenoſſen ift; während die geheime Abftim- 
mung der Sinnesweife, den Gewohnheiten und den Intereſſen der Ge- 
ſellſchaft entipricht. 

VIII. Da das Selfgovernment eine Regierung nach Geſetzen 
ift, fo fanın-e8 fein Amt, keine Steuer, fein Organ, feine Einzelfunt- 
tion darin geben ohne eine geordnete Dberinftanz, welche die 
gejegmäßige Erhebung und Verwendung der Steuer, die geſetzliche An- 
wendung der Amtögewalt controlirt.. Das Selfgovernment beruht 
daher auf einem äußerft vermidelten, nach dem Bedürfniß feftgeftellten 
Inftanzenzug, und verläuft in eine oberfte Controlinftanz der Reichs⸗ 
gerichte und des Oberhaufes. Dies Competenzverhältnig ftellt die ganze 
innere Landesverwaltung, die Auslegung der Gefee des öffentlichen 
Rechts, die Deutung der Landesverfafjung, völlig unabhängig von dem 
Syſtem der zeitigen Minifter (Hier Majesty’'s Government), und darauf 
beruht die Möglichkeit einer gefegmäßigen Regierung durch parlamen- 
tariiche Parteien. Schon dieſes Syſtem der Oberinftanzen ergiebt aber, 
dab ein Selfgovernment fein einfaches oder patriarchaliches 
fein fan. Das englifche wurde ſchon im Mittelalter äußerſt ver: 
widelt. Es wurbe kräftiger und lebendiger als die continentalen Sy⸗ 
fteme durch die maffenhafte Betheiligung der höheren und Mittelftände: 
es ift aber als fortichreitendes Ganzes niemals einfacher geworden. 
Alle Herrfchenden Vorftellungen von der Wohlfeilheit, natürlichen Ein- 
fachheit, patriardhaliichen Naturmwüchfigkeit des Selfgovernment, find 
Irrthlimer, die abfichtlic oder umabfichtlich ſeit Menſchenaltern gehegt 
und genährt, neue Irrthümer erzeugt haben. Es will auch in der 
That Niemand auf dem Continent patriarchalifch regiert werden, fon- 


dern nur andere jo regieren. 
Gueiſt, Engl. Communalverfaffung. 77 
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IX. Faßt man die Pflichten der einzelen Beſitzklaſſen and dem 
fo geordneten Staatöwejen zuſammen, fo ergeben ſich daraus die em: 
fprechenden Rechte der Stände nad) einem jus aequum, welches 
fich in England von Jahrhundert zu Jahrhundert nah einem Grund— 
gedanken gebildet und fortentwidelt hat. Es bedarf dafür nur eine 
Recapitulation aus dem gejchichtlichen Theil unter Anfnüpfung tee 
Zuftandes der neuen Gejellichaft, die in diefe ftändiichen Verhältniſſe 
theilweis eingefügt ift, theilwei® an ihrer Einfügung arbeitet. 

X. Wie fih aus der Zuſammenfaſſung der Beſitzklaſſen die 
Standesverhältniffe: fo ergeben fih aus ihrer Zujammenfailung im 
Orts: und Kreisverband die öffentlichen Körperfchaften, deren &ejanmt: 
heit (mit einigen Ergänzungen) den „Staat“ bildet. Die Parle- 
mentsverfaffung ift wejentlich eine Zufammenfaflung der Commu: 
nalverfaffungen mit ihren Elementen der Wahl und der Königlichen 
Ernennung. Es gilt died von jedem Jahrhundert der engliſchen Fer: 
faffung; vom neunzehnten aber nicht mehr volljtändig. 

XI. Eben dies macht es nothwendig, den Zwiejpalt, welder 
durch den Einfluß der neuen Geſellſchaft in dies Staue 
weſen getreten iſt, und welcher bei den einzelen Gliedern ſich als Ab 
weidhung von dem alten bewährten Syſtem geltend macht, zuſammen 
zufaffen und mit dem Gefammtfpften der Parlamentsverfajlung ab: 
wägend zu vergleichen. Die Erfcheinungen der lebten Jahre denten 
auf eine allmälig beginnende Löfung. 

Allerdings entfpricht diefe Zuſammenfaſſung leitender Gefichtepanlie 
ebenfowenig den traditionellen VBorftellungen vom Selfgoven- 
ment, wie der erjte Haupttheil diefer Echrift den herkommlichen Ber: 
ftellungen von parlamentarifcherStantsverwaltung entfprochen hat. Yemen 
tiefgewurzelten Mißverſtändniſſen gegenüber muß es indeffen gemügen 
auf das Einzele, auf den gefchriebenen Buchſtaben der Geſetze zurud 
zu vermweifen. Das reale Dafein diefer Verhältniſſe wird ſich ned 
weniger verfenmen laſſen als der gejchichtliche Hergang ihrer Cut: 
jtehung. . Die Gründe der Mißverſtändniſſe über das Selfgovernment 
find aber doppelter Art. Zum einen Theil war es Lnbelanat- 
haft mit dem Zufammenhang der engliſchen Inſtitutionen, von we 
hen man nur zuſammenhangsloſe Bruchſtücke vor Augen hatte. Ti 
Elemente des engliihen Staatslebens, welche man nicht kannte, nahm 
man ald nicht vorhanden an, und zog aus diefem Nichtvorhandenjein 
Volgerungen von außerorbentlicher Tragweite. Noch mehr aber waren 
e8 die völlig verichiedenen ftändifchen Grundlagen des Gomtinente, 
welche das Verſtändniß erfchwerten, und welche bei der lichertragung 
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engliſcher Namen auf franzöfifchen Boden etwas ganz Anderes erzeug: 
ten. Es war im leßten Grunde die Entwöhnung der höheren 
Stände von den perjönliden Laſten des Staatswefens, 
herbeigeführt durch jene Arbeitstheilung im Staat, die wir den Abfo- 
lutismus zu nennen pflegen. 

Das Staatöwejen, welches aus dem Zerfall des farolingifchen 
Reichs hervorging, konnte nicht wie in England unmittelbar eine mo⸗ 
narchifche Regierung erzeugen; fondern den natürlichen Machtverhält- 
nijjen folgend fonderten fi) Land und Stadt und Kirche in jelbftän- 
dige Yebensfreife, innerhalb weldher immer nur eine Seite Des 
heutigen Staatswefens zur Entfaltung kommen konnte, — zwar 
(ebensfriich und großartig, aber immer gebunden durch den beherrfchen- 
den Einfluß einer Befigweife auf die Staatsidee, daher unfähig die 
anderen Lebenskreiſe fich zu unterwerfen und zu einem größeren Gans 
zen zu verbinden. Erſt aus der fürftlichen Gewalt entfaltete ſich hier 
allmälig die höhere Einheit, die in England feit dem 12. Jahrhundert 
bereits feftbegründet vorhanden war. Die Monarchie. wuchs bei uns 
jehr viel langfamer empor, gehemmt durch Rechte der ehemals regie- 
renden Klaſſen, daher genöthigt ihre Kräfte nus den Schichten bes 
Volks zu ziehen, die durch Fein ftändifches -Necht gedeckt, der Regie: 
rungsgewalt Jahrhunderte fang allein zugänglich” waren, und ebenfo 
genöthigt ihre Beamten von den alten regierenden Klaſſen abzulöfen 
und als ihre perfünlichen Diener über die „Stände“ zu feßen. Es 
entftand dadurch ein Zuftand, in dem die Steuerlaft überwiegend auf 
die erwerbenden und arbeitenden SKlafjen fiel, die geiftige Arbeit des 
Staats in einen befoldeten Beamtenſtand. Wo in dem reinen Be: 
amtenftant ſich durch Arbeitstheilung die Beforgung der öffentlichen 
Pflichten auf Wenige befchräntt, wo den Tauſenden, die wirklich im 
Staate regieren, eben fo viele Millionen gegenüber ftehen, die außer 
dem Staat bie Thätigfeit der Negierenden anfchauen, beurtheilen und 
beiprechen, da erhält die Beichäftigung mit dem Staat jtatt des Charat- 
ters einer ſchweren ernften dauernden Pflicht den Charakter der. per- 
ſönlichen Liebhaberei; ftatt der täglichen Beichäftigung mit öffentlichen 
Pflichten, den Charakter fporadifcher Konverfation, Clubbildung und 
periodifcher Lectüre. Regierende und Regierte fchieden fi) dadurd) wie 
Zheorie und Praxis im fchlimmen Sinne des Worts fich ſcheiden. Je 
mehr diefer Scheidungsprozeß fortichritt, um jo mehr nahmen die Vor- 
itellungen der Völker eine einfeitige Richtung nur auf die Normen, 
welche den Nichtbeamteten Macht und Einfluß auf den Staatswillen 
fihern (die Berfaffung); während man bie wirkliche Erfüllung der 
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Staatspflichten (Verwaltung) ald etwas Nebenſächliches anſah, weihe 
fih von jelbft finde. Auch die gemäßigtiten Parteianfichten befanden 
ſich ftetS in einem fühlen, efoterifchen Verhältniß zur Berwaltung. 
Oder man jah auch wohl zradezu den Staat als eine „Mafchine‘ on, 
die trog der veränderten Einwirkung der Stände ihren gewohnten Gans 
im Einzelen fortgehen werde. Die politijchen Theorien, in welde ſich 
diefe Vorftellungen zufammenfaßten, nahmen folgeweife die Richtung, 
entiveder fich ein ganz neues Staatsweſen auszudenfen (wobei man fd 
über die Zwecke natürlich ſtets veruneinigte), oder wenigitens in dem 
vorhandenen Staat fih mit unermüdlichem Eifer Formen zu erdenken, 
in welchen die eine oder andere Klaſſe einen beherrjchenden Einfluß auf 
bie Staatsgewalt üben will: während doc der wirkliche Staat nicht 
zu erfinden, fondern vorhanden ift, und feiner erdachten Lenkung be- 
darf, fondern vielmehr neuer, ftärferer, vielfeitigerer Kräfte um ſeine 
vorhandenen Pflichten zu erfüllen. 

Am vollftändigften und einfeitigiten hat fich diefe Richtung raul- 
reich8 bemächtigt, wo dem Charakter der Nation gemäß die Staate: 
ideale unmittelbare Verwirklichung des Genuſſſes der Gewalt eritre: 
ben. Sie hat im 18. Jahrhundert als eine Staatsphilofophie dee 
high life begonnen, fi) dann auf die ſtudirten Klaffen, die befigenden 
Klajfen, die zeitunglefenden Klaffen ausgedehnt, und als philosophie 
de la misere ihren erjten hundertjährigen Kreislauf vollendet. Ur 
widerftehlich tritt aber diefelbe Richtung überall hervor, wo bae Br 
jtreben nach jelbjtthätiger Theilnahme am Staat zufammentrifft mi 
einer Umbildung der erwerbenden Arbeit. Die Borftelflungen, welche 
daraus hervorgehen, find weder im Stande noch geneigt die engliſchen 
Berfaffungselemente in der Reihenfolge ihrer Entftehung aufzufajlen, 
fehren ſolche vielmehr um. Ober: und Unterhaus, Graffchafte- und 
Kirchipiels-Verfaffung find in der Wirklichkeit aus der Geftaltung der 
Aemter und Steuern, die ganze englifche Berfaffung ift ans der Ver⸗ 
waltung hervorgegangen. Die gleichmäßige Gewöhnung aller Klaſſer 
an bie direlte Steuerpflicht, die Gewöhnung der höheren Stände u 
die perfönlichen Amtspflichten hat ihnen den gebührenden Einfluß zw 
erft in engeren Kreiſen gefichert, und feit dem 18. Jahrhundert der 
beherrfchenden Einfluß einer regierenden Kaffe auf Geſetzgebung, & 
itenerung und Verwaltung des Landes vollendet. 

Ohne die concrete Richtung auf Steuern und Aemter bleibt nun 
aber alles Philofophiren über Selfgovernment ein unftetiges und un 
fruchtbares Wefen, ein Glied in der Danaiden-Arbeit der Erfindung 
einer vollfommenen Verfaſſung. Die wirklichen Elemente eines Self- 
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government, Steuern und Amtspflichten, entftehen weder naturwiüch- 
fig noch durch fortgefetstes Nachdenken, ſondern fie können nur entite- 
ben durch pofitive Acte der Staatsgewalt. Daß fie aus einem Bruch 
der Staatsgewalt nicht hervorgehen, beweift der Hergang Frankreichs 
feit zwei Menſchenaltern. Daß fie aus einer bloßen VBetheiligung der 
Steuerzahler an gewählten Verfammlungen nicht hervorgehen, beweift 
England feit der Reformbill. Grade aus diefer unerfreulichen. Erfchei- 
nung tritt aber immer wieder das höhere Geſetz des Staatslebens 
hervor, welches die obigen Marimen in fich begreift: daß die Ver— 
thbeilung der Staatslaften nothwendig die Verfajjungs- 
form beftimmt. Aus der englifchen Weife der Vertheilung der 
Steuern und der Amtspflichten folgte die parlamentarifche Verfaſſung 
mit derjelben Nothwendigfeit, wie auf dem Continent aus der Geftalt 
der Steuern und Amtspflichten der reine Beamtenftaat (Abfolutismus) 
hervorgehen mußte. Dies Moment ift fo ſehr das entjcheidende, daß 
die Elemente und Formen des Abjolutismus ſich in den legten Jahr⸗ 
zehnten in England unter denſelben Vorausjeungen wieder erzengt ha- 
ben, mie umgefehrt die Elemente der Parlamentsverfaffung auf dem 
Continent unter ähnlichen Umftänden entftanden find. Immer ift es 
die Vertheilung der Staatslajten, die in unendlichen Nüancirungen und 
Iheinbar zufälligen Wechfelungen als unabänderliches Gefeg die Ver⸗ 
faffung begründet, als unbarmherziges Gejeg den fcheinbar begrün- 
deten „conftitutionellen“ Staat in abjolute Negierungsformen zu⸗ 
rüdführt. 

Will man aber dies Princip zur jchärfften Klarheit bringen, fo 
mag man an die beiden Ertreme Europa's anknüpfen: an England und 
Frankreich. Wenn beide Länder einen Anſpruch auf eine Geltung als 
Mufterftaaten der Civilifation machen, jo ift dies in dem Sinne 
rihtig, daß beide die in Europa möglichen Elemente zu politischen 
und focialen Combinationen in fi tragen; unrichtig, wenn man dar- 
unter verfteht, daß Deutfchland dem einen oder dem anderen mujter- 
güftigen Beispiel zu folgen Habe. nglifche und franzöfifche Staat$- 
bildung können uns nur Mittel der Erfenntniß unferes Selbft fein, 
die der deutfche Geiſt fo gern in weiter Ferne ſucht. Die wirkliche 
Geftaltung unferes Staatsweſens fann fchon deshalb weder dem eng- 
liſchen noch dem franzöfifchen folgen, weil es in vielen feiner Grund» 
lagen tüchtiger, weil es in der geiftigen, fittlihen und wirthichaftlichen 
Entwidelung der Maſſen des Volks ſowohl England als Frankreich 
überlegen iſt. 
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Die hetzten Schidfale des franzöfiichen Volles haben naturgemäß iwie vor 
zwei Menjchenaltern) die Blicke begabter Männer nach England geridtet, a 
fogar wieder eine engliihe Schule in Frankreich erzeugt Ohne den Ferdierke 
anderer zu nahe zu treten, Tann Alexis de Tocqueville als Sauptvertreter bet 
Beftrebens gelten, mit Hinblick auf Englaud die franfen Seiten Arantreit: 
durdy eine Art von pathologifher Anatomie des innern Staatslebens ;u er 
mitteln. Gewiß liegt darin ein bebentungsvoller Fortichritt für eine Ratıon, 
deren Vertrauen auf ihre Stellung an der Spitze der „Civiliſation“ noch bene 
unerjchüttert iſt. Noch immer vermag ſich zwar Tocqueville nicht zu ker 
Etandpunft zu erheben, nad) welchem die Zunftände des ancien regime em ız 
fid) nothwendiges Syftem bildeten. Noch immer dreht fi bei ihm die Arage 
um „Centralifation und Decentralifation;" noch immer if es die Herrſchindit 
der Könige, die zudringliche Vielregiererei des Beamtenthume, Die das lnglüd 
Frankreichs verjchuldet haben. Aber in wichtigen Punkten ift ficken br 
Tocqueville die Wahrheit ausgeiprocdhen,, und der Zinn der Wahrhaftiglen c 
groß, daß bei einer zufammenhängenden Kenntniß der englifchen „Zecentra- 
Iifation“ der Tocqueville’ihe Standpunkt vielleicht die ganze Wahrheit getrofer 
hätte. Die 4 Bunte, auf die es im Zufammenhang ankommt, find: (1. we 
Bertheilung der Staatslaften, (2.) das Syſtem der Staatd- und Communalver 
waltung, (3) die ftändifchen Verhältniſſe, (4.) die daraus nothwendigen Ir 
ſchauungen. Zur Veranſchaulichung der Gegenſätze laſſe ich bier dem gedräng 
ten status causae folgen, welcher für den edelgefinnten, leider zu früh ver- 
ewigten ®erfafler des „Ancien Regime et la Revolution‘ befiimmt wer. 
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Der gemeinfame Ausgangspunft ber mitteleuropäiihen Staatengruppe war 
die Verflechtung des germanifchen Gemeindelebens mit neuen Befipverhäfnifen 
und nenen Elementen der Civilifation. Die mitgebrachten Ordnungen diefer Stämme 
auf römifhem Boden waren Berfaffungen triegerifcher Bauergemeinden, bie 
nur wenig Keime und Formen zur Vereinigung in ein größeres Ganzes in Ad 
trugen. „Wo fie fi) auf dem eroberten Boden begegneten, ſtießen fie anf einan 
der nıitten unter namenlofer Verwirrung; wo fie fi) endlich angefiedelt hatten. 
fanden fie fi) getrennt von einander durch die Trümmer, die fie um fi} auige- 
Häuft hatten;“ fanden ihre alten Ordnungen durchbrochen, zerbrödelnd, im ſeind 
felige Heine Gruppen fich auflöfend. Die gewaltigen Organiſationen Gari’s der 
Großen waren nur eine äußerliche Zufammenfügung ber noch lebendigen Elemente 
germanifcher Sauverfaffung mit dem unterrvorfenen Boden und feiner Velleidung. 
verschlungen mit einem mächtig aufwachſenden reinen Beamtenftaat (der Kirche. 
Das jo zufammengefügte verfiel noch einmal in troftlofe Verwirrung, in der ent 
ſcheinbar unzufammenhängenden Maffen jehr langſam gleichartige Bildungen ber 
vorgehen. Die Noth iſt e8 geweſen, welche überall daſſelbe erzeugte: Rebente 
Heere bafirt auf Grundbefig, Lehnsmiligen, dienfibar dem perſönlicher 
Willen großer Grundherren. Dies erfie Beblirfnig des Staatslebens hat dar 
ländlichen Beſitz faft abjorbirt, läßt aber ergänzend die Kirche und die Stadteen 
munen neben ſich beftehen. Nivellirend wie jede Militärverfaffung hat fie der 
germanifd) - romanifhen Stämme bie zum 14ten Jahrhundert einander färfer 
ajftmilirt ale heute. 
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Diefelbe Heeresverfaffung aber, welche England feit 1066 einen Kriegsherrn 
gab, Hatte in Frankreich der Kriegsherren (seigneurs) viele erzeugt, zwifchen wel- 
chen die Sapetinger Jahrhunderte lang nur die Erften unter ihren Pairs, ja nicht 
einmal die Mäcdhtigften waren. Die ungefähr 150 Baronien, welche beim Aus-. 
fterben der Carolinger Frankreich ausflillen, find geichlofiene Staatsförper, in wel: 
Heu der Hof des seigneur die Mannen verfammelt um perfönlid Recht zu 
iprechen, d. 5. alle öffentlichen Dinge zu berathen, — Kleinftaaten, die ein Kriegs- 
Finanz⸗ und Polizeiweien barftellen auf der Stufe ihrer Zeit. Die Stammflr- 
ſtenthümer und Grafſchaften bezeichnen nur quantitative Berjchiedenheit und Ehren- 
vorrechte, geben aber ihrem Inhaber feine Regierungsredhte iiber Heinere Barone. 
Erft im 13ten Jahrhundert gelingt es den Königen, die größere Zahl der Baronien, 
geiftlichen Herrichaften und Städte als locker verbundene Einheit zufammenzufügen. 
Ja es entfteht der Schein einer organiſchen Gliederung, indem die in ihrem Le⸗ 
ben noch völlig verfchiebenen Körper fi zn 3 Ständen zufammenfligen, und in 
diejer Dreigliederung dem König die immer nöthiger werdende außerordentliche 
Revenüe bewilligen. Da indeflen von Haufe aus der gleiche Steuermaßftab fehlt, 
fo finden wir nur in Nothfällen Zehnten und ähnliche Einfommenfteuern, weit 
überwiegend dagegen die Neigung zu indireften und hauptſächlich den Hinter- 
ioffen zugedadhten Steuern, tallagia. Der fo noch ſchwach geftaltete Staat ſtieß 
im 14ten Sahrhundert zufammen mit dem ftärkeren England, welches überlegen 
in Finanz und Heeresverfaffung den fchwerfälligen Lehnemilizen ſchwere Nieder- 
lagen bereitete. In diefer Noth des Landes tritt der innerlich unverföhnte Ge⸗ 
genſatz der Stände in wildefter Geftalt hervor. In demfelben Jahrhundert, in 
welchem Prälaten, Herren, Ritter und Städte, die Reichsangelegenheiten berathend, 
in England beifammenfiten, ziehen in Frankreich blutige Empörungen im Innern 
ſich planlos von Jahr zu Fahr durch die höchſte Landesnoth. In diefem Zuftand 
war es, wo das Königthum zu dem bisher unerhörten Mittel griff: einer Steuer- 
erhebung ohne Stände, — dem enticheidenden Wendepunkt für die weitere 
Verfaſſung. „Ic behaupte, fagt Tocqueville, daß an jenem Tage, wo die Nation 
der fangen Unordnungen welche die Gefangenichaft des Königs Johann und ben 
Wahnfinn Carl's VI. begleitet hatte überdriffig, den Königen geftattete eine all- 
gemeine Steuer ohne ihre Zuftimmung einzuführen, und wo der Adel feig genug 
war den dritten Stand befteuern zu laflen, wenn man nur ihn jelber verichonte, 
daß an jenem Tage die Saat fat aller unferer Uebel und Mißbräuche geftreut 
iſt.“ Im der That ift es von diefem Punkte an fichtbar, wie die bis dahin ähn- 
lichen ftändifchen Inftitutionen fich trennen, die Heinen ftändifchen Freiheiten Eng- 
lands immer größer, die großen ftändifchen Freiheiten Frankreichs immer Heiner 
werden. Das Königthum bemutt die neu gewonnenen Kräfte, um zunädjft, wie 
in England, bie fohwerfälligen, theilweis ſchon unbrauchbar gewordenen Lehns⸗ 
milizen bei Seite zu fchieben. Bis Ende des Mittelalters ift dies noch nicht ge- 
lungen; denn alle faatlichen Bildungen gehen Hier langjamer vor ſich. Nachdem 
aber die enticheidende Vorfrage der Umbildung der Lehnsmilizen in Soldheere 
gelöft ift, nimmt auch Frankreich diefelben Aufgaben in fi auf wie das organi- 
firende Jahrhundert Eduard's I, II. III. in England, und wenn aud) in verſchie⸗ 
dener Reihenfolge der Entftehung treten uns diefelben Elemente entgegen wie dort, 
ein analoges Steuerfyften, ein analoges Syſtem der Hemter. Der entſcheidende 
Unterſchied aber, die eigentliche Unterlage bes Ganzen ift: 
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1. Die Bertheilung ber Lanbedlaften. 


Sie umfaßt, verglichen mit dem engliichen Selfgovernment, folgende Panıh. 

I. Die nene Kriegsverfaffung Frankreichs führte zu einem ficken 
den Soldbeer, da die Kiitze der Dienftzeit, die Unbebillflichleit der ſchweren Reiterei 
auf durchichnittenem Terrain, die Befeftigung der Städte das bisherige Kriegs 
foftem völlig unzureichend machte wider ſolche Gegner, die nicht an derielben 
Schwäche der Organifation litten. Die englifchen und die Schweizerfriege hatten 
den Glauben an die ritterliche Rüftung ſchon gebrochen, che der Gebrand des 
Schiefpulvers den endlihen Ausſchlag gab. Karl VII. bildet Daher die erfter 
Volksheere, die aber nicht wie in England als eine feftgeordiiete Graficeitsmili 
aus allen Rittern und Freifaflen, fondern aus zufammengelaufenen Yanden ge- 
bildet, nach ihrer Auflöfung das offene Land verheeren und plündern. Man fickt 
ſich daher genöthigt ſtehende Corps zu bilden, welche die übrigen aufgelöften Bar- 
den theil® verjagen, theil® unfchädlic; machen folfen. Seit Franz I. werden die 
ftehenden geworbenen Truppen das ordentliche Heer, bie alten Lehrsmilien 
treten als Referve (ban und arriere ban) zurüd, und unter der flets wachſenden 
Zahl und Mannigfaltigkeit der Truppengattungen verliert fi aller Zuſanmen 
hang mit der alten Lehns⸗ und Ortsgemeinde-Verfafjung. Das Land als Gar- 
zes, oder vielmehr die „flenernden Klaffen” tragen bie Geldloften der nun au 
dem ganzen Reich zufanmengerworbenen, (gahlreiches Gefindel und Ausländer um: 
fafienden) Mannfchaften, deren Kommando meift an Perfonen bes großen un 
feinen Adels in befoldeten Stellungen vom König libertragen wird. — Da at 
die Koftbarkeit diefer Truppen, ihre Vertheitung zu Zwecken der Landesvertheidi- 
gung nad) außen und die häufigen Kriege fie fir die Erhaltung des Landetirie 
dens unzureichend machten: fo enifteht fpäter wieder eine ergänzende Rili; 
für den inneren Landesdienft. Während in England die Lehndienfte ihrem reeflen 
Werth entiprehend durch Schildgelder abgelöft waren, die fpäter in eine orbent- 
liche Grundfteuer übergingen: war in Franfreich die taille, die den Adel vom 
Kriegsdienfte befreite, grade allen übrigen Klafjen auferlegt. Während in Gnglaut 
der Milizdienft gleichmäßig auf den Grundbefit vertheilt, die Offizierftellen dem 
größeren Beſitz als Ehrenämter zugedacht waren: wird in Franfreich der nen 
Milizdienſt ausfchließlih auf den Bauerfland gelegt, da die „Stände“ im ihre 
eigene Belaftung nie eingewilligt Hätten. Die neue Cantonpflicht war aber 
ſchwerer als die Lehnspflicht, entzog den Landmann auf ſechs Jahre feinem Ge 
werbe, Tonnte den Unverheiratheten bis zum vierzigften Jahre treffen, umd war 
ſchon durch ihre Ungewißheit gemeinjchädlih und verhaßt. Die Willtür bei der 
Ausloofung, die Schande und Härte die mit einem Beruf ohne Ausfit auf Bor 
rien verbunden war, machte diefe Landwehr zu einem veradjteten Anhang dei 
ftehenden Heeres. Daß der Milizdienft urfprünglich des Pehnsmannen Dienf ge 
weſen, war inzwijchen vergeffen. Ratlirlich fehlte filr die Miliz in diefer Geflalt 
jeder Anhalt zur Betheiligung von Kreis- oder Provinzial-Ständen. Der Staet 
der aus den Gefammtmitteln die Geldfoften beftreitet, der allein über die jahl- 
reihen Befreiungen entjcheiden kann, bejorgt daher aud die Konfcription dur 
feine Beamte. Der tönigliche Rath befiimmt das Kontingent im Allgemeine 
und den Antbeil jeder Provinz, der Intendant entfcheidet wieviel Leute jede Ge 
meinde zu liefern hat, fein Unterbeamter leitet die Ausloofung und enticheibet 
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über die Vefreiungsgrände mit Appellation an die Oberbehörde. Wie konnte hier 
die Rede jein von einem ftändifchen Recht und Einfluß (SS. 89-93) in der mili- 
tärıfchen Verwaltung ? 

2. Frankreich bedurfte fodann einer Bolizei-Organifation 
eben fo dringend wie England. Dort mar fie zu einer Pflicht der Graf- 
ihaft, der Stabteorporationen und Ortögemeinden erhoben, bie Laft der höheren 
Aemter ben höheren Ständen als Sheriffs, Coroners, $riedensrichter, die Laſt 
der niederen Aemter den unteren Ständen als Constables und Milizen, die Ge⸗ 
ſammtkoſten dem Grundbefit nad gleihem Mafftab (county rate) auferlegt. In 
Frankreich kehrt viele Menfchenalter hindurch die Beſchwerde wieder, daß auf dem 
Lande feine Polizei zu finden fei. Die Lehnsherren, die einft für die Sicherheit 
ihres Gebiets gejorgt, befiimmerten fich nicht mehr um den Dorffrieden und be⸗ 
ſaßen nicht mehr die Mittel dazu. Im Uebrigen war eine wirkfame Bolizei-Or- 
ganifation nur in großen Gebieten, nicht fr die zerplitterten feudalen Grundbe- 
fitungen möglich ($. 27). Der Stadtbürger forgte allenfalls nothdürftig noch flir 
jein eigenes Gebiet. Es ift alfo wieder der Staat, der endlich die Polizeimann- 
ichaften in ©eftalt einer Marechaussee bilden und in Brigaden über das Land 
vertheilen muß Der Staat, der fie aus allgemeinen Mitteln bildet, ernennt da- 
her auch die Offiziere, und flellt die ganze Macht zur Dispofition bes Intendan- 
ten, der mit ihr „Landftreicher und Bettler verhaftet, unerwarteten ®efahren be- 
gegnet und Empörungen unterdrückt,“ welche durch hohe Getreidepreife und Hun- 
gersnoth unabläffig wiederfehren. Wie konnte hier wiederum von einer Kreis- 
verwaltung die Rede fein, mo ſolche Verbände weder die Geldmittel noch den 
perfönlichen Dienft Teiften? wie von einem Einfluß des großen Beſitzes auf die 
Yeitung? Der Staat fand daher auch Feine Beranlaffung feine neue Schöpfung 
den ftändifchen Gerichtshöfen (Barlartıenten) unterzuordien. Die Emancipation 
der Polizei von der Gerichtsgewalt war hier ſchon im Entftehen gegeben; ja man 
erweiterte bie Beingniffe der Polizei bis zur Abhaltung von Standrediten, die 
suweilen bis auf Galeere und Tod erfennen. Der viel gerühmte und viel ge- 
haßte Polizeiftant Ludwig's XIV. enthält nichts weiter als den Kompler von 
Mafregeln öffentlicher Fitrforge, welchen die fortichreitenden Zuflände ber Gejell- 
ihaft bedingen: Sicherheitspolizei (Friedensbewahrung), Nachtwachen, Wirthe- 
hänfer, Armenweſen, Geſinde, Schaufpiele, Handel und Gewerbe, Zinfte, Spiele, 
Kleider, Fluchen, Sottesläftern. Der ganze Apparat der franzöfiihen Polizeimaß- 
regeln vom 14ten bis 18ten Jahrhundert ift auch in der englifchen Geſetzgebung 
vorhanden (f. Friedensr., Regifter), aber er ift angefehenen gentlemen in Land 
und Stadt anvertraut unter gerichtlichen Formen und gerichtlicher Competenz- 
Entſcheidung. Auch die Cenſur ift feit der Reformation eine königl. Prärogative 
in England. Die Polizeigewalten find als Ganzes betrachtet in England jogar 
tiefergreifend. Aber die Berwaltung ber höheren Polizei durch perſönliche 
Aemter der Gentry, und ihre Einhegung durch die Gerichte, bilden den Gegenſatz 
gegen den Continent, wo dieſe Gewalten aus den Mitteln und aus dem Perjonal 
der Staateverwaltung, unter Entbindung ber höheren Stände von jeder beſchwer⸗ 
lihen Mitwirkung, erft langſam geichaffen werden mußten. 

3. Auch die Juſtiz bedurfte der Umbildung, da die ältere Schöffen- 
verfaflung und das ältere Beweisverfahren mit der fortichreitenden Zeriplitterung 
der Gerichte und der Stände allmälig unanwendbar wurde. Die Rechtsfindung 
mußte bei dem fortfchreitenden Zuftand der Gefellichaft überhaupt auf rechtsge⸗ 
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lehrte Richter übergehen (S. 78. 79.) Eine Grafichafte-Berfafjung aber, welde, 
wie in England Nitter, Bürger und Bauern zufammenhalten, und bie Schönen 
verfaffung mit veränderten. Funktionen als Theil des königlichen Gerichts ı ur 
hätte erhalten können, beftand in Frankreich nicht mehr. Das Königthum murı 
erſt miithjelig eine Gerichtsgewalt iiber die Barone durch Ausdehnung bes rehne 
weſens erwerben, um überhaupt eine friedliche Löſung von Rechtöftreitigkeiten ;a 
ermöglihen Seit 1206 eutfteht ein Pairsgericht für die größten Baroue, as 
weiches fi ein Parlament als ftändifches Gericht für alle übrigen, ala Cberke 
börde für die unteren Gerichtsbarleiten anſchließt. In England war jene Ge⸗ 
richtsbarfeit des Königs jeit der Eroberung vorhanden, und erft im Läten Jahr 
hundert entwicelt fich aus der Stellung des großen Raths ein ſtäudiſches Faire 
geridgt, von welchem die franzöfiiche Parlamentsbildung im 13ten Jahrhundert 
ausgeht. Während in Englaud das felbftthätige ftändiiche Element allmälig zum 
herrihenden wird (Bd. I. 8. 24), geht in Frankreich umgelehrt der fiänmice 
Körper immer mehr in einen Beamtenkörper über, die eigentlichen Geſchäite wer 
den von urſprünglich untergeordneten Selretären (clerks, Parlamentsräthen. bx- 
forgt, und die Seigneurs auf eine Ehrentheilnahme bei feierlichen Gelegenheiten 
beichräntt. Die Gerichtsverfaflung ift hier wie immer ein Abbild der Staates 
faffung im kleineren Mafftab. — Denfelben Gang nimmt die &erichtebarleit de. 
töniglichen Bailifis und ihrer Aiftien in den Provinzen: die wirklichen Geihaite 
gehen auf rechtögelehrte Beifiger über; ſchon die Ordonnance von Blois 15°" 
verbietet den bailifis bei den Gerichtsfikungen mitzuftimmen. Nur in der unter 
ften Iuftanz bleibt die äußere Form der Lehnegerichte. Die Juſtizgewalt bleibt 
noch vereint mit den Gigentfum, wird aber den königlichen Gerichten, ihrem 
Recht und ihren Prozeßformen unterworfen und durch nothdürftig rechtetundize 
Stellvertreter verwaltet, die Gerichtsbarleit der Städte ſchon frühzeitig gan; auı 
gehoben. — Eine Theilnuhme von Schöffen an einer ſolchen Berfafjung wa: 
ſachlich unmöglich, da fie auf der Anerfennung der liberi homines ale Rechtege 
noffen unter fi) beruht, während hier die Berjchiedeuheit des Gerichtefiande: 
grade das Hauptmerkmal der höheren Stände wird. Da unn aber fein Stard 
ein umpartetiiches Gericht über andere Stände bilden kann, jo blieb zur Erhaltung 
eines gemeinfamen Rechte nur übrig die Gerichtsgewalt auf Beamte zu überts 
gen, die als ſolche grundjätlich fein ſtändiſches Sonderrecht repräjentiren. Zi 
&erichte werden daher reine Beamtengerichte, und ihre Unabhängigleit von weh 
jelnden Berwaltungsanficdhten wird erhalten durch das jchon von Ludwig Al. are 
geiprochene Prinzip der Lebenslänglichleit, forwie dur; den Kauf der höheren Rid 
teräntter. Die ehemals perjönliche Pflicht der Grundherren Recht zu ipreder 
verwandelt ſich in ein Recht der Beſetzung der unterften Juſtizſtellen (Patrimeuu 
Gerichte). Unter Gerichtsherrlichleit verfteht ınan jet nie mehr etwas was der 
Grundherr jelbft zu thun bat, jondern was durch Vögte und Schreiber in ſeisca 
Namen geichieht. 

4. Die Kirche Frankreichs hat ebenfo durch ihre „Freiheiten“ den Zulam 
menhang mit dem weltlichen ®emeinbeleben verloren. In Englaud hat bie an 
gelfächfiiche Verpflichtung der Geiftliehfeit zur trinoda necessitas, die normenni 
ſche Verpflichtung zum Kriegedienft, fich in die fpätere Verpflichtung der &eifiıd- 
feit zu allen Staatsfteuern, zur Kircheufteuer, zur Urmenfeuer, zur Wege 
frodnde 20. (f Regifter v. Geiftlichleit), zur Theilnahme am riedensridgteram 
continuirt, und den nationalen Charakter der Kirche ſchon vor ber Heisrmetıss 
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erha'ten. Im Frankreich befteht ihr gemeinfames Jutereſſe mit den Adel nur in 
Steuerbefreiungen und Belegung der hohen Kirchenämter aus den privilegirten 
Klaffen. — In England hatte die Kirchenfteuer, Church Rate, wenigftens eine 
untergeordnete Theilnahme der Kommune durch gleichmäßige Heranziehung des 
Grundbefites zur Kirchenbanlaft rege erhalten, Die Gemeindeverfanmlungen des 
Kirchipiels blieben der Typus eines Heinen Drtsgemeindelebens, welcher fich 
ipäter befonders durch die Armenverwaltung zu dem heutigen Umfang fortgebildet 
hat. Im Frankreich fehlte auch hier der nöthige Sinn und die laftenvertheilende 
Geſetzgebung. Allerdings werben die Gemeinden zu Kirchenbauten herangezogen, 
aber nur ıumter Leitung der höheren Berwaltungsbeamten,, welche nad) vorgän- 
giger Anhörung einzeler Anträge die Anjchläge und die Ausführung leiten, Was 
vom Spftem der church rate in Frankreich vorhanden, ift ein Nebenziveig des 
polizeifich organifirten Syſtems ber öffentlihen Bauten. Alles Ortsgenteindele- 
ben bleibt beichräntt auf den Polizei-Schulgen und den Gemeinde-Steuer-Einneh- 
mer als Unterorgane des Staatsbeamtentyums. Ohne die fräftige Fortbildung 
der Berfaflung des Kirchipiels, wie fie in England unter den Tudors eintrat, bleibt 
bier Alles auf dem Fuß der verfallenden tithing. Eben deshalb fonnte 

5. eine communale Armenpflege fid in Sranfreid nicht ausbilden. 
Der Berfall der Kirche und die Entfremdung des firchlichen Vermögens von feinen 
urfprünglichen Zwecken machte auch hier feit dem Ende des Mittelalters eine 
Landarmenpflege nöthig, für die feine poor rate vorhanden war, noch weniger 
ein Amt der Armenaufjeher. Zumeilen zwang der Staat in Hungersnoth bie 
Grundherren ihre armen Zinsleute bis zur nächſten Erndte zu ernähren; nod 
öfter werden die vagabundirenden Bettler in Strafanftalten gebracht, zuweilen 
mafjenweis aufgegriffen, wie im Jahre 1767, wo eine einzige Razzia 50,000 zu- 
fammenbringt. In den Städten erhielt die verfallende Stabtverfaffung noch eine 
nothdürftige Armenpflege. Auf dem platten Lande bleibt zuletzt fein anderer Aus- 
weg, als daß der Staat auch die Armen auf fich nimmt. Der Intendant ver- 
theilt jährlich Geldſummen auf die einzelen Provinzen, in Hungersnoth auch Korn 
und Reis, (wobei die großen Grundbefiter wetteifernd ihren Einfluß aufbieten die 
Spenden ihren Leuten zugmvenden), der Staatsrath befiehlt an einzelen Orten die 
Errichtung von Arbeitshäufern und Wohlthätigkeits-Anftalten; während doch alle 
Vertheilung von Almofen aus jo weiter Ferne oft blind,. immer ungenügend ge- 
leitet wird. Wie die Gerichts⸗ und Polizei-Verfafiung die höheren und niederen 
Stände einander politifch entfremdete, fo diente dieſe Geſtalt der Firchlichen Ge⸗ 
meinde und der Armenpflege nur dazu fie einander jocial zu entfremden. 

6. Bau und Erhaltung der Briiden und Heerftraßen war bier 
und da durch Herlommen Privaten auferlegt, beſonders foldhen, welche die Zölle 
dafiir bezogen. Mit dem fortichreitenden Bedürfniß fehlte es indefien an einem 
Maßſtab zur Heranziehung der Nachbarn. In Ermangelung von Graffchafts- und 
Orts-Verbänden die dafür verantwortlich zu machen, und einer gleichmäßigen 
Peranziehung des Grundbefites (SS. 117. 118), mußte die Staatögewalt zunächft 
die allgemeinen Steuern dazu verwenden. Da diefe nicht ausreichten, fo fchlug 
man feit Ludwig XIV. den doppelten Weg ein: (1.) die größeren Werke, bie 
Hauptfächlich Fuhr- und Handarbeiten erforderten, durch Frohnen zu beftreiten, zu 
welchen die Staatspolizei die bäuerlichen Klaffen herantrieb, (2.) die ergänzend 
nothivendigen Geldmittel durdy eine Zufchlagfteuer zu der taille aufzubringen; 
während grade der größere Grundbefig von Frohnden und Zaille ſtandesmüßige 
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Eremtion beanfpruchte! Je mehr der Handelsverkehr und ber Geldymed au 
ſchönen Heerftraßen zunimmt, umjomehr dehnen fidh die Wegefrohnden in zur 
träglicher Weife aus. Der bequeme Ausweg, diejenigen für bie öffentlichen %:- 
beiten forgen zu laffen, die am wenigften an ihren Bortheifen theilnehmen, bebaut 
fi) dann mit Peichtigfeit noch weiter aus. Die Bauernfrohube übernimmt neh 
Bedürfni auch den Transportdienft, Schafft die Bettler nad; den Arbeitehänier:, 
die Sträflinge in die Gefängniffe, das Bauholz aus den Wäldern im bie Sexar- 
fenale, das Material zum Bau der Kajernen; fie traneportirte auch das Gepid 
des Heeres zu jener Zeit, als jedes Regiment noch fo ſchweres und umjangreichet 
Sepäd mit fi führte. — Folgerecht konnten Entwürfe und Pläine anf dem gar- 
zen Gebiet der öffentlichen Arbeiten nur von Staatsbehörden, die Ausführung zur 
von Staatsbeamten ausgehen. Der Rath entwarf die Pläne und machte die Koſten 
anjchläge. Der Intendant leitete die Arbeiten der Ingenieure, welche fi der 
Staat auf jeinen Schulen bildete, die unteren Berwaltungsbeamten trieben die 
zum Bau nöthigen Frohnarbeiter zufammen. Wo war hier wieder eine Grund 
lage zu ftänbiichen Rechten der Kreisverbünde ? 

Nur die wirkliche Kenntniß des englifhen Communallebens (Cap. I-\. 
welche bisher fehlte, kann die höheren Stände des Eontinents allmälig überzeugen, 
welches Maß von Geldmitteln, geiftigen und fittlidhen Kräften 
alle dieſe Verhältniffe bedingen, wenn daraus ein gefunder und fefler Gemeinde 
Kreis- und Provinzialverband hervorgehen jol. In Franfrei befand fi des 
Königthum das’ ganze Mittelafter hindurch noch) in einem Nothſtand. Sein Privat 
vermögen konnte die wachſenden Laften des öffentlichen Weiens unmöglich be 
ſtreiten. Grundherren, Kirche und Städte mußten fi) daher zu „aufßerorbent- 
lichen“ Beiträgen verftehen. Während aber in England das Königthum ſiark ge 
nug war, um Kronvafallen, Untervafallen und Städte unmittelbar nach dem Waf- 
ftab der Lehnelaften und ihrer Leiftungsfähigkeit heranzuziehen; verflanden fi bie 
Grundherren Franfreich8 weder zu eigenen Steuern, noch zu perfönlichen Ann 
pflichten, fondern ſtellten nur ihre Hinterfaflen dem Staat zur Schakung nad &- 
durfniß zu Gebot. So werben nicht die Lehnslaften, fondern die Hinterfaiien 
Schatzungen (tallagia) zum regelmäßigen Steuermaßftab. Seit 1444 wird die 
taille ftehende Abgabe zum Unterhalt des neuen Heeres. Bon 800,000 idwerer 
Livres war fie unter Ludwig XI. auf 4,000,000 Zivres, unter Heinrich IV. ari 
36 Millionen, unter Ludwig XIV. auf 53 Mill, zuletzt auf 80 Milfionen ge 
ftiegen. Oft wurde fie in der Wirklichkeit verboppelt durd) Mißbrünche der 
Steuerverwaltung. Sie war und blieb der (auch provinziell verjchiedene) Zuymt 
der Grundfteuer. Als die flandrifchen und englifhen Kriege außerordentliche Gülis 
feuern (auxilia, aides) Hinzufügten, wußte man fie wieder nur auf Fere 
heerde zu vertbeilen. Aus ihnen, aus den fpäteren aides extraordinaires, fowie 
aus den Berlaufs- und Conſumtionsſtenern (aides im Sinne der englifchen excise) 
feit Ludwig XI. konnte fi unmöglid ein Maßſtab für fleuerbewilligende Krrie 
verbände und Stadteommunen (Commoners) bilden. Die Geiftlichleit fand ſid 
fir alle Zumutbungen durch don gratuit im Ganzen ab. Der Abel als folder 
war erft fpät zu einer capitation (Klaffenfteuer) und zu den vingtiemes als er 
gänzenbe Kriegsfteuern herangezogen. Die jcheinbare Verwirrung des geſamm 
ten Steuerjuftems, die ſchwankenden Begriffe der tailles und aides, der orbem 
lichen und außerordentlichen Steuern, die Schwierigkeiten der Erhebung und Ber 
waltung hatten zu allen Zeiteu ihren leiten Grund in dem Mangel des Bst 
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tabs. Mit dem Steuermaßftab fehlt auch die Möglichkeit einer ftändifchen Be⸗ 
wilfigung. Stände, welche die nächſtliegenden Bedürfniſſe ihres Kreijes und Orts 
nicht ſelbſt aufbringen, und deren Angelegenheiten nicht jelbft verwalten, verlieren 
auh den Sinn der Steuerpflicht mit der Einſicht in die Nothwendigkleit der 
Steuern und des mit jedem Menfchenalter wachſenden Bedürfniſſes. Mit dem 
Augenblick der grundfätlich anerlannten Ungleichheit der Beftenerung ift Daher bie 
Kraft der franzöfiichen Stände gebroden. Man beruft fie nur zu außerorbentli- 
hen und zu Nebenzweden, die Generalftände feit 1614 überhaupt nicht mehr. 
Ans diefer Vertheilung der Staatslaften ergab fid) als nächſte Folge: 


II. Der Organismus der franzöfliden Staatsverwaltung. 


Bon berfelben Zeit an, in welcher die äußerliche Zufammenfügung der drei 
Stände erfolgt war, kam die Staatögewalt in die Tage neue Bebürfniffe des 
öffentfiden Lebens befriedigen zu müſſen. Seit dem Jahrhundert der englifchen 
Kriege insbeſondere wuchjen dieſe Bedürfniſſe in früher nicht geahntem Maße, 
und machten die alten Leiftungen der höheren Stände zum Theil überfliifig, 
durchweg aber unzureichend, Weder die alten Baronien, noch die Kirche, noch 
die Stadt-Communen konnten das leiften, was Frankreich jetst zu feiner Landes⸗ 
vertheibigung, zur Aufrechterhaltung des öffentlichen Friedens, zur Armenpflege 
und zu den fonft fortfchreitenden ſocialen Bebürfniffen beanfpruchte. 

Schon unter Ludwig dem Heiligen hatte ſich zur Erfüllung folder Anforde- 
rungen ein Staatsrath von dem Parlament abgefondert, und war eine Zeit- 
lang äußerlich in ein analoges Berhältnig getreten wie ber Permanente Rath und 
der Große Rath unter Eduard I. (S. 229—231). In demfelbden Maße wie nun 
mit jedem Menfchenalter wachſend die Steuer- und Amtslaft von den alten ftän- 
diichen Körpern auf die neue Centralgewalt übergeht, wächſt folgerecht die Gewalt 
des Stantsraths auf Koften der ftändifchen Körper. Noch ericheinen viele Barla- 
ments⸗Mitglieder, ja zumeilen das ganze Parlament, in den großen Sigungen 
des Conseil. Sie treten aber allmälig zuriid, Seit 1547 ift eine Trennung in 
Sectionen eingetreten. Die Abtheilungen für die innere Landesverwaltung bilden 
Ihon einen fletigen berathenden und beichließenden Körper, der im Namen des 
Königs allgemeine, im ganzen Reiche gültige Verordnungen erläßt. Eine unab- 
\ehbare Zahl der arröts du conseil regelt die neuen Berhältniffe und ihre Colli- 
fionen mit den alten. Da das Budget nur von einem Staatslörper ausgehen 
lann, die drei Stände aber weder die Steuerzahler vertreten, noch unter ſich einig 
And: fo bleibt nichts übrig, als daß ein dritter über ihnen ſtehender Körper jähr- 
li befchließen muß, wie hoch der Steuerbedarf fidh belaufen, welchen Antheil 
iede Provinz zu übernehmen dat. Schon aus diefem Grunde mußte der Staate- 
rath auch entfcheiden, wenn die neuen Bebitrfniffe der Verwaltung mit alten 
Sonderrechten in Collifion fommen. Er wird dadurch Competenz- und Höd- 
ſter Gerichtshof für üffentlihes Recht, mit der Befugniß die Sprüche der 
alten Gerichtshhfe zu kaffiren. Dies, in Verbindung mit der Vorberathung ber 
Geſetze und mit dem Erlaß allgemeiner Amtsanordnungen, macht ihn von Jahrhun⸗ 
dert zu Jahrhundert fortichreitend zum Mittelpunkt der Regierung des Reiche. Seine 
Mitglieder erglinzen fich (immer nnabhängiger von altftändifchen Verhältniſſen) wegen 
des VBedürfniffes technischer Ausbildung, mehr aus den mittleren als aus den 
höchſten Kreifen der Geſellſchaft. Die fpäteren Staatsmänner Frankreichs, wie Sully, 
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Richelieu, Colbert erfannten immer Marer ichon ans der nothwendigen Einben 
der Finanzen die Nothwendigkeit der Einheit aller Zweige des öfter. 
lihen Dienftes. Der Staaterath als beſchließender Beamtenlörper ipitz a 
daher immer mehr zu in adminiftrirende Staatsminifter. Die Uebergange 
ftufe der Provinzial-Diinifterien tritt zurück; die Kentral-Berwaltung des June. 
drängt fi) immer mehr in ein (dem des erften Schatzlords Englaud's vergieid- 
bares) Amt zufanımen, das des General-Eontroleurs der Kinanzen, x 
zugleich als Finanzminifter, Minifter des Innern, der öffentlichen Arbeiten und 
des Handels die wichtigften Regierungsbefugniffe in fich vereint, an welchen bee 
finanzielle Eeite fiets die vorwiegende wird, je mehr alle neuen. Vebärfam 
vom Staat befriedigt werden. 

Es ift ein folgenreicher Irrthum der heutigen Decentralifations - Schule in 
Frankreich, diefen Gang der Sache als Berirrung darzuftellen. Der Vorwurj liegt 
vielmehr umgekehrt darin, daß die Parlamente und alten ®erichtslörper unreor 
mirt in planlofem Gemenge mit der Verwaltung blieben, jo weit fie dazu dienten 
Rechte der Privilegirten zu ſchützen; daß die Verwaltung ſtets nur im einzen 
BVerhältniffe eingriff, ohne jemals die Stantslaften nad) feftem Plane nen ju ver- 
theilen.” Die ftreigfte Eentralifation der Yinanzverwaltung, aus der alles übrig 
Sentralifiren folgt, war jchon deshalb nothwendig, da Gelder die von der Gr- 
fammtheit erhoben werden, nicht durd; Kommmmal-Berbände verausgabt werde 
birfen. Der Staat hatte vielmehr die Pflicht, aljo das Recht, die Danptiheik 
der innern Verwaltung durch feine eigenen Organe zu leiten, zuerft im große 
Ganzen, und dann fortfchreitend aud im Einzelen. Unter Anfangs unfcheinbaren 
Namen von Finanzbeamten entfteht jo _ein Apparat von Präfelten, Linterpräfchten 
und Drtsbeamten. Der Bräfelt ift der unter Richelieu creirte Intendant, der 
Unterpräfelt heißt Subdelegus. Beide repräfentiren bereits ben heute fo genanz 
ten napoleonifchen Regierungsapparat. Der Präfelt, Intendant, iſt ein immer 
Mann aus der verwaltungskundigen Kaffe, alfo von mittlerer oder gar gerwger 
Herkunft, ftets aus einer anderen Provinz, ernannt aus den Beifigern des Staett 
raths. Er wird gewöhnlich geadelt. Der Subdelegue, meiftens urfprimnglid as 
Bitreaubeamter, iſt immer ein roturier. Beide find in ihrem Bezirfe commi- 
saires departis, d. h. Vertreter aller königlichen Gewalten, welche von Hauje 
aus königliche, nicht ftändifche find. Sie find geſellſchaftlich überſtrahlt von des 
Glanz des Hofadels; der Sache nach ift es wahr was einft Law zu Argensen 
fagte: „Niemals hätte ich das fiir möglich gehalten, was ich als Yinanzcontreiar 
gejehen babe. Die franzöfiihe Monarchie wird von 30 Intendanten regiert. Se 
hat meder Parlament nıd Stände, oder Gouverneure; diefe 3O Männer werden 
in die Provinzen abgeordnet, und von ihnen hängt fofort Wohl und Wehe, Mas- 
gel und Weberfluß des Reiches ab.” Wie fih nun aber die Eentraipermeitung 
im Ganzen täglich im Conflict fah mit den altfländifchen Rechten, jo wiederbout 
fi derjelbe Conflict in ihren einzelen Organen. Für bie Erhebung der alte 
Steuern beftand noch eine Mitwirfung ber Grundherren und anderer Grunde 
figer (als 6lus, tr&soriers de France). Dan läßt fie nominell beſtehen, Ihieht 
fie aber durch Obergewalten bei Seite; ebenjo bie alten Üegebehörben. Rest 
Steuern und Inftitute wie die Kopfftener, die Miliz, u. a. werben ſogleich dire 
dem Intendanten und feinen Organen überwiejen. Durch bas Rebeneinenderit- 
ben ſolcher Organe entftehen wieder neue Konflicte, die fi uur durch weitem 
Ausdehnung der adminiftrativen Gewalten löſen laſſen. Bor allem gehörte babın 
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(als Webergang aus dem Feudalweſen in bas reine Amtoerecht) das Zivittergebilde 
der Käuflichleit der Aemter, in Kolge deren die Amtsbefugniffe und Eporteln 
nicht gekürzt werben konnten ohne Rechte zu verlegen, die vom Amtsvorgänger 
gefauft waren. So wurden Amtsrechte täglich Gegenftand des Kivil-Prozefies, 
wie umgekehrt die Privatrecdhte Gegenftand adminiftrativer Entſcheidung. Da 
aber vie öffentlichen Rechtöverhältniffe nothivendig vorgehen, fo entfland weiter 
das Syſtem der Evocationen, durch welches Rechtsftreitigfeiten iiber Steuer- 
Erhebung, öffentlihe Bauten, Communicationsiwejen und andere Gegenftände, bei 
welchen die Staatepflichten betheiligt find, den Gerichten entzogen werden. Ebenſo 
gefchieht es mit allen Fragen, welche fi) auf die Befuguiffe der Stantsbeamten 
beziehen, da öffentliche und gemeinſame Amtspflichten nicht ftändiich und lokal ge- 
jonderten Körpern unterivorfen werben können. Che ınan dies als „Mißbrauch“ 
tadelt, wolle man fich vergegenmwärtigen, wie es möglich geweſen wäre, die Yinanz-, 
Militär⸗ und Bolizei-Berwaltung des Reiche ohne das zu führen? Es war daher 
der Berwaltung auch nicht zu verargen, wenn fie anf neu gefchaffenen Gebieten 
fih von Haufe aus der ftändifch-gerichtlichen Einmiſchung entzog. Es geichah das 
durch die ſtehende Klanfel im arret: „wir verordnen überdies, daß alle ftreitigen 
Fälle, welche irgend wie auf diefen Beſchluß ſich beziehen, dem Intendanten vor- 
gelegt werben miäffen, um von ihm entichieden zu werden; geftatten andy an un« 
jern Rath zu appelliren; verbieten aber unferen Gerihtshöfen davon Kenntniß zu 
nehinen.” Die jurisdietion über öffentliche Rechtsverhältniffe if hier jo geftaltet 
daß fie wirhiich im Wefentlichen in der Berwaltung aufgeht. 

Die Einzeladminiftration (vergl. die Correspondence administrative 
de Louis XIV.; par Depping) durch einen joldhen Beamten-Apparat war unge⸗ 
fähr fo gut wie fie fein fomıte. Da die Mittelglieder der Kreisverbände fehlen, 
fo muß ſich die Staatsregierung allerdings um ſehr Vieles, zulett faft um Alles 
befümmern, faß für Alles jorgen. Es ift wahr, daß im 17. und 18. Jahrhundert 
in ganz Frankreich „weder eine Stadt noch ein Dorf, weder ein Krankenhaus 
noch eine Fabrik, weder ein Kloſter noch eine Schulanſtalt in ihren Angelegen- 
heiten unabhängig handeln, oder ihre Gitter nad Gutdünken verwalten konnte.” 
Allein esift ebenfo wahr, daß öfffentliche Angelegenheiten in einem großen Staats- 
förper von Kommunen und Körperfchaften felbftändig nur verwaltet werden Tün- 
nen nach Geſetzen und unter Vorausſetzung gleicher Steuerlaft, gleicher Ehren⸗ 
amtepflicht, gleicher Unterwerfung unter die Gerichtögewalt, von denen in Frank⸗ 
reich überall das Gegentheil beftand. Ebenſo war e8 von Staatswegen nothwen⸗ 
dig fich nicht blos um Steuern und Bolizei-Ordnung, fondern aud) um die fort- 
jchreitenden Bebürfniffe, um Gefundheit und Wohlfahrt der Unterthanen zu be- 
fimmern. In Ermangelung von Communal-Berbänden, und bei der Unbehol- 
ienheit und Unerfahrenheit der nachbarlich Verbundenen ſich durch gegenjeitige Be⸗ 
rathung ſelbſt zu Helfen, fing die Staatsgewalt an „den Bauern die Kunſt reich 
su werben zu lehren.” Zahlreiche arrets nöthigen den Handwerker fi) eier ge- 
wifjen Methode zu bedienen und gewiſſe Erzeugniffe zu liefern. Induftrie-In- 
ſpektoren bereifen in diefer Abficht die Propinzen. Man fieht die Verwaltung un- 
abläffig helfen, hindern, erlauben. Ueberall fchreitet fie ein, ohne ebenbürtigen 
Nebenbuhler, alfo überall mächtig gejchäftig, herrſchſüchtig. „Die Verwaltung 
kennt die Interefien der Leute befier als fie ſelbſt.“ Die engliiche Geſetzgebung 
wor fchon im Mittelalter: darin vielleicht nod; weiter gegangen (Bgl. 58. 38. 46.) 
Das Unzureihende und Berfehlte im franzöfifhen Syſtem Tag aber in dem 





1232 1.8. Staat und Geſellſchaft im ancien regime. 


Betriebe durch bejoldete Staatsbeamte, in Functionen die ihrem Weſen n:b 
nur in dem Communal-Berband richtig erlannt, geleitet und eutſchieden werde. 
tönnen, — und ſich dann die adminiftrative Bevormundung bald genug abweric. 
In dem weitläufigen Reb von fubordinirten Staatsbeamten tritt au die Ztri: 
ein ſchematiſches Berichtsweſen. Die Centralftelle fordert Bericht über Alles, ara 
itber Kamilien und Individuen. Der Minifter läßt ben Präfelten berichten. x: 
Präfekt den Unterpräfelten, der Unterpräfelt den Schußen, — und der höbaı 
wiederholt dann wieder, was ihm berichtet ift, „gleichlam als hätte er Allee icli 
gewußt.” Sogar die Berwaltungeipradhe ift fhon der heutigen aufiallend äh 
lich: „der Styl farblos, fließend, flau und weichlich; die Individualität des &r- 
richterſtatters verliert fich in eine allgemeine Mittelmäfigfeit.“ 

Niemand Hat ficher die Uebelftände einer folgen Berwaltung Ichaiter em 
pfunden, als bie Hofleute, weiche am Hofe Ludwig's XIV., XV., XVI. in ver 
höchſten Eentralftellen diefer Verwaltung präfibirten. Allein die in zweiter Ke:te 
ftehenden techniſchen Verwaltungsbeamten beſaßen faſt ausſchließlich diejenige Ge 
ſchäftskenntüiß, welche ſich in England die gentry durch eine umſjaffende 
Adminiftration in Chrenämtern (. Reg. v. Friedenericdhter, Oberinft au;: erwubr 
Noch mehr: diefe bejoldeten Staatsbeamten bejaßen jaft allein die nöthige Un 
pgarteilichleit und Unbefangenheit, um über den feindfeligen ſtändiſchen sr 
terefjen zu ftehen, die in England durd Stener- und Amte-Syftem verbunde 
waren. 9a, dieſer geichloffene Beamtenkreis war das einzige zur Erhaltung de 
beftehenden nothdlürftig ausreichende Gegengewicht geworden gegen die geielige: 
Umgebungen des Hofes, — das einzige Organ, burdy welches die Roth, die & 
bürfniffe, die Anfprüche der ſchwächeren Klaffen dem Monarchen vorgetragen wer 
den konnten. Wie mangelhaft und pedantiſch auch das Berfahren der centzaliärte 
Adminiftration fein mochte: e8 gab im 18. Zahrhundert fein anderes Organ mekt. 
um die fletige Ueberbürdung der niederen Klaffen im Staate zu überichen, zu 
ihr allmälig abzuhelfen, wenn man dies ernſtlich verfuchen wollte. 

Das am menigften geeignete Gegenwicht dagegen waren jedenfalls bi 
Landftände. Wären dieje Stände das geweſen was fie in England ſen dem 
13. Jahrhundert waren, die Repräfentation der Klaffen, melde die Steuern mi 
Laften des jegigen Staats trugen, fo hätten fie nicht untergehen können. Etat: 
deffen waren die franzöftfchen Stände eine Repräfentation der Klaſſen wie fc ge 
fhieden unter fi das Milttär-, Gerichts. und Polizeiweſen einft wor Jabr 
hunderten beforgt hatten. Wohl waren fie zuweilen in ber Stumbe ber Reh 
eines patriotiichen Entſchluſſes fühig geweſen: in ihrer ruhigen und nermeia 
Denkungsweiſe find fie die fletigen Kepräientanten ungleicher, ungeredgter Us- 
fprüche, die ausdanernden Hinderniffe einer Fortbildung ber Yinanz-, Mikitär., 
Gerichts⸗ und Polizei-Berfafiung des Landes. Eben daher kam ihr Beſtreben id 
gegenjeitig zu überbortheilen, jeder flir fi die mißbrüuchlichſte Ausdehmung ser 
Rechten zu verlangen, während die biefen Rechten entiprechenden Pflichten ander 
tragen ſollten. Sie haben niemals einen fruchtbaren Berfaflungsgedauten ana 
unr ausgeiprochen. Ihre ganze Thätigleit ift nur eine negative, hinderube. fc 
tüchtiger Monarch Frankreichs hat fie anders als ein Uebel behandelt, laser 
ihnen einen geregelten Antheil an der Geſetzgebung, feiner ihnen das Recht eimer 
feften periodifchen Berufung zugeflanden. Selbft ihr Steuerbewilligungeredgt wer 
fo ſchwach verflaufufirt, daß die Könige auf dem Wege der ordonnance fertiärn 
ten fonnten, wenn fie nur die Hinterſaſſen befteuerten, ohne Adel und Geiſtlicten 











J.a. Staat und Gefelligaft im ancien regime. 1233 


jür ihre Berfonen zu treffen. Es Tag ihnen von Anfang an mehr an der eigenen 
Steuerfreiheit ald an der Steuerbewillignng. Schon 1579 ermäcdhtigten daher die 
Ztände von Blois das Parlament „in dringenden Fällen” zu den Steuern zu con» 
ientiren. Wie fie von Anfang am weniger eiferfücdhtig auf das Königthum wie 
anf einander felbft geweſen wareu, jo hatte das Königthum von ihnen felbfi die 
Mittel erhalten, fie entbehrlich zu machen. Man umging fie, und fuhr fort die- 
jenigen zu befteuern und zu belaften, welche den geringften Widerſtand leiften 
tonnten. Die Berufungen im Anfang der Regierung Heinrichs IV. 1593 und 
nad feinem Zode 1644 find der lebte Lebensalt der Neichöftände. An dem 
gleihen Princip franten und fierben etwas Iangjamer die Provinzialftände. Da 
fie in Ermangelung eines Maßftabes fich zur Uebernahme der neuen Staatslaften 
nicht einigen fonnten, jondern ftatt zu helfen nur Beſchwerden über die Verwaltung 
porbrachten, für die fie ungemeinen Scharffinn entiwidelten, foweit fie felbft betroffen 
waren, da biefe Beſchwerden — gerecht oder ungereht — niemals die rechten 
Mittel der Abhülfe zu bringen wußten: fo bildete fih in dem Beamtentbum 
iene principielle Abneigung und Mißachtung gegen ftändifche Verſammlungen und 
Berathungen, die noch heute unter gleichen Umſtänden wiederkehrt. 


III. Die Bliederung der Stände. 


Während aljo in Frankreich allmälig diefelben Bedürfniſſe bes Staatslebene 
auftreten wie in England, und bie gleichen Mittel der Befriedigung durch Steuern 
und Aemter, zeigen die alten Stände allen gewaltigen Aenderungen gegenüber 
mr ein Beftreben: Aufrehterhaltung ihres Beſitzſtandes. „Keine 
Stenerbelaftung und keine Behelligung durd königliche Beamte” ift die pensée 
immuable feit den privilöges des nobles unter Ludwig X. (1315) ein halbes 
Jahrtauſend hindurch geblieben. Man wolle nur dieje privilöges des nobles 
Sag fiir Sa mit der englifhen Magna Charta vergleichen. Sie laflen es ge- 
ichehen daß der „König“ für alle nenen Bedirfniffe durch neue Steuern und neue 
Aemter forgt, oder fügen fich wenigſteus nad) einigem Widerfireben. Sie jcheinen 
gar nicht zu fühlen, daß das große Gemeinweſen, dem fie jet angehören, defien 
Ehren und Bortheile fie täglich genießen, immer mehr nur durd) die Steuern 
und durch bie perfünlichen Leifiungen der Klaſſen erhalten wird, die fie.jo gern 
noch als ihre „Unterthanen“ bezeichnen. Es liegt dabei die Selbfttäufhung zu 
Grunde, welche überall auftritt, wo das Bewußtſein öffentlicher Pflichten erliicht, 
und nur die Idee des Privateigenthums übrig bleibt: als ob der Grundbefit 
eine öffentlichen Pflichten erfüllt habe, indem ex feine Hinterjaffen dem Staate 
zur Beſteuerung und zur Rekrutenaushebung darbietet! Selbſt da wo die ganze 
bäuerliche Bevölferung aus angefiedelten Knechten des großen Grundbefiges her⸗ 
vorgegangen ift, kann Niemand feine perfünliche Dienft- und Steuerpflicht einem 
Knechte oder Pächter auftragen. And wo es dennoch geſchieht, erwirbt der laſſi⸗ 
tiihe Bauer durch den Werth feiner perfünlichen Arbeit, durch feine Cantonpflicht, 
durch feine Grundftener allmälig den Anſpruch auf erbliches Eigenthumsrecht nad) 
denſelben wirthichaftlichen und rechtlichen Grundfägen, nad) weldyen der Lehusbe⸗ 
fiter erblicher Eigenthlimer des geliehenen Guts wurde. Während in dem gejun- 
den Lehnsweſen der Grundherr feine Unterthanen beſchützt und ernährt hatte, 
tehrt ſich dies Verhältniß feit dein Schluß des Mittelalters nahezu mm, indem 
die Steuerlaft für Heer und Randesverwaltung, der perjdn liche Zwangsdienſt 
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der Miliz, der perfönliche Gerichtspienft, der Wegedienft, der Schulzeudienk, alc 
Zwangsdienft — ſoweit überhaupt noch Naturaldienfte filr das Gemeinweien ver 
fommen, — immer vollfiändiger auf den Bauer- und gemeinen Bürgerſtand ab 
gewälzt wurde. Anden nun aber die höheren Stände dennoch alle Ehren ımı 
alle Bortheife ihrer friiheren Stellung in dem großgeworbenen Staateweſen be 
haupteten, entftand daraus die feit dem 16ten Jahrhundert fidhtbare Zerieguz: 
der Stände, in welder man fi) gewöhnte diejenigen, welche nach ihren Krü' 
ten am wenigften zum Gemeinweſen beitrugen und thaten ale die hödfier 
Stände zu betrachten ; diejenigen, welche nad) ihren Kräften am ſchwerſten 
fiir das Gemeinweſen arbeiteten und zahlten, al die niedrigfien Stände: die 
jenigen, welche die geiftige Arbeit des Staates verrichteten ala einen beionde 
ren Beamtenftand, der auf unbegreiflidde Weife allmälig die Rechte ber ac 
deren zu ufurpiren fchien. Statt des gefchichtlichen, dem Mittelalter entipredgender 
BVerhältniffes von Abel, Mittelfländen und arbeitenden Klaſſen, entficht Bier eine 
Scheidung von Adel, Bürger⸗ und Bauerſtand, der die geichichtliche Bertbei.cng 
der Stantslaften umkehrt. 

1, Der Adel des fpäteren Mittelafters beftand ans den Cffizieres 
-(seigneurs) der Tehnsheere, deren Militär-, Gerichts- und grundherrliche Stelim; 
zu einem Kleinſtaatenthum zufammenjchmolz, in weldem der Grumbherr di 
Pflichten der weltlichen Staatsgewalt nach den Bedilrniffen der Zeit erfüllte. Er 
ſchützte die Seinigen zunächft durch Waffenfchug. Er fprad das Recht, forgte tu: 
die öffentliche Orbnung, leiftete den Bebrängten Beiftand, verwaltete perjänlid 
die öffentlichen Angelegenheiten. Seitdem das Königthum diefe ftetig wachſender 
Pflichten mittels neuer Steuern und Aemter immer vollfändiger Ubernahm, blıe 
ben ber alten Grundherrſchaft nur Ehren- und nugbare Nechte zurüd Im 
den Pflichten getrennt, werden dieſe Rechte iibertragbar, daher der natürliche Ee 
genftand ber Bewerbung für die Klaffen, weldye dem Adel in Beſitz und Lebens 
weije am nächften ſtanden: die Maſſe der Lehnsmiligen. Das Königthum feiht 
befördert folche Uebertragung, um die Macht der fireitbaren Dynaften zu brechen 
Bon der Unterordnung unter den seigneur immer mehr entbunden betradjtet ſich 
der Befiger eines Ritterlehns auf feiner Großbauerhufe ale Erb-, Lehns und & 
richtehert fo gut wie jener. Indem mit den reellen Dienfien der Lehnemil die 
seigneurs ihre einftige Stellung als Capitäne der Miliz verlieren, verwandelt 
fi die ganze alte Miliz in ein ımdisciplinirbares Corps von Offizieren Au 
enblidy der Lehndienft fi) ganz verlor, blieb ein pflichtenlofes Ehrenrecht zurkd. 
welches nur durch bie fortdauernde Anerkennung der Staatsgewalt (als Priwtlegian 
fortdauerte, und deshalb auch in allen Stufen anderen verliehen werben fon. 
Die Gnade des Königs Übertrug daher die alten Adelstitel vom Baron binai bit 
zum Herzog immer zahlreicher auf die ehemaligen LTehnemilizen, und verfuhr de 
mit um fo freigebiger als flr den Verleiher wie für den Belichenen mit der 
neuen Ehre feine neuen Laften verbunden waren. In den Jahren 1572—8: 
allein wurden 38 Familien in den Bairsftand erhoben. So vollzog fi am Schli 
des Mittelalters die Berjchmelzung einer fehr Heinen mit einer ſehr zahlreichen 
Kaffe zu einem „Adel”, in welchem nur no ein großer Sof- und eim Beine 
Landadel nit ziemlich unflcherer Grenze gefchieden wurden. Am Siiuf de⸗ 
ancien regime waren etwa 120,000 fogenannte „Adelige” vorhanden, wem denes 
4,120 Familien zum wmittelalterlichen Adel (Lehnemilizen) gerechnet wurden, wäh 
vend die Geſammtzahl ſich wie Erben der mittelalterlichen seigneurs betrauditete, 





I.a. Staat und Gefellichaft im ancien r&gime, 1235 


und von hiftorifchen und verbrieften Rechten ſprach! Die vom Königthum aner- 
tannten Ehren, Kamilien- und Bermögensrechte bildeten nun ein befonderes ade⸗ 
liges Privatrecht. Der Grundherr behielt natürlich die alten Zinfen, Zehnten⸗ 
Frohnden, Marktzölle, Zwangsmiühlen, Zwangspreffen, lods et ventes und andere 
Befigveränderungsausgaben ; man ımterichied dabei nicht was urſprünglich wirth- 
Ichaftliches Privatrecht, was Aequivalent fiir Kriegs-, Gerichts- und Polizeiſchutz 
geweien war. So leicht vergefjen die eigenen Pflichten, fo unvergeſſen blieben bis zur 
geringften Kleinigkeit herab alle Laften der ehemaligen Schitlinge, flir die in Frankreich 
eigene Dictionaires entfianden. Und als nun die neuen Laften bes Staats hin- 
zuwuchfen, da blieb nur die hiſtoriſche Erinnerung zuriüd, daß diefelben Klaſſen, 
die in ber früheren Ordnung der Dinge ihrem Grundherrn Frohnden und Steuern 
geleiftet, ſelbſtverſtändlich auch dem neuen Oberherrn Steuer und Frohnde zu 
teiften haben. Das alte Hiftorifche Recht der fouveränen Barone „n’ impose qui 
ne veut‘ dagegen dehnte fid, feit der Berichmelzung von Adel und Ritterfchaft 
auf die Vorftellungen der höheren Stände überhaupt ans. Als man unter Carl 
VH. 1,200,000 Livres taille erhob, war die Befreiung des Adels davon weniger 
jühlbar: als dann aber diefe Zahlen ſich verzehnfachten und zufett ſich verfieben- 
igfachten, wurde das Privilegium (mie immer) unter altem Namen zu einer 
völlig neuen Sade. Auch wo in der Noth der Adel mit herangezogen wurbe, 
wie zur Klaffenftener und zum Zwanzigften unter Ludwig XIV., blieb es doch 
feftftebende Borftellung, daß die Steuererhebung nach alten Taxen (hinter denen 
fi) dann das Privilegium verftedt) und durch andere Perfonen tn fchonendfien 
Formen gejchehen müſſe. Auch da noch mußte der Steuerfammler von Monat zu 
Monat zu den veridhiebenen Klaſſen ber Bevölkerung eintehren, um ihnen das 
Weſen der ſtändiſchen Unterfchiede einzufchärfen, und immer von Neuem die Bor- 
ftellung zu befeftigen, daf die Freiheiten ber höheren Stände in der Befreiung 
von jeder vollen und reellen Leiftung für das Gemeinwefen befiehen. Die noch 
weitere Ausdehnung des Adelsredhts in der Familie aber hängt in allen Fän- 
dern Europas zufammen mit der Art der Verpflichtungen die zur Zeit feiner Ab- 
ihliegung als Geburtsftand am Grundbeſitz bingen. Ein adliges Privatrecht, 
welches mit feiner erheblichen öffentlichen Laft mehr verbunden ift, innerhalb der 
Familie irgendwie zu beſchränken, war fein Grund. Die Ausdehnung des Pri- 
vilegiums auf alle Söhne und Töchter erfdjien hier ebenfo natürlich wie die 
Bande des Bluts. Das adlige Privatrecht fcheidet daher nicht nur das Hanpt 
der Familie wie in England (two Grundfteuern, Kriegs, Gerichts⸗ und Parla- 
mentepflichten eben nur von dem befittenden Haupt der Familie gefeiftet werden 
tonnten), jondern fcheidet die ganze Familie vom Volke aus, verwandelt die ganze 
Maſſe der ehemaligen Tehnsmilizen in einen Geburtsfland, und verbreitet die Bor- 
fielung angeborener Befreiungen von Pflichten von Generation zu Gene 
ration und in immer zahlreichere Kreiſe. Je mehr der Neid des Volks gegen 
einen folden Stand wuchs, in demjelben Maß wuchs auch der Andrang dazu, 
dem bie ftetige Finanznoth ber Könige entgegenfam. So entfland feit Ludwig 
XI. der täufliche Adel, der zwifchen die Abneigung feines alten und feines 
neuen Staubes geſtellt, haltlos daftand, der wiederholt zuritdgenommen, den Zeit- 
gemoffen nur ein Begenftand der Schadenfreube ward. — Kortwährend wurden 
dem jo erweiterten Stande Schabloshaltungen verfichert flir Dienfte und Pflich- 
ten, deren er längft enthoben war; unzählige Geldvortheile aus Hof- nnd Staats⸗ 
ämtern floffen ihm zu, die feine Vorfahren nicht gelannt hatten. Dennoch fühlt 
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er fi, und wird er von Generation zu Generation ärmer, theild durch masgei 
hafte Landwirtbfchaft, durch Verarmung feiner Leute; am meiften aber durch tır 
vermeintlichen Anfpriiche eines eingebildeten Standes und durch die verkehrte ver 
wendung feiner Mittel. Da das fundirte Vermögen, von Steuern und Ehrer 
amtspflichten befreit, nur Mittel zur geſelligen Freude werben kann, fo bildet RE 
die Vorſtellung von dem ftandesmäßigen Beruf des Adels zum Genuß. Es est. 
fteht alsbald ein Wetteifer in der Verwendung des Vermögens zu neuen, abe 
teuerlichen, zu frivolen, zu unfittlichen Zwecken. Ein Abel, der mit feiner Stener 
und feiner perjünlichen Kraft fein Gemeindeweien verwalten hilft, verlernt «u 
fein eigenes lIaftenfreies Vermögen verfländig zu verwalten. Die äuferiuher 
Schutzmittel, die man dagegen erfand, haben das Uebel nur verjchlimmert Ties 
Erftgeburtsrecht, einft aus der Kriegapflicht des Grundbeſitzes entſtanden, mırd 
nunmehr verfünftelt in SFamiltenfideicommiffe zur Erhaltung des „Blaue der 
Familie.“ Während da, wo der Grundbeſitz mie in England ſeine Steuern mt 
Ehrenamtspflichten ununterbrochen erfüllt hat, fich ein „gemeine® Recht für den 
Grundbeſitz“ vollfomnen ausreichend zu feinem Schute bilbet, wird Bier der 
adlige Beſitz auf Koften anderer Befitweifen, Erwerbsrechte und Glärbigerrechte 
noch bejonders befeftigt, — immer nur zu geſellſchaftlichen Zoecken um ge 
ſellſchaftlichen Intereflen dienend. . Denn zum Nutzen des Staats war « 
gewiß nicht einen fteuer- und pflichtenlojen Befis noch beſonders zu beieingen! 
Dieje Befeftigungen erzeugten im günftigften Falle eine geſonderte Kiafle priscti 
firender Gentlemen, als ſolche unfähig andere Befihweifen zu repräfentiren m 
ungünftigeren Falle wirkten fie wie Berichwendungserflärungen, ertbanden legal 
von der Sorge für die verftändige Verwaltung des eigenen Vermögens, md e- 
zeugten eine flandesmäßige Leichtjertigleit im Schuldenmachen, im Schuldenbe 
zahlen und immer neue Schuldenprivilegien anf Koften anderer Klafſſen. Sie er 
zogen jenes Geichlecht, welches zuleßt nur noch ernfte Dinge frivol, frinole Tinse 
ernft zu nehmen wußte. Dies Schubfyften des Grunbbefiges vermehrte aber ne 
türfich wieder die Zahl der darbenden „Männer von Stande." Während bie ms. 
liſche Ariftofratie ihre jliingeren Söhne mit ſchwerem Gelbe in die Offizierkielle 
einfauft, wurde in Frankreich aus diefer Berforgung eine neue Staatspflict, we 
Armee des ancien r&gime zulept ein gejellichaftliches Inftitut, in welchem Sch 
und Unterhalt der Truppen 44,000,000, die Gehalte der Offiziere 46,000,0%° 
Frcs. fofteten. In analoger Weife werben die Würden der Kirche zu einem der 
ſorgungsſyſtem der Privilegirten. Der Geburts⸗ und Patentadel enveiterte 34 
dann endlich noch durch ben Amtsadel mehrer taufend Stellen. Noch wenige 
ließ fich die Freiheit von Steuer, Frohnde, Miliz denen verjagen, welche die wu! 
lichen Staatögejchäfte beforgten; fie erfiredte fidh daher ‚bis auf die Diener der 
Finanzpachtungen, Zoll⸗ Poft-, Salz, Steuerverwaltung herab in ſolchen Dimer 
fionen, daß im Heinften Dorf mehre flexerfreie Beamten vorkommen Towzter 
Während in England die ganze gentry, wie im Mittelalter, nur auf Leitung 
für das Gemeinweſen bafirt biieb, innerhalb deren das Maaß der Leitung Wr 
Präcedenz beftinmt, fo ift Hier ber Stand auf das nadte Borrecht begründet, u 
nerhalb defien die Maaß- und Grunbfefigleit den höheren Rang giebt. Wie ee 
die Kitterichaft der Standesbildung des Adels gefolgt war, jo folgt nunmeb! 
jede weitere Shit der Sefelljchaft denſelben ſtändiſchen Borkeı 
lungen, und es erſetzen ſich nunmehr in gleidher Weite: 

2. Die ftädtifhen Klaffen, oder der fogenannte Bärgerfarb 
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Bis gegen Ende des Mittelalters war in den Städten nocd ein geſundes nach⸗ 
barliches Zuſammenleben zu finden. Ludwig XI. glaubte fie ficherer an den Thron 
zu feffein, indem er ihnen die neuen Grundſätze des Adelsrechts einimpfte: Er 
ſchuf zuerft eine Klafe von „Notablen“, die ohne befondere Steuern und öffent- 
liche Pflichten nichts weiter als einen Borrang vor ihren Mitbürgern haben follen.. 
Bon da an geht die Sache gleichſam von jelbft weiter, in regen Wetteifer mit 
dem Adel. Man incorporirte in buntefter Geftalt: Landgerichte, Iniverfitäten, 
Steuer , Forft-, Salz, Zollämter, die Münze, die Advolaten, die Profuratoren, 
die Haudelsrichter, die Notare, die Kaufmannſchaft, — immer nad) dem Vorbild 
des Adels, d. b. fo daß die Notablen weder befondere Steuern oder Laften 
tragen, noch bejondere perfönliche Pflichten erfüllen, aber gewiſſe Ehrenrechte und 
Immunitäten üben, und über remmmerirte Aeınter und Vergünſtigungen zu ver- 
fügen haben. Die Honorationen, welche noch feinen Plat unter den Notablen 
gefunden, und doch auch fich feiner nützlichen Arbeit gewidmet haben, fondern fich 
dann ale „bourgeois.“ Nach dem Vorbild des Adels giebt die Stellung eines 
Termögenden, der weder für ſich noch für das Gemeinweſen arbeitet, einen felbft- 
verftänblihen Anſpruch auf einen höheren Stand. Demfelben Bildungsgang folgt 
dad Haudwerk. Da alle höheren Stände auf Abjonderung nnd verliehenen 
Borrechten beruhen, fo geftaltet fid) auch das Handwerk im Unterſchied von der 
gemeinen Arbeit zu einem verleihbaren Privilegium, dem der Wunfch nach Mono— 
polifirung ftetig entgegenlommt. Seit dem 16. Jahrhundert wird das Zunftredht 
verfauft. Bon Fahr zu Jahr hören neue Gewerbe auf frei zu fein, und als die 
Finanzverwaltung 1673 bie legten noch nicht zlinftigen Handwerker zwang ſich 
einer Zunft anzuſchließen, brachte die Ausfehrung des freien Reſtes nur noch 
300,000 Livres ein! „Um die Schulden eines Tages zu bezahlen“, wurden auch 
hier die Rechte der Gefellihaft auf Menſchenalter hinaus verkehrt. Diefen Stan- 
desvorftellungen gemäß bilden fid) nun aud) die Stadtverfaffungen um. Es 
verftand fi), daß die Stimmen im Gemeinderath nie ein Ansdrud der Beiftenern 
und Yeiftungen für das Gemeinweſen fein durften, jondern nur ein Ausédruck der 
vom Staat ertheilten Privilegien. Die Zahl der Notablen ift daher im ftetigen 
Baden, bie Zahl der Innungsvertreter im ftetigen Abnehmen, bis fie endlich 
ganz verichwinden und die Verſammlung feine „bloßen Handwerkslente“ mehr auf⸗ 
nimmt. Die weitere Folge ift, daß Notable und bourgeois, wie Turgot fagt, 
die ftädtifchen Abgaben jehr künſtlich zu vertheilen wiſſen, aber immer fo, daß fie 
nicht auf ihnen jelbft Iaften, jondern auf den unterften Klaffen. Die höhere Stel- 
lung auch der ftädtiichen Amtsgentry beruht auf freiheit von Eingquartirung, 
Servis, Maffenfteuer (die wenigſtens meiftens nur „i der ordentlichen beträgt), 
alle Stabtbeamte find ferner frei von den Stadtfteuern, felbft von Conſumtions⸗ 
feuern, ja jogar von der contribution volontaire. Die Zahl der Aemter wächft 
unter diefen Umftänden von Generation zu Generation. Diefe Stadtämter, von 
allen ernftlichen Amtslaften entbunden, verwachſen analog dem Adel jo fehr mit 
der Rotabienftellung, daß fie der Staat 1692 für erledigt erflärt, die noch vor⸗ 
handenen Amtswahlen abichafft, und nun auch die Amtsftellen fiir Staats⸗Rech⸗ 
nung verfauft. Sehr bald beginnen die Communen die läſtigen und fchädlichen 
Aemter wieder zurüdzufaufen; und fo wurde binnen 80 Jahren fiebenmal ben 
Städten das Necht, ihre Beamten felbft zu wählen verlauft, fiebenmal wieder ge- 
nommen um von Neuem verlauft zu werden. Gegenftand des Kaufes waren ja 
aur Privilegien! Der ftetigen Finanznoth kam die ftetige Nachfrage - entgegen. 
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Schon 1664 fand Colbert, daß dies Amtseigenthum, deffen Wert nur m Be 

freiung von Steuern und im Bortritt beftand, ein Kapital von beinahe 500,000, 510 
Livres repräfentirte. Das innere Leben ber Städte zeigt daher au dicieker. 
Keibungen, die innerhalb des franzöfiichen Adels die nothwendige Folge fere 
Standesvorſtellungen waren. „Sc Habe,” erzählt Tocqueville, „nicht wenige. 
„als 36 verjchiedene abgefonderte Körperjchaften unter den Notablen einer firmc 
„Stadt. gefunden. Obgleich diefe Körperſchaften jehr Hein find, jo haben fie tet 
„ihre Luft daran immer mehr an Maſſe zu verlieren, indem fie täglich heteragex 
„Beftandtheile von ſich abftreifen, die ihnen etwa noch anhaften möchten, darm 
„fie endlid) zu einfachen Elementen werden, Ihre Individualität wird deun um 
„jo lebensvoller, ihr Temperament nm fo bigiger. Alle find von einander dark 
„irgend welche Privilegien getrennt, von denen aud die unehrlichſten ned ni: 
„Zeichen von Ehre gelten. Ewige Zivifte herrſchen unter ihnen wegen des Lar- 
„range. Die Intendanten und Gerichtehöfe werden von ihren Zänfereien betäubt. 
„Dan hat endlich entichieden, daß das Weihwaſſer dem Landgericht vor dem Stadt 
„tath gereicht werden folle. Das Parlament war unſchlüſſig; aber der König hai 
„ihm die Sache abgeforbert, vor feinen Rath gezogen und ſelbſt entichieden Ce 
„war hohe Zeit, denn bie Sade hatte die ganze Stadt in Gährung gebrett” 
Derfelbe Geift lebt eine Stufe tiefer in den Gewerbsinnungen, wo die Iamınz 
der Beriidenmacher beichließt, „Daß fie durch ihren Austritt den gerechten Schmer. 
fund thue, welchen fie dariiber eınpfindet, daß den Bädern der Borrang zuerkami 
worden fei.” Die ftäbtifchen Berhandlungen find reich an Betrachtungen über ri: 
ftändifche Gliederung: alle Broponenten aber gerathen fofort in Berwirnmg nat 
Berlegenheit, ſowie fie beftimmt fagen jollen, welche Notablen jein follen, wie vie, 
und in welcher Rangordnung. Cie begen dann plötslich beicheidene Zweite und 
erwarten, wie heute, Alles von der „Weisheit des Geſetzgebers.“ „Die den Aran- 
zofen angeborne Eitelkeit gedeiht und erflarkt bei dieſen unanfhörfichen Reiben 
gen der Eigenliebe aller diefer Körperichaften, während der gerechte Stel; uzt 
das männliche Selbftgefühl des Staatsbürgers vergeifen wird.“ Noch mehr wır 
dadurch die ganze flädtiiche der ganzen Tändliichen Bevölferung entiremdet. Jede 
Stadt, jagt Turgot, hat nur allein Sinn fiir ihre eigenen Angelegeuheiten, uxt 
ift geneigt denfelben die Interefien aller Dörfer und Ortfchaften ihres Gebiets 
zu opfern. 

3. Die Maffe der ländlichen Bevöllerung, der fogenanzte 
Bauerftand, blieb allen diejen kunſtvoll verzweigten Ariftofratien gegenüber wir 
ein Bodenſatz der Geſellſchaft itbrig, der von Menfchenalter zu Menjchenalter die 
Elemente eines gefunden &emeindelebens mehr einbiüßte. Der Lanbebeimanz, ver 
Arbeit, Beiſteuer und öffentlichen Pflichten in feiner Nachbarfchaft entbunden, tar 
natürlich keine Befriedigung in dem Leben unter unwiflenden Bauern. Zie az 
geweile war es im letzten Grunde. ebenfo wie die Politik der Könige, weiche de 
großen Abel an den Hof trieb, den Heinen Adel in die Armee, die Nemter, ku 
Stäbte. Die wohlhabenberen gebildeteren „Bürgerlichen“ wurden ſchon durch Kr 
Bauerncontribution vom Lande fortgetrieben, Gewerbtreibende durch die audſchneß 
lichen Gewerbsrechte der Städte. So blieb das Bauerudorf übrig ale eime „Ar 
häufung von ebenfo lebloſen Menſchen,“ — eine Gemeinde „deren Mitgtieder al 
arım, unwiſſend und roh find.” Ihre Dorf-Obrigleiten find ebenſo ungebildet 
uud werden ebenſo veradjtet wie fie felbft; ihr Schulze kam nicht leſen, ir 
Steuereinfammler nicht mit eigener Hand die Redjuungen fchreiben, von denen 
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das Bermögen feiner Nachbarn und fein eigenes abhängt. Die Gefammtftener, 
welche jede Gemeinde zu entrichten hat, wird noch immer jedes Fahr neu beftimmt 
und wechſelt unaufhörlich; das Dafiichalten bes Einnehmers bildet die einzige 
Entſcheidung über die Leiftungsfähigkeit der Einzelen, er felbt muß mit allen 
Gütern, fogar mit feiner Freiheit die volle Eintreibung der Steuer verbirgen! 
Das Banerndorf in diefer Geftalt aber war die eigentliche Baſis der Staatslaften 
geworben, die Baſis fiir die direkten Steuern, für die Aushebungen zu Heer und 
Miliz, bie Staatsfrohnden, die einzige Körperichaft, die als ſolche ihre Pflichten 
für das Gemeinweſen durch Steuern und perfönlichen Zivangsdienft noch wirklich 
erfüllte; ja die eben deshalb, weil fie uur Pflichten erfüllte, ein Gegenftand 
der Verachtung filr alle befreiten Stände wurde. Die Ausprüde taillable und 
corv&able werden zu Schimpfworten. Die Erfitllung der wirklichen Staatspflich- 
ten begründet eine Stufenleiter der Verachtung in den Augen der höheren Stände: 
„il y avait une cascade de mepris, qui tombait de rang en rang, et qui ne 
s’arretait point au tiers Etat“ (Droz). Alle Berlihrungen zwiſchen den Bauern 
und ben höheren Ständen für gemeinfame Dinge, gemeinfame Bedürfniſſe und 
gemeinfames Wohl Haben aufgehört. Die Stände fühlen überhaupt fein Bedürf⸗ 
niß mehr fich einander zu nähern, und mit einander zu berathichlagen; fie werden 
täglich unabhängiger und gleichgültiger gegen einander. Der Verachtung von der 
einen entfpricht die Abneigung von der anderen Seite. Der Bauer Tennt den 
Gutsherrn nur noch ale den „vornehmſten Einwohner des Dorfes,” als den erften 
Zine- und Etenererheber. „Was er auch anfangen mag, überall auf feinen 
Wegen begegnet er jenen unbequemen Nachbarn, die feine Freuden ftören, feine 
Arbeit hindern, feine Heine Gabe verzehren; und wenn er mit biefen fertig ift, 
dann kommen noch jene Anderen ſchwarz geffeideten daher, nnd nehmen das Beſte 
von feiner Ernte hinweg. Stellt euch die Lage, die Bedürfniffe, den Charakter, 
die Leidenſchaften dieſes Mannes vor, und berechnet, wenn ihr fünnt, was fir 
eine Külle von Haß und Neid fi) in feinem Herzen aufgehäuft haben muß.“ 
Der Bauer war fchon perfünlich frei, war durch Berfchleuderungen bes Adels 
mehr al® durch den Gefetgeber Eigenthümer an Meinen Grundftitden in großer 
Zahl geworden: allein um fo gefährlicher war die Selbfttäufchung, die in dieſen 
Hütten nur „lebloje” Menſchen zu finden glaubte. Diefer Bauer fühlte fehr wohl 
den tiefen Widerfpruch eines Standes, der nur öffentliche Pflichten, aber feine 
öffentlichen Rechte hatte. Und eben deshalb findet er feine Zufriedenheit und 
Ruhe in feinem Stande, fondern eilt mit einigem erworbenen Vermögen möglichft 
bald in die Stadt, kauft wohl gar ein flädtifches Amt, bringt wenigfien® bie 
Kinder in der Stadt unter. Auch er will „nach feinem Vermögen etivas werden 
durch des Könige Gnade.“ In diefen Zufländen bat fich der ſchwer vertilgbare 
Charakterzug des franzöfifchen Bauern entwidelt: die Abneigung gegen das Ge— 
werbe, welches ihn ernährt. Hier auf dem letzten Boden ber ftändifchen Gliede⸗ 
rung kommt als Tettes Refultat zum Borfchein der unglaublich ſchlechte Betrieb 
des Aderbaues, der ſchon Montesquieu das Urtheil abzwingt: „Der Ertrag des 
Erdreich Hängt nicht ſowohl ab von der Fruchtbarkeit des Bodens als von der 
Freiheit feiner Bervohner.“ Hier lag ber Teste Grund der Berarmung des Lan⸗ 
des, der zuletzt unüberwindlichen Finanznoth. Nicht die geiftige Kraft und Be- 
dentung einer Anzahl von Demagogen hat die Gräuel der franzöſiſchen Revolu- 
tion hervorgerufen: es war der Bauer vielmehr, „der Jahrhunderte hindurch faft 
ganz allein die Laft der Steuer und ber Mißbräuche getragen, in vollfländiger 
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Iſolirung von den anderen Klaſſen gelebt, ſich im Stillen von ſeinem Zorurtbeu, 
feinem Neide, feiner Eiferfucht genährt hatte, — der durch die rauhe Behandlzza 
des Schickſals hartherzig, fähig geworden war jedes Leid zu tragen, aber and 
Andere jedes Leid tragen zu laſſen.“ Dieje „arbeitenden“ Klaſſen waren es, dr 
fpäter in Geftalt von Millionen Bewaffneter Hinter den Convent flehen ſollien, 
um burd) ihre Wortführer, die halb bewußten halb unbewußten Organe ihrer Bor 
ſtellungen und Gefühle in den gährenden Maſſen der Hauptftadt, Geſetze zu gebez 
und Gericht zu halten über das alte Staatswejen. 


IV. die herridenden Borftellungen vom Staat 


beftimmen ſich überall durch die tägliche Anſchauung diefer Dinge, alſo durd bes 
Verhältniß der Gejellihaft zum wirklichen Staat, d. 5. zu Steuern und Aemtern 
Die Intelligenz der höheren Klaffen giebt diejen Vorftellungen nur einen zujammen 
faffenden Ausprud. Sind dieſe jelbft entartet durd) die Entwöhnung ven vr 
Pflichten des Gemeinweſens, jo fünnen auch die herrichenden Borftellungen vom 
Staat nur ein Ausdrud des Widerjpruchs, in Frankreich der Frivolität iein, ın 
welcher die höheren Stände jo erzogen wurden und fo lebten, daß fie dies grade 
als das Weſen des höheren Standes anfahen. Der wirkliche Zufand wear em 
Staatsweien, in welchem der Bauer uud die niederen Klaſſen der Städte des 
Hauptgewicht der Steuerlaft und des Zwangsdienſtes trugen, ein beſelderes 
Beamtenthum die geiftige Arbeit des Staats bejorgte; während Adel umd hohe 
Geiſtlichkeit alle Rechte beanjprudjten, bie vor Jahrhunderten aus denſjelben 
Pflichten entftanden waren, und noch dazu in dem erhöhten Verhältniß, meldet 
fih aus dem Wachsthum des Staats ergab. Die Eiufidt in die Wurzel Meer 
Zuftände Hing viel weniger von der allgemeinen geiftiigen Bildung der Zen al 
(an der es dem aucien regime durchaus nicht fehlte), fjondern vielmehr von deu 
praftifchen Erfahrungen und von dem rediten Sinn, welchen höhere und Wired. 
fände uur erwerben duch die gewohnheitämäßkige Beihäftigung mt der 
Angelegenheiten ihres Kreiſes. Darum konnte alles Bhilojophiren über der 
Stant den Schlüffel des Räthſels nicht finden: die Trennung ber Pilidtes 
und Rechte im Staat. Dies war die Unnatur, der gegenüber, das 18. Ichr- 
hundert jo unabläjftg das wahre Naturrecht gefucht und nicht gefunden bat. Ale 
Montesquieu 1739 nad; England kam, fand er nur, daf das Yand „feinem an 
beren Lande Europas ähnlich” je. Das Käthjel blieb für ihn ungelöf. Aut 
lange Jahre jpäter Hat er nichts weiter gefunden als ein Gleichgewicht du 
Gewalten, ftatt eines Gleichgewichts der Nechte und Pflichten. Für zahlreide 
Einzelheiten fehlte diefen Schriftfiellern weder der fcharfe Blick noch das trefiende 
Wort, wohl aber fehlte die Einficht in den Zufammenbang des Ganzen. Tick 
Schriftfteller „waren nicht wie in England täglich an den Angelegenheiten dee 
Staates betheiligt: fie hatten jogar nie von demfelben entfernter gelebt; fie be- 
jagen durdaus fein Privilegium und belfeideten kein öffentliches Amt in einer mit 
Beamten jo überfüllten Gejellfchaft. Dennoch befchäftigten fie ſich fortwährend 
mit Gegenftänden, die auf die Regierung Bezug hatten, e8 war bies fogar ihre 
hauptſächlichſte Beichäftigung.” — „Man hörte fie den ganzen Tag über bie Ent- 
. ftehung der Gejellichaft und die uyipriinglichen Formen derjelben, über die natät- 
lichen Rechte der Bürger und die der Stantsgewalt, über die natürlicden md 
fünftlichen Beziehungen der Menſchen untereinander, über den Irrthum ober die 
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Rechtmäßigkeit des Herfommens und ilber das Wefen der Geſetze felbft ſprechen. 
Indem fie auf folche Weife bis zu den Grundlagen der Verfafiung ihrer Zeit 
drangen, unterjuchten fie voll Neugier den Bau derjelben und urtheilten über den 
Plan des Ganzen. Diefe Art abftracter und literarifcher Bolitit war mehr ober 
weniger in allen Werlen jener Zeit vorhanden, und es giebt fein einziges, von 
der gewichtigften Abhandlung bis zum leichten Liede herab, das nicht etwas ba- 
von enthielte.” „Während aber in England diejenigen, die liber Regierungsweſen 
fhrieben, und Jene, welche regierten, untereinander gemijcht waren, fo daf die 
Einen neue Theorien in bie Praxis einführten, die Anderen die Theorien mittel® 
der Thatfachen beſchränkten ober verbefierten, biieb die politifche Welt in Frank⸗ 
reich wie in zwei Provinzen getrennt, die ohne wechjeljeitigen Berfehr waren. In 
der einen regierte und verwaltete man, tu der andern fiellte man Srundfäge auf, 
nach denen alle Adminiftration fich richten foltte.” Die Aufchauungen gelten von 
allen Klaſſen. Die unzweideutigften Offenbarungen ihrer letten Wünfche aber 
enthalten die der Nationalveriammliung vorangehenden cahiers, das eigentliche 
„Teſtament ber alten Geſellſchaft,“ ber treue Ausdruck auch der Borftellungen vom 
Staat, die fich ihrer befonderen Treue gegen das Königthum rühmten. Diele 
Anſchauungsweiſe gilt alio jelbft von der hohen Geiſtlichkeit. Auch in ihren 
cahiers find nur zu finden Anforderungen an den „Staat,” aber fein Gedanlke 
über die Verwirklichung. Die Geiftlichleit verlangt eine Habeas Corpus Xcte, 
Aufhebung der außerordentlichen Gerichtshöfe, Oeffentlichkeit aller Verhandlungen, 
Unabjetbarfeit der Richter, Zulaffung aller Bürger zu den Staatsämtern nad) 
Berdienft, Aushebung von Rekruten die weniger brüdend, weniger demüthigend 
für das Bolk fei, unumfchräntte Freiheit der Arbeit, der Gewerbe, Aufgebung der 
Bimnenzölle, unentgeltliche Dorfichulen, Gründung von Armen-Arbeitshänfern und 
anderen Wohlthätigfeitsanftalten auf dem Lande, Beförderung der - Agrilultur 
u. ſ. w. — fie hat aber fein Wort darüber mit weſſen &eld und perjönlichen 
Kräften dies alles bewerfftelligt werden ſoll. — Der Adel verlangt in feinen 
cahiers: Deffaration der Menjchenrechte; Habeas Corpus Xcte; unentgeltliche 
Rechtſprechnng („die Obrigleiten find um bes Bolls willen da, nicht das Bolt 
um der Obrigkeit willen"); Geftattung des Loskaufs vom Kriegsdienft; Aufhebung 
der Meifterrecgte und Korporationsprivilegien; Gewifiensfreiheit; Preßfreiheit; 
Nationalerziehung;. Schulen für die Kinder des ärmeren Adels; Aufhebung der 
Srohnden ; Ablöfung der Bannredhte und Wegezölle; Beförderung der Agrikultur; 
mehr öfferitfiche Arbeiten; Preisvertheilungen unter Fabrikanten, Kaufleuten und 
tandwirthen; neue Wohlthätigleitsanftalten, Hülfskaffen unter den Provinzialftän- 
den x. Die prosinziellen Aides, Zabadsmonopol und Salzmonopol follen abge- 
ſchafft werden; ebenfo die Binnenzölle, Abgaben von Getreide, Leder, Del, Seife 
und Bapter (zufammen etwa 2 der vorhandenen Etaatseinnahmen), und das alles 
ſoll durch „Eriparniffe” und „andere Steuern” erjetst werden. Der Adel jpricht 
dabei von den unverdäußerlichen Menfchenrechten, vom focialen Vertrag, von Ber- 
brechen gegen die Nation; er fordert Gruudrechte, Gefehgebung und Steuerbewilli- 
gung der Stände, Minifterverantiwortlichleit weiter als irgend eine Verfaſſung fie 
gewährt hat, aud allgemeines Stimmredt: aber immer mit Vorbehalt feiner 
Ehrenrechte, Beibehaltung der Stände, der Rangunterfchiede, der ftändifchen Glie- 
derung, des „Adelftandes in feiner Reinheit." — Eine unbeftimmte Sehnſucht nad) 
Aenderung, ja nach Befeitigung alles Beftehenden hatte ſich in diefem Zuftand 
der Gemüther bemächtigt. „Ich jehe, daß man hier die Abjchaffung eines Gefehes, 
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dort eines herfömmilichen Rechts verlangt, und merke es mir an. Ich fahre mu 
diefer ungeheuren Arbeit bis ans Ende fort, und wenn ich endlich alle bie verrit 
zelten Wünſche zufammenfaffe, jo überkommt mich ein gemifler Schauer; dem ıd 
bemerfe, daß man eigentlich die gleichzeitige und ſyſtematiſche Aufhebung aller m 
Lande beftehenden Gebräuche verlangt, und ich fühle fogleich, daß es fi um eire 
ber größten und gefahrvollften Revolutionen handeln wird, die ie auf der Bau 
fi) ereignet haben. Diejenigen, die diefer Erſchütterung morgen ale Opfer far- 
follen, ahnen noch nichts davon; fie glauben, daß eine völlige und plöglidge Ur- 
geftaltung einer alten und zuſammengeſetzten Geſellſchaft ohne Umwälzung em 
mit Hülfe der Vernunft durch die überwältigende Kraft derfelben erreicht werden 
kann.“ (Tocqu. III. c. 2.) 
Niemand verlangt nad Bilidhten. 

Da nun aber das verpflichtete Subjeft für alle dieje neuen Nechte doch nur ver: 
jelbe Volk fein konnte, welches dieſe Rechte forderte, da die den vornehmen Zxär- 
den unfichtbare Bafis der Staatslaften — der verachtete Bauerfiand und der ar- 
meine Bürgerftand — ſich endlich jelbft der Korderung nad Rechten auſchloß ic 
mußte das ganze Staatswelen zufammenbrechen, weil Niemand chr übrig we 
die Pflichten des wirklichen Etaats zu thun. 

Mohr hätte eine Macht in Frankreich diefen Ausgang verhüten können dızd 
eine Tangjame, miühjame, faure Arbeit. Diefe Macht war das Königthum. Te 
Fahrhunderte alte Geſchichte der Dynaſtie war doch nur eine Vorberci ng zun 
Erfüllung der letzten Töniglichen Pflicht: der ausgleichenden Pertheiln‘; der 
Staatslaften (suum cuique). Als aber das Königthum in dem Jahrhundert Yar- 
wig’s XIII. XIV. XV. fo meit erftarft war, um das Eönigliche Wert zu vol 
den, welches England fchon vor langer Zeit im Jahrhundert Edrardsé I. II. IL. 
gethan Hatte: da zog man e8 vor den föniglicden Hof zum WMittelpunft des g“ 2- 
ſchaftlichen Ganzes und der gejellichaftlichen Freuden zu machen, zum Mitteipuntt 
des Kriege- und Geiftesruhms, und die Kranzofen ihrer Meinung nad an bie 
Spige der Eivilifation zu ftellen, ftatt ein folides Staatsiwefen durch die eteae 
niichterne Iimgeftaltung der Grumdftenern, der Kreis- und Kommmmnalvermaltus: 
zu gründen. Nachdem das Königthum die politiiche Adelsmacht gebrochen, Ioa- 
men beide Theile ihrer nächften Neigung folgend ſtillſchweigend überein, ſich ir 
den großgeworbenen Staat mohnlidh einzurichten und die neue Macht gemein: 
Ichaftlich zu genießen. An die Stelle der königlichen Pflichten tritt der könig 
fihe Egoismus, der nad) unten bin, nad) der Seite der beherrichten Kafien alt 
Privatrecht ftehen läßt, was er nach oben, nach der Seite der Staategemalt bi: 
zerflört. Diefe Sinnesweife läßt keine Fortbildung des Stsatoweſens mehr w. 
fondern nur ein planlofes Eingreifen der Macht an der Stelle wo das Geſer ir 
feiner Wilrde und dauernden Majeftät die Pflichten nen ordnen mußte Denm 
blieben alle ftändiichen Rechte genau fo weit ftehen, alle Widerſprüche der beiteben 
den Berfaffung erhalten; fomweit die höheren Stände daraus Vortheile zegen 
Darım erhielt man die tribunicifche Gewalt der Barlamente, ſoweit fie der 
Egoimus der gefellihaftfichen Klaſſen gegen bie Forderungen des Staats jchäpte. 
„Le taillable es corv&able, c’est une partie de la constitution, que le roi 
est dans l’impuissance de changer“: das war das Wort und der Grundgebenit 
der Parlamente, der fie erhielt. Statt durch Gefeßgebung die neue Grundregel 
zu Schaffen, überwand man jedesmal das Hindernig des Augenblids dur Aue 
nohmeregeln und Ausnahmsgerichte, und hielt dadurd die Negierung im einem 
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permanenten Nothſtand der Verwirrung und des Wechſels. Die alte Gerichts⸗ 
verfoffung und die gekauften Aemter kämpften als täglich wiederkehrendes Hin- 
dernig mit der Beweglichkeit der Verwaltungsnormen, welche unaufhörlich vor- 
handene Rechte vermindern, vermehren, nehmen, zuriidigeben, wieder zurücknehmen. 
„Der Rath kann immer aus gemeinnüßiger Abficht vorn Geſetz abweichen." — 
„Wird auch eine Berorduung nicht abgeändert, jo mwechfelt doch mit jedem Tage 
die Art wie man Anwendung davon macht. Zahlloſe Beichtüfle widerrufen. 
frühere, oft nod) ganz neue Verordnungen. Täglich verfährt die Regierung aus- 
nahmsweiſe anders als fie es felbft verordnet hat. Sie bricht felten das Geſetz, 
aber fie legt es täglich aus nad diefer oder jener Seite hin, je nad den befon- 
deren Fällen, und ftetS um den Gefchäftsgang zu erleichtern.” Keines ihrer Rechte 
ift regelmäßig anerfannt noch feft gegründet. Die Grenzen aller Gewalten bleiben 
aber dunkel, weil dies zugleich der Idee perjönlicher Regierung der Maieſtät 
ihmeichelt, den Bortheilen der privilegirten Klaſſe und den kurzſichtigen Gewohn⸗ 
heiten der Bitreaufratie dient. Inter dem Einfluß des zerfallenden Feudalismus 
ging fo das Bewußtſein eines öffentlihen Rechts überhaupt verloren. Die 
vorhandenen Ständeverhältniffe erjchienen nicht mehr als die gegebene Verbindung 
von Staat und Gefellichaft, fondern als eitel Willfür und Mißbrauch; ihre Ab- 
änderung als eine bloße Frage des Nutzens; die innere Einheit ihrer Grundlage 
nit al® eine Forderung des Rechts, fondern der „Bolitil." Nicht bloß für das 
Beamtenthum, fondern auch filr das Berwußtiein der Völker ging das öffentliche Recht 
bereits in dem Begriff der Berwaltung auf. 

Wo jene Ablöfung aller Stantepflihten von Beſitz, jene Zerfeßung von 
Staat und Gefellichaft, einmal eingetreten, ift fie aus fich Heraus unheilbar. 
Das berufsmäßige Beamtentbum geht nach Ueberwindung der äußeren Hinder⸗ 
niffe feinen gewohnten Gang, und nimmt felbft feinen Plat unter den privi- 
legirten Ständen. In den Fiürftenhöfen aber findet die Sinnesweiſe des entar- 
teten Feudaladels ihren eigentlichen Mittelpunkt. Wo Hoflente und Büreaukraten 
wetteifernd die Perſon des Königs umdrängen, kann nur noch der beberrichende 
Geift und die Pflichttreue eines Könige bie rechten Formen und Wege finden. 
Die Einen repräfentiren nur einen VBerufsftand, ohne Zufammenhang mit dem 
Beſitz; die Anderen einen (wirflichen oder eingebildeten) Befit ohne das Bewußt⸗ 
fein jeiner öffentlichen Pflichten, bie man ftets nur verfteht, wenn man fie wirklich 
übt. Es war nicht „Blindheit“ gegen die Gebrechen diefer Regierungsweiſe, 
welche Tocqueville an dem Beamtenthbum tadelt: die Kortdauer der bedeutungs- 
vollſten Mißbräuche mar vielmehr die ftillichweigende Yriedensbedingung, 
unter welcher die Hofgejellichaft dem Beamtenthum geftattete, den Staat zu re 
gieren. Während die Fürſten des Weittelalters in dem lebendigen Lehnsweſen 
nicht bfoß die flandesmäßige Uebung der Waffen, fondern den wirklichen Krieg, 
die wirfficde Hebung des Gerichts, die ganze Staatsverwaltung in ihrer damali- 
gen Geftalt gefunden hatten: fand fi) jet das ganze fürftliche Sein und Leben 
umgeftaltet. Zwar galt bie militäriiche Erziehung und Beſchüftigung noch ale 
ftandesmäßig: nicht aber die fchweren, ben Charakter des Mannes bildenden Lei- 
ungen des wirklichen Krieges, fondern nur die Kriedensilbung und die Schau- 
ſtellung des militärischen Weſens. Diefes eingebildete Kriegsleben grade macht 
die Fürftenhöfe zum Mittelpunkt des eingebildeten Befites, des eingebildeten Ver⸗ 
dienftes, des eingebilbeten Berufs zum Staat, der ſich in diefem Feudaladel ver- 
förpert. Ja der erbittertfte Feind ihres ftaatlichen Berufs und ihrer Pflicht er- 
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wuchs den Bourbonen in ihrer eigenen Familie, in den Mitgliedern des loniglioen 
Haufes, welche weder die Sorge noch die Berantiwortiichleit des Staateoberhaupt 
trugen, fondern fi) nur als die Spiken der jetzigen vornehmen Welt, in ikea 
Losgeriffenheit vom Staat, in ihrer politiihen und fittlichen Hohlheit aniebeı. 
In diefem fürftlihen Leben fonnte der Staat nicht mehr zur Geltung kommen. 
Die Abfonderung von dem gemeinen, d. h. von dem ganzen die wirklichen Ztaet- 
faften tragenden Boll, die Erziehung, die tägliche Umgebung, die ftündlidde Ar- 
fhäftigung find nad) dem von Hofleuten erfundenen Ceremonial darauf berediue, 
dem Staat nur nod ein geduldete® Dafein bei Hofe zu lafien. Die plan- und 
zufammmenbhangslofe Behandlung der verwidelten Staategeidhäfte, ihre tormioie, 
eonfidentielle Behandlung im „Kabinet,“ die habituelle Umgebung mit Berione 
und Dingen, die mit der ſchweren großen Arbeit des Staats nichts gemein haben, 
laffen dem Monarchen überhaupt keine Möglichleit mehr in ernfier nachhaltiger 
Arbeit mit Staatemännern nachhaltige Pläne zu verfolgen. In dem Gefühl de: 
Berzweiflung an den ſchwankenden Maßregeln feines eigenen Cabinets griff Xu»- 
wig XVI. felbft zn den Reicheftänden, „damit doch endlich einmal eine Autorität 
da jei, an die er fich ein für alle Mal halten könne, die ihm jage, was er = 
thun und zu laffen babe, und die ihn von den widerſprechenden Intrignen mt 
Rathichlägen des Hofes befreie.” 

Um dem unglüdlichen zerri jenen Staat wieder Geſetze zu geben, fam et dar- 
anf an, das was in den Ständen nicht mehr zu finden war, in den Judidi 
duen zu fuchen; aus den befibenden Klaffen die in Staategeichäften erjahtenen, 
aus dem Beamtenthum die weiterblidenden Elemente zu einer fietigen, 
zufammenhängenden Behandlung der Staatsgeichäite wieder zu wer: 
einigen, dem wirklichen Staat wieder eine Vertretung zu geben gegen ben Ge 
und feine gejellichaftlichen Anfchauungen. In einem damals noch kleinen Deutidhen 
Staat hatte in fauerer perfönlicher Arbeit der Zeitgenofje des großen Ludwig mt 
bem Wahliprud) des Suum cuique die organifche Umbildung des üffentlihen 
Rechte auf die es anlam, die mühjame Bertvendung ber zeriallenden Giemwenie 
der alten Sefellfchaft zu neuer Staatethätigleit fchon begonnen, wenn man nat 
in Frankreich, „auf der Höhe des Ruhms und der Kivilijation“ ein ſolches Beiipiel 
bätte beadyten wollen. Aber die Königsfamilie der Bourbonen traf wie bu 
Stuarts das Unglück, daß fie in dem enticheidenden Jahrhundert Ludwig XIV. um 
das Bewußtſein der königlichen Macht, nicht das Bewußtſein der Fönigliden 
Pflichten hatte, Ludwig XV. weder das eine noch das audere, Ludwig XVI. 
das treue Bemwußtjein feiner Pflichten, aber nicht den praftiichen Verkaub mE) 
die Thatkraft. 

So kam es zn einem Bruch der beftehenden Rechte- und GSeiellichaftsorbaung, 
in welchem bie berechtigten und die verpflichteten Stände wie zwei Böllerichaiter 
im Kriegszuftand einander gegenüber traten. Da Niemand mehr da war iu 
gleichzeitig erhobenen Rechtsantprüche zu befriedigen, jo fchlagen alle Berfalunge 
ideen fofort in Berwaltungsorbnungen für die Bedürfniffe des Augenblide um 
Nach einigen Zwiſchenſtufen entfteht daraus die monarchiſche Gewalt beifen, der 
Herr des Heeres ift, zugleich die Eivilverwaltung des Landes zu ordnen umd be 
mit bie eine Hälfte des Staatslebene herzuftellen verfieht. Der ungeſtüme Sek 
gegen die alte Geſellſchaft hat zwei Menichenalter hindurch dem framöfiichen Get 
die bloß fociale Richtung gegeben, ohne den Sinn und das Berfläbuiß für dire 
politifche, ja kaum für die perfönliche Freiheit zu erwecken. Das verſchiedene Maß 
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der Unterwerfung unter die Polizeiwillliir war ein Stüd des fländifchen Rechts 
im ancien r&gime geworden, und machte es zu einem Triumph der Revolution 
alle Klafien der gleihen Willkür zu unterwerfen. Mebrigens bfieb es bei dem 
Grundſatz der Indifferenz. „Die Gewalt des Staats muß jchranfenlos fein; es 
fommt nur darauf an, daß er den rechten Gebraud; davon made.” “Der von 
Napoleon meifterhaft georbnnete Berwwaltungsapparat ift faft zwei Menfchenalter un- 
verändert geblieben ; der Bauerftand, die große Maſſe der Provinzialbevöflerung, 
hat von dem Wechfel im Mittelpunkt wenig mehr empfunden als von Zeit zu Zeit 
erhöhte Steuern. Defto lebhafter wurde, — feit das Steuerſyſtem georonet und 
dadurd) die unabiweisbare Grundlage zur Nepräjentativ-Berfaflung gelegt war — 
der Kampf um den Befit der Berwaltungsmafchine. Die nenen beſitzenden Klaffen 
waren flarf genug den Sturz Napoleon’s zu vollenden. Man verfuchte zunächſt 
eine Art von Theilung der Gewalten zwifchen der neuen und der alten Klaffe. 
Als diefe Transaction zerbrach, conftituirt ſich der Staat als eine Aftiengejellichaft 
der Meiftbefteuerten, in einer Berfafjung die alles öffentliche Recht nur auf 
Etener nnd Geldbefit zu bafiren weiß, und eben damit die ausgefcjloffenen Ele⸗ 
mente zu einem prinzipiellen Kampf gegen den Beſitz felbft treibt. Nachdem auch 
diefe Combination Yufammengebrochen, ward noch einmal der Berfuch gervagt, 
Beſitz und Richtbefitz durch die mechantiche Transaction des allgemeinen Stimm- 
rechts zu vereinen. Als auch dies mißlang, fiel das Staatsweien nochmals in eine 
Berwaltungsordnnung zurück, mit einer Scheintheilnahme der Steuerzahler. 

Zurückgeblieben ift aus dem troftlofen Kreislauf nur die Erfahrung, daß bie 
Formen des Parlamentarismus ſich nicht übertragen Taflen auf den nadten rohen 
Organismus einer. unverbundenen Geſellſchaft. Allmälig fcheint darans ein Be⸗ 
wußtjein anfzuleimen, daß der nachbarliche Communalverband bie eigentliche Grund⸗ 
lage eines freien Staats fei, die man bisher nur in Cenſus, Kapacitäten und 
Parlamentsformen geſucht. Noch immer aber fehlt die Einfiht und der Sinn 
für die perſönliche Seite der öffentlichen Pflichten. Der alte Adel hat fie we- 
der in der Verbannung noch im Glilck gelernt. Der neue Abel war noch zu fehr 
mit Erwerb und Genuß beichäftigt, um in dem Staat etwas Anderes zu fehen 
als den Beſitz von Einfluß und Macht. Die lebende Generation ift in einem ſte⸗ 
tigen Kampf um die Gewalt aufgewachſen. Wie aus dem Organismus der Ge- 
jelichaft heraus der Sinn fiir Communalleben, für perjönlichen Dienft und Ehren- 
änıter enttehen fol, ift fchwer zu begreifen. Wie fremd die ganze perſduliche 
Seite des Staats der franzöfifchen Gefellichaft geworden, zeigt das Ringen eines 
jo edfen und fo Haren Geifte® wie Alexis de Tocquerville in jenem trof- 
loſen Zirkel. 

Die Löſung diefes Zirkels liegt außer unjerer Aufgabe; die deutichen Berhält- 
niffe aber, in denen die Elemente von Staat und Bejellihaft anders gruppirt 
liegen, fo daß fie fich zu keiner einfachen Zufammenfaffung eignen, werden in den 
folgenden Abfchnitten ihre ©egenüberftellung finden. 


II. 


Der Gang der organiſchen Gefetgebung über 
selfgovernment. 


Tal. Regifter v. Heeresverfaffung Geſch.; Gerichtsverfaffung Geſch.; Jurs Geich 
Geſchworenendienſt; Friedensbewahrung, Friedensrichter Geldh.: Boroueb.. 
Geſch.; Kirchſpiele Geſch.; Konmmunalftenern Geſch. 


Die Entſtehung der engliſchen Verfaſſung ſchließt ſich an ein Kö— 

nigthum mit den vollſten Regierungsgewalten, welche in dem eure 
päifhen Mittelalter überhaupt vorlommen. Die Eigenthümlichkeit det 
Inſelreichs beruht darauf, daß die Staatsgewalten, welche das ancıen 
regime erft auf den Trümmern des Feudalweſens aufbaut, dort jhon 
in und mit dem Feudalweſen entitanden find. Aus der no 
wendigen Zerjegung der alternden Kriegsverfajfung entftand bei unt 
die politifche Unfreiheit, dort die politifche Freiheit, indem bie in drr 
normanniſchen Verwaltungsordnung vorhandenen Staatshoheitortchte 
folgenden Verlauf nehmen: 
I. Die ſouveräne Vertretung des Staates nach 
Außen, das Recht von Krieg und Frieden, das Geſandtſchaftsweſen. 
find zu allen Zeiten am meiften Gegenftand der perfönlichen Regierumg 
des Königs geblieben ; jedenfalls fein Gegenftand des Auftrags, der Sci 
thätigfeit für SKreife und Kommunen. Diefe Staatsfunctionen beite 
ben noch jegt formell fajt unverändert, centralifirt und bitreaufratilirt 
in dem Staatöfecretär be Aeußeren mehr als auf dem Continat: 
um jo mehr freilich jett auch dem Einfluß der parlamentariides 
Parteiregierung anheimgegeben. 

U. Die Militärhoheit der Normannenfönige umfaßt dt 
volle Commando der Lehnsmilizen, bei denen die hohen Aemter dei 
Gonnetable und des Marſchall von Haufe aus nicht verlichen, fondera 
Gegenſtand perfünlichen Auftrags find. Der feubale Seniorat giebt 
bier nur Ehrenrechte, nicht active Commandos. Als Nachfolger der 
angelfähfifchen Könige beanfpruchen die normannifchen daneben auch 
noch das Aufgebot des alten Volksbannes, welcher zuerft durch Ver 
mwaltuugsanordnung, die Assize of arms (1181), wieder eine formirt 
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Geftalt gewinnt. In der reihsftändifchen Zeit erhält die Sraffchafts- 
miliz feit dem Stat. Winchester gefeßlihe Grundlagen. Die aller- 
volljtändigfte Regelung erfolgt aber durch die Gejeße der Reſtauration, 
deren Grundzüge and) in dem umfangreichen Milizgeſetz von 1802 
wiederfehren. Je mehr die neuere Kriegsmacht aus den Mannfchaf: 
ten und Mitteln befteht, welche von den Commons zu beichaffen find, 
um defto vollftändiger beruhen alle Grundfäge über die Militärpflicht 
des Einzelen und die Gejammtleiftungen bed Volkes zur Geftaltung 
der Armee (Drganifationsfragen) auf parlamentarifcher Gejeßgebung. 
Die neuere Gefetgebung hat fogar die kleinſten Fragen der Formation 
gejeglich firirt. Das Ernennungsrecht für die Verwaltungscommiſſa⸗ 
rien und für die Offiziere ift feit der Reſtauration großentheils ben 
lordlieutenants delegirt. Bei Blackstone erfcheint. daher Haupt» 
ſächlich aas Eommando als Gegenitand der Königlichen Prärogative. 
Durch die gefeliche Regelung aber hat diefe Heeresverfaſſung ihre 
uothwendige Stetigfeit und Unabhängigkeit von der parlamentarifchen 
Parteiregierung gewonnen, mit Ausnahme der durch Werbung gebil- 
deten ftehenden Soldarmee, deren ganzen Beltand fi) das Parlament 
für feine jährlichen Befchließungen vorbehalten bat, parallel der jähr- 
lichen Budgetbewilligung. 

II. Aud die AQuftizhoheit der mormannifchen Zeit hat 
einen dem Kontinent völlig unbelannten Umfang. Ye ftärker fie ent- 
faltet war, um fo früher und entfchiedener konnte fie dem Bebürfniß 
entfprechend umgeftaltet werden. Die in dem anglonormannifchen Ge⸗ 
rihtsiwefen enthaltenen Anfänge der Schöffenverfaffung werden daher 
befeitigt: die ganze Rechtſprechung geht auf die vom König ernannten 
Richter über. Die NRechtsfindung durch die Gemeindegenofien, das „iu- 
dieium parium,“ wie e8 noch in der Magna Charta zugefichert war, 
erfiiht. Dagegen erfolgt nun eine Umbildung des alten Antheils ber 
Gemeinden an der Rechtſprechung, eine Beſchränkung der Gemeinde 
ausichüffe auf den Unterfatz des Gerichtsurtheils, auf die Feitftellung 
des concreten Thatbeftandes, die question of fact. Diefe Neubildung 
erfolgt für den Civilproceß zuerft durch Verwaltungsanordnung (As- 
size). Sie fehreitet dann aber weiter, langfam wie alle Gerichtsrefor- 
men, in einer langen Reihe von Gefegen über Competenz und Befegung 
der Gerichte und über den Sefchworenendienft, bei welchen die Zuftim- 
mung des Parlaments Schon wegen der Abweichung vom Landesrecht 
und von dem „iudicium parium“ nothiwendig wurde. ‘Die praftifche 
Unmöglichkeit der Durchführung diefe® ordo iudiciorum hat indefjen 
feit den Zeiten ber Reformation und NReftauretion eine Vereinigung 
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von Richter und Jury im fummarifchen Proceß herbeigeführt, welcher 
jest der Zahl nach ungefähr 44 der Straffälle umfaßt. ine analog 
Beichränfüng erfuhr die Civiljury durd Einführung der neuen Aren 
gerihte. Das mit Zuziehung der Jury gebildete ordentliche Verjeb- 
ren beherricht indejlen durch feinen Geift und Charakter and dire 
vereinfachten Proceß. Ein reiher Erjag für die ausgedehnten Deamir- 
gewalten fand fich in der mafjenhaften Ernennung unabhängiger Gentlemen 
zu dem Richteramt jeit der Einführung der Friedensrichter. Die Ee— 
richtsverfaſſung beruht auch in alfen ihren neueren Abänderungen ai 
einer langen Kette von Gefegen, welche fogar die einzelen Richtergehaltt 
und die Blireaueinrichtungen firiren; der Geſchworenendienſt auf einem 
conjolidirenden Geſetz von 1825. Die alten königlichen Gewalt 
dauern fort in dem unbedingten Grunbjag der königlichen Ernennung 
alfer Richter, der unter Befeitigung Heiner Anomalien neuerdings con- 
fequent durchgeführt if. Bei Blackstone erjcdheint daher dieſer Theü 
der Töniglichen Prärogative mehr als ein formelle Staatshoheiterecht 
der König entfcheidet feine Rechtsfrage felbit, er befebt aber ale „One: 
der Juſtiz“ alle Richterämter. 

IV. Die Polizeihoheit der normannifhen Könige fand ihr 
Anknüpfung Schon in dem Königsfrieden der angelfächlifchen Zeit. Tie 
Schwäche der Befekung des Gerichts in der anglonormannifdgen Zeit 
und die Deilitärgewalt geben aber den normanniſchen Königen rein 
unabjehbares Detail von discretionären Bolizeigewalten, aus denen ji 
ein im Mittelalter beiſpielloſes Polizeifgjtem entwidelte. Die Magna 
Charta wendet fi) daher mit befonderer Eiferſucht gegen die bieherie 
Handhabung der Friedensbewahrung. Die jtändifchen Verſuche fid 
diefer Bolizeigewalt zu bemädtigen geben den Parteikämpfen lan« 
Zeit einen fchwanfenden und gewaltjamen Charakter. Altmälig aber 
finden fih empirijch die rechten Wege zur Behandlung dieſes Theile 
der Staatsgemwalten, nämlich: (1) Geftattung der Berufung aui im 
Rechtsweg gegen polizeiliche Strafrefolute, der ſchon in ber Magıs 
Charta beginnt, und lange Zeit hindurd den Ortspolizeigerichten. 
courts leet, unter Zuziehung einer Gemeindejury ein weite® Feld der 
ZThätigfeit bietet. (2) Fixirung der einzelen polizeilidh gebotenen un 
verbotenen Handlungen durch Specialgeſetze, welche ſchon im 14. Jahr: 
hundert an Umfang gewinnen, feit den Zeiten ber Reformation aber 
alle Bolizeigefeßgebung des Continents an Specialifirung übertreffen. ı3: 
Uebertragung der Handhabung der alten Bolizeigewalten und der nam 
Polizeigefege auf angeſehene ortsanfäffige Männer: Anfangs in der 
unreifen, frübzeitig verfallenden Weife gewählter Polizeiherres 
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(coroners); feit 1360 in der reifen Geftalt ernannter Friedens⸗ 
rihter, denen durch Königliche Commission die höhere Polizeigewalt 
wfgetragen wird. (4) Controle ber Handhabung der Polizeigewalt durch 
königliche Oberrommiſſarien, urfprünglih in der Weife concur> 
rirender Gewalten des königlichen Sheriff, der reifenden Richter, ber 
Yuftiziarien der Reichsregierung, der Mitglieder des Privy Council; 
ipäter (mit der fortfchreitenden Confolidirung der NReichsgerichte und 
der Stellung der Justitiarii) fo, daß die collegialifchen Reichsgerichte 
eine durchgreifende Controlinftanz für die Auslegung und Handhabung 
aller Gefege der Sicherheits⸗, Gewerbe⸗, Sitten«, Arbeitspolizei, übers 
haupt aller Polizeigewalten im weiteften Sinn bilden. — Die Polizeis 
hoheit ift nunmehr geregelt durch eine unabfehbar lange Reihe von 
Bolizeigefeßen, durch eine Bezeichnung des Thatbeftandes der Uebertre⸗ 
tungen bis in das kleinfte Detail, durch das Syſtem der actio popu- 
larıs, die in furzer praftifcher, aber durchweg gerichtlicher Form öffent⸗ 
iih verhandelt wird, und durch den gerichtlichen Inſtanzenzug, der die 
Auslegung und Anwendung aller Polizeigefeße und ⸗Gewalten dem Ein- 
flug des zeitigen Staatsminiftertums vollftändig entzieht. In diejer 
Seftalt erfcheint bei Blackstone als ein Haupttheil der Königlichen 
Prärogative: die Stellung des Königs ale „oberfter Friedensbe⸗ 
wahrer.“ 

V. Die Mittelalterliche Friedensbewahrung ift zunächſt als ein 
Syſtem der Sicherheit8polizei gedacht. Die normannifche Verwaltungs⸗ 
veife Schloß daran auch eine Gewerbes und Arbeitspolizei, ſowie die 
Dandhabung der Wegeordnung. Für eine Wohlfahrtspolizei im 
veiteren Sinne fand fich jener Zeit feine Anknüpfung. Nur eine 
Maß⸗ und Gewichtverwaltung beftand noch daneben mit einigen Eigen⸗ 
hümlichkeiten unter geiftlichen Behörden. Dies jcheint Blackstone 
yeranlaßt zu haben, einen befonderen Zweig der Prärogative, den Kö⸗ 
ig als „arbiter of commerce“, daraus zu bilden. Sie bedeutet bie 
Sinheit des Maß⸗ und Gewichtſyſtems, welches früher durch die Ver⸗ 
valtung, fpäter durch die Gefeggebung erhalten wurde. — Erft feit 
en Zeiten der Reformation nimmt das Königthum die ganze Armen» 
Yflege aus dem Gebiete der Kirche herüber, und bildet daraus die 
Sauptpflicht der Tleinen Ortögemeindeverbände. In analoger Weile 
vird feit diefer Zeit die Wegeordnung geftaltet. Erſt die legten 
Menfchenalter haben eine Gefundheit8- und Baupolizei Hinzuge- 
ügt. Eine technifche Bezeichnung für dieſe Staatöfunctionen fehlt 
wi Blackstone, weil fie feine Antnüpfung an mittelalterliche Rechts⸗ 


egriffe haben. Auch diefe Functionen beruhen aber auf einer ſehr 
Gueiſt, Engl. Sommunalverfaffung. 
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fpecialifirten Gefeßgebung, namentlich dem Armengeſetz Eliſabeth's von 
1601 und dem neuen von 1834; auf dem Wegegefet der Tatholiichen 
Marie, jetzt der Wegeorbnung von 1836; auf der Public Health 
Act und der fie umgebenden Gejeßesgruppe des legten Jahrzehuts. 

VI. Die Geftaltung des innern Staatslebens gab dem königlichen 
Ernennungsrecht von Haufe aus eine andere Geftalt als anf dem Gon- 
tinent. Das Königthum war hier nicht in der Lage durch Erthei: 
(ung von Ehrenredten und Privilegien die Unterwerfung ber 
befienden Klaſſen unter die Staatsgewalt erft zu erfaufen, wic dies 
die fürftliche Gewalt auf dem Continent thun mußte: dad Königthum 
fonnte vielmehr von Haufe aus die Ertheilung von Ehren, Würden 
- und Aemtern al8 eine Belohnung für perfönlidhe, dem Staat ge 
leiftete Dienfte behandeln. Bon unten herauf ift ſchon in der nor: 
mannifchen Zeit die grumdherrliche Gerichtöbarfeit nur von geringem 
Umfang und von ftetig abnehmender Bedeutung. in patrimoniales 
Bolizeirichteramt hat in England nie beftanden (S. 185). Alle patri- 
monialen Reſte obrigkeitliher Gewalten find höchſt unbedeutende, jdndil 
überfichtliche Reliquien (f. Regifter v. liberties), ohne jeden Zufammen- 
hang mit dem politifchen Adel. Alle Gemeinde: und Kreisämter bil: 
den unmittelbar oder mittelbar königliche Aemter. Die Reichsſtand 
ſchaft ift Mitgliedfchaft des königlichen Reichsraths, welche erft feit dem 
Ende des Mittelalters, und erft in der rechtlichen Form eines Fönig- 
lichen Patents zur erblichen Würde geworden (S. 215. 216). Ter 
Ritterichlag bleibt eine vom König perſönlich ertheilte Würde, an 
welche ſich dann die fpäter geftifteten Ritterorden und die erblichen Bars: 
net8 der Stuarts in der .Nechtsform königlicher Patente amfchliepen. 
Der englifchen Yurisprudenz konnte die rechtliche Bedeutung diefer Bor 
gänge für die Bildung der Verfaffung unmöglich) eutgchen. Black- 
stone behandelt fie daher mit Recht als ein weſentliches Hoheitsrecht: 
der König ald Quelle der Ehren und Aemter. In dem gan 
zen Communalweſen giebt e8 heute Tein höheres obrigkeitliches Amt 
mehr, welches auf Befit oder jonft auf einem Privatrechtstitel berubt 
Die älteren Ausnahmen maren jtet8 nur fporadiide Berirrungen. 
welche bei der erften ſich darbietenden Gelegenheit zurüdigenommen 
wurden. 

VU. Die Kirhenhoheit der normannifchen Könige 
war zumächlt ein Erbſtück der angelfächfifchen Monarchie, mit der über: 
aus wichtigen Befugniß zur Ernennung der Prülaten. Cine Zeitlang 
gingen freilich in den reihsftänbifchen Kämpfen diefe Befugniffe ver- 
foren; mit Hilfe des Unterhaufes aber war der Einfluß der löniglichen 
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Gewalt auf die Kirche zum Theil ſchon wiedergewonnen, nod) ehe die 
Reformation die Stellung des geiftlichen Oberhaupts mit der des welt- 
fihen vereint. Die Tudors benugten die fo gewonnene Suprema- 
tie zur Aufhebung des mittelalterliden Zwiefpalts der Stantsgewalten, 
sur Wiederherftellung der inneren Einheit im ganzen Staatswefen. Aus 
dem Berfaffungslampf mit den Ständen, welcher aus diefer neuen . 
Stellung hervorgeht, ift zwar die Kirche mit einer felbftändigen Ver: 
faffung hervor gegangen, die aber nur eine jelbftändige Selbftverwaltung 
nach den Geſetzen des Landes, nicht Autonomie bedeutet. Nachhaltig 
bat die Vereinigung der Gewalten feit der Neformation namentlich; 
bewirkt eine gefeglihe Organifation der Kirchfpiele zu einer 
Ortsgemeindeverfaffung, zu einer gefetlichen Negelung der Kirchipielsämter 
und -Stenern, wobei eine Scheidung geiftlicher und weltficher Functionen 
nur rüdfichtlich der Oberinftanz eintritt. 

VIII. Die Finanzhoheit des normannifchen Königthums be⸗ 
ruhte zunächſt auf der erblichen Lehnsrevenue, der fpäter fog. or- 
dinary revenue. Ihre ftrenge Handhabung gegen die großen Kron⸗ 
vafalfen und felbft gegen die Kirche hatte eine um fo ftrengere Hand⸗ 
habung des Königlichen Schagungsrechtes gegen bie Land⸗ und Hinter: 
jaffen durch tallagia im Gefolge. Ebendeshalb aber machen Kirche, 
vehnsmilizen und Städte gemeinfchaftliche Sache bei Gelegenheit ber 
Umwandlung ber Lehndienfte in Schildgelder. Aus ber Gleichheit ber 
Stenerlaften entfteht bier da® Zujfammenhalten der Stände: aus dem 
Zufammenhalten ber Stände die gemeinfame Steuerbewilligung (S. 
246, 247). Auf diefem Gebiet find die ftändtfchen Rechte Englands 
zum Theil originären Urfprungs, weshalb denn auch Blackstone bie 
„königliche Revenue“ von den übrigen Zweigen ber Töniglichen Prä- 
rogative abgefonbert. In der fpäteren Entwidelung beruht ba® ganze 
Detail der Staatseinnahmen auf parlamentarifcher Gejeßgebung 
unter Controlinftanz ber Reichsgerichte. Die Finanzverwaltung ruht 
auf einem Hberzahlreihen Perſonal von Staatsbeamten in büreau- 
kratiſchem Organismus. Nur. für die Einfhägung der Stantsgrund- 
fteuer und der Einfommenfteuer befteht eine Betheiligung der Kreife 
durch infchägungscommiffionen (S. 512). — Einen anderen Gang 
haben freitih die Communalſteuern genommen, welche bei Blackstone 
noch keine Steffe gefunden. Sie find in allen praktifch wichtigen Punk⸗ 
ten durch mehre hundert Gejege normirt. Ihre Einfchägung, Erbe» 
bung und Berwendung ift fo geftaltet, um ganz ber Selbitthätigfeit 
der Commune anheimzufallen, und bildet eine Hanptgrundlage der engli- 
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fpecialifirten Gefeßgebung, namentlich dem Armengefeß Eliſabeth's von 
1601 und dem neuen von 1854; auf dem Wegegefet der Tatholiichen 
Marie, jet der Wegeordnung von 1836; auf der Public Health 
Act und der fie umgebenden Gefegeögruppe des legten Jahrzehnte. 

VI. Die Geftaltung des innern Staatslebens gab dem Föniglicen 
Ernennungsrecht von Haufe aus eine andere Geſtalt als auf dem Con: 
tinent. Das Königthum war hier nicht in der Lage durch Erthei— 
(ung von Ehrenredten und Privilegien die Unterwerfung be 
beſitzenden Klaſſen unter die Staatsgewalt erft zu erfaufen, wie dies 
die fürftliche Gewalt auf dem Gontinent thun mußte: das Königthum 
fonnte vielmehr von Haufe aus die Ertheilung von Ehren, Würde 
- und Nemtern als eine Belohnung für perfünliche, dem Staat ge 
leiftete Dienfte behandeln. Bon unten herauf ift ſchon in ber nor: 
mannifchen Zeit die grundherrliche Gerichtsbarkeit nur von geringen 
Umfang und von ftetig abnehmender Bedeutung. Ein patrimonialee 
Bolizeirichteramt Hat in England nie beftanden (S. 185). Alle patri- 
monialen Reſte obrigfeitlicher Gewalten find höchſt unbedeutende, ſchucll 
überfichtliche Reliquien (f. Regifter v. liberties), ohne jeden Zujammen- 
hang mit dem politifchen Adel. Alle Gemeinde: und Kreisämter bil: 
den unmittelbar oder mittelbar königliche Aemter. Die NReichöftant- 
Schaft ift Mitgliedichaft des königlichen Reichsraths, welche erft feit dem 
Ende des Mittelalters, und erft in der rechtlichen Form eines Fönig- 
fichen Patents zur erblichen Würde geworden (S. 215. 216). Ter 
Ritterſchlag bleibt eine vom König perfönlich ertheilte Würde, an 
welche ſich dann die fpäter geftifteten Ritterorden und die erblicden Baro- 
nets der Stuarts in der Rechtsform Föniglicher Patente amfchliehen. 
Der englifchen Jurisprudenz fonute die rechtliche Bedeutung diejer Vor 
gänge fiir die Bildung der PVerfaffung unmöglid) entgehen. Black- 
stone behandelt fie daher mit Recht ale ein weſentliches Hoheitsrech: 
der König ald Quelle der Ehren und Aemter. In dem gan- 
zen Communalwejen giebt es heute fein höheres obrigfeitlichee Am 
mehr, welches auf Beſitz oder jonft auf einem Privatrechtstitel berukt. 
Die älteren Ausnahmen waren jtets nur fporadifche Berirrungen, 
welche bei der erſten fich darbietenden Gelegenheit zurückgenommen 
wurden. 

VI. Die Kirhenhoheit der normannifhen Könige 
war zunächſt ein Erbſtück der angelfächfifchen Monarchie, mit der über- 
aus wichtigen Befugniß zur Ernennung der Prälaten. Cine Zeitlang 
gingen freilich in den reichsftändifchen Kämpfen diefe Befugniffe ver- 
foren; mit Hülfe des Unterhaufes aber war der Einfluß der königlichen 
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Gewalt auf die Kirche zum Theil fchon wiedergewonnen, noch che bie 
Reformation die Stellung des geiftlichen Oberhaupts mit der des welt- 
lichen vereinte. Die Tudors benutten bie fo getwonnene Suprema- 
tie zur Aufhebung des mittelalterlichen Zwieſpalts der Staatsgewalten, 
sur Wiederherftellung der inneren Einheit im ganzen Staatsweſen. Aus 
dem Berfaffungsfampf mit den Ständen, welcher aus diefer neuen - 
Stellung hervorgeht, ift zwar bie Kirche mit einer felbftändigen Ber- 
faffung hervor gegangen, die aber nur eine felbftändige Selbftverwaltung 
nach den Geſetzen des Landes, nicht Autonomie bedeutet. Nachhaltig 
hat die Vereinigung der Gewalten feit der Reformation namentlich 
bewirtt eine gefeglihe Organifation der Kirchfpiele zu einer 
Ortsgemeindeverfaffung, zu einer gefeglichen Regelung der Kirchfpielsämter 
und «Steuern, wobei eine Scheidung geiftlicher und weltlicher Functionen 
nur rückfichtlich der Oberinftanz eintritt. 

VIIL Die Finanzhoheit des normannifchen Königthums be» 


ruhte zunächſt auf der erblichen Xehnsrevenue, der fpäter fog. or- 


dinary revenue. Ihre ftrenge Handhabung gegen die großen ron» 
vafalfen und ſelbſt gegen die Kirche hatte eine um fo ftrengere Hanb- 
habung des Königlichen Schagungsrechte8 gegen die Land» und Hinter- 
faffen dur tallagia im Gefolge. Ebenbeshalb aber machen Kirche, 
Lehnsmilizen und Städte gemeinfchaftliche Sache bei Gelegenheit der 
Umwandlung der Lehndienfte in Schildgelder. Aus der Gleichheit der 
Steuerlaften entfteht hier da8 Zufammenhalten der Stände: aus dem 
Zufammenhalten der Stände die gemeinjfame Steuerbewilligung (S. 
246, 247). Auf diefem Gebiet find die ftändiichen Rechte Englands 
zum Theil originären Urfprungs, weshalb denn auch Blackstone bie 
„tönigfiche Revenue“ von den übrigen Zweigen der föniglichen Prä- 
rogative abgefondert. In der fpäteren Entwidelung beruht das ganze 
Detail der Staatseinnahmen auf parlamentarifcher Gejeßgebung 
unter Controlinftanz dee Reichögerichtee Die Finanzverwaltung ruht 
auf einem überzahlreihen PBerfonal von Staatsbeamten in bürenit- 
fratifchem Organismus. Nur. für die Einfhägung der Staatsgrund⸗ 
itener und der Einfommenfteuer befteht eine VBetheiligung der Kreife 
durch Einfchägungscommifftonen (S. 512). — Einen anderen Gang 
haben freitich die Communalfteuern genommen, welche bei Blackstone 
noch feine Stelle gefunden. Sie find in allen praftifcy wichtigen Punk⸗ 
ten durch mehre hundert Gefege normirt. Ihre Einfchäkung, Erhes 
bung und Verwendung ift fo geftaltet, um ganz der Selbftthätigfeit 
der Kommune anheimzufallen, und bildet eine Hauptgrundlage der engli- 
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In diefem äußeren Rahmen und Entwidelungsgange entitanden 
die Geſetze, auf denen das englijche selfgovernment beruht. Tiefer 
Gang der Stantsbildung ftand den älteren englifchen Juriſten im allen 
Einzelheiten vor Augen, und prägt fi auch bei Blackstone in der 
Lehre von ber königlichen Prärogative (lib. I. cap. 7. 8) erfennbar ab. 
Es war dort nicht nöthig, wie auf dem Gontinent, mühevoll und lang 
fam die einzelen Staatögewalten und Staatsorgane erft zu ſchaffen: 
fie waren längft da, und unter den Namen der „Löniglichen Präre- 
“ gative“ dauert der Grundjat fort, daß diefe Staatsgewalten durch einen 
feiten Amtsorganismus zu handhaben find. Jener Amteorganismus 
aber gewinnt durch die organifche Gefeßgebung neue Kräfte mittels 
Heranziehung der beſitzenden Klaſſen. 

Ebenfo wichtig wie dieſer äußere Hergang der Geſetgebung it 
aber die Frage, aus welchen gefeßgebenden Körpern jene organijden 
Geſetze entſtanden. 

Der normanniſche Beamtenftaat mit feinen frühzeitig cen: 
tralifirten und bürenufratifirten Einrichtungen hat diefe Richtung der 
Gefeßgebung nicht zu erzeugen vermocht. Sie beginnt vielmehr erit 
mit den ftändifchen Kämpfen, mit der Zeit, in welcher ber große Ve⸗ 
jig unmittelbar an die Staatögewalten heranrückt und fich der känig: 
lichen Ernennungsrechte zu bemächtigen fucht. In diefer jchweren wi⸗ 
derjpruchsvollen Zeit haben die Plantagenets den Weg eingelchlagen, 
zuerjt den zerriffenen Beamtenſtaat in einen feften Körper zufammen- 
zufügen (Continual Council), und zugleich die gemefjenen würdevollen 
Formen herzuftellen, in denen Staatsgejchäfte fich als Ganzes behan: 
dein laffen. Damit war ein Halt gewonnen. Biel fehmwerer wer des 
Weitere, was nothivendig, um dauernde Zuftände zu begründen: — 
wie das Königthum die barones maiores und minores, bie Unter: 
vafallen und Landfaflen, Städte und das Land, Kirche und Yan: 
thum an einander brachte. Diefe ftörrigen Gegenfüge der zuſammen 
gefegten europäifchen Geſellſchaft Tießen fich (wie noch heute) nit ax 
ders überwinden, als zuerft in dem Individuum, d. 5. zumäct in 
Perfonen, welche die Gewohnheiten des Amts mit den Gewohnheiten 
des Beſitzes vereinigen. Eduard I. und III. verftanden es, jolde 
Männer zu gemeinfamer praktiicher Thätigkeit in den laufenden Staau⸗ 
gefhäften dauernd zu verbinden, fie fogar durch die unabfehbaren Ein- 
zelheiten der Landesbeſchwerden und Privatpetitionen als höchſte Be 
ſchwerdeinſtanz des Landes zu organifiren, ihre Erfahrungen und An: 
Ihauungen zu einem Ganzen zu bilden, in welchem ſich Amt und Beiiz 
in überwundenem Gegenfag auflöfen. So entftand da® maguum von- 
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silium, deflen Geſtalt und Thätigkeit den Hiftorifern und Politikern 
einer fpäteren, anders denkenden Zeit fo große Mühe macht, obwohl 
fie urkundlich Mar vorliegt. Es ift die erfte Geftalt des englischen 
Oberhaufes, das Berbindungsglied zwifchen ber eigentlichen Staatsre- 
gierung und den beweglichen mit den Intereſſen ber Zeit verflodhte- 
nen Abgeordneten der Graffchaften und Städte. Aus diefen Kör- 
perfchaften find die organifchen Gefege jenes fruchtbaren, für Eng- 
land grundlegenden Jahrhunderts hervorgegangen nad einem ganz 
gleichmäßigen Typus. 

Mit dem funfzehnten Jahrhundert tritt wieder ein Still⸗ 
ftand ein durch die Ufurpation des Haufes Lancafter, die franzöfifcden 
Kriege, den wieder liberwältigenden Einfluß des großen Grundabels. 
Tie ftändifche Gefeßgebung, der Kampf des Adels um die Gewalt, ber 
Kampf des Königthums mit den Ständen um die Gewalt, bleiben hier 
ebenfo unfruchtbar, wie in den analogen Zuftänden des Continents. 

Erft mit der Reformation beginnt die organifirende Thätigkeit 
von Neuem, und zwar von ber Zeit an, in welcher dem Staat neue 
Aufgaben, ja die größte Aufgabe jener Zeit Überhaupt geftellt war: die 
Bereinigung des kirchlichen mit dem weltlichen Staatsorganismus. In 
diefer Zeit gewinnen neue, aus der gentry hervorgehende Staatsmän- 
ner und hohe Geiftliche, ja fogar das reine Beamtenelement wiederum 
einen Einfluß. Die organifirende Thätigfeit diefer Periode ift von. 
unten herauf, von der Grundlage bes Kirchſpiels aus, noch tiefer ein- 
gehend, und darum faft ebenfo nachhaltig wie die des 14. Jahrhunderts. 

Unter den Stuarts iſt diefer geiftige Auffehwung des Beamten- 
elements wieder verloren. In dem Kampf mit den Ständen, im offe- 
nen Bürgerfrieg, hört das Organifiren vollends auf. Die Republik 
mit ihren ben Befigverhältniffen widerfprechenden Theorien ift fogar 
völlig ſpurlos an der Geſetzſammlung vorüber gegangen. 

Erft unter der Reftauration, in der „Aera der ſchlechten Ver⸗ 
waltung und der guten Gefee“ beginnt noch einmal eine organijirende 
Thätigkeit in. ber Milig- und Polizeigefepgebung, zugleich aber auch eine 
desorganifirende für die Stadtcorporationen. So einfeitig und leiden- 
ſchaftlich dieſe ftändifche Gefeßgebung ſonſt erjcheint, fo lag doch in 
den durch die Neftauration bergeftellten Nechtögrundlagen der Stände 
und der Staatsverfaffung die unmwillfürliche Nöthigung noch einmal zu 
einer Art von Ausbau zu fchreiten. 

Mit dem 18. Jahrhundert aber verläuft diefe Gefepgebung 
in eine bunte Mannigfaltigkeit von Lolalacten, und felbjt da8 Gute 
darin ift doch nur Nachhülfe und Nachbefferuug an den feftitehenden 
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Grundlagen. Diefe Zeit bis zur Reformbill ift im Weſentlichen die 
Zeit eines Stillſtandes. Von der Reformbill an beginnt fogar ein 
rücfläufige Bewegung in rein mechanische Verbindungen von Stener 
und Amt in ben neueren boards, die heute erft zu dem ftilffchweigen- 
den Geftändniß gelangt, daß diefer Geift der Zeit zwar große forial 
Berbefferungen, nicht aber organifche Geſetze zu geben vermag. 


Diefelbe jociale Anſchauung vom Staat, weldye in England die Fort 
bildung der organifchen Geſetzgebung hindert, fteht auf dem Continent ihır: 
Entfiehung entgegen. Schon ein flüchtiger Ueberblid über jene Hergäng 
wird es verftändlich machen, warum die franzöfiihe Revolution keire 
organifhe Geſetzgebung erzeugen Tonnte WMindefiens das garz 
nächte Menfchenalter war ja nothwendig zur Wiederherftellung ber Militär , 
Gerichts-, Bolizei- und Finanzverwaltung des Staats, zur äußeren Herficlun; 
ftaatlider Ordnung auf dem Boden einer völlig umgewandelten Geſellichen 
Auch im zweiten Menfchenalter zeigt es fi, daf weder die alte noch die nere 
befigende Klaffe ein Bewußtſein ihrer perfünlichen Pflichten gewonnen, daß zit 
übrigen Klaſſen aber nur ein Berftändniß für die fociale Freiheit und Eleich 
heit haben. Als dann die Königsfamilie der Bourbonen fogar auf die Wege 
der Stuarts gerieth, um nach ihrem höfifchen Verſtändniß nachträglid) die io 
genannte „Revolution” zu befämpfen, wandte ſich der Einn der Nation ned 
einmal faft mit bem Ungeftüm der erften Revolution auf den Kampf für Me 
fociafe Freiheit. Die legitimiſtiſchen Stantstheorien diefer Zeit gehören ;a 
den armſeligſten Selbfitäufhungen einer ci-devant regierenden Kaffe Ti 
‚conftitutionellen Theorien aber drehen fich in dem reinen Formalismus eur 

verantwortlichen" Staatsregierung, die nach angeblich englifchen Marimen die 
Staatsgewalt ftets nur zum Ausdruck zeitiger Majoritäten (der Meifibeftenerten 
maden fol. Von einem Sinn für den realen Zufammenhbang ver 
Staat und Geſellſchaft, von einem Berfländniß davon, dag es ſich m 
Staat außer der focialen auch um die politifche und um bie perfönlidhe Frei 
heit handelt, welche anderen Lebensbedingungen folgen, ift auch in dem thesir 
tiichen Apparat diefer Lehren nichts zu finden. Allein grade diefe Mängel 
waren es, welche jolchen Theorien den Beifall und die weite Verbreitung as’ 
dem Continent ficherten. 

Der tiefe Zerſetzungsproceß, welchen das ancien r&gime j„urüdgelafen. 
hat nämli den Charakter der falfhen Arbeitstheilung im Stat 
in der Trennung von Amt und Beſitz, in der Ausubung aller Staatefnucticare 
durch ftchende Beamten» und Soldheere, wobei der volläwirthichaftficde Stan 
punkt die Anſchauungen des Privatlebens in verführeriicher Weiſe irre lee. 
Grade diefe Art ber Arbeitstheilung war es, weldye das parlamentarifche Syſter 
unanwenbbar machte. Die befittenden Klafien, in dem Glauben, daß ik 
Pflicht durch bloßes Steuerzahlen erfüllt fei, finden darin die Form, is 
welcher der nadte Befig die Staatsgewalt beberricht, und conflituiren ſich durqh 
einen möglichft hohen Cenſus einen Staat, der trotz der engliſchen Ramen in 
Form und Geift auf eine Altiengefellichaft der großen Steuerzahler hinausäuft. 
in weldjer die fittlichen Elemente der Stantsgewalt zu Grunde gehen. Die ven 
ber Actiengefellfchaft ausgefchloffenen niederen Stände beginnen einen eberie 
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heftigen wie unmöglichen Kampf gegen den Befit ſelbſt, der nach erichlitternden, 
Phaſen nur damit enden Tann, daß die Gewalt einem Dritten zufält. Die 
Barteibildungen in folder Lage der Dinge find Gruppirungen von Intereffen, — 
allenfalls ftarf genug, eine Verfaffung umzuſtürzen, aber nicht eine Berfaffung zu 
begründen und einer gefchriebenen Berfafjung den lebendigen Inhalt zn geben. 
Dur) das Drängen und Kämpfen der Parteien, die nur durch Befitgruppen 
und gejellichaftliche Interefien beftimmt find, Tann nie etwas Anderes zur Er- 
ſcheinung kommen, als die Theilnahme an der Macht des Staats, nicht aber die 
perfönliche Pflicht des Beſitzes zur Selbftthätigfeit, und darum nicht die politifche 
Freiheit. Die Parlamentsverfaffung läßt fi) alfo nicht auf Befikgruppen fegen, 
fondern nur auf ihre Bereinigung in Communalverbänden, die aus dem Neid 
und Streit des Befiges und Nichtbefiges nimmermehr hervorgehen. In diefem 
Zirkel iR Frankreich ſtehen geblieben. | . 

Etwas glnftiger Tagen dieſe Berhältniffe in Deutſchland. In der Zeit 
des verfallenden Feudalismus war hier die Meberwältigung des Stantes durch 
die Gefellichaft Jahrhunderte Hindurd) ermäßigt durch die doppelte Staats: 
bildung, welde im Reid) nod) eine Selbftregierung des hohen Adels, in deu 
Territorien eine gewiſſe Selbfithätigleit des niederen Adels und der Stadtcon- 
munen aufredyt erhielt. Die Entwideliing des focialen Widerſpruchs ging bier 
lungſamer vor fi, wenn auc in gleicher Richtung. Zur Ueberwindung diejes 
Widerſpruchs war jedenfalls die Reichsverfaflung durch ihre altftändiiche Geftalt 
unbedingt unfähig. In den größeren Territorien dagegen lag die eigentlich praf- 
tiiche Milttär-, Gerichts⸗, Polizei- und Finanzhoheit, durch welche das neue 
Stantöwefen gebildet werben mußte. Da die alten Stände die Staatsidee nur 
ſtückweiſe aus fi) heraus zu entwideln vermocht hatten, jo mußte die neue Terri- 
torial-Dionardhie den Staat auch Hier aus dem ftändifchen Weſen herauslöſen, 
ihre Stenern zuerft von den ſchwächeren Klaſſen beichaffen, ihre Militär⸗ und 
Kivilämter aus den ftändifchen Körpern herausheben, und zu einem neuen Stand 
der befoldeten Beamten formiren. Am entichloffenften verfuhr darin die deutiche 
Regierung, welche durch ihre zerriffene und ungünſtige Lage gezwungen war, mit 
der änßerſten Energie die Staatsformen zu finden, welche die zeriplitterten dent- 
hen Landfchaften wieder zum wirklichen Staat vereinigen fünnen. Die Bildung 
des preußifchen Staats beruhte nicht ſowohl auf der größeren Tüchtigkeit und 
Intelligenz der dazu vereinigten Bruchſtücke deutjcher Stämme, als vielmehr auf 
dem Notbftand. Ein eigenthlimliches Verdienft hat dabei nur die regierende Fa⸗ 
milie. Dieſer Durchgang zur Stantseinheit concentrirt den perfönlichen Dienft 
immer vollftändiger in einen gefchloffenen Beamtenkörper; jede neue Phaje ber- 
jelben beruht darauf, ein neues faatliches Element aus den alten ſtändiſchen 
Körpern abzulöfen. Nach diefem Ablöfungsproceß konnte die pofitive Neu— 
geftaltung, die organifche Zufammenfügung wieder beginnen. 

Allein es zeigte fich, wie in dem ancien rögime Frankreichs, daß der bloße 
Veamtenftaat eine fchöpferifche Kraft nur fo lange hat, wie er unter der Leitung 
proßer Berfönlichleiten äußere Hinderniffe zu überwältigen findet. Beſonders 
eit dem Regierungsantritt Friedrich Wilhelms III. beginnt der folgenreiche Irr- 
thum, dies Staatsweien für eine fogenannte „Militär-Monarchie" zu halten, in 
welcher der König die Einzelverwaltung der militärifchen Dinge ‚zu leiten babe, 
neben der alles Uebrige im Stante zurücktreten müſſe. Diele „altpreufiiche” 
Auffaſſung war zunächft Hiftorifch unbegründet; denn die drei Monarchen, welche 
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‚dem Königreich feine politifche Bedentung gegeben, Hatten fi im erfer Zieh 
der Tipilverwaltung des Reichs zugewandt, hatten grade darin ihre Tchwerke 
Arbeit: und ihre Meifterichaft gefucht und gefunden. Der eigentlide Grund de 
Mifverfändnifies war vielmehr ein focialer. Einer fiefenden Armee, die im les 
gem Frieden an dem Ruhm einer älteren Generation zehrte, war die Waſſen 
befchäftigung des Friedens zum Selbſtzwed geworden. Jenes eingebildete Kriegs 
leben am Hofe wurde damit der eigentlihe Sammelpunlt des eimgebildein 
Beſitzes, eingebildeten Verdienſtes, eingebildeten Berufs zum Staat in einem Heise 
Territorialadel — eine Reorganifation des Feudalismus. Der jogenennte „Rikttär 
ftaat” war nur ein militärifcher Hofftaat und ein höfiſcher Militärfiaat geworden. 
der weder im Krieg noch im Frieden feine Schuldigfeit zu thun wußte. 

Erft das ſchwere Unglüd des Landes hat diefe Berirrung gut gemadt. Ein 
einziges Fahrzehnt, in welchem der Hof wieder dem Staat angehörte, genügte, 
die ernften, tlichtigen Elemente des Volles zu den höchften Leiftungen zu vertinen 
In diefer Zeit des Auffchwunges hat. Preußen eine organiihe Gefetgebung as 
denjenigen beiden Punkten erhalten, welche für jeden Geſetzgeber die fchruterigkes 
und fchon für fich enticheibend find: die Einführung der allgemeinen perfönlide 
Wehrpflicht, und die Städteordnung bon 1808 — ziwei großartige Grundlage, 
weiche in diejer Weife fein anderes europäiiches Staatsweien aufzuweiſen bat. 
Dabinter konnte die Zufanımenfügung der Kreisverbände beginnen. Stein jelbfi 
hat fih an vielen Stellen über den Grundgedanken volllommen Har ausgeipzeder, 
wie e8 darauf anlomme, „durch die Theilnahme an der Provinzial- und Gsm- 
munalverwaltung den Geift der Nation zu flärken, ihr Gemüth zu verebein, 
ihre Liebe zum Genuß und zur Sinnlichkeit zu vermindern.” — „Die Thatigken 
der Menfchen, die ihre Zeit frei haben von Nahrungsforgen, muß man durd 
eine zweckmäßige Berfaflung in Anfpruch nehmen, fie veredeln und fie verhindern, 
daß fie ihre Kräfte nicht im Genuß verichivenden oder nur ausidhliehend az 
eigennüßige Zwecke richten u. |. w.“ — Allein dies Alles fonute nur in Verbin 
dung mit der Aufhebung der Patrimonialrechte und der Örundfeuerregeiung 
erfolgen. Dan wußte nicht recht, an welder Stelle die Sache anzujaflen je 
ALS aber die nöthige Ruhe wiederfehrte, um dem abſolutiſtiſchen Beamtenfisat 
die nothwendige Ergänzung zu fchaffen, war bereits die rüdläufige Bewegung de 

Die Hegenerationszeit hatte nämlich grade zur Durdführung ihrer großer. 
gen Reformen die Miniftergewalten in früher unerhörtem Maaße erweitert, 
um wo möglich jeden Departementschef zum Schöpfer eines neuen Geifiee i 
feinem Zweige zu machen. Die großartige Rückkehr der Dynaſtie zu ihrem altes 
ſtaatlichen Beruf war daher durch Aenderung jehr weniger Perfonen zum Stil 
fand zu bringen. Seiner Führer beraubt, wußte auch ein noch unverborbemt 
und intelligenter Beamtenftand aus fi) heraus nichts Neues mehr anzugeben, 
am wenigften fiir das berechtigte Streben der Nation nad) ſelbſithätiger Theil 
nahme am öffentlichen Leben eine Form zu finden. In dem Militär- und Civil 
beamtenthum herrſchte naturgemäß der Gedanfe der Arbeitstheilung, der bie 
Amtseinrihtungen der Stein-Hardenbergichen Gefeßgebung nicht ale Durchgangt 
fiufe, fondern als Selbſtzweck anfah, und die Regierung durch bejoldete Beamte 
als das Weſen der Monarchie. Andererjeits hatten die an das Privatieben mit aller 
Gemuchlichkeit einer Befreiung von öffentlichen Pflichten gewöhnten Stände ned 
weniger bie Abficht, ihren Antheil der Beamtenarbeit in unbefoldeten Aemtern 
felbn zu übernehmen. Aus beiden Richtungen heraus fonute eine organijche @k- 
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jeggebung ebenfomwenig hervorgehen wie aus den beiden heutigen Strömmmgen 
„der Öffentlichen Meinung” in England. Das regierende Beamtenthum war 
ebenjo wenig geneigt den Beſitz der einflußreichen Aemter zu theilen, wie die 
regierende Klaffe in England; die höheren Stände ebenfo wenig geneigt bie per- 
\önliche Arbeit des Staats zu theilen, fondern fie verlangten (wie die neuen durch 
die Reformbill in England zur Geltung gelommenen Klafſen) nur influence and 
patronage. Der jo fi) tiberlaffene Beamtenſtaat geht feinem natürlichen Gange 
folgend immer weiter in Theilung und bebaglicher Einrichtung der eigenen 
Departements. Und eben damit war bie Zeit der organifirenden Geſetzgebung 
überhaupt vorüber. An Stelle derfelben tritt umgelehrt die Wiebernereinigung 
der zerfprengten Elemente des Feudalismus in dem Hofleben, das Wiederauf- 
ieben der Idee des „Militärſtaates“ in langer riedenszeit, der Wiedereinfluß 
fendaliftifcher Ideen auf die faufende Reichsverwaltung, die Zufpisung des 
büreaufratifirten Staats in eine geheime Sabinetsregierung, welche jchon im An- 
fang die Klippe der Reorganifation zu werden drohte. Form und Inhalt einer 
Regierung, in welcher der Staat zum Hofflaat wird, ftehen in einer nothwendi- 
gen Wechſelwirkung. Nicht nur die englifche Gefchichte zeigt, daß eine Regierung 
des King in Cabinet zum Berderben des Staats und der Dynaſtie ausichlägt; die 
Gefahren einer jolchen Hegierung find ebenjo erfennbar an den Zuftänden bes ancien 
regime, 100 bie durch große Staatemänner gejchaffene Ordnung zwar formell fortbe- 
fand, thatfächlich aber die Regierung des Königs ſich immer mehr in Einzelvorträge 
von Staats- und Privatfelretären und noch anderen Berfonen auflöfe. Wo daun 
nur noch Hofleute und Büreauleute die Perſon des Monarchen umbdrängen, 
pflegt zwar eifrig die Borftellung erhalten zu werden, daß der Tonfibemielle 
Einzelvortxag die rechte Form ber Monardie fei, in welcher der beberrichende 
Geift des Königs in allerperfönlichfter Weife die Ziigel der Regierung in der 
Sand behalte. Allein es ift weder die rechte Form, noch behält der König die 
Zügel in der Hand. Die Meifterichaft in der gleichzeitigen Beherrihung des 
Civil- und Militärftants, die Geiſtesgröße eines Friedrich oder Napoleon möchte 
im Stande geweſen fein die Staatsgefchäfte mit einem Cabinet in ber Hand zu 
behalten. Allein jelbft Friedrich und Napoleon haben es doch nicht unternommen 
einen Staat von einigen Dimenfionen fo zu regieren. Beide hatten einen bedeu⸗ 
tungsvollen Staaterath zur Seite, nicht zu gedenken der älteren Geftalt unjerer 
oberften Behörden, als der Gerichtsorganismus noch tiefer in das Öffentliche Recht 
Angriff. Es liegt in der Natur der Staatsgefchäfte, daß der Monarch durch ein- 
jeitige, geheime, zufammenhangslofe Borträge von Staatsjefretären, Cabinets⸗ 
räthen und Adjutanten berathen, Beichlüffe faßt, die für den Augenblid unmerk⸗ 
bar, mit dem Staats- und Rechtsorganismus in Eollifton fommen, die ebendeshalb 
nur in einer formellen permanenten Berathung durch einen vollftändigen Staats- 
lörper allfeitig vorbereitet werden können. Minifter, welche felbft nur mit vor- 
hragenden Rüthen arbeiten, bilden einen jolchen Körper nicht. Der Departements- 
hef jeibft glaubt vielmehr irrig, daß im feinem beherrichenden Geift die Leitung 
der Geſchäfte zuiammenlaufe, wenn er anf zufammenhangsloje geheime Vorträge 
enticheidet, nud üher die patronage verfügt. Die Zuflinde des ancien regime 
jeigen aber als die noch gefährlichere Seite diefer Regierungsweife den ftetigen 
Einfluß des Geiftes der Bejellichaft auf den Geift des Staats, und zivar am 
meiften in den Uebergangszuſtänden aus deu alten Ständemwefen. Grabe in dem 
ruhigen, normalen Zuftand wird durch die unvertilgbaren, infarnirten Lebens⸗ 
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anfchauungen der täglichen Hofumgebung der Feudalismus ſtillſchweigend wieder 
zur Staatsräfon erhoben, der Staat hat nur noch ein geduldetes Dajern bei Ger. 
Bon der anderen Seite wird der ausfchließliche Beruf bes befoldeten Beamtentbrm 
zur Regierung, die Omnipotenz der Polizeigewalt in den Händen des beioldeten ve 

amten mit der Monardjie identifizirt. Das Beſtreben ber einzelen Departement: 

chefs ihren Berwaltungsfreis zu behaupten und zu erweitern wirb zum Denpt- 
fireitpunft in den Staatsgefchäften. In dem ganzen Kreis der Beamtenwerwel 

tung verfchwinden die alten verfaffungsmäßigen (gerichtlichen) Formen imme 
mehr, alles Regieren löſt fih nad) einem Muſter in vertranliche Cimelvorträge 
auf. Noch einen Schritt weiter verfinkt dann die Leitung in jene Leichtfertigten 
und Trivialität, die fi) des. high life bemädjtigt, wo fidy die höchſten Stande 
von jeder zujammenhängenden Beihäftigung mit dem Staat entwöhren. 
Auch im günſtigſten Falle, auch unter dem gewiſſenhafteſten Monarchen, verlier 
ſich die fichere Beherrſchung, und die fchöpferiiche Kraft der Negierung. Tır 
Stein-Dardenbergiche Gejetgebung, welche ſelbſt zu diefen Anomalien deu Grund 
legte, war nicht auf die Emancipationsbeftrebungen einzeler Departementitrt: 
berechnet, fondern auf ein alter ego des Königs in der Perſon des Yürke- 
Staatslanzler, deffen geniale Berfünlichleit nach dem Willen des Könige ix 
beherrihende Einheit im Staat bilden ſollte; fie follte überhaupt nur veräbe- 
gehende Form zur Durchführung der Reformgejege fein. Diefer Zuſtand fegte kA 
aber als bauernder feft. Der Staatsrath kam niemals zu einer regelmäßigen un 
fijeren Einwirkung, und wurde von allen Seiten als ein läftiger außerhalb de 
Regierung ftehender Anhang angeiehen. Es kam nun eine Zeit, in welcher mas 
die Eiferfucht und die Reibung zwiſchen den gefellichaftlichen Sofumgebungen un 
den Außerlich allmächtigen Departementschefs wohl als Parteikümpfe bezeidmete. 
aus denen eine Fortbildung der Verfaſſung erwartet wurde. Allein fchon dir 
Erhaltung des Betehenden in einer jochen Staatsform ift ſchwer genug, em 
organifirende Gefetsgebung unmöglich. Was man dabei ald Parteilämpfe ber 
nete, waren bald Siege altftändifcher Anfprüche iiber den Staatsorganisızus, Raatt- 
widrige Zugeſtändniſſe an die Geiftlichkeiten, bald Siege des Beamtenflander 
iiber die Rechtsichranten der Verwaltung, Siege eine Departementscheis über 
ben anderen, des Militärbeamtenthums ilber das Civilbeamtenthum, der Amer 
über die Landwehr, des Bolizeiminifters iiber den Fuftizminifter. 

In diefer ſchwächſten Geftalt fand die größte innere Erſchütternng, weldt 
Europa im laufenden Jahrhundert erfahren bat, die Regierungeform me 
res Landes vor. Ws in folder Zeit die ganz vergeffenen Aufprüde der 
Steuerzahler im Staat ſich eben jo fliirmifch geltend machten wie in Guglem 
zur Zeit der Reformbill, entfland auch derjelbe Zuftand wie in England. Te 
Streit mußte zunächft in fociale Kämpfe verlaufen, um die neuufurpirte Eteluns 
des Feudalismus zu bejeitigen. Ich komme darauf nachher zuräd. Die verlie 
gende Skizzirung wird aber genügen, um zu erflären, wie diefer Stast, neh 
dem er die großartigften Grundlagen politifcher Entwidelung in Europa erhalten, 
länger als 40 Jahre lang nicht eine einzige organifche Befebesarbeit aufzmmeren 
hat, welche die folide dauernde Grundlage eines conftitntionellen, Staats fein lası. 





III. 


Die Grenzen de8 Selfgovernment. Eentralifation 
- amd Decentralifation. 


Bergl. ben Entwidelungsgang des Selfgovernment ©. 403—410 und Regifter v. 
Kommumnalfteuern. ‘ 


Diefer Gang der organifchen Geſetzgebung ergiebt auch das Ge- 
biet, innerhalb deifen der Staat feine Gewalten den Communen über- 
tragen bat in der obigen Reihenfolge: 

I. Aus dem Gebiet der bürgerlichen Rechtspflege ift 
den Kreisperbänden übertragen: die Feſtſtellung der question of fact 
in Geftalt der Civiljury; die Vollſtreckung der Dekrete der Reichsge⸗ 
richte in Geftalt des Sherifl’s Office; die Beftreitung der fachlichen 
und Büreauloften der Lokaljuſtiz in Geftalt der County Rate und 
der Ehrenausgaben des Sheriff. 

II. Aus dem Gebiet der Strafjuftiz und Polizei ift 
den Kreidverbänden übertragen: die Vorentfcheidung über Strafver- 
folgung in Geftalt der großen Jury und des Coroners Inquest; der 
Schuldſpruch im ordentlichen Strafverfahren in Geftalt der Urtheils- 
jury; das untere Strafrichteramt, das Polizeirichteramt, das Vorunter⸗ 
fnchungsamt und die höhere abminiftrative Polizei in Geftalt des TFrie- 
densrichteramts; die unteren Amtsgeichäfte der Polizeiverwaltung in 
Seftalt des Ortsamtd der Constables, zum Theil auch der Kirchen- 
vorfteher, Armen- und Wegenufjeher; fodann die perfünlichen und fach» 
lichen Koften der Strafverfolgung, der niederen Strafjuftiz und ber 
Bolizei in Geftalt der Armenftenerbeiträge zur County Rate. 

III. Den Städten mit eigener Stadtverfaffung ift in 
ungefähr gleihem Umfang Strafjuftiz und Polizei aufgetragen, verbun⸗ 
den mit der Selbftverwaltung des Corporationsvermögens, in Geftalt 
von Mayor und Friedensrichtern, von großer und Feiner Jury, des 
Ortsamts der Constables, der Borough Rate; in einzelen Städten 
kommt durch das Privilegium eines county corporate noch hinzu 
die Verwaltung des Sheriff’s Office und die eigene Miliz. 

IV. Aus dem Gebiet der Militärverwaltung ift den 
Kreisverbänden auferlegt: die Geftellung einer beftimmten Quote der 
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Milizmannschaften, die Ehrenausgaben der Offizierftellen, die Bildung 
der Rreisverwaltungscommiffion in Geftalt de8 Lordlieutenant un 
der Deputy lieutenants; die Beichaffung der Zeughäufer und einiger 
Nebenausgaben aus dem Communalſteuer⸗Fonds; die Fürforge für di 
militärifche Einquartirung und Borfpann dur) das Amt des Con- 
stable. 

V. Aus dem Gebiet der Rirhenverwaltung ift da 
DOrtögemeinden auferlegt: die bauliche Erhaltung der Kirchengebäude, 
die Beichaffung der Materialbedürfniffe des Gottesdienftes, die dcome- 
mifche Verwaltung des Kirchenvermögens und die Polizei des Gottet: 
dienftes in Geftalt de8 Amts der Churchwardens und ber Church 
Rate. — 
VI Aus dem Gebiet der Wohlfahrtspolizei ift den 
Ortögemeinden auferlegt: die gefammte Armenpflege durch arbeitiaw 
VBeichäftigung der Arbeitsfähigen, dur Natural» und Geldunterftägung 
ber Arbeitsunfähigen, in Geftalt des Amts der Churchwardens, 
Overseers und ber Poor Rate. Die dazu gehörigen Controlgefchäft 
und die Deichwerbeinftanz. fallen wiederum dem Kreisverband in Ge 
ftalt des Triedensrichteramts zu. 

VO. Aus dem Gebiet der Gefundheits- und Ban: 
polizei insbejondere find neuerdings den Ortd- und neugebildeten 
Sammtgemeinden gewiffe Geldausgaben nad Analogie der Armen 
fteuer zugedacht und einige wenige perfünliche Pflichten, vertheilt unter 
die Ortsgemeindebeamten, die Friedensrichter und neugebildete Boards. 

VIII. Endlich ift fodann den Kreisverbänden auferlegt die Er- 
haltung der öffentlichen Brücken in Geftalt des Friedensrichteramte 
und der County Rate; den Ortsgemeinden uud neuen Sammtigemein 
den die Erhaltung der öffentlichen Wege durch die Wegefteuern, dark 
das Amt der Surveyors of Higbways und dur das Gontreiam 
der Friedensrichter. 

IX. Als felbftverftändlihde Ergänzung tritt hinzu: 
(1) die Pfliht der Ortögemeindebeamten zur Ansjchreibung, Cm 
ſchätzung, Erhebung, executivifchen Beitreibung der Gemeindefteuern, 
zur Verwendung derfelben für die gefetlich feſtgeſtellten Zwecke um 
zur Rechnungslegung; (2) die Pflicht der höheren Kreis beamten, me 
mentlich der Friedensrichter, zur Verhandlung und Entſcheidung der 
Beichwerben, NReclamationen und Streitigleiten aus dem Gebiete der 
Communaljteuern und der Ortögemeindeverwaltung; (3) daran reiht 
ſich ſchon im Mittelalter die Bildung von Kreiteinfchägungs-Commii- 
fionen für die direlten Staatejteuern, wie ſolche noch heute bei der 
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Staatsgrundſteuer, der Eintommenfteuer und den assessed taxes vor» 
fommen. (S. 512.) 

Damit ift das Gebiet des Selfgovernment gefdloj- 
jen, wie foldjes in Cap. IIL.—X. und in dem gemeinfamen Capitel 
über die Communalſteuern dargeftellt worden ift. Eben nad) der Weiſe 
feiner Entitehung und nach feiner Einfügung in den Staatsorganis⸗ 
mus, kann es nicht anders dargeftellt werden als oben gefchehen. Eine 
nach der Weife moderner Kreis: und Gemeindeordnungen jchematifirte 
Darftellung würde fi) als unausführbar ermeifen. 

Dies ift das Gebiet, auf welchem in einem neueren 
Staatswefen die fog. Decentralifation herrſchen fann, 
auf weldhem fie in einem freien Staatsweſen herrſchen 
foll; dies find aber auch die pofitiv gegebenen Schranken, 
innerhalb deren der Begriff der „Decentralifation“ über- 
haupt einen Sinn bat. 

Die Frage der Centralifation ijt feine Frage legislatorifcher „Weis- 
heit,“ fondern eine Frage finanzieller und rechtlicher Nothwendigkeit. ' 
Kin Staatswefen, welches jo gewaltige Aufgaben wie der heutige Staat 
zu erfüllen bat, in der Bertheidigung nad) Außen, im Rechtsſchutz der 
ihwächeren gegen die ftärferen Klaffen, in der Bereinigung widerftre- 
bender fich befämpfender Gefellfchaftsgruppen, in der Erhebung, Ber 
(ehrung, Förderung des wirthfchaftlichen und fittlichen Lebens der zahl: 
reichften und der ſchwächſten Klafjen des Volle, bedarf der Centralifas 
tion der Geſetzgebung und der Beſteuerung. Wenn man fich für das 
Gegentheil auf England beruft, fo ift dies ein Mißverſtändniß. Die 
engliſche Verfaſſung konnte überhaupt entftehen nur dadurd, daß 
feit dem 11. Jahrhundert die Gefeßgebung centralifirt war; fie konnte 
ich fortbilden und erhalten, nur weil die Geſetzgebung bis heute 
centralifirt blieb. Es ift innerhalb der englifchen Verfaffung auch nicht 
die Mede von gefeßgebenden Provinzialftänden, Kreisftänden, ritter- 
ſchaftlichen Eorporationen, fondern nur von Lokalpolizei-Verordnungen, 
bye-laws (f. Regiſter h. v.). 

Ebenfo centralifirt ift da8 Beſteuerungsrecht. Kein Kreis 
oder ftädtischer Verband kann irgend welche Steuer erheben ohne einen 
Act der Geſetzgebung, noch Öffentliche Gelder verwenden zu irgend einem 
anderen Zweck als zu dem vom Geſetz vorgefchriebenen ober erlaubten. 
Durch diefe Beſteuerung wurde England zwar nicht vor mancher ſchwe⸗ 
ven Einfeitigkeit, wohl aber vor der localen Verwirrung des Abgaben- 
weſens bewahrt, die früher auf dem Continent herrfchte. Die Aus- 
nahmen davon find nur fcheinbare. Wenn die Friedensrichter eine 
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Graffchafteitener, die Gemeinderäthe eine Stadtfteuer, die Armen- und 
Wegeauffeher eine Armen- und Wegefteuer ausfchreiben, fo ftehen Per: 
fonen, Sachen und Zwede dur das Geſetz feſt; die Steueransicrei: 
bung bedeutet nur periodifche Abmeffung nach periodiichem Bebärfnik. 

Die Decentralifation, für weld: England als das Mufter gilt, 
ift alfo nur Decentralifation der Berwaltung, d. 5. Heras 
ziehung der Communen zur Ausführung der Geſetze und bei Echebung 
und Berwendung der Steuern. Aber auch auf diefem Gebiet find die 
allerwichtigften Zweige einer Decentralifation gar nicht fähig. In der 
englifchen Berfaffung bat ſich die Grenze empirisch feitgeftellt, und dic 
dabei gewonnenen Erfahrungen find um jo bedeutungsvoller, ale in 
feinem Staate Europa's die Kreisverbände eine ſolche Kraft und Fe 
ftigfeit erlangt haben wie in England. Wenn es troß ihrer politiſchen 
Gewalt den Communalverbänden nie eingefallen ift auf dem großen 
Gebieten des Staatslebens zu decentralifiren, welche die Königlicke 
Prärogative i.e. S. bilden : fo ift das ein ftarfer Beweis für die innere Noth- 
wendigfeit einheitlicher Gewalt und Berwaltung auf diefen Gebirten. 
Das Staatsweſen hatte in England nicht nöthig fi) mühfam erft aut 
der Zerfplitterung des Feudalweſens zujammen zu faffen, wie auf drm 
Continent. Es war hier nicht nöthig die zerftüdelten Staatsfunctionen 
aus der ländlichen Grundherrlichleit, aus der Stadtverfaffung und aus 
der Kirchenverfaffung ftüchweife erft wieder zufammenzuraffen, wie dies 
im ancien regime langjam, mühſam und durch „fchonende* Privile 
gien in ungerechter und verfehrter Weife geichah: fondern es jtand 
fon in der normannifchen Periode feft, daß jene Functionen, welde 
da8 heutige selfgovernment bilden, de8 Königs oder der Kirche Necht, 
alfo des Staates Pfliht find. Nachdem der Yortfchritt zum Staa 
aber einmal gemacht war, ift e8 den Parlamenten nicht beigefommmen, 
in da8 verfallende Feudalweſen zurüczufchreiten, und ſolche üffentlice 
Rechte und Pflichten etwa Kreisftänden oder Stadtgemeinden als ein 
Privatrecht zu übereignen. Unter der Verwaltung de Privy Coun- 
eil und unter ber Rechtſprechung der Neichögerichte war und blieb ee 
der umerfchütterlich fefte Grundfag, daß das ganze hier vorliegende Ec 
biet nur öffentliche Steuern und Öffentliche Aemter zum Geyer 
ftande Bat. Es war eine unglüdliche, durch ein Zufanmentreffen vie 
ler Umftände verfchuldete, verhältnigmäßig eng begrenzte Ausnahme, 
vermöge derer man bis zur NReformbill gewiſſe Befugniffe der Muni- 
cipal Corporations als Eigenrechte behandelte, — eine Berirrung, di 
fi durch fchwere Mißbräuche gerächt, die zu allen Zeiten den fdnme: 
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hen Punkt der Barlamentsverfaffung gebildet hat, und deren Nachwehen 
noch Heute nicht überwunden find. 

Das ganze Gebiet de8 Selfgovernment unterlag alfo von jeher 
der Königlichen PBrärogative, d. h. der Beſtimmung der Staatsgewalt, 
— der Gefeßgebung und dem Beiteuerungsrecht des Staats. Es folgt 
daraus, daß diefe Gentralifation nur beftehen konnte in der BVeftreitung 
gewiſſer Geldkoſten durch gefetliche Communalſteuern, unb in der Ber- 
waltung gewiffer Aemter nicht durch befoldete Staatsbeamte, fondern 
dur anjäfjige Männer aus dem Communalverband im unentgeltlichen 
Ehrendienſt; allenfalls mit remunerirten Unterbeamten. Und eben 
daraus Folgt, daß ein Selfgovernment nur ftattfinden Tann (1.) an . 
ſolchen Gegenftänden, deren Beitreitung mit den Geldmitteln des Com- 
munalverbandes möglih und nad der Natur der Leiftung der Com: 
mune zuzumuthen ift, und (2.) nur an folchen Gegenſtänden, die durd) 
Ehrenämter verwaltet werden können: alſo foldden höheren Amtsfunc- 
tionen, welche ländliche und ftädtifche Honorationen, und an folchen 
ffeineren Aemtern, welche Bauern und Handwerker erfahrungsmäßig 
verfchen Tünnen. Es find dies zwei Schranfen, vor denen auch die 
größte Kühnheit der Doctrin ftilifteht, fobald die Idee in die Wirk: 
lichkeit tritt. Daß man Polizei, EChaufjeeverwaltung u. dgl. nicht be- 
centralifiren Tann, fo lange die Koften aus den Staatsfinanzen aufge- 
bracht werden, daß ein Kreis- oder Gommunalverband unmöglich Dinge 
verwalten kann, zu welchen die nöthigen Gelder in einer 100 Meilen 
weit entfernten Provinz aufgebracht werden, muß als entfcheidend an- 
erfannt werben. 

In dem Baterlande des Selfgovernment ſelbſt find allerdings 
alfgemeine Betrachtungen über das Wefen und die Grenzen deſſelben 
jeltener al8 auf dem Eontinent. ‘Das Selbftverwalten „nach Gefegen“ 
war den höheren Ständen zur Gewohnheit geworden, und wurde felbft- 
verftändfich als der normale Zuftand voransgefegt. Erft im legten 
Menfchenalter find die erwerbenden Klaſſen auf die dee gekommen, 
daß das fo practifche Syſtem der Arbeitstheilung auch wohl für Com— 
munal- und Staatögefchäfte bequemer und practifcher fei. Für das 
Gebiet der Communalftenern indejjen find auch diefe Ideen nicht ſo⸗ 
weit gegangen, um den Communen eine Wahl und Verwendung von, 
Steuern nad eigenem Ermeifen und Autonomie zu geftatten. “Die 
Berirrung zeigt fich vielmehr nur in der Behandlung der Communal- 
ämter, und in einigen Ideen über „Decentralifation der Geſetzgebung,“ 
die in gewiffen Portionen an Provinzial- und Kreisparlamente abge 
geben werben fol. Diefe Vorftellungen reichen indeß nur in die der 
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Selbjtthätigkeit entwöhnten Klaſſen hinein, und gleiten unfchäblic ab, 
wenn fie verfuchen in Geftalt von Gefegesvorfchlägen an das Parls- 
ment zu kommen. Schon an der äußeren Geftalt des Budget prägt 
fih dem Engländer die fefte Einficht ein, daß jeder Commmunalverband 
nur da8 verwalten kann, was er felbft aufbringt, und am der täglichen 
Anwendung ber Gefege lernt der englifche Friedensrichter, wie jeder 
ftantstundige Dann, daß die einmal gewonnene politifche Einheit des 
Willens der Nation, — die einheitliche gejeßgebende Gewalt, — nidt 
wieder in Bruchſtücke und particuläre Autonomien zerlegt werden fann. 

Anders verhält fi bie Sache freilih in Frankreich. Borftellumgse. 
welche in England nur in Kreifen auftauchen, welche der Braris des äffentt:- 
hen Lebens fremd geblieben find, (wie in einem Theil der ftädtiichen und 5% 
brifbevölferung, in den Theorien der Chartiften und humanen Doctrinäre) c 
iheinen bier als Grundanſchauung der „gebildeten Klaſſen,“ d. h. derer, welce 
immer noch vorzu 8 sweiſe einer perfönlichen Thätigkeit in öffentlichen Dingen eur 
frembet find. Ja in Frankreich geht jet das Modewort der „Decentrafilstise“ 
nicht bloß vou der engliſchen Schule, fondern aud von Regierungstreiien wı 
von der ultramontanen Partei aus. Wenn ein Bräfelt in letzter Inftam; ai 
ſcheiden fol, was bisher in Paris entfchieden ift, fo nennt man das Deceat:- 
Iifation. Wenn die Geiftlichleit neue Rechte gegen den Staat beaniprudit, mäi 
rend fie die entfprechenden Pflichten weder mit ihren geiſtigen noch mit ihren 
Geldmitteln zu erfillen vermag; wenn fie unter dem Namen kirchlicher Selb 
ftändigleit Rechte beanfprucht, durch die jeder andere Confeſſionsverwandte rech 
und fchntlos, oder ein Konfeifionsftreit ſyſtematiſch erzeugt wird, fo nennt mau 
aud) das „Decentralifation.” Wenn die verfchiedenen VBefits-, Erwerbeilaiie: 
und geiftigen Berufe ſich nad) ihren Borftellungen und Intereffen ihre eigerc: 
Geſetze geben wollen wie im Mittelalter, oder wenn doctrinäre Uulis- 
heit aus einer naturwüchſigen, unbemwußten Rechtbildung jeder Provinz, Etaik, 
Dorfichaft, Körperihaft ihr eigues Recht wachen läßt: fo heit man and des 
„Decentralifation.” In diefer Weife kann man fich von jedem Standpuntt am 
für Decentralijation erffären, und doc fehr Verfchiedenes, Unreifes, Zisatt 
widriges wollen. Es find da8 eben nur vollgilltige Zeugniffe für die vicz:- 
rühmte „politifche Bildung.” Aus manchen neueren politiſchen Grörtennge 
gewinnt man den Eindrud,, ale ob Gentralifation und Decentraliſation etwa 
Geſchmackſache feien. Die engliſche Verfaſſung ift vorzugsweife geeignet fs 
zu machen, daß die Decentralifation im heutigen Staatsweien in erfer Yırı 
Finanzfrage, in zweiter Linie Rechtsfrage ift, und daß alle Torftellungen, dicke 
Grenze tiberfchreiten, ſich als Ideologien erweifen werben, wenn man fie rat 
dem engliſchen Maßftab um ihre Herkunft befragt, maß hier in ber Kür 
geihehen mag: 

I. in dem Gebiet der Civiljuſtiz befchränft fi die Möglichkeit eme 
perſönlichen Betheiligung des Communalverbandes auf Zuziefung einer Civiliera 
oder Spezialjury itber die Thatfrage im ordentlichen Civilprozeß. Weber die zur 
bare Verwendung der Civiljury ift indeffen die bffentlihe Meinung in England 
felbft neuerdings zweifelhaft geworden. Ihre Titchtigleit iſt für gewiſſe Gebiete 
wie für Schadensffagen, oder zur Erſetzung eines juramentum necessarım 
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und in einigen Füllen fpeziellerer Anwendung für arbiträre Fragen (f. Regifter v. 
Jury) unbeftreitbar ; obwohl die fociale Grundrichtung unferer Zeit ihr nicht ſehr 
hold if. Defto größer iſt auf dem Continent die Reigung zu befonderen Handels⸗, 
Gewerbe⸗, Fabrilgerihten u. dgl. In England ift davon bisher ebenfo wenig 
die Rede als von bejonderen Ritter- Blirger- und Bauergerichten. Trotz der be- 
deutenden SHandelsintereffen hat man den Grundgedanken feftgehalten, daß es ſich 
bei den Handelsprozeſſen nicht um Handel, fondern um Handelsrecht, und nicht 
bioß um Rechtsanſchauungen ber Handelsleute, fondern um gemeinjame handelt. 
Deshalb hat man iiberhaupt die jolidere Geftaft der gemeinfamen Betheiligung 
der Gemeindegenofien (Civiljury) vorgezogen dem ftändiichen Grundſatz des iudi- 
cium parium. Bei der übergroßen Nachgiebigleit gegen dieſe Lieblingsvorftellung 
der ftädtifchen Bevöllerung wolle man jedenfalls nicht vergeflen, daf es ſich bei der 
Einridtung von Handelsgerichten auch um die Rechte der Nichtkaufleute handelt, 
daß diefe Einrichtungen kein Städ des Selfgovernment, fondern im @egentheif 
eine bedeutende Conceſſion an das fländiiche Princip bilden, daß fie feine Stär- 
fung jondern eine Abſchwächung des Communalmefens bilden. — Bon der 
finanziellen Seite aus laffen fig die Lokalkoſten der Kreisgerichte, ben Kreisver- 
bänden auferlegen: die Yureauloften des Untergerichts aber und die ganze Ge⸗ 
ftalt des Sheriff’s oflice paſſen fir den Comtinent nicht, wo feit langer Zeit 
da8 Syſtem der heutigen englifchen Kreisgerichte in Geftalt eines durchaus tüch⸗ 
tigen Einzelrichteramts längſt befteht. 

1. 3m Gebiet der Strafjiuftiz und Sicherheitspolizei hat das 
engliihen Selfgovernnent einen außerordentlich weiten Umfang, welcher, zuſam⸗ 
menhängend mit uralter Gewöhnung des Grundbefikes, die tiefliegenbfie Wurzel 
der englifchen Ariftofratie bildet. In dem Staateleben des Kontinents befteht 
eine ebenfo tief gewwurzelte Trennung. von Juſtiz und Berwaltung und durchweg 
andere Gewohnheiten, welche die Geſetzgebung anerkennen muß. Es fällt damit 
ficherfich weg die Handhabung einer eigentlichen Criminal juſtiz durch Rittergute- 
befiger und ftüdtifche Honorationen, aljo die ganze Stellung der Friedensrichter 
in den Quarter Sessions, al® Gorrectionalgericht und als Appellatisnsgericht fir 
das Polizeirichteramt. Es fällt ferner weg die Anwendung der großen Jury, 
die auch in England fi) nur bei den Afflien ficher bewährt hat, wo man fie mit 
vechts- und gejchäftsfundigen Männern (Fsriedeusrichtern) beſetzen kann, und die 
eben deshalb auf dem Kontinent nie Wurzel faflen konnte. Es fällt ferner weg 
der Coroners inquest, ber nicht fachgemäß geftaltet ifl. Unbedingt anwendbar da- 
gegen erjeheint (1) die Urtheilsjury in Strafſachen, db. h. die Bildung von 
ernannten Ausidyiffen des Kreisnerbandes, flir welche die Lifte aus den zu einem 
unentgeltlichen Ehrendienſt befähigten höheren und mittleren Ständen durch bie 
Semeindebehörden, bie Dienftlifte durch perfönliche Auswahl, und zwar durch den 
Borfigenden der Kreis- oder Bezirksgerichte zu bilden iſt, — nicht aber in der 
durchweg verzerrten Geftalt der franzöfifchen Fury. (2) Anwendbar ift ebenfo die 
Uebertragung der höheren adminiftrativen Polizei auf Ehrenümter ans 
töniglicher Ernennung, und in Berbindung damit ein unteres Bolizeirichteramt filr 
Handhabung der Land-, Feldpolizeiordnung und andere bringliche Fülle von Nach⸗ 
barſtreitigkeiten; ebenſo der erfte Angriff und dringliche Vorunterſuchungshandlun⸗ 
gen in Straffachen. Wie einft in England fo kann fid) unjer Selfgovernment zu- 
nähft uur ans Theilung des Landrathamts bilden, für die in Preußen übrigens das 
Verhältniß in Weftphalen und in Pofen die nächftliegenden Vorgänge barbietet. 

Gneift, Engl. Communalverfaflung- 80 
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Für die praktiſche Geftaltung diefer obrigkeitlichen Aemter, für ihre Grganımg 
durch entiprechend befolbete finbirte Beamte (quorum) im Fall unvermeidide 
Nothwendigkeit, für den Geſchäftsgang, fir das Concurrenzverhältuiß der ernanz 
ten Bolizeiherren mit dem königlichen Beamten (Kreislandrath), für die Benugung tab 
atterner Beamten zum Bureandienft und zur Brotofollführung, für die Retiwwen- 
digfeit fefter Gejchäfteformulare und dgl. bietet die engliiche Verwaltung Ins in ie 
Heinften Einzelheiten alle die praftifchen Erfahrumgen dar, die unferen Beamin 
und unſeren Sonorationen auf dem Lande bisher vollftändig fehlen. (3) Anwern 
bar ift ferner das englische Verhältniß der Seffionen ale Oberinften; der 
DOrtsgemeindeverwaltung mit ihrem förmlichen aber einfadyen Geſchiu 
gang; felbftverftändlich fcheidet dabei wieder aus, was nad, unferen Berhält 
niffen reine Juſtizſache if. (4) Anwendbar ift der Auftrag der unteren Pelze 
gewalten auf das Dorfichulzgenamt; ja daffelbe iſt in Deutichland fehr viel käi- 
tiger fchon vorhanden: als das in England längft verfallene Pozizeidienerthun der 
Parochial Constables. Alles was auf der Tiichtigleit und dem guten Re 
der Mittelfiände berubt, ift überhaupt bei uns befier vorhanden, als eine verfehrk 
Nachahmung fremder Dinge uns bringen könnte. linfere Bemeindeorbunnge 
haben vielmehr alle Beranlaffung, das Ortsvorfteheramt durch Ginfägung in eme 
homogene Kreisverfaffung und durch Chrenrechte -vor weiterem Berfell un» ve 
einem Aufgehen oder einer Unterordnung unter die Gensdarmerie zu bewahren. 
Mit einer befoldeten Constabulary find wir fchon veriehen; wo fie nicht za em- 
behren, ift wenigſtens filr ihre fefte Unterordnung unter die bärgerlihe Obriglen 
und unter die Gerichte zu forgen. Daß es zur Aufrechthaltung ber inneren !ar- 
desficherheit nicht vieler Tauſenden von befoldeten Mannſchaften bedärfe, darkz ık 
reichlich und ficher geforgt durch unſere Landivehr, deren 2tes Aufgebot bem eng- 
liſchen Syſtem der Spezialconftable® vorzuziehen if. Für das ganze Gebiet te 
untern Bolizeiperfonals find die englifchen Zuſtände grade das warnende Beiigie, 
wobin bie fchiefen Vorftellungen einer Pjeudo-Selbfiverwaltung führen. (5) In 
wendbar ift aus bem englifchen Syſtem aud die Strafverfolgung im ik 
Geftalt ale Gemeinbepfliht. Daß für das Gebiet der Polizeilbertretungen zu 
Popularklage mit Concurrenz eine Strafverfsigung durch; Gemeindebeamtr sat 
reicht, beweiſen die englifchen Polizeizuftänbe ganz überzeugend, fo ſehr die® wunieren 
Gewohnheiten fremd geworden ift. Aber aud fiir die meiften eigentlichen Be: 
brechen ift eine Strafverfolgung durch Private, Kreis- und Communalbeamte cbexir 
annendbar wie dutch befondere vom Staat angeftellte und befoldete Beamte. Tx 
englifche Privatverfolgung mit Anwaltszwang, (der auch dort de facto beftekt. 
mit einem concurrirenden Recht von Communalbeantten nnd Gtaatsbeamirs 
zur Strafverfolgung, ift auch wohl für den Sontinent die verfafiungemäßige nd 
tige Form; nur wird nach unſerer Gewohnheit die Verfolgung durch Stoetcbe 
amte wohl die praltifche Regel bleiben, die audere das nothwendige Suppiemezi. 
(6) ergiebt fi) aber daraus, daß die Laften der Kreieſte ner auf dem Cm- 
timent viel geringer find und bleiben werben ale die County rate; es werbes 
von dieſer Seite aus nur die fachlichen Koften der vandespolizei und ein gr- 
ringer Theil der Strafverfolgungsloflen dem Kreisverbande zur Laſt fallen. 

II. Eine Stadtverfaffung im heutigen Staatsweſen fazı 
nicht dieſelbe fein wie im Mittelalter, wo ſich im Nothſtand Des zer. 
fplitterten Feudalweſens die Städte ihr Gericht, idre Polizei, ihre Bermaffuuns, 
ihre Finanzen, ihr Verhältniß zu Kirche und Schule ſelbſt ſchaffen mußten, ale a 
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gänzende Kleiuſtaaten im Feudalſtaat. Die heutigen Städte finden dieſe Auf- 
gaben in dem größeren Ganzen wieder, zu dem fie gehören, umd in welchem fie 
nur flärfere Glieder find, die ſich zum Auftrag von Staatsfunctionen vorzugs- 
weife eignen. &benfo wie in England gebührt alfo den Städten die Selbftver- 
mwaltuug ihres alten Bermögens- und Steuerweſens. Sodann aber eine Doppel-- 
ftellung: (1) die Uebernahme aller Kunctionen, welche der Ortsgemeinde, in Eng- 
land dem Kirchipiel obliegen. Es ift im Ganzen als ein Vorzug bes englifchen 
Syſtems zu betrachten, daß bie Gefegebung der Tudors die ftädtifchen Kirchipiele 
(Stadtbezirke) als ſelbſtündig verpflichtete Ortsgemeinden behandelt, und ihnen 
Armenpflege, Straßenerhaltung und dgl. jelbftändig auferlegt; während in ben 
eontinentalen Berfaflungen die municipal corporation alle Stadtvermaltung cen- 
tralifirt, und dadurch in der neueren Entiwidelung der großen Städte die Bezirke zu 
todten Wahllörpern macht, die feinen nachbarlichen Zufammenhang, feine gemein- 
fame Steuern, perſönliche Pflichten und Selbftverwaltung mehr haben. Für diefe 
Berhältniffe, an welche auch die beften beutichen Städteordnnungen noch nicht ger _ 
dacht haben, ift eine Decentralifation dringendes Bedürfniß (2) Können und follen 
die großen Städte die Laften des Kreisverbandes, die kleineren \venigftens einen 
Theil der Kreislaften tragen. Aus diefem Auftrag in Verbindung mit den Orts. 
gemeindelaften ergiebt fid) als Regel ein Bebürfnifg befonderer Städteordnungen. 
- Zm Ganzen find hier die vorgefundenen Berhältniffe um fo mehr zu fchonen, weil 
bei uns die Städte dem Lande ebenfo weit voraus und überlegen find durch 
alte Gewöhnung an Steuern und perfönlichen Dienft, wie umgelehrt die englifche 
Kreisverfaffung und die Gewühnungen des Landes den Städten überlegen find. 
Unfere Aufgabe ift die vorhandenen guten Elemente mit den Kreisverfaffungen zu 
verbinden. Die grundfätliche Ansfonderung der Städte giebt nämlich der Klaſſen⸗ 
Eiferfucht die reichfte Nahrung, dem unverftändigen Streit über Standesrechte 
einen dauernden Anhalt, und bricht die Kraft der parlamentarifchen Wahllörper 
fchon durd) den Zwieſpalt der Unterlage. Eine völlige Abfonderung der Städte 
als jelbfländige Kreisverbände (counties corporate) wird anjcheinend nur für die 
großen Städte von dem Umfang einer Armenunion in England (alfo für Städte 
von 25—30,000 Seelen, deren in Preußen nur etwa 20 vorhanden find) rathfam 
werben. Bon neuen Städteordnungen follte überhaupt nicht eher die Rede fein, 
ehe feftfieht, was Kreis- und Ortsgemeindelaft in Zukunft fein fol, Denn die 
Stadtverfaffung kann nichts weiter fein als die Kombination von beiden. Alle 
innere Harmonie im Staatsleben trotz verfchiedener Beſitzweiſe und ſocialer In⸗ 
terefien beruht auf der Gleichartigkeit der Communalzwecke, der Gleichheit des 
Syſtems der Communalfteuern und Commumnalämter. 

IV. Die Milizverfaffung it der ſchwächſte Theil des englifdhen, 
die Landwehr der ſtürkſte Theil des deutfhen Selfgovernment. 
Nur in dem Moment der böchften VBegeifterung und Selbflaufopferung für das 
Baterland konnte fi) Preußen zu der vollftändigen Erfüllung der fchmwerften 
perfönlichen Pflicht im Staat entfchließen, der alles Andere nachfolgt. Die all- 
gemeine Wehrpflicht ift fo die entfcheidende Grundlage unferer Berfaflung für 
ale Zufunft geworden. Die Beibehaltung eines fchlagfertigen ftehenben Heeres 
war bei der geographifchen Lage des Landes inmitten der europäiſchen Großftaaten 
mit flehenden Heeresmaffen nothwendig, die volkswirthſchaftlich vortheilhafte Bil⸗ 
dung der Milizſyſteme für Staaten von foldem Umfang und folcher Lage unzu— 
reichend. Das preufifche Syftem vereinigte beide Anfpriiche durch die möglich 
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furze, aber ernftlid) gemeinte Ausbildung und Gewöhnung der waffeniähigen Fe 
völferuug zum Soldatendienft, deren Gleichmäßigkeit den Zwiefpalt ber fiehenber 
Heeee im Staat, die Gefahr der Freiheit und der Verfaſſung wieder aufbeht. 
Das Reife diefer großartigen Conception liegt darin, daß man mit der thesreind 
ftets empfohlenen Miliz fich nicht begnügte, fondern dag man der Ingend die 
Ausbildung und Gewöhnung des wirklichen Soldaten gab, und erft der auege 
bildeten Mannichaft die vollsthümliche Verfaſſuug der Miliz. Tas Ledtere 
gehört als das entipredyende Ehrenrecht und als die nothwendige Verſchmelzung 
des bürgerlichen Lebens mit einem auf langen friedensftand berechneten Heer 
ſyſtems (welches unvertilgbar die Tendenz zu ftändifcher Bildung behält), wutrens- 
bar zu einander. Politiſch bedeutet eine Tebendige Landivehrverfafiung für ale 
Klaffen der Bevölkerung ebenjo viel wie Friedensrichteramt und Zury ale Erma- 
lage der engliihen Verfaſſung. Sie entipridt dem erften Bedürfniß des Landes, 
den Gewohnheiten und Neigungen des Volls ebenfo wie jene Hauptgrumdlag 
der engliſchen Berfafiung, und bedeutet auch dasjelbe fiir die berechtigte Stellung 
der beſitzenden Klaffen. Aus dem englifchen Milizweſen find nur ſolche Babr- 
heiten zu entnehmen, die Deutichland auf anderem Wege bereite kennt: bei alk 
technifche Formation der Milizen und Landwehren nur dem zeitigen Kriegebebir 
niß folgen kann, aljo ibereinftimmmen muß mit den fiehenden Armeen; daß du 
Rechteverhältniffe und die Dieciplin im Dienf diefelben fein müſſen ısie br 
der fiehenden Armee; daß die Stellung des Dffiziers im heutigen Staat ein veu 
perſönliches Amt ift wie jedes andere; daß eben deshalb der Erundiay der 
Wahl unzuläffig ift für alle Heereseinrichtungen. Alle Elemente der Offigier wabl. 
der mißbräuchlich aus den älteren Geſetzen Ubernommene Ausdrud eines „MRilusı 
ftandes“ u. ſ. w. find den militäriichen Sweden und der heutigen VBeriaflung der 
Armee völlig fremd, und nur Formeln, in denen der Fendalismus fein umbered 
tigtes Dafein friftet. Wir haben auf diefem Gebiet viel mehr zu thun, unı grofe, 
überlommene JInftitutionen vor dem Verfall zu bewahren, ale neue Einrichtungen 
nad) fremden Vorbildern zu verjuchen. 

V. Die engliide Kirdfipielsverfafjung hat in Deutidlend 
“ihre nädhfte Parallele in der Dorfgemeindeverfaifung. Die Feu- 
mation hat bei uns bie Gefahr einer Verwirrung der kirchlichen umd weitliches 
Berhäliniffe der Ortsgemeinde im Allgemeinen nicht herbeigeführt. Taägegen 
fehlt die kräftige Nachhülfe, weldye die englifche Geſetzgebung jeit den Zudere Kt 
Drtegemeindeverfallung gegeben Hat durch die genaue Regelung ihrer Stererr 
und Pflichten. Die deutſche Dorfgemeinde blieb im Allgemeinen auf der Stre 
der in England faft verjchollenen Tithing ftehen. Dur den Mangel ee 
Realſteuerſyſtems ging der Maßſtab für die Betheiligung der bloßen Hauseigen- 
thilmer, Miether, Gewerbtreibenden u. |. w. am Gemeindeleben verloren, währen 
andererfeits die Iſolirung der fleinen Ortsgemeinde, ohne Halt an einer gleichartigen 
Kreisverfailung, fie zu einer Unterftelle der Staatsbehörden macht. Wenn das Schulzen⸗ 
amt dennoch nicht zum Polizeidienerthum herabgefunlen if, jo liegt der Grund tfels 
in der wirtbichaftlihen Zelbftändigfeit und Kraft unires Bauerſtandes, theils u 
dem tiichtigen Zinn der Mittelſtände. Nur fie bemahrten in Deutſchland im 
gute Sewohnheit, ihre Pflichten gegen den Staat auch in Ghreuämtern zu ei⸗ 
füllen, welche zu erfüllen der Landadel an den Höfen und in den fichenden Ar- 
meen allmälig verlernte. Jedenfalls bezeugt das Schulzenamt bie unverwällndt 
Lebenokraft des deutjchen Selfgoverument, Das Schulzenamt if hier der gege 
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bene Ausgangspunkt, ebenjo wie für Eugland die Parish, die Churchwardens, 
Overseers und die Poor rate. Eine dentiche „Semeindeorbuung‘ bedeutet zu- 
nächſt Reform, Erweiterung oder Theilung des Schulgenamts und 
Negelung der Semeindefteuern. Cbendeshalb bedarf 

VI die Communalarmenpflege in Deutihland mehr der Nachhülfe 
als ver Erfindung einer neuen Geſtalt. Der ungeheure Umfang der Armenpflege 
in England war bie Folge der mangelhaften Entwidelung der arbeitenden Klaſſen, 
einer totalen Ummälzung in der induftriellen Geſellſchaft in dem erfteu Handels- 
und Fabrikſtaat Europas. Die Verwickelungen des Niederlafjungsrechts waren 
zunächf im Interefje des großen Grundbefites entftanden, und durd) die Kleinheit, 
weitere Theilung und fiarre Abfperrung der Niederlaffungsbezirfe unheilber ge- 
worden. Die Mangelhaftigkeit der Berwaltung entfiand aus der geiftigen Träg- 
heit der Mittelftände im Armenauffeheramt. Alles dies hat eine übereilte Bil⸗ 
reaufratifirung des ganzen Armenwejens herbeigeführt. Sie if für Deutſchland 
ungemein lehrreidy, am meiften für das, was wir in künftigen Gemeindeorbnungen 
zu vermeiden haben. Ebenſo find 

VIL die neuen Communalinftitutionen für Gefundheits- und 
Baupolizei nur aus einer lange dauernden Bernadhläffigung heraus in eine 
iibereilte und nur prodiforifche Geftaltung gerathen. In Deutfchland find ältere 
und folidere Geſetze und Einrichtungen dafür vorhanden, und es ift im Allgemei- 
nen fein Grund, dieje Zweige von der übrigen Polizeiverwaltung äußerlich zu 
trennen, jondern mur fie den Kreiſen und Gemeinden vollftändig zu überweifen, 
weiche ſowohl die Geldimittel wie die Aemter dafür beichaffen können. Die 
Bitreaufratifirung diefer Einrichtungen wird grade dadurd) verhütet, daß fie ein 
Theil der communalen Polizeiorganifation bleiben. Für die Bildung und Ber- 
waltung von Irrenhäufern und einige andere Elemente des Communallebens ift 
aber der Kreisverband offenbar unzureichend; aus Elementen diefer Art wird ſich 
auch in Zukunft eine felbftändige Provinzialverwaltung bilden müflen. 

VII. Die Communalwege- und Brüdenverwaltung (Cap. X.) 
hängt von der Borfrage ab, ob der Staat die Erhaltung derjelbeu den nächſten 
Amvohnern zuzumuthen befugt if. Die hiſtoriſche Geftaltung der Wegebaulaft 
ſpricht dafür. Nod heute kommt der Nuten der öffentlichen Commrunicationen 
in erfter Linie den anfäjfigen Nachbarn zu Gute; auch ein lebhafter Durchgangs- 
verkehr ift eine Duelle vichfacher Vortheile für fie. Selbft die linterhaltung der 
Chauſſeen durd) die Kreisverbände ift ausführbar, um fo mehr als ein bedenten- 
der Beitrag durch die Ghauffeegelder gegeben ift. Kreid- und Ortsgemeinden 
fönnen in diefem Umfang fowohl die Geldmittel wie die nöthigen Aemter be- 
fireiten. Dagegen fallen Eiſenbahnen und VBerbindungsbrüden über Ströme ridj- 
tiger in andere Gebiete. 

Schon diefe ſummariſche Vergleichung ergiebt, daß ſowohl von ber Geite 
der Steuern wie der Aemter das mögliche Gebiet der Selbjtthätigleit der Com⸗ 
mume in Deutichland erheblich Heiner ift als in England; an einigen Punkten 
aber auch viel bedeutungsvoller und kräftiger, namentlid) in der Landwehrver⸗ 
faffung und in Allen, was von der Intelligenz; und dem guten Willen der 
Weittelfiände abhängt. Neu binzufügen faun man nod. die Verwaltung des 
Schulweſens, welches (abgejehen von den Armenjchulen) in England jehlt, 
weil es auch nach der Reformation mit der Staatslirche verbunden blieb und 
erft in neuefler Zeit durd die Staatögewalt aus der äußerſten VBernachläffigung 
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zu einigen noch ſchwüchlichen Staatseinrichtungen emporgehoben if. Nur wele 
man nicht vergeffen, daß die hohe Entwidelungsflufe des Unterrichts eine Es 
pfung des deutihen Staats ift, welche verfländigerweile nicht rüdgängig gemadkt 
werden kann durch Mebereignung an reife und Communen: daB alio die 
Commmmalverbände auch dafiir nur Organe der Staatsthätigleit fein füunen, mm: 
daß die gewöhnlichen Formen der Gemeindeverwaltung, die ans Steuer um 
Polizeiverwaltung fich bildeten, nicht obne Weiteres anwendbar find anf die Ir- 
waltung des Unterrichts. 

Jede in dieſer Weiſe fortgeſetzte Vergleichung des Gebietes des Selfgovert- 
ment bietet lehrreiche Parallelen zwiſchen England und Deutſchland dar, aber 
mit dem ſelbſtverſtändlichen Vorbehalt, daß jedes Land an feine Bedürfnifſe umd 
feine Gewohnheiten anzufniipfen bat, die fih in der Hegel in den fchon vor 
handenen Inftitutionen erkennen laſſen. Der Gefebgeber erfchwert ſich ſeire 
Aufgabe und verwirrt die Begriffe, wenn er unnlte nene Namen fchaflt ot 
gar vom. Auslande borgt. Die Webertragung 3. B. des „riedensridhteramt" ar 
Deutichland und Frankreich ift ſchon deshald unverfländig, weil das Wort „Arie 
densrichter” ſprachlich etwas ganz Anderes auspritdt ale Justice of the Peace. 
und eine Reihe arfadifcher Nebenvorfiellungen ſchafft. Ebenſo entfcheiden die & 
biürfniffe des Landes iiber die Reihenfolge der Bedeutung der Inſtitutionen 
Diefen Bedürfniffen, und eben deshalb den Gemohnheiten und Reigungen dei 
Bolls entſprechend, kann der perfönliche Dienft für das Gemeinweſen in Dentich 
land nur in umgekehrter Reihe auftreten wie in England. In England zueri 
im Gerichts⸗ und Polizeidienft, und dann in der Landesvertheidigung: in Dentich 
land zuerft in der Landwehr, dann im Gerichte- und Bolizeidienfi. Während ir 
England die Stellung der Deputy Lieutenants ſich fecunbär an das Frieden: 
richteramt anſchließt, ift in Deutſchland das mögliche Verhältniß ungefähr dee 
umgelebrte. 

Wenn der Staat den gefellfchaftlichen Mlafien nee perjönliche Zumuthunger 
machen muß, fo fol er nicht gleichzeitig das Unmögliche unternehmen, die gege- 
bene gejellfhaftliche Entwidelung umgeftalten zu wollen. Umgekehrt wenn die ' 
geſellſchaftlichen Klaffen zur Theilnahme an den Staat heran wollen, follen fie 
nicht das Unmögliche verſuchen, die gegebenen Aufgaben des Staats, die neth 
wendigen formen der obrigfeitlichen Gewalt, abändern zu wollen. Eben deshalb 
haben fih nur die Schöpfungen des Selfgovernment al® Iebensfähig erwiche, 
weiche Staatsfunftionen in fchlichtefter unmittelbarftier Weife auf Kreis- um 
Eommunalverbände übertragen. 

Auch wenn die Einficht gewonnen ift, daß ein Liebergang aus einem centra 
fifirten Staat in einen becentralifirten nur mit der beftehenden Gefekgebung 
möglich ift, daß jede Organifation des Gemeindelebene unmöglich if, wenn glei 
zeitig damit noch da® Privatrecht und das Verhältni der Stände nmgeflaltet 
werden follen; daß alfo iiberhaupt keine aufbauende Thätigfeit möglich if, ſo 
lange die wilſten Borftellungen von einer fländifchen Gliederung umd einer Um- 
geftaltung der Geſellſchaft in Deutſchland noch einen Einfluß anf die Regierungen 
üben: auch dann noch bedarf es zu unferer Geſetzgebung über Kreis und Com- 
munalverbände unter engfter Anknüpfung an das Vorhandene einer fo an@dauerz- 
den und riidfichtslofen Energie, einer folchen Stetigleit und PBlanmäßigleit der 
Regierungsmaßregeln, daß mit der bisherigen Verfaſſung des Miniferratbe die 
Möglichkeit reifer Geſetzesvorlagen nicht abzufehen ift. 





IV. 


Die Abfinfungen der Streis:, Gemeinde: und Städte: 
ordunng. 


Vergl.: Ueber die Grafſchaften und Hundertſchaften S. 410-416; liber die Ses- 

sional Divisions ©. 683—690 ; Ueberficht der Sammtgemeindebildungen ©. 1188, 

1189, Städteordnung S. 875—880; über die Ortsgemeindeverfaffung: Regifter 
v. Kirchſpiele. 


Da das Selfgovernment ein Auftrag von Staats pflichten ift, 
jo konnte die engliche Gefeßgebung niemals auf die Bildung von Pro- 
vinzialverfaffungen, Kreisordnungen, Provinzial-, Communal ober Kreis- 
ftänden, ritterfchaftlihen Korporationen, Conventen u. dergl. kommen, 
fondern nur auf courts (d. 5. ftehende obrigfeitliche Behörden), auf 
&inzelämter, verwaltende sessions, boards und committees. Die 
Abftufungen derfelben berufen auf dem Grundfag, ber Ortsgemeinde 
an perfönlider Thätigfeit und Steuerlaft alles zuzumu— 
then, wa8 fie tragen kann; was darüber hinausgeht dem 
Kreisverband aufzulegen; was deſſen Kräfte überfteigt 
durh Staatsbeamte und Staatsgelder zu beftreiten, mit 
einigen Ergänzungen aus der Berfaffung der Kirche und gemifcht-Öffent- 
lichen Eorporationen. Es ergeben ſich danad) zwei Hauptabſtufungen: 
(1) eine Ortsgemeindeverfaffung; (2) eine Kreisverfaffung. Aus dem 
Bedürfniß des Gemeindelebens und der neuen Gefellfchaft heraus treten 
dazu noch zwei Zwifchenbildungen; (3) eine Sammtgemeindeverfaffung; 
(4) eine Stadtverfaffung. 

I. Die englifhe Ortsgemeindeverfajfung befteht aus 
folgenden Sägen, weldye jett in den einzelen Gejegen zerftreut find, 
zum fehr Meinen Zheil noch der common law angehören: 

1. Die Bezirke der Ortsgemeinden find bie altherkömmlichen, 
d. 5. feit der Geſetzgebung der Tudors die Kirchſpiele. Eine Thei⸗ 
(ung bderfelben zum Zweck der Armenverwaltung wird nad) der neuen 
Armengefeßgebung nicht mehr geftattet. Andrerjeits find die früher zu 
feinem Gemeindeverband gehörigen Gebäude und Bezirke jegt ohne Um⸗ 
ftände durch die Kreisbehörde einem Gemeindeverband einverleibt oder 
zu eignen OÖrtsgemeinden formirt (S. 1005). Tür Polizeiverwal- 
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tungszwede Tann die Kreispolizeibehörde, für Armenverwaltungsimrd: 
die Rreisarmenverwaltung die Kirchfpieldgrenzen ändern. Für gan; 
neue Organifationen find fogar dem Miniſter des Innern fold« Be 
fugniſſe beigelegt (S. 1143). Die Gefeßgebung forgt dafür, daR zur 
Beichlußnahme über derartige Aenderungen die Ortsgemeindebeamten 
und die Intereſſenten gehörig zu laden, mit ihren Gründen zu hören, 
daß darüber öffentlich und contradictorifch zu verhandeln ift, übrigens 
gelten ſolche Entfcheidungen endgültig. 

2. Die Ortsgemeinde verwaltet felbitverftändlich ihr eigenes Ber- 
mögen mit Corporationsrechten; bauptfächlich aber find ihr folgende 
Obliegenheiten auferlegt: die Kirchenbaulaft unter Verantwortlich 
feit der Churchwardens; ; die Ortsarmenpflege unter Veranwortlich 
keit der Overseers of the poor; die Wegebaulaſt unter Berantwort- 
(ichfeit der Surveyors of highways; ba® untere Polizeiamt unter 
Verantwortlichteit der Constables. 

3. Die perfönlidhe Leiftungen, welche zur Ausfühtung 
diefer Pflichten erforderlich, beitimmt das Geſetz in jeder Cingelkat, 
und zwar: für die churchwardens eine alte feitjtehende Prarie un 
viele Einzelgeſetze; für die overseers das Armengefeg von 1834 mit 
jeinen Ergänzungen; für die surveyors die Wegeorbnung von 18% 
mit ihren Novellen; für die constables die alte Praxis der Frieden 
bewahrung und wenigftens Hundert Polizeigefege; die Obliegenheiten 
der Gemeindebeamten für Zwecke der Geſundheits⸗ und Baupolizei: dir 
Health Act, die Nuisances Act, die Local Government Act. 

4. Die Ortsgemeinde iſt verpflichtet die Geldmittel für du 
oben fpecialifirten Zwede aufzubringen, die für den wichtigften Zwed 
durch 43 Eliz. c. 2. al8 Armenfteuer geftaltet war, fpäter durch mehre 
hundert Geſetze nad einem gleihen Maßſtab durchgeführt fin. 
Für die Ortsgemeindebeamten tritt dadurch hinzu die Pflicht zur Ane- 
Ichreibung, Einſchätzung, Beitreibung, Buchführung, Rechnungslegung 
und Rechnungsreviſion bezüglich der Gemeindeſteuer. 

5. Diefen Pflidten entfpreden folgende Rechte: 

a) in der Gemeindeverfammlung zu beſchließen über den Betrag 
der Kirchenſteuer und über die Wahl wenigftens eines Kirchenvor 
ſtehers. 

b) in der Gemeindeverſammlung eine Lifte zu entwerfen, auf 
welcher die Sriedensrichter den Parochial Constable ernennen möge 
(S. 794). 

6) in einer Gemeindeverfammlung diejenigen Perfonen zu bezeich 
nen, deren Ernennung zu Armenauffehern fie wünfchen (S. 1006). 
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d) in einer Gemeindeverfammlung den Wegeauffeher zu wählen 
(S. 1170). 

e) das Recht Committees zu ernennen zu öconomiſchen Zwecken 
der Gemeindeverwaltung, und Statuten, bye laws, zu errichten zur 
Ausführung ihrer geſetzlichen Obliegeuheiten (f. Regifter v. bye laws). 

Wollte man verjuchen nad, diefer und näher liegenden Auffafjung 
eine englische Gemeindeordnung zufammenzuftellen, fo würbe ein ſchwer 
überfichtlicher und ſchwer verftändlicher Band von Gejegesercerpten ent- 
ftehen. ° Noch auffallender find freilich für unfere Gewöhnungen die 
jehr befcheidenen Rechte, welche jenen ſchweren Pflichten entjprechen. 
Allein zu dem Gemeindewahlrecht tritt noch das ſehr viel ſchwerer wie- 
gende Recht der Parlamentswahlen. Mit Einrechuung deffen hat man 
ein ſolches Maß feit Jahrhunderten als das rechte befunden. - Denn der 
Staat kann nicht mehr Rechte vergeben als Pflichten; er kann für ein- 
fache Pflichterfüllung nicht doppelte Ehrenrechte gewähren. Jeder Ver: 
jud einer Bervielfältigung der Wahlrechte hat ſich daher fofort fühl- 
bar gemacht als eine Abſchwächung der Kraft der parlamentarischen Wahl- 
förper und Wahlrechte. 

U. Die englifche Kreisperfaffung ift urfprünglich identifch 
mit der Grafichaftsverfafjung des Mittelalters. Der alte county 
court ijt die mittelalterliche Kreisbehörde. Durch Theilung und Er- 
weiterung ihrer Obliegenheiten, namentlih aber durch die Einfegung 
des Friedensrichteramts ‚geht daraus die neuere Kreisverfaffung hervor. 
Sie befteht aus folgenden, zum Theil auf common law, überwiegend 
aber auf Geſetzgebung beruhenden Sätzen: 

l. Die Bezirke find die uralten Grafſchaften. Für 
die bequemere Handhabung der Polizei und einzeler Verwaltungsgeſchäfte 
hat indeſſen eine Neueintheilung in Polizeiverwaltungsbezirke, Sessional 
divisions, von durchſchnittlich 4 deutſchen Quadratmeilen und jetzt 
etwa 30000 Einwohnern ſtattgefunden, deren Bildung, nach öffentlicher 
contradictorifcher Verhandlung, den Yriedensrichtern ſelbſt in ihren 
Quaertalfigungen endgültig überlaffen ift. 

2. Die Grafichaft verwaltet felbftverftändlich ihr eignes Vermb⸗ 
gen unter Leitung der Friedensrichter durch den Kreisſecretär (S. 726); 
die Vermögens⸗ und Steuerverwaltang tritt indeſſen in der Kreis— 
verfafjung al8 mehr nebenſächlich zurück. Als Hauptfache fallen dem 
Kreife folgende Obliegenheiten zu: (1) die Beichaffung der Ges 
richts⸗ und der Polizeilocale, fowie einer Linterftelle für Vollziehung 
der Decrete ber NReichegerichte, unter perfönlicher Verantwortlichteit des 
Sheriff; (2) die vollftändige Laft des Polizeirichter- und Vorunter⸗ 
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fuhungsamts, beide vereint in den Friedensrichtern; (3) die untere 
Strafjuftiz, vertheilt unter die Affifen, Quartalſitzungen und ur: 
(4) die Pflicht der Strafverfolgung, jest hauptfächlic in Geftalt der 
Grand Jury und des Coroners Inquest, legterer unter perfönlicer 
Berantwortlichleit des Coroner; (5) Geftellung einer großen Jurr 
und einer Urtheilsjurg zu jeder Alfife und Quartalfikung uud zu 
anderen fpeciellen Sweden, unter Verantwortlichleit des Sheriff; #1 
Beichaffung und Verwaltung der Kreisgefängniffe, öffentlicher Irren 
häufer und Öffentlicher Brüden, forwie die Oberleitung der Maf- um 
Sewichtverwaltung, unter Verantwortlichleit der Friedensrichter; (7' 
Bildung einer Oberinftanz zur Entjcheidung der Appellationen, Br 
fchmerden und Neclamationen aus der Polizei, Armen⸗, Wege um 
Steuerverwaltung, in den Quartal: und Specialfigungen der Friedens 
richter; (8) Gejtellung der Officiere und Mannſchaften der Mil, 
Bildung der Verwaltungscommiffionen dafür, Beichaffung der Zeng 
häufer der Miliz, Leitung des Vorſpann- und Cinguartierungsweiens, 
unter Verantivortfichfeit des Lordlieutenant, der Deputylieutenants 
und der Friedensrichter; (9) Bildung der Kreischauffeeverwaltungsi« 
börde. _ 

3. Die perſönlichen Obliegenheiten der Friebensricte 
zur Ausführung diefer Verpflichtungen find enthalten in der ausge 
fertigten Beitelung (Commission) und in zahllofen Ginzelgefeken: 
für den Coroner in dem Gefegen Eduard I. und den fpäteren Re 
formgefeßen; für die Milizuerwaltung in dem Milizgefeg von 1%r 
und deu Novellen dazu; für den Sheriff in alter Gerichtsprarte un 
ergänzenden Geſetzen; ebenfo für die juries. Die Obliegenbeiten fin 
bier Sat für Sat beftimmt, wie bei den Orts-&emeinbebeamten, 
unter perjönlicher Amtsverantwortlichkeit ſowohl im Strafverfahren 
wie durch gerichtliche Ordnungsſtrafen, unter Umftänden aud durd 
Regreßklagen im Civilproceß. Das Gefeß beftimmt ferner bie im 
äußerfte Detail die Vertheilung dieſer Gefchäfte unter die Geuerel 
und Spezialfigungen und die einzelen Friedensrichter (f. Regifter Spe- 
cial Sessions, Qu. Sessions), und ebenfo das dabei zu beobachtende 
Berfahren. 

4, Den Kreisverbänden find fodann die @erldfafter 
auferlegt, welche diefer Kreisverwaltung correfpondiren: die Erhalt 
der Grafſchaftsbrücken; der Sreisgefängniffe und Correctionshäuie 
mit Gehalten, Gefangenenunterhalt und QTiransportloften, Erhaltum 
der Gerichtsgebäude; Strafverfolgungstoften (jegt zur Hälfte); Tore 
ermittelungstoften; Kreisirrenhäufer; Maß⸗ und Gewidhtsperwaltung: 
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Gehalte der Kreisfecretäre und Kreiseinnehmer; jet vor Allem die 
Koſten der befoldeten Kreisgensdarmerie und der polizeilichen Deten⸗ 
tionshäuſer. | 

5. Diefen fchwerwiegenden Pflidten entfpreden 
iheinbar fehr nnbedeutende Rechte: ein Wahlrecht der Kreis⸗ 
einfoffen zu dem unbedeutenden und verfallenen Amt des Coroner 
und ein vielfach beſchränktes Ehrenrecht der Friedensrichter zur Ernen⸗ 
nung von Ortögemeindebeamten. Im Uebrigen ift feit Jahrhunderten 
von einem Wahlreht in dem ganzen Gebiet der Kreiéver— 
faffung ebenfo wenig die Rede geweien wie von einer Kreisftand- 
ihaft, von Biril-, Curiatſtimmen und dergl. 

Altein es kommt zu diefen unbedeutenden Ehrenrechten das Par⸗ 
lamentswahlredht und der ganz überwiegende Einfluß der an der 
Kreisverwaltung betheiligten Perfonen und Klaffen bei den Parlaments» 
wahlen. Die englifhe Gentry vor Allen hat diefe wenig fichtbaren 
Shrenrechte, die Achtung und den befeftigten Einfluß im nachbarlichen 
Kreife, feit Jahrhunderten fo hoch angefchlagen, daß fie (nad) einigen 
verunglückten Verfuchen im Mittelalter) weder ein Wahlrecht für die 
Sriedensrichter noch für die Sheriffs noch jonft irgend ein Wahlrecht 
beanfprucht hat, mit einziger Ausnahme des gefchäftsführenden Vor: 
figenden in den Seffionen und der Mitglieder ihrer Verwaltungscom- 
mittees. Grabe die dem Weſen der Kreisverwaltungsgefchäfte entſpre⸗ 
chende Durchführung des Ernennungsrechts hat den englifchen Parla- 
mentswahlen und dem Unterhauſe die Gewalten zugeführt, welche 
ſonſt fein politifches Wahlſyſtem und Teine Wahlkörperfchaft zu erfan- 
gen gewußt hat. 

Anders geftalten ſich nun aber diefe Verhältniffe feit einem Men⸗ 
ihenalter unter dem Einfluß der neuen Gejellichaft, ihrer Intereſſen 
und ihrer Anfchauungen. Wie die Mittelftände, fo waren auch die 
von ihnen verwalteten Aemter in England verhältnigmäßig zurückge⸗ 
blieben.” Für manche Gemeindezwede waren viele überfleine Kirchipiele, 
(von denen die Hälfte unter 300 Seelen zählte) in der That wohl 
unzureichend. Diefem Uebelſtand ließ fich anfcheinend am Teichteften 
begegnen durch die vereinigten Geldmittel und Kräfte mehrer Kirchfpiele. 
Es Tießen fi damit wichtige Reformen der VBerwaltungsgrundfäße ver- 
binden, und zugleich die neuen Anſprüche der Stenerzahfer als folder 
zur voliftändigften Geltung bringen. So entftanden 

HI. Die neuen Sammtgemeindeverfaffungen, in mög- 
fichfter Uebereinftimmung mit den engeren Polizeiverwaltungsbezirken 
der Friedensrichte. Man fand, daß fih die Armenlaft erleichtern 


1276 IV. Die Abftufungen der Kreid-, Gemeinde- und Städteordnung 


faffe, wenn man die Ort&beamten- beichränte auf Ausichreibung und 
Erhebung der Ortsſteuer, dagegen für die Verwendung und Einzlve- 
waltung der Armenmittel getwählte boards aus den zu einem Irak 
verband zufammengefügten Kirchipielen bilde. Die läftigften Theile der 
Armenverwaltung, die perfönliche Ilnterfuchung des Bedürfuiſſes um 
andre Localrecherchen, die Verwaltung der nengebildeten Armenhanjer 
und alle mühjamen inzelgefchäfte Tießen fich fo befoldeten Beamter 
übertragen; während für das board nur Beſchlußfaſſungen, allgemein 
Auffiht und Anftellungsrechte übrig blieben. — Ebenfo ließen ſich dir 
neuen Anforderungen an die Communen zu Sweden ber Geſund— 
heits- und Baupolizei am leichteften annehmbar machen, wenn 
man größeren Ortichaften und vereinigten Kirchipielen geftattete, ae 
wählte boards zu bilden für Beſchlußfaſſungen und Anftellumgerekt: 
während alle läftigen Einzelgefchäfte bier noch leichter mit beiolbeten 
Beamten zu beftreiten waren. — Das neue Syitem fand fo lebhaften 
Anklang, daß man zulegt auch für die Wegeverwaltung die Bil 
dung von Sammtgemeinden durchführte. Auch hier verwandelt fid det 
läftige Amt des Wegeauffehers in eine bloße Geldverpflichtung der 
Sammtgemeinde, deren gewähltes board nur Beſchlußfafſungen und 
Amtsanftellungen zu übernehmen hat. 

Erft mit diefer Neubildung rüdt die englifche VBerfaffung ua 
englifche® Gemeindeweſen ben Vorftellungen des Continents näher. in 
der That ift fein Gefegeber bes Alterthbums, der mittleren oder der 
neueren Zeit im Stande geweſen feinen Zeitgenoffen fo annehmbar 
Reformen zu bieten. Die Sammtgemeindeverfaffung nimmt der Urt 
gemeinde fait alle Täftigen perfönlichen Pflichten ab, fubftitwirt darar 
ganz unbedeutende perjönliche Zumuthungen und eine nur wenig erhöbt 
Steuerlaft; für die Armenverwaltung fogar lange Zeit Erfparunge 
Und für das geringe Maß neuer Leiftungen wurden den Stenerzahlen 
fo ütberreichlide Wahlrechte nad) einem Sechs - Elafjen » Spftem, (aber 
auch mit anderen verfuchsweifen Variationen) dargeboten, daß es as 
das Unbegreifliche zu grenzen fchien, wie man von dem Daſeirn eimr 
ſolchen Quelle von politiichen Rechten in der fünfhunbertjährigen Ver 
fafiungsgefchichte Englands noch Feine Ahnung gehabt. 

Bei der Durchſichtigkeit englifcher Verhältniſſe uud bei dem pral 
tiſchen Sinn der regierenden Klafie bat es indeflen nicht lange gebamrt 
bis zur Einſicht, oder wenigftend zum halben Geftänduig über dw 
Folgen diefes Geſchenkes. Dan fand fehr bald, dab für eine a 
öffentliche Pflichten und Selbſtthätigkeit gewohnte Benöflerung dee 
Wahlrecht zwar ein wichtiges Ehrenrecht und politiſches Band bilde, 
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daß aber das bloße Wahlredjt ein jolches Pflichtgefühl und eine ſolche 
Gewöhnung weder erzeugt noch erhält; daß ein ſolches Syſtem die 
nachbarliche Bekanntſchaft, den inneren ſympathiſchen Zufammenhang 
der Gemeinde auflöft; daß die gewählten boards höchſtens die Fähig- 
feit für ölonomifche Verwaltungsfragen, und felbft diefe faum in dem 
Maße der Actiengefellfchaften befiken; daß ‘der durch Selbitthätigfeit 
berechtigte Einfluß der befigenden Klaffen, ohne das, ſich trotz des mul- 
tiplicirten Stimmredts verliert; daß die Selbftitändigfeit aller Com- 
munalverwaltung aufhört und daß dies neue Spftem in wenigen Jahr⸗ 
zehnden fo- reißende Tortichritte in eine Verwaltung durch Mini⸗ 
jterialdeparteiments, ihre Staats-Commiffarien und Unter-Sommiffarien 
gemacht hat, wie Frankreich kanm in eben jo viel Jahrhunderten. Die 
jo gebildete Sammtgemeinde hört auf ein tragfähigee Glied des 
Staatsförpers, die Grundlage der Parlamentswahlen, die Quelle der 
politiichen Bildung des engliſchen Volks zu fein; und ſchon das was 
bisher als ſichtbare Folge hervorgetreten ift, bildet eine Hauptunter⸗ 
lage für die beginnenden Rüdjtrömungen der öffentlihen Meinung in 
England. 
Etwas anders verhält es ſich dagegen | 
- IV. mit der Mittelbildung der Stadtverfaffung Am 
den Städten fanden fich eigenthiimliche Bedingungen für eine Delega⸗ 
tion der Staatsgewalten, welche die Gefeßgebung fchon im Mittelalter, 
und dann in der Periode der Tudors benugte. Es Tiefen ſich den 
Städten 1. die obigen Kreislaften auflegen, (wenigſtens mit Aus: 
nahme der Miliz und des Sheriffamts; obwohl man in der Eleinen 
Zahl der fog. counties corporate auch diefe hinzufügte) ‘Der 
Wohlſtand, die Steuerkraft der Städte und politifche Gründe veran- 
laßten die älteren “Dynaftien, darin fogar viel weiter zu gehen als es 
dur die Natur der Stantsgefchäfte bedingt war. 2. ließen fich den 
ftädtiichen Kirchipielen (Stadtvierteln) alle Ortsgemeindelaften 
auferlegen, wie dies burch die Gejeßgebung der Tudors und fpäter 
durchweg gefhah. Die Stadtverfaffung bildet fich daher durch ein 
Örtliche® Aneinanderrücen der beiden Syſteme. Die ftädtifchen Frie⸗ 
densrichter, Quartalſitzungen, Sheriff$, Coroners, Deputy - Lieute- 
nants enthalten denjelben Auftrag perjünlicher Functionen, wie er in 
den Kreißverbänden vorlommt; die Städte bilden von diejer Seite nur 
einen Anhang zu dem Syftem der Kreisverwaltung, die Borougb- 
Rate einen Anhang der County -Rate, die ftädtiiche Parlämentsver⸗ 
tretung zu denen der Graffchaft. Bon der anderen Seite find die Pflidy- 
ten und Rechte der ftädtifchen Kirchipiele jo volllommen identifch mit 
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denjenigen Ländlichen, daß fie ſich auch für die engliſche Rechtebaritel- 
fung volltommen deden, und kaum bejonders erwähnt werden. 
Durch dad Aneinanderrücen beider Syfteme in einen Körper aı. 
ftehen aber veränderte Anfhauungen über das Berhältzit 
von Rechten und Pflichten. Die gleidhartigen gejellichaftlicen 
Grundlagen und das Örtliche Beifammenfein geftatten bier eine weiter 
Ausdehnung des Wahlrehts als in den Kreisverbänden; von dien 
Seite aus zeigt fich die Tendenz das Wahlrecht auf Grundlage der 
alten Ortspofizeigericht8 (court leet) auf Aemter auszudehnen, di 
fonft durch Ernennung befegt werden. Andererjeits bildet fi aus der 
überwiegenden Thätigkeit der höheren Stände im Friedensrichteram 
und in allen FSunctionen der Kreisverfaffung die entjchiedene Tenden; 
engere verwaltende Körper, analog den friedensrichterfichen Seljtonen 
in der Graffchaft, zu bilden. Im den meiften Städten gewinnen da 
her die Select Bodies die Oberhand, unter Zurückdrängung der Wahl: 
rechte der Bürgerfchaft; und durch den Nechtöbegriff der Corporation 
werden die fo entftandenen Verhältniffe firirt und befeftigt gegen alic 
fpäteren Aenderungen in dem wirthſchaftlichen Zuftand der Städte um) 
gegen die wachſenden Anfprüche der Steuerzahler. Es wirft bie 
Gegenüberftellung ein neues Licht auf die wunderbaren Mißbildungen 
der Stadtverfaffung grade auf dem Höhepunkt des parlamentarijden 
regime. Die meiften diefer Municipal Corporations gaben fu 
ganz erhebliche Staatsleiftungen fo gut wie gar fein Wahlrecht, aber 
— fie geben das parlamentarifche Wahlrecht, und zwar der Stumm. 
zahl nach fünfmal ſchwerer wiegend als das der Kreisverbände. Ter 
defeftigte Einfluß dur Selbftthätigfett, welcher da Wefen der Ehren 
rechte der englifchen Gentry bildet, wird bier zu einem felbftändigen, 
politischen Factor, ber nicht mehr wie in der Grafſchaft durch wirftide 
Leiftungen im Einzelen reeil erworben wird, jondern durd die Cor: 
porations⸗Verfaſſung fi) unabhängig davon firirt, und auf der Bent 
des Grundbefiges, von Familienverbindungen und anderen jocielen Ber: 
bältniffen, durch Cooptation in den regierenden Körperichaften continumt 
wird. Allerdings dauert die perjönliche Sefbitthätigleit im diefen Corpe- 
rations noch fort, aber corrumpirt durch bie focialen Grundlagen, durd 
dns Cliquenweſen, und völlig außer Verhäftniß mit dem unermeh 
lichen Einfluß, welchen 405 Stimmen in dem Unterhaus des gret 
britannifchen Reichs diefer Zeit bedeuteten. Es war alfo (freilih az’ 
ſehr verfchiedenen Wegen) ein analoges Verhältniß entftanden, wu 
das des Feudalismus auf dem Gontinent: ein befeftigter Winflur, 
welcher ſich rüdjichtslos gegen die durch Jurydienſt, Kirdipiele 
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ämter und Gemeindeftener wohlberechtigten Anfprüche der Bürgerſchaft 
ifolirt. 

Die ftarfe und berechtigte Oppofition diefer Bürgerfchaften Hat 
vorzugsweife die Reformbill durchgeſetzt. Es war aljo unvermeidlich, 
daß die aus dem reformirten Parlament hervorgehende Städteordnung 
nicht nur das Wahlrecht der Steuerzahler heritellte, fondern-die zahl» 
reichen Wahlrechte und die Befugniffe der gewählten Körper über die 
Grenzen ausbdehnte, die es vor der Verunftaltung durch die Incorpo— 
rationen gehabt hatte. Es kam damit Manches von dem Spftem der 
Boards auch in die Stadtverfajfungen, — an diefer Stelle jedod) 
gemifdert durch Beibehaltung der ftädtifchen TFriedensrichterverfaffung 
und Jury. Die radikale Umgeftaltung der Unterlagen hat denn auch 
für die Städte eine codificirte „Städteordnung“ herbeigeführt. In— 
deſſen ift auch hier die Zuſammenfaſſung doc nur eine theilweife, da 
für die Armen-, Wege- Verwaltung und andere Zweige bejondere Ver⸗ 
fafjungen und Behörden neben Bürgermeifter und Rath fortbeftehen. 

Uebrigens zeigt die Gruppirung des Selfgovernment aud von 
diefer Seite aus, wie ungemein fehwierig es ijt die englifchen Com— 
munalinftitutionen in ihrem wirklichen Yeben und gegenfeitigen Zus 
fammenhang einem nubbaren Berftändniß nahe zu rüden, warum fie 
alfo anf dem Kontinent fo viel befprochen und doc fo wenig ge- 
fannt find: 


Die Anſchauungsweiſe der ftädtifchen, insbefondere ber erwerbenden Klaffen 
in England zeigt, daß die neue Sefellichaft, in dem Stadium ihrer 
Umbildung, felbft auf dem Boden guter Gewöhnung, umgeben von einer 
durchaus tüchtigen älteren regierenden Klaſſe, kein ficheres politifchee Bewußt⸗ 
fein von den Smflitutionen hat, welche die Größe ihres Vaterlandes be- 
gründen. 

Um wie viel weniger war daran zu denken, bei der Regeneration Frank⸗ 
reiche nach völliger Entwöhnung der befihenden Klaſſen von der Arbeit des 
Staate. Die cahiers der alten Stände zeigen die volltommene Bewußtlofig- 
teit Aber die Lebensbedingungen eines freien, fich jelbft regierenden Staates, 
und der Königliche Hof ift der Mittelpunkt dieſer Anſchauungen. Die Staats, 
maſchine fieht für fi, außerhalb des Gedankenkreiſes der Stände, die nur da- 
mit beſchuftigt find, ihr neue Richtungen zu geben, nad) der „Vernunft“ d. h. 
nad den Vorftellungen ihres täglichen Lebens. Alle politifchen Borftellungen 
drehen fi nur um die_Berfaffung, um die Leitung der Staatsmaſchine, wäh- 
rend doch bie beſtehende Gejellichaft jeden Tag, jede Stunde in den Mleinflen 
Kreifen ihres Dafeins der Staatsverwaltung bednifte, um deren Lebens⸗ 
bedingungen fich Niemand befümmerte. Nach Bertreibung der Pribilegirten 
wußte alfo die franzöftiche Gejellichaft nur Wahlverfammlungen und gewählte 
Agenten über einander zu fchichten. Die Gefellichaft in Maffe ift nur damit 
beichäftigt dem Staat einen neuen Willen zu geben, deffen Ausführung von 
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einem Punkt aus zuleßt wenigen Bertrauensmännern überlaffen blieb. Die frac 
Inftitutionen der geſchriebenen Verfaſſungsurkunden find daher niemals in du 
Wirflichleit getreten; ſie wirken uur negativ in der Durdführung dee Je 
flörungsprozeffes gegen die alten mit den privilegirten Klaffen verwachienen It 
ftitutionen. Directorium, Confulat und Raiferreich fanden das Ztaateleben ıı 
einer inneren Auflöfung, in welcher Heer, Kinanzen, Gerichte, Polizei, Terbälten: 
zur Kirche, die ganze ſtaatliche Ordnung haltbar erft wwieberberzuftellen waren. 
Es war nicht fowohl das medanifch-militärifche Element in ben mapelconiiher 
Ideen, fondern e8 war der Zwang der gegebenen Berhältniffe, welcher hier ten 
ganzen alten Apparat der Staatsverwaltung zurückführte. Eirt 
fchnelle, entfchiedene im Sinne der Gejellihaft immer anf das zunägh Ner 
wendige angewieſene Organifation, muß fich ftets den Gewohnheiten ber Hunden. 
taufende aufchließen, deren fie zur Ausführung des Staatswillene bedari. Tu 
imperialifirte Jury war faft das einzige Bruchſtück, welches von den „ſchener 
Ideen“ der republikaniſchen Zeit noch einen Pla in der kaiſerlichen Zermwaltunz 
fand; und felbft diefe wurde mehr aus einer Staatsräfon aufgenommen, ald in 
Folge einer eıtfchieden populären Forderung. Die ganze Bevölkerung, beidhäit:z: 
mit ihrem eigenen Sein in Haus und Hof, in umgeflalteten wirthſchaftlichen Ber- 
hältniffen, zeigte nicht die geringfte Neigung, zu der eigenen Arbeit and ned die 
Stantsarbeit zu übernehmen. Ind hätte man die Inſtitutionen des Selfguverr- 
ment, von denen man eigentlich nur ein Paar mißverftandene Namen fanatc, 
wirffich vor Augen gehabt: fo würden fie nur um fo abfchredtender erfchienen ic. 
Trotz der begeifterten Hingabe der Maffen des Rolls an den Heeresdienſt, met 
nicht einmal die perfönliche Wehrpflicht durchzuführen; auch dabei mußte ih Ka 
poleon mit dem Conſeriptionsſyſtem des alten Regime begnügen im verbeñerter 
GSeftalt, d. 5. mit Befeitigung der fihtbaren Privilegien. Auch die Deh- 
pflicht ift hier nur eine Steuerpflicht, über die aber gar das Loos enticeibe, — 
eine Pflicht, die der Vermögende mit feinem @elde, ber Unvermögende mit tere: 
Perſon berichtigt. Wenn felbft an diefer Stelle ver neue Staat ſich nit an ten 
Grundgedanlen der perjönlichen Dienftpflicht wieder aufzurichten vermochte, je we 
noch viel weniger daran zu denten in der bürgerlichen Berfaffung der Gemeink. 
Die unmittelbaren Staatsbeamten bis zum Unterpräfelten herab bleiben cummı: 
saires departis, die alleinigen Träger aller obrigleitlichen Gewalt, deren Te: 
gation an die Communen von keiner Seite verlangt ober erwartet wurde. ZU 
Staatögewalt beforgt durch ihre befoldeten Organe alles, worauf es dere Burzr: 
znnächft anlomımt: Militär⸗, Gerichts-, Polizei⸗ Finanziweien, — zwar mit bedeuirt 
den Anſprüchen an die Geldträfte des Volls, aber um fo mehr mit möglicht be 
jcheidenen Anſprüchen an die perjönliche Mühe. Die neugebildete Gememde 
Sammtgemeinde- und SKreiß- Ordnung ift daher nur zur Berwäalter; 
ökonomiſcher Angelegenheiten beftimmt, mit denen ſich einige fubalterne Etaeir 
gejchäfte verbinden, bie auch das ancien regime aus praftifchen Gründen X: 
Gemeindeverwaltungen laſſen mußte. Selbft das Bruchſtück des Polizeiricht: 
amte, weiches dem Maire zugedadjt war, fam zu keiner Ausführung. Der ai 
icheidende Gedanke des Selfgovernment, das obrigkeitliche Amt der Militär-, Ee⸗ 
sichte> uud Polizeihoheit, — die jurisdietion in engliihem inne, — zur mi 
jönlichen Ehrenpflicht zu geftalten, und durch die innere Einheit und Seibiä” 
digfeit des Kommunalmwefens, dic Baſis der freien Staateverfafiung zu gemwizsc 
blieb diefem ganzen Gedankenkreiſe fremd. Alle Communalverwaltaig 
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wurde hier von Anfang an und ausſchließlich auf das Syfiem der 
neueren Boards in England bafirt, und daher auch mit allen Conſe⸗ 
quenzen derjelben. Es befteht Hier ein Schein der Selbftthätigleit, ein Schein der 
Berpflihtung zu Sommunalämtern, ein Schein der Selbfländigfeit; während in 
der Wirklichleit alles auf voluntarism beruht, der in der gemächlichen, unbe- 
deutenden Thätigfeit der Gemeinde- und Generalräthe, unter ber nothivendigen 
Bevormundung der Staatsbeamten aller höheren Bedeutung entbehrt, an der fidh 
der Sinn und Eharalter eines Volle bildet. Diefe Mumicipalverfaffung hat bie 
Entfremdung der Geſellſchaft vom Staat in Frankreich unverändert gelaflen, ja 
noch befeftigt. Sie erwedt in der induftriellen Geſellſchaft jene eitle Selbfige- 
fälligkeit, die darin eine Vorſchule der politischen Thätigkeit in größeren Kreifen 
findet, — die Ausbildung einer Nebefertigkeit, die den focialen Parteien auch in 
größeren Kreijen zu dienen vermag. Soldye Gemeindeordnungen begründen leinen 
moralifhen und fittlichen Zuſammenhang in ber Nachbarſchaft, kein Gefühl der 
perjönlichen Pflichten des Bürgers gegen das Gemeinweſen, feine politifche Bildung 
durch ernfte und mühſame Ausiibung der höheren und fchwereren Aufgaben des 
Staates; jondern fie haben von dem Selfgovernment nur den Namen und den 
Schein, der um fo mehr abflumpft für das Weſen der Sadıe. 

Mit einem Blick auf die neuen engliichen Boards, und auf die Nachbildun⸗ 
gen beflelben Syſtems in Deutſchland, follte man indeffen gerechter Weife auf- 
hören, diefe Einrichtungen ſpecifiſch franzöfifche zu nennen. Sie gehören jeder 
einfeitig focialen Bildung an, jeder Zeitrichtung, die nur einen Sinn fir ihre 
„Intereſſen“, und nicht für ihre Pflichten hat. Auc der Feudalismus und jede 
andere ertreme jociale Richtung vermögen es nur zu folhen Boards (Kreisflän- 
den, Brovinzialftänden) zu bringen, die bald dieſem bald jenem focialen Intereſſe 
zu dienen beftimmt find. Das neue Bürgerthum kommt nır dadurch in die Lage 
diefe Comnnnalverfaffungen vorzugsweife zu erzeugen, weil es bie Stenerzahler 
in Mafle enthält. Uebrigens ift dieje Einrichtung des Communalweſens weder 
englifch, noch franzöſiſch, noch deutſch, fondern es ift das kosmopolitiſche 
Schema für die Kreis- und Gemeindeordnungen der dem Staat ent- 
frembeten Gefellichaft, — aus dem unabänderlichen Grunde, weil der Menſch, 
der nur im Erwerb und Genuß des Beſitzes lebt, auch ale feine Borftellungen 
vom Staat in unabänberlichem Kreislauf aus dem Wefen und den Gewohnheiten 
der Gefellichaft entnimmt. Sind Staat und Gefellichaft einmal auseinanderge- 
gegangen, fo erzeugen die gelöften Glieder nur nod) ihres Gleichen: das Beamten- 
tum — nene Bureaukratie, die Geſellſchaft — Aktienvereine der Steuerzahler. 

Anders lagen die VBerhältniffe in Deutfhland namentlid, da, wo 
eine ftarfe Zufammenfaffung der Bruchftiide des zerfallenden Feudalismus zu neuer 
Staatethätigfeit Hattgefunden Hatte, befonders in Preußen. Nach langen, tüichtigen, 
mühfamen Vorbereitungen feiner Vorgänger hatte Friedrich der Große auch feine 
landfäffige Ritterfhaft durch den großen Krieg in den Staat zuriidgeflihrt, — 
nicht in der Weife der alten Lehnsmilizen, fondern in einer Weiſe, welche ſich 
mit einem kurzen Ausdruck den englifchen Retinues (S. 213,214) vergleichen 
laßt, — mit fehr ernftlihen Zumuthungen an Perfon und Vermögen, welche von 
der heutigen bloßen Beamtenftellung des Militärs verfchieden waren. Auch darüber 
hinaus war eine Gemohnheit der Selbftthätigleit in den landſchaftlichen Verwal⸗ 
tungen nicht ganz erlofchen. In den Städten und in dem Schulzenamt der Land- 
gemeinden dauerte immer noch eine Selbftthätigkeit fort, die man wenigftens mit 
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den gleichzeitigen Zufländen des ancien regime nicht zulammenftellen ta: 
Freilich verfümmerten diefe guten Elemente durch einen längeren friedenssunen. 
feitdem die Impulſe von Oben herab aufhörten. Als aber unter dem herabwut 
digenden Drud einer Fremdherrſchaft und uuter der Leitung von Staatemänue: 
das Nationalgefithl mächtig erwachte, trat grade in der Noth und fdheinbaren 
Hüfffoftgleit des Landes der Kern des deutichen Boltscharafters mädtig herver. 
Die Leidenfchaft, welche das verletzte Nationalgefühl und der verzweiielte Karır“ 
gegen die Fremdherrſchaft hervorruft, hat einen anderen Charakter ale die Leiden 
ichaft des Kampfes focialer Nlafien gegen das Privilegium. Dieſe Leidenchan 
wurde fchöpferiich; weil fie den urfpränglich germaniichen Charalter, die Reiger; 
zur perfünlichen Selbftbethätigung an der Arbeit des Staates wachrieij. So wa: 
es möglich in den Stunden der Erhebung dem Rath von Staatemännern Gchör ic 
ichaffen, und vorweg den vegenerirten Staat auf die allgemeine perfönliche Bei: 
pflicht zu gründen. Diefelbe Richtung nahın ſchon die Städteordnung von litt, 
welche (im Gegenjat zu den nächft vorliegenden Muſtern) die ſtädtiſche Berwalrnni 
nicht auf befcjließende boards, fondern auf die Selbſtthätigkeit der Ynı 
gerſchaft in den Einzelgejchäften begründete, und damit grade an k: 
Stelle einen Halt jhuf, wo in den Übrigen Theilen Europas die indufiriele Cr 
jettichaft ihr mechaniſches Schema am vollftändigften durchführte. Allerdinge hart 
diefe Stadtverfaffung, den vorgefindenen Hechtöverhältnifien entipredgend, du: 
Bürgerrecht noch in eine Verbindung mit bürgerlicher Nahrung und Gemert 
gebracht, welche der neueren Entwickelung der erwerbenden Arbeit weichen muß. Alcr 
die Hauptſache, die Selbfithätigkeit im Cinzelen, wurde dadurch in einer Were 
begründet, nach welcher noch Heute jelbft unter ungünftigen Berhättniffen in Berne 
eine Berwaltung von 1700 unbefoldeten Beamten geführt wird, deren Ausubt 
barkeit man im heutigen London für unmöglich hält. Der große Bid der Cı 
letsgebers hatte hier von Anfang an vermieden, das Municipalweſen anf den ca 
gen fubalternen Gefichtspunft einer bloßen Bermögensverwaltung zu beichränten, 
fondern er hatte die Polizeigewalten und andere obrigleitliche Pflichten in erke: 
lihem Maße delegirt. Dies, in Verbindung mit der Selbftthätigleit im Einzelcz. 
bat diefer Stadtverfaſſung eine Feftigleit gegeben, an der auch die Verfiadung ic: 
fpäteren Geſetzgebung faft ſpurlos vorüberging. 

Dieſe großartigen Grundlagen, welche für die Zukunft der Verfaffung cr 
analoge Tragweite haben, wie die Kinflihrung des Friedensrichteramts im ma 
lifchen Mittelalter, kamen aber gar bald ins Stoden, ja zum theilweifen Ferisi 
Die allmälige Wiederentfremdung zwifchen Hof und Staat flihrte, wie ſchon be 
merkt, zunächft einen völligen Stillftand der organifirenden Thätigfeit herbei Tir 
mit dem überlangen Frieden allmälig wiederanfwachiende Idee des „Militärkae 
tes" aber, d. h. die Reorganifation des Yeudaliemus in der Friedensverwalc:s 
"der Armee, gefährdete fogar die fchon gewonnenen Grundlagen. 

Einerjeits zeigt fich dies in der Erfchlaffung des Militärwefene Rear 
anf diefem Gebiet, auf dem zu allen Zeiten guter Wille und allfeitige Reigus: 
vorhanden war, die orderungen des Staates nicht aufrecht zu erhalten waren 
gegen die nächften gejellichaftlichen Anfchguungen des militürifchen Beamtenſtendes. 
fo liegt darin wohl fchon fiir fi ein Beweis für die Unzilänglichleit einer Staats 
regierung mit einem bloßen Minifterrath und einer formlofen Kabinetgregierung 
Ich habe in diefer Beziehung die englifchen Zuftände der fiehenden Armee Gnen: 
Bd. I. 87—97) als eine der ſchwächſten Seiten und ale das warnende Beupte. 
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der Arbeitstheilung und der Iinterorbnung der militärischen Intereffen unter die 
gejellichaftichen Vorftellungen des Offiziercorps vorgeführt. Die Mutiny Act legt 
die Eriftenz des ftehenden Heeres von Jahr zu Jahr dem Parlament zu Filßen, 
reißt damit die Armeeverwaltung von bem feften Staatsorganisnus Los, ftellt die 
Vergebung der werthvollen Stellen ber. regierenden Klaffe zur Dispofition. 
Innerhalb der Armee felbft aber hat man dem Dffiziercorps überlaſſen 
fidh feine Stellung gejellichaftlich, d. h. fo behaglich einzurichten wie es einem 
englifhen gentleman zufommt. Die Begiments - Organifation reißt demge- 
mäß Offiziercorps und Mannfchaften durch eine unüberſteigliche Kluft ausein- 
ander. Der Offizier kauft feine Stelle, der Gemeine laßt fi kaufen. Der Haupt⸗ 
gefichtspunft des Regiments ift daher die ſtandesmäßige Zifchgenofienfchaft des 
Offiziercorps, den die militärischen Anipritche weichen müſſen. Das Ererciren ift 
Geſchäft des drill corporal. Lange Dienftzeit, Kafernirung des Militärs, völlige 
Abjonberung vom Boll, damit der Soldat in mechaniſcher Gewöhnung nichts 
weiter als Soldat jei und nicht die erneute Anftrengung des Drillene verurfache, find die 
naturgemäßen Anſprüche des jo geftellten Regimentsoffiziers. Man nimmt Kennt- 
niß von dem Zuftand fremder Armeen, rühmt an der franzöftichen, öftreichtichen 
bald diefe bald jene bervährte Erfahrung, verichließt aber feine Augen bartnädig 
dem einen und dem wichtigften Umſtand, daß dem Tanggedienten Unteroffizier daB 
Avancement bis zum Capitain nicht verfchloffen werden darf, wenn eine Armee 
eine Einheit an Haupt und Gliedern werden und bleiben fol. In der Compag- 
nie, wie in jedem Staatsorganismus, müffen nun einmal bie Gewöhnungen des 
Routinedienftes und die höheren Eigenjchaften des Oberoffiziers in einigen Stufen 
mit einander verbunden leben. Bom Standpunkt des Amtsorganismus ift bie 
Hauptbaſis des Offiziercorps der Kapitän, nicht fein Stellvertreter. Entſchuldbar 
ifi das Gegentheil in Kleinftaaten, wo die ftandesmäßigen Umgebungen bes Hofes 
die Stellung der jungen Offiziere in der gefelligen Welt zur Hauptfrage, die For⸗ 
derungen des Staats zur zweiten Frage machen: ganz anders liegt fie für bie 
Berhältniffe einer großen Armee, daher eben nud) anders in den borzugsmeile 
„militäriſch“ entwidelten Staaten. In der Nichtanertennung diefes Grundfates 
liegt eine Mißachtung des eigenthiimlichen Soldatenberufs, die unbegreiflich wäre 
ohne jenen Hintergrund der geſellſchaftlichen Anſchauung, für welche die flandes- 
mäßige Reinheit des Offiziercorpe, die Annehmlichleit de8 avunocsov jchmerer 
wiegt ale die Forderung der Militärhierardhie; wie denn auch diefe fociale An- 
ſchauung offen zugefteht, daß es ſich dabei nur um gejellfchaftliche, nicht um mili- 
tärifche Intereffen handelt. Der Subalternoffizier verliert dadurch den Sporn zur 
angeftrengten Ausbildung, den er findet, mo er mit den Beteranen bes Routine- 
dienſtes eine Zeitlang als Kamerad zu wetteifern hat, er verliert die Möglichkeit 
eines fchnelleren Avancements, weil unvermeidlich in der Pyramide der Militär- 
ämter eine viel zu breite Bafis flir das große Avancement entfteht. Diele ftarre 
focinle Abfonderung des Offiziercorps von den Mannſchaften rädıt ſich im Felde 
durch die Unbeholfenheit beider Theile mit einander zu leben und zu haufen; fie 
rät fi) im- Frieden an dem ganzen Syſtem der Militärverwaltung. Je forg- 
fältiger das Offiziercorps die Veteranen des Routinedienſtes von feinem eignen 
Kreife ausichließt, defto mehr nimmt es felbft von ihrem Gejchäftsleben an, und 
es durchdringt der Geift einer Heinlihen mechaniſchen büreaukratiſchen Verwaltung 
die höheren Kreife, die darüber fliehen follten. "Am libelften gerathen die zufam- 
mengeießten Gebiete, Rechnungsweſen, Medizinalweien, Intendantur u. f. w. in 
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denen es auf combinirte praftifche Kenntniffe ankommt, welche die flandetmäru 
getheilte Staatsarbeit nicht hat (Bd. I. 8. 8995). Auch die langen Streng. 
feiten iiber die engliichhe Armeereform zeigen, daß man fortwährend die rein geiel 
ſchaftlichen Anfchauungen und Intereffen des Offiziere für die „ınilitäriichea“ Cr 
ſichtspunkte hält. 

Die preußiſche Militärverwaltung war fehr viel ſchwieriger gewer 
den durch die zwiefache Unterlage unjeres Militärſyſtems. Ge liegt in der 3: 
tur der getheilten Staatsarbeit und der gefellichaftlichen Anſchauung, dar die af- 
gemeine Wehrpflicht und das dazu gehörige Landwehrſyſtem dem reinen Milttär imme 
bedenklich erſcheinen muß, daß es in der That nicht fir jede Waffe ausreicht, mı 
daß es feine technifchen Mängel nur durch verdoppelte Anftrengungen aui alıı 
Seiten gut machen fann. Es fonnte eben deshalb nur entflehen in einer Ju 
als die höchfte geiftige Anipannung der Nation Perfönlichleiten zur Geltung bradtr. 
welche die Eigenſchaften des Feldherrn und Staatsmannes vereinigten. Erik ver 
biefem Standpunft aus wichen die techniichen Bedenken. Die allgememe Bei. 
pflicht wurde die in Europa einzig daftehende Grundlage der Verfafiung em 
Großſtaats. Ihre Hauptbedeutung ift, daß fie die Wurzel alles Uebels in Europ 
unb alles Verderbniſſes der Gegenwart trifft, weil fie den Anſchauungen der er 
werbenden Klafien, der Arbeitstheilung, dem Beamtenmonopol, der Zerſfetzung der 
Staats in eine Actiengefellfchaft, den großen Gedanken der perfönlidhen Tut 
pflicht des Volks fiegreich gegenüberftellt; weil fie fiir die Gewöhnung des Zolfe 
an den Gehorfam in der Freiheit und zur Regelung der Standesverhältnitie det 
bebeutet, was Gerichts⸗ und Polizeiverwaltung für England iſt. Natürlich wird 
fie ftet8 ein anomales Inftitut flir denjenigen bleiben, der fich die Theiluahze 
am Staat einmal nicht anders zu denken vermag als in der Geftalt der Arbent 
theilung, als geſonderten Lebensberuf, als bejoldetes Beamtenthum. Aber andı 
bie Lage unferes Vaterlandes ift eine anomale: mit einfachen Finanzkräften ee 
doppelte Armee erhalten zu müſſen, in der die Freudigleit am Beruf, die peries- 
fihe Hingebung an die Erfüllung der höchften Pflicht ihre Belohnung in fih net 
in der Ehre finden muß, die der Stant gewährt wo er feinen Zahresioid ge 
währen kann. Dies zufammengefette Syſtem beruht auf dem flets gleihen Ke 
dürfniß eines Staats, der weder die Finanzkräfte noch die natürliche Beiefizuzs 
der übrigen Großftaaten hat, und der diefen Mangel erjegen muß dadurch, dat 
er eine unerfchöpfliche Maſſe von militärifch gelibten Mannſchaften ala zweite Armer 
und für den Feftungsdienft aufzubieten, und in jedem Theil des langgefiredier 
Gebiets noch perſönliche Reffourcen zu finden vermag in den Tagen der Roth. 
Wäre eine Berbindung des bürgerlichen und des Eoldatenberufs wirklich us 
möglid, fo wäre e8 gewiß, daß alle civilifirten Staaten Europas dem lxter- 
gang zueilen. 

Beide Armeen erhielten damit eine von den ftehenden Armeen ber übrıger 
Großſtaaten abweichende Aufgabe, bei der eine Analogie der bewährten Grazb 
füge anderer von der technifchen Seite aus zutrifft, aber nur theilweile von ber 
ſtaatlichen und rechtlichen Seite aus. Die ſtehende Armee erhielt die Ar 
gabe in möglichft furzer Zeit die ganze Maffe der wehrhaften Bevöflerung in der 
Waffen, in ber Gewöhnung des Gehorfams und der Ordnung auszubilden. Dis 
alles mit Rückſicht anf Borbildung, Anftelligkeit und guten Willen des Manzet 
aud) in der intelligenteften und bienfteifrigften Bevölkerung in 1, 2 oder 3 Jabrer 
zu ermöglichen, ift, verglichen mit anderen Armeen, ale die Doppelte Aufgak 
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zu bezeichnen. Keine Armee bedarf daher wohl im gleichen Mafe junger Ober- 
offiziere und alter Unteroffiziere wie biefe. Um beides zugleich zu haben giebt 
e8 fein anderes Syſtem als das ber europäifchen Großſtaaten: da8 doppelte Offi- 
zierſyſtem innerhalb der Compagnie, welches dem bewährten Routinedienſt bie 
Ehre des Offizierftandes unter Teichteren Bedingungen gewährt, Männer von _ 
Stand ımb höherer Erziehung dagegen unter verboppelten Anforderungen über 
diefe Klaſſe hinweg in die höheren Stellen befördert. Kein Finanzſyſtem Tann 
fonft die hohen Gehalte befchaffen, um bie Mittelftände zu veranlaffen, die Stel- 
lung eines Unteroffiziers einem bürgerlichen Beruf vorzuziehen. Wie in der gan- 
zen Armee ergänzt die Ehre den Sold. Kein Finanziyftem kann ferner die Mittel 
beichaffen, die jungen Oberoffiziere durd) mafienhafte Penfionirung zu gewinnen, 
fondern e8 giebt dafiir feinen anderen Weg, als die unterfte Bafls des großen 
Avancements einer zu machen, die Zahl der Oberoffiziere mit Hülfe des Land- 
wehrſyſtems zu verdreifachen. Daß eine Armee mit kurzer Dienftzeit, mit aus- 
ſchließlich jungen Subalternoffizieren und. ausſchließlich ſolchen Unteroffizieren, 
deren ganzes Sein in der Sehnſucht nach Civilverſorgung aufgeht, der einfachen 
Aufgabe einer öſterreichiſchen oder franzöſiſchen Armee gewachſen ſein ſollte, hält 
man dort für unmöglich: daß fie der doppelten Aufgabe gewachſen fein ſollte, 
ift unglaublich. Fir die doppelten Anforderungen, die unjer. Staat an fein Offt- 
ziercorps machen muß, vermag er keine andere Vergeltung zu geben, als die 
Ehre des Bortritts, die er gewährt, und ſchnelles Avancement, welches er mit 
dem doppelten Dffizierigftem gewähren Lamm. Der fogenannte „Militärftaat” war 
aber nicht nur außer Stande, dem Offiziercorps felbft diefe verbeflerte Stellung 
zu geben, fondern er büßte auch fortichreitend die Klaſſe der alten Unteroffiziere 
ein; ja er verlor die Fähigkeit, die waffenfähige Mannſchaft auszubilden, und 
fiel in das rohe Syſtem des Loofes zurück, welches die ganze rechtliche Grundlage 
diefer Heeresverfaffung untergrübt. — Noch üibler erging e8 dem Landwehrſyſtem, 
welches den höfifch-bitreaufratiichen Anfchauungen am meiften woiderjprechend, 
einer ftufenweifen Auflöfung entgegenging, auf welche unten zurückzukommen ift.— 
Alle diefe Uebelſtände wurden „zufälligen” und wirthichaftlichen Gründen zuge- 
fchrieben, während fie nur auf der äußeren Losreißung der Militärverwaltung 
vom übrigen Staatsweien, auf der ſtaatswidrigen Borftellung eines „Militär- 
ftandes” beruhen. Sie kommen deshalb eben in ben Ländern nicht vor, in welchen 
Civil⸗ und Militärverwaltung den Zufammenhang haben, der in einer Verwaltung 
durch Departementsminifter und in einer Cabinetsregierung verloren geht. Im 
England hat denn auch die Energie der regierenden Klaſſe nad) den bitteren Er- 
fahrungen des wirklichen Krieges ſich zur Reform entichloffen. 

Ebenſo hat ſich nad) der andern Seite das Verlaffen der durd) bedeutende 
Staatsmänner vorgezeichneten Bahn gerächt durch den inneren Verfall der 
Eivilverwaltung, deren Regeneration nur durch Wiederbelebung der Selbft- 
thätigleit von unten herauf möglid) war und if. Schon dadurch, daß man auf 
diefem Gebiet feinen Schritt vorwärts fam, mußte man viele Schritte zurückkom⸗ 
men. Der reine Beamtenftant unter Departementsminiftern kann nad) Ueberwin⸗ 
dung der äußeren Hinderniffe immer nur in mechaniſch⸗behagliche Sefchäftstheilung 
zuriidfallen, in welcher der wahre Geift verloren geht. Militär- und Civilver⸗ 
waltung, Juſtiz und Adminiftration fanden fi) bereits jcharf gefondert. Eine 
gewiſſe Einheit follte noch die Mittelinftanz ber Regierungen erhalten. Allein 
auch die Abtheifungen der Regierung fchloffen fich immer fefter ab im eingewohn- 
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ten Gefchäftsfreis, in welchem nicht jelten der Staat mit dem Staat in tra 
gerieth. Die Decernate des ganzen Beamtenkörpers pecialifiren ſich immer mehr 
in fefte Gruppen, in die fih ber Einzele hineinarbeitet, in benen er ſich jhägen- 
werthe Kenntniß, oft Umentbehrlichleit erwirbt; die aber in einer Staateverwa- 
tung nur einen Pla haben unter der Borausiegung, daß die nöthigen Element 
der Einheit unter und über dem Syſtem ſolcher Arbeitstheilung da find. ihre 
das entfteht fo wie im ancien regime nad) und nad eine admimifitative Ta- 
ſchine, fo zufammengefett, fo ſchwerfällig, fo unfruchtbar und weitichweifig, dat 
man fie gleichſam im Leeren fid) regen laſſen muß, und in ben wichtigſten Tr 
gen zum Syften der Commiffaerien und Einzelbeamten greifen. Da der wirfiike 
Staat perſönliche Einheit ift, fo macht eine ſolche Adminiftration immer wieder 
an einer Stelle ein Zufammenfaflen in einer Hand nothwendig, und es emihicht 
dadurch in unferen Lanbrathsänttern ein Gefchäftsfreie, für melden die englüche 
Verfaſſung 30-60 Friedensrichter mit Hülfsbeamten verwendet, — eine Aurfhiu- 
fung, in der dann bie Tebendigen Beziehungen de3 Conununallebens wieder u 
Regiftraturfädhern werden. Der Zerſetzungsproceß, der hier eintritt, if immer 
derfefbe, two aus dem Eontroleur der Agent wird. Die Dinge, welche nur dund 
die Perfönlichleit des obrigkeitlichen Beamten im Selfgovernment m unmitie 
barer Nähe, mit Hilfe der perfönlichen und Ortsbelanntichaft, des nachbarlicen 
Bertrauens und Anfehens, mit Hilfe des ölonomijchen Berftandes der Witte 
Haffen und unter ihrer jelbfithätigen Mitwirkung ſich genügend geftalten,, für die 
es einer pofitiven fchaffenden Thätigfeit bedarf, follen bier durch rw 
formale® Decernat auf geheime Berichte von Unterbeamten geftaltet werde. 
Amt und Berfonal nehmen dadurd in Wechſelwirkung einen formellen Eharatın 
an. Der höhere Berwaltungsbeamte beginnt und endet feinen Amtslani wit 
Decretiren, mit Anordnungen auch über ſolche Dinge, die er ſelbſt zu made 
nicht gelernt, für die er weder die Steuern noch eigentlich die geiftige Krait de 
giebt, für die er ftatt perſönlicher, fachlicher und Ortsbelanntichaft, flatt gewehe 
heitsmäßigen Einlebens in wirthſchaftliche Berhältniffe und örtliche Lebentan 
ſchauungen oft nichts weiter als ein fertiges Schema mitbringt. Dieier formale 
Charakter des Berwaltens nimmt immer mehr überhand, je länger es ohne große 
ſelbſtthätige Communalverbände als Unterlage fortbefieht. Bis zum Kanzliften beruste: 
richtet fich jeder fein Departement mit möglichfter Abgefchloffenheit des Gejchäfte ein 
Jeder wünſcht nur die „Aufficht“ zu führen, die Oberinftanz zn fein, Andere für ſich 
arbeiten zu Taffen und dazu die Anweifung zu geben, Andere berichten zu lan 
und darauf zu referibiren. Diefe Berwaltungsmafchinerie führt vom Erpeditioas 
gehiülfen herauf eine Arbeitsmethode ein, bei der das Gegenzeichnen von Diagen 
die ein Anderer ‚gedacht und gemacht hat, fo ſehr zur amtlichen Gewohnheit wirt. 
da immer feltener Iemand noch etwas Ganzes auf eigene Verantwortung a 
thun gewöhnt, geneigt und fühig iſt. Das Fortlommen des Beamten im Tirri 
hängt nur ab von der Fähigkeit und Routine in irgend einem Specialzweig dei 
Geſchäftslebens. Faſt alle jogenannte Carriere (ſoweit fie auf Geſchäftstüchtigken 
beruht) hat wenig mehr Gelegenheit als durch irgend eine Specialität hindun 
einem höheren Beamten vorzuarbeiten, fich dem Geichäftsgang, den Geſchäfteganz 
fih anzııbequemen. Kaum ein Dienjchenalter nad der Stein-Harbeuberg ſcher 
Geſetzgebung ift daher troß aller Eramina, tro aller flufenweifen Ausbildung m 
dem Geſchuftsleben ein Zuridgehen in dem Geift der Berwaltung fhtber. 
Ueberall Gefchäftsmiinner: aber felten Jemand, der mehr als einen Geihäit- 
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zweig zu beherrſchen wäüßfe. Am übelften fteht es daher mit ber getheilten 
Staatsarbeit, wo die verſchiedenen Routinegebiete zufamınenftoßen, wo Militär⸗ 
und Gipilverwaltung, Admtiniftration und Yuftiz, Verwaltung und Wiffenfchaft, 
Verwaltung und Kumft, Verwaltung und Technik u. f. w. zufammenfloßen. Schon 
die Entjcheidung des einzelen alles wird hier immer unfidherer, noch unficherer 
die Reform, unmöglich die Neorganijation. Es entfteht dann eine Fräufelnde 
Bewegung in bem Beamtenkörper, die einftmals ihr fidjeres Ende fand in einem 
großen Staatskörper, der die Verwaltung jo zuſammenfaßte, daß aus der collegialifchen 
Zufammengewöhnung der Specialitäten fefte Staatemarimen, aus dem Zufammen- 
leben und Denken der Specialcapacitäten die umfafjende Ueberficht und ber Cha- 
rakter von Staatsmännern fidy bilden konnten. In heutigen Zuftänden verlaufen 
dieje fchwerften aller Staatsfragen in vereinzelte geheime Vorträge eines Mini- 
fters, Sabinetsraths oder Adjutanten, und für die Erhaltung der Harmonie in 
den einzelen Gliedern des Staats befteht nur noch die ſchwächſte aller Stantsfor- 
men, die Form eines Miniſterraths (cabinet)., Um das dem Staat Nothiwendige 
zu fchaffen, muß zuerft der Staat in feinem dauernden Weſen vertreten jein. 

Dies Alles geht jo lange die Dinge in der alten Weife gehen. Allein die 
„Dinge“ ſtehen nicht fill, am wenigften in einer Periode, im welcher die eriver- 
bende Arbeit in völliger Umbildung und das politiiche Denken der Nation in 
heftigen Gegenſätzen ſich bewegt. Für ſolche Zeiten fehlt der jchöpferiiche, um- 
faflende Geift, der mit Tebendigen Menſchen und deren Intereffen umzugehen weiß. 
Ich ſpreche dabei noch nicht von der Ceite des Charakters. Allein fchon von 
der Seite der Intelligenz ans betradhtet: in welchem Zuftand befindet fich der 
Beamtenftaat grade in der Zeit, in welcher Millionen von Steuerzahlern auf 
einmal mit ihren gejellichaftlichen Anjchauungen eindringen, und ihre Vorftellungen 
im Staat verwirklichen wollen? Befigt diefe Praris der Staatsgeichäfte wirk⸗ 
id) den beherrfchenden Geift, um den Dilettantismus des Laien auf dem unge- 
wohnten Gebiet zu züigeln und zu lenken? Sind wir nit troß aller Special- 
capacitäten der Berwaltung dahin gelangt, daß eine mehrjährige Vermaltung 
eines Landrathsamts, verbunden mit einigen „allgemeinen Ideen” vom Staat und 
der Gabe der Rede, als eminente Befähigung zur Staatsmiannfchaft gelten muß? 
Wir find in der That in jenem Zuftand angelangt, wo eine Bertheilung der 
verwaltenden Thätigkeit auf die intelligenten und wirthſchaftlich erfahrenen Klafjen 
gefördert werden muß zur Berbefferung der Berwaltung jelbft. 

Faſt noch nachtheiliger zeigte ſich aber jene Zerriffenheit filr die Seite des 
Charakters in einem Beamtenthum, auf deflen Gewifjenhaftigfeit und Feftig- 
feit bis jetst alles öffentliche Recht im Lande beruht. Die fo getheilte Staatsarbeit 
entwidelt iiberhaupt den Charakter nicht mehr; die joctal>politifchen Kämpfe be- 
ihädigen ihn pofitiv; Verfaffungsfämpfe und die daraus hervorgehenden ertremen 
Zumuthungen demoralifiren einen Beamtenkörper vollftändig, der zum ausichließ- 
lihen Träger der politifhen Gewalten geworden ift, ohne die Selbftändigfeit der 
befigenden Klaſſen mit der Amtsgewalt zu verbinden. Die Anklänge- an franzö- 
fiihe Verwaltungszuftäude, die fi aus der erfien Handhabung der Berfaffung 
entwidelten,- werden anfcheinend bald als ein fertiges Syſtem daftehen, wie im 
Einzelen, fo im Ganzen. 


V. 


Verhältniß der Aemter und der Stenern im 
selfgovernment. 


Bergl.: Regifter vv. Arntsverpflichtungen, Amtsbefreiungen, befoldete Communal- 
beamte, Friedensrichter, Wahl und Ernennung, Somnmnalftener. 


So verwidelt das Selfgovernment in der bisherigen Gruppirung 
erfcheint, fo enthält e8 andrerjeit8 aber aud) Elemente einer Perem- 
fahung, fomwohl für die Betrachtung wie für die Geſetzgebung. Es 
find die beiden einfachen Elemente der Aemter und Steuern, 
aus welchen fih alles zufammenfegt und geftaltet. Des 
Steuerfgftem ift dem Eontinent geläufig; ſchwieriger wird es die herr- 
fchenden Vorftellungen zu überzeugen, daß die ganze perfönfiche Zeit 
im Selfgovernment ein reiner Amtsorganismug ift, der im eine 
freien Verfaſſung nur anders zu befeßen, zu theilen oder zu combat: 
ren ift. Das Sriedensricdhteramt, die Hanptgrundlage des Ganzen, üt 
das rein perjönliche Amt eines Polizeirichters und Bolizeicommitlart, 
— genau das, was der Feudalismus „Büreaufratie“ zu nennen pflegt. Ce 
wird befett durd königliche Ernennung (Commission) nad) deu Grund- 
fügen unjerer höheren Verwaltungsämter; nach denfelben Grundſätzen 
richtet fich die Amtsentlaſſung. Die ftrafrechtliche Veranwortlichkeit, 
die Negreßpfliht und die Unterwerfung unter eine Disciplinargemalt 
einer höheren feiten Behörde ift die eines höheren Verwaltungsamtes 
Wie die Amtspflichten, fo find die Amts- und Chrenrechte, die ſchwt 
rere Beftrafung der Beleidigung im Amte, des Ungehorſams, der Zi 
derjetlichkeit, dem reinen Amtsorganismus entnommen. (ine patn- 
moniale Polizeigewalt bat in England nie beftanden. Der leijefte Ver⸗ 
ſuch englifcher Gutsherren, eine Gutspolizei zu ilben, oder gar die 
verlogene Idee, daß der Grundbefit felbft ein „Amt“ ſei, bat bei dm 
englifchen Reichsgerichten die gebührende Abfertigung gefunden (S. 822. 
823. 837). Ebenfo enthält das Sheriffamt nur Bruchftüde von der 
uns geläufigen Richter- und Verwaltungsämtern; die Meilizverfailung 
nur die Aemter der Landiwehrofficiere und militärifchen Verwaltunge- 
commiffionen. Die einfache und fehlagende Probe dafür ergiebt der 
Uebergang der neueren Zeit in befoldete Aemter. Wo man beſol⸗ 
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Dete Friedensrichter in den Städten fubftituirte, entftanden Polizei- 
richter in der uns ganz geläufigen Amtsftellung. Wo man die admi- 
niftrativen von den richterfichen Gejchäften des Friedensrichters zu tren- 
nen anfing, entitand ein gewöhnlicher Polizeidirector (in London). Wo 
man in der Miliz Offiziere der ftehenden Armee verwandte, blieb die 
Stellung diefelbe. AL man anfing in den unteren Gemeindeämtern 
bejoldete Beamte zu fubftituwiren, ging der Armenauffeher mit großer 
Leichtigkeit im einen bejoldeten Assistant Overseer und Collector 
über, der Polizeifchulze in einen befolbeten Policeman (Gensdarmen), 
der Wegeauffeher in einen bejoldeten Surveyor. Es zeigte fich, daß 
man mit Schnelligkeit alle unteren Gemeindeämter in ein großes Corps 
von Secretären, Schreibern, Buchhaltern, Gensbarmen verwandeln 
fann; ja fogar daß man die höheren Aemter des Selfgovernment durd 
Landräthe, Kreisrichter, Polizeicommiffarien, die Kandiwehroffiziere durch 
Dffiziere der ftehenden Armee erfegen kann, ohne den Verwaltungs⸗ 
organismus zu ändern. Manche Engländer find durch dieje überra- 
ichende Probe endlich darauf gefommen, daß die Beſetzung des Am- 
tes das für die Staatöverfaffung Entfcheidende ift, und daß mit einer 
fo fortgefegten Arbeitstheilung der Abfolutismus in England fertig da⸗ 
ftehen würde. Das Wefentliche des Selfgovernment, als Grundlage 
einer freien Verfaffung muß aljo beftehen in dem rechten Verhält- - 
niß von Steuer und Amt, und in bem richtigen Maßver- 
hältniß zwifchen befoldeten und unbefolbeten Aemtern. 

I. Die Geftaltung der Aemter im Selfgovernment 
beruht urfprünglic auf dem Grundfag, daß alle Staatsfunctionen, 
welche den befitenden Klaſſen oder Mittelftänden als Ehrenamt aufge- 
tragen werden können, auch Ehrenamt fein follen; daß die Com: 
munalverbände wie deren einzele Mitglieder durch gefeßlichen Zwang 
zu nöthigen find diefe Aemter zu Übernehmen; daß nur zur Ergänzung, 
im Fall der Nothwendigkeit, das bejoldete Amt daneben tritt. ‘Der 
Ernft der Geltendmachung dieſes Grundfages bildet die ſtarke Seite 
des alten Selfgovernment. 

Die Geftalt diefer Aemter kann fi) aber nicht beftimmen nad) 
den Ideen der Gefellfchaftsflaffen, welche darin ihre Geltung fuchen, 
fondern nur nah der Natur der öffentlichen Leiftungen, deren die 
Staatsgewalt für ihre gegebenen Aufgaben bedarf. Die Gefellfchaft 
kann daher aus fich heraus fein Selfgovernment bilden, jondern dies 
fann nur vom Standpunft des Staats aus eine weiterfehende Geſetz⸗ 
gebung. Kein einziges Element des Selfgovernment ift „naturwüch- 
fig” entftanden, fondern jede Eingelheit beruht im früheren Mittelalter 
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auf normannifcher Berwaltungsanordnung, in der Fortbildung und Ür- 
weiterung auf PBarlamentsgefegen. Die Ehrenämter zerfallen nad die 
fem- Bedürfniß des Staatd in höhere und niedere. 
1. Die höheren Aemter find die obrigkeitlihen Aen 

ter, welche ein felbftändiges Urtheil des Beamten in An- 
„wendung der Gefege auf den gegebenen Fall nothwendic 
vorausfeten Es find alfo die Beamten, welde im Kreie- m 
Gemeindeverband die Anwendung der die Militär-, Gerichts-, Polizei- 
Finanzhoheit vegelnden Gefeße zu handhaben berufen find. Das eng- 
fische Recht nennt diefe decretirende Thätigkeit des obrigkeitlichen Amts 
Jurisdiction, die älteren verfaſſungsmäßig dafür beitehenden Behörden 
Courts. Diejen Charakter der jurisdiction haben die Aemter des 
Sherift, der Friedensrichter, der Coroners, der Yandmehroffiziere un 
Landwehrcommiffarien, der ftädtifchen Mayors, — aljo nad) deutjſchen 
Einrichtungen die Aemter der Negierungspräfidenten, Regierungsrätbe. 
Yandräthe, decretirenden Polizeibeamten, der Kreisrichter, der Yandwehr 
offiziere. Solche Aemter jegen eine höhere Bildung voraus, eine de 
ftimmte Unabhängigkeit und Sicherheit der Lebeusjtellung, die Gemwöh 
nung, Achtung von Anderen zu fordern und bei ihnen zu finden, über 
haupt Charaktereigenſchaften, die nur aus der Bereinigung eines ge 
wiffen Bildungsgrades mit einer gewiffen Unabhängigkeit erfahrung: 
mäßig hervorgehen. Das engliiche Selfgovernment ift daranf bebadt, 
dieſe Aemter in der Regel mit gentleinen zu befegen, d. h. mit Perfonen, 
welche den nöthigen Beſitz haben, um unabhängig zu fein, weld: 
diefen Beſitz benugen, um durch eine höhere Erziehung die Fähigleu 
zu folchen Aemtern zu gewinnen, und welche diefe ihre Kraft dem Gr 
meinmejen im nachbarlichen Verbande widmen fönnen und wollen. 
Eben deshalb wird dabei ein directer Strafzmang zur Uebernahme dei 
Amts nicht gern geübt; wo er indeſſen fich praftifch nöthig zeigte, trin 
er auch bier ein, wie für die Uebernahme des Sheriffamts durch ſchwert 
Geldftrafen, für das Amt des Miltzoffiziers auf indirectem Wege. We 
die vorgefundenen Zuftände der Gefellfchaft, oder örtliche Verhältnißpe, 
oder die Natnr einzeler Staatögefchäfte mit den Chrenämtern nik! 
ausreichten, ließ man eine Ergänzung durch befoldete Beamte eintreten. 
Neben den Friedensrichtern ftanden Jahrhunderte lang die Quorun 
(modern ausgedrückt: ftndirte Juſtiz- und Berwaltungsbeamte). Tier 
höhere NRichteramt in den Affifen war von jeher mit hochbejoldeies 
Juriſten befeßt. Auch das Civilrichteramt hat in Geftalt eines Ehren 
amts nie recht gedeihen wollen. Die Kreisrichter und beſoldeten Pe 
fizeirichter der großen Städte in England bilden eine neue erheblick 
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Ergänzung. ‘Der verfallenden Miliz hat man dur eine ftarfe Infu—⸗ 
fion von Offizieren der ftehenden Armee nachgehoffen. 

Die äußere Stellung diefer Ehrenämter ift die noth- 
wendige Folge der Öffentlichen Pflichten die fie erfüllen; das Recht auf 
verfaffungsmäßigen Gehorfam, die Ehrerbietung im Amt, die Achtung 
außer dem Amt ift von der Obrigleit untrennbar. Die englifche Ger 
feßgebung Hat daher nad) dem Sprachgebrauch des Continents diefen 
höheren Beamten alle Zitel und alle Amtschrenrechte eines 
föniglichen Richters, Raths und Offizier gegeben, ohne welche die 
Betheiligung der höheren Stände an Ehrenämtern überhaupt nicht zu 
baben if. Bei Einführung der Kreis - Bolizeiherren bat man baber 
nicht etwa einen neuen Namen erfunden, fondern man nannte fie Ju- 
stitiarii, fo wie die höheren Beamten deren Amtsgefchäfte fie theil- 
weife übernehmen follten (bei uns würden fie nad) diefer Analogie 
Landräthe heißen.) So lange als Folge des ftändifchen Streits die 
einzelen Klaſſen der Gefellfchaft in gegenfeitiger Eiferfucht einander 
diefe Ehre nicht gönnen, kann aus allem Streit der Barteien fein 
Selfgovernment hervorgehen, fondern nur ein gefeflfchaftlich neutrales 
Beamtenthum, welches fich aber weder im Einzelen nod im Ganzen 
mit dem Gemeindeverband confolidirt, vielmehr nur dem abfoluten 
Staate dient oder ihn erzeugt. 

2. Das untere Gemeindeamt ift das Amt des Ort- 
ihulzen (in den Städten des Bezirksvorſtehers), welches ſich aber 
in England durd eine fehr umfangreiche Gejeßgebung in die Aemter 
des Constable, Kirchenvorftehers, Armenaufjehers, Wegeauffehers und 
Semeindeeinnehmers (Collector) vertheilt und vielfach erweitert bat. 
Die neueren Bebürfniffe der Gefellfichaft im der Armenpflege haben 
diefe Aemter noch vervielfältigt. Die unteren Aemter haben ihren 
Schwerpunkt in den dconomifchen für das Gemeinwefen unentbehrlichen 
Erfahrungen der Mittelftände. Zugleich find fie die Vollziehungs- 
organe ber höheren Aemter. Oft müfjen fie mit weiten diecretionären 
Gewalten ausgeftattet, in dringlichen Fällen mit einer felbitändigen 
Ausführung der Gefege auf eigue Verantwortung betraut werden, wie 
die Constables. Für ihre Beſetzung enthalten grade die Kleinen 
Gemeinden die trefflichiten Elemente, die fi in Deutichland in ge- 
wifjer Lebendigkeit erhalten haben. Bei der Geftaltung auch diefer 
Aemter bedarf es aber der forgfältigften Rüdficht auf das Prinzip der 
Ehre und einer gewiffen Selbftändigfeit in ihrem Sreife, die untrenn- 
bar ift von der perfönlichen Erfüllung öffentlicher Pflichten. Es darf 
ihnen fein Makel aufgedrücdt werben durch eine ftändifche Scheidung 
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von den höheren Aemtern; kein Makel dadurch, daß man das Ablan⸗ 
fen des niederen Amts mit einer Geldſumme geftattet. Das ältere 
englifche Necht war darin confequenter als das neuere, und zwanz 
3. B. die höheren Stände zur perfünfichen Uebernahme felbft dei 
Constable - Amts im Nothfalle. ‘Der verfaflungsmäßige Gehoriam 
macht diefe Beamten verantwortlich vor Richter und Jury, umterwirit 
fie der Ordnungs- und Disriplinarftrafe einer höheren collegiafiiches 
Autorität wie den friedensrichterlichen sessions, nicht aber der bike 
tionären Gewalt eines Einzelbeamten. Eine folde Ordnungs- Straf 
gewalt haben die Spezialfigungen der TFriedensrichter gegen die Con- 
‘ stables, Arnen- und Wegenuffeher wegen Berfäumung ihrer (durch 
das Geſetz) fpecialifirten „Amtspflichten“. Es war bei diefen Be 
amten nicht ausführbar,, die übergroße Zahl von fpecielfen Amtspflichten 
unter befondere Strafflaufeln zu bringen; man mußte fie daher ir 
diefer Weife zufammenfajfen. Wo aber die Spezialifirung ausführbar 
war, ift fie auch durch Hunderte von Strafflaufeln ausgeführt. Ein 
. allgemeine Gewalt, die unteren Gemeindebeamten zu den Handlung 
und Unterlafjungen zu zwingen, die der Vorgeſetzte für angemeiten 
erachtet, hat feit der Ausbildung des Verfaffungsftaates in Emnglanı 
nicht mehr beitanden. Cine folche würde das ganze Beamtentkem 
einem Mißbrauch der obrigkeitlichen Gewalt zu Parteizwecken, bei den 
Wahlen wie in der laufenden Amtsgewalt, ausjegen. Diefer Manyri 
aller geſetzlichen Organifation ift grade die Hauptquelle der Demora- 
Itfation der conftitutionellen Verwaltungen des Continents geworden. 

Charafteriftifch ift ferner der Ernft, mit welchem bir 
ächte englifhe Verfaffung den hier nothwendigen Zwans 
zur Uebernahme der Aemter handbabt. Aus dem normanifchen Ver 
waltungsrecht befteht zunächft der allgemeine Grundfag des Zwangt 
Das „Refusing to accept offices®* fann als Vergehen nad 
Common Law durch Privatanflage vor den gewöhnlichen Straix 
richten verfolgt werden. Da aber diefe Art de Zwanges fi wet: 
fäufig, fchmerfällig und deßhalb nicht genügend erwies, fo cumalırte 
man damit die Befugniß der Stadt- und Dorfgemeinden, dur Urtt 
ftatuten (byelaws) die Verweigerung der Uebernahme unter vericärft 
Geldbußen zu ftellen. Noch wirkſamer erwies ſich endlich die feite 
Geldbuße (event. Gefängnißftrafe), welche durch die einzelen Gele 
auf die verweigerte Uebernahme der Aemter des Constable, des Ar 
menauffehers, des Wegeauffehere und des ftädtifchen Gemeinderatbt 
gefegt wurbe, und denen fich die Strafgefeße für den Gejchworenen 
und Milizdienft analog anreihen (vgl. auch Regifter v. Zeugeapflidt'. 
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Auch diefe Seite des Selfgovernment macht eine Entjtehung deffelben 
aus den Borjtellungen des Privatlebens unmöglich, und weift auf die 
Nothwendigkeit einer zufammenhängenden Gefeßgebung zurüd. 

Neben diefen höheren und niederen Gemeindeämtern erfcheint dann 
no ein gemifchtes Syſtem von Gemeindeausſchüſſen, melde 
im Meittelalter dadurch entitanden, daß man den Gemeinden geftattete 
ihre gefeglihen Bolizeipflihten und anderen Obliegenheiten durch einen 
engeren Ausſchuß bequemer zu Handhaben. ‘Die praftifche Erfahrung 
hat indefjen die meiften diefer Functionen fpäter in Einzelämter con- 
centrirt. Die Gemeindecommiffionen (auf die ich im folgenden Abfchnitt 
zurückkomme) erjcheinen aber noch als juries im Givil- und Straf: 
proceß und al8 Gemeinde-Unterfuchungscommiffionen juries of inquiry; 
wobei man, jo weit e8 ausführbar, die große und die Spezial» Jury 
aus den höheren Ständen, die übrigen Juries aus Mittelftänden bil- 
dete, doch umter Vermeidung einer grundfäglichen Scheidung nad) 
Ständen. Eine Grenze für die Anwendung dieſes Syſtems Tag in 
dem nothwendigen Verhältniß zwischen Meittel und Zweck, welches 
nicht geftattet, eine Zahl: von 12 oder auch nur von 5 Berfonen zu 
Geſchäften aufzubieten, deren Werth und Bebeutung in feinem Ver⸗ 
hältniß zu diefem Aufgebot fteht. — Andererfeits erjcheinen Gemeinde- 
ausfchüffe zur Steuereinfhäßung, zur Controlle ber Steuerverwendung 
und zur Berwaltung des Gemeindevermögens, "alfo zu überwiegend 
dconomifchen Zweden des &emeindelcbens, welche grade durch bie 
neuefte Geſetzgebung eine Lieblingsbildung in Geftalt der gewählten 
boards geworden find. 

II. Das zweite Element des Commumnallebens, bie 
Communalfteuer, hängt unmittelbar mit dem vorigen Gebiet zu- 
fammen, infofern die Steuern Surrogate für den perfönlichen 
Dienft des Gemeindelebens find. Dieſe einfache Wahrheit ift 
in England auch Hiftorifch evident, infofern das ganze Communal⸗ 
ſteuerſyſten aus der Verwandlung von perfünlicen Dienften in 
Geldleiftungen entjtand, und nad gleichem Syſteme ſich fortbildete, 
Da die Anforderungen des Staates in mafjenhafter Geſtalt gerade an 
die Ortsgemeinde gerichtet wurden, fo erfolgte auch bier die Ummwand- 
lung in Geld in großen Maſſen. Das Steuerfyftem hat daher feinen 
Schwerpunft in der Ortsgemeinde, als Church-, Poor- und High- 
way rate. Im Mittelalter waren nur die ſchwachen Keime dazu in 
der Church Rate vorhanden, die Poor Rate lag hauptſächlich in den 
Nloftergütern, an Stelle der Highway Rate ftanden Hand: und 
Spanndienfte.e Das Fortfchreiten des Staatsweſens macht diefe Lei⸗ 
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ftungen in erhöhten Maße nothwendig; der heutige Zuftand der Volks⸗ 
wirthfchaft bringt es mit fich, daß fie überwiegend durdy Geld beitritten 
werden. Dagegen treten die Gommunaljteuern auch heute noch ver 
hältnigmäßig zurücd auf dem Gebiet des alten Selfgovernment, une 
der Rubrif der County und der Borough Rate. So jehr audi: 
gewachfen find, fo ift immer ihre Gefammtjumme doch mäßig, ver: 
glichen mit den mafjenhaften Steuern de8 erfteren Gebiete. Sie wer. 
ben nöthig theil® für Lofal- und Material-Bedürfniffe, theil® für die 
nende und Büreaubeamte und für Hülfseinrichtungen. 

Da der nationale Charakterzug des germanifchen Yebens in dem 
zähen Feſthalten der perjänlichen Pflichten des Gemeindelebens Lust, 
(im Unterſchied von den keltiſchen und romanifirten Stämmen), ie 
bildet auch die Geftaltung der Communalſteuern einen ftarf natie: 
nalen Zug. Das Mittelalter behandelt fie als perſönliche 
Bfliht des freien Mannes von wegen feines lajtentra- 
genden Beſitzthums (Freifajfenguts, freehold). Die verwankeltr 
Dienfte erfcheinen daher vorzugsweiſe als Steuerlaften des freehold. 
ohne jedoh zu todten Neallajten zu werden. Die Berfafjung ir 
unteren SOrt$polizeigerichte zieht auch da8 copyhold mit heran 
Die Gejeßgebung der Tudors baut das ganze UOrtögemeindeiniten 
auf den Hausftand und auf den „fichtbaren Realbefig im Gemeindever: 
band.“ Diefe Grundlegung war für England entjcheidend: 
denn fie hob von diefer Seite das Communalweſen über die Binder: 
niffe des ehemaligen Feudalſyſtems und über alle limbildungen dr 
Geſellſchaft hinweg. Der Maßftab für die Beſteuerung von Butt 
herren, Pfarrern, Bauern und kleinen Freiſaſſen, Eigenthümern un 
Miethern, der aderbau- und der gewerbetreibenden Bevölterung, der 
Steuermaßftab für Stadt und Yand, war bier in einer wunderbares 
Sicherheit und Elaftizität gefunden, an der die englifche Gejekgebun: 
und Praris jeit 3 Jahrhunderten feinen Augenblid wieder zweifel 
haft geworden ift. Schon ber eine Umftand, daß die englifchen Rat: 
gerichte, die friedensrichterlichen und Gemeindeverfammlungen dieje ganz 
Beriode hindurch das Syſtem der Beftenerung des „fichtbaren uupgbarm 
Realeigenthums im Gemeindeverband“ als die einzig zuläjfige Weit 
der Communalſteuer fefthielten und durchbildeten, würde eine entihe: 
dende Autorität fein. Allein ebenfo  conjequent hat auch die Arzur 
geſetzgebung, trotz fonftiger Experimente, diefe Urt der Befteuerung um 
der jährlichen Einfchägung des mechjelnden Mieths⸗ und Pachtwertha 
durch die Ortögemeindebeamten feftgehaften. In den hundert Geſeter 
über die Armenverwaltung, in allen Wegeorönungen, feitdem jic u 
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dag Syftem der Geldwirthichaft übergehen, im der neuen Gruppe der 
Gefundheitd- und Baupolizeigeſetze, in den zahllofen Rocalacten, in der 
Geſetzesgruppe über die Reform der Polizei, hat fich die Gefeßgebung 
von Menfchenalter zu Meenfchenalter daffelbe Princip vergegenwärtigt, 
und probat befunden. Bei den 100 Spezialzweden der County rate 
und Poor rate hat fi) der Gefeßgeber immer von Neuem vergegen- 
wärtigt, ob es redt und zweckmäßig fei, die Commune zu diefen 
Zwecken in diefer Weiſe zu beftenern, und er hat ftetS die Frage zu 
bejahen gefunden. Bei den 24 Spezialfteuern, die urfprünglich noch 
neben der Poor rate gefondert laufen, hat man zweifellos denfelben 
Grundſatz feitgehalten. Ohne Geſetz, felbft gegen ältere Praris und 
gegen zufällige Dariationen des Ausdrucks im einzelen Gejegen, 
hat fi dies Beſtenerungsſyſtem immer ausnahmslofer durchgefekt. 
Während die engliſchen Staatsftenern im Verlauf der Zeit faft jede 
Bariation und Verkehrtheit von Verbrauchs - und indirekten Steuern, 
jeden Modus von Bermögens-, Eintommens- und Claſſenſteuern prafti- 
jirt hat, zeigt fich auf dem Gebiete der Communalfteuern nirgends ein 
Schwanken des Grundfagee. Die Parochial- Assessınent-Act und 
ähnliche neuere Gefeße waren nur felbftverjtändfiche ‘Deklarationen, 
veranlaßt durch den mechanischen Gefchäftsgang, der bei vielen Kleinen 
Gemeindebeamten eingeriffen war. Und fo darf man wohl befaupten, 
daß ein folches Syſtem der Communalſteuern die größte Autorität ift, 
welche dafür in irgend einem civilifirten Lande Europas gefunden 
werden fann. 

Die Geftalt der Communalftenern fteht aljo gefchichtlich 
und erfahrungsmäßig feſt. Sie können nicht indirecte Steuern fein 
aus bekannten Gründen bes inneren Landesverkehrs, und weil folche 
immer zum großen Theil Berjonen treffen würden, welche die Com: 
mune zu ihren Bedürfniffen heranzuziehen fein Recht hat. Sie dürfen 
nicht Einfommenfteuern fein, weil die Kommune nicht das Recht Hat 
Befigungen und Ermwerbsqueflen zu jchagen, die nicht örtlich firirt der 
Kommune angehören. Man kommt alfo auf das immer neu erprobte 
Prinzip der Steuer auf die real visible property in the parish 
zurück. Sie ift die materielle Bafis aller Verbindung der Hausſtände 
zu feften Gemeindeverbänden, das fichere materielle Band welches die 
widerftrebenden Klaffen der Gejeltfchaft nachbarlich vereinigt, an ein 
Zufammenleben zu gemeinfamen höheren Zwecken gewöhnt. Dies 
Band war es, welches aud in den ſchlimmſten Zeiten eine Theilnahme 
am Gemeindeleben lebendig erhielt, welches auch im 19. Jahrhundert 
noch einen Halt giebt. Wie zerfahren auch immer die neueren politifchen 
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Spfteme und Meinungen im Lande erfcheinen mögen: die eine Seite 
eines gefunden Staatslebend dauert unerfchüttert fort, das Bewußt 
fein der Verpflichtung eines jeden Hausftandes zunächſt für den nach 
barlichen Verband nad feinen Kräften zu fteuern. 

Ebendeshalb, weil es fid) um die primäre Grundlage des Staate 
lebens handelt, Tann es auf diefem Gebiet feine Steuerbefreiungen 
geben. Die regierende Klaffe zeigte fich freilich oft nachgiebig gegen 
perfönliche Yefreiungen von der Amtspflicht, vom Gefchworenen- un? 
Milizdienft, der zum großen Schaden der Mittelklaffen das Ueberge 
wicht der gentry im Staat erhöht hat. Für Gommunaljteuerbe 
freiungen aber hat diefe Gefeßgebung nie ein Berftändnik gehaht. 
Der Rittergutsbefiger und der Pfarrer ftanden ſtets obenan, nicht nur 
bei allen Variationen ber Gemeindefteuer, fondern jelbjt beim alten 
Wegebaudienft. Von den font immer wiederfehrenden perſönlichen 
Amtsbefreiungen für Pärs, Parlamentsmitglieder, Reichsrichter, aktivt 
Offiziere der Marine und des Heeres und andere befoldete Beamt 
des Staates ift in den Commuualfteuern feine Spur zn fin: 
den; ja nicht einmal ein Verſuch ſolche zu erlangen. Der nüd- 
terne Ernſt der englifchen Staatsbildung zent ih an diefer Stelle m 
einer unerbittlichen Conſequenz. 

II. Ebenfo bedeutungsvoll wie die Gejtalt der Aen— 
ter und Steuern für fi betradtet, ift aber das gegen: 
feitige Verhältniß beider. Allerdings ftanden Aemter un 
Steuern als die Grundelemente des mittelalterlichen Staats m 
anderem Verhältniß zu einander al8 Heute. Die Anforderungen an 
das Gemeinmwefen waren durchweg einfacher fchon aus dem Grunk, 
weil die große Maſſe der arbeitenden Klaffen noch im Hausftand auf: 
ging, für die Kommune nicht vorhanden war, fondern nur für N 
Kirche, deren ſtaatliche Fürſorge fich erft fpäter in den weltlichen 
Staat continuirte. Das mittelalterliche Selfgovernment umfaßt alio 
hauptſächlich Gericht, Polizei, Miliz und Wegevermwaltung, d. h. & 
biete, auf denen die perſönlichen Dienfte und Naturalleiftungen 
vorherrichen, auf denen daher auch die Idee der gleichen Rechtégenoi⸗ 
ſenſchaft (Bairie) beruht, weil Gerichts-, Polizei- und Deilizdienfte fit 
nicht nad) Maß und Gewicht abftufen laffen, wie Geldftenern, die m 
Mittelalter nur ergänzend anf befondere Beranlaffung eimzutreten 
pflegten. 

Seitdem hat die rechtliche Erhebung der arbeitenden Klaſſen aus 
der Unfreiheit, der vielfeitige tägliche Verkehr unter früher gefchiedenen 
Rechtöfreifen, der fittliche und geiftige Fortichritt der Gefammtheit ie 
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viel zahlreichere und fchwierigere Thätigkeiten der Staatsgemwalt herbei- 
geführt, daß eine Arbeitstheilung dabei unabweishar geworden ift. 
Zahllofe Functionen, welche der mittelalterliche liber homo in Perfon 
verjehen konnte, Lafjen fi) heute Niemandem mehr als Ehrenamt zu- 
muthen, weil fie eine Vorbildung und eine unausgefegte Thätigfeit 
der Berfon vorausjegen, die zu dem Syſtem befoldeter Aemter führt. 
Auf anderen Gebieten ift der Zwang zu Naturalleiftungen wirthſchaft⸗ 
lich nachtheiliger al8 die Forderung einer Steuer. Ye Heiner, enger 
und inniger ein Gemeindeverband noch ift, defto lebendiger kann fich 
das Spftem von Ehrenämtern und Naturalleijtungen erhalten: je grö- 
Ber und lofer der Verband, defto vorherrjchender wird das Spftem der _ 
Arbeitstheilung und der befoldeten Aemter, welches fih in Franfreich 
bis zur reinen Geldwirthichaft gefteigert hat. 

Diefer Aenderungen ungeadhtet hatte England bis in das letzte 
Menfchenalter den Grundgedanten feitgehalten daß Steuern und Amts⸗ 
pflichten zufammen gehören, wie Leib und Seele der Commune. Be⸗ 
jigende Klaffen ohne eine direkte Communalſteuerlaſt verlieren den 
Zufammenhang mit ihren Nachbarn, das Intereſſe für die Communal- 
verwaltung, die praftiiche Einficht und den Sinn für das öffentliche 
veben überhaupt. Andrerfeits verlieren die verfallenden Feudalftände 
mit der Entwöhnung von perfünlicher Verwaltung öffentlicher Functio- 
nen auch den Sinn der Steuerpfliht; mit der Einſicht in die Ver⸗ 
wendung verliert fi) auch die Einficht in die Nothwendigfeit. 

Tief erfchüttert ift num aber im 19. Jahrhundert die Harmonie 
zwifchen beiden Elementen durch die Umbildung der Gefellichaft. "Wie 
gewaltig auch die Geldanforderungen des Staats gewachfen find, wie 
überwiegend aud) die Geldwirthfchaft ältere Naturakleiftungen verdrängt 
hat: fo muß doch die Gegenwart unabläjjig laut und nachdrücklich 
daran erinnert werden, daß ein gefundes Staatsweſen der 
geiftigen und fittlihen Kräfte des Individuums ebenfo 
bedarf wie feiner Steuern, daß das Staatsweſen anderen 
Gefegen folgt als die Volkswirthſchaft, daß aljo der 
Grundfag der Arbeitstheilung unzureichend ift für die 
Geftaltung des Staats. Und in der That enthält jeder fociale 
Fortſchritt das Correctiv auch dafür in fih. Wenn die neue Gefell- 
Schaft zahlreichere ältere Leitungen in die Wege der Geldwirthichaft 
übergehen läßt, fo erzeugt fie auch andrerſeits neue und erhöhte Ans 
forderungen an die geiftige und fittliche Kraft des nachbarlichen Ver⸗ 
bandes, wie in der Armen- und Schulverwaltung, in allen Gebieten 


der humanen Fürforge. Die fittliche Welt bleibt mit der wirthſchaft⸗ 
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(ichen auf jeder Eulturftufe in einem gleichmäßig fortichreitenden 31: 
fammenhang, welchen bie Gejeßgebung von großen Standpuntta 
erhalten Tann. 

Nur die Unerfahrenheit der neuen (in England hauptſjächlich ſtad 
tifchen) Elemente, welche jeit ber Reformbill mit ihren Borftellung: 
als beftimmender Faktor in die Geſetzgebung eintreten, hat dic 
Grundfag bisher verlegt. Die alte regierende Klaffe hat wenigiten 
den praftifchen Sinn gezeigt, daß fie ihr eigenes Gebiet eiferluchtis 
bewachte und daß, wo fie das bejoldete Beamtenthum im Nothic. 
neben fich concurriren ließ, wenigftend ein ftudirtes® hochbefolder: 
Beamtenthum als homogenes Element, nicht Subalternen und Schre: 
ber an ihre Stelle traten. ‘Dagegen Hatte man die periönlidk 
Dienftpflicht der unteren Stände nit ganz unabjichtlicy foweit ver 
falten laffen, baß der Uebergang der alten Ortsjchulzen im eine beicl 
dete Gensdarmerie und die fortfchreitende Verfümmerung der Ri: 
fih nur zu leicht als eine „Liberale“ Reform einführen durfte. 

Noch übler geftaltete fih das ganze neue Selfgovernmen:, 
welches feit der Reformbill vorzugsmweije nach dem wirthſchaftlicher 
Sinn ber neuen Gejellfchaft gebildet ward, und welches den Auſchiuf 
an das vorhandene Selfgovernment völlig verfehlte. Ein Pikgnit 
in diefer Richtung konnte im Mittelalter faum vorfommen, wo di 
böchften und höheren Stände den Militär-, Gerichtd- und Voligeidierit 
perfönlich leifteten. Im 19. Jahrhundert war es anders geworden 
An der Stelle des King in Couneil ftand eine Wahlverjammlunc. 
deren überwiegender Einfluß die Stanteregierung faft zu einem Par- 
lamentsausſchuß machte (cabinet). ‘Die legislatorifchen Fehler der & 
drängten Parteiregierungen blieben in ftetigem Wachen. Die Städt 
ordnung von 1835 war noch eine Art von DVermittelung mit den 
Syſtem der perfönlichen Dienftpfliht. Der Gemeinde wird nod m: 
mer ein Gefchwornendienit mit Aufhebung aller Befreiungsgrimx 
zugemuthet, in den ftädtilchen Sriedensrichtern und Aldermen hal 
dem Stadtrath noch folidere Elemente gegeben. In den Kreisarmen 
verbänden fielen aber diefe folideren Elemente weg. Hier war la 
Vorbild, und feit dem Verfall des Amts der Overseers feine Tedk 
lebendige Gewohnheit mehr vorhanden. Daß die Gemeindemitgliekt 
außer dem Steuerzahlen auch noch die perfönliche Pflicht haben ſollten 
ih um ihre Nachbarn zu befümmern, perſönlich den Zuſtand dr 
Hülfsbedürftigen zu unterfuchen, perſönlich nach ihrer Kenntnig um 
Erfahrung feftzuftellen wie zu helfen, widerftrebte gewohnten Boritc- 
lungen. Die Gentry hatte fih damit nie befaßt; die unteren Klaiien 
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waren durch die Herabdrüdung der niederen Gemeinbeämter überhaupt 
nicht recht gewöhnt nad felbftändiger Erfahrung und Einficht zu ver: 
fahren. Das Selfgovernment war auf diefem Gebiet bereits ſche— 
matiſch geworden, als der Schematismus bes Armengejeges zur Gel- 
tung fam, der nun das mangelnde Communalfeben durch einen working- 
house-test und durd ein Rechnungs: und Buchführungsfchema erfeßt, 
in der Weife der reinen Geldwirthſchaft. Die Verwaltung durch 
Schreiber und Buchhalter, durch viele taufend fchlecht bezahlte Eleine 
Beamte, erzeugte dann eine weitere Art der Geſchäftsführung, der ſich 
ein höheres Ehrenamt nicht unter und einorbnet, am Wenigiten ein 
englifcher Friedensrichter. Die gewählten Guardians als Repräſen⸗ 
tanten der Steuerzahler find dabei in die fcheinbar behagliche Stellung 
des Verwaltungsraths einer Actiengefellfichaft getreten, von welchem 3 
Freiwillige fih von Zeit zu Zeit einfinden, um ſich Defretsentwürfe 
vom Selretär zur Zeichnung unterbreiten zu laſſen, vakante Aemter 
zu vergeben, und perpetuirlich Beſchlüſſe zu faffen, von deren Einzel⸗ 
ausführung fie faum Stenutniß, jedenfall nicht die zur Kontrole 
nörhige gewohnheitgmäßige Uebung haben. Und follte fich irgend wo 
eine perjünliche Mühe ergeben, fo ift die Klaufel, welche jederzeit bes 
foldete Beamte und Hülfsarbeiter nad) Ermeffen anzuftellen geftattet, 
offenbar leichter auszuführen al8 das Geſchäft felbft. 

Der Angelpunft diefer neuen Geſetzgebung liegt immer in weni— 
gen unjcheinbaren Klaufeln, die man auf dem Gontinent leicht über- 
fiehbt, weil fie für das Privatleben nichts DBefremdendes Haben. 
Man konnte in der neuen Städteordnung jehr leicht. die Klaufel auf- 
itellen, daß die Bürgerliſte zugleich die Lifte für den Gefchworenen- 
dienft fein fol: mindeftens die Hälfte der fo aufgenommenen Na- 
men fann wirthichaftlich den Gefchworenendienft nicht tragen und wird 
nie berufen. Um den nicht populären Genfus zu vermeiden, ftellt 
man einen Scheingrundfag auf, der die ernjte Nöthigung zum 
Dienft unausführbar, die perfönliche YBürgerpflicht zu einer bloß no» 
minelfen, und den Gemeinfinn für den perſönlichen Dienft überhaupt 
gleichgültig‘ macht. Daſſelbe Scheinweſen herrſcht in der neuften 
Handhabung des Zwanged zu den Ortsgemeindeämtern allgemein; ja 
die neuen Wahlen zu den boards werden nad) der Weife der Actien- 
gefeltfchaften als Gegenftand befiebiger Ablehnung behandelt. 

Die Gelenfbänder zwifchen Verfaſſung und Verwaltung der Com⸗ 
mune find fofort gelöft, wenn man im diefer gefälligen Weiſe alles 
das in das Belieben der Steuerzahler ſtellt, was jolide alte Geſetzge⸗ 


bung fchlicht und recht zur Bürgerpfliht erhob, und mit Geld- und 
0.82% 
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Gefängnifftrafe erzwang. Das ganze neuere Syſtem iſt von untc 
nad) oben und von oben nad unten ber Ausdruck des „Belieben“, 
d. h. der wirthſchaftlichen Vorftellungen von Angebot und Nachfrace 
Statt eines Custos Rotulorum, ftatt der Friedensrichter, Alder- 
men u. f. w., denen bie ältere Gefebgebung immer beftimmte perioı 
(ihe Geſchäfte auflegt: ein beliebig gewählter Chairman, der cbenit 
beliebig gewechfelt wird wie die Guardians in jährlich erneuten Er 
len, die dann wieder beliebig da8 Amt ablehnen oder annehmen, ur 
beliebig bezahlte Beamte anftellen, mit beliebigen Gehalten und belichisr 
Entlaffung, fofern die Oberbehörde nicht ein Anderes beliebt. Keine 
diefer neuen Geſetzgeber wollte fi) daran erinnern, dag Selbiter- 
walten in erfter Stelle Selbftthun heißt, daß das bloße Steuerzahler. 
nur die eine Hälfte, die materielle Seite des Selbſtthuns ift. Au 
großen Inſtitutionen Englands einfchlieglich des Parlaments find ::t 
entgegengefegtem Wege entitanden: nicht dadurch, daß man den Wet 
fern anheimftellte nad) ihrer Gemächlichkeit fo viele bezahlte Schreiberc, 
Buchhalter und Diener anzuftellen, wie ihnen gut fcheine; fondern da 
durch, daß man die befähigten Perfonen zwang die Geſchäfte jelbit zu 
thun. Unverfennbar fühlt dies auch von Zeit zu Zeit die öffentlich 
Meinung felbft; fie bemerkt, daß die neuen Gebilde der Gejepgebun: 
nicht englifche Inſtitutionen find, daß es nicht englisch ift unter m 
Namen einer Kreisarmenverwaltung und eines Selfgovernment „We 
Land mit 6— 700 Gefängniffen zu bededen, und Pächter und Kramer 
verwalten, d. h. Steuern bezahlen und das Geld nad) Anmweifung ciner 
königlichen Behörde durch Buchhalter verausgaben zu laſſen.“ Aucı 
auch diefe Oppofition bewegt ſich noch planlos und unftetig in dem 
Zirkel der gejellfchaftlichen Vorftellungen. 


Eine befjere Kenntniß deſſen, was man als freie Verfaffung in Engiz:: 
fo lange bewundert hatte, wilrde den Continent die reale Natur der Ariz:: 
jehr viel einfacher vorgeführt haben, als das fein ausgeklügelte Syſtem ci=:: 
„Gleichgewichts der Gewalten.“ Auch das qnietiftiiche Syſtem, welches jpäter eu 
hiſtoriſche Schule in Deutichland einfilgrte, beruhte nur auf Anjchauungen v:z 
Privatrecht, und noch dazu ziemlich Außerlichen. Der Ausbau des Staats, der 
neue Öffentliche Recht der durch den Feudalismus zerjegten Staaten, konnte cz: 
durch pofitive Gefeggebung für das Steuer- und Berwaltungsredt gehe” 
werden, 

Die franzöfifhe Revolution hatte infofern für den Aufban einer cz 
ftitntionellen Verfaffung keine an fi) unmögliche Aufgabe. Es handelte iıc 
darum die vorgejundenen VBerwaltungsämter auf die befiger 
den Klafjen zu vertheilen und ein feftes Commumalfteuerfuften 
einzuführen In England war ja ebenfo das Selfgoverninent unmitteb: 
an das vorgefundene Präfeltenfuftem der vicecomites angefdloffen; auch ?:: 
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englifche Staat wurde noch im 14. Jahrhundert durch commissaires departis 
des königlichen Raths verwaltet. Die Neuerung beftand nur darin, daf man durch 
königliche Commiſſion die herkömmlich vorgefundenen Polizeigewalten auf Com- 
milfionen aus dem Kreisverband übertrug und auf diefem Wege fortfuhr. Allein 
angenjcheinlih Hat man an diefen Weg auch nicht einen Angenblick gedacht. 
Es bedarf beifpieldweife nur einer Erinnerung daran, welch wunderliches Weſen 
nad den Borftellungen der franzöfiichen Gejellihaft ein „Friedensrichter“ fein 
follte. Aus dem ancien regime heraus fannte die Geſellſchaft den Staat nur 
in der Geftalt eines Königthums, weldhes nach feinem ſouveränen Er- 
meſſen alle öffentlichen Berhältniffe ordnete, — vorbehaltlich der unter Gerichts- 
ſchutz geftellten Brivatrecdte, d. h. namentlich der Privilegien und Befreiungen. 
Bon der Nothwendigkeit einen freien Staat nah Geſetzen zu regieren, hatte die 
fränzöfifhe Gefellichaft feine Ahnung, und hat eine folche anjcheinend auch heute 
noch nicht. Sie ſuchte nur einen Staatefouverän, der den jetigen Bebürfniffen der Ge- 
jellichaft geniigte, und da die alte Dynaftie diefer Anforderung unzweifelhaft nicht 
genügte, fo erklärte fich die Geſellſchaft felbft filr fouverain, um die neuen Gewal⸗ 
ten einzujegen. Diefer neue „Bollsjouverain“ wird aber als unmit- 
telbare Quelle aller öffentlihden Gewalt ganz in derfelben Weife 
gedacht wie ber König im ancien r&ögime. Man thut der fchranfenlofen 
Bollsfouverainetät in fofern Unrecht, wenn man fie fir eine Erfindung der Re- 
volution erklärt. Das ancien regime felbft hat das Bewußtfein eines öffentlichen 
Rechts fyftematiich zerftört; ebenjo wie dort der König der Träger eines perfün- 
lichen, unbeichräntten, in feinen Grundfägen täglich wechielnden Staatswillens 
im Sinne der privilegirten Klaffen: fo ericheint der neue Souverain als 
unbeichräntte Staatögewalt für die Interefjen der nit privilegirten 
Klaſſen. Alles öffentliche Recht geht bier wie dort in dem dürren Begriff der 
„Srecutive" auf. Napoleon verfuhr daher durchaus als Ermählter des Volks, 
indem er unter Befeitigung des Feubalismus, unter voller Anerkennung aller fo- 
zialen Grundlagen der Revolution, den alten Berwaltungsapparat in gereinigter 
Geſtalt wiederherftellte. Ein Auftrag obrigkeitlicher Gemwalten an Kommunen zur 
Handhabung der Staatsrechte nad) Geſetzen, alſo die gauze Bildung der höheren 
Aemter des Selfgovernment, wäre etwas ſowohl den Rechtsvorſtellungen wie ben 
Gewohnheiten feiner Franzoſen völlig fremdes gewejen. Das ganze Gemeinbele- 
ben behielt alfo feine fubalterne ©eftalt zu Zwecken ökonomiſcher Vermögensver- 
waltung, und als ein Hülfsorgan der Staatsgemwalt. 

Im ähnlicher Weife verlief die Gefetgebung über Communalſteuern. Als 
man in Frankreich die gleiche Grundſteuer wieder herftellte, geſchah es in 
der Abficht die zerrütteten Staats finanzen mit den dringenbdften Mitteln dauernd 
wieder auszuftatten, nicht aber fraft einer ſchöpferiſchen Idee fir das Eommiunal- 
leben, welche ſchon die damalige Noth des Staats und die herricdhenden Borftel- 
Inngen der Nation zur Unmöglichkeit machten. Die franzöfifche Revolution hat 
daher zwar das Syftem der Grundftenerbefreiungen gebrochen und den gefammten 
Grundbeſitz wieder dem Staat fteuerpflichtig gemacht; die neuconftituirte Gefell- 
fchaft hat aber noch nicht die Fähigkeit gezeigt ein felbftändiges Syften von Com⸗ 
munal ſteuern herauszubilden, das feſte Nachbar-Band der Commune damit wie⸗ 
der anzuknüpfen, und durch nachbarliche Gemeindepflichten die geſellſchaft⸗ 
lichen Klafſſen wieder an einander zu gewöhnen. Die Eommunal - Steuern 
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ichloffen ſich als Zuſatz-Centimes an die Staatsfieuern an, und dokumentirtes 
auch von diejer Seite bie Commune nur als einen Anhang der Etaattre 
waltung. 

Sn Deutſchland wo es noch zu feinem Bruch der Geſellſchaft gelommr: 
ift, lagen die letteren Verhäftniffe günftiger. Allerdings ift die Steuerfäßisten 
des Grundbefites geringer als in England wegen bes geibeilten Erbrechto: allar 
feine Leiſtungsfähigkeit für alle Kreis- und Sommunalbedürfniffe unterliegt uud 
neben einer mäßigen Staatsgrundfteuer feinem Bedenken. Cine Anshöhlung dee 
Grundbefiges durch Hypotheken entfteht erft grade dan, wenn man ihn dur 
Entbindung von öffentlichen Laften zum nacten Bermögensobjelt werden lak- 
“ Selbfiverftändliche Vorausſetzung war mır die endliche Feſtſtellung eines gleider 
Steuermaßſtabes, die auch in England jeder Geftaltuug der Kommunal- ut 
Staatsverfaffung vorausgegangen if. Es bedurfte dann fiir die Nealftenern der 
Commune in keinem Falle einer Cataftrirung, fondern nur ciniger Berueffunges 
und periodifch gebildeter Einfchätungscommilfionen aus den nachbarlichen Berbant. 
Alles Andre würde fi durch die Praris ungefähr ebenjo leicht gefunden haben, 
wie in der englifchen Praris feit Jahrhunderten. 

Eine größere Schwierigkeit lag auch bier in der Entwöhnung der höheren 
Stände von Chrenämtern überhaupt. Der militäriſche Hofftant der deutihe: 
Landesherren hat die anfcheinend unvertilgbare Borftellung hervorgerufen, ale ch 
ein. Unterrichter- und Polizeiherrenftelung fih für höhere und bödite Stande 
nicht ſchicke, als ob die höchſten Stände als vornehme Perfonen nicht zum heutigen 
Staat gehören, und ſich entweder gar nicht mit dem Staat zu befaflen haben. 
oder doch nur mit dem Milttärdienft. Das Land der lebendigen Ariftokratie feurt 
diefe Borftellungen nicht. Bom Prinzen des föniglichen Haufes herab, vom Kerzeg 
und Lord bis zu dem einfachen Befiker eines Kitterguts ift die gelammte nobilitr 
und landed gentry vor allen Dingen in ben Friedenscommiifionen zu finden, urd 
mit der geſchichtlichen Stellung der Ariftofratie hat fich aud) die Borfiellung er- 
halten, daß die Eivilverwaltung des Staats, des Kreiſes und des Urt ter 
vornehmen Mann heute eben fo nahe angeht wie im Mittelalter. 3a die Civi!- 
ehrenämter werden vorzugsweile von dem Erſtgebornen geſucht Es hat daher 
für das Friedensrichteramt niemals eines direkten Zwanges bedurit. Gewiß ık 
auch bei uns ein Vorgang der höchſten für die höheren Stände enticheidend: mr: 
darf aber ben Gefetgeber doch nicht auf fromme Wünſche verweifen, wo es ſich 
um die Lebensfrage des heutigen Staats handelt. Die Staategewalt if rs 
zweifelhaft berechtigt, wie fie zum Militär- und Jurydienſt zwingt, ebenjo aut 
zu den Aemtern eines Polizeiherrn und eines Landiwehroffiziers zu zwingen, fofr-ı 
eine gewohnheitsmäßige oder tendenziöfe Ablehnung wirklich vorlommen iodır. 
Dan kennt aber den deutihen Charakter wenig, wenn man glaubt, daß ein is- 
her Zwang gegen befchränfte Einſicht oder böfen Willen etwas anderes ſein wurde 
als ein kurzer Uebergangszuftand. 

Auch das Bedenken, welches ſich aus ber wirthſchaftlichen Lage der befiges- 
den Klaſſen in Deutſchland aufdrängt, verliert ſich jemehr die Steuerliiten eine 
folidvere Bafis für die VBergleichung ergeben. Streit man in den engliiden Cır- 
fommenfteuerliften etwa die 100 höchſten Einfommen aus Srundbefig und bie tır" 
höchſten Einkommen aus induftrielem Befig, jo kann Deutichland ſeine geteß 
Ihaftlichen Abftufungen getroft den engliichen gegenüberftellen. Die herlömmiuden 
Vorftellungen von bem Reichthum und der überflüffigen Muße der „regierenden 
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Kaffe” in England ergeben fi bei langer Belanntichaft als unrichtig und in je- 
der Richtung übertrieben. Der Hauptunterſchied des high life in Deutjchland 
beftebt vielmehr in der feudalen Entwöhnung des großen Orundbefites von dem 
Sinn der öffentlihen Pflichten. Auch die Selbftbewirkhichaftung der Güter ver- 
trägt fih mit den beicheidenen Anforderungen des Selfgovernment an die Zeit 
des Beſitzers mwenigftens ebenfogut wie bei den entiprechenden Klaſſen der ftäbti-. 
jchen Honorationen, die ihre Pflicht auch heute noch theilmeis erfüllen. Das 
eigentliche Hinderniß iſt die anerzogene und befeftigte Sinnesweije, weiche außer 
dem Genuß Höchftens den. Erwerb, außer dem Erwerb höchſtens den Genuß als 
den Beruf der höheren Stände anfieht. 

Am günftigften Tagen dieſe Berhältniffe in Breußen, ſeitdem der Grundſatz 
der Aufhebung der Steuerbefreiungen ſchon durch die Geſetzgebung ausgejproden, 
ſeitdem der fchwerfte Theil der perfünlichen Dienftpflicht bereits durchgeführt, feit- 
dem die in ber neuen Gejellichaft fchwierigfte Aufgabe, die Wiedergewöhnung der 
ftädtifchen Bevölferäng an Selbitthätigkeit in der Einzelverwaltung, wiedergeiwon- 
nen war. Allein es ift fchon oben ausgeführt, wie feit dem Zurücktreten der 
Staatsmänner aus der Berwaltung, Abminiftration und Yuftiz, Civil- und Mili— 
tärverwaltung als die großen Fächer des Staats wieder auseindergingen, inner- 
halb deren fi in Preußen die einzelen Glieder in einer Weiſe ifolirten, wie dies 
fonft in feinem größeren Staatsförper vorkommt. Auch ohne das Wiedererwachen ber 
feudalen Anfchauungen und Einflüffe würde in einem fo verwalteten Staat die 
fchöpferifche Kraft der vorangegangenen Zeit erlofchen fein; denn von feinem 
Standpunft der Verwaltung aus konnte eine Umgeftaltung der Stenern und ber 
Sommunalämter ald das Gnticheidende zur Anerkennung kommen. Die „Ichönen 
Ideen” der Stein» Harbenberg’ihen Zeit galten unter den „Geſchäftsmännern“ 
ziemlich früh als überwundene Standpuntte. 

Kam es in dem tief vernadhläffigten Steuermwejen der Dörfer zum Streit 
zwiſchen Bauern, Kofjäthen, Eigenthümern, Miethern, jo ließ fi) die Angelegen- 
heit durd einen Kegierungscommilfar und durch ein Protocol reguliren. Die 
durchichnittlich beicheidenen Steueranfprüche, die perjönliche Einwirkung, lonnte dem 
nächſten Bedürfni auf eine Anzahl von Jahren Ruhe ſchaffen. Dies Verkleiftern 
der alten Riffe im Staatebau war ja nur die Fortſetzung deffen, worauf das 
Berwaltungsreht der abfoluten Staaten ilberhaupt beruht. In den Städten 
überließ man ber zeitigen Vertretung nad Maßgabe ihrer Intereffen und nad 
den Fdeen der Wortfüihrer ihr Steuerigftem fi) auszudenfen, welches dann, wie 
der läftige Koftenpuntt überhaupt, die Beftätigung der königlichen Regierung mit 
ziemlicher Leichtigkeit fand. In etwa zwölf näher unterfuchten preußifchen Städ- ” 
ten babe ich nicht weniger als ſechs verichtedene Steuerſyſteme gefunden, zum 
Theil offenbar ſinnreich und mit Geſchmack erdacht. Daß das Eommumnalfteuer- 
ſyſtem die primäre Grundlage des ganzen Staatsgebündes, daß es im richtiger 
Seftalt die entfcheidende Grundlage der Berfaffung ift, vermag wohl ein geſetz⸗ 
gebenber Körper zu wätrbigen: für die laufende Verwaltung eines Landrathsamts 
und fir ein Regierungsdecernat treten ſolche Geſichtspunkte nicht hervor. Viel⸗ 
mehr erjcheint der Koftenpunft hier meiftens unerheblich. 

Noch viel weniger konnte die laufende Verwaltung aus fich heraus ein Be- 
dürfniß zu einer burchgreifenden Aenderung der höheren Aemter, am wenig- 
ſten des Landrathsamts empfinden, in welchem bie beftehende Verwaltung fich 

heinbar fo erjchöpfend, praltiich und bequem vereinte. Allerdings fehlte es auch 
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in dem Beamtenftaat nicht an Reibung und an Präcedenzſtreit. Wenn dam ir 
foihen Dingen der Landrat Recht behielt, fo pflegte das fpäter wohl ale eir 
Sieg des Selfgovernment bezeichnet zu werden. Man thut manchen Borftelinn 
gen nicht Unrecht, mwenn'man annimmt, daß fie unter Selfgovernment wecız 
mehr als die Emancipation des Landraths von der verfafiungsmähigen Oberimftar: 
der Regierung, als der jogenannten „Büreaukratie“ verfiehen. Vom bloßen \r- 
tereffe der Bermwaltung aus abminiftrirt ſich aber jebenfalls ein Landratbesmt 
mit einem gefchicten Subalternen (Kreisfecretär) unzweifelhaft befier, ale mt: 
Concurrenz von 10, 20 oder 30 mitverwaltenden unabhängigen Männern. Tice 
Berwaltungsarbeit zu theilen, war auch von Seiten der befitenden Klahen, 
am wenigften ber Nittergutsbefiger, nirgendb ein Drang vorhanden. Bon die 
Seite war e8 vielmehr eine erwünſchteſte Gabe der feudalen Romantil, werz 
man neue Boards mit der vollen Bequemlichleit der nenengliſchen Boarü: 
(Kreisflände) dem Landrath zur Seite fette, die fogar „hiſtoriſche“ Infitutioner 
fein follten. _ 

Noch weniger konnten die niederen Gemeindeämter ald ein Grge- 
ftand ernfter Reform erjcheinen. Die Verwaltung nahm fih nicht einmal Mr 
Mühe, die völlig unhaltbar gewordenen Lehnichulzenämter in Ordnung zu bringen. 
Für den läfiigften und mühſamen Theil der Ortsangelegenheiten lag bie Benugurz 
von Gensdarmen viel näher zur Hand, als die der Ortsſchulzen. 

Kam es von diefen Standpunkten aus fpäter zu Geſetzentwürfen, fo war ee 
ja leicht, einen Regierungsratb, Landrath oder Affeffor zu beauftragen, daß a 
„etivas mache”, um dem Zeitgeift Rechnung zu tragen. Es fehlten für dirk 
Gefegentwilrfe ſelbſt die allernothwendigſten Grundlagen einer adminiſtrativer 
Statiftit, ohne welche ſich wohl kein Gejetgeber an ſolchen Gegenſtand gewast 
hat. In der unglücklichen Geftalt eines Miniſterraths, der nicht ſelbſt, fomdern 
durch Referenten arbeitet, nahmen dann diefe Entwilrfe ihren weiteren Serlani. 
Die tägliche Beichäftigung mit der Cinzelentjcheidung der Zweifel und Streu 
fragen des öffentlichen Rechts in der laufenden Verwaltung (die dem Miniferamt 
gar nicht zukommt), nahm die preußiichen Departementschefs jo übermäßig m 
Anſpruch, daß der eigentliche Beruf der Minifter, Gefebkentwiürfe felbf zu me 
chen, organiſatoriſche Gedanken jelbft zu haben, in der Smitiative der Geier 
gebung (nicht in der Auslegung vorhandener Gefeke) ihr Syſtem zu vertreten, 
faft ganz in Bergeflenheit kam. 

Da nun aber aus dem Privatleben, aus den Vorftellungen der Gefellicent 
herans, Organifationsideen eben fo wenig erwachſen können, fo ließ fich von feiner 
"Seite aus der entjheidende Punkt ſolcher Geſetze treffen. Schon vor länger 
Fahren babe ich als Parodie folgendes Mufter vorgefchlagen: 

Jede Gemeinde wählt ihren Gemeinderath, jeber Kreis feinen Kreierath. 
jeder Bezirk feinen Bezirksrath. Jeder Gemeinderat verwaltet feine Ange 
legenheiten felbftändig, aber unter Aufficht des Kreisrathe; jeder Kraus 
rath eben fo ſelbſtändig unter Aufficht des Bezirksraths; jeder Bezirke 
rath eben jo felbftändig, aber unter Aufficht des Miniſters, der Alee 
in Ordnung hält, und daflir verantwortlich ifl. 

Bireankratie und geſellſchaftliche Anſchauung vom Staat werben fich' fets 
ihre Entwürfe zu Eommunalverfaffungen gegenjeitig jo lange amendiren, bie man 
diefem Ideale nahe gelommen. Was foll aber ans einer Staatsverfaflung wu 
folder Baſis werden? 





VI. 
Wahl und Ernennung im selfgovernment. 
Bergl.: Regifter v. Wahl und Emennung. 


Das Syitem der Wemter im selfgovernment zeigt einen tiefge- 
benden Gegenjat von Wahl und Ernennung, welcher auf feten, nun 
ſchon feit fünf Jahrhunderten durchgeführten Rechtsgrundſätzen beruht. 

J. Der Grundfaß der königlihen Ernennung ift feit 
dem Mittelalter ftetig durchgeführt für alle Beamte, die eine iurisdiction 
handhaben, alfo für die Eivil- und Militärobrigkeiten. 

Bei dem Hauptamt der Friedensridhter machte Anfangs die 
Unerfahrenheit der Zeit Verfuche eines Wahlverfahrens, die entjchreden 
zurückgewieſen und fpäter nie wiederholt find (S. 179. 185). Ande- 
rerjeitö widerrufen bie Tudors bie unter dem Haufe Lancaster ſporadiſch 
vorgelommenen Berleihungen des Friedensrichteramts an Örundherren (E. 
185. 186). Seit jener Zeit ift der Grundfag der Ernennung durd 
alle Epochen der Revolutionen und Barteifämpfe — auch durd) bie 
Periode der Reformbill, unangefochten Hindurd) gegangen. ALS bie 
lauded gentry feit Menfchenaltern bereit8 gewohnheitsmäßig- dieſe 
Aemter verwaltet hatte, entjtand ein Vorſchlags recht des Lord- 
Iieutenant, welches aber der Sitte nach nicht ber politifchen Partei- 
ſtellung de8 Bewerber, fondern feiner Lebensftellung und perfünlichen 
Züchtigfeit gilt. Die factifche Vebenslänglichkeit de8 Amts, die es bei 
dem fchnellen Wechjel der Parteien unmöglich) machen würde, aus der 
Ernennung ein nachhaltiges Parteiintereffe zu machen, noch mehr aber 
die gewohnheitsmäßige Beichäftigung mit dem Recht, hat an dieſer 
Stelle eimen collegialifchen und corporativen Geiſt erzeugt, vor dem der 
Barteigeift zurücktritt. Um aber eben dies rechte Ziel zu erreichen, 
mußte das Tönigliche Ernennungsrecht grundſätzlich feitgehalten werden. 
— Bei dem Sheriffamt wurden im Mittelalter zwei verunglückte 
Verſuche gemacht ein Wahlrecht einzuführen; feitdem ift dev Verſuch 
nicht wiederholt worden. — Bei den Aemtern der Lordlieute- 
nants, Deputy lieutenants und Milizoffiziere ftand das Er- 
nennungsrecht feit dem Mittelalter feit; nach Confolidirung der regie- 
renden Klaſſe ift e8 zwar in weitem Maße bem Lordlieutenant bele- 
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girt, jeder Anklang eines Wahlprincips aber in der Militärverfaiiung 
vermieden. 

Die Anomalien, welche bei diefem Grundfag vorgefommen, 
beichränfen fi) (1) auf das Amt de8 Coroner, bei dem in dm 
erften unreifen Vorftufen des selfgovernment eine Art von Wahlrecht 
fih eingefchlichen hatte, welches man dann fpäter als eine Scheincon- 
ceffion an die Freifaffen confervirte. Gemildert wird hier der Einfluf 
des Wahlvechts durch die lebenslängliche Dauer des Amts, durd ie: 
nen geringen Gefchäftsumfang, und dadurd, daß der Coroner nur die 
Berufung der Jury und wefentlich formelle Gefchäfte hat. Trotz die. 
jer mildernden Umftände ift dies Wahlamt feit fange in entichiedenem 
Verfall, in anerfannter Mißachtung und in feiner heutigen Fortdauer 
gefährdet. (2) Die zweite Anomalie bildeten die ſtädtiſchen Frie 
bensrichter. Hier dehnte fi durch das Zufammentreffen der Cie 
mente der Orts⸗ und Kreisverfaffung das Wahlprincip mehrfach über jeine 
Grenzen aus, und wurde in Verbindung mit anderen Mißbräuchen 
durch die Incorporationscharten gepflegt und befejtigt. Auch bei dieien 
„justices by charter‘‘ wurben indeifen die Nachtheile gemildert burd 
die lebenslängliche Stellung und Unabſetzbarkeit (außer durch Urtheil 
und Recht), und dur die gewohnheitsmäßige Beichäftigung in einer 
Rathsherrenftellung. Es waren dies aljo immer noch lebenslängliche 
Magiftraturen, welche nicht aus Gemeindewahlen hervorgingen, jondern 
als dauernde Mitglieder einem corporativen Berbande angehörten. Trog- 
dem waren bie Mißbräuche des ftädtifchen Friedensrichteramte jo noto- 
rifh geworden, daß die Städteordiiung von 1835 die justices by 
charter aufhebt, und ben Grundfag der Töniglichen Ernennung wie 
derum in voller Reinheit durchführt. Als Reſt blieb nur die frie: 
densrichterliche Stellung des gewählten Mayor übrig, der nad mittel: 
alterlicher Verfaſſung urfprünglich dem Königlichen Schagamt zur An: 
nahme präfentirt wurde, was fpäter in ein freies Wahlrecht überging 
Diefe Stellung wird weniger bedenflich, infofern der Mayor vom 
Stadtrath meiſtens aus der Zahl der älteren Aldermen befignirt wird. 
Indeſſen bat auh an diefem Punkt das Wahlprincip doch nur zu 
einer Abſchwächung der ftädtifchen Selbftändigfeit geführt; deun grad 
an biefer Stelle zeigt fich das neuere Beſtreben, befoldete Bolizeirichter 
einzuführen, bei Neuverleihungen der Städteordnung ſogar zu octropirem: 
für das Strafrichteramt wurden durchgängig befoldete Recorders ein: 
gefährt. Bei diefen befolbeten Richtern ift die königliche Ernennung 
als ſelbſtverſtändlich angefehen. 

Derfeldbe Grundfag der Ernennung gilt für alle Gemeinde 
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commiffionen, die zur Ergänzung ridhterlidher Entfchei- 
bung dienen. Das Wefen aller Jury beruht auf der Ernennung 
durch einen richterlichen oder analogen Beamten. Es gilt dies von ber 
Civiljury, der Anklagejury, der Urtheiljury, dem Coroners inquest, 
und von den zahlreichen jJuries of inquiry mit einer ſolchen Entfchie- 
denheit, daß es an das Unbegreifliche grenzt, wie der politifche Dilet- 
tantismus dieſen Grundzug jo oft verfennen fonnte. Soweit es aus- 
führbar war, legte man die Ernennung in das Amt bes Sheriff in 
feiner alten verfaffungsmäßigen Stellung als ‘Director des Kreisgerichts. 
Bei den- ftädtifchen juries, in die das Amt des Sheriff nicht hinein- 
reichte, behalf man ſich analog dem Lnterjheriff mit der Ernennung 
durch einen permanenten Gerichtsjecretär; in jedem Falle mit Aus- 
Ihluß eines Einfluffes von Wahlen und Parteien. Trotz aller Ano- 
malien der Stadtcharten ift nie eine jury durch Gemeindewahl ober 
ein Verſuch dazu zum Vorfchein gefommen; auch nie eine ‘Dienftlifte 
der jury durch einen Beamten aus periodifcher Gemeindewahl. 

Das Spyftem der Erneunung ift der formelle Ausdrud 
des Fortſchritts zur Staatseinheit, welcher gleichzeitig auftritt 
mit der DBefeitigung der Nechtiprechung durch die Gemeindeglieder, mit 
dem Fortſchritt des Staatsweſens zum Rechtsſtaat. Wo die obrigfeit- 
liche Gewalt nach dem Geſetz gehandhabt wird, Tann fie nicht Privat- 
Eigenthum fein, weder eines Einzelen, noch eines Vereins von Steuer- 
zahlern, noch von Gewerbe: oder Handelöverbänden, noch überhaupt 
von Befig-, Erwerbs: oder Berufsklaſſen: fondern fie gehört dem 
Staat, d.h. im monardifhen Staat dem König. Sie wird dann in dem 
Make populärer, je mehr die von den ernannten Beamten auszufüh⸗ 
renden Gejege Barlamentsbefchlüffe find. Bei der Wahl deſſen, der 
die Autorität der Gefege handhaben joll, hat der "Auftraggeber die nö- 
thigen Garantien zu fordern fir den Gehorfam gegen das Geſetz, die 
Unbejchoftenheit der Perfon, die nöthigen pofitiven Eigenjchaften des 
Charakters und der Yntelligenz. Der fo ernannte Beamte, al® un- 
mittelbare Drgan des Geſetzes ſoll wie die monardhifche Gewalt felbft 
grundfäglih unabhängig fein von dem zeitigen Stand der jtreitenden 
Intereffen und Klaffen des Volks, von dem Beifall oder Mißfallen 
zeitiger Majoritäten. 

Anbererfeits ging das Princip der Ernennung in dem alten Sy- 
item aber doch weiter al die Natur ber öffentlichen Gefchäfte es mit 
fi) bringt. Auch die unteren Beamten der Gemeindevermaltung, Con- 
stables, Armen- und Wegenuffeher wurden in ihrer großen Maſſe von 
den Friedensrichtern ernannt. Es war dies bie Folge der von Haufe 
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aus überwiegenden Betheiligung der höheren Klaſſen an der inneren 
Yandesverwaltung und der von Haufe aus ſchwachen Gejtaltung ver 
fleinen Ortsgemeinden, in Wechfelbeziehung mit der mangelhaften Ent- 
wicfelung der unteren Stände. Diefe zweite anomale Seite ift aber 
von bedeutender Nüdwirfung auf die Parlamentsverfaflung geweien, 
indem fie den beherrjchenden Einfluß der gentry bei den Parfamente- 
wuhlen vermehrte. 

I. Der Grundfag der Wahl im selfgoverament 
hat feinen Schwerpunkt in der öconomiſchen Verwaltung, und ift noth 
wendig zur Sontrole einer gefet- und zwedimäßigen Steuerverwendung 
unter allen Umftänden. ben deshalb war das Wahlrecht in England 
von Haus aus ſchwach entwidelt, da das mittelalterlidie selfgovern- 
ment aus perjünlichen Dienften und nur ergänzend aus Steuern be 
ftand. Selbft in dem alten Ortspolizeigeriht ber Gemeinde entitand 
ein Wahlrecht nur aus dem VBorfchlagsreht, und ungliihmähig; m 
den courts leet verfiel es dann überhaupt, und kam nur noch ale 
Örtliche Ausnahme fporadifch vor. — Die alten Ortsſchulzen, Con- 
stables, ſah das Friedensrichteramt allmälig al8 feine Unterbeamte 
an, je mehr fich die Gefeße häuften, die den Constable zum ansfüh⸗ 
renden Beamten der friedensrichterlichen Decrete machen. Es bildet 
fi) daher hier ein reines Ernennungsredht heraus, indem man bejon- 
ders jeit der Reftauration den petty constable ganz überwiegend nur 
als erecutiven Polizeibeamten, als Organ der friedensrichterlidhen ju- 
risdiction anfah. Erft die neue Schulzenordnung (1832) giebt der 
Gemeinde das Recht, den Friedensrichtern eine Lifte geeigneter Perjo 
nen vorzufchlagen (S. 794). — Auch das Amt der Armenaufjeber 
ſah bie Geſetzgebung der Tudors vom polizeilichen Geſichtspunkt aus 
als ein foldyes an, für welches die Obrigkeit zuverläffige, zur Ausfüh- 
rung der Armengefege geeignete Perfonen ernennen müfle (E. 281. 
1006); bie Praxis felbft ſah fich jedoch gedrungen, ein Recht der 
Steuerzahler ftillfchtweigend anzuerkennen, indem man herkömmlich die 
von der Gemeinde an erfter Stelle defignirten Perfonen ernannte; ohne 
jedoch das friedensrichterliche Ernennungsrecht bis heute aufzugeben. — 
Die Surveyors of Highways behandelt man Anfangs nur ale 
ernannte Hitlfsbeamte der Constables und Churchwardens. Tir 
Geſetzgebung der Reftauration giebt zwar der Gemeinde direct ein Wahl 
recht; in der Wegegefebgebung des achtzehnten Jahrhunderts hat aber 
die regierende Stlaffe auch dies zuriidgenommen. Erſt die neueften 
Wegeorbnumgen fichern der Ortsgemeinde ein unbeſchränktes Wahlrecht 
zu. — Grundfäglih von Anfang an beftand ein Wahlrecht nur für 
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die Kirhenvorfteher, im Zuſammenhang mit dem Steuerbewilli- 
gungsreht für die Church-Rate; und felbft hier wurde es verfchränft 
durch die canones und das Herfommen, nad welchen in Ermange- 
fung einer Einigung der Pfarrer einen ber beiden Churchwardens 
ernennt. 

Die Nachtheile diefer engherzigen Behandlung des Gemeindewahl- 
rechts, vor welcher ſchon Erzbiſchof Whitgift vergebfich gewarnt hatte, 
zeigten ſich fchon frühzeitig, wurden aber wie alle fonftigen Nachtheile 
der Unſelbſtändigkeit und Paffivität der Mittelftände von ber regieren- 
den Klaffe nur zu gern ignerirt. Für die woichtigeren Aemter der 
Constables, Overseers und Wegeaufjeher fehlte die Theilnahme der 
Eleinen Ortsgemeinde, den Beamten jelbft die belebende Mitwirkung 
diefer Theilnahme. Dieſe Aemter wurden daher verdroffen, mechaniſch, 
felbft vconomiſch mangelhaft wie ein Neihedienft verwaltet, von dem 
jich die begünftigten Meittelftände Befreiungsprivilegien verfchafften, bie 
reicheren Stände fi) dur mäßige Geldfummen loskauften wie vom 
Milizdienft. | 

Auf diefem Gebiet mußte ein Wendepunkt eintreten mit der Re— 
formbill. Mit demjelben Recht, nad welchem die Subjibien zahlen- 
den Commoners ein Wahlrecht zum Parlament gewonnen hatten, mit 
demfelben Recht konnte der Armenfteuerzahler ein Wahlrecht in feiner 
Gemeinde fordern, um zu controliren die Verwendung feiner Steuer zu 
den gejeglichen Zwecken. ‘Die regierende Klaffe hatte aber fo lange 
gewartet bis das Recht der Steuerzahler fi durch Agitation und 
Parteikampf durchſetzte. Indem man fi die Neform abdringen 
fieß, konnten natürlih auch nur die nächften Anfprüche der Steuer- 
zahler zur Geltung kommen. ‘Der Hergang an fidy erinnert an frü- 
here Vorgänge. Gewiß war ber Anfprucd) der fteuerzahlenden Mittel- 
ftände ebenfo unabweisbar geworden, wie einft im Meittelalter die An- 
ſprüche der damaligen Mittelftände, der heutigen Gentry. Die regie- 
rende Kaffe, ihre Parteien und Parteiminifterien waren aber nicht in 
der Lage des King in Council unter Eduard III. oder Eliſabeth. 
Die alte Berwaltungspartei (Tories) ließ fih nad einer Gegenwehr 
bis zum üäußerften Punkt die Reform der Stadt», Kirchfpiele- und 
Kreisverfaffung ebenfo widerwillig abbrängen wie die Reform des Par- 
laments. Statt in der Reform bie nothwendige Rüdficht auf die 
Stetigfeit der Verwaltung, die innere Harmonie der Commumnalinfti- 
tutionten und ihre Webereinftimmung mit der Parlamentsverfafjung zu 
erhalten, leiftete fie einen Widerftand quand même. Die Folge war, 
daß die Whigreform nur die Seite der Communalinftitutionen ent: 
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widelte, die.durd die ganze Wucht einer durch Agitation geichaffenen 
Majorität vertreten war. Sie verwirklidhte nur die Borftellungen der 
bisher ausgefchloffenen Klaffen, welche Einfluß (patronage), Control 
(responsability) der Beamten, die ja dafür bezahlt werden, beanjpructe: 
aber durchaus nicht danad) verlangte, die geiftigen und fittlichen Kräfte 
der Mitteljtände in der täglichen Arbeit des Communallebens felbit zu 
bethätigen. So entitanden nun auch in England Gemeindeordnunaen 
nad) einem bloßen Schema für Aemtervergebung und Gelbbewilfigung. 
Erft durch diefe Neubildung tritt der Punkt hervor, den man frühe 
tur zu leicht überfehen konnte, nämlich: _ 

Il. Das nothmwendige Berhältniß zwifhen Wahl und 
Ernennung, fo daß jedes Princip an feiner Stelle ſteht, 
die gewählten und bie ernannten Elemente im Kreis- und Gemeinde 
verband mit einander arbeiten, fich gegenjeitig ergänzen, und wie der 
Staat im Großen, fi als einheitliche Körperfchaft fühlen und bethä⸗ 
tigen. Schon im Mittelalter batte fi ein Syitem von Gemeinde 
Committees gebildet und auch in fpäterer Zeit trefflich bewährt, io- 
weit e8 ſich darum handelte die Obliegenheiten der Gemeinde durd 
perſönliche Thätigkeit der Einzelen im engeren Kreife zu üben, und 
namentli auch um eine Mechnungscontrole zu führen. Die weit ver: 
breiteten Committees of Assistance bejtanden fogar nur aus &- 
meindegliedern, die fchon ein Gemeindeamt verwaltet hatten, umd zeig- 
ten jo viel Xebensfähigfeit, daß fie al8 select vestries felbft dann nod 
fortdauerten, al8 alle andere Thätigkeit der Ortsgemeinde abftarb. Aud 
die visiting committees in der Gefängniß:, Jrrenhaus-, Armenhaus-, 
Brüdenverwaltung zeigten fi) durchweg als practifch, foweit fie von 
verwaltenden Körpern für Zwecke der Einzelvermaltung ernannt warte 
(S. Regifter v. Visitors). Aus demfelben Grunde bewährten ſich 
die Einſchätzungs-Commiſſionen, fofern fie einen Beftand von gefchäftt 
fundigen ex officio Mitgliedern in fich Hatten. 

Die neu creirten Wählerfchaften aber, deren Ideen feit der Re 
formbilf zur Geltung kamen, glaubten eine viel bequemere Weife der 
Gemeindeverwaltung gefunden zu haben, indem man gewählten Gr 
meinderäthen ungefähr die Stellung gab, welche in den Actiengefch- 
haften Verwaltungsrath und Directorium einnehmen. Man überjeb 
dabei, daß es fich hier nicht um freiwillige Vermögensantheile an einem 
Gewerbsunternehmen, fondern um Zwangsftenern und Bürger: 
pflidten, um die Erfüllung der für den Staat nothwendigen 
Dienfte handelt. In der Weife des Feudalismus verfiel man noch 
einmal in den Irrthum, als ließe fid im Staate die perfönlice 
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Mühe jemals trennen von dem perfünlichen Einfluß und Recht. Man 
bildete alfo neue Wahlförper, bei denen Wählern und Gewählten aller- 
dings fehr wenig Mühe und fehr großer Einfluß zufallen follten, — 
ungefähr jo, wie man fi in diefen Kreifen die Gontrole des Linter- 
haufes über die Staatsverwaltung dachte. 

So bildeten fih nun nad einigen Vorverfuchen die neuen Ge- 
meinderäthe, die Select Vestries und Boards der Armenverwaltung, 
der Geſundheits- und der Wegeverwaltung nach einem gleichförmigen 
Muftr. Man bielt e8 nicht mehr für nöthig, daß ein Gemeinde- 
wähler außer feiner Steuerzahlung fi auch noch perfünlich zu den 
Armen bemühe, perfönlicd die Wege revidire, perſönlich den Schmutz 
und den Unfug in den Winkeln der engen Gaffe auffuche, perjünlich 
Rechnungen nachſehe und Schulen revidire. Das Alles Tieß fih mit 
Leichtigkeit auf Stadtfchreiber, Inſpectoren und Bireaubeamte unter 
Verantwortlichleit de8 Mayor, auf befoldete Unterftüßungsbeamte 
und 12 andere Klaffen von Armenbeamten, auf befoldete Polizei⸗ 
und Gefundheitsbeamte, Wegeauffeher, Steuereinnehmer und Contro- 
feure übertragen; während der aus den Meeiftbefteuerten gewählte Ges 
meinderath fih nur Defretsentwürfe zur Genehmigung unterbreiten 
läßt und über Anftellungen verfügt. Dieſe fociale Grundanfchauung 
iſt fo fehematifch, daß man in der langen Reihe der neuen Commu⸗ 
nalgeſetze ziemlich ficher denjelben Gedanfengang verfolgen, und die ein- 
zelen Geſetzesklauſeln niederjchreiben kann, bevor man das neue Statut 
gelejen hat. Es ift immer die bloße Repräſentation der Steuerzahler, 
deren Vertrauensmänner fo gut wie Nichts von den Geſchäften der 
alten Gemeindebeamten perfünlich verwalten, fondern nur ein An⸗ 
jtellungsrecht und controlirendes Decernat führen, jo wie das Parla- 
ment iiber „feine verantwortlichen Minifter.” Man verfuhr dabei voll- 
fommen in gutem Glauben, indem man diefe neue Art von selfgo- 
vernment in ganz vorzüglidem Sinne für praftiich hielt, während 
fie doch nur die Frucht der unpofitischen Bildung der Klafjen war, 
deren Lieblingsneigungen die regierende Klafje gewähren zu laffen 
gutfand. 

Die nächfte Folge der unfoliden Grundlage zeigte ſich bald in der 
jehr ungenügenden Weife, in welcher ſowohl bie Beſchlüſſe wie die 
Anftellungsredhte der neuen Boards geübt wurden, in denen fih Wäh⸗ 
ler und Gewählte bald ebenfo unbefriebigt fühlten, wie die Wähler: 
haft im Großen nad) der Reformbill. Die Art und Weife in wel 
her diefe Patronage geübt wird, habe ich ſchon vor Fahren charaftes 
tifirt (Bd. I. 8 164.). Klaſſen, die weder die Neigung noch die Ge- 
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wohnheiten einer Einzelverwaltung haben, zeigen wenig Fühigkeit zur 
ernftlichen Controle, und ebendeshalb wenig Geſchick und guten Willen 
zu einer fachgemäßen Befetung der Aemter. Es tritt immer ficht: 
barer hervor, daß mehr Nepotismus in dem neuen Gemeindeweſen ijı 
als in der alten parlamentarifchen Regierung. Die großen Partei 
der ämtervermwaltenden Gentry haben die nöthigen Kräfte zur Belegung 
der hohen Aemter in ihren eigenen Reihen, nnd ein gewiſſes Chr- und 
Verantwortlichkeitsgefühl auch noch für die Beſetzung der Aemter 
zweiten Ranges. Bei den Gemeindeanftellungen jcheint die Tüchtig— 
feit fo gut wie außer Frage zu ftehen. Zu den Polizeidienerftellen 
werden invalide Bediente und Einfaflen des Arbeitshaufes präfentirr. 
Die Hocdhmögenden im Kreißarmen- und Gemeinderath verfügen über 
Secretär-, Ranzliften-, Inſpektorſtellen und über da® ganze Gebiet dee 
„Sunftgefhäfts* nach den kurzfichtigften Anfchauungen. Das Armen: 
amt fah fi) zu einem Regulativ genöthigt, nach welchem Bantrutt, 
Berunglüctfein in einem Gefchäft, politifche Partei- und Clubagentur 
nicht mehr Titel zu folchen Aemtern, fondern Gründe der „Diegmalı: 
fication und präjumtiven Unfähigkeit“ fein follen. Die große Zahl 
der bejoldeten Heinen Stellen wird nad den Hleinlichften Rückfichten 
der Gevatterjchaft befettt, ohne Rückſicht auf Vorbildung und prafti- 
fche Brauchbarkeit? und für die unzureichende Verwaltung der Stelle 
giebt es fein anderes Mittel als das einer Vermehrung der Stellen. 
In bewegten Zeiten wird daraus ein Zummelplag für das Factions 
treiben und die Beredſamkeit Heiner Dorf: und Stadtdemagogen; in 
ruhigen Zeiten ift fie da8 Werk der Betriebſamkeit von Cliquen unter 
Theilnahmlofigkeit der großen Maſſe der wirklichen Intereſſenten. Auf 
dem Gebiet de8 Gejundheitgamts, wo die Actienwirthichaft am weite: 
jten fortgefchritten ift, cedirten zahlreidhe Orte, darunter Städte wir 
Southampton, Dover, Coventry, ihr Anftellungsredht verftändiger: 
weife der Staatsbehörde. 

Noch fichtbarer wurde aber der Mangel diefer Körper, denen der 
innere Halt fehlt, um nad) der Weife des alten selfgovernment ale 
Mittelglieder die Functionen des Staats zu tragen, in ihrer Un: 
felbftändigleit nah Oben, auf welche ih im Abfchnitte VII. 
zurückkomme. 

Wie in allen Parteifämpfen, die fi) um ben Mittelpunkt der engitide: 
Refornmbill lagern, ein ſtarkes Moment bes Rechte und der Wahrhen. 
fo lag es aud in der Ausdehnung der Wahlrechte im Gemeindeleben, du 
aber wie ber Freihandel zu nothing but freetrade werden. Zum SEluc 


für unfere zukünftigen Gemeindeornungen ift das Wahliuften anwendbar ar 
alle Ortsgemeindeämter bis an die Grenze einer wirklichen iurisdicion zbe 
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öffentliches und Privatredt. Es ift namentlich ausdehnber, je mehr die Orts⸗ 
gemeinde den Charakter der Rechtögenofienichaft (pares) hat, — freilich nicht da 
wo fie aus eiferjlichtig geſchiedenen Klaſſen befteht, und fchon aus diefen Grunde 
viel weniger bei Kreisverbänden in ihrer Zufanimenfegung aus ſehr ungleid)- 
artigen focialen Elementen. In älteren Berhältnifien, in welchen Selbftthätig- 
feit, nachbarlicde Bekanntſchaft und reger Bürgerfinn in Heinen Kreifen leben⸗ 
dig blieb, hat fich ein einfaches Wahliyften bewährt in Dorfgemeinden, Stadt⸗ 
viertelu, Heinen Städten, und wohl nirgends tüchtiger ale in Deutichland. 
Wo die Oberinftanz der Kreisverwaltung die ficheren Befugniffe des Cingreifens 
und die Ordnungsftrafgewalt jo hat, wie in den engliſchen Seifionen der Frie- 
densrichter: da hat die freie Wahl der Ortsbeamten. für Armenpflege und 
Wegeverwaltung wohl fein Bedenken, jelbftverftändfich ift fie fiir Beamte 
mit dem Charakter der collectors und treasurers; und auch für den Schulzen 
in feiner Eigenfchaft als vollziehender Polizeibeamter genligt wohl eine Beftäti- 
gung dur eine felbftändige Kreisverwaltung. Allein in diejen jachgemäßen 
Schranfen befriedigt eben der Wahlgrundſatz die focialen Anſchauungen vom 
Staate nicht, und leider ift auch flir dieſe Seite der Frage bdiefelbe kurzfichtige 
Einfeitigleit, die in England das vorhandene Gute verdirbt, eine unter ung 
weit verbreitete Borftellung, welche das ganze Gemeindeweſen in fchematijchen Stufen 
bis zur Minifterverwaltung hinauf fo geftalten möchte. Auch hier ift es unrecht, 
blos von franzöfifchen Vorftellungen zu ſprechen. Diefe VBorftellungen herrichen 
überall, wo fi Staat und Gejellichaft durch den zerfallenen Feudalismus ge- 
ichieden haben, und eine in öffentlichen Gefchäften unerfahrene Bevölkerung 
die Regeneration des Staats fid) nad) den Gewohnheiten und Anſchauungen ihres 
Privatlebens denkt. An diejer Stelle liegt das Hinderniß weniger in der Büreau- 
fratie, die für die Einzelgefchäfte ihres Spezialfachs immer noch praftifche Erfah- 
rungen bat, als in der focialen d. h. unpolitiichen Bildung der Gejammtbevölfe- 
rung, in welcher die „gebildeten Stände fogar noch unerfahrener in der Selbftiibung 
öffentlicher Aemter find als die Mittelflaffen. 
Haft alle Sruppirungen der Sejellfchaft beruhen auf dem Wahlprinzip. 
Altiengefellichaften, Reffourcen, Bereine zu wirtbichaftlichen, wohlthätigen, gemein- 
ügigen, wiffenfchaftlichen, politiichen, religiöfen Zwecken führen durd) die Frei- 
willigfeit ihrer Grundlage und durch die Natur ihres Zwecks auf die Wahl von 
Berwaltungsräthen, Vorftänden, Bertrauensmännern. Die ganze Gejellichaft ift 
von der Idee des voluntarism und der Wahl durchdrungen. Der Gutsbefiter, der 
Kaufmann, der Gewerbtreibende, der Kapitalift, der Beiftliche, der Gelehrte, der 
politifirende (zeitungslefende) Menſch, alle hatten in unjerem bisherigen Staatsweſen 
faft feine andere Vereinigung unter fi, als in Form von Wahl und patronage. 
Wie ift es anders möglich, als daß bei dem Einftrömen der Geſellſchaft in den 
Staat die Wahlidee alles beherricht? Als die Reformbill 300,000 neue Wähler in 
den Staat einführte, entfland alsbald ein Zuftand, der das folide alte Parlaments 
und Commnunalweſen durch Wahlen aufzulöfen droht. Wenn bei, uns ebenfoviel 
Millionen Steuerzahler gleichzeitig zur Theilnahme am Staat neu berufen werben, 
wie ift es anders möglich, ale daß fie eben wählen wollen? An weldhem großen 
Borbild und in welcher praktiſchen Gewöhnung follen die Steuerzahler ſich den 
Unterfchied Har machen zwiſchen freiwilligen Vereinen und ftaatlichen Verbänden ? 
zwifchen ber Erreichung löblicher Zmwede, und zwifchen ber Ausübung nothwen- 
diger Staatspflichten? zwiſchen Vereinen zu dem was man thun fann und mag, 
Gneift, Engl. Communalverfaffung. 83 
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‚und Vereinen zu dem was man ſtetig thun ſoll und muß? In unſerem Staat⸗ 
weſen war bisher ein ungehenrer leerer Raum zwiſchen dem Staat und dem =. 
dividuum, in dem es nur wenig Punfte gab, an denen ficd die Einficht in die 
Nothwendigkeit von Zwang und Ernennung im Staate praktiſch bilden konnte. 
Auch die gemiſcht⸗öffentlichen Corporationen find dazu wenig geeignet. Der ar 
hunde Sinn, welcher weiß, daß es fih im Staat um Steuerlaft und perſönliche 
Dienſt zugleich in unzertrennbarer Verbindung handelt, findet fi} nod am mer: 
im mittleren Bürger- und Bauerftand, in den dieje Verbindung noch lehent:ı 
geblieben war. Wo aber die befienden und felbit die ftudirten Klafen a.e 
ſolche von den Pflichten des Communallebens entwöhnt find, ift es beinahe ır 
möglich auf dem Wege theoretiicher Belehrung und Ueberzeugung dem Ernen 
nung Srecht zu feiner Stelle zu verhelfen. Das erite Boftufat aller Vefiugrur 
pen, die außerhalb ftehen und felbftthätig an den Staat heran wollen, Rt ihre 
Obrigleiten felbft zu kreiren. Landräthe, Kreisrichter, Handelerichter, Gewerbe 
richter u. |. w. fich ſelbſt zu wählen, ift wohl überall eins der erften Ziele psti- 
tifcher Barteibeftrebungen, die fich nur unterfcheiden durch die Werichiebeuheit der 
gefelffchaftlichen Gruppen, in welchen fie Teben. Jede folche Gruppe der Geiel 
ſchaft Hält eigentlid) das obrigfeitliche Amt fir ihr Eigenthum. Dabei fudht mar 
in der eigenen Vergangenheit immer nur die Worte, die dieſer Fieblingeoerkel 
lung entſprechen, und immer nur die Rechte ber eigenen Klaffe, nie bie Pilichten. 
Im Ansland fucht man herum bis das Gefuchte gefunden ift; auch die Geſchichte 
der alten Staaten intereffirt am meiften, Manchen ausſchließlich als Geidjicte 
der Wahlrechte. Fragt man, wie dabei ein heutiger Staat und eine Berwaltung 
nach Geſetzen beftehen fol, fo fommt c8 nad} einigem Umherfchweifen zum Vorſchein, 
daß wie in den franzöfiichen cahiers eigentlich Niemand an den Etaat gedackt 
hat, fondern nur an feine Geltung im Staat, an feine Standesmeinnng. Je 
mehr die höchſten Stände fich der perfönlichen Pflichten gegen Ztaat und Com 
mune entwöhnen, defto ftärler gehen grade fie voran in der Wahlleivenidert. 
Wenn man aus der Creme der Gejellichaft Pairsfammern bildet, jo nehmen He 
augenblicklich nicht die Form des englifchen Oberhauſes, fondern des Unterhanice ar, 
mit gewählten Präfidenten, Büreaus, gewäßlten Kommittees, Araltionebildungen, 
mit ftetiger Eiferfucht auf die Wahlrechte des Hauſes. Man fucht vergeblidy nadı 
einer Reminiscenz an die Pflichten und an den Beruf eines „erblichen Rathe dcr 
Krone.” Auch die gemäßigten Parteien ſchwanken zwiſchen einer ftetigen Lüſtern 
heit zu wählen und einer ftetigen Beſorgniß, daß zu viele wählen wollen. Diee 
Einfeitigteit verliert fi) in dem Maße als die volksthümliche Theilnahme an dr: 
Gefegebung wählt. Dan macht fid) dann far, daß die Aemter ans Irnenzung 
uothwendig find, um den ausgefprodhenen Gefammtwillen zu verwirklichen: dat 
diefer Geſammtwille in Nichts zerfällt, wenn neben ihm hunderte und tawiende 
jelbftändig beichließende und fteuerbewilligende Körper und umverantiwortlide 
Wahlbeamte fiehen. Allein diefes Eorrectiv beivegt fi im Zirkel. 

Schon an einem früheren Ort babe ich den natürlichen Sntwidelungegang 
der Leidenichaft zum Wählen angedentet (Bd. I. 8. 161). Lie iſt auch eine der 
Wurzeln der Borftellung, daß die deutfche Staats: und Redtebildung ſich seit 
Fahrhunderten nur auf Irrwegen befände, und jener deutfchen Neigung fi aus 
den Berfaffungsurfanden fremder Fänder moſaikartig Muflerverfaflungen zıram- 
menzuftellen. Ueberall fand man die freiheit, wo man ein Wahlrecht fand, überall 
die Unfreiheit in den vorhandenen Zufländen, weil man mit ber Areiheit eigenttich 
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nur Wahlfreiheit meinte. Noch heute ift es ſchwer glaublich, daß aus Wahlver- 
fammlungen, die felbft nad dem Princip der Actiengefellichaften geftaltet find, 
die Initiative filr Anerkennung des Ernennungsprincips hervorgehen follte, welches 
grade in der Kreisverwaltung das Ueberwiegende fein muß, wegen der Natur der 
Kreisgefchäfte, wegen der verbindenden Mittelftelung des Kreijes zwiſchen Parla- 
ment und Ortsgemeinde. Wohin die Cumulation von lauter gewählten Gemein- 
deräthen, Sammtgemeinderäthen, Kreisgemeinderäthen in foldyer Uebereinander— 
ſchichtung führt, ift,bereits erfennbar an der Metropolis Management Act von 
1855. Das heutige London mit feiner Straßenreiniguug nad) allgemeinem Stimm⸗ 
recht ($. 114), feiner Armenpflege nad) Hajffificirtem Stimmrecht ($. 109), feiner 
Rathswahl nad) Zünften ($. 88), feiner Bolizeipräfeltur nach Barifer Muſter ($. 70) 
ir eine volle Mufterlarte focialer Berfaffungsideen. An dem erften Berfud) 
einer Webereinanderfchichtung gewählter Gemeinderäthe und Obergemeinderäthe in 
London ift e8 zwar folort fihtbar geworden, daß diefe Wahlförper nad) unten hiu 
die Selbftändigleit der Ortsgemeinde aufzehren, daß fie die Fähigkeit zur Eelbft- 
thätigleit verlieren, und daher in ein bloßes Anftellungswefen für befoldete Beamte 
auslaufen, daß fie eben deshalb auch feinen Halt der Selbftändigkeit der Central- 
verwaltung gegenüber gewinnen (Abſchn. VIII). Ebenſo beginnt fich die öffentliche 
Meinung zu Überzeugen, daß bei einer Uebereinanderichichtung gewählter Gemein- 
deräthe, Kreisräthe, Bezirksräthe und Unterhaus, zulegt Niemand mehriübrig 
bleibt zur Ausführung der zahllofen Beſchlüſſe, daß die Kraft der geſetzgebenden 
Berfammlung in fid) gebrochen wird, wenn unter ihr unzählige Krähtwinfel- 
Barlamente als fteuerbewilligende und befchlußfaflende Körper ftehen. Doch 
bat es aud in England erft einer handgreiflichen Erfcheinung der Erfolge bedurft, 
bevor man ben Slauben an die alleinjeligmachende Kraft des Wahlprinzips ver- 
for. Und aud) die heutige Rüdftrömung hat immer nod) einen nur abwehrenden 
Character. Die ernftefte ausdauernde Anftrengung wird e8 daher in Deutjchland 
jo wenig wie einft in Frankreich verhüten können, daß die Vorliebe flir gewählte 
®emeindetörper nicht über die durch die Natur der öffentlichen Gefchäfte gegebene 
Schranke hinausgeht. Diefe Richtung wird um fo ſtärker uud unwiderſtehlicher, 
je lebhafter ein focialer Kampf gegen den Feudalismus die Gemüther reizt und 
erhigt. Während die Gervohnheiten des Beamtenthums hauptſächlich die Aus— 
dehnung und Geflaltung der Gemeinde-Aemter erſchweren, wird hier von der 
focialen Seite aus, durch die Webertreibung des Wahlprincips, wieder nur ein 
befoldetes Beamtenthum erzeugt, welches fich nicht mit dem Communalleben, ſon⸗ 
dern nur mit der Staats-Büreaufratie verbindet. Die Fortdauer der gegenwär⸗ 
tigen Zuftände und Streitpunkte treibt daher mit unwiderſtehlicher Kraft in die- 
jeibe Srundrichtung hinein, deren Folgen an Frankreich ſichtbar find. 


83* 
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Stimmrecht und Wahlverfahren im selfgovernment. 


Bergl.: Negifter v. Stimmredt. Wahlrecht WWahlverfahren. 


Wie das Princip der Wahl und Ernennung, jo beruht auch das 
Stimmredt und Wahlverfahren auf feiten Redhtsgrundiägen, 
deren Verkennung den inneren Ausbau einer Verfaſſung unmöglich 
macht. 

Die Continuität der engliſchen Staatsbildung weiſt uns ſtets 
darauf zurück, wie die Staats- und Wirthſchaftsordnung des Mittel: 
alters auf dem perſönlichen Dienſt beruht. In einem Staatsweſen, 
welches vollftändig auf den Heer, Gerichts: und Polizeidienft der be: 
befigenden Klaffen und auf die geiftige Arbeit der Kirche verwieſen 
war, hatte da8 Geld nicht nur wegen der Seltenheit der edlen Metalle 
einen andern Werth, jondern überhaupt nur eine ergänzende, audglei- 
chende Function. Auch wo die Geldwirthfchaft im Staat am weitelten 
vorgefohritten war, wie in England, erfcheinen doch jene in längeren 
Perioden wiederfchrenden Subfidien und Fünfzehntel al® ein noch un 
geregelter Anfang eines Staatsbudgets. Wie fi aljo das innere 
Staatsleben aus der Organifation des Dienftes, jo beftimmt den Br: 
dürfniſſen entfprechend der Kriegsdienft in erfter Stelle, der Gerichts 
dienft in zweiter, ber Polizeidienft in dritter Stelle, die Ordnung det 
weltlichen Staats; die Hierarchie der geiftigen Arbeit die Ordnung dei 
geiftlihen Staates. Beide Seiten find vorzugsweije auf den Grund- 
befi al® den gemeinfamen Boden gewiefen. Sie .nehmen ihren Play 
darauf in jener bunten VBermengung, welche gerade eine nothgedrungene, 
nothdürftige Einheit des Ganzen erhält. Der germanifche Character: 
zug, welcher dies Staatöwefen durchdringt, ift die in jeder anderen 
Staatsbildung unerhörte Ausdauer, mit welder das Bewußt— 
fein der Perſönlichkeit über dem Befig bleibt, und den 
Staat vor dem Herabfinten zum bloßen „Syftem der Intereſſen“ be 
wahre. Der Staat ift weit in die Carolingifche Zeit hinein noch ein 
Verband von Berfonen; das Zurüchdatiren des Lehnsweſens und des 
todten Syſtems der Realfaften im Staat ift geſchichtlich unrichtig. Tue 
alte Gemeinfreiheit zerfällt zwar, weil fie mit ihren Yeiftungen den 
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jegigen Staat nicht zu tragen vermag; berfelbe Grundſatz aber, an 
welchem fie, Schritt für Schritt ihren Boden vertheidigend, untergeht, 
wird die unerfchöpfliche Duelle und Zriebfraft neuer „Freiheiten.“ 
Innerhalb der Grundherrfichkeiten, welche das zerfallende Reich der 
Sarolinger zurüdließ, erjtreitet nicht nur ein großer Theil der alten, 
Altodbauern, fondern auch ein Theil der Abhängigen durch Landleihe 
und Dienft die ritterlichen Freiheiten; gewinnt auch die gewerbliche Ar- 
beit und die niedere Geiftfichkeit ihre „Freiheiten” nach dem Maaß und 
nad dem Werth ihres Dienftee. 

Diefe Umbildung zu feften neteingegangenen Verbindungen befun- 
det fi) durch alle Schichten des weltlichen Staats, durch die Idee 
der Reihsgenoffenfhaft, Pärie, judicium parium, und zwar 
von der Reichsftandichaft herab bis zu dem Dorfgericht der englischen 
villani, bis zu den Reſten der Genteinfreiheit in ben hommes de 
poeste und in den deutjchen Dorffreiheiten. Soweit fi) gemein- 
fame Ehren- und Wahlrechte aus folcher Staatsordnung entwideln 
fonnten, waren e8 nothwendig gleihe Rechte: die reichsftändische 
Purie aus dem Heer: und Gerichtödienft des großen Beſitzes; die Graf⸗ 
fchaftspärie, das judicium parium der magna charta, aus dem Mi⸗ 
litär⸗ und Gerichtsdienft der TFreifaffen; die Pärie der homagers in dem 
court leet aus dem Bolizeidienft der Kleinen Ortsgemeinde (der aber ale 
untergeordnete Bildung nicht bis in die Parlamentsverfafjung hineinreicht). 
Alle diefe Pärien würden aus denfelben Gründen wie auf dem Conti- 
nent wieder zerfallen fein, wäre nicht zur rechten Zeit für die neueren 
Anforderungen des Staats eine durchgreifende Erweiterung des Heer- 
dienftes zu ber Verfaffung der Graffchaftsmilizen, eine Umbildung des 
Gerichtsdienftes zur Jury in durchgreifendfter Weife vor fich gegangen. 

Auf diefem Boden tritt nunmehr in England die Umbildung aud) 
der neueren Ehren und Wahlrechte in unerjchöpflicher Triebfraft auf. 
Zunächſt ift die Entftehung des gleihen Wahlrehts der Com- 
moners ein reiner Ausdrud der Verfaffung des Grafichaftsgerichts; 
in der Periode des Hanfes Lancafter beftimmt bie zeitige Geftalt des 
Gefchwornendienfted® auch die Parliamentary franchise. In ben 
Etädten führt zwar der Verfall des Court leet eine bunte DMannig- 
faltigfeit herbei, bie im Einzelen oft willkürlich, als Ganzes genommen‘ 
aber den Berhältniffen der Grafſchaft entſpricht. Auf einer niederen 
Stufe bildet fi fodann das gleiche Stimmredt bei der Kird- 
fpielswahl, feitdem die Gefeßgebung der Zudors ben Ortsgemein⸗ 
den neue, bisher unerhörte Laſten zugebacht hatte. Auch bier ift die 
Geldwirthſchaft nur fecundär gedacht; denn auch für die Armenpflege 
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ift die principale Pflicht der Gemeinde, durd; ein KirchipielScommitter 
von mindeftens vier Perfonen nad verftändigem Ermeilen eine auge- 
meſſene Beichäftigung der Arbeitsfähigen, fir eine den individuellen 
Umftänden angepaßte Unterbringung der Arbeitsunfähigen Sorge zu 
tragen. Die ganze Wegebanlaft ift noch direct auf Naturafleiftungen 
berechnet. ‘Die Gerichtspraris folgerte daher ganz confequent aus dem 
Grundgedanken der englifchen Staatsverfaffung (aus der ratio ber 
common law), daß das im Gejek nicht erwähnte Stimmredht der Ge 
meinbegenofjen ein gleiches fein müſſe; die Argumentation der Ge 
richte giebt den Gedanfengang wieder, auf dem die Ständebildung des 
Mittelalters überhaupt beruht. — Obgleich ferner der Geſchwornen⸗ 
dienft für gewöhnliche Fälle durch das Gefeß auf 40 sh. freeholders 
befchränkt war, fo Hat man doch fr die dringlichen Fälle des Coro- 
ners inquest bie Gerichtspflicht affer Freiſaſſen, auch der kleinſten. 
beibehalten müfjen: für die Wahl der Coroners erhielt fich daher aud 
das gleiche Stimmredt aller Freijaffen unabhängig vom Parlaments- 
cenſus bis zum heutigen‘ Tag. 

Die legte Neubildung diefer Richtung ift die Städteorduung 
von 1835. Als man das alte bürgerliche Wahlrecht gegen die Miß⸗ 
bräuche der Corporationsverfaffung reftaurirte, glaubte man einen Gen: 
ſus vermeiden zu fünnen, wenn man nichts weiter al® den feften bür- 
gerlihen Hausftand und dreijährigen Wohnfig fordert. Die fo geftal- 
tete Bürgerlifte erklärte man dann kurzweg für die Urliſte der Ee 
ſchwornen, und kehrte damit fcheinbar zu dem ächten Grundſatz einee 
Wahlrechts aus paying scot and bearing lot zurüd, freilich mit 
einer Selbfttäufchung (S. 884. 904); weshalb denn auch die Städte 
ordnung den gehofften Erfolg der Wiederbelebung des Gemeinfinns 
einer neuen bürgerlichen Pärie nicht gehabt hat. 

Diefer Verſuch bildet die Grenze zu einem zweiten nenen 
Princip des Wahlrechts, beffen Entftehung erft ein Menſchenalter 
zurücliegt. Im Beginn des 19. Kahrhunderts ftand die Thatſache 
unleugbar feft, daß die perjünliche Thätigkeit der englifchen Mittelftände 
in dem Polizeifhulzen-, Armen- und Wegeauffeheramt, aljo im allem 
worauf vorzugsweife da8 Drtegemeindeleben beruht, (gleichviel bier, 
durch weſſen Schuld), tief verfallen war. Nicht verfallen dagegen, 
fondern täglich wachfend erfchien die Theilnahme der Mittelſtände umd 
arbeitenden Klaſſen am Steuerzahfen. Im Laufe des neunzehnten 
Jahrhunderts Hat fich der durchſchnittliche Betrag des Staatsbudgeté, 
und parallel damit der Durchſchnittsbetrag der Communaglſtenern, um: 
gefähr 5mal multiplicirt. Im Jahre 1817 hatte die Armenftener 
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allein den Betrag des Staatöbudgets in Preußen erreiht. Dielen 
Thatſachen gegenüber entfchloß ſich die Torpgefehgebung zur Anerken⸗ 
nung der Thatjache, dag die Steuerlaft ein jelbftändiger Yactor, ja 
ſogar, äußerlich betrachtet, der wichtigere Factor der heutigen Staats: 
laften geworben, und daß daher auch ein Anfprud) der Steuerzahler 
als folder an eine Kepräfentation nicht länger zurückzuweiſen ſei. So 
entitand in ber General Vestries Act, 58 Geo. III, cap. 69 ein 
neues Spitem de Gemeindeftimmrehts nad 6 Klaffen, und 
zwar confequent, — da wo die Selbleiftung das wirklich Entfcheidende 
iſt, — auch nad dem Werth der Geldleijtung; denn in einem Ge: 
meindeweſen, in welchem alle geiftig bedeutende und mühſame Arbeit 
durch bejoldete Beamte bejtritten wird, alſo auf die Geldfteuern fällt, 
wird die Gleichheit des Stimmrehts zu einem unhaltbaren Wider: 
fprud. Diejer Zuftand war aber in der Verwaltung der Kirchfpiele 
bereits vorhanden, und hat fid) dann durd) die Neubifdung der Sammt- 
gemeinden mit ihren boards und befoldeten Heinen Beamten immer 
vollftändiger durchgeführt. 

Die nächte Trage der Geſetzgehung war, ob man nunmehr das 
Stimmredt der Heineren Steuerzahler in Bruchtheilen ausdrücken, und 
nur dem großen Steuerzahler das volle Stimmrecht geben follte; oder 
ob umgekehrt die Majle der kleineren als Einheit, der größere Steuer: 
zahler mit einer „plurality of votes“ eintreten follte? Begreiflicher 
Weiſe ‚wählte man die letztere Form, nicht nur weil die Idee der 
fozialen Gleichheit fi) gegen eine Bruchtheilung lebhaft jträubt, 
jondern aud weil jedes Herlommen im Gemeindeleben nur ganze 
Stimmredte kennt. 

Es fragte fi) alfo nur an welcher Stelle das einfache Stimm- 
recht feine (Grenze finden folle, wo die Mehrheit von Stimmen be- 
ginnen follte? An den PBarlamentscenfus in feiner bamaligen Ge: 
ftalt ließ fi) das neue Princip nicht anfchließen; denn biejer beftand 
noch für 40 slı. freeholders, d. h. für eine Befißgrenze, die in heu— 
tigen- Verhältniffen feinen Sinn hatte Man nahm fchon damals 
an, daß zur Zeit die Geldwerthe 5mal höher anzufegen fein wie in 
Der Zeit der Königin Anna, wodurch danı die Neformbill zu der Er- 
höhnng von 40 Sh. auf 10 IL, gefommen ift. Allein auch diefer 
verhäftnigmäßig niedrige Anfag paffirte mehr aus Rückſicht für das 
alte Recht des freehold,; während er rein wirthſchaftlich betrachtet 
noch ein ziemlich geringes Maß von Scelbftändigfeit ausdrüdt. Auch 
für den Gefchworenendienjt erweift fid) der Maßſtab von 10 L. aus 
Grundbefig zu niedrig, infofern dieſe Klaſſe den Ehrendienft feines- 
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weges der ficheren Regel nad) leiften kann, und auch wirklich nır 
mit mafjenhaften Ausnahmen Teiftet. Eine regierende Klaſſe von 
einem fo foliden Reichthum wie die engfifche Gentry ſetzt die Beſitz⸗ 
ftufen im Zweifel immer eher zu Hoch als zu niedrig. So kam man 
auf die Normalftufe von 50 L, die aud) fpäter bei der Reformbill 
für das Stimmredht der Pächter durchgefegt wurde, und welche ben 
Sozialen Anfchauungen der englischen Ariftofratie von der Abgrenzung 
der Mittelftände nach unten wohl ungefähr entſprach. Kin ſteuernder 
Beſitz bis zu 50 Li. ſoll alſo ein einfaches Stimmrecht geben, von 
50 L. an treten 2—6 Stimmen ein, deren Abftufungen durch die 
Spätere Gefetgebung noch etwas modiftcirt find. Für den Cigenthü- 
mer kann ſich durch die doppelte Zählung feiner Stimme als proprie- 
tor und als nugender Inhaber diefe Zahl noch verdoppeln; das Me: 
rimum von 6 oder 12 Stimmen hat man indeffen nicht überfchritten, 
wie ja aud) das Syftem der Actiengefellfchaften anerkennt, bag ſelbſt 
in der Crwerbsgefellichaft die Berfünlichfeit cine Bedeutung behält, 
die eine Multiplication des Stimmredts ın infinitum verbietet. Dies 
Sechsklaſſenſyſtem hat fi) dann mit großer Schnelligkeit über das 
ganze Gebiet ber Armen-, Wege-, Gefundheits- und Ban: 
polizeiverwaltung, burd die Gefeßgebung und durch die zahlreichen 
Localacten, gleihmäßig übertragen. Es beherrſcht unbedingt das ganz 
Gebiet des Gemeindewahlrechts foweit wie die Verfaffung der Kirch⸗ 
jpiele und Kirchjpielsverfammlungen reicht. 

Nur in London und in wenigen großen Städten bat man für 
engere Gebiete ein allgemeines gleihes Stimmredt aller Sten⸗ 
erzahler verfucht in ber Metropolis Management Act und in Hob- 
house’s Act für die wenigen Städte, welche dies Gefeß angenommen 
haben. Es war dies eine Concejfion an die höher gehenden Anjpräde 
der arbeitenden Klaffen und ihre geiftig bedeutenderen Leiter an ein 
Paar Punkten des Yandes, welche indeffen den davon gehesten Erwar⸗ 
tungen in feiner Weile entfprochen hat. 

So befteht nunmehr ein doppeltes Stimmfpftem innerhalb 
der englifchen Verfaffung: 1. ein gleihes Stimmredt, durchſchnitt⸗ 
lich noch abgegrenzt nach dem Gefchwornendienft, geltend für die Par⸗ 
lamentswahlen und für die Wahlen der Stäbteordnung; 2. ein Hai» 
fificirtes Stimmredt aller Steuerzahler, abgeftuft nad) 6 Steuer- 
Hoffen, jetzt gültig für das ganze Gebiet der Ortsgemeindemahlen „mit 
einigen ganz fporadifchen Ausnahmen, welche für die Verwaltung ber 
Geſundheits- und Baupolizei in London, für die Armenverwaltung 
nad) Hobhouse’s Act in einigen anderen Städten vorkommen. 
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Die entfchiedene Durchführung beider Syfteme wird Keinem einen 
Zweifel darüber laffen, dag fie Für die Zukunft beide ein dau— 
erndes Element der englifchen Verfaſſung find; beide haben 
ihren Ausgangspunkt in Rechtsprincipien, die unabweisbar fih in 
jedem Dienfchenalter und in jeder Geftaltung der Gefellfchaft geltend 
machen werden. Als wefentlicher Theil der öffentlichen Rechtsbildung 
wurden daher auch diefe politischen Wahlrechte unter die Control- 
inftanz der Reichsgerichte geftellt, (vgl. Negifter v. Wahlrecht), 
die hier um fo notwendiger erjchien, da eine Verfuhung zu miß- 
bräuchlicher Ausdehnung oder Beichränfung von beiden politifchen 
Barteiftandpunften aus vorhanden war. Die Streitigkeiten über Die 
Währlerliften zum Parlament entjcheiden jeßt Sommiffarien des Reichs 
gericht8 der Common Pleas, unter Appellation an diefen Gerichtshof 
jelbft. 

Der Mangel des neuen Berhäftniffee ift aber der aller 
Organifationen, welche unmittelbar aus dem Streit der Parlaments- 
parteien hervorgehen: es ift die ſtückweiſe Bildung, welche die 
beiden Syfteme äAußerlih und zufammenhangslos® anein- 
ander fegt. Wie im Miittelalter die Verfaffung des Court leet 
nicht in das Parlament hineinreicht, welches nur die communitates 
mit dem Charakter der Kreisverbände zufammenfaßt: fo reicht auch 
jest da8 erweiterte und Haffifizirte Stimmredt nicht an die Barla- 
mentöverfaffung heran, weil die regierende Kaffe dies Heine Ortsge— 
meindeleben, wie ben alten Jeet, gern noch als einen bloßen Anhang anfteht. 
Alfein unvermeidlich wirkt die Ortögemeindeverfaffung in ftetigem Proceß 
auf die Verfaffung des Sreisverbandes zurüd. Das dazu nicht mehr 
jtimmenbe Gemeindeſyſtem des Kirchjpiels unterhöhft das Friedens⸗ 
rihteramt und die in dem Kreisverband beftehende gleiche Nechtöge: 
nojfenfchaft, wie die® vom Wugenblid der Reformbill an in dem Gange 
der SGemeindegefeßgebung Jahr für Jahr jichtbar wird. 

Das Haffifizirte Stimmrecht in feiner jegigen Geftalt ift zwar 
eine Nothhülfe gewefen zu einer Verbefferung des öfonomifchen Ganges 
der Verwaltung; im Uebrigen aber hat es das eigentliche Gemeinde 
(eben nur noch mehr beſchädigt. Man hat bisher vergeblich gehofft, 
daß mit den Wahlrechten, wie in älterer Zeit, der Gemeindefinn (the 
parochinl mind) in die Nahbarfchaften zurüdkchren werde. Diefe 
Hoffnung täuscht fi von Jahr zu Jahr; denn das Klafſenſyſtem in 
diefer Abgrenzung löſt grade jeden Zufammenhang von perfönlichem 
Dienft und Steuerzahlung, vollends. Es ift ein Abfall von dem 
Grundſatz, der England groß gemadht hat, — von dem Grundfag 
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der communae, der Pärie der höheren und Mittelftände (im Minel 
alter der gentry und freeholders), weldyer der regierenden Klañe 
in England grade den Trieb zur Erwerbung ihrer Stellung uuter dem 
Wahleinfluß der Mittelftände gegeben hat, mit denen fie in gemein: 
famer Selbftthätigkeit da® bürgerliche Gemeindewefen verwaltet. Ti. 
jeßige Abftufung nad) 50 L. zerreißt dies alte Verhältniß. Die un- 
terfte, etwa 7 aller Steuerzahler umfaffende Stufe enthält noch mei- 
fenweis folche Elemente der Mittelftände, die den Gefchworenenbienit 
feiften und in Gemeindeämtern thätig find; fügt fie zufammen mit 
denen, die dies micht thun; trennt fie durch eine plurality of 
votes don denen, mit welchen fie zufammengehören. Diefer grund 
fägliche Widerfpruch verbreitet eine Indifferenz gegen das perfönlid: 
Element im Gemeindeleben, eine &leichgültigkeit, wie für die perion 
lichen Pflichten, fo auch für die dadurd zu erwerbenden Ehrenrechte 
Der Sinn, den das gefellfchaftliche Xeben erzeugt, der in Staat un? 
Gemeinde nur noch eine Aetiengefellfchaft der Steuerzahler fieht, wirt 
nicht nur befeftigt, fondern der neuen Geſellſchaft durch Die Inſtin 
tionen anerzogen. Kine organifche Gefeßgebung würde das Haffifizirte 
Stimmredt dahin geftellt haben, wohin e8 gehört — in die Kan, 
welche nur Steuern und vertretbaren Dienft leiftet, — in Den heutigen 
dritten Stand. 

Zugleich regen ſich nach Auflöfung des commmumalen Zuſammen 
hangs aud) die ertremen rein focialen Lebensanfhauungen. 
welche von Haufe aus durch das englifche Communalleben niebergehelten 
wurden. Auf der einen Seite entwideln fid in den von ber Selbit 
thätigfeit und dem Parlamentsrecht abgefchiedenen arbeitenden Klaſſes 
die communiftifden und focialiftifchen Lebensideale, welche bereite ıw 
großen Maſſen Fuß gefaßt haben, und die man in der offiziellen Welt 
nur deshalb ignorirt, weil fie noch feinen Factor pofitifcder Babı 
bilden. Auf der anderen Seite fucht eine furzfichtige Bourgeoiñe 
Anſchauung die Sicherung vor den Tauter werdenden Anfprüden I 
feinen Steuerzahler in Ausfchließung derjelben vom Stimmrecht. Ct 
iſt dies diefelbe, wenn auch gemäßigtere Richtung, welche in Krantmd 
die Sicherung des conftitutionellen Staats und der befigenden Kalle 
in dem mechanifchen Mittel eines hohen Genfus gefunden zu haben 
glaubte. Daraus ging dann das confufe, anfcheinend völlig grumdier 
loſe Syftem der compounding rates hervor. Anfange war mr 
die Rebe von einer „Erleichterung“ der Gemeindebeamten bei Grhebuns 
der vielen Steuerbeträge von den Fleinften Miethern. Allmälig aber 
nahm die Sache den Charakter einer tenbenzidfen Beförderung an, durd 
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welhe nun bereitS ein volles Drittel der Fleinen Steuerzahler aus 
den Steuer» und Stimmliften entfernt ift, (S. 503. u. Reg. v. 
Communalſteuer). Dean könnte auf diefem Wege anscheinend Teicht 
dahin gelangen, ‚die Miether uud Pächter unter 20. L. überhaupt aus 
den Steuerliften zu escamotiren, und damit die chronifchen Beſchwer⸗ 
den der Reformbills und der großen Wählerfchaften für die Gemeinde 
wahlen ftillfchweigend zu befeitigen. 

Aus diefem compounding entfteht nun nad) zwei Seiten hin ein 
Widerfprud: (1) auf den Gebieten, auf denen noch die alte Ba⸗ 
firung des Stimmredts auf den perfönlichen Dienft Tebendig blieb, 
ließ man das Stimmrecht fortdauern, obgleich der Stimmeberectigte 
nicht mehr Steuerzahler ij. Es gilt dies für die ftädtifchen Wahlen, 
die ftädtifchen Parlamentswahlen, und auch noch bei den Wahlen der 
General Vestry Act. (2) Auf den Gebieten dagegen, auf welchen bie 
neue Idee einer Gefellichaft von Steuerzahlern zur vollen Geltung 
fam, ſchloß man confequent den Miether und Pächter vom Stimmredt 
überhaupt aus, fobald er nicht mehr- Steuerzahler in Perſon if. Es 
gilt dies für das Stimmrecht der neuen Arinen-, Geſundheits⸗ und 
Wegeverwaltung, beider nun mehr als eine Million Gemeindewähler 
unmerklich bei Seite gefchoben find. Dean fpricht fi) darüber im 
England felbft nicht ganz Klar aus. Allein die Sache ft überall die- 
ſelbe. Dem Bejtreben von der einen Seite, cin volle® PBarlaments- 
ftimmrecht für ein Paar Grofchen Steuer zu gewinnen, entjpricht das 
ftille Beftreben von der andern Seite, — durch eine einfache wirth: 
ſchaftliche Operation die läftige Maſſe der Kleinen Stimmberedhtigun- 
gen überhanpt zu befeitigen.. Man befindet ſich auf demfelben Wege, 
auf dem einft die governing bodies in den Städten, die select vestries 
in den Kirchpielen entftanden. Kommt zu den compounded rates 
dan noch die Befreiung von der Einkommenſteuer, die Befreiung vom 
Geſchwornendienſt, Milizdienſt und Gemeindeamt, fo hat man, rüdläufig 
in das Mittelalter, neue Hinterfajfen, — eine neue Unfreiheit ge: 
Ihaffen. Hier liegt die nächſte Aufgabe wirklicher Reformbills: den 
Berbindungspunft der beiden Syſteme zu finden. 

An nothwendiger Wechfelbeziehung mit dem Stimmredt fteht 
endlich die Art feiner Geltendmadhung, die Form des Wahlver- 
fahrens. Das Auseinanderreißen beider Fragen, die weit verbreitete 
Meinyng, als ob die fogenannte Deffentlichkeit ober Geheimheit des 
Stimmredts eine Zwechmäßigkeitsfrage wäre, enthält ein tiefes Ver⸗ 
Iennen der Sache ſelbſt. Die Form ift auch Hier das Weſen 
der Sache. 
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Da die Parlamentsverfaffung auf eine Repräfentation der Com: 
munal-Berbände, nicht bloßer Gefellfchaften von Stenerzahlern, 
bafirt ift, fo folite die Wahl von jeher ein Act der großen Ge— 
meindeverfammlung fein, — in der Graffchaft aljo ein County 
Court, wie died in Namen und Form bis heute fortdauert. Tieie 
Art der Stimmgebung gehört zum Wefen des Selfgovernment von 
einer doppelten Seite aus: 

1. von der Seite des Beſitzes aus, dem fie den legitimen 
Einfluß ſichert — den Einfluß der ihm gebührt, wo er feine perſönlich 
und Steuerpflicht erfüllt. Sie hält eben dadurch den Beſitz innerhalb 
der Berfaffung feft, während er fonft feine Geltung außerhalb der 
Berfaffung furcht und findet. Gegen Mißbrauch und Wilffür dabei 
giebt e8 Feine andere Garantie al8 den Communaffinn, der für jede 
berechtigte Richtung eine Geſammtbürgſchaft bildet; während da, we 
er entwichen ift, fein Strafgefek, Fein Berfteden der Stimmen, fein 
Palliativ mehr Hilft. 

2. Die dffentlide Stimmgebung ergiebt fi ferner aut 
der perfönlichen Seite des‘ Communalleben. Der gewählte Ber: 
trauensmann foll offen ausgefprochene Grundfäge in einem öffent 
fihen Wirfungsfreis vertreten : darum geziemt e8 ſich, daß and die 
Auftraggeber „den ihnen zulommenden Antheil daran perföntih 
übernehmen, in einer ohnehin getheilten und ſchwächeren Berantwort- 
lichkeit. Es ift die Frage des Charakters innerhalb der Ber- 
faffung. Das öffentlihe Stimmrecht unterfcheidet die Berfaffung auf dem 
Boden von Communalverbänden von der Berfaffung auf dem Woden 
von Gefellfchaftsgruppen. 

Mit dem Eindringen der überwiegend focialen Anſchauungen vom 
Staat feit der Reformbill wird aud hier das Vorbild der Actienge 
‚ felffchaft wirffam. Schon die Städteordnung fing an, die Form der 
Gemeindeverfammlung aufzuheben, und fubftituirte Wahfzettel, die ber 
Berechtigte übergiebt. Noch größeren Beifall fand aber die Methode 
des Armenamts, nach welcher es zunächlt genligt, wenn von irgend einer ar- 
fälligen Seite oder Clique aus genau die nöthige Zahl der zu Wählen- 
den vorgefchlagen "wird. Erſt wenn die Nominationen über Bedarf 
ausfallen, tritt eine Zettelmahl ein, bei der dem Wähler auf dem vo- 
ting paper zur Erfparung jeder Mühe und Meflerion alles Närhige 
fertig gemadt ift. So comfortable ſchon die fogenannte Selbftregie 
rung durch die neuen Boards geworden ift, fo wird fie doch mod 
übertroffen durch diefe comfortable Einrichtung der Wähler, die ſich fo- 
gar bie Mühe der Wahl durch Nomination, und bei beftrittenen Web 
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(en alle Mühe des Zuſammenkommens, Berathens, Nachdenkens und 
Zählens erfparen. Ein Paar Striche auf einem ins Haus gebrachten 
und abgeholten Zettel repräfentiven heute die ganze TIhätigfeit des ſich 
felbjt regierenden Volkes. Es giebt Faum einen charakterijtifcheren Zug 
für das neue Gemeindeleben Euglande, als daß dies Zerrbild von Ge— 
meindewahl, welches den legten Reſt nachbarlicher Bekauntſchaft, ges 
meinfamer Thätigfeit und gemeinſamer Berathung dffentlither ‘Dinge 
durch die Form vorfäglich abtödtet, und welches unter großem Bei- 
fall auf die fämmtlichen Boards auegedehnt, nunmehr den praftiichen 
Typus alles Gemeindewahlrehts bildet. | 

Wenn unter dem Alles beherrichenden Einfluß der neuen Er- 
werbsgeſellſchaft die befigenden Klaſſen felbft fo wenig Willen für die 
Erhaltung der großen Inſtitutionen zeigten, (für welche die regierende 
Kaffe freilich) von jeher nur in zweiter Stelle ein Intereſſe gehabt), 
jo wird e8 ſicherlich entfchuldbar jein, wenn die große Maſſe der be» 
jiglojen, in allen Dingen, die den Staat angehen, unerfahrenen Klaſſen 
ein geheimes Stimmrecht überhaupt fiir das Geheimmittel hielt, durch 
welches ein entfcheidender Antheil am Staat ohne jede Mühe, Unan: 
nehmlichkeit und Verantwortlichfeit gewonnen werden könne. In der 
befannten Monfterpetition der Chartiften find angeblich mehre Millionen 
Stimmen für geheimes Ballot von denen zujammengebradht worden, 
welche ſich und ihr Schiboleth im Staate felbjt noch nie verjucht hatten. 
Cine Zeitlang wurde das geheime Ballot der herfümmliche Köder für 
die kleineren Steuerzahler bei den ftädtifchen Wahlen. 

Allmälig ift auch diefe Bewegung ftill geworden. Nicht nur die 
politifch gebildeten Klaſſen, fondern auch die Autoritäten der Volks⸗ 
wirthfchaft, welche praktische Kenntniffe vom Staat gewonnen haben, 
erfennen mit Entjchiedenheit die Bedeutung des Öffentlichen Wahlrechte 
in Form der Gemeindeverfammlung, als eines „public trust“ an. 
Bon diefem Stilljtand find indeffen mehre Schritte nöthig bis zu 
den wirkſamen Wiederbelebungs-Berjuchen eines ſyſtematiſch abgetödteten 
Semeindeverbands. 


Eine Communalgefebgebung, die in dem Sinne ber grundlegenden Zeit, 
wie unter Eduard Ill. und Klifabetb, vom Staat aus das Gemeindeleben 
in einem Guß organifirte, würde das Mafjifizirte Stimmrecht an feiner 
Stelle mit dem gleichen Stimmrecht verbunden haben; während hier die regie- 
rende Ariftofratie im Lauf der Parteilämpfe den Anichluß an einer unrichtigen 
Stelle, nämlich zu hoch geiekt hat. Erft an ben Folgen des zwieipältigen 
Syſtems wird fih nun die Zulunft überzeugen, wo der Bereinigungspunft 
liegt. Das Barlamentsiwahlsecht der 10 2..Wähler in der Grafſchaft und in 
den Städten ift an fich, nach den heutigen Geldwerthen, zu niedrig gegriffen; 
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denn diefe Klaffen können weder ben Geſchwornendienſt noch die Urtsgemeinte- 

ämter nach dem habituellen Durchfchnitt leiften, der die Grundlage alles en; 

lichen Cenfus if. Wie es feit dem Mittelalter zu immer wiederholter 
Malen gefhehen ift, wird alfo diefer Cenſus (mit Vorbehalt erworbere: 
Rechte) in die Höhe gehen müſſen, wenn der Zwang zum perfönlichen Dieat 
nicht zum lecren Namen werden joll, wozu er in der Stadtverfafiung bereits 
geworden iſt. Sobald diefe Nöthigung zum perfönlichen Dienft ans einer 
leeren Wort zum Eruft wird, tritt bie Forderung der Erhöhung von Seiter 
ber betheiligten Klaſſen felbft ein. Anfcheinend Tiegt die Zeit nicht ſehr iern, 
in welcher als die zeitige Grenze des perjünlichen Dienftes ein Miethe- urd 
Pachtbeſitz von 50 L., ein Eigenthumsbefit von 25 8. (oder fonft einer Mitte! 

ftufe zwiſchen 10 und 50 L.) anerfannt werden muß; umſomehr ale as 
nad; den Bebilrfniffen der Rechtspflege allgemein anerfannt ift, daß das iemze 
Niveau der Urtheiljury (10 2.) zu niedrig ſteht. Dadurch tritt eime jolde Ver⸗ 
minderung der Stimmberedhtigten ein, daß dadurch der Play für die Aufnabne 
der neuen Elemente gewonnen wird. Durch eine bloß wechaniſche Rermehruss 
der jest fchon ganz unförmlichen Wählermaflen fünnen fie keinen Bien meh: 
finden. Jene nothmwendige Ergänzung muß aber, wie in jedem früheren Bes- 
fchenalter, aus der Kirdjipielsverfaifung herauswachſen, b. 5. jetzt aus dem Haik- 
fizirten Stimmredt. Und dies kann allerding® geichehen, wenn das Klaffeniune- 
nicht über, fondern unter die Stufe von 50 L. (die Grenze der perkea- 
lichen Dienftpflicht) gerüdt wird, fo daf die Haffifizirten Wähler die ihrer Steuer 
zahlung entiprechende Zahl von Repräfentanten wählen, weiche in voller Recht 
genoffenfchaft, alfo mit gleihem Stimmrecht, aber confequent auch mit der yer- 
jönlichen Pflicht zum Gefchwornendienft und zu den Gemeindeämtern den Kbriger 
Gemeindemwählern hinzutreten. In diefer Berbindnng find alle lebendigen Clemen« 
und Rechtsgrundſätze der älteren Berfaffung vereint. 

Nicht von den ſtets unvereinbaren Ideen der Geſellſchaft, fondern zur ver 
der Seite des Staats aus kann cine folde Zuſammenfügung vor fi) geben, du 
übrigens in der Milizverfaffung der Reftauration und in der alten Gildewerfenuns 
ihre Vorgänge hat. Cs läßt fi damit dem wirklichen Anſpruch der arbeitentex 
Klaffen als Steuerzahler volle Genüge tun, und zugleid dem unäberwinzi 
chen Zuge nad) der Pärie und der focialen Gleichheit der arbeitenden Klañen. 
Die fo Haffifizirten Wähler haben ſowohl die geiftigen wie die wirthſchaftliches 
Kräfte in fi), um durch die ihnen zufommende Zahl der Vertreter auch in dae 
Parlamentswahlrecht einzurüden. Die Wahrheit ift nur, daB die Fauhigleit zum 
Geſchworenendienſt und zu den perjönlichen Gemeindeämtern hier nicht die Zur» 
jchnittgregel, fondern nur filr.eine ſolche Heinere Zahl vorhanden iſt, welche nach dem 
Repräfentanteniyften den gleichen Boden ber Selbfithätigleit finden faun, der 
bie höher befteuerten an fidh inne haben. Die fociale Agitation erfirebt für Dice 
Klaffen eine Geltung, zu der die entiprechenden perjönlichen Leitungen fehler 
Unter dem Namen der Gleichheit wird bier das Privilegium beanjprucht. mit 
einem Minimum al8 Stenerzahlung, ohne den perfönlichen Dienf der geiſtigen 
Kraft und des Eharafters, die vollen Ehrenrechte der befigenden Klaſſen zu the 
fen, und die überwiegende Mehrheit der Stimmen zu haben. Die Agitatıra 
verliert durch die gerechte Gewährnung ihren Boden, alle ernften Beftrebungen zur Theu- 
nahme an der Arbeit des Stantes dagegen finden ihr rechtes Ziel, ud des Irre 
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gemeindeleben fir feine Armenverwaltung und zahlreiche Htonomifche Bunctionen 
die nußbarfte Hitlfe. 

Natürlich find diefe Zuſammenfügungen nur das Erzeugniß des äußeren 
Dranges. Schon heute empfinden die befitenden Klaſſen ſehr wohl, daß die 
communiftifche und ſocialiſtiſche Lebensanſchauung in den vom Staat ausgeſchloſſe⸗ 
nen Klaſſen in fletigem Wachsthum ift; jedes Jahrhundert der engliihen Ge⸗ 
ſchichte aber lehrt, daß e& feinen andern Weg giebt, als die aufftrebenden Kräfte 
den vorhandenen Rechtsgenofienfchaften nutzbar einzuverleiben. 

In den Cenfusideen des Continents drängt ſich hier wieder die Wahr⸗ 
heit auf, daß das, was in England nur Grundanſchauung der dem Staat ent- 
itemdeten laffe, hier nothwendig die Grundanſchauung der ganzen Gefellichaft 
jein mußte, am vollftändigften in Frankreich nad) dem Bruch des ancien regime. 
Der Kampf um die Berfaflungsformen auch nad) dem Sturz des erfien Kaifer- 
reihe wird durch die Schichten der Geſellſchaft Tediglich nad) focialen Gefichte- 
punkten geführt, nach welchen auch in der allerglüdlichfien Stimmung es höch⸗ 
tens zu einer „Sarmonie der Intereffen“, aber damit nicht zu einer gleichen, 
nachhaltigen Erflillung der öffentlichen Pflichten kommt — und eben damit 
zu feiner Berföhnung, fondern nur zur Unterwerfung unter eine außerhafb fte- 
hende Staatögewalt. “ ' 

In Deutſchland Tiegen die Berhältniffe günftiger, fo weit ein beffer con- 
jervirte® oder nen beliebtes Communalweſen in den Städten vorhanden if. Die 
neue preußiſche Verfaffung hat freilih Staat und Commune lediglich von dem 
Standpunkt der Steuerzahluug ans in ein Dreiffaffenfoftem gefpalten, welches 
zwar einer Fortfchritt Über die feudaliftifchen Konftructionen hinaus enthält, aber 
durch das Auseinanderreißen des nachbarlichen Verbandes das Weſen der Sache 
auf die Dauer ebenfo beichädigt, wie das englifche Sechsklaſſenſyftem. Diefe 
Schichtung hat daher auch feine Triebfraft zu Organifationen, in welchen bie 
perfönliche Seite des Staatslebens zur Geltung kommen könnte. So weit das 
ftädtifche Xeben reicht, find übrigens die Unterlagen filr das Stimmredt zum 
Theil geordnet. Bor einigen Jahren wurden beifpielsweife in Berlin (wo das 
rihtige Communaflftenerfuftem als Haus- und Miethsfteuer bereits vorhanden 
iM, Die Unterlagen ftatiftijch feftgeftellt. Es fand fi), daß bei einer Bevölkerung 
von etwa 500,000 Seelen in runder Zahl etwa 80,000 ftenernde Hausftände von 
Eigenthitmern und Miethern vorhanden waren, von denen durchichnittlich ein 
Sechstel ale fimmunfähige Frauen ꝛc. ausfcheiden. Für die wirfliche gewohnheits⸗ 
mäßige Betheiligung am Geſchworenendienſt und an den Communalämtern bildete 
iener Zeit die Stufe von 100 Thlr. Miethe die fichtbare Grenze, und e8 ergaben 
fih vom Standpunft der bürgerlichen Laften aus folgende Abfchichtungen: 

1) Die 29,173 größeren Miether von 101 Thlr und darüber, ein- 
\hließlih der Hauseigenthiimer, trugen 17/20 aller directen Communal⸗ 
feuern. Aus diefer Gruppe bis zu 100 Thlr. incl. Miethe herab waren jährlich 
1786 Berfonen in den Chrenämtern der Kommune nnd im Gefchwornendienft 
perfönfich thätig, und repräfentirten damit 19/1 dieſer perfönlichen Thätigkeit 
überhaupt. 

2) Ungefähr 27,000 Miether von 51 —100 Thlr. verwalteten 113 
Kommunalämter, und repräfentirten ungefähr 2/20 der directen ſtädtiſchen Steuerlaſt, 
etwa Yır der Amtslaft- 

3) Die ungefähr 23,000 Fleinften Miether von 50 Thlr. und bar- 
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unter” verwalteten 12 Communalänter; fie repräjentirten annähernd Izg dur 
Stenerlaft und 1/ıco der Amtslaſt. 

Schlägt man beide Factoren des Communallebens ungefähr glei hoch =. 
lo trug die erfte Gruppe nahezu Yıo der bürgerlichen Laften, Pie 
anderen beiden Gruppen zulammen Yo. Bon Jahr zu Jahr rudı dire 
Verhältniß ungefähr in denielben Maße vor, wie ber mittlere Turchichnitt de: 
Miethswohnungen. Die Stenermafle der Eigenthümer und großen Wise 
bildet immer mehr die überwiegende Maſſe, und die Zahl der in Kommen. 
ämtern noch thätigen Miether unter 100 Thlr. war fo im Verſchwinden, daß 
3 jährlid) ausfcheidende Semeindebeamten dieſer Klaſſe kaum 1 neu Cintretense 
zu rechnen war. Cine vergleichende Statiftif von 10 Städten aus vericdhierer:- 
Provinzen ergab, daß ein ungefähres Berhältniß der Steuermaflen und eine ass 
loge Betherligung der Eigenthilmer und größeren Mieter an den Commana! 
ämtern ebenjo vorhauden iſt. In den Städten fcheint die im Durchfchnitt jelbfirhärze 
Klaffe der Bevölferung ungeführ mit den höher Befteuerten zujammen;uieln. 
weiche 3/4 ber directen Steuern zahlen; auf dem Lande mit denen, weide ?- 
der Steuern zahlen. 

Die bisher vorhaudene mechanifhe Abtheilung in 3 Zteuerllaien ::: 
in Berlin 2700 Meiftbeftenerten als erfter Klaſſe, 6800 Mittelbefieuerten als zw: 
ter Klafje, der ganzen übrigen Maſſe der Steuerzahler ala dritter Kafie, cz: 
gleiche Zahl von Stellen im Gemeinderath. Die Folge dieſes Mechaniemmue ir, 
daß alle in Selbſtverwaltung thätigen Stadtbezirke, alfo die lebendigen Koi: 
zerjchnitten, und die Wähler verjchiedener Bezirke ohne jeden Zujammenhang u:: 
perjönliche Bekanntſchaft zuſammengeſchichtet werden: 

Diefer Fehler ift durch das allgemeine gleiche Stimmrecht nicht zu befeitige:. 
Dabei würden diejenigen welche Yıo der Steuer- und Amtslaft tragen =! X: 
Stimmen, diejenigen welche 10 tragen — %/s der Etimmen erhalten; überbaurt 
aber ift ein nachbarlicher Zuſammenhang — die abfolute Grundlage des politiit.- 
Bewußtſeins und der politischen Freiheit — nur zwijchen denen möglich, weiße 
in perjönlicher Selbftthätigleit dem Gemeindeleben zugehören. 

Zieht man dagegen die Grenze da, wo die perfönlidde Selbfithätiglar = 
Sommunalämtern und Gefchmwornendienft ale habituelle Regel aufhört. ‘: 
ftelit fich ein Umfang der Bürgerſchaft wieder her, der auch den Berhältsne 
der EStädteorduung von 1808 ziemlich) genau entipriht. Die oben bezeicht e:: 
erfte Klaffe würde ungefähr 24,000 fiimmfähige Bürger bilden, denen date 
Haffifizirtes Stimmrecht 3600 Repräfentanten ter Steuerzahler unter 100 kur. 
Diiethe mit gleichen Rechten und perfünlichen Pflichten hinzutreten. Ge entipr.&: 
dies genau der directen Steuerleiftung; in perjönlichen Aemtern aber würden de 
Heinen Miether dann die doppelte Zahl von mitthätigen Communelbeamten zu Aedc- 
haben, wie bisher, Für die wirkliche VBetheiligung an den beratbenden ze 
Wahlverſammlungen kann etwa auf die Theilnahme der Hälfte gerechnet werden 
In den einzelen Stadtbezirken, auf deren nachbarlichen jelbfithätigen Zulamıme- 
hang Alles anlonımt, ergeben ſich demnach ungefähr Berfammiungen von I“ 
Bürgern, darunter mehr als 1/ın active Communalbeamte. 

Auch hier kehrt indeflen die Erfahrung wieder, daß es unmdg:icg if, c-+ 
den Anjchauungen des Privatlebend heraus zu einer organifchen Gefeltung .: 
fommen. Der fociale Kampf der Intereffen führt vielmehr nie zu etwas Ande 
rem, als zu mecdanijchen Durchfchnitten, welche das Recht verlegen, Niemart.: 
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befriedigen, dem Staate Feine tragfähige Unterlage geben und der Zulunft immer 
fchwierigere Probleme Hinterlaffen. Weder der Hohe noch der niedrige Cenfus, 
weder das gleiche noch das ungleihe Stimmrecht können den Gemeinbefinn 
Schaffen, welcher der einzig praltiihe Gemeinfinn für ein Staatsganzes ift; 
fondern nur der ſympathiſche Zufammenhang einer Rechtsgenoffenfchaft von jol- 
chen, die zu wetteifernder perjünlicher Thätigkeit nachbarlich verbunden find. 

Daflelbe gilt von den Abftimmungsformen, die fi) aus den Anſchauun⸗ 
gen des Privatlebens nicht bilden fünnen. Vom Standpunkt des gejellichaftlichen 
Lebens aus will Niemand in öffentliher Stimmgebung von Außen beeinflußt 
fein, will Jeder den nad Umftänden eingetretenen Wechfel der Meinung lieber 
ſtill, als vor dem Kreile der Gemeindegenofjen befennen. Die Nothwendigfeit 
der Deffentlichleit von Seiten der Stetigkeit und des Charakters im öffentlichen 
Leben lehren erft längere und ernfte Erfahrungen im freien Staat. Die geheime 
Abftimmung entipricht aus biefem Grunde allerdings der Gefinnung und Weife 
der Gefellichaft. Eben deshalb erfcheint fie in der Geſchichte als Vebergangszu- 
ftand: in der antiken Welt nad) Auflöfung des Gemeinfinns als Uebergang zur 
Einherrſchaft; im heutigen Frankreich als Fluchtverſuch vor der Allmadıt des 
Befiges; im heutigen England als Symptom der Tocalen Auflöfung des Commu- 
nalfinne, die man heute ſchon geographiich abgrenzen Tanı. In den großen 
Städten erfennt man daran, wo das nachbarliche Band bereits völlig gelöft und 
der nadte Organismus der Gefellichaft übrig geblieben ift. Hier wird das Ballot 
die erfte Lieblingsvorftellung des nur Ehren vergebenden Heinen Steuerzahlere. 
Der Ermwählte fol nad) diefer neuen Lehre zwar den perjönlichen Muth feiner 
Meinung haben, foll offen feine Weberzeugung gegen Ungunft und Webermacht 
durchfechten. Diefe Eigenfchaften erachtet man aber nur nothwendig für den be- 
auftragten Diener, nicht für den Auftraggeber, den Bollsfouverän, Für ihn be- 
anſprucht mar das äußerſte Maß von Gefahrlofigfeit und Bequemlichkeit, damit 
er ungehindert durch den legitimen Einfluß des Befiges, durch Rückſichten des 
Anftandes, der Dankbarkeit, der Beftändigkeit, der Treue gegen friiher ausgejpro- 
chene Meinungen, feine ftillen Wünſche in der Wahlurne niederlege. Aus folcher 
&efinnung fol dann die Stantsrepräjentation hervorgehen, welche den Muth bat, 
in ber heutigen Zerfahrenheit feſte und rechtmäßige Ziele zu verfolgen. Mit 
diefer vermeintlich „praktiichen" Neuerung glaubte man eine vegierende Klaffe wie 
die englifhe an die Berfaffung zu feffeln und im der Unterwerfung unter foldhe 
Wahlkörperfchaften tren zu erhalten, Die Umkehr auf diefem Gebiet, welche die 
legten Jahre unzweidentig ergeben, gehört zu den gilnftigeren Zeichen der Zeit.— 
In dem neuprenßifchen Syftem wird die Frage nod) veriworrener dadurch, daß 
ein Stimmrecht gebildet ift, welches für die Gemeindegenofien geheim, für die 
Bolizeiobrigkeit öffentlich fein fol, aljo die unlieblamen Eigenfchaften beider 
Srundfäge vereint. Der Streit über diefe Korm führt daher regelmäßig jchon 
zu einer nnrichtigen Frageftellung. 
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voI. 


Die Oberinflanz de8 selfgovernment. 
Oberanffihts: und Beſchwerdeinſtauz. 
Juſtiz und Berwaltung. 


Bergl.: Regifter v. Oberinflan. Special Sessions. Quarter Sessions. 


Als Folge der Entwöhnung vom Staat wird auf dem Gontinmt, 
jest zuweilen auch in England, für Gemeinden und Corporationen cin: 
Weife der „Selbftändigfeit" beanſprucht, wie fie wohl in der brad: 
ſtückweiſen Staatsentwidelung des Mittelalters möglih, mit dem We 
fen d es heutigen Staats aber unvereinbar ift. Die Yandesvertheidigme, 
die. heutige Geftalt von Recht und Gericht, der Recdhtsfchug der ſchwaͤ— 
cheren Klaſſen, kirchliche Verhältniffe, geiftiges Leben und zahlloje andere 
Berhältniffe einer funftvollen Verflechtung von Gefelifchaft und Eıası 
verbieten einen Rüdfall in die mittelalterliche Iſolirung der Elemente, 
aus denen der heutige Staat zufammengejegt ift. Man wolle fih nur 
erinnern, baß alle Steuern Zwangs&beiträge, alle Amtsrechte Zwange 
rechte gegen dritte, alles Gemeindevermögen anvertrautes Gut ijt. Das 
Selfgovernment hat daher für jeden Gemeindelörper und für jede ein- 
zele Function des Gemeindelebens feine feſte Oberinftanz in folgende: 
Stufen: 

I. Die Ortsgemeindererwaltung ift badurd felbftäntic 
geworden, daß das Geſetz die Steuererhebung und Verwendung und die 
Amtspflichten der Gemeindebeamten bis in das äußerſte Detail fir 
hat. In diefem Sinn befteht allerdings eine „Selbftändigleit”" für du 
Bermögensverwaltung, die Armenpflege, "die Straßen: und Wegener: 
waltung, und ſelbſt für viele Beziehungen der Friedensbewahrung im en; 
liſchen SKirchfpiel. Allein ein ftetiges Hinderniß derjelben wird dir 
Polizeigewalt, die ihrer Natur nach faft überall eingreifen und uber 
die engen Grenzen des Kirchfpiels übergreifen muß. Im englüchen 
Mittelalter beftand dafür urfprünglic das Kreislandrathsamt de& She- 
riff, welches wie bie moderne Präfectenverwaltung, Handlungen und ls 
terlaffungen der Gemeinde dur Ordnungs- und Erecutivftrafen (amer- 
ciaments) erzwang, und jo dem normanniſchen Staat den ausgepräg 
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ten Charakter des Bolizeiftants gab. Diefer Zuftand wurde in folgen» 
der Weife überwunden (1) durh Codificirung der Polizei- 
gefege; man fpezialifirte fchrittweile die Gewerbe», Sitten-, Bier: 
haus-, Wege-, Fluß⸗, Jagd⸗, Arbeits-, Bettelpolizei in der Weife, daß 
jede einzele polizeiwidrige Handlung oder Unterlaffung als Thatbeftand 
einer Uebertretung geitaltet, dem Polizeirichteramt überwieſen und 
damit in den gerichtlichen Inſtanzenzug gebracht wird: (2) Auch nad) 
Ausſcheidung diefer Hauptmafje der ehemals adminiftrativen Oberges 
walt bleibt es nothwendig, der Polizeiobrigfeit eine beftimmte Befugniß 
zum Einſchreiten im einzelen Fall offen zu laffen. In der Armen: 
verivaltung würde font der Arme trog aller Gefege in manchen Kirch» 
jpielen Hungern und frieren, troß aller Gefete würden Wege und 
Briüden verfallen, die engen Straßen und Schmutzwinkel gefundbeits- 
gefährlich werden u. f. w. Diefer Theil der. Polizeigewalt wurde da⸗ 
durch firirt, daß in der Armen-, Wege- und Gejundheitöpermaltung, 
in der Gefängniß-, Irrenhaus-, Militärverwaltung und bei der Steuer- 
außfchreibung das Gejet genau die Fälle beftimmt, in welchen der 
einzele Friedensrichter bald concurrirend, bald vifitirend, bald 
beftätigend und genehmigend einzugreifen hat (Megifter v. Ober- 
inftanz II. Nr. 1.). Das Gebiet diefes Einfchreitens ftelft fich durch 
die Erfahrung ficher heraus. Seit Menfchenaltern geht dieſe Gejek- 
gebung einen gleichmäßigen Gang, und verhütet damit den Miß— 
brauch der Polizeigewalt” zu politifchen und Parteizwecken. — In dem 
modernifirten Verwaltungsſyſtem der boards hat man dieſe Zwecke 
dadurch erreichen wollen, daß man die Friedensrichter zu ex officio 
Deitgliedern der boards macht, ohne jedoch dadurch die alte ſichere Ge⸗ 
ſtalt wiederzuerlangen. 

Ueber der ſo geordneten Gemeindeverwaltung ſteht nun: 

II. die für Kreiſe und Bezirke gebildete Oberin— 
ftanz, zum Zwedeiner fiheren, unparteiijhen Handhabung 
der die Communalfteuern und Amtögewalten vegelnden 
Geſetze. Urfprünglih ftand an diefer Stelle der Sheriff mit dem 
county court, Diefe Formation wurde aber unhaltbar von der Zeit 
an, in weicher die Regierung nad Geſetzen beginnt. Weder Wahl- 
verfammlungen nad) Gemeindeausſchüſſe können einen Gerichtshof für 
die Auslegung und Anwendung der Gefege bilden. Diefe Oberinftanz 
muß daher mit dem Fortjchritt des Staatsweſens den Beamtencharafter, 
und der Gerichtsverfaſſung entjprechend, eine colfegialifche Geftalt an- 
nehmen. Das Selfgovernment bildet fie dadurch, dag man die vom 


König ernannten Polizeiherren zu Sejjionen vereint, wobei man frei- 
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(ich, Zahrhunderte lang eine Ergänzung durch ftudirte Beamte nict 
entbehren konnte. Vergleichbar unjeren befoldeten Stadträthen der 
Stadtverfaffung, ftanden noch bis in das achtzehnte Jahrhundert neben 
den Greentlemen ber Friedensrichtercommiffionen eine Anzahl höherer 
Gerichts: und Berwaltungsbeamten (Quorum). Das praktiſche Be 
dürfniß nöthigte fpäter auch zu einer Bildung Heinerer Bezirkefigun: 
gen neben den Generalfigungen, welches indeffen nur darauf berutt, 
daß die englifchen Graffchaften für eine Reihe von Functionen eine 
Kreisverbandes zu groß waren. Der Vereinfachung wegen bleibt diele 
Unterfcheidung hier außer Betracht; ebenſo das Verhältuig der Städte, 
deren Oberinftanz fi) nur durch ein Zufammenrücden der Grumbiäge 
der Orts⸗ nnd der Kreisverwaltung bildet ($ 87a.). Die and deu 
Friedensrichtern gebildeten Seffionen .erfcheinen nun als ein fefter Ber- 
waltungsförper, der abgejehen von feinen reinen Gerichtefunctiones 
olgende Verwaltungszwecke vereinigt: 

1) Er ift der Verwaltungsförper für die öconomiide 
Adminiftration des Grafſchaftsvermögens. Die überwiegende Thätig 
feit und Macht der gentry hat dies Geſchäft ausschließlich an fich ge 
nommen. Es unterliegt aber feinem Bedenken, daß an diefer Stelle 
gewählte Kreisabgeorbnete jehr wohl einen Plag finden könnten. 

2) Die Session übt das höhere Verwaltungsbecernat, d. h. nament: 
ich folche obrigkeitliche Acte, welche eine Kenntniß der Drtsverhält- 
niffe und Perfonen vorausfegen, und zugleich Unparteilichkeit und 
Unbefangenheit: Ausfchreibung der Kreisftenern, Beftätigung der Ar- 
menftenerlaften; Ernennung oder Beftätigung der Bolizeifchulzen, der 
Armenauffeher und einiger anderer Beamten; Yeftitellung der Geſchwo⸗ 
renenliften; Ertheilung der polizeilichen Gonceffionen und Jagdſcheint: 
Gefängniß-, Irrenhaus- und Brüdenverwaltung; Erlaß von Polizei: 
Regulativen u. |. w. Die neue Städteordnung ſchwankt am einigen 
Punkten, wie weit an ſolchen Gefchäften der Gemeinderath zu bether 
ligen fei. Für einzele derjelben Tann wohl die Bildung gemiſchter 
Commiffionen als zmwedmäßig erfcheinen, wie der Einfhäßungecom- 
miffionen, 

3) Der Sreisverwaltungsförper bildet fodann die ordentliche 
Beſchwerdeinſtanz für das ganze Gebiet der Gommaunal: 
verwaltung, alfo für Steuerreclamationen im weiteften Sinue, für 
Beichwerden über die Amtsführung aller Cinzelbeamten (mit ein 
Ordnungsftrafgewalt), zur Entfeheidung über das Heimathérecht in der 
Armenverwaltung, über die Wegebaulaft in der Wegevermwaltung, alt 
Beichwerdeinftanz für die Rechnungslegung u. f. w. Einen ganz gleid- 
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artigen Körper hat man für die Milizverwaltung gebildet, namentlich) 
für die Reclamationen bei dem Aushebungsgefchäft. An diefer Stelle 
liegt dev Schwerpunft der Kreisverfaffung — bie Auslegung ber 
Geſetze des Verwaltungsrechts, und unzweifelhaft ift jede Thätigkeit 
einer Wahlverfammlung auf diefem Gebiete unftatthaft. Sobald der 
Staat die Geftalt eines Rechtsſtaats erhalten hat, in welchem alle 
Steuer-, Dienft: und Amtspflichten und alle Amtsrechte durch das 
Geſetz ſicher normirt find, fanın die Auslegung und Anwendung biefer 
Geſetze nicht mehr von den Majoritäten oder Minoritäten einer Wahl- 
verfammlung abhängen. Es ift vielmehr fogar noch eine Berftärfung 
des gerichtlichen Organismus nothwendig durch 

III, die Eontrolinftang der Reichsgerichte. ES bedarf 
der Einheit, der gleihmäßigen Auslegung und Anwen- 
dung der Geſetze für das heutige Gebiet des öffentlichen 
Rechts noch nothmwendiger als fir das Privatredt. Trotz 
der umnerreichten Tüchtigkeit des englifchen Friedensrichteramtes würden 
fi fociafe und Barteieinflüffe, provinzielle Sonderneigungen auch in 
den Quartalfigungen geltend machen ohne einen ficheren, von alfen"die- 
jen Einflüffen unabhängigen Regulator. Diefer fand fich, als aus 
der normannifchen Verfaffung heraus die alten Yuftiziarien der Neiche- . 
regierung mit jedem Jahrhundert mehr die Stellung felbftändiger Nich- 
ter und Michtercoffegien annahmen. Ahnen war von Anfang an 
eine concurrirende Bolizeigewalt als Friedensbewahrern ex offlicio mit- 
übertragen, verbunden mit einer allgemeinen Auffichte- und Beſchwerde⸗ 
inftanz in den Gebieten der common law, die als urfprünglich per» 
fünfihe Königsgewalt (coram rege ipso) bejonder8 den Yuftiziarien 
des bancum regis übertragen war. Mit der Eonfolidirung der Ge⸗ 
richtsverfaſſung, mit der endlich auch durch das Geſetz ausgefprochenen 
Unabfeßbarfeit der Richter gewann diefe Stelle nun den Charakter der 
gerichtlichen Eontrolinftanz. Die Gefchäftsformen dafiir Haben ſich nad) 
der Natur der öffentlichen Verwaltungsgefchäfte ziemlich einfach, bald 
als ein Abberufungsrecht (certiorari), bald als ein Mandatsproceß 
(mandamus), bald als Entſcheidung auf einen vorgelegten status 
causae (special case), in einzelen Richtungen als writ of prohibi- 
tion, habeas corpus, quo warranto gebildet. Die praftifche Weife, 
in welcher hier alle Organe der inneren Landesverwaltung zur Erfül⸗ 
(fung ihrer gejeglichen Obliegenheit zu zwingen, MWeberfchreitungen zu 
verhindern, andrerjeitS wieder die Communen in ihrem verfaffungs- 
mäßigen Recht zu fehlten find, haben einen allgemeinen Werth für 
jede Staatsverwaltung; nur werden die Formen fi überall an die 
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gewohnten Gerichtsformen des Landes anknüpfen müſſen. In dem 
Maße, wie die innere Tüchtigkeit der Kreisverwaltung wuchs, beichräntte 
man dieſe Controlinftanz in zahllofen Fällen, erjchwerte fie auch durd 
Santionsbeftellung, und gelangte damit zu dem heutigen Zujtand, im 
welchem wie durch einen leichten Fingerdrud in einer ſinnreich geord: 
neten Mafchine ein paar Hundert Decrete bes Reichsgerichts ansreicyen, 
um die Gefeglichkeit der gefammten Reichsverwaltung gegen die jocialen 
und politifchen Parteien in und außer dem Parlament ficher zu jtellen, 
und dies ganze Gebiet der inneren Verwaltung aus dem Machtbereich 
der zeitigen Staatsminifter herauszımehmen. Die englifche Gemeinde 
verfaffung Hat fich die Mühe nicht verdrießen laffen, in Hundert Ge 
fegen (S. 740) zu beftimmen, worin die Befugniffe der Oberinftan; 
beftehen, — während die neueren Gemeindeordnungen des Continenté 
in ihrer inneren SHaltlofigfeit Alles in ein „Oberauffichtsredht” der 
Staatsbehörden verflachen, welches die erjtrebte Selbftändigkeit unmit⸗ 
telbar und vollſtändig wieder aufhebt. 

Ihrer Formation nad) kann eine ſolche Gontrolinftanz nur 
ein reiner Beamtenförper fein, und feit Jahrhunderten war bafür die 
englifche Verflechtung der Yuftiz- und Verwaltungsgefchäfte von umten 
herauf entfcheidend. Daß an diefer Stelle eine höchſte Controle des 
Selfgovernment durd rechts- und verfaffungsfundige Männer nöthig 
ift, Hat man in England nie verfannt. Schon im Mittelalter war 
an diefem Punkt das profeffionelle Beamtenthum vorhanden, viel 
früher als es auf dem Continent zur Entwidelung fam. Das Be— 
dürfniß des Öffentlichen Lebens ſchafft auch die Menfchen dafür. Die 
Oberrichter, welche folche Fragen entfcheiden, gehen ans der Advolatur 
hervor, der Advokat aus einer Vorbildung auf gelehrten Schulen, in 
NRehtsinnungen oder Univerfitäten, — außer der Haffifchen Borbil: 
dung in ber Negel gerichtet auf die Gefchichte und Verfaſſung dee 
Landes. Die Advokatur gehört zum größeren Theil den höheren 
Ständen an, in denen die Beihäftigung mit dem Staat gewohnkeitt- 
mäßig ift; fie plaidirt bei Quartaljigungen, Aſſiſen, Reichsgerichten, 
Barlament über Wahlfragen, Steuerfragen, Tragen des Communal: 
rechts; fie gerirt ſich als Nechtsconfulent der unteren Klaſſe der An: 
wälte, die liberal al8 Subalterne und Agenten der Kreis» und Com- 
munalbehörden thätig find. Trotz fonftiger weitgetriebener Arbeits- 
theilung ift aljo die Ausbildung des Juriſten von Anfang an auf 
Öffentliche8 und Privatrecht gleichmäßig gerichtet, und eben deshalb find 
die Neichsgerichte fo befett-, daß fie im Collegium wie in den Aſſiſen 
über die Verhältniffe der Communen, Über Steuerpfliht und Wahl- 
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recht, über Polizei» und Armenverhäftniffe, über die Competenz der 
verfaffungsmäßigen Behörden, über die Bedeutung der einzelen Glie⸗ 
der der Verfaſſung als anerkannte Autorität entjcheiden können, und 
täglich entfcheiden. Iſt auch die" Ausbildung und Auffaſſung dieſer 
Juriſten wenig ſyſtematiſch, fo haben fi) doch durch die gemohnheits- 
mäßige Beichäftigung im öffentlichen Leben und öffentlichen Necht 
gefunde Marimen und ein praktifcher Tact gebildet, ber für die feften, 
herkömmlichen Gebiete de8 Communallebens bisher im Mefentlichen 
ausreichte. Bon unten herauf ift alſo hier feine fuftematifche Tren⸗ 
nung von Juſtiz und Verwaltung vorhanden, fondern nur eine Thei⸗ 
[ung der Gefchäftsfreife, foweit fie für Ober» und Unterinftanz einmal 
unvermeidlich ift. Innerhalb der felbjtändigen innungsmäßigen Ver⸗ 
faffung des ftudirten Yuriftenftandes bilden die Neichsrichter nur die 
Spigen, fie bleiben mit den Berufsgenoffen, aus denen ihre Subfti- . 
tuten und Nacjfolger ernannt werden, in ftetigem Lebensverfehr, und 
auf den Rundreifen der Affifen im engen perſönlichen Beziehungen. 
Dadurch wird jener esprit de corps. gebildet, in welchem eine gegen- 
feitige Einwirfung auch der unteren Elemente auf die Neicherichter 
feit Jahrhunderten befteht. Erſt dies — in Verbindung mit dem 
Inſtanzenzug der yurisdiction über öffentliches Recht durch die 
Duartalfigungen hindurch, und mit der allerhöchſten Inſtanz des Ober⸗ 
hauſes — hat der Yuftiz in England die haltbare Stellung als Wächter 
der Verfaſſung gegeben. 

Nur auf diefem Ineinandergreifen der Ynftitutionen 
beruht ihre Tragfähigkeit und Selbftändigfeit. Die alten 
Grafſchaften mit ihrem Custos Rotulorum, ihren Friedensrichtern und 
Clerks of the Peace, mit ihrem Sheriff und Unter-Sheriff, mit 
ihren Lord Lieutenant, Deputy Lieutenants und Clerk of Meetings, 
mit ihren Constables, Overseers und.Surveyors, mit ihren jelb- 
ftändigen Kreis» und Communalftenern und Communalfonds waren 
ein felbftändiges gefchloffenee Ganzes, weil fie alle Mittel zur Erflil- 
{ung der Staatspflichten in ihrem Kreiſe befaßen. Sie find felbftän- 
dig, weil ihre Obrigfeiten alle erzwingbaren Pflichten ımd Gewalten 
befigen, deren die Obrigkeit bedarf, weil die Communaldezernate 
mit Berfonen beſetzt find, welche obrigfeitliche Aemter mit Einſicht 
und Würde führen können, und weil die Perfonen, welche die Koften 
defretiren, auch felbft Mieiftbefteuerte find. Auf diefer fachlichen Grund» 
(age beruht die Selbjtändigfeit der Communen, nicht auf einer fors 
mellen Erfindung der Gefeßgebung. 

Ebenfo enthalten die englifchen Grundfäge über die ftrafrechtliche 
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und civilrechtliche Verantwortlichkeit der Beamten maßgebende Frin: 
zipien für jedes Ehrenamt. Es gehört dahin vor allem der Grunt- 
faß, daß wer ein obrigfeitliches Ehrenamt verwaltet, wohl den ver- 
faffungsmäßigen Courts zu unterwerfen ift, nicht aber der Tiscipli- 
nargewalt oder Ordnungsftrafe eines Miniſters, Commissioner oder 
anderen befoldeten Verwaltungsbeamten. Die Unterordnung der Kreis 
und Gemeindeverwaltung unter das Amt eines einzelen Unterpräfekten 
oder Landraths ift im Gegenſatz dazu der eigentlich plaftifche Ausdrud 
der continentalen Büreaufratie. Die Controle der Communal-Beamten 
im selfgovernment beſchränkt fih auf die Rechtsſchranken ihrer Be- 
fugniffe: die honette Handhabung der disfretionären Gewalten inuer- 
halb der Geſetze wird erwartet von der gejellichaftlichen Stellung de 
Beamten, feiner öfonomifchen Unabhängigkeit, von der Oeffentlichkeit 
der Verhandlung, von dem kollegialifchen Zufammenwirfen mit mehren 
feines Gleichen, von dem Einfluß der gewohnheitsmäßigen Erfüllung 
öffentlicher Pflichten auf den Charakter des Menſchen. Die Friedens 
richterverfaffung hat alle diefe VBorausfegungen bejtätigt, ja noch über: 
troffen, und jchwere Mängel der PBarlamentsgefeßgebung durch ben 
ehrenhaften Geift der Anwendung faft unjchäblih gemacht. Auch in 
den Fällen wo das Geſetz die Eontrolinftanz der Neichdgerichte aus- 
drücklich weggenommen hat, bleibt jene civile und ftrafrechtliche Verant 
wortlichfeit der Friedensrichter ftehen, welche erfahbrungsmäßig an bie- 
fen Stellen ausreichte. 

Diefe folide Geftalt des Selfgovernment ift nun aber nur 
möglich für fertige Gebiete de8 Communallebens, d. 5. für ſolche, 
in denen die regelmäßige Ausführung der Staatöfunctionen durch eine 
fpeziafifirte Gefeßgebung gefichert ift. Ebendeshalb werben an jeder 
unfertigen oder verfallenen Stelle die Verwüftungen fichtbar, welde 
der Geift der neuen Gefellfhaft in dem Gebäude der Parlamentsver: 
foffung meiftens unbewußt angerichtet hat. Das Herabfinken der alten 
Ortögemeindeämter und die in der älteren Gefeßgebung nicht vorge- 
‚ fehenen Bebürfniffe der neuen Gefellfchaft führen mit den Gemeinde 
verfaffungen nad) neuem Muſter auch einen nenen Inſtanzenzug eim, 
welcher in den einzelen Gebieten als die „adminiftrative Oberinftanz* 
dargeftellt ift (Reg. v. Oberinftanz III). Dean kann diefe Ren- 
geftaltung, die bisher nur ſtückweiſe und fragmentariſch fich im das 
alte Syitem einfügt, in einer parallelgehenden Ordnung der Inſtanzen 
verfolgen: 

I. In der Ortsgemeindeverwaltung bildete man zunädft 
gewählte boards als beſchließende Behörden für die aftiven Gemeinde: 
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beamten in der Armen-, Geſundheits- und Wegeverwaltung, und 
theifweife ähnlich in den Gemeinderäthen der Städte. Sie follen in 
ihrem Gebiet ungefähr ebenfo ben ausführenden, wirklich thätigen Beamten 
gegenüberftehen, wie die defretirenden Friedensrichter mit ihrem Ein- 
greifen im concreten Fall. Allein es fehlen‘ dabei wejentliche Voraus» 
fegungen. Zunächſt konnte und wollte man die Functionen der boards 
durch fein Geſetz fpezialifiren; durch ihre unbeftimmten Gewalten feten 
fie alfo das Armen- und Wegeauffeheramt in eine unfelbftändige 
Stellung, und führen von bdiefer Seite aus eine Verwaltung durch 
Schreiber und Boten herbei. Sodann fehlt den boards die Geſchäfts⸗ 
erfahrung und gewohnheitsmäßige Tüchtigkeit der Friedensrichter. 
Endlich fehlt ihnen die unbefangenere, unparteiiiche Stellung; denn in 
dem Maße wie der Communalfinn ſchwindet, werden die Gemeinbe- 
wahlen der unmittelbare Ausdrud der zeitigen politifchen und fozialen 
Barteiftimmung. Linbezweifelt bilden fie eine nothwendige und nügliche 
Sontrofe für das ganze Gebiet der Bermögensverwaltung und 
Steuerverwendung: foweit fie aber darüber hinaus verwaltende, 
befchließende, decretirende Körper werben, zeritören fie bie 
Selbftändigkeit der Ortsämter nad) unten, wie fie denn auch mit un- 
glaublicher Schnelligkeit alles, was unter ihnen ftand, in befoldete 
Schreiber und Buchhalter, bejoldete Gensdarmen und Diener verwan- 
delt Haben. Eben deshalb verlieren fie nun aber auch ihre Selbftän- 
digkeit nad) oben; denn innerlich felbftändig kann nur eine Verwal: 
tung nad) Gejegen fein. Es zeigen fich daher weiter 

II. Bildungen einer adminiftrativen Mittelinftanz. 
Nur in der Wegeordnung, wo die Gejebgebung weſentlich vollftändig 
und unverändert codiftcirt blieb, konnte bie Deittelinftanz der friedend« 
richterlichen Seffionen ftehen bleiben, und damit die Selbftändigfeit 
nad) oben. In der Armenverwaltung aber, die man von rein öfono- 
mifchen Gefichtspunften aus zu reformiren unternommen hatte, fiel 
der Schwerpunkt fogleih in eine adminiftrative Behörde und deren 
Regulative. Da diefe Centralverwaltung aber der Verbindung mit der 
Ortsverwaltung und örtlicher Kenntniffe bedarf, jo bildet ſich nun bie 
Mittelinftanz wie auf dem Continent in der Weife der Commissaires 
departis, der Präfekten und Unterpräfeften. ‘Die peripathetiichen 
Stantsinfpectoren und die ftehenden Rechnungsreviſoren, District 
auditors, treten nun in die Stellung von adminiftrativen Decernen- 
ten (S. 495); Gefchäftsgang und Geift der Verwaltung büreaufratifirt 
fih in unglaublicher Schnelligkeit, und ordnet ſich nun auch die admi⸗ 
niftrativen boards unter. Derfelbe fubalterne Geiſt der franzöfiichen - 
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Municipalverfaſſung, der die Commune nicht als Träger der Staats 
functionen, fondern al® einen Anhang bes Beamtenftaats behandelt, durd- 
zieht nun die gefammte Armenverwaltung; nur daß in England dieie 
Bermaltung aus bewegenden Gründen mit großer Mäßigung und pre: 
tifcher Klugheit gehandhabt wird. 

Ein Eorrectiv dagegen glaubte man in der Metropolis Mana- 
gement Act darin zu finden, daß man an die Stelle der abminifira- 
tiven Decernenten einen Obergemeinderath ftellte, und num gegen all 
Grunbdprincipien eine gewählte Mittelinftanz als Appellhof über bie 
Gemeinde boards fegte! Es gefchah da8 freilich nur für das enge 
Gebiet der Gefundheits-, Baupolizei- und Straßenverwaltung, oni 
dem die Geſetzgebung noch nicht entwidelt ift, auf bem man vielmehr 
Experimente auf Koften der Steuerzahler zu machen gedachte. Indeſſen 
zeigte fich diefe gewählte Oberinftanz fo ungeeignet für eine wirklide 
Geihäftsführung und Entſcheidung von Rechtsfragen, fo anmaßend 
und übergreifend in die Selbjtändigfeit der Heineren Gemeindeförper, 
daß die Öffentliche Meinung fchon jet den Verſuch als verfehlt ancr- 
fennt. An dem Erfolge hat man fich überzeugt, daß diefe gewaltige 
Wahlmafchinerie den Steuerzahlern Millionen Toftet, und zuletzt doch 
nur in die Anftellung von einem halben Dutzend höherer Beamten 
ausläuft. Der einzele Gemeindewähler findet gar bald feinen Antbeil 
an biefer patronage fo unbedeutend, daB die anfänglich mit großen 
Beifall begrüßte Neuerung in träge Theilnamlofigkeit verläuft. Per 
Allem aber zeigt es ſich, daß ein Liebereinanderfchichten von gewählten 
Communalförpern viel durchgreifender und entichiedener centralifirt 
und die Selbftändigkeit der Ortsgemeinden zerftört als die Bureau 
fratie. Die von den größeren Wahlförpern gewählten Dbergemeindr: 
räthe betrachten ſich al8 die größere Autorität in allen Dingen, und 
treten um jo anfpruch8voller und rüdfichtslofer auf, je mehr ihren 
Mitgliedern die überlegene Gejchäftsfenntniß und die Unpaerteilideteu 
in ber Wirffichfeit abgeht. 

Noch nothwendiger als die Mittelinſtanz ergiebt fi) aus dieier 
Art de8 Pjeudofelfgovernment 

II. die Geftalt der adminiftrativen GSentrafvermwal: 
tung. Wo die ganze Unterlage de8 Communalwefens nur auf ge 
wählten Boards ruht, kann aud die oberfte Ynftanz nur den Cheral- 
ter einer Regulativ-, Auffihts- und adminiftrativen Be 
ſchwerdeinſtanz Haben. Gemeindebehörden, die nicht nach Gefenen, 
fondern nad dem arbiträren Ermefjen der Majorität verwalten, du 
nichts ſelbſt thun, ſondern nur allgemeine „Aufficht“ führen und An 
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jtellungsrechte ausüben wollen, unterliegen unfehlbar einer Minifter- 
verwaltung, die ‚vom höheren Standpunkt des Staats aus ebenſo ar- 
biträr die Normen der Verwaltung im Aklgemeinen und die Anwen- 
dung derfelben auf den einzelen Fall endgültig beftimmt. Diefer Zuftand 
ift auf dem ganzen Gebiet der Armenpflege und der Gefundheits- und 
Baupolizei fofort eingetreten... (Meg. v. Oberinftanz III. 3.) Es 
bedarf dabei jedoch noch einer genaueren: Unterfcheidung der Minifter- 
gewalten, weil fie von verfchiedener Bedeutung find: 

1. eine bloße Befugniß zum Erlaß von Regulativen 
enthält noch feinen Widerfpruch gegen bie Rebensbedingungen des self- 
government, vorandgejett, daß in englifcher Weife das Geſetz genau 
das Gebiet berfelben begrenzt, daß dies Gebiet nicht bie organifche 
Anderung der Gemeindeämter ift, und daß die gerichtliche Control: 
inftanz fo geftellt ift, um eine wilffürliche Ausdehnung zu verhindern, 
entweder durch Kaſſirung der Minifter-Reglements (S. 1089. 1090.) 
oder durch Raffirung der einzelen auf Grund derfelben erlaffenen Amts- 
bandfungen. :Dergleichn Delegationen der Gefebgebung können relativ 
nothwendig fein bei durchgreifenden Nenorganifationen, und. überall da, 
wo e8 in Ermangelung genügender Erfahrungen erft eines Zwijchen- 
zuftandes beweglicher Normen bedarf. Solche Regulative für die Ge- 
fängniß- und Srrenverwaltung, für die Strafverfolgungsfoften, für die 
neuere Miliz find ohne dauernde Gefahr für die Berfaffung den Miniſtern 
anvertraut worden. Selbft in ber Gerichtsverfaffung hat man bei tief- 
gehenden NReorganifationen die Geftaltung des Verfahrens, der Beam- 
ten-Etat8 und des Koftentarifs delegirt. Wenn fih dann nad) einiger 
Srfahrung die richtigen Grundfäge firirt haben, fteht dem Parlament 
vermöge feiner hinreichenden politifchen Gewalten die Rüdfehr zu co- 
dificirten Gefegen offen, die auch ſchon vielfach erfolgt ift. In diefem 
Sinne waren die Negulativgewalten, die man dem Armen- und dem 
Geſundheitsamt bei ihrer Entftehung ertheilte, wohl rathſam. Bedenk⸗ 
liher fchon erfcheint - 

2. eine Control=- und Auffichtsinftanz, wo folche gege 
alle Methode der englifchen Gefeßgebung neuerdings in unbeftimmte- 
fter Weife gebildet ift. Wenn bei zahlreichen und richtigen Maßre⸗ 
geln die Minifterverwaltung ein Recht der Genehmigung oder Ber: 
fagung Hat, wenn die Beamten in unbeftimmten Ausdrüden den 
„Anordnungen“ ber Eentralbehörde und dem Entlaffungsrecht derfelben 
unterworfen find, confolidirt fich ſchnell eine reglementirende Gewalt, 
die durch Vermittelung ihrer Inſpectoren auch den Gang ber laufen- 
den Verwaltung in ihre Hand nimmt. Es entwidelt ſich dann auch 
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formell mit reißender Schnelligkeit der uns geläufige Gefchäftsgang 
durch Reſcripte, Berichte, Vifitationen, Ordnungsftrafen, Diecipfiner- 
maßregeln. Tritt dazu aber noch 

3. ein Entfheidungsredht, eine oberfte Beſchwerdein 
ftanz beim Minifter, fo ift der prinzipielle Abfall von dem Weſen 
der parlamentarifchen Staatöregierung volfendet, bei deflen Durdfüt- 
rung der Abjolutismus in England ebenfo vollftändig einkehren würk 
wie im ancien regime. Dieſe ertreme Ausdehnung der Minifterge 
walten ift bisher jedoch nur eingetreten in einzelen Richtungen der Ar 
menverwaltung, namentlich für Bejchwerdeinftang der Rechnungerevifien, 
ja ſogar für die Entfcheidung über das Heimathsrecht, immer ieh 
noch alternativ mit der gerichtlichen Controlinftanz, welche grand: 
fäglih den äußeren Rahmen der Verfaffung, — den Grundfag, dab 
ein Meinifter niemals fonveräner Ausleger des Gefeges fein darf, feft⸗ 
hält. Erft in ber Local Government Act, deren Annahme 
fakultativ ift, tritt diefe verfaffungswibrige Stellung des Miniftert 
direct ein; grade von dieſem Geſetz an indeilen Täßt fih aud cm 
rückläufige Bewegung der Gefeßgebung verfolgen. Auch ift ein ver: 
faffungswidriges Hauptorgan diefer Gewalten, da8 Geſundheitsamt, ſeu⸗ 
dem gefallen. | 

Den äußeren Umfang nach ift diefer degenerirte Theil der > 
liſchen ynftitutionen demnach nicht groß. Der unmittelbare Einfluf, 
welchen fie der zeitigen Verwaltung geben, ijt im Vergleich zu dem Gun 
zen der PBarlamentsgewalten ebenſowenig ein überwiegender. Für den 
Continent ift aber die Neubildung und ihre Erfolge von großer Wich 
tigfeit, weil fie das Lebensgefeg der inneren Staatsverwaltung darle 
gen. Trotz aller Tüchtigkeit der Steuerverfaffung und des regierenden 
Gentry jehen wir die englifchen Communal-Ynftitutionen bente wieder 
in die Formen des Abfolutismus zurüdfallen. Die bequeme Brit 
der neuen Verwaltung durch bezahlte Schreiber ändert auch die Ober: 
inftanz. Wer den mühjamen Theil des Gefchäfts bezahlten reliering 
officers, assistant overseers, befoldeten Beamten der „Armenhant 
baſtillen“ überläßt, kann auch vom grünen Tifch aus feine genügend 
Controle mehr über den Gang der Verwaltung führen. Es fommın 
"dabei unbewußt die Formen franzöftfcher Verwaltung zum Borihen, 
die man doch gewiß nicht abfichtlich nachgeahmt hat. Die Vermaltuss 
der Schreiber und Buchhalter ift nur durch Oberbuchhafter und Lab 
tulatoren (district auditors) wirffam zu controliren, die Oberbuch 
halter durch Generalinfpectoren, die Generalinfpectoren durch einen Mi 
nifter und Minifterialräthe, — durch ein Gentralamt, in melden ww 
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ter dem Namen eines President 50 Clerks Yahr aus Yahr ein ſich 
Berichte erftatten laffen, um darauf die reglementsmäßige Verfügung 
zu erlajfen, — ein Ne von Schreiberei, in dem jährlich 15,000 Bücher 
ihren unerbittlichen Kreislauf halten, welches die Friedensrichter her- 
ausgedrängt, die unteren Chrenämter durch 300 ZThlr.-Beamte erfekt 
hat. ‘Die Ynftitutionen der Public Health Act ($ 111) ftehen wie 
der eine Stufe unter ben Bildungen des Armenamts, und verflachen 
ih dann noch weiter in die Metropolis Management Act und in bie 
Local Government Act von 1858. Charakteriſtiſch genug fpigt 
ſich das neuefte Erzeugniß der Geſetzgebung faft ganz in den Miniſter 
des Innern zu. 

Inſtitutionen, bei denen nur an die Geldſeite, an Einfluß und 
an Wahlen gedadht ift, Holen unwillkürlich die fehlende perſönliche 
Seite nah in rein büreaufratifhen Formen. Man unterjuche genau 
die Befchaffenheit der Dberinftanz in den Gebieten des Kap. VII. 
und IX.: fie enthält die fehlenden Elemente des Ernennung 
rechts, der Stetigfeit der Verwaltung, der felbftthätigen Intelligenz, 
die gewohnheitsmäßig das Einzele thut, und darum auch das Ganze 
beherrſcht. Alle diefe fehlenden Elemente erfcheinen nun von der Com⸗ 
mune abgelöft als Büreaukratie. Auf diefen Wegen entftand der ganze 
innere Staatsbau des Abfolutismus. 

Am England ſelbſt ift nunmehr ein entfchiedener Stillftand in 
diejer Richtung eingetreten. Bei der Neubildung der Wege-Boards 
it mit fichtbarem Mißtrauen jeder Anfag zu einer adminiftrativen 
Oberinftanz vermieden, bei der Zufammenfegung diefer Boards ift an 
Mitglieder gedacht, die nicht nur bejchließen, fondern auch im Einzelen 
felbftthätig ausführen. Die friedensrichterlihen Spezialfigungen fügen 
fi) bereits mit dem gewählten Board in einer ziemlich ähnlichen 
Stellung zuſammen, wie in den deutſchen Städteordnungen ein admi- 
niftrirender und defretirender Magiſtrat mit dem gewählten Gemeinde: 
rath. Es ift damit angedeutet, wa® bei der Organijation hätte ger 
jhehen müffen. Der äußere Rahmen der Vereinigung ift bereits ge- 
geben durch das Zufammenfallen der Kreispolizei-r und der Kreisar⸗ 
menverbände. Es handelt fich darum die ſeit der Neformbill gelöften 
Zwangspflichten wieder herzuftellen, den Zwang zum Constable Amt, 
zur perfönlihen Armenverwaltung, zur perſönlichen Verwaltung 
des Wegeauffeheramts, ja fogar den mittelalterlihen Zwang zum per» 
fönlihen Milizdienft. Es Handelt fih darum, den Boards of 
Guardians wieder einen Halt zu geben durch dauernd ernannte Mit- 
glieder, d. h. fie zu verbinden mit dem Friedensrichteramt in der Graf⸗ 
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Schaft, mit den Magiftraten in den Städten, die Magiftrate zu ver: 
binden mit ben ftädtifchen Friedensrichten. Es handelt ſich darım, 
ben fo wieder verwaltungsfähig gewordenen. Körpern die Armenhäuſtt 
unterzuordnien,. fo lange bis diefe traurigen Denkmäler des Parlament:: 
rismus durch die Erziehung und Erhebung der unteren Klaſſen enı 
behrlich und zu Schulhäufern werden. Es Handelt fi darum da} 
Audit mit dem Auditor wieder den Uuartalfigungen einzuverleiben 
u. f. wm. — Dann allerdings laffen ſich die reglementirenden Gewal⸗ 
ten des Armenamts aufheben, die Berwaltungsmarimen wieder zu Ge 
fegen confolidiren, da8 Uertiorari vor einem verfafjungsmäßigen Coart 
wieder herftellen, die formellen Gewalten des Secretary of State 
wieder in ihre alten Schranken zurüdbringen. Nach gleichem Syfen 
laſſen fich die Boards of Health mit der friedensrichterlichen Ver 
waltung verfcimelzen, nachdem man den Gemeinden die pofitive Pflicht 
zu ben nöthigen Leiftungen der Gejundheitspolizei mit derfelben Ene:: 
gie auferlegt Haben wird wie im Weittelalter die Pflicht zur Fritdent 
bewahrung. Das Alles hieße nur engliſche Verfaffung wiederhet 
ftellen. 

Andererfeitd würde allerdings das Friedensrichteramt feine Ant 
Schlieglichleit aufgeben und aufhören müjjen mit vornehmem Yädheln axi 
Krämer und Pächter herabzubliden, die auch Gemeinde-Angelegenbeiten 
verwalten wollen. Es wird ſich gewöhnen müfjfen mit gewählten 
Armenräthen zur Seite ebenfo zu adminiftriren wie einjt der König 
(ihe Rath mit den Commoners. Es wird fih gewöhnen müffen iz 
Berwaltungscommitteed gemeinfchaftlihd mit Berjonen der Mittelftänd: 
die heute erweiterte mühjame Kinzelverwaltung zu führen. Es wu 
fi) für mancherfei Zwede eine Ergänzung durch das profefjiondie Be 
amtentbum (neue Quorum) gefallen laffen müffen. Auch dies hieke 
nur englifche Verſaſſung wieder Herftellen. 

Es ift freilich nicht leicht das heutige England zu überzeugen, daij 
feine neutgeftaltete Gemeindeverwaltung jchematifch, geiftlo®, und darım 
unpraktiſch iſt. Man darf aber daran erinnern, welchen Verlauf weh: 
die riedensrichterverfaffung genommen hätte, wenn fie ebenſo bequen 
und mechanifch eingerichtet worden wäre? They order this matter 
better in Germany. Man darf die Einladung hinzufügen, fi en 
deutichen Communen überzeugen zu wollen, baß die in England fur 
unmöglich gehaltenen Dinge als lebendige Wirktichleiten eriftiren, def 
man eine Armenvermaltung ohne relieving officers, ohne 15,000 re- 
vidirte Bücher, ohne assistant overseers, ohne work-house-test, 
durch die Intelligenz und durch den guten Willen der Mittelftande 
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führen kann, daß aud) die höheren Stände ſich daran betheiligen kön— 
nen, daß die Schulzenämter nicht durch Gensdarmerie wegadminiftrirt 
zu werden brauchen u. f. wm. Das Alles fett freilich voraus eine 
tüchtige Erziehung der mittleren Klaſſen, eine confequente Fürſorge für 
die jchwächeren Klaſſen des Volks, welche .die arbeitenden Klaſſen nicht 
bloß zu nüglichen Dienern heranziehen will, fondern durch einen tüch⸗ 
tigen Volksunterricht das Individuum zur Erhebung in die höheren 
Klaffen befähigen. Diefe Wirflichkeiten Deutſchlands find freilich 
Ideologien für Wahlverfammlungen, die Nichts als Ballot, Nichts 
als patronage wollen. Allein der Zeitpunkt ift nicht fern, wo aud) 
die regierende Klaſſe einfehen wird, daß diefe Geftalt der Auffichtsin- 
ftanz und der Gentralbehörden einen unlösbaren Widerfpruch gegen die 
Stellung der gentry enthält und Niemanden mehr bejchädigt als fie felber. 
Ihr bisher blos negatives Zurücziehen aus dem modernijirten Syftem der 
Gemeindeverwaltung fann jo nicht fortdauern. Ihre ftaatliche und 
ihre ftändifche Stellung bedingt eine Wiedervereinigung der zerriffenen 
Elemente; denn die Commune kann auf die Dauer nicht nach zwei wider: 
ſprechenden Syftemen verwaltet werden, ohne daß das cine das andere 
jerfeßt oder überwältigt. Die friedensrichterliche Gentry empfindet 
bei jeder Parlamentswahl wie ihre Chrenftellung und ihr Einfluß 
durch dies neue Gemeindeweſen erfchüttert ift, und an der Geſtaltung 
der Oberinftanz beginnen auch die großen regierenden Parteien die ent» 
ftehende Gefahr der Verfaſſung bereit8 zu würdigen. 

Die adminiftrative Centralinftanz mit ihrem durchgreifenden Syftem der 
„Oberaufſicht“, weldes ſich zu einem Conglomerat von Regulativ-, Kontrol- 
und Beſchwerdeinſtanz zuſammenfügt, — das Regierungsſyſtem des Abfolutie- 
mus, — tritt gejchichtlich nothrvendig auf in den Staatsbildungen, denen bie 
communalen Unterlagen fehlen, welche alſo die Staatepflichten nur durch einen 
eigenen Beamtenſtand zu erflillen vermögen. So im römischen Kaiferftaat, weil 
Zerfetsung der Geſellſchaft und Verfall der Nationalitäten das Communalleben 
zerrüttet hatten. In der Kirche des Mittelalters, weil fie nationale Gegenfäge 
zu überwinden und neue Inftitutionen in das Staatsleben einzuflihren hatte, 
die in dem alten Commmnalleben fehlten, und einer commmnalen Abſchließung 
auch heute nicht fähig find. Im ancien regime, weil ftüdtifche und Steuer- 
verhäftniffe eine Communalverfafiung unmöglich” machten. Im normannifchen 
Militärftaat, weil nationale Feindichaft die alten Verbände gelöft hatte, die erft 
nach Weberwindung des nationalen Gegenſatzes und nach einheitlicher Geſtal⸗ 
tung der Steuer- und Ständeverhältniffe wieder auflebten. Diefer gewaltig 
erwachte Communalgeiſt hat in England durch organifche Geſetze den abfoluten 
Staat in einen verfaflungsmäßigen mit befchließenden Körperſchaften zuriidge- 
leitet, die alten Adminiftrativbehörben in verfafjungsmäßig befetste Gerichte 
(courts) verwandelt, in Controlbehörden mit gemefjenen Befugniſſen, wie fie 
oben bezeichnet find, ° 
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Es ift eine ziemlich bürftige Anſchauung der Dinge, die ben Abfolutiemz: 
des Continents aus der Heception. des römiſch⸗canoniſchen Rechte ableitet Ti 
Formen des reinen Beamtenftaats würden fi) in Deutichland eben io 
gut wie im normanniſchen England auch ohne die gelehrten Vermittler gefur- 
den haben, wahrſcheinlich ſchwerfälliger, jedenfalls gewaltjamer. Rad der Ver—⸗ 
einigung der fländiichen Gruppen in ein Staatsganzes bedurfte die Bermwaltung 
auf dem Kontinent eines jehr weiten Spielraume zu einer fehr langjamen, vor. 
ſichtigen, ftülchweifen, der damaligen Schwäche des monarchiſchen Primzipe cat- 
iprechenden Ausgleichung der Rechte und Pflichten im Staat, einer Umbildung 
der Steuerverhältniffe, der nothdürftigften Grundlagen der Polizei u. ſ. w. Ak 
wichtigen Verhältniſſe des öffentlichen Hechtes geftalteten ſich bier im analoger 
Weiſe wie ber neue adminiftrative Organismus in England durd; Regulatır., 
Auffichte- und Entfcheidungsgewalten großer Central Boards. In biefem Um 
bildungsprogeß hat der deutſche Rechtsſinn feftgehalten, was noch gemeinjam und 
feft war: das Privatrecht und Strafredt, und die dafür feft, und der Ratur bet 
gemeinen Rechts gemäß befetten Gerichte. Daneben gewannen bie „Verwal 
tungsbehörden“ immer breiteren Spielraum, und inımer fidytbarer bildet ſich die 
Abgrenzung, weldye dent Gericht Privat: und Strafredht, den Berwaltungssehör. 
den das öffentliche Hecht überweift, und fo eine Scheidung von Inſtiz aut 
Berwaltung berbeiführte, die ihren feften relativ berechtigten Boden in unjerer 
Bergangenheit Hat. Hätten die Gerichte öffentliches und Privatrecht in buntem 
Gemenge zurüidbehalten wie in Frankreich, wo die halbe Verwaltung in dem 
Parlamente blieb, die halbe Juſtiz dagegen adbminiftrativ venvaltet wurde (mini- 
stere public), fo wären bie Gerichte dafjelbe geworden, was die framzöfides 
Parlamente waren: Bollwerle, um alle neuen Laften des neuen Staats von der 
privilegirten Ständen ab auf den Bauernftand itberzuleiten. Es war die größer 
Tüchtigleit der deutjchen Monarchie in Erfüllung der füniglichen Pflicht, welche 
grade unter den Harften Monarchen die Ablöfung der „Verwaltung“ durchführte. 
Der unvertilgbare Rectefinn des deutſchen Volls aber zeigte fich in der imumer 
wiederfehrenden Uebertragung der Gejchäftsformen und des Prinzips der Belegung 
von den Gerichten auf die Verwaltungsbehörden, die deshalb von Zeit ;u Zeu 
wieder vereinfacht und umgemobelt werben mußten, un neuen Aufgaben gewed- 
fen zu fein, — wie zulegt in der Stein-Hardenberg’ichen Periobe. 

Die heute in Deutfchland herrichenden Vorftellungen wenden ſich lebhaft bic- 
jem Berhältniß von Berwaltung und Juſtiz zu, mit der im Allgemeinen 
richtigen Anſchauung, daß das öffentliche Hecht auf_fefte Organe und Grund 
zurüdgeführt werden muß, daß namentlich die höchſte Beſchwerdeinſtanz dafür — 
die fouveräne Auslegung der Berfaffung und der Gejete — die Garantien der 
deutſchen Gerichtöverfaflung darbieten muß. Ein doltrinärer Conftitutionalisume, 
der den Berfaffungsftant auf den bloßen Grundfag der Miniſterverantwortlichlen 
aufbauen will, der im Ernſt glaubt, daß ein Staat mit dem ganzen Apparat 
feiner Polizei-, Finanz⸗, Gerichts. und Militärhoheit anf einem Schaufeffußen 
ftiehen könnte, in welcdem bie jedesmaligen Miniſter unb die jedesuwaligen 
Kammer-Majoritäten über den Sinn ber Geſetze enticheiden, wird durch einige 
Erfahrungen auf diefem Gebiete nun wohl zum Schweigen gebradt jem. Cs 
liegt freilich die Zeit nicht weit zurüd, wo man aus praftiicher Unfenntwiß der 
conftitutionellen Staatsform ſolche unfertige Vorftelungen für Die eigentliche. 
allein probehaltige, ſtaatsmänniſche Cinficht hielt. 
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Die neueften engliſchen Bildungen werfen ein Schlagliht auf die Geneſis 
Des Abfolutismus überhaupt. Die Unfähigkeit der durch den Feuͤdalismus 
zerſetzten Gemeinden und Kreisverbände zur Erfüllung ernfter Staatsfunctionen 
concentrirt die Staatsverwaltung in eine oberfte Regulativ-, Eontrol- und Be- 
fchmwerdeinftanz nad) demfelben Gefeg wie in den engliihen Neubildungen. Die 
ältere deutjche Staatsgewalt, gehemmt durch ſtändiſche Nechte, durch den Einfluß 
der Privilegirten,. dur die ftetigen Hinderniffe der Privilegien und Steuerbe- 
freiungen, mußte Jahrhunderte lang ihr neues öffentliches Necht erperimental durch 
Negulative bilden, die ohnehin in dem Abjolutismus mit der eigentlichen Gejek- 
gebung ſachlich zufammenfließen. Solche Regulative konnten dann nah unten 
hin als Geſetze, nad) oben hin ala beweglidhe Berwaltungsnormen 
gelten, wie bies auch von einer politifchen Seite aus noch heute als das Weſen 
des monardiichen Prinzips gerühmt wird. Durch diefe Haltlofigkeit der nen- 
gebildeten Rechtenormen verlor fi) das Berftändniß für das Dafein eines öffent- 
fichen Rechts überhaupt. Nicht bloß filr die Beamten, fondern aud für bie 
Maſſe der Bevölkerung verlor fi) das Bewußtſein fefter Rechtsſchranken des 
Staats gegen den Einzelen. Rechte des Einzelen kannte man nur, fo weit fie 
als Individualrechte, alfo als Privilegium, Monopol, Befreiung von Staatslaften 
und Steuern, dem Staat gegenüber ftanden, Das Weſen des öffentlichen Rechte: 
dagegen, als der durch Geſetz und Rehtiprud normirten Anwendung 
der fouveränen Hoheitsredhte, ging in dem umbeftimmten Begriff der 
„Berwaltung” auf, welcher der thatfächlichen Regierungsweiſe im Ganzen ent- 
ſprach. Aud in England war einft die Bafis des alten öffentlichen Hechts eine 
analoge Berwaltungsorbnnung, die erft mit Hilfe der parlamentarischen Verfaffung 
und der wachſenden Selbftändigfeit der Neichsrichter in die heutige Geftalt des 
öffentlichen Rechts iiberging, in dem alles Wefentliche auf der pofitiven Geſetzge⸗ 
bung beruht, zu welcher Orbdonnanzen und Minifterial-Regulative nur einen er- 
gänzenden engbegrenzten Anhang bilden. In unſerem öffentlichen Recht ift die 
Seftaltung durch Ordonnanz und Regulativ der Grundtypus geblieben. Der 
Fortſchritt des Staatsweſens hat zwar den wichtigften Regnlativvorſchriften die 
Form der Geſetze wiedergegeben. Sie waren jedoch immer noch auf die 
Anwendung und Auslegung durch die „Behörden“ berechnet; neben 
alfen feftnormirten Theilen der Stantshoheitsrechte beftanden zahlreiche discretio- 
näre Seivalten und eine immer noch biegfame Praris der Auslegung; vor Allem 
aber fehlte der fpezifiiche Charakter des Rechts, — die Erzwingbarkeit durch Ver⸗ 
antwortfichleit der Beamten. Immer behielt auch unter der beften Gejegebung 
des abfoluten Staats das öffentliche Recht einen halb flüffigen, prekären Charak⸗ 
ter, den man mit einem privatrechtlichen Vergleich als naturalis obligatio be- 
zeichnen möchte. 

Mit den befhworenen Staatsverfafjungen hört biefer prefäre 
Zuftand auf: die darin als weientlich bezeichneten Normen für die Ausübung 
der Staatshoheitsrechte find nunmehr erzwingbar, oder follen es doch im Sinne 
der Berfaffung fein. Die in der Verfaffung bezeichneten Normen des öffentlichen 
Rechts verlieren damit den Charakter der Beweglichkeit, wie denn auch die eng- 
tifchen Barlamente fchon in den erflen Anfängen ihrer Entwidelung diefe Unab- 
änderlichleit geltend machen. Mit Recht erkennt e8 daher die öffentliche Meinung 
als die nothwendige Aufgabe, innerhalb diefer neuen Berfaffungen das öffentliche 
Recht organiſch, innerlich durchzubilden. Allein nad) dem ganzen Gange ber 
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Entftehung herrſcht nicht nur eine große Unficherheit über das, was in dem ve: 
gefundenen Zuftand als feftes Recht, was als bewegliches Berwaltungeregnlarns 
anzufehen, fondern e8 herricht aud) eine große Unklarheit über den einzuſchlagendes 
Weg. Gewöhnlich wirft man zwei Hauptfragen durcheinander: 

1) Das fogenannte Syſtem der Competenzconflicte beftimmt wur de 
Borfrage, was Jufliz- und was Berwaltungsjade, was aljo von deu Cr 
richten oder von den Verwaltungsbehörden zu entiheiden ſei. Dies Verfahren 
war in manchen deutichen Staaten jehr mangelhaft geordnet, im neueren Preußen 
fogar eine Zeit lang unter directer Gefährdung aller Privatredjte. Alleun mer 
kann diefe Entſcheidung fehr wohl dem höchſten Gerichtshof oder einem Senat 
defjelben übertragen, ohne daß dadurch Großes gewonnen wird. Der Begrin 
der Juſtiz- und VBerwaltungsjachen fteht trog manchem theoretiſchen Streit dad 
praltiſch dahin feft, daß alle fir das Gebiet des öffentlichen Rechts enticheidenden 
Fragen jogenannte Berwaltungsfachen find, und daß ein öffentliches Recht, wei 
ches lediglich in den Händen von Miniftern, Präfelten und Unter-Präfelten liegt. 
in conftitutionellen, ſtets von Parteiſyſtemen bewegten Staaten, viel jdlumme 
daran ift, als im abfoluten Staat. Die Bertröfung Auf die Minifteranflage be 
deutet dabeı dafielbe, al8 wenn man in Juftigfachen den Parteien die Appellatisz 
nehmen, und ihnen ftatt derjelben nur die Regreßllage gegen den Richter übrig 
laffen wolltel Die eigentlich enticheidende Aufgabe des Ausbaues iſt vielmehr: 

3) dem öffentlihen Recht ſelbſt den verfajfuugsmägigen Schar 
durch gerihtlihe Organe und Formen im Einzelen zu geben, ohne weiche 
es feinen Schuß im Ganzen geben kann. Aud in England charakteriſirt ſich die 
beginnende Reife der conftitutionellen Regierungsform feit den Zeiten ber Re- 
flauration dadurch, daß diefer Rechtsihug im Einzelen nad jeder Richtung iz 
erfirebt und gerwmonnen wird, Die Möglichkeit und das Weſen der parlamentan- 
chen Regierung beruht vorweg darauf, daß die ganze Auslegung des öffentliche 
Rechts völlig abgetrennt von den Gewalten der zeitigen Miniſter dafeht, die w 
dem ganzen Gebiet der inneren Landesverwaltung niemals in die Lage kommen 
tönnen, Berfaffungsparagraphen oder Gejete zu interpretiren. Sowohl im Pre 
fen wie in den meiften entwidelteren deutſchen Staaten war im Aufang ber 
laufenden Jahrhunderts wenigftens der Zuſtand erreicht, daß die Auslegung der 
vorhandenen VBermwaltungsgejee nicht von den einzelen Chefs einer büreanktatiich 
geftalteten Berwaltung ausging, fondern daß die Beichwerdeinftanz nady Analogie 
der Gerichtsverfaſſung fich bei feften collegialifchen, zum Theil jogar ſehr ſchwer 
fällig großen Körpern befand. Nur bildete fich in Preußen grade feit der Rege 
neration ein völlig abnormer Zuftand, der jpäter der ſchwächſte Punkt des preu- 
ßiſchen Staatsweſens überhaupt werden follte. 

Die Minifterien waren in der Stein-Hardenberg’ihen Zeit mit newer 
Gewalten ausgeftattet, recht eigentlich zur freien Action gefaltet As 
diefe Aufgabe erfüllt war, wurde diefe anomale VBerjaffung gevohnheitenägtg 
beibehalten, weil kein Verwaltungschef Amtsbefugniffe aufzugeben pflegt, wean 
nicht eine höhere Macht die Forderungen der Verfaſſung gegen die zeitige Ver⸗ 
waltung zur Geltung bringt. Zu der normalen Stellung des Miniſters w 
Geſetzentwürfen (in Anftellungs-, Etatsfachen und zur formellen Regelung des 
Geſchäftsganges 2c.) tritt hier die neue Befugniß eines Richters über die Grenze 

der Staatsgewalt gegenüber Communen und Privaten, — der Sache nah Ri 
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inflanz an das „Staatsminifterium”, die wieder in Widerſpruch fteht mit ber 
Idee der „Solidarität des Cabinets“. Diefe Geftaltung ift nicht einmal ein 
Cabinet im englifchen Sinne, ſondern das ganze Minifterium ift nur ein Secre- 
tary of State (Bd. I. 8. 43) nad) englifchen Begriffen, die dürftigfte, ſchwächſte, 
jedem gefellichaftlihen Drud und jedem gefellfchaftlihen Einfluß unmittelbar 
ausgefetste Form der höchften Staatsverwaltung, mit welcher einen Grofftaat ein 
halbes Jahrhundert lang zu regieren außer Preußen noch nicht verfucht worden 
it. Vor alleın blieb der Minifter des Innern höchſter Gerichtshof für die wid)- 
tigften Berhältniffe des öffentlichen Rechts; faft jeder andere Minifterialchef behielt 
ein Stück Jurisdietion über öffentliches Recht in feinem Departement. 

Dies Verhältnig ift in normalen Zuftänden unbaltbar fchon deshalb, weil 
(1.) ein Staatsminifter auch bei den beften Eigenfchaften eines Departementschefs 
nicht die Garantien der Rechtskenntniß und Unparteilichkeit darbietet, welche ein 
Gerichtshof fiber öffentliches Hecht haben muß; (2.) weil die vortragenden Räthe 
der Minifterlen als folche nicht die nöthigen Garantien der Selbftändigleit und 
nicht das nothwendige Vertrauen befiten, welches ein Gerichtshof erfordert; (3.) 
weil die gehörige Form fehlt; denn geheime Berichte der Unterbeamten, welche 
Niemand controliren und widerlegen kann, ein geheimer Vortrag daraus in dem 
Gabinet des Minifters durch einen Rath oder Hitlfsarbeiter, find nicht die Form, 
um Fragen zu enticheiden, welche zum großen Theil wichtiger find, als bie 
Spruchſachen des Ober-Tribunals. Diefer Zuftand wurde in Preußen eine Kippe 
der conftitutionellen Verwaltung ſchon unmittelbar nach der Einführung der neuen 
Ztaatsverfaffung. Unter Berufung auf die Stellung eines „verantwortlichen 
Minifters” begannen die in einer friiheren Darftellung berührten Mifbräuche der 
öffentlichen Gewalt (Gneist Bb. I. S. 176). Bei der Auslegung der vorhandenett 
Geſetze fingen einige Departementschefs an, fi weder an die Enticheidung ihrer 
Lorgänger, noch an den Maren Wortfinn, noch an irgend eine Antorität zu 
binden, fondern ihre perfünlihe Meinung vom Gefet als das geltende 
Geſetz zu proffamiren. Während diefe Erjchiitterung des alten befjeren Geiftes 
der preußifchen Verwaltung noch in Tebenbiger Erinnerung ftand, trat unter einer 
neuen Regierung fehr bald die Wiederholung diefes Ganges in großen Mafftabr 
auf, nnd endlich der Grundſatz, daß die perfünliche Rechtsanficht des Monarchen 
über den Sinn der Geſetze das wirkliche Geſetz ſei, daß diefe Geftalt eines öffent- 
lichen Rechts nicht nur mit der Monarchie vereinbar, fondern fogar das eigent- 
liche Wefen der preufifchen Monarchie ausmache. Diefer letzte Ausgang wird 
unzweifelhaft für den richtigen Gang der Sache in Zufunft entfcheidend fein. 

Das richtige Prinzip, welches nach der Reform der Gerichtsverfaffung auch 
fhon bei dem Juſtizminiſterinm zur Ausführung gefommen, ift die Trennung 
der höchſten Beihmwerpdeinftan; in materialibus von der laufen- 
den Miniftervermaltung. Wenn man nun aber daraus folgert, daß die 
bisherige Beſchwerdeinſtanz von den Regierungen und Miniftern auf bie 
Gerichte zu übertragen fei: fo. ift diefer Schluß doch ein Übereilter. Auch 
wenn man fi nicht eingeftehen will, daß diefer Weg unvereinbar ift 
mit ber gefannnten Organifation unferer Verwaltung von unten herauf, 
fo wird man das fchlichte Argument anertennen milffen, daß Jedermann in hd. 
herer und höchfter Inftanz doch nur entfcheiden kann was er verfteht, und nicht 
bloß aus Geſetzen und Bilchern verfteht, fondern aus lebendiger und langjähriger 
Anwendung. Unfere Gerichte haben feit Jahrhunderten eine andere Stellung, 
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Bedeutung, Erziehung, Belebung, Beichäftigung, als die englifchen @eridyibz, 
auf die man fich beruft. Die Ausbildung unferer Juriften durch das Neierente 
riat, unfere tägliche Beichäftigung mit Bermögensreht und Strafrecht giebt nıdı 
die nöthigen Kenntniffe, Anfchauungen, Erfahrungen, deren es doch nen einma. 
bedarf, um iiber Competenz der Staatebehörden, über Angelegenheiten von Com 
munen und Kreisverbänden, iiber jura circa sacra, über Sicherheits, Zetl 
fahrts-, Gefundheits-, Sittenpolizei-Syfteme, liber Armen- und Wegeverivaltunge 
Syſteme, Heeres- und Tanbivehrverwaltungsfragen u. dgl. in höherer umd böhite: 
Inſtanz endgültig zu entidheiden. Dazu genügt nicht etwa eine Beſchäitigurg 
mit Staatsrecht und Bolitit ans Trebhaberei, jondern unfere Gerichtsräthe mükteı 
erft eine Geichäftsbildung als Landräthe, Regierungsräthe u. |. w. durdlaufer: 
eine Beichäftigung auf ein Paar Jahre würde dazu nicht ausreichen. Umiere 
Richter würden auch dann ſchwerlich über den Standpunkt der Juſtitiarien der 
Regierungen hinauslommen, denen fi} oft nur der Kreis der gelänfigen Geicet 
paragraphen verengert, ohne daß die ſtaatsrechtlichen Geſichtspunkte ſich erweite:a 
Unfere Verwaltung wird überhaupt den einfeitigen Geift der Arbeitstheituig 
nicht verlieren durch eine noch ftärlere Infufion von Juriften, fondern nur burk 
die tägliche Beſchäftigung mit ben wirklichen Menichen, für deren Zuſammenleber 
unfere Gejeße gegeben find, aljo durch die Bildung tüchtiger Kreisverwaltunges 
in großem Maßſtab. Der Durchgang durch ſolche und durch die höheren Rat- 
tiſchen Aemter ift ein Bedürfniß unſeres Verwaltungsperſonals viel mehr als eme 
Berftärtung durch Privatrechtskenntniſſe. 

Geklärt würde der Streit über dies Gebiet, wenn man ſich darüber vwerhäs 
digen wollte, daß die heutigen Enticheidungen über öffentliches Recht nichts ge 
mein haben mit einer Yurisdiction, wie fie einft die deutſchen Neichsgerichte übe: 
öffentliches Hecht übten. Die damaligen Streitigkeiten zwifchen der Landeshoben 
und den fländijchen Rechten, Privilegien, Freiheiten und Befreiungen, find m: 
Recht zu Grabe gegangen. Unjer heutiges öffentliches Recht beruht aui deu tx 
Ausiibung der Stantshoheitsrechte normirenden Geſetzen, auf der neueren Te 
faffung der Kreis. und Sommunalverbände, auf den verfaflungemäßig garantirire 
Rechten und Grundrechten. Es kann in fertiger Geftalt durchweg uur ein Se 
feßesrecdht fein; und bie Gerichte können darüber nur enticheiden, fo weit et 
in einer dazu geeigneten Geftalt fpecialifirt und cobificirt ir. 
Ein fehr großer Theil diefes heutigen Staatsrechts aber beruht noch auf de 
Baſis von Berwaltungsregulativen, die niemals auf eine buhfäblide 
Anwendung durh außenſtehende Gerihtsbehörden berechnet 
waren, fondern auf eine ftetige Ergänzung und Fortbildung durdy bie Prayıe. 
auf das lebendige Verſtündniß der Perfonen, bie gewohnheitsmäßig in de 
Leitung folder Geſchäfte thätig find. Dies öffentliche Recht befindet ſich großer- 
theil® noch in dem flüjfigen Stadium der älteren common law in der Zeit, we 
das Recht „in der Bruft der Hichter des gemeinen Rechts“ befindlic war. Er— 
mechaniſches Einſchieben der Gerichte an diejer Stelle würde ähnliche Erfolge 
haben, wie wenn man einen Criminalrichter, der niemals Civilpraris geübt, zum 
Appellationshof der Eivilgerichte machen wollte, oder umgelehrt; ja der Eriei 
würde wahricheintih noch übler ausfallen. Unter diefen Umftänden bedari et 
offenbar der Scheidung zweier ©ebiete: 

1) einzele Theile unjeres öffentlichen Rechts find bereits genügen) 
codificirt, wie der größere Theil des Finanzrechts, Theile der Armengeictz 
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gebung wie das Heimathsrecht u. ſ. w. Hier ift die Einfligung der gerichtlichen 
Eontrolinftanz fogleih ausführbar, und es ift damit der Anfang gemadt; nur 
find die bisher verfuchten Formen wohl ungeeignet. Weder der Inftanzenzug 
noch das ordentliche Prozekverfahren paflen für die jurisdiction iiber öffentliches 
Recht. Die Entſcheidung der Verwaltung muß mindeftens immer als Enticei- 
dung erfter Inftanz gelten, gegen welche die gerichtliche Oberinftanz 
auch der verfaffungsmäßigen Zwangegewalten und eines Orb- 
nungsftrafrehts bedarf. Die Form der Oberinflanz follte wohl nur bie 
einfache eine Recurjes oder Mandatsprozefies bei dem Appellationsgericht oder 
Ober-Appellationsgericht fein. Es ift in diefen Fällen auch angemefien, eine 
Heberfpringung der Mittelinſtanz (special case) zu geftatten. ‚ 

2) Fur die übrige große Maffe unferes öffentlichen Rechts, dem die fpe- 
ctalifirte Geſetzgebung noch fehlt, (namentlich fat die ganze Polizeigeſetz⸗ 
gebung), die bis dahin auf die Kortbildung und Ergänzung abminiftrativer Praris 
angewiejen ift, bei der es namentlich auch auf eine Umarbeitung der älteren 
Berwaltungsgrundfäge nad) Mafigabe der neueren Berfaffungsgrundfäge ankommit, 
bedarf es unabweisbar der vollftändigen Wiederherftellung des fetten colle- 
gialijhen Staatsraths, in deffen Abtheilungen ja auch ein zahlreiches und 
reſpectables Richterperfonal Plat finden kann. Die Berhandlungen können bier 
eben fo öffentlich und contradictorifcd fein wie vor dem franzöfiichen Staatsrath. 
Nur bedarf es der einfachen Formen eines NRecurfes oder Mandatsprozeffes und 
erleichterter Yormen der Berweisaufnahme, etwa nad dem Muſter der englijchen 
Affidavits. Es ift nothwendig, eidliche Zeugenverhöre und überhaupt zuver- 
läjfige Beweisaufnahmen in diefen Gebieten auch auf Antrag von Privatperfonen 
ertrabiren zu können; während für unfere jeßigen Berwaltungsenticheidungen 
jede zuverläffige Grundlage fehlt. Das materielle Unrecht darin beruht größten- 
theild auf unzuverläffigen adminiftrativen Bemweisaufnahmen und auf bem „amt⸗ 
lihen“ Glauben geheimer Berichte von Perjonen in jehr befangener Stellung. 

Durch diefe Einrichtungen läßt ſich der unzuläffigen Enticheidung der Mini» 
ſter über Berfaffungs- und Gefegesfragen endlich ein Ende machen. Der weitere 
Fortſchritt befteht dann in der fortfchreitenden Codificirung der Polizeigeſetzgebung, 
in der Umarbeitung des ganzen Kegulativrechts der Berwaltung in Gefeke, und 
in der fortfchreitenden Berweifung der fertigen Gebiete an eine gerichtliche 
Sontrolinftanz. Richt zu gedenken der älteren joliveren Berfaffung unferer preu- 
ßiſchen Behörden, darf übrigens daran erinnert werden, daß ſelbſt Napoleon 
eine bloße Departementsjuftiiz mit den Pflichten der Monarchie fiir unvereinbar 
erachtet hat. In jedem Stadium unferer neueren Staatsentwidelung drängt 
die völlige Haltlofigkeit unſeres öffentlichen Rechts und die fich ftetig häufende 
Maffe ber Widerfprühe immer auf daflelbe nächſte Ziel: die Herſtellung 
und Crweiterung des Staatsraths, — hier zur Webernahme der Gemalten, 
die ein Miniſter in normalen Zuftänden niemals üben darf. Auch bie 
Urheber des anomalen Zuftandes haben nicht die Abficht gehabt, die hiſtoriſche 
Form unferer Berfaffung auf die Dauer zu ändern: „Einem Mann tbertrage 
man die Umbildung der Regierungsverfaffung ; ift dies gefchehen, fo übertrage 
man die Verwaltung der öffentlichen Angelegenheiten einem Staatsrath.“ (Stein.) 


. IX. 


Die Bildung der Stände auf dem Boden Bed 
selfgovernment. 


Vergl. Ständeverhältniffe: angelſächſiſche S. 33—42; normanniſche S.118—1%; 
reichennndifſche Zeit ©. 212—229; Reformation und Revolution S. 320 5.. 
344 ; adtzehntes Yahrhundert S. 382—388. 


Als auf dem Höhepunkt dee Mittelalters das Lehnsweien in ta 
ner lebendigen Geftalt in Verbindung mit der Kirche daftand, mer 
nach neuen, gleichartigen Grundſätzen die Gefammitheit der perfönlicen 
Yeiftungen im Staat in eine neue, durchgreifende Berbindung mit dem 
Belig getreten. Wie immer ergab fi daraus eine Neubildung der 
Stände. Die Leiftung des Einzelen fafft ſich maſſenhaft zuiammen 
in der Gefanmtleiftung der Beſitzklaſſe, und diefe durchfchnittliche, ge 
wohnheitsmäßige Leiftung bedingt die rechtliche Stellung‘ der Klaſſe, den 
gejetlih anerkannten Stand. 

Auf die Dauer faun eine Geltung der Stände aber nie auf m 
beruhen, was fie einjt waren, auch nicht auf dem was fie jein könnten 
und follten, fondern nur auf dem was fie find. Die Geltung in der 
Geſellſchaft beruht auf dem Beſitz, — dem actuellen Beſitz, nicht dem 
Beſitz unferer Vorfahren. Die Geltung im Staat beruht auf den 
Leiftungen für da8 Gemeinwefen, aljo Steuer und Amt, — und zwar 
auf unferen Leiftungen, nicht denen unferer Vorfahren. 

Staat und Gefeltfchaft beftehen aber heute aus denfelben Berfonen. Die 
geſellſchaftliche Macht des Beſitzes macht fih alfo auch im Eitaatr 
geltend, unabhängig, ja im Wibderfprud mit feinen Leiftungen. Jeder 
Beſitz gilt auch neben der Verfaſſung und gegen die Berfaffung, wie 
dies die Gefchichte aller Verfaſſungen bezeugt. 

Alternde, lebensmüde Völker unterliegen diefem Widerſpruch: le 
bensfräftige und gefunde löſen ihn, indem ber Beſitz die Peiftungen für 
den Staat (Kriegsbdienft, Amt, Steuer) freiwillig übernimmt, die 
ihm zulommen, d. 5. welche dem Maße feiner gefellichaftlichen Geltung 
entfprechen. Dadurch bildet fich die innere Harmonie von Staat und 
Geſellſchaft, — jene politifche Freiheit, welche die Gefchichte der blä 
benden Republiten des Alterthums darftellt. ‘Die Gefchichte zeigt aber 
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diefe Art der Löſung nur in Heineren, namentlich ftädtifchen Verbän- 
den, nur im Drang und in der Noth des Geimeinwefens, welche zur 
energifchen Anfpannung der Kräfte treiben, nur im Durchgang durd) 
dictatorifche Gewalten eines Geſetzgebers, und nur fo lange die Re⸗ 
publif fih hütet, frembartige DBefigverhältniffe und Nationalitäten 
maſſenhaft in fich aufzunehmen. 

Jene einfache Löfung ift überhaupt nur möglich bei Völkern ein- 
facher Gefellihaftsordnung, deren Gefellfchaft auf einer Hauptbefig- 
weife beruft. Sie ift unmöglich bei zufammengefegter Ordnung. 
Ländlicher, ftädtifcher, geiftiger Beſitz verftehen fich wohl innerhalb ih- 
res Lebenskreifes zur Webernahme einzeler ſtaatlichen Pflichten; fie ver- 
ftehen fi) niemal® dazu gegenüber den gejchiedenen Kreifen. Hier be- 
darf der Staat eines felbftändigen Vertreters, um durch gleichen Zwang 
gegen die widerftrebenden Gruppen die Harmonie, die Einheit, die 
Freiheit im Staat herzuftellen. Darauf beruht die Freiheit in der 
Entwidelung der monardifchen Staaten Europas. 

Dies war der Gang der Sade in England feit dem jpäferen 
Mittelalter. Indem der geſammte Grundbefig zum perfönliden Dienft 
und zur Steuerlaft bed Gemeinwefens ohne Unterfchied von Land und 
Stadt und geiftlihen Beſitz herangezogen war und blieb, indem feine 
Leiftungen von Deenfchenalter zu Menfchenalter mit den wadjenden 
Bedürfniffen fi erhöhten, und wo es der Nachhülfe bedurfte, erhöht 
wurden: fo erhielt fih auch im Ganzen die mittelalterliche Stellung 
der Stände, das allfeitige Bewußtſein von der Nothwendigfeit diefer 
Stellung, die willige Anerkennung des Rechts der höheren Stände. Es 
erhielt ſich dort allein jene Harmonie, innerhalb welcher jede Klaſſe ihre 
und der anderen Stellung als felbjtverftändlich vorausfegt, an welcher 
die Reformbill faft ebenfo ſpurlos vorüberging, wie früher zwei roya⸗ 
Tiftifche, eine republicanifche und eine ftändifche Revolution völlig ſpur⸗ 
[08 daran vorübergegangen waren (S. 332.) Indem das mittelal- 
terliche Ständeweſen auf einer höheren Culturftufe mit einem veicheren 
Anhalt Hier fortlebte, ergab fich eine Abfchichtung in drei Stufen, die 
mit dem Fortfchreiten ber Gefellichaft Schritt haltend, ſich in jeder 
Generation erweitern. 

I. Die herrſchende Klaſſe des Mittelalters berubte auf 
der Offizierftellung in den Lehnsmilizen (seigneurs) und auf ber 
Präfatenftellung in der Kirche. Dieſe Verbindung der für das Ge- 
meinwefen entfcheidenden perſönlichen Leiftungen fteht an der Stelle des 
fpäteren Beamtenthums. Mit dem Fortichritt des Staats find Die 
geiftigen und fittlihen Anforderungen und bie Leiftungen des Amts 
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ftetig gewachfen, ftetig vervielfältigt. Das Grundprincip ift aber dai- 
felbe geblieben: es find die höchften perſönlichen Leiftungen für das 
Gemeinweien, welchen der Bortritt und die Ehre im Staat gebührt. 
Mit der veränderten, fpäter geringeren Bedeutung der Kriegsleiftun- 
gen tritt in England die Rechts- und Polizeiverwaltung des Yandes in 
den Vordergrund, und damit das Friedensrichteramt, an welches fih 
etwas zurücktretend die Aemter der Miliz und das Eheriffamt anreihen. 
Der Schwerpunft der höheren Stellung rüdt aljo allmälig in des 
Friedensridhteramt, deſſen gewohnheitsmäßige Verwaltung des 
fichtbarfte Merkmal der regierenden Klaffe wird. 

Die Harmonie zwifchen dem gejellfchaftlihen und dem politiſchen 
Adel beruhte im Mittelalter darauf, daß die Stellung der seigneurs 
und Brälaten mit dem großen Grundbefig zufammenfiel. Die Yort- 
dauer dieſer Webereinftimmung ergab ſich in England daraus, daß der 
größere Befig an Stelle der Xehnsmilizdienfte ein volles Aequivalent 
in Grundfteuern übernahm, daß er in dem ganzen Syſtem der direkten 
Steuern an die Spige ber Steuerzahler trat, daß er die neu geftalteten 
höheren Gerichts-, Polizei- und Milizämter als Ehrenämter übernahm. 
Das Recht des mittelalterlichen Adels ging dadurd der Sache nad 
auf die ehemalige Ritterfchaft über: nicht bloß durch Titel- und Ehren: 
rechte Töniglicher Verleihung, fondern durd innere Berechtigung. Die 
alten Titel werden bier nur Erhöhungen, die der Staat innerhalb 
einer regierenden Klaffe verleiht, die fchon aus eignem Nechte begrün- 
det bafteht. Der niedere Adel erwarb ſich Hier feine heutige Stellung 
ebenjo wie der alte Adel, durch die VBerfhmelzung von Beſitz und 
jtantlicher Leiftung, d. 5. weil er nad) wie vor die Laften der Feudal⸗ 
periode trug und fich gefallen ließ, daß folche mit dem Wachſen des 
Staats in jedem Menfchenalter wuchſen. 

Eben diefer Grundlage wegen Hatte die Land-Gentry keine Ten 
denz zur formellen Abfchliegung. Sie ließ es fich gefallen, daB bie 
jtädtifchen Honorationen nicht bloß die Steuern, fondern auch dieſel⸗ 
ben Ehrenamtslaften mit ihr theilten. Folgerecht dehnt ſich das Recht 
der Gentry auch auf ftädtifhe Honorationen aus foweit wie die ge 
wohnheitsmäßige Verwaltung des Triedensrichteramts. Die gentry 
fonnte ebendeshnlb ihre Ehren nicht auf alle Familienmitglieder ind 
Unendliche fortpflanzen, jondern nur dem Erftgebornen Binterlaffen 
(S. 227.), der mit dem Befig felbft allein die Laften der Ehre über: 
nehmen konnte. Endlich bewahrte fie den mittelalterliden Sinn der 
Achtung vor dem geiftigen Leben, die Anerkennung der ſtandesmäßigen 
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Gleichheit der ſtudirten Klaſſen, die mit der Entfaltung des geiftigen 
Lebens in weiteren Kreiſen neben die Geiftlichleit traten. 

So ſchloß ſich allmälig eine neuere regierende Klaſſe ab, beftehend 
(1.) aus dem großen Grundbefig der ehemaligen Herrfchaften und 
Rittergüter als Kern und in anerfannten Präcedenzftufen, (2.) aus 
den ftädtifchen Honorationen, (3.) den ftndirten Klaſſen, — verbunden 
durch völlige Gleichheit des Familien- und Vermögensrechts unter fic) 
und mit allen liberi homines des Reichs, d. h. mit der ganzen Be- 
völferung, feitdem unter den Tudors die Reſte der Yeibeigenfchaft ver- 
Ihwunden find. Ahr Grundgedanke Tiegt in dem befonderen Beruf 
der befigenden Klaſſen für den perfönlichen Dienft des Gemeinweſens 
im obrigfeitliden Amt. Die Zwangspflicht dazu wurde bald iüber- 
boten durch den regen Wetteifer derer, welche die Ehre und den Ein- 
fluß folder Stellung frühzeitig würdigen lernten. Als feit dem 18. 
Jahrhundert das Friedensrichteramt eine größere Vorbilbung voraus- 
ſetzte, entitand auch die Sitte, dem Erjtgebornen vor allen die dazu 
nöthige liberale Vorbildung zu geben, und durch die Stufenleiter der 
Gefchäfte der einzelen magistrates und ber Kreisverwaltung ſich die 
Züchtigleit zu erwerben, die auf bem Continent nur in den Bildungs» 
ftufen des bejoldeten Beamtenthums erworben wird. 

Die verfallenden Stände des Continents pflegten vor Liebernahme 
jeder neuen, nod jo unbedeutenden und vorübergehenden Laſt fich neue 
Anerlennungen, neue Schutrechte ihres Beſitzes, neue Ehrenrechte aus⸗ 
zubedingen. In der engliichen Gentry blieb das Bewußtfein lebendig, 
daß nach Liebernahme eines Ehrendienftes und einer neuen Steuer die 
gebührende Geltung des Mannes und ded Standes fi) von felbft 
findet. Das war in der Zeit, in welcher der germanifche Grundadel 
feine Stellung erworben Hat, die Anſchauung und Geſinnung der gan⸗ 
zen Klaſſe, die Meinung der Stammpäter unferer Könige. Es war 
der Ehrendienft in Heer und Gericht, in den perjünlichen Leiftungen 
für das Gemeinwesen, welcher fie erhoben hat, nicht Hofdienft, nicht 
Fideicommiſſe, nicht Schugrechte für Schwächlinge. Es ift daher bei 
der Entitehung aller Ehrenämter nie die Rede gewefen von einem Paſ⸗ 
fivcenfus. Wo ein folcher vorfommt, ift er immer erft nachträglich 
entftanden, nachdem die gewohnheitsmäßige Uebernahme feitftand. Erft 
die Zeit der Königin Anna (die feine Normalperiode ift), jchloß mit 
einem namhaften Cenſus an den Punkten ab, die ber regierenden 
Klaffe die wichtigften waren: 600 Thlr. Gold Grundrente für das 
Sriedensrichteramt, 3600 Thlr. ©. für die Graffchaftsabgeerdneten, 
1800 Thlr. ©. für bie ftädtifchen Abgeordneten zum Parlament. In 
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gleichem Geifte entftand der Genius für die Offizierftellen der Miliz 
Einmal entjtanden, wurden ſolche Abgrenzungen gegen die Mittelftänd 
beibehalten, und fanden in der Stellung des großen Grumdbefigert 
als Meeiftbeftenertem eine halbe Rechtfertigung. Die Folge diefer Arı 
der Abfchließung war aber doch nur, daß die Rechte der bloßen Stm- 
erzahler dadurd; um fo einfeitiger hervortraten, daß im 19. Jahrhun 
dert die regierende Klaffe grade an diefem Punkt die Eiferfudt der 
Kapitalmacht erweckte und ben Cenſus wieder opfern mußte, für die 
Milizoffiziere durch 15 et 16 Vict. c. 83, für die Parlamentsahe:- 
ordneten burh 21 et 22 Vict. c. 26. Der Geldcenfus ber Wahl 
baren grade Hat die Auffaffung der neueren Communalinftitutienem 
als bloßer Rechte der Steuerzahler, jenen fichtlihen Vorſchub geleiftet, 
während das eigentliche Weſen der Gentry von jeher unabhängig 
von diefem Geldeenfus war und noch heute geblieben if. Mit md 
ohne Genus gewöhnen ſich die Vorftellungen des Volks daran, bie 
ganze Kaffe, welche gewohnheitsmäßig die höheren Öffentlichen 
Laften trägt, al8 ben zur Leitung berufenen Stand anzuerkennen. 
An gemeinfame Aemter und gemeinfame Steuern gewöhnt, hält 
die ganze Klaffe feit dem Ende des Mittelalters immer fefter zuſam⸗ 
men, da ein Grund zur gegenfeitigen Eiferſucht nicht vorhanden if. 
Die alten Familien der landfäffigen Ritterfhaft erhalten die Erime- 
rnng an ihre Abftammung durch ihre alten Yamilienwappen (arms): 
aber ebenfo mag (wie im Mittelalter) jeber andere Gentleman fid 
ein neued Wappen freiren und zu Ehren bringen. Ginige hundert 
Familien der Gentry wurden nach und nach zur erblicden Bairie erho 
ben, einige hundert mit dem erblichen Baronetstitel beehrt. Auch dirie 
Erhebungen innerhalb der regierenden Klaſſe gehen felbftverftändlid 
nur auf den Erftgebornen, und beftehen in jo geringer Zahl, da ein 
MWiderfpruch zwifchen ben adligen Ehrenrechten und der gejellfchaftfichen 
Unmöglichkeit fie zu behaupten, nicht entjtanden if. Die Erblich 
feit beruht hier wie im Mittelalter auf dem unanfechtbaren Sebanfen. 
daß derjenige Stand, der gewohnheitdmäßig feine geiftigen umd 
fittlichen Kräfte dem Gemeinwefen wibmet, die höhere Stelfung mit 
Beſitz, Steuerlaft und Ehrenamt naturgemäß auf den Erben der Ge 
wohnheit überträgt. Ebenfo beruht die hier vorhandene Neigung det 
Volks zur Ariftofratie auf dem Gefühl eines nothwendigen Gleichge 
wichts von Rechten und Pflichten, und darum ift fie unvertifgber im 
engfifchen Charakter. Wie dabei gefchichtlich die Ehrenämter im erfker, 
die Steuerlaften in zweiter Linie ftehen: fo beruht auch die Geltung 
der englifchen Ariſtokratie in erfter Linie auf dem Bewußtſein der 
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CSharaftertüchtigkeit, welche der gewohnheitsmäßige Dienft der geiftigen- 
und fittliden Eigenſchaften des Menſchen für ein höheres Ganzes ent- 
widelt; in zweiter Linie auf dem Bewußtſein der fehr joliden Leiftungen 
als Steuerzahler (aexaios nrAocrog xal agyale apern in umgelehrter 
Reihe). Nur die zweite Eigenſchaft theilt fie nothwendig mit den 
hoc) emporgewachjenen neuen Klaffen der Städte. Diefe Verhältniffe 
— in einander greifend, zuſammengewachſen, herkömmlich feſtſtehend 
in den Vorftellungen des Volks und in taufend lebendigen Beziehungen 
der obrigfeitlichen gentry mit ben unteren Klaſſen — bilden das We- 
fen einer Ariftofratie, die fo wunderbar leicht begrenzt, jo anſpruchslos 
in nutzbaren Vorrechten, und doc jo felbftbewupt und feitgewurzelt 
daſteht. 

Auch die genaueſte Kenntniß der engliſchen Verhältniſſe kann nur 
ein ungefähres Bild von dieſer Stellung geben. Adel und landed 
gentry haben ſeit Eduard J. Milliarden an Grundfteuern in Kirche 
und Staat, in Kreis- und Gemeindeverband gezahlt, und verlieren 
darüber als felbftverftändfih fo wenig ein Wort wie bie Königin 
Victoria, wenn fie ihren Namen an die Spike der Einlommen- 
Steuerliften fest. Man kann bie 60—80 Millionen Thlr. der Com- 
munal-Grundfteuer ebenfo ſchnell ausfprechen wie die Taufende von 
Chrenftellen, welche die vegierende Klaſſe befett: allein ſchwer vergegen- 
wärtigt man fi, wie dadurh von Tag zu Tag, von Jahr zu Jahr, 
von Gefchlecht zu Gefchlecht die Vorftellungen eines Standes, und eines 
Volkes fich geftalten, wie die doppelt getragenen Xaften des Staats 
diefer Ariftofratie ein altrömifchese Gepräge geben mußten, wie fie 
Willen und Charakter ftählten, vergleichbar ber Centuriatklaffenftener 
und den 20 Feldzügen des civis Romanus. 

II. Die Stellung der Mittelftände im Mittelalter 
entwickelte ſich zunächſt aus dem Gerichtd- und Polizeidienft, der da⸗ 
mals noch gemeinfchaftlich mit den höheren Klaſſen geleitet wurde, welche 
jeit der Entftehung des Friedensrichteramts allmälig eine Stufe höher 
rückten. Parallel damit geht die Stellung im Milizdienft. Seit der 
Entftehung eines regelmäßigen Abgabenwefens ſchließen ſich diefe Ständen 
nach gleihem Steuermaßſtab den höheren an, und repräfentiren nun- 
mehr das kleinere laftentragende Grundeigentum, wie es zu Staats⸗ 
fubfidien und Communalftenern beiträgt. Seit der nothiwendigen Um- 
bildung der Gerichtd= und Polizeiverfaſſung verwandelt fich der alte 
Dienft der Gerihtsmänner in den Jurydienſt. Weiter reiht ſich daran 
die Heranziehung zu den unteren Communalämtern als conetables 
und Kirchenvorfteher, und zu den fpäteren Hemtern der Armen⸗ und 
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Megenuffeher. Mit diefen Leiftungen für das Gemeinweſen war 
ihre Stellung im Gemeindeverband beftimmt, und diefer entfpreden 
ihre weitere Stellung in den Parlamentswahlen, analog der Stellung 
der alten Gerihtsmänner im County Court (©. 241.). 

In derjelben Zeit, in welcher nun aber die höhere Klafſe anfängt 
fich durch einen Teichten Geldcenfus für Friedensrichteramt und Parle- 
ment nad) unten hin abzufchließen, zeigt fih auch ein gleiches Beftre 
ben des Mittelftandes. Wie die Gentry ihren erften Meinen Genjue 
nach der Pflicht zum Lehnsmilizdienft (alfo nach alten Yehnstaren‘ 
abmaf: fo nimmt der Mittelftand feinen Cenſus von ber fchon vor: 
handenen Abgrenzung des Jurdydienſtes her, frhließt ſich alfo mit Frei 
faffen von 40 sh. (damald 40 Thlr.) Grundrente ab. 

Die Steuerlaft der fo abgegrenzten Mittelftände war afferbinge 
fehr viel geringer al8 auf dem Continent; fie genügte indefien um 
eine gewifje Theilnahme vege zu Halten an dem, was fie für Sreie 
und Gemeinde alljährlic, aufzubringen und zu beforgen Hatten. Mehr 
noch wirkte der perſönliche Dienft um den praftiihen Sinn für 
öffentliche Angelegenheiten lebendig zu erhalten. Was der Anlage nad 
diefer Dienft der Mitteljtände bedeutet, wolle man ſich vergegemwärti- 
gen an bem jährlich wechjelnden Dienft der Geſchworenen bei ben 
Aſſiſen, Oxartalfigungen und Juries of inquiry, an dem jährlid 
wechfelnden Amt der Constables, Kirchenvorfteher, Armen: und &- 
geauffeher in mehr ale 14000 Kirchipielen und Ortfdhaften. Stände, 
die in diefer Weife Jahr aus Jahr ein betheiligt waren, Tamen noch 
nicht in Gefahr die perfönfiche Seite des öffentlichen Lebens zu ver- 
fennen und den Staat für eine Aktiengeſellſchaft anzufehen, in -der für 
Geld alles Benöthigte zu haben fei. Noch weniger Gefahr und Nei- 
gung war vorhanden, das höhere Recht der Gentry zu mißachten, bie 
fie alljährlih in der Verwaltung der nachbarlichen Berhältniife mit 
ihren geiftigen und fittlichen Charaftereigenfchaften, ſowie bei der jähr: 
lichen Einſchätzung in ihrer fehr foliden Eigenfchaft ale Steuerzahler 
vor Augen Hatten. In den Städten bildete fich die Abgrenzung der 
Mittelftände etwas abweichend: doch auch hier hielt fi der Grund 
gedanfe des Mittelalters, resident householders paying scot bea- 
ring lot, bis durch die künſtlichen Incorporationen bie übermäßig 
ertheilten Rechte durch Verſtümmelungen nad unten ausgeglichen, und 
die natürliche Stellung der Mittelftände lange Zeit verfchoben wurde. 

Wenn die Entwidelung der Mittelftände in ihrem fpäteren Ber- 
lauf dennoch mangelhaft blieb, fo lag dies wieder in ihrer Stellung 
zu ben perſönlichen Pflichten des Gemeinweſens. Es waren bie 
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maffenhaften Befreiungen grade ber intelligenteren Elemente bes Mit- 
telſtandes von Communalämtern und Jurydienſt, wodurch die Jury 
auf Hauseigenthümer, Krämer und Meine Handwerker als Hauptbe- 
ftandtheile angewiejfen wurde, mit welchen der Berfall der niederen 
Aemter in ftetiger Wechfelbeziehung ftand. Diefe fchon frühzeitig erjtreb- 
ten und gewährten Befreiungen wirkten analog wie die Befreiungen der 
höheren Stände auf dem Kontinent. Sie nährten die Vorftellung, als ob 
die Befreiung ein werthvolles Standesrecht fei, untergruben den Einfluß 
der Befreiten innerhalb ihrer eigenen Kaffe, ließen die Meittelftände nicht 
zu der inneren Geſchloſſenheit kommen wie die Gentry, verminderten ihr 
Gewicht bei den Parlamentswahlen, und gaben dabei der Gentry eine do- 
minirende Stellung noch über ihr natürliches Gewicht hinaus. ‘Diefe 
Defreinngen wurden danı auch eine Grundlage der heutigen Voritel- 
lungen der middle classes, als ob mit der Steuerzahlung die Pflicht 
des Staatsbürgers erichöpft ſei. Zunächſt entfcheidend wurde dafür 
freifih die radicale Umbildung der erwerbenden Arbeit, welche den 
Sinn ganzer Generationen ausschließlich auf die Lebensbedingungen 
der Eriftenz und des Erwerbs richtet. Die ſelbſtgenügſame Ausfchließ- 
lichkeit aber, mit ber dies in den englifchen middle classes vor ſich 
ging, tritt doch nur ein, wo fie mit der Entwöhnung von der perjün- 
lichen Selbftthätigkeit zufammentrifft. 

MI. Als dritter Stand blieben jodann die Elemente der Ge- 
jellfichaft übrig, die nach den vorigen Gefichtspunften fih negativ 
abfcheiden. Ebendeshalb ift diefe Bezeichnung als „dritter Stand“ bem 
englifchen Sprachgebraud noch fremd, weil alle Standesbezeichnungen 
von den älteren fertigen, nicht von den im Fluß befindlichen Bildun⸗ 
gen entnommen werden, und weil die ältere Auffafjung eine nur nega- 
tive war. Es find die Klaſſen, welche feinen Gefchwornendienft leiften 
und von dem Milizdienſt auf Verlangen freibleiben (S. 936); fie wa⸗ 
ren auch zur Uebernahme der Kirchfpielsämter der Anlage nach nicht be= 
ftimmt. &8 gehören dahin die vom Jurydienſt befreiten Heinften Frei- 
faffen unter 40 sh., die copyholders in ihrer älteren Stellung, nad 
welcher fie der Grundherr in den Staatslaften vertreten joll; ferner 
die durch die Corporationsverfaffung von ber aktiven Stadtverfafjung 
ausgeſchloſſenen Elemente; fodann aber in Maſſe die Klaſſen der kör⸗ 
perlichen Arbeit, die „arbeitenden Klaffen,“ die nach alter Weife noch 
als Theile eines herrfchaftlihen Hausftandes betrachtet wurden. Man 
zog fie zwar (mit fehr großer Schonung) zu kleinen Steuerbeiträgen 
heran, beim Wegebaudienft zu Handleiftungen. Dieſe Beiträge waren 
in früheren Jahrhunderten, verglichen mit dem Gontinent, kaum nen- 
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nenswerth. Mean ignorirte fie al8 Elemente des Ständerechte, Ya 
man überhaupt fchon feit der angeljächfifchen Zeit (S. 43) den Stant 
nach der perſönlichen Yeiftung zu melfen gewohnt war. Leberhaupt 
nehmen es die ftändifch berechtigten Klaffen mit der Abgrenzung der 
Pflichten nie ganz fo genau, wie mit der Abgrenzung der Rechte. 

Diefe Verhältniffe Hatten fich ftillfchweigend in äußerlich wenig 
fihtbaren Aenderungen no durch das achtzehnte Jahrhundert hindurd 
gezogen, als zur Zeit der Reformbill eine maffenhafte Aenderung ber: 
jelben fichtbar und durd) die Barteiagitation in eine grelle Beleuchtung 
geftellt wurde. “Die copyholders waren erblidye Eigenthümer gewor 
den, zu bedeutenden Communalfteuern, zu Jurydienſt und Miliz heran: 
gezogen; neue Klaffen von Hausftänden waren durd die Umbildung 
der Gejellfchaft entftanden, die man zur Zeit der Entftehung der Par: 
famentsöverfaffung nicht Tannte; die ganze Steuerlaft war durch dat 
. gewaltige Wachfen der Communaffteuern und durd die Maſſe der in- 
direkten Staatsſteuern eine völlig andere geworden; Miether und Päch⸗ 
ter bildeten fogar die zahlreichite Kaffe der unmittelbaren Steuerzahler 
im Communalleben, die normale Grundlage der local taxation. Tie 
Reformbill und ihre Nachlänfer glihen nun das ungleid Gewerbe 
aus, indem fie diejenigen Elemente des ausgefchloffenen Standes in 
das Parlamentswahlrecht aufnahmen, welche in gefellichaftlicher Ste: 
lung jchon Mittelftände geworden waren, und zwar ungefähr fo meit, 
wie mit Rüdfidht auf den heutigen Geldwerth der alte Steuermafftab 
(40 sh.), die perfönfiche Pflicht zum Jurydienſt und zu den niederen 
Gemeindeämtern ging. : Statt aber die perfönliche Pflicht zu dem 
Aemtern dem entfprechend zu erweitern und zu verftärfen, ließ men 
fie weiter verfallen, und untergrub fie fogar ſyſtematiſch. 

Den ganzen dritten Stand, der als Steuerzahler eine andere Be 
deutung als früher erhalten hatte, nahm man mit Haffificirtem Stimm: 
recht in den Kreis- und Gemeindeverband auf. Dan verfuhr and 
dabei keinesweges unhiſtoriſch; denn ſchon in den fächjifchen Gilden 
war das Prinzip des verminderten Stimmrechts da zur Geltung ge 
fommen, wo nur ©eldbeiträge neben vollen perfönlichen Yeiftungen 
jtehen. Da man aber die perſönliche Dienftpflict im Gemeinmweien 
bei Seite jete, fo verlor man den alten Zufammenhang bes paying 
scot and bearing lot, Haffificirte ohne alle Rüdficht auf Jury und 
perfönfiche Amtspflicht in der Weife der Actiengejellichaften, und warf, 
wie ſchon oben bemerkt, in der unterften Stufe (300 Thlr. &. Miethe⸗ 
oder Pachtwerth) den ganzen dritten Stand mit Elementen der “Mittel: 
ftände willfürlich zufammen. 
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In welcher Weile diefe Aenderungen das innere Communalleben 
befchäbdigen, ift an den einzelen Elementen bereit8 angedeutet. In wel» 
cher Weife der Zerfeßungsprozeß auf das Gefammt - Verhältniß der 
Stände in der Berfaffung einwirkt, wird fi in dem Folgenden er- 
geben. 

Für die ſtändiſchen Berhältniffe des Coutinente muß ich auf die 
obige Zufammenfafiung des ancien rögime zurüdvermweifen. Die Pertheilung 
der Staatslaften hat nach den ewig gleichen Lebensgeſetz die heutige regierende 
Klaffe in England gefchaffen, wie den franzöflfchen Adel zerftört. Gewiß ift es, 
daß lange Zeit auch in diefem Adel noch die Erinnerung an einen ernfleren 
Beruf und damit ein unabhängiger Stolz lebte, ein Bertrauen in die eigene 
Kraft und perſönlicher Muth: aber alle diefe Eigenſchaften hatten nur noch einen 
Wirkungsfreis in der Geſellſchaft, nicht in dem öffentlichen Leben der LTandfchaft 
und der Gemeinde, und deshalb nicht im Staatsleben, dem fie mehr fchadeten 
als nütten: „Es gab damals in Frankreich mehr Freiheit, ale in unferen Tagen; 
„aber es war eine Art von unregelnäßiger Freiheit, abwechfelnd kraftvoll und 
„Läffig, immer in Klaſſen und Stände gebannt, immer an die Ideen von Aus- 
„nahme und Privilegium geknüpft, eine Freiheit, die geeignet war, dem Gefehe 
„eben fo gut wie der Willkür zu trogen, und die niemals weit genug reichte, 
„um allen Bürgern des Staates die nothmwendigften und natürlichſten Garan⸗ 
„tien zu ſichern.“ (Tocqueville II. c. 11) Diefe Stellung und Sinnesweife 
brachte den Adel mit den anderen Klaffen nur in der verlegenden Weife des 
Brivilegiums zufammen, nicht in der Weiſe von Schüigern und Vertretern des 
gemeinfamen Rechts. Ebendamit ging jenes Iebendige Rechtsberwußtfein in den 
höheren Ständen unter, durch welches fie fich in der Zeit des gefunden Lehns⸗ 
weſens ausgezeichnet hatten. Sie ließen es jet ruhig gefchehen, daß die ge- 
waltige Hand der Berwaltung ringe umber auf allen laftete, wenn fie nur 
ihuen ſelbſt nicht fühlbar wurde. Damit fchwand weiter jene „Bollsbeliebtheit 
der Arifofratie, die mit den Staatsgeſchäften auch die Meinungen lenkt.” Die 
Stelle, welche einft der Adel als Lenker der Gemüther eingenommen, war fchon 
erledigt, ale die Revolution ausbrach. 

Sünftiger und beffer confervirt war die Stellung der Stände 
in Deutſchland. Der reichsſtändiſche Adel bildete noch eine regierende 
Klaffe in größten Mafftab. Freilich galt Dies nur von dem regierenden Haupt, 
nicht von den Samilienmitgliedern, die vielmehr nach dem Mufter des franzöflichen 
Hofes Leicht zum Mittelpunkt aller ftaatswidrigen Elemente wurden. Die vielen 
Heinen Höfe zogen leider auch den niederen Adel (die Nitterfchaft) mafjenhaft in 
das Hofleben, und ftatteten ihn mit einer Reihe eingebildeter Würden aus. Se 
nach der Berjönlichleit des Landesherrn erhielt ſich indefien im Ganzen ein 
befferer Sinn und in ben Reſten Iandfländifcher Einrichtungen an vielen Stellen 
eine ernftere Lebensthätigleit. Der beutiche Landedelmann des 18. Jahrhunderts 
unterſchied fich noch immer von dem frunzöflichen bobereau in fehr mefentlichen 
Dingen, die zu feiner Ehre als befannte Dinge vorausgefeßt werden Tünnen. 
Trotz der zerfallenden Communalverfaſſungen erhielt fi) in Stadt und Land nod) 
immer ein nachbarlicher Zufammenhang, ein Sinn der Zufammengehörigleit und 
gemeinfchaftlicher Pflichten, welcher der nothivendigen Geftaltung des neueren 
Staats entgegenlam. Nach der Zufammenfaffung zu einem größeren wirklichen 
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Staatsweien fand in diefen Elementen das Königthum noch immer ben bereite 
Sinn den neuen Staat ernftlid zu dienen: in den zerbrödelnden ftändiihen Cie 
menten fand fich ein fehr tüchtiges Civil- und Militärbeamtenthum, —- eine Res: 
alter Namen, ebenfo untrennbar verflochten mit dem Ruhm unferes Zaterlartes 
wie der engliiche Adel. Allein diefe günftigen Verhältniffe, welche in Bremer 
ihren Höhepunft unter Friedrich dem Großen erreicht hatten, beruhten doch meir 
auf dem fchöpferifchen Gedanken der Perſon. Der große König glaubte fie burd 
dauernde Einrichtungen continuiren zu lönnen, wie dies and) Napoleon I. ipate: 
noch einmal ohne Erfolg verfudht hat. Grabe feit der Vereinigung zu einem wirl 
lihen Staatsleben in größerem Sty! trat nun der Widerfpruch der Stände ı- 
zwei Richtungen verfchärft hervor. 

1) Ein Drei⸗, Bier- oder Fünfhufenbefig ift überhaupt feine natürlidde Yan 
einer „Ariftofratie.” Das deutfche wie das engliſche Mittelalter in ſeinen gein 
den Lebensanfchauungen unterichied daher in bewußter Klarheit die Ritterihait 
als einen Mittelftand von dem wirklichen Adel. Indem nun aber ber regierent« 
reicheftändiiche Adel vom größten bis zum Heinften Grundherrn herab allmälıg :s 
fouveränen Stellungen heranwuchs, übertrug fid) der Anipruch auf füniglie 
Würden maflenhaft auf Grundherren, die nad) Befik und perjönlicher Stellung, re: 
hochanſehnlicher Adel, aber Teine Fürften find. Demjelben Gange folgt uraba: 
derlich der nächfiftehende Stand, und an den Heinen beutichen Fürftenhöfen wut: 
nun die Nitterfchaft durch gegenjeitige Anerfenntniffe zu einem „Adel“ berar- 
Für diefe regierende Klaffe entftand eine unabſehbare Reihe von Hoftiteln ur) 
Würden, deren ganzes Dafein ein eingebildetes ift; denn die Staategewalt far: 
nicht mehr Rechte und Würden vertheilen, als fie Pflichten, Leiftungen und Märkte 
in fi felbft trägt. Im Widerſpruch mit bdiefem ewigen Geſetz bes Staat⸗ 
ſchraubten fi aber Fürften und Xitterfchaften gegenfeitig in eine Stellung kr: 
auf, welcher der reale Boden und der Zuſammenhang mit den übrigen Schichten 
des Volkes fehlte. Die Ritterfchaften mußten aber bies Fürſtenthum mt aller 
Glanz und Pomp eines Königthums von Gottes Gnaden umgeben, um jelb ;: 
einem regierenden „Adel“ zu werden, und umgefehrt. Ebendamit waren and) beide 
Theile zu ihrer Selbfierhaltung auf zur Erhaltung des Kleinſtaatenthums ange 
wieſen. Selbſt der im alten Befl der Outer noch befindliche Theil der Witter 
Ihaft wurde dadurd zum bewußten oder inftinctiven Gegner der fortichreitender 
Staatsbildung, für welche diefe Ritterfchaft nichts weiter jein kann, ale der Daurt 
theil einer Gentry, die durch perfönliche Leiftungen und Steuern eine yolin‘s 
hervorragende Stellung erft zu erwerben hat. 

2) Diefer Wideripruch verboppelte fi nun aber dadurch, Daß der Abldi:t 
ber Standesbildung des deutſchen hohen und niederen Adels in eine Zert geiabes 
iwar, in welcher das Brivileginm bereits das Ueberwiegende, der reale Ver 
des Standes das Secundäre geworden war. Dies ziemlich pflichtenloie Het: 
erfivedt fi) daher auf die gefammte nichtbefizende Deſcendenz und vermehrt ba 
durch in jedem Menſchenalter die Zahl der eingebildeten ariftofratiichen Stekur 
gen in beunruhigenden Proportionen, Diejer Widerſpruch war e® am mein. 
der guch den deutichen Adel etwas fpäter in die ertremen Anſprüche hineintrieb. 
bei denen der franzöfifche im achtzehnten Jahrhundert angelangt war. Die Me 
nardhie Friedrichs des Großen hatte nur vorübergehend dur den Dienfßt ix 
Staates in großartigen Maßſtab diefen Sinn zu veredeln vermodt. Mit der 
Perjon des großen Herrſchers und mir den großartigen Leitungen in Krieg mt 
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Staatebienft, verſchwand das politiihe Clement wieder, und ber Wider- 
ſpruch wurde nun jchärfer als er vordem geweſen. Die Idee vermeintlicher alter 
Rechte verflocht fi nun mit neuen wirflihen und großen Verdienſten, die doch 
nur perjönliche waren. Die Güter vererbten ſich auf andere Berfonen wie die 
Berdienfte, und die mit jeder ©eneration wachſende Unmöglichkeit alle Söhne mit 
Gütern und Aemtern zu verforgen machte es ben Nichtprivilegirten allmälig Mar, 
daß ſich aus der Descendenz ehemaliger Rittergutsbeftper ebenſowenig ein politi« 
fcher Adel bilden und erhalten läßt wie durch bloße Adelsdiplome. Die unflaren 
Borftellungen, welche dennod eine Familienehre ale Bafis eines Standes fefthal- 
ten, verwideln fid) immer mehr. Es Laffen ſich darin Vorftellungen eines befiten- 
den und eines nicht befitenben Adels jcheiden, die aber vielfach in einander 
laufen. (1.) Da der reine Beamtenftaat bie wirkliche Regierung zulegt in einer 
kleinen Zahl höherer Aemter concentrirt, jo bleibt außerhalb verjelben für den 
großen Grundbeſitz (und fiir die reichen ſtädtiſchen Klaffen) die behagliche Stel- 
lung bes Privatmanns zurüd. Es mußte daher auch hier die Borftellung fort- 
fchreiten, daß das Weſen ber höheren Stände in dem Genufj beftehe, ohne perſön⸗ 
liche Pflichten für das Gemeinweſen, die ja durch bezahlte Beamte beforgt wer⸗ 
den. Das Weſen der erblichen Ariftolratie fand man dem entiprechenb in dem 
erblich geficherten Genuß (amilienfideicommiffen) und in den Reften des Lehns- 
wejens, die von den alten lebendigen Pflichten gänzlich getrennt, nun den Charal- 
ter von Bconomiihen Schutrechten annahmen. Jemehr mit dem Kortichritt bes 
Staats die ritterfchaftlichen Corporationen ihre ehemaligen ernfteren Geſchäfte ver- 
loren und den Charakter von Bconomifchen Privatvereinen annahmen, defto eifriger 
bemühte man fi) durd) Privilegien den Beſitz der Rittergüter auf folche Familien 
zu bejchränfen, die einft den Milttärdienft gethan hatten, und am ängftlichiten die- 
jenigen davon auszuſchließen, bie dem Staat die wirkliche Zwangskriegsopflicht jetzt 
leifieten. (2.) Da der privilegirte Stand fid) auf alle Söhne und Töchter fort- 
pflanzte, jo wuchien feine Bedürfniffe mit jedem Menfchenalter, und mit den Be- 
bürfniffen die Berforgungsaniprücde an den Staat. Cine Klaffe, die unmerklich 
von Öeneration zu Generation in die Bahn getrieben wird, Pflichten und Rechte 
zu verwechſeln, fommt conjequent auch dahin, aus ausichlieglichen Pflichten der 
Vergangenheit ausschließliche Rechtsaniprüche der Gegenwart zu bilden. Aus der 
alten ausschließlichen Pflicht zum Kriegsdienft entftand die Borftellung von einem 
ausſchließlichen Recht auf die befoldeten Offizierftellen, ans der ehemals ausichlieh- 
lichen Pflicht zum Lehnsgerichtedienft die Idee eines Rechts auf die Beſetzung ber 
Obergerichte u. |. w. 

Als nun im 19tem Jahrhundert viele der Schutrechte aufhörten, und zugleich 
die wirthſchaftliche Umbildung der erwerbenden Arbeit ſich auf den ländlichen Beſitz 
ausdehnte, jo verwidelte fich die erftere Richtung wieder mit einer neuen. Aus 
dem privatifirenden deutſchen Gentleman wurde ein rationeller, fleißiger 
Landwirth, der durch nerfiindige Benutung feiner Hillfsquellen nicht nur fein 
Bermögen wieder herzuftellen, ſondern auch für den ſtandesmäßigen Unterhalt jeiner 
Familie auf eine Generation hinaus zu forgen im Stande war. Da aber die 
Selbfländigfeit der Kreis- ımd Communalverwaltung noch immer als ein flaats- 
gefährlicher Eingriff in die „Monarchie betrachtet wurde, jo dauerte die privati- 
firende Stellung bes großen Grundbeſitzes fort. Es lag in diefer wie in der eng- 
liſchen middle classes Stellung feine Erinnerung daran, daß die Bedeutung der 
höheren Stände im Staat auf den höheren perfönlichen Leiftungen fiir das Gemein⸗ 
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wefen beruht (neben der felbftverftändlichen Steuerlaſt) Das Beftreben einer Nech 
ahmung des englifhen Adels hätte die perfönliche Dienſtpflicht um jo mehr ın 
den Bordergrund ftellen follen, als es ber deutiche Grundbeſitz in feinen Grunt. 
fteuerleiftungen niemals dem englifchen gleich tun kann. Statt deſſen hat die 
neue wirthichaftliche Thätigleit und Tüchtigkeit diefer Stände nur dem Erielg, 
daß jetzt „Erwerb und Genuß” der Grundgedanke der privatifitenden Gentm zu 
werben drohen. Der Materialismus der neuen Erwerbsgeſellſchaft verjchmilzt mıt 
der Borftelung von angebornen Reiten auf Macht und Genuß in einer Wene, 
die begierig zu verfälichten Staatslehren greift, welche in geſchmeidiger Weiſe vıe 
den Keinen Hofſtaatsweſen entfprungenen Anfprüche in „Staat und Kirche,“ ım 
Monardhie und Chriftentbum unterzubringen unternommen haben. Wit Kütlte 
ber periodiichen Prefje, die in der neueren Europlifchen Welt die gefellfchaftlicen 
Borftelungen fchichtenmweis organifirt, entfieht daraus eine ertreme ſociale 
Partei, die in ihrer Richtung und Heftigleit kaum einer andern als der commmı- 
niftifchen in Frankreich zu vergleichen if. Da im heutigen Staat mit feinen ım- 
endlich vervielfältigten, ernten Pflichten, perjönlichen Yeiftungen und Geldlaften ker 
Boden für eine ſolche regierende Klaffe ift, jo entitand mit der Abneigung gegen 
die heutige Gejellichaft und mit der firen Idee von ihrer chroniſchen Kraukheit. 
das Beftreben, fich feine Ideale in einer felbftgeichaffenen Vergangenheit zu ſuchen. 
deren wirklichen Zuſammenhang man nicht fannte, aus der man immer nur ge- 
ſellſchaftliche Bilder, Titel und Aenßerlichkeiten auffafte, nicht aber den wirl 
lichen Beruf der höheren Stände fir das Gemeinweſen; weshalb denn auM all 
Berfuche der Verwirklichung des romantischen Ideals zunächſt auf neue Ritteror- 
den und inhaltsloje ZTändeleien hinausfommen. In dem Bewußtjein, daß der- 
gleichen Anfprüche für jeden Andern unbegreiflich find, verwuchs bamit Die weitere 
Richtung, welche Staat und Ständeweien aus gefälihten Begriffen des Ehriker- 
thums mit Hülfe einer politifirenden Geiftlichleit umzugeftalten, und dem Unbegrer- 
lihen auf den Wege des Slaubens im Volke Eingang zu ſchaffen fndyt. Unter 
nehmen es dann diefe combinivten Richtungen fic) gar zur Conſequenz von „Staate 
ſyſtemen“ zufammen zu faſſen, fo gelangen fie jchließlich zu einer grundfäglichen 
Umkehrung von Staat und Gejellihaft, zu einer Verfehrung der Pflichten det 
KönigthHums umd ber obrigfeitlihen Gewalt, zu einer Verzerrung eines jeden pe- 
litiſchen und eines jeden fittlichen Begriffs. In dieſem letzten Stadium wird 
der Feudalismus zum Gemohnheitsfügner, für den es feine thatfächliche, feine 
rechtliche und feine fittliche Wahrheit mehr giebt. 

Wenn nun folche Richtungen des Geiftes fi dur Erziehung, durch bie fäg- 
liche Beichäftigung, durch die ftündliche Converſation an den Fürſtenhöfen ablegerr 
und inlarniven; wenn das Gegengewicht, weiches die Organifation der Etssit- 
pflichten in einem permanenten Staatslörper (Staatsrath) dagegen zu bilden befimmt 
ift, aufhört ; wenn von einer zufammenhängenden Beichäftigung mit dem Staat in dem 
high life nicht mehr die Rede ift, fondern die Staatsarbeit ſich in confidentielle Eimel 
vorträge, Beſchlußfaſſungen und Zagesbefehle auflöft, jo wird es begreiflid, wir 
ein Staat aud) mit den beften überfommenen Grundlagen, mit den größten Ire- 
ditionen feine Aufgaben nicht mehr zu erfüllen vermag. Diejenige Grfeliiheit. 
auf deren Steuer- und geiftiger Kraft das heutige Staateweſen vorzugeweiſe be 
ruht, ift an den Höfen unbelannt; der Staat in jeiner wirklichen Majeſtät, Etetig- 
feit und Gerechtigkeit ift durch keine Inftitution mehr vertreten. Wer fol dier 
die Forderungen des heutigen Staats zur Geltung bringen? 
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Ro das Königthum von einer politifchen Ariftofratie umgeben ift, zeigt fidh 
freilich das Gegentheil von diefen Erfeheinungen. Im der täglichen Arbeit eines 
engliſchen Oberhanfes mit feiner zufammenhängenden, den ganzen Staat von feiner 
rechtlichen, finanziellen, volkswirthſchaftlichen, militärifhen Seite zufammenfaffen- 
den Thätigfeit, durchdringt bie fo gebildete politifche Anfchauung anch die gefell- 
ihaftlihen Umgebungen des Hofes, und erfüllt fie mit den großen Geſichtspunkten 
des Staats. Noch einleuchtender wird dies, wenn man das tägliche Leben einer 
wirklichen Ariftolratie von den Heinften Berbältniffen des Doris hinauf bis zu 
der Gefepgebung eines Weltftaats verfolgt (Regifter v. Friedensrichter. Special 
Sessions. Quarter Sessions. Oberinftanz). Dan vergleiche damit da® vom 
Staat durchdrungene Leben der altrömifchen Ariftofratie und jeder wirklich ve- 
gierenden Klaffe in der Geſchichte: man wird nicht mehr zweifelhaft bleiben fün- 
nen, wo die Wurzel unferes Uebels liegt, und warum alle Erfahrungen ber ®e- 
ſchichte, alle Mahnungen der Zeit an dieſen Kreifen unverfanden vorübergehen. 

Wenn höfifche Vorftellungen vom Staat wirklich den Verſuch machen, fchöpfe- 
ri) an den Ausbau einer Berfaffung zu gehen, fo können fie nur fociale Rich- 
tungen einſchlagen, die vom Staat abfeits führen. So geichah es in Preußen, als 
nach Bejeitigung der Staatsmänner der Hegenerationgzeit ein Verſuch zur Bil« 
dung der Berbindungsglieder zwifchen Staat und Gemeinde wirklich gemacht 
wurde. Der richtige Gedanke, an die hiſtoriſchen Berhältniffe anzuknüpfen, ver- 
wirklichte ſich in pfeudohiftorifchen Inftitutionen, deren Urheber von den älteren 
Zuftänden nur Namen und Bilcherfenntniffe hatten, während fie von dem wirk⸗ 
lihen Zufanmmenhang des alten Staats mit der alten Gefellichaft gar feine, von 
ihrem heutigen Zufammenhang nur höfiſch⸗ſociale Vorftellungen mitbradhten. So 
entftand ein Syſtem von Kreis- und Provinzialfländen, welches an die Stelle 
einer Kreis- und Provinzialverwaltung nur eine faliche Gruppirung gefell- 
Ihaftliher Klaffen fett. Unter dem Namen von „Etänden” entftand hier eine 
Art von Boards, wie fie die neue englifche Gejellfchaft geichaffen hat; nur daß 
ihr Beruf noch dilrftiger, ihre Verwaltungsthätigfeit noch umbedentender ift, und 
dag fie nicht einmal den Boden der Steuerzahlung unter ihren Süßen haben. 
Faft ein Menſchenalter hindurch hat eine pensce immuable diefe Art der fländi- 
ihen Gliederung mit einer Konjequenz und Ausdauer durchgeführt, die genügt 
haben witrde, dem Preußifchen Staat feine dauernde Geftalt zu geben, wenn fie 
den wirklich Hiftoriichen Weg des Staats mit gleicher Ausdaner verfolgt hätte. 

Eine Staatsgewalt, die fo mit ihren pofitiven Schöpfungen in diefe Richtun- 
gen geräth, ift begreiflichermeile auch nicht im Stande das Borgefundene zu er- 
halten. Wenn irgend etwas noch die Verwunderung bes Außenftehenden zu er- 
vegen vermag, fo tft e8 umgelehrt die Macht der guten Gewohnheit und Tradition, 
vermöge deren die Finanzverivaltung, die Handels- und Gewerbegefegebung und 
manches Andere neben dem fogenannten „Militärſtaat“ im Ganzen auf dem rid)- 
tigen Wege blieb; daß felbft die Städteordnung von 1808 Feine weitergehenden 
Verflahungen in der Weife der Boards erfuhr; daß felbft der Grundſatz der 
allgemeinen Wehrpflicht aufrecht erhalten, wenn auch nicht mehr folgerichtig aus⸗ 
geführt wurde. Ja e8 wurde noch von zwei Königen mit Nachdruck die wirkliche 
Grundlage der fländiichen PVerhältniffe von ber militäriſchen Eeite — das Land⸗ 
wehrinftitut — aufrecht erhalten. Freilich entſprach diefer Königlichen Auffaffung 
des Grundſatzes immer weniger die Verwirklichung, auf welche ich zurückkomme. 
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Waährend die Verſchiedenheit der perfönlichen und Eteiterlaften die 
großen Schichten der Gefellfchaft ale Stände fcheidet, jo führt ihre in- 
einander greifende gewohnbeitsmäßige Xhätiglit im Commnnal⸗ 
weſen die gefellichaftlich gefchiedenen Klaffen wieder zu Communal- 
verbänden zufammen. Aus den gleihmäßig gegliederten Com- 
munen fügt ſich weiter da8 Parlament zufammen. Anfangs 
erfcheinen die Communae zwar nur als Anhang eined aus geiftlichen 
uno weltlichen Herren berufenen Reichsraths. Allmälig aber füllt ſich 
auch das Oberhaus mit Familien der Treisverwaltenden Gentry, und 
in diefer neueren Geftalt repräfentirt nun das Parlament die einigen 
Stände, — von der Seite der Steuer im Unterhaus, — von der 
Seite der perfönlichen Selbtthätigfeit im Oberhaus. Das Yneinander: 
wachſen beider Elemente bildet den einheitlichen Staat, als King ın 
Parliament, der nun auch die einft getrennte Kircdenverfaflung fid 
incorporirt hat. | 

1. Die Stellung des Unterhaufes entftand zunädft 
aus dem Grundfteuerfyftem Nachdem die Ablöjung der Xehn- 
dienste durc volles Aequivalent eine regelmäßigere Geſtalt gewonnen 
hatte, fanden fich durch weitere Verfchmelzung der scutagia, auxilia. 
tallagia auch Ritterfchaft und Städte zufammen. ‘Den wachſenden 
Anforderungen des Königs gegenüber fühlen ſich beide Gruppen zunädft 
dur das Steuerinterefje als Ganzes; unter Eduard ILI. haben ſich 
gentz de la commune zu einer Körperfchaft vereinigt. Unter ber: 
felben Regierung haben die commons ihre Beiträge zu den Subfidien 
und Fünfzehnteln auf Kreisverbände und Städte vertheilt, und damit 
die Steuerbafis des Unterhaufes gefunden. Die Gejegebung der Zu- 
dors hat den foliden Unterbau einer Kirchſpielsverfaſſung Hinzugefügt, 
welche auch die unteren Klaſſen zu Steuer und Selbftthätigfeit gewöhnt, 
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und der freißverwaltenden Gentry erweiterte Thätigfeit und Einfluß 
giebt. Im 17. Jahrhundert zeigt ſich nicht nur die Stärke dieſes 
Baues in der Widerftandsfraft nad) oben, fondern auch in der orga- 
nifirenden Triebkraft, die da8 Oberhaus immer vollftändiger mit den 
Spiten der freisverwaltenden Gentry, den Staat fortſchreitend durch 
den Organismus der Communae ausfüllt. 

Zunädft ift e8 die Eigenfhaft der Communae als Steuer- 
förper, welde die Geſtaltung des gewählten Unterhauſes beftimmt. 
Von diefer Seit aus war auch die unverhältnigmäßige Stimmzahl der 
Städte urfprünglich entftanden. Da aber nicht die einzelen Steuer- 
zahfer, fondern die zu Steuer: und Amtspflicht al8 Ganzes verbun- 
denen Communae vertreten werden, jo bifdet ſich da8 Wahlrecht aus 
der Geſtalt der alten Kreisverfammlung für die bürgerlichen Gejchäfte ; 
die Wahlverfammiung erfcheint alfo als County Court, in welchem 
die herfümmlichen Gerichtemänner (legales homines) nad) der jegigen 
Seftalt des Gerichtsdienftes mit gleichem Stimmrecht betheifigt find. 
In den Städten gleicht fich die Ueberzahl der Stimmen durd einge 
Berlürzung des Stimmrechts in einem entfprechenden Geſammtverhältniß 
aus. Die intenfive Kraft diefer Wahlkörper beruht auf ihrer gleichen 
Grundlage durch das ganze Land. Es find die resident househol- 
ders paying scot bearing lot in Land und Stadt, die mit dem 
Steuerrecht auch ein gleiches Familien- und Vermögensrecht und ftufen- 
weis vertheilte perjünliche Laſten zu vertreten haben, und die fich eben 
dadurch als Bertreter des Gefammtvolfs fühlen. Die Stellung der 
Gentry zu den Mittelftänden regelt ſich durch die offene Stimmge- 
bung, die in dem lebendigen Communalverband durch den berechtigten 
Einfluß der obrigkeitlichen Stellung die fcheinbare Ungfeichheti von Recht 
und Leiftung überreichlich ausgleicht. 

UI. Das Oberhaus entftand zunädft aus dem Syftem 
der perfönlichen Reiftungen im Staat. Als Vertretung der- 
ſelben Hatten zuerft die Plantagenet® Notablen:Berfammlungen aus 
Prälaten und Seigneurs in ziemlich ſchwankender Abgrenzung berufen. 
Seit Eduard I. Schließen ſich diefe größeren Berfammlungen an die 
ftehende Neichöregierung, the Permanent Council an, und bilden 
nun mit demfelben in periodischen Plertarverfammlungen da8 Magnum 
Consilium, die äftere aus Beſitz und Amtswürde gemifchte Geftalt 
des Oberhaufes. Diefe Körperfchaft gewinnt fchon etwas früher ale 
die Commoners da8 Bewußtfein der Einheit als höchſte Körperfchaft 
des Reichs. Unter dem Haufe Lancafter wird die größere Zahl der: 
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felben erblich von Vater auf Sohn berufen, unter ben Tudors die Erb⸗ 
lichkeit als Regel anerkannt. 

In diefer mittelalterlichen Geftalt ift freilich) der fociale Abitand 
zwifchen Ober: und Unterhaus nocd viel bedeutender, da die Seigneurs 
und Prälaten, außer ihrer hochherporragenden Stellung in Heer und 
Kirche, großentheil® auch noch Beſitzer großer Gütercomplere (Her: 
ſchaften) find, die zugleich auch noch eine fchwerwiegende Steuergruppe 
für fich bilden. Seit der Periode der Tudors ift diefer grundherrliche 
Befit auf kirchlicher wie auf weltlicher Seite fehr bedeutend geichmälert, 
und fo von der focialen Seite aus ihr Gewicht, durch die Reforma 
tion ihre Selbftändigfeit, durch die Parteikämpfe ihr Charakter erſchüt⸗ 
tert. Allein in derjelben Zeit treibt die Pärie auch neue Wurzeln aus 
dem Communalleben, in welchem jet das Friedensrichteramt nad allın 
Richtungen hin erweitert wird, und an die Stelle der gänzlich verfal: 
fenen Verfaſſung der Lehnsmilizen tritt. Mit dem wachſenden Wohl 
ftand treten aus der landed gentry neue Familien hervor, die jest 
in Befig und perfönlicher Thätigkeit, wie in befeftigtem Anjehen der 
vorhandenen Pärte gleichartig erfcheinen. Es beginnt nun fchrittweis 
jene Ausfüllung des Oberhaufes in feiner neueren Geftalt, in der von 
der Seigneurie, dem mittelalterlidhen Herrenftande, nur no ein Paar 
nominelle Reſte übrig find. 

Das Oberhaus ift alfo in feinem Entftehen ein erweiterter Staat: 
rath, in feiner Fortbildung eine permanente, daher in jeder Generation 
neu ergänzte Vertretung der Klaffen, welche gewohnheitsmäßig 
das obrigfeitlihe Amt in Polizei, Miliz und Kirche verwalten. 
An diefem Grundprinzip Tiegt auch feine Nechtscontinuität mit dem 
Magnum Consilium des Mittelalterd, und die lebendige Kraft der 
Regeneration durch frifche Kräfte in jedem Menſchenalter; jpäter faft 
in jedem Fahr. Das innere Leben der Commune hat diefe Pärie ge: 
ſchaffen und erhalten. Wie man fi in täglicher Erfahrung überzeugen 
mußte, daß Communalverband und Commumaffreiheit feinen Halt ba 
ben ohne die urmittelbarfte Betheiligung der höheren Stände, wie man 
in jedem Kreisverband einen feſten Beitand alter Familien als Mittel- 
punkt des Selfgovernment kannte und anerfannte: fo mußte ſich aud 
im Mittelpunkt des Staates die‘ Vorftellung erhalten, daß die Selbft- 
regierung des gefammten britifchen Volks ſich in derjelben Weile zu- 
fammenfaffen müſſe, daß fie in einer dauernden Stellung hervorragen⸗ 
der Männer derfelben Art auf einer höheren Stufe ihren feften Kern 
finde. Diefe Anfhauung mußte fich befeftigen, je mehr der ſchneue 
Wechjel der Barteiminifter den Charakter des bloßen Beamtenthume 
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gefährdete, und einen dauernden Halt für die gefammte Rechts⸗ und 
Verwaltungsordnung des Reichs bedingte. Die durch die Reformation 
unterbrochene Selbjtändigfeit und Würde war ja erft in den Reichsrath 
zurüdgelehrt, nachdem die Eigenfchaften des großen Befigers und Mkeift- 
bejteuerten mit denen des gejchäftsfundigen Beamten nach der neueren 
Verwaltungsweife wieder zujammengefchmolzen waren, nachdem die Pä- 
rie durch zahlreiche Ernennungen aus der freisverwaltenden Gentry 
ih confolidirt Hatte. Mean wird von diefer Seite aus die maffen- 
haften Pärsernennungen wohl begreifen. 

Die Pärie in diefer Geftalt repräfentirt den Anfpruch der den 
Staat verwaltenden Klaffen auf eine von der wechjelnden Wahl der 
Steuerzahler unabhängige Stellung (influence) in der höchften Staats⸗ 
gewalt, — entfprechend der nothwendigen Stetigleit der Gerichts⸗, 
Bolizei- und Milizverwaltung, — fowie der Stetigfeit der Kirche, in 
der die Prälaten formell die alte Stellung behalten, jedod in ftark« 
verminderter Stimmzahl jeit der Reformation. Die rechte Vertheilung 
der Stantslaften führt von felbft dahin, den höheren Ständen im 
täglichen Gerichts-, Polizei- und Milizdienft klar zu machen, daß hier 
nur das Ernennungsprinzip gelten fann, daB unfere zufammens 
gefegten Staatsförper nur Monardien fein können, mit feiten Ver» 
waltungsreht und feſten Amtsorganismus. Der heutige Beſtand 
von etwa 400 englifchen Pairs (abgejehen von den fchottifchen und 
irischen Elementen) bildete fich durch 1200 Ernennungen und Erhöhun- 
gen feit Ablauf des Mittelalters, durch welche der König hervorragende 
Samilienhäupter der gentry berief, um in der Regierung des Staats 
das zu fein was die gentry in ber Kreisverwaltung ift, — nicht eine 
Nepräfentation des privatifirenden gentleman, der neben dem gefelligen 
Vergnügen und täglichen Erwerb zuweilen eine Stunde dem Staat 
(d. 5. der Zeitung) widmet, fondern der Klaſſe, welche die Amtsge⸗ 
Ichäfte unferer Regierungen, Landräthe und Kreiögerichte wirklich ver- 
fieht, — nicht eine Repräjentation mittelalterliher Grundherrſchaften 
(welche in England gar nicht mehr vorhanden find), fondern eine 
ftehende Repräfentation der heutigen regierenden Klaffe, weldje der 
königlichen Prärogative (Staatsverwaltung) die Feſtigkeit und Perpe- 
tuität giebt, die zur Aufrewrerhaltung der Gerichtöverfaflung und der 
Stetigleit des Amtsorganismus nöthig. Das in der Bevölkerung 
herrfchende Gefühl, und die bei den Staatsmännern herrſchende Ein- 
ficht ftimmen darin überein, daß ohne diefen erblichen Rath der Krone 
weder die parlamentarifche Gefeßgebung noch die Bildung der Partei- 
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minifterien unter iüberwiegender Rücdficht auf die Majorität des Un- 
terhaufes in England möglidy wäre. 

III. Die harmoniſche Zufammenfhmelzung biefer po 
litifhen und geſellſchaftlichen Machtelemente zum King 
ın Parliament ergab fi alfo aus der Einheit der Rechtsgrund⸗ 
lagen von unten herauf. Das gleiche Privatrecht, die gleiche Grund⸗ 
ftener, die gleichartige Amtspflicht verbindet die gejellfchaftlich ungleichen 
Klaffen zur communitas, In jeder communitas aber find bereite 
die Elemente vorhanden, welche, concentrirt im Parlament, ein Ober: 
und Unterhaus bilden. Die Quarter Sessions (ergänzt burd bie 
Rirchenverfaffung) find das Oberhans in jedem Kreisverband. Das 
ftufenweife Sneinandergreifen von Steuer und Amtslaft, die feſten 
Elemente durch Tönigliche Ernennung aus der gentry, und die beweg— 
lichen mit den zeitigen Intereſſen verflochtenen Elemente aus Commu- 
nalwahlen, tehren eine Stufe höher gerüdt in Ober- und Unterhaus 
wieder. Die perſönliche und die Steuerjeite des öffentlichen Lebene, 
die Stetigfeit der Rechtsordnung und die Beweglichkeit der SYnterefien 
verfchmelzen im Einzelen wie im Ganzen durch Aneinandergewöhnung 
in der Arbeit bes Gemeinmwefens zu feften fich felbft regierenden Kör⸗ 
pern. Denn die Parlamentsverfaffung verbindet eben die Elemente, 
die fich durch die Verfchiebung der Staatslaften auf dem Kontinent 
gefchieden Haben: die Intelligenz, Gefchäftstüchtigkeit und Thätigkeit 
des Beamtenthums mit der Unabhängigkeit des nicht auf Sold und 
Gunſt geftellten Befiges. Sie erzeugt die Charafterbildung derfelben, 
und die auf diefer Vereinigung von Staat und Gefellfchaft beruhenden 
harmonijchen Ständeverbältniffe. 

Dies Zufammenwadfen ift das viel verfannte naturwüd> 
fige Element der englifchen Verfaffung, die mühlam erworbene 
ruht der Tüchtigkeit vieler Generationen, der harmonische Schluf 
biutiger Kämpfe und langer unverfühnbar feheinender Diffonanzen. Die 
Berhältniffe find in der Wirklichkeit weniger künſtlich und verwiddt 
als fie für die wiffenfchaftliche Darftellung erfcheinen; dern wenn bie 
Commune durch die rechte Vertheilung der Laften die rechte Grund⸗ 
lage gewonnen, trägt fie fich gewiffermaßen felbft, und bildet fich weiter. 

Auf diefem communalen Organismus beruht dann auch die nad 
berben Erfahrungen wieder gewonnene und fiegreich behauptete perjön- 
liche Zreiheit des Individuum, die Verwirklihung der Grundredie. 
Die geficherte Rechtsftellung des Einzelen ift kein durch bloße finnreiche 
Amtseinrihtängen, durh „Trennung von Juſtiz und Verwaltung,“ 
durchVerantwortlichkeit der Minifter und Beamten zu gewinnenber Breis, 
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fondern ein mühfam erworbene Gut, ein durch viele hundert Gefege, 
— bie „Einhegung“ der Polizeigewalt durch Gerichte und Kreisverbände, 
mühſam confolidirtes Recht. Die dabei empirifch gefundene Abgren- 
zung des Berwaltungsrehts im Einzelen beftimmt auch feine Stellung 
im Ganzen. Sie läßt den zeitigen Miniftern der Krone die nöthige 
Beweglichkeit und Kraft, mo es auf die Machtentfaltung bes Staats 
anfommt: während andererfeitd der mögliche Mißbrauch der Gewalt in 
der Selbftändigleit der Communae als Polizeis, Gerichts- und Steuer- 
körper, in der daraus  hervorgehenden Stellung des Linterhaufes und 
in dem Oberhaus als Spite der Gerichtsverfaflung das Gegengewicht 
findet. Erſt daraus geht jenes Gleichgewicht hervor, welches den Ein- 
zelen in Gehorfam dem Staatswillen unterwirft, und doc die noth- 
wendige Achtung der Staatsgewalt vor dem Rechtskreiſe des Einzelen 
erzwingt, — der archimedifche Punkt der Verfaffungen des Continents. 

Die politifchen Vorftellungen der Nation beftimmten ſich bis zum 
letzten Menfchenalter durch die tägliche Anfchaunng diefer Verhäftniffe. 
Aus dem Berhältnig des communalen und parlamentarifchen Lebens 
zur nothwendigen Einheit des Staatswillens, aus der Stellung der 
regierenden Klaffe nach oben umd nad) unten, mußten die zwei Grund⸗ 
betrachtungen vom Staat hervorgehen, die unter dem Namen der Whigs 
und Tories weltgefchichtlich geworden find. Sie beruhen auf ftaat®- 
rehtlihen Marimen, mit denen fich gefellichaftliche Intereſſen ver- 
flechten, in denen aber das Stantsrechtliche in dem Maße reiner her- 
vortritt als politifche und gejelffchaftliche Macht fich decken. 

Das Ebenmaß diefer Verfaffung ift in der That ein fchö- 
nes ermuthigendes Bild von der Mlöglichkeit durch die innere Stärle 
des Staatsorganismus die gejchiedenen Klaffen der Geſellſchaft zur 
felbftthätigen Einheit zu verbinden, und dadurd ein Maß focialer, per- 
fönlicher und pofitifcher Freiheit zu erreichen, wie es in diefer Weije 
von feiner anderen Staatsverfafjung der Welt erlangt iſt. Es iſt die 
reife Frucht der langen Gefchichte eines edlen Volks. Nach den tiefen 
Erfchütterungen, welche zwei Revolutionen für das bürgerliche und 
fittliche Leben des Volkes zurücdlaffen mußten, hat fich durch das In⸗ 
einandergreifen der Verfaffungselemente und viele günftige Umftände 
der gleiche Pulsſchlag des Staatslebens in der zweiten Hälfte des 18. 
Jahrhunderts wieberhergeftellt. Die 59jährige Regierung Georg’s III. 
zeigt uns das Bild einer fich felbft regierenden Gefeltfchaft, wie es 
ohne DBeifpiel ift in der Gefchichte der europäifchen Großftanten. Es 
war trog der Parlamentsfämpfe eine Zeit der inneren Harmonie, 
welche Blackstone und de Lolme zu ihren begeifterten ‘Darftellungen 
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ermutbigte, in denen zwar eine klare Einficht in die Weiſe der Entite: 
hung und in den Zuſammenhang mit der Gefellfchaft fehlt, wohl aber 
das richtige Gefühl eines fchönen Ebenmaßes des Ganzen und ber cn- 
zelen Glieder feinen Ausbrud gefunden bat. 

Immer jedoch war und blieb dies Ebenmaß eine zum Theil fünt- 
lihe Schöpfung, beruhend auf einer einzig hervorragenden Stellung der 
Gentry, ihrer beherrichenden Macht in der Kreisverwaltung und in 
den Barlamentswahlen, auf einer Zurücddrängung der Städte, auf cine 
feft beijchränkten Gewalt der Minifter, auf dem feftgeregelten Bang der 
Kreisverwaltung, die im 18. Jahrhundert keine bedeutende neue Auf⸗ 
gabe zur Idfen hatte. 

Eben biefe Unterlagen find aber im 19. Jahrhundert veränder 
durch eine in der Gefchichte der Menfchheit beifpiellofe Lmgeftaltung 
der erwerbenden Arbeit. Der dabei anzulegende Maßftab Tann nur 
der fein: in weldem Maße Hat diefe Verfaſſung die Brobe 
beftanden, verglichen mit dem Einfluß der neuen Gejelt: 
haft auf die Staatsverfafjungen des Continents? Ti 
dabei hervorgetretenen Widerfprüche find ſchon im Eingang unferr 
Darftellung des heutigen Communalweſens ($ 10) und im Berlauf 
bervorgehoben. Die Noth der neuen Gefellichaft bedingte eine weit: 
greifende pofitive Staatsthätigkeit, die in der maflenhaften jocialen 
Geſetzgebung des letzten Menfchenalters ihre Befriedigung fand; bei der 
man aber den alten verfaffungsmäßigen Weg verließ, welcher ſolche 
neue Leiftungen zu perfönlihen Pflichten der Commune made. 
Andererfeit war die Vertheilung der Staatslaften verfchoben. Aud 
diefer Forderung wurde man gerecht durch die NReformbill, durch dee 
Ertheilung neuer Wahlrechte in dem entjprechenden Maß; man verlieh 
dabei aber den alten verfaffungsmäßigen Weg, der die Dienftpflict 
mit der Steuerpflicht verbindet; ja man ließ die perſönlichen Pflichten 
in den unteren Kreiſen des Communallebens, ftatt fie zu reformiren 
und erweitern, fogar grundfäglich verfallen. 

Aus diefem in zwiefacher Richtung fehlerhaften, dem Grundcharaf- 
ter der englifchen Verfaffung widerfprechenden Gange folgt eine Ericdät- 
terung ihrer Grundlagen im 19. Jahrhundert. Wie das Parlament 
Georg's III. der treue Ausdrud des alten Selfgovernment war, je 
find die Parlamente der Königin Victoria ein Ausdrud der Eimwir: 
fung des neuen. Wie das Mittelalter nach fihon erlangten Grund: 
lagen einer verfaffungsmäßigen Freiheit mit fchroffen Dieharmonien 
ichließt, fo verläuft das 19. Jahrhundert auf der Höhe der „Civilie- 
tion“ in Beforgniß erregendem Zwiefpalt und Mißklang. 
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Es ift ein tief menfchlicher Zug, melden die Geſellſchaft in den Staat 
überträgt, daß Jedermann lieber bie Früchte als bie Arbeit des öffentlichen 
Lebens mag; daß in zufammengefetten Gefellichaftsorbnungen aus den täglichen 
Anſchauungen von: Nittergut, vom Bauergut, vom Comtoir, von der Werkflatt, 
von der Gelehrtenftube aus, der Sinu für die öffentlichen Pflichten ſich nicht 
von felbft findet; daß wo der ftarle Communalverband fehlt, aud die politi- 
ſchen Vorſtellungen fid) nur aus dem gejellfchaftlichen Leben der Menſchen bilden 
können. Es war daher unvermeidlich, daß in der herrichenden Auffaflung des 
Continents alle Elemente der engliichen Verfaſſung fi) verfhoben. Man jah 
in der englifhen Pärie eine Erbihaft des Feudaladels; während fie eine 
Erwerbichaft der kreisverwaltenden gentry if. Dan ſah im House of Com- 
moners eine Nepräjentation gefellichaftlicher Gruppen, wie fie im täglichen 
Erwerb und Genuß zuſammenleben; während es eine Repräfentation ber 
communae ift, der im Kreisverband zu Communaldienſt und Steuerlaft ver- 
bundenen Klaffen. Man fah in dem Ganzen ein fünftliches Gfeichgewicht der 
Gewalten; während es ein natirliches Gfeichgewicht von Rechten und Pflichten 
ft. Unter dem Namen einer Berfafjung erwartete man von ber „Weisheit 
des Geſetzgebers“ eine folche Bertheilung der Gewalten, in welcher Jedermann 
mehr Rechte finden wirde als bisher, ohne neue Pflichten zu übernehmen. 

In dem Jahrhunderte ausfüllenden Bildungsprozeh des deutſchen Staates 
waren bie großen Aufgaben des Gemeinweſens auf anderen Wegen gelöfl. 
Deutihland fuchte die Freiheit zuerft auf dem geiftigen, allgemein menſchlichen 
Gebiete zu begründen. Die politifche Freiheit mußte zurücdtreten, da der Zerfall 
des Feudalweſens die alten daranf bafirten Reichs⸗ und Landftände innerlich ge- 
brodhen hatte. Auch die fociale Freiheit wurde durch die Triimmer bes Feuda⸗ 
lismus in ihrer Entwidelung gehemmt, umd fand ihren Schuß erft wieder in 
einem weiterblidenden, aufgeflärten Abfolutismus. Etwas beffer erhielt ſich die 
perjönliche Freiheit, die in der deutichen Gerichtsverfaffung einen verhältnigmäßig 
jelten verletten Schuß der Berfon und des Vermögens fand. 

Das alte deutſche Reich Hatte fich in eine Reihe felbftändiger Körper aufge- 
för, die nur in Folge einer gleichmäßigen Organifation für den Staat wieder 
zu politiicher Einheit gelangen konnten. Die lebendigen Elemente des neueren 
Staates, in Militär-, Finanz, Gerichte», PBolizei-, Kirchenhoheit waren in den 
größeren Territorien vorhanden, und naturgemäß mußte die Leitung dem zufallen, 
der in entichiedenfier Weife die Bruchſtücke des zerfallenden Reichskörpers zu kraft⸗ 
voller Einheit wieder zu verbinden wußte. Es war das Verdienſt des großen 
Kurfürften, Friedrich Wilhelms I. und Friedrichs II., wenn dem preußiſchen 
Staate darin der Preis zufiel, wenn im Militär-, Finanz und Gerichtsweſen, in 
den rechten Mitteln der Erweckung, Sammlung und Benutzung der Volkskräfte 
hier Muftergültiges geleiftet wurde. Der alten Gejellihaftsordnung gegenüber 
erfolgte dieje Umgeftaltung als eine jchonende, erperimentale Umbildung, welche be- 
reits ins Stoden gerathen war, als die Noth von 1806 die Staatsgewalt zu neuer 
Thätigleit im größten Mafftabe anfpornte, und zu dem Zweck den alten ſchwer⸗ 
fälligen Berwaltungs-Rörper durch einen beweglichen Minifterrath erſetzte, der fehr 
geeignet zu fchneller adminiftrativer Durchführung der Heformen, doch völlig un- 
geeignet war das neue Staatsſyſtem gegen eine rlidläufige Bewegung zu jchügen. 

Wiederholt ift bereits auf jenen Stillftand des preußifchen Staats zurückge⸗ 
wiefen, wie die ftehende Armee fich allmälig der Ausbildung der waflenfühigen 
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Mannichaft nicht mehr gewachfen zeigte; wie die Civilverwaltung in eine formete 
mechaniſche Thätigkeit zuriidfiel; wie flatt einer fefbfithätigen Kreis- mb 
Gemeinde -Bermwaltung ein ftaatewidriger Aufbau von Kreis- und Proau- 
zialftänden beinahe zum Abſchluß gebradht wurde. Bon allen Rüchſchritten ifi aber 
leiner bedeutungsvoller fiir die Untergrabung der jchon gewonnenen Grundlage, 
als die fchrittweife Zerfiörung der Landwehr, die eben deshalb für dice 
Stelle vorbehalten if. Wie in dem ganzen Bildungsgang der englifchen &er- 
faffung, jo war in noch erhöhten Maße auf dem Kontinent die @eftaltung der 
bewaffneten Macht das in erfter Linie Entfcheidende für das neue Berbältn 
der Stände. Hier war die Grundlage der Wieberverbindung von Pefiß und 
obrigteitlihen Amt, ar welche fi) dann Bolizeiverwaltung und Gefchworuendieri 
nach deutichen Berhältnifien in zweiter Linie anreihten. 

Bon dem Bedürfniß des Staats aus betrachtet war die allgemeine Wehrpflicht 
und Landwehr die einzige Weife mit einfacher Finanzkraft eine verdoppelte Bin: 
tärkraft herzuftellen. Ebenſo unabänderlich war aber damit die Grundlage neuer 
ftändifcher Verhältniffe gegeben, wie in den alten Lehnsmilizen und den fpäteren 
Milizververfaffungen Englands. Hier war der entiheidende Punkt, an weldem 
die Staatsregierung nad) der ruhmvollen Regeneration des Staats ihren Dank für 
das Boll, ihren Geiſt und ihre Grundrichtung zu dofumentiren hatte. 
Die fortichreitende Ausbildung diefes eigentlich deutichen Selfgovernment fonnte 
allein gefunde Anfchauungen und Berhältniffe der Stände wieder herſtellen. Zie 
war da8 dauernd wirkſame Gegengewicht gegen die höfiſchen, feudaliftiichen und 
bureaukratiſchen Anfhauungen von Amt ımd Stand, — eben deshalb aber auch 
Gegenftand einer beiunften oder inftinctiven Feindfchaft, welche unter "der Regie- 
rung Friedrich Wilhelms III. und IV. durch wiederholtes perjönliches Eintreten 
des Königs äußerlich och zurlidigehalten wurde, doch ohne eine innere Zerſetzung 
zu verhindern. 

Das Dffiziercorps der Landwehr ergab fi durch eine forgfältige Ser⸗ 
wendung ber nutbaren Elemente aus der heutigen Geſellſchaft. Der grete 
Grundbefiß, welcher getvohnheitsmäßig die Güter felbft bewirtbichaftet und die fr 
hende Armee jett nur als Durchgangsftufe anfieht, konnte als Launbwehrsfigie: 
einen guten Theil feiner Kräfte fortwährend ben Staate widmen, und durch 
gewohnheitsmäßige Tüchtigkeit umd fein Verhältniß zur Landbevöllerung zus 
erfte Element eines Randwehroffiziercorps bilden. Die Beförderung folder Männer 
in die Höheren Stellen der Landwehr hatte für den Staat mehr als eine Bedeutung. 
Es war dies die natürliche Ehrenftellung des großen Grimbdbefites, an welche ſich 
feine weitere Betheiligung an der Kreisverwaltung am leichteften anfchloß, in welder 
die höheren Klaffen iiberhaupt richtigere Borftellungen von ihrem Beruf wieders- 
finden vermodhten. Durch diefe Ehrenfiellung war der Sporn gefunden, um and 
in der veränderten Landwirthichaft die alte Liebe und ZTüchtigleit zum mili- 
tärifchen Beruf in diefen Klaffen zu erhalten, um die alte Gentry des Yandes 
nicht in die weichliche Genußſucht und Charakterlofigleit des ancien r&gime wer- 
follen zu laſſen. Die Mehrzahl der ftudirten Klaffen und ſtädtiſchen Souoratiszer 
wird zwar in Friedenszeiten ftets mit Rückſicht auf ihren Lebensberuf früßgeitig uud m 
der Stellung des Subalternoffiziers aus der Landwehr zurücktreten: unter Wahrung der 
Ehrenrechte der Landwehr würde ſich aber ganz fiher auch heute noch fopiel Eirer 
und Spezialberuf entwidelt haben, um einzele vorziiglicde Offiziere, ſelbſt Iber- 
offiziere zu gewinnen. Jeder wirkliche Krieg zeigt, daß bie innere Neigung, ber 
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angeborene Beruf auch hier das Enticheidende if, welche aufzufuchen und zu bes 
nugen für den Staat viel wichtiger ift, als die bloß gejellichaftliche Tournüre. 
Rimmt man noch hinzu, daß die Stellung eines Dffiziers „auf Galbjolb“ mit den 
Standesverhältniffen der Landwehr wohl vereinbar tft, fo ergab ſich auch die für 
viele Landeſtheile nothwendige Ergänzung in den höchften, mittleren und vielfach 
auch in den niederen Stellen der Landwehr, und zugleich die Erhaltung einer großen 
Zahl werthvoller Kräfte, die jet durch maſſenhafte Benfionirungen in dem Of- 
fijiercorp® nutzlos verloren gehen. Das gewohnheitsmäßige Zufammen- 
leben von Offizieren und Mannſchaften, das Band der perfünlichen Autorität 
und Belanntichaft im bürgerlichen Leben, ift der allein mögliche Erjat der Land⸗ 
wehr für das perjönliche Zuſammenleben der ftehenden Armee. Nur dadurch er- 
hält die Landwehr die Offiziere die fie zu behandeln verfiehen, weil fie flandes- 
und gemohnheitsmäßig zu ihr gehören. Es werden dann auch häufigere Uebun- 
gen möglich, weil ein folches Offi iercorps bie Localbedürfniffe und Gewohnheiten 
fennt, durch freundliches Entgegenlommen, Intelligenz und Xiberalität feine Leute 
zu geroinnen weiß. Daß eine foldhe Landwehr, beftehend aus vollftändig gelibten 
Mannfchaften, aus einem gedienten Offiziercorps, welches nad) Stand und Lebens. 
beruf zu diefen Mannſchaften dauernd gehört, getragen von dem gewohnheits- 
mäßigen Eifer aller Klaffen fiir den SHeeresdienft, getragen von dem Sporn der 
Ehre und von dem Bewußtſein, daß diefe Ehre der des bejoldeten Beamtenthums 
ebenbitrtig if, — den Anforderungen einer zweiten Armee nicht genügen jollte, 
ift ſicherlich nur ein Vorurtheil der militärifhen Bitreaufratie. So groß heute 
die Weberlegenheit von Kriegstunft und Kriegszucht über periönfiche Hingebung 
und bloßen Opfermuth ift, fo ift doch der Werth beider, wo fie zufammenfichen, 
noch heute unvermindert. Dieje Wehrverfaflung . hat fi) in der unvolltommen- 
ten, ertemporirten Ausführung bewährt in der größten Zeit unſeres Staats, fie 
hat eben deshalb die Gewöhnung, die Neigung und das Vertrauen des Bolts für 
fi, welche durch die Berufung auf die rein militärijchen Autoritäten der Gegen- 
wart ſchwer zu erfchlittern fein werden. 

Es bedurfte aber einer gefetlichen Regelung des Landwehrdienſtes ſchon zur 
Ausbildung der Ablömmlichkeitstlaffen, ohne welde fein Milizſyſtem be- 
ſtehen Tann, ohne welche es durch willfürliches Eingreifen in die bürgerlichen Ver⸗ 
hältniffe unpopulär gemacht wird. Es bedurfte, wenn jene unfruchtbare Zeit ein- 
mal feine organifchen Geſetze mehr zu Stande bringen konnte, wenigſtens einer 
oberften Verwaltung, welche geeignet war die nothivendigen Rüdfichten auf das 
bürgerliche. Leben, die Rechts⸗ und Standesverhältniffe der Landwehr ficher zu 
Rellen gegen feudale und bireaufratifche Borftellungen. Die Landwehr ift eine 
zweite Armee auf der Grundlage des Ehrendienftes; eben deshalb kann fie kein 
blioßer Anhang des fiehenden büreaukratiſch organifirten Heeres fein oder werben. 
Die allgemeine Wehrpflicht legte dem großen Grundbeſitz, ben ftudirten Klaſſen, 
den ftädtiichen Honorationen, der ganzen Mafje der Mittelflände eine Zwangs- 
pflicht auf, welche neu, welche früher und anderswo unbelannt war und ift. Es 
bedarf daher einer Aufrechterhaltung der dieſen Pflichten entſprechenden 
Rechte, nach den Grundfägen des wirklichen Standesrechts. Dieſe Rechte find: 
die Beförderung zum Offizier, die Weiterbeförderung innerhalb der Offiziergrade 
nach dem Urtheil der Vorgeſetzten der eigenen Waffe, das Recht der Landwehr 
von ihren eigenen Offizieren commandirt zu werden, — bie älteſte Pärie in 
Deutſchland, und unzertrennbar von jedem Wehrſyſtem. Es ift unvereinbar mit 
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diefem Necht, wenn Offiziere eines anderen Heereskörpers ber dazu beftiunnt ii 
junge ungeübte Rekruten zu Soldaten auszubilden, heriübertreten, um auögekü- 
dete Soldaten, gereifte Männer, Perfonen höherer Stände die um der Ehre willen 
bienen, in den gewohnten Formen der ftehenden Armee zu fommanbiren. Die 
Berfahren hat denfelben Erfolg wie das neue Selfgoverument in England. Du 
höheren und Mittelftände ziehen fich zurüd; denn Niemand kann mit Freuden 
Dffizier oder linteroffizier in folder Stellung werben nnd bleiben, länger diene 
als er muß, mehr thun als er muß. Trotz aller guten Gewohnheiten tritt «2 
die Stelle des Eifers und der Liebe zum Beruf ftiller Widerwille und Rerdroi- 
fenheit ; denn nirgends erträgt fich eine Berlebung der Standesredyte ſchwerer ale 
im Militärdienft. Es ift daher aus inneren Gründen nothivendig, dab menn cine 
Landwehr Yahrzehende hindurch nur nad) den gejellichaftlichen Vorftellungen der 
ftehenden Armee verwaltet wird, zuletzt die Offiziere und bie Llntereffiziere ich 
len; und damit das was die Landwehr zur Landwehr macht. 

Grade die Doppeljeitigleit des Inſtituts machte die fefte geordrete 
Berwaltung durch einenStaatsrath für die Landwehr nod) dringender zäthız 
als flir jeden anderen Theil umferes Staatsorganiemus. Wäre es wirklich ummöglıd 
dem hohen Eivilbeamtentyum das Berftindniß der militäriichen Iutereflen zu geber. 
fo war e8 um fo nothiwendiger in dem hohen Militär das Verſtäudniß der Stanpeewe- 
häftniffe, der rechtlichen und der Finanzjeite des Heeres lebeudig zu erhalten, nu» Liz 
Bereinigung des Feldherrn und Staatsmannes fortdauernd zu erhaften durch die 3u- 
ftitwtionen des Friedens. Mochte bie Militärabtheilung des Staateratks glad- 
mäßig aus höchſten Offizieren der Armee, der Landiwehr und hohen der Beriaffumg 
und der Berwaltung des Landes kundigen Beamten, oder auch andere zuſammer 
geſetzt fein: jedenfall® bedurfte £8 eines permanenten Staateraths im Gegen: 
ſatz einer Cabinetsregierung, um die permanente Rüdfiht der Militärverwal- 
tung ‘auf die Rechte der Wehrpflichtigen, den Organismus der Aemter umb die 
Finanzen des Landes zu wahren; um fefte Prinzipien über deu Conflilt der Wr 
litär- und Civilgewalten feftzuftellen und zu erhalten, um bie gemijchten Gebnete, 
die Ordnung des Rechnungsweſens, Medizinalweiens u. dgl. in die fichere Lage 2 
bringen. Grade in diefer Zeit fchritt aber die Arbeitstheilung im Staat immer 
weiter, und ımit ihr die Borftelung vom Beamtenmonopol. SKriegäminifterum 
und Militärcabinet Löften fid) ſogar am. vollfländigften vom feſten Staatsorgen: 
mus ab, kaum in geringerem Maße wie durch die engliſche Mutiny Act. 3: 
biejem Auseinanberreißen des Staatsorganisınus fand man den „militärifchen“ Che- 
rakter des Staats, in der Emancipation des Secretary of War ben monenk: 
[hen Charakter der Hegierung. Die Armee wurde zu einem Staat im Ztsst, 
der nur durch eine Perjonalunion verbunden war mit den ZTheilen des Eitsass 
organismus, welche das Recht der Steuerzahler und das Recht der Wehrpflicht 
gen bedeuten. Bei dem Mangel der feften Organijation der höchſten Etaatage- 
ſchäfte Löfte fi” auch hier alles in unzujammenhängende Cinzelvorträge auf; we 
[chlichtefte Forderung des Staats an die Armeeverwmaltung wurde zu einem peis- 
fihen Streit zroifchen Civil- und Militärperfonen, innerhalb beffen bie höchnes 
Kreife in einer noch peinlicheren Lage waren, ba fie in Folge ber Gntwöhuung 
von zufammenhängender VBeichäftigung mit dem Staat in foldem Streit nur az' 
eine Seite geftellt waren. 

Die nächſte Folge war, daß bei der Friedensorganijation die Landwehr ihre 
Infpectionsgenerale verlor. So ſtark in England die Gegengervichte gegen ein 
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Gefahr der Büreaukratiſirung des Staat und ber Arınee find, fo Hat man doch 
jelbft dort, in vielleicht itbertriebener Borficht, es nothivendig befunden, in ben 
militärifchen Umgebungen des Monarchen ftet eine entiprechende Anzahl von Mi⸗ 
Ioffizieren ihren Plag finden zu laffen. In Preußen war es eine Kurze Zeit 
noch die Autorität bewährter Feldherren, welche die Landwehr nothdürftig zu 
ihügen vermochte. Ale auch diefe aufgehört, verlor die Landwehr mit ihren Bri- 
gadegeneralen die leuten hochgeftellten Vertreter ihres Wejens und Hechts in der 
Generalität und Adjutantur. In der Berathimg aller maßgebenden Kreife waren 
nur noch die fiandesmäßigen Gegner der Yandiwehr vertreten. Mit ber Berftiimme- 
lung ihres Offiziercorps war nicht nur die Landwehr jelbft fchon zerrifien, fondern 
auch ihr weiteres Schickſal entichieden. Die weiteren Ericheinungen waren nur 
noch die Bewegungen eines Uhrwerks nad) gebrochener Feder. Den Generalen 
folgten die Regimentscommanbdeure, ben Regimentscommandeuren die Bataillons- 
commandeure (die von der ftehenden Arınee nur zum Durchlauf ernannt wurden). 
Den Bataillonscommandeuren folgten die Compagniechefs, und ließen für die Ge⸗ 
janımtheit des großen Grundbeſitzes, der fludirten Klaffen und ftädtifchen Hono- 
tationen noch die Stellen der Subalternoffiziere übrig. Daß in der ganzen Reihe 
der Maßregeln eine ſtetige Kränkung der ftärkfien Ehrenrechte lag, die in unjerem 
Staate beftehen, jcheint im Laufe der Berwaltung nicht bemerkt zu fein. Wie in 
der Eipilverwaltung wurde es dem bejoldeten Beamtentyum immer ſchwerer noch 
irgend ein gleichberechtigtes Element neben ſich zu dulden. Nachdem die Ver⸗ 
miſchung von Heer und Landwehr bis in die Compagnien durchgedrungen, die 
Bermiihung des Offiziercorps bie zu dem Subalternoffizier und dem Unteroffizier 
jortgeichritten war, blieb faum mehr übrig als die Züge zufammenzufchmelzen, 
und die Landwehr zu einer bloßen Reſer ve herabzufegen; der Ariftofratie des Be- 
figes und der Intelligenz die Stellung eines Rejerve-Subalternoffiziers anzubie- 
ten. Die zerrüttete Landıwehr-Compagnie, in welcher Offiziere, Unteroffiziere und 
Mannſchaften nicht mehr zufammengehörten, war im Kleinen das Abbild der Zer- 
reißung der neuen Grundlagen des preußifchen Staatsweiens. Bon dem größten 
Gedanten der preußifchen Regeneration war unter König Friedrich) Wilhelm IV. 
nur noch zweierlei übrig: der Wille des Königs eine „Laudwehr“ zu erhalten, und 
der gute Wille des Volks in der Landmehr zu dienen. Alles Dazmwilchenliegende 
war in einer Weiſe birenufratifirt und zerfeßt, welche (wenn auch aus entgegengefeiten 
jozialen Iutereffen des Feudalismus) der Verflahung des neuen Selfgovernment 
in England entfpricht. Der Standpunkt der reinen Bilreaufratie und der reinen 
Volkswirthſchaft in ihrer ſtaatswidrigen Cinfeitigfeit gelangen hier wunderbar 
übereinfiimmend mit dem Feudalismus zu denjelben angeblich „militärifchen” An⸗ 
Ihauungen. Es ift un allen der einfache Gedanke der Arbeitstheilung, die fort- 
ihreitende Auseinanderreißung von Befit und Amt im Staat, bie heute noch et- 
was ganz Anderes bedeutet al8 ein Menjchenalter früher, je mehr ver große 
Defig fi) von dem Dffiziercorpe abſcheidet. Gewiß ift dies Ziel zu er- 
reichen. Es ift da® Ziel, welches der vollswirthichaftliche Standpunkt der Zeit 
mit Freuden begrüßt. Es ift das Syſtem der regelrechten Arbeitstheilung, in 
welcher der Soldat eben nur Soldat ift; das Spftem, in welchem die „befleren Klaffen” 
des Volls allerdings feine Störung in Erwerb und Genuß durch Diititärpflicht 
mehr erfahren werden. Es ift die verwandte Beiftesrichtung des neuen Englands, 
die nur bezahlte Soldaten haben will, weil die Landwehr allen bewährten Grund- 
fügen von Angebot und Nachfrage twiderfpricht, und wirthſchaftlich nutzbare Kräfte 
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zu „unproduftiver” Arbeit zwingt. Unfer Vaterland verzichtet aber bemit axi 
da8 Einzige, wodurd e8 zur Großmacht wird: auf die frendige Betheiligung tes 
ganzen Volls an der erſten Pflicht unſeres Landes, auf die felbfithätige Theu⸗ 
nahme der beften Kfaflen im Ehrendienft des Staats, auf die veiftige und fittlice 
Meberlegenheit einer jolchen Armee itber andere Armeen, und endlid auf die ie 
lideſte Grundlage einer deutſchen Berfaflung. 

Zugleih aber war in diefen Hergängen ber Keim zu weiteren Benidelm- 
gen und zu Gefahren für die Landesverfafjung ſelbſt gelegt. Die Geiahr 
einer Regierungsweifen durch Cabinet und Miniſterrath liegt namentlich 
auch in der habituellen Verwirrung des Gebiets von GSefetgebung und Bermail- 
tung. Sie führt ebenfo unmerklich als unmiderftehlich dahin, Fragen als militä 
riſche Bermwaltungsfragen zu behandeln, die weder militärifh noch laufende 2er. 
waltungsfragen find, fondern untrennbar von ben Standesredhten ber Wehrpilid- 
tigen, von dem Finangorganismus, von den. vollswirthichaftlichen Piidhten der 
Stoatsverwaltung, von den gefammten Hechtögrundlagen des Landes, — ao 
Sefeßgebungsfragen erften Ranges. 

Seit. der Zuficherung einer Reichsſtändiſchen Verfaffung in dem Geiep won 
Mai 1815 fah fich der preußiſche Minifterrath immer mehr zu der Prazit ge 
drängt, durch Aenderungen ber Berwaltungsmarimen, durch Interpretation, darch 
NRichtanwendung vorhandener Geſetze, neue Geſetze zu vermeiden; ja viele Mr 
thode der Verwaltung wurde wie im ancien regime für befondere monardiih 
und dem föniglihen Regiment eutiprechend erllärt. Seitdem die obigen Erörte 
rungen niedergefchrieben wurden (im Auguft 1859 S. MO—49 der erfien Axi- 
lage) ift fogar eine totale Umgeftaltung der Grundlagen (NReorganifation der Xr- 
mee) ohne ein Geſetz, felbft ohne eine königliche Verordnung in das Leben getre⸗ 
ten, welche nad) den Anſchauungen des Militärftaats nicht nur eine redhtmöfrge 
Ausübung des Tüniglichen Regiments, fondern vorzugsmweife dem Altpreußüchen 
Weſen entiprechen fol. Die Erörterung diefer Berfaflungsfrage gehört niet hier- 
her. Ich füge aber als Schluß nochmals die Worte der erften Auflage hinze. 

„So vollzieht fid, in unvermeidlichem Kreislauf die Rüdtehr zu dem Exken 
von 1806, beilen Mängel auch nur darauf beruhten, daß die militärifchen Berwai- 
tungsgrundfäße mit dem übrigen Stantsorganiemus nicht übereinftimmten. — 
Und diefer Zuftand trifft in einen Zeitpunkt, in dem das Land einer gefahrnofen 
Zukunft entgegengeht, — geſchloſſenen Staatslörpern gegenüberftiehend, die tim 
als ſolche überlegen find; in einer Zeit, wo die unvereinbaren Vorſtellnngen em 
Beamtenmonopol, von der ftändiichen Gliederung und von der Arbeitetheilun: 
fih jo gegenitber ftehen, daß aus dieſem Barteiftreit nur noch weitere Berbine 
rung, aber niemals ein pofitives Refultat, keine VBerbeilerung hervorgehen Tamı. — 
An diefem Brennpunkt wird es vielleicht am fichtbarften werden, daR die Form 
ber höchſten Staatsgejchäfte der folgenreichfie Irrthum der neuen preufiicen 
Geſchichte geweſen ift.” 
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Der Zwieſpalt im englifhen Berfaffungslchen. 
Disharmonien und Löſung. 


Die Harmonie von Staat, Ständen und Gefellfehaft in England 
war annähernd erreicht unter der langen Negieruug Georg's III. Mehr 
als alles Andere waren es die großen nationalen Kämpfe, an welchen 
ſich die Parlamentsparteien aufrichteten, in welchen ſich die Ariftofratie 
des Landes der Regierung würdig zeigte und den Staat zu einer un- 
übertroffenen Kraft, Energie und Ausdauer zu erheben wußte Nach 
Erfedigung der nationalen Aufgaben tritt feit 1815 ein Rückgang ein. 
Diefelbe Partei, welche” fi) im Sriege groß gezeigt hatte, wurde im 
Frieden Elein, und griff zur Polizeigewalt in der Weiſe ſchwacher Var: 
teien. Es wird allmälig fidhtbar, daß das bisherige Gleichgewicht der 
Gewalten auf einer Kette Fünftlicher Ausgleihungen beruhte, in welcher 
einzele Glieder zu weichen beginnen. Die Landgentry Hatte ihren ur⸗ 
fprünglicd geringen Antheil am Parlament durch die großartigften in 
Europa einzig daftehenden Yeiftungen ausgeglichen, fie beherrfchte durch 
ihre Stellung im Selfgovernment aud bie ftädtifchen Wahlen, und 
hatte fi) in vielen boroughs dauernder befeftigt al8 in den Burgen 
des Mittelalters. Sie hatte unter Georg III. durch eine Ueberzapf 
von Pärsernennungen das Oberhaus ausgefüllt. Sie hatte als ver- 
waltende Klaffe in reichem Maße ſich da8 Webergewicht in der DVer- 
faffung verjchafft, welches ihr an der Stimmzahl der Graffchaft fehlte. 
Dean berechnete, daß 87 Pärs in England 218 Mitglieder des Unter- 
hauſes ernannten, jchottifche Pärs 31, irifhe Pärs 51, und daß 
außerdem noch 171 Mitglieder unter dem Einfluß anderer Gentlemen 
ernannt wurden. Obgleich diefe Zählung übertrieben war, fo drüdte 
fie doch ungefähr das Webergewicht der regierenden Klaſſe aus. Eine 
fefte Tebendige politifche Organifation war eben nur für die felbit- 
thätige Gentry in den Graffchaften vorhanden. Die ftimmfähigen 
Mittelftände waren zwar anfcheinend reichlid bedacht mit Stimmen 
für das Parlament, mit Aemtern für die Communalverfaffung: allein 
in den Städten waren mehr als drei Viertheile der Wähler ärmliche 


und abhängige Kleinbürger und Almofenempfänger, auf dem Lande 
Gneiſt, Engl. Communalverfaffung. 
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fehlten die EigentHumsbauern. Eben deshalb waren die unteren Com 
munalämter beinahe auf das Niveau eines Reihedienftes herabgeſunken, 
mit fo wenig Halt und Selbftgefühl, daß fich die Mehrheit der Rah: 
(ev in ein Gefolge der großen Parteien verwandelt ſah, eine retinue 
der Adelsparteien wie im Mittelalter. Völlig ausgeſchloſſen war nod 
immer der dritte Stand, aus welchem viele Elemente zu ganz neuer Be: 
deutung herausgetreten waren durch erblichen Befig, Steuer, Jurydienſt. 
Amtsverwaltung. 

Diefe im achtzehnten Jahrhundert noch unbedenklich ausſehenden 
Berhältniffe gewannen eine andere Geftalt, feit mit der Erfindung der Ma— 
ichine die erwerbende Arbeit fid) im Laufe weniger Jahrzehende in beijpie- 
fofer Weife umbildete, die häusliche Stellung der arbeitenden Klafim 
ſich umgeftaltete, und die Bevölkerung in die Städte, hauptſächlich große 
Städte z0g. Innerhalb der wohlgeordneten, durch das alte Selt- 
government eug zufammengefügten Kreisverbände bildet fich hier cin 
neuer Staat heraus, der zwar auf ein Fleines Areal zufammengedrängt, 
doch ſchon die Hälfte der Gefammtbevölferung in die Städte gerüdt 
bat. In den fchnell aufgehäuften, nur durch das Intereſſe des Cr: 
werbs zufammengefügten Maſſen befteht kein perjünliches Communal: 
band mehr. Der vorherrichende Charakter der Verbindung wenigitene 
fonnte bier nur ein fozialer fein, beftimmt durch das wirthſchaftliche 
Berhältniß des Kapitald zur Arbeit, — und zwar auch Hier mit einem 
Starten Webergewicht der Höheren Klajfen. ‘Dies Uebergewicht beruht 
aber nicht mehr wie in der Graffchaft auf der perfünlichen Verwal 
tung der Commune, fondern auf der gejellfchaftlihen Macht tee 
Beſitzes. 

Die Leiden, welche eine Umgeſtaltung der Arbeit in der erften 
Generation für das öfonomifche Dafein der arbeitenden Klaſſen ber- 
heiführt, die Reibungen, der Streit, die wachſende Eiferfucht der Klaſſen 
gegen einander, find aus der wirthichaftlichen Entwidelung Srantreide 
hinreichend befannt. Bon zwei Seiten aus erhob nunmehr die menge: 
jtaltete Geſellſchaft Anforderungen an Staatsverfaflung und Verwal: 
tung, die nicht zurückzuweiſen waren, denen vielmehr die regierenden 
Parteien bald wetteifernd entgegen kamen. 

I. Dur) die Reformbill einerfeitd wurde den Anfprüdhen der 
ftark vermehrten, in Wohlftand und Steuerzahlung ganz andere als 
früher hervortretenden Klaffen Rechnung getragen. Die äußeren Ber- 
bältnifje der Reformbilf find zur Genüge befannt. Sie unterdrüdte 
56 Wahlflecken als abgeftorbene Glieder, entzog 30, Fleden den zweiten 
Abgeordneten, vertheilte 65 neue Stimmen auf die Grafjchaften, kreirte 
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42 Städte von Bedeutung zu neuen Wahlkreifen, 8 neue Stimmen 
für Schottland, 5 für Irland. Die communale Geftalt der Wahl- 
förper wurde beibehalten. Die alten Graffchaften wurden nur da ge- 
theilt, wo fie als Wahlförper zu unförmlich getworden, und auch bie 
getheilte Graffchaft als fefter, dauernder, durch die Friedensrichterver- 
faffung noch immer verbundener Körper beibehalten. Für die neu—⸗ 
freirten Wahlflecken that die unmittelbar folgende Städteordnung das 
augenblidlih Mögliche. Ebenfo wird bei der Abgrenzung der Mittel- 
jtände nach unten eigentlich nur das mittelalterliche Verhältniß wieder 
hergeftellt. Alle vorhandenen Stimmredjte werden fchonend beibehalten, 
felbit die am ſchwächſten begründeten wenigſtens auf Lebenszeit. “Die 
Sefammtzahl der Wähler von England und Wales wurde fo von 
430,000 auf rund 890,000 erhöht. Da erjt die neueſte Zeit die 
Parlamentsftatiftit in das Klare gebracht, fo füge ich folche mit Zu- 
grundfegung des Cenſus von 1851, der Wählerfiften von 1851—52 
und mit Einzählung der fpäter unterdrüdten 2 Wahlfleden nadhfol- 
gend bei. 
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England . | 69 |s,769,000| 472,700 | 144 | 186 |7,147,000| 399,200] 321 
Wales ..| 12 | 719,000 36,400| 15 14 | 286,000| 11,800) 14 
Summe: 10,488,000| 509,100 ' 159 7,433,000| 411,000| 835 
Schottland | 30 |1,780,000° 50,800| 300 21 l1,136,000| 81,000| 23 
Stand .. | 32 |5,727,000| 126,200 | 64 34 | 828,000 30,0001 41 





Gejammtfunme: 18,095,000| 686,100] 253 | 9,397,000] 522,000] 399 


Die ländlichen Wähler laffen fih in 6 Gruppen fondern: 1. Freeholders, 2. 
Copyholders, 3. künſtlich erworbene Stimmrechte durd) Einkauf in die abgelöfle 
Staatsgrundftener und andere dauernde Renten, 4. Pächter mit dinglichem 
Hecht auf längere Zeiträume, leaseholders, 5. Zeitpäcdhter von Jahr zu Jahr 
Tiindbar, occupying tenants, 6. eine gemifchte Gruppe von anderen Qualifi⸗ 
cationen zufammengefetter Art. Das Verhältniß derfelben war in England und 


Wales folgendes: 1846——47. 1853—54. 185657. 
1. Freeholders 337,270 337,121 338,513 

2. Copyholders 25,819 24,764 22,550 

3. Annuities etc. — 6,979 5,054 

4. Leaseholders 28,967 28,570 30,391 

5. Occupying Tenants 108,795 106,460 103,102 

6. Gemiſchte Gruppe 12,241 14,085 6,268 
613,152 517,979 605,878 
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In den Parliamentary boroughs betrug 184647 bie Zahl ber neu te- 
gulirten Stimmrechte nad) einem Miethswerth von 10 2. — 298,218, wenn 
noch die aus der alten Stabtverfaflung vorbehaltenen Stimmrechte kommen, 
welche allmälig abnehmen und fiir 1852—03 auf 60,565 veranjdjlagt werben 
(Bergl. ©. 886). 

Es iſt in diefen Verhäftniffen nichts nad dem Maßftabe der focialen 
Zuftände Englands Abnormes oder Beunruhigendes zu finden. 

II. Die zweite Richtung der englifchen Geſetzgebung des Iekten 
Menfchenalters war ebenfo unzweifelhaft notäwendig als rechtmäßig. 
Es war die Nachholung der lange verfäumten pofitiven Fürjorge 
für die arbeitenden Klaffen dur Umbildung der Armenver- 
waltung, Gefundheit8- und Baupolizei, Steuerreformen, Anfänge 
eines öffentlichen Schulweſens, Fabrikgefege, und eine Reihe damit und 
. unter fi zufammenhängender Geſetze. Ihre Bedeutung für die fort- 
fchreitende Erfüllung der Staatspflichten in England fann man nur 
im Zufammenhang würdigen, mit Rückſicht auf die vorangegangenen 
Zuftände und auf die großen Schwierigkeiten, die England als Fabrik: 
ſtaat und Handeldentrepot des Weltverkehrs gerade auf dieſem Gebiete 
zu befümpfen hat. Insbeſondere bilden auch die Organifationsgewalten 
einer Gentralftelle keinen Vorwurf an fi. Wenn aus der Reform 
der Armen- und der Gejundheitöverwaltung fehnell und durdgreifend 
etwas werben follte, fo waren vorübergehende Regulativgewalten unent- 
behrlich. Nach der gewohnten Verwaltungsweife unfrer abfoluten Staa- 
ten entfaltet fi) dabei Alles jo natürlich aus dem Verhältniß von 
Mittel und Zwed, daß die meiften continentalen Darfteller bei dem 
ganzen Hergange faum auf ein erhebliches Bedenken geftoßen find, bie 
man an den äußerften Punkten plöglid Formen und Elemente auf: 
tauchen fieht, welche augenfcheinlicy zu der Parlamentsverfaffung nich 
paſſen. Dennod muß man anerkennen, daß die regierende Klaſſe fich 
auch von diefer Seite dem aufgeflärten Abſolutismus ebenbürtig gezeigt 
bat. Es ift ficher der Bewunderung werth, wenn fie entjchloffen auch 
auf diefe Richtung der Reform einging, ohne jich durch die Doctrinen 
de8 voluntarism irre maden zu laffen, denen die Anſchauungen der 
höheren Stände des Continents in folcher Rage fchwerlich widerftanden 
haben würden. Es ift ſchwer zu fagen, ob Lord John Russel's 
Neformbili, oder ob Robert Peel’s Fabrithills und die daran an- 
müpfende fociale Gefeßgebung an fich betrachtet ein ehrenvolleres Denk⸗ 
mal darftellen. Yedenfall® waren beide Richtungen der Geſetz⸗ 
gebung ungefähr gleich nothwendig, find beide ungefähr mit einem gleichen 
Maß von praftiihem Verſtand und Befonnenheit durchgeführt. Die 
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eine wie die andere Richtung der Gefekgebung, nachdem fie einmal 
unter ftarfem Widerftande paffirt war, wurde denn auch von der Ge- 
genfeite nicht mehr in Frage gejtellt. 

Und doc zeigt die gemäßigte Neuerung der Reformbill, deren 
Rechtmäßigkeit heute kaum jemand beftreitet, und die energifche Nach⸗ 
holung der Staatspflihten für die ſchwächeren Klaſſen, deren Noth- 
wendigfeit Fein englifcher Staatsmann leugnet, Folgen für die Ge- 
fammtverfaffung des Landes, deren Gefahren immer fichtbarer werben. 
Es ift bisher das unklare Gefühl eines Widerfpruchs, welches Aus- 
brüche der Unzufriedenheit hervorruft, ohne freilich angeben zu können, 
in welcher andern Richtung hätte reformirt werden follen. Man be- 
ginnt zu fühlen, daß beide Richtungen der Reformgeſetzgebung, in der 
bisherigen Weife fortgeführt, die Parlamentsverfaffung in entgegenge- 
fegter Richtung anseinandertreiben bis zu einem Punkt, an welchem 
eine parlamentarifhe Regierung in der bisherigen Weife nicht mehr 
fortgeführt werden kann. Ihr nächſter Einfluß auf die Stellung ber 
Stände wird in folgenden Erfcheinungen fichtbar. 

1. Die alten Elemente der regierenden Klaffe find unver: 
ändert im Beſitz der hohen Aemter geblieben. Die Landariftofratie 
füllt noch die Friedenscommiffionen. Sie beherrſcht alfo noch immer 
das Wefentlihe der Verwaltung, während dieſes Maß der Aus- 
ſchließlichkeit ſet dem DVerfall der Miliz und ſeit ihrem Zurüd- 
ziehen vom neuen Selfgovernment ihr eigentlich nicht mehr zufommt. 
In diefen äußerlichen Ehren ift das heutige Webergewicht der großen 
Familien eher größer al8 früher. “Der Mangel der inneren Harmonie 
zeigt ſich aber nad) einer anderen Seite: die regierende Klaffe verliert 
die alte dominirende Stellung bei den Parlamentswahlen. Sie mono» 
polifirt die Aemter; fie fommt aber in Barlament und Amt durch plan» 
loſe Angebote an bie nächften gejellfchaftlichen Intereſſen der teuer: 
zahlenden Wähler. 

2. Die wahlberehtigten Mittelftände ftehen in den Par- 
famentswahlen felbftändiger da als früher; am meiſten in den Städten, 
allmälig fortfchreitend aber auch in der Grafſchaft. Soweit fie aber nur 
durch den Steuermaßftab verbunden find, nicht mehr durch ein ſtarkes 
perfönliches Communalleben, treten ihre Vorftellungen aus dem alten 
Zufammenbang der Verfaffung heraus. Es handelt ſich bei dem Ein» 
fluß, den fie auf die Belegung des Unterhaufes üben, nicht mehr um 
die alten ftantsrehtlichen Marimen der Whigs und Tories, jondern 
um näher liegende Nützlichkeitszwecke, um gefellfchaftliche Intereſſen, bie 
fih ſogar ſchon als befondere Nebenparteien gruppiren. 
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3. Der nicht parlamentswahlberehtigte dritte Stand 
endlich, durd) ein zufammenhanglofes Klaffenprinzip an die Gommune 
angefchloffen, hat an den Mittelftänden kein anderes Vorbild ale die 
Idee der Aftiengefellfchaft, und empfängt von dort aus nur den Impuls, 
durch einen Antheil an den Parlamentswahlen feine früher am meiften 
vernachläffigten „Intereſſen“ unmittelbar zur Geltung zu bringen. 

Mehr noch als in ben ftändifhen Scichtungen zeigt fih um 
aber in ihrer Zufammenfügung zur parlamentarifchen Regierung ein 
Zerfegungsproceß, der einem jeden, welcher die Jahre 1840— 1860 
in England mit durchlebt hat, wohl ziemlich ibereinftimmend in fol- 
genden Richtungen erfchienen fein wird: (1) in einer veränderten Stel- 
fung des Minifterraths, (2) in der veränderten Geftalt des Unterhaufes, 
(3) in einer Verwirrung der regierenden Parteien, (4) weiter zurüd 
in der wachfenden Lnftetigfeit der Wahltörper, (5) in dem wachſenden 
Einfluß der fogenannten „öffentlichen Meinung,“ und (6) damit zu- 
fammenhängend der Zagespreife, (7) in der Perfönlichkeit der feiten- 
Staatsmänner. Diefe Momente find in fo mannigfaltigen Wechſel⸗ 
wirkungen in einander verflochten, daß e& fchwer wird, in einem gedräng- 
ten Bilde die gegenfeitigen Beziehungen mehr als anzudeuten. 

Im Centrum des Staatd zeigt ih zunächſt eine veränderte 
Stellung des Minifterrathe. Das Cabinet war de facto 
ungefähr ein „Verwaltungsausfchuß des Parlaments“ geworben, zu: 
nächft bdefignirt von der Majorität des Unterhaufes, ergänzt und er- 
mäßigt durd) das Oberhaus. Dies Verhältnig war entftanden unter 
Vorausſetzung eng und formell begrenzter Miniftergewalten, wie fie im 
. 18. Sahrhundert noch beitanden (Gneist Bd. I. 88 42. 43. 47. 48. 
166). Etwas Andere wurde daraus im 19. Jahrhundert durch die 
Entwidelung des Staatsfefretariats (Bd. I. SS 73—88) und ber 
Parliamentary Boards ($8$ 104—117) zu Minifterien im Sinmme 
continentaler Minifterverwaltung, unter ftetigem Zuwachs befofdeter 
Beamten und bdiscretionärer Gewalten. In größtem Maßftab ift dire 
Schließlich gefchehen durch die Incorporirung der Staatsregierung bes 
großen Oftindifchen Reichs in das mit den Parteien wechſelnde Staats: 
fecretariat, und durch weit angelegte Pläne zu einer Reorganifation des 
Civildienſtes und der bewaffneten Macht, wie ſolche nad) den Erfahrungen 
des Continents in diefer Weife mit den wechſelnden Einflüffen eines 
gewählten Staatskörpers nicht beftehen. Wenigftene machen fie auf 
jeden außerhalb der englifchen Parteien Stehenben den Eindrud, def 
die fo geftalteten Gewalten Fein Spielball fein können, welchen ſich 
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die Sraftionen des Unterhaufes von Jahr zu Jahr einander zus 
werfen dürften. 

Die ganze Weije der Gefekgebung und Verwaltung durch die Mi- 
nifterien der letzten Jahrzehende führt weiter zurüd auf das anomale 
Uebergewicht des Unterhaufes, welches der Wahlverfammlung 
allein urjprünglich nicht zulommt, und welches eine Wahlverfammlung 
nad alfen Erfahrungen der Gefchichte auf die Dauer nicht behaupten 
fann. Selbft in den nothwendigften und in den folideften Theilen ber 
neuen Parlamentsgeſetzgebung zeigt es fich doch, daß eine regierende 
Klaſſe ohne Halt an einem feften monarchiſchen Verwaltungsorganis- 
mus (King in council) auch in ihrer beiten Geſtalt nicht den weiten 
Blick der Monardie befigt. Sie verfuhr in einem Punkt nicht anders 
als der fchwachgewordene Beamtenftaat des Kontinente. Sie Tieß ſich 
planlos drängen zu den Conceffionen, welche die augenblidlidhe Zu⸗ 
fammenballung focialer Gruppen am lauteften verlangte, fie gab dem 
nädhften Drang der Steuerzahler nach, um ihre nächften Intereſſen, — 
den Beſitz der Gewalt, zu erhalten. Nur daraus entftand jene flache 
und ftüchweife Neubildung des, Selfgovernment, welche nur von ber 
Seite der Steuer, nicht von der Seite des perfünlichen Dienſtes aus 
die Mittelſtände betheiligte, und dadurd recht eigentlich zu ber Vorſtel⸗ 
fung erzog, daß fich durch bloßes Geldgeben ein Staat regieren und 
die entfcheidende patronage and influence erwerben laſſe. Sie ließ 
diefe Verflachung des Gemeindelebens nicht in der ftädtifchen Hälfte 
der Bevölkerung ftehen bleiben, jondern auch den Boden der Kreisver- 
faffung unterhöhlen. Die Wriedensrichter haben bereits ihren Zu⸗ 
fammenhang mit dem alten Schulzenamt der Uomstables verloren, 
und haben fi an deſſen Stelle bejoldete Gensdarmerie-Corps unter- 
schieben laſſen. Sie verlieren ihren Zufammenhang mit der Armen» 
verwaltung und mit den fich daran knüpfenden neuen Schöpfungen des 
Semeindelebend. Das fchlechtbefoldete Eleine Beamtenthum findet ver: 
möge natürlicher Anziehungskraft feinen Schwerpunft nidht mehr in 
der jelbftregierenden Gentry der Graffchaft, fondern in den großen 
Gentralbüreaus der Hauptftadt, und weniger in ben wechjelnden Chefs, 
welche die Barlamentsverfaffung hereinführt, ale in dem jtehenden Be⸗ 
amtenthbum der staff appointments (Bd. I. 88 151—155). 

Während von Jahr zu Jahr der unorganifche Charakter der Par- 
(amentögefeßgebung fichtbarer wird, finden wir die Barteien der 
regierenden Klaffe, die mächtigen Familien des Oberhaufes, die 
einflußreihen Männer des Unterhaufes, fcheinbar ficher in dem Beſitz 
der hohen ‚Staatsämter. Unter dem Namen des Stantejelretäre, 
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des Armenamts, des Gefunbheitsamts zc. ift es noch immer derſelbe 
politifche Adel, der im feinen namhaften Männern das Ruder führt, 
und für die Verwaltung diefer Dinge in ziemlich ungefährlider Weiſe 
fich felbft „verantwortfich“ iſt. So ficher diefer Beſitz der Klaſſe, ie 
unermüdlich ift aber der perfünfiche Hader geworden über die Bejegung 
der Stellen. Und dabei ift immer weniger die Rede von ben alten 
Parteigegenfägen, wie fie einft aus der innerlich zujammengehörigen 
parlamentarifchen Verfaffung und Verwaltung hervorgingen, ſondern 
von Famileneinfluß, Ehrgeiz, nächſten Intereſſen. Die alten Parta- 
namen dauern fort für Fractionen mit verändertem Inhalt. Auch die 
alten Namen kommen allmälig in Vergeifenheit, und machen den nichte- 
fagenden Worten einer confervativen, liberalen, conjervativ + liberalen 
Bartei Raum. Es liegt dahinter die Wahrheit, daB in der Period 
einer Umbildung ber Gefellichaft ber wahre Parteigegenfat zwiſchen de 
nen befteht, welchen die geſellſchaftliche Entwidelung, und denen, 
welche die politifch=fittliche Entwidelung des Menfchen das höchſte 
Ziel if. Während die Unterlagen (die Wahlförper) in einer Bewe⸗ 
gung begriffen find, vermifchen ſich diefe Gegenfäte mit alten Partei: 
programmen und focialen Intereſſen mannigfaltiger Art. Zwiſchen Qu 
— 300 fog. liberalen Mitgliedern und 200 fog. confervativen geben ben 
Ausſchlag grade die Elemente, welche außerhalb der Berfaffung der 
communae ftehen: die Abgeordneten der großen Städte und zeitiweife 
das fpecififche Frland. Die alten feiten Burgen bes Parteieinfinfies 
find zwar noch in Ruinen vorhanden, aber doch fo zuſammengeſchmol⸗ 
zen, daß fie nicht mehr den Halt bilden. Die Neuwahl zum Barle- 
ment ijt daher entfcheidend für die Eriftenz der Verwaltung. Yebes 
Mitglied muß aljo, um feinen Weg in das Parlament und in die Macht 
zu finden, feine Eonceffionen machen (1) an bie Wähler, (2) innerhalb 
der heutigen Parlamentsfractionen die Eonceffionen, welche nöthig find, 
um eine fünftlih fummirte Majorität zu gewinnen. Die Bewerbun⸗ 
gen um einen Parlamentsfig gewinnen dadurd immer mehr den Che 

rakter der Wahlen in Frankreich: e8 handelt fich nicht um ſtaatsrecht 
liche Brincipien, fondern um vielbedeutende Verfprechungen, wie fie den 
nächſten Vortheilen und Lieblingsvorftellungen der Wählerfchaft ent⸗ 
Sprechen, um die ungemefjene Verheißung von neuen Rechten ohne neme 
Pflichten, ohne jede perfönliche Beläftigung. In den großen Städten 
war lange Zeit kaum ein Mandat mehr zu gewinnen ohne das Ber: 
Iprecden für „Nadicalreformen" und für geheimes Ballot zu ſtimmen. 

Aus Liebe zur Macht verftehen fich angehende Staatsmänner and zu fol- 

hen Verfprechungen, die fte nicht halten können und wollen. So wird 
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die Bewerbung um einen PBarlamentsfig Gegenftand einer Pragmatif, 
die nicht bloß, wie zu allen Zeiten, viel Geld erfordert, fondern auch 
ſchwerwiegende moralifche Zumuthungen madt. Es ift ein Irrthum 
diefe Erfcheinungen für den alten regelmäßigen Wechfel der Parteien 
zu halten, mit welchen die Regierung Englands 100 Jahre lang fehr 
wohl beftanden habe. Die alten Zory- und Whig-Parteien waren vor- 
weg einig fiber die Erfüllung der Staatspflichten, fte vereinten darin 
die ganze regierende Klaffe: die heutigen vermeintlich neuen Theorien 
find Negationen der Öffentlichen Pflichten, der rechtlichen, politifchen, 
fittlihen Grundfäge, auf denen der Bau der Parlamentsverfajfung 
ruht. Whigs und Tories Übernehmen die Aemter nicht mehr, um wie 
einft ihre Grundjäge zur Geltung zu bringen, fondern fie befennen 
fich zu Grundfägen, um in das Amt zu kommen, — zu Grundfäten, 
die eben fo unjtetig find, wie die gefellfchaftlihen Anfchauungen der 
Klaffen, denen fie fi accommodiren. Man kommt in Parlament und 
Amt durd) ein Meiftgebot, ein Weberbieten um die neuefte Forderung; 
ja man rühmt diefen Zuftand als einen Vorzug ber fortgefchrittenen 
Parlamentsregierung. ‘Dies Ueberbieten ohne Rüdficht auf die Grunb- 
lagen der Verfaſſung macht Hier eine Conceffion an die volfswirth- 
ſchaftlichen Ideen der Steuerzahler, dort an den großen Grundbeſitz, 
dort an die Kauf- und Fabrikherren, dort an bie mechanifche Ver⸗ 
waltungsordönung: immer aber reißt fie ein Stüd ber barmonijchen 
Berfaffung los, löft das Einheitsband zwiſchen Verfaffung und Ver⸗ 
waltung, treibt beide weiter aus einander. In dieſen Kreislauf wird 
auch das Haus der Lords hineingezogen, und in die neuen Rubriken 
von Liberal, Conſervativ, Conſervativ⸗liberal einrangirt. 

In Wechſelwirkung mit der Zerſetzung der regierenden Parteien 
zeigt ſich nun aber weiter zurück eine wunderbare Unbeſtändigkeit 
und Zerfahrenheit in dem Geiſt der Wahlkörper, aus denen 
das Unterhaus hervorgeht. Die Zerſtörung der communalen Unter⸗ 
lagen wird hier in ihren Brennpunkten ſichtbar. Das Parlament hat 
ſeit der Reformbill neue Unterlagen, neue beſtimmende Kräfte erhalten 
durch ſolche ſtädtiſche Wahlkreiſe, in welchen jetzt ein ganz anderes 
Syſtem der Vertheilung von Rechten und Pflichten herrſcht, und des⸗ 
halb auch ein anderer Geiſt als in der geſchloſſenen Parlamentsregie⸗ 
rung des achtzehnten Jahrhunderts. Die Zahl dieſer innerlich aufge- 
löften Wahlkörper läßt fich faſt geographisch abgrenzen nad den ſchnell 
aufgehäuften Bevölkerungen der Fabrikdiftricte und großen Städte. 
Ihre Zahl ift bedeutend, und wear bisher in einem wenn auch lang- 
jamen Wahsthum begriffen. Durch den Einfluß diefer Wahlförper 
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hörte die regierende Klaſſe allmälig auf mit ihren ſtaatsrechtliben 
Grundfägen Leiterin der Bewegung zu bleiben; fie ſah fich vielmehr 
in einen Streit um Intereſſen und Gegenintereffen verwidelt, in we- 
chem an dem dauernden Bau des Communallebens und des Staat: 
nicht zu denken war. Wie in dem franzöfiichen Conftitutionalismns 
hatten fich dieſe Wahlkörper von unten herauf in gefellfchaftlihe Gru 
pen gelöft, für welche die Parlamentsverfaffung nicht beftimmt if. 
Ueberall zieht in dies neue Gebiet eine Erichlaffung des Gemeinfinne, 
ein Materialismus, eine wachfende Macht der Büreaukratie ein, dr 
einen fchneidenden Contraſt zum alten England bilden. 

Nicht unrichtig bezeichnet man diefen Zuſtand in England als 
eine Herrſchaft der öffentlichen Meinung. Allein was il 
diefe Öffentliche Meinung? Sie kann eine große Macht fein, die un 
widerftehliche Kraft des Nationalgefühls, welche in ſturmbewegten grofen 
Zeiten die Schritte einer Staatsregierung lenkt. Sie fann eine ftark 
Macht fein, welche in ruhigen Zeiten die Richtung der Staaterggie- 
rung beftimmt durd) den gleichen Pulsfchlag öffentlicher Körperichaften, 
welche im gleicher Weife und gleichem Geifte gemeinfchaftfiche Pflichten 
erfüllen. Allein fie ift etwas fehr Lnzuverläffiges, wo fie nichts it 
al8 die Summe der nächſten Eindrüde, welche große und Fleine Altien⸗ 
vereine, große und Kleine Erwerbögefellfchaften, die Abonnenten großer 
und einer Zeitungen von den Tagesereigniffen empfinden. Die heutige 
Öffentliche Meinung ift eine Wiederholung der Erfcheinungen, die überall 
wiederfehren, wo man bie Barlamentsverfajjung unmittelbar auf de 
Organismus der Gefellfchaft fekt. Wo von dem Communalleben uar 
die Seite des Steuerzahlene noch fortdauert, verfchmilzt fie mit da 
gefellfchaftlichen Anfchauungen der erwerbenden Klaſſen, und macht nad 
dem täglichen Vorbild der Erfolge des arbeitenden Kapitals den Staet 
zur Actiengeſellſchaft. Diefelbe Gefellfchaft, welche in England faum 
eine Eifenbahn zu ihrem und des Publikums Frommen zu verwaltm 
verjteht, getraut fich doc einen Staatskörper von englifhen Ta’ 
fionen nad dem Schema des faufmännifchen Comptoirs genügend u 
bewirtbichaften. Während felbft die Verwaltung eines Actienverrint 
noch gewifje Charaktereigenfchaften und geiftige Kräfte erfordert, weide 
englifche Actionäre durch ihre Wahlen nicht zu treffen und nicht zu 
erzeugen vermögen, gilt ihnen doch daſſelbe Schema für genügend, um 
eine Stadt, einen Kreis, ja felbft einen Staat zu regieren, deſſen & 
biet und Intereſſen jich über alfe Theile der bewohnten Erde erſtreden 
Die mangelhafte Einfiht in dns Wefen des Staats und das mangelnde 
Gefühl der öffentlichen Pflichten erzeugen vermeintlicy neue Entdedunger. 
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die e8 unternehmen, den Staat endlich auf feine „wahren“ einfachen 
Aufgaben zu beſchränken. Mean denft dabei an Rechts- und Polizei- 
ſchutz, und allenfalls englifche Milizen; während man Volksunterricht, 
Wohlfahrtspofizei, und alles, mas über die Tagesbedürfniſſe des er- 
werbenden Kapital8 hinausliegt, für Ufurpationen hält, an deren Stelle 
der voluntarisın, d. 5. Vereine nad) dem Vorbild der Actiengefelf- 
fchaften "treten müffen, einfchließlich eines voluntarism auf dem Gebiete 
der Religion. Confequent kommt diefer voluntarism zu einer Negation 
des Staats überhaupt. immer find es die täglichen Anfchauungen 
des meuen Selfgovernment, die bier Wurzel in den neuen Staat 
treiben. Mit dem Berfchwinden der perfönlichen Bethätigung im 
Sommunalleben befeftigt ſich die Vorftellung, daß der Staat weber ber 
Stetigkeit, noch des Charakters, noch der geiftigen Kräfte bedarf, ſon⸗ 
dern nur der prompten Bezahlung, damit die Staatsmafchine prompt 
bedient werde. Die öffentliche Meinung, als Summe folcher gejell- 
Schaftlichen Vorftelfungen, ift wohl im Stande die einzelen Gebrechen 
des Staatsweſens zu erfennen, aber nicht im Stande ihnen abzuhelfen; 
denn fie weiß immer nur die nächſte Konjunktur, nicht das dauernde 
ſittliche Weſen des Staats. Ihr Kampf und Streit ift der Wider⸗ 
ftreit gefefffchaftlicher Klaffen, der Ausdrud ihrer Eiferfucht unter fidh. 
Im Staat weiß fie nie, was fie will, weil fie immer nur weiß, was 
fie nicht will. Die Halt: und Charakterlofigkeit, die Planlofigkeit, das 
Unzufammenhängende, ftetig Widerfprechende ihrer Einfälle, Ideen und 
Vorschläge ift der Ausdrud der einfachen Wahrheit, daß der Staat 
nicht nach den Tagesmeinungen der bloßen Steuerzahler regiert werden 
fann. - 
Und wo find die Mittelpunkte und Organe diefer öffent- 
lihen Meinung zu finden? Einſt naturgemäß da, wo die öffent» 
fihen Pflichten im nachbarlichen Verbande erfüllt wurden, vor allem 
in der freisverwaltenden Gentry; nicht in bloßen Vereinen von Guts⸗ 
befigern und Kapitaliften, fondern in der täglichen Praxis der Ver⸗ 
waltung des Landes. Unter ihrem Einfluß ftand die maßgebende po» 
(itifche Preffe, unter der Autorfchaft, mit den Geldmitteln, unter der 
Firma und Berantwortlichleit belannter Parteien, im Staatsleben 
praftifch thätiger Berfonen. Seitdem und foweit die Communalverbände 
diefe Einheit verloren, finden fich die privatiftrenden Klaſſen der Ge⸗ 
ſellſchaft nur noch in Erwerb und Gefelligfeit zufammen, und an Stelle 
der täglichen Arbeit im Gemeindeleben tritt als Hauptſache die 
tägliche Lectüre der Tagespreſſe. In vollem Ernft fängt man auch 
in England an zu glauben, die Betheiligung, die politiihe Bil⸗ 
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dung des Volkes, die Arbeit, Pflicht und der Beruf des öffentliden 
Lebens beftehe darin, daß der Wähler entweder täglich oder mödentlid 
eine Mußeſtunde der Lectüre eines Blattes widme, — natürlid de 
jenigen, welches feinen eigenen Intentionen und gefellfchaftlichen Lebent- 
vorftellungen entſpricht. In diefer Preffe ift das Unterfchieben geſell⸗ 
Ichaftlicher Vorftellungen an der Stelle, wo in der älteren joliden 
Preſſe wirkliche PVerfaffungsgrundfäge, Whig- und Xory- Brinzipim 
ftanden, fo unmerklich vor fich gegangen, daß man das Verſchwinden 
der Nechtögrundfäge für einen Fortfchritt der Eivilifation, des Sich 
fefterennen in dem Cgoismus feiner nächften Intereſſen für identiſch 
hält mit der Feftigleit politifcher Ueberzeugungen. Ye bornirter, deito 
„gefinnungstüchtiger.” Seit der gefellfchaftlihen Gruppirung der Un 
terfagen verfchwindet. daher da® Rechtsbewußtſein aus der öffent: 
fihen Meinung. Es verſchwindet zuerft da, wo e8 nie ſehr ftarf war, 
in den Anfchauungen von dem Recht fremder Völler, in welden die 
herrfchende englische Preffe da8 Gefühl von Recht,zumeilen ſelbſt von Eitt- 
lichleit und Anftand verlegt, — am ſchwerſten dann, wenn es ſich um 
Verbreitung gewebter Baummollenzeuge (der fogenannten Civiliſation, 
über den Erdball handelt. Das verloren gegangene Rechtsbewußtjein 
nad) außen refleftirt aber auch nad) innen, und wenn ber Maßſtab dt 


Rechts für öffentliche Verhältniffe überhaupt verloren geht, fo mus 


auch die respectability des Privatlebens fchrittweife zum beuchleriihen 
Schein werden. Diefe Unterfchiebung des Nupens an der Sielle. 
an welcher früher das Recht ftand, befördert dann wieder wechfelwirten 
die Flatterhaftigleit und LUnftetigfeit der public opinion, die nid 
nur von Woche zu Woche widerfprechende und unvereinbare Ting 
mit gleichem Eifer will und vertritt, fondern in ein und derſelben 
Nummer der Times drei ſich widerfprechende Leitartifel mit gleicher 
Andacht in ſich aufnimmt, und das fo Aufgenommene bis zum nädjften 
Morgen wirkten läßt. Es entfteht daraus ein den Gabinetöregierunge 
des ancien régime ebenbürtiger Leichtfinn, der die Zukunft des Lauder 
der Gegenwart opfert, und durch die Scheinbefriedigung des Nädit 


der Zufunft immer fchlimmere Verlegenheiten bereitet, in der Hoffnuug, 


man werde dann wieder Mittel finden fich weiter zu helfen, wenn mar 
auch noch nicht weiß wie. 

Diefcheinbare Zufammenfaffung diefer Vorftellungen in eine fliehen 
angenehme Schreibart erfolgt durch das Talent der Zeitungsredaftorm. 
Sie find darauf angewiefen, durch ſcharfe Eonception zuerft den Lin 
drud der Thatfachen auf die Durchſchnittsmeinung der verfchiedenen gr 
ſellſchaftlichen Kiaffen zu ermitteln, und dann fo wiederzugeben, us 
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in dem Leſer bie angenehme Meinung zu erweden, daß das hier Ge: 
fchriebene aus feinem ureigenen Geifte erdacht, aus feiner Seele ge⸗ 
ſprochen ſei. Wie das aufgelöfte Communalwejen zur Centralifation 
und zur Grundidee der Altiengefellichaft fommt, fo fchreitet auch das 
Geſchäft der Öffentlichen Peeinung fort zur Centralifation in einem 
großen Organ nad) dem Syftem der Actiengefellfchaften, in dem auch 
jedes fremde und unfaubere Element in Geftalt einer Actie feinen legi- 
timen Einfluß finden mag. Der Verfaſſer der Leitartikel ift von dem 
Berwaltungsrath abhängig, die letzte Richtſchnur feines Verfahrens ift die 
Erhaltung des Beifall der Abonnenten. ine folche öffentliche Mei- 
nung auf Aktien Tann unmöglich) das dauernde Weſen des Staats 
vertreten, fie kann weder in der auswärtigen Bolitit noch in der 
inneren Organijation des Landes irgend einen großartigen fteti- 
gen zufammenhängenden Gedankengang feithalten. Die traditionelle 
Behauptung, daß das engliiche Volt gewohnt fei fich immer nur mit 
einer Sade zu beſchäftigen, wird im diefem Zuftand zu der einfachen 
Wohrheit, daR dns nächſte gejellfchaftliche Intereſſe über alles ent: 
fcheidet, daß es in diefer public opinion feine großen Zwede, und 
darum feine ernften Weberzeugungen mehr giebt. 

Die öffentliche Meinung defignirt auch ihre Minifter. Der lei⸗ 
tende Geift einer ſolchen Zeit kann nicht die Eigenfchaften der Beſtän⸗ 
digfeit und der Weberzeugung haben, an welche man in früheren Men⸗ 
Ihenaltern dachte. Ein unbeftimmtes Gefühl, daß man folcher Leber: 
zeugungen und Charaktere eigentlich bedürfe, wie fie diefe Weife des 
Öffentlichen Lebens nicht erzeugt, ruft mebenbei den „Heroencultus“ in 
der neuen Gefellichaft hervor. Die Kunft des Staatsmannes ift in 
diefen Zeiten ficherlich nicht leicht; fie erfordert mannigfaltige und viel- 
feitige Eigenjchaften, — aber Eigenfchaften anderer Art als diejenigen, 
welche im achtzehnten Jahrhundert das ftrenge Commando über die 
Parlamentsparteien führten. Die heutige Kunft befteht darin, grund- 
lagloje, bisparate Elemente und Strömungen zu conglomerirten Majo⸗ 
ritäten zufammenzufaffen, die großen Wamilien mit Aemtern zu vers 
forgen, den Kauf- und Fabrikherren den Freihandel zu garantiren, 
jedem Wunfch eine Hoffnung zu laffen, den nationalen Vorurtheilen . 
gemeinverftändlich zu fchmeicheln, immer den Schein der äußeren Erfolge 
zu wahren, die Parlamentscotterien mit individuellen Meitteln zu ber 
bandeln, hier durch Schmeichelei, dort durch ein Amt einen ftörrigen 
Gegner auszulaufen, die Preffe zu behandeln, und in alle dem den 
Schein zu bewahren, daß Alt-England fich felbft vegiere durch die 
großen Eigenfchaften der Nation und feiner Staatsmänner. Man kann 
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in dieſer Weife allerdings die Regierung eines großen Landes hal 
mit Humor, bald mit Bathos führen. Das Opfer diefes Zuſtandes fm 
aber die Dinge, welche nie nad) erfien Eindrüden, nie nach gemeinem 
Borurtheil und Schein behandelt werden dürfen: die ganze organiidk 
Gefeggebung, die Wehrfraft des Landes und die Wahrung feine 
Intereſſen im europäifchen Stantsverbande. 

Dies Bild der Zuftände zweier Jahrzehende erfcheint manchen 
Zeitgenoffen vielleicht zu grell. Allein es wird nur dadurch farblojer, 
daß im fchnellen Wechfel die Erinnerung der älteren Situationen ver- 
bleicht. Friſcht man die Erinnerung durch einige Jahrgänge eines 
leitenden Blattes wieder auf, fo wird es ſich als wahr erweiſen, un 
nur durch die Infammendrängung der Züge gefchärft. 

Die innere Dishbarmonie folder Verhältniſſe ſcheint 
in der That unlösbar. 

In der Wirlichkeit ift aber doch weder diefer Widerſpruch m, 
noch der Schein der Unlösbarkeit. Analog Hat fi) das Zeitbewußtjein 
wohl in allen Perioden befunden, in welchen neue Unterlagen das Ber: 
hältniß von Staat und Geſellſchaft umgeftalteten. 

Die Zuftände des Mittelalters liegen uns zu fern, um ein flares 
Bild von den Schwierigkeiten einer. Regierung unter Heinrich UI. 
Eduard I. oder III. zu gewinnen; noch weniger um die Vorſtell ungen 
der Zeitgenoffen und die Rathlofigfeit der damaligen public opinion 
zu ermeffen, die heute in den Blättern der Times mit jehr ummilllür: 
licher Beredſamkeit fich fund thun. Auch im Mittelalter ftand cine 
alte vegierende Klaffe gegenüber einer jungen Wahlverſammlung der 
Steuerzahler. Die Rechte der einen waren ebenfo unleugbar wie di 
Anfprüche der anderen. Und doch fand fich die Bereinigung beider um 
die rechte Regierung des Landes, welche die zwiefpältigen Grundlagen 
und Borftellungen zu vereinigen wußte, in der verfaflungsmäßigen 
Regierung des Könige. Noch viel tiefer ging der Zwiejpalt zur 
Zeit der Neformationen und Revolutionen. Die Löſung aber jand 
fih in der alten Verfaſſung des Landes, durch die innere füttlidde Krafı 
der communae von unten, den King in Council von oben. 

Dies Königthum befteht noch mit feinen unverjährten Rechtes 
Wäre das zerfegte Parlamentsregiment wirklich nicht mehr im Stande, 
die Königlichen Pflichten zu erfüllen, fo ehrt die Meajeftät bes Staant 
zurüd an ihre Quelle, den King in Council. Es bedarf zur vo 
fung dieſer Frage feiner neuen Erfindung, feiner „rettenden That, 
fondern nur der Geltendmachung des unverjährten Grundſatzes, daß 
das Privy Council von der Königin ernannt wird, und folgerecht 
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auch der mit den Hauptgefchäften des Raths betraute Ausschuß, der 
dem Recht nach alle Gewalten der Staatsregierung befitt. ‘Die Un: 
verjährbarfeit im englifchen Stagtsrecht hat die felten verftandene Be⸗ 
deutung einer Reſerve, kraft welcher der Staat niemals zum 
Diener der Gefellfchaft werden kann, wenn es im ent- 
iheidenden Angenblid darauf ankommt, das ftaatlid 
Nothwendige durdhzufegen. Die Trage, um die e8 fich handelt, 
ift alſo einfach: ob die Parlamentsparteien in ihrer heutigen Geftalt 
nod die Kraft haben, die Ynitiative zu den ftaatlich nothwendigen Re— 
formen aus fich Heraus zu ergreifen, oder ob dies, — auf berfaffunge- 
mäßigem Wege — vom Königthum geschehen muß. 

„Die mannigfaltigen Analogien zwifchen dem heutigen Zuftand 
der Parlamentsregierung und der Preſſe mit den franzöfifchen Zuftän- 
den, wie fie dem 2. Dezember vorangingen, dies fortichreitende Die: 
creditiren der Parteien und Perjonen, kann mancherlei jchabenfrohe 
Bergleichungen hervorrufen, die dennoch unbegründet find. Es handelt 
ih in England nicht um tumultuariſche Ueberwältigung der Verfaf- 
fung, fondern um Ausitbung uralter unverjährter Rechte des Könige; 
nicht um Herabfegung der Wahlverfjammlung zu einem Scheinwillen, 
jondern um Zurüdführung des Unterhaufes auf die verfaffungsmäßigen 
Schranten der Wahlverfammlung. Das Unterhaus wird im Verlauf 
wohl Manches von dem Webiet der heutigen Privatbills einbüßen, der 
confolidirte Fonds wird einen größeren Umfang gewinnen, der Pfeudo- 
Begriff der Verantwortlichkeit der Minifter dem ächten Begriff der 
rechtfichen Berantwortlichfeit wieder Pla machen: Uebrigens handelt 
ed fih nicht darum in England Gefege zu geben und neue Steuern aus⸗ 
zuſchreiben ohne Barlament, nicht darum das Land durch Präfecten zu 
regieren, fondern vielmehr eine weitere Verunftaltung bes Selfgovern- 
ment durch Bräfekten zu hemmen. England hat in feinem Commu- 
nalgrumdftenerfyftem den feften materiellen Halt, in dem Friedensrich⸗ 
teramt, in den Gewöhnungen feiner Gentry den feften ideellen Halt 
gegen den Abfolutismus des bejoldeten Beamtenthums, — heute dop⸗ 
pelt fo ftarf wie in dem Kampf gegen die Stuarts. Das legitime 
Königthum hat in feiner hohen natürlichen Stellung ohnehin feine 
Parteilichfeit für eine Verwaltung durch bezahlte Beamte (viel weniger 
al8 die boards of guardians). Es fann überhaupt feine anderen 
Wege einfchlagen als die durch die Neformbill und die fociale Geſetz⸗ 
gebung dem Ziele nach bezeichneten.“ 

Ich wiederhole diefe Worte aus der älteren Darftellung abſicht⸗ 
lid. Der perſönliche Wille — das „Ich will“ der Regierung eines 
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Könige — bedeutet die Initiative zu derfaffungsmäßigen Gt 
fegen. Die Macht, welche der wirflihe Staat über zerfahrene ſocialt 
BVorftellungen hat, wurde auch in der Reformbill fichtbar beim Eintr: 
ten Wilhelm’s IV. Sole Gefeßesafte ſetzen ſich durch kraft ir 
Macht des wirklichen Staatswillens, deffen Dafein nicht bios die eng. 
liſche, fondern jede Verfaffungsgeichichte bezeugt. Die miverftanden 
höfiiche Vorftellung dagegen, daß die perfönlihe Meinung dee 
Königs von der Nüplichkeit und Nothwendigkeit von Aenderungc 
ein genügender Grund fei, gegen Berfaffung und Gefeg einen Stat 
aus abjoluter Machtvollkommenheit umzugeftalten, jft dem engliiden 
Staatöwefen wie dem Bolksbewußtfein feit den Zeiten der Stmarie 
völlig fremd geworden. 

Inzwischen find ernfte Zeiten über England hingegangen. Lie 
Erinnerung an den Ausgang bes SKrimfrieges, die Vernichtung da 
alten Armee, die demüthige Rolle im Ausgange der orientalilhen 
Trage, die oftindifche Rataftrophe, die Gefahr der Invaſion, die Fabtil 
noth und der amerilanijche Krieg: dies und Anderes ift zujanmcn- 
getroffen, um das damals ausgefprochene Wort zu bewahrheiten. „Ti 
Correctiv für diefe Richtung ift noch nicht vollftändig fichtbar. de ii 
dafjelbe in dem Leben der Völker wie des Einzelen; es ift das Un: 
glüd und die Noth, welche im Leben des Einzelen wie ber Bölter die 
Achtung vor dem fittlichen und geiftigen Kräften im Staat zurad- 
führen.“ Mit dem Verſtändniß diefer ernften Lage ift jeit dem legten 
Jahren aud) der Ernft in die regierende Klaffe und ihre Parteien zu 
rücgefehrt, der fi zunächſt in dem Widerftand gegen jeden Verjud 
einer weiteren Verbildung der Grundlagen ded Staats nad) bloß 'o 
cialen Borftellungen befundet, und diefe Art des Widerftandes way 
fich bereits in Barteiprogrammen auszufprechen. Das Selbituertraum 
der öffentlichen Meinung hat ſich in foweit umgeftimmt, um die Kolb 
wendigkeit nachhaltigerer foliderer Einrichtungen als der biöher dafur 
ausgegebenen im Allgemeinen anzuerkennen. Es beginnt das Yanuk: 
fein zurückzukehren, daß nur der Weg der Gefegebung, welcher ti 
Einheit und Größe des Staatsweſens gefchaffen Hat, fie auch wicder 
herftellen kann. Nicht neue Kinfteleien in der Nepräfentation, miht 
mechanifche Mittel, die Einflüffe im Unterhaufe jo zu balancım, 
daß die „Parlamentsmafchine“ beffer gehe: fondern Herftellung der ver‘ 
fönlihen Selbftthätigfeit im Staat von unten herauf. Te 
fittliche Ernft, mit welcher die Vergangenheit diefe Pflichten übernom 
men, bat die englifche Gentry erzogen, groß gemacht und erhalten 
Es giebt kein Beifpiel ig der Gefchichte, daß eine tüchtige Ariftofran 
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zu Grunde gegangen wäre, fo lange fie, wie hier gefchieht, die Lebens⸗ 
bedingungen ihres Dafeins erfüllt. Es fcheint, daß fie noch einmal 
die Leitung ded Elements übernehmen will, welches in der öffentlichen 
Meinung und ihren Organen nicht zum ficheren Ausdrud kommt: ich 
meine das tiefliegende Gefühl des englifchen Volks für fein öffentliches 
Recht, für die Ehre und für die dauernde Größe feines Landes. ALS 
das Legtentjcheidende erweiſt fich in folchen Wendepunften, im Leben 
der Völker wie des Einzelen, der Charakter. 

Gegwiß iſt es, daß die Reformbill wie die jociale Gefegebung, 
die Umgeftaltung des Beamtenthums im Staat wie in der Gemeinde 
dauernde Spuren in der Parlamentsverfaffung zurüdlaffen wer- 
den. Wie die Anfügung des Neuen an den Beftand des Alten etwa 
neichehen Tann, ift im Einzelen angedeutet. Noch mehr liegt diefelbe 
ausgeprägt in dem großen feiten Gange der englifchen Staatsbildung, 
den auch die englifche Rechtswiſſenſchaft über Blackstone zurüd in 
den wirklichen Urkunden der englifchen Berfaffung wieder fuchen, und in 
biefer Vergangenheit den ficheren Leitſtern für die Zukunft finden wird. 
Die Etände des Continents waren einft durch die Entfremdung vom 
Staat dahin gefommen, die Hand Gottes nur noch in der „Natur“ fin- 
den zu können. Die Klaſſen, welche die Geſchicke des britifchen Reichs 
leiten, haben durch die treue Pflichterfüllung unter ihren Mitbürgern 
nie aufgehört, in der menjchlichen Bruft felbft den Gott zu fuchen und 
zu finden, deſſen ewiges Sittengefeß den Völkern ihre Bahnen weilt. 
Dies Bewußtfein wird den regenerirten politifchen Parteien die Hand- 
lungsfähigkeit wieder geben in noch ernfteren Tagen als den zuletzt erlebten. 

Wenn man diefe Zufände mit dem Kontinent vergleicht, fo 
wolle man fid) noch einmal die parallel gehenden Elemente vergegenmwärtigen: 
eine vom Beſitz abgelöfte regierende Klaffe, d. h. das Militär- und Kivilbeam- 
tenthum einerfeits ; ihr gegenüber eine public opinion der fteuerzahlenden 

Klaffen, des großen Grundbeſitzes, der induftriellen, der gelehrten Welt. In 

Breußen war allerdings durch die allgemeine MWehrpfliht und durd die 

Studteordnung eine gewaltige Grundlage der Verbindung zu einem politifchen 

Bewußtſein und Charakter gelegt. Cine organifirende Thätigkeit um dieſe 

Elemente mit einander zu verbinden, hatte indefjen feit einem Menfchenalter 

aufgehört. Der reine Beamtenftaat war auf die Defenfive beſchränkt, und Hatte 

den möglichfien Widerftand geleiftet, einerjeits gegen den Andrang zur Theil⸗ 
nahme am Staat, andererjeits gegen die Beftrebungen des großen Grundbe⸗ 
fies feine ältere Stellung wieder zu gewinnen Durch diefen ſchon an fich 
ſchwierigen Zufland ging quer Hindurd eine pensee immuable fländifcher Glie- 
derung und einer neuen Stellung von Kirche und Staat. Inzwiſchen hatte die 

Staatsregierung durch das Steuerſyſtem den entfcheidenden Orund zur Repräſen⸗ 

tativverfaffung gelegt. In derfelben Zeit, in welcher mit der langjamen Ent- 

widelnng der neuen Geſellſchaft die Anſprüche der Steuerzahler lange noch 
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fhüchtern, dann vernehmlicher hervortraten, hatten fi) aber die beiden befiunerr- 
“den Factoren, Feudalismus und Büreaukratie, gegen Alles abgeſperrt, was nad 
der Lehre der Hofpubliciftif undeutfcher „Conſtitutionalismus“ fein follte. Zeit der 
Zeit, in welcher die leitende Hand des preußifchen Staatskanzlers ihre Kraft verloren, 
hatte ſich die Regierung in der ſchwachen Geſtalt eines Minifterrathe hin umd her. 
drängen Iaffen, bald nad) der Seite bes Feudalismus, bald des Polizeifieats. Etstt 
den Staat auf feinen vorhandenen gefunden Grundlagen, durch Seranziehung ver 
befigenden Klaffen zur Mitvermaltung bes Kreifes, zu der veriprocenen Reichtver 
faflung heranzubilden, ließ man fich ſtückweiſe Conceifionen abbringen, und ice! 
jogar neue fociale Anſprüche ohne die dazu gehörigen Pflichten. Als dazu di 
berechtigtfte aller Forderungen, die der Steuerzahler, fich endlich mit demjelben 
Ungeftüm geltend machte, wie in England zur Zeit der Neformbill, jo war vos 
einem organifatoriihen Gedanken nicht mehr die Rede, jondern von wothgehrun 
genen Konceffionen und äußerlicher Aneinderfügung des Alten und des Nenen. 
Eben dadurd find in Preußen drei Körper entftanden, die in diefer Stelinng 
und Zufammenfegung in einem Staat neben einander feinen Pla haben. An 
erfter Stelle ein Miniſterrath (Cabinet, Secretary of State) mit abfoluten Beam- 
tengewalten, — die Stellung eines höchften Gerichtshofes, die Entjcheidung über die 
Rechtsſchranken feiner Departements, die Interpretation der Berfaffung wie der 
einzelen Verwaltungsgeſetze, vereinigend mit einer Patronage über alles wei 
Einfluß und Werth im Lande hat: daher um fo untiderftehlicher ausgejett jeden 
gefellichaftlichen Drud und Parteiandrang. An zweiter Stelle ein fändiider 
Körper, gebildet wie im ancien regime, um Klaſſen zu vertreten, die vor Iahr- 
hunderten die öffentlichen Laften trugen und die Berwaltung des Landes führte, 
die mit der heutigen Ordnung des öffentlichen und Brivatrechts in feinem Zulen- 
menbang ftehen, aber ein vollgültiges Veto gegen jeden Geſetzgebungs⸗ und Br 
ftenerumgs-Aft des Staats haben follen. An dritter Stelle eine gewählte Körper 
haft nach dem Syftem Maffifizirter Steuerzahler, ofne inneren Zuſammenhang zit 
der Kreis. und Commumnalverfaffung, aber mit der gewaltigen, beute umwiber- 
ſtehlichen Macht zweier Negationen hinter fi: die volle Abneigung ber Eteer- 
zahler gegen den abjoluten Beamtenftaat und gegen die Auſprüche der ſundiſchen 
Gliederung zugleich repräfentirend. Diefe widerfprudyevolle Trias war Ins kpl 
zufammengebalten durch die ungemeflene Kraft des Königthums einerfeits, dard 
den guten Sinn und die gute Gewöhnung des Volle andererfeits. Vergebliä 
aber ift die Hoffnung, daß aus dem „Aufeinanderplaßen diefer Geiſter,“ weidet 
jugendliche Unerfahrenheit einft als den Beginn des öffentlichen Lebens in Destih 
land begrüßte, die organifirende und vereinigende Geſetzgebung hervorgehen fol:. 
deren unſer Staat bedarf. Woher foll in dem Syſtem der flaffifizirten Sterer 
zahler das ſtarke Bewußtſein der perjönfichen Pflicht im Staat kommen? Belt 
in einem altftändifhen Körper das Bewußtſein ber öffentlichen Pflichten über 
haupt? Woher in einem Minifterrath, der nur von dem profeifionellen Bilitir- 
und Civilbeamtenthum berathen ift, das thatfräftige Bewußtſein, daß es fd u 
dem Ausbau der Verfaffung nicht um eine Sonceffion an den Zeitgeif, jowders 
um bie abfolutefte Forderung des Staats handelt? Ein jeder foldyer Staettleryer, 
wenn er aus fi) heraus organiiche Geſetze geben foll, erzeugt nur Dinge, du 
eben jo ausjehen, wie er felber. Um zu organifiren, d. h. um Beſitz uud Int, 
um Staat und Gefellichaft in dauernden Iuftitutionen zu verbinden, muuh DT 
Körper von dem die Initiative ausgeht, eine Verbindung der Urt fen m #4 
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jelbft tragen. Sogar in England wird für Reformgeſetze von folder Tragweite 
(3. 8. die Städteordnung) eine Königliche Immediat- Commiffion (commission 
of inquiry) ernannt, mit den nöthigen Gewalten zur Einfiht in die öffentlichen 
Archive, zu eidlichen Berhören, mit anıtlihen Gewalten gegen Behörden und 
Brivatperfonen. Allein auch eine ſolche Commiſſion könnte kaum mehr als ein 
ihägbares Material liefern flir eine nie zu Stande kommende oder durch wider⸗ 
iprechende Amendements zerriffene Geſetzgebung, wenn nicht gleichzeitig die drei 
großen Staatslörper felbft wieder in einen Zuſammenhang unter fi und mit 
dem Rechtezuftand des Landes kommen. Nachdem jo lange nur daran gedacht ift 
gejellichaftliche Vorftellungen, Einflüffe, Aniprüche, Stände, Rechte zu repräfentiren, 
ft nad einem halben Jahrhundert endlich die Zeit da, die Erfül- 
lung der perſönlichen Staatspflichten wieder zu repräfentiren, 
zu befeftigen, und gegen einen nochmaligen Rüdfall zu fichern, wie bie feit 1815 
immer durd) Aenderung weniger Berfonen bewirkten HRüdfälle. Dazu bedarf es- 
vor Allen wieder 

1. der Bildung eines Staatsraths. Seine Nothwendigkeit drängt 
ſich jet unmittelbar auf, um den Staatsminiftern die materielle Befchwerbeinftang 
abzunehmen, umd der unmöglichen Stellung der Minifter als Ausleger der Ber- 
faffung und der Geſetze der Verwaltung ein Ende zu machen, auch auf den @e- 
bieten, für welche die Geſetzgebung zur Einfügung der gerichtlichen Kontrolinftanz 
noch nicht genügend codifizirt ift. Der Staatsrath ift ferner nothwendig zur Vor- 
berathung organifcher Geſetze, für die ein Minifterrath mit dem unfruchtbaren 
Kreislauf feiner geheimen Cabinetsvorträge und getheilten Dezernate ungefähr 
ebenfo geeignet ift wie ein diplomatiicher Kongreß zur Feftftellung von Staats- 
grundgefehen. Was dabei an Zeit verloren wirb in ber Borberathung, wird reich» 
lich gewonnen in der Abkürzung der Hauptberathung. Der Staatsrath ift ebenfo 
nothwendig zur Befthaltung des Organisınus der Aemter, namentlich auch der Mi- 
litärämter, bei dem es auf militärifch-adminiftrative Erfahrung, Recht der Wehr- 
pflihtigen, Finanzen und zahlreiches Andere gleichzeitig ankommt. Er ift noth- 
wendig zur Fefftellung und Feſthaltung ftetiger Marimen für die Conflifte im 
Amtsorganismus, bei uns vor Allem zwiſchen dem Militär- und Kivilorganis- 
mus, zur Erhaltung der Landwehr, zur Erzwingung der nothwendigen Ritdfichten 
in der Verwaltung des Innern und der Finanzen auf das Militärſyſtem, ebenjo 
wie umgelehrt. Die Abtheilungen berjelben ergeben ſich aus dem heutigen Or⸗ 
ganismus des Staats. 

Ebenjo ift das Perjonal des Staatsraths ſchon gegeben dur den 
wirllihen Staat. Die Elemente welche gemohnheitsmäßig den Stadt im Ein- 
zelen regieren finden fi zufammen, fo wie man an die Staatspflidhten im Ganzen 
dentt. Es gehört daher in den Staatsrat in erfter Stelle das hohe Militär- 
beamtenthum, welches eben dann, durch gemwohnheitsmäßige Beichäftigung 
mit den höchſten Stantsangelegenheiten in Gemeinſchaft mit Eivilbeanten, die 
nothwendige Kenntniß von der Verfaflung des Landes, von dem Organismus ber 
Staatsämter, die Gejchäftsfunde des höheren Stantsdienftes wieder gewinnt und 
lebendig bewahrt. Die dazu geeigneten Perjönlichleiten haben fih in Armeen 
auf ihrer beutichen Bildungsftufe immer gefunden. Der Staat ift perfünliche 
Einheit, und jollte daher die Zerifienheit der gejellichaftlichen und bilveanfratiichen 
Borftellungen grade hier an der erften Stelle befämpfen. Die Armee ift nicht be» 
ftimmt den König gegen die Berfaffung zu ſchützen, jondern fie ift das erfte, das 

’ 88* 


u 


1396 XI. Der Zwiefpalt im engliichen Berfafjungsleben. 


foftbarfte, alle iibrigen Eleinente des Staatsförpere burchbringende Glied wur 
Berfaffung ſelbſt. Erft damit tritt die Armee in die Berfaflung, erft damit ij 
die fletige Rückſicht aller Geſetzentwürfe und Regulative anf die Militärverieftung 
gefichert, und umgelehrt ift für den ganzen Kreis ter höchſten Stastegeihäfte die 
Mitwirkung des praftiichen Verftandes, der Intelligenz, der guten Gewohnheiten 
des Militärs in ftetigen Formen gefichert, wozu die perſönlichen Vorträge der Ad 
jutantur nicht ausreichen. Auch die ſchroffe Einfeitigleit der Auſchaumgen um 
des Charakters, deren letzter Grund in-der Liebe und dem Eifer zum Bernf liegt. 
hat hier in der Außgleichung mir anderen Elementen ihren hoben unjdäkbaren 
Werth; während in den gefchmeidigen Formen einer Verwaltung durch Cabinet 
nur biegjame und vermittelnde Naturen Plag haben. 
Es gehört in den Staatsrat an zweiter Stelle das hohe Eipilbeamtentkem 
einfchließlich der Gerichtshöfe. Die Elemente welche die Staatspflichten im Eu- 
-zelen erfüllen, müſſen aud) da ftehen, wo ber Staat im Ganzen regiert wird. 
Außer den Miniftern, den ausgezeichneten Spiten der VBenvaltunge und &- 
richtsbehörden gehört dazu eine Anzahl von Räthen des höchſten Gerichtäheits, 
eine Anzahl Minifterialräthe höherer (eben durch den Staaterath felbfändigerr: 
Klaffe, eine Anzahl von praltifchen Spezialcapacitäten. Wenn der gemwohnbeis- 
mäßigen Beſchäftigung mit der Civilverwaltung ihre Stelle in dem permanenten 
Kath der Krone gebührt, jo Tann es auch wohl nicht zweifelhaft fein, da der 
Gefihtspuntt der Auswahl nur praktiſche Tüchtigleit, Erfahrung, fihere In 
ſchauung von der Behandlung der Staatsgeichäfte fein ların. Ich wiederhele de 
bei: Auch die fchroffe Einfeitigleit der Anfchauungen und des Charakters, berra 
letzter Grund in der Liebe und dem Eifer zum Beruf liegt, bat bier in der Aut 
gleihung mit anderen Elementen ihren hohen, unfchäßbaren Werth; währen u 
den gefchmeidigen Formen einer Berwaltung durch Cabinet nur biegjeme mu 
vermittelnde Naturen Pla haben. 
Seltfaner Weiſe pflegt babei das Bedenken erhoben zu werben, ob Diet 

Elemente auch die nöthige Unabhängigkeit hätten. Es liegt dabei im Hiue⸗ 
grund die geiellichaftliche Borftellung, als ob bie Unabhängigkeit nur bei dem be 
fineuden Brivatmann zu finden fei. Die Unabhängigkeit des Charalten 
auf welche es hier aufommt, bildet fid) grade wieder durch die gewohnkeitsmät 
Beichäftigung mit dem Staat, durch das Zufammenleben und Zufammenwirta 
_ mit denen die ein Gleiches thun, und eben deshalb Kat der Staatsrat, fo lange 
er beftand, obſchon in fehr unvolllommener Form, mehr Charakter und Umsbhäa 
gigfeit gezeigt al8 irgend ein anderer Körper in unferem Lande. Wohl aber be 
darf ein folder Staatslörper nod einer ſehr bebeutungsvollen und glängade 
Verftärfung nad) der focialen Seite. Jeder höchſte Stantslörper muß and äukr- 
li feine Stellung über den Gejellichaftsffaffen unbeftreitbar dadurch befmmen- 
iren, daß die Spiten der Geſellſchaft in ihm ſelbſt Pla nehmen. Es if dies ber 
pelt nothivendig, wo politifcher und gejellichaftlicher Adel jo weit anseinander gt 
riffen daftehen mie auf tem Eontinent. Das Gefe von 1817 ſtellt daher ax wu 
Spite des Staatsraths die großjährigen Prinzen des föniglichen Hanſet. Analoge 
Gründe gelten für die mebiatifirten Fürften. Die actuelle Theilnahme der den 
Throne Nächfiftehenden wird ein für alle Mal der unbiftorifchen VBorfielung en 
Ende machen, als ob die Civilverwaltung die höchften Stände nichts anginge. Bau 
bie Wiedervereinigung von Befig und Amt im Staat an biefer Stele von ob 
nad) unten gebt, wird fie wunderbar leicht weiter gehen. 
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Il. Ein fo geftalteter Staatsrath ift von Haufe aus der noth- 
wendbige Kern eines Reichsraths, Dberhaufes oder Herrenhaufes 
in beutfcher Berfaflung. Die Herren des Mittelalters waren feine privatifirenden 
Gentlemen, fondern die perjünlichen Regierer des Landes. Die engliichen Lords 
waren die hohen Civil- und Militärbeamten des Reichs, welche der König aus 
perjönlichem Bertrauen zur Berftärfung des Staatsraths periodifch einberief, und 
welche erft im Laufe von Jahrhunderten zu einem erblichen Rath der Krone wur⸗ 
den, feitdem der große Grundbeſitz gewohnheitsmäßig die Regierung bes Landes 
durch Ehrenämter der Kreisverwaltung übernommen hatte. Das Oberhaus ift 
der fefte Träger des öffentlichen und Privatrehts nicht durch feinen Beſitz, der 
ih in nichts von anderem Beſitz unterjcheidet, jondern als Repräfentant der per- 
ſönlichen Staatspflihten, neben der jelbftverftändlichen Steuerpflicht. Iſt das 
heutige Herrenhaus ein hiftoriiche® und ftaatsrechtliches Mißverſtändniß, haben 
darin Privatperfonen einen Plat gefunden, weldhe in feinem Zufammenhang mit 
der Regierung des Landes und mit der Kreisverwaltung ftehen; hat man Adels- 
titel, anomale Befitweijen, Familienverbände, reine Privatperjonen ale Pärs in- 
corporirt: jo wird doch die Möglichkeit mit einem folchen Staatslörper zu regieren 
ſicher nicht dadurch hergeftellt werden, daß man einen Irrthum anderer Art jub- 
fituirt. Der Kreislauf der geſellſchaftlichen Vorſtellungen iſt in ſolchen Dingen 
durch keine Erfahrung zu belehren. Iſt ein Irrthum dadurch begangen, daß man 
ſtatt der Regierung und der verwaltenden Klaſſe des Landes Beſitz klaſſen und 
Privat verhältniſſe incorporirte: ſo iſt er nicht gut zu machen dadurch, daß man 
etwa Kaufleute, Banquiers, Gewerbtreibende oder noch andere Beſitzklaſſen neben 
die Herren ſetzt, oder ſtatt ſogenannter conſervativer Gutsbeſitzer ſogenaunte libe⸗ 
rale Gutsbeſitzer ernennt, und damit einen unförmlichen geſellſchaftlichen Körper 
bildet der bald in jeder Seffion durch eine neue Pairs-fournde erweitert werben 
müßte, weil fich ſtets aus der Incorporation gejellichaftliher Gruppen nur eine 
neue Oppofition gegen den Staat ergeben wird. Alle dieje Borftellungen drän- 
gen nach der Bildung eines Senats bin etwa in der Weije der napoleonijchen 
Berfaffungen. Allein die Unfertigleit und der innere Widerfprudy in den Ber- 
fafjungen, welche die Parlamentsforn auf den nadten Organismus ber Gejell- 
ſchaf fegen, zeigt fih eben in der Auseinanderreifung von Senat und Etaatsrath. 
Es ift der echte Ausdrud der Incorporirung von privatifitenden Gentlemen, 
Boards of Guardians in größtem Maßſtabe, die wejentlich nichts im Staate 
thun, feine perjönliche Pflicht im Staat vepräjentiren, und doch die Hälfte der 
Geſetzgebungs⸗ und Befteuerungsgewalt darftellen, ein vollgültiges Beto gegen je- 
den Act üben follen, welthen das Königthun im Verein mit den regierenden und 
mit den fteuernden Klaffen für nothwendig erachtet. Mau wird fid) doch end- 
li überzengen müſſen, daß das einzige Gegenmittel gegen Zerreißung die Ver- 
einigung iſt. 

Die einzig rechtliche Correctur iſt alſo, das nachzuholen, was der Kern und 
das Weſen des Reichsraths bei feiner Entſtehung hätte fein ſollen, d. h. den neu 
creirten und erweiterten Staatsrath, oder vielmehr deſſen ordentliche Mitglieder 
in das Herrenhaus ſetzen. Alle Elemente der Berfaffung kommen dadurch zur 
Einheit zurüd. Die neuen Reichsräthe werden nicht in mechaniſcher Weile eine 
Stimme mehrheit einführen, fondern genöthigt fein fi) durch perfönliche Ueberle⸗ 
genheit, Intelligenz und Erfahrung in ſtaatlichen Dingen ihre Stellung zu er⸗ 
werben. Es liegt darin eine weitere Garantie, daß bei der Ernennung nur an 
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Männer von Bedeutung gedacht werden kam. Es wird dadurdy überhaupt dem 
Haufe welches die Rechts- und Perwaltungsordnung des Staats incorporirt, das 
Anfehen, das Gewicht und die Popularität wiedergegeben, deflen der Reidyerat 
fowohl fiir fich, wie al8 integrirender Theil der Parlamentsverfaffung bedarf. 

Der ftetige Kreislauf in allen Vorftellungen über eine erfte Kammer in Teutih- 
land beruht darauf, daß ein pflichtenlofer Befit und ein befitlofes Amt ſich nit 
zufammen zu denten vermögen. Immer will der Beſitz, immer will dae Amt 
feine Staatskörper für fi bilden, während der Staat die Einheit beider tt. 
Das Ziel der Zufunft ift natürlich eine fortichreitende Durddringung der beiten 
Elemente, daß der Beſitz durch Ehrenamt und Steuer das Hecht und die Kähig- 
feit wiedererrerbe, mit feinen herporragendften Elementen einen Platz in tem 
Großen Rath der Krone anszufilllen. In demfelben Maß wie das in Teurit 
fand möglich, kann dieſer Rath ein erblicher fein. Allein fo lange diefer Zuttarı 
nicht wirflich da ift, bewegt fich Alles im Zirkel. Bis dahin muß man yzuirieden 
fein, die vegierende Amtsffaffe durch Elemente des Befites zu verftärfen und beide 
äußerlich an einander zu gewöhnen, bis von unten herauf wieder eine lebendige 
Durchdringung geihaffen if. Cine ſolche Berflärfung ift in dem bisherigen Her- 
renhauſe reichlich, ja jehr weit itber das rechte Mat hinaus enthalten ; ſchon die 
vorhandene erbliche Bertretung wilrde dazu genügen. Dafür dag im künftiger 
Zeit die rechten Elemente für die Ergänzung des Hauſes fich finden, muß be 
Kreisverfaffung jorgen, 

I. Die künftige Umbildung des Haufes der Abgeordneten 
kann fi) nad) gleichem Princip nur aus der Kreisverfaflung ergeben. Sie bleibt 
der Kernpunkt der Verfaffungefrage. Die genauere Kenntniß der wirklichen Un- 
terlagen des engliichen Parlaments wird mehr als eine der heutigen Richtungen: 
in der feften Weberzeugung zufammenführen, daß e8 Feine andere Unterlage fır 
unjere Berfaffung giebt als den Kreis- und Communalverband mit jelbflänbiger 
Sommunalfteuern, Zwang zu den Gemeindeämtern, Ausdehnung der perfünlidgen 
Amtspflicht bis zu dem üuferften Maße der Durchführbarleit. Wäre viele Her⸗ 
ftellung der innen Zufammengehörigfeit der Elemente in Deutichland unmöglich, 
fo wäre fie es in Europa überhaupt. Denn die gefunden gefellichaftlichen Grunt- 
lagen, der gefunde Sinn für BVertheilung der Staatslaften, die gute Gemöhnung 
der überwiegenden Mehrzahl des Volks an Steuer und an perſönliche Laſt, ber 
nadhbarlihe Zufammenhang, die Achtung vor dem Recht, das Gefühl der wahren 
Bedeutung der Monardjie, der einheitlichen Rechtsordnung im Lande, find nirgends 
in dem Maße vorhanden wie in Deutichland. Um diefe ſchönen Elemente ;r- 
fammenzufafien zu einem großen mächtigen Staat, fchien Preußen bisher beraten, 
weil e8 in einer großen Zeit die folideften Grundlagen dazu bereits gelegt hatte. 
Auch Hier wird die Fähigkeit wohl zuriidtehren in ernften Tagen. 


Trud von ®. Bernftein in Berlin, Vehrenfir. 56. 








Hamen- und Sadregifter. 


Die Zahl bezeichnet die Seitenzahl, unb zwar 
©. 16823 im erften Banbe, 
©. 688—1208 im zweiten Banbe. 


Abberufungerecht f. Certiorari. 

Abdedereien, Betriebsreglements durch 
die Qu. Sessions 728. 626; Kon- 
ceſſion durch die Qu. Sessions 729. 
734; durch die neuen Communalbe⸗ 
börden 1118. 1137. 

Abichwörungseid 562. 

Act of Corporations Car. 1I. 328, 

Act of Supremacy 259. 

Act of Uniformity 259. 

Action of tresspass, als Regrefflage 
839, 

Adjudication im ſumm. Strafverf. 592. 

Admiralitätsjuftiz in Städten 906. 

Adel, angelf. 45; Vererbung 216; nie- 
derer Abel 225. 

Adel, reichsfländifcher 126. 212. 218. 
222. 254. (f. Nobility.) 

Adelstitel 119-122. 216. 

Aerzte beim Coroners Inquest 438. 

Aids, Lehnehillfsgelder 59. 246. 

Aktiengejellihaften, Gang der Geſetzge⸗ 
bung 1203; Cinregifirirung 1204; 
beutiges Recht 1205. 1207. 

Aldermen in der St.-Ordg. 887. 862. 
in Zondon 919. 920. 

Alehouses ſ. Bierhauspolizei. 

Allowances system 1019. 

Altbürgerrolle 888. 

A merciaments, normann. 81. 92—94. 
138, 139. 

Amtseide, Allg. Formen 562. 658; 
Geſchichte 567. 558; für Juden 668. 
Abnahme in ben Qu. Sessions 714; 
Erzwingung durch die Reichegerichte 
912; Amtseid ber Kirchenvorfteher 971. 


Gneifl, Engl. Sommmnalverfafiung. II. Regiſter. 


990, des Sheriff 422, des Unterſhe⸗ 
riff u. der Sheriff’s ofücers 517. 519. 

Amtsbefreiungen,  Amtsver- 
pflidtungen: fir das Sheriffamt 
419; fiir die Constables 795. 796; 
für die Churchwardens 971. 989; 
für die Armenanffeher 1007; für bie 
Wegeaufſeher 1170; file den fläbt. 
GSemeinderath 881. 884; im Miliz 
dient 948. 944. (Suspenfion 958. 
956.); im Geſchworenendienſt 769. 
770, in den Städten 907. 909. 

Anklagebeſchluß 679. 583. 

Anklagejury, Anfänge 83. 96. 162. Spä- 
tere Geftalt |. Große Jury. 

Anklagerecht und Anklagepflicht, 
engl. Auffafiung 775. 776. Auklage⸗ 
vecht des Uuterhanfes 248. S. auch 
Strafverfolgung. 

Annoyance jury 804. 

Anftediende Krankheiten 1125. 

Antient demesne 246. 

Anwälte in ber Borunterfuchng 582; 

— bei den Duartalfigungen 723. 

Apotheferordnung 622. 

Apparel, Zurusgejeße 681. 

Appellate jurisdiction ber 
Quarter Sessions ($ 61): Ap- 
pellationsrecht 737; gegen Strafur- 
theile 788. 594. 598; gegen orders 
738. 739; gegen Steuererefutionen 
139; als Beſchwerdeinſtanz tiber der 
Ortsgemeindeverwaltung 789. 740. 
144. ppellationsverfahren 741. 745. 
598. Oberinftanz 742. 743. (wergl. 
„Oberinſtanz“.) 


Appellum, Privatanflage 98. 
Apprehension 678. 679. 
Apprentices” 660. 

Arbeitseinftellung |. combinations. 

Arbeitspolizei, mittelalterliche 174. 
251; Reformationszeit 293. 299; heu⸗ 
tiger Zuftand 656. 660. 

Armee, ſtehende: Anfänge 317; im adht- 
zehnten Jahrhundert 373; anomtale 
Stellung 375; Berhältniß zur blirger- 
lichen Berwaltung 958; Soldateneid 
962. ©. auch Heeresverfafjung. 

Armenarbeitshäufer im 17. Jahr⸗ 
hundert 303 ; nad) Gilberts Act 1020; 
heutige 1060 ff. 1067 u. ff.; in ber 
Metropolis 1095. 

Armenärzte 1051. 1060. 1061. 

Armenauffehber, Armenbeamte, 
f. Overseers und „beioldete Be- 
amte". Allgemeine Verpflichtung ber- 
felben zur Ausführung der Geſund⸗ 
heitspolizeigejete 1125. 

Armenbegräbniffe 1077. 

Armengejeggebung, Geſchichte: 
Angelſ. Zeit 29. Spüteres Mittelal- 
ter 278. 279. Tudors 279 — 281. 
273 — 278. Armengeſetz Elifabeth’s 
999-—1004. (280. 283.) 

Armengefet von 1834, Poor Law 
Amendment Act: Ueberſicht 1029— 
1082. Zahl der Armengefeke 1032. 

Armenlchrlinge, älteres Syftem 668. 
670. 671; neueres Syſtem 1072. 1077. 

Armenſchulweſen, Schulbiftrikte, 
Schulgelder 1072. 1077. 1082—1085. 

Armenfteuer, f. Poor rate. 

Armenverwaltungsfyfiem vor 
1834: nad dem Geſetz Eliſabeth's 
99—1018; im achtzehnten Jahrhun⸗ 
bert 378. 1018. 1019; nad) Gilberts 
und Sturges Bourne’s Act 1019— 
1029. — Berwaltungsiyftem 
feit 1834: Ueberſicht (8 102). Nie⸗ 
berlaffungsrecht ($ 103). Neue Kreis- 
armenverbände ($ 104). Syſtem be- 
foldeter Beamten ($ 105). Stellung 
ber Gentralbehörbe ($ 108). Reue 
Berwaltungsgrundfäge (8 106), ©. 
1066—82: (1) Arbeitshauspertwaltung, 
Bauten, Indoor-relief, Hausordnung, 


Klaffification 1067 — 69. 1073-16. 
(2) Außenunterftügung, Outdoor-re- 
lief, Ktaffification 106872. 101. 
1078. Armenfchulmeien 102— 8, 
(8) Recdhnungscontrole, audit 1072 
1079. 491. Gefammtreiultate 1013. 
1080—1082. — Oberinftanz ($ 100. 
108), — Armenverwaltung iu da 
Städten 911. vgl. 896. 1098. 
Arreftverfahren ſ. Civilarrefl 
Arrest criminal, f. Saftbefehle. 
Articles of the peace 731. 
Artificers, Arbeitspolizei 656. 
Assaults, Realinjurien 58. 
Assessors, in der Städteorbuung 881. 
Audit. Auditors, f. Recduungelegung 
bei den einzelen Commmmnalbeamten 
Aiftfenrichter, im Mittelalter 160. 
Assistant Barristers 718. 99. 
Assistant overseers of the poor 1023. 
1056. — Assistant surreyors d 
Highways 1171. f. bejoldete Cem 
munalbeamte. 
Assize, Eigenthumsklage 80. 
Assize of Arms, Hen. Il. 69. 
Assizes of bread and ale, of coels, 
of fuel, of wages 173. 657. 73. 
Attachment, Ordnungsftrafe 835-839. 
Attorney General 777. 
Aufrubr 608. 
Auffichtsinftang, |. Oberinſtanm. 
Außerordentliche Revenne 233. 
Auswanderung, Arme 1077. 
Ausweifung, Armen- ; neuere Beidris 
fungen 1035. |. Rieberleffungeredt 
Orders of removal. 
Auxilia, f. aida. 
Babdehäufer 1100. 1147. 
Bucker⸗Reglements 622. 
Bail, Bürgichaften 580. 587. 


-Bailiffs of hundreds 75. 517.518, — 


in liberties 521. 
Baines’ Act, Appellationen 741. 
Bancam, f. Gerichtocollegien. 
Bantlgefellichaften 1204. 1206. 1208. 
Bannerets 226. 
Baron, Wortbebeutung 126. 
Barones majores 119-122. 
Barones minores 122. 1323 
Baronets 829, 383. 383, 





Baronial charters, Mebiatfläbte 112. 

Bastardy 695. 697. 

Bath- and washhouses 1100. 

Baugelellichaften 728. 

Bauorbnung fir London 1100. 1187. 

Baupolizei 380. 1141. 1146, |. aud) Ge⸗ 
funbheitspolizei. 

Bawdy houses 680. 

Beadle 978. 980. 

Beershops 687, |. Bierhauspolizei. 

Befreiungsgründe, |. Amtebefreiumgen. 

Begnadigungsgefuhe ber Qu. Sessions 
121. 

Bergelohn 673. 

Berichterfiattungen an ben Miniſter 685; 
in ber Wegeverwaltung 1164, |. auch 
Oberinflanz. 

Berufungsjchreiben (writs) zur angeli. 
Landesverſammlung 44. 

Begräbnißpläge, Reglements1102. 1110. 
1118. 1126. 1128. 1147. 1152; in 
London 1102; Mikbräuche 1108, 

Beſchwerdeinſtanz, |. Oberinftanz. 

Befitentjegungen 575. 

Beſitzweiſe, angel. 4 n. ff.; normann. 
53 ff. 60. Statifiil aus Domesday- 
book 60. 

Befoldete Communalbeamte des 
neueren Syſtems: bejoldete Frie- 
densrichter in Städten 667. 718, 
in der Metropolis 801. — Befolbete 
Constables in Städten 808. 809, 
Ortſchaften 809. 810, Bezirken 811, 
in der Metropolis 800. 805, zwangs⸗ 
weife Durchführung 812, Statiftil 
817. 818. — Beloldete Stadtbe⸗ 
amte, ältere 865, nach der Stäbte- 
ordnung 889. 892, in der City von 
London 1095. — Befoldete Armen- 
verwalsungsbeamte 1020. 1028. 
Nach d. neuen Armengejeg: Assistant 
overseers u. collectors 1056. 1062. 
1068, Abminiftrationsbeamte 1057, 
Armenhansbeamte 1059, allg. Grund⸗ 
füge 1053. 1054. 1061. 1065, Statiftil 
1065. 1066. — Beſold. Beamte d. Ge⸗ 
fundheits- u. Banpolizei: nad) 
der P. Health Act 1111. 1120; nadı 
der Metropolis Act 1182; nad) der 
Local Government Act 1142. — Be- 


foldete Brüdenmetfter 1156; be- 
foldete Wegeauffeher u. collectors 
1165.1168.1170. 1171.1174; Chauflee- 
beamte 1182. — Nach ber Commis- 
sioners Clauses Act 1104; nad) ber 
Towns Improvement Act 1106. 

Beftätigungsrecht, bei Beamten u. 
Wahlen der Städteorbnung unbelannt 
891. 

Bettelpolizei 293. 300. 617, ſ. Vagrants 
Act. 

Betting oflices, Wetten 682. 

Beweisregeln, |. law of evidence. 

Bierhausconcefftonen,f. Conceſſionsweſen. 

Bierhauspolizei 636. 687. 701707. 

Billards, Eonceffionen 704. 

Bilder, obfcöne 634. 

Bills of Mortality 927. 

Bind over to prosecute 584. 775. 

— to give evidence 775. 

Biichöfe, Reicheftandichaft 221. 224. 

Blackstone, Charafteriftif 358; Dar- 
ftellung des selfgovernment 409.458; 
Darftellung bes Sheriffamts 421. 

Boards of guardians der Armenver- 
twaltung 1044.1045, Gefchäftsordnnung 
1045. 1052; — Boards of Health 
1107. 1111, Geſchuftsordnung 1113; 
— Highway boards und District 
boards ber Wegeverwaltung 1171. 
1174; — Metropolitan board und 
District boards der Hauptflabt 1188. 
1134; — Boards of management 
der Armenfchulbiftrifte 1088. ©. aud) 
Committees. 

Böcland, angel. 4. 

Bodkin’s Act, Armenverw. 1085. 

Borbelle 630. 

Boroughs, Stabtverfafjung, Ge⸗ 
ſchichte: I. Angelſächſ. Zeit (45). — 
II. Rormann. Zeit; Städte in Domes- 
daybook 104, tallagia 105, firma 
burgi 106, Abfonderung eines court 
leet 106, Merkmale des Bürgerrechte 
108, Gilden 110. Recapitulation 847 
—850. III. reiheftänd. Zeit: ftäbt. 
Rechtsverhältniffe 194—96. Thatſäch⸗ 
liche Beichränfungen bes Biirgerrechts 
196— 98. Beginn der Incorporationen 
198. 199. 208. 204. Vertretung im 
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Barlament 196. 197. 202, ftäbtifche 
Barlamentswahlen 220. 227, planlofe 
Bermehrung derBarlamentsvertretung 
251. Recapitulation 850-583. — IV. 
V. Reform. u. Revolut. Zeit: Incor⸗ 
porationen 818— 22, select bodies 
822, honorary freemen 323; Cor- 
porationsafte 325, Berunftaltung durch 
die Parteilämpfe 322—25. Recapitu- 
lation 853-—56. — VI. Rechtsverbält- 
nifje des 18. Jahrhunderts 370—72. 
Recapitulation 85658. Ueberſicht 
der Charten u. Tocalalten 859-861. 
VII. Zuftand zur Zeit der Reformbill 
861—67. Relative Schwäche ber engl. 
Stadtverfaffungen 445. 
Boroughs, Municipal, Stäbte- 
ordnung. Bedeutung der Incorpo⸗ 
rirung 208. 8319-324. 870. 871. Zu- 
ftand zur Zeit der Reformbill 861—67. 
Heutige Klaſſification der Städte 867 
—872. Statiftit u. Namensverzeich⸗ 
niß 872— 75. — Die Städteorb- 
nung von 1885. ($ 82) ©, 875— 
880: Umfang der Geltung 87679. 
Bürgerfhaft u. Bürgerrecht 880-586. 
Mayor, Aldermen u. ®emeinberath 
886—92. Deconomifche Municipalver⸗ 
waltung 892—-96. Stiftungen 89. 
896. Ausgaben 895. PBolizeivermwal- 
tung 897 — 307. Boligeicommifflon897. 
Sriebensrichter 899—901. 903. 904. 
Strafjuſtiz 905-9. Recorder. 906. 
Refte einer Civiljurisdiction 864. 908. 
909. 910. Vergleihung mit bentichen 
Stadtverfafjungen 910. 911. Oberin- 
ftanz der Stadtverwaltung 911—15. 
— Ausnahmeverhältniffe: Yünfhäfen 
111; ehemalige DMebiatflübte 112; 
City von London 111. 910—28. 
Boroughs,Parliamentary,®ar- 
lamentsvertretung: Entſtehung 
196. 197. 200-202. 251. Reforma- 
tion u. Revol. 31928. Unverhält- 
nigmäßig ſtarke Vertretung 819, neue 
Berufungen320. Achtzehntes Jahrhun⸗ 
dert 856—58. Verzeichniß ſeit ber Re⸗ 
formbill 868. 869. 871. Namensver- 
zeichniß 872-— 76. Heutige Barlaments- 
wahlsechte 885. 886. Statiſtik der 


Parlamentswähler in benGtäbten 886, 
ber Barlamentsmähler in der City von 
London 924, in der Metropolis IR. 
— Contributory boroughs in Baia 
870. 

Borough Quarter Sessions A%. 
906. |. Qu. Sessions. 

Borough Rate: Berwendungspwed 
468. 469. Ausfchreibung 469. Erke 
bung, ‚Rechnungslegung 8%. Betrag 
470. 471. 

Borough Jail-Bate, — Lanati 
Asylum r., — Museum r., — Prisd 
ners r., — Watch r. 470. 

Boundary Act 411. 

Bound bailiffs 519. 

Brauordnung 623. 

Brennholzverlauf 626. 

Bricks and tiles 6323, 

Bridewells, Correctionshäufer 746. 

Bridges, öffentl Brüden 114- 
1158: Begriff 1154; Vrüdenbexlai 
281. 1157; Reubau 1157; ehemalige 
Drüdenfieuer 1155. 1158. 

Budgetrecht, Speciafifirung 348. 

Bücher, obicöne 634. 

Bürgerredt, urfp. Bedeutung 1W8: 
Uebergang 196-988 ; Folgen der It 
corporation 319. 321. 323. 3%. Il. 
Heutiger Begriff 880. 881. 882. BL 
Borbebaltene Rechte 883. 886. 

Building acts 1099, 

Building societies 728. 


- Burgess roll, Einregiftrirg. b. Rat.Bih- 


gerichaft 881. 882. 907; dient als Oe 
ſchworenenliſtes07; Altburgerrole 

Burgfriede 35. 

Burgermeiſter u. Rath 886. 

Bürgſchaft im Streafverf. 680. 587. 

Burial boards 1108. 1150. 

Burial rate 464. 1104. 1150. 

Bntterhanbel 629. 

Bye laws, Orteſtatuten, ba 
Kichhipiele im Mittelalter 287. 28. 
290 (feine Autonomie); ber inlorye- 
tirten Städte 321, nach der hartigen 
Stäbteorbnung 888. 898; im ber ber- 
tigen Kirchfpielsverfaffung 987; wah 
der Commissioners Clauses Ad 
1105; nad der Health Act 1118: 











nad der Metropolis Act 1135; 
nach der Local Govern. Act 1144; 
bye laws der Corporations 1198. 
1200. 1201. 

Cabinet, Minifterrath, Entftehung 339. 
340, 351, neuere Stellung 3%. 89%. 

Canals, Kanalpolizei 646. 

Canteens, Schanfftellen 964. 

Capias ad satisfaciendum 527. 

Sapitän u. Seeleute 673. 

Capital burgesses 321. 

Capitalis Justitiarius 181. 

Capitula itineris 85. 

' Case of corporations 821. 

Casual poor 1084. 

Cautionen im Strafo. 580. 587. 

Santionspflicht, Zeitungen 616. 

Cemeteries Clauses Act 1102. 

Ceorls, angelf. 5. 12. 38. 42. 

Cenfur, Geichichte 26466; im acht⸗ 
zehnten Jahrhundert 614. 

Central Criminal Court 921. 

Certiorari, Abberufungsredt 
der Heichsgerichte 369. 825—27. 831 
—838. Aumwenbungen, |. Oberinftanz. 

Chamberlain, London 920. 

Chaplains, Arbeitshäufer 1060; Gefung⸗ 
nigverw. 750. 

Charge, Dennnciation 578. 

Charitable uses 11%. 

Charten, urſp. Bebeutung 132; ſtudt. 
Incorporationschharten, |. Boroughs 
Municipal. 

Chauffeeverwaltung, Turnpike 
Acts 1181—87. Gefchichte 381. 1181; 
Bermwaltungsrath 1181; Berwaltungs- 
grumbfäge 1182—84; Chauffeegelder 
1183. 1184; Wegeordnung 644. 

Chester, Grafſchaft 126. 

Chimney sweepers 624. 

Church building Acts 997. 

Churchrate, Kirdenftener. Ent⸗ 
ſtehung im Mittelalter 208. 209. 211. 
212; im fechszehnten u. fiebenz. Ihdt. 
270. 271. — Ueberficht 455. Ausfchrei- 
bung, Zwecke 472. Rechnungslegung, 
Zwangsbeitreibung 478, 474. Betrlige 
475 (nenefte Angabe 1150). Nenere 
Stenerverweigerungen, Streitfragen, 
Reiormverfuche 474. 475. 998. 


Churchwardens, Sirdenvor- 
Reber: Entſtehung im Mittelalter 
267. 269. Doppelftellung 273. Ueber- 
fiht 441. — Heutiges Recht 970—76. 
Wahl ıı. Ernennung 970. 971. 989. 
Dualification und Befreiungen 971. 
Kirchliche Amtegeichäfte 972.978. 975; 
weltliche 973. 974. Berantwortfichkeit 
974. Rechnungslegung 976. Oberin- 
ſtanz 989993. Selbſtündigkeit, nicht 
Autonomie 992. 998. 

Cinque Ports 111. 

Circuits, Entftehung 79. 

City, Rame u. Begriff 104. 867. 

Civilacht 529. 

Civilarreſt 523. 524. 

Civileheſchließgung 1152. 1158. 

Civilexekution 525; bei den Kreisgerich- 
ten 539. 

Eiviljurisdiction, Hefte einer folchen in 
den Municipal boroughs 908, 909. 

Eiviljury, Entſtehung 74. 80. 161. 
Heutige Berhältniffe 530-—84; Ge- 
ſchworenenliſten 581. 582; Unverant- 
wortlidhfeit 310. 532; Bebeutung u. 
Werth 532. 534. — Seltene Anwen⸗ 
bung bei den neuen Kreisgerichten 
598. 589. — Special jury 526. Jury 
bei Erpropriationen u. a. Epezialfäl- 
Ien, ſ. Jury. 

Siviljuftigftatiftit 589. 

Civilftanderegiftermeien 1150-53. 

Clarendon, Aiftfen 117. 

Clauses Acts (1847) 1097. 

Clerks, friedenerichterlihe 568 — 65; 
©ebührentaren 566. 738. 

Clerk of the fair, market 625. 

Clerk ofthe Peace, Kreisfecre 
tär für die Gerihte- u. Polizeiver⸗ 
waltung 56865, Ernennung, Amts- 
gefhäfte, Funktionen bei der Straf- 
verfolgung 564. Gebührentare 566. 
— Clerks to Justices, clerks of Ma- 
gistrates 565. 

Clerk to the guardians, Kreis⸗ 
fecretär für d. Bconom. Verwaltung 
1057. 1068, ſ. Kreisarmenverbände. 

Clothiers, Tuchmacherei 624. 

Coals, Koblenhandel 624. 

Collectors, f. bejold. Communalbeamte. 


Combinations, 
174. 656. 659. 

Commission of array 150. 

— of gaol Uelivery 161. 

— of oyer and terminer 161. 

"— of sewers 283. 285. 1098, 
Commissioners Clauses Act 1104. 
— in Lunacy 762, 

Commitment, for trial, Strafverfol- 
gungsbeihluß und Unterjuchungehaft- 
befehl 678. 588, jährliche Zahl ber 
Fülle 588, — Commitment in exe- 
cution, Strafvoliftredungsbetehl 679. 

Committees, ®emeindecom- 
miffionen im Mittelalter 191. 287. 
290; in heutiger Geftalt 982. 985; 
of assessment 191. 287. 290; of 
assistance 287. 290; of jurats 287. 
290; of nuisances 1124; of visitors 
für Gefängniffe 749, Irrenhäufer 760. 
Arbeitshäufer 1059. 

Common Council, ®emeinberath 888; 
Berwaltungscommittees 888, 

Commoners, Name 2383. 

Common Law 159. Webertriebene Bor- 
ſtellungen von der Bedeutung berfel- 
ben 291. 

Common Law Procedure Acts 524. 

Common Lodging Houses Act 686. 
Commonwealth, Republil 362. 
Communa, Wortbebeutung 107. 289; 

Berufung zum Parlament 136. 

Communalämter, Allg. Ueber- 
jiht 360. 403-409. Umwandlun⸗ 
gen im meunzehnten Jahrhundert 
444 — 459. 

Commnnalſteuern, Geſchichte. 
Entſtehung im ſpäteren Mittelalter 
Thithing-, Hundred-, County-rate 
188—192; Anwendung auf die direc- 
ten Staatsfteuern 192. 198; Umbil- 
dungen feit der Reformation 285. 
286; Zuflände im 18. Ihbt. 962; 
Recapitulation 454—457. 

Sommunal- Steuern, heutige. 
Ueberficht 455458. Die einzelen 
Sauptfteuern |. v. Borough rate, 
Church r., County r., Highway r., 
Poor r. Die ergänzenden Neben- 
fieuern 457. 58 (und im Regifter un. 


Arbeiterverbindungen 


Sommunalfteuern, 


Sommunalfieuern, 


ter den einzelen Namen.) Sei. 
fleirung 457, Methode der Csumauzal- 
fieuern 457. Berſchmelzung dei äkt- 
ren Syſteme 456. 500, 505. Bid. 
mäßige Beibehaltung des Exkem 


- nach der Poor Law Amendmeat Act 


1041; der P. Health Act 1110. 1119: 
ben Nuisances Removal Acts 1129: 
ber Metropolis M. Act 1131. 1137: 
der Local Goverament Act 114: 
der Wegeorduung 1836 ©. 116, ir 
Wegeorbnung 1862 6.1174. 1176; i 
den Local- und neueren Consolidatios 
Acts 1106. — Borjchlag zur Bildungs 
einer General Rate 505. 1089. 
Rechteder⸗ 
hältniffe: Stemerpflidtige Obseite 
497, Gebäude, Zehnten, Holungen 
498; bewegliches Bermögen (2) 48. 
501. Abicägungsgrundfäge 49.501. 
— Berpflichtung des nıbenben Jı- 
habere, occupier 499. 500. M 
Grundprincip 500. Steuerbefreiunge 
498. 501. 


Compounding the rates, Eterer 


zahlung vom Gigenthiimer Rett det 
Miethere oder Pächter bei leire⸗ 
tenements 499. — Fortdauer ii 
Stimmrechts bei den Räpdtiiger Be 
len 884, bei den ſtudtiſchen varla 
mentswahlen 502, bei ben Belle 
nadh der General Vestry Act 5%. 
— Wegfall des Stimmrecht für he 
Armenverwaltung 1043, 1044, 1060: 
für das Syſtem der P. Health Ad 
1111. 1119; der Local Governmen! 
Act 1147. 1148; der Wegevermwaltuns 
1162. 1170. 1174. 

Beigäitt- 
gangder&tenererhebungi®- 
497. 1) Steuerausſchreibung imPr 
sition 483. Einfcätungelifes, ea 
fchätende Beamte 484. 492. Periedes 
Bezirke der Steneransfcgreibung IÜ- 
Berätigung und Publilatien 486 
493. Berichtigung durch bie Bari 
commiiflon 486. 496. 2) Wellem 
tionsverfahren, amendment 487: Ber- 
jahren vor der Gpecialfeffen 68 
vor der Bezirkocommiſſion 486. 4%. 





Steuerniederihlagungen 488. 3) 
Steuererhebung, levy 488; Gteuer- 
erecutionen 493; Regreß wegen un- 
rechtmäßiger Stenererecntionen 494. 
4) Custody and expenditure 489, 
494. 5) Rechnungslegung, accounts 
489 - 90; Hechnungsrevifion audit 
durch die Bezirksſitzung 490; durch 
Distriet auditors 490, 491. 49. 
1072. 1079; Appellation gegen bie 
Rechnungsreviſion 491. 1089. 1090. 
1092, — Berfahren bei der county 
rate 461. 62; bei der borough rate 
469. 893 ; bei der church rate 473, 
474. 475. 990. 991; bei der highway 
rate 482. 1165. 1168. 1174. 1176; 
nad) der P. Health Act 1119. 
Sommunalfteuern, Sefammtbe- 
träge 506 (Ergänzung dazu 1149. 
1150.) Baſis des Healbefites in 
England und Wales und defjen Steuer- 
traft 507. 509. 682. Steuerpropor- 
tionen für die einzelen Grundſtücke 
507. 509. Berhältnif zu den Staate- 
fteuern 510. 
Communiftifcde Bereine 611. 
Companies Clauses Act 1204. 
Eonceffionen für Gewerbe. Ber- 
hältnif der Polizei- und der Steuerge- 
werbicheine 699. Friedensrichterliche 
Eonceflion flir Schankſtellen 700-704, 
für Theater, Billarbs, Vergnüguugs⸗ 
Iofale, Debattirhäuſer, Lefezimmer, 
Wildhandel, in den Special Sessions; 
704. 705. 708. — Bolizeiconcef- 
fionen der Quarter Sessions; für 
Brivat - Irrenhäufer, Pulvermühlen, 
Abdedereien 729. 733. 734. 765. Er- 
theilung derfelben in den Municipal- 
corporationen 906. 918 — Conſens des 
Gemeinderatbs zu Neuanlagen von 
Knochenbrennereien, Schladhthäufern, 
Seifenfiedereien und anderen läftigen 
®ewerbsanlagen nach der P. Health 
Act 1109. 1118, nad) der Metropo- 
lis Act 1137, nad) der Local Govern. 
Act. 1147, nady der Towns Impro- 
vement Clauses Act 1105. 
Schanlconceffionen insbejon- 
dere 702—708: Geſchichte 302. 705. 


Ertheilung durch das licensing mee- 
ting ber Friedener. 700. Formular 
des Gewerbſcheins 701; Uebertragung 
702-707 ; Eoncefflonsentziehung 702 ; 
erleichtertes Syſtem der Gewerbe⸗ 
fteuerfcheine 703. 704. 707. Berant- 
wortlichleit der concefl. Behörbe 886. 
Confirmatio chartarum 234. 
Conservatores pacis 175. 
Constables of hundreds, high 
Constables, Entftehung 150, 187. 
Urfprüngliche Ernennung durch den 
Sheriff 423, Heut. Recht 488. 788. 
Amtsgeichäfte 783. 785. Perſonal 784. 
Constables, petty. Entſtehung 
150. 187. Name 187. Heutiges 
Recht 439. Amtsgeichäfte 736—90: 
ale ſelbſtündige Friedensbewahrer 
786. 789. (Verhaftungsrecht 790); 
als Vollziehungsbeamte der Friedens⸗ 
richter 787. 790; als Hülfsbeamte 
andrer Behörden 788. Aiftftenz bei 
Miethsftreitigleiten und Exrmilfionen 
674. 675. Bei Einquartirung und 
Borfpannpflicht 960. 968. Rechtl. Ber- 
antmwortfichleit 848. Strafen d. Wiber- 
felichfeit 846. Gebühren 733. 799. 
— Berfonal: Ernennung 791; Ouali- 
fication 792; Amtspflicht und Be- 
freiungen 792. 793. 796. Reform- 
geſetz 5 et 6 Vict. 74-96. Berfall 
des Amts 793; Durchführung der 
bejoldeten Constabulary 813. 
Constables, special 797; in ben _ 
Städten 897. 
Constables Rate 465. 
Constabulary, Police, bejolbete, 
in ber Hauptſtadt 799-807 (fiehe 
Metropolitan Police.) Fortſchritte 
bes Syſtems 808, in Städten 809. 
897. 902. in Ortsgemeinden 809, in 
Grafichaftsbezirten 811. Zmangs- 
durhführung in Grafſchaften und 
Städten 812. Grunddaralter 813. 
Statiftif 813. 817. 818. Streitfragen 
814. 815. 
Contempt of Court 822. 
Continual council 144—147. 
Conviction im fumm. Proz. 592. 596. 
Copyholders 227. 331. 336. 384. 


Coroners. Entſtehung 84. 175. 188. 
481. Feudale Nefte 431. Amtsge⸗ 
fchäfte 427—29. 488. Amtsbezirke 
432. Gtatiftil der Coroners inguests 
589. Berfahren 428. 483. Wahl 
429. 432. Berantmwortlichleit 480. 
Neue Reformen 431—84. Gebühren 
7133. 434. Studtiſche cor. 907, 920. 

Corporation. Entſtehung des Be- 
griffs 203. 204. Heut, Recht: verſchied. 
Arten der Corporationen (öffentl. u. 
private) 1190-1196. Engliſche Ein- 
tbeilungen (Corp. aggregate, sole) 
1194. 1196. Seneraltheorie der Corp. 
1196-1202. Stiftung 1197. Be- 
fugniffe und Gewalten 1197. 1198. 
Dishabilitäten 1200. Biſitationsrecht 
1198—99. 1201. Auflöfung 119%. 
Statuten, bye laws, 1198. 1200, 1201. 
Eorporationsrechte der Churchwar- 

. dens 972. Korporationsredhte der 
neueren Boards |. h. v. — Neuere 
Geſetzgebung über Privat-Corporatio- 
nen 1201—1208. Incorporirung 
durch Specialafte 1204; Altiengefell- 
fchaften 12056; Bankgeſellſch. 1208. 

Corporations dormant 879. 

Corporations Municipal f. Boroughs 

Eorreltionshäifer ſ. Gefängnißverm, 

Counties, Grafichaftsbezirte 410-413. 

County-bridges ſ. Brüden. 

County business 724. 

County Clerk 520. 

. County Constabulary 816. 

Counties corporate 868. 870. 

County court, heutige Bedeutung 420. 
516. Geſchichte ſ. Shirgemote. 

County gaols |, ©efänguifverw. 

County rate, Kreisfteuer: Ent- 
ſtehung 1%. 362, heutige 459; 
Steuerzwede 459. 462; Ausfchreibung 
460. 725. 781. 732; Bezicle 460; 
Einfhäsung 461. 478; Gefammtbe- 
träge 460. 465-—67. Neueres Verfah⸗ 
ren bei der Erhebung 461. 467. 

County Rate and Expenditure Bill, 
Geſetzentwurf fiir die Grafſchaftsver⸗ 
waltung 467. 

County Police Rate 464. 

County Treasurer 461. 726. 


Court Baron 71. 76. 79. 122, 123. 165. 

Court of Chivalry 149. 156. 225.285. 

Courts leet, Sürtöpelgeigeridte. 
Entfiehung 89; Charalter und Br- 
fahren 100— 104; allmälige Berbrän- 
gung derſelben durch bie Friedert 
richter 182. 186. 308. 541. Coarts 
leet in den Städten, Grundlage der 
Stabtverfafjung 107. 110. 1%. 1%. 

Courts of request 534. 

Court of wards 314. 

Coventry, city 200. 871. 

Criminaljury 767. |. Urtheilsjurn. 

Eriminalloften 777. 780. ſ. Gtiefsaf. 

Criminal Lunatics 759. 

Eriminalfatiftit 588. 754. 

Curiae baronum 76. 79. 

Curia regis, angelj. 48; uormam. 69. 
12. 79 

Customary court 71. 

Customs 605. 606. 

Custos Rotulorum 561. 

Dahrlehnskaflen 677. 728. 

Debattirhäufer, Eonceffion 507. 

Dedication, öffentl. Wege 1159. 

Deihorbnungen 1098. 

DeputyLieutenants: Eutfehuss 
813 ; heutiges echt 933 ; Amtageihäfte 
949. 91; Perfouaiftatikif %2. 

Deputy-Sheriff 517. 518. 

Deferteurs 946. 961. 964. 

Diebftähle, Kleine 601. 

Discharge, $riedensr. 588. 

Disorderly houses 631. 

Disordely persons 617. 

Diffeuterifche Kapellen, Einregifr. TH. 

Distress Distringas 77. 522. 535. 

-Distringas juratores 533, 

District Asylums 1065. 

District Boards, Metropolitan 118: 
in ber neuen Wegeverwaltung 117. 

District Court of Sessions, Geiz; 
nißverwaltung 907. 

District Prison Rate 465. 470 

Distriet Rate ber Health Act 1110: 
ber Metropolis Management Ad 
1181. 1187; Beträge 1197. 118 
1150. 

District surveyor, nene Wegeorduast 
1170. 














Divisions, Sessional.. Neugeftaltung 
der Bolizeiverwwaltungs-Bezirfe der 
Grafſchaft 686. Statiflil 414. 

Domesdaybook 56. 60. 

Domestic servants 664. 

Drunkenness 632. 

Duell, |. Zweilampf. 

Ealdorman, angelf. 20. 

Earl, normann. 14. 75. 

Ehrenbürger 321. 858. 

Ehrengerichte |. Court of chivalry. 

Eideshelfer, angelj. 22. 

Ginguartierung 960. 961. 963. 

Einregiftrirung diffenteriicher Kapellen 
734; der Aftien- und Bankgeſellſchaf⸗ 
ten 1207. 1208. 

Eifenbahnbaupolizei 645. 1204—6. 

Elegit, Civilerefution 526. 

Ernennung der Communalbeamten |. 
Wahl. ü 

Eroberung, angelj. 3., normann. 51. 

Escheats, normann. 52. 

Esquires 129. 221, 328. 383. 

Establishment Charges, Armenverw. 
341. 

Examination, in der Borunterfuchung ; 
Entfiehung 269; heutiges Verfahren 
581. 588. 

Examiners of weights 735, 

Fixchequer, normonn. 54. 

Excise, Defraudation 605. 

Erecutivfirafen 678. 821. 

Ermiffionsflagen 673. 

Erpropriationen, funmarifches Berfah- 
ren 677. S. auch Jury. 

Extraparochial places 968. 1093. 

Extraordinary revenue 283. 

Evidence, Bereisverfahren im fumm. 
Broceß 591; in der Vorunterfuhung 
581. 

Fabrilanlagen, ſ. Conceffionen. 

Kabrilarbeiter 665. 

Fabrikgeſetze 668. ’ 

Zabrikgerftörungen 612. 

Fulſchung, Waarenfälichung 629. 

Fairs, Märkte 625. 

Familienmwappen 129. 387. 

Feefarm, normann. 106. 

Fences, Zerftörung 600. 

Feuerreglements 1099. 908. 


euerwaffenfabrifation 625. 

Fieri facias, @ivilerec. 52. 527. 

Financial Boards, Projeft neuer Kreis- 
verwaltungsbehörden 464, 

Firma burgi 106. 

Fifchereiordnungen 654, in London 656. 

Fleifchergewerbe 628. 

Fluchen 608. 

Flugſchriften 614. 

Folfland, angeli. 4. 17. 

Folgan, folgarii 6. 

Foreible entry, Befitentjegung 575. 

Forestallers 626. 

Forfeitures, normann. 59. 

Francplegium, angelj. 27; normann. 
64—69, 

Frankalmoign, geiftl. Belehnung 115. 

Freeholders 227. 329. 330, 384. 

Freemen, im normann. Stadtrecht 108. 
125; in den Municipal Corporations 
321. 862. 863; in London 918. 

Freeman’s roll, vorbehaltene Rechte in 
der neuen Städteordnung 883. 

Freie und Unfreie, angelf. 5. 

Freiheit. Entwidelung ber focialen, 
perjönlichen, politiichen Freiheit am 
Schluß der angelf. Zeit. 49. 50; in 
der heutigen Barlamentsverfaffung 
400. 

Freipflege, normann. 64—69. 

Freifaffen, f. freeholders. 

Freiwilligen-Corps 953. 956. 958. 

Freeborg 94—96. 

Kriedensbewahrung, Allgem. Ge⸗ 
ſchichte: angeſächſiſche 22—29; nor- 
manniihe 81104; veichefländifche 
Zeit 171—188; Reformation nnd 
Nevolution 291—308; Achtzehntes 
Jahrh. 864 — 868. 

Friedensbürgſchaften, 
Verfahren 572—74. 

Friedensrichter, Geſchichte: 1) 
Polizeiverwaltung der reicheftändifchen 
Zeit: Friedensbewahrung nad) com- 
mon law 172; ®ewerbepolizei 173; 
Vorſtufen des Friedensrichteramts 
176; dauernde Einſetzung 178; Er⸗ 
nennung, Commission 179; Perſonal 
180; Verhältniß zu dem älteren Per⸗ 
fonal der Friedensbewahrung 181— 

(1) 


heutiges 


183; Bedentung der Quorum-Elariel 
180. 181; Streitfragen über Entfte- 
hung u. Charakter des Amts 184. 185. 


2) Erweiterungen feit der Heforma- 
tion 291—308: Ausbildung einer 
Oberinftanz über ber Gemeindever- 
waltung 291. 292; nene Polizeiord- 
nungen 293. 294; Entfiehung des 
fummarifchen Strafverfahrens 29h. 
296; Entfiehung des Vorinter- 
fuhungsamtes 296. 297. Königl. 
Ernennung, politiiche Stellung 298. 
299. Entftehung des Formulars der 
Commission 297. 

3) Conſolidirung des Friedensrich— 
teramts in achtzehnten Jahrh. 364— 
67; Decentralifation der Polizeiver- 
_ waltung 369. 370. 


4) heutige Stellung, Ueberſicht 434— 
38. Geſchichtliche Recapitulation, 
insbeſondere iiber die Concurrenz ber 
Friedensridhter mit dem Court leet 
540— 544, Tateinifches Formular der 
Friedenscommilfion 547. 548. 


Friedensridhter, heutige Amts— 
gejchäfte. Ueberſicht 540. Wort- 
{aut ber Commission 546. Untrenn- 
barkeit der Juſtiz- und Adminiftrativ- 
geichäfte 545. Verſuche einer Orup- 
pirung 568. 570. 541. 

1. Amtsfunctionen ber einze- 
Ten (1 oder 2) Friedensridter: 
Friedensbewahrung nach gemeinem 
Hecht 572 (8. 33.) Borunterfudungs- 
amt 577 (8. 34.) Bolizeirichteranit 
589 (8. 35.) Aufruhr und ungejegliche 
Berfammlungen 608 (8. 36.) Bettel- 
und VBagabunden-Polizei 617 (8. 37.) 
Gewerbepolizei 620 (8. 38.) Sitten- 
polizei 629 (8. 39.) Gaſt⸗ und Bier- 
hauspolizei 685 ($. 40.) Perjonen- 
fuhrweſen 639 (8. 41.) Wegepolizei 
642 (5. 42.) Flußpolizei, Seepaflagier- 
weien 645 ($. 43.) Jagdpolizei 648 
(8. 44.) Fiſchereiordnung 654 ($- 45.) 
Arbeitspolizei, Lohnftreitigleiten 656 
(8. 46.) Lehrlingsverhältniffe 666 
($. 47.) Kauffahrteifchiffahrtt 671 
($- 48.) Miethe- und Padhtfireitig- 


feiten 673 (8. 49.) Nebeniälle einer 
polizeil. Eiviljurisdiction 675 ($. . 

2. Amtsgefhäite der Zei 
fionen f. a. Special Session 
Quarter Sessions. Aeltere Fälle eine? 
Zuſammenwirkens von 3, 4 oder © 
Friedensrichtern 685. 

3. Eingreifen der einjelen 
Friedensr. in das Gebiet der 
Gemeindeverwaltung. lekr- 
fit 682; (a) bei den Sommmal 
fteuern: Beftätigung 486, Riederihla- 
gung 488, Steuer-Erecntion 489 ıb 
in der Gefängnifverwaltung \.; 
Yrrenhans-Berwaltung 761. 74.16): 
(c ) in der Milizverwaltung 9. 949. 
In der Armeevenvaltung HI: 
Werbeprotokolle, Nednumgelegung 
959. Einguartirung und Neguiktione 
wefen 960. (d) Keine Kompeten; im 
Amtstreis der Churchwardens HM 
(e) Dezernat der Armenverwaltms 
vor dem Armengeſetz, 1012. 1014 
1016. 1017. 1020. 1022; nah de 
Poor Law Amendment Act 19. 
1071. 1075. 1077. 10%. (M Aa 
der P. Health Act 1114; nah M 
Nuisances Removal Act 13-1": 
nad} der Metropolis Act 113: 
nad) der Local Govern. Act 18: 
(g) in der Briidenverweltung 11%, 
in der Wegeverwalt. 1164. 1166. 1176 

4. Gemeinfames über die Delrett 
ber einzelen Friebener. 677— Sl. 
Unterfchiede des polizeilichen Eivil- v. 
Strafverfahrens 677. Zrangewol 
ſtreckungen, Executivſtrafen 678. 61 
Finanz ⸗ Controlen 680. 681. Koſer 
punkt 681. Concurrirende Gewalic⸗ 
ber einzelen riedensr. 571. 

5. Die Friedensr. als ex of- 
ficio Mitglieder der wentteR 
Verwaltungs-Boards: der de 
zirls⸗Einſchätzumgs⸗Commifſion 4% 
496; des Board of Guardians Mi 
Armen-Union 1045; d. Distr. Boards 
der Wegeverwalt. 1174; des Ehaxhet- 
Verwaltungsraths 1182. 

Sriedenerichter, Berfonal: mid 
afterfiche Verhäftnifie 190-183; en 








der Reformation 298. 299; im 18. 
Zahrh. 367; Recapitulation 549. 550. 
— Heutiges Berfonal: Cenfus, Be- 
deutung der quorum-Klaufel 550. 554. 
555; Bezirke der commissions und 
Ausnahmsbezirke, liberties 551. 557. 
Heutige Geſammtzahl 552. 556. 559; 
Perſonalverzeichniſſe 561; in den ein⸗ 
zelen divisions 689; — Amtseide 552. 
553. 557; Rechtskunde u. perjönliche 
Dualifilation der Gentry 556. 558; 
Tagegelder 717; Entlaſſung der Frie⸗ 
dener. 838. 839. — Die friedensr. 
Stellung als perſönliches Staats- 
amt 819; feine Stellvertretung 820; 
feine Entfcheidung in propria causa 
820. 822. 837; Chrenrechte eines 
Judge of record, Beleidigungen, thät- 
liche Angriffe, Ungehorfam 821; Un- 
terordnung unter die Reichsgerichte 
824 fi. Strafrechtliche Berantwort- 
lichkeit: Criminal⸗Anklage, fistaliiches 
Berfahren, Ordnnungsftrafen 835—89. 
Regreßpflicht, progeffualicher Schuk 
des Bellagten 839— 841; neuere Pro- 
tection Act 842. 
Friedensrichter, ftädtifhe: im 
Mittelalter 195; feit der Reforma- 
fion 320. 328. — Berhältniffe zur 
Zeit der Städteordnung 865. 899; 
Aufhebung der Justices by Charter 
899; neuere Ernennungsweiſe 899. 
900; Dualification, Zahl 900; Be⸗ 
foldete ſtädtiſche Polizeirichter 901. 
567; Bejondere Rechtsverhältniſſe der 
lädt. Friedensr., verminderte Compe- 
tenz 903. 910. 1045; in der Gefäng- 
niß⸗ u. Irrenhausverw. 904; Stati- 
ſtik der ftädt. Friedensr. 561. 
Friendly societies 675. 728. 
Frithborg 27. 83, |. Oefammtbürgfchaft. 
Führungsattefte, fiir Schanfgewerbe 703. 
Fuel, Brennholzvertauf 626. 
Fünfhufenbefig, angeli. 16. 17. 52. 
Fußſteige, öffentl. 1168. 1169. 
@iamekeepers, Wildheger 649. 
Game laws, Jagdordnung 648. 
Gaming houses, Spielhäujer 632. 
Gaolkeeper 750. 
Gaols, |. Gefungnißverwaltung. 


Gafthauspolizei 685. 

Gaswork Clauses Act 1102. 

Gebiührentarifs der Clerks, Constables, 
Coroners 729. 733. 430; bei Mieths- 
pfändungen 674. 

Geburtsabel, |. Adel. 

Gefäüängnifordnung, der Kreis. 
u. ſtädtiſchen Gefäugniſſe: Ge—⸗ 
ſchichtliches 746. 747. 752. 753. 294. 
303; Patrimonialreſte 753. — Be: 
griff des county gaol 746. Reue 
©efängnißorduung 4 Geo. IV. c. 
64. S.747. 753. Sefchäfte d. Quartal⸗ 
fitungen: Neubau, Umbau, Auftel- 
Inngsredht 748. 749. 755; Sessions 
for the gaol 754. Gefängnifver- 
waltungsausichuß, Visitors 749, 756; 
Gefängnißbeamte 750. 757; (Gefäng- 
nißärzte 751); Hausordnung 751.757; 
Antheil der Staatsverwaltung 752; 
Staategefängniffe 758. Statiſtik d. Ge- 
fängniſſe 754. 708. — Städtiſche 
Gefängnifverw. 901. 904; Theilung 
d. Gefchäfte zwiſchen den Friedensr. 
u. dem Gemeinderath 902. 904. 914. 

Gefolgen, angelf. 11. 

Gehör des Angellagten in der Borunter- 
ſuchung 582. 588; im fumm. Proceß 
591. 597. 

Geiſtlichkeit, Gerichtsbarkeit u. Kriege- 
pflicht der angelf. Zeit 32. Gerichts- 
barleit d. norm. Zeit 117. 118. Lehns- 
u. Wehrpflicht 115. 211. Steuerpflicht 
205. 246. 348. Verpflichtung zur 
Kirchenfteuer 281; zur Wegebaulaft 
1160. Standesverhältniffe 221. 

Geldbußen, Finanzcontrole 679. 681. 

Gemeindeerſatzmänner, Miliz 937. 

Gemeindefeftlichfeiten 290. 

Gemeinfreie, ſ. ceorls. 

Gemeinderath, ftädt. 887. 891. 

General board of Health 1116. 

General district rate 1110. 

General Health Act 1107. 

General Meeting of Lieutenantcey 
985. 948. ©. Graffchaftsmilizen. 

General rules des Armenamts 1087. 

General sessions 709, f. Quarter 
Sessions. 

Geueralſtaatsanwalt 777. 

(1*) 
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General Turnpike Act 1181. 

General Vestries Act 993. 

Gentleman, gentry 325. 327. 328. 332, 
835. 383. 385. 

Gerberei 627. 

Gerefas, angelf. 20 

Serichtscollegien, Entfiehg. 74.78.80.159. 

Gerichtsweſen. Allgemeine Ge- 
ſchichte: angelſächſ. 18—29; anglo- 
normannifche 68— 81; reichsftändifche 
Zeit 159171; Reformation u. Re- 
volution B08— 311; achtzehntes Jahr: 
Hundert 363 368. 

Geſammtbuürgſchaft, angelſ. 23. 26. 
27; Veränderungen in der norm. Zeit 
83. 94 - v6. 

Geſammtgemeinden, ſ.Sammtgemeinden. 

Geſchworenendienſt, Geſchwore— 
nenliften: Umgeſtaltung bes Dien⸗ 
ſtes in der reichsſtändiſchen Zeit 168. 
164. 169. 170; ſeit der Reformation 
808; im achtzehnten Jahrhund. 364. 
— Nah dem Geſetz von 1825. ©. 
581. 583; Aufftellung u. Berichtigung 
der Liften 532. 693, Cenſus 768; Be- 
freiungen vom Dienft 533; Unverant⸗ 
wortlichleit ber Geſchworenen 310. 
582. — Geſchworenendienſt bei den 
Kreisgerichten 538. Stäbtifher Ge⸗ 
ſchworenendienſt 907. 909. ©. aud) 
Jury. 

Gefetsgebende Gewalt bes Parlaments, 
Entſtehung in ber reicheftänd. Zeit 
248. ©. auch Parlamentsverfaffung. 

Geſetzgebung durch Minifteriafdeparte- 
ments, S. Oberinftan;. 

®efindeordnung 293. 669. 664. 

Gesith, angelf. 6. 11. 

Gesithcundmen 12, 85, 

Gefundheits- u. Baupolizei: Ge⸗ 
ſchichte 1096— 38. Stüd- u. verſuchs⸗ 
weife Gefetgebung 880. 1097—1107. 
Bauordnungen 1099. 1100. — Bade: 
n. Waſchhäuſer 1100. — Gemeinbe- 
logirhüuſer 1101. — Lighting and 
watching act 1101. 1102. — Gas⸗ 
u. Waflerverforgung 1102. — Be- 
gräbnißweſen 1102—4. — Towns 
Improvement Clauses Act 1105. 
1106. — Berfchärftes Polizeiſyſtem 


der Nuisances Remuval Acts 1123 
—1130 (f. Nuisances). — Genetal 
berichte an das Parlament über ter 
Geſundheitszuſtand der eugbevällerten 
Diftrikte 1106. 1107. — Generalrefor- 
men des Medizinalweiens 1102 — 
CSonfolidirte Geſetzgebung uud ne 
Communal inſtitutionen für dieſe Jede 
f. v. Health Act, Local Government 
Act, Nuisances Act, Metropulis 
Management Act, 

Sewerbeanlagen, |. Conceffionen. 

Sewerbefteiheit, ihre Durchführung in 
der neuen Städteorduung 667. 11. 

Gewerbeordnung u. Polizei, im 
Mittelalter 173; fett der Neforma- 
tion 298. 659; hentige 620— 629. 6. 
667. 

Gewerbeicheine 685. 

Gewerbeſteuerſcheine für die Schaulbe⸗ 
rechtigung 708. 

Gewerbscorporationen 666. 

Gilbert's Act 1019. 1025. 

Gilden in den mittelalterfidden Städten 
1110; in London 922. 

Governing bodies in den Städten 221. 

Srafihaften: Entfiehung uud Ge 
dichte 410. 411. Namenswerzeiduin 
der angelfächfifchen 25, der heutigen 
412, 413. 

Graffichaftsabgeorbnete im Wittelalter 
220; neuerer Cenſus 383; heutige 
Wahlen 517. 

Srafihaftshprüden 1154. 

Grafſchaftegericht, angell. 19. 24: 
anglonormann. 69. 79; feit der Re- 
formation 310; heutige VBedentang 
422. 515—17. 

Grafſchaftsirrenhäuſer, |. Irrenhänfer. 

Grafjhaftsmiligen der mormanı. 
Zeit 63— 67; der reihekänd. Zen 
149. 154; nad) der Reformation 311. 
314; nad) der Reflauration 313317: 
im achtzehnten Jahrhundert 372. 374 
Bol. über das Geſchichtliche v. Hee 
resverfaffung ; das heutige Mecht, v. 
Miliz. 

Grafſchaftsverſammlungen, bentige 411. 

Grand Coutumier, normann. 61. 

Grand Jury, Grand Inguest, 


große Jury, Entftehung 86. 162; 
bentige Stellung 772—775. 715; Ber: 
fahren 719. ©. auch Jury. 

Grundeigenthum, Geſammtbelaſtung 
durch Staat u. Commune 512. 513, 

Grundherrlichkeit, angelſ. 35. 40; nor⸗ 
mann. 76. 77. 119—122 

Guardians, Armenverwaltungsräthe 
nad Gilberts Act 10%. Nach der 
neuen Armengejeßgebung 1044. 1045; 
Berjonal 1052. S. auch Armenverw. 

Gunpowder mills 733. 

®utsgerichte, courts baron 71. 76 
—78; Abfterben derfelben 165; fpo- 
radiſche Reſte folcher Eivilgerichte 909. 

Mlabeas corpora iuratorum 533. 

Habeas corpus Acte 830. 834. 

Hackney coaches 640. 

Hafenpolizei 646. 

Daftbefehle: Formen u. Borbedingun- 
gen 579. 580 586; Berantiwortlich- 
feit der Friedensr. 842; der Con- 
stables 845. 846. ©. auch Berhaf- 
tungsrecht. 

Handwerker, ſ. Lehrlingſchaft. 

Hanſen, in den Städten 110. 

Harbours 645, 

Saupflädtifche Polizei, |. Metropolitan 
Police. ' 

SDausgefinde 664. 

Hausherr, Haftung nach angel. Recht 
32, 34. 

Saufirhandel 629. 

Hausordnung der Armenhäufer 1073; 
der Sefängnifie 751. 757; der Schanf- 
ftellen 636. 704. 

Hauſierer 626. 

Hausſuchungen 587. 

Hawkers and pedlars 626. 

Headborough 23. 187. 

Hearing and Evidence, im fummar, 
Prozeß 591. 592, 596, 597. 

Health Act, Public. 1107—1121: (1) 
Einführung des Gefetses 1108; Zahl 
der Ortſchaften 1170; Verbindung 
mit der Local Government Act 
1141. (2) Zwecke bes Gefetes 1109. 
1117. 1118. (3) Steuerſyſtem: district 
rate 1110, 1119, Steuerbeträge 1120. 
(4) Ausflihrende Beamte 1111. 1120; 


bye laws zur Ausführung 1111. (5) 
Die abminiftrirenden Local Boards 
of Health 1100; Wahlredht u. Wahl: 
verfahren 1111—13. 1120. 1121; Ge— 
fhäftsordnung 1113. (6) Oberinftanz, 
gerichtliche 1114; abminiftrative 1114 
—1116: Delegirte Miniftergejeige- 
bung 1114; Control u. Auffichtein- 
ſtanz; materielles Entſcheidungsrecht 
1115; General Board of Health 
1116. Streitfragen über das Geſetz 
1121. 1122, 

Heerwefen, allg. Geſchichte: An- 
gelſachſiſche I—18; normannifche 61 
—68; reichsftändifche Zeit 148— 159; 
Reformation ı. Revolution 311—18; 
Achtzehntes Fahrh. 372 —376. — Ueber 
das heut. Recht, ſ. v. Armee. Miliz. 

Hegungszeit für die Jagd 652; fllr die 
Fiſcherei 728. 

Heimathefcheine, Armenverw. 1003.1004. 

Heriot 17. 58. 

Hida, angelf. 4. 126. 

High Commission Court 260. 339. 345. 

Iligh Constables, f. Constables, 

High Steward, ftädtifcher 864. 

Highway, Highways Act, Highway 
Board, f. Wegeordnung. 

Highway Rate, ®egeftener: Ent- 
ftehung 282— 284; heut. Recht 482; 
Einſchätzung u. Verfahren 1162. 1165. 
1168; fubfidiäre Haftung für d. Er- 
haltung der Chauffeen 1183. Neuere 
Verſchmelzung mit d. poor rate 1174. 
©efammt-Beträge 483. (1150.) 

Hinterfaffen, normann. 129. 

Holzdiebftahl 603. 

Homagium, normann, 727. 

Honorary freeman 321. 858. 

Honorationen, ſtädt. 328 333. 

Honors, normann. 119—122, 

Hobhouse’s Act 1024. 1027. 

Houses of correction, Entſtehung 294. 
303. S. Gefängnißverwaltung. 

Huldigungseid 553. 

Hundred, atgelf. 10, in der Heeres⸗ 
ordnung 15, feit Alfred 13. 26. — 
Heut. Bezirke d. Hunbertichaften 413. 

Hundred court, Hundred gemote, 
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angelf. 19. 21. 25. Rügepflicht 28; 
normann. 70; heutige Hefte 537. 
Hundred, Haftung nad) angelf. Rechte 

24; nad) d. neuen Gelebgebung 694. 
Hundred rate, mittelaft. 190; heut. 465. 
Huscarls, angelf. 14. 
Fagdceontraventionen. Jagd— 

recht. Jagdregal. Xeltere Ber: 

hältniffe 204. 302. 303. 648-651. 

Neue Fagdordnung 1et 2 Will. IV. 

c. 32: Dualification zur Jagd, Jagd- 

ſcheine, Schomungszeit, Jagdübertre—⸗ 
tuugen652. Wildheger, Wildhandel653. 
Sahrmärkte, Regulative 729, 
Jail Fees Rate 465. 
Javelin men des Sheriff 426. 
Improvement Rate 481. 1130, 1149. 
Incorporations-Charten d. Städte 198. 

203. 319. 853. 859. 860. 

Incorrigible rogues 619, 

Indecency 633. 

Indictment 773. 

Indoor-Relief 1067. \ 
Industrial Schools 755. 1085. 


Induſtrielle Geſellſchaft, ihr Einfluß auf | 


die neueren Communalordnungen 445. 

Information ex officio, inf. quo wa- 
ranto, unter den Tudors 296; unter 
den Stuarts 324; Heut. Anwendung 
830. 834. 912. 913. 

Information, informer, Denunciation 
im heutigen Strafverf. 578. 590. 

Ingrossers 626. 

Inquest of office, mittelalt, 84. 

Inquisitiones nonarum 19. 

Inns, Gafthöfe 635. 

Inspectors des Armenamts 1088. 

— of factories 663. 

— of nuisances 1111. 1144. 

— of weights 729. 734. 

Innungen, f. Corporations. 

Inveftiturftreit 116. 

Joint stock companies 1205. 

Irremovable Poor Act 1035. 1038. 

Irrenhäuſer 758—766: Geſchicht- 
liches 758. 759. 763; Beſtimmung d. 
Graffchafts⸗ und Stadt⸗Irrenhäuſer 
759. 760; Antheil d. Quartalſitzungen 
760; Committce of Visitors 760. 761; 
Functionen der einzel. Friedensr 761. 


- 


764. 765; Aufnahme in d. Irtenheri 
764. 765; Conceſſion u. Sıftat. der 
Privat-Irrenanftalten 762. 15. Com- 
missioners in Lunacy, Stestsbeherte 
762. 765. Statiflit d. Irene. 16. 
766. — Berwaltung db. Rädtiiher 
Irrenhänſer; Antheil des Gemein 
raths 760. 902. 904. WS. — 
Juden, Fähigkeit zum Sherifiamt vl; 
zu den flädtijchen Aemtern 81; ; 
den Aemtern überhaupt 558; Formel 
des Amtseides 553. 58. 
Judicium parium, ©egenfaß der Jun 
100. 161. 
Jugendliche Verbrecher 600. 
Jurisdiction, Bedeutung dee Bert 
und Methode der Anwendung in de: 
friedensr. Berwaltung 659. 
Juriſten, Standesverhältniffe 21.22 
Jury, allg. Geſchichte: Entkchung 
der Civiljury 74. 80. Adminifretix 
Unterfuhungscommiffionen, juries ol 
inquiry 84. 88. 91. 96; Entſiehunꝗ 
der Anklagejury 85. 86. %. 97. 
Eutftehung der Urtheiljurg in Strei. 
fachen 88. 89. 97—100; og. Jury 
bei den courts leet 91. 108. — Co 
folidirung der jury in ber reichekir- 
diichen Zeit 161—163. 168. 18: 
Geftaltung des Gejcdhwornenbteuhtr 
163—165. 169. 170. — Periode der 
Tudors und Stuarts 38-31: 
Aenderungen im Cenſus 308; Cut: 
ſtehung feiter Berveisgrundiäge HP: 
Einfluß der Parteilämpfe 309. 51V: 
Unverantwortlichleit der Geſchwoteata 
310. — Die Jury im 18. Jahrksn 
dert 364. 368. 
Jury, heutige. (1.) Anwendung ıS 
Civilprozeß 530-534; |. Eisler 
(2.) Anklagejury 772775; 8 ki 
Städten 905. 907. 909. ©. gut 
Jury. (8.) Zum Urtheilehrud v 
Straffachen 767— 772; in ber&tähr 
905. 907. 909. ©. Urtgeiliun 4 
Special-Anmwendungen als jaries für 
inquiry 774; al® coroners juT 
428. 429, bei Eivilerecationen I: 
bei Schadeneliagen 539; bei Ente 
priationen 530. 755. 1184; bei de 














fipentfegungen 575; bei riots 608; 
bei Deichverbandsftreitigfeiten 731; 
bei Feftftellung der Maf- und ©e- 
wicdhtverhäftuiffe 735; beit Gemein- 
heitstheifungen 744, als annoyance 
jury 804; Streit über Briidenban- 
materialien 1158; bei Verlegung und 
Schließung von Wegen 1180. 

Justices by Act of Parliament 438. 

by Charter 438. 

of labourers 179. 

of the Peace f. Friedensridhter. 

of trail baston 176. 

Juſtizſtatiſtik 539. 

Juvenile offenders 600. 

Kanzler, normann. 131. 

Kanffahrtei-Schiffahrtsordnng 671. 672; 
fodificirtes Gefeb (1854.) 673. 

Kellerwohnungen 1109. 

King in Parliament nnd King in 
Council, ſtaatsrechti. Bedeutung 389. 

Kingsbench, als custos morum 631. 

Kirche, Allg. Geſchichte: angel- 
fähfifche 293—33; normannifcdhe 112— 
118; reicheftändifche Zeit 204—212; 
Reformation 2538—66; achtzehntes 
Fahrhundert 376. 377; insbejondere 
über den ftaatsfirchlichen Berwal- 
tungsorganismus 259-262; Befeiti- 
gung kirchlicher Autonomie 266. 
922; Trennung ber Kirche vom 
Staat (?) 418. 997. 

Kirdenbaulaft, augelj. 32. S. Church- 
rate. 

Kirchengebäude, Verwendung zu Wahl- 
verfammlungen 1028, 

Kirchliche Begräbniffe 992. 

Kirdyenbildher 972. 976. 1150. 

Kirchenfteuer ſ. Churchrate. 

Kirchenſtühle 975. 

Kirchſpiele, Geſchichte: Geftaltung 
am Schluß des Mittelalters 206. 
209. 211. 212. — Umbildung in 
ber Zeit der Tudors 266-273; 
Berfaffung und Bedeutung 267; Kir- 
henvorfieher 269; Doppelftellimg 
diefes Amts 272. 273.; Grundlagen 


und Zufammenfeßung der kirchlichen 


Ortsgemeinde 270. 271; Stimmrecht 
der Kirchſpielsverſammlung 271. 272; 


Statiftil 372. 9; Conjolibirung der 
Kirchipiels - Verfaffung dur) neue 
Steuer- und Amtslaften 285 286; 
Semeinde - Commiffionen 287. 290; 
Ortsftatuten 287. 288-290. — Be- 
fhräntung der TIheilnahmsrechte zur 
Zeit der Stuarts 288. 289. Adht- 
zehntes Jahrhundert Select vestries 
376. 377. Relapitulation 965—968. 

Kirchfpiele, heutige. Statiftit 416; 
Begriff 968; Stellung der Kirchen- 
vorfieher 970-976. ff. Church- 
wardens.) Die Unterbeanten des 
Kirchſpiels, Parish Clerk, Sexton 
977— 980. — Die Kirchipielsverfamm- 
Iungen, General und Special-Ves- 
tries 981— 989: Berufung und Ge- 
genftände der Beſchließung 981; 
Stimmberedtigung 985; Parish 
Committees 982. 985. 986; Verfall 
der Selbitthätigfeit, Entftehung der 
Select Vestries 982—984. 987. 
988. — Oberinftanz der Kirchenvor⸗ 
ficher bei der geiftlihen Behörde 
989. 990; Controlinftanz der Reichs⸗ 
gerichtc990— 993 , writ ofprohibition 
991. 993. — Anfänge einer Reform, 
General Vestries Act 993. 994. 
97: Form der Kirchipiels-Berfamm- 
fungen, Stimmredt nad) 6 Klaffen 
994. 995; Bildung rein Tirdhlicher 
Pfarrſyſteme nad) den Church Buil- 
ding Acts 997 998. 

Kirchipielsgrenzen, 970. 9389. — Kirch⸗ 
fpiele innerhalb der Stadtverfaffun⸗ 
gen 911. 915. 

Kirchipielslehrlinge 668. |. Armenlehrl. 

Kirk sceat 211. 

Knights of the Shire 218. 220. 388. 

Königsfriede, angel. 29; normann. 82, 
434. | 

Kohlenhandel, 624. 

Kornhandel 625. 

Koftenpuntt bei den Urtheilen der ein- 
zelen Friedensr. 593. 681; bei den 
Qu. sessions 720. 

Kreisarmenverbände nad Gil- 
berts Act 1020.1026; nad) dem neuen 
Armengef. 1040—1053: Zmangsbil- 
dung 1040; Vertheilung der Armen⸗ 


foften 1041. 1042. 1048; Wahlprinzip 
nach Klafien 1042—1044, Wahlver- 
fahren 1050-1052; Bildung ber 
Boards uud Perſonal derjelben 1045. 
1052; Gefchäftegang 1045. 1046. 
1052. 1053; Statiftit der Armen- 
Unionen 1046—1048; der wahlbe- 
rechtigten Steuerzahler 1048— 1050. 
Kreisarmenverbände der Metropolis. 
1093. ©: auch Armenverwaltung. 

Kreisgerichte, neue 534—539: Vorver- 
handfungen 537; Competenz 585. 
536; Anwendung der jury 535. 538; 
Ernennung der Kreisrichter 538; Ver⸗ 
fahren 538. 589; Statiftif 589. 

Kreisirrenhäufer ſ. Irrenhänfer. 

Kreisſtadte 867. 

Kriegsgerichte, Kriegsrecht: zur Zeit 
der Tudors 317, heut. Recht 939. 946, 

Krininal-Statiftit 588. 754. 

Kronvafallen, normann. 58. 65. 119— 
122; Heine Kronvaf. 122. 123. 

Kunſtſtraßen, ſ. Chaufleen. 

Labourers 656. 

Labouring classes I,odging Act 1101. 

Lachsfiſcherei 655. 

Ladungen, im Civilproceß 521; bei ben 
Kreisgerichten 538; in der Borunter- 
juchung 578; im fumm. Berfahren 
586. 596. 

Laenland, angel. 6. 7. 

Landesbeichwerden im Parlament 235. 

Landleihe und Dienft, angel. 6. 

Landlord and tensnt 635. 

Laud- und Hinterjaffen, norm. 124. 129. 

Lands clauses Act 1204. 

Zandftreicher 617. 

Landwehrfuftem, Schwierigfeiten 958. 

Landıwirthichaftsgefinde 665. 

Larceny 601. 

Law of evidence 309. 592. 

Law of Settlement, f. Niederlaflunger. 

Law of Settlement Act 1001. 

Leather, Zeberbereitung 627. 

Lebensmittelpolizei 657. 

Lehne. Lehnswefen: der Norman- 
die 61; Kron- und Unterpafallen 58. 
65; Lehnseid 53. 64; Vertheilung 
der Lehnslaft 65; Lehndienflorbnung 
64; Privatrechtliches Detail des Lehn- 


rechts 52. 58. 128; Veräußerlileit 
und Theilbarteit der Lehne 128. 216: 
Anseinandergeben des Lehueweſens in 
zwei Richtungen 211; Normaltaren 
der Nitteriehne 213. Aufhebung des 
Lehnsnerus 327. 335. 314. 

Lehnsmilizen. Ordnung des Yehm 
dienſtes 61. 64. 65; Commande 62: 
Begimnender Berfall 63. — Umbil⸗ 
dung bes Lehndienftes im 14. m. 15. 
Jahrh. 150— 192. 155 157; Antheil 
beffelben an den aftiven Heeren 151. 
158. — Reſte ber Lehnemilizen im 
fechzehnten Jahrh. 311. 314. Auſhe 
bung des Lehnsnerus 314. Zei. Grei 
chaftsmifizien. Heereſsweſen. 

Lehrlingſchaft, Lehrling and Meiſter 311. 

Leibeigenſchaft 228. 231. 336. 

Leinenweberei 627. 

Lejegimmer, Conceſſion 705. 

Leuchtthirme 646. 673. 

Libere tenentes 227. 

Liberi homines, normann. 125. 129. 

Liberties, Ausſsnahm Hbezirle 
für die Untergerichtegeihäfte des 
Sheriff 370. 414. 417; Statifil 
diefer liberties 417. — Liberties 
mit Reſten einer Civil. Furtsdictien 
557. 909. 910. — Liberties für de 
Ansfertigung der friedensrichterfichen 
Commissions 561. 557. — Liberties 
für die Gefängnißverwaltung 732 
— für das Amt des Coroner 431. 

Licences, f. &onceffionswefen. 

Licences, transfer 702, 

Licensing Meeting 700. 

Lighting ‚and Watching Act 3M. 
1101. 1149. 

Ligthing and Watching Rate 40. 

Liveries, in London 917. 

Loan Societies 675. 728. 

Local Boards of Health 110. 
1111; Geſchafteordnung 1113: Ber- 
zeichniß 1120. Local Boards nad 
ber Local Government Act 114; 
ned) der Metropolis Management 
Act 1133 ; Statiftil der Local Boards 
450. 

Local Government Act 188, 


für Gefuudheite- und Bau- Polizei 
1141—1150. 1. Einführung des Ge⸗ 
fetses 1141. 1145. 2. Zmede 1141. 
1146. 1147. 3. Steuerſyſtem 1142. 
1147. 1148. 4. Ausführende Beamte 
1142. 1148. 5. Bildung der Local 
Boards 1142. 1143. 1148. 6. Ober- 
inftanz: gerichtliche 1143; adminiftra- 
tive 1143—45. Neue Stellung des 
Miniſters des Innern; Bejchwerbein- 
ftanz 1145. 

Local Marine Boards 673. 

Lodging houses 635. 636. 1101. 

Lohnfuhrwert 639. 

Lohnftreitigleiten 656. 660. 

Löhne, polizeiliche Regulirung 658. 

Tolalacten für Städte 380. 861. 
1097. 1105; für Kirchſpiele 1025. 
1029. 1097. 1105. 

London, City. Geſchichte 915. 111. 
202. Reformacte 11. Geo. I. 916. — 
Geftaltung der Bürgerihaft 916. 
Gewerbs⸗ und Handelögilden 917. 
Liveries 917. 922. Freemen 918. 
923. Stadtbgirfe, wards 928. 
Statiftil der Wähler 924. — Mayor, 
Aldermen, Council 919. 924. Städti- 
fhe Beamte 920. 925. — Berwal- 
tungszweige 921. 926; Polizei 803; 
Bolizet der Themje 656; Syſtem 
der Abzugsfanäle 1150; Armenver- 
waltung der City 1093; Reformvor⸗ 
ſchläge 927. — Verhältnig der City 
zu der Umgebung der Metropolis 
927. Bierfaches Syftem der Gemein- 
beverwaltung in London 928. Vgl. 
Metropolis. 

Lootſenordnung 628. 645. 673. 

LZordlieutenant. Entſtehung 312. 
443; heutige Stellung 443. 562. 563. 
933. 942. 

Lords. |. Adel. Pärie. 

Lord Mayor, London 919. 

Lotterieverbote 638. 

Lunatic Asylums, f. Irrenhäufer. 

Lunatic Asylums Act 760. 

Lunatic Asylums Rate 464. 

Luxusgeſetze 174. 629. 

Miagistrates licences, |. Conceſfionen. 


Magna charta 183 -137; bie ein» 
zelen Artikel derfelben 137—140; 
Beftätigungen und fpäterer Verlauf 
140—143. Spätere ker magnacharta 
vergleichbare Grundgeſetze 344. 

Magnum consilium, die ältere ©eftalt 
d. Oberhauſes 145.215. 280. 240. 347. 

Malicious mischief 601. 

Malzfabrilation 627. 

Mandamus, Mandatsprozeß bei 
den Keichsgerichten, ale Kontrolin- 
ftanz der inneren Landesverwaltung 
828 -80. 832; zum Schutz der Selbft- 
ftändigleit der Stadtverfaffung 912; 
zum Schuß ber Kirchſpielsverfaſſung 
gegen die geiftlihen Behörden 992. 
©. Oberinftan;. 

Mannbuße, angelj. 37. 

Manor, normann. 122, 123. 128. 

Manufactures 656. 

Marine stores 627. 

Marlenverfaffung, angelf. 4. 

Markets, Marktorbnungen mittelalter- 
fihe 625; heutige 729. 

Market and Fairs Clauses Act 625; 
Anlegung neuer Märkte 1147. 

Marktrecht der Städte 867. 

Marshall der Lehnsmilizen 62, 

Mafchinenzerfiörungen 612, 

Masters in Lunacy 763. 

Master of the workhouse 1059. 

Maß- und Gewichtsverwaltung 
unter Leitung der Quartalſitzungen 
129. 734. 

Matron of the workhouse 1059. 

Matroſen 673. 

Mayor, Name 106. 861; in ber heuti- 
gen Stäbteordnung 887. 888. 891. 
903 ; Friedensrichterl. Befugniffe nach 
der älteren Gefeßgebung 908. 

Medical oficers der Armenverwaltung 
1057. 1060, 1064. 

Meviatftädte, normann. 112. 

Medicines, Verlauf 627. 

Meilenfteine 1168. 

Meifter und Lehrling 667. 

Menial Servants 664. 

Merchant Shipping Act 671. 


| Meffetdane, angelf. 37. 
Gneiſt, Engl. Sommunalverfaffung. II. Regifter. 


2 


Meſſerſchmiede 625. 

Metropolis: Berhältniß zur City 
von London 927. Gemeinfame Boli- 
zeiorbnungen älterer Zeit 808. 804. 
Heutige Bolizeiverwaltung 799 — 807. 
(. Metropolitan Police). Heutige 
Arnenverwaltung 1093—95. ®e- 
fundheits und Baupolizei 1130—1140, 
(f. Metropolis Local Management 
Act.) Straßenfuhrweien 642. Be—⸗ 
gräbnißorönung 1102, 

MetropolisLocalManagement 
Act 1855. (1.) Einführung und Um⸗ 
fang des Geſetzes 1130, 1136. (2.) 
Zwecke 1131. 1136. 1137. (8.) Steuer- 
foftem 1131. 1187. 1188. Steuerbe- 
beträge 1137. (4.) Ausführende Be- 
amte 1132; Berzeichniß der befolde- 
ten Beamten 1138. (5.) Adminiftri- 
rende Boards, Gemeinderäthe, Ge⸗ 
fammtgemeinde- Käthe, Controlamt 
432—34; Zuſammenſetzung derBoards 
1138. 1139; allgemeines gfeiches 
Stimmredt 1132. 1140. (6.) Ober- 
inftanz: gerichtliche 1134 ; adminiftra- 
tive Beſchwerdeinſtanz bei dem Me- 
tropolitan Board 1134. 1140; Mi- 
nifterialinftang, Byelaws 1185. 

Metropolitan Board of Works 1133. 
1134. 1139. 

Metropolitan Police, Xeltere Zu- 
fände 804, Einführung des Geſetzes 
10. Geo. IV. cap. 44. Bolizeibezirt 
1799; Formirung der Mannſchaften, 
Statiftil 800. 805; Bildung einer 
Bolizeipräfeltur 801. 802. 805. 806 ; 
Bolizeigerichtsäinter 302.806 ; Polizei- 
ordnung 808. 807. 

Metropolitan Stage Carriages 612, 

Miethsftreitigleiten 673. 

Miles, normann. Bedeutung 127. 

Militärrequifition bei Aufruhr 611. 

Militia Rate 480, 

Miliz, Geſchichte; normanı. Zeit 
638—67; reihsftändifche Zeit 149— 
154; Reformationgzeit 311 —814; 
Keftauration 313. 317; Achtzehntes 
Zahrhundert 372. 373. 374; ineb. 
die Milizgeſetze Carls II. 318. 316; 


zur Zeit ber franz. Kriege 83. Ar 
capitulation 82933. 

Miliz, heutige. Milizgeſet 42 Ge. 
IIl. cap. 90. S. BIT, Rüge 
fe 15 et 16 Vict. cap... 8. RI- 
56: Ernennung der Lordlieutenants 
und Offiziere 933; Rormalcenius 9%. 
Abänderungen deilelben %5. Ks; 
Normalzahl der Mannichaften 34: 
Urliften 935. 943; Dienftipflidt zu 
Befreiung 936; Neclamationen R5; 
Ausloofung, Einfywörung,Eurofinung 
936. 944; Dienfleib, Criakmänse 
937 ; Regimentirung 938. 955 ; Uehur- 
gen, Mobilmadhungen %8. 39; 
Kriegsrecht und Kriegsgerichte RI; 
945. Waffengeräthe, Stämme, Rus; 
häufer 940. 956; Perfönfiche Rede 
und Pflichten der Mannfdaiten HI; 
Suspenflon der Uebungen 42. #7; 
Neueres Werbeiyftem 955. Etasikil 
des Effectivbeſtandes 955. — Bil 
täriihe Organifation der Riger 
947; Rechtliche und adminiftative 
DOrganifation 948; Oberinftan; Quar- 
ter Sessions 950. 956; Eontrolinfas; 
der Neichegerichte 950; Neuere Kr 
nifterialregulative 950. 955. 

Millers 627. 

Minifteranflagen 248. 348. 349. 

Minifter des Innern, neuere Std- 
lung 830; Ernennung der Friedens 
richter 436; Bifitation der Grläng 
niffe 752; der Irrenhäufer 761; Re 
gulative der Strafverfolgungeloken 
777; @ebübrentare der Constabies 
795; Theaterregulative 634; byelars 
der common lodging houses 1101: 
der washhouses 1100; Organijetion® 
fragen der P. Health Act 115; 
Stellung in der nenen Armeevenze- 
tung 1087; in der Local Gore 
ment Act 1143. &. auch Oberinßas; 

Minifterrath, neuere Stellung U 

Misericordia regis 92 - 94. 

Mittelſtände, polit. Stellung 388. 

Modus tenendi Parliamentum MH. 

Mindliches Verfahren im fummeriihes 
Proceß 596. 





Municipal corporations znt Zeit der 
Reformbill 86166. ©. Boroughs 
Geſchichte. 

Mutiny Act 374. 953. 969. 962. 

Wew County Courts 5385. 

Newspapers, Zeitungen 613. 

Niederlaffungsreht: angeli. 24; 
zur Reformationszeit 280; nach der 
Law cf Settlement Act Car. U. 
1001—1004 ; im adjtzehnten Jahrh. 
379. 1002. Mifverhältniffe im An- 
fang des 19. Jahrh. 1019. 1036. — 
Heutiges Niederlaffungsr. 1033— 
40; die einzelen Titel 1033. 1034. 
1036; aufgehobene Titel 1037 ; recht⸗ 
liche Folgen des Niederlaffungsrechts 
1034; Reformvorichläge 1038. 

Nobility .and Gentry feit der Zeit ber 
Tudors 332. 383. S. Ständeverhältn. 

Nominators, nad; dem neueren Wahl- 
foftem der Geſundheitsacte 1113. 

Non intromittant-Klaufel 195. 900. 

Non omittas 417. 

Non resident burgesses 324. 

Normandy, f. Lehne. 

Nuisances, Begriff 601. 1126. 1129. 

Nuisances to highways 643. 

Nuisances committees 1124. 

Nuoisances Removal Acts 
1123—1130; Inhalteverzeichn. 1129; 
Ortfchaften 1130; Erweiterte Ge⸗ 
walten der riedensrichter 1123. 
1124. 1128; Staaterathsbefchlüffe im 
Kal anftedender Krankheiten 1125. 
1127. 1128; Seranziehung der Ar- 
menbeamten für die Zwede ber Ge⸗ 
fundHeitspolizei 1125; Podenimpfung 
1125 ; erweiterter Begriff der Nuisan- 
ces 1126; Oberinftann 1127. — 
Vebertragung derſelben Befugniffe auf 
die neueren District Boards der 
BWegeverwaltung 1171. 

Oberhaus, feit der Reformation 340. 
347. 392; ültere ®eftalt |. Magnum 
Consilium. 

Oberinftanz der Kommunal - Ber 

waltung. 
I. Allg. Ueberſicht. 
(1) Inſtanzenzug der ordentlichen 


Geridhtsverfaffung: für das Amt 
bes Coroner 430; bes Sheriff 516; 
für die neuen Kreisgerichte 535. 536; 
für das Polizeirihteramt der einzelen 
Sriedener. 594. 598. 676. 737. 738; 
für die Strafjufliz der Quarter Ses- 
sions 721; Unterordnung unter bie 
Reichögerichte 824— 835. ($. 73.) 

(2.) Oberinftanz für die friedens⸗ 
richterlihe Adminiftration 738— 
740. 744. (8. 61); grundfäßliche Un- 
terordnung unter b. Reichsger. ($. 73.) 

(3.) Oberinftanz der Stabtverwal- 
tung 910-915 (8. 87.) 

(4.) Oberinflany der Milizverwal- 
tung 950. ($. 91.) 

(5.) Oberinftanz der Kirchſpielsver⸗ 
waltung i. e. ©. 989—993. ($. 968.) 

(6.) Oberinftanz der Armenwaltung 
1012— 1018 ($. 100.) Neueres 
Syftem 1086—1092. (8. 108.) 

(7.) Oberinftanz der GSejnndheits - 
und Baupolizei-Berwaltung: 

Nach der P. Health Act 1114—1116. 

1128. 

Nach der Nuisances Act 1127. 1129. 

Nach d. Metrop. M. Act 1134. 1135. 
1140. 

Nach der Loc. Gov. Act 1143-45. 

Nach den Localaften 380. 

(8) Oberinftanz d. Wegevermwaltung 
1164. 1174. 1176. 1179. (8 121); 
der Chaufſeeverw. 1184. 

I. Imftanzenzug der einzelen 
Zweiged. Communalverw. nad 
dem geridtl. Organismus: 

(1) Eingreifen des Bolizeirichteramts 
der einzelen Friedensr. in Auf- 
rechterhaltung d. Gewerbe⸗, Sitten-, 
Bierhaus-, Wege⸗, Fluß-, Jagd-, Ar- 
beits-, Bettel-Polizei 2c. (85 37—48). 
— Functionen der einzel. Friedensr. 
bei der Ausichreibung d. Communal- 
ftenern 486. 488. 489. — Bei d. Ge- 
füngnifverw. 750, Irrenhausverw. 
761. 764. 766. — Bei d. Miliguerw. 
949 , Armeeverw. 659—664. — Bei 
der Armenverw. 1012. 1013. 1016. 
1017. 1020. 1022; nad) bem neueren 
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Syſtem 1069. 1071. 1075. 1077. 1090. 
— Nach der P. Health Act 1114; 
nad) der Nuisances Act 1123—1128; 
nad) d. Metrop. M. Act 1134; nad) 

der Loc. Gov. Act 1143. — Bei d. 
Brüden- u. Wegeverw. 1164. 1166. 
1176. — Die Friedener. als ex of- 
ficio Mitglieder der Bezirks - Ein- 
ſchützungs⸗Commiſſion 495. 496, des 
Board der Armen-Union 1045, ber 
Wegeverw. 1174, des Chauffee-Ber- 
waltungsrath8 1182 (vgl. Friedensr., 
Amtsgeichäfte). 

(2) Die Special Sessions ber 
Friedensr. ale Mittelinftanz: für die 
Ernennung, Beftätigung, Entlaffung 
der Gemeinde-Constahles, der Exa- 
miners of Measurers 691; der Ar- 
men⸗ u. Wegeaufſeher 691. 1012. 1177. 
— Für die Steuer-Reclamationen 
487. 488. — Für Feftftellung d. Ge⸗ 
Ihwornenliften u. Reflamationen 693. 
— Für Feſtſetzung der Strafperfol- 
gungsfoften 693. — Analoge Anwen⸗ 
dung bei den ftädt. Friedeusr. 904. — 
(Subdivision Meeting für d. Rella- 
ntationen in ber Milizverw. 949.) — 
In der Armenverw.: Ernennung der 
Armenauffeher 1012, materielle Revi- 
fion der Armenrechnungen 1013; in 
ber neueren Armenverw. 1090, Or- 
ders of Removal 1014. — In ber 
Wegeverwaltung: als Oberbehörde 
der Wegeaufſeher; Zwangsdecrete zur 
Reparatur u. Entſcheidung über Ver⸗ 
breiterung u. a. Wegeſtreitigkeiten 
1166 1167. 1177. 1178. — Allgenı. 
Befugniß ber Special Sessions zu 
DOrdnungsftrafen gegen b. Constables 
845; gegen die Armenaufieher 1010; 
gegen d. Wegeauffeher 1178. (S. aud) 
Special Sessions). 

(3) Die Duartalfigungen der 
Friedensr. als ordentl. Beſchwerde⸗ 
inftanz 738— 740. 744. (Insbeſondere 
für Steuerreclamationen 738. 739. 
487; flir die Entſcheidungen ber Spe- 
cial Sessions 789. 740. 744. — Ana- 


log in der ſtüdt. Berwalt. 910. 911.) | 


— In der Armenverw.: als Cher- 
inftanz der Steuerreclamatisun ı 
Steuer-Erecutionen1013; gegeahent- 
[ungen oder Unterlaffungen der Cr. 
meindebeamten 1013, gegen bie Or- 
ders of Removal 1015. — In it 
Megevermwaltimg:alsßejdwerdeiukem 
fiber den Special Sessions, als ent- 
fcheidende Inftanz über die Wegeben 
laft der Gemeinden, als Beſchwerde 
inflanz für d. Rechnungsresifien 1175: 
für Streitigfeiten der Chaufieeuem. 
11%. — Analoge Stellung dee Le 
neral Meeting of Lieutenant für 
die Milizverw. 949; der geifl. Le 
hörden (courts) für die Kirdipielt- 
verw. i. e. ©. 989. IM. (2. ad 
Quarter Sessions.) 

(4) Oberfie Controlinſtanz der 
Heichsgerichte durch Certiorari 1. 
Mandamus, Grundprinzip 368. DA 
825. 829; Anwendung des Certiorari 
auf den Geſchaftskreis ber Ariedentt. 
826-829; Anwendung des Manda- 
mus 828—830. 832. Ergänzung dark 
Prohibition, Quo warrante, Habess 
Corpus 833. 840. Anwendung ai 
die Stadtverm. 913, — zum Su 
der Selbſtündigkeit der Corporationen, 
ihrer Wahl⸗ und Amteredite 912. — 
Anwendung auf die Miligvermaltung 
950, anf die Armeevermalt. KL — 
Auf die Kirchſpielsverw. IWW. 
— Auf die Armenverw. älterer Jet 
1016; neuerer Zeit 1089-191. — 
Auf die Deichverbandsvermelt. IIM. 
Auf die P. Health Act 1114; Kt 
Nuisances Act 1127; die Metropr 

- lis M. Act 1134; die Local Got. 
Act (?) 1143. 1145. — Auf d. Bridrs 
verm. 1156. 1157; bie Weges. 
1164. 1175. 1179; die Chanfleeer 
waltung 1184. 

I. Inſtanzenzug db. Communel 
verw.nad adminiſtrativen Or⸗ 
ganiemus: 

(1) Gewählte Boards alt bt- 
fließende Behörde für die &- 
meindebeamten: Räbtijche Gemeinde 








räthe u. deren Berwaltungsansichliffe 
888. 897; Committees of Assess- 
ment für Gteuereinfhätung 495. 
496 ; Boards der Armenverw. 1020. 
1044. 1045. 1056; Boards of Health 
1107. 1111; Boards u. Distr. Boards 
der Wegevermwaltung 1171. 1173; ber 
Shauffeeverw. 1182, der Metropolis 
M. Act 1133. 1134; der Armenfchul- 
biftricte 1083. — Befugniß d. Boards 
zum Erlaß von Amtsinftructionen u. 
Geſchäftsordnungen (11. citt.). 

(2) Gewählte Berwaltungs- 
förperalsmittlereBefhwerde- 
inftanz: die Bezirks⸗Einſchätzungs⸗ 
Commiſſion fir Steuerreclamationen 
49%. — Das Metropolitan Board 
of Works flir baupolizeiliche Refofute 
1134 ; iibfe@rfolge dieſesſSyſtems 1140. 

(3) Adminiftrat. Oberinftanz 
bei einer Minifterialbehörde. 
Ueberfidht: bei der Polizeivermwaltung 
830. 831. 834; bei der Milizverw. 
955; bei der Kirchſpielsverw. 990; 
bei der neueren Armenverw. 1087— 
1090: Nach der Health Act. 1114 
—1116 1121; nad) der Metropolis 
M. Act 1135; nad) der Local Gov. 
Act. 1143. 1145. — Im Einzelen: 

a. Minifter des Innern: Be 
fugniß zum Erlaß von Regulativen 
fitr die befoldete Constabulary, für 
die Gefängniß- u. Irrenverw. 752. 
761. 763. 831. 834, Regulative für 
d. Strafverfolgumgstoften 777. — Bei 
Erlaß von General Rules des Armen- 
amts 1087. — Organifationsfragen 
der Metropolis M. Act 1135. — 
Als Regulativ-, Auffihts- und Be- 
fchwerdeinftanz; der Local Gov. Act 
1043—45. (vgl. Minifter d. Innern). 

b. Ein Staatsfecretär (Minifter 
bes Innern oder Kriegsminifter) für 
Regulative der Milizverw. 955. 

c. Staatsraths - Abtheilung 
als höchſte Inftanz der geiſtl. Behör⸗ 
den in der Kirchſpielsverw. 990. 

d. Poor Law Board als Regu- 


Inftanz der Armenverw. 1087-90. 
(1044). 

e. General Board of Health - 
(jept Privy Council) als Regulativ-, 
Auffichts- und Beichwerbeinftang der 
Health Act 1114—16, 

f. Board of trade, Regufative für 
das Seepaſſagierweſen 647. 

Obfeöne Bilder u. Bitcher 634. 

Deffentl. Ankläger, |. Strafverfolgung. 

Deffentl. Borlefungen, Lolale 632. 

Deffentlichkeit d. Ausfchreibung d. county 
rate 461. 

Deffentlichkeit der Borunterfudhung 582. 

Deffentlichleit der Verhandlungen der 
Kreisarmenräthe (?) 1053. 

Offerhyrnes, Overseeunesse, angelj. 92. 

Dffizgiere der Miliz, Ernennung 
933. 942; Cenſus 934. 954— 956. 

Open vestries 984. 

Orders in bastardy, Orders of filiation 
695. 

Orders of removal 1013—17. 10%. 

— of nuisances 1124. 1128. 

Ordinances 153. 236. 

DOrdnungsftrafen 838. 824. 

Ortsangehörigkeitsattefte 1003. 

Drtspfarrer, rector, vicar 268. 970. 

Ortsihuhenordnung 794. 

Outdoor Relief 1069. 1077; Klaſſifici- 
rung 1077. 

Overseers of the Poor 442. Ent- 
ftehung 277. 280. 281; Bezirke der 
Ernennung, Extraparochial Pläte 
1005. 1011; Zahl, Ernennung, Qua⸗ 
lifitation 1006 ; Amtsbefreiungsgrinde 
1007; Amtsgefchäfte 1007—9; Ver⸗ 
antwortfichlteitt1009—11. — Beichränt- 
tere Stellung nach dem neuen Armen« 
geſetz 1054. 1055. 1061. 1062. Be⸗ 
foldete Arntenauffeher 1066. 1062. 

Pachtſtreitigkeiten 673; berelinquirte 
Pachtungen 674. 

Pärie, Pares regni, in ber reichs⸗ 
fländ. Zeit 215. 240; Umbildungen 
feit der Reformation; neue Creirun⸗ 
gen unter den Stuarts 832. 341; im 
achtzehnten Yahrhdt. 383. 387. 392. 


lativ·, Oberanffichts- u. Beſchwerde⸗ Pamphlets 618. 


Parish, Kirchſpiel, ©eftaltung feit 
der Reformat. 267— 272; Begriff des 
Parishioner 271 (S. Kirdjipiele). 

Parish boards, Wegeverwaltung 1162. 

Parish Clerk 977. 979. 

Parish Committees 982. 

Parish Constables Act 749. 

Parlamentsverfalfung: allg. Ge⸗ 
ſchichte: AngelfächfticheWitenagemote 
42-50. — Normann. Hoftage 130 
—133; feit der Magna Charta 133 
—143. — Reicheſtund. Zeit 229 — 
252. — Reformation 337 — 355. — 
Achtzehntes Jahrhot. 389 — 396. — 
Insbeſondere Entſtehung des Namens 
Parliamentum 142. — Entwidelungs- 
gang der einzelen parlamentarifchen 
Rechte 243—249. — Geift der par- 
famentarifchen Regierung 395. 396. 
Das Lebensprincip der Parlaments- 
verfaflung 396 — 400. 

Barlamenteftäbte, |. Boroughs. 

Barlamentswahlverfammlungen, ältere 
219. 220. 

Parochial Assessment Act 500. 

Paſſagierweſen, Passengers Acts 645. 
646. 

Batrimonialgerichte, Gründe des frühen 
Verfalls 7678. 

Patrimonialpolizei, Richt-Erifienz der⸗ 
felben in England 184. 185. 

Pauper Lunatics 759. 761. 766. 

Baternitätsfingen 695—698. 

Paving Acts 644. 1162. 

Pawnbrokers 628. 

Pediars 629. 

Peel’s Act, Armenverwaltung 1035. 

Periodical Publications 613. 

Permanent Council 144—147. 229, 

BVerfonalarreft 527. 628. 689. 

Perſonenfuhrweſen 639. 

Betitions- u Beſchwerderecht des Unter- 
baufes 247. 

Petty and Special Sessions, 
Begriff 686 — 686; Yunctionen, |. 
Special Sessions. 

Pfalzgrafſchaften 127. 410. 

Pfandftreitigleiten 529. 

Pfandverleiher 628. 


Pferdeichlächterei, ſ. Abbdedereien. 

Pflafterung, nach d. Stäbteorbuung 91: 
nad; befondern PBflafterorbuungen 644: 
nad} ber Health Act 1109; nad der 
Local Government Act 1146. 

Plegium liberale 83. 

Piers de la terre 215. 

Pilots 628. 645. 

Playhouses, |. Theater. 

Podenimpfung 1125. 

Pocket Sheriff 426. 

Police, Name 73%. 

Police Acts 602. 

Police Clauses Acts 908. 

Bolitiiche Bereine 610. 

Polizei des Kirchengebäubes 972. 

Polizeiliche Eivil- u. Strafinrissictien, 
pofizeilicher Civil⸗ umd Streipreceh, 
gegenfeitiges Berhältniß 677. 5%. 

Polizeiordbnung in der heutigen Etabt- 
verfafjung 898, in d. Metropolis 87. 

Bolizeiftraffälle, Ueberſicht 598. 

Bolizeiftraftabellen 599. 6089. 

Bolizeiverwaltungsbezirte 684. 686 

Bolizeiverwaltungscommiffton ber neurı 
Städteorvnung 902. — Entſtehung 
eines adminiſtrativen Polizeibeanrten 
thums in der Metropolis 801. 

Polling Districts 727. 

Poor Law Amendm. Act 109-2. 

Poor law board 1086, Poor law unions 
1040, |. Kreisarmenverbände. 

Poor law Commissioners 1086. 

Poor rate, Armenfteuer: Entiehuns 
durch die Geſetzgebung der Tudor: 
274-276. 278—281; Berfehmelzuss 
mit dem älteren&onumunalfteueriyken 
286. 287; im adhtzehuten Iahrbit 
362. 368; NRecapitulation 456. 46. 
— Heutige Geſtalt 477-8, 
Hauptzwecke 477; Sefumbärzwede di. 
479; Vertheilung anf die LKirchtpiele 
482; Gefanmtbeträge 281. 478. #3. 
1080-82. 1150. (Geichäftögeng der 
Steuererhebung ($ 17), |. Comm 
nalfteuern). 

Bopufarflagen, als Grundlage der Ir 
lizeijurisdietion 569. 775, inebeſendert 
in ber Vrüdenverwaltung 1156. 





Porterage 628. 

Portgerefas 21. 

Boftcontraventionen 605. 

Postmasters, Pferdeverleiher 628. 

Practice, Wortbebeutung 524. 

Präcedemtafel 327. 334. 

Prälaten, Reichsftandfchaft 224. 

Praemunientes 210. 

Precedence 327. 334. 

Presentments: der Auklagejury 773; 
des Unterhaufes 248; in der Brilden- 
verwaltung 1156. 

Preßgeſetzgebung, Printers 613. 

Prison fort et dure 100. 

Privatanflage, im Mittelafter 98, im 
Parlament 248; Heutige, |. Straf- 
verfolgung. 

Private improvements 1110. 1119. 

Privatirrenhäufer, Conceifion 729, Auf- 
fit 762. (f. Irrenhäuſer.) 

Privatgejellichaften, Anftellung von Con- 
stables auf deren Rechnung 816. 

Privy Council: Entſtehung unter 
den Plantagenets145 ; Berhältniß zum 
Magnum Consilium 229. 239; jeit 
der Reformation 338. 344; verän- 
derte Stellung im achtzehnt. Jahrhdt. 
389. 391. — Orders in Council zur 
Berhütung anftedender Krankheiten 
1125. 1127; zur proviſoriſchen Ein- 
führung der Health Act 1108; das 
Privy Council an Stelle des aufge- 
hobenen General Board of Health 
1116. 1122. 

Process, Wortbedeutung 524. 

Procepbürgichaft, angel. 23. 

Proceforönung der neuen Kreisgerichte 
538; Proceßorbnung (1848) fiir das 
ſummar. Verfahren d. Friedener. 590. 

Proclamations 236. 

Prohibition 833. 990. 

Prosecution, ſ. Strafverfolgung. 

Protection Act 842. 

Provisors, Kirchenverfaſſung 206. 

Duäler, Amtseid 891. 

Duellen- u. Hülfsmittel, allgem. 
Angelf. Zeit 7—9. — Normann. Zeit 
56—57. — Reicheftänd. Zeit 147. 148. 
— Reformat. u. Revolut. 256-—258, 


— Achtzehntes Jahrhdt. 358. 359. — 
Die Quellen u. Hilfsmittel der heu- 
tigen &ommunalverfaffung fiehe zu 
den einzelen Capiteln u. Abſchnitten. 


Quarter Sessions der Friedendrichter: 


Einrihtung derſelben dur 36 Ev. 
III. Cap. 12. ©. 179; in der Refor- 
mationszeit 297; im achtzehnten Jahr⸗ 
hundert 366. 367, ihre Geſtaltung 
als Appellationeinftanz. 369. 370. — 
Heutige Organifation 709 — 718: 
Unterfchied von General sessions u, 
General quarter sessions 709. 710; 
Berioden 710; Ausichreibung 710. 
711; Theilnehmendes Berfonal 712; 
Amtsgeichäfte 713 (j. nachher); Eröff- 
nung ber Situng 714; Theilung des 
Hofs in mehre Abtbeilungen 715. 
717; Beendigung, Bertagung 715. 
7116. — Qu. sessions in London ı. 
Middlesex 715. 718. 

Quarter sessions, Amtögeichäfte 366. 
367. 713. 

1. Strafgeridhtsbarkleit I. In- 
ſtanz 718-724: Abgränzung ihrer 
Kompetenz 718. 719. 722; Berfahren 
mit großer u. Heiner Jury 719. 720. 
715; Strafvollſtreckung, Koftenpuntt 
720; Anwaltsgeichäfte 724; Begna- 
digungsgefuche 721; Oberinftanz die- 
fer Strafiuftiz, writ of error, spe- 
cial case 721. Summariſche Straf- 
gewalten 723; Orbnungsftrafgewalt 
822. 

2. Eiviljurisdiction u. Ber- 
waltungsgeichäfte I. Inftanz 724 
—737: (1) original iurisdiction in 
civil matters 724. 725: Entſcheidung 
über Lehrlingsftreitigf. 668; Zwangs⸗ 
bürgfchaften 574. 576, orders in ba- 
stardy 695. (2) Ausjchreibung der 
County Rate 725. 731. 460; Ber- 
waltung bes Graficafts - Vermögens 
726. (3) Beſchaffung d. Kreisgerichts- 
u. Bolizeilofale726.727.732, (4) Ernen- 
nung gewiffer Kreisbeamten 726. 727. 
732. Abnahme d. Amtseide 714 Ein⸗ 
führung bejoldeter Bolizeimannfchaften 
8i0. 811; (5) Beihlußnahme über 


VE 


Abänderung der Polizeiverwaltungs- 
bezirte 727; Zwangsbildung d. High- 
way districts 1137. (6) Erlaß von 
Boligeiregulativen, Gebührentarifs, 
Beftätigung der Statuten der Spar- 
u. Darlehnskaſſen 726—729, 733. (7) 
Conceffionsertheilungen für Irren⸗ 
. häufer , Pulverfabrilen, Abdedereien, 

Einregiftrirung diffenterifcher Kapellen 
729. 733. 734. (8) Maß⸗ und ©e- 
wichtsverwaltung, Ernennung d. In- 
spectors 729. 735. (9) Oberlettung 
der Gefängnißverwaltung 746. 747, 
Beichliegung über Neubauten, Erlaß 
von Regulativen, Anftellungsrecht der 
Beamten, Ernennung eines Berwal- 
tungsausfchufies 748— 750. 755.756; 
analog für die Irrenhausverwaltung 
760. 761. 764. (10) Beſchaffung der 
Miliz. Zeughäufer 956, (analoge Stel- 
fung d. General meeting of Lieute- 
nantcyfür d.Kreisverwaltungegefchäfte 
der Miliz 948. 949); Tarordnungen 
für militärifches Transportfuhrwerk 
964. (11) Berwaltung d. Grafichaftd- 
brüden, Beſchlußnahme über Neubau⸗ 
ten 1155. 1157. (12) Oberleitung ber 
Wegeverwaltung, Bildung der Ge- 
fammtgemeinden, Entſcheidung über 
Berlegung und Schließung der Wege 
und der Wegebaupfliht 1179. 1180. 
1173; (13) Entſcheidung über Erpro- 
pristionen in b. Chaufleeverwaltung 
1184. 

3. Appellate Jurisdiction 
737-746: Allgem. Orunbjäge 737. 
738. Appellationen gegen Strafurtheile 
der einzelen Friedensr. 738. 743; Be- 
ſchwerdeinſtanz gegen d. Berwaltungs- 
acte der einzelen Friedensr. und ber 
Specialjeffionen 738. Specialüber- 
fit über das Gebiet diejer 
Beſchwerdeinſtanz 739. 740. 744; 
in der Armenverw. 1013. 1015; in 
der Wegeverw. 1175. — Appellatione- 
verfahren 741. 745. Oberinftanz ber 
Qu. Sessions 742. 745. 746 (f. v. 
Oberinftanz). 

Quarter Sessions, ſtädtiſche: 


Aeltere Berhältnifie 366. 06; Ye: 
derungen der Ötädteorbunug RS. 
906; Ernennung eines bejeldeten Re- 
corder 906. 908. 909. Juriedictieri⸗ 
verhältniß zu den Q. Sessions ker 
Grafſchaft 907. Theilung der Amts 
geichäfte zroifchen dem Gemeinderoth, 
den Friedener. und dem Recorder 
906. 908. 902. 904 910. 891.88... 

Questmen 977. 

Quorum. Bedentung der Maui in 
der wmittelalterl. Friedenscommähien 
181. 550; heutige Bedeutung J«6 
551. 555, 

Quo warranto. 834. 913, 914. 119. 

Railways 645. 1204—6. 

Rating in aid 485. 

Rechtsbücher, Normann. 57. 

Rechtswiſſenſchaft, mittelalterl. 20. 

Reclamationen, ſ. Commmunalkenen, 
Wahlverfahren. 

Recognitiones, normann. 80. 

Recorder 865. 906. 908. 9. IA. 

Redisseisin 529. 

Regierende Klafie, im achtzehnten Jehr 
hundert 386—388. 

Reformation: äußerer Hergang 5; 
nationaler Charalter 251. 

Reformatory Schools 755. 108. 

Reformbill, Einfluß auf das Commn- 
nalwefen 447. 

Registrar General 1151. 

Registrar of marriages 1152. 113. 

Registration districts 1151. 

Regreß gegen den Sheriff 524; Gmmd- 
jäge der Regreßklagen gegen Bramt 
839-843. 845. 846. 

Reichsgerichte, nıittelalteri. 159. 166.16°. 

Reicheftändifcher Adel, Reichsſtandſcen. 
in der reichsfländiichen Zeit 213 24, 
feit der Reformation 397. 9. Pane 

Reifende Richter, normann. 72. 78, Cm 
fofidirung in der reichsſtändiſchen de 
riode 166. 167. 

Reiſende Richter, Entftehung 79. 

Relief, normann. 58. 

Relieving ofücers 10568. 1064. 

Religionspolizei 294. 303. 34- 

Replevin 529. 











Republit, Charakter 362. 853. 

Reftauration, Charakter 358. 

Requifitionsiweien, Militairverm. 963. 

Revolution, nächfte Folgen 356. 

Richtercollegia, ihre Verbindung mit d. 
älteren Grafſchaftsgerichten 159. Un- 
abſetzbarkeit der Richter 390. S. Ge⸗ 
richtscollegien. 

Ridings 414. 

Riot, Aufruhr 608. 

Ritterſchlag 65. 129. 225. 

Ritterlehne, |. Lehne. 

Ritterfchaft, im ſpäteren Mittelalter 127. 
216. 224, 

Rogues 617. 

Romney Marsh 109. 

Hügepflicht, Rigeverfahten der Hun- 
dreds in angelf. Zeit 24. 28. Nor- 
mann. Rügejury 84. 85. 96. Spätere 
Geftaltung, f. Anklagejury. 

Rules of evidence, Cntftehung 309; 
im heutigen fumm. Verfahren 592. 

Baca et soca 36, normann. 71. 

Sadhbeihädigungen 608. 

Sammtgemeinden: Ueberſicht der 
Neubildung für Polizei- u. Commu⸗ 
nalverwaltung 188. Parallelismus u 
Berbindungsglieder 1189. 

Savings banks 728. 

Scavenging 896. 1146, Scavengers 
Acts 1097. 

Schankconceffionen, ſ. Conceffionen. 

Sciedsverfahren, ftatt Appellation 746. 
534; nad) der P. Health Act 1114; 
bei friendly societies 766. 

Sciekpulverfabriten 626, 729. 

Schiffbrüche 429. 

Sdiffahrtsordnung 671. 

Schildgelder, normanı. 63. 153. 246, 

Schlachthäuſer, |. Abdeckereien. 

Schonungszeit fr die Jagd 849. 852; 
Fiſcherei 854. 855. 

School Districts 1082. 

Schoolmaster, Armenhaus 1060, 

Schornfteinfegerorbnung 624. 

Schulenamt, Theilung beflelben unter 
4 engl. Sommunalämter 967. 

Schwängerungsffagen 695. 

Schwören und Fluchen 602. 


Scutagia, normann. 63, 153. 

Sealkeeper 520. 

Select bodies in der Stadtverf. 321. 

Select vestries 291. 376. 983. 984. 
987. 988; nad) Sturges Bourne’s 
Act 1022. 1027. 

Selfgovernment, zufammenfaffende 
hiftorifche Ueberſicht 403 — 410. Zu- 
fammenfaffende Darftellung, insbefon- 
dere bei Blackstone 409. 410. 453. 
Syftein ber Anorbnung 453. Bezirke 
und Aemter im achtzehnten Jahrhun⸗ 
dert 360. Altes und neues Selfgo- 
vernment 444— 453. Gründe ber 
Entartung 451. 

Selbſtmord 434. 

Seeleute, Unterſtützungsfonds 673. 

Seepaffagiermweien 645. 

Seigneurs, Seniorat in England 62. 

Servants 656. 664, 

Sessions Room 685. 

Settled Poor 1035. 

Sewerage, Abzugslanäfe, in d. neueren 
GSefundheitögefeßen 1109. 1117. 1137. 
1146. 

Sewers, ältere Deichordnungen 1098. 

Sewers Rates 1099. 1149. 

Sexton 978. 979. 

Sheriff, Geſchichte. Angel. Shir- 
gerefa 20. 25. Norm. vicecomes 
54. 74. Entſtehung bes normanı. 
turnus vicecomitis 70. 420. All- 
mäfige Verdrängung des Sherifl’s 
Tourn durdy die Friedensrichter. Er- 
nennung, bez. Wahl des Sheriff 166. 
171. Achtzehntes Jahrh. 364. Re⸗ 
capitulation 422. 

Sheriff, heutiges Amt: Name 418 
Ernennung 418. 424; (in den coun- 
ties corporate 871.) Berpflichtung 
zum Amt 419; Formen der BBeftel- 
lung 421; Amtseid, Amtsjahr 422; 
Amtepatente 423; Bereinfachingen 
des Geichäftsganges 425; Ehrenaus- 
gaben 426; Ueberſicht der heutigen 
Amtsgefchäfte 420. 514. 769; 
Anordnung derſelben bei Blaxstone 
421; Laufende Kivilgefhäfte 515. 
Berantwortlichfeit 516. 527. Ladun⸗ 

(2) 


gen 521; &recutionsvollfittedungen 
525; der Sheriff als Richtercommif- 
far 528; Sheriff der Eity von Lon- 
don 920. 

Sheriff’s ofüice 514. 516. 

Sheriff’s oficers 517. 

Shipping Act 671. 

Shipping offices 671. 

Shires, ſ. Grafſchaften. 

Shirgemote, ſ. angelſ. 19. 24. 

Shirgerefa, angelſ. 20. 25. 

Shire Hall Rate 464. 

Shoemakers 627. 

Sidesmen 977. 

Sittenpolizei 174. 629. 

Sixhyndemen, angelf. 39. 

Slaughtering houses, f. Abdeckereien. 

Smuggling 605. 606. 

Sochemani, rormann. 129. 

Soldateneid, heutiger 962. 

Soldatengilden, angelf. 14 18. 

Sparlafien 728. 

Special Bailifis 519. 

Specialbürgich. beim Sheriff’sOfice 524. 

Special Constables 797. 

Special Jury, Civilproʒ. 584. 771 

Speclal Sessions: Verhältniß der Petty 
und Special Sessions 683; Be- 
griff der Special Sessions 684. 
686; Ausbildung der Bezirkever- 
jammlungen 684. 370: 2olal und 
Geſchäftsgang 684. 685; Neubildung 
der Sessional Divisions 9. Geo IV. 
c. 43. ©. 686688; Grundfätliche 
Uebereinfimmung mit den Armen- 
unionen 688. 689; Statiſtik der Di- 
visions 414—416; Berfonal der Frie⸗ 
densrichter in den Divisions 689. 
60; Amtsgeſch 6IO—708. (f. nachf.) 

Speelal Sessions: Amtsgeſchäfte: (1.) 
Ernennung der Gemeinde - Con- 
stables, Special Constables, Exa- 
miners uf Measures 691; der Ar- 
men- und Wegeauffeher 1012. 1177. 
(2.) Communalſteuer⸗Reklamationen 
693. 487. (3.) Feftftellung der Ge- 
ſchwornenliſten und Reklamationen 
693. (4.) Feſtſetzung der Strafver- 
folgungsloften 693. (5.) Eonceffione- 


ertheilungen für Schaufftellen 70— 
708: Licensing Meeting 7; Yor- 
mular der Licence 701; Webers 
gung, Entziehung ber Conceifioe 72: 
Eonceifionen für Theater, Billarde, 
Bergnügungslofale 704. 708; für Te: 
battirhäufer, Leſjezimmer, Wildhandel 
705; Regulative über Polizerftunde, 
Logirhäufer, Theater 727. 728. 6. 
Entiheidung der Baternitäteflagen, 
orders in bastardy 6569. (7.ı 
Summariſche Feſtſtellung des Sche⸗ 
denserſatzes bei Aufruhr und Tumuit 
694; (8.) Spezialfigungen für Wege⸗ 
angelegenheiten: Revifion ber Bauted- 
nungen, Reparaturorders, Eutjchei⸗ 
dung von Streitigleiten mit ber 
Grundnachbarn und Schabenseriaz 
für Wegebaumaterialien 691. Gr. 
1177. 1178. 1164 1166; Orders 
wegen Berbreiterung der Wege 117x 
1167; Ablöfung der Wegebanlafi 
1178. 1176. — Theilung der Wege. 
baugeichäfte mit den neuen District- 
Boards 1178; Analoge Geldhäfte der 
Chauffeeverwaltung 1184. 1187. — 
Ein ZTerminlalender der Special- 
Sessions 694. 

Special-Vestries 981. 

Spielhänjer 632, 

Staatsanwaltidhaft, |. Strafverfolgung. 

Staatsgefäugnifje 758. 

Staatsgrundfteuer, Einichägungsweir 
192. 193. 511. 512. Berbältuig der 
Staatsfteuern zur Conmnunalſtener- 
laſt 510. 

Staatskicche, VBerwaltungsorganituns 
259-262; Stellung im adıjtgehaten 
Jahrh. 377; keine Autonomie 266. 

Staaterath j. Privy-Council. 

Ständeverhältnifje: angeſſachföche 
33—42; nornam. 118—130 ; reich⸗ 
ſtündiſche Zeit 212—2239; Aekr. 
mation und Revolution 325—33:. 
344; achtzehntes Jahrh. 38288 

Stage Coaches 639. 

Stabtredit, |. Boroughs Municipal. 

Statuten, |. Byelaws. 

Stammtliften der Miliz 943. 


Stamps 605. 607. 

Stapelprivilegien 111. 251. 

Statute duties 1160. 1161. 1165. 1166. 

Statute of bridges 282. 

— Circumspecte- agatis 208. 

of Gloucester 245. 

of Labourers 657. 

de militibus 225. 

of Mortmain 208. 

de 'officio coronatoris 428. 

of Praemunire 2085. 

of Provisors 205. 

Quia Emtores 122. 123. 

— Winchester 149. 

Statute-Rolls 147. 

Stempeldefraubationen 605. 607. 

Stempelpfliht, Zeitungen 616. 

Sternlammer 339. 344. 

Steuerbewilligungsredt: Entftehung in 
der reihsftänd. Zeit 233—236. 246. 
247. Entſtehung des Yudgetfeftftel- 
lungsrechts 17. Car. II. c. 1. 348; 
Steuerbewilligungsreht der Kirdh- 
Ipielgverfammlungen 982. 

Steuererecutionen, Appellation 489. ©. 
Communalfteuern. 

Steuerdefraudationen 605. 

Steuergewerbicheine, Schantftellen 635. 

Steuerklaſſen, Gruppirung derjelben in 
ben Grafſchaften 996; Statiftit der 
ftimmberecdhtigten Steuerzahler für 
das Wahlrecht nach dem Armenver- 
waltungsgeje 1049. 1050. 

Stenerreflamationen, ſ. Sommitnalft. 

Stimmredt, gleidhes: Kntftehung | 
defielben bei den Barlamentsmahlen 
241. 242. 386; bei den Kirdhfpiels- 
wablen 271. 285—287. 981. 985; 
bei den fäbtifchen Wahlen 109. 197; 
bei der Wahl der Coroners 432; in 
der heutigen Städteoronung 882. 
884. 887. — Neneinfuhrung eines 
allgemeinen gleichen Stimmredts 
in die Armenverwaltung großer Städte 
durch Hobhouse’s Act 1024; in die 
Sefundheite- und Bau-Polizei der 
Hauptſtadt Durch die MetropolisMan. 
Act 1132; in die neuen rein kirch⸗ 
fihen Pfarrſyſteme 998. 





Stimmredt, clafjificirtes. Ein- 
führung eines Stimmrechte nad) 6 
Steuerfiaffen durch die General 
Vestries Act 58. Geo. III. 99. 
Vebertragung auf die boards ber Ar- 
menverwaltung durch die Sturges 
Bourne’s Act 1022. Durchführung 
in den boards den neuen Armenge- 
ſetzgebung 1042, 1043. 1048—10850. 
Uebertragung auf das Gefundheits- 
und Bau - Bolizeifyftem durch die 
Health Act 1111; die Local Govern- 
ment Act 1142; die Commissioners 
Clauses Act 1104. Webertragung 
auf die boards der Wegeverwaltung 
1170. 1174. 

Stipendiary Magistrates 467. 802. 
899. 901. 

Strafverfolgung durd Private oder 
Gemeinde - Beamte 776. 779. 569; 
durch die Staatsbehörde 777. 780. 
(Strafverfolgungstoften 780. 468.) 
Bermittelung durch Zwangscautionen 
306. 307. 584. 775, durch Mitwir- 
fung des Gerichtsſchreibers 564. 774. 
775. Mängel des jetigen Syſtems 
777. 778. Borfchläge zur Einfüh- 
rung einer Staatsanwaltichaft 781. 
782. — Befonberheiten der Straf- 
verfolgung bei Steuer- und Stem- 
pelvergehen 606. 607, bei Prefver- 
gehen 616. 617; bei Vergehen gegen 
die Bereinsgejete 612; gegen die Ber- 
ordnung über das Lohnfuhrweien 642; 
nad) der P. Health Act 1114; nad 
ber Nuisances Act 1126; bei der 
Briüdenverwaltung 1156. 

Strafvollfireldung durch Defrete der 
Sriedensrichter 679; bei den Qu. Ses- 
sions 720. 

Straßenbaupolizei 1118. 1141. 

Straßenerleuhtung und Reinigung 
1109. 1118 1137; nach der Städte- 
ordnung 89. S. aud), Pflafterung. 

Stuarts, Charakteriſtik 350—355. 

Studirte Klaſſen, Standesverh. 333. 

Subdistricts, Civilftandsregifter 1151. 

Subdivision Meeting, Wiltz 935. 936. 

Subtenentes, ſ. Lehne. 

(2*) 


Summarifdhes Verfahren, sum- 
mary conviction: @ntftehung 295. | 
296. Charakter 306. 307. Heutige | 
Geftalt und Ausdehnung 589. 590. | 
595. Neue Prozeßordnung (1848) | 
5. Bollftredtung des Urtheils 593. | 

Summons, Ladung in der -Borunter- | 

fuchung 578; im ſummariſchen Ver⸗ 

! 
| 


fahren 591. 

Superintendent registrar 1161. 

Superintending Constable 727. 

Suprematie-Eib 553 

Surety for good behaviour 754. 

Surety of tbe Peace 573. 

Survey and Valuation Rate 480. 

Surveyors of Highways, Bege- 
auffeher. Entſtehung 282; Wahl 
283. 440; Heutige Stellung 440; 
Neuere Amtegeichäfte 1168. 1169; 
Wahl 1169. 1170; Beſoldete Wege- 
auffeher 1170. 1171; Beränderte 
Stellung nach dem Geſetz von 1862. 
©. 1173. 

Swearing the Peace 573. 

Tabadshandel, 629. 

Tagegelder, Friedensrichter 717. 

Tallagia der Städte 105. 109. 246. 

Tanners, ®erber 627. 

Tanzmufilen 632. 

Zaufregifter 1152. 

Taxatio acclesiastica 210. 

Taylor’s, Act 1099. 

Tenentes in capite, f. Lehne. 

Test Act 378. 

Testa de Nevil 223. 

Thames Watermen 645. 

Thane, Thaini regis, Thanſchaft, angelf. 
11. 13. 17. 34. 35. 40. 127. 

Theater: Konceffionen 708. 704; Gen- 
fur und Polizeiordnung 634. 

Thee, Fälſchung 629. 

Thierquälerei 600. 

Tithes, Beitreibung 675. 

TIhurmubren 1141. 

Tithing, Zehntſchaft angeli. 22.; 
Berhältnig zum Kirchfpiel 267 ; heutige 
Berhälsniffe 416. 

Tithing ley 189. 191. 

Tithingman 23. 183. 


04 


Town clerk 889. 892. 8. 

Town Council 88. 

Town ley 189. 191. 

Township 416. 

Towns improvement 1106. 

— Police Clauses Act 93. 

Transfer of licences 702. 

Treasurer; ftädtifcher 889; der Grat. 
ihaftsverwaltung 46]; der Amar 
union 1058. 

Treueid angelſächſ. 12. 33; lein Lehne 
eid 39. 


i Trinoda necessitas 12. 115. 


Truck und Cottage-Syflem 662. 

Trödfer 626. 

Trunkenheit 632. 

Tuchmacher 624. 

Tudors, Eharafteriftit 349. 3. 

Turnpikes, ſ. Chauffeeverwaltung. 

Turnpike Acts 1181. 

Turnpike trusts 1181. 

Turnus vicecomitis, normanz. +) 
75, ſ. Sherifi. 

Twyhyndemann, angelf. 38. 

Unabjegbarleit der Richter 3. 

Under-Sheriff 517. 

Unehelihe Schwängerung 63. 

Unerlaubte Berfammlungen 608. 6lı 
612. 

Union Assessment Committee Acı 
(1862.) 495. 

Union for Rating 1042 

Union for Settlement 1042. 


Union of Parishes, nad Gilbert; 


Act 1020. 

— nad der Wegeorönung 1171. 

— nad) der Poor Law Amendmer! 
Act, |. Kreisarmenverbänbe. 

Unterhaus; Entftehung 143; Etelung 
in der reichsftändifchen Periode Z8: 
Wahlrecht 237, Zufammenfetung 38. 
in der Zeit der Reformation um 
Revolution 342. 347; im 18. Jahtt- 
393. 394. ©. aud Pariament 

Unterfuchungsbaft 679. 

Untervajallen, |. Lehne. 

Urtheilsjurg in Strafiaden. 
Entfiehung 86. 97—100; Gowfelidi- 
rung in der reicheftändifcen Zeit 





163. 168. 169; zur Zeit der Re- 
volution 309. 310. — Heutige 
Stellung 767—772. 719. 720; Bil 
der Urliften 768. 770. 771; ber 
Dienftlifte 711. 769. 771; Ausloofung 
770. Umfang ihrer Anwendung in 
der Strafjuftiz 772; Werth und Be— 
deutung 771. 772. ©. auch Jury. 

Bagabunden, Vagrants Act. 298. 
300. 617. 

Valuation Committee 495. 

Venire facias juratores 533. 

Berantwortlichleitin der Amts- 
führung: des Coroner 427. 430; 
des Sheriff 527; der riedensrichter 
835. 839; der Constables 844— 
846; der Kirchenvorfteher 974; der 
Armenaufjeher 1009. 1010; der Ge- 
fundheits-Polizgeibeamten 1116; ver 

Wegeauſſeher 1178. 1173. 


— —— — — —— — — — — — — — udn ern un a de mm — 


Veräußerung ſtädtiſcher Grundſtücke 882. 
Vorkäuferei 626. 
Vorſpann, militär. 961. 963. 964. 


Vereinsrecht 609. 


Verfaffungskämpfe ber Periode ber 
Stunrts 344. 349—355. 

Bergnügungslofale 629. 704. 

Berhaftungsreht der Friedensrichter 


579. 586; der Constables 785 79%. 
%2. ©. auch Haftbefehle. 

Verſammlungsrecht 612. 

Berfiherungsgejellichaften 1208. 

Berwandte, Armenunterhaltungspflicht 
1038. 

Vestry, Kirhipielsverfamm- 
lung: Entſtehung im Mittelalter 
208; Geftaltung feit der Reformation 
270. 271; Berfall der Selbfithätigfeit 
feit der Zeit der Stuarts 288. 289. 
983. 988. — Heutige Geftalt 
981—989; General und Special 
Vestries 981; Berufung, Gegen- 
fände der Beſchließung 981; Ge- 
meindecommiilfionen, Steuerbewilli- 
gungsrecht 982. 985. 986; Geftalt 
der select vestries 983. 984. 988; 
Thatfüächlihe Zufände und Miß- 
bräucdhe 988. 989; Reform durch bie 
General Vestries Act 993—997. 
S. auch Kirchſpielsverfaſſung. 

Vestry Clerk 978. 979. 1011. 


— 


Vestrymen, in der Metropolis Mana- 
gement Act. 1132. - 

Vicecomes, normann. 54. 74. 75, |. 
Sheriff. 

View of francpledge 83. 

Villani, villeins 125. 129. 170. 

Bifitationsrecht, Begriff 346. 1198 1199. 
1201. 1212. 

Visitors, in der Gefängnißverwal- 
tung 749. 756; in der SJrrenhaus- 
verwaltung 760; in der Armenver- 
waltung, nad) Gilberts Act 1020, 
nah dem neuen Armengejeg 1045; 
in der Brildenverw. 1156 

Visitors in Lunacy 762. 

Visus francplegii 83. 

Volunteers, Miliz 937. 

Bollfiredung der Strafen, durd) - die 
einzelen Friedensrichter 593; bei ben 
Quartalfitungen 720. 

Borfüihrungsbefehl 596. 


Borunterfuhungsamt der Frie- 
densrichter: Entftehung 296. 305 — 
308; Bildung der heutigen Praris 
307. Neue Borunterfuhungsorbnung 
(1848) 578. Oeffentlichkeit 582. 
Schluß 583. 

Voting Papers, Stimmzettel, 
nach dem Wahlverfahren der neuen 
Städteordnung 890; der neuen Ar- 
nıenverwaltung 1051; nad der PD. 
Health Act 1112; nad) der Local 
Gov. Act. 1145. 

Waarenfälſchung 629. 

Wacta et Warda 18. 

Bagenregulative 64. 

Wages, Arbeitspolizei 656. 

Bahlund Ernennung der Kreis- 
beamten: Wahlprincip bei den An- 
geliahien (?) 50. (1.) Ernennung 
des Sheriff: angelf. Zeit 20; nor- 
mann. 54. 55; reichsftänd. 165. 171, 
vorübergehender Verſuch einer Graf- 
ſchaftswahl 165; heutige Ernennung 
418 424. Wahl in den counties 
corporate 811. (2.) Crnennung 
der Friedensrichter 178. 179; 


Berfuche der Einführung des Wahl- 
princips 179. 185; Periode der Tudors 
297. 298. Heutiges Ernennungsredt 
552; in den Städten 890. 900; Er- 
nennung ber befoldeten Friedens- 
richter 01. 967. (3) Wahl der 
Coroners 4%9; Ernennungsredt 
durch Verleihung 431. (4.) Ernen- 
nung der Lordlieutenants, De- 
putylieutenants, Milizoffiziere 313. 
316; heutiges Recht 933. 948. Un— 
anwendbarkeit des Wahlprinzips auf 
die Militärverfaffung 948. (5.) Wahl 
der ftäbtifchen mayors 891. 

Wahlund Ernennnung der Orts— 
gemeindebeamten: Entftehung 
eine® Wahlrechts für die Churchwar- 
dens 273; für die niedren Gemein- 
bebeamten iiberhanpt 285. 283. 290. 
(1.)Conftables, ältere Ernennungs- 
weile 423. 290, heutiges Recht 783. 
791. 794; Ernennung ber befoldeten 
Sonftables in den Städten 897. 902, 
der bejoldeten Grafichaftspolizei 811. 
812. (2.) Churchwardens, 
theilsWahl, theils Ernennung 273. 290. 
870. 971. 989; niedere Kirchſpiels⸗ 
beanıte 981. (3.) OÖverseers of the 
poor, Ernennung nad) Vorſchag 277. 
280. 281.1006.1012. 1016; Ernennung 
befoldeter Armenauffeher und Kollec» 
tors 1056. 1057. (4) Wegeauf- 
jeher, ältere Ernennung 283. 381. 
440; neuere Wahl 1162. 1169. 1170; 
Handhabung des Ernennnngsrechts 
in den Sessions 691. 726. 

Wahl und Ernennung der Ge- 
meindeausſchüſſe; (1.) Ernen- 
nung für alle Klaffen von juries, 
f. Jury, Civiljurg, große Jury, Ur- 
theilsjurg. (2) Wahlprincip fir 
die neuern®emeindeverwaltungsräthe, 
Boards: Die ftädtifchen Gemeinde- 
räthe 887; die Select Vestries nad) 
Sturges Bourne’s Act 1023; bie 
Boards of Guardians des neuen Ar- 
mengefettes 1042. 1044. 1045; der 
Boards of Health 1107. 1111; der 
Boards ber Metropolis Act 1133; 


der Parish Boards der Beyer: 
waltung 1171, der neuen Distrie- 
boards der Wegeverwaltung 1114: 
der Bezirkseinſchätzungscommiſſienen 
495. (filr die county rate 461.) 

Wahlrecht. Schup der Gemeinde 
wahlrechte durch die Controfinken: 
der Gerichte: für die ftädtiichen Vahl 
rechte 912; für die Kirchipielsmahlen 
990; fiir die Armenverwaltung 104: 
leitender Grundſatz 828. 89. M. 

Wahlverfahren: für das Amt der 
Coroners 432; für die Wahlen ber 
Städteordnung 882. 890: für Be 
Wahlen nach Hobhouse’s Act 10%: 
für die Boards of Guardians de 
Armenverwaltung 1050. 1051: für 
die Boards of Health 1112. 11%: 
fir die Metropolitan Boards 113. 
für die Boards der Wegevermaltung 
1174. 

Wapentakes, Wards 413. 

Wards, Wahlbezirke 890, |. Wahlver 
fahren. 

Wards in London 923. 

Warrants, Begriff 677. 

Warrant of apprehension 5%. 

Warrant of commitment 583.588.5% 

Warrant of distress 679. 68. 

Washhouses 1100. 1147. 

Wafferanlagen 1109. 1147. 

Watch Committee, Boligeiverwaltungt- 
commiffton der Etädteordbnung N. 
902 


Watch rate 816. 

Watermen, Themje 645. 647. 

Water rate 1118 

Waterworks Clauses Act 110. 

Waywardens 1174. 

Wegeaufjeher, ſ. Survevors of higbwars- 

Wegefteuer, ſ. Highway rate. 

DBegeverwaltung: Gefaltung Wi 
Wegebanlaft unter den Tudors 1 
— 284: Wegegeſetze 2. er 3. Phi. 
et M. 283; im achtzehnten Jahrdbot 
381, in den Lolalacten 1105; Aeı 
pitulation 1159-61. — Die Bege 
ordnung von 1836. S. 1161 
Begriff des öffentlichen Weges 115% 





Dedication 1159. — Amtsgejchäfte d. 
Surveyor 1167—72: Einjegung und 
Beitreibung der Wegefteuer; Inftant- 
haltung der Wege und freien Paflage 
1168; Rechnungslegung und Oeneral- 
bericht 1169. 1171; ältere Ernennung 
1169; neuere Wahl der Surveyors 
1170; Bildung eines Parish Board 
1171 (f. aud) Surveyors of High- 
ways). — Neubildung von Samımt- 
gemeinden flr die Wegeverwaltung 
dur 25 et 26 Vict. c. 61: Subfi- 
diäre Geltung des Geſetzes 1172; Bil- 
dung von Highway Districts durch 
die Quarter Sessions 1173; Umge- 
ftaltung der Bermwaltungsweife und 
der Wegereparaturpflicht 1173. 1175. 
1176; Aufhebung der befonderen 
Wegefteuer 4174. 1176; Wahl des 
District Board 1174; Oberinftanz 
1174. 1175. — Stellung der Frie- 
densrichter und Oberinftanz ber 
Wegeverwaltung 1177—80: Geſchäfte 
der einzelen Sriedensrichter 1177, der 
Specialfigungen 691. 1177. 1178, der 
Duartalfigungen 1179, der Reiche- 
gerichte 1179. — Insbeſondere Ber- 
fahren zur Erzwingung der Wege- 
reparaturen 1146. 1164. 1167. 1173. 
1174. 1176, bei Chauffen 1183; 
Wegeerweiterung 1167; Wegeſchlie⸗ 
Kung oder Berlegung 1179. 1180; 
Wegeweiſer 1163. 1167; Ablöſung 
der Wegebaulaft 1176. 

Wegepolizeiordnung 284. 642. 
643. 1166. 1168. 

Wehrgeld, angelj. 39. 

Wehrpflicht, angelf. 10; feine Reallaſt 15. 

Weights and Measures 729. 734. 

Weinſchenken 704. 

Werbeverträge 962. 

Westminster, city 808. 

Wettblireaus 633. 

Wicgerefas, angelf. 21. 


I ev h 
Is: -. 


Widerfetlichleit gegen Polizeibeamte 844. 
846. 903. 

Wildhandel 649. 653. 705. 

Wildheger 649. 

Witan, angelf. 19. 

Witenagemote, angelf. Landesverfamm- 
lung 48; Nichtvertretung d. Städte 45. 

Bocenmärtte 729. 

Woolen Manufacture 629. 

Workhouse Building Rate 480. 

Workhouse test 1067. 

Workhouses, f. Armenarbeitehäujer. 

Writs, normann, 131. 

Writ of capias 523. 

Writ of Certiorari 825 (f. Oberinflanz). 

Writ of dedimus potestatem 552. 

Writ of Inquiry 528, 

Writ of Justicies 528. 

Writ of Mandamus 828. 

Writ of Prohibition 830. 833. 

Writ of quo warranto 830. 834. 

Writ of supersedeas 437. 

Writ of Trial 529. 

Writ of Wright 77. 

Weomanry cavalry 375. 

Yeomen 336. 

Zehnten, Beitragspflicht zu den Com- 
munalfteuern 498. 

Zehntichaften, ſ. Tithing. 

Zeitungsprefie 613. 616. 

Zeugenpfliht, in der VBorunterfuchung 
(bei 7 Zagen Gefängnif) 581. 678; 
Verweigerung d. Zeugencaution 584. 
775. 779; verweigertes Zeugniß im 
ſummariſchen Strafprogeß (7 Tage Ge- 
fängniß) 597; Ungehorjam imAubienz- 
termin al® contempt of court 822. 

Zeugenverhör 581. 

Ziegelbreunerei 623. 

Zolldefraudationen 605. 

Zollfreiheit der Altbürger 883. 

Zwangsfehrlingfchaft 301. 668. 

Zweilampf, gerichtlicher 99. 225. 

Zweikampf, Polizeimaßregeln 575. 








